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Tiif/  und  Inhalts-VtrseidiMis  für  dm  VIJI.  Band  werden  mit 
dem  Schluss  der  II.  Abltilung  ausgegeben. 


Österreich. 


Referent:  Dr.  Anton  Riehl,  Advokat,  Wiener  Neustadt. 
1902—1905. 

A.  Gesetzgebung. 
Einleitung. 

Wir  haben  in  der  Einleitung  des  letzten  Poriclites  dem 
MiniMerinm  v.  Kökbkb  nachgertllimt,  dass  m  ihm  ffelnnpen  sei.  die 
dnrch  Badkm  inaag^rierte  Ära  der  Obstruktion  dui-ch  kürzere  oder 
längere  WaffenstillHlandsperioden  zu  unterbrechen,  ja  sogar  n<ieh 
«b  und  zu  Erspriessliches  an«  der  parlamentarischen  Lage  im  Ab- 
geordnetenhause  herauszugestalten.  Leider  bereehtigt  der  augen- 
blicklich in  Rücksicht  auf  die  ArbeiUwilligkeit  des  Parlaments  etwas 
(fOnstigere  Znstand  noch  lange  nicht,  diesem  grau  in  pran  gemalten 
('t»»mtbild  irgendwelche  Lichter  aufzusetzen.  Wiu*  wir  zn  berichten 
Iwiben,  schliesst  sich  chronologisch  an  den  letzten  Mericlit  an,  ohne 
aoch  nur  zu  einer  abermaligen  Ouvertüre  Anlass  zu  bieten,  und  die 
kirglichen  Resultate,  die  in  den  Jahren  1902—1904  unsere  staat- 
liche Gesetzgebung  aufzuweisen  hat,  dürften  zweckmässig  in  dem 
gleichen  Rahmen  wie  pro  1899— l'.H»!  vorzuführen  sein. 

Auch  der  gegenwartige  Bericht  gliedert  sich  also  der  An- 
onlnang  des  Stoffes  im  letztver.iffentliehten  an»)  nach  den  Haupt- 
fnippen:  I.  Verfassungsrecht  (und  internationalos  Recht i,  II.  Ver- 
waltungsrecht (1.  Ministernra  des  Innern,  '2.  Kultus  und  Unterricht, 
3.  Handel  und  Kommnuikationen ,  4.  Finanzen,  5.  Bodenkultur, 
6-  Landverteidigung,  7.  autonome  Verwaltung):  III.  Justiz  (1.  .Allg. 
Privatrecht,  2.  Handelsrecht,  -i.  Ansserstreitiges  Verfahren,  4.  Zivil- 
proze«»,  r,.  Strafrecht,  6.  Strafprozesa). 

')  Siehe  de«  Referenten  Zeitschrift  ,Die  Spruchpraxis",  Revue  über 
Reclit»procb<fng  iu  den  obersten  Instanzen  der  im  Heichsrat«  vertreleuen 
MBiirreiche  und  Ländern.  Wien.  M.  Perles. 
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Dem  erst  nach  Fertjgstellong  des  Berichtes  pro  1902 — 1904 
ergaDgenen  Auftrage  des  verehrlichen  Herausgebers  des  Jahrbuches 
nachkommeud,  wird  versucht,  auch  fiber  die  Gesetsgebungsarbeil 
Österreichs  im  Jalire  1905  mit  zu  berichten.^) 

Da  mit  Ende  1904  das  Ministerium  v.  Körbbb  an  der  aller- 
orts belcannten  Kabinetsicrankheit:  wachsende  Unzufriedenhut  und 
Enttftuschnng  Ober  melir  oder  weniger  unvollständige  Erfüllung  der 
anAnglichen  Versprechungen,  zu  Grabe  ging,  begann  mit  1905  ein 
neuer  hist-ni^^r-l).«!-  Al'sclinitt.  Erst  jetzt  -  Ende  ll'OS  —  nn.l  \vn)il 
auch  nur  in  VVecliselwirkun^  der  Ereignis««'  in  Ungarn,  ward  das 
Winisterinm  Gai  tsi  h  sachlich  ein  underos  als  sein  Vorgänprer.  Es 
hat  die  DurclifiihniiiLr  des  allfrenieinen  c^'i'hen.  direkten  Wahl- 
redite-i  seinem  l'rnirr.tiiini  vitrnntresiflli  uiiil  das  .Tain-  l',"»*'.  wird 
den-)  Versuch  der  Verwirklichuni';'  die-es  I'nim  aiiinis  liriiiL'^en.  \v.ilir'  iul 
bis  ;rt/.t  die  Individualität  des  neuen  Kabinetii  eigentlich  iu  keiner 
liichtuug  zutage  gekonnueii  ist. 

Für  die  Oppusit Ions-  und  Obstrukti(»ns|mrteien  war  der  Wechsel 
ein  willk'nnniener  XCrwand,  den  nhin  liiu  kaum  mehr  zu  überbie- 
temieii  lunl  doi  h  so  uiitVuchtharen  l.adikalismns  wii'iler  kalt  zu  sltdlen. 
Sie  haben  ihn  im  lautenden  Jahre  nicht  wieder  herverjresucht;  denn 
die  unausgesetzt  sich  mehrenden  »Schwierigkt-iten  in  Ungarn,  die 
zwingende  Stellungnahme  zu  den  handelspolitischen  Problemen  und 
die  äusserst  vorsichtige  Stellung  der  K(  gicrung  boten  weder  negativ 
noch  positiv  Anlässe  zur  Wiederaufnahme  des  nationalen  Kampfes. 

Zu  einer  richtigen  legislatorischen  Arbeit  konnte  es  aber  aus 
naheverwandten  Orftnden  doch  auch  nicht  kommen. 

So  fügt  sich  denn  der  Herieht  pro  190')  eigentlich  ganz  ohne 
technische  Schwierigkeiteti  in  das  (.ianze  ein,  zumal  fast  durchweg 
ohnehin  die  chronologische  Reihenfolge  der  Darstellung  zugrunde 
lag.  Die  noch  fählbaren  Mängel  werden  die  geneigten  p.  t.  Leser 
gütigst  entschuldigen  und  ebenso  von  verfrilhter  Stellungnahme  ab> 
sehen,  da  ja  ein  unbefangenes  Urteil  fiber  noch  gar  nicht  Fertiges 
von  vornherein  ausgeschlossen  bliebe. 

*)  Seit  dieser  Vi  rvollstandiiriiMir  der  im  Jahre  lHu")  erHtnuiÜLr  ab- 
gelieferten Arbeit  ist  bis  zur  Korrektur  auch  schon  wieder  ein  Jahr  ver- 
floMen. 

*)  Seither  geglttckteu. 
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L  Yerfassungsreeht,  YerhiltDis  zn  Ungarn,  snm 
BonsÜgen  Anstände. 
(1901.) 

Die  Herbsteeasion  des  Beichsrates,  welche  bis  18.  Dezbr.  1901 
wSbite,  hatte  ausser  der  allerdings  nicht  zn  Ende  geführten  Budget- 
beratODg  eine  ansehnliche  Reihe  gesetsgeberischer  Arbeiten  zum 
AbscIÜQSS  gebracht,  darunter  das  in  unserem  letzten  Berichte  schon 
erwShnte  Gesetz  vom  22.  Dezbr.  1901  (R.-G.-B.  210),  womit 
wenigstens  ein  Bndgetprovisorium  für  die  ersten  Monate  des  Jahres 
1002  anf  legalem  Wege  zustande  gebraclit  war.  Unter  günstigen 
Auspizien  b^ann  also  unser  erstes  Berichtsjahr: 

1902. 

Intcnialionalc  Vcrcinbarungcii. 

Die  Erneuerunjj  des  Dreibundes  am  28.  Juni  1902  zu  Berlin 
ist  für  Gesetzgebung  und  Volkswirtscliaft  Österreich-Ungarns  wie 
Deutschlands  und  Italiens  wohl  das  weitaus  wichtigste  Ereignis,  wie- 
wohl es  in  nnaerm  Bdchsgesetzblatte  nicht  zum  Ausdruck  gelangte. 
Auch  die  SUkven  in  Österreich  anerkennen  dieses  Friedensbollwerk 
ininitten  dar  Knlturwelt  nunmehr  als  eine  fttr  die  gedeihliehe  Weikw- 
entwiekelung  auf  allen  Gebieten  grundlegende  Errungenschaft,  nach- 
dem sich  gezeigt  hat,  dass  dieses  BOndnis  der  VerstSndigung  mit  den 
anderen  llftchten,  namentlich  auch  mit  Russland,  eher  forderlich  als 
liinderlich  war.  Heute,  nachdem  der  ostasiatische  Krieg-  die  gegen- 
seitige  Wertschätzung  der  Machte  wesentlich  Terfindert  hat,  gewinnt 
der  Dreibund  noch  an  Hedentnng,  ob  er  nun,  wie  ans  verschiedenen 
Anzeichen  erschlo8.sen  werden  will,  durch  den  Heitritt  Hollands  und 
Kufflftnienä  sich  erweitert  hahen  mag,  oder  niclit. 

Die  politisdie  Hinigun^  Zentral -Europas  wirkte  zunächst 
bestimiiieml  ein  auf  die  Zoll-  und  HaiKlelsvertrnjrstriiein  ruug,  damit 
hinwieder  auf  die  damit  vim:  viiknüptieu  Gebiete  der  Steuergeset«- 
gebnng  des  Veterinärweseus  usw. 

In  ähnlichem  Sinne  wirkt  vielleicht  im  Laufe  der  Jalire  und 
Jahrzehnte  auch  die  durch  England  uns  aufgezwungene  Änderung 
in  d«r  Zoll-  und  Steuerbdiandiang  der  Zuckerindustrie,  worüber  im 
Finanzreseort  ansfBhrlicher  zu  berichten  sein  wird. 

Die  übrigen  politischen  Weltereignisse  (Beendigung  des  Buren- 
krieges, Thfonweehsel  in  England  und  Dynastiewechsel  in  Serbien 

133* 
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nsw.)  berttlurteii  wenigstens  nidit  direkt  unsere  Gesetsgebvng  in  den 
Jahren  1902—1905. 

Übergehend  zn  den  nnmittelbaren  legislatorischen  Erschei- 

nunfren  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Rj-ditcs  habf-n  wir  in 
der  ZeittV»lge  znerst  des  liH)2  nnter  ^o.  l:!o  dts  K.-(i.-B.  pnbli- 
zierten  iStaatsvertrages  mit  PreoRsen-  vom  Ii«.  Juni  l<s<.ts  zn  ge- 
denken, womit  die  Landesfrronzeu  vom  Pr/eniszaflusse  bis  zur  Ein- 
iiiündung  desselben  in  die  W  eichsel  neu  fevt-r.  stellt  wni  dr  n  sind. 

No.  18.')  des  K  -(i.-Ii.  für  \*M)2  braehte  den  Addition^veiU a-;; 
znm  Auslieln  iin;4-vertra};  mit  (t  rossbr  i  tt  a  n  n  ien  vom  Juni  1*.'<'1. 
No.  den  ilie  jrleielie  Materie  betrellendeu  Vertrag  mit  Ku- 

mänien  vuui  27.  .iuni  llMil. 

£in  Gesetz  vum  22.  Jnni  1902  (B.  G.-B.  40)  regelt  das  Kon- 
snlargebtthrenwesen.  §  1  erklSrt  den  dem  Gesetze  angeschlossenen 
«AUgem.  KonBQlargebfIhrentarif  als  Bestandteil  des  Gesetzes  vnd 
nassgebend  fttr  alle  darin  b^ogenen  Amtshandlangen  der  K.  und  K. 
Konsnlarimter.  Nach  §  9  finden  die  anf  sonstige  GebQbren  sich 
beziehenden  Osterreichischen  Gesetze  analoge  Anwendung  auch  fttr 
Konsnlargebfihren.  Dieselben  verjähren  in  5  Jahren.  Revisionen 
sind  (§  5)  binnen  90  Tagen  an  das  Uinisterinm  des  Äussern  zu 
richten.  In  §§  7  und  8  werden  die  beiden  Staatsregiemngen  er- 
mächtigt, VollzufTsviusf  liriften  zu  erlassen. 

Znfolge  ij  'v>  Süll  dieses  Gesetz  für  die  Geltungsdauer  des 
Ge.setzes  vom  liO.  August  ls91  (R.-G.-Ii.  l:]»))  über  die  Konsular- 
gerichtsbarkeit gelten  und  der  HeLn'mi  der  Wirksamkeit  naeh  er- 
folgtem Zustandekitmnien  eines  üb.  i i-in^timmeuilen  ung;(ri>eben  lie- 
Betzes  im  Verorduungswege  hs!gef.(tzt  werden.  \Veit<'re  Details 
dürten  wir  überizehen.  Durch  Veninlnung  des  (^esamtnnnisteriums 
vom  17.  Marz  (R.-G.-B.  Goi  wurde  der  Inginn  ibr  Wirk- 

samkeit dieses  Geiictzes  anf  den  1.  Juli  1902  fe-stgeseizt  und  zu- 
gleich ein  Reglement  (Vollzngsverordnung)  erlassen. 

Oleichftdls  die  Konsniaragenden  betrifft  die  Verordnung  des 
Gesamtministeriams  vom  15.  Mai  1902,  wodurch  im  Einverständnisse 
mit  der  ungarischen  Regierung  und  dem  gemeinsamen  Minister  des 
Äussern  auf  Grund  der  §§  9,  10  und  11  des  Gesetzes  vom 
80.  August  1891  (R.-G.-B.  136)  Vorschriften  aber  die  Ansfibnng  der 
Konsulargerichtsbarkeit  erlassen  werden  (R.-G.«B.  101).  Zufolge 
§§  1—3  dt.  gilt  nun  fQr  alle  bfirgerlichen  Rechtssachen  bei  Oster.- 
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nn^ar.  Koiuiilargericht«ii  dai  sogen.  Boinmarische  Verfkhreu,  da»  ist 
das  vor  Einflllirung  der  neven  ZiTilproKessgesetse  in  Österreich 
fttr  Bechtasaeben  von  100—1000  K.  l)e8tattdeDe  abgekürzte  scbrifir 
liebe  Verfikhren  anf  Grundlage  der  mit  Patent  vom  19.  Des.  1796 
(Id  est  anno  dominl  1796!)  eingefübrten  westgalisiscben  Gericbts« 
Ordnung.  §  4  dekretiert  den  Advokatenzwang  fttr  Rechtssachen  ttber 
1000  K.  §  6  scbwftcbt  den  Anacbronismas  der  Neaeinftthmng  eines 
Bchriftlicben  Prozesses  einigennassen  dnrcb  die  Anordnung  ab,  dass  die 
wortwörtliche  Widersprecbnng  jeder  Silbe,  die  der  Gegner  scbreilie, 
in  diesem  Konsolarprozess  nicht  mt-hr  niUifr  ist  und  7  emanzipiert 
die  Bichter  von  den  gesetzlichen  Jk>\veisregeln.  —  Immerhin  eine 
interessante  Verqnioknnp  von  alt  niid  neu.  diese  neneste  Blüte 
österreichisch -ungarischer  von  Ungarn  diktierter  ^gemeinsamen** 
üesetzgebnn?! 

Pnnli  (i.s.'tz  vom  lü.  Mai  l'.'üi  (K. -<;.-!{.  loS)  wird  die  Ke- 
piernii^:  t  i  iiiiiclitifrt,  die  lJt  zipliinii;t'H  zu  M»'\iko  provisdi  isch  zu 
rfer*'ln.  Am  l'.K  Jnni  1SG7  hatt« n  dif  ilixikannr  den  Jü-zherzog 
il AxiMiLiAN,  der  sich  von  Napoleon  hatte  verleiten  lassm  al«  Kaiser 
von  Mexiko  aufzutreten,  erschossen.  —  Auf  Grund  obiger  Ermäcbti* 
guug  ist  lant  Kdm.  d.  Oeeamtmbilstwliims  vom  9.  September  1902 
(R.-G.-B.  177)  ein  Heistbegttnstignngsvertrag  mit  Mexiko  zustande  ge- 
bracht worden,  weleher  zufolge  eben  solcher  Verordnung  vom 
18.  Juli  1903  (R.-G.-B.  157)  auch  anf  die  Behandlung  der  Eonsukr- 
ftanktionKre  sieb  erstreckt 

Ausser  dem  schon  an  früherer  Stelle  mitbegriiFenen,  die  neue 
Zoll-  und  Steuerl»ehandlttng  des  Zuckers  betreffenden  Vertrag  vom 
5.  USrz  1902  (R.-G.-B.  25  von  1903)  erflbrigt,  an  internationalen 
TertrBgen  während  der  Berichtsperiode  nur  noeh  zu  erwibnmi 
drei  Verträge  über  Eisenbabnanschliisse,  welcher  des  Zusammenbanges 
wegen  auch  gleich  hier  gedacht  sei,  obwohl  sie  erst  1903 — 1004 
publiziert  worden  sind:  mit  Dentsciüand  vom  20.  November  1902 
(K.-(t.-B.  lOr»  von  190:j),  Friedberg  a./O.— Hein»  rsdorf.  und  vom 
1».  Jnni  VM>\  (K.-(t.-B.  12G),  Troppan—  Baufrwitz;  mit  Saciiscn  vom 
2t>.  Aj'i-il  IiHi4  iR-(4.-l{.  90).  Zittau-  Keicht'MlM■I•L^  und  eine  Ver- 
ordnung' mit  Saciisen  Küniirreich  V(»m  21.  Juni  l'.*"»:]  iK.-Vi.-B.  123), 
betrttVend  V^rmpidniii!:  von  I>oppelbesteuerun^';  tndlich  die  durch 
Verordnnntr  des  (ifsanitministfiiums  vom  13.  Okt.  1904  (R.-G.-B.  117) 
auf  Grund  der  Kaiserlichen  (.^  19)  Verordnung  vom  28.  Sei»tbr.  liK)4 
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(K.-(t.-B.  1K>)  im  Einvernehmen  mit  der  ungarischen  Kegiemng  ver- 
einbarten VerläDßrernnp:  der  Handelsvertrii^re  mit  Italien  unter  Be- 

Beitiprnnf^:  der  WeinklaiiM  1.  An  Stellt-  dtr  letzteren  wurde  eine 
zeitlirli.  bis  Ende  l*.»oi,  luhi  am  Ii  sadilich  einpescIirSnkte  Zollhe- 
piiiisti:r!inL'-  fllr  ilHlieuisclu  ii  \\ -  in  ziij,^i  standen.  die  jetzt,  da  wir 
dieäe  Zeilen  schrieben,  nicht  melir  von  Belang  ist. 

Verhältnis  zu  Ungarn. 
Das  alte  germanische  Weltherrschaftsmotiv,  wie  es  uns  Richabu 
Wagmkb  in  seinen  „Nibelungen"^  als  idealen  Kern  der  karoUngischen, 
frftnklschea  und  Btaufischen  Kaiserzeit  entwickelt»  erstanden  ans  dem 
GQtteir  entstammten  UrkOnigtnm;  es  hat  in  der  deutschen  Ge- 
schiebte  viel  Unheil  gestiftet!  Hit  den  Rezeptionen  des  rumischen 
als  des  Kaiser«Bechtes  gewann  der  alte  Traum  ernentes  Leben  und 
ward  mit  der  rOmisehen  Eaiserwftrde  auf  das  ehrwürdige  Dynasten« 
geschlecht  vererbt,  dessen  Geschichte,  von  jener  unserer  Monarchie 
unzertrennlich,  naturgeniä>s  den  Deutschen  Österreichs  tief  in  Fleisch 
and  Blut  pedruiiiren  ist.  Nicht  viel  anders  als  ein  Kest  stolzer  Er- 
innerungen darf  uns  heute  noch  die  (Tressmachtstellung  Österreichs 
sein  —  umJ  d-x-h  wurzelt  sie  mit  deutselier  Treue  nnch  immer  in 
den  Her/en  des  V'olkt  s.  am  li  g  irier  lifstenl  —  Nur  aus  diesem  Mi»tivp 
heraus  Ifisst  sieh  bttruiit-u  uml  daiiiit  verzcilicn,  dass  in  tJsterreieh 
bis  ln  uti-  l'ntcarn  tr<ii^eniU)er  eine  l^tlitik  neitclieli  ist,  ilie  kaum  vom 
Standpunkt«'  der  Krene,  gewiss  alter  niilit  iiauieris  d»'r  unter  ihrem 
Z«'i)ter  lebeiulen  \'ölker  freldlli^t  \vt  rd-  n  kann,  \vt  im  auilers  l'ulitik 
uichi  mit  Gefühlen,  sondern  in  nüchicrntir  Krwii^ung  tatsachlicher 
Verhältnisse  und  nicht  zuletzt  der  materiellen  Interessen  gemacht 
werden  soll. 

80  sehr  um  die  Magyaren  als  ritterliche  Nation  persönlich 
sympatisch  aii^  gab  es  in  den  letzten  Jahren  doch  wiederholt 
kritische  Momente,  welche  nicht  ohne  ernste  Gefahren  zu  sein 
schienen.  Wenige  von  uns  Deutsch-Österreichern  dürften  sich 
ganz  frei  von  aufwallender  EntrOstung  fiber  die  Forderungen 
der  Kossutbpartei  wissen  —  und  doch  ist  die  ungarische  Un- 
abhftngigkeitspartei  formell  im  Rechte;  sie  hat,  genau  genommen, 
nur  insofern  Unrecht,  als  die  vollständige  wirtschaftliche  Trennung 
beider  Staatm  fBr  uns  Westüsterreicher  gewisR  weit  vorteilhafter  sein 
wird  als  der  jetzige  Zustand;  wogegen  freilich  ein  etwa  im  Gmnde 
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von  dm  Magyaren  gewolltes  perennierendes  Übergangsstadiam,  wfth- 
rend  deasra  wir  naeb  wie  vor  *ft  der  Kosten  fttr  das  nicht  Aber 
Kadit  schlagfertig  in  gestaltende  nngarische  Nationalbeer  zahlen, 

mit  nnserem  Oelde  den  iingrarisclieu  Handel  und  Verkehr  gross  ziehen, 
anf  dif  bialierigen  Vorteile  der  Zolleinheit  jedoch  verzichten  sollten  — 
auch  dem  vertrftnmtesten  Dentsch-Üsterreicher  nnannehmbar  er- 
adieinen  mnss. 

Zn  Beginn  unserer  Berichtsperiode  dftmmerte  diese  Erkenntnis 
schon  sehr  hell  hmraf ;  es  ist  vielleicht  das  grOeste  Verdienst  Dr. 

V.  KORKEK.S,  Ungarn  gegenüber  anch  nach  oben  die  Interessen  der 
„im  Reicharat  vertretenen  Königreiche  nnd  Länder"  energiaek  betont 
an  haben. 

Sdne  Bemflhnngen,  einen  für  Österreich  annehmbaren  „Ans- 
gleich"  ohne  Notverordnung  zu  erreichen,  blieben  vorderhand  ohne 

EvMg.  Weder  die  scharfe  Sprache  in  öftentlicher  Parlnmentssitanng, 
noch  die  im  Juni  lf02  der  ungarischen  Regierun«j-  beltanntpefrebene 

Absicht,  die  Tlandelsverträge  zu  kündigen,  noch  der  am  Juli 
unter  \'ii-if7.  des  Kaisers  abgehaltene  Kronrat,  veruiociiten  die 
Verhandlini",')'!!  in  Fliiss  zw  bringen;  im  dkrober  wurden  dieselben 
gänzlich  abgebroi  h»  II.  Erst  das  verschiedene  und  wiederholte  Ein- 
greifen des  Monarcli»  11  tuintc  endlich  -  am  letzten  Tage  des 
Jahres  1W)2  —  zu  einer  Einigung  der  beiderseitigen  ^^linisterien. 

Mangels  Einigung  der  beiderseif igen  Vertrefungskör]ier  wurde, 
die  sogen,  ^i^unte-',  d.  i.  das  Heitragavcrhältnis  zu  dem  nacli  Abzni;- 
der  ZoUeinuahmen  noch  aufzubringenden  gemeinsamen  Erfordernis 
(für  Heer,  Flotte  und  diplomatische  ^'ertrelung  usw.),  ;ibcnnal>i  ge- 
mäss §  3  Ocsetz  vorn  21.  Dezember  1867  (K.-G.-li.  1%)  mit  Aller- 
bücbsteui  Handschreiben  vom  20.  Jnni  1902  (R.-G.-B.  126)  vom  Kaiser, 
und  awar  dahin  festgestellt,  dass  Ungarn  für  nnr  ein  Drittel  dieser 
Snmme  ani^kommen  habe  (wie  bisher). 

Mittlerweile  waren  gleiclilautcude  IJestiuiumngen  über  den 
Bau  neuer  Bahnen  in  Bosnien  auf  Heichskosten  (im  Maximalbetrage 
von  75  Hillionen  Kronen)  nupräjudizierlidi  (§  1)  dei*  Frage  der 
TeilnniP  der  gemeinsamen  Alttiven  beiderseita  anstände  gebracht 
worden  und  demgemäss  das  Gesetz  vom  8.  Jnni  1902  im  B.-G.-B.  118 
kandgemadit  worden.  Das  bosniseh-hentegowinische  Bahnnetz  ist 
mit  onaonm  Kronlande  Dalmatien  verbnnden,  entbehrt  aber  nach 
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innen  der  direkten  AnschlHsse  an  die  ut^terieicliischen  Bahnen,  so 
dass  das  Reichsland  so  g:ut  wie  anssrhliesslich  dem  nngarii^clien 
\'erkelire  angehört.  Hieran  liat  auch  das  l'hereinkoinnien  mit  der 
fjremeiiisanien  Reg;ierntip"  mm  3.  St  jirr.  I'.'fj  2W)  über  die 

Atisrlilüssr  nach  T taliiiitt iii«  iits  ^«'idiili  rt,  weil  I>ahiiafieTi  nur 
zur  >•  I-  mir  J  l  it  si  v<  rbuiuleu  und  auf  die  Okkaiiationbijt-bieit;  als 
Hinterland  auifewicsen  ist. 

lUe  ^Meeraus<enfrnL'i'"  wurde  am  1:5.  .^eptbr.  r.*'>2  von  den 
eintresef zten  SchiedsL't  i  i(  hteii  wesentlich  7.u<runsten  Gali/.iens  ent- 
srliirdi'ii.  \v-"l(  iiem  die  tilrittiirm  vier  Par/ellen  im  Tatra^iebiete  zu- 
erkannt Wurden  sind,  während  kleine  Waldparzellen  Ungarn  an- 
heim  fielen. 

Innerpolitische  Entwicklung. 

Eine  grosse  Anzahl  von  Gesetzen  und  Beschlttssen,  deren  wir 

im  Ralunen  der  betreft'enden  Kessorts  zu  tredenken  haben  werden, 
ist  der  parlamentarischen  Tiiti-rkeit  bis  Ende  Juni  1902  zu  danken. 
Davnn  sind  hier  zu  erwi'ihnen :  Die  durch  (lesetz  vom  22.  Eebrnar  1902 
(R.-(i.-I>,  II)  au8t^esjir»iilit  IHM!  HewillitruMf,'-  des  l»tkiut«M)konfin- 
freiites  liir  15X12.  das  Iiud;^i  tpiuvi>-i>rium  ((iest  tz  vinu  2ti.  M;irz  l!"t2. 
li.-C.  Ix  (I  J)  und  das  w  iclitiii^te.  das  l''inanz^:«'M:  tz  tiir  r.Ht2  vom 
4.  .luiii  l;t(i2  (K.-G.-15.  Ici»),  wi'lclu's  unter  11  4  au>tVihr]ic]i  be- 
filtroeli'-n  werden  stiil.  Fünf  Jalire  waren  seit  dem  letzien  vei'- 
fas^^unf,^snlässi^^en  Hud^^et  daliinirepui^au  und  das  Finauzge-setz  von 
1902  hat  seither  keinen  Nachtoli?er  trefunden. 

Eine  ;rrosse  Reibe  i;  1  J -\'t  rtirdhuiiiren  fVitid  die  naclitr;i::liche 
(ienehmi;.^!!)!^  des  licieiisiales,  dts;^:!.  die  Viinrdn.  des  (iesamt- 
niinisteiinms  vom  15.  Februar  ll>02  (R.-Ci.-B.  betr.  die  Ver- 

längerung des  Ausnahmezustandes  über  Triet>t  (wieder  aufgehoben  mit 
Verordn.  des  GesamtministeriumB  vom  6.  April  1902,  E.>G.-B.  71). 
Die  bezügl.  Verhandlungen  brachten  gerade  nicht  die  günstigste 
Anschauung  Aber  die  Geschicklichiceit  der  lolcalen  Behörden  in  Triest 
zur  Geltung.  Die  italienische  „Irredenta**  arbeitet  dort  noch  immer 
mit  grossem  Erfolge,  nngeachtet  die  Triester  gnt  wissen,  dass  sie 
in  dem  Moment  jede  Bedentang  einbttssen  wfirden,  in  dem  dieser  fttr 
nns  fibrigens  absolnt  nnentbehrliche  einzige  Handelshafen  an  Italien 
fiele.  Die  Italiener  in  Triest  scheinen  weder  die  Fähi;rkeit.  noch 
sonst  die  kanfmftunischea  Qualitäten  zu  besitzen,  welche  nötig  sind 
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um  die  reichen  Hittel  amsanfitseii,  die  seitena  der  B^erang  immer 
wieder  Triest  sagewendet  werden. 

Triest  wäre  für  einwandernde  nntemehmnngalnstige  Leute,  im 
StQe  der  Hamburger  Kaufleute,  sidier  ein  dankbares  Feld. 

Eines  der  wenigen  im  2.  Semeeter  1902  znstandegekonimenen 
Gesetze  betraf  die  Verltogernng  der  Triest  {gewährten  Stener- 
be^?ün8tigitng:en  (Gesetz  vom  24.  Dezbr.  1902,  TJ.-G.-H.  248),  wonach 
Triest  erst  ab  1006  anfangen  wird,  dem  allgemeinen  StenerauBmaTse 
an  Hau^zinssteaem  asw.  sicli  anzu näher n. 

Erwähnen  wir  noch  das  Gesetz  vom  27.  Dezhr.  10O2 
(K.-G.-B.  249).  einen  Notstandskredit  von  4  Millionen  betreft'cnd, 
SD  sind  It'ider  so  ziemlicli  die  c-esamlen  |)ositiv»ii  Kt'<iilt;itp  reiolis- 
rätlicher  Tätigkeit  vom  2.  8enie{*ter  ll*<t2  aiit't;<'z;ililt,  alle  aiidrnn 
Anlänte  Helen  der  (Ibstniktion  der  Tsrheclu^i  zum  (»iiter;  das  Jalir 
scliliesst  mit  einem  §  14  liudjfet  iKaisorl.  Verordn.  vom  '60.  Dezbr. 
1H02  (H.-G.-H.  247). 

t'ber  die  Tätigkeit  der  einzelnen  Landtage  verbnitt  u  wir  uns 
unter  11  7.  In  der  MchrzaM  der  Länder  endete  im  Ilerb.st  li»02 
die  Wahlperiode.  In  Galizimi,  Dalmatien,  Istrien  nnd  Bnckowina 
kam  es  zn  ernsten  Konflikten,  in  llfthren  scheitete  die  im  besten 
Gange  gewesene  Verständigung  zwischen  Deutschen  nnd  Tschechen 
an  dem  Eingreifen  der  Jnng-Tschechen.  In  Steiermark  verhinderten 
die  Klerikalen  das  Znstandekommen  einer  Walilreform  durch  ilire 
Abstinenz.  Der  Krainer  Laadtag  mnsste  infolge  der  turbulenten 
Obstruktion  der  slawisch  •  klerilcalen  Partei  geschlossen  werden, 
nachdem  er  kaum  cHJfihet  war.  Auch  der  Tiroler  Landtag  ging 
nadi  wenigen  Sitsnngen  auseinander  ohne  die  Fragen  der  Antonomie 
des  Trento  gehört  zn  haben.  Im  übrigen  wnrde  nicht  ohne  Erfolg 
gearbeitet.  Mit  kaiserL  Tat.  vom  19.  Dezbr.  1902  (K.-G.-H.  2210 
wurden  die  Landtage  von  Böhmen,  Galizien,  Niederösterreioh,  Salz- 
burg, Steiermark,  Mfilireii.  Sclilcsien.  Görz,  Istrien  und  Vorarlberg 
noch  zu  einer  fjadiacäsiou  eiubernl'eu. 

1903. 

Pie  wenigen  Nova  im  Verhältnisse  mit  dem  Auslände  von 
1909  und  1904  haben  wir  schon  im  Zasammenhaage  mit  jenen  des 
Jahres  1908  notiert  Die  Beziehnngen  der  Monarchien  blieboi  auf 
der  sicheren  OnindUige  dee  Dreibundes  ab  1903  befriedigende  und 
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besserten  sich  namentlich  im  Verhältnis  zn  Russlaiul,  mit  welebem  sich 
unser  Auswärtiges  Amt  zn  finem  einverstöndlichen  energrlsclien 
Vorgfhen  j^epreiniber  den  Winvii  in  ^Iiirt  tl«'nirii  cini-rtc  Die  Fruclit 
dieser  Vei'ständig'nnef :  das  i-n'j.  Miiizsti  I 'io<^raniin,  sliess  zwar  in 
der  Aus! iiliriuisr  ndch  aut'  luam  lir  Srliwi»  l  iirkHiteii,  doch  zfiirt  sirh 
nHniuehr.  da.ss.  luijrt'arhtet  des  Kii^^ij^^cintiits  Ihisslands  in  0.sUtJ<icn, 
der  Friede  in  der  'J  ürki  i  dank  diesi-s  einverstiiiiiUkhen,  auch  von 
den  Übrigren  Grossmiichten  ^irebini;^ttn  \'orgeliens  erhalten  wurden 
ist  und  auf  abselibare  Zeit  erliaircn  hh  iben  dürfte. 

Verliältnisse  in  Ungarn. 
Trotz  der  am*31.  Dezbr.  1002  erzielten  VersUtndi^ng  zwischen 
den  Ministerien  v.  KöBBEB  und  v.  Szbll,  gfelang  es  nicht  einen  beider« 

st  ifs  din(  h  di«  Parlamente  fr-  ld  11  igten  neuen  Ausgleieh  zn  erringen. 
Es  blieb  bfi  dem  am  11.  .Tanuai-  1i»<>:'.  von  den  beiderseitigrcn 
Regiernnfren  geschlossenen  Präliiiiinarfrifden.  Die  neuen  Wehr- 
vorlagen, insonderheit  die  ErliHlinng  des  lüeki  iiten  -  Kontingent,  s, 
welc  he  diesseits  der  Leitha.  nai  hdem  das  Minist»  ritim  mit  ganzer 
Kraft  sieh  dafür  eiiigex  tzt  hafte,  diin  h  (iest  t/  vi  iii  Jtl.  Februar  VMK^ 
(K.-G.-Il  rtiJ)  perfekt  wnrdeti,  fainlrii  ji ns.  ils  dei-  L.  iiha  •ieii  heftigsten 
obstrnktionistischen  Widerstan»!  der  l  uabiiäiiKigki  ii-j.artei.  Mangels 
in  Ungarn  ertolgter  Hewilligung  \on  Kekruten  konnten  die  Truppen- 
klirper  nnr  dnrch  ZnrQckbehaltnng  der  Reservisten  anf  dem  etats* 
massigen  Stande  erhalten  werden  nnd  wnrde  in  Österreich  dnrch 
das  Gesetz  vom  28.  Septbr.  1903  (R-G.-B.  196)  Abhilfe  geschaffen. 
Hiernach  wnrden,  nnbekttmmert  nm  das  reziproke  Vorgehen  Ungarns, 
bisher  59024  Rekruten  mit  dem  1.  Oktbr.  eingereiht. 

Ober  die  Quote  waren  zwar  die  beiderseitigen  Deputationen 
zn  einem  Einverständnis  gelangt,  da  jedoch  die  Zustimmung  der 
Parlamente  znm  gesetzlichen  Termine  nicht  erlangt  werden  konnte, 
wurde  die  Quote  abermals  durch  allerh.  Handsdireiben  vom  1.  Juli  1903 
(K.-Ci.-B.  190),  und  svffix  in  bisherigem  Malse,  festgestellt 

Innerpolltische  Entwicklung. 
Die  tschechische  Obstruktion  hemmte  das  ganze  Jahr  1903 
hindurch  die  Tätigkeit  des  Reichsrates;  nur  sporadisch  wurden  Ge- 
setze durehgebracht;  die  Notverordnnng  bildet  leider  wieder  die  Regel. 
Von  wichtigeren  Gesetzen  haben  wir  hier  nur  das  vom  16.  Februar 
1903  (R.-G.-B.  37)  zu  erwähnen,  womit  die  Regierung  ermächtigt 
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wird,  Obligationen  der  durch  Geaetc  vom  20.  Jnnl  1868  (R.-G.-B.  66) 
geschaffisnen,  in  Noten  nnd  in  klingender  Münze  mit  effektiv  4^% 
venlnellclien  einbeitUclien  Staatsschnld  in  mit  4<>/o  steaerfM  ver- 
sinalidiei  anf  Kronenwährnng  lautende  Obligationen  amsnwandeln 
oder  znrrickznzalüen  (Vollsngsverordnnng  vom  18.  Februar  1908  — 
R.-G.-B.  38). 

Kit  kaieerL  Fat  vom  8.  April  1903  (R.-a.-B.  77)  wurden  die 
Landtage  von  NiederOeterreieh,  Steiermark  und  ESrnthen  einberufen. 

Dnrcb  kaiserl.  (§  14)  Verordng.  wurde  das  Budget  fDr  das 
II.  Semester  1903  festgestellt  im  Bahmen  der  ffir  1902  verfassungs- 
mftssig  erfolgten  Bewilligungen. 

Hit  kaiserl.  (§14)  Verodn.  vom  1.  August  1903  (R.-G.-6. 160) 
muaste  angesichts  der  Haltung  der  Brflsaeler  Instans  das  Zncker- 
kontingentgesets  vom  81.  Juni  1903  (R.-G.-B.  27)  ausser  Kraft  ge- 
setzt werden,  eine  Schlappe,  welche  wir  angesichts  der  Stellung 
DentscUands  hinnehmen  mussten. 

Hit  kaiserl  Fat  vom  6.  Septbr.  1903  (B.-G.-B.  184)  wurden 
samtliche  Landtage  cur  regelmtasigen  Herbsttagung  einberufen,  mit 
Ausnahme  jener  von  Dalmatien  und  Jbtrien,  deren  Einberufung  erst 
mit  Fat.  vom  8.  Oktbr.  1903  (R.-G.-B.  202)  geschah. 

Durch  kaiserl.  (§  14)  Verordn.  vom  10.  Septbr.  1903  (R.-G.-B. 
186)  wurden  Notstandsdarlehen  bis  zu  15  Millionen  bewilligt,  welche 
mit  Gesetz  vom  21.  Dezbr.  1908  (B.-G.-B.  259)  auf  20  Millionen 
Kronen  Maximum  erhobt  worden  sind. 

Wieder  mit  ein«r  Notverordnung,  der  kaiserl.  (§  14)  Verordn. 
vom  29.  Dezbr.  1903  (B.-G.-R  268),  schliesst  das  Jahr. 

Die  deutsckeu  Parteieu,  mit  Aasnakme  der  Alldeutschen  und 
des  kallioUschen  Zentrums,  schufen  sich  eine  gemdnsame  nationale 
Vertretang,  die  „Vereinigte  deutsche  Linke",  mit  einem  14gliedrigen 
Vollzugsaassehnss  und  einem  4gliedrigen  engeren  Ausschuss. 

Auch  in  den  Landtagen  machte  die  verfassnngsmähsige  Tätig- 
keit keine  Fortschritte.  In  Prag  schritten  angesichts  des  Vorgehens 
der  tschechische  J^lu  ui  ität  die  Deutschen  zur  Obstruktion.  Diese 
dauert  auch  hente^  da  wir  diese  Zeilen  schreiben,  noch  fort^  so  dass 
nnn  auch  die  Tätigkeit  des  Landtages  des  volksreiehen  Böhmen 
danemd  gehemmt  erscheint 
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1904. 

Sowohl  da»  Verhftltnis  tn  Ungarn  als  die  innerpolische  Lage 
gestalteten  sich  im  Jahre  1904  noch  trttber  als  bisher.  Zvnt  ge- 
ringsten Teile  wirklich  begründete  Angriffe,  wie  z.  B.  anlässlich 
der  m  einer  Staatsaktion  aafgebanschten  UnrulHii  in  Innübrnclc« 
wo,  nm  den  stetigen  Keibunfren  vonrnbtMijrfn.  tlic  Kcgierong  eine 
anch  ränmlicli  abj^csondtTle  italienisdie  Kfolit^scluile  provisorisch 
errichtet  liattf  und  die  Innsbrucker,  wflclie  durcii  eine  Verlcfrung 
dieser  Srhiile  anderswoliin .  alb-in  nsif  Grund  si«  h  bfittcn  irc- 
Kcdiiidig-t  tuhli'u  dürfen,  l'ür  dif  ,Ma'-slHsif»:keit  eiiiiiin-  in^.'iiilliclitM" 
Heissköpfe  dit'  I^firifruntr  verantwortlich  machten;  die  Ailüie  des 
in  der  Waiinui;;  zcitliilier  (iüter  übereilrijreii  (»Inititzer  Ki/.ld>cliots 
KouN,  der  nolgedrungene  Eiertanz  mit  den  piditischen  Fraktionen 
and  Älmliches  hatten  die  Stellung  des  Ministeriums  v.  Kökukk  er- 
schflttert 

Allerdings  war  seine  am  26.  Jnni  1908  angebotene  Demission 
nidit  angenommen  worden  nnd  seine  Ilaltnng  gegenilber  den  nn> 
garischen  Anfordemngen  fand  daheim  Anerlcennnng;  der  CbereifeTi 
mit  dem  hierlands  die  in  Ungarn  rnndweg  abgelehnte  Relirntenvorlage 
dnrchgepeischt  worden  war,  wnrde  aber  doch  nicht  vei^essen. 

Hätten  die  deutschen  Parteien  fest  an  Dr.  v.  Kobbeb  gehalten, 
so  wSre  Bein  Kalknl,  dass  die  Tschechen,  die  gleich  den  Dentsehen 
einer  hoch  entwickelten  Kultur  sich  erfreuen  und  nicht  umsonst 
Millionen  um  ^filli'ucn  jährlich  verlieren  wollen,  endlich  ans  eigenem 
Antrie>)o  und  nottredrunirfn  mittun  werib'n,  um  Msi erreich  uejrenülMT 
dem  Aiisl.itidi'  kitiikiirreuzlaiii;r  zu  erhalten,  wohl  noch  vor  linde 
l'Ju  }  in  Kl  t'iilliiii-'  iitj^anpen.  I»a  jedncli  nututri  ls  der  ludif  i-'  h.'n 
Keife  der  Massen  unserer  alpenhiii'l;>rheii  |i.  ut->  lirii  i^erade  deiitM-he 
Abgeordnete  leidt-r  nur  zu  häufiir  sich  verleiten  la.Nsen,  die  nadislbeste 
.Sensalionsj^eschichtc.  sei  es  audi  •;e;:en  ihre  eiu'ene  Ix'egiernnfr,  aus- 
zunutzen, um  sich  pHpuUir  zu  machen,  da  zudem  die  Erfolj^e  der 
Magyaren  die  LSe^aiirlichkeit  auch  der  slavisehen  Yolksstilmme 
reizt,  so  hatten  die  Tschechen  nicttt  nngegriindete  Holfnnngen,  das 
Ministerium  v.  Eöbbbb  sogar  mit  Hilfe  der  Deutschen  zu  stürzen,  was 
ja  anch  annähernd  geschah. 

Wie  schon  erwähnt,  wurde  sogar  der  Handelsvertrag  mit 
Italien  durch  Icaiserl.  (§  14)  Verordn.  ermöglicht.  Auch  das  Rekruten» 
Kontingent  pro  1904  «iTirde  in  dieser  Weise  bewilligt  (IcaiserL 
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Veroi^n.  vom  28.  Min  1904,  B.-G.-B.  30).  Die  Quote  wurde  wieder 
durch  den  Kaiser  festfl^BteUt  ( Allerh.  Handechreiben  vom  26.  Juni  1904, 
B.>G.-B.  66,  in  gleichem  Umfange  wie  im  Voijahre)»  veracliiedeBe 
Im  FinuuEetat  zn  beepreehende  Vaaeregeln  wurden  durch  die  kaiserL 
(§  14)  Verordn.  vom  16.  JnU  1904  (B.-G.-B.  78,  79  and  80)  getrolTen, 
and  für  die  FortAhrang  des  Staatshanshaltei  dnrch  die  kaiaerl. 
Verordn.  vom  28.  Jnni  1904  (B.-0.-B.  67)  and  vom  19.  Deabr.  1904 
(R.-0.-B.  167)  vorgeaorgt 

Ungeachtet  der  Emennnng  des  Grafen  Bodquoi  —  eines  den 
Agrariern  penehniea  Kandidaten,  dem  man  wirklich  VeretÄndnis  für 
die  Landwirtschaft  Eumntete,  znm  Ackerbauminister  —  erpili  si<  b  bei 
den  Verhandinngen  im  Bndgetaiisschasse  Uber  einen  Notstandskredit, 
womit  zugleich  ftir  die  notleidenden  KassenbestSnde  vorgesorgt  werden 
sollte.  f\w  entschiedene  Mehrheit  gegen  die  \orlage.  Diese  Ab- 
stiniuutng  bot  den  ftasseren  Anlass  zur  Demissiou  des  Kabinetts 

V.  KöBHEK. 

Es  ist  ni(;lit  das  \  erdieiist  der  deutscheu  Parteien.  d:iss  diesmal 
lediglich  ein  W  echsel  in  der  i'erson  des  Ministerpräsidenten  resultierte. 

1905. 

Für  die  Tschechen  war  mit  dem  Verschwinden  Dr.  v.  Köbbibs 
angeblich  w^iigstens  ein  Hanpthindemis  des  Einlenkens  beseitigt, 
bezw.  es  war  ihnen,  wie  schon  in  den  einleitenden  Worten  angedeutet, 
gegeallber  den  Wfthlerscluften  dn  willkommener  Vorwand  daau  ge- 
schaffen nnd  der  nene  MinisterprBsident  Dr.  Gautsch  von  Frankenthnm 
hatte  also  wenigstens  in  dieser  Richtung  leichteres  Spiel. 

Beziehungen  zum  Auslände. 

Mit  Verordu.  vom  Ii'.».  Januar  190r»  {M  Ar  -h.  12)  wurde  auf  die 
Ansfibnng  der  Konsulargerichtsbarkeit  in  Egypten  auf  weitere  5  Jahre 
zugunsten  der  gemischten  Tribunale  verzichtet. 

lUircU  In.set/.  vom  21.  August  1R>5  (R.-G.-B.  142)  wurde  die 
Kegieriuig  ermfichtigt,  die  liandelsbeziehungeu  mit  der  Schweiz  und 
mit  Bulgarien  provisorisch  zu  regeln. 

Das  Gesetz  vom  21.  Dezbr.  1905  (R.-G.-B.  202)  ermSchtigt 
die  Begiemng  zu  provisoriBchen  Handelsvereinbamnt^n  mit  Italien. 

Auf  Grund  dieser  Einwilli}.;iiii^r^g-e.«,et/.e  wurden  im  K.-G.-B. 
1905  No.  218  nnd  219  provisorische  Vereinbarungen  mit  der  Schweiz 
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und  Italic  für  die  Z«it  bis  Ende  Februar  1906  kundgemacht, 
wonach  im  wesentlichen  die  bisherigen  Vertragsbestimmongen  noch 
in  Kraft  bleiben. 

Durch  die  M iniBterbegegnang  In  Venedig  Ende  April  (6f.  Golv- 
CH0W8KI  mit  TmONi)  worden  anscheinend  Aber  die  Politik  der 
l>rf-iband8taatt^n  niid  hosniKler*!  übor  die  Stellung'  ()st«»rrpiclis  und 
Italiens  zn  den  Wirren  in  Albanien  nnd  Mart'ddiiii  ii  vnlli^  Aussprache 
and  Einver-Htiinihiis  ersielt,  und  so  das  Dreibuudverbältnis  neuer- 
dings  bekräftigt. 

Verhältnis  zu  Ungarn  und  innerpolitische  Entwickelung. 

Die  \oiu  ^linisteriuni  Gf.  Ti^/.a  aus^«'stliriib<;iien  NiuwaiiifU 
biai  Ilten  einen  ungarischen  Keiclistaff.  in  dem  die  Oppusilion  über 
eine  eotachiedene  Mehrheit  verfügte,  welche  seither  durch  Zer- 
brOckelung  der  frtther  am  Ruder  gewesenen  liberalen  Partei  uid 
Zusammenscbluss  aller  oppositionellen  Fraktionen  zu  einer  „Koalition* 
noch  ansehnlicb  gewachsen  ist 

Die  Koalition  bestand  auf  der  nnverSuderten  Genehmigung  einet 
Programms,  dessen  Hauptpunkt  die  Einffthrnng  der  magyarischen 
Kommandosprache  für  den  aus  Ungarn  entnommenen  Teil  der  Armee 
bildete  und  stellte  eine  Thwrie  auf,  vermOge  welcher  der  Kiinig 
nichts  welter  als  das  oberste  Vollzugsorgan  der  Parlament sniehrheit 
wSre,  daher  den  hartnäckig  festgestellten  JBeschlflssen  der  Koalition 
sich  zu  fii-ren  hätte. 

Weder  das  eine  noch  das  andere  konnte  von  der  Krone  zn- 
ge-reben  vviM  ii<'n  T)as  zu<>rst  nur  provi^orisf  Ii  bernfV^io  Ministerium 
des  Feld/.tu;;mei^tt'i s  v^n  l'"i.ii  nvAKv  wurde  daher  in  d.  r  Foljre  zu 
einem  wirklichen  Kami'tkaliinett  und  enischloss  si«  h  xnr  l'arole  des 
allgemeinen  f?leich<-n  und  direkten  Wahlre<  hts.  \vi  Ifhes  in  T'iiirarn 
unter  allen  UniNtänden  ein  Ziu  iii  ktiriingen  des  herrschenden  magya- 
rischen Stammes  und  auch  vvuhl  innerhalb  des  letzteren  eine  Stärkung 
der  klerikal-konservativen  Elemente  mit  sich  brflchte. 

Trotz  wiederholter  Vertagungen  nnd  gänzlichen  Stillstandes  des 
parlamentarischmi  Apparates  ist  die  Koalition  mit  dem  ehrgeizigen  Gf. 
Appont,  an  der  Spitze,  bisher  nicht  mürbe  geworden.  Es  herrscht  in 
Ungarn  der  sogen,  ^ex  lex" -Znstand,  d.  h.  mangels  verfessungsmftssiger 
Budget-  und  Rekrutenbewilligung  usw.  nnd  mangels  eines  Not- 
verordnungsrechtes  im  Sinne  unseres  Art.  XIV  fehlen  für  die  Steuer- 
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erbebung  die  gesetzlichen  Orandlagen.    Ebensowenig  konnte  eine 
Belef^tion  einbernfen  werden.   Die  beiderseitigen  Beitrftge  sn  den 
gemeinBamen  Ausgaben  werden  daher  von  den  Regiernngen  hei  nns 
wie  in  Ungarn  ohne  Einwilligung  der  Volksvertretang  „Torschnss- 
weise**  vnd  mit  Vorbehalt  geleistet  Die  anch  fttr  Österreich  ans 
dieser  Verwirmng  resultierenden  staatsrechtliehen  Sehwieriglceiten 
werden  nmgangen,  so  gut  oder  schlecht  es  eben  gelingen  will;  aber 
die  Maschine  arbeitet  schliesslich  doch  weiter,  weil  sie  ja  nicht 
stillstehen  kann. 

« 

Österreichischerseits  wflre  es  1005  vielleicht  an  einem  nor- 
malen Budget  gekommen,  wenn  nicht  die  oben  erwühnten  Bedenken 
mit  dazu  beigetragen  hätten,  vorweg  mit  Piovisorien  sich  an 
begnügen:  Gesetz  vom  30.  Juni  1005  (R.-G.-B.  103)  und  Gesetz  vom 

21.  Dfzbr.  1905  (R.-G.-B.  100  pro  I.  .Semesr.-i'  100«)  nebst  Gesetzen 
vimi  sellit'n  l)atuiii  N(».  107—100,  hftn.'tts  \'er;(nssenuifc  von  Staats- 
eigentum, Hausziussteuerbegünstiguiigeu  für  Triest  und  Insbruck. 

Mier  erwUhnt  sei  auch  das  Notstandsgesetz  vom  23.  Februar 
1905  (R.-(J.-B.  25). 

Der  nun  anch  in  Österreich  angekündigten  Einführung  des 
allgemeinen  gleichen  and  direkten  Wahlrechts  liegen  wohl  auch 
weniger  sozialdemokratische  Überseagnngen  in  höchsten  Kreisen  als 
▼iel  mehr  politische  Erwftgnngen  angmnde.  Bei  nns  sind  es  die 
Dentschen,  aber  auch  (fie  Polen  imd  die  intransingenten  Ele- 
mente der  Tschechen,  welche  mit  der  Beseitigung  dw  „Interessen- 
vertretung** desimiert  werden  dürften.^) 

IL  Yerwaltangareeht. 
Die  gesamte  Verwaltung  betrifft  das  Gesetz  yora  21.  Septbr. 
1905  (R-G.-B.  149),  womit  einige  Bestimmnngen  des  Gesetzes  vom 

22.  Oktbr.  1875  (R.-G.-B.  36  von  1870)  über  die  Errichtung  eines 
Verwaltnngsgerichtshofes  abgändert  werden.    E.s  zerfHUt  in  3  Teile: 

Art.  I.  In  AbUnderung  der  §i5  22  und  23  wird  einerseits  für 
die  zahlreichen  Fälle,  da  die  Beschwerde  Ipdiglidi  auf  .Mängel  des 
Admiuistrationsveriahrens  sich  stützt  und  solche  nicht  für  begründet 

^)  Dm  naamehr  («in  Jahr  nach  der  Niederschrift  obiger  Zeilen) 

dank  schwierigster  ffkhtifster  Arbeit  zustande  gebrachte  gross.«  G.-sctz- 
irebungswerk  bofTen  wir  im  iiäch)*ten  Berichte  als  ein  für  Österreich 
ex>ocbales  Ereignis  würdigen  zu  können. 
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erkannt  werden,  dem  Verwaltnngsgerichtshofe  anbeiiD  gestellt,  die 
Beschwerde  ohne  weiteres  zarttckzaweisen,  d.  h.  ohne  d«8t  ein 

schriftliches  V^orvcrfahren  einj^eleitet  oder  eine  ilflfenrlioh-mnndliche 
Verliaudlung  Platz  ^-eife.  Über  rechtzeitigen  (30  Tage)  Einspmdi 
der  Partei  moss  jedoch  t^iuc  Verhandlung  angeordnet  werden. 

Andrerseits  kann  in  Fällen,  wo  nur  eine  Recht8fraj;:e  zu 
erörtern  ist,  ohne  vorherij^en  Schriftenwechsel  sofort  die  mündliche 
Verhandlung  an{?eordnet  werden. 

Art.  II.    Jti  r  wird  dahin  ubt'tändert,  dass  in  der  Regel 

der  jranze  .\kt  den  l'arteien  zur  Einsicht  aufliesrt.  Die  Hehörde, 
f?efren  deren  Entsrheidung  eine  Beschwerde  erhoben  wurde,  hat 
schon  bei  i'bermittelunjr  de«  Aktes  an  den  \'frw;»ltnnfrsfferiehrsh(tf 
bekaniirzuiTfben.  web  lie  'l'eile  des  Aktes  sie  etwa  der  Parteieiusicht- 
nahme  im  r»rteiiili(iieii  Imeresse  enizML-en  wissen  will. 

Von  der  Anberaunuin^  einer  öllentl.  niündl.  VeHiandlnnjr  kann 
nach  erfolgtem  Schriftenwechsel  abgej*eheu  werden,  wi  tin  die  I'artei 
schon  in  der  Beschwerde  oder  spfiter  auf  die  Verhandlung  verzichten 
zu  wollen  erklftrt  vnd  die  belangte  Behörde  hierüber  nicht  ana- 
drttcklich  in  der  Gegenschrift  die  Anberaumung  verlangt 

Art.  III.  In  Abänderung  des  §  31  wird  der  Partei  freige- 
stellt^ sich  selbst  zu  vertreten  oder  durch  einen  Advokaten*  vertreten 
2n  lassen.  Behörden ,  Körperschaften  und  Gemeinden  fiben  das 
Selbstvertretungsrecht  durch  aus  ihrer  Kitte  abgeordnete  Bevoll- 
mächtigte beaw.  anm  politischen  Konzeptsdienst  beÜKhigte  Beamte. 

Der  Überbflrdnng  des  Verwaltnngsgerichtshofes  ist  durch  die 
ersten  beiden  Änderungen  (Art  I  n.  II)  in  zweckmSssiger  Weise 
al^ieholfen. 

1.  Verwaltungsberoich  des  Ministeriums  des  InnwiL 
a )  .\  1 1   e  ui  e  i  n  e  r  S  t  a  a  t  s  d  i  e  n  .s  t. 

Im  letzten  Ikiiihte  schon  haben  wir  den  lu.Klernen  Hamdi  ver- 
spürt, der  aus  den  KOKüi;Kächeu  Erlässen  nnd  Entwürfen  zunächst  die 
politische  Verwaltung  durchzieht  Solche  Zugluft  wirkt  befördernder 
als  selbst  manche  gute  Neuerungen,  an  welchen  es  die  Ära  von  Köbbbb 
Übrigens  auch  kaum  in  irgend  einem  wichtigeren  Gebiete  fehlen  liess. 

Der  Erlass  an*  die  politischen  Behörde  Aber  die  QmndzQge 
und  die  Handhabung  des  administrativui  Verfahrens  brachte  eigent- 
lich gar  nichts  völlig  Neues,  als  die  zwischen  den  Zeilen  hervor^ 
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leochtende  ehrliche  Ateicht,  positive  Arbeit  sa  fördern,  die  Saclien 
Aber  die  Fom,  die  wirkliche  Arbeitsleistiing  über  die  blosse 

Wahrnng  des  Dekorum  zn  stellen.  Gleichwohl  ist  damit  vieles  besser 
geworden;  die  in  der  politischen  Verwaltung  bei  uns  weiUns  fll>er- 
wiefrend  liochadelij^cii  Drohnen  ^eherden  sich  wenijfer  anniasseod, 
die  b&rgerlichen  Artieitsbienen  bemtthen  sich  ungestört  und  freudiger. 

Im  Zusammenhange  hiermit  verdient  bemerkt  zn  werden,  dass 
im  ^Veff^'  besonderer  Verordnungen  der  Liindercliefs  die  verein- 
fachten Formen  im  zivil^i  richtlichen  Verfaiiren  nun  auch  auf  die 
Administration  nuUatis  niutaudis  übertragen  wruilt  n  siixl.  alle  zweck- 
losen Fonnalitiiten  we<,'l)leiben  und  eine  wt'liliiieiKlc  Kürze  an 
Stelle  lies  l»islierigeii  uft  schwülstigen  Anitsstils  getreten  ist. 

An  positiver  (ieset/es-  (bezw.  \'erMrilnuiigs-)  Arbeit  im  geg^« 
ßtändlicheu  Gebiete  ist  nicht  wenig  aufzuweisen. 

Voran  stellen  wir  die  beiden  Pensions- Gesetze  vom 
19.  Juni  1902  (B.-G.-B,  220  n.  221).  Uit  ersterem  Gesetze  werden 
die  normalinSssigen  RahegenUsse  der  vor  dran  1.  Okt.  1898  pensio- 
nierten Staatebeamten  der  fiinf  nntrasten  Bangklassen  nm  10  ^'q, 
jedoch  mindestens  auf  800  Kron^  erhöht  (§  1).  Eine  entsprechende 
atnfenweise  Erhöhung  der  Pensionen  dw  Gendarmerie*Pensionäre 
bis  znm  Maximum  der  im  Gesetze  vom  29.  Juni  1897  (R.-G.«B.  42) 
fixierten  Höhen  verfügt  §  2  and  in  analoger  Weise  bedenkt  §  3 
die  penaionierten  Diener,  Sicherheitswadioniinschaften  nsw.  Lant 
§  4  betragen  die  Pensionen  der  nicht  untw  die  vorigen  Paragraphen 
fallenden  (schon  früher  begonnenen)  Pensionen  mindestens  Kronen 
für  Beamte,  400  Kronen  für  Diener.  —  Das  zweite  Gesetz  erhöht 
die  normalmässigen  \'ersorgnnfrKgenüsse  der  Witwen  nach  Zivilstaats- 
bediensteten, weltiie  «Inn  h  Gesetz  vom  14.  Mai  ISIUJ  iT'.-(4.-H.  74) 
um  25 '^  Q  erhöhl  worden  waren,  nni  weitere  -•'> "  o-  l'<'i''^'  ''esetze 
und  die  VoUzuprsbestinimungen  zu  denselben  vom  2.  Dezember  l'.»*>2 
(R.-G.-B.  '2'So  und  224),  erschienen  Anfang  l'<  /.  iiiher  1".M>2,  so  dass 
die  Erhöhung  dieser  Kuliebezüge  mit  1.  Januar  lUO^  in  Wirk- 
samkeit trat. 

Eine  grosse  Wohltat  war  die  mit  Gesetz  vom  18.  Jali  1903 
(B.-G.-B.  203)  verfügte  Anfhebnng  der  Dienstkaotlonen  der 
mit  Geld-  nnd  .Hatnrialgebamng  betranten  Staatsangestellten  nebst 
Auf  lassang  d^  Reverse  ihrer  Franen.  Begelmfissig  mnssten  an* 
gehende  Steaerbeamte  im  Wege  des  Kredites  sich  die  Eantionen 
Jatarbneh  d«r  IntciMt  V«r«liiJsii]iK.  S.  Bd.  134 
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beschaffen,  gerieten  dadnrch  in  eine  prekäre  und  bei  eintretenden 
UnglflcItBffillen  vGllig  hilflose  Lage.  BestenfiiUs  kostete  das  von 
Dienstkantionen  stammende  Kapital  weit  mehr  Zinsen  als  es  trug 
nnd  der  Staat  hatte,  wenn  v*m  EinaelfSUen  abgeselien  wird,  ans  diesen 
Instituten  mehr  Schaden  als  Nutzen.  Die  Freig-tbuntr  der  er- 
legten Kautionen  erfolgt  innerhalb  einer  9jährigen  Frist  (Art.  III). 

Die  Ministerial- Vorordnung  vom  Mai  lOO.T  (R.-G.-B.  74) 
tritfl  zwepkraiissiiift'  Anordnungen  betretlend  die  Anreihnung  der 
bei  Dienst-  und  Übersiedlungsreisen  sich  ergeb»*nden  Fahrtauslagen 
im  Einklang»'  mit  dt*n  tr»  ! führenden  Ermä?siiriutL''en.  In  der  Haupt- 
sache aTinloir»'  Anörflimnir- ii  enthält  die  an  Stelle  dieser  Ver- 
ordnung irrti  t  tt  iif  Miiii>tt  i  ial  -  Verordnung  v(»m  i'*.  .Inni 
(H.  ( i.-li.  1.1  I.  mit  Kiu  ksii  hl  aiil"  die  KikI»  1'.m»:5  au->er  Wirksamkeit 
tjetu  tenen  In /..  W  ifinbarungcn  mit  T'rivatl»alineii  usw.  \iit"  Dienst- 
reisen, tür  weUhe  eine  Pauschale  zugewiesen  ibt,  hnden  diene 
Kormen  keine  Anwendung. 

Dienstordnung  für  Kanzleihilfspersonal. 
Hit  Verordn.  des  Gesamtministeriums  vom  19.  Jnli  1902 
(R.-G.-6. 145),  betr.  das  Kanzleihilfspersonal  bei  den  staatlichen 

Behörden,  Ämtern  und  Anstalten,  wurde  för  die  Anstellung.  Bezttge, 
das  Verhalten,  die  Behamlhing,  Entlassung  usw.  der  Kan/.leigehilfen 
und  der  Kan/leihilf-sarbeiter  in  sämdidien  staatliehen  Anstellungen, 
mit  .\usiialime  jener  bei  ileii  Stautsi  iM-nbaiinen  und  der  Dost,  eine 
eiiilieiiliclie  Norm  crlassfu  net>-t  ciiuiii  Statut  für  das  Versorgungs- 
institut dieser  Katcgniit-n  von  i;t'ilit'ii>t«'ten. 

Die  Anstellung  erlV.lgt  ohne  Rücksicht  auf  einen  bestimmten 
Dienst|>osten.  Nur  laick-^iihtliib  der  f'-rictitlii-hcn  Kan/li'igehiltVn 
"bleiben  'He  Bestimmnugrn  ilr>  iitii(iit^<'ri.'aiiisat imi-LiiMMzcs  vi»m 
27.  X'.vbr.  is'.u;  ih'.-(i,-I!.  217)  in  Kraft.  Nur  Mann,  r  kr.nio  ii  als 
Kanzleigehilfen  und  -lliil.Narbeittr  aumeiiomnien  werden  tij  D.  Die 
Bestellung  erfolgt  durch  die  zur  An.stellung  im  Bereich  iler  XI.  liangs- 
klasse  berufenen  VorstSnde  der  einzelnen  Ämter  (§  3).  Grundsätzlich 
sollen  mi  Kanzleigchilfen  ernannte  Kanzleihilfsarbeiter  nicht  wider 
ihren  Willen  an  einen  anderen  Dienstort  versetsst  werden  (§  4).  In 
der  Kegel  muss  ein  Kanzleihilfsarbeiter  3  Juhre  als  solcher  gedient 
haben,  ehe  er  znm  Hilfsbeamten  ernannt  wird.  Nahe  Verwandte  und 
Verschwägerte  eines  Oberbeamten  dttrfen  in  der  Regel  nicht  in  einer 
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Stellung  Bich  befinden,  in  welcher  sie  der  Kontrolle  des  in  solchen 
Besdehnngen  mit  ihnen  stehenden  Vorgesetsten  unterworfen  sind 
(§§  7  «.  8). 

Die  Beztlge  der  KanzleihilfUiesmten  sind  nach  viererlei  Orts- 
klassen nud  fünf  Dien^taltersklassen  (bis  fl,  10,  15.  20  und  melur  Jahre) 
monatlich  75  bis  150  K.  also  9(>0  bis  1800  K.  jälirlich  (§  0)  geregelt 
mit  An^nahmen  nach  oben  besonders  qualifizierten  Postm 
10  u.  11).  Die  I^cmcssnng,  Auszahlnng  (monatlich  im  vorans) 
und  die  zuliissigen  Abzüf^e  sind  in  §§  12—1'»  geregrelt.  In  Er- 
krankun^rsfällen  weinU-n  lii^  Ih-mirf'  durch  3  iMniiar*'  firthezalilt 
1')),  währt-nd  der  .Miliiiinlieiistleisniiiff  zur  Iliilt'te.  Mtlir  als 
l-^tiii^-iger  Urlaub  kann  von  Karenz  der  Üt  /iige  abhäiigifi  t^eiuacht 
werden  (§  17).  Diäten  täglich  3  K.,  ('bersiedlunf^sknsten  ma.viiuuni 
200  K.  (5?  18).   Beitritt  zum  Versorernnffsinstitut  nblie:atorisch  (§  IH). 

In  §  20  wurden  die  allgemeinen  Dienstpflichten  definiert. 
Nebenerwerb  ist  nicht  absolut  ausgeschlossen.  ^21  bestimmt  als 
OrdnangBBtrafen:  mSttdlichen  nnd  schriftliehen  Verweis,  Oeldstrafee, 
Kfirznng  der  Bessfige;  als  DissipUnarstrafen:  Anfschub  der  Vor- 
rficknng,  Versetsnng  in  die  nSchst  niedrige  Bntlohnnngsstnfe,  Ver- 
setanng  ohne  Entschfldignng,  Ausschliessung  vom  Dienste,  Entlassung. 
Die  §§  22—24  bestimmen  das  Verfiihren.  Ordnnngstrafen  werdim 
Tom  nnmittelbaren  Amtsvorstande  verhAngt  Disziplinarstrafen 
werden  nach  gepflogener  üntersuchnnng  über  protokollarische  Fest* 
Stellung  der  Einvernehmensergebnisse  seitens  der  höheren  Behörde 
durch  Zufertignng  eines  schriftlichen  Erkenntnis-,  s  verhfingt.  Be- 
schwerde mit  anfechiebender  Wirkung  an  die  Zentralbehörde. 

Dienstessnspensionen  wegen  aus  (iewinnsucht  oder  gegen  die 
Sittlichkeit  verübter  Delikte  wei  den  von  der  Oberli*  liörde,  dringenden- 
falls  abi-r  V(»m  anniitfi  lbarcn  .Xnitsvorstande  provisorisch  verhängt. 

L)ie  EntlassnuLT  erlVdgt  ausser  im  Zuge  dt>s  Disziplinarver- 
fahrens auch  als  Kulir»-  iler  Verurteilung  \\e<.'en  eines  W-rlaechen» 
oder  sonst  zu  niehr  .lis  ti  monatlicher  Freiheitsstrafe  [])<>>  tacto. 

i;  2!<  bestimmt  eine  bt-iderseit.s  ohne  Angabe  von  Gründen  jeder- 
zeit zulässige  Kündigung  von  3— G  Monaten,  staatlicherseits  1  Monat 
fitr  den  Bediensteten.  §  30  die  Anflfisnng  des  Dienstverhältnisres 
wegen  ununterbrochener,  mehr  als  dreimonatlicher  Dienstnnföhigkeit 
oder  Dienst?erhlndemng  und  wegen  Assentierung  (nicht  auch  wegen 
Waffenflbnng). 
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§  32  stataiert  ein  allgemeines  Beschwerderecht. 
Die  g§  33—42  handeln  von  den  Kansleihilfsarbeitero  (II.  Ab- 
Bchnitt),  ftir  welche  hiemach  im  allgemeinen  die  vorstehend  skizzierten 

Vorschriften  mit  einipren  Ändernngen  grölten,  so  selbstverständlich 
rQcksichtlich  der  Bezflge.  Diese  sind  Taggelder  von  2,20  bis 
2,60  K. 

r);is  Statut  für  (ins  \>rRor«rttnjrsinsf init  beruht  auf  hfiileisf-its 
annähernd  ploichfr  HeitTutfsli'i.stnnp.  unterscheidet  a)  l'ensinnen  im 
Hetratre  von  7<>n    1;;m»  K..  \vnv<'n  hi';  7U   l'>  iiUii  iirer  l>ienst- 

zeit,  für  jedeb  wt'itei  i'  I  »iriifi jalir  vveitt  i  e  Ii"'  ,,  >iiri><  lieii  werden, 
b)  Abferti^^unf?.  \\  iiut  iii  en^iiinen  (t'OU  K.).  W'aisenjiensionen.  Der 
ans  zwiilf  Mil^liedi  i  n  In  .-teilende,  als  ülierwaehendes  und  beratendes 
Ur}<an  dem  Finau/uiiuister  zur  belle  htebende  Ausschuss  wird  vom 
Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Zentralstellen 
ans  dem  Kreise  der  Interessenten  ernannt 

Durch  Verordn.  des  Gesaratmiaisterinrns  vom  ir>.  Oktbr.  VmXo 
(BL'Q.'B.  200)  wurde  auch  eine  einheitliehe  Dienstordnung  für  die 
bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  nnd  Anstalten  verwendeten  Ans- 
hilfsdiener  geschaffen,  welche  der  oben  skizzierten  in  jeder  Hinsicht 
Shnlich  geraten  ist  Die  Taggelder  der  Anshilfsdiener  betragen 
nach  4  Ortsklassen  nnd  4  Dienstaltersklassen  abgestuft  2 — 8,6  K. 
Auf  Versorgung  haben  die  Anshilfsdiener  keinen  Rechtsanspruch, 
doch  sind  regelmässig  Gnadengaben  für  mehr  als  10  Jahre  be- 
schäftigte Aushilfiidiener  der  Witwen  nnd  Waisen  vorgesehen. 

Diese  neuen  einheitlichen  Normen,  zusammen  mit  dem  im 
letzten  Berichte  besprochenen  Staatsdienergesetz  vom  26.  Dezbr.  1899 
{R.-G.-B.  255)  bedeuten  gewiss  eine  wesentliche  Hesserung  der  Situation 
der  beteiligten  Kreise.  Das  „Diumisten-I-'lend"  ist  damit  wohl  im 
ganzen  und  ^rosst>n  beseitig,  soweit  dies  eben  ans  allgemdnen 
sozialen  Gründen  möglich  erscheint. 

Diverses. 

Mit  Verordn.  des  Hinisters  des  Innern  vom  16.  Ifai  1902 
(R.-G.-B.  106),  wurde  eine  Uniform  für  Strassenmeister,  Strom- 
meister und  Hafenmeister  vorgeschrieben,  welche  lant  §  1  im  Dienste 
getragen  werden  muss,  auser  Dienst  getragen  werden  darf. 

Der  Notstands-Gesetze  und  Verordnungen  haben  wir  unter  I 
gedacht  und  dGrften  Details  hier  kaum  erwartet  werden. 
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Durch  Verordn.  des  Gesamtniüiisteriiiim  vom  28.  Dezbr.  1902 
(R.-Q.'B  250)  wurde  ein  neues  OrtsTeneichnis  fttr  die  .Beuessong 
der  Aktivitiltazolage  der  Staalsbeamlen  Eagmnde  gelegt 

Durch  ein  eigenes  Oeseüs  (vom  14.  April  1908,  R.-G.<6.  85) 
wurden  das  Zeichen  vnd  der  Nsme  des  Roten  Kreuzes  geschtttst 
Ausser  im  Sinne  der  Genfer  Konvention  vom  22.  Angnst  1867 
(R.-G.-B.  97  von  1866  ftlr  militärische  Zweclie)  ist  nur  die  österr. 
OesellBehaft  vom  Boten  Kreoze  mit  ibren  Hilfih  und  Zweigvereinenr 
der  deutsche  Ritterorden  und  der  souveräne  l^Ialte.serorden  je  im 
satznngsraässigen  Unifan^-e  berechti)?t,  für  sich  und  seine  An- 
gehörigen das  n)te  Kren/- Abzeichen  oder  dessen  Namen  zu  ^^ebrancben. 
Für  p:e;jrhäftliohe  lieziehnngen  bedarf  es  hierzu  einer  hfS(tmieren 
liewilliirun;:.  Wer  ohne  solche  »ias  rote  Kreuz  verwendet,  verfallt 
•  iii>  I  (t,  idstrafe  vou  2 — 200  Kronen,  event.  G  Stunden  bezw.  14  Tage 
Anes>t. 

I>ens»  lbeiaTt  {r''nst;inJ  bcti  enVnrl  erjjin^  die  Verordn.  v(»ni2.M5rz 
1;m»4  ^R.-G.-B.  24).  »'1  lUiit  litigt  die  pulit.  Landesstellen  zur  Erteilung 
der  Erlaubnis  das  rote  Kreuz  für  den  geschäftlichen  Verkehr  zu  ge- 
branchen  und  schränlct  diesen  Gebrauch  ein  auf  Unternehmungen 
und  Wsren,  die  fttr  die  Krankenpflege  von  Bedentnng  sind. 

Zahlreiche  Verordnungen  und  Erlasse  (auch  der  Landesstellen) 
beschftftigen  sich  mit  der  Regelung  der  Sonntagsmhe. 

So  gross  auch  die  WiederstSnde  gegen  diese  segensreiche 
hygienische  Einrichtung  sind,  begrAndet  erscheinen  sie  kaum  jemals. 
In  der  Berichtsperiode  gelang  es  endlich  auch,  in  vielen  Bezirken 
ansseriialb  der  Orossstfidte  fftr  Kanzleien  die  Sonntagsmhe  einzu- 
führen. Sehr  bald  nach  Dnrchftthmng  dieser  Neuerung  zeigte  sich, 
dass  auch  die  vorgesehenen  Ausnahmen  fast  ganz  entbehrlich  waren. 
Um  so  baltloser  erscheinen  die  liedenken  pregen  die  Einfttlimng 
der  Sonntagsruhe  in  den  Kanzleien  der  Grossstädte.  Eine  zwangs- 
weise <reHetz1ii-1u  Vorscliriit  wfirde  selir  bald  auch  da  allseits  dank- 
tiar  anerkannt  wt-rden. 

(iiMlenken  wir  einliit  li  liiu  Ii  iler  in  der  Bcii*  |tt<jit  i imlc  durch 
diverse  X't  ruriiniinßpn  eriulut»  n  Errichtung  von  ziisainiiit  u  neuen  f»e- 
zirkshanptinannschaften  (Marienbad,  Miirzzn-i  libt^-.  (iuni.hitz,  Nen- 
palla,  Urfahr,  Waszkontz,  St.  Pietro.  Jicin  und  Zborowi  und  der 
Verordn.  vom  4.  Oktbr.  1902  (H.-Ci.-B.  H»!),  womit  dem  Uezirks- 
baoptinann  in  Eger  eine  erweiterte  Kompetenz  für  Nordwestbühmen 
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snerkaimt,  also  eine  Art  Krelsregiemng  geschaffen  worden  ist;  end- 
lich der  Verordn.  vom  27.  Dezbr.  1!K>6  (R.-G.-B.  214),  wodurch  eine 

neue  Polizeidirvkfion  in  Czernowitz  errichtet  wurde  —  «o  dQrften 
anch  die  wichtigsten  Xt  iH-ruii^ren  mehr  lolcaler  Bedentang  im  Ad- 
ministrativdienste aufgezählt  sein. 

Bemerkt  sei.  »lass  niifreaehtet  der  Koiniieteiiz  des  Ministe- 
riuiiüs  des  Innern  in  (Je\verlie>ii<l>en  diese  nur  im  Znsammeniianfje 
bei  n  S.  i  \Vi  vvaitung^bereich  des  Haudels-  und  Eiseubaha-Ministerunis) 
behandelt  werden. 

h)  Staatsanfsieht,  Pollsei  nsw. 

Genosscnschaftsrcvisionspcsetz. 

Einem  laugst  euipiundenen  Uedürlnisse  wurtie  uiiier  dem 
Druclce  der  durch  einige  arge  Konkni*sfiille  aufgerüttelten  üfl'entlicheu 
Meinung  dnreh  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1903  (R.-G.-B.  133)  nebst 
VolbEngsvorschriften  vom  29.  Juni  1903  (R.-G.-B.  134)  entsprochen. 

Alle  Erwerhe-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  n.  dergl.,  die 
vor  dem  Genossenschaftfigesetze  vom  9.  April  1873  (R.-G.-B.  70) 
errichteten  Vereine  mit  wirtschaftlichem  Charakter  unterliegen  nach 
§  1  des  Bevisionsgesetzes  der  Revision  durch  einen  ihnen  nicht 
angehorigen  Bevisor  nnd  sollen  jedes  zweite  Jahr  einer  ihrer  ge- 
samten (ieliarung  umfassenden  Prflfnng  unterworfen  werden. 

Den  Ix'evisi.i-  ernennt  entweder  die  Behörde  (das  Handelsgericht) 
oder  ein  \'erband  (§  2).  Letzterenfails  müssen  wenigst^>ns  ')(»  Oe- 
nowsenseiiaften  (X  eroine)  oder  alle  Genossenschaften  eines  Kronlandes 
gleieiier  Art  und  (Tt  schältsspraehe  /,n  dem  Zwecke  der  Kevisionen 
sich  ^reeinifft  haben.  Kin  s-  ineiii  Zwreke  nii  ht  melir  entsiirfclit  iuiiT 
Verband  kann  na<  Ii  5;  .')  d-  r  INfhie.  einrn  Revi.sor  zu  ln.-.telien,  ent- 
kleidet werden.  5;  (>  rauuii  ii''m  rite  Im -t.  llt. n  h'rvi'-or  die  t-nl- 
S(»r<'.  liLMlden  Hefuj^nisse  ein.  ;?  7  verpflii  litt  t  iim,  iil'el  die  K'evisionen 
dem  betrettenden  Vorstände  zu  berii  Ilten  und  st  ineni  \'ur;:e.>.(  tzteu 
Anzeige  zu  erstatten.  Nach  §  8  mu.ss  der  Kevisionsberieht  Gegen- 
^nd  der  nächsten  Hauptversammlung  sein  und  in  derselben  voll- 
inhaltlich verlesen  werden,  nnd  zufolge  §  9  ist  der  Reviaionsberieht 
nar  dann  der  Behörde  vorzulegen,  wenn  MSngel  gefhnden  nnd  in 
angemessener  Frist  deren  Behebung  nicht  ausgewiesen  wird.  §  10 
regelt  die  Tragnng  der  Kosten,  §  11  sieht  Geldstrafen  von  20  bis 
200  Kronen  wegen  Nichtbefolgung  von  Aufträgen  i.  S.  der  §§  6 
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und  8  vor.  §  12  aorgt  fttr  die  Walirang  der  GeachAftflgeheimnisBe, 
§  13  verfUgt  die  Stempelfreiheit  aller  fraglichen  Sebriften. 

Eine  nicht  anwichtige  Modifikation  bedeatet  §  14  des  Oeaetsee: 
alle  vom  Lande  oder  ans  einer  Landeskasse  Bnbventionierten  oder 
beliehenen  Genossenschaften  und  Kassen  nnd  zudem  jene,  welche 
laut  Statut  der  Revision  durch  den  Landesausschnss  sich  unter- 
werfen, unterstehen  der  Revision  dnrch  einen  vom  Landesansschuss 
hierzn  abgesandten  Revisor.  Für  solche  Kevi»>ionen  ist  der  Landes- 
ansschuss höchste  Instanz,  entfällt  der  Bericht  an  die  Behörde  usw.. 
d.  h.  es  yt  den  einzelnen  Ländern  anheini^esiellt,  für  beliebi((  viele 
von  ihnen  beeintlusste  Genossenschaften  oder  Vereinen  die  staat- 
liche Anl'sicht  durch  ihre  eigene  zu  ersetzen. 

\'on  diesen  der  Länderaatonomie  gemachten,  den  Landes- 
institnten  aber  kanm  f«irderlichen  Zop*  Ntändnissen  abgesehen,  dürfte 
dem  Gesetze  eine  wohltätige,  da.«  Publikum  gegen  Vertrauens- 
niisslirnucli  schützende,  hinwieder  die  so  \vicliti;j*"ii  irciiits*-t'nscliaft- 
lichen  Intertssen  stützende  Fuiiktioji  um  so  bei eLlitit;ter  zuge- 
sjirochen  werden,  als  anch  die  Voll7.n;:>hestimTiinngen  mit  Einsicht 
nnd  T'nisicht  gearbeitet,  namentlich  die  „Fragepunkte"'  mit  voller 
Sachkenntnis  geschrieben  erscheinen. 

Freilich  stellte  sich  bei  den  bislur  ge|)flogeneti  Kevi^innen 
.M  hr  buhl  iieraus,  dass  einige  Normen  des  (Tenossenschattsgesetzes 
bisher  überhaujit  keine  Ansvendnng  getnnden  haben  und  zum  Teil 
als  wirklich  veraltet  oder  doch  für  die  dermaligen  Verhfiltnisse  xu 
weitgehend  einer  Änderang  dringend  bedllrlle&i  so  insbesMidere  die 
Vorschrift  des  §  79,  dass  ausnahmslos,  anch  wenn  nicht  die  geringsten 
objektivoi  Kriterien  eines  RAckgai^  oder  Stillstandes  gegeben 
sind,  die  GescbilftBanteile  (ohne  Unterschied  von  Stammeinlagen  nnd 
weiteren)  erst  nach  Ablauf  eines  Hafljahres  nach  Ablauf  der 
Kündigungsfrist  aasbesahlt  werden  dflrfen. 

Auch  die  Revisoren  müssen  erst  gefunden  werden.  Im  gansen 
itidoch  kann  man  mit  der  DnrchfBhrung  zufrieden  sein,  und  anch 
seitens  der  revidierten  Vereine  und  Genossenschaften  selbst  sind 
keine  Klagen  an  die  Öffentlichk^t  gedrungen,  noch  haben  seither 
neue  FaUissements  sieh  ergeben. 

Die  Verordnung  der  Ifinister  des  Innern,  des  Handels,  der 
EinentMÜinen  und  des  Ackerbaues  vom  17.  Febriinr  ;1905  (R.-G.-B.  24) 
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regelt  die  Hei-KtelliiDg,  Verwendang  and  Anfbewabrnng  von  Azetylen 
nnd  KaUsiumkarbid. 

Zahlreiche  Publikationen  dts  Keichsgesetsblattes  der  Jabre 
1902 — 1905  betreiben  die  Arbeiterwohnnn^rsfraü:»'.  worflher  im  nüchsten 
Absihnitt  zn  schreiben  sein  wird.  Ebemlahin  stelh-n  wir  die 
Markt i)olizei  als  einon  Teil  der  Ge.«undh('itsi»flt'fre.  Die  ^Anto- 
ninhil"-\Viordn.  vom  ■_>:  S.|,fbr.  19UÖ  (K.-lr.-B.  156)  findet  in 
tiruppe  III  eiugj'Jiende  liosprechung. 

Bankschuldengesetz. 
Das  leute  StOck  des  R.-G.-B.  pro  190$  enthält  daB  Gese'ts  vom 
27.  Dezbr.  1905  No.  213,  betr.  fandierte  Hankscbaldverscbreibnngen. 

1.  Damit  wird  zunächst  der  in  den  Gesetzen  vom  24.  April 
1874  (R.-6.-B.  48  nnd  49)  znm  erstenmal  aofgegrUTene  Gedanke  der 
Notwendigkeit  eines  Schatzes  der  Besitzer  von  Pfandbriefen  nnd 
auf  den  Inhaber  laatenden  Teilscbnldverschreibnngen  aasgehant  nnd 
den  inzwischen  gegründeten  Landeskreditinstitnten  angepasst.  Ztt> 
folge  §  1  haben  die  Bestimmnngen  des  oben  erwähnten  Gesetzes 
vom  24.  April  1874  (B.-G.-B.  48)  auf  alle  von  Banken  ansgi^benen, 
auf  Inhaber  lautenden  oder  girirbaivn  S(  buMvtnschnibnngen  sinn- 
gemässe Anwendung  zn  finden,  wi  b  U«-  den  Hinwt'is  auf  eine  vor* 
zngsweise  Deckung^  enthalton.  und  dürrt-n  derlei  Schuldverschreibungen 
daher  ohne  di»>  im  4  des  zitierten  (irsetzes  Vfirtrf-' liriebene 
Kauti(in>bestellunj^  niclit  aiis;r«-;;*'b('n  \vi  i  l.-n.  I'ii  sf  K;niiiHU  oder 
vi'i  zu'j'sw  eise  l  UM  kniiiT  darf  in  Kordt  i  im^en  und  \\  ertitapieren, 
wi'ltliiii  niclit  sclioii  die  Ki-;!!!!!!!:  zur  Anhiire  von  Pujdllenfrelderu 
zueikannt  isl.  nur  dann  l»etittlnii.  wenn  dafür  eine  Staats-  oder 
Landes-!  wiiiii  (ider  die  <KuanTie  einer  Miusligen  zur  Erhebung  vuu 
ünihlj^en  beivelit irrten  Kül  pei  schaff  besteht. 

I)er  J;  '2  spricht  den  liesit/eiii  sidilur  Scinihlverschrcibungen 
das  Ktn  lit  /u,  aus  den  für  ihre  Ansprüche  als  Kaution  bestellten 
Teilen  des  Bankvermögens  vorzugsweise  befriedigt  zn  werden  nnd 
verpflichtet  derogemäss  den  Begierangskommissär,  im  Falle  einer 
Zwangsvollstreckung  auf  Sacholgekte  die  entsprechende  Einschränkung 
bei  Gericht  zn  beantragen,  worüber  das  Gerieht  ohne  weiteres 
Parteieneinvernehmen  entscheidet.  §  3  bestimmt,  dass  bei  Erwerbung 
von  Forderungen,  welche  als  Kaution  im  obigen  Sinne  dienen  sollen, 
dies  dem  Schuldner  anzuzeigen  ist  und  sohin  eine  Kompensationsein' 
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wendan^  auch  dann  aosgeschlMien  bleibt,  wenn  die  Forderung  nicht 
liypothesiert  iirt,  anagenommen  den  einsigen  Fall,  daas  der  Hank- 
achnldner  schon  Torhor  eine  Oegenfordernog  hatte  nnd  dies  auch 
sofort  den  Begierangskommissär  gemeldet  hat   Laut  §  5  kann  der 
BegtemngakomniisaXr  snm  laufenden  Dienst  erforderliche  Bestände 
ans  seiner  Oegenspenre  entlassen.   Besflglich  der  unter  Haftung 
eines  Landes  emittierten  Schuldverschreibungen  im  Sinne  des  §  1  des 
Gesetzes  tritt  an  Stelle  des  Ke^erangskommisBftrs  derLandesausschuBS 
oder  von  diesem  berufene  KommißsSr. 

II.  Den  derg:e8talt  qualifizierten  Hankscliuldverschreibungen 
werden  nnn  Be^ünstifn'nppn  a  priori  eins^eränmt,  welche  bisher  von 
Fall  zn  Fall  durch  8pezialg:esetze  gewährt  wurden,  und  zwar:  §  ♦> 
stellt  in  ilas  Kiuir^sen  des  Finanzininisteriums.  für  Mantel  und  Coupons 
die  (lelmtireutreiiieit  gegen  uuiuittelbare  Uebührenentrichtaug  zu 
gewähren. 

^  7  erklärt  solche  uiittr  llaftunj?  eines  Kroiilamle.s  ausjje-  . 
geboneii  Papiere  zur  Anlage  von  Geldern  ire»  i^'-net,  für  welche  eine 
qualitizierte  Sicherheit  gesetzlich  erfordert  wird. 

§  8  zuerkennt  diese  Eignung  („rupUIarsicherheit")  auch  nicht 
▼on  einem  Kronland  garantierten  Bankichuldverschreibungen  der  im 
§  1  heseiehneten  Art,  wenn:  1.  die  Kantion  pupUhirisch  ist;  2,  die 
Zinsen-  und  Anortisationsqnoten  durch  entsprechend  früher  Allige 
Bankfordemngen  gedeckt  sind.  Über  das  Zutreffen  dieser  Voraus» 
Setzungen  erfolgt  von  Fall  zu  Fall  dne  amtliche  Kundmachung 
im  fi.-6.-B. 

Gemftss  §  9  findet  dieses  Oesetz  auch  auf  schon  bestehende 
Banken  Anwendung  fttr  ihre  mit  staatlicher  Genehmigung  neu  zur 
Emission  gelangenden  Papiere.  Staatsgarantierte  Effekten  unter- 
liegen den  neuen  PeschrSnknngen  niclit.  Die  schon  erlassenen 
Spezialgesetze  bleiben  unberührt.  Auf  Pfandbriefe  findet  nicht  das 
gegenwärtige  Gesetz,  sondern  auch  weiterhin  nur  das  Gesetz  vom 
•J4.  April  1874  (R.-G.-B.  4K)  unverändert  Anwendung  Mit 
dem  Vollzüge  sind  die  Minister  der  Jitötiz,  des  Innern,  der  Fiiiuuzeu 
und  der  Kisenhalmen  lieanftragt. 

Dieses  neue  Ge-setz  stellt  für  weitgreifende  materielle  Interessen 
fe.ste  klare  Kegeln  auf,  wofür  liisher  (iunst  oiler  riii:r,n^t  der 
jeweiligen  Kegierung  und  Parlamentsmelnlieit  (wenn  iih*  liiauiit  eine 
solche  funktioniert!)  schon  oft  den  Ausschlag  gaben;  die  Staats- 
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aufsieht  gewinnt  dadurch  an  Ansehen  und  Bedeutung.  —  Ob  auch 
die  Landesansscbasse  und  deren  KomniissSre  Gleichwertiges  leisten 
können  nnd  wollen,  ist  freilich  erst  noch  abzuwarten. 

Soitsti^t"  NfMit  ruii^'^fn  im  Gebiete  der  Staats-  nnd  Sic1ierheits> 
pnlizf  i  und  des  Stiiiii-.nifsicbfswcsM'ns  er^ben  sich  nicht;  das  Ge- 
sindewesen Betreffendes  bringen  wir  unter  II  7  (Landesgesetzgebung). 

c)  Armenweseu,  Gesundheitspflege,  offentliclie 

Versichern  uf,'. 

Unmittelbar  das  Armenwesen  betreffend,  haben  wir  aas  der 
staatlichen  Gesetzgebung  diesmal  nichts  zu  berichten.  Einielne 
Kronländer  beschäftigte  das  Armenwesen  um  so  häufiger.  Das 
in  Nieder-Österr.  zuerst  eingeführte  System  (ähnlich  dem  Elberfelder) 
findet  immer  mehr  Anklang. 

-Das  Gesetz,  betr.  Begfinstigung  von  Gebäuden  mit  entsprechen- 
.  den  Arbeiterwohnungen,  vom  8.  Juli  1902  (R.-G.>B.  144)  nebst  Voll- 
zngsvorscliriften  besprechen  wir  im  nächsten  Abschnitt;  hier  ist 
seines  Zweckes,  im  Finanzressort  seiner  bndgetären  Tragweite  wegen 
desselben  Erwältnung  zu  tun. 

Auch  mit  blosser  Erwähnung  dttrfen  wir  uns  wolü  begntlgen 
rfick^chtlich  der  sniiitäTs{>olizeilichen  Verfügungen  in  bezng  auf 
toiuiHiriii r  Kififn)ir!)t  srlir;iiikiin<r»'ii  und  l\ontrollinassro<;<-ln.  wU'  z.  B. 
die  Veibi)te  der  Kinfuhr  trfwisscr  Ai  iiki  l  aus  ( »d.  s>a  (7.  .lull  l'.Mtii, 
Paliistina  und  Egypten  (13.  Novbr.  liH)2>  und  Uarseille  (19.  Septbr. 
liK)3). 

lu  Kdusiiniiiiz  i\,-v  «rt'wfihltt'u  Kcssurtt'intt'iliin::  liahti»  wir 
hit'r  nur  zu  /itii  rtii  dir  \  ei didiiuiiir  des  Ackerliauiiiiiii^n  i  iuins  vuui 
4.  Juli  l!'i(4  K.-(i.-lJ.  hi),  betr.  Abwehr  der  Wuruikranklieit  im 
Bertrbau  (II  '»i. 

J)('Sj;leiclien  ;.u'iiii|^t  hier,  auf  die  iui  Kessort  des  Ackeibau- 
niinisteriums  za  besprechende  Verordn.  vom  29.  Jlärz  1903  (K.-(j.-B. 
70)  behuft  Abwehr  der  Geflilgelcholera  usw.  lediglich  zu  verweisen. 

Im  Ressort  des  Handelsministeriums  werden  wir  der  verschie- 
denen, wenn  auch  zugleich  aus  sanitären  Rficksichten  getroffenen 
Massregeln  zur  Regelung  des  Varktverkehrs  nnd  der  Sanierung 
der  Märkte  usw.  gedenken  mfissen. 

Es  erübrigt  daher  fQr  das  eigontliche  Sanitätsdepartement, 
nebet  den  Verordnungen  vom  2.  Dezbr.  1902,  27.  Novbr.  1903, 
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2.  Dexbr.  1904  and  14.  Deebr.  1905  (R.-G.-B.  191),  enthaltend  je 
die  Ansneitaxe  fttr  das  kommende  Jahr,  nnr  noch  der  Verordnnng 
des  Ifinisterinms  des  Innern  nnd  Ar  Knltns  nnd  Unterricht  vom 
7.  April  1904  (B.-6.-B.  40)  zu  gedenken,  wodurch  anf  Grand  allerh. 
Genebmignnir  vom  22.  Hftrs  1904  Fraaen  zara  Apothekergewerhe 
zugelassen  werden,  wie  dies  in  der  Verordn.  vom  3.  Septbr.  1900 
(K.-G.-B.  150)  bereits  vorgesehen  wnrdt.'.     Vw  He.lin{2:nngen  der 
Zttlassnng  sind:  KeitViirUfung  an  einem  nffentlichen  Älädchenlyzenm 
(M.-Vm»rdn.  v.  8.  Oktbr.  1901.  Z.  27  915;  K.-  n.  U.-Verordn.-Bl. 
No.  39  von  1901)  und  rrüliuifr  aus  T.atein  im  Umfang  der  ersten 
6  Gymnasialklassen  an  einem  ütt'eutlichen  Gymnasium. 

Die  Mi  iliziti  nnd  alle  damit  verwandten  Berufe  sind  damit 
den  Frauen  in  ( i.-iten  fidi  /iirr-imrlicb  fTfiiiacht.  Tatsäcblicb  wurdr-n 
anch  schon  in  iiftt'ntiiclR'ii  ^liriilern  Frauen  als  Arzte  an<r*'-ffllt. 
Die  Erfahrungen  hierüber  sind  nucii  zu  minimal,  um  l  ia  [  rteii  über 
das  den  Frauen- EmanzipHti'Misbestrebungen  verhältni.-iiuissig  sehr 
eutgegenkommende  \'erbalten  unserer  Rejrierung  zu  gestalten. 

Der  Massnahuieit  zum  Schutze  des  Koten  Kreuzes  haben  wir 
oben  sub  II  la  schon  K»'dachr. 

Im  Kranken-,  Invaliditäts-  und  Unfallversiciierunfrswesen  sind 
in  der  Berichtsperiode  keine  gesetzgeberischen  Neuerungen  zu  ver- 
zeichneu. 

Diese  Institotionfii  leben  sich  bei  ans  mehr  nnd  mehr  ein. 
Dabei  geht  es  nicht  ab,  oline  BenachteiligtiDg  anderer  Interessen- 
sphftren.  Namentlich  der  Änstestand  ist  darch  den  Weiteraasbau  der 
Krankenhilfbkassen  in  seinem  Einkommen  gefthrdet.  Die  in  Oster- 
reich noch  nicht  lange  bestehenden  nnd  an  mangelhaft  organisierten 
Anstekammem  kSnnen  für  sich  allein  den  erwarteten  Schnta  nicht 
g^wfthren. 

Dazn  kommt,  dass  in  manchen  Ärztekammern  Elemente  die 
Mehrheit  erlangt  haben,  deren  FQhmng  sich  weder  die  Ärzte 
selbst  mit  dem  erforderlichen  Vertrauen  nherlafisen  sviillen,  noch 
die  H('$2^iernng-  vom  Standpnnkte  der  Währung  der  Wohlfahrts- 
einrichtaugen des  Staates  »aastimmen  vermag. 

d)  Banwesen,  öffentliche  Wepe. 
Das  GeseU  vom  8.  Juli  1902  (K.-G.-B.  144),  betretfeod  Be- 
gftnstig^ungen  fQr  Gebände  mit  gesunden  nnd  billigen  Arbeiter- 
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wohnnngren,  dessen  wir  schon  im  vorigen  Absatz  erwAhnten^  ist 
EunSchBt  eine  aozial-politisdift  Enmngrenschaft  von  bisher  grOsserw 
prinzipieller  als  praktischer  Trnprweite.  In  dem  Masse,  als  durch 
Staats-  oder  Privat-Hilt  i  i  lilidieie  Mittel  znr  Ausfnhmng  von 
diesen  Gesetzen  »'ittsiii  t'«  lit  uden  Wohnhäusern  znr  Verfilgung  stehen 
nnd  ansserJeni  als  Mas>stab  für  die  seitens  der  (Tcwerbeinspektoren 
zu  stpllt  iidcn  Aiifordermig't'n  werden  die  iiier  um  znm  ersten  Male 
siaatlicli»  rsf'ifs  anfp  stellten  Forderungen  eine  werbende  Kraft 
immer  rasolier  ent Iahen. 

Eine  2Jjäliri{re  Hetreiunir  vun  allen  Kealstenern  nelist  (it- 
bflhrenbffreiiintr  für  alle  be/.  litelistiresch-ifr»'  wird  für  nene  ("der 
pän/.licli  niii^<  liiinte  Hänser  ein^reriinini,  w<  iiii  dit  selben  weseiitiirii 
nur  an  Arbeiter  oder  solchen  gleich  stehende  Perhonen  zu  billigen 
Mieten  oder  ohne  ziffemmässig  fixierte  Anrechnung  in  den  Lohn 
in  Bestand  gegeben  (Arbeitervohnhäuser)  oder  an  einzelne  Arbeiter 
gegen  mindestens  15  jährige  Amortisation  verkauft  werden 
(Familienhfinser).  Der  Ansschanlt  geistiger  Getrfinke  ist  in  solchen 
GebSnden  unbedingt  verboten.  Die'  ArbeiterhSnser  werden  in 
Ledigenheime  nnd  Logierhfiaser  nntersehteden  (§§  1—4).  —  Die 
Anfordemngen  in  BQcksicht  auf  genügende  Bodenflachen  (für 
3  Personen  mindestens  20  Quadratmeter)  nnd  ann^ch^den  Knbik- 
inhalt  der  Wohnra'nnie.  entspreehende  Nebenlokalitäten,  Wahrung 
der  Faniilien:it<LM -<  hlosst'nlu  it  bezw.  der  Sittlichkeit  usw.  mit 
billi^:er  Heilaeliinalnür  anf  da.s  jh  nach  Ortsklassen  wirtschaftlich 
Erreichbar«-  enthalten  die       ö  — Aiisnalnneu  gestattet  §  10. 

Für  die  Mieter  frilf  als  (irundsatz.  dass  ein  im  Sinne  dieses 
Gisetzes  erbautes  Hans  innerhalb  tli»  .Tihitii  anxTrtisiert  wird  nnd 
w;ilir<  iid  dieser  Zeit  einen  Keinertrajr  iiii  tit  aliwirft.  weleher  den 
in  den  lir!  I  .  ni-iHlen  Liindern  nnd  I.aüii« -t.  ilt  ii  ültlirlieii  Hypothekar- 
zinstii>>  der  Sjtarkassen  und  »(»nsligen  mas-sf^ebenden  Kreditinstitute 
um  ii.J— <>..'>  "''o  iil»«'rsteijrt. 

Innerhalb  diese.s  in  cinu-reto  <lui(li  spezielle  \'erordnuugeu 
(vom  7.  und  13.  Jan.,  Vi.  Feb.,  11».  März,  4.  nnd  18.  April  liK.)3  usf.) 
zn  beziffernden  Bahmens  muss  der  Mietzins  fRr  die  einndnoi 
Wohnungen  gehalten  sein.  Die  Hausordnung  darf  den  Mietern  nicht 
Leistungen  auferlegen,  wodurch  indirekt  das  Ertrfignis  erhobt  wflrde. 
In  dieser  Richtung  unterliegt  demgemilss  die  ganze  Hansverwaltnng 
der  behördlichen  Kontrolle.    Ffir  zum  Verkauf  an  Arbeiter  er- 
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baute  Häuser  werden  die  VerkanftbediDgnngen,  namentlich  der  Vor- 
behalt des  Rttektritts-,  Kttndignngs*  und  Wiederkanftrecbtes  derart 
eingeschränkt,  daas  eine  Übervorteilung  oder  AnsbeiitttDg  der  wirt* 
schaltliehen  Interessen  des  KSnfers  anter  sonst  normalen  Ver- 
hältnissen verhindert  wird  (§  11—12).    Die  §§  13^21  regeln 
das  Verfahren,  §  22  sehifnkt  die  Hegfinstignngen  ein  anf  6e- 
Unde,  welche  innerhalb  20  Jahren  vom  Wirksamkeitsbeginn  des  Ge- 
setzes vollendet  werden,  §  23  macht  sie  abhitn^i;>:  von  der  (fast  in 
allen  Ländern  bereits  befolfften)  landes<;esetzlichen  lietVeiiuiR:  von 
Landes-  nnd  Bezirkbzuscblii^t^n  nebst  mindestens  50  prozentiger  £r- 
mSssignng  der  GremeindeznscblSge. 

Vermtiffe  der  im  Investitions^esetze  vom  IL  .Tnni  1901 
(K.-ti.-H.  begründeten  besonderen  Kompetenzen  obliegt  der  Ikin 
der  neuen  Wassortrassi'n  im  Sinne  des  Investitions«:esotzes  wesentlich 
dem  Handelsministerium.  In  Koiisefiiieii/.  der  in  <!it'>em  I5erichte 
eiiitrclialtenen  iSystematik  erlauben  wir  aber  »i"«  It  h'u  i  luitrr  H:nnv<'sfn 
die  VcnirdnnnL'-  vom  2:1.  .-\pril  1903  {H.-(i.-Ii.  '.'0)  iiiiliilirtii  zu 
niüs.<^(ii.  uiiuiit  die  \'«inirb»-iien:  Tracenrevisioiien  nebst  Kinheits- 
nialV.  n  tür  Karten  nnd  Profile  usw.,  Normen  für  politische  liei^ebnng 
und  Enteignungsvei  handlnngen,  das  Verfahren  bei  Um-  uml  Zu- 
bauten von  bestehenden  Wasserstrassen  nnd  bei  nachträglich  her- 
vortretenden StUmngen  von  Wasserrechten,  sowie  das  .Verhältnis 
der  netten  Wasserstrassen  zu  den  bestehenden  Offentl.  Eommnni- 
kationen,  geregelt  worden  sind.  Der  vorwiegend  technische  Inhalt 
dieser  Verordnung  entaieht  sich  der  juristisch-volkswirtschaftUchen 
Berichterstattung. 

Die  reiche  landesgesetzgeberische  Tä%keit  im  Bau-  nnd 
Wegewesen  behandeln  wir  unter  117. 

2.  Verwaltoimabereich  des  Ministeriwas  iür  Koltaa 
und  Unterricht. 

Im  prefrenständlirlien  Kfssnrt  hraclite  di»'  Berichtsperiode  weder 
an  sich  widitifc  Kctornicii.  iuk  Ii  <^aben  —  den  >-fhon  unter  I  aus- 
führlich tiespriM  hencn  Versuch,  in  Inn<bmck  eine  periodisdie  Fakultät 
mit  italienischer  rnterrioht.sspniche  pruvifiuri^ch  cinznflihren  i  X  riordn. 
vom  22.  Septbr.  1904.  H.-ti.-B.  lOH).  ausircuonMuen  —  Anordnungen 
die.ses  Ministerium^  Auhiiis  zur  öt!'entliclien  i\i it ik.  Dabei  sehen  wir 
freilicli  von  administrativen  Einzelheiten  ab,  die  fasi  ständig  von 
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den  nationalen  Parteien  benfitst  werden,  am  die  Leidenschafken  an 
schfiren.  Die  Errichtung  neuer  Ifittelschnlen  oder  auch  nvr  nener 
Parallelklassen  an  solchen  gibt  regelmfiesig  Anlass  an  VorwUrfm 

gegen  die  jcweilijre  Regierung.  Allerdinga  haben  die  Pentsohen  viel 
hSnti'Tt  r  (Telegeoheit  (wenn  auch  nicht  immer  (rrnnd!)  sich  beechwett 
an  finden. 

In  nns»'rein  jiolyfrltittcn  Staate  \vii-«l  (li»-s«'s  (irzanke  ^volll  kein 
End»'  nelimeii.  ehe  niilit  das  Kultus-  und  Schulwesen  tinan/.iell  aus 
dfi-  sf.uitlirheii  \'er\valt iuil:  aui^^i-esehiedeii  \vt'rdt«ii.  NVeiiii  (hr  Staat 
das  riiierriehtswesen  unter  seiner  Leitung  «Hier  diM  h  Aulsieht  W- 
halten  luuss  und  di«'  Kultusan<re]e;renheiteu  wenitrsfi-ns  derweilen 
ohne  {rrundstiu/.eude  Kvolutiüuen  nielit  «rut  dt-ii  div»  ^^t  u  Kniitt  !^>iiinen 
fiberloüsen  kann,  so  ist  doch  nieht  abzustheti,  weshalb  nicht  die 
Bestreitung  des  Aufwandes  frir  beiderlei  Hedürfni!>»e  nationalen  Körper* 
Schäften  auferlegt  and  diesen  sofain  auch  ein  massgebender  Einfluss  fDr 
auf  ihre  Kosten  neu  zu  errichtende  Anstalten  zugebilligt  werden  sollte. 

Im  Kultusbndget  dringt  sich  dieser  Standpunkt  auf  gegenflber 
der  in  den  letzten  Jahren  wiederholt  in  der  Öffentlichkeit  Abel  ver- 
merkten wirtachaftlicben  Gebarung,  namentlich  des  Erzbischofb  Kohn 
in  OlmOtz. 

Sicher  hat  kein  Staat,  selbst  nicht  der  (isterreiehische,  liegend 
welches  Interesse  daran,  daas  der  genannte  Erzbisehof  jährlich  2  Hill. 
Revenuen  gein<  <M  .  während  die  eigentlichen  S.  elsui  o^er  seiner  Diözese 
mit  kaum  das  Existenzmininum  flberschreitenden  i^ügen  aus- 
kommen müssen. 

In  der  Krriehtnny  neuer  rniversitäten  und  Mittelschuh*n  ist 
uiati  nidlirh  zni  iirklialtt  iider  yrewordt  ii,  f->  wurde  hierin  leider  viel 
T'bet  |u  «iilukti>»n  auf  Ki->ien  der  t^ualifät  j;»  i  rit  lt»  ii  und  datür  bei 
IJenii'ssuii^  der  Mittel  für  ilie  bestrlit-iidt-u  frnisMjru  I'ni vti sitätcn 
weit  uielir  irf-iiart.  als  z.  B.  mit  dri-  Krliaituu;;  des  alt-  u  tilan/.t  s 
der  Wieiu>r  Alma  mater  \ ertriiglieh  ist.  Ku.ilieli  soll  nun  für  letztere 
HocIiBclinle  etwas  nifhr  ^n-seliehen. 

Von  der  M ittelsehulrefonu  ist  es  siill  g-fworden,  obschon 
die  Klagen  immer  lanter  werden.  Was  unseren  Mittelschulen  heut- 
zutage fast  gAnzlich  felilt,  ist  die  PSdago;,^ik.  So  mancher 
Gymnasiallehrer,  dem  sein  gesunder  Menschenverstand  noch  nicht 
eingerostet  ist,  kämpft  vergebens  an  wider  den  bureaukratischen 
Geist,  der  sich  in  bis  ins  kleinlichste  Detail  reichenden  Vorschriften 
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ttber  alles  nnd  jedes  xnsehendi  breit  maeht^  wie  auch  gegen  die 
parteipolitiachen  Tendenzen  —  namentlich  die  klerikalen  — ,  die  an 
unseren  Staatsanatalten  oft  ftrger  wachem  als  an  den  alten  Kloster« 
gynmasien.  Eine  Reform  im  Sinne  der  Ersiehnng  unserer  Jfinglinge 
KU  freien  Minnem,  statt  zn  Kriechern  oder  Heuchlern,  im  Sinne  der 
Gewinnnng  tBchtij^or  Arbeitskräfte,  statt  deren  Erstickniip  im  Drill 
der  Kittelmftasigkeit  -  das  wilre  wichtiger  noch  als  die  Fraf^e  nach 
mehr  oder  weniger  Philulogie.  Es  ist  ein  merkwürdig  glücklicher 
Zufall,  wenn  aus  unseren  dermal ij^t  n  Gymnasien  ein  Genie  oder  auch 
nur  t'ii!  wirklichts  Talent  unvt-rst'lirt  sich  durch  Zwan;;si;Mk<'n- 
b' haiKilnnff  und  Klussilikationswillkür  dun  liarln  itt  r.  ]U'v  au^-^elu  iide 
Juri-r  odt^r  l^lediziner  kommt  „per  niajnia"  dunli.  der  erst  den 
Kiiidfi>chuU.u  t-ntwachsen»'  Mittelschüler,  der  viel  divergierciulfre, 
ohne  sein  Zutun  ihm  auferlegte  Disziplinen  zu  bewältigen  hat,  wird 
solcher  Rücksicht  nicht  teilhaftig.  Wo  aber  existieren  die  hervor- 
ragenden Talente,  die  (wie  dies  von  einem  seither  an  den  Folgen 
des  AlkoboliMBis  verstorbenen  Religionsprofessor  in  N.  gefordert 
wnrde)  nebenhei  auch  die  Namen  sftmtlicher  Israeliten  sich  merken, 
welche  in  der  habjrlonischen  Gefiingenschaft  des  Schweinefleisches 
sich  enthielten?  Ausser  der  Schale  wird  die  Jugend  geschont  nnd 
begnadigt;  an  unseren  Gymnasien  werdm  um  der  lilcherlichsten 
Lappalien  willen  die  Kinder  als  Zeugen  vernommen,  hochnotpein- 
lichen Verhören  nnterzogen  nnd  eventuell  auch  —  auf  Kosten  der 
armen  Eltern  —  ausgewiesen,  ohne  dass  gegen  all  diese  FanstschlSge 
vdder  die  Pftdagogik  auch  nur  eine  Beschwerde  offen  bleibt. 

Im  Volksschulwesen  macht  sich  neben  den  natinnalen 
Kämpfen  stets  auch  das  Streben  der  klerikalen  Kreise  fühlbar,  die 
vidle  llerrsciiaft  über  die  Schalen  zurückzuerobern,  (ierade  im 
Herzen  der  Monarchie  haben  wir  einen  solchen  nicht  ganz  erfolglos  ge- 
bliebenen Ansturm  zu  vcrzpiclineii.  Im  Bereich  der  staatlichen  Ge- 
setzgebung und  N't  rwaUuug  hat  sieh  nielits  geändert,  es  wäre  denn, 
(lass  man  in  ih  r  mit  \  erordn.  vom  7.  März  11>U;J  (K.-G.-B.  tiT))  ver- 
fiijrten  Verlängerung  der  Perioden  für  die  Bezirks-  nnd  Landes- 
kotil»  reiizeu  der  Volksschullebrer  von  S  auf  t>  Jahre  eine  solche 
Änderung  erblicken  wollte. 

Schon  unter  II.  1  gedachten  wir  der  fast  wohlwollenden 
Haltung  der  Regierung  gegenflber  den  Bestrebungen  der  Frauen: 
wirtschaftliche  Selbstftndigkeit  an  erlangen. 
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Es  erübrigt  die  An&ihlang  der  dieses  Ressort  berfihrenden 
Fablikationen  im  Beichsgesetzblatt 

a)  Knltnssachen:  Gesetze  vom  26.  Januar  1902  (R.-G.-B.  24 

u.  2')),  hi'\r.  ilie  Bezüge  d>'s  Pemmals  der  ^rifoliisch-orientalischen 
theolo^'ischen  L<hransialt  in  Zara,  und  licrr.  dcs^'l.  die  röniisrh- 
and  griechisch-JcaÜiolisckeu  Anstalten  in  Ciürz  und  Zara  nebst  Vull- 
zusrsverordnnnfren  hierzu  vom  IS.  Ffbrnar  ll'MJ  (K.-G.-B.  35  n.  3ü) 
und  vom  22.  n^zbr.  \W2  ii;.-(i.-15.  :5  von  l!Mi.{). 

Das  (icsctz  vom  2'.».  Ft-hniar  lOo-j  (TJ  -ti  -B.  AX)  über  die 
iN^Misioiieii  katii(di>cher  S)  i']s(.rir»'r  an  lluiiiaiiii:ir  jn.^taUcn  und  |iri»'-if!-- 
lirhf'r  Heamtrn  an  ( Irdin.iri.tti'n.  Konsisturien  und  Seminaren  liebst 
Wdlzuf^sveiordiiun^r  vom  12.  März  lt»*'2  iK.-(j.-H.  .'>4|. 

Die  Min.-Verordn.  vom  oO.  Oktbr.  l!Mt:{  (K.-Ct.-]!.  2o})  be- 
stimmt die  für  die  Amt-sfährnn;?  der  Dekanate  in  Linz  und  Lrfahr 
bei  Bemessniig  der  Personal^Einkommensteaer  zu  passierenden  Aus- 
gabe posten. 

b)  Unterricht:  Der  Erlass  vom  22.  April  1902  (R.-G.-B.  89) 
betrifft  eine  Änderung  der  mit  Yerordn.  vom  21.  Dezbr.  1899 
(R.>G.>B.  271)  erlassenen  medizinischen  Rigorosenordnung,  wodurch 
jfllr  das  ent9  Rigorosum  die  Anforderungen  in  allgem.  Biologie, 
Physik,  Chemie  und  Histologie  hanptsScUieb  dadurch  erleichtert 
werden,  dasa  hierttber  TeilprOfbngen  schon  am  Schiasse  des  vierten 
Semestt  rs  abzulegen  sind.  Aber  auch  hierbei  blieb  es  nicht.  Es 
zeiprte  sich,  dasa  die  mi  ili/iiiische  Kigorosenorduung  vom  21.  Dezbr. 
ls'.>lt  (K.-(t.-I{.  271)  au(  b  hoch  in  manch  anderen,  nicht  das  Wesen 
der  Sache  tangieienden  Punkten  kaum  praktisch  durchtulirbar  wäre 
und  wurde  daher  mittelst  Wrordn.  vom  l  t.  April  l!)03  (K,-G.-R. 
loji  diT  jranzf  'I'i  xl  n»Mi  reditjiert.  Was  wir  darüber  im  letzten 
Berichte  niitjr»  t*^'ilt  habt-n,  fr'ili  nali» /.u  ausnamslos  von  der  medi- 
zini-scben  Ritrorosenordnung:  auch  in  dieser  nouvii  Fassung,  welche 
durch  Beseitigung  einiger  Härten  den  Wünschen  ebenso  der  l*ru- 
fessoren  als  der  Studenten  Rechnung  trug. 

Die  Verordn.  vom  14.  Juli  1902  (R.-G.-B.  164)  regelt  die 
Staatsiirüfungen  fttr  Kulturtechniker  in  Brttnn,  jene  vom  22.  August 
1902  (R.-G.-B.  172)  die  FachprAfungen  fdr  Elektrotechniker  eben- 
daselbst 

Die  Verordn.  vom  20.  Angost  1903  (R.-a.-B.  175)  brachte  einige 
Änderungen  in  der  Lehramtsprüfung  für  Gesang  und  Musikinstrumente. 
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Die  Verordn.  vom  22.  Angnst  1905  gibt  ein  Statut  IDr  die 
selbstBndige  Graveur*  nnd  Hedailleaschnle  in  Wien. 

Mit  Verordn.  vom  29.  Septbr.  1905  (R.-6.-B.  159)  ward  end- 
lich unter  Be^^eiti^^n^  sehr  alter  Provisorien  eine  definitive  „Schnl- 
nnd  Unterrichteordnong  fttr  Volkschnlen  in  Bfirgerscbnlen  pabliziert 

Die  neue  Schul-  und  Unterrichtsordnung.') 
(Verordnung  des  Mioisteriunu  fttr  Koitus  und  Unterricht  vom  2d.  Septbr.  1905, 

z.  isaoa 

labalt:  Erstes  Hanptstfick:  Von  der  allgemeinen  Volks- 
scbnle.  1.  Von  der  Elnricbtnng  der  Volksscbnle.  2.  Von  der  Schnl- 
pflicbt  3.  Von  der  Andnabme  in  die  Volksschule.  4.  Von  der  Ein- 
reibung in  die  Klassen,  Abteilungen  nnd  Gruppen.  5.  Von  der 
Unterrichtsseit  nnd  den  Ferien.  6.  Vom  Schulbesuche.  7.  Von  der 
Sebnlaai^t  8.  Von  der  Klassifikation  und  den  Zengnissen.  9.  Von 
den  Lehrkräften.  10.  Von  den  Rechten  nnd  Pflichten  des  Schnl- 
leiterv.  11.  Von  dt-r  Lehrerkonferenz.  —  Zweites  Hanptstflck: 
Von  der  lißrgerschnle. —  Drittes  HanptstHck:  Vom  T'riv  ir- 
nnterrirht  l.  Von  den  Privatleliranstalten.  2.  \'oni  häuslichen 
Unterricht.  Viertes  Hanptstück:  Von  der  Kinderfürsorge. 
—  tichlussbestimruungen. 

Am  20.  Septbr.  IW.')  ist  die  provisorische  Schul-  und  l'nter- 
richt>oninun}r  tnr  allgemeine  Volks-  nnd  liür^ci  s(  lnilen,  die  durch 
Jahre  ihre  Schuldigkeit  getan  hat,  durch  eine  neue  definitive 
ersetzt  wurden.  Wie  aus  obig-em  Inhalt  hervorgeht,  ist  das  Khiborat, 
dem  auch  eine  DorchfUhrangsverordnnng  beigegeben  ist,  ein  ziemlich 
nmHuigreiclies.  Geseicbnet  ist  dieselbe  vom  gegenwärtigen  Leiter 
des  Unterrichtsministerinms  Freiherm  v.  Bibhbbih;  der  Vater  dieser 
Schal-  nnd  Unterriditsordnung  ist  aber  sein  Vorgflnger  im  Amte, 
Prof.  Dr.  V.  Härtel,  der  sich  noch  in  letzter  Stnnde  entschlossen 
hatte,  den  Entwurf  in  aller  Stille  einem  Kreise  von  Lehrern  zur 
Begntachtung  vonul^;en. 

Daher  mag  es  gekommen  sein,  dass  die  Sch.-  und  U.-O. 
wiridicb  auch  Bestimmungen  entbftit,  die  anf  Sachverständnis  nnd 
Erfahmng  gegründet  sind  nnd  deshalb  alle  Anerkennung  verdienen. 
So  wird  im  §  18  jeder  Schule  eine  Lehrmittelpan schale  snge- 

*)  Von  einem  auch  in  Deutacblaud  durch  zahlreiche  schriftstcUerische 
Arbeiten  vorteilhaft  bekannten  Sehnlleiter  besproebra. 

Jahrboeli  der  intemat  Vardaf gimg.  s.  Bd.  135 
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wiesen,  im  ^  werden  die  Hauptferien  flu  all--  'MhuU-n  <l»'s 
ReicliKS  auf  /wt  i  Monate  ansj^redehnt;  im  §  Ü2  werden  «wischen  den 
einzf'lnen  Unterriditsstniult  n  l'anMcn  vor{resrhrii'bt*n  nsw.  Fflr  Bwei 
Bestinimiinpcn  winl  insl^fsontlttt'  di»'  Lrlin-rschalt  dein  Minister 
daiikhar  sein:  1.  dass  vnii  nun  an  der  Zwanjr  der  Matrikel- 
Inlirunfr  für  den  Lehrer  nnd  S.  Inilleiter  aut'lii'rr  nnd  dass  der 
l^elirer  fllierall  dort,  wo  er  ilie-.e  Arbeit  t'i •  iwilllL'-  iil«  iiiiniiut.  aueli 
eiit--i»rv<  laiul  hniioriert  wird  (i;  li;t):  2.  dus>  dt-r  Li  luer  ohne  Vor- 
behalt als  Anitsjierson  erkläit  nnd  unter  den  vollen  freset/lichen 
Schulz  der  liehörden  gestellt  wird  (i;  ll.s>  Ko  wird  nun  nicht 
mehr  vorkommen  Icönneu,  dam  dem  Lelirer  bei  Gericht  jener  Schntz 
verweigert  wird,  den  man  etwa  einem  Polizisten  oder  einem  Tram- 
wajlcondalctenr  anstandslos  gewährt. 

Viele  der  neuen  Bestimmungen  sind  nichts  als  ein  8cli9ner 
Aufputz.  Dazu  gehört  alles,  was  Bber  die  Einführung  des  Violin- 
spieles, des  Handfertiglceitsnnterrichtes  nnd  des  Unterrichtes  im 
Ifaschinschreiben,  die  Errichtung  von  Hilfsklassen  fttr  nicht  voll» 
sinnige  nnd  von  Förderklassen  für  schwachberShigte  und  schwach- 
sinnige Kinder,  die  Förderung  der  Jngendspiele  und  körperlichen 
Übungen,  die  Einfilhmng  von  SclmlSrzten  usw.  gesagt  wird.  Alle 
diese  Bestimmungen  ^elieii  vorlänfip  über  wohlirenieinte  Anreprungen 
nieht  liinans.  Wollte  die  ünterrirhtsverwaltung  in  dieser  Eichtunp: 
wirklich  Krtol-  i  l  ii  hes  schallen,  s<i  niiisste  sie  in  den  eigenen  Säckel 
greifen  und  das  kann  sie  leider  nicht.  Die  Schulauslagen 
weiden  in  Ostirreich  last  aut»8t:hlies.slich  von  den  Ländern  und 
Ot'Uicintlen  getragen. 

Neu  und  lnuhst  beachtensweit  sin<l  die  He*-' iiniiiii nt;en  über 
die  „Kinderfürsoi-ge".  dei-  ein  ei-renes  Kaidlal  trew  idnu  t  l-^t.  Am  h 
hier  gibt  es  eine  Menge  Anregungen,  deren  Austulining  die  lü  gieruiig 
nicht  .selbst  in  die  Hand  niumit,  suiideru  andern  überlässt:  die 
Gründung  von  Anstalten  zum  Schutze  nnd  zur  Beschftfliguug  der 
Kinder  auHserlialb  der  St^hnle,  insbettondere  von  Kinderhorten,  Be- 
scliüfrigiingsantttalten,  Kinderwslrroetituben,  JugendspielpIStzen  nnd 
Sappenanstalten,  ferner  die  Veranstaltung  von  Weihnachtsbe- 
scheerungen  und  Grilndung  von  Unterstützungsvereinen  und  Ferien- 
kolonien flir  arme  Schulkinder.  Es  wird  hier  das  ganze  Begister 
des  modernen  Fürsorgewesens  aufgezogen  nnd  vom  Lehrer  erwartet, 
dass  er  sich  bereitwillig  in  den  Dienst  desselben  stelle,  dass  er  ins- 
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besondere  andi  den  Pflegschaltogorichten,  den  WaisenrftteDi  Waisen- 

ratBvereinen,  Waisenkomitees  nnd  Kinderschntzvereinen  hilfreich  an 
die  Hand  gehe.    Die  Sch.-  und  ü.-O.  will  nicht  nur  ein  Zusammen- 
wirken   der    Schule    mit    dem   Pflegsoliaftsfjrericht  anbahnen, 
sondern  auch  niiti*r  Mirwirkiuijr  <1'  r  H«virkss(  linlbt'liördHn  in  Fällen 
vernachlässigter  häuslicher  Erzitliuti:^  hisoinh  if  zMassregeln  erniüg- 
lirhen.     Als   solche    gelten:    Eiii>(  hiäiiknuf;  ndt  r   Entziphung  der 
viiterlichen  Gewalt  oder  dtr  Rci  lite  dt-r  Muttt^r,  iH'stellung  eines 
anderen   Vormundes.   I  nterbringung   dts  Kindes   in  einer  andern 
Familie  oder  in  einer  hierzu  geeigneten  Anstalt,  Abgabe  des  Kindes 
in  eine  Besserangsanstalt    Die  zur  Dnrchführang  der  Bestimmungen 
ftber  die  EinderfSrsorge  notwendigen  Anordnungen  hat  die  Landes- 
echolbehörde  im  Einvernehmen  mit  dem  Oberlandesgerichtaprisidivn 
zn  tr^en. 

In  einigen  Punkten  zeigt  die  nene  Seh.-  und  U.-O.  eine  weit- 
gebende, bedauerliche  Nachgiebiglceit  gegMittber  klerikalen  Wfinschen; 
sie  setzt  sich  sogar  mit  den  Staatsgnutdgesetzen  in  offenbaren 
Widenpmch: 

1.  Nach  Art.  14  des  Staatsgrnndgesetzes  vom  21.  Dezbr.  1867 
Uber  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  kann  niemand  zu  einer 
kirchlichen  Haudlong  oder  zur  Teilnahme  an  einer  kirchlichen 
Ftierliclikeit  gezwungen  werden,  insofern  er  nicht  der  nach  dem 
(iesetze  hierzu  berechtigten  Gewalt  eines  andern  untersteht.  Im 
Widerspruche  damit  wird  im  §  10  der  nenen  Sch.-  und  Ü.-O.  eine 
Verpflichtung  der  Scliulkinder  zur  Teilnahme  an  religiösen 
Übungen  erwähnt,  werden  im  §  74  die  relifri">-'n  t'bungen  als 
verbindlich  bezeiclmet ;  ebensd  ist  im  i;  *'••■'>  die  \  eijitlifhluug  der 
Sehnlkiiider  zur  Tt  iluahiiie  ;in  den  kundgemachten  Keliirioiisübnugeu 
an^dnit  klieli  und  ulme  Einschränkung  ausgesprochen,  während  die 
Ausübung  eines  solchen  Zwanges  gegen  die  Kinder  nur  ihren 
Eltern  oder  Vormfindern,  nicht  aber  der  Schule  zusteht. 

Gegen  dasselbe  Staatsgrundgesets  verstiisst  die  Anordnung  des 
§  122,  womit  alle  Lehrperaonen  an  öffentlichen  Volksschulen  ver- 
pflichtet werden,  sich  sftmtlich,  ohne  Rflcksicht  auf  ihr  Glaubens- 
bekenntnis, an  dmi  ofAziellen  Schulfeierlichkeiten  zu  beteiligen,  also 
auch  an  solchen,  welche  in  kirchlichen  Veranstaltungen  bestehen, 
wfthrend  nach  dem  Gesetze  eine  derartige  Pflicht  den  Lehrpersonen 
nur  insoweit  auferlegt  ist,  als  nicht  kirchliche  Feierlichkeiten  in 
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Fra^e  kommen  nnd  selbst  bisher  nur  den  Lehrern  der  betreffendeo 
Konfession  eine  solche  Teilnahme  xngemntet  worden  ist 

2.  Naeh  Art.  3  and  17  desselben  Staatsgmndgesetzes  sind  die 
öffentlichen  Ämter  allen  Staatsbflrgeru  gleich  zngfinglich  und  ist 
jeder  Staatsbürger,  der  seine  Befithignng  hierzn  in  gesetzlicher  Weise 
nachgewiesen  hat,  berechtigt,  an  I  nr. n  i.  hts-  und  Vi  /irhungsanstalten 

ünterrirlit  zu  ertcllpn-.  «las  (il<  i<lif  tu  stimmt  §  ü  des  (n'srtzes  vom 
25.  üai  ftbor  <la><  Vfiliältnis  der  Si  lmle  zur  Kirolie.    Im  ij  112 

dpr  iiotnii  Sili  -  und  U.-(>.  da;r«U'ii  wird  füc  L:tndvs?(lnilli«^liörde 
ermiiclititrr,  in  wissen  Fäüt  ii  <ii»'  Kilanifuiit;  t  iiu  r  l.flirstfUe  von 
einem  Ittstinimtcn  l{<"liL'i'>nsh»'k«nntniss»-  aldiäng^ig  /ii  maclu-n. 

Nacli  §  70  der»  RL'i(  lis.volkssolinI}^m'tzes  vom  11,  Mai  l^'f'O 
dai  t  dii'  (i'  Ii«  litiii^^uiiir  7MV  Ki  richtuntr  ein*  r  Pi  ivatli-Iuansfalt  nicht 
Vi'iNuiil  werden,  weim  von  anderen  Hedinjjunjreii  abuevihcn  — 
ihr  I.ebrplaii  den  A iititrderun^ren  eiitsjiriclit.  welche  an  eine  ürtent- 
liciie  Srhule  fiotelit  w.  iden.  Na(  Ii  l'.'l  der  neuen  Seh.-  nnd  l'.-O. 
wird  da^-e^'-en  darüber  hinaus  aueli  von  den  Privatschuleii  die  Kin- 
haltun^  der  Vorsehrilien  über  die  reiit;iösen  t  bungen  an  MÜentlichen 
Volksscliub-n  verlangt. 

Da*«  Kiiidul  ülxr  die  Keeiite  und  rfliclileii  der  Lehrer 
enthält  eine  Menge  gntgemeinter,  aber  anch  ül»erHnsäiger  nnd  dehn- 
barer Bestimmungen,  wie  z.  B.  dass  der  Lehrer  den  Lehrplan  genau 
zu  befolgen  habe;  dass  er  vom  Stundenplan  nicht  abweichen  dttrfe; 
dasB  er  sich  auf  den  Unterricht  sorgföUig  vorzubereiten  und  die 
schriftlichen  Arbeiten  der  Schulkinder  gewissenhaft  zu  verbessern 
habe.  Auch  der  tüchtigste  Lehrer  kann  es  manchmal  für  notwendig 
finden,  vom  Stundenplan  abzuweichen  oder  auch  etwas  anderes 'vor- 
zunehmen, als  der  Lehrplan  gerade  filr  die  Woche  oder  für  die 
Stunde  vorschreibt;  und  wer  m\l  beurteilen,  ob  seine  Tfttigkeit  den 
angej^ebenen  (^ualiti'iten :  ..pMiau".  ..soriinilti«,'".  'a  i^-' iihaff*  ent- 
sprichtV  W  iihrend  auf  diese  \N .  ise  deui  weit  liehen  l-ein  er  Fugs- 
anfreln  jreie;:t  werden,  erluili  der  Keli^iiuuslehrer  (S;  144)  eine 
Sonderstelhinir;  auf  Arisu»  lieii  <ier  Kirrlieiiheliiirde  kann  der  Hezirk?*- 
Kcliulraf  i^estatten.  dass  der  lleliLM'Uislehrer  nur  an  jenen  Konferenzen 
teilzunehmen  braucht,  die  Uegen:>tände  beines  luterebt<.eukreiäe8 
betreüen. 

^)  Siebe  die  Verlaut barnni^  de»  Vereines  „Freie  Schale". 
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Die  neue  Schal-  und  Unterrichtäorduung  ist  reich  an  An- 
regungen der  vencbiedetttten  Art,  auch  an  solchen,  die  Uber  die 
bealehenden  Etnrichtnngen  hinausgehen;  da  hfttte  doch  auch  der 
aUerwichtlgaten  Fordemng  für  einen  gedeihlieben  Unterricht,  der 
Herabaetzang  der  Ar  eine  Klaaae  znlXiaifen  höchsten  SehVIerzahl 
(daa  Gesetz  bestimmt  als  eoldie  80)  gedacht  werden  kSnnen.  Anderen 
in  neneater  Zeit  erörterten  Notwendigkeiten,  wie  der  Unentgeltlicb- 
keit  der  Lehrmittel,  den  Schnlbftdem  vnd  der  Schnlkflche  ist  ohnehin 
ans  dem  Wege  gegangen  worden. 

AUea  in  allem,  die  neae  Schnlordnnng  hat  keinen  einheitlichen 
Gedanken,  es  fehlt  ihr  der  Zug  ins  Grosse:  die  Oberzengnng  von 
der  Wichtigkeit  nnd  Bedeutung:  der  Erzielinniarsauffipabe  der  Volks- 
achole,  die  nar  bei  vollster  Frcilieit  il)  s  Krziehers  {relöst  werden 
kann;  zn9ammeni;eleinit  aus  228  Paragraphen,  zumeist  einer  Serie 
von  kleinli<'hen  Kinengiingen  fttr  den  Lehrer,  ist  diese  neue  Schul- 
ordnung das  Werk  von  Heaniten.  Diese  tun,  was  iluipn  freheissen 
wird,  sie  stehen  unter  dem  Zwange  des  herrschenden  Systems. 

Daa  Hinisterinm  fftr  Kultus  nnd  Unterricht,  welches  anch  die 
Pflege  der  Kunst  mitumfasat,  hfttet  recht  eigentlich  die  ZankXpfel, 
um  die  nationale,  konfessionelle  und  politische  Parteien  sich  streiten. 
Jeder  Schritt  auf  einem  dieser  Gebiete  ist  politisch  ^efnhrlich,  und 
daa  grosse  Knnststiiek  besteht  liier  eben  darin,  keinen  Schritt  zu 
tun.  der  nicht  wirklich  völlig  unvermeidlich  nnd  unaufschiebbar  ist. 
I  h  r  berüchtigte  Hofrat  Schkimpp  samt  Kollepren  nnd  Vorgesetzten  sind 
hier  /n  Hause,  wie  ja  auch  Bi  kkhahd  diesem  Ministerium  angehörte. 
Aber  wenn  auch  die  Sünden  der  österreichischen  Regierungen 
wider  den  heiligen  Geist  gerade  in  diesem  Kessort  fühlbar  werden, 
so  darf  doch  (mit  einer  freilich  nicht  unwichtigen  Muditikaiiou  des 
geflitgelten  ^^'(Jrteä)  gerade  hier  gesagt  werden:  alles  verstehen,  heisst 
einiges  verzeihen! 

8.  Terwallmmabefaldk  den  biidela-  und  dea  Biaenhahn- 

ndaiatavlimia.') 

Wie  der  Beginn  der  KoiasBschen  Ära  eine  Reihe  hochhedeut- 
samer  wirtschaftlicher  Unternehmungen,  die  teilweise  freilich  als  zu 
llberstflrst  und  mehr  als  Mittel  zur  Ablenkung  des  Nationalitftten- 

1)  Zusammengestellt  Ton  Jur.  Caud.  Walteb  Kikiil,. 
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hadcrs  erkannt  worden,  anfonweisen  hat,  so  erlahmte  andi  im  Jahre 
1902,  dank  der  etwas  gesundenden  parlamentarischen  Verhältnisse, 
die  Arbeitslast  des  Ministerinms  nicht  Die  Reformen  anf  handele» 
politischem  nnd  gewerblichem  Gebiete  bewegen  sich  in  der  Richtung 
der  Vorgänger,  die  sozialpolitische  Gesetzgebung  weist  nach  langer 
Pause  wieder  einige,  wenn  auch  bescheidene  legislatorische  Erfolge 
anf.  So  (  in  Gesetz,  betr.  Vornalmu'  iAwr  Zülilnnü:  <ler  frewerblichon 
und  liiiidwirtsohaftlichfii  Hetriebe,  abermals  <>iii<'  ^'ernlehr^lng  der 
Gewi^rkinspektorat»  in  (i.  s.  t/.  zum  Zwecke  der  Bcgiinsrißung  von 
Gebäiuicn  mit  billi;:vn  Arbt  itt  r\\nliiinn?»'n,  sowie  eine  Reihe  von 
Veronlnniiireii  zur  \'<  rbesseiung  der  Lage  einiger  Kategorien  von 
Arbeitfin  untl  Iteamtfii. 

ivfiiier  müssen  wir  kniisrali»  r»  n.  li.iss  Lrl.'ifli/f'ititr  mit  lier 
zunehmenden  Vt  rschb  t  iii»  rnny^  der  jM.liiix  In  n  >iiuati<»ii  des  Kabinette» 
in  den  .Jahren  ll'<i:5  nnd  r.'i>4  iiifoltrc  der  Srocknn^r  der  parlanienta- 
risciten  'I'ätijrkeit  auch  die  il^s  Mllli^tel  inms  nachlii-ss. 

Viel  .schlimmer  scheint  sii  h  die  I  >ur<  lit'iiliruntr  iler  Riesen- 
iuvestitionen  ^ebtallvn  zu  wcdleii.  i>ie  Al|ienbahnfn,  welche  bereits 
im  Bau  begriffen  sind,  weisen  namhafte  Obemchreitnngen  auf,  die 
natürlich  eine  rentable  Ver/Jnsang  des  investierten  Kapitals  immer 
unwahrscheinlicher  machen  (der  Eisenbahnminister  Wittkk  musste 
aus  diesem  Grunde  demissionieren).  Die  Wasserstrassen  werden 
dem  Staat  ungezählte  Millionen  kosten  —  rentabel  wird  gleichwohl 
nur  der  Donan-Oderfcanat  werden,  der  freilich  neben  Wien  nur  den 
Kronländem  Uähren  nnd  Schlesien  zngnte  käme.  So  ist  denn  in 
die  DttrchfiihrungsmaKSregeln  fUr  die  Wasserstrassen  eine  allseita 
gewollte  Stocknn;:,^  pckommen,  die  dank  der  wie  in  Deutschland  an- 
wachsenden agrarisclien  Gep'na^itatien  die  Kanalprojekte  zn  ver- 
8Chlej>pen  droht.  —  Damit  wird  be;^reitlich,  dass  in  dieser  l^erichtJ*- 
periodc  keine  Verurdnun-r  anf  dif-i m  (irbietc  zu  entdecken  ist, 
obwohl  doch  die  Jn\ <  st it ion^ucsi  t/e  am  Sciilussc  der  vorherj^ehendt  n 
Periode  niit  trros>cr  M-  lnin  it  votieit  wordtii  waren.  l'as  jeder 
wii  li.ittlicln  n  Arbt  ii  »  n^v  idmie  ostcrrcic  Insdic  l'ari.iuicnt  hatte 
einer  l\it  .Ni  iivorlaL'»*  si  iiic  Zustimuiuiii.''  ^i  ^^clun,  die  in  erster  Linie 
politischen  Ki  uii^niiiircn  enrstaniinte.  J »er  aiihisslich  der  Erörterung 
der  I  bers«  lircituiitrcu  bei  den  .Mpenbahnen  erbdirte  .Sturz  des  Eisen- 
bahnniinisterb  trab  diis  Siptal  asnm  Sturze  des  Gesamt  ministerinms; 
aneh  dieses  war  mitengagiert  an  den  Versprechungen,  die  Wittkk 
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besonders  den  Polen  gemacht  haben  soll,  und  welche  nnn  als  eitel 
meb  heransstellten. 

Schliesslich  wurde  die  Kraft  des  Uinisterinms  voltkommeo 
dnrch  die  Sorge  am  die  brennende  Ansgleichsfrage  nnd  die  Befriedi- 
gaog  d«r  politischen  AnsprBche  der  einseinen  Nationen,  absorbiert» 
so  dass  die  Ungst  versprochene  Vorlage  einer  Alters-  nnd  Invali* 
ditAtsversichemng  noch  immer  nicht  sar  parlamentarischen  Brledignnic 
gekommen  ist  Der  Entwarf  des  Ministerinms  wird  noch  gründ- 
liche Ändernn^^en  nnterworfen  werden  mfissen,  nm  dem  Selbst- 
verwaltnngsbedürt'nis  der  Arbeiter  angepasst   zn   sein.     An  eine 
zielbewüsste  soziale  (leseCz^febniifr  kann  freilich  erst  nach  Schaffnng 
der   n»tioiialf-n  Autonomien  p-t  ihu  ht   werden,  wenn  die  I'arteien- 
trrnppieniu};  niclit  mt-hr  n;o-li  iiarionaleii.  sondern  sozialen  Munit  nten 
vor  sich  gehen  wird  uiiil  <lit'  l)eut.st'hen  ohne  Sorpe  für  ihre  K\i-ff  nz 
di  iii   Mll:;erneinen  Walilret  ht   znstininien  kriinicii.    Diese  |iolii  i-i  1h-ii 
Sohwieri^keit^'U  Hjiielen  mehr  noch  im  Ki.si  iil.ahii-  als  im  llaiidols- 
ministerinm  eine  böse  Rolle.    Für  im  Kessort  des  I  nterrielit.s  ver- 
weifrerie    Zngeständnisse    {»liefen    von   jeher  Kompensationen  im 
Eisenbahnministerinm  sich  m  finden. 

Die  Verhältnisse  in  l'nf^arn  bringen  mit  sich,  dass  die  Handels- 
beziehungen zum  Auslände  anch  unsererseits  nicht  in  normaler 
^Veise  geregelt  werden  können.  Die  bezüglichen  ErmSchtigungs- 
gesetsee  ^od  anter  I  aafgesfthlt  and  masa  hier  anf  die  dortigen 
Ansführangen  verwiesen  werden. 

a)  Gewerbe. 
n)  Betriebsslhlttnfafeaets. 

■\Vohl  das  grösste  Interesse  beanspracht  das  Gesetz  vom 
18.  Jannar  1902  (R.-(T.-li.  21),  betr.  die  Vornahme  einer  Z.-ihlnng  der 
gewerblichen  und  landwii  tschaftlichen  Betriebe,  mit  der  Durch- 
fnhmnp^verordnnng  vom  2^).  Miirz  1!M)2  (H  -O  -H  :)('>>.  Das  (.Jesetz 
beabsichtig:!  eine  nrnfasseiide  statistisc  he  Aufnalinit^  sMintliclu  r  l'nter- 
nehinnngen  nach  ihrem  Cliaraktcr  als  liross-  und  KUinVietrielie. 
Die  i;5f  4  nnd  des  (iesctzt-s  Ijostimmen  ausdrucklich,  dass  die 
Krhebnng  nicht  tiir  Zwecke  der  Stener-  und  Finanzverwaltung  zur 
A'erflignng  gestellt  werden  dürfe;  die  Zühlnngskommistnäre  sind 
daher  zu  strengster  Geheimhaltnng  der  Ergebniflse  ihrer  Erhebang 
verpflichtet  —  eine  Besdmmnng,  welche  angesichts  der  bei  ans  noch 
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immer  herrschenden  maog^haften  Steaermoral  von  grosse  Wichtig- 
keit iHt,  soll  Dicht  die  ganze  Arbeit  an  bewnsster  Ungenauigkpit 

der  Ang-abcn  l.i.ini  Soweit  es  sicli  nui  vorwiegend  gewerbliche 
Bezirlie  bandelt,  ist  <lie  Vornahme  der  Zählnog,  die  Schulung  und 
PrSsentiernnfT  der  Zählungskoniniissäre  haiiptsäclilich  Pflicht  der 
Handels-  und  (lewerbekaniniern :  di»'  I-eitnner  der  ganzen  Zählung 
oblicirr  di  i-  politischen  I5ezirksli.  lii.nie.  die  /u  diest  m  Zwecke  Zähl- 
ra^uns  Idldet  (i;  iler  \'eroi  ilmiii::  I.  IMt-  Ziihlungskniiiniissäre  für 
die  landwirtscii.iMlii  hell  l!t*tri'  Kf  si.lN  n  von  den  Land»  .-kiiltiirrüten 
bezw.  Lan.Uviri>.  halt^;^. xjIIm  iiallt  ü  aiij;esjiroolien  werden  (Jjj;  4,  ^^); 
ihre  An^^rii.hung  und  Au.sstiittung  mit  Legitimationen  erfolgt  durch 
die  pulitische  B«>zirksbehörde  (§  Ü).,  Nachdem  so  die  „Vorbereituug 
der  Zahlung-  getroffen  wurde,  hat  die  DnrchfDhning,  welche  ent> 
weder  von  Hau«  zu  Hans  oder  kommissionell  vorzanehmen  ist  (§  10) 
nnd  zn  deren  Unterstütziing  sSmtliche  Behörden,  besondert  die 
OemeindevorstSnde,  verpflichtet  sind,  mit  dem  „Stichtage**  vom 
8.  Jnni  1902  (§  1)  zn  beginnen,  nnd  ist  tnnlichst  hinnen  drei 
Wochen  za  beenden  (§  14). 

Der  Abschlnss  der  Zählung  geschieht  fttr  die  landwirtacliaft- 
licheu  Betriebe  durch  die  politische  BezirksbehOrde,  fttr  die  gewerb- 
liche durch  die  Handelskammern  (§§  16  und  17);  beide  senden  ihr 
Uaterial  zur  endgültigen  Aufarbeitung  an  die  statistische  Zentral- 
kommission. 

Die  Ergebnisse  dieser  grossen  statistischen  Arbeit  liegen  in 
einer  IJeihe  sorgfältiger  Publikationen  der  genannten  Zentral- 
koniniission  vor,  die  sich  unter  anderem  sogar  auf  eine  Zählung  und 
Charakterisierun!r  d.  r  Ar)»»  ir»  r.o  Li  niis.itionen  erstrecken.  Dui*ch 
das  gewonnene  Matt  iial  sind  wir  im-ianl.'.  einen  Kinblick  in  die 
Verteilung  von  Gros^-  nn.l  Kleinbcf  i  i.  1.  .  in  d<  ii  vei  <rhiedeneu 
Zweigen  der  landwirtschaltlichen  tuid  g»  \s»'iblichen  Produktion  ZU 
gewinnen  —  eine  Grundlage  künftiger  nszialer  (.iesetzgebung. 

Um  wenigstens  einige  der  interessantesten  ErgebnisHe  der 
Erhebung  den  volkswirtschaftlichen  Kreisen  im  Ausland  mitznleilen, 
führen  wir  (dem  Doppelcharakter  der  „internationalen  Berichte'* 
entsprechend)  einige  einem  Artikel  der  Arbeiterzeitong  entnommenen 
Daten  hier  an. 

Die  Betriebszählnng  zerfiel  in  zwei  gesonderte  Erhebungen: 
die  der  landwirtschaftlichen  und  der  gewerblichen  Betriebe. 
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Bisher  ftind  nur  die  Ergebniaee  der  gewerblichen  ZftUang  veröffnit- 
Ucht.  Sie  worden  mit  zwei  Formnlaren,  dem  Betriebsbogen  nnd  der 
HeimarbeiterkaTte,  anfgenommen.  Die  Anfiubme  der  Heimarbeit»» 
betriebe  ist  voUstBndig  misslnngen.  Durch  den  nngiadcliehen  Ge- 
danken, fttr  die  Änltaahme  der  Heimarbeit  eine  besondere  Karte  zu 
verwenden,  hat  man  ilir  die  lüeinsten  T^t-t riebe  eine  Zälilnng  mit 
zwei  Forraularen,  die  sieli  schwer  vereinigen  lassen. 

In  die  vorlüntigen  Ergebni&se  sind  die  Ki»eubahnen.  die  Hanlcen, 
Sparkassen  nnd  die  registrierten  Erwerbs-  nnd  Wirtscliaftegenosseik- 
sdiaften  nicht  einhezosren. 

In  den  übrifjen  Gewerbeklassen  zählte  man  in  Österreich 
ii«H277  Haupt-  nnd  r,2<Sl«)  Nehenbetriehe  mit  -i^AllC^l  tätigen 
Personen,  die  mit  dem  Betriebsbog-en.  und  lUIT) <.•',»:,  lietritbe  mit 
4*»3')36  tätigen  Personen,  die  mit  der  ITeimarbeiterkarte  };ezälilt 
wnrden.  64 "'q  der  Betriebe  —  wir  sprechen  vorliiufit,'  mir  von 
den  mit  Betriebsbogen  {jezäiilteu  —  ent(ielen  auf  die  Ki-zeugnng.s- 
gewerbe,  36 ^/o  auf  Handel,  Verltelir  nnd  sonstige  Gewerbeklassen. 
Die  meisten  Betriebe  finden  sich  im  Handel  mit  fester  Betriebs- 
ststte,  dann  in  der  Bekleidnogs-  nnd  Pntswarenindnstrie  nnd 
seliUesBlieh  im  Ctest*  nnd  SehankgewerlM.  Diese  drei  Gnippen,  die 
yorwiegend  im  Kleinbetrieb  arbeiten  mflsseSf  umfassen  allein 
56%  sftmtlicher  Betriebe.  Von  dem  Best  der  Betriebe  finden  wir 
noch  eine  bedentendere  Anzahl  in  der  Nabmngs  nnd  Gennss- 
mittelindnstrie,  in  dar  Industrie  der  Holz-,  Flecht-  und  Scbnltzwaren 
nnd  in  der  Metallvenrbeitnng,  die  insammra  neuerdings  21%  der 
Betriebe  umfassen.  Über  die  Bedeotvngf  die  diese  Gewerbeklassen 
im  tr^werblichen  Leben  liaben,  sagen  nns  die  Zahlen  über  die  Be> 
triebe  allein  allerdings  nnr  sehr  weni<^.  Die  grössere  oder  geringere 
Zahl  der  Betriebe  in  einer  Gewerbek lasse  hän}?t  zusammen  mit  der 
grösseren  oder  geringeren  Konzentration  in  diesen  (Truppen.  Es  ist 
daher  auch  die  Zahl  der  tütigen  I\rsorH»n  zur  Benbaehtung  heran- 
zuziehen. In  den  ersterwähnten  drei  Gewerbt'klasjit-n  sind  nur  rund 
Si^lo,  in  der  zweiten  Gruppe  21  "/q  der  tätigen  Personen  bt-sohäftigt. 
während  die  Textilindustrie  allein  fast  10%  sämtlicher  tätigen 
Personen  für  sich  beansprucht. 

Allein  schon  diese  Gruppierung  zeigt,  dass  Österreich  im  Ver- 
gleich mit  Deutschland  ein  betriebsarmes  Land  ist,  da  die  not- 
wendigerweise sahlreicben  Betriebe  einen  so  grosse  Raum  in 
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Anspruch  nehmen.  Noch  mehr  zeigt  sich  dies  bei  einem  Vergleich 
mit  der  BeviakemngsKabl.  Während  man  bei  der  dentschen  Betriebe* 

zHIilnng:  vom  Jnlire  1S0r>  anf  10000  Bewohner  712  Betriebe  fand,  . 
fallen  in  ( >st»Mn'i(li  si*>l>fn  Jahre  spSter  anf  10(Ht()  Kimvulmpr  nnr 
515   Ijetrit'be.     Die   betriebsärinsten  Op}rend«-n   sind  Dalniatien 
(244),    Hnkowina  (244).    Istrion  und   Galizif-n  {'V29), 

während  Vornilherir  l-^J-i  H''>hirirn  71"'.  Ni< dfrösterreich  670  and 
Trietit  Heti-iel»e  auf  loduu  Kiiiwiiiincr  aufv.ri-r. 

Diese  pperiiifren  Zahlen  sind  hIi-m-  ni<  ht  »iwa  ant"  eine  »rrosse 
Konzentration  der  Hetrielie  zui  ii<  k/iitiilii  eii.  Im  ( te>,'eiiteil.  Öster- 
reich hat  ersehreckend  weniir  (ire>sl!(  ti  iebe.  I  »er  Üetrritl'  de.s  tirnss- 
hetriehes  ist  ja  stritistiscl»  niilit  leiclit  zu  fassen.  I>ie  Zählunf?  hat 
auch  keine  Versuche  gemacht,  die  einzelneu  ^lerkuiale  des  Gross- 
betriebes, die  Zahl  der  Arbeiter,  die  Form  der  Untemehmnog,  die 
Zahl  nnd  Art  der  Motoren  in  einer  Tabelle  an  kombinieren.  Dennodi 
werden  wir  die  fiigenschafk  des  Grossbetriebes  am  besten  ans  einer 
Zerteiinng  der  Betriebe  and  titigen  Personen  nach  der  Zahl  der  in 
den  einzelnen  Betrieben  tätigen  Personen  ermessen  können,  insbe- 
sondere bei  den  Ersengangsgewerben.  Von  je  100  Betrieben,  be- 
ziehnngsweise  Personen  waren  in  Betrieben  mit 

ErzeufiruD^-      Handel,  Verkehr,  „ 

Personen  ,  ,      .  Zusammen 

(,'e\verl>i'  >uiistiir''S 

Betrielie  rersoiien  Jk-triolie  rrrsoiieti  I)etri»^l»e  IVrsonen 


1 

:.7,7;t 

2!»."«fi 

4  (■).(»:. 

12.72 

2~ 

.-»i.7;{ 

■'.(».ir. 

•'!'.'.  2. ') 

4S.'.»2 

47.;54 

•  Ml  — 

♦;^iu 

4.m 

7,71» 

l.'.ts 

7.21t 

:!.7'.< 

7.7:. 

11-20 

1,94 

5,88 

U,G4 

4,50 

i,;w 

Ö,(i7 

21—100 

1,74 

15,64 

0,31 

5,62 

1,16 

13,71 

101—800 

0,43 

13,30 

0,02 

1,63 

0,21 

11,06 

äber  300 

0,21 

18,43 

0,01 

2,48 

0,06 

15,32 

Aller  auch  unter  d<  ii  t.ilii  iksmftssipen  Hetriehen  überwiejjen 
die  kh  iiH  ren  Hetri«'he  weitaus.  Von  den  IMH'.ts  fabrik.su)assiß;en 
Betriehen  Itahen  10317  nur  zwischen  21  nnd  100  Arbeiter,  mehr 
als  100  Arbeiter  haben  in  ganz  Österreich  nnd  in  allen  Klassm  der 
Erzengnngsgewerbe  nnr  3081  Betriebe,  mehr  als  300  Arbeiter  haben 
nnr  831  Betriebe.  Allerdings  haben  diese  831  Betriebe  517528 
-  tätige  Personen,  während  die  früher  erwähnten  10317  Betriebe  mit 
21—100  Arbeitern  nnr  430075  tfitige  Pei-sonen  beschäftigen. 
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Unter  den  einxelnen  Gewerbeklassen  ist  der  Httttenbetrieb 
allein  fliwrwiegend  iSibrikaiDSssig  betrieben.  Die  Betriebe  mit  mehr 
als  zwanzig  Personen  sind  10%  sSrntlicber  Betriebe,  in  denen 
98  Prozent  aller  titigen  Personen  beschäftigt  sind.  Ihm  ranächst 
Siebt  die  Industrie  in  Eantscbnk  nnd  Gnttapercha,  in  der  zwar 
nnr  18<*/o  aller  Betriebe  fabrikandtasigaind,  diese  aber  94*^1^  sftmtlicher 
tfttigen  Persouen  amfassen.   Hieranf  folgen  die  Textilindustrie, 
in  der  10%  der  Betriehr  mit  fiß^^  ^,  der  Personen  zn  den  fabriks- 
mässigen  zn  rechnen  sind,  die  Papic'ri udnstrie  mit  12*^0  de r  He- 
triebe  und  74  ^  ^  der  Personen  nnd  cndlicli  die  Anlagen  für  Kraft 
und    Licht    mit    10        der   Betriebe   nnd    71"o  der  T'ersonen. 
Hervorzuheben    ist    schliesslich    noch   d;is   <TO\verhe   der  Urpro- 
duktion,   in  dfiii   zwar  nur  1» " \^  (h  r   Ürtrit  br,  aber  H7  ^.q  der 
tätigen  Personen  zum  labi  iksmiissigcn  Ititrifb  ^»li.pren.  Charakteristisch 
ist.  dass  unter  den  aniret'iihrten  *TC\veibeklasscii  sieh  mit  Ausnalime 
der  Textilindnstrie  keine  finden,  die  auf  dtm  W  elt  markt  für  die 
allgemeinen,  grossen  und  unentbehrlichen  Bedürfnisse  den  Ausschlag 
geben.   (Die  österreichische  Orossindostrie  scheint  eine  Industrie 
der  Special itftten  zn  sein). 

Zu  einem  ähnlidioi  Resnltat  gelangt  man,  wenn  man  die 
Österreichischen  „Biesenbetriebe**,  die  B^riebe  mit  mehr  als  300 
Personen  betrachtet.  Von  den  881  Riesenbetrieben,  die  in  den 
Erzengingsgewerben  geafthlt  wnrden,  entfielen  259  auf  die  Textil- 
industrie nnd  144  anf  die  Urprodnktion,  also  anf  den  Bergbau. 
Damit  sind  schon  47%  der  Biesenbetriebe  Terbrancht.  Dann 
weist  noch  die  Hetallverarbeitang  eine  namhafte  Anzahl  von  Biesen* 
betrieben  anf,  nämlich  84,  das  Bangewerbe  78,  die  Maschinen- 
indnstrie  61,  die  Industrie  in  Steinen,  Erden,  Ton  und  Glas  55  nnd 
die  Industrie  in  Nahrnngs-  nnd  Gennssmitteln  50.  Die  restlichen 
hundert  Riesenbetriebe  verteilen  sich  anf  neun  andere  Gewerbe- 
klassen, während  das  Tapezierer-,  das  (tast-  und  Sehankgewerbe  nnd 
die  Indnstrie  im  Umherziehen  überhaupt  keine  so  grossen  Betriebe 
haben.  Auch  konzentrieren  sich  diese  Betriebe  auf  einen  ganz  kleinen 
Teil  des  Keidies.  In  Brdimen  liegen  M*<.  in  Niederrisf,>rreich  132, 
in  Mähren  124.  Diese  drei  Länder  zusammen  beherbergen  72'*/0 
der  Kiesenbetiieb»'. 

Zu  ganz  ähnlichen  Ergebnissen  gelangt  nian.  wenn  mau  ein 
anderes   Merkmal  des  fabriksmässigen  Betriebes,  die  Form  der 
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Unternehniniigr,  betrachtet.  Die  Zftblnng  unterscheidet  da  xwieehen 
physischen  nnd  jnristiachen  Personen  als  Inhabern,  bei  den  ersteren, 
ob  der  Inhaber  den  Betrieb  allein  oder  in  Gesellschaft  mit  anderen 
besitat.  Bei  den  juristischen  Personen  wird  eine  ganm  Beihe  von 
Benennungen  anfgeftthrt,  die  man  flbersichtlich  am  besten  danach 
ordnet,  ob  als  Inhaber  eine  Aktieuirfst  ll^s« iiafi,  eine  öffentliolie  Körper- 
scliaft  (Staat,  Land,  Bezirk,  Gemeiinle),  die  Kirche  oder  eine  andere 
Korporation  fung^iert.  n<'r  erösst*  Tel]  dir  Ürtriebe.  bei  den  Er- 
zpnjj;'nnqrK|?t'werben  5,  beim  liaiidel  und  \  erkeiir  9-\ß,  im  allge- 
meinen sind  im  He^^itz  von  jdiysisrlien  l'ersonen. 

Wir  liaben  nnr  "iT^").")  Aktienp  sellsi  lialn'n.  die  allerdings  mehr 
als  ^^'(^  siiiiitliclier  tiitiu^en  Personen  brs(li;it'tif;en.  Im  Ilesitz  von 
riitt  rii liehen  Körjiersrhaften  —  die  F.isenbahnen  sind  nicht  mit  ein- 
hv/Mzru  -  st»'h''n  'l'^Cii  l*.('tri<'bt',  die  '2f>^(^  sämtlielier  tätifren  Per- 
sonen bi  st  liäi'iij^i'u.  Die  Kiidic  liiU  •IMT."!  Prtriebe:  2K2  in  den 
Erzeuf^un^'s^ewerben  nnd  2142  im  Handel  und  Verkehr,  aber  sie 
beschätitigt  ntir  2880  Personen. 

Schliesslich  sei  noch  anf  die  Beruftstellnng  der  tätigen  Per- 
sonen eingegangen.  Es  ist  nnr  selbstverstftndlich,  dass  die  Zahl 
der  Arbeiter  die  Zahl  der  übrigen  Personen  flberwiegt  trotz  der 
grossen  Ansahl  der  Kleinbetriebe.  Von  den  8517767  in  den  ge- 
werblichen Betrieben  tätigen  Personen  waren  tätige  Inhaber  nnd 
Pächter  893099,  technisches  nnd-  kflnstlerisches  Anfsichtspersonal 
22014,  kanfininnische  Beamte  296796,  gewerbliche  Arbeiter  2090741 
nnd  untergeordnetes  Dienstpersonal  215117. 

Im  allgemeinen  ergibt  sich  doch,  dass  trotz  der  grossen  AnsaU 
der  Kleinbetriebe  die  Giossindustrie  in  Osterreich  eine  Hedentnnj^ 
hat  nnd  einen  Kaum  bi  ansiirucht,  der  in  Iceineni  Verhältnis  steht 
7.\\  (Irr  Schwäche  des  Kinflusses  der  ürossindastrie  anf  die  gewerb- 
liehe  Politik. 

i'i)  Änderung  der  Gewerbeordnung  usw. 
Anf  dein  lit  bit  te  der  werlMMirdnunt^sfresetzp-ebnng  iiabcn 
wir  auch  in  dieser  l{iMichtsf)erittde  eine  h'eihe  von  Anderunjren  zu 
verzeiilineii.  die  sich  hanptsiiehlicli  auf  die  Stelhuijj  der  Ciescliäfls- 
reisenden  beziehen.  I>as  (ie>.etz  vum  2'..  Februar  VMK\  (K.-O.-B.  40) 
ändert  die  Sjij  59  und  60  des  (jesetzes  vom  14.  März  1883  (R.-G.-B. 
39)  dahin  ab,  dass  sämtlichen  Handlnngsreisenden  der  direkte  Ver^ 
kauf  von  Waren  vollkommen  untersagt  wird,  die  Entgegennahme 
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von  BeBtellnngen  auf  Gmnd  vorgelegter  Haster  nnr  von  solchen 
Personen  entgegengenommen  werden  darf,  in  deren  GeschXftsbetriebe 
YTaren  der  angebotenen  Art  Verwendung  finden.   FQr  Kolonial- 

nnd  Spezereiwaien  wird  diese  Bestinininng  noch  verschfirft,  so  dass 
selbet  Bcbriftliclu-.  auf  iM-stiiniute  VViiren  lautende  Auffordernng  von 
Personen^  bei  welchen  die  betretVeuden  Waren  nicht  im  GeschJifts- 
betriebe  Verwendnng  finden,  verboten  ist  (Art.  1  .'i9.)  Eine 
Dnrchbreolnniir  erfährt  dieses,  von  der  bei  uns  herrschenden  Hoeh- 
tliu  der  Zunttlrenndliohkeit  diktierte  Gesetz  tun  tiii  l  liivii-  und 
,7u\velenerzentr«'r  5*.'a>.  Ansserdfui  wiid  .li-n  I landclsa^enren  ver- 
boten, War«  11  tiir  t  iLn  iu-  Kochnunj?  zu  verkanfVn  (i;  riOci.  r>as 
bieten  im  riiiht  i  zii  ln  ii''  ist  d«'n  liest i nun unL'-i  u  übtT  den  Jiau>i«  i  - 
handel  unterwui  tVn  und  wird  nur  für  Erzeufrnist>e  der  T.and-  und 
Fui^t Wirtschaft  nach  Massgab'j  des  durch  die  (Jemeinden  zu  be- 
stimmenden Bedflrfnisses  freigegeben  (§  60).  Die  Verwendung  von 
Kindern  anter  vierzehn  Jahren  Ist  verboten,  die  von  weiblichen 
Personen  anter  achtxehn  Jahren  kann  von  der  GewerbebehGrde  unter* 
sagt  werden. 

Die  Dnrcbfllhmngsverordnnng  vom  4.  Septbr.  1902  (B.-0.-B. 
179)  befreit  eine  Reihe  von  Erzeugnissen  der  Grossindastrie  von  dem 
Verbot  des  Anftnchens  der  früher  bezeichneten  Personen  nasser- 
halb  des  Standortes.  Femer  finden  wir  in  dieser  und  in  der  Ver- 
ordnung vom  27.  Desmbr.  1902  (R.*G.*6.  242)  eine  schwere  Menge 
bf'lagtender  Bestimmnngen  Uber  die  Ansstpllnng  von  Legitimationen 
für  Handlnngsretsende,  wornuter  die  Forderung  eines  von  der  (le- 
meindebehürdc  anRzastellenden  riijoroRen  I.enmnndszenenisses  auffällt. 

Eine  Kundmachung  des  Handels-  und  des  Arkerbanministrriunis 
vom  2.  Februar  V.H)4  (R.-G.-B.  10),  betretl'end  die  Abänderung  des 
Statutes  des  Industrie-  und  I.andrates,  behandelt  die  Zusammen- 
setzung der  Sektiiin  für  Industrie,  Gewerbe  und  llanilel  i  ^;  MI.  IT.  Hl), 
smvie  die  Unterabteilung  des  Industrierates  in  drei  (irnpiien:  i,  An- 
gelegenheit<*n  der  Zoll-  und  Handelspolitik.  Fiirderung  des  Aussen- 
haiidels:  II.  Massnahmen  zur  \  erhesv.  i  nnjr  der  heimischen  l'ro- 
duktieiiisverlialtniKse;  III.  Verkehrseini  ielit  niitren. 

Zu  erwähnen  wären  n.  a.  eine  aus  hygienischen  Gründen 
erlassene  Verordnung  vom  4.  Jnni  1902  (R.*G.-B.  113),  betreflTend 
die  beschrfinlite  Zulassung  von  Kupferverbindungen  bei  der  Kon« 
eervierong'  von  Frfichtra.    Femer  eine  Verordnung  vom  5.  Jnni 
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1902,  mit  welcher  Bestimmung«!!  fiber  die  behördliche  Registriernng 

von  Plüinhfii  im  Siniu'  di->  tj  9,  Aliiu'a  2,  drs  Gesetzes  vom  25.  Ok- 
t^.lK-r  llMil  (H.-G.-B.  26),  betreffend  den  Verkeiir  mit  Butter,  Käse, 
Schweintsrhinalz  naw.,  prla«*sen  \ver<lt  n:  weiter  eine  Kundmachnng 
vom  6.  Ausrast  VM^l  tl{.-(i.-l5.  l>.(i|,  betrettend  Kirlmnj?  von  .Mileh- 
kannen  und  anderen  Milch^i-etas.s.-n ;  endlich  >'i\\r  Kiindniaelnui^'  vom 
ti.  Aug-nst  l'.»(i2  (1{.  <;.-I?  1S2),  »M  ir-  ti,  iid  eiciiamtliche  i'rülung  und 
Beglaubigung  vuu  Kk-kU  i/itäUsverbrauchsmeäiiern. 

b)  Sozialpolitik. 

Das  Ministerium  v.  KOkbbk  liat  den  Poetulaten  der  Soual* 
reform  sich  nicht  verschlossen,  aber  anch  nnr  zugemd  and  unzu- 
reichend gearbeitet  Sehr  zn  begrfissen  wäre  eine  wirklich  durch- 
greifende  Vemiehrunsr  der  Cew«  rbeinspektorate.  Diese  Institution 
hat  <h  h  tmtz  der  I  beibürdun;:  der  wenigen  Beamten,  sowie  des 
Jlantrels  exekutiver  (i.  walf  der  1  nüpektoren  im  allgemeinen  reeht 
put  bewährt.  I>ie  Inspcktiu-  ii  beweisen  in  den  meisten  Fällen  viel 
\'erstän(luis  für  dl*-  Ht-dürtiiisse  der  Arbeitersehaft.  ihr  Eingreifen 
bei  Jj<dinstieiti{i:kiitt'n  ist  iti  den  mtist.ii  Fällen  erfnlg-reich.  Es 
ist  daher  zu  bedauern.  da>>  die  \  i  r.  i (linu>;r  vnni  1<1.  Juni  1902 
(l;.-(l.-H.  l:tl)  eine  Kiuleiluni^  in  nur  21t  AulNiehtsbezirke  vorsielit. 
dei  i-ii  Aul/;ililiuii,'-  wir  uns  t'iii.'li<  Ii  ersi  aren  kennen.  IMe  Anzahl  von 
bloHx  4  Bezirken  in  dem  iuduslrierejehen  Nieder-Hsterreich  (gegen- 
über 2  in  dem  vulksarmen  Banernland  Tirol)  sagt  ^'enug. 

Das  Gesetz  vom  8.  Juli  1902  iR.-G.*B.  144)  gewährt  jenen 
WohngebSnden,  welche  auf  bisher  unverbauter  FlSche  oder  auf  der 
Banarea  eines  bis  zur  Erdoberflüche  vollständig  niedergerissenen 
Hauses  zn  dem  Zwecke  erbaut  werden,  um  Arbeitern  gesunde  nnd 
billige  Wohnungen  zu  bieten,  eine  24  jahrige  Befreiung  von  der 
Hansklassensteuer,  sowie  von  der  Hauszinssteuer  und  von  der 
5  ^/o igen  Steuer  vom  Ertrage  zeitlich  steuerfreier  Gebäude.  Diese 
gleiche  Begünstigung  geniessen  anch  Gebäude,  welche  in  wenigstens 
15  Aniniit.iten  an  Arbeiter  veikant't  werden. 

Als  „.\rl)eiter**  bezeieluiet  dieses  Gesetz  im  2  jene  p'gen 
Lehn  in  N'eruenduiitr  sfeiu-nde  J'ei-sonen.  welche:  a)  al»  alleinstehend 
niebt  Miebr  ids  ]2<'it  Kr.,  b;  uiil  2  4  k.'.jiHir'  r  Familie  isiid  Kr., 
e)  mit  liiiil"  und  iiielii'  K«'i»lt  II  2  l>>it  Kr.  \  im  ili. n- n,  jtie  (.iebäude 
künneu  »ein:  Familien wuhiihäuser,  Ledigenheime  uiier  >>chlat-  und 
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Logierbiaa«r.  SelbstTentftndlich  entbftlt  das  Gesetz  (im  §  5)  Be- 
Btimnrangeii  ttber  MindestaiisoiasB  der  Zimmer,  hygienische  Bin- 
Tichtnngeii}  fUIs  die  Begfinstigang  bewilligt  werden  solL  In  bezog 
auf  Schlaf-  nnd  Logierhänser  wird  die  Beg-ünstig-nn^  nur  an  von 
Gemeinden,  Stiftungen  usw.  errichtete  Gebäude  frteilt.  Die  Ver- 
zinsnng  darf  im  allgemeinen  keine  grössere  als  die  landesübliche 
(bei  den  Sparkassen)  sein  11).  Im  übrig-en  Ist  die  Festsetzung- 
der  Wuhnun^siniete  Sache  des  Hauseigentümers,  die  Kündigungsfrist 
darf  nicht  weniger  als  H  Tage  betragen. 

Mit  dem  Gesetze  vom  10.  Jnli  1002  (R.-G.-H.  152)  tie]  eine 
der  Hanernschaft  verluisst«;  Institution:  die  ärarisrhen  Strassen-  und 
i'berfahrtsmauten.  Die  I'berfuhren  werden  den  hieran  beteiligten 
autonomen  Körperschaften  zum  Betriebe  überlassen.  Die  Htihe  des 
Fahrgeldes  wird  von  der  Laiidesbehiii <le  festgesetzt,  die  Stra^sen- 
maut  ist  auf  ararischen  Strassen  gänzlich  aufgehoben. 

Da.s  Gesetz  vom  22.  Juli  1UU2  (R.-G.-B.  155)  schaltet  einige 
Znsatzbestimmnngen  cum  teehtten  Haiiptatilcke  der  Gewerbeordnung 
ein.  Damach  sollen  die  Bestlmmiingen  des  ^  88  a  auf  Eisenbahn- 
banantemehmvngen  Anwendnog  finden.  Das  Gesetz  vom  28.  Jnli 
1902  (R.>G.-B.  156)  regelt  das  Arbeitsverhiltnis  der  bei  ßegiebanten 
von  Eisenbahnen  verwendeten  Arbeiter.  Unter  Begiebanten  versteht 
das  Gesets  „alle  ausserhalb  des  Rahmens  der  gewöhnlichen  Bahn- 
erhaltnng  bewirkten  Bauarbeiten";  unter  den  nHilfoanstalten^ 
Betriebe,  welche  swar  den  Betriebszweckeu  der  Bfdin,  nicht  aber 
der  nnmittelbaren  Abwickelung  des  Verkehrs  dienen  (§  2).  Die 
Bahnverwaltung  hat  alle  Vorsorge  für  die  Gesundheit  der  Arbeiter 
SU  treflPen,  vor  allem  Schutzvorrichtungen  beizustellen.  Die  ge- 
nelimigten  Arbeitsvorschriften  sind  in  den  Arbeitsstütten  sichtbar 
anzubringen  (§  5).  Das  Aufsichtspersonal  liat  die  Arbeiter  auf  die 
Gefahren  des  Betriebes  iiiifiiierksam  zu  iiiar!i(Mi  li;  T.).  Die  Maxinral- 
iirbeifszeit  betragt  11  Stauden  pro  Tag.  .Auf  \'errichtuiigfii.  welche 
der  eigeiif ü^^lien  Arbeit  als  Hilfsarbeil  vorausgehen,  findet  diese 
Bestimmun^r  keine  Anwendung  (z.  B.  Keinigungl  Die  Bahnver- 
waltuug  kHiiu  um  eine  notwendige  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
ansuchen,  Jedoch  nicht  für  mehr  als  12  Wochen  im  Jahr  und  nur 
bis  zu  2  tagliehen  Überstunden  (§  7).  Die  Arbeitspausen  sollen 
nicht  mehr  als  1^,  Stunden  im  Tag  dauern  (§  8).  Die  Sonntaga- 
rnhe  versteht  sich  ab  6  Uhr  firüh  nnd  dauert  24  Stunden  (§  9). 
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Als  Kündit^iin^stVist  wird  eine  beiderseitig:  viei-zelmtSp'^  aii> 
^^fnoinnien,  falls  nicht  eine  andere  vereinbart  wird,  die  jedoch  stets 
beiderseitig  gleich  sein  mnes  (§  17).  Die  L<din%ahlung:  rnnss  in 
bareni  (ielde  erl'nlg:fn,  Lohnabziijje  sind  nnr  nach  dem  verürtentlichteti 
Tarif  vorznnehnien  ii;  is».  I»ic  K'  nventiunalstraf^'elder  sind  zum 
Besten  lier  Arl)eiter  /.n  verwenden  (j;  -Wi).  Nnr  weiren  taxativ  auf- 
}re/ähltt'r  pruber  Fälle  ist  das  Arbi  jtsvei  liitltiii>  als  aufgreifst  ZU 
lu  trai  Ilten.  l>er  \'l.  Abseliniit  seln  -inkt  die  \  ei  wendiinir  jn^cend- 
liclier  Arbeiter  und  Kranensiierstuien  ein.  Lehrlinge  diirfen  nur  für 
Werkstätten  anf^reiioniinen  werden. 

Aiii  1  l  .  lniiiii  l'.<it:;  erf'di^te  /n  die»  ui  (Tesetze  eine  VoUzugs- 
verordi\iuiji  (ir  ci.  ll.  i^si.  l>ie  Frap'.  ob  «'in  einzelner  Betrieb  als 
unter  das  vurliet^ende  Uesetz  fallende  „l{e;;iebaut"  oder  ab  „Hilfs- 
austalt"  anzuseilen  ist,  wird  im  InBtanzenznge  bezw.  durch  das 
Eisenbahnministerinm  entschieden.  Zn  §  5  des  Oesetxes  entbSlt  die 
Verordnung  eine  grosse  Anzahl  von  VerfQgnngen  über  Schntxvor* 
richtangen  und  Arbeiterschntz. 

Eine  Verordnung  vom  16.  Oktbr.  1903  (R.  0.>6.  210)  ändert 
die  Ministerial Verordnung  vom  27.  Hai  188&  (R.-U.-B.  82)  dahin  ab, 
dass  bei  Tnnndbanten,  sofern  die  achtstündige  Arbeitsschicht  ein> 
geführt  ist,  die  einstttndige  Mittags-  respektive  Uitternachtspanse 
nnterbleiben  kann. 

Die  Verordnung  vom  20.  Angnst  1902  (R.-0.-B.  99),  womit 
die  Ministerialvererdnung  vom  24.  April  1895  (R.-G.*B.  58),  betr. 
Gestattnng  gewerblicher  Arbeit  an  Sonntagen,  abgeändert  wird,  ordnet 
für  einzelne  Undwirtschaftlicbe  Industrien  Ersatzmhebestimmungenan. 

Das  Ministerium  von  (i  autsch  zei;rte  schon  ab  ovo  eine  merk- 
lich \s,ii  iiu  le  Neiy^miji-  zu  Fnrtseliriiten  auf  sn/ialpolitisrheni  (Jebiete. 

•     Das  (i.  vnm   1:1.  Juli    1'.'«).-,   (K.-ii.  H.  bedeutet  einige 

sehr  zweckmühsige  Änderungen  des  Sonnlagsrnhegesetzes  vom 
16.  Juni  1895  (R.-(t.-B.  21).  ZunSchst  werden  Erleichterungen  vor- 
gesehen, namentlich  für  die  sogen.  Kampagnebetriebe  (Zuckerfabriken); 
weiter  wird  fßr  die  gewerblichen  Betriebe  im  allgemeinen  der  Er- 
satzrnbetag  präzisiert.  Für  das  Handelsgewerbe  wird  der  Betrieb 
an  Sonntagen  auf  ftusserstens  4  Stunden  eingeschiünkt  und  den  Lokal« 
behOrden  anheimgestcllt,  die  Sonntagsarbeit  im  Handel  aneh  gftnzlicb 
ansznschliessen,  dagegen  unter  besonderen  Voraussetzungen  oder  Ittr 
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besondere  2Idl»a  (Christabend  am  Sonntag!)  weitergehende  Ausnahmen 
zu  gestatten. 

Die  Eontor*  und  Bnreanarbeit  im  Handelsgewerbe  ist  an 
Sonntagen  anf  höchstens  2  Standen  beschränkt,  nnter  Umständen 
von  den  LolcalbehOrden  gänzlich  ansznschliessen.  Die  Sonntagsrohe- 
vonehriftem  werdra  durch  Art  XII  b  aneh  avf  das  Hansieren  ans- 
gedehnt.  T>ie  T.andesbebOrden  sind  bemfen,  die  weitere  Detail* 
normen  innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  festzustellen. 

Hit  Verordn.  vom  24.  Septbr.  1905  (R.-0.-B.  152)  wurde  ein 
den  Fortschritten  der  Technik  entsprechendes,  erweitertes  Verzeichnis 
der  haadwerksmässigen  Gewerbe  (wofflr  die  Eonzession  nur  auf  Grand 
des  Befthigungsnachweises  erlangt  werden  kann)  heransgegeben. 

Eine  wirkliehe  Tat  im  Geiste  dar  Sozialreform  erblicken  wir 
in  der  wohl  zntreffend  als  „Arbeitsschntzvorschrift**  zu  be- 
zeichnenden Verordn.  vom  28.  Novbr.  1905  (R.-G.-B.  176). 

Auf  Grund  des  §  74  der  Gewerbenovelle  vom  8.  März  1885 
(R.-6.*B.  22)  trifft  das  Handelsministerium  in  Einverständnis  mit  d«n 

HiniBterinm  des  Innern  eine  wohlgeordnete  Reihe  von  Verfügungen 
zum  Schutze  des  Lebens  und  dfv  (Jpsnndheit  der  Hilfsarbeiter  bei 
gewerblichen  Hetriebsanlagen,  welche  bei  dem  gegenwUrti^en  Stande 
der  internationalen  Beziehungen  ohne  ernstliche  Gefährdong  der 
Industrie  kaum  überboten  werden  können. 

In  106  Punkten  werden  Mindesterfordernisse  teil»  sicherd-  it< 
nnd  sittenpolizeilicher,  teils  hygienischer  und  ordnungspolizeiliclar 
Natnr  aufgestellt,  wovon  liier  nur  die  wichtigsten  beispielsweise 
skizziert  seien. 

I.  Arbeitsräurae.  a»  Raumverl)iilf nisse^  mimh-stcns  10  chm  Lntt- 
rauiii.  mindestens  2  qm  Bodentiäche  pro  l\opf.  h)  I Unliebe 
Beseliaffenheit:  Holz  oder  sonstige  «chlerhte  Wüniit-lt-iter  als 
Boden  für  den  Arbeitsplatz,  gegen  Feuchtigkeit  i.att.'uniste. 
c)  Verkehrswege:  nach  aussen  aufschlagbare  Türen,  Not- 
ausgänge, feuerfeste  gerade  Stiegen  ml  Minimalbreite  nach 
Zahl  der  Arbeiter,  Durchgänge  zwiaehen  Maschinen  mindestens 
1  m  breit  d)  Belichtung  und  Bdeuchtnng,  Notbelenchtnng, 
Wamnngsbeleuchtnng,  ambulante  Beleuchtung,  letztere  in 
ftnergeftthrlichen  Betrieben  nur  durch  GlQhlicht.  e)  Be- 
heisnag:  6fen  mit  Väntehi.  f)  Ventilation  event.  Ent- 
jahrbneh  dar  tatonat  Veratalsiu«.  6.  Bd.  136 
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nebelung,  Schwadenf^nge.  g)  Instandhaltnug  und  Ümwehni0||r, 

Geländer,  Galerien,  schiefe  Ebene  gegen  Absturzgefahren. 
II.  Dampt'kesst  lanlaj^en:  a)  Kesselhans  mnss  1,8  m  hoch  über  der 
Kosselplattiorm  gedeckt  sein,  darf  nii  lit  zu  sonstigem  Gehraudi 
dienen,  niuss  miiidesfens  einen  nnniittelbar  ins  Freie  führen- 
den Ansg-aTi;r.  ciiu'ii  Hei/.erstand  von  mindestens  2,5  ni  Ti<  tV 
haben;  b  i  »anipikt-^el  Tunkt  •";>  U)}\  c)  Danipfleitungfu 
müssfii  mir  i>ulivrhülltu  versehen,  entwässerbar  und  mit 
l>'olirIiinilf\ ciitil  versehen  sein. 
Iii.  Kratiiiia.si  him  iiunlaf^en:  a)  Maschiueuhuas;  b)  Motoren 
(Punkt  46-^5'.;. 

IV.  Truismiasionen  mflssen  jede  für  sich  abstellbar  und  umwehrt 
sein,  sind  tunlichst  mit  Selbstulem  zu  versehen,  Hakenleitern, 
Riemenanflagen  entsprechender  Qualität  mflssen  vorbanden 
sein.  Scbnelllaufende  Kiemen  sind  zn  unterfangeD,  Treib- 
riemen dürfen  weder  flatternde  Enden,  noch  vorstehende 
Schrauben  oder  Schnallen  aufweisen. 

V.  Arbeitsmaschinen,  Werkseinrichtungen  (Punkt  65—71). 

VI.  Aufzüge,  Hebezeuge,  Schlag-  und  Fallwerke  (Punkt  72—82). 
Bie  Personenanfzüge  mflssen  mindestens  alle  3  Monate  über- 
prüft werden. 

VIT.  Transporteinriclitnn^'en  (Pnnkt  83 — 88). 
VIII.  Lat^erräume  (^Pnnkt  ^'.»— 'Jli. 

IX.  Sehntzbeliflfc:  An£rensi  hntz  (Punkt  Schntz  der  Atmnngs- 
or^ran«'    Punkt  Snusf iir<'i'    K«''r|M'rs<liut/,   (Punkt  94), 

Arbeitskli'idi  r  tiir  lU  tii.  be  mit  {resundheitobchädlichen  Mate- 
rialien, \  orki  lu  iiii;;-  tiir  er>te  HiltV. 
X.  Wasser.  WaM'h-,  Bade-  und  (iarder<il>enräunie  i^Punkt  1'8 — 100). 

XI.  Aborte:  Zahl  und  Utscbailtulieit.  P.eh  nchtunp:,  t^eirennt  nach 
Geschlechtern,  besondere  PissrSume,  gehörig  rein  und  gegen 
GernchbelSstiguDg  verwahrt. 

Noch  sei  endlich  beziiglieh  der  Steuerbegfinsügnngen  usw.  auf 
Gruppe  114  verwiesen. 

f)  Post-  und  Tri fsra }tli. 
Au(]\    in   (li«'«T  Perioile   siiclifu  wii-   v<  rj^-eldiili   nach  einer 
isrriauilirlu'u  Ktl'>'iiii   dci-  I><'tri«-lis\ frlmli nis-,.   (b-v   Post verwaltun«;; 
dafür  tinden   w'iv  2  Jieue  Vt  vordiiiiiiireii   dt  .s   Hainb  lsminisleriunis, 
welche  die  Dien-siverhältnisse  von  Ptamten  rt  gehi. 
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Die  Verordiraiig  vom  26.  Sepbtr.  1902  (B.-6.-B.  186)  beüMBt 
sich  mit  den  DienstTerhältnissen  der  Posthilfsbeamteii,  -^ABpinuiten 
uod  Postgehilfen.    Der  Art.  I  ordnet  die  Geltung  der  Verordnong 
auch  fHr  die  weiblichen  Beamten  dieser  Kategorien  an.   Die  Post- 
ezpeditoren  sollen  nach  Dienstalter  bei  den  rostäniterD,  wo  sie  in 
Verwenduncr.  stamlen,  in  den  Posthilfsbeanitenstatus  aufgenommen 
wtMtlen  als  r.eamtt*  I.  nnd  IT.  Klasse.    Postt'Xji.ditoren  (Manipnla- 
tiuusdinniisten),  welch«-  weder  uIh  Posticeliilien,  noch  als  ['osTliilfs- 
beamte  in  Verwenduiij;  genomuieu  weiden  künnen.  sind  in  d:ts  .\n- 
warterverzeiclinis  aufzunehmen.   Postexjteditdriniien.  welche  in  diesen 
nt'U  ^'^e>eh;iitenen  Posthilfsbeamtensratus  aufrücken  wollen.  niüs.seu 
eine  Erklärung  ihres  Mannes  beibringen,  dass  den^elbe  damit  ein- 
verstanden sei,  dass  sich  seine  Fraa  den  Normalbestimmungeu 
nnterwerfe. 

Eine  Verordnung  vom  21.  Mai  19(t8  (R.-(i.-B.  lnsi  ^^ewährt 
den  dekreiuiässig  bestellten  Postmeistern,  Posthilft-heaniten  und  i'oi^t- 
uud  TelegraphenmaDipnlantinneD  folgende  „V'ersorgungsgenüsse" : 
a)  Bnhegenfisse,  b)  Witwenpenrionen,  c)  Eraiehnngsbeitrlige,  d)  Wai- 
senpensfonen,  e)  Abfertignngen,  f)  Sterbeqnartale. 

Als  Peiif.iuiisgrundlagt:u  dient  für  Postmeister  die  jeweilige 
liesoldnng,  tur  provisorische  Posthilfsbeamte  gleichmässig  ein  lietrag 
von  1000  K.,  für  Postbilfsbeamte  II.  Klasse  1100—1:^00  K.,  I.  Klasse 
1400 — 1800  K.,  die  PeAsionsgrnndlage  der  weiblichen  Beamten  der 
gleichen  Kategorie  ist  nm  100 — ^200  K.  geringer.  Fflr  Hanipn- 
lantinnen  bewegt  sich  die  Penaionsgmndlage  awischen  1000  bis 
1550  K.  {§  6). 

Der  Anspruch  auf  einen  Rnhegennss  ist  von  dem  Nachweise 
der  vollen  DieavtiinflUiigkeit  abhängig.  Die  Angehörigen  der  drei 
anfangs  genannten  B^mtenkategorien  kOnnen,  ohne  den  Nachweis  der 
DienstonfSbigkeit  sn  erbringen,  in  den  danemden  finhestand  Tersetzt 
werden,  woin  sie  das  60.  Leben^ahr  nnd  das  35.  Dienstjabr 
snrflekgelegt  haben  (§  8). 

Das  Anamass  der  BuhegenUsse  hat  nach  zehn  anrechenbaren 
Dlen^i.iahren  40  ^/^  der  Pensionsgriittdlage  nnd  für  jedes  weitere 
Dienstjjahr  2%  der  Pensionsgrandlage  zn  betragen.  Nach  einer 
Dienatzeit  von  40  Jahren  gebührt  sonach  die  volle  Pensionsgmndlage 
als  Bahegennsa. 

136* 
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Die  Witwenpensiooen  betragen  1200  (ffir  OberpostmeiBters- 
witwen)  bis  herab  za  400  Kronen  für  Postexpedientenwitwen. 

Der  Erziehnngsbeitrag  ist  im  allgemeinen  ^j^  der  Witwen» 
Pension  für  jedes  unversorgte  Kind. 

Durch  die  Verordnung  vom  21.  Ilai  1903  (R.>G.-B.  109) 
wurde  der  durch  die  Regelung  der  Pensionsbezüge  überflüssig  ge* 
wordene  Pensionsverein  der  Landpostbediensteten  aufgelöst  Die 
Verordnung  sieht  eine  den  Landpostbediensteten  zagute  kommende 
Verwendung  der  Kasse  vor. 

Mit  Verordnung  vom  30.  März  1905  .(R.-O.-B.  M)  wurde  eine 
neue  Telegrapbenordnung  eingeführt.^) 

(\)  Ei sr II  l)a  Ii  II  \v f  sc  ji. 
Xnfli  dftr  {rrwiill ;l'<  II  I.t  i-itnii;,'-  df-r  Al]iriil(aliiii»r<>ii'ktf  in  ii>  r 
voilit  Tu«  Ii"  inlt'ii  Periode  hai't  ii  wir  liit-r  (leiiiialfii  relativ  ueiiifr  zu 
vcrzfiiliiu'ii.  Neben  einer  tiinssen  Zalil  (l'.'nj:  In,  llUK?:  12  und 
eine  Anzahl  v*in  Al»änderiui:;eii,  lltn  J:  l.'i)  von  Lok;ilbahnkonzessi(tnen 
ist  nur  das  Ueseiz  über  die  Fahrkartensteuer  vom  1.*.  Juli  1902 
(R.-G.-ß.  ir>:{),  das  wogen  seiner  einschneidenden  Bedeutung  der 
Besprechung  bedarf.  Nach  §  1  dieses  Gesetzes  wird  der  Personen- 
transport  auf  Hauptbahnen  mit  12  ^/o,  auf  Nebenbahnen  mit  6  und 
auf  Kleinbahnen  mit  3%  der  Transportgebühr  besteuert  Im 
Verkehre  nach  Ungarn,  dem  Okkupationsgebiete  und  darüber  hinaus 

Bei  un«  wie  in  Deiilj^eliUinü  und  in  den  meisten  Staalen  fehlt 
eine  grundlegende  BcHtimmuu&r  über  die  TerfaasuDK^rechtliche  Kompeteuz 
der  VerwaltUDgsbehSrdon  zur  Erlasftuiig  von  Reglements,  die  mit  dem 
bestehenden  Privatrechte  nicht  fiberein»! inimen.  Anderseits  gchlicsst  sich 
die  ut^ireostftDdliolii^  neue  TelcL'rapli'  iiinilinn\i:  Iii-Tin  nur  den  im  Loiuhier 
internationalen  Telejimpbeuvertra^'  aut^^-stelitcn  Noruicu  au.  Die  formelle 
Qeltun^;  kann  also  nicht  wohl  bezweifelt  werden;  es  ist  lediglich  Sache 
der  juristiachen  Konstruktion,  diese  Schwierigkeiten  so  überwinden. 

Wir  Vi  rweiüen  liier1ll>i'r  mit'  eitu  n  in  N<>.  Kl  u  ff  der  ^AII^.'.  österr. 
(iir  Zti  -  vernltiiil liilijtii  Aitik''!  v>>n  I'r.  H\n-  NAwiA>-h>,  welcher 

ge.-^tutzt  aul  die  iu  Deutsclilund  aiila^f^licli  der  Erlassuug  des  Iteichs- 
postiresetses  harvorgehobeneo  The«>rien  und  insbesondere  die  Anse]iaaunf,ren 
Otto  Maykmh  den  öffentlich-recht  liehen  (.'harukter  der  Postr  und  Tete- 
irraplieii,iii>italt  zum  AusL'':tnL'''^jMnikte  niniint.  Jeili-r  Versueh  einer  rein 
jiriviitrrolilicli.  II  \'iMtr.iL.'^-lli»''irie  nuiHs  Widil  an  dem  uuln  zweitVlteii  l'n>-tulat 
dva  nicht  aut  vcrtrau-taluire  PerMonen  beiielirankleii  Aulnahiuäzwaugti« 
seheitero! 
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vird  die  Steuer  mit  lO^/o  bemessen  (§  8).  Auf  Hauptbahnen,  deren 
normaler  Tarif  am  20  ^jf,  hOlier  ist  als  anf  Staatsbabnen,  betrSgt  der 
Stenersatz  0,5%,  respektive  im  Fall  des  §  2:  7,50/,  (§  3). 

Einhebung  und  AbAibr  der  Abgabe  erfolgt  dnrch  die  Eisen- 
bahnverwaltong,  welche  daftlr  haftet  (§§  4—6).  Befreit  sind  von 
der  Abgabe  der  allerhSchste  Hof  nnd  von  den  Öffentlichen  Stellen- 
vermittlnngen  legitimierte  Arbeitsuchende  (§  9).  Femer  sind  be- 
^n$tig:t  Personentransporte  anf  Kleinbahnen  innerhalb  des  Weich- 
bildes der  Stadt  und  eines  Umkreises  von  10  Kilometern  von  der 
Gemeiiidefrronze  ans.  Diese  Beg^ünstignng  wird  noch  speziell  ftlr 
das  Wiener  Stadtbalinnetz  bekräftij?t  (§  10). 

Dnrch  den  sj  12  wird  eine  Sf»'mj)eljrehüiir  für  T.ee:ifiniationen 
znr  freien  Falirt  sowie  xur  Fahrt  zu  erniiissiptetn  Preisi«  v-irfre- 
schiieben.  ist  eine  bei  der  Beratiuiir  dfs  Ciesetzes  nielirnials 

erwähnte  TatsaclK'.  d;is«  die  I.  nnd  IT.  Wagen klusst-  zu  .'iO,  ja  80"/^, 
von  Legitiiuationsiiihabern  benutzt   wird,   so   (las^   riijentlich  die 
Denützer  der  III.  Klas-se  nicht  nur  den  Löwenaiit«  il  der  Spesen 
überhanpt,  sondern  aoch  der  neuen  Steuer  zu  trat^^^u  haben.  Diese 
Ungerechtigkeit  gegenttber  der  ärmeren  Bevölkernng  wird  noch 
dnrch  die  Erscheinung  venchftrft,  dass  erfhhrungsgemäss  die  I.  und 
n.  WagenUasse  selten  komplett  ausgenfitzt  wird,  während  die 
Conpte  IIL  Klasse  hSnfig  ttberfUlt  sind.  Die  einmalige  Fahrt  oder 
Hin-  nnd  Rficklahrt  wird  bei  freier  Fahrt  hinsichtlich  der  HL  Wagen- 
klasse mit  50  h,  der  n.  mit  1  K,,  der  L  mit  2  K.,  bei  der  Fahrt 
za.  ermässigtem  Preise  hinsichtlich  der  HL  Klasse  mit  25  h,  der 
IL  mit  50  h,  der  L  mit  1  K.  nnd  für  Anweisungen  zn  wiederholten 
Fahrten  bei  freier  Fahrt  hinsichtlich  der  III.  Klasse  mit  5  K.,  der 
IT.  mit  10  K.,  der  I.  mit  20  K.,  bei  der  Fahrt  zn  ermässictoni  Preise 
hinsichtlich  der  III.  Kliisse  mit  2  K.  50  h.  der  II.  mit  5  K.,  der 
L  mit  10  K.  besteuert.    Ausgenommen  sind  von  die.ser  Stempelgebühr 
im  w'ef<entlichen  nur  die  Anweisungen  für  die  Bediensteten  der  Bahn 
gelbi^it  iinii  deren  .Angehörige. 

Kurz  erwähnen  wollen  wir  aucii  ili«'  Kiindmarhung  des  Kisen- 
babiJuiinist.  riniu.s  vom  15.  Mai  1902  (K.-(T.-i',.  its),  betr.  das  Si.nder- 
abkoiauK  ii  vom  12.  April  1902  mit  der  kaiserlich  dentscben  1'  li  i  luig 
znni  internationalen  Übereinkonuiien  über  den  Eiseuliahuti  ;m  hu  i-rkehr 
fiir  den  detit«ch-ö8terreichischen  Frachtverkehr.  Danach  soll  für 
den  Durcbgangsverkehr  von  österreichischen  nach  österreichischen 
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SUtionen  dorcb  deatsches  Gebiet,  und  nmg^ekehrt  sinngernftsa  ent- 
weder ansscUieflslich  die  deutsche  Verkehrsordiiiiiiff  oder  das  Otler- 
reichiiehe  Betrieb»regleiiient  Geltung  haben. 

Mit  G.  vom  ir>.  iiiii  lOOr»  (I{.-(i.-B.  79)  wurde  dif  Einlösung 
der  in  Ostorroich  lautVnd»  ii  Linien  der  un^'^iiriflch-galizischen  Eiaen- 
bfthn  und  der  ungarischen  Wcsthalm  pertVkt. 

Mit  G.  vom  ir..  Mai  ll'n'»  (H  -U.-H.  sli  wurde  die  Weiter- 
gt'ltun^r  der  Nornieii  iiht  r  Kouzehsion  und  Betrieb  von  Kisenbahnea 
niederer  (Mdiimig  vertügT. 

Durch  ü.  vom  IS.  Juli  (I{..(i.-H.  liil;  wnrdf  dir  Kr.  iiiHtal- 
bahn.  au  wfli  In-  dif  nt  ue  Alpcuhahu  anschlit  ssf ,  als  Haujitbalui 
2.  liaimt  s  *-i klai i  und  wurdt-n  deuuMitspivrlu-ndH  \'»'rrn;ruiiyoii  g:etr<irt'en. 

Die  Gesetz«  vom  IM.  Juli  lltur»  (Mu.  122  j^ewiUnvn 
erhobt«  Garantien  für  die  Lokalbahnen  Triest — ^Malinnnd  Ehrang — Grein, 
and  Staatsbeteilignng  fBr  die  Lokalbahnen  Wien — ^Pressbarg^,  Frei- 
land—Tttmite,  Retz — ^Drosendorf,  Libocbowita— Jenalovitx,  Kanits — 
Odawan,  Tamow — Bakiuin  nnd  Agonitx— Klans-Steierling. 

Dnreh  G.  vom  24.  Jnli  190r>  (R.-G.-R  128)  warde  die  (gleieh- 
IMls  ins  Netz  der  nenen  Alpenbahnen  einbezogene)  Pinzganer  Lokal- 
bahn verstaatlicht. 

Die  Anfefthlnng  der  Eonzessioniemng  diverser  Kleinbahnen 
dOrften  wir  nnsem  Lesern  wohl  erlassen. 

4.  Verwaltungsbereich  des  Finanzministeriams. 

In  der  tuir  das  W't  si  Mtlii'hi'  Im  r'"i>  Issiclititrt  iidon  tunlii^lisf  kurz 
ß-efassft'U  Hrsfirt  t  liiiiiu--  der  N  i'i'^l.it i\ .n  Arb(  itt  II  dieses  umtaiit-Tt-ichen 
Kessorts  widlen  wir  mit  '\--r  I t i.n  Iii üiil'- d^r  auf  dt-n  Staatshaus- 
liaUsetat  —  Üiidfct  und  i^uutc  bezughabeuden  Gesetze  und 
Vcrordiiuugen  beginuen. 

a)  Staatshanshai  tsetat.^) 

Infolge  der  bekannten  politischen,  die  Tätigkeit  des  Qster- 
reidiischen  Abgeordnetenhauses  IShmenden  Verhältnisse  kam  in  der 
Berichtsperiode  das  Staatabadget  nnr  einmal,  nnd  zwar  für  das 
Jahr  1902  verfassnngsmässig  zustande. 

Ffir  die  ganze  6hrif:e  lieriohtsperiode  fand  mit  Ausnahme  der 
Gesetze  vom  22.  Dezbr.  1901  (B.-G.-B.  210)  nnd  vom  26.  Härz 

*)  Bearbeitet  von  Dr.  Michael  IH  noit,  Sekretär  der  L  Ssterr.  Spar- 
kasse OBW. 
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1902  (B.-6.-B.  64),  welchen  nur  die  fonnelle  Bedentnng  snkam,  „die 
Forterhebiug  der  Stenern  und  Abgaben,  sowie  die  Bestreitiing  des 
StaatsanfWandes**  fllr  das  erste  Qoartal  1902  nnd  für  die  Uonate 
April  nnd  Mai  1902  als  von  der  Volksvertretang  votiert  erscheinen 
zn  lassen,  nnd  der  analogen  Oesetne  vom  80.  Jnni  1905  (K-O.-R 
103),  endlich  vom  21.  Dezbr.  1905  (B.-G.-a  196),  der  §  14  des 
St.-G.-G.  vom  21.  Pezbr.  1807  auch  ;iiif  diesem,  die  vornehmste 
Domäne   parlamentarischer  Tätigkeit  bildenden  Gebiete  rejre  An- 
wendung;*) er  mnsste  sie  finden,  sollte  nicht  die  Heranziehung  der 
Uevülkerang  znr  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  eine  angesets- 
liehe  sein. 

aa)  Budget. 

Bei  der  Betrachtung  des  üsterreichischen  (Brutto-)  Budgets 
für  das  Jahr  1902  wollen  wir  dasselbe  in  Wiederholung  des  im 
Berichte  fflr  das  Jahr  1897  nntemommenen  Versnehes,  zur  leichteren 
Orientiemng,  anf  ein  Netto«Bttdget  einengen. 

Wenn  wir  anch  bei  der  Anfetellnng  dieses  Netto-Bndgets  ans 
dem  Torliegendoi  Brntto-Budget  jedwede  Vorsicht  bei  dar  in  jedem 
einzelnen  Falle  zn  erwigen  gewesenen  Abrechnang  von  Betriebs- 
und Gestehungskosten  dnzdlner  Einnahmszweige  bezw.  von  Ein- 
nahmen  in  der  Verwaltung  der  einzelnen  Anfwandposten  beobachten 
mnasten  nnd  dabei  Wahrscheinlichkeits/itVprn  tunlichst  ans  dem  Wege 
gingen,  »o  kennen  wir  fiir  diesen  Versuch  doch  nnr  annähernde 
BichtiL'keit  in  Anspruch  nehmen. 

Das  Brutto-Bndget  für  das  Jahr  l'JOJ-)  bahinziert  mit  rund 
li}{H)  Miliinnen  Kronen,  also  um  224  Millionen  Kronen  h'vhor  als 
das  (Hauiir-l  I'.udget  für  das  Jahr  1X97.  so  dass  seit  dem  Jalire  l.'^'»7 
.inrrlisriiiiittlich  für  je  ein  Jahr  sidi  eine  Sici^erung  des  ätaatshauü- 
lialtäeuiä  am  ca.  45  Millionen  Kronen  ergibt. 

*)  Die  auf  Grund  des  zitierten  ^  14  erlass.  iien  kaiserlicheu  Ver- 
ordnuncen  repeln  die  Rudsretprovisorien  in  den  Zcityx'riodi'ii:  1.  J;uiti;ir 
bis  30.  Juni  mn  (V.  30.  Dezbr.  1902,  R.-G.-B.  247),  1.  Juli  bis  ii.  Dezbr. 
1^3  (V.  2U.  Juni  1903,  R.-6.-B.  13»),  1.  Januar  bis  30.  Juni  1904 
(T.  29.  Desbr.  190»,  R.-0.-B.  268X  vom  1.  Juli  bis  81.  Dezbr.  1904 
(T  28.  Juni  1904,  K.-G  -B  G3)  und  vom  1.  Januar  bb  SO.  Juni  1905 
(T.  iW.  Dezbr.  1904.  K  K  -p,  \tv^) 

*)  Formell  uuterHcheidct  es  sich  vom  Budget  des  Jfthres  1897 
dadurch,  dass  es  in  der  ün  Gesetze  vom  2.  August  1892  (R.-0.-B.  126) 
festgeaetsten  WIhnng,  d.  i.  ia  Kranen  nnd  als  ein  ungeteiltes  (nicht 
Haupt-  and  Investittont-Budget  enthaltendes)  Budget  aufgestellt  ist 
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Das  Netto-Badget  hingegen  dttrfte  annfthernd  mit  den  beider- 

seitifjen  S(  hlussziftVrn  von  rniid  078  Millioneii  Kronen  (^egenflber 
832  ilillionen  Kronen  im  Jahre  IX'Jl)  angenommen  werden  IcOOBen. 

Ein  Übt  rblick  zt  igt,  dmn  über  Or» d.  i.  über  zwei  Drittel 
des  Geflamterfurdernisses.  Staatssohuld  und  \Vehrnia(ht  in  Ansproch 
nehmen,  somit  sänitli«  he  i  \»'tt<<-  i  Stenern-  und  Zidleinnahnipn  nirht 
ansreichen.  nm  dies»-  hei<b"n  Lasten  zu  decken;  andererst  jrs  erscheinen 
die  Kosten  di  r  ^'aii/.en  jiolitisclien.  sowie  der  diisiiz-  und  Unter- 
riclitsvt  iwaltiuiLr  ans  den  L'cinertiätjui.ss»  ii  der  Moiinimh-  gedeckt; 
der  (  1i»-im1ius.s  au>  dt-ni  J'osl-  und  Tdf^^rajdien^^etall»'  deckt  bis  auf 
einen  IJrnchteil  den  auf  die  osttMieichische  Keichshiütte  entfallenden 
Dolationsanfwund  liir  den  lloistaat. 

Im  einzelnen,  knrz  betrachtet  nnd,  wo  zweckdienlich  im 
Vergleich  znm  Budget  flir  das  Jahr  1897,  wollen  wir  folgendes 
hervorheben. 

Erfordernis.  Die  Beitragsqnote  zn  den  mit  der  nngarischen 
Beichshftlfte  gemeinsamen  Aaslagen,  insbesonders  für  das  Heer,  ist 
im  Vergleiche  zum  Jahre  1897  nm  ca.  23  Millionen  Kronen  bffher. 
eine  Steigerung,  welche  bei  dem  als  notwendiges  Übel  empfundenen 
militftrischen  Wettbewerb  der  Staaten  leichter  zn  liquidieren  wftre, 
wenn  durch  dieselbe  die  Garantien  für  eine  nicht  gewaltsame  Lusnng 
politischer  Pros-ramme  anch  die  entsprecht  ii de  Stärkung  fjinden. 

Das  Gleiclie  gilt  von  den  nm  ca.  \'>  Millionen  Kronen  im 
Vergleich  zum  Jahre  ls!t7  tresteipertt  n  Ausla^'en  für  die  weitere 
AnH-restaltiuis:  der  dem  I.inieiilieere  an  .\ii-l»ildunfr  und  Ansröfitong 
immer  näher  konuin  iiiien  osterr'  ieliiseheu  Landwehr. 

Für  Cnterrii  lits/.werke  sind  ca.  2tl  Million«  ?!  Kronen  melir 
\ e|•.ul^.■!!la!J•t  als  im  Jalire  lsii7;  liir  Kiilli;-/\\erke  ca.  4  Millionen 
J\iuiieii  iin  lir.  Die  Melmiiiir  lunl  .\)i>L'e<t.i!f nnir  der  Unterriohts- 
anstalten  (insbesonders  rniversit.iu-u>  und  die  ^-iHssere  Beteilifrung- 
des  Staates  nnd  Religionhfonds  an  Kirchenbauien  \  eranlasbleu  das 
budgetierte  Pins  in  diesem  Spczialressort. 

Warnm  hier  nnd  so  auch  bei  anderen  Ressorts  die  slavischen 
Provinzen,  insbesondere  Galizien,  Ober  nicht  wegzuleugnende 
zwingende  Bedürfnisse  hinaus  sich  besonderer  Fürsorge 
erfreuen  dürfen  —  diese  £H)rtemng  gehört  auf  ein  ausserhalb  des 
Rahmens  unserer  Berichterstattung  liegendendes  Gebiet.  Es  gentigt 
hier  die  Registrierung  der  Tatsache. 
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Staato-AuBgaben 

In  Millionen 
Kronen 

Frozen lo  des 
Nctto- 

Staato'Eiiinahmen 

In  Millionen 
Kronen 

4>  — 

1 

£  « 

Hofstaat    und  Kabinet«- 
kauzlei  (kaiserl.  Saium- 
lunifcn,  Hot'lheater) 

Beitrai;  für  Heer,  Marine, 
d  ipl  i  mat  i  h<  •  lu-     \'  e  rt  r  e- 
tunir  u.  a.  Geiui  iii.»ani<'8 

Miiii-li'riiiui  tiir  Lan<lf8- 
wehr,  Gendarmerie.  . 

9,5 
HU 

ca.  1 

Direicte  Steuam  .  . 

Zoll  

indirekte  Steuern  . 

Monopole  .... 

Stempel,  Tkxen  nnd 
QebQhreii    .  .  . 

Post  und  Telegraph 

862 
96 

252 
168 

143 
g 

(1.  86,7 

„  LT,.? 

.14,6 
«  0,8 

FolitUche  Verwaltung 
und  Polizei  .... 

Miuist»riuui   für  Knitus 
und  Unterricht  (Kunst 
1^,  Knltos  11,  T7atei>- 
ncht  46  Hill.  K.)  .  . 

34 
68 

„  3,5 
n  6.8 

Eisenbahnen  .   .  . 
Diverses  .... 

82 
17 

Ac1certau*10iiiBteriiim 

n  0,6 

Jufrtiz-V'i-rwaltnug  .    .  . 

(51 

„  r,.2 

Peiuion»-£tat  .... 

n  5,9 

Staat(Mcfaiild«ii-Dl«iMt.  . 

827 

.»33,4 

• 

SubventioneD,  Dotationen 

ot 

Inv<  itiriouen  (Öffentliche 
Baut«a    16  HUI.  K., 
Stnusenban  16  HUI.  K., 
Waaaarban  9  HiU.  K.) 

44 

1 

«  M 

/ 
/ 

/ 

83 

»  8,3 

978 

100 

978 

100 
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Die  höhere  Snbventionierang  der  Landeskultur  und  die  Er« 
höhnng  der  staatlichen  Dotation  des  Ifelioratfonsfonds  (gegen  Wasser- 
verheemngen  ond  fttr  Ent-  und  BewAsrarnng  von  Gmndstttcken) 
erklSren  den  Netto-Mehranfwand  von  ca.  1^/«  Ifillionen  Kronen  im 
Etat  des  Afkerhauministeriums.  Nicht  diisfs  Keseort,  sondern  die 
gemeinsauiH  Zollpolitik  ist  der  eigeiitli«  he  iMidi  it,  anf  weMitMii  die 
•  Frage,  ob  Österreich  ein  Agrar-  oder  Industriestaat  sei,  besäter 
pesapt,  sein  soll,  einni.il  von  der  einen  Seite,  das  andere  Mal  von 
der  anderen  Seite,  in  das  je  entfj<';^<'njresetzte  Lieht  gerückt  wird. 

(»lin«'  Kinreehntiiiir  <!<  >■  niit  14:?  .MülioiH-n  Ki  nnt  n  nicht  zn 
hoch  bei  eclint  tcii  li<  1 1  ult'  '^  ih  r  auf  lu'cht sirt  >chai'te  entfallenden 
(.iebiihren,  der  Mcnipel  und  Taxen  wird  sonst  tiir  die  .Tnstizvt  rwaltung 
ein  NeltolK'tiat?  von  61  Millionen  Kronen,  d.  i.  im  \'erirleich  znni 
Jahre  ein  Melnant'vvand  von  ca.   lo  Millionen  Kronen,  in 

Ansprach  genommen;  dieser  erscheint  begründet  durch  Personalien 
und  sehr  zahlreiche  Neubauten  fttr  die  Jnstizpflege. 

Bezüglich  der  fibrigen  Ausgabeposten  weisen  wir  anf  die 
Ziffern  der  Tiabeile,  ond  wollen  nur  bemerken,  dass  die  veranschlagten 
Ausgaben  fttr  Investionszwecke  mit  44  Millionen  Kronen  wenig 
dem  Investitions-Budget  fttr  das  Jahr  1897  nachstehen,  welches  man 
damals  gesondert  aufzustellen  sich  bemttssigt  hielt. 

Bemerkenswert  gegenttber  der  erregten  Stimmung  in  Beamten- 
kreisen (die  1005  besonders  in  der  sogen,  passiven  Resistenz  der 
Eisenbahnbediensteten  und  am  Wiener  Beaintentap  sieh  Lnft  gemacht 
Itatj  ist  das  stctii^e  Steigen  der  persönlichen  F.eziijre  in  nnserem 
Pndfret.  In  der  Vorlai^e  pro  190()  betragen  laut  Mitteilung  des 
Jetzitren  Finanzniinisters  Dr.  Koski.  die  persönlichen  l^eziigre  (ohne 
llinzurc  lininiir  'euer  des  penieinsjunen  Heeres  der  Diplomatie  nnd 


sonst if;i'  ;,'enieins;iuien  OrL-aiie)  zusammen  ....  5öl  Mili.  K. 
Werden  davon  für  die  Landwehr    -iO  Mill.  K. 

für  den  I'ensionsetat  75     „  „ 

das  ist  in  Summe   ID')  „ 

ahfrcrechnet.  so  Meilieu  noch  immer  476  Hill.  K. 

an  liezüf^en  der  Zi\ iisiaat.sbt  diensteten,  also  mit  Zu- 

rechnnnfr  der  Pensionen  von  75 

noch  .'»51  Mill.  K. 


oder  36%  der  Ansgabenhanptsnmme,  eine  Quote,  welclie  kaum  ge- 
ringer  sein  darfte  als  in  den  Budgets  anderer  Grossstaaten. 
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Bedeeknnsr.  Mit  Ausnahme  der  beiden  letsten  Posten  der 
Einnahmen  (siehe  Tabelle)  nnd  des  Poet-  nnd  TelegraphengeftUe 
«eigen  alle  Netto-Einnahmen  eine  namhafte  Steigening,  die,  wie 
der  Zentralrechnnngsabschlnss  ausgewiesen  hat,  de  facto  ttber- 
boU  wurde. 

Daran  nehmen  den  grOssten  Anteil  die  direkten  Steuern. 
Betrug  deren  bndgetierter  Netto-Betrag  im  Jahre  1897  rund 

203  Millionon  Kronen,  80  wurde  derselbe  fttr  da«  Jahr  1902  um 
r.i»  ilillionen  Kronen  höher,  also  auf  2(52  Millionen  Kronen  präli- 
miniert.  in  Konsequenz  der  tatsächlich  in  dem  letzten,  dem  Budget- 
jahre 1902  vorangegangenen  Jahre  diesfalls  erzielten  J-Mnnahmen. 

Die  Prüfung  der  einzelnen  Katejrorien,  atis  welcrlien  dieses 
Steuer-Prnliininar  zusammengesetzt  ist,  und  die  Vergleichung  der- 
sell>en  mit  den  analogen  Daten  in»  Budpcet  für  das  Jahr  185>7.  ergibt 
fine  wesentliche  Abnahme  dt-r  (i i  uinl>t«'Uer  (10  Millionen  Kronen), 
welche*  die  Zunahme  der  Gebäude^i^teuer  und  ihres  Ä<iiuvaU-iit<'s, 
d.  i.  der  '»o  ^,  ig-en  Be.steuernng  des  Ertrages  von  Neubauten,  nur 
etwas  über  die  Hälfte  ansgleiciit. 

Die  Erklärung  für  diese  Abnahme  der  Grundsteuer,  welche 

# 

mit  Ablaof  des  Deaenniams  neu  reguliert,  eigentlich  herabgesetzt 
und  flberdies  ans  dm  HehrertrSgen  der  (neu  eingeführten)  Personal- 
einkommensteuer ermSssigt  warde,  liegt  in  der  Tendenz,  den  Grund- 
besitz, insbesondere  den  Grossgrnndbesitz,  zu  begOnstigen. 

Die  Zunahme  der  Gebändestener  erklärt  sich  aus  dem  fort- 
gesetzten Ablauf  der  seit  BauTollendnng  12  bezw.  18  steuerfreie 
Jahre  für  Nenbanten,  die  Zunahme  des  5%  Igen  Äquivalentes  ans 
der  intmaiTermi  Auffnhrai^  von  solchen. 

Die  Grundsteuer  wird  netto  mit  53  Millionen  Kronen,  die 
Gebändesteuer  samt  Äquivalent  netto  mit  75  Millionen  Kronen  ver- 
anacblagt. 

Das  bndgptierte  Plus  von  52  Millionen  Kronen  in  den  übrigen 
Kategorien  der  direkten  Steuern  (Xetto-Priiliminare  l'M  Milliniien 
KroTX'nl  ist  Erfolg  der  an  Stelle  der  Erwerbs-  und  Einkommensteuer 
alten  Systems  getivtenen  Erwrrbssteuern,  der  l\<-iitfii-.tfnfr.  der 
PerHonaleinkomnienstHuer  und  der  Besoldungssteuer  (für  Dienstbezüge 
über  jähilirhe  6400  K.). 

Sämtliche  drei  ?a  werbssteuerarten  (allgfUH  ine,  von  zur 
Keclinungsleguug  verpflichteten  Unternehmungen  [z.  B.  Akiicngesell- 
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Schäften,  Banken]  nnd  von  Hansiergewerl^on)  sind  theoretisch  nnd 

praktisch  von  besonderen  Einwendnnirt  n  frei  zn  erachttm;  bei  der 
Kentensteoer  hintre^-rn  tritt  die  Do]iiielbesteaeniDjg:  klar  zutage,  die 

theoretisch  wertvoll»'  l\'rs(tnaU'ink(>mnu'nst»'npr  wlioiit  grosse  Ein- 
konnuen,  die  l!t'snldnntr^^'^(»^iK'r  tritl't  Dieiisles-Einkiinrte  zu  früh.  Die 
iiacli  l  änilern  und  (»eineiiiden  verschieden  hohen  üuilasrcn  zu  den 
K«  naiiiirr^ii  „landebtUrstlichen"  Stenern^)  gtislallen  letztere  meist 
emi»tindli<  her. 

Folj^endes  Utijjpiel  niiifre  eine  weitere  Kritik  ersetzen: 
Ein  Beamter  besitzt  ein  Hans,  wekhes  einen  Hrutlo-Zins  von 
10000  K.  abwirft,  ferner  4%  ige  Pfandbriefe  einer  Bank  im 
Nominalwerte  von  40  000  K.  und  ein  Diensteinkommen  von  7000  K.f 
znaammen  ein  Jahrea-Bmtto-Einkommen  von  18600  K. 

Dieses  Einkommen  viML  staatlich  besteuert : 
20-,  3*^,0  Hanszinssteaer  von  einem  (nach  Abrechnung  gesetzlich 
eingeränmter    Abzngsposten)     stenerpüichtigen    l^nse  von 

7500  K   2000,—  K. 

Personaleinkommenstener  vom 
Bratto-Zins-Ertrag  des  Hau- 
ses, abzüglich  der  Hanszins> 

Steuer,  also  von   800O, —  K. 

ferner  den  Effekten-Zinsen  von     1 GOO, —  ^ 
nnd  dem  Dienstbeznge  von  .  7000,— 

zusammen    16600,—  K.  .   .  398,—  K. 
2  %  Rentcnstener  von  den  Effekten-Zinsen  von  1600  K.      32,—  « 
0,4  ^  Q  f^esoldnngssteuer  von  dem  6400  K.  fibersteigenden 

Dienstbeznge  von  800  E   28, — 

landesfUrstliche  Stenern   2458,—  K. 

Dazu  kommen  50%  bis  100%  und  darüber  I^andes«  und 
Gemeindenmlagen ! 

Es  ist  klar,  dass  eine  derartige  Abgabenpflicht  die  Konsnmtions- 
kraft  des  Einzelnen  schmSlert  nnd  auf  die  Produktion  zurückwirkend, 
alle  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  stagnierend  beeinflussen  mnss. 

Hedenkt  man,  da^^s  die  iistlidien  und  litoralen  Provinzen  noch 
weit,  sehr  weit  zn  einer  den  anderen  Provinzen  gleichwertigen 

*)  Nur  die  Peraonaleiokommensteuer  ist  gesetzlich  frei  von  jeder 
solchen  Umlage. 
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Steuerkraft  haben,  ao  würde  ein  Ertrag  von  262  Millionen  Kronen 
direkter  Steaem  diesen  anderen  Provinzen  ein  desto  glftnzenderee 
Zeagnis  flkr  ihre  Steoerkraft  aimtellen.    TateSchlieh  liegen  die 
VeihSltnltse  anders.    Der  Stenerdraek  and  die  Stenennoral  wirken 
in  den  Alpen»  nnd  Sadetenlftndem  weit  ergiebiger  als  anderswo, 
Parfeeipolitik  schraubt  in  NiederOsterreieh  gegenseitig   in  den 
Kommissionen  sieh  hinauf,  während  in  politisch  homogenen  Bezirken 
^n  Sinken  oder  doch  Stehenbleiben  des  Eontingmtes  ersielt  wird. 
Das  Parlament  findet  znr  Korrektur  solcher  Verschiedenheiten  keine 
Zeit,  die  Regierung  hat  dazu  keine  Lost! 

Der  Eeinertrag  ans  den  ZoUeinnahmen  (Eingangs*  und  Ans» 
gangszölle)  kann  mit  06  Millionen  Kronen  in  Rechnung  gestellt 
Averdon;  in  nnserer  Aufätellnug  —  im  Staatsbudget  nicht  anders  — 
ist  diese  Post  Kalkolationsaiffer. 

Die  sowohl  im  Inlande  wie  im  Auslände  gelegenen,  von  ver* 

Bchiedensten  Bedingungen  (Einflnss  des   internationalen  Marktes, 
■  Geschäftskoigunktnren,  Witterung  usw.)  abhängigen  und  durch  diese 
bestimmten   ürsprungsfaktoren   dieser   Einnahmspost   lassen  ihre 
genauere  Berechnong  oder  Veranschlagung  nicht  zu. 

Indirekte  Steuern. 

Die  Reinerträge  der  indirekten  Abgaben  verteilen  sich  in 
fallender  Reihe  wie  folgt:  Zncker  81  Millionen  Kronen,  Bier 
74  Millionen  Kronen,  Branntwein  62  Millionen  Kronen,  Mineralöl, 
Fleisch  und  Most  zusammen  85  Millionen  Kronen. 

Komsnmsnnahme,  andererseits  Erhöhung  der  Abgabesfttze 
(letzteres  beim  Branntwein,  Gesetz  vom  8.  Juli  1901,  B.-6.-B.  86) 
gaben  den  Ausschlag  für  das  im  Vergleich  zum  Jahre  1897  um 
49  MiUionen  Kronen  hOhere  PrUiminare  an  Reinertrag  der  indirekten 
Abgaben. 

Monopole. 

Über  das  Salzmonopol  mit  einem  Reinerträge  von  86  Millionen 
Kronen  und  das  Tahakmonopol  mit  t  iiitMii  solchen  von  132  gepfen- 
fiber  1897,  letzteres  mit  einem  nm  cm  I  J  Millionen  Kronen  höheren 
Keinprtrapr.  fistpics  nahezu  cfleich  priiliniinirit.  wnrde  unserer  An- 
Bchauiing  im  lieiirhtp  für  das  .Tahi'  ls;*7  Ausdruck  g:cp>hpti,  welrlictn 
wir  liinznfn^en  wollen,  dass  t-bonso  wie  heim  Monoiiole  de>  Tabakn 
auch   beim  äalzmonopol  durch  die  Kontrolle  seitens  des  Staates 


2156 


6Metsg«buDg  und  Literatur. 


Kaatelen  fttr  die  Gttte  der  Eraengnisse  geschaffen  werden,  welche 
freie  Konkurrenz  im  gleichen  Hasse  nicht  bieten  kann  und  wodurch 
der  dein  l^fonopol  an  Lebensmitteln  (Salz)  gegenftber  zn  Recht  be- 
stehende  Einwand  gemildert  erscheint. 

Gefälle  und  Lotto. 
Der  Beinertrag  der  Stempel  ist  mit  48  Hillionen  Kronen,  der 
Beinertrag  der  Taxen  und  Gebühren  von  Bechtsgeschftften  mit 
100  Hillionen  Kronen,  also  zusammen  mit  148  HUlionen  Kronen 
veranschlagt. 

Diese  GeföUe  enthalten  gleichsam  die  Restenerang  des  Immo- 
biliarverkehrs,  der  VermOgens-Entstehnngen  nnd  Übertragungen  (wo 

letztere,  wie  beim  Besitz  jnristischer  Personen,  nicht  hllnfig  sind,  in 
Form  eines  iier/.entuellen  Äquivalentes),  der  (Beweis  )  Urkunden  jeder 
Art,  der  Verleihungen  von  I'riviltgien  persönlicher  und  sachlicher 
Natur,  des  Vcrkt^hres  zwisi  lien  den  einzelnen  nnd  den  staatlichen 
OriraTien  —  kurz,  sie  schliessen  den  Gürtel  der  direkten  Besteuerung 
and  der  Serbrauchsalifraben. 

Das  Z.ihlenlot  r  u  ci-rluMut  wie  im  Jahre  lsy7  mit  einem 
Keiuerträfi^nis  von  12  Mil!i<>ueii  Kmuen  Vjuduretiert. 

Gerne  würden  wir  eine  der  Heliuns:  der  Volksiiioral  irleieh- 
laufende  raschere  Kinsrliiiiiikunj^  der  Zalih'nl(»tterie  begriissen,  weil 
wir  der  Ansicht  sind,  dass  die  Millionen  geopferter  Spieleinsätze 
einer  besseren  wirtschaftlichen  Verwertung  zugewandt  werden  sollten; 
Erziehung  nnd  Selbsterziehnng  wird  die  Freude  an  redlichem  Erwerb 
fiber  die  Lust  am  Wagnis  stellen;  letztere  zn  nBhren,  auf  diese  oder 
andere  Weise,  ist  weder  Hission  eines  modernen  Staates,  noch  sollte 
es  als  durch  den  Zweck  der  BeMedignng  staatlicher  BedttHhiase 
geheiligtes  Hittel  angesehen  werden;  aber  sowie  das  Bordellsjstem 
den  Vorzug  findet  vor  der  unoi^anisierten  Prostitution,  so  darf  doch 
wohl  auch  das  LottO'Honopol  Anspruch  machen,  nicht  mit  einem 
absoluten  Hassstabe  abgeurteilt  zu  werden. 

Post,  Telegraph  und  Eisenbahnen. 
Geringfügig  ist  das  Netto-Ertriignis  von  8  HillionM  Kronen 
aus  dem  Post-  und  Telegraphen-Regal,  dessen  Bmtto-Aufwand 
mit  llOV«  HUlionen  Kronen  veranschlagt  wird;  ebenso  ist  die  mit 
82  Hillionen  Kronen  kalkulierte  Ziffer  des  Netto-Ertrages  der 
Staatseisenbahnen  kein  günstiges  Resultat.  In  einem  Staate,  der 
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zumindest  nicht  reines  Industrieland  darstellt,  dürfte  so  weitgeliende 
^Begünstigung:  der  Handels-  vnd  Verk^rs-IntwMsea  k«im  ab  riehtig 
skh  beransatellen. 

Die  Anschaaung:  vorangesetzt,  dass  das  Post-Begal  seit  seiner 
Entstehnng  nicht  als  ein  rein  finanziellen  Interessen,  wie  die 
Honupulc,  dienendes,  der  Landeshoheit  vorbdialtenes  Recht  m  denken 
ist,  nnd  dass  hier  wie  anoh  bei  den  Eisenbahnen  die  Bflcksicht  anf 
das  allgemeine  Wohl  anssehlaggebend  an  sein  hat,  würde  man  sich 
bei  vorhandener  Parität  des  Genusses,  insbesondere  der  Eisenbahnen, 
mit  dem  geringen  Ertrag  derselben  abfinden  kSnnen;  bereits  im 
Berichte  ffir  das  Jahr  1897  wurde  aber  darauf  hingewiesen,  dass 
eine  solche  Parität  in  den  Österreichischen  Kronländem  fi»t  nirgends 
vorhanden  ist 

ab)  l^note. 

Da  titr  das  am  31.  Dezember  1H\)7  abgelaufene  rbereinkninnien 
über  den  Beitnig  zu  den  i^onieinsanipn  Ansg-abcn  /.wisriien  di-n 
bt'idcn  Reichshält'ten  ein  nciu's  l'hcn  inkDiinut'n  nicht  erreicht  werden 
ki>iiiirt\  »'r},'-inörpn  auf  Grund  des  ^  :i  des  Gesetzes  vom  31.  De- 
zember ls»i7  (l>'.-G.-li.  140)  vier  kaiserliche  Handschreiben,  welche 
tur  ie  ein  Jahr  und  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  llH)!  bis  30.  Juni  1905 
bestimmten,  ^dasü  zur  Bestreitung  des  Aufwandes  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten  naidi  Abzug  des  Präzipnums  von  2  Persraten 
zu  Lasten  des  ungarischen  Staatsschatzes  die  im  Beichsrate  ver* 
tretenen  Königreiche  und  Länder  66  ^/i^  Prozent  beizutragen 
haben". 

In  Anbetracht,  dass  ehedm  die  Osterreichische  Reichshälfte 
70  Prozent  zu  tragen  hatte,  erscheint  durch  die  mit  diesen  kaiser- 
lichen Handschreiben  verfOgten  Ermässigungen  wenigstens  in  Rficksicht 
anf  den  durch  die  ZOlle  nicht  gedeckten  Best  des  gemeinsamen 
Erfordernisses  zum  Teile  den  sadhliehen  YerhältnisBen  Bechnung 
getragen. 

Schon  Vermöge  seiner  geographischen  Lag:e  ist  Ungarn 
sichtbar  anf  die  Ausfuhr  durch  österreichisches  Gebiet  angewipsen: 
denn  seine  nichtösterreichischen  Nachbarn  sind  unsere,  abei-  nicht 
Ungarns  Abnehmer,  nnd  deren  P'rzeugnisse  (vorwieg^end  Landwiit- 
.'johaft.xprodnkte,  be^nders  Viehi  kannten  nie  in  Unyrarn,  widil  aber 
in  Osterreich  KJiufer  finden,  wenn  wir  nicht  liaujitsäi  hlirh  rnü:arn8 
halber  darauf  verzichten  müssten,  den  für  unsere  Industrie  nicht 
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unwichtigen  BalkanstaateB  unsere  RohprodoktenmSrkte  in  ausgie- 
bigerem HaifM  zn  ergchliosscii. 

Selbst  unter  den  eben  ski/zierten  Wrliältnissen  sind  die  ZolU 
einnahmen  nnr  zmn  e<>t  iiiu^«  n  Teile  ungarische  Einnahmen. 

Fassen  wir  dif  Kr{r'  bnisso  unseres  ^ta  ushanshaltes  in  RQck- 
sieht  auf  die  flnali.stisrlie  IW'staltuiii;  der  Monarchie  zusammen,  so 
niaff  es  rii  htifj  sein,  dass  im  Kalle  der  wirts«  liat'tliclien  und  /"Ii- 
Trennung  unsere  Industrie  eine  KinliUsst-  rrlirt»':  nftViihar  ah»'r  liat 
( »sterreicli  diesen  Kall  weit  wt-hiirfr  zu  fiirrlitt-n  alb  ritj;Hrn,  aucli 
abir''st'lien  <iav<in,  dass  frfra«le  in  wiit-rliatt liehen  Fragen  <lie  tat- 
siieiilielie  He^rfinunif  riitrarns  bisher  mit  ebensoviel  üe.schick  wie 
Erfolg  sich  fiililliar  niaclile. 

b)  Sonstige  Finanzressorttätigkeit. 
ba)  Allgemeines. 

Da  angesichts  des  rite  zustande  gekommenen  Budgets  die 
Steuerprovisorien  und  Notverordnungen  usw.  weder  meritorischea, 
noch  formales  Interesse  beanspruchen  können,  Übergehen  wir  diese 
Arbeiten  gänzlich.  Auch  betriebutechnische  Neuerungen  in  einzelnen 
Spezialzweigen  der  Finan/verwaltnng,  dann  z.  B.  die  BesUmmuBg  der 
Ohlifratlonen  der  Wiener  Vei  kelirsanla;r»n  als  If'>^f:tndteil  von 
I'u]iillenvermQgen,  und  die  zahlreiclien  deklarativen  Wrordnungen 
über  Zulassung:  neuer  EftVktfn  zur  .Anla^-e  von  PnpillengelderD^ 
Neuerunpren  in  den  Anstrllun^rsnindalitiitm,  wie  die  Verordn.  vom 
Septbr.  r."t2  (K  <i -1>  1^^'  bi  tr.  Vorzns-sreelite  ansjredienter 
Unteroffiziere  auf  Zcllanifsas-isi. ntcnsttllen,  liahtn  wir  ledifrlirh  zn 
erwähnen,  und  wir  Hispnrf  ii  d.-ji  T.»-- in  i;.iii/,li(h  die  ZÄhhviehrn 
\  erurdnnnpMi  iib<'r  N«  n»  ri  ii  In  iiii^  \i>ii  >r<  uer-  und  ZidlSmfern, 
Nebenzollänitern  und  Zclhinilscxpeditionen  oder  Erweiterunti^  der 
liefugui.sse  einzelner  derlei  Ämter;  dann  Verfügungen,  wie  Be- 
rechnung der  Tara  bei  Verzollung  einzelner  Artikel,  Zulassnug  neuer 
Elektrizitfitsmesscrtypen,  buchhalterische  oder  sonst  bloss  verfahrens- 
technische Änderungen  bei  Ermittlung  der  Besteuernngsgmndlagen 
für  einzelne  Steuergattungen,  Neuregelung  des  Verf.  bei  der  AnsAihr 
von  Bier  (Vdg.  v.  9.  Dezbr.  1902,  R.-6.-B.  228)  u.  dergl.  m. 

Die  Vatutenregnliemng  machte  ftnsserlich  erkennbare  Fort> 
schritte  durch  die  Ausgaben  neuer  Noten  zu  50  K.  (ErL  v.  16.  Hai 
1902,  R.-G.-B.  103),  100  K.  (Erl.  v.  4.  Oktbr.  1902,  R.-0.-6. 198)  unter 
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Kleicli/A'ititrer  Eiaziehnng  der  .Nnteii  zu  lOU  Uuld.  und  zu  1000  K, 
\Er\.  V.  11.  Dczmbr.  UM»2,  K.-G.-B.  2^2)  unter  gleichzeitiger  Ein- 
zieliung  der  Nutt.'n  zu  1000  Gulden. 

Die  allgemeine  Finanzpolitik  betrellend  haben  wir  an  Kon- 
vertierungen zu  registrieren:  das  G.  vom  2f>.  ^färz  1!H>2,  K.-(i.-|{. 
f><>).  hvlr.  die  Konvertierung  der  in  Staatscbliirul innen  unigewaiuleltcn 
Aktien    der   (Galizien   durchquerenden)   Karl- Ludwig- Habn.  Mit 
G.  vom  26.  Febraar  1903  (B.-G.-B.  87)  wurde  die  Regierung 
ermSehtigt,  Obligationen    der  durch  6.  vom   20.  Juni  1868 
(R.-G.-B.  66)  geschaffenen  in  Noten  nnd  klingender  Httnse  mit 
effelitiv  4,2®/o  vensinalichen  einheitlichen  Staatschnld  in  mit 
steoerfrei  venEinsUche  anf  Kronenwährong  lantende  Obligationen 
nmsnwandeln  oder  ans  den  dnreh  Beübung  solcher  Obligationen 
zn  beachaffenden  Geldmitteln  zam  vollen  Nennwerte  znrttckzncahlen. 
Lant  Knndmachnng  des  Finanzministerinms  vom  18.  Febmar  1903 
(R.-G.-B.  38)  worden  demgemSss  zur  Umwandlung  anfgemfen: 
a)  sftmtliche  sog.  „Silberrenten"  mit  Kon])on  t^llig  am  1.  Januar  und 
1.  Jnli;  b)  sämtliche  „Papierrenten"  mit  Mai-Nuvemberterminen-.  c)  von 
den  Februar-Augnst-Notenrenten  die  auf  Nummern  lautenden  Stücke 
Aber  20000  tl.    Die  Modalititten  der  Umwandlung  ents]iri  tlifn  den  In- 
tentionen des  Gesetzes  und  wurde  dabei  mit  mögliclisteiii  KuTiregcn- 
kommen  vorgegangen  durch  SchaÜuug  zahlreicher  ADmeldestelleu 
namentlich  für  das  Ausland. 

Soweit  sicli  bis  jetzt  erseben  lässt  angesiclits  des  nahezu 
unveränderten  Kurses  der  Krtmenrente  nahe  Pari  —  bat  diese 
Konvertierung  den  erhotften  Erfnlg  in  vollem  Masse  gebracht. 

Die  zahlreichen  Gebühren-  und  8teuerbegttn8tigangen  Icommen 
in  den  näilisten  Abschnitten  zur  Besprechung. 

V^eränssernngen  von  unbeweglichem  Staatseigentum  (meist  auf- 
gelassene militärische  Objekte,  nicht  mehr  rationelle  Festungen, 
auf  zu  teueren  Plätzen  stthende  Kasernen  niler  zwecks  Städtere<:iilie- 
rung  und  -Erweiterung  sich  ergebende  \  ei  äuderungenj  w  urden  ver- 
fügt durch  die  Gesetze  vom  IT..  Januar  P»02  (K.-G.-B.  18,  19  u.  20), 
vom  21.  Juli  l'Jü2  <K.-G.-li  lölt^l»;.!)  u.  a.  m. 

Das  wichtige  G.  vom  'J.  Jamiai   1v<k'.  (1'.-(J.-H.  Km  über  die 
AbschaflFung  des  Tenninbandels  in   l'rndukten  der  LandwivTs.haft 
(Abänderung  dt  s  «»esetzes  vom  1.  April  lh75,  R.-G.-B,  ()7j  besprechen 
Jshrbucb  der  luUrnat  VereinigootS'  ^-  137 
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wtr  im  nächstfolgenden,  dem  Bessort  des  Aekerbanministeriums  ge- 
widmeten Hauptabschnitte. 

Die  BQrsen  betrifft  noch  die  Verordnung  vom  15.  Mai  1903 
(R.-G.'B.  116),  womit  im  Hinblick  auf  die  neue  Effektennmsatzstener 

die  Schlosseinbeiten  fixiert  worden. 

Wichtig  für  die  Finanzwelt  ist  das  Gesetz  vom  27.  Do- 
zemlM-r  lOoä  lU.-G.-U.  •21.]),M  womit  für  {rehörig  fundierte  Bank- 
schuldverscliit'ibmifTcn  die  Kcclite  der  Hcsitzor  imperativ  prSzisiert 
nnd  sohin  sulclien  'IMtres  }r»'\vi>»sf  l{t'Vi>rzutruntren.  \vt'l(  lio  bisher  dnrch 
8|iezialir>*si'f L't'wiilirt  \vnrii«'ii  sinti,  a  jirinri  zuiri  standpii  wt^rden. 
als  iiisltcstindi  n-  die  ti»'l)ühi»nlV<ilieit  für  die  ("oupdiis.  die  Kifüiiiiiff 
zur  Aiila{?e  von   Papillär-.  FideikMiiiniiss-  udcr  l)ep(t!>iten-tieldern. 

i'lier  ilie  (iebarmie:  der  iieuorg-anisitM-teü  Steuerbehörden  Uisst 
sich  auch  jeizi  muh  niclit  ^nt  Kritik  üben.  Intolge  der  t^leich- 
sseitigen  Zivilgericht«refurmeii  fehlten  zunächst  die  uütigen  Kräfte. 
Das  neue  Personalsteaergeseta  musste  dnrch  VollzagsTerordnnngen, 
za  welchen  snm  Teil  anch  noch  in  der  gegenwärtigen  Berichts» 
Periode  Nachträge  erschienen  sind,  praktisch  ausgestaltet  werden. 
JedenMls  vorhandene  Mängel  werden  erst  anf  Grnnd  der  jüngsten 
Erfohmngen  als  oi^anische,  oder  nnr  voräbergehende  oder  Uoe 
lokale  sich  erkennen  lassen. 

So  viel  steht  wohl  schon  fest,  dass  sich  die  Mitwirkung  der 
Stenerträger  weitaus  nicht  in  dem  Masse  bewährt  bat,  alt  man  ni 
hoffen  bore«  litit^t  war.  S(iW(dil  in  den  Erwerb-  als  in  den  Personal- 
steuer-Kouniiissinneii  zeitrt  sich  entweder  ein  übemiässige.s  Eindrängen 
politischer  l'arteien  (jder  eben  eine  zu  gerinjre  Teilnahme.  Das 
System  unbesoldeter  Elirenstellen  dürfte  sehr  bald  als  unhaltbar 
erkannt  werden.  Gerade  die  j»tliehtl>e\vusste  peistipe  .Arbeit,  welche 
weder  das  l'arfeiintere>r.e,  nuch  (l^r  land];iuti;.'^e  Stellen-F.hrL^ei/  lorkt, 
durch  beide  aluT  bei  den  Walileji  iilirrwuchert  wird,  nmss  unter 
den  obwakeiäd«  11  \  erli:iltni>sen  in  unseren  allzu  zahlreichen  lieirälen 
und  Koniinissinnen  usw.  in  ab.^chbarer  Zeit  ;ranz  verschwinden;  denn 
die  für  solche  .Arbeit  betalii;rten  und  dazu  bereitwilligen  Personen 
haben  natnrgemäss  nicht  su  glänzende  Einkommen,  am  Zeit  und  Arbeit 
dem  Staate  schenken  zn  können,  anch  wenn  sie  es  hier  und  da 
gerne  wollten!  Wir  behalten  uns  vor,  «an  anderem  Orte  diese 
Wahrnehmungen  zn  exemplifizieren. 

Sieiic  die  auslüluhtlu;  iie>precl)uni^  iu  Gruppe  Ii,  Ib. 
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bh)  Stenern.^) 

Npup  Gesetze  und  aut  Urund  ilifser  oder  ans  früherer  Zeit 
b»-stt'lieiuit'r  Cifset/.e  erlassene  Verordnungen  des  Heseort-Ministeriuius 
hatten  nahezu  alle  öteuerarten  zum  Gegenstand. 

Erstens:  Direkte  Stenern, 
et)  ImmobiUM-Stetteni. 

Onmdstener. 

In  Ergänzung  des  Qesetses  vom  15.  Juni  1890  (R.-0.-B.  148), 
Uber  die  seitliche  0rnnjbtenerbefreinng  pliyllozerierter  \\'eingärten, 
wurde  mit  Gesetz  vom  4.  April  1902  (B.-G.-R  87)  die  Dauer  der 
durch  das  erstere  Gesetz  gewährten  seitliehen  Gmndstenerfreiheit 
von  sehn  Jahren  nm  weitere  jRinf  Jahre  (§  1)  vom  Zeitpunkte  des 
Abisafes  der  bewilligten  oder  im  Sinne  des  ersteren  Gesetzes  zn  he- 
willigenden  Stenerbefreinng  (§  2)  verlängert 

Diese  Bonifikation  kommt  den  kleineren,  äberwiegend  zahl- 
reicheren Weinbanern  in  den  nffrdliehen  nnd  Ostlichen  Alpenländem, 
deren  Knltnren  grossen  Schaden  dnreh  die  Phylloxera  erlitten  hatten, 
zustatten. 

Femer  wurden  mit  Gesetz  vom  19.  Juli  1902  (R.-Q.-B.  1  vom 
Jahre  1908)  nnd  in  dessen  Vollzöge  mit  der  Finanz-Hinistwial- 
Vaordnnng  vom  20.  April  1903  (R.-G.-B.  91)  Grondstenerheft^ongen 
fär  jene  Bnstikalien  ansgesprochra,  dwen  Erträgnisse  durch  Elementar- 
erelgnisBe  oder  diverse  Farasitenlcrankheiten  vemiditet  werden. 

Gebäudestcucr. 
Das  an  gehöriger  Stelle  in  im  riio  besprochene  Gesetz  vom 
8.  Juli  1902  (K.-U.-B.  144).  betr.  Bt-triiiistigunj^en  für  Gebäude  mit 
gebunden  und  billifren  Arbeiter\vohnungen,  räumt  b«Htehenden  oder 
neu  aufgeführten,  diesem  Zwecke  gewidmeten  Bauten  unter  anderem 
eine  24jälirige  Befreiung  von  allen  Arten  dieser  Steuer  ein. 

Diese  Be^ünstiernnjr  l»e(ltMitet  eine  Prämie  für  das  zu  solchen 
Zwecken  investierte  rrivat-Kapital,  dessen  Verzinsung  im  Gesetze 
sonst  Schranken  gezogen  werden,  welche  die  Aussichten  auf  eiuen 
geplanten  Erfolg  selir  eindämmen. 

>)  Bearbeitet  von  Dr.  Michasl  Dusos,  Sekretär  der  I.  Ssterr.  Sp»r> 
kaase  in  Wien. 

137* 


Digiiized  by  Google 


2162 


(it-äuugciiutig  und  LUeratur. 


Hehrere  Gesetze  lokaler  Bedeutung  (Prag,  Lembeif:,  Brftnn, 
Hlhr.-Ostrsn,  Bielitz,  Teschen),  welche  zeitliche  Stenerbefreinng 
oder  Attsdehnang  einer  solchen  gesetzlich  bereits  bewilligten  bezw. 
zugesicherten  Stenerfreibeit  anf  eine  weitere  Anzahl  von  Jahren 
für  ans  öffentlichen  Assaniemngs-  oder  Verlcehrs-Rttckrichten  an 
Stelle  alter  Banlichkeiten  anfgefShrte  Nenbanten  beinhalten,  können 
wir  mangels  allgemeinen  Interesses  ttbergehen.  Erwfthnt  sei  nnr  das 
Gesetz  vom  10.  Ang.  1905  (R.-G.-B.  1B8),  womit  für  die  Kurorte 
fttr  Olmfitz  und  Krakau  die  Progressionen  bis  anf  20%  der  Gebände- 
stener  filr  den  Zeitranm  Ms  1910  aasgedehnt  bezw.  das  Stenerzins- 
mass  herabgesetzt  worden  ist. 

Personalsteuern. 

Erwerb-  und  Personaleinkommensteuer. 
Mit  den  Erllssen  des  Finanz-Ministerinms  vom  18.  Oktbr.  1902 
(B.-a-B.  208),  9.  Jannar  1903  (R.-G.-B.  13)  vnd  24.  Jnli  1904 
(R.-G.-B.  82)  wurde  einzelnes  ans  den  Vollzngsvorsehriften  znm 
in.,  n.  nnd  IV.  Hauptstllck  des  die  direkten  Personalstenem  regelnden 
Gesetzes  vom  25.  Oktbr.  1896  (R.-G.-B.  220)  dnrch  die  erworbene 
Praxis  bedingt,  im  Übrigen  nicht  wes^tlicher  Natnr,  abgeändert 
oder  ergftnzt. 

Das  Gesetz  vam  21.  Jnli  1902  (R.-G.-B.  170)  verlieh  der 
„Kaiser-Jnbilävm-Hochqnellen  •Wasserleitung'*  (Marienthaler  Hoch- 
quellen-Wasserleitnng)  unter  anderem  die  Befreiung  von  der  Erwerb* 
stener  ffir  die  Daner  von  12  Jahren  vom  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnnnp  an  (§  1  lit.  a). 

Das  (ileiohe  wurde  mit  Gesetz  vom  14.  Jannar  r.»0:l  (R.-(i.-B.  21) 
für  die  Tietiiuellenloitnnp:  znr  Versorefnnpr  <lor  Orts<haftvn  von 
Folixdorf  bis  Maiur  l»«'i  \\  ien  (südlich  von  Wien)  mit  Trink-  und 
Nutz- Wasser  aus^^^rsprnclit'ii. 

Die  Goltnii-rsdaiitT  der  kaiserl.  \  »'r«<rdnunjj:  von»  27.  iJezbr.  li»(M) 
(K.-*  !  -!!  JJi'i,  mit  weUlier  den  Sc»  Iianilt  lssfhirtV'n  di«' Hefreiunpr  von 
der  Im  u t  rl'-l'U'-r  bis  I)ezbr.  l!<ii;{  verlitdien  wdidrii  ist.  wurde 
mit  kaiscrl.  Vtrnrdniiii;,'  vom  "Jü,  Dezbr.  l!t03  (K.-Ci.-B.  2»)7)  bis 
zuui  -M.  Dezbr.  1!mi4  .-rsrnrkt. 

Während  riii-se  dici  (u  setzi'  Stnicr-Privilefrieii  .si  imtt  ii.  wuidi  n 
der  All^'eiiuMnheit  die  in  den  Art.  IV  bis  XI  des  Steneriresetzes 
vom  2.'».  (tkibr.  l>i'.*<»  (U.-Ci.-i>.  22Uj  vorgesehenen,  von  gewissen 
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Bedingungen  abhangitjen  Nachlasse  (15%  und  12^5*'  o  ^^zw.  25**/0 
und  10^/0)  an  der  Haus-,  Grund-  und  Erwerbsteucr  Hir  die  Jahre  1902 
mit  Finanz-Miu.-Verordn.  vom  11.  Juni  1902  ^R.-G.-h.  122),  1903  mit 
Finanz-Min.-Verordn.  vom  22.  Juni  19m:?  (K.-d.-B.  138)  und  mit 
Finanz- M in.- Verorda.  vom  11.  Juni  1904  (K.-(i.-ll  «iOi  gewährt. 

Mit  Gesetz  vom  21.  Dezbr,  1905  (R.-(t.-B.  201)  wurden  die 
KrwerbstenerbegünstiKunffen  fi^r  im  Inlande  erzeug;te  Fahrzeuge 
unsere  Handelsmarine  verlängert  und  auf  neu  zn  erwerbende  ^»etiiffe 
ausgedelint. 

ErwShnt  seifti  scliliesslifh  die  anläftslicli  d<'r  V»'r(iiii^''iinfr  der 
PolizeiraytdiM^ebiete  um  linken  hoiiauuler  mit  Wien  .  1  i^aiifrt  iu'n  t'ber- 
gangsbestiniimingen.  zntuljrt'  wcU'hcr  in  difst-n  iinlereilen  ei'st 
in  10  -ir»  Jaliron  die  .■.ttentlicht'ii  Abtraben  im  vollen  für  Wien 
gültigen  Ausmasse  zur  Einhebung  gelangen.  * 

Zweitens:  Indirekte  Stenern  (Verb ran chsabgaben). 

Zuckersteuer. 

Eogland,  der  Btftrkate  Zncker-Kontament  in  Europa,  stellte 
am  B^nen  Finanzzollertrag  m  heben  oder,  wenn  dies  dorch  das 
Verhalten  der  Kontinental-HSchte  nicht  erreichbar  wftre,  nm  seinen 

Kolonien -Zucker  konkurrenzfähig  zn  gestalten,  auf  der  gemSSS 
seiner  Initiativ»  in  HrüsKol  anfangs  des  Jahres  1902  znsammen- 
g'etretenen  nnd  von  den  Zucker  exportierenden  europäischen  Sta;iten 
beficliirkten  Konferenz  dip  mit  dem  internationalen  Vertrage  (Brüsseler 
Konvention)  vom  Tk  >!:irz  1902  von  den  Vertragsstaateu  auch  an- 
genommenen Fol  deningon : 

Autliehnng  der  Zurkerprämien  1  Ansfuhrbonitikatimien.  Iniands- 
prämien  usw.i  aller  .\rt  in  den  vertragschllessenden  Ötaaten  mit 
1.  vSeptembei-  l9o;{  l  Art.  1). 

Festsetzung  des  t  berzoUes  (Snrtaxe),  d.  h.  des  Unterschiedes 
zwischen  dem  Betrage  der  Zölle  und  Steuern,  welchen  der  zu 
importierende  Zucker  im  ErzeugungBstaate  unterliegt,  nnd  dem 
der  Abgaben  nnd  Stenern,  welchen  der  einheimische  Zucker  im 
Inlande  nnterwwfen  ist,  mit  bOehstens  6  Fr.  per  1  Ctr.  raffinierten, 
5Vs  Pr.  per  1  Ctr.  andwen  Zuckers  (Art  2). 

Besonderer  Einfhhrsoll  (Strafzoll)  oder  Import-Verbot  fVr  im 
Erzengnngs-Staate  prftmiierten  Zncker  in  der  HChe  dieser 
Prftmien  (Art  4). 
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rberwachung:  der  Eiiilialtung:  dtr  Vertragshistinmiungen  und 
Verliindcnin^^  ihier  riiit^idiimg  durch  eine  ätäiidige  in  Brüssel 

ta^reude  Koininis>i<iii  l  Ait.  ro. 

Vertrnsr^jdaupr  vom  1.  Sf|iteinl)fr  If'n:?  bis  1.  St-pteuiber  l'jOS 
mit  je  eiiijiilii  iirt  r  W'rlänircniiig  im  Falle  nicht  12  Monate  vorher 
erfolfjter  Kündij^uiif*:  (Art.  1(1). 

Etip;land  mifer<fiit/.tf  di^sp  Konliriuiijt  n  mit  der  Erkl.'irnn}»', 
den  Zin  keriiniHirt  jt  iier  Siaatt  ii.  wt'lclie  diesem  Vertrage  nicht  bei- 
treten wiiriien,  mit  derart i^'en  Zrdlen  zu  bileifen.  dass  alle  im 
exiiortierenden  Staate  in  Austiilirbiinitikatioiien  oder  Scliutzzüllen 
bestehenden  Vorteile  diidiir>  Ii  zur  lieniiy'e  aufirelioben  würden. 

Die  Zuekeriudusliiill.il  in  (»sieinirli  und  l'nt,'arnV)  hatten 
y-wisehen  zwei  I>iii[ren  zu  wählen:  entweder  den  enjrliselien  Jlarkt 
und  dciuiii  für  dit;  uä*  liefen  fünf  .lalire  einen  Ziiiker-Export  im 
jährlichen  Werte  von  ca.  lUO  Millionen  Kronen  zu  verlieren  oder 
die  im  Grunde  gerechten  Forderongen  Englands  anzunehmen  und 
dar  neuen  Sachlage  eich  attzajmssen;  letzteres  mnsste  füglich  ge- 
schehen, geschah  aber  ohne  Scbafftang  von  ÜbergangsbesUmmnngen, 
welche  aJlen  kontinentalen  Znckerexportstaaten  zur  Erhaltung  des 
Weltmarktpreises  allmählichen  Regelung  der  Produktion  und  Be- 
duzierung  des  grossen  Vorrates  an  fertiger  Ware  sehr  erwtlnacht 
gewesen  wären. 

Aus  der  grossen  Z<ahl  der  von  Praktikern  und  Theoretikem 
zur  Abwehr  der  weittragenden  Folgen  der  Brflsseler  Konvention  in 

(")sterreich  gemachten  Vorschlüge,  wie  Rayonierung  des  BQbenbaues, 
Herabmind«  vuiiL'  der  Erzeugung,  Kontingentierung  derselben,  Herab- 
setzung der  Zui  kersteuer,  Hebung  des  Inland  -  Konsum^^.  Sf<Mifr- 
freiheit  für  denaturierten  Zik  k<  t-  und  solche  Nachprodnkte  der 
Znokerfabrikation  ergrift'  die  tiest  tzgebung  zunächst  und  bisher  die 
Kontingentierung  der  ZuckeriuiMluktioii, 

Mit  dem  (iesetze  vom  Ul.  Januar  (R.-G.-B.  215)  wurde 

der  Einfnhrzidl  für  Zueker  nai  li  dem  Brüsseler  \'erfragp  normiert  (ij  1), 
die  Leistuntr  der  (is  AlillidUfu  Krtmeii  iiilirlieh  betragenden  staat- 
lichen) Ausfuhrboiiiükalioiuii  mit  Sl.  .August  eingestellt  (i;  2). 
(Auch  Finauz-Ministerial- Erlaus  vom  o.  August  1903,  K.-G.-B.  ItJlj. 

*)  Jeder  dieser  .Staaten  wurde  für  sich  als  vertrsgschHessender Teil 
betrachtet  (Art.  7  der  BrUsi^eler  Konvention). 
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Ma  (Znekerindostrle-)  Betrietwperlode  fUr  die  Hinkunft  der  Zeit- 
ranm  vom  1.  September  bis  81.  August  des  nicbstfolgenden  Jahres 
festgesetst  (§  8),  der  Betrag  von  21  Millionen  Kronen  als  Vaximnm 
der  staatUchen  Ansfohrbonifiltationen  fOr  die  letzte  dreisehnmonatliche 
Betriebsperiode  vom  1.  Angnst  1902  bis  81.  Angost  1903  eingeränmt 
(§  4)  nnd  znr  Begelnng  des  Inlandverkefaree  in  Zacker  dessen 
(vorher  schon  abgabepflichtige)  Inrerkehrsetsnng  kontingentiert  (§  5). 

Dieses  Kontingent  wurde  für  die  erste  Betriebsperiode  (1.  Sep- 
tember 1903  bis  81.  Angnst  1904)  für  Österreich  mit  2770340  Ctr. 
Eonsnmzncker  festgesetzt;  fBr  Ungarn  waren  863660  Ctr.,  fAr  Bos- 
nien nnd  Herzegowina  26000  Ctr.  Konsnmzncker  kontingentiert 
worden. 

Die  Österreichischen  Interessenten  bezeichneten  das  nngarisehe 
Zackerkontingent  als  viel  zn  hoch  bemessen  and  nachteilig  fttr  die 

(Ssterreicliisclii'  Ziickerindnstrie:  (]pr  ■•'^terreichiRche  Fiskns  hingegen 
hatte  darans  keinen  Schadeu,  wie  iiini  auch  auK  einem  geringeren 
nnsrarischen  Kontingent  kein  \'orteil  erwachsen  wäre,  weil  die  öater» 
reicliisehe  und  ungarisclie  Znckerstpiur  eine  Kon>iuni8teuer  ist,  nn- 
niiftelbar  vor  der  Inverkeiirset/unf?  d(\<  Zuckers  entrichtet  und 
demnach  dt-r  Ertrag:  «ler  Zik  k^  rstpuer  nicht  durch  die  Fruduktiuu, 
sondern  durch  den  Konsum  hcstimmt  wird. 

Mit  einem  zweiten  Gesetze  vom  31.  Januar  10();J  (R.-(t.-B.  27) 
wurde  das  mit  dem  ersten  Gesetze  für  die  iistcrrt  icliisi  lien  Länder 
normierte  Zuckerkoiitin^ent  von  ^TTri'UO  Ctr.  Konsuuizucker  indi- 
vidoell  auf  die  österreichisidien  Zuckererzeugungsstiitten  aufgeteilt. 

Die  ständige  Brüsseler  Delegierten-Kommission,  welche  wir 
früher  erwähnt  haben,  erklärte,  in  diesem  Gesetze  eine  ofti/.iellf 
Organisierung  eines  Kartells  znr  Preisbildmig  im  Tnlanile,  eine 
indirekte  Heranziehung  des  vertiagsmiissig  mit  6  Fr.  bezw.  ö'/»  Fr. 
bestimmten  ÜberzoUes  (Surtaxe)  zn  einer  T^riiinie.  was  gegen  den 
Art.  1  der  Konvention  Verstösse  usw.,  kurz  einen  Widei^pruch 
mit  dem  Sinne  und  Geiste  der  Brüsseler  Konvention  zu  erblicken. 

Die  Entscheidung  des  internationalen  Forums,  zuii;i<  list  vnn 
Frankreich,  dann  auch  V(m  Deutschland,  hauptsächlich  seinem  Uani- 
bnrger  Markt,  beifällig  empfunden,  fiel  gegen  dieses  (tesetz  ans, 
welches  auch  in  seinem  vollen  Umfange  mit  der  Kaiserl,  Verordnung 
vom  1.  August  1903  (R.-G.-B.  160)  aufgehoben  wurde. 
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Bisher  also  hat  dio  osfcneichisiche  Gesetz^ebuniar  nur  mit 
dem  ersterwäliiiteii,  in  Hechtsknitt  verbliebenen  (icsctze  vom 
^51.  .Truinnr  ]\Hy-i  fK'.-(T.-B.  iM»)  eine  psetzlielK'  Hebnnp;  der  durch 
die  Brüsseler  KonveiititMi  l»art  L'-fiottciien  /uckerindnstrie-Verhalt- 
llisse  versucht;  ein  /weiter  Versueli  iiiisslanfr,  wii*  wir  yreselien  hab<'n, 
und  weitere.  8elir  driiiijlirli.'  Versuche  wollen  Uber  das  8tadiam  von 
(.ieset/.i  ulw  ürft  n  liinau.s  nii  lit  pfedeihen. 

Die  Kavouierunj;  dis  Kilht nliaiiis  liiiir«-  vulkswirtfichaftlich 
und  landwirtschaftlii  Ii  jrrosM  I ;» d.  iikt  n ;  dt  n  Armen  unter  diesen 
Landwirt' 11  und  d<  ii  wi  iiitcer  Nut Ifl  ii-nden  unter  den  Zucker- 
Industriellen  wäre  dnifli  eine  K>>ntiiiLrentierunjr  dtr  Zackersteuer, 
wolllr  eine  Basis  nicht  schwer  /.n  finden  wäre,  und  nicht  der  Kr- 
zengung,  dem  konsnmierenden  Pnblikom  anch  dnrch  die  Herab* 
setzang  der  enormen  Steuer  (3d  K.  pro  1  Ctr.  Konaarnzucker)  ge- 
holfen. 

Die  vielfach  bekämpfte  AuArechterhaltnng  des  lieutigen  Bitben- 
baues könnte  trotz  der  verringerten  Exportmöglichkeit  dnrch  Hebung 
des  Konsums  im  Inlande  und  dieser  wieder  dnrch  Herabsetzung  der 
Zuckerstener  erreicht  werden. 

Wir  hatten  vorhin  erwfthnt,  dass  unter  den  BrOsseler  Ver* 
tragsstaaten  Ungarn  als  Staat  ffir  sich  auf  dem  Plane  erschien. 

Dieses  Vcriiiiltuis.  welches  der  Österreich  und  Ungarn  heute 
doch  noch  verbindenden  Real-Uniou  förmlich  widerspricht,  trat  ver- 
kappt  abermals  zutage  in  dem  von  den  beiderseitigen  Finanzministern 
abgeschlossenen,  in  Ungarn  bereits  auch  zum  Gesetze  gewordenen 
Übereinkommen  auf  Erhebung  eines  Ausfuhrzolles  (ebenfUls  Snrtaxe 
genannt)  von  3,50  K.  pro  1  Ctr.  raffinierten,  3,20  K.  pro  1  Ctr. 
Bohzucker  Exportware  von  Österreich  nach  Ungarn  oder  umgekehrt. 

Abgeselien  von  der  Einbnsse,  welche  dadurch  die  jährlich  bisher 
ca.  ROOOOO  Ctr.  betragende  Ausfuhr  österreichischen  Zuckers  nach 
Ungarn  erleidet,  bedeutet  dieses  Übereinkommen  und  das  hierin  ge- 
troffene Amendement^),  die  Snrtaxe  beim  Empfänger  (zumeist  eben 
HSndler  und  Baffineure  in  Ungarn)  gegen  Bestitniemng  an  den 

Das  Aiuenilement  wurde  uu^^ariacherscile  veranla.s«t,  weil 
da«  Obereinkommon  in  Österreich  gesetzlich  noch  nicht  sanktioniert  wurde 
und  kaum  sanktioniert  werden  dürfte  —  «s  wire  denn  mit  Hilfe  des  §  14, 
WB»  nicht  zu  gewärtifren  ist. 
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¥UkiiB  d«8  Zndnr  expoitierendeii  Staates  sn  erheben,  nichts  anderes, 
als  Aufhebung  der  Zollgemeinsehaft  zwischen  Österreich  und  Ungarn, 
nnd  so  einen  Schritt  weiter  aar  Wandlung  der  Real-Ünion  in  die 
in  Tranaleithanien  beiss  begehrte  Personal-Union. 

Den  der  8(irge  um  die  .Erhaltnng"  der  Zvcker-Indnstjrie  ont' 
springenden  Wünschen  der  Interessenten  anf  tunlichst  auso^t  delinte 
Bti-lreinug  denaturierten  Zuckers  nnd  solcher  Nachprodnkte  der 
Zuckerfabrikation  von  der  Verbraurhsabgabe  (Zuckersteuer)  trug  das 
hierzu  erniächtijrte  Kossfirtniinisterium  bisht  r  insoförn  Rechnung,  als 
die  Abgabefreiheit  von  Stürkezucker  zu  gewerblichen  Verwendungen 
mit  Erlass  vom  23.  März  lOO.S  (T^-G.-H.  7'>),  von  Zucker  zur 
Glyzerinseifenerzengnng  mit  Krlass  vom  2S.  l)ezbr.  11K):3  (R.-rr.-B.  20;»)^ 
von  ZucktM-  zur  Papicitrzeugiing  mit  P^rlass  vom  24.  August  1H(>4 
(R.-li.  Ii.  '.'Sj  und  vou  Zucker  als  Hescliwerungsmittel  zur  Seiden- 
färbcrei  mit  Erlass  vom  7.  Septbr.  1904  (R.-G.-B.  102)  eingeräumt  wurde. 

Biersteuer. 

Mehr^  im  EinTemehmea  mit  dem  kSnigl.  ungarischen  Finanz- 
nünisteriim  wlassene  Verordnungen  des  östmeichischen  Finanz- 
mlnisteriums  betreffen  administrative  .Abiimlerungen  der  Kiersteuer- 
▼ollzugsvorscbrift  dieses  Ministeriums  vom  21.  Juli  1899  (R.-G.-B.  129). 

Branntweinsteuer. 
l)e.><gleiclien  wurden  in  Abänderung  dei-  Uranntweinsteuei - 
Vollzugsvorschrift  vom  21.  Juli  18'JU  (K.-Ci.-B.  130)  Verordnungen, 
betr.  die  abgabefreie  Verwendung  von  Branntwein  zur 
Herstellung  von  Schwefel  und  Essigäther  (vom  25.  Hai  1903, 
185),  zum  Betriehe  von  Motoren  (vom  23.  Novbr.  1903, 
R.-G.-B.  238)  und  betr.-  die  Wegbringung  von  FuseMen  (vom 
20.  August  1904,  R.-0.-B.  93)  im  Einvernehmen  mit  dem  ungarischen 
fiessortministerium  erlassen. 

Mineralölsteuer. 

Mit  einem  umfangreichen  Erlass  des  Finanzministeriunus  vom 
i».  Juli  lOO'S  (R.-G.-B.  I  t:!)  wurde  eine  VoUzuirss oischrift  zu  den 
die  Verbrauchssteuer  von  .Mineralöl  betreftendtu  Anordnungen  des 
üesetzes  vom  2G.  Mai  1882  (R.-G.-B.  55)  ausgegeben. 

Die  Besprechung  des  näheren  Inhaltes  dieser  anf  Verbrauchs- 
abgaben sowie  der  anf  andere  Steuerarten  sich  beziehenden  Ver- 
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ordnnng^en  und  /alUreichen  Kiiudmachnu^en  d*'s  Kessortininisteriams 
könrn'ii  wir  t<'ils  wefr^n  ihrer  nnr  iH-stimnitP  Interes«ienfenkr<'i8e 
beriilirenflen  UeiUinnriir.  teil*  wt-iren  iiires  im  grossen  und  gaiusen 
nur  adiuiniätrativeii  Cliaraklerb  unterlassen. 

Verschiedenes. 

Zahlreich  sind  die  Kundmachungen,  mit  welchen  eine  Ansahl 
von  Steuerämtern  und  gerichtlichen  Depositen-Kassen  in  verschie- 
denen StSdten  errichtet  wurden.  Auch  andere  bloss  lokale  Ver- 
fAgnngen  übei^hen  wir  besser. 

Hervorzuheben  hingegen  wegen  ihrer  allgemeinen  Bedeutung 
ist  an  dieser  Stelle  die  KÄiserli<'lu<  Vfrordnun^  vom  !♦>.  Juli  11»04 
(K.-(i.-B.  70 1,  mit  welcher  drr  Anspruch  auf  Vergütunjrszinst'n  för 
ab  1.  Januar  looi  nicht  „rei  hish.'.stiindif;  '  ffolointete  und  daluT  bar 
zuni(k<'rs(lzt«*  Steuer-  und  Steuerst lalbetrüp^  jrewiihrleist^t  wird; 
der  l'ro/.eutsatz  der  \'or^iiiuiii.--/iii^.  n  ist  «gleich  dem  der  für  die 
Steuern  zur  Kriiebung  fre!;iti<;t  ndi  ii  \'«  rzuirszinsen  (•">*"„)  —  |^  1  u.  7. 

Die  Zeit,  für  wel'  lit'  die  \'«  i  ufii  niiLrszinsen  bereclinet  werden, 
Iflnft  vom  TaiT'"  d<-r  ni<  lit  .,it'rlir>lH  >',,iii(ilt'eir'  Zaiiluns:  bis  zun» 
Tafic,  \\t  l(  li-  iii  (i.  I  zu  rt^tituit-rende  Steuerbetrag  vom  lien'chtigteu 
zurückerhiibi  II  utnit  n  k;inii  ^  4V 

Hii'ser  Ans|trueh  erliselit  bium  ii  drei  Jahren  vum  Tajre  der 
Zu.stellung  der  bezüglichen  Entscheidung  der  Verwaltungs- 
(Steuer-)  Behörde  oder  vom  Tage  der  Verkündigung  des  bezüg- 
lichen gerichtlichen  Erkenntnisses,  auf  Grund  welcher  der  BttdtMrsats 
stattfindet  (§  5). 

Da  fär  solche  nicht  „recbtsbestftndige^  Zahlungen  von 
Stempel-  und  Prozentual  •  Gebühren  (fBr  Urkunden,  Be<ditsge> 
Schäfte  usw.)  eine  staatliche  Pflicht  anr  Leistung  von  Vergtttnngs- 
zinsen  beim  Rflckersatz  gesetzlich  schon  seit  Jahren  besteht,  so 
wurde  mit  dieser  Kaiserlichen  Verordnung  nunmehr  auch  hinsichlich 
derartiger  „Steuer '^Zahlungen  gerechten  Wünschen  Rechnung  getragen. ' 

(•)  (i  e  Ii ii  Ii  r en. 
(c)  Die  Fahrkartensteuer. 
Eine  wescntliclie  Aniiermii^  eilulir  die  in  der  T.  I'.  47  Iii.  e 
d«'S  Gebühreugesetzes  lestgehelzte  Stempelgebühr  für  die  l'ersonen- 
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karten  (EmpfangB-  and  Anfnahmascheine  der  Eltenbahnnnternehmnugen) 
durch  die  EinfUmittgr  einer  Ealirlutnensteiier  vom  Pereonentruis« 
porte  auf  EiBenbabnen  (Geseti  vom  19.  Juli  1902,  IL-G.-B.  153; 
DnrchfUiningBTerordnnng  vom  27.  September  1902,  R.-G.-B.  195). 

Die  Fahrkartenstener  ist  zu  entrichten  als  Prozentnalgebttbr 
vom  Fahrpreis  und  als  fixe  Stenipelgebühr  für  Anweisnn£r''n  und 
Legitimationen.  FQr  den  Verketir  mit  dem  Auslande  ist  neben  der 
entsprechend  ermässiprten  Prozentualg:ebilhr  noch  die  Fahrkarten- 
srHnii)«'l<r*'l'ühr  von  2  h  für  jede  Krone  Falirpit-is  l>oibeha]feii,  und 
zwar  ohne  licschrankunc'  aut'  den  bisht-i  ij^fu  Maxiiiialt»etra{r  von  Ii. 
Für  <len  Personenverkehr  mit  Paniiifschitien  bleibt  die  alle  Fahr- 
kartenstempelgebiilir  ohne  Beschränkung  auf  einen  Maximalbetrag 
gleichfalls  bestehen. 

Die  Prozentnalp^ebühr.  welebe  von  der  Hahnverwaltuug 
zugleich  mit  dem  Fahrpreis  einzuht^ben  ist,  beträgt 
für  Hauptbahnen  12%, 
für  Lokalbahnen  t>  ^Iq, 
Ar  Kleinbahnen  3%  vom  Fahrpreise. 

Im  Verkehre  mit  dem  Andande  (einachlieselich  nach  Ungarn, 
Boanien  nnd  der  Hem^wina)  beträgt  die  Gebühr  fBr  die  im  Inland 
anrOckgelegte  Strecke  10  ^j^  wozn  dann  noch  die  2  Fahrkarten- 
«tempelgebtthr  vom  ganzen  Fahrpreiae  kommt 

Ein  ermäsaigter  Steuer-  bezw.  Gebflhrensata  von  9,5  ^/^ 
besw.  im  Verkehr  mit  dem  Aueland  7,5<^/o  tritt  fBr  Fahrkarten 
der  IIL  WagenUasee  bei  jenen  Hauptbahnen  ein,  dermi  Tarif  um 
mehr  als  20  %  höher  ist,  als  der  der  Qsterreichiselien  Staatsbahnen. 

Die  Befreiunsen  von  der  iii"Z<'ntnellen  Fahrkartensteuer 
sind  persönliche  und  sachliche.  IVrsonli(  Ii  befreit  sind  der  allerh. 
Hof,  Befürderang'en  nach  dem  Militärtarif  und  Arbeiterfahrkarten 
mit  niindesitens  '»'^^(i  FahrprtMsennjIssifrnnfr.  Fine  saehliebe  Be- 
freiung geniessen  Kleinbahnen  innerhalb  einer  Gemeinde  und  eines 
Umkreises  von  10  km  von  der  (^emeindeirrenze  und  die  Linien  der 
AViener  Stadtbahn  auf  die  Dauer  der  in  der  Konzessionsurkunde 
festgeset z t e n  .S t eu er be f i"e i n  n  <?. 

Die  StenipelgebUhr  für  Anweisnnj^en  (Fahrleiriliniationen) 
>i[i\\  sich  nach  der  Wagenklasse  ab  nnd  betiägt  für  Lefritimationen 
zar  freien  wiederiiolten  Fahrt  5,  10  nnd  20  K.,  für  Legitimationen 
cur  fMen  einmaligen  Fahrt  50  h,  1  K.  und  2  K.  —  F&r  An« 
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Weisungen  zur  Fahrt  mit  erniässiijttMu  rreise  jrilt  die  Hälfte  der  vor- 
st'  hciKirii  Siitze.  V(m  der  Steini>eltrehiihr  befreit  sind  T.pf^itimationcn. 
\vcl(  In-  auf  p'set/liclu'ii  odf-r  kiaizfssidnsniiissifrt  ii  \'ri  ptli»'lituiiir>'n 
biTulicii.  welche  dt'H  ei;^t'in  it  l>tditii?^teten  und  AiIk-iIi^iii  d<-r  Hahn 
und  di'it'n  Kaniilif'n;iuir<'li«irie:»'n  n.hr  den  Hediensttteii  tVinider 
Verkt'hi  saiistalteii  <  rl**ilt  \\  t'rdt>n,  iimi  wclclif  aiis  i'iftVnliit  iii-n  «»der 
eisenhahndiensilichen  Iviicksichtt'ii.  wt-j^en  Anuut  oder  für  j^emeiii- 
nützige  Zwecke  (nach  den  lieätimmuogeii  der  Dieustvorscbrift)  ge- 
wXlirt  werden. 

ErwXbnt  werden  mag  noch  das  vom  Abgeordnetenhtnse  be- 
schloBsene  Junktim  dieses  Gesetzes  mit  mehreren  anderen  Oeietxen, 
betr.  die  Anflkebnng  der  Strasaenmauten,  die  Reg:elnng  der  Ver> 
sorffangflgenfisse  gewisser  Kategorien  von  Zivilstaatsbeamten  nsw., 
fBr  deren  Dnrchfühning  in  der  Fahrkartenstener  die  notwendige 
Bedeckung  gefanden  werden  sollte.  Und  zwar  verteilt  sich  nach 
dem  Präliminarien  das  Fahrkartenstenerertritgnis  im  ungeAhren 
Betrage  von  16,4  Millionen  Kronen  wie  folgt: 
Ansfkll  der  alten  FabrkartenstempelgebQhr    .   .   4,4  Hill.  K. 

„      „    Uantgebtthr  2,1     „  „ 

Hehranfwand  ftir  das  Kansleihilfspersonal  ...   5      ,,  ^ 
^  „  PensionBerhdhnngen    ....   2,5  « 

«.  „  Regelung  der  Adjunkten ...    1,6    „  „ 

Es  verbleibt  daher  ein  anderweitig  verwendbarer  Überschuss 
von  0,8  Millionen  Kronen. 

/S)  Anderweitige  QcbOhren  and  Tamn. 

Mit  dem  Gesetze  vom  19.  Jnli  1902  (R.-G.-B.  152)  worde  die 
Aufhebung  der  Srarischen  Strassen-  und  Überfkhrtsmauten  mit 
1.  Januar  1905  verfftgt  (nachdem  die  Srarischen  Brttekenmanten 
bereits  im  Jalire  1891  aufgehoben  worden  waren)  und  das  Finans- 
ministerium  zugleich  zur  Veränsserung  der  hierdurch  entbehrlich 
gewordenen  unbeweglichen  Objekte  des  Staatseigentums  eraSchtigt 

Mit  dem  Gesetze  vom  22.  Januar  1902  (R.-G.'B.  40)  erfolgte 
eine  Regelung  des  Konsnlargebührenwesens  und  die  Festsetzung  eines 
neuen  Konsulargebilhrentarifes  an  Stelle  des  Reglements  vom 
Jahre  1846.  Der  Tarif  umfasst  einerseits  die  Gebühren  für  den 
Schiffahrtsbetrieb  der  usterreichischen  und  ungarischen  Handelsmarine, 
andererseits  die  Gebühren  für  alle  Akte,  welche  sich  aus  dem  Unter- 
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i .in«  .  >t'ii  eip'ljt  ii.  nisd  dU'  Aiisiibnnyr  der  in'riclitsbarkeit,  «las 
•.uiss»rNtieitif;e  Vcriaiii  cn  ( Verlasseuscliaftsabliaiidluiitr^'n  nsw.), 
notarielle  Akte,  ad  min  ist  rat  ive  An^elefTtuheitiii  (Kl)fkoii>tii.se. 
Ursprungszertifikate.  Leiclienpässe  usw.).  die  Passiioli/ei  und  Evidenz- 
haltnug  der  StaaUangehürigen  und  Schntzgenossen  und  endlich  die 
Vertretung  dar  geiuuiBten  Personen  yot  fremden  Behörden  betreffend. 
Ffir  die  Sicherstelinng  nnd  Einlielrang  dieser  Qebfihren  sind  die  für 
Stempel  und  Gebühren  in  Österreich  geltenden  Bestimmungen  als 
massgebend  erklärt  BeknrsbehSrde  ist  das  Hinisterinm  des  Änssern. 

y:  Gebührenbefreiungen. 
Eine  ;j;:iiu'ielle  GebührtiibctVeiuiiy  läunit  das  Gesetz  vom 
20.  März  1W2  i^R.-G.-B.  70)  den  Ländern,  liezirkeu,  Gemeinden  und 
anderen  autonomen  Verbftnden  fQr  alle  Anleiiien  ein,  welche  dieselben 
zur  Aasf&hrnng  der  ihnen  anvertranten  öffentlichen  Aufgaben  oder 
zn  Konventiemngsxwecken  anfiiehmen.  Die  Befreiung  bezieht  sich 
ftuf  die  avssostellenden  Schuldscheine  besw.  Obligationen  nnd  deren 
Coupons,  auf  Pfondbestellnngsurknnden,  Empfangsbestätigungen  und 
gmndbiicherliche  Eintragungen,  sowie  auf  die  bei  den  Verwaltnngs* 
behSrden  zu  fiberreiehenden  Eingaben. 

Individuelle  Gebflhrenbefreinngen  bezw.  B^Hnstigungen,  und 
zwar  in  der  Regel  verbunden  mit  Stenerbefreinngen  oder  Erleich- 
terungen, wurden  g-ewälnt: 

dem  28')  Millionen-.Anlelien  (Tnvestiiions-Anlehen)  der  Stadt 
Wien  mit  Gesetz  V(.ni  2H.  ^lärz  1W2  (K.-G.-B.  07); 

der  Kaiser-Jubiläunis-linclKniollenwasserleifunfr  (Marienthaler- 
Horh-inellenleitung)  mit  Gesetz  vom  21.  Juli  l'.'oi»  (K,-(i.-B.  1701 
(für  di<-  Aiis{2r«ibe  vonTeilschuldversdireibun^^eu,  für  Grunderwerbuugeu 
und  \\  asst  rliefernngsverträjü^e);  des<?leichen 

der  Tii  binellenwasserleitunir  Felixdorf-Mauer  mit  Gesetz  vom 
Vi.  Januar  lW»:i  (R.-G.-B.  21»:  dann 

der  Marktgemeinde  Wiznitz  behufei  Verlegung  des  durch  Hoch« 
wSsser  gefährdeten  Teiles  (fttr  alle  Rechtsgeschäfte,  insbesondere 
Übertragung  des  Eigentumsrechtes  und  von  dinglichen  Rechten) 
mit  dem  Gesetz  vom  23.  Juli  1902  (B.-G.-B.  167). 

Hit  dem  GeseU  vom  10.  Januar  1902  (R.-G.-B.  14)  wurde  die 
ans  Anlass  der  Aufteilung  der  knltnrfähigen  Gemeindegrände  In 
Dalniatien  gewährte  Gebtthrenbefreinng  neuerlich  auf  10  Jahre 
verlängert 
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Hit  der  Verordnang  vom  10.  April  1902  (R.-6.-B.  92)  wurde 
die  mit  dem  Gesetz  vom  16.  Juni  1894  eingertnmte  GebfiliTen» 
erleichternng  fttr  Darlehen  nnd  SobveDtioiien  zur  'WiederliMvteUiuig 
von  dnrch  die  Reblaus  zerstörten  Weinnr^rten  geregelt 

Mit  G.  vom  14.  Angast  1905  (R.-G.-B.  136)  wurde  beatimmt, 
daes  die  Frist  zvr  Erwirkang  der  im  Geseta  vom  18.  Jnni  1901 
<R.-Q.-B.  174)  aber  die  Neuregelnog  der  Immoliiliarübertrafntngs- 
gebühren  vorfresehenen  BcjrttnstitruiiL'^en  von  der  Ztistellnng  des 
Zalilnn^>^sbefehles  an  ZU  rechnen  it^t.  Damit  wurde  eine  grosse  ün» 
billiffkrit  g'efrenüber  jenen  Leuten  bcM  itipft.  die  im  Vertrauen  auf  die 
"\V(<]ilii;i  iuunjr  d»-r  Htduirdf'n  es  uincrl.iss.'n.  sclitui  bei  der  Bemessungs- 
anzeige  die  Begiiustigimg^grUude  geltend  zu  machen. 

d)  Uonopole  nsw. 

Auf  diesem  Gebtete  sind  nnr  mehrere  die  Verschleinpreise 
boKtnderer  Salzfabriliate  regelnde  Verordnungen  an  verzeichnen 
(19.  November  1902,  R.-G.-B.  235;  81.  Hai  1904,  R.-G.-B.  55; 
5.  Aognst  1904,  B.-G.>B.  83). 

Das  Tabakmonopol  betreffend  bemerken  wir  die  Einfllhning 
der  nikotinarmen  nenen  Zigarrensorten. 

Der  Verlinderungen  im  Staatssehnldenwesen  dnrch  die  Konver* 
tiemng  einheitlicher  Renten  wnrde  nnter  Ba.  bereits  gedacht. 

Den  Bericht  über  den  Finanzressoi  t  abschliessend,  darf  wohl 
auch  der  jä  lirlichen  Schlassrechniingen  gedacht  werden,  welche  der 
PrQfiing  des  k.  k.  obersten  Rechnungshofes  bezw.  der  Kontrolle  der 
vom  Parlamente  entsandten  Staatsschulden-Kontrollkommission  unter- 
liegen. Diese  Abschlüsse  stellen  erfrenlicherweise  ansnahmalos  fiMt, 
dass  der  wirkliche  Erfolg  im  grossen  ganzen  die  jeweiligen  Vor^ 
anschläge  ttbertroffen  hat. 

Es  ist  damit  klai^legt,  dass  die  grossen  politischen  Fragen 
und  selbst  schwersten  politischen  Krisen  weitaas  nicht  jenen  tief- 
gehenden Eintluss  auf  die  Entwickelung  der  Volkswirtschaft  nehmen, 
wie  ihn  auch  wir  schon  anzunehmen  versn  lir  wan  n,  ^nmindest 
nicht  in  unserem  iisterreichischen  Staatswesen,  obwohl  gerade  unserer 
Honarchi»'  sdiHii  so  (»ft  (b  r  nahe  Untergang  prophezeit  worden  ist. 

Die  zwfit't'llosi'ii  Na«iiifilf  tori;:r>ftzt<'r  I'nirfnvisslieit  über  die 
staat.sitThtlir'liH'  Knf wirkeltme'  ib'r  iKolisi.-n  Zukunft  scheinen  denn 
doih  einigcrniassen  kwii^tensiert  zu  werden  durch  die  Ueseitigung 
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der  Gefabreii  von  t'berprofiuktion  und  überwuolitiiKlt'r  t'ber- 
Bpekiüation,  wie  sie  die  so  hotfuungsreicben  ersten  siebziger  Jahre 
d«B  vorigen  Jahrhunderts  um  hetcherten. 

Ein  «weiter  „Kraeh"  steht  ons  sicher  nicht  so  hald  hevor! 

5.  TamlftiuignbtNieh  des  AekttilMMiiiiiiiiBtwiiinu. 

Mehrere  im  letzten  Berichte  sehen  als  im  Werden  hegriffen 
besproehene  wichtigere  Befomen  sind  in  der  gegenwftrtifea  Be- 
richtoperiode  m  voUeodeton  legUaterischen  Tatsachen  gediehen. 

a)  Wir  wenden  nns  aaerot  dem  fBr  die  wirtschaftlichen  Er- 
folge der  Landwirtsdiaft  gewiss  wichtigen  sog.  Terminhaadels' 
gesetze  zu. 

Das  Gesetz  vom  4.  Januar  1903  (R.-G.-B.  10),  i^mit  welchem 
eini^*'  abändernde  und  ergänzende  Instiniraungen  an  dem  Gesetz 
vom  1.  April  1875  (R.-G -H  ♦>7).  betr.  die  Org-anisierunf?  der 
Börsen.  frla.ssen  werden",  fixiert  vorerst  im  §  1  den  T^efjriflF  „land- 
wirtschattlirhe  Hüi-se-  dahin,  »lass  als  „landwirlsehatlliche"  jede 
liiirse  f^iit.  deren  Verkehr  sich  laut  <l>  s  Statutes  auf  Getreide  dder 
Mühleni'abrikate  erstreckt,  ob  daselbst  noch  andere  Waren  gehandelt 
werden  oder  nicht. 

In  den  2 — 5  wird  der  Regierung  bezw.  dem  Ackerbau- 
Ministerium  im  Eiovernebmen  mit  den  Ministerien  der  Finanzen 
nnd  des  Handels  einerselte  nnd  der  Landwirtschaft  —  mindestens 
ein  Drittel  der  BOisenleitang  mnss  ans  den  von  den  landwirtsehaft- 
liehen  Landes-Eooporationen  nominierten  Personen  bestehen  —  ein 
mas8gel)Mder  Einflnss  gesichert  Dorch  §  6  werden  in  landwirt- 
schaftlichen BOrsen  jene  Elemente  femgehalten,  die  nicht  irgendwie 
bernfsmässig  mit  der  Urproduktion  sich  befassen. 

Die  §g  8  nnd  9  machen  die  Bestimmungen  flher  den  Abschlnas 
und  die  Abwickelnng  der  BVrsengeschftfte  von  landwirtschaftlichen 
Börsen  von  der  Qenehmignng  der  abgesandten  drei  Hinister  abhftngig, 
welche  ibrerseite  wieder  gehalten  sind,  vorher  fiber  die  bezüglichen 
Beschlflsse  der  BOrsenleitnng  die  Vertreter  der  Landwirtschaft 
zu  hören. 

Ein  eigener  Abschnitt  ist  „Bestimmungen  Uber  das  Verbot 
de«  Terminhandcls  in  Getreide  und  Mühlent'abrikate-  iibers<'hri('b<ni. 
§  l't  lantt^t  kurz  „Hürsenmässige  Termingcschü t't in  Ge- 
treide and  MübleufabriJiaten  sind  verboten".    ^  11  verbietet  die 
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Fegtstellnng  von  Gesehüftebedingangen,  welche  solclie  Geschäfte  er- 
mCglichen  oder  erleichtern,  z.  B.  dnrch  Anfstellnng  einheitlicher 
Getreidetypen,  Schiasseinheiten,  einheitlicher  Termine,  Liqnitations- 
einricbtungen  asw.  §  12  weist  die  zuständigen  Kinister  an,  gegen 
ausserhalb  der  BOrsen  sich  biMiiulfn  Terminhandd  durch  be- 
sondere Verordnungen  einzu>i  lneitfii.  wozn  den  landwirtiscliaft- 
liclien  Ki^rporationtni.  sowie  «Icn  llamU-lskiininKTn  die  Initiative  frei- 
p*fsff  llt  winl.  und  i;  l-"5  inaclit  lieii  Hinsmloituncpn  rechtzeitige  Ver- 
hinderung von  Terniingcschätten  zur  bv:*oudere«  Pflicht. 

Ein  weiterer  bes< n  1  r.  r  Absatz  (§§  14  n.  15)  inhibiert  die 
KnrsnotierunfT  oder  sonstige  Verbr»  itnufr  von  Tenningeschftttsnotizen 
auf  niechauisrhen  Wepren  und  erniäclitig-t  die  Regiernnpr  durch  be- 
sondere Ver(»rdnungi  Ti  diei-e«  Verbot  zu  sichern,  wo  und  wann  dies 
erforderliili  werden  sullt«. 

Nach  Entstehnngsgeschielite  und  T«Midenx.  (b-s  (Gesetzes  ist  wohl 
anzunehmen,  dass  nicht  ohne  weiteres  alle  Fixgeschäfte  im  Sinne 
des  Art.  :{">7  tf.  HantlclsjLrcscfz  mit  landwirtschaftlichen  Produkten 
auch  sclion  als  'rerminliatid«!  unter  das  Verbot  des  neuen  Ge- 
st t/cs  f.iUcn.  Kiuc  strikte  Ab^Mciizuiit;  hierin  enthält  d;ts  ntiie 
Gcsci/.  nicht.  I»as  der  Teruiinhau<lel  (ieschiifte  nmfasst,  Wilclu* 
durch  .Alirei liMuufr  und  IHtieieii/.aiistrleich  abgewickelt  werdeti,  geht 
allerdings  aus  i;  11  W».  J  hervor,  alier  nicht  auch,  das-s  aus- 
schliesslich deiai'liire  Geschäfte  tretrotfeii  werden  wollen. 

l>er  Xlanirid  einer  I>etinitioii  des  \eilii.ti  nen  'rernuniiandels  in 
Gdreide  und  M u.stert'abhkaten  scheint  vorlaulig  indess  nicht  fühlbar 
zu  wenlen. 

Eine  besondere  Kig«  i;niiiilielikei(  dieses  allerdings  unter 
scliwierigcn  \'erh;i!t!iisse>i  zustamle  geliracliten  (iesetzes.  welches  der 
(lesetzgebungstecliiiik  in  Uf  Aut':j;tlien  stellte,  besteht  darin,  dass  in 
ilen  folgenden  lt>,  17  —  2J  nii  lit  die  im  «d)en  wörtlich  wieder- 
gegebeuen  §  10,  also  nicht  die  im  selben  Gesetze  verboteneu 
Geschäfte,  zivilrechtlich  wirkungslos  und  bis  in  die  entfernteste 
Mithilfe  mit  Arrest  bis  zu  einem  Jahre  (!)  nebst  Geld  bis  zu  20000  K. 
bedroht  werden,  sondern  lediglich  jene  ausser  der  BOrse  zum  Ab- 
schlnss  gelaugenden,  welche  künftighin  durch  erst  zn  erlassende 
Verordnung  nach  §  12  von  den  drei  beteiligten  Ministerien  verboten 
werden  kOnnen. 


Digitized-by  Google 


Aston  Kikhi.:  Österreich. 


2175 


Dermalen  kSnneii  bOnenmSflsige  Termingeschftfto  nicht  meLr 
geschloeeen  werden  und  bedarf  es  alao  wohl  anch  kaDm  eioer  zivil- 
oder  atra&echtlichen  Sanktion  des  Verbotes  derselben.  Ffir  Verbots» 
Verordnungen  im  Sinne  des  §  12  des  gegenstSndliehen  Gesetzes  gegen 
GetreidetermingeeehUte  ausserhalb  einer  Offentlicben  BSrse  wäre  es 
aber  nm  so  notwendiger,  den  Begriff  des  ^Terminhandels''  oder 
^Termingeäch^ftes''  pnlziser  zu  fiwsen. 

Die  Vollzugs- Verordnuiif!:  vom  April  H»<i;J  (R.-G.-B.  7s), 
welche  in  ihren  4  und  5  ein  solches  allgemeines  V'erliot  bringt, 
hilft  sich  über  die  Schwierigkeit  damit  hinweg,  dass  sie  (Tefschat'te 
in  oder  auss«  v  einer  Hörse  verbietet,  sofern  gemäss  Vereinbarung 
oder  lat.^achlich  das  in  den  verpönten  Usancen  festgestellte 
KündiiTunirs-         Liquidatiunsvertahrrn  Anwendung  findet. 

Dankenswert  ist  die  ausdriukliclie  Bezeichnung  der  nniunelir 
beseitigten  Börsen -Handelsnormen  ^Usancen)  im  Anhange  11  dieser 
Vollzugs- Ve  rord  n  Uli  g 

Hittelät  der  besonderen  Verordnungeu  vom  3.  April  l!»n3 
(R.-0,-B.  7d  n.  80)  wnrde  durch  erstere  die  Bemfang  von  Mitgliedern 
in  die  Leitung  der  landwirtschaftlichen  Barsen  geregelt  nnd  dnrdi 
letalere  erfolgten  die  in  Aussicht  genommenen  Übergangsbe- 
stimmungen. 

Als  landwirtscbaftUehe  BQrsen  gdten  nur:  die  sogen.  Prodnkten- 
bflrse  in  Wien,  die  Linzer  Frachtbörse,  die  Grazer  Fracht-  nnd 
HehlbSrse,  die  Prager  Produktenbörse  nnd  die  Cgemowitzer  Fracht- 
nnd  Produktenbörse. 

Nach  den  bisherigen  Erfohmngen  —  das  Gesetz  ist  8  Monate 
nach  der  Publikation,  also  schon  im  Frühjahr  D'O.S.  in  Wirksamkeit 
getreten  —  scheint  allerdings  der  Getreideterminliandel  damit  für 
Österreich  wirksam  inhibiert  worden  zn  sein,  was  freilich  nicht 
hindert,  dass  der  tietreidehandel  überhaupt  dadurch  b»  i  uns  eine 
Einschränkung  erlitten  hat.  Wahrnehnmntfen  in  lety-teren  Be- 
ziehungen sind  dem  RetVi  fur.n  nicht  zur  Kenntnis  L'^elaiigt. 

Auch  die  organisatoi  i.Nclun  Bestimmungen  difsts  i-ttsetzes  sind 
gewiss  geeignet,  unsere  noch  so  jungen  Agrarier  aufrichtig  zu  be- 
friedigen. 

Ungeachtet  des  meritorischen  Wertes  dieses  Gesetzes  besieht 
seine  nicht  gering  einzuschätzende  Bedeutung  eben  darin,  dass  seither 
offiudrandig  unsere  Landwirte  in  der  angenehmen  Lage  sind,  ohne 
JahrlMiob  d«r  intenwt.  Verelnlsanf.  9.  Bd.  138 
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GegenleistoD^,  ja  ohne  nenoenswerte  Utthe  legitlatorteehe  Erfolge 
zn  erringen,  sufem  sie  einig  nnd  maBsvoU  anfEotretea  wissen. 

b)  Die  neuen  Jagdgesetze,  besonders  das  niederüster- 
reichisclie,  sind  gleichfalls  eine  agrarische  Emmgmidialt^) 

In  dieser  Berichtsperiode  beschlossen  die  Laadtage  von 
Kilmten,  Niederfisterreich,  Schlesien,  Steiermark,  Vorarlberg  neue 
Jagdjjesetze.  welche  ancli  ln  i»'its  die  alU'rhikhste  Sanktion  erhiflten. 

DtM-  ni«nlf'n»sf«>ir.  l.:iiMii:iL'  bi  -rlil..-.s  auch  ein  .Tapigeset«  für 
das  Grnu'indegebit't  (Ut  i;.  ii  Ir-liaupt-  und  K<'sidenzsUidl  Wien. 

In  iiii'lirrron  I.aiidtairt'ii,  sh  z.  H.  Salzluiifr  nnd  Tirol,  knnnte  über 
die  vi'rli»"t:eiiden  Kntwürit'  »'im-  Kinitrunir  nirlit  erzielt  werden. 

H»'i  (U  li  VtMhandtuM}::»!!  in  ileii  i'iiiz»  ltu'n  I.andtajLCen  prallten 
dif  jairilifimllii  ic  ii  und  ja^r  lf t''inidlit  lirn  Sti'  niiiim'fn  ot't  in  recht 
s«i  liartVr  autfiniUKltM-  (uid  isi  das  Zii.'»!and.  k<»innien  der  Gesetze 

nur  den»  veruiitieluden  liintiiiss  ilrr  Xfrtreter  des  Ciross<rrnndbesitzes 
za  danlcen.  Von  Seite  der  Kej,'ierunf;  wurde  bei  allen  Beratungen 
daran  fest^ehalteo,  daKS  die  a.  h.  Sanktion  nnr  dann  erteilt  werde, 
wenn  der  bisherige  Einflnss  der  k.  k.  politischen  Staatsbehörden 
aufrecht  erhalten  bleibe,  höchstens  in  einzelnen  Punkten  die  (der 
Entscheidung  voratisgtfhfnde)  Einvernehmung  des  Landesanaschnsses, 
somit  der  antonomen  Behörde  zugestehend. 

Alle  die  npuen  Jagdgesetze  sind  Aber  den  alten  Leisten  ge> 
schlagen  nnd  unterscheiden  sich  daher  von  den  bereit«  bestehenden 
nnd  untereinander  nnr  in  wenigen  Punkten. 

So  ist  das  ni>  leröster.  Jagdgesetz  das  einzige,  welches  in 
rbereinstimnmn^  mit  dem  luni-rli.  n  .Ta^rdiresetz  die  Besitzer  der 
kleineren  Grundsitüi  kr.  die  nieht  zu  einem  Eigenjapdrevicr  ge- 
li-'-icn,  zn  einer  Jaudiit  ncssensrliaft  vereinigt,  welche  durch  einen 
im  W  «  UV  il<  i-  W  ;tlil  aus  >.  in. n  MitL'!ied<  i  n  /w  bildenden,  unter  dem 
\'(ii>itz  d>'s  l iruiriiidi'vnot.-li.Ts  si •limiicn  .lajrdausschuss  vertreten 
wird.  l)ifsfm  .lair'iaus-.r!niss  nhliir'j  dii-  Kiihrunp  aller  derjenigen 
jajj^dlitli'  ii  Anizrli ■i^cnliriTrii,  \\t  |i  in-  nurli  ileii  anderen  .hiirdirfst  tzen 
den  Genieindeveriretun^m  /usieiii.    I.si  der  in  .allen  Jagdgoseizeu 

')  I><  n   lieticht   Ober  die  noaen  jRL'«l?cMtse  Terdanken  wir 

J*r.  HiiMiiui  Krt-iliiTrn  \  I[\i  ;;i>ii.  ll.il'-  und  fJr. -Advokat.  Wien,  dessen 
fulirf.iidc  Steliuntr  im  Kt.  i>r  .i.  j-  .l.iL'drechtstlu  nn  iiker  und  .lairdrechls- 
prjiktikcr  gewiss  den  ll.miitr.  l.  n  ntcn  jeiier  eijreneu  redaktionellen  Tätig- 
keit flir  da«  folgende  Überhebt. 
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ansdrOcklich  anerkannte  Grandaatz  richtig,  dass  die  Jagd  eine  Be- 
fugnis der  GnmMgentttmer  ist,  dem  Amtbnng  kleineren  Grund- 
begitaeni  im  Interesse  der  Jagd  eDtaogen  ist,  dann  ist  es  gewtos 
theoretisch  richtig,  dass  die  Flihmng  der  Jagdangelegenheiten  der 
GemeindevertreUiiig  entsogen  und  einem  ans  den  GrandlwsitEern 
an  wühlenden  AnsBchasse  tthertragen  wird.  In  der  Praxis  gestaltet 
es  sich  allerdings  leider  so,  dsss  sieh  gerade  dicgenigen  Gmndbesitaer 
m  dem  Jagdanssehnsse  wfthlen  lassen,  welche  die  Jagd  entweder 
sdbst  im  Wege  der  Pachtung  erwerben  wollen  oder  welche  yon 
besonders  jagdfeindlicher  Oesinnnng  erfUlt,  alles  versuchen,  dem 
Jagdpftchter  das  Dasein  an  verleiden. 

lu  innisren  Zusammenhang  hiermit  steht  anch  die  Frage  be» 
sOglich  der  Verwendung  des  Jagdpacht«chillings.  Während  einige 
Gesetze  feststellen,  dass  derselbe  an  die  (Jriuidbesitaer  entweder 
nach  der  Grösse  der  einzelnen  Grundstücke  oder  nach  dem  der 
Ornndsteuerbemessunp  zugrunde  liegendfn  Katastralreinertrag  zu 
verteilen  ist,  beslinmu'n  andere,  ilass  dtM-sciyio  der  (ifint'iri(lek;i.sse 
zufallt,  insofern  der  ciiizelne  Gruiulbi'sitzf r  seinen  Auteil  nicht 
innerhalb  gesetzlich  normierter  Fristen  vekluniiert. 

So  richtig  es  gewiss  ist,  dass  der  Pac  lit.schilliiig  als  das 
Entgelt  für  die  Ausübung  des  Jagdbetriebes  dem  einzelnen  (Grund- 
besitzer gebührt,  ebenso  richtig  ist  es  anch,  dass  der  Anteil  au 
Jagdpachtschilling  fDr  den  einselnen  Omndbesitaer  als  Einnahme 
kanm  in  die  Wagschale  fiUlt,  dass  dagegen  der  Jagdpachtsehilling 
als  Ganzes  für  die  Gemeinden  sehr  oft  die  einzige  nicht  dorch 
Umlage  anfonbringende  namhafte  Einnahme  bildet  Anch  kam  es 
sehr  hftnfig  vor,  dass  der  Jagdpftchter,  nm  sieb  mit  den  Gemeinde- 
angehOrigen  anf  frenndsehaftlichen  Fnss  sn  stellen,  den  PachtschUling 
Ar  eine  Reihe  von  Jahren  im  vorans  erlegte. 

Anch  alle  die  neuen  Jagdgesetze  halten  daran  fest,  dass  ein 
zusammenhängender  Grundbesitz  von  115  Hektar  zur  Ausübung  der 
Eigei^agd  berefhtige,  ohne  irgend  welche  Rücksicht  darauf  zn 
nehmen,  ob  die  I^esitzung  wirklich  so  gestaltet  ist,  dass  sie  einen 
rationellen  Jagdbetrieb  zulässt,  ebensowenig  wird  auf  die  Kultur- 
gattung und  T-age  und  nur  besonders  darauf  Rücksicht  genoninicn, 
ob  es  sich  um  ein  IlDoliwild-  oder  Niederwildrevier  handelt,  ohwidil 
doch  klar  ist,  dass  das  Ausmass  von  lir»  Hektar  für  einen  rationellen 
Betrieb  einer  Hochwili^agd  viel  zu  gering  ist. 

138* 
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Eine  wirklich  rationelle  Einteilnng  der  Reviere  mit  Bttcksicht 
auf  itire  Lage,  ilire  Knltnr,  entsprechende  Grensen  nsw.  wird  erst 
dann  nOglich  sein,  wenn  man  sich  entscliliessen  wird,  die  ganzen 
LSnder  in  einzelne  Reviere,  Ähnlich  dem  Vorgange,  welcher  bei 
Einteilung  der  Fischereireviere  beobachtet  wurde,  an  teilen,  wobei 
wie  bez.  der  Fiscliereireviere  auf  wohlerworbene  Rechte  entsprechend  * 
RGcksicbt  genommen  werden  kann.  Hicrl>ei  wfirde  es  aach  mGglich 
Kein.  (M'hifti',  (leren  liolie  Kultur,  z.  H.  Wehip'.'irten.  die  AnsrottiitiR' 
alles  Wildes  erfordert,  desgleichen  Alpen.  der»*n  Erhaltiin^'^  die  V'ieh- 
Bucht  driiifrend  ei  heischt,  ans-  dt-n  .IiiLTilirehieten  atisznseheiden. 

Als  ein  wenig  gliirkli<  h>  r  Versiicli  diesen  berectitigten  Intero^iscn 
pererhr  zn  werden,  stellen  sich  die  von  der  Rogiernnp  anpereirten 
iJestinirntiniieti  der  I.andesircsetze  von  S(fi«'ini;irk  und  Vorarlberg  dar, 
durch  welche  tV"-T!r«'<t  t/r  wird.  d;»<s  di»-  l>»  tnL;iiis  zur  Aiisültung  der 
Eigenj'aird  nnt'  iiaili  dini  lic^-iim  der  Wirksamkeit  diest-r  (ieset/.e 
neu  enlslandt  iH  II  miI,  i  zu  Kiyciii;(L''drevicrcii  hin/n  erworbenen 
Gebieten  nur  dann  und  insoweit  eintritt,  als  nicht  durch  die  .Aus- 
übung der  Kip'njagd  lnteres>en  der  I-andesknltur  in  den  betretfenden 
Landesteilen  wesentlich  beeintriu-htigt  werden. 

Hierdnrch  soll,  wie  sich  ans  den  HoUvenberichten  ergiebt,  ver- 
hindert werden,  das»  ans  jagdlichen  Interessen  Ornndstficke  aafge- 
kault  und  hierdurch  ihrer  bisherigen  für  die  Landeskultur  wichtigen 
Bestimmung  entzogen  werden.  Da  es  an  einer  gesetslicher  Norm 
fehlt,  welche  festsetzen  wHrde,  dass  diese  Ornndstficke  ihrer  bis- 
herigen kulturellen  Bestimmung  nicht  entzogen  werden  dfib-fen,  der 
Erwerber  daher  dieselben  brach  liegen  lassen  kann,  daher  z.  B.  den 
Auftrieb  des  Viehs  auf  von  ihm  gekauften  Almen  nicht  zulassen 
mnss,  wird  das  Ziel  dieser  efeset zlirhefi  Massregel  gewiss  nicht 
erreicht.  Die  Feststellun;:  I  i  I  i-  L-  biete  ist  auch  nach  den 
neuen  .Taq'dfrcsetzen  Sai  he  ih  r  puliUschen  Staatsbehörden  und  wird 
daran  festiiehalti  n  il  i-s  f-üio-iireviere,  deren  .\nnieldnng  von  seiten 
der  l'.e-«it/er  statttiii'i«  n  niu>s.  erst  iia<  h  .\blanf  der  bestehenden 
.Tairdiiarhiveriiii::*'  ins  l.elien  treten  kennen,  .\\u-h  daran  halti  n  alle 
neuen  .Iatrd;.'^eset/e  fi-r,  .1;ins  i.fteiii lii  he  \Ve;re.  Platze  und  lüiche, 
sowie  Kisenbahnen  den  Zusaiiinienhang  der  Eigenreviere  nicht  unter- 
brechen. 

Bezüglich  der  (lemeinde-  und  üenossenK-haftsreviere  ist  daran 
festgehalten,  dass  dieselben  im  Wege  der  uftVntlichen  Versteigerung 
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auf  eine  Beihe  von  Jehren  (5—6  Jahre)  verpachtet  werden  seilen. 
Nur  in  den  in  den  einseinen  Gcietzen  angeführte  FftUen  kann  die 
politische  BdiSrde  eine  VerlAngening  oder  Abkttrsnng  der  Pacht- 
daner  genehmigen,  ebenso  eine  Verpachtnng  ans  freier  Hand  oder 
die  Ansübnng  der  Jagd  dnrch  einen  von  ihr  zn  bestellenden  Saeh* 
versündigen.  Die  Yoranssetanng  der  Genehmigang  der  freihändigen 
Verpachtung  oder  der  Ansttbnng  der  Jagd  dnrch  einen  Sachver- 
ständigen  bildet  die  Fassnog  von  dahin  abzielenden  Beschltissen  des 
Jagdansschnsses  bezw.  der  Cicmeindevertrotun^'-en  nach  manchem 
Gesetze  der  gesamten  Grundbesitzer  mit  in  den  einzelnen  Gesetzen 
normierten  qnalitizierti^n  Stimmenmehrheiten. 

Nicht  glttdclich  gefasst  sind  die  Bestiminnn^en  bezüglich  der  sog. 
Jajrdenklaven  (Janrdeinsrhliisse).  welclie  keine  11'»  ha  nmfassend,  von 
einem  oder  nielm-irn  Ei;r»nr(  vifrt'ii  vollstiindig  einjresdiKissen  sind. 
Ancli  diesbeziif,'ii(  li  sollte  nur  der  (resiclitspunkt  dt'S  rationellen  Jagd- 
betriebs iiiMsst^clH  nd  sein,  durchaus  nicht,  wie  t  s  in  den  .lafrdffesetzen 
jje>chielit,  das  ausschliessliche  üevvicht  auf  die  Vollständigkeit  der 
Umsiehliessunj?  grelegt  werden. 

.Sehr  verschieden  lauten  die  einzelnen  (besetze  be/.ü<^lich  der 
Jagdkarten.  ^Vährend  alle  Lande^^gesetze  daran  festhalten,  dass 
niemand  ohne  Jagdkarte  jagen  darf  nnd  dass  die  Jagdkartentaxen 
ingnnsten  des  Landesfonds  zn  entrichten  sind,  variieren  die  Taxen  in 
ihrer  H6he  sehr  bedentMd.  Einzelne  Jagdgesetze  kennen  sog.  Jagd- 
pafikarten,  andere  Jagdkarten  für  bestimmte  Reviere  oder  politische 
Bezirke  für  geringere  Taxen.  Die  Sachverstandigen  nnd  die  Jagd- 
hfiler  haben  geringere  Taxen  fBr  die  Jagdkartra  zn  entrichten. 

Die  Schonvorschriften  bezw.  die  Schonzeiten  Ar  die  einzelnen 
Jagdbaren  Tiere  sind  in  den  einzelnen  Jagdgesetzen  sehr  mannigfach 
nnd  oft  nicht  richtig  festgestellt.  Einzelne  Jagdgesetze  haben  die 
Schonzeit  für  Hochwild  ganz  beseitigt  oder  doi  h  für  einzelne  Jagd- 
gebiete aufgehoben.  Den  Statthaltereieu  bezw.  Landesregierungen 
steht  das  Recht  zu,  nach  Einvernehmung  des  Landesausschusses  Än- 
derungen der  Schonzeiten  im  Verordnnngswege  festzustellen.  Dem  jeden 
echten  Weidmann  fernlieprenden,  ledipriieh  dem  SiMU-tstnann  anhaftenden 
Streben,  bisher  uiierreiehte  Streckeinekoi'de  /.u  frzi<]cn.  wurde  in 
fi»*n  muieren  Ja^rd<^Hsetzcn  in  berechtigttr  Kii<'k>ielit  aut  die  I>;ind- 
uiid  Fortswirtschafl  dadundi  ein  Kiep^el  voi  ;^rMhoben,  da.-^s  die 
pulitiachen   Behörden  befugt    sind,    dem  Jagd  berechtigten  selbst 
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wShnnd  der  Schonzeiten  aufzutragen,  Vermindeningen  des  Wild- 
■tandes  vorzonehmenf  und  falls  diesen  Anftr8gen  nicht  entsprochen 
wird,  die  Aasftthmng  durch  fremde  sachverständige  vertranenswfirdige 
Personen  vornehmen  zu  lassen. 

Kach  einigen  Jagdgesetz«  n  kann  die  Statthalterei  in  Ge- 
nossenscbafts-  bezw.  Gemeii)(l*.i:i^ni;,r,.]^it.tt.|,,  in  wclolien  ein  gewisser 
Prozentsatz  der  gesamten  rxiiiinfliii  in  l  i  Weinkultnr  gewidmet 
ist,  pog'ar  die  Anordnnne:  tit  ften.  dass  di  r  jlasenstand  tnnliclist  ans- 
gerottet  und  da^  Jajjdfjt  hiet  dauernd  vnn  Hast  it  t'reitrfhalfen  werde. 
Den  g-leielnii  l;jtrk<^i<hr4-ii  »Mifsprerlicti  die  einzelnen  Jlisiininnin^en, 
betr.  die  \'»'rhote  de^  ,Iat:t  ns  uiit  llun  it  n  vr  der  Krnte  und  Betretens 
gewisser  l''»'lder.  t-ndlit  h  das  Vt  riiut  di  >  ni«  d»  rohterr.  .Ta^dfjesetzes, 
oline  Ziistiiiiiiiuiiir  drs  Jagdaiifehcliusses  im  Genosseuschaftsreviere 
Fasanm  ein/.iisi'tzen. 

Sämtliche  Jagdgesetze  enthalten  auch  Besiimniungen  über  die 
Gmndstflcke,  anf  denen  die  Jagd  ruht,  z.  B.  eingefriedete  Gftrten  und 
BegrSbnisstfitY«n,  desgleichen  bez.  der  eingefriedeten  TIergSrten. 

Eine  eigene  ijtellung  nehmen  in  den  einzelnen  Jagdgesetzen 
die  Kaninchen  und  Eichhörnchen  ein.  Obwohl  sie  nicht  unter  den 
jagdbaren  Tieren,  sondern  nnter  deiyenigen  schädlichen  Tieren  anf> 
gezählt  werden,  deren  Fangen  und  Erlegen  nnter  den  in  den 
einzelnen  Gesetzen  normierten  Voraussetzungen  jedermann  zusteht, 
haben  doch  nach  einigen  der  J.-G.  die  Jagdberechtigten  Ar  den 
Schaden,  den  dieselbt^n  verursachen,  zu  haften. 

Was  die  Bestimuiunpfen  Uber  den  Jagd-  und  Wildsrhadenersatz 
betrifft,  so  ist  in  allen  J.-G.  daran  fesfirelialtfii.  dass  die  Erliebung 
über  denselben  und  der  Ausspruch  Uber  die  Höhe  dnreli  endgültig 
entsclieidendf  S(  hiedsgerielite  zu  erfnl-rt-n  hat.  deren  GbiuUnner  und 
Stellvertit'ter  dnrrli  die  i<nlitisf  lit  ii  Üchr.rden  anf  die  I)auer  der 
l'uelitpt^iinde  ernannt  wt  rdrn,  \v;i!n<  nd  die  2  ,S<'lii«'dpri(  liter  von  den 
Streitfeilen  ^^t-w  Uilr  w.'rd« ü.  Als  Grundsatz  irilt,  dass  der  Schaden 
ohne  W-rznu:  eth'>b.  ri.  lios.  ti  ll'dif  aber  erst  zur  Erntezeit  festg-e- 
siellt  \verd»-n  soll.  i>un  ii  di'sc  Hrstiniiuunt,''  soll  dem  bisher  bestan- 
denen .Misshraurh  der  wicderholteu  liendmachung  desselben  Scha- 
dens vurgel>»'Ugt  werden. 

So  gerechtfertigt  es  gewiss  ist,  dass  der  Land-  und  Forst- 
wirt von  den  Jagdberechtigten  den  vollen  Schaden  ersetzt  erhält, 
und  dass  in  dieser  Haftung  für  Wildschaden  das  Hauptregnlativ 
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gegen  eine  ganz  irrationelle  Überhege  erblickt  wird,  ebenso  ist  es 
auch  eine  nicht  abznieagiieiide  Tatsache,  dan  es  an  objektiven  und 
unparteiischen  Bichtem  mangelt  nnd  dass  infolgedessen  die  Wild- 
schadenersätze sehr  oft  dem  Weit  der  ganzen  Ernte  eines  Gebietes 
nahekommen,  ja  ihn  sogar  weit  übersteigen.  Die  in  manchen  Gegenden 
geradem  gewerlieniissig  betriebene  Spekulation  anf  Wildscbaden- 
ersatz  wird  durch  die  dnrchans  nicht  gelungenen  Bestimmungen, 
betreff»  Tragung  der  Kosten  des  Verfabi'ens,  wesentlich  untersttitst. 

Ans  dem  Vorstellenden  ergibt  sich,  dass  die  neuen  Jagdgesetze 
weder  in  der  Theorie  des  Jagdrechtes,  noch  in  der  Lösung  der 
praktischMi  Fragen  einen  wesentlichen  Fortschritt  bedeuten. 

c)  Das  G.  vom  27.  April  11« »2  (K.-Ci.-i5.  '.'1 1,  betr.  «lic  En-ichtnuf? 
von  Bern fspenossenscliaften  der  Laudwirto,  ist  eiu  Kulmieii- 
gesetz.  Die  Berufsgenossensihaftcn  der  Landwirte  sind  Uezirks- 
nnd  Laudesgenossenschaften.  Erstere  umfiissen  in  der  Kegel  einen 
Gerichtsbeziric,  kSnnen  aber  auch  deren  mehrere  vereinigen,  und 
nmgelLehrt  nnr  ans  einer  oder  mehreren  Gemeinden  sich  zusammen- 
setzen. Die  Landesgenossenschaften  bestehen  mindestens  je  eine 
fBr  jedes  Land.  Wo  bisher  nach  Volksstämmen  geteilte  Sektionen 
der  Landeskultnrrftte  bestanden,  sind  eben  solche  Landesgenossen- 
schafkMi  zu  bilden.  Ausserdem  kennen  fOr  einzelne  Gruppen  von 
Landwirten  Landesgenoasenschaften  errichtet  werden  (§  1). 

*  Die  Berufiigenossenschaften  der  Landwirte  dttrfen  nicht  an  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaffcsn  oder  Darlehnskassen  finanziell 
sich  beteiligen  (§  73),  sie  sind  nicht  Genossenschaften  im  Sinne  des  all- 
gemeinen Genossenschaltsgesetzes  vom  9.  April  1873  (B.-G.-B.  70); 
dieses  Gesetz  ist  anch  hier  nicht  anzuwenden  i§  12),  noch  auch  das 
Gesetz  Über  die  Revision  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
Schäften  (arg.  §§  21  u.  22). 

Alle  Eigentümer  oder  Xntzniesser  landwii  t'^f hnftliclier  Be- 
triebe müssen  Mitglieder  einer  BezirksgenosseuHihat't  sein  (§  3). 
l>i.'  Krfurdemisse  der  Herufsgenossenschaften  der  Landwirte  werden 
durch  Umlage  anf  die  Grundstenern,  wie  diese  selbst  durch  die 
staatlichen  iSteuerh*li;irden  einerflifiben  mit  denselben  Vorznprsrfclitt'ii 
(hfi;  1'^ — Ein/ciiip  T^^'/il•ks;J^en(ls^t'llSl  haften  eines  und  dessi'lbeii 
Landes  können  sich  behuts  Krhaltmiir  K*meinsamer  wirtschaftlicher 
Aufgaben  zu  Verbäudeu  vereinigen  2U). 
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Die  BestimiDtiDgen  in»Hi-  die  GenoBsenschaftsorgane  Uber  die 

Fiiianzir«0):inin;r  usw.  mthalten  nur  di»-  .illL'PTiicinstfn  Gnindnormen; 
l'a.st  iilU's  ist  iwie  auch  in  den  vurstrlicud  hcrülirten  B€zi«'iuingeil 
die  weittMv  Aiistrcstaltimy)  der  i.aiiil('s<:«'st*tzfrebunsr  vorbehalten. 
l>ie  LVn  ision  der  l!i'zirksL''t'ii*'s>en>(  liat't<'n  {r-x'liieht  dnri  Ii  die  Landes- 
genossensoiiat't,  lelztiTe  werde  V"iii  I.andesaus.>.('hii<s  revidiert. 

Die  Oheranfsicht  hin>ichtlich  der  GesetzlllS^^ii,k^  it  ihrer  Wirk- 
samkeit sttlif  über  alle  lienifVfr»'Tio«sensrhaft«'n  der  Landwirte  den 
sTaatlit  heil  l!eh;ii<irii  zu,  \v«  !rlit'  iii>}/<'si»iidi  rf  aiieli  die  leitenden 
<M'{;ane  cntht  hi  ii  niid  die  scliiildtratri-nden  Personen  bis  zu  .'>  Jahren 
dl■^  pfissiveii  \\  alilif*  hti's  vt-rlnstiu  erkliiren  k-'unen.  Die  näheren 
] ;»iiiiiiiiuiiir»M  liiii-irljilirh  die>er  (»beiaulViehl  sind  deu  Verordnuugs- 

>V«';jcn    \  nrbrliidtell. 

I;  S't  ;ri'\\ .ihrt  im  >ii<>  Ki  iit-bniiLr  v<i!i  Mfirriii^M-n  liir  \'«-rtr;itre 
mit  ( it  iinsx'iiM-hat'ti'ii  und  i  h.unicii  >i,titii<'n.  .\nit>k<irrt'sjK>ndfnzen 
und  ausser;;-  l  irliiliihf  KiiiLMbt  ii  liir  die  Jiiu  hei'.  v\el.  he  aus.srhliesslich 
Uber  (ieseh;ilie  mit  den  Mit<rli«dern  ^etülirt  werden,  die  volle  Ge- 
lührentn  iheii.  die  l;dVeiini}if  vom  Gebiilirenäiitiivalt-nt  für  beweg- 
liches Verniöj^en  und  setist  deren  Ansmas»  für  ImmobnienvermOgen 
auf  fest. 

ZuiedK'-  S  Hill  'iieses  KeielisgeHetz  in  jedem  Lande  gleich- 
zeitig mit  dMn  anf  Grund  dieses  GmtKes  zn  beschliessenden  Landes- 
gesetze  in  Wirksamkeit.  Mit  dem  Vollzöge  sind  die  Minister  des 
Ackerbsn<w,  de»  Innern  nnd  der  Finanzen  betraut. 

A«<  li  "iieses  Ges«'tz  kann  tiir  die  I^andwirt.schat't  von  grosser 
Ht  deutung  werden.  Gewins  sind  damit  formell  die  Prämissen  ge- 
schaffen, welche  eine  rege  Entwirkelnng  der  genossenschaftlichen  Selbst- 
hilfe ermöglichen.  Die  Lande$geHetzgi>bnngen  haben  zum  Teil  die 
ihnen  vnrbehaltenen  Anfgaben  sclion  gelöst,  die  grosse  Ilasse  der 
Landbevölkerung  wird  sich  hoffentlich  nicht  allzu  schwer  in  der  so 
sichtlich  ihren  Bedürfnissen  entgegenkommenden  Institution  zu- 
recht  finden. 

Hühmon,  Mithren,  Oberösterreich,  Tirol,  Istrien,  Dalmatien  und 
Bukowina  haben  strenge  an  das  Keichsgesetz  nnd  an  die  bestehenden 
Organisationen  anschliessende  Gesetze  zustande  gebracht  Das  in 
Tielerlei  Richtnngen  einirenartige  nieileruster.  Landesgesetz  besprechen 
wir  unter  117,  Nieder-«  >8ten'eich. 
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d)  Das  neue  SchweinepeetiresetE  vom  7.  September  1905, 
B.-G..B.  163  (No.  164  VoUzngsTorschrift)*).  Da  sich  die  Be- 
stimmungen der  K.  Verordnangen  vom  2.  Hai  1899  (R.*G.-B.  81) 
und  vom  15.  September  1900  (R.-0.-R  154)  mit  BDckaicht  anf  den 
derzeitigen  Cbarakter  der  Seuche  nnd  die  gewonnenen  Erfahrungen 
als  nnpassend  ^wiesen  haben,  worden  dieselben  dorch  das  obige 
•   nene  Gesetz  ersetzt. 

Der  wesentliche  Unterschied  der  neuen  \'()rschriften  f^og^eniiber 
den  alten  besteht  daran,  da.«»  nnnmehr  die  Tötung;  aller  kranken 
nnd  krankheitsvordkehtif^en  Srhweine  nicht  in  allen  Fällen  vorpre- 
norauien  werden  nniss.  nlsr»  keim'  ohlitratorisclio  ist,  sondern  dass 
die  Senrhf  vorvinirswcist^  duii  li  anderweitiire  ^Iitt>'l  hekfinipt't  werden 
soll,  Wiihvi  «las  H;ini>tirewicht  auf'  die  Bekiiiiiptunfi'  d»s  StHiclu  nherdes 
zn  le^^t'n  ist.  wäliitnd  für  das  iihritrf  fiebiet  ei'?it  im  drinprenden 
Ni>tfalle  einschneidend*'  veterinär|»(di/..  ilii  hf  Mas^l^'g«•ln  AnwciidiiriEr 
linden  sollen.  So  schreibt  der  ii  'A  vor,  da>.s  die  Tötunfj;  von  ki.iiiki  u 
nnd  anstecknugsverditchtigen  Schweinen  nnr  dann  vorzunehmen  ist, 
wenn  dnrch  dieselbe  die  rasclie  Tilgung  der  Seuche  in  einem  Gt- 
biete  zn  erreichen  ist;  aber  anch  in  diesem  Falle  entscheidet  nnr 
die  Landesbehdrde  Uber  die  TQtnng,  wftlirend  frflher  alle  kranken 
Schweine  Oberiiaapt  nnd  schon  anf  Weisung  der  BoEirkehanpt* 
mannschaft  getötet  werden  mnssten.  Insbesondere  kann  jetzt  von 
der  Tötnng  wertvollen  Znchtmaterials  unter  erleichterten  Umstfinden 
abgesehen  werden.  Die  tierftrztliche  Beobachtung  derlei  kontnmazierter 
SchweinebestBnde  findet  nicht  mehr  wie  früher  auf  Kosten  der  Partei, 
sondern  anf  Staatskosten  statt.  Wenn  jedoch  von  der  politischen 
Landesbeh9rde  die  Kenlung  von  kranken  nnd  verdächtipren  Schweinen 
angeordnet  wurde  —  wobei  sie  aber  vorher  die  AntrSge  der  Seuchen- 
konmission  in  Erwägung  zn  ziehen  hat  — ,  dann  steht  dem  Besitzer 
allerdings  kein  weiterer  Rechtszng  mehr  zn.  Diese  Scuchenkommission 
hat  nach  den  nenen  Voi-schriflen  nicht  allein  ans  d*'ln  Amtstierarzte 
nnd  dem  (Temeindevorstelipr,  sondern  anch  noch  atis  zwei  von  der 
b»  ri  ' Ib-nden  (ienieinde  gi  wahlt'  ii  Vertrauensmännern  zu  bestellen, 
bezw.  diese  Männer  können,  wenn  der  Viehbesitzer  oder  die  behürde 
es  verlangt,  an  der  Kommission  teilnehmen. 

V)  Aus  Nutmiier  7fW;o  der  „Wiener  Landwirtsduiftlichen  Zeitung'" 
Tom  2;')  November  lüiJö  —  Kaui,  Wittma.nn,  k.  k.  Laudca- Veterinär- 
relereut  Wien. 
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Eioe  weitere  Nenemng:  besteht  auch  darin,  dass  das  Fleisch 
vnd  Fett  von  an  Schweinepest  krank  befundenen  und  getöteten 
Tieren  nach  Massgabe  des  tierärztlichen  Befände»  unter  Einhaltnng 
gewisser  Vorsichtsmassi  eLT*^!!!  zum  menschliclion  Gcnnsse,  hanptsäcliHch 
im  Semlionhofe  nnil  im  Sencbenorte.  vorwcndct.  unter  Umständen 
aber  auch,  entsprechend  sicher  vf  rp;ii  kt.  hehufts  Sterilisierang  nach 
anderen  Orltn  versfndtt  und  dort  verwertet  werden  darf.  • 

I'i.'  Kiiitt  iluii^'-  der  Schweine  in  Schlachtschwoinf.  Nntzschweine 
und  Ziu  htsrhwi'int'  hei  I)urciifiiln  uii;_'  des  Eiit>.  li;iditrun<»:sverfahrens, 
ferner  die  Fiestinmiun«r  iil»<'r  Zusaninionsteiliuif?  der  NN  erttarife  wurde 
niolit  uriiiidert:  jednch  ist  y.n  erwiilinen,  dass  in  Zukunft  bei  der 
lieret  hnunu'  der  Knts(  ]i;idi;ziuitr.  am  Ii  wenn  «  s  sicli  um  kranke  Tiere 
handelt,  iiirlit  nielir  das  dewiriit  derselben  in  v<dlki>mmen  ausjrt'- 
weidetem  Zn;>!aii«le.  sonilern  dasiiew  ioht  der  ;?esrlih\elileton  Tiere  samt 
den  Ein^ewt'ideu,  mit  Ausnahme  der  (Jedürme,  in  Betracht  zu  ziehen  ist. 

Die  Bestimmungen  in  betreff  des  Verlastes  der  Entschüdij^nn^ 
haben  keine  Änderung  erfahren  und  es  kann  deshalb  letztere  anch 
nach  dem  neuen  Gesetze  aberkannt  werden:  bd  nicht  rechtzeitiger 
Anzeige  des  Senchenansbruches  oder  des  Verdachtes  der  Seuche,  bei 
einer  den  geltenden  veterinarpolizeinchen  Vorschriften  zuwider- 
laufenden  Einstellnng  von  Schweinen  und  femer,  wenn  die  Seuche 
bei  einem  Sehweine  zuerst  ausbricht,  welches  inneriialb  40  Tagen 
ans  einem  fremden  Lande  eingeführt  wurde. 

Eine  besondere  Neuerung  ist  die  Berechtigung  der  Senchen- 
kommissinn.  dem  Hesiizer  der  getöteten  Tiere  auf  sein  Ansuchen 
anstatt  der  Vergütung  die  Verwerfung  der  peniessbar  befundenen 
(Mi«  r  teehniseh  verwertb;n  en  >Mi\veine  zu  Uberlassen,  wenn  die  Ver- 
wertnii^'  naeli  N'm  s«  bj  itt  ei  toli;r  und  di  in  Staate  ausser  den  Kosten 
der  amrstier.ii/.tiirben  Ititerveiitinn  uiul  der  1  »esinfektion  keine 
Weite)*  II  Aiislaireii  erw  ai  hseii.  Fei  ner  kann  i!i<  Seiu  lienkommission, 
wenn  <i*'  Srliweine  belmts  Tilmui;:  (b-r  K'i k iikheit  i.iten  Hess  und 
veriinsserte,  einen  enlsiireehen.li  n  Teil  des  Ih  iöses  dem  Viehbesirzer 
siit"i»rt  \ oisi  luissweise  aii>t-d^'^eii.  Die  Kosten  der  Desinfektion  mit 
Atisnalime  der  Ausgaben  für  Hand-  und  Zugarbeiten  tragt  auch 
nach  dem  neuen  Gesetze  der  Staat.  Bei  besonders  gefahrdrohender 
Verbreitung  der  Seuche  in  mehreren  Orten  eines  Gebietes  kann 
ausser  der  Sperre  desselben  für  den  Schweineverkehr  die  Markierung 
aller  Sehweine,  dann  die  Beibringnng  von  Viehpässen  und  die  Vieh- 
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und  FleischbeMhaii  der  Schweine  anch  bei  HansBchlachtnngen  au- 

li^rdiiet  werden. 

Das  neue  SehweinepestgeaetK  bietet  demnach  den  Landwirten 
und  Schweinebesitsem  im  Vergleiche  mit  den  Arfiheren  Verordnungen 
mehrflBMibe  Vorteile  nnd  dOrfte  anch,  insolange  die  hiaflgen  Za> 
fahren  Tersenchter  Sclnveinf  aus  Ungarn  wieder  abgestellt  werden, 
in  veterinarpolizeilicher  Hinsiclit  ansicif  hcii.  Jedenfalls  wird  aber 
aach  dnrch  die  (Tt-stattung  der  Sterilisionmfr  unrl  Verwertung  des 
Fleisches  der  infolge  der  Scliweinepest  getöteteu  Schwoine  iintpr  gp- 
wisson  Vorsichten  zum  menschlichen  Genuss  eine  grosse  Menge  eines 
wichtigen  Nahrungsmittels,  welches  früher  vernichtet  wurde,  seiner 
ursprünglichen  Ütstinininng  wifdir  zugeführt.  Die  Htafrechtlicben 
Bestimmungen  enthalten  nicht.s  wesentlich  neues. 

e)  Verschiedenes.  Der  sonstigen  geset;^gf'fi»  iischen  Tätigkeit 
in  diesem  Kessort  in  chron*dogischer  Ordnung  iMlgcnd.  beginnen  wir 
mit  den»  untt^T  X(».  26  des  Kiirlisgf.-.('i/,bhittt  s,  .lulngang  l'.'tt^,  kund- 
gemaclittMi  (i  vnin  2">.  Oktbr.  r.>Ul,  betr.  den  X'erkehr  mit  Butter, 
Käse,  liiittersciinialz,  Schweinf>rlimalz  und  deren  Ersatzmittel.  In 
Anlehnung  au  das  sogen.  Lebensniitttlgesetz  vom  ](>.  Juni  iSiM! 
(ll.-G.-B.  80)  wird  vtrfügt,  dass  die  Surrogate  der  im  Titel  genannten 
landwirtschaftlichen  Produkte,  als  Margarine,  Margarin»clunalz, 
MargarinkSse,  Ölmargarlne,  Konstfett^  deren  Begriff  in  §  1  fixiert 
wird,  nnr  anter  ansdrilchlicher  Bezeichnung  als  solche  in  Verkehr 
gebracht  werden  dflrfen  (§  2),  dass  selbe  f&r  den  Verkehr  im  Inlande 
auch  nicht  in  Hischnngen  mit  Butter  and  Schmalz  gehandelt  werden 
dürfen  (§  8)  nnd  behnft  leichterer  Unterscheidbarkeit  einen  Zasatz 
enthalten  mfiaeen,  welcher  laat  der  Vollzags- Verordnung  vom 
1.  Febmar  1902  (R.-G.-B.  27)  in  10%  SesamSl  zu  bestehen  hat. 
Brzeagangs>,  Äufbewahrnngs-  nnd  Verkaoftriame  beiderlei  Stoffe 
schliessen  einander  ans.  Die  Bänme  Ar  die  Snrrogate,  deren  Ver- 
packung, Tertriehsmittel  USW.  mttssen  auffallende  Kennzeichen  haben 
(laut  Vollzugs- Verordn.:  rote  Streifen  von  bestimmter  (Grösse  und 
Aofschrift)  und  unterliegen  besonderer  }?eaufsichtigung  (^t;  6—1'!). 
Das  Verbot  des  Verkaufes  von  Bntter  unter  bestimmter  Mindest- 
qoalität  bleibt  der  Regierung  vorbehalten  (i^  14). 

Das  (4.  vom  18.  .Tanimr  li»02  (R.-G.-15.  21)  über  die  .Sta r i st i k 
der  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Betriebe  wurde  im 
Handeis-Kessort  (113;  schon  besprochen. 


Digitized  by  Google 


2186 


GMeUi^obiuifi;  aod  Literatur. 


Zalihcirh  sind  die  Yrrordiiuii^^rii,  wclclii«  H«"friinsf ieini?«>ii  tlir 
T'f  1  a  II  zi  II  Ii  il  u  ti  jron  b»»i  ih-r  Zi>I!ahl.  i  tiL;Miitr  t  iitliallfii.  naiui-iillicli 
'iii  liiti  i I  .s.-t   iU  r  Ni'iikilhivatioti  i  i>  rtiM  W  »  iiitfail»'!!.  z.  H.  die 

\eruidu.  vom  2<j.  Oktbr.  ll»02  üljcr  dru  Wikelir  juil  btwurzeltcn 
Reben  in  Tirol  nnd  jene  vom  9.  UMte  1908  Aber  den  Vwkehr  mit 
Reben  in  BChmen. 

Ausser  rficksichtlich  der  eigentlichen  Notstand  b Verordnungen 
haben  wir  anf  das  Finanzressort  insbesondere  zn  verweisen,  betr. 
das  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  daaemd  begfinstigimde  G.  vom 
19.  Juli  1902  (R.  G.-B.  1  für  1903)  über  Grnndstenerabscbreibang 
wegen  Klt'm««ntar«*rtra{rss(liädt'ti. 

Mit  dt  )- staatlit  lM  M  rriit  niiLT  1»  -  Fi>r>-t-  und  d»'s  .Tapliit  rsonals 
Wtasscn  ^j'  li  ili<-  X'-Tni (Iii.  mihi  ;;.  i  riiriiar  r.»u;{  '  K.-G.-I5,  8ii  u.  -'U  ». 
eint'  i«i  o\  Im.i  i>v  iit'  \  t  iniiiii.  di  i  Mitiistt  r  l'iir  Acki-rbau,  Kultus  und 
Uiitt  i  i idit  viiin  27.  älai  l'.Hfö  .siiialVl  ri  ülungeii  über  die  lietlihiguu^ 
von  Hauslialtnng>«lehrerinnen.  ' 

Zn  erwähnen,  weil  auf  die  Initiative  des  Ackerban-Ministeriaraa 
sich  gründend,  wären  auch  die  nnter  11 1  behandelten  vielen  veterinSr- 
polizeilichen  Anordnnni^n,  damnter  die  Verordn.  vom  29.  Iffins  1903 
zwecks  Abwehr  der  Geflügel-Cholera. 

Mittrist  j«'  br-.»ud-rer  Verordnungen  worden  in  einzelnen 
Lilndern  dii;  Kebhius-KoniniissiMiicii  (In  irate  der  politisohm  Landes- 
-frll' II)  iiifijr'liiilKii  und  dalTir  ,.I.a  nd''skiiniinissi<>nen  für  Wein- 
bau.inuclftrfulM'itt'ir  •'iiiiT'  tiilii  t,  \vrl(  iit  ii  untfT  il>  ni  V(»r!<itz  des 
I.aiidt's<  lit  is  X'iTtifti'r  dtT  |H.liti-;i  ht  n  l.aiidi'-!'*  Im-i  ■!>  ii,  <!<  i'  Landi'8- 
kultuniiti'.  ilt's  Landi>aii> sclmssts  und  ad  Inn-  ImuliiK'  Männer 
angidiiiii-n,  so  für  lHd»nii-ii  24.  N<"Vbi.  llMt:j  (IJ.-G.-ll.  240)  u.  a.  m. 

Bei  diesem  Anlat«  sei  wiederholt  anf  die  nnter  II  7  folgenden 
Berichte  ans  den  einzelnen  Kronländern  verwiesen,  namentlich  in 
Bticksicht  anf  die  Schaffung  der  Landesknltarräte. 

Ih'u  lltTf^bau  anlaii;i»'iiii,  ver/t-iiiiiien  wir  das  mit  Kund- 
machung vom  7.  Angnst  11H)4  (R,-G.-B.  85)  erlassene  neue  Statnt 
für  die  montanistischen  Hochschulen  in  Leoben  nnd  Pribram  nnd 
die  mit  Verordn.  von  9.  Januar  1904  (R.-G.-B.  6)  erfolgte  Ändemng 
der  Standorte  der  Revierbeamten.  Die  Novelle  vom  2.  Februar  1904 
(R.-G.-B.  10)  zum  Statut  des  Indntttrie-  nnd  Landwirtscbaftaratea 
berührt  die  Sektion  filr  Land-  nnd  Forstwirtschaft  nnd  Montan- 
wesen nicht. 
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6.  V«rwaltiiiioilMr«iidi  dM  LaodMVirteldioiiiigniiiiiisteviimui. 

Wie  im  letsten  Berichte  (S.  1178)  ond  mit  den  gleichen  Vor- 
behalten  gegenflber  dem  an  sich  begrandeten  Vorwurfe  mangelnder 
Systematik  haben  wir  auch  diesmal  tn  berichten,  dass  von  irgend 
welchen  Nenemngen  oder  Beformen  im  Heerwesen  und  Iconseqnenter* 

weise  aber  auch  in  bezn^  auf  Lnndwchr  und  Landsturm  im  Wege 
der  Gesetzgebung  bis  1904  nichts  zu  berichten  ist 

Die  Änderungen   im  Detail   des  administrativen  Dienstes 

(Verunln.  vom  1.  Juli  1002  [K.  G-B.  127j  nnd  vom  5.  Jnni  190S 

[K  Iis]  ziMii  TU.  'I'i'il  der  Welirvoisclirifton.  Wmrdn.  vom 

!♦■».  Aup^nst  l'.»ii2  (K.-Ci.-B.  174]  iilitr  I.nndsturmiiässe  und  Verordn. 
vom  12.  Februar  llMi-l  [H.-U.-I>.  1'.'!,  bitr.  Abänderung:  der  \Vehr- 
vxi-sobritton.  I.  Teil)  im  Verordnuugswege  sind  iiaum  von  InteresKe 
fiir  HiiM  Vc  Leser. 

Die  Kekrut«nkonting^ente  wurden  österreii  lii.M  lit  rseits  ln  w  illifjl 
luil  U.  vom  22.  Februar  1902  (K.-G.-B.  41),  0.  vom  26.  Februar  H»ua 
(R.-0.-B.  26),  Qt.  vom  28.  Septbr.  1903  (R.-6.-B.  196)  nnd  O.  vom 
27.  Februar  1905  (R.-G.-B.  34  pro  1905),  während  in  den  letzten 
beiden  Jahren  seitens  Ungarns  eine  solche  verfiusungsmBssige  Be- 
willigung nicht  zustande  geliommen  ist  Dieser  Divergenzen  haben 
wir  schon  in  dw  Einleitung  gedacht;  die  Ssterr.  Landwehr  wird 
davon  kaum  indirdct  berOhrt 

Hit  O.  vom  22.  Mai  1905  (R.-G.>B.  86)  und  V.-V.  dazu 
(R.*G.-B.  87)  wurde  das  Militftrvorspannwesen  neu  geregelt 

Eine  sehr  verschiedene  Beurteilung  findet  die  stete  Erwei- 
terung  des  Kreises  von  Personen,  auf  welche  die  Begünstigung  des 
Eiujfthrigftwiwilligendienstea  Anwendung  findet.  Neu  aufi;enommen 
wurden  wfilirend  der  Berichtsperiode  in  die.ses  Verzeiclinis  die  Abi- 
tnrienten  der  TextilindnstrieansUlt  in  Prümi  (K.  Verordn.  v.  ;U.  Juli 
l*»"i2,  H.  (4.-B.  173),  der  Handels-  nnd  nautischen  Schule  in  Triest 
(K.  \erordn.  v.  24.  Dezbr.  Il«i2.  R.-G.-B.  39  f.  19()3i,  der  Han- 
delsakademie in  Lemberg'  (Kuudm.  v.  29.  T>ezbi-.  1902,  K.-(i.-B. 
40  f.  1903),  der  i'acbüchulL'  liir  Elektrotechnik  in  Wien  (Kundm. 
V.  29.  Januar  1903,  B.>G.-B.  54)  n.  a.  m.  Angehörige  der  Industrie 
und  des  Handels  sind  Ittr  die  Standesanffossung  des  Offiziersehren» 
begrilTes  und  derg).  gewiss  weit  weniger  zu  haben,  als  die  akade- 
mischen Bfirger  im  althergebrachten  Sinne.   In  Absicht  auf  die 
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IJtuwandlniig  der  Stn-itniarlit  in  ein  Volksheer  sind  die  Verfügungen 
also  vvolil  erwünsditr  KorNrliritte. 

EiiK'  jjpisse  GiUjipf*  viin  IfftVirnit  ii  im  llt  crweseii  entzieht  sich 
der  ^Hnaiieri  r.."baclitniij;.  Allfs  was  mit  ikr  ittlinischen  Ausbildunff 
und  \Vi  Wi  ndung  mnl  in  KunM-quenz  des  dem  Kaiser  zustehenden 
Oberbefehles  über  die  gesamte  Wehrmacht  zusammenhängt,  kommt 
auch  nicht  im  ReichS'  und  in  den  Landesgesetzblättern  zum  Ausdruck. 

Über  die  eigentlich  militXrischen  Neuerungen  teilt  Kakl  Hofbb 
in  der  „Österr.  Rundschau''  (Bd.  V  Heft  57)  nachfolgende»  mit: 

Hit  allerh.  Entschl.  vom  25.  August  1905  sind  für  die  k.  k. 
Landwehr  in  Kraft  getreten:  die  organischen  Bestimmungen  fftr  das 
k.  k.  Laiidwt  hr  (HiHikommando,  für  die  k.  k.  Landwehrkommandos 
und  für  das  k.  k.  Landverteltignugskomraaudo  in  Innsbruck,  für  die 
k.  k.  l-andwt'hrinfanfi'i  iotruppeii  -  Divisjonskomraandos  und  für  die 
k.  k.  I.:uiih\ tlirint'anterif  'li./w.  in  'IIimIi  Landcssrliützt'nbri^aden. 
l>it'  im  lu-i(  liMMft'  vtTlri'ii  ii.  ii  K.ini^^rt'i«  he  und  I.äiidi-r  sind  in  neun 
Land\vi  lirtt'rritiiriall»«'i  t  i(  lie  eintrett-ilt.  weh  lie  mit  den  korre*|»on- 
dierendeu  Militärterritorialbereichen  (1.,  2.,  3.,  8.,  9.,  10.,  11.,  14. 
Korpskoramando  und  Militärkommando  Zara)  Sbereinstimmen.  Oleich- 
zeitig  wurde  verfügt,  dass  der  den  Militärterritorialkommandanten 
zngeteilte  General  zur  UnterstStznng  des  Korpekommandanten  in 
seiner  Eigenschaft  als  Landwehrkommandant  berufen  sei  und  ihm 
die  Überwachung  aller  die  Mobilisierung  betreffenden  Agenden  der 
Lamlwehr  und  des  Landsturmes  übertragnen  Fi  rner  wurde  den 
Landwelirinl'anterietrnjipon  -  Divisioiiskomnianden  das  Inspiziernngs- 
recht  des  nacii  der  Ordre  de  bataille  für  den  Krie^rsfall  zupeherig^en 
Divisionsartiilerier»  >:imeiit.  s  qir'>  Knriis  drei  vorhanden)  einjreräumt. 

l»ie  neue  ..Organisation  der  Kricirssrhuh""  (Dienstbuch  A  I, 
ddy)  entliiiit  unter  anderen  den  bemerkenswerten  Passus,  dass  eine  min- 
destens vierjfthrige  Trii}  )/*  ndienstleistung  aU  Ütlizier  Bedingung  zur 
Aufnahme  ist  —  bisher  genügten  schon  drei  Jahre  —  ferner  be- 
sondere Bestimmungen  für  die  Annblldnug  der  OfHziere  der  Artillerie, 
der  technischen  Truppen  und  j>ner  OfKziere,  welche  die  Verwendung 
im  Geniestab  anstreben.  Während  die  Offiziere  der  Infanterie  und 
Kavallerie  nach  .Absolvierung  des  1.  Jahrganges  eine  etwa  drei- 
wöchentliche Mappiernngsübunir  TiM>')ia<  hen,  absolvieren  die  früher 
genannten  /unärlist  apyilikatui  isrhe  l  inniiren  aus  dem  (Meldet  ihrer 
spezielleu  W'atleii,  uehiuen  au  i")!  Itiesuiversucheu  teil  und  besichtigen 
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dann  teehniache  Etabliaseinetito  und  wichtigere  Befestignngen;  darauf 
folgt  eine  gemeiiiflaiiie  StndieiuelM  in  Gnippen.  Naeh  AlwoIvieniBg 

des  IT.  Jahrganffps  machen  all»?  Freqmitanrpn  eine  fünf-  bis  sechs- 
wuchentlicbe  Stadienrei^e,  die  Frequentanten  der  Artillerie  and  der 

technischen  Truppen,  dann  jene,  welche  in  den  Geniestab  gravitieren, 
überdies  eine  etwa  14  tä«;ifre  applikatorische  ('bunff  im  Festungpskrieg 
im  Unterterrain  einer  moilerncn  Festung  mit.  In  diesen  Xenernngen 
birgt  sich  der  Keim  einer  künftigen  Vereinigung  des  General-  nnd 
Genies  tabes. 

Der  „Unterricht  für  die  Ballonabteiliingett''  (Dienetbnch  G— 39) 
entbftlt  Vonehriflen  Uber  die  Eraengnog  und  Instandhaltung  des 
Materialee  nnd  ist  sogleich  Lehr^  nnd  Lembehelf  fiber  Ausbildung 
nnd  Verwendung  der  Festnngs-  und  FeldbaUonabteilnngen.  Das 
fesselttBte  Kapitel  ist  wohl  das  Uber  die  Yerwendnng  des  Ballons  im 
Kriege,  ans  dem  wir  entnehmen,  ^dass  die  allgemeine  Aufklürang 
vor,  während  nnd  nach  dem  Gefechte  die  Hauptanfgabe  des  Ballons 
ist"  nnd  das  Ballonmeldun^'en  nirlit  ..dnrcli  den  (rang  der  Ereignisse 
überholte,  sondern  bestehende  Situai i  iin  ii  zur  Kenntnis  iles  Komman- 
danten bringen".  r>rachenb:ill<ms  sttigi-n  bis  zu  500  m,  Kngel- 
ballüus  bis  zu  tloo  m  Höhe  auf.  Der  Aulstiegplatz  de.s  Ballons  soll 
aasserhälb  des  wirksamen  Schrapnellertrages  der  feindlichen  Geschlit/e 
liegen,  demweli  mindestens  4000  m  vom  Gegner  entfernt  sein.  Die 
TerwenduBg  der  Ballras  im  Angriff  nnd  bei  der  Verteidigung  sowie 
die  Verwendung  von  Freiballons  sind  erschOpAmd  geschildert 

Vom  „ünterrieht  ftr  die  Belenehtungaabteilnngen  der  k.  u.  k. 
FtetangaartUlerie"  (Dienstbuch  G— 38)  ist  das  1.  Heft  des  II.  Teiles 
erschienen^  welches  den  „85  cm-Beleuchtungsapparat  Modell  97 
nnd  98"  znm  Gegenstande  hat.  Dt-r  .Apparat  dient  zur  Betätigung 
eines  Scheinwerfers  für  Vorfeld beleuchtung  auf  die  Dauer  von  drei 
Stnnrleti  oder  für  die  Beleuchtung  von  ArbeitsplJitzen  und  .\rbeits- 
nuuiien  mit  Gliihlicht.  Als  .Strom(|n<'lle  dient  eine  Akkuuuiiatoren- 
balterie  von  »>0  Aniperestunden  Kapazität  bt-i  2<>  .Auipt'-re  Entl:ule- 
Stromstärke,  welche  im  Gebrauchstalle  einer  tiiy^lirlieu  AiiHaduii^' 
bedarf.  Der  Transport  des  Apparates  No.  1  (^Modell  97)  geschieht 
auf  vier,  jener  des  Apparates  No.  2  (Modell  98)  auf  drei  Karren. 

In  der  AusrOstang  der  Influiterie>  und  Jftgertruppe  sind 
Ittdemngen  veranlasst  worden  pienstbuch  E— 17),  die  den  Feld- 
nnd  GeUrgikrieg  betreifen  und  die  Beweglichkeit  und  KampffShig- 
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kt'il  lier  Ktl^>trupJten  diurli  VcrmiiKlt'rnnf^  (l»'s  Tr;iiti>  zu  iihrtlipn 
suclien.  (ileifhzcitiü'  wnnh'  f\\c  Ki  ii  t:>i;iH(  luMiniuiiitiiiii  atit  I':t?i<Mirn 
erliiilif  nii'l  zur  F  ndcnni}^  v<in  MatsthlfisiuiiKen  oder  vor  (it-iu  Ein- 
tritt irs  (m  h(  lit  thin  Ablt'ircii  des  KalblVlltujtruisters  oiler  der  trag^- 
bareu  Zi  ltausrÜHiuiiff  gtstaitt't,  wenn  deren  Fortbringung  auf  Fuhr- 
werken gesichert  ist  Die  Belodongr  der  Fuhrwerke  (Konipiiguie« 
mnuitionftwages,  Proviantwagen  und  Bagagewageo)  wurde  weaenüiek 
verringert,  wodurch  die  bisher  Qbliche  Zoweianng  von  Beiwagen 
entfüllt. 

Die  Traintru])))*'  liat  « im  n  Entwarf  fttr  ein  Exerzierreglement 
L-rlialten  (Dieii-tburU  iE— «ii.  der  den  gesamten  Dienst  von  der 
Ausbildung--  des  Manne»  zu  Fuss  bis  zur  Aufstellunp  und  Hewpg:nnff 
einer  Traindivisinn  entliiilt.  ferner  ist  eijtc  neue  ^Schiessinstruktinn 
für  di''  Inf.interie  und  die  dätrertruiipe"  \  1  )ienstbuch  E— 7)  erschienen, 
III  well  li.'i  die  Krfaiiniiitren  und  Versuche  der  letzten  Jahre  berück- 
sichtigt und  verweitot  sind. 

An  Stelle  der  biaher  bestandenen  Feldaignalabtdlnngen  sind 
Iniknterie-TelegraphenpatroQiHen  getreten,  die  im  Eriegafiille  aar 
Veraehnng  des  optischen  and  telegraphiachen  Dienstee  bei  den 
Infanterie  «Troppendivisionen  nnd  den  Gebirgabrigaden  bestimmt 
sind.  Zar  Antibildang  wurden  6  Offiaiere  nnd  132  Unteroffiaiere 
in  den  InfaDterie-Telegraphenkurs  nadi  Tnllen  kommandiert 

Die  Aufnahme  vnn  Aspiranten  in  die  tierlratUdien  Hoch- 
schulen in  W  ien  und  Hudapest  zur  Ileranbildunfr  unserer  niilitär- 
ärztlielirii  l?ernf<beamten  iiat  da^  Iv  ii  liskrieofsministeriuin  durch  eine 
prnvisorix'lie  N'orselirift  ( I>i»  ti-i I.ih  Ii  F — S  b)  {^ercfifelt.  Die  „Militiir- 
akadeiiiiker".  wie  die  Zöiiliiiu»  dieser  Institute  genannt  werden,  f?e- 
niei^sen  eine  dreijiilaige  Ausbildung,  um  dann  auf  oiindeäteus 
7  Jahre  in  die  Armi*e  an  treten.  Sie  haben  wed«r  ebi  Kollegien- 
geld za  bezahlen,  noch  fOr  die  Ablegnng  der  Tentamina  nnd  strengen 
PrQfnngen  oder  für  die  Ansfertignog  des  Diploms  ii^nd  eine  Taxe 
an  erlegen. 

Auch  mit  dm  Beginne  des  jetaigen  Schnliahrea  (1905/06) 
worden  Offiziere  als  KntTepetitor«  n  und  Erzielier  in  MilitUrreal- 
sr-hulen  nnd  Kadettenscliulen  verwendet,  deren  Auffjabe  es  belianntlich 

ist,  den  Zittrliuiren  bei  Spra«  li>eb\\  iei  itrkeiten  an  die  Hand  zu  gehen, 
niif  iliii' Ti  7u  k"t  repeti«  !  .11  und  ibre  Krzieliun^  zu  Ieit<*n.  Diese 
Kintührung  gereii  ht  wohl  in  erster  Linie  jenen  Zöglingen  zum 
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Vorteil,  die  der  deutschen  Sprache  nicht  vSUig  mächtig  sind,  stellt 

aber  an  die  betreflemlen  Offiziere  grosse  Anforderungen.  Vom 
VHclagogischen  Standpunkte  mass  diese  Einfnlining  wXrmstens  be« 

grüsst  werden. 

Eine  praktische  Neuerung  ist  die  Flüssijrniacliuni^  der  l'ensi- 
imen  mittt-ls  i'dstsi  hecks,  die  zur  \  ereinfachnng  des  lif s(  häfts^^caiiires 
bei  der  betretieiuleii  Jlilitärkasse  wesentlich  beiträgt  mui  die  alti  n 
Herren  der  wenig  aiigeuehmen  Pflicht  enthebt,  stuiidenlaug  auf  die 
Anssahlnng  ihrer  Gebflhren  warten  za  mttssen. 

Das  Xriegsarchiv  hat  seine  Übersiedlung  in  die  ehemalige 
teclinische  Hilittraludemie  Wien,  Stiftgasse  beendet  und  seine  wert- 
vollen Bestände:  21000  Faszikel,  9000  Protokolle,  18800  Karten- 
werke. 2200  Portriite  und  fest  Hooon  BSnde  neu  geordnet  nnd  auf- 
gestellt. Die  neuen  R^Hnnie  sind  iidl  und  eniqnechen  ihren  Zweck 
in  befriedigender  Weise.  Wichtig  ist,  dass  nunmehr  da.s  ganze 
KriefTsarrhiv  vereint  ist,  das  früher  wegen  Platzmangels  an  fünf 
üri«n  untergebracht  war. 

Als  Gegengewicht  gegen  die  r>emokrati8iernng  de.s  Offiziors- 
korps  macht  sich  tTihlbar.  dass  die  mit  i'jfol«;^  ;reprilfteu  F^injitliritc- 
treiw iiiigen  jetzt  nirlit  inelir  binnen  kurzer  Fri.st  zu  üftiziereii  er- 
nannt werden,  sondern  regelmässig  »iiuuliche  Waftenttbuugen  in 
Unteroffiziers-Chargen  nnd  natürlich  auch  gegen  entsprechend  ge- 
rlogere  Emolomente  mitsnmachen  gezwungen  sind. 

Im  aUgemeiaeiL  darf  gesagt  werden,  daaa  die  Klagen  ttber 
schlechte  Behandlung  von  Bekruten  und  Soldaten  nicht  zugenommen, 
eher  ahgenommen'  haben,  wenn  auch  einselne  liisegiiife,  wie  s.  B. 
t'bungsniärscbe  bei  abnormer  Hitze,  ein  Fall  aus  einem  {rarnisons- 
spital,  auch  in  der  Berichtsperiode  im  Parlamente  zn  lebhaften  £r- 
•irfernngen  Anlass  boten.  Die  österr.  Offiziere  stammen  aus  zn  ver- 
schiedenen Volkseleuienfen,  als  dass  jener  KasteiT^'<  ist  iilii  r\vu(  hem 
Icüliute,  der  den  .Mitmenscheu  im  Untergebenen  vergessen  liilH, 

Ein  freilich  bescheidenes  Mass  weiser  Duldung  gegenüber 
nationalen  nnd  politischen  Parteien  and  ihren  Angehörigen  im  llili- 
tirverbande  darf  unserer  Heeresverwaltung  nicht  abgesprochen  werden.  • 
Der  Erlaaa,  wodurch  die  Kontrollversammlungen  und  damit  die 
„Zde^-Frage  elimbiiert  wurden,  und  die  Verordn.  vom  12.  Sepbtr. 
(R.'G.'B.  147),  über  die  Erfüllung  der  Landstnrmnieldepflicht,  sind 
hierfiir  nene  Beweise. 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereiaigaoc.  8.  Bü.  l^^ 
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7.  Autonome  Vorwaltong  dor  Länder  (Besirke  und  Gemeinden.)  ^) 

Haben  wir  im  h'tztfii  Hcnclite  uns  bemUht,  den  Leser  den 
^MJizen  rnifjiiiir  <lf'r  ;iutonoiut*n  liesf-t/fTflmiiir  ülKTblirken  zu  lassen 
80  diii  teii  wir  iliesnial  um  su  pcwi'^s»'!-  iiiind»  r  vvirhtifre,  rein  lokale 
frleicharti;?  winleikehreiide  Ki xlii  iiuui;^»!!.  wie  die  in  den  Aljuii- 
läudern  tleissij?  belriebentii  VVildbachverbauunjjen,  liewillignngen 
höherer  tJmlageu,  besondere  ITinUge  aäf  Bier,  kleinere  Anlehensbe- 
wiliignDgen,  die  Landeshodgetci  nnd  darauf  bezilgliche  Dinge,  mit 
einem  blossen  Zitate  oder  gSnzlich  Uhergehen. 

Ohnehin  wichst  dieser  Teil  der  Berichte  zn  abnormen  Dimen- 
sionen an.  Je  steriler  die  Reichsratsse^sionen  verlaufen,  desto  wichtiger 
werden  die  Landtage*,  ja  die  Hoffnung  ist  nicht  absuweisen,  dasa  es 
vielleicht  doch  noch  gelingt^  auch  die  nationalen  Streitigkdt^  anf 
dem  nenestens  in  Mfthren  eingeschlagenen  Wege  zu  schlichten. 

rvicdt'iosKrreioli. 

11)02. 

lui  Staujuiliiiidf  der  Monarciiie  wurden  die  Jahre  li^t2 — 1905 
für  die  Gesetzgebung  finsserst  ert^iebi^^.  Unter  115  (Ackerban- 
roinisterinm)  wurde  bereits  das  niederOsterr.  Jagdgesetz  vom 
29.  November  1901  <L.-G.-B.  92)  nebst  Vollzugs- Verordnnng  vom 
3.  Januar  191)2  (Xo.  93—97  fttr  1902)  ausführlich  behandelt.  Dieses 
Gesetz  und  die  dazu  ergangenen  Verordnungen  sind  am  11.  Juni  1902 
knndgemai-lit  worden.  Für  das  ^\  ii  n«  r  (ienieindeirebiet  wurde  ein 
eigene»  Jagdireser/.  v(»in  s.  Dezemi  >  T.'(i2  iL.-G.-H.  22  für  liKKS) 
preg^eben,  w>-l(  lu  s  jedorh  auf  (iriiiul  di  r  Vullznfrs- Verordnung'  vom 
21.  März  :i:5)   imi    tiir  Teile   des  II.,  X.  und  XI., 

dann  tiir  den  Xlll.,  X\il.,  W  ill,  und  XIX.  hezirk  Verwirk- 
lichung rind't. 

Mir  (ie-it/  \nm  2"'.  F.'liniar  l'.<n2  (L.-G.-B.  15)  wurde  der 
Gemeinde  Wien  eine  neue  Anleihe  von  2H5  Millionen  ge- 
nehmigt, wovon  llti  UilHonen  für  die  Strassenbahn,  82  Uillionen 
für  eine  neue  Wasserleitung  (und  Ergänzung  der  bestehenden  Hoch» 
quellenleitung),  16  llUlionen  fitr  Gas-  nnd  Elektrizitfttswerke, 
IIV«  Millitinen  für  Kenpflasterungen,  7*,,  Uillionen  fBr  HSnserein- 
Ulsung  zu  StruRsenbanten,  5  Millionen  fitr  Friedhoferweitemng, 

Zuiiiei.>t  uucli  da»  Juiir  lUi.O  iiiil  umtas.scnd. 
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d^/«  Millionen  fttr  Beformen  der  Markte,  2^/«  Millionen  fBr  Masenma- 
zwecke,  12  Millionen  znr  Tilgung-  der  schwebenden  Schuld,  der 

Reftt  für  verschipdene  städtische  Aufg:aben  ppwidniet  wurden. 

Mit  Gesetz  vom  31.  Miirz  VM)1  (L  -(;  -B.  :3S)  wurde  in  Ab- 
änderun}^   des   §   72    Gemeinde- ( )rdniiiif?   vom  ^lärz  1S»>!) 

(L.-G.-B.  5)  der  Grundsatz  ausj^e.>*procben,  das.s  Ausla;,^i  n,  wt'lclie 
uiclit  die  Interessen  der  Gemeinde  oder  einer  Geuieiude-Abteiluug 
betnfisB,  in  der  Regel  nicht  ans  Gemdndemitteln  bestritten  werden 
dflrfen,  dass  jedoch  fttr  landwirteehallliehe  und  gewerbliche  Zweclra 
mit  Mehrheitsbeschlnse  der  Gemeindevertretung  eine  Anfwendong 
ans  Gemeindemitteln  verabfolgt  werden  darf.  Ein  derartiger  Be- 
schlase  ist  14  Tage  hindurch  allen  Gemeindemitgliedem  oifen  zn  legen, 
worauf  der  Landesausschnss,  dem  etwa  oinp'biaclite  Äusserungen 
gleichfalls  vorzulegen  Binl,  eine  solche  Ausgabe  endgiUtig  be- 
willig-en  kann.  ' 

Das  (.u'<H7.  vom  s.  s.  |.tt  nibt'r  11*02  (L.-G.-B.  tiO)  reglementiert 
das  Karortwesen  in  zwecliiuiis8if?er  Weise. 

1903. 

Dunh  (i.  vtim  9.  J.innar  \90'?,  (L.-(;.-P,.  1:{)  wurde  für  Ge- 
bäude mit  billigen  A  r bei  r wn h uu iig'i  ii ,  \v>  li  In-  nadi  Moichs- 
g*-setz  vom  K.  Juli  19U2  (li.-G.-H.  1-44)  —  vide  u.  11  4  —  siaalliclie 
Abgabenbefreiungeu  geuiesseu,  die  Befreiung  von  Landes»  und 
Gemeindenmlagen  statniert. 

Das  G.  vom  27.  Januar  1908  (L.-6.-B.  14)  garantiert  das 
Zinaenertrftgnis  für  Titres  znm  Ban  einer  Bahn  nach  Mariasell  bis 
an  8,1  Hillionen.  Dieses  Gceetx  wnrde  entsprechend  erweitert  fOr 
die  FortfBhmng  dieser  Eisenbahn  bis  Gnsswerk  (G.  v.  21.  März 
1904,  L.-G.-B.  52). 

Zufolj^e  G.  vom  4.  März  1903  tL.-G.-B.  17i  wnrde  ein  Eisen- 
babnanleben  des  Landes  Nied»  nisterreic  Ii  duirh  Begebung'  von 
IS  Millionen  nomitial  zu  4",q  verziiilichen  Gbligati(in>'ii  tlir  ErlTilhnii; 
s<  ]ion  begründeit'i  und  noeb  zu  begründender  Verptiicbtungeu  di*s 
Landen  zu  Eisenbabuzweckeu  bestimmt. 

Eine  Verordn.  vom  19.  April  1903  (L.-G.-B.  82)  regelt  die 

Fremdenmeldmg  in  NiederOstareich  mit  Anschlnss  von  Wien  derart, 

dass  nnr  in  Gemeinden  nnter  1000  Einwohnern  diese  Meldung 

durch  Eintragung  in  ein  Fremdenbndi,  andemfialla  aber  dnrch  Ans- 

fertignngr       Einreidinng  von  Meldesetteln  an  geschehen  hat 

18»* 
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1904. 

Dio  (tt><,>rzf  Vinn  31.  Januar  und  2.  F»'bruar  \90A  (L.-G.-B. 
22  u.  bt  tn  rttMi  Aiiilt'rnnt,'<  !i  df^  Wii-niT  Gesindestatiits.  das  G. 
vom  14.  Ftbniar  l'.'f'l  (L.-G.-15.  JTi  lii^-^l  den  8*»s;en.  Haiiskin'dit- 
l'araicraiili  iS  -j-'i  'l«  r  Landes  .i<liiniiir  f'ui  -  auf'^siriits  der  uiod»  rn 
frf\vord<-nen  (Histrukii'ai  ziitr-t  im  W'icni'r  ( iMiitimltiatf  praktiziert 
und  kidt'r  audi  anderswo  uiif  dit*  Dauer  kanni  eiitbt  lirlicli. 

Das  G.  vom  2.  Min  lfK)4  (L.-G.-B  46)  betriflt  die  Beitrags- 
Idstnng  des  Landes  snm  Ban  der  neuen  Wasserstrassen  im  Sinne 
des  Reichsg^esetzes  vom  IL  Jnni  1901  (R.-6.-B.  61).  Ffir  Nieder- 
OBterrdch  nnd  Wien,  das  Zentrnm  des  zn  TervoIIstÜndigenden  Wasser- 
strassennetzes,  wird  dessen  Dnrcltftlhrnn^  «nter  alloi  ümatinden 
selir  wichtiif  sein. 

Ausser  den  unten  separat  und  austülirlieh  zu  behandcdnden 
wielitifTstm  Ni-ubrii<  n  drr  n.  tu  ti  (i' ni<  indewahlordtiuufr  uud  der 
neufU  S(  liul;re>«  t/f  wiit  ' ti  i;  ..  Ii  /n  erw  iHMi-  n  die  zur  I'oeknup:  der 
Mehraiisla<.''<n  t'iir  Atiftx  ^^,  iiiiiLr  drr  I.i  Iii  t  rlMZÜL-t'  b^■^tiul^iren  Lan- 
de.sldeminlatjt'ii,  wclciu*  dun  li  G.  vnui  2"».  Novbr.  llMi4  (L.-G.-B. 
perfekt  worden,  und  das  6.  vom  21.  Dezbr.  1904  (L.>(7.-B.  961, 
womit  in  Abündernug  des  Gemeindestatnts  fllr  W.-Kenstadt,  dieser 
zweitKruesten  Stadt  NiederSstorreirhs,  die  Einhebung  einer  Taxe 
för  Anfnalime  von  Fremden  in  den  Gemeindeverband  mit  100  K. 
bewilligt  worden  ist. 

Die  rege  Tüti^'keit  der  niederüsterr.  Staitlialterei  dürften  wir 
im  nUchslen  Bericltte  besser  zu  wOrdigen  in  der  Lage  sein. 

Die  Stfom  der  Clemrindewahlordnvng  «ad  ladernng 

Cremeindeordnang. 

(r;,.^,.t/  VMt,!  2  '.  de  Ii  nwiJ,  L.-G.  h.  "')).') 

Den  .\nstns^  zni-  Iv  ('■'i  iii  di  r  t  i  .-nif  i  nde  w  a  h  Id  j  d  n  n  iie  liatte 
ein  im  daiire  Is;»?  itn  Landiai:*'  i;»  >lf]!tcr  Drinuli<  lik<'itsantra?  auf 
Kn-iriitMiiLr  eines  Wahlkr-i  itfi s  d>'s  alL-^rmt  inen  Stiniiiu«  «  lites  geprebfn. 
Einem  im  Jahre  be.seli!ii.>.seu«  n  (iesetzeiilwurte  blieb  die  a.  h, 

Sanldion  versagt.  Aach  das  vorliegende  Gesetz  erhielt  diese  erat 
nach  9  Monaten,  ein  UniMand.  der  bereits  auf  tiefgreifende  Ändemngen 
gegenüber  der  bishenifeu  Walilordnung  aelilietwen  ISsst.  Doch  ist 
es  keineswegs  der  nach  Analugio  der  allgemeinen  Reichsratskiirie 

')  Von  l»r.  'iiu:tiiiiiii  iJia.i),  3Li^M>tr;iti*sekretiir  der  Stadt  Wien. 
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gebildete  4.  WalilkfJrper  —  dessen  Bedeutung  eine  seLr  geringe  ist  — , 
sondern  das  Aufgeben  bezw.  die  Durchlöchernng  des  Prinztpes  der 
Interessenvertrt^tnng-  in  den  alten  3  Wahlkr.rp^rn,  das  dt*r  neuen 
Wahlordnung  ihr  UoprägH  gibt.  Dii'  Bildung  dieser  N\  ahli<örper 
erfolgt  —  mit  einer  Ausnahme  nicht  mehr  dureh  Aiiftt  ilnng  der 
Gesamtschuldigkeit  der  Steuerzahler  (ohne  Rilcksicht  auf  Art  und 
HShe  der  Steuer)  zn.  gleichen  Teilen,  sondern  in  der  Kategorie  der 
Grund-,  GeUlnde-  und  Erwerbstenerpflichtigea  durch  Anfteilnng  nach 
der  Kop^uM  nnd  in  der  Eatefforie  der  Penonaleinkommen-,  Be- 
BoldnngB-  nnd  Bentenetenerpfliclitigen  dnroh  Zuweisung  nach  der 
Hohe  der  Steuerleistnng  des  einaelneD.  Dabei  erfthrt  die  2.  Kategorie 
g^ienüber  der  ersten  manche  Verkürzung  durch  Festsetzung  einee 
Steuerrainimnms,  durch  dae  Erfordernis  der  Sesshaftigkeit  und  durch 
den  Ausschluss  di-r  Krauen.  Kino  I^egiiiistitrnnir  der  Keal-  und 
Erwerbsteuerpfli<  htii;i'n  liegt  weiter  in  der  Hesriiiininng,  dass  dieselben 
in  den  3  Wahlktirpern  den  übrigen  \\  iiliU-rn  an  Zahl  gleirbkommen 
müssen,  widrigenfalls  eine  Ergänzung  aus  dem  uächstniedrigeren 
Wahlkörper  st«tttindet. 

Mfinnliches  Ge&chlecht  und  .Sesshaftigkeit  wird  auch  Ar  die 
8.  Kategorie,  die  IntdUgenswfthler  oder  Dignittten  (die  ohne  Rfiek- 
Sicht  auf  eine  Stenerleistnng  dnrch  ihren  Stand  den  ersten  3  Wahl- 
kOrpem  angehOren),  nnd  für  den  4.  Wahlkörper  gefordert 

Neu  nnd  wesentlich  ist  die  Unterscheidung  iwisehen  Gemeinden 
mit  Iftndlichem  und  mit  städtischem  Charakter  (grossere  Stidte  nnd 
Industrieorte)  fllr  die  Bildung  der  Wählerlisten.  Als  sogen,  „grossere" 
Gemeinden  werden  im  Gesetz  78  namentlich  angeführt,-)  dabei  aber 
dem  Lande>ianss(:liuss  das  Recht  eingeräumt,  iiiit  /n-^riitniinnir  der 
Statlhalterei  einzelne  Gemeinden  au.s  der  einen  (Tiiip|*e  aiisy.iisclieiden 
nnd  der  anderen  zuzuweisen.    Wilhrend  in  den  grösseren  Gemeinden 

*)  Die  Behandlung  der  F'on'.iDidsteiifrpdicliTi  "^en  als  Steiiorträger 
minderer  Gttte  wurde  damit  begründet,  dass  «lie.ielbeu  nach  den  nenen 
Steoefgeeelsen  Icdoe  GkmefaidesnBchlige  etttricbten,  also  IQr  die  Gemeinde 
niehts  ashlen.  Jsden&dls  war  dar  gewollte  Effekt  der,  die  kleineren  Real- 
gteuertrüger  in  den  2.  u.  1.  Wahlkorper  hinaufzuschieben  nnd  nn  die  derzeit 
herrschende  Partei,  insbesondere  iu  den  grüaaeren  Gemeinden  zu  starken. 
(Anm.  dee  Hauptreferenten.) 

*)  Naeh  den  sngefBkrten  Orten  Icann  als  nngefSlire  Grense  swischen 
grosseren  nnd  kletaeien  Gemeinden  die  Binwohnersahl  von  2000  ange- 
nommen weiden. 
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8t«'tii  4  Walilk<ir]>«  r  ?.n  bilden  siml,  wenJen  in  den  kleineren  anter 
UmstainJfii  nur  ;>  oiitr  ir.ir  nur  2  grt'hildet. 

Allp'iiu'in  wird  das  aktive  Walilreciit  uunnielir  an  das  voll- 
endete 24.,  da»  pa^tiive  in  der  Kegel  au  das  vollendete  tiO.  Lebeus- 
jalir  gebunden. 

Uervorgelioben  möge  schliesslich  noch  die  Einreibung  der 
BQrger  in  die  Kategorie  der  IntelligenzirShler  des  2.  WahlkCrpers 
(nach  Haster  der  Wiener  Gemeindewahlordnong)  werden,  wodnrch 
dem  Qemeindeansschnsse  die  Uugllchkeit  einer  gewisBen  Begvliernng 
des  Wlhlerverhältnisses  g^ben  ist. 

Kit  der  Wahlrefonn  verbanden  und  mm  Teil  dnrch  dieselbe 
bedingt,  ist  'Ü-  Änderun^r  '1' r  (ienieindeordnnng^  in  einigen 
Punkten.  S((  wird  die  Anzahl  der  Mit;;lieder  des  GeiueindeaUBsehusws 
nen  irere^elt  be/,w.  vermehrt.  Während  aber  die  eiNten  3  Wahl- 
körper  immer  ^--leieli  viel  .Maixlate  erhalten,  muss  sich  der  4.  mit  der 
Hälfte  «der  noeli  wenitxer  berriiii;:en. 

Die  Machtbefugnisse  tleK  Landesausschusseb  erfahren  eine  Ver- 
stiürkang  vor  allem  durch  den  §  78, >)  welcher  insbesondere  fOr 
Stadtgemeind«!  eine  wesentliche  Einschränknng  ihrer  Antonomie 
bedeutet.  Soll  nämlich  bei  —  wenn  anch  nur  teilweise  —  anf 
Erwerb  berechneten  Unternehmungen,  welche  nicht  in  die  ordeatliehe 
Gebabrang  des  Gemeindehaushaltes  flillen,  die  Bedeckung  dnrch  Anf- 
nahme  eines  r>nrl(  lien«  oAi-r  duich  Tmiafien  erfolfren,  80  ist  zn  der 
Unternehmung  die  tienehmigung  des  Landesanssehusses  erforderlich, 
welclicr  nach  freiem  Ermessen,  also  mit  Ausschluss  der  Beschwerde« 
fÜbrung  an  den  X'erwaltuiitrs^rerielitshuf,  entscheidet. 

(ileichsain  als  Knrscliiidiuiiiifr  hierliir  wird  die  Berechtigung 
der  lienieinden  zur  Kinliehiiii^'-         Znschläiren  erweitert. 

I»as  (iesftz  Vom  Jahre  IsT  l  lUn-r  die  \  erwaUungsgemeinden 
(Vereinigung  mehrerer  (iemeindeu  zur  gemeinschaftlichen  (ieschafts- 
flHuning,  besQglieh  der  ortspolizeilichen  Angelegenheiten)  wird  auf» 

Per  St.  röltiLT-raruLr^rapli  s,"  ii  i"i;ir.  weil  er  durch  einen  Konflikt, 
in  welchen  die  lilnralc  (iciiieiiiiicvcrtretuiitr  von  St.  Pölten  und  deren 
JiUrgeruieiäter  Vhklki.  mit  dem  Luntle.'^au.siichuiMi  wegen  de»  Baue«  eines 
ElektrisitfttBwerkefl  freraten  war,  bervorfrerafen  wurde  und  sich  vomehmlieh 

gegen  diese  Gemeinde  richtet.  Mit  ilieseni  i;  sind  die  Gemeinden  ohne 
eigen- s  Statut  («  in  s(*lc|ifM  hrsit/t  W. -Neustadt |  dem  Machtfipruche  des 
Landesau8!*chusses  au.-^L'clietcrt.    lAiim.  des  Uuuplreferenteu). 
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gehoben;  da^^en  kann  die  Znsammeitlegnng  von  Gemeinden  mit 
Vorbehalt  des  besonderen  VermdgenB  und  einer  gesonderten  Ver- 
Vialtuüg'  desselben,  sowie  einer  bestimmten  Aufteilnn<r  der  Aussclinss- 
mandate  in  den  ersten  -'!  Wahlkörpern  erfole:en,  und  zwar  sowohl 
freiwillig  im  Wege  eines  vom  LaiuUsaiisschusse  mit  Zustimmnng 
der  Statthalterei  zu  gtsnihuiigL-nden  Übereiukummens,  alH  auch  zwangs- 
weise im  Wege  eines  Laudesgesetzes. 

Die  AnflSsuug  einer  OrCagemelDde  in  mehrere  Gemeinden 
kann  nur  durch  ein  LandeigesetB  nnd  nnr  dann  geschehen,  wenn 
jede  der  neuen  Gemeinden  die  Mittel  nnr  Anstthnng  des  Übertragenen 
Wirkungskreises  besitst.  Doch  kann  einndnen  Gemeindeteilen  mit 
mehr  als  6000  Einwohnern  auf  Beschloss  des  Gemeindeansschnsses 
oder  auf  Antrag  der  Bezirkshanptroannsehaft  durch  die  Statthalterei 
im  Einvernehmen  mit  dem  Landesausschasse  eine  separate  Vertretung 
im  Gemeindeau88chu88e  zuteil  werden. 

Nach  dieser  allgemeinen  Cbei-sieht  mögen  noch  einzelne 
wichtigere  von  den  geänderten  Bestimmungen  der  Gcmcindt  .irdnung 
und  die  weseutlicheu  Behtiiuniungeii  der  Gemeiudewahlordnung  kurz 
angefQlirt  vrerden. 

I.  Die  Gemeindeordnnng. 

FOr  die  zwangsweise  Anfhabme  von  Anslftndem  in  den  Ge- 
meindeverband  (dnreh  lOjahrigwi  Aufenthalt)  wird  eine  Gebühr  von 
100  K  ftstgeaetat,  welche  nnr  mit  Bewilligung  des  Landesausschnsses 
ermässigt  werden  kann. 

Für  die  Verleihung  des  EhrenbQrgerrechtes  wird  eine  quali- 
fizierte Majorität        des  Ausschusses)  gefordert. 

Was  die  Anzahl  der  Mitglieder  des  (lemeinde.uT^^clni^ses 
betrifft,  so  wählen  die  ersten  '•■>  ^\'ahlkörper  in  iicmeindtii  bis 
ÖOO  Einwohner  0  Mitglieder,  bei  .'.uO— 1000  Einwohnern  12  Mit- 
glieder, dann  bei  je  1000  Einwohnern  um  mehr,  so  dass  bei 
5000—6000  Ehiwohnem  der  Aussehnss  27  Mitglieder  zählt  Diese 
Zahl  steigt  dann  bei  6000—10000  Einwohnern  auf  90  und  schliesslich 
bei  mehr  als  10000  Einwohnern  auf  36. 

Der  4.  WahlkOrper  wShlt  in  Gemeinden  bis  1000  Einwohnern 
1  Mitglied,  bis  aOOO  Einwohner  2,  bis  4000  3,  bU  6000  4,  bis 
10000  5,  und  bei  mehr  als  10000  Fiinrohnem  6  Mitglieder. 

Bei  2  Wahlkörpern  besteht  der  Ausschuss  ans  8  Mitgliedern. 
Ersatzmänner  (je  1  für  2  An.s.schas8mitglieder)  werden  nur  in  den 
kleineren  Cremeinden  gewählt. 
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Die  Funktiont^rlauer  des  Aiii^Hchusseg  betrSgt  6  Jahre,  doch 
findet  in  dfu  ^niissert'ii  Genieindfn  eine  8nkze^^sive  Verjiingiiiig  statt, 
in  dem  die  Hälfte  nach  je  3  Juliren  au-^/usrlipiden  hat, 

<)lin»>  Wahl  in  den  Anssrhnss  ^-inziiti  t  tnn,  sind  jt-Hf  utiiiemilt^- 
mitf^litder  htTfchti^t.  wthhe  von  dvr  ^fsamtin  in  der  Ut-nieinde 
vorgeschriebenen  Grnnd-,  Gebäude-  and  ICrwerbsieuer  wenigsteuä 
den? 5.  Teil  entrichten.  Diese  Virilisten  des  Gemeindeanssebnsses 
können  sich  anch  dareh  einen  Bevollmlchtigtra  Tertreten  lassen. 

Der  Gemeindevorsteher  führt  den  Titel  Bflrgermeister,  die 
Ansschnssmitglieder  den  Titel  Gemeindebeirfite.  Der  Gemeiiide- 
vorstand  besteht  ans  dem  Bürgermeister  nnd  den  GemeinderSten, 
deren  Zahl  den  8.  T'  il  der  Ausschnssmitglieder  nicht  llberschreiteo 
darf,  miudestens  jedoch  2  letrafren  mnss. 

Die  anf  Erwerb  fjerii  hteten  rnternohmnngren  (S;  7S| 
deren  ItedtTkuiii;  diiieli  AiifiKihnie  eines  Darlehens  oder  im  AVepre 
von  Unilaf^^t-ii  sutttindi  ii  ^•■W.  Iir.li'nlen  einer  -  ,,  Majorität  im  .\n>- 
schnsse;  ausserdem  kann  der  Landest u>isi  huss  die  üflenüiche  Knnd- 
muchung  des  betreffenden  Ausschussbe^chlusses  behafs  Einbringang 
von  Einwendungen  nnd  eine  Abstimmung  aller  gemeindenmlagen- 
pflichtigen  Wahler  verlangen.  Von  diesen  mOssMi  wenigstens  */, 
welche  zugleich  mehr  als  die  Hälfte  der  amiagepflichtigen  Stenern 
vertreten,  dem  Unternehmen  snstimmen. 

Die  Erhebnn^'  von  Zusi  liliigen  zn  den  direkten  Stenern 
iibt'r  ist  an  die  iJewilligung  des  Landesausschnsses  (der  die- 

selbe bei  mehr  o  itn  Einvernehmen  mit  der  Statthalterei 

t  rteilt)  frebandi  ii.  und  bedarf  itei  nifhr  als  100 'Iq  eines  Landesge- 
s«  tzes.  Für  Zus(  hhige  zur  Verzehrunjj&sleuer  gilt  die  Hälfte  der 
obigen  Pnt/entsiitze. 

Im  Falle  der  freiwilligen  Vereinigung  mehrerer  Ge- 
meinden sind  vor  Erwirkung  der  Genehmigung  des  Landesansschnsses 
die  in  den  einsselnen  Gemeinden  gefassten  Beschlflsse  Qffentillch  be- 
kannt zn  machen,  nnd  ebenso  eine  die  getroffenen  Ver^bamngen 
enthaltende  Darstellnng  snr  öffentlichen  Einsicht  anfsnlegen  behuft 
Geltendmaclmnir  von  Einwendungen  seitens  der  wahlberechtigten 
Personen.  Wird  mx  Ii  lern  getroffeiM n  t  bereinkommni  A'w  »re- 
sonderte  Verwaltniis  de>  \"ernwi<j-ens  einzelner  (Gemeinden  vorbehalten, 
so  wühlen  die  ninlai:e|)rii(  hrii^en  \\  alilli('rfr!itii:ten  des  betreffenden 
Gcmeindeteiles  ohne  Bildung  von  VVahlköriieru  einen  eigenen  Ver- 
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waUnnp:sai\»Bc1ins8  von  n,  «  oder  9  Mitgliedern  (nach  dor  Zahl 
der  \Vahlberer}iti<rten  vnn  2ii",  riiMi  dilcr  nu-lir)  mit  öjäliriger  Mandats- 
daner,  welciiein  bezüglich  des  vorbehalteufii  (iemeindeeigentnnis  die 
Ra  hte  und  Ttlichten  des  ttemeindeau88chuh.ses  znkonini<^n.  Derselbe 
kaun  iasbesooders  für  den  betreft'endeu  Ortsteil  nach  FestHtellting 
der  aUgemeinen  Gemeindenmlageu  innerlialb  der  gesetzlichen  Grenzen 
weitere  Umlagen  üNtMtxen.  Der  Voisidier  der  Ortsgemeinde  hat 
ein  Überwachnng»-  nnd  SistienugBredit  bezüglich  der  BesehlflMe 
dieeee  Verwaltangsamichiuses;  im  Falle  der  Sietierang  hat  er  die 
Entscheidiuig  des  Landesanaiehnnee  einanholen. 

Über  die  bei  der  Vereinigung  mehrerer  Gemeinden  vorbe- 
haltene Aafteilnng  der  A usschassmandate  entscheidet  die 
Statrhalterei  im  Einvernehmen  mit  dem  Landesaussrhuss  nnd  zwar 
nacli  dem  \'erhältnisse  der  nmlagepflichtifreu  SteaerU'i>tini'/  dt  r  ver- 
fiiiigtfii  Gemeinden,  wobei  jedoch  jede  derselben  in  den  ersten  drei 
\\  ahlkörpem  wenigstens  je  ein  Mandat  zu  ei  hulten  hat.  Zur  Wahl 
des  Aasecliosses  sind  in  diesem  Falle  die  Wählerlisten  fttr  die 
einselneii  Gemdndeteile  gesondert  sa  verfinnen  nnd  ist  dfe  Wahl 
gesondert  vorznnehm«!. 

Die  swangaweise  Vereinigung  von  Gemeinden  kann 
erfolgen,  wenn  dieselbe  von  einer  Gemeinde,  einem  Drittel  der  Wahl- 
berechtigten daselbst,  von  der  politischen  Behörde  oder  vom  Landes- 
ans«clin!!se  in  Anregmg  gebracht  wird.  In  diesem  Falle  sind  von 
der  Bezirkshanptmannschaft  zunächst  alle  massg:ebendeii  Verhflltnisse, 
wie  BevrdkernnpTB-  nnd  \\'iilileizahl.  Unifiuii.'  des  ( itnieindpp:ebiptes 
und  Hiiuserzahl,  rTpnieindeverniiifrrn  und  Steurrleistiiii;j:,  Srlml-,  \'er- 
kehrs-  und  sanitäre  Verliaituisse.  Arnienversorgung  usw.  zu  erheben 
und  sohin  einem  Delegierten-Komitee  der  beteiligten  Uemeindeu  zur 
Beratung  zaxnweisen.  Das  Ergebnis  der  Beratungen  ist  den  be- 
teiligten Ortsgemeinden  znr  Beschliessang  über  eine  eventuelle  frei- 
willige Vereinigung  vorsnlegen.  Wird  eine  solche  nicht  erzielt, 
so  ist  nach  Belmuntmachung  der  Beschlüsse  der  einzelnen  Gemeinden 
das  gesamte  Material  dem  Landesansschnsse  vorzulegen,  welcher  im 
Einvernehmen  mit  der  Statthalterei  eventuell  die  zwangsweise  Ver- 
einigung beim  Landtag  beantragt 

n.  Die  Gemeindewahlordnung. 
Vom  aktiven  Wahlrecht  ausgenommen  sind  alle  unter  Vor- 
mnndBchalt  oder  Kuratel  stehenden,  die  eine  Armenversorgnug  ge- 
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niessenden  Personen  nnd  aktiv»'  Müttiiis,  s^otVrn  sin  nidit  \'irilisteu 
sind.  Ausschliessnntrs^riintlt'  bilui-n  (<tratl)are  Haiidlnnj^i-n,  Konkurs 
nnd  rHckständifre  liiilmun^;sU'(j:ung-  {^c^^en  die  Gemeinde.  Vorans- 
setzung  des  passiven  Wahlrechte»  ist  in  der  Regel  das  aktive. 
AvsMrdem  sind  ansgeschloBBen  Frauen,  ansgenomintii  aktive  Bedienstete 
der  Gemeinde  nnd  Beamte  der  unmittelbar  vorgesetzten  Behfiider 
dann  Dienstboten  nnd  TaglObner. 

Daa  Wahlrecht  ist  persönlich  anssnilben.  Ansnahmen  be- 
stehen nnr,  so  weit  sie  dnrch  die  Natnr  der  Sache  bedingt  sind, 
wie  bei  mehreren  Mitht  sitzf  in  einer  stenerpflichtigen  Realität,  (die 
zusammen  nnr  eine  Stimme  liabenK  beim  Staat,  Land,  öffentlichen 
Fonds,  (n'sell-i  liiitt'  ii.  Vereinen  nsw.,  die  als  real-  oder  crwerbs- 
stenerptlii  litif<  aiicii  wahlbereehtiiit  sind.  Für  liie  Kln^irattin  übt  der 
wahlbererhtiijte  Elieeaffe  das  Wahlrecht  ans  und  wird  in  diesem 
Fülle  für  die  Einreihnng  in  die  W  iihlerliste  die  ßeal-  und  Erwerbs- 
stener  beider  Ehegatten  addiert. 

Die  Anlegung  der  Wählerlisten  erfolgt  nach  WahlkOrpem. 
Diese  setzen  sich  folgettdermassen  msammen: 

A.  In  grösseren  Gemeinden. 

I.  Wahlkörper:  1.  Der  vierte  Teil  (*/„)  der  Real-  nnd  Erwerbe- 
stenerpllichtigen  (nach  der  Höhe  der  Stenerleistnng  geordnet).  — - 
2.  Von  DtgnitSten  mftnnUehen  GeMklecbta  mit  Ij&hr.  Wohnsitx  die 

Ehrenbürfrer,  Pfarrer  nnd  hShere  Geistliche,  sowie  Rabbiner,  Hof-, 
Staats-,  X^mdes-  und  öftentliche  Fondsbeamte,  sowie  Offiziers- 
|iersonen  a.  P.  nnd  Militiiibeamte  von  der  9.  Kanijfsklasse  aufwärts, 
PinfesMueii  der  Hi>i  Iis.  Imleti  nnd  Direktoren  der  Mittelschulen.  — 
;i.  Pers<-iial<tt  uei  |itlu:l)iit<e  niaiiiilii  li<  n  (n'M-hk-clits  mit  'Zjithr.  Wohn- 
sitz bei  einer  Su  uervnrsclireibiiiiy'  von  mehr  als  200  K. 

n.  Wahlkürper:  1.  Die  uäichsten  der  Keal-  und  Erwerbs- 
stenerpflichtigen.  —  2.  BQrger:  Geistliche,  Beamte,  OfBsier»- 
personen  a.  D.  nnd  Hilitfirbeamte,  welche  nicht  bereits  dem  1.  Wahl- 
körper angehören;  in  der  Gemeinde  heimatsbereehtigte  Doktoren 
und  diplomierte  Absolventen  InlBndischer  Hochschulen  sowie  Notare 
nnd  antorisiertc  Privattechniker;  Direktoren  nnd  Lehrer  der  Volks- 
und Bürgerschulen;  Profosnren  nnd  Lehrer  der  Mittelschulen,  sofern 
sie  nicht  als  P»eanite  dem  1.  Walilkiirper  antrehören.  —  3.  Die 
l'ersonalsieuerpflicUUgen  bei  einer  Steuervorschreibnng  von  mehr 
als  lUO  K. 
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nL  WahlkOrper:  1.  Die  letzten       der  Real-  und  Erwerbs- 

steiiei  pflichtigen.  —  2.  Die  definitiven  Unterlehrer  der  Volkssclinlen.  — >- 
3.  Die  IVrsonaI«teiiei'pflichtigeii  bei  einer  Stenervorschreibang  von 
mehr  als  20  K. 

IV.  WablkiiriHT:  All«'  l\rs<men  männlidien  ( M-schlechrf^  mir 
Iljäbr.  Wohnsitz  in  der  (ienieind«'  ohne  Riieksiclil  darauf,  ob  sie 
bereits  in  (hn  ersten  ^5  Wahlkörpern  vorkoinmen. 

Ii.  lu  den  kleineren  Geiueindi'u  \v(rd<ii  die  Real-  und 
ErwerbsstenerplUchtigen  nach  ihrer  SteuerliiBtunf;  in  die  ersten 
3  Wablkürper  derart  eingereiht,  dass  aaf  Jeden  der  üesamt^teuer- 
mmme  entftllt 

Die  PersonnlatenertrSger  werden  in  den  1.,  2.  oder  3.  Wabl- 
kOrper  eingereiht,  Je  nachdem  ihre  Stenerleistnnf  100,  50  oder  20  K. 
Ibersteigt. 

Die  fiinreibnng  der  DignitSten  erfolgt  in  gleicher  Weise,  wie 
bei  den  grSs^eren  Gemeinden. 

Dem  4.  Wahlkörper  gehören  alle  steuerpflichtigen  mftnn- 
liehen  Personen  mit  •2jahr.  Wohnsitz  an. 

Konurien  in  dei-  Geineinde  ahg^es^hen  von  den  bereits  in 
den  ersten  '-^  Walilkiirpern  enthaltenen^  nicht  weni^'stt  iis  'Iii  solche 
Personen  vor,  so  fallt  der  4,  Wahlkörper  weg  und  sind  diese 
PeFBonen  dem  3.  WalilkCrper  cnsuweiaen. 

Enthllt  der  1.  oder  2.  WahlkArper  nicht  wenigstens  2  mal  so 
vid  Wahlberechtigte,  als  Ansschnss-  nnd  Ersatzmänner  zn  wühlen 
sind,  so  ist  eine  Ei^;inznng  ans  dem  nächstniedrigen  WahlkOrper 
nnd  zwar  ans  der  Kategorie  der  Real-  nnd  Brwerbsstenerpflichtigen 
Torznnebmen.  Tritt  dieser  Umstand  im  3.  Wahlkörper  ein,  so  sind 
nnr  2  Wabikörper  zu  bilden;  es  ist  dann  die  (.Tesamtsumme  der 
Keal-  nnd  Erwerbsatenerpflirhtifron  in  2  Teile  zu  teilen,  während  in 
den  beiden  anderen  Wiihlevkat»  i:nrii>ii  die  Wähler  des  2.  in  den 
1,  Wahlkörper  und  jene  des  '6.  in  tini  2.  WahlkOrper  keiiinien. 

Das  Keklamations-  und  Wahl  verfahren  liat  keine 
wetieutUcken  Änderungen  erfahren.  Reklamationen  dürfen  nur  die 
eigene  Aofliahme  bezw.  Einruhnng  in  die  Wählerlbten  betreffen, 
oder  den  Protest  von  Eingetragenen  gegen  die  Anftiahme  oder 
Einreihnng  der  ttbrigen.  Gegen  die  Enteeheidang  der  BeUamations- 
kommiBsion  (bestehend  ans  dem  Bürgermeister  oder  einem  Qemelnde- 
rat  nnd  4  vom  Oemeindeanssehnss  bestimmten  wählbaren  Personen) 
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gehen  die  Beschwerden  lier  liuirJi  die  EiU-Mheidunp:  Betroffenen  an 
die  BHx.irksl)anpMuanns(  hatt  und  ?e$;en  die  EutscheidoDgen  dieser  in 
letzter  Instanz  au  «lif  Sraf rlialtcrei. 

liif  Wahl  wird  l^-i  m.  In  als  looO  WShh'rn  durch  ni>  h!.  it' 
Wuhlkuiniin.v-,uiii«'n  y«ltit<i.  l»i.MllKii  br.strlien  aus  d«*ni  Biui^ei- 
meister  oder  einem  Ueiueiiiderai  oder  Ueiueindeaußschuss  (als  Vor- 
sitsienden)  and  4  vom  Gemeindeauaschnsse  bestimmten  wthlbArea 
Personen.  In  den  grosseren  Gemeinden  werden  allen  Wahl  berechtigten 
Wahllegitimationen  zugesendet.  AI»  gewftblt  sind  di^enigen  zu  be- 
trachten, welche  die  absolute  Stimmenmehrheit  haben.  Wird  eine 
solche  nicht  ensielt»  so  ist  aar  engeren  Wahl  n  schreiten.  Jede 
wählbare  Person  ist  virpfliditet,  die  W*ahl  anznnebmen,  ansge- 
nonimen  Geistlitlie,  iitTi-ntlicli»-  Beamte,  Militürpersonen,  die  sopren. 
Virilisten,  dann  l'ersonen,  wdi  he  dt-ui  Ausschüsse  bezw.  Vorstände 
durch  11  bezw.  ♦>  .lalire  an^oOiürt  hiibcn,  für  die  nSchst^«  NValil- 
periodc;  weiter»'  A  b  1  c h  n u n  ir - -ri' ü  n il  i-  sind  Alter  über  tili  Jahr«'. 
Kürpergebrechen  uder  Kraukliriikuil  und  häutige  Abwesenheit  vun 
der  Gemeinde. 

Das  Ergebnis  der  Wahl  kann  nnr  von  den  Wählern  und  auch 
von  diesen  nnr  wegen  gesetzwidriger  Vorgänge  im  Wahlverftüuren 
oder  weil  der  Gewählte  das  passive  Wahlrecht  nicht  besitzt,  bezw. 
aoBgesdilosaen  oder  ausgenommen  ist,  angefochten  werden,  worffber 

die  Statthalterei  entscheidet,   fieim  Man^M-l  der  Wählbarkeit  ist  die 

Wahl  auch  von  anitswegen  von  der  Bficirkshauptmannschaft  ausser 
Kraft  zu  setzen.  f'li<  r  dtii  Ilekiirs  di-s  iTewählten  entscheidet  die 
Statthalterei  enil-ii'.r iir  Im  ]'"alle  einer  AblehnuniT  uijer  Ausserkraft- 
sefzunu:  einer  \\  ahi  i.si  dei  iriiii,--.'  als  {jewählt  ZU  betrachten,  der  die 
nächst  hohe  Sliuiuunzuhl  erlialten  hat. 

Zar  Wahl  des  Gemeindevorstandes  ist  die  Anwesenheit  von 
der  Ausschassmitglieder  notwendig.  Ist  diese  Anzahl  nicht  er* 
schienen,  so  ist  eine  2.  Versammlang  dnzuberafen,  welche  ohne 
Räcksicht  aaf  die  Zahl  der  Erschienenen  die  Wahl  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  vollzieht.  Erst  nach  2  vergebliehen  Abstimmungen 
erf.'l;rt  die  engere  Wahl.  Voji  der  Wählbarkeit  ausgenommen 
sind  aktive  üft'entliche  Beamte  und  Christliche;  ablehnen  können 
Personen,  welche  in  eiucni  F'rix aiilii-nste  stehen.  I  ber  Beschwerden 
<;e::en  die  Wahl  entsrlieiij.t  in  1.  Instanz  die  pi.>liti8Che  liezil*k8- 
beiiürde,  in  2.  und  letzter  Instanz  die  istatthalterei. 
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Dieses  Qewtz  bertthrt  nicht  die  Statuten  der  Reichshanpt- 
nnd  Hesidenatadt  Wien  tind  Ändert  nichts  an  den  Statuten  der 
antonomen  Städte  Wlener*Neiutadt  nnd  Waidbofen  a.  Tbbs. 

Die  neueu  8chiilge»etze. 
Naebdem  wider  die  ursprünglich  vum  Landtage  btüchlubs^ene 
Fawnng,  namentlicb  dea  Schnlanf^ichtsgesetsea,  seitens  der  Bevdlke- 
rong  selbst,  besonders  aber  seitens  der  fertschrittUehen  Elemente  sehr 
entschieden  Stellnng  genommen  worden  war,  und  selbst  dem  poli- 
Uschen  Getriebe  fernstehende  Ulnstre  Kdrperschaften,  so  die  fiber« 
wiegende  Ifehnsahl  der  Hochschnlprofessoren,  gegen  einige  Be- 
stimmnngen  Stelhing  genommen  hatten,  durch  wehhe  die  Volks- 
schule aherraals  dem  Einflüsse  der  Geistlichkeit  überantwortet  worden 
wäre,  kam  die  TiVj^iermitr  i  Kultus-  und  UnterrichtMi)iiii>r.  r  Dr.  Haktkl, 
weUher  MÜther.  leider  erst  nach  allzu  oft  wiederholten  Üeweiseu 
weitj^ehender  Niu  ii;;iebigkeit  sich  zurückgezogen  hat  )  oflVubar  nach 
langem  :>chwauken  endlich  za  einem  Entschlüsse.  Es  wurden  oftiziös 
jene  Paragraphen  bcMldinet,  welche  nnd  wie  snmindest  rie  abge- 
Xndert  werden  mllssten,  nm  das  Gesetz  aar  Sanktion  empfehlen  za 
kennen.  In  diesen  das  Hass  der  Ingerens  der  staatlichen  Anf- 
siehtsorgane  betreffenden  Punkten  fügte  eieh  die  I<andtagsmehrheit 
nnd  so  kamen  die  nnnmdirigen  Gesetse  anstände.  Allerdings  sichern 
sie  dem  Landesausschnss  und  damit  der  jeweilig  im  Landtage  Über 
die  Mehrheit  verfügenden  Partei  einen  grossen,  in  vielen  ivichtnngen 
fügar  einen  massgebenden  Einflnss  nnd  entziehen  der  Lehrerschaft 
so  gut  wie  gänzlich  den  Kereich  der  Amtsgewalt  der  Orts-  und 
Hezirksschulröte  aucli  der  gri-s^-eien  Landstädte;  aber  nur  eine  im 
Einverständnis  mit  der  Kegierung  handelnde  politische  i'artei  könnte 
inkaltlidi  der  geltenden  Normen  mehr  erreichen  als  sehliesriich  nnter 
gleicher  Voranssetznng  anch  nach  den  bisherigen  Keglements  mSg» 
lieh  bliebe.  Die  Eriiöhnng  der  Bezflge  i&t  Lehrerschaft^  ein  klares 
Recht  anch  in  Dissiplinarftllen,  sind  immerhin  wichtige  Vorzttge 
der  j&ngslen  Befonn,  so  dass,  vom  politischen  Parteistandpnnkte 
abgesehen,  Uber  die  neuen  Schulgesetze  nicht  schlechtweg  abgesjirorhen 
\verden  kann  nnd  anch  die  öffentliche  Ueinnng  darüber  bald  sich 
beruhigte. 

SclmlaufsichtsgcscU. 
Das  O.  vom  25.  Dezbr.  1904  (L.-G.-B.  97),  betr.  die  Schal- 
aufsieht,  behält  die  Dreiteilung  der  Schulanfsicht  im  Orts-,  Bezirks- 
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und  Landfüscliulrat  bei.  Jn  Wien  für  jeden  Genieindehezirk  durch 
die  Bezirksvertretnnir.  aus^rrhalb  W'h'n  für  ■eile  Schulgenieinde  von 
der  Ortspfenieindt'  wcid' ii  miiidrstens  ">  Mitglieder  des  (»rtssrlnil- 
rates  frt  \v;ililt,  wrlclum  illl^s^  rdt  iii  der  katholische  Pfarrei',  wo 
mehrere  J'ian  i  r  sind,  der  vom  Ordinariaie  designierte  und  der  vom  Be- 
zirkasehBlrat  nach  AnhOrnng  des  Ortschnlrates  nicht  am  der  Lehrer- 
fichaft  ernannte  (erentnell  die  fttr  mehrere  Scholen  anaiinten) 
Orteachalaafeeher,  towie  einer  der  Schalleiter  als  ordentL  lOtglieder 
angehören.  Die  etwaigen  sonstigen  Schnlleiter  nnd  die  Yer^ 
treter  jener  anerkannten  Beligionsgenossensehaiten,  welchen  in  den 
Si-hul^''enieinden  mehr  als  100  Seohn  an^ehnren,  werden  in  allen 
ihren  Interessenkreia  betretl't  iid>  ii  Anp^elef^eulieiteii  hei^-e'/open  (j;§  1 
bis  l-2i.  Wirknntrskreis  des  ( »rtssehnlrates  (iij;  l'i  u.  I  ii,  des  Orts- 
silnilanfsiliers  <|i  IT)!,  (ieseluiftsi'rrlnnnir  tsji;  !()— 19)  sind  nicht 
we>eiitiicii  veramierf.  ■fedeni  Mitfjlipil  des  Ortsschulrates  steht  der 
Besuch  der  Schule  frei,  doch  luiben  sie  in  keiner  Weise  iu  den 
Unterricht  nnd  die  Gebarung  vor  den  Schflllem  eich  dnannüsehen 
(§  20).  §  22  sieht  die  AnflOsnng  des  Ortsschnlrates  wegen  Pflichten- 
Vernachlässigung  oder  Nichtbefolgnng  der  Anordnung  der  höheren 
Behörden  vor  nnd  ermSchtigt  den  Landesansschnss,  im  Wieder- 
holnngsfalle  die  Neuwahl  des  Ortsschnlrates  auch  gana  an  sistieren 
und  eiin  n  [»rovisnrischen  Ortsschulrat  ans  mindestens  drei  Gemeinde- 
angehöri{?en  seihst  zu  ernennen.  §  23  gestattet,  dass  in  den  auto- 
noinen  Städten  nnd  in  den  Uezirken  Wiens  die  Funktionen  des  Orts- 
sohnlrates  nml  il-  i  <  h  t^^-^rliulaufsclier  vou  dem  Bezirksschalrate  reup. 
dessen  Orfraiit  ii       rnunuiien  werden. 

Der  Im  /. i  r  kssc h  Iii  ra t  wird  in  Wien  nnd  den  aufonotuen 
Städten  für  deren  Bezirk,  im  Lande  für  jeden  politischen  Bezirk 
gebildet.  Der  BQi^rmeister  resp.  der  Besirkshanptmann  ist  Vor- 
sitzender. Ausserdem  gehören  dem  Bezirksschulräte  an  vom  Landes- 
chef ernannte  Vertreter  der  Keligionsgenossenschaften,  sowie  Fach- 
männer, Vertreter  des  Landesansschusses,  die  Beziricsschulinspektoren 
nnd  so  viele  Vertreter  der  beteiligten  Gemeinden»  dais  diese  an- 
anglieli  der  Vertreter  ilts  Landesausschnsse';  di<'  Mehrheit  bilden 
fi;^'  24  21»).  Inhaltlieh  der  30—36  ist  d.  r  Wirkungskreis  der 
iiezirkssi  liulräte  (von  dt^r  Enieininnjr  der  *  )rtss(  hulaufseher  sihp-- 
st  lieii!  wesfiiliirli  diT  eiin  r  Zwi-«  liciiiiistanz.  Die  saehliclif  ( ib- 
sorge  und  Konirolle  über  den  Lutei  rieht  in  „pädiigugisch-didaktibcher 
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Richtung*  oblieg  den  k.  k.  HezirkMchnlinspektoreu,  welche  Aber 
Tema  Vorschlag  des  Landeaschulrates  vom  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  auf  je  6  Jahre  ernannt  werden. 

Kedentend  erweitert  winden  die  Ketii^.'-nisse  des  Landesschal- 
raff's.  Derselbe  ist  oberste  Aufsichtsbehörde  für:  1.  alle  dem  Wir- 
kungskreis der  Bezirkschulräte  zugewiesenen  Schul-  und  Erziehungs- 
auütaltcu,  2.  sämtliche  Lehrer-  und  Lehrerinuen-BildongsanstHlteu, 
3.  alle  IMfiMitliclien  nnd  privaten  Mittelaehnlen,  sofern  dieselben  dem 
Knltns-  nnd  Unterrichtsminiateriam  nnteratehen,  4.  übt  er  die  in  den 
besgL  Vonehriften  vorgesehenen  Funktionen  in  bezog  anf  die  gewerb- 
lichen Lehranstalten  ans  (g  48).  Er  besteht:  a)  ans  dem  Statt- 
halter oder  dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzenden,  b)  ans  4  vom 
T.andesansschass  al^eordneten  Mitfrliedern,  c)  aus  pineni  Referenten 
für  administrative  und  ükunoinisclie  Schulangelegenheiten,  d)  aus  den 
Landesschulinspektoren,  e)  aus  Vortretern  der  katholischen,  eViUi- 
p-'lischen  und  israelitischen  Kimlession,  f)  aus  4  vom  Wiener  (i>- 
meiuderatlie  ■gewählten  Mitgliedern,  g)  aus  '4  Fachmännern.  Die 
unter-  c,  d,  e  und  g  genannten  Funktionäre  werden  vom  Kaiser 
ernannt,  nnd  swar  die  FachmSnnw  anf  Grund  Temavorscblags  des 
Landesanssehnases  (§§  44  «.  45).  Ausser  dem  dnreh  das  Beicbs- 
volksschnlgesetx  dem  Landesscbolrate  angewiesenen  Wirknngslcreise 
kommt  demselben  noch  an  die  Überwachung  der  Bezirks-  nnd  Orts- 
sehnlrSte,  wie  die  Anfticht  nnd  Leitung  der  Lehrerbildnngsanttalten, 
die  Prüfung  der  Befähifrunganachweise  an  Mittelschulen  anzu- 
stellender Lehrkräfte,  die  Begutachtung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln 
UBW.  für  Mittel-  und  Fachschulen,  die  Erstattung  von  Berichten  an 
da«  Ministeiium.  l-incere  Beurlaubnnjr<Mi  von  Volksschnllehrern.  — 
Den  Landesscliulins|H'ktoren  ist  der  bisherige  Wirkungskreis  zwar 
gewalirt,  doch  räumt  §  57  dem  Laudeeschalrate  da«  Recht  ein,  durch 
von  ihm  hieran  beanftragte  Hitglieder  ausserordentliche  Inspektionen 
n  veranlassen. 

Die  Gesetze  vom  25.  Dezbr.  1904,  L.-G.-B.  98,  betr.  die 
Erriehtnng,  Erhaltung  und  den  Besuch  der  Öffentlichen 
Volkssehnlen;  L.-0.-B.  99,  betr.  die  Begelnng  der  BechlaverhXlt^ 
nisse  des  Lehrstandes  an  den  9ifenüichen  Volksschulen;  L.-6.-B. 
100,  betr.  die  BrteQnng  des  Beligionsnnterrichts  an  Volksschulen, 
nnd  die  ins  Jahr  1905  Ihll^oi  Vollaugsverordnnngen  können 
wir  ftglieh  hier  nicht  anaführUcher  besprechen. 
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Nett  ist  zauScbst  die  Errichtang  eines  Landesschidfoiids,  an 
welchen  alle  nicht  den  Schnlgemeinden  auferlegten  Leistnngen  flber> 
gehen,  d.  i.  die  Bestreitung  aller  GehSlter  nnd  sonstigen  persSn- 

lichon  V>i-y.ü<s>'.  nnd  nhenlifs  dir  Aiis'  lmffQDg  TOB  Lehrmitteln  nnd 
die  Dotation  der  Bezirlcsleiirbibliothelcen. 

Dem  Landesschalfond  wurde  zngewiesen:  das  VermSgen  der 
Hezirlcsschnlfonds.  die  I^indesschnlnmlagen,  di*  {rcs.  rzlii  !ien  Schul- 
l»Mstniitr»'ii  von  Verlassenschaft imi,  dif  atis  besonderen  Kechtj^titeln 
bt'};ründften  Heiträ^re  für  Sr!ui]< ü.  Siiirmurn.  Krbsc.lial'ten,  Venuiiiiit- 
nisst-n  usw.,   riiers(liü!it.f  der  Nornial.schuht»ndü  uud  nach  Bedarf 

Zusrhiisse  des  I.hikU's, 

Auf  rrivatreelitstitelii  btir.lniitle  l'atntnatsbdstnnfren  werden 
aiiiVet  lit  erlialleii.  auf  andere  I'ationate  kennen  die  Inhaber  ver- 
zichten und  dadnith  weiterer  Veridli«  litnnfren  sich  entschlafen. 

In  7.\veckniäs>i:,'-er  Weise  und  in  billi<rem  .\usuia!?*>  (je  nach 
Verhältnis  der  Kinder/ahl)  werden  grössere  industrielle  Uuler- 
nehmn  Ilgen  ansseriialb  Wiens  za  besonderen  Beitragslüstpngen 
herangezogen.  Fflr  Wien  bestreitet  sämtliche  Schnlauslagen  die 
Gemeinde  allein. 

Die  Bezflge  der  Lelirer  betragen  an  Gehalt  (6  Kat^jwrien) 
mindestens  1200  K.  mit  in  die  Pension  einreehenharem  Qninqnenninm 
von  100—200  K.,  an  Qnartiergeld  nach  7  (beaw.  8)  Ortsklassen 

mindestens  160  K.  Dazn  Itommen  Fnnktionszniagen,  Bemnnerations> 

und  Snpplierungsgeliiiliren ,  eventnell  i'bersiedlungrsbeitrSge  nsw. 
L'ie  ^-erintrste  normalmäasige  Eukepension  einer  Lelirperson  ist  auf 

800  K.  fe>t-'-eset/t. 

l.'üi  kvieliti  II  auf  den  zur  VerfÜfrunfr  stehenden  Kanm  ver- 
bieten die  1  )ar>t<  lliin^r  dt  s  selir  t  inir»  liend  und  klar  freordneten 
l>iszii>liiiarvi'i  t'aiireiis.  web  Ix  in  indes  d'  r  Vorwurf  nicht  erspart 
Werden  kann,  dass  der  im  I.andessehuhat  dominierenden  Partei 
nicht  angehOrige  Lehrer  anch  in  Kiicksichi  auf  ihre  politische 
Haltung  auMerhalb  der  Schulen  nicht  oder  nicht  ausreichend  ge- 
schfitzt  sind.  Ein  das  Ansehen  des  Lehrstandes  oder  die  Wirk- 
samkeit als  Erzieher  nnd  Lehrer  schädigendes  Verhalten  ausserhalb 
der  Schule  (wie  es  wörtlich  in  §  63  des  Gesetzes  [L.-G.-B.  99]  heisst) 
S'ditr  um  so  weniger  filr  den  Teriiti'  des  Dienstvergehens  geniigen, 
Als  eine  luerwegt'n  vom  HezirkMtckulrate  zn  erteilende  schriftliche 
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Httge  (§  64)  selion  die  Znerlraiumng  einer  Dienstaltemalage  anf- 
ediiebt  (§  67). 

Ist  Hiebt  die  vOlUg  pasrive  AngehOriskeit  sn  einer  politischen 
Partei  anch  ein  »Verhalten-'?  Kann  die  Müplichkeit  einer  ,.Scli!idi- 
gnng  der  Wirksamkeit"  des  Lehrers  durcii  ein  derartig  vöUij^ 
passives  Verhalten  ansg-ei^chlosscn  werden?  Darf  ang^esicht^  den 
staatsi^nndgesetzlicben  {^ewäbrleigtttcn  Rfchtps  der  tVcit'n  Mpiiiniiti-s- 
äusserunff  in  den  gesetzlichen  Schraiikt  n  dii-sc  Scliiaiikt'  so  t^ng'  ge- 
Kugen  werden,  dass  gerade  für  einen  grosseu  Teil  der  Intelligenz  fast 
nor  noch  die  Schranke  and  absolut  keine  Freiheit  Uber  bleibt? 

Oerade  wer  nicht  von  Parteistandpankten  sich  leiten  lässt, 
wird  M»  weitgehende  EinschrSnknngen  der  penSnlichen  Freiheit  des 
Lehrentandes  nicht  billigen  können! 

Das  lit'st  tz  vom  12.  Noveujber  1905  iL.-Ct.-15.  147»,  hetreftend 
•it-n  Landtskulturrat  ffir  Osterreich  unter  der  Enns,  bringt 
endlich  für  dieses  wichtige  Kronland  die  Ansftthning  der  in  den 
Reichsgesetzen  vom  27.  April  1902  (R.-G.-B.  91)  vorgesehenen 
Organlntion  der  Ssterr.  Landwirtsdiaft. 

Gewichtige  Bedenken  soheinen  selbst  die  Begierong  noch  post 
festnm  abgebalten  an  haben  mit  der  reichsgesetzlich  beschlossenen 
Errichtang  von  Bemftgenossenschaften  der  Landwirte  ernst  an 
machen  und  dafür  an  sorgen,  dass  die  Landtage  den  gegebenen 
Babmen  auch  ansfttUen.  Angesichts  der  ofTenbar  nicht  mehr  fernen 
wirtschaftlichen  Trourai^  von  Ungarn  ist  flir  die  Osten*.  Land- 
wirtschaft eine  strammere  Organisation  zweifellos  geboten.  In  der 
Zollpolitik  der  Monarchie  war  bisher  die  österr.  Landwirtschaft 
durch  die  znmeist  aussclilatjgobende  Hücksiobt  auf  Ungarn  iniplicite 
bestens  virtreten.  Ein  eigenes  Zullgebiet  wird  entweder  erhtibten 
Schatz  unserer  Landwirtschaft  im  Verhältnis  zu  unserer  Industrie 
bedingen  cd^t  aber  die  österrekihiBohe  Landwirtschaft  dadnreh  schadlos 
m  halten  haben,  dass  ihr  ffir  den  inländischen  Absata  aasreichende 
Vorteile  gegenüber  der  nngarisohen  Konkarrens  eingerSumt  werden. 

Dam  kommt  die  geplante  EintVhmng  des  allgemeinen  gleichen 
und  direkten  Wahlrechts  nun  BeiebsratI  Hit  Becht  forderten  die 
Agrarier  die  endliehe  Verwirklichnng  der  Bemftgenossenscliaften 
der  Laodwiru,  und  scheint  Dank  der  Enei^e  des  nenen  Acker- 
.  baoministers  Grafen  Bouqoi  diese  Kefnrm  xnr  Tat  an  werden. 
Jalirbucb  der  interiMt.  Vtrelnigtui«.  8.  Bd.  140 
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Das  obigre  Landesgesetz  «elbst  bietet  niclit«  auffallendes;  die 
Uber  das  snb  II  6c  an;?i'führte  Detail  hinansrcichenden  Bestimmnngen 
sind  meht  nnr  von  lokalem  Interesse.  Die  Pointe  will  swischen 
den  Zeilen  gelesen  sein. 

Die  k.  k.  T>;in'hvirfs«  liat'ts!r."^t'll>rlmff  in  Wien  bleibt  in  ifirnn! 
l^PHtando  (lun  li  die  neueren  lienossensdiatten  nnd  den  Landesknltunat 
Stilist  foiiii»'ll  ujiberülirt:  es  wiid  ihr  ein  Vertreter  im  Landes- 
kulturrate eiui^erannit.  welcher  zusaninien  aas  33  Mitgliedern  zu 
bestehen  hat.  16  Mit^^lieder  entsendet  der  LandtAg,  weitere  2  der 
Landesansschnss.  Der  Landeskaltnrrat  Ist  somit  nicht  nur,  wie 
das  Gesetz  erlilSrt,  ein  Landesinstitat,  in  ilim  ist  anch  der  jeweiligen 
Landtagsmehrheit  der  massgebende  Einflnes  gesicliert  Während  in 
Bölimen,  Mahren,  Oberüsterreich,  Tirol,  Istrien,  Dalmatien  nnd 
l'iikowiiia  die  \'ertr<  f<  r  »Ii  r  laiiduirtM  haft liehen  Körperschaften  nnd 
Vereine  die  Mehrlieil  bilibii,  wird  in  Niederiist«'rreich  stet»  die 
pulitiselie  l'arlristellnni;  dtn  Aiij-clilai;:  fribeii  1»  landwirtschaft- 
liciien  Kreist'ji  wird  den  hieraus  iiaheiieriicktt-n  Fratren  ni<ht  ohne 
Hes«>r<riiis  entiritrt'ii  irestlifu.  M;nt  li«'ilaiiert  sehr  dif  KalisicUniig 
der  nu  lir  alh  H»u  Jahre  bestellend«  ii  k.  k.  Landwirtsehattsgesellsehaft. 
Dit*i>e  wird  aber  wohl  als  eine  alther^^obrachte  vermöge  ihrer  illustren 
Mitgliedcrschaft  hochangesehene  und  für  das  ganze  Staatsgebiet  be- 
rnfene  Korporation  nnn  nm  so  eifriger  jener  Gesamtinteressea  der 
Agrilcttltnr  sich  widmen  IcSnnen,  welche,  Aber  die  Interessen  eines 
Kroniandes  hinansragend,  nm  so  ▼ornrteilsfireier  sich  wahrnehmen 
lassen,  Je  wenii^t-r  die  Tntontii  iieii  der  Gesellschaft  durch  bloss 
pritvin/ii'lle  (tesidit.spnnkte  und  I.aiideszweeke  getrübt  erscheinen. 
Die  Uese.hiiftsiirilmuiEr  wird  vom  l.aiideskulturrate  besehlnssen  und 
von  dir  k  k  Stattlialt.ni  im  KinvernehmeQ  mit  dem  niederösterr. 
Landesaii>si  iiu-s  L^rm-imiiijt. 

Die  Dun  liiiiiirun>:svnrM  lu  ii't<  ii  werden  von  der  Statthalterei 
im  Eiuveruehnien  mit  dem  Landesansschuss  testgestellt. 

Dasselbe  Stflck  des  Landesgesetoblattes  enthilt  unter  No.  149 

eine  neue  Fis(;hma rk t ordn n nir  für  Wien  auf  Gmnd  der  hezgL 
Üescltlüsse  des  Stadtrates  nnd  üeuit-inderajtes. 

Mit  G.  vom  Mai  1  !»<»,',  (L.-Ci.-H.  wurden  die,  FlassregQ- 
lit  i  ungon  (niitei  i-  Thaya  und  Mar<  lo  fixiert,  welche  im  AnschlusS  an 
Uie  reichsgesetzlich  votierten  Kanalbautcn  notwendig  werden. 
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Mit  G.  vom  21.  Dezbr.  1905  (L.-G.-B.  162!  wnide  für  Nieder- 
Osterreich  die  Landesbicrumlage  von  1  K.  70  h  pro  Hektoliter  nen 
pereg'plt  und  tritt  mit  1.  TRiiu.ir  lIKtt!  das  tViiliere  Liiiidesbier- 
UBllageg^'sctz  vom  25.  Xdvbr.  l!M)4  (L.-Ci.-B.  Hi»)  ailSHt  r  Kraft. 

Zahlreiche  Gesetze  betrett'ea  Flttösregulierongen  und  Wiidbacb- 
verbaunngen. 

Die  Tätigkeit  der  niederüsterreichischen  Statthalterei  ist  auf 
allen  Gebieten  der  Verwaltung  eine  sehr  rege  geweaen. 

mederüetenreieli,  aanealüch  aber  Wien,  welches  dordi  Ein- 
besiehnng  dar  Orte  Florisdorf,  Jedlersee  und  Teilen  angrensender 
Gemeinden  am  linken  Donannftr  nmimehr  seine  endgBltige  organische 
Ansdehnong  erreicht  hat»  haben  in  der  Berichtsperiode  anf  Wirt- 
schaft! irheni  Gebiete  anerkennenswerte  Fortschritte  zu  verzeichnen. 
Ein  >,'lii(  kliches  Rozialpolitisclif  Verständnis  in  der  Wahl  wie  in  der 
Art  und  Weise  dt-r  TnanirritVnahme  wirtschaftlicher  Reformen  mnss 
den  leitenden  Wiener  Kreisen  p^utf^ehncht  werden.  W^er  nnser 
schönes  Wien  nach  mehrjähriger  Abweseiilicit  jetzt  wieder  sieht, 
wird  trutz  utüeagbarer  L  ibachen  zum  Tadel  geneigt  sein,  die  Bilanz 
mit  einem  AJctiTsaldo  angnnsten  des  hemehenden  Regimes  absn- 
scbliesBen.  Die  enorme  ErhiUrang  des  Landesbudgets  und  des  Standes 
der  Landes-  und  Gemeindesehnlden  anf  Kosten  der  Stenertrigear  wird 
allerdings  nnr  dnrch  abrawartende  Erfolge  der  beschloeBenen  In- 
Testitionen  (besonders  der  diversen  neuen  Lokalbahnen)  sich  recht- 
fertigen lassen,  wor&ber  vldleicht  erst  nach  Jahren  ein  festes  Urteil 
gefällt  werden  kann. 

Oherösterreich. 
(Nach  Tom  PriUidium  des  hohou  Landesausschusaea  gütigst  zur  Verfüguag 

gestelltem  Material.) 

1902. 

G.  vom  16.  Februar  1902  (L.-G.-B.  15),  Wahlordnungs-Novelle. 
G.  vom  8.  Septbr.  1902  (L.-G.-B.  38),  Ermächtigung  der 
Gemeinden  nur  Erhebung  von  Gebühren  fAr  den  Armenfond. 
Zahlrdche  Wildbaehverbannngen  und  Flnssregnlienmgen. 

1903. 

G.  vom  9.  Juni  1908  (L.-G.-B.  9),  Bcfireinng  von  Gebftuden 
mit  gesunden  Arbeiterwohnungen  im  Sinne  des  oft  sdt.  BeichsgeBetKes, 
von  den  Landes-  und  den  halben  Gemdndenmlagen.  Den  Gemeinden 
igt  aoheimgestdlt,  anch  die  sweite  HKlfte  Ihrer  Umlagen  nacliznlnssen. 

14Ü* 
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G.  vom  9.  AprU  1903  (L.-6.-B.  15),  BewlUigang  fBr  die  Stadt 
Steyer  znr  Anfnahine  eines  Darlehens  von  2  Uillionen  Kronen,  be- 
hnfs  Banes  einer  Artillt-riekasenio. 

G.  vom  22.  Itt'/hr,  r.<u:5  (L-G-H.  :{r.i,  Lamlcsbierauflage 
1,4U  K.  pro  Hektoliter  —  üemeiadebierauflagen  bleiben. 

1904. 

Die  No.  1  d»  s  oberüKterr.  Landesgesetzblatt-es  pro  1904  liringt 
das  G.  vom  l»'».  lU/M.  1!m>;3,  betr.  Abtiinltiunp:  der  Gemeindewahl- 
ordnnnp:  znr  Verntl'.  iitlii  liiiiitr  triilti^'^  für  alle  obertisterr.  C>eineinden. 
ans^reiiftiinnfn  Linz  und  Steyer.  Ziifolfr-  l'^^en  (5;  1)  sind  walil- 
bei ci  lii i-;t :  ].  alle  Stem  i  zaliler  (nluii'  ;<  ile  Abf^^renziinp);  2.  ohne 
I^ii(■k^il  lit  auf  Stcuei  leist luiir,  die  pMiieindeanf^eliiirip'n  Seelsorfjer. 
lieaniten,  Olrtziere,  l^elirer,  riiirnif^en,  Tieiiirzte,  l'liarmazeuten, 
Diplomaten,  Techniker,  ant.  Krebtecliniker  und  Bei^iug;enieure; 
3.  die  Ehrenbürger}  4.  die  Doktoren  von  inländischen  Hochschnlen. 

Mit  G.  vom  22.  Dezbr.  190:)  (L.-G.-B.  6  für  1904)  wnrde  der 
Zensus  f&r  Wahlen  in  den  Landtag^  auf  8  K.  direkte  landesfBrstliche 
Steuer  herabgesetzt. 

G.  viini  22.  Dezbr.  H>n:{  (I...G.-B.  7),  (4enieinde.stat»it  für 
Steyer,  N^  ueintüliruiip:  eines  IV.  Walilkürpers  des  allgemeinen  Stimm- 
redites  mit  deu  Beeuhräukuiigeii  2jälir.  Wohnsitzes  und  des  Alters 
von  21  Jaliren. 

(i.  vom  ti.  .lannar  lf>04  (L.-ii.-ll.  Si,  Aliiindeiiiny:  de.s  Linzer 
Statut».  ^  22  erklärt  wahlberei  liti^t  alle  miinnlichen  eigeiiberechtigten 
Ssterr.  StaatsbQrger,  welch«  24  Jahre  alt,  Ehrenbürger  oder  Bürger 
sind,  oder  seit  1  Jahr  in  Linz  wi)lin<*n  oder  daselbst  direkte  Steuern 
sn  entrichten  haben.  —  Vier  AVahlkurper:  im  vierten  sind  alle  Jene 
(nach  §  22  zit.  fiberhanpt)  stimmföhigen  Personen  wahlberechtigt, 
welche  nicht  in  einem  andern  Wahlkörper  zu  wählen  haben. 

G.  vom  21.  .lannar  1904,  Anfiialmistaxe  in  Steyer. 

G.  vom  27.  KrKinar  lOiM  iL.-<i.-H.  17)  trill't  im  K.-G.  vora 
27.  Ajiril  l'.'itl  (K.-''.-l'-  ''1'  voi L'i-clime  .\nderungen  an  ilcn  in 
Oberiist'-rii'irli    selion  1"">^1    In  stiMicndcn    landwiitM  liaf'tliclieü 

BermVir'  iio-M  iorliaften  und  d- lu  nh.  i  i  st»  rr,  Lande>kultnrrate. 

ilit  G.  vom  25.  Novbr.  ll'<'l  (L.-G.-li.  47)  wird  in  Abänderung 
des  §  5  oberüHterr.  Landtae:swahlQr(Inting  filr  die  Linzer  HandelB- 
kammer  die  LaiidtagHwahl  direkt  durch  deren  Mitglieder  in  einen 
Wahlkilrper  angeordnet 
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1905. 

Das  G.  vom  21.  Dezbr.  1904  (L.-G.-H.  l;i  für  19o5)  enthält 
ueue  BestimiQungen  über  die  Entlohuaug  des  Religiousuuierricht«» 
in  Volks-  und  Bfli^rschnleii. 

Von  allgemeinem  Interesse  ist  das  G.  vom  9.  März  1905 
(L.-G.-R  10),  wonlt  für  die  Dauer  von  5  Jabien  (1905—09)  der 
Stadt  Lira  die  Erhelrangr  einer  progreeeiven  MietesiDBBtener 
YwwUligt  wird.  Oiew  Stener  erfust  alle  Hietoainse  Aber  200  K., 
betritt  von  201—320  K.  nnr  2  h  von  jeder  Krone,  von  821—400  K. 
liereitB  6  h  usw.,  von  2101  E.  nnd  darttber  schon  14  h  von  jedw 
Krone  des  Miet«zinses.  Ansnahmen  statuiert  §  4  filr  Beamte,  Militärs, 
Lehrer,  nicht  auch  für  Familien  mit  mehreren  Kindern.  Da- 
mit bedeutet  die  unseres  Wissens  zum  erstenmal  in  Osterreich  auf 
Mietszinse  gelegte  ziemlich  holie  Progressivsti-ner  trpracie  für  jene 
Steuerträger  eine  empfindliche  Härte,  weldie  im  .Sinne  der  modernen 
Steuerpolitik  die  weitgehendste  Schonniier  venlienen. 

Wir  werden  nicht  verabsäumen,  von  ih  m  Aiislall  liieses  wich- 
tigen Experimentes  im  nächsten  Berichte  Mitteilung  zu  machen. 

Ober'isterreich  ist  namentlich  in  Wildbachverbaunnf^en  und 
FluBsregulierungeu  sehr  eifrig,  was  jedoch  den  in  der  Einleitung 
aa  diesem  Abschnitte  hervorgehobeneu  Grondsätzen  zufolge  die 
vorateiienden  Überrichk  nidit  eingehender  nnni  Anedrook  bringt. 

Salzbuig. 

(Material  von  H.  Dr.  Arth.  StOtzbl,  Hof-Ger.-ÄdT.  Salzburg.) 
Das  Landeigeietsblatt  für  das  Hensi^m  Salzburg  enthftlt 

1902 

anter  No.  5  das  Gesetz  vom  6.  Dezember  1902,  betr.  die  K'eorgani- 
sation  der  OeraeindekraukenonteretiltziuigBlcasaen  für  Dienstboten  and 
Taglühuer. 

Das  (TPHctz  vom  in.  Jlai  Il>02,  betr.  die  Erhcbunir  von  Ver- 
zug>;zinstii  für  im  vorgcschrielifncn  Termine  niclii  entrichtete  Ge- 
nieindeum lagen  und  Zusclilä^e  zu  direkten  .Steuern. 

Die  Novelle  vom  7.  September  l!Mt2  zu  den  B— 20  Landes- 
ordnang  und  zur  Landtsigswahlordnuntr  (Erweiteruiiir  des  Wahl- 
rechtes) enthält  eine  weniger  weitgehende  Abänderung  des  Statuts 
der  Landeshauptstadt  Salzburg. 
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OweUgelmog  «od  Litarotor. 


Das  Gesetz  vom  7.  (»kfobtr  15*02,  betr.  die  Lamlesautlage 
auf  den  Bierverbram  Ii,  «Ins  in'sctz  vom  2'i.  Oktober  1V»()2,  womit 
der  die  Kechtsverhaltuisse  dts  Lelirerstandes  betietrende  Teil  des 
G«8etse8  vom  25.  Jali  1900  ab^n-ändert  wird. 

1903. 

Das  Ufsetz  vom  20.  Juni  1903,  b«ftr,  die  Neorepelnng  der 
von  im  Herx(i;>:tum  Salzburg  vorkommenden  VerlasBenachaften  aa 
die  Pensionsfondkasse  zu  eiitrichrftid^-ri  HeitrStr»'. 

Das  (i('M-t.z  vom  9.  .luni  li>ti',  liit*  Üi  tivinn^  ihr  (if- 

bäudf  mit  dfui  bez}»'].  I{echt>g:esrtz»-  entsprechenden  Arbeit erwolinungeu 
vuQ  den  Zuschlägen  zu  den  biaatlicben  Gebändesteuern. 

Die  Novelle  vom  30.  Mfirz  1903  zum  Fischereigesetz  (neue 
BeBtimmnngen  Aber  Fischereivereine). 

Das  Gesets  vom  22.  HSrz  1903  (L.-G.-B.  16  nnd  18),  womit 
der  Laadeshaaptstadt  Salsbarg  Anfnahmstaxen  für  Aufnahme  in  Ava 
Heimatoverband  und  eine  Anflage  anf  den  Privatverbraach  von 
Wein  new.  bewilligt  werden. 

1904. 

Das  Gesetz  vom  5.  Januar  I'JOJ,  betr.  die  zeitliche  Befreiung 
von  Lande«-  und  Geuieind&>Umlag;eu  für  ^eu-,  Zn-,  Cm-  nnd  Auf- 
Bauten. 

Das  (ifSf'U  vum  2Ü.  Februar  l'J04  Uber  Taxen  für  Verleihung 
des  Biiru^errechts. 

Das  Gesetz  vom  G.  Mai  1904  (L.-G.-B.  25)  womit  fÄr  die 
Hauptstadt  die  Aufnahme  eines  Anlehene  von  6  HUlionen  be- 
willigt wird. 

Das  Gesets  vom  gleichen  Tage  (L.>0.-B.  26),  betr.  die  Ein- 
brtnglichmachnng  von  Forderaugen  des  Landes  an  die  Wasserge- 
nossenschaften  nnd  Konkurrenzen. 

Die  Novelle  vom  23.  Oessember  1904  (L.-G.-B.  72)  zam  Bier- 
Umlagen-Gesetz. 

Das  Gesetz  vniii  L'1<  i'  )i<  n  'I'ül'o  (L.-tL-B.  71),  betr.  die  Er- 
licbnii;^  s(  l!-r.'iii<I  u'  T  ( u  üit  ind'  al'tcali.-n  von  Bierverbrauch,  zusammen 
mit  der  Kilirldiii;^  ilt-r  I.an.ioJtifiuinlasre. 

.\iiss.'rdim  oiithaltrii  die  Lundesgi-SL-lzblätter  .Salzburgs  flir 
l'ju2  und  l'.*03  zahlreiclie  Gesetze  von  blos  lokalen  Interessen 
(Wildbachverbannng,  Schnlerrichtung  n.  dergl.) 
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Steiermark. 

(Von  H.  Dr.  Fkaüz  ÖtCckeb,  Laodnit  uud  Kanzlcidircktor  des  ätoierischen 

L«ndeMU«BcfaittWB.) 

1902. 

Das  Ci.  vom  27.  Lh  zbr.  Utoi  (^L.-CJ.-li.  H  u.  9  liir  11»0:3),  betr. 
neue  PensioDsvorschrift  fttr  Volks-  and  Burgerschnllehrer  und  deren 
Hinterbliebene  und  BeorganiBation  dee  Lehrerpensionsfonds. 

Das  G.  vom  27.  Hai  1902,  womit  der  Landesbanptotadt  Graz 
die  AnfiialuDe  eines  Anleliens  von  14  Millionen  bewilligt  wird. 

Das  G.  vom  20.  Jnni  1902,  betr.  die  Einhebung  von  Vorsags- 
ainsen  von  rtekständigen  Gemeindeal^ben. 

Das  G.  vom  29.  Olctbr.  1902,  womit  endlich  die  veralteten 
Normen  Uber  Armenversorgnng  (das  sogen.  „Einleger^system)  ab- 
geändert werden. 

1903. 

Das  (t.  vom  iK  Januar  1908,  betr.  du-  L'iiilagi  In  tieiiing:  von 
Gebäuden  mit  den  Vorechril'ten  des  Keichsge-scixes  eutsiireclienden 
Arbdterwoitnnngen. 

Das  G.  vom  15.  Jnni  1903,  betr.  Vensag^nsen  von  Landes- 
nmlagwScksUlnden. 

1904. 

Das  G.  vom  S.  Mära  1904,  betr.  Abruiderun}?  der  Genieinde- 
ordnnng  von  Graz  in  den  von  Erlangung  des  BQrgerrechtes  han- 
delnden Bestimmungen. 

Das  G.  vom  2;?.  .Inni  Ü'O.J  über  einen  im  Stadtgebiet  V'»n  (^raz 
einznhebenden  stiidtisclifii  /usclilag  zur  sno-en.  Übt'rtragun^.sfjrfljühi-. 

Die  Gesetze  vom  11.  und  15.  März  19Ü1  (L.-G.-B.  48—51), 
betr.  Taxen  für  Aufnahmen  in  den  Heimatsverband. 

Die  Novellen  vom  11.  April  1904  (L.-G.-B.  54  und  55)  anr 
Landes-  und  Landtagswahlordnung. 

Das  G.  vom  10.  April  1904,  betr.  den  Schatz  des  Feldgates. 

Das  G.  vom  8.  Ifiürs  1904,  betr.  Abänderungen  der  Bestimmungen 
bebnfa  Ausrottang  von  Kleeseide.  .Ackerdisi«.!,  Sauerdorn  und  T\r*  u/.- 
domstranch,  und  das  G.  vom  11.  Dezbr.  1904,  betr.  Laudesbier- 
aufläge. 

Zahlreiche  Gesetze  und  \"<M<irdnn!if,'pn.  betr.  Wililhacliv  t-i- 
baunngen.  Wasserleitungen,  iSchulerrichtungen  u.  a.  lokale  Ein- 
richtungen. 
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Gesetigebiui;  and  Literatur. 


Kärnten. 
(VoD  Ludemt  Dr.  Wiui.  Hcllkb). 

1902. 

Die  Novelle  vom  .'».  Sepibr.  1902  (L.-G.-B.  14)  zur  Landes- 
nnd  LandtagswaMordnnng. 

Da»  G.  vom  26.  Oictbr.  1902,  betr.  Körung  der  ZuchtÄtit  re. 

Die  Enndmaclinng  der  k.  k.  Land.-Beg.  vom  6.  Dezbr.  VJ02 
(L.-0.>B.  24),  betr.  die  Erricbtnng  dnes  Alpenrate»  in  KAznten. 

Das  6.  vom  6.  Deasbr.  1902  (L.-6.-R  25),  betr.  die  Ver- 
pflichtnng  der  Dienstgeber  sar  Beetreitnng  der  Kraakettverpiege- 
Gebühren  Ar  Dienstboten. 

1903. 

Das  (J.  vom  9.  Jaiiuar  (L.-G.-B.  7),  betr.  die  Befreiang 
von  (üli.'iudtMi  mit  };rsiuuleii  tiiid  hillifren  Arhritprwolmnngen  von 
iU  n  Zu^i  liliij;*'!!  zur  l!aiiH]<lu«st-ii.st»'uer,  sowie  zur  Hauszinsstcner  and 
zur  ö",jjigeu  SutUT  vom  Kiti:iir'-  zeitlich  steuerfreier  (Tebäude. 

Das  Jafrd-G.  vom  4.  Au-ii>!  I'.>it2  (L.-G.-B.  U  für  1903)  samt 
V.-V.  vom  10.  Mai  l!»o:{  (L.-G.-H.  IT,  -:2o). 

Die  KuiulmaLhuu^  der  Laud.-Keg.  vom  19.  Juni  1903,  betr. 
Binführang  einheitlicher  Oemeinde*]iatriken. 

Das  Gesetz  vom  16.  Septbr.  1903  (L.-G.-B.  88),  betr.  die 
Einfahmng  besonderer  Erbteilnngsvorschriften  für  landwirtaoliaftliche 
Besititnngen  mittlerer  Grosse.  („HCferecht*'.) 

1904. 

Das  G.  vom  :{U.  Miirz  l'.HM  (L.-G.-B.  IS),  wodurch  über  die 
Behaudluug  der  naili  dem  kaiserl.  l'ateute  vom  r>.  Juli  1853  (R.-G.-B. 
130)  der  AblOsang  oder  Regnliening  unterliegenden  Rechte  ein- 
zelne aUindemde  Bestimmungen  getroffen  werden. 

Das  G.  vom  14.  Mai  1904  (L.-G.-B.  19),  betr.  die  Verleih- 
kauAing  landwirtschaftlicher  Dienstboten. 

Das  G.  vom  11.  Dezbr.  1(^04  (L.-G.-B.  35),  betr.  die  Ändemng 
des  LandpsRtrassPUj^f'Hr'tzes. 

Dazn  Gesetze  von  bloss  lokaler  Hedeutiug  wie  oben. 

Krain. 

Laut  seitens  des  Krainer  Landesansschusses  gütigst  erfolgter 
^itteilnng  wurde  in  Krain  1902  nebst  drei  Strassengesetsen  das 
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G.  vom  21.  Mai  11H)2  (L.-G.-B.  If))  veröffentlicht.  M-omit  die  a. 
7.  8,  10,  in.  2<>  nnd  21  des  friÜH'ren  Gesetz^-s  znr  Hebnnp  der 
Rindviehzucht  abgeändert  worden  sind.  1903  und  1904  kamen  in- 
folge der  Obstruktion  im  Landtage  keine  Geaetie  znetande. 

Tirol. 

(Vom  LandwatMgchiMe  gtttigst  tbennitteltea  Verseicbnis.) 

1903. 

Das  G.  vom  29.  Dezbr.  1903  (L..G.-B.  13),  betr.  den  ScbuU 
des  Feldgntes. 

Das  G.  vom  23.  Dezbr.  1;k)3  (L.-G.-B.  64),  betr.  die  Vereinigung 
der  Orte  Wüten  ond  Bradl  mit  Innsbrnck. 

1904. 

Das  O.  Tom  80.  Desbr.  1903  (L.-Q.-B.  1  Ar  1904),  betr.  die 
Änderung  des  §  23  Landesgeaetses  vom  17.  MSrz  1897,  L.-G.-B.  9 
(Omndbnchaweien). 

Daa  6.  vom  ItL  Jannar  1904  (L.<^.-B.  11),  betr.  die  Änderung 
des  Innabmcker  Gemeindestatnta. 

Daa  O.  vom  20.  Januar  1904  (L.-0.-B.  7),  womit  «nige  Be- 
atimmnngen  daa  Landeaitraaaeiigesetxea  abgeändert  werden. 

Daa  Q.  yom  27.  April  1904  CL.^.-B.  33),  betr.  die  Landes- 
nndage  anf  Wein  nnd  Bier. 

Die  Geaetie  vom  1.  Mai  1904  (L.-0.-B.  40),  betr.  die  Volks- 
aclralen  nnd  No.  41  die  VfdkaaelinlaiiibielkL 

Anaserdem  finden  sich  swei  FlnssregaliemngsgesetBe,  nene 
Kurordnnngen  Ar  Levico  nnd  Jgl». 

Noeb  immer  hemmt  der  nationale  Zwist  dne  gedeihliehe  TAtig- 
keit  in  Tirol.  IMe  bekannte,  schon  in  der  Einl^tnng  berflhrte 
Innabmeker  Univenitfttafirage  bat  die  Gegensfttse  in  der  Berichts- 
Periode  noch  vorschSrft. 

Das  itaUenische  Element  dringt  nahe  an  Isnsbrack  vor;  an- 
gesichts der  wachsenden  Gefthrdnng  des  Dentsehtnms  haben  nnn 

anch  die  bisher  überwiegend  den  klerikalen  Fraktionen  snneigenden 
Tiroler  Deutschen  ihre  Nationalität  entschiedener  betont. 
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OaMtz^bungf  und  Liteiatnr. 


Vorarlberg. 

(Das  Material  verdaiiki  u  wir  der  Zuvorkouiuienheit  des  LaQdesau&scliutiä- 

Sekretariats.) 

1902. 

Die  OeMtze  vom  7.  Septbr.  1902  (L.-6.-B.  27—29),  Imtr.  die 
AbfindeinBg  der  Landes-  und  Landtagswahlordnnng,  und  vom 
18.  Oktlnr.  1902,  betr.  die  Realschnlen. 

G.  vom  14.  Nuvbr.  15H>2,  betr.  eine  teilweise  Änderong  des 

(.icsctzi's  vom  I».  Xliii  1>;»7  (L.-(i.-l{.  IS),  üb»^r  die  Ansjrestaltnnpr 
Eri^-iiiizuiifr  d*'r  KIh  inn  irnlit  i  nntr  diin  h  Verbauong  von  Nebeuzu- 
ÜüS8eu  im  üälerreicliiAclicu  Kiiein^i  liit-te. 

15)03. 

G.  vom  'j.  .Tiuinar  I'.hi;;.  betr.  dit>  It^-fVeiuiifr  von  Gebänden  mit 
t;t'suinl<'ii  und  billi-.  ii  Ai lu  if .'iwnliiuiii^'^'n  von  den  Zusrhläf^en  zur 
Ilau^kl:»>~>  ii>ttMier.  SHuit  zur  liaus/.iiissit'uer  imd  zur  o"(gigen  Steuer 
Vom  lirtiaue  /.titlich  htfit-itt  r  tübiiiide. 

G.  vom  2K.  Februar  V.m,  woiuit  die  §§  18,  2.1  und  24  der 
Gemeindewahlordnnng  abgeändert  werden. 

G.  vom  22.  WArz  womit  den  Gemeinden  das  Recht  ein- 
gerSnmt  wird,  von  AusUindem  nnd  Personen,  deren  Staatsbflrger^ 
schuft  nicht  nachweisbar  ist,  h«ti  der  anf  Grnnd  des  §  5  des  Gesetzes 
vom  5.  I)<  /br.  18%  (L.-G.-Il.  222)  erfolgenden  Aafoahme  in  den 
Heimats verband  eine  Gebühr  za  ei'heben. 

1904. 

G.  vom  27.  Jaoi  1904,  hetr.  Schutz  des  Edelweiss. 

G  vom  '21.  Si-ptbr.  1{M)4,  Neue  Gemeindeordnong. 

Zaliiroiilie  J{acliie{rulifrnnir«'n  U!>\v. 

tüUrii:  für  Vorarlberg'  eicrinu'  d.is  iN  ji  Iis  (i.  vom  Juni  IMti.'i 
(  Ii'. -i'.-i>.  \vi>ii;trli  \V«'iri"'-,  W  ;i>M  rlrirun;rs-  und  !li|/rif^, n  Sri  vi- 
iiitrii.  Wfiin         FiM'lii  ii>-tliarki  it'  ii  ins  (truiniluK  Ii  ni' Iii  l  in- 

j^itiagt^n  wtrdcn  diiriVn  und  dorlti  bcivits  erfolgte  Eintragungen 
fiir  wirkungslos  erklärt  werden. 

Böhmen.') 

Im  bOhmiscliRn  Landtage  üpiegeln  sich  fast  regelmässig  die 
ZnstSnde  des  Parlamentes  In  Wien,  nnr  rechti«  nnd  links  erscheint 

')  Für  da.s  3Li(i*riitl  sind  wir  d«-ui  LamlcsausM-huss  zu  Dank  vtr- 
pllicbtet,  weitere  Auguben  verdunken  wir  Uerm  Dr.  J<mKf  Zaliui, 
Advokat  und  Herrn  I>r.  £m.  Tilscii,  Prof.  der  Kccbte  in  Prag. 
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verwec-hstU.  Der  tsrli<Mliischen  übstruktion  in  Wien  tiu^in  irlit  in 
l'rag  jeue  der  l>LnUM  Iilu.  welche  daselbst  eine  zur  Abändenmg^  der 
Landes-  und  Laudtu^swalilordnung  unentbehrliche  Minorität  bilden. 

Eben  jetzt  wird  wieder  der  Vei*8uch  einer  Einif,'unf^  t;euia(  iit. 
Das  Jahr  1904  und  mit  einigen  Ausnahmen  auch  das  Jahr  HH>5 
verliefen  ohne  dan  dn  Landesgesetz  nstande  gebracht  wurde. 

1902. 

Aus  dem  .laluf  haben  wir  nieht  viel  zu  erwiilintn,  was 

über  die  auch  andeiswo  übergangenen  lukalen  Interei^sen  hinaus- 
ragte. Aus  der  Kundmachung  des  ätatthalters  vom  2->.  Septbr.  IW2 
(Lh-G.'B.  67),  betr.  dea  sanktionierten  Besehlnas  des  Landtags,  womit 
die  Erhebung  einer  LaDdesamlage  von  55  b  m  jeder  Krone  der 
direkten  landesAntlichen  Stenern  beviUigt  wurde  (die  Landesnmlage 
Terblieb  anch  in  den  nSchsten  Jahrm  in  derselben  Höhe)  bezw.  ans 
dem  dieser  Knndmaehnng  beigefBgten  Voransddag  seien  die  Haapt- 
ziflfern  des  böhmischen  Landesbudfrets  hier  notiert:  Gesanit-Erfor- 
dernis  52  42!«  TtiH  K.,  hiervon  tür  Lnterrichts-  uml  Hildnngszwecke 
2<W»s»; '.»12  K  ,  für  Sanität.s-  und  Humanitätszwecke  S<i27n7  K., 
tlir  ;'>ffrntli(>lM'  Uanfm  ■''i'IOT  'Ul  K.,  tÜr  landwiitsehaftli<  he  Zwerke 
K.,  für  .Sicherheits/wecke  1  .^r)!  .M»7  K.,  für  Kunstzwecke 
83öofci2  K.,  für  gewerbliche  Zwecke  »i^HÖOO  K. 

Die  Enndmachung  des  Statthalters  vom  31.  Mai  1902  (L.-6.>6. 
45)  betrifft  die  Hintanhaltang  von  Tierqn&lereien.  —  Sie  enthält 
ftnf  Abschnitte:  1.  Fuhrwerke  im  allgemeinen,  2.  Hnndefhhrwerke 
im  besonderen,  8.  Trieb  and  Transport  von  Vieh,  4.  Geflflgeltransport, 
5.  Vemachlftsaigang  der  Haustiere  und  der  Kettenhunde  insbesondere. 

1903. 

6.  vom  13.  Febr.  1908  (L.-G.-B.  81),  betr.  die  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1901  (R.-G.-B.  66)  im  Königreiche 
B5bmen  ansznfilbrenden  Fluasregnliemngsbanten.  —  Laut  §  1  ist 
die  Regulierung  deijenigen  FlQsse,  welche  mit  den  im  Gesetze  vom 
IL  Juni  1901  (R  G.-B.  66)  —  siehe  Jahrb.  Bd.  VI  u.  VIT  S.  1120  — 
bezeichneten  Kanälen  ein  einheitliches  GewSssemetz  bilden  und,  sei 
es  weg-pn  der  Zufuhr  von  Wasser,  sei  es  mit  "Rücksirht  anf  di«"  Ge- 
sehiel)el.i-\\  etruni?  für  die  in  Hefracht  kuninienden  Wassci  sti  a>>t  n. 
besondere  liedcuiun^'  l)t-,it/.  ii.  biiiii'  U  l?^  Jalneii  nach  den  bestiiu- 
mnngen  de»  vorliegenden  besetze«  durchzulühren. 
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G.  vom  27.  Januar  1J>03  (L.-ü.-Ii.  16),  betr.  die  Regt^lung 
der  Gehälter  der  Lehrpersonen  an  allgemeiuen  Volks-  und 
BttrgeraehnleiL 

Gldcbzeitig  mit  diesem  Gesetze}  wodurch  die  LehrergeUUter 
aufgebessert  wurden,  erschien  das: 

G.  vom  27.  Januar  1903  (L.-G.>B.  17),  betr.  die  Einfflhrang 

einer  Landesaaflage  anf  den  Verbrauch  vun  Bier,  und  die 

Vollzufrsverordnnnp  hierzn  von  trkicheiu  Datnm  (L.-G.-B.  24). 

ii.  vom  24.  März  i;X>;{  (1.,  G  -H.  56),  betr.  die  Verffiitnn^ 
der  den  an  allgemeinen  Vidks-  iiiul  lüirffei-^rlmlen  ang-CHtelten  Lehr- 
personen anlässlirli  detiintivt-r  Vei'xt*tzungen  aus  1 'it^mtesrücksichten 
venu. saiht eil  Heih»  -  uml  (  hersiedlnngsausiagen. 

Mit  G.  vom  8.  April  V.M'S  wurden  Ikstimmangeu  geti'oflen 
Uber  die  fintlohnnng  des  Beligionsnsterrichtes  an  den  tStteatr 
lidien  Volksscbnlen. 

Ton  Gesetzen  idlgemeiner  Natur  sind  noch  sn  erwUmen: 

G.  vom  29.  Ifära  1903  (L.-G.>B.  57),  betr.  die  Regelung  der 
allgemeinen  Arbeitsvermittlnng.  -  T.ant  §  1  haben  dieauf  Grund 
des  Gesetzes  vom  29.  April  1895  (L.-G.-H.  nS)  errichteten  Natural- 
VCTpfleg.'^stationcn  istravdvny)  zugleich  als  Anstalten  für  allgemeine 
nnd  Miifiitjrehliclit'  Aibeits-  ninl  Difiistvirniittlung  zu  l'ungieren. 
Laut  si  1  ki>iiii*'n  finzclue  ii-/.iik«'  zur  Krrichtung  «flltstündiger 
Arbeits-  und  l)ienst verniittlungsanstalten  verhalttn  w-iilm  Laut 
§  5  haben  die  Städte  i'rag  und  Reichenberg  sokhe  AiißialUin  zu 
errichten. 

Das  G.  vom  13.  März  1903  (L.-G.-B.  61),  wodurch  einige 
Bestimmungen  des  Gesetzes,  betr.  die  landwirtschaftlichen  Be- 
zirksvorschnsskassen,  abgeändert  werden. 

1905. 

Gesetz  vom  24.  September  1905  (L.-G.-B.  120),  mit  welchem 
die  Bestimmungen  Aber  die  Bedeckung  des  Aufwandes  ittr  Öffentliche 
Volksschulen  abgeändert  werden. 

Gesetz  vom  24.  September  1905  (L.-G.-B.  124),  betr.  die  im 
Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  11.  Juni  1901  (R.-G.-B.  66)  in  Btfhmen 
an^/ntiiliriMidcn  Wasserstnusenbauten.  (Kanalisierung  der  Holdaa 
uud  der  Klbe.) 

5.  Verordnung-  d.'s  Sfattitaltfrs  vom  1'.».  l>ez*'niber  11H»5 
(L.-G.-B.  149),  betr.  die  Prütun^eu  von  Automobilen  uud  lilotor- 
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rftdeni,  sowie  der  Lenker  soldier  Fahrzeuge.  —  Laet  §  1  wird 
eine  ans  FaebmBnnem  bestehende  FrllftingBkommiBBion  bestellt. 

Die  Hanptstadt  Prag  hetrefliend  ergingen  die  Gesetze  vom 
20.  Mftn  1903  (L.>6.-B.  45  nnd  46).  Befreinng  der  Banten  im 
Assaniemngsrajon  aas  Landes-,  Gemeinde-  nnd  Sehnlnmlagen  nnd  des 
Gesetzes  vom  29.  Dezember  1902  (L.-6.-B.  1)  für  1903  Aber  Er^ 
riehtnng  eines  SchlachtlKin^pR. 

An  anderen  Goset/.eii  lukiiler  Natnr  sind  zn  erwHhnen:  Vei- 
einigung  von  tTfrirlusliHzirkcn  zu  einem  Vertretnnirsliczirkf,  Aus- 
scbeidnng:  von  lienieindt'n  aus  dem  hishtrigen  lk/.irksv.rtn'tnii<r'<- 
geldete  nnd  Vereinignnp  mit  einem  anderen  Bezirksvei  tr<  tnnj^>- 
gebiete,  und  38  üetietze,  betr.  Entwäsberung  von  Grundstücken 
dnreh  ▼cvsdiiedeBe  Wassergenossensdiaftai,  Uber  SnbTttstioniemng 
TOD  WaaBei^5«ioflsenschaften,  Begoliernng  von  Bichen,  Bunaenver- 
bannngen,  Hellorlerong  von  Gmndstllcken  dnrch  Wassergenossen- 
Schäften  in  versehiedenoi  Teilen  des  l4uideB. 

Die  UuffDungeo,  welche  zuletzt  au  das  Ik  ispiel  Mährens  sich 
knüpften,  dass  anch  die  beiden  knltnrell  fast  gleich  lioch  stehenden 
TolksBtftmme  in  Böhmen  sich  versttndigen  mögen,  ist  geringer 
denn  je. 

Durch  die  seitens  der  Regierung  des  Baron  GiUTScn  einge- 
braehte  Wahlreformvorlage,  von  derem  Gesetzwerden  wir  erwarten, 

dass  sie  das  Verfassnnf^sleben  Österreichs  wirklich  reg'enerioren, 
sind  vorerst  die  Ansprüche  der  Tschechen  ganz  un verhüllt  dahin 
gresteigert  worden,  das»«  nie  Cwie  in  einer  Uroschüre  Dr.  Kramak/." 
expressis  verbis  ausi^'etülul  wird'  für  sich  die  HeseiiKinie  in 
Bniinien,  für  sich  im  Bunde  mit  den  übrigen  Sluvtn  die  llerrsciiatt 
im  Staate,  ja  in  der  Monarchie  erstreben!  Auf  eine  slawiseli-kierikale 
Majorit^it  reclioet  wohl  auch  das  Ministerium.  Den  Deutschen  in 
Österreich  bleibt  nur  der  eine  Trost,  es  sei  anch  Baron  Gautbcr 
ein  Teil  von  jener  Kraft,  die  stets  das  BQse  vrill  nnd  —  diesmal 
Gntes  schafft. 

Mäliren. 

(Das  Material  ve  rdanken  wir  zumeist  dem  Landesausschuss.) 

Obwohl  die  Deut-scben  in  der  Markjrrafschaft  Miiliren  nicht 
ganz  3<>"  o  «ifJ*  Bevrdkerung  betra^^en  und  nicht  in  kompakt»  u 
Sprachgebieten  (wie  in  Böhmen),  sondern  zumeist  zerstreut  auiit  siedelt 
sind,  erftrente  sich  dieses  Kronland  in  der  Berichtsperiude  uud  bis 
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za  Herbst  1905  politischen  Friedens  und  einer  auch  in  liandes» 
angelegenheiten  mnsterhaflten  Verwaltnng. 

Wir  orwälni.  n  (las  <;.  seti:  vom  10.  Dezbr.  1902  (L.-G.-B.  1), 
betr.  die  iUruliernng:  der  Thaya  nebst  weiteren  Flnss-  nnd  Bach- 
reguliernnfrsiresjf'f'/'^n. 

Mi'lin'Vf'  i-c-rr/i  iilit'r  Auhtiilir  von  Fiikalien  aus  den  Städten 
M.-Osti;iu.  (tiniütz,  Zwickini  in  luTim  t i-i  h  ^»»schlossenen  Geßssen, 
welche  vermöge  Auweuduu^  von  Sauffvorrichtungeu  eine  vüUig  ge- 
mchlose  Manipalation  inlassen. 

Das  Oesetz  vom  4.  Dezbr.  1903  (L.-G.-B.  68X  betr.  die  Ein- 
setznng  eines  PermanenzaasschnsBes  zur  Beratung  von  Fragen, 
welche  mit  der  Abgrenzung  des  nationalen  Besitzstandes  znsanunen» 
hfing«!  (Jjandes*  nnd  Landtagswahlordnang,  Knrien,  Schnltrennnng, 
Gebrauch  der  Landessprachen  bei  den  antonomen  Behörden»  üniversi- 
tRtsfra^?«). 

Das  (iesetz  vuni  2!i.  Dezbr.  1903,  betr.  die  Anlbessemng  der 
Bezüffe  der  Lohrfrsclialt, 

Alelirere  (ic-M  tz'-  über  Wjisserleitungen,  darunter  für  Brüuu 
einen  Kredit  von  M«  Millionen. 

Weitaus  die  wichtigste  Gesetzgebangsarbeit  Mährens  nnd 
zngleicb  von  holThnngsreicher  vorbildlicher  Bedentang,  ^  in  gewiaison 
Sinne  der  Friedensarbeit  in  Böhmen  pr^jndizierend,  sind  die  znr 
Begelang  der  nationalen  Interessensphären  vom  m&hrischen  Land- 
tage Ende  1905  beschlossenen  Gesetzentwflrfe,  welche  zwar  im 
Lundesfresf-tzblatt  jirn  190ri  noch  nicht  publiziert  crsnhicnen,  aber 
sicher  die  nllerhiiclisto  Sanktion  erhalten  haben  werden,  ehe  diese 
Zeilen  die  Druckerei  v»  r!;issen. 

Der  Anstnss  dazu  wurde  scliun  von  den  d<Mitschen  Ab- 

tTtordncfcri  iri  irehi  n.  Sie  hauten  im  wi  sentlichen  auf  die  Schaftiing 
nationaler  WahlkaUisler  und  verbürgen  nach  der  l'berzengung  der 
beiderseitigen  Politiker  Miihrens  auf  Generationen  hinaas  eine  fried- 
liche Entwickelnng  beider  Volksstämme  im  Lande.  Deutsche  nnd 
Tschechen  dflrfen  mit  dieser  Lösung  der  schweren  bisher  bestandenen 
Konflikte  zufrieden  sein  und  sich  derselben  freuen.^) 

Dem  Bericht  der  „N.  F.  Finesse**  vom  17.  Novbr.  1905  ent- 
nehmen wir  nachstehendes: 

*)  Johann  Freibeir  vos  Chlcmsckt  in  der  «N.  F.  Fresse*  vom 
18.  Novbr.  1905. 
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nDorch  die  mfthrische  Landtagswahlrefonn  ist  zum  erstenmal 
die  LfouofiT  dn  ProblemB  in  Angrüf  genommen  worden,  die  deutschen 
nnd  die  tBchechiaehen  Wähler  in  besondere  nationale  Wahl- 
kdrper  einniteOenf  so  dasa  in  dem  ein«ni  Wahlknrpn>  nvr  devtsche, 
in  dem  anderen  WahlkOrper  nur  tseheehisehe  Wähler  ihre  Stimmen 
allgeben. 

Die  Landesordnang  verffl^  nfimlich,  da»s  die  Landtagsabge- 
ordneten drei  Knrien  bilden.  Erstens  die  Knrie  des  Grossgrnnd- 
besit7.es,  zweitens  die  Knrie  der  von  den  Stfidten,  den  llandtls- 
kamniern,  den  Tiandp:emeinden  und  der  allgeiiieiuen  Wiilih'rkla.Hse 
gewühlten  tsclu  i  liischen  Abg;enrdneten,  und  drittens  die  Kurie 
der  von  den  Städten,  den  Handelskuunneru,  den  Landgemeinden  und 
der  allgemeinen  WäUerklasse  gewählten  deutschen  Abge» 
ordneten.  Die  Abgeordneten  der  Städte,  der  Landgemeinden  nnd 
der  allgemeinen  WählerUaaae  haben  sich  nämlich  bei  ihrem  Eintritt 
in  den  Landtag,  je  nach  der  Nationalität  ihres  Wahlbecirkes,  in 
welchem  sie  gewählt  worden,  in  ein  Veraeichnis  der  beiden 
Naiionaliriiti  n  ala  tsdiechisclie  oder  dentsehe  Abgeordnete  einzutragen, 
nnd  diese  Eiutrag:nng  gilt  für  die  ganze  Daner  des  Landtagsmandats. 
Die  Abgenrdru'teii  der  Handehkammern  haben  zu  Beginn  der  Land- 
tagsperiode ihren  Heitritt  zu  einer  der  beiden  nationalen  Kurim  zu 
erklären.  rnterläs^st  ein  Abgeordneter  die  Kintragnng  iti  diem-s 
Verzeichnis,  so  verliert  er  die  Herecht iguiig,  an  den  nach  uulionaleu 
Knrien  vorzunehmenden  Wahlen  teilzunehmen. 

Die  nationalen  Wahlbezirke. 
Die  reformierte  Landesordnnng  setzt  ferner  fef^t.  dass  von  den 
40  Abgeordneten,  welche  den  Städten  nnd  industriellen  (Mten  zuge- 
wiesen sind.  20  Abgeordii' t>  auf  die  tschechische  iJevölkerung, 
20  auf  die  deutsche  Bevtilkermig  nnd  je  drei  auf  die  Handels-  und 
Gewerbekammern  Brünn  und  OluiUtz  entfallen.  Von  den  53  Ab- 
geordneten der  Landgemeinden  entfhllen  39  anf  die  tschechische  nnd 
14  anf  die  dentsdie  BevOlkening.  Von  den  20  Abgeordneten  in  der 
allgemeinen  Wählerklasse  entfallen  14  anf  die  tschechische  nnd  6  anf 
die  dentsehe  BevSlkemng. 

Der  natlenale  Kataster. 

Die  Anlegung  dea  nationalen  Katastera  far  die  nationalen 
Beiirke  wird  in  den  Übergangabestimmnngen  xur  Landtagawahl- 
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ordnnng  v«rfDgt   Sowie  nämlich  die  gegenwärtige  Lendtagswalil- 

ordnunp:  Gesetz  pfewortleii  ist.  !t;if  iler  Staltlialt^r  eine  allfj-emeiiie 
Aufnahme  der  /nr  Wahl  in  den  i^indtap:  Im  i tchtirten  Wlililer  in 
betreff  ihrer  ZiiL'^ili<iri<rkt'if  zu  einem  tier  l^eidt-n  \'(dksst:inniie  zn 
verfiiiieu.  I 'i«  <  K  fn'  ind' vt  i  trftiinfren  werden  vom  Statthalter,  hezw. 
Von  den  1 1< /i^k^!l;ui|ltillllrern  ant;ref(»rdrrt  werden,  die  Liste  der  in 
der  l)»'trt  ilt  iidi  ii  vn  nuinde  Wahlberuchtigleu  zu  verfaäsen  und  zugleicli 
nach  Masägabe.  der  ihnen  belunnten  penSnlichen  Verhältniue  die 
Wähler  nach  ihrer  ZngehOrigkdt  znm  tBchechischen  oder  nm 
dentschen  Volksstamm  in  zwei  getrennte  Liaten  einnotragen.  Es 
wird  sodann  ein  Richtigstellnngsverfahren  eingeleitet  werden, 
dessen  Zweck  lediglich  die  Konstatiemng  der  ZngehOrigkeit  der 
Wahler  zu  einem  der  beiden  Volksstfimnie  ist.  Eine  Bestreitung  der 
Wahlbertchtigung  eines  Wählers  ist  hierbei  niclit  zulSssig,  wohl 
aber  ki'unen  IVTsti?i»n,  \vt-blit>  in  den  Listen  nicht  einjjfetrajren  sind 
und  wahlbere.  iitifft  zu  sein  lMhuIm  ii.  die  Aufnahme  in  die  Li>t.-  uuter 
Uezeii  huuuff  ihrer  Zii^^-^eliiiriirkt  it  /u  eim  ui  der  b«'idt'n  Volk--ramuie 
veriiiiifTtii.  .leder  in  die  Liste  Ein j^etrag^ene  kann  durch  die 
Erklärung,  dass  er  der  anderen  Nationalität  als  jener, 
in  welcher  er  in  der  Liste  eingetragen  wurde,  angehöre, 
herbeiftthren,  dass  sein  Name  ans  der  einen  Liste  ge- 
strichen  und  in  die  von  ihm  gewttnechte  andere  Liste  aaf> 
genommen  werde.  Zu  diesem  Zwecke  hat  er  seinen  Hamen 
eigenhändig  in  die  Liste  der  Kationalität,  zu  welcher  er 
sii  h  bekennt,  einzntra;^*  ii  Tu  einem  solchen  Falle  kann  keine 
dieser  Erkliirunir  widersiot-rlK'udr  \'«  rfii^'-unp:  tretroffen  werden.  Es 
ist  zul;is■^iL^  '  ine  l;ii  hiiL'>t»'lluiiL''  duirh  |!cvnlliii;i(  hti*rte  zu  begehren. 
Audi  k.iiin  die  Eintrn- iiui,'-  eines  Wähl'  rs  in  eine  nationale  Liste 
von  eiu' tu  in  derst  llien  Liste  ein^'etri<i."eii<  ii  Wiililer  l»ezüglieh  der 
nationalen  Zu^^ehörigkeit  bestritten  wenltii.  Wird  die  Richtigstellnng 
darch  eine  Vollmacht  hegehrt  oder  die  Eintragung  eines  Wählers 
in  eine  nationale  Liste  von  anderen  in  dieselbe  Liste  eingetragenen 
Wählern  bezüglich  der  nationalen  Zugehörigkeit  bestritten,  dann 
obliegt  es  dem  Gemeindevorsteher,  das  Begehren  zu  prOfen,  und  fQr 
den  Fall,  als  ihm  dasselbe  begründet  erscheint,  selbst  die  Richtig» 
Stellung  vorzunehmen.  (Jetren  ,li,.  Kntselieidnng  des  (iemeinde* 
vor>t'  be!v  ist  die  Üenifuni,'  an  die  politisehe  Helnirde  erster  Instanz, 
in  ä'tadlen  mit  eigcutm  äiatut  an  di^u  Statthalter  zalääsig.  Wähler, 
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welche  weder  der  tschechischen  nod»  der  deutsolien  Nationalität 
angehören,  sin«!  in  die  Liste  jener  National i tüten  anfznnehmen,  zu 
welcher  sich  die  Mehrlieit  der  Wähler  der  betrertpiKitMi  (lemeiiulen 
bekennt,  docli  steht  ihnen  fflt  icht  iüs  das  lu  (  ht  zn.  ihre  Kinbezieliuug; 
in  die  Liste  der  anderen  N'atinn.ilitaten  zn  vt  i  hingt  n. 

Nach  Ablanf  der  KeklamaiiunstVist  hat  der  (leitieinilevorstt-her 
nach  Vornahme  der  von  ihm  als  betrründet  eik;uuiit  ii  Hirhf i<rstpllnng 
die  Listen  der  vorgesetzten  landestürstlirht'ii  liehurde  v»irzule;.;i;ii  und 
die  von  ihm  nicht  berücksichtigten  Ivichtigstelluugsbegehren  sowie 
etwaige  Bedenken  gegen  die  abgregebeoen  ErklSrangen  der  Znge> 
hOrigkeit  zu  einer  Nationalitftt  derselben  bekannt  an  geben.  Jeder 
WflUer  tat  ttberdiea  bereehtigt,  atin  lUchtigBtellangsbegehren  bei 
der  landealArstliehen  Behörde  einzubringen.  Der  Berirkshanptmann, 
besw.  der  Statthalter,  verfttgt  nach  eingehender  Prüfling  die  Bichtig- 
Btellnng  der  Listen  nnd  stellt  sie  dem  (temeindevorsteher  anrUcky 
welcher  sie  neuerdings  durch  acht  Tage  im  Amtslokale  znr  öffent- 
lichen Einsicht-  and  Abschriftnahme  aafl^  and  dann  in  Ver- 
wahrung nimmt 

Die  Eintragungen  bei  der  Anle^-nner  des  nationalen  Kegisters 
bilden  in  keiner  Weise  eine  Präjudiz  liir  die  ('elteüdiiiaehnng 
oder  Bestreitung  des  Wahlrechtes,  sowie  der  Zutreh-'iij.'^keit  zu  der 
einen  der  beiden  Nationalitäten  anlüsslich  der  \'uruahuie  einer  Land- 
tagswahl  nach  Vorschrift  der  neuen  LandUgswahlordnung.  Dieser 
zaerat  angelegte  Eatarter  biMrt  nur  die  Grundlage  für  die 
Anfertigung  der  Wfthlerliaten  Ar  die  erst  nach  den  Bestini- 
atnngen  der  neuen  Landtagawahlordnnng  vorzunehmenden  allgemeinen 
Wahlen.  Für  die  eigentlichen  allgemdnen  Wahlen  gilt  bezfiglich 
der  ZugehSrigkeit  in  der  einen  oder  zu  der  anderen  Nationalitftt 
das  Prinzip,  dass  Reklamationen  von  jedem  Wahlberechtii,'fen  des 
betreffenden  W'ahlkörpers  auch  zu  dem  Zwecke  eingebracht  werden 
können,  damit  ein  Wähler  ans  der  Liste  des  nationalen  Wahl- 
körpers,  in  welclier  der  Keklamant  oder  ein  anderer  von  ihm 
bezeichneter  Wahler  aufgenommen  wurde,  wegen  Nichtzugehörig- 
keit zu  dem  betreffenden  Volksstauim  gestrichen  nnd  in  die  Liste 
des  anderen  nationalen  Wahlkürpers  Ubertragen  wird.  Über  diese 
Reklamationen  entsch^det  der  Bezirkshaaptmann,  bezw.  dw  Statt- 
halter. 
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Die  Proportionalwahl. 

Für  den  (irossfrrn  ml  besitz  und  die  H  a  ndelsk  a  m  nicrn 
stellt  die  neue  Laudtatiswaliloidnunfr  das  Prinzip  der  l'roportional- 
wahl  auf.    Sie  enthalt  hierüber  folgende  iH-stininiunpen : 

Nach  Abä<.-hlusij  der  .Stiuuueiigebung  werden  die  Stimmen  ge- 
sählt,  und  hierauf  wird  die  Walilz»hl  ermittelt,  das  ist  die 
Stimmenzahl,  welche  die  von  den  Wfthlera  in  den  Sttounsettdn 
verzeichneten  Personen  erreichen  mflseen,  um  ü»  Abgeordnete  ge- 
wfthlt  za  Hein.  Zu  diesem  Behnfe  wird  die  Zahl  der  abgegebenen 
Stimmen  dnrch  die  nm  eins  vermehrte  Zahl  der  za  wShlmden  Ab- 
geordneten  geteilt.  I>i<-  aiü'  d>  n  so  erhalTi  iK-n  (Quotienten  nSchst- 
t'  lirende  panze  Zahl  ist  die  Waiilzahl.  Wenn  beispielsweise  an  der 
Wahl  des  landl;ifli«  ln'n  (Tross^rrundbchitzes,  welcher  20  .Abgeordnete 
ZD  wiihli'n  bat.  lMi>  Wahlberet  htipte  teilnehmen,  s«»  ist  die  ^\  ahlzahl  7. 

l>a-  Skrntijünm  hat  in  der  Weise  zu  erlulgeii,  dass  jeder 
Sf iiiniizrtt.  l  vnii  einem  .Mit^'liede  (l<  i-  W  ahlkommission  entfaltet  und 
nai  h  geiiummener  Einsicht  dem  Vorsitzenden  übergeben  wird,  welcher 
nnr  je  einen  Namen,  und  zwar  dra  obersteSf  lant  abliest  Dw 
Stimmzettel  zirkuliert  dann  unter  den  Kommiesionsmitgliedem,  bis 
er  an  das  erste  Mitglied,  das  ihn  entfaltet  hat,  zurttekgelaogt»  lud 
dieses  erste  Uitglied  hat  dnrch  ein  entsprechendes  Zeichen  die  Tat* 
Sache  der  erfolgten  Verlesung  des  Namens  zn  konstatieren  nnd  den 

Stimmzettel  beiseire  -/n  b-L'-ed. 

»Siibald  ein  Name  so  viel  Stimmen  auf  sii  li  vereinifrt  hat,  als 
die  Wahlzalil  beträft,  wird  er  in  allen  tnlf^enden  Stimm- 
zetteln als  nicht  be  j  <r  cs.r  / 1  betrachtet  und  von  dem  Mit- 
y:liede  der  W  aiilkiiiunii>-t<in.  welches  die  Stimmzettel  entlaltet.  auf 
jedem  weiteren  .Stimmzettel  gestrichen.  Nunmehr  wird  der  nächste 
Name  laut  verlesen.  ErhSlt  d«r  zweite  Name  so  viel  Stimmen,  als 
die  Wahlzahl  beträgt,  so  wird  er  In  der  gleichen  Weise  wie  dw 
erste  in  allen  folgenden  Stimmzetteln  als  nicht  beigesetzt  betrachtet 
und  gestrichen,  nnd  nnnmelur  ruckt  der  dritte  Name  an  die  erste 
Stelle  vor.  Dieses  Verfahren  wird  so  lange  fortgeaetst,  bis  so  viel 
Namen,  als  Abi^^eonlneie  zu  wählen  sind,  die  Wahlzahl  erlangt 
haben.  Haben  nieht  alle  Abtreordneten,  welche  zn  wählen  waren, 
die  Wahlzahl  eilaiiirt,  i^»»  lindet  ein  /.weifen  Skrutinium  der  früheren 
Stimmzettel  statt,  iije  neue  Walilz;,lil  wird  dann  durch  Teilung 
der  Zahl  der  giiltig  abgegebenen  Stimmzettel  durch  die  um  eins 
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yemehrte  Zahl  d«r  nodi  zu  vrlhlenden  Abgeordneten  ermittalt. 
i  <lipsf>m  zweiton  Skratininm  rllckt  der  bisher  nicht  gestrichene 

t'olgeüde  Name  an  erste  Stelle  nnd  wird  als  Stimme  gezählt.  ErhSlt 
dieser  Name  so  viel  Srimnien,  als  die  neue  Wahlzahl  beträgst,  so 
wird  er  in  gleiclier  N\  «  isp.  wie  #s  oben  dargeleg:!  wurde,  in  allen 
folgenden  Stinimzettt-hi  als  ungültig  betrachtet  and  gestrichen,  und 
der  nfichste  Name  rückt  an  erste  Stelle  vor.  In  der  gleichen  Weise 
ist  fortzufahren,  bis  alle  sn  Wählenden  die  Wahlzahl  des  jeweiligen 
Skmtliiinn»  wreicht  hahen  «dar  bis  endlich  nnr  noch  ein  Ab- 
geordneter zn  wlUen  erlibxlgt 

Wenn  nach  vollzogenem  Skmtininni  anf  Icelnen  der  zu 
Wählenden  die  Wahlzahl  des  betreffenden  Skratininnis  entfällt  oder 
wenn  nnr  mehr  ein  zn  Wählender  die  Wahlzahl  nicht  erreicht  hat, 
dann  findet  eine  Nachwahl  statt,  die  nach  dem  Prinzip  der  abso- 
luten Majorität  vorzunehmen  iat.  Diese  Vm-srhriften.  die  tflr  den 
Grosügrandbesitz  gelten,  liaben  auch  fdr  die  Wahl  in  die  Handels- 
kammer za  gelten. 

Konnexe  Gesetze. 
Die  vorstehend  skizzierten  Wahlrelormgesotze  treten  •rleicli- 
zeitig  mit  jenen  über  die  Teilung  der  Schulbeliürden  und  über  den 
Gebrauch  der  Landessprachen  bei  den  autonomen  Behörden  (sogen, 
lex  Parma)  in  Kraft  Die  beiden  erwähntm  Gfesetze  sind  in  der 
revidierten  Landesordnnng  nnter  den  Schutz  der  Zweidrittelnugorität 
nnd  der  Anwesenheit  von  .121  Hiti^edem  gestylt" 

Die  mährischen  Abgeordnetoi  haben  ein  gutes  Stfick  Arbeit 
geleistet.  Ob  die  Idee  der  nationalen  Kataster  Schule  machen  wird, 
ist  aUerdings  fraglich.  Nicht  leicht  lagen  die  Verhältnisse  anders- 
wo so  wie  in  If ährea.  An  lammen  fahlt  es  nicht,  welche  die  Um- 
gehnng  der  neuen  Vorschriften  befürrhte».  „Es  mag  vorkommen'), 
dass  einzelne  Wähler  sich  fälschlich  in  einen  Wahlkataster  ein- 
driingen,  allein  gegenüber  der  grossen  Wiihlermasse  jedes  Wahl- 
bezirkes würden  solche  Versuch»',  die  Wahlkataster  zu  fälschen,  er- 
folglos bleiben.  Es  ist  im  Gegenteil  zu  botieii,  dass  die  Erfahrung 
die  Richtigkeit  der  Annahme  erhärten  wird,  das»  die  Wahlen 
k&nftig  in  Mähren  sich  in  grösserer  Buhe  volbdehen  nnd  der  Wahl- 
kampf nicht  mehr  von  nationalen,  sondern  von  politischen  Pro- 
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pjarmii.  II  1 -  Ii»  i  ix  lit  sein  werde.    Das  nene  Verliältnis,  welche»  die 

Laiuicsunliniiitr  l'<'/ii;rli<'li  ilt'V  HelaiKllnne:  der  nationalen  Fragen 
schaltt,  vviiii  am  \  ielen  (TcbicttMi  il*'r  I.:inil»^'ivprwa!fuii^.  insHesonden" 
auf  (it^nt  S<  Imlir«  l  ii  U'.  /aiilreidif  Heiliiiiitrstiat'heii  bix  iti^cn  und  fin 
bosiifs  Veilijtltnis  hei  liflritdij^nng  kultureller  hedürfnisse  beider 
Volksstämme  im  Lande  scliaffen.** 

Die  itrünner  Wertiuwachsabgabe.') 

Ain  li  einer  sdir  b«-iii«'i  kt'nswertt  n  Frucht  konuuanaler  Gesetz- 

gebUHfri^kiinst  liaben  wir  bi»  r  x.u  {jfedeiiken. 

Wiihrend  dit-  Wi-rtzuwaclisstciier  in  Wien  sieh  ncth  im  Vor- 
bereitiiiii;s-i:(  iiiini  bi  iindet,  ist  die  Stadl  Brünn  als  erste  an  die 
Verwirklichung  dta  t>tenerpoiitihcb  iuterei>t>auten  Projekte»  heran- 
geti  t  i«  n. 

Am  *.».  Mai  d.  .T.  {lelant'ten  aufgrund  der  autoinnnen  Gemeinde- 
orduung  vom  ii.  ilai  r.'Dä  (L.-U.-I>.  ÖO),  g§  u.  Oii  iit.  h,  die  den 
Konmnnm  die  EinfUhmug  durartiger  direkter  Abgaben  geatatteten, 
swei  Verordnungen  Ober  ^eine  Wertzuwaclisabgabe  von  verbauten 
nnd  vnverbauten  GrnndstQcken''  und  fiber  eine  »Banplatzabgabe" 
mr  Annahme,  wozn  G.  R.  Dr.  Jaholim  die  Anregung  gegeben  hatte. 
Die  wesentlichen  Bestimmungen  werden  im  folgenden  reproduziert: 

Jeder  Eigentumswechsel  unter  Lebenden,  auch  im  Exekutiona- 
nnd  ExpropriatiooBwege,  unterwirft  das  Omndstttck  —  unabhlngig 
von  der  staatliclien  Übertmti:nn{<sgebQbr  —  einer  kommunalen  Spezial- 
■teuer  nach  dem  Wertznwaclis  (§  1). 

Als  Bemesanngsbasis  dient  der  Unterschied  zwischen  dem 

letzt«  II  und  dem  gegen w.irtiirin  Kaufpreis  (§  2),  bei  Schenkungen 
wirtl  der  ^sriiiieine  oder  ordt-ntlidi»'  Wert"  von  Sachverständigen 
einiri'srliatzt.  In  der  Frkt  Tiiitiiis  't  di.iii.  il;i>s  der  Wertznwachs  von 
Imiin'bilit  ii  doch  iiirlit  ein  so  fr;iiizlirh  ^iinvt  vdit  nter"*  ist,  sondern 
darin  au<  Ii  t  r).  k!i\f  Aii>laL'^.  n  und  luvt  stitiniu  ii  s?eekt>n.  kommen 
nach  i;  ■>  von  di  r  rn-isdilii-n-u/.  all<-  Kaidtalsverwendun^eii  in  Abfall, 
nüuilieh  die  Kosten  der  Ken-,  Um*  und  Zubauten,  alüo  insbesondere 
der  auf  einer  Ganparzelle  errichteten  Gebttude,  die  Ausgaben  fBr 
dauernde  Verbesflerungen  und  wesentliche  HersteUangetti  die  fiher 

')  Aus  dem  Artikel  ^.Bodenrcforin  uinl  "\Virlzuwacbsnteuer"  von 
Dr.  W.  J.  LoKWKNFELP,  österr.  Z.-F.-Verwahuu^  iyU6,  No.  34. 
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die  laufenden  Erhaltungskusten  hinftiugehen  (wie  Belenchtangi«, 

Heisangs»  nnd  Kraftanlai^eu). 

Ferner  sind  vom  Wertznwachs  abzuziehen  alle  jene  Heiträge, 
die  von  dem  Grundeift^nf ünipr  ans  «Un»  'ritt-l  dt's  erhöhten  Interesses 
direkt  an  die  Genifinih  tntrichtft  NNvrdt-n  un<l  steuerterlinisdi  eine 
verstfi  kte  Verkthrsaut  hige  reprilsentieren,  sei  es  als  Xaturalleistuug, 
wie  unentgeltliche  Grandabtretung  zor  Stra^senreguliening,  sei  es  in 
Oeldform,  wie  Eanal«  und  ParaelliaiingsgebUhren,  Bauplatzabgaben, 
Trottoirkoiteii,  StraaeenbaiibeitrSge. 

Andeneits  wurde  nnverbanten  Parzdtoi,  die  häufig  cn  Spekn- 
lationssweckeB  bis  sur  Preissteigernng  des  Geländes  als  braeh- 
linsendes  Kapital  stebeii  bleiben,  eine  landesttbliehe  (Tierprosentige) 
Verzinsung  freigegeben,  in  der  Annahme,  da»s  der  „unverdiente" 
Wertzuwachs  nur  in  einer  übernormalen  Fruktitizierung  des  ange- 
l»>i:ton  Kai)itals  stecke.  Als  ..unvcrhanf  ^^clten  auch  PHitze  mit 
rein  provisorisrlHr  \'»'rbautiii{r,  wie  Tiaracken,  Schuppen,  Garlen- 
liiiuser  u.  deri^l.  Eine  N'ert^iitiiiif^  für  WertverluHte  lie^t  atisser  in 
der  obeüwahutea  Aurechnuii;;  von  ütieutlichen  Beiträgen  auch  in  der 
Kompensation  gewinn-  und  verlustbringender  Parzellen  3,  al.  'S). 
Die  FraUassnng  der  narlclllblichen  Verzinanng  findet  in  dem 
SVt^'oigen  Stenerpräxipiioni  der  prenssiichen  Aktiengeseilschaft,  die 
Scheidung  der  Anljgaben  in  Erhaltnngskosten  nnd  Investitionen  im 
PersonalstenergesetB  (II.H^  §  94  a,  IV.  §§  160,  162,  164)  eine 
Analogie. 

Von  der  nunmehr  festgestellten  Bemessungsgmndlajje  bleibt 
ein  Wertzuwachs  von  10  "/^  frei,  die  Abgabe  progressiv  abgestuft, 
beginnt  bei  lO^'/y  mit  einem  ^^atze  von  10  des  Zuwachses,  bleibt 
in  dieser  Höhe  bis  zu  20  ^'  j,  desselben,  steigt  'larni  bei  je  einem 
Prozent  Zuwachs  um  ein  Zehntel  Prozent  Steuer  bis  zum  Maximum 
vuu  ;5U  o des  Zuwachses.  Die  Abgabe  libertritit  an  Höhe  das 
Urbild  der  neuen  Steuerform  in  Frankfort  am  Main  betritehtH^ 
Zusammenlegungen  (Komaasafiionen)  za  Ökonomischen  AiTondienings> 
swecken  bleiben  abgabenfrei  (§  5),  Ittr  die  Auflage  haften  Käufer 
nnd  Verkftvfer  solidarisch  (§  6). 

Zu  Evidenxhaltungszweeken  ist  jedo-  Käufer  verpflichtet,  die 
Transaktion  ansuaeigen  (§  10).  Die  Veranlagung  obliegt  einem 
konunnnalen  Abgnbenausschnss  (§  11),  ein  neuer  Fall  der  autonomen 
Bemesaaiig  im  Gebiete  der  Gemeindeabgaben.  Kontraventionen  stehen 
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unter  Strafsaiikrion  12).  H'i^iitsiiiittel  getft^n  den  Z:ililunt?sauftra^ 
bilden  lii  r  lOin^i'iuoli  an  <i>  ti  <  it  nu-iniU-rat  und  die  llcrut'nnfi:  an  den 
Laude.saus!?chnss  (i;  15).  Hier  i>itiift  sich  der  Judikatur  des  Ver- 
waltung8gerichUhoft>H  ein  neue»  Feld^  naiueutlich  die  Anrechnnonf 
der  LiTMtitioiitaiisla^'cn  (§  3)  dürfte  Anlius  gor  Reviflion  gelwn. 

Die  zweite  1?ninner  Komrannalautlage.  die  Banplatzabgabe, 
entspricht  den  Ii»  strebung^en  Jener  .^<'zi;iliinlitikpr.  die  dnrch  Be- 
lastung der  brachliegenden  Par/.ellen  die  drundstiicksi  ekulation  ein- 
zudämmen und  der  Wohnungsnot  zu  steuem  hüllen.  Die  Abgabe 
trifft  alle  Bauplätze,  denen  die  8tnu>senregulierung  erhöhten  Wert 
verleiht;  das  KriterimiD  der  «Baareife**  sieht  die  Verordnung  i§  1): 
1.  in  der  rechtskrüftigen  Bestimniiiiigr  der  Bmlinle  oder  der  Nach- 
barschaft uffentUcher  YerkehrslUicheii;  2.  in  der  I^ursellienuig  anf 
Banplfitite  oder  der  Widmung  als  Baogrond;  8.  in  einem  Werte 
von  mehr  als  2  Kronen  per  Quadratmeter.  Hingegen  unterwirft 
das  im  Geiste  der  Bodenreform  geschaffene  pienssische  Kommunal* 
abgabengesetz  von  1^!>3  nur  jene  Liegenschaften  einer  Spezial.stener, 
deren  Wert  durch  „Festsetzung  der  Baaduchtlinien"  erhöbt  wurde. 

Befreit  von  der  Steuer  sind  (§  2):  Hauszinssteuerpflichtige 
oder  hiervoll  befreite  Inimobilien.  Hans-  und  Kulturgärten,  üfl'entliche 
Tarks  ihI'-i'  IbtfV'iintn'  (irniiiltliirlicn,  die  von  L'-''!iieinniitziL'eii  \'ereinen 
zu  \\  i'li'it  liii  t-/ut  (  kell  p-ui>1hh  i  wurden,  k'iiiiien  betreit  w  er.l  ti  (ij-ll. 
Dit.  Abgabe  beträtet  jährlich  ein  lialbes  l'io/.enl  des  durcii  Sachver- 
Btändige,  im  Wege  der  l'aritikatiou  zu  beniesenden  Schätzwertes 
2  nnd  3);  anch  hier  wird  das  Frankfarter  Vorbild  (zwei,  nach 
Jahren  erst  fQnf  pro  Mille)  übertreffen.  Veranlagnngsorgane,  Ver- 
fahren, Fassionspflicht  nnd  Rechtsmittel  sind  Shnlich  geregelt  wie 
bei  der  Wertznwacttssteaer. 

Die  Banplatzabgabe  soll  an  Stelle  der  inadäquat«!  gering- 
fßglgen  Grundsteuer  don  baureifen  Boden  an  den  Öffentlichen  Lasten 
seiner  spekulativen  WerterhiUinng  entsprechend  heransiehoL  —  Es 
iHt  hi(  I  niciit  d>-r  Ort,  die  beiden  Verordnungen  einer  wirtschafts* 

poUtiscii.  il  Kritik  zu  unterziehen.    Jedi  nfalls  repräsentieren  sie 

orifriiielle  StenerprojektP  und  iiifere>is:u!te  Versiulie.  unseren  finanziell 
Jieiieidi  iidcii  Gcincindc-n  din  kre  Al'ir;ibi'ii.  iikcIi  dazu  mit  si,zialpolitischer 
Tendeii/  /n  ci-m  lilii-^M-ii  und  im  iDteresse  der  W'obiiniiL's-  \um\  Hinb'n- 
pulitik  die  (.Trumlsiitze  der  Besteuerung  nach  Leistungsfähigkeit  und 
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GepenleUtnng  m  verbinden,  mit  AnsStzpii  zor  Vermögens-  und  Kon- 
jttnkturgpwinnsteuer;  ein  Experiment,  <i;is  voraussichtlich  bald  in 
anderen  ätädten  Österreicbs  NacbahmuDg  ünden  wird. 

Schlesien. 

(Aus  dem  gfltigtt  seitens  der  LsadesbdilMe  uns  ttbennittelten  6.  Jabrgaog 
des  stotistiMben  Handbndies  fOr  dio  SelbBtTcrwaltung  in  Schlesimi,  1904.) 

Das  Herzogtum  Ober-  und  Nieder-Schlesien  ist  in  den  meisten 
Zweigen  der  Selbstverwaltung  unser  Musterkronland.  Obwoiil  auch 
hifr  westlich  die  Tschechen,  östlidi  <\W  Polen  (sogen.  ..Wasser- 
iMilaken")  den  deutschen  Charakter  bedr(»hen  und  wifdcrliolt  Mass- 
rt'geln  der  Regierung  in  Scluile  und  Amt,  welche  den  uationahu 
Besitzstand  berühren,  die  heftigste  Opposition  hervorriefen  (wir  er- 
inneiii  nur  aa  die  letzte  SpradmiTerordniing  nnd  an  die  slaTischm 
ParalleUdaflsen  am  Gymnadom  in  Troppau),  ist  I>i8  jetat  die  Funktion 
des  Landtages  nicht  beeintrficbtigt  worden  und  Schlesien  in  allen 
•ozialen  und  wirtachaftUchen  Fragen  den  meisten  andern  Ländern  vor- 
auigegangoi.  Viele  im  vorstehenden  Berichte  berfihrte  Gegenstände 
wurden  in  Schlesien  schon  vor  Beginn  unserer  gegenwärtigen  Berichts- 
periode behandelt  oder  sind  im  Jahre  1902  bereits  erledigt  worden. 

Ein  modernen  Anschauungen  entsprechendes  Jagdgesetz  datiert 
vom  13.  Januar  1008  (L.-G.-B.  42),  das  G.  über  die  Verwendung 
der  Gebarungsüberschüsse  der  kumulativen  Waisenämter  vom  24.  Ok- 
tober 11>02  (L.-G.-B.  58). 

In  einem  Dutzend  Gemeinden  wurden  während  dfr  Berichts- 
periode der  Sdilachthauszwang  neu  eingeführt.  Schlesien  ist  hier 
allen  anderen  Gebieten  voraus. 

Aus  nngftiihr  gleichen  (gründen  teiilt  es  an  Abiiornn täten  und 
somit  auch  an  Anlässen,  weitere  Einzelheiten  iiervurzubeben. 

Auch  durch  eine  kluge  P'inanzpolitik  scheinen  Schlesien  und 
seine  grossen  Gemeinden  sich  auszuzeichnen.  Wir  finden  relativ 
wenig  Anlehenabewilligungen  nnd  fragwürdige  Investitionen. 

Bukowina. 

Ans  dem  über  VerfTigung  des  Herrn  Landeshauptmanns  gutigst 
übermittelten  Verzeichnisse  seien  angetührt: 

Das  G.  vom  7.  Oktbr.  1902  tL,-Or.-B.  34),  betr.  eine  Änderung 
der  Bakowinaer  Gemeindeordnung. 
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Die  G.M  tzc  vdiii  J^.  n.zhr.  l'.">-*  I..-(..-lt.  2  n.  ■^  für  die 
Ahäiib  i  iiDL'  ili  1  l\uln  ireiiu»He  der  Vulkäächullebr  betreffeud  (Landes- 
haupt .-,uuli  i  /A  I  imwilzK 

I>as  (i.  vniii  .T.'uiniir  I'.mi.)  (L.-(t.-1}.  ]'>k  woiiiit  ttir  liillig'»' 
trrsiiudc  Aibcitti w.thuuugen  die  Betreiang  von  deu  Landesaiulagen 
zugestunden  wird. 

D.i^  (i.  Y  .m  !.'{  Dezbr.  liwa  (L.-ü.-b.  43),  betr.  die  Erhöhung 

der  Landes liicrunilafri-n. 

Nene  Banordnnn^'en  vom  ^'^  Anirusf  (L.-G.-B.  42  n.  4"{| 

für  die  Städte,  luit  Ansnahmti  vun  C/.ernowitz,  and  für  die  Land- 
geiueinden. 

Z;tlilri  ii  ht' (it's.  t/«'  )M'fi.  tT'  n  I  tnhiLrenbewilligangen  aufalkoho- 
liselie         äiiki'  iTir  finzdiif  Cttiitiiiidfii. 

IMt'  I'iikitwiiKi  i<t  t'int'  dciits*  In*  (»a»-  im  Usicn  Europas. 
Eine  dciUst  lir  l  iiivt  i -itiii  Miilif  in  dt-r  Lainl>  rili.iiiiil.stadt.  Ver- 
schiedenste Nati.'iicu  und  lvniij.>-i.iiirii  It-l'en  dort  friedlich  bei- 
einander, ein  lüld,  w  ie  es  auch  anderwiuts  —  sein  küunte  I 


Über  die  Lande$gesotzgebnng  in  Dalmatieo  und  Istrien  waren 
direkte  Aubkünfle  nicht  zn  erhalten.  Italiener  nnd  Kroaten  be- 
kamitren  einander  in  den  notleidenden  KBstenstrieben  an  der  Adria. 

Dtin  ii  d>  II  Kniititkt  mit  dem  Statthalter  Baron  Handki.  hat  Dal- 
nmtien  im  Jahre  l'.»04  ."i  Aufnieiksanikeit  erropl.  Auch  in  Istrien 
wird  durch  den  Zwist  derselben  Ytilkcrscliaften  die  gedeiUiche  £nt- 
wicklnng  beliin  1<  i  t 

AVas  deutsrhf  Art  i  ii  in  nnseren  Küstenpehieten  leistet.  Binps 
(lif^.n  KiiiL:"n<-ii  I >i'>kl.'iiaii>  lniiiili<li  auti^eiinf iirt  werden.  Es  ist 
lie;: r.'illii  li  <ider  dm  Ii  eiitsi  linldliar,  ilass  es  unter  solchen  rnistämien 
srliwei  ii.nt,  (Ii.  S.  II  l't.i\ iii/.i  n  die  .Syiiii>athien  zu  gewinnen,  deren 
sie  so  dringeiiii  bedürlii;^,  waren. 


In  der  reichsnnmittelbarcn  Stadt  Triest  differenziert  sich  die 

Landcsgtisetsgpbnng  wpnig  von  dei  s  <n<tiL>^'  n  autonomen  atadtisclien 
Gebarnng.   Trie^it  lebt  znni  gnteu  Teile  von  den  UUlionen,  die  in 


Daldiatien  und  Istrien. 


Triest. 


AvTOK  BiBHi.:  Oltanrflich. 
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Terachiedensten  Formen  dtirdi  den  österreichiftehen  Staat  ihm  zn- 
gewendet  >\-erdpn;  gleichwohl  zeigt  sich  nur  zn  häufig,  dass  die 
ItaUeaer  anch  in  Triest  dafär  wenig  Dank  wisHeu. 

Hatte  dieser  auf  ein  groBses  Hinterland  gestutzte  bedeutendste 
öBlerreichisclje  Hafen  einen  seinen  hieraus  sich  ergehenden  Auf- 
gaben wirklich  gewaclispufii  Kanfniaiinsstand,  so  mü^-r^'  es  wolil 
gelingen,  Triest  zu  luhHU.  zmiial  nun  auch  die  eiitsjurthf ii«it' 
Eisenbahnverbindung  gesdiattVn  ist.  Nicht  leiciit  dürfte  ein  Ort 
aufzatiDdeD  sein,  der  günstigere  Chancen  böte  flu*  die  Ausiedlnng 
tflehtiger  dentadier  Kanfleote! 

Görz  und  Gradiska. 
(Material  von  Dr.  C  Rittkr  von  Eookb  nod  Dr.  Li  ir.i  Pettarik.) 

Hervorsttheben  wiiren  nebst  mehreren  sanktionierten  Beschlflssen 
über  Vertfilnng  von  (ienieindegrund  und  Teilung  von  Gemeinden. 
Errichtung  einer  Landes-Hypothekeukreditanstalt  usw.  von  Landes- 
gesetzen : 

Das  G.  vom  15.  Septbr.  litoj  ([..-(i.-B.  27i,  botr.  die  Ein- 
führung einer  besonderen  Laodesabgabe  an  Hier  (au  btcUe  der  bisher 
eingehobenen  Zuschläge). 

G.  vom  Nuvbr.  1902  ^R.-G.-IJ.  1  für  190:3)  über  Herstellung 
nnd  Erhaltung  dei*  Eisenbiihnzufnhrstrassen  im  Konknrrenzwege. 

G.  vom  28.  März  I9t);j  (L.-G.-B.  19),  betr.  die  Befreiung  der 
Gebände  mit  gesonden  billigen  Arbeiterwobnnngeu  von  den  Zu- 
schlägen sa  den  Gebfttidesteoern. 

Da«  G.  vom  13.  Mai  1908  (L.-G.-B.  24)  zur  Hebnng  der  Eind- 
viehxacht  (Veredliiiig  der  Baasen  durch  Reinnicht  mit  Rfickaicht 
aaf  die  Tenchiedenen  ZvchtfeUete  des  I^andes). 

Das  G.  von  3.  Hai  1904  (L.-G.-B.  8),  betr.  den  Beitrag  von 
Verlassenscbaften  an  den  Landesschnlfond. 

Endlich  das  G.  vom  21.  Dezbr.  1904  (L.>G.-B.  25),  wodurch 
an  Stelle  des  obigen  Geeetsea  vom  15.  Septbr.  1902  die  Landes- 
bierabgahe  neu  geregnt  worden  ist 

lU.  Justiigesetigebiiiig. 

Das  flnsaerat  gespannte  Verhälf Iiis  der  einzelnen  Faktr>rpn  der 
Jnstizpflege  zueinander,  welches  zu  J^ude  der  letzten  Berichtsperiode 
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Bich  flei  ai  t  ■/AV^r'>]<'\\7.i  hiltte.  dass  die  Advokaten  not  gedrungen  sich 
vorbereiteten  zu  ihm  stärksten  Mitteln  der  Aliwi  lir  zn  g;reitVn.  hat 
mit  dem  Eintreten  des  Minisleri>riKsidtutt  n  und  Leiters  des  Justiz- 
ministeriums Dr.  V.  KuBiiKu  zunüchät  eiaem  leidlichen  modus  vivendi 
Platz  gemacht,  aas  welchem  wir  hoff«ik  dflrfen,  in  rohigeren  Jabveii 
wieder  so  eln«m  gedeihlichen  Zoeammenwirken  m  gelangen. 

Die  Auswüchse  grossstädtischen  Lehens,  welche  freilich  dem 
Ministerium  unmittelbar  vor  Angen  stehen,  bitten  für  llänner 
weiteren  Blickes  nicht  snreichendMi  Gnmd  bieten  dflrfen  im  ganzm 
Staat  vorzugehen,  als  wiren  jene  unleugbar  garstigen  Auswüchse 
tberall  lur  Begel  geworden. 

DasB  im  übrigen  gewiss  gelungene  Werk  der  Zivilprozessreform 
und  namentlich  die  Ezekutionsordnung  leidet  an  den  Gebrechen, 
welche  im  Misstrauen  gegen  den  Advokatenstand  wurzelten. 

Dass  unser  Advokatenstand  weitaus  besser  ist  als  man  ihn  vom 
Schillerplatz  aus  sch&tzte,  beweist  seine  in  jeder  Beziehung  einwand* 
freie  Funktion  und  das  in  jüngster  Zeit  vielfach  hervorgetretene 

Bedürfnis  der  Justijsverwaltuni;^  na«h  vermehrter  Betätigung  der 
Anwaltschaft  zum  Schutze  der  Armen,  iler  Minderjährigen  usw., 
ebenso  sehr  wie  die  stef-  o|.t'erniiuiire  l^t  reitwiUigkeit  des  Standes,  SO 
Ott  es  galt,  iitnie  (iratihurln  it  ihm  aut/.nl»iirdon. 

Zu  einer  Zeit,  da  die  Zahl  der  Advokaten  noch  immer  sich 
vermehrte, ')  die  (ieseliiitte  uiid  deren  Einträglichkeit,  besonders  auf 
dein  Lande,  auf  etwa  die  llidtte  sieli  vermindert  haben,  wäre  es  schon 
genug  Ik'weis  heruis«  hen  l^rticlitbewusstseius,  wenn  Straf-  und 
Disziplinai'sachen  wider  Advokaten  sich  nicht  verdoppelten  —  indess 
dieselben  sogar  eine  relative  Abnahm«»  anfwelsen. 

Die  nicht  enden  wollende  Fiioorgc  für  das  „Kinleb<'n"  des 
neuen  Zivilprozesses  war  in  den  letzten  Jahren  wohl  kaum  mehr  als 
^  Vorwand  für  die  Beibehaltung  des  Institutes  der  Oerichts- 
inspektoren,  mittelst  welches  eine  in  gemischtsprachigen  Lftndem 
vielleicht  schwer  zu  entbehrende,  vielenorts  aber  zu  einer  strengen 


')  Der  durch  den  Zuwiti  hs  in  dea  {rroascn  Städten  im  ganzen  Ober» 

vvii.-L:riiiliMi  Vertu  eil  rmi<jr  stein  iiIiriiK,.ns  eine  ah-sohite  Vennindcning  auf  dem 
Luiidö  uud  auc  h  in  der  (jchaiuiiieit  der  Aipeulünder  (auagenommeD  Nieder- 
fieterreich)  gegenaber.  Die  Zahl  der  Bezirke  ohne  Advokaten  nimmt  an. 
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Bevormnndung  der  richterlichen  Beamten  augewadieaie  Kontrolle 
des  Bichterstandes  geübt  wird. 

Es  mag  sein,  dass  die  Beeintrfichtignng  des  Advokatenstandes 
nnd  seiner  Erwerbsmöglichkoiten  nicht  oder  nicht  mehr  in  erster  Linie 
bezweckt  wird;  Tatsache  bleibt,  ilass  sich  viele  richterlirhe  Heanite 
durch  Anssfrachtlassung  (U  r  f^ewühnlichen  Kiirksirht  anf  die  eiiiHti^cii 
Kollegen  im  Ajiwaltstaiidt'.  durch  kastenniässijrc  AbsoinltTiing  aus  der 
bürgerlichen  üesdlschatt,  besondors  auf  dem  Lande,  für  die  ersehnte 
Voraücknng  in  höhere  Stellen  ganz  besondere  zn  qualifizieren  glauben, 
woia  hier  nnd  dort  Kaogel  an  Takt  bd  Vorgesetzten  noch  besonders 
mit  bdtragen  mag. 

So  ist  denn  ansserhalb  der  Hauptstädte  die  Justhspflege  im 
ganzen  nicht  besser  geworden,  ja  es  traten  dank  der  nat&rlichen 
KontroUflinktion  der  Anwaltsehaft  besonders  in  der  Strafrechtspfl^ 
arge  Gebrechen  zn  Tage. 

Z.  R  hatte  si«h^)  herausgestellt,  dass  die  Vorschriften  Aber  die 
Bildung  von  Gesehworenenlisten  zumeist  nur  sdir  ungenau  nnd 

selbst  in  Wien  nicht  dem  Geiste  des  (^  setzf's  ejitspr«  fhend  }?ehand- 
habt  worden.  Dr.  v.  KObber  sftnmte  nicht,  hier  Abhilfe  zu  srhatTen, 
wie  Uberhaupt  der  Strafrechtspflege  wieder  erhöhte  Aufmerksamkeit 
zu  widmen. 

Ein  unauslöschliches  Verdienst  erwarb  sich  Dr.  v.  Kökhkr 
durch  seinen  Erlass  vom  12.  Xovbr.  19(>2  Wher  die  IW^handlnn«,'- 
Jugendlicher,  indem  durch  eine  sinnn  ii  lK'  Vi  i  w.-i  tuii<;  ilt  s  lie- 
gnadigungsrechtes  der  Ivrone  ohne  Inanspruchnahme  des  damals  eben 
wieder  versagenden  Gesetzgebungsapparateü,  die  seiUier  vorzttglich 
bewBhrte,  dem  Ermessen  des  Oerichtshofte  anheimgestellte,  bedingte 
Vemrteilnng  bisher  nnbeseholtener  jugendlicher  Personen  eingeführt 
wurde.  Die  Fftrsorge  fto  die  Kinder  in  und  ausser  Strafsadien  ist 
geradezn  Uode  geworden. 

Leider  konnte  damit  noch  nicht  die  Stra(fustiz  im  ganzen 
ausreichend  gebessert  werden.  Gerade  hier  bedarf  es  vollkommen 
unabhiintriger  aber  audl  mOglichst  eins*irlitsvnllcr  Uirlifir  Auch 
das  Jostizministerinm  will  ja  selbstverst&ndllch  nicht,  daas  Unschuldige 

*)  Anliflslicb  eines  PsUea,  den  Schreiber  dieser  Zeilen  aufdeckte, 
dass  in  den  Jahresliaten  «ines  KreiflgarichtBsprengelB  nicht  «in  einBii;«r 
akademischer  Btirger  enthalten  war! 
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verurteilt  werden,  die«  aber  wird  erreicht  mit  MHliimnfrcn  znr  Strenge, 
wo  in  Konsequenz  nofli  fortdauernde  Fehler,  mehr  Strelien  als  Pflicht- 
eifer, mehr  Geschiiitisikeit  als  (.^cwissf-nhaftif^ki  it  walteii  und  die 
Ahs(  lili.  ssunfir  /-ur  \  erkastung  des  Iii«  liierstandes  Purt^chritte  macht, 
statt  dass  unsere  Richter  das  einigende  und  tubrende  Element  der 
GeselUchaft  bildeten. 

Redlicher  Wille  und  dvrchgrdfbndfl  groBszUgige  Entwfirfe 
sind  dem  HiniBtemm  t.  Eöbbbb  nicht  abinspredieD. 

Die  Einsetsuiiir  der  Kommission  snr  B«yisloD  des  Bflrgwlichen 
Gesetsbaches^),  zaletsst  noch  die  Stadien  sor  Reform  der  Verwaltimg 
nnd  zahlreicha  ErlSsse  sengen  hierfttr,  wie  Ar  die  ganx  stannens- 
werte  umfassende  Arbeitskraft  ilires  Schfipfers. 

Dasa  die  grossen  Aufgaben  der  Gesetagebung  in  Zeiten  so 
schwerer  Krisis  nicht  der  LOsung  näher  kommen,  wird  gar  niemand 
wundernehmen. 

Wenn  auch  in  der  enp^eren  Sphäre  juristischer  Recht.spebiete 
keine  neuen  Krj^ehnisse  zu  ver/<  ii  hnen  sind,  insbesatiderc  auch  der 
Entwurf  eines  neuen  l'resstr*  si  t/r.s  des  all^^enieinen  llUere^^t  s  daran 
uiiireachtet  niclit  znr  Tat  reiten  konnte;  es  Ideiheu  neben  den  schon 
erwiihiiten  f^ew  i<  liii^eu  Errunjjenschalieu  im  Verordnuugswege 
immerhin  einige  Erlaubnisse  auf  dem  Gebiete  der  Juatizrerwaltang 
zu  registrieren. 

Uit  Verordnung  vom  4.  Uärz  1901  (R.-G.-B.  51)  wnrden  die 
§§  17—21  der  Justiz -Ministerialverordnung  vom  IS.  Aug.  1897 
(R.-G.-B.  192)  abgeftndert,  der  richterliche  Vorbereitungsdienst  auf 

3  Jahre  erweitert,  eine  besiimmtf  Ifeihenfol^e  der  Zuweisung  ver- 
fügt, und  insbesondere  die  l'iaxis  bei  einein  (iericbtshofe  in  Straf- 
sachen und  bei  der  Stautsanwalr^i  li.it't  anspedehnt. 

jMircli  tiesitz  vnni  17.  April  l'.'itJ  (T?.  (i.-B.  71>)  werden  die 
.Xdvnkatur-Kandi'latrii  zur  \'ertretnn^,'  in  i "liertretungsfällen  zufre- 
la•^sl•n.  Zut'olM..  di  r  X'i'nu 'In.  des  (iesanttniiiiisti  riunis  vom  ITi.  Mai  1902 
(i;.-G.-ll.  ItU),  wurde  iiu  Einverständnis  mit  der  ungari-scheu  Ke- 

')  DiT  liitTh'-i  prlit-  r iorto  Advr.k.itrn-.t;iiid  hat  seither  unabhäns-iiT 
siiii  liemiiiit,  die  in  der  Koiiuiu>-iH!i  sitzenden  Herren  zur  Tätigkeit  zu 
mahnen,  und  besonderd  oino  dou  rrin/ipico  der  S:»laal«irruudgesetJ5e  ent- 
sprechende, fOr  alle  StaatshOrtrer  gleiche  Eltegeiietzgebang  als  die  dringenst« 
AutVabe,  in  nieist  einMtiiDUlig  gefassten  Resolutionen  hervorgehobMi  — 
bis  jetzt  vergeblich! 
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gieroDg^  das  Verfahren  in  Zivilsachen  vor  dea  Konsulargerichten 
rtahin  ^'eretrt^lt.  d;uss  hierhei  <Um'  sogen.  Snmmarpi'ozess  mit  snbsi- 
«liiiivr  (u!ltung^  der  went-s'aliz.  Gerichtsordnnnp:  (wie  in  Kroatien) 
zur  Anwendung  preKinst,  nntt-r  Anfrechterhaltung  d>  v  Modltikationen 
In  Ehestreiten,  Bestandssachen  und  tJesitzstiirnng-sstrtitt-n,  Wechsel- 
sachen, Mandatüsachen,  Mahnsacben  usw.,  wie  solche  vor  1897  bei 
uns  galten.  Anwaltnwang  iu  Sachen  Uber  1000  E.  Daliei  wurde 
jedoch  die  Vonehrift»  dass  jeder  dnaelne  Umstand  expresBis  verbis 
widersprochen  werden  moss,  widrigens  er  fttr  wahr  ansonehmen  ist, 
beseitigt  (§  6),  den  Sichtem  die  fMe  Beweiswflrdignng  eingerftnmt 
(§  7)  nnd  die  Bechtsndttelfrist  einheitlich  geregelt  (%  9). 

Kit  Verordn.  vom  4.  Dezbr.  1902  (R.-G.-B.  420)  wurden  die 
Normen  fiber  Einzelhaft  auch  Ar  das  Oefiuigenhans  in  Pilsen 
eingeführt. 

Duich  Gesetz  vom  l».  JlJirz  V.m  (R.-G.-I?.  r>0)  wurde  dem 
Justizmiiiistiriuni  unlieini!rtst<llt .  nach  Anliiiiuiit?  d^-v  Handels- 
kammern die  'ra<;cs/.eit«ii  festznstollen,  zu  welchen  \\^'clisfl jirntt-ste 
leviert  werden  dürfen  und  mit,  Verordnung'  vom  10.  März  H>OÜ 
(R.-G.-B,  63)  diese  Zeiten  für  Wien  am  Zahlnngstage  anf  2—6  Uhr 
nachm.,  an  den  beiden  nächstfolgenden  Werktagen  auf  9  Uhr  vorm. 
bis  6  Uhr  ahends  normiert 

Mit  Verordn.  vom  19.  Oktbr.  1904  (R.-G.-B.  123)  wurde  aar 
Herstellang  der  6«geiiseitlgkeit  gegenüber  d«n  Dentschen  Beiehe 
beug].  Vollgtreekung  dort  errichteter  Akte  nnd  Urkunden  verfügt, 
das«;  bei  Ent.scheidun^  fiber  Exekutionsanträge  auf  Grund  reichs» 
deutsclier  Urteile  oder  Vergleidie  die  Abweisung:  nur  in  solchen 
Fällen  zn  erfnlpcn  liaho,  in  welchen  nach  ;52S  (Z.  2)  reichs- 
dentschpr  Z  -1 '.-<).  die  Anerkennung  eines  österr.  Urteils  im  Deutschen 
Keiche  ausgeschlossen  ist. 

Hit  Verordn.  vom  11.  Jan.  1905  (K.-(j.-B.  8)  werden  Kanzlei- 
vorsteherstdlen  beim  Obersten  Gerichtdiof  sjstemisiert 

Das  Gesetz  Tom  17.  Febr.  1905  (R.-G.  B.  83)  verfBgt  fttr 
Vorarlberg,  dass  daselbst  Wege-,  Wasserleitungs-  nnd  Holzriesen- 
Servituten  landwirtschaftlicher  Natur  nicht  verbüchert  werden  nnd 
bereits  erfolgte  derld  Eintragungen  unwirksam  sind. 

Die  Gesetze  vom  22.  Febr.  1905  (R.-G.-B.  erklären 
die  Oblif^itionen  der  neuen  Anleihen  von  Tind  und  der  Stiidtc  Inup- 
.  bmcl^  Klagenfart  and  Salzbarg  als  zulässigePupillarvennügensanlageu. 
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.Mir  Vcrnrdn.  vom  März  irMt'>  (R.-(t.-B.  54)  werden  die 
Zehr-  und  (laiij^-lTtMcr  {rt  rirhtlicht  r  Organe  neu  geregelt. 

Mit  Voniidnuiig  dvr  Ministerii'n  der  Justiz  und  der  Finanzen 
vtiiii  8.  Mai  ll»Uö  (K.-Cj.-H.  75)  wurde  das  Zivilgerichts-Depositenamt 
Ilmberg  geschaffen  nnd  (Hr  dasselbe  eine  umfangreiche  Instruktion 
bestimmt. 

Hit  Rficksicht  aof  seine  strafirechtlidien  BcstimmiiiigeD  Iwbeii 
wir  aneh  des  nnter  n  5d  ausführlich  besprochenen  neuen  Schweine- 
pest-Oesetzes  vom  7.  Septbr.  1905  (R.-G.-B.  163)  hier  ta  g«denk«n. 

Wichtig  anch  für  das  Aasland  ist  die  Verordn.  vom  29.  Sep« 

tember  l!>(»5  (R.-(;.-B.  1515).  lietr.  1m!i.  itspolizdliche  Bestim- 
mnngen  über  die  Betriebe  von  Automubilen  and  Kotorrftdern. 

Die  Automobilverordnung. 
Wir  besprechen  sie  an  dieser  Stelle,  weil  sie  tatsSdilich, 
wenn  auch  formdl  nur  mittelbar,  xivil-  nnd  strafrechtliche  Fragen 

löst,  wi«'  irittti  Irs  Niilnren  Bich  herausstellen  wird.  Zum  ei-sten 
Male  werden  damit  für  das  j^anze  Staat sg^ebiet  der  im  Reichsrate 
vertrerenen  Königreiilie  und  Länder  einlieitlirlie  Xurmen  aufp?- 
jiiellt,  lind  die  bislier  in  einzelnen  Kronliindern  von  sonstigen  Strassen- 
polizeibeliiii  dt-n  »TlnsseiH  n  N  iti  schrit'teii  mit  6.  Januar  190f)  ausser 
Krall  gesetzt,  liie  Kompetenz  de.s  Ministeriums  des  Innern  als  oberster 
SichorheitspoUneibehörde  ist  mit  Rdcksieht  auf  die  noch  immer 
ans  der  absolatistischen  Ära  her  tai  Geltung  gebliebenen  Itinisterial- 
Verordn.  vom  30.  Septbr.  1857  (R.-0.-B.  198)  ansaerkennen,  da  die 
neue  Verordnung  keine  gesetzlich  geregelten  Materien  Ändert,  wenn 
auch  indirekt  fBr  die  strafrechtliche  Benrteilnng  der  Besitzer  nnd 
Lenker  von  Kraftfahrzeugen  von  niassgehender  Bedeuttmg  wird. 

Geereiistaiidlieh  ei-streckt  sich  die  neue  Verordnung  1)  auf 
soloh.^  ."itt.  iit]i(  lie  \'.  I  ki  lirswi  ge  befahrende  Kraftfahrzeuge,  welche 
niclii  aui  Si  hii  iien  iantt  ii.  uu-irt  noniinen  Feuerloschwagen  und  nicht 
zum  Tiansiinit  li.  stimmte  W.iLr- ii  (Dampfwalzen). 

Der  11.  Abscliuiit  stellt  .Miuiniairordeinngen  an  die  Konstruktion 
nnd  AnsrQstung  (Lenkbarkeit,  doppelte  Bremsen,  Bergstntzen,  Hupen, 
Laternen,  Bezeichnung  mit  Firma  und  fbrtlanfender  Nummer,  Vor- 
kebmngen  gegen  Feuersgefabr,  BelSstigungen  durch  Bauch  nnd 
LSrm  und  gegen  Handhabung  durch  Unberufene)  in  §§  2—11. 

Der  in.  Abschnitt  regelt  die  PrQftang  nnd  Genebnugnng  der 
Fahrzeuge.  Jede  Type  ist  vorerst  als  solche  von  der  politisclien 
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Landesbehörde  zu  genehmigen.  Die  Erfordernisse  des  Ansnchens 
hierum  bestironit  ^5  1:^.  Nach  konimissioneller  Prüfung  der  Type 
theoretisch  und  durch  Probefahrt  (§  14t  wird  im  Fall»»  der  u-  in  li- 
mignng  von  der  politischen  Landesbehördr  Hnc  anUliche  Bescheinigung 
ausgefertigt  (§  15).  Für  jedes  Krantahizeug  hat  der  Erzeuger 
dem  Käufer  nebst  einer  Abschrift  der  amtlichen  Bescheinigung  ein 
Zertifikat  MHswtdiHv  weldieB  «He  t«I1«  Übareturtimmung  des  ver- 
kauften  Stttckee  mit  der  lant  Bflecheiwlgimg  genefamigteii  Tjpe  ge* 
wfthrleistet  iwd  diw  Ijehördliehe  Visum  trftgt  Der  Erseager  iet 
für  die  Biolitigkflit  des  Zertifikates  verantwortlich  (§  16).  Werden 
Änderungen  vorgenommen,  so  ist  das  betreffende  Fahrzeng  individaell 
En  genehmigen  (§  17).  Die  bisher  ausgefertigten  Zertifikate  bleiben 
gütig  (§  19). 

Von  der  „Lenkung  der  Fahrzeuge*'  handelt  der  IV.  Abschnitt. 
Personen  unter  IH  Jahren  sind  überhaupt  von  der  selbständigen 
Lenkung  eines  Kraftfahrzeuges  ausgeschlossen  (i;;  Iii).  Die  Be- 
fugnis hierzu  wird  durch  eine  Lizenz  nach  vorheriger  l'riilung  er- 
teilt, ist  mit  einer  Photographie  des  Fahrberechtigten  versehen 
(§§  22  tt.  23);  kann  aof  Orond  strafgerichtiicher  Vemrteilnng, 
nnter  UmstiUiden  avch  vregen  polineiUdier  Anstände  gann  oder  anf 
bestimmte  Zeit  entn»gen  vrerden  (%  24).  Für  Ansländer  gilt  anf 
die  Daner  von  8  Monaten  eine  analoge  L^timation  der  anslin- 
dischen  Behörde  nnter  Voranssetaning  der  Reziprozität.  Mangels 
dieser  oder  der  allgemeinen  Voranssetznngen  hat  der  ausländische 
Lenker  nur  (Inrch  8  Tage  pro\isori8ch  die  Befugnis  zu  fahren  and 
moss  sicli  innerhalb  dieser  Frist  einer  Prüfung  unterziehen. 

Der  V.  Abschnitt:  Erkennungszeichen  der  Kraftfahrzeuge. 
Diese  sind  obligat  (§  26),  bestehen  aus  einem  latein.  Buchstaben 
und  einer  dreistelligen  arabischen  Zifler  (§  27),  eventuell  (nach  Er- 
schöpfung der  dem  besagten  Rayon  zugewiesenen  Ziffern)  nnt«r 
BeiiHgong  einer  fflmlsclien  ZaU  (§  28).  Die  §§  29^7  enthalten 
wtht  detaillierte  Vorschriften  fiber  die  Anbringung  der  Erkennnngs- 
leichen  osvr.  und  insbesondere  ttber  solche  Ar  ans  dem  Auslände 
einlangende  Fahneoge. 

Die  eigentlichen  Sicherheitsvorschriften  für  den  Verkehr  ent^ 
hält  der  VI.  Abschnitt.    Zunächst  verhält  §  38  den  Lenker  nnter 
allen  Umständen  die  Fahrgeschwindigkeit  so  zu  wählen,  dass  er 
Herr  seiner  Geschwindigkeit  ist,  und  die  Sicherheit  der  Personen 
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\\ni\  <h'^  \-V\v:<-nU\u\<  itiiht  cetiilntlet  wird.  Kr  uiuss  nr.ti}r»'nfalls 
aurli  ^teilen  lilt  il>t  II  uinl  Moti>r  ;ihstellpn,  Itesonder»  beim  Heran- 
iiiilit  n  voll  b(  .spannten  Kiilirwi  i  k^ii  init  r  \  iriitrit-ben.  In  gosrhlosseuen 
Orten  darf  die  (iesi  hwiiidigkeit  keiuestalls  15  km  pro  Stunde  über- 
steigen, Ainterhalb  solcher  nicht  4h  km  (§  W.  Nicht  ih«r  6  km 
pro  Stunde  darf  gefahren  werden  bei  Nebel,  wo  die  Strasse  nicht 
flberblickt  werden  kann  (Kreozangen  nnd  starke  Krttmmnngen),  beim 
Ein*  oder  Ausfahren  durch  Tore  nnd  Häuser,  anf  Brttcken,  schmalen 
Gassen,  wo  zwei  Wagen  nicht  kreuzen  kSnnen,  bei  anssergewOhn- 
lieh  Btarkera  Verkehr  oder  jjr"  ss.-ren  ^fengchenansammlangen  (§  '{'.V-'). 
In  geschlossenen  OrtHchiiii<-u  darf  nicht  mit  otTenem  Aaspn£rohr 
g-i  fahren  Avi-rden  (i;  4<'>.  im  II*  darfsfalle  ist  das  Warnan>rssie:nal 
st«'ts  rethtzeitif^  zu  jt' 1"  ii  i Iii  I>ei  Ntbel  nnd  Dunkelheit  muss 
in  der  Si;.'-nallateine  J,m1ii  .-.ein  ti;  42).  l)er  Lenker  darf  nirht  ab- 
steiften, flie  iiieht  der  Molor  abgestellt  und  Vorkehraug  geirotieu 
i»t  gegen  unbefugte  Kingriffe  (§  43). 

Der  Lenker  hat  anf  der  Fahrt  stets  alle  vorgeschriebenen 
Legitimationen  mit  sich  zn  fuhren  nnd  mnss  anf  Verlangen  der 
Sicherheits-  nnd  Strassenbehvrde  sofort  anhalten,  bei  Veiletznngen 
flberdies  fUr  nötige  Hilfe  nach  Utiglichkeit  seihst  sorgen  (§  44). 

Die  Besitzer  der  Kraftfahrzeuge  haben  laut  §  45  flir  die 
entsprecht  iidf  Insranilhaltnng  zu  sorgen  nnd  sind  dafür  verantwort- 
lich, das«  ihr  Fahrzeug  nur  durch  hierzu  befugte  I'ersonen  gelenkt 
werde.  Eine  st>nsti«?e  lii-sriiiniiung  über  die  Verantwortlichkeit  des 
l-!esilzers  eiüliH'.f  die  Wrurdn.  nii  lit,  vorau»'2''-'t'fzt.  dass  da.«  Fahr- 
zentr  rite  erworbt-n  und  mit  den  vor^^.  -i  hi  iebeneu  Ztichen  verseilen 
ist  (III.  u.  V.  Abischaillj.  Uuberiiiirt  ilurch  die  neue  Min.-Vemrdn. 
bleiben  jedoeh  die  Normen  de«  Strafgesetzes.  Nach  §  427  Slr.-G.-B. 
wird  der  Eigentfimer  (oder  Benfltzer)  eines  Fahrzeuges  verant> 
wortlich  nnd  zufolge  §^  341  nnd  342  Str.-G.-K  eventuell  auch 
wegen  Vergehens  des  §  335  Str.-O.-B.  strafAIlIg,  wenn  er  selbst 
zugegen  ist  nnd  dem  Leuker  das  Schnellfahren  »in  StAdten  und 
anderen  stark  bewohnten  oder  zahlreich  besuchten  Gegenden'*  nicht 
Unters:i;rt  odt  r  selbst  srhnell  fBlirt. 

Ziiftili^i-  ib'i-  S«  lihi-slii  stirnnimiir"'!!  ( VII.  AVischnilt)  werden  L'ber- 
trertni;:t'n  di«  srr  \  «T'H  ilmuiL'-.  soin  n  sie  nicht  nach  dem  alldem. 
Str,i(;,n  s(_t/.e  zii  abn^b  ii  >iiid.  na.  h  der  iiin.-Verordü.  vom  '60.  Septbr. 
1K)7  (K.-(.i.-lJ.  VM)  bestraft  47/ 
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"Wie  wohl  di«'sr  neue  sop«»!!.  ^Antoiiinbil"-Veror*ln.  nicht  vom 
Leiter  des  .Tastizininisteriums  mitgezeichnet  ist  und  ungeaciitet  da- 
durch keine  (jesetzeshe^timmungreii  ahirrfiiuicrt  wriiit-n  kennen, 
lässt  sich  ihre  Kelevanz  auf  zivil-  nm\  stratVc«  iitlirlier  Haftiiiiy:  nicht 
verkennen.  l>er  licgrill  des  ,,St  Im.  lltahrens"  wird  in  U'  \vi>K  zwcrk- 
mässifrer  Weise  nunmehr  autoritativ  fest^jelej^t  sein.  Lei(i«-r  liriugt 
die  Eioscbachtelang  der  ganzen  Materie  in  daa  Gebiet  der  Strassen- 
poliaei,  wodurch  allein  die  Regelung  ohne  Inansinticfaiialiiiie  des 
Geeetifebvogsapparatee  erklliiBtelt  worden  itt,  a  ]»riori  ftthllwre 
ÜbebtBade  mit  sich.  £e  wird  eehwer  werden,  im  ISinxeUlBdle  za 
entscheiden,  ob  die  Geschwindiglceit  von  Je  45,  15  oder  6  km  pro 
Stunde  Anwendnng  finde. 

Neben  dem  aus  früheren  politischen  Verordnnneoi  ftsiigestellten 
BegjüTe  der  geschlossenen  Ortschaft  (in  §  40,  wogegen  §  39  von 
geschlossenen  Orten  spfieht)  bleibt  der  immerhin  präzisere  l^ecjriff 
.Stadf  nnd  bezirl.  Freqnens  derselben  gleiclistehenden  Gegend  in 

§  427  .Str.-(i.-H.  aufrecht! 

Auch  noch  andere  Fra^n  drängen  sich  sclion  ;t  t'/t  auf.  so  dass 
eine  Strafgesetsmovelle  auf  die  Daaer  nicht  entbehrlich  bleiben  wird.^) 

Diverses.' 

Knn  vor  Jahreeschlnss  1905  erschienen  einige  Gesetze  nnd 
Verordnn&gen  über  Errichtung  neuer  Bezirksgerichte  nnd  neite 
Abgrenzung'  der  Sprengel  (bestehender),  dann  über  entsprecliende 
Neucrrichtnng  und  Uniwandluiifj  politischer  und  Stetierbeh/irden 
1.  Instanz  im  Anschlusa  an  die  Vereinigung  von  üebieteo  mit  der 
Haupt-  und  Residenzstadt  Wien,  mit  Prag  usw. 

Das  auch  für  die  Justizverwaltung  wichtige  G.  vt^m  27.  Dezbr. 
iWb  (K.-G.-B.  213)  wird  in  Gruppe  Illb  eingehend  gewürdigt 
Dflsseu  §§  7  nnd  8  geben  allgemeine  Direktiven  über  die  Verwend* 
barkeit  fündierter  Bankschnldversehreibnngeii  rar  Ankge  von  Fn> 
pOlen-,  ndeikommte-  nnd  Depositen-Oeldem  und  machen  in  Zu- 
kunft die  Usher  sehr  nhlreiehen  Gesetee,  wodurch  diese  Verwende 
barkeit  von  Fall  m  Fall  nach  sumeist  gleichen  Kriterien  ausge- 
sproeben  worden  ist,  entbehrlieh. 

Seither  wurde  eine  solche  eingebrsebt  und  auch  im  Abgeordneten» 
haase  anj^nommen,  von  den  Aristokraten  im  HorrenhauBe  aber  ungeachtet 
der  Ffliepraclie  r\<,Ki{>  nicht  als  drin<;ltch  erkannt! 

Jahrbnob  der  Intenuit.  Varalalgaiig.  ».  Bd.  142 
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Neueste  Ära? 

Der  neue  Leiter  des  Jostizministeriunis,  SektiotiKchef  Ki.kik, 
der  Vater  »ler  neuen  Zivilpro/,es.sf»^esetze.  einer  der  ji^länzendsten 
Vertreter  der  <>sf ri  rcirhisrlifn  Heclitsjjrlehrwinikeit,  den  reiclisdeiUsehen 
Kollet^<n  g»  \\i>s  auch  verni«">;^»*  seiner  .Stellunß-nahme  in  d^r  Karti  ll- 
fra^je  u.  a.  m.  vom  Innsbrueker  Juristentage  in  vorteilhaftester 
Eriunernii^^  )iat  Uber  ein  Jahrzehut  Zeit  gehabt,  die  Wirkung  gewisser 
Uassregelu,  welche  unter  fremder  Flagge  so  allgemeineii  Widerspruch 
err^lten,  ra  beobachten,  und  seinem  durchdringenden  Verstand  kann 
es  kaum  entgangen  «ein,  da«  gerade  dvreh  daa  Übemuwa  an  vor^ 
kanender  Tfttigkeit  im  Ministerium  jene  hohen  Ziele,  welche  ihm 
vorschwebten,  zumeist  vereitelt  worden  sind.  Noch  ist  es  Zeit  rar 
Umkelir.  Unsere  Zivilprozessordnang  wird  nnn  anch  von  ihren 
anföntrlichen  Oejrnern  als  ein  vorzfijrliehes  (JeNety-eswerk  anerkannt. 
Die  vernieiiif  UcIkmi  KanteK'ii  ra*^!  Ii-t  Dnrclitnhnin^  mö»en  zum  Teil 
mit  preholt'i  ii  liuhrii.  Jetzt  sind  hir  ^'>  \vi>s  jrrösstenteils  entbehrlich: 
Nit-niand  will  zum  alten  Vert.  zurück  oder  auch  nur  zu  der  laxeren 
Pi'&xiB  anderer  muderner  Pruzessgesetze. 

Auch  noch  auf  anderen  Gebieten  harren  ttberana  saldreiche 
und  wichtige  Probleme  der  Gesetzgebung  und  Verwaltnng  einer 
endlichen  Lösung.  Kaum  ein  anderer  dftrfte  allgemein  hieran  als  so 
berufen  anerkannt  werden  wie  Ki.kik!  Hit  der  vollen  Hingabe  an 
diese  epochalen  Arbeiten,  voran  die  Umgestaltung  der  Ehegeeeti- 
;rebuti}r  und  sonstige  rmarbeitnng  des  Bürgerlichen  (lesetzbuches, 
die  Keorganisuti'iti  des  olierstfn  (Gerichtshofes,  Abschatfnng  aller 
Art  irelieinici-  «('uiütikation  der  Kirlitor,  wird  der  neue  T.eiter 
bich  unvd  fi^.nij^liclH  n  Ivulmi  er\\t  »  l)«  ii  und  werden,  da  ja  eine  Wiedei-- 
linliiiig-  einmal  cikaiiutcr  Fehler  auf  diesen  Gebieten  nm  so  weniger 
zu  fürchten  ist,  von  selber  die  büsen  Elemente  au  Boden  verlieren, 
die  in  der  Ära  der  Gelieimerlüsse  und  Gerichtdnspektoren  so  be- 
drohlich empor  wucherten.^) 

Hit  JaliresschluKS  1905,  da  wir  diesen  Bericht  abadiliesseii, 
verlnntet  so  manches  Ober  bevorstehende  Betfttignng  der  Jnstis« 

Den  Nagel  auf  den  Kopf  traf  ein  auch  sonst  ausirezeidmeter 

Riithtw,  da  er  unlängst  sich  Uiiüs.  rte  „Wi  titi  ich  Je  daa  IJn<:lUck  haben 
sollte,  vnT  d'  iii  Krk' uiitiiisiiiiit  in  V.  aiii."'tcl  . /t  r.n  wcnb'ii,  be.gehe  ich 
einen  Mord;  damit  komme  idi  vor  di«  (it^chwurenea  und  werde  frei- 
gesprocben".  Der  Übereifer  hier,  das  Misstrauen  dort  sind  dem  gleichen 
Nährbuden  ministerieller  OberFlirsorge  entwachsen! 
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{Gesetzgebung.  Da  das  Ministerium  Gai  isi  ii  rlas  allgemein««,  irleiche 
und  direkte  Wahlrecht  ernstlich  seinem  Proirramm  vorausj^fstcllt  hat, 
also  gefasst  sein  luuss,  dass  künftige  Ot^st  tziMit würfe  einem  wirklidieu 
Volkshanse  vorgelegt  werden,  mnss  wolil  auch  zuversiclillit  h  erwartet 
werden  können,  dass  diese  Entwftrfe  zumindest  jene  Mängel  abgestreift 
baben  werdeo,  welche  den  Klassen  und  Kuten,  nicht  aber  dem  Geiste 
des  allgemeinen  gleichen  Bechtes  entsprechen. 

Von  Fragen  sweiter  Ordnung  war  es  die  Aosdehnnng  dw 
Sonntagsrahe  auf  die  Anwaltskamdeien,  welche  nns  viel  beschftfUgte. 
Leider  anch  hier  ist  es  das  scheinbar  anregende  nnd  vorwSrts- 
dringende  Jostiministerinm  sdbst,  welches  dnreh  Anfreohthaltnng 
eines  ausgedehnten  Sonntagsdienstes,  Zögeruuir  mit  notwendigen 
anderen  vorbereitenden  Schritten  (Fristcnablauf  ernt  am  Montag, 
Wegfall  von  Terminen  am  Montag  Vormittap:  Sonntagsruhe  für 
Kreditinstitute  und  Agenturen),  die  autonome  Einführung  der  Soiintags- 
nihe  erschwert,  statt  selber  im  Uesetzgebungswetre  die  in  Di  ntsi  iiland 
nun  hdion  im  zweiten  Üezenninm  bewährte  abäoLute  SunutagHruhe 
eiuzanihren. 

Hehr  als  resigniert  lanten  die  letiten  Jahresrfickblidce;  man 
beginnt  anch  mit  dem  Ht^en  an&nhBren. 

Von  d«  reichen  Hoflhnngen  die  an  die  glftnsenden  Namen 
STsmsACH  nnd  Klwu  geknflpft  wnrden,  Ist  bis  dato  so  gnt  wie  gar- 
nichts  eifllUt  worden.  Unser  Oberster  Gerichtshof  ist  das  versanberte 
Schloss  Domröschens:  wer  hin^  gerät  wird  sofort  mit  versanbert 
Und  Dornröschen  selbst,  nnsere  Jnstitia  regnomm  ftindamentum, 
schläft  erst  recht.  Auf  keinem  Gebiete  sind  wir  so  sehr  rttckständig 
wie  in  '1^'r  .Tustizgesetzgebuntr' 

Aber  eben  deshalb  uihl  im  \ertrauen  auf  die  genannten 
Motoren,  deren  Virulenz  in  höchsten,  ma.'isgelieiMlsten  Stellungen  doch 
unmöglich  geringer  sein  kann  al«  auf  deu  früheren  weniger  günstigen 
Nährböden  —  hoffen  wir  doch  angesichts  naheza  negativer  Resul- 
tate der  letnten  Jahre  nm  so  bestUumter  ftr  die  Znknnft. 

Sohlusswort. 

„Ich  wünsche  anch  diesmal,  wie  ich  im  Vorjahre  gewünscht, 

den  inneivn  Frieden  in  meinem  Vaterlande:  aber  ich  miichte  hinzu- 

fögen,  dass  man,  namentlich  im  Auslande,  neue  Ziistäiule  nii  lit  über- 

scbätze.     I>ie  Ciesamtkraft   Österreichs  und  der  Monarchie  wird 
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nicht  von  dem  Streite  zwischen  I>eutMlun  und  Shiveii  W.lingt, 
sondern  hat  ihre  Wurzeln  iu  der  mächtig  aafstrebendeu  Eiitwickelang 
der  ^anz.en  Bevölkerung.  Sie  wäre  ohne  Jenen  Streit  vielleieht  noch 
gewaltiger,  reicht  aber  in  }edem  Falle  ans,  nnserem  Kredit  Anadien, 
nnd  nnserem  Schwerte  Schftrfe  an  verleihen.* 

Dass  diese  Worte  Dr.  t.  K6bbb]I8>)  Wahrheit  sind,  wird»  den 
Kredit  anlangraid,  noch  hente  durch  den  Kurszettel  bekrSfUgt,  ohswar 
tnswischen  die  ^Zustände"  wirklich  arge  geworden  sind,  die  un- 
garische Krise  mehr  an  Schürfe  zogenomnien,  als  die  österreichische 
sich  abgeschwHcht  hm,  und  die  Keichskrise  nnsers  HandeUbesiehnngen 
wie  dip  Einheitlichkeit  der  Armee,  bedroht. 

Noch  ein  anderes  Ministerwort  drängt  sich  da  in  die  Feder, 
drx«--  t'i'i-r  tii  r  ir- wit  irte  Sulzbur<.'er  v.  I.asskr  den  drohenden  Ver- 
tretern mi-tM«  r  kleinen  Viilkersrltatttn  zurief:  ^.Ta,  wo  woUen  s  denn 
hinfallen."  -  -  Die  ruffani  liaUen  wulil  nie  im  Ernste  daran  t-'»"- 
dacht,  zu  den  ihnen  nächst  verwaudleu  Türken  abzufallen;  die 
Slaven  nnd  die  Tschechen,  Polen»  Buthenen  usw.,  weldie  daatala 
mit  den  Uoskovitern  kokettierten,  sind  hente  froh,  wenn  man  sie 
aa  diese  Dummheit  nicht  mehr  erinnert. 

Der  grosse,  mitunter  sehr  tolle  Lirm  In  unseren  vieloi  Parla- 
menten bedroht  deshalb  mehr  den  Fortbestand  der  konkreten  äusseren 
Fassung,  als  den  Fortbestand  der  Monarchie  selbst 

Schon  haben  die  mährischen  Slaven  eingelenkt  nnd  die  Oe- 
lefrenlieit  nicht  verabsSamt,  ein  trntes  politisch'^  lit  -rhflfl  mit  den 
Deutsehen  in  ihrem  Lande  altzusehliessen,  w/ihrend  ihre  Stammes- 
brüder in  Böhmen  noch  imnicr  <\'-n  l  il  in/  -It  r  W<*nzt  Ifi-Krone  prediiren. 
zu  dem  übriK'  iis  nebst  Mahn  ii  mi  l  i  Mcrreich-Schlcsien  anch  ein 
gatei^  Stück  Prensst  ri  und  Sa<  hscn  <rehört. 

So  wi  iii;^^  man  dnrt  sii  h  vor  der  liiickeruberun;,^  fiirclitet,  bo 
wenig  fürchten  wir,  dass  die  Monarchie  das  Schicksal  der  Mauern 
Jerichos  teilen  werde. 

Damit  «ei  die  Schwere  der  Krisis  nicht  weggeleugnet  Wenn 
sie  nicht  mehr  bedeutet  als  eine  jahrelange  Unterbrechung  ge- 
deihlichen Fortschritts  oder  auch  nur  den  Ausfall  normaler  Geseta- 
gebnngsarbeit,  ja,  wenn  diese  dnrch  Notverordnungen  usw.  anch 
vollständig  meritorisch  ersetzt  werden  kCnnte,  so  ist  das  Incrnm 

')  Am»  einer  im  Berliner  liokalansoiger  Teranirialteten  Enquete. 
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ccwani  immer  noeh  koloanl  genug,  und  an  materiellen  Gutem 
allelB  gewiia  nach  himderten  Millionen  in  beiiffern. 

Östenreififa-Üiignni  batte  im  DurchschBitt  der  Jahre  1889  Me 

1893  eine 

Gesamteinfahr  im  Werte  von  .  .  .  .  1134  Millionen  Mark 
die  üesamteinl'ahr  IH^H  betrag   .   .   .   .    12r>3       „  ^ 


Dem   stehen  gegenüber  die  WerUammen  der  Auafuhr  im 
DoTchechnitt 


Die  SteigeroBg  der  Einflilir  lietmg  etwa  8,5%  pro  Jahr, 
jene  der  AniAihr  im  jShrlicfaen  Darduehnitt  2,8  %  Beide  Ziffum 
zeig:en  keinen  wesentlichen  RUckgang  der  früheren  Progression. 

Noch  immer  fißrnriert  unsere  Munarchie  nnt<'r  <!<^ii  wenigen  enro- 
piiisohen  Staaten  mit  iiktiver  Handelsbilanz,  und  dass  dieses  Aktivnm 
nur  noch  90  Millionen  Mark  ge^en  134  im  Jaim^  heträ^t, 
kann  im  Verglcidi  mit  den  analogen  Erscheinangen  anderwärts 
auch  nicht  befremden. 

Aber  aaeb  im  internen  V'erhältuia  der  beiden  Staaten  za* 
etauder  irt  keine  BenBeBawerte  isdenuig  feststellhar,  VBd  wean 
BMB  deB  WieBer  Kanf lentea  gUuihen  darf,  die  In  dieeor  Be- 
siehnBg  eher  peeaifliiatiach  nrteüen,  so  ttset  sieb  eiBe  Aboahme  der 
nagariflchen  Kündschaft  für  nnsere  IndnBtrieerzeagnisee  eben  so 
wenig  foetetellai,  wie  etwa  ein  Sftckgang  uueree  Bedarfes  von 
VBgarischer  Rohproduktion!  Die  nnter  dem  Vorwand  der  Statistik 
geQbte  Plackerei  hat  doch  nnr  den  Detail-  und  Grenzverkehr  be- 
einträchtigt, damit  die  beiderseitigen  Kaufleute  in  den  Grenzorten, 
die  ungarischen  Kunden,  sowie  den  beiderscitifTHn  Zwischenhandel 
geschfuligt,  der  nngariRcheii  Industrie  aber  die  beabsichtigten  Vorteile 
weitaus  nicht  eingebracht. 

Es  läset  sich  daraus  wohl  ein  Scblnss  ziehen,  wie  wenig  die 
inneren  politischen  Ereignisae  das  Wirtschaftliche  berühren,  vielleicht 
anch  die  Vermntnng  rechtfertigen,  dass  Ungarn  von  der  so  stOrmisch 
b^fohrten  wirtsehaftliehen  Trenunng  mehr  Schaden  als  Nntsen  haben 
wird.  Anders  steht  es  fMlieh  am  die  »Sehftrfe  des  Schwertes**. 
Vielleicbt  sind  wirklich  die  nicht  ganz  100  dentechen  Kommando« 


1904 


1889--1893  mit 
1894  mit  .  . 
1904  . 


1334  Millionen  Mark 
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Worte  «n  Bich  nebentSchlich;  dahinter  aber  itecht  die  Entfrendiuiir 

der  beiderseitigen  Wehrkräfte.  Dermalen  ist  die  granze  Armee  dnrch- 
trinkt  TOD  deutschen  Elementen,  bt'sonders  im  Oftizierkorps  and  die 
strammsten  nnprarisclien  Heisssiionie  können  nicht  ernstlich  in  Abrede 
stellt'!!,  ilass  dadurch  eine  hohe  Kultnrniission  unserer  Armee  g-e- 
wühilt  isTtt  wird.  Wie  wenig-  dergleichen  Imponderabilien  durch 
papierene  Ma.ssregeln  sich  ersetzen  lassen,  lehren  die  grauenerregenden 
Vorgänge  im  enr"i)Kis(  hcn  Nordosten. 

Uit  der  Einführung  des  ungarischen  Kommandos  wird  not» 
wendig  eine  Loetrennnng  der  nngarischen  von  der  gemeinsunen  Wehr» 
kraft  verhnnden  sein.  Angenommen  anch  die  Magyaren  würden  weit 
sablreicher  als  bisher  in  den  ans  Ungarn  relcmtierten  HeereskOrpem 
als  OfUsiere  zn  finden  sein,  also  nicht  nnr  Hnsanoi-,  sondeni  anch 
Infsnterie-,  Artillerie-  und  technische  Offiziere  stellen  —  wird  damit 
die  nichtniagyarische  Mehrheit  der  Trnppen  eine  andere,  wird  d.idnrch 
die  deutsche  Kulturarbeit  ersetzt  werden?  —  Dazu  die  Kostenfrage! 
Ungarn  wird  den  M«'lirlietr;»g  weder  aufwenden  wollen  nof  li  können, 
der  ei  foi .irilieln  r  wäiv,  um  das  ungarisi  lie  Knntingent  in  gleicher 
Stlirki-  luid  <^ualitHt  fernerhin  ganz  aus  eigenen  Mitteln  allein  za 
erhalten. 

Max  NonoAU  sehreibt  in  ^r  dylvesterannimer  der  „N.  F.  Presse** : 
,,Die  skandinaTischra  Entwickinngen  sollen  anf  die  ungarische  Un- 
abhängigkeitspartei Eindruck  gemacht,  auf  sie  dne  gewisse  Suggestion 
geübt  haben.  Das  könnte  nur  die  Folge  eines  sehr  irrigen  Analogie- 
adilnsses  sein.  Ein  Vorgang  wie  der  norwegische  kann  sich  nnr 
abspielen,  wo  die  VerMiidung  swiftchen  zwei  Staaten  eine  sehr  lose 
ist,  wo  jed»  !•  ili  r  beiden  Staaten  alle  Organe  zum  stdbständigen 
Leben  in  voller  Ausbildung  besitzt,  w<»  jeder  di<'  geschichtliche  Ge- 
wohnheit der  rnaldiiiiiLnirki  it  hat  und  wo  das  die  Verbindung 
liisende  Vnlk  einheitli.  h  i>t  nii'l  k<  iiierlei  zentrifugale  Tendenzen 
oder  naiiunale  tiegeiisätze  kiiini.  E.s  braucht  nicht  ausgeführt  zn 
werden,  dass  auf  Ungarn  keine  einzige  dieser  Voraussetzungen 
aotriSt"  Das  passt  anch  fttr  Ost-  and  West  der  Monarchie,  ja  fUr 
je  die  grosseren  Länder  der  Monarchie  einzeln  ebenso  genau. 

Bei  allem  Mangel  an  Begeisterung  für  kriegerische  Lasten 
können  die  Qsterreidiischen  VSlker  nicht  ohne  Besorgnis  der  Even» 
tnalitSt  entgegensehen,  dass  die  bisher  für  unsere  Grossmachtstellnng 
gebrachten  Opfer  verloren  seien  ui»l  mit  der  Grossmachtstellnng 
anch  die  kommerzielle  in  Mitleidenschafi  gezogen  werde. 
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.T<><lpnfalls  gehen  wir  folgenschweren  Entscheidungen  entgegen. 
Von  ihrem  Ausfall  hängt  gewis«  nicht  der  Fortbestand  der  Monarchie 
ab;  wie  immer  er  erfolge,  wird  damit  der  Krisis  t'iii  Ziel  gesetzt  nnd 
eine  Epoche  günstigerer  Fortentwicklung  auf  den  neugeschaffenen  oder 
neuerlich  befestigten  Grundlagen  angebrochen  sein ;  es  fragt  sich,  ob 
wir  erreichen,  wae  nnaer  adiOnee  relchee  Vaterland  ans  am  hoffen 
hweehtigt,  oder  abermals  dnrdi  nnaere  innerpolitiaehen  VorhältniSHe 
ans  gelienimt,  statt  gdSrdert  fVlilen  werden. 

Der  Frage  der  wirtwhaftliehen  Trennung  ist  bereits  jtriyodi- 
xiert^)  Indem  die  Österreichische  Eegiemng  anf  Omnd  der 
michtigongsgesetze  die  neuen  Handelsverträge  vereinbart  und  das 
ungarische  Ministerium  dawider  zu  remonstrieren  nicht  in  der  Lage 
war,  ist  für  den  Zeitraum  bis  1H17  auch  der  Fortbestand  der 
österreioli-nngarij^rhen  Zollunion  tatsächlich  gesichert» 

Die  ungari.sciie  Koalition  konnte  über  diesen  Kausalnexus 
ebensowenig  im  Zweifel  sein,  wie  Ulier  die  L'naufsthiebbarki  it  der 
Neuregelung  der  handelspolitischen  Bezieliungen  mit  unseren  Nachbar* 
Btaalen.  Sie  hat  also  wohl  den  Fortbestand  der  TSoUvoxm  für  weitere 
10  Jahre  selbst  gewSnseht  nnd  nor  nicht  den  Mnt  geftinden,  ihrer 
WShlerschalb  dies  elnznbekennen. 

Der  Konflikt  swischen  dem  König  von  Ungarn  nnd  dem 
nngarischen  Beiclutage  ist  damit  wenigstens  sachlich  enger  be- 
grenat  nnd  die  Hofltanng  nfther  getreten,  dass  dne  Entscheidung 
ehestens  erfolge. 

Vielleicht  ist  diese  schon  gefallen,  wenn  gegenwärtige  Zeilen 
die  Drnckerpresse  verkusen  —  möge  sie  eine  glückliche  sein! 


Anhang:  Reichslande. 

Die  QeMtigeliiug  Bosniens  und  der  Henegowina.^ 
A.  IBwMtenda  Oi>enloht  den  geltaiiden  Beehtes. 

Der  Berliner  Vertrag  (1878)  bestimmt  im  Art  25:  Die  Oster» 
reichiach-nngarisclie  Monarchie  werde  die  tttrkischoi  Provinzen 

*)  Siehe  hierttber  snoh  den  Anftats  „Der  Beditabestuid  der  wirt- 
schaftlichen Gemeinsamkeit  der  Uooarchie"  in  No.  1  nnd  2  der  n^ete^ 
reiehischen  Zeitschrift  f.  Vcrwaltuutr",  Wien  1906. 
Bearbeitet  Ton  Dr.  Wakjkk,  Wien. 
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Bosniens  und  Horzeurnwina  b<'s<'tz»Mi  uii<l  verwalten.  Osteneich- 
Ungarn  hat  diesen  Auttiiig  angenommen  und  unter  schwierigen 
VerhSltnjMen  darchg«flthrt.  Seither  wurde  «in  liclwres  Becht  ge> 
scbaffen,  die  neu  organisierten  Behörden  Iben  ihre  Pflicht  strenge 
ans,  die  Schalen  wurden  reformiert,  für  die  Hebung  der  Volka- 
wirtsehaft  ist  viel  geschehen,  nnd  so  sehen  wir  die  okknpierten  Ge- 
biete in  allen  knltnrellen.Bexiehnngen  deh  heben  und  in  den  neven 
segenbringenden  Bahnen  stetig  fortschreiten. 

In  der  Konvention,  die  (Wrreich-Üngam  mit  der  Tttrkd 

1879  geschlossen  hattp,  wurde  eine  Kinignng  in  Einzellipiton  der 
Verwaltung  eraielt.  Die  wichtigeren,  nicht  blos  transitorischen  Ver- 
tragshestininningen  siml:  Die  Fn  ili»  it  nnd  die  äussere  Anatihnng 
der  in  den  okknpiert^Mi  (ieliirte  brstt  lienden  Knlte  werden  gewähr- 
leistet. l)ie  Einnahmen  dieser  (iehiete  werden  aiissrhliesslich  fiir 
die  Bedürtm.s.-5e  dieser  Länder  verwendet.  Die  otioniaaischeu  Münzen 
werden  daselbst  frd  verkehren.  Das  Sandadiak  Novibanr  wird 
lediglich  dnreh  Osterr.-nngar.  Truppen  besetzt,  die  Verwaltung  bleibt 
bei  der  türkischen  Regierung. 

In  dem  «ieterr.  Gesetze  vom  22.  Februar  1880  (B.-G.-R  18) 
wird  bestimmt,  dass  das  österr.  Uinisterinm  (sowie  das  ungar. 
Ministerium)  enuAchtigt  wird,  auf  die  durch  das  gemeinsame 
Ministerium  zu  leitende  Verwaltung  Bosjiiens  nnd  der  Herzegowina 
im  Geiste  der  für  die  gemt  insamen  Antrelet^enheiten  der  Monarchie 
bestehenden  (iesetze  Eiutluss  zu  nt  liuieii:  dass  insbesondere  die  Fest- 
stellnng  der  Prinzijiien  die'^er  \">r\valtuni;  im  Einvernehmen  mit 
den  Regierungen  der  beiden  iVilf  der  «isteir.-iinirar  Mimarclue  zu 
erl'olgen  habe;  dass  die  Kosten  der  Verwaltung  der  ulikupierteii 
Gebiete  durch  die  eigenen  Einkünfte  gedeckt  werden;  dass,  wenn 
die  Verwaltung  für  bleibende  Institutionen  (Eisenbahnen,  Offentliehe 
Bauten)  finanzielle  Leistungen  der  Monarchie  in  Anspruch  nimmt, 
solche  Leistungen  nur  auf  Grund  von  in  beiden  Teilen  der  Monarchie 
Übereinstimmend  votierten  Gesetzen  gewährt  werden. 

T.  Organisation  und  KomjM'tenz  der  Fiehürden. 
iii  Dir  (iiMiste  Zeiirralleituii^  in  Wien.    Die  oberste 
Leitung   der   \  erwaltniitr   in   ib  n   okkupierten   (iebieten   ist  dem 
ösleri.-ung.  Keidis-Finanzminister   iibeii  ragten.     Er  steht   an  der 
Spitze  des  gemeinsamen  Ministerinms  für  Bosnien  und  Herzegowina. 
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In  diesem  Minist*M'ium  sind  teils  für  dasselhe  selbständig  ernannte 
Beamte,  wenn  auch  aus  dem  Reichs-1- iiiMtiziuinistcrinni,  ans  bos- 
niscUen  Ämtern  und  anderer  Behörden  entiuuuniene  limvuite  bestellt. 

b)  Die  Landesregierung  für  Bosnien  und  Herzegowina 
in  Sarajevo.  Die  Leitung-  der  Verwaltung  itebt  dem  Ärmeeltoriie- 
kommandanten  and  dem  Ziviladlatns  so. 

c)  Die  EreisbehOrden:  politiflcbe  Behörden  für  6  Erdse^ 
sogleich  StenerbehArden  in  den  Stidten  Sarajevo,  Ba^Jaloka»  Bibac, 
Travnik,  Dolnya-Tazla,  Uofttar.  Ihnen  anterstellt  sind: 

d)  Die  Bezirksämter.  Sie  sind  {gleichfalls  politische  Be- 
hörden und  Steuerbehörden,  zugleich  Cierichte  erster  Instanz.  Ausser 
diesen  Behörden:  Ein  Sanitj'itsrat,  Finanzinspekt<»rt*Ti,  Foi-stümter, 
eine  Berghauptiuannsrhaft  iu  Sarejevo,  die  Direktiuii  der  bosnischen 
Staarsbahntn  iu  Sarejevn,  das  Landesmuseuui,  die  Landes -Wakuf- 
Kommissiuu  daselbst,  Bezirks -Wakuf- Kommission  uuler  dem  Vorsitze 
des  Schiedsrichter!  des  Bexfarkea. 

Das  gemeinsame  Ministerium  fftr  Bosnien  and  Herze- 
gowina übt  die  oberste  Verwaltung  der  Okkupationsgebiete  aus  in 
Amtlichen  Zweigen  der  politisehen,  ilnanziellen  und  jndiziellen 
Administration,  sie  bat  die  Leitung  des  Eultns  und  ünterricbtes, 
der  Bau-  nnd  Eisenlmhnangelegenh^ten,  der  Ifontanangdegenheiten. 
Die  Mllitarangelegenheiten,  das  Post-  and  Telegraphenwesen  uebst 
der  Militärbahn  Baoüalnka-Doberlin  gehdren  in  die  Kompetenz  des 
Äterr.-nng.  Kriegsniinist^rinms. 

Die  Landesverwaltuiifr  war  nach  der  <  )kkupation  eine  f;ust 
atissehlipsslich  militiirische  und  ist  es  im  Wi  st  ii  iidi  h  gegenwürl  i{r. 
Der  Chef  der  Landesregierung  ist  der  Kurpskommandant,  demselben 
ist  jedoch  seit  1882  ein  Ziviladlatus  beigegeben.  Die  Kreisbehörden 
mit  dem  Ereisvorsteher  an  der  Spitze  sind  dielttvisionskommandantMi, 
die  Bezirksvorsteher  den  Statlonskommandanten  unterstellt,  doch 
erhielten  diese  Vorsteher  im  Lanfe  der  Zeit  eine  etwas  grüssere 
SellMtfindigkmt 

Im  Jahre  1882  wurde  der  Wirkungskreis  der  Ereisbehörden 
nnd  Bezirkslimter  neu  geregelt.  Die  Kreisbehörden  liabcn  die 
Kompetenz  in  administrativen  und  in  fiuanzielleu  Angelegenheiten, 
sie  sind  teils  erste  Instanz,  teils  zweite  Instanz,  auch  haben  ^-ie 
Aafsirht  iih'M-  die  ihnen  unterstellteu  Bezirksämter.  Diese  letzteren 
sind    koutpeteut   in  administrativen,  finanziellen    nnd  judiziellen 
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Antrele{rfiilieiteii.  Sie  mitersr»-lien  als  politisili»'  luid  als  Finanz- 
beliürde  den  Kreisvorsteliern ,  dagegen  als  üehclite  den  Kreis- 
gerichteii. 

Bt'Z i  r k sc  X  jMi s  i  t  u  i  f  11  v<>llzi»*h«'ii  p'richtlirhe  Re(|uisitii>nen 
nnd  sind  mir  in  einzflnen  udinini.strativeu  Angelegeuheil«n  als  erste 
Instanz  tätig. 

Die  Gemeinden  haben  teils  die  Organisation,  wie  anter  der 
direkten  tflrldscben  Herrschaft,  teils  sind  sie  seit  1882  nen  oi^anisiert. 
(Sarajevo  hat  eigenes  Gemeindestatnt,  Hostar  gleichfiüls).  An  die 
Errichtung  von  Katastralgemeinden  scUiesst  rieh  die  Anlage  der 
Grnndbflcher  an. 

Den  Kirchengemeinden  liegt  die  Besorgung  Ihrer  eigenen 
Angelegonhf'iton  mid  die  Obsfirge  tther  die  konfl'^si(lnelll^n  Schalen  ob. 
Uohammudanisclie  Vakafstiftnngen  sorgen  für  die  Moscheen. 

Itechtsstollnnfr  der  prierliisch-orientalischen  Kirche. 
Vif  .Mptropolitcii  in  Saiajcvo.  Mostar  mid  Iiolnya-Tuzla  stehen  formell 
unter  dem  l'atriairlit  n  von  Ki)ii>tantin<>]i(>l.  Im  Jahre  isso  wurde 
eine  Vereinharnns'  dt  r  <".sterr»  ii  li-unL'arisrhen  Hefriernnir  mit  di»  sein 
Patriarchen  L'eschlu^scn.  In  dieser  wurden  die  trciiaimicn  drei 
Metroijuliten  vom  Patriarchen  fast  iiuabhiing-is  erklärt.  Die  Ernennimg 
derselben,  ebenso  die  Absetznng  erfolgt  vom  Monarehen,  jedoefa  unter 
Intervention  des  Patriarchen.  Dem  Metropoliten  von  Saragevo  ist  ein 
Konsistorinm  beigegeben. 

Forstwesen.  Die  Verwaltung  der  Landesforste  ist  in  die 
Kompetenz  der  politischen  Beh^irden  gestellt  Für  die  Einwohner 
bestehen  an  diesen  Forsten  mehrfache  Servitutsreehte. 

Sanitatswesen.  Öffentliche  Ärzte  sind  die  Kreisärzte,  die 
Spitalsiirzte  n.  a.  Seit  18%  besteht  ein  Landessanitätsrat  (siehe 
unter  Verordnung  der  Landesregierung  vom  17.  März  1902). 

Montanwesen.  Eine  Berghauptmannschaft  m  Sarajevo,  eine 

Salinenverualtnii^^.  Hergverwaltunpren  bei  den  ärarischen  Bergwerken. 
Sie  unterstellen  in  fachlichen  Angelegenheiten  direkt  dem  gemein* 
Sameii  ^finisferinm. 

ZolliiniuD.  Itosnion  und  Herzegowina  sind  am  1.  .Tannar  181^0 
in  das  listerr.-nnjrar.  Zidltrchict  eiiihczotren  worden.  r>ie'«cn>cn  »»rhalten 
ans  dem  gemeiu;^amen  Ztdlerträ^nisse  tiOOUOO  (iulden  im  Gold 
jährlich. 
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IL  Oriranitation  der  GerichtabehQrden  iüBbesondere. 

Die  Bezirksämter  als  Gerichte.  Sie  sind  Einselgerichte 
erster  Instanz  in  Zivil-  und  Strafsachen;  in  Zivilsachen,  wenn  der 
Wert  des  Streitgreffenstandes  Ober  100  K.  bis  einschliesslich  (»00  K. 
beträft,  ferner  in  I^esitzstonmgcii,  in  einzelnen  llit  t-  und  Pachtanpe- 
legenheittn ;  in  Strafsachen  jndizit-ren  sie  über  alli'  Nergehen,  die 
nicht  ansdriii:klich  den  Kreisgericlitcn  zutjewiest-u  sind. 

Scbüffengerichte  in  Bagatellsachen,  Kumpctcnz  bis 
eittteUiefdUeh  100  E. 

Kreisger iehte  (in  den  6  Kreisstädten)  sind  reine  Geridite, 
GeriehtsbSfe,  die  teils  in  swdter  bstans  fiber  Bechtsmittel  gegen 
die  Entsdieidnngen  der  BesirksSmter  nls  Gerichte,  teils  in  erster 
Instanz  in  nllen  Bechtssachenf  die  nicht  vor  das  Besirksgericht  nnd 
nicht  vor  das  Schöffengericht  in  Pa^rati  llsachen  gehören,  entscheiden; 
in  Strafsachen  urteilen  sie  über  ^'er brechen  and  bestimmte  Vergehen, 
sie  entscheidon  ferner  über  Rechtsmittel  gegen  Erkenntnisse  der 
Bezirksämter  als  Uerichte. 

In  Bergrechtssaclien  entscheidet  in  erster  Instanz  die  Berg- 
hanptmannschaft  in  Sarajevo. 

Das  Obergericht  in  Sart^evo  entscheidet  als  Gerichtshof 
'n  letKter  bstans. 

Die  Uilitärgeriehte  sind  kompetent  in  bestimmten  Straf- 
sachen (Verbrechen  gegen  die  Kri^i^smacht,  Hoehverrat,  Mord,  Kanb) 
anch  über  Zivilpenonoi  na  urteilen. 

Die  nicht  mohammedanischen  Religionsgesellschaften 
sind  kompetent  in  Eheprozessen  ihrer  Glaubensgenossen  zn  sprechen. 

Scher iatsgerichte.  Dem  Scheriatsrichter  kommt  die  Gerichts- 
barkeit in  Ehe-,  Familien-  und  Erbrechtsangelcgenbcitcn  der 
Mohaninu'ilaner  ZQ.  Obere  Instanz  hierfür  ist  das  ächeriats- 
oberger  icht. 

Gerichtliches  Verfahren  in  Zi vilrechtssacheu.  Prin- 
zipien: Mündlichkeit  nnd  Unmittelbarkeit,  ÖffentUdikeit,  freie  Beweis- 
wflrdigmig.  Das  gerichtliche  Verfahren  wird  durch  eine  mflndliche 
oder  schriftliche  Klage  eingeleitet.  Ein  vorbereitendes  Ver&hren 
dnrdi  Schrülsätse  findet  in  der  Begel  nicht  statt;  doch  kann  das 
Gerieht  ein  eolehes  für  besonders  nmfiuigreiche  Rechtssachen  anordnen. 
Die  mfindliche  Verhandlung  beginnt  nnt  dem  Vorbringen  des  Klage- 
begehena.   Sodann  wird  der  Beklagte  gehOrt  nnd  hat  seinerseits  ein 
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Begehren  zu  stdleu.  Daran  8chlie»sen  sich  das  weitere  Vorbringen 
der  Parteien  und  die  Ütweisatibit'tungen,  soweit  diese  notwendie: 
ersvlieiiifii  Als  I?*\v<isiiiin.'l  werden  zugrelassen:  üflentliche  und 
PrivuTurkmidfii,  Zt'iiiriii;iii^sai.^eii,  l^efnnd  und  (intarliten  der  Sach- 
verständigen, Wriitiiiiiuiifjr  ilt  1  l'artfien  als  Zeugtn.  Pruzesshindernde 
Einreden  sind  in  der  Hegel  vor  der  meritoriscben  Verhandlung 
geltend  m  machen.  Hierüber  kann  doe  bcRondm  V«rhandling 
angeordnet  werden.  Das  Urteil  kann  nnr  von  den  Bichtem  gesprochen 
werdra,  welche  hei  der  Verhandlnng  gegenwSrtig  waren.  Der 
Instannennng  geht  infolge  Bernftmg  gegen  Urteile,  Beknrse  gegen 
Bescheide  von  den  Bezirksgerichten  an  die  Kreisgerirhte,  von  den 
Rreisprerieliten,  wenn  sie  als  erste  Instanz  entschieden  haben,  an  das 
Obertferielit.  Die  Parteien  können  im  Bernfungsverfahren  aneh  neue 
Tat'-arlien  vorbringen  und  lieweisniittel  anbieten,  aber  eine  Klage- 
iiinl«  riiiiir  ist  nirbt  zulii-shi-.  Das  aiiii'  tocbteiie  L'rteil  w  ird  vom 
lierutuii;4>gericht  entweder  bestätigt  oder  abgeändert  oiler  wegen 
Nichtigkeitbgrundes  autgehoben,  (iegen  Erkenntnisäe  der  zweiten 
Instanz  ist  ein  weiterer  Rechtszug  ausgeschlossen.  Dennoch  kann 
ein  rechtskrftfliges  Urteil  hi  taxatlv  anfgezfthlt«a  FJlllen  mittelBt  der 
Wiederanfhahmeklage  angefochten  werden. 

Ornndbnchrecht.  Grnndbnchsgesets  vom  Jahre  1884. 
Prinzipien  (Publizität»  Rangordnung,  Spenalität)  nnd  Seohtsvor- 
schriften  sind  ähnlich  den  diesbezüglichen  Osterreichischen  gesetz- 
lichen Pestinimnngen.  (Trmidbiichsäniter  sind  die  Bezirksämter  als 
Gerielite.  Nur  das  Kisen)>ahiibueh  und  das  Bergbnch  werden  vom 
Kl'eisgeriehte  in  Sarajevo  gefübrf. 

Verfalii  eu  bei  Verlassensr  lial'i  salihaiidlium-<'n.  Ver- 
ordnung viiin  Jabre  ISs."».  KüHi[teteiit  ist  das  Bezirksamt  als  (»ericht, 
In  de.S!?eu  Bezirke  der  Erblasser  domizilierte.  Aualoge  Auweuduug  des 
Österreichischen  kaiserl.  Patentes  vom  9.  August  1854  (R.-0.-B.  208), 
findet  statt.  Handelt  es  sich  um  den  Nachlass  eines  Mohammedaners» 
so  ist  das  Verfahren  von  den  Scheriatgeriditen  nach  Seheriat- 
bestimmungen  anszafnhren.  Rechtszug  an  das  Obergericht»  bezw. 
an  das  Oberscheriatgericht. 

In  A  iiirelegenlieiten  der  Minderjährigen  und  Ku- 
randen sind  gleiclitalls  <lie  Bezirksämter  als  (lerirlite  kompetent; 
das  \'errabren  uaeh  Analogie  der  österreicbischen  tiesetze.  Für 
Mohammedaner  ist  die  Kompetenz  iu  reiu  persönlichen  Angelegen- 
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heiten  bei  den  Scheriatgerichteii,  dag^;eii  in  Vemögensangelegeii- 
heit^n  bei  den  liezirksämtern. 

Zeuernissp  nber  die  in  Ii4»8nien  mul  llerzep^owina  {reitenden 
Gesetze  wf-rdtMi  von dtT T.andesregiernng  ert«^ilt.  Für  Legalisi r u ii {rcn 
und  Vidiniirungeu  gilt  das  österreichische  kaiserl.  Patent  vuiu 
9.  AtH^ut  (B.-G.-B.  208).  Für  Übersetzungen  von  Urkunden 
•iiid  bd  den  Kreisgerichten  beeidete  Dolmetoche  beeteilt.  Wechsel- 
proteete  worden  von  den  Besirkslmteni  erhobt. 

HandeUrecbt.  Das  Handelageeeta  von  1883  Ist  mit  einigen 
AbindenuBgen  dem  nngarisehen  Handel^reeetxe  nachgebildet  Die 
Handelsregister  werden  vom  Kreisgericbte  gefniut.  Eigene  Handels* 
geridite  sind  nicht  aufgestellt.  Ein  besonderes  Verfiibren  in 
Handelssachen  besteht  nicht. 

Konkn rsrecht.  Knnknrsnrdnnnitr  vom  Jahre  l>^'^'.t.  iHr 
Konkurs  wird  nnr  tiber  das  N't  rninp^n  einos  Kanfmannes  oder  einer 
}laniltl<LreN,iiHriiat't,  deren  Firmen  im  Hamielsregister  protokolliert 
sind,  eri'ttnet.  Ein  Zwangsansgleich  nut  Majorisierung  der  GlSnbiger- 
niinoriUit  ist  unzulässig.  Im  übrigen  sind  die  diesbezüglichen 
Normen  teils  der  Osterreichischen,  teils  der  ungarischen  Konkurs- 
»rdmtng  entnommen.  Ein  Qesetn  snr  Anfechtung  flrandnloser  Hand- 
langen des  Qem^scholdners  «ithilt  analoge  Bestimmungen  mit 
dem  Merr.  sogen.  Anlbchtungsgesetse  vom  Jahre  1888. 

Materielles  Strafreeht  Das  Strafgesetz  vom  Jahre  1879 
entält  im  wesentlichen  die  -  gesetzlichen  \'or<:rlllitlen  des  Öster- 
reichischen MilitilrstrafgeRetzes  vom  Jahre  185r>. 

Formelles  Strafreclit.  Die  «resetzliehen  T5estimnnin(ren 
der  Strafprozessordnnnj?  sind  priisstenteils  der  listerr.  Stnit'prozf!*>- 
ordnnng  vom  Jahre  I.S73  enth'hnt.  Dif  I'rinzipifn  sind  in  beiden 
die  gleichen:  Das  Anklageprinzip,  das  Prinzip  der  Mündlichkeit  und 
der  hiermit  zasammenhängenden  Unmittelbarkeit,  das  Prinzip  der 
Öffentlichkeit  und  der  freien  Beweiswflrdignng.  Gegen  die  Schuld- 
f!rage  ist  nnr  in  dem  einen  Falle  ein  Bechtsmittel  zulassig,  wenn 
das  Urteil  vom  Beairksamte  als  Geridit  gesprochen  wurde.  Zur 
Hanptverhandlnng  werden  zwei  inlSndisehe  Bürger  oder  zwei  Oster- 
reichische oder  nngarisehe  Staat.sangehringe,  die  ihr  dauerndes  Domizil 
In  Bosnien  oder  Herzegowina  liaben,  beigezo^j^en.  Vt-rti  idiirer  werden 
dem  Richterstande  entnommen.  Obligatorisch  ist  die  Vcvt^  idi-j-iiny: 
nnr  vor  den  (ierichtshüi'en,  insbesondere  vor  deu  {Standgerichte; 
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sonst  lakultativ.  l^f-r»'!!  dan  Urt»Ml  ist  die  lierufujlg  zulässig,  All- 
lueldunj^  luul  Aufitühi  iiiiii^  der  Beruluagsgründe. 

Kuudmachung  der  Gesetze  and  Verordnungen.  Hierftir 
besteht  das  Oesetz-  und  Verordnungsblatt  Ar  Bosnien  und 
Herzegowina.  Die  Form  der  Knndmachong:  Verordnung  der  Landes- 
regiemng  fflr  Bosnien  und  die  Herzegowina  erlassen  mit  Genehmi- 
gong  des  k.  n.  k.  gemeinsamen  Ministerinms  —  oder:  In  Ansfllhmng 
der  allerliörhi^ten  Kntsi  hlii  ssung  gcnohmi^^t  das  k.  u.  k.  gemeinsame 
Ministeriom  f.  H.  u.  H.  —  (hUi-:  Zufolp-  Erlasses  des  k.  u.  k.  ge- 
meinsamen Ministeriums  f.  \i.  u.  H.  und  im  Einvemchnmnp:  mit  dem 
k.  k.  u.  k.  unt;:irisclien  Ministerium  wird  erklürt  —  oder  Ver- 
üffentlicliunjr  eines  (ieset/.es.  .ledern  .lalir^Mnpe  des  (iesetz-  und 
Verordnungsblattes  ist  beip'freben  ein  K'i  pertorium,  enthaltend  die 
Normen  der  politisohen  Verwaltung,  der  Finauzverwaltung,  der 
Jostizverwaltang  nnd  der  Baoverwaltnng,  entsprechend  den  4  Ab- 
teilangen der  Landefiregierang  f.  B.  a.  H. 

B.  Gesetze  und  Verordnungen  der  Jahre  1902  bis  einsohL  1904. 
(lubait  di'  sei  Noiiii'  ii  na<  li  der  oliii'cn  Vierteilung.) 
1.  l'olit  isclie  Verwaltung^. 

Wir  linden  in  dieser  Abteilunir  zahlreiche  Zirkularerhi.sse  der 
Laude.sregieruug  f.  H.  u.  H.  von  blos  lokalem  Interesse,  so  Ab-  nnd 
Znschreibang  vou  Katastralgemeinden,  Taxvorschriftra,  Verbote  des 
Havsierhandels  verschiedenen  Bezirken,  SjstemiBierang  Ton  Be- 
zirksexpositnren,  Stataten  fQr  verschied«ie  Institute,  Fensionsvor- 
schrilten  für  Lehrer  an  Normalschnlen  n.  a.  Rechtsnormen  von 
grüeserer  allgemeiner  Bedeutung^ 

Aus  dem  Jalire  l'.toj:  I»ie  ^■erordnunf?  der  L.-K.  vom 
17.  5Iärz  l;t<>J  (7..  :^7o»i;')  enthaltend  da.«  Statut  des  bosniM-li-herze- 
f^uwiiiisi  lien  1.  an  ilessmi  i  r  .'i  t  s  rn  t  es.  irenelnniert  mit  Erlass  des 
k.  u.  k.  ;renieiii-anu  n  ilinish  i  iuiiis  vum  27.  l'"ebr.  Il"*l2  (Z.  257S). 
\\irkunt;>lvrei> :  Kr  ist  in  allen  wiehtifren  Sanität.sanpelep'nluilen 
zn  hören;  er  hat  einsi  hlägige  Instruktionen  oder  Reglements-Ent- 
wttrfe  (für  Spitäler,  Apotheken  nsw.)  zn  verfassen  oder  zn  begnt- 
achten;  er  erteilt  Gutachten  Ober  die  fachliche  Eignung  der  Kandi- 
daten zur  Bestellang  als  Ärzte,  hat  Antrftge  anf  Verbessernng 
sanitärer  Verhältnisse  zn  stellen  n.  a.  m. 

Die  Verordnung  der  L.-R.  vom  5.  Juni  1902  (Z.  880085), 
genehmigt  mit  Erlass  des  k.  u.  k.  gemeinsamen  liinisterinms  vom 
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14.  November  1900  (Z.  12l»J(1).  womit  das  Statut  des  Unter- 
stnizungsfonds  in  Sarajevo  für  Handel  und  Gfworbe  kund- 
g:euiacht  wird.  Wesentlicher  Iiilialt:  l)ie  Keg^iernng  frründet  für 
die  Stadt  Sarajevo  t'iiitMi  Unit  i siüi/.un^sfonij  für  Handel  nnd  Cie- 
werbe.  Dietier  hat  den  Zweck,  die  \'t  rliältnisse  der  Handels-  nnd 
0«werbetreibendeii  in  Sarajevo  in  materieller  Beziehung  zu  ver- 
benern,  indem  er  ihnen  m  ihrem  GeschSflebetriebe  nach  UasBgabe 
ihrer  Kreditwtlrdifrkeit  Gelddarlehen  sn  mftasiger  Verzinningr  und 
entapreebendoi  Rftcluahlangsbedingniesen  gewfibrt,  ^leiehzeitig  es 
ihnen  ennSgUcht,  dnrch  Rinaahlnny  von  Fondeanteilen  ein  Zinsen- 
tragendes  Ersparnis  zu  erlangen. 

Die  Verordnung  der  L.-B.  vom  3.  Septbr.  1903  (Z.  lir>023), 
genehmigt  vom  k.  u.  k.  gemeinsamen  Ministerium  am  5.  Juli  1902 
(Z.         für  mit  welcliei-  .Ins  Xu rm a  1  nt ;i t ii t  für  Betriebs- 

krankenkassen b'  i  gewerblii  hen  l  uri  i  iH  lnnungen  in  B.  n.  H. 
kundgemacht  wird,  i »ieses  NormalstAtnt  enthalt  Bestimmungen  über 
Namen,  l'mfaug  nnd  Standort  der  Kass«,  Mitglied-schatt,  Höh«  der 
Betträge  (2  Heller  von  einer  Krone  Lohn),  Art  nnd  Unü'ang  der 
Unterstütsnng  (sowie  flrstliclie  Behandlung  nnd  die  nötigen  Hdl- 
mittel);  für  den  Fall,  dass  die  Krankheit  Unger  als  3  Tage  dauert 
nnd  der  Kranke  erwerbsanfthig  ist,  vom  Tage  der  Erkrankung  für 
jeden  Ti^  9iA  Krankengeld  von  (S0%  des  znletift  bezogeam  wirk- 
lichen Taglohnes:  die  Beerdigungskosten  werden  geleistet  in  der 
Hübe  des  20fachen  Lohnbetrages.  An  Stelle  der  ünterstütznngen 
liann  freie  Kur  nnd  \'erpflegang  im  Krankenhaase  auf  die  Dauer 
von  4  "Wochen  eintreten. 

A  n  s  tl  e ni  J a h  re  1  9(i :3.  I )ie  Verordnung  der  Landes-Kegierung 
vom  14.  April  liW-i  (Z.  3i»0lS),  genehmigt  vom  k.  u.  k.  gemeinsamen 
Ministerium  am  27.  Uärz  1903  (Z.  1738),  betreffend  die  Schutz- 
impfung gegen  Blattern.  Zum  Schutze  gegen  Blattern  hab«i  all- 
jährlich in  Santjevo  nnd  in  sämtlichen  Bezirken  OfTentliehe  Impftingen 
stattzufinden,  insbeeondere  bei  Sehnlklndem  eine  Wiederimpfung 
nach  10  Jahren.  Bei  Blattemgefidir  haben  NotimpAingen  statt- 
sollnden.   Eine  Impfling  mit  Zwang  vorzunehmen  ist  nicht  gestattet 

Ans  dem  Jahre  1904.  Die  Verordnung  der  Landes-Begierung 
vom  28.  Aug.  1904  (Z.  182908  für  1903),  genehmigt  vom  k.  u.  k.  ge- 
meinsamen Ministerium  unterm  3.  Nnvbr.  10():>  (Z.  12öl0),  mit  welcher 
gewerbliche   lud  sicherheitspoluseiliche  Be»timmangen  Uber  den 
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Verkehr  mit  Mineralulen  erlassen  werden,  samt  Anhaiitr.  )>eU:  die 
Anwf'isiiTiL'^  für  rntmsnrlmnp:  des  Petrolenms  auf  seine  Entflamm- 
barkt-it  iiiititls  <lts  lie^lanl»ip:ten  l'ri»l»t'iis.  Daselbst  wird  bestimmt: 
Es  wenlen  die  Mineralöle  in  zwei  Klassen  eingeteilt.  In  die  erste 
Klasse  gehören  diejenigen  Mineralöle,  welche  bei  einem  Baromeler- 
Btande  v<m  760  Mm.  schon  bei  einer  Erwtrmnng  «if  weniger  als 
20  Celans  entflammbare  Dämpfe  erzeugen  und  anmenden.  Alle 
übrigen  gehdren  in  die  sweite  Klame.  Anf  WneralOle  der  ersten 
Klasse  ist  bei  der  Verpackung,  beim  Transporte  nnd  bdm  Ver* 
sctiliessen  besondere  Vorsicht  zn  verwenden.  *  Fflr  die  HineralSle 
zweiter  Klasse  sind  die  Bestimmnn:  >  leg  internationalen  Fraeht» 
Verkehres  (Herner  Konvention)  massiichend. 

Vt  rurdiinii^  der  Landes-KeLn^  rnii^-  vom  2<).  Aiip.  1004  (Z.  lOG»)), 
fr<-iii'lmiif2:t  vom  k.  u.  k.  jremeinsaiiit  n  Mini-it<  riiiiii  am  12.  An^^.  l!«»! 
(Z.  betr.  die  Lehrbefiif^nis  an  koiiltssiMiiellt'ii  und  i>rivatrn 

Lehranstalten.  Die  daselbst  bestellten  Lehrer  bedürfen  znr  Aus- 
übung des  Lehramtes  der  Genehmigang  der  Landesregierung  mittels 
eines  Zertifikates. 

Gesetz,  betr.  die  Bestrafting  der  Nichtbefolgnng  eines 
inländischen  Einberufungsbefehles  und  der  Verleitung  hier- 
zu, genehmigt  mit  Allerbdchster  Entschliessnng  vom  28.  Novbr.  1904. 

Inhalt:  Eines  Verbr»  in  ii^  macht  sich  scbnldip.  wi  r  dm i  !i  den 
SoMateneid  verpflichtet,  dem  Militäivinberufnngsbefehle  nicht  Fulge 
leistet,  wenn  das  Versäuiiiei^  -rlmldbar  ist  nnd  über  14  Taeo 
dauert,  VMniii>L^e«;etzf ,  d;i~<  li'  i  Kinliei  nfunL'sbefehl  zur  Ablei>tnng 
des  l'rasrii/.iiieii>tes  \<ini  /usiiimii^^en  Konmiiunlo  erlassen  wurde, 
oder  wenn  die  Einbeniiun;:  der  Kes-ierve  zur  aktiven  Dienstleistung  auf 
Befehl  .Seiner  Mi^estät  erfolgte,  oder  wenn  der  Einbemfangsbefehl 
im  Hobilisiernngsfalle  an  einen  OfBzier  des  Buliestandes  oder  im 
Verhältnisse  „ausser  Dienst"  erfolgte.  —  In  weniger  gravierenden 
Füllen  Hegt  ein  Hilitftrvergehen  vor.  —  Wer  zu  einem  im  Gesetze 
bezeichneten  Verbrechen  oder  Vei^ben  verleitet,  begeht  je  nach 
seiner  Eitrenschaft  unil  der  Haiidlunir.  zu  welcher  er  verleitet  wurde, 
ein  Verbreehen  (.dei  ein  \  ergelien.  Das  strafgerichtiiche  Verfiüiren 
findet  vor  den  Militärgerichten  statt 

n.  Finanz  Verwaltung. 
Ausserden  sieb  monatlich  wiederholende  Verordnungen,  welches 
Aufgeld  bei  Zahlung  der  Zölle  im  Silber  anstatt  im  Gold  besteht, 
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sind  auf  diiseni  Verwaltungsgebiete  mehrfacho  Wror  !iniiiL^>  n  nnter- 
geordiir-Tfr  Bedeutung,  so  Über  Auslamlszeufren,  über  »leii  Bierwttrz- 
KoutruUmessappariit.  das  Vormerkverfahren  zu  ausländischen  Aus- 
stellunj2:eii.  Koinpeteiiziiiidenins:  einzelner  Zollämter,  Ilaufäzinssfetier- 
belreiuiiffeii,  Aufhebung  der  i)ieu.stlvautiou,  temporäre  Ausfuhr- 
verbote tt.  a.  erlassen. 

Bechtsnormen  allgemeiner  Bedentnngr  ans  dem 
Jahre  1902.  Verordnung  der  Landesregiemng  vom  16.  Hai  1902 
(Z.  79088),  betr.  den  MilcliBiicker.  Sie  lautet:  Znfolge  Erlasses 
des  k.  n.  k.  gem.  Hinisteriam«  und  im  Einvernehmen  mit  dm  be- 
teiligten k.  k.  nnd  k.  ungar.  Ministerien  wird  erklärt,  dass  der  im 
ffandel  vorkommende  Jlilchzucker  als  Zucker  „anderer  Art"  unter 
ilie  Bestiinnmnt?  des  §  7-  der  Ziirkt  rsfener- Verordnung  (Ges.-  u. 
V.-B.  tür  B.  u.  H.  für  Is-s  Nu.  67  und  für  ISO!»  Xo.  7«;>  tlillt. 
Dementsprechend  ist  In  i  ili  i  lütifiilir  desselben  aus  dem  Auslände 
ausser  dem  Zoll  die  Veihrauclisubgabe  in  den  für  Zucker  „anderer 
Arf  festgesetzten  Ausuiasse  zu  entrichten. 

Verordnung  der  Landesregierung  vom  21.  Juli  1902  (Z.  115806), 
betr.  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  geltenden  Bier- 
steueryollzugeverordnung  suMge  Erlasses  des  k.  n.  k.  gem. 
Uiniateriums  vom  9.  Juli  1902  (Z.  8927).  Sie  bezieht  sich  anf 
KfihlstOcfce»  Daner  des  Brauverfahrens,  Bieranfkfiliisen  n.  dei^l. 

Aus  dem  .Jahre  190.3,  Verordnung  <ler  Landesregierung 
vom  4.  Mai  1903  (Z.  7^1591),  womit  zufolge  Erlasses  des  k.  n.  k.  gem. 
Ministerinms  vom  24.   April  (Z.  4.'>r>4)  der  Vertruir  vom 

■'».  März  betr.  die  ZuckersteuergesHt  zg>'linii^'-  kuii.iLr.-niacht 

wird.  Es  folgt  der  Wortlant  der  internal  inualiii  „Brüsseler 
Konvention"  vom  r>.  Miirz  l!M)2  ^Veibot  der  Zuckerprämien, 
Retorsion  gegen  Staaten,  die  Zuckerprämien  gewähren,  Festsetzung 
des  höchsten  Zolles  mit  6  Fr.  für  den  Meterzentner,  ^^knngskreis 
der  internationalen  Kommission  in  Brüssel  usw.). 

Verordnung  der  Landesregierung  vom  23.S^br.  1903 (Z.  157320) 
zur  Vollziehung  der  die  Verbrauchssteuer  von  Mineralöl  be- 
treffenden Anordnungen.  Hier  werden  Bestimmungen  getroffen  über 
den  Begriff  der  Raftiiiii  i  im:;  des  Mineralöls,  über  die  Abschliessung 
der  Erzengnngsst.'itten.  Kinstellung  und  Wiederaufnahme  des  Betriebes, 
amtlichen  Verschluss  (b  r  W  rrkseinrichtungen  wahrend  des  Stillstandes 
der  Kaflinerie,  ständigt-  l  In  rwaclinn«.'  der  Erzeugungsstiitten,  Weg- 
Jahrbucb  der  Internat.  Vereiuiguug.  s.  Bd.  143 
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hrinpnng  des  Mineralöls  ans  «Inr  Rafrtnerif»  usw.,  von  stenerbarem 
und  niclit  st^iu  i-hnreii  Uiueralölen,  Kntriciitung  und  Borgasig  der 
Yerbraiiclisst'-n.  1  w.  a. 

Verm  ilnniii'  ilcr  T.andr.-i t-trit-nuiLr  v mn  Oktbr.  1!*<»^>(Z.  Itil747) 
zur  VoUzit  hiuiu  «i«  r  lu'  Zin-ktTvi-i  lii  aiu  liKabfrab«*  betrt'rtViuit'ti 
geM'tzHclu'U  Aiiordmin^aii.  l)ic.>e  weitläufigen  ins  kleinste  Detail^ 
gehenden  Vorsehrifteii  beziehen  sich  anf  den  Begrriff  von  stenerfreien 
Simp,  Beschreibung  der  ErzengnngHStätten,  Übersicht  der  Werks- 
vorricbtnngen,  die  Anzeige  des  Betriebsbeginnes,  Betrlehaelnstellnng, 
Kontrollbehelfe,  Gewichtserhebung  des  fertigen  TerbnncbsAhigen 
Zockers,  die  amtliche  Verschlnssmarke,  Wegbringung  der  Zacker« 
erzeugnisst'.  Uniirnnfr  der  Verbranclisabffabf.  lif  Znrkfvfn'ilager. 

AuN  «It'm  Jahre  1904.   Vermiliiun;:  dei  Landesregierung' vom 
2.  Oktbi   l'.iiM  fZ.  ITillrüM.  L'^.-ii.-lmiitrt  V'»)n  k  n.  k.  jreni.  Jliiit-ti  riuni 
Sfptl.i  .  iZ.  >>r.ti).  woiiiil  dit'  \  t  rl.ui^Triui);  der  der  jirivil.  I,aiidt  >. 
bauk  für  Jä'tsiiieu  und  llt'i/.<'<ri'\vina  eiiiirt-räuintcn  Vorrethte  kimd- 
geiuaeht  wird.    l)ie  \frläiii;friiii;?  t-rfulgt«'  bis  3.  August  1907. 

III.  .TusTizverwaltung. 

VerorduiiiiL'cn  blos.s  lokal. -r  I>i  dfUiujijr:  Kr-dTimn^r  di  r  Grund- 
bücher in  t  inzi'lnt'n  Bezirken.  Verordniiii<f  üb*  !-  dir  \  cicinfaehung 
d<  s  \'erk«  iir»'!,  zw  ischt  n  di  ii  bosnischen  üerichteu  und  dem  k.  U.  k. 
Zivilkoninü.s.sir  in  l'levlje. 

Verordnungen  von  weitergehender  Bedeutung  aus 
dem  Jahre  1903.  Verordnung  der  Landesregierung  vom 
25.  Januar  1903  (Z.  13108),  genehmigt  von  dem  k.  iL  k.  gem. 
Hinisterium  17.  Januar  1903  (Z.  9319),  betr.  die  gerichtliche 
Exekution  auf  die  BezQge  der  in  Bosnien  und  Herze* 
gowina  im  öffentlichen  Dienste  Stehenden  und  ihrer  Hinter* 
blielit  nen.  Kxe<|uierbar  ist  der  BezUge  mit  der  Einschränkung, 
ihiüs  dt  ni  Si  liiildnt'r  von  dt'r  (Jesaintsnmnie  si'iner  Rezitpo  ein  Jahres- 
betrai?  von  l*)«Ht  K.  frcibkiben  niut-s.  Im  Falle  einer  Kxekiuinn  aut' 
I.cistunir  des  ans  dem  (iesetze  {^fbiilui  nd'-n  rnterlialti  s  soll  dem 
.Schuldner  nur  die  JJälfte  d>'s  sonst  der  E.\ekution  entzogenen  Jahre«»- 
beznges  fi^ibleiben.  Von  Kuliegeniisseu  und  \\'irw  enpen8ionen  unter- 
liegt der  Exekution  mit  der  Beschränkung,  dasa  dem  Schuldner 
1000  K.  fk«ibleiben  mQssen. 

Verordnung  der  Landesregierung  vom  25.  Januar  1908. 
Exekution  auf  die  in  Bosnien  und  Herzegowina  domizilierenden 
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aktiven  und  pensionierten  öffentlichen  Beamten  ans 
beiden  Staaten  der  Ssterr.-nn gar.  Monarchie.  Bügelten  hier 
die  Bestiiiimnngen  der  vorstehenden  Verordnnng. 

Erhiss  des  k.  u.  k.  gem.  Ministerinms  vom  6.  Juni  liH)3, 
womit  die  Zirkularverordnnng  des  k.  u.  k.  Kripffsministeriuiiis,  betr. 
di<'  T?t<(hr;iiikunfr  der  Kxekntion  ixnf  die  Beziifre  der  Militär- 
persont  n  nisd  ilirt-r  lliuterblieUeneii  in  Hosiiieii  und  Herzeprowiim 
wegen  Alinient.it innstonlernns-  publiziert  wird.  KnudgfmiU'lit  von 
der  Landcsregiernug  am  lö.  Juli  ll»0;5  (Z.  '.•9«!7',i).  Wegen  eines 
Anspruches  auf  Leistung  des  aas  dem  Gesetze  gebührenden  Unter- 
haltes kann  auf  Besllge  der  Hilitärpersonen  und  ihrer  Hinterbliebenen 
in  Boniien  und  Herzegowina  die  Exekution  nur  mit  der  Einschränkang 
vollzogen  werden,  das»  d«n  Verpflichteten  die  HUfte  des  sonst  der 
Exekution  entzogenen  Jahresbezuges  freibleiben  muss.  Ebenso  von 
einer  Abflurtigung. 

Aus  dem  Jahre  1904.    Verordnung  der  Landesr^erung 

vom  20.  Septbr.  1004  (Z.  41313),  genehmigt  von  dem  k.  u,  k. 
gem.  Ministerinm  15.  liäns  1904  (Z.  2427),  womit  die  Vorschriften 
der  deut.schen  Zivilprozessordnung  über  die  Zwangsvoll- 
streckung ausländischer  rrtpilc  und  das  Ma.ss  der  durch  diese 
Bestimmungen  verkürzten  in  -cnit  itigkeit  bekannt  gemacht  werden. 
Es  werden  verlautbart  die  ^3  722,  723,  32»  der  deutschen  Zivil- 
prozessordnnng. 

Verordnung  der  Landesregierung  vom  2.  August  1904  (Z.  117919), 
betr.  den  Reehtsverkehr  zwischen  den  bosnisch-hentegowinischen 
Justizbehörden  und  jenen  des  deutschen  Beiches,  genehmigt  mit  Erlasa 
des  gem.  Ministeriums  vom  27.  Juli  1904  (Z.  7749).  Die  bosnisch* 
herzegowinischen  Justizbehörden  haben  behufis  Sehrifkenwecbsds 
mit  den  Justizbehörden  des  deutschen  Reiches  die  Vermittelung  der 
Landesregierung  in  Sarayjevo  in  Anspruch  zu  nehmen.  Nur  bei 
dringenden  Requisitionen  in  Strafsachen  findet  ein  unmittelbarer 
Verkehr  zwischen  den  beiderseitigen  Behörden  statt. 

IV.  Bauverwaltung. 
Verordnungen  von  lokaler  Bedeutung:  Czpropriationen  zum 
EiienbahnbAtt,  Arbeitsordnung  fdr  die  in  den  Werkstfttten  der 
Staatsbakoen  Beechlftigten. 

Verordnungen  ToninternationalerBedeutung(1901— 1904). 

143* 
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\'eri>rdnunpeu  der  Landesreg'ierung  vom  10.  iK-zeniber  1*.*01 
(Z.  1^0481).  woiiiit  unter  CifMifbrnipriinp  des  k.  u.  k.  gem.  Minist, 
vom  20.  Novbr.  l'JOl  (Z.  lo'.Hil)  die  bosnis<  h-herzegu\\  iiiis(  hen 
.Staatäbaluieu  zu  dem  internatioualeu  Übereiukuniuen  über  den 
Eisenbahn  f rächt  verkehr  vom  14.  Okttir.  1890  bdtrtteD.  Es 
folgt  die  Yerlantbamng  dieaee  internationalen  Übereinkommens 
(Bemer  Konvention)  mit  den  seither  erfolgten  Änderungen  and 
Zusätzen. 

Verordoimg  der  Landesregierung  vom  17.  Dezember  1901 

(Z.  105454),  betr.  die  (iewiibrnntr  v«»n  TarlfnachlSssen  im  Eitsen- 
bahngüterverkflir.  Inhalt:  l'a-  k  u.  k  -rem.  Minist,  hat  mit 
Erlass  viini  4  Nnvl.r.  l'."»!  (Z.  <.:l<>:"  im  ICinvernehnieu  mit  dem 
k.  w.  k.  Kri''2-iiiini>i.  als  Aui>;>  lil!-li>  li.  rd*'  der  .Militärbalin  Hanjaluka- 
liidterlin  hin>i'  litlirli  d»'r  ücu jlii  iuiy  von  'J  ai iMiacliliisson  im  Güter- 
verkehr auf  den  Kiseubaliuen  in  Bü»nieD  und  Herzegowina  verfügt: 
Tarifhachlilsse  können  gewährt  werden  fSr  besonders  bezeichnete 
Güter  und  Warenklassen  oder  ohne  Bezeichnung  fftr  Gttter  aller 
Art  (Sammelgflter).  Jeder  Tarlfhachlass  kann  ohne  vorhergehende 
Anmeldung  von  Jedermann  in  Anspruch  genommen  werden,  welcher 
die  festgesetzten  Bedingungen  erfüllt.  FHr  Tarifbachlässe,  bei 
welchen  die  lnan«])rit<'hnalniie  an  besondere  liedin(>:unß:cn,  deren  Er» 
fnllnnir  si-bon  an  sicli  nicht  .ledtrniann  mr.jürlich  oder  an  die  Ver- 
iVaciitiintr  eint'S  Mininiali|nantiuiis  frebnndt  n  ist.  ist  die  ( Tfnelmiijrnng' 
(b-r  Aufsirhrslu  li.;r<b'  unter  ein^'t-hemier  Motivierung  einzuholen.  Es 
erlidg't  jedesmal  die  Veriitleiiflit  Imnir. 

Verordnunjren  der  Laadi  src^iit  rung-  vom  1.  Juli  li»02 
(Z.  107  üoS),  h.  Uezbr.  Iii02,  (Z.  JO'j.jtiTj,  I.Juli  1903  (Z.  110123), 
8.  Jan.  1904  (Z.  9022),  9.  Juli  1904  (Z.  106705)  verlautbaren  die 
Änderung  der  Liste  der  Eisenbahnfrachten,  auf  welche  daa 
internationale  Übereinkommen  Uber  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr  Anwendung  findet 

B.  Juristische  und  Volkswirt  sc  hafUiche  Literatur. 

1902— 19().>  (MJ. 

Da  ein  bL-sundt-rer  lif-riflit  \\)'>  r  unsere  volksw ii'tscliat'tlii  lie 
Litf  i  atiir  diesmal  nicht  v-'VL"  sehen  wurii'  n  ist  und  auch  mii'  nu  in 
gelingen  wollte,  eine  hiertür  als  hervorragend  geeignet  bekannte 
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Kraft  za  gewinnen,  sah  ich  mleh  vor  dem  DUemma  ratwed«r  offeDhar 
interesaante  mir  gUoklicherweise  aich  bietenden  Besprechnngen  an»- 
zneeheiden  oder  von  vornherein  nnr  eiazelnee  an  bringen.  leh  ent* 
echloia  mich  für  letztereu  Vorgang  in  der  gewi»  bei  den  geneigten 

Lesern  bei  allem  Wohlwollen  Anklang  findenden  Erwfi^ing-,  daas 
ja  mein  Bericht  anth  im  übrigen  nnr  Stückwerk  ist.  Nicht  etwa 
falsche  Beschfidenlu-if  iii'itisrt  mir  dioi^es  (icstündnis  ab.  Tm  (ipcr^^nteil 
halte  ich  mich  insulange  schlankweg  für  den  besten  Bericht- 
erstatter als  kein  be.sserer  sich  finden  will.  Aber  schon  aus  sach- 
lichen Gründen  ist  die  hier  gestellte  Aufgabe  kaum  iu  wahrhaft 
vollkommener  Weite  an  VSmul  Anch  ein  nieht  mir  im  Wege  des 
Versävmnisttrteils  gewonnener  nhester**  Beriditerstatter,  auch  einer, 
der  nieht  vie  ich,  in  erster  Beibe  Advolcat  nnd  erst  nebenbei 
Sehriftsteller  ist,  vrire  kanm  im  Stande,  die  stets  brtf  ter  sieh  ans- 
gestaltende  jnrktiache  nnd  Tolkswirtscbaftliclie  Literatur  Österreichs 
TVUig  an  beherrschen,  abgesehen  von  dem  Auseinanderfallen  der- 
selben nach  Natioualitfiten.  Gerade  anch  unsere  Literatur  in  deutscher 
Sprache  la^st  sich  sehr  schwer  fibersehen,  weil  mit  der  pi  ozentnellen 
.Abnahme  des  deut.schen  Einflusses  in  Osterreich  unsere  Literaten 
immer  mehr  unter  der  Klaij^e  reichsdeutscher  Verlej^er  zu  schreiben 
sich  gewöhnen  und  es  doch  ganz  untunlich  erscheint,  dass  regelmässig 
dasselbe  Buch  etwa  im  reichsdeotschen  nnd  dann  noch  im  öster- 
reichisehen  Berichte  angeführt  werde. 

Andi  können  nnd  wollen  wir  weder  ans  dem  Gebnrtoorte, 
noeh  ans  einem  ebmal  innerhalb  der  schwarzgelben  Orenzpfthle 
genommenen  Wohnsitze  eine  Kompetena  ableiten,  die  nieht  dem  in 
Frage  kommmden  Antor  selbst  genug  swingend  erscheint,  nm  an 
einen  österreichischen  Verleger  sich  7.n  wenden. 

Tch  tröste  mich  weiter  mit  dem  Bewusstsein,  als  praktisclier 
Jurist  zu  einer  ttberwictrendcn  Mehrzahl  auch  wieder  von  Praktikern 
zu  sprechen  und  darum  gerade  als  nicht  berufsmässiger  Kritiker 
Gnade  zu  finden.  Auch  hierbei  fällt  es  mir  nieht  ein,  etwa  mit 
dem  grüssten  deutschen  Meister  mich  iu  i'arallele  zu  stellen,  der 
als  Dichter  nnd  Unsiker  zugleich  sich  selbst  der  einzig  za- 
treffimde  Prophet  gewesen  und  geblieben  ist;  denn  Richabd  WAOHEa 
schrieb  Aber  sdne  eigenen  Werke  und  Uber  die  Zukunft  seiner 
Knast,  während  hier  nnr  Uber  firemde  Arbeiten  mir  zu  schreiben 
obliegt,  wovon  leider  nur  wenige  eine  Zukunft  haben,  nur  wenige 
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die  TabulatUTsdinaikeii  des  HandwerksmSBaigeii  unter-,  weit  wenigere 
aber  sie  überschreiten. 

In  älmlichem  —  gaf»en  wir  aphoristischem  —  Sinne  wage  ich 
zu  beicliten,  dass  ich  hei  Vergleiclinnp;  (kr  T.iteraturberichte  des 
letzten  ...Tahrburht's"  d-  n  Kindruck  gewann,  als  walte  für  die  Be- 
spr^  rliinifif  eiuzelin  r  Wi  rke  eine  gewisse  Ge^et/.^ia»^igkpit:  Die  Aus- 
fiü  rlichkeit  der  Ikriciite  ist  verkehrt  proportioniert  dtu  im  be- 
treflenden  Staate  produzierten  Papiermassen  und  wftcbBt  mit  dem 
Quadrate  der  Entfemnng  ihrer  Knltuntafe»  von  jener  DentseUanda. 

Ich  würde  mir  diese  Nachempfindnng  an  Nkwton  nicht  ge- 
statten, wenn  nicht  das  Ergebnis  der  awar  recht  flfichtigen  ioswr- 
lichen  Probe  zusanunenfiele  mit  dem  an  mir  selber  und  vieleii  BemflB» 
genossen  bemerkten  komplementären  Lesereifer.  Das  praktische  Be- 
dflrfhis  freilich  nötigt  zur  Kenntnisnahme  zunächst  der  Einrichtungen 
der  grossen  Nachhaj-staaten ;  das  eigentlich  wissenschaftliche  Streben 
aber  fällt  mit  der  üht-r  Versrhnlden  niissachteten  ^Neugier"  viel- 
t'aeli  zusammen  und  drängt  uns  gleichwohl,  zuerst  die  „exotiäclieu'' 
Länder  durchzublätt<'rn  I 

So  wird  es  denn,  weil  für  die  im  Keichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  beiderlei  Anteilnahme  zutreffen  dUrfte,  nicht  aUm 
weit  gefehlt  sein,  wenn  im  folgenden,  mangels  der  unerreichbaren 
Vollendung  eines  schDnen  in  sich  gerundeten  Oansai|  wenigstens 
einzelne  Bausteine,  bald  grosse,  bald  Ideine,  in  möglichst  anselmliöher 
Vielseitigkeit  und  von  einigermassen  typischem  Werte  aneinander^ 
gereiht  werden.  Bei  Aufnahme  umfangreicherer  Besprechungen  wird 
man  die  weitere  Ali-i^  lit  nii  lit  verkennen,  dadurch  zugleich  ül)er 
Gebiete  einen  Überblick  zu  schaffen,  welche  darzustellen  im  (nsetz- 
g(  hnnu:.->beri(hte  sich  keine  Veranlassung  geboten  liaf,  uder  aber 
malkante  Personen  dem  ausserösterreichischen  Publikum  näher  zu 
bringen. 

Die  Ordnung  dieses  Mosaiks  ist  im  wesentlichen  dieselbe  wie 
im  letzten  Berichte  und  fan  voranstehenden  Ocsetigebani^berichte. 
Gerade  dadurch  reihen  sich  die  Besprechungen  volkswirtschaftlicher 
Werke  ungezwungen  dem  Gesamtbilde  ein. 

Kor  die  Literatur  in  böhmischer  Sprache  (event.  auch  die  in 
polnischer)  fcdgt  als  Anhang  für  sich  In  der  Anordnung  der  Herrn 
Spezialreferenten.  —  Auf  Übersetzungen  und  amtliche  Veröffent- 
lichungen durfte  sich  die  etwa  vorliandene  spezifisch  dsterreiohische 
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rechts-  and  volkswirtschaftliche  Literatnr  in  italienischer,  slovenischer, 
kroatischer  nnd  ruthenischor  oder  ^r  anch  rumänischer  Spraclie 
be^«chränken.  Die  Zeiten  Anastasins  (iriin's,  der  das  gesamte  slo- 
veniHche  Schritt  tum  iu  seinem  Schnupftuch  davontragen  wollte,  sind 
längst  vorbei: 

I.  Yerfassangsrecht. 
(Interuttionales  Becht,  VdlkeiiMiht,  Baehtsenzyklopädie,  Staatsreclii,  BeidM- 
vnd  £eehtsgescliiebte>  Verfwsiuigdnuide,  Staatibfirgerreeht,  Heimstarecht^ 

Sprachenrecht,  Vereins-  nnd  Versanimlunirarecht.) 

Zu  m-rh  wechseln  die  Probleme,  die  gerade  in  unserer  Herichts- 
peri"<1t'  aufeinander  sich  türmende  Krisen  selbst  trzeuLnn,  als 
(iass  zu  deren  Hesprechnn;;  nnd  wissell^('ll;lftlil•llen  \'<rtit"fiini^-  in 
(»estalt  wirklicher  Bücher  Zeit  bliebe,  ^\"aren  schon  in  der  letzten 
Periode  die  aufzuzählenden  neuen  Bücher  auf  den  hierher  gehörigen 
Uebieten  nicht  sonderlich  zahlreich,  80  sind  es  nunmehr  fa^t  allein 
die  Broachttren,  Zeitschriften  nnd  TagesbUtter,  welche  —  alle  diese 
fk-eilich  in  oageheiinr  Ifaasenhaftigkeit  —  in  Betracht  kämen.  Unserem 
iriederholt  erörterten  Gmnds&tzen  tren,  widerstehen  wir  auch  diesmal 
der  Veranchnng,  so  manches  Anregende  heraassngreifen. 

So  ertthrigen  denn  nur  wenige  hier  zn  benitrechende  Werke, 
snmal  wir  überwiegend  die  Verwaitun?^  betnrtender  Publikationen 
und  Sammelwerke  besser  in  der  folgenden  Rubrik  aufführen  7.n 
sollen  vermeinten,  das  gesamt«'  Kei  htsleben  umfassende  Werke  aber 
in  der  Schlnssrubrik  Beachtung  linden. 

I'Aii  AFAVA,  Dr.  ViJiDiMiK,  Adv.,  Zara,  Die  japanische  Verfassung. 
Zara,  Vitaliani,  1904.  Eine  zur  oberliachlicheu  Orientierung  aus- 
reichende Übersieht, 

WBBtmeKi,  Dr.  Enn.,  üstecr.  Reichs*  nnd  Bechtsge- 
Bch  ichte.  Wien,  Haas,  1904.  Ein  Lehrbnch,  dessen  bisher  erschienenen 
Liefemngen  nna  ein  sdir  bnnchbares  HUftbnch  anch  im  Getriebe 
der  Politik  erwarten  lassen. 

Saxi.,  Dr.  ]ir.vxuiUAM,  Die  Thronfolgeberechtignng  des 
aas  der  1875  geschlossenen  Ehe  des  Herzog  Anton,  Frh.  G.  E. 
von  Oldenburg  mit  Natalie  Vngl,  Freiin  von  ^'riesenhof  am 
2'J.  August  1H7S  entsprossenen  Sohnes  Alexander  und  dessen  Znp-e- 
hiirigkeit  zum  grossherzoglich-oldenburgischen  Hause.  W  ien,  Gerlach 
nnd  Wüdling,  1904. 

Spaün,  Dr.  Jon.  t.,  Das  Reich^ericht.  Die  auf  dasselbe  sich 
beziehenden  Normen  sowie  Übersicht  der  einschlägigen  Jadikatnr  nnd 
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Literatur.  Wien,  Manz,  iwn.  —  Eine  Art  Xachschlagsregiater  m 
der  Hye  -  Huglmaimseheii  Sammlung,  zugleich  für  Studienzwecke 

verwertbar. 

Zeitschrift  des  1.  Intfniatiüiialeji  Anwaltverbaudes,  1. — 3.  Jabi*g. 
"Wien,  Hf^.  Dr.  Heinrich  Lügsl,  Adv.  Wien. 

Eine  Monatssciirift.  Unseres  Wissens  die  einzige  in  Österreich, 
weldie  mit  der  Pflege  Interoationalen  Eechtes  und  rechtsver- 
gl^ehenden  Stndien  ex  profeso  sicli  befasat 

Siehe  auch  reehtsgeaehichtUehe  Werke  unter  ni— Vn. 

Siehe  VolkswirtBchaftliches  zumeiat  in  den  Grappen  II  8,  4  n.  5. 

II.  YerwaltHiiersrecht. 
1.  Verwaltiingsbereich  des  Ministeriiuns  des  Innern. 

(.\ll<,'f'niciiies  Vt  rwaltuiiirsrt  i  lit,  SliiiitMiiit'ii>t,  St:iat>iint8irlit  insbesondere 
über  VersicbenuigH-  und  Kreditin^tiiute,  Aklieugescllscliaften  usw.,  Polizei, 
Amenweaen,  Saaftltswesen,  Staatliche  Veniebanmg  und  FOrvoige  (Jugend* 
fOraorge),  Oflaindewcsen,  —  Baurecht^  StiaaEeap  und  Wegeracht) 

CRBNNSV1U.K,  LvDwie,  Graf,  Zur  Reform  der  poUtiacheh  Ver> 
waltnng.  Wien,  St  Norbertua,  1905. 

Was  der  Verf  >  i  Vii  inpt,  glfinzt  nicht  dnrch  Oricrinalität  der 
Ideen,  ini]M)niert  abtr  durch  die  UnbeCangenheit  der  Ansdiaaiuig 
wirUicher  Zustände. 

KiKr.MANSKi'i.  Ki!i(  fi.  *iraf,  Die  Panordnnngfen  fttr  das  Land 
Ni.  ili  irisii  i  i  ci*  Ii  (\iid  liir  Wien.  Hilfsbiidi  zu  deren  Handhabung 
und  zur  AuweiiduiiL'-  dt-r  ilaraiif  hvm^  habenden  Gesetze  und  Vor- 
scliritten,  ä.  Antl.    W  it-n,  Mauz,  ll'i"4. 

Ein  vorzüglichem  Werk,  das  seine  Verbreitung  uiehr  noch  dem 
Wisaen  als  der  Stellnng  seines  Verfassers  danlcen  dürfte. 

Klrin,  Dr.  Fbanz,  Sektionschef  (seither  Justizminister},  Die 
neueren  Entwiekelungen  in  Verfassung  und  Hecht  der  AktiengeselU 
achaft.  Wien,  Manz,  1904. 

Die  äussere  wie  Innere  Autorität  des  Verfhsaers  verleiht  dieaer 
wie  jeder  seiner  Arbeiten  einen  Rang,  welcher  mehr  als  nur  die 
Durchbrechung  des  Grundsatzes  der  Nichtbeaclitung  kleiner  Broschüren 
reditferfi^-^en  würde.  Wenn  auch  Exzellenz  Dr.  Ki.kin"  .«elbst  im 
Vorworte  betiait,  d;is.<  auf  dem  Gebiete  der  Aktiengesellschaft  ein 
einseitis'ei-  Ihirilibrucb  der  Ktitwirk-ltin;?  durch  die  Gesetzfrebunir 
nur  eines  Staates  untunlich  bleibt,  sind  doch  seine  Gedanken  gerade 
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de  fexendA  von  solcher  Bedentimg,  du»  niemand,  der  mit  dem 
Gegenstande  sich  ematUdi  b^hmea  wQl,  dJeae  BroMshire  ftberaehen 
darf.  Der  Kampf  zwischen  Schein  und  Wirklichkeit  in  der  Aktien- 
geaeUachaft  dflrfte  allerdings  noch  lange  wflten. 

MA!fXAQKTTA,  Df.  Leo  R.  V.,  Und  Dr.  Karl  v.  Ksllbb,  Die 
üsterr.  UniTeraitfttsgesetze.    Wien,  Manz,  1904. 

Mayrhiifkr,  Erkst,  Handbnch  für  den  politischen  Verwaltnngs- 
dienst    Wien,  Manz,  1903.  —  Siehe  Schlussanhan^-. 

MiscHLKR,  Dr.  Ernst,  nnd  Ilofrat  Professor  Dr.  JtwKF  Ulbrich, 
(Nten-    Staats  Wörterbuch.   Wien,  Alfred  HöJder,  1904.  —  Siehe 

ächlu^äanhaiig. 

Pai  nxKU-Eiji;EN-»TOKF,  Dr.  AnoLF  v.,  Der  österr.  Zivilstaatsdieust. 
Wien,  Manz,  li*t>4 — 6.    In  24  Liefeninpen  ä  2    7  Bnpen. 

Das  Werk  zerfSllt,  nach  einer  unter  dem  tjesiclitspnnkte  der 
Stoffbefrrenznng'  verfassten  dopmatisrhen  Einleitung  über  die 
Cirundziige  der  Urganisiition  des  Staatsdienstes,  in  drei  Ab- 
schnitte. 

Der  I  Abschnitt  behandelt  die  Normen  Aber  die  Be- 
ffrllndnng,  Verftndernng  nnd  Anflösnng  des  Dienstver- 
hiltnisaea.  Hier  werden  annächst  die  allgemeinen  nnd  besonderen 
Anstellnngsbedingvngmi,  letxtere  im  Geleite  von  orientierendoi  Be* 
merknnjpen  Iber  die  Organisation  der  betreffenden  Dienstaweige, 
sodann  die  Vorschriften  bezfiglich  der  Übernahme  von  l^Iilitarpersonen 
in  den  Zivilstaatsdienst,  die  BestimmuDgen  Uber  die  Besetzung  der 
Dienststellen,  Anstellnnf^  nnd  Beeidigung:  der  Beamten  und  Diener, 
übtT  Versetzung,  Dieusttauscli  usw..  endlich  nht'v  die  versehiedeneu 
Modalitäten  der  Auflösung  des  Dienstveiliiiltnisses;  durge.>tellt. 

Der  II.  Abselinitt  umfasst  die  Vorschriften  über  die 
Pflichten  der  Beamten  nml  Diener,  die  Kerhtsfolgen  der 
Dflicht Verletzung,  die  llattuug  und  Verantwortlichkeit 
der  Staatsbedinsteten. 

Im  HL  Abschnitte  kommmi  die  Rechte  und  Be> 
gtnatignngen  der  Beamten  nnd  Diener,  besw.  der  sonstigen  Staats- 
bedinateten  mr  Darstellnng.  Dieeer  Abschnitt  nmfiisat  insbesondere 
auch  alle  elnachllgigen  Normen  ttber  die  ständigen  Bezftge  nnd 
gelegentlichen  Gebühren,  dann  Aber  die  Buhe»  nnd  Ter> 
aorgnngagentisse. 
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PiiNczTKowr'Ki,  VALgRLUH  MtteT  V.,  k.  k.  Kämmerer  und  Hof- 
sekretär,  Die  l^Iisi^ion  des  ögterreichiscbeii  Verwaltii]igm«riehtah<»fe8. 

Wien,  "Moritz  Perles,  15H)5. 

^'crfasstr  bi'lianpttt,  der  ^'erw,-Ghof.  sei  durch  das  G.  vom 
Oktbr.  187r>  {H.-(i.-U.  ;u;  für  1<^7»U  nicht  mit  der  Missiuii  ]>v- 
tr:uit  worden,  snltjektive  Iteehte  der  ihn  anrufenden  l^arteien  gL-gen 
die  (Tesanitlieit  einseitifr  7.u  si  Init/.en.  Die  Monotrraphie  setzt  sich 
die  Aufg'ahe  liierin  einen  Irrtum  der  bisherigen  Praxis  aufzudecken 
und  darzutun,  dass  der  Verwaltangsgerichtshof  lediglich  bernfen 
sei,  gesetzwidrige  Entecheidnngeii  der  Administration  zn  be- 
seitigen. 

Protokolle  der  Enqvete  Uber  Persoaalkredit  nnd 
Wucher  unter  dem  Vorsitz  des  Hofrat  Dr.  Kabi.  t.  Pblsbb- 
FüBNBBBG.  Wien,  Moritz  Perles,  1904. 

Diese  Enqnete  wnrde  im  Frflt^ahr  1904  von  der  knltnrpoU- 
tischen  Gesellschaft  in  Wien  veranstaltet  nnd  geleitet  auf  Qntnd 
vorher  herausgegebener  Fragebogen,  deren  eventuelle  schriftliche 
Beantwortungen  ein  eigenes  Komitee  verarbeiten  sollte. 

Die  kulturpolitische  Oesellscbaft  in  W*i«i,  eine  piivale  Ver* 
einignng,  liat  es  sich  zum  Ziele  gesetzt,  die  gesamten  knitnrellea 

nnd  politischen  Zustände  Österreichs  in  einer  Heihe  von  Knqueten 
darziisn-llfii  lind  ans  dem  unmittelbar  und  saclilich  Erforschten  tat- 
sächliche Keturnien  zu  folg-t'rn  und  durchzusetzen. 

Der  von  der  knlfuritulitischi'n  (iesellschaft  in  diesem  Sinne 
erlassene  Appell  an  die  breite  Masse  der  ( Xlt-ntlichkeit  fand  —  wie 
die  iiusserst  retre  Dt  teilifrung  der  interessierten  Kn-isf  beweist  - — 
lebhaften  -Anklang;  auch  von  selten  der  K'egierung  und  jener  leitenden 
Stellen,  an  weiche  sich  die  (iesellschaft,  um  sieb  der  Sympathien 
der  massgebenden  Faktoren  zu  vergewis«»ii,  gleichzeitig  mit  ihran 
Aufrufe  an  die  direkt  Betroffenen  gewandt  hatte,  wurde  die  Aktion 
wohlwollend  beurteilt  nnd  dnrch  die  Entsendung  von  Delegierten 
ausgezeichnet  Die  Tagespresse  —  ohne  Unterschied  der  Partei- 
schatticrang  —  wUrdi$::te  das  Unternehmen  nicht  nur  durch  die 
Verbreitung  der  Ikrkhte  und  ronimnniciu^s,  sondern  widmete  auch 
den  (Tc^enstaiid  besprechende  Leitartikel. 

Die  Knqnete  tagte  (März  nnd  April  lOfU)  zweimal  wöchent- 
lich, jeden  Dienstag  nnd  Samstag  von  \     Uhr  abends  an,  im 
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SitmiigssaAle  der  niederosten*.  Handds-  und  Gewerbe-Kammer  in 

Wien  L,  Böraengebände.  Der  Zutritt  zum  Auditoriuui  war  jeder- 
mann gestattet.  Die  Aussagen  der  Sachverständigen  konnten  aucli 
anonym  rt)i<rptrf»]ipii  werd*'n.  doch  \v;ir  der  betreffend»'  Sa<-hver8t£ndi£e 
verpflichtet,  gegenüber  dem  Präsidium  sicli  legitimieren. 

Leider  hielten  die  Vpranstalter  nicht,  was  sie  versprochen:  die 
schriftlichen  Elaborate  blitben  bis  liente  nnverwertet.  Wir  teilen 
nicht  den  Verdacht,  dass  es  nich  bei  gewissen  Ht-nen  lediglich  uiu 
eine  neue  „Gründung''  gehandelt  habe,  krmnen  aber  auch  nicht  ver- 
Bchweigeu,  dass  gerade  von  jenen  Experten,  welchen  es  am  die 
Sache  wirklieb  ernst  war,  so  manclie  sicli  enttSnseht  sahen. 

Raimann,  Dr.  Emu.,  Die  hysterischen  Geistesstürnngeu.  Wien, 
Dentike,  1H04.  —  8.  bei  Strafrecht  (VII). 

Reicher,  Dr.  Hunku  ii,  Die  Füisorge  für  die  verwahrloste 
Jugend.    Wien,  Manz,  li«>4  0.'». 

Rkissig,  Dr.  Hkinkich,  Judikatnrbnch  des  Verwaltuugs- 
gericlitshofes.   Judikatur  1!»00— 1«»08,  Wien,  Jlauz,  H»(i4. 

ScHMii>,  Prof.  Dr.  Feki».,  Innsbruck.  Ot^terr.  VerwaltnngS- 
archiv.   1.  Jahrg.   Wien,  F.  Tempslcy,  1904. 

WoLFBno.  Ltdu  V.,  „Was  ist  Kinderschnts?*'  Wiener  Pesta* 

lozziverein,  1905.  Dr.  GüSIaV' ScmjaTKB  von  Pnnnnt  begrAsst  diese 
Arbeit  als  einen  schätzenswerten  Beitrag  in  der  Jagendfflnorge- 
bewegnng.  (Üsterr.  Ger.-Ztg.,  1905,  No.  14.) 

2.  Yvrwaltaiigsbereich  des  Minisierimns  fBr  Koitus 

und  Unterricht. 

'"KunsT.  KiiiifessioiiolloN  Rorht,  Kirchenrecht,  Horhsihtibn.  Fiiclischulcn, 
Mittelschulen,  BUrgert^chuien,  Volksschulen,  Foods,  .Stiftungen,  Patrouats- 

weeen  usw. 

Ans  analogen  Oifinden  wie  sab.  I  haben  wir  andi  hier  nicht 
viel  nenes  zn  bringen.  Über  Zeitschriften-,  Sammelwerl(e-,  Geeetses- 
ansgaben  n.  dergL  s^  hier  wie  Uberhanpt  anf  den  Schlnw  dieses  Be- 
richtes verwiesen.  Die  in  Zeitnngen,  BroBchfiren  vnd  Revnen 
namentlich  Tidi  besprodienen  Probleme  der  llittdschnlreform  und 
im  beftonderen  der  Gymnasien  wflrdigten  wir  an  korrespondierender 
Stelle  des  Gesetagebnngsberichtes. 
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LooB,  Dr.  Jo»Kf,  EncyklopSdischeB  Handbuch  der  Erziebniigs- 
knnde.  I.  M.,  A—L.  Wien  und  Lefpsiflr,  A.  Pichlen  Witwe  & 
Sohn,  \m>. 

Zuniii-list  vi'ii  lit'!'  Ahviciit  sr'-lfif»'t.  G.  A.  f .!ni-vf'i;<  Eiicyklo- 
pädisclle^  Hatnihurii  il.  r  Ki  zit'lnui^,  das  auf  dem  sicli»-! '  ii  Hinter- 
gründe der  llLKUAKirit  lu'i)  Pädaeoffik  anfpebant,  ein  Vierteljalirhundert 
laug  iu  immer  wieder  neuen  Auflagen  unnern  Jugeodbildnern  auch 
in  DentflcMand  lieb  geworden  war,  fortsneeteen  und  durch  die  Kova 
der  lotsten  Jahrzehnte  sn  ergtasen,  gelangten  Heranigeber  nnd 
Verlagsbnehhaadlnng  alsbald  cnr  Einsicht,  daaa  es  sieh  am  eine 
Arbeit  handle,  die  nicht  mehr  von  bloss  einem  oder  zwei  Autoren 
geleitet  werden  kann.  Im  Einvernehmen  mit  dem  rOhmliehst  be- 
kannten Pädagogen  Hkkmann  Schii-lkk  wurde  der  Plan  des  Werkes 
einerseits  erweitert  im  Sinne  der  Aufgaben  eines  niQfaüsendeD  Lexi- 
kons der  Erzielinnfr^knnd«'  niul  daher  eine  Liste  von  weit  über 
lOit  hervorrafrendster  i'äda^ingm  I  »eutsrlilands  und  nsterreirlis  ;;<•- 
wonneu.  Weiter  stellten  sieh  die  Herausprebcr  die  Aufgabe,  auch 
die  besundereu  tatt>ächlieheu  und  rechUicheu  Verhältnisse  siiwolil 
der  einzelnen  deutschen  Staaten  als  insbesondere  Österreichs  zn 
berQcksichtigen,  und  zadem  wenigstens  einen  Überblick  zu  bieten 
über  die  Erziehung  in  allen  Knltnrstaaten  der  Erde.  Das  neue 
Handbach  ist  denn  auch  wirklich  ein  Nachschlagewerk  Aber  alles, 
was  zur  Erziebnng  in  des  Wortes  weitestem  Sinne  gehOrt,  in  jedem 
Sft(Mi'  1  •  n  und  örtHelien  Sonder;jebiete  die  Arbeiten  der  Besten  auf- 
weiM-nd,  interessant  tiir  die  Fachnifinner.  aber  auch  fllr  die  Laien 
und  ni<  lit  zulft/t  Hir  den  Juristen  nnd  Volkswirt  ein  dankenswertes 
OrientiiMiuitr-iiiittei. 

It.  -  I;.  t«  renten  bcsHudfres  ltit«'i(  >st  »rtt  f^ten  die  elejrant  jrf- 
sebritlitiien  htichst  beblireiniiii  Aitikel  „Kinderbewahranslalt", 
„Kindergarten**  nnd  „Kindergartenerziehnng"  von  Direktor  JoeKr 
Ambbos,  dessen  einzig  dastehende  Jngendschriften  in  der  eigenen 
Familie  bestens  erprobt  wurden  und  dessen  organisatorisclie  Erfolge 
gerade  in  Wiener  Neustadt  unverkennbar  zutage  treten. 

MarloSchedi  t.  Alpenbubo,  Ritter,  Dr.  Fbamz  Josep,  Grund- 
riss  des  katholischen  Kirchenrechtes  mit  BerScksichtignng  der 
asterr.  Gesetzü-ebun«:.    2.  Aufl.   Wien,  Alfred  Hrdder,  1905. 

Ilofrat  MAHi.-SrKHii,  V.  Ai  rKSHi  Ho  ist  einer  jener  stet«  seltener 
werdenden  Jui-iaten,  welche  mit  der  Vertiefimg  in  ihr  Spezialfach 
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den  Blick  für  das  fortzengende  Leben  und  den  Zusammenhang  des 
Hechtes  als  eiuiieiUicbe  GruDdlage  des  modernen  Staates  nicht  ver- 
loren haben, 

Als  eiiur  der  g^etrenesten  lliuirbeiter  an  des  Haiii  t leferenten 
Zeitschrift  _I>ie  Spruchpraxis"  hat  der  Verfasser  sein  Interesse  wie 
seine  Begabung  und  seineu  Fleins  so  nachdrücklich  erwiesen,  dass 
sein  obiges  Werk  eine»  weiteren  Geleitbriefes  wohl  kaum  bedtrf. 

3.  Verwaltangabereicli  des  Handels-  und  des  Eisenbahn- 

MiniRteriums. 

In  diesen  IJessorts  beseliäfti^'-t  seit  .Taliren  in  erstei'  Linie  die 
liewerberefiirni  unsere  Srhrit'tsteller.  Die  Zahl  der  Gewerbenovellen 
wird  Legion,  aber  die  künstliche  Erhaltung  der  kleinen  Betriebe 
verdankt  der  Anlehnung  an  mittelalterliche  Institutionen  und  den 
immer  sehSrferen  Aofbrderuugen  des  BeAhiguugsnachweiBes  (d.  i. 
handwerkonSasigem  EntwlckdnnicBguiges  anch  für  Unternehmer 
von  £ngro8-Betrieben!)  auf  vielen  Gebieten  doch  nnr  klbnmerliehes 
Gedeihen. 

Allerdings  ist  die  Erhaltang  des  Mittelstandes  oder  doch  die 
Uilderang  der  SchrofTlieit  und  Empfindlichkeit  des  Überganges  zum 

Grossbetriebe  in  jenen  Branchen,  in  welchen  jeweils  die  technische 
Entwickelnng  solches  mit  sich  bringt,  notwendig  ein  Gegenstand 
der  staatiirlien  Fürsorge.  Auch  Reichskanzler  v.  Bilow  hat  ja  erst 
kürzlich  in  st-iner  Programmrede  (26.  Febr.  l'.H)7!>  dieses  Tostulat 
anerkannt.  Alle  diese  Fragen  werden  also  wohl  lange  nicht  anf- 
hüren,  unsere  europäische  Welt  zu  beschäftigen  und  lassen  sich  aller- 
wenigst vom  sehraiatisehen  Parteistandpnnkte  lasen.  Es  ist  be- 
danerlich,  dass  gleichwohl  an  grosseren  grundlegenden  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  anf  diesem  Gebiete  bei  uns  wenig  ge- 
leistet wird. 

Selbstverständlich  kSnnen  wir  nns  dem  nngeachtet  anch  hier 
nicht  verpflichtet  finden,  alle  Erseheinnngen  xn  registrieren,  die 
der  Baehermarkt  anftiscbt. 

Dagegen  sei  gestattet,  hier  zum  .Schlüsse  ein  Verzeichnis  der 
amtlichen  Pnblilwtionen  des  Handelsministeriamsr  einzufügen.  Wir 
enthalten  uns  jeder  kritischen  Bemerkung  zu  den  einzelnen  Stücken; 
man  wird  iiucli  angesicht«;  der  blossen  Anfzälilung  unserem  Handels- 
amte die  verdiente  Anerkennung  nicht  versagen. 
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6es«tzg«baii|^  und  Litentiir. 


KuiM'KK.  Dr.  Ekwin.  Prag:,  Kei-pbau  und  Eisenbahn  in 
ihren  KechtHhe/i,  Imntrpn  nach  listcrr.  Kochle  nnler  Berüoksirhti- 
f^wni^  ausläiidiM  luT  Cti  st'(zf^t'biin;,'en.  Wien.  Manz.  190.'.  iJie.se 
Arbeit  wird  von  Hutrat  Dr.  C.  ScHULiütK  ia  No.  4a  der  „Aüg.  Üslerr. 
(jfer.-Ztg.",  1905,  vorbehaltloB  f^Xoht  nnd  empfohlen. 

KoMOKZYNsKi,  Dr.  Oir«'  v..  KonsnltMit  dir  Wirner  Handels- 
kammer: Die  Gewerbeordnung  samt  den  dieselbe  tif^änzenden 
und  erläuternden  Gesetzen,  Verordnungen  und  Erlassen  und  einer 
Üb<»«tclit  Uber  die  einschlägige  Spruciipraxis  ubw.  mit  alphabeliichem 
nnd  chronologischem  Register.  Wien,  Manz  (XXm  nnd  1159  S.), 
1904,  der  Gesetzansgabe  1.  Bd. 

Ein  uener  Band  der  bekannten  Manzschen  Gesetzansgabe  hat 
nachgerade  regelmSssig  die  Bedeutung  einer  den  Dnrchschnitta- 
wert  eines  neuen  Werkes  erheblich  ttberrogenden  literarischen 
Neuheit. 

Der  zitierte  Band  ist  gleichfalls  mit  sichtlicher  Sorgfhlt  durch- 
gearbeitet nnd  bis  in  die  während  der  Drucklegung  erschienenen 
Judikate  ergSnzt. 

Ken  ist  insbesondere  die  Übersieht  Aber  die  gewerberechtlich 
relevanten  Sprttche  des  Verwaltnngsgerichtshofes,  Obersten  Gerichts» 

faofes,  Ki'iclis^criehtes  und  ,in(  h  in  grosser  Zahl  der  Gewerbegeridite 

und  der  Jlinisterien.  Dadurch  liat  s<i  manche  bisher  unkommen- 
tierte I*araerai»hi  iifrnij>pc  kasuistische  Entwickelung  erfahren.  Auch 
in  allen  iiliri^en  IJestaudleilen  ist  die  erfahrene  Hand  des  Bedakteurs 
nicht  zu  vci  kt  iiiien. 

Niclit  nur  für  den  I'rakliker,  auch  angesichts  der  bevor- 
t^tchenden  gef<etzlichen  N<'ur.'iri  huitj  dt  r  ganzen  Materie  für  alle 
jene,  die  an  dem  Zustandekoninicn  des  neuen  Uesetzeg  Anteil 
nehmen,  ist  diese  vollätündige  Zuäammenülellung  des  gelteudeu 
Rechtes  und  seiner  LScken  von  grossem  Werte,  wenn  auch  damit 
eine  wissenschaftliche  Bearbeitung  dieses  Stoffes  nicht  geleistet  nnd 
kaum  noch  zu  hoffen  ist. 

Stboibacq,  Dr.  Emu,,  Erster  Träsident  des  Obersten  Ger.-U., 
Der  Staat  und  die  modernen  Priratmonopole.   Wien,  Vanz,  1903. 

Der  illustre  Autor  behandelt  in  dieser  ans  einem  Vortrage 
in  der  Wiener  Jurist  Gesellschaft  «rwacbsenen  Schrift  wesentlich 
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nur  die  Kartelle  der  Unternehmer.  Auch  dem  (toten*.  Kartcllgesetz- 
entwurfe  lieg^t  dieae  Elnschränknng-  zngrnnde,  welche  für  die  ?'nt- 
wickelung  in  Europa  nnd  inslicsondere  in  üsterrcich  zwockniässig 
festgehalten  wird.  SrKiNBAcn  weist  nadi,  dass  sdioii  dris  riiiiiii^<  he 
^^>Ureirh  ähnliche  Erscheiunng-en  zutajfe  fijnieite  (III.  Akt  der 
,rai)tivi"  des  Phuiius,  lex  Julia  de  Annona.  lex  0  D.  47.  11,  lex 
2  I).  48.  12,  u.  a.)  verfolgt  die  moderne  Entwickelung  in  allen 
Enitarlftndern  nnd  bespricht  insbernndere  ensflUirlich  die  Gutachten 
und  Verhandlnngen  des  Dentwdiai  Jtrittoittafea.  Er  beleuchtet 
«chliettUch  die  Gesichtspunkte,  wekhe  dermalen  fttr  allftllige  legis- 
lative llassr^^  BCgen  monopolistische  Ansschreitnngen  in  Betracht 
Itommen.  Stuhbaoh  beendet  seine  gedankenreichen  AnsfUhningen 
mit  dem  Hin  weis  anf  die  ansscruidtntliche  Wichtigkeit,  aber  anch 
Geffthrlichkeit  der  staatlichen  Überwachung  der  Kartelle: 

„Unter  den  hentigen  Verhflltnissen  wSre  es  nicht  blos  ver- 
geblich, d«r  Bildnng  solcher  Organisationen  sicli  ansnabmslos  nnd 
unbedingt  m  widersetzen,  es  wäre  ein  solches  Vorgehen  sogar  gegen 
das  Interesse  der  Staaten  nnd  schädlich,  weil  man  dudnrch  auf  die 
günstigen  Folgen,  welche  solche  Orfranisationen  für  ilie  Ri-iihIiui? 
der  Produktion  und  für  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitj^t'her  und 
Arb*'iter  haben  kiauicn,  vim  vorn  herein  vor/icliten  nnd  sich  einer 
der  wirksamsten  Waffen  im  Koukurreuzkampfe  mit  anderen  Staaten 
selbst  berauben  wflrde.  AndererMits  wird  aber  gcgenQber  der  stets 
steigenden  Macht  dieser  Organisationen  nnd  ihrem  Bestreben,  ihre 
IbehtiphXre  ftber  die  Grenzen  des  Staates  hinans  ansandehnen,  die 
Schatog  einer  starken  staatlichen  Anftichts-  nnd  Beschrftnknngs- 
gewalt  immer  dringender,  samal  die  Leitnng  solcher  Organisationen 
fast  ausnahmslos  sehr  zentralisiert  and  konzentriert  ist,  während 
die  regelmässige  Gesetzgebnngsgewalt  der  Staaten  bei  tlcr  sich  sK-rs 
mehrenden  Neignng  der  Parlamente  zn  Parteinnpren  nnd  zur  Ob- 
.«trnkfion  an  Kraft  nnd  Autorität  in  jün{::sti-r  Zcir  L'cwiss  nicht  zu- 
gcnoininon  hat.  Auch  diese  allgemeinen  Goiclit.spunkte  werden  bei 
Kiit.scheiduug  unserer  Frage,  einer  der  wichtigsten,  welche  an  die 
Staatsmänner  der  nächsten  Zukunft  herantreten  wird,  nicht  ausser 
Betraeht  bleiben  dfirfen. 
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4.  Verwaltimgsbereioh  dM  Fioaiuiiiiiiisteiiiuui. 

(Fiuanzwissensch  ift  Steunrrecht,  Gebührenrecht,  RechtniTiLTswcsnTi.  Bndtret- 
recht, StaatehausUaltuug^svorschriften,  Zoll-  und  MDiiopols-Ordnunif,  (iehults- 
und  PcnsioiiB-Normalien,  Kameralieu,  Gnindvntlaatung,  Staats-  und  Lan«lt>d- 
Mhulden,  KontroU«,  KationalSkonomie  usw.). 

Coumonn,  Dr.  Edüabd,  „Ans  der  Csterr.  Gebfiliren-  und  Stener- 
praxis",  „Festschrift  der  Onion'*. 

Der  Verfasaer  behandelt  zwei  Probleme  dieses  Ar  den  Anwalt- 
stand  so  ausserordentlich  wichtigen  Speaialgebietesy  dessen  Be- 
herrschnng  sdiwierig  und  dessen  Kenntnis  in  den  betroffene  Kreisen 
leider  noch  immer  selir  viel  zn  wänschcu  übritr  lässt  Die  ausser- 
ordentliche Verbreitung,  welolie  die  Institntiuu  der  FesUtelliingsklage 
nmi  des  Zwisiihcnfeststellung^snrteilcs  im  neneii  Zivilprozesse  gefunden 
hat,  eine  Verbreit nnir,  wclclu'  Ki.kin  „als  ein»'  h<"rhst  erfreuliche 
Manifestation  des  neuen  CTtisles  be^rii><.st.  mit  dem  wir  unsere  Rerhts- 
pflege  beseelen  wollen"'  —  lässt  es  gerechtfertigt  erscheinen,  dass 
man  auch  die  gebtthrenrechtliche  Verbaodlong  der  aaf  Grand 
•olidier  Klagen  nnd  ZwisehenantrBge  ergehenden  FeststeUnngsnrteile 
nntersaeht 

Die  Srgebnisse,  za  denen  Coühokt  anf  Grand  einer  eingehenden 
Erörterung  der  gesetsdicfaen  Grundlagen  nnd  der  so  reichhaltigen 
Judikatur  des  Verwaltungsgerichtshofes  gelangt^  sind  sehr  nner^ 
frenlich.  Es  wird  nfanlich  konstatiert)  dass  der  Verwsltnngsgerichts- 

hof  Jene  Anschauungen  der  FinanzbehCrden  billigt,  welche  bei  Fest- 
stellungsnrteilen  die  Bemessung  der  Urteilsgebühr  derart  vollziehen, 
das  als  Wert  des  Streitgegenstandes  die  <  lesaintsumnie  der  zur  Zeit 
der  Eiiibi  iiitruntr  der  Klage  noch  nicht  ert'iiliten  Leistungen  ange- 
nommen wird,  wobei  die  Bestimmung  des  §  !♦}  (!.-(t.  die  Konsequenz 
bat,  dass  auch  Leistungen,  deren  Dauer  unbestimmte  sind,  bei  der 
Geb&lirenbemessung  mit  einem  Vielfachen,  nämlich  mindestens  mit 
dem  DrdAchen  dw  Jahresleistung,  angenommen  werden.  Die  6e- 
hlUirenbelastnng,  welche  sich  aus  der  Feststellung  dieser  vom  Vor- 
waltungsg^riehtshofe  gebilligten  Grandsfttze  ergibt,  ist  eine  un?er- 
hUtnisniSssdg  hohe  und  muss  als  eine  dem  dkonomischen  Zwecke  dee 
gegenstSndlichen  FrmEessinstitutBssdiIdliche,  ja  geradezu  verderbliche 
Härte  bezeichnet  werden.  Dies  um  so  mehr,  als  eine  eigentümliche 
Bestimmnng  des  Ö3terreichis<:hen  Gebührengesetzes  es  mit  sich  bringt, 
dass  die  Urteilsgebülir  auch  im  Falle  der  Abweisung  der  Klage  uiclit 
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mehr  wie  früher  mit  dem  Minimalbetra^  VOB  10  K.  tememea, 
sondern  in  voller  Höhe  vorgeschrieben  wird. 

CouMONT  regt  mit  RUcksicht  •  daraaf,  dass  die  so  sehnsBchtig- 
erwartete  Reform  des  <i''l>ii!iri'nge8etzes  in  wfitpr  Ferne  zn  stehen 
RohHnt,  t'iiu' T!»  iiit  (liir  (liuch  t-inen  Finanzuiinistoiialt  rlass  an,  ebenso 
wie  tUi's  8fiiit'i /,( it  lit-zii-j^lii  h  der  (iebUhreDbenieisbung  bei  offenen 
Handelsgesellbchat'ten  geschflien  ist. 

„Nor  aaf  diese  Art  wird  es  müglich  sein,  die  Institutionen  der 
Featstellnngsklagtt  niul  des  ZwiachenüeateteUnngsantrages  in  ihrer 
weiteren  gedeihlichen  Entwidcelnng  za  fUrdem  nnd  aicb  »nslnlden 
zn  lassen.  <—  Den  nenen  Geist  der  Zivilproseesgesetze  aber  dnrch. 
allzn  grossen  Fiskalismos  an  tfiten,  wSre  gewiss  soidalpolitisch  nnd 
nationalSlconomist  h  im  lini listen  Grade  verwerflich.'*  Anschliessend 
an  die  Erörternn^r  dieser  ^rf])ülirenreelitlielien  Frage  bespricht  Codmokt 
fodann  die  Versiinmnisf'-l;:«  n  in  8teuer8arl»en  und  erörtert  die  ver- 
fichiedonen  Voraitsset zuntrcn  und  Konsequenzen  des  KintritTes  der 
Knntnmaz  bei  imtei i;i~>t'iier  Kiiilniniriuiir  des  Stenerlifkeiintnisses  im 
Zuge  des  \  ei;uila;xuiii;svertalirens,  dann  des  Kerlirsmif  telverfahrens 
und  im  Strafverfahren,  wobei  mit  Naclidruck  darauf  hingewiesen 
wird,  dass  die  Rechte  des  Steuerptliditigen  nnr  dann  entsprechend 
gewahrt  werden  kOnnen,  wenn  derselbe  anch  die  ihm  obliegenden 
Pflichten  sar  Hitwirknng  bei  der  Veranlagung  in  geset^cher 
Weise  erflUlt 

HEDLijfu,  Dr.  Hbikrk'h,  nnd  Dr.  Oseas  Mans,  Das  österr. 

Personalstenergesetz  nadi  dem  derzeitigen  Stande  der  Praxis. 
\Vien,  .Alfred  Hrdder,  1904.  Eine  gediegene  für  Rechtsfreunde  be> 
sonders  empfehlenswerte  Arbeit. 

KoczvNSKi,  Dr.  Stkf.vn.  (.)bertinan7.rat  Triest,  Das  Gebühren-, 
Tax-  nnd  Verbranclisstempel  wesen.  Wien.  Manz,  1902.  17.  AaÜ. 
des  XII.  Bandes  der  Manzschen  Ge^^etzessammlung. 

Weit  Aber  die  Uission  einer  Gesetiesansgabe  hinaasgehend 
dnrcUenchiet  der  Verfasser  dnrch  seine  EinAhmng  den  spröden^ 
bisher  wenig  Juristen  geUlnflgen  StoA  Die  Einleitung  ist  auch 
reehtshistorisch  interessant,  indem  sie  «rkennen  IXsst,  wie  ans  doi 
Einriebtangen  der  Patrimonialzeit,  Erbetener,  Landeminmundsonstigeii 
Anfangen,  Siegelpapier  usf.,  sich  das  heutige  System  der  Gebtthren 
nnd  Taxen  schritt  weisse  in  Österreich  entwickelt  hat.  Dr.  KoczrKSü 
hat  fUr  die  wissenschaftliche  Durcharbeitung  mit  seinem  in  Dr^ 
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G.  St'HAKz'  Finanzarchiv  1898  veröffentlichten  ^üntersnchangen  fiber 
ein  Syiteni  des  österr.  Gebühremvchtes"  neue  Bahnen  eingeschlagen 
und  nnnmehr  unter  dem  bescheidenen  Titel  der  Neubearbeitung  des 
XII.  Bandes  der  Manzsclien  (»f'setzessamnilung  auch  der  Pravin  oinea 
sicheren,  die  richtige  Losung  der  meisten  noch  zwfitVlliat'ten  Fragen 
erleichternden  „Führer"  geboten,  welchen  alle  unsere  praktischen 
Juristen  ihm  zu  danken  w-isHen  werden. 

HiUeilnugen  des  k.  k.  FinansministeriniDS,  X.  Jahrg., 
2.  Heft:  Die  Salinen  Osterreicbs  im  Jahn  1902.  Wien»  Staats- 
drnckereip  1904. 

Die  Publikationen  nnaerer  11  inisterien  argUucen  in  danken«» 
werter  Beflinenheit  die  Literatur  in  besag  auf  Gebiete,  ftber  welche 
andernfalls  mangels  Absatzes  oder  mangels  genug  entwickelter  Or- 
ganisation die  Öffentlichkeit  in  Unkenntnis  bliebe.  Wir  greifen 
wahllos  eines  der  Hefte  heraus,  suchen  nur  auf  diese  lübl.  Ein- 
richtung als  auf  den  konkreten  Darstelliingsgegpnsfand  hinzuweisen, 
nachdem  wir  im  vorbehandelten  Kessort  ein  vollständiges  Verzeiclmis 
gebracht  haben. 

Neuiuth,  Dr.  Wilhelm,  Elemente  der  Volkswirtschaftalehre, 
1908.   Wien,  Hans.   4  K. 

Wie  der  Terstorbene  Gelehrte  in  all  seinen  wiseenscbaftliehen 
Untersaehangen  seine  eigenen  Wege  ging,  so  tut  er  es  anch  in  seinen 
^Elementen".  Der  Gedanke,  den  er  vertritt,  ist,  dass  nicht  die  \'or« 
bandene  oder  nicht  vorhandene  Bentabilit^t  ein  Unternehmen  als 
wirtsehaftlich  erkennen  lässt,  sondern  der  Umstand,  ob  es  mehr 
Lebensvollkommenheit  schafft,  als  durch  seine  Unterlassung  geschaffen 
würde.  Dadurch,  diss  Nklkaiii  die  BesfMtignng  dieses  auf  der 
Grenznntzentheorie  beruhenden  Kentabilit;itspritizi]it's  fordert,  tritt 
er  in  die  Ktilie  der  Vertreter  eines  natiuual-ükunomischeu  Kadi- 
kalismus.        (Hon.  HlTstllMA.NN.) 

SiKBBNscuKUi,  Dr.  Rudolf,  und  Dr.  Viktor  LiturüNdiKUN,  Das 
Strafreeht  der  direkten  Personalstener  nach  dem  Gesetz  vom 
25.  Oktbr.  1896  (R..G.-B.  220),  systematisch  dargestellt  Wien, 
Hans,  1904.  (219  S.). 

Der  erste  Tdi  befiust  sieh  mit  den  verschiedenen  Gattungen 
strafbarer  Handlungen  in  RScksicht  auf  die  Personalsteuerpflicht, 
wobei  die  Theorie  zugrunde  liegt,  dass  das  blosse  Steuervergehen 
vom  Betrage  durch  den  Mangel  unmittelbarer  materieller  Sdiädigang 
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des  Staates  abg-c{,'rcnzt  werde.  Der  zweite  Teil  behandolt  das  Ver- 
fahren. Da  hier  aber  nnr  sehr  dürftige  steuergesetzliohe  Normen 
iM'stf'licii.  darf  perade  dieser  zweite  Teil  als  pfadtindende  Arbeit  an- 
erkaitiit  werden,  welche  für  die  Traicis  vua  ganz  besonderem 
Werte  ist. 

ÜKOEK,  Prot.  Dr.  Ju.sKF,  Exzellenz,  I  ber  die  Hattuug  des 
Staates  für  Venngezineen  und  Vergütangsztnsen,  ein  Beitrag  znm 
Offentl.-TechtL  VennOgensrecht  Wien,  1908,  Amin  HOiom. 

Über  diese  Jttngste  Gabe  des  Altmeisters  unserer  Rechtd^er, 
welche  andi  eine  entspicechende  Abhilfe  im  Verordnangswege  nach 
sich  gezogen  hat,  heisst  es  in  No.  52  des  Jnr.-Bl.  1908:  Durch 
eine  meisterhafte  Kna|)plieit  gekennzeichnet,  i^t  Rie  ausserdem  mit 
be{?reiflicher  üeschwinditrkeit  ins  juristische  Publiknm  gedrungen, 
s<t  dass  sicli  ihr  näherer  Inhalt,  ]it  >onders  ihr  Erg^ebnis  voratissetzen 
lässt,  und  dieses  lautet  bekannt] ieli  (hiliin.  dass  der  Staat  nach 
Kelti  iideni  Meclite  verhalten  uciden  kann,  seine  Scliuldeu  aus 
üö'entlich-rechilichen  Dienstverhäitnisfien  nicht,  erst  vom  Klagetage, 
sondern  schon  von  einem  früheren  Zeitpunkte  an  zu  verzinsen, 
denn  es  sei  wenigstens  im  konkreten  Falle  znlftssig  und  in  der 
Sadie  selbst  gerechtfertigt,  die  einschltgigen  privatrechtlichen 
Grundsätze  Uber  Verzugs-  und  VergtltungsKinsen  auf  das  Öffentliche 
Vermögensrecht  zu  übertragen. 

Doch  es  handelt  gich  um  mehr  als  eine  solche  Übertragung. 
Ein  l'rivatreeht  iiu  eminentesten  Sinne  des  Wortes  scdl  zur  An- 
wendnnir  ?relantren.  Denn  Fnokk  geht  fiberrast  htMiderweise  so 
weit,  für  eine  wichti^ri'  (ini)i[te  von  Fällen  und  nur  für  dieseh  die 
teeiiMiMlitii  Klairen  des  riiiniseheu  IJeehtes  adoptieren  zu  wollen. 
t>u  sind  jene,  namentlich  steuerrechllich  belangrei<  lieu  Fälle,  in 
welchen  der  Staat  die  Herausgabe  einer  widerrechtlich  abgenötigten 
Leistung  schuldig  ist.  Hier  empfiehlt  sich  nach  Uxusn  die  An- 
wendbarkeit der  condictio  ob  injustam  causam,  nicht  etwa  die  ^anf 

^)  Für  jcue  Falle,  iu  denen  der  Staat  nicht  eine  besonder»  vereinnuliiuie 
Leistung  schuldig  ist,  sondern  bloss  eine  scfaoldi^  Leistmig  nidit  zahlt, 
kann  eine  gewöhnliche  Klage  eintreten  ;  wenn  die  Behörde  darzutuu  vcr- 
uiaü".  dass  sie  sich  in  einem  entschiildlmren  Irrtum  befindet,  tritt  die  Vt^r- 
ziigäziuseuptiicbt  (weuigüteus  vom  Verfalltage)  nicht  ein,  S.  19.  Die 
ge^slitslicbe  Behandlung  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  es  ■ich  nicht 
um  pof^itire  Keciitssiitze,  aondem  um  eine  inie  richterliche  Gestaltung 
des  HechtMtoffes  handelt 
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den  ersten  Blick''  sieli  autdrängrende  condictio  indebiti,  denn  diese 
kann  allenfalls  nnd  anssehliesslicli  l?prpirliprnne:«zinsen  znm  Geg:en- 
stande  haben.  Die  condictio  ob  iiiMisTr>m  cvusara  erstreckt  sich  aber 
in  weit  nmtVisseniler  Weihe  unf  \  ergütun^sicinsen  und  diese  müssen 
selbst  dann,  \\>'nn  der  Belangte  die  rechtswiilrige  Leistung:  im  guten 
Glauben  eingezogen,  gleichviel,  ob  er  die  Zinsen  aus  dieser  Leistung 
anch  wii^lidi  belogen  hal  imd  durch  diese  Zioten  nur  Zelt  der 
ElageMiSiidigang  noch  bereichert  ist  oder  nicht,  also  unter  allen 
TTmstSndeii  entrichtet  werden. 

Allein,  warum  soll  die  condictio  indebiti  anagesclüossen  sein? 
Sie  setst  Irrtum  der  Leistungen  und  ursprüngliche  Freiwilligkeit 
der  nirflckgefbrdalen  Leistung  voraus,  während  diese  beiden  Vor« 
anssetznngen  bei  einer  abgMlOtigten  Leistung  regelmässig  fehlen  oder 
doch  nicht  in  Betracht  kommen.  Der  Leistende  zahlt,  weil  «r  muss. 
I)arum  kann  nach  Unokk  nur  die  condictio  nh  injustuni  causam 
angemessen  sein.  Denn  diese  ist  eben  in  allen  Fällen  zulässig^.  in 
denen  ein  Erwerb  auf  einem  (irunde  beruht,  der  von  der  Kechts- 
urdnung  missbilligt  wird,  der  dem  Hechte  zuwiderläuft  und  mit 
demselben  im  Widerspruche  ist:  Der  olgektive,  rechtswidrige,  unrecht- 
mSssige  Termögensgewinn  begründet  die  condictio  ob  injnatum  causam. 
Diese  condictio  erscheint  also  weit  «itHernt  auf  die  Fftlle  unred- 
lichen Erwerbes  oder  einer  durch  ein  Vergehen  erlangten  VermOgens- 
vorteilea  beschrSnfct  lu  sein. 

An  dieser  vtn  ÜMOBB  neuerdings  bewShrten  Virtuositnt  der 
Unterscheidung  fällt  auf,  das.s  gerade  um  l'mstände  die  Zii- 
lässigkeit  der  „auf  den  ersten  Blick"  :un>) eelienden  condictio  indebiti 
ansschliessen  sollen,  welche  der  Kifrcnart  des  öftentlichen  iJi'chts- 
Ycrlialtnisses  entspringen.  Diese  Eitr<nart  konnte  T'N'«iKK.s  Scharf- 
blick nicht  entgehen,  sie  hat  ihn  aber  vermocht,  von  einer  unmittel- 
baren Anwendung  privatrechtlicher  Normen  abzusehen,  sondern  nur 
Teraalasst,  die  «auf  den  ersten  Blick"  sich  darbietende  persönliche 
und  spesielle  condictio  indebiti  an&ugeben,  welche  m.  E.  anwendbar 
sein  mllaate,  wenn  eben  das  Privatrecht  glatt  anwendbar  wKre. 
Von  dieser  Klage  abgediingt,  war  Altmeister  Umübb  genütigt,  die 
abgelegene  Analogie  jenes  allgemeineren  Tatbestandes  aufsusuchen, 
welcher  der  condictio  ob  iujnstam  causam  gerecht  wird.  Ihrem 
Fassnngsranm  soll  eine  rechtswidrige  Staatseinnahme,  also  eine 
rechtsirrtümliche  Steuereinziehung  einverleibt  werden.   Damit  würde 
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sie  aber  eine  gewisse  sittliche  Missbilligung  erfahren  und  eine  be» 
«ooders  strenge  Haftung  des  Staates  begrBnden,  welcbe  vielleicht 
von  Hans  ans  mit  der  privatrecbUfoben  VerantwortUehkeit  des 
Staates  gamicbt  beabsicbtigt  sein  mochte,  aber  durch  die  mehr  oder 
ureniger  etwas  kttnstliehe  Unterstellnng  nnter  die  technischen  Be- 
helfe des  rSmischen  Beehtes  erzwungen  wird. 

Darin  liegt  kein  Zufall,  sondern  die  Hamionit'  der  Ktrong«a 
Konso<|nen8  eine-  -•n  ki  i;  Denkers,  denn  der  Versnrh.  die  auf  Zwang 
lind  (leliorsam  hiiiilH  ini'  ii  Z\vaiic:shi>irrfi(re  der  staatlichen  (ieuiein- 
schaft  nnter  die  jirivitin  Leist luiirt  ii  eiiizubezielien,  ohne  eine  dem 
Ei^enartiüfen  enlsini  rin  iiile  I  ntel  ><  In  iiliuip  eintretfn  zn  lassen,  hat 
eine  eig^enartitre.  vielleicht  uuausweiihliche  Folge;  die  Tatbestands- 
vorautisctzung  de«  öffentlichen  Zwangen»  mubs  sich  im  Privatrecht 
melir  oder  w^ger  als  eine  bessere  Form  einer  last  deUktUmlichen 
ItOtignng  spiegeln  (sie  findet  sonst  keine  Tjpe)  nnd  so  mnss  der 
Staat  mit  dem  Nötiger  auf  eine  Anklagebank  geraten.  Dasu  stimmt 
es  dann  auch,  dass  die  condictio  ob  iiynstam  causam  denn  doch  eine 
ernstere  Ifissbilligong  des  Leistun^rsemitfan^es  zur  Vuranssetanng^ 
hat,  als  die  bIos<ie  äussere  objektive  R«cht8\vidri>;keit  der  Leistung. 
Dies  maj?  andi  der  alte  Siirit  veransehaulielien,  «b  diese  Klagre  eine 
hesondere  Existenz  tretiiiiit  ii:it,  uder  nb  sie  mit  der  condiitio  ob 
tui]iiMu  (aiisani  »'ine  einlieitlielie  K!a:;f  LrrbiKl.r.  hnhr.  ,.Reehllielie 
Missliillif^un^"  iler  Leistung  ist  /.weitelsohne  mehr  als  eine  blusse 
Kechts\vidri|rkeit. 

Doch  Holl  diese  Betrachtung  der  geistreichen  Priiisionsarbeit 
von  UMasBä  jüngsten  dogmatischen  AusfUhrnngen  keinerlei  Abbruch 
sein,  sie  kehren  sich  doch  hauptsächlich  gegen  die  üntentellung 
«iner  einzelnen  Gruppe  von  Fallen  unter  die  technischen  Behelfe  des 
römischen  Rechtes.  Diese  scheinen  aber  unumgänglich  nötig  zu  sein, 
wenn  man  mit  Vermeidung  grosserer  Willkür  an  der  Hand  positiven 
Beehtes  die  absolute  oder  wenigstens  regelmässige  Haftung  des 
Staates  erzielen  will.  Ma?  darum  rstnats  rnternehnien  zum  Teile 
einen  knnstreiclien  Versuch  mit  naturi;«  tn:is>  nidit  vi'Iül'^  zureichtiiden 
Mitt'lii  in  sieh  scliliessen,  der  Vorwuri  kann  bloss  die  Begründung 
tr.  il.  n,  nii  lit  das  vieliarh  ansjuei  henile  Ergebnis  seihst.  Das  Urteil 
isr  aii.r  na*  h  dem  Zeugnisse  berühmter  Juristen,  und  darunter 
\ielUuht  auch  nach  einem  denkwfirdigen  Ausspruche  von  ünobk 
selbst)  weit  wichtiger  als  die  GrAnde,  nnd  dass  Unobbs  Sentens  die 
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massgebendste  Unterstützung'  findet,  beweist  ein  jüngst  verliandelter 
Antrag  LüUAYiiR,  der  sich  von  Unqkb  nur  darin  unterscheidet,  dass 
er  mit  der  verlangten  Verzinsung  riickzahlungspflichtipr  sttiuM-- 
beträge  eine  im  Prinzip  nicht  minder  privatreohtliclie  lieliamiluiig 
des  Staates  durch  positives  Gesetz  ermöglichen  will  und  liir  das 
öffentliche  Vermfigensrecbt  sor  förmlichen  Adoptierung  vorschlägt. 
Als  eine  wichtige  Fräventivwirknng  erwartet  er  vor  allem  die 
XUdemiiff  oder  Abstellnng  fiskaliecher  Praktiken  nnd  die  rechtseiUge 
Ahichreibnng  des  Zinsenlanfts  dnreb  eine  mittelbar  sn  erhoffende 
BMcJilennlynng  des  Beebtsmittelverfidirens.  Diese  mittelbaren  Folgen 
sind  gewiss  bestechend  genug,  mag  auch  die  Bcfärchtuug  lant  ge> 
worden  sein,  dass  sich  diese  Voranssidit  bloss  fär  die  grösseren 
StenerfSlle  bewährt  und  mit  ihrer  Hevorzngnng  eine  l'ngleichmässig- 
keit  der  Praxis  dh-  mittelbare  Folge  sein  könnte,  welche  schon  in 
der  Einhebung  der  Sif-nerbetrfige  fühlbar  werden  könnte.  Gerade 
die  Einhebung  kann  insotern  gefördert  werden,  als  auch  ant"  Seiten 
des  TubUkums  eine  sympatische  Parallelwirkung  zu  erwarten  steht. 
Wer  reknnriert,  erhllt  einm  Anrda,  so  Mh  wie  möglich  einsasafalen, 
es  rekurriert  somit,  wer  andi  wirklioh  eingegahlt  hat»  nnd  mit  dieser 
Wirkung  dürfen  alle  Teile  einverstanden  sein. 

WiHTJtB,  Dr.  Rudolf,  Oberflnanzrat,  Wien,  Die  gerichtliehe 
ExekntionsflUimng  snr  Hereinbringong  von  Stenern  nnd  Gebfihren 
darch  die  k.  k.  Stenerfimtmr.  Wien,  Hans,  1904. 

Darflber  schreibt  Dr.  N.  Schuötkr  in  Nu.  27  der  ,.Ö8terr. 
Ger.-Ztg."  1904:  Das  vorliegende  Werk  —  die  reife  Frucht  mehr- 
jähriger Arbeit  —  ist  eine  leicht  und  atitrenehm  lesbare,  stets  an- 
regende, systematisch  wohlgeordnete  Einführung  in  das  geltende 
Exekntionsrecht;  und  es  wird  widil  niemand  leugnen,  der  dieses 
Buch  durchstudiert  hat,  dass  selbst  die  schwierigeren  und  die  — 
nicht  wenig  zahlreichen  —  dunkleren  Teile  des  Exekntionsrechtes 
in  das  gehörige  Licht  geseUt  nnd  dem  VerstSndnisae  erschlossen 
'  wwden.  Dam  kommt  die  llberans  sorgfiUtige  fortlanfende  Berttck- 
siehtignng  nicht  nur  der  Literatur,  sondern  namentlich  auch  der 
Judikatur,  der  tatsächlichen  Übung,  der  amtlichen  Gebrftuche. 

Das  Gebiet,  welches  hier  betreten  ist,  kann  als  Grenzgebiet 
bezeichnet  werden.  Denn  es  befindet  sich  awischen  dem  Privat- 
nnd  Zivilprozessrechte  einerseits  und  dem  Finanzverwaltnngsrechte 
andererseits.   Wie  es  so  häufig  in  den  Gi'enzgebieten  des  Wisseos 
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vorkommt,  ist  auf  Ii  dieses  Ut  biet  bisher  von  bHi<lpti  Si  iten.  an  welche 
es  sti'isst,  vcrnachlässifiTt  \vor<lfn.  Unseres  Wissens  ist  die  in  diesem 
Buche  vorkommende  Heliaiidluiip:  dieser  Fragen  die  erste  durchaus 
vollständige  und  pragmatische  Darstellung  der  bezüglichen  Streit- 
punkte. Al^ehen  also  Ton  d«m  bedevtoid«!  Werte  des  Badtea 
vermöge  der  Darstellang  des  Ganges  des  EzekntionsverfiilkreDB  fiber- 
hanpti  gewinnt  dasselbe  noeh  eine  besondere  Bedentang  dnreh  die 
80  gewissenhafte  nnd  lichtToUe  ErOrtemng  der  in  das  beseielinete 
Grenzgebiet  einsdüagenden  verwickelten  Probleme. 

Die  Formnlariensammlnng,  welche  den  Inhalt  des  sweiten 
Teiles  des  Bncbes  bildet,  ist  besonders  dankenswert. 

Derselbe,  GefiUlsstrafrecht.  Siebe  bei  Straflrecht,  VII. 

5.  Verwaltiingsbereich  des  Äckerbauinimateriums. 

(Agrarrecht,  Ackerltau,  Vielizuchl  usw.,  Wu»«t:rre<;ht,  Forst-  und  Jagdrecht, 
Fischerei»  YogelBchuts,  lIontanweBen,  Veterinär-  und  Gesttttsweseo  usw.) 

a)  Vorwiegend  Juristisches. 

Habsdtl,  Dr.  Heivbich  Frhr.  v.,  Besprechung  des  niederOsterr. 
Jagdgesetzes  in  der  Hitschmannschen  Osten*.  Forst»  und  Jagdseitnng 
vom  17.  Januar  1902,  No.  994,  Jahrgang  20  a.  f.  Ferner  Grand« 
begriffe  des  Jagdrechtes  und  deren  Anwendung  im  niederüsterr. 
Jagdgesetze.   Wien,  Manz,  1905. 

Da/.u  Vortrag  desselben  in  der  Wiener  juristischen  Gesell- 
s<  liati,  am  bt  steii  wiedertreijeben  in  der  Allg.  üetcrr.  Ger.-Ztg.  vom 
y.  Januar  lit04,  .Talnr-        N".  2. 

Wir  zählen  diese,  eine  r.O  Druckseiten  nnifas.sende  MunoLnaidiie 
d»'s  Verfassers  über  die  (irnndl)t';rrit1'e  des  Jagdrechtes  7.n  den  besten 
Ittchvvissenschaltlichen  Arbeiten  der  Berichtsperiode.  In  vielleicht 
allzuknapi^er  Fassung  entwickelt  der  Verfasser  seine  nentheoretische 
Ansicht  Uber  das  Jagdrecht  nnd  zeigt,  wie  sich  aas  seiner  Auf- 
fassung alle  einschlägigen  Bechtsfragen  lösen. 

Wir  können  diese  fiberaus  gediegene  Arbeit  dem  Studium 
jedes  Juristen  bestens  empfehlen  nnd  wird  auch  der  praktisdie  Jurist 
einen  Wegfweiser  für  alle  in  das  Gebiet  di>8  Jas'drechtes  •  in^  hH« 
gigen  Fälle  linden,  f'.ine  künftige  jr^'setEgeberisehe  Arbeit  wird  an 
dem  irrnssziig-ie^en  (bedanken  des  Frlir.  v.  IIakrdtl  nicht  vorül^^er- 
gehen  künnen.  H^s<>nders  die  Konstruktion  des  l^eclitserwerbes  ;un 
Wild  und  im  Zusannuenhang  damit  die  heurleilnng  des  sogen. 


.  Kj  i.Lo  l  v  Google 
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WUddietetahls,  wenn  aach  im  Gegensats  zu  §  295  BgL-Gb.,  ist  Ar 
Zivil-  and  Straflrecht  ein  nicht  genug  xn  dankender  Wegweiser  ans 
nnhaltbaren,  dem  Volksbewasetaein  widerstrebenden  Fiktionen.  —  Im 

ganzen  bedeutet  diese  Broschflre  zudem  eine  nene  Gattnn^  juristischer 
Arbeit,  ein  Genus  für  sich,  welches  aber  Schule  machen  und  die  Ge- 
setzgebunf»'  in  sn  nianr-lien  wissenschaftlich  wenig  durch foTsclitt'ii 
Ke<  lit>gebieten  aas  der  jetzt  eingewerkelteo  Techuilc  aufzuriittelu 
berufen  ist. 

KoppER.  Dr.  Ekwin.  ViAg.  Herp^bau  und  Eisenbahn  in  ihren 
Kecht8beziehungen  nach  üsterr.  Recht.  Wien,  Maoz,  1905.  —  Siehe 
bei  II.  :l. 

Kkai.i-,  Dr.  Fkanz.  IXis  Jagdwesen  in  ( »sterreich  vom  redits- 
wissenschuttlichcn  und  ökonomischen  Gesichtspunkte.  Eine  Studie. 
Wien,  (irünhuts  Zeitsclirift,  Hd.  28  S.  40'». 

Einer  kurzen  historischen  Einleitung  folgt  eine  von  vielem 
Fleisä  zeugende  Besprechung  der  geltenden  Gesetze  und  dt  r  Judi- 
katar.  IMe  Arbeit  liest  aber  «n  liefefes  Eindringen  in  die  gruad- 
legenden  Begriife  Termissen. 

pFAFFiNüKK,  Dr.  R.,  „Die  Enteignung  wegen  drohender  Berg- 
scbSden**,  ans  der  Ssterr.  Advokatenpraxis  „Feetaehrift  der  ünion." 
V.  nimmt  energiseh  Stellung  g^;ea  einm  Normaleriaes  des  Aeker- 
banministerinnui  vom  6.  Febmar  190$,  mit  welchem  im  administrativen 
Wege  der  Omndsats  in  der  Praxis  eingeführt  wnrde,  dass  der  Berg^ 
bannntemeluner  vor  Beginn  jeder  unterirdischen  Bergbantfttigkeit^ 
welche  möglicherweise  eine  Einwirkuntr  auf  die  Oberfläche  ansfiben 
konnte,  die  Zii'^timmunp  des  Grundeigentümers  einholen  oder  die 
Enteignung  des  (irund  und  Bodens  erwirken  müsse.    Diesr-r  (irund- 
satz  wird  in  dem  erwähnten  Erlasse  durch  Interpretation  aus  den 
98  und  170  des  Berggesetzes  abgeleitet.    Dr.  Pkaffingkk  weist 
darauf  hin,  dass  in  Österreich  die  Bergbaufreiheit  bestehe,  deren 
Wesen  gerade  darin  liegt,  dass  der  Bergbau  von  der  Einwilligung 
dee  Eigentllmers  der  OberiiSche  unabhängig  ist  Allerdings  bandelt 
der  Bergbauuntemehmer  anf  eigene  Gefahr  und  ist  dorn  Gmnd- 
eigentBuer  för  jeden  Schaden  ersatapflichtig.   Der  Bergbauunter- 
nehmer kann  die  Enteignung  erwirken,  um  grosseren  Ersatsansprttchen 
des  Grundbesitzers  ans  dem  Wege  an  gehen.   Allein  eine  Pflicht  xn 
enteignen  besteht  nicht.  PrArFuroBE  wflnscht,  dass  die  dringende 
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Kenregfeliing  des  BorgRcbadenrechteB  im  W«g«  der  Geoetzgebvog 
ehestens  in  Anj^rift'  g^enommen  werde. 

Pfann,  Dr.  .TosKK.  Wasserreclit  und  Wasserverwaltiine:  ans  der 
österreicliiscben  Advokatciipraxis  ^Ft^tsclirift  drr  T'iiiuii".  beklafft 
eine  Hoiho  von  Hchwereu  Aliisstäudea  dett  heutigen  Zustaudes  des 
\Va.ss(*neLht<'s. 

Auöjs'eheud  Voll  einer  interessanten  Skizze  der  hist<»ri»cheii 
Entwickelans  der  österreichischen  Wasserrechtsgesetzgebung  zeigt 
Ppihn,  wie  nnter  dem  Einflüsse  der  ge^tzgebenden  Körperschaften 
die  in  dem  nrsprQnglichen  Begiemngsentwnrfe  enthalten  gewesenen 
richtigen  Orondsätze  alimithlich  verschlechtert  wurden.  „Die  Kunst 
der  Gesetzgebung  ist  den  Volksvertretungen,  die  nicht  die  notwendigen 
positiven  Vorkenntnisse  besitzen,  nicht  pt^^^ehen;  die  Volksvertretung: 
kann  über  den  materiellen  Inhalt  BesehlUsse  fassen,  die  TJedaktiitn 
kann  nur  eiiittn  sa(hverntiindis;tn  Kulleirinm  überlastit'n  bleiben." 
I)r.  Pfann  postuliert,  dass  alles  fliessi'iide  Wasser  als  ölTentliches 
eint  erklärt  werde,  ferner  eine  einu^fhonde  Re^^eluii;?  des  Enteig^nun^rs- 
verfahrens.  Mit  den  l'ransturniatoren  ist  für  den  Antrieb  der 
Indastrialanlagen  eine  ganz  neue  Situation  geschaffen  worden.  Durch 
dieselben  kann  die  elektromotorische  Kraft  femgeleitet  werden  nnd 
kennen  also  Fabriken,  von  der  Kraftquelle  getrennt  nnd  entfernt, 
durch  diese  betrieben  werden.  Es  ist  nicht  mehr  haltbar,  das«  die 
Waeserrechtskonzessionen  unbefristet  gewahrt  werden.  Nach  dem 
geltenden  \Va.sserrechte  kunnen  derzeit  die  verngbaren  Wasserkräfte 
von  spekulativen  T'uternelMnern  okkuj)iert  nnd  wirklirlie  hidustrielle, 
die  einen  neuen  Betrieb  errichten  wollen,  daran  frehindert  werden. 

.letzt  wird  ydev  einzelne  BenutztiiiL'^^recht  tÜr  sich  behandelt, 
auf  den  künlti-reii  Wasserbedarf  anderer  keim-  Hücksicht  genommen, 
der  bestehende  oder  künttitre  Wasselbedarf  nicht  ffesehützt.  Das 
Wasser  wird  von  den  einzelnen  Bewerbern  und  BenutzungsberethÜKten 
nidit  als  Öffentliches  Gut  bentttzt,  sondern  wie  eiiM  ft«istehende 
Sache,  deren  Zueignung  freigelassen  ist,  ausgebeutet.  Dr.  Ppaxk 
verlangt  eine  Organisation  der  Wasserverwaltung,  die  sich  mit  der 
nutzbringenden  Verwaltung  der  Gewässer  zu  befassen  und  auf  eine 
sorgfilltige  Begelung  und  Überwachung  der  Benutzung  der  Gewisser 
bedacht  sein  s<dl.  'Schliesslich  retrt  I)r.  Pfann  an,  es  luoü'e  bei 
Geleg-enli' ii  ib  i  Arli'  iten  für  die  Revision  des  bürgerlichen  Gesetz- 
bnches  die  Kefurm  de«  Wusserrecbtes  nicht  vergessen  werden. 
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Beip,  Dr.  Hbdibicb,  Dm  Osten*.  Bergschadenreelit.  Wien, 

Jiwaz,  1904. 

ScAPiMELLi,  Pavi.  Tostk,  Das  oberösterr.  Jagdgesetz  vom 
13.  Juli  18!»')  und  die  lierrschende  Spiurhpraxis.    Wien,  Jlaiiz,  19i>r>. 

Schiff,  Dr.  Waltkr.  Grundriss  der  Ag^ranechte  mit  Eiii>rliliiss 
des  Japrd-  und  Fischereiiechtes.    Wien,  Leipzig,  Dunker  &  liuniblot. 

Ai»LKK,  K,,  schreibt  darüber  in  No.  50  des  „Jnr.-BL",  1903: 
Der  Stoff  saeht  an  SprOdigkeit  nnd  Schvrlerigkeit  «einesgleichen^ 
Die  Gesetzgebung  ist  nach  den  Kronl&ndem  sersplittert,  der 
wirkliehe  Bechtssostand  ans  dem  Gesetse  snweilen  nicht  zn  ent- 
nelunen.  Hit  vollendeter  Sachkunde  nnd  einer  seltenen  Gabe 
knapper,  wohlabgernndeter,  klarer  Daratellnng  tritt  äw  Verfasser 
an  seine  Aufgabe  heran  und  bringt  wohl  jedem  Juristen,  d«r  die 
Dinge  nicht  aus  langjähriger  eigener  Anschanaog  kennt,  Nenes  nnd 
Lehrreiches.  Eh  ist  ein  Buch  nicht  zum  Lesen,  sondern  zum  Aus- 
wendiglernen. Die  I.t'ktinn  ist  eine  angenehm»'  und  aiingende, 
Weil  der  Vertas-ser  etwas  von  der  Poesie  der  IflndliclitMi  Lfliciisver- 
hältnisse,  aber  auch  von  der  hittt-rnis  und  Härte  de.s  Lebeiihkampfes 
iu  »einer  Darstellung  zur  Geltung  bringt.  AU  das  wirkt  um  so  stärker 
nnd  reiner,  da  an  die  Phrase  kerne  Zeile  verschwendet  wird,  nnd  der 
Eindrack,  den  die  Dinge  selbst  maehra,  nicht  dnrch  torwitaige, 
hillige  Urteile  gestSrt  wird.  Und  doch  wird  flberall  gerade  genug 
gesagt,  vm  dem  Leser  das  volle  Verstftndnis  des  Gesetaes  an  erSAien. 

Sfitx,  Dr.  ALraiD  Alexahobr,  Die  Jagdgesetze  fOr  Nieder- 
Ssterreieh  nnd  Wien  —  Peters,  1903  —  ist  ein  kurz  gefasster 
Kommentar  zu  den  neuen  Jagdgesetzen.  Der  Verfasser  beschränkt 
sich  auf  wenige  übrigens  stets  zutrefT«'nde  Bemerkungen  zum  Ge- 
setzestexte nnd  auf  eine  sehr  gewis^seniialte  Zitierung  aller  ein- 
schlägigen Judikate.  ~  (Dr.  Freih.  v.  HAtKUTi..) 

b)  Vorwiegend  Volkswirtschaftliches.^) 

1902. 

Bachxayr,  Dr.  Lkü,  Landwirtschaftliche  Attache  Karl 
Fionme,  1902.  60  h.  (No.  43)  2.^) 

>)  ZuHummengeetellt  von  BoiiERT  HiTscmuiw.  Heransgeber  der 
„Wiener  Lan<lwirtÄchaftlichen  Zeitun::" 

*)  In  dieser  Form  gegebeae  Queileuzitatc  bczcichuca  Nummer  und 
Jahrgang  der  ^Wieaer  LsadwürtBchaftlldieB  Zeitang",  Hg.  Roobbt  HiTica- 
lui»,  Wien  I,  SAsnllergssM  8,  auf  deren  ausfUhrliche  Besprschnngsn 
hier  yerwiceen  sd. 
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ÜKiisin,  Dr.  WiLHKi.M,  Die  muderue  Laudwirt«chaft.  A.  Hart- 
leben, is  K.    iNu.  70)  2. 

Mitteiluu}?en  über  die  Verhandlnng;eii  der  Sektion  tür  Laud- 
und  Forstwirtschalt  (und  Mootanwesen;  des  Industrie«  nud  Land- 
wirtschaftsrates  bei  der  fttafteii  Tagang  im  Jahre  1901.  Wien, 
Wilh.  Frick,  1902.  8  K.   (No.  47)2. 

RoHACBK,  Dr.  Fb.,  Lohnverbftltniise  der  landw.  Arbeiter  in 
Mähren.  Drttnn,  1901.  Verlag  des  mfthrischen  Landesknlturratca. 
(No.  4)2. 

Eine  gründliche,  sehr  wertvolle  rutersnchnng  Uber  die  landw. 
Lohnvprhftltnisse,  w  ie  nie  sich  in  der  Praxis  vorUnden.  Diese  Arbeit 

kann  für  älinliclie  vorbililUch  sein. 

TviiK,  Dr.  Ei»!  AKi»,  Der  geuieiiisaiiie  Warenbezug  in  Ver- 
binduii«?-  mit  den  Kaiileiseiikassen.  Bielitz,  liHil.  Verlag  des  Ver- 
bandes landw.  (ienosseiiscliaften  in  Stiilesien.    (No.  30)2. 

J>t'j'.st  Ibe.  Die  Neugestaltung  der  schlesischen  Konlributions- 
fonds.  Troppau,  Verlag  des  Snbventionskomitees,  1901.  (No.  41)2. 

Amtliche  Protokolle  der  Internationalen  ZnckerkonventioB  in 
BrQssel  1901/02.  Wien,  Zentralvereln  fttr  Rnbenattckerindnstrle  in 
der  Csterr.'Ungar.  Monarchie,  1902.  5  K.  (No.  89)2. 

BKRacH,  Dr.  JoesF,  Änderungen  der  ZoUsätie  für  Wein  nsw. 
Wien,  Zentralstelle,  19'^2.    1  K.    (No.  7)  2. 

V.  HoHFNiti.vM  und  1.1  iiwic,  Fr\nki.,  ]^Iaterialien  zur  Vorbe- 
rt  ituiiL'"  der  Handelsvertrütje.  Hefte  i;>02  — l*H).''i.  Wien,  Land-  und 
Ynv<\\.  Zentralstelle,  ä  1  K.  (So.  9)3.  (No.  10)2.  (No.  19)5. 
(Nü.  102) ;{. 

Dieses  in  Heften  ersidieineude,  von  der  Land-  und  Foi-stw. 
Zentralstelle  in  Wien  heraubgegebene  Werk  stellt  im  Verein  mit  den 
die  einzelnen  Staaten  betreffenden  ,^Uaterialien''  (Rnssland,  Italien, 
Serbien,  Vereinigte  Staaten  usw.)  den  ersten  Versuch  in  Österreich 
dar,  durch  richtige  Omppiernng  der  Statistik  nnd  Erfassung  der 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  in  agrarischem  Sinne  Einflnss  auf 
die  Gestaltniig  der  Handelspolitik  XU  gewinnen.  Insofern  kommt 
dienern  Werk  ^'fundlegeude  Bedeutnnfr  7.n.  Durch  Darlegung  der  Be- 
rerbtifrung  der  von  land-  und  fürst \v.  Si  ite  in  volkswirtsoliaftliclier 
Uezieliiin^-  anfiref't.  Ilt.  ii  Koideruntreu  wurden  nicht  nur  die  Industrie, 
sond.  I  II  auch  die  W  issensdiaft  und  die  öllentliche  Meinung:  sii  lithar 
in  dem  Sinne  beeinflusst,  da».s  die  Einseitigkeit,  die  gesamte  Volks- 
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wirtocliaft  hanptsftchlicli  nach  den  Forderangen  eines  —  wenn  auch 

wichtifren  —  Standes,  der  Industrie,  zn  beurteilen,  in  Bichtlicher 
Abnalniif  begritt'en  ist,  wodurcli  eine  Aus^jleichunsr  der  (M-^rensätze 
untt  r  dem  3fotto:  ^Schutz  jeder  lieimiscluMi  I'nMluktion*',  angebahnt 
wurde.  —  Diese  Materialien  werden  tortf^i  t^ctzt. 

Mi:^rHLtK,  Dr.  Ernst.  Litndliche  Ktsitz-  und  Sohuldvechält- 
nlsse  in  27  Gemeinden  Steienuarks.  1.  Teil.  Uraz,  Leuschuer  Ä 
Lflbensky,  1901.   2  K.   (Jg&-No.  49)2. 

Statistik  des  anawftrtigen  Handels  des  98terr.«'Ungar.  ZoUge- 
bietes  im  Jahre  1901.  1.  Bd.,  1.  n.  2.  Abt  Wien,  k.  k.  Hof-  und 
Staatsdraekerei,  1902.  8  E.  (No.  68)2. 

1903. 

Hattixghkku.  Jüskk  Ritter  v.,  Referat,  betr.  die  Fra^fe  der 
Uypotbekarentschaldang.  3  Bde.  Wien,  Willi.  Frick,  1903.  12  K. 
(No,  104)3.») 

Eine  ttliBraiis  eingehMide,  anl  langjSbiigen  Studien  bernhende 
Arbeit  ttber  das  Tielrnnstrittene  Gebiet  der  Hypotbekarentechnldnng'. 
Das  Werk  gliedert  sich  in  drei  Hanptteile:  1.  Darstellnng  von  Vor* 

schlftgen,    die    bisher    zur   EntsrluildnufcstVage    gemacht  wurden. 

2.  Geldpolitik  ;  P  irstellung  unserer  Kroilit Verhältnisse  au  dem  Zwecke, 
die  Grundla;;»  II  für  die  Vorscliliige  des  Verfassei"»  zu  «rewinnen. 

3.  Vorschlä^re  zur  KntsthuMuntr.  Dieselben  lantVu  darauf  hinaus, 
das.s  es  den  Landwirten  noch  nicht  dfiuliih  f^ewuriieii  sei,  dass  bei 
jeder  Produktion  heute  auch  der  Weltverkehr  in  Betracht  kommt, 
wodurch  die  Spekulation  in  den  Kreis  der  Produktion  tritt,  hi- 
folgedeas»  ist  eine  VerschiildaDg  eingetreten,  die  nur  doreh  Wteder- 
berstellmier  ^  Rentabilität  des  landw.  Betriebes  beseitigt  werden 
kann  nnter  Hifhilfe  einer  richtigen  Geld-  nnd  Kreditpolitik,  deren 
wichtigste  Fordwnng  die  ist,  dass  nnr  der  Besitskredit  dnrch 
Bjpothekardarldien  (mit  obligatorischer  Amortisation),  der  Be* 
tliebskredit  aber  durch  Personaldarlehen  gedeckt  wer  b  n  soll,  nnd 
zwar  nicht  dnrch  kurzfristigen  Wechselkredit,  der  dem  landw.  Be- 
trieb nicht  entspricht,  sondern  durch  Darlehen,  die  langfristig  aus 
dem  Gutsertrag  wieder  gi^ilgt  werden  sollen.  Auf  diesem  Wege 
hotft  der  Verfasser  die  allmähliche  Entschuldung  von  Grund  und 
Boden  zu  erreichen, 
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Gesetze,  Verordnungen  and  Knndmacbnngen  ans  dem  Dienit- 

berelclu"  ilf  k.  k.  A(  kerbanrainisterinnis.  XXX.  Hell  (Jabrg.  1902), 
Wien,  Willi.  Frick,  19o:i.  K.    (N'o.  f.s)^. 

JahrbiiolKT  der  k.  k.  Landwirtsc^haftH-Gesellscbaft  in  Wien, 
1Ö02.    Wien.  S.  lhstverlajr,  V.m.    (No.  JO)  3. 

KKiiiti.KH,  V..  l>as  lanihv.  ( MMio-s'-n^iiialtswesen  in  Uberöster- 
reich.    I-inz.  Katliolif^rlu-r  I'ivs-VKr.Mii.  ÜnK».    1,10  K.    tXo.  23)  3. 

Mi.-cHLFK,  Dr.  Ki>.s~i,  Ci(uieiiiiiiit/.i^e  Arbeitsveruiittlnng  und 
nnentgeltlicher  Wohnangsnachweis  in  Graz  nnd  Steiermark.  Graz, 
Selbstverlag  der  Arbeitovermittlnngsanstalt,  1903.  (No.  81)  8. 

Der  Verfomer  macht  Hitteilnng  Aber  ein  eegentrdcliei  Werk, 
das  er  In  Steiermark  geschaiTen,  nfimlich  die  Anstalt  Ar  nnentgelt- 
Hche  Arbeltsvermitünng  in  Graz.  Die  mitgeteilten  Ziffern  betreffen 
die  Jahre  1897—1002.  I?ezii}?lich  des  Nachweis  landw.  Arbeits* 
stellen  zeigte  es  sieh,  dass  djis  An;:»  l  i  t  iVu-  Nachfraf^e  noch  knapp 
fiberwo?,  was  bewei>r.  dass  sie  von  diii  Landwirten  noch  zu  wenig 
gewürdigt  wird.  \'on  gn«s<f  r  vi>]k>;\virt«r  liaftli(  her  Bcdeutnncr  ist 
anch  der  Natliwtis  landw.  Arl)*-ittii  tiir  Htst-rvisteü,  wodurch  diese 
dem  landw.  Hetritbe  erhalten  werden  sidlen.  Das  Vorgehen 
il].scuLfcKb  wird  in  anderen  Kronländern  Nachahninog  finden. 

Mitteilungen  Uber  die  Versendungen  der  Sektion  Ar  Land- 
nnd  Forstwirtschaft  (nnd  Montanwesen)  des  Industrie-  nnd  Land- 
wirtschafturatea  bei  der  sechsten  Tagung  im  Jahre  1902.  Wien, 
WUh.  Frick,  1902.  3  K.  (No.  6)  8. 

Mitteilungen  Ober  die  Versendungen  usw.  bei  der  siebenten 
IVignng  im  Jahre  1903.    Wi.-n,  Wilh.  Frick,  1003.   (No.  r.fi)  3. 

Münzer.  IIi  go,  licLMster  der  das  Veterinärwesen  betreffenden 
(besetze,  VernrilüiiiiL'»  ii.  F.rliisse.  Enf srlicidnnfren  und  Erkenntnisse. 
Taclian,  Hermann  Holub.  I!t02.    3,l(i  K.    (X...  3)3. 

KoiivrKK,  Dr.  Fk.,  Das  Verhiillnis  des  liros.'ifjruudbcsitzes  zu 
den  Bernfsgenobteuschaften  der  Landwirte,  lirünn,  Selbstverlag, 
1903.   (No.  65)3. 

Derselbe,  Die  Gmndsteueryorschreibung  in  MShren  und  die 
Bernftgenossensehaften  der  Landwirte.  Brfinn,  W.  Bnrkart,'  1908. 
(No.  89)  8. 

Badbb,  Ritter  Houtz  v.,  Die  Entwickelung  des  lindlichei^ 
Kreditwesens  in  Mähren.  Brttnn,  Karl  Winiker,  1903.  1,80  K. 
(No.  84). 
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In  Mähren  entfallen  •'<>"„  der  Bcvölkernn^  auf  die  Land- 
wirtschaft, l»pr  N'erfasser  zieht  die  von  1885—181)'»  dort  sich  er- 
gebene Zunahme  der  Verschuldung  in  den  Kreis  »einer  Ik'trach- 
tnngen.  Diese  Znnahme  betrug  beim  Mittel-  und  Kleinbesitz  33  ^Ify. 
Der  Verfasser  wendet  sich  dann  der  Besprechung  der  in  Mähren 
tat  Verfägnng  stehaideii  EieditqueUen  zn,  von  denoi  er  ein  voll- 
•tKndlgee  BiU  gibt. 

EvoBL,  MouTZ  Österreieh-Ungarn  im  Welthandel  Wien, 
Xans,  1902.  4,60  K.  (No.  29)  8. 

Gbkiss,  Dr.  Otto,  Die  wirtsebaftlielie  und  soziale  Mentnng 
der  Latifundien  unter  besonderer  Bezugnahme  auf  Böhmen.  Heidel- 
berg, Karl  RAssler,  1902.   (No.  80)  3. 

Kkaktzl,  Franz.  Das  FOrsfentum  Lichtenstein  nnd  «l^r  ce- 
samte  Fürst  Johann  von  und  zu  Liciitensteinsche  Gutiibeäitz.  Brünn, 
Selbstverlag,  1903.    4,8U  K.    (Xo.  57)  3. 

Statistische«  Jahrbuch  der  Stadt  Wien  lür  das  Jahr  190Ü. 
Wien,  1902.   (No.  10)  3. 

StatistiM^u»  Jahrbuch  des  k.  k.  AdEerbanminiaterinrnB  für 
das  Jahr  1902.  Wien,  Hof-  and  Staatsdmckerei,  1903.  2,80  R. 
(No.  49)  3. 

ZneL,  Julius,  österr.  Heimatsrecht.  Wien,  Ifanz,  1908. 
1,80  K.  (No.  55)  3. 

1904. 

KüTscHEBA,  A.,  und  RiEHMER,  F.,  Festschritt  des  Zentralvereins 
för  Kilbenznckerindnstrie.    Wien.  Selbstverlag:,  1904.    (Nf>.  45)  4. 

Fisi  nKK.  1{(»SA,  Osfsteirisches  Haneruleben.  Wien,  Österr. 
Verlagsanstalt,  190:?.    4  K.    (No.  r.H)  4. 

Citisetze  und  V<'r(>rdnnngpn  üb»*r  die  Wein-,  Fleisth-  nnd 
Linien  verzehr  uugssteuer.    Wien,  Manz,  1904.    8  K.    (No.  19)  4. 

CrOnTHU,  Alfbzd.  Banernwald.  —  Waldgenossensehaft. 
Verlag  der  k.  k.  Landwirtsehaftsgesellschaft,  Wien  1904, 7  Abbildungen. 
Anf  Uber  8  Millionen  Hektar  werden  die  kleinen  im  bftnerliehen  Be- 
sitz befindliehen  l/rader  in  den  im  Beiehsrate  vertretenen  Lindem 
geschätzt.  Es  sind  daher  Ar  die  teterreiehische  Volkswirtschaft  nnd 
fBr  die  Erhaltung:  des  Kleingrundbesitzes  znmeist  wichtige  Fragen, 
deren  Beantwortung  dem  Verfasser  von  dor  Wiener  Tiandwirtschafts- 
gesellschaft  anvertraut  worden   ist,  zumal   bisher   das  Material 

nirgends  mit  wanschenswerter  Vollständigkeit  vereinigt  war. 
JahrbBch  diair  latcnat  TerelniKoiig.  8.  B<L  146 
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In  der  erachCpfenden  Groppierang  aller  (opographiecli,  pfhnzen- 
physiologisch,  nationalükonoinisch,  handele-  nnd  sosial- politisch 
wichtigen  Verordnnugen  Hegt  wohl  das  Hauptwerk  der  Arbeit;  aber 
anch  die  daran  sich  knttpfenden  ErSrCemngen,  welche  im  Vergleich 
mit  analogen  Einrichtongen  im  Auslände  nntersachen,  was  davon 
etwa  in  Österreich  einzuführen  sei,  werden  weite  Kreise  interessieren. 
Kflrze  und  ilorh  erschüpfende  Sachkenntnis  empfehlen  dieses  Werk 
jedem,  der  fiber  diesen  Gegenstand  sich  unterrichten  will.  —  (Dr.  Ruuu..) 

Lbkobbl,  L.,  Anleitnnsj;  zur  rasclien  Prüfung  wichtiger  Lebens- 
nnd  Gennssmittel.  Wien,  A.  Harth«b.-n,  1,50  K.  (Xo.  101)  4. 

Seidl,  Dr.  Alois  A.,  Laudwirtschaftsrecht  und  Landwirtschafts- 
pflege in  liölinun.  1.  Abt.:  Allgemeine  Grundlagen.  Prag,  J.  G. 
Calvi,  11«04.    H  K.    iN...  :!•.»)  4. 

SvDBüDA.  J.  V.,  I)er  Landwirt  im  Verkelir  mit  den  Financ- 
behörden.    Brünn,  Friedr.  Irrgang,  l!»n4.    8  K.    (Nn.  9S)  4. 

Mit tfMlmiLTt'n  über  die  Verhandlungen  der  Sektion  für  Land- 
und  Kni-^twirtMhat't  fund  MnjUaiiwrscii)  di-s  Industrie-  nnd  Land- 
wirtschaftsratfs  In  j  d<'r  ai  ht^  n  Tagung  im  Jahre  bezw.  bei  der 

neunten  Tagung  iui.lalnt'  l'.'"4.   Wi.-n.  Willi.  Frirk,  1904.   (No.  «U>4. 

Hi  KNAuf.,  L.,  I>er  Holzliuii  icl  in  si  inen  tiruiullagen,  Wegen 
und  Zillen.  Wien,  Land-  und  forstw.  Zentralstelle,  1904.  1  K. 
(Nu.  «MV)  4. 

Es  fi'hlte  bisher  an  einer  vergleichenden  l'ntersuchnng  der 
Holzhandels-  und  Fr(»duktittnsverhiiltnisse  aller  tur  den  Weltmarkt 
in  Betracht  koimuemien  Limder.  Der  Verfasser  zielit  die.sen  Vergleich, 
aas  dem  er  auf  Grund  eingehender  Studien  in  dem  letzten  Kapitel: 
„die  Bilans  des  Welthandels"  die  sich  ergebenden  Schlttsee  hin> 
sichtlich  der  künftigen  Deckung  des  Ntttshohehedarfes  sieht 

KoKBSMiK,  MoHtTZ,  Die  Ästhetik  im  Walde,  die  Bedeutung  der 
Waldpflege  und  die  Folgen  der  Waldvernichtung.  Wien,  WUh.  Frick, 
1904.   1,20  E.   (No.  92)  4, 

Ehbknhtiin,  Th.,  Die  Hanptargumente  gegen  den  deutschen 
4  M.'Gerstezoll  nnd  die  Diiferenzierung  zwischen  Malz-  and  Futter- 
gerste.   Wien,  Halm  &  Goldmann,  1904.  (No.  102)  4. 

HicKÄCEK,  Dr.  Ctkill,  Das  Ausgedinge.  Wien,  Franz  Deutike, 
1904.   8,60  K  (No.  49)  4. 

Eine  wertvolle  volksw.  Studie  aber  eines  der  am  meisten 
umstrittenen  bSnerlichen  Institute.  Von  Interesse  sind  die  statistischen 
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Daten  aus  Böhmen  und  Mähren,  fast  das  einzige  Material  dieser  Art, 
das  wir  Ijesitzen.  Der  Verfasser  solilii^^t  vir,  das  Endziel,  die 
Ersetziui^  des  AiisgulinL'^t  ^  ilurdi  die  Altersvei'sorg'ung'  auf  dem 
Wege  der  Anknüpfung  au  die  bestehenden  Verhältninse  zu  tM  iviclien. 

JuuAscHEKE,  Dr.  Fbamz  V.,  Die  Staaten  Euroi>a8.  Brünn,  Eriedr. 
Irrgang,  1903.    24  K.    (No.  38). 

Kköszkikwicz,  Adam,  Das  bäuerliche  Recht  in  Bosnien  und 
der  Herzeji^owina.  1.  Bd.:  Das  Agrarrecht.  D.-Tuzla  (Bosnien), 
Pillenberger  &  SchnürmacUer,  lbi*i).      K.    (So.  76)  4. 

KOHnLTi  JoBir,  Die  normalen  Frachttarife  der  wichtigfsten 
Österreich- ungarischen  and  bosnisch  -  hercegowinischen ,  sowie  der 
preussischen  Staatsbahnen  in  Ziffer mässiy:er  und  in  grraphischer  Dar^ 
steUung.    Wien,  Hof-  und  Staat.sdruckerei,  1903.    (No.  57)  4. 

Eine  Nebeneinanderstellung  der  verschiedenen  Tarifsystenie 
der  Gesamtmonarcbie,  die  geeignet  ist,  einen  Einblick  in  die  Schwierig- 
keiten dieses  verworrenen  Tarifwesens  zu  gewähren.  Von  Wert 
wäre  eine  Statistik  der  jeweils  verfrachteten  Güter,  die  jedoch  ein 
soi^iiltig  gehütetes  Gelit'imuis  ist.  Dagegen  gewähren  die  Tahelhm 
die  Möglichkeit,  die  verschiedenen  Balinen  sowohl  als  auch  die  ver- 
schiedenen Klassen  der  einzelnen  Bahnen  mühelos  zu  verfjleichen. 
Tntere8.sant  ist.  di^ss  die  deutschen  Tarife  für  Getreide  und  Holz 
höher  sind  als  die  der  Monarchie. 

ZoarszANHKi,  Dr.  Eugkn,  Die  Volkswirtschaft  Österreichs  in 
den  Jahren  19U0— 1904.  Wien,  Al&ed  Hölder,  1904.  2,50  K. 
(No.  92)  4. 

Der  Verfasser  gibt  eine  Darstellung  der  in  diesen  Jahren  in 
Österreich  geleisteten  volkswirt.schaftlichen  Arbeit.  Da  diese  Zeit 
in  Österreich  die  pai'lamentslosc  war,  diente  die  Schrift  zufrleich  dem 
unausgesprochenen  Zwet-k,  die  Tätigkeit  des  Kcffinies  Kurukb  vor 
Augen  zu  fähren.  Iiiesn  Zweck  wurde  noch  um  so  mehr  erreicht, 
als  dem  Verfasser  verniüpre  seiner  Stellung  sonst  schwer  zugängliche 
iStellen  zu  (icbiHc  standen.  Leider  enthält  die  Schrift  manclie  der 
üblichen  volksw.  Irrtümer,  so  die  angeblich  industrielle  Handelsbilanz 
Österreichs  usw. 

Mi^rifLKi!,  Dr.  Ehnst,  Ländliche  Besitz-  und  Schuld  verhält  ni8.«ie 
in  27  Gemeinden  Steiernuirks.  IIL  Teil.  Graz,  Leuschuer  & 
Lubensky,  1903.    2  K.    (Mo.  20)  4. 
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Dieser  Band  stellt  den  Abachlnss  der  frflher  (1901)  erschienenen 
nmfluigreichen  Erhebungen  des  Grazer  statistischen  Landesamtes 
Aber  die  ttndlichen  Berits-  nnd  Sehnidverhältnisse  in  27  steierischen 
Gemeinden  dar.  Diese  Arbeit,  die  die  Grundlage  IBr  die  Vornahme 
agrarischer  Beformen  bietet,  gibt  Einblicke  in  schwer  an  fassende 
volksw.  Fragen  und  hat  weit  Aber  Steiermark  hinaus  Auftnerksam- 
keit  gefunden. 

PxTBissBTicH,  GfizA,  Die  jttdischen  Grnndbesitser  und  Pächter 
in  Ungarn.  Budiqpest,  Stephanenm*Dmckerei,  1904.  1  K.  (No.  77)  4. 

RKiuHOpna,  Hugo,  Materi^ien  zur  Vorbereitnng  dea  Ssterr.- 
Ungar.  Handelsvertrages  mit  Bulgarien.  Wien,  Zentralstelle,  1904. 
1  K.   (No.  90)  4. 

SniDi.KK,  l>r.  EuNsT.  und  Alkx  Fkki  k.  Die  Kiseiibahntarife  in 
ihren  Beziehungen  zur  Handelspolitik.  Lt'ipzig,  Duucker  &  Humblot^ 
1904.   4,82  K.   (No.  70)  4. 

Statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  für  da» 
Jahr  1903.  Wien,  Hof-  nnd  Staatadruckerei ,  1904.  2,80  K. 
(No.  53)  4. 

Tkkihi,,  Ai>ui,K,  Die  Wiener  Produktonbörse.  Wien,  {Selbst- 
verlag des  Verfassers.  190:{.    10  K.    (No.  IT.)  4. 

Die  Schrift,  in  der  Ilauptsat  lie  eint- ( "lu  nulk  der  Täti^i^keit  der 
Wiener  rrn«hiktenl<ürH('  von  18<i<r  -  llH).'}  bieti  nd,  stellt  alle  die  heute 
all^^enit  in  aneikiiniitni  Irrtümer  als  lieilsaine  Wahrheiten  hin.  Dasa 
die  Terininspekulation  an  der  Börse  geduldet  wurde,  wird  nicht  ge- 
leugnet, aber  damit  wird  erklärt,  dass  Zwangsvorschriften  bei  einer 
Körperschaft,  die  immer  die  Freiheit  als  höchstes  Dogma  betrachtet,^ 
sich  von  selbst  verboten.  Trbibl  tritt  schlieasllch  für  eine  Ver- 
söhnung mit  der  Beform  der  Börse  und  Forderung  des  Effektiv- 
geschäftes  ein. 

Derselbe,  Fragen  des  (ietreidehandels  und  der  Getreide- 
börsen.   Wien,  Wilh.  Friek.  19<i1.    I.SO  K.    (No.  9S)  4. 

Anschliessend  an  seine  frUljere  Arbeit,  untrrsuiht  'I'kkihi.  die 
Frage,  warum  jet/.t,  nach  Verhot  des  Terminspiels,  an  der  Wiener 
Produktenbörse  das  Effektivgc.^chiift  nicht  gedeihen  will.  Zn  diesem 
Zweck  macht  er  verschiedene  beachtenswerte  Vorschläge,  dabei  zahl- 
reiche an  der  BUrse  bestehende  UiilBstXnde  auMeckoid,  die  jetst  be- 
»eitigt  werden  müssen. 
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1905. 

pFKiKKKR,  Dr.  K.,  Die  Organisation  olner  Landgutswirtschaft. 
Wien,  Karl  Fronnne.  l'.tor».    t!  K.    (No.  .'»:{)  5. 

Insofprn  Pkkiffkk  an  t'ineiu  aus  der  Praxis  gegriflVn»  n  Kinzt^l- 
beispiel  zeijrt,  wie  angewandte  Wissenschaft  zur  methodischen  l^raxis 
wird,  koniuit  dem  praktisch  bedeutenden  Werke  auch  allgemein  volks- 
wirtschaftliche Bedentang  zu. 

Marchet/)  JuLiiri,  Holzpruduktion  und  Holzhandel  von  Kluroiia, 
Afrika  und  Nordamerika.   Wien,  \V.  Frick,  1904.   12  K.   (No.  30).".. 

Ein  Werk  über  die  Weltholzhandels-  und  Produktionsverhält- 
nisse ähnlicher  Tendenz  wie  das  HuFNAOLsche,  jedoch  breiter  au- 
gelegt und  im  amtlichen  Auftrage  abgefasst. 

Bericht  der  k.  k.  Permanenzkommission  für  die  Handelswerte 
der  Zwischen  Verkehrsstatistik  im  k.  k.  Handelsministerium  über  die 
Bewertung  und  Pewecrnnir  des  Zwischenverkehrs  zwis<  hen  den  im 
Reichsrate  vertretenen  Könif^rcich-  ii  mid  L;"ind»  rn  und  den  Ländern 
der  unirarischen  Krone  im  .lahrc  1*JU4.  Wien,  Hof-  und  Staats» 
drockerei,  11K)5.    2  K.    (No.  02)  r>.  ' 

Buschmann,  Dr.  Max  Freiherr  v.,  Die  Vorschriften,  betr.  den 
Transport  von  Tieren  und  die  Tarife  bei  diesen  Transporten  sowie 
den  Fleischtransport  anf  den  österr.  Eisenbahnen.  Wien,  A.  Hart- 
leben, 1905,    2  K.    (Xo.  07)  5. 

Geller,  Dr.  Lko,  Der  Detaillhandel  mit  gebrannten  geistigen 
Getrftnken  und  das  Propirationsrecht  in  Galizien  und  der  Bukowina. 
Wien,  Moriu  Perles,  1905.   1,60  K.   (No.  58)  5. 

Gesetze,  Verordnungen  und  Kundmachungen  ans  dem  Dienst- 
bereichc  des  k.  k.  AckerbauministeriumB  (Jahrg.  1904).  Wien, 
WUh.  Frick,  1905.   3,60  K.   (No.  94)  5. 

Das  Getreide  im  Weltverkehr.  Wien,  Wilh.  Frick,  1905. 
12  K.   (No.  93)  5. 

Die  wertvolle  FortMtnnng  einee  gediegenen  Werkes,  das  an- 
Uaslicli  der  Terminbandelsenqnete  in  Wien  (190O)  vom  k.  k.  Acker- 
banminiaterinm  heranagegeben  wnrde  nnd  als  „Uaterialien"  Iflr  diese 
Enquete  eine  einzig  dastehende  Übersicht  fiber  Getreideprodnktion 
nnd  'Verkelur  bietet. 

Der  gegenwärtige  Miniater  f.  Kultus  und  UuierricUt. 
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Goldmann.  LuDwm,  Der  Gersten-  nnd  ¥alzzoll  im  deatscbei 
Uandekvertrag.   Wien,  Koller  &  Co.,  1905.   (Nn.  75)  5. 

Grabuayr,  Dr.  Karl  v.,  Das  landw.  iüreditprobiem.  IfeMO 
F.  W.  Eimenreich,  lin»4.    ^No.  4Gi  5. 

Ein  dem  dentsrhen  .Tnristentaf?  in  Innsbruck  erstattetes  Referat 
in  dein  Gkahmävk  versucht,  das  ag^rarische  Kreditprobleni  innprhall 
der  ^reitenden  Wirtschaft.sordnnnp  und  ohne  zu  emptmdliche«  Ein- 
griÜ  in  «lie  wiiLscbaflliche  Freih»'it  zn  lösen. 

Hakkdtl,  Dr.  Hkinhh  ii  Freili.,  Grundbegriffe  des  Jagdrechtes 
—  S.  im  voranstehend«  ii  Absehniii»'. 

lioCK,  l'AiL  Freiherr  v.,  Xiederüsterreichische  Landesgesetze 
Wien,  Manz,  1905.    3.80  K.    (So.  84)8. 

HCLLKU,  Hkumann,  Handbuch  zur  Güterklassifikation  der  in 
Tarif  Teil  I,  Abt  A.  genanntm  OBtenr.-mgariBchen,  boaiiBeh>bena' 
gowinischen  Bahnen.  Wien,  Selbstverlag,  1904  7  E.  (No.  17)5 

H.8  Handbnch  tii^^  dam  bei,  dem  Benlltcer  für  eine  ratio* 
nelle  Ansniltznng  der  Waggons,  besw.  der  Tarife  an  interesBieren 
Überhaupt  dem  Publikum  deir  Einblik  in  dM  Bahntarifweeen  z« 
erleichtem. 

MiniTH,  JosBP  Graf,  Studien  ttber  die  Landarbeiteifrage  ii 

Ungarn.   Wien,  Franz  Deutidte,  1905.   6  K.   (No.  7)  5. 

Der  Verfasser,  ein  nngrarisf  hi  r  Maß^nat,  bespricht  ein  fili 
Ungarn  ansscrordentllch  wichtiges  Problem,  das  auch  in  anderer 
Staaten  immer  brennender  wird,  and  bringt  eine  Anzahl  Beform- 

vorschläfre. 

Maucmkt,  Dr.  Gi  ~tav,  Die  Reblausgesetzpi  liung  (»sterreichs 
Krems,  Verlag  des  Vereins  zum  Scbntze  des  Osterr.  Weinbaues 
1904.    1  K.    (No.  5. 

Mitteilungen  Uber  die  Verhandlungen  der  Sektion  für  Land* 
und  Forstwirtschaft  (und  Montanwesen)  des  Industrie-  und  Land* 
Wirtschaftsrates  bei  der  zehnten  Tagung  im  Jahre  1905.  Wien. 
Wilh.  Frick,  1905.  3  E.  (No.  88)5. 

Rkhibofrb,  Hctio,  Materialien  zur  Vorbereitung  des  Qsterr.- 
nngar.  Handelsvertrages  mit  Rumänien.  Wien,  Zentralstelle,  1904. 
.  2  K.  (No.  15)5. 

ScHiu>j»,  Dr.  SiBummD,  Agrarische  Bevölkerung  und  Staats- 
einnahmen. Wien,  Franz  Denticke,  1906.  4  K.  (No.  108)5. 
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ScHOi'FKK.  Dr.  Akuiliam,  VerschuldungsfiftiheiL  oder  Sebalden- 
freibeitV    Bozen,  ^Tyrolia%  1904.    8  K.    (No.  68)  5. 

iSeidl,  Dr.  Alois,  Der  neue  Handt  lsvertraf?  n)it  dem  Dentsclien 
Reiche  nnd  die  österr.  Landwirtschaft.  Wien,  Manz,  1905.  2,4U  K. 
^No.  74)  5. 

Eine  BeHprechun^'  des  neuen  deutschen  Handelsvertrages  und 
der  schwerwiegenden  Foleren,  die  sich  ans  dfuisnlhfu  tür  Österreich 
infolge  der  Zusaninienkoppelnniü:  mit  Ung-arn  ergeben. 

SoNNDORFKR,  Dr.  RuDOLF,  Die  Technik  des  Welthandels.  A\'ien, 
Alfred  Hölder,  1905.    16  K.    (No.  82)  5. 

Die  dritte  Auflage  des  weltbekannten  Kompendiums  bringt 
wieder  sahlreicbes  Neues,  das  geeignet  ist,  den  Wert  dieses  Nach- 
sehlagewerkes,  das  kam»  dne  eiitwdilägige  Frage  anbeantwortet 
Vtmtf  ab«rauüa  so  erUhen. 

Die  SparkaasMi  und  die  Erwerbe-  und  Wirtwhaftsgenoeaen- 
sctaafloi  ia  Steiemiark  in  Jahre  1902.  Grass,  Lenachiier  &  Labenskyi 
1905.  (No.  94)  5. 

Statlatiaohes  Jahrbaeh  des  k.  k.  Aekerbanministeriams  für  das 
Jahr  1904.  Wien,  Hof- und  Staatsdnickerei,  1905.  8K.  (No.50)5. 

Stbasoboh,  SiMffBiiD,  AmerUcanlsohe  Landwirtschaft  Wien, 
Wflh.  Friek,  1905.  6  K.  (No.  12)  5. 

HiTBcmuüni,  Hüqo  H.,  Vademeknm  flir  den  Landwirt.  Wien, 
Morits  Perles,  1906.  20  K.  (No.  71)  5. 

£in  Nachsohlagebnch,  das  dnreh  eingehende  Berileksichtignng 
▼olksw.  Gegenstände,  wie  Bechtsfragen,  Kredit  und  Verkelir,  Tarif- 
wesen vsw.  weit  Aber  den  gewSlinliehen  Bahmen  solcher  Werke 
hinansgeht 

Dank  langjShriger  ErfUirnng  ttber  die  Anforderungen  an  ein 
solches  Jahrbnch  nnd  seltener  jonrnallBtischer  Gewandheit  ist  es 
dem  leider  zn  früh  für  Österreich^üngams  Landwirte  dahingeschie- 
denen Urlieb«r  des  Vademeknm  gelnn^ren,  anf  möglichst  geringen 

Haam  znßammengedrSngt  ganz  nnglanblich  Vieles,  and  zwar  in 
leichtverständlicher  Übersichtlickeit  zu  bieten,  so  dass  dieses  von 
den  Söhnen  fortgesetate  ond  im  Laufenden  gehaltene  Werk  auch 
in  technischer  Beziehung  als  Muster  gelten  darf.  —  (Dr.  Rikhl.) 

VisKORHKY,  Dr.  Karl,  Der  Handelsvertrag  mit  Deutschland 
nnd  die  böhmische  Landwirtschaft  Prag,  F.  Sim&cek,  1905.  1  K. 
(No.  67)  5. 


Digitized  by  Google 


2294 


Oetetsgebung  und  Litacttur. 


Zwan)fsverstt'ig:erunfren  land-  und  forstwirtBchaftlicher  Grund- 
stücke  in  Steiorniark  in  den  Jaliivn  1903  und  1904.  Gras, 
Lenschner  &  Labenaky,  lÜOö.   (No.  1U3>  5. 

1906. 

Baurb,  Dr.  JoBKF  Bittw  Die  Land-  and  Fontwiitschaft 
im  Peraonalstenergesets.    Wien,  Karl  Fromme,   1906.   4,80  K. 

(No.  8)  6. 

PoNTz.  FKKttiXANi»  Ritter  V..  Die  Banernleg^ung  in  den  Alpcn- 
täiern  Ni^  derüst.  rreirlis.    Wien.  Manz.  1905.    0,70  K.    (Nn.  S) 

HiM  HKoui  K.  Aix.LF.  Materialien  zur  Vorbereitnnj^  des  iisterr.- 
nngar.  Handelsvertrages  mit  Schweden.  Wien,  Zentralstelle,  1905. 
2  K.    (So.  8)  G. 

FiacHBK,  RoBBBT,  Über  Aufgaben  and  Bedentnng  eines  kultor- 
tediniachen  Versnchswesena.   1906.  (No.  9)  6. 

VolkstOmliclie  Studien  Ober  die  Frage  des  gemeinMuaen  (9eterr.- 
nngar.)  Zollgebiet«.  Wien,  W.  Fridc,  1905.  1  K.  (No.  10)  6. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  inmitten  der  wilden  Agitation, 
die  in  Ungarn  gegen  das  gemeinsame  ZoUgeUet  mit  Österreich  ent- 
fesselt ist,  eine  Stimme  zn  vernelimen,  die  die  nngehenren  Vorteile 
des  prenifinsampn  Zollgebietes  für  rn3:arn  anerkennt. 

HrKNA(iL.  l.Kuroi.i».  Handbucli  der  kaufmäniiisclien  Holzver- 
wcitniiir  und  des  Holzhandels.  Berlin,  Paul  Parey,  1905.  9,(iO  K. 
(No.  ly)  G, 

0.  VerwaUcoifBbereioli  des  LandeayerteidiginigMniwiBtiriiiiina. 

Der  Krieg  in  Ostasien  bat  eine  FUle  von  PnUikationen  ge- 
zeitigt, von  denen  die  ^.Einzelschriften  über  den  niasiseh-japanischen 
Krieg",  welche  die  Redaktion  der  militärischen  Zeits<  hrifl  „Streffleur-' 
herausgibt,  am  wertvollsten  sein  dürften,  denn  sie  sind  anf  Grnnd 
der  offiziellen  Daten  nnserer  Militäratta<  h»-s.  die  im  Evidenzbureau 
des  (ieneralstabes  «rcsiclirft  wurden,  bearbeitet.  D.ni  Cht-f  il''S 
(ieneralstubt's  ^^ebülirt  iitVentliclier  Dank,  dass  er  liie  Erlaubnis  zur 
Vt'ri'tfriii Ii«  liung-  dieser  wertvollen  Dokumente  ^eisrehen  hat.  Die 
^Einzels«  lu  itit  n  "  entbuUeu  in  erster  Linie  (iefci  litsdarstellungeu  und 
authentische  Beobachtungen  Uber  die  Verwendung  dar  drei  Waffen 
(Infanterie,  Kavallerie  und  Artillerie). 

Von  ,,kriegsgeschichtlichen  Publikationen**  ilberhaapt  ist  ans 
letzter  Zeit  das  vom  Kriegsarchiv  herausgegebene  Werk  Qber  die 
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Frauzoseukriege  (1762 — 1815),  von  dem  die  zwei  ersten  I>ände  vor- 
liegen, au  erster  Stelle  zu  nennen.  Der  Einleitungsband  uuifasst 
mehrere  interessante  Aufsätze,  wie:  ,.I)ie  politischen  Verhältnisse 
vor  Ausbruch  des  Krieges-  (Hauptmann  Ckiste),  „Das  Deutsche  Reich 
und  die  hahsbarg^scke  Monarchie  zur  Zeit  des  Bevolationskrieges 
1762—1767"  (ÜBtMPdirektor  Lahaib),  „Die  Webrwesen  Österreicln 
und  der  fremden  enropäiBchen  Staaten'^  und  den  besonders  wertvollen 
Anftatz:  „Truppen-,  Heeres-  und  KriegsfBbmng"  (Generalstabsmajor 
HoBV).  Der  zweite  Band  bebandelt  den  Feldzag  1782.  Zar  SSknlar- 
feier  des  Jahres  1809  plant  das  Eriegsarchiv  eine  mehrbilndige  Dar- 
stellung dieses  Feldrages  vom  Osterreicbischen  Standpunkte,  die  bis 
beute  fehlt  und  die  dazu  beitragen  soll  und  wird,  den  Waifenruhm 
unserer  Armee  von  hässlichen  legendarischen  Flecken  za  reinigen. 

Zwei  Publikationen  des  Kriegaarcbivs  sind  noch  su  erwfthnen: 
Major  SiMSKs  4.  Band  der  „Geschichte  der  k.  u.  k.  Wehrmacht'*,  der 
die  organisatorische  Entwickdungsgeschichte  der  Artillerie  auf  Grund 
der  reichen  arehivallschen  Quellen  des  Eriegsarchivs  mit  eminenter 
Sachkenntnis  schildert,  und  Oberstleutnant  WlaschOti'  „Bedeutung 
von  Befeetigangen  in  der  Eriegsfnhmng  Napoleons**,  der  die  Eorre- 
spondenz  Napoleons  benfitzt  hat,  um  ein  vortreffliches  Buch  Uber 
diese  interessante  Frage  zu  schreiben. 

Der  Feldzug  1866  in  BOhmen  hat  „einen  Generalstabsofttzier'* 
(Hauptmann  v.  Stbimitz)  zu  zwei  wertvollen  Arbdten  angeregt: 
„Die  kritischen  Tage  von  OlmStz**  (1904)  und  „Die  letzte  Operation 
der  Kordarmee".  Beide  Bücher  sind  ungemein  fesselnd  und  be- 
handeln mit  souveräner  Beherrschung  des  gewaltigen  Stoffes  die 
Ereignisse  bei  der  Nordarmee  nach  der  Schlacht  von  KöniggrStz, 
die  ihren  Absehluss  in  dem  Gefechte  von  Blumenau  fanden. 

7.  Ans  dem  Gebiete  antonomer  Verwaltung. 
(Sowohl  einzelne  Lander  als  <:rössere  Stiidt*-  nt'hrn  periodisch,  einige 

alljiihrlich.  Herichtc  licrmis  ) 

Die  Ver\valtiini<  d»r  k.  k.  Stadt  W.-Neustadt  lKi.7  — lOol. 
Bericht  des  Hilrjrt  rmeisters  Fkakz  Kammann.    W.-NViistadt  T.><>2. 

M;)£r  t's^  T>okaliiatrioti8inus  sein,  dass  gerade  dieser  i>ericlit  von 
80  zahlrciLliHii  liHiansgegriffen  wird:  die  altt^  Herzojjsresidenz 
der  spätt^reii  Habenberijer,  lanjr»^  Jahrzehnte  ihr  Bollwerk  gfgen 
die  Magyaren  und  noch  zu  Ausgang  des  Milt^elalters  die  letzte 
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sichere  Znflncht  Kaist  i  Friedrich  des  III.  (IV.),  darf  immerhin  den 
Anspru<-h  machen  vor  allen  anderen  Provinzstädten  Innerösterreichs, 
jenen,  die  für  Österreich  und  sein  geschichtliches  Werden  Anteil 
nehmen,  genannt  xtt  «erden,  nnd  der  gegenBtflndlidie  Bericht  des 
Bfirgermeisten  der  nAllseitfetrenen**  seichnet  sich  durch  Kltrhdt 
nnd  Sachlichkeit  so  vorteilhaft  ans,  dass  dessen  Kenntnisnahme  im 
ganzen  wie  im  einzelnen  anch  einem  Leser  ohne  irgend  welche 
Vorbildung  leicht  fallen  wird. 

An  dieser  Stelle  glanben  wir  ein  Bild  der  Verwaltung  einer 
mittelgrossen  dentschen  Stadt  (Wrreicbs  als  typische  Oestaltang 
nnseren  p.  t  Lesern  nm  so  mehr  empfehlen  zn  dürfeui  als  ja  das 
reichgegliederte  vielnmfaisende  Leben  der  Gemeinde  in  Österreich 
im  Vergleich  mit  der  kttmmerlichen  Gemeindeantonomie  in  den 
meisten  enropäischen  Staaten  von  grosser  Wichtigkeit  ist»  am  be> 
greifen  zn  lernen,  wie  dies  alte  Österreich  trotz  aller  Stfirme,  die 
seinen  Wipfel  amtosen,  immer  nen  sich  veijQngt  nnd  Stand  halten 
wird  im  Sinne  des  ehrwürdigen  Symbols,  das  Wr.  Neastadt  mittel- 
alterliche Banten  ziert:  ,A(ttstria),  E(rit)  I(n)  0(rbe)  U(ltima).'' 

Wohl  am  einfachsten  liessen  sich  die  angedenteten  Zwecke 
erfüllen  dnreh  die  Anfiihrnng  des  Inhalts  dieses  XIII  and  490  Qaart- 
seiten  fassenden  Berichtes. 

Xacli  einem  Vorwort  folgen  an  einzelnen  Kapiteln: 

I.  Kundgebongen,  Feste,  Beg^rfissnngen:  Regierongsjubiläum 
d»'s  Kai^  is,  ih  r  Kaiser  in  W.-Neustadt,  das  70.  Gebnrtsfest  des 
Kaiseis,  Tiauerkaudgebnngen,  Glückwünsche,  politische  Kundgebung, 
.liilM  ltVier  des  Verteranenvereines,  Lehrertag  in  W.>iNeiistadt,  Gan> 
tumfest  etc. 

II.  Stadtgebiet:  l>;is  Steinfeld,  die  eigentliche  Stadt.  Fläche 

nnd  Benützunir  des  Stadtirelietes. 

III.  B^vtilkcrnnfr:  Diin  hfiihrnng:  der  Volkszählung,  Bewohner, 
Kürgerrecht,  .\ntnahnie  in  rltMi  (Tenieindf-vcilcind  n^w. 

IV.  Gemeindevertnluii^:  Genieinderat.  Wahlen  usw. 

V.  St;idtv.'i  waltinijf :  Hürgernieisteramt  (Stadtrat),  Geschäfts- 
nrafaiiir.  auit.ukürper,  Kegolierung  der  lieamtengelialte,  Kosten 
der  \'erwaltiin<r. 

VI.  utlt'iitlii  Ijf  Sirhcrlieit :  .Sit  h»M  ht  itswadif.  .Meldnneswesen 
(W'atienpässc  nnd  Liz-nzcn),  Kettunfrsdieuf-t  (.städt.  Tt  leplionanlagen, 
Rettungsstation),  \  orkehrungen  gegen  Klemenlarereignisse  (Feuer- 
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löschwesen,  Feuertelephon,  i\kiionen  der  Feuerwehr,  Forderung  des 
Feuerwehrwesens,  Hochwasser,  Erdbeben^. 

Vir.  Gesundheitswesen:  Die  sanitären  Verhältnisse  (Beweprnnp: 
der  Bevölkerung,  Alter  der  Verstorbenen,  Todesursaclien),  Infektions- 
krankheiten, Handhabung  der  Projtliylaxe  (isülioi  uii^'^,  Desinfektion, 
Impfung,  Sanitäts-  und  Humanitiitsaiistalten.  Kraiiktntiaiisport  und 
Rettun gswe*en,  Bresthafte),  Sanitätspllege  (Beseitigung  der  Abfall- 
stofie,  Strassenpflege,  Nahrungs-  und  Genussmittel,  Bau-  und  Woh- 
nnngshygiene.  Volksbäder,  Leichen-  und  Friedhofswesen,  Sanitäts- 
personale,  Handhabung  des  Sanitiiisdienstes),  Spitäler  (Allgenieines 
Kranktfuhaus.  Kekonvaleszentenfonds,  Elisabctli  Etzerodt- Stiftung, 
R«3ntgen-Appaiat,  Epidemiespital,  Infektionsspital),  Friedhof,  Asssa- 
nieruug  (Wasserversorgung,  Kanalisation,  Einwiilbuiig  des  Hiniuiel- 
baches,  neue  Kanäle,  üfientliche  AusLandsorte,  Städt.  Schlachthof, 
Bestimmungen  für  den  Betrieb,  Markt-  und  SchlachthotTcommission, 
Schlachtungszwaug,  Betriebsergebuis),  Veterinäramt  (Stand  der  hias- 
lichen  Natxtiere). 

VIII.  Marktwpseii.  (Die  städt.  Marktanlagen,  (  bersohau,  Er- 
höliung  der  FleisdiprtMse,  Vieh-  und  Fleis(  libesclmu.  Exjiortvieh- 
niarkt,  Vermehrung  der  Jahresviehmärkte,  Borstenviehuiarkt,  Auf- 
hebung der  Trüdlermärkte.) 

IX.  liauwesen:  Neubauten  und  Adaptierungeii  städt.  (iebände, 
Stadtreguliernng  (Genemlregulierungsplan,  Teilrogulierungs-  und 
Verbauungspläne,  Verbaunngs|iläne  tTir  Teile  des  Ringes,  für  die 
Zchiifr- Vorstadt,  Kasernengründe),  Stadtverschönerung  (Vorgarten 
der  Neuklosterkirche,  Regulierung  der  Neunkirchnerstrasse,  der  „ge- 
fantrene  Herrgott",  Spinnerin  am  Kreuz,  Regulierung  bei  der  Kapn- 
zinerkirche,  Bürgerhof,  Rekonstruktion  des  Recktunnes,  Baun<  i  nH  n, 
Förderung  der  Bautätigkeit,  Baustatistik),  Brücken-  und  ^Vaäser- 
bauten. 

X.  Verkehrswesen:  Strassen  und  Gassen  (neue  (Jassen-  und 
Verbindungswege,  Benennung  von  Gassen,  Strassenverbreiternng,  Bür- 
gersteige, Pflasterung,  Makadamisierung),  Eisenbahnen  (SUdbahn.  der 
Bahnhof,  Haltt'stelleu  der  Südbahn,  Tarife  der  Strecke  W.-Nenst;idt — 
Oedenburg,  Eisenbahn  Wien — Asgang,  Abfahrtszeit  des  Mittagszuges, 
Ausbau  der  Asgangbahn,  S(  Ijh.  »  bei^bahn,  Elektrische  Bahn  Wien — 
W.-Neu8tadt),  der  W.-Neustädter  Schifl'alirtskanal. 


Digitized  by  Google 


2298 


GMetcgebiug  und  Lttentnr. 


XI.  BelenchtnngBweera:  StftdtisGhot  Gaswerk  (Erwerbnncr. 
Betrieb^  StraaBeubeleachtaiiff. 

XIL  Handel  und  Gewerb«:  Hausierverbot  (Gewerbcanmel« 
dung-en,  Vprp:fhnii<r  von  Arbeiten,  Industrieforderunp,  Kohlentarif« 
der  Sadbakn,  Umlagenbefreinng  nener  Indttetrie-Unteroehmnngen). 

Xin.  Kultn8anir'l<';,'«*nhf>it.'n.  (Pfarrtfi'ineinden,  Pflichten  und 
Rechte  der  Stadtgemeiude,  Wiederaufbau  der  rfarrtUrme.) 

XIV.  Si'hulwt'sen :  S(  hulhf^liönlen  (Rezirkssdiulrat,  Ortsschul- 
rat, Orgranisation  der  stä<lt.  Volksschulen,  Krrichtunpr  der  sechsten 
Volk-i^i  liulk1;i<sen.  AusM-hulnne  der  Meideaiisiedhinp:.  I?ef<">rderung:  und 
lieziijfe  ilei'  l.ehr|iers(ineM).  Hau  *h  \  I  »iippt-U  "lk--i  Imlf  in  .lei'  .Inx-Cstadt. 
ÖtlViitliche  Volks-  und  Hür;rers<  liuleii  (Kiiah>  n-\  olks-  und  iJur^eix  lnile, 
Mädchen -Volks-  und  Bürgerschule,  Mädchen -Volksschule  iu  der 
Ilerzog-Leopuldst fasse,  1.  Knaben- Volksschule  im  Gebäude  der  Kaiser 
Frans  Josef-JnbilfinoiNcbnle,  2.  Knabra-Volksschnle  Im  JnbiUnmS' 
«chnlgebftQde,  Uädchen- Volksachale  im  Gebäude  der  Jabilivmaschale, 
übnngsBchvle),  Privat-Volkmchale  (der  evangelischen  Gemeinde). 
Fortbildnngsschalen  (Gremial-Facheehale  für  Handelabefliaeene,  Privat- 
Handelsknra  für  MNdchen,  Gewerblicher  Unterricht,  Musikschule  des 
W.-Neustädter  Musikvereins).  .Anstalten  für  das  vfirschnlptlichtifre 
Alter  (Kinderfrärten,  Kimlerliewahr-  und  Mädchenlehranstalt  i,  Kinder- 
horte (Knabenh<»rt,  Mädrlitiilitim ).  Mittelschulen  (Staat8-<  »ber- 
ju:yuinasiuni.  Landen-(  i  l  alx  Imle,  höhere  ( n'\verb(>schule,  Landes- 
I.ehrerseniinari  hir  k.  und  k.  Theresiani^clle  Militärakaderaie, 
Studentenkouviki  (<.^uartieroi(luuii;ri.  Jugendspiele  i Kinderspielplatz 
in  der  Josefstadt).  Stipendien  (Zusammenlegung  von  Stipendien). 
J^andes-Taabstnmmena&atalt,  Landes- Waisenhans. 

XV.  Bildnngawesen:  Städt.  Archiv,  Stadtbibliothek,  Museum. 
Stadttheater  (GebSnde,  Dekorationen,  Verpachtung,  Theatervertrag), 
Stadtkapelle,  stidt.  Freibibliothek. 

XVI.  Wohltätigkeit:  Subventionen,  Spenden  der  Stadtgemeinde, 
private  Spenden,  Spenden  der  W.-Nenatädter  Sparkasse  an  die 
Stadtgemeinde,  Hnmanitätsanstalten  fQr  Schulen,  Vereine  naw. 
Stlitnngen  und  Fonds  (der  Bärger^Hoapltalfonds,  Lokatelli-Armen- 
Stiftung,  Schnlstiftungen,  andere  Stiftungen  und  Fonds). 

XVH.  Forst-  nnd  Landwirtschaft:  Stadtwaldnngen  (KnUnren. 
Waldwege,  Waldschaden,  Holzfällnng,  Waldstreu,  Harsnutcnng, 
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Fontdienst).  Jagd  (im  Stadtgebiete).  Versnchaweingarten,  Hagel- 
schlag,  land-  und  forstwirtschaftliche  Viertelsansstellung^. 

XVI II.  Be^^itz  iIlt  .Stadtgemeinde:  Das  Kamin«  ranit  ( Material- 
beschaffung, Grundbücher).  Erwerbung  für  das  ^taminvermögen. 
Realbesitz  der  Stadtgenifiiide. 

XIX.  Finanzen:  l»»'r  iioiueindehanshalt  ((Tpnieindeumlagf». 
♦"►^o'f^^'*  Zuschlag  auf  d^n  Mietzins.  Verzehruntrssttnerznschlafr. 
Auflage  für  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten.  ISierunilage,  Maut- 
und  Abniessgefälle,  Verlegung  von  Manthäusern,  Absperrschranken). 
Städtische  Anlehen  (das  o-Millionen-Auleheii).  Stempel-  und  Ge- 
bührenbefreiung, Haftpflichtvei-sicherung,  Schuldenstand  der  Stadt- 
geineinde  Ende  1901.  Verniögensa:ebarnng  in  den  Jahren  1897---1901. 

XX.  Reclitsnngeleirt'iiheiten :  Lieschwerden  an  den  Verwaltnngs- 
gerichtshdf  Tl  iei(|uellenleitung.  das  Präsentat ioiiM echt).  Elektrizitäts- 
werk der  k.  und  k.  Militär-.\kadtMnie.  gewerbliche  Schlachtungen 
in  der  Militär- Akademie.  Sfrvitutseinräumung,  Kabel  zum  Auhof, 
Freilassungserklärungen,  das  Ht  iuiatÄrecht  der  Ausliunli  r. 

XXI.  Militärangelegenheit'^n:  Das  Trupj^enspital,  Kavallerie- 
Kaserne,  neue  Keitjdätze.  Heeresergänzung  (Stellung  der  Ein- 
lieiinisclien.  STt'üiiiii^  der  Fremden,  Kvidenzlialrung,  Kvideiizkata^tci-. 
Einbeiufungbkarten,  Kontrollversammlungen).  Landsturm  (Meldung 
der  Landsturmpllichtigen).  Einqnartiernngs-  und  ^'(lr8J»annsa^ge- 
leL'^i  iiheitcQ,  Pferdeklassitikatiou  uud  Fuhrwerkszählung,  Militärtax- 
wesen. 

Iii.  Allgemeines  Frivatrecht, 

Ai  Tr^tHüL,  Dr.  Jakoh,  Advokat,  und  Altsciiul,  Guttlikb  Fkrd., 
Erlänterungt-n  /.um  österr.  Urliehe rrech i s^-es»'T zt-  vom  2(».  Dezbr. 
Is!».').  Wien.  ^lanz,  1904.  239  S.  Ein  vn!l>r  LHdi^er  Kommentar, 
entstanden,  indem  die  Verfasser,  wie  sie  in  der  \  urrede  selbst  hervor- 
heben, möglichst  abseits  jeder  Kritik,  das  (ifsttz  aus  sich  In-rans 
erläuterten.  (Tewiss  la-  t'-t  solches  Bestreben  die  dewähr  grüsseier 
Originalität,  aber  auch  grosserer  Irrtümer.  Nur  wenigen  Genies  ist 
vergönnt,  auch  hierin  gross  und  befruchtend  zu  wirken;  eine  für 
die  Praxis  verlässliche  Arb»!it  muss  auf  der  mühsamen  Durch- 
arbeitung des  bisher  Geleisteten  aufgebaut  sein.  Die  _neue  Tlu  orie", 
welche  hier  darzulegen  versucht  wird,  kulminiert  in  der  Lehre: 
das  Urheberrecht  bestehe  in  ^der  ausschliesslichen  Befugnis  des 
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ürheben  za  Fttnorgehandlnngen  für  seiii  geistiget  GescMpf .  Die 
f,nrheberlierrliche  Gewalt  wird  als  analog  der  väterUdien  Gewalt 
anfge&ssf*. 

GbOmbeso,  Prof.  Dr.  Kabl,  Bauten  auf  fremdem  Grnnd. 
Ein  Beitrag  snr  Wardignng  des  Erblrnnrechta.  Wien,  Dentieice,  1908. 
Der  Verfasser  erOrtert  die  Frage,  ob  das  sogen.  „SnperSdifikats- 
wesen*^  fttr  österreidi  in  irgend  welclier  Ausgestaltung  allgonein 
eingefBhrt  sn  werden  verdiene,  und  verneint  diese  Frag^  wie  wir 
glauben,  mit  Redit.  Was  an  dergl.  Antiqnitftten  s.  B.  die  gewissen 
Abarten  von  Superficies  und  Emphyteuse  in  Salzburg,  nocb  sidi 
«  rlmlten  hat,  ist  gewiss  wert,  dass  es  zagmnde  gebe.  Mit  derlei 
Mittelt'lien,  die  Probleme  der  Bodenreform  lösen  zn  wollen,  ist  anch 
für  die  Gegner  der  modernen  Tlu-orie  tin  verfolilter  Standpunkt. 
Es  ist  aber  sehr  verdienstlich,  gelejirentlich  tVst zustellen,  dass  trotz 
Ben  Akiba  und  trotz  der  anch  jetzt  noch  lincliraodernen  Gewohnheit 
die  Umwälzungen,  welche  DamptniascliH  ii  'n  und  Klektrotecimik  mit 
sich  brachten,  zu  übersehen  und  für  die  sozialen  Erscheinnngen  des 
2<».  Jahrhunderts  innnrr  nach  Analo<?ie  im  römischen  AVeltreich  von 
Cäsar  bis  Diokletian  zn  suchen,  -  wirklich  branchbare  jurisiisclie 
Arbeit  nii  ht  «rch-istf-r  \\<'rden  kann,  ('brigens  liegt  das  Verdienst- 
li<die  <lcr  •,M';;inst:indlirhen  Arbeit  mindestens  ebenso  sehr  in  der 
niiUi«'\ olU  n,  auf  eine  eigene  Frivat-Enquete  gestützten  dogmatischen 
Leistung. 

LoKK!..  Hkinkich,  „Kecht  auf  Unterhalt".  Wien.  Manz.  1004. 
Die  dankenswerte  Schrift  lässt  das  iHnuühen  erkennen,  dem  aktuellen 
Stoff  doch  noch  einitrf*  neue  Seiten  abzugewinnen.  Damit  seien  die 
Abschweifungen  in  der  ethischen  Begründung  der  Unterhaltspflicht 
entschuldigt.  Was  der  \'erfasser  de  lege  lata  und  stets  mit  sorg- 
fältiger Benfltzung  der  Sprachpraxis  darstellt,  wird  seinem  Werke 
dauernde  Beachtung  sichern. 

Mkykk,  Eubbbt  v.,  Die  Auslobung.  Wien.  Manz,  1905. 
Diese  153  S.  Grossoktav  umfassende  Arbeit  daif  den  tüchtigsten 
Honographiw  der  Berichtsperiode  an  die  Seite  gestellt  werden. 

Der  YerfiMser  kommt  zn  dem  Schlüsse,  dass  die  Auslobung 
eine  Form  des  Vertragsabschlusses  bedeute.  Darlehen,  ICiete,  Kauf, 
Lohnvertrag  kOnnen  durch  Auslobung  zustande  kommen.  Theoretisch 
ratscheidet  sich  der  Verfasser  gegen  die  Versprechens-  und  fttr  die 
Vertragstheorie.   Die  diesfälligen  ErSrtemngen  ja  auch  mit  R8ck- 
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rieht  auf  das  geltende  positive  Recht  (A.  B.-G.-B.|  prenssisches  Land- 
recht)  nenes  D.  B.-0.-B.  und  sAcbs.  B.-0.>B.)  sind  so  grOndlich  nnd 
erschöpfend,  dass  dabei  die  persSnliche  Entscheidong  des  Verfassers 
gewiss  nicht  der  Ol^lLtivität  seiner  Darstelinng  Abbruch  tun  konnte. 
Qleiches  gilt  yon  den  praktischen  Ergebnissen.  Der  nn?ergängliche 
Wert  der  wolütoend  prägnanten,  keiner  Schwierigkeit  ausweichenden 
Darstelinng  liegt  darin,  dass  der  Leser  ftber  das  gegenständliche 
Becbtsinstitttt  sich  ToUkommen  informiert.  —  Eine  aosfUhrliche  Be- 
sprechung ?on  Dr.  CoDLon  brachte  die  Nnrnner  1  der  „Österr. 
a-Ztg.<*  1906. 

MüLLBB,  Josef  Cuu.,  III  A.  B.-G.-B.  and  seine  Folgen. 
2.  Auflage.   Graz,  Leykam,  1^04. 

Otatskt,  Prof.  Dr.  Karl  Herm.  Edler  t.,  Per  internationale 
Urheber rerhtsschutz  zwischen  Österreich  nnd  dem  Deutschen 
Reiche  nach  dem  Slaa tsvertrage  vom  30.  Dezbr.  lfSi»!>.  Berlin, 
K.  Heymann,  1003.  Darüber  schreibt  Exz.  Prof.  Dr.  Eakda  in 
No.  5  der  ^Ger.-Ztg."  1903: 

Der  Verfasser  hat  ein  schwieriges  nnd  nicht  sehr  dankbares 
Thema  zum  Gegenstand  seiner  sorgßltif^en  wissenschaftll'-beii  Dar- 
stellung gewählt.  So  sohr  auch  nämlicli  die  Ausgestaltung  des 
internationalen  rrheberrt.*  Iitssohntzes  zwischen  den  beiden  Reichen 
bei  dem  lebhaften  Verkehr  derselben  gebot*ii  war,  so  ist  doch  nicht 
zn  verkennen,  dass  die  durch  den  Staatsvertrag  vom  Jahre  iM'I» 
gt'schatiene  Rechtslage  eine  ausscrordnif lieh  verwickelte  geutinicu 
ist.  und  zwar  einerseits  infolge  der  l  nklarlieit  («ler  Zweideutii^keit 
der  Fassung  desselben,  anderei-seits  infolge  der  vielen  ndcli  nicht 
genügend  geklärten  Probleme  <les  Autorrechtssclmtzes  iiberhau|»t  und 
der  mannigfachen  oft  substilen  DiftVrenzen  der  beiderseitigen  inner- 
gesetzlichen Bestimmungen,  welche  ihre  Geltung  in  internationaler 
BichtQDg  nicht  verloren  haben.  Die  vorliegende  systematische  Dar- 
stellung der  durch  den  Staatsvertrag  vom  Jahre  1899  geschaffenen 
Becbtslage  erörtert  gründlich  alle  hierher  gehörigen  Fragen,  ins- 
besondere über  die  Begrflndung,  die  Objekte  und  Subjekte,  den  Inhalt, 
die  Geltendmachung  und  die  Endigung  des  Vertragsschntses.  Der 
Verfhsser  hat  die  schwierige  Aufgabe  in  gewohnter  wohldurchdachter 
nnd  gewissenhafter  Weise  gelöst  Besonders  aasuerkennen  ist,  dass 
derselbe  bei  dieser  Gelegenheit  eine  Reihe  der  wichtigsten  Fragen 
des  internen  fisteneichischen  Urheberrechtsgesetzes  vom  26.  Dezbr 
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18r»5  nnt*?r  i**'hr  umsiclitigei  Benützung  der  reiehsdeu lachen  und 
österreichischen  Literatur  in  streng  wissenschaftlicher  Methode  be- 
handelt nnd,  soweit  mein  Urteil  reicht,  in  richtiger  Weise  löst. 
Die  Arbeiten  von  Hitteis,  Schusteb,  Kadlec,  Freiherr  T.  Süllkb, 
Bbttblbkim  nnd  Allpbld  eind  fleiseig  registriert,  sachliche  Differensen 
in  eingehwder  Weise  begrttndet. 

Sachgemftss  unterscheidet  der  VeriiiBser  bei  ErOrlemng  der 
Detailpunkte  regelmassig:  Werke  der  Literatur  und  Tonkunst,  Werke 
der  bildenden  Kfiiiste  und  W*erke  der  Photograhie.  Sehr  richtig 
macht  derselbe  (§  8)  auf  die  weittragende  Divergena  des  Begrifft 
„Erscheinen'*  im  Ceterreichischen  and  deutschen  Rechte  aufmerksam, 
wahrend  nSmlich  nach  reichsdentschem  Rechte  die  Werke  sämtlicher 
Kategorien  erst  durch  die  rechtmässig  erfolgte  verlagsmftssige 
Verbreitung,  sonach  durch  die  Heransgabe  (Vertrieb)  als  »er* 
schienen**  gelten,  verleiht  das  Osterreichische  Gesets  diesem  Begriff 
fBr  bestimmte  Fälle  einen  weiteren  Umfang,  indem  gemäss  §  6 
ein  musikalisches  und  ein  Bühnenwerk  schon  an  dem  Tage  als  er- 
schienen  frilt.  au  ^v^'l(•lleln  es  zuerst  reohtmfSssig  öffentlich  auf- 
geführt wurde,  ein  Wcik  drr  bildenden  Knust  schon  mit  dt  m  Tap^e, 
an  welchem  das  Werk  seihst  oder  eine  Nachbildung  oder  Verviel- 
fiiltignng  zuerst  reelitniiissit»:  iitlentlich  ansgestellt  wnrde.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  da-^s  dii  ser  Zwiesjiali  im  Begriff  des  „Erschei- 
nens** fiir  den  internationalen  Kecht.sschntz  von  AuftÜhrnngs-  nnd 
Ausstellunifswerken  diesseits  und  jenseits  von  einschneidender  Be- 
deutung^  ist;  das  S<iiluss|irotroknll.  ZitVt  r  2.  i^^l  wenip  geeii^net,  die 
diesfalls  sich  erge  henden  Frajjen  in  unzweilelhatter  Weise  zu  lögiu. 

Auf  weitere  vom  Autor  ♦ititrthfud  behandelte  Fragen  einzu- 
gehen, würde  die  tirenzdi  ( itiei-  Anzeige  überschreiten.  Doch  kann 
ich  mir  nicht  vers;i;reii,  weuijrsfi  ns  ium  Ii  nnc  ebenso  interessante  als 
praktiscli  (»rhebliclie  Frage  zu  streitt-n,  deren  im  österr.  (ii-sctz  von 
ISM.',  !i!tire~t r.  hti'  Lösung  die  Erfahrung'  bfsfätigt.  dass  das  Gesetz 
vt  i>iiindi^<'r  s«-in  kann,  aU  der  oder  die  (it  s(  tzt  svi-rfa.sser.  An  sich 
licirt  auf  der  Hand,  da^s  M'Wtdil  ein  einzelner  Brief,  als  auch  eine 
BrieiVanimlung  t  inen  literarischen  Wert  haben  können,  und  dass  der 
Heraus«,'eber  derseUien.  soweit  er  hierbei  eine  sichtende,  individuelle 
geistige  Arlicii  vtiüzieht .  Aii^pi  in  ii  aui  I  i  licherschutz  hat.  Das 
österr.  Gesetz  erwähnt  dm  Fall  V(»n  zwei  Stellen:  im  §  -1  Zifita-  1 
und  im  g  24  Zitier  2,  woselbst  „die  Herausgabe  einer  Briefsammlung 
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ohne  ZnstiinmiiDg  de«  Urhebers  der  Briefe  oder  seuer  Erben"  als 
Eingriff  in  das  Utenurisehe  ITiheberrecht  angesehen  wird.  Am  dem 
Bericht  der  Herrenhaoskommissioni  welche  diese  Stellen  in  den  I^t- 
wnrf  eingeigt  hat,  ergibt  sidi  die  Intentioni  dass  der  einzelne 
Brief  (von  fingierten  Briefen  ahansehen)  nnter  Urheberrechtsschnts 
nicht  an  stellen  sei  (nie?),  dass  fsmer  nicht  der  Inhaber  der  Briefe, 
nodi  noch  (?)  der  Sammler  nnd  Ordner  der  Briefe  ein  Urheberrecht 
habe,  „sondern  (?)  dass  eine  solche  Publikation  nnr  mit  Zn- 
stimmnng  des  Urhebers  der  Briefe  oder  seiner  Erben  znUtssig 
sei/  Kan  sieht  sofort  ans  der  Entgegenstellnng  des  Vorder-  nnd 
Nachsatzes,  dass  der  Yerfus«-  des  Berichtes  zwei  ganz  verschie- 
dene  Dinge:  das  Urheberrecht  an  literarischen  Leistungen  nnd  das 
IndiTidnalrecht  des  Brieftcbreibers  (Autors  im  weitesten  Sinne) 
betreffs  der  Publikation  —  identifiziert  Der  Berichterstatter  hatte^ 
wie  HiuEMAiiH  S.  48  hervorhebt,  nicht  den  Urheberrechtsschntz  des 
Veranstalters  der  Briefsammlung,  sondern  den  Scljatz  des  Ver- 
l^issers  (ungenau:  Urhebers)  der  Briefe  und  seiner  Erben  im  Auge. 
Ja  g:eradP7:i\  geleugnet  wird  der  ürheberscliutz  der  redigierenden 
Individn;ilM  lnipfung  des  Ilerausjrebers  der  Briefsammlung.  &läck- 
licherw«-i.se  ist  die  Ignorierung  des  Keehtes  des  Heransgebers  an 
dieser  Stelle  der  >r<(tive  nnerlieblich,  denn  sie  hat  in  der  Fassnntr 
des  Gesetzes  nieht  Ausdruck  gefunden;  am  allerwenigsten  darf 
ans  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  der  Ausscliluss  des  rrlieberrechtes 
des  Veranstalters  einer  Briefsairmilnng  deduziert  werden.  Vielmehr 
ergibt  sich  derstlhp.  wie  Hkkkmann  richtig  bemerkt,  bei  der  bloss 
bpisj)iel.sweisen  Knumeration  der  5;§  4  und  24  Urh.-G.  ans  liin 
allgemeinen  Bestinnnnngen  über  den  Sdintz  litiiarisr hei-  und 
artistischer  Leistungen,  i;  l  ürh.-G.  (Mittkip^,  Zum  .  .  .  rrlx-herrecht 
S.  TiO  f..  spricht  hier  vom  »rjuasiurh^^berreditlichen'*  Srhutz  des  Ver- 
anstalters). Der  dem  Briefso h rei  ber  und  si-inen  Erben  im 
Ü  24  Ziffer  2  gegnn  die  Herausgabe  einer  Hrielsauiuilung  gewährte 
Schutz  charakterisiert  sich,  wie  Hfkrmixn  zutrefl'end  ausführt,  im 
Grunde  nicht  als  Urheberreclitss(  hui  z,  sondern  als  Individnal- 
schutz  gegen  unbefugte  und  indiskrete  Publikation  von  Schrift- 
stücken durch  Dritte,  und  ist  dieser  Schutz  auch  auf  solche  Ffllle 
zur  Anwendung  zu  bringen,  wo  die  allgemeine  Voraussetzung  des 
Ürheberrechtsschutzes  (literarischer  Wert  usw.)  nicht  völlig.  Ans 
diesem  Gesichtspunkte  ist  das  dem  Brieftteller  unter  der  Harke  des 
J«lirbiieli  der  Intonmt.  YmiatgoB»  a  Bd.  146 
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Urheberschntzes  gewährte  Verbietnngsreclit  logisch  im  §  24  flklsch 
eingereiht,  wie  richtig  schon  Mittbis  angezeigten  Ortes  S.  52  be* 
merlcte. 

Ist  dem  aber  so,  dann  Ist  HsiuufAnr  im  Bechte,  wenn  er 
S.  50  ausführt,  dass  hinsichtlich  der  Frage,  inwieweit  fOr  den  im 
Osten*.  Rechte  bestehenden  Individnalschntz  des  Briefstellers 
gegen  Briefeammlnngen  im  Gebiete  des  OsterreichiBch-deatschen  Staats- 
vertrages Raum  sei,  daran  festgehalten  werden  mnss,  dass  der  Staats- 
vertrag lediglich  ien  Schnta  von  Urheberrechten  im  technischen 
Sinne  anm  Gegenstande  hat;  der  Schnta  der  Individualrechte  sd 
daher  ausssnscheiden  nnd  eventnell  ans  anderen  Gesichtspunkten 
an  beurteilen.  Eine  Ausnahme  wttrden  wir  (wohl  anch  im  Sinne 
des  Verfassers  S.  50)  nur  dann  zulassen  kOnnen,  wenn  ^e  Briefe 
an  sich  literarischen  oder  künstlerischen  Wert  hätten;  Ar  diesen 
Fall  anerkennen  wir  ein  Urheberrecht  (§  8  Urh.«G.)  des  Brief- 
stellers und  des  Heraosgebeis  der  BriefBaramlnng  nnd  halten  sohin 
iu  einem  solchen  Falle  den  internationalen  Urheberrechtsschntz 
fttr  beide  begründet 

Raimakk,  Dr.  Emil,  Die  hysterischen  Geistesstörungen.  Wien, 
Denticke,  1904.  —  S.  bei  Strafrecht  (VII.): 

Bbif,  Heinrich,  Das  Österreichische  Bergschadenrecht.  Wien, 
Uanz,  1904. 

RioLBB,  Dr.  WoLKGAHG,  „Betagte  Legate"  aus  der  Osterr. 
Advokatenpraxis.   „Festschrift  der  Union." 

Bespricht  in  grändlicher  Weise  die  Gebährenbehandlung  von 
betagten  Legaten. 

Skillbu,  Dr.  Alfeku  Freiherr  v.,  Das  Gesetz,  betr.  das  Ur- 
heberrecht an  Werken  der  Literatur,  Kunst  und  Photographie,  mit 
Materialien  nnd  Anmerkungen.  Wien,  Hanz,  1904. 

Die  vorliegende  Schrift  reiht  sidi  dem  Formate  nnd  der 
äusseren  (Gestalt  nach  in  die  HANzsche  Sammlung  österreichischer 
(^tzesausgaben  ein;  in  Wirklichkeit  haben  wir  einen  vortrefflichen 
kurzgefiassten  Kommentar  zum  Urheberrechtsgesetze  vor  uns, 
welcher  auch  das  Wichtigste  ans  den  Gesetzesmaterialien  enthält 

In  äusserst  bescheidener  Weise  sagt  das  Vorwort:  «Hosa  eine 
Ergänzung  zu  den  Materialien  bilden  die  von  d«n  Heranmieber  bd- 
geftlgten  Anmerkungen."    Diese  Anmerkungen  des  Herausgebers 
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(Konnneiitar)  sind  als  solche  typographisch  cr-i«  litli«  h  eotnacht  und 
nehmen  einen  prössereu  Raum  ein  als  die  Gesetzesmatcrialien  Frei- 
hf-rr  V.  Skillkk  hat  sich  seit  Jahren  in  eingehendster  und  licl^rvoller 
Weise  mit  dem  Rechtsgebiete  des  Urheberrechtes  theoretisch  und 
praktiscli  befasst  und  ist  daher  als  genauer  Keuuer  dieser  Materie, 
die  er  nach  allen  Riehtungen  eifrig  dun  htorscht  hat.  sowie  vermöge 
seiner  künstlerischen  Begabung  als  Wegweiser  daselbst  besonders 
berufen. 

IMe  bekannte  Oewiaaenhaftigkeit  des  Herausgebers  bietet  die 
▼olle  Gewfthr  ftr  die  VeriXieliolikelt  nnd  Bmochbarkeit  der  vor- 
liegenden GeaetseeaiiBgabe,  und  es  bildet  dieses  Bändcfaen  eine  Zierde 
der  HAHxachen  GesetsEeasaminlmig,  deren  anerkannte  Yortreflliehlnit 
Torzogswelse  daranf  berolit,  dasa  die  Terlagsbnchhandlimg  es  ver« 
standen  liat|  für  die  Bearbeitong  der  einseinen  BSnde  jene  Fach- 
mftnner  an  gewinoeOt  welebe  die  betreffende  Bechtsmaterie  vermSge 
ilirer  BornfMtdlnng  und  wissenachaftliehen  Tftügkeit  TSÜig  be- 
'herrsdhra. 

Vermöge  der  überaus  knappen  Diktion  ist  in  dem  vorliegenden 
Btndchen  trota  des  geringen  Umfanges  jede  nur  irgendwie  aktuelle 
Furage  des  ürlieberreehtes  anr  DarsteUnng  gebracht  (österr.  Ger.- 
Ztg.  1905,  No.  7.) 

STDBmniucH,  weOand  Dr.  Monis  v.^  Kommentar  snm  Ssterr. 
allgem.  Bflrgerlichen  Gesetabneh.  —  Unter  Mitwirksng  von 
Dr.  AiiTBBD  Freih.  t.  SkuiBi  Advokat,  Dr.  Alfbid  Blooe,  L.-G.-R., 
Wien,  Eau.  Exopf,  Ij.-G.-B.,  Graz,  Dr.  Alb.  Wbhli,  G.-S.,  Wien, 
Dr.  Gdsuv  Sohustbb  v.  Bobhot,  G.-S.,  Wien,  Dr.  Camillo  Edl.  v. 
OnxBTBB,  G.-S.,  Wien,  Dr.  Ebioh  B.  v.  Cbakbb,  Wien,  beranagegeben 
von  Dr.  Max  Schustbb  v.  Bonbot,  HoArat  nsw.,  Wien,  nnd  Dr. 
Eibl  Schbbdbb,  Sektionsrat,' Wien.  —  Wien,  Maua,  1903. 

Von  diesem  verbreitetsten  Kommentar  unseres  altehrwürdigen 
„Bürgerlichen"  ist  hiermit  die  achte  umgearbeitete  Auflage  in 
2  Bänden  erschienen.  Die  „Jurist.  Bl."  1903  schreiben  darüber  in 
No.  25:  Die  Herausgeber  haben  im  Vereine  mit  den  gesamten  Fach- 
genossen, deren  Mithilfe  in  der  Vorrede  spezialisiert  ist,  voll.ständig 
neu  bearbeitet:  die  Einleitung,  welche  die  Geschichte  der  Kodi- 
fikation, deren  (leltungsgebiet  und  die  neben  dem  (iesetzbuche  be- 
stehenden zivilfpchtliclien  Normen  nnd  die  Literatur  enthalt,  das 
£>achenreclit,  einige  Tarteiea  des  Familienreclites  and  des  Erbrechtes, 
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zahlreiche  Partien  des  Vertragsrechtes^  das  Hanptitllck  Uber 
Schadenemts  und  den  drillen  Teil  Die  Art  der  Bearbeitung  ist 
in  der  Vorrede  znm  ersten  Bande  dahin  charakteriilerl,  data,  nm 
das  Werk  anf  der  HOhe  seiner  Aufgabe  m  erhalten,  sein  Inhalt 
der  stetigen  Entwickelnng  der  Lebensverhältnisse  nnd  FortbUdnn^ 
des  Bechtes  getrenUeh  folgmi  mnsste,  nnd  dasa  dieses  Ziel  nicht 
dnrch  eine  bloss  ftnsserlieb  stückweise  Anfügung  der  neueren  6e* 
setEgebnng,  Literatur  und  Rechtsprechung  an  den  ursprünglichen 
Wortlaut  des  Kommentars  erreicht  werden  könne,  dass  vielmehr  in 
angemessenen  Zeiträumen  eine  dem  Geiste  der  modernen  Bechtsent- 
wickelung  entsprechende  vClüge  Umarbeitung  erforderlich  sri.  Ein» 
schätzenswerte  Beigabe  ist  die  Bedachtnahme  anf  das  deutsche  Bü^or- 
liehe  Oesetzbuch  nnd  die  Literatur  desselben.  Der  Kommentar  darf 
nicht  nur  als  ein  buchst  schätzenswerter,  ja  unentbehrlicher  Behelf 
für  den  Praktiker  bezeichnet  werden,  sondern  dessen  Benütsnng 
wird  unzweifelhaft  auch  der  im  Rahmen  der  Zulässtgkeit  wOnschens* 
werten  Fortbildung  des  Privatrechtes  durch  die  Praxis  forderlich  sein. 

Unobb,  Joskf,  Über  die  Haftung  des  Staates  für  Verzugszinsen 
und  Vergütungszinsen.  Wien,  Alfred  Köhler,  1903.  Siehe  ausführe 
lieh  bei  II.  4.  —  Wasserrecht,  Jagdrecht  usw.  Siehe  bei  n.  5. 

IV.  Sonder-PriTatrecht 

(Handels-  und  Wechielrecbt,  Berirrecht,  Oenoflsenscbaften  utw.) 

Cbki.k  Hi'WsKY.  Dr.  Fi  ui'iNAM',  Advokat,  ^Vit  n.  Sammlung' 
M'pchselrechtlit  lit  r  Entsi  lit  iiUuiirfH  des  k.  k.  Obt  ixt  ii  Gerichishüfe». 
III.  Bil,  (I8!tl    iSHil).    Wi»'n,  Moritz  l'erUs,  limS. 

Ks  ist  mit  vollster  Ht-friciliirnnir  zu  licirriissen.  d;ts<  ,Hese  ans- 
tr<'/t  i(  {iiit*tt'  Samniluntr  nunnitlir  dir  Fortsetzuii},^  bi.>  iu  die  iieucsto 
Zi  il  ;,'«  tiin(lfii  hat  und  damit  dir  tr'  i  ad«'  fiir  dun  Cit'bit't  des  Wechsel- 
rt  rlitt  s  ischr  srliw icrij^e  Aiij-a^siuif?  an  den  lu^neii  Prozess.  Die  720 
neuen  F^nt8ilHidui!i.M'n  sind  dunliwe^^s  unter  kurzen  tretltuden 
Sclilap:\vorten  olin.iiiilotjisrli  anfrereilit.  Durch  zwei  TJctiistt-r  (iiaeh  (ie- 
setzes.stellen  und  aljdialietisch)  wird  der  innere  Zuhaunnenhan^'  ln  r 
»;ehiellt.  Die  meist*  i  lian,  Bearbeitung  der  Kegrister  zeichnet 
Dr.  Crelechowseys  Arb«  it  panz  besonders  aus.  Durch  die  ueuea 
Prozessgesetze  veraltete  Fälle  bind  ganz  weggelassen. 
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Möchte  der  Verfasser  auf  die  Fortsetzung-  nur  niclit  allzulange 
warten  lassen!  Für  die  Praxis  sind  Samniluiigt'ii,  welche  nicht  bis 
in  die  let/.ten  Jahre  reiclien,  kaum  für  sich  allein  verwertbar.  Mit 
Rücksicht  auf  den  beschränkten  Fnifang  und  Absatz  einer  do  artigt  u 
8p€zialsamniluni^  wird  man  ja  freilich  nicht  alljährlich  ein  Heft 
verlangen  können,  aber  11  Jahre  sind  doch  entschieden  ein  zu 
langer  Zeitraum! 

Hauenschild,  Dr.  Rüdolf,  „Beiträge  zum  Vereicheruntrsrerlif 
aus  der  österr.  Advokateupraxisfestschrift  der  Union,  bringt  einen 
Epilog  zum  XXVII.  deutschen  Jnrisientug.  Bekanntlich  wurde 
beim  Innsbracker  dentschen  Jnristentag  die  wichtige  Frage  erörtert, 
inwieweit  zwingende  Vorschriften  im  Versicherungsrechte  hinsichtlidi 
der  Verwirkongsklaiiael  geboten  seien.  Beide  Gutachten  (Professor 
GnBOt  und  Direktor  Sahwkr)  sprachen  sich,  obwohl  sie  die  Not- 
wendigkeit  von  Verwirlningsklaiueln  als  nnerlftsslich  zugaben,  ttber* 
^stimmend  für  awingende  Gesetanormen  mm  Schutze  des  Ver- 
sicherten in  Jenen  Versiehernngsaweifen  ans,  in  welchen  derselbe 
gewöhnlich  nicht  genügend  geschftftaknndig  ist  Beide  Beferenten 
(OherlandeBgerichtarat  ScHMusKa,  Stettin,  vnd  Dozent  Dr.  Hvfka, 
Wien)  gaben  an,  dass  der  Versicherangsbetrieb  der  Stipnllemng  von 
Verwirkangaklanieln  nicht  ganz  entraten  kdnne,  stimmten  aber  avch 
darin  flberein,  dass  trotz  des  dentschen  Anfsichtsgesetzes  die  Ein- 
fShmng  zwingender  Privatrechtsnormen  zngtinsten  der  Versicherten 
notwendig  sei  Beide  Beferenten  eiiugten  sich  zn  dem  Antrage: 
„Jede  Verwiiknngsklansel  wirkt  unter  Vorbelialt  des  Nachweises  des 
Venicherten,  dass  die  VerabeSnmang  ohne  sein  Veiscknlden  einge- 
treten oder  für  den  VersicherangsfkU  und  dessen  Feststellung  ohne 
Bedeutung  geblieben  sei.**  Hvpka  wfinscht  den  Zusatz,  es  M  die 
Anwendung  des  vorstehenden  Leitsatzes  nur  für  den  Fall  nicht  arg- 
listiger Pflichtverletzung  statthaft^  wogegen  ScHKRinBa  sie  nur  für 
den  Fall,  als  nicht  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  getroffeil 
wurde,  gelten  lassen  wollte.  Infolge  eines  Missverstiindnisses  bei  der 
Abstimmung  in  der  Abteilung  kam  ein  widerspmcksvoUer  Beschluss 
zustande.  Dieser  wurde  in  der  zweiten  Plenarsitzung  aufgehoben 
und  der  Gegenstand  auf  den  nächsten  Juristentag  verwiesen. 
H.UKKscHiLr»  betont  die  Nntwendigkeit  und  Dringlichkeit  einer 
baldigen  Klarstellung  der  angeregten  Frage.  Er  sagt:  ^Zweifellos 
gehört  die  Zukanit  im  V'ersicUeraugsbetriebe  für  die  uäcliste  Zeit 


2308 


Gesetzgebung  uud  Literatur. 


dem  Versichei-teu,  den  die  kommendeii  Getetse  mehr  oder  minder 
energisch  davor  schützen  werden,  dass  der  Versicherer  eventuell  dnrch 
blosse  Eonatatierung  eines  rechtovernichtendoi  ümstandeSf  wie  es 
bisher  oft  leicht  möglich  vrar,  den  mit  Vorliebe  als  einen  eoiitractns 
superrimae  fidei  besseichneten  Versichemngsvertrag  in  eine  aocietas 
leonina  verwandle."  Dnrch  die  Prttftang  des  subjektiven  Verschnldens 
des  Versicherten  nnd  des  Kattsalznsanunenhanges  «wischen  demselben 
und  dem  versicherten  Ereignjsse  wird  mehr  pulsierendes  Leben  als 
bisher  in  den  künftigen  Versichernngsprozess  hineingetragen  werden. 
Dw  Richter  wird  nicht  mehr  so  sehr  eine  Kritik  dar  nicht  immer 
glUcklich  stilisierten  Vertragsbedingungen  zn  ILbon,  als  vidmdur  die 
moralischen  Qnalitiiten  der  Versicherten  an  prflfen  haben  nnd  hier- 
durch dem  Versicherer  meist  einoi  grösseren  Dimst  erweisen,  als 
er  ihm  früher  dnrch  eine  nur  na  begreifliche  braignitas  in  der 
Vertragsanslegung  geschadet  hat  —  Die  am  Schlüsse  folgenden 
positiven  Vorschlflge  Hauknrchilm  sind  de  lege  ferenda  gewiss  sehr 
beachtenswert 

HOJUHN,  Dr.  Ai.oia,  „Gesellschaften  mit  bescln  .'inkter  Haftung" 
ans  der  nsterr.  Advokatetijjraxis.    „Festsctirift  Union.*' 

Verf.  .schlä;rt  einic:e  Amendements  vor  nnd  gibt  dringend  der 
Hoffnung  Ausdruck,  da^s  die  Kegierungsvorlage  sobald  als  möglich 

Gesetzeskraft  erlange.  Homaxn  erkennt  an,  dass  die  Finanzver- 
waltung in  gebOhrenrechtlicher  Hinsicht  der  neuen  Gesellschafts- 
form ein  bfiii*  ikenswerte.s  Entgegenki)mmen  bewiesen  habe,  hiilt  «>s 
jedoch  für  untiläs-üth,  dass  auch  in  stenerrechtlicher  Beziehung 
wtstiitliclic  Ziii:e>t;itidnisse  L'^-rtiacht  werden  müsseo,  damit  diese 
Geseilscliaft.'<fi>iiii  wirklich  {,^t«hilit  n  könne. 

Klkin,  l>r.  l'iiANz,  Sektiunsclu'f  (jetzt  Justizminister).  Die 
neuere  Kntwi(  kdun^  in  Verfassung  und  Kechtder  AktiengeseUscliaften. 
Wien,  Manz,  T.»o4   —  Siehe  bei  II.  1. 

I.! :  ;  ]  I  r:.  l»r.  T\rt,  Lehrbuch  des  Handels-  und  Gewerbe- 
rirhi..-  lur  Hainbls- Akademien  und  höhere  Handelsschulen. 
W  ien,  Alfred  llülder,  liH»4. 

Lkonhvkd,  Dr.  Oriu,  Wien,  Der  unlautere  Wettbewcih  und 
seine  Bekämpfuns'.  Wien,  19<»;J.  Die  .Stellungnahme  gegenüber 
dieser  bei  uns  auch  heute  noch  ungel-isten  Frage  ist  sehr  dankens- 
wert und  anerkennen  wir  die  griinilliche  Untersuchung  der  in  Frage 
kommenden  Probleme,  obwohl  wir  mit  der  Ablehnung  einer  Geueral- 
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Mansel  nicht  einverstanden  sind.  Ein»^  solche  ist  zumindest  als 
Direktion  für  die  Interpretation  dtr  Eiiizelnornien  von  grossem 
AVert,  wenn  der  so  mühsam  bekämpfte  Formalismus  nicht  wieder 
aufleben  soll. 

Müller,  Dr.  Otto,  Die  Kompensation  in  Verfahren  vor  den 
Börsenschiedsgerichten.   Wien,  Manz,  1905.  —  Siehe  bei  VI. 

PiHKO,  Dr.  Oskar,  Hkrmanx  Staubs  Kommentar  zum  allge- 
meinen deatschen  Handelsgesetzbuch.  Ausgabe  für  Öaterreich. 
"Wien,  Hanz,  1904.  —  2  Bftnde.  Xn,  866  und  660  Sdten. 

Über  STAin»  EoannmtBr  bninchen  wir  in  diesem  Berichte 
wohl  nichto  m  mg^;  er  iat  auch  bei  uns  in  Österreich  wohl* 
bekennt 

Dr.  PisEOB  Hanptverdlenst  liegt  also  znnäehst  in  der  weiteren 
Verbreitung  dieses  ▼orbUdUchen  Werkes,  dessen  sich  der  Qsterr. 
praktische  Jurist  nnn  erst  wirklich  als  eines  verlSs^chen  Hand* 
werkssenges  bedienen  wird.  In  der  nenen  Änsgabe  Ar  Österreich 
sind  nSmlieh  nnr  jene  Stellen  wörtlich  gleichlantend  ans  dem  Original- 
werke wiedergegeben,  rBcksichtlich  welcher  dentsches  nnd  Oster* 
reiehisches  geltendes  Recht  noch  ttbereinstimmen.  Allerdings  scheint 
dies  antachlieasUeh  mit  Bficksicht  anf  den  Gesetzestext  geschehen  zn 
sein;  die  abweichende  Osterr.  Rechtsprechnng  ist  nnr  dnrch  beattgliche 
Znsfttue  berlteksichügt.  Überhaupt  hätte  Dr.  Pibko  wohl  etwas  selb* 
stindiger  auftreten,  dalttr  aber  in  den  spezifisch  Csterr.  Teilen  den 
reichsdentBchen  Kollegen,  was  Kttrze  und  Knappheit  anbelangt,  noch 
genauer  folgen  dürfen.  Wohltuend  berQfirt  in  Piskos  Arbeit  die 
sorgfältige  Beachtung  der  Literatur,  worin  der  Bearbeiter  sein  Vor- 
bild fibertriÜt. 

Auch  der  ftniwerlichen  Disposition  sei  volles  Ix)b  gezollt,  ins* 
besondere  ist  ganz  richtig  das  Vierte  Buch  (der  2.  I'xl.  der  Pisko- 
schen  Ausgabe)  besonders  ausführlich  behandelt.  Zweifellos  wird 
diese  .Ausgabe  noch  manche  Auflage  erleben  nnd  dem  Bearbeiter 
mehr  Dank  wirken,  als  er  für  nUh  erwartet, 

Plescunkr  von  Eichstktt.  J 'r.  AuGiHiT,  Das  Handelsgesetz- 
buch in  Keime  gebracht  und  illustriert.    Wien,  (ieorg  Szelinsky. 

(8  u.  -m  s.) 

Seit  ich  als  Student  mx  h  mit  dem  „Krbrfclit  der  Pandt-kten 
in  Reime  gebraciit"  erstmalig  einen  derartigen  Vi  i'su«  Ii  fff'wagt  habe, 
liai  sich  die  Beimschmiedeknust  mannigfach  um  das  „Keilen*"  des 
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jnristisclipn  Xailiwuclist'^  virdient  gemacht.  Obig»'  Arbeit  gehört 
sirlu'i-  zu  den  bt'^Tt'u,  denn  Hofrat  tini  nhi  i  lindet  sie  ^trelflich  ge- 
lunfjen,  so  da>.^  >ie  dem  I.aien  zur  Belehrung,  dem  Juristen  zur 
Erholung  warm  eni|iinhlfn  weidt-n  kann". 

Kkif,  Hkinkkh,  Dius  üsterr.  Bergschadenrecht.  Wien,  Mauz, 
1904.  —  Siehe  auch  II.  r». 

Ranha.  I>r.  AsrnN  H.  v..  Diis  üsterr.  Handelsrecht.  I.  Lfg.. 
.5.  Aufl..   II.  I.ftr..  4.  Aiirt.     Prag,  J.  Otto.   1902,  «sf.     Die  viel- 
faclien  Aiiilagen  der  I{ANi>A«?cheu  Publikationen  zeugen  wohl  schon 
von  deren  ausserordentlicher  Peliebtheit  und  ihrem  hohen  Werte. 
So  ist  Ka.shas  Eigentumsrecht  bereits  in  der  V.  Aufl.,  Kandas  Besitz 
in  der  IV.  Anfl.  and  seine  böhmische  Schrift  Aber  das  usterreichiBche 
Handdsdreeht  mit  der  I.  Lfg.  in  5.,  mit  der  II.  Lfg.  in  4.  Anfl.  er- 
Bcbienen.  Die  bekannten  und  allgemein  gewürdigten  Vonfige  der 
wieseaBchaftUchen  Publikationen  Randas  seichnen  auch  diese  neneete 
Aoflage  seine»  Handelsrechtes  ans.  Die  beiden  nen  aufgelegten 
Lieferungen  weisen  auch  im  Vergleiche  mit  der  letsten  Auflage 
einen  bedeutend  grosseren  Umfang  auf  (um  mehr  als  1^«  Druek- 
bogen,  im  ganzen  185  Seiten).  Der  hoebgeschätste  Autor  hat  in 
diesen  neuen  Auflagen  sowohl  die  neue  deutsche  Kodifikation,  ins- 
besondere das  neue  deutsche  Handelsgesets  vom  10.  Mai  1897 
(wirksam  seit  1.  Januar  1900)  als  auch  die  durch  die  neuen  öster- 
reichischen Gesetze  in  unserem  Rechtsznstande  eingetretenen  Ver^ 
ändemngen,  und  zwar  in  formell-  (z.  B.  Kompetenzvorschriften) 
und  materiell-rechtlicher  Hinsicht  in  gewohnter  grflndlicher  Weise 
zur  Geltung  gebracht;  so  ausser  in  betreff  des  Rechts  der  Ehefrau 
aus  den  Ehepakten  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Juli  1871,  No.  76, 
B.-G.-B.,  §  1226  a,  b  G.-B.,  §§  Ifi,  17  Binf.-Ge8.  zum  Handelsgcs., 
g  49  K.-O,,  und  insbesondere  mit  Bezug  auf  ij  272  der  nenen 
Z.-P.-O.  u.  V.  a.  m.    Überhaupt  sind  es  vornehmlich  die  neuen  Oster- 
reichisdien  formellen  Gesetze,  welche  in  Neuauflagen  durchweg  die 
gebührende  Beachtung  finden.    Dabei  ist  auch  die  .Judikatur  sowohl 
des  deut.'ichen  Keichsgerichtes  als  auch  des  österreichischen  Obersten 
Geriehtshofes  bis  auf  die  neueste  Zeit  und  ebenso  auch  die  Literatur 
(it  s  Handelsrechtes  und  alles  einschlägigen  Kechtsmateriales  berück- 
sichtigt.   Nachdem  der  Autor  zunächst  im  i;  1  den   BegrilY  dts 
Hand<'lsv>'>  lif es  festgestellt  hat,  beliaiidt  lt  er  im  i;  2  die  Kntwii  keking 
des  Baudeiärechtes  in  Österreich  und  zwar  ad  1  vor  der  £iuführuug 
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des  allgemeinen  Handelsgesetzbnches  nnd  ad  II  nach  derselben,  gibt 
im  §  3  eine  gründliche  Übersicht  der  aasserüBterreichiscben  Gesetz- 
gebang,  sowie  im  §  4  eine  Darstellung  der  handelsrechtlichen 
Literatur,  um  Bodann  im  §  5  die  QneUen  des  asterreiehischett 
Handelsredites  m  besprechen.  Im  §  6  (S.  35—61)  werden  sodann 
besonders  ansfHhrlicli  die  Handelsgescbftlle  behandelt,  wobei  anf  die 
im  neuen  deotacfaen  Handelsgesetze  erfolgte  Einreihnng  der  abso* 
loten  Haadelsgesehifte  (Art  271,  HandelageB.)  in  die  Kategorie  der 
sogen«  gewerblichen  oder  relativen  Handelsgeschftfte  (§§  1,  348  des 
dentscben  Handelsges.)  verwiesen  wird.  Nach  dem  nenen  dentschen 
Handelsgeeetse  gibt  es  EinzelhandelBgeschftfte  nicht  mehr;  Grand- 
handelsgeschftft  nnd  Gewerbehandelsgeschftft  ist  also  nunmehr  gleich- 
bedentend.  (Vergl.  auch  Cosak,  Handelsgesetsbneh,  5.  Anfl.,  Statt* 
gart  1901,  §  9,  S.  41). 

Im  §  7  wird  die  Frage  erörtert,  wer  im  Sinne  des  Handels- 
gesetees  als  Kaufmann  ansnsehen  sei,  §  8  handelt  vom  Kanfhianne 
des  vollen  Rechtes,  VolllEaaftnann  nnd  vom  Hinderkanfmann,  §  8  a 
von  der  lUndelsniederlassang,  §§  9  nnd  10  vom  Handelsregister, 
sowie  von  den  rechtlichen  Folgen  der  Eintragung  in  dasselbe,  §  11 
von  den  Sbrndelsfirmen,  §  IIa  vom  Uarkenschntze  nach  dem  Gesetz 
vom  7.  Dezbr.  1858,  No.  237,  B.-G.-B.,  dabei  wird  anch  anf  die 
Kompetenz  der  k.  k.  Gerichte  nach  §  51  ad  4  des  Gesetze»  vom 
1.  Ang.  1895,  No.  110,  R..G.-B.,  in  Streitigkeiten  ans  den  Rechts- 
verhftltnissen,  welche  sich  aaf  den  Schntz  und  den  G>  VM  anch  von 
Mnstem  ergebmi,  gewiesen,  wahrend  die  Kompetenz  der  politisclien 
Behörden  sich  nnr  auf  die  Frage  über  die  Gültigkeit  und  die  Er- 
löschung des  Rechtes  beschränkt  (vergl.  auch  Neumanx,  Zivilprozoss- 
ordnnng,  S.  117a,  Abt.  I,  S.  ■29  und  101;  §  12  handelt  sodann  be- 
sonders ausführlich  von  den  Handelsbüchern,  §  IJi  von  den  Hundhinfjf^- 
bevnllmSclitif^ten,  t;  14  von  den  Handlungsgehilfen  und  i;  15  von 
den  Börsen  un<i  den  Sensalen,  wobei  im  §  14,  S.  172  auf  den  Unter- 
srhied  in  der  Kompetenz  bezüg^lich  der  GehiitVn  und  T,ohrlins:e  im 
Sinne  diT  liewerbeordnung  nach  §  37  des  ( if^tt/.cs  vom  27.  No- 
vember 1896.  No.  21s,  R.-G.-B.  (über  die  i-tuerbti:erkiite)  und 
nach  i;  49,  J.-N.,  und  bezüglich  der  ilandiuuf^^gelulteii  im  Sinne  des 
allg-enieinen  Handelsi^eset/.es  nach  ij  39  des  Einf.-Ges«.  zum  allffe- 
nit  inen  Handelsgesetz  und  nach  den  i;§  51,  52.  J.-N.,  hingewiesen 
wird.    £s  wUrde  den  Rahmen  einer  Anzeige  weit  überschreiten, 
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wenn  wir  nns  mit  Einzelheiten  aus  dem  reichen  Inhalte  dieser  Neu- 
anflagen  hier  best  Imftipren  würden.  Dass  schliesslich  diese  Nea- 
anflage  auch  die  sun^tigen  bekannten  Vorzüge  der  RANDAschen  Pnbli- 
kationen  ausweist  und  sich  namentlieli  durch  Eleganz  and  KUrheit 
der  Diktion  ansseichnet,  ist  ttber  allen  Zweifel  erhaben.  "Wir 
möchten  nnr  noch  den  Wunsch  ansspreehen,  daae  es  dem  hoehge> 
ehrten  Rechtslehrer  gegCnnt  sein  mOehte,  die  ganze  Lehre  des  toter- 
reicbischen  Handelsrechtes  der  öfTenttidikeit  sa  flbergeben  and  seine 
ansgezeichnete  Schrift  anch  weiteren  jaristischen  Kreisen  zitgingUch 
sn  machen.  (Aas  der  Besprechnng  des  Dsbotom  Pawu^bk,  Jor.-Bl. 
Jahrgang  1903  No.  28.) 

Derselbe,  1.  Bd.,  VI  and  243  S.;  2.  Bd.  Xn  nnd  336  S. 

Das  nnn  vollendet  vorliegende  Werk  hat  anch  die  hOehstge- 
spannten  Erwartnngen  nicht  enttfinscht  Theorie  nnd  Praxis  danken 
dem  illnstren  Aator  vorbehaltlos.  Eine  sehr  wertvoUe  Beigabe  be- 
grSssen  wir  in  der  lichtvollen  Besprechang  des  im  Herrenhaose 
bereits  angenommenen  Oesetzentwnrfes  Aber  die  Gesellschaft  mit 
besehrSnkter  Haftung. 

Randas  systematischer  Kommentar  mm  Handelsrecht  wird 
von  allen  Seiten  als  Meisterwerk  anerkannt.  Die  österr.  Bichterstg. 
z.  B.  widmet  dieser  Besprechung  einen  durch  mehrere  Nammem 
(2  u.  ff.  1906)  durchgehenden  Aufsatz  an  erster  Stelle. 

y.  Aiisserstreitiges  Verfahren. 

(Verla8&abhamlluii<:.  Talm!  u  i>  rht,  Waiden-  und  DepositontuatSTorschriften, 

NdtiiriafsoniiiuiiiT  ueid  vcrwantlte  Normen). 

pAri'MAVA,  1)1.  Vi.AiMMiK.  Ailvokat.  Zara,  Das  österreichische 
Notariat,  iibcrst'tzt  ins  Italienische.    Li>lp«ia  Iviti. 

Ders.  lbe,  I>as  N.»tariat  in  Japan.  Innsbruck,  Wagner,  1905. 
Eine  anref^ende  I^roschüre. 

Sammh,  Dr.  Hkkmann.  Das  zivilperichtliche  Verfahren 
ausser  Streitsachen,  nach  österr.  Rechte  systematisch  dargestellt 
Wien,  Moritz  iVrles,  r.*i>7. 

Der  Verlasser  b.  alisii  litifrte  au  Stelle  der  Monographien  Aber 

einzelne  Zur-iire  fb-s  nn--t  rsf reitic-en  W-rfahrens  dem  Studierenden 
durcli  ein  t  inhi  iilii  ht^  I>»  hi  bui  b  <\a<  (icbiet  der  frciwillificn  licrichfs- 
barkcit  vor  Aui;en  /u  liibnn  und  das  System  dieses  Vcrtabnns 
durch  Aui'nahme  derjenigen  Formen,  welche  bisher  überhaupt  noch 
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nicht  Gegrenstand  scla ittstollerischer  Behandlung  waren,  zu  t  rgänzen. 
'  Einen  ziemlich  breiten  Kaum  in  seinem  Buche  hat  der  Autor  der 
Geßchäftsgebarung  der  Gerichte  gewidmet.  Dadun-h  wird  das  W  erk 
tber  auch  für  ftltere  Praktiker  auf  Gebieten,  in  denen  sicli  tax  be- 
tStigen  sie  nur  selten  Gelegenheit  haben,  ein  Behelf,  der  sie  rasch 
lind  IlbwBichtlieh  ttber  aUes  WiBsauwerte  anfklftrt.  Erleichtert  wird 
die  Übemicht  betonders  dorch  daa  aehr  auafOhrUch  gehaltene  Sach- 
register,  in  welchem  alle  beetehenden  Beaiehiingen  einer  Rechts- 
dnrichtang  angef&hrt  sind. 

Bei  wichtigeren  Bechtaeinriehtiingen  wnrde  auch  das  Becht 
der  bedentender«!!  anaUndisehen  Staaten  anm  Vergleiche  herbei- 
gesogen  und  bei  streitigen  Fragen  die  bisher  massgebenden  Meinungen 
dargestellt.  Die  Ar  die  Praxis  wichtigeren  Entscheidungen,  nament- 
lich der  jflngsten  Zeit^  fanden  Beachtung,  ebenso  wurden  die  bedeu- 
tenderen nnd  neueren  Erscheinungen  der  Ftehllteratnr  (insbesondere  in 
BeutBchland)  und  das  matwielle  Beeht  auf  jenen  Gebieten  ausfuhr- 
lieher  mit  bdiandelt»  auf  welchen  der  Zusammenhang  mit  dem 
formellen  Bechte  besonders  innig  ist,  namentlidL  in  Grundbuchs-, 
Firmen-  und  Konknrssachen. 

Vorerst  wird  der  Begriff  des  ziTÜgerichtlichen  Verfahrens 
ausser  Streitsachen  scharf  abgegrenst,  gegenüber  dem  materiellen 
Bechte,  der  Tfttigkeit  der  Verwaltungsbehörden,  dem  Strafverfahren 
nnd  dem  Prozesse,  wobei  der  vorwiegend  praktischen  Tendenz  des 
Werkes  gemiss  Im  Gcf^ensatze  zu  Otts  Arbeit  der  geschichtlichen 
Entwickelung  nnr  ein  bescheidener  Kaum  eingeräumt  wurde. 

Charakteristisch  für  das  Buch  ist  die  ausführliche  Behandlungr 
der  persönlichen,  zeitlidieu  nnd  namentlirh  der  örtlichen  Grenzen 
der  Gesetzgebung;  die  eingehuidere  Behandlung  des  letzteren  Ge- 
bietes dürft«  allen  willkommen  sein,  die  sich  für  das  sogenannte 
internationale  Recht  interessieren.  Bei  dem  auf  diesem  Gebiete  noch 
herrschenden  Partikularismus  der  Gesetzgebung  musste  aber  auch 
die  Abgrenzung  des  Wirkungskreises  der  Normen  des  ansf^erstreitigen 
Verfahrens  innerhalb  der  Keichsgrenzen  zwischen  den  einzelnen 
Territorien  Gegenstand  der  Erörterung  st-in,  namentlich  iler  Parti- 
kolarismns  auf  dem  Gebiete  des  Grundbuchs-  nnd  I)»'|iositen\vesens. 

Bei  der  Aufstellung  des  Systems  eins:  der  \  i  i  tas^er  zunächst 
8yiithetis<-h  vor,  indem  er  alle  Amtshandlungen,  auf  weicht-  ki'aft 
gesetzlicher  Bestimmungen  die  Normen  des  Verfahrens  ausser  btreit- 
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Sachen  Anwendung  finden  und  welche  sich  durch  die  bei  denselben 
zatage  tretenden  eigentümlichen  Grundsätze  dieses  Verfahrens  vom 
Ver&hren  in  Streitaadimt  scharf  abheben,  einbesog.  Aufgabe  der 
Analjse  war  esi  in  das  Konglomerat  so  mannigAuihw  Amtshandlnngen 
Ordnnng  zu  bringen.  Ob  es  derart  gelangen  ist,  ein  wirklich  branch- 
bares  Sjrstem  aabastellen,  wollen  wir  nicht  entscheiden,  bnmerhin 
ist  der  Einteilnngsgrad  nach  niherer  oder  entfernterer  Bedrohung 
eines  Rechtes  nnd  sohin  nach  der  Ursache  der  Bedrohung  von 
Interesse,  nnd  es  wird  dabei  vermieden,  dass,  wie  bei  On,  Amts- 
handlangen,  welche  im  Znsammenhange  miteinander  sich  als  ein 
einheitliches  Ganzes  darstellen,  z.  B.  die  verschiedenen  Formen 
richterlicher  Tfttigkeit  bei  der  Verlassabhandlang,  in  verschiedene 
Grnppen  eingereiht  werden. 

An  dieses  einleitende  Kapitel  schliesst  sich  ein  allgemeiner 
Teil,  welcher  die  Grundsätze,  die  Organe  und  den  Gang  des  Ver- 
fahrens  ausser  Streitsachen  flberhaupt  behandelt. 

Die  Grundsfitze  des  Verfiihrens  anlangend  finden  wir,  wie  auch 
bei  Ott,  das  rechtliche  GehOr  und  das  Verfahren  von  Amtswegen 
als  leitende  Prinzipien  hingestellt,  alle  anderen  Eigentllmlichkeiten 
des  ansserstreitigen  Verfkhrens  aber  vom  Standpunkte  der  Zweck- 
m(if«sit>:)veit  behandelt.  Von  dies^  Gesichtspunkte  erscheinen  nament^ 
lieh  das  Prinzip  der  Mündlichkeit  und  Schrifflichkelt,  die  erleichterte 
Form  der  Zustellung,  der  geringere  Einfluss  der  Gericht^ferien,  die 
PrÄklusinnsmaxinio.  die  von  {fesetzliclien  H«'\v«'i8re{feln  fast  gamicht 
eingeschränkte  LieweiswUrdißrnriir,  die  Mittt-lbarkeit  bei  t'bertrairnnpren 
von  Anitsliaiidlune:en  an  Cierichtskommissäre,  der  Ausschluss  der 

«4 

<  ►ffentlichkfit  der  Verhandlunj^en  einerseits,  die  VeröÖentlichnng  ge- 
wisser Besililüsse  in  (^rnii(il)ii(  lis-  nnd  Firniensaclien.  im  Zu^e  einer 
VerlassaMi;uiil!mi[r  orli-r  cirii^^  K'iiiknrsvertalirpiis  an<l'')>.ir^.  pndli<'h 
die  (TrstalMuiir  ih'i  l.'tclitsiiiitttl  im  \"en'ahren  aiisst-r  Mr*-it<atlien 
aufy'efasst.  Im;'^' da.-  Khiim  ii>prinzi|>  und  der  (irundsatz  der  Er- 
tVtrs<  iiiiDt;^  luaurieller  Wahrheit  als  Au»llüsse  der  Oltizialmaxiue 
hingest  eilt. 

Hei  (If  T  iSt'ltaii'üunt?  des  Subjekt di  s  aiis>rr.Hiicitiirt'n  ^'er- 
fahrens  wnrilf  in  di«'  Erniterntic  üIhm"  die  ('t  ri'  lite  eine  ati^liiiirlu  ln-n.' 
Hes|ir»'rhiiiii:  ilci  Cit'^oll;it't,sl>l^lIlliil^^  (  inirrtliK  Ilten  und  namentlich  die 
Hedentuns-  der  Aktenzeichen  nnd  Gescliätis/alilen  erklärt.  Der  Er- 
örterung über  die  GeM  haitsurdnung  folgt  die  Lehre  von  der  Zuständig- 
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keit,  woraus  wir  als  originell  besonders  des  Antors  Ansicht  Aber 
dieAttrakUonsgerichtsstSndeiuiddendarcliPrftklnsionderlnkonipetens- 
einrede  geschaffenen  Gerichtsstand  des  §  24  V.-P.,  ein  Analogon  m 
dem  des  §  104  J.-N.,  hervorheben.  An  die  Besprechang  der  Gerichte 
reiht  sich  die  Behandlnng  der  als  Gerichtskonunissäre  in  Verwendung 
kommenden  Organe,  Gemeindevorsteher  nnd  Notare;  besonders  ans- 
flihrlicb  sind  WirkongskreiSf  Bechte  und  Pflichten,  Organisation  nnd 
Gebfihren  der  Notare  erSrtert 

Der  allgemeinen  Besprechung  des  Ganges  des  Yerftihrens  ausser 
Strettsacfaen  wurde  im  Gegensatse  zu  Ott  ein  verhältnismässig  be- 
schrftnkter  Raum  gewahrt  und  die  aaslührlichere  Darstellung  dem 
besonderen  Teile  vorbehalten. 

Im  §  1  enthalt  der  besondere  Teil  die  verschiedenen  Arten 
der  Benrknndnng  (Legalisierung,  Vidimiemng,  Beglaubigung  von 
übersetsnngen,  Wechselproteste  und  andere  Notariatsakte). 

Diesen  Beurknndnngshandlungen  wird  in  den  folgenden  §§  die 
Beurknndung  durch  die  Öffentlichen  Bücher  und  durch  die  Handels* 
nnd  Gmossenscbaftsregister  gegenllbergestellt.  Bei  der  auch  dnrdi 
praktische  Beispiele  erläuterten  Darstellung  des  Vorganges  bei  gnind> 
b&cherlichen  Eintrag'ungen  ist  niclit  nnr  die  dem  Eichter  zukommende 
Aktion,  sondern  auch  die  Funktion  des  Grundbuclisführers  eingehend 
behandelt,  und  tinden  einige  Erscheinung-en  der  partiknlaren  Gesetz- 
gebang  Tirols  Hervorhebung.  Dem  folgen  fdas  Oftizialprinziii  stärker 
akzentuierend)  das  Verfahren  bei  Simultanhypotheken,  die  Ainorti- 
siernng  bücherlicher  Rechte,  die  Ab-  nnd  Zuschreibnng  von  Grund- 
stücken und  die  Neuanlepung,  Ergänzung.  Änderung  oder  Wiedor- 
herstellnng  üffentliclur  Biiclier.  Auch  der  besonflfren  r>ffontljrlu>n 
Bücher,  drs  Kiscnbahn-,  Ut  i^r-  und  Naphtabuches  wurde  Kr\vahnnii<i: 
getan  und  iiaiiH  iitlich  das  Vf-rtahif^n  bei  Anlegnnj;  des  Eisenbahn- 
buches für  eine  neue  Kiscnbaliiianlac-*'  ausfilhrlicln  i  bt-handflt.  Eine 
ähnliciif.  wenngleich  kürzer«'  Krürteruug  wurde  den  Handels-  und 
Geuossenscbaftsrogistern  zuteil. 

Die  Bt'sprtciiung  der  Amtshandlungen  zum  Schuizt-  gegeu 
eine  bereits  bestellende  (ii  tiilirdung  von  Rechten  beginnt  mit  den- 
jenigen Amtshandhingeii,  bei  welchen  die  Ursache  der  (lelubrdung 
in  einer  Eigenschaft  der  zu  schützenden  Person  oder  Sache  selbst 
liegt.  Dem  sich  auf  üie  ganze  KechtsiKisöniii  hkeit  erstreckenden 
Schutze  durch  die  X  ormundschaft«-  und  Kuratelsgerichtsbarkeit  wird 
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etnerBeito  die  nar  bei  einzelnen  BechtegeeclULften  (Adoption,  Legi- 
timation unehelicher  Kinder,  GrossjährigkeitserklirnnK,  Testleruiig 
Minderjfthriger  unter  18  Jahren,  richterlidier  SappUemng  von  Willens- 
akten, offiziöse  Bestimmang  des  Heiratsgntes  nsw.)  gewährte  gericht- 
liche FOraorge  (Spesialbevormondiing,  BeTormnndmig  ad  aetvm), 
andererseits  der  anf  einzelne  Vermögenswerte  heaehiinhte  gericht- 
liche SchntE  (RealbeTormnndnng.  Bevormnndnng  ad  rem)  g^ienftber- 
gestellt;  zn  den  Fftllen  der  Realbevormnndong  zählt  Verftaaer  die 
Fideikommissgerichtsbarkeit,  das  Depositenwesen  nnd  die  Mitwirkong 
der  Gerichte  bei  freiwilligen  Schätzungen  und  Feilbietutgen;  bei 
Besprechung  des  Depositenwesens  wurde  wieder  der  Geachäftsge- 
bahmng  der  Depositenftmter  besonderes  Augenmerk  zugewendet  und 
auch  das  Verfeihren  bei  Amortisiernng  alter  Depositen  (Kaduzitäten) 
erörtert. 

Hieran  reiht  sich  eine  Gruppe  von  Amtshandlungen,  bei  welchen 
die  Gefährdung  in  der  Endigung  von  Recht sverbältnissen  ihre  Ur- 
sache liat  (einverständlidu:  Klifscheidung  und  Treiniinip:  von  Juden* 
eheu,  Todt'serklärnng  und  Heweisführuug  des  Todes,  Entmündigung, 

sofern  si.'  den  Gerichten  zukommt,  und  Amortisiernng  von  Urkunden). 
Bei  der  Lehre  von  der  Enteignung  wird  besonders  das  Verfahren 
zur  Feststellung  der  Entschädigungssumme  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
entei^^nunsrsg'evjetzes  vom  IS.  Febniar  IHTH  und  das  Verfahren  bei 
Einrauuiun^'^  eim  s  N(>t\ve;res  hervorgehoben,  bei  Behandlung  der 
Anioi  tisiei  iin^^  auch  die  Amortisiernng  von  Talons  und  Pfandscheinen 
nicht  verfresst  n. 

Pen  let/.ten  Ali-rliiiitt  dis  Werkes  liildet  die  Eriirternng'  der 
Amtsliatnlhuij^rii  ^^r^'^rn  rine  liritits  besti'hi'ude  liefalir,  die  in  der 
Konkurrenz  der  Ans}iriit:he  mehrerer  llfclitssuhjekie  auf  da&sellje 
Kerhtsohiekt  ilire  L'rsache  hat:  zu  diesen  Amtsiiandlungen  ziihlt 
Aul<ir  dir  äusserst reitii^e  GrenzreKulierung,  die  Verlassenschaftsab- 
handlun;^^  und  das  Konkursverfaliren. 

Die  Lehre  von  der  Verlasseiiscliaft.saldmndlunfr  be-jinnt  so 
wie  das  tirundbuchsverfahren  mit  der  Be^riftsab^r«  daran 
schliesst  sicli  eine  reehtshistorisrlie  und  eine  reehtsver^^leiehende 
Einleitung,  welcher  eine  Kritik  der  österr.  LNuditsverhältnisse  an 
der  Hand  von  Unueks  Schrift:  ^.Die  Xerhisseuscliaftsabhaudluiig  in 
Osterrdch"  folgt.  Die  Gliederung  der  Verlassenschaftsabhandlang 
nach  dem  Zwecke  in  S  Stadien  (»icherstellaugs-,  FesUtellungs-  nnd 
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BeAUsiemngBBtadiiiin)  wird  der  Dnn  folgenden  Darstellung  zagmnde 
gelegt. 

Ebenso  wird  der  Lehre  vom  Eonkarsverfiihren  eine  Einleitnng 
Toransgesehickt,  der  Konkars  in  Sicberstellnngs»,  Feststdlungs-  nnd 
Bealisierongsstadinm  geteilt  Das  Bealisieningsstadinm  zerftUt  in 
S  Unterabschnitte,  die  Bealisiemng  des  Aktivvermdgens  des  Gemein- 
sehnldnerSi  die  Verteilnng  des  hieraus  erzielten  ErlSses  anter  die 
Glftnbiger  nnd  im  Konkurse  der  registrierte  Srwerbs-  und  Wirt- 
schaftegenossenschaften, noch  das  Unüageverfahren. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  materiellen  Konkursrechtes 
werden  in  einem  besonderm  Paragraphen  Torausgeachickt. 

Auf  X  und  990  S.  bringt  das  Buch  Saudbbs  Viel  und  Vieles, 
es  darf,  da  man  sich  darin  schnell  and  sicher  surecht  findet,  reiche- 
dentsehen  Praktikern  besonders  empfohlen  werden.  Die  Aasstattang 
entspricht  berechtigten  Anfordernngen. 

STBorLicHHBB,  Prof.  Dr.  Padl,  Gras,  Die  Unredlichkeit  als 
recbtshindernde  Tatsache  im  bücherlichen  Verkehr  nach  Ssterr. 
Rechte.  Gras,  Leaschner  db  Lnbensky,  1904. 

WiHiwiBTSB,  Dr.  Faun  J.  Ritter  t.,  »Die  Verlassenschaftskon- 
vention  mit  Frankreich  yom  11.  Desbr.  1866"  (aus  der  Osterr. 
Advokatenpraiis  „Festschrift  der  Union"),  bespricht  eine  Reihe  von 
interessanten  Engen  des  internationalen  Privatrechtes,  welche  dem 
Praktiker  bei  der  Behandlang  dieses  wenig  bekannten  Speslalgebietea 
von  grossem  Werte  sind.  Ritter  v.  Wihiwabtbbs  Darstellnng  xeielinet 
sieh  dorch  SchBrfe  and  Klarh^t  des  Ansdrackes  aus.  Es  ist  ein 
Vetgnl^^,  von  ihm  geftthrt  su  werden. 

Tl.  Yerfahren  in  Streitsachen. 

(Gerirhtsorfiranisation,  Jiirisdiktionsnonn.  Zivilprozess.  Exekiitinnsordnung, 
Koukurarecht  und  Terwandte  2surmen,  Advokateaordnuitg,  Auwaltschafta- 

angelegcnheiteu  usw.) 

Bknedikt,  Dr.  Edmund,  Advokat,  „Die  Advokatur  unserer 
Zeit''.    Wien,  Manz,  llt(i:5. 

Dieses  im  en<>^en'n  Ealimeu  die  aktuellen  Fragen  des  Advo- 
krtteiibiandes  beleuchtende  Buch  ist  für  Juristen  überhaupt  eine 
Lektüre,  die  mau,  einmal  begonnen,  nicht  leicht  wieder  ans  der 
Hand  legt.  Geistvolle  tiefblickende  Bemerkangeu  reihen  sieh  ohne 
Unterhreehong,  und  aus  ihnen  allen  wirkt  wohltuend  eine  vornehme, 
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mit  den  tatsftchlichen  VerhSltniBWB  leider  nur  zn  oft  kaam  harmo- 
nierende AnffassiiBg  des  rechtsfk^dlichen  Beiufea.  In  sokhem 
Gedankenflnge,  dem  realen  Boden  nnd  nnaerer  Zeit  enteilend,  kommt 
der  Antor  freilich  zn  Besnltaten,  die  iif^dwo  in  Jahrsehnten,  aber 
niclit  für  nns  als  praktisches  Ergebnis  annehmbar  erschdnra. 

Canstein^  Prof.  Freih.  „Du  Ziyilprozessrecht*.  8.  Anfl. 
Berlin,  Carl  Heymann,  1905. 

Dieser  den  Csterr.  ZivUprozese  behandelnde  Kommentar  wird 
in  No.  13  der  „österr.  Ger.-Ztg."  vom  Hinisterialrat  Dr.  Schaubb 
der  Praxis  nnd  der  wissenschaftliehen  Beliandinng  des  Gegenstandes 
empfohlen  und  ansfnhrlich  besprochen. 

FiscHL,  Dr.  Alprbd,  Advokat,  Die  Olmtttser  Gerichtsord- 
nnng.  Heravsg.  Dentecher  Verein  fftr  die  Geschichte  von  Mähren 
und  Schlesien  in  Brflnn. 

Wir  sind  nicht  allznreich  an  rechtsgeschichtlichen  Arbeiten. 
Die  vorliegende  ist  am  so  dankenswerter,  als  wir  bis  jetzt  zwar 
über  das  von  Sfiden  ans  eingedrungene  dentsche  Recht,  aber  gar 
nichts  äber  das  ans  .Sachsen  nach  MHhren  (relaiigte  Stftdterecht  er- 
fahren haben.  OluiUtz  war  dt  r  Olirihof  tlir  tl;is  jranze  nördliche 
Mähren.  Durch  die  in  der  llitte  des  IT».  Jahrhundert«  erfolgte 
Anfnalnne  des  dem  Mag-debur^rer  Hechte  in  der  Fassung  des  Bres- 
lauer Stadtrates  entstammenden  Olmiitzer  Hechtes  wurde,  wie  auch 
anderwiii ts  in  Deutschland,  dem  l'nisiclij;reiten  der  römischen  Normen 
wirksam  '  nt;^efrenfrearbeitet.  t  berhaupt  haben  sich  in  Mähren  und 
Sciilesien  melir  als  aniicrswn  deutschrechtliche  Institute  bis  in  die 
Neuzeit  nnd  in  den  lü  i  litsiilu  rzeuirungen  des  Volkes  teilweise  bis 
heute  erhalten.  Speziell  die  (Umützer  CJerichtsordiuinfr  erinnert  in 
nianclii  ti  Stellen  an  unsere  neuen  Prozessjjesetze,  die  niehr  noch  als 
die  r«  i(  ii-änitM  lie  an  altes  deutsches  Kecht  anklingen.  lta>  Institut 
der  ersten  Tai^satzunfr.  das  h.  srhränkt  mündliche  A  tüaliren,  die 
prävalierende  Stellnnpr  \'(>rsitzenden  ii  a.  m.  finden  wir  in  dem 
X'erfahren,  das  für  alle  deui  <  »iM  i  iiof  Olmütz  zii^^ehiirigr  iiurduiährische 
•Stäilte  galt,  mühelos  w  ieder.  1  >i .  Fi.s<  jils-  MonoKiaphie  ist  daher  nicht 
bloss  ein  wertvoller  Baustein  für  unsere  Recht sges<hichte,  sie  verdient 
anch  fir  die  Fortbildung  des  geltenden  Frozessrechtes,  nnd  zwar 
mehr  noch  in  Deatschland  als  in  Östereich  ernste  Beachtung;  denn 
was  Jahrhundertelang  volkstamlich  Recht  war,  an  dem  weiss  man, 
dass  es  in  sich  geeignet  ist,  in  Fleisch  nnd  Blut  des  Volkes  ttber- 
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sngebeilt  und  gerade  dieser  Erfolg  der  tJesetzf^ebnng-  ist  es  allein, 
der  einem  nenen  Gesetze  den  Fortbestand  und  niilf^liclist  eliesite 
volle  Geltnnr  sirliern.  All  die  nnermiidliche  Arbeit  von  oben  herab, 
die  bei  uns  für  die  rasche  Einführang:  der  Zivilprozessordnnng:  auf- 
gewendet worden  ist,  hätrc,  auch  falls  sie  im  übrigen  einwandfrei 
wäre,  das  neue  Verfahren  nicht  iMipulür  gt  uiacht,  und  hat  dem 
T^rnzesse  auch  keinen  ethischen  Eifolg  gt'bracht,  der  iiicht  innerlieli 
be-rnindet  war.  Wir  emjifelilen  die  Ülmützer  üerichtsorduung  dem 
freuiidliclien  Leser  angelegentlichsf. 

FKiT&rn,  Dr.  Julius  Kittcr  v.,  ..Liist  luiiigsklagen  und  Streitan- 
merkungen"  aus  der  üsterr.  Advokatenpraxis  ..Festschrift  der  Union", 
bespricht  die  schwierige  >Iaterie  der  gmiidlnu  heiiit  lu  ii  Lüschungs- 
klageu  und  Streitanmerkung  iu  klarer,  übersichtlicher  und  an- 
schaulicher Weise. 

HoLüBüWäKif,  Dr.  Anton,  ^Beiträge  zum  Advokatendisziplinar- 
recht^  aas  der  Osterreichischen  Advokatenpraxis  ^Festschrift  der 
Union",  entlialteii  wertvolle  Andenftongeii  Uber  die  richtige  Ab- 
grenzung zwiaeben  Zivilmrecbt  und  dem  disziplinariieb  m  ahndenden 
Unrecht,  sowie  swischen  letzterem  and  dem  naeh  allgemeinem  oder 
beeonderem  Strafgesetz  strafbaren  Unrecht,  femer  einen  knappen 
Grondriss,  sowie  Bansteine  für  ein  materielles  Dissiplinarstrafrecht 
LbhhaiVi  Dr.  Abhold,  Staatsanwaltsnbetitat  in  Czemowite: 
Die  Zwangsversteigemng  nach  der  Osterreicbischen  Exekntions- 
ordnnng  yom  27.  Mu  1896.  Wien,  Hans,  1906. 

Die  hergebrachte  Betrachtnngsweise  der  ezekntionsrechtlichen 
Probleme  nnter  dem  privatrechtlichen  Oesichtspnnkt,  das  Streben, 
dem  Ezekationsrechte  die  dem  Frivatrecht  angepasste  herkömmliche 
Behandlongswdse  anfiEudrftngen  und  die  dnrch  das  Exekntionsrecht 
geschaffenen  BeehtsTwbftltniase  in  die  dem  Privatrecht  eigentttm- 
lichen  Schablonen  einxtipferdien  (S.  2),  begegnet  nnter  den  neueren 
Schriflstellern  sowohl  Dentschlands  als  Osterreidis  immer  lebhafterem 
Widerstand.  Es  bricht  sich  nach  and  nach  die  Erkenntnis  Bahn, 
dase  die  Vorgänge  der  Exekntion,  da  sie  doch  in  liohero  Mafse 
vom  öffentlichen  Recht  beeinrtnsst  werden,  die  eigene  Be- 
trachtan^  unter  Rücksichtnahme  auf  ihren  prozp?<M:ilen  Charakter 
fordern,  nnd  dass  danach  jegliche  Darstellung  des  Institutes  der 
£lxekation,  welche  einseitig  die  privatrechtliche  Eehre  heranzieht, 
dem  wahren  Wes^n  der  Sache  nicht  entspriclit.  Aach  der  Autor 
Jahrbuch  der  ioternat  Vereinignag.  8.  Bd.  147 
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des  vorlinefonil^n  \\  erkos  erprroift  in  (li»-<fr  Sarlif  das  Wort  und 
bekennt  sirli  als  Venreter  de»-  ..neiit  i cn  HitlitnnM:",  da  er  als 
Zweck  seines  Uuclies  die  Darst^'Uuiiir  der  Z\van;rsverstei::.  rnii;j:  vnn 
dem  iml)li/istis<|ii-n  (itsirlus]>nnkt  aus  erklärt  S.  jne  Kn^rternng 
will  sich  die  «"itVt  iitlicli-rcchiliclie  Natur  der  N  rim  n  ib  r  E.-O.  v(tr 
Au;:i  II  halten  und  daniui  anch  auf  dein  Sin'/,iiiln;ei>iete  der  luiniobiliar- 
eXt  klUinti  (t;i<  Miniient  des  ( i  .•  -  a  ni  t  iiitei  i  S«^es  als  inassc-eheiul  flir 
die  (t«-..(  i/cMuisle^Min^r  nnd  kritist  iie  ^\  iirdi;,ninfr  hervoihehcn.  Die 
im  >>r(''ntliciien  Kecht  wurzelnden  Kleniente  der  Exekution  sollen 
in  scinci-  l)ar>t»'!!niiL''  unverkilniiii»  rt  zur  (ieltnng'  pdaiiufii  Der 
X  erfa-ssei-  hat  sii  h  nun  di.'>ei'  seiner  Aufgabe  in  der  Tai  mit  C^e- 
scliick  enlleditft.  Schon  eine  riiirlitiice  Durohsiclit  seines  Haches  zeipt. 
dass  er  bemüht  war,  dem  entwickelten  jirinzipiellen  Gedanken  überall 
Anerkennung  und  Geltung  zu  veri^cliatlen,  die  ütfentlich-rechtlichen 
Eteinente,  weiche  znmal  das  neue  Exekntionsrecht  in  so  relcbera 
Uafse  dnrelidringpen,  zur  vollen  Anerkennvog  sn  bringen.  Wir 
verweisen  in  dieser  Hinsicht  nnr  anf  jene  Partien  des  Boches,  welche 
die  Versteigemnfi^bediugnngen  beliandeln  (S.  129 — 187).  ■  Wie  der 
Richter  bei  Feststellung  dieser  Bedingungen  vonsngehen,  was  er 
vorzubahnen  bat^  um  das  Interesse  aller  Beteiligten  xa  wahren,  wie 
er  den  Ausgleich  der  miteinander  kollidierenden  Interessen  herbei» 
zuführen  und  damit  ein  allen  Beteiligten  gttnstiges  Resultat  ersielen 
kann,  dies  sucht  der  Verfasser  in  jedem  einzelnen  Punkt  festzu- 
halten und  auszuführen. 

Dem  angeführten  Bestreben  des  Verfassers  nach  Durchdringung 
der  exekntionsrechtliehen  Materie  mit  den  Begriffen  nnd  Postulaten 
des  öffentlichen  Rechtes  Icann  gewiss  nicht  die  Billigung  versagt 
werden.  Indes  ist  hierzu  ein  Vorbehalt  zn  machen.  Dies  ist  fest-, 
zuhalten:  Das  Kecht  der  Exekution,  insbesondere  die  Zwangsver- 
steigernng  zeigt  eine  doppelte  Seite:  die  privat  rechtliche,  da  sie 
den  Zweck  verfolgt,  den  privaten  Anspruch  des  Glftnbigers  zu 
realisieren,  und  die  Offen tlich^rechtliche,  da  die  Art  dieser  Reali* 
siening  dorn  Staate  obliegt  und  von  ihm  anch  in  Rücksicht  anf  das 
CTesaintinteres>e  jir.isricit  wiid.  Also,  dass  sich  der  Anspruch  des 
Gläubigers  im  m  ilirii. n  I  rtulg  zum  Kecht  am  Meistgebot  gestaltet, 
dies  gehört  dtin  l'rivatrecht  an,  aber  wie  der  Staat  hierbei  vor* 
znirchen.  w.ddie  Nüttel  er  zum  Schutz  (b  r  Beteilig^ten  vorzukehren 
hat,  dies  niuss  aus  publizistischen  Gesichtspnnkten  entwickelt  werden. 


Digitized  by  Google 


Amton  Buhl:  Österreich. 


2321 


Wir  lueint-n  mm:  da  sidi  bei  Exekution  Eleiiieiite  des  privaton 
und  örtVntlicheii  Kechtes  uien5i;eii,  hat  auch  die  wisseii.si  liaiiliche 
Betrachtong  auf  beide  Rücksicht  zo  nehmen.  Die  Exekution,  und 
samal  die  Zwangsversteigerung,  wird  in  ihren  Voraussetzangeu,  im 
Umfang  des  angegriffenen  Olgektea,  in  der  Intensität  ihrer  Wirkungen 
durch  die  saehenrechtliehen  Normen  mitbestimmt;  insbesondere  nimmt 
die  Immohlliarezekntion,  da  sie  in  vielen  Fällen  im  vorher  begrün- 
deten Pfandrecht  warzelt»  anf  die  Bestimmungen  des  Privatrechtes 
Bedacht  Han  denke  etwa  an  das  ans  der  grandbochsreehtlichm 
Sitnation  der  versteigerten  Liegenschaft  sich  ergebende  Verhältnis 
(Verst^gemng  eines  anf  zwei  GmndbnchskQrpem  erbauten  Hanses, 
Versteigerung  einer  wirtschaftlich  selbständigen  Paraelie  der  Liegen- 
schaft (?),  Uitversteigeruttg  des  LiegenschaftsaubebOrs  usw.),  an  die 
Frage  der  LiegenschaftsfkUchte  a.  ä.  Die  Betrachtung  des  Eze- 
kntionsrechtes  darf  daher,  will  sie  ein  getreues  Bild  geben,  auch 
di^e  andere  Seite  des  VerUUtnisses  nicht  unbeachtet  lassen.  Nur 
mit  dieser  Einschränkung  stimmou  wir  dem  Verfasser  au,  wenn  er 
der  Hervorhebung  des  publizistischen  Charakters  der  Exekution 
das  Wort  redet  Und  in '  dem  letztbetrachteten  Punkte,  was  das 
Verhältnis  der  Exekution  znm  materiellen  Recht  betrifft,  mag  sdne 
Darstellung  allerdings  noch  der  Ergänzung  bediirftig  sein. 

Im  ftbrigen  behandelt  Verf.  den  gewählten  Stoff  mit  grosser 
Gründlichkeit  und  SorgfUt  Er  lässt  es  sich  angelegen  sein,  die 
für  das  neue  Bedit  in  Theorie  und  Praxis  aufgetauchten  Streit- 
fracron  —  und  es  sind  deren  nicht  wenige  —  eingehend  zu  be- 
leuchten. Er  bringt  unter  kritischer  Wflrdignng  der  vor«;«  bi  a(  hten 
Meinungen  nnc  Losung  der  Kontroverse,  der  mau  in  der  Ih'luzahl 
der  Fülle  beipflichten  mag.  So  zeigt  das  Buch  Lkhhanns  unter 
allt  ii  Hmstiinden  diesen  Vorzug,  das«  es  den  Leser  Uber  den  Stand 
der  Literatur  und  Judikatur  auf  dem  Gebiete  der  Zwangsver- 
steigerung eingehend  und  zuverlässig;'  informiert ,  weshalb  seine 
Lektüre  nani*=-nrlich  dem  in  der  Praxis  Stehenden  gute  Dienste  zu 
leisten  verma^jf. 

Im  Rahmen  eines  kurzen  Refeiates  kann  begrt'iflirhpr\vi>ise 
nicht  einmal  eine  gedrängte  Darstellung  de.s  Bnchinhalte^  ertolgen. 
Dies  hiesse  sonst,  die  einzehun  Hcstiinmuncron  über  Immobiliar- 
exekution der  Reihe  nach  ht'riif'linien  und  an  der  Hand  des  Kmhes 
besprechen.    So  sei  nur  bemerkt,  dass  das  Werk  besonders  ein- 
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p^eluiiil  die  Meistgebot.s\ ei  ttilniig  behandelt.  Hier  sind  vom  Verf. 
insbesondere  auch  die  in  der  österreichischen  Exekntionspraxis  80 
strittigen  Fragen  der  Haftung  der  LiegenscIiftftMnteUe  bei  Total* 
hypotheken  und  der  Behandlang  der  Sironltanhypotheken  erörtert 
Die  hier  gebrachte  Zasammenstellnng  der  Literatur  und  Recht- 
sprechnng  mag  einer  eingehenden  wissenechaftlichen  Darstellong 
dieser  Fragen  gnten  Boden  achaffen.   C.  0. 

IUtb,  Dr.  Max  Fr^h.  v.,  ^Die  BechtaansfQhrangen  im  Oeterr. 
Zivilprozess"  ans  der  (isterr.  Advokatenpraiia  „Festachrift  der 
Union«. 

Baron  Hatr  erkennt  dankbar  den  nngehenren  Fortschritt  an, 
welchen  die  Zivilprozessordnang  nicht  nnr  gegenüber  dem  früheren 
Rechtsznstande,  sondern  auch  dem  Auslände  gegenüber  bedeutet. 
Die  ZivilprozesBordnnng  hat  unsere  Justiz  von  einem  Formellcnun 
befreit,  der  schon  allzulang  wie  ein  Alp  auf  ihr  gelegen  hatte.  Baron 
Hayb  findet  es  erklärlich,  dass  das  Gesetz  (§  78,  Z.-P.>0.)  für  alle 
vorbereiteten  Schriftsatze  das  Verbot  der  Aufnahme  von  fiechtsans- 
führungen  statuierte.   Diese  Anordnung  entsprang  dem  gesunden 
Grundgedanken,  dass  mit  den  alten  Satzscbrihungetümen  aufgertnmt 
werden  müsse.    Dieses  strikte  Verbot  mag  immerhin  eine  vom 
Zweckmfissigkeitsstandpnnkte  begründete  positive  Norm  des  Gesetzes' 
sein.    Keineswegs  jedoch  hat  das  Gesetz  für  die  mtlndHchen  Purtei- 
vortiä^-e  ein  VeibiU  von  Ket  litsaust'iUirungen  aufgestellt.    Wenn  in 
der  Piaxis  manche  Richter  die  Recbtsausftthrungen  der  Anwälte 
einzuschränken  trachten,  so  ist  dies  nidit  nur  eine  ("berhebung, 
sondern  ein  geradezu  gesetzwidriger  \'organg.    Es  ist  gewiss  nn- 
znläsKi<r.  wenn  ein  Hichicr  Ixfilitsausführungen  des  Anwaltes  mit 
dein  Hinweise  auf  dm  Satz:  „iura  novit  e.nria"  einschränken  wollte. 
Wie   notwfndiir  soli  In-  Aii>tiilirnnir'  n  oft   sind,  zeigen  so  manclte 
einander  diickt  w  iilf  r-]irt  i  liende  Kntsclieidungen.  ans  denen  sich  immer 
wieder  eiLnbt.    i  iv-  in  »  iiiein  oder  dem  amleren  Falle  „curiam  jnra 
non  nnvisse".    1>  lim  i  nicht  sein,  da<s  einem  grossen  und  wichtigen 
I'rozesse   durch    Aiii'rdnuiiü'   einer   zweiten    \'erliandlnng  l'iir  die 
Mittair>stii!iile   «les  p-leicheii  Tages   von  vonilieiein   eine  zeitliche 
Grenze  resetzt  wird.    Ks  daif  nielit  sein,  ihos  ein  Anwalt,  wenn 
auch  nur  iluii  h  das  IJeinsfe  Zeichen  der  rngeduld  in  der  Handlung 
eines  gecudiieten  S(  hluss\ wi  i  j aues  gehindert  wird;  es  ist  ungehörig. 
Wenn  die  Kichier  durdi  Zusammenlegen  der  Akten,  Zuklappen  von 
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liiichorn  uhw.  naoh  dorn  Vortrafft-  des  Beklairteuvtiti r  tt-i s  zeigen, 
dass  sie  iiidits  uiebr  hören  wolloii,  und  norh  \vt'iiit:»  r  ist  »  s  znliissiü:, 
duss  in  eister  oder  zweiter  Instanz  keplilv  iiml  iMiplik  an.sdiiick- 
lioh  niitersHgt  wird.  Ein  mflndlicher  Zivilprozess  «tlnie  S«  hlnss- 
vorträjre  und  reclitliclie  Enirtenme:  der  Anwälte  venlient  <lii-sen 
Namen  nicht.  liaruu  Mavk  schliesst  mit  der  ilaiiiiung:  „(.lönnet 
Kaum  den  Re(  htsausführungen!" 

MuLLKK,  Dr.  Otto,  ,.Die  Kompensation  im  Verfahren  vor  den 
liörsenschiedsfrenchten,    Wien,  Mauz,  11  •05. 

Dr.  E.  K.  schreibt  über  die.se  Monographie  des  Sekretärs 
der  Schiedsgerichte  der  Wiener  Produktenbörse  in  den  „Jur.  : 
„Die  Probleme,  welche  den  Verfasser  beschäftigt  haben,  sind  un> 
gewShnlich  interewuite.  Hure  Losung  ist  tnm  Teile  aaeh  fttr  das 
allgemeine  Prraessrecht  nicht  belanglos.  Ist  doch  beispielsweiBe  die 
Frage  kontrovers,  ob  jede  compenaando  eingewendete  Gegenfbrderung 
vor  den  ordentlichen  G«riehteii  ohne  Rttckaieht  auf  die  Kompetenz, 
welcher  sie  als  Klagefordernng  unterstellt  wflre,  anzulassen  sei. 
Der  Verfiisser,  welcher  sich  als  Anhftngnr  der  ScHBOTEASchen  Theorie 
helcennt,  ist  demanfolge  auch  für  die  Toranssetznngslose  Zulassung 
der  Gegenforderung  zur  Aufrechnung  im  V»fiihren  vor  den  Börsoi- 
schiedsgerichten.  Die  Beantwortung  der  wichtigen  Frage,  ob  und 
in  welchem  Umfange  die  Vorschriften  der  Zivilprozessordnnng  über 
Teilurteil  und  Bechtslcraft  (§§  391  n.  411)  ffir  die  Barsenschieds- 
geriehte  bindend  dnd,  macht  Dr.  MthJAU  davon  abhSngig,  ob  diese 
Rechtsvorachriften  zwfngende  Katnr  besitaen,  und  gelangt  zu  dem 
Resultate,  dais  Rechtskraft  und  Streitanhftngigkeit  zwingende  Ein* 
richtnngen  sind  und  dass  im  bOrsenschiedsgerichtlichen  Verfaliren  — 
mit  Ausnahme  der  Gegenforderungen,  für  welche  ein  inländisches 
Börsen8chieds«3:eri(  ht  znständip;  wäre  —  die  Kompensationseinwendnag 
stets  nur  Verteidigungsraittel  bleibe.  In  srliarfsinniger  W'eiRe  werden 
die  spe/ifisch-böraengerichtlichen  Einwände  von  Spiel  und  \\'ette, 
des  Miasverhältnisses  zum  landwirtschaftlichen  Betriebe  und  des 
Kartells  in  ihrer  Relation  als  Gegeneinwände  zur  Kompensations- 
einrede  besprochen;  hier  wird  auch  die  Börsengesetznovelle  vom 
4.  .raniiar  l'.to:{  gestreift.  Dem  börsenschied.sgerichtliclien  Ansprüche 
über  'Ii»"  Kompensation  im  Zuge  der  Exekution  ist  das  letzte  Kapitel 
gewiiliin't  Einleuchtend  ist  hier  das  l>teil  des  \'erfassers  über  die 
Zulässigkeit  der  Exekutiouseinsteilung  nach  Art  XXiX  Einf.-G. 
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zur  K.-O..  (liT  Plenissiniiubeschlnss  des  Obenten  Gerichtshofes  vom 
9.  Ffliiuar  Ihil'T  suchte  eben  vergeblich  zu  korrigieren,  was  die 
Ges<'t/.p^»^buu^  im  Übereifer  mm  Schatze  des  „Differenseinwandea" 
sogar  noch  im  Stadi«m  der  ZwangsvoUstreeknoip  vorsehen  zn  nOssen 
Turmeinte. 

Die  einleitendeo  Abschnitle  enthalten  einen  knrsen  Abrisa 
Uber  das  Wesen  der  BOrsenschiedsgerichte  Im  staatliehen  Beeht- 
sprechnngsorganismue,  sowie  ttber  die  Stellnng  der  Kompensation  im 
allgemeinen  bflrgerlichen  und  Prozessrechte.  Bemerkenswert  ist 
hier  die  Stellnngnahme  zar  bekannten  Streitfrage,  ob  das  Erfordernis 
der  Liquidität  der  Gegenforderung  durch  die  ZivUprozessordnung 
aufgehoben  sei.  Dr.  Mcllbb  Äussert  sich  nun  dahin,  dass  jenes 
Erfordernis  zwar  nicht  beseitigt  ist,  jedoch  durch  §  391  Z.-P.-0. 
anlässUch  der  Regelung  des  Teilurteiles  eine  weitgehende  prozessuale 
Interpretation  erhalten  hat 

Aufbau  und  Inhalt  der  Uonographle  verraten  die  Vertrautheit 
des  Autors  mit  dem  einschlftgigen  Rechtsmaterial  und  schöne  Be- 
gahung.  Vom  Standpunkte  der  rsterroichisrhen  Jurisprudenz  ist 
ihm  zu  danken,  ein  ahs^^-its  von  der  Fachliteratur  gelegenes  Gebiet 
in  geistvoller  Weise  erschlossen  zu  luiben. 

OiiMi  VKK.  Dr.  Kamii.lo,  Edl.  V.,  Das  Unternehmen  als  Rechts- 
Objekt.    Wif-n.  M;tnz.  l'.'On. 

l)er  Verfasser  hat  den  interessanten  ^'erguch  nntenunnnien.  die 
Difterenzen  klarzuU'fren,  welche  nach  juristischer  und  wirtschaftlicher 
Aulfassnnp  in  der  I^t  liaiidlnnfr  des  l'nternehmensbegriffes  bestehen, 
und  Mittel  an  die  Ihni.l  /u  trt  lien,  diese  Pitlerenzen  im  Rahmen  des 
geltend.  11.  fn  ilii  h  in  vit  irr  He/irluinp:  nnzulänfjlichen  öviterrelchischen 
Rechtis  aiis/.Hirlrirlit'n.  Dt-nn  so  nnwahi-scheinlicli  ts  vielleicht  auf 
den  ersti-n  Uliek  s.  li.  in.  !i  ui  i.:.  drr  .Tiiri>;t  hat  sich  .lie  dem  Nati..nal- 
okoüt'iiitMi  Uli.]  |.  MI  K  uiiiiiann  p-iauti;4:e  lietrHciitunfj  <les  riilcr- 
nelini.  11^  .>  it-i  (n  wi  Tho  als  Kinlieit  ni<dit  zn  eijrt  n  tr«  niarlit. 
WiUir. ml  il.  r  Nai i'-nalnkniiom  nml  auch  der  Laie  in  dem  rntei  iu  limen 
eine  fesic  VeibinduriL'^  v.'U  X'erm.'.tr'  nswerten,  eine  Zusamment'assnnc: 
versi  hinlcnster  (.iiircr  zu  eiii.Mu  .  itili'^itlidien  Zwecke  erblickt,  eine 
V'erbindiuiir.  welrlic  in  d.  r  ( ii  i:a!ii>at  imi  w  urzelt,  zerlegt  dt.  r  Jurist 
das  Utiferiu  liiiit  ii  in  st  iiif  t  inzfliien  Teile,  die  kui  perlichen  Sarhen. 
wie  z.  B.  Maschintii,  Invtntar.  Warenvorräte,  die  Fordeiuiijicn 
(Aktiven  des  GescIiäite.N),  die  .Schulden,  die  Palentrechte,  die  Kon- 
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seMionen,  die  der  Unternehmer  besitst,  und  dei^leichen.  Mit  einem 
Worte,  der  Jurist  atomisiert,  wo  der  Nationaldkonom  sa- 
gammenfaeat.  Anf  diese  Weise  ist  es  ohne  weiteres  möglich,  dass 
der  einzelne  Glftnbiger,  dem  der  Unternehmer  etwas  achnldet,  auf 
die  einzelnen  Bestandteile  des  üntemehmens  greift,  sie  ans  dem 
Zasammenhange  mit  den  ttbrigen  heransreisst  nnd  so  das  Unternehmen 
tief  schädigt,  ja  unter  Umständen  Temichtet.  Im  weitM-en  Verlaufe 
seiner  Ansfliliningen  zeigt  Dr.  t.  Qhhbtbb,  der  sich  sowohl  als 
Biehter  wie  aach  In  zahlreichen  AnMtzen  als  aosgeseichneter  Kenner 
des  Ezdcntionnpechtes  bewährt  hat,  wie  die  Praxis  der  Gerichte 
sich  über  die  oberwfthnte  Divor<ronz  hinwegzusetzen  nnd  in  vielen 
Fällen  dnrch  die  praktische  Handhabnng  des  Gesetses  eine  Ans- 
g-loichtinj^  der  geschilderten  Gep:«  ns;itze  herbeiznfühn^n  vermag?.  — 
In  dieser  ilin!>icht  bildet  das  Buch,  dem  ein  für  den  Praktiker  be- 
sonders wertvoller  Anhang  —  die  Spracbpraxis  der  Gerichte  bei 
Exekutionen  auf  Unternehmen  —  beipfegeben  ist,  eine  erfreuliclie 
Bereichernng  der  bestehenden  Fachliteratur  und  einen  willkommenen 
Behelf  für  den  Richter-  11  ml  Anwaltstand  in  dieser  schwierigen 
Materie.  Wir  behalten  uns  vor,  gele^reutlicli  des  sicher  bald  zu 
erwartenden  Erscheinens  einer  zweiten  Auflage  noch  uustüürlicker 
auf  dieses  intei*essante  Werk  zurückzukommen! 

PirscnKK.  Dr.  Gkoro,  Privatdo/.j^ut,  Prajr.  I>ie  Abfindung 
des  materiellen  Klageanspmches  nach  österr.  Zivilprozessreckt. 
Wien,  Manz,  1908. 

Der  Verfasser  weist  nach,  dass  die  Pestirnmnng  des  i; 
Ab».  1  J.-N'.,  wonach  die  Znstäiuligkcit  dt  r  lierielite  über  nicht  auf 
Geld  gerichtete  Kla^:en  sich  iiarl»  der  Siumiir  richtet.  weU:he  der 
Kläger  sich  in  der  Klage  statt  der  aiigesiirneheiieu  Sac.hf  anznnehmen 
erbietet  —  aus  den  alten  Summarverfahren  herübergenommen  worden 
ist,  und  dass  dieses  Anerbieten  eine  endgültige  Abfindungsermächtigung 
enthalte,  nicht  aber  eine  blosse  Offerte  sei.  Verfasser  erblickt  in 
dieser  Einrichtung  eine  Gefahr,  in  dem  schikanöse  Kläffer  dadurch 
eine  geringfügige  iSache  vor  den  Gerichtshof  bringen  und  den  Be- 
klagten mit  erliöbten  Gerichtskosten  bedrohen  kOnnen,  weshalb 
diesee  für  die  Praxis  leicht  entbehrliche  Institut  de  l^e  ferenda 
anaznscbeiden  sei.  Letzterer  Ansicht  kSnnen  wir  nicht  beipflichten; 
weder  Ist  das  klägerische  Anerbieten,  mit  einer  Geldsamme  sich  be- 
friedigt zu  geben,  leicht  entbehrlich,  noch  liegt  darin  eine  Gefahr; 
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denn  §  60  J.-N.  stellt  es  in  das  freie  Ermessen  des  Gerichtshofes, 
gerade  in  den  vom  Verfasser  befOrchteten  Fullen  in  knisem  Wege 
die  Änspmchsbewertnng  zn  flberprttfen  nnd  sohin  die  Klage  znrflclL- 
znweisen,  eine  Eventnalität,  die  auch  der  schüianOse  KlSger  nicht 
leicht  wagen  wird. 

PoLLAK,  Dr.  Rudolf,  Privatdozent  ond  Landesgerichtsrat,  Wien, 
System  des  Ssterr.  Zivilprozessrechtes  mit  Einscblnss  des  Bxekntions- 
rechtes.  I.  Teil.  Wien,  Uanz,  1903.  (XXIV  nnd  468  S.).  II.  T. 
nsf.  bis  1906. 

Nach  vielen  Kommentaren  das  erste  fertige  System! 

Mit  dem  vorliegenden  Werke  haben  die  nenen  Österreichischen 
Zivilprozess«  nnd  Ezekutionsrechte,  welche  nnnmehr  bald  dn  De- 
zenninm  in  Geltung  stehen,  znm  erstenmal  eine  ToUstftndige 
wisseiiitchaftlicke  Darstellnng  erfahren.  Der  Verfesser  verarbeitet 
den  grossen  Stoff  in  ansserordentlich  gründlicher  Weise,  unter  ein- 
gehender BerRcksichtignng  der  heimischen  und  reichadentschen 
Literatnr  sowie  Becbtsprechnng  und  bietet  hierdnrdi  ehat  Ar  Theorie 
nnd  Praxis  gleich  wertvolles  Bach.  Originell  ist  die  Anlage  des 
Werkes,  da  «^s  versticht,  die  Pro/.»*ss-  nnd  Exekotionsrechte,  nicht 
wie  sonst  üblic  h.  iia( -hcitiander  zu  behandeln,  sondern  beide  Materien 
incinandiT  vi  rarlit  iiot.  S«.  erörtert  z.  Ii.  Vt-rf.  die  Lehre  von  den 
K\*  kutionsohji'kleii  und  K\t  knTi(tnsniitt»dn  neben  der  Lehre  von  der 
l'i (»zesssa che  und  behandelt  beide  Partien  unter  dem  Kapitel: 
Olijekt  lies  Zivilj>rozesst'8;  er  erörtert  neben  der  Beweissicherung  die 
l!\ekiiti(»n  zur  Sif  lierstelluiig.  I  b  r  Verfasser  hiilt  diesen  Vorgang 
ans  zwei  (Triiinleii  t'iii-  ^r'  ivi  litt'ertigt.  Einmal  soll  hierfür  die 
t  liecrer  isclie  .\iitYa->iiuir  spi  t  rltcn .  welche  den  Vollstrerknngs- 
aiispMicli  als  Tril  d'  s  lü'(  lits>ciini /;ins]>iii<h8  erkennt  (Wach),  Bodann 
aitei'  mii'h  die  jt  r ;(  k  I  i  s  (•  h  e  Krw.iu' iiiitr.  d;i<s  liiei  durrh  das  E\e- 
kutioii>i  ( i  Iii  .-.»-iiicr  Ni  l,,  fi^ft  l|iiii<;  eutrüekt  wird,  die  uian  ihm  >oii>t 
ge<r.-niili«'r  d<  iii  anirerhihen  lässt.    Nnn  ist  es  ja  richtig, 

dass  dir  I!(  iKiiidlniiLT  dei-  zi vilj»roze>siial«  ii  Probleme  nnr  in  Kiick- 
si'  lit  auf  das  Mrk''tiiit iiis\ ertalireii  (ietahr  läuft,  einseitig  zn  werdni. 
l  ud  gewiss  ist  es  \<<n  X  ortnil,  wenn  in  man»  lien  l'uukten,  z.  U.  in 
der  Lehre  von  den  Pai  ti  im.  au<  h  das  Verhältnis  beim  Exekutions- 
rechte herangezogen  wird.  Indes  meinen  wir  nicht,  dass  nun  dieses 
einen  Vorzugs  wegen  die  vom  Verfüsser  gewählte  Stoffbehandlaiig, 
welche  sonst  nnr  Nachteile  aufweist,  der  allgemein  üblfclien  Dar- 
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Btellmig  voranztehen  sei.  Aach  von  dem  theoreti^hen,  übrigens 
Bebr  zweifelhaften  AaegaDgepniikt  ahgeeehen  (siehe  gegeu  Wach 
insbesondere  BOlow)  müssen  alle  Erwignngen  gegen  den  Vorgang 
sprechen.  Nicht  nnr,  dass  die  Exekution  in  vielen  Fällen  keinerlei 
Erkenntnisverfhhien  voraussetzt,  sie  differiert  von  diesem  in  grand- 
legenden Punkten.  Da  fttr  ihre  Gestaltung  ungleich  mehr  als  beim 
Prozess  das  materielle  Recht  ausschlaggebend  ist,  wie  andrerseits 
auch  die  Exekution  auf  dieses  einwirkt,  ferner  hier  Fragen  des  Wirt- 
Schafts-  und  Sozialrechtes  eine  ungldch  bedeutendere  Rolle  spielen 
—  wir  denken  etwa  an  die  verschiedene  Gestaltung  des  Verfehrens 
je  nach  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  des  Ezekutionsobjektes 
(Immobile,  bewegUehe  Sache,  Unternehmen  usw.)  — ,  sind  schon  die 
Gerichtspunkte  für  die  Betrachtang  der  einzelnen  Normen  hier 
andere  ab  dort  All  dies  wird  verdimkelt  oder  ins  unrichtige  Licht 
gestellt,  wenn  man  die  Verkoppelnng  mit  dem  Proaessrechte  vpr- 
sucht.  Uns  scluint  also  der  Gedanke  des  Verfassers  nicht  riclitig. 
Gerade  das,  was  Verfasser  vermeiden  will,  ist  u.  E.  di»'  Fol^e  seines 
Vorganges:  er  entrttckt  das  Rxekationsrecht  solcher  Betrachtungs- 
weise, welche  seine  Eigentümlichkeiten  würdigt. 

Aus  dem  kürzlich  erschienenen  zweiten  Hände  des  Werkes, 
welclier  zum  grösseren  Teil  die  Exekution  behandelt,  seien  ohne 
Wahl  nnr  einzelne  Punkte  heransgef^riflFen.  Verf.  erklärt  den  pe- 
richtlichen  Zwangsverkauf  im  Gegensatz  zum  itrivatrechtlichen 
Kanfvertrapr  nls  Geschäft  publlci  Jnris,  als  ,. rechtsgestaltende  Ge- 
richtsentscliciiluiiij:"  bestimmten  Inhalten;  und  zieht  hierau!^  ilit-  Knusf- 
quenzeu  für  die  Fragen  der  Anltrlitung  wegen  Irrtums.  Sachiiiaiiirt  l. 
laesi«  enormis  usw.  (S.  7St)  Ö.).  U.  E.  trif!"t  dii'si'  Auffassung  voll 
zu.  Auch  die  Jrehrheit  di-r  österreichischen  St  hriftsttller  lehnt 
nun  die  ^.Theorie  des  Kaufvertrages"  ab.  \\\f  v,  Can-u;ik.  F,xkek, 
V.  ScHUHTKR  nnd  Wai.kku.  und  stimmt  hiermit  der  in  Deutschland 
srhon  lauge  herrsciieuden  Meinuiijj,  bfi.  Ist  nun  Verf.  in  diesem 
i'unkfe  mit  der  neueren  Auffassung  gegangen,  so  Lleil»t  er  in  der  Lehre 
von  dei-  Zwangsver\Naltung  bei  Erörterung  der  Ket  htsstellung  des 
Zwangsverwalters  auf  dem  Bodm  der  veralteten  Tlieoi-je  stehen, 
welche  mit  einer  „Öffentlich-rechtlichen  amtlichen  \ertretung"  des 
Verpflichteten  operiert  (S.  770).  In  Deut.schland  gilt  die  Theorie 
bereits  als  flberwunden,  und  mit  Recht.  Dass  sie  nicht  harmlos  ist, 
sondern  praktische  Folgeu  zeigt,  ergibt  die  Darstellung  des  Verf. 
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selbflt.  Sie  verleitet  ninüich  tn  der  irrigen  Ueinong,  als  sei  der 
Verwalter  genötigt,  schieehthin  alle  Vertrftge  des  Verpflichteten 
Aber  die  verwaltete  Liegensehaft,  aneh  die  ungllnstigaten  Kauf- 
oder Bestandverträge  hinsichtlich  der  Frflchte  sn  reepelitieren.  Ja, 
auch  Voraasverfügangen  des  Verpflichteten  Uber  die  Icfinftigen 
Nntznngen  liätte  er  danach  anznerkennen.  Dioso  Foltrfriingen  will 
Verf.  tatsächlich  sieben  (S.  7»i»)tt'.)  \hvr  «'s  m  klar,  dass  hierdurch 
die  Zwang^sverwaltnnfr  in  vitalen  Fällen  illusorisch  f^emacht  \v<  rden 
ktonte.  Mit  Ht-dit  lial)fn  Theorie  nnd  Praxis  bis  jetzt  diese  Auf- 
fassung^ abgelehnt.  Wenn  der  Verf.  aaf  den  Scliutz  wohl«  rworbener 
Herlite  liinweist,  der  durch  die  Befreiung  d»  s  Zwangsverwalters  von 
den  Verträfren  des  Verpllichteten  ausser  aclit  ffolasson  Wierde,  so 
trift't  dieser  Einwand  nicht  zu.  Ks  handelt  sich  hier  darum,  die 
Erkenntnis  zti  i^ewiniu  n,  dass  die  Vorausverfügungen  des  Verpflich- 
feffri  iUx  r  Kriii-hte  nnd  Nutzuntren  pemiiss  §  119  E.-O.  dem  Hypo- 
thekar pp'niiber  a  priori  nichtitr  sind.  ^  II','  Iv-(>.  entliiilt  <liese 
Norm  materieller  .Art.  WW  denn  iilieihnupt  in  der  Zw ;tn<rsver\val- 
tung:  8ti  vielfaci»  niaterielles  Heciit  und  \'erf:ihreu  ineinamier  irifitVn. 
—  Verf.  erkläi't  die  ZwaiipsverwaUunf?  beue>;lii  her  Saclien  für 
unznliish!i<r;  dies  i.st  im  Hinbiirk  auf  2S0  E.-().  unrichtig.  —  Bei 
Err.rierunt^  der  Frair«-  der  Sei  \  itnt< nühernahnie  durch  den  Erstehet 
stellt  sioli  \'i  rf.  mit  iltm  W  ni  tliiut  des  §  IM)  E.-O.  in  Widerspruch, 
da  er  die  ('bernalime  nur  dann  als  dbliiratoiisch  erklären  will, 
wenn  die  Servitut  allen  auf  der  Liegenschalt  iiattenden  l'laiidieeliteu 
und  nicht  bloss  deju  betreilieiiden  Gläubifirt'r  vorpdit  (S.  809).  Wir 
vermissen  hier  die  „Gesetzestreue"  (S.  V).  —  Im  Kapitel  der  For- 
demngspl&ndang  und  Überweisung  stellt  Verf.  die  Behauptung  auf, 
es  sei  nach  erfolgter  Überweisung  zur  Einziehnng  in  dem  gt  gen 
den  Drittschuldner  vom  betreibenden  Gläubiger  eingeleiteten  Pro- 
zessverfohren  nicht  dieser,  dem  die  Fordemog  ttberwiesen  wurde, 
sondern  der  Verpflichtete  als  Partei  zu  betrachten  (S.  827).  Wir 
halten  diesen  Satz  für  verfehlt  Da  der  betreibende  Glftubiger  die 
Forderung  kraft  eigenen  Rechtes  (Pfandrecht)  nnd  in  eigenem 
Xamen  geltend  macht,  ist  er  Streitpartei.  Der  Verpflichtete  kann 
Nebenintervenient  sein  (§  809  E.-0.).  —  Zn  den  AusfAhrongen  Aber 
die  Überweisung  an  Zahlungs  Statt  ist  zn  bemerken,  dass  die  An- 
nahme des  Verf.,  es  lebe  die  vollstreckbare  Forderung  des  be- 
treibenden Gläubigers  wieder  auf,  wenn  die  an  Zahlungs  Statt  flber- 
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wiesene  eich  als  nicht  rechtobeständig  herausstellt  (S.  830),  dem 
§  316  E.«0.  nicht  entspricht;  zitierter  Paragraph  spricht  sogar 
dtt  Gegenteil  ans. 

Im  I.  Teile  des  Werkes  ist,  wie  bdlänfig  noeh  sn  bemerken, 
ein  stSrender  Irrtnm  nnterlanfiBn.  Anf  8.  339  findet  sich  der  nn- 
richtige  Satz,  das»  bei  zwangeweiser  Pfandrechtsbegrttndnng  anf 
bficherlich  eingetragene  Liegenschaften,  wenn  das  Gmndbnch  vom 
Landesgerichte  geftthrt  wird,  dieses  als  Exekntionsgericht  ein- 
schreitet. Dieser  Sata  ist  verfehlt,  das  Exekntionsgericht  ist  hier 
wie  sonst  das  Gericht  des  §  18  Z.  1  E.-0;  §  88  Abs.  2  K-0.  enthilt 
keine  Ändemng  der  Eompetens. 

Die  vorstehenden  beilftnflgen  Bemerkungen  sollen  das  ein- 
leitend aasgesprochene  gttnstige  Urteil  Aber  das  vorliegende  Werk 
in  keiner  Weise  beeintriehtlg«L  In  manchen  Punkten  ergibt  sich 
natnrgemiss  eine  Differenz  der  Anffassnngen,  doch  kommt  es  hierauf 
nicht  an,  vielmehr  ist  schon  dies  ein  nicht  hoch  genug  anznschla' 
gender  Vorzug  des  Werkes,  dass  es  im  engen  Bahmen  anf  so 
zaiüreiche  und  verwickelte  Detailfragen  eingeht  nnd  die  Lösung 
derselben  versucht.  Es  mnss  da  auf  die  Lektüre  des  Buches  selbst 
verwiesen  werden,  welches  mit  seinen  hftufigen  Bezugnahmen  auf 
den  deutschen  Prozess  auch  demrelchsdentschen  Leser  mannigfache 
Anregung  zu  bieten  vennag. 

RiNTSLXN,  Dr.  Ahton,  Professor  in  Prag,  „Exekution  auf 
Sachen  in  fremder  Gewahrsame  und  anf  Leistungsan- 
Sprüche".  Wien,  Jfanz,  1903.  —  Eine  verdienstliche  Monographie, 
in  praktische  Details  eingehend  und  auch  die  Pfändung  von  De- 
positen mit  behandelnd,  daher  speziell  fär  unseren  Leserkreis  von 
Bedentang. 

RuziCKA,  Dr.  Kakl,  „Sichernni?  des  Erfolg:es  der  Revision 
gepen  ein  das  kondenmierende  Leistnnjrsnrtril  erster  Instanz  be- 
stätigende Ijernfongsurteil'*  aus  der  österr.  Advokatenpraxis  „Fest- 
schrift der  Union". 

Dr.  Ri'ziCKA  schliessr  sirh  im  wescntlirlieii  der  Ansicht 
Schauers  an  und  erachtet  es  nicht  für  notwendig-,  die  Bestinimnng 
des  §  505,  Z.-P.-O.,  letzter  Absatz  abzuiindern.  Für  die  ^lehrzahl 
der  F.'ille  ist  die  Vorschi  ift  d»'r  Zivilprozessordnnng  vullstiindig  ent- 
sprt-chend.  In  den  meisten  Fällen  erscheint,  der  Rückfordernngs- 
auspruch  nicht  get"ährdet;  dann  erscheint  es  gerecht,  das.s  der  in 
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zvrei  Instanzen  SachfttUge  seinen  Rechtsstreit  in  der  dritten  Instans 
extra  possessionem  fObrt  Wo  die  eventndle  Wiederlierstelinng  des 
frtilieren  Zustandes  gefSilirdet  erscheint  (wegen  Zahlnngsnnffthigiteit 
oder  wegen  Unmöglichkeit  der  Wiederherstellnng  des  früheren  Zn- 
standes),  also  nnr  in  den  Fullen  einer  Gefkhr  Ar  die  eventuelle 
Rttdcforderung,  erscheint  eine  Abhilfe  notwendig,  nnd  zwar  in  der 
Weise,  dass  die  auf  Grand  des  bernflingsgerichtlichen  Urteiles  an 
führende  Exekution  zwar  mCglichst  weit  geführt  wird,  abet  dodi 
nicht  weiter,  als  es  mit  der  Sichemng  der  eventnellen  Rttckforderong 
verdnbart  erscheint  Hieran  genfigt  das  Institut  der  Ezekntioiit- 
anfscliiebun^  (§  42,  E.-0.)  und  der  einstweiligen  Verfügungen 
:{7H.  E.-O.i.  Riclitcr  nnd  Advokaten  sollen  nnr  nicht  frostig  an 
den  Worten  einzelner  Paragraphen  kleben,  vielmehr  die  Gesamtheit 
der  gesetzlichen  liest imnmn£r»'n  in  ihrem  Bewusstsein  zosaninien- 
fassen  nnd  mit  juristischer  Kunst  zur  Durchsetzung  der  Bechtsidee 
verwenden. 

Spkkl,  Prof.  Dr.  Haks,  SystMuatischer  Grundriss  der  Rechts- 
quellen, Literatur  und  Praxis  des  Osten*.  Zivilprozess-  nnd 
Exekntionsrechtes,  zweite  umgearbeitete  und  ergSnzte  Auflage. 
Wien,  Manz,  1906. 

Das  Werk  zerfällt  in  3  Bflcher:  I  Verfassung,  Zuständigkeit 
und  GeschSftsordnung  der  Gerichte,  II.  Zivilprozessrecht,  IIL  Zwangs- 
vollst lerknng.  Alle  drei  Bncher  sind  systematisch  wohl  gegliedert 
und  nnt  ^ssem  Fleisse  finden  sich  alle  Erscheinungen  der  Literatur 
nnd  Judikatur  verwertet. 

Tüchtiges  Wissen,  eigene  praktische  Erfhhrnng  nnd  unverkenn- 
bare Vorliebe  veibinden  sich  in  dorn  schon  mit  der  erstmaligen 
Aullatif  t  rl'ol^ri eil  lirti  Autor,  um  ein  auch  d<  ii  strengsten  theoretischen 
und  prakii^'  Im  II  An  fordern  n^ren  frenüijendes  Werk  zu  ßchatfeni  das 
Richter  nud  Anwälte  stets  mit  Vorteil  zu  Kate  ziehen  kGnnen. 

Stkbnbbeo,  Dr.  Moritz,  Die  Konzipiertnr  in  Österrdch. 
Wien,  Manz,  1904. 

WiNTRR,  Dr.  RuDOLP,  Gerichtliche  Exekutionsführung  zur 
Hereinbringnng  von  Stenern  nnd  Gebfihren  durch  die  Stenerftmter. 
Wien,  Manz,  1904.  —  Siehe  bei  IL  4. 

„Ans  der  Osterr.  Advokatenpraxis."  Festschrift  der 
Wiener  AdvokatengeselUchaft  „Union",  aus  Anlass  ihres  25 jährigen 
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Bestehens  heraus;^ejj;»'bt'ii  von  Dr.  Max  Freih.  v.  J^avh  und  Dr. 
Eu.  CoüMONT.    Wien.  Manz,  IHO'». 

Über  diese  Festschrift  referiert  der  Heranstjeber  d<'r  „Österr. 
Ger.-Zt^."  selber  in  der  Xo.  24.  Jährt:.  l!Mi:..  wie  fol^'t :  Es  war 
ein  Uberaus  glücklicher  Einfall,  die  Feier  des  25 jührit^eii  I;rstande8 
der  unter  dem  Namen  ^Union"  bekannten  Wiener  Ad\ okatt  iigcbell- 
schaft  iu  solenner  und  würdiger  Weise  durch  die  lii  ruusgabe  der 
vorliegenden  Festschrift  zu  begehen,  welche  ein  getrtnes  Abbild 
and  bleibendes  Denkmal  der  Bestrebangen  und  Leistungen  dieser 
Advokatengesellschaft;  darstellt. 

Der  anssn uidemlicli  reiche  und  gediegene  Inhalt  der  Fest- 
schrift zeigt,  tlass  die  „Union*^  in  der  Tat  „der  Mitt»  Ijiunkt  ernster 
wissenschaftlicher  Besti  ebiuigen  in  ihrer  unmittelbaren  Anwendung 
auf  die  Praxis  und  in  deren  Bewertung""  ist. 

Die  einzelnen  lieitriige  der  ersten  Abteilung  Aiit'siitze  und 
Stndien)  sind  den  verschiedensten  liebieten  des  advcikalnrischen  He- 
rnfes  entnommen  und  geben  in  ihrer  Mannigfaltigkeit  ein  l^eredtes 
Zeutrnis  fiir  die  ausserordentliche  Fülle  von  schwierigen  Aufgaben, 
an  dtren  Litsung  der  Advokatenstuiul  in  den  immer  komplizierter 
sich  gestalten  den  Lebens-  und  \'erkehrsvtrliältnissen  fortwährend 
mitzuwirken  berufen  ist,  und  flir  das  hohe  Mals  von  Wissen  und 
Können  sowie  von  dem  sittlichen  Ernst,  welche«  hierbei  au  den  Tag 
gelegt  wird. 

Die  „Beiträge  zum  Advokatendiszipünarrecht'*  von  Dr.  An- 
TOÄ  HoLCBOWsKY  enthalten  wertvolle  .^inl»  ut iiiiL-^en  über  die  ric.litige 
Abgrenzung  zwischen  Ziviluiueeht  und  dem  disziplinitr  zu  ahndenden 
Unrecht,  sowie  zwischen  letzterem  und  dem  nacli  allgemeinem  oder 
besonderem  Strafgesetz  strafbaren  Unrecht,  ferner  einen  knappen 
Grnndriss  sowie  Bausteine  ffir  ein  materielles  Dissrfpllnarstmft'echt. 

In  <leni  fnlireiKien  Aufsätze  „Wasserreelit  und  Wasserverwaltung'* 
bekburt  Dr.  .l<  -i  1  l'KANN  eine  Keihe  von  >chweren  Milkständen  des 
heutigen  Zustandes  des  Wasserrechtes.  Ausgehend  von  einer  inter- 
essanten Skizze  der  historischen  Entwickelung  der  österr.  Wa.sser- 
rechtsgeset^gebung  zeigt  Pfann,  wie  unter  dem  Einflüsse  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  die  in  dem  ursprünglichen  Kegierungs- 
entwnrfe  enthalten  gewesenen  richtigen  ürundsiitze  allmählich  ver- 
schlechtert worden.    „Die  Kunst  der  Gesetzgebung  ist  der  Volks- 
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vtrtii'tnng,  die  niclit  die  uotweiidi{;t'ii  iMtsitivt-n  Vorkenutuisse  be- 
sitzt, nicht  ^t'g-eben."  —  Siehe  weiteres  bei  II.  5. 

In  dem  Artikel  „Die  VerlassenschaftBkonvenüon  mit  Frank» 
reich  vom  11.  Dezhr.  1866"  be.spricht  Dr.  Fkum  Bitter  t.  Wiki- 
WARTHS  eine  Beihe  von  interessanten  Fragen  des  internationalen 
Privatrechtes,  welclie  dem  Praktiker  bei  der  Behandlnng  diese« 
wenig  bekannten  Spezialgebietes  von  grossem  Werte  sind. 

Fkitsch.  Dr.  Julius  Kitter  v.,  I)e>i)richt  die  sehwierii:^  Miim  ie 
der  irruiidbUt  lu  i  lii  heu  L!'isc'hun<rsklafren  und  Streiiaiiaierkuugeu  in 
klarer,  übersichtlicher  und  anschaulicher  ^^'eise. 

Tn  das  Cirenzfrebiet  zwisdien  Privatretht  und  Verwaltung^ 
fuhrt  uns  Dr.  K.  Pi  akkimikk  mit  seiner  \  »i  trelllichen  Abhandlung 
^Die  Knteifi-nuiis'  wesren  drohender  Hcr^^x  liiiden".  Kr  nimmt  energisch 
Stelluii":  g<"jrcn  einen  Normalerhi^^  drs  Ackerb;uiniinisteriuni>  vom 
6.  Februar  Ii»»»'),  mit  welchem  im  administrativen  AVege  der  Grund- 
satz in  der  Praxis  eingefühlt  wurde,  dass  der  Pergbauunternehmer 
^vor  Beginn  jeder  unterirdischen  Pei-ghaut;iii;^ki  it.  welche  nii>glicher- 
weise  eine  Einwirkung  auf  die  OherHUche  ausüben  künnto,  die  Zu- 
stimmung des  Grundeigentümers  einholen  oder  die  Enteignung  des 
Grand  und  Bodens  erwirken  müsste.  —  Siehe  weiteres  bei  Tl.  5. 

Hauknx  iiii.n.  Dr.  K'uiM.i.r.  liringi  iintei-  dem  Titel  „Beiträge 
zum  Ver>icherungsrecht  ■■  linen  E|tiloir  zum  XXVII.  deutschen 
Juristentag.  Bokaimtlich  wurde  beim  lnu>brucker  deutschen  .luristen- 
tag  die  wichtige  Frage  erörtert,  inwieweit  zwingende  Vorschriften 
im  Versidierongsrechte  biosichtlich  der  Verwirkungsklausel  geboten 
seien.  Beide  Gntaeliten  (Professor  Gibbkb  nnd  Direktor  Samwsb) 
sprachen  sich,  obwohl  sie  die  Notwendigkeit  von  Verwirknngsklanseln 
als  nnerlttsslich  zugaben,  übereinstimmend  fUr  zwingende  Gesetzes« 
normen  zum  Schatze  des  Versicherten  in  jenen  Versieherangszweigen 
aus,  in  welchen  derselbe  gewöhnlich  nicht  genflgend  geschftftsknndig 
ist.  —  Siehe  weiteres  bei  IV. 

GsciiMKini.KK,  Dr.  jur.  jdiil.  und  med.  Akthuk  v.,  erörtert 
„Die  Notwendigkeit  der  Reform  des  Untersuchungsverfahrens"  im 
Strafprozesse.  Interrasant  i»t  schon  die  Einleitung,  in  weldier 
GSCBMB1DI.ZR  eine  Äusserung  WabkkOnigs  zitiert:  „Die  Jnrisprudenz 
muss  eine Natorwissenschaft  werden*^,  nndnamentlioh  verlangt,  dass  der 
Jurist  eine  der  wichtigsten  Naturwissenschaften  —  die  Psychologie  — 
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am  Lebendigen  studieren  rotlsste.  Gf^ciiMEiDLKit  empfiehlt  den  von 
Professor  Hans  Gross  in  seiner  „Kriiiiiualpsycholngio"'  gewiesenen 
Weg.  Schliesslich  postuliert  er  die  weitgebende  Znjsiehnng  des  Ver- 
teidigera  bei  allen  Untersacbnngsbandinngen. 

Hoxahn,  Dr.  Alois,  bespricht  den  Gesetzentwurf,  betr.  die 
GeseUschaft  mit  beschrftnltter  Haftnng,  sehUlgt  einige  Amendements 
vor  und  gibt  dringend  der  Hoffianng  Ansdmek,  dass  die  Begienmgs- 
vorläge  sobald  als  mOglieh  Gesetzeskraft  erlange.  Hoiuinr  evkennt 
an,  dass  die  Finanzverwaltung  in  gebOhrenrechtlicher  Hinsidit  der 
neoan  Gesellschaftsform  ein  bemerkenswertes  Entgegenkommen  be- 
wiesen habe,  hält  es  jedoch  für  unerlässlicli,  dass  andi  in  Steuer» 
rechtlicher  Beziehung  wenentliche  Zugestündnisse  gemacht  werden 
mflssen,  damit  die.  Gesellschaftsform  wirklich  gedeihen  könne. 

BtOLEB,  Dr.  WoiiFOAiio,  bespricht  in  gründlicher  Welse  die 
Gebnhrenbehandlnng  von  betagten  Legaten. 

Hdii^KA,  Dr.  Kasl,  gibt  eine  sehr  dankenswerte  Übersicht  der 
bisherigen  Literatur  nnd  Praxis,  betr.  die  „Sichemng  des  Erfolges 
der  Sevision  gegen  ein  das  kondemnierende  Leistnngsnrteil  erster 
Instanz  bestätigende  Bemfungsnrteil'*.  —  Siehe  bei  YL 

In  einem  Aufsätze  „Ans  der  Ssterr.  Gebttbren-  nnd  Stener- 
prazis**  behandelt  Dr.  Eduabd  Couhoht  zwei  Probleme  dieses  für 
den  Anwaltatand  so  ansserordentlieh  wichtigen  Spezialgebietes, 
dessen  Beherrsehnng  schwierig  nnd  dessen  Kenntnis  in  den  be- 
troffSenen  Kreisen  leider  noeh  immer  sdir  viel  za  wünschen 
übrig  Usst 

Die  aosserordentliche  Verbreitong,  welche  die  Institution  der 
Feetstellungsklage  und  des  Zwisehenfeststellungsnrteiles  im  neuen 
Zivilprosesse  gefünden  hat,  eine  Verbreitung,  welche  Klus  „als 
eine  hSchst  erfrenlidie  Manifestation  des  neuen  Geistes  begrUsst, 
mit  dem  wir  unsere  Rechtspflege  beseelen  wollen**,  Iftsst  es  gerecht- 
fertigt erscheinen,  dass  man  auch  die  gebflhrenrechtliGbe  B^andlnng 
der  auf  Grund  solcher  Klagen  und  Zwiscbenantrlge  erfliessenden 
Feetstellungsurteile  untersucht. 

Die  Ergebnisse,  zu  denen  Coümont  auf  Grund  einer  ein- 
gehenden Erörterung  der  gesetzlichen  Grundlagen  und  der  so  reich- 
haltigen Judikatur  des  Terwaltungsgerichtshofes,  die  ja  auch  teil- 
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weise  periodisch  in  die-cm  Blaitt-  /ui-amiiieygestellt  wird,  gelaugt, 
sind  sehr  uuertVeulich.       Siehe  ausführlich  bei  II.  4. 

Anschliessend  au  die  Eritrterung  dieser  gebtthrenrechtlichen 
Frage  bespricht  Coumont  sohin  die  VersttuinnisfolgeQ  in  Steuersachen 
und  erSrtert  die  verschiedenen  Voranssetsimgen  und  Konsequenzen 
des  Eintrittes  der  Kontnmaz  bei  unterlassener  Einbringung  des 
Stenerbekenntnisses  im  Zage  des  VeranlagangsTerfahrens,  des 
Bechtsmittelverfahrens  und  im  StrafverCahren,  wobei  mit  Nnebdrack 
darauf  hingewiesen  wird,  dass  die  Bechte  des  Stenerpfliehtigen  nnr 
dann  entsprechend  gewahrt  werden  liQnnen,  wenn  derselbe  aneh  die 
ihm  obliegenden  Pflichten  znr  Mitwirkung  bei  der  Veranlagung  in 
gesetsslicher  Weise  erfttUt 

Der  zweite  Abschnitt:  Znr  Geschichte  der  „Wiener  Advokaten- 
gesellscbaft  Union**  gibt  eine  gedrftngte  Übersicht  der  Tätigkeit  des 
Vereins,  während  im  dritten  Abschnitte:  nHeiteres'*  (Baron  Hin 
und  Dr.  Thum),  Laune  und  Witz  zur  Geltung  kommen. 

Durch  die  etwas  ausführlichere  Andeutung  des  Inhaltes  der 
flberaus  gelungenen  ^.Festschrift  der  Union"  sollte  dieselbe  der  Auf- 
merksamkeit weiterer  Kreise  empfohlen  werden,  da  sie  im  ganzen 
wie  im  einzelnen  das  Niveau  einer  Gelegenheitsschrift  weitaus 
flberragt. 

Jeder  Aufsatz  für  sich  bietet  reiche  Anregung  und  weist 
unseren  Theoretikern  Wege,  auf  welchen  weitere  wissenschaftliche 
Betätigung  erwinseht  und  nötig  ist. 
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Yll.  uud  YIIL  Strafreeht  (Pressreeht  vsw.),  Straf^roiess, 

Oefln^Bwesen  mw. 

Bkichta,  Dr.  Moritz,  Zurechnangsffthigkeit  oder  Zweck« 
m^ssigkeit?  Ein  offenes  Wort  AD  unsere  Kriminalistik.  Wien 
und  Leipzig,  F.  Dentike,  1903. 

H.  Gross  nennt  Dr.  Bbichtas  eben  zitierte  Arbeit  eine  lesens- 
werte Schrift  and  das  mass  uns  genügen,  sie  hier  anznftlhreD.  Die 
Bereicheruni;  dor  Strafrecbtstheo;-ie  um  eine  der  OsTWALDschen 
energetischen  Weitanschanung  anempfundene  weiri  ic  wird  ja  nichts 
verschlagen,  auch  wenn  unsere  Zeit  dem  Spiel  mit  im  lu-  oder  weniger 
willkürlichen  Worten,  die  sich  an  Stelle  fehlender  vollwertiger  Be- 
griffe einstellen,  minder  abhold  wäre,  als  es  den  Anschein  bat. 

Btloff,  Dr.  Frit2,  Das  Verbrechen  der  Zauberei.  Ein 
Beitrag  cnr  Geschichte  der  Strafrecbtspflege  in  Steiermark.  Graz, 
Leasebner  &  Lubensky.  VM)2. 

Eine  für  Historiker  und  Kriminalisten  gleich  wertvolle  Detail- 
stndie  im  Sinne  moderner  Forschung.  Die  im  16.  Jahrhundert  in 
Deutschland  besonders  zahlreich  gewordeneu  und  eifrig  betriebenen 
Uexenprozesse  haben  österreichische  Laude  anlangend  nirgetids  so 
arg  gewütet  als  in  Steiermark.  Dr.  F.  Byloffs  Arbeit  bedeutet 
also  eine  wichtige  Ergftnznng  der  HAHSKNSchen  Forschungen  Uber 
das  crimen  magiae 

Ebiqnete  Uber  Persunalkredit  und  Wacher  s.  II.  1. 

GscHMBiDLKB,  Dr.  jur.  phl).  und  med.  Artur  v.,  ..Die  Notwendig- 
keit der  Reform  des  Untersuchung^verfahrens**  im  Strafprozesse, 
ans  der  österr.  Advokatenpraxis  ,,Festschrift  der  Union*'. 

Interessant  ist  schon  die  Einleitung,  in  welcher  Gschmkidlbb 
eine  Änssernng  Wabnkönios  zitiert:  „Die  Jurisprudenz  muss  eine 
Naturwissenschaft  werden**,  und  namentlich  verlangt,  dass  der  Jurist 
eine  der  wichtigsten  Naturwissenschaften  —  die  r'sychol^gio  —  am 
Lebendigen  studieren  müsste.  Gschmkihlkk  eniptiehlt  den  von  Prof. 
Han.s  (tKmss  in  seiner  ..Kriminalpsyrliologic  •  trewiosotien  Weg. 
Schliesslich  postuliert  er  die  weitgehende  Zuziehung  des  Verteidigers 
bei  allen  Untersuchungshandlungen. 

H'HiL.  Dr.  Ifrüo,  Geschichte  des  «isterr.  St raf rech t es  in 
Verbindung  mit  einer  Ei  liinterung  seiner  grundsätzlichen  Bestim- 
mongen.    Wien,  Manz.  I'.t(i4. 
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Dr.  F.  H.  schreibt  darüber  in  den  „Jur  hl."  19<)4  No.  45: 
Der  \'errasser,  welcher  itN  Keferent  für  da?  neue  Stralge-etz  im 
Mitiisteriuni  eine  her\ orrajrciidi- Srellinif^  einnimmt  und  welcher  sich 
dnrch  seine  bisherifjjeu  Ar))eiten  einen  Kuf  geschaffen  hat,  bürgt  au 
sich  schon  für  die  Gediegenheit  des  vorliegeuden  Werkes.  Grosser 
Sanimeltleiss  und  gediegene  reehtshistorisdie  Keimtxtis  hl^mi  dieses 
Werk  geschaffen  and  viel  Material  ist  in  diesem  nur  250  Seiten 
starken  Hefte  zusammengetragen  worden.  Der  Verfasser  gibt  sn- 
n&cbst  im  ersten  Teile  einen  Abriss  der  Geschichte  des  5sterr. 
Strafreohtos;  dieser  Teil  behandelt  in  27  Kapiteln  in  libersichtlicher 
und  klarer  Darstellung  den  Werdegang  des  Osterr.  Strafreehtes  nad 
bietet  nicht  nor  eine  gute  Übersicht  Ober  die  kodiflkatorischen  Werke 
des  Kaisers  Josef      der  Kaiserin  Maria  Theresia  ond  der  Kaiser 
Joi»ef  II.  und  Frans  I.  und  Uber  das  geltende  Strafgesetz,  sondern 
auch  über  die  einzelnen,  nie  mit  Gesetzeskraft  ausgestatteten  Entwürfe 
und  Keformbestrebungen.   Da  bis  jetzt  eine  Geschichte  des  österr. 
Strafreehtes  noch  nicht  geschrieben  war  und  lediglieh  nur  Einzeln 
darätellnngen  Aber  bestimmte  Gebiete  bestehen,  so  war  diese  Arbeit 
begreiflicherweise  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden,  welche 
jedoch  der  Verfasser  durchwegs  glücklich  Überwunden  hat.  An 
diesen  Abriss  schliesst  sich  eine  Darstellung  der  StraffUlligkeit  mit 
reichem  statistischen  Material     Der  zweite  Teil  enthält  eine  Er- 
klärung der  ersten  Parairrajihen  unseres  Strafgesetzbuches  in  histo- 
rix  h-fretietischer  Darstellung.    Wir  wissen,  welch  grossen  Vorteil 
für  die  richti<:e  Auffassiins-  der  pesetzlicben  Hestiniraungen  die  Ent- 
stehunirstreschichfe  der  einzelnen  Paragraphen  bildet,  wie  wir  heute 
der  Protiikolle.  welche  anlässlich  der  Kodifikation  des  «lUgemeincn 
blirfrerlicheii  (^esetzhuclies   irfnUirt    wurden,    nicht    mehr  entraten 
ki'iinen,  wie  die  .hislizverualtun^'  in  Würdi^rung  der  Wichtigkeit 
der  ^laterialien  fiii-  die  1  iiteriireration  des  (Tcsetzes  snfnrt  nach  dem 
In^lelientreten  der  Zivilj»r<>/.(-s>t>rdnuntj  die>e  amtlich  vcriirtrntl ii  htc 
S'i   hat  uns  der  \'erl'a^^>  i-  diucfi   veriricicliende  Zusanintt)i>tt_liuufr 
der  Ilf^tiiiiiuuiiL'cii  ans  dvu  l'i  ülier^'ii  Kuditikationen  und  der  Hnt- 
wini-'  die  MitL^Iirlikeit   zehnten,   nunmehr  den  wahren  Willen  des 
(.•e.>ctz;:cl)crs  in  niaiidien  stn-iti^ien  Fiasjen  zu  erkennen. 

Ks  wiii  ir  zu  weit  irelieiK  dies  im  einzelnen  darzulegen:  es 
mJlfre  ircMiL'cu.  «in  Miispicl  für  viele  anzuführen.  Überzeugend 
weist  der  \  erias-ser  nach,  da.ss  die  Bestimmung  des  zweiteu  Satzes 
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im  §  1  ebenso  wie  jene  des  S  155  a.  Str.-G.  ledi^'lirh  die  Beweis- 
frui^e  reg:elt  und  nicht  als  Bcstiniinun^  des  niateiiellen  Keclites 
aufzufassen  i.si.  Es  ist  nur  7U  wünsthen.  {h\^<  lU-v  \'erfasser  in 
der  Fortsetzung  seines  urafanfrreich  angelernten  Werkes,  dessen 
erstes  Heft  die  Feuerprobe  so  ju-liinzend  bestanden  hat.  el)ensi>vioI 
Glück,  X'erständnis  und  (beschick  beweist,  wie  iu  dem  vorlieirenden 
Hefte.  Wir  werden  dann  uns  eines  Werkes  freuen,  welches  ebenso- 
wohl ftlr  den  The(tretiker  wie  für  den  Praktiker  eine  reiche  Fund- 
grube für  die  InteiT)retation  des  freprenwUrtifren  wir  :iiu  h  sicher  dos 
künftigen  Strafgesetzes  bilden  wird,  deren  wir  uiniiuer  entrateu 
werden  können. 

2.  Heft:  Die  vorsätzlicben  Straftaten  gegen  Leib  und  Leben. 
351  S. 

Immar  kUrer  XMgt  sichi  das«  wir  mit  Dr.  H.  Höqls  6e> 
schichte  des  Itoterr.  Stmfredites  ein  Werk  von  ebenso  sehr  krimi« 
nalistiseber  als  flberhanpt  fttr  die  Knlturgeschidite  hervorragender 
Bedeutung  gewonnen  haben.  Äasserst  interessant,  ja  geeignet,  in 
manehen  Ponkten  unsere  dermalige  Spmchpraxis  zn  modifizieren, 
sind  die  kritischen  AosfBhrnngen  des  Terfossers  in  Ansehung  des 
geltenden  Rechtes,  besonders  Jene  Uber  Notwehr  und  dolus  indirectus. 

Kbaüs,  Ka^l,  Der  Bewds  im  GefiUlsstral^rwEesse  nach  5sterr. 
Rechte.  Systematische  und  erlintemde  DarsteUung  der  sich  auf  die 
Beweisflihmng  im  OefBUsstrafli^rosesse  besiehenden  Bestimmungen 
des  G.es  vom  11.  Juli  1835  (Pol.  O.-S.,  Bd.  68),  versehen  mit  sahU 
reiehmi  Bmspielen  aus  dem  Gebllhreniecht  nsw.  Wien,  Manz,  1904. 

Lahmascb,  Prof.  Hzorn.,  Hofrat,  Grnndriss  des  Strafreehtes. 
2.  Aufl. 

Über  dieses  Werk,  dessen  1.  Aufl.  wir  im  letzten  Bericht 
schon  eingehend  würdigten,  bringt  Prof.  Dr.  A.  Finobb,  Halle  a.  S. 
eine  Uber  drei  Nummern  (8—10)  der  „österr.  6er.-Ztg."  1908  sich 
erstreckende  ausftthrlidie  Besprechung.  Da  zudem  das  Werk  in 
Leipzig  verlegt  ist^  ditrfen  wir  es  als  allen  deutschen  Kriminalisten 
bereits  bekannt  voraussetzen.  Nur  aus  diesem  Grunde  sei  hier  von 
einer  breiteren  Anzeige,  dieser  durch  überaus  knappe  Darstellung 
sich  auszeichnenden  und  doch  auf  der  Höhe  der  Forschung  befindlichen 
Arbeit  abgesehen. 

Leonhard,  Otto.  Der  unlautere  Wettbewerb  und  seine  Be- 
kämpfung.  Wien,  Alfred  Hölder,  1903.  —  Siehe  bei  IV. 

14Ö* 
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LoFKLKR.  Prof  Dr.  Alkv.  Wien,  ('her  unheilbare  Nichtigkeit 
im  (»sterr.  Stral  vei  lahren.    Wien,  Alfred  Holder,  lt>04. 

Derselbe,  Studienausgabe  östorr.  Gesetze.  Hd.  I:  Das  Straf- 
recht; 1.  Hälfte:  das  materielle  Straf  recht.  Leipzig,  Uirscbfeld,  191)4. 
—  457  S. 

Diese  für  den  akademischen  Gebrauch  gedachte,  so  manche 
inveterierte  Drackfehler  vermeidende  Ausgabe  wurde  vom  Prof. 
Lammasch  einer  ansfllhrlichen  und  tbwwiegend  gttnstigen  Besprechang 
gewürdigt 

Wir  können  in  Dentschland  erschienene  Bflcher  hier  nnr  ans- 
nalimaweise  nnd  nnmOglich  eingehender  hdiandeln,  ohne  Kollisionen 
mit  dem  reichsdeatseben  Berichte  zn  riskieren. 

Fappafava,  Dr.  Vuu>i]iir,  Advokat,  Zara,  Die  moderne  Press- 
gesetzgebang,  insbesondere  der  Qsterr.  Pressreformentwnrf.  Zara, 
H.  V.  Sch5nfeld,  1905  (Leipzig,  K.  F.  Ktthler). 

Der  Verfasser  nennt  seine  Broschflre  eine  „geschichtlich- 
rechtevergleidiende  Studie"  mit  nmsomehr  Berechtigung,  als  nicht 
nnr  dem  Umfang  nach  Geschichte  und  Vergleichnng  der  bestehenden 
positiven  Normen  in  Presssachen  nahezu  den  Inhalt  erschöpfen, 
sondern  auch  die  ganze  Art  der  Darstellung  unter  fast  ängstlicher  Ver- 
meidung eigener  MeinungsSassemng  dieser  Aasigen  kompilatoriscben 
Arbeit  den  Charakter  des  Historischen  sichert.  Nur  in  der  Wieder- 
«rabe  publizierter  Ai; m  limnn^en  Dritter  linden  wir  Kritik  und 
Stellungnahme  auch  iu  dem  Schiussabschnitt,  der  ja  doch  der  Be- 
sprcfhunp  des  letzten  RegienniL'-^entwurfes  gewidmet  erscheint. 
Selbst  das  Mafs  der  Beaclitung  dt  r  Pro-  und  Contra-Stimmen  ent- 
spricht  genauestens  der  Zahl  und  Dedeutung  dieser  Stimmen,  anter 
welchen  freilich  das  verniltge  innerer  und  äusserer  Autoritiit  hervor- 
ragendste (TulMchtcn  der  niedrritstcrr.  .\(lvok;itenkamnier  noch 
l)reitore  V(M-\\ ertiing  liärtc  tinden  kitnnen.  i 'ank  dieser  peinlichen 
Objektivität  diirf  Dr.  \ .  I'aim'af was  Studie  (ilter  die  l'ressgesetz- 
ir<>lMiiig  tiiid  den  jUiiij-ston  iistoir.  ['rt  <-i:fNetzeiitwurf  als  vorzUglithe 
GnuidlMirr  /um  Studium  drr  bcdiaiid»  lit  ii  M [itei  i^*  jcdci  mann  empfohlen 
werdrn.  wird  aber  inirh  der  l^en^f^]Mlli(ikl'^  d;iiin  reiche  Belehrung 
und  siflieie  (iriindlai:("ii  zur  S;(lliinu^ii;ilinie  in  den  einschlägigen 
Fragen  grwiniicri.  Namt'ii! i ii  Ii  die  Zu>amim'Ti>t('lliing  der  Urteile 
illu'r  die  df'M  liwon'neiii.^i'rii  lilc  ist  wertvoll  und  veidieut  um  so  mehr 
Beachtung  als  ungeachtet  der  (zuerst  vuiu  Schreiber  dieser  Zeilen 
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angeregten)  nonmebrigen  Wiederanpassnng  der  ziemlieh  flberall  yer^ 
nachlSssigten  Praxis  an  WorkUat  and  Geist  des  Gesetses  noch  sehr 
viel  snr  Verbesserong  der  Institafiion  der'Qesohworenengerichten  wird 
getan  werden  müssen,  ehe  man  aneh  nur  mit  einem  Ansehein  von 
Berechtigangr  die  Änslese  Iftndlidier  Wirtsehaltsbesitaer,  welche  bis 
1903  snmeist  in  Österreich  die  Stelle  der  Ton  Glasbs  gedachten 
Oesebworenen  einnahmen,  einigermassen  ttberwnnden  haben  nnd  eine 
wirkliche  Gesehwoienenbank:  eine  Bepräsentans  des  „popnlns** 
errangen  haben  wird. 

Penonalkredit  und  Wucher,  Protokolle  der  Enqnete  sidke  IL 
BAnumr,  Dr.  Eul,  Die  hysterischen  GeistesstSrongen.  Wien, 
Denlike,  1904. 

Diese  die  psychiatrische  Seite  and  namentlich  dio  (vom  Antor 
bejahte)  Frage  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkwt  erSrternde 
Monographie  ist  hierin  ohne  PrUcedentien.  Des  Autors  gesunde 
Ansichten,  die  Aofdeckuu?  der  angeheuerlichen  Folgen,  welche  eine 
sentimentale  Praxis  den  Minderwertigen  gegenüber  nach  sich  zöge 
ond  heute  schon  zum  Nachteil  tansender  moralisch  vollwertiger 
ehrlicher  Leute  nach  sich  zieht,  berühren  um  s(i  synipatischer  in 
unserer  Zeit  und  angesichts  der  in  Deutschland  wie  in  Osterreich 
aktuell  gewordenen  vermeintlichen  KeformvorschUlg-o  Man  brauchte 
nur  crelecentlir h  niodt  riier  SportUbung  die  Auiren  aufzumachen,  auch 
für  die  armen  Mensclien.  <iio  in  Feld-  und  Flur,  auf  und  im  Gebirge 
mit  Anspannung  allei'  Kriit'tc  eine  hiichst  kilnunerliche  Exist^^-nz 
fristni.  um  über  die  diversen  „Fürsorge" -Hysterien  ein  richtigeres 
ürteü  sich  zu  bilden. 

Stia88NY,  Dr.  SiGMiM»,  Die  Pfahlung.  Eine  Form  der  Todes- 
strafe. •  Wien,  Manz,  1903.  Eine  ganz  interessante  historische 
Studie.  Selbst  in  Deutschland  wurde  die  Pfdhluug  erst  in  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  abtreschatit. 

Ti  KKKL,  Dr.  SiKüFuiKn.  Psychiatrisch-krimiualistische  Probleme. 
Wien,  Deutike,  190ö.  —  I'ein  Dichter  wird  immer  allgemeiner  ge- 
stattet, alte  and  neue  Fragen  aufzaroUen,  ohne  sie  m  IQson;  dem 
Forscher  mnss  das  um  so  gewisser  erlanbt  sein! 

Gerade  in  besag  auf  das  Strafgesets  haben  unsere  dermaligen 
Geeetzgebungsfaktoren  selbst  die  Empflndong,  dass  wir  in  einer 
Zeitperiode  nns  befinden,  welche  angesichts  des  Standes  der  Natnr^ 
Wissenschaften  weaig  benifen  erseheint,  Danemdes  sn  leisten.  Aach 
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diese  Erkenntnis  ist  wertvoll  und  der  Verfasser  der  „psychiatrisch- 
kriminalistischen  Probleme''  hat  m.  E.  schon  VerdiensUiehes  ge> 
leistet,  indem  er  zeigte,  dass  nnser  dermaliger  §  1  Str.-6.,  keines- 
wegs  so  schlecht  ist,  dass  nicht  ein  dermalen  an  gewftrtigender 
neuer  §  1  Str.>6.  noch  viel  schlechter  ausfallen  kdnne.  Sehr 
wahrscheinlich  ist  ja  wohl,  dass  ein  jetst  verfasstes  neues  Straf- 
geseta in  der  Stellungnahme  zu  naturwissenschaftlichen  und  besonders 
psychiatrischen  Problcnien  entweder  unzulänglich  ausfallen  wQrde 
oder  aber  der  fortscbreitendea  Erkenntnis  in  noch  weit  unzukCmm* 
lieberem  Maise  vorgreifen  wttrde  als  das  geltende  Gesetz! 

WuctiKK,  Protokolle  der  Enquete  Aber  Personalkredit  usw. 
—  Siehe  bei  II  1. 

Enzyklopädische  Sammelwerke,  Gesetzausgabeu  asw 

Ar/IKK.  Dr.  K'i  i'hi.f,  St.'natsjnä>ideiir,  J  ud i  ka  t  en  Im  r  h  des 
Verwaltuiigsgeiichishtifes.  \'  iJd.,  2  Abt.  AdIuinl^trativo 
Kechtssaiben  (IMM    11H)1.)    Wien,  1W;{. 

Nicht  nur  eine  leiclit  zuLriuifrliche  Aneinaiiderreihunij  l)ietet 
diehfs  .) lulikalcubuch :  es  sind  amh  die  l.'cchtssätze  an  den  Judi- 
katen >>()r|Lrfäiti^  entwickelt,  eine  An  authentischer  Intcritrctation. 
Die  Zusammenstellung  ist  freilich  eine  willkürliche  und  würde  in 
Ermangelung  eines  allseitig  anerkannten  Systems  wohl  besser  der 
bestehenden  BeRSorteinteilun^^  angepaiist 

CzKLKCUuwsKV,  Dr.  FtKD.,  Advokat,  Wien.  Sammlung  wechsel- 
reehtUeher  Entscheidungen  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes 
ni.  Bd.  (18fll— 1901.)  ^Yie^,  Moritz  Ferles,  1903.  ~  Siehe  bei  IV. 

FiNüisa,  Dr.  A.,  Prof.,  und  Dr.  0.  Fkakkl,  Grnndriss  des 
Osterr.  Kechtes.   Leipzig,  Duncker  &  Hnmblot,  1903 — ld05. 

esdrauTs  Zeitschrift.  XXXI.  and  XXXn.  Bd.  Wien,  Alfred 
Hmder,  1904  06. 

Die  GßCNHiiTsche  Zeitschrift  ist  der  vornehmste  Ort  f&r  Ab- 
lagerung von  Mon<>gra]diieD  und  fUr  ausführliche  Bespreehongen 
neuer  Bttcher.  Ihre  grosse  Verbreitung  im  Auslande  sichert  dieser 
Unternehmung  glUcklie-berwcise  den  weiteren  Fortbestand,  so  lange 
die  Leitung  in  den  bisherigen  ebenso  sehr  wissenschaftlieh  hervor» 
ragenden  als  gesehäftsgewandten  Händen  bleibt,  was  wir  innigst 
wttnschen  mttssen.  Wir  haben  kein  zweites  Unternehmen  dieser 
Art  auf  juristischem  Gebiete. 
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Gbowi,  Dr.  Paiil,  Indieielle  Supplemente.  GraS)  Hoser. 

Diese  QeeetSBaminlniig  in  losen  einseitig  bedmelcten  Blftttem 
emiQglieht  dem  Praktiker  doreh  fsllweise  Einreilinng  in  eine 
Mappe  seine  Beehtsqnellen  stets  vollstftndig  zn  gestalten,  ohne  neue 
Anfingen  annnsehaffen  nnd  damit  memnoteehniseher  Vorteile  Tor^ 
IvBtig  sn  gehen. 

E.  k.  HandeUministerinm.  Die  Publikationen  desselben, 
adminifltratiY-statistisehen,  gewerbereehtiichen,  soxialpolitischen, 
patentieehtliehen  nsw.  Inhaltes,  s&mtlich  von  hohem  Interesse, 
Yeneiehnen  wir  insgesamt  unter  11,3.  Die  mtisten  dieser  sehr 
dankenswerten  Werke  wflrden  eine  eingehende  Besprechung  weitaus 
mehr  verdienen  aJs  manches,  was  hier  Erwähnung  flndet.  Wir 
mttssen  davon  absehen,  wie  wir  ja  auch  die  Tätigkeit  der  anderen 
Ministeriffli  oder  der  obwsten  Tribunale  nicht  als  schriftstellerische 
ins  Auge  fassen;  um  so  gewisser  dttrfte  uns  fro^tattet  sein,  den 
Eifer,  welchen  unser  Handelsministeriam  auch  hier  entwickelt, 
freudig  und  dankbar  anzuerkennen,  ^^clleicht  auch  daran  die 
Hoffnung  zu  kntlpfen.  dass  die  cndlipho  Regelung  des  Vorhflltnisses 
zu  Ungarn  dem  österr.  HHndd-niinister  die  Möirlichkeit  bieten 
werde,  anch  in  den  allerwirhti^^stcn  Belangen  die  Tatkraft  seines 
Beamten kitrpers  ins  rechte  Luht  zu  rüeken. 

Auch  sei  bei  die:>:eni  Anfassen  hemfikf.  dass  die  staatliehe 
Verlagsanstalt,  die  k.  k.  Huf-  und  Staatsdi  lu  keiei,  deren  ter  tmische 
und  künstlerische  Leistungsfähigkeit  seit  jeher  des  besten  Rufes  sich 
erfreut,  nunmehr  auch  durch  kulante  Behandlung  des  Publikums 
sich  auszeichnet.  Sie  macht  auch  jetzt  nocht  nicht  Reklame,  sie 
lässt  sich  besuchen:  al)er  es  ist  nicht  mehr  mUhevull,  sondern  sogar 
ein  Vergniijien.  --ic  und  was  immer  bei  ihr  zu  suchen. 

HuofcLiiA^N,  Dr.  Sammlung  der  nach  gepHogener  münd- 

licher Verhandlung  geschöpften  Erkenntnisse  des  k.  k.  K'eichsge- 
riehtes,  begrOodet  von  weiland  Dr.  Anton  Hye  Freib.  v.  Gldnkk. 
XXL  Teil,  2.  Heft,  Jahrg.  1902.   Wien,  Manz,  1904,  usf. 

Eine  yonUgliehe  nnd  ▼«rlftssliehe  Sammlung,  aber  fBr  die 
Praxis  infolge  der  ehroniscben  Verspfttung  des  Erscheinens  der 
Judikate  leider  niebt  mit  vollem  Nutsen  verwertbar. 

Kftrnten:  Landesgesotze  des  Hersogstnms  K&mten.  Eine 
dnreb  VoUsUbidi^eit  und  grossen  leicht  lesbaren  Druck  ansge- 
aeicbnete  Gesetsansgabe,  in  welcher  anch  die  Anmerkungen  mit 


Digitized  by  Google 


2342 


GcMtsgebaog  nnd  Litentur. 


gleichen  Lettern  wie  der  Haupttezt,  nnr  etwas  enger  genetzt  er- 
scheinen. 

)Iavkhopbb,  Erxbt,  Handbaeh  fttr  den  polit  Verwaltongs« 
dienst.  5..  vcrniohrte  und  vprbos<orto  Auflage  redig.  und  herans- 
gegeben  von  Graf  Amton  Pacu.    Wien,  Älanz,  1903. 

Wir  haben  dieses,  nunmehr  vollständig  in  Aufl.  vorliegende 
Kompendium  schon  im  letzten  und  vorletzten  Berichte  eingehend 
gewürdigt.  Ein  ganzer  Cieneralstab  hervorragender  Fachjaristen 
hat  sein  Höstes  getan,  die  neue  umfangreiche  Auflage  zu  verbessern 
und  zu  vervollständigen.  Auch  heute  noch  steht  dieses  Werk  un- 
erreichr  da  und  ist.  wa»  wir  damaU  schon  sagten,  ein  „Koran"  des 
ü.sterr.  \ Ciwaltungsivtlites. 

Heinahe  ist  damit  auch  ge^.'iirt.  dass,  was  im  MaviliolVr  nicht 
zu  tinden  ist,  für  unsere  VerwaUungsbeamten  auch  nicht  praktische 
Oeltung  hat;  eine  annäiiernde  Wahrheit,  die  denieiiigen  übrigens 
nicht  beiVtindeiid  kam.  der  die  ungeheuerliche  Mas>t'iihaftigkeit 
hei  uns  «.'fltender  VOrschriiifn  in  „Politicis  et  Cameralibiis-  auch  nur 
ahnt  oiUt  aller,  sei  es  auch  unverschuldet,  in  die  Xotiage  kam,  die  je 
17  meist  zweck-  ujid  geschmacklosen  Varianten  so  vieler  Gesetze 
zu  studieren,  welche  durch  unsere  Suuderparlamente  hervorgebracht 
werden,  nicht  delectandi  causa,  sondern  nm  die  ,,hi8toriäcb-politischen 
Individualitäten''  zn  betätigen. 

Wo  wttrra  wir  armen  Ssterr.  Joristen,  wenn  wir  nicht  den 
^Manz*^  nnd  den  ^Mayrhofer^  hätten,  die  all  das  Kanterbant  anfnebmen 
und  wieder  Aber  einen  Leisten  schlagen,  ganz  ohne  dass  die  ^Mi' 
Tidnalitäten*'  and  das  Pnbliknm  etwas  davon  merken! 

HiscHLSB,  Dr.  Ebnst,  und  Hofrat  Prof.  Dr.  Josbf  Ulbbich, 
„Österr.  Staatsworterbach''.  2.Aafl.  Wien,  Alf^.  Hölder,  1904. 

Prof.  Kabl  Aolbb  schreibt  darttber  in  No.  44  der  f,Jiur.  Bl."* 
1904:  Unter  allen  Osten*,  jnristischen  Sammelwerken  ist  das  vor- 
liegende das  erfolgreichste  nnd  verdienstvollste.  Die  Heransgeber 
haben  es  verstanden,  die  meisten  Namen  von  Belang  und  Ansehen 
aus  der  nsterr.  Juristen  weit  am  ihre  Fahnen  zn  seharen  nnd  diesen 
trefflieben  Stab  in  meisterhafter  Weise  zn  organisiwen.  Die  bisher 
erschienenen  drei  Lieferungen  der  zweiten  Auflage  ttbertreffen  noch 
weit  die  hohen  Erwartungen,  welche  die  erste  geweckt  hat. 

Schwer  ist  es,  ans  der  gebotenen  Fälle  einzelnes  ohne  Willkttr 
hervorzuheben.   Wenn  es  doch  sein  mnss,  so  seien  die  Abhandlang 
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Uber  Agrarverfassang  von  Schiff  und  die  imposante  Darstellang  des 
Bsterr.  ArbeitBrechtes  hervorgelioben,  um  die  sich  Mkchlbb,  Stöosb 
und  gams  besonders  Dr.  Lbo  Verkauf  (ArbeitSYerCrag,  Organisation 
der  Arbeiter)  verdient  gemacht  haben;  femer  der  Artikel  „Beirttte'* 
von  Latib,  der  in  diemr  Zeit  parlamentarischer  Entartnng  zeigt, 
dasa  der  Staat  and  die  Bnreaakratie  neue  Mittel  nnd  Wege  sneben, 
am  die  im  Volke  liegenden  Erftfte,  Kenntnisse  nnd  praktischen  Er- 
fahrungen dem  Bffentlichen  Wohle  dienstbar  za  machen. 

Das  Lob,  welches  Heransgeber  und  Ifitarbeiter  verdienen 
kann  leider  anf  den  Verlag  nidit  aasgedehnt  werden. 

HOllbr,  Dr.  WiLO.,  Landesrat,  Die  Gemeindeordnong  für  das 
Herzogtnm  Kärnten.  2.  Anfl.  Klagenftart,  Fr.  v.  Kleinmayer,  1904. 
Eine  aehr  sorgfältig  gearbeitete  Gesetzesaasgabe,  versehen  mit  den 
einschlägigen  Parallelstellen,  Entscheidungen  des  Verwaltnngsgeriäits- 
hofes  nsw.  nnd  einem  Anhange  ^Grundsätze  des  Administrativ- 
ver&hrens'*,  dargestellt  an  der  Hand  der  Erkenntnisse  des  Ver- 
waltnngsgerichtshofes.   Die  Ausstattung  ist  vorzttglich 

Pachnkr-Eogbnstobf,  Dr.  Adolf  v.,  Der  Ssterr.  Zivilstaatsdienst. 
Wien,  Manz,  1904. 

Pfaff,  Prof.  Lkup.,  Joskf  v.  ScirKV  und  Vinzknz  Koapskt, 
Sammlung  der  Zivilrechts-Entscheiduugen  des  k.  k.  obersten  Gerichts- 
hofes.   39.  Bd.    Wien,  Manz,  1904. 

Die  von  Gi.amkr  und  Ungkr  begründete  Sammlung  ist  auch 
beute  noch  die  vorläs.slichste  und  ausführlicbste,  so  sehr  auch  die 
iHu>tren  Namen  in  der  tatsächlichen  Arbeit  durch  jUngere  KriLfte 
abgelöst  worden  sein  mögen. 

Kkissig,  Dr.  Hkinricu,  Judikatenbuch  des  Verwaltuugsgerichts- 
bofes.    Wien,  Maoz,  1904.  —  Siehe  auch  Tl.  1. 

ScHMiü,  Prof.  Dr.  Fkku..  ( »sterr.  Verwaltungsarchiv.  1  Jahrg. 
Wien,  F.  Tempsky.  1904.       Siehe  II.  1. 

8<  HiFF.  Dr.  W'ai.iku,  W  ien,  ^Urundri>>  tle-  Agrarrechtes 
mit  Einschluss  des  .la;,^!-  und  Fischereirechtes.  Cirundri-ss  des  o>terr. 
Rechtes.  III.  Bd.  Leipzig,  Duucker  &  Uumblut,  1903.  —  Siehe 
bei  II  5. 

Skidl,  Dr.  Alois  v.,  österr.  Rechtskunde  für  jedermann. 
Wien,  Karl  Fromme,  1904.    Ii.  K. 

Spauv,  Dr.  Jon.  v.,  Das  Reichsgericht  Wien,  Mauz,  1904. 
—  Siehe  bei  I.  1. 
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Zeitschrift  fttr  Volkswirtschaft,  Soxialpolitik  and  Yer- 
waltung.  Heraosgegeben  von  Eugen  v.  Böhm^Bawibk,  Karl 
Thsodob  t.  Jkama-Stcshboo  und  iBBNST  r.  Plknbb. 

Zeitschriften.  Ausser  den  Torstebend  schon  hervorgehoben» 
seien  erwähnt  an  jnristischeD  and  volkswirtschaftlichen  Zeitsehriften: 
Juristische  BiStter,  Allg^enieine  österr.  Gerichts-Zeitung,  Genchts* 
Halle,  Österr.  Ki(■hter-Zeitunl.^  Zeitschrift  für  Verwaltnng,  Zeit- 
schrift für  Notariat  inifi  fieiwillige  Uerichtsharkeit,  Das  Kecht, 
Die  Spruchpraxis,  Zoutralhhitt  der  juristischen  Praxis,  Zenti-alblatt 
(1(  r  Vorwaltanpspraxis.  Zentralbhitt  des  österr.  Anwaltverbandes, 
Da>  Harreau,  Wiener  Landwirtschaftliche  Zeitung,  Beamten  Zeitung, 
Üsterr.  Monatsschrift  fttr  den  Orient,  Soziale  Bundscban. 


Anhang: 

Literatur  iu  tscheehischer  Sprache  (1902— 1U05). 

Zu9amiDeu$.a'stt-llt  aus  15citiai:on  von  Dr.  Em.  Tii.si  fi.  Prof.  der  Recht« 
in  l'rai^.  iiiiil  Dr.  Jcsti  Zai  1 1»,  Advokat  in  l'rag. 

In  n a eh f<i Irrender  Übersicht  sind  alle  in  tschechischer  Sprache 
1002 — llMtr»  erschienenen  Ori;:inal\verke  beachtet,  mit  Ausnahme 
■solcher  Srfirifteii,  die  den  l'nifang:  von  'i  Druckbog'on  nicht  erreichen, 
ferner  oluie  K'ficksicht  auf  den  l  infanfj  t Übersetzungen,  Schriften 
rein  popuPufMi  Inhalt'^  inid  Separatahdi ticke,  doch  wurde  (da  es  sich 
inii  den  ci-ten  lii  rii  lit  li  iiMlelt»  eine  l'bersictit  der  Zeitschriften, 
weif  li(  i  echt.s-  und  staatsvvirtschaftliche  Beiträge  enthalten,  sab  11 
eiugefUi.'^t. 

(Garantie  für  Vollstäudigkuit  übernehmen  jedoch  die  Herren 
Keferenteu  nicht. ^; 

*)  Dank  di  r  muniiizenten  GcstHttung  der  Henusgeber,  war  der 

Haupt r«'fi-rt'nt  iti  di-r  aiiL^tMH'lnnrn  LaLf.  die  9cli:tt7.f'n«wrrt»^n  .Srlx^iteii  dor 
r-.ilii'<|iis(ii«'n  lIiTrii  lirrtTtmcn  V  'lütihaitlich  und  l>if>  auf  eiulritfiiile  und 
ub&clllic^.s^•^ule  Üem«  rkuii<ren  uucii  lui  vulleu  Wortlaut  wiederzugeben,  sohin 
einen  IQckenloBen  Überblick  über  die  tschechische  jnristisch-Tolkawirtsehafk- 
Hche  Literatur  in  den  Jahren  1902 — 11106  ku  bieten,  was  fUr  die  ErscfaeU 
nunir«'»  in  dcut.si  lii-r  ,*^pi;ulie  von  vornherein  srarnicht  Itoali.sielitiyt  war. 
Im  Hauptberirlile  sind  i'l -ii  ln\ olil  viele  ArluMten  nirlitil'-utsclier  .\ntoreu 
ciugeiieud  iiesprudicn,  ko  (iass  a\>o  für  den  gegeuwärtigen  deshalb  auch 
als  ^Anhang''  bezeichneten  Abschnitt  das  logische  Terhiltnis  der  Unter* 
teiluog  nicht  streuir  dnrvligefßhrt  erscheint. 
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I.  PttbUkationen  allg«meinen  Charaktera. 

Zwei  Ereignisse  des  Jahres  1904  waren  es,  die  zu  grossen 
FablikatioiieD  allgemeinen  Charakters  Anlass  botra:  der  Ende 
Mai  1904  cor  Feier  des  lüjiihrigen  Bestandes  des  UäiiDischen 
JoristeiiTer^es  „Pr&Tniek&  Jedaota'*  in  Prag  abgehaltene  erste 
bSbmiaehe  Juristentag  and  der  knrze  Zeit  daranf,  am  8.  Juli  19P4, 
üaierlieh  begangene  70.  Gebartstag  des  Doktors  der  bSbmisehen 
Bechtswissenscbaf^  damaligen  Seniors  derbSbrn^-jaristischen  fUcnltftt 
and  bShm.  Landamanmninisters  Prof.  v.  Bihda. 

1.  Die  Pablikationen  des  ersten  wissenschaftlichen 
Kongresses  btthmiscber  Jnristen  (Pablikace  proniho  Tcdeck^o 
^esda  cesk^eb  prAonikn  —  Prag,  1904,  Verlag  des  Kongresses, 
1690  S.)  enthalten  znm  wdtaas  grSssten  Teile  die  zum  Kongresse 
eingesandten  schriftlichen  45  Abhandlungen  Uber  die  zwd  Jahre 
bevor  5ffentlieh  ansgeechriebenen  17  Themata,  sam  kleineren  Teile 
die  mfindlichen  Beratnngen  nnd  Besolntionen  des  Kongresses.  Der 
Inhalt  wird  am  besten  dareh  AnfÜhrang  der  verkflrzten  Themata 
mit  korzer  Cliarakterisierang  der  Besolntionen  dargelegt  werden 
kennen;  dies  soll  im  fulgonden  versacht  werden. 

Sektion  I  (Privatrecht).  —  Thema  1.  Eeform  der  Haftung 
für  nnTerschuMoto  ScbadenszuiUgung.  Die  Resolution  euthult  An- 
trUf^e  im  Sinne  der  Erweiterung  dieser  Haftung.  —  Th.  2.  Privat- 
rechtlicher  Schutz  von  Naturkrilften:  Elektrizitilt,  Wärme  osw.  Die 
Resolution  ompttehlt  nnril»i|2:e  .\nwenduug  der  Hestimmungen  über 
Eigentum  und  Besitz  körperlicher  beweglicher  Sachen.  —  Th.  3. 
Rechtliche  Natur  der  aus  alter  Zeit  herrührenden  Genossensehaften 
brauberechtigter  Bürger.  Die  Resolution  beantrng^t  die  Erlassiing 
eines  Spezialgesetzes  unter  PjerUcksiohtifruiip:  der  historischen  Eiit- 
\vickeluug  und  Anlehnung  an  die  Form  der  neuen  deut-chen  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung.  Th.  4.  Reclit--ihntz  der 
idealen  Interessen  des  Urhebers  eines  Werkes  der  Literatur  und 
Kunst.  Die  detaillierte  Resolution  empfiehlt  unter  anderem  eine 
Erweiteruuy^  tles  Schutzes  des  Singularsukzessors,  soweit  dies  dem 
Willen  der  Heteiligten  entspricht. 

Sektion  II  (Zivilprozess).  Thema  I.  Berufungsverfahren, 
wenn  die  Parteien  in  erster  Instanz  durch  Advokaten  nicht  ver- 
treten waren.  Die  Resolution  leluit  tür  diesen  Fall  (ausser  bei 
Bagatellprozessen)  Erleichterungen  ab.  —  Th.  2.  Unterbrechung 
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des  Verfahrens  infolge  Kookorses  einer  Partei.  Die  Äusserst 
detaillierte  Besolntion  Iftsst  sich  nidtit  kurz  eharakterisieren.  — 
Th.  8.  Änderang  der  Bestimmoogen  Aber  die  Zwangsversteigerung 
von  Liegenschaften.  Die  Besolntion  empfiehlt  angemessenere  Be- 
stimmungen Ober  die  Aafreohterhaltnng  oder  Ablesung  von  Dienst* 
barkeiten  nnd  Beallasten.  —  Th.  4.  Vollstreckbarkeit  der  Be« 
schlfisse  erster  Instanz  und  der  von  der  aweiten  Instana  be- 
stätigten Urteile. 

Sektion  m  (Strafirecht.)  Thema  1.  Entschädigung  Itlr  die 
Untersuchungshaft.  Die  Besolntion  spricht  sich  für  die  Gewährung 
einer  Entschädigung  aas.  —  Th.  2.  Bedingte  Verurteilung.  Die 
Bosoltttion  spricht  sich  für  das  belgisch-franzltoische  System  ans.  — 
Th.  3.  Konkurrenz  der  aus  einer  einzigen  Tat  entstandenen  Klage- 
rechte. Die  Besolntion  hält  die  gegenwärtigen  Besämmungen  der 
Strafprozessordnung  für  hinreichend.  —  Th.  4.  Bekämpfung  des 
Alkoholismus  vom  strafrechtlichen  Standpunkt  Nach  lebhafter 
Debatte  wurde  die  Entscheidung  zum  nächsten  Kongresse  vertagt. 

Sektion  IV  (( HVentliclics  Recht  und  Volkswirtscliaftspolitik). 
Themu  1.  Ixegehin;^  des  Polizeistrafrechtü.  Die  Resolution  erachtet 
die  Beform  fttr  dringend  geboten.  —  Th.  2.  Zivilrecbtliehe  Haftung 
der  öffentlichen  Ani?este11ten.  Die  Besolutlon  spricht  sich  fttr  die 
Erlassung  eines  .^{K/.ialge»etzes  aus.  —  Th.  8.  Kritik  des  bis- 
herigen Systems  der  Selbstverwaltung  und  Reformvorschlüge.  Die 
detaillierte  Besolntion  befürwortet  unter  anderem  die  Statoternog 
von  Unterschieden  in  der  Organisation  der  Gemeinden  nach  ihrer 
Grösse  und  ihrem  wiriscbaftlichen  Charakter,  die  Verwendung 
qualifizierter  Beamter  in  der  autonomen  Verwaltung,  die  klare  Ab- 
gi'enzung  des  Wirkungskreises  der  autonomen  Organe  von  dem- 
jenigen der  staatlichen,  die  Verleihung  der  VoUzugsgewalt  an  die 
ersteren.  —  Th.  4.  Öffentlich-rechtliche  Regelung  der  Kartelle. 
Die  Verhandlungen  konnten  wegen  Zeitmangels  nicht  zu  Ende  ge- 
führt werden.  —  Th.  5.  Ausgestaltung  der  sozialen  Versicherung. 
Die  detaillierte  Resolution  beantragt  die  organische  Zusammen- 
fassung aller  Versicherungsgebiete  (Kranken-,  Unfall-,  Invaliditäts-, 
Alters- Versicherung)  in  ein  System  und  die  Ausgestaltung  desselben 
zu  einem  nllgeiueinen  sozialen  Versicherungssystems  durch  Er- 
weiterung der  Arbeiterversicherung  auf  die  kleinen  Unternehmer. 
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2.  Ehrung-,  üherreiclit  von  der  höh  misch  en  juristischen 
Fakultiit  dem  ilerrii  Uv.  Anton.  Ritter  v.  Handa  zum  70.  Ge- 
burtstage am  Juli  11MI4  (T'oct:!  podamV  ceskon  Jakiilton 
prävnickou  panu  dr.  Ant.  rytici  Kandovi  k  sedmdesätym  iiarozeninäm 
doe  8.  cerveuce  1904  —  Prag,  Bursik  <!t  Kohont  —  653  8.,  ist 
ier  Titel  der  eingangs  erwfthoteb  Festschrift).  Sie  enthält  24  Ar- 
beiten  sftmtlieher  FaknltfttBmitgUeder  ans  allm  Gebieten  der  Rechts» 
«Dd  StaatswissenwliBften;  die  Titel  dieeer  streng  wisseaschaftliehen 
Abhandlnngen  sind  die  nachstehenden: 

Tbaeal,  Prdl,  Die  Wiederanfiiahnie  des  Natnrrechtproblems 
In  der  reefatswissensehaftliehen  and  soziologischen  Literatur  der 
Gegenwart  —  Privatdes.  KkOLic,  Über  die  Notwendigkeit  der  Ver- 
fiusang  slavischer  Rechtsaltertttmer.  —  Prof.  Hitboyskt,  Der  Jodex 
datns  des  römischen  Zivilprosesses.  —  Privatdoe.  VAVCüRi,  Auf  den 
Inhaber  nnd  an  Order  lautende  Papyri.  —  Prof.  Hkniibb,  Ein- 
ftthron^  in  das  nngariscfae  Eberecht  —  Hofr.  Prof.  Hanbl,  Znr 
Frage  der  Benption  des  deutschen  Rechtes  im  bShmischen  Land* 
rechte.  —  Privatdos.  STneu,  Der  geschichtliche  Ursprung  nnd  das 
Wesen^des  Befrledignngsreehtes  der  Ssterr.  Exdcutionsordnung.  — 
Prof.  Gbl&kotski,  Über  die  Anflüige  der  Verfsssungsgeechichte  der 
Altstadt  Prags.  —  Prof.  Frhr.  t.  Ribgkr,  Kaiser  Josef  II.  und  der 
Terwaltungs-Zentralismus  in  realer  und  territorialer  Hinsicht  — 
Prof.  Stupscky,  Über  die  VeijShrnng  wiederkehrender  Lohnzahlungen. 

—  Prof.  TiLBCH,  Über  den  unsädilichen  Zusaounenhang  im  Privat» 
rechte.  —  Privatdoz.  Kbcmäb,  Über  das  Verhältnis  des  V51kerrechtes 
zum  internationalen  Privatrechtc  und  die  Gründe  der  positiven 
Forrasition  des  letzteren.  —  Prof.  Edl.  v.  Hbbrmann-I^tavskt,  Die 
Handelsuuternehmung  und  die  Hechte  an  nnkörperiichen  Gfltem.  — 
Hofr.  Prof.  Ott,  ("her  die  Entwickelanj^  und  den  Gegenstand  des 
ausser- 1  reit  igen  Verfahrens.  Hofr.  Prof.  Zucker,  Über  den  nn- 
nberwindiichen  Zwang  nach  dem  österr.  Strnftresetze.  —  Prof. 
SioRcn,  Die  kulpose  Tötung'  im  österr.  Strafrechte.  Privatdoz. 
ParsAK.  Antancf  oiner  Kriminal-Atiologie.  —  I'rivntdoz.  ^Iikicka, 
T>!p  Strai'schuld  und  der  Kausalnexus.  -  TlntV.  l'rul'.  I'kazak. 
i.'ethtsmittel  im  Administrativverfahren.  Hofr.  Prof.  Hkaf.  Die 
Wissrnschaft  der  Nationalökoiidiiiie  zu  Itciritin  (1<  >  XX  .lahrliundcT  ts. 

—  Privaiciuz.  Gbubkr,  Die  Idee  der  .Selb>tf;eiiUirsaiiikt it  in  der  ^re- 
schichtlichen  wirtschaftlichen  Entwickelung.      Prof.  Hukackk,  Ein 
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Ik'itiaM  siur  Frage  der  l'nilai?en.  —  Privatdoz.  Draciiovsk^,  Zur 
Lehre  von  der  Überwälzung  der  Stenern  und  *)ffentlicbeD  Abgaben. 
—  Frivatdoz.  Fimx,  Erlöschung  nnd  YerMeruDgen  der  staatlichen 
Steuer»  and  Gebahren^Forderongen. 

IL  Zaitadiriiteii  und  Sammtangan. 

1.  Dem  Gesamtgebiet  der  Rechts-  und  Staatswissensehaften 
sind  gewidmet  die  streng  wissenschaftlich  gehaltenen  „Jahrbfleher 
der  Rechts-  und  Staatswissensehaften"  (Sbomik  ved  prftvnich  a 
Bt&tnich.  Prag  1902 — 5,  Jahrg.  m — VI),  sie  sind  das  Organ  der 
Faknltät  und  enthalten  Abhandinngen  sowie  ansftthrliehe  Literatnr« 
berichte.  Mehr  den  Bedürfnissen  der  Praxis,  obzwar  andi  wissen* 
schaftlichc  Beiträ*re  enthalicud.  angepasst  ist  die  älteste  bShmischa 
juri-tisrhe  Zeitschrift:  „Der  Jurisf  (Prävnik.  Prag  1902-- 5, 
Jahrg.  XLI-  XLTV),  sie  ist  das  Organ  des  seit  1864  bestehenden 
Juristenvereius  rravniekä  .leduota.  Kino  Zeilschrift  ähnlichen 
Inhaltes  wird  unter  dem  Titel :  „Mitteilungen  des  milhrischen  Juristen- 
vereines"* (Zprävv  ]ii;ivnicke  jeduoty  raozavske.  Brünn  1902 — 5, 
Jahrp:.  XII- X\  ),  von  dem  obengenannten  HrUnner  Vereine  heraus- 
tr''iri')H'ii  Speziell  die  Interessen  des  Advokatenstandes  vertritt  das 
Or^Mij  des  böhmischen  Advokatenvereius:  „Juristische  Rundächau" 
(Pruvnicke  rozklody.    Prag  11)02^5,  Jahrg.  III  VI). 

Eine  ^redie^^iiie  „ Volkswirt vrlinftliche  Kevue**  (Obzor  närodo- 
hospodärsky.  Prag  1902—5,  Jahrg.  VII— X),  welche  der  Behand- 
lung nationali.konoiiiischer  und  sozialpolitischer  Fragen  gewidmet 
ist,  wird  von  dem  Wreine  zur  Ermunterung  des  Geworbofleissee 
und  vnn  dem  Exportvereine  für  Böhmen.  Milhren  und  Schlesien 
herau>ue<;ebeti.  Weitere  nationali>ki>iiurnische  und  verwandte  Zeit- 
schriften sind:  ..Mirteilmiiren  aii^  den  Gebieten  der  Autonomie  nnd 
V(»lkswirtschaff "  (\e>iii!k  saiiinsp;i vny  a  narodohospodäfsky.  Prag 
5.  Jaluf;.  II- Vi:  ..Airrat  poliiik-  (ZemedelshA  politika.  Brünn 
l!»tt2  .laliitr.  1  iV):  „Sltavk;l^ve^rev^c'' (Sporitelni  obzor,  l'rag 
P.»"2  .lalui,-  I  IV):  „Blätter  für  liamlel''  (Obchodni  li>tyi.  das 
(h  iraii  des  lil'lnnisf  ht'M  Ilandelsmuseunis  in  Prag:  ..Handelsrevue" 
(Obchodni  obzor.  Br(inii):  iMitteilun^Lren  für  (Teworhe  ■  Zivnostensky 
vestnik,  Organ  des  ti'chuolog.  Museums  in  Prag»  und  andere. 

Keclits-    und   suzinHiistorischo   Abhandlungen   bringen  auch 
ZeilHhriltcu,  welche  der  Geschichte  und  dem  Vulkswesen  gewidmet 
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sind,  es  sind  dies  hauptsächlicJi:  die  Zeitschrift  des  Museums  des 
Königreiches  Böhmen"  (Casopis  Musea  krAlov>lii  Coskeho.  Pra«; 
11»!  12— 5,  Jahrg.  LXXVI— LXXIXl,  die  iiiteste  bidimische  Zeitschrift 
unter  den  bestehenden:  die  »Böhmische  historische  Zeitschrift^ 
(<  rslvv  casopis  historicky.  Praf?  19<»2 — 5,  Jahrp  VIII-  XT).  das 
Organ  der  historischen  Abteilung  der  philusopliischcu  Fakultät:  die 
^Mitteilungen  der  königl.  böhmischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften" 
(Vestnlk  kr&l.  cesk^  spolecnosti  nauk);  die  ^Mitteilungen  der 
bShmisekeB  Akftdttiiie"  (Vestnik  ^esk^  akademie);  and  viela  andere. 
lD8b68ond«re  siid  et  die  Verfattltnisse  des  XV.  und  XVI.  Jahrbmderts 
(▼on  den  Hussitenkriegen  bis  snni  dreissigjahrigen  Kriege,  von  Ens 
bis  Gomoaias),  der  Zeit  des  politisch,  religiös  nnd  national  nnab- 
hSngigen  Bittimens  und  der  Alleinherrschaft  der  böhmischen  Sprache 
im  5ifentlichen  Leben,  welche  begreiflicherweise  die  meisten  Forsdier 
beschäftigen. 

Wirtschafts-  and  sozialpolitische  Beitrage  enthalten  anch  die 
sahireichen  Bevnen  allgemeiaen  Inhaltes,  von  denen  knrz  genannt 
sein  mOgea:  f,Äkademie'*  (soiialistisch);  nAleth^ia*'  (hoebkonservativ); 
„Noee  Doba**  (Unsere  Zeit,  fortschrittlich);  „Not&  SeskA  revne-* 
(Nene  böhmische  Revoe,  f^isinnig);  „Osveta**  (Aofklttmng,  konser- 
vativ);  „Pretzled^,  ,.Pokrokov&  reTne**,  „PrasskA  Gidov&  revne**, 
„Roxhledy"  (Überschau,  Fortschrittliche  Bevue,  Prager  Volksrevae, 
Bandsehan,  alle  fortschrittlich,  doch  verschiedener  I^rbung);  „Vlast*^ 
(Vaterland,  katholisch);  einige  der  Frauenbewegung  gewidmete  Zeit- 
schriften usw. 

Kirchenrechtliche  Beitrage  enthält  die  ..Zeitschrift  der  kotho- 
lischen  Geistlichkeit"  (Casopis  katolick^ho  dncboTenstva.  Prag 
1902— r».  Jahrg.  LXVIII^LXXI). 

2.  Die  wichtigste  Sammlung  rechts-  und  staatswissenschaftlicher 
Werke  wird  von  der  Kt'daktion  der  oben  sub.  1  ;iit'j<>tfihrten  Jahr- 
bttcber  (Sbornik)  unter  dem  Titel:  Bibliothek  der  Jahrbücher  der 
Bechts-  und  Staatswissenschaften  (Knihovna  sborniku  v^d  pr<^vnich 
a  stiitnich.  Prag,  Bursik  &  Kohout)  herausgegeben ;  sie  enthält 
eine  rechtswissenschaftliche  und  eine  stautswissenschaftliche  Ab- 
teihing, ersteie  zählte  Ende  llHC)  neun,  letztere  sieben  ^^'erke,  zu 
dieser  Bibliothek  gehören  dicjcnitr*^!)  unter  sub.  III — X  speziell  ange- 
führtt'n  Werke,  welche  mit  .. Knihuvua  Sb(»niiku-  bc/.cirlinet  sind. 
Ebeusu  streng  wissensctiaftiicüen  Cliarakter  trugeu  die  Publikationen 
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der  I.  Klasse  der  höhmisrhen  Kaiser  Franz  Jusoph-Akadmiu'  iVir 
AVisseDschaft,  Literatur  und  Kunst  (Kozpravy  ceste  akademie  eis 
Frantiska  Josefa  pro  vedu,  slovesnost  a  umeui.  Prap  1902 — 5, 
Jahrg.  X— Xlll).  Kleiuere  Äbhandlangen,  Vorträge  und  ähnliches 
bringen  die  vom  Studentenvereine  VSehrd  herausgegebene  Bibliothek 
der  noualea  und  politisehen  Lehren  (Bibliot^ka  soeiftliiieh  a  politickyeh 
Dank.  Prag,  J.  Pelcl)  ;  die  Bibliothek  der  Jaristiaehen  Bnudschau 
(Knihoyna  pr&vni<  kych  rothledii.  Prag);  die  Samminngr  politischer 
and  volkswirtschaftlicher  Schriften  (Sbomik  spisa  polidckych  a 
nArodohospodÄrskyeh.  Frag,  J.  Otto);  die  böhmische  volkswirtaehaft- 
liehe  Bibliothek  (Ce8k&  knihovna  n&rodohospoddrski.  Prag);  die 
Bibliothek  der  bQhmischen  Selbstverwaltung  (KnihoTua  ^esk^ 
samospravy.  Boadnic);  die  Sammlnng  agrarpoUtischer  Schriften 
(Sbirka  spisn  agramepolitickyeh),  heraasg^ben  vom  PrSsidinm  des 
mährischen  Landeskalturates;  die  JahrbOcher  fOr  Handel  (Obchodoi 
sbomik);  die  Handelsbibliothek  Merknr  (Obehodni  knihovna  Iferknr); 
die  Arbeiterbibliothek  (DSlnieka  knihovna);  die  Gewerbebibliothek 
(Zivnostenska  knihovna);  die  Sammlang  von  Vorträgen  über  Gewerbe- 
wesen (Sbirka  iivnostenskych  pfedn&^k),  heransgegeben  von  der 
Handels-  and  Gewerbekammer  in  Prag;  and  andere.  Der  Popa- 
larisieruiig^  dienen  die  Samnilun^;  populärer  Erläateningen  aus  dem 
(iebiete  der  Rechtswissenschaften  (Prag:,  J-  Pospisil)  und  einige  in 
einer  Katechismussamralunp  (nach  Art  der  WKHKBSchen)  erschienenen 
Katecliismen  (  Prafr.  Hejda  it  Tucek).  Die  Sammlung:  volkstümlicher 
ärztliclier  AbhandlunjuM'n  (Lidove  rozpravy  l^karske.  Pra^,  J,  Otto) 
enthält  mehrere  di«;  \ Olkshy^iene  (Alkuholismas,  Arbeiterwohnnngen, 
Armenweseu  usw.)  betretende  Schriften. 

Gesetzesaiisfrahen,  zum  Teil  kommentiert,  erscheinen  bei 
Hitfer  K  Kloncek,  J.  Mercy,  £.  Beaufort  in  Prag,  Jos.  Barian  in 
Pisek,  V.  Kraus  in  Titbur. 

Der  Kf<  lii^^liisinrikcr  rindet  Quellen  zur  heimischen  Rechts- 
f:cs«  liii  lite  in  dt'u  teil-  :iiif  Landesknsten.  teils  von  der  böhmischen 
Ak:i(lrmie  iMMnus^-ef^i  lM  ncn  jrmsscn  (^iicllcnwerken:  Archiv  (.'esky 
( Hidiniiscln>s  Arclii\^:  Sueiiiy  cesk«'-  im!  leta  l^>2i}  (die  böhmischen 
Lniidtiife  Vom  .l;iln'('  aiü:   Mi'iiiiinentn   \'a(icana   res  jun'stas 

iM'lii-iiiK-as  illu>tt  .tiiua ;  Index  (ii|ilni[i:iticii>  et  epi;>tolaris  regoi 
liulieniiae:  lli^tut-irky  aichiv  ( lli-r'ii  i-''lics  Archiv) 

I>i<'  \oii  .1.  iMio  in  l'rntr  vtilt-L'^te  Kiu> ricjtaedie  (Flovnik 
Nanriiyjj  welche  Ende  Ii'«»:»  bis  zum  Buchstaben  S  gelangte  und 
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bis  dahin  XXIV  Bünde  unifassi,  enthalt  Artikel  uns  don  Hechts- 
and Staatswissenschafteo,  grösstenteils  von  Fakiiltätsnüt{,'Iiedern. 

Statistische  Zasararaenstellünjren  verschiedenster  Art  worden 
vom  Landesausschusse,  vom  statistischen  Landesanite  i A^^r:u•s^ati^tik, 
Schniwesen,  Sammlungen,  Verkehrswesen,  Bevü!keruii|r.  Finanzen), 
von  der  statistischen  Kommissiun  der  kgl.  Hauptstadt  Prag  und 
der  Xachbargcmeinden,  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer,  vom 
Landeskulturrate,  vom  Verbände  der  ^'orschu8skasseil  usw.  perio- 
disch publiziert. 

DL  Hwtomches  Recht  and  RechUgMchioiitd. 

a)  Komisch  es  Eecht. 

1.  Heyrovsky,  Prof.  Dr.  LEOPOLD,  Geschichte  und  System  des 
rdmischen  Privatrechtes  (Dejiny  a  systcm  soukroinf  lif»  pAva  riniskeho). 
Dritte  Auflage.  Prag,  J.  Otto.  IL  HiUfte  1.  Teil  1902  enthält 
S.  561—896:  IL  HiUfte  2.  Teil  1903  enth.  S.  897—1279. 

Da.«s  verbreitete  Werk  lie-rt  hiermit  in  dritter,  umgearbeiteter 
Auflage  vor.  Es  vereint  die  historische  mit  der  dogmatischen  Dar- 
stellung und  behandelt  das  reine  römische  Recht,  nicht  das  sogen, 
gemeine  Recht,  welches  durch  Einftlhrung  des  dent-^clicn  bdiL^erlichen 
CTesetzbnclies  ;iurh  in  Iteurschland  seine  Geltung  verloren  hat.  Die 
vorstehend  anf^'efUhrten  Bande  enthalten  das  Obligatioueni'echt,  das 
Familienredl t  und  das  Erbrecht. 

2.  \  ANu  KA,  Dr.  Jo.sKF,  Privatdoz.,  Das  Prülegat  nach  rö- 
mischem Rechte  (Praelegat  ale  pilva  rimskehoj.  Prag  1902, 
Fr.  Rivnac.    225  S. 

Der  Verfasser  (gegenwärtig  a.  o.  Professor)  behandelt  den 
Besrrift"  des  PrSlegats,  das  Verhilltnis  des  Irtzteien  zu  ileni  gewiihn- 
lichen  Legate,  seine  rechilulu-  Naiur,  die  Wirkungen  desselben  und 
seine  Gestaltung  im  modernen  Rechte. 

b)  Keimische  Rechtsgeschichte. 

1.  JiRLcLK.  I»r.  Hkkmi:nkgilü  R.  v.,  Das  juristische  Leben  in 
Böhmen  und  Mähren  in  dem  .Jahrtausende  vom  Ende  des  IX  bis 
snra  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts  (Priivnicky  zivot  v  Cechach  a 
na  Horave  v  tisicilete  dohe  od  kouce  IX  do  kouce  XIX  stoleti). 
Prag  and  Brünn  1903,  Selbstverlag.    :»2S  S. 

Dieses   Werk    des   bejahrten   verdienten   Verfassers  (ehem. 

Sektion-f  lief  im  Justizministerium)  bringt  tiistorische  Skizzen  sowie 
Jahrbuch  dvr  intemat.  Vereiaigung.  8.  Bd.  149 
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biu^naphisL-he  uud  bibliographische  Daten  in  flbersicbtlicher  An« 
orduung. 

2.  Kapbas,  J.-U.-C.  Ja»,  Zar  Gescbiebte  des  Mhmiscbeii  Pfaod- 
reehtes  (K  dejinäm  eesk^ho  zAstamibo  präva).  Prag  1903,  Kni« 
hovna  Sbomika.    114  S. 

Nach  einer  Einleitung,  in  welcher  die  GrundsOge  des  rOmischen, 
deutschen  und  jttdischen  Pfandrechts  behandelt  werdra,  folgen  drei 
Abschnitte,  welche  das  richterliche  Pfand,  vom  Ver&sser  sogenannte 
Übergangsformea  (das  genommene  nnd  das  geeetzUohe  Pfand)  nnd 
dasKonventionalpfand  des  böhmischen  Rechtes  znm  Gegenstande  haben. 

3.  Kapras,  Dr.  Jan,  Die  Waiitenvormundscbaft  im  bShmiscben 
Kechte  mit  Beracksichtigung  des  römischen,  des  deutschen  nnd  des 
in  Österreich  geltenden  Rechtes  (Pomcenstä  nad  sirotby  y  pftra 
ceshem  se  zretelem  k  pdvcem  rimsk^um,  vemeek^nm  a  r  Rekonsha 
platnemu).   Prag  1904,  Knih.  Sb.    116  S. 

Die  Habilitationsschrift  des  Verfassers  enth&lt  aaf  rechts- 
vergleichender Grundlage  Erörternngen  Uber  die  Hindeijfthrig- 
keit,  die  Berufung  zur  VormundschafI,  die  Fflhrang  derselben, 
die  Erlöschungsgründe,  die  vormundschaftsbehördlldie  Kontrolle. 
Zum  Sibliiss  wird  dio  Entwicklung  dos  böhmischen  Rechtes 
charakterisiert  und  insbesondere  auf  die  Bedeutung  der  Landtafel 
hingewiesen. 

4.  Kai  ui  SKK.  l'mf.  Dr.  Josi  r.  Die  liaucrnordnongen  und  Wirt- 

schaftsinstruktidiu'ii  l.'i^O  ir.J»;  iI.'mIv  srlsk6  a  instnikoo  hospo- 
diüsko  l:;:.<i^l»;i!tli.    l'i:it^  l!Mtr,.  Archiv  Cesky.    Bd.  2'2. 

Die  in  diesnn  \\'('rke  inildizierten  Quellen  werden  in  drei  Teile 

pf-t^Mlt:  1.  Vorsclirit!»'!!  für  },miiz  l>ii!inii>n.  2.  IMifrcii.  Wei'itliflnier 
und  von  tirti  t  )!irii:kfiti  u  erlassene  h'ejreln  für  einzelne  lleitschafteu, 
3.  Urkunden,  llMiulfe-ten,  VerfrÜL'^e.  l'rteilp  t'tir  einzelne  Fälle. 

5.  «.iescliirlite  der  (iemeiudeverwaltung  der  kgl.  Hauplsladt 
Prag"  in  den  Jahren  IstiO  —  l.s^'»  (Dejiny  uliccui  sprävy  kräl.  klavuiho 
niesta  Trahi,'  l.sr,i»  -lSM»i.  J.  Teil  Ix'.ii  l-sTO,  1.  lid.  heraus- 
geireben  Vi»ni  stiult.  Archiv  i  L'edakteui-:  \\.J  i  KhaL's,  Überleitung: 
Tiul.  Dr.  .1.  Celakov.sky-).  l'rag  l9o;i,  Verlag  des  Prager  Stadt- 
rates.   266  S. 

In  diesem  Teile  wird  auch  die  Geschichte  der  Hunianitilts- 
anstalteii  uud  der  gewerblicheu  l'nicniehiuuugen  der  Siadigemeiude 
behandelt. 
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6.  Dkmkl,  Dr.  .Iaro^ilav,  Geschichte  des  FiskalainteN  iu  tlei» 
böhmischen  Ländei'ii  mit  einer  Übersicht  der  Entwickluiifr  dieses 
Amtes  in  anderen  eurniiiUscheii.  insbesondere  in  den  deutsch-risttT- 
reichischeu  Ländern  (Deiiiiy  ti>k;Unihu  rirudii  v  zernich  co>kycli  s 
prehledem  vy  voje  tuhuto  riradu  v  jinych  zernich  evropshych,  zejmeiia 
netnecho-rakonskych).  1.  Teil.  Prag  191)4,  Bruaik  <JL  Kuhout. 
LXIX  und  m-l  S. 

Die  Einleitung  dieses  Werkes,  welches  als  Habilitationsschrift 
diente,  hat  das  Institut  der  Advocati  fisci,  Procuratores  regni  und 
wwandter  Fnaktionlre  im  rSnisdieii  Reiche,  den  fieiclMn  des 
llittelalten  und  der  früheren  Neazeit  xum  Oegenstaade.  Sodann 
wird  die  Entwicklung  ond  der  WirlEungskreis  des  bShmischen  Fis- 
kalamtes in  den  Perioden  1487—1526  nnd  1526—1620  behandelt. 

7.  IfOLLBB,  Väclat,  Die  Freisassen,  Versnch  einer  Honugraphie 
ans  der  Sozialgesehicbte  Böhmens  des  XV.  nnd  XVI.  Jahrhonderts 
(STObodnid,  pokns  o  monografii  xe  soci&lnieh  d^in  ceskych  XV  a  XVI 
stoletil).  Prag  1905,  Verlag  der  kgl.  b5hm.  GfesellsehafI  der  Wissen- 
schaften.  Kommission  Fr.  l^ivnftc.   151  S. 

Nach  einer  knrsen  Übersicht  der  Geschichte  der  Freisassen 
bis  zn  den  Hnssitenkriegen  folgt  die  Darstelinng  der  Geschichte 
derselben  bis  anm  dreissigfährigen  Kriege;  insbesondere  werden 
anch  die  Untersciiiede  xwischen  den  eigentlichen  Freisassen  nnd 
Ähnlichgestellten  (dvorAd,  n&praynici,  Chodoy4,  Krälovftci)  erörtert. 

8.  KambnIcu,  Dr.  Fkantisbs,  Die  mfthrischen  Landtage  nnd 
Versammlangen.  Ihre  Znsammensetanng,  Wirkungskreis  und  Be> 
dentong  von  der  Thronbesteigang  des  Königs  Ferdinand  1.  bis  zur 
emenerten  Landesordnnng  (Zemsk^  snemy  a  ^esdy  moravsk6. 
J^ich  slozeni,  ober  pirsobnosti  a  vyznam  od  nastonpeni  na  tuen 
krale  Ferdinanda  I.  az  po  rydAni  obnovrn(''ho  zrizeni  zemsk^ho). 
Brünn.  Verlag  des  Landesansschnsses.  II.  Teil,  1902,  800  S.; 
lU.  Teil,  1905,  912  S. 

Die  zwei  letzten  Teile  dieses  Werkes  behandeln  die  Gerichts- 
barkeit des  Landes,  die  Landätände  und  die  Keligioiisverhältnisse, 
sämtlich  auf  Grund  selbständiger  archivaler  Forschungen. 

9.  DvoKAK.  Dr.  Hn>oi,F,  Die  Verhandlnnj^en  der  mährischen 
Landtage  in  den  Jahren  179ii — 1><*!-">  (.fcdniini  miouuc  m<»ravskvch 
V  1.  1792— 18:{r»).  BrUnu  1904,  Verlag  der  Matiu  Moravskä.  XX, 
247  and  12  S. 
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In  der  Einleitung  wird  die  ständische  Verlassung  der  ge- 
nannten Zeit  dargelegt. 

c)  Slavische,  5sterreichische  und  ungarisehe 
Reehtsgescbichte. 

1.  JiKK(  KK,  HKKMKNK(iii.D  K.  V.,  ..Prove*',  historiscties  Wörter- 
buch des  slavischen  Rechtes  (Provo,  historichy  slovar  slovansk^bo 
pruva»    Frag-BrOnn  1004,  Selbatverlap.    445  9. 

Das  Buch,  »las  nach  dem  von  den  Wagrieru  (Obotriicn  i  l»oi 
F?tarpard  veielirten  Gotte  der  (ieit*(  htigkeit  ,.Prove"  hetiannt  ist. 
bringt  die  Terniin(ilo<:ie  der  shivisclien  Rechte  in  ali>habetischer 
Anordnung  mit  Erkliirun{r<  n  und  Helejren  aus  den  Quellen. 

2.  Mai;~an,  Ph.  und  J.-U.  Dr.  Huukkt,  (beschichte  der  öster- 
reit  hisclien  Poliz'M-*  'rtranisatinn  (L)ejiny  polirejne  nrganisace rakousk^). 
Heft  I.    l'ia^r  l'JiM.  Knihovua  Sboruiku.    118  S. 

Die  HaupiaulValie  des  Verfassers  (gepenw.  Privatdozenten 
der  i»sterr.  l{ochtsi,'cs(hichtei  boteht  darin,  darzulegen,  wie  sich  im 
XVllI.  .Jahrhundert  die  Abtrennung  der  speziellen  Polizei-Organi- 
sation von  der  allgemeinen  politischen  Verwaltung  vollzog;  es  ge- 
si  hah  dies  auf  Uruiid  der  zuerst  in  Wien  vnii  Maria  Theresia  nach 
l'raii/.ii-i^i  lirm  Muster  gcti-ot^ciKMi  Eiurirlininijrii.  Das  vin-licirende 
Heft  lichaiidelt  die  Entwicklung  des  aliireineinen  staatlichen  \*er- 
waltiiiiL;Naj)parafes  vom  Anfange  des  \\  Mitte  des  XVIII  .lahi- 

huuderts  und  die  Eiitw  irklmi;:  der  speziellen  PoUzei-Urgauisation 
bloss  in  den  .laluvn  l.'too  Itijo. 

Kai>i.k  .  l'i  ivatdoz  Dr.  Kakkl,  Verbiiczy  s  Tripartitura  and 
das  in  (Uiti-^t  lix  n  enthaltene  Privatrecht  de>  ungarischen  und  kroa- 
tischen Allels  ( \  eilii.c/.vuvo  Tripartitum  a  sonkronu^  jnavo  uherske 
a  ch(»rvat-li.  .vlechii'  v  nem  obsazcu^;).  Prag  liK)2,  Kuzpr.  C.  Akad. 
auy  Ö.   Ee.\  F. 

Der  Verfasser  «iregenwärtig  n.  o  Professor  der  slav.  Kechls- 
gescliichtei  Im  !i;iiif!vlt  im  eisten  Teile  das  System,  die  Quellen, 
die  ."Sprache  iiihI  Litfiatur  des  Trii>arfitum  und  bespricht  unt«r 
anJerini  auch  die  a!lL^'iii»'if!('  Hcdcurntii;  der  si»<ren.  HechtsbUcher 
des  Mittelalters  und  der  früln  ii  Nruzeit.  Der  zweite  Teil  enthUlt 
eine  gt  naiie  sy-tt m  uische  Darstellung  des  im  Tripartitum  be- 
handelten Privatreciiis. 
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IV.  mv«tr«olit  (inU.  HaaddnMht) 

t.  KbomAc,  Dr.  Jak,  Über  den  Lobnvertrag  naeh  Qsterr. 
Beehte  mit  Bernckeichtigang  des  römischen  Rechtes  (Osmlonve 
nAmeKdoi  die  prftva  rakoiuh^o  se  «ietelen  bn  pr&on  rimsh^iim. 
1.  TMl.  Einleitmig.  Prag  1902,  EniboTna  Sbomiko.  136  S. 

Diese  Ibbilitationsscbrüt  bebandelt  In  eingehender  Dar- 
stellung den  Begriff  des  Lohavertrages,  seine  verschiedenen  Formen 
and  die  üntersebiede  desselben  vom  Aaftrag,  Hinterlcgungsvertrag, 
Kanfvertrag,  Mietvertrag,  Oesellschaltsvertrag,  Verlagsvertrag  and 
Trödelvertrag  mit  reicblicben  Literatnmachweisen. 

2.  Kaulkc,  Dr.  Kakkl,  l'i  ivatdoz ,  Hi»?:iii<scli-herzeguvini>che> 
Agrarrecht.  (Agrarui  prdvo  o  Bosiie  a  Hercegovine.)  Prag  ll>0-i. 
Knih.  Sb.    141  S. 

Nach  einei-  n'i litsverfjh'i(  lu  iMicn  Einleitung  über  die  ver- 
schiedenen Formen  der  Hentlt/unt;  fremden  Bodens  wird  die 
historische  Entwickelung  des  bosni-schen  Argrarrechtes  vor  und 
nach  der  Okkapation  durch  Österreich  dargelegt.  Hieraur  folgt 
eine  dogmatisciie  Darstellung  desselben,  unterschieden  wird  das 
Recht  der  Kmeti  (Erbpacht)  and  das  Recht  der  Priorei  (Zeitpacht), 
in  beiden  Fallen  vdrd  der  Zins  in  FrOchten  entrichtet.  Zur  besseren 
Eriaatening  dient  das  angeschlossene  Faksimile  eines  serbisch  and 
tSrkisch  abgefassten  Erbpaehtvertragee  samt  Transkription  and 
Übersetsang,  sowie  der  Abdrack  weiterer  vier  Pachtverträge  aas 
verschiedenen  Zeiten  (einer  davon  deutsch  und  kroatisch)  nod  einer 
Grandbaehseinlage. 

3.  Hkllbb,  Dr.  Jan,  Grandzttge  des  Elektrizitätsrechtes 
(Zftkladov^  pftra  elekti^iny.)    Prag  1905,  Knih.  Sb.    171  S. 

Per  auf  dem  iTcbiete  des  Zivil-  und  Handelsrechtes  tJltige 
Vcrfa.ss'?r  («mihm-,  .\dvnkat)  hat  in  letzter  Zeit  das  Hecht  der  Klek- 
tnzitiU  zu  seinem  Speziulstudium  gemacht.  Im  vorliegenden  Werke 
behandelt  er  vorerst  die  rechtliche  Natur  der  Elektrizität,  den 
Streit  in  Deutschland,  die  romanischen  Hechte,  die  englischen  und 
schweizer  Elektrizitatsgesetze,  geht  sodann  znm  Ssterreiehischen 
Beehte  Uber,  naeh  wachem  er  die  sacken-,  obligations-  and  handels- 
rechtlichen Beiiehnngen  der  Elektrizität  darstellt.  Den  Beschloss 
bildet  eine  Analyse  der  Besagsbediogungen  der  Prager  Gemeinde- 
Elektrizitätswerke. 
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4.  TiLocH)  Dr.  Ekahubl,  Prof.,  OsterreichischeB  Erbrecht  Tom 
Standpunkt  der  vergleichMiden  Reehswissensdiaft  (Dedick^  privo 
rakonsU'se  stanoviske  novnftvad  v£dy  privai).  L  Prag  1905, 
Knih.  Sb.   157  S. 

Der  vorliegende  I.  T^il  enthftlt  eine  Einleitung,  in  welcher 
versucht  wird,  die  Prinzipien  Jedweden  Erbrechtes  danolegen; 
sodann  werden  die  allgemeinen  Bedingungen  der  Erbfolge  behandelt; 
schliesslich  wird  die  gesetzliche  Erbfolge  von  der  vergleichenden 
Rechtswissenschaft  entsprechenden  Gesichtspunkten  dai^tellt^ 

5.  PospisiL,  Dr.  Jakoslav,  Erlänterong  des  Gesetzes  fiber  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  Litoratui-,  Kunst  und  Photographie 
vom  20.  Dezbr.  18!»:.,  Z  197,  R.-G.-Bl.  (Vyklad  zäkona  o  pnivu 
aut(M  sln  tu  !i  (Hliim  litei  aruim,  unielockym  a  fotogratickym).  Prag 
IDÜö,  VerlafT  der  graphischen  lüsellscliaft  ,.Unie*'.    352  S. 

Der  Verfasser  (Advokat)  hat  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  das 
Gesetz  über  das  Autorrecht  in  einer  sowohl  dem  Bedürfnisse  der 
piaktischen  Juristen,  als  auch  dem  Verständnisse  der  beteilig^ten 
Laien  (Autor,  Verlr<:cr)  entsprechenden  Weise  zu  erläutern.  Die 
Form  ist  die  eines  Kommentars  mit  praktischen  Beispielen. 

0.  Hwi  A.  HoCr.  i'rof.  Dr.  Ant.  Kitter  v.,  Österreichisches 
rrivathamlt  l>iecht  (Soukrome  ol)chodni  jiravo  rakonshe).  Heft  1, 
Aull  ,  l!'it2:  Heft  II,  4.  Aufl.,  11MJ2;  Heft  III,  3.  Aufl.,  1903, 
J.  Uttü,  l'raL'.     isr.  und  210  S. 

Das  \\  eik  iks  herühinten  Verfa>vers,  welches  in  1.  Auflage 
das  erste  System  des  <i-t(  i  r*'it  iii>cheii  Handelsrechtes  war,  erschien 
vorlietrend  in  nt  ui  i  imrli  dem  neuen  Stande  der  Gesetztrebunp  und 
Liteiaiui-  er^ilii/.iei-  .\u!l;i;.'-e.  Hic  frenannteti  Hefte  enthalten  den 
allfrenieiuen  Teil  tli<  ;_'iitl,  (t)nellenj  Literatur,  fremde  Koditikationen 
des  Handelsrechtes:  Handelspeschufte,  Kaufqiannsqaalität,  Firma, 
HandelsbUcber,  Vollioacbt,  Gehilfen,  Marken»  und  Hosterscbutz, 
B^irse)  und  das  Recht  der  Handelsgesellschaften  einschlie^lieh  des 
Gonossenschaftsrechtes.  Eine  dentsche  Bearbeitung  dieses  Werkes 
(von  Dr.  B.  J.  Wolf)  ist  im  Jahre  1905  in  Wien  erschieneii.^) 

7.  Hkllku,  Dr.  Jiv,  Der  Eigenhilf^rerkanf  der  Ware  nach 
Handelsrecht  auf  Grand  des  gemeinen  Rechtes  (Sv^mocny  prodcj 
zhoh  die  präva  obchodniho  na  zäklade  prdva  obecniho).  Prag  1903, 

y 

Rozpravi  C.  Akademie.    129  S.   Lex.  F. 

^)  bielic  doreu  licsprecliung  im  liauptberichte. 
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Erörtert  werden  insbesondere  der  Verzog,  die  Androliang,  die 
eiiuelnen  Falle  des  Verkanfes,  die  Arten  seiner  Volbdebang.  Beehts- 
vergleichend  sind  besonders  die  Rechte  der  slawischen  Lander  benntct. 

8.  Pavuobx,  Dr.  Aim»j  Der  Check  in  der  WissenschafI  nnd 
Gesetsgebong.  Prag  1902,  Verlag  der  Böhm.  Akademie.  179  8. 
Lex.  F. 

Oer  doreh  seine  Werke  Aber  die  Berdchernngsklagen  und 
das  Plisndbriefrecht  bestbekannte  Verfasser  (Advokat,  Uitglied  der 
B9hni.  Akad.)  beginnt  mit  der  historischen  Entwicklung  des  Checks 
unter  Berflcksichtigang  der  Gesetagebnngen  Europas,  Amerikas, 
Japans.  Den  weiteren  Gegenstand  bilden  Begriff  und  Arten  des 
Checks,  seine  Erfordernisse,  Übertragnng,  Annahme,  Präsentation, 
Zahlnng,  die  Zahlangsweigerang,  die  Bechtsverhältnisse  zwischen 
den  betdligten  Personen,  die  Veijtthrang,  Piüjndizienittg  nsw. 

V.  Zivilprozess. 

1.  MKNOLrfKK,  Anton,  (uund/.ügc  der  Lclnc  Vdii  dvr  goricbt- 
liclaii  Exekution  (Zäkliidovt'  iiuuky  u  exekuci  suudüi).  Prag  liK)v{, 
Kuihüvna  Sborniku.    137  S. 

Verfasser  (L.mdesfrerichtsrat)  behaiuhlt  dir  l.t  lire  vorn  Exe- 
kutioiistitel,  vom  betreil)endeii  (Tlllubiger,  vom  Scbuldiiei.  vum  Aus- 
Aprucb,  von  der  gerichtlichen  Zwangsgewalt,  der  Eigenhilfe. 

2.  WoRSL,  Dr.  Josef  0.,  Das  Ausgedinge  im  £xekutions- 
verfiihren.  Eine  Studie  aus  dem  Gebiete  der  Saterr.  Ezekntions- 
ordnung  (Vymenek  v  exdcnci,  stndie  z  exekueniho  r&dn  rak).  Prag 
1902,  J.  Pospisil   110  S. 

Der  Verfasser  (Geriehtssekretar)  betrachtet  im  ersten  Abschnitt 
den  Ausgedingler  selbst  als  ExekutionsfOhrenden,  im  zweiten  er- 
örtert er  seine  Stellung  in  der  von  einem  anderen  Gläubiger  auf 
das  Immobile  geführten  Exdcution,  im  letzten  endlich  die  Exekution 
in  das  Ausgedinge. 

3.  Stibbeb,  Privatdoz.  Dr.  Miloslav,  Das  Bedeckungskapital 
fDr  Dienstbarkeiten  und  Beallasten.  Eine  Stndie  aus  dem  Gebiete 
der  österr.  Exekutionsordnung  (Uhraäovaci  kapitftl  sluzebnosti  a 
re&lnich  bremen,  Studie  z  rak.  exekucniho  ridn).  Prag  1902,  Eni- 
hovna  Sborniku.  100  S. 

Nach  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  wird  die  wirt- 
schaftliche Bedeutung  des  Bedeckungskapitals,  sein  Entstehen,  seine 
Daner  und  Endigung  erörtert. 
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1.  MiBiCKA,  Dr.  AvousT,  Privatdos.,  über  die  Formen  derStraf- 
scbiild  nnd  deren  gesetiliebe  Gestaltnng  (0  fonnach  trestnA  viny  a 
jich  äprave  zäkonnö).  Prag  1902,  Verlag  der  B5hm.  Akademie. 
171  S.  Lex.  F. 

Nach  Darcbforschang  der  ▼erscbiedenen  in  ATissenschaft  and 
Gesetzgebung  lierrschenden  Theorien  ergaben  sieh  dem  Verfasser 
als  konstruktive  Elemente  der  Strafschnld:  die  Voraussicht,  die 
Absicht,  der  Wille,  das  Motiv,  das  Bewui^stsein  der  Kechtswidrig- 
keit.  Die  untere  Grenze  der  Strafschnld  versucht  Verfasser  mit 
Hilfe  des  (tefahrbegriHes  zu  bestimmen.  Die  Strafschald  selbst 
wird  in  drei  Arten  p:egliedert:  die  Absicht,  die  bewusste  Schuld, 
die  unbewusste  Schuld. 

Eine  deutsche  Bearbeitung  dieses  Werkes  ist  1903  in  Leipzig 
erschienen. 

2.  Pkusak,  T'rivatdo/..  Dr.  Joskf,  Kriminal-Noetik  (Krimiuelui 
noetika>.    Pra<r  1;H>4.  Knihuvna  Shorniku.    238  S. 

Der  Verfasser  «^ibt  unter  diesem  Titel  den  ersten  Teil  einer 
allgemeinen  Strafrechtswissenschaft,  deren  weitere  Teile  die  Kriniinal- 
Soziolopie  und  Kriminal  Tnlitik  liildcu  s«)llen.  Im  vorlie^^enden 
AVerke  werden  die  all^^eiiiein-^ieii  Het^rit^'e  erörtert,  vornehmlieh: 
der  Wille,  der  ursächiifhe  Zu>amiiienhan£r,  die  Zurechnun";,  die 
Schuld,  die  Strafe.  Der  Verfasser  steht  auf  dem  Standpunkte  des 
Deteiiuinisiuus  und  der  l>e-»>erun£rstheorie,  er  wendet  sich  insbe- 
sondere gegen  die  Bezeichnung  der  Strafe  als  Übel. 

Vn.  Ö&entliflliM  lUeht 

1.  Piuz.iK,  Hof  rat  Prof.  Dr.  Jiai,  Österreichisches  Verfhssungs- 
recht  (Rakottske  prAv»  üstavui).  m.  und  IV.  Teil.  Zweite  erg. 
Auflage,  1902  und  1903,  Prag.  Verlag  des  Juristenvereines: 
Pr&vnickii  Jeduota.   478  und  249  S. 

Die  beiden  vorliegenden  Bttnde  bilden  den  Schlnss  des  Systems, 
deK»on  erster  Teil  die  Gemeindeverfkssung,  der  zweite  die  Landes- 
Verfassung,  der  dritte  die  Verfassung  der  im  Beiehsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder,  der  vierte  die  Verfassung  der  Oesamt- 
monarchie  enthält. 

2.  Vavkikek,  Dr.  Frakt,  Über  die  staatsrechtliche  Natur  der  im 
Beiehsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder    (0  st&toprftvni 
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poTase  krilovstvi  a  seini  na  risskß  rade  zastoapenych..  Prag  1905, 
l&uhovika  Sbornikn.   461  S. 

Die  Habilitatioiisachrift  des  Veifusers  enthllt  mitar  anderem 
ErSrterangeii  Uber  die  staatsreehtliehen  Besiehnngen  der  böhmischen 
and  Dsterreichisefaen  Länder  anm  ehem.  rOmischm  Reidie  deutscher 
Nation,  der  bShmlsdien  libider  an  den  Osterreicfaischen  LSndem, 
der  einzelnen  LSnder  an  dem  gemdnsamen  Landesflirsten,  ond  Uber 
die  gegenwärtige  staatsrechtliche  Bedeatong  der  Länder. 

SvÄTBK,  Dr.  JoHEF  Jan,  EinfOhrung  in  das  Völkerrecht. 
(Uvedenl  de  pr&va  mezinfttedniko.)  Prag  190S,  Fr.  Bionäe.   189  S. 

4.  PBiliKt  Hofr.  Prof  Dr.  Jnl,  Osterreidiisches  Terwaltnngs- 
recht  (Bakonsk^  pnUo  sprävni).  1.  Teil.  Prag  1905,  Verlag  des 
JnristenYereins,  Pr.  .T.   215  S. 

Der  erste  Band  dieses  postumen  Werkes,  dessen  Hoiau-Ji^abe 
Prof.  Frh.  v.  Bibokr  besorgte,  enthält  den  allgemeinen  Teil;  die 
VerwaltUDgsorgane,  die  Zuständip;keit,  die  Aufgaben  der  Verwaltung, 
das  Administrativvorfahren  und  das  Polizeistrafrechi. 

5.  ScHWABZ,  Fa.,  Kommentar  zum  Gesetze  Uber  die  Bezirks- 
vertretungen  im  Königreiche  liiUinien  (Vyklad  zakmia  o  znstiipitelston 
okresnim  v  knilovstvi  <_esheni).    Prag  l!H)4,  J.  ütto.    sr2  S. 

Uiiuii,  Dr.  Ji'H  ,  Die  Zusammensetzung  und  der  AN'irkungs- 
kreis  der  l^ezirksvertretung  (Sloieni  a  püsulnost  okreäuiko 
zastQpitelstva).    Prag  1905,  A.  Wiesnor.    2H4  S 

7.  Zalui),  Dr.  Jü.-..  Kommentar  zur  (•fiueiiuleouinuii^'  und  der 
(Tt  intMiulewahlordnung  (Komentär  h  übecnium  nidu  a  obecuium  i'adu 
vuiebnium.    Prag  lOOö.  Ili.fer      Kloncek.    1U85  S. 

Ein  für  die  Praxis  sehr  dankenswertes  Buch! 

8.  Vanls.  Fk..  Das  Verfahren  vor  dem  gemeindeamtlii  lau 
Strafsenat  (Rizeni  pied  obecnim  seuatem  trestnim).  Prag  11»ü:J, 
E.  Beaufort.    300  S. 

Der  genannte  Strafsenat  wird  vom  (iemeindevorsteher  und 
zwei  Geraeinderät^n  gebildet;  in  seine  Kompetenz  fallen  Strassen-, 
Feuer-,  Ban-Polizei,  Gesindewesen,  Schatz  des  landwirtschaHtlichen 
Eigentums  usw. 

d.  Talhita,  Dr.  Boauam,  Die  mährischen  Gemeindestatuten 
(Obeeai  sfcatuty  Uoravsk^).  Brflnn  1903,  Selbstverlag.   687  S. 

Das  Werk  enthUt  eine  geschichtliche  und  systematische  Über- 
sieht des  mährischen  Statatengemeindereehtes  und  den  Abdruck  der 
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Statuten  der  Städte:  Brflnn,  Iglan,  Eremsier,  OlmfltK,  üngariseh» 
Hradisch,  Znaim. 

10.  FifiDLER,  Prof.  Dr.  Fb.,  Die  landwirtscbafUieheii  Gesetze 
und  andere  die  Landwirtschaft  betreffenden  Torschriften  im  K9nig^ 
reiche  Böhmen  (Zemedelsk^  zakony  a  jini  pridpisy  tykigici  se 
zemedelstvi  v  kralovstvi  Ceslt^ni).   IL  Teil.   Prag  1902,  J.  Otto. 

427  S. 

Die  Vorschriften  sind  -systematisch  geordnet  und  mit  Er- 
Iftuternngen  versehen.  Der  vorliegende  Band  betrifft  die  Baompflege 
(verschieden  vom  Forstschutz),  das  Jagdwesen,  die  Meliorationen, 
die  Unterstatzung  des  Kredits. 

11.  ItoHÄCKK,  Dr.  Fb.,  Die  in  der  Uarkgraf^cbafb  Mahren 
geltenden  landwirtschaftlichen  Gesetze  (Zemedelsk^  z&kony  platn^  v 
niarkrubstvi  Monivsk^m),  herausgegeben  im  Auftrag  des  Prftsidinms 
des  mUbr.  Landeskulturrates  und  mit  UnterstOtzung  des  Ackerban- 
ministeriums.   Brünn  1902.   382  S. 

Das  Werk  enthült  drei  Abteilungen:  L  Gmndentlastnng, 
II.  Bewirtschaftung,  III.  Schutz  und  Unterstützung  der  Land- 
wirtschaft. 

12.  Grurkk,  Privatdoz.  Dr.  Josep,  über  die  Entwickelnng  der 
ÖNterreichiächen  Gewerbegesetzgebung  und  Uber  die  Ziele  der  6e- 
wcrberafunn.  (()  vyvoji  zivnostensk^ho  zAkono>d&rstvi  v  Bahouska 
a  0  cilech  reformy  zivnostensk^.)  Prag  1904,  herausgegeben  von 
der  HandeU-  und  Gewerbekammer.   87  S. 

13.  Ki':uKC,  Tom,  Katechismus  des  Österreichischen  Gewerbe- 
rechtes  (Katechismus  zivnostensk^o  prAve  zakoosk^o).  L  Bd.  1902, 
276  S.,  II.  Bd.  1904,  27Ö  S.   Prag,  H<9da  ft.  Tncek. 

14.  LosAN,  Fb.  Das  österreichische  Gewerbegeriehtswesen 

(Sondnictri  zivnostensk^  v  Rakonsku).  Tdbor  1904,  V.  Kraus.  136  S. 

l'>.  Mkissxkh.  J>i.  Ai.(ki  :>.  und  Dr.  I.ko  WiNim.  Die  Arbeiter- 
Uufallversifherung  nadi  i^stcrr.  K'eclit  razove  pojifeteiii  deluicke 
die  prsiva  ri>k).    Prag,  Delnickji  Kniliovna,  19()4.    445  S. 

Eine  systematitiche  Erläuterung  der  österr.  Vorschriften  Uber 
Arbeiter- Unfallversicherung  mit  Berflcksichtigung  des  englischen, 
französischen  und  insbesondere  des  deutschen  Hechtes.  Die  österr. 
Praxis  wird  besonders  hinsichtlich  der  Grundbegriffe  (Arbater, 
Betriebsunfall)  einer  Kritik  unterzogen. 
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16.  Kafka,  Fk.,  Die  Versichemiig  der  Arbeiter  und  der 
Betriebs-Beamten  fttr  den  Enmkheltsfftll  naeh  der  dsterr.  (resets» 
gebong  (Pojisteni  delnikü  a  rykonyeh  nfednikü  pro  pripad  nemoei 
podle  nJL  zikonodirstvi).   Prag  1904,  A.  Wiesner.  404  9. 

VnL  Volkswirtsohaft,  Finanneeht  und  Finanswiasenaohafi 

1.  Pbkiss,  Dr.  jABoeiiAT,  Aas  den  Bestrebungen  der  gegen- 
wftrtigen  wirtscbaitlichen  Entwicklang  (Z  tendenci  bospodarsk^ho 
vyroje  soacasna).   Prag  1905,  Grossmann  &  Svoboda.   192  S. 

Das  Bach  enthält  eine  Reihe  Essays  Aber  das  moderne  deutsche 
and  englische  Bankwesen,  die  Eotwicklang  der  b5hmisehen  Teztil» 
Indastrie,  die  Idee  der  englischen  Weltherrschaft,  Russlands  Kampf 
am  den  Stillen  Oaean  a.  a. 

2.  FiBDLBB,  Prof.  Dr.  Fsast,  Die  österreiehisch'nngarischen 
Aasgleiehe  vom  Jahre  1878  an  (Rakonsko-aherska  vzrovnäni  po 
rooe  1878).    Prag  1903,  J.  Otto.   494  S. 

Die  Vorlagen  und  definitiven  GMtaltnngen  der  einzelnen  Aas- 
gleiehe werden  synchronistisch  angefOhrt  and  die  Ursachen,  welche 
zn  den  einzelnen  konkreten  Bestimmniigen  Aber  die  Beitragst^uute, 
Zollpolitik,  Bank-  nnd  Wfthrangsfrage,  die  Verbraacbssteoern,  das 
Patentrecht,  die  Seholdenkonversion,  führten,  in  den  jeweiligen 
politischen  Konstellationen  nachgewiesen. 

3.  Ergebnisse  der  Erhel)un;it  u  l  A^rari  iniiu  t«')  der  wirtschaft- 
lichen und  kulturellen  \'erhälinisse  der  hindwirtschaitlii hen  lie- 
vülkeruug  des  Königreiches  Böhmen  in  den  Jahren  IS'.'H — IIHIO 
(Vysledky  setreni  [agrärni  anketaj  pumeni  hospod&rskych  i  kulturnich 
zem§delsk£ho  obzvatelstva  v  krilovstvi  Cesk6m  v  letedi  1898  ai 
1900).  Heransgegebea  vom  Landeskattnrrat  des  KSnigreiehs  B5hmen. 
Prag  1902.   36  and  1102  S. 

Die  Enqnete  worde  aaeh  typischen  Gemeinden  durchgeführt 
Der  Fragebogen  enthielt  14  AbteUangMi.  Es  ersdiien  amsh  eine 
deutsche  Abteilung  in  betreif  der  Landesteile  mit  deutscher  Be- 
völkerung. 

4.  K>a,ArKK,  Dr.  Fkant,  Die  Vorschreihung  der  Grundsteuer 
in  Mähren  und  die  Berufsgenosseii>cliaften  der  Laiidwiite  (rredjiis 
pozeuikove  dene  na  Morave  a  zävazna  spolecenstva  zemedelskä. 
Brlinu  190a.    143  und  oö'»  ri. 
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Aolass  xa  diesem  Werke  bot  das  Beichsgesete  vom  27.  April 
1902,  betr.  die  Errichtvng  von  BernfsgenossenscIialteD  der  Land« 
Wirte.  Es  enthftlt  VorscfalSge  in  betreff  der  Anwendung  dieses 
Gesetzes  in  HShren  im         der  LandesgesetaEgebnng. 

5.  Gbübbr,  PrivatdoE.  Dr.  Joskp,  Über  Wasserstrassen  nnd  den 
Transport  aar  See  nnd  in  BinnengewSssem  (0  Todnich  cestieh  a 
Todni  doprave  namorni  i  vnitroaemsk^).  Prag  1902,  «.Merkur". 
112  S. 

Anlass  boten  die  Eanalprojekte  Donaa-Elbe,  Donau-Oder.  Die 
Schrift  enthUt  auch  eine  historische  Übersicht  der  Ausgestaltung 
der  dsterreicbischen  Flassschiffahrt. 

6.  AVauner,  Dr.  ^'  v  Pic  wirtschaftlicho  Wiohtiijkeit  und 
Keotabilität  eines  Kanals  zwischen  Wien  und  Triest  (Hospodäi^kä 
di'ilezitost  a  vvn<>snQ!>t)  prüplavn  naai  Vidni  a  Terstem).  Prag  190<l, 
Selbstverbc     lOo  S. 

7.  WiNTKR,  Dr.  Lko,  Die  Kartelle  (Kartely).  Eine  national- 
ökonomische Studie,    l'rat?  11)02,  Knihuvna  Sborniku.  S. 

Erörtert  wird  die  Kntstohunfr.  das  Wesen,  die  vor<ihiedenen 
Cu'staltuniren.  die  wirtschat'tliciieii  Wirkungen  der  Kartelle,  die 
Sielluiii:  do  Sraato<  zu  denselben  und  die  verschiedenen  Vomhläge 
zur  Li^suii^-  der  K.iitcUfraj^o. 

.S.  K*iri.-Kv,  Dr.  O  iokxk.  Die  Hau-iiuiti-^ti  ie  in  Ostbi'bnien 
(Don)ii<  by  jiniinysl  ve  vycbodnich  Cechäclii.  l'iniubic  1904.  140  S. 
(Granatsclih  ift  n,  Feilenhauerei,  Perlmutterdrechselei,  Haararbeiteu, 
Knopffabrikaiinii  uvw  ). 

HoKAri  K.  Druf.  Dr.  Cvhii.l,  Die  Wohiuitiv'sfi-apo  und  die 
stildtische  (Grundrente  (Hytovii  otäzka  a  niestska  reuta  pozeuikovä). 
Piag  Utori,  Knilioviia  Sborniku.    2-')!3  S. 

Die  Wohnunf^.slraj^e  betrachtet  Verfasser  nicht  bloss  als  einen 
besonderen  Teil  der  Arbeiterfrage,  sondern  als  eine  Frage  selb» 
ständigen  und  allgemeinen  Charakters^  welche  allerdings  einen  Teil 
der  gesaraten  sozialen  Frage  bildet.  Da  es  sich  hierbei  hanpt- 
sächlich  nm  die  Beschaffung  wohlfeiler  Wohnungen  handdt,  werden 
zuerst  die  Ursachen  der  Wohnangsteuemng  in  den  grossen  §tftdten 
aufgesucht  nnd  sodann  die  Möglichkeit  einer  wirtschaftspolitiscben 
Ingerenz  hinsichtlich  der  steigenden  HietsinBe  nnd  der  steigenden 
stadtischen  Grandrente  erörtert.  Verfasser  hält  den  Bodenwert, 
nicht  die  Höbe  des  Mietzinses  fDr  das  Primäre  nnd  betont  die  Vn- 
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abh'liigif^keit  des  «tndtischen  Bodenwertproblenis  von  der  heutigen 
IJechtsordnung.  Als  Beilagen  sind  statistische  Daten  über  Woh- 
nungsverhältnisse in  Osterreicli-l  Hfrarn,  Deutschland,  der  Schweiz 
und  Paris,  sowie  der  Abdruck  ciiiiLrei-  die  Wohnungsfrage  be- 
treifenden (jesetze  und  Verordnungen  beigefügt. 

10.  Chalupny,  Dr.  Km  am  kl,  Einführung  in  die  Soziologie 
(Uvod  do  sociologie).  llit  Kücksicht  auf  die  böhmischen  Verhalt- 
nisse.   I.  Teil  und  II.  Teil.    224  S.    Prng  1005,  Selbstverlag. 

11.  DvoiuK,  Med.  Dr.  Jan,  Das  Findlings-  und  Wai.senwesen 
im  Ki)nigreicbe  Böhmen  (Pomery  nalezinectä  a  sirotcenstvi  v  kral. 
Cesk^).   Prag  19U3,  J.  Otto. 

12.  Derselbe,  Die  Verbältnisse  der  ('»tfentlichen  allgemeinen 
Krankenhäuser  auf  dem  T>ande  ira  Königreiche  B">hmen  zu  Beginn 
des  XX.  Jahrh.  und  das  lleilni  fnis  zcitgemässer  Reformen  (Pomery 
Tseob.  ver.  nemocuic  veukovskych  v  kr.  C.  na  poc:ltku  20  st  a 
potfeba  casovyeb  reform).   Prag  1904,  J.  Otto.   196  S. 

18.  Derselbe,  Die  eiaheitliche  Organisation  der  Aufsieht 
Aber  Findlinge,  Waisen  und  verlassene  Kinder  (Jednstnä  organisace 
dozom  na  nalezence,  sirotky  a  dits  opvstra^).   Prag  1905,  Borsik 

&  KohoQt.    lOH  S 

Der  Verfasser  behandelt  den  gegenwärtigen  Stand  im  In- 
lande  und  in  anderen  Ländern  nnd  beantragt  eine  zeitgemässe  Um- 
gestaltung, deren  reehtliche  Grandlage  und  praktische  DurchfUhrnng 
er  darlegt. 

14.  Drachov.xky,  Dr.  Josef,  Die  österreichischen  Zucker])räraien 
mit  Kücksicht  auf  die  Wissenschaft  und  die  internationalen  Ver- 
hältnisse (Rakonske  premie  cukerni  se  zretelem  k  nance  a  k  po- 
meriom  mezinäroduim).    Prag  PHi2.  Knihovna  Sborniku.    124  S. 

Die  Habilitationsschrift  dos  Verfassers  behandelt  die  yerschie- 
denen  Arten  von  Prämien,  ihre  wirtschaftlichen  Wirkungen  speziell 
die  österr.  Zuckerprämien  in  historischer  und  dramatischer  Dar- 
stellung, die  Entwicklung  der  Zuckerindastrie  nnd  die  auf  Ab- 
schaffong  der  Prämien  gerichtete  Bewegung. 

15.  Frai,  Dr.  Nil6m,  Die  Gebfihr  fUr  Vermögensübertragungen 
von  Todeswegen  nach  dem  Gesetze  vom  0  Februar  18:>(>.  i;  :>o  K.-G.-B., 
und  dessen  Nachträgen  mit  Kücksicht  auf  die  historische  Entwicklung 
(Poplatek  z  prevodu  na  pHpad  santi  die  zak.  ze  dne  y  ünora 
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1850  c.  50  r.  z.  a  jclio  dodatkü  se  zreteleui  k  hisiuiickeum  r^voji). 
Prag  10O2.  Knihovn.v  Shoniiku.    :3:!0  S. 

Das  Werk,  ebentalis  eine  HaliilitaliiMi---iiiril"t.  enthält  den 
histoi isclien  Tv'ü  und  den  Aiifatiir  dt"-  dufrniatischen  Teiles.  Im 
Iii^tMi-iNcIuMi  272  Seiitii  lulUndcn  'J't'ik'  ucidfu  die  veixliiedenen 
(n  -iidi iiiiLTiu  der  Krl)<:el)Uhr  (Erhsteuer)  von  Maria  Theicsia  Im 
/ur  liej^t.Miwart  auf  (^rund  arclnvaler  (Quellen  behandelt.  Im  d^ir- 
niatischeii  Teile  wird  der  Standpunkt  der  Wi.s.^enschal't  zur  Erb- 
steuer, die  fremde  (üsef/gebung  uud  die  örtliche  Wirksamkeit  der 
Erbsteuervorschriften  behandelt. 

It».  1)1; A(  iiov>hv,  Pi  iv;itdt»z.  Dl'.  JusKK.  Die  l'rinzipien  der  Kon- 
tiollc  de>  Sta;a>lKiu>iialtes  in  n^tei  reich  iT*rinoi|iy  k(tntroly  statniho 
bu>|)ud.> i >t \  i  V  KakMii-ku).    i'rai:  l'.'it  i.  KiuhiA  ua  Shoniiku.    OO  S. 

Der  Verlader  unterniiuiut.  die  De/.iehun^'en  der  Kiuiimlle  zu 
den  iiationai;iki)noiiiis(  hen  und  Juristischen  Theorien  aulziuli  i  ken : 
er  uiitersuclit  den  IJeLnitV  der  Ktintmlle.  die  Urgaue,  da:»  System, 
die  Arten,  (ieiiii  te  und  \\'irkutijj:«'n  derselben. 

17.  Üi.nKi  .!  L  ,  Ihe  eui ojiiiix he  Zutker^a^setzfrebunir  und 
die  Zurkeiiiidii^-trie  (Cukerni  z;ik<in(>d;irst  vi  evrctpske  a  cukerui 
j>rüiuysl'.    l'ra^-  ll<02.  <Mt'>sniann  »S;  Svidiuda.    12^  S. 

Ili'-toi  i>t  lie  und  \  ertrh'ichende  Darstellung. 

Is,  Dcrsellx'.  Das  ioterr.  Zuckerfresctz  in  >y:^t('inatischer 
Ordnun«:  (Ciikerni  z:iknii  rakousky  v  systematicüem  porüdku).  Prag 
lUOl,  liro.-Miiann  Cv:  >VM!i.,da.    ^ü'>2  S. 

l!>.  Kiii  i.'i.  Dr.  T-,  und  Tu  Ziv.\n-.kv,  Die  nationale  Stcuer- 
leistun^'  und  der  I.aiidr-ihaushalt  im  Kitnipreiche  liöhnien  (N;»rod- 
nostiii  t'"pl:'f i>  zein^kt'  z;ikoii<Mi;irslvi  V  knilovstvi  Ccbkem). 
Prag  l'-'"''.  Shui-tiik  sjii>.ii  ptdit.  S. 

Erschien  auch  in  deutscher  Sprache  als  Antwort  auf  die 
Schrift  Prüf.  Frh.  v.  \\'il.skk  Uber  denselbeo  Cregeustuud. 

IX.  Alphabetische  Übersicht  der  in  tschechifloher  Sprache 

erschienenen  Werke. 
Ai'AMisc,   K,\HL,    Die  vvirtschultliclie   Krise    der  Industrie. 
2.  Aull.  11H»2. 

Bkm"  ,  A.  J..  Dil'  I>erlii>vfili;iltnis^e  der  Nachbarn  unter- 
einander uud  geijcnUber  der  Geiuciude.    U.  AuÜ.  lyu^. 
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BoHUHLAV,  Dr.  J.,  Juridisciier  liatgeber  iu  gerichtlichen  An- 
gelegenheiten. 190^^. 

l>ersolbe,  Vigilantibus  jura.  Detailicsrister  der  Fri>ten  und 
wichtigen  Zeitbestininiungeii  :ni^  allen  Ixcdits^.'^r'liiotcii.  V.hi;',. 

Hraf,  Prof.  Dr.  ALBiii,  Ideen  und  Tatsachen  iu  der  Selbst- 
verwaltnnir.  19(>2. 

Derselbe.  Hrief  eines  polili?>chen  Keizeis.  1902. 

BttANi>KVt<,  Meth.,  Strafprozessordnung.  1903. 

Braun,  Lili,  Die  Franenfrage,  ihre  gescbichtlicbe  Entwicklaiig 
und  wirtschaftliche  Seite.  1903. 

Bbohk»,  J.  L..  Europäische  Zackergesetzgebang.  Prag  1902, 
Grossmann  &  Svoboda. 

Derselbe.  Das  österr.  Zuckerjresetz.    Ebenda  1904. 

Chalupitt,  Dr.  Eu.,  EioTuhrang  in  die  Soziologie.  Prag  1905, 
Selbstverlag. 

CBAKov.<iKY,  Prof.  Dr.  Jarohis,  Allgemeine  böhmische  Bechts- 
gesehichte.    Erscheint  In  Heften. 

Drmel,  Dr.  Jaboslaw,  Geschichte  des  Fiskalamtes.  Prag  1904, 
fiorsik  &  Kohout 

r)KA<  iiovHKY.  Dr.  J.,  Die  !'(sterreirhischeu  Zuckei*prämien  mit 
Rück.'^iehi  auf  die  internationalen  VerhUltuisse.  1903. 

Dvorak,  Med    Dr.  i)ffentliche  Krankenhäuser 

am  Lande  \n  Böhmen.    Pratr  190  1.  J.  Otto. 

Derselbe,  Prinzipien  der  üsterr.  ätaatähaushaltskontrolle. 
Prag  1904,  Knih.  Sb. 

Dvorak,  Dr.  Rudolf.  Verhandlungen  des  mährischen  Land- 
tags 1792—1835.    Brünn  1904,  Malrie  Moravska. 

FiKDLKR,  Prof.  Dr.  Fß.,  Der  österr.-angarische  Ausgleich  nach 
dem  Jahre  1«78.  1903. 

Flieder,  K.,  Die  Exekution  auf  Forderungen  nach  §  296 

Exek.-Ordn.  1902. 

Derselbe,  Uber  Grenzerneuerung  and  -Regulierung  nach 
den  neuen  Prozessgesetzen.  190JJ. 

Fc^K,  Dr.  WiLB.,  Die  ÜbertragnngsgebOhr  fttr  den  Todesfall. 
L  Teil.  1903, 

Gri  heb,  Dr.  JosKF,  Über  Wasserwege  und  den  Wassertrans» 
port.  1902. 
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(iKiBKR,  Dr.  .Tn-KK.  Entwicklung  der  ü>terr.  (iewerbegesetz- 
gcbuii^''.    I'ra^  Haiidth-  und  (n'werbekammer. 

(Iaktmann,  Amtun,  Der  Dieust  bei  den  Bezirksgerichten.  £r- 
!»cheint  in  Heften. 

Hu  i.KH.  Dr.  .foii  .  RcllKthiliVverkauf.  l;H>3. 

Derselbe,  LrruudzUge  des  Elektrizitätärechtes.  Frag  19U5, 
Kuihovna  Sborniku. 

Hf  VKüv-^ky,  Prof.  Dr.  Lkop  ,  (ieschichte  und  System  des  rö- 
mischeii  l'rivatrecht-^     ;>  Aiitl.  l!*it2. 

Hoi;\ci:k.  Prof.  Dr.  Cykili-,  Frage  der  Arbeiterwohnimgeii 
Qud  \  er>uche  zu  deren  iJ'sunfj:.  l'.Hi-? 

Derselbe,  Wohnungsfrage  und  städtische  Grandrente.  Trag 
lim.^,  Kuib.  81) 

JiKKcf  K,  Di  II  .  D;i-«  Hecbtsleben  in  Kitinnen  und  Mähren.  19o;l. 

Dci-cnif.  HistuT  iscil»  >  Wörterbuch  des  slavischen  Kechtes. 
i'rag-iirüiiu  l'.*iil.  .Stsib.stvt'rlafr. 

KAi'i.fr,  I)r.  Kaiü.,  Vprbl'iczys  Tripartitum  und  das  in  dem- 
selben entbaltene  Privatrecht  des  ungarischen  und  kroatischen 
Adels  P»n:?. 

Derselbe,  Api ;iri rclit  in  Bosnien  und  der  lierz(  «rowiua.  ir*03. 
Kafka,  Fk.,  Oslerr.  Arbeiterkrankenversicherung,  l'rag  1004, 
A.  Wiesner, 

KoT.iivsKK.  Pn»f.  Dr.  Juskk,  Bauernurduun<;en  und  Wirtscbafts- 
iustruktionen  HIJ»;.    Prag  IIM).'»,  Arcbiv  Cesky. 

K.\i-KA<,  .1..  Zur  (icscbicbte  des  l't'andreclit-  ll«>3. 
Kx-'i-F,  F.,  liecbt  und  Macht  il»  r  (-enieinde.  P.«»:?. 

Kni HsKY,  Dr.  Otakab,  Hausindustrie  in  Dstböhmen.  Pardu- 

bic  r."»4. 

KKrM\K.  Dr.  .).,  i'lier  den  Lolinvertrafr  nach  österr.  Privat- 
recht mit  i:(lrk>iiiit  auf  das  ri'nuM'he  Keeht.    I.  Teil.  P>OS. 

V  V  _ 

Ki;i  b  I.  Di-.  Kk..  und  Tu,  Zivan>kv,  Nationale  .Sreuerlei>tuug 
und  Landt-lia!i-!i;i!r  pi  liiucns     l'ing  1905,  Sbornik  spasiv  polit.  • 

Lüi'AK,  M.,  i  her  Khrenbdeidii^ung'*"-  l!'02. 

Los>A>',  Fr.,  Das  österr.  Oewerbegerichtsweseo.  Tabor  1904, 
V.  Kraus, 

Marsan.  Pli.  und  .Tr.  I)r.  Rorfkt.  (ie<;('bicbte  der  österr. 
Polizeiorganisution.    Prag  11>04,  Knihoxna  Sborniku. 
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Uaizmeb,  Jab.}  Gesetz  Ober  den  Lebensmittelverlrabr.  1903. 

Derselbe,  Gesetx  Uber  Tierseachen.  1903. 

HsisrasR,  Dr.  Alvbbi»,  und  Dr.  Lso  Winthr,  ArbeiternDfall- 
versichenuig.  Prag  1904,  Delnidca  Ka, 

Mbnossbk,  änt.,  Grandlagen  der  Lehro  Uber  die  geriehtliehe 
Exekution.  1908. 

Hiii^KA,  Dr.  A.,  Über  die  Formen  der  Strafschold  nnd  ibre 
gesetzliche  Regelang.  1003. 

Müller,  Vaclav.  Die  Freisassen  in  Böbmen  im  15.  and  16. 
Jahrhundert.    Prag  1905,  Fr.  Rivnac. 

MuäiL,  Dr.  J.,  Ciemeinderechnung  und  Voranschlag.  1002. 

Derselbe,  Über  Hciitiatrecht  und  Ausweisangsrecbt.  1902. 

Derselbe,  Der  Bierkreuzer.  1003. 

Xkcas,  J,,  Juridische  Katschläf^e  für  die  Praxis.  2.  Aufl.  1002. 

Nkv^imal,  Dr.  Aue,  Österr.  allgem.  bürgerliches  Gesetzbuch. 
4.  Aufl.  1002. 

Derselbe,  Allgem.  Wochselordnunp.  1002. 

NovoTNY,  Fa.,  Dienst  der  Staatsanwälte  bei  den  Bezirks- 
gerichten. 1002. 

Pavlickk,  Dr.  Amt.,  Der  Check  in  Wisäenschaft  und  Gesetz- 
gebung. 1002. 

Pc^iMsiL,  Dr.  .Iahoslav,  Urhclin  in  lit    l^rag  100'),  grai)h.  Ges. 

Pkazak.  Prof.  Dr.  (-rKORii,  ( isteneichisches  Verfassungsrecht. 
lU.  Teil,  2.  Aufl.,  1002:  IV.  Teil,  2.  AuH.,  1003. 

Pkkis.-<.  Dr.  Jakoslav,  Tk'strehnngen  der  gegenwärtigen  Wirt- 
scbaftseut Wicklung.    Prag  1  ;•(•'<,  (iidssinanii  ^  Svoboda. 

Pkusak,  Dr.  Jo.>^.,  Kriminal-Nnctik.    I'rag  llii'l,  Knih.  Sb. 

Derselbe,  üster.  Verwaltuugsretht.  Prag  1905,  Juiisten- 
verein. 

Ramu,  Prof.Dr.ANT.  R.  V.,  Zur  Theorie  der  Wertpapiere.  1902. 
Derselbe,  Über  Difi'erenz-  und  Termingeschäfte.  1902. 
Derselbe,  Österreichisehes  Privathandel8reeh&  8. — 5.  Anfl. 
1902/1908. 

BiBKc,  T.,  österrelehisehes  Gewerbereeht.  Prag  1902—05, 
Hyda  dt  Tofck. 

BiEoxB,  Prof.  Dr.  Freih.  B.  Ober  den  itoterr.-nngarisehen 
Aasgleieb  des  Jahres  1867  mit  Übersiebt  der  Entwicklung  bis 
1899.  1908. 

JahvbiuA  dar  iBteniaL  Ymlnigag.  8.  Bd.  160 
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BiGORB,  Prof.  Dr.  Freib.  B.  v.,  Leitende  Ideeo  unserer  Aa- 
tonomie.  1902. 

Derselbe,  Übersicht  der  neaereo  EDtwttrfe  der  Kreisver- 
fassoBg.  1903. 

Derselbe,  österr.  Rechtsgeschiehte.    Erscheint  in  Heften. 

Derselbe,  Verfassungsgeschichte  Österreichs.  1903. 

ScHEmBB,  Dr.,  nnd  Dr.  Zaiud,  Entseheidangen  des  obersten 
Gerichtshofes.   1.  Bd.  1903. 

ScBWABZ,  Fb.,  Kommentar  zum  Oesets  Aber  di6  Beeirksrer» 
tr«tnngen  in  Böhmen.   Prag  1904,  J.  Otto. 

Stigbkr,  Dr.  H.,  Zur  Entwiekinng  der  Eviktion.  1902. 

Derselbe,  Bedeckungskapital  der  Dienstbarkeiten  nnd  Real- 
lasten. 1902. 

Stdpecky,  Prof.  Dr.  J.,  BeitrSge  über  böhmische  Übersetzungen 
im  Zusammenhange  mit  der  Kodifikation  des  österreichischen  Zivil- 
rechts. 1903. 

SvÄTEK,  Dr.  J.,  EinfOhrnng  in  das  Völkerrecht.  1903. 

Sykbk,  Dr.  E.,  Die  Geschwomeiuustiz,  ihre  Entwiekinng  nnd 
Berechtigung.  1903. 

SiKL,  Dr.  Herk.,  Theorie  der  Skripturobligationen.  1902. 

Tahk,  Prof.  Dr.  H.,  Steuerreform.  1903. 

TiLscH,  Prof.  Dr.  Emanukl,  österr.  Erbrecht  vom  Standpunkt 
der  vergleichenden  Kecbtswissenschaft.   Prag  1905,  Knih.  Sb. 

Trakal,  Dr.  Jori.,  Bedeutung  der  Haager  Konferenz.  1902. 

üHLiB,  Dr.  Jos.,  ZusammMtsetauBg  nnd  Wirkungskreis  der 
Bezirksvertretungen.   Prag  1905,  A.  AViesner. 

Valbnta,  Boh.,  Mttbrische  Gemeindestatute.  1903. 

Derselbe,  Die  Sprachenf^ge  bei  der  Publikation  im  Beichs- 
nnd  Landesgesetzblatt.  1903. 

Vakcuba,  Dr.  J.,  Das  Prttlegat  nach  römischem  Becht  1902. 

Vavbinrk,  Dr.  Fb.,  Staatsrechtliche  Natur  der  im  Beiehsrate 
vertretenen  Königreiche  nnd  Länder.   Prag  1905,  Knih.  8b. 

Vanih,  Fb.,  Das  Verfahren  vor  dem  Oemeindestrafsenat  in 
Böhmen.  1903. 

WiNTEB,  Dr.  Lbo,  Die  Kartelle.  1903. 

Derselbe,  nnd  Dr.  Alpbbd  Hbihsmbb,  Arbtiterunfallver- 
Sicherung.   Prag  1904,  Delnicke  Kuehoon. 
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WoBRL,  Dr.  J.,  Das  Ausgedinge  in  Ezelnition.  1902. 
ZiLin»,  Dr.  JTosBr,  Die  Baaordniing  Ar  das  KOnigreieh  Btth* 
men.  1902, 

Derselbe,  Kommentar  aar  Gemeindeordniing  usw.  Prag, 
Wif&r  &  Eloncek,  1905. 

Wamset,  Th.,  siehe  Ebbjci,  Dr.  Fb. 


Paraguay. 

Kefeifiit:  Di:  Roberto  kiick,  l.f^atioiissekretär,  Berliu. 

Gfesetzgebnng. 

IHi-  (^utellfii  (U's  iia(h!>telu'nilt'n  Berichiea  über  die  Gesetz- 
g^ebung  in  Para^uiU'  sind  für  die  Jahre  1887 — 1900  die  ludices  de 
lus  Kegistm  Ofidales,  Correspondientes  i  los  aftos  1887  al  1900 
inclusive,  Asnnd^^n,  Talleres  Nacionales  de  H,  Kraus,  1901.  Dieses 
Register  enthält  auf  266  Seiten  die  Titel  nnd  kiine  Inhaltsangaliea 
sämtlicher  Leyes,  Decretos  und  Decretos  de  nomhramieatos,  die  nach 
den  Jahrgängen  geordnet  sind  ond  etwa  die  Zahl  von  6000  erreichen. 
Daranter  sind  zn  finden  die  Gesetze,  alle  Akte  der  Regiemng  nnd 
der  Verwaltnng,  die  Gewährung  von  Konzessionen  nnd  Patenten, 
die  Bttrgerrechtserteiinngen,  die  Ernennung  aller  Beamten,  der  ge» 
samte  Notenwechsel  mit  den  fremden  Staaten,  die  Gewährung  von 
Pensionen  nnd  unzähliges  mehr;  knrznm  alle  Akte  der  Legislative 
und  der  Exekutive,  sowie  zum  Teil  auch  dar  richterlichen  Gewalt. 
Aus  diesen  6000  Nnmmern  versuche  ich  im  folgenden  eine  Auswahl 
der  wichtigsten  Gesetze  und  der  Dekrete  zn  geben,  soweit  sie  fBr 
unseren  Leserkreis  von  Interesse  sein  nnd  ein  Bild  Uber  die  Ent- 
Wickelung  von  Paraguay  in  den  Jahren  1887 — 1900  veranschan» 
liehen  können. 

Die  zweite  Quelle,  die  mir  fär  die  Jahre  1901—1903  znr 
Verfügung  stand,  ist  nicht  der  Index  allein,  sondern  der  Begistro 
Olicial  selbst,  der  alljährlich  in  dem  gleichen  Verlage  erscheint  nnd 
den  Text  tiimtlicher  Akte  der  Legislative  nnd  der  Exekutive  des 

T»  tittlenden  Jahres  entliält.  Es  sind  diese  drei  auch  umfangreiche 

l;.iii(le  voll  i»>  OdO — lüOO  Seiten,  nnd  da  sie  anch  die  Texte  der 
lin/.cliutn  Akte  bringen,  geben  sie  zujjleich  die  Müffliclikeit,  den 
Iniuüt  derüelben  zn  skizzieren.   Sämtliche  Bttcher  befinden  sich  ia 
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der  Bibliothek  unserer  Vereinigung.  Zur  £rklftraDg  der  Zitierunnren 
bemerke  ich,  dass  die  bei  den  Zitaten  ans'efnhrte  Seitenzahl  die 
Seite  des  Registro  Oticial  des  hetrertenden  Jaiirgange$>  darstellt. 

In  den  wichtigsten  Kochtsmaterien,  im  bürgerlichen  und  im 
Handelsrecht,  hat  I'araguay  die  argentinischen  Kodifikationen  mit 
geringen  Abänderungen  iibenioinnit  ii. 

80  wnrde  als  Hiirgerliclies  (Test  tzbuch  am  19.  Aug.  1>*7«» 
das  argentinische  bürgerliche  Recht  reziiiin  t  und  durch  I)ekrt  t  vnm 
27.  Juli  8.  89,  die  4.  .Aus-ral)*'  des  Cüdigo  civil  .VrtrHiif in«, 

reiiigiert  von  Felix  Lf^^^^^»  Buenos  Aires,  lÖöT,  als  oltizieller 
Text  angenommen. 

Dazu  kommt  die  Lt  v  de  Matriuionio  Civil  vom  2.  T>ezbr.  180.S, 
S.  291,  (2r)  S.),  mit  AustÜhrungsgesetz  vom  gleichen  Datum,  S.  31G, 
und  vom  27.  Febr.  1.S99,  S.  49. 

Der  ('(HÜgn  IJural  vom  0.  Juni  1886  mit  Novellen  vom 
11.  Jnli  ls'.)4,  S.  52,  betr.  den  Art.  l.j,  und  vom  l^.  Januar  is;».'), 
S.  13,  i.Ht  bezüglich  der  Hestimmungen  über  den  Dieustvertrag  am 
2.  Novbr.  1901,  S.  394,  und  schliessüch  durch  Gesetz  vom  27.  JuU  1903, 
S.  319,  modifiziert  worden. 

Ebenso  gilt  seit  dem  29.  Aug,  1891,  S.  86,  als  Handelsgesetz- 
bueli  in  Paraguay  das  argentinische,  wie  es  der  ai^ntiniscbe 
Eongress  am  5.  Oktbr.  1889  sanktioniert  bat  Durch  Gesetz  vom 
5.  Oktbr.  1908  sind  dann  auch  die  argentinischen  NoveUen  und 
Modifikationen,  wie  sie  in  der  Ausgabe  von  F£i.iz  Lajooivb,  Buenos 
Aires,  1903,  enthalten  sind,  and  die  argentinische  Abänderung  des 
vierten  Buches  vom  30.  Dezbr.  1902  rezipiert  worden.  Dieser  uro- 
l^uigreiche  Cödigo  de  Comercio  mit  s^en  vier  Bfichem  und  1548 
Artikeln  ist  im  Segistro  Ofioial  von  1903,  S.  468—732  abgedruckt. 

Das  Gerichtsverfassungsgesetz,  die  Ley  Orgdnica  de 
los  Tribnnales,  wurde  durch  Dekret  vom  21.  AprÜ  1893,  S.  32, 
bezfigttch  seiner  Art  19  und  118  modifiziert.  Dann  wnrde  mit  der 
Beform  des  ganzen  Gesetzes  laut  Dekret  vom  16.  Jnli  1895,  S.  134, 
eine  Kommission  beauftragt.  Ihr  Entwurf  wnrde  als  Ley  Organica 
de  los  Tribunales  am  6.  Oktbr.  1898,  S.  109,  pnbliziert  Zn  diesem 
Gerichtsverfusiingsgesetze  sind  weitere  Novellen  von  den  folgenden 
Daten  erschienen:  vom  23.  Novbr.  1898,  S.  281,  vom  10.  April  1902, 
S.  146,  betr.  Art.  142,  und  vom  4.  Septr.  1903,  S.  399,  betr.  Er- 
weiterang  des  Art.  123. 
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Eine  andere  Kommission  wurde  im  Jahre  1901  mit  der 
Redaktion  des  ljürg:erlichpn  und  des  Handelsrechts  beaaftra^t  und 
zwei  Jahre  später  ihre  Antraben  durch  I'ekret  vom  18.  Septbr.  r.*<  i3, 
8   \\2  u.  auch  auf  das  Strafreclit  und  das  Prozessrecht 

aosgedelint. 

Wie  weit  sich  das  Prozessrecht  von  Paraguay  an  das 
aig:entiuische  anlehnt,  entzieht  sich  meiner  Henrleilnng'.  da  ich  den 
Text  nicht  mehr  rechtzt-itig-  habe  erhalten  können.  Das  Straf- 
pro7.essr»'(ht  ist  von  Dr.  Kamhn  Zihizakkkta  und  Dr.  R.  Biuüaka 
redigiert  und  als  ('«iditro  de  Proccdiniieiitos  penal  am  15.  Novbr.  1H91). 
S.  78,  publiziert  wurden.  Eine  Abänderung  des  Art.  19  ist  doi'ch 
Gesetz  vom  1   Au}?.  VMYA,  8.  ;J27,  erlblgt. 

Das  ZiWlverfahren  ist  durch  die  Le.y  de  Etyuiciamento  de  los 
Magistradoä  de  los  Tribonales  vom  6.  Oktbr.  1898,  S.  164,  geregelt 
und  das  Verfabren  vor  den  Fiiedensgerichten,  die  Bagatell-  und 
Foliseigeiichte  sind,  dnrch  den  Decreto  de  Procedimientos  para  la 
Josticia  de  Pas  vom  14.  Novbr.  1898,  S.  244,  geordnet. 

BezQgUdi  dea  Strafreelitea  und  des  Codigo  paud  vom 
21.  Jnll  1880  kann  ich  mich  auf  einen  Hinweis  auf  die  MuAhrliche 
Dantellttng  desselben  von  Ernst  Eiaxinmm  in  dem  «weiten  Bande 
des  Strafrechtes  der  ansserenropftischen  Staaten,  lieransgegeben  von 
der  Internationalen  Icriminalistischen  Vereinigvng  bei  Lunuinry 
Berlin,  1899,  S.  81—88,  beschrftnken.  Dort  rind  die  Entstehungs- 
geschichte des  Strafgesetzes,  der  Inhalt  nnd  die  Gmndzflge  des 
Strafgeseüsbnches,  die  einzelnen  Straftaten  nnd  die  sonstigen  Straf- 
gesetze behandelt  Ergftnzoid  fBge  ich  nnr  hinzn,  das«  dem  von 
EiSKNiUNN  beklagten  Hangel  an  gesetzlicher  Ordnung  des  Oef&ngnis- 
weeens  dnrch  die  folgende  Gesetzgebung  abzuhelfen  versucht 
worden  ist 

Der  Beglameuto  para  la  Circel  Pdblica  de  la  Capital  ist  die 
Ordnung  fUr  das  StaatsgefSngnis  in  Asnndon  vom  12.  Januar  1899, 
erst  abgedruckt  im  Begistro  Ofieial  von  1901,  S.  503.  Da  diesea 
Reglement  dem  nachstehenden  in  den  Gmndsflgen  entspricht»  genfigt 
eine  kurze  l^esprechung  des  späteren  Gesetzes. 

Der  Kt'irlaniciifn  jiara  la  Penitenciaria  von  Emboscada  vom 
8.  Ai)ril  l;»Ol,  S.  s:..  ist  eine  ausführliche  CTefangrnisordnnng  mit 
17  Titeln,  inoditizieri  betrefiend  Art.  10  und  45  durch  Dekret  vom 
20.  Dezbr.  1901,  S.  4äG.   Von  den  allgemeinen  Vorschriften  ist  zu 
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erwfthnen,  dass  zu  den  Personen,  die  gemäss  Art.  3  ein  Visit<ations' 
recht  des  Gefängnisses  haben,  anch  die  fremden  diplomatischen  und 
konsularischen  Vertreter  gehören.  Die  Art.  6 — 12  mit  vielen  Partr 
graphen  bestimmen  die  Rechte  und  Pflichten  des  Gefangnisdirektors. 

Die  Fnile,  in  denen  er  Disziplinarstrafen  und  in  welchem  Sfasso  fr 
sie  verhängen  kann,  sind  ausfiihrlich  im  Art.  15  aufgeführt.  Den 
Gefangenen  wird  auch  Unterricht  in  den  Elementarfächern  erteilt. 
Die  Art.  13 — 34  handeln  über  den  Arzt  und  den  Apotliekei'  des 
Gefängnisses,  über  die  Befugnisse  des  Kerkermeisters  uii  l  dpi  A\';irter, 
über  den  Geistlichen,  den  Hausverwalter,  sowie  über  den  techiüsi  hen 
Leiter,  der  die  Arbeiten  an  die  Insassen  verteilt  und  beaufbichtigt. 
Seine  Befugnisse  regelt  erweiternd  Dekret  vom  11.  Juli  1901, 
S.  216.  Von  dem,  was  die  Gefangenen  durch  ihre  Arbeit,  zu  der 
sie  gezwungen  sind,  verdienen,  gehört  eine  Hälfte  dem  Geftingnis 
zur  Unterluiltung,  die  andere  Hälfte  erliält  <ier  Gefangene  als  sein 
Eigentum  bei  seiner  Entlassung  ausgezahlt,  Art.  41.  ('her  diese 
Hälfte  kann  er  auch  schon  während  seiner  Gefangenschaft  zu  seinen 
Gunsten  und  zum  Unterhalt  der  Seinigen  verfügen,  Art.  45,  vorans- 
gesetzt,  daas  er  nicht  snr  Zahlung  einer  Entochftdignngssnmme  ver- 
pflichtet ist 

Abgesehen  von  den  konevlariflchen  Veritretem,  die  ursprünglich 
aneh  die  politischen  Intereaaen  der  Bepvblik  wahrgenommen  haben, 
Ufant  aidi  Paraguay  erst  in  den  letzten  drei  Lnstren  darch  ständige 
Gesandtschaften  Tertreten,  und  xwar  seit  dem  1.  Septbr.  1891,  S.  85^ 
durch  dne  Gesandtschaft  in  Brasilien  nnd  ünigiiay;  durch  Dekret 
vom  3.  Juli  18d2,  S.  57,  heim  Heiligen  Stuhl.  Nach  der  IjCJ 
Oiganiaando  el  Servido  Diplomätico  en  el  Exterior  vom  17.  August  1903, 
8.  867,  unterhält  die  Bepublik  zurzeit  sechs  diplomatische  Vertreter 
zweiter  Klasse,  und  zwar  einen  in  Argentinien  und  Uruguay,  einen 
in  Brasilien,  einen  in  Chile,  Peru  und  Bolivien,  einen  in  den  Ver- 
einigten  Staaten  von  Amerika  und  Mexiko,  einen  in  England,  Frank- 
reich, Belgien  und  Spanien  nnd  einen  in  Italien,  Oaterrdch-UngarUy 
Schweiz,  DeutaeUaBd  und  Holland.  Die  konsnlariache  Vertretung^ 
mit  Ihren  .veradiiedeiien  Distrikten  im  Deutachen  Boich  hat  das 
Dekret  vom  29.  Dezbr.  1903,  S.  931,  geregelt 

Mit  Rücksicht  auf  die  dem  ^^finisterium  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten durch  Gesetz  vom  25.  Juli  1888  unteistellte  Behörde 
für  das,  Einwanderungswesen  ist  der  Geschäftsbetrieb  in  diesem 
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llinistorium  durch  ein  aii.stiihi  lii  hes  Deki'et  vom  28.  Februar  1902, 

»S.  79    HU,  neu  oifranisiert  worden. 

Kheiis«.  (iitiert  aus  demselben  Jahre  vom  22.  ^M.ii  ein  nmfiuig'- 
reiches  üt  kret  über  die  Zeremonien,  wie  sie  den  fremden  Diplomaten 
gegenüber  anzuwenden  sind,  Decreto  estableciendo  nn  Ceremonial 

Diphanätit'o.  S.  IST— 19!*. 

Das  iMinisterium  ist  dann  abermals  reorganiBiert  und  erweitert 

worrleii  durch  den  Deen-to  de  organizaciän  y  reglamento  vom 
2».  I  >r/br.  m-^,  S.  yib— y2«.   Auf  die  EiozeUieiten  hier  einzugehen, 

hat  keinen  Wert. 

Dapen-Hii  ist  es  von  Interesse,  die  Vertriit^e  einmal  zusamraeo- 
ziist.  llen.  die  Taraguay  in  den  Jahren  iy87--1903  mit  andei«n 
Staaten  abges.  blossen  hat.    Es  sind  dicsos: 

Der  MeistlM  «rünstigungsvertrag  mildem  Deutschen  Reiche  vom 
ly.  Mai  1««7,  S.  9G,  und  K.  irh- Gesetzblatt  1888,  S.  178. 

Der  Freundschaf Uj-,  Handels-  und  Schifßüirtsvertrag  mit 
Trankreich  vom  7.  tfai  1891,  S.  45,  ratifiziert  am  17.  Oktbr.  1892, 
»s.  142. 

Der  Frenndschatts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit 
Italien  vom  27.  Dezbr.  IHHa.  S.  07. 

Der  Fostvertrag  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  15.  Jnli  1899, 

6.  144. 

Die  \  ert  iiibarung  mit  Argentinien  vom  6.  Novbr.  1809,  betr. 
die  allgemeine  Regelung  von  Streitigkeiten  durch  Sclüedsgerichte 
mit  Zusaizprotokollen   vom  81.   D^zbr.   1901,   8.   464,   und  vom 

7.  Mai  10O2,  S.  18Ü;  sämtlich  abgedruclct  im  Reg.  Of.  von  1902, 
S.  217—224. 

Die  l'i>stvertr;i-r<'  mir  Argentinien  vom  27.  ,Iuli,  29.  und 
:{<).  Au^u>r  1s9;}.  abpanukt  im  LV<r.  (if.  von  1902,  8.  filO->;2s. 
Der  Vertrag  mit  Argt-ni  iiiien.  betr.  Telegrapkenwesen  vom 2U.  Jnli  1900, 
Reg.  (»f.  wn  I9nj,  s.  »;<;9. 

Der  \  ertrag  mit  Uruguay,  betr.  Fostpalcete,  vom  14.  März  1902, 
Reg.  Of.,  S.  09:3. 

Dem  \  t  rti;ige  über  die  ilassregeln  gegen  ansteckende  KranlL- 
heiten  zwisrlun  Argentinien  und  Uruguay  vom  19.  Septbr.  19»*0  ist 
r:ir;itrn;(y  am  8.  April  l9(il,  S.  99--l<t8.  beigetreten,  abgedruckt 
Reg.  Of.  1902,  S.  677.  Dazu  gehört  die  Keglamentaciun  del  Convenio 
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Sanataiio  nnd  das  Reglement»  betr.  die  Saoitäteinspektoren,  Reg. 
Of.  1902,  S.  679-688. 

Dem  Gesnndheitm'esen  hat  die  Regierung  überhanpt  in  den 
letzten  Jahren  gebtthroiKlc  Aufnurksamkeit  geschenkt.  So  ist  ein 
Consejo  Nacional  de  Hygiene  dnrch  Dekret  vom  16.  August  1899, 
S.  172,  mit  Novellen  vom  28.  Septbr.  1899,  S.  251,  nnd  vom 
16.  Febrnar  1900,  S.  ;59,  ins  Leben  getreten.  Das  Reglement  für 
diese  Medizinalbehörde  datiert  vom  5.  Januar  ISMK»,  8.  7,  nnd  eine 
Ordnung  für  \'eterinärärzte,  Zahnärzte,  Heilgehilfen  nnd  Hebammen 
vom  11.  Febrnar  1900,  S.  25.  Ein  Dekret  vom  6.  Dezbr.  l.H'.t9, 
S.  3ii4,  betrifft  die  Anzeipfepfliclit  der  Ärzte  bei  ansteckenden  Krank- 
heiten. Kin  bukterioingi.scbes  Institut  unter  Leituiie:  eiiu's  Pariser 
Gelehrten  ist  im  Jalire  ll'oo,  Rejr.  t)f.  S.  C*C>^'\  i'vötl'wvt  wnrili'n. 
Diese  Fürs(»rge  der  Kejjit  rung  für  die  öffentliche  (iesondheit  düi'fte 
auch  die  Einwanderung  be^^ilnstigen. 

Das  Einwanderungswesen,  das  allen  wmig  bevölkerten  Landein 
sehr  am  Herzen  liegt,  ist  mit  Rücksicht  anf  die  Tniniifzranteu  der 
fremden  Nationen  seit  dem  25.  Juli  18S,s,  wie  s.  bcn  erwähnt,  dem 
Ministerium  des  Answärtifren  unterstellt.  In  demselben  .lahre  trat 
der  Departamento  Topugräticu  durch  Dekret  vom  27.  Januar  1880, 
S.  9,  zur  üntei*8uchung  und  Abmessung  von  Gegenden,  die  sich  be- 
sondei-s  zur  Landwirtaeliaff  eignen,  ins  Leben.  Zum  praktischen  und 
\vi.s8enschaftlichen  Studium  der  Landwirtsriiaft  ist  am  8.  Januar  1^'.»2 
eine  Schule  gegründet  worden.  Hierher  gehört  auch  die  Ley  de 
Colonizaciön  vom  7.  Juni  1?^81  mit  Modifikation  von  1902,  S.  G88. 
Zur  Unterstützung  europäischer  Kolonisten  wurden  dnrch  Dekret 
▼om  4.  Mai  1889,  S.  31,  200000  Dollar  ausgeworfen.  Äneh  kommen 
den  fremden  Anbanern  die  Vergünstigungen  des  Dekrete  Tom 

20.  Dexbr.  1890,  S.  97,  mit  Reglement  vom  12.  Febrnar  1891, 
8. 13,  betr.  Prftmien  fllr  landwirtBchaftliche  Erzengnime,  zn  statten. 
Besondere  PrSmlen  fttr  Anbaner  von  Kaffee  schreibt  das  Dekret  vom 

21.  Jnli  1896,  S.  64,  ans.  Znr  Beanfisichtfgnng  nnd  Hebung  der 
einzelnen  Ansiedinngen  ernennt  die  Regiemng  einen  Inspector  de 
Colonias,  dessen  Rechte  nnd  Pflichtmi  dnrch  Reglement  vom 
26.  April  1901,  S.  123,  festgelegt  sind. 

Erwfthnnng  verdient  die  Ley  de  Inmigraci6n  vom  6.  Ok* 
tober  1908,  S.  784;  sie  gewShrt  allen  gesunden  nnd  arbeitsfühigen 
Einwanderern  unter  50  Jahren  zollfreie  Einfuhr  ihrer  Habe,  nnent- 


2376 


Gesetigslnuig. 


geltliche  Befürderun^  nach  dem  Ort  ihrer  NiederlamuDf,  freien 

rntorhalt  and  Quartier  in  den  ersten  acht  Tagen,  sowie  utere 
El  U  icbtemngen.  Die  Zentralbehörde  für  das  Einwandernngsweieil 
heisst  nnnmehr  Oiicina  General  de  Innngrraciun  y  Colonizacidn. 

Das  Gesetz  vom  Septbr.  1900,  S.  220,  das  den  grossen 
IJiinl Viehschlächtereien  besondere  Rechte  und  Pflichten  einräumt  und 
die  Anstellung  eines  staatlichen  Inspektors  in  jedem  derartigen 
Unternehmen  anordnet,  ist  durch  Dekret  vom  22.  Mai  1901,  S.  155, 
erweitert  worden.  Hiernach  erhalten  die  Konzession  zum  Schlachten 
nur  solche  rnternehnmiiüren.  die  jahrlich  mindestens  lOOiiii  Stück 
Rindvieh  schlachten.  Sie  unterstehen  dem  Ministerium  der  Hacitnida, 
dem  sie  Abrechnung  zu  lietVrn  )i;ibpn,  und  der  persönlichen  Kuiitinlle 
des  Insprkfnrs.  d»  r  auf  ihre  Knslcn  dort  wohnt  und  sie  tä;;li(h  be- 
sonders l)H'/ii>>;liLh  der  Gesundheit  des  Fleisches  und  der  iVscliatlenheit 
der  Häute,  die  zur  Ausfuhr  dea  gesetzlichen  Bestimmungen  geuiigen 
müssen,  b.  anfsichtigt. 

l)as  S«  iiuhvesen  ist  speziell  im  Jahre  ls87  ausgebaut  worden. 
In  dem  Jahre  sind  etwa  2"  neue  Schulen  erster  und  zweiter 
Ordnung  err>tiiiet,  .sowie  in  ebeiisovielen  Städten  Consejos  Kscolares. 
Schulaufsichtsbchiirden,  ins  Leben  gerufen  worden.  Laut  Dekret 
Vom  24.  ()kt(»bei-  l.sSl,  S.  LH,  wurde  ein  Consejo  Snperior  de 
Educaciün  mit  Abändemngen  vom  31.  Januar  1H.S8,  S.  17,  vom 
27.  April  1888,  S.  71,  nnd  vom  18.  Mai  1888,  S.  79,  gebildet.  Dan 
l>ekret  vom  24.  September  1889,  S.  127,  ordnete  die  Eneellansa 
Seenndaria  y  Su]jerior.  Uit  dem  Jahre  1890  begannen  die  Vor- 
lesangen  an  der  durch  Delcret  vom  81.  Dezbr.  1889,  S.  181,  er- 
öffneten Universidad  Nacional.  Eine  Verordnung  vom  4.  Oktbr.  1893, 
S.  94,  bestimmt  die  Voranseetzungen  zur  Lnmatrikulatlon  der 
Studenten  und  der  HSrer.  Eine  Staatsbibliothek  nnd  ein  Hnseo 
Nacional  war  schon  im  Jahre  1887,  20.  September,  S.  99,  ge- 
gründet worden. 

Die  Regierung  sorgt  aber  nicht  nur  fttr  die  Erziehung  der 
Jugend  im  Lande,  sondern  schickt  audi  auf  ilire  Kosten  junge  Leute 
zum  Studium  nach  Europa.  So  erhielten  laut  Delcret  vom 
23.  Aug.  1901,  S.  285,  fllnf  Studierende  der  Musik,  der  Malerei 
nnd  der  Skulptur  auf  drei  Jahre  nnd  laut  Dekret  vom  4.  Juni  1903, 
S.  219,  fftnf  Studenten  fttr  ihre  Ausbildung  an  enropSiscben  tech- 
nischen Hochschulen  Zuschüsse.  Ebenso  wurden  laut  Dekret  vom 
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27.  Ang.  1903f  S.  898,  Mht  junge  Mediziner  nnd  iwei  Offiziere  zu 
weiterem  Stadinm  mbch  Buropa  gesandt  Auch  liesuditen  auf  Kosten 
der  Regierung  Offiziere  die  aq^tiniselie  Kriegs-  und  Marineschule. 
Ffir  den  militftrischen  Unterricht  dienen  »her  sonst  laut  Dekret  vom 
18.  August  1902  die  preusslsehen  Beglements,  wie  die  Felddienst» 
Ordnung,  das  Sehiessieglement  u.  a.  Das  Heerwesen  ordnet  der 
Decreto  sobre  oi^;anizacidn  de  la  Gnardia  Nacional  vom  22.  Aug.  1898, 
S.  85,  mit  Novellen  vom  1.  Dezbr.  1898,  S.  290,  vom  21.  I>ezbr.  1898, 
8.  842,  und  das  Beglement  vom  9.  März  1899,  S.  55. 

Bezüglich  der  Administration  der  Gemeinden  und  der  StSdte 
sind  zu  erwähnen  die  Ordenanza  Mnnicipal  vom  14.  Aug.  1891, 
S.  73,  und  die  Ley  Beglamentando  las  Atribnciones  y  Obligaciones 
de  las  Municipalidades  vom  24.  Aug.  1903,  S.  378  ff. 

Für  das  Post-  und  Telegraphenwesen  {gelten  laut  Dekret  vom 
17.  April  1894,  S.  26,  die  argentinische  Post-  und  Telej^raphen- 
gesetzgebung:  nnd  die  Postordnunpf  vom  30.  Ang.  1803  nebst  Aus- 
fdhrungsgesetz,  8.  58,  abjrtdruckt  im  Reg.  Of.  von  1902,  S.  629—665. 

Ein  ausfiihrliclier  Reglamento  General  para  ferro-carriles  vom 
17.  Oktbr.  18.S4,  Ke>?.  Of.,  S.  588—000,  mit  l!>7  Artikeln  gibt  die 
Vorsthriften  ii>»er  den  Bau  und  die  Atilairt  n.  sowie  den  Hetrieb  der 
Eisenbahnen  und  enthält  eine  Ordnung'-  tiir  deu  Personentraiisjiort. 

Zn  dem  Bergwerksgesetz,  Loy  de  .Allnas,  voiii  Jl*.  An^^  1878 
ist  eine  Novelle  vom  21.  Septbr.  I8'i>;5,  S.  ♦i'^.  erlassen  worden. 

Die  X'oranschläfje  über  den  Staatshaushalt  crsclu'inen  jährlich 
vtdl.-^tändifj:  im  Kegistro  Olicial.  Der  h  tzfe  I^rcsnpucsto  (icneral  de 
(.tasti's  de  la  Nacion  para  el  ano  eLouniniiM,  Ii"»!,  datiert  vom 
10.  Oktbr.  1003  und  ist  abgedruckt  im  Keg.  Uf,  von  1903  auf 
Seite  775 — 837. 


Persien. 

fieferent:  Dr.  James  Greenfield,  Tebris. 

l);is  Jahr  IflMl  war  liir  „Luiul  des  Linven  iiiid  dcv  Soinie" 
ivith  an  ausserordentlichen  Ereignissen.  Der  luhende  Löwe  des 
perjiischcn  W  appens  hat  sich,  des  Huheus  müde,  erhoben  und  schüttelt 
seine  Mähne  und  die  im  Hiotergrand  des  Bildes  aufgehende  Sonne 
scheint  endlieh  ihren  Lanf  forteetxeD  zu  wollen,  vm  die  Kinder 
Irans  mit  einem  neuen  Tag  zu  beglflcken.  Persien,  dieses  einst  so 
machtige  and  im  Laufe  der  Zeit  za  der  Karikatar  eines  Staates 
herabgesunkene  Beich,  ist  zu  neuem  Leben  erwacht.  Es  macht 
Anstalten,  die  Ketten  der  Despotie  zu  sprengen,  um  die  Formen  eines 
mudernen  Staatswesens  anzunehmen. 

In  den  Xo.  4  und  9  der  „Blätter  für  vei^leicbende  Rechts- 
Wissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre"  (1906)  ist  bereits  auf  die 
Ursachen  und  die  treibenden  Kräfte  der  Beformbewegnng  hinge- 
wiesen worden.  Dort  wurde  auch  erwähnt,  dass  an  die  Spitze  der 
Bewegung  Geistliche  sich  stellten  und  eine  Begierung  nach  den 
Grundisätzen  des  Scheriat-Rechts  forderten.  Sie  durften  sich  mit 
Becht  darauf  berufen,  dass  nach  dem  islamischen  Staatsrecht  die 
Despotie  unzulässig  und  zu  bekämpfen  sei.  der  Unwissenheit 
und  Religiosität  des  Volkes  war  denn  auch  eine  Umwälzung  nur 
unter  (h  r  Fahrun^  der  angesehenen  Geistlichkeit  denkbar.  Von 
eiiirin  der  einllussrcichsten  und  mit  dem  Wesen  und  den  Sprachen 
des  Westens  vertrauten  Leiter  der  Keformbew^ung  wird  erzählt, 
dass  er.  lievor  er  mit  seineu  Keformidi  en  vor  die  nffentlinhkeit  trat, 
nach  Noüjct'^)  reiste,  um  dort  nach  Jahrelangem  Studium  den  Grad 

*)  Stadt  in  dor  Tnrk.  i,  wo  die  htichste  scbiitische  Geistlichkeit  ihren 
Sitz  bat. 
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eines  Mudjtehiden^)  za  erwerben.  Indes  ist  die  Zahl  der  persischen 
Geistlichen,  welche  um  den  Fortschritt  ihres  Landes  aufrichtig  he- 
sorfrt  <ind.  nicht  allzu  gross.  Bei  den  meisten  handelt  es  sich 
weniirer  um  Patriotismus  als  um  den  Wunsch,  das  Ansehen  ihres 
.Staiiihs  oder  ihrer  Person  auf  Kosten  der  weltlichen  Macht  zu 
erh;i|i»^!).  Andere  wieder  im  ]5esitz  von  Reichtum  und  Ansehen 
lie>M'ii  sich  nur  unwillifj  von  der  allgemeinen  Stri>mung  hinrei>>en. 
lieui  diiüte  Verhältnisse  und  Aufklärung  sind  unverträglich  mit  ihren 
persiinlichen  Interessen.  In  dieser  latenten  Abneigung  sehr  vieler 
einrtu>sreicher  tieistlicher  scheint  uns  die  grinste  Gefaiir  für  den 
endgültigen  Erfolg  der  {»ersischon  Reformen  zu  liegen.  Sie  ist  um  m> 
gefiUirlicher,  als  sie  mit  den  (Besinnungen  des  uciu  ii  .^rlialis,  der 
trcjtz  seiner  wiederholten  Versicherungen  des  Gegenteils  den 
Neuerungen  nicht  sonderlich  geneigt  zu  sein  scheint,  in  der  Tendenz 
übereinstimmt. 

Über  die  Demonstrati<inen  der  Keformfreunde  und  die  Gegen- 
massregeln  der  l>egierung  im  .luli  1006  ist  in  No.  0  der  „Blätter 
für  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre- 
(1906)  bereits  berichtet  wurden.  Sie  endeten  mit  der  Proklamation 
eines  vom  '.i.  August  datierten  Verfassungsmanifestes.  Am  10.  Septbr. 
wurde  das  zwischen  der  Regierung  und  den  Führern  der  Bewegong 
vereinbarte  Wahlgesetz-)  vom  Schah  bestätigt  und  nachdem  die 

Die  hoben  QeistUcheii  der  Sdiiiten. 

^1  Auch  iu  bezug  auf  das  Wahlgesetz  könneu  wir  auf  den  Bericht 
in  X  t  *•  d<  r  „Blätter**  hinweiseu.  Ergäuzungshalber  sind  hier  noch  foli^'t^mie 
Bt'htiiuiüuugeü  nachzutragen:  Zu  den  von  dem  aktiven  Wahlrecht 
AusgeachloMenen  gehören  auch  Baakerottierer,  die  ihre  Unschuld  nicht 
DMhgewieeen  haben,  Penonen,  die  wegen  Yerbredien  beetraft  oder  deren 
Tevd&cbtig  sind,  und  die  Verwaltung«-  und  Polizeibeamten  am  Orte 
ihres  Dienstes.  Die  G fw ä  Ii  1 1  en  münsen  in  ihrem  Wahlkn-ifü  ihren 
Wohnsitz  haben.  Sie  brauchen  indes  der  Klasse  der  Wäiiler  nicht  auzu- 
gehüreu.  Jeder  Wahlberechtigte  hat  nur  eine  Stimme  und  darf  nur  in 
einer  Kleaae  w&Uen.  Anch  die  Stimmsettel,  in  denen  der  Wähler  eich 
nennt»  sind  ungültig.  Vor  der  Zihlnng  der  Stimmen  werden  die 
Zettel  mit  den  W'ählerli.*;tcn  verglichen  und  wenn  es  sich  nach  der  Zählung 
herausstellt,  dass  die  Zahl  der  Zettel  die  der  Wühler  tibersteigt,  so  muss 
von  neuem  gewählt  werden.  Weuu  die  Zahl  der  Gewählten  die  (für  den 
Kreis)  Torgesehriebene  Anzahl  ttberateigt,  so  werden  unter  ihnen  diqsnigen 
euserwiblt,  die  ein  hShwes  Alter  haben  oder  es  wird,  wenn  es  angeht,  Ton 
neuem  gewählt. 
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Wahlen  in  Tehoran  iM-cndet  worden  waren,  prfdlprte  am  7.  Oktbr. 
die  feierliche  Erlirtnuiifr  des  Parhiniont^.  in  der  Thronrede  ^ab  der 
^^chah  >einer  lielriedigiing  darüber  Ansdrnck,  dass  die  schon  seit 
Jahren  von  ihm  pohefrte  Absicht  nunmehr  in  Erfüllung  g-egan^en 
sei.  Das  Parhunent  sei  berufen,  die  Hände  zwischen  Volk  und 
Iveirierunir  zu  stiirkeii,  don  Wdnsclien  und  Bedürfnissen  des  Volkes 
Ausdruck  zu  verlcihiu  und  die  (lerechti^koit  des  Herrschers  zu 
hüten.  Ks  sei  berufen,  auf  die  Verwirklichung  der  heiligen  (.besetze 
und  die  EinfOhning  von  Reformen  seine  ganze  und  durch  selbsUehtige 
Erwägungen  ungetrübte  Aufmerksamkeit  zu  richten.  Der  Schah 
versicherte  am  Schlnss  der  Rede,  dass  er  das  Volk  als  seine  Kinder 
betrachte  und  an  seinen  Freuden  vnd  Ltiden  anfMohtig  teilnehme 
nnd  forderte  die  Abgeordneten  anf,  tren  and  ehrlidi  die  ihnen  ttber^ 
tragene  Pflicht  zn  erfüllen  nnd  die  auf  sie  gesetsten  Hoflhnngra 
nicht  zn  t&aschen. 

Das  Parlament  begann  seine  Arbelten  mit  der  Ansarbeitnng 
einer  Verfassung.  Der  ü^itwarf,  den  es  alsbald  fertigstellte,  wurde 
indes  von  dem  Schah  nicht  unterzeichnet  Die  Begier ung  legte 
vielmehr  der  Volksvertretung  einen  Gegenentwnrf  vor,  der  fUr  den 
Staatsrat  weitgehende  Hechte  beanspruchte.  Dieser  Umstand  nnd 
die  Verzögerung  der  Wahlen  in  den  Provinzen  riefen  bei  der 
Hefurmpartei  grosse  Erregung  hervor.  Auch  war  die  Ankunft  des 
Thronerben  in  Teheran,  den  der  Schah  ans  Tebris  kommen  liessi 
um  ihm  infolge  seines  von  Tag  zu  Tag  sich  verschlimmernden  Ge- 
sundheitszustandes die  Regentschaft  zu  flbertragen,  nicht  geeigneti 
die  Gemüter  zu  berubigeo.  Man  hatte  Grund,  an  seiner  Aufrichtigkeit 
in  Sachen  der  Reform  zu  zweifeln.  Der  Thronerbe  beeilte  sich 
indes  dieser  Meinung  mit  Entschiedttiheit  entgegenzutreten.  Er 
richtete  ein  Schreiben  an  MvnjTSHio  SeId  Abdullah,  einem  der  ein- 
flussreiclisten  Fdhrcr  der  Reformpartci  und  Mitglied  des  Parlaments, 
indem  er  die  lUschuldigung  zurückwies,  dass  er  die  Auflösung  de$ 
Parlaments  beabsichtige  und  rief  Gott  als  Zeugen  an,  dass  seine  Ab- 
sichten auf  Wahrung  und  Festigung  der  Grundlagen  der  Staats- 
ordnung gerichtet  seien,  und  dass  er  .stets  Keformen  und  Fort- 
scbritten zur  "WoMfaliit  der  Nation  geneigt  sei  und  sein  werde. 
I);i>  Sclireiben  wurde  in  der  ,.Teheraner  T'iirlanieuts/.eiiung"  ver- 
iiitml In  hl  und  iiu  I'arlniiM'nt  vcrlcst^n  und  mit  Hcgcisterung  auf- 
gcnninmcn.  In  di-ni  ^It  ii  Im  ii  Sinne  äu>sei  te  sich  der  Thruiierbo 
einer  Abordnung  des  1'arlameut.s  gegenüber. 
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Dadnreh  hatte  die  SpanavDg:  zwi^tchen  Volksvertretang  und 
Regierang  etwas  nachgelassen  nnd  die  Verhandlangen  Uber  die 
Verfuaong  konnten  wieder  anfgenommen  werden.   Der  Thronerbe 

bestand  auf  einige  Zusätze  in  dem  Verfassangsentwurf  in  bezug 
auf  den  Treueid,  der  den  Volksvertretern  abzanehmen  sei.  das  Ein- 
berufungsrecht des  Herrschers  und  die  Hefugoisse  des  Senates,  lu 
der  abgeänderten  (iestalt  wurde  die  Verfassung  am  W.  Dezember 
vom  Schah  und  dem  Thronerben  unterzeichnet  und  durch  den 
Grossvczier  feierlich  dem  Parlament  überreicht.  Dieses  bekämpfte 
zwar  die  in  Aussicht  genommene  Zusammensetzung  des  Senats, 
nahm  aber  schliesslich  die  Verfassung  an.  nachdem  der  Kruniiriiiz 
durch  ein  besonderes  Dokument  versprociien  hatte,  das  gegenwärtige 
Parlament  nicht  vor  zwei  Jahren  aofzolöseu. 

Die  Verfassnng  unter  dem  Titel  «qannni  asasi  madjiissi 
schoraji  nilli"  (Gmndgesetce  der  Nationalversammlung),  best&tigt 
von  dem  Sehah  and  dem  Thronerben  am  14.  Zilqada  1324  (30.  De- 
zember 1906),  trifft  folgende  Bestimmungen: 

Die  Nationalversammlung  basiert  anf  dem  Verfassungsmanifest 
vom  14.  Djemadiel  aeher.^)  Sie  reprftsentiert  die  ganze  Nation, 
welche  bemfen  ist^  an  der  Regierung  ihres  Vaterlandes  teilzunehmen. 
Die  Natlonälversammlnng  wird  entsprechend  d«n  Widilgesetz  aus 
162  von  Teheran  und  den  Provinzen  gewählten  Mitgliedern  zu- 
sammengesetzt; indes  kann  ihre  Zahl  nötigenfalls  bis  auf  200  er- 
höht werden.  Der  Ort  der  Tngung  ist  die  Hauptstadt.  Die 
Legislaturperiode  ist  auf  2  Jahre  festgesetzt,  gerechnet  von 
dem  Tage  an,  wenn  alle  Abgeordneten  sich  in  Teheran  versammelt 
haben  werden.  Nach  Ablauf  der  2  Jahre  tinden  neue  Wahlen  statt. 
Die  Abgeordneten  der  verflossenen  Periode  können  wiedergewählt 
werden.  Die  Abgeordneten  von  Teheran  sind  berechtigt,  auch 
vor  dem  Eintreffen  der  Vertreter  der  Provinzen  die  Xationalver- 
saniiiilung  zu  erüftuen,  zu  verhandeln  und  auf  Grund  der  Stiinraen- 
mehrheit  Beschlüsse  zufassen.  Das  Haus  ist  verhandlungsfähig, 
wenn  mindestens -/s  und  beschliissfithig,  wenn  mindestens  ^\  der 
Mitglieder  anwesend  sind.  Eine  Mi  iiiuiiL'^  hat  die  Mehrheit,  wenn 
mehr  als  die  Hüllte  der  Anwcsemliii  tiii-  <ie  stiuimcn.  (  Iht 
Ferien  nnd  Tagung  wird  die  Volksvertretung  durch  ihre  Ue- 

8.  Angnat  1900,  siehe  oben. 
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schttftsordnung^  nach  eigenem  Ermessen  bestimmen.  Indes  muss  die 
Nationalvcrsanimluiifr  nach  den  Sonimerfeiien  am  14.  Mizan  (Tagr 
der  Eri»ffnunfr  de-^  ersten  Parlaments)  wieder  zusammentreten  und 
ihre  (To-chäfte  aulnt  Innen,  ^\'i■lhrend  der  Ferien  kann  die  Xational- 
versaniiiiluii^  zur  au>>erurdcnilichen  Si  tzuntr  eiiiberuffii  werden. 
jJei  der  Eriit'fnunfj  richtet  die  Volksvertretung  eine  Adres^.e  an 
den  Schall  und  wird  durch  eine  lleantwortung:  von  Seiten  des 
liei  r-ciiers  beehrt.  Die  Ahfreordneten  haben  bei  ihrem  Eintritt  ins 
Parlament  fnlirenden  Eid  zu  leisten  und  zu  unterzeichnen:  ^\  ir 
rnteiv.eichneten  rufen  Gott  als  Zeugen  an  und  schwJtren  beim 
KuianM,  dass  wir.  solange  die  K'echte  der  Volksvertretung  im 
Sinne  der  Verfassung  gewahrt  und  litel  weiden,  die  uns  auf- 
erlegten l'riichten  ehrlich  und  ujit  Eifer  erfüllen  und  unserem 
Herrscher  gegenüber  treu  und  aufrii  htig  sein  wollen;  wir  werden 
gegen  die  Grundlagen  des  Königtums  und  die  Bechte  des  Volkes 
keinen  Verrat  flben  und  naeh  nidits  anderem  traishten,  als  nach 
dem  Wohl  und  Nutzen  des  Staates  and  der  Nation.  —  Die  Ver- 
folgung  eines  Volksvertreters  ist  unter  keinen  Umstftnden 
ohne  Zustimmung  der  Nationalrersammlong  zulassig.  Selbst  wenn 
ein  solcher  bei  der  Begebung  eines  Verbrechens  oder  Vei^ehens  in 
flagranti  ergriiTen  wird,  kann  die  Bestrafung  nur  mit  Wissen  der 
Nationalversammlung  erfolgen.  Die  Sitzungen  der  Volksver- 
tretung sind  öffentlich.  Berichterstatter  und  Publikum  haben 
das  Recht,  den  Verhandlungen  beizuwohnen.  Das  Wort  zn  ergreifen 
sind  sie  indes  nicht  berechtigt  Die  Zeitungen  können  Aber  die 
Sitzungen  wahrheitsgetreu  berichten.  Die  Presse  ist  frei,  ausser- 
dem Fragen  des  Öffentlichen  Interesses  zn  erOrtem  nnd  der  Öffent- 
lichen Meinung  Ausdruck  zn  geben.  Äusserungen  der  Presse,  die 
gegen  die  Urundgesetze  Verstössen,  oder  aus  persönlicher  Animositftt 
entspringen  oder  in  Verleumdongen  usw.  ausarten,  unterliegen  dexk 
gesetzlichen  Strafen.  Die  Nationalversammlung  wird  durch  eine 
btsnndere  (TO<chä  ft  s(M-dnnng  ihre  inneren  Angelegenheiten  (Wahl 
dei$  Präsidiums,  Verfahren  bei  den  Verhandlungen  usw.)  regeln. 

Die  Nationalversammlung  hat  das  Becht,  in  allen  Fragen, 
welche  sie  im  Interesse  des  Landes  und  der  Nation  für  notwendig 
erachtet,  nach  vorangebender  Prüfung  und  Debatte  durch  Stimmen- 

>;  Wie  aber,  wenn  der  Abgeordnete  kein  Mubammedaaer  ist? 
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mehrheit  zu  beschliessen  und  den  Besehltiss  nach  Gntheissaog  von 
Seiten  des  Senats  dnreh  den  Grossvesier  dem  Schab  sa  unterbreiten, 
damit  er  vom  Herrscher  bestlltigt  und  durchgeftthrt  werde.  Auch 
Entwfirfe  zur  Einführung  neuer  oder  Abänderung  und  Aufhebung 
bestehender  Gesetze  kann  die  Nationalversammlnng  vorbereiten, 
damit  sie  nach  Zustimmung  des  Senats  und  Beet&tigung  durch  den 
Schah  Gesetzeskraft  erlangen.  Der  Gutheissung  der  National- 
versammlung bedürfen: 

Alle  fttr  die  Gestaltung  des  Staates  und  des  Königtums  und 
für  die  Regelung  der  Angelegenheiten  des  Landes  (der  Provinzen) 
und  der  Verfassung  der  Ministerien  nötigen  Gesetze  (gemeint  ist 
die  Gesetzgebung  ttberhaupt). 

Die  Feststellung  des  Staatshaushalts,  die  Abänderung  der 
Steuern  und  Gebithren  und  die  Einführung  neuer.  Das  Budget 
jedes  Ministeriums  muss  in  der  letzten  Hälfte  des  Jahres  fttr  das 
lUkhste  Jahr  fertiggestellt  werden  und  15  Tage  vor  Novruz  (per- 
sisdies  Neujahr)  bereit  sein. 

Der  Verkauf  oder  sonstige  Voräussoruncr  von  Staatst^ütero 
und  Staatstrebict  und  d'w  Abilndoruiig;  yWv  Grenzen  dr<  Landes. 

Die  Erlaabnis  zur  Bildung  von  Monopolgebellschaflen  jeg- 
licher Art. 

Die  Vergebung  von  Konzessionen  kommerzieller,  industrieller, 
landwirtscliaftlictier  und  anderer  Art 

Die  .AbSchliessung  von  Verträgen  mit  Ausnahme  solcher, 
deren  Geheimhaltung  im  Interesse  des  Staates  und  der  Nation  er- 
forderlich ist. 

Die  Aufhahme  von  Staatsanleihen  Jeder  Art^  gleichviel  ob 
im  Unland  oder  Ausland. 

Der  ^u  von  Chausseen  und  Eisenbahnen,  gleichviel  ob  durch 
In.  oder  Ausländer  oder  durch  den  Staat  selbst 

Nimmt  die  Nationalversammlung  Mängel  in  den  Gesetzen  oder 
FahrlSssigkeit  in  ihrer  Handhabung  wahr,  so  teilt  sie  es  dem 
verantwortlichen  Hinister  mit  und  dieser  hat  die  notwendige 
Auskunft  zu  gewkhren.  Die  Minister  sind  berechtigt,  den 
Sitzungen  der  Nationalversammlung  beizuwohnen  und  wenn  sie  es 
fttr  n&tig  erachten,  um  das  Wort  zu  bitten,  um  die  notigen  Er* 
Jklirbiieh  dtr  Intenimt.  VeMtoIfnng.  S.  Bd.  töl 
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klSrnngen  ftteageben.  Veranlasst  em  Minister  den  Erlaas  einer 
kSniglichen  Verfttgnng,  die  im  Widersprach  steht  xa  den  vom 
Herrseber  bestätigten  Gesetzen,  so  ist  er  dafür  dem  Schah  veraat- 
wortlich.  Die  Nationalversammlang  kann  von  dem  Schah  die  Ab- 
setzung Ton  Ministem  erbitten,  welche  die  Gesetse  verletzt  haben. 
Nadi  ihrer  Überführung  sind  solche  com  Staatsdienst  aidit  mehr 
samdassen.  Der  Nationalversammlung  steht  das  Recht  sn,  wenn 
sie  es  fUr  n5tig  erachtet,  ihre  Bitte  dnreh  dne  Abordnung  (ans 
dem  Prüsideuten  vnd  6  Mitgliedern,  gewählt  von  den  6  Klassen) 
dem  Ilenscher  vorzutragen.  Durch  den  Hofminister  wird  beim 
Schah  die  Zt'it  fUr  die  Audienz  nachgesucht. 

Kill  jrdtr  kann  seine  Uitte,  x-in  Gesuch  oder  seine  Be- 
schwerde schriftlich  in  der  Kanzlei  für  Bittschriften  der  National- 
versamnilniig  einroirhen.  Gehört  die  Angelegenheit  vor  das  Parla- 
ment, so  wird  sie  dort  ei  ledigt.  Anderenfalls  wird  sie  dem  zuständigen 
Ministerium  zur  rntersuchung  und  Beantwortung  tibergeben. 

Der  Vorsitzende  der  Nationalversammlung  kann,  wenn  er  es 
selbst  für  nittitr  ci-arhtet  oder  10  Mitglieder  es  wünschen  oder  ein 
Minister  es  Itiiuii riiL'^t.  eine  t  li <> i m c  .'-Sitzung  (unter  Ausschluss 
der  ( ilVcntlii  fiki  in  anl'iM aiinitn  oder  eine  geheime  Kommission  aus 
(n'wiiliUen  der  Nationalversammlung  zusammensetzen.  Das  Ergebnis 
der  1)0! Ii! Hilgen  der  gebeinien  Kommission  hat  nur  dann  Bedeutung, 
wenn  die  dersel!)eti  Iii«  rwioene  Anirelegenheit  in  liegenwart  von 
''/^  der  Kommi<'>i(insmitgliedei"  bes]»nK'lien  und  durch  Stiiinint»- 
mehrheit  angenommen  wdrden  i>t.  Im  Falle  der  Ablehnung  wird 
sie  im  Plenum  nicht  mehr  besprochen  und  bleibt  auf  sich  beruhen. 
Der  Präsident  der  Nationalver-sammlung  kann  die  Verhandlungen  ganz 
oder  teilweise  der  Öffentlichkeit  mitteilen,  wenn  die  geheime  Sitzang 
durch  ihn  veranlasst  worden  ist.  Fand  sie  dagegen  auf  Antrag 
eines  Ministers  statt,  so  ist  dessen  Zustimmung  für  die  Veröffent- 
lichung erforderlich. 

Die  Gesetzentwürfe  werden  in  den  JGnisterien  ausgearbeitet 
und  durch  den  Minister  oder  Grossvezier  der  Nationalversammlung 
vorgelegt.  Im  Falle  der  Ablehnung  einer  Begierungsvorlage  mnss 
die  Nationalversammlung  dieselbe  mit  HinzufDgung  ihrer  Meinung 
zurückschicken  und  der  Minister  kann  mit  oder  ohne  Berftcksioh- 
tigung  der  letzteren  die  Vorlage  von  neuem  einbringen.  Die  Minister 
sind  berechtigt,  ihre  Vorlagen  oder  Anträge  in  jedem  Stadium  der 
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Beratang  sarlleksaiiehen,  e&  sei  denn,  ^Einbringung  erfolgte  aaf 
IsitifttiTe  der  NationalTersammlnog.  In  letzterem  Falle  bedarf  die 
ZorflcksiebnDg  der  Znstinimnng  des  Haasee.  Die  Mitglieder  der 
Nationalversammlung  mflssan  bei  der  Abstimmung  deutlich  so 
erkennen  geben,  so  dass  auch  das  Publikum  und  die  Zeitnngs- 
bericbterstatter  es  wabmebmen  (z.  B.  durch  Abgabe  verschieden- 
üarbiger  Zettel),  ob  sie  daftlr  oder  dagegen  stimmen.  M5tignng  oder 
bedrohliche  Einwirkung  bd  der  Stimmenabgabe  sind  nnsulBssig. 

Antr&ge  von  Seiten  eines  der  Uitglieder  des  Haoses  werden 
nur  dann  nur  Bespreehong  zugelassen,  wenn  mindestens  15  Stimmen 
es  b^rworteo.  Der  Antrag  wird  sebriftlicb  Aem  PrSsidenten  ein- 
gereicht  und  dieser  ist  berechtigt,  ihn  einer  Untersuchungskommission 
SU  flberweisen.  Geht  der  Antrag  einen  Minister  an,  so  muss  er 
davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  damit  er  oder  sein  Gehilfe  in 
der  Sitzung  erscheinen  und  der  Besprechung  beiwohnen.  Die  Kopie 
des  Antrages  mnss  —  ausgenommen  dringliche  Fälle  —  10 — SO  Tage 
vor  der  Veriiandlung  dem  betreffenden  Minister  zugestellt  werden. 
Auch  der  Tag  der  Be^rechung  muss  ihm  rechtzeitig  mitgeteilt 
werden.  Der  Bescblass  der  Nationalversammlung  wird  dem  Minister 
offiziell  Obergeben.  Teilt  der  Minister  nicht  die  Auffassung  dor 
National  Versammlung,  so  muss  er  seinen  Standpunkt  rechtfertigen 
und  die  Katioiiiilversammlunc:  von  der  Richtig^keit  desselben  flber- 
zengen.  Jedenfalls  sind  die  Minister  verpfiichter,  jede  Inter- 
pellation des  Parlaments  zu  beantworten  und  dir  Antwort  darf 
nicht  ohne  hinreichenden  Grund  verzögert  werden.  Handelt  es  sich 
ura  Fragen,  deren  Geheimhaltung  im  gegebenen  Augenblick  im 
Interesse  von  Staat  und  Volk  liegt,  so  hat  der  Miiii-tcr  -^iiiiter, 
sobald  es  augenicsson  ist,  Uber  sie  iu  der  Nationalversammlung  Aus- 
kunft zu  gewahren. 

Die  Verfassung  sieht  auch  die  Schafttnii:  eine-  S<-ii;<r-  vor, 
dessen  Statuten  der  Zustimmung  der  National vfis:iiiimlung  licdürfcn. 
Der  Senat  soll  zu  gleicher  Zeit  mit  der  Nationalversammlung  tilgen. 
Als  Mitglieder  des  Senats  werden  GO  unisichtige,  erfahrene  und 
gläubige  Personen  berufen.  Von  diesen  sind  .SO  durch  den  Schah 
zu  ernennen,  und  zwar  15  Teheraner  und  15  aus  der  Provinz- 
bevülkerung.  Die  andere  HJllfte  wird  von  dem  Volk  gewühlt,  durch 
die  Teheraner  15  und  durch  die  Bewohner  der  Provinzen  15.  Nach 

der  Eröffnung  des  Senats  ist  fflr  alle  Geschäfte  die  Zustimmung 
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beider  Kammern  erforderlich.  Die  im  Senat  oder  von  dem 
ICinlsteriam  beantragten  Gesehftfte  werden  erst,  nachdem  sie  im 
Senat  beraten  und  durch  Stimmenmehrheit  angenommen  worden  sind, 
der  Nationalversammlung  vorgelegt.  Andererseits  gehen  OeschKfte, 
die  in  der  Nationalversammlung  eingebracht  werden,  von  dieser  an 
den  Senat,  ausgenommen  Angelegenheiten  der  Staats- 
finanzen,  welche  lediglieh  vor  die  Nationalversammlung 
gehören.  Die  Beschlösse  der  Nationalversammlung  in  Finann- 
angelegenheiten  werden  dem  Senat  mitgeteilt,  uro  seine  Meinung 
SU  erfahren,  welche  aber  die  Nationalversammlung  berechtigt  ist, 
nach  hinreichender  PrUrung  anzunehmen  oder  abzulehnen.  His 
zum  Zusammentritt  des  Sennts  werden  die  Geschäfte  durch 
die  N-.itiunalvers:imin]iiiiir  in  (Temeinschaft  mit  dem  Schah  er- 
ledigt. Wird  eine  wichtige  Kegiernogsvorlape  nach  ihrer  Ab- 
nahme im  Senat  von  der  Nationalvcrsammlaug  abgelehnt,  .so  kann 
sie  einer  dritten  Versammlung  aus  Mitgliedern  des  Senats  und 
der  Xatit>iialver<aimiihirig  zur  Prüfung  überwiesen  werden  T);is 
Ergebnis  wird  in  »1er  N:u i  «n:il Versammlung  verlesen,  und  wenn  auiii 
dann  eine  l'bereinstinuiiiing  nicht  erzielt  werden  kimn.  so  muss  die 
An^^i  li'nenhoit  dem  Schah  unterbreitet  werden.  Der  Srhnh  kann 
der  AiiHa>>iing  der  Nationalversainndung  beitreten  und  dann  ist  sie 
nia^>i:i'lH'nii.  Kr  kann  sie  aber  ancli  zurllckwciM-n  und  eine  aber- 
nialii:»'  InTatung  (b-r  \'or!aire  vrrlanir'  n  AVird  sie  auch  dann  ab- 
gelelmt.  so  kann  der  Siliah  die  Xationalversararalung  aufÜ'.sm  und 
Neuwahb'u  anurdnen.  wenn  der  Senat  mit  einer  Mehrheit  V(»n  ^  ^ 
der  Stininu'u  und  da^  Ministerium  die  Aul'liisung  gutheissen.  Indes 
ist  in  jeder  Legislaiurperiude  (2  Jahrei  die  Aufli»sung  nicht  mehr 
aU  einmal  zuliLssig.  Die  neuen  Abgeordneten  von  Teheran  müssen 
bis  zu  einem  Honat  und  die  der  Provinzen  bis  zu  drei  Monaten 
nach  der  Auflösung  zusammentreten.  Nach  Erledigung  der  Wahlen 
in  Teheran  wird  die  Nutionalversammlung  erSifhet.  Die  Besprechung 
der  strittigen  Frage  muss  indes  bis  zur  Ankunft  aller  Abgeordneten 
der  Provinzen  anfgoiKihuben  werden.  Tritt  die  neue  Volksvertretung 
der  Auffassung  der  alten  durch  Stimmenmehrheit  bei.  so  wird  der 
Bescbluss  durch  den  Schah  bestätigt 

Am  Schloss  der  Verfassungsurkunde  verpflichtet  der  Schah 
auch  seine  Nachfolger,  die  Bessrimroungen  der  Konstitution  zu  achten 
und  zu  wahren. 
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l>i»»  vom  20.  Scfiplmn  1^24  (18.  Oktlir  l!W,)  datierte  Ge- 
sohUft>ordnung  der  NiitiüiialverMiiuiuluijfr  (uizamuaiueji  dactüi 
darul^cliuraji  railli)  enthält  folgende  Bcstiiumun^eu: 

In  der  ersten  Sitzunj?  nach  der  Eröftnung  der  Nntionalver- 
sammlung:  werden  1  President,  2  Vizepriisidenten  und  4  Schrift- 
führer g:e\vähltM  und  zwar  der  President  durch  ahsolute  und  die 
iibripen  durch  relative  Sliniiiunrnchrheit.  Pei  der  Wahl  müssen 
mindestens  "'.4  der  Abf^eordneten  ziipej^en  sein.  Dem  Prrisidenren 
liofrt  ob  die  Eröffnung-)  und  Schliessung  der  SitziiiiL'<ii.  die  Fest- 
setzun«-'  dfT  Zeit  fflr  die  ordentlichen  und  ausscrordentiiclicn  Sitztni^^cn, 
die  Ernennung;  tle>  i't'r>unals  (Schreiber,  Diener  usw.)  und  die  Bc- 
stimmunc:  ihrer  Ptlichten,  die  Vornahme  der  Abstimmung  nach  hin- 
reiLiiondei'  Besprechung  einer  Angelegenheit  und  die  Verktlndung 
des  Ergebnisses  an  dius  Haus,  die  Aufrechterbaltung  der  Ordnung 
während  der  Debatten"),  die  Vertretung  der  Nutioniilvei>;inimIung 
nach  aussen  und  die  Vermittelung  ihres  Veikehrs  mit  der  Regierung 
und  mit  anderen,  die  Prüfung  der  Sitzuugsprotokolle  und  die  An- 
ordnung, betr.  die  Tiltigkoit  der  Schnellschreiber.  Der  Präsident 
darf  in  die  Debatte  nicht  eingreifen,  ausser  wenn  eine  Frage  an  ihn 
gerichtet  wird  oder  die  Abgeordneten  sich  gegenseitig  beleidigen. 
Im  ersteren  Fall  bat  er  die  Fngd  zo  beantworten  und  im  letzteren 
den  Ordnongsmf  an  erteilen.  Will  er  sich  an  der  Debatte  be- 
teiligen, 80  mnss  er  wShrend  seiner  Rede  den  Vorsits  an  den  Viae- 
prSsidenten  abtreten.  Er  kann  die  Sitsang  vorfibergefaend  yertagen, 
wenn  infolge  Streitigkelten  zwischen  den  Abgeordneten  die  Ver- 
handlnng  gestBrt  wird.  Der  Prilsident  ist  bereehtigt^  den  Kommissions» 
beratnngen  bmznwobnen  and  an  den  Debatten  teilzunehmen.  Ks 
steht  ihm  zn,  den  Abgeordneten  zur  Erledigong  pers5nlicher  Ange- 
legenheiten bis  zn  dner  Woche  ürlanb  za  gewühren  und  geheime 
Sitzangen  aaznberaamen.*)  Am  Beginn  jeder  Session  hat  der 
Prfisident  den  Voranschlag  für  die  Aasgaben  der  Sitznngsperiode 
dem  Hanse  Torzalegen  and  nachdem  das  Bndget  darch  Stimmen- 

')  Siehe  Wahlgesetz. 

Er  darf  die  Sitzung  nicht  eröffnen,  wenn  uicht  ',4  der  ^tglieder 
aDweiend  sind  (siehe  Veffsisung). 

*)  Indem  er  nfitigenfslla  anf  die  YoiscbrifteD  der  GMchäftsordnung 
hinweist.  • 

*)  Siehe  Verfusung. 
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niehrlieit  aiijri'n.nninen  worden  ist,  wird  aus  der  Milte  der  ^litfrliedor 
ein  SchatznicisUT  ^'^ewählt,  uni  ihm  die  Verwnltnn?  der  Kasse  unter 
Aufvirlit  einer  Kommission  ZU  lihert raffen.  Die  Ptiichten  des  I'n'l- 
sidenten  <;eheii  in  seiner  Abwesenheit  auf  die  Vizepräsidenten 
Ober.  Den  SeliriflfUhrern  liept  ob  die  Aufzeichnuujr  der 
Sitzuiiff>beriehte,  die  IleM»rt:unfr  des  Druck>  der  \'erhandlu!i<ren  zur 
Verdiluiifr  an  die  Ab{:»  ordueten ,  die  Prüfung  der  Sehnfti  n  der 
Scluitllsihreibcr  und  die  Ver<rlcichunj;  derselben  mit  den  Zt  iiunj^s- 
berichten.  die  Verlesuui;  des  liericUts  der  letzten  Sitzung  am  Heginn 
jeder  Sitzung,  die  Feststellung  der  Anwesenden  vor  der  Eröftnuag 
der  Sitzung,  vur  dem  Begtnu  der  Beratungen  und  vor  der  Vornahme 
der  Abstimmang,  die  Verlesnng  aller  Schreiben,  die  in  der  National- 
versammlnng  zn  verlesen  und*)  and  die  Wiederholung  der  Ver- 
lesung, wenn  die  Abgeordneten  es  wünschen,  die  Zfthlang  der 
Stimmen  bei  den  Abstimmungen  and  die  Abfassnng  d«r  Schreiben 
der  Nationalversammlung,  welche  nach  Ontheissaa^  neitens  der  Ver- 
sammlnng mit  der  Unterschrift  des  Presidenten  verseben  in  die 
Eanalei  geschickt  werden,  um  die  dort  verfertigte  Reinschrift  dem 
Priteidenten  zur  Unterschrift  und  Absendnng  an  flbergeben  ond  die 
Urschrift  den  Akten  beizulegen.  Die  SchriftfBhrer  dflifen  nur  dann 
an  den  Debatten  teilnehmen,  wenn  sie  ihre  Beechltftigang  einem 
anderen  Schriftführer  flbergeben  haben.  Aus  der  Bitte  der  Mit- 
glieder der  Nationalversammlung  ist  auch  der  Vorsteher  der 
Kanzlei  zu  w&hlen,  dem  die  ordnungsgemAsse  Anfliewahmng  der 
Akten  und  die  Buchführung  untersteht  Er  darf  ohne  Zustimmung 
der  Nationalversammlung  keinem  die  Bücher  oder  Dokumente  zeigen. 
Ebenso  ist  es  ihm  und  dem  Personal  der  Kanzlei  ontet^agt,  die 
Kenntnisse  ans  ihrem  Amte  anderen  mitzuteilen.  Das  Namenver- 
zeichnis der  Mit;j:lieder  «In  Kommissionen  sdwie  die  ihnen  ortoilten 
Vorschriften  müssen  in  der  Kanzlei  aufliewahrt  werden.  Zur  näheren 
Itestimmnnir  der  Dldiegeuheiten  des  Chefs  und  des  Personals  der 
Kan/lei  wird  die  Natiunalversammlung  ein  besonderes  Reglement 
au!«iri)eiten. 

Die  Mifirlieder  der  National  Versammlung  sollen  gegen 
eiiiamler  hiiflirh  sein.  }|;iii<lhiiiiren,  die  die  Aufmerksamkeit  zerstreuen, 
unterla^scQ,  sich  iti  dem  Huuse  des  Essens,  Trinkens  oder  Hauebens 

Den  Mitgliedern  steht  e»  frei.  Schreiben,  die  sie  angehen,  selbst 
zu  verlesen. 
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enthalten,  das  Kccht  der  anderen  achten  und  den  Ivedeiiden  nicht 
unterbrechen  oder  (imch  Lärm  sti',n>n.  Jedes  Mito:lie(i  h;U  das 
Kccht.  Aiitriifre  ein/.ul)ringen  und  während  der  Beratun^'^en  ^eine 
Meinunjr  auszusprechen.  Persönliche  Beschwerden  eines  ^lit^ilicds 
g^egen  ein  anderes  sind  dem  Hause  mitzuteilen  und  nachdem  diesfs 
die  Antworr  des  Beschul di<,neu  gehört  hat,  verlassen  beide  die  Ver- 
sammlung, damit  in  ilircr  Abwesenheit  A'w  Angelegenheit  gciirüit 
und  beurteilt  werde.  Nimmt  ein  Mitglied  die  Verletzung  einer  Be- 
stimmung der  Geschilftsoidming  wahr,  so  kann  es  den  l'räsideuteu 
darauf  aufmerksam  machen  und  Abwehr  \erlaugcn 

Bei  Verletzung  der  Geschäftsordnung  dunh  die  Mitglieder 
hat  der  Fräsidont  folgende  Slraion  aii/u wenden: 

Den  Ordnungsruf  für  l  iiterlraltung  oder  Störung  der  Kuhe 
während  der  Kede  eines  Abgeordneten. 

Die  Eatferoung  der  Schnldigen  von  der  Sitzung  bis  zu  einer 
Stande  wegen  trots  der  Mahnaug  wiederholten  Lftnnei»  new. 

Die  Aufforderung,  sein  Mandat  niederznlegen,  wenn  ein  Mitglied 
ohne  hinrdebende  Entscbnldigang  10  mal  hinterdnander  den  Sitzungen 
fernbleibt.  Entspricht  der  Sehnldige  nach  dreimaliger  Mahnung  der 
Änfforderung  nicht,  so  wird  er  relegiert  and  ein  anderer  von  der 
betreffenden  Gegend  und  Klasse  an  sdne  Stelle  gewfthlt  Die 
Nationalversammlnng  hat  ihn  inzwischen  zu  vertreten. 

Die  Ausstossong  aas  der  Mitgliedschaft  and  Überantwortung 
an  die  Gerichte  för  Annahme  von  Bestechung,  Verletzung  des  Amts- 
geheimnisses, Verrat  gegen  die  Grundgesetze,  bdswillige  Hinderung 
des  GeschKftsgangs  und  tthnliche  Vergehen. 

Mitteilungen,  die  an  die  Nationalversammlnng  ge- 
langen, heissen  izhar  (Er5fihang),  wenn  sie  von  der  Regierang, 
onvan  (Adresse),  wenn  ^e  von  einem  Mitglied  und  arizeh  (Petition), 
wenn  sie  vom  Publikom  ausgeben.  Die  Besprediung  einer  Bittschrift 
wird  unterlassen,  wenn  mehr  als  *j^  der  Mitglieder  es  fttr  nutzlos 
halten.  Setzt  das  Verständnis  einer  Frage  die  Kenntnis  einer 
anderen  voraas,  so  wird  zuerst  diese  besprochen.  Verwickelte  Fragen 
kann  die  Nationalversammlang  einer  Kommissionsberatung  Über- 
weisen. 

Uie  Mitglieder  b;tben  ihre  Anträge  SChriftUGh  einzubringen 
and  mit  Erlaubnis  des  Präsidenten  zu  verlesen  oder  durch  die 
Schriftführer  verlesen  zn  lassen.   Der  Antrag  wird  zur  Verhandlung 
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gestellt,  wenn  l'i  Stiiutut'ii  liafür  sind,  t'hci"  die  Zeit  der  Be- 
sprecliunju'  be-tiiiuut  diis  Haus.  Auch  das  rubliküiu  kann  Anträge 
oder  Beselnvoi  den.  versehen  mit  Unterschrift  und  Adrose,  schrift- 
lich einreichen.  .*^io  werden  in  der  Kommission  für  Bittschriften 
geprüft  und  das  Plenum  veranlasst  das  weitere. 

Das  Haus  wäliit  aus  seiner  Mitte  stilndige  oder  zeitweiliirc 
Komm issio neu.  Hei  der  Wahl  ist  zunilchst  zu  berücksichtigen, 
wieviel  Mitglieder  nötig  8ind.  Dana  teilt  der  Präsident  mit,  welche 
Personen  er  als  geeignet  für  die  betr.  Kommission  eraebtet.  Das 
Hans  kann  diese  w&bloi  oder  ablebneo.  Die  Kommissioneil  wlhlen 
aas  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden,  einra  SebriftfBhrer  nnd  einen 
Berichterstatter.  Sie  haben  die  ihnen  Itberwiesenen  Fragen  sn 
nntersnchen,  grOodlidi  zn  beraten  und  das  Ergebnis  dem  Plenum 
mitzuteilen.  Handelt  es  sich  nm  einen  Antrag  eines  Abgeordneten, 
so  mnss  dieser  Mitglied  der  Kommission  sein.  Auch  die  Minister 
können  den  Kommissionssitznngen  beiwohnen  nnd  an  der  Debatte 
teilnehmen,  wenn  der  Beratnngsgegenstand  Ton  ihnen  eingebraebt 
worden  ist.  Nach  der  Wahl  der  Mitglieder  der  Kommission  mnss 
der  Schriftfahrer  ihr  Namenverzeiehnis  nnd  den  ihnen  erleilten 
Auftrag  mit  der  Unterschrift  des  Prftsidenten  dem  Vorsitzenden 
der  Kommission  übergeben.  Auf  die  Kommissionen  findet  die  6e* 
schäftsordttung  der  Nationalversammlung  Anwendung.  Handelt  eine 
Kommission  den  ihr  ertdlten  Vorschriften  zuwider,  so  sind  ihre 
Arbeiten  uiifrUltiff.  Beschwerdon  und  Bestrafung  der  Kommissions« 
n:itfrlieder  gehören  vor  das  Plenum.  Niuh  Kriodigung  der  Kom- 
missionsberatung hat  der  Herichterstatter  das  Resultat  dem  Plenum 
mit/.uteilen  und  den  Bericht  zugleich  mit  den  übrigen  Dokumenten 
dem  Präsidenten  ei n/it händigen.  Das  Plenum  kann  der  Meinong 
d<r  Kummissinn  b).-i>timmen  oder  sie  ablehnen  und  im  letzteren 
Fall  die  al>erniali^'^e  Hcratung  sich  selbst  vorbehalten  oder  einor 
neuen  Komnii>-inn  üherw eisen.  Die  Kommission  für  P>ittschriften 
teilt  wicliiiirc  Pf'tiriuiien  unverkürzt  dem  Plenum  mit  und  niinder- 
wiclui;.'!'  wurlii'dtiirii  ciiiMi;!!  im  Auszug. 

Die  X:itioii:il\ »'r<:'rimili!t*ir  k:irin  liei  Antiügen  u>\v..  die  ohne 
<;»'nilL''<'iidt'  Dctailliei'uti^  ciimLluailil  wridcn,  die  Kitizellicitcn  zur 
\  (M  lian«iliini;-  >tt  llen.  und  zwar  müssen  zunächst  etwaige  .Mängel 
im  Au>diiick.  in  der  .\rt  der  EinlM'ingung  oder  in  der  Dar^^iellung 
der  Einzelheiten  berichtigt  und  wenn  der  Antrag  aus  mehreren 
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Einzel rrngen  zusaininengesetzt  int,  diese  zerlcj^t  und  {retrennt  be- 
handelt werden.  Der  Antiap  wird  in  di<'sora  Fall  einmal  verlesen, 
so  wie  er  ein|L'ol)r:i<fit  wordrn  ist.  ein  zweites  Mal  mit  den  vorge- 
nommenen AbäoderuDgen  luid  ein  drittes  Mal  iu  der  korngierteD 
Abfassung', 

Wird  eine  Frage  beraten,  so  dUifVii  amlere  nicht  auftro- 
wurffu  werden,  es  sei  denn,  sie  sind  zum  \'erständiiis  der  ersten-n 
notwendig.  Von  den  einfrehrachten  Antiii!ren  usw.  halit  ii  die  wich- 
tifreren  den  Vurraiifj.  .U'des  Mitijlit'd  kann  die  Besprechung  einer 
Frage  an  dem  von  dem  Präsidenten  liii-  .>ie  festgesetzten  Tag  ver- 
laniren.  In  wichtigen  Fallen  kann  der  Priisident  ausserordentliche 
Mtzungen  aulu  rauincu. 

Die  Regierung  nnd  Verfassung  hetreftende  Fragen  müssen 
einer  dreimaligen  \'erlesung  und  Beratung  unterzogen  werden.  In 
der  (ieneraldebatte  nach  der  ersten  VerlouiiL'  i>t  festzustellen,  ob 
eine  Kummissionsberatung  nötig  ist  oder  niclu.  Die  zweite  Ver- 
lesung erfolgt  frühestens  zwei  Tage  nach  dem  Abschluss  der  ersten 
Beratung  und  wenn  eine  Kommission  eingesetzt  ist,  drei  Tage  nach- 
dem der  Kommissionsbericht  in  die  Hände  der  Mitglieder  gekommen 
ist.  Nach  Beendigung  der  Spesialdebatte  in  d«r  sweiten  Beratung 
wird  die  eingebrachte  Frage  zugleich  mit  dem  Ergebnis  der  zweiten 
Beratimg  zur  Feststellimg  der  Meinung  des  Eanses  zum  dritten 
Male  yeriesen.  Wird  die  Frage  in  der  zweiten  Beratang  abgelehnt, 
so  findet  ein»  dritte  nicht  mehr  statt  Zwischen  dem  Abschloss 
der  zweiten  Beratung  und  der  VerteUung  der  Sitzongsberichte  an 
die  Mitgtieder  und  der  drittea  Beratang  müssen  zwei  Tage  liegen. 
Nach  der  dritten  Verlesong  kennen  AbftndernngsTorscbiage  nur 
dann  zur  Besprechung  gelangen,  wran  sie  von  15  Mitgliedeni  nnter- 
stutzt  werden.  In  einer  Sitzungsperiode  nidit  erledigte  Fragen 
werden  in  der  folgenden  nur  auf  Grund  einer  neuen  Einbringung 
verhandelt.  Vor  der  Vornahme  der  Abstimmung  mnss  die  der  Be* 
ratnng  unterzogene  Frage  verlesen  werden. 

Das  Wort  wird  nach  der  Beihenfolge  der  sich  zum  Wort 
Meldenden  erteilt.  Die  Erlaubnis,  zum  zweiten  Male  das  Wort  zu 
nehmen,  ist  nur  dann  zu  erteilen,  nadidem  alle  anderen  ^mal  ge- 
sprochen oder  auf  das  Wort  verzichtet  haben.  Indes  darf  der 
Präsident  die  Wiederholung  einer  Rede  gestatten,  wenn  ihr  keine 
AuAnerksamkeit  geschenkt  wurde.   Zieht  sich  die  Diskussion  in  die 
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I.iiiiire.  so  kann  jedes  Mitglied,  unterstützt  vun  15  anderen,  die 
Ft'ölstelluii^^  der  MeiinniL'-  de-  Hause-  verhiiipen. 

Bei  der  Abstimmung  "^mkI  tolgeuderinassen  verfahren:  Jedes 
Mitfrlied  orhillt  eine  \vt  i--e  und  eine  blaue  Karte,  auf  denen  sein 
Xaino  {.'«'druckt  ist.  JMe  weisse  bedeutet  Annahiue  und  die  blaue 
Ablelinung:.  Die  Abp:eurdiieten  fjebeu  ihre  Meinung  daduiih  zu 
erkennen,  dass  sie  eine  der  Karten  in  ein  (leftlss,  das  Imunige- 
reicbt  wird,  werfen.  In  Gefrenwurt  der  Anwesenden  wird  alsdann 
das  (iefilss  ireleert  und  einer  der  Schriftführer  nimmt  mit  lauter 
Stimme  die  Zählung  der  weissen  und  blauen  Karten  vor.  Darauf 
verkündet  der  Präsident  das  Ergebnis.  Der  President  and  die 
Schriftführer  geben  ihre  Stimme  nach  den  anderen  Mitgliedern 
und  vor  der  Zfthlnng  ab.  Die  Abwesenden  müssen,  sofern  ihre 
Zahl  V4  Mitglieder  nicht  flbersteigt,  das  Ergebnis  der  Ab- 
stimmung anerkennen. 

Interpellationen  an  die  Regierong  sind  nach  genauer  Be- 
stimmung des  Gegenstandes  mit  der  Unterschrift  von  15  Mitgliedern 
dem  Präsidenten  zn  Übergeben,  welcher  ihre  Kopie  mit  dem  Siegel 
der  Nationalversammlung  an  die  Regierang  sendet  and  die  Urschrift 
in  der  Kanzlei  znr  Anfbewahrang  niederlegt  Zugleich  muss  der 
Hegierang  die  Zeit  der  Besprechung  der  Interpellation  mitgeteilt 
werden,  damit  der  betreffende  Minister  oder  sein  G^llfe  bot  Be- 
antwortung derselben  in  der  Nationalversammlong  erseheinoi.  Vor 
der  Beantwortung  hat  der  Interpellant  seine  Anfrage  voraatragen 
nnd  zn  begründen. 

Zur  Abfassung  der  Petitionen  an  den  Schah  wird  eine 
KomroisKion  von  12  Mitgliedern  (je  2  ans  jeder  Klasse)')  unter 
dem  Vorsitz  des  Prllsidenten  eingesetzt.  Die  von  ihr  redigierte 
Bittschrift  ist  im  Plenum  zu  verlesen  und  durch  eine  Abordnung') 

dem  Sebab  zu  unterbreiten  -i 

liesebwerden  über  die  Wahlen  gehen  in  letzter  Instans 

ver  die  Nationalversammluof?*)  und  werden  einer  Kommission  zur 
Prüfung  iil  ri  \\  if-ni  Nur  snlehe  lieschwerdeu  sind  zu  berück- 
sichtigen, die  bis  zum  Ablauf  von  10  Tajren  nacli  Erledigrunp  der  ^Vahl 
der  Post  Uberfrelien  wurden  sind.  Erfjibt  sich,  dass  die  Wahl  im 
Wider.spruch  zum  Wahlgesetz  erfolgte,  so  wird  sie  annulliert. 

*)  Siehe  Walilfjcsetz. 
*)  Siehe  Verfassung. 
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Indes  ist  der  betreliende  Abfrcurdnete  bis  zu  dtni  Tnfre  der  Ent- 
scheidang  als  berechtigtes  Mitglied  des  Hauses  anzusehen. 

Ein  jeder  hat  das  Eecht,  nach  Ll}snilg  einer  Eintrittskarte 
als  Zuhörer  auf  den  für  das  Fablikum  bestimmten  Plätzen  den 
öffentlichen  Sitzungen  beizuwohnen.  Die  Zuhörer  dürfen  aber  nicht 
das  Wort  nehmen  und  müssen  sich  der  Ordnung  des  Hauses  fügen, 
sich  ruhig  yerhalten  aud  bei  Zuwiderhandloogen  strenge  Massregeln 
erwarten. 

Abänderungen  und  Ergänzungen  in  bezug  auf  die  Be« 
Stimmungen  der  Geschüftsurdnung  können  durch  Mehrheitsbeschluss 
der  Nationalversammlung  herbeigeführt  werden. 

Kurz  nachdem  er  die  Vorfassung  unterschriebou  hatte,  starb 
Muzaffere(ldiii-S(  hall  am  8.  Januar  im  Alter  von  54  Jahren,  be- 
trauert von  der  ganzen  schiitischen  Welt,  auch  ausserhalb  der 
Grenzen  Persiens.  Er  war  kein  grosser  Herrscher,  und  es  ent- 
springt nur  dem  Geftthl  der  Dankbarkeit  und  Liebe  für  seine  Gut' 
mfltigkeit  und  Strenggl&ubigkeit,  wenn  ihm  jetzt  die  scbiitiscben 
Zeitungen  den  Titel  „el  kebir**,  d.  h.  der  Grosse,  beilegen.  Aber 
gerade  diese  Eigens4diaften  «rklärra  seine  Nachgiebigkeit  gegenüber 
den  Forderungen  der  Befonnireonde  nnd  nur  ihnen  ist  der  Umstand 
zn  verdanken,  dass  die  Umwälzong  ohne  nennenswerte  Opfer  vor 
sidb  ging.  Die  Kaianikrone  wurde  auf  das  Haupt  seines  ältesten 
Sohnes,  des  am  21.  Juni  1872  geborenen  Unhammed  Ali,  gesetzt 
Mit  seinem  Vater  hat  dieser  jugendliche  Herrscher  nichts  gemein. 
Er  ist  energisch  bis  znr  Rücksichtslosigkeit  und  sein  Ehrgeiz  richtet 
aidi  weniger  aof  die  Befreiung  des  Volkes  als  auf  die  Festigung  seiner 
HeiTScbergewalt.  Daher  das  Misstrauen  der  Beformfrennde  gegen 
ihn,  das  trotz  der  im  Eingang  erwähnten  Erklärungen  fortbesteht. 
Ein  Konflikt  des  Parlaments  mit  dem  neuen  Schah  war  unver- 
meidlich. Er  hatte  Personen  aus  seiner  Umgebung,  deren  Beform> 
feindlichkeit  bekannt  war,  in  hohe  Ämter  eingesetzt  und  l^:te  fär 
die  in  der  Verfassung  vorgeschriebene  Hinisterverantwortlichkeit 
wenig  Neigung  an  den  Tag.  Auch  gegenüber  den  Forderungen 
der  Nationalversammlung  zur  Entlassung  des  Ministers  der  Z511e 
(ein  Belgier)  usw.  verhielt  er  sich  ablehnend.  So  brachen  Anfang 
Februar  wieder  Unruhen  aus,  welche  in  mehreren  Städten  für  den 
Schah  und  seine  Begierung  einen  ftberaus  gefährlichen  Charakter 
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aniialniu'ii.  Auch  dieses  Mal  g\ng  die  Keformpartei  aus  dem  Kampf 
siegreich  hervor.  Der  Schah  war  mit  seinen  geringen  und  unzu- 
verlilssif^eu  Truppen,  die  überdies  srhiui  st  ir  sechs  Monaten  ihren 
Snld  nicht  erhalten  hiitten.  der  l-tewriiiiiii^  gepenflber  ohnrnHchtie:. 
Er  entlit>.>  den  belgi>(hen  Zullnüuister  und  einifje  andere  Beamte 
und  versprach  durch  einen  Firaiau,  alle  iü  der  Verfassung  nieder- 
gelegten Forderunjien  zu  erfüllen. 

Der  Friede  zwischen  der  Kegierung  und  dem  Parlament  ist 
wieder  hergestellt,  aber  er  verspricht  keine  lange  Dauer  Die 
Nationalversammlung  --tiht  unter  dem  Druck  des  vielfach  durch 
kaukasische  Flüchtlinge  aut'gewiefrplten  Pnbels  und  ihre  Forderungen 
sind  nicht  selten  nin^^los  und  überschreiten  die  Kompetenz  eines 
Parlaments.  In  den  J^H'vinzen  haben  sich  die  zur  Überwachung 
der  Wahlen  zusaramen^e-etzfen  Kununis-iunen  nach  erledigter 
Arbeit  nicht  aufgebest  und  greii'en  störend  in  die  \'erwaltung  üV»er. 
Auch  Fälle  der  M:i--i (üi  luiig  von  (Gouverneuren  durch  sie  sind  nicht 
selten.  l)or  Pni-tand.  da--^.  sie  häulig  die  ]ieamten  verhindern,  wie 
früher  «las  \ Olk  zu  lu  d  rücken,  ist  auch  nicht  d.azQ  angetan,  die 
Konservativen  mit  den  Neuerungen  zu  versi»hnen. 

\'on  der  bisherigen  Tätigkeit  der  NationaIv(  isaninilung  sind 
lo'i-vor/uheben  die  Annullierung  aller  Land^cbenk^ngen  durch  den 
ver>lnrbe?ieii  Schah  iiach  der  ( tewiiliiung  der  Konstitutieii  und  die 
Veranla>sung  zur  tii'ünduni:  einer  Natiniialbank  Zur  rntersnrlsung 
der  ersteren  Angelegenheit  liat  <!a<  railaiuent  eine  Ko^l!llli-^-^iun 
eingesetzt,  t  lier  die  Vorgeschiclite  der  Natiunantank  i^t  lulgeiides 
Z\x  berichten.  Die  Keirierunjr  betindet  sieh  xhnn  seit  .lahren  in 
drückender  Geldnot.^)  Kine  äussere  Anleihe,  welche  England  und 
I\us>land  zusammen  trewälu en  wollten,  begegnete  dem  hartnäckigsten 
A\'iderstand  der  Nai  iunalversamnihiiitj.  Sie  empfahl  eine  innere 
Anleihe  und  im  Zu.'-ammenhang  danul  ilie  Gründung  einer  National- 
bank. Anfang  Februar  wurde  die  Konzession  zur  Gründung  der 
Nationalbank  mit  einem  Kapital  von  15  Mill.  Taman  (k  3,60  M.) 
untemeichnet.  Aasländer  sind  von  der  Beteiligung  an  dem  Unter- 
nehmen ausgeschlossen.   Die  Bank  wird  im  Namen  der  R^erang 

^)  Über  die  Finanzen  Peraiens  und  die  in  der  leisten  Zeit  nufg^ 
nviiuim  iMi  Auleiben  siebe  OaiiKNriKLD:  Dia  Verfanung  des  peraiBchen 
Staates  ff). 
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die  Staatseinkünfte  sammeln  and  die  Staatsausgaben  leisten.^)  Sie 
darf  VerpiftDdungen  nnd  Anleihen  im  In-  nnd  Auslande  abschlies^en. 
Besllfi^lich  der  Bergwerke,  der  Perlflseherei  im  Persischen  Golf 
nnd  des  Baues  Ton  Stimssen  nnd  Eisenbahnen  hat  sie  das  Vorsngs- 
recht.  Auch  das  Beeht  der  Notenansgabe  soll  nach  dem  ErlSscben 
des  Monopols  der  „Imperial-Bank  of  Persia^*)  anf  sie  fibergehen. 
Auf  Grund  eines  besonderen  Abkommens  hat  sie  der  Regierung 
2  Hill.  Toman  zu  9^/o  zu  borgen,  votod  '/a  vor  nnd  der  Best  nach 
dem  21.  Ulrs  (1907)  anssozahlen  ist.  Die  Eonzession  wird  hin- 
f&llig,  wenn  die  Bank  das  Geld  nicht  aufbringen  kann.  Der  Anleihe- 
Vertrag  zwischen  der  Begiemng  nnd  der  Bank  wurde  Anfang  Mftrz 
dem  Parlament  vorgelegt  und  von  ihm  gutgeheiasen.  Es  bleibt  nun 
abzuwarten,  ob  die  Nationalbank  imstande  sein  wird,  das  Geld  auf- 
zubringen. 

'1  Gt'jren  eine  Provision  von  1",  Für  laufende  Rechnung'  wird 
sie  für  l>eljet-  und  4*'/  „  f'^r  Kreditforderungeu  helast.-n.  2<M)(Hi() 
Tuman  auit  den  Zolloinnaluneu  am  Fursigcheu  Golf  solieu  jährlich  au  die 
Kationalbank  gezahlt  weiden  als  Sicherheit  fttr  die  Tilgung  der  Anleihe. 

*)  Sie  besitzt  dts  Monopol  der  Banknotenanagabe  ftlr  die  kommen- 
den 50  Jahre. 


Digitized  by  Google 


Peru 


Referent:  A.  B.  Holder,  Lima. 


A.  Wirtsehaftliehe  Lage. 
I. 

Um  *lie  fjetfonwärtitre  Laj^e  Penis  ffanz  zu  v<  i^tt  hen.  müssen 
wir  weit  ziu  iii  ktriciftn  in  seine  ökonuiaisLlie  \  t  i  triniirenlu  it. 

In  allen  spaniscli-.unrrikanisclien  Rciiubliken  bestand,  nach 
der  Emanzipation  vttn  der  j^]i;tnisrlien  llerr.scliaft,  die  Haupteinnahnie- 
iiut'll«-  in  di'M  Zr.llen.  die  auf  Impurte  ^jele^rt  wurden.  Die  Ansfnhr 
Ijt^itand  in  \v<nitr<'n  I.andt-prodnktcn,  in  Edelerzen,  deren  Markt- 
preis die  hohen  Transportkosten  deckte,  nnd  in  Guld-  und  Öilber- 
rimessen. 

Ein  li!nd<;t't  existierte  nur  in  i»riniitivstei  l^'unn;  Uber  die 
StaatMinnalinien  winde  von  den  Jeweili{?en  Machthabern  in  will- 
kürlichster Weise  verfällt;  hatte  der  Staat  Kredit,  so  wurden  im 
Auslände  Schulden  gemacht,  an  deren  Zinszahlung  und  Amortieatioii 
nnr  in  den  allerwenigsten  Fällen  gedacht  wafde«  hatte  er  keinen 
Kredit,  so  worden  eben  nnr  die  Anhänger  möglichst  bezahlt,  die 
Gegner  aber  gingen  leer  aas,  so  dass  die  ewigen  ReTolntionen 
nichts  als  den  Kampf  um  die  Krippe  darstellen. 

Dieser  Zu)>tand,  der  allen  spanischen  Kepnbliken  typisch  war 
nnd  in  einigen  noch  heute  andauert,  wenngleich  die  vorgeschtittene 
Zivilisation  ihm  anständigere  Anssenformem  gegeben  bat,  hurte  in 
Peru  in  den  50  er  Jahren  anf,  als  durch  die  Entdedrang  der 
industriellen  Nutzbarkeit  zuerst  der  Qnano«  nnd  später  anch  der 
Salpeterläger  ihm  reiche  Einnahmequellen  nflossen. 

Die  gebräuchlichst«  Form  und  den  Verkauf  des  Guano  zu  be- 
werkstelligen,  war  die  Konsignation  an  grössere  Handlungshänaer 
der  hauptsächlichsten  Verbrauchsländer,  die  aber  alle  Teilhaber  im 
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Lande  hatten,  deren  aebnell  erworbener  Reicbtum  gewissen  Uuiegcl- 
mä8sigkeitea  in  der  AvMtelliuig  der  Verkaaftnreehnnngen  znge- 
8elirie1»eii  wurde.  Der  Finanzmiiiieter  des  PrSndenten  Baltb 
(1868—72),  N100I1A8  DK  Pi£bou,  beweg  den  Kengreas  vom  Sjstem 
der  Eoneignationen  ab-  nnd  inm  direkten  VeriEanf  des  Guanos  tlber- 
sngeben.  Das  ^ns  Dreyftias  frires  in  Paris  kanfte  nnn  von  der 
Begierang  Pems  2  IfilUonen  Tonnen  Qnano,  die  in  Europa  verkauft 
werden  sollten. 

Zn  jener  Zeit  eisdiien  in  Pem  ein  amerikanischer  Unter- 
nehmer, Hmt  MiiooB.  der  nach  sdüechten  Geschfiften  in  S.  Francisco 
nach  Chile  gegangen  war  nnd  dort  nnter  für  die  Begiemng  gttnsügen 
Bedingungen  die  Bahn  Ton  Valparaiso  nach  Santiago  sehr  gut  ge- 
baut, aber  wenig  daran  verdient  hatte. 

In  Peru  fibemahm  er  den  Bau  der  Bahn  von  Ifollendo  an  der 
Padfle-Kttste  nach  Pnno  am  Ufer  des  Titicaca-Sees  (380  km),  die 
ungeachtet  ihrer  Sdiwierigkeiten,  sie  ttberschreitet  eine  Eordillera* 
kette  in  fast  15000  Fuss  HMie,  sehr  gut  ausgeführt  wurde. 

Peru  hatte  Ms  dahin  nur  die  Bahnen  von  Callao  nach  ChorriUos 
über  Lima  (25  km),  die  von  Tacna  nach  Arica  (90  km),  die  Bahnen 
von  Iquique  nach  den  SalpeterlSgem,  die  ihre  Entstehung  der  privaten 
Initiative  verdankten,  und  die  von  Pisco  nach  Ica  (30  km),  die  aus 
Staatsmitteln  recht  schlecht  gebaut  wurden. 

Der  unerwartete  Erfolg  der  MoUendo-Pnnob^  liess  das 
Srhlaa:wort  entstehen:  „Den  Guano  in  Eisenbalinen  nnnnisetaen.'* 
Es  wurden  also  T>i/itationen  ausgeschrieben,  fftr  den  Bau  aus  Staats- 
mitteln folgender  Bahnen: 

1.  von  Juliaca.  einer  Station  der  Punobahn,  nach  Cuzco  (ca.  Ü5Ü  km); 

2.  von  Do  nach  ^[o(]negua  (60  lun); 

3.  von  Callao  nach  Oroya; 

4.  von  Chimbote  nach  Recuay; 

f).  von  racasmayo  nach  C%jamarca; 
6.  von  Paita  nach  Pinra. 

r)ies  waren  alles  Bahnen,  die  von  der  Küste  senkreclit  ins 
Innere  führten.  Mkiuos  wnsste  Mittel  and  Wege  zu  finden,  in  fast 
allen  Tiizitationen  Sieger  zw  bleiben. 

Die  F'  iicls  für  diese  Uahnbanten,  die  iih«'iall  sofort  beerannen, 
^dachte  man  durch  Anleihen  anfzubrinfren.  «lie  unter  liarantie  des 
üoauos  und  der  subsidiären  der  fiskalischen  Salpeterterrains  durch 


2398 


WirUcbaltlicbe  Lage. 


das  von  DreyAisa  fi^res,  die  zo  Finanzagenten  Ferna  ernannt  wurden, 
gebildete  Syndikat  emittiert  werden  sollten.  Pwa  schnldete  im  Ans- 
tände nnr  wenig,  Bestbetrftge  der  Pisco-Icabalin  new;,  Anleihen  die 
za  6^/0  verzinst  wurden,  und  die,  da  die  nene  Anleihe  nnr  5% 
tragen  sollte,  znr  einhdtlichen  Amortisation  konvertiert  wurden. 
Der  Betrag  der  nenen  Anleihe  sollte  nominell  sich  anf  38  Millionen 
Pfnnd  Sterling  belaufen,  und  je  nach  Bedarf  ausgegeben  werden, 
ihre  ersten  Emissionen  fanden  einen  günstigen  Harkt  (ca.  84%). 

Gerüchte,  die  ^ne  baldige  ErsehSpfnng  nnd  sofortige  qualitative 
Verschlechterung  der  GuanoUger  behaupteten,  drückten  den  Knrs 
der  Anleihe,  deren  letzte  Emissionen  zu  weniger  als  25%  begeben 
werden  mussten,  um  den  Anforderungen  des  Unternehmers  zu  ge* 
nngen,  der  aber  doch  gezwungen  war,  1874  den  Bau  Amtlicher 
Bahnen  einzustellen,  von  denen,  ausser  der  von  Ilo  nach  Uoquegua, 
keine  fertiggestellt  war. 

Bald  nach  dem  Regierungsantritt  des  PrBsidenten  Mazüzl 
PAiiiKi  (1S72 — 1876)  waren  Streitigkeiten  zwischen  der  Regierung 
niifl  dem  DreyfusB-Syndikat  ansirphrnrhen,  die  daliin  führten,  dass 
die  Finanzapenti  ii  1^7">  Iii   Zinszahlnng  der  Anleihe  einstellten. 

Da  die  Anleihe  durch  die,  Guano-  und  fiskalischen  Sal- 
peterläger  garantiert  wnrd»*ii.  so  forderte  eine  Anzahl  der  Staals- 
gläubiarer,  nach  eingetretener  Suspension  der  Zinszahlnng,  deren 
t'berprabe  an  ein  von  ihnen  frewählics  Komitee,  nm  bis  zur  Deckung 
der  Anh'iht'  die  Ausbeutunfj^  Jener  Läger  für  Kechnung  der  Staat s- 
giäubiger  zu  überni'hnu'u  und  hnt  der  Kotrierung  bis  zu  ;'t  nem  Zeit- 
punkt eine  ";ibrlirlH>  Siibvrntiini  von  ;5n(KX)0  Sl  dafür  an.  Nach 
»'inigeiii  Wi  li  rstrcbcn  ent.^chloss  sich  die  Kegierung,  dies  Aiu  ri»i<  ten 
au/.uiK  liiui  II  und  t)t'auftragtc  den  liesandten  in  Brüssel,  die  \".'r- 
handliiii:^>  !i  mit  den  Staatsgläubigern  zu  führen,  allein  politische 
Eintiiisse  hiiiiei'tiieben  diese  ß-nte  Absicht.  Der  l'lan  war  erst  kurz 
Vor  der  l'lier;rabe  der  Ivr^^Mi  iiiiig  des  Präsidenten  F.viiHo  an  seinen 
Na(]itoI;rt  r  r^et:issr  woni.n.  (iessen  .Ausführung  würde  aber  Peru 
viel  l'ii^iiifk.  wahrst  lieuüitli  sogar  ilen  Krieg  mit  Chile  (lb79 — l6f>a) 
erspart  halieu. 

Peru  schuldete  also  Miü.  Pfund  Sterling  im  Auslande  und 
musste,  um  jene  Si  laild  zu  decken,  10  Jahre  später,  188tJ,  als  es 
durch  den  Krieg  mit  Chile  seiner  (iuano»  und  Salpeterl&ger  beraubt 
und  wirtscliaftlich  rninieit  worden  war,  einen  Vergleich  mit  den 
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StüatsgUinbigein  (Bondholdors)  absiliUHSM-n,  in  dem  es  nur  seine 
mit  dem  GelTle  dei-  Anleihe  ^^eV»anfen  H.tlinen  als  Hanjjtzalilnnss- 
o)»jekt  anbieten  konnte.  Der  Kurs  der  Anleihe  war  anf  12^  0  jre- 
sunken,  die  Staatsg'lSubiger  konstitnierten  sich  nis  I'fiiivian  Cor- 
l>«>ratiun,  übernahmen  die  Hahnen,  die  1  »uiiiiitiMMite  auf  dem  Titieaca- 
see  usw.  und  verpflichteten  sich,  mit  ItK"  km  die  Bahnen  soweit 
dies  müglifh  auszubauen,  wofür  die  Kegierung  ihnen  eine  jährliehe 
Subvention  von  80000  £  zusagte.  Kein  Teil  kam  seinen  Verpflich- 
tungen nacb. 

In  den  neuen  Arrangements,  die  man  jetst  vor  B^itigung 
aller  Schwierigkeiten  sn  treffiBn  beabsichtigt,  handelt  es  rieb  banpt* 
sftehlicb  dämm,  beide  Teile  Jener  onerfDllten  Verpflichtungen  zu 
entbinden.  Die  Pavian  Corporation  hat  grosse  Kapitalien  bjpo- 
tbekariBch  auf  die  Bahnen  anfgenommen,  Aber  deren  Verwendnng 
nie  Rechnung  abgel^  worden  Ist,  nnd  bat  sich  in  einen  nngerecht- 
fertigten  Gegensatz  zor  R^erong  nnd  zum  Lande  gestellt,  der 
seinen  beredeten  Ansdrack  in  der  systematischsten  Diskreditierung 
des  Landes  fiuid,  nm  zn  verhindern,  dass  Fem  rieh  an  den  Finanz* 
plfttzen  die  Mittel  zu  seiner  Wiederherstellang  snchen  konnte. 

Der  Ar  Pem  so  nnglficUicbe  Krieg  gegen  Chile  beraabte 
es  nicht  nor  seines  politischen  Einflusses  —  an  anderer  Stelle,  in 
meiner  geschichtlichen  Entwickelnng  der  Hegemoniebestrehnngen  in 
SBd'Amerika  habe  ich  darüber  gesprochen  —  sondern  brachte  es  auch 
finanziell  nnd  Ökonomisch  an  den  Rand  des  Abgrunds. 

Während  des  Krieges  oder  kurze  Zeit  nach  ihm  mussten  alle 
in  Peru  etablierten  Banken  liquidieren.  Ihr  Kapital,  das  ca.  1  Million 
PAind  Sterling  (5  Millionen  Soles)  betrug  und  zu  48  d.  eingezahlt 
wnrde,  wurde  den  Aktionftren  zu  3  d.  zurttckbozahlt.  8(  hon  im 
Jahre  1875  hatte  ich,  angesichts  der  unfähigen  nielit  bankmässigen 
Verwaltung  eine  Liquidation  vorgeschlagen,  die  damals  ohne  grosse 
Verluste  sich  hätte  bewerkstellicren  lassen:  wenige  Jahre  genügten, 
nm  das  oben  erwähnte  Resultat  Ium  !>«i/iit°ühren.  Selbst  die 
Hypothekenbanken  mnssten  fast  zu  denselben  Bedingungen  liqui- 
dieren. Ihre  Hypothekenzertilikate,  in  Silber  ausgestellt,  wurden 
in  Papier  eingelöst. 

Chile  blieb  dmyh  den  Fried(  ns>eliluss  Eigentümer  iler  reichsten 

Provinz  Perus.  Tarapacas,  aus  der  es  eine  kolns^vale  K'eiite  /lebt. 

die  ihm  gestattet,  sein  Heer  nnd  seine  Flotte  auf  ihrem  jetzigen 
Jahrbuch  d«r  Internat.  Vereinigung,  s.  Bd.  152 
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Höhepunkt  zu  halieu.  Ich  beuutze,  wenn  auch  mit  gewisselr 
Reserve,  die  Angabe  von  A.  GiBLiMD,  der  «at  diilMiitcheii 
offlaiellen  Quellen  geschöpft,  die  EinnaliaMm  aus  jener  Provins  wie 
folgt  beziffert: 

1879— iHli'J:  Einnalmieii  aus  den  Salpptfiznileii       ■>.">7 0;j;iUOO  DuU. 

„    .T(k1zü11.'1i  6  41;{840  . 

lt>ÜO— ^  „     ..    Salpeteiznllen     löoGOOOOOO  _ 

..    Joiiz.llleii  13335000  . 

I<s7i«  — li>U3:         „  „     „   Verkauf  der 

Salpeterminen       24191276  ^ 
noch  ztt  verkaufende         „  50000000    ^  • 

Die  von  Chile  auf  diese  Weise  erhobenen  Kri»'^kosten  geben, 
«  ine  Bevölkerung  von  8*'..  Millionen  angenommen,  die  aber  in  ^Virk- 
lirhk«  it  gewiss  'J'  ..  Millionen  nii  lit  überscbreitet,  auf  den  Kopf 
14H0  Fr.,  während  die  von  Deutschland  Frankreich  auferlegten  nur 
131  Fr.  pro  Kopf  ausmachen. 

Wir  können  uns  aber  eine  Idee  von  der  Lebenskraft  Perus 
machen,  wenn  wir  heute,  1905,  sehen,  dass  Pem,  20  Jahre  nach 
Beendigung  jenes  Krieges,  jenen  kolossalen  Verlust  verschmerst  hat 
und  sic&h  Terhiiltnismässig  in  ökonomisch  gOnstigerer  Lage  als  vor 
dem  Kriege  befindet. 

Die  Valuta  Perus  war  der  Silbersol,  eine  Mflnee  dem  Silber» 
dollar  gleich,  der  bei  einem  Silberproit  von  60  d.  1868  48  d. 
wert  war,  aber  bis  1891  auf  40  d.  fiel.  Die  Entwertung  des 
Silbers  von  1802  ab  liess  jenen  Kurs  auf  weniger  als  20  d.  sinken. 
Um  nun  den  tügtichen  Schwankungen  des  Kurses,  die  kommersiell 
grosse  Unsicherheit  erzengten,  zu  entgeben.  fasste  ein  geschickter 
Finanzmann  Perus  n  T'lan,  dem  Lande  einen  festen  Kurs  von  24  d 
per  Silbersol  zu  schaffen. 

Die  Grnndziige  des  kühnen  Planes  bestanden  darin,  die  Gold- 
wülu'ung  einzuführen,  indem  man  die  ft'eie  Silberprignng  anfhob, 
das  überflüssige  Silbergeld  einscbmols  und  exportierte  und  daffir 
Gold  einführte.  Den  damit  verbundenen  Verlust  trug  die  Staats- 
kasse.  Ausserdem  verbot  man  die  Wiedereinführung  peruanischen 

nimmt  an.  da^H  Ii);}.'»,  lu  i  einer  jährlichen  Ausbeutung  vou 
14tH)0U0  Toiiuen,  die  .Salpeter läger  erschöpft  seien. 
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Silbergeldes,  das  frfiher  in  grossen  Quantitäten  als  Münze  nach 
Zentro*  Amerika  geg^ansen  war. 

Das  auf  diese  Weise  dem  Verkehr  entzogene  iSilbergeld 
schätzt  man  auf  4  Millionen  .Soles. 

Das  Kxporiuient  srliir  kie.  Ppi'u  hat  jetzt  einen  iVsten  Kius 
von  21  (1.  für  den  Silbersni,  dtT  augfiiblicklitli  sojrar.  im  infcr- 
natutiialeii  Wechselverkehr,  noch  S'^/j,  über  jenen  Kurs  bt  /.ahlt  wird. 
Peruanische  und  englische  (roldplunde  kui-sieren  frei  ä  10  Öoles. 
Die  Währung  ist  Gold.    Silber  ist  Seheidemüiize. 

Der  glücklirhe  Krfol-^  des  Planes  hat  auch  an«lere  Staaten, 
wie  z.  H.  Mexiko,  veranlasst,  ihn  in  seinen  (TrundzUgeu  nachzuahmen. 

Peru  hatte  Banknoten,  die  bis  IHT.'i  vollwertig  gegen  Silber 
nmgewechselt  werden  konnten,  allein  die  finanziellen  Schwierigkeiten, 
in  die  sieh  die  Regierung  1875  versetzt  sah.  veranlassten  sie,  da 
sie  den  Banken  17  Millionen  Soles  schuldete,  diese  der  Verpflichtung 
der  ürawechselung  temporär  zu  entbinden.  Später  übernahm  sie 
auf  eigene  Rechnung  die  Einführuni;:  der  Panknoten.  die  in  Staats- 
noten umgewandelt  wurden,  deren  Iktrag  durch  Steuerausiraben  im 
Jahre  188t)  auf  mehr  als  sii  Millionen  gestiegen  und  i'olgericlitig 
entwertet  war.  Man  schritt  nun  zur  Knnvertiernn?  des  Papier- 
geldes in  innere  Schuldtitel  (!•'»  Soles  I'aiMtr  auf  1  S»)l  innere 
Schuld)  die  zu  1  Jährlich  verzinst,  einen  Kur-^  von  7  s  "  hatten, 
der  jetzt  auf  lo  -11  gestiegen  ist.  Der  gh'iclicu  radikalen  Operation 
wurden  die  wenigen  früheren  inneren  Sihuldtitel  und  die  tre^amte 
schwellende  Schuld,  die  hauptsächlich  aus  Forderungen  an  <lie  Re- 
gierung tür  Kriegsschäden,  nicht  bezahlte  (Tehälter  usw.  be>tand, 
unterworfen.  Jene  konsolidierten  Schuldtitel,  tlic,  wie  oben  gesagt, 
mit  1  "/o  jährlich,  in  vierteljährlichen  Raten,  verzinst  werden,  haben 
einen  gesetzlich  festgestellten  Amortisationsfonds  nnd  befanden  sich 
1905  von  ihnen  im  ^nzen  nominell  8137000  £  in  Uminnf. 

Es  w  aren  also  in  kurzer  Frist  durch  radikale  Operationen  der 
Zirkulation  entzogen  worden: 

1.  bei  Kinluhrung  der  O  ildwühriing  4  Millionen  Silbersoles; 

2.  durch  Konversion  in  kttn-^olidierte  Srlnild  Mill.  Papiersoles,  und 
es  war  anzunehmen,  dass  in  einem  Lande  mit  wenig  ent wickeltt-ui 
Scbeckverkehr  Schwierigkeilen   entstehen   würden,    die  nat'ir- 

gemäss  ausserdem    überall   beim   Übergang    in    eine  höh« 
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Wtthrnng  durch  VerteneniDg  der  Lelmisliedttrfiiisie  und  des 

Arbeitolohnes  sich  einstellen. 
In  anderen  Ländern  wfirde  man  jenen  Schwierigkeiten  durch 
Ausgabe  von  Papiergeld  entgegengetreten  sein,  allein  in  Fern  war 
dies  nicht  möglich ;  ein  tiefes  nicht  ungerechtfertigtes  IGsstranen  hatte 
sich  aller  Kreise  gegen  Papiergeld  bemächtigt,  nachdem  man  vor 
kurzem  erst  so  summarisch  bei  der  Zurückziehung  des  kurierenden 
verfahren  war  und  Arm  und  Reich  dadurch  geschüdigt  hatte. 

Die  Banken,  die  eine  Art  Papiei^ld  in  Form  von  Bank- 
schecks de  a  25  und  50  Soles  in  Umlauf  gesetzt  hatten,  wurden 
gezwungen,  jene  Schecks  zurfickznziehen  als  man  die  Goldwihrnng 
einfßhrte.  Natürlich  war  das  Misstrauen  nicht  gegen  Papiei^d 
an  sich  gerichtet,  sondern  gegen  die  Institutionen,  die  mit  dessen 
Auftgabe  betraut  werden  konnten  und  von  denen  man  Hissbrauch 
fSrchtete. 

Man  WUBSte,  dass  dir  imnMv  La^o,  der  oinlitMiiiiscli»^!!  Hankeu, 
die  im  ganzen  ein  Kapital  von  Tiäonoo  £  r«'präs(>itrieren,  durcliaas 
keine  siclicrc  war,  dass  deren  Kapital  in  indastrielku  Unternehmunsren 
jeder  Art  festt?eli^gt  und  der  Wert  ihres  rortotVniilles  ein  recht 
zweitV'lliatter  war;  nnd  so  versdileiert  man  auch  die  nionatlidien 
JJihiii/.fii  veiiillt'iit lichte,  sc»  f^ehürte  dt>cli  keine  «rrosse  Sachkenntnis 
dazu,  um  daraus  zu  ei>'  lien.  dass  das  (it->rh;ü't  der  Hanken  nur 
durch  srewisse  Kr»iiit<  und  K(iiitiikiirrciit-(>|Mratioiien  eriuügUcIit, 
aber  in  keiner  Weise  dim  h  ilir  Kapital  jri  sichert  war. 

Sidlte  also  eiue  Ki  i-is,  die  ilire  Fühler  vorstreckte,  vermieden 
werden,  so  wai'  eine  Mintulirnri;;  tremdeii  hären  Kapitals  um  so 
nr>ti:;er,  als  das  Land  sich  in  Aufschwunjr  hetand.  der  durch  den 
«tl'enkuiidiiieii  Kapitalsmanfjel  zurückfjehalten  wurde.  Jene  Einführung', 
die  die  Hauken  hiahsicht irrten,  wurde  ihnen  durch  das  Misstraucii, 
«ia»  man  im  Auslande  in  ilire  leitenden  Kräfte  setzte,  vereitelt,  ge- 
schah aber  auf  andere  Weise. 

Der  ungeheure  Reichtum  an  Edelerzen,  den  Peru  in  seinem 
Innern  birgt,  hatte,  als  Kupfer  im  Werte  und  Preise  stieg,  eine 
Anzahl  amerikanischer  Kapitalisten,  die  sich  als  Peruvian-Syndikate 
konstituierten,  veranlasst  einen  Teil  der  Minen  Cerro  de  Pasco*s,  die 
fHlher  nur  auf  Silber  abgebaut  wurden,  aber  deren  Erze  sehr  kupfer- 
reich sind,  zu  kaufen  und  deren  Verarbeitung  im  grOssten  Stil  zu 
planen.  Zur  Installation  ihrer  Poch-  nnd  Schmelzwerke  bedurften 
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bie  liines  bt-qiieiiieii  Transiiortmittels ;  sie  entschlossen  sich  also  /,nni 
Bau  der  ca.  l'M>  km  langen  Bahn  von  der  Oroya  iiadi  (  *  rru  de 
Pascü,  um  anf  diese  Weise  jene  Minenregiun  durch  Bahn  direkt  mit 
der  Küste  zu  verbinden. 

Per  Kauf  der  Minen  nnd  der  liaii  der  llaliii  brachte  mehr  als 
1  Milliuii  £  iii>  Land,  von  denen  ein  Teil  in  Zirkulaiiou  blieb,  wenn- 
gleich auch  ein  grosser  Teil  von  den  einheimischen  Verkäufern  in 
(TrundstUcken  und  deren  Ausbau  nnd  in  häutig  recht  fraglichen 
industriellen  usw.  Unternehmungen  angelegt  wurde.  Jene  Kapitals- 
anlagen btaebtoi  dne  Steigerung  des  Wertes  von  Grund  und  Boden, 
Kvmal  in  Lima,  mit  «icb. 

Obne  hier  anf  die  sonstigen  Ökonomischen  Folgen,  deren  Ent- 
widcelnng  fortschreitet,  eingehen  an  wollen,  Icomme  ich  jetzt  zur 
letstenKapitalseinl&hmng,  mr  bedeutendsten  und  in  ihren  Wirkungen 
nachhaltigsten,  zur  Errichtung  der  Filiale  in  Lima  der  Deutschen 
Überseeischen  Bank  in  Berlin. 

Seit  Jahren  hatte  man  hflnfig  an  die  Errichtung  eines  Kontors 
der  Deutschen  Bank  in  Peru  gedacht,  aber  solche  stets  aufgeschoben, 
und  es  ist  nur  den  Bemllhungen  des  kaiaerL  deutschen  Gesandten  zu 
danken,  der  mit  grOaster Umsicht  nnd  gediegendsterSachkenntnisdie  Yer- 
hftltnlsse  studiert  und  den  leitenden  Erbsen  dargelegt  hat,  dass  man 
endlich  zu  deren  Errichtung  schritt  nnd  damit  dem  deutschen 
Kapital  einen  sicheren  lohnenden  Markt  erSillhet  und  den  deutschen 
kommerzidlen  Einflnas,  nicht  nur  in  Peru,  sondern  im  ganzen 
spanischen  Süd-Amerika,  auf  eine  nie  geahnte  HDhe  gebracht  hat 

Die  deutsche  ttberseeisehe  Bank  in  Lima  hatte  nicht  nOtig, 
sich  das  Vertrauen  des  Publikums  durch  lange  Praxis  zu  erwerben, 
es  wurde  ihr  spontan  sofort  in  umfiingreicbster  Weise  entgegen- 
gebracht. Der  Alp  des  Hisstranens  schwand  nnd  die  kaufmSnnischen 
Kreise  atmen  frei  auf  im  Geffthl  der  Sicherheit,  die  dieses  kapital- 
kräftige Finanzinstltnt  und  seine  umsichtig««  T.(  itung  ihnen  einflusst. 
Und  auch  für  die  deutsche  Industrie  wird  sie  direkt  von  Nuty.en 
s<  iii,  wenn  unsere  Bemühungen  von  Erfolg  jrekrünt  werden,  dass 
durch  ihre  Vermittelung  ein  grosser  Teil  der  Landesprodukte  seinen 
Harkt  in  Deutscliland  finden  wird.  Eine  (iefahr  lie^^t  für  die  Bank 
in  jenen  Operationen  nur  in  allerbeschränktestem  Masse  und  würde 
solche  jedenfalls  mehr  als  genügend  durch  die  Vorteile  aufgewog«  n, 
die  sie  dem  heimatlichen  Handel  bringen,   nnd  das  wird  der 
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patriotischen  Oberleitang  gewiss  als  Norm  in  ihren  Entschlossen 
dienen. 

Aber  nicht  nur  in  dieser  Bezieliunjr  wirkt  die  Bank,  sie 
unrde  anch  dem  I.amle  direkt  niltzlieh.  indem  sie  dem  Misskredit 
entjrefrenarbeitt  t«-.  in  di  n,  wie  oben  iU'esaj;:!.  ungericlitfertigter  Weise 
die  Pernviaii-Koriior;iM'iii  das  Land  ^ebrarlit  hatte. 

Die  j)<  rna!n>i  lif  Ifejrierunp  hat  diucli  ihre  Vermittelung.  zu 
jr.  rretHiM'tiL' irüiHtiL'"''!!  1  !t  diiig:ung;en,  zwei  Anleihen  auf  dem  deutschen 
Markt  abue^elibisM  ii.  liic  erste  von  (H)OOOO  £.  mit  Fiit^rpland  des 
Salzmonopols.  I.andess l•rt<'idiL'^uIlL^'^/\vecken  dienend,  die  letztere  von 
ROOtMMit»  il,  ebenfalls  mit  genügender  Sicherheit,  zum  Ansban  des 
hahnuet/'s  und  sonstigen  ökonomischen  Anlagen  bestimmt. 

Wenn  wir  erwägen,  dass  das  Budget,  das  im  Jahre  1886 
naeh  dem  Kriege  auf  700000  £  von  7000000  £  im  Jahre  1876 
gefallen  war,  sich  jetzt  wieder  auf  2850000  £  gehoben  hat, 
ohne  dass  Süssere  Einllttsse,  Znwachs  der  BevOlkwong  usw. 
darauf  eingewirkt  haben,  so  müssen  wir  anndunen,  dass  sich  der 
Nationalreichtnm  vergrOssert  hat.  Guano  und  Salpeter  gehOren 
hente  nicht  mehr  dem  pemanisehen  Fiskus,  seine  Hanpteinnahme- 
quelle  sind  die  Zölle,  die  von  12  <>/o  im  Jahre  1876  hente  auf  40  % 
vom  Wert  der  Importe  gesteigert  worden  sind.  Fmer  ist  das  Salz 
und  das  Opium  monopolisiert,  der  Alkohol,  der  Tabak  nnd  einige 
andere  Lebensbednrfhisse  sind  sehr  hoch  besteuert  Es  betrugen) 

Import:  Ea^ort: 
1904   ....   4248002  £  4066634  S 

1903  ....   8782380  „  8857752  „ 

1902   ....   3428283  „  3703971  , 

Die  ersten  6  Uonate  ergaben  als  Gesamtwert  1905  4218294  £ 
g^gen  1004  3703298  £,  also  seigen  eine  fortwährende  Steigemng. 
Zollfrei  waren  Artikel  im  Wert  von: 

1902    805248  £ 

1903    1339177  „ 

1904    1651476  « 

Die  nationale  Produktion  erseugte  1904  nach  den  Zollangaben: 
Zucker      im  Wert  von   ...   .   1530337  £ 
Baumwolle  „     „      „     ....     513887  „ 
Wollen       „     »      ^      ....     314959  „ 
Onmmi       ^     ..      ^     ....     444270  „ 
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532507  „ 
504604  „ 
8636  „ 
116834  . 


Gold        im  Werte  von   ...   .      75102  £ 
Silber       „      „  „ 
Kupfer      „      „     „     .  . 
Blei          ^      „     „     .  . 
Petroleimi  »      «     »     .  . 
und  diverse  soDstinr^  Artikel,  die  Ich  niclit  anffHhre. 

Ein  Land  in  den  Konditionen  Perns  mit  geringer  Hfvölkeruiig, 
das  eine  starke  Besteuerung  nicht  nur  erträgt,  sondern  trotz  derselben 
sich  in  stetem  Anfiiehwaiifir  heAndet,  wie  die  vonrtehenden  Zahlen 
beweisen,  rnnss  eine  grosse  Lebenskraft  besitzen.  Leider  wirkt  dieser 
Entwickelang  in  koniniendeUer  Besiehnng  ein  Fiskalismns  hemmend 
entgegen,  den  nntergeordnete  administrative  Oi^;ane  im  missver^ 
standenea  Interesse  des  Fiskos  ansaattben  berechtigt  sind  nnd  den 
die  hShorea  Instanaen  weder  die  Fiblgkelt  oder  auch  wohl  nicht 
den  Willen  an  unterdrücken  hatten.  Eine  Schattenseite  eines  sonst 
lichtvollen  Gemäldes. 

In  ökonomischer  Beziehnng  zerflUlt  Pom  in  drei  Regionen, 
die  hinsichtlich  Ihres  Klimas,  ihrer  Produkte  and  anch  ihrer 
soziologisciien  Straktnr  streng  geschieden  sind;  es  sind  die  Region 
der  KBste,  die  des  Hochlandes  nnd  die  transandinische  oder  Waldregion. 

Die  regenlose,  wasserarme  Region  der  Kflste  des  stillen 
Oseans  besitat  dorch  den  Einfloss  des  antarktisi  lien  oder  Hambolds* 
Stromes,  der  von  Sflden  bis  Paita  die  ganze  Küste  bespült  und 
durch  die  Nähe  der  U 000—20000  Fuss  hohen  Kordilleraketten, 
obgleich  ganz  innerhalb  der  Wendekreise  gelegen,  eine  verhältnis- 
misaig  niedrige  Temperatur,  die  im  Sommer  vom  Dezember  bis 
ICai  fast  nie  über  30  o  C.  steigt  und  im  Winter  vom  Juni  bis  No- 
vember nie  nnter  12  "  C.  fällt.  Nur  einige  Gegenden  im  Norden 
und  im  Süden  werden  in  jahrelangen  Zwischenräumen  von  starken 
Regenschauern  heimgesucht,  sonst  aber  fallt  im  Winter  nur  ein 
nelielartig»  !-  Tan.  dieOarua;  es  ist  also  klar,  dass  ein*^  ausreichende 
Hewässerung  nur  in  den  Flusstälern  oder  auf  künstlichem  Wege 
erfolgen  kann. 

Die  Küstenregion  ist  im  OnrcliMlmitt  :lo  km  l>i(>it.  gn  iti  alicr 
an  den  Mündungen  der  Flüsse,  die  alle  den  (  liarakter  von  (.itbii  gs- 
flüssen,  der  Nähe  des  Hochgebirges  wegen,  haben,  tiefer  in  das  Land 
hinein.   W'enn  wir  die  ivüste  I'erus  vom  3. — 20.  Breitegrad  annehmen, 
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kilmirii  wir  iltMtMi  Flächniinlialt  aiiiiaheiiiii  berechnen,  doch  zählt 
man  uuoli  zu  ihr  einige  sich  in  f^eringer  Höhe.  100 -  -40(i  ni,  tindende 
Hochebenen,  Pampas,  die  etwas  weiter  im  Innern  sich  befinden,  aber 
den  KUstencbarakter  haben.  Alle  diese  Terrains  sind  nur  anbaafähig 
durch  kttnsüiche  Bewässerung,  die  entweder  den  Flüssen  durch 
Or&bensysteme  entnommen,  oder  aus  den  Seedistrikten,  die  sich  in 
80 — 150  km  Entfernung  von  der  Küste  befinden,  hergeleitet  wird. 
Man  kann  annehmen,  dass  heute  höchstens  20*^,«  des  anbanifthigen 
Ettstenterrains  unter  Kultur  genommen  ist  und  der  übrige  Teil 
wttstenartig  brach  liegt,  während  in  der  vorspanischen  Zeit»  ▼ielleieht 
sogar  in  den  vorinkaischen  Epochen,  den  ausgedehnten  Buinen  von 
BewSsserungsanlagen  nach  zu  urteilen,  ein  vid  grösserer  Teil  kultiviert 
worden  ist;  es  mnss  also  damals  auch  eine  viel  stftrkere  Bevölkerung 
als  heute  dort  gehaust  haben.  Jene  bebauten  Terrains,  die  noch  zn 
Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  Getreide  und  HfllsenfMlchte 
produzierten,  bilden  die  grossen  Haciendas,  in  denen  Zuckerrohr  und 
Baumwolle,  an  einigen  Orten  auch  Wein  gebaut  wird.  Nur  hin  und 
wieder  in  der  Nfihe  der  Städte  baut  man  Hais,  Inkawurseln,  süsse 
Kartoffeln,  einige  Hülsenfrüchte,  Gemüse  und  Früchte  cur  Nahrung 
für  die  Bewohner  und  Futter  für  das  Vieh. 

Die  Zuckerindustrie  Perus  produziert  160000  Tonnen  Zucker, 
deren  Wert  im  Lande  ca.  1600000  £  ist,  nnd  von  denen  25000  Tonnen 
im  Laude  konsumiert,  während  45000  nach  Chile  nnd  90000  nach 
Europa  exportiert  werden. 

Baumwolle  produziert  Teru  ca.  lOOOO  Tonnen,  unter  welchen 
sich  joni)  Tonnen  der  in  den  europäisclien  Märkten  so  gesuchten 
Peru-HaumwoUe  befinden. 

OliiM  wvittT  mif  dif  Zuckerindustrie  einzugehen,  deren  Zukunft 
ni<  ht  p  si(  hei  t  ist,  d»  r  bedcut<Mideii  Schwanknn{;:en  halber,  denen  der 
Preis  des  Zuckers  ausf^c^etzt  ist  und  die  «ranz  bedeutende  Kapitalien 
an  Mascliiiieiicii  usw.  erfordert,  will  ich  nur  auf  Baumwolle  hin- 
weisen, deren  Ki/.eiiiruiitr  in  I'crii  auf  das  l(Httat  lie  wenigstens  erhöht 
werden  kann  und  zu  deren  Knltui'  es  nur  niitig  ist,  die  brach- 
liey^etnleii  I'anipas  zu  bew;i^-riii.  I U'wässerungsanlaü:»'!!  erft>rdern 
natürlich  Kapital,  das  alier  iu  vielen  Fällen  nicht  bedeutend  ist,  in 
Jedem  Fall  aber  seine  Aiila^re  reichlich  und  sicher  lohnt.  Jenes 
Hraelilaiid  ^ibf  die  Ke;ri*'niii;;'  zu  sehr  {^ünstipen  liedingnuffen  au 
üeMillschaittn  ab,  die  sidi  zu  dessen  Bewässerung  verpflichten.  Ks 
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ist  st-liwer,  sicli  einen  Iltgrifl"  von  der  Fiuclilbaikfit  jt-iuT  Terrains 
zu  marht  ii.  sobald  sie  mit  dem  belebenden  Elemeiit  des  \\  asM  i-s  in 
beruh  III  11 1<  komuieii. 

In  dieser  kurzen  Ubersicht  habe  ich,  die  Küstenregion 
betrefTeud,  iiur  auf  Ag^rikulturprodukte  Bezug  genommen,  wenn- 
gleich in  einem  so  mbi««lfeiclien  Boden  aneh  an  der  Kitote  sich 
Mineralschfitze  finden  and  gehoben  werden.  Ich  will  nur  die 
reichen  Petrolenm-,  Schwefel-  und  Salziftger  im  Norden,  Kohlenminen 
nnd  vereinzelte  Gold-,  Silber-,  Knpfer-  nsw.  Hinim  erwfthnen,  deren 
Abbnn  gewinnreich  ist. 

Das  Hauptfeld  Ar  die  MinenindoBtrie  ist  das  Hochland,  die 
andinische  Begion,  deren  Bergicetten  fast  fiberall  von  reichen  Metall- 
adem  darchzogen  sind  nnd  dadurch  Pem  vielleicht  znr  reichsten 
Schatxkammer  von  Erzen  der  Welt  machen.  Trotz  der  nngehenren 
SchStze,  die  seit  Jahrhunderten  dem  Boden  entzogen  sind,  kann  man 
doch  nur  sagen,  dass  das  Terrain  noch  ein  jungMullches  ist,  nnd 
dass  das  Abgebaute  nur  in  verschwindendem  VerliSItnis  zum  Abban- 
fthigen  steht 

Allein  zum  Bergbau  in  lohnendem  Hafistabe  gehCrt  Kapital, 
das  sich  im  Lande  nicht  findet  nnd  von  aussen  kommen  mnss. 

Zum  Betrieb  von  Kupferbergwerken  im  grossen  nahe  der  Bahn- 
linie von  Callao  nach  Cerro  de  Pasco  haben  sich  in  den  Vereinigten 
Staaten  3  Gesellschaften  gebildet,  die  für  mehr  als  1  Million  £  Minen 
an  sich  gebracht  und  noch  weiter  kaufen  resp.  s  t«  In  n  lassen. 

Wenngleich  der  Metallr^chtnm  überall  ein  Ij^iK  utender  ist, 
80  können  wir  üi»<  )t  Hegionen  annehmen,  die  sich  durch  das  ge- 
drängtere, überwiegende  Vorkommen  einer  Erzart  auszeichnen. 
So  sind  h.  die  Lioldadern  und  Wäsrhf  n  der  letzten  östlichen 
Andesketten  in  Sandia  und  Carabaya  und  das  Mittelbet  ken  der  nahe 
der  Küste  gelegenen  in  ParinacochaM  bis  Caniaiia  dnrel»  ihn n  Metall- 
reichtum bekannt.  Ebenso  die  Silberlaperuugen  in  i'uno,  in  Ancach 
usw.  aus.ser  den  bereits  genannten  Kupier-  usw.  Lagerstätten. 

Wie  (tben  gf'sacrt.  Viejrinnt  das  amerikanische  Kapital  sich  für 
peruanischen  .Minenl)au  zu  interessieren;  auch  eini^^e  kleinere  fran- 
zösische Anlagen  existieren  bereits  und  hoffe  ich,  dass  aurli  deiu 
dcHt.'i<"hen  Kapital  '■irii  r  ( ii-lctrenheit  zu  luhnt  nd-  r  AulaLii'  bieten 
wii  d.  wenn  die  berguiiümische  Knuiniissidn.  die  eine  ;,M  '.s.M  re  deutsclH" 
industrielle  rnternehmuug  nach  hier  zu  senden  beabsichtigt,  mit 
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festem  l'i  (*ui  aiitiii,  unter  guter  Führung  bich  dem  Studium  der  £rz- 
lagers-tiitten  widiiT  ». 

\\';is  sich  th  ni  iHV^betriebe  entgeg'eii>i^'lli.  ist  die  Wegrelosäig- 
ki'it  iii)  liiiu  iii.  Stliwierigkeit  des  Transpultes  zur  und  von  der 
Küste.  d)nvii  \vi  l(  he  bis  jetzt  nur  die  reiclusten  Mineu  einen  lohnenden 
Abijaii  }j^f.-ia[teten. 

So  leicl)  nneh  die  Minen  (  erni  de  Pasoo's  an  Knpfer  und 
Sillser  sind,  um  ilire  gnissen  Pochwerke  und  Sehniclzhütten  sieh 
eiii/uriehten,  zo{r  das  Minensyndikat  doch  vor,  zuerst  die  Bahnlinie 
von  Oroya  nach  Cerro  de  Tasco  für  eipene  Rechnung;  zu  bauen. 
eiien.so  die  Gesellschaft  der  Goldniinen  von  Santo  Domingo  in  Sandia 
einen  Saumpfad  von  der  Punabahn  nach  iliTeii  liineii;  dadurch 
Würde  es  ihnen  mSglich,  ihr  MaBchinen-  usw.  Haterial  herauf-  und 
Ihre  Prodnkte  billig  nach  der  Kfiste  ;a  schaffen. 

Aber  ansMr  seinem  Ersreichtnm,  der  hftnflg  in  den  nngaat- 
lißhen  HOhen  von  14—17000  Fuss  in  ewigen  Schnee  sich  befindet» 
ist  die  andinische  Begion  anch  ein  vortreffliches  WeidelaDd,  das 
Millionen  von  Schafen,  Rindern,  Pferden  nsw.  auf  seinen  Hochebenen, 
den  Punas,  eioe  gnte  gesunde  Weide  bieten  kann. 

Leider  liegt  die  Viehzucht  im  Argen;  die  Binder-,  Schaf-  nnd 
Pfei'derasüen  bedfirfen  der  Anfßrischnng.  In  diesem  Jahre  hat  ein 
englisches  Hans,  das  sich  mit  der  Wollansfahr  beschäftigt,  den 
Versuch  gemacht,  5000  Schafe  Lincoln-Bamsay^Rasse  von  Feuerland 
auf  eine  Hacienda  einKuffihren,  die  es  in  der  Provinz  Irmin  gekauft 
hat  Es  ist  zweifellos,  dass  dieser  Versuch  glücken  mnss,  wie 
fr&here  geglückt  sind,  die  mit  Sachkenntnis  und  Soigfklt  in  der- 
selben Gegend  unternommen  wurden,  so  die  eines  Thflringers,  die 
vor  40  Jahren  mit  T?atnbonillets  in  kleinerem  Mafsstabe  fferaacht 
wurde,  und  dessen  Herde,  die  sii  Ii  jetzt  im  Besitz  seiner  Enkelin 
befindet,  noch  heute  di«-  b.sre  Wolle  nach  Lima  liefert. 

^Vo  man  von  Kiiiderzucht  sprechen  kann,  d.  b.  da.  wo  die 
Tiere  nicht  v<dlkoranien  wild  sich  selbst  überlassen  sind,  ohne  Ställe 
und  allen  Unbihlcn  des  Klimas  ausgesetzt,  in  der  NUho  Limas,  in 
Piino  und  no(  Ii  ;iuf  einig:on  anderen  Haciendas,  die  wie  in  Lircey 
einem  l>ent>clien  trehin'en,  wii-d  eine  {jute  Butter,  auch  etwas  Käse 
hergestellt,  die  im  Laude  selbst  einen  sichern  Markt  tiudcn. 

Vollständig:  verloren  ist  die  Pferdezucht  I>ie  Zucht  der 
feinen  Luxustiere  andalusischer  Kasse,  die  an  der  KUste  betrieben 
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wurde,  ist  fast  ganz  eingeganpen  Reit-  und  Wagenpferde,  auch 
Maultiere,  werden  von  Chile  und  Argentinien  eingeführt,  tfbwuhl 
in  Peru  die  Grurulbedingungen  für  eine  gute  Zucht  gegeben  sind. 

Selbst  die  Zucht  einheimischer  Lasttiere,  der  Lamas.  >.i\\ie 
die  der  .Mpakkas,  deren  Wolle  einen  so  guten  Markt  in  Euro|ta 
hat.  sehreitet  nicht  vor.  Die  Vicufia,  deren  iuuhedle  Wolle  so  ge- 
sucht ist,  wird  wenig  gezüchtet :  das  scheue  schöne  Tier  wird  un- 
barmherzig abgeschossen  und  gebt  seiner  vullstündigen  Ausrottung 
entgegen. 

Die  im  Hochplateau  sich  befindenden  (5 — 12000  Fuss  hohen 
Tftler,  mit  gemässigtem  Klima,  produzieren  alle  Arten  von  Feld- 
frttchten  und  von  Getreide. 

WeDB  wir  an  der  Kflste  annalimen,  dass  nur  höchstens  20 
des  anhanffthigen  Terrains  unter  Knltnr  genommen  sind,  so  ist  dies 
VertUUknis  noch  nngflnstiger  in  der  andiniscben  Region,  in  der 
hSchsteDB  5<*/o  des  nntsharen  Terrains  als  Weide  oder  Adcerland 
bearbeitet  werden. 

Grand  und  Boden  hat  hier  nur  einen  nominellen  Wert  nnd 
grosse  Hadendas,  deren  Ctobiet  hin  nnd  «rieder  durch  alle  Zonen, 
von  der  heissen  durch  die  gemlssigte  in  die  unwirtliche  Punaregion 
des  Hochlandes  geht^  werden  su  Spottpreisen  angeboten  nnd  finden 
der  Kapitalsarmnt  und  des  mangelnden  Unternehmergeistes  wegen 
keinen  EftnfiBr. 

Die  Transandinische  Region  Perus,  die  den  grSssten  Teil  des 
Landes  ansraadit,  hat  5k(momisch  den  geringsten  Wert,  nnd  doch 
ist  sie  das  Eldorado  der  Peruaner,  die  von  den  ungeheuren  Schfttsen 
des  jungfräulichen  Bodens  fabeln. 

Die  Andeskette  fällt  nach  Osten  steil  ab  und  gibt  einem 
weiten  Tiefland  Kaum,  das  sich  auf  30  Breiten-  und  ebenso  vielen 
Lttngegraden  von  Ecuador  bis  nach  Argentinien  erstreckt,  sich 
sanft  zum  atlantischen  Ozean  senkt  und  Uberall  mit  dichtem  Urwald 
bewachsen  ist.  Von  den  Anden  ab  haben  sich  die  griissten  Ströme 
der  Welt  in  diesem  Tiefland  ihr  Bett  gegraben.  Der  Orinoco,  der 
Amazonas  und  der  La  Plata-Strom. 

Die  unzähligen  Neben-  und  Zuflüsse  jener  Stronsysteme  halien 
sich  im  weichen  Humusboden  ihr  seichtes  iiett  gegraben,  das  nur 
im  Unterlauf  i:»  nituend  W  asser  und  eine  oftene  Fahrsti  asse  hat.  um 
tiefergebendeu  Fahrzeugen  auch  iu  der  trockenen  Jahreszeit  die 
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8<'hilt"alin  zu  cniiitirlicheii.  Alle  jeue  Stronisystenic  stehen  direkt 
miteinander  in  Veil)in<lun?  wie  man  dies  vuiu  Orindi  n  mid  Ama/onas 
weiss  und  vom  La  i'lata  u<\v.  annimmt.  Wenn  nun  im  S(>n)uicr 
der  Schnee  in  den  Andes  sc  hmilzt  und  die  Kegenszeit  eintritt,  dann 
füiiren  alle  jene  Flüsse  eine  derartige  Wassermenge  nach  dem 
atlantischen  Ozean,  dass  sie  ihr  breites  Bett  nicht  nur  ausfüllen, 
sondern  weit  überschreiten  und  dann  mehr  als  äm  drittfn  Teil  des 
gesamtoi  Territorinnift  Ubersehweiiiinffii.  Das  gaim  Land  wird 
ein  grosser  See  mit  anliegenden  Sttmpfen. 

Selbstverständlich  kann  hier  von  Ackerbau  nur  im  unbedeu- 
tendsten Ha0stabe  die  Rede  sein;  es  kann  sidi  nur  um  die  kommer- 
zielle Ausbeutung  einiger  wildwachsender  Natzpflanzen,  wie  des 
Gummibaumes  usw.  bandeln,  and  wenn  wir  von  einigen  primitiven 
Goldwäschen  im  Oberläufe  der  FlOsse  absehen,  ist  dies  aneh  wirklich 
die  einzige  Industrie  der  äusserst  geringen  BevVlkemng.  Ausser 
Gummi  nnd  ausser  einigen  Nutzhttlzem,  deren  Wert  die  hohe  Fracht 
deckt,  einigen  Zier-  nnd  Medizinalpflanaen  bringt  jener  Boden  nichts 
hervor,  sämtliche  Lebensbedürfnisse  der  Bevölkerung  müssen  aas 
Europa  usw.  bezogen  werden. 

Man  schätzt  den  Wert  des  auf  peruanischem  Gebiet  ge* 
wonnenen  Gummis  auf  viel  mehr  als  800000  £,  weil  ein  grosser 
Teil  ttber  brasilianische  Zollämter  geht  nnd  nur  der  kleinere  Aber 
Iqultos  am  Amazonenstrom  nnd  ttber  HoUendo  am  stillen  Ozean 
verschitTt  wird. 

Seit  einigen  Jahren  vergibt  die  peruanische  Regierung  gegen 
Entgelt  Gnmmiterrains,  die  in  den  Gebieten  gelegen  sind,  in  welchen 
man  Gummibäume  vermutet;  allein  diese  Konzessionen  seheinen  mir 
d'xh  einen  7a\  ^vonig  reellen  Hintergrund  zu  haben,  um  sie  in  den 
Kreis  meint-r  Hctrachtuniren  zu  ziehen. 

In  don  letzten  Andestälern,  die  sich  sclu>n  eines  mehr  tro- 
pischen Klimas  erfreuen,  wird  auch  Kaffee,  Kakao  und  die  ('ora- 
pflanze  gebaut,  aus  deren  Hl.lttern  man  das  Cocain  bereitet:  doch 
ungeachtet  der  vortrett liehen  Qualität  des  Kaffees,  die  dem  besten 
ztMitritanK  iikaiiixhon  irleichkomnit.  hat  jene  Industrie  der  hohen 
Frai  Ilten  \v(->r«'n  nur  di>rt  Aussiebt  auf  Erfolg,  wo  Kapital  sich  mit 
grosser  Saclikenntnis  vereinifrt. 

AI<  dt'i'  ZiiHfnss  in  iMiropa  vui-  einiiren  Jahren  so  bedeutend 
sank,  suchten  Kaiiitalicn.  die  dort  angelegt  waren,  einen  nutz- 
bringenderen Markt  in  l'eru. 
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Ein  Teil  derselben  rief  Dun  indastrielle  UnteniehmaDgen  ins 
Leben,  die  aach,  beschQtzt  dnreh  die  hohen  ZSlle,  alle  Anssicht  zu 
gedeilien  hatten,  wenn  man  bei  deren  Grttndnng  die  Verbftltaisse 
des  Landes  gehörig;  in  Betracht  zog. 

In  einigen  Fabrikzweigen  hat  sieh  so  eine  Überproduktion 
ergeben,  da  dnreh  gttnstige  finanzielle  Reenltate  in  einigen  In- 
dttstarien,  wie  z.  B.  der  Bäumwolleweberei,  mehr  Fabriken  gegründet 
Warden,  als  für  die  Deekong  des  einheimischen  Konsums  nfitig 
waren  nnd  es  sehwer,  vielleicht  unmöglich  ist,  den  Übersehnos 
ausser  Landes  abznstoasen.  Einige  jener  Fabriken,  die  sich  in 
schwieriger  Lage  befonden,  worden  fosioniert,  d.  h.  dnreh  Ankauf 
in  eine  Hand  gebracht. 

Selbstverstftndlidi  sind  jene  Industrien  am  lebensfKhigsten, 
die  ihre  Rohmaterialien  im  Lande  selbst  finden,  wie  Baumwolle, 
AVolte,  Häute  usw.,  nnd  werden  weniger  Schutz  bedttrfen  als  jene, 
die  ihr  gesamtes  Rohmaterial  von  anssen  beziehen  müssen. 

Wenn  es  nun  auch  vollständig  ausgrachlossen  ist,  dass  die 
industrielle  Tätigkeit  von  internationaler  Bedeutung  werden  könnte 
und  stets  nur  auf  den  heimischen  Harkt  beschränkt  bleiben  wird, 
so  hat  doch  die  Grlladang  von  Fabriken  in  soziologischer  Boziehang 
segensreiche  Wirkung  ansgeflbt,  indem  sie  Arbeit  und  Verdienst 
den  Schichten  der  Bevölkerung  zufährte,  die  bisher  wenig  Gelegen- 
heit dazu  hatten,  und  dadurch  deren  gesellschaftliches  Niveau  hob. 
£ä  ist  hauptsächlich  der  industriellen  Entwicklung  Limas  ZUZU> 
schreiben,  dass  sich  die  Einwohnerzahl  durch  Zuzug  in  wenigen 
Jahren  von  lOOOOO  auf  130000  vermehrt  hat. 

III. 

Die  Bevölkerung  Berus,  die  im  Jahre  iHTti  •JTfXMUX)  Ein- 
wohner betrug,  also  zu  einer  Zeit,  in  der  di.^  Broviii/.cn  Turapata 
und  Tacna-Arica  noch  zu  Beru  gehörten,  wird  sich  seit  jener  Zeit, 
denn  neueio  ol'Hzielle  Daten  existieren  nicht,  gewiss  nifht  vermehrt, 
sondern  eher  vermindert  haben.  Zu  dieser  Vei  niiiKin  uug  trugen, 
ausser  der  Ablösung  jener  Provinzen,  nicht  nur  der  blutige  chileni.sch- 
peruanische  Krieg  und  die  ihm  folgenden  Bürgerkriege  bei,  sondern 
sie  hat  baaptsächUch  ihren  Grand  in  den  antihygienischen  Gewohn- 
heiten der  niederen  Volksklassen,  die  fast  ausnahmslos  dem  Alkoholis- 
mus ergeben,  schlecht  genährt  und  gekleidet  sind  nnd  so  den 
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EpidemieD,  die  bin  und  wieder  das  Land  heimsochen^  mm  Opfer 
fallen,  sowie  in  der  ongemein  grossen  Kinderstorbliehkeit  In  Pera 
zeigt  sieb}  was  anch  in  andern  amerikanischen  Staaten  beobachtet 
and  in  einigen  statistisch  festgestellt  worden  ist,  dass  nlmlieh  die 
rein  indianische  Bevölkernng  langsam  aasstirbt. 

Dieses  Faktum  kann  haaptritchlich  im  Innern  konstatiert 
werden,  wo,  wie  die  entvölkerten  Ortschaften  es  beweisen,  die  Be- 
völkernng in  den  lotsten  20  Jahren  stark  nirflckgegangen  ist, 
während  es  an  der  KOste  weniger  ins  Aoge  fUlt,  weil  die  rein 
indianische  Bevölkerung  hier  nicht  vorherrscht  nnd  Hygiene  und 
Lebensbedini^urijüTon  günstiger  sind,  auch  ein  konstanter  Znsng 
stattfindet.  Und  trotxdeni  beweisen  die  demo^taphiscbcn  Statistiken, 
die  hrmtis:  mehr  oder  wrtiiir  t-  Viillkormnen  geführt  werden,  dass  die 
Sterbli(  hkeit>ziHern  die  der  Geburten  fast  (IberaU  Übersteigen. 

Die  rein  indiaul-che  Bevölkerung  des  heutigen  Poms  mass 
in  verflossenen  .Tahrhunderten  einifre  Millionen  stilrker  gewesen  sein. 

Mein  gelehrter  Freund,  Professor  May  Uulk,  Ii  '  Msher 
drei  Zivilisationsepochen  feststellen  können,  die  sich  im  Laufe  von 
ca.  r>ii()0  Jahren,  in  gleichen  Zeitabstftnden  nnd  wohl  in  gleicher 
Zeitdauer  entwickelt  hal)eu: 

Die  d»'r  Klisro,  <ler  die  der  ^lonuniefitli  uier  Tiahunacos  folgte, 
\vcl<  Iii'  (liirrli  die  inkaisehe  er  ^etzr  wtirde,  welcher  die  Periode  der 
spauischen  Krui)i'run,c  ein  Knde  niarbte. 

Jene  Zivilisationen,  die  obgleich  in  sich  iilmlich,  doch  in  ihren 
charaklei  isf iMiien  Foriiien  streng  voneinander  geschieden  sind,  habeu 
ihre  Spuren  niihr  nur  in  ihren  Monumenten,  sondern  auch  in 
den  15ev(.Ikerunir>ra>>('n  hinu  i  l,t<-i'n.  die  die  Gebiete  der  früheren 
]\ultui'>; iiiuii  nticli  hente  bewoiinen  und  sicher  die  Nacbkommen 
jenei-  rrbevidkcrnng  sind,  deren  Charakter  sie  geerbt  haben. 

l>er  Kii>tenl»ewoliiier  i<t  oilener  und  der  modernen  Zivilisation 
zugänglicher  als  der  tinstere  verschlossene  Ainiara.  dem  der  luka- 
indianer  an  Anpassuogsfiihigkcit  und  Humor  aberlegcu  ist. 

Der  Kttstenindianer,  der  früher  ein  guter  Ackerbauer  war, 
hat  diese  Tätigkeit  fast  ganz  aafgegcbcu,  zuerst  wohl  durch  die 
Einfabrung  der  Negersklaven  in  spanischer  Zeit  und  dann  in  unseren 
Tagen  durch  die  Umwandlung  der  Banemwirtsobaft  in  den 
industriellen  Grossbetrieb  der  Zuekerhaciendas,  deren  Arbeiter* 
material  chinesische  und  japanische  Kulis  bilden. 
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Der  Indianer  des  Innem,  ffthig  in  20000  Fuss  Höhe  ohne 
Beschwerden  sa  leben,  ist  ein  vortrefflicher  Minenarbeiter)  Be- 
scfaäftigang,  die  er  flberall  den  landwirtschaftliche  Betrieben  vor- 
sieht. An  der  Kllste  akklimatisiert  er  sich  schwer,  meist  geht  er 
dort  zugrunde;  die  Vwsndie,  ihn  als  Arbeiter  in  den  Zuekerhaciendas 
n  benntBen,  sind  alle  fehlgeschlagen. 

Den  intelligentesten  Arbeiterteil  bilden  die  Mischlinge  jeder 
Nuance  und  Basse,  die  zu  Jedem  Handwerk  geschickt  sind  nnd  die 
auch  das  Gros  der  Fabrikarbeiter  und  Arbeiterinnen  stellen. 

Dio  Kewohner  der  traiisantliiiischcn  Kegion  sind  einige  Tausend 
Wilde,  Uber  deren  BilduagtüfUbigkeit  nar  dus  negativste  Urteil  zu 
ftUen  ist. 

Die  Oberschichten  der  Bevölkerung  bilden  die  Nacbkomiueii 
der  Spanier,  doch  findet  sich  sowohl  an  der  Ktlste  als  aach  im 
Innern  eine  eingeborene  Aristokratie,  die  ihren  Ursprung  von  den 
Incas  nnd  von  eingeborenen  FflrstenfamiliMi  herleite,  die  schon  vor 
den  Incas  existiert  haben.  Alle  zeichnen  sich  durch  höhere  Intel!  igenz 
und  häufig  dnrdi  hellere  Farbe,  auch  wenn  sie  ganz  unvermischt 
sind,  von  ihrer  untergeordneten  Umgebung  aus. 

Die  Negerrasse,  welche  1.s.j4  der  Sklaverei  entrissen  wurde, 
Ist  von  100000  Köpfen  in  50  Jahren  auf  weniger  als  10000  zu- 
rttckgegangen  nnd  vollständig  entartet. 

AVenn  wir  von  Asiaten  absehen,  deren  gri'>>tcr  'J'eil  als  Hand- 
arbeiter kuuiint,  weiiiifrleich  es  auch  wohlhaliende  chinesisilie  und 
japanische  Kaufleute  gibt,  besteht  die  fremde  liovölkerung  in  Peru 
hauptsächlich  aus  Italienern  mit  ca.  10000  Köpfen,  denen  die 
gleiche  Anzahl  Spanier,  Portugiesen,  Franzosen,  Deutsche,  Engländer. 
Schweden  nnd  Amerikaner  gegenttbersteht. 

Wenngleich  der  Hauptteil  dieser  Fremden  dem  Hainlel  oblicirt, 
so  befinden  sich  doch  auch  unter  ihnen  Ackerbauer,  Viehzüchter, 
Bergleute  und  llaiuiwcikcr. 

Ein  Land,  das,  wie  oben  gesagt,  wonig  Aii>>icbt  hat,  seine 
Einwohnt'rz.ihl  auf  natllrlicbcin  Wege  zu  veruichi'oii,  sollte  dies  in 
Anbetracht  der  so  günstigen  Verhältnisse  auf  dem  kUn>tlicli('ii  der 
Einwanderung  versuchen.  Es  hat  auch,  du  deren  Notwendii:koit 
allseilig  anerkannt  i>t.  nicht  an  Planen  dazu  gefehlt,  allein  mau 
irrte  in  deren  Ausführung. 
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Eines  Teiles  glaubte  man,  Europäer  als  Hactendararbeiter, 
zom  Ersatz  von  Chinesen  and  Japanesen,  einfuhren  an  können  ond 
es  erhob  sieh  sowohl  in  Italien,  als  auch  nnter  der  italienischen 
Kolonie  Peros  ein  Sturm  des  Unwillens,  als  der  peruanische  Konsul 
in  Genua  dahin  zielende  Vertrüge  abzuschliessen  beabsichtigte.  Na> 
tnrlich  mue^ste  man  jenen  Plan  fallen  lassen. 

Dann  aber  beabsichtigt  man  die  transandinische  Region  zu 
kolonisieren,  und  da  dies  nicht  möglich  ist,  so  werden  grosse 
Summen  unntttz  aasgegeben  und  der  Itisskredit  folgt  dem  Hisserfolg. 

Das  geeignetste  Terrain,  um  eine  gute  Kolonisation  Im  grössten 
Ha&stabe  ins  Werk  zu  setzen,  wttren  die  unbebauten  Strecken  in 
dem  durchweg  gemässigten  Klima  an  der  Padfic-Küste,  auf  welebe 
Millionen  leicht  sestihafit  gemacht  werden  k9nnten,  die  für  ihre 
Produkte  einen  guten  Markt  im  Lande  selbst  inden  würden;  dazu 
wäre  es  eben  nur  nüti^,  die  brachliegenden  iJlndereien,  und  zwar 
zuerst  in  der  Nähe  der  Siildte,  mit  Wasser  zu  Tersehen.  Auch  die 
andiniscben  Täler  eignen  sich  zur  Kolonisation. 

IV. 

Kill  L;iiHi.  (lr--(  ri  Haupttoil  der  Hovi>lk»'n;nir  und  der  ind«- 
stri4"Hcn   Ti5tii:k('ir  an    einer  2"   I Sreitenirrade   langten  Küste 

kunzfutiiei t.  wild  iiatur<j:om;is>  einen  au-iiredehuien  Seeverkehr  haben. 

T>or  [lauptliafeii  Penis  i<f  «  allrio.  12  km  von  Lima,  in  f:e- 
schUtzter  Bucht  mit  Hafen-  und  Kaiaiila^'en.  terner  sind  geschlitzte 
HiUen  iin  Xr>rden  ("allan>.  t'himhule  und  l'aita,  während  alle 
■M.ii-ti^en  Hüten  nur  uiVene  Heedeii  -iiul  mit  unvollkommenen 
K;ii:iiilaL''eii  und  in  denfii.  uliwidil  Stürme  an  der  peruanischen 
Küste  äußerst  -rlt« n  v  n  k«  iim.en.  dnch  durch  die  Nähe  des  an- 
tarktischen Strome^,  /iini.tl  im  Süden  Callaos,  in  Ilo,  Mollendo,  Piseo. 
und  im  Norden  in  Salnverry,  I'acasmayo,  Kfen  in  prewissen  Perioden 
des  Jahres  nur  unter  Schwierijrkeiten,  hin  und  wieder  aiu  li  ^rarnicht, 
Güter  und  Pa>sa<riere  ein-  und  austreladen  werden  können. 

Die  Haui)thiifen  und  Anlafrestellen  werden  \V()chentlich  zweimal 
von  Süden  nach  Nurden  und  von  Norden  nach  Süden  von  den 
Dampfern  der  Pacific  Steam  Navigation  Co.  und  Compania  Sud- 
americana  de  Vapores  angelaafen,  ditf  zu  diesem  Zweck  Dampfer 
von  2 — 3000  Tonnen  haben.  Ausser  diesen  Linien,  die  den  Verkehr 
wöchentlich  einmal  nach  Panama  ausdehnen,  besuchen  die  Westkttste 
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noch  die  Dampfer  der  Eosmostinie,  die  ihren  Enrs  ein*  bie  sweimal 
monatlich  bis  Zentro-Amerika  nnd  San  Frandseo  ansdehnen  und 
Dampfer  von  3 — 8000  Tonnen  haben,  nnd  denen  sich  bald  die  der 
Rolandlinie  ansehliessen  werden,  die  der  Lampart  nnd  Holt,  der 
Golf  nnd  Branehtlne,  sowie  andi  eine  direkte  Linie  von  New-York 
nach  Galiao  nnd  eine  monatliche  Verbindung  nach  China  nnd 
naeh  Japan. 

Eine  peruanische  Gesellsohaft  ist  vor  kurzem  gegründet  worden, 
die  den  Verkehr  nach  Panama  und  Valparaiso  aufrecht  erhalten  soll. 

Die  Verbindung  mit  Europa  nnd  den  Vereinigten  Staaten  durch 
Segelschüfe  wird  mit  den  grosseren  Hftfen  periodisch  bewerkstelligt, 
wihrend  die  staiice  Std  -  NordstrOmnng  die  Edstenschiffahrt  be- 
deutend ersehwert. 

Gallao  hatte  im  Jahre  1903  einen  Qesamtverkehr  von 
S17704  Tonnen,  der  1904  auf  361692  Tonnen  gestiegen  war. 

Man  setzt  grosse  Hoftiiungeu  auf  die  Eröffnung  des  Panaina- 
Kanals,  die  ich  aber,  die  südliche  Westküste  betreffend,  nicht 
teilen  kann. 

Den  Gesamt  verkehr  Europas  und  drr  Vereinigten  Staaten 
via  Panama  bewältigt  beute  ein  Dampfer,  der  wöchentlich  von 
Panama  nach  Valparaiso  fthrt  und  fUr  die  ganze  südliche  Westküste 
nur  12 — 1500  Tonnen  Gflter  bringt,  die  von  ganz  Europa  und  von 
den  Vereinigten  Staaten  in  Colon  durch  die  dort  anlegenden  Dampfer- 
linien  susamm^gebradit  werden,  wShrend  die  die  Magelhaenstrasse 
benntzMiden  Dampfer  wenigstens  die  achtfache  Quantität  Guter 
bringen. 

Direkte  Linien  durch  den  Panama-Eanal  möchten  also  nicht 
lohnen,  nnd  dies  um  so  mehr,  als  die  Eanalzölle  wohl  die  Fracht 
noch  mehr  verteuern  mochten,  als  dies  heute  die  Colon-Panama-Bahn 
tat,  während  der  Weg  durch 'die  Magelhaenstrasse  zollfrm  ist  und 
die  längere  Fahrzeit  sehr  leicht  vericttrzt  werden  kann. 

Es  gibt  natOrlieh  auch  Personen,  die  glauben,  dass  durch 
ErOfitanng  des  PanamapEanals  der  gesamte  europäische  Handel  an 
die  Vereinigten  Staaten  fallen  wird,  allein  aneh  daau  mOchte  wohl 
keine  sehr  grosse  Ge&hr  vorhanden  sein,  so  lange  die  Europäer, 
und  znmal  unsere  deutschen  Eauflente,  fest  die  Entwiekelung  ihrer 
Luteressen  im  Auge  behalten. 

Jftlubaeb  d«r  latantat  Vowlalgiiog:  8.  Bd.  153 
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Sämtliche  Bahnlinien  Perus  stehen  senkrecht  zar  Küste  nnd 
fuhren  ins  Innere. 

Wie  ich  schon  im  llnansiellen  Teil  aosAlhrte,  sind  nnr  einige 
derselben  vollendet,  nnd  deren  grttsster  Teil,  soweit  sie  Staats- 
eigentum waren,  befindet  sich  in  den  Händen  der  Penivian  Corporation^ 
an  die  sie,  ausser  anderen  Qatem,  nur  Tilgung  der  auswärtigen 
Schuld  Perus  fttr  eine  Reihe  von  Jahren  al^etreten  wurden. 

Es  sind  dies  die  Bahnen  von  Hollendo  nach  Puno,  nebst  d«i 
den  Titicacasee  befahrenden  Dampfern,  die  von  JuUaea,  einer  Station 
der  Pnnobahn,  nach  Cuzoo,  an  deren  Vollendung  noch  70  km  f^en, 
die  von  Pisco  nach  Ica  nnd  die  von  Callao  nach  Oroya,  beide 
vollendet;  von  Ohimbote  nach  Becn&y,  von  Paeasmayo  nach 
C^'amarca,  beide  unvollendet,  und  die  von  Paita  nach  Pinra  nnd 
die  von  Tn^illo,  vollendet. 

Diese  Bahnen  brachten  der  Peruvian  Corporation  eine  Netto- 
einnähme 

im  Jahre  1*»(>2  ;{  von  2(i44;{8  iL  (2.  l.t 
r     r      V.m  i    ^    22K,2l  ..  H.) 
^      ,      llt04  5    ^    237840  ^  (ö.  ö.); 
nur  eine  Bahn,  die  von  Chimbot«,  liess  einen  Schaden  von  1500  £, 
alle  Ultiii^on  rentierten  in  aufsteig^endcr  Skala. 

Im  rrivarhesitz  betinden  die  Bahnen  von  Callao  nach 

('h<iriett)s.  auch  2  elcktrischo,  die  von  Oroya  nach  Cerro  de  Pasco 
und  die  von  Kton  n:\vh  IMmcntel. 

Im  iJau  hetinilen  >icli  für  StaatsreehnuiiL'  tlio  Bahnlinien  von 
Sicuuni  nach  <'u/.lo  und  dio  vrin  Oniya  nach  Iluancapj. 

(;('[)l:int  i>-t  die  Wirili-iiicrstellunir  der  Hahn  von  Ilo  nach 
M  'ji;,  :.'iia.  die  wühlend  des  Knefros  von  den  (  hilenen  zerstiiri  und 
dercu  ^'t-sanitcs  ^latciial  als  Kriegsbeute  nach  Chile  gefühlt  wurde. 

Fcrnei-  eine  Halm  vun  Lima  nach  Pisco,  für  die  die  Kegie- 
rnntr  auf  ein  Haukiipital  von  .'»(»(HMWt  £  eine  Ziusfiarantie  von  7"y 
UbcrnoniMO'n  hat.  Kine  von  Oroya  nach  Tarraa,  eine  von  Huacho 
nach  Cerro  de  l'asco.  Ausserdem  e.vistiert  noch  das  kolossale,  aber 
wahrscheinlich  unausnilirl)are  Projekt  einer  Bahn,  die  die  Küste 
mit  dem  Ucayal^  oder  dem  Amazonas  an  einem  Punkte  verbinden 
soll,  der  das  ganze  Jahr  hindurch  fOr  grössere  Dampfer  scbifTbar  ist. 

Natttrlich  ist  dies  ein  Projekt,  das  von  Utopisten  stark  pro- 
tegiert wird,  aber  ökonomisch  ohne  grossen  Wert,  and,  da  es 
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ttberdies  am  Kapitalsnang«!  n  sebeiteni  verarteilt  ist,  w  siehe 
ich  es  nicht  weiter  in  den  Kreis  meiner  Betnehtongen. 

Der  Amasones  und  seine  Neben-  und  Znflttsse  werden  von 
Dampfern  befahren,  die  sich  grösstenteils  im  PriTatbesita  befinden 
nnd  nur  Handeiszweoken,  meistens  natOrlieh  der  Gnmmilese  von 
den  Faktoreien,  dienen. 

Sonstige  Kommnnikationswege  existieren  in  Pem  nur  in 
mangelhaftester  Form;  es  sind  grösstenteils  Sanmp&de  ftr  Maultiere, 
die  sogar  im  transandischen  TeO,  wo  es  solche  ftbeihanpt  nicht 
gibt^  in  Fosspfisde  abergeheo. 

B.  Gesetzgebung. 

Der  Krieg  gegen  Chile  hatte  Peru  einerseits  seines  hervor- 
ragenden politischen  Einflusses  in  .Sild-Amerika,  andererseits  aber 
auch  seines  tiskalischon  Reichtums  berauht.  (Tlücklicherweise  gab 
es  Staatsmänner,  die,  statt  sich  pul  irischen  Träumen  hinzuirehen, 
die  nationale  Wiedergeburt  in  der  Entwickelung  der  nationah'u 
Hilfsquellen  suchten.  Die  vorhergoheuden  Abschnitte  halben  in  ge- 
drängtester Kürze  ein  Bild  jenfr  Kntwickclung  zu  geben  beabsichtigt. 

Ein  Land,  das  ajn  modernen  idvonomischen  Aufschwuntr  teil- 
nehmen will,  muss  natürlich  seine  Kechtsbasis  auf  moderne  Prinzipien 
stellen.  Das  alte  spanische  Recht,  dessen  antiquierte  Anschauunfi^eii 
und  Praxis  den  modernen  Anforderungen  nicht  mehr  ontsprochcn, 
musste  also  zuerst  in  seinen  dem  Handel  und  Verkehr  dienenden 
Abschnitten  reformiert  werden. 

Es  wuide  zuerst  ein  Hypothekengesetz  erlassen,  das  vereint 
mit  einem  Kataster,  soweit  es  möglich  war,  dies  zu  bilden,  der 
Unsicherheit  der  Besitztitol  liegenden  Eigentums  möglichst  ein  Ende 
machen  sollte,  ferner  arbeitete  man  ein  modernen  Ideen  huldigen- 
des Handelsgesetsbveh  mid  eine  liberale  Hinengesetzgebung  ans. 

£9  stellte  sich  ferner  heraus,  dass,  um  Einwanderer  ins  Land 
an  aiehen,  die  nicht  der  kadiolischen  Konfession,  die  Staatsreligion 
ist,  angehörten,  es  wttnsdienswert  sei,  dem  Abschlnss  ihrer  Ehen 
eine  Reehtsbasis  an  geben;  dieser  Ansicht  entsprang  das  Gesetz 
Aber  gemischte  Ehen  nnd  solcher  von  Andersglftnbigen,  das  die 
Ziviltranung  einführte.  Dieser  Fortechritt,  vom  Standpunkt  des 
Prinaips  ans  betrachtet,  ist  von  Wichtigkeit,  ungeachtet  die  Rechts- 
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praxis  im  Lande  nie  die  Qflltigkeit  einer  im  Aaslande  abgeechlosaenen 
Ehe  mit  ihren  Folgen  in  Frage  gestellt  hat 

Um  den  militärischen  Institationen,  su  denen  hier  auch  die 
Polizei  gerechnet  wird,  ein  grösseres  Ansehen  sn  geben,  verfksste 
man  ein  Hilit&rstrafgesetz,  dessen  drakonische  Bestimmungen,  soweit 
sie  Zivilpersonen  betreffen,  jetzt,  nach  knrser  Wirksamkeit,  abge- 
ändert werden. 

Wir  sehen  also,  dass  aach  in  der  Beohtspraxis  Peru  im  Begriff 
steht,  den  modernen  Staaten  sich  möglichst  anaureihm  und  dass 
seine  rechtswissenschaftliche  Entwickelang  seinem  Ökonomischen 
Aufschwung  folgt. 

1906. 

Die  Erwartung,  dass  endlich  in  diesem  Jahre  die  Entwürfe 
der  neu  umgearbeiteten  Stra^esetzgebung  dem  Kongress  unter- 
breitet werden  würden,  ist  leider  nicht  in  Erfüllung  gegangen. 
Doch  hat  der  mit  deren  Ausarbeitung  betraute  erste  Vizeprüsident 
der  Republik  Dr.  Saltasob  Catbbo  sich  verbindlich  gemacht,  dem 
Kongresse  von  1907  die  Strafprozessordnung  und  dem  von  1908 
das  Strafgesetzbuch  vorzulegen. 

Die  Umarbeitung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  steht  noch 
im  weiten  Felde;  von  der  Tätigkeit  der  damit  betrauten  Kommission 
hürt  man  nichts,  doch  wird  angenommen,  sie  wolle  sieh  nur  mit 
der  Reform  der  Zivilprozessordnnng  beschäftigen  und  solche  in 
einigen  Jahren  fertig  stellen. 

Eine  grosse  Majorität  im  Lande  wünscht  eine  allgemeine 
Reform  des  bürgerlichen  Gesetzbuches,  aber  in  Anbetracht  obiger 
Sachlage  hat  man  sich  entschlossen,  den  dringendsten  Hängein  von 
Fall  zu  Fall  abzuhelfen:  Dem  entspricht  das  Gesetz  No.  257,  das 
in  seinem  einzigen  Artikel  bestimmt: 

„In  den  Fällen,  in  deuen  sich  abweichende  Meinungen 
(discordia)  bei  der  Beschlussfassung  Ober  die  Annahme  oder  Ab- 
weisung der  Nichtigkeitsbeschwerde  ergeben,  die  gegen  Urteile 
in  Zivil-  oder  Kriminalprozessen  irgend  welchen  Verfahrens  er- 
hoben worden,  sind  zum  rechtskräftigen  Beschlnss  5  durchaus 
ganz  Ubereinstimmende  Stimme  nötig.' 

Man  bezweckt  damit  die  Annahme  der  Nichtigkeitsbeschwerden 
zu  erschweren,  deren  Zahl  und  damit  die  Arbeit  des  hödistmi  Ge* 
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ricbtshofes  zn  vermindern,  also  in  der  höchsten  Instanz  schnellere 
fiechtspflege  zu  ermöglichen. 

Beim  abgekürzten  Verfahren  (juicio  ejectttivo)  hatten  sich 
Mißstände  ergeben,  weil  oiniicrf  Kichter  das  neue  Gesetz  falsch 
interpretierten  and  Artikel  des  bürgerlichen  Gesetzbuchos  als 
geltend  annahmen  iS;  11:57),  die  man  im  neuen  Gesetz  als  aufgehuben 
betrachtete.  Sie  gestatteten  nlsn  dem  Beklagten  Widerspruch  gegen 
den  Zabliingshefchl  zu  erheben,  bevor  die  Plandung  auMreflÜirr 
worden,  wodiii-ch  der  Prozess  in  die  Lüngo  (jczoL'^fii  und  liimtiLr  in 
seinen  Resultaten  illusorisch  gemacht  wurde.  Der  betreft'ende  Artikel 
hat  also  folgende  Fassung  erhalten: 

^Einziger  Artikel:  Dem  Art.  17  de.s  Gesetzes  vom  28.  Sep- 
tember iMiX»,  das  abgekürzte  Verfahren  (joicio  cyecutivo)  betrett'eud, 

wird  f<i1freiider  Wortlaut  geirolien: 

17.  Im  Z\vaiij;>verrahn'ii  zur  Zahlung  von  Schulden 
wini  (It  i  Zahlu!iir-'t<  fehl  in  ('bereinstimmung  mit  den  Art.  7  u.  8 
des  augeführten  Gesetzes  erla-^rii  und  ausgeführt." 

Ks  muss  also  jetzt  innerhalb  24  Stunden  Pfändung  erfolgen 
(z.  H.  bei  eingeklafrten  recht^^krliftigen  Wechseln)  und  erst  nach 
deren  X'oUstreckuug  kann  der  iücbter  Widersprach  annehmen  und 
behandeln. 

£s  ist  ja  sdbstvetvtändlieh,  dass  der  interessanteste  Teil  der 
KongressverhandlniigeD  die  i^konomiacben  Vorlagen  betraf,  unter 
denen  sieb  in  erster  Linie  die  Ton  der  Regierung  geforderte  Er- 
miehtigong  zum  Absehlnss  einer  zu.  Bahnbanten  bestimmten  Anleihe 
von  3  Hillionen  Pfund  Sterling  befand. 

Die  Regierung  hatte  dem  Kongress  von  1905  ein  ansfbbr- 
liebes  Geseta,  jene  Anleihe  betreffend,  voi^legt,  fühlte  sich  aber 
veranlasst^  es  Earfteksuaehen  and  es  im  Kongress  von  1906  durch 
einen  Gesetsentwurf  zu  ersetzen,  der  in  wenigen  Paragraph«!  der 
Begiemng  die  Ermftchtigang  snm  Absohloss  der  Anleihe  erteilt. 

Das  pemanisehe  Kammerreglement  gestattet,  jeden  Paragraphen 
eines  Gesetzes  5  Tage  lang  zu  debattieren;  ein  paragrapbenreiobes 
Gesetz  kann  also  dorch  die  Opposition  in  jeder  Weise  durch  um- 
standliebe  Debatten,  Amendements  nsw.  in  die  L&nge  gezogen,  dessen 
Annahme  sogar  anmSglich  gemacht  werden,  trotzdem  eine  bedeutende 
Majorität  für  die  Annahme  vorhanden  sein  mOchte. 


Digitized  by  Google 


2420 


OeBetagebung. 


Da  jcnei-  Fall  hier  vorlag,  so  erreichte  die  Kegierong  durch 
ihre  Taktik,  dass  die  wenisron  Paragraphen  des  (iesetzentw urfes, 
trotz  rt'gli'iiicntsiiiitssiger  Dcltatte,  zur  Alistiinmung  gebracht  und 
mit  grosser  Majorität  den  Vorschlägen  der  Kegierung  geoiä&s  ange- 
nommt'u  windtMi. 

I>ie  Anleihe  von  UOUOUOU  iL  ist  zum  Bau  der  folgenden 
iJahnen  bestimmt: 

1.  Einer  liahn,  die  viui  einer  Station  der  Zeutralbahn  ausgehend, 
den  rcayali.  einen  Nebenfluss  des  Amazonas,  au  einer  Stelle 
trifft,  von  welcher  aus  er  das  ganze  Jahr  hindurch  schitVbar  ist. 

2.  Verbindung  dei  F,tidstatii»n  der  Zeutralbahn  (Callao — Lima — 
Oroya^  mit  Janja  und  lluuncayo. 

Verlängerung  der  Bahn  Mollendo — Aretjuipa — Sicuani  bis  ('uzco. 

4.  Ausbau  der  Bahn  Pacasmayo  nach  Jonau  resp.  nach  Cajamarca. 

5.  Wiederherstellnng  der  Bahn  von  Ho  nadi  Moquegua. 

Ausser  für  die  unter  No.  2  und  3  angeführten  Strecken 
existieren  noch  keine  definitiven  Pläne  resp.  keine  Kostenanschläge 
für  die  flbrigen  Projekte. 

Ferner  hat  die  Regierung  vermittelst  Gesflties  einer  englischen 
(tesellschart  den  Bau  einer  Bahn  von  Lima  nach  Huacho,  einem 
100  km  n;irdli«h  von  Lima  gelegenem  Hafenplatz,  konzessioniert 
und  ihr  das  Baukapital  mit  6%  Zinsen  p.  a.  garantiert. 

Ein  froheres  Gesetz  amiehtigte  die  Kegierung,  einer  Gesell- 
Schaft,  die  den  Ban  einer  Bahn  von  Lima  naeh  Piseo,  einem  250  km 
sfldlich  von  Lima  gelegenen  Hafen,  onternehmen  würde,  für  das 
dazu  notige  Kapital  eine  jährliche  Zinsgaraatie  von  7<^/o  zo  gewibren. 

Es  hat  dea  Anschein,  dass  anch  der  Ban  dieser  Bahn  von  der 
erstgenannten  Gesellschaft  in  Angriff  genommen  werden  wird. 

Am  ü.  Februar  VJOü  wurde  ein  Gesetz  erla^isen,  durch  welches 

die  lü'i:ienin<r  ermächtigt  wurde,  einer  sich  zu  bildenden  peruanischen 
Damiitseliiitahrtä-  and  Dock-tieselUcbaft  eine  jährliche  Subvention 
von  30)i<H)  ^  zu  gewähren. 

Als  C>e>;enIeiHtnng  Verpflichtete  sich  die  Gesellschaft,  eine 
Flotte  von  G  iJampt'ern  von  wenigstens  2500  Tonnen  Tragkraft  und 
2'»  Knoten  (^eschwindigkiit  per  Stunde  zu  stellen,  wenigstens  1  mal 
monatlich  die  Keise  von  Callao  nach  Panama  direkt  in  4  Tagen  zu 


Digitized  by  Google 


A.  E.  Hoia>£K;  Peru. 


2421 


machen  und  1  lual  wöcheutUch  die  Häfen  der  peruaalüchen  Küste 
anlaufen  zu  lassen. 

Auch  mu.<s  sie  in  Callao  ein  Trockendock  i'Qr  Schiffe  bis  zu 
12000  Tonnen  (n  ricblen. 

Das  auf  oOOOOO  £  normierte  (tesellschaftskapital  kann  aber 
mir  unter  gros>eii  S(  )n\  ici  ir^^keitin  zii^animenycbracht  werden:  da 
eine  derarti|c:e  rntornehmunfj:  flnn  ti  onidi  u  Kapital  keine  nutzbringende 
Anlaj^e  vers}ii"icht,  so  beteiligte  e-  nIi  h  an  der  Zeicbnung  nur  in 
sebr  gering-fUgigi'i'  \\'eis(^,  und  niiicbto  es  <ebr  scbwer  halten  für 
jene  Zwecke  viel  freies  Kapital  im  Lande  treibst  zu  finden. 

Die  der  Regieraog  im  Jahre  1904  erteilte  ErmSehtigong,  die 
Streitigkeiten  mit  derPeravian  Corporation  dareh  gtttUehen  Vergleich 
heisnlegen,  erlosch  am  27.  Jnli,  ohne  dasa  irgend  welche  Etnignng 
erzielt  wurde.  Da  nna  der  Direktor  jener  Gesellsohaft  sieh  anf 
dem  Wege  nadi  Lima  befindet  nnd  Ende  Deaembw  hier  eintreffiBn 
wirdy  nm  endgflltig  an  Tcrhandeln,  so  hat  der  Kongress  der  Begiernng 
die  obengenannte  BrmAehtignng  bis  27  Juli  1907  emenert  and  be- 
stimmt, dase,  wenn  bis  zu  jenem  Tage  kein  Verglich  anstände  ge> 
kommen,  die  Sache  den  Geridhten  aar  endgültigen  Erledigang  ttber> 
wiesen  werden  soll. 

Der  peruanische  Silbersol,  der  einen  festen  Kurs  von  24  pence 
hat,  behält  diesen  doHnitiven  Wert  bis  zu  einem  Silberpreise  in 
England  von  ;12  pence  per  Unze  Troy.  Steigt  nun  jener  Preis  viel 
über  32  pence,  so  liegt  die  Gefahr  vor,  dass  die  Silbersules  als 
Handelsartikel  exportiert  werden  und  das  Land  oliue  Münzen  bleibt. 

Die  Preissteigerung  des  Silbers  im  Oktober  lie^s  eine  der- 
artige  Gefahr  befürchten,  und   um   ihr  vorzubeugen,  wurde  der 
Kegierung  Vdui  Kongress  die  Ernjiicbtigung  erteilt: 
1.  einen  Ausfuhrznll   auf  Silherraünzen  zu   leir*'ti .  dessen  Höhe 

stets  die  Preisschwankungen  des  Silbers  ausplin  Ih'h  soll: 
II.  für       Millionen  Pfund  Sterling  Silberscheidemiin/.en  zu  priigen: 
III.  ausser  Goldmünzen  von  1  iL  und  ^/g  £  auch  solche  von  ^'^  iL 
prägen  zu  lassen. 

Die  ad  II  und  III  aufgefiiiirten  Bestimmungen  berinden  sich 
bereits  in  Ausführung,  wührend  ad  I  durch  das  Fallen  des  Silber- 
preises  unter  32  peuce  bisher  nicht  in  Kraft  zu  treten  brauchte. 


Digitized  by  Google 


2422 


Geuelzgubuug. 


En^  verlmiiUi  ii  mit  der  ifkuimmischen  Kntwickelung  ist  in 
allen  >Udamerik;iiiiMlifu  Ländern  die  iüuwaiiiirmiiiisfrage.  auch  also 
fUr  Peru  mit  seiner  geringen  Bevölkerung  und  den  Millionen  Hek- 
taren brachliegeoden  Landes. 

Am  nächsten  läge  nun,  die  KUste  and  die  hochliegendM  lAa- 
derefen  in  Innern  ftlr  die  Einwandenrng  Tonnbereiten,  denn  obwohl 
Fem  Kflste  ganz  in  den  Tropen  liegt,  ist  das  Klima  doch  ein 
gemSssigtes.  Der  Humbotdtstrom  einerseits,  der  das  eisige  Wasser 
des  Sttdpoles  an  die  Kaste  führt,  andererseits  die  NIhe  des  Hoch- 
gebirges lassen  die  Temperatur  nie  auf  m<riir  als  80^  im  Sommer 
steigen;  europäische  Einwanderer  fänden  also  ein  Klima,  das  ihre 
Energie  nicht  brachlegte. 

Allein  die  freien  Ländereien  an  der  Kltste  haben  kein  Wasser, 
das  erst  durch  kostspielige  Bewässemngsanlagen  herbeigeschafft 
werden  mfisste,  und  die  andinischen  Täler  und  Hochplateaus,  die 
sehr  fär  europäischen  Ackerbau  geeignet  wären,  befinden  sieh 
meistenteils  im  Privatbesits  oder  sind  Eigentum  der  indiaoisdien 
Kommunen,  mSssten  also  gekauft  resp.  expropriiert  werden,  und  fOir 
diese  Zwecke  hat  die  Regierung  bis  jetzt  leider  keine  flflssigen  Mittel. 

Die  Absicht  war  also,  europäische  Einwanderer  in  die  jenseits 
der  Andes  L't'lep'iion  Atnazonasgebiete  zu  bringen;  allein  es  stellte 
sieb  heraus,  da>s  in  den  Lima  nahegelegenen,  d.  h.  in  2<>0— :?00  km 
EnttVrnung  sich  betindeuden  l^eponen  nnr  wenig  disponibles  Land 
7M  finden  war.  Uan  hofft  nun.  die  zu  bauende  Tcayalibahn  werde 
fUr  Kinwandcrer  geeignete  Ländereien  dem  Verkehr  eröffnen. 

Allein  ich  bezweifle  das.  Tropische  Kulturen  sind  flir  eure* 
päische  Einwamleier.  die  nur  Ubei-  beschränkte  Mittel  verfügen, 
nicht  geeignet.  Trupen])rodukte  bedttrfen  meistens  einer  Arbeit  von 
Jahren,  um  erntereif  zu  werden;  jene  Arbeit  kann  von  EuroiuHern 
schwer  geleistet  weiden.  Arbeitskräfte  sind  schwer  zu  bekommen 
und  sehr  teuer,  der  l^ebensunterhalt  ist  ebenfalls  sehr  kostspielig, 
und  wenn  man  in  Jietrarht  zieht,  dass  die  grosse  Entfernun^r  vnn 
d<  T  Kü-ir  U'iicre  Frachten  bediiiirt,  su  kann  man  den  transaudinischen 
Lin\v;iiideruii<r>'planen  der  peruanischen  üegierung  durchaus '  keine 
gUusti^-e  Zukunft  V'irhei -.il'cu. 

Vielleicht  iühlt  die  iJeirierung  selbst  das  UntVnungslose  ihrer 
Jdeen  und  beabsichtif^t  kIm»  ihie  Ktdonisationsplüne  nur  in  ganz  be- 
schränktem Masse  auszuführen.    FUr  Imuiigratiunäzwecke  sind  ihr 
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im  diesjährigen  Budget  r.OOO  £  zur  Verfügung  go.stellt  worden. 
Sie  hat  also  ein  Dekret  am  lo.  August  gegeben,  in  dorn  sie 
Industrielle  jeder  Art  auffnrflcrt.  <ich  für  iluo  In(lu>trien  (Acker- 
bau. Bergbau.  Fabriken)  Arbeiter  in  Hunipa  resji.  den  \'ereiriigtcn 
Staaten  zu  suchen,  für  weUhe  sie  die  ras>agen  ymi  Kurupa  nach 
Fern  bezahlt  und  für  deren  rnterbringung  und  Lebensunterhalt 
ihre  Kontrahenten  zu  sorgen  haben. 

Selbstven^tÄndlich  werden  wohl  die  meisten  Kegiernngen,  in 
Anbetracht  der  trQben  Erfahrungen,  die  sie  mit  jenem  Kontrakt- 
System  gemacht  haben,  sich  einer  derartigen  Auswandernngspropa- 
gnnda  in  ihren  Staaten  widersetzen,  was  audi  in  Erwartung  der 
sicher  eintretenden  Schwierigkeiten  nur  ernstlich  zu  wflnschen  wäre. 

Eine  freie  Einwandenmg  von  Giineaen  und  Japaners  hat 

auch  in  diesem  Jahre  stattgefunden:  von  ersteren  sind  einige 
Tausend  gelandet  worden,  die  meistens  ihre  Anstellung  als  Arbeiter 
auf  den  Haciendas  der  Küste,  aber  auch  in  den  kleineo  Uaod- 
indastrien  und  im  Kleinhandel  der  Städte  gefunden  haben. 

Ausser  den  oben  angeführten  industriellen  l  iiteriK-hnunigen, 
die  die  geset/.iirebrri-che  Tätigkeit  des  Kongresses  in  Anspruch 
nahmen,  ist  nur  noch  zu  erwähnen: 

1.  Die  Umwandlung  der  städtischen  Pferdebahnen  in  solche 
mit  elektrischem  Betriebe,  der  von  der  elektrischen  Gesellschaft 
von  Santa  Kosa  Ubernomnipn  wurde  und  die  Veranlassun<x  war, 
da>s  sich  die  elektrischen  Hahut  ii  nach  Callao  und  nach  l'horrillos 
und  die  Strassenhahn  mit  jeuer  Gesellschart  fusionierten,  obwohl 
sie  ihre  getrennten  Verwaltungen  beibehielten. 

Dieser  sogenannte  Trust,  der  ja  eigentlich  keine  der  mass- 
gebenden Eigenschaften  eines  solchen  besitzt,  scheint  nur  den 
Zweck  einer  leichteren  Kapital sheschaffong  zn  haben,  eines  sich 
besser  gegeofriBtigoi  Mckendeckens. 

2.  Die  neuerdings  publizierte  beabsichtigte  Kapitalserböhnng  von 
200000  t  anf  500000  £  der  Peru-  nnd  London-Bank,  deren  Erfolg 
man  Bnsaerst  skeptisch  benrteilt.   Die  alten  Aktien  jener  Bank 

sind  von  10  £  anf  24  £  getriebw  worden,  die  neuen  sollen  mit 
50'/o  l'illmie  ausgegeben  werden,  d.  h.  (10  £  mit  15  £)  dem 
Reservefonds,  der  100000  £  (nominal)  aogenbUeklich  beträgt, 
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sollfn  >;iiiiiiiLlie  l'riiniipii  für  die  3üUU00  iL  neue  Aktien,  also 
lOOtKtO  £  zug:eflllirt  werden. 

T);«  nun  im  Lande,  bei  den  alten  Aktionären  und  auch  sonst, 
nicht  d:i<  niititre  Harkapital  vorhanden  ist,  um  jene  Operation  in 
7titrie(l»Mi>telleMder  "Weise  durchführen  zu  können,  so  ist  wuhl.  >oll 
die  K;i|»italserhi»hung:  nicht  nominfU  bleiben,  nur  atizuneliincii,  das< 
die  europäischen  Kajdtalisteii  der  Peru-  und  LDiulun-Bank.  denen 
Jetzt  schon  40^  dos  Hankkapitals  irehitren,  alles  Fehlende  zu  über- 
nehmen sieh  verbindlich  ^^enuichl  haben. 

Aul"  joden  Fall  können  wir  uns  nur  freuen,  wenn  wirklich 
Kapital  iiK  Land  kommt,  das  ja,  wie  die  Wortftthrer  der  Bank 
angeben,  der  industriellen  Entwiekelang  dienen  soll,  der  unsere 
Überseeische  Bank,  nach  ihrer  Meinang,  nicht  genug  Voreehvb 
leistet,  and  kSnnen  jene  finanzielle  Initiative  mit  am  so  grosserem 
Vergnügen  begrttssen,  als  ansere  Deatsche  Bank  hier  sieh  im  gesonden 
Aufschwang  befindet  and  gewiss  keinen  Neid  empfinden  wird,  wenn 
sichere  Geschäfte  auch  von  ihrer  Konkarrentin  gemadit  werden. 
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Referent:  Friderieo  Martins,  Advokat.  Lissabon 
Übersetzung  von  Bartolomüns,  Aiutsgerichtsrat,  Krotosctiiu. 

1904—1906. 


Gesetzgebung. 

Die  ("bersicht  der  Gesetzgebuiiir  I'örtuüals  in  der  Zeit  von 
l;MtJ  bis  Ende  liKU]  gewährt  kein  groj-ses  Interesse  vom  Gesichts- 
punkt der  Kechtsvor^leichung. 

Die  wiederholten  Kegierunfrswechsel,  die  nach  den  politischen 
Gewohnheitni  des  Landes  mit  entsprechenden  Yeriinderungen  in  der 
Zusammeusetxung  der  gesetzgebenden  Körper  verbunden  waren, 
machten  deren  Tätigkeit  während  der  angegebenen  Zeit  fast  un- 
fruchtbar. 

So  beschrftnkt  sich  das  portugicsiadie  Parlament  im  Jahre  1904 
auf  Gandunigang  gesetzgeberisehiar  Maßregeln  verfassongsm&ssigen 
Charakters  (Festeetsnng  der  bewaflbeten  Uacht  zn  Wasser  and 
20  Lande)  and  rein  verwaltongsrechtlielien  Gebietes;  im  Jahre  1905 
ist  seine  Tfttigkeit  als  geeetsgebender  Körper  T9Uig  inhaltlos  und 
nar  in  der  n.  Sitzung  im  Jalure  1906,  in  der  das  gegenwärtige 
Kabinet  unter  dem  Vorsitz  des  Staatsrats  Johahh  Fpamk  Castello- 
Bbahoo  aaftrat^  sind  anf  Anregung  der  Begiening  mnige  wichtige 
Gesetzesvorsehlftge  eingebracht,  unter  denen  besondere  Enx^nung 
der  Ober  das  staatliche  Bechnangwesen  verdient,  der  ein  strengeres 
Verfshrea  Itlr  die  PrOfung  der  Schatzrechnangen  mnrichtet,  der, 
welcher  die  ministerielle  Verantwortlichkeit  vor  den  Gerichten  zur 
Wirklichkeit  macht,  der,  welcher  die  Pressfreiheit  ordnet  und  der, 
weldier  die  GmndAtze  aufstellt,  auf  die  sich  das  Becht  der  Vereins- 
bildung gründen  soll. 

Diese  Vorsehllge  stehen  zur  Beratung,  d.  h.  sie  sind  noch 
nicht  Gesetz  geworden  und  können  deshalb  noch  nicht  in  einer 
Darstellung  der  Recbtsvergleichung  eine  Stelle  finden. 

Jedoch  bringen  sie  schon  eine  deuflidi  freisinnige  Bewegung 
in  den  politischen  Gewohnheiten  Portugals  hervor,  die  von  dem 
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nicht  unbeachtet  hleihen  darf,  der  den  Entwicklungsgang  der  Ge- 
setzgebung dieses  Landes  studieren  will 

Von  den  in  der  Zeit,  aul  die  lui-eie  Darstellung  Bezug  nimmt, 
veii>iVeutli(hten  ^it■v^•r/^^ll  bietet  keiie;  ein  besonderes  juristisches 
Interes>e  und  de>hulb  besehränkeu  wir  uDi>  auf  eine  oberflächliche 
Inhaltsangabe  dieser  Urkunden. 

1904. 

TeriftMaiigtvosMilunflaii. 

tiemtz  vom  24.  November  setzt  den  Er«ats  fttr  das  Heer  im 
Jahre  1904  auf  16200  Rekruten  fest 

Gesetz  vom  gleichen  Tage  setzt  den  Friedensfuss  des  Heeres  im 
Wirtiichaftsjahr  1904  bis  1905  auf  dOOOO  Hann  aller  Waffen- 
gattungen fest 

Gesetz  vom  30.  November  setzt  die  Seemacht  fllr  das  Wirt« 
schaftüjahr  1904  bis  1905  auf  5600  Mann  fest 

Fiskalische  und  Verwiiliiuigsvorechriften. 

(ie>et/.  vom  ll'i  nkluber  unt«T\viift  einer  I'roduktionssteuer 
vun  10  Reis  lUr  den  Liter  da>  auf  den  Azuren  gebraute  und  ver- 
kaulte  Biel-  und  b«  h.inili  Ii  es  bei  der  Au>riihr  al>  frenidliindiscbes. 

Gesetz,  vuin  2L  November  befreit  be-tiiumte  Wohltätigkeits- 
nnstalten  von  der  Zahlung  gewisser  Steuern. 

Gesetz  von  demselben  Tage  genehmigt  die  Beitreibung  der 
Staatseinnahmen  nnd  ihre  Verwendung  zum  StaatslntereBse  im 
Wirtschaftsjahr  1904  bis  1905. 

Gesetz  vom  nSlmlichen  Tage  ermächtigt  die  Kegiernng,  den  Ver* 
trag  mit  der  Bank  von  Portugal  auf  gewissen  Grundlagen  zu  er- 
neuern. 

1905. 

In  diesem  Jahr  wurde  kein  Gesetz  erlassen. 

1906. 

Vorschriften  internationaler  Natur. 

Gesetz  Vom  2u.  hezenibor  genehmigt  den  Al)schluss  folgender 
Verträge  und  folgende  Erklärung:  die  3  im  Haag  am  12.  Juni 
1902  abgeschlossenen  Verträge  zur  Ordnung  der  Konflikte  der 
Gesetze  und  Kecbtsprechung  bei  Angelegenhmten  der  Eheschliessung 
und  Ehescheidung  und  Vormundschaft  ttber  HindeijShrige;  den  Han- 
delsvertrag zu  Bern  zwischen  Portugal  und  der  Schweiz;  den 


Digitized  by  Google 


Fjudbrico  llABTtm:  Portugal. 


2427 


Vertrag  so  Paris  zun  Schate  der  fttr  die  Landwirtschaft  nfltz> 
lieben  YOgel;  die  Erklftritng  Aber  den  Handel  2 wischen  Portugal 
und  Schweden. 

Gesets  vom  21.  Dezemher  gendunigt  die  Annahme  des  Schlnss- 
protokolls  der  internationalen  Konferenz  in  Algeciras. 

llllitärische  Vorschriften. 

(n'seu  Vom  21  Dezember  ertnllcbtigt  ilie  l.'eg-ierung,  den 
<HR'i>teii  Natiuual Verteidigungsrat  eiazarichteu,  und  ordnet  das 
Ciebalt  der  Offiziere. 


Gesetz  vom  27.  Oktober  macht  den  Vertrag  mit  der  „Tabaks* 
gesellscbaft  von  PortogaP  endgültig,  in  dem  ihr  aof  19  Jahre, 
seit  dem  1.  Hai  1907,  ausschliesslich  die  Bearbeitung  des  Tabaks 
auf  dem  Festlande  des  K&nigreichs  zugestanden  ist. 

Gesetz  vom  20.  Dezember  genehmigt  den  Vertrag  über  die 
Einrichtung  von  Eisenbahnen  und  macht  den  Vertrag  vom  18.  Juli 
1906  mit  den  Gesellschaften  nWestern-Telegraph**  und  „Eoropa- 
and  Azoren-Telegraph'*  über  die  Gestattnng  des  nnterseeischen 
Tel^rapben-Kabels  von  Grossbritannien  nach  Faiial  und  von  Faiial 
nach  St.  Vincent  am  Grflnen  Vorgebirge  endgültig. 


Wir  Vörden  diese  Darstellung  mit  einer  :illj;enieinen  Angabe 
der  Kinnabuicn  und  Ausgaben  des  Staats  int  Hau]ttlan<le  scliliessen. 
die  an--  dem  \'oransolilage  für  ci.o  W  irt>i"liaft>jalir  llKiT  bis  l'J08 
entnoiiimeü  ist  und  aus  der  sich  die  gegenwärtige  Lage  der  purtu- 
giesischeu  Finanzen  beurteilen  lässt. 


Finanzen  und  ttSentiiebe  Arbeiten. 


Finanzlage. 


Ei  Jin  1  h  raen. 


Ordentliche. 


Direkte  Steuern   

Stempel  und  Register  

Indirekte  Steuern  

Zusthlagssteaem  

Nationnleigentam  und  versehiedene  Ein- 


l;;4l4  4(Ki  Milieis 


0  r)35  900  „ 
29  585416  y. 
1059050  „ 


nahmen  

Ansgleiebang  der  Ausgabe 


4735885 
11 744  598 


r 


588 
530 


Ü7  07ö.iöG  Milreis  118 
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AnsMrordeiMlielM. 

Ausserordentliche  Zoschlagssteaer  von  5% 

auf  alle  Abgaben,  Taxen  and  sonstige 

Einnahmen  jeder  Art,  Natnr,  Benennung 

oder  Verwaltung,  die  bis  zum  80.  Juni 

1908  erhoben  werden   791000  Ifilreis 

Anteil   am   Ergebnis   der  Anleihe  von 

4500000  Ifilreis  zur  Kriegsbereitschaft 

nach  den  Bedingungen  des  Inhalts  des 

Gesetzes  vom  30.  Juni  1903.  Gleicher 

Betrag,   wie  in  der  ausserordentlichen 

Ausgrabe  des  Kriegsministeriums  ange- 


geben ist   416500  „ 

1207500  Milrais 

Ausgaben. 
Ordentliche« 

Allgemeine  Lasten   10816230  IfUreis  864 

Nicht  amortisierbare  Staatsschuld    .   .   .   21506962     ^  018 

Wechseldifferenz   80000  ^ 

Eügener  Dienst  der  Uinisterien : 

Finanzen.    .    .    .    4r.(;»;9<>4  Milr.  161 


Innures    .    .    .    .    5289156    ^  150 

Für  g:cistli'lic  mid 

Justizangelegenb.    13G7  7(i2  13ö 
Krie-   7  721303,  „  100 

Marine  u.  Kolonien: 
a)  ;{7:!S();t;t  M.  *;')'> 
bj  IIKUST  ^  57.") 

4854687  230 
Äusseres  ....  451827  „  870 
Öffentliche  Arbei* 

ten,  Handel  und 

Gewerbe    .    .    .   9805798  ^ 

34057279     ^  255 

Allgemeine  Depositenkasse  und  Versiche- 
rungsanstalten   71  '  i 

67179572  ICUreis  137 
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AoMerordendieb». 

Ministerium  des  Innern   40000  llilreis 

IfinisteriQm  des  Krieges   746500  ^ 

Hinisterium  der  Marine  und  der  Kolonien: 

Marine  ;{48t;r,5  Milr.  280 

Kolonien    ....   878710    ^  289 

Mini?«teriuui  des  Aussein   31489      ^  140 

iiinisteriiim  der  öffentlichen  Arbeiten,  des 

Handels  imd  Gewerbes   86000 

2131354  Hilreis  420 

Gesamt-Einnahinen   68282756  Milreis  118 

Gesamt- Ausgaben   69310926      .  .'>57 

Üben^chuss  der  veranschlaf?ten  Ausgaben:      102H17<t  MilixM>  iö'J 

Wie  man  ans  der  oben  uufg-estelltcn  Tafel  sieht,  ist  eine  der 
am  schwersten  auf  den  portugiesischen  Stautshnnshalt  drückenden 
Itasten,  und  das  seit  langer  Zeit  und  mit  dem  li(-<t)  (>lirii.  sich  zu 
verewigen,  das  Ergebnis  der  konsolidierten  und  scb wankenden 
Sebalden. 

Um  diesen  Nachteil  zu  begegnen,  sind  verschiedene  Vorschläge 
oiiigohracbt  in  der  Absicht,  diese  Schulden  in  eine  amortisierbare 
zu  verwandeln 

T'nglücklicherweise  ist  es  noch  nicht  erreicht,  in  diesem  Staats- 
hanshaltanschlilgen  den  Grundsatz  der  Ami'rti>:itiHn  einzuführen, 
der  doch  eine  Frage  von  der  gritssten  Hnaii/i(  l!»"ii  f J'  tlcutunir  ist. 

Ks  ist,  wie  ein  herülimter  helirischcr  Stau  i n  n  -,-iMtr.  eine 
wt>entliihe  Frage  vom  (rtsiclit^punkte  guter  Finanz« irtscüalt  und 
einer  gesunden  Anschlagsberecbuung. 
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iJefeivnt:  1*.  Liiblinski,  Mar.  .jur.,  iVtershnre:. 
Übersetzung  vou  Arcadiii8  Silbersteiiiy  KechtsanwHlr.  Feteraburg. 

1903—1905,  teUweifle  «ach  1906. 
A.  Gesetzgebung. 

a)  Strafreeht  (1908—1905). 

Rnssland  wurde  Unge  Zeit  Ar  ein  Land  gehalten,  wo  kdrper- 
liebe  Strafen  öfters  als  irgendwo  anders  im  westlichen  Europa  an- 
gewandt werden.  Memoiren  verschiedener  Ausländer  ans  dem  XVIL 
and  XVin.  Jabrhnndert,  welche  rassische  Sitten  nnr  aas  der 
Ferne  beobachtet  haben,  schilderten  Rnssland  als  ein  Land  der 
Knute  und  der  Peitsche,  und  diese  Ansicht  erhielt  sich  als  eine  Art 
snrvival  bis  za  der  allerletzten  Zeit^)  Und  doch  war  sie  in  vieler 
Hinsicht  falsch.  Im  alten  Rnssland  waren  die  Leibesstrafen  voU- 
Icommen  unbekannt,  und  nnr  die  tatarische  Knechtschaft,  welche 
▼iel  zur  VergrObernng  der  Sitten  beitrug,  rief  schmenhafte  körper- 
liche Strafen  hervor,  die  sich  besonders  in  der  Blütezeit  des  moeko- 
\vitis<  lu  n  AbsoliitismUR  im  XVI.  nin\  XVTI.  Jalirhnndert  entwickelten. 
Im  XIX.  .Talirlmndfrt,  imrli  ih-m  V.y]:\<^*'  iltr  )i<rii]iiiit<'n  Charte 
Kaliiariuas  II.  an  dcti  .A<1»'1  im  Jalire  17^.'),  wurden  die  körperlielien 
Strafen  zu  ansschlicsslii  lien  StrafVn  für  die  niederen  Stünde  (das 
Batierntnm  und  das  Kleinbürgertnnj) ;  die  g-anze  Strafenleiter  erhielt 
das  (tppriiL'e  ansiresprochtMier  Standesunterschiede;  deshalb  bot  das 
F<»itl<t^stt'lien  k'.rpi'rliclier  Straten  keinen  prellen  Gefrensatx  zur 
fiMii/cn  St;i:it.s-  uud  Uesellsrliat'tsordnniii.'  Wie  das  fn;ilisehe  benetit 
*)(  clcrgy  im  (iebiete  der  Auwenduug  der  Tode»8trafe,  so  übte 

M  Siehe  z.  B.  Cooi>rh.  Der  FlageUantimros  und  die  Flagellanten, 
Uberaetzt  Ton  H.  Doiiun,  1899. 
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auch  das  rusf^i^clie  Privilepinni  der  Nu  lifdul(liui<i  körpt-iiicher 
?>trafen  «Mnen  riesigen  KinfliKs  riirlit  nur  auf  den  Bau  <i<s 
L';u)zen  Strafensystems,  sondei  ii  'auih  auf  äu'  allsrenieinp  hiir^^t  i  In  lie 
t '^-sptzfrebnnp.  welche  difsrs  Merkmal  allzuotr  zum  (irundpf eiler 
ihrer  Institute  wfihlte.  Daher  auch  die  Zwitternatur  des  bis  zur 
letzten  Zeit  jareltenden  Rechts. 

Die  gesellschaftliclie  Entwickelune-  Kusslauds  und  die  sie  be- 
gleitende Beseitigung  der  Staiidesschranken  und  -Abgrenzungen  er- 
hoben die  Bedeutung  der  Persönlichkeit  als  Subjekts  sozialer  Ver- 
hältnisse unabhängig  von  ihrer  Standesangehörigkeit.  Die  Ab- 
schaffung der  schmachvollen  und  dem  Kulturleben  durchaus  nicht 
entsprechenden  Art  von  Strafen  wurde  zur  Losung  der  liberalen 
Partei,  Ar  welche  diese  nicht  minder  leidenscIiaftUch  kämpfte,  als 
für  die  Abschaffung  der  Leibeigenschaft.  Bs  worden  klar  nnd 
anaser  Zweifd  gestellt  die  demoralisierende  WirlEnng  der  körper- 
lichen Strafe  auf  die  BevOlkernng  imd  die  Willkür  in  der  An- 
wradnng  dieser  Strafe;  nnr  die  reaktionSre  Politik  der  Regiemng 
wXhrend  der  SOer  nnd  90er  Jahre  vorigen  Jahrhunderts  sicherte 
den  leiblichas  Strafen  noch  einige  Jahre  Fortbestehens.  Die  Woge 
politischer  Bewegungen,  welche  mit  dem  Beginn  des  XX.  Jahr- 
hunderts Rusaland  erfhsste,  zeigte  klar,  dass  ungeachtet  aller- 
atrammster  konservativer  Politik  die  Fortdauer  k6rperlicher  Strafen 
zur  Sache  der  UnmSglichkeit  geworden  ist  Bute  und  Volks- 
vertretung sind  Dinge,  welche  sich  gegenseitig  ausschliessen. 
Daher  benutzte  auch  die  Regierung  die  erste  beste  Gelegenheit  — 
die  Geburt  des  Thronfolgers  von  Bnssland  —  um  die  Anwendung 
leiblicher  Strafen  in  bezog  auf  die  sSmtliche  Bevölkerung  fDr  immer 
abzuschaffen. 

Das  Manifest  vom  11.  Aug.  1904,  welches  diese  Strafen  auf- 
gehoben hat,  erscheint  als  letztes  Glied  in  einer  ganzen  Reihe 
legislativer  Massnahmen. 

Die  Fortentwickelnng  der  Anwendung  leiblicher  Strafen  in 
Kussland  ist  in  der  zweiten  Hälfte  dts  XVI II.  Jahrhunderts  stehen 
geblieben,  und  von  dieser  Zeit  an  fallen  allmählich  eine  nach  der 
andern  in  der  Reihenfolge  ihrer  Strenge  die  einzelnen  Arten  von 
Strafen  fort. 

Im  Jahre  1802   wurde  das   „schonungslose"  (nests(hadn<»Je) 
und  „grausiuiit "  f  s<  liestokoje)  Verberieren  (Prügeln)  mit  der  Knute 
Jalirbucli  der  iuternat.  VereiiilguDg.  a.  Bd.  1Ö4 
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und  der  Peitsche  alipeseluiftt.  I»ie  Zalil  der  Verbrechen,  welrli.- 
ffesetzlich  mit  kfrpeilifhen  Sirattu  bedrolit  werden,  wird  beträchtlid» 
kleiut-r;  es  verriiiytii  sich  auch  die  Zalil  der  gestatteten  Hiebe. 
Im  Jahre  bei  der  Ablas-sung  des  Strafgesetzbuchs,  wurde 

die  Anwendung  der  Knute  gänzlich  abgeschafft,  wofür  aber  die 
Zahl  der  anznweudeaden  Peitschenhiebe  vermehrt  wurde.  Die  An- 
wendung schwererer  Arten  von  leiblichen  Strafen  wurde  von  dem 
GeBimdheitSKiistande  des  Vemrteilten  abhängig  gemacht  Die  Epf»dte 
grosser  Reformen  in  den  60er  Jahren  vorigen  Jahrhunderts,  welche 
20  mUionen  russischer  Bauern  die  Freiheit  schenkte,  xeitigte  die 
Frage  nach  der  BeschrSnknng  der  Anwendung,  wenn  nicht  nach 
der  totalen  Abschaffung  körperlicher  Strafen.  Diese  Einschrftn« 
kung  wurde  in  der  Tat  auch  durch  den  kaiserlichen  Brlass 
(AlleThSchsten  Ukas)  vom  17.  April  1868  zustande  gebraeht,  welcher 
Peitschenhiebe,  Stiptzruten  (in  der  Armee),  Katzen  (Peitschen,  welche 
in  der  Marine  gebraucht  wurden).  Stocke  und  eine,  speziell  fttr  die 
Verbannten  bestimmte  Art  Strafe,  die  Brandmarkung,^)  abschaffte;  nur 
die  Roten  und  Fesseln  worden  behalten.  Die  Peitsehenhiebestrafe 
ist  nur  für  Vagabunden  belassen  worden,  welche  falsche  Aus- 
sagen ttber  ihre  Persönlichkeit  vor  dem  Gericht  abgelegt  haben 
(von  30—40  Hiebe)  und  för  die  verbannten  Zwangsarbeiter  und 
Zuchthäusler,  die  während  ihrer  Strafzeit  Virbn chen  beganjrf'ii 
Ijaben.    Im  Jahre  da  in  den  Kreisen  (I  jesdy)  das  Laud- 

hauptniannsiuätitiit  iSemskijf  Natsi  li(duicki)  eingeführt  wnrde,  eine 
üdministrativ-richierliclir  l'.rhiirde,  welcher  man  die  Kolle  einer 
Art  Tutoren  über  ilie  Bauern  zuwies,  wurde  das  Kecht,  die 
Rute  anzuwenden,  erweitert  und  unter  Kontndle  dieser  Herren  ge- 
stellt. IMeser  ^fassnahnie,  \v<  l<  h«>  im  en^^en  Zus^nnmenhaiifr  mit  der 
alli^t'Uifintii  r<ili!il<  des  lifalisi<h(i;;ten  Fe.stiialtfns  d^r  Hauoj'n- 
bfvidkei Ulli;'  in  diiiikflt'r  riiwissenlieit  st.uiil.  lii-.icliti  «üe  gesell- 
ßchaftli'  lie  MciiiuiiL'-  ilu  f  ;irr,>stf  Küf rii-i iiiit.'  •  iitu<  i;t  ii. 

N.i- h  drill  l'",i  iirt»  i  tt-ii  sind  w  ir  in  lit  r  L^ut',  /.u  drii  IJetormen 
d<  r  h  './U'W  J;i]irf  üIm  r/ii-i  hcii.  mit  \\i  l<  ln  u  lui.^nt  r  liericht  un- 
mittelbar >n\i  zu  beia>sen  iiat.    l>urch  du.s  mit  deui  12.  Juni  liM>ü 

*)  Das  Inütruiiient  der  Brauilmarkunj?  bestand  aus  eisernen  Platten, 

auf  wi'l.'li.  ii  mittelst  Naileln  die  üu*  list.ilM  ii  1U)P  (WOB  =  Dieb)  oder 

K  .\  T  (  Katoi  iiipi  —  Z(K-!itli;in-ir(  f  >! .■lupclt  wuidi'ii.  wtdche  man  auf  der 
Silirn  uud  duu  liuekcii  drs  Vciurleiit«.'n  zu  üraudmarkcu  pÜegte. 
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datierte  Gesetz  von  der  Abschaffung;  der  Verbanuiuifif  nacli  Sibiren 
wurde  auch  die  reit.^clienhiebestrafe  für  Vaprabnnden  abgeschartt- 
Darauf  kam  die  Heihe  an  dl»-  /.u  Z\vanKJ^arbeit«n  Verbannten. 
Durch  die  Allerhöchst  bestätifrte  Meinung  des  Reichsrats  voiu  2.  .hini 
1908  sind  die  schwersten  Arten  von  körperlichen  Straten  lür  die 
Verbannten  abgeschafft  worden,  nämlich  das  Anfesseln  an  den 
Schiebkarren,  Peitaehenhiebe  nnd  Oarlm;  m  wurde  nur  die  Be- 
ttrafang  init  Enten  bis  sn  100  Hieben  und  die  Einsperrung  in  den 
donklen  Kerker  (Kaner)  auf  TOrscliiedene  Fristen  beibehalten.  Falls 
es  an  GefönguisrRnmen  f&r  Einzelhaft  der  verbannten  Zwangsarbeits- 
znchthftosler  mangelt,  wird  diese  anf  Verordnung  der  Geftngnis- 
obrigkeit  durch  das  Fesselnanlegen  fBr  die  Zuchthftnsler,  welche 
▼on  Fesseln  befreit  rind,  ersetst,  für  die  aber,  welche  an  den  Ffissen 
Ketten  bereits  tragen,  durch  das  Anlegen  von  Handfesseln  anf 
Fristen,  in  manchen  Fällen  bis  zu  2  Jahren,  in  andern  bis  zu 
an  1  Jahre  4  Monaten.  Als  strengere  repressive  Hassregeln  wurde 
die  Danerveriängemng  der  Zwangsarbeiten  und  die  Aufschiebung 
der  Versetanng  in  die  Kategorie  der  zu  prttfenden  Strftflinge  eingeführt. 

Im  Manifeste  vom  11.  Angust  1904  finden  wir  folgende  Er- 
klfirung  der  Obersten  Staatsgewalt:  «Wir  halten  es  für  gnt>  zu 
befehlen,  dass  anch  die  auf  die  Bevölkerung  des  fachen  Landes  und 
der  Dörfer  wie  auch  auf  die  FrerodvOlkerschaften  von  den  Dorf« 
gemeinde- (Bauern-)  gerichten  (volostnyje  ssudy)  und  Fremdstammes- 
völkerfimtern  gesetzlich  angewandten  körperlichen  Sti-afen  abge- 
schafft werden.  Möge  dies  zur  ilesto  tieferen  Einw  i  /  I  ing  guter 
SitttMi  nnd  Achtung  in  dem  \'olke  vor  den  gcs.-f/licheu  Üeeiiten  eines 
jeden  Einzelnen  gereichen.  Indem  dieser  Entschluss  von  T"ns  gefasst 
wird,  halten  wir  es  ebenfalls  für  notwendig,  die  Anwendung  körper- 
licher Straten  auch  im  Jlecre  und  in  der  Marine  aufzuheben.  In 
vollem  Vertrauen,  dass  diese  Aufhebung  zur  Auireclitfihaltung  des 
Gefühles  niilitilrischer  Ehre  in  beiden  beitra-  u  wird,  haben  Wir 
die  jetzt  zu  veröftentlichenden  besundercn  Satzungen  Uber  diesen 
üegensiand  Itestätigt  " 

Intnltrc'lfssen  befehlen  Wir: 

1.  Die  im  (iesetze  wehren  l'bersrhreitniiji  n  für  die  Hex elkeituig 

der  L)iirfer,  die  Aiip"»'lii'ii  iL:eii  iV.-ni'ier  St;iniiiie  iiii<i  .lurh  lie/iiii-lirh  aii'lerer 

derartiL'er  Siralen  tlen  .Staüdesreeijten  d  lt  r  beruiideren  i;e>etzeii  i:eni.'iss 

unterworfene  Personen  bestiniuiteti  k*irperiici»eu  Strafin  nielit  nubr 

154» 
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anznwt'ii'i»  11,  un«l  die^»*  StrulV'U  in  nötipfeu  Fällen  durch  andere  Be- 
st rafuti^en,  auä  den  iu  gehörigeu  Satzungen  angegebenen  ürüuden» 
zu  ersetzen. 

2.  Die  iu  den  Art.  12»>1  und  1377  des  Strafgesetzbuches  und 
in  den  Art.  281  und  282  des  Handelsgesetzbuches  Bd.  XI  2.  Teiles 
ftber  körperliche  Strafen  enthaltenen  Satsnng«ii  abnueliaifen.^) 

Der  monumentale  Tag  des  11./24.  Angrnst  1904  kann  also 
gekanozeichnet  werden  als  der  Tag  der  voUatänd^gen  und,  wie  zn 
hoffen  ist,  unwiderrafUchen  Befreiung  des  rnnlBchen  Volkea  und 
der  Armee  von  der  Schmach  körperlicher  Strafen.  Das  einxige  Gebiet^ 
wo  die  letzteren  noch  heihehalten  werden,  bieten  die  sogen.  Ver- 
besserongs-Arreatantenabteflnngen  (Znchthänaer)  nnd  die  Zwangs- 
arbeiten. Hier  kOnnen  die  Verurteilten  der  FrSgelatrafe  mit  der 
Bnte  bis  zn  50  Schlägen  unterzogen  werden.  Das  neue  Strafgesetz- 
bnch  kennt  flberhanpt  keine  Leibeastrafen. 

Durch  das  am  J"!.  Mai  Ühc;  Allerhöchst  bpstütig:te  Gutachten 
d»  -  iM  ii-hsrats  sind  bcMfudcre  Kf^-^eln  über  die  Ausweisune:  von 
Ausländern  aus  Kusslaiid  festgesetzt  worden,  als  F(»lj,^e  il<  i  von 
iliuen  verbüssten  Krimin.il>iraie.  l>ie  Antirdiinnj;  ilt  r  polixeili«  Inn 
Aut'.sirlit  nach  dem  Ermessen  des  Ministers  des  Innern  teine.s  gim/.lii  h 
daftir  uu/,uläii}):liehen  Vertreters  der  Staatsgewalt!,  kann  in  bezng 
auf  die  Aasländer  durch  die  Ausweisung  aus  dem  Reiche  ersetzt 
werden.  Auseerdem  sind  im  Art  814  des  Strafgesetzbuches,  welcher 

Diese  Artikel  lauten: 
„r2<il.  I)ie  Si  liillsilienor  und  Schiffahrt,sleute,  we!*  hf  während  der 
Fahrt  dem  Schifl.shcrrn  ifegeuüher  otleneu  Uugeliorsam  ui  der  Erfüllung 
ihrer  Pflicht  erweisen,  werden  dafür,  je  nach  den  ünwtladen  des  Falles, 
entweder  einer  körperlichen  Strafe  mit  der  Gerte  bis  cn  fDnf  Hieben, 
nach  dem  eiir-  ii«  ii  Ermessen  den  Schiffsherm,  oder  in  wichtigeren  Fällen 
auch  einer  Arresthaft  in  der  Dauer  Toa  7  Tagen  bis  su  3  Honatea 
unterzogen. 

1377.  Minderjährige  Handwerker  weiden  wegen  eigenwilliger  Be* 
urlaubung  von  ihren  Torgesetsten  Lebimeistem  nnd  wegen  TrBgheit 

und  Ni*  Ittachtunj?  dos  Meisters  und  seiner  Familie  den  Tom  Gesetze 
L''>tati.'teii  liiUislielun  1  >essernnirsmassre;reln  unterzogen;  falls  aher  bei 
ünzulungliclikeit  solcher  Uassreguln  der  Meister  die  sich  nicht  bessern 
Wollenden  verklagt,  werden  diese  mit  fünf  bis  zehn  Schlägen  mit  dor 
Bote  bestraft."  • 

Die  o1)i>n  erwiiluiton  Artikel  dt  -^  llandelsgesetcbuches  beftSSten  sich 
mit  der  kürpcrlicben  Bestrafung  der  Uandiungsgehfllfen. 
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StraftatBongen  Ar  eigenwillige  Rflckkehr  dee  ausgewiesenen  Aus- 
länders nadi  Bnsdand  enthielt,  folgende  Änderungen  eingeftthrt 
worden.  Die  Bestrafting  ist  nicht  nnr  anf  die  gerichtlich  Ver- 
urteiUen,  sondern  anch  aof  die  dnreh  gesetzliche  Verordnung 
der  Behörden,  d.  h.  dnrch  administrative  Beschlfisse  Ausgewiesene 
erstreckt  worden.  Femer  wurde  in  solchen  Fällen  zur  Strafeanktion, 
welche  Ar  das  erste  Mal  mit  OeAngnishaft  von  8  Monaten  bis 
1  Jahr  4  Monaten  bedrohte,  noch  Verlust  gewisser  besonderer 
Rechte  nnd  Vorteile  hinzugeAgt  Im  Falle  aber  einer  wiederholten 
RBckkehr  des  Ausländen  nach  Russland,  welcher  gemäss  des  ersten 
Teiles  dieses  Artikels  bereits  bestraft  wurde,  wird  die  Strafe  um  einen 
Gnd  erhöht  (statt  der  Mher  festgesetzten  Strafe,  die  gleiche  wie  Ar 
Landstreicherei).  Die  Gerichtshöfe  haben  ausserdem  die  Abschriften 
ihrer  Urteile,  durch  welche  Ausländer  zu  den  mit  der  Überweisung 
behufi  polizeilicher  Anfeicht  verbundenen  Strafen  verurteilt  werden, 
dem  Gouverneur  niteuteilen.  Das  neue  Gesetz  bezweckte  die  Ver- 
stärkung und  Ausdehnung  der  Vollmacht  „der  administrativen  Ge- 
walt bei  der  Ausweisung  unzuverlässiger*'  Ausländer. 

An  den  gesetzgeberischen  Reformen  anf  dem  pOnitentiären 
Gebtete  ist  ferner  hervorzuheben  die  am  23.  Februar  1904  erfolgte 
Aufhebung  des  ..Tjnmener  Amts  Ar  die  Verbannten"  nnd  die 
Änderung  dt  r  Hegeln  Aber  die  Verteilung,  Registrierung  und  Be- 
Ardemng  der  Verbannten. 

Eigentlich,  nachdem  im  Jahre  llM«)  die  Veibaiinnn^  anf 
Grund  gerichtlicher  Urteile  nnd  auf  Heschlüsse  der  Kleinbürger- 
lichen- nnd  Bauemgemeinden  abgeschafft  wurde,  ging  diesem  Amte 
']<'(\e  raison  d'  etre  ab.  Bis  zu  dieser  Zeit  gingen  taiiseiide  und 
abei  t  iusetide  verbannte  Ansiedler  durch  das  Sieb  dieses  Amtes 
nnd  wurden  von  denselben  in  alle  Ortscliaften  Sibiriens  vertx-ilt. 
Seine  Bedeutung  ting  an  stark  abzunehmen  mit  der  Kiluiuiing  der 
sibiriPclHii  Kisenbahn,  nachdem  die  letztere  zur  Trunsitortiernng 
dei-  Ansiedler  i»t nutzt  zu  werden  begann,  da  die  Stmlr  Tjnnien  ab- 
seits der  Hahnlinie  ]dieb;  von  dieser  Zeit  ,in  wurdt-  ih'in  i  juuiener 
Amt  nur  die  obere  Leitung  der  Verteilung  überlassen,  die  Ver- 
teilung aber  selbst  geschah  in  Tseheljabinsk. 

N'ai  Ii  (lern  neuen  Gesetz  vom  2:!.  Feltrnar  l'.>iU  drehen  die 
Fauktiunen  des  Tjumener  Amts  auf  die  Hauptverwaltung  dfs  Gefängni>- 
weisens   über,   wo  sie  »elbstvei-stündlich  einen  nocli  ausgeprägten 


Digitized  by  Google 


2430 


tiesetzgebuug  und  Literatur. 


zentralisierenden  Charakter  gewinnen  mfinen.  Deshalb  gewihrt  dieses 
Gesetz  den  lokalen  GefilngnisbehOrden  mehr  Sellwtftndigkeit;  es  ent- 
hält nur  allgemeine  Bestimmungen  ftber  ärztliche  Untersacbnngen, 
Verteilung  und  Registriemng  der  Verbannten;  die  näheren  Be- 
stimmungen darttber  ttberlässt  es  der  Gewalt  des  Jostisminlsters. 
Dieses  Verfahren  bietet  im  grossen  nnd  ganzen  folgende  ZAge:  nach 
der  Vemrteilnng  des  Verbrechers  zu  Zwangsarbeiten  oder  znr  Ver- 
bannnng  wird  das  Urteil  nach  der  allgemeinen  Regel  der  provinzlalen 
Regierung  Übermittelt,  welche  den  Verarteilten  einer  ärztlichen 
Untersachnng  unterzieht  behnfe  Ermittelnng,  ob  er  imstande  ist«  in 
die  Verbannung  zu  gehen,  und  ob  er  äberhaupt  arbeitsfthig  ist; 
die  Resultate  dieser  Untersnchnng  beeinflussen  zuweilen  auch  die 
Art  und  Weise  der  Beförderung  der  Verbannten.  Da»  Protokoll 
der  Untersuchung  samt  den  Daten  über  den  GesundheitszuHtand, 
Alter,  FaniiliejivtrliälfiiisHe,  professionelle  Kenntnisse  und  andere 
Eigrenischaften  des  Verurteilten  wird  von  der  Hauptverwaltung  des 
Getlingoiswesens  ihren  Beschlüssen  zugrunde  g'ele^t  hinsichtlich  der 
für  die  zur  Zwangsarbeit  Verurteilren  zu  bestimmenden  Gefängn^iisse 
resp.  Ansiedeluiiarsortsehaflen  für  die  Verbannten.  Dabei  werden 
anch  die  Dauer  der  {?erif'htlich  anerkannten  Strafe,  die  Zahl  der 
freien  i 'Hitze  in  den  (Jefiinfjrnissen  und  das  Hednrfnis  an  freien 
ArVH>it*Mi  in  Kr\\;iiniiiL''  jrezoirpn.  IMc  ItetTirdcrung  der  Verbannten 
und  ihrer  l'.iiiiilii  ti  :\n  dii'  lU^tiuinmiitrsnite,  ihre  Annstattung"  mit 
Kleidern.  Ileküstiiriiiiii-i^t  Uitrn  und  anderen  notwendigen  iSachen  liegt 
der  i^rovinziaht'LMi'runi^  ob. 

Das  erortciic  (Jcsrtz  hat  zu'jleirh  auch  eine  Reihe  von  ver- 
alteten .Artiktdii  des  iics»'tz>»n(dns  über  die  Wrbaiinten  ahj;;esoha<Tt, 
w-drln's  im  .hdirc  1822  erla^üen  wurde  und  debhaJb  auch  viele 
Arcliaisiiien  eiitliii  !r. 

l>ei  der  Kr- rtt  rutig^  d»  r  zur  T'niprestaltuiiL'^  unseres  Strafsystems 
f:t  liöreiidHn  Massnahuicn  niuss  am  Ii  der  .Misi  lialiung  der  Klustcr- 
;^»  t'iintriiiss»_'.  difst-r  düsteren  1  lit  i  ldeibsfl  lier  daiii  hunderte,  in  welchen 
die  kirchliihc  Imiuisition  in  Kussland  blühte,  Erwitliiiuiig  gttau 
werden.*)    In  die  bei  Klöstern  bestehenden  Gefiinguisse  oder  richtiger 

*)  I»it'  iJ.  t'oMii  wurde  vcranlsisst  nud  Torbereitet  durch  eine  Keihe 
vi'ii  Aul.-^ilzcii  Voll   A.  l'i  i  '  \^  ls■.  welclii"  v<ni  >I.  J^n --ssri!  tinter 

dem  al]y:enicin<  n  Titel  „huiuisitioii  der  orthodoxen  russi&cheu  Kirche"  ius 
Peut8che  flbersetct  wordeu  sind. 
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dunkle  Kaaematte  gerieten,  hanptBächlich  wegen  Terbrechen  gegen  die 
orthodoxe  Kirehe  oder  wegen  Abfalles  von  derem  offiziellen  Dogma, 
Personen  geistlichen  Standes  nnd  Schismatilcer  (Basskolnicki),  welche 
znr  Attsttbong  eines  mftchtigen  Einflosses  avf  die  Geister  gelangten. 
In  entlegene,  Ode,  von  niemandem  besuchte  Kloster  eingesperrt 
schmachteten  dort  die  unglücklichen  Gefangenen  gewShnUeh  bis 
zu  ihrem  LebensMide,  wenn  sie  nnr  ihren  Übeneugungen  stand- 
haft treu  blieben.  Es  kamen  Fftlle  vor,  wo  die  Einkerkerung 
63  Jahre  dauerte!  Auch  bis  cur  letzten  Zeit  gab  es  in  den  Kerkern 
viele  Insassen,  welche  dort  fiber  25  Jahre  verbrachten.  Besonders 
empSrend  war  die  Willkür,  welche  bei  der  Einkerkming  solcher 
Unglficklichen  gettbt  wurde.  Eine  derartige  Strafe  ist  dem  Gesetze 
vollkommen  unbekannt;  sie  wird  nnr  auf  Befehl  der  Zivil-  oder 
kirchlichen  Behörde,  nicht  selten  im  offenen  Gegensatz  zu  den  Urteilen 
der  Gerichte,  für  durchaus  gesetzliche,  aber  den  erwähnten  Matristrat eii 
missfalleiidt'  Handlungen  angewandt  So  kdnnen  wir  als  l;pi<;piel 
den  Fall  des  Geistlicher»  Zwirtkoff  anfOhren,  welcher  am  Anfang 
des  XX.  .Tahrhandert»  deshalb  verbannt  wnrde,  weil  or  in  einer 
»ehr  bescheidenen  Form  anf  gewisse  Mängel  der  herrschenden  Kirche 
hinwies  nnd  eine  Schrift  von  der  Notwendigkeit  der  Einberufung 
eines  allgemein  russischen  Kirchenkonzils  überreichte,  ein  (bedanke, 
welcher  '\  Jahre  später  von  den  anjresehensten  Vertretern  der  Kirche 
unterstützt  worden  ist.  Derartige  Massref^fluniL^en  auf  dem  (iebiete 
des  intimsten  Gemütslebens  —  im  Bereiche  religiöser  und  <  t Iiischer 
1 'berzengungen  — .  welrlie  mau  im  lnt«'resse  der  lierrschendeu  Kirche 
anzuwenden  pHegte.  wurdt  ri  lange  Zeit  sorgfältig  dem  grossen  Publi- 
kum verheimlicht.  Die  bei  ii*  htigsteu  von  allen  Klo»ferg<^f:ingnissen 
waren  die  dt-r  Sobivetzki-lnseln  ((Gouvernement  Arcllan;4■el^k)  und 
das  Ssusdalsche  ((iouvernement  Wladimir),  welche  im  Laufe  einiger 
Jahrhunderte  in  ihren  Mauern  viele  Gefangene  iler  allerversehiedensten 
iJorufe  und  .Stände  gesehen  haben.  Die  .\l/scliaffnng  der  Kloster- 
gefUngnisse  wurde  ohne  Schwierigkeiten  durcligefnhrt,  einfach  durch 
Freilassung  aller,  welche  dort  eingekerkert  waren.  Legislative  Be- 
stimmungen oder  Abänderungen  waren  hier  niclit  nötig.  Dem  Gesetze 
warai  diese  Stralknstalten  unbekannt  (es  kannte  nur  die  Unterbringnng 
von  Zivilpersonen  in  die  EUtoter  in  gewissen  FSllen),  sie  sind  von 
der  Inqnisitionspraxis  der  religiösen  Intoleranz  eingeführt  worden; 
es  blieb  also  nur  der  Praxis  überlassen,  sie  anzuheben. 
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Auf  dem  Gebiete  etrafirecbtlicher  NebengeeeUe,  welche  siim 
^)chat3c  der  ungestörten  Entwickelnng  der  Indnstrie  and  Volks- 
wirtschaft erlassen  würden,  sind  zwei  Gesetze  hervorzoheben:  das 
vom  8.  Februar  1904,  betr.  die  Kaufverträge,  and  vom  8.  Juni  1903 
fiber  die  Ändernng  mancher,  die  Gold-  nnd  Plattn-Indnstrie  be- 
treffenden Satzungen. 

Das  erste  dieser  Nebengesetse  ergftnzt  den  Art  177  des 
Friedensrichterlichen  Strafgesetzbuches  (welcher  von  Veiachwenduog 
nnd  rechtswidriger  Zueignung  fremder  beweglicher  Sachen  handelt), 
den  Art  1681  des  Strafgesetzbuches  (welcher  dieselben  Deliicte, 
nur  in  bezng  auf  GegenstSnde,  deren  Wert  800  Babel  Übersteigt, 
betrifft)  und  den  Art  1681  (ebenfalls  Verschwendung  and  Zaeignung 
nor  von  Personen  privillgierter  Stftnde  begangen)  dnrch  folgende 
Satzuni,':  ..Dit  srlbt^n  Strafen  (d.  h.  Gefängnis  oder  Haft),  nnd  zwar 
auf  (ö  uikI  dt  iselltHn  \'oranssetzunp:en  (d.  h.  je  nach  der  Voreätz- 
Uchk*  it  »lei  Leicbtsiuni^keit  der  Tat,  wie  auch  der  Übernahme 
der  Enisch;itH}.'iuiffsveri)t1i(  litnng),  werden  auch  über  diejenigen 
verhängt,  welche  sicli  schuldig  gemacht  haben  der  Verpffaidung, 
des  Verkaufs  oder  der  anderweitigen  Enlilnsserung  der  vor 
Bezahlniip:  des  p^t  samieii  Kaufpreiseg,  nnter  der  Hedingnng:  ratenweiser 
iJe/.ahhiiitr  des  letzteren  ^a-kauften  Mascliiiien,  Werkzeuge.  Instru- 
mente und  iilieihaupt  bewej^liche!-  Sachen,  welche  Zubehör  eines 
Hau-liMlts  (Mi»M-  piiii's  hmdwirtschaftlichen  Heiriebh  (das  h'liende 
Inventar  atisii;!  nonit  ni,  eines  Iland\vt  rk>  oder  einer  Industrie  aus- 
inarlien.  und  welche  /usrieieh  zum  Zweck»»  der  iJenntzunfr.  nicht 
aiiti  lic'i-  iiichtung:  (»der  des  Weiterveikanfs.  bestimmt  sind." 
]>iescs  neue  tic>fi/>.  welches  den  Kaufvertrag:  unter  ratenwei-er  Hv- 
zahluiifr  (b  s  Kautpi  eis<  s  auf  neue  üi  iimisätze  stellt,  bezweckt 
durch  die  aii-riiUiite  Hcstimniung:  die  Intere.s.sen  des  seine  Ware 
dem  mich  nidit  den  «ranzen  Preis  bezahlt  habenden  Käufer  an- 
vertrauenden \  t  i  kaulers  zu  scliiit/.en.  Hinsichtlich  dieses  Gesetzes 
niuss  bemerkt  werden,  dass  es  zum  Zwecke  der  IJeseitiguug  eiuer 
lieihe  von  Missbräuchen  erlassen  wurde.  Vor  dessen  Erlasse  waren 
die  Verkäufer,  um  sich  ^«  gen  Unterschlagung,  Weiterverkauf  oder 
Verptandung  der  unter  der  Bedingung  ratenweiser  PreiMsahlang  ge- 
kauften Sache  seitens  des  Käufers  zu  schiltzen,  gezwungen,  dem  tet- 
sftclilichen  Kaufvertrage  die  fiktive  Form  einer  Miete  zu  verleihen, 
welche  ilinen  das  Eigentumsrecht  auf  diese  Sache  beiznbelialten 
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erioOgliehte.  Unter  dem  nenen  Gesetze  ftllt  die  Notwendigkeit  einer 
wichen  Versclileienuig  des  Rechtsgeschäfts,  bei  welcher  der  ESnfer 
vollständig  in  den  Händen  des  Verkäufers  sich  heflndet,  natttrUch 
fort.  Gegen  die  in  diesem  Falle  erfolgte  Gleichstellnng  in  bezog 
anf  die  Strafliarkeit  des  erwähnten  Delikts  mit  der  Unterschlagung 
(welche  nach  dem  geltenden  Strafgesetze  sogar  mit  dem  Verlast 
bflrgerlicher  Ehrenrechte  bestraft  wird,  wenn  sie  von  Personen 
priviligierter  Stände  begangen  wird)  ist  freilich  manches  einzn« 
wenden,  da  in  dem  erwähnten  Falle  das  Moment  der  Untreue  eine 
bedeutend  geringere  Rolle  spielt,  als  im  Falle  der  einfachen  Zn- 
eignang  fremder  Sachen;  die  unberechtigte  Zueignung  wird  hier 
nicht  seitens  einer  besonderes  Vertrauen  geniessenden  Person,  wie  bei 
dem  Faustpfands  oder  dem  Depositum,  sondern  seitens  des  ersten 
besten  Tadividnnms,  welches  in  das  Geschäft  kommt,  aasgefBhrt. 
Es  bleibt  also  nur  die  Notwendigkeit,  das  fremde  Interesse  zn 
schützen,  nnd  zwar  lange  nicht  ein  so  ausgesprochenes,  wie  das 
bei  der  Veruuhrnng'  des  Eigentums  der  Fall  ist,  da  es  sich 
hier  um  Sacbea  handelt,  deren  gfewisser  Teilwert  bereits  vergütet 
wordoa  ist.  Ans  diesen  Rücksichten  würde  es,  unserer  Ansicht  nach, 
ganz  genng^end  sein,  wenn  das  erörterte  Delikt  nur  mit  einer  Geld-, 
niciit  aber  mit  Haft-  und  sogar  (iefangnisstrafe  bedroht  wäie. 

Knrz  nach  dem  erörterten  Gesetze  (am  7.  Jani  IW  l)  wurden 
unter  strafreclitlichen  Schutz  auch  Gej^enstSnde  gestellt,  welche  mit 
Hilfe  spezieller  Kreditanstalten  für  kleinere  .\nleihen  erworben  werden. 
Das  Geser/.  vom  7.  .Juni  l'.'<t4  liestiinnit.  dass  (lic;t'iiigen.  welche  sich 
ohne  Zustimmung  der  Kredit  oder  dci  StMiistwoanstalten  einer  üclilcrei 
oder  Verpfiindiiiicr.  eines  Wrkautcs  oiicr  irgendwclclier  N  ciiinsscrung 
von  Gtgensrändcn,  welche  mittels  der  von  diesen  .\nst;iUcn  dar- 
::e]i«  lieneii  Summen  erworben  eib  r  ziu-  l'fandsicherung  dieser 
Suiiüiuii  lie^iimmt  waren  und  dem  L'arlehniielmifr  behufs  Betiutzunir 
überlassen  wuideii,  falls  das  Darlehn  nicht  vtUlig  tre^b  «  kt  wnideii 
ist.  Rcliuldig  gemacht  haben,  denselben  Strafen  nntri  li.-H.  n.  mit 
welchen  die  Untertjclilaguug  und  rechtswidrige  Zueignung  fremder 
Sacken  bedroht  wird. 

Was  das  zweite  Gesetz,  betr.  das  Gold-  und  Platingewerbc-, 
aiil  lütrt,  so  unterscheidet  es  sich  von  den  früher  geltenden  Be- 
stiitiiuuiigeu  hauptsächlich  darin,  da»»  geheime  Ausbeutung  von  Gold, 
Silber  und  Fiatin  auch  auf  eigenem  Grund  und  Boden  nunmehr 
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als  stiafbart'  Handluii}?  nicht  qnalitiziert  wird;  strafbar  bleiben  nur 
unbefugt«^  Erzlaj^eischürfungeii  und  nicht  rechtzeitige  Vorlegung  der 
tSr  die  Eintragung  gesetzlich  vorgeschriebMiMi  Bldunr  Mitem  des 
Irold«  oder  Platin  •Industriellen  an  die  Berg-  «nd  HiaenbehSrde. 
Ausserdem  wurden  durch  diese»  Gesetz  künser  und  klarer  ge- 
fasst  und  in  ihrem  Inhalte  ergftnst  diejenigen  Artikel  des  Straf- 
gesetzbaches, welche  die  eigenwillige  Ausbeutung  edler  Metalle 
auf  fkremdem  Orund  und  Boden  bestrafen,  insbesondere  wo  diese 
Sechtsverletzung  mittels  spezieller  Vorkehrungen  und  Eünrich- 
tnngen  Teranstaltet  wird,  sowie  auch  diejenigen  Artikel,  welche 
von  Verheimlichung  bei  Erlangung  von  Lizenzen  zu  Erzlager- 
schfirfungen  auf  domanialen  und  kaiserlichen  Qrandstflcken,  den 
Ursachen,  welche  die  Gewtthmng  solcher  Lizenzen  verhinderten, 
von  vorsStzlicher  Ankündigung  der  zur  Ausbeutung  edler  Erze  be- 
reits bezeichneten  Ortschaften,  von  Oberschreitnngen  der  Grenzen 
de«  zur  Ausbeutung  gewährten  Areals  und  endlich  von  vorsätzlicher 
Übertragung,  Beschädigung  oder  Vernichtung  der  SchttrAings»,  An- 
kOndigungs-  nnd  anderer  Merkmale'  handeln.  Von  den  Mher 
geltenden  Bestimmungen  unterscheidet  sich  das  nene  Gesetz  hanpt- 
süchlich  durch  rein  technische  Vervollkommnungen,  welche  es  einführt 
In  das  OebiPt  religiöser  Verbrechen  wurde  eine  gewisse  Er- 
leichterung dnrcti  den  ükss  vom  14.  April  1905  über  die  Be- 
festijrnnp:  dei-  TnUranzi)rinzi pien  eingeftthrt.  Das  äusserst 
weite  Gebiet  uli^^iöser  Verbrechen  nnd  entsprechender  admini» 
strativer  Kiris<  hränknngen,  je  nach  den  KeligionBbekenntnissen  der 
betreffenden  Interessenten,  wurde  durch  diesen  Erlaas  einer  bedeutenden 
Einen jrunf!:  nnterzopren,  besonders  in  htzng  auf  die  Schismatiker 
( l\u>sk(.lnikii  niid  Altjrlänbifren.  Eine  ausführliche  Kepnlierung 
<br  aut^elmbenen  stratVerlitli*  lien  Normen  wurde  noch  nicht  er- 
i<i<lit:  !iit"^(']lM'  ist  (bin  .lustiziiiinister  überlassen;  »'s  ^ind  nber 
M-iinii  allL''<iii('iii<'  rtiiizi|iien  fest^resetzt  worden,  welche  die  >trat'- 
b  n  ki  it  vii  liT  Hinnlliiiip  ii  aiis<<  lilii  s^cn ,  welche  tVüh«^r  als  ver- 
bi t'cherisi  lif  !jralt<Mi.  So  wiiiilt-  anerkannt,  tlass  il»  r  Abfall 
viMU  ortbinluxrit  ^^rit'i  hiM  h- k;tt!ii»ltsi  licii  (ilaubrii  niiit  ib-r  T'ber- 
iritr  zu  fiiii-i-  iuiiififii  (•hii>t  In  lu  n  Koiiii->sinu  keiner  Strafver- 
folirniiir  nit-ln-  iiiittM-li»  -t  und  nat  kt  iimmi  iiaclitfiliircn  Fol^•en  in 
\'ry\\>j:  aiit  liif  |Hi<;,iiiirh<'ii  und  Vt-miii^'^ensrechti'  verbunden  ist; 
dass  im  Falle  eines  sol»  lu  ii  (  bertritts  die  Kinder  unter  14  Jahren 
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der  KonfessioD  ihrer  Eltern  folgen,  dass  Perionen,  welche  offiziell 
BQ  den  Orthodoxen  zählen,  in  Wirklichkeit  aber  sich  zn  dem  nicht- 
christlichea  Olanben  bekmnen,  welchem  sie  selbst  oder  ihre  Ahnen 
angehörten,  nach  Wnnsch  ans  den  Listen  der  Orthodoxen  gestrichen 
werden  sollen ,  dass  Christen  aller  Konfessionen  befngt  sind» 
Findlinge  nnd  angenommene  Pflegekinder  nach  den  ritnellen  Vor- 
schriften ihres  Olanbens  zn  tanfen. 

Viel  weiter  ist  das  Freiheitsgebiet,  welches  den  Altgläubigen 
nnd  den  Sektanten  eröffnet  wnrde.  Ohne  ans  bei  einer  Reihe  von 
Einschrftnknngsvorschriften  nnd  Strafverboten  anfisnhalten,  welche  in 
dem  Gesetzbuch  Aber  Präventivmassregeln  zur  Vorbengnng  der 
Verbrechen  (Ustaw  o  prednpreechdeny  i  pressetscheny  prestnpleny) 
enthalten  waren,  wollen  wir  nur  darauf  hinweisen,  dass  der  er- 
wähnte Ukas  die  Freiheit  des  Gottesdienstes,  der  Wahl  von  geist- 
lichen Personen,  der  Stiftung  von  Bethänsem,  des  Druckes  und  der 
Einfuhr  von  Gottesdienstbächem  gewährt  und  den  Besitz  besonderer 
Friedhöfe,  gemischte  Ehen  u.  a.  gestattet.  Von  allen  bisherigen 
Reformen  der  gegenwärtigen  Regierung  sind  di^enigen,  welche  der 
Ulcas  vom  14.  April  einfiiiirt,  als  die  wesentlichsten  anzuseilen, 
wenn  nur  dit>  durch  denselben  tVst^^esetzten  Grundprinzipien  eine 
wirkliche  Anwendung  im  praktischen  Leben  fitidcti  werden.  Auf 
dem  Gebiete  des  Strafprozessreclites  sind  folf^ende  Änderungen  her- 
vorzuheben, welche  teils  im  legislativen  W»>tr* .  teils  im  Wege 
administrativer  Verordnung  durch  die  in  Bnssland  sehr  weitgehende 
Gewalt  des  Jnstizministers  dnrchgrefUhrt  wurden. 

wurden  auf  administrativem  Wp^r»'  sehr  wichtig^»-  Akte 
erlas.sen,  welche  hanptsfichlicli  auf  die  llersteliunf?  jener  Gericlits- 
institute  trerichtt^t  waren,  deren  WrwendniiiL'^  während  der  achtziger 
nnd  neunziger  .Taliif  ?ehr  stark  ping;es(.liriinkt  war.  Hifrlur  jtfe- 
hört  die  Allerhöchste  Hesi  i t iminu^  vun  2-'t»»  Personen  in  etat- 
mässis-en  UntersnchunK-sriclitei-Anitt  rn,  welche  vom  Justizministcr  zur 
In  khidungr  dieses  Amte.s  eing'esetzt  wurden.  Nach  dem  (ieset/.e 
sind  die  rntersuchung"srichter  frleicli  den  anderen  Kiehtein  unab- 
setzbar; um  dieses  liesetz  zu  nmgelien.  pfleerte  die  Ive^-ierung  zur 
Ausübung:  dieses  Amtes  statt  vollbtiechtin^ter  Kichter  junire 
Ketcrendare  einzustellen,  welche  in»  vtilLsiändifren  Abhiin^i^keiis- 
verhältnis  zur  Zentralverwaltunü;  des  Ministeriums  standen.  Das 
Hesultat  davon  war  voUständig^er  \'erlHst  des  X'ertraucns  zu  Unter- 
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sachnngarichtern  und  ünaicherlidt  der  perBönlicheii  Freiheit  der 
Bttrger.  Die  nach  einem  Zwischenraiini  von  etwa  20  Jahren  im 
November  1904  erfolgte  Beatätigong  nener  Personen  in  diesem 
Amte  kennzeichnet  eine  gewiue  Ändemng  der  in  besag  auf  das 
Gerichtswesen  geführten  Politik.  Weiter  gehört  aneh  hierher  die 
Znla8sang  einer  Anzahl  von  Personen  jüdischer  Konfession  cnr 
Bechtsanwaltschaft  seitens  des  Ministers,  welche  Znlaasnng  das  Gesetz 
vom  Jahre  1889  dem  Ermessen  des  Jnstixministers  überlassen  hat 
Seit  dem  Erlasse  dieses  Gesetzes  bis  Ende  1904  kam  kein  einziger 
Fall  einer  solchen  Znlassnng  vor.  Die  Entwickelang  korpora- 
tiver Selbstjlndigkeit  des  Advokatenstandes  zn  heben  sind  ander- 
seits  geeignet  die  Allerhöchsten  Befehle  vom  10.  und  24.  No- 
vember  1904,  wonach  bei  den  Oberlandesgerichten  Kasan,  Odessa, 
Saratoff,  Omsk  nnd  Irkatsk  Anwaltskammem  gebildet  werden, 
welche  die  bisher  bestandene  Abhängigkeit  der  Advokaten  von 
den  (Jeriditen  durdi  korporative  S^-lbstvt'rwRltuiiir  zu  ersetzen  be- 
rufeii  sind.  Nacli<l»*m  die  Bildung^  (ii.s.  i'  Kammern  im  Jahre  1874 
gesetzli<  Ii  «'inuvsirilt  \vnrdi>.  machte  sli-li  stt-t«  das  dringende  Be- 
dürfnis der  AiUhebun?  dit  st-s  \'erbotes  fühlbar. 

Kiiie  sehr  west  Htliclic  fc^rweiternn^?  der  Rechte  der  Geschworenen 
wurde  durch  die  Zirkuhirverordnung  den  JustizminiHters  vom  26.Novbr. 
190:>  aii.sfjefiUit  r  Itj»  Tragweite  dieser  Verordnnnf?  steht  der  eines 
g:t  set/Lreberis(  hell  Aktes  nicht  nacli;  sie  gewährt  den  (ieschworenen 
das  Recht,  welclies  übrigens  allen  treuen  rntertanen  g^ebührt,  Gesuche 
an  die  olierste  Sraatsirewalt  um  lie{rnatiig:nng  oder  Erleichterung  des 
Schicksals  der  Verurteilieu  zu  richten.  Der  Gerichtshof  hat  dieses 
Gesuch  mit  den  sämtlirlien  Akten  des  \'erfahrens,  nach  1'echt.s- 
kraff  ibich  vor  der  Aiisliihrun;:  des  Urteils,  dem  .Ins'i/.ministerium 
zu  iiin-rjr*  Im  11 .  uii'l  der  Miiii>i(  r  h'i^t  es  seinerseits  dem  Er- 
messen d<s  Kaisers  \ur.  i»ie  < lew iilimnfr  eines  solchen  Hechts  an 
die  (ie>r!i\\  nrrnen.  web  bell  ohnedem  das  I»eclit  der  Erkennung  des 
A'orhaii  irn^-  ins  scliuMmililennier  rmstämle  zusteht,  wurde  durch  eine 
kurz  viiilu  i  erf'dirte  Ki läineriinir  des  re}rierenden  Senats  in  ejner 
M  iii.  r  Kassatiunseiitsrlieidiitiireu  veranlasst,  welche  das  li'eclit  der 
(iesrliwiireiieii,  einen  üt-ine  Schuld  ^'-estebeiideii  AngcklaK'en  treizu- 
s|ireclien,  einzusrln -inken  \ersucbte  — ■  eine  Entscheidung,  welche  in 
der  eiVeiit Hellen  Meinung;  starken  l'rotest  hervorgerufen  hat.  Das 
darauf  erfolgte  Ministerialzirkular  bezweckte  ein  ziemlich  fehl« 
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schlagendes  Kompromifs.  in<leni  ps  uut«  t  iltMu  Naiii«'n  „Oberste 
Staatspewalt"  dem  .lustiziiiiiiisteriuni  seitn-  »'iireiieii  « Ifii(lit>bpfiigni88e 
t-rweitertt',  um  darlnrfh  eintn  noch  stärkeit-ii  l)rn(k  auf  dir  Tätig:- 
keit  der  Gel■ichl^ll^'^tV  üben  /u  können.  Kin<'  aussrrdidcntlii'he 
Zentralisation  dei'  strafitclitlicbt  n  Hiitsrhei'lnii!.''fn  komitf  au<  Ii  ni(  lit 
tihne  Eintluss  aul  die  l'runii'theit  und  Hi(  lif iirkt-ii  d«T  l'rtcib  Itleibt  n. 
Die  nnnniphr  dnreh  das  Senatsplenun»  erlolg-te  Aufhflnuig  dvv 
t'i'wähnten  Entscheidung  restituierte  die  Geschworenen  in  ihr 
früheres  Kocht. 

r>nrch  das  Zirkular  vom  1.  Dezbr.  l'.'n:;  wurde  eine  einheitliche 
(»rdnunjr  in  der  Beförderung^  der  (n  siK  hc  um  die  \Viederaufnahnie 
st rafreclitlirlien  Vorfahrens  durch  di»'  Staatsanwalteichaft  ireschaft'en. 
Früher  (U-uteip  di»'  Fra.xis,  infidiri  *  im  !  Lücke  im  betrell'enden  Ge- 
setze, eine  und  diesrdbe  Fra^'e  nianciuual  <;ruudverschieden.  ro  z.  H. 
in  beznjf  auf  das  Wesen  der  Gründe  zur  ?>hebung:  eines  der- 
artij^^en  Gesuches,  anf  die  mittels  polizeilicher  T'ntersuchuiiiren  fest- 
zustellenden Ergebnisse,  welche  eine  \\  ielei  aufnähme  l)ej^nflnd»'n, 
sowie  in  bezug  auf  die  Kompetenz  dieses  oder  eines  anderen  Mit- 
gliedes der  Staatsaiiwaiischaft.  Behufs  Vermeidung  solcher  Mannig- 
faltigkeit in  der  Praxis  weist  das  Zirkular  aul  folgendes  hin: 

1.  Die  Einieichung  eines  Gesuches  um  Wiederaufnahme  des 
Strafverfahrens,  welche,  kraft  des  Art.  5c!}  der  Strafprozessordnuns', 
den  Vertretern  der  Sfaatsanwaltschalt  iiberhissen  ist.  mnss,  angesichts 
des  Art.  'J4S  derselben  Ordnung,  ausschliessHcli  vojn  Staatsanwalt 
an  deuMenigen  Gerichtsliof  ergehen,  welcher  das  iui  Falle  der  Wieder- 
aufualmie  aufzuhebende  l'rteil  gefallt  hat. 

2.  Die  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  haben  die  wesentlichen 
der  sich  zur  Wiederaufnahme  bietenden  Gründe  in  der  Form  eines 
Gesuches  darzulegen,  welches  dem  Oberstaatsanwalt  des  Straf- 
Kassations-Reichsgerichtsdepartements  des  rogierendeu  Senats  behufs 
Vorlegung  an  dieses  Departement  übermittelt  wird. 

8.  Den  oben  erwähnten  Gesuchen  sind  die  sämtlichen 
Schriftstücke  Ix'izulegen,  welche  die  gehörig  geprüften  Nachweise 
▼on  nenentdeckten,  die  Wiederaufnahme  begründen  könnenden  Um- 
stünden enthalten,  so  auch  die  Originalakten  des  Verfahrens  jener 
Gerichtsanstalten,  deren  Urteile  im  Falle  der  Wiederaufnahme  der 
Aufhebung  unterliegen. 
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l.  Bei  (i^T  Feststdluiifr  der  zur  liotrriiluliiiiy:  dir  Wicderauf- 
iiahiue  difiifudL'H  'raisaclu-u  iiiittt  Is  iJolizeiliiluT  \'oruntersuchungen  ist 
über  die  Anssaf^en  dt  r  von  der  Pcdizt-i  vernoimufiien  Personen  Jedesuial 
ein  besundere!-;  rnitokuU  auuuuiluiien,  wclclie«  nicht  nur  von  dem 
verliörenden  Polizeibeamten,  sondern  aucli  von  der  in  Verhör  ge- 
nommenen Person  oder,  wenn  sie  Analphabet  ist,  von  einer  anderen 
von  ihr  ersuchten  Person  nnterschrieben  sein  soll. 

Eine  beachtenswerte  Erlänterang  finden  wir  in  einer  Ent- 
scheidung des  Senats,  als  obersten  Kassationshofs,  fiber  die  Rechts- 
f&higkeit  eines  Biehters  sur  richterlichen  Bet^igimg  am  Hanpt- 
verfahren  Uber  eine  Sache,  in  welcher  er  während  des  Vorver&lirens 
als  Mitglied  der  zur  Untersnchnng  des  seellsehen  Gesundheitszustandes 
des  Angeklagten  einbernfenen  Kommission  beteiligt  war.  Der  Senat 
erkannte,  dass  eine  derartige  Beteiligung  am  Vorverfiibr^  welche 
beim  Richter  zweifellos  nicht  wenig  znr  Bildung  einer  gewissen 
Überzeugung  in  bezug  auf  den  Angeklagten  beiträgt,  das  vollständig 
vorurteilsfreie  Verhalten  des  Richters  zur  Frage  Uber  des  Angeklagten 
Schuld  stark  beeinträchtigen  kann,  und  dementsprechend  hat  er  die 
Fähigkeit  des  Richters  zu  entscheiden  im  besagten  Falle  aberkannt 
(Bescliluss  vom  24.  März  1903).  Das  eine  solche  Entscheidung  voll- 
ständig mit  den  von  der  kriminalistischen  Wissenschaft  verfolgten  Zielen 
im  Einklang  stehe,  wilrde  man  schwerlich  behaupten  kOnnen;  eine  ge- 
nauere Information  des  Richters  Aber  den  psychischen  Znstand  de« 
Angeklagten  erscheint  durchaus  nicht  unerwünscht,  im  Gegenteil,  sie 
bietet  das  einzige  Mittel  zur  Individualisierung  der  Strafe. 

Die  oben  anu' l'iihrten,  ziemlicb  \\<  >eiiilicben  Kefnrnien  auf 
di'm  Gebiete  des  ( i<  t  i*  btswt  st  iis  wiihi  t  iid  der  Zeit  1903  -IVH»,')  er- 
folg'ten  meistens  nirlit  im  b';;i^laf  i\ iii  ^^^•'p|:e.  teils  weil  bis  zur 
letzten  Zeit  die  Art  und  \\  eise  der  Heraus-rabe  der  Gesetze  dem 
administrativen  l'i  ii!>'*;sen  Überlassen  war  und  in  der  Praxis  zwischen 
den  eehteii  tiesel/.-  n,  den  sKL^eniUinten  Allerliüelist  bestälipten  Gut- 
arli'.  n  de-  i;.  ii  Ii-iiats  niid  d'  ii  Akten  der  Obersten  Verwaltung. ^) 
^.w  iiirlir  niitHrs(  liie,ii  ii  wurde,  teils  aber,  weil  lÄu.ssland  iiberbaupt 
am  \  orabtiid  der  allgemeiuvu  Kefurraieruug  seiner  Gerichtsverfassung 

M  Diesem  Unwesen  ist  durrh  die  Allerhöchst  bestatietc  Meinung 

de«  Keirlisrats  vom  Juni  I".»'*.'. ;  „rii.T  Vx  -r'ü'i'jiiu'x  der  Abweichuniren 
Tnn  il>  r  feMi^^esetzten  l'rduuu«;  der  Gesetzerlatise"  ein  Ende  pemacbt 
worden. 
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sicli  befind*'!  und  partielle  Reformen  nicht  von  lit  sniiiicrer  pH'iUMituni» 
sind,    wo  eine   grrnndliche.    umfassende  Ktorganisation  bevorsteht. 

An<h  dif  von  iler  ziii'  Reform  der  (besetze  üirer  das  Ge- 
richtswesen Allerh<i(hst  beiiUViuji  Komniissjen  wiihiend  der  Jahre 
1894 — 181>0  uusgearl)eileten  Gesetzentwürfe  von  l'.HiJ,  die  bereits 
dem  Reichsrat  vorgeleg:t  wurden,  warten  dort  immer  nudi  auf  ihre 
Prüfnnj?  und  werden  schwerlich  angenommen  werden,  da  sie  der 
bevorstehenden  fundameutaiea  Umgestaitung  des  üli'eutUchen  Rechts 
uicht  aiigepasst  sind. 

Das  empörende  Bild  voUständigen  Mangels  gerechter  Rechts- 
pflege aaf  dem  Lande  in  Bussland  macht  die  Frage  der  totalen 
Beformierang  lokaler  Geridite  beeondon  toenneod.  der 
allgemeinen  Buntedieekigkeit  der  Srtlich  provinzialen  Juetia  werden 
die  lokalen  Gerichte  in  dem  gritesten  Teile  des  rnssisclien  Boichs 
ans  dem  Bessort  des  Jnstizministerinms  eximiert  und  in  das 
Ministerinm  des  Innern  flbertragm.  Die  Sachen  der  Bevieran* 
stftndigkeit  nnterliegen  dem  Verfahren  der  Landhauptlente  (Zemskye 
Natschalnicki),  welche  an  sich  nichts  als  administrative,  abhängige 
Organe  darstellen,  vom  If  inister  des  Innern  bestellt  sind,  und  welche 
durch  ihre  Ungeschicldichkeit  und  Parteilichkeit  nur  starke  ün- 
snfriedenheit  bei  der  Bevölkerung  hervorzurufen  wussten.  In  den 
Dorf  kreisen  (den  sogen.  Wolosti)  gibt  es  Wolostigerichte  (Wolostnoj 
Ssnd),  deren  Uitglieder  von  den  Bauern  des  Kreises  aus  ihrer  Mitte 
gewählt  werden;  diese  Gerichte  Oben  unter  dem  Vorsitx  des  Dorf- 
schultheisses  die  Bechtspflege  laut  dem  Gewohnheitsrechte,  bei  voll* 
kommener  Ermangelung  geschriebenen  Bechts.  Da  es  den  Schult* 
heissen,  meistens  Analphabeten,  an  elementarer  \'ertrantheit  mit  der 
Rechtspflege  gebricht,  fällt  in  der  Ansttbung  der  letzteren  die  Haupt- 
rolle dem  Dnrfschrt'ibi'i  zu.  (  in  lu  subalternen  Beamten,  der  nicht 
gewählt,  !»ondern  gedungen  sein  Amt  bekleidet.  Die  absolute  Un- 
tauglichkeit  dieses  Bestechunuseinttüssen  ausgesetzten  nml  bei  voll- 
kommener Unbestimmtheit  des  Rechts  ri(  htenden  Gerichtes  ist  längst 
anerkannt  worden,  und  die  Rcfoi  ni  des  (ferichtswesens  stellt  in  erster 
Linie  die  Forderung  d.  r  Ab>chatl'ung  des  1  »orfgerielirs  auf,  welches 
unter  der  Kontrolb«  des  LandeshauiUiuanns  steht.  Zahlreiche  Be- 
schlüsse der  Landtage  der  Semstwos  und  der  Laiidwirtschattskninitees 
forderten  einstimmig  die  Kintiilirnng  eines  w  irkli<  hen.  echten  Gei  ichts, 
welches  fähig  wäre,  die  Bevülkeraug  zu  befriedigen.  Demgemäss 
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iiiit  aui'.h  der  l'kas  an  den  regierenden  Senui  vom  12. 
(§  3)  vorgeschrieben:  pbehnfe  Walirung  der  Gleicbb 
■onen  aller  Stande  vor  dem  Gericbte  die  erforderliehe  I 
Gerichtswesen  des  Rdchs  einzufahren  und  den  Gerichtei 

Stnfen  nnd  Instanzen  die  uriti(;e  Selbständigkeit  zn  sich 
aUerln"i(  liste  Will«-  wurde  zum  Uegeiistaiid  der  Beratnnge 
komitee.  wckliem  der  vorige  Jnsiizminister  N.  W.  M 
Deiik»chriflt  unterbreitete,  die  zur  Grundlage  der  äber 
stand  begonnenen  Arbelten  wurde.  Der  Minister  Ins» 
Schrift  die  Ansicht,  daas  die  Im  Ukas  vom  12.  Dezbi 
zeigt<'ii  Reformen  die  Xutwendigkeit  folgender  Magsnahl 

1.  v(dlkriinmeiii-  Absi  liatlniig  oder  faudamentale  Unig 
l)iiitVfri(  Iiis  (\V<ilostn(ii  Ssud); 

2.  die  (  beriragiuig  der  Befugnisse  der  Zeiuskye 
(LandhaQ|>Ueate)  an  die  Organe  der  allgemeinen 

3.  zaglelcb  die  Bildung  gerichtlicher  Organe  in  de 
der  Person  einzelner  Riclitcr,  welche  zu  dem  ßeaso 
minist t'ri (Uli ■^  ir- Ipin  n  und  im  konformen  Zusamn 
der  all^'"  ni  ■  it'  II  Justizverwaltung  stehen  sollten  n 

4.  die  Abs<:lia Illing  der  StrufbefuguiüJie,  .welche  der  ad 
Gewalt  angeteilt  sind. 

Um  aber  die  Selbständigkeit  der  Gerichte  sa  t 
erforderlieh: 

1.  die  weiteste  Anwendung  des  Unabsetsharkettf 
liirhter  alli-r  Grade  und  ( >rt-schaften : 

2.  die  Beseitigung  aller  J^|inren  der  Abhängigkeit 
von  den  Verwaltungsbehörden  und 

3.  Uassnahmen  aar  Besaernng  der  materiellen  Lag 
beamten. 

Nach  dei  Erwägung  dieser  Denkschrift  fand 
komitee    mit   initrwiegender  Slimnienniehrlieif .  dass 
niiiiislratiou  unterworfcui'   und   ans  Personen,  weit  iie 
und   is|ireclieu   können    und   technisch  unkundig  sin« 
Dor%erlcbt  die  elementaren  ErfbrdemissB  eines  reg« 
riehts  nicht  befriedigt,  nnd  daher  durch  ein  gemei: 
diges,  von  der  Administration  nnabbftngiges  und  ' 
vrrwaltnntr  nrcehörfiides  (it-riilit  ersetzt  werden  soll, 
des  Ministei'k«iiniteeii  beauftragt  den  Justizminister  sc 
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Grund  der  a!iir»'tlilirTfn  F'i\v;ii;iin}^vn  fiiifii  austiUirlirlim  (jps.'tz- 
»'ntwnrf  auhziiarliHiten.  weklttr  der  I'i  iatmifi:  iiml  Approbation  der 
gesetzgeberischen  (icwalf  unttTbititfl  wenb'n 

Das  Stratgest't/.bni  li,  welclie.s  bereits  im  .laliiv  ISitr»  dureli  die 
Kommission  fertig  gt  stellt  worden  war  und  iiar  lihi  r  »  ine  Keilie  von 
gesetzberatenden  Instanzen  pftssieit»*,  wurde  nidlirli  am  22.  A])ril 
11*03  vom  Kaiser  sanktioniert.    Sfiu  Kintiihnui;;<tt'nniii  alur  war 
nicht  festgestellt,  teils  weil  es  nötig  war,  vorher  noch  die  Bi- 
stimmuugen  des  Strafprozesses  mit  den  Normen  des  neuen  materiellen 
Strafrechts  in  Einklang  zu  bringen,  teils  —  und  das  war  die  Haupt- 
sache —  weil  das  geltende  System  des  StrafvoUsngs  nicht  den 
im  neuen  Strafgesetzhnche  vorgeschlagenen  Arten  der  Freiheitsstrafe 
angepasst  war.   Beinahe  drei  Jahre  sind  seit  der  Sanktionierung 
vergangen,  der  Termin  des  Inkrafttretens  aber  wird  immer  mehr 
und  mehr  hioaiisgeschoben.  Dank  den  Ereignissen,  die  sich  jetzt 
abspielen,  und  den  Veränderungen  im  öffentlichen  Rechte  stimmen 
die  Nonnen  des  Strafgesetsbochs  von  1908  immer  weniger  mit  der 
gesamten  Gesellschaftsordnung  tiberein  and  veralten  mehr  und 
mehr.  Am  An&nge  des  Jahres  1905  beriet  der  Staatsrat  nach  dem 
Vorschlage  des  Jnstixministers  die  Einfiihrang  des  S^fgesetsbuchs, 
kam  aber  zum  Entschluss,  die  LOsnng  dieser  Frage  bis  zu  der  Zeit 
an&aschieben,  wo  die  niedrigsten  Gerichtsinstanzen  (Banemgerichte) 
anf  C^mnd  allgemeiner  GerichtsverftuBsungsprinzipien  reorganisiert 
wftren,  damit  auch  diese  das  neue  Strafgesetzbuch  anwenden  könnten. 
Noch  nicht  zo  Ende  gebracht  sind  dann  die  Arbeiten  fiber  pöni- 
tentiäre  Institut«,  wie  z.  B.  die  bedingte  Entlassung,  bedingte 
Vemrteilnng.  die  Organisation  des  Patronats  usw.    Alles  dies,  zu- 
sammen mit  der  bevorstehenden  tirundreform  der  Lokaljiistiz,  bietet 
starke  Hindernisse  filr  die  Einführung  des  Strafgesetzbuches.  Der 
Krieg  hat  Millionen  verschlungen,  die  für  die  Reorganisation  des 
Gefängniswesens  bestimmt  waren,  und  man  hat  keine  Aussicht  darauf, 
sie  in  kurzer  Zeit  wieder  zu  erlialten,  so  dass  bezüglich  der  Gestaltung 
der  FreiheitsstratV  die  iieucii  (Grundsätze  des  Stratgesetzbnclies  in 
vielen  Beziehungen  nicht  durcligetührt  werden  kTtiuien  und  man  auf 
das  ir<'ltende  Sy.stera  aiipewifsen  ist.    Ks  sind  weiter  ganze  Tpfle 
des  Strat'ge.set/.bui  lu's  bereits  anti((niert.  so  z.  B.  die  l>(;.-stimmungen 
über  den  Streik.    Das  Strafgesetzbuch  sieht  diesf^  Handlung  als  eine 
Strafbare  an;  diese  Anschauung  erscheint  gegenwilrtig  aber  sowohl 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigang.  8.  Bd.  155 
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nnsiüiMig  »Ib  auch  nndurcbflUirbftr.  Viele  Beetimainn 
„Smntft"  (Unrahen),  die  GebeiaibBodelei,  ReUfl^onsveirbt 
deaflclben  Charaktor.  (I«'iiti  sie  mflMen  mit  der  Kinfttlir 

fassnnc  stafk  milü;t'äliii.'I  t  \\i'l  ileli.  cbeiisii  dir  }':u-asTa 
Ir'misvfrjj'eln'n  behandeln,  liif  ;ilier  im  \v»'>eiitlicli*-u  ; 
wärtig  vom  Entwürfe,  der  iu  einer  Kdiuiuiäsiou  uut«r 
von  EoBBKo  ansgeerbeitet  ist,  angeSiidert  lind. 

Andererseits  aber  weist  das  Straf^seeetsbneh  wie 
auf:  die  politischen  Rechte  der  Kürzer,  die  uUerdincs 
führnnfr  der  \  ertasssiins'  beinahe  nicht  vorhanden  w; 
strafrechtlich  nidit  peschiitzt,  es  (Vitien  liie  l^Hstininiiir 
Folgen  der  Verletzungen  de»  Wahlrechlss,  über  die  S>tr 
parlanentariscben  Becbtsverletmngen  and  deq^eteheii. 

So  seben  wir,  daw  das  Strafgfesetsbach,  das  no 
geflibrt  ist,  in  seinen  Grandzügen  schon  grIliidUch  rer 
iniiss.  peKWt'jjen  verzichten  wir  anf  ein-n  ansfDhrli 
über  die  ]ji?.tinininngeu  di's  StnitVeset;sbuclies  und  besi 
auf  die  Wiedergabe  des  Teiles  desselben,  der  bereit* 
Beeht  geworden  Ist,  ninllch  die  Faragrapben  Uber 
verbreeben. 

Das  (iesetz  vom  7. ,'20.  Juli,  betreffend  .,einige  V« 
in  «li  r  stiafprozcwsnalen  iJehandlunfj:  d-'r  Staats verhrec 
Anwendung  der  Ikstiiumungen  des  neuen  Straf'gese 
dieselben"  ist  das  wichtigste  der  letzten  Zeitperiode 
Gesetc,  das  in  vielen  Beziebungen  die  strafpnMteisnalf 
der  Staatsverbrediea  reformiert  und  die  lingst  flberle 
in  das  X\^^.  Jahrhundert  reichenden  Nniraen  dei 
Slrafrechts  dut<  Ii  n>  up  Nurnien  des  Strafge^setzbuches 
verdient  einer  besonderen  AutuierksaiukeiL  Denn  eil 
man  dieses  Gesets  als  ein  insaentes  Vittd  betrach 
Kampfe  gegen  die  politiscbe  Kriminalität  —  die  Ä 
wachsenden  Beclitsbewasstseins  des  Volkes  —  mgv 
an  lt  i' v.  its  als  den  ersten  Versuch,  den  Teil,  zwa 
luni^cristcn,  des  ,"^tratVeset/.!>nclie«  einzuiuliren.  Wir 
Übersicht  des  neuen  Uesetzeü  mit  der  Wiedergabe  der 
—  des  III.,  IV.  nnd  V.  —  (und  der  sieb  anafthliew 
graphen),  welche  die  politiselien  Verbreeben  regeln  nnd 
ständig  eiti^'  tiilnt  sind.  Im  guiaen  sind  von  687  Par 
Strafgesetabuches  44  iu  Kraft  getreten. 
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Der  Begriff  der  Staattverbrecheii  vird  nach  dem  nmischeii 
Strafgeeetsboehe  eineneiU  viel  enger  anfgefassti  als  es  gewdhiüich 
in  der  ansländiseheii  Gesetzgebmig  der  Fall  ist  So  werden  an 
ihnen  nicht  die  parlaaiaktariachen  Rechtsverletanngen,  die  Wahl« 
und  PresRvergehen  angerechnet;  andererseits  wieder  aber  ungemein 
erw^tert.  Denn  noch  solche  Handlnngen,  wie  die  NiohterlllUnng 
der  Fordemngen  der  Behörde,  die  Verletanng  der  gesetslichen  Vor- 
schriften betreffs  der  Grflndong^  der  Verbindung-en,  die  Parteipropa^ 
ganda,  das  Auffordern  zum  Streik  etc.,  werden  als  Staatsverbrechwi 
angesehen.    (Darüber  siehe  den  Abschnitt  über  die  „Smnta'*.) 

Die  Kedaktionskommissioii,  die  das  Gesetzbuch  zu  verfassen 
liatte,  wai-  bei  der  Kevisiou  dieses  Teiles  recht  beschränkt;  sie  be- 
gnügte sich  ^grösstenteils  mit  einer  besseren  Fassung  der  Paragraphen 
des  alt<Mi  Strafgesetzbuches,  ohne  dabei  die  Prinzipien  ihrer  Straf- 
barkeit zu  revidieren  und  dieselhcn  mit  den  Forderungen  eines 
Rechtsstaates  in  Einklang  zu  bringen.  \'on  den  technischen  Vor- 
teilen des  neuen  Strafgesetzbuches  ist  aber  gerade  in  diesem  Teile 
am  wenigsten  zu  sehen:  der  altnindische  Styl,  die  rnjrcnauigkeit 
des  Ausdrucks,  unnötige  Pk'unastik  und  Winl.rliolungen,  die 
kasuistische  Anfzähinnfr.  alles  das  ist  in  Inirin  iitlii  lieni  ^fa--se  in 
das  neue  Strafgesetzbuch  überijej^aiitrf  ii.  OljgleicU  das  neue  iicsetz 
nur  seit  einem  Jahre  angewendet  wird,  hat  die  reiche  Ka-ssations- 
praxis  bereits  weitgehende  Unbestimmtheit  des  Tatbestandes  vieler 
Verbrechen  erwiesen.  So  bedroht  z.  B.  das  Gesetz  mit  Zucht- 
hans bis  zu  8  Jahren  eine  so  unbestimmt  gefasste  verbrecherische 
Handlung,  wie  „die  Beteiligung  an  einer  Verbindung,  die  den  Um- 
sturz der  im  Staate  geltenden  Gesellschaftaordnnng  beswedct*', 
nnd  weist  dabei  nieht  anf,  was  man  nnter  dem  „Umstnrse" 
verstehen  soll  (ob  eine  Tätigkeit  mit  Gewalt  oder  ohne  solche?); 
des  weiteren,  wird  mit  keinem  Worte  erwShnt,  was  man  nnter 
der  „Gesellschaftsordnang",  von  derem  Umsturz  der  Gesetzgeber 
spricht,  verstehen  soll.  Nehmen  wir  ein  anderes  Beispiel:  der  §  99 
bedroht  mit  Todesstrafe  jeden  Anschlag  gegen  die  Unverletzbarkeit  des 
Kaisers  nnd  jeden  V^sneh,  seine  Bechte  zn  beschrftnken,  bestimmt  aber 
ganz  nnd  gamichti  wann  der  Tatbestand  dieses  so  schweren  Verbre- 
chens nnd  wann  der  des  Umsturzes  der  geltenden  Ordnung  erfBllt  ist 

Der  Teil  des  Strafgesetzbuches,  den  wir  zu  analysieren  haben, 

zerlBUt  in  drei  Kapitel:  das  erste  Kapitel  handelt  ,.ttber  den  Hoeh- 

165* 
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wnnr  crj'  u  di,'  irclu  iliclf  IVreon  des  Kaisfr^^  viinl  d 
des  KaiM  i  li'  lH'n  Hiiuse>'*,  rias  zwt'it»-  .,fUi»'r  d-  ii  Lande 
das  dritti'  »'iidliili  „üIht  die  _?iinuta".  Hinzu  koniii 
ganze  Keihv  vun  selbsUkiidigeii  vcrbrecberischen  Hai 
als  vencbledene  Arten  der  Hehlerei,  der  üaterlMsoiig 
der  Vorbereitung,  BegOnstigang  etc.  avfgefa«at  werden 
zwei  Kapitel  haben  m«"lir  mifr  wenlprer  gemeiiiHaine»  mi 
wiii  rifrpn  wcstenropäisi  hen  Xormeii,  das  letzte  dagegen  : 
aUigi's  l'nidiikt  des  I'idi/.tiNüiiitfs. 

Der  5?  tt9  bestraft  uiil  dcui  Tode  denjeaigeu,  der 
(d.  h.  die  VoUendnng  oder  den  Veraacli  des  Verbrechet 
Leben,  die  Gesundheit,  die  fVdheit,  ttberbanpt  gegm  < 
liclikeit  d>  I  hf  iligten  Person  des  regierenden  Kaisers, 
...1' T  di's  TliUMifidyrers  verdbt  oder  es  niittTniniint,  dei 
ivaiber  zu  entthroiieu,  ihn  der  litiohsteii  Ciewalt  zu  b 
in  seinen  Rechten  zn  beschränken.  Mit  dem  Tode  wii 
deijenige  bestraft,  wer  es  nntemimint,  die  in  Rnisland 
Teile  detMilben  dnrch  die  Grandgesetze  festgestellte  Re 
oder  Thronfolp'ordnnng  gewaltsam  uinzniindern  oder 
eiiit  n  Teil  desselben  loszureisen.  Wenn  ulu  r  der  Ai 
ersten  Anfange  entdeckt  worden  if-t  und  zn  seiner  U 
keine  besonderen  Hassregeln  notwendig  waren,  so  wird  < 
mit  Zuchtbans  bestraft.  Hit  Zncfatbans  bis  so  8  Jahn 
tii  lO:^  dl  ijenipe  bestraft,  der  sich  schuldig  macht  der 
il>  s  Kaisers,  der  Kaiserin,  des  Tiironful^ers  oder  Hedi 
l'ersnn  oder  I>esebimpfim>?  ihrer  Bilder,  sei  es  in  ihrei 
sei  es  in  ilirer  Abwei<cnheit,  aber  in  der  Ab&icht,  die 
^'egcn  ihre  Person  za  erregen.  Dieselbe  Strafe  trifft  weite 
der  die  Schriften  oder  die  Abbildungen,  die  Ar  ihre  Perso 
sind,  yerbreitet  ««der  üfTentlieh  anssiellt.  Die  Strafe 
ire'sttzt  niif  Festunir^liMft.  w^nn  di.-»»-  liatid'.iiiipren  o 
die  Niilitarlitun^r  zu  errtp-n,  htL:aiiiriii  sind,  nnd  si 
Haft  h<'ninfer,  wenn  sie  auH  Unverstand,  l'nwiesenl 
betrunkenen  Zustande  begaugen  wurden.  So  wird  hier 
in  der  Aburteilung  der  Hotive  der  Beleidigung,  der  Be 
der  Beschinipfiincr  ein^sehr  weites  Ermessen  g'elassen. 
sieht  die  HaMdlnn;.'en  vor,  die  auf  die  Erreiehung'  der 
Abs.  1  des  §  lo:i  erwfihnt  sind,  gerichtet  sind.    So  in 
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haft  bis  zn  Ü  Jahren  denjenigen,  der  sich  schuMig"  macht:  1.  der 
Anfertifrniif^  einer  Schrift  oder  Abbildung:,  die  eine  JBeleidijirung  oder 
Ikdrohun;:  deg  regierenden  Kaisers,  der  Kaiserin  oder  d«  s  Tlirnn- 
fol^ers  enthalten,  in  der  Ab'^icht  sie  zu  verbreiten  o.lfi  ■.rt^ntlifh 
auszustellen,  wenn  dies»'  \'ei  breitung' oder  \'enHVentli<  limig^  unterbleibt; 
2.  der  VervieH';iltij,Min^'.  der  Auf bewahruni^-  oder  der  J^intulir  dieser 
Schriften  und  Abbildunf<en  aus  dem  Au>huule  mit  Kenntnis  von 
ilirem  Tnlialte  und  zu  deniselbiu  Zwicke,  wenn  diese  Verbreit luiij 
oder  Ausstellung  nielit  erful<rr  ist.  Die  iji;  l(ir>,  10«>  umfassen  di< - 
RellR'U  Handlungen  wie  die  iji?  und  1":!.  nui'  luil  dem  Untersi  hit-d, 
dass  sie  gegen  die  ^litglieder  des  kaiserliciien  Hauses  gerietitet  siinl 
und  die  Strafe  dabei  etwas  herabgesetzt  ist.  (Das  Attentat  gegen 
das  L.'ben  wird  stets  mit  dem  T(»de  bestraft.)  Eine  besondeie 
Bestimmung  enthält  endlich  der  ij  107.  Er  bestraft  mit  Festungs- 
oder einfacher  Haft  (was  von  Motiven  der  Handlang  abhängt) 
dei\jenigen,  der  die  Eltern  oder  die  \'orgänger  des  regierenden 
Kaisers  öffentlich  oder  in  verbreiteten  oder  öffentlich  ausgestellten 
Drucksachen,  Schriften  oder  Abbildungen  beleidigt. 

So  enthält  dieser  Abschnitt,  wie  man  sieht,  alle  Attentate 
gegen  die  regierende  Dynastie,  die  einen  persOnliehen  Charakter 
haben.  Dabei  werden  die  Regierangsform,  die  Thronfolgeordnang, 
die  Fälle  der  sonverttnen  Gewalt  als  persönliche  FrSrogatiTe  des 
Uonarclien  angesehen,  die  fDr  nnerschfttterlich  erldfirt  werden.  In 
Anbetracht  der  besonderen  Tragweite  dieser  Verbrechen  werden  anf 
sie  nicht  die  allgemeinen  Regeln  des  Strafgesetsbnehs,  flondem  die 
besonderen  BesUmoiangen  angewendet,  die  sich  im  ganzen  Gesetz- 
bnche  zentrent  finden.  Dabei  wird  das  Strafhiass  bedentend  für 
solche  Handinngen  erhöht,  die  anf  die  eine  oder  andere  Weise  die 
Vollziehnng  der  Verbrechen  ans  §§  99 — 102  begflnstigen,  sowie  für 
das  Unterlassen  der  Anzeige.  Die  erhöhten  Strafen  des  Strafgesetz- 
bnches  sollen  nämlich  jeder  kleinsten  Betätigung  des  bösen  VITillens 
auf  diesem  GebiHe  entgegenwirken.  So  wird  mit  dem  Tode  derjenige 
bestraft,  der  sich  nur  einer  Vorbereitong  zum  Verbreclien  des  §  99 
schuldig  macht;  die  Vorbereitnni^  zum  Verbrechen  des  §  100  wird 
mit  Zuchthausstrafe  bis  zn  10  Jahren  bestraft.  Wer  an  einer  Ver« 
bindnn;  nur  teilnimmt,  die  das  Begehen  des  Verbrechens  des  §  99 
bezweckt,  selbst  aber  kein  Mittäter  an  diesem  Verbrechen  ist,  wird 
mit  lebenslänglichem  Znchthaus  bestraft.    (Wo  die  Jjegeiiung  des 
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Vei  hretliPiis  des  §  lOU  bezweckt  wird,  tritt  Znchtha 
B  Jahren  ein.)  Die  blone  AafrordoriDiK  lam  Begehen  df 
des  §  99  wird  mit  Zncbthai»  bis  so  8  Jdiren  beatrt 
forderangr  sunt  Veri^iecben  des  g  100,  mit  TerbeimaDir- 

nnd  lauten: 

1;  im.    \V«  r  >i(  Ii  t-incr  VnrberfitonpshanrllHng-  zi 
dfs  §  100  »chuldig  iiiiicht,  wird  mit  Zuchthaus  bis 
bestraft. 

Wenn  der  Schaldige  dabei  SprengstolTe  oder  eil 
XU  seiner  VerfDgnnif  hatt<\  m>  wird  er  mit  Zncbtbans 

Wer  sich  einer  Norben  iiniif^sliandinnp  zum  V 
§  99  Hliiildiir  marlit,  wird  inil  di  in  '["(»de  bestraft. 

§  102.  N\  t  r  sich  der  'IViluuhute  au  einer  Verbii 
macht,  die  ücli  gebildet  liat,  am  daa  Terbreelieii  des 
geben,  «rird  mit  Znchtbani  Iris  an  8  Jahren  bestralt. 

Wenn  eine  solche  Verlrindnng  Sprengstoffe  nde 
lay^er  zu  ihrer  Verfiipniiy:  hafte,  so  wird  der  der 
dicNeni  Verbrerlien  Schuldi^re  mit  Zuchthaus  bestraft. 

Wer  sich  der  Teilnahme  an  einer  Verbindnng 
die  sich  gebildet  hat,  am  das  Verbreeben  des  g  99  so 
mit  lelMnslSngiichem  Zacbtbaas  bestraft. 

Wer  fit  )i  -  Imldiff  maclit,  andere  zn  bereden,  eil 
zum  Üefrehen  der  V<  ibn'<beii  ^  r  tfS  und  li>0  zu  1 
einer  solchen  Verbiiiduntr  teil/.uiii  iimen,  wird,  wenn  d 
nicht  zustande  kommt,  beHtraft:  in  bezug  auf  die  V« 
Begeben  des  VerbHebens  des  §  100  mit  Verbannung; 
die  Verbindang  snm  Begeben  des  Verbrechens  des  g  1 
lians  bis  sn  8  Jahren. 

Wer  von  di'iii  X'oilialn  ii  d'-s  \ d  bi-echens  des  t 
("timmle  Kenntnisse  ciiiiilt.  und  ohne  ent.schuldbaren  Gn 
hiervon  der  IJeliiiide  .Anzeige  zu  machen,  wird  mit 
straft.  (Im  Falle  des  §  100  mit  Znebtbans  bis  sn 
Falle  der  g§  101  nnd  102  mit  Verbannung.)  0i6  ün 
Anzeige  ii^^-  nd  eines  Teilnehmers  an  diesen  Verbrerl 
weder  Miif  Ziu  litliau-  oder  mit  Verbannuntr  l"'slraft 
d<r  iu  dit-stu  Fallen   iiblitlun  Gefanf^nisstrafe.  Wei 
der  Bescbftdigung,  der  Verheimlichung  oder  Entwe 
welcher  Beweisstücke,  die  sn  den  Verbrechen  der  gg 
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Beziehong  haben,  oder  den  Qericbtaakten  einverleibt  sind,  oder 
Bolcbe  Beweieetfteke,  die  nicht  einverleibt  sind,  Aber  in  der  Absicht 
das  begangene  Verbrechen  oder  den  Verbrecher  zu  verheimlichen, 
beschädigt,  entwendet  etc.,  wird  mit  ZnehtiiaiiB  bis  za  8  Jahren 
oder  mit  Verbannung  beetralt  (§  166,  2.  Abs.),  statt  der  in  diesen 
FSllen  üblichen  OeOngnisstrafe  (§  166,  1.  Abs.).  Dieselbe  Strafe 
trifft  demjenigen,  der  eine  Person,  die,  wie  er  weiss,  die  Verbrechen 
von  §  99—102  begangen  hatte,  verbirgt,  oder  dabei  Beistand  leistet, 
(§  168, 2.  Abs.),  statt  der  flblichen  Geftngnisstrafe.  Die  Verheimlichnng 
nnd  die  Unterlassung  der  Anzeige  werden  jedoch  nicht  bestraft: 
1.  Ihlls  die  Anzeige  den  Nichtansdgenden  selbst  oder  irgend  ein 
Mitglied  seiner  Familie  der  Begehung  eines  Verbrechens  oder  Ver* 
gehens  beschuldigen  würde;  2.  wenn  die  verbrecherische  Handlung,  die 
verhelBlieht  wird,  von  dem  Nichtanzeig^den  selbst  oder  von  einem 
Mitgliede  seiner  Familie  begangen  ist  und  3.  wenn  vom  Verhehler 
sein  Familienmitglied  verborgen  war.  Die  Befreiung  eines  6e- 
ftmgenen  aus  der  Gefangenschaft  oder  ans  der  (ifwalt  der  bewafl- 
neten  Macht,  wenn  dieser  Gefangene  der  Verbrechen  der  §§  99 — 102 
augeUagt  oder  bereits  auf  Grnnd  dieser  Paragraphen  vernrteilt 
war,  oder  die  Befördernng  seiner  Flucht,  kann  mit  Zuchthaus  be- 
straft werden  (§  17^^,  2.  Abs.).  Derselben  erhöhten  Strafe  verfällt 
der  Beamte  für  die  Nichtanordnnns:  von  Massregeln,  die  der  V(»r- 
bengiing  oder  der  Unterdrückung  der  Verbrechen  der  iji;  i»9 — 102 
dienen  sollen.  Dabei  wird  der  Fall  (inalitlziert,  wenn  die  Nicht- 
annrdniing  dieser  Slassregeln  da.><  Hrtr^hen  solcher  Verbrechen  zur 
Fnlpe  hatte.  Denselben  iStraten  v<Mlallt  der  Beamte,  der  seine  Bi - 
hörde  V(»n  einem  drolifiKirn  \  ci  In  »'chen  nirhf  in  Kenntnis  setzt 
613),  oder  ftber  einen  'leiliieinner  an  litiiisclbtn  keine  Anzeige 
erstattet  (§  044)  oder  keinp  Massregeln  tritlt.  um  denj«'nigen  fest- 
zunehmen, der.  wie  er  weiss,  »'in  soIcIh  s  Verbrechen  beiraniren  hat 
(Sj  645).  Derselben  Strafe  verfallt  endlicli  dvv  I>tHnit«\  wmn  er 
einen  tiefangenen,  der.  wie  er  weiss,  auf  Grund  der  ^i;  '.»'.• — 102 
verurteilt  oder  verhaftet  i.st,  durch  V'ernachlässigung  der  Aufsicht  ent- 
weichen Ifisst.  So  sehen  vnr,  das»  fast  in  allen  Fällen,  wo  der 
Schuldige  nur  indirekt  beteiligt  ist,  Zuchthaasstrafe  bis  za  acht 
Jahren  oder  Verbannung  festgesetzt  ist. 

Das  nächst«-.        Kapitel  handelt  vom  Landesverrat.  Dir 
i;  10^  gibt  folgende  Definition  dieser  verbrecherischen  Handlung: 
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"Ein  rnssUcber  Untertan,  der  es  antemimmt»  dem  VeSni 

inilit;ins(  Immi  oder  andfivn  <^e>icn  Russland  gerichteten 
Hilf«-  za  leisten  oder  ilin  zn  begnji»tigen,  wird  mit 
be.slraft: 

1.  urena  aolcbe  Hltfelelnnng  oder  Begffinstigan^  weeentl 
dem  Feinde  erwies; 

2.  wenn  in  hncliverräterlflcber  Alwicbt  ein  Uord  odc 

atisfrefülirt  ist. 
Wenn  ein  solihur  Vurscliub  oder  solche  Be^Uu 
i-'t-indeb  darin  bei>taiid: 

1.  daas  dem  Feinde  die  Armee  odw  die  Flotte,  oder  e 
selben,  Festungswerke,  KriegshUfen  oder  Kriepncbi 
werden,  oder  ein  Versmli  zu  solclieni  Verrat  gemt 
oder  eu>llii  Ii  difse  Krietrsiiütti  I  nnbraurlibar  pcma 

2.  da^^  t!iT  Sclmliliyf  Hi->'iesa'iri  iliinsj:ini  oder  Mannsc 
den  KDUiiuaiidierendeii  zum  Feinde  überzugehen  vei 

3.  dsM  dem  russischen  Kriegslieere  gewaltsamer  Wid 
leistet  oder  ein  AngriiT  anf  dasselbe  gemadit  wurde 

4.  das>  df\-  S>-lmblige  den  Befehlshaber  einer  .\rmee, 
chf-f.  d<!n  lüiimiiandieivnden  einer  lleeresabteilung 
Mannseil  litt,    einer   I'Vsluny:,    eines  lieschwaders, 
Kriegasdiiiles  oder  eine  l'ersün,  die,  wie  dem  Täl 
war,  wicbtige  militüriscbe  Anftrlge  oder  Obliegenhei 
tütete,  oder  die  oben  genannten  Pcrmnen  In  die  fei 

walt  l»rai'liie: 

<lass  di<'   tTii'  iiiilit;;ri^(li»'  Zwi'iki'  tust iiiiiiileii  VnrrSl 
üirills-,  \  t  rit'i(iijruii^>-  und  Nalirun^ifsniitteln,  die  Tra 
zu  \Va>!jer  und  zu  Lande,  die  Telegraphen  und  di' 
oder  andere  Verbindnngsmittel  der  einielnen  Heerei 
aerstSrt  oder  nnbraocbbar  gemacht  werden;  vnd 
6.  dasB  der  Snlmliiipje  als  Siiion  dem  Feinde  diente,  t 
eines  si>!(ii<  n  Hurlivrrrats  Sdiuldip'  inif  dt  ni  Tode 
Iiics.T  I':trairra]>h  wird  au<  Ii  dann  aiiu>'\\ t^ndet, 
hochveriiiteriselien  Handlungen  gegen  eine  mit  Kus-sland 
Kriegsmacht  unternommen  werden. 

Diese  Definition  nmfasst  nicht  nur  den  allgemeinen 
I.aiidesvenal.s  als  »iiier  VorMluibk-istunif  tind  BegQnt 
Feinde«,  sondern  aacii  einzelne  —  die  schwersten  —  Fttl 
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Ea  ist  XQ  bemerken,  dass  die  BestinmraRgen  ttber  die  erhSlite  Straf- 
barkeit  veraehledenster  Hilftbandlangen,  die  sieh  auf  die  Begehnnir 
der  Verbrechen  der  §^  99—102  beziehen,  anch  im  Falle  des  §  108 
angewendet  werden  mfieaen,  so  daas  «eine  Bedentnng  dadurch 
besonders  hervortritt  Die  Todesstrafe  wird  nur  in  Fällen  der 
99,  100,  101,  105  nnd  108  angedroht,  nur  diese  Staats- 
verlnrechen  werden  mit  dem  Tode  bestraft  Die  heutige  politische 
Bewegung  in  Rnssland  entwickelt  einen  starken  Drang  nach  voller 
Beseitigung  der  Todesstrafe,  denn  es  wird  allgemein  anerkannt,  dass 
bei  politischen  Motiven  eine  so  starke  Repression  nicht  gerecht- 
fertigt ist 

Der  nächste  Paragraph  (109)  lautet:  Ein  russischer  Untertan, 
der  wissentlich  in  ein  feindliches  Heer  eintritt  oder  in  ihm  verbleibt, 
wird  mit  lebenslänglichem  Zuchthans  bestraft. 

Der  §  110  lautet:  Ein  russischer  Untertan,  welcher:  1.  eine 
ausländische  Begierung  sum  Kriege  oder  zu  anderen  gegen  Bnssland 
feindlichen  Handliing'en  verleitet  oder  diese  Begiernng  veranlasst, 
das  WaftVnbnndnis  mit  Rnssland  abzabrechen,  oäer  sie  endlich  ver- 
b'itt't,  Abstand  von  einem  solchen  J^Undnisse  zu  nehmen;  2.  vor  der 
Kriegserklärnng  einer  ausländischen  He^ienuiju'  für  sich  und  fiir 
andere  verspricht,  ihren  jrej^en  Rnssland  frerichtet^n  Kriej^sunter- 
nehmnng^en  Vorschub  zu  h'isten,  wird  mit  Zuchthaus  bestraft. 

Wenn  aber  der  Schuldi]?»'  dank  seiner  Dieuststellung  über 
den  Znstand  der  russischen  Krie^:skräfte  unterrichtet  sein  konnte 
oder  ihm  difsflbf  erninf^^lichte.  der  ansländisdien  He<riening^  int  Falle 
eines  Krieges  mit  Hussliuid  einen  wesentli«  In  n  Vorschub  zu  leisten, 
so  wird  er  mit  le)>ensl;int?lichem  Zuchthaus  bestraft. 

Der  ^111  lautet;  Ww  es  uritirniiiinit,  Pläne.  Zeichnungen, 
l)okumente,  Abschriften  von  densellMn  luU-v  Xachrielitcn,  die.  wie 
er  weiss,  zur  ^'-rtisst-ren  8iehei'li»'it  iJusshmds  einer  ausländischen 
Kegierung'  gejirenUber  ircheini  at  li.ilti  u  wt  rdi  ii  müssen,  zu  veriitlent- 
lichen  oder  » iner  auslandisciu'n  Ii»  gierunir  nder  seiiii  iu  Agenten  mit- 
zuteilen, wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  8  Jaliit  ii  btstratt. 

Wenn  aber  dem  Srhuldijü:en  diese  Pläne,  Zei('lniuny;i  ii  u.sw. 
seiner  Dienststellung-  naeli  anvei-traut  waren  oder  er  dank  stintM- 
Stellung'  diese  Pläne  usw.  <ilu»lt  oder  von  ihnen  Kenntnis  er- 
halten hatte,  oder  endlich  ihm  ilnv  ^■erüI^entlicluln£r  oder  Xlilteilung 
verboten  wurde,  so  wird  der  Schuldige  mit  Zuchthaus  be&inui. 
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Oer  %  112  laotet:  Wer  «s  tukterniimst,  ohne  1 
nehmiiniiig  von  einem  Kriep-scUitlv .  von  •iner  be 
f^Acr  vi'ii  f!n»>m  andern  iiiilitJli  Im  Ik  u  ti  iditnincsw«» 
Zeicliiuingen  zu  vei  t>rti(rcii,  wiril  mit  »iftiuii^iiüs  Usi 

Wenn  e»  aber  in  der  Absicht  nnternoninicn  wi 
Zelebnniisen  and  BeochrelbnDgett  doer  MslSndiacl 
oder  einem  Agenten  dee  Staates,  mit  dem  SaHdand  K 
hat.  ■/.»  «bertrrben,  so  vrlrd  der  Scboldlge  mit  Kon 

Dtfrsclbeu  Strafe  verflillt  derjenige,  der  eo  note 
PMn«Q,  Zdclmnngen,  Beschreibnngen  oder  Doknmem 
zn  nehmen  oder.  Nachrichten  sa  mmmeln  oder  Sehr 

zu  vt  rfert  1^^*11 :  2.  Pliine,  Zeiclunngen,  Beeehreibane 

(»Icr  Absein  Ilten  von  ihn<  ii  zn  orlanpen.  wenn  daf 
li<  he  <Tt»iit'hini^iin;r  ^resrliiclit  ini<l  der  Sclinldifre  da 
die  niöglich.sl  grtthse  .Sitheriieil  iiusslaiids  die  Geh« 
PlBoe,  Zeichnungen  nsw.  einer  anderen  Regierung  gegi 

Der  g  118  laatet:  Wer  ohne  behSrdUehe  Gene! 
Verheim]i(  liunjr  seines  Standes,  seines  Familiennamena 
a>i;r<-br>riu:keit  oder  Nationalität  oder  unter  Anwendnnf^ 
in  einen  russischen  befesi irrten  i'lafz.  in  eirt  Krit  tzssehitf 
in  ein  Verteidigungswerk  eindringt,  wird  mit  liefang 

Diese  Paragraphen  bemhen  im  wesentlichen 
Prinzipien,  wie  die  Bestimmongen  der  anslflndiechen 
Im  Vergleiche  mit  den  riesfiiniiini  L;'  ti  des  alten  St 
haben  sie  eine  viel  einheitlielit  rr  Iii  daktion. 

Im  §  IM  wird  die  Nichterfüllung  oder  ein 
Erfüllung  der  LiefSemngsvertrttge  Aber  militäriscl 
nnter  Straf»  gestellt.  Solche  Handlangen  waren  bi 
gar  straflos.  Die  Verfasser  des  Entwurfes,  die  diese 
reihten  sie  den  Staatsverbrechen,  nirht  den  p'eineinpe 
brei  In  n  an.  wie  es  in  dem  deutselien  und  unfrarisch 
buehe  der  Fall  ist,  weil  das  ^'erbreehen;  das  diese 
den  hochverrSterisehen  HandlangMi  im  Weaen  demli« 

Der  §  114  lautet:  Wer  einen  Vertrag  oder  A 
giemng  über  die  LiefernuL'  von  Anpriffs-  und  Yerte 
ausführt  nder  die  .^nf'sirb«  d.miiii  i'  hat  und  wissentlie 
iiittel  aii.sehaift,  wird,  wenn  diest-lben  zur  t  bergab 
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Mtler  ihre  AnscliatTung  bereits  vollendet  war,  mit  Korrektionshaft 
bestraft.  Wenn  di»  ansresrhafften  Angfriffs-  und  \'erteidiguiip>ni!rrt'l 
nach  VerabriMluiit^  mit  dein  KiMpffinger  oder  mit  Hilfe  bcstiudii i  r 
Vorrichtungen,  dl»'  getiirnet  waren,  die  Unbrauchbarkeit  zu  ver- 
heimliflit^n,  abgeliefert  waron,  so  wird  dafür  der  Schuldige  mit 
Zncluliaus  bestraft.  Dei.sfllMn  .StrufV  verfiillt  der  Heamtp.  wtlclur 
wissentlich  die  Anschaffung  der  unbrauchbaren  Jlittel  znlässt  luhr 
sie  in  Empfang  niuimt.  An  d»^n  letzten  Parugraiihen  grenzt  nuch 
der  §  11'.. 

Derselbe  lautet:  „Derjinigf,  wtkhti  einen  Vertrag  oder  Auf- 
trag der  Kegiening  über  die  I-ieferung  von  Lt  bensniitttln  für  das 
aktive  üeer  oder  für  die  aktive  Marine  und  deren  Hospitäler  avs- 
ftthrt,  o^r  dam  bevollmftchtigt  ist,  wird,  wenn  er  ia  Kriegneit 
wüKentlich  gesandheitMoliädliche  oder  nngieiiiflMlMn»  Lebensmittel 
liefert,  mit  Korrektionshalt  nicht  unter  3  Jahren  bestraft.**  Der 
Veranch  ist  strafbar.  Dieselbe  Strafe  triflt  den  Beamten,  der  solche 
Lebensmittel  in  Empfang  nimmt 

Die  §§  116  nnd  117  enthalten  die  Bestimmungen  1(ber  Hand- 
Ittngui,  die  kaum  Gegenstand  der  strafrechtlichen  Repression  sein 
können. 

Der  §  116  lantet:  Wer  als  russischer  BevoUmftchtigter  mit 
einer  analAttdischen  Begierong  einen  Vertrag  abschliesst  oder  Unter- 
handlungen pflegt,  wird,  wenn  er  wissentlich  zum  Nachteile  Russlands 
handelt,  mit  Zaehthans  bestraft 

Wenn  ein  dem  BeTollmAchtigten  untergebener  Beamter  ihm 
wissentlich  fUsche  Nachrichten  mitteilt  oder  auf  andere  Weise  seine 
Amtspflicht  Terletzt,  in  der  Absicht,  den  BevoUmftchtigten  zur  Ab- 
BchUessang  eines  für  Rnssland  nachteiligen  Vertrags  zu  verleiten, 
wird  derselbe,  wenn  ein  solcher  Vertrag  zustande  kommt,  mit  der- 
selben  Strafe  belegt. 

Nach  117  wird  mit  Zaehthans  derjenige  he>traft.  welcher 
1.  ein  Doknment,  das,  wie  er  weiss,  ein  Beweismittel  der  Rechte 
Russlands  einer  ausländischen  Hegiernng  gegenüber  ist,  beschädigt, 
verheimlicht,  entwendet  oder  entstellt:  2.  ein  Grenzzeichen  in  der 
Absicht,  einen  Teil  des  mssischen  Landes  dem  ausländischen  Staate 
zu  übergeben,  beschädigt  oder  an  eine  andere  Stelle  ver.setzt. 

Nach  118  und  1U>  wird  endlich  mit  Verbannung  der- 
jenige rassische  Untertan  bestraft,  der  an  einer  Verbindung  teilnimmt, 
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welche  die  Begebung  des  Verbrechens  dei  §  108  bei 
der  Aaslinder  oder  der  Eriegsgefimgene,  soweit  dene! 
M iiitirgetetaen  nnterliegt,  wenn  sie  sieh  wtthrend  ihres 

in  Riissland  desselben  Wi  ?<ic(hi'ns  schnldiR'  p:emach( 
(lii'seiii  Falle  \vii<l  ;i!>  nis-iM  lirr  l'titrrtMn  anch  <if'ri»'nif 
der  aus  dem  russisdieu  hUuiUverbäiide  ausjretreten  ist,  t 
andern  Staate  in  Untertanverhültnls  za  treten  oder  dii 
hGrigkeit  eines  feindlichen  Staates  erst  nach  der  Kri 
<ider  anmittelbar  vor  derselben  erworben  hat 

Diese  Para^'^r;i|>!i*  II  sehllcBsen  den  Ahselmitt  ilbei 
verrat  ah.  Sciiieti  l!.>tininiiiritre?i  n:i«-li  kann  er  tt 
deutsclien  Siratgesi-tzl/Uiht'  vergli*  licii  werden. 

Wenn  das  neue  Strat'gebeUbueh  iu  seinen  Vur» 
die  Angriffe  auf  die  iassere  Staatsmacht  sich  durch 
Reichtum  auszeichnet,  so  kann  man  gerade  das  umgehe 
Abschnitto  de«  Uesetzbnche»  behaupten,  in  welchem  i 
di  r  .\iifr>'<!itprliali iiiitr  der  iiiiiert'ii  Staat««)rdnnnie^  ist. 
wir  iu  gni>st'r  Menge  i  berbleibsel  de«  Pulizeislaates,  b- 
sichtlich  der  grossen  UnbesUmmtlieit  in  der  Definition  der 
Der  Umfong  der  verbrecherischen  Handlangen  ist  ai 
gedehnt,  sie  bilden  Staatsverbrechen,  wie  sie  im  Becht 
Yo)k nnuiK  ii  iiiid  nberlianpt  nicht  als  verbrecherisehe 
betracliit-i  wtrdtti  können. 

I'ius  Ka|i.  V  ist  nicht  al»  danzes  in  Kraft  getrt 
{ig  12t,  12.%  125  (der  letxte  Paragiaph  nach  dem  Oeset 
und  die  §§  120—132  and  184  sind  geltendes  Beel 
Der  §  121  bestraft  mit  Festungshaft  bis  zu  3  Jahren 
fäHiriiis  dinieiiiytii.  weUber  vorsätzlich  an  einer  Zusa 
t(  iliiimiiit.  wenn  eine  solclie  stattlindet  in  der  Absich' 
aclitung  der  liuchsten  *.u'walt  uder  den  Tadel  der  in  den  (i 
festgestellten  Regierangsform  oder  ThronfolgeordnoBg  i 
oder  der  hoch-  oder  landesverrSterischen  Handlang  ode 
die  eine  solche  Raodluntr  be^ran^ren  hat.  oder  der  Leb' 
S-ewaltsanicn  T'tii'^tnrz  dei-  im  Si.i.ii»  tirsi,.li.  H'I- n  (»rdnui 
uder  den»  Aiiii.iiisrer  dieser  Lehre  iiire  .Synijiatliien  zu 

l)ie  Iviidel.siiihrer  und  die  Anstifter  einer  solche 
rottang  trifft  eine  hßhere  Strafe.  Für  alle  Tellneha 
Strafe  bt^trachtlich  erhöht,  wenn  zur  AnseinandertreU 
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sammengerott«teii  Menge  die  bewaflhete  Macht  berbeigenife&  werden 
miiflste  und  die  Menge  der  Aoffordernng,  anseinander  sn  gehen,  nicht 
Folge  geleistet  bat. 

Dieser  Paragraph  verpdnt  die  Veranstaltnng  j^licher  politi- 
sehen  VerBanmlnngi  denn  die  Kritik  der  Regierangehandlungen 
kann  ala  Tadel  der  Begiemngsform  anfgefasBt  werden.  Die  Herbei- 
rafnng  der  bewaffheten  Macht  qnaliflsiert  das  Verbrechen,  aber  dieses 
Kriterinm  kann  nicht  als  ein  korrektes  angesehen  werden,  denn  in 
der  Praxis  werden  die  gesetzlichen  Forderungen  Aber  die  Anwendung 
der  bewaffiieten  Macht  üast  nie  erfüllt  und  dazu  bieten  auch  diese 
keine  genRgenden  Garantien. 

Der  §  123  bestraft  mit  Znchthans  bis  zu  8  Jahren  die  Teil- 
nahme an  einer  Zusammenrottung,  bei  der  ein  ganz  bestimmtes 
Verbrechen  begangen  wurde,  wenn  n&mlich: 

1.  bei  der  Zusammenrottung  die  Men^e  der  bewafTneren  Macht, 
die  zur  Auseinundertreibung  derst-lben  herbeigerufen  wurde, 
gewaltsamen  Widerstand  leistete  oder  einen  gewaltsamen  Angriff 
auf  einen  militärischen  Posten  unternahm; 

2.  wenn  die  Menge  ein  Waffen-  oder  Mnnitionslager,  eine  Gewehr- 
oder  Kanonenfabrik,  eine  Befestigung,  ein  Krieg^schilT,  eine 
Eisenbahn,  einen  Telef^raphen  oder  ein  Telephon,  die  allpemeinen 
Zwecken  oder  <b  r  Regierung  dienen,  den  Miinzhot',  den  Heichs- 
schatz,  eine  Staat«-  oder  r.fiVntliche  Anstalt,  oder  eirx'  private, 
aber  von  der  Kegiening  genehmigte  Anstalt,  in  ihre  Gewalt 
bringt  oder  plündert  oder  zerstr»rt: 

3.  Wenn  die  GefungciH'ii  aus  dei'  Halt  unter  Gewalt  oder  durch 
Vt-rlet/ung  lies  (nwalirsams  1»ofreit  werden; 

4.  wenn  bei  der  Zusammenrottung  SprengstoÜe  oder  (iescliusbe 
verwendet  wurden. 

Wer  sieh  schuldig  macht,  eine  solche  Zii^animenrottnng  zu 
veranstaltt'u  oder  einen  anderen  dazu  zu  veranlassen,  sowie  die 
Eii'li  Ntiiiiicr  und  dii'  'i'eilnelimer,  die  bei  IJegidiung  der  in  diesem 
Paragrajdien  erwälinu-ii  Handlungen  S{)rengsf<itfe  nd^r  Geschosse  oder 
andere  Wallen  angewendet  haben,  werden  um  Ziiditliaus  bestraft. 

Jeder  Teilnehmer  an  einer  solchen  Zusammenrottung  wird 
verantwortlich  gemacht,  anch  wenn  seine  direkte  Beteiligung  an  den 
oben  erw&hnten  Handlungen  nicht  erwiesen  ist.  Hier  haben  wir 
das  Problem  des  Massenverbrechens  vor  uns.   Die  wirklich  Schul- 
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(Ilgen  sind  schwer  zu  ermitteln,  deswegen  wird  jec 
bestraft:  dii-  StratV  i>l  in  dicsciu  Fall»'  «in«  Ii  7A\  hoch, 
in  keinem  \  »  i  liaitiii>  zur  individuellen  Schuld. 

Der  §  120  lautet:  Wer  sieh  der  Teiluahiue 
trindongr  fichnldig  nacht,  winend,  dtm  ne  m  dei 
bttdet  ist: 

1.  znni  rnp-plinrsam  oder  Widcn^tand  g^gta  die  i 
vprbindlidie  VerordDiugeD  und  beiiSrdlidie  Va 
zureizea; 

2.  die  einzelnem  T«ile  od«  Klassen  der  BevOlkerai 
die  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehnier  snin  Hüne 
anftureisen; 

3.  die  Arbeiter  znni  Streikt-n  oder  znr  Forlsetznnj 
den  iler  >  -''w  aufweist,  auf/.urei/en,  mo  wird  der 
an  einer  Hulchen  V'erbiuduiig  iSehuldige  mit  Kui 
Festangibaflt  bestraft 

Begrifflich  ist  die  „Verbindung",  dn  mehr 

^tiiiidii^eres  Ileslelieii  einer  V<  riMiii;,'-imfj  als  eine  Zof 
die  sich  zuf.illijr  ff.'bildet  hat.  In  dem  Streben  nach 
adniinistrativer  Willkür  geraten  ilie  Hiirfrer  fast  iii 
tiikt«.'  mit  beliördliehen  Vom'liriften  und  ubliij^atui 
nnngen.  Die  Anffordemng  snm  Streiken  oder  znr  I 
Streikes  wird  als  Verbrechen  behandelt  nnd  bestraf 
Streik  in  Westeuropa  als  eine  gesefzniii-sige  und 
ökonitniiscli  ii'it\vendi;je  Erselieinuiic  iM  irachtet  wird. 
|iiiliiiM-he  hiige  würde  durch  Anwendung  dieser  Pai 
eher  sieh  verwickeln. 

Der  §  126  bestraft  die  Teilnahme  an  einer  \ 
den  sozialen  nnd  politischen  ümstnrs  sieh  zu  ihrec 
hat;  er  lautet: 

Wer  si(  h  lit  r  'ri-ilnahnie  an  einer  Verbindung:  ( 
die  sich  gebildet  hat,  um  die  im  Staate  geltende  (iesel 
nmzustQrzen  oder  an  schwere  Verbrechen  mittels  S( 
Geschosse  zu  verttben,  wird  mit  Znehthana  bis  an 
mit  Verbannung  bestraft. 

Wenn  eine  snli  li<-  \'erbindun(?  Sprenpstofte  <>d 
zu  ihrer  N'ertTi^nii^  li;i!te,  s<>  \\\rd  d»T  der  'reilnabnie 
biudun^;  Schuldige  niii  Zuehthuus  beülrafl. 
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In  der  Praxis,  soweit  sie  vorhanden  ist,  ist  die  Tendenz  be- 
nerlLbar,  dem  §  126  eine  weite  Interpretation  zn  geben.  Jede  aktive 
Teilnahme  an  einer  Verbindung,  die  auf  den  Prinzipien  bemlit,  die 
den  dee  PoUnebtaates  widtersprechen,  wird  als  ^Umstnrz''  anfgefasst 

Der  §  127  bestimmt  eine  selir  schwere  Strafe  fRr  ffie  Begünstigang 
der  Personen,  die  an  nngesetslichen  Verbindangeu  teilnehmen;  sein 
Wortlaut  ist: 

Wer  sich  schaldig  macht,  wissentlieh  die  Versammlnng  einer 
gefilhrlicben  Verbindung,  die  die  §§  124—126  vorsehen,  in  einer 
Wohnung  oder  Riurolichkeit,  die*  ihm  angehfiren  oder  unter  seiner 
Aufsicht  oder  Verwaltung  stehen,  zuanlassen,  wird  als  Teilnehmer 
an  einer  solchen  Verbindung  bestraft 

Dem  Teilnehmer  an  einer  der  in  §§  124 — 126  voigesehenen  Ver- 
bindungen wird,  wenn  er  dieselbe  vor  ihrer  Entdeckung  denunziert, 
die  Strafe  gemildert  oder  kann  ihm  auch  vOllig  erlassen  werden. 

Die  §§  128^-132  bestrafen  die  Agitation  und  die  Propaganda, 
die  gegen  die  geltende  politische  Ordnung  gerichtet  ist.  Der  §  128 
bestraft  mit  Verbannung  deigenigen,  der  sich  erdreistet,  sei  es 
durch  fiifentUchen  Vortrag  oder  Vorlesung  einer  Rede  oder  einer 
Schrift,  sei  es  durch  Öffentliche  Ausstellung  einer  Schrift  oder  Ab> 
bildnng,  Beine  Nichtaditung  der  buchsten  Gewalt  kundzngeben  oder 
die  durch  Grundgesetze  geregelte  Regiemngaform  oder  Thronfolge- 
ordnnng  zu  tadeln. 

Der  i?  129  bestraft  mit  Verbannung'  und,  in  eiiiipren  Fällen, 
mit  KorrektionHbaft  denjenigen,  der  sich  schuldig  macht,  eine  i^ede 
oder  eine  Schrift  üflentlicli  vorzutra^i^en  oder  vorzniesen  oder  ötVeiitlich 
eine  Schrift  oder  Abbildung  auszustellen,  die  eine  Aufforderung 
enthalten:  1.  zum  Hoch-  oder  Landesverrat;  2.  /um  Umstürze  der  im 
Staate  bestehenden  Gesellschaftsordnung;  ■'>.  ziiui  rn^^ehoisam  gegen 
die  Gesetze,  gegen  rechtsgültige  VerordnuiiL'  oder  gegen  die  An- 
ordnung der  Obrigkeit;  4.  zur  Hegelnuig  eines  Verbrechens  —  ;insser 
den  oben  genannten.  Die  Strafe  steigt  bis  zur  Znelltil;lns^Ila^e, 
wenn  die  Auiioidernug  iu  einer  das  Leihen  mehrerer  I'eisunen 
gefiihrdenden  W'eiüe  geschieht  oder  das  \  erbrechen  die  Folge  dieser 
Aufforderung  ist.    Der  Versuch  ist  strafbar. 

Der  1?  lo<>  betraft  die  Propaganda,  wobei  die  Art  und  Weise 
derselben  nicht  bestimmt  ist.  Es  wird  nämlich  ji  «1.  \  erbreitung 
der  verbotenen  Lehren  und  Meinungen,  bogar  eine  nichiöüentliche, 
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nnter  vier  Angen  betriebene,  mit  Strafe  bedroht,  aber  nar 
anseetznog,  dat»  sie  nnter  gaas  bestimmten  Klaawn 

statttinilft.  die  Tür  dii  -,,-  l'rojiairanda  besonders  enipflndl 
4?  laO  lantt't:  WiMin  l.t'liri'ii  uii.l  Meiimniri'H.  <lif  zur  Bf 
§  129  aiit'gczüUittiU  Verbreclieit  uult'ordern,  uii:ht  üi 
nnter  der  LandbevOlkerang,  im  Heere  oder  nnter  den  i 
Überhaupt  anter  aolchen  Personal  verbreitet  werden, 
solche  Propaganda  besonders  empfKoglich  sind  und 
dieser  Klassen  oder  T't'rsonen  zupleirli  eiiu'  Gefahr  für 
Ordnun^r  bedfiint.  so  wird  der  Schuldige  mit  V'crbani 
Korrektioiishult  bis  zu  3  Jahren  bestraft.  Qualtflzie; 
Verbrechen  nnter  denselben  Unwttaden  wie  beim 
§  132  bestraft  mit  Verbannnng  die  nichtöffentliche  Tc 
Lehren,  die  die  Kilitärperaonen  anffordem,  ihre  mlUti 
zn  verletzen. 

Der  i;  132  endlich  bestraft  mit  Fe8tuugi>haft  bii 
dei^enigen,  der  sich  »ebnldig  macht,  Schriften  und  Ab 
die  §§  128  nnd  129  erwShnen,  abznfaasen,  in  der 
verbreiten  usw.  Das  Verbrechen  dieses  Taraprapht 
dem  dfs  1;  lö4,  nnr  mit  dem  l'ntersrhiede,  dass  d 
Schriften  und  Aiiliildiinir-  n  ein  andt  rer  ist. 

Der  §  134  bestraft  einige  Fälle  der  Annahme 
Kamms  nnd  der  Verbreitung  falscher  Gerflehte  aber 
der  Reglemngsform.  Er  lautet: 

1.  wer  sich  fUr  ein  Mitglied  des  kaiserlichen  Hans 
dieses  Mit^jlicd  verstorben  ist,  ansgilit ; 

2.  wer  sieb  tiir  eine  l'ersnn  ausjrilif.  die  auf  AUerlv 
oder  lievolluiäclitigung  zu  handeln  hat; 

8.  wer  wiflsentlich  falsche  Gerfichte  Ober  die  Abändei 
die  Gmndgesetae  bestimmte  Itegiemngsform  od« 
Ordnung,  oder  über  den  Tml  des  regierenden  Ks 
Tr(>!it"i>!<rers.  nder  ülier  die  .\bdankung  des  Kai 
Ver/ii  lite  des  Tiifonfolgers  auf  den  Thron  verbn 
Korrektionshaft  bestraft. 
Wenn  die  Annahme  des  falschen  Namens  oder  d 
solcher  Gerichte  eine  Aear  öiFenÜichen  Sicherheit  gt 
regung  oder  eine  Erregung  im  Heere  vernrsaeht  hai 
Schuldige  mit  Zttchthans  bis  sn  8  Jahren  bestraft. 
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Der  §  437,  mit  dem  das  XXI.  Kap.  von  „Urkundenfölschung*' 
anfftn^r,  lautet: 

Wer  den  AUeriidcksten  Befehl  fälscht  in  der  Absicht,  ihn 
sofort  zn  verwenden,  oder  weins.  dass  dcrstMbe  von  anderem  ver- 
wendet wird,  wird  mit  Zuchthaus  bestraft.  Wenn  ein  Allerhöf  hsti  r 
r?efehl  {^«'fälscht  wird,  der  vom  Kaiser  eiirenhändifc  konfirmiert  oder 
unterschriebt  n  ht.  so  wird  der  Scluildi'^t'  mit  lebenslängrliclier  Zucht- 
hausstrafe bestraft.  Nach  I  Jl»  wini  derjeni^re,  der  ein  fulsclu  s 
kaisi'rlirht's  Staatssiffrel  anferti^'-t  in  dor  Absirht,  fs  zn  ,Lr«braiuhi'ii 
oder  der  «  in  solches  falsches  Siegel  verwendet,  mit  Zuchthaus  bis  zu 
b  Jabreu  bestraft. 

Uiese  lk>stimmung-en  schliessen  den  Teil  dos  Stral^t  >rf  zIhu  Ii' s 
ab,  der  von  den  .Staafsvcrbreehen  handelt  und  der  yelttudes 
Recht  "geworden  ist.  \\'ie  man  sieht,  kennt  die  rns^ischo  (Jesetz- 
g:ebung  den  liej^riff  der  .Staaisverbrerhen  in  einem  l  iiiiantre.  der 
dem  Auslande  fremd  ist.  liei  diese  n  \'(  i  brei  lien  wird  mancliinal  die 
einfache  Willensäusserung  best  ruft  oder  die  Nicliterngtittung-  der 
Anzeige,  die  Todesstrafe  ist  beibehalten  und  die  anderen  Strafen  sind 
auch  zu  hart.  Da»  nnd  lauter  Prinzipien,  die  sdion  Iftngst  vom 
Leben  «nd  der  Wimnichaft  verniteilt  sind.  Deswegen  Iciinn  diwer 
Teil  des  neuen  Stra^gesetzbaches  die  progressiven  Elemente  der 
CleaetlBchaft  keinesw^  befriedige,  nnd  sobald  Rnssland  zn  einem 
Rechtsstaate  wird,  wird  dieser  Teil  des  Stra%esetzbaches  der  Re- 
vision kaum  altzogen  werden  kennen. 

Durch  das  Oesetz  vom  7./20.  Joni  1904  nnd  das  Ergftnznngs- 
gesetz  vom  10./23.  Jnli  1905  wurden  die  strafprozessualen  Be- 
sümmnngen  über  die  Staatsverbrechen  vielen  Verftndemngen  unter- 
worfen. Das  nenft  Gesetz  ist  ein  Ausnahmegesetz,  das  fftr  die 
Staatsverbrechen  eine  besondere  Gerichtsbarkeit  und  eine  Reihe 
von  besonderen  prozessualen  Regeln  festsetzt  In  dieser  Hinsicht 
ist  das  neue  Gesetz  nur  als  eine  Fortsetzung  der  langen  Reihe  der 
Auraahmegesetze  zu  betrachten,  die  fiist  vom  Tage  der  Einführung 
der  Gerichtsordnungen  von  1864  herrttbrra.^)  Auch  diese  Ordnungen 
haben  besondere  Bestimmungen  fttr  die  Behandlung  der  Staatsver- 
brechen festgesetzt  Die  Aburteilung  dieser  Verbrechen  war  den 

*)  Veri^eiche  LoswnrsTmcii,  Der  politische  Prozess  und  die  ad- 
ministrative Justiz  in  Russland.  (Blätter  für  vergleichende  Reehtswissen- 

ichaft  und  Volkswirtschaftslehre  I,  S.  ',i\-2  f\\) 

Jabrltacli  d«r  iDtemat  Vereialgoog.  s.  Bd.  156 
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OberlaDdesgtricbten  (AppelhtionsbCfen)  unter  llitwirkt 
Vertreter  Obertragen.    Zugleich  worde  «ine  betone 

Wisetziing  in  den  Aiikliq^eznstand  und  der  Einste 
f;ilin-it<  tV>tp-fsi-izt.  I>ie  HcstimnuniL'*-!!  lU-r  (ioriclitsord 
aliir,  iliiiik  (Ita  itaktioiiiiifü  Ik^tivbiuigen  der  Ke 
iiacli  kurzer  Dauer  ihrer  Wirksamkeit  weaentliclien  1 
unterworfen. 

So  worden  »cbon  am  19.  Ual  1871  die  Ven 
i  itciitlirlit.  weMi»'  ilie  Tätigkeit  des  neu  nriranisierte 
k  'i  ji-  fi<  /iiL'-li<  li  <lrr  rntorsnrliiin^'  der  VfrluechtMi  re, 
Inauitoi)  dies«'»  Korjis  war  die  Iveituug  des  Erwitte 
in  politischen  Sirafsaclien  übertragen.  Dieses  Verfah 
ganz  abnormen  Entwiekelangsgang,  denn  fast  al 
ricliterliciH  ri  ^'ornnter8ncbnng  wurden  ilim  eingeränn 
i\>  v  (!iii{lit>oi'liiunir  vnii  1SI"|  ciliiclt  <lie  I'nH/ci  in 
Mu  liiiiiü'  ui'itc  I !'in.'iii>s<' :  ilii-f  Minlit  wnnle  n\ 

_ Vfi ordiuii^eu"  luuli  i rialilit  Ii  erweitert.    Eine  solc 
der  Fttlimng  der  Vomntenncbnng  auf  die  Polizei 
verursacht,  das«  dem  Minister  des  Innern  und  de 
Konseil"  dsis  Rerijt  überlassen  war,  ilie  imtitischen 
adniiiii>'fv;iiivi'in  Wc^'f  n.H-li  ein nTiilt  i iniiverneinent 
Uder  sie  in  li  ^i,  die  sali  im  iiiiendlielie  zielien  lie§ 
IHe  Überii  a^uijg  solcher  weiten  Uaditbeftagnisse  weil 
erklären,  dass  die  Stnifen,  die  Im  Strafgesetzbaebe 
veibreclicr  festgesetzt  waren,  viel  zu  hart  wfiren.  ] 
mIht  wollt.'  iiijiti  nur  dii-  IJi'prcs^iion  ver{ri'"'s^>'Mi  und 
(irliii  tc  v<iii  LM  i  icliili*  ln'ii  X'i'iM'liriften  bf(i<-i<  ii.  dir  t* 
der  nur  Vi-nlai  lili;;vii.  tituvii  welolie  nicht  tienil5|en< 
material  gesammelt  war,  im  Wege  standen.  Deshalb 
§  29  der  Verordnungen  von  1871,  dass  jedes  Brmitt« 
nach  sriner  Beendigung  dem  Jnstizminister  vorgelegt 
Einverst■iI!tllli■^  mit  di m  ( M  iidai  incriHrlict  .l:)t  tU»  r  i-nl 
Viirunii-rMK  Illing  eronm-t  werden  soll  oder  der  .■ille 
znr  Einfttcllitng  des  Prozesses  zn  erbitten  sei.  In 
kann  die  Untersuclinng  ebne  weiteres  niedergescUi 
die  Alli  I  i:i'rli>t.-   Kilfdigung  auf  administrativem 
wrrd>  n.    Kin  .laiir  si^iitcr  vfränd.  rt"  das  (iesetz  voi 
die  lieriiiilsburkeit  der  !Slaatsveibrecliun,  indem  es  « 
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der  schwersten  Verbrechen  auf  eine  nansserordentUche  Behörde"  des 
Senats  unter  liitwirknng  der  Standesvertreter  ftbertrog.  Zugleich 
wnrde  die  Versetzung  in  den  Anklagesnstand  beseitigt,  „nm  der 
Langsamkeit  an  steaem".  Die  AppellationshSfe  fangierten  ohni^ 
Mitwirkung  der  Standesvertreter  bis  zum  Jahre  1878,  wo  diese 
wiederum  einberufen  wurden.  Nach  dem  Gesetze  von  1872  konnte 
die  Öffentlichkeit  nicht  nur  ans  gesetzlichen  GrOnden,  sondern  nach 
richterlichem  Ermessen  ausgeschlossen  werden.  Die  Befugnisse  der 
Administration  vermehren  sich  mit  jedem  Jahre.  Das  Gesetz  vom 
14.  AngQst  1881  rftnmte  der  Administration  ein  sehr  weitgeliendes 
Becht  ein,  Verhaftnngen,  Beschlagoahmungen,  Durchsuchungen  zu 
nntemehmen  nnd  die  Aburteilung  der  Stnatsverljredicr  den  lülitAr- 
g:erichten  zn  übertraf^en.  Es  wurde  «  inliich  am  11.  Jnli  is^n  nnter 
Uiugehung  der  üblichen  gresetzgebeinlt  ii  Instanzen  ein  AUcrhiK  hster 
Befehl  erlassen,  (Uiiizutnlir''  die  Verbrechen  der  i^j^  "J 10  und  248 
(Über  die  heimlichen  \'ei  liindnnjren)  auf  administrativem  We^^f  ab- 
geurteilt werden  scdlten.  Die  StrafV  l'ür  difsc  \'erbre<  hön  konnte 
schön  narh  »"infat  her  Vereinbarunf?  des  .lusti/.niinisters  mit  dem  Minister 
des  Innern  bestimmt  werden.^)  Im  Jahre  Ü'Ol  erliielt  die  .^taats- 
an\valts(  liait  an  den  Appellatiniishnfeu  das  Keclit,  nach  Vereinbarung 
mit  den  znst.'iinliL^en  I'ehrniit  ii  die  \'erfol;,'-nnf^^  der  minder  wichtip^'en 
Sachen  einzustellen  oder  s^r^.w  mit  einer  Strafe  zu  beley:en. 
J)un  h  diese  (iesetze  war  in  \\  irkliehkeit  jede  irerichtliche  Ab- 
urteilnner  der  Staatsverin «m  Ih  m  aust,'-e.si:iilos>en.  Aus  den  >ratistischen 
Zaiilen.  die  anfangs  des  .laiaes  IIHI  J  zusammen^'e.stellt  wurden,  ei  .sieht 
man,  dass  vom  Jahre  18'J4  bis  zum  Jahre  liMll  auf  ;;eri(-iitliclieui 
Wege  niciit  eine  einzige  Sache  a))genrteilt  ist.  l)ie  Zahl  der  auf 
administrativem  Wege  Bestraften  wuchs  aber  mit  jedem  Jahre;  im 
Jahre  1894  wurden  158  Ermittelungsverfahren  eiogelcitet,  die 
919  Personen  nm&ssten;  im  Jahre  1906  1988  Ermittelungsverfahren 
mit  5590  Personen,  von  denen  4867  bestraft  wurden.  Die  Zahl 
der  nach  Sibirien  Verbannten  stieg  von  55  Personen  im  Jahre  1894 
auf  1502  im  Jahre  1903. 

Das  neue  Gesetz  vom  Jahre  1904  bedeutet  die  Rttckkehr  zur 
alten  gerichtlichen  Aburteilung  der  Staatsverbrechen,  die  von  jetzt 

*)  Darttbor  auaführlicher  bei:  F.  i'-w,  Zum  ücactze  über  die  Ab- 
urteiluniT  der  Stsatsverlirechim;  WIestnik,  Prawa  1904,  No.  7.  —  Nabokow, 
Die  strafrechtliche  Chronik;  Ibidem.  —  Siillmam»,  Über  die  StaatsTer- 
breehen,  Piawa  1904,  No.  28.  156* 
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an  hanpt^iirlilicli,  ji-doih  nicht  anst-cliHissIieh,  ugewc 
iiinss.  Ini  \'erfr!<'i(  h  mit  den  (lorii  litsiir  lniinsen  vom 
z»»ii  hnct  sicli  «las  rM-iic  Gesetz  iliircli  zaliUviclie  Abwe 
^^unsieu  der  admiuihiiativeu  (tr^^iuie,  die  das  EruiiUelu 
zn  IdteD  haben»  ans-,  ihre  Befiigiiisse  werden  erweil 
legend  far  das  oene  GeseU  waren  die  Bestimmnngen  dei 
Vinn  Jiilirt'  IS'.'I  iS!»;»,  der  die  llevision  der  Geric 
<dd;iir.  In  ktirz*  ti  Wi  rt'  n  wi  r.lt  n  wir  dr»«  Weisen  d 
dt-r  Hauptunt4!i-suilmiii(  zu.s;iniiiKuzuta»seu  vtrwuclifn. 

Die  Staatsverbrechen  nnterstehen  derselben  ti« 
wie  frttlier.  FBr  diese  Verbrechen  sind  xvstAndig: 
1.  die  AppellationshOfe,  wenn  das  hSchste  geaetslicl 
für  das  za  abarteilende  Verbrechen  die  Korrekt' 
iiii  lit  .  rreiclit; 
Ii.  die  versliirkteii  Apiiellatioasliole  unter  Mitwirkung 
Vertreter  und,  falls  ein  Allerhöchster  Befehl  dasn 
aamerordentliche  Behörde  des  Senats,  wenn  die  hlk 
Verbrechen  angr«^drohte  Strafe  mindestens  eine  Kor 
strafe  i<t. 

3.  da«  h'H  liste  St nit'p  rieht,  wenn  naeh  dem  Allerliiicl 
die  Stralsatlie  Wi  ihm  abgeurteilt  werden  mus». 
Beim  Znsammenhange  der  Staatsverbrechen  hat 
die  Strafeachen  zn  erledigen,  dem  die  hShere  Znsttndigi 
I'as  Kriiiitteluntrsvcrfaliren  erfuhr  in  dem  neuen 
h><leuiende   und  si-Histiiiidi're  h'e^^eluiip,  so  da.'is  dieses 
f.iliren  den»  j^erii  litliclien  Vorverfahivn  fast  gleiehktmin 
eingeleitet  werden  in  allen  Sachen,  alsu  aucli  in  den 
welche  die  Todesstrafe  steht  Bei  Staatsverbret^en  kam 
verehren  ohne  Vorantersnchnng  erSfltoet  werden,  weni 
anwaltseliaft   an   dem  AppcUationshofc   es  für  mQglic 
(';nnid    der    Krniittehingsaltten    die    Anklai^ix  hrifr  i 
Dagegen  ist  bei  genieinen  Verbreehen,  die  eine  Aberl 
Standes-  oder  BOrgerrechte  nach  sich  ziehen  können 
untersuchting  vnnmgftnglich. 

Das  Qr^^iui  des  ErmittelangsverfahrenB  ist  nicht  di 
Pidizei.  siiinlern  sind  die  Beaniteti  des  besunderen  Uenda 
Welche  iilier  Jede  verbrecherisclie  Handlung'  von  den  j 
beaiuteien  Personen  und  von  den  Cehurdeu  iu  Kenn 
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werden  mQuen;  zugleich  mnss  auch  die  StAatsanwaltschaft  an  dem 
Gerichtshofe  benachrichtigt  weiden. 

Nach  Vereinbarnng  des  Chefs  der  Gonvfrnpmenta-Geiidarnierie- 
verwaltnng  mit  der  Staatsanwaltschaft  jin  dem  Gerichtsliofe  können 
mit  der  Leitung:  des  Krmittelnngsverfahrena  auch  die  allgemeine 
Polizei  oder  auch  die  Beamten  des  Puliztidepartement.s  betraut 
wf-rdon.  In  besonders  vviolitiseii  Fällen  können  das  Verfahren 
Personen  leiten,  die  Allerhöchst  damit  betraut  sind.  Das  Verfahren 
vfdlzielit  sich  unter  der  Aiifsiclit  der  Staat ?>an\valt.'«"haft  an  dem 
lierichrshofe,  die  allgenieiin  I  eitnii*^  hat  die  Staat sanwaltscliaft  an 
dem  Ai>i)elhitinnshofe.  Wenn  das  Ermittelungsverfaliren  eine  si>e/,iell 
damit  betraute  Persnn  zu  führen  liaf.  so  steht  die  liöchhte  AniVirht 
dem  .Tu!?tizmiiiister  und  dem  Minister  des  Innern  zu.  l>ie  IJechte 
der  Emiitteliin^'^siiit^une  stehen  auch  der  höchsten  Verwaltung  des 
Heeres  oder  der  Marine  zu. 

Das  Verfahren  beginnt  entweder  auf  V<»rstiilug  des  Staa;s- 
auwalts  oder  nacli  persönlicheui  Ermessen  der  Gendarmerieottiziere, 
oder  endlich  anf  Mitteilung  der  militärischen  Obrigkeit.  Über  den 
Beginn  des  Verfahrens,  sowie  Aber  den  Gegenstand-  desselben  wird 
nnvenflglich  die  Staatsanwaltschaft  nnd  in  entsprechenden  Fällen  auch 
die  militärische  Obrigkeit  in  Kenntnis  gesetzt  Wenn  der  Chef  der 
Gendarmerie- Verwaltung  ans  der  erfolgten  Anzeige  kdne  triftigen 
Gründe  ersieht,  das  Verfohren  zu  beginnen,  so  benachrichtigt  er 
davon  die  Staatsanwaltschaft,  von  der  es  dann  abgingt,  eventnell  das 
Verfiihren  einznsteUen  oder  doch  zn  ^Ifben.  Die  Personen,  denen 
die  Leitung  de«  Ermittelnngsverfiihrais  flhertragen  ist,  haben  das 
Kecht,  die  Angeschuldigten  zu  verhaften,  Durchsuchungen,  Beschlag- 
nahmen, vorlfiufige  Vernehmung  anzuberaumen.  In  nnigen  Fftllen 
mnsB  man  die  Einwilligung  der  Staatsanwaltschaft  dazn  einholen. 
Die  Personen,  die  das  Verfkhren  zn  führen  haben,  können  die  An- 
geschuldigten auch  in  den  Fällen  verhaften,  wo  es  nach  allgemeinem 
Gesetz  unzulässig  ist,  wenn  diese  Masstegel  zur  Verhütung  der 
Kollusion  durch  die  Angeschuldigten  notwendig  zn  sein  scheint. 
Von  solcher  Anordnung  ist  unverzüglich  die  StaatsanwaltschafI  in 
Kenntnis  zn  setzen,  die  schriftlich  die  Aufhebung  dieser  Hassregel 
beantragen  kann. 

Jeder  Bflrger  muss  den  Personen,  die  das  Ermittelnngs- 
verfahren  führen,  Hilfe  erweisen.    Die  Schwierigkeiten,  die  beim 
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Verfobren  anftaachen,  werden  T«n  der  Staataanwalti 
Appellationtbofe  erledigt.  Das  Gesetz  sieht  auch  i 

Id  deii'  II  'l<  i-  Aiijr'  ^«  ImMiRto  srinc  Tat  in  nnztirecl 
Znstaiiilf     b<'puiyriii     liat;  iniiss    i^eiii  {r«'isl 

niitei"Hiu;ht  «fiiieu.  l>ie  Urbane  des  Verfahrens  hab 
die  Zeagen  zn  laden  und  ihre  Kosten  zn  besah! 
nassen  werden  die  Rechte  des  Angesehnidigten  dads 
diiss  (ipsetz,  ihn  von  der  Beendigung  des  Ermittelt 
in  Kt  tmtiiiv  zn  setzen,  vorsrlircilit.  Das  jjt'samte  Mate 
Wrlaiireu  zutag:i'  gttv>r<liTt  iiai,  uiiiss  dem  Angefchiild 
darauf  beütelit,  bekannt  gemacht  werden.  Dem  Antraf 
dfgten  auf  Beweisanftiabme  aber  nene  Tatsachen  mm 
werden.  Die  Akten  des  l^mittelungsverfabrens  werd> 
r>  ndigung  der  Staatsanwaltiichaft  an  dem  (ierk 
satidt. 

Die  VurM  lirilli  ll    des    (  ieMazes  VulU   7.|  2U.  Jnt 

die  Einstelinng  des  Ermittelnngsverfkhrens,  erwiesen  si 
haft  und  museten  daher  schon  nach  tinem  Jahre  dorc 

uiiiL''  .iiidrrt  weiden.  Gegenwärtig  sind  sie  fnlpenderni; 
Wenn  dei-  Ani'"-^' linMierte  p-stnrben  ist  oiler  die  H 
«leu  'Jatbesiaiid  eines  N'erbrecüeus  erfüllt,  »o  hängt  < 
des  Ermittelnngsverfahrens  von  der  Htaatsanwaltachaf 
hofe  ab.  In  den  Fällen  aber,  wo  der  Angesehnldii 
rindig  gemacht  werden  kann  <ii]er  wo  die  Indizien 
nt^irend  erweisen,  seiil.i^^t  die  StMui-anwaltsiliatl  (it 
\^•rt'all^'•ll^  vnr,  ■lie  Sarli.>  diui  li  den  Cljrt  y  dendarni 
dem  Guuvenieiif  zu  übers'Jben,  um  sie  bei  «ieni  „UouverD 
einzubringen.  Die  Staatsanwaltschaft,  keineswegs  a 
schuldigte,  kann  stets  um  die  Einleitung  der  Vt 
ersnclien,  aber  aiidi  mit  Krütlnnni;  derselben  hört  dif 
(i' uiianneriebeamfen  in  beztiir  auf  die  Ermitteliuip 
lor^t'liiing  nidit  auf;  über  die  Kei^altate  ihrer  Tätig 
die  Organe  der  Voruntersnchnng  in  Kenntnis. 

Die  Akten  des  Ermittelnngsverfahrens,  das  ec 
da/.u  eiiiaunte  l'erson  geleitet  hat,  werden  nach  dei 
X'iiJalin'M-«  dei-  Siaar^uiwilt-cliiifi  an  dem  Ajipella" 
sandl.  die  die>ellien  mit  lieiiii;j-unjr  ihres  üeschiusses 
fcieiltiuy  oder  Nii  iiieinstellung  de»  Verfahrens  dem 
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ttberreidit  Die  Einstellung  des  Verfahrens  hängt  vom  Einver- 
ständnis des  Jastizministers  mit  dem  Hinister  des  Innern  ab. 

Auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  an  dem  Gerichtshofe  wird 
die  VonutersQchnng  von  Untersuchungsrichtern,  denen  die  Leitung 
des  Verfiihrens  in  den  wichtigsten  Sachen  obliegt,  manchmal  von 
den  einfkchen  Untersachnngsrichtem  oder  den  Friedensrichtern,  die 
ihre  Stelle  vertreten,  gefiihrt.  Der  Justizminister  kann  mit  der 
Fflhmng  der  Vomntersncbiing  die  Untersuchungsrichter,  denen  die 
Führung  der  schwersten  Sachen  obliegt»  und  sogar  ein  Mitglied 
des  Appellationshofes  beauftragen. 

Es  finden  sich  in  der  Voruntersnchnng  weniger  Besonderiieiten 
als  in  dem  Ermittelnngsverfaliren.  Die  Person,  welche  die  Vor- 
nntersnchiing  zn  leiten  hat,  kann  oline  ^gerichtliche  Genehmigung 
zur  ErritlnniiK'  und  Beschlai^naliuu'  dfr  KonTsiHirKlonz  Massr('!2:oln 
treffen.  Mit  der  Ausftthmni^  dieser  Massreg:el  kann  sie  die  Geiidaniicrit'- 
offiziere  beanft raffen,  wi«^  überhaupt  die  Unter^^uf  hniig-^irichtfr  in 
Beziehungen  za  den  Mitg^liedern  des  Gendarmoriekorps  treten  künnen. 
Nach  dem  Schlüsse  der  Voruntersnchnng  stellt  die  Staatsanwaltschaft 
ihren  Antrag.  Gehört  die  Sarhe  \or  die  „ausserordentliche  Belir>rde'* 
des  Senats,  so  werden  die  Akten  der  ahireschlos>enen  Vorunter- 
snchnng dem  .liistizmininster  übeisaiult,  der  ein  Mitglied  der  Staats- 
anwaltschaft mit  der  Vertretum^  der  Anklage  hei  dem  Senate  be- 
anffra<rt.  l>er  Hesdiliiss  [\\h>v  die  Kf'tVnnng  des  Haupt  Verfahrens 
(eigentlich  die  \'i  ivtt/iuig  in  den  Anklagezustainl )  «»der  über  die 
Einstreuung  des.  Iben  wird  in  diesen  Fällen  nach  allgemeinen  Ver- 
schriften  gcfasst  (d.  h.  v<»m  Krsten  Departement  des  Senats  oil.  r 
vom  Strafdepartement  des  AppellationshntVs».  In  diesen  Fallt  n  wird 
aber  in  die  Sitzung  des  Senatsdt  parteiuents  der  Minister  des  Innern, 
sowie  derjenige  Minister,  zu  dessen  Kessurt  <las  \'erbreclien  die  l!e- 
ziehnng  hat,  zugezogen.  Vor  dem  I5eschlus.se  stellt  der  Vertreter 
der  Staatsanwaltschaft  seinen  Antrag.  Hat  der  Appellationshof 
oder  der  Senat  beschlossen,  das  Hanptverfaliren  zn  erCffhen,  so  ist 
der  Beschlosa  in  Form  einer  Anklageschrift  zu  verfassen. 

Die  Verhandlung  vollzieht  sich  in  Appellationssachen  nnter 
dem  Voraitse  des  ersten  Vorsitzenden  des  Appellationshofes,  manch- 
mal des  Vorsitsenden  des  Strafdepartements  an  demselben  nnter  der 
Besetzung  des  Gerichts  mit  vier  Mitgliedern  des  Strafdepartements. 
Ansserdem  nehmen  an  der  Verhandlung  als  Richter  folgende  Per- 


2470 


GeaelzRebnnif  und  Litemtor. 


smuMi  ti  il:  |)r!-  A'l'  lsniarsi  hall  ih'f  (rduvenieiiifiits, 
^  t  rliaiidt  h  wird,  «  iiiei-  der  Kn  isidelsuiamLälle,  eine 
ujLi<tt  r  und  einer  dur  Btiuern-Auitäl>ezirkävor»t«her. 
die  Penooeu  havptsKchlich  einberufen,  die  mit  dem  \ 
sant  erstell  Mnle  betraut  werden.  Diese  Standesver 
nur  vom  Angeklagten  abgt^lehnt  werden  nnd  dabei  nnr 
die  ffir  di»'  Ableliimiiu-  d'-r  Kirlit<"r  Ti»n!i'*L''<'li''iid  sind 
dreitügiyt-r  Frist  vhh  ui  t  Ht  kaniisiiiailiuiif^  ihrer  Nani 

Des  weiteren  ir-t  im  Gesetze  be«-tiuiuit,  das»  bei  d» 
sowie  in  dei^nigira  Gonvemementa,  wo  es  keine  Lc 
tretane  eribt,  die  Standesvertreter  einzabernfen  sind. 
Enuessen  bat  das  (itriclit  über  die  völlii-'^  «"lor  t 
sflilie-sniifr  (b  r  <  )tb'iitli.  Uicit  711  »'titsiOu-idi  ii.  Pa^selb 
aiicli  dein  .Iusti7.uiiaii)t<  r  /.ii;  da^  lit-riciu  kann  auch 
Verwandten  niclit  zn)a««en,  von  denen  Vberiianpt  nur  »\ 
werden  dürfen. 

Nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1904  werden  zur 
nur  ili<'  v-  n  idi^Ti  n  Rt  i  lif-anuältf  ziiij«'!a.ssi>n;  das 
.lahr<"  l'.»w."i  riiiuiit  dii-<  Krihf  aiirh  ihren  (iikadeinisc 
\  eitreterii  zu,  sowie  den  Kerht»konäulenten  und  dei 
fUr  das  Bicliteramt.  Sine  soklie  ansgedelinte  Zolasst 
teidignng  vermindert  ihre  Bedentongr  nnd  aebaffl  einei 
I  IV  liericht,  falls  >li  .  .idigten  Keolitsanwälte  i 
die  \ Vreidiirnny:  zu  übtiiMhiiitn.  Abweiclu-iid  von  de 
Kegel  hat  das  (Mriuht  das  b'eiht.  Protokolle  nnd  andc 
Ermittelnntfs\ erfahren«  vorzule>fU.  Hie  Verartcilten 
Zahlung  der  Küsten,  die  in  dem  Verfahren  erwachsen  sin 
werden.  Wenn  die  Sache  ohne  Uitwirkaag  der  Sti 
vcrbandi'lr  wunb-.  kann  lii  rnfunsf  eine:t'lei;t  werden, 
jfesitztcn  l'.illc  i>t  nur  die  l!i'\i>ii>tt  zulassig.  AI« 
und  Karsai i»n;>iii!>tauz.  gilt  das  Stratdcjart^iiueut  des  Si 
auch  zulfitwig,  durch  den  Jnstizninister  an  die  Aller 
Gesuclie  um  Begnadignng  oder  um  Uilderung  des  V 
reichen. 

..aussf'i'-ird''ntlii-lii'  Üfluird»-"  d'  s  Si  nais,  die  a 
Allerhi'rlisten  l'.rti  lil  blM.  t  wird.  b<  steht  aus  dem 
und  fünf  Senalnit-n.  die  dazu  AllerlioeltHt  ernannt  wer 
Aburteilung  des  Verbreciiens  der  §g  103,  104,  106  an 
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Öffimtlichkeit  stets  sasflieschlossen.  In  anderen  F&llen  finden  die- 
selben-Bestimninngen  statt,  wie  für  die  AppellationshOfe. 

Zngleich  mit  der  Einführnng  des  neuen  Gesetzes  werden  auch 
die  entsprechenden  Änderangen  in  anderen  Gesetsen«  sowie  anf  dem 
Gebiete  der  Strafvollstrecknng  binsiclitlich  der  Staatsverbreclien 
vorgenommen. 

Wie  man  sieht,  lassen  diese  strafprosessnalen  Gesetze  der 
Administration  bei  der  Verfolgung  der  Staatsverbrechen  recht  weit- 
gehende BeAignisse.  Die  Äbhfingigkeit  der  Gerichte  aber  gibt 
der  Regierung  die  Möglichkeit,  dieselben  sehr  stark  politisch  zu 
beeinflussen. 

Nachtrag. 

Der  g^BSte  Teil  dieses  Bericlits  befand  sich  bereits  unter  der 
Presse,  als  neue  Gesetze  znr  rnterdrückong  «I-t  lü-x <>lutioii  zu  er- 
scheinen begannen.  Nach  dem  ^lauifeste  V(»ni  ll.j'iO.  üklbr.,  welches 
dem  Volke  prinzipiell  die  Einführung  einer  Verfassung  versprach, 
ting:  das  alte  bnreaukratische  Repriment  an  mit  unfjlaublicher 
Schnelligkeit  zusammen  zu  Itrecheu.  Ihr  lan<;sam  arbeiten<le  bureau- 
kratische  Ke«i:iernng!ämechanismas  konnte  noch  nicht  dazu  gelangen, 
ciitsprechende.  die  rnantastbarkeit  und  Freihtit  der  Person,  des 
Wortes,  der  \'crsammlungen  und  der  W-rrine  schützende  (besetze 
zu  i  iitwcrtVii.  als  die  Presse,  di«- *  m  >i11s(  halt  und  die  Parrt-icu  diove, 
Fieiiifii  tatsächlich  zu  verwirklichen  Ijet^aiincn,  d.  h.  nhn»'  die  bc- 
Btehende  Zensur,  P(dizeiverbote  und  sugar  veraltete  sslralrechtliche 
Normen  zu  beachten. 

Unter  dem  gewaltigen  l>ruck  der  öttentlichen  Meinung  hat 
die  Regierung  den  Amnestie-Ukas  vom  19.  Oktbr.'l.  Novbr.  11»(>'> 
erlassen,  welcher  lediglich  i)olitisclitu  Angelegenheiten  gewidmet 
war,  wenn  man  so  eine  ganze  Kcihc  von  strafbedrohten  Handlungen 
bezeichnen  darf,  welche  mit  dem  früheren  absolutistischen  Regime 
nicht  übereinstimmten.  Dieser  Ukas,  welcher  die  Amnestie  nur 
teilweise  gewährt  und  deren  Anwendung  mitunter  vim  dem  Erachten 
dtf  Exekntivorgane  —  der  Minister  —  abhängig  macht,  hat  fast 
niemand«!  befriedigt  Seine  Hauptsatzungen  sind  folgende:  voll- 
stindige  Begnadigung  wurde  demjenigen  gewährt,  welche  verurteilt 
oder  angeklagt  worden  sind  anf  Grund  der  §§  108,  104,  106,  107, 
121,  125,  126  Abs.  1,  127—132,  134  Abs.  1  p.  8,  163,  164,  166 
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Alis.  ItvS  Abs.  3  niul  173  Abs.  4  des  Strafge* 
Jahre  l'.'oM.  dt-itn  Inliiilt  oIk  n  ans'etiiilirt  wnnli*  bei  d 
du»  (.M-setzcH  vuii  iw-i,  darcU  welche»  diesen  Par 
mittelbare  Wirknngskraft  nocli  vor  der  iDknfttratu 
Qesetsbnchs  verliehen  warde.  Trotz  der  knnsen  Zei 
dem  Inkrafttrelcii  dieser  Parain'apl"'«  vi-mtrichen 
Ziilil  der  iiHl'  (iriiiiil  ilnsflljcii  (lii'^Kiniets  des  ^  12(. 
iiiid  besonders  in  drti  AiikliiL''<;ziistaiid  einffev.t/it-n 
s«'iulc  erreitlit.  Kenier  vollhtiindig  von  der  liestral 
richtsverfbiguiifi:  befreit  sind  diejenigen,  welche  sieh  d 
AD  Anistliuden  and  der  rbertretnngra  von  Hietsbedlngi 
fir**nia«-ht  haben.  l>ie  Kint  ilmnu'  dieser  eigentlich  par 
sriKMi  < 'Iniraktcr  trai,'fii<lt  n  Ihiiidliii!fr«'n  iii  die  Zaiil  de 
Vergelieii  kann  ilue  Krklärnng  nur  in  der  in  der 
vertreienen  Ansicht  tiiideo,  nach  welcher  verbrecheri 
kollektive  Arbeitwinsteilung  In  gewerbliehen  Anital 
wenn  iüe  ancli  iiein  wirtMhaftliche  Ziele  «ntrebt. 

Vor  dem  17.  :5m.  (»ktbr.  fa!id<  ii  kidossale,  nach 
'IVilnebinern  z;iliiend>  Sti'i-iks  aii>  iKilitiscb'  ii  (Iriiiiden  R 
üiis  Manile.st  vum  17.  Oktbr.  kiinn  uiir  ah  ein  Kesnl 
werden,  wolelies  darcb  den  allgemein«!  poHtiaehen  Am 
wnrde.  Daher  scheint  aneh  die  Snbsnmiemng  der  8tr 
erwähnten  Hejinadifjnnfrensiika.^  richtig  gewesen  zu  s* 
sniii-n.  wfli  li.'  Staats'«  <  t  brr(  li.  II  früher  als  vor  10  Jal 
Ii, Iben,  wiii'de  .Ii'-  I '-  vt rata iit;"-lrisf  um  die  Hälfte  pi>kii 
liaupt  ihnen  l  ine  Liiiilenui;,'  der  StruJ'en  gewahrt  in  den 
zu  schweren  Strafen  vemrteilt  wurden,  nndvollatlindige  t 
verliehen,  wo  nur  korrektioneile  Strafen  eingetreten  wart 
derer  Kerlentung  erscheint  die  Dispensierung  von  II 
welelun  die  soL^'nannfen  nnznverläs-siiren  Personen  in  a< 
W  ege  au.s{jeset7.t  waren  j  zu  diei«en  idatMiregelungeu  \ 
sriion  oben  erwiihnte,  bis  liMU  In  sehr  weitem  Hi 

Endlich  ersetzt  der  Ukas  vom  17780.  Oktbr.  d 
fBr  dl«  bis  zum  17.  Oktbr.  zum  Tcde  Verurteilten  d 
baniniii'^  zu  Zwaner^arbeiten  aul"  1")  Jahi«'.  I)i>:>  M« 
difsi  s  lieiriiailiiriniy.^nkti-s  jiibt  sidi  ~.(  ]imii  liaiin  kund, 
die  Straten  authebt,  welche  wilikuiii<ii  im  adtiiinis 
oder  fiir  Handlangen,  die  in  einem  Verfasaangiataate  : 
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nicht  ppltt'ii  ki'UiH'ii  (beispielsweise  der  \'eisin  h,  <l;is  autokratisclie 
Ke^riiiir  zum  Sturze  zu  brin^'on  imUt  die  \'eihi«'iiuii^  sozialisiisdier 
Lehren),  auferlegt  waren,  die  (iesetze  selbst,  welche  snldie  Ilainlhuipren 
mit  schweren  Strafen  bedrohen,  aber  in  ihrer  Kraft  nnberiihi  t  hisst 
und  deren  weiterer  Anwendung:  nicht  im  geringsten  Masse  vorbeugt. 
So  sind  X.  B.  auch  snr  Zeit,  da  ieh  diese  Zeilen  niederaehreibe,  also  nach- 
dem bereits  drei  Monate  seit  dem  Erlasse  des  erwähnten  Ukases  ver- 
strichen sind,  Hunderte  von  Personen  von  neuem  den  Gerichten  wegen 
Verletzangr  der  oben  angeführten  Paragraphen  fibei^ebent  wiedemro 
werden  Hasienverhaftnngen  und  -Verbannungen  in  administrativem 
Wege  vorgenommen,  wiederholt  droht  vielen  politisciien  Freiheita- 
kämpfem  die  Todesstrafe. 

Die  revoltttionSre  Bewegung,  welche  bei  den  blossen  Znsagen 
der  Begiemng  sich  nicht  beruhigen  konnte,  fhhr  fort,  zu  wachsen. 
Die  Regierang,  welche  anlkngs  dieser  Bewegung  freien  Lauf  Hess, 
griff  nachher,  im  grellen  Ge^nsatze  zu  ihrem  ft'flheren  Verhalten, 
zu  ansserordenüieh  scharfen  repressiven  Ifassnahmcn,  die  sogar  im 
geltenden  Gesetze  keine  Begründung  finden,  sondern  lediglich  auf 
unerhörter  Verstärkung  der  Machtbeftagnisse  der  administrativen 
Drgane  ftissen  (die  Verhängung  des  Kriegs-  und  Belagerungszustandes, 
Einräumung  ungelienerer  Macht  an  zahlreiche  BehCrden  und  dergl.). 
Statt  die  zugesagten  Freiheiten  der  Bevölkerung  zu  gewähren,  fing 
die  Regiernng  an,  danach  zu  trachten,  auf  welchem  Wege  sie  am 
stärksten  diejenige  Freiheit  verringern  könnte,  welcli*-  die  Gesell- 
fichaft  sich  eigenniiichtig  erzwungen  bat.  indem  von  der  letzteren 
tatsächlich  die  Pressfreiheit,  wie  auch  die  Versanimlnng«-  nnd  Ans- 
standsfreiheit  verwirklicht  ward.  Diese  Freiheitsverringerung  wird 
nämlich  durcli  die  (Jesetze  vom  2.  Hezbr.  IWö  über  die  Strafbarkeit 
einzelner  Arten  vdu  Ausständen  und  durch  di<'  vom  27.  Xovbr. 
Ü'O.'»  dal ifrend<-ii  sno'en.  „Provisorischen  l^"-tiiiiiiiiiiiu<  ii  über  die 
Presse"  bezweckt.  Obwohl  neue  Mi^cbnitte  durch  di*>f  «tcselze 
in  das  Gebiet  dt  s  Strafreehts  eingetiUii  t  werden,  halt«  n  wir  <  s  fiir 
freniigeiid.  ihren  Inhalt  nur  smnniarisrh  wicdiTzu^i  lj«  !!.  w  il  uiisi  res 
Erachtt-iis  ihre  Lebeusdauer  eine  stdir  kiiiz«-  zu  sein  vri>iiiiclif  und 
ihnen  schwerlich  eine  bedeutende  liolle  zu  spielen  b^.■^cl^iedeu  i>t. 

Das  Gesetz  über  die  Aiis>tiiiide  bedroht  mit  (^etängnisstrafe 
jede  Aufreizung'  der  Anercsttdlten  und  Arbeit-r  an  Privat-  und 
K^taatseisen bahnen  oder  im  ötlentlichen  Fernsprech betriebe  mit  Aus- 
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nahm«  des  Regienuigit«lephoiM,  oder  ttbarhaapt  in  Bold 
dessen  Anfhebnng  oder  Einstellnng  mit  der  6«&hr  flir  • 

des  Staatfü  vprbundi-u  ist  oder  eine  i  tT  ■tillicln'  Kalai 
rufen  kann,  zu  «•isen\villi}rt'i-  mnl  verabredt'ti  r  Kitistel 
liivi'limiK  Niclitwiederanlnahnie  der  Arlieiten,  f; 

reixuiig  erfolgieicli  war.  Wenn  die  anstiftende  Pe 
Angestellten  oder  Arbeitern  nicht  gebart  oder  wenn  d 
keinen  Erfolg  hatte,  wird  die  Strafe  etwaa  ermSasIgt  (i 
bin  S  Mdiiate).  Die  die  Arbeit  eiii:<t' Il'  ütl'  i!  T'i  rsi 
sii  li  (Ir  l-  Ii.  •-.  liiidi^'iiiijj  des  dem  rtit<  i  iirlmiru  .ulcr  df 
^«'.•^lellii-ii  mlinieiKieii  \'ernit»j;eiis  (sehiildi{f  {^euiathl  Ii: 
luit  (.'etiiii^ni.s  Itis  zu  1  Jahre  und  4  Monateu  bestral't. 

Die  Angestellten,  welche  die  Bechte  nnd  Pr 
Staatsdienstes  geniessen,  sind  wegen  eigenwilliger  We 
Diemtptli*  litrii  /u  erfülleii,  derselben  Strafe  ansgesetz 
a^wserdeiu  ihrer  Ämter  \ vilu'-ti?.  I>ie  Anfreiznn;?  die 
zum  Ausstände  wird  sireiij^er  bestraft,  als  dieselbe  ." 
bttzng  auf  die  in  Privatuntcrnehuicn  Angestellten. 

Hit  GefSngniiMtrafe  bis  zn  I  Jahre  nnd  4  Uonatei 
eigenwillig  ihre  Arbeit  einstellenden  Beamten  beatraft,  v 
Angestellte  nwl  Arbeitende  in  derselben  Anstalt  mitteli 
Ver{r''walti^uiitri  !i  "d.-r  Ausseliliessnue  aus  dem  Verkel 
legislativer  Hegrit):  iSuykott!)  znui  Ausbünde  vcraulafiüeu • 
Dto  Beteiligung  an  einem  Verbände,  welcher  besweek 
herVorzorofen  nnd  an  nntersttttzen,  wird  mit  Festonf 
4  Jahren  geahndet  Das  Gesetz  verbietet  den  Dienstherren 
lidm  i'der  das  Gehalt  für  die  Dauer  <les  Ausstandes  f 
Arli-iter  anszn/.alilen.  ( ili  iebzeitifr  sind  besondere  Hestiir 
die  Kntsrhüdiguug  von  Personen  festgesetzt^  welche  d 
ihn«i  infolge  ihres  Widersttuides  bei  Anwtiiiden  vi 
gewaltigaugen  besdiädigt  sind. 

Dieses  Gesetz  sollte  nach  der  volle  3  Monate  dai 
standsfreilieit  in  den  Hiiiiden  der  Regierung  als  a 
Warle  diriu  ii,  nml  dmli  veriinK lile  es  nicht,  dem  neut 
blreik  in  der  zweiten  Hi'ilfte  des  Dezembers  vorzubeug 

„Die  provisorischen  Bestiuimungeu  fiber  die  P 
sprnchen,  die  Bedeutung  eines  Gesetzes,  welches  ,|die  1 
begründet.   Die  Lage  der  rassischen  Presse  war  bis 
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Zeit  wirklich  äasserat  prek&r,  da  kein  Stttck  gedruckten  Papiers 
in  die  Öffentlichkeit  zn  bringen  war,  ohne  dara  es  zuvor  das 
wachende  Ange  der  allmächtigen  Zensnr  passieren  mnsste.  Die 
Polizei  hielt  die  grosse  öffentliche  Ifeinnng  in  dem  ganzen 
nnerraeaslichen  mssischen  Reiche  gSnzlich  in  ihrer  Hand  und  er- 
stickte die  simtlichen  aktiven  Geisteskräfte  seiner  Bevölkerung. 
Der  „Frtthling8''anbrudi,  wie  man  in  Rnssland  die  Zeit  bezeichnete, 
welche  nach  der  im  Juli  1904  stattgeftindenen  Ermordung 
Plbhwbs  erfolgte,  hat  neue  Wehen  und  Strömungen  hervor- 
gerufen  und  in  erster  Linie  die  Revision  der  Pressgesetze,  zu 
welchem  Zweck  eine  Kommission  unter  dem  Vorsitz  des  Direktors 
der  Kaiserlichen  Bibliothek  Kobecko  zusammengerufen  wurde,  welche 
ein  halbes  Jahr  an  der  Ausarbeitung  einer  neuen  Pressordnnng 
arbeitete.  Allein  die  pflügst  veröffentlichten  Pressbestimmnngen  sind 
weit  von  den  Beratungen  und  Uotiven  der  Kobecko-Kommission  ent- 
fernt; sie  sind  sclileuni^st  verfasst  und  promulgiert  worden  zum 
eigentlichen  Zwecke,  die  von  der  Presse  crrnnj^cne  Freiheit  mittels 
tatsächlicher  Aufhebung  der  Zensur  zu  zähmen,  d.  h.  Dispensierung 
von  der  Vorzeigung  von  Büchern  uml  Zeitschriften  und  Gestattung 
ihret  Herausgabe  ohne  Zensnrerlaubnis. 

Die  Strafnornien  des  neuen  (  ^t  si  izcs  bieten  folgrende  Hauptzflge: 
Die  Piessbeamten  haben  da<  Ivtcht,  einzelne  Nummem  der 
periodisch  erscheinenden  Drucksachen  zu  besohlaguahmen  und  gleich- 
zeitig eine  gerichtliche  Verfolgung  der  Schuldigen  anzustrengen, 
wenn  die  iiikriniini»M-te  Schrift  verbrecherische  Elementf  entliält 
und  wenn  bei  dt^^Tcn  Herausgabe  -rewisst'  Forinalitiiteu  niclit  eib  illL'^t 
wurden,  t'ber  die  Frage  der  Besclilagnaiiuie  verhandeln  ilit-  Oljt  r- 
landesgerichtt'  (Ssudebnyia  Pnlaty)  in  der  nächsten  vorbcreilendicn 
Sitzuntr,  wobei  von  ihnen,  zuglpich  mit  der  Bestätigung  der  Be- 
schlagnahme, auch  auf  Einstellung  der  Heiausiralie  der  Zeitschrift 
bis  zur  Urteilsfiilluug  erkannt  werden  kann.  Di«-  Rechte  eines 
Presslieanitcn  sinl  dem  Untersuchungsrichter,  wie  auch  dem  Stjtats- 
auwalt  eingeräumt.  Hier  bringen  \sir  mit  geringen  Abkürzungen^ 
die  Straf  bestimm  ungen  des  Gesetzes: 

1.  Wer  a)  eine  Zeitschrift  vor  Erlangung  des  dazu  gehörigen 
Erlanbniszeuguisses  herausgibt;  b)  gewisse  Exemplare  derselben  der 
Preasbehörde  oder  dem  Pressbeamten  nicht  einreicht;  c)  eine  Nummer 
der  Zeitschrift  ohne  Anzeige  der  Druckerei,  wo  sie  gedruckt  wird, 
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ohne  VvJ'  r-i  lirift  il-s  verantwortliclien  RedakU'ui-s  oc 
an/.rij^e  ih'v  KiMliikiiitii  vcrötl'enllulit;  di  eine  Zeit* 
1  »nickeivi  dline  f^elii.iitri-s  Li/.i-iizztn^'nis  ht-ut  oder 
mit  i:u\>i-  i i^ldstralV-        /u  ;5iH>  Nubeln  b*»Ktraf(. 

2.  Wer  iu  der  liekuuntmacliuug  oder  Erklär 
noinmene  Verantwortlicbkeit,  ab  Kedaktoar,  falscl 
bexag  anf  das  Recht,  sieb  als  Redaktenr  m  g 
wird  mit  Geföngnisstrafe  nicht  nnter  4  nnd  bis  xu  6  It 

^Vt■r  eine  Zeitschrift  heratisgiegoben  hat  a) 
falsclier  Jle/iMilimiiitr  >\i-y  An>lJilt.  wn  sie  jffdruckt 
v«ir«it/.li<  Ii  lalM  lier  JWv.eii  Imung  de»  Verlegers  oder  ^ 
Itedakteiirs  wird  mit  Cteßingnituttnife  nicht  nnter 
bis  £11  1  J<abre  ond  4  Monaten  bestraft. 

4.  AVer  a)  in  einer  periodischen  Zeitschrift  a 
anHtaltuug  oder  Fortsetxung  eines  strafbaren  Ause 

eiu:- inviUitjren,  nnter  d«  ii  ArVieitern  wnUiredeten  B 
Nicliiw ii  ili  lanrii.iliiiie  li.  r  Arhi-iten  an  der  Kisenhalu 
und  Teleidiou,  die  iu  oilenllielier  Benulzung  Htelieii, 
in  solchen  Betrieben,  deren  Anf  boren  oder  Einstell 
lieit  des  Staates  bedroht  oder  die  Möglichkeit  di 
Kalanntiit  liervorrnll;  lo  di.-  Re<:i>rnii;::NliraHiten  ot 
ZMin  An~<t;iti'!i' aiisti)'f«'t.  wirl  mit  ( i<:'tanyni>str;itV-  ni' 
nuten  uml  lii>  zu  1  .lalii   iin  l  4  Munalen  Ijestiail. 

•j.  Wer  a>  iu  einer  jh  riddisi  hcn  ZeiiM  hrill  d 
Lehranstalt«.'!!  zum  Aiusi«t4iiid<',  oder  h)  zur  \'erau8t 
setslich  verbotenen  Anaaniulnngen  nnd  Versammlnn 
c)  mittels  periodischer  Zeitschrift  vorsützlicb  über  d 

Regiernngxanstallen  oder  Beamten,  der  Arme«'  oder  ein 
tnil".  trüirmsthe  Naelirieliten  verbreitet,  weli  he  in  t 
eine  leindseJijre  .'^tiniinuug  dieseu  gegenüber  za  «] 
sind;  c>  mittels  periodischer  Zeitschrift  vorsStxHch  trtl 
liehe  Angst  and  Bennmhignng  erregende  Uerttchte  ii 
Verordnunureii,  dif  allut-nieini'  \ot  oder  irp'iid  ein  a 
dieMf  Ai  r  vei  l'i I  ii' t ;  ei  inillels  periodist  ii«  r'  Zeilscli 
Über  l!e\vei4 untren  der  Truii|ien  <ider  der  Marine  od» 
verteidi^iing!iuia.särej[;eln  vorsätzlich,  wider  das  gebüi 
Vervffentlichtiiigsverbot  solcher  Nachrichten  verbrc 
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Get'än}i:niHsti,irf  nicht  iinii  i  i!  iiiid  bis  zu  8  iloiialeu,  mit  Haft  oder 
Geldstrafe  bi»  zu  ^^0()  Kubi  ln  Les^trut't. 

f».  AN'er  sich  in  dir  ric^isc  einer  li»*it'idi{?unfi;'  iles  }l»'cres  oder 
eines  Trnppeuteils  .schu]di{;  treniacht  liat,  wird  mit  (ttiau^iuis  niclit 
unter  -  Monaten  und  bis  zu  1  Jahr  und  4  .Monaten  bestraft. 

7.  Wenn  ein  verantwortlicher  Redakteur  einer  periodisch  er- 
sebeinenden  Zeitschrift  oder  eines  Teiles  derselben  ans  Verseheu 
eine  solche  Nammer  erscheinen  IBsst,  deren  Lihalt  Uerkmale  einer 
strafbaren  Handlnngr  enthält,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zu  500  Rubeln  ein. 

8.  In  Sachen,  wo  es  sich  um  die  Vorliereitnng  oder  Herans< 
gäbe  einer  Zeitschriftnnmmer  verbrecherischen  Inhalts  handelt,  wird 
dem  Gerichte  das  Recht  gewährt,  zn  bestimmen:  a)  die  Einstellung 
oder  totale  ünterdrttcknng  der  Zeitsclirift;  b)  die  Veröflentlichung 
des  gerichtlichen  Urteils  in  ihrer  nächsten  Nummer. 

FOr  Sachen  ftber  die  im  §  1  bezeichneten  strafbaren  Hand- 
lungen sind  die  Friedensrichter  event.  die  Bezirksgerichtsräte  am 
Kreisgericht  Landgericht)  zuständig.  Alle  übrigen  Pressvergehen 
gehören  zur  Gerichtsbarkeit  der  Kreisgerichte. 

In  demselben  Gesetze  linden  wir  zugleich  eine  Vorschrift, 
welche  den  §  129  des  Strafgesetzbnclis  vom  Jahre  190U  durch  einen 
neuen  Absatz  ergänzt,  welcher  die  durch  Reden  oder  Verbreitung 
von  Schriften  geschehene  Aufreizung  zur  Verletzung  der  Pflichten 
des  Militärdienstes  von  Militärpersonen  voraussieht  und  dir-  Schuldigen 
mit  Verbannungsstrafe  oder  mit  korrektioueliem  Znclithaus  bedroht. 

Wie  weit  dieses  Gesetz,  das  erst  am  28.  Kovbr.  promulgiert 
ist,  Anwendung  findet,  erhellt  ans  der  Thatsache,  dass  während  der 
ersten  20  Tage  seines  Bestehens  ungefähr  40  Zeitungen  eingestellt 
und  dem  Gerichte  ftbei^eben  und  bis  50  Druckereien  geschlossen 
wurden. 

Vtm  einzelnen  Gesetzen,  web  he  l^e/.u  huii^'  zur  Strafrechts- 
sphäre haben,  ist  auch  der  i;  2i>  der  IJestinmiunfjen  vnni  11».  Auirnst 
1005  über  die  luichsdumawahlen  zu  erwälmen,  kiafl  dessen  die 
geltenden  Satzungen  über  Delikte  gepn  Kommunal-  und  Stände- 
waiüen  auch  auf  die  bevorstehenden  politischen  ^Vahlen  Anwendung 
finden. 

Zwecks  Vorbeugung  v(»n  Eisenbahnausständen  wunle  durch 
den  Ukas  vom  14./27.  Ilezbr.  1905  bestimmt,  dass  die  Eiseubahu- 


Digitized  by  Google 


2478  Gesetzgebuug  uud  Lilorütur. 

aiip^stellteii  weLren  ei<reii\villjL''en  N'erlasM'iis  des  I)it'iistt:s  oder  Nicht- 
i'r.srheint'iis  zur  Iii  i iiliuii;;  üiit  r  l>iiii>t|jtli<lit  ohnt*  beachtenswerte 
Gründl'  einer  Uetanjriiis>tratV  nicht  unter  4  und  bis  zu  <s  Älonafen 
ausgesetzt  aind.  Ausserdem  ist  eine  Reihe  von  llandlunp'n  aulVet'ührt. 
wef^en  welcber  Zirilpersonen  JUilitSrgerichteii  fibergeben  und  stand- 
rechtlich  bestraft  werden  sollen. 

BttrgerliclieB  Recht  (1904—1906.) 

Referent:  Alezaader  I^jubliaski,  Petersbniigr- 
Übersetzung  ton  HeniMii  Kllbasikly  Rechtsanwalt,  Berlin. 

Die  bedeutende  Entwickelnng  der  technischen  Produktion  hat 
für  die  grossen  Indnstriennternelimen  die  Notwendigkeit  einer  er> 
heblichen  Ansbreitnng  des  Konsnmentenkreises  ihrer  ErsengniKse 
zur  Folge  gehabt.  Andererseits  nimmt  anch  mit  der  wachsenden 
Kultur  das  Bedürfnis  fttr  verschiedene  Fabrikate  zu,  deren  Wert 
die  Barmittel  derjenigen,  die  ein  Verlangen  nach  diesen  Fabrikaten 
haben,  oft  erheblich  fibersteigen.  Diese  beiden  Momente  haben  in 
der  letzten  Zeit  zn  den  Rechtsgescliüften  mit  Abschlagszahlungen 
geführt,  die  ffir  den  Produzenten  wie  den  Konsumenten  gleich  be- 
quem sich  erweisen.  Der  Kreis  der  Gegenstände,  die  als  Objekt 
der  Rechtsgeschäfte  dieser  Art  dienten,  erweitert  sich  fortwflbrend, 
ergriff  anfinglieh  die  Produktionswerkzeuge  da*  bearbeitenden  wie 
exploitiorenden  Industrie  und  dehnt  sich  allmählich  auf  die  Gegen- 
stände der  häuslichen  Kim  iehtuiic  und  des  Komforts  aus. 

Indem  jetiudi  diese  KechtügcsohSifte  ohne  die  gehörifre  i^esetz- 
i:  '  1  isclie  Kormienniif  sich  entwickelten,  nahmen  sie  nadi  mi  i  nach 
deu  Litarakter  einseitiger  VerpflicbtuD  '  I  r  Käufer  den  Verkäufern 
gegenüber  an,  wobei  vorznirsweise  die  Interessen  der  letzteren  ge- 
wahrt wurden.  So  ptle^'^t.  ii  vor  allem  die  Verkäufer  bei  8tii»uliernng 
V'>n  T?alenz;i]iluii;ren  den  Preis  erheblieh  ht'dier  zu  bemessen  als 
beim  Verkaut  ib-sselhcn  Cieuenst.imles  fre-ren  bar.  I>ie  Preiserh<»liniig 
sollte  nii'lit  nur  die  Zinsen  ib  ikoti.  'sondern  anch  einen  Ausgleich 
für  das  Ki>>!ki'  iri  waliren,  Wrlcli»  s  dif  N'crkiinffr  bei  Ki'editi;»'- 
wiilirnnir  an  w.niij  heniittelte  l'ersunen  ein^^elit.  lies  winteren  lie- 
hielten  sich  die  Verkäufer  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  gewidinlich 
das  Ei;xciitunisre(  hr  au  den  verkauften  Gegenst-änden  vor,  indem  sie 
den  Kauf  auf  HatenzahlungfU  in  die  Form  eines  Leih-  oder  Miets- 
verlragcs  kleideten,  wobei  in  deu  Vertrag  die  Bedingung  autgeuommeu 
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wurde,  dass  im  Falle  der  nichtpiiuktliclien  Zalilnn^  der  Raten  dnrch 
den  Käufer  der  Verkäufer  die  jreleisteten  Zahlungeu  unwiileiliriiiplich 
zu  behalten  und  die  Sacke  selbst  au  sich  zu  nehmeu  berechtigt 
seiu  soll. 

In  Berücksichtigung  aller  dieser  Mangel  ist  ani  i».  Febr.  1904 
das  Gesetz,  „betreffend  Kaufgeschäfte  über  bewegliche  Gegenstände 
auf  Ratenzahlaugeu",  erlassen  worden,  dessen  hauptsächliche  Normen 
die  nachstehenden  sind  (vgl.  Seite  2488). 

Vor  allem  Ist  die  Bestimmnng  getroffen,  dass  der  Kftnfer,  der 
swei  anfdnaiider  folgende  fiaten  nicht  gezahlt  hat,  verplUehtet  ist, 
dm  Verkänfer  auf  deesen  Verlangen  die  von  ihn  ernpÜRngene  Sache 
snrfickmgewihren,  während  der  Verkftnfier  die  erhaltenen  Zahlungen 
nach  Abzug  einer  EntBchfldigungssnmme  für  Benntanng  nnd  jede 
Beschftdlgnng  der  Sache,  ihrem  wirklichen  Wert  entsprechend,  an- 
rttcknnleiBten  hat  Des  weiteren  ist  bestimmt,  dass  der  Kaufvertrag 
mit  Batenwthlnngen  eine  genaue  Angabe  der  verkauften  Oegenstfinde 
des  Kaa4»reis68,  sowie  der  Zahlungstermine  und  der  H5he  der  Raten 
Mithalten  mnss.  Endlich  wird,  um  einem  Missbrauch  seitens  des 
Kftufws  nadi  der  Richtung  einer  Veränssemng  der  auf  Ratenzahlung 
gekauften  Sache  vor  Berichtigung  des  vollen  Preises  zu  begegnen, 
die  Bestimmung  getroffen,  dass  der  verkaufte  Gegenstand  als 
Sicherheit  fdr  die  Forderung  des  Verkäufers  vorrechtlich  vor  anderen 
Fordemngoi  dienen  soll.  Der  Verkauf,  die  Verpfändung  oder  eine 
andere  Veräusserung  der  Sache  vor  Berichtigung  ihres  vollen 
Preises  ist  bei  Vermeidung  strafrechtlicher  Verantwortung  (Ge- 
fängnisstrafe von  3  Monaten  bis  zu  1  Jahre)  verboten,  und  die  über 
solche  Gegenstände  geschloswnen  \'ornuB8erQng!sgeschäfte  werden  als 
ungältig  erklärt,  ausgenommen  den  Fall,  wo  der  Käufer  oder  Pfand- 
nehmer nicht  gewnsst  hat,  dass  der  Gegenstand  nicht  veräussert 
oder  verpfändet  werden  durfte. 

Bis  jetzt  haben  sich  die  russischen  geseizj^ebeiiden  Faktoren 
g^en  die  Errichtung  von  Auskunftsbni-eans  über  die  Kreditfähigkeit 
in  Russland  in  d^r  Art  der  Auskunftei  Schinimelpfeng  mit  einigem 
Misstrauen  verhalten,  hauptsächlich  weil  sie  die  Miiglichkeit  eines 
Missbrauchs  und  die  Schwierigkeit,  die  Verantwortung  der  Bnieaus 
für  die  Nichtigkeit  der  von  ihnen  erteilten  Ausküntle  lestzustellen, 
besorgten.  Unter  dem  Eiufluss  jedoch  des  Beschlusses,  der  bei  der 
Beratung  der  Vertreter  aller  Böi-senkomitees  über  die  wünschens- 
Jalurbucli  der  Intonut.  Yereinlguag.  s.  ÜU.  1Ö7 


Digitized  by  Google 


2480 


Oeeetsgebung  und  Literatur. 


wei  ft'  Eriiffmuifif  fe()U:liei'  Bureaus  mit  Kücksidit  auf  dif  Eiitwickelnng 
unstTer  tt  i  i  itorial  weit  ausirt'tiehuteii  Jlärkle  im  Jahre  19o;{  {^efasst 
wurde,  eiHscliluss  man  sit  Ii  zum  Erlass  eines  Gfsi-tzes  über  diese 
Bureaus.  An  Stelle  der  iiersiinlicheii  Hekaniitscliaft  der  Handel- 
tniltenden  unlereinander,  ihrer  Zusammenkünfte  auf  den  Jahr- 
märkteu  entwickelte  sieh  in  Kussland  der  Absohluss  von  (Teschäften 
anf  Qrttnd  schriftlicher  Korrespondenz,  der  Kanf  naeh  Muster  und 
die  Geschäftsverbindung  darch  Agenten.  Da  die  Auskünfte  Uber 
die  Kreditfähigkeit  der  kleinen  HSndler  onEnreichend  waren,  waren 
die  grossen  Firmen,  ihre  Umsätze  einzasehrBnkeu,  gezwungen,  was 
die  Entwickelang  von  Handel  und  Gewerbe  in  BoBsland  lUTorteUliafl 
beeinflnsste. 

Das  Gesetz  vom  9.  Hai  1905  gestattet  den  Bttrsenkomitees, 
Handels-  nnd  Indnstriegesellsehafteii,  sowie  privaten  Personen  und 
Anstalten  die  Eruffhnng  von  Ansknnftsbnreans  über  die  KreditfShigkeit 
nnr  mit  Genehmigung  des  Finawnninisters  nnd  des  Hinisters  des 
Innern.  Zur  Sieherstellnng  der  etwa  gegen  sie  entstehenden  An- 
sprüche müssen  die  Inhaber  der  Bnreans  ein  Pfbnd  von  25000  Babel 
für  jedes  Bnrean  bestellen.  Auf  dasselbe  Pfand  kann  jedes  Bnrean 
drei  Zweigbureaus  haben;  fnr  jedes  weitere  Zweigbnrean  ist  ein 
Ergftnznngspfand  von  5000  Babel  an  hinterlegen.  Die  BOrsen- 
komitees  nnd  Handels*  und  Indnstriegesellschaflen  sind  mit  Bttcksicbt 
auf  das  grössere  ihnen  entgegengebrachte  Vertranen  von  der  Pfknd- 
bestellnng  befreit  Die  von  den  Bareans  erteilten  Andtünfte  dQrfen 
nnr  die  KreditftKhigkeit  im  Handelsverkehr  mm  Gegenstande  haben 
nnd  mässen  nach  einem  vom  Finansminister  nnd  dem  Hinister  des 
Innern  nn^etrehenen  Formnlar  erteilt  werden.  Diese  Minister  haben 
auch  die  Ml  fiiiriiis,  den  •Geschäftsbetrieb  der  Bureans  zn  revidieren 
und  sie,  falls  iigend  welcher  Missbraueh  sich  ergibt,  au  schliessen. 

Am  7.  .Tiitii  1004  ist  ein  sehr  wichtiges  Gesetz,  betr.  die 
Einrichtuiif?  des  kleinen  Kreditwesens,  erlassen,  das  einen  wesent- 
lichoi  Einflass  anf  die  Entwic  kelnng  nnscres  Kleinliandels  nnd  Ge- 
werbes rt'winnen  mnss.  Das  Gesetz  führt  einige  Institute  znm 
Betrieb  des  kleinen  Kreditwesens  ein,  gewährt  ihnen  Vergünstigungen, 
indem  es  sie  von  d<'r  Entriolitung  verschiedener  Abgaben  nnd  Stenern 
b-t!<it  und  l>elei:t  die  Vei Äusserung,  Verpfändung  oder  Verheira- 
lii  liiiiiir  von  Ge<ri  iiständen.  die  auf  ein  Darlelm  der  Anstalten  des 
kleiueu  Kreditwesens  erworben  sind  nnd  bis  zur  vollen  Begleichung 
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dieses  Darlehns  als  Sicherheit  dieuoii.  mir  StraJe  —  t'fiiitrnis  bis 
zu  einem  Jahre.  Der  Zweck  dtr  Anstalten  «Iis  kltineii  Kredit- 
wesens ist,  den  LandwirttMi.  Haudwt  i  k»  i  n  und  dt-n  bäuerlichen  und 
gewerblichen  Genossensehath  ii  die  \'(»nialniie  wirtsehaftlicii.  r  \'er- 
bessernngen  zu  erleichtern.  Zu  dit/.M-m  lltliufe  frewähit  n  ihnen  die 
Anstalten  de«  kleinen  Kreditwesens  Geldmittel  aut  der  Hasis  von 
Bankinstituten  und  übernehmen  die  Vermittelan^  llir  ihren  l  iu^atz. 
Diese  Anstalten  kdnnen  in  der  Form  von  Kredit-  und  Spar-  und 
Darlehnsgesellschaften  odw  tu  der  Form  von  laadwirtschaftlichen 
und  Landsdinftokawon  «rriclitet  werden;  sie  kennen  Bich  miteinander 
verllinden.  Das  Darlehn  darf  nicht  '-^j^  des  Wertes  des  Gegenstandes 
ttbersteigeu,  durch  den  das  Darlehn  sichergestellt  wird.  Die  Frist 
für  die  Bttckiahlong  des  Darlehns  darf  fiinf  Jahre  nicht  flberstelgen. 
Die  BrOI&rang  der  Anstalten  des  kleinen  Kreditwesens  anf  der 
Grundlage  von  Mnsterstataten  wird  durch  ein  besonderes  Ortskomitee 
unter  dem  Vorsitz  des  Gonvemeors  genehmigt»  die  Landschaltskassen 
jedodi  bedürfen  dieser  Gen^mignng  nicht  Die  Rechnnngslegnng 
Über  den  Geschiltsbetrieb  des  kleinen  Kreditwesens  nnterli^  der 
Prttftang  durch  den  Finanzminister  und  den  Staatskontrollenr.  Ausser- 
dem  nnterliegen  die  Anstalten  des  kleinen  Kreditwesens  der  Revision 
durch  besondere  an  den  Kontors  und  AbtRilungen  der  Staatsbanken 
angestellte  Inspektoren. 

Erwfthnung  verdient  das  Genetz  vom  80.  Hai  1905,  betr.  die 
Elnriditung  einer  Versicherung  der  Einnahmen  und  Kapitalien  durch 
Vermittelung  der  staatlichen  Sparkassen.  Für  alle  aus  solchen  Ge> 
Bchftften  hervorgehenden  Verbindlichkeiten  haftet  der  Staat,  wobei 
auf  die  Kosten  für  ein  Geschftft  aus  Versicherungsprämien  nicht 
mehr  als  5®^  und  von  dem  Gewinn  eines  Versichemngsgeschftlls 
nicht  mehr  als  abgezogen  werden  kdnnen.   Der  ganze  Ge- 

winn der  ersten  fünf  Jahre  wird  einem  Keservekapital  zugeführt 
und  der  folgenden  Zelt  zwischen  Versichertc  und  Beservekapital 
geteilt  Die  staatliehen  Vorschusskassen  tibernehmen  aucli  Ver- 
sicherungen auf  den  Todesfall,  auf  Erreichung  Vtei  Lebzeiten  oder 
auf  den  Todesfiall  (gemisehte  Versiclierungen),  die  Versicherung 
Minderjähriger  ;inf  Erreichung  bei  Lebzeiten,  die  Versicherung 
lebenslängliclier  Einkünfte  (Pensionen),  die  \'ersicherung  von  Pen- 
sionen auf  den  Fall,  dass  die  eine  Person  eine  andere  über- 
lebt  Die  Bedingungen  fär  die  Versicherung  werden  von  einem 
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besonderen  Hat  unter  Vorsitz  il«s  FinanzministtTs  festgestellt.  Die 
Höbe  des  y.n  versiclierndt'n  K:ipit;il.s  auf  den  Todesfall  oder  auf  den 
Fall  dt  r  Krn  i(  hune:  lifi  Lf'hzeiten  darf  5000  Rubel  und  die  Höhe 
der  iVuhion  liiiu  IJulicl  Jiilulich  nicht  übersteigen,  t'bcrsteii^^t  du.^ 
versicherte  Kapital  uirht  ;{0<)0  Kübel,  so  wird  es  bei  Eintritt  des 
Todes  des  Versicbcrteii  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  nach  Abschluss 
d»  s  Versiclieruntrsvertraf^es  voll  aasgezahlt.  Stirbt  aber  der  Ver- 
sicherte früher,  so  werden  nur  die  gezahlten  Pr&iDien  nach  Abzug 
der  Ausgaben  zurückgezahlt  Ist  die  Verticfaenuiguumme  hSher 
als  3000  Rubel,  so  erhölit  rieh  die  oben  erwfthnte  Frist  mn  zwei 
Jahre.  Diese  letzteren  Beschrünkiingen  für  die  Tenieherten  ver- 
leihen den  privaten  Gesellscliafben  einen  erheblichen  Vormg,  obgleich 
im  übrigen  die  Bedingungen  fttr  die  Versicherten  gfinstiger  sind. 

Während  der  letzten  zwei  Jalire  des  revolntioniren  nnd 
sozialen  Bingens  in  Rnssland  hat  das  passive  Mittel  dieses  Kampfes, 
der  Streik,  eine  besondere  Entwickelnng  eriahren.  Diese  den  west- 
liche Staaten  so  wohlbekannte  Erscheinung  ist  in  Bnssland  bis 
jetzt  infolge  des  Fehlens  einer  bernfsmitssigen  Organisation  in  keinem 
erheblichen  Umfang  hervorgetreten  nnd  Überraschte  die  russische 
Gesetzgebung  in  einem  fttr  den  Kampf  gegen  ihn  fast  unvorbereiteten 
Zustand.  So  hat  z.  B.  der  bekannte  Generalstreik  vom  Oktober 
des  Jahres  1905,  der  in  den  Tagen,  die  dem  Erlus  des  Ifanlfestee 
vom  17.  Oktbr.  1905*  Uber  die  Einrichtung  einer  Volksvertretung 
vorangingen,  ausgebrochen  war,  fast  alle  Zweige  der  Produktion, 
des  Handels  und  des  Verkehrs  ergriffen.  Die  Fabriken  und  Etablisse- 
ments hatten  ihren  Betrieb  eingestellt^  die  Handelsgeschftfte,  Banken, 
Kontors  wurden  geschlossen,  die  Eisenbahnen,  die  Poet,  die  Strassen- 
bahnen  und  Droschken  blieben  untätig,  Zeitungen  rind  nicht  er^ 
schienen,  die  elektrische  Beleuchtung  hatte  an^hSrt,  und  man  be- 
fürchtete selbst  den  Ausstand  im  Wasserldtnngsbetrieb  nnd  der 
Staat  hatte  keinerlei  gesetzlichen  Mittel,  nm  dieser  Lahmlegung 
dfs  öiT'  iitlielien  Lebens  entpogenzuwirken.  Im  Hinblick  hieranf  sind 
in  der  File  zwei  aufeinander  folgende  Gesetze  erlassen  worden,  die 
den  Kaniiif  gegen  solche  Erscheinungen  zum  Gegenstände  haben. 
Das  erste  dieser  Gesetze  vom  2.  Dezbr.  HM)5  setzt  eine  kriiniin  lle 
Strafe  fest  für  die  eigenmächtige  Einstellung  der  Arbeit  und  der 
Tätigkeit  in  Betrieben  von  öffentlicher  oder  staatlicher  Bedeutunjp, 
sowie  in  Anstalten  der  Regierung,  i'alk  diese  Arbeitseinstellung  auf 
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Verabredang^  erfolgt  Hierher  gehören  die  Eisenbahnen,  Telephon- 
aattaltea  nad  tberhaiipt  die  AnstalteB,  dmi  Betriebsunterbrechung 
oder  -EiiisteUiiiig  die  Sicherheit  des  Staates  bedroht  oder  die  HOg- 
liehlceit  eines  (MTentlich«!  ünglttcke  schallt  Der  Verantwortang 
imterliegeii  die  Angestellten  solcher  Betriebe  sowohl,  die  die  Arbeit 
eingestdlt,  als  auch  die  zam  Anastand  angestiftet  haben,  sodann 
solche  Personen,  die  dnrch  Zwang  auf  die  Angestellten  mit  dem 
Ziele  dw  Arbeitsniederlegung  eingewirkt  haben  nnd  Personen,  die 
Vereinigangen  angehören,  welche  Streiks  hervormmfen  sich  ssnm 
Ziele  gesetst  haben.  Lohusalünng  erfolgt  ittr  die  Daner  des  Streiks 
nicht  Zugleich  aber  sichert  das  Gesetz  demjenigen  Angestellten, 
welche  w^ien  ihrer  Weigerung,  sich  dem  Streik  anzuscUiessen, 
durch  Gewalt  Schaden  gelitten  haben,  Beihilfen  fttr  den  Fall  des 
Verlnstes  der  zeitweiligen  Arbeitstthigkeit  nnd  Pensionen  fBr  den 
Fall  der  völligen  Erwerbsunfthigkelt  und  auch  dauernde  Renten 
der  Familie  zu,  fUls  deren  Haupt  gestorben  ist 

Das  zweite  Gesetz  vom  15.  April  1906  bekämpft  speziell  die 
Streiks  der  landwirtschafUichoi  Arbeiter  auf  agrarischem  Gebiete. 
Diese  als  Begleiterscheinung  bftuerlicher  Unruhen  auftretenden 
Streiks  wirken  zerstörend  auf  die  Landwirtschaft^  Insbesondere  wenn 
sie  zur  Saatzeit  oder  während  der  Korn-  oder  Heuernte  usw.  anf« 
tretw,  wo  jede  Stunde  fttr  den  Landwirt-  kostbar  ist  Diese  Streiks 
waren  Uberdies  häufig  mit  einer  Bestdiädigung  des  Inventars  ver> 
bnnden,  fttr  welche  die  früheren  Gesetze  nur  eine  geringfügige 
Geldstrafe  bestimm tea,  die  aber  zuweilen  der  betreffenden  Wirtschaft 
völlige  Zerstörnnfc  brachten.  Das  Gesetz  vom  15.  April  1906  nnter- 
wirft  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  die  auf  getroffene  Verab- 
redung  eigenmächtig  den  Verdingnngsvertrag  brechen  nnd  andere 
zur  Arbeitsniederlegung  zwingen  oder  Vermr.iyren  bescbädigen,  einer 
öef&gnisstrafe,  deren  Zeitdauer  für  die  Anstifter  sich  erhöht.  Gleloh- 
zeitig  bestimmt  dieses  Gesetz  sehr  stn>nge  Strafen  für  die  Be- 
teiligung: an  einer  Zusammenrottung,  die  aus  wirtschaftlichen  Be« 
weggrfiiiilt'ii  zum  Zwecke  der  Zerstörung  fremden  landwirtschaft- 
lichen Eigentums  Gewalt  gegen  eine  Person  ausübt  oder  r>i  nliungen 
ausstös.sf.  raubt  oder  Vernii'.fren  zei-stört,  sich  eigenniächtig  in  den 
Besitz  fremden  Vermögens  setzt  oder  in  fronides  Tiesitzium  eiinh  ingt. 

Als  eine.s  der  wichtigsten  iiesetze  der  letzten  .Table  auf  dem 
vou  um  besprocheueu  Gebiete  iät  unstreitig  der  Ailcrhüchäie  Befehl 
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vom  4.  Kftrz  1906,  betr.  zeitweilige  Bestimmungen  Aber  Gesellschaften 
und  Vereiiiigaugen^)  anzuselieii.  Durch  das  UanifeBt  vom  17.  Oktbr. 
1905  ist  der  Regiemng  die  Aufgabe  zugewiesen  worden,  die  (Jrnnd- 
Atze  der  btti^rliehen  Freiheit,  darunter  aodi  der  Frdheit  der  Vor- 
einigungen,  zn  verwirklichen.  Bei  Ansarbeitnng  der  gegenwirtigen 
Bestimmungen  wendet  der  Ministerrat,  wie  ans  dessen  Erklftmngen 
ersichtlich  ist^  seine  AnAnerksamkeit  dem  Umstände  zn,  dass  firflher 
die  Oeseti^bong  die  Frdheit  der  Privatpersonen  in  der  Organisation 
von  Gesellschaften  znr  Erreichung  irgend  eines  Zieles  dureh  gemein- 
same Bemühung  ihrer  Mitglieder  erheblich  beschrinkte.  Hierzu  war 
die  vorherige  Genehmigung  erforderlich,  welcher  der  Statutenent- 
wurf der  zu  bildenden  GeseUschaft  zur  Priiliui||^  vorzulegen  war. 
GeseUschalten,  die  ohne  solche  Genehmigung  bestanden,  wurdm  als 
geheim  und  ungesetzlich  angesehen,  und  für  die  Zi^^hfirigkeit  zn 
ihnen  waren  Strafen  von  Arrest  bis  Zwangsarbeit  festgesetzt  Dieee 
Bedingungen  für  das  Entstellen  von  Gesellschaften  waren  zu  einer 
Zeit  festgesetzt  worden,  als  in  der  Bevölkerung  das  Streben  zur 
Vergesellschaftiuif^  norli  wenig  hervorgetre^<  n  war.  Jetzt  dagegen 
ist  mit  der  Dnrclifiibrung  des  Prinzips  der  Freiheit  der  Vereinigungen 
eine  Ordnung  getroffen,  wonach  Privatpersonen  im  Wege  der  An- 
meldung oder  Kegistriernng  sidi  in  Gesellschaften  vereinigen  können, 
ohne  vorherig»'  Genehmigung  der  Kegierong,  welcher  lediglich  die 
Aufsicht  über  die  Gründung  und  die  Tätigkeit  der  Gesellschaften, 
soweit  diese  zum  S<'.hut'/e  der  staatlichen  und  (irtentlichen  Interessen 
erfonlf^rlich  erscheint,  vorbelialten  ist  Fi  iiher  hat  die  Verpfliditnng 
zur  Eilaiifjimp:  der  vorherigen  ( Jeiit  lnui^nnig  eine  Menije  AVeitlauti^- 
keitfii  wiilimnl  eines  lanir«'ii  Zeitraium  s  für  die  Griliulrr  der  Ge^sell- 
schalt  zur  Fulge  ^eliabt,  wubei  (n-sellschatti  ii.  ilii;  inditisehe  oder 
wirtschaftliche  Zwecke  verf(dgt,en.  tast  niemals  du-  iTeneimiifrnng  er- 
langten. Hieraus  ergab  sich  die  Folgeers«  In  iming,  dass  l'iMsonen, 
welche  den  äusseren  j)olitisciien  Parteien  angeliüi  i<>n,  die  der  Regierung 
feindlieh  gegenüberstanden,  geheime  Gesellschaften  bildetrn  und, 
dank  ihrer  Absimderung,  eine  starke  und  gefährliche  Propaganda 
entwickelten,  die  Parteigänger  der  geniässigteren  Richtung  dagegen 
voUstiindig  unorganisiert  waren  und  solcher  Piopaganda  keinen  er- 
heblichen Widerstand  entgegensetzen  konnten. 

>i  Vf'rL'l  I'r.  S.  I^i  ndstein:  Knssischo  Gowcrkechaftsffefletzirebuner 
in  den  hlätt'  iii  im  verirleichende  Kecbtowit^eeaschaft  und  Volkswirtschafts- 
lehre.   Jahrg.  Ii,  2i}l. 
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Was  die  Frage  anlaugt,  welcher  Behörde  die  AvIUdit  Aber 
die  Orflndviicr  und  die  Tfttigkeit  der  GesellBcbaften,  sowie  das  Bedity 
die  Regiatrienuig  zo  yersagen  und  die  GeseUschaften  za  schlieeseii, 
m  ttbertragen  sei,  ao  wurde  anfänglich  in  Avseicht  genonunra,  diese 
Fonktionen  der  richterUchen  Gewalt  einEnrftnmen.  Bei  der  endgiltigen 
Beratung  diesee  Geeetsee  kam  jedoch  der  Staatsrat  m  dem  Ergebnis, 
daas  ein  Hindernis  gegen  die  ErOflnang  einer  Gesellschaft  oder  ein 
Grand  für  deren  Scbliessong  nicht  nnr  in  der  Verfolgung  eines  gegen 
ein  Stra%«eeta  verstossenden  Zieles  durch  die  Gesellschaft,  sondern 
anch  in  der  Verfolgung  eines  Zieles,  das  der  Sittlichkeit  snwider  ist, 
oder  in  einer  Tfttigkeit  der  Gesellschaft  erblickt  werden  kann,  welche 
die  MTentliche  Sicherheit  oder  Bnhe  gefährdet.  Die  SittUehkelt  ist 
ein  bedingter  Begriff,  der  eine  juristische  Bedeutung  nur  soweit  hat, 
als  unsittliche  Handlungen  durch  Strafgesetze  bedroht  werden.  Dem- 
gernftss  wird  man  in  der  Praxis  auf  FftUe  Stessen,  wo  die  Schliessung 
einer  Gestilwdiaft  wegen  ihrer  unsittlichen  Biditnng  geboten  erscheint, 
obgleich  die  Handlungen,  in  welchen  diese  Richtung  aum  Ausdruck 
kommt,  unter  keine  Bestimmnng  eines  Strafi^esetzes  an  subsumieren 
sein  werden.  Ebenso  ist  es  nicht  ang'5up:i}i-.  im  (^t  s«^fz  zu  definieren, 
was  unter  einer  „Gesellscliaft  mit  politischem  Zit  li  ",  »der  einer 
«Gesellschaft,  welche  <lie  iitfentliche  Siclierheit  and  Hohe  gefährdet", 
verstanden  werden  solL  Es  ist  klar,  dass  man  unter  diesen  Um- 
ständen bei  Entscheidung  der  Frage  über  die  Znlassnnc:  der  Er- 
öi&iang  einer  Gesellschaft  oder  über  die  Notwendigkeit  ihrer  Schliessung 
sich  nicht  auf  die  Anwendung  der  Normen  des  materiellen  Rechts 
beschränken  kann,  sondern  auch  notwendig  durch  P>Wii,!riinti:(  n  der 
Zweckdienlichkeit  und  die  Rücksiciit  darauf,  ob  die  Voransst  r/.unf^en 
der  Tätigkeit  der  (^cspllschaft  den  Intt-resseu  des  Staates  und  der 
öflfentlichen  Ordunn^  entsprechen,  sicli  muss  leiten  lassen.  Ein  ord- 
nungsmässig  fnnkrionierf^ndcs  (Tcricht  aber  muss  auf  soldie  Er- 
wägungen verzichten,  darf  das  Gebier  der  Verwaltnntr  und  der  Politik 
nicht  berühren  und  muss  seine  Entscheidungen  lediglich  auf  das 
Gebot  des  Gesetzes  stützen.  Es  ist  demtremiiss  für  richtig  erkannt 
worden,  für  die  Behandlung  der  Angelegenlx  iten,  betr.  die  (tpspII- 
schafteu,  eine  besondere  gerichtlich-administrative  rJehürde  für  jedes 
Gou\ernement  und  besonders  in  einigen  Städten  aus  vei-schiedenen 
beamteten  Personen  und  Vertretern  der  städtischen  und  landschaft- 
UeUen  Selbstverwaltung  unter  dem  Vorsitz  des  Goavernenrs  zu 
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koDstituieren.  Die  Beachltoe  dieser  Behörde  können  durch  Be- 
schwerde an  das  erste  Departement  des  Senats^*)  das  die  Verwaltongs* 
Sachen  behandelt,  seitens  der  interessierten  Personen  angefochten 
werden. 

Das  Geseta  vom  4.  lUns  1906  sieht  die  Grfindnng  von  Qe- 
sellBchaften  und  Vereinigungen  vor,  welche  für  ihre  Tätigkeit  em. 
bestimmtes  Ziel,  aber  nicht  die  Erlangung  eines  Gewinnes  für  sich 
von  der  Ftthrung  irgend  eines  Unternehmens  zur  Anf^be  haben. 
Hierbd  versteht  das  Gesetz  unter  dem  Ausdruck  „Vereinigung"  die 
Verbindung  von  zwei  oder  mehr  Gesellschaften,  wenn  aneh  durch 
Vermittelang  ihrer  Bevollmächtigten.  Die  Vereinigungen  mttssen 
nnbedingt  Statuten  haben  und  können  zn  r  Zeit  vom  Minister 
des  lunein  gesclilosstMi  \v(M(ien.  wenn  or  ihre  Tätigkeit  als  die  öffent- 
liclu'  Rulle  oder  Sii  lierheit  g-efälirdeiid  erachtet.  Im  Hinblick  auf 
die  Besorgiiisso,  \v('1(1h'  iIuk  h  die  Erfahrnnp  der  fremden  Staaten 
hervoi(r»'rufen  sind,  entf'chloss  sjcli  die  Kr^iornng  niclit  dazn,  die 
Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  auf  Gesellschaften,  welche  religiöse 
Zwecke  verfolp'n,  anszndelnien.  und  Hess  es  für  deren  Gründung 
bei  der  früheren  Ordnung  bewenden.  Ebenso  erstreckt  sich  das  neue 
(ü'st  t/.  nii  lit  auf  (ifSfllsc  haften,  welche  von  SolüUern  der  Lehr- 
anstalten L'fliMif  wrrdtii;  s(dche  Gesellschaften  können  nur  mit 
(irnfhuii^^nii-:  i  S.  Iiuli  >  !:<>rile  bf'fjründet  werden,  Verboten  sind 
Gesellschiiti'  ii.  «lic  Zwcrk«'  \fi  folgen,  ueUhe  der  ötfent liehen  Sittlich- 
keit zuwiilerhinfeii,  durch  ilas  StiatVeset?;  verboten  sind  oder  aber 
die  ötlentlii  he  Ivuhe  inler  Si(  li.  i  licit  gefährden,  ebenso  solche,  die 
durch  im  Auslande  betindliclie  .\nstalten  oder  Personen  geleitel 
werden,  wobei,  um  die  internationale  Vereinigung  zu  wissenschaft- 
lichen Zwecken  nii  lit  zu  behindern,  im  tiesetze  speziell  hervorgehoben 
ist,  dass  dieses  Verlmt  sich  nur  auf  Ge^ell8chaften  bezieht,  die  politische 
Zwecke  verfolgen.  Nicht  N  olljährige  und  Schüler  der  unteren  und 
miitleien  Lehranstalten  werden  weder  zur  llildung  von  Gesellschaften 
noch  zur  Teilnalime  au  solchen  zugelassen.  Schüler  der  höheren  Lehr- 

')  Per  Senat  oder  der  Regiei^ude  Senat  ist  die  höchste  adminiBtrative 
und  Gericlitsliplir'iplc  in  KuHsland  unter  dem  Voniitz  des  Kaiser»,  der  auch 
die  Seoatoreu  unmittelbar  erucont  Er  zerfällt  in  (5  Departement«,  Ton 
denen  2  als  Kaseationsbof  kooetitniert  süid.  Zum  GeecfaäftaberelÄ  de« 
ersten  Departements  gebCrt  aueb  die  Publikation  der  Gesetce  und  die 
Prüfuui:  ihrer  formalen  Rechtsgütigkeit (Art.  1,  3,  4,  10, 11,  19  SwodSsk. 
Bd.  1,  Buch  4).  D.  Übers. 
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aiihtalten  küiiiieii  zur  liildung  von  Gesellschaften  nur  luif  (  irniMl  be- 
sonderer Statuten  zuprela.ssen  wt  rdm.  Besondere  Ueschrinikungen 
sind  hinsichtlich  der  Bildung  von  Gesellschaften  und  der  Teilnahme 
an  solchen  ftir  Personen  bestimmt,  dip  im  militärischen  oder  im 
Dienste  der  Kriegsmarine  stehen,  ebenso  für  die  Angestellten  der 
Yerwaltangsanstalten,  der  Eisenbahnen  and  der  Telephonanstalten. 
Die  Personen  der  drei  letzten  Kategorien  k5nnen  in  ihrer  Hitte  nnr 
SU  wohltfttigm  oder  Vergnügangs-  imd  religiösen  Zwecken  oder  f&r 
ihre  materielien  BedttrfliiaBe  GeseUachaften  bilden,  nnd  flberdies  nicht 
andm  ab  nnf  Gmnd  eines  von  der  vorgesetsten  Behörde  bestfttigten 
Statuts.  Diese  Gesellschaften  dürfen  mit  ihrer  Tätigkdt  keine 
politischen  oder  soldie  Zwecke  verfolgeni  die  mit  ihren  Amtspflichten! 
ihren  dienstlichen  Besiehnngen  nnd  mit  der  bestehenden  Ordnung 
und  den  Bec^ngnngen  des  Dienstes  nicht  ▼ereinbar  sind.  Der  Zn- 
aammenschlQSS  solcher  Gesellschaften  sn  Vereinigongen  ist  verboten. 
Der  Minister  kann  sie  schflessen,  wenn  er  ihre  Tätigkeit  als  vom 
Statute  abweichend  erachtet  Den  bezeichneten  Beamten  kann  die 
Bildung  von  Gesellschaften  ausserhalb  ihrer  Kreise  und  die  Teil* 
nähme  an  solchen  Gesellschaften  verboten  werden,  wenn  dies  von 
ihrer  vorgesetzten  Behörde  als  den  Erfordernissen  des  Dienstes  ent- 
sprechend erachtet  wird.  Alle  diese  Beschrinkungen  der  Rechte  der 
Beamten  sind  dadurch  hervorgerufen  worden,  daas  viele  von  ihnen, 
insbesondAre  im  Bereiche  der  Eisenbahn»  und  Postverwaltnng,  in 
Kolldctivtätigkeit  nnd  -Forderungen  wShrend  des  Oktoberstreiks  sich 
betätigt  haben,  sowie  durch  die  Gefahr,  welche  ihre  berufliclie  Ver- 
einigung bringen  könnte. 

Personen,  welche  eine  Gesellschaft  bilden  wollen,  haben  dies 
schriftlich  unter  Bezeichnung  des  Zwecks  der  Gesellschaft,  der 
Namen  nnd  des  Wohnorts  der  (Trüuder,  des  Bereichs  ihrer  Tätigkeit, 
der  Wahlordnung  der  Verwaltung,  der  Aufnahme  und  des  Aus- 
scheidens der  Mitglieder  dem  Gouverneur  anzuzeigen.  Flrgeht  inner- 
halb zwei  Wochen  kein  ablehnender  Bescheid  der  Gouvernementa- 
behörde*),  so  kann  die  Gesellschaft  ihre  Tätigkeit  beginnen. 

Das  Becht  ;edoch.  unbewegliches  Verni<'.gen  zu  erwerben  und 
ZU  veräussern,  Kapital  anzusammeln,  Vertiäge  zu  schliessen,  vor 

1)  In  jedem  niMiverri.  iiient  besteht  eine  kolieiriale  Gouverncments- 
behörde  unter  dem  V^iMt/  il  >s  Gouvornoure  und  dor  Teilnaliiiie  lior  Vor- 
steher der  einzelnen  V»  rwuUungeabteilungen  (Swod.  äak.  Bd.  ü,  Teil  1. 
Die  GouvuruemeutsorgauiäHtioQ  Art.  24  ff.)   D.  Ü. 
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Gericht  za  klagen  und  verklagt  za  werden,  wird  nur  dei\jeuigen 
tieeellBchalten  gewShrt,  die  anf  Grand  einee  beeonderm  Statuta  in 
vorgeschriebener  Form  registriert  sind.  Das  Statut  mnss  ausser 
den  bezeichneten  Angaben  auch  noch  solche  ttber  die  H6he  der 
Mitgliederbeitrftgei  die  Ordnung  ihrer  Einzahlung,  Aber  Zeit  und 
Ordnung  ftlr  die  Einbemitang  der  Generalversamnilung  der  Mit- 
glieder, ttber  die  Form  der  Seehnungslegnng  und  der  Statuten* 
ftnderung  enthalten. 

Die  Anmeldung  von  dem  Vorhaben,  eine  der  Begistriemng 
unteriiegende  Gesellschaft  zu  bilden,  wird  unter  Beifügung  des  Be- 
trages fftr  Publizierung  und  eines  Statutenentwurfe  beim  Gonvemenr 
^ingereidit  und  innerhalb  eines  Monats  von  der  Gouvemementsbe- 
hOrde  geprfift.  Die  Gesellschaft  wird  in  das  von  der  Behörde  ge« 
führte  Register  eingetragen  und  geniesst  die  (obm  beseidmeten) 
Rechte  nur  von  dem  Zeitpunkte  ihrer  Eintragung,  worüber  dne 
Bekanntmachung  in  den  Zeitungen  erfolgt  Die  BehSrde  erteilt 
Auskunft  aus  dem  Register  allen,  die  solche  beantragen.  Jede 
Änderung  des  Statuts,  abgesehen  von  der  Festsetzung  der  Art  der 
ErgSnzung,  der  Zusammensetzung  der  Verwaltung,  wird  wiederum 
in  das  Register  eingetragen.  Nur  den  eingetragenen  Gesellschaften 
ist  die  Eröfftinnp:  besonderer  Anstalten  und  Unternehmen,  die  Ver- 
anstaltnng  von  Verlosungen,  Vorstellungen,  Konzerten,  die  Samnilnng 
von  frei\villi{,'('n  Gaben  nsw.  gestattet.  Das  nach  Schliessung  der 
(tes»  lls(  haft  verbliebene  Vermögen  gelangt,  falls  darüber  das  Statut 
keine  Bestimmung  getroÖ'en  hat,  in  die  \'or\va1tnng^  der  Kegiernng, 
welche  es  7.n  einem  Zwecke  verwendet,  der  dem  Gesellschaftszweck 
am  ehesten  entspricht.  Von  der  Zusaramensetznng  der  Verwaltung 
der  Gesellschaften  und  der  Erotfnnti^'  von  Zweiggesellschaften  ist 
nnverzüfrlich  dem  Gouverneur  Meldung  zu  machen.  Die  Schlie.'^snns: 
der  (iesellsrhaft  weiren  Verletznne-  der  Kedinirnnfreii  ihrer  Tiitit^keit 
icj^t  (1-  r  Gouverneni  dt  r  (icuvi  rneiiientsbehiirde  zur  Beschlussfassung 
vor,  wobei  rr  bt'i  <tt)<nli;iv(ii  \'(r>-!<is^en  selbst  der  Gesellschaft 
anheimgibt,  dii-  ( »rdmiiiu'^-\'.  idri^keitin  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  7AX  beseiti[r«»n.  \\  ri.l.  ii  durcli  die  Tätigkeit  der  GesellsilKift 
die  örtenlli(he  IJuIm«  und  Sicherheit  geRihrdet,  oder  s(lil;iy:t  die.>ie 
Tätigkeit  eine  (»rtViibar  unsittliche  Richtung  rin.  so  ist  der  (iouverneur 
befugt,  aus  eigener  Macht vollkumnu  iilicit  die  Tiitigkeit  der  (Gesell- 
schaft eiüzustellea  uud  deren  Schliessung  der  Gouveruemeutsbehürde 
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zar  lieschlnssfassung  voi  zusrlilagfii,  welche  hieriiJier  eine  Jit  somh  re 
Untersuchniig  veranlassen  kann.  Von  dem  Teruiin  zur  \'ri  haiitllunff 
der  Sache  bei  der  Behörde  werden  die  beteilifjten  l'ersonen  benach- 
richtigt, ihr  Nichtencbeiuen  JedocL  znm  Termine  hält  die  Ver- 
handlmig  dar  Sache  akbt  anf.  Gegen  die  Entscheidung  der 
GoitveraeiieatdMb^e  iit  innerhalb  einer  FMst  von  zwei  Wochen 
die  Beaehwerde  an  daa  erste  Departement  des  Senats  anlässig,^)  wo 
die  Entscheidung  dnrch  einfache  Sümmenaiehrheit  erfolgt  Stimmt 
der  Gonvemeor  dem  BescfalnsBe  der  GonTemementsbehOrde  nicht 
SB,  80  kann  er  die  Aosfllhrnng  dieses  Beschlusses  einstellen  nnd 
die  Sache  >ohne  Versag  dem  Hinister  des  Innern  vorlegen,  welcher 
sie  an  den  Senat  abgeben  kann. 

In  demselben  (besetz  vom  4.  März  15)0(>  sind  analoge  Be- 
Btimmnngen  über  Berufsvereinigiingen  getrolTen,  die  für  Personen, 
welche  in  Handels-  and  Gewerbenntemehmen  beschäftigt  sind,  oder 
i&r  die  Inhaber  dieser  Unternehmen  gegründet  werden.  Diese  Ver- 
einigangen  Idtnnen  die  Elarlegang  nnd  Obereinstimmiing  wirtschaft- 
licher Interessen,  die  Yerbesserang  der  Arbeitsbedingungen  ihrer 
Mitglieder  oder  die  Hebung  der  ProdnkUonsfRhigkeit  der  ihnen  ge- 
hörigen Unternehmen  anm  Zwecke  habm.  Die  Verbindung  von 
swei  oder  mehr  Bemibvereinigimgen  an  Verbftnden,  ebenso  die 
Übertragung  ihrer  Verwaltung  an  im  Auslände  befindliche  Personen 
ist  verboten.  Bemfbvereinigungen  können  nur  solche  Personen 
beiderlei  Geschlechts  beitreten,  welche  in  staatlichen  oder  privaten 
Betrieben  mit  gleichen,  gleichartigen  oder  untereinander  vwbnndenen 
Arbeiten  und  Gewerben  beschäftigt  sind.  Nicht  vol\jfthrige  Personen 
können  einer  Berulbvereinigung  beitreten,  wenn  deren  Statut 
diea  snllast 

Wegen  Nichteinhaltung  der  Bedingnngen  für  die  ErOIRinng 
und  die  Tfttigkeit  der  Gesellschaft  ver&llen  die  Schnldigen  einer 
Arrest»  oder  Festnngsstrafe.  Erwdst  sich  als  schuldig  ein  Beamter, 
so  kann  Ihn  seine  vorgesetste  Behörde,  ohne  Anhlnglgmachung 
eines  Strafverfahrens,  einer  Strafe  im  Dissiplinarwege  unterziehen. 

Die  Besthnmungen  über  die  ScUiessung  von  Gesellschaften 
erstrecken  sich  auch  auf  Gesellschaften,  die  schon  flrfiher  bestanden 
haben,  wobei  diejenigen  dieser  €^l]schaften,  die  keine  Statuten 


1)  Cfr.  Anm,  S.  2486. 
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haben,  iBseriwlb  dreier  Wochen  nach  Erlan  den  Geaetiee  eine  den 
Vonchriften  dienee  Geaetnee  enUprechende  Anmeldung  einm- 
reichen  haben. 

Von  den  anderen  höchst  Ijedeutnngsvollen  liesetzen,  die  das 
Gebiet  des  Ziviln-chts  aber  nur  teilweise  j^treifen,  ist  das  Gesetz 
vom  17.  April  llMJii,  betr.  die  IkteHtiguag  der  Oroudlagen  der 
religiösen  Toleranz,  hervonnheben.  Dieaea  Oeeeta  «rkUrt  d«i  Über^ 
tritt  von  der  orthodoxen  an  einer  anderen  Beliglon  für  snllaaig, 
der  froher  verschiedene  Beschrftnkangen  der  fecsOnliehen  und  bBrger- 
lidien  Rechte  n:u  h  nu  h  zo^,  getzt  die  Rechte  des  Religionsbekennt- 
niss»'s  der  Kiti'i'T,  deren  Kitern  verschiedenen  Konfessionen  anpe- 
liüren,  tVst,  Iiistimmt  die  Ordnnni?  für  die  Führung  der  Metrik- 
bUclier  (standesamtlichen  Register;  d.  Ü.)  für  die  Selttierer  usw. 

Weiter  sind  die  »ehr  wichtigen  Erlasse  vom  5.  Oktbr.  and 
9.  NoTbr.  1906  an  eririUinen,  ivelehe  anf  die  Bedingungen  dea  bftner^ 
liehen  Omndbeaitzea  nnd  die  Lage  dea  Baoemstandea  Baang  haboi. 
So  sind  unter  anderem  die  besonderen  Bestimmungen,  betr.  die 
Zulassinitr  vnii  bfiuerlichen  Familienjriitsttilungen,*)  das  Verbot  fUr 
nicht  ""'i'"'^'''"  "'!'^  Bauern,  W»-rhs»'lubligationen  einzugehen,  and 
einige  andere  aut'gehuben.  Sodann  ist  jedem  Hausbebitzer,  der  Land 
besitst,  welches  ihn  anf  der  Grnndlage  der  Oemeindenntanng*^) 
angewiesen  ist,  das  Recht  eingerttnmt,  zu  jeder  Zeit  an  ver^ 
langen,  dass  der  anf  ihn  entfallende  Anteil  anf  ihn  als  persön- 
liches Eigentum  nrogescbrif  hcii  weide,  wobei  er  il;is  Niit/iinjrsrccht 
am  Genieindcwald.  den  Onieindewiesen.  (ieii  tiemciadeweiden  usw. 
behält.  Gleichzeitig  ist  eine  allgemeine  G rundeigen tumsordnang  flir 
die  VexKasaening  solcher  Faraellen  der  Cbinerlich;  d.  Ü.)  ange- 
wiesenen LSndereien  festgesetat,^)  die  im  Hofbesita  bestanden. 

*)  Mit  den  biiuerlichen  VerhältoiBfen,  uul  dor  Regelung  des  Land- 
besitces  der  Bauern,  ihren  BehSrdea  oiw.  besdUUtigt  sich  ein  sehr  vn- 

fluiyieichos  Gesotz:  die  besondere  IJeilage  zum  Gesetz,  betr.  die  Stände 
(Swod  {>ak.  Bd.  iX).  Nach  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  ist  eiu  Teil 
des  Orandbesitze«,  anf  dem  die  Baueni  bis  dahin  als  Leibeigene  ansissig 

waren,  den  r»<)rfi.'eiiieindeii  iinin  als  Bi'Bitz  zur  gesamten  Hand  zuge- 
wiesen worden  (na^iol).  l>ie  Dorfgemeinde  verteilt  diesen  Besitz  an  die 
eineeinen  Familien,  welche  den  zncrewiesenen  Anteil  qua  Eigentümer  be- 
nutzten. Unter  ijewissen  \i  i-  z  ihl- n  und  Beselirftokiuigen  war  die 
ZiTt<  il(iiiL-'  <i' "  Fitiiiilieiibesitzfs  in  einzelne  Wirtf^chsften  anlSssig (Familien- 
gutsteiluugj,  a.  a.  U.  Buch  1,  Art,  3«  11'.;  d.  Ü. 
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Das  für  RoBsland  historische  Ge«et2  vum  Ii.  August  liK)'>, 
betr.  die  Einaetsmig  einer  EejcMim»,  ftbertrftgt  dem  Verwaltnngs- 
bereicli  dieser  IiutitQtioii  unter  «ndmin  die  Angelegeobelteii  betr. 
die  VertoHeniiig  von  Teilen  der  Stantaeinkttnfte  oder  des  St«atB> 
TermOgeni,  welche  Allerhöchste  Genehmipunff  erfordern,  die  Aiige- 
legrenheiten  betr.  liiii  l^au  von  Eisenbahnen  für  Staatifkosten  und 
die  Angelegenheiten  betr.  die  tiründunfr  von  Alitient^esellHthaften, 
fBr  welche  Ausnahuieu  von  den  bestehenden  Gesetzen  beantragt 
werden. 

Von  den  übrigen  Geeetsen  sind  m  erwftlinen  das  Gesets  von 
19.  Janoar  1904,  betr.  die  tfaebterweitemng  des  MiiÜBten  fSr  l4Uid- 

wlrtschaft  und  Staatsvermßgen  hinsichtlich  des  Ankanfs  und  Ver- 
kaufs v«>n  LiinJerei-n:  vnm  10.  April  betr.  Abiinderungr  des 
Verfahrens  bei  dtr  Eut-scheidung  von  Sachen,  welche  an  den  Kaiser 
iwr  Prafang  gelangen;  vom  10.  Mai  1904,  betr.  Abänderung  des 
Gesetaes  über  Feaerversiebaiuig  anf  Gegenseitigkeit;  vom  6.  Jnni 

1904,  betr.  das  Becbt  des  SeefUirens  anter  mssiselier  Flagge;  vom 
22.  Dezbr.  1904,  betr.  .\nder11n17en  im  Gesetz  Uber  Mafse  und  Ge- 
wichfe;  vom  1,  ^fai  l'.H).')  tuid  11.  .April  lOOC.  b,.tr.  die  .\nfliebung 
finirt^r  Heschriinknngeii  für  l'ors'iiu'ti  i"'luisi'hor  Herkunft  bei 
i'achtung  und  Erwerbung  von  I.audereicii  in  den  9  westlichen 
GonvemementB;  vom  30.  Hat  1905,  betr.  periodiscbe  Versammlungen 
von  Vertretern  des  BOrsenhandda  nnd  der  Landwirtsebaft;  vom 
IC>.  Juni  1W5,  betr.  Vorscbriften  ftir  die  Börsenart  eis;  vom  23.  Mai 

1905.  betr.  das  Vert'iilnvn  für  den  \  rrkauf  von  Grundstücken,  durch 
welche  eine  Forderung  aus  einem  I>arlciin  zu  landwirt-sehaftliehen 
Verbesserungen  sichergestellt  ist;  vom  22.  April  190G,  betr.  die 
Gründung  von  Verainigangeu  der  FenerversicberungsgesellBeliaften 
aif  Gegenseitigkeit  und  vom  27.  Angnst  1906,  betr.  die  Bestimmnng 
von  Staatsltndereien  ram  Verkanf  an  Banem.  Zn  erwlbnen  sind 
noch  die  Änderungen  in  nnseren  höchsten  Kegiernngsbehurden,  zn 
deren  Ressort  nnff*r  anderem  Angelegenheiten  frehönn.  die  mit  den 
bürgerlichen  Kt;chteu  der  He.völkernng  in  naher  Ikziclaui}?  stt^'iien: 
nnterm  23.  April  190G  ist  das  Ministerkomitee  aufgehoben,  und  am 
27.  Oktober  1905  ist  Oa  besonderes  Uinisterinm  für  Handel  and 
Gewerbe  erricbtet  worden. 
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B.  Litentiir. 

Völkerrecht,  und  mternatiuuales  Privatrecht  (1903 — 1005). 

Releiiiii;  i »r.  TtiKK  KAZANfK»,  ordentl.  Prof.  der  Rechte,  Odessa. 
Obenetxung  von  AnrAnir»  Silbbrctbijc,  Rschtnawslt,  Fatentaig. 

Die  Jahre  revolntionlrer  Bewegnng  1908—1905  waren  für 
die  wisBenschaftUche  Arbeit  in  Bnaeland  nicbta  weniger  als  günstig. 

In  einen  vollständigen  Stillstand  konnte  natärlich  die  wiswnsohaft- 
licln  Arlielt  nicht  peraten.  Was  speziell  die  \Vis.senschaft  des  V'ülker- 
reelils  aiiheianjxt,  so  dauerte  ihr  in  einem  meiner  TorigeD  biblio* 
grapliiHclitth  Berichte  erörterte  Fortschritt  fort. 

Wir  sehen,  dass  die  UnterMncbungeii  rassischer  Volkerrechts- 
forscher alle  Im  System  des  Völkerrechts  Plate  nehmrade  Fragen 
nm&ssen.   Statt  kompilatorischer  Leistungen  und  Übenetiangen 
«  meistens  aas  dem  dentschen,  mit  welchen  die  nissische  VöikerrechtB- 

wissensoliafl  noch  vor  kurzem  slcli  Kic^'-niitirte.  entstehen  jetzt  auf 
niisereiu  wis^-nsi  lialtliclM  n  (Ti-Iii.  !.'  W  t  rke,  welche  niciit  selten  ihren 
titilbhtäadit^eu  Wen;  einecltlageu,  uri^^inello  Forsclmng^methoden  ge- 
branchen  und  neue  wisKenschafUicbe  Kenntnisse  bringen.  Folgender 
flflcbtiger  und  kurx  gefaseter  Überbliek  soll  aUes,  was  uns  die  er- 
wSbnten  Jahre  i^egeben  haben,  snsammeniwaeii. 

Auf  dem  (Schiefe  der  Sammelwerke  positiven  Rechts  ist  die 
äusserst  nüt/lii  In-  l|t  r;ui'^;r:i'»e  der  „Sammluntr  iH  stdiender  V»  rtr:iü«>, 
Kunventionen  und  \  ergkiclic,  welche  zwiüclien  Kus.sland  und  anderen 
Staaten  abgeschlossen  sind**  (Sbomik  ^i^jsstwi^jostchich  tractatow, 
konvency  i  ssoglascbenUr  saklintscbennyeh  KossUju  a  drsgimi  gossn- 
darstwami),  I.  Bd.,  2.  Aa(L  (St.  Petersburg  1902),  au  erwlhnen. 
Vor  kurzem  erschien  davon  auch  der  II.  Bd. 

F.  rner  von  unaweitelhatt  dauerndem  Interesse  ist  die  amm- 
Innp  der  Satzuiifren  und  Reir<'ln.   welche  von   der  russischen  T!e-  * 
gienuifc  und  tremdt  n  .Mächten  anliis.-lirli  di  s  Krieg  s  zwisclu  n  Hus«- 
land  und  .laiian  lierans^refjelien  wurdt-u  sind".    St.  Petersburg  11H»4. 

Ferner  eischien  der  XIV.  Bd.  der  weltbekannten,  unter  Prof. 
Tb.  Mabtkms  Redaktion  herausgegebenen  „Sammlung  der  Vertrige 
nnd  Konventionen  cwischen  Runland  und  answlrtigen  Staaten*. 
St.  Petersburg  1904. 

Dieser  liand  enthSlt  Verträge  mit  Frankreich  von  1707—1820. 
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Es  erschien  auch  Bd.  IV  des  von  mir  bereite  notierten  Sammel- 
werk« von  N.  Bäjmatm-KtmmMi,  welches  jabrelangr  die  Möglichkeit, 
4m  Lieht  der  Welt  m  erhUekeD,  ratbehTte:  „Überseht  des  atia« 
wirtigen  Verkebn  Bmelande  (bis  1800),  4.  Teil  (PreoMen,  Fnak- 

reich,  Schweden)  mit  einem  Index  fUr  alle  4  Teile".    Hoskan  1904. 

Es  ist  hier  auch  der  von  mir  früher  nicht  angezeigte  be- 
träi  htlichc  Band  zn  erwähnen,  welcher  nnter  Prof. <  »wtschinnikofj's 
ii.edaktion  herausgegeben  ist:  ^Sammlung  bestehender  \'erträge, 
Kenventionein  und  anderer  TSlkerreebtUeber  Akte,  betreffend  die 
KriegaiehüHkhrt*.  St  Peterabnrg  1901. 

Endllcb  ist  za  erwfthnen  das  fbrtgesetite  Erscbeiiien  sweier 
sehr  wertvoller  Vorlagen  des  AnswSrtigen  Amtes:  „Jalirbnch  des 
Ministeriums  der  Answ&rtigen  Angelegenheiten''  und  „Sammlang 
kuuäulariticher  Ijerichte**. 

Anf  dem  Gebiete  historischer  Forschnngen  ist  das  gründliche 
Werk  von  Prof.  B.  Snonranr  bervonniheben,  es  heint:  ffii» 
rassiseh-dsterTeichisehe  AIliMtoe  wShrend  des  siebei^fthrigen  Krieges 
174fi  -17'^;^  (St  Petersburg  1902),  und  ist  aof  Grund  der  Archive 
von  Kopenhaf^TTi  und  Wien  verfasst  wnrdpn 

Erwähnungrswt-rt  fiM^ht  inr  auch  die  FiirM'hiiiit,'  von  A.  LnSGiNOFF, 
welche  äasserst  inLere^satiteu  und  in  der  europäischen  Literatur 
wenig  bekannten  Yertrftgen  des  llittelaltras  gewidmet  ist:  «Die 
in  X.  Jahrhmidert  swisehen  Enssen  nnd  Griechen  abgeschlossenen 
Friedensvertrfige."    Odessa  1904. 

Nicht  geringes  literftriseli-hiatorisches  Interesne  bietet  anch 
»in  Suinmeiwerk,  welches  dem  Andenken  einer  der  ernten  F(>j>scher 
und  Lehrer  der  Vülkerrechtswissenschaft  in  Kuütiland,  dem  berühmten 
hochbegabten  Charkower  Professor,  gewidmet  ist;  dies  Sammelwerk 
heisst:  »Den  Andenken  D.  K.  Kavsohihowskts.  Felerlicbe  Sitsang 
der  an  der  kalserllidien  UniversiULt  Giarkow  bestehenden  jorlstisehen 
Gesellschaft  am  26.  November  IPO^.-*    Charkow  1905. 

Schliesslich  ist  zu  bemerken,  dass  infolge  eines  anch  von  west- 
enropfiischem  Standpunkte  aiissergewidinlicheu  .Aufschwungs  der 
schriftstellerischen  und  verlegcrischen  Tätigkeit  in  Kuesland  iui 
Lanfe  der  letaten  Jabre  sahlreiehe  Artikel  nnd  Broschüren  ftbsr  die 

■ 

Gesehlobte  internationaler  Beiiehnngen  erschienen  sind,  nnd  zwar 

hanptsSchlich  bezüglich  der  ferneren  ostaKiatischen  Frage.  Ich  er» 
wihne  hier  beispielsweise  die  Broachiire  von  ProL  W.  ALSJUMDBcno : 
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»Die  amwftrtlge  Politilc  der  Vereisigten  Staates  Nordaaeiikaa 
und  HovBOBs  Lehre"  (St  Petersburg  1%8)  und  .Skisaen  answäriiger 

Beziehungen  und  der  Verkdir  Japans  mit firemden Mächten*'.  St.  Poten» 
bnrgr  lool.   ^  Heide  Schriften  wurden  snent  als  Artikel  im  Jonm. 

d.  Jusiizin.  vri  liffentlicht.) 

Ein  nicht  unlH-ti  in  litüi  In  s  'l'ayresiuteresse  bietet  t'i  rner  die 
Broschüre  des  bekauntt-n  Irrenarztes  i'rof.  SiKUitöKi:  „Zar  Charak- 
teristik der  sdiwansen,  gelben  und  weissen  Bassen  ia  Zosaainien- 
hange  mit  den  Fragen  des  rossisek-Japanischen  Krieges  (Ktew  1904); 
ebenfalls  auch  die  BruschBre  des  ber&hmten  Chemikers  D.  Mbxdki.- 
.TK.tKKF:  ,.AnlSsslieli  des  japanischen  Krieges''  (St.  Petersburg  1904), 
welche  das  5.  Kapitel  seines  „Tiefinnerster  (ledanke"  ansmacht 

Pie  Iffzt  iinj^efülirten  ]{eispiele  zeiir<Mi,  dass  über  politische 
Fra^'^eii  in  Ku'~>land  gegenwärtig  fast  vuu  alleu  wissenscliaftlicheD 
Kräften  geschriihen  wird. 

Wenden  wir  ans  an  die  Philosophie  des  Völkerrechts,  so  be« 
gegnen  wir  anf  diesem  Gebiete  dem  betrlchtUdien  Werke  Prof. 
H.  Poumncos:  «Die  SonverSnitftt,  die  gesekiektlicke  Entwlekelnng 
!  t  !  !. .  ,],■]■  SonverEnität  nnd  deren  rechtlicke  Bedentan^r-  Jum* 
lawl  I9üa. 

Pieses  Werk  wnnlc  vnti  ilcr  riissiM'In  n  Kritik  sehr  her/.liih 
eiupi'angeii,  ohwolil  si  iin'  t  ii:.'iuli(  li  lio^iinutis.  ln'  Seite  sehr  schwach 
ist.  Ansserdeui  könnte  inim  noch  den  Artikel  Baron  B.  Nuu»ks  er- 
wSknen:  „Die  Uetboden  der  Wissenscbaft  des  YSUcerreckts*  (Prawo 
1905),  nnd  den  dem  Sckreiber  dieser  Zeilen  entstammenden  Artikel; 
„Versuch  einer  v>  t  i  i  recktltcken  Theorie  des  Völkerrechts"  (Jonm. 
d.  Justi/ni.  liie  letsterwlhnte  Schrift  erschien  auch  in  fran- 

züsischer  Spraclie. 

Auf  dem  (Jehicfc  ihr  Lelire  von  den  Snliiekten  des  \iilker- 
rechts  erscheint  beachtenswert  die  üusserüt  iuIeres^aute  Arbeit  des 
Privatdozenten  A.  Baikowskt:  „Die  gegenwärtige  (völkerrechtlieke) 
internationale  Rechtsfibigkeit  des  Papsttums  im  Zusammenhang  mit 
der  Lehre  von  der  internationalen  BecktsflUiigkeit  ttberhaapt". 
St  Petersburg  1904. 

VerI"a>Mr  betraohfet  den  päpstlichen  Stuhl  als  Subjekt  des 
Völkerrechts.  Das  liuch  /•  irlmet  sich  durch  die  darin  vertretene 
—  scholastische  —  Methude  aus. 
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Ferner  ist  aiN  liiu  liervorragemlc  litcrarift  hf  Erscheinniig:  das 
Buch  (.eine  Magister-Dissertation)  des  Barons  B.  Nulük:  „Ein  perma- 
nent neatnlar  StMt*  m  beseloIiiMn.  St.  Pettnlnirg  1905. 

El  Uetet  viele  neue  historiwbe  Tatmeben  mr  Belenchtnng 
der  erOrfeeiteii  Fnge.  Besonden  aber  viel  Intereeae  wurde  bei  uns 

fBr  die  rechtliche  Lage  verschiedener  Teile  des  rassischen  Reiches, 
hanpfsSchlicli  Fiiilands  und  I'.lt'ns,  an  den  Tag  gt^l^gl.  Ri«" 
meistens  nicht  umfaugreiclien  Schriften,  welche  dieser  brennenden 
Tagesfrage  gewidmet  sind,  ersclieiuen  buclistäblicb  in  zahllosen 
Mengen.  leh  geeUttte  ndr,  von  der  Anfidge  doMlbm  Abetiad  m 
nebmen,  da  die  Yerfbaaer  von  ftet  allen  dieeen  Sduiften  ebne  Ana« 
nabme  in  ihren  Anaeinantenetanngen  von  einem  staatueclitlieben, 
nicht  vOlkerrechtlicben  Standpunkte  ansgehen. 

Wie  vonnals,  so  anch  während  der  letzten  Jahre  hat  man 
sieh  b<'i  nns  viel  mit  den  Fragen  der  völkerrechtlichen  Einrich- 
tungen besühättigt.  tiraf  KujtAKuwäKY  verüffentlicht«  eine  |iopuläre 
firoechOre:  „Zur  Frage  Ober  die  internationale  Verfossong  (Orgaui- 
aalien)*  (Mmkan  1905),  worin  wiedemn  die  Utopie  der  Vereinigten 
Staaten  Bnrepaa  bervorgdioben  wird. 

Zwei  tflchtige  Bieber  wfthrend  der  lotsten  Jahre  verUbntliehte 

der  junge  Gelehrte  N.  GftLiiBiKFF.  Im  Jahre  IPn;?  erschien  von  ihm: 
^Internationale  Schiedsgerichte  des  XIX.  Jaiuluuidt  rts  -  (Mnskau) 
und  im  Jahre  1905  „Internationale  Kongresse  und  Konferenzen". 
Jaroslawl  1905.  Diese  beiden  Forschungen  sind  rein  dogmatischen 
Cbaraktere. 

Eine  dw  bedeutenderen  Erecheinungen  in  der  nueiaehen 
Vclkerreehtawiwenechaft  Uetet  femer  daa  Werk  S.  <3oMAixom: 
JBTandbtich  für  Konsnln".  St.  Peterabarg.  Das  Bach  bringt  alle  fQr 
die  mssischen  Koosoln  verbindlicben  jaridiwben  Nonnen  zusammen 

in  ein  System. 

Erwähnenswert  ist  auch  rrofessor  L.  Sciiallanus  Buch:  „Die. 
juridische  Natur  der  territorialen  Souveränität-*,  Bd.  1  (St  Peters- 
burg 1903),  nnd  deMwlben  Verftnere  Artikel:  „PUbad  and  Paeht 
dea  Tenitorinmi''.  (Ptmwo  190S.) 

Endlieh  ist  aneh  die  Breeehllre  von  Baron  Noldi  an  erwihnen: 
^Zur  Lehre  von  den  internationalen  Servituten:  lokale  Nentraliaation". 
8t.  Pet^'rsbnrg  lOnr, 

Jahrbttoli  der  iatanutu  Vereiaifonj;.  t*.  Bd.  ^  168 
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Im  Hereiclie  der  Lehre  von  <l<r  iniernationalen  Verwaltung 
sind  wenig  ueue  literariische  Ert>cbeintmgeu  2a  verzeichnen.  Auzn- 
fBhrai  «rSren  «w  diese»  Gelnete  nur  die  „fiemerlmiigeii  ftber  Fragen 
de»  maritimen  Völkerrechte"  (St  Peterslnirg  1905),  wdcbe  ans  der 
Feder  des  bereite  erwliinten  Prof.  Ow-kcbinikoff  stammeB.  Avaeer^ 
dem  emlilenen  in  verschiedenen  Zeitschriften  Artikel  von  A.  Dolqoff 
(„r>u.s  freie  iiiTein'  Meer^l;  von  Prof.  \'.  'S\k«],^k\  (^l)er  deutsch- 
rns>is(lie  ll;iiulei>verlrag„);  von  8.  ABlUMüVlT«CU-hAlUNuW8KX  {„D»s 

Spionentnm  in  Friedenszeiten'')  o.  a. 

Dagegen  stieg  da»  Interesia  litar  Fmgen  de»  Iniematioiialeii 
Privatreehts  and  Überhaupt  der  rechtlieben  Lage  der  AnsÜBder  fort- 
während.   Tu.  SsADowshv  vei.'iiT. ntlichte  eine  BroBchQre  Ober  die 

_(trnndlai;i  n  de>.  inlernati<iiialeii  I'i  iv.itit  clits  nnd  deren  Anwendung 
im  (.iebiete  des  Intestat-Erbreclits"  ;  \Vai>i  h:in  lfV>3.  Prof.  \V. 
ALKXANUKb.NKu  (2wci  ^Studien):  „Über  die  Freiudenausweisung'"  (St. 
Petersburg  1905)  und  „Über  die  Untertauachaft  nnd  NatnraUwtion*'; 
Warscban  1904.  S.  GaosaiiAinr:  «Die  lokalen  Oeaetse  Beeaarabiens". 
Eine  volletSndige  systematische  Sammlung;  St.  Petersbors  1905. 
O.  Pkkcavknt:  ..I  ber  die  Anwendnnp  der  lokalen  Gesetze  von 
Arnu  noiinlo  und  1  »«mil.M  Ir ;  St.  Petei>burg  1905.  (f.  Woltkk: 
„Die  (iesetze,  betr.  die  Bewohner  der  Greuzgegenden  and  den 
Grenxverkehr";  Sl  Fetersbniip  19(H>.  Prot  L.  AgBUtUum  brachte 
mehrere  Artikel  Ober  verachiedene  Fragen  dea  intematiosalen  Privat- 
rechta.  Banm  Koar,  K.  DwoaairsKT  nnd  andere  behandeltm  In 
ihren  Schriften  Fragen  des  zwischenst^iat liehen  Oericbtaverkehrs. 
M.  TKATst  iuNKo,  A.  v.  T?AiMON  »ud  Prof.  ]'.  Kazassky  Hrhrieben  über 
die  Verbrecheraiislieferuni!'  (de.s  letzteren  Anfsatz  erschien  auch  in 
franziisiHcber  Sprache).  Aber  besonders  viel  liat  man  sicli  natürlich 
mit  Fragen  dea  Kriegsrechta  heachftltigt  IMe  ühemteseBde  Kehr^ 
zahl  der  betreffendea  Arbeiten  kann  ftbrifeBS  nur  eine  rein  popnlire 
BedeiitniiL'  bt  aii-iiriu  lien.  Aus  diesen  Flvgachriften  sind  besonders 
die  .\rtik.  l  dl  >  Fiirstt  ii  Ki  iii  s  Tki  bktzkoj:  ,I)er  Krieg  und  die 
Bnri-aulvratiti-,  von  l'i:  1  ki  .vkkwuscu :  „Per  Kriege  nnd  nnsere  .'Xnf- 
Kiiben'"  U'i«»o  l!«>4),  von  Dobkowulsky:  „Frieden  und  Krieg"  (im 
Jnriat  1904)  naw.  herrorzaheben.  Za  dieeer  Heihe  gehOrt  anch  die 
Broachflre  von  Dbuscbihin:  „Wie  »oll  der  Krieg  geführt  werden*. 
Moakau  V.m. 

Die  riiiMiiik  des  ja  panisch-russischen  Krieges  vom  vrdker- 
rechtlicheu  ^Standpunkte  führten  während  des  Jahres  li>04  in  der 
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WoclienKclirift  ^Kecht"  (Prawo)  Baron  Noi.tiK  nnd  in  di  i-  „Jnrl- 
dibcUeii  Zeitung"  (Juriditecheskoja  (iazeU)  A.  v.  Kki>on  (auch 
ein  bvlgariacher  Jonnwllst»  IL  PopowjnoHirr,  in  ^Juriditecheüki 
Pngtiad",  1904). 

Besonderes  IntereiM  taengt»  die  Broaebflre  des  Tnt  W.  Obawas 
^  Die  KriegserklSrnng  im  modernen  Völkerrecht".  St.  Peter-sburg  1904. 
(Separatabdruck  ans  der  Monat«cbrifr  ^Wiestiiik  Prawa".) 

Verfasser  derselben  verteidigt  liii'  Kfc  litsmassicrkt-it  der  Hand- 
lungsweise der  Japaner  bei  Jkiginn  des  japanisch-russischen  Krieges, 
wobei  er  eich  gerade  nicht  ganz  richtig  auf  da*  «Handbneii  de* 
Vaikeneebte"  beruft,  ivelehM  der  Schreiber  dieses  Bericbtes  Ter> 
flust  hat. 

Eine  dnrchans  beachtenswerte  Erscheinung  auf  dem  Ge- 
biete der  Völkerrechtswissenschaft  stellt  das  Buch  des  Prof.  1'. 
BoäAYBWsKU  in  Tomsk  (Sibirien;  dar:  ^Das  rote  Ki-euz  in  der  Eut- 
wickelong  des  TVlknMchts/  Moekan  1906.  Es  bietet  etwas  neues, 
Qogeaehtet,  daas  ea  ebien  Vorg^biger  bat,  wie  die  kapitale  Scbrift 
des  Prof.  Loduk.  Es  ersebieoen  ancb  ans  der  Feder  von  Bo4»atbw8Ku 
(im  Jonm.  d.  Jnstizm.  1904),  sowie  auch  von  A.  .Tablonowskii 
(„.TiiriHt-  1904)  und  A.  v.  Raison  (...Inridiscln'  Zeitung-')  eine  .Anzahl 
von  Artikeln,  welche  der  rechtlichen  Lage  der  Kranken  nnd  ver- 
wundeten Krieger  gewiduiet  sind.  A.  v.  Raksos  sciirieb  auch  in 
der  erwibnten  Zeitung  ttbw  <lie  Kriegsgefangenen. 

Besonders  vld  wurde  auch  Uber  die  Lage  des  Privateigentnns 
im  Kriege  nnd  über  verschiedene  Fragen  des  Scekrieffsirorhts  ge- 
scliripben.  Hier  ist  in  erster  Linie  der  erwähnte,  v.  Kaixin,  hervor- 
zuheben: überhaupt  hat  derselbe  viel  iiiier  Fragen  des  \'ölkerreclits 
geschrieben;  seine  zahlreichen  Artikel  wiihreud  der  Jahre  UMJ4 — 1905 
sind  in  manniglhdien  ZeltaebtlftMi  lerstrent  („Bursche  Scbltfrahit**, 
„ Jnridisdie  Zdtung**,  « Joomal  des  Jastiaministerinma*  osw.)  Ausser» 
den  sind  nieht  xa  verschweigen  die  Antoren  A.  Lkuntikff,  T«. 
Lfakiükff  (im  „Russischen  Echo",  „Politischer  liundnchau**  l'.t()4). 
l'mt.  i'.  Kazansky  i.hiridische  Zeitung"  H«»4;  auch  tVanzüsisehen 
nnd  rein  volkswirtschaftlichen  Charakter  trägt  das  solide  Werk 
des  Prof.  Miaiiu»:  „Der  Krieg  und  ansere  Finanzen".  Charkow. 

SeUIesslieh  Ist  an  notieren,  daas  im  Laufe  der  letatoi  Jabre 
xwei  neue Lebrbtteher  des  VSlkerreehts  erschienen  sind.  Im  Jabre  1900: 
„OrandzOge  ans  den  Vorlesungen  Aber  das  VSlUerrecht",  2  Hefte, 
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welrlic  einem  der  verdienst volUn  Lehrer  unserer  Wissenschaft  in 
Russland,  Prof.  (>.  Erhklmann  (Kiew)  zu  geliüren,  und  im  Jahre  1904 
„Knrzge&SBte  SebildenuiKeii  des  VOlkeiTeclitt'*,  Tomsk,  von  Prof. 
W.  UiiAiiiTSKU  (Sibirien).  Aiuserdem  enebienea  in  neuer  Anflage 
der  belcannt«  Kurs  d.-i-  I'rof.  Tu.  Maki>:ns  und  ^Handbuch  des 
Öffentlichen  und  privaten  Völkerrrchtn-,  Odessa  li^O  I.  Im  .Taliif  11">2 
wurde  VdU  Prof.  \V.  (Jkahaiu  ilie  rnssis<  lit>  (  bersetzung  d.  s  aus- 
gezeii  Imeten  Lehrbuch»  de»  Volkerrechts  von  Prof.  F.  v.  Li.sZT 
redigiert  und  verOffentlieht. 

Strairecht. 

IJefei  i  nt:  P.  Li  ulin^ki,  M:ig.  jur.  St.  Petersburg. 
Über>.  t/\iiiu'  V4III  Ah.  adh  s  Sii  iikkistkis,  RechtuDwalt  St.  Petenburg. 

T&«.HLiti.N^K.v,  Prüf.  M.  P.,  Die  kriiuiual-politiKchen  QrnndriMe. 
Der  Begriff,  die  Geschichte  nnd  die  GrandproUeme  der  Kriminal- 
poHtik  als  eines  Elemente«  der  Strafireehtswiaaenseiiaft.  I— IQ. 

Clutt'lcow  ll'o:..    .'.:u  S  ») 

T)as  Hueli  von  'J  s(  iiniiNtiKV  st.  llt  die  prösste  .\rbeit  dar,  die 
in  der  nissisi  hen  strafreehtlicbcn  Literatur  im  Verlanfe  dieses  .lahres 
verolleutlicbl  i»t.  8ie  füllt  eine  beträchtliche  Lücke  aus.  W  as  ihre 
Vollständiskeit  betrifft,  so  steht  sie  den  besten  Arbeiten  der  west- 
eorop&ischen  Literatar  nicht  naelt  Die  AosfÜhmngen  des  Anters 
lassen  sich  entweder  vom  theoretischen  Standpunkte  beti-achten 
(der  Beji^rilT  der  Kriminaliiolitik,  die  allgemeinen  Kichtnn^^en  in  der 
modernen  Strativ(  htswissenschaft )  <"ier  uher  v<>n  einem  historitiehen  (die 
Übei-sicht  der  Lehren),  vom  Altertum  bi»  in  die  Neuzeit  hinein.  Der  erste 
Teil  seichoet  sich  durch  einen  grosseren  'wiseeBseli^i^en  Wert  nns. 

Der  Antor  nnterwirft  das  Hateri«!  einer  ansfBhriiehea  Kritik, 
das  von  der  gesamten  Strafrechtswissenscbaft  bearbeit«!  werden  mosa, 
nnd  teilt  es  in  drei  Teile  ein:  in  die  Kriminal politik,  Kriminal- 
doeiuatik  und  die  Kriminalätiologie  (die  (ieschichte,  die  Philosophie 
des  btrafreclitb  und  das  vergleiciiende  Studium  desselben  bilden  den 
Bestandteil  der  Kriminaldoguiatik).  Das  gesamte  Uaterial  wird  von 
einer  StrafrecbtswiKsenscbalt  erfitsst.  Die  Krlminalpolitik  zerftllt 
in  eine  PrSventiv-  nnd  eine  BepresaiTpolitik.  Ihre  hanptslehliche, 

aber  nirht           hliessliche  Anfgabe  bildet  den  Kampf  mit  der 

Kriminalität.  Die  anthropologischen  nnd  die  biologischen  Wissen- 

M  Die  nusfültrlii  liste  Besprechung  ist  die  TOO  B.  K.  im  Jound 
des  Justizu.  lUUd,  Bd.  2,  &.  2ti4— 
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•ehafteD  mtawn  bwrllrikriehtigt  werden,  imofern  lie  fBr  die  Rechts- 
piege  TOB  Natcen  dnd.  Der  Autor  bespricht  aasfQhrlicb  die  MOg« 
lichkeit  der  Kriniinaipniirik  als  einer  WiSMUBChaft  and  verschiedene 
Anächten  über  ihre  Art  uud  \Vei»<:o. 

Der  historische  Teil  des  Baches  umfasst  die  Ue.schiciite  der 
kriminalpoUtuchen  Lehren  bis  znm  XIX.  Jahrhuudert  aud  die  Lehren 
dieses  Jikrhimderts.  Der  errte  Teil  rtdlt  die  Bearbeitung  der 
Litermtor,  nicht  der  Qnellen  selbst  dar.  (Am  besten  sind  die  Lehren 
des  AaiBiOTKLBa,  des  Mittelalters,  BKcrARiAs,  Voltaisss,  BBl.-'^'A  m: 
TABTILtB  and  1Iawari>-j  \vit  i!.<rtcei?eben.)  Jfaiip-el  an  Inxtni  ix  her 

Tiefe  wird  dnreh  dit-  Ub<-ndi;;e  und  literarisklie  i>ai-stellung  und 
dorch  ihre  Auafiilirlichlieit  gutgemacht.  Mau  kann  dem  Autor 
elnigeiinassen  Torwerfen,  dass  sdne  Dantellnng  einen  schwachen 
Znaammenhang  der  Theorien  mit  dem  Charakter  der  betreffenden 
Epochen  aufweist.  Glänzend  ist  hingegen  die  Darstellung  der  lÄ'hn  n 
des   XIX.   .ralirhundcrts,    die   bis   auf  It-tztrn   Jaliro  n-iriit. 

und  dann  die  kurze  Übersicht  über  lu-iuiinalpoUtische  i'robleme  der 
C^egeuwart. 

PosjnfecHKP?,  S.  W.,  Die  Urandprobleme  der  Lehre  von  der 
Strafh.  Veakan  1904.  XXV  lud  408  S. 

IHe  gsgenwfrtige  Krisls  in  der  Lehre  von  den  Zwecken  der 
Straft  und  den  Vorbedingungen  ihrt  r  Aiiwendong  erweckte  auch  in 
der  russischen  Literatur  ein  h'bhal'tes  Intcres-*-  für  di*  sc  Fragen 
und  spornff  sie  zur  Revision  der  Grundlagen  d«  r  i;>  prt  N>i(in  an. 
Zwei  kürzlich  erschienene  Arbeiten  von  Kis.sklkw  uud  FKLUdttiN  sind 
der  Beririon  der  Grundlagen  der  Repression  gewidmet;  die  Arbeiten 
von  KonmaR  («Die  Straft,  ihre  Zwecke  und  Vcranasetsangen'* 
—  1902)  and  das  vorliegende  Buch  von  Posnyschkki  versuchen  eine 
richtige  Zusammenfa-^snng:  der  Strafzwci'ke  zu  ürcbt-n.  Der  .Schwer- 
punkt der  Arbeit  von  Piisny(  »rff  Vu-^rt  in  der  kiitisrhen  Analyse 
der  J^trafrechtfitheorien  in  der  i'ersou  der  typischen  Vertreter  der 
einzelnen  Bichtangen.  Eine  minder  wichtige  Belle  spielt  die  selb- 
stiBdige  Usnag  der  Frage,  sowie  die  AnftEUang  der  OrnndiBge 
der  nrntemen  Straft.  Die  ICeihode,  die  PoeKTscHirr  ^geschlagen 
liat  —  die  negatlT-kritische  —  stellt  auf  diesem  Gebiete  die  grössten 
Schwierigkeiten  dar,  Srlion  bti  der  Kla-^^f^ifikation  der  Strafrechts- 
theorien betreten  wir  das  Gebiet  der  zahlreichen  Kontroversen. 
>'ach  Meinung  des  Autors  ist  die  beste  Ivia^sitikation  diejenige,  die 
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die  Theorien  mudtL  im  Uerkmale  einteOt»  ob  «ie  in  Seobt  auf  die 
Strafe  anerkennen,  oder  nieht  Die  enteraa  nnftumn  weiter  die 

theologischen,  metaplij'sisclicii,  ntilitarischon  odn-  Pinpirischen  und 
endlich  die  iremisoliti  n  Tlicnrirn.  Die  in  irin  i  rulen  Theorien  werden 
in  solrh«^  einpet<"ilt,  dit  da-^  INrlit  aiU  die  Strafe  verneinen,  weil 
sie  den  Lehren  Christi  widersprichi,  die  anderen  Theorien  aus 
elddctiselien  GrOnden,  die  dritten  avs  CMnden,  die  der  ErfSüumnir 
entnonmen  «ind.  Über  die  theoIoglMhen  Theorien  nacht  der  Antor 
aeralieli  zahlreiche,  sinnreiehe  Bemericnngen,  obgleich  sie  jetzt  keine 
Vortretpr  in  dt  r  Wissenschaft  aufweisen,  und  teilt  sie  in  explikative 
und  u'irmative  Theorien.  Die  metaphysischen  Tliet'rien,  die  snb- 
jelitivcn  (Kaut),  sowie  die  objelitiveD  (Hegel)  gelangen  zn  einem 
'V^erspfnch,  da  de  das  Dasein  der  aheolnteo,  d.  h.  afriorlittidiea, 
etbiichen  and  rechtliehen  Primdpien  solaeeen,  die  über  nnd  anaser 
dem  Venachen  existieren.  Die  eklektischen  TlieoriMi  aeichnen  sieh 
immer  dnrch  das  Niebtscheiden  der  explilwtiven  nnd  noraatiTen 
Elemente  »im. 

Die  eiiiziic  rit  iitii;-.- .Mt-tiiofle  ist  ilie  streng  empirische.  Ndche 
Theorien  /.ertalleii  einerseits  in  die  Reohlstheorieu,  die  den  Straf- 
zweck  ans  dem  Rechte  des  Staates  auf  die  Strafe  herleiten,  anderer- 
seits In  die  Zwecktbeorien,  die  die  Strafe  dnreh  ihre  Notwendigkeit 
für  bcHtiimute  p:es(  llsdiaftliche  Zwecke  iMgT&nden.  Die  Recht«- 
themien  weisen  drei  Hichtnngen  anf,  was  von  der  Verschiedenheit 
der  jnristiseheii  lirnndlag'e,  von  der  sie  ausgehen,  ubhiln^t.  Ent- 
weder ist  e»  der  üesellschaftsvertrag,  oder  die  Notwehr  gegen  die 
Übertreter  des  Gesetxes,  oder  irgend  eine  andere  jnristlsehe  Grund- 
lage. Die  Zweektlieorien  k5nnen  nach  dem,  was  sie  verfolgen 
—  einen  oder  mehrere  Zwecke  —  in  dnfkche  nnd  komplfaderte 
Theorien  einj^eteilt  werden.  Der  .\utor  Btellt  folgende  Definition 
der  Sfrat'e  anf:  „l)ie  Strafe  ist  eine  Zwangsausiibnng  auf  die  IVr- 
siinlichkeit,  eine  gesetzliclie  nachteilige  Folge  füi-  gewisse  Uandlungen; 
ihre  Art  nnd  ihr  Mass  hängt  von  der  Bescliaffenbeit  der  Hand- 
langen nnd  von  der  Schuld  des  Handelnden  ab;  sie  wird  in  konkrete, 
den  Gerichtsorganen  des  Staates  und  in  hesonderen  FUIeu  von 
Staatshan]>te  selbst,  festgesetzt."  Den  Theorien,  die  das  Becht  des 
Staates  zu  strafen,  mit  juristischen  Gründen  zn  verteidigen  snchen, 
wirft  l'o.ssY.sriiKKK  vor,  das«  .Sil  in  «-incti  circulu«  vitiosus  geraten. 
Danius  sieht  man,  da.ss  er  selbst  die  Frage  nicht  audera  auffasst, 
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ab  dl«  Frag«  Toa  der  monllMlMii  Bereehtigitiiir  Strafe.  In 
der  Zwockmättigkeit  der  Strafe  flieht  der  Antor  ihre  moraUtehe 

Rechtfertignng';  sie  ist  insoweit  goifchitVrtiprt,  :ils  sie  dem  Schntze 
des  physiBcheii  and  geistigen  \\01ilstandt  s  diT  Hiirger  dient.  In 
den  zwei  letzten  Kapiteln  behandelt  PuäNv.icuEi'F  die  Frage  von 
den  Hanpliwaelmi  der  Strafe.  Strafe  iKann  nnr  ein  einziges  Ziel 
ndblgen:  ate  soll  der  Botetebniig  nnd  der  Entwiekdang  dee  Haagea 
iQB  nngeeetiUoIieD  Ouideln  dnreh  die  Aaaoiüenmg  deaaelben  mit  der 
Vorstellnng  von  Strafe  ent^genwirken.  Dieaea  Ziel  verfolgen  die 
General-  und  die  SpezialiiräV'Mifi  xi ;  die  nbripen  \Virkiin2'«»n  der 
Sti"afanwendn Ilgen  sind  leflektoriseher  Natur.  Um  diese  Zwicke  za  er- 
reichen, moss  die  Strafe  repressiv,  beeÜDimt  und  anveruieidlich  aein,  in 
eine  gewiiae  Besiehvngr  aar  innem  Welt  dea  Verbreeiiera  treten  and 
endlieh  der  ündlTidnaliaatton  and  der  beaonderen  Wirkung  fUüg  aein. 
Im  iillirfnieinen  kdnnen  wir  die  Arbeit  von  Po.sN\'HcnKFF  als  den  Ver- 
such cliarakteriaieren,  die  Strafe  vom  Standpunkte  eines  erweiterten 
Bepriftps  d^r  Zweckniässif^keit  zu  i Pchtfertifren.  Das  Buch  kann 
mau  al8  e.iueu  uuulicheu  Beitrag  zur  Literatur,  besonders  in  seinem 
klitiaelken  Teile,  anadmi. 

EuauKWi  A.  D.,  Die  pajeltologiaeke  Oraodlage  der  atraflrecbt- 
lieken  Venntwwtlichkeit  Charkow  1903.  372  8. 

Der  Antor  ist  im  wesentlichen  ein  Anhänger  der  klassischen 
Schule.  Er  versteht  unter  der  .strafrechtlichen  Verantwortlichkeit 
„die  Zurechenbarkeit  und  die  Schuld  dessen,  der  da.s  \  erbrechen 
verübt  hat"  und  versucht  folgende  Fragen  zu  beantworten:  1.  in- 
wieweit  hat  der  Geeetageter  daa  Intereaae  dir  die  geiaUge  PeraOnlieh* 
keit  dea  Verhreehera?,  2.  von  welch«'  Omndlage  geht  er  dabei  aoa? 
and  8.  inwieweit  i.st  diese  Grundlage  richtig?  Um  diese  Grundfragen 
zw  beantworten,  fSuf^'t  der  .\utor  mit  einer  ausführlichsten  Wieder- 
Rabe des  Streites  au,  den  Fki  kkhatu  mit  (ikullmaxk  darüber  geführt 
hat,  ob  die  Strafe  eine  general-  oder  spezial-präventive  llass- 
regel  iat.  Dar  Aator  neigt  aidi  dabei  eher  den  Anaiehten  dea 
enteren  so.  Er  beweiati  daaa  die  Lehren  der  beiden  Kriminaliaten 
nicht  auf  den  {»ychologifleh«!  Ansichten  dea  Gesetzgebet  s.  .^^  ndern 
auf  allgemeiner  Auffassung  des  geistigen  Lebens  des  Jlenschen 
böi^ierten.  Der  Autor  selbst  verencht  eine  mehr  positive  Xlethode 
zn  befolgen;  er  analysiert  die  psychologische  Grundlage  der  Ver- 
antwartU^keit,  wie  aie  in  poaltlven  Oeaetzgebungeu  in  verachtedencn 
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SehnkUebren  gegeben  wird,  and  endlich  vom  Stnadpiuikte  der  em- 

pirisclien  PsyrhoIntHe.  Der  Antor  kommt  dann  zn  folgenden  SchlfinMi: 
1.  Der  Ciewtzpi'ln  r  wt-ndet  sich  nnr  an  die  l'eri^önlii'hkeit.  die  das 
mittlere  Entwickeliinfrsnivean  erreicht  hat,  der  die  antisoziale  Be- 
deatuug  des  N'erbreclienB,  das  de  begeht^  zagänglich  ist.  2.  Er 
venalnsst  sn  einem  weitgelienden  Stndinm  der  PeraBnIldikeit»  nicbt 
nur  wie  sie  tot,  sondern  nndi  wie  sie  war,  Itbeiluuipt  nun  Stndinm 
sKmtUcber  innern  Eigentümlirlikeiten  den  Menschen,  die  anf  die  eine 
oder  andere  Wiisf  mit  detn  Verbmlit  n  ^(■!^■^t  im  Znsunim^'ühang 
stehen;  dabei  bftrachti't  er  die  verbret  iitri-sc  lie  Hatulliiiig  als  einen 
selbslündigen  Zuiitand  der  rersöulicbkeit,  der  durch  die  inneren 
Elgetttttuliehkeiten,  die  ihn  vemmditen,  nicht  ToUknaiiea  eiklirt 
werden  kann.  8.  Den  Gmnd  eines  Bolchen  VerlwltenB  dem  Ver- 
brecher >!:*'};eniiber  findet  der  Gesetzgeber  in  der  selbständigSB 
Ikdentnnf,'  de»  Willens  nnd  wird  in  difs<*r  Kfzif-liime  von  der 
psyrholosriscben  Doktrin  des  Volnntarismus  unterstützt.  Iii  ii  ^riuizm 
Unterschied  zwischen  den  klassischen  und  modernen  stral'rechtlichen 
Schnlen  ibsst  der  Antor  ab  den  Unterschied  swiscbm  der  Tofauitn- 
ristJseben  nnd  Assoniattonspsycholegle,  iwlsehen  der  Anerkennnnt 
der  aktiven  Natnr  des  Bewnsstseins  nnd  Verneinung  dereelben  anf. 
Der  moderne  Gesetzgeber  erkennt  die  Selbständigkeit  des  Willens 
d<'r  l'tiv.iiiliclikt'it  ;ui,  was  unter  andtreni  auch  die  Konstrnktinn 
der  Veraiitwortlic  hkeii  bei  der  Fahrlii-ssigkeit  beeinflusst.  Bei  der 
Verfechtnog  seiner  Tbese,  die  eigentlich  nur  eine  verkleidete  Ver- 
teidignn^  der  Theorie  der  Willensfreilieit  ist»  behaiideU  K.  in  einem 
Kapitel  die  Elgentttmlichkeiten  der  verbrecherischen  Welt.  Das 
Material  ist  fast  ansschliesslich  „Ans  dem  toten  Hanae"  von  Dosto- 
jtw-KY  entnommen.  Diese  ("hunikteristik,  wie  überhaupt  der  prak- 
tische Teil  der  Arbeit,  ist  obertlächlich  aufipeführt.  Im  f^r<ia.>*en  und 
ganzen  snclit  da«  Buch  von  K.  eher  die  Frage  zu  »teilen,  als  sie 
aUseitig  nnd  richtig  sn  lOsen. 

BiBbooRiTi-KoTUAMwsn,  L.  S.,  Die  neoen  RIehtnngen  im 
Strafirechte.  (Jonrnal  d.  Jnstixn.  1908,  No.  1  S.  88—181,  No.  2 
S.  152—179.)») 


^)  Abkflr7.un>;eu:  Journ.  d.  Justm.  »  Journal  de«  Justiaministeriumsi 
Piawo  «  Juristiacbe  Zeitung  Prawo ;  Wiest  Pr. «  Wiestnik  Piawa  ^Mils- 
bote);  Sud.  Obosr.  —  Sudebnoje  Obosrieaje  (Juristische  Bondsditn). 
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Der  Antor  «ricMmt  d«D  Wert  an,  dm  die  Ergebnine  der 

Anthropologie  and  der  Soziologie  fftr  die  Strafrechtewiisenadmft 
habon,  nnd  die  der  Kriminalist,  der  nur  inristisohes  Material  zu 
bearbeiten  hiil,  ausnutzen  soll.  Dann  gibt  er  dW  Ansichten  der 
Vertreter  der  antliropologischeu  und  der  soziologibchen  Schale  wieder. 
Der  Antor  ist  kein  Freund  der  anthropologischen  Schale,  desto 
grOfliere  Bedootnng  lolirenit  er  der  eoeiolegiadieii  Schule  so.  Ihre 
gute  Seite  lielit  er  in  d«r  porftirai  Bearbeitung  vieler  strafrechtliehen 
Fragen  (der  KlaBeifikation  der  Verbrecher,  der  Strafzwi  nke,  der  In- 
dividnaliBation  der  vStrafet.  Diene  Schnlc  hat  ganz  richtig  auf  das 
Vorhandensein  des  sozialen  Elementes  in  der  primitiven  iSirafe  hin- 
gewiesen und  die  Bedeutung  dieses  Elementes  für  die  Gegenwart 
hetMit  Endlieh  erkennt  die  soaiologiBehe  Schule  mit  vollea  Rechte 
die  Selbetindig^rit  dee  Straflrediti  ab  einer  juriatiaeheo  Wiseen- 
ichaft  an. 

Tamow!»kt,  E.  X.,  Die  monatliche  Verteilung  der  Hauptarten 
der  Kriminalität.    (Ibidem  l;»o;{,  No.  2  S.  110— Dir.  i 

Eine  recht  interessante  statistische  Abhandlung  über  die 
Wlrfaug  des  KUnai  auf  den  Charakter  der  Eriminalitit. 

HoDonxr,  a  P.,  Die  ethisch-politische  Bichtung  im  Straf- 
reehta. (Joomal  d.  Jnstinn.  1908,  No.  8  S.  66—79.) 

Ein  Versuch,  die  phllOM^dsehe  Methode  im  Strafreohte  von 
der  politischen  abzugrenzen.  Das  cliamktHristisrhe  Merkmal  der 
neuen  Sohnle  ist  nämlich  die  Zunalime  der  Bedeutung,  die  der 
Politik  im  Strafrechte  zukommt.  Für  ethiscii-politi.Hch  hält  der 
Autor  diejenige  Richtung,  als  deren  Grundlage  die  Prinzipien  der 
Politik  erachdnen,  welche  auf  ethhwhen  Nomen  heruhen,  nnd  die 
derselben  sngrunde  liegende  ethisch  anljgieklirte  ZweekmJIssigkeit 
der  Strafe. 

KoWALRW.^Kv,  Prof.  P.  J.,  Die  Wiedertreburt  und  die  Degene- 
ration. Der  Verbrecher  nnd  der  Kampf  mit  der  KrimioalitHt. 
8t  Petersburg  1903.   3.  Aasgabe.   870  a 

Der  tatontToUe  Autor  entrollt  uns  in  diesem  Saaunelverfce, 
daa  einigem  aorialpeyehologisehen  Charakteristiken  gewidmet  ist,  ein 
l^lnmndes  Bild  davon,  wie  eine  Familie  im  Laufe  einiger  Gene- 
rationen vollkoninipn  desfeneriei  t  Dann  beschreibt  er  den  Typus 
des  sogen,  geborenen  Wrbrechers:  ein  tieferes  Niveau  der  in- 
tellektaellen  Entwickeiuug,  eine  erhöhte  Reaktion  aaf  Reiae,  der 
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Hanget  an  sympathlMlMn  GefUdea,  «d  Beoe,  dl«  iMMbrlakte  ZaU 
d«r  BmpfindiiiicMi,  Unvonielitigkeit,  LeiehlaiBB,  Soi^glotiKkeit,  FmI- 
hdt»  da«  Fekko  vieler  ethiMher  BegrUto  and  VonteUnngen,  Ekln- 
niat,  Zynisinn«  nsw 

Die  Siiiiin-  litK'i  den  Kampf  luil  der  KHminalitSt  stellt  eine 
Übersicht  der  iitrafrechtlich-pulitischen  Anschannnisren  des  Antors  dar. 
Er  veiflcht  die  Notwendigkeit  der  HitbeteüiguQg  der  Psychiater 
an  der  Jottis,  die  Befbrm  des  atraftechdichen  ünterriehta  anf  den 
Univei'äitäten.  K.  tritt  an>sr]ili<'s.>1irh  für  die  BeMeningtliaft  ein, 
fflr  die  L'edrtranisiitiitii  der  Adinini»tratiun  der  Bessernngsansfalten, 
für  die  Orj^anisatiDn  dir  Strafe  :i1k  einer  Freilieitsent^iehaog,  fttr 
die  Ijesouderen  HeKKerunpsinstittite  für  Minderjährige  nsw. 

Neuirowhky,  E.,  Das  Problem  der  Gewohnheits-  und  gewerbs- 
nllttigen  Verbrechen  in  der  StraflrechtBwlwieMehaft  und  In  neuen 
niMiiclien  Strafgeaetzbache.  (Jonmal  dea  Jaatiam.  1904,  Neu  7 
S,  1—47;  No.  8  S.  73—137.) 

I>pr  Antor  ht  s«  hnüiL'f  »ieli  recht  ansffllirlieh  mit  der  Definition 
der  Befjrille  der  liewoluilieit.-«-  und  der  (iewerbsniässigkeit,  da  er 
dieselbe  für  die  Strafrechtswi^j^eoHeliaft  als  eine  notwendige  ansieht. 
In  dem  Anftatxe  afnd  die  Merkmale  dieaer  Krlarinalittt  klar  und 
denüich  bezeichnet  and  der  Standpankt  des  Strafgeaetsbnebea  tob 
1003  ilir  pegciiüber  in  erschfipfender  Weise  erläutert.  Zugleich 
berührt  N.  eine  Heihe  von  prakti-^i  hen  Fr;»i:»  !i,  ilie  in  der  russischen 
Praxis,  so  gut  wie  es  in  der  deut«cben  der  Fall  war,  entstehen 
können. 

Vladihibow,  Prof.  h.  B.,  Der  Strafgcsetzgeber  als  Bnieber 
dee  Volkes.  Uoskan  190».  (244  8.) 

Das  Bnch  von  V.  versacht  die  moralische  Bedeutung  des 
Str.ifi  echtf  und  den  KintluKs  des^^elhen  auf  die  Hebung  des  inora- 
ÜHchen  Niveaus  der  Gesellschaft  zu  erläutern.  Die  Normen  des 
Strafgesetzes  sind  nicht  nur  dazu  da,  uns  vom  Bösen  abzuhalten, 
ai«  fordern  ans  ancih  anf,  daa  Gnte  an  tan.  Sie  entwickeln  in  aaa 
HitleidB-  und  AchtangsgefBhl,  sehXrfen  nns  die  Rechtaidee  ein.  Die 
Justiz  vollzieht  ihr  Amt  Merlleh,  üfflaiitlleh,  bei  aUgemeiner  Ge- 
spanntheit nnd  lehrt  anf  diese  Weise  gewisse  Lebensregeln  n 
befolgen. 

Der  .Autor  betrachtet  einipe  Verbrechen  igeg:eü  die  tlittlicbkeit, 
gegen  die  Ehre)  vom  Standpunkte  der  istrafbarkeitsgründe  and 
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kommt  sam  Sehluae,  daas  bei  VerpOmuig  diwer  Haodluigeo  der 
Gesetzgeber  gewisse  morelische  Aafg»ben  m  Ilsen  snebte.  Manehe 

Anachannnprn  dc8  Prof.  V.  sind  zn  eni|>fehlen,  aber  im  grossen 
ganzen  zeichnet  sich  sein«^  Arbeit  durch  eine  Sjstemlosiglteit  und 
bäntige  Vennischnnp  ilfr  l>f^riflV>  atis. 

Nahokow,  NW  D.,  Strafrechtliche  Abhaudluugeu.  ÖL.  Peters- 
burg (3 Iii  S.) 

DiMe  AbliandluDgeD  Bind  das  Kesultat  der  zehiijaiing«  u  publi- 
ilstlMdien  and  wiBBenschaftliehen  TBtigkeit  des  Autors  aof  dem 
Gebiete  des  Strafrechta. 

Der  Knleituig  nneh,  die  von  dem  Inhalt  nnd  der  Methode 

der  Straf rechtswissenschaft  handelt,  scheint  der  Antor  ein  Aolilinger 
der  klassischen  Riclitungen  im  Strafrechte  zn  sein.  Das  Verbrechen 
ist  die  Verletzung  der  Norm,  die  das  Strafgesetz  verpönt.  Das 
Stadium  des  Verbrechens  als  einer  sozialen  Erscheiauug  gehört 
nleht  m  den  Adlgaben  eines  Juristen.  Der  Antor  erkennt  die  Be- 
dentmig  der  nenen  Biektongen  nnd  die  Wichtigkeit  ihrer  Ergebnisse 
.  an,  aber  er  betont  die  SelbRtändigkeit  der  Strafirechtswissens'  li;ift 
nnd  hSlt  ihr  Studium  für  die  Juristen  volllcommen  ffir  ansreiciiend. 

Die  Abhandlnny^en  sind  hanptHüchlich  den  Fi-agen  des  be- 
sonderen Teiles  f^ewiduii't  ( Landstri'ichorei  und  Ikttelei  als  Delikte 
8ui  generis,  die  Sittlichkeitsverbrechen,  der  Entwurf  eines  Gesetzes 
ttber  die  Amtsrergehen,  der  straftechäieke  Schnta  der  persönlichen 
EhieX  dann  der  Organisation  des  flchwnrgeriehtes  nnd  madlieh  dem 
Kampfe  für  die  Abschaffung  der  Körper-  und  der  Todesstrafe.  Die 
.Abhandlungen  sind  nicht  von  einheitlichem  Cliarakter,  unter  ihnen 
Anden  wir  sachliche,  wissenschaftliclie  Artikel  (wie  über  die  Sitt- 
liclikeitBverbrechen),  sowie  die  reiu  publizistischen  Oelegeoheits- 
aiMten.  Überall  aber  tritt  die  labokUge  Foeon  des  Anton  hervor, 
der  den  brannenden  IVngen  der  Gegenmrt  gegenttber  rieh  nicht 
passiv  verhalt«!  kann. 

amLMA»,  0.,  Die  straftvchtUebe  Bepresrion  als  eine  Forderang 
der  Sosialpolitik.  (Franro  1908,  S.  1781—1791.) 

Der  Autor  untersucht  die  Frage,  inwieweit  das  Strafrecht  die 
Interessen  der  niederen  Klassen  srhihzt,  insbcsondpr»'  aber  der  Frau 
vor  dem  Uissbrauche  ihrer  ülvonoiuigch  abhängigen  Lage,  in  bezog 
auf  ihre  weibliche  Ehre,  Schutz  gewährt 
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Snuiiuini,  O.,  Dit  V«rgeliuigatiheori«  in  der  Belevchtnng  dar 

Praxis.  (Prawo  1904,  s.  4!»:.  r.np,;i 

Der  Autor  bespricht  diis  Itekaiiiitfi  Ihirli  von  I.t j'^^h  mid  kotmnt 
zu  dein  Schlüsse,  dass  dieses  Hiich  der  Vergcltitiiir''t  li-  oi  i.-  einen 
Todesstreich  ver^flzt,  denn  ihre  Untauglichkeit  wird  an  Ikäultaicn 
der  Stnifaiimndiiiig  klar  erwi«Mii. 

Hrbhit,  H.  N.,  Die  KriminalitSt  in  Fnnknieb.  (Fvawa  1904, 
S.  917—922,  967—972.) 

Eine  statistische  Ahliandlnng,  deren  Schlüsse  von  Tntereme  sind. 

HbrnNKT,  M.  N.,  Die  iü>iminaUtät  und  die  Wohnnngsverbält- 
nisse  der  armeu  Klassen. 

Der  Autor  zieht  eine  Paridlele  zwischen  den  Wohuungsver- 
UHtniaeen  ond  der  KrIninalitSt,  md  hSlt  die  beitmi^^e  LOsaaer 
der  enteren  für  die  beste  prSventativtf  ÜMsregd. 

]U[AR<jULu:s,  M.  S.,  Die  Zurechnun^fHhigltelt  der  Alkoholiker. 
(Wiest nik  Prawa  l!»(l4,  No.  8  S.  123—150.) 

TscHKiitjw,  W.  W.,  Die  Voraussetzungen  der  Zurechnungs- 
tahigkeit  bei  akuter  and  chronischer  Vergiftong  mit  Alkohol. 
(Ibidem,  S.  157—171.) 

Die  Aatoren  nntennolMn  den  pkyslolegiMhen  ond  payeho« 
logischen  mnflnsa  dee  Alkokols  und  die  Eigenart  de«  durch  den 
Alkohol  getrübten  Bewnsstseins.  ?ie  empfehlen  die  Annahme  der 
verminderten  Zurechuuii}rst7ilii>^keit.  die  Kinführnng  eines  besonderen 
Beginnes  fiir  solclie  Verbrecher  (Mabui:lik8)  und  die  breite  Elnt- 
wickelang  der  prävenUvm  XaMregeln  (Tschshow). 

PioHTKOwaR,  A.  A.,  Der  AlkolMlianns  in  der  Ätiologie  der 
Verbrechen.  (Jonrn.  d.  Jutini.  1903,  No.  4  S.  1—26.) 

Mit  den  statistischen  Zahlen  nnd  Tatsachen  (aas  Deutschland, 
Kclpficn,  .Schweden  und  Knssland)  in  der  TIand  weist  der  Autor  den 
grossen  Eiufluss  uacli,  den  der  Alkoholisniu«  aiil  die  Art  nnd  den 
Charakter  der  Kriminalität  aosQbt  Nicht  nur  unmittelbar  ergänzt 
der  Alkoholismtti  die  Reihen  der  aktiven  Verhfeehnnnnee,  er 
aebafit  anch  den  Nfthrboden,  dem  die  niMnlligen  Elemente  dieaer 
Armee  entspriessen. 

ScTTiRivFw,  W.  N.,  Zur  Frage  vom  BUckiUL  (Joun.  d. 
Justizm.  r.'ii:;,        .n  S.  12')^14.''.,) 

Der  Aufsatz  ist  haaptuächlich  eine  historische  Studie  des  Be- 
grUTea  der  yerbreeberiechen  Gewohnheit    Der  Autar  sieht  dem 
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gegenwärtigen  formalen  Beeilte  die  Doktrin  des  Iti.  und  17.  J.  vfir 
die  mit  einem  einzigen  Begi-ifl'e  der  verbrecherisctieu  üewolinheit 
die  Begriffe  der  Xonkomi»,  sowie  dee  BflekfUb  nufluRle.  Der 
Oeeetigelier  b»t  beute,  ebeoio  wie  es  dauale  war,  mit  dereeltMo 
Kiaaae  der  »geftlirUdieii  Leute"  zn  Bclwffen.  Eine  besondere  Be- 
dentnng  dem  Rückfall  oder  dem  Zusammenstreffen  nehrere  Ver- 
brechen znzasdireibeu,  ist  mifrprerht,  sie  können  nnr  eine  snbsidiffre 
Bedeutung  haben,  nümlich  die  dem  Machweise  der  verbrecherischen 
Gewohnheit.  Zum  Schlosse  zählt  der  Aator  einige  Massregelu  zar 
Bekämpfnng  der  Terbreeherieebeii  TItigkelt  auf. 

ABBASOHnwneoB,  M.  H.,  Die  fiDtwickelang  der  Idee  vom  Ver- 
breeher und  der  Strafe.  Ein  Öffentlicher  Vortrag.  Odessa  1903.  (46  8.)' 

In  klirren  Abrissen  malt  uns  der  Aator,  wie  die  Strafe  sich 
von  der  Privatrafli'^  bis  zu  den  letzten  Theorien  im  Strafrecht© 
entwickelte.  Am  ausführlichsten  behandelt  er  die  Theorien  der 
Gegenwart,  die  das  Recht  auf  die  Strafe  verneinen,  so  z.  B.  die 
Theorie  Lm  Tolstois.  A.  vei^eieht  die  Ldire  von  Tolstoi  mit 
der  Ldin  .von  R.  Owmr  und  kommt  som  Schlnase,  dass  die  ersters 
vollkommen  mit  der  letzteren  übereinstimmt.  Der  Autor  hält  die 
Strafe  fllr  unser  Zeitalter  noch  für  iintwondip"  und  inarbt  den 
Thef»rien,  die  dieselbe  veriiHineii ,  den  Vorwurf  einer  11  inn;iuitäta- 
duselei  and  der  Einseitigkeit  in  ihren  Aosgaugiipaakten.  im  ganzen 
ist  der  Vortrag  anschanlich  nnd  poputtr  gehalten,  obg^deh  die 
histoiiseheD  Bittntenuigen  manobmal  eine  grosse  NaivitKt  des 
Antors  beiengm. 

Stilluakn,  G.  N..  Die  Kritik  der  drei  Grundprobleme  des 
Strafrechts.  (Jonm.  d.  Jostizm.  1904,  Bd.  1,  S.  93—124;  Bd.  II, 
S.  1—56. 

Her  Avtett  ist  dordi  die  bevorstelwDdo  Bevbion  des  deutschen 
Strafgesetsbndiss  vsranlassL  Der  Aator  behandelt  ansflhilicli  das 
Problem  der  Willensfrsihsit)  das  er  als  ein  Anhänger  des  absolntea 

Determinismus  för  sich  löst;  dann  bespricht  er  die  Vergeltnn^- 
theorien,  wie  Überhaupt  die  Theorien,  die  die  Strafe  tür  ein  absolutes 
Prinzip  halten  nnd  scbliesst  seine  Arlieit  mit  der  vollsten  Anerkennung 
der  anbestinunten  Verorteilang  als  einer  Masüregel  im  Kampfe  gegen 
die  schwere  Kriminalität 

BciLOOMffi-EoTLMiiWBKT,  L.,  Ldirbaeh  des  rassischen  Straf- 
reehts.  Kiew  1904.  (618  S). 
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In  tlifseni  Lehrlniclie  werden  iler  allgemeine  Teil  und  einige 
Abschnitte  des  be^^n^d»•ren  Teiles  (die  Verbrechen  gegen  die  Person, 
gegeo  das  Yerniögen,  gegen  die  Gesdhelnft  und  die  tJrkudoi- 
taiaduuig)  behandelt  Seine  Grondlage  Uldet  das  gdtmde  Beeht; 
di«  Baallanittogen  des  nenen  Stra^esetzbacbe«  werden  in  ihm  nur 
stellenweise  und  nicht  immer  erschöpfend  beachtet.  Die  ziemlich 
gnte  Kenntnis  der  l.itoratur  und  der  Praxis  bildet  die  ponitive  Seite 
der  Arbeit;  narhleilif^  für  dieselbe  ist  die  schwache  Kenntnis  der 
ausländixchen  Gesetzgebung  nnd  einige  Schwerfälligkeit  der  Sprache. 
Seinen  Ansichten  nach  neigt  sieh  der  Autor  den  Theorien  des  Kom- 
pronisses  zo,  obgleidi  das  Lehrbndi  fiut  «ttsehUesslieh  aaf  Priniiplen 
der  klassischen  Schule  aofgebant  ist. 

MARiäoi.iN.  A.  D.,  Das  Element  des  (TefilhU  in  der  Strafe. 
(Wie-stnik  I'rawa  l!Ht;i  No.  2    ;l  S.  147— Ißo.) 

Der  Autor  erörtert  verschiedene  Strafrecht«tbeorien  (die  utili- 
taristiscben,  die  der  Notwehr  osw.)  nnd  konunt  sn  dem  Sehlnsse, 
dass  ihnen  nnr  ein  elnsigeB  bestttndigea  Uerkmal  beiwohnt,  das  des 
Baohegefilhis.  Der  Autor  ist  der  Anriebt,  dass  die  GeseUschaft 
nicht  amhin  kann,  sich  an  dem  Verbrecher  zn  riehen. 

Taksowsnv,  K..  Die  Hewegnusren  der  Kriminalität  in  Frank- 
reieli  von  issl  — l'.'OI,  betnichtet  nach  ver&chiedenen  (yruppicrungen 
der  Departements.    (Joum.  d.  Justizm.  1904,  No.  4  8.  1 — 36.) 

Derselbe,  Die  Bewegangen  der  ErimlnalltSt  in  einzelnen 
Distrikten  Englands  nnd  Wales.  (lUden,  No.  8  S.  1—89.) 

Zwei  Ht4itistis<  h  :itinlo<rische  Abhandlungen,  deren  SchlHsse 
einiijes  Material  zur  Aufklärnni?  der  Abhän>;i|^keit  der  Kriminalität 
von  s^eographisclien  nnd  anderen  kosmischen  Hcdinpnnpen  lieteni. 

Taksowsky,  E.,  Die  Bewegung  der  Kriminalität  in  Deutschland 
von  1882—1901.  (Jonm.  d.  Jnstism.  1905,  No.  1  S.  1—28.) 

Dbill,  D.  A.,  Die  ürsachen  der  KrlmlnalitBt  des  Kindes  in 
Frankreich.  (Ibidem,  No.  9  S.  '>4— S4.) 

Der  Aufsatz  befasst  sich  mit  dem  Vortragre  nnd  der  Disknssion, 
die  in  <ler  .S»ciete  >j:»'neralf'  des  prisons  durch  den  Hericlit  vdh  .Ttlks 
Joi,LV  Über  die  Kriminalität  der  Kinder  hervorgerufen  wurden. 

Chsifitz,  J.,  Über  die  sogen,  veminderte  Znreehnungsfthlgkelt. 
(Ibidem,  No.  2  S.  41—80.) 

Ansnhrlicb  behandelt  der  Autor  die  theoretisoheii  Vorans' 
Setzungen  der  verminderten  Zurecbnnngsfllhigkdt  und  die  VorsdilBge^ 
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die  im  Auslände  zu  ihrer  Einfahruug  in  die  Gesetzgebaug  gemacht 
wurden.  Der  Autor  Terficht  die  Notwendigkeit  ilirer  RinfBhwing. 

TninwiKow,  W.  IMe  Kriminalität,  die  Bepremion  und  die 
Typen  von  Kaum  Gönn.  (Wiestnik  Prawa  l90:^,  No.  1  8. 18G— 164.) 

Der  Autor  befasst  sich  mit  dem  Thema,  wie  sich  die  Ge- 
sellscliaft  deu  Go&KTscben  psychologiBcbeu  Typen  g^niiber  ver- 
halten  mnas. 

TecBiBCHMiiOwnow,  J.  G.,  Du  neue  StrafgesetzbnclL  (Jontn, 
d.  Juatism.  1903.  No.  5  Q.  l-72w) 

ISne  MMerordentUeli  nufineriwume  und  qntenntiaclie  AnnlyRe 

der  Restimmnngen  des  allgemeinen  Teiles  des  Strafgesetzbuchea  von 
1903  und  der  |>oIiti»ch<«trafreehüichen  Institute,  die  von  denuelben 
eingeführt  werden. 

ScHiBKow,  W.  P.,  Das  Strafgesetzbuch  und  das  Gesetz  Uber 
die  von  Friedenariehtem  an  verUogendeo  Strafen.  O^^eat.  Pr. 
1908,  No.  5,  6  und  7.) 

Eine  iNihr  \<i]i  <1  i^nnatischen  Abhandlungen  Aber  die  Be- 
atimmnngen  des  besonderen  Teilen  des  Strafgesetzbuches  von  19<>:i 

Maroomx,  A.  D.,  Die  Grundzflge  des  neuen  Strafgesetzbuches. 
(Ibidem,  No.  3  ts.  Ih8— 244). 

ETiveouiiOW,  6.  Q.,  Daa  neue  Stnifgeaetabneh.  St.  Petera- 
bürg  1908. 

Beide  Arbeiten  legen  die  neuen  Prinzipien  des  Gesetzbncliea 
von  104^3  dar  und  atellen  diese  mit  denen  des  alten  Strafgeseta- 
bucbes  zusammen. 

Rkson,  A.  K.,  Über  die  Auslieferung  nach  russischem  Kechte. 
(Jonm.  d.  Miam.  1908,  No.  9  S.  154—212.) 

Eine  vergehend  dognmtiadie  ünterraefanng  der  in  Bnaaland 
geltenden  Verordnungen,  Geaetae  und  Traktate  Uber  die  Anilieferang 
nebst  systematischer  Erlftnterung  derselben. 

SuEOTät  KINSKI,  N.  P.,  Das  fiecht  zur  Strafe.  (Wiesu  Pr.  DH)5, 
No.  0  S.  27^59.) 

Eine  Abliandlong  Uber  die  soziale  Funktion  der  Strafe. 

UiCHAiLOweiT,  J.  W.,  Die  gegen  die  bekSrdUoben  Organe  ga- 
rlchiete  Notwehr.  (Pnwo  1908,  S.  2256—2206.) 

Der  Autor  atellt  darflber  die  Meinungen  der  Theoretiker  nnd 
PraktikfT  ztisajinnfn  nnd  versnobt,  die  Qrenaen  der  Notwehr  nacii 
dem  neuen  Strafgesetzbache  zu  bestimmen. 
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G«MtcgiDbang  and  Litentar. 


Chkifitz,  J.  J.,  Die  Yurbereitang  und  der  Versuch.  (Joarn. 
d.  Jnstlsm.  1904,  No.  5  S.  50—94.) 

Oer  Autor  gibt  loeiat  eine  liirtoriaebe  Ülienidit  Uber  die 
Theorien,  die  diese  Momente  antersclieiden  zw  niflssen  glanbCen. 
Resfindprs  ansfQhi-Ii<ii  behandelt  er  diV  Theorien  von  Mittkkmaikh, 
Zachakiak,  Hi  ki  und  Hoi-i-,  sowie  die  rnssiRche  Literatur.  Dann 
ge}it  der  Autor  zur  theuretis^hen  Analyse  der  sabjektiven  und 
objektiven  Tlieorie  Aber. 

Braao,  N.  H.,  Das  Strailgesetibadi  nnd  dfa»  ZlvUgeaetM 
Polens.   (Jonm.  d.  Jactiasm.  19(14,  No.  5  S.  1—34,  No.  6  S.  20—36.) 

.418  Grnndhige  der  Zivilg:t'8etzpebnnff  Polens  dient  nofh.  wie 
früher,  der  Code  civil.  Der  Autor  weist  anf  Widersprfich*'  riniger 
Beiitiininun^en  desselben  mit  dem  lu'uen  Strafgesetzbnche  hin. 

Faliukw,  N.  J.,  Die  Selbständigkeit  der  Miiitärstrafrechts- 
wlsMnaebaft  (Prawo  &  450—455.) 

Vom  formalen  Standpankte  verneint  der  Autor  die  wteen- 
Hchaftlirhe  Selbständigkeit  des  HUltSrstrafrechts,  findet  aber  in  ihm 
eine  Reihe  von  «i>ziiilog;ischen  Momenten,  die  ein  besonderes  SfUfüinu 
des  militärischen  Verhreehens  nnil  der  militärischen  .Strafe  erfordern 

TöCHTäCHtuLuwiTuw,  J.,  Die  Massregeln,  die  für  die  EinfBbrang 
des  neuen  Strafgesetsbacbes  notwendig  sind.  (Prawo  1908,  S.  2181 
bis  2138.) 

TscHOBOtsn,  II.  P.,  Über  die  Bedeninng  des  stmAreehtlieh' 

politischen  Momentes  in  der  Strafreclitswissenschaft. 

Ein  Vortrag,  in  dem  die  Notweiidiürkeit  de.s  strafrechtlich- 
politischen  Studiums  fiir  die  Strafrecliuwis.senscliatt  verfochten  wird. 

Po8NVäcHKW,  S.  W.,  Der  besondere  Teil  des  russischen  Straf- 
recbts.  Eine  vergleiebende  Abbandlang  von  ^Abschnitten  des  be^ 
sonderen  Teiles  des  neuen  und  alten  StrafiKesetibnohes.  (Koskan 
1905,  407  S.) 

Der  wis.8ensrhaftlielitii  Hearbeitnng  des  besonderen  Teiles  des 
rnssiselieii  Stratreeliteh  stand  bislur  die  ninfrlieli.st  weitgehende  Zer- 
splitteruDg  und  Antiquierung  der  Normen  des  alten  fcitrafgeseizbucUes 
im  Wege.  Sogar  die  ansflihrliehsten  Lehrbücher  von  Nieuudow, 
LocHwinn  nnd  BiBLOouTS-KoTUinawsKT  beschiftnken  shdi  anf  die 
Wiedergabe  der  wichtii^sten  Absclmitte;  gew&hnlieh  werden  nur  die 
Verbrechen  pep^en  die  Person  und  das  Eigentnra  studiert.  Die  Be- 
stätigung de«  neuen  ätrafgesetxbnches  im  Jahre  1903,  das  die 
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Zahl  der  Paragraphen  Wirächtlich  reduzierte  (bis  auf  h7'.>)  ver- 
gitaarte  das  wiiponicbaftllch  bearbeitete  Material.  In  seiner  Ab- 
handlmig  beabalclitict  P.  eine  klare  VonteHang  von  VeneUeden» 
bdten  des  alten  md  nenen.  Rechts  dnreh  eine  systeinatiaeh«dog» 

matiache  Zasammenstellang  der  beiden  Strafgesetzbflcber  ZQ  geben. 
Es  werdpn  die  Verbrechen  geg^en  die  I'pisdii,  das  Vermögen  und 
die  Gesamtheit  (^c^en  die  Religion,  Fauiilitiirechte,  Staats-  nnd. 
Kflnsverbrecben,  Fälncbung)  nur  vom  Standpunkte  des  geltenden 
Bechta  b^raAtet;  die  Uitoriscbe  nnd  die  veiyleichende  Übersieht 
ftblen.  Die  Bearbeitnng  diesea  llatwials  ist  von  keinen  allsn 
grossen  wissenschaftlichen  Werte:  die  recht  sohwarhe  Kenntnis  der 
betreffenden  Literatur,  die  oft  vorkommende  Besehriinkniip  auf  ein- 
fache \Viederg:abe  des  Inhalts  der  Paragraphen  uiii  Zufiif^niifr  dann 
und  wann  der  Motive,  die  Schwäche  der  wissenschaftlichen  Theorie 
sind  die  Haaptnerkniale  des  Baches  von  P.  Seine  Abhandlang 
kann  noch  sinigsmassen  eine  Yorstellnng  von  dem  Inhalte  des 
nenen  Strafgesetzbuches  p:t'ben,  aber  kaum  wird  sie  bei  einer 
kritischen  Vertiefung  in  das  Straftresetzbudi  oder  bei  praktischer 
Anwendung  desselben  Verwendung  tinden 

Nahokow,  W.  I).,  Elementares  Lehrbnch  li'  s  b<  SHudeit'!>  Teiles 
des  russischen  Strafrechts.  Bd.  I,  1.  und  2.  Teil.  St.  PeU-rsburg 
1903.    (21f«  S.) 

Das  „Lehrbuch''  ist  für  ein  bestimmtes  Studentenauditurinm 
(Zöglinge  der  privilegierten  nBechtsschale")  verftwst  In  den  beiden 
verOffentUehten  TeOsn  werden  nnr  die  Verbrechen  gegen  die  Person 

und  gegen  das  V^ermügen  behandelt,  in  den  tbrigen  Teilen  wird 
die  Bearbeitung  der  anderen  Absclinitte  vortreselien.  Da-s  Buch 
ist  überans  kompilativ  verfasst.  Die  Geschichte  und  die  Literatur 
wird  nur  in  starken  Verkürzungen  wiedergegeben;  in  dieser 
Hinrieht  bat  es  eine  groese  Ähnlichkeit  mit  dem  BunuGeehen 
OmndrisB.  Im  Vergleich  mit  dem  Lehrboehe  von  PoeHnoniw 
seichnet  sich  das  von  Nabokow  durch  grössere  Berücksichtigung  des 
nenen  Strafgesetzbuches  nnd  durch  überaus  trefflidie  Bemerkongen 
Aber  die  einzelnen  Mängel  de^iselben  au». 

Trjkoubow,  S.  N  I>ie  strafrechtliche  Verantwortung  der 
ärztlichen  Behandlung  oiine  die  Einwilligung  des  Patienten.  (Jonrn. 
d.  Justizm.  1904,  S.  31-  r>4.) 

Jahrbuch  der  iBtatnit  Ver«liiiKuug.  «.  nd.  tflO 
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OMetigsbniig  lud  Litsntar. 


Im  Jahre  Hrti2  eiiiÄchifd  der  St'nat,  duss  die  ärztliclie  lif- 
handlttug,  die  ubne  Eiiiwilligang  des  Krauken  vorgenommen  worden 
Ht,  des  geaetdidMii  Chankten  entbehrt  und  ab  eine  fthrHiige 
Handlniis  anigefiisst  wird,  die  betn  miglOeklielMiii  Augaiige  ala 
eine  verbri  flierische  angesi-h>  ii  wfnli^Ti  kann. 

Der  Aut4>r  untei-sncht  die  Strafbarkeitsprflnde  in  diesem  Falle 
.nnd  kommt  zum  Si  hlu-st',  davs  die  Strafe  hier  eine  berechtigte  ist. 
Da  eine  solche  iirztliche  Keliaudlung  nur  als  f&lirläfiaige  anfgefasst 
wird,  so  tritt  die  Verantwortlichkeit  nur  heia  nngUekUehen  Ana- 
gange  «in,  wenn  dieae  Behandlung  nicht  in  NetiUIe  nntemcMinein 
worden  vaxr.  Der  Aator  ist  sriiliesslich  der  lidnung,  dass  daa 
(geltende  Kecht  in  genügender  Weise  die  Intarcaaen  der  Patienten 
scb&tzt. 

L-Ko,  A.,  Von  Staatsverbrechen.  (6udebnoje  Ubosreige  1904, 
Nb.  87  nnd  88.) 

BoBOTiTUfow,  U.  H.,  Die  Landatreieherei  nach  den  nenen 

Strafgesetzbache.   St.  Petersburg  1904. 

Der  Antor  behandelt  auKfiihrlieh  die  gesetzliche  ßegoliemng 
der  Landstreieln-rei  in  Rns'-land  nnd  stellt  ilas  System  des  alten 
titrafgesetzbucbeä  mit  dem  des  neuen  zusammen.  Er  gibt  den  He- 
stimmuDgen  des  alten  Rechts  von  denen  des  neueren  den  Vonng. 
Am  Schlosse  billigt  6.  die  vom  Qesetcgeber  gegen  die  Land- 
atrelclierei  ergriffene  Massregel  —  nimlleh  die  Verschlckuiig  auf 
die  Insel  .Sachalin  —  nnd  \\endet  sich  gegen  die  theoretischen  Ein- 
wände, die  gegen  «ine  solche  harte  Strafmaasregel  ins  Feld  geführt 
werden.^) 

Popow,  A.,  Die  Aborteilung  und  die  Bestrafung  der  Keligions- 
verbreeheo  nnd  der  Verbrechen  g^ien  die  SittUcbkett  nach  msilseliem 
Rechte.  EasaiU  1904.  (516  S.) 

t)bglelch  das  GeTiiet  der  T?eHgionsverbrechen  in  Rnesland  eins 
der  interesnantesten  Tlu  niufa  tTir  einen  Kriminalisten  oder  Kultur- 
historiker ist,  bleihi  i  s  1/iNlier  in  vielen  lieziehungen  eine  terra  incognita 
für  dieselbeu.  A.  l'oi'uw  hat  e.s  unternommen,  in  das  ungeheuer 
grosse  Material  einige  Ordnung  an  bringen.  Sein  Bach  ist  deshalb 
als  die  erste  ernste  Arbeit  anf  diesem  Gebiete  an  begrOaaen;  voll- 

>)  VersrI.  N.  NnvoMnBKoncT,  Lsndstreidiertam  aof  dar  Insel  SaiAslin 

iii  kii  Hi  ititrii  für  vergleicliende  BechtswisseDsdiaft  nnd  VolkwiitschBlts- 
lebro  i,  S.  31U. 
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sUindig  jedoch  kann  es  die  Leser  nicht  befriedigen.  Der  Autor 
hat,  wie  es  scheint,  eine  speziell  kanonistische  Bildojig  hinter  sich, 
er  i«t  wenig  in  joiiitiMlier  BeerbeitongsiiMtlMide  bewandert»  leliie 
SeUtlMe  aiad  maneliniel  eluelt Jg.  Die  Arbdt  trigt  mehr  kompUadveii 
Charakter.  In  die  Kategorie  der  Sittlichkeitaveflirachen  Mhlieest 
Popow  anch  die  Verbrechen  gegen  das  Eherecht  ein,  nnd  diese  Aub- 
dehnnnp  der  Verbrechen  gepen  dii^  Sirtlichkfit  verhindtMtP  ihn.  die 
Evolution  der  einzelnen  Arten  derselben  zu  verfolgen.  Das  gesainte 
Haterial  gliedert  der  Aator  nach  folgenden  Epochen :  die  byzantiiüsclie, 
die  Epeehe  vor  Feter  I,  die  Epoche  nach  Peter  I.  nnd  endlich  die 
Gegenwart.  In  lotsten  Teile  behandelt  er  anefUbrlich  die  Lehren 
der  modernen  Jorisprudenz  über  die  Strafbarkeit  der  Religionsver- 
brechen,  sowie  die  Normen  des  Strafpesetzbnclies  vom  Jahre  1903 
die  auf  diese  Verbrechen  sich  beziehen.  Die  Einteilung  des  Materials 
nach  solchen  grossen  Zeitabschnitten  (die  Epoche  vor  Pet«r  I.  anü'asst 
demlieh  900  Jahre)  lieas  viele  eharakteriBtiechen  Herlmale  der 
flinnelnea  EpoehMi  verloren  gehen.  Dieter  Ißbiget  nngeacbtet  iit 
das  Bnch  von  Popow  wertvoll,  lumptefichlich  wegen  der  Füll>-  dei 
nenen  Materials,  das  er  znm  grosi*en  Teil  in  dem  Archive  dee 

r 

Kasauischeu  Kousistorimns  gefunden  liat. 

D'iHR.TAVKT,  A.  M.,  Die  Beleidigung  nach  dem  neuen  rnsslachen 
Strafge»etzbu(  lie  (.lourn.  d.  Jastizm.  19Ü4,  No.  5  8.  133—204; 
No.  6  S.  3«— 7rt.) 

In  seiner  Abhandlang  vergleicht  D.  die  Normen  des  neuen 
StraljgieoetKbQohee,  die  lieh  auf  die  Beleidigung,  ttble  Dachrede,  Ver« 
lenmdangt  Kreditgefthrdang  bedehen,  ait  der  aoattodischen  Gesetz« 

gebung.    Der  Aator  betrachtet  die  verleumderische  Beleidigung  als 

das  (irnnddelikt  ?e,geti  die  Ehr»'  ninl  tritt  tlir  das  F()rtbest<"hen 
mehrerer  qnalitiziereudor  Momente  und  für  eine  schwächere  »Straf- 
barkeit der  iiblen  Nachrede  ein. 

Lrontjkld,  A.  A.,  Die  Agrarverbrechen  als  Folge  der  recht- 
lichen Unbestimmtheit  der  BodenvM>hSltniflfle.  (Wiestnik  Prawa  1903, 
No.  6  S.  60^78.) 

Der  Antor  welat  in  seiner  Äbhandlvng  nach,  dass  die  Agrar^ 
miwiltüii  der  lotsten  Zeit,  die  inuner  annehmen,  von  der  allgemdnen 
Lage  des  Bancmeigentnms  und  seinem  rechtlieh  unregnlierten  Ver* 
htttnis  dem  Chitsbesitxertom  gegenüber  abhängen. 

IBO* 
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Q«Mt«gabaDg  nod  L(t«ntar. 


SeHiKKuw,  V.  P.,  Die  Massen  verbrechen  nach  dem  neuen  Straf- 
gesetsbucbe.  (Joaro.  d.  Jastinn.  19D4,  Bd.  8  8.  90—124.) 

Der  Autor  «rSrtert  die  KoMtmktiim  der  kollektiveil  Verantr 
worüiehkeit,  wie  tie  im  StnfgeaetslNiche  gegeben  iei  und  erkennt 

ihre  Grundlagen  als  richtij;:e  an.  Nach  der  Analyse  der  Uassen- 
psychologif*  nnd  ilir  IJollc.  dii-  die  cinzflnen  Teilnehmer  und  die 
Kiidelstiihrer  si)i>iU:ii,  erlHUtert  der  Autor  auMtnhrlich,  was  das  Gesetz- 
buch unter  der  „Zmiauimenrottung"  nnd  unter  der  „Menge"  versteht. 

Dereelbe,  Ober  die  VeruitwortUekkeit  der  Geechworenen 
naeb  dein  neaen  StnfiseeeUbiidie.  (Joant  d.  Jnitini.  1908,  Bd.  7 
S.  1-34.) 

Per  Autor  nntersnclit  dif  Veratrtwortlichkeit  der  Gewihwor^^nen. 
die  wi  T'  ti  r.t  usrnner  d<'s  Höchts  und  Äiissbranrlis  der  Befugnisse 
eintreten  kuiiu  und  kommt  zum  Schlnsüe,  das»  in  diesem  Falle  die 
Oeachworeoen  neck  denselben  Beetinmwigen,  wie  die  Krenriektw, 
sich  nn  verantworten  haben. 

EnisnAMOw,  V.  N.,  Die  fidsohn  Anklage  in  Sachen  der  Fiiadena- 
riehterjnstiz     ;  '.  um.  d.  Jnstizm.  100:1,  No.  8  S.  1—65.) 

Der  AutMi  weist  auf  die  Zweckwidrifjkeit  des  besonderen 
Verfahrens,  das  bei  der  X  erfolgung  der  fulsriien  Anklage  in  Sachen 
der  „Friedeuäjuütiz''  eintritt,  hin,  sowie  auf  die  Schädlichkeit  der 
gesetilielien  Besehrftakongen  der  Verfo^ng. 

DainsKOT,  S.  A.,  Die  militlrstrafrechtlicke  Verantwerlliehkeit 
wegen  Kai'itulation  und  da.s  strafproiessnale  Verfhhren  bei  der- 
selben.   (Prawo  um.  S,  jso;»— HDi.) 

L — Ko,  A.,  l>ie  Kiscnbahnverbreehcn.  (Snd.  Obosr.  l5Ht4,  No.  7.( 

Eine  Kritik  der  Senauspraxis,  die  die  Strafbarkeit  der  Ver- 
feUnngea,  die  liei  dem  Eisenbahnbetriebe  yorkommeii,  nngemein  er* 
wdtwt  hat. 

GoN'w.M  i.  i  ber  den  SchutB  der  Beehto  des  übenetaen. 
(Snd.  Obosr.  nm,  No.  37.) 

SciiiKKow,  V.,  l>ie  l're.ss vergeben  nach  dem  Strafgesetzbache. 
(Sud.  Obosr.  li»04,  No.  :J9  S.  40  und  42.) 

Kautqbowicz,  J.,  Das  Yerbreclien  des  Selbstmordes.  (Snd. 
Obosr.  1904,  No.  38.) 

IPFbAMi»,  P.  A.,  Vom  Diebstahl,  Raab  und  Erpressnng  nach 
dem  nenen  Strafgesetzbnehe.  (Jonm.  d.  Jnstiam.  1908,  No.  7 
S.  173—187).  —  Eiae  dogmatische  Abhandlnng. 
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Tawowskt,  Die  Preasvergehai  in  Weatearopft  und  Biibb- 
land  naeh  den  Bifebnineii  d«r  Kriminalstatiitlk.  (Jount  <L  Jastisn. 
1905,  No.  5  S.  1-16.) 

Plbtz,  M.,  Die  Erpressnns:. 

Der  Autor  behandelt  dif  .Stratl>arkeit«grUnde  der  ErpreBsmip 
und  erkennt  die  Konstruktion  de«  Sti'afgflMtsbncliM  von  1903  als 
richtige  an.' 

Faluiiw,  f.  J.,  Das  Yarlwfldieii  der  Vielehe.  (Wieatiüh 

Prawa  1903,  No.  8  S.  77—150.) 

Eine  allaeitipe  historiscli  vorcrlfidiendc  und  dogmatische  Ab- 
bandlnn^  über  die  Vielehe  und  über  die  Strafburkeitsgründe  derM  lben. 

JiVAuo,  Ö.  W.,  Die  juristiache  Natur  der  Verantwortlichkeit 
dea  Badaideart.  (Wleatnik  Prawa  1905,  No.  1  S.  78—77.) 

läae  Übersieht  der  deatechen  Theorien  aber  die  premrecbt* 
liehe  Fahrlässigkeit  and  Ober  die  Ifedeatnng,  die  dieeer  Terant- 
WortHchkeit  als  einer  Rechtsgurantic  zukommt. 

PouANsKY,  N.  N.,  Der  Wacher.  (Wieetnik  Prawa  1905, 
No.  2  S.  159—177.) 

Eine  historiflcb-dogmatiäche  Abhandlung,  die  hauptsächlich 
der  BrUnterong  des  Begriffee,  wie  er  sich  in  der  Theorie  und  im 
poiItiTen  Beehte  geUldet  hat,  gewidmet  iat 

Derselbe,  Die  Denunziation  und  die  Nichterstattung  der 
Anzeige  nach  dem  neuen  StrafiL^esetzbiiobe.    (Prawo  PHif».  S.  2*) — "JH.) 

Derselbe,  Die  Hestiminnnpeii  des  neuen  ätrafgesetzbaches 
über  den  Streik.   (Prawo  lyu4,  S.  ;i522— ;Jö28.) 

Bine  ÜBtecsnchnog  «her  dae  Vorhandensein  der  Strafbarkeit»* 
grflade  für  den  Stnik. 

Beeni,  N.,  Die  Btrafrechtlicbe  Verantwortung  des  Arztes. 
{Prawo  19(»8,  S.  1623—1629  und  S.  ir.81— 1080.) 

Eine  Abhandlung  über  die  Verantwortlichkeit  für  Fehl^jrirtc: 
ob  dieselben  vorliegen,  entscheidet  in  letzter  Instanz  der  dichter. 

SoHiBKOw,  W.,  Die  strafrecbtUcbe  Veraatwortliehkeit  der 
FresM  in  der  aadlndlaehen  Gesetacgehnng.  (Sud.  Obosr.  1905, 
Ne.  11  8.  20,  25.) 

FäJMUKw,  N.  J.,  Die  bedingte  Venirteiiang.  (Ihr  neoee  An» 
wendnngflgpbiet  )  l'.UM    fli>7  S  ) 

Die  V eri't1tiitli<'luiin^  des  Kntwnrfs,  den  die  KoramiBsiou, 
die  beim  Jastizmiuisterium  behufs  Eiofabrung  des  Instituts  der 
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bedingten  Verarteilaog  in  Rmsland  einbarafon  tvar,  «aageurbeitet 
hatte,  fl^rderte  eine  grom  litenriaclie  Tlti|^eit  sntaf«.  Besondere 
Anfinerlnuikdt  verdient  die  Arbeit  von  F.,  die  die  Anwendmg 

der  bedingten  Vernrt^Unng  anch  anf  die  militHrischen  Verbrechen 
vni-sohläqrt.  V(>rer»t  nntersocht  der  Aiif'tr  den  Inhalt  der  strafrerht- 
lichen  Staatsgewalt  nnd  die  juristische  Konetraktion  der  bedingten 
Verarteilung.  („Sie  ist  eine  Missgeburt  unserer  miaageetalteten 
StnJbyeteme.")  Auf  dieaen  Gebiete  bringt  der  Antor  nlehte  neoes  vor. 
Vdo  grtfflwrer  Bewrädonft  lind  die  Erwlgnngen  Aber  das  Wesen 
de«  militäriBchen  Verbrechens,  über  seine  relative  Bedeutung  und 
üb.  r  die  eip:Pii,irfi!r»Mi  Aufpaben  der  militlirisrhen  Strafe,  die  der 
Einfühmng  der  bedinjfteii  Vernrteilnng  besonders*  g^iinsti?  Hind.  In 
der  wesileuropäisehen  wie  iu  der  russischen  Ge»cbichte  trifit  man 
vielfiMsb  auf  die  Anwendung  von  ¥aBnreg<eln,  die  der  bedingten  Ter> 
nrteilaag  analog  sind  (das  Institnt  der  BBrgadiaik,  die  TUgnng 
seiner  Schuld  dnrch  eine  Heldentat,  dem  Tod  anf  dem  Schlacht« 
felde  n.  a.).  Ansfiihrlich  setzt  sich  der  Antor  mit  den  Einwänden 
anstinaiiiitf.  die  iu  Fratiknich  und  üelirien  pej^en  die  EinfUhrnng 
der  bedingten  Verurteilung  in  dHi>  Miliiürtitrafr^ht  erhoben  waren. 
Er  Terwdst  anf  die  natarieUeB  Vorteile,  die  der  Stuft  «na  der  Bn* 
flilimng  dieses  Instituts  sieht,  nnd  anf  die  gnte  Wirlrang  desselben, 
anf  die  Anfrechterhaltnng  der  Disziplin.  Die  Anssetzung  der  iStrafe^ 
wie  sie  das  deutsche  nnd  russische  MilitSrstrafgresetzbnch  für  Krieps- 
zeiten  znlässf,  iiuikk  auch  für  Friedenszeiten  zugelassen  werden. 
Der  Autor  M;hlagi  vor,  das  luütitut  anf  folgenden  Prinzipien  aaf- 
snbaaen: 

Die  Personen,  die  das  Recht  haben,  ihn  Untergebenen  vor 
das  Hilitlrgeridit  zu  stellen,  kennen  sngleich  anf  die  Notnrandigkeit 

'xh  v  auf  die  Nützlichkeit  der  Anwendung  der  bedingten  VerurteUnng 
dem  .^npklagten  pregcnübcr  hinweisen.  .Aber  auch  ganz  nnab* 
liän{rit?  davon  kann  dass  Militürpericht  auf  bedingte  Verurteilung:  er- 
kennen. Diesfs  Urleil  uiuss  von  dem  \'ürge»etzten  demjenigen,  welcher 
die  Anklage  erhoben  hat,  bestätigt  werden.  Begeht  der  bedingt 
Verurteilte  wlthrend  seiner  Dienstseit  ein  neues  Vo'breehen  oder 
wird  er  mindestens  dreimal  dissipUnarisdi  bestralt,  so  wird  die 
auscrcsrtzte  Strafe,  unabh  iniziL'  von  weiterer  Verurteilung,  sog:leich 
vollstrekt.  WnliriTid  di  r  i*nifnii|rszeit  steht  die  .\nfsicht  der  mili- 
tari»«  h('u  ttbri^kiii  zu,  die  dem  \'erurtvilieu  seine  Prüfung  zu  be- 
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itelwii  hillt.  Wenn  die  bedingte  Begnadlgnngr  in  aolelien  Grensen 
amgeflUirt  wiid,  wird  der  Erfolg  nicht  nnsUetlien. 

TiTTBMNsrr,  P.  J.,  Die  Anwendung  der  bedingten  ^gnadlgnng 
in  Dentschland.    (Journ.  d.  Jnstizm.  1^04,  No.  10.) 

Der  Autor  stellt  die  bedingte  Verurteilnng^  mit  der  bedingten 
Be£;nadigaDg  zasammen  und  gibt  dem  ersteren  luslituie  deu  Vorzug. 
Er  fUurt  dnlid  die  ExfelmiMe  der  Anwendung  ist  bedingten  Yer- 
wrteDnng  an. 

Die  Yerüfientlichnug  des  Entwarfes,  brtr.  die  Eiofühning  der 
bedingten  Begnadigung,  förderte  ansser  der  Arbeit  von  Fallejkw 
fdlp  nde  Abhandlnnf?en  zutage  (s.  auch  die  Abhainlliing  von  A.  Loe- 
WKKdTiMM  in  der  Listztsclien  Zeitßchriu  l'J(ir>,  XX\\  Bd.,  S.  580): 

KuxoHTOWiox,  A.  K,  über  die  bedingte  VamrteiloDg.  (Wieet 
Pmwa  1904,  Ne.  10  S.  240-555.) 

IrrbUre»,  P.  A.,  Die  Betrachtungen  eines  Richters  über  dtt 
Stratgesetzbnoh  und  Uber  da«  Institut  der  bedingten  Begnadigung. 
(Joom.  d.  Justizin.  1904,  No.  10  S.  1-19.) 

PioNTKOWsKY,  A.  A.,  Der  Gesetzeutwarf,  betr.  die  bedingte 
Begnadigung.   (Ibidem,  S.  19—00.) 

Avimw,  P.  A.,  Über  die  «bedingte  Begnadigung.  (Ibidem, 
S.  60-69.) 

SoBOLKW,  J.,  Die  Korrektionftabteilongen  für  die  Mindeijilirigett 
und  die  bedingte  Verurteilung.    (Sud.  ()b<isr.  1901,  Xn  M.) 

InrLAfiD,  P.  A.,  Die  Grenzen  der  .\awendung  der  bedingten 
VemrteilQng.  (Jonm.  d.  Justizm.  1905,  Bd.  U,  S.  144—155.) 

NmoBAnWf  W.  N.,  Ein  Beitrag  som  Qeeetae  Aber  die  be- 
dingte Vemrtellang.  (Ibidem,  Bd.  I,  S.  111^151.) 

HicHAiiiOwssT,  J.,  über  die  bedingte  Verorteilattg.  (Prawo 
1904,  R.  3378—3886.) 

PoKKOWSKY,  J.  K.,  Kinige  (ilosHen  eines*  Praktikers  zu  dem 
Entwurf  Aber  die  bedingt«  Begnadigung.  (Wiestnik  Prawa  1905, 
S.  184— 19&) 

LiiBUMKr,  A.  J.,  Die  nnbeetinunten  Strafarteile.  (Journ.  d. 
Jmtizin.  1905,  Bd.  I1,.S.  ^5-12«.) 

Der  Antor  nnterfnoht  den  Ent\vick*lnnpr>itrrmp  der  Ide<'  der 
unbestimmten  Strafurteile  und  kritisiert  d;inn  <][•■  Aiisveiidnng  dieser 
Massregel,  hauptsächlich  sich  auf  die  letzten  Ergebnisse  in  Amerika 
■tttaendy  iiire  tbeoretiaclie  Orandlage  und  die  VorMhMge  lur  Organl- 
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aation  dlesM  Institats.  Der  Autor  könnt  sa  aegwtiYoii  SAlttaKB, 
denn  er  ist  der  Meinnncr,  da«  die  uibeBtinnten  StrmAirteUe  nit 

dt-r  iH  rsönlichen  Freiheit  der  Hürger  in  einem  Gegensätze  stellen 
und  dasa  sie  die  crzielierisehe  Rnlle,  die  die  Strafe  in  der  Gesell- 
wdiaft  spi<'h,  untfiirritbcn.  Ausst-rdcm  ist  das  Institut  anch  des- 
wegen nicht  an/nufijuieu,  weil  der  Begriff  der  Besserung,  der  ihm 
sagnmde  viel  m  nnbeatinnt  i»t  und  dieeelbe  sieh  m  ediwer 
konetatleren  Ueat  Die  prakthehe  Anwendnnir  ^  vnbesUnnteD 
Urteile  liat  die  HolbungMi,  die  nan  auf  sie  gesetst  hatte,  nicht  erfUlt 

Lii  i-HcoiNSKT,  N.  F.,  Die  Groudlageii  des  GeftagniswesenB. 
St  Petersburif  1904.    (ISO  S.) 

Die  Arbeit  von  L.,  die  viele  V'oriicliläge  zur  Besserung  des 
GefUuguisweaeus  in  Kusslaud  luacht,  ist  keiuesweg»  nur  für  die 
Organe  der  GeAngnisverwaltong,  sondeni  aadi  flr  die  fareitfla  Ge< 
seUsehafkekrefoe  hestinnt  Der  Antor  v^rsudit  in  derselben  das 
Interess»*  dem  GffJingniswesen  pefrf-nüber  wach  zu  rufen  und  die 
GesellHehafl  se  lbst  zur  unmittelbaren  Mitarbeit  an  demselben  heran- 
zuziehen. Da  der  Antor  iIlt  Anficht  ist,  dass  da^  Gefängnis  den 
Verbrecher  zu  einem  anderen  Menschen  erziehen  muss,  eu  legt  er 
«a  besonderes  Sebwergewicbt  aaf  das  Vorhandensein  and  die  Vor» 
bereitong  des  iMBsenden  Beantenpersonals  übechaapt  and  des  Oe- 
nin^nisdinktors  insbesondere,  ood  aaf  die  Tätigkeit  der  sogen. 
^Auf!-i('hl.skoiiiiii  .  die  er  anf  breiterer  (irnndlage  aufzubauen 
vorschb'isrt.  Ausfiihi  Iii  Ii  wird  das  beste  System  der  Verteilun^r  und 
der  Arbeitsorganisation  der  (.ielangenen  besprochen.  Niehl  unbe- 
rücksichtigt nnd  die  Mittel  der  noralisehen  Einwirkung  aof  die 
Oefiuigeaen.  In  grossea  nad  ganaen  weist  daa  Bach  eine  FtUe  von 
wertvollen  Betrachtangen  aaf,  die  haaptsichlich  einen  praküschen 
Charakter  haben. 

W Utk.  A.  W.,  I  ber  die  Vt  rbesserung  der  Geifing-nifiadminis- 
tration.  (Die  Arbeiten  der  rusaiacheu  Landesgrappe  der  Intern. 
Krtnin.  Vereinigung.) 

Den  Antor  liegt  es  am  Heraea,  nit  mOglidist  sparsamen 
Oeldaofwaade  die  nögUehst  gate  Vorbere^aag  des  Oeftngalspersonals 
zu  erzielen.  Er  bespricht  aasfübrlich  die  Massregeln,  welche  die 
GefSnirnisverwaltunsr  in  enpere  lUziehnnpen  zu  der  .lusfiz  briiipen 
könnten,  nnd  untersucht  die  Mittel,  die  der  HebnnK:  des  Bilduugs- 
aad  des  Vorbereitungsuiveauä  der  Gefäugnisbeauiteu  nützlich  sein 
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könnten.  FOr  diesen  Ziräek  uhUgt  d«r  Autor  vor,  die  Geftngnis- 
inepektion  m  liMwitigeii  nnd  deren  Funktion  mf  die  StaatsanwaltF 

Schaft  zn  übertra^n,  die  Gehälter  der  GefAngnisdirektoren  n 
erhöhen  nnd  die  GrefStif^nifibeaniten  eine  Zeitlang  an  Petersbnrijer 
Mnstcrgefängnissen  Dienst  tun  za  lassen.  Dann  soll  mau  die  be- 
sonderen Aafiichtskomitees  (anstatt  der  jetzigen  Woblfahrtskomitees) 
ine  Leben  rakm,  dem  Bickterstude  freien  Sntrltt  in  dieselben  lickem 
nnd  endlich  die  Etats  an  Idelneren  OeAngniasen  verkllnen. 

FAU.BJIW,  N.  J.,  Die  Zelleahaft.  (Wieatnik  Pmwa  1904,  No.  7 
S.  27—58,  No.  8  S.  36—63.) 

Der  Autor  nntersncht  aastuhrlicli  den  Ziistaiui  ii<r  Militär- 
gefängnisse and  den  Einfluss  des  in  ihnen  durcbget'ührten  Zellen- 
Systems  auf  die  Gefangenen.  Er  weist  auf  die  Tollrttndige  Cnhalt» 
barkdl  der  Zieh»  liin,  die  dem  Zellenaystem  gestellt  werden,  nnd 
▼erikbt  die  NetweMÜgkeit,  in  ddü  Hflitiigeflingniasen  die  Arbeiter 
anf  richtiger  Qnmdlage  zn  organisieren. 

PioMTKowi4KY.  A.  A..  Die  DiBziplinartstrafen  in  den  Strafanstalten. 
(Journ.  d.  Jußtizni.  liHJ4,  No.  4  ij.  :ü — lü2.) 

Der  Autor  geht  von  der  Untauglichkeit  der  modernen  Freiheits: 
strafe  ans  nnd  betrachtet  die  Dlssiplinan trafen  als  ein  geeignetes 
Eraatnmittei  derselben.  Er  nntersncht  aber  die  Anwendnng  der 
Di-^ziplinantrafen  nur  in  den  Strafanstalten  Westeuropas  und  Rnes- 
lands  (ilif  KHrperetrafe,  die  Einzelhaft,  Fesseln  nnd  die  ZwantisjaLke, 
die  VerläiiK'  i  nner  d^r  Ziu  hthaußstrafe,  Arrest,  die  Schiuiilenui^'  der 
Kost,  die  Entziehung  der  Begünstigungen,  die  tieldstrafe,  den  Ver- 
weis). Der  sweite  Teil  Ist  der  Kritik  allm  dieser  Kaasregeln  ge- 
widmet üniedingt  an  beseitigen  sind  die  KSrpersbrafe,  die  Fesseln, 
Schmälernng  der  Kost  nnd  der  Dunkelarrest.  Zu  empfehlen  ist  der 
Verweis  nnd  die  Verl iiiiffpr uns:  der  Strafe,  wobei  aber  die  notwendigen 
Garantien  zum  .Schut/e  d«T  IVrsöolicbkeit  vor  WillkOr  seitens  der 
Aufsichtsbeamten  za  treffen  sind. 

HoMHUUSOw,  N.  J.,  Das  Gef&ngnispatronat  (Jonm.  d.  Jnstism 
1905,  New  2  S.  81—106.) 

Der  Autor  behanddt  ansAbrllA  die  westenropfiische  Geseta^ 
gebung,  die  da«  Patronat  regnliert,  nnd  übt  nach  Kriffcen  Kritik 
an  einzelnen  Arten  derscib-n 

Derselbe,  Die  Voraussetzungen  der  Atiweruiung  derSicherungs- 
Zwangsmaseregeln  dem  Angeschuldigten  gegenüber.  (Prawo  1904, 
a  8081—8095  md  S.  8170-4176.) 
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Die  Abbandlong  ttntomicshk  die  YaMumteMgen  der  Ver- 
hftftiiiigeB  nach  den  nueiwhen  Recht«  nnd  webt  Mf  viele  Lflcken 
der  Geeetcgebnng  in  dieeer  Hinsicht  bin. 

HinouoBow,  N.  J.,  Die  Anredinnag  der  Untmschnngahaft. 

(Snd.  OboM-.  No.       nnd  'M.) 

PtT  Antor  kriti^it  rf  >Im  dentPfli-nissisrhr  Annchnuiierssystem, 
das  anf  dem  richterliclieii  Krniessen  beruht,  aud  weist  am  die  Ua- 
oitbebrlidikdt  der  Kegelang  dieser  Fhige  von  BeAti  wegen  hin. 

Derselbe,  Die  Vemossetsnngen  der  Untevtiehnngahnft.  OSod. 
Oboer.  1904,  No.  48,  50  nnd  52.) 

In  den  Mitteilnngen  der  rnssischen  Landesgrappe  der  Intern. 
Krimiii.  Vereinigung  sind  einige  (intachten  iilxr  das  rirhterliolie 
Ermecuien  veröffentlicht  worden,  die  fUr  die  Verbammlung  in  Kiew 
bestimmt  waren: 

ScBAwnow,  K.  W.,  Das  riehterliehe  Ermessen  nnd  die  unbe- 
stimmten Urteile. 

Der  Antor  spricJit  tmaptsBchlich  von  der  Individnaliaation  der 
Strafe,  von  den  iSo^timmnnfren  der  auslündiBcheii  (»esetzcebnng  be- 
züglich der  unl>e«tiinnittMi  Urtt  ile  und  vnn  dem  Rtchte  der  (.iefangnis- 
aduinibtratiun,  au  der  Bestimmung  der  Strafe  teiknuehmen.  Der 
Antor  spricht  sieh  prlnsipiell  Ar  «in  solches  Bedit  nns. 

NoTomnsasrr,  N.,  Die  Insel  Ssdinlin  mit  Beiflgnng  der 
Antobiographie  nnd  des  Portrlfet  dee  Kdrders  Sehirokoloboft 
St  Petersburg  l<»<i;{. 

Panow,  A.  A.,  Sachalin  als  eine  Kolonie.  Knrze  Abrisse  über 
die  Kolouittaliun  und  gegeuwiinige  Lage  Sachalins.  Moskau  19D5. 
(234  R). 

In  dMi  letzten  Jahren  interessierte  sieh  die  nssisehe  Gesell* 
Bcbaft  ungemein  flir  alles,  was  in  der  Presse  von  SaehaUn  sn  lesen 

\v;ir  Pi»  zur  letzten  Zeit,  wo  die  Insel  von  den  Japanern  erobert 
wunie,  war  sie  die  einzige  VerbanuungsUittt'  für  die  gemeinen  Ver- 
brecher. DuH  Gedeihen  oder  das  Nicht^edeihen  dieser  Kolonie 
können  masBii^bend  für  die  mssisebe  Deportation  Bberhaapt  sein. 
Bis  vor  kurzem  bestand  die  Liisratnr  darflber  nnr  aas  den  ofll« 
xiellen  Berichten;  das  Erscheinen  solcher  Arlieiten,  wie  vonTscRBeow, 
DoBoscHKWiTsrH  luul  jetzt  von  Novümbkboskt  und  Panow  gab  die 
Möurliebkeit.  die  Frage  rait  grösserer  Vielseitiekeit  zu  behanddn, 
«ich  tiefer  in  die  Lage  unserer  Strat'kuiouie  eiuzudeuken.   Wir  er- 
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fümnt  dsM  Sacbalin  keineswegs  ein  verlorenes  Bery-  oad  Wald- 
Isnd  ist,  MBdem  eine  der  xeiebsten  Kolonien.  Bei  einer  gesetiickten 

Leitung:  versprfoht  sie  eicli  in  Znknnft  za  einem  bcdentendon  Inda- 
Btriellen  Zentrnm  zn  entwickeln.  Das  beweisen  die  Tafsa<!itii,  die 
anf  Vorhandensein  grösster  Fischreiclitümer,  auf  die  Lage  v  itreff- 
licber  Steinkohlen,  verschiedener  Erze,  sogar  des  Goldes  und  auf 
die  Naphthaqnenen  Unweimi.  Die  Besehreibong  dieser  Beiditttmer 
bildet  hnn|l8ieUiflk  den  Inbalt  der  von  us  m  beliaiidelndai  Bflcheni. 

Wir  intaressienB  ins  aber  qiesiell  fBr  den  pOniteniliren  Tdl 
dieser  Arbeiten. 

In  dieser  Beziehiuipr  bieten  uns  die  beiden  Bftrhrr  ein  reiche« 
Material  dar.  Wir  tlllirt-n  ziu-rst  znr  rliarukteristik  der  Lagu  der 
Verbanuten  einige  Ziffern  aus  dem  Buche  Paüowh  au.  Ungeachtet 
des  Bdebtanw  der  Luel  bben  45*/,,  der  gesemtm  BevQiksnmg,  die 
die  ZsU  von  96595  KSpHan  «Rtiebt,  als  Mflisiggänger;  anf  Kosten 
der  Krone  werden  5G8:i  Meosdien  nnterlialten,  mehr  als  20^}^  der 
prt'dnktivtäliif^en  Revölkernn^  erhSlt  eine  Unterstütznng.  Brot  und 
Kartoffeln  reirlit  mir  auf  9  Monate  10  TuKf.  der  .Tahreslulni  üher- 
»teigt  13  R  52  kop.  nicht.  „Es  würde  kaum  anderswo  vorkommen'', 
sagt  an  einer  Stelle  Pivow,  „dais  eine  mensehliolie  GeseUsehaft 
bei  seldieni  Überflnss  der  nattiiicben  Beichtttmer,  bei  soleher  be> 
deutenden  Kapitalanlage  (innerhalb  30  Jahren,  wie  die  Kolonintion 
dauert,  hat  da.s  Ressort,  dem  die  Verwaltung  über  Gefängnisse  ob- 
liegt, mehr  als  15  Millioiuii  Knbel  ausgegeben)  eine  elendere 
Existenz  als  auf  Saclialiu  gefristet  hätte. Die  Kriminalität 
ist  sttf  der  Insel  nicht  gross,  —  6,14  nnf  Tkisend  ffin«diner  — 
siemlieb  dieselbe  ivfe  in  Kiew,  Sebastopel,  aber  der  Presess  der 
Eolonisatien  vollalebt  sieh  sn  langsam.  Bei  denen,  die  ihre  Strafe 
verbQsst  hatten,  sowie  bei  der  jüngeren  (Tenrration  ist  der  Hang 
bemerkbar,  na^^h  dem  Mutterland  zu  übt  rsir  lcln.  Has  liehen  auf 
Sachalin  ist  Gefahren  ausgesetzt,  und  die  wirtschaftliche  TKtiffkeit 
maebea  die  zahlreichen  Landstreicher,  die  sich  aus  Verbannten  re- 
kntieren,  vnd  die  sdtwaehe  AnAiebt  der  G^tognisadainistratien 
ToUkonunen  nnsiclier. 

Li  Ihren  Bfichem  schlagen  die  Aut  iien  eine  ganze  Rdhe  von 
Reformen  vor,  die  auf  die  Besserung  der  Kolonisation  abzielen,  so 
die  Einführung:  einer  besonderen  rriifnntrsperindc,  die  Verleihung  der 
Selbstverwaltung  und  der  landorganisation  an  die  Verbannten,  die 
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Gesetigebung  uod  Literatur. 


H«k  der  laadwlrtodiaftlteh«!!  Ht^^t  «idneiit  du«  kuwre  KteMi- 
liiiemiiff  der  VerlMuaaten  iiMh  ihrem  Alter,  Uurer  Genmdlieiti  ttiteii 
peychiedm  EigenidMltea  usw.  Diew»  EntwUrfe  luben  jelst  jede 

r«>ale  Redentnng  eingebflest.  Die  Abtretnng'  des  südlichen  Teils 
8;ir)i;iliri>-  Iint  sclinell  das  Trnblera  gelöst,  ilas  itiplir  als  25  Jahre 
laug  iit  1  iissiwhe  Hegieriing  und  GeBcllschaft  geplagt  hatte. 

iit-ule  Bäcber  sind  wohl  imstande,  eine  allgemeine  Vor« 
Btelluff  von  der  Koloolntloii  Stchaliai  den  Leieini  n  gri»«a. 

Bbuiatbit,  K.,  Die  EBrperBtrafi»  im  gdtenden  Beeilte.  (Prawo 

1904,  a  2059— 20«1.) 

BnmTAmi,  W.,  Dt«  Verhaiinug  nach  dem  Jakntdtgehiet. 

(Prawo  l'.x'l,  S.  :Ui10^;m.)17,  3077^3081  und  3236— 3246.) 

I\-r  .\itt<ir  ix'sclii  eiht  die  schreckliche  Lage  der  administrativen 

Verbannten  in  diesrin  «ioliiftf. 

Ukihm,  A.,  Dil»  Zuchthaas  zu  Nertschinsk.  (Sud.  Ubusr.  1905, 
No.  17. 

Malinw,  f.  N.,  Das  berühmte  Geflüignis  St  Lanre  sa  Paris. 
Wiestnilt  Prawa  1903,  No.  2/3  S.  75—146.) 

Eine  aasfiihrliclie  Beschreihnng  der  Geschichte  nud  der  Ein- 
richtung des  (lefftngnissee  und  eeiner  ersieherisehen  Wirkong  auf 

die  liefangenen. 

Kl  KNi  r.  M.  N.,  Die  französischen  Cieflingnisse.  (Prawo  1903, 
8.  2775—2780  und  2040—2844.) 

Eine  aasIlUirUche  Bnehrribaag  der  GeAngniise  Boiaij,  Pelite 
Boqnette. 

NiK— mcT,  Über  die  Einaelhaft.  (Prawo  1908,  8.2077—2088.) 

Kusmin-Karawajbw,  W.,  Eine  Untersnchnng  Aber  die  Todes« 
strafe  nach  dem  rußHisdien  Rechte.    (Prawo  1905.  S.  558  564.) 

ALK^AKDKKNKr'.  \V.  N.,  Über  die  AusweiaoDg  der  Aoalftoder. 
(Jüurn.  d.  Jnstizra.  1;«>5,  No.  5  S.  34—70.) 

Eine  ausfuhrliche  historische  und  vergleichend  dogmatische 
üntersnchuiig  Uber  die  Anwendung  dieser  llassregel  nud  zugleich 
ein  Versuch,  die  notwendigen  Oarantieii  bei  ihrer  Anwendnng  fest* 
sosetzen. 

Sw.KTiKow,  s.  0.,  Das  StaatBgeftngnis  ca  SobUsselbnig.  (Prawo 

1905,  S.  '2:1.'. -r^cr.  ) 

Die  Ucüchichte  und  die  ikucbrcibung  dieser  mssiachen  Bastille. 


Digitized  by  Google 


P.  Ltrauirgia:  Bwlmd. 


2523 


Drill,  D.,  Die  Veransachuug  der  Kriminalität  durch  die  üe- 
MllMhaft   (Snd.  Obosr.  1904,  No.  20.) 

D«r  Antor  sprielit  Toa  de»  vemlirloiteD  Kindern  und  von 
den  Vamngphkf  die  cor  Bektinpfiing  der  kindlichen  LmdstreiclMrel 
er^rifTen  werden  mtaen. 

Thchtschbglowitow.  T  <  ;  ,  Die  Orundl.ifrcn  des  modernen  Sti*af- 
gerichtaverfahrens.    (.Tourn.  d.  Juslizm.  No.  •»  S.  ft') — 194.) 

Der  Äator  aotersnclit  das  Verhältnis  des  ätrafprozessverfabrens 
m  den  naderein  DlisipUnen  nnd  leine  Bolle  bei  den  SelnHie 
der  Beeilte  des  Angekla|rt«B  und  der  Intoreeeen  des  Stnatee.  Er 
•teilt  dann  Tienehn  Prinsiiden  des  StnfgeriditSTerMireni  nnf  nnd 
nntennehtt  inwieweit  nie  in  den  Gerichtsordnungen  von  1864  zum 
Ausdrock  (gekommen  sind:  die  ptaatlirhe  Aasübnnjo:  der  Jnstiz,  die 
Gleichheit  vor  dem  Gerichte,  die  Einheit  in  dem  Aufbau  und  die 
möglichst  grösste  Einfachheit  in  der  Organisation  der  Justiz,  die  Za> 
glagUelikeit  fBr  die  BerSUtermip,  die  Unabhlnglgkeit  nnd  die  Selb- 
sMLafflgkeit  des  Gerichtes^  die  Beteaignagr  des  Volkes  an  der  Jnstis, 
die  gesctzmässige  Tätigkeit  des  Gerichts,  die  Anfsnclmiip  der 
materiellen  Wahrheit,  dif  i'nisninyition  der  Unsc.hnld,  solanpe  das 
Entgegeiitrf  setzte  uiclit  bewiesen  ist,  die  Entscheidung  gepen  den 
Angeklagten  entweder  auf  iSchuldig  oder  auf  Nichtschuldig,  die  Un- 
enokltterUebkeit  des  ürteDcs,  die  Trennung  dw  Anklage,  der  Ver^ 
teidignng  nnd  des  Oericlites,  d.  h.  die  Dnrehfllhnng  des  AnUage- 
prinzips,  die  Öffentlichkeit,  Unmittelbarkeit  nnd  die  Mündliehkcit 
de»  WrfahrenSy  den  Orondaatc  der  A'eien  richterlichen  Beweis* 
Würdigung. 

Elatscutsch,  N.  A.,  Das  Anklage-  und  das  Inqnisitionsprinzip 
in  der  Vioranteranehnng.  (Joora.  d.  Jnstizm.  1903,  No.  3  S.  143—166.) 

Der  Antor  natenaelit  die  Prinaipien  der  Vdmntersnehnag  der 
Resolntion  des  Petemharger  Kongrenes  der  Intern.  Erlnln.  Ter- 
einigang  folgend  nnd  kritisiert  von  diesem  Standpunkte  ans  den 
Entwarf  des  Jastizministeriums. 

LüBUHSKT,  P.  J,,  Die  prozessualen  Rechte  de«  in  die  Haft 
genommenen  Angeschuldigten.  (Wiestnik  Prawa  1904,  No.  9  S.  181 
Us  212.  . 

Dw  Antsr  nntenmeht  die  proiessnnle  Stellung  des  Angeseknl- 

digten  in  dem  russischen  Strafverfahren  überhaupt  und  insbesondere 
seine  Rechte  auf  richtige  Beweisaufnahme  und  auf  die  aktive 
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Forschiiug  nnd  Untersacbung  der  Tatsachen  während  der  \'orunter- 
svchong  wie  in  dem  EMptTerfitbren.  Dun  wird  naterndit,  inwieweit 
der  Aogeaehnldigte,  der  in  die  Haft  genonimen  iit|  dieie  Beehte 

Misäben  kann.  Der  Autor  kommt  zn  dem  ScUuM,  dMS  die  pro- 
zespuali'  'l'iitipkf'if  seitens  des  Angeschuldigten  nnr  in  dem  Falle 
nicht  lahmgelegt  werden  kann,  wenn  der  Angeschuldigte  das  Recht 
aaf  formelle  Verteidigang  hat,  deren  Attsübang  nicht  von  dem  Er< 
neneD  des  Unteimelnuigsriclkters  ablibift. 

LuBumncT,  P.  J.,  Die  Dnner  der  Unterwiehmgiüieft.  (Pinnro 
1904,  a  1876—1886.) 

Der  Aiitör  vergleiclit  tabellariioli  die  Daoer  der  üntersnchnngs- 
hatY  in  T'nsslaiid  mit  ilt-r  Daiitr  liieser  Haff  im  Anslande  und  bringt 
dann  eine  Reihe  von  \'ors<  liiii>jen,  die  ;iul'  die  Henchleunigang  des 
Verfahrens  gegen  Angeschuldigte,  die  in  Haft  sind,  abzielen. 

DBHmHxno,  O.  Die  UnldwlieiC,  die  ünvoUitlndickeit 
und  das  Fehlen  des  Qeeetcee. 

Der  Autor  beschäftigt  sich  mit  der  Frage  der  Uesetzesinter* 
pretafion  ninl  siiclit  dunh  Iieis|iifU',  die  liauptfifichli'-h  dem  enarli»'('hen 
nnd  indischen  Uechtc  eiundHinien  sind,  zu  beweisen.  d;iss  es  möglich 
ist,  die  freie  schüpterischo  Tätigkeit  des  Kichters  durch  gesetzliche 
Beatimmangen  und  VoneliTiften  n  enetseo.  Zaglädi  mncht  der 
Autor  intereiBanto  Bemerkungen  darüber,  wie  in  Bngtond  die  Oeeetoa 
geachrieben  werden. 

Derselbe,  Die  re<htliche  Xatnr  einer  OerlehtMntaelMiduig 
aU  Präjudiz.    Warsdiau  l;«)4.    (244  S.> 

Die  Tragweite  jedes  üerichtsur teils  erstreckt  sich  keineswegs 
nur  anf  den  Einael£aU,  bezfiglicb  deeien  es  gef&Ut  i»t;  aoaier  dfeaer 
engeren  Bedentang  hat  ei  eine  allgemeine  Bedentnng:  die  tinea 
Prl\}ndiae8,  d.  h.  einer  Regel,  die  fflr  die  Zalmnft  eine  verUndlidw 
Kraft  besitzt. 

Da«  recht  intcn  s>ante  Buch  von  D.  nntersncht  nun  die  Rolle, 
die  Präjudizien  in  der  frtrichfliclien  Praxis  und  hauptsächlich  auf 
dem  (iebiete  des  istrafrechts  spielen.  Die  Lehren  des  englischen 
Rechts  lassen  sieb  in  folgende  Sfttoe  nuBBBienJbiBen:  1.  Jedes  Q»> 
rieht  ist  an  das  ürteil  dner  hSheren  Lutaiu  gebnnden.  2.  Das 
Haus  der  Lordis  ist  an  »eine  eigenen  Urteile  gebunden.  3.  Das 
Appellationsireiiclit  ist  an  eigene  Urteile,  sowie  an  die  Urteile  der 
Instanzen  von  gleicher  Zuständigkeit  gebnudeo.   In  den  übrigen 
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FSUfln  hAbea  die  Urteile  aar  eine  relative  Bedeatang.  Die  Gesetz- 
wldrii^t  vaA  die  ViiTeniuift  des  ürtdb  kSnneii  an  und  Ar  deh 
die  BedentaiiK  dee  Urteile  als  einee  Prljodiiea  siebt  annalieren^  wenn 

der  Richter  dazu  keine  gesetzlichen  Grflnde  hat.  Recht  treffend 
sind  die  Bempikiincen  tlt^s  Autors  iilifr  die  T^edeiitung:  der  l'raiudizien 
in  den  Staaten  des  Koiitinenis  und  über  die  verbindliche  Kraft  der 
Urteile  des  Beiclisgerickttt  und  des  Obersten  Gerichts-  and  KasRAtions- 
IiofM.  Der  Alter  verteidigt  das  Prifjadiz  eb  eine  wningänglich« 
Vorbedingmig  dee  Beditdebene,  die  den  Intereisen  der  geeetontoigen 
Ausübung  der  Justiz  sowie  der  ununterbrochenen  und  allniähligen 
Entwickelung  de«  Rei|itf>  dient.  Er  a^iht  eine  ausfflhrliehe  Über- 
sicht der  euf^liHchen  und  kontinentalen  Lehren  von  dem  I'röjiidiz 
und  stellt  fest,  inwieweit  »ie  von  den  veralteten  Tbeorieu  der  Teilung 
der  Gewalt  und  der  völligen  Annchlieasnng  des  gerieiktlidiflii  Er^ 
neeeena  beefaiiiit  werden  «ind.  Die  vieleeitige  Darlegnog  der  Be- 
dentung  und  der  Bolle,  die  Pri^ndlBiea  in  der  AneBbung  der  Jostk 
auf  den  Kontinent  spielen,  lässt  ihrer  Vollständigkeit  nach  nichts 
zu  wünschen  übrig.  Da»  Präjudiz  untersteht  einer  piiisspren  Kontrolle 
des  Lebens  als  das  Gesetz.  Dank  seiner  häutigen  Anwendung  wird 
es  leichter  zn  einer  Norm  dee  OewobnheitBrechtes  and  gewinnt  dap 
dnreb  die  netwendige  StabUitftt,  Antoritftt  nnd  InteneitKt;  ea  paast 
sieb  aadi  Teiebter  den  lokalen  Veiilltnlnen  an.  Ebn  «dir  oder 
weniger  grössere  Bindnngskraft  des  Prfljndizes  wird  durch  die  Be- 
BcliaÖ'enheit  der  GerichtsfSlle,  der  Organisation  und  der  Stellung 
der  Gerichte  bedingt.  In  dieser  verbindlichen  Kraft  äussert  sich 
die  rechtsBChüpferiscbe  Funktion  der  gerichtlichen  Tätigkeit  jedes 
Landen.  Sonit  beseitigt  daa  Boeb  von  D«,  daa  einer  anflnerkeamen 
Betirien  die  traditionellen  Lebren  aber  die  Bolle,  die  daa  Geeetn 
einerseits  nnd  das  Gericht  andererseits  bei  der  Schöpfung  des  Beebti 
?pi<len,  unterworfen  hat,  in  vielen  Beziehnn?en  die  lietTuchtitnifen, 
die  man  die  £rweitening  der  rechtsechüpferischen  Tätigkeit 

der  Gerichte  hegt. 

LuBLiKSKT,  A.  J.,  Über  das  richterliche  Ermessen  bti  Be- 
stimmnag  der  Strafen 

'  Es  gibt  swel  Arten  des  riehterlieben  Ermessens;  ein  sdl»- 
stindlges  nnd  ein  untergeordnetes.  Wenn  man  das  Gebiet  des 
ersteren  )  <  ^-tiimnen  will,  so  mnss  man  unbedingt  das  Wirkungsfeld 
des  Gesetzgebers,  des  Richters  und  der  Verwaltung  voneinander 
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»bprenseii.  Der  Qeietsgeber  hat  das  Syitmn  und  die  Stnflaten. 
sowie  dat  Maxinmu  and  IDiiliiaai  der  Stnife  m  beetiniMii.  Die 

Grenzen  des  richterlichen  Enneaaens  hängen  von  der  Beschaffenbett 
des  (»eaetzes  selbst,  von  der  Organisation  des  Gericlitps  nnd  vnn 
den  Bedingnngen  seiner  Tätigkeit,  von  der  BeschaÖ'enheit  der  zn 
verhängenden  Strafe  Qod  von  den  Bedingungen  seiner  VeUstreekaii{ 
and  endlieh  von  dem  Yerbreeben  eellMt  ab.  Dteae  Faktorm  eiad 
aaaaeblag^bead  anch  bei  der  Abgrennng  der  riditerlidieB  Konpe- 
t«nz  von  der  der  Vt^rwaltnnp.  Der  Autor  bcftirwortet  die  Zti- 
lassiuif?  eines  grösseren  Spielniuins  für  da«  riciitlif  ht"  Ermessen  unc 
hält  llir  notwendig,  die  Verbiudliclikeit  zahlreicher,  die  Schule 
qaaliflaierender  ümstflnde  sa  beadtigen. 

LvBUMan,  P.  J.,  IMe  Grwidlagea  dea  rlehterliehea  EmeMeai 
in  den  Strai^ben. 

Der  Anfor  versncht,  den  IVpriff  dps  richterlichen  Ermessen! 
selbst  und  sein«'  rfrlitüchf  (Truiidlae:^  2"  f if^ründeii.  Das  richterlich« 
Emesscn  kann  man  als  das  Recht  bestimmen,  sich  bei  der  An» 
Sbimg  der  rfehterliehen  Beftignine  frei  «nd  swaekinlMig  aaeb  dm 
geaetalleben  Grnndeätsen  an  riebtOL  Von  dem  adnintotrati?en  Elr 

messen  nnterscheidet  sich  djui  richterliche  Ermessen  durch  die  Vn 
abhänyritrkiir  dfs  Urteils  nnd  durch  das  Anklie^vcrtahren  bei  dei 
rnters\i«  liniifT  der  Streitfrage.  Der  Autor  untcj-sucht,  wie  sich  daj 
Ermessen  dem  Goijetze  gegenüber  (die  richterliche  Auslegung  dei 
Geaetees,  die  Bedentnng  dea  Urteib  als  dnea  PriQndlaet)  ond  dani 
in  den  Babmen  dea  Geaetaea  tUnaert  (die  Anwendan«  der  Zwange 
massre^eln,  die  Beweiswardignng,  die  prozessualen  Rechte  dei 
Parteien,  die  AnerlvPnnnn<r,  duss  ein  pejrebener  Tatbestand  alle  Merk 
male  des  Verbrechens  enthält,  nnd  endlich  die  ätral'znmessuugj 
Aasfbbrlicb  wird  die  Benrteüong  der  Handlungen  adtena  dea  Ge 
aetagebert  mit  der  des  Bicbtera  vergllcben,  dann  weiden  die  inneru 
ICoÜTO  nnd  die  soziale  Bedeutung  des  richterlichen  ESrmeesens  nn« 
seine  Abliänpip;keit  von  der  Orcranisation  der  .Tnstiz  nntersü'ht 
Der  Autor  spricht  sich  für  die  Erweiterung  des  richtlichen  Er 
messeus  bei  der  Be^stimuung  der  Strafe  aus. 

BoBuacHncHBW-PuaoBXDi,  A.  M.,  Die  Grenaan  dea  riebter 
Uchen  Ermeaiena.  (Piawo  1904,  S.  433>-441,  4dl— 495,  561—566 
IIOS^IIDJ  und  1157  ID';! 

!>*'!  .Autor  nntersnrlit  h:iiii>lsiielilicli  die  Gerichtspraxis,  wi« 
sie  sich  in  der  Aburteilung  der  Sektierer  wegen  Stömng  des  öffenl 
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liebet!  Friedens  usw.  äiigsert.  Er  kommt  znni  Schhishe,  dus-s  die 
Unbestimintheit  des  Gesetzes  und  die  breiten  Rahmen,  die  der  richter> 
liehen  Strafb«iiie8Biiii|r  gezogen  «fnd,  iclittdUcb  Mien. 

TuBQOBOW,  S.  N.,  Die  Sdlwtindigkeit  dn  Gerichtes.  (Jonra. 

4.  Jnstian.  1905,  No.  8  S.  1—35.) 

Der  Antor  uiitr-rsiu  lit  die  Grfinde,  ans  welchem  die  Autorität 
des  Richtci-standes  in  Kiissland  gpsunken  ist,  und  eniptielilt  eint*  Reihe 
von  Massregeln,  nm  dirseni  \l>f]  /.n  steiu-rn  (ilif  i;-  form  der  Be- 
rufung zum  Kicbteramie,  die  ErhüUang  des  Gehalten,  die  Durch- 
fthnng  des  Prinsipt  der  ümhsetsbarlwit,  die  Absduifltang  der 
Renmneratlonen  nnd  sonstiger  Anszeielinungen,  nnd  endlich  einen 
mehr  einheltlicken  Anfban  der  Gerichtsorgaaisation.) 

Lttblik^kt,  P.,  Die  Arten  der  Siilierunfjfsnwssregeln  und  dl«; 
Organe  der  Ainvenduncr  derselben.  (Jonm.  d.  Jastizm.  1905,  No.  6 

5.  94--15;{  und  Xo.  7.) 

Der  Autur  untersucht  die  strafpruzessualen  Zwaugsmiu^t^regoln 
nach  msstsehem  Beohte  ihmI  vergldeht  A<b  mit  dw  nosiandischen 
Gesetzgebnng.  Er  weist  auf  die  MSngel  des  rassischen  Beehta,  anf 
die  veraltete  Konstralition  der  Bestimmungen  nnd  auf  die  wesent» 
liehen  Lilcken  de«;  Gesetzes  Uber  die  Rcj^uliernnp:  der  Blirgsebaft 
bin.  I'er  Poli/ei  sind  auch  auf  diesem  Gebiete  viel  zu  viel  Be* 
fugnisse  eingeräumt. 

Li'BLiN^KY,  A.,  Zur  bevursielieudeu  Strafprozessreturm  in 
Dratadiland.  (Sad.  Ohosr.  Xo.  14.) 

LüBUMHRT,  P.,  Das  richterliche  Kmessen  nnd  die  richterliche 
Willkttr.  (Sad.  Obosr.  1905,  No.  2.) 

Tacbbb,  h.  J.,  Die  Antragsdelilite  and  die  Reform  der  Straf- 
^esetzgebnng.  (Wiest  Fr.  1905,  No.  8  S.  196—235,  \o.  4 
S.  178 -2-2.'..) 

Eine  rnterüiithun}?  der  tlieoretisLhen  (iiüinif  tiir  H''sflininkunür 
des  Verfölgungsrechts  und  der  Bestimmungen  de.";  ruÄ»i!>clien  Kociits 
darüber. 

LäzuMOo,  A.  W.,  Die  gerichtlichen  Strafmandate.  (Jonm. 
d.  Jnstism.  1905,  Bd.  8,  S.  1—29.) 

Eine  Kritik  der  Gründe  fiir  und  p  Ken  die  Einfiilirong  der 
richterlichen  .Strafmandate  in  Kusslaad.  Der  Antor  spricht  sich  für 
die  Einrdbrang  dei-selben  aus. 

Jahrbuch  der  intemat.  Verelnlcoitg.  8.  Ed.  160 
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PoBOCBOwacBiMcBiKow,  P.,  Baudglosseii  einea  Staataanwalts. 
(Jonrn.  d.  Jutizm.  1905,  Xo.  4  S.  48—80«) 

Kin»'  Abliamnunp  dardber.  wie  die  Aukla^^eie^len  des  Staats- 
aii\v;i!t>  ;lhfr^^f;ls^t  werden  nnis><n.  Der  Autor  leimt  isicli  peu»ri  die 
L berwut  licrniifr  des  kiin^t^'ris(•heIl  jkldiiienlcs*  in  deiiseUwn  aul. 

.SciiiujAbw,  W.  N.,  I)ie  £uti>cMdigiing  der  uusichuldii;^  An- 
geklagten ans  der  Staatskasse.  (Prawo  1904,  S.  665—677, 725— 78S 
nnd  767—778.) 

Eine  ausffllirliclie  Abhandlung  über  die  (iescliiclite  und  die 
TlKorie  'l{«'s>^  Instituts,  die  «Qcb  die  moderne  Strafgesetzgebmig 
uiclit  uiiii.'i  lii  ksichtiirt  liisht. 

,  Tscirxsi  HKuLuwiTutt,  J.  a.,  Die  Reform  des  Sti-afprozes^es  im 
Kanton  ZUricb.  (Prawo  1904,  S.  1841—1848  nnd  1879—1887.) 

Stibuiaks,  G.  N.,  Der  dentsdie  Gesetsentwnrf  Ober  die  Ent- 
scMdignng  für  nnschaldig  erlittene  DntersQcbnngshaft.  (Pnuro  1904. 

S.  1010-l<t2(l) 

Eine  Kiitilv  der  liruiidsütze  dieses  Entwurl-«. 

T-<  iiT-<  ,1  -wi low.  ,1.  Ii.,  Der  Stiatpriizi'ss  vor  dem  Forum 
der  Wissenscliatl.    il'rawo  l'.«J4,  .S.  iHil.) 

Der  Autor  fasst  den  Strafproxeas  als  ein  prosessrechtUcbea 
Verbältnis  anf  nnd  macht  nns  mit  seiner  allgemeinen  Konstruktion 
b>  kannt.  Dann  wendet  er  sieb  gegen  die  Lebren,  die  sieb  seiner 
Tlicorie  cntfrrpTiiiatplb'n. 

DersfUii-,  Dil-  w  iiliti;,'st.'M  Veriiiidcnintrfn  iui  >i  iai[ii  c/rssi?, 
die  durcli  ilas  neue  Stralt^eis<  i/.bucL  hervorgerufen  werden,  i^l'rawo 
1908,  S.  765—775,  843—8.^2  nnd  924-986.) 

Lazarkwskt,  N.,  f  her  die  gericbtUcbe  Belangnng  von  Beamten. 

(Prawo  1  ;•":!,  a  522— 5;n.) 

Di  r  Autor  weist  n  i'li.  da--  dii  l!.'stiiniiinn::t  n  des  nissisi  lieu 
lif  i  iitt's  d;iriil(>>r  si  linn  v»  laiti  i  und  imtiraiK  liltar  t;ewi>rilen  sind  nnd 
da^s  vor  den  F«rdenin;;en  der  rolilik  die  Forderungen  der  Ofsets- 
liclikeit  Überall  weichen  müwen. 

Uic-niiLowflKr,  J.,  t'ber  die  Verdnfocfanng  des  sammariscben 
Strafterfalirens.  (Wiest.  Pr.  1903,  Xo.  2—3  S.  1—3».) 

IV'r  Autor  niiter-uclit  dii-  Rrp^bnisse  der  Anwenduii::  d«> 
pnniiiia! li<  !i  sn  ritvt'i  tiiiiri  iis  in  Westeui'oiia  und  die  Voraussetzungen 
Keiner  Einliiiiruiii^  in  Ku.ssland. 


biyiiizeü  by  Google 


P.  LuBuxtRi:  Roulaad. 


2529 


TuMAxow,  (t.  :m.,  Die  Aufgaben  der  StraQustiz  im  Kaukasus. 
(Ibidem  S.  161—203.) 

Der  Aator  beacfaSlkigt  sieh  mit  der  Im  Kuikitins  etark  ent* 
widwlten  Ndgimer  snm  Mefneid  mid  mit  den  Massregeln,  die  dagegen 
angewendet  werden  kOnn«!,  dann  mit  dem  Gesehworenengericbte 
und  den  VorMiesetaningen  seiner  Einftlhrnng. 

EosT  MoWriKY.  A..  V\ivv  (Iiis  T^niiitfelringsverfalirt'ii  bei  Staats» 
verbrechen.    (Pnnvo  IW'>,  S.  iilH  und  3S»1— :!!><;,) 

Srii.LMANX,  G.  N  .  Iber  die  Vera  nd  min  gen  in  der  jirozeHsuiilen 
Bebundlnn{?  der  St^uitsvt  r[in><  li.  u.    i  rrawo  li»04,  S,  l-iri"» — 1171.) 

KuiBAäXKii,  Die  Grnndztige  der  chiDcsisclieu  Stratjustiz.  (,.louro. 
d.  Jostian.  1903,  No.  6  8.  73^125.) 

Eine  knne  Abkandlnng  ttlier  die  Strafgesetze  Cliinas« 

Dbill,  D.  A.,  Die  Aburteilung  der  Kinder  und  der  Minder» 

jÄhrigen.    (Prawo  1W4,  8.  2010—2018.) 

Die  rntersuchung  ihn-  strafurozessnalen  Iii'>tinimnngen,  die  in 
Kassland  die  Aburteilnn^'  (ki-  Mini1«  ri;iliriq-i'ii  n  ^■ulii'rfn. 

Kri.i-i)  ni  K,  F..  M.,  Die  Psyi  liolosie  th-r  Zeugt- iiaiissifjen  und 
das  Hauptvertahreu.  (Wiestuilc  I'rawa  liMJ4,  Xo.  8  Ö.  171 — 212, 
No.  9  S.  107—162.) 

Eine  recht  interessante  Abhandlung,  der  das  sorgfUtige  Studium 
des  englischen  Bechts  and  der  neuesten  Arbeiten  fiber  die  Psychologie 
der  Zcupenanssagen  zu^nnde  liegt.  Der  Autor  weist  die  NotwcnthV- 
keit  nach,  die  Aussagen  vom  Hörensaf^en  und  die  sup-L'T'itiv*  !!  Frai:<  ii 
uicbt  znzulassen.  Die  modernen  Untersuchungen  auf  dem  Uebieie 
der  Psychologie  der  Zeiigenansi^iigeu  stSrken  die  Position  des  Schwor- 
gerichts»  fllhren  aber  keineswegs  sn  seiner  Abschaffking.  In  der 
Abhandlung  beschreibt  der  Antor  aneh  eine  Reihe  von  ihm  nnter^ 
nommener  Versuche. 

Goi.DERowsKY.  n..  Die  Psyebologie  der  Zeugenanssagm.  (Sud. 
Obosr.  U»04,  Nu.        17  und  is.) 

Ein  Bericht  über  diu  Ergebnis&e  der  SrfiKNSchen  Versuclie 
sowie  seiner  Nachiblger. 

Mtxi,  P.,  Die  Aassage  der  verletzten  Person.  (Prawo  1904, 
S.  1682— 168S  und  1676—1681.) 

Gotiia.,  S.  K.,  Ist  die  Reform  d<  s  Schworgeriehts  notwendig? 
(Wiestnik  Prawa  190o,  No.  1  S.  bZ—72.) 
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Der  Autor  aatnwc^  die  Titiskdt  der  Schwurgerichte  in 
▼enehiedenm  Llndeni  und  konunt  ca  dem  Scblvae,  das*  in  Sudand 
das  Ges(  hworeaaigerieht  guis  gnt  ftmkttoniert  und  keiner  Befinra 

bedarf. 

'J  ui(N<>«-.gv,  E.  \V.,  Die  Kepressive  Wirkung  des  Scliwur- 
gerichts  im  Jahre  1875—1900.  (Juurn.  d.  Jnstizm.  190-1,  No.  1 
S.  27—77.) 

Der  Aator  nnteraieht  die  BtatiatiMlieB  Zahlen  ttber  die  Wirk- 
Munkett  dee  n»»is(lu>n  Scbworferlehta  und  stellt  sie  mit  den  Er- 

g-ebnissen  anderer  Ländfr  zusammen.  Er  weist  das  Vorurteil  ab. 
als  ob  das  Schwurgericht  eine  schwaclie  und  schwankende  E<- 
preesion  erzeuge.  Das  Schwurgericht  erfQllt  seine  Aufgabe  iu 
Bnislaiid  ganz  gewlawiihaft. 

Die  ganze  Abliandlong  iat  yon  groeeem  Intereaae. 

Tbjroubow,  S.  N.,  Die  Bildung  der  Geaehworenenliaten. 
(Wiest.  Pr.  IO04,  x...  ](i  s,  r,o— •;:.) 

Der  .Autor  mit' r-nrh!  Znsammensetzung  der  Kreiskom- 
uiiüsiou,  der  die  Zusauiiiieitat^Uung  der  Geschworeneulisteu  obliegt, 
nnd  empfiehlt,  diese  Kommiesiott  noch  durch  die  Vertreter  der  Staats- 
anwaltsdiaft  za  verBtlrken,  und  achligt  übarhaapt  einig«  llaasregeln 
yor,  um  die  Täti^'keit  ive  KommiMfam  etwas  eneiglseher  ind  regel» 
mftssiger  zu  gestalten. 

f>PA.»sowiTSLii.  W.  D..  t'ht  r  da.s  Kecht  der  Grsrhworenen,  ge- 
ständige Persfinen  freizusitr«  !  In  n.   (Wiest.  I'r.  l!<04.  No.  1  S.  5 — 19.) 

T.-4CHtBiN»KV,  M.  1\,  Das  Oeschworeiiengerichl  und  die  neueste 
Seaatsprazia.  (Wiest.  Pr.  1904,  No.  2  &  76—94.) 

SoKoum,  K  N.,  Die  Eamp^instiz.  (Ftawo  1904,  S.  552->560.) 

ScHATBow,  Über  die  Verteidignng  der  gestlndigen  Ange- 
klagteo.  (Prawo  1903,  S.  2329—2338.) 

Diese  Abhandlungen  worden  .dorck  dne  Senatsentscheidung 

bezüglich  der  Unzulässigkeit  für  die  Geschworenen,  den  znstjindiirHn 
Angeklagten  freizusprechen,  ins  Leben  gerufen.  Diese  Entscheidung 
wurde  später  darch  die  Entscbeidong  des  Vereinigten  KaMatJona» 
departements  aufgehoben. 

HicBAtLowsKT,  J.  W.,  Die  Gmndprinzipiai  der  Organiaatton 

der  Straf^^erichte.  (Os^inownyie  prinzipy  organlaatU  ngolownawo 
•snda).  Tomsk  1905.  (S.  336.) 
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Viersig  Jahn  mktioiiSrer  Tätigkeit  der  Begierm^  haben 
•turk  an  der  hamoniaehen  Orgaaimtion  dee  dnndi  die  Gtridite- 

ind  Prozessordnungen  vom  Jahre  1864  geschaffenen  Gerichtswesens 
gerüttelt,  indem  sie  die  Unabhiingig:keit  der  Richter  unt«»rgTnh,  die 
lokalo  .Tustiz  durch  die  Ersetzung  der  FnedensriclittT  durch  Land- 
hauptmanuer  (semsklje  nat»chalaicki)  zugrunde  richtete,  die  ausser- 
«rdentlidieik  UaektbeAigiilaM  der  Staatsanwaltaehaft  veretlrkte  a.  drgL 
Der  Nofcwendtgki^  der  Hentellong  der  alten  Prinsiptea  in  reiner 
Gestalt  ist  das  Rnch  Michailowskvs  gewidmet,  welches  in  seinem 
ersten  Teile  die  ürnndzüge  einer  regelmässigen  Gerichtsorganisation 
darstellt  nnd  in  seinem  zweiten  den  gegenwärtigen  Zn^rnnd  der 
rossbchen  Justiz  schildert.  Unter  einzelnen  Ansichten  de&  Wr- 
tumn  ilttd  als  beeeoden  intereewit  diigenigen  herrvnnihebMi, 
weteh«  erattne  das  peraSnlielie  Element  im  Geriditsbestande  voll* 
itfindig  verwirft  und  zweitens  die  Schöffengerichte  der  Jury  (Ge- 
achworenen),  wclclie  in  Russhimi  s."hr  hnrli  geschätzt  wird,  vor- 
zieht. Nur  aus  rein  politisclii  u  i'>wäf?unL''cn  spricht  sidi  der  \>r- 
fasser  gegen  die  unmittelbare  Abschaö'ung  der  Schwurgerichte  in 
Busland  ans»  obwohl  er  von  Standpunkte  der  grtlaaeren  VoUkou« 
aenhdt  des  Systems  die  Ansicht  vertritt,  daaa  den  letsteren  die 
SehUfengerichte  vonasiehen  seien. 

LuBLiNäKTi,  P.  J.,  Veibrechen  wider  das  Wahlrecht  iPrestn» 
plinyo  pnitiw  isl)ir;i<Hlitiawo  prawr»».  St  Pftfisburg  IWö.  (S.  210.) 

Die  Kiiitiihrung  einer  k'iiistiiutionelleii  Ordnung  in  Russland 
und  das  Hervortreten  politischer  Parteien  auf  der  Bühne  des  öffent- 
lichen Lebens  nachten  eine  Bevision  der  Satsangen,  velehe  sich 
aaf  Verbrechen  wider  das  Wahlrecht  beziehen,  notwendig.  Im 
Westen  sind  sogar  spezielle,  wenn  anch  nicht  sehr  nmfangreicha 
Gesetzbücher  dieser  Art  Vcrbreclien  erewiilniet.  In  Russland  war 
die  bis  jetzt  in  (h^n  Scliraiiken  eng  htandreclitüdicr  und  gesellschaft- 
licher Kreise  aiij;ewaiidie  strafrechtliche  Beschüizung  der  Wahlrechte 
Insserst  mangelhaft,  and  schwerlich  wird  dieselbe  der  Aufgabe  des 
Sehntns  regebalssiger  politischer  Wahlen  gewachsen  sein.  Das 
Buch  des  Verfassers  ist  eben  der  Festsetzung  richtiger  Grundsteine 
strafrecliilichen  Wahlrecht«  gewidmet.  In  dem  Buche  w  i'leu  die 
enfrlischen.  französischen  und  deutschen  GesefzprebnnDren  in  bezng 
auf  ilissbräuche  bei  den  Wahlen  und  Keglemetiiierung  der  Wahl- 
kimpfe  dner  eingehenden  übersieht  nnterzogeu,  femer  alle  dies- 
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bezflgUchen  enrop&lBcIien  Gesetzgebni^n  kritisch  nltdiiaoder  unter- 
sucht und  verglieben,  und  wird  endlich  eine  ijRtenMitiMh'hietoriBehe 

Übersicht  dieser  Fraicre  im  ru!*sischen  Hecht  gebracht  Dm  ge* 
nannte  Burli  prscheint  als  erster  Versnch  auf  dicKem  Oebiete. 

IIalinix,  f.  N.,  IHc  T'olle  der  (tesellschalt  in  der  lieküiupfnng' 
des  Verbrechertums  (ücläugnispatronatj  [Kollj  obstschestwa  w  borjbio 
n  prestnpooeljiii  (Tinreinn^i  patronat)]  1905,  S.  72. 

Die  OrgMÜMtion  der  bd  den  GeADgnifltien  beatehenden  wohl- 
tätigen Oesellschaften  in  Rassland  zeichnete  sich  nie  dnreh  ihre 
CJcdicsrenlieit  ans.  Gepenwärtiir  e:«  denkt  man  in  dieser  (>r^Mnis;tti"U 
znm  Typns  von  Patrouatget^elltM^haften  überzugeben,  welcher  im 
Westen  ansgebildet  wurde. 

All  erste  Anstalt  dieser  Art  ereebeint  die  am  15.  Uftn  1905 
gegrSndete  St  Petersburger  Patronatgesellschaft  unter  den  Vorntne 
von  J.  J.  KoiMT/.KY.  Das  Entstehen  derartig  ••  <h  L-^anisationen  rief 
das  Bedürfnis  einer  Atwrirbejtunf^  von  Ni)rniuistatiit<  n  tür  dieselben, 
Süwie  einer  nähereu  liekaantsc^hal'c  mit  den  Erfahrungen  der  schon 
TerhKltnianfieeig  dauerhaften  Praxis  des  Patronate«  in  Weat-Europa 
hervor.  Diesem  BedUrihis  Idstet  das  Buch  von  Haukw  OenOge, 
indem  et  die  Gesdiiehie  der  Versuche,  das  Tatronat  in  Buss- 
laiul  zu  orcranisieren.  m  lüM'^rt,  und  die  allf,M'uiein  aiiirf wandten 
Arten  der  Patntnatsliilit-  erörtert.  Der  Verfasser  be-^cliältij^t  sich 
ziemlich  ausführlich  mit  der  Erklärung  der  Pulrouatsidee  als 
HilfeleiBtong  seitens  Juridisch  Starlcer  den  jnridiacb  Schwachen  in 
der  Anpaesong  an  das  soziale  Leben. 

UOKBINSKTI,  S.  P^,  Die  Strafe,  ihre  Zwecke  und  Voranssetzungren. 
IIT.  Teil  (Xakafianije,  iewo  zieli  i  j>red|io]osheniiai.  Das  Kasuelle 
und  das  potenzielle  Moment  der  Tat.    Tonisk  ÜHi.'i.    ('Jt;!»  S.) 

UoKKtnaiY  hat  sich  dne  sehr  interessante  Aufgabe  gestellt, 
eine  Revision  der  aUgemeinen  GmndsfttKe  des  Strafreehta  vom 
Standiiunkte  der  Politik  der  allgemeinen  Vorbengnng,  teilweise  durch 
s]>ezielle  Vurl'enpunK'  eifränzt,  durchziifiUiren.  In  dem  er.«<ten  Teile 
seiner  Arln  jt  lint  er  die  T.elire  von  den  Anffralien  il^r  Ke]ire-;sion 
geprüft,  in  dem  zweiten  die  strafrechtlich-politische  Bedeutung  des 
Resultate  und  endlich  begründet  er  den  jüngst  eraehienenen  Tdl  der 
Frage  von  der  verbrecherischen  Tat  und  eogar  schon  vom  Kausal- 
nexus,  der  Teilnahme  und  dem  Versuch.  Wir  haben  hier  nicht  einmal 
die  UC'glichkeit,  die  allgemeinsten  interessanten  Sätze  des  Verfassen 
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wie<leiT£ugebcn.  Wir  werden  nur  darauf  hinweisen,  dass  letztere, 
die  Kaasalitilt,  als  hypotetische  Unanaacblicnbarkeit  einer  gewissen 
L«g8  MflGuMnl,  für  den  Auf ten  einer  adlLqiuten  Theorie  die  Hin»i' 
flignilg  eines  besonderen  siih-fktiv-potfnzipn»  ;i  M' iiifiitcs  für  erfcirder- 
Ueh  enehtet^  welclies  in  dem  besiue  des  bevvas»(i>eiU8  einer  gewissen 
Oflitlirlidikeit  der  Tat  beeteht  In  der  Frage  Tom  Verenebe  ajirlcht 
tich  der  Verfluwr  fir  die  Strefbukeit  dee  Teranchee  mit  inUnglldien 

'Sritt'-li;  Die  strafbarr   I'ntprlas^unfr  liJilt  rlcr  Vfj-tasser  für 

einen  CiinnU  znr  vollen  Imputation  des  Ke«ultatej>  im  Falle:  1.  wo 
dae  Subjekt  verpflichtet  wu*,  äorge  für  die  Torbenf;iing  der  Folge 
n  tmgen;  2.  wo  die  geflUiriidie  Lage,  welche  Jas  Subjekt  nur 
naditrS^Ilchen  Intervenicrung  vprpfliflit<»r,  dnrrli  da-  Subjekt  wlbet, 
wenn  auch  unscbnldigerweise,  gescliaäeu  wurde,  hei  der  Teil- 
aahne  antereeheidet  der  Verfeaaer  die  Hltadiild  von  der  BÜ^ 
Mittäterschaft  durch  die  Erwägung,  ob  das  aar  Sebald  zn  atdlend« 
äussere  Ereijjnis  infolge  vorsätzliclier  Handlnnireii  melirerT  iVrsoiiHn 
entstanden  oder  nicltt  entstanden  ist,  von  welchen  nur  eine  einzige 
den  ftr  die  Anerkenaang  der  Uitsebnld  festgesetzten  Erf«rdemiaaen 
entspricht  (im  ersten  Falle  ist  aosBer  Uitschold  aneb  bUfeleietende 
MlllJitersehaft  vorhanden), 

Nabokofk,  W.  D.,  Systematische  Samuilunp  der  Be^timmnngen 
der  Kongresse  der  Vertreter  russischer  korreklioneller  Anstalten 
für  JagendUebe  Terbreeber.  1904.  (110  S.) 

Pii-  inssischen  Korrektionsanstalten  für  jnffenrllioli«'  \'erbreilior 
erreirlit.'n  eine  t  rln  blii  h.'  \'(itIkiitrirHiMiheit,  wo/.u  die  wlihrend  der 
letzten  lo  Jahre  stattgefundenen  ti  Kongresse  der  Vertreter  dieser 
Anetalten  im  boben  Ibaae  beigetragen  baben.  Aof  dleaea  Eongreaaen 
wurde  eine  Heihe  von  Interessanten  Fri<)reii  eingehend  er9rtert 
nnd  geprüft.  Die  benannte  Saninilunjr  stellt  an  sich  eine  systema- 
tische Wiedergabe  der  Kongifssi-esolutionen  dar,  begleitet  von  Aus- 
zügen aas  den  in  den  nmfiuigreicben  .Arbeiten*  der  Eongreaae 
enthaltenen  Motiven.  Fftr  den  Praktikei'  bietet  dleae  Sammlung 
einen  grossen  Wert. 

Soiiuofy,  W.,  Die  strafbaren  Pressbandlungeu  nach  dem 
neatt  Itoaljgeaetabafih.  (Jonm.  d.  Joatiam.  1905,  No.  7.) 

Jtum,  Über  ki^rperUcbe  Besebidignng  nnd  VergewalUgong 
naeb  deat  nenen  Strafgeaetsbocb.  (nddem,  No.  9.) 
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LuBLiNSKT,  P.,  Der  VII.  internationale  pünitenzüre  KongreM 
in  Bndapest  im  Jahre  1905.  (Ibidem.) 

Derselbe,  Der  X.  internationale  Kriminalisten-Kongresa  in 
Hamborg.    (Ibidem,  No.  8.) 

Tarsow-hev,  E.,  Die  Bewegung  de»  Verbrechertums  im  eoropU- 
8chen  Knssland.  (Ibidem.) 

Fallkjepf,  N,,  Die  Kinder  der  Hfiftlinge.   (Ibidem,  No.  7.) 

LuKLiK.<4KT,  P.,  Die  polizeiliche  Verhaftung  in  Zwecken  der 
Bechtspflege.    (Wiest.  Pr.  1905,  No.  7  und  8.) 

Dieser  Aufsatz  ist  der  geschichtlichen  Entwickelung  und 
der  Tergleicliend  dogmatischen  Übersicht  der  Rechte  der  polizei- 
lichen Verhaftungen  in  verschiedenen  westenropftischen  Staaten,  wie 
such  einer  ausführlichen  Kritik  derjenigen  fragmentarischen  Be- 
stimmungen gewidmet,  welche  Uber  diese  Frage  in  der  russischen 
Strafprozt^Hsordnnng  entiialten  sind.  Der  Verfasser  gelangt  zu  dem 
Schlüsse,  dass  es  in  Rnssland  keine  Polizei -Verhaftung,  als  ein  be- 
sondere» Institut,  gibt  und  weist  hin  auf  die  Notwendigkeit  zahl- 
reicher Reformen  auf  dem  Gebiete  der  kontrollierenden  Überwachung 
der  Tätigkeit  der  Polizei,  deren  Verantwortlichkeit  und  der  Ab- 
schaffung »selbständiger  Befugnisse  der  adniiniHtrativen  Organe, 
Arretierungen  vorzunehmen. 

Bürgerliches  Recht  und  bürgerlicher  Prozesa  (1903  bis  1905). 

Referent:  Alk&andkk  Lji-DUNt<>Ki,  Petersburg. 

Die  oben  erwähnten  drei  Jalire  haben  sich  hinsichtlich  der  litera- 
rischen Erzeugnisse  auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts  als  nicht  er- 
giebig erwiesen.  Die  durchlebte  Zeit  und  die  zum  politischen  Leben 
erwachte  russische  Gesellschaft  rückte  sehr  entschieden  die  politi- 
schen Interessen  in  den  Vordergrund  nnd  viele  rnstische  Gelehrte, 
darunter  auch  die  Zivilisten,  zeigten  ein  Streben  zur  politischen 
Betätigung  zum  zeitweiligen  Nachteil  der  Interessen  der  wissen- 
schaftlichen Bearbeitung  nnseres  Rechts.  Eis  können  daher  aus  der 
Zahl  der  literarischen  Erzeugnisse,  die  in  den  bewährten  Jaliren  er- 
schienen sind,  auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts  nicht  viele  bedeu- 
tende Werke  vermerkt  werden. 

In  dieser  Zeitperiode  sind  die  beiden  letzten  Bände  des 
K.  AxNKNKowschen  Werkes:  „System  des  russischen  Zivilrechts**  ver- 
OiTentlichL    Das  ganze  Werk  besteht  ans  6  Bänden  and  gibt  eine 
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vollständige  Darlegung  der  gelieuden  ruüüiäcUeii  Geuetze  uud  der 
nudachtfi  Litentvr  «if  dem  Gebiete  des  fflvUreelita.  Der  Antor 
benntste  nidit  nur  die  in  Bnishmd  enehienenen  bedevteDderen  Werice 

der  Zivilrecbtsliteratur,  sondern  auch  die  kleinei-en  Artikel  ans 
Zeitungen.  Die  hauptsüclilidie  Bedeutung  dieser  Arbeit  ist  indessen 
praktisflier  Ait.  Ferner  ist  iiiif  das  pelir  lunst.'itidliflif  Werk  dos 
N.  LAäAüSWiXäcii :  „Die  Haftung  für  die  von  Amtspersonen  ver- 
nmditai  SdUan"  Idaniw^n.  Der  Verftner  1^  dar  und  anter- 
«iift  ^er  aUaeitigen  Kritilc  die  begebenden  Tbeorim  anf  dem 
von  ihn  geviUtoi  Gebiete,  ebeneo  die  Beetinnrnngcn  der  aosUn- 
dischen  und  rnssischen  (ieset>;e  nnd  stellt  selbstfindige,  oft  eehr 
gelungene  Lehrsätze  auf".  Dieses  Werk  erselieint  in  der  gegen- 
wärtigen Zeit  besonders  wichtig,  wo  die  Frage  wegen  der  Haftung 
von  Amtspersonen,  sowohl  der  zivilrechtlichen  wie  der  itrafrecht* 
liehen,  dner  leglslatoriMhen  Beviiioa  nntersogen  wird.  Ferner 
ereehien  die  Arbdt  des  Profenors  W.  U,  Ooboov:  »Die  Fest- 
stellunfTsklagp'',  in  welcher  die  Selhständifrkeit  dieser  Klage  als 
einer  die  <inH    srerielitliehe   Fe8tsrellnn;r  zivilrechtlicher 

Bechtsbeziehuiigeii  zum  Zit  le  liat  nnd  ihr  Uiitt iticliied  von  der  anf 
Verurteilung  abzielenden  Klage  bewiesen  wird.  Bemerkenswert  ist 
auch  das  Werk  6.  W.  Pomws:  „Die  Verteilang  der  fieweialast 
unter  die  Parteiea  in  ZivilproBess",  wo  der  Antor  das  onns  probandi 
anf  ethischer  Grundlage  zn  konstruieren  siiclit.  Sodann  i8t  auf  die 
schönen  Arbeilen  W.  KiATttciiFSKn-i  ülier  dt-ii  russischen  Zivilpmress 
hinzuweisen,  von  denen  dio  cinf  »infni  ninständliciieii  praktischen 
Kommentar'  zu  den  GruudbestiiumunKeii  der  ZivUprozes«ordnung 
danteilt.  Blne  sorgfältige  Unterrachung  liat  A.  K.  r.  RiaaoK  dem 
wenif  bearbeiteten  Gebiet  der  Prisengericbto  gewidniet  Eine 
grosse  Bedeutnnff  fOr  die  Lehre  des  Zivilrechts  haben  die  Werke 
G.  W.  VVaskowsk!^:  .Sanniilung  von  Aufgraben  auf  dem  Gebiete  des 
russischen  Zivilrechts"  und  Gt>KiH»Ns:  .Trakt isclie  Arbeiten  auf  dem 
Zivilrechtägebiete".  Die  projektierten  Umgestaltungen  der  bäuer- 
lichen Gesetzgebung,^)  die  trilwelse  jetat  schon  verwirklieht  stnd^ 
haben  das  Brseheinen  der  Arbeit  des  Professors  A.  GuuAfiw: 
«Ftegen  des  PrivatreditB  In  den  GesetsentwQrflni  betreffend  die 
Banem"  veranlagt.  Von  der  ZeitschriftenUteratur  verdienen  Be- 
achtung die  Artikel:  A.  G.  GAsaMAiixs:  ,.Von  der  Aufhebnng  der 

*)  Cfr.  Anm.  8.  8190. 
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Sckuldt'oliaft    in   den   Gouveruemcnts   des   Köaigrtiicks  Polen 
N.  TowsTouEs:  «Die  SclieDkiuig'  nach  dem  gvltendeo  Recht 
Verbindung  mit  dem  Entwurf  des  Bllt|;wliehen  Gewtzbneli« 

A.  N.  H}:iM.s:  _l)er  Komijiissionevertr«g*;  A.  P.  Heddas:  «ü 
l'fliilittcil  im  P^tbrodit" ;  N.  N.  Tuwstouüs:  ^Das  gfni<  iiisrliaftüc 
£ig:entQin  nach  dem  Entwurf  des  Hilrgt'rlichen  (iesctzbüchs 
S.  W.  JuFfiBows:  „Das  Eigentum  an  ^asikweiken  im  Entwarf  d 
Bürgerlichen  Gesetxbnche'*;  A.  N.  Bqtowseis:  «Von  den  Teflnng 
akten**;  S.  II.  Kotuarbwsku:  «Oerlchtuverfabren  nnd  Vormniidsehi 
bei  den  Baufm":  v.  Bkinkmvnns:  ^Zur  Frafre  der  I.iqnidiVrnng  d 
ServituleniH-zieliunjrpn" ;  des  l'rofessurs  I).  Grimm:  _7ur  Lein-*»  v- 
den  lieclitsobjekten";  A.  T.  GA.-iJiMASS* :  „Von  der  Beweiokratt  d 
Handel«-  nnd  Kaklerblicber'*;  A.  Bcttowsei«:  «Das  Verkanftrecht 
Z.  pROKowBKis :  „Zar  Frage  der  Annahme  der  Erbachaft'*;  H.  WotArss 
..Die  Ziviii>'iik  in  den  Zeiteretgnisften;  dar  Becbtaataat  nnd  d 
Grandla^^n  de«  Zivilprf>!'«'«<t's'  n.  v.  a 

An  GcgetÄgebaug>*\verken  auf  dem  Oet>iete  des  Zivilrechts  sii 
enchieiwn:  der  Entwurf  eines  Bdrgerlichen  GeietBbneha  nnd  e 
Entwarf  der  neuen  Redaktion  der  Kotariataordnnng.  Beaonde: 
Heachtnng  verdient  tVeili.  li  der  erster»;  Entwnrf,  der  das  Ergebll 
der  Arbeiten  einer  besnnderen  Kommi'=>: "ii  il,(t>!rllr.  'ü--  aus  nar 
hutien  ruMsisclien  Zivilistf'n  bestand  und  an  der  Ablassung  d 
Entwurfs  niihe/.u  21  .lulire  lang  arbeitete.  Diese  Dauer  der  Arbt 
erklärt  ftldi  dadnrch,  daas  die  Kommiaaion  in  die  Notwendigkeit  ve 
setzt  ward«,  das  erforderliehe  Uaterial  heransinsvcben  nnd  Arbeit« 
vorbereitender  Xiitnr  lierauszngeben.  Als  Quellen  dienten  den  Ve 
f;>><sern  des  E!il\vnrts  !i:ui).ts,-ielilieli  dir  Heicbsfresetze  und  die  die 
erläutenide  Judikatur  des  Kas^atiunslwils.*;  Der  Entwurf  lä&st  au< 
In  reichem  Uafse  di«  Anwendung  der  Kormen  de«  Gewohnheiterech 
zn,  welches  in  einigen  Teilen  nnd  VolksstSnden  nnseres  Staates  fes 
Wutttl  (ret'asst  !i  Ii  j^ie  Kommission  strebte  einen  An8glm( 
zwi>ii'Iien  den  jetzt  bestellt  nlen  sillsfiiieinpii  Gesj'tzen  des-  Hekh 
und  denjenipren  an,  die  in  einipen  «Liebieteu,  vorzof^s weise  im  Kiinij 
reich  I'olen  und  in  deu  ballii^chen  üouvernemeats  in  Geltung  sin 
wobei  in  Anssicbt  genommen  ist,  einige  Teile  des  nenen  BfirgeiUchf 
Gesetzbudis  anch  anf  diese  Gebiete  za  erstrecken.  Bei  Abfassnn 
des  Entwarft  hat  die  Kommission  auf  die  wissensebaftlicli«  B> 


^>  i'fr.  Anm.  S.  248«i. 
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arbeitang  der  einzelnen  ReGhtäfragen  und  die  Bestimmnngen  der 
anslindiscben  Gesetze,  daniiiter  seltotTentilndlich  aocb  auf  das 
demtaehe  Bttii[«rliehe  Geaetzbnch  vom  Jalire  1896  in  Mtrgaitiger 

Wi'ise  Fiilcksicht  g^enonimen,  iiideiu  sie  ihren  Einflnss  liauii!s;i<hliili 
im  Gfbifte  des  Obliffatifüicurf '  hts  znlic^s.  Jtcr  Kiitwurf  ;,Hii  'l>'rt 
sich  in  '<  Hilcher:  1.  All;;i'ij)i'uit  Üt'siiiiininnp'n,  *J.  Famiiieiireclit, 
3.  iiüujubiliai  recht,  4.  Erbrecht,  5.  Obligatioueurecht,  wobei  der 
Eotwnif  aitdi  die  Normen  des  Handelsrechts  entliftlt.  Anfinerksam- 
keit  ist  anch  gewidmet  der  Genaaigkeit,  der  konsequenten  Dnrch* 
fBbmng  nnd  Klarheit  der  Tenuinolügi»'.  Die  l'i  tuiilli  fcpuden  Be« 
stiinmnn^on,  durrh  welelic  d\f  Tvii!iiiii>'.inii  sich  leiten  Hess,  waren: 
1.  im  IJestreben,  dir'  I.'n  litt-  Aller  iiljeriiaiiiii  z"  iimtrreiizen,  wendete 
»ie  besondere  Aufmerksamkeit  den  Interessen  derjenigen  zu,  die  nach 
ihrer  penünlidien  odervermSgensrechtUchen  Lage  besonderen  Gesetze»- 
sebttts  benStigen;  2.  sie  vermied  den  Formalismus;  3.  dem  Ermessen 
des  Gerichts  wird  ein  breiter  Kaum  ijewährt;  4.  den  beteiligten 
Personen  wird  eine  rasche  Inansprachnahme  des  Gerichts  erleichtert. 

Ergänzttngeu  tür  die  Jahre  1903^1904. 
FuBDBicK  ScaOKvoftP,  Odessa. 

Ich  habe  bereits  im  lotsten  Jahrbuch  bemerkt,  dass  die 
mssiscbe  Zivüistik  ein  gar  kflmmerliches  Dasein  Mstet.  Die  beiden 
Jahre  1903 — 1904  liefern  einen  neiieii  üew.  i-  .laHir.  Ks  sind  nur  ein 
j>aar  Arbelfi-n  zu  verzeirliiieii,  so  (la>s  ieli  der  Vi>il>t,niilii:keit  weiren 
die  liandel.s-  uiid  \\eili-,.lrei  htlielie,  sowie  auch  die  zivilprozesH- 
reciitliclie  I^iteratur  zitieren  werde. 

Anf  dem  Gebiete  der  eigentlich  privatrechtlichen  Literatur  sind 
noch  einige  Monographien  sn  nennen.  TsBrizm  hat  eine  tüchtige  Arbeit 
gclief.  Tt  Über  doli  „t'berganf?  des  Eifrentumsreehts  an  bewe<rlichen 
Suchen  durch  l'liei-:;alii'  ninl  Kiiiij^niiir"  (die  Fraj;e,  ob  Willens- 
eini^nng  zur  Ei^'entumsiitjertragun;?  an  l)e\ve<;liehen  Saelieii  ^.  ni'u^e 
uder  ub  noch  Tradition  uütig  ^ci,  im  im  russischen  Recht  niciit  klar 
entschieden.)  Die  kleine»  aber  ausgezeichnete  Schrift  des  Moskaner 
Prof.  Kasso  über  „Pactum  de  vendendo  und  Handgeld"  nach  mssi> 
Schern  Recht  ist  nur  die  Einzelanggabe  («eines  nnter  diesem  Titel 
ersiliicnenen  Artikels  im  „Jniirnal  des  Justizministeriums-  Kud- 
lich  sei  noch  der  neuen  Ausmalen  der  Zivilj;eseize  mit  Er- 
läuterungen nach  den  Kassatiunsentscheidungen  von  Hav^^ku  und 
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BoBwTiKOTSKi  gedacht  (vergl.  ebenlUlt  im  letzten  Jabritoch).  üt 
das  neue  Gesetz  vom  2.  Jani  1903,  Aber  EntschHdigang  der  Arbeil 

Viel  UnfrincksföUen,  sind  einige  Ar)>eiten  ei-si  hicnen.  Eines  UBfiil 
n'iiln'n  Koniiiifntar  zn  ih-ut  (iorizc  lücrit  Ii  rvtNnw -Fai.inh 
Sclilifsslich  sei  ikkjIi  eiwiUiut,  diiss  riiV(>BiN>Ki  sein  systenialiscl 
Verzeichnis  der  rnssischea  zivilrechtlichen  Literatur  in  2.  Anfl.  « 
scheinen  liess.  —  Lehrbücher  des  l^delsrechts  sind  eraehien 
vtiii  Prof.ScHGBi'ciuNtwiTsi  II  (Kasan)  nnd von  Prof.NBrBDJiir(Hoskat 
Von  Itrzferem  blnss  2  I.icfcrunirvn.  Der  praktisclio  Kfmnifiitar  d 
neuen  Weclisi-livelils  von  Üaron  Noi.kkx  ist  in  2.  Aufl.  erschient 
Es  ist  leider  charakterihtiseh,  dass  auch  diese  Itearbeitnng  der  neni 
Wechselordnnng,  die  zweifelloe  die  beste  onter  den  in  Bnsdni 
erschienenen  ist,  dennoch  nicht  an  den  dentsohea  Eonmentar 
Krv--si  i;  und  NKnn  kkr  lieranreicht.  TMe  Zivilprozessordonng  i 
von  l!.nMviKii\ -Kl  nacli  d^n  Ka>saiinnsentseheidnn{,'en  erläutert  worde 
Viel  bes«ber  ist  aber  die  A^^gabe  von  OoKitos,  der  die  einzeln' 
Paragraphen  nicht  bloss  dnrch  die  KaBsatlonsentscheidnngen  Itomne 
tiert,  sondern  anch  dnrch  die  Motive  nsw.  Das  Lehrbach  des  Ziv; 
Prozesses  von  l'inf.  Fni.i  i.m.vnn  (.Tnrjew)  igt  in  2.  Aufl.  eivoluene 
Has  nin1'an?r«-i(]i<'  Werk  verf'oltrr  ir  »»'itif^r  !i»>iirii  (n  -tiilt  iiidif  blr 
praktL-Mhc  nud  Lein-Zwecke,  hou<leru  enthält  auch  theoretisch 
Material  unter  Benntznng  der  fremdländischen  Literatur.  T 
(.Grundsätze  des  Zivilprozessee**  von  IssATSCHsno  stellen  «im 
praktis'lie  Zweck'-  vt-rfoL'<  n<l<"n  Kommentar  der  {grundlegenden  SSt 
der  rns>is(liin  Zivil[>ro/.t'>.>r.rdnuntr  dar.  Wenn  ich  zum  Schlu 
noch  5»ArvoKMX/'.Ki-^  ,.I'rakti>ihe  i  bnntren  aun  dem  Zivilprozes 
nenne,  so  habe  ich  damit  bereits  die  ganze  Literatur  erschöpft. 
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Titt/  und  luhatfs-yersHthnis  für  tUn  Vlll.  Bernd  wtrdm  mit  dtnt 
Schluss  dir  II.  Abttilung  aiugtgtbtn. 


Schweden. 


Refcffent:  Dr.  W.  UppKtrin,  HXndBhSfding^,  StocUioIiD. 
1902—1905.*) 


A.  Gosetzgebnng. 

So  eng  hängt  in  unserer  Zeit  die  (ieschichte  der  Geselzgebnng; 
und  der  Kecbtsliterafnr  mit  den  i"  liriMin-n  niid  parlauientariochen 
VerbfiitniBsen  zusamnien,  dass  eiu  Kückblick  aut  die  liaupteäclüichen 
EretgBbn  d«c  limereB  nod  Satseren  StaaMleben  ab  grandlegciider 
Bestandteil  dos  Heridites  iil  »  i  rii.'  bei  der  Hechtsvergleiclinag  In 
Frage  kommenden  Krgchnif-^''  dis  lic/.iljrlirlun  Zeiiabsrlinitt>-s  er- 
achtet werden  moss.  Leider  i»t  meine  Aufgabe  diesmal  eine  on- 
erqnlekltehe.  Weil  es  aber  dem  Scbiekaal  scn  ehtgdiea  nidit  gestattet 
war,  kann  ich  nicht  umhin,  auf  die  ItlasBisdie  Vorbemerkmig',  mit 
welcher  der  Ti-nisrlit;  Hen  s-i  bH^ritiiit.  anzuspielen: 

.lufauduui,  regina,  jubes  reaovare  dulorem 

Troianat  vt  opes  et  lameatabtle  regnam 

Enieiint  Danai; 

j^i-'i  -i  t;mius  amor  casus  nofpioRcere  nostros, 
(^uauK^uaiu  animna  meminii^e  honet  luetuque  refugit 
Indpian." 

Wahr  ist  freilich  meisten-  !  >  S|iriih\vort:  „(•n!iii>  i-iinilitado 
clandicat"'.  8«  gewiss  auch  liit-r.  Immer  bleibt  i  l^.  Ii.  der  ur- 
sprünglichen tiefliegenden  Abgeneigtbeit  zufolge,  eiu  Bodensatz  des 
widerttrebeoden  GefBhla. 

Auf  das  llonatablatt  (Bnlletin  mensnel)  der  I'ariKer  GeaeUaehaft 
für  verirlf'ii  liendf«  (Tesetzpebnnp.  auf  webiies  \i-h  auch  diesmal  hin- 
weii^en  iihlsi.,')  liabe  ich  sclmn  das  unKlUekliiln'  Siiiel  und  das  be- 

')  für  die  J»brc  1902— liK)4  rergl.  Bulletin  men&uel  de  ia  Societ£ 
de  legialttio»  eotapar«^  ISOB,  &  220  IT.;  190t,  Sw  432  ff. 

'1  Aeni  is,  Lib.  II,  T.  38  ff, 
Vergl.  Anm.  1,  oben. 
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klageatvrarte  Baginent  d«r  heiiniickeii  Duiaar  auf  Eoatan  4w 
Tltalsten  iDterenea  eine«  von  gewtsMnloMn  peUtieehen  Fahren  mm 

rarti-ikampf  g^elietzten,  in  Hainen  LebeuäusBernngren  zurückgeLaltenen 
Viilkfs  für  Jio  Jahre  IWi — 1004  peschildort.  }'>-\  dt-r  nirlit  zn 
verlnlili"iideii  Srhwi»'rifrkt'it  und  rnannehnili<likt'il,  dit  Gedanken 
immer  geradeaus  und  uSau  auszudrucken,  wurden  indesäen  luancUnial 
die  tqh  den  ichamerregeDden  BegelienlieitBn  berrorgernfene  ünlnst, 
Mn^  die  VBlietoanen  Ahnungen  der  endlidmi  Exgetmine  der  Ute- 
willi'icen  und  törichten  Streitigkeiten  in  den  inbaltMcbweren  SprBdien 
der  alten  Attiker  eing-ekleidet. 

Plützliilier  als  erwartet  kam  aber  das  ^'erhäng^nis  über  die 
NiohtBahnendeu  oder  NichtHseLenwollenden,  und  die  somptigeu  Fluten 
„Fiubnls"  bändigten  den  in  Feudn  snckeaden  „Wing  Thdrr". 

Frdlieh  zeugen  die  Nebenereignine  von  TerheinuigBvolleren 
GegenstrüDiung^eii  markij?ei-er  Schichten.  In  dem  kritiiehen  Koment 
waren  sie  aber  niclit  im  I  lu  vwissiT. 

Unten  erwäluite  Taisacheu  werden  das  Gesagte  erklären. 


Die  Staatsfinanzen,  vdehe  withrcnd  der  Zehnjabre«periode 
Is'.M*  ein  treues  Bild  des  nllirenit  inen  ökonomischen  Auf- 
schwunges gewährten,  die  nächst  foljjeiiden  Jahre  aber  nur  niclit 
dieselbe  reichliche  Überscbassfiille  aufweisen  konnten,  waren  jedeu- 
ÜUIb  fertwihrend  «1k  voUkoniuen  befHedigend  md  geeoiti  sn  be- 
zeichnen. Die  bndgetarieeben  Einnahmen  nnd  AugabeOt  wdebe  ftr 
da«  vom  1.  Jannar  1902  bis  1.  Jannar  1903  laufende  Finan^ahr 
zu  ir.rtl400f)0  K.  veransrlilairt  waren,  wurden  heim  Reichsta?  190'» 
für  das  Fiiiau^ahr  liH)t>  zu  17927U0ÜO  K.  berechnet.  Für  li>07 
hat  man  die  Snmue  von  198883000  TL  errdcht.  Die  wichtigsten 
EinnahneqaeUen  ilnd  nach  der  im  Jahre  1908  «tattgeftindeneA 
vollstSndigen  Tilgung  der  Gmudstener  die  folgenden: 


Flnuunreseo. 


190r»  ISKtT 


Telegraph  

Domflnen  nnd  Wilder 
Stempel  


Zölle  .  . 
Eiäeubahneu 
Poet.   .  . 


ri4(HHMI0l»  K.  .^StMMMKHt  K. 

Ilü0i>t)uu  ,  130ÜO000  „ 

16845000  „  17000000  ^ 

7500000  .  8800000  „ 

ii  jnoooo  ,  9500000  ^ 

6600000  r  9200000  ^ 
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19ii5  1»)7 

Riibr-nzurkerfabrikation    .    120i>mhmi  ^  1:}:,(hhhh)  .. >) 

Hranntweinfabrikatiüu    .    25  700üi>0  „  23öOo04jO  , 

Ifalntener   8000000  ^  8000000  „ 

Dinkt»  Stenern ....  19600000  «  22600000  „ 

Nen  für  ilit^st»  Poriinlp  sirul:  dip  pro<^i"('S8i Vf  Einkoiinueii- 
stener  (K.  Verordn.  vom  21.  Jnni  ld02,  27.  JUai  ltH>4),  die  Malz» 
itnnnr  (K.  Yeroidn.  t«id  1.  Juni  1908)  and  anaaerdfim  die  (cn. 
1800000  IL  betngwide)  Panscbstempelstener  (K.  Verordn.  vom 
22.  »ai  1909). 

Kiukoniiucii^ieuer. 
Die  progresatve  tänkonunemtoaer,  velcbe  «la  EmAz  tVn 
die  ntten  Grundsteuern  zu  erachten  ist,  besteht  neben  der  bisheilfen 
sogen,  .allp'mniuen  R(.'vvillii,iinc;^  i ..Allnianna  r!pvillninL.'»'n-).  fiiior 
direkten  gleicliturmigen  Steuer  von  a)  grundsätzlich  nud  iiücliäteus 
1  Oj'o  der  die  geaetBliehe  HOhe^  erreiehenden  Einnalinie  von  Kapital 
oder  Arbeit;  b)  0,06  „  des  Wertes  von  agrari^clir  n  Gnindsticken 
und  r\  0,0".  0^1^  (jgjj  ■\v,  iT(  s  i|.  r  sriidtisrhen  Grundstuoko.  Die  neue 
progressive  £inkoiumen8t«uer  ist  mit  obiigatorisclicr  Steuer* 
erkltmoK  (Selbitdekliratlen)  Terbanden  nnd  trifft  die  das  IDndest* 
malt  TOD  1000  K.  jlhrlich  erreichenden  Einnahmen.  Bei  Einkflnften 
von  1000  bis  einseh).  2000  K.  sind  hik»  K.  steuerfrei;  von  JOno  bis 
einschl.  SOOO  X.  sind  COO  K.  steuerfrei,  und  von  UOOO  bis  eiuschL 
4000  K.  lind  400  K.  frei.  Von  4000  bis  elnaehL  6000  K.  wird  der 
einlulM  Betrag  ohne  Propeaalon  veranlagt  Steigt  daa  Einkommen 
n>»ev  6000  K  .  «n  wird  iier  Tvtrair.  nach  Welchem  die  Stener m 
berechnen  ist,  dermaseen  bestimmt,  dasa 

a)  6000  K.  nnverlndert  ««fimflOvea  «ind; 

b)  der  6000  K.,  aber  nidit  10000  E.  Qbersteigende  Teil  «alt  50  % 

,   10000  ,     »      r     V>(V)0  ^  ,  ,     ,  100  „ 

»  15000  ,    „      .    20000  „  ,  ,     ,  150  , 

n  20000  „  „    ,  80000" .       .       .    «  aoo  , 

,   30000  .    r,      „    50000  ,  .  ,     ^  250  „ 

nOOlK»  ..       ..         _      RfllHMl    ..  „        _    300  , 

,    .soooo  .  iibi  rNtei^Hiiilc  IV  il  mit  400      vermelirt  wird. 

Jelxl  sogen.  Zuckentleuer. 
^  Simabnen  unter  300  K.  JIhrllcb  sind  IM.  Eneidit  die  Ein- 
nahoie  .500.  aber  nicht  1200  K  .  ^uul  4öO— 650  K.  frsi    Betiigt  sie 
1200,  aber  niclit  1600  K.,  sind  3UU  K.  frei. 
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Gwtigebniig  und  LHmtiir. 


Di«  Snmme,  nach  welcher  die  Steuer  zu  eatrichten  ist,  da 
jedoch  nicht  Mher  bwodmet  werden,  ala  sa  dem  TiernaligeB  Betn 
des  eingesclifttsten  EänkomineBS.  Der  StenemU  betrigt  1  */q  d* 
Einkonftbetragei,  nach  welchen  die  Steuer  m  eitriehteii  ist  Xt 

bezahlt  also: 

für  ein  Jahreseinltooimen  von  K.    ...       2  K. 

-     ~  •  ,     tiWO  „  .    .    .    .       60  „ 

«     6200  „ ...   .      63  „ 

„     n  «  n    10000  ,  .    .    .    .      120  , 

,    ,  ,  .   20000  „ .   .  .   .     845  ^ 

„  80000  , .  .  .  .  2.14%  „ 
n  H5000  .....   5820  , 

Die  Steuererklfimng  ist  auf  Elire  und  Gewissen  abzugebi 
von  denijcni(r<>n.  weMier  eiil\v»  <ler  eine  nicht  unter  1000  K.  betrageni 
Einnabuie  vou  Inimobiliareiguntum  oder  Kapital  oder  eine  nicht  unt 
2000  K.  von  anderen  Qnellen  herrührende  Einnahme  das  vorhergehen) 
Jalir  genoflsen  hat,  bezw.  so  einem  solchen  Einkommen  eingesehät 
worden  ist.  Die  Erklärung  geht  darauf  aus,  das»  der  Steuerpflichtig 
das  verpanfrone  Jahr  nicht  griissi  ie  Einkünfte  dieser  und  jen 
Kategorie  als  die  deklarierten  Suniuicn  geliabt  hat.  Im  übrigi 
lind  die  Deklarations-  sowie  die  Einscbätzungsvomhriflen  so  fislc 
lisch  dehnbar,  daas  der  Ehrenmann,  nm  Konflikten  mit  seinem  G 
wlaseD  md  mit  dem  Fiskna  an  entgehen,  im  allgemeinen  zu  ho' 
deklarieren  mnss.  Versäumnis  der  Erklärungspflirht,  sowie  nnvo 
ständige  Erklärung,  olme  zun-ieiiendcn  EntschuKlignngsprnnid.  brin 
Verlast  der  geselzlichen  Kechtsmiltel  gegen  die  Eiuschülzuug  u 
sich.  Wer  der  beeonderen  Anffordemng  der  StMierhebSrden  z 
Abgabe  der  Steaererkiamng  nicht  Folge  Matet,  wird  m  einer  Gel 
strafe  von  10®/q  des  Steaerbetrages  verarteilt.  Die  Stenerdefk^ndati 
wird  mit  einer  GcM^trafe  vom  vier-  bis  znm  zelinfachen  Betrage  d 
abrichtlirhen  \'(  i  kiii/.niitr,  jedui  li 'iii<:ht  unter        K.,  angedroht. 

Die  PuuKchäteuer  besteht  in  einer  b^tenipelabgabe  V' 
60  öre  aof  jedes  Liter  Punsch,  weiches  Ar  inUndischen  Vobran 
verkanft  wird.  Der  Kanflnann  besw.  der  Wirt  maaa  die  nOtig' 

Stempel  kaufen  und  atif  Flaschen,  Krüge  usw.  derart  anbringt 
dass  beim  Aafinachen  des  Geschirrs  der  Stempel  serrissen  wird. 


W.  üi'H8TK«>i:  Schwiidon. 
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Malzsteuer. 

(Ausschank  von  Malzffetränken  u.  dergt.) 

Die  Einführnng  dieser  Steuer  beniht  nicht  allein  auf  finanziellen 
Gründen.  Die  Temperenzler,  welc  he  eine  besondere  parlanientarisrhe 
Gruppe  im  Reichstag  bildeten,  bezweckten  damit,  wenipritens  in  dem- 
selben Grade  die  Interessen  der  absolnton  Nüchternheit  zu  Tiirdern. 

Nach  einem  zwanzigjährigen  zAhen,  nicht  immer  mit  den  feinsten 
Mitteln  gefilhrten  Kampf  erreichten  sie  die  Znstimmniijr  der  übrigen 
Parteien  für  eine  solche  Regelung  der  Fabrikation  der  Malzgetrtinke, 
dass  zum  Verkaufszweck  eigentliches  Bier  nur  in  steuerpflich- 
tigen und  Bogenannte«  Schwachbier  —  ein  Malzgetiünk,  welche« 
hOchälens  2*/4"/o  Alkohol  enthiilt  -  nur  in  steuerfreien  Brauereien 
fabriziert  werden  darf.    Die  Malzsteuer  beträgt: 

2  Öre  pro  Kilo  für  die  ersten      aufXiO  Kilo  Malz 

5          „  ^  ,     „  folgenden  3(J000  , 

7  r.     «      ^  «     n         «       -lOtXiO  „ 

9  „      „      „  ,     .         ,       50000  „ 

11  „     ,  -     .  ÄOOOO    „      „  und 

12  „    für  jedes  folgende  Kilo. 

Dieselben  Anschauungen  beherrschen  die  Verordnungen  vom 
9.  Jnni  1W5,  betreifeud  den  Verkauf  von  Bier,  Wein  und  zu- 
bereit«ten  alkoholfreien  Getränken  nebst  Schwachbier,  dessen  Genuas 
auch  den  Guttemplern  gestattet  int. 

Der  Verkauf  von  Bier  und  Wein  erfordert  in  der  Regel,  d.  h. 
wenn  das  Recht  dazu  nicht  auf  besondere  Privilegien  g4>grUndet 
i!st,*)eine  auf  die  Willkühr  iles  Gemeinderates  ankommende  Konzi'ssi<in, 
wogegen  sogar  der  Ausschank  von  Schwachbier  uml  alkoholfreien 
Getränken  in  der  Regel  nur  eine  einfache  Anmeldung  erheischt  und 
blos  wegen  Versehen  gegen  die  Ausschanksb^'stimmuiigen  verweigert 
werden  darf. 

Bankwesen. 

Die  nach  der  alten  tiesetzgebung  oktroj'ierten  Privatbanken 
wurden  im  Jahre  1846  berechtigt,  Banknoten  auszugeben.  Gemäss 
der  neuen  Reichsbank-Gcsetzgebung  von»  Jahre  18;»7  (vergl.  Jahr- 

')  In  der  Ouftemplerwut  verjL'ass  man  80£rar  eine  g.inze  Kla.-s.so 
von  erworbenen  Rechten  zu  scbiitzeu,  dem  naclitrii>.'lich  abgeholfen 
werden  musst«. 

Jahrbuch  der  interoat.  VerelDlpmit.  S.  Bd.  161 
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hnrh  IV.  S,  '.^Ih  und  '.•1'.»,  VI  u.  VII,  S.  1514)  hörte  dieses  Privileg 
luii  «lern  Jahre  19u3  auf.  Süwtliche  mit  dem  Notenaosgaberech 
piriTUeglertc  Privattanken  waren,  mn  die  Einldmisir  Umr  Baak 
Boten  siehor  m  stellen,  als  Bolidarische  Bankg:c!>ell6chaften  konsti 
tniert.  Ueiin  Anfhören  dies^fs  Kfihts  wurde  die  erwähnte  Orgrani 
satidii  tiirht  als  oldipalorisch  erachtff;  tfilwcisf»  wollten  jt'dorh  di 
Icitcudcn  Banken  sie  behalten.  Andere  zogen  die  Umbildung  zi 
gewöhnlichen  Bank-Aktieageiellachafteii  mit  begreutter  Vennt 
wortliebkeit  vor.  Für  die  MdidBrieehen  Bnukgeaelbebaften  war  in 
dt-sstn  ein  neues  GcHetz,  durcli  welches  die  Folgen  der  Beseitipuni 
deji  X(>tenans;jfal>i'rerlttK  Ittriii  ksi<litifft  wurden,  erforderlich.  Gleich 
zeitig  mit  der  dicsb« -^ugliclien  liegierungK vorläge  wurde  auch  zu 
Wahraag  der  legislatiTen  Kongrueos  dai  Geaets  Iber  Bankaktien 
geBelbehafteo  vom  19.  Novbr.  1886»  Mwie  dm  Geeets  ttber  Bank 
konknrse  vom  7.  .Inni  l><'^9  nnd  das  Volksbankenj^esetz  vom  20.  .Tu! 
1S92  uHiL'<  arln  i!i  t  Mit  l  iiiiiri  n  vom  l?eichstajf  beschlossenen  Modi 
tikatiom  u  wuniiu  die  neuen  liankgesetz«  am  18.  Septbr.  1903  aua 
gefertigt,  nnd  ist  betrelTend  die  Mlidarieche  yeraatwortUebkeit  de 
Aktlontre  der  diesbezflgliclien  Banken  an  bemerken,  daae  aie  eni 
Baebdeu  da»  (i>'seilschaft)>vennü^en  znr  Deckung  der  Schulden  ver 
wendet  woidcii  ist,  in  Anspruch  Erenommen  werden  kann.  Da 
rückständige  Defizit  wird  dann  auf  die  Aktionäre  im  Verhältnis  z' 
ihrer  Aktien- (Losen)  zahl  anataziert  Für  die  evenl  iniolventei 
AkUonflre  haften  die  solventen  naeh  deneelben  Haltetab. 

Versich  e  ru  ii  iets  w  es<»  n . 
Zwei  Vcnsicherungsgesetzc  wurden  am  -4.  Juii  ly03  vei 
Oifentlicht: 

1.  ein  allgemeine«  Aber  das  VetstebernngsgesebHA;  (wodurch  Jedoc 

die  KeichaverRichcnnii^sanstalt  nicht  betroffen  ist)  und 

2.  ein  .S|M  /!al}re<i(  tz  liber  den  Geschiiftabetrieb  aosländiaclier  Vei 

sicli«!ii!i:js;nistiilien  in  Scliwtdcri. 

l>ic  t  llJilt•iuli^cllcn  VerisicherungsanBialten  haben  sich  nach  dt 
neuMi  Gesetzgebung  als  Aktiengesellschaften  oder  als  gegenseitig 
Vereinigongen,  bezw.  gegenseitige  GeseHsdhaflea  an  organisierei 

Die  ansinmlisi  iii  n  niiiss«  ii  von  der  Kegiening  oktroyiert  nnd  durc 
einen  llau>lat;ir  i(ifiiiMalaL'<  iit  i  vi'rlrf(t*n  wt'rdcn.  ,*>ie  müssen  .Sichej 
heit  btellfu  und  »iitd  in  allen  von  ihrem  hiesigen  Ue^ellscbaftsbetrit: 


_  Qigitized  by  Google 
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lierriihrendtiu  KechtsverhülUiUisen  der  schwediisclieu  üusctzgebuiig 
ontenmliEiiL  Amtalten  für  Seaaselranuix  werden  von  der  nenea 
Geeetigebang  nicht  betroffen.  Dif  Ver8i(hmin^'>;^'rsi  tze  sind  ver- 
pOnterweise  von  einer  der  letzten  intraakandinavischfln  Xommiaeknien 
vorbereitet. 

ForstwM««. 

Die  atMtBfontlicbe  Verwaltung  war  Brlxm  diueli  die  E.  Veir- 
ordnnng:  vom  26.  Jannar  ].s!t4  nach  noncron  Gniurisiitzen  ninge- 
ordnet  Die  jetzt  fragliche  FonttgeKetzgebuug  vom  24.  i^t-ptbr.  1903 
besifliht  deb  raf  die  privaten  WKlder.   Aln  HaaptgroudBats  der 

neaen  Gesetzgebung  ist  zn  ln  /i  icliiK  ti  N'erpftohtnug  ^t*  Wald- 
besitzerg,  da«  Forstkapital  zu  bt\v;t)iieii  und  zu  vermehren. 

Per  WaldbcsitJtcr  darf  folglich  lioi  Fiii-sfbfstaud  nicht  auf 
solche  Weise  exploitieren,  das«  die  Verjüngung  des  Waldes  ver- 
llindert wird.  Die  VerhUtonf  der  eehldllelien  Ansnntsnng  11^  in 
den  Händen  von  Provinzialdir^ktinnrn  und  KommnnalktimmiBsionea, 
nebst  beKonders  angestelltHii  Fi>r.stwachtmet«f<"rn.  Findet  c\w  l'biT- 
tretnng  der  diesbezüglichen  \'orschriften  statt,  so  Uisi^t  die  Provinzial- 
ngiamng  «itf  Erandien  der  Direktion  eine  BeiiclitlgaDg  dtircb  einen 
Forattoamten  nebst  zwei  Experten  anoidoea,  weldw  Etarldit  »i 
erstattj^-n  und  die  nötigen  Ma-ssnahraen  vorziischlapcn  liaben.  Ge- 
lingt es  dann  der  Direktion  nicht,  eine  ^'ereiubaruug  mit  dem  Wald- 
bealtier  snitande  an  bringen  oder  werden  die  vereinbarten  Maae» 

nahmen  nicht  vollzogen,  so  wird  die  Sache  vor  das  örtlich  zuständige 
Untergericht  gebracht,  welches  nach  AnhnniriET  d*"r  Partii*-ii  und 
eventuell  erforderlicher  Beweisaufnahme  die  notwendigen  Massregeln 
sowie  ^e  Frist  Ar  ibrs  VoIbiebnAg  vai  die  Folgra  der  Ver> 
stamnia  bestimmt,  —  Gegen  die  Erkenntnisse  des  Untergerichts 
findet  Bescliwerdo  beim  Vfirgefäi'tztcn  Gi^rirht  statt;  das  rctoil  de» 
Obergerichtes  kann  beim  obtirsten  Gerichtshof  angefochten  werden. 
SelbatverstSndlieh  beranben  diese,  anf  parlamentariscbe  Knnstgriflb 
zarUckznfllhrenden  prozefisnalen  Be^tinunnngen  die  Gt-Kct/gcbiing  des 
Bütigen  Machdmeks.   Von  den  Gerichten  waren  sie  nicht  gewfinscht. 

AUgtneiM«  Mrgerllefees  Beekt. 

Mit  t'licrgehnng  TOD  kleinen  Novellen,  welche  aus  dem  oben- 
genannten Bnlletin  zn  ersehen  sind,  nenne  ich  auf  li«sem  Gebiete 
nur  da«  Gesetz  Uber  die  Verwaltung  vom  Ge&amteigeulum  vom 
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no.  Soptbr.  nml  il:is  Gesetz  ttbor  Kanf  und  Tanscli  von  Mo 

biliareigentuiu  vom  20.  Juni  1905;  letzteres  ist  tatsächlich  das  letzt 
und  hoffentlich  ohne  Nachfolge  «erdende  Frodakt  der  gemiechtei 
ekudlnavtochen  EommieBioneD,  welche  Uoas  sn  Unge  oneeie  natknud' 
Rechtaentwickelnng  venehoben  haben. 

Das  erwähnte  kleine  Handelsgesetz  mit  seinen  71  Parafjaphei 
Ist  nieht  anf  Kanfleute  beschränkt.  Es  ei-setzt  g:ewisserma«sen  di 
alten  Hiirseiiregeln,  deren  vollHtändige  Umai-beitUDg  jedoch  schon  ii 
Angritf  genommen  ist. 


Der  Herner  Tnion  zum  Schutz  des  literarischen  und  kilnst 
lerischcn  EigentumsrechtH  trat  Schweden  am  1.  August  iW-k  ha: 
von  welehem  Tage  an  die  sogen.  Berner  Konvention  aleo  and 
in  Schweden  rechtliche  GtUtiglteit  gewonnen  hat  (K.  Erlaea  voi 
8.  Jnli  V.m). 

tJ(  luäss  dl  r  ILiap'r  Kitnvention  vom  1"2  Juli  wurden  ai 

b.  Juli  ISHM  lie>etze,  betr.  interniitinnale  Kcchtüverhältnisse  bezttg- 
Ehfifichlieeauug,  Ehescheidung,  Trennung  von  Tisch  and  Bett,  sowi 
Vormundschaft,  ansgefertigt. 

Straf reoht.  .Hiiidt'rjjihrim^  Yerbreoher.  Jugondschiif z. 

Dun  Ii  die  (je»etze*nüvclle  vom  15.  März  1905  wurden  di 
Bestimmungen  des  Strafgesetzes  Uber  den  Verlost  des  bürgerliche 
Vertrauens  insofern  modifisiert,  dass  solche  Nebenfolge  nnr  daa 
auferlegt  werde,  wenn  auf  TmiI.  -strafe  oder  bei  den  im  Strafgesetz 
)i*  <^oiider8  bezeichneten  Verbrechen  auf  Strafe  von  wenigstens  6  Mc 
nateu  erkannt  wird. 

In  den  Mitteilnagen  der  luteruatioalen  Kriminalistischen  Vei 
einignng  (Bd.  IX,  S.  324)  habe  ich  schon  die  Kommiaeionsvorlagei 
betr.  die  Beliandlnng  minderjUuiger  Veil»reclwr  sowie  entartete 
und  sittlich  verwahrloster  Kinder,  besprochen.  Nach  Eliminiemn 
der  Vi  rir«  M iibiL'enen  I'<  <fimTiinn'r<  n  Aber  körperliche  Züchtigung  d» 
jugendlichen  Mi!!setaier  sind  auf  dieser  Vorlage  gegründete  Gesetz 
angenommen  vnd  im  Jnnl  1902  promnlgiert 

Dnrch  die  nene  Gesetsgebang  wnrde  die  bedingte  StraAnlindii 
keit  ai;tVi  li'jb'  ii.  Die  Grenze  der  Strafraündigkeit  ist  auf  d: 
Tollendete  18.  Jahr  fesigesetst    Jngendliche  Übeltäter  zwische 


Internationalo  RochtsTerhältnisse. 


W.  Üpi-sTi;r>>i:  Schwellen. 
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1.1  nnd  18  Jahren  küniiPii,  wenn  sie  kindlichen  ("haruktei-s  sind, 
Btatt  zn  (teldstrafen  sowie  (icfangnis  anf  liilclisteus  nerhs  llonnit? 
der  Z \vang-»erEi«>hung  in  benonderen  Anstalten  langonblirklii-h 
Bona  flir  Knaben,  Sjötorp  nnd  Wiebeck  für  Iklädchen)  Uber- 
gebiMi  wcrdon. 

Die  entarteten  und  verwahrlosten  Kinder  sind  in  f^cliutz- 
tind  BcssernntTKanstalten  bezw.  in  dazn  geeigneten  P'amilieu  bi» 
zam  vollendeten  IH.  Jahre  zn  erziehen.  Sie  kiinncn  aber  in  der 
Kegel  nach  dem  vollendeten  15.  Jahre  nicht  zwangsweise  in  sidrhe 
Anstalten  befiirdert  werden.  Zastiindige  Behörde  für  Beschluss- 
fiissnng  über  Zwangserziehung  ist  der  (ienieindeschnlrat  «der  eine 
besondere  kommunale  Erzieliungsdeiiutation,  welche  n.  a.  auch  körper- 
liche Züchtigung  der  betreft'enden  Kinder  verfugen  kann.  Der  Jle- 
chanisnins  arbeitet  aber  schwer.  Die  ungezogenen  Ausreisser  unter 
15  Jahren  sind  prämiiert,  weil  sie  weder  bestraft,  noch  verhaftet 
noch  a!»  Vagabunden  behandelt,  werden  können.  Die  ürtspidizei 
darf  sie  nor  an»chiuaehten  nnd  der  znbtiindige  Uemeindeschnlrnt 
befindet  sicii  an  einem  anderen  Weltende.  Das  Gesetz  vom  6.  Juni 
1(H'2,  betr.  Fürsorge  filr  Pflegekinder,  kann  ich  nur  so  erwflhnen. 

Uiiterrlohtswcseii. 

Lange  Zelt  schon  war  die  Beseitigung  bezw.  grösstniögliehe 
Beschränkung  des  klassischen  Sprach-rnterrichts  ein  überaus  beliebtes 
Steckenpferd  auf  dem  liberalen  W'ahlprograuim,  welches  .sehr  ge- 
eignet war,  auf  einmal  den  Spiessbürger  wie  die  sozialistisclien 
Arbeitermassen  zn  fangen.  Grosse  llissgriffe  waren  in  dem  .*^chnl- 
wesen  schon  von  dem  vormaligen  Kultusminister  F.  F.  rABi..«i(.x  ge- 
macht. Den  kühnen  Schritt  wollte  oder  wagte  indessen  keiner  vnn 
seinen  Nachfolgern,  bis  es  endlich  bei  der  verh.'ingnisvollen  Bildung 
des  namenlos-ominösen  llinisterinnis  vom  5.  Jnli  1002  gelang,  den 
zn  dem  .Sprnns:  vom  ()lymp  in  die  Hasrdow-Hanltsche  Ginft  geeigneten 
Mann  zu  linden.  Die  erste  Kantmer  fügte  sich,  nicht  ohne  ni;inn- 
liclten  Kampf,  nm  die  dringende  BeguHerung  der  Gehlilter  der  Gym- 
nasiallehrer, welche  die  Liberalen  von  der  Demokratisierung  der 
Schule  abhängig  machten,  nicht  länger  aufzuhalten.  N;i<  h  der  neuen 
mit  dem  Reichstag  v<in  li«M  vereinbarten  Schulordnung  gelit  die 
Jagend  0  Jahre  in  die  Schule,  von  der  die  klassischen  Sprachen 
gSnzlich  ausgeschlossen  sind,  nm  .allgemeine  bürgerliche  Kenntnisse 
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flb«r  die  Sphäre  dee  fSr  die  Volkaedmle  vorgeeebriebenen  ElemenUrw 
anteiricbts  hinan«'*  xn  lermen.    Du  AbgangBezameii  von  dieeer 

ecch^'Shrigen  Scbnle  gibt  K«ni|i«;tenz  zu  (rfsvisseii  niederen  An- 

stellnnfTfii.  Has  anf  die  Srlmlf  folgondf  (Jymnasiiim  zcrRillt  in 
/.wfi  trh'ichlaut'i'iuli'  AbitMliiiifjt^ii:  das  ^Uealgytunasiuui"  und  das 
^Lalciuff^muiiijiuiu";  beide  vierjährig. 

Die  Eleven  dee  letzteren,  welche  es  winacben,  vrerden  die  sml 
letzten  Jahre  anch  im  (irifchischen  unterrichtet.  Von  Hebriildi 
ist  nicht  iiielir  dif  liede.  Die  \'<'rJiantiun{r  dos  (irirrlii^^i  hon  w;u 
popir  dem  radikalen  .Abgeordneten  Hkmn  —  tranrigen  Angedenliens 
BuQst  —  zn  starli.  Die  Schale  ist  in  kleineren  Städten  eine  f&r  beide 
GeMblechter  gemeittMuaie,  (S«n»koIa). 


Der  Begiemng  war  ecbon  im  Jahre  1900  die  Anfjpbe  ange- 
wiesen, eine  allmitige  EnqnSte  tber  das  pdltieehe  Stfannreeht  in 

veranstalten.  Seitens  der  Kepierung  wnrdc  das  statistische  Zentral- 
bnrean  mit  dieser  .\rbeit  betraut.  I>»  r  Minist «-rprUsident  (Jahrbuch 
VI  u.  VIT,  S.  1557)  liess  sich  aber  von  einem  hämischen  Abge- 
ordneten zu  der  Erklärnng  verleiten,  daaa  die  Begiemng,  ohne  anl 
die  Enquete  zn  warten,  schon  an  der  Frage  SteUvnp  genommea 
hatte.  Der  darauf  in  aller  Eile  vom  Jaetizminister  ausgearbeitet« 
Kntwnrf,  dessen  Hanptziige  in  dem  franz'isiseh>  n  Hullet  in  (1SH>2;';1 
221  222)  anjjrt  frt'ben  sind,  sclieilerte  in  beiden  Kaiuniern.  Da^ 
ildini»<teriuui  reüignierte:  der  C'lief  mit  neinem  „Otrgiüld''.  Dant 
wurde  aber  ein  folgenacbwerer  Schritt  gemacht  Denn  obwohl  di« 
Kammern,  den  Airixtgen  der  danai*  Koneervativen  Beichataga- 
niiiiiiiität  t'i'l'-'rn'l.  i-iiii"  vitUsilindipe  Enquete  über  die  Stimmrechts 
frage  und  eine  darauf  i,"  L''nindete  üesilzt  sv  i>rljii:'>  zum  Keieiisiagi 
11)04  verlangte,  hielt  e.>  dius  neue,  nach  liiilvs  neigende  Kabinelt  tlb 
angebracht)  znm  Vorteil  der  Soxzen  nnd  der  Norweger,  die  Reibet 
der  Nationalkonservativen  xn  dezimieren  nnd  die  Enqndte  zn  dm 
Frage  von  Proportioualwahlen  zu  beschi-änken.  Die  Liberalei 
■;iihelt<  u  ZU  dem  neuen  Kntwnrf,  welcher  ebenso  verfiilirerisch  klang 
wie  der  des  ^Zonentarifs''.  Sie  fanden  aber  zuletzt,  das»  sie  durcl 
diese  Wahlmetbode  etliche  Sitze  in  der  IL  Kammer  verlieren  kdnnCen 
vud  obwohl  die  neue  Stimmrechtsvorlage  von  1904  sonst  den  Un 
taxierten  sehr  günstig  war,  fiel  sie  in  der  nenen  „Begierungs 
kammer*'  durch. 


Stimm  rech  tofrage. 
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Die  flberan»  iinerfrenlieht-  ( jescliichU'  der  letzton  IMiasf  der 
imionellen  Streitigkeiten,  welche  za  der  endgültigen  Autlosung  des 
nnlialtiwreii  VertriUtninet  so  dem  BtarrkSpfigen  BnndesgeDMsen  liin- 
flilurte,  kann  ReliNtventtadUeh  noefa  nicht  mit  ot^cktiver  Zaver- 
MMlgkdt  und  vollständiger  Oftenlieit  f.'-.  s,  Ii  Heben  wei  ileii.  Freilich 
kann  mnn  mit  Nordliind  (den  Svenisk-Xorska-KrisintV)  oder  Eden 
(Dct  >V(  ;i-kri  l'rograuiniet)^)  AktenfitiUke  zur  Geschichte  des  L'nions- 
brnchs  ä^tmmeln  and  einzelne  Tatsachen  konstatieren  oder  die  auf 
woli]in«iii«nde  Eiswirkang  dar  Krone  sorllcknfiOireiide  Nachsicht 
der  Mhvedliidien  und  die  Eigenwilligkeit  der  norwegischen  Politik 
im  allgemeinen  rüfien.  Diis  heimliche  Intrignenspiel,  die  besondere 
"W'ünlijrun^'  der  luindrhiilen  I'i-rs<incn.  die  Läuterung?  der  Gerilchte 
usw.  eignet  sich  aber  zurzeit  nu(  ii  immer  erfolü^reieher  für  das 
ilemoirenalbnm,  als  für  die  ntientlii  Ii«'  kriti.-i  iii'  Kniiiiilliinir.-'^) 

Indesui,  die  Euiueniden  wachen.  Die  drohende  Weisssagung 
der  sohUngenhurigen  CHSttinnen  (d.  Eumeniden,  V.  373—876)  gilt 
noch  immer  dem  angeblasenen  Hochmnt.*)  Was  während  eines 
Jahrhunderts  fSr  Frieden,  Eintracht  nnd  VerstBndigang  «wischen 
den  nordischen  VCUtern  mit  grossen  Op0Bm  nnsererseits  bewirkt 
war,  ist  ffir  immer  vernichtet. 

Dass  der  allniiihlicii  eiubei  ufene  ansserordentliche  Kei«  hntug 
das  sitzende  lliuiäterium  mit  einem  Ilaach  wegfegte  und  unter  der 
Führong  des  nationalgesinnten  MUiiiterivms  LncniMBe  den  treulosen 
•diwachen  Feiad  mr  FormalbOflichkeit  durch  traktatmäsdge  Eon» 
Zessionen  nnd  za  der  keineswegs  elirenvollen  Denioliernng  der  Grenx» 
festnngen  als  Bedingnnfr  der  Ziistimmnng  St  liwi  ii.  ns  zu  der  fnions- 
anflösung  zwang,  wai*  gewiss  kein  anbedenteuder  moralischer  und 
materieller  Sieg. 

Der  Wert  diessa  Erfolges  wurde  jedoch  nicht  nnerheblieh 
dnrch  die  bald  darauf  fblgende  Anfitonng  des  llinisteriums  Lovoa- 

Auch  Deutach  und  Frauxtieisch  or»chieuen. 
*)  NatOrlidi  gshsn  die  Vonreger  aneh  in  dieser  Hinsieht  ihrs 

eigenen  Wege,  was  nidit  unanL'enehm  ist. 

*)  ööiai  X   nv6(fü»v  xal  ^uA  in  ätl^iffi  atfuvat 
tiMbfttvttt  iuali  YÜv.  /uvc^v^iv  ietit*ot 

rjUf  ttQnn;  iif  ööOK  (UluvtlflOOlt,  0^X9* 


2550  Gesetzgebung  und  Literatur. 

BSBO  nnd  di«  BUdnng  des  folgoiden  radlkal-flocialtotiseliMi  Eftbinett. 
mit  welchem  eielwD  Monate  hindurch  regiert  wurde,  geeehwieht. 

B.  Literatur. 

\'u  \  mrlir  als  ein  trockenes  utnl  aniisei  i]f  tn  iii-  lit  vollstfindigei 
liegii-icr  kiiüu  ich  auf  dieM  iu  (iebictr  nii  Iii  liefern.  Urteile  und 
BemerlcQngen,  sogar  von  kompi'tent^'rer  Seite,  über  Arbeiten  in  ein« 
Sprache,  welche  dem  grSssten  Teile  dee  Leeerkrelee»  ftemd  iit,  «ind 
an  und  fiir  sich  zitMiilidi  wiricongslos  —  noch  mehr,  wo  anch  dit 
M:iti  rio  i'twas  fr.  iiiJ  i"l.  r  frt  iiidarf  ig  anmnten  mnss.  HUfilbücher 
TextauägubLMk  und  dergl.  iuut>8  ich  ganz  beiseite  lassen. 

Ober  das  Gesetz  vom  14.  Jnni  1901,  betr.  ÄndentDg  gewisset 
Teile  des  Gesetzbnches  von  1734,  Abteilnng  Ar  Proseaswesm,  hat 

Prof.  Kai  i  I M  I  i.i,  I.iuid  f'int  n  Kommentar  herunstregebfn.  I>ie  bodm- 
löge  rii<l;i!ikl)arki  it  ile>  (i.  si  tzstofl't  k  (sicbo  Jahrbuch  W  n.  VII 
S.  lo-tH — löGu)  uiaclit  jede  nähere  Aust  inandersetznug  der  Ansicbter 
des  talentvoUen  Kommentators  6beirflti8»iig.  Er  fhihiet  übrigens  niehl 
strenge  und  verteidigt  sogar  fkrenndlich  -den  sogen.  t^Geeetcgeber" 
gegen  Angriffe,  welche  eigentlich  sdir  berechtigt  sind. 

Breiter  angelegt  sind  die  «Voriesnngen"  von  Prof.  A^k  r.unr 
über  das  Sr  liwi  d  isrbe  Verwaltnnpsreohf ,  wclrbe  nmfasst mit 
Maleric  ülKTsiclitli.  ii.  erklärend  und  L't  nieiiivcrstJiiillücli  tiearbeitet  ist 

Prot.  H.\<..iiKMMtH-Lp!>ala  liat  mit  «lern  i'ünlteu  Heft  den  «"stei 
im  Jahre  1901  begonnenen  Band  seiner  YorlesnngeD  Uber  dai 
Sehwedische  Straf  recht,  d.  h.  den  allgemeinen  Teil,  vollend«- 

nnd  mit  dem  erstt^n  Heft  des  sweiten  Bandes  den  sjteziellen  Tei 
anpTt'iii-t  n.    In  ver»(hipdenen  Teilen  ist  die  gewisseoliafte  Arhel 

schon  v.iii  dt  r  titsetzgebung  distanziert. 

Faihauam/.  hat  zwei  dicke  liäude  über  pGerechtigkeil  in  de) 
Becbtsprechnng*  veröffentlicht.  Die  Arbeit  enthält  geschichtlich« 
Dokumente  nebst  allerlei  Aaselnandenetsongen  nnd  Bemerlranga 

über  nn^er  Hechts-  nnd  Prozes«wesen  in  bunter  Mischung.  Xarl 
Aiisii  ht  (i.  s  Vprtass»-rs  mnss  der  Hiehter,  ^\^■^  Vorsitzende,  dei 
l'arleieii  helfen,  aU  ob  die  Sache  die  bcinige  >>t'i.  Als  Urteils 
Ander  sind  aber  die  Ltüen  Uberlegen.  —  Der  Reichstag  hat  siel 
zweimal  geweigert,  das  Werk  sn  belohnen.  Ein  einfiwher  Land- 
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«Irt  der  IL  Kanmer  meinte,  der  Terfasur  befBrdere  In  seiner 

SchwRrnicrei  frir  das  Laientnm  die  reine  Ij^ioranz. 

Uei  der  .Tuiisdokti-TiX'tnintioii  in  Liiiul  l!Hi:i  hat  riof.  A>k 
als  Fromotor  eine  iut^restiauie  Studie  über  „den  maritimen  Handel 
nnd  den  Kxkfs*  TerSflientllelit,  Verftner  weist  den  Znrflekbleiben 
de»  Scekriegsrechts  nnd  die  SondavteUnng  Engflaods  sn  den  dies» 

bezlisrlii  ti''n  F'raircii  nm  h. 

\\ » lur  »ind  zu  neuucu  die  Monographien  STJKKKBkKGü  über  liQck- 
fidlspei^kription  und  StiOviuihi  flberDiebelalil  ondBanb^  nnd  scilllete- 
lieb  da*  von  Dr.  Astbm,  dentaeh  getdiriebene  Werlte:  „Daa  Waaaer* 

recht  in  Nord    und  Mittcl-Kuropa;  I-pipzijr  und  I.nnd  10O5. 

Im  Jahrbuch  Bd.  III,  y/iü— 1»67,  und  Bd.  VI  nod  VII, 
8.  1561 — 1562,  habe  idi  die  früheren  Arbeiten  des  letzterwftbnten 
TeHluaera,  Sehwedinehea  Eifentamsrecbt  nnd  Schwedlseliea 

WasscrrtM-lit.  als  bedfiUfii  ic  <  »riciiiiilerzeu^rnisse  liezt^idim't.  deeaen 
ürnndgeduuken  weiter  zu  eulwickeln  und  zu  verwerten  dem  Ver- 
fiuser  Gelegenheit  an  wünschen  seü 

Das  ▼orliegend«  Werk;  seweit  die  cliarakteristiacben  Analehten 
des  Verfassere  znrn  Dnrclilirnch  kommen  können,  ist  ancb  nielit  nur 
von  denselben  Anschauungen  ent.si>rnni,n  ii,  simdern  weist  eine  kühne 
Weiterentwickelaug  der  grundlegenden  Oedanken  auf.  Ergab  ee 
sieh  ans  des  VerlSuiers  Untersnehnngen  betreffend  daa  aebwedische 
Eigentumsrecht,  das»  das  private  Eig^entum  nach  den  schwedi^ehen 
L'r.  htsqnellen  nur  den  kultivierten  Hoden  nmtasste  nnJ  seinem 
Inhalte  nach  kein  absolute»,  sondern  ein  durch  die  Ansprüche  der 
Genelnlielt  besehrlnktea  Beeht  war;  war  es  dargetan,  dass  znm 
Wassergebiete  dem  privaten  Grundbesitzer  nnr  der  Nieaabraneh 
zustand,  a«  l'(  ht  ^'^•rfasse^  in  dem  neuen  Werke  einen  Schritt  weiter, 
indem  er  iiu  Staate  nur  den  \'er\valter  dett  GeselldchalT^eigeutums 
aieht  pnd  daa  Oberdgentnnarecbt  auf  die  Gemeinheit  llbertxigt 

Diese  Grundsätze  findet  Verfa»**i  r  auch  in  dem  ausländischen 
WasBerrechl  massfrebend.  i^f  nirtit  unmncrlirti,  nieint  Verfus«-i'. 
dass  die  auf  der  Basis  des  sozialen  Kigcutuuiüreclitea  entwickelten 
Prinrfpien  dea  mittdenropRlsehen  KonaesslonareebteB  anf  die  Be- 
fb^iiernng  der  enroi>öisciien  ('luinl.'iKentumsiirdtiunjr  in  einer  Art 
znrüt  kwiiken  wcnlcii,  w.  ltiie  in  iliren  Folfren  mit  der  allfrenieinen 
Wohlfahrt  der  Gesellschaft  besser  als  die  jetzt  herrschende  über- 
ebutinunt 


Schweiz. 


Genemlreferent:  Dr.  Hago  OaCTt  ordentlicher  ProfeMor  der  Becht 
Freibm^  i  Ü.  (Sehveix). 

I.  Der  Bund. 

A.  Gesetzgebung. 

Von  den  gesetzgeberischen  Arbeiten,  die  zurzeit  das  öffeni 
liebe  Interesse  am  meisten  in  Ansprach  nehiten,  sind  bis  Ende  190 
ntir  wenige  zum  Abwcblnas  gelEonnnen.  Was  zonScbst  die  in  frAhere 

B«richten  angeführten  Vorarbeiton  betriflTt,  so  liegt  das  Zivil 
pefiptzbnch  im  Kntwmf  '•■tzt  vollständig  vor.  Der  im  V.  .Tiihrgan 
(iJericht  über  dus  Jahr  IhUSj  noch  erwühnte  \'orentwurf  des  eid 
genCesiscben  Justiz*  and  PolizeideiMrteiBentB  vom  Jahre  1900,  e&t 
luiltend  Personen»,  Familien»,  Erb»  nnd  Sachenrecht,  wnrde  t« 
f  iix  r  atiüseriiarlamentariRcheo  Expertenkommission  von  über  dreissi; 
Jlitf,'lifdcrii  aus  allen  ftenifskreisen  in  vier  Tasrnneen  vom  Herb* 
1901  bis  zum  Friilijahr  dnrchberaten  und  nach  einer  redaktio 
nellen  Bereinif^ng  mit  dner  Botschaft  des  Bnndenates  an  di 
Bnndesversamralnng  vom  28.  Mai  im  Herbat  1904  verOflbntliehl 
Anch  das  Oldij^ationenrecht  Qnd  die  Einleitnngf«-  und  Schlussbe 
xti!iiiriuiii;iii  lit'nren  j<'tzt  in  finer  an  iH*'  ftlirifri'n  'Vn]f  des  (iesetz 
buclie»  anf^i'passten  Fassung  vor.  Nachdem  bereits  im  Jahre  190' 
Cvatacbten  ttber  die  Revision  nnl  Art  der  Einordnnag  dieser  Farü 
des  Oeaetzbnches  eingeholt  worden  waren,  wvrla  ein  anf  diese 
Grundlap;  ans|rearbeitet«r  Entwnrf  einer  Icleineren  Kommission  unter 
bn-ifet,  die  ilin  in  einer  Tajrnnpr  im  Herbst  1904  einer  Durch 
beratnng  unterzog.  Die  botschaft  den  Bundesrates  an  die  Bunde« 
versammlnog  xnm  Obligatlonenrecht  trägt  das  Datam  vom  3,  Mir 

^)  Seither  haben  nun  die  beiden  gesetsgobenden  Bits  den  mit  der  Boi 
Schaft  von  1904  Tenchenen  Entwurf  dnrehberateo.  In  der  Tagung  vom  Jnr 
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Aui-h  der  Entwarf  znin  Strafgr^a^tsbiieli  ist  in  der  Berichts- 

pfrio<le  wieilfT  etwas  in  dii;  ÖfTeiitlirlikfit  g:etn'tfn.  Während  seit 
1894,  in  wekliem  Jahre  vt  mit  Uotiveii  gtdrnckt  worden  war,  die 
^ffbntlfebe  Anflaerkminkeit  aoMeriialb  d«r  FaefakrigBinalisten  nnr 
nodi  in  bescheidenem  Hane  ■ich  mit  iliin  beadtlftigte,  da  eben  daa 
Zivilrecht  im  Vorderffrmnl  «les  IntercKsr-s  stand,  wurde  er  vom  Aii^nst 
11M)1  bis  zum  Juni  lUOa  neuerdings  einer  Beratang  unterzi>};eii. 
Dicae  vollaog  >ieb  In  SoiiaHa  cImt  klidiieKii  KommiBsion  nod  hatte 
apanell  mn  Zwedn,  die  Bevirioii  und  AnigleiehaDff  der  Texte,  die 
Redaktion  der  ('berffantrs-  und  Schlussbestimmungen,  Samiiilnug:  "nd 
Sichtung  aller  die  vorhaudeuen  Probleme  beschlagenden  Materialien, 
beaenden  derjeulgen,  welche  sieb  ans  der  begonnenen  Statistik  über 
die  KxituiaaUttt  in  der  Scbwds  und  die  g«genwl«tige  Eioriebtong 
der  Strafanstalten  ergaben. 

Das  Resnltat  der  Beratungen  wurde  iiu  .luli  1903  jiubliziert 
nnter  dem  Titel  „Vorentwnrf  zu  einem  Schweizerischen  Strafgesetz- 
bneh  and  sn  einem  Bundeageaets  betr.  EinAbrnng'  d«a  Schwelze- 
risdien  Str^genetzbuche^*'. 

Neben  diesen  Arbeiten  geht  einlier  die  Beratung  des  Gesetzes 
illter  den  Versicherungsvertrag.  Zu  gleicher  Zeit,  wie  im 
MaUomUmt  der  Entwurf  snm  allgemeinen  Zivilreeht,  wird  anrseit 
(Janl  IW.I)  diese  wichtige  Spezialniaterie  im  SlJinderat  dnrchberaten. 

Von  andern  bereits  trülu'r  l/r<]ir<i(  liciii  n  Materien  (»etinden  sich 
immer  nocli  im  .'>tadiuni  der  lierauuig  di>  Kranken-  und  l'nfatl- 

19U7  wurden  noch  die  letzten  Differenzen  beglichen.  Eben  ist  der  fUr 
die  ItedsktiomlromBisakn)  bestimmt«,  nsch  den  Benchlflssen  der  Bunden- 

Vi  r- 1:  iiiniiii:;  bereinigte  Entwurf  im  Pnick  ersrlii'  nt  ii.  Ein  Aii^-rlm-ri 
der  KedaktioDakommiasion  der  gesetzgebeudeu  Beliörde  »oll  im  August, 
die  OesamtradalitioiislnHnniMioB  im  Olctober  ihn  textlieh  prüfen,  so  dsas 
in  der  Dezembcrtagun;,'  der  Riito  er  wohl  seiner  Si^hin-isaliHtimmunir  unt.-r- 
worfi-n  wenlei)  kann.  Von  der  ilar:»iir  cTfolt'cndi-n  rutilikation  im  Bundi^h- 
l>t.itt  bei;inut  die  HefcreniliiiiL'-itVi-t  (vnn  !H)  Tau'»'»,  innerhalb  derer  durch 
üUOOO  UalerscfarUten  die  Vorlage  an  da*  Volk  verhingt  werden  kann) 
Vf\Tä  nun  vom  Bejiehren  abgesehen  oder  In  einer  yo1fc«kbsttmmnng  der 
Etitniirf  uiiLTtTiotiinicu,  so  mU  er  aN  li  '^-t/  in  Kraft  treleti  am  1.  .lanuar 
1^12.  Bis  zu  jenem  Zeitpunkt  soll  dauu  die  Ueviaion  de«  Ubligationen- 
rechti  asebgeholt  and  es  IcSnnen  die  eidfrenflraisehen  Bestinunani^en  fliwr 
d.is  iuterteiuporali:  Ittielit  und  (Iber  das  Verliiiltiii^  7uni  kanton.ilen  Eecbt 
sowie  diu  kautuualon  £infOhrungsge«etze  uu^Kcuiuoitet  werden,  ho  dkion 
sie  auf  denselben  Zei^vnkt  nir  Anwendnng  kommen  kfanen.- 


2554 


üetetcKcbung  und  Litentmr. 


veriieherong  and  die  Natiooalbattk.  Es  bandelt  sieh  bei  beidec 
noch  dämm,  zwischen  Terachiedenen  Anschannngen  nnd  iDtereasen 

ein  Koin]<roiniss  zusUinde  zu  britiirt'n.*! 

In  Kraft  {fi'tii  ti  n  sin.l  l'.'iii  ];tp:i  tnljrende  Gest-tzi'.  die  ttbei 
nnser  Land  hinaus  ctwciclu-»  Interesse  beausprucben  dürften: 

1.  Vorerst  wurde  zum  Art.  27  der  BnüdesTerfassiing  ein 
Zusatz  beschlossen,  wonach  den  Kantonen  mr  Unterstlltznnf  in  dei 
Erfiillmip  d<M-  ihnen  anf  dem  Gebiete  des  PrimarnnterrichtS  ob- 
lit  irt  iiiU  ii  rrti<  Ilten  vom  Üuiido  r?ritr;i;rt'  geleistet  werden.  Diese 
lieHtimmung^  liat  eine  lanj^e  Vorgt stludiie.  Art.  27  der  Bundes- 
verfassung von  verpflichtet  die  Kantone,  für  genügenden  Primar- 
nnterrleht  sn  sorgen,  der  ansschliesslich  anter  staatlicher  Leitnng 
stehen  soll-  Der  Unterricht  soll  obligatorisch  und  in  d«'n  öffentliclien 
Si-]mlen  uruMirui-ltlii  Ii  «-In.  Iiie  mit  der  Austlilinuifr  der  Vori^chriU 
verbundenen  Kosten  bilden  di  ii  Jlau|>taasgabept)8ten  der  kantunalen 
Staatsrechnnngen.  Für  einzelne  Kantone  wurde  die  Last  mit  der 
Zeit  so  fUhlbar,  dass  es  schwer  hielt,  den  für  das  Gedeihen  der 
Schnle  tlglich  wachsenden  Anfordeningen  an  die  Stetierkraft  in 
wttnschbarem  Masse  zn  entsprechen.  Da  die  im  Bnnde  in  Minderlieit 
betindlichen  katholiselien  Kantone  Bich  nicht  dazu  entsciiliessen 
konnten,  ihiTn  Kintluss  auf  die  .Schule  aufzugeben,  wie  es  die 
Zentralisiemng  des  Schnlwesens  mit  sieh  bringen  würde,  nnd  sie 
bei  jeder  dem  Bnnde  gegebene»  Einwivknog  danmf  den  Anfang  einer 
Zentralisation  erblickten,  scheiterten  bis  JetSt  alle  Versnche  einer 
Untcrsriitznnfr  der  Volks>cliule  dnreh  den  Bund,  und  namentli«  Ii 
wurde  ein  Ausfülirungsgesetz  zum  Art.  27  im  Jahre  lä<S2  mit  einem 
tberwiltigenden  Uehr  vom  Volke  verworfen.  Anf  der  anderen 
Seite  wollte  der  Bund  die  Beitrage  auch  nicht  leisten  ohne  jegüdi« 
Kontrolle  iitier  die  Verwendung  des  Geldes.  Man  einigte  sich  schliess* 
lieh  auf  die  IVirniel:  „IMe  Orjranisatinn,  I.eitnnfr  nnd  Beanfsichtiprune 
des  rrimarsc-liuhve.setiK  bleibt  Sache  der  Kantone,  vorbelialten  dit 
Bestimmnngen  des  Art  27''.  Diese  Bevision  der  Bundesverfkssnng 
ward  mit  258568  gegen  80429  Stimmen  angenommen. 

Den  25.  Juni  1903  ward  dazu  da«  AnsfBhmngsgesetz  „betr 
die  Unterst  fit  znn  fr  der  öffentlichen  Priniarschnle"  erlassen 
Darin  werden  die  Zui-eke  anfre-relien,  zu  ilenen  die  Snl^v  mtiener 

äeilher  ist  nun  das  Geü«tz  ülicr  dio  Nationalbaiik  zustande  ge 
kommen  und  diese  hat  am  20.  Juni  IWJ  den  Betrieb  eröffnet 
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▼erwendet  werdon  wllffii,  wobei  naneatlich  mcgtimSuuk  iat,  dan  die 

Anfwendangen  der  Kantone  sich  nicht  gegenüber  dem  hisiln  ripen 
Znstand  vermindern  dürfen.  Die  einzige  Einwirknntr  dos  I^uiile^ 
ist  enthalt«!!  in  Art.     Abs.  'i:  „Die  Ausrichtung  der  t?ubventioueu 

 erfolgt  auf  Grnndiage  der  von  den  Kantonen  einzoreichendeu 

BedhnttngMoiweiM  je  im  folgenden  Jahre  nadi  deren  Oenehmigaag 
dnrdi  den  Binideix»t.* 

2.  Geeetx  &ber  die  elektrischen  Schwach*  nnd  Stark- 
stromanlagen, vom  24.  Jnni  1902.  Es  werden  nnter  diese!» 
Titel  inristis(  Ii  sehr  heterogene  Dinprt"  behandelt.  Bezwerkt  wii-d 
einei-seiis,  die  zweckmässige  und  wirischaltlieh  vorteilhafte  Aus- 
beatwig  der  dektrieehen  Kraft  m  ermöglichen,  aaderedte  dae 
FnbUkvm  vor  den  danit  verbondenen  Gefahren  nOgliehst  m  eehlltseo. 

Demnach  wird  dem  Bond  dae  Beeht  gewilirt,  za  den  Tele* 
graphen-  nnd  Telephonlinien  das  Gebiet  der  Bahngcsellseliaften  und 
öflfentlichcn  Grund  nnd  Boden,  zum  Ziehen  der  Drähte  auch  den 
Laftraom  ober  dem  Privateigentum  unentgeltlich  zu  verwenden. 
Den  BigentlBiem  von  Stark-  nnd  Schwachatromanlagen,  sowie  dm 
BesSgem  von  elektrieeher  Energie  wird  cor  Enteilnng  der 
Leitungen  nnd  mr  Anlage  von  TraniCmmiationaatationen  nnd  was 
damit  zusammenhängt,  das  Exproprfationsrecbt  verliehen.  Die  Ge- 
fährdung- nnd  BeschädignTif,'  rlcktrisrher  .\nlagen,  der£raftentzagu8W. 
wird  mit  Geldbussen  und  Uotaugni»  bedroht. 

Andetseita  unterliegen  die  elektrischen  Anlagen  einer  be- 
sonderen Anftidit,  die  dnrch  eine  vom  Bunde  gewählte  KemmiBsion 
anageübt  wird.  Sodann  aind  die  Betriebeinhaber  einer  besonderen 
Haftpflicht  unterworfen.  Im  Verli.iltnis  zn  den  .\ii|zi'j;tf>lltpn  wird 
auf  das  Fabrikhaftpflichtgesetz  und  da.s  (ir-.  t/  über  die  Huttpflicht 
der  Eisenbahn-  und  DarapfschiH'unl^'iiiehmungcn  verwiesen,  während 
die  Haftung  gegenüber  Dritteu  be«ondei-s  und  teilweise  in  für  den 
Betriebeinhaber  nngtnatigera-  Welse  geregelt  wird. 

8.  Gesetn,  betr.  Lohnsnhlnng  nnd  Buasenwesen  bei 
den  naoh  dem  Bnndesgesetie  Tom  26.  April  18H7  haft- 
pflichtigen Unternehmungen,  vom  2<'.  .Tiini  ll'Oj  Im  Fabrik- 
fTf'sf'tz  vom  2;i  Marz  1H77  wii-d  bi-.tiiiuiit.  da.s.s  die  Arbeiter  spätesten» 
alle  zwei  Wochen  in  bar  und  in  gesetzlichen  Geldsorten  auszuzahlen 
sind,  nnd  daia  Bassen  nnr  anf  Grund  eines  genehmigten  Reglements 
ansgeaproehen  werden  dürfen,  sowie  daas  sie  die  HUfte  des  Tage- 
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lohnes  de»  GebU&steu  uiclit  äbentteigen  dürfen  nnd  im  liitere«iäe  der 
Arbeiter  zu  verwenden  sind.  Die  Bestimmon^n  werden  ausgedehnt 
«nf  Betriebe,  die,  olme  IVtbrikea  so  lein,  doch  duidi  Geiets  ynm 
26.  April  1887  denaelbeo  HafIpilichtbeetimmaBgvn  xri»  dleee  unter- 

«0)*fen  wurden. 

4.  (iesptz,  Vt<-tr.  die  Arbiitszeit  beim  Botriebc  der 
Ki»eubahueu  und  anderer  Verkekreanetalten,  vom  lU.  De- 
zember 1902. 

Es  ▼erkürst  die  ArbdUselt  der  Pereonen,  die  im  Betriebe- 

dienet  der  Eisenbahn-  nnd  Dampfschiffahrts-rntemehninngen,  der 
I'nstvorwnltiinr.  dw  'l'clfjrraplien-  inkl  i]>r  Tflpplionverwaltung  nnd 
anderer  \  urkebrsanstaiteu,  zu  deren  lu  tt  it  b  es  einer  Kunzession  be- 
darf oder  die  der  Bund  selbst  betreibt,  angestellt  eiiid,  gegenüber 
dem  bieheiigen  Oeaets  von  27.  Jnnl  1890  erbebUeb. 

5.  Beschlnss,  betr.  Revleion  von  Art  67  dea.B!ittdea« 
geset/es  vom  i.  Febmar  1858  Ober  da*  Bnndeaatrafrecht, 

vom  Tl.  .Iiinl  l'.«i2. 

£s  betrißt  einerseits  eine  VerallgemeineruDg  bisheriger  Straf- 
bestimmaiigea  bezOgl.  Geffthrdang  der  Sicherheit  des  ISieiAahn-, 
Dampftchiff-  und  Poatwagenverkehra»  indem 

a)  nicht  mehr  darauf  abgestellt  wird,  dass  die  GefährdBQg  sieh 
auf  die  auf  den  Traiisin.rtniitteln  belindlicheii  PerBonen  und 
Waren  bezieht,  Kondcrn  der  Tatbestand  der  tiefäbrdung  der 
Transportmittel  an  sich  zur  Bestrafung  genügt; 

b)  nicht  wie  bisher  bloss  die  Angestellten  der  Transportanstalten 
w<>(fen  fahrlfissiger  Gefthrang  bestraft  werden,  sondern  auch 
Dritt |ier<niipn;  sodann  aber  kann  in  leichteren  Fällen  iro 
(iecrensatz  zun»  bisherigen  Kocht  bei  fahrlSssiger  Gefährdung 
aueli  auf  tieldbu«se,  abgewdien  von  Uefüngnissü-afe,  erkannt 
werden. 

6.  Gesetz,  betr.  die  Ergtnsnng  des  Bnndesgeaetzei, 

vom  27.  .Antriist  1851  Uber  die  Strafre<  htspflege  für  die  eld- 
genr.^>-i>  hen  Truppen,  vom  2:!.  Jniii 

Das>  .\iiliUiri>trutges«tz  macht  keinen  Unterschied  in  der  Bc- 
strafhng,  ob  die  elazdnen  Delikte  im  aktiven  oder  Im  InstraktionBo 
dienst  begangen  werden.  Im  allgemeinen  sind  die  Strafgrenaen 
weit  g'enntr,  m  daes  auch  im  Frieden  der  Richter  das  Au{^eme88ene 
treffen  kann.   Dagegen  erscheinen  bei  Eigentumsdelikten  (Eigentoms* 
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beschädigong,  Diebstahl,  Verantreanng,  Betrag)  die  Strafiiünliua, 
namentlich  mit  Hn<  K-icht  anf  die  Verringernng^  des  Geldwerlt  s  für 
alle  Teile  der  licvulkorung,  iiacli^erade  zu  lioch.  Durch  das  (i.  -M  t/, 
\\ erden  sie  am  einen  Drittt:il  reduziert,  wenn  die  Delikte  im 
Ltttrnktloiuidtoiut  begasgeD  worden  alnd. 

7.  Qe»etB,  betr.  die  Erwerbaig  des  Sebweizerbflrger- 
reobtes  und  den  Verzicht  auf  dasselbe,  vom  25.  Jon!  1903. 

Dadurch  wird  das  den  gleichen  Gegenstand  behandelnde  Ge- 
setz Vi  lli  •■!.  Juli  1870  ersetzt.  Die  Revision  hatte  zum  Zwecke,  die 
Eiubürgeraug  in  der  ächweiz  wulinhafter  Ausländer  zu  erleichtern. 
NMk  der  Volkeiihliiag  von  1888  befiuidMi  ddi  dnnab  uter  den 
291242D  Seelen  229650,  alao  7,9  o/«  AoiliDder.i)  Dn  die  VerliSlt- 
niaae  in  den  Kantonen  veneUeden  waren  (Genf  hatte  87,9**/^ 
Baselstadt  34,4  empfahl  es  sich  auch,  niclit  von  Bundes  wegen 
durch  direkte  Massregeln  das  Missverh^ltnis  za  beseitigen,  sondern 
den  Kantonen  die  Kompetenz  dazu  za  geben. 

Nach  wie  vor  ist  die  Grondlage  des  Schweizerbtirgerrechta 
das  Bflrgerreebt  in  einen  Kanton,  sowie  in  einer  Gemeinde,  wobei 
kABtere  immerbin  nur  erteilt  werden  kOnnen,  wenn  eine  Bewillignng 
der  Bondesbehürde  da/n  vorliegt. 

Die  Taxe  filr  die  Aufnahme  in  das  eidgenSssische  Bfirgerrecht 
wird  von  35  auf  20  Fr.  heruntergesetzt. 

Im  übrigen  soll  die  Einbürgernng  in  zweifacher  Weise  ge- 
OrdMrt  wttden: 

a)  Die  EinbBigerang  kann  von  Gesetzes  wegen  geochehen 
bezüglich  im  Kaaton  geborener  Kinder  von  im  Kanton  wohnenden 
AosUndern : 

o)  wenn  die  .Mutur  schweizfrischer  Jlerkunit  ist  oder 
^)  wenn  die  Eltern  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  wenigstens 
fBnf  Jahre  nnnnterbroehen  im  Kanton  gewohnt  haben. 
Diese  ZwangseinbSrgerong  wird  aber,  vm  dn  Doppelbttrg^ 

recht  und  damit  die  Folgen  doppd,ter  Wehrpflicht  ausznschliessen 
(da  die  meisten  Kultursfaaten  das  angestammt«  Hiirgerrecht  durch 
Zwangseinbürgerung  nicht  unter;?ehen  la.ssen),  {gemildert  durch  das 
Optiousrecht  nach  eingetretener  liatiiiluiigstäiiigkeit. 

*)  Nach  der  Volkszählung  von  lÜOO  sind  «ogar  11,8**/,  (iu  Genf 
40A  in  Bsselalsdt  88,2,  in  AppeuNll-L>Bb.  2,6  der  GeHuntbevSllcenag 
Ansiander. 
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h)  Die  Wiedel auluabiue  in  das  fcsclivveizcrbürgerrecht  wird  ci 
kiehtert,  h.  die  ErflUlnner  etwas  kompUslertien  Bedingange 
cor  Natnralintion  int  nielit  nStig,  vnd  nafflentlldi  die  G«b<iliie 

foUen  wejj: 

tt)  tlir  «Iii-  firt  s(lii(Hl«>ne  oder  von  Tisch  nnd  Bett  getrennte  Ehefra 

eines  Schweizerbürgers,  der  anf  das  Bürgemdit  Terzichtet  ha 

sowie  für  dessen  miaderjährige  Kinder; 
^  für  die  Witwe  oder  geschiedene  oder  von  Tieeh  md  Bett  gi 

treiiiit.  Kheft»ii,  die  durch  ihre  Heint  daa  SdiweiierbQigNTeel 

Verlttn-n  lint: 

f)  fQr  l'ei-sonen.  die  durch  p(  isrmliche  N  erhältuisse  genötigt  werdei 
anf  das  Schweizerbürj^t'rrfcht  zu  verzichten. 

Die  Wiedereinbfirg<^rung  moes  aber  verlangt  werden  huierfaal 
zebn  Jahren  nach  Anfltanng  der  Ehe,  eingetretener  VolQihiigkei 
Bttckkelir  m  Aif  Sdiweiz. 

Nclitii  >\i-r  Kt'vision  der  (iesetze  irilit  <  iiif  A>iiinderung  d» 

„Anleitung  zur  Erlangung  der  im  Hundesge&etz  vorg« 

eehenen  bnndesrätUchen  Bewilligung"  von  80.  Deiember  190 
einher,  wodurch  ebenfitllB  eine  HemnterKtsmig  der  Vovaanetsunge 
erfolgt. 

K.  (T<>s«-tz,  iii-tr.  die  eid^rcnüHsische  Oberaufsicht  ilbe 
die  iorstpolizei,  voiu  11.  Oktober  IWi. 

Bereite  den  11.  Juli  1897  wurde  durch  Volksabetimmnng  eii 
Änderung  des  Art  24  der  BundeeveriaBsung  insoweit  vergenommei 

als  dr-ni  Biiiid  die  Oberauftidlt  tber  die  Forstpolizei  fUr  das  gani 
Gebiet  der  S<  liweiz  ilbertrn?>^T)  wurde,  während  sie  ihm  bisher  ni 
für  das  iIo<lif;ebirjre  zutrestaiuleu  liatt*".  Das  AusfUhninprsgesel 
wnrde  aus  äusseren  Gründen  vcrechoben  und  erhielt  erst  in  dt 
Berichtsperiode  Gesetzeskraft 

Zweck  deseelben  Ist  die  Erhaltung  and  Yennehmng  des  fl 
die  '-••luvcizi-rist  he  Volkswirtschaft  so  wichtigen  Waldareals. 

Del-  Waldliestand  zerfiiilt  in  Hinsicht  mif  die  Intensität  d< 
Anl.si<  ht  in  zwei  Kla.s>e«.  Ullentliche  Waldungen  und  sulclie  Priva 
Waldungen,  die  als  Schntzwaldnngen  anzusehen  sind  (d.  h.  die  sit 
im  EiuBugHgebiete  von  Wildwaeaem  befinden  oder  die  TemSge  ihr 
Lage  Scliutz  bieten  gegen  schfidliche  liliniatische  Einflüsse,  geg* 
Lawiii!  II.  >t--iii-  und  Kissriiliiire,  Erdabnits(  linnL'eii,  VerrUfunge 
sowie  gegen  ausserordeuiljehe  Wafs>.er6tÄnde;,  mWcn  vermessen  ni 
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verniarkt  werden,  ilereii  Abgabesat/  ist  zn  ermitteln  (uid  darf  nicht 
ilbt-rscbrittfii  werden  {bei  Schutzwaldung^en  sind  Kahlsclilape  in  der 
Re^^el  pmz  mitersafrt).  d^r  Waldwirtschaft  mhädliche  reciitliche 
lielastuiigen  suilen  abgelüHt  und  neue  Belastungen  überhaupt  dürfen 
nur  mit  Bewilligung  des  Bandesrates  begründet  werden.  Dagegen 
nnteretiitst  der  Bond  die  Anlage  von  Abflihrwegen  nnd  von  sweck* 
enteprecIniideB  Einriclitangen  fOr  den  Hditraiupork. 

Die  übrigen  Waldungen  stehen  ebenfalls  unter  einer  gewissen 
Kontrolle.  Ausrentuncren  dürfen  nur  mit  Hrwilligung  der  Kantr>ns- 
regierung  stattfinden  und  sind  regelmässig  durch  >>eaauff»rstuugen 
za  ersetzen.  Aach  \m  Weidwaldangen  darf  daa  FUchennuna  der 
Bestoekong  niebt  vermindeit  werden. 

Beaten  BeKinnnuigen  entbllt  daa  Oeaets  8ber  die  Waldingen 
von  üfTentlichen  Korporationen.  Ihre  VerSussernng  oder  Teilnng 
ist  sehr  einsi  bränkenden  Vorsi  hrifien  nnterworlVii.  Hei  St  iiutz- 
waldungen  s<>ll  nugar  die  ZusuuiuanUgnng  durchgeführt,  bei  allen 
Waldungen  wenigstens  nntei-stützt  werden. 

INeaen  Beatrehnngen  dea  Geaetaea  wird  Veraebnb  geleiatet 
eineradta  durah  Bnndea*  nnd  luntonale  Beitrlge  an  den  iOr  die 
Waldwirtschaft  f?irderliolion  Massregeln.  namentlich  durch  eine  Sub- 
ventionierunj^  der  Forstbeaniten.  anderseits  durch  Strafbestimmnngen. 

Zum  Gesetz  hat  der  Bundesrat  den  18.  März  1W3  eine 
Vollzielaiiigsurdnuug  erlassen,  die  den  31.  März  und  30.  No- 
veather  1904  erginst  warde. 

9.  Oeaets  vom  24.  Jnni  1904  ttber  Jagd  nnd  Vogelaehats. 
Bereite  im  Jahre  1891  wurde  vom  Bandesrat  ein  Eevisionsentwurf 
zum  Gesetz  vom  17.  September  1875  ausgearbeitet  im  Sinne  einer 
Verschärfung  der  Sirafbe>timmiiii<reii.  Kr  blieb  aber  narli  Kureh- 
beratung  im  Ötänderat  licjreii,  weil  man  sich  im  Nationalrate  über 
daa  Verbot  dnr  Frttüingsjagd  nnd  die  Frage  de».  Jagdsysiema  nicht 
einigen  konnte.  Der  Bnndearat  wollte  die  Beviaion  auf  zwei  Artikel, 
betr.  die  StraftnaStie,  beschranken.  In  den  Räten  aind  neue 
Änderungen  hinzugekommen,  so  dass  man  schliesslich  vorzog:,  das 
ganze  Gesetz  durch  ein  neues  zu  eisetzcn,  statt  die  Neuerungen  in 
den  Text  des  alten  Gesetzes  einzuurduen. 

Bezweckt  wird  vorwiegend  ein  intenaivarer  Stents  dea  Jagd- 
wrildea.  Die  Anabentong  der  Jagd  iat  naeh  wie  vor  ein  Recht  der 
Kantone  oder  der  Gemeinden,  und  geechieht  voriogaweiae  dnieh 
Jalirbodi  4«  latonatTtretatiangk  «.Bd.  16S 
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AnssttUnnf!:  von  la  rap.it.nteD,  Itt  sebr  wealgMi  Kantoaea  don 
VerpacUtang  der  Ke  viere. 

Die  Jagd  ist  offen  je  aach  der  Art  ?ott  deren  Aaettaag  ai 
des  Wildee  za  Tereehiednier  Zeity  jedodi  nicht  vor  dem  1.  Se 

tember  uiiil  schliesst  spätestens  den  31.  Dezember.  Neu  iBt:  Au 
na1!Tll^^^  kr<iinen  die  Hevierkantoiie  dif  Friihlingi^japd  auf  Zu 
sciineptea  gestatten.  Die  Kantone  können  nicht  blos  wie  bish- 
eiaaelae  GebietiteQe  oder  Wfldartea  mit  dem  Jagdteaa  belefea  ai 
die  gesetsliclie  Jagdseit  beeehrftaken  (welohee  Beeht  aneh  dorn  Barn 
zasteht),  sondern  fiberbaapt  die  Scbatzbcstimmungen  des  Gesets 
für  d:iH  Wild  erw*»iti'rn.  wohpi  ri;«m<^iitlicli  Ana  Verbnt  dfs  Jsi^i' 
zur  Nat'htzi'it,  an  gewissen  Wm^lientasen  —  beide  liätc  beschäftigl' 
sich  lange  mit  der  Sonntag^agd,  die  eine  Ricktang  von  Gesetz 
wegen  verUetea  ^wollte  — ,  Scbafltanff  nener  nnd  Erweiteraag  b 
■teilender  Schonreviere  erwähnt  werden. 

Gftr«iiribt>r  dem  bisherigen  Reclitsznstand  Viwm  den  Liege 
}<(  li;it'isli»'sit/i  I  II  diin  li  die  kantonale  (T«>si't/.ffpbnng  ermügliclit  werde 
ihr  iMgeiitum  scliädigeudes  Kaubwild  und  nicht  geschützte  Vüg 
anichldUch  so  madien,  and  anter  Anfttellnng  der  nötigen  Vonlobt 
voraebrilten  das  GifUegen  aar  Vertilgang  von  Banbaen;  sn  g 

statten.  Zu  den  Viipcln,  derer  man  sirh  vor  der  Weinlese  dur 
Abschiesseii  erweliren  darf,  werden  neu  die  Amseln  hinzugefügt. 

Die  übrigen  l^stiumungen  Mdiranken  die  Jagd  ein.  Lebh« 
tUsItnUert  warde  die  Einsdirftnknng  der  Hincbjagd,  die  leider  m 
geringe  Bedentong  liat;  «Ibrend  «ie  bieber  nie  Begel  im  Septemb 
eröffnet  war,  bedarf  es  jetzt  zur  (reatattung  derselben  der  Z 
pfimmunL'  ib  r  Kantone  und  des  Bundes,  und  «ie  ist  ansgewlilos^ 
bezüglit  Ii  der  .Spies.ser  und  Gabler  (Hirsche  im  Aller  von  wenig 
als  drei  Jahren)  nnd  kann  höchstens  aosgefibt  werden  vom  7.  l 
90.  September.  Die  Strafbestimmnngen  weisen  dne  lehr  weitgeheoK 
Easnistik  anf. 

Wi'iit  rt>  Krl;is>ie  normativer  Natur  sind  in  der  Bericlitsperio 
nii'lit  zustande  gekommen,  ebensowenig  sind  Beschlüsse  von  ei 
lualiger  Tragweite,  die  eine  iuieruationale  Bedeutung  beanspruch 
kennten,  gefaast  worden.  Dagegen  sind  nodi  awei  Eonkorda 
zQ  erwähnen  zwischen  einzelnen  sehweizerisdien  Eantonen.  Frfih 
war  diese  Art  der  Ee;^elnnir  von  Materien,  die  eine  Einheit  « 
wünscht  sein  lassen,  hiaüg;  mit  dem  Wachsen  der  Kompetenz  d 
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Bandes  ist  der  Weg  der  Oeeetzgebang  vorgezogen  worden.  Immvlila 
gibt  es  doeh  noch  Gebiete^  nvf  denen  ein  geueinenmee  Vecgelien 
sich  empfiehlt»  nilwend  die  ZvstSndigkeit  Ar  die  Bnndesgesets- 
getaner  fehlt. 

fine  betitelt  sich  Konkniilat  über  eine  einlieitliche 
Verordaaug,  betr.  den  Motorwagen-  und  Fabrradverkehr, 
TOB  18.  Jnnl  lfi04  (Dntnm  der  Genelmugang  dnreh  den  Bundesrat). 
Es  sind  denMelben  teils  von  Anbeginn,  teils  erst  spftter  alle  Kantone 
beigetareten  mit  Ansnabgie  von  Uri,  Sehaffhaiisen,  Qraabttnden  and 
Tbargan. 

Da«  Konkordat  Hehliesst  nicht  au»,  dass  ein  ihm  angehörigcr 
Kanton  das  Befahren  durch  die  genannten  Fahrzeuge  aaf  einzelnen 
Stiuian  wUele  oder  den  V«cMat  anf  dnsdnen  Straasen  be- 
sdhfinke. 

Es  ist  ferner  Sache  jedes  Konkordatdantons,  die  Strafbe- 
stimmnng:en  für  den  Fall  der  Übertretnng  der  Eonkordatsvonudiriften 

so  erlassen. 

Die  gemeinsamen  Vurschrifteu  sind  natargemäaä  schärfer  für 
Aatomobile  (Motorwagen,  Moturzykles  and  andere  Fuhrwerke  mit 
aeehanisehem  Antrieb)  als  für  Fahrrider,  doch  sind  die  Fahrer  mit 
brtden  Arten  der  Fahrsenge  verpfttchtet»  eine  Aasweiskarte  mit  sich 
zvL  fahren  and  an  sichtbarer  Stelle  ein  Kontrollsehild  (die  Automobile 
Torn  und  hinten)  anzubringen.  Von  der  VerpHichtung  sind  nur 
befreit  die  durchfahrenden  Fremden,  bezüglich  der  Automobile 
aber  nur,  wenn  sie  eine  vom  Staate,  dem  sie  angehören,  aui^gestellte 
Bewilllgnng  mit  sieh  Akren  and  «ntw  der  Vonmasetning,  dass  von 
diesem  Staate  Gegenrecbt  gehalten  wird.  Beiüglich  der  Antomobile 
ist  eine  kantonale  Konzession  vorgesehen,  die  Je  nach  Person  nnd 
Wagen  an  bestimmte  Vnraussftzunsfpn  {rebnnden  ist.  Di»*  Vor- 
schriften regeln  im  übrigen  die  Geschwindigkeit,  Warn  Vorrichtung, 
Bremse,  Laterne  usw. 

Dan  andern  besieht  sieh  anf  die  Befreinng  von  der  Ver- 
pflichtnng  snr  Sieherbeitsleistnng  für  die  Proaesskosten. 

Die  Haager  Übereinkunft,  betr.  Zivilproseasrecht  von  1896, 
der  auch  die  Schweiz  beigetreten  ist,  bestimmt  unter  anderem,  ilass, 
wenn  Angehr)rifre  eines  der  Veiira^KstaiUfii  in  einem  anderem  dieser 
Staaten  als  Kläger  auftreten,  ihnen  wegen  ihrer  Eigenschaft  als 
AnsUnder  keine  Sicberhettdelatung  auferlegt  werden  diirfe.  Damit 
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kruinen  in  f\ncm  schweizcrisclifn  Kanfon  Ansliimlcr  Rechte  b€a 
Sprüchen,  die  den  Augehürigen  eines  anderen  Kantons  nicht  zustehe 
demt  eigeatlliiüieberwdie  bedtsm  die  BimdMbeliSideB  das  Bad 
in  intematiomleii  Yerkdir  JHage  xn  noimieran,  sb  dann  BegBhy 
im  internen  Verkehr  ihnen  die  Kompetenz  abjrehf.  Das  Konkord 
Viezwt  ckt  die  CTieichslellung  der  Kantonsfremdeii  mit  den  Aasläudei 
Bin  Knde  iWi  sind  ihm  ungefähr  die  Hälfte  der  Kautune  (ZUric 
LozerD,  Schwyz,  GUros,  Zag,  Baselstadt»  Scbaffhaasen,  Appe 
nll>A.«Bb^  St  GaUen,  Gnwliinden,  Aargan,  Tenia,  Waadt,  Nene 
bnrg  nnd  Genf)  beigetreten. 

Neben  der  tie.setzpebiin^  trat  anch  in  der  1!t  iir!its]if  rii»il.-  d 
iulerualionale  Vereinbaraug  in  bedeutendem  Umfang  hervor,  und  zw: 
In  zweifkcluHr  Welse:  als  AbsuelnBr  Ton  Staat  ni  Staat  ond  s 
eigentUehe  iBtematlonale  OrsaDisaÜon. 

Tob  der  enteren  Art  sind  —  in  ehronologiielMr  Reilieufolge  - 

za  erwähnen: 

1.  i'bereinkomnien  mit  Frankreich,  betr.  die  Srhif 
fahrt  auf  dem  Genfersee,  in  Kraft  getreten  den  1.  November  IW 

Es  enthält  in  84  Artikeln  polizeiliche  Vorschriften  über  d 
BeMhaffenheit  der  Schiffe  nod  Laadangsiditse,  die  Anfordennp 
an  das  Peri-onal,  die  Art  des  Verkdirs  usw.  anf  diesen  Gien: 
gewjisver  zum  Ei-salz  des  Abkommens  vom  9.  Jnli  1887. 

2.  t'bereinkunft  mit  Krankrtieh.  betr.  die  (-iicn; 
bereinigung  zwischen  dem  Mont-Dolent  nnd  dem  Ucufei 
see,  vom  10.  Juni  18U1,  in  Kraft  seit  22.  November  1902. 

Hit  dieser  Verdnbaranc  konunt  endlieh  im  Oesddtftabericl 
des  politiBchen  Departements  ein  Verliandlangsgageiistaiid  in  Wegflü 
der  seit  .Tahreii  iiifV.ltre  der  Verschleppung  der  Ratifikation  dnrc 
dem  frauzösisi  ii.  II  >eiiat  als  pendent  naclijjeffllirt  werden  ninsste. 

8.  Erklärung.'  z wüschen  der  Schweiz  und  Knsslaiiil.  btt 
die  Stellung  der  Aktiengesellschaften  und  anderen  iiai 
dels-,  In[dnstrie-  and  FinanzgesellBChaften,  vom  19.  Ol 
tober  1908. 

Daiia'  li  werden  die.<e  (m  «oll<rhaften,  wenn  in  einem  der  beldf 
Staaten  nach  gesetzlichen  Vorsclu  iüen  errichtet,  in  jedem  der  Staatt 
als  SB  Becht  bestellend  anerkannt  und  können  demgemäss  vor  Gericl 
als  Klftger  und  Beklagte  aaftreten.  Damit  ist  fMUch  nicht  gesag 
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dat«H  sif>  aiK  h  zur  AasBbuJig  ihres  Haudela  uud  Gewerbes  zuge- 
lassen werden. 

Bedeatead  grOsMr  ist  die  ZaU  der  YweiiilMu-augeu  zwiwtacn 
einer  grOwereii  Ansahl  von  Staaten.   Der  Vollständigkeit  wegen 

Kolleu  sie  in  folgendem  kurz  anfgenilirt  werden,  trotzdem  tle  BlUg- 
lieberweise  in  den  Berichten  anderer  Länder  bereit«  flieh  vorfinden.') 

Neu  sind: 

1.  Zusatz-Abkouiiuen  zu  der  iuiernutiunalen  Kon- 
vention snm  Sehntse  des  gewerbliehen  EigentnmB  vom 
20.  MSrs  1888,  abgesehloaBen  den  14.  Dexemb«:  1900|  in  Kraft 

getreten  den  14.  September  1902. 

Danacli  i<ind  die  in  vcrscliiedenen  Staaten  für  die  gleiche 
ErtinduBjr  >r  wo  rinnen  Patente  voneinander  nnabhängig;  die  Patente 
können  er^t  nach  Ablauf  des  dritten  Jalaes  ihrer  Dauer  wegen 
Nicbtansbentiing  gelöscht  werden,  nnd  die  Frioritätsftist  für  Patente 
wird  erbeblich  (von  6—7  auf  12  Monate)  verlängert 

Diese  Ändermgen  ennigliehten  es  Dentsehland,  dem  Ab- 
kommen, das  bisher  neben  der  Schweiz  zwischen  Belgien,  Brasilien, 
DSnemark,  Frankreich,  GroHsbritannien,  Italien.  Japan,  den  Nieder- 
landen, Norwegen,  Portugal,  San  Domingo,  Schweden,  Serbien,  Tunesien 
und  den  Vereinigten  Staaten  bestand,  (mit  ErkUmng  vom  24.  Uärz 
1908),  ebeoftUa  beisntretea,  naehdem  Spanien  am  17.  Felnnar 
1908  mit  dem  Eintritt  voransgegangen. 

Damit  ist  das  Spezial übereinkommen  in  dieser  Materie  zwischen 
der  Sehweiz  nnd  Deutsi  li!:uid  vom  IH.  April  1Ö92  teilweise  auf- 
gehoben, teilweise  mdiüiiziert  woidt  ti. 

2.  Zusatz-Abkommen  zur  Übereinkunft  vom  14. April  1891, 
betr.  die  iaternationale  Eintragung  der  Fabrik-  oder 
Handelsmnrken,  abgescUossen  den  14.  Dezember  1900,  in  Kraft 
getreten  den  14.  September  1902. 

Fh  b;indelt  sich  bloss  um  einige  ans  ZwerkniiiH'<igkeit.<;gründen 
auf  Antrag  des  internationnl'  ii  Bureaus  zum  Schutz  des  gewerh- 
Uchen  Eigentums  vorgenommene,  durch  bisherige  praktische  Er- 
ftkrungen  begründete  Änderungen. 

Ea  wird  hiermit  daher  der  Wuntch  wiederholt,  es  müchteu  in 
Zukunft  dlflie  intmialiousleo  OrgralBationen  den  Gegenitaad  besondner 
Berichterstattung  bilden,  da  ihre  rntt  rordnnn^'  unter  die  gSSetsgeberiiefaen 
JErlame  eines  einseluen  Staates  willkürlich  ist. 
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Der  UnloB  gehSren  «n  die  Schweb^  Bdi^  BfMiliMi,  Spaik 
Fnmkreleb«  Italien,  die  Niederlande^  Pertngal  und  Twie. 

Endlicb  sind  nocli  zn  re^stiieiren  einige  Beftritte  m  b 
8tehcnil>  n  intornationalen  Vfi  liiitiili-n : 

1.  Zur  i  bf>r*Mnknnft  zum  .Sclmtz  des  literarißchen  nii 
künstlerischen  Eigcntnms  vom  9.  September  1886,  mit  Zasat 
abkommen  vom  4.  Hai  1896  (xwiaclMn  Dentachlaad,  Belgien,  Spanle 
Frankreich,  GroaBbritannien,  Haiti,  Italien,  Japan,  Lnxembnr 
Miniako,  Norwegen,  der  ?f>h\v»'i/,  Tnnis).  (■iiid  WipetrPten  DSnemar 

I unter  Aussililnss  von  Island,  lironland  und  den  Antillen,  d« 
23.  Juni  imi)  und  .Schweden  (den  23.  Juli  1904). 

2.  Zn  den  Übereinkflnften,  betr.  da«  Verbot  falsckt 
Herknnftebexeichnnngen  anf  Waren  nnd  die  Eintragnn 
der  Fabrik-  nnd  Hiiudflsmarken,  beide  vom  14.  April  189 
letztere  •rtriui/t  'lurcli  Zuwitz-.^bkommen  vom  14  l)ezeiul>er  19( 
(zwischen  Deuuuhhind,  belgien,  Brasilien,  Dänemark,  Spanien,  dt 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika»  Frankreich,  Oroeabritauiie: 
Italien,  Ji^an,  Mexiko,  Norwegen,  den  Niederlanden,  Portagel,  Sa 
Domingo,  Serbien,  Schweden,  der  Schweiz  nnd  Tnnii),  ilt  Enba  n 
Erklärung  vom  1.  I)ezeniber  l'J04  beigetreten. 

3.  Zum  M'eUposl vertrag  vom  ir>.  Juni  1S97  sind  m 
liiuzugeireieu  (den  16.  Juni  11H>2)  Kreta,  (den  11.  Api-il  191»; 
das  britische  Scbntzgebiet  Somaliland,  (dra  5.  Jnli  1904}  1 
itaUenimsboi  Kolonien  Eritkrea  nnd  Benadin  nnd  (den  2&  8e| 
tember  1904)  die  Republik  Panama. 

4.  /ttt!i  Vcrtra^r.  betr.  AuRtau^ieh  von  Uriefen  un 
Schachteln  mit  Wertangabe,  von  deui.';t'llii  n  Dituni  sind  hinzi 
getreten:  die  britiachen  Kolonien  von  Ooldkuste,  (.inuada,  Manritiu 
Seychellen,  Sierra  Leone,  St.  Lucia,  St  Vincent»  ferner  JTapa: 
.'<onthcrn  Nigeria,  Montenegro,  Hondnraa,  Cypem,  Barbadoe,  Bermadt 
nod  NiederliSndi8ch>Indien. 

Tt.  Znni  l'bereiukomnien,  betr.  Geldan weisunpcn,  vc 
demselben  Dalum  (Ende  1901  beteiligte  Staaten  a.  Jahrb.  VII,  13ik; 
sind  nea  hinzugekommen:  Kreta,  Kaba,  Boll  via. 

6.  Zum  Übereinkommen,  betr.  Answeekslnng  to 
Poetstllekcn,  von  denselben  Datum  sind  kinngetretsn:  Eret 
Japan,  Enba  nnd  Perden. 
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7.  Zm  ÜberelBkomMen,  betr.  die  ElnsngramMdate, 
von  denuelben  Datum  aind  nen  himnigekoniinen :  Kreta  nnd  Knba. 

8.  Dem  Petersborger  internationalen  Telej^raphen- 
vertrag  vom  22.  Juli  1875  liad  beigetreten  (den  7.  April  1903), 
dl«  EHten  Ezteuloii  (Avstnhwia  md  CbSju)  Telegnpb-Comimny 
nnd  (den  17.  Hai  1904)  die  Transvaal-  und  Onngelm-KoIonieB. 

9.  Dem  Internationa  1  on  I'here,inkoninii  !i  v.m  14.  Ok- 
tober 1890  Uber  den  Kisenbaluitrachtverkehr  (zwitiolieu  Deutsch- 
laad,  OitamiA'üngaru,  Belgien,  Dinemnrk,  Frankreiflh,  BaUen, 
Lnxembutff,  der  Niederinde,  BnaalMid  und  der  Sdiweis)  ist  des 
25.  Juni  1904  RnmSnien  boirrf»trcton. 

10.  Zum  internationaleu  Übereinlcommen  für  dieVer« 
Offentliebang  der  ZoUt&rife  vom  5.  Juli  1890  (den  tber 
40  Staatan  angehiSreB)  let  den  10.  Aognet  1904  Denteebland  Un- 
aagetreten. 

11.  Zar  Genfer  Konvention  für  die  Verbesserang  des 
Lose«  der  im  Krieg  verwnndeten  Uilitftrs  (Botee  Kreox)  vom 
22.  Aigait  1864  abid  Unngetretea  (den  28.  Jasvar  1908)  Kerea 
VBd  (den  8.  Juli  1904)  China. 

Kndft  1901  geborten  der  Konvention  bereits  35  Staaten  an 
(Jahrb.  VII,  1389). 

12.  Der  in  Kaag  den  29.  Juli  1890  beadiloaaenen  Ant- 
4ehlllBg  der  Genfer  Konvention  anf  den  Seekrieg  aiad 
Korea,  .Salvador,  Guatemala,  Pt  rn  nnd  China  beipetreti  n 

Letzterer  ätaat  trat  auch  einigen  andern  der  (iiu  letzten 
JafargiBg  des  JahrimclMS  inhaltUeh  nieht  wladeiq;egebeneii  md  ver- 
atanBdt  aafbealUten)  Eoamiitioaeii  der  HMger  EanfSumuE  beL 

B.  Joristisehe  Literatur. 
SoAn  rie  Beataadtril  der  deoteebMi,  franiBsisebeii  and  italla- 
nisdMin  Litentnr  ist,  ffehflrt  sie  nieht  Iderher. 

Pie  Gesaratiibersicht  bei  Hensler  in  der  Zeitschriff  f^r  SVhwei- 
zerischcB  Recht  (für  1902  in  Bd.  44,  S.  425—438;  für  1903  in 
Bd.  45,  S.  4«6— 500)  weist  fttr  ivei  Jahre  323  Nanimem  anf  nnd 
auch  das  —  somit  dort  noch  nicht  behandelte  —  Jahr  1904  selgt 

keine  geringere  Prodnktivitfit. 

Die  zivil-  nnd  Rtrafrechtlichen  Werke  stehen  zumeist  unter  der 
Signatar  der  sich  vollziehenden  Koditikationen.   äo  nfltzlich  sie  sich 
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dabei  erweiwii,  m  wenig  wollen  aie  in  nUgendnen  sab  speo: 
aeternitatle  betvMbtet  Min. 

Der  .Schwei zeriHch«;  Jurist pii verein  behandelte  In  sein< 
Zusaimin  iikuiift  im  Jahiv  li>n2  den  Dienst  vertrag  (Kcferente 
LoiituK  und  Wu^ifä)  und  die  Doppelbesteuerung  (Spsut 
nnd  BoBRt),  1908  die  Be Vitien  dee  Sehadeaereatsreehtc 
(Referenten  C.  Chb.  Bosckbarot  nnd  i>b  Fbuoi)  wii  die  Wüneel 
barkeit  und  PnrchfiShrbarkeit  der  Übereinstimmunp  der  ßcgrifl 
im  Zivil-  und  Strat'recht  (Giiuit  und  Cordey),  1903  die  Umgc 
etaltnng  des  VVechselrechts  (V^ü^'^i'i  Bkuukum  und  Hkst. 
und  die  Bevieion  des  AtttiengesellBeliaftsreehteB  (Bufoi 
lind  T.  Waldkuch). 

Zu  erw![hDen  Bind  zwei  nene  literarische  Unternehmnnget 

A blui ndlnn ^en  zrxm  ach weizerisclien  Beeilt,  iierau 
gegeben  von  Prof.  Dr.  Max  (iucB,  liern; 

Zftrcber  Beitrüge'  znr  Beehttwlaeensehaft,  bmiiii 
gegeben  von  A.  Eaaia,  E.  Haftbb,  iL  F.  Hmio  nnd  M.  Hobbi 
Dozenten  an  der  jnr.  Falcttltat  der  Universitüt  Zürich. 

Rie  jetxt  sind  Uobb  einige  DoktordiBsertationen  veröffuitlici 
worden. 

Im  übrigen  Bind  etwa  amnflihren  —  eine  gewieae  Wülkli 
UaBt  tkih  dabei  nickt  vermeiden  —  einige  Werke  über  Staatmeki 

V.  Samh,  L.  R.,  Sehweizt  i  isrlies  lUlinlesrerht.  Staats-  HB 
verwaltntiir8c:»'rielitli(lie  I'raxis  des  Hnndesrates  und  der  Hundesvei 
Sammlung.  2.  Aufl.  des  1*3  erschienenen  Werkes,  ö  Bd.,  UM): 

ScROUinnoBK,  J.,  Daa  BnndeBBtaatBreckt  der  Sckweiz,  190! 

Avrotvn,  Ä.,  Ornndsilge  des  ackweia.  Staatneekts,  1904. 

BracKHAKi>T,  W.,  Eonuneatar  der  sebweiauiaclian  Bnndei 
verAMBung,  1904. 

II.  Die  Kantone. 

1.  Zürich. 

Beferent:  Dr.  J.  t.  Mualtt  BeairkBanwalt,  Zürich. 

a)  Gesetzgebung. 
1908. 

Verordnung,  betr.  ZnlaaBang  von  AawaltBkandidate 
snr  ProzeBBfUkrnng,  vom  3.  Hin. 
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Rfohtsanwälfen  kann  anf  ilir  (i>sucli  hin  vom  Obtrfi^ericlit 
bewilligt  werden,  unter  eigener  Verantwortung  Kandidaten  zur 
Fflhning  tmh  Vtwumtn.  wo.  mli«Utiii«reiiu  Voraiusetziingen  flir  die 
SMummg  der  Eandidaton  «ind:  gater  Bnt^  TiermonatUebe  Fnzls 
und  anireiebeiide  BeditwUidieii. 

Gesets,  betr.  die  ZOreher  Eantonalbank,  voinl6.  Mftn. 

Die  Kantoiialbank  hat  den  Zweck,  den  Kantonseinwobneni 
die  Befriedigung  ihrer  Kredit-  und  Geidliedilrfiiisse  zu  erleiclitern 
unter  spezieller  BeriUksi(  liiiirung  des  kleineren  und  mittleren  Grund- 
besitze», sowie  des  Handwerks-  and  üewcrbeätandus.  Das  ünind- 
kapital  betrSgt  20  Htllionen  Frankea.  D«  Sttat  haftet  für  alte 
V^blndlfehkeiteo  der  Bank  raboidiftr.  —  Die  Kantonalbank  ist  Koten» 
Eandarionabank  and  hat  ala  eolcbe  die  durch  Bnndevgeeeti  vorge* 
schriebencn  Garantien  zu  leisten,  d.  h.  für  40 "  ^  des  Betrapfs  der 
edierten  Noten  muss  llftalldeekunsr  <l;i  sein  und  fiir  '«(»"'o  müssen 
Diskonto-Wechsel  in  ihrem  Portefeuille  liegen.  —  Der  Sitz  der 
Bank  ist  Zflricb.  Die  Oberaufsicht  hat  der  KantouBrat,  der  eine 
BeehnnngsprllftuigskommiaBion  bestellt  Die  eJgentliehe  Leitnng  be- 
.  watgeni  ein  au  18  XitgUedem  beetdiander  Bankrat,  eine  ans  diesem 
gewfhlte  Bankkonunisrion  von  3  Mitgliedern  nnd  die  Direktoren. 

Reglement,  betr.  die  Beanfsicktigunp:  d<  r  Betreibongs- 
beamten  bezw.  (TemeiadeammSnner,  vom  27.  März. 

Da?  Amt  wit  i  il-  m  nrufri  wählten  Betreibungsbeamten  vi>n 
einer  Abordnung?  de.s  Bf  zirk>gi  ridit-s  überwiesen  und  darilbt  r  eine 
Urkunde  ausgestellt.  Zur  Einführung  des  neuen  Be^iwten  tu  das 
Amt  wird  ein  Uterer  Betreibvngsbeamter  beseichnet  Das  Besirks- 
geriebt  inspiiiert  jSbrlieh  mindestens  einmal  alle  Betreibnngsämter 
nnd  erstattet  darflber  dem  Obergericht  Bericht.  Da»  letctere  inspi- 
•iert  jährlich  selbst  eine  Anzahl  BetreibungsAmter. 

Verordnung,  betr.  die  Entnahme  von  Material  ans 
öffentlichen  Gewässern,  vom  September. 

In  Ausführuncr  von  J5  TO  lit.  ^  des  Wasserbaugesetzes  wird 
bestimmt:  Das  Kecht,  den  öffentlichen  Gewässern  Saud,  Kies,  Steine 
oder  Eis  m  entnehmen,  steht  in  erster  Linie  dem  Staat  nnd  in 
«weiter  den  Gemeinden  ftr  Qffentlicbe  Zwecke  an.  Wohlerworbene 
Rechte  Dritter  bleiben  rorbehalten.  Die  Bewilligung  zur  Aus- 
beatnng  wird  Privaten  von  der  Direktion  der  öffentlichen  Baaten 
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oder  vom  Gemeinderat  erteilt,  je  nachdem  der  Staat  oder  die  Ge- 
meinde den  Unterludt  des  Oeiwitwn  >■  bemven  hat 

Oesets,  betr.  die  Organtiattoa  der  evAiigeliseliea 

Landeskirche  des  Kantons  Zürich,  vom  2G.  Oktober. 

I>ii'  I.iinilrskirche  «teilt  nnt«r  der  Staatspesetzgebung,  ordnel 
aber  iuuerhalL  der  gesetzlichen  Schranken  ihre  Angelegenheiten 
und  ihre  Verwaltung  selbst  Der  Staat  tiftgt  die  KMbm  der  Kirche 
Jeder  evangeliiche  Einwohner  des  Eaatons  ieC  Kitirlied  der  I<aadea> 
klrdie  und  hat  als  solches  Stimmrecht.  Personen  über  16  Jährt 
können  beim  Kirclienrat  ihren  Anstritt  erldären.  —  Die  Kirchen- 
geweiudcii,  welche  in  der  Kegel  mit  den  politischen  Gemeinden  zn- 
sanunenfalleu,  bilden  Korporatttnu»,  die  ihre  .FanktioBeii  in  fe- 
schloaMDen  VersaauBlangm  anaSben.   Sie  wihlen  die  Oeletlichea 

Für  die  Eiinvnliiinr  fraozMecher  Spraclie  beateht  «ine  fraaiB- 
suche  Kirchciitreiin  iiuie. 

Die  kircltlielieii  Ueliiiicien  sind:  die  tienieiiidekirchenj)riege  voi 
mindestens  5  Mitgliedern,  die  Bezirkskircbenpüege  von  5  oder  7  Mit- 
gliedern, die  Synode  (ein  von  den  KtreheagenMeea  gewlhltee 
weltliches  oder  geistliches  Mitglied  auf  Je  2000  reformierte  Ein- 
wohner) und  der  Kirchenrat,  besteln^iid  aus  7  Mitgliedern,  von  denei 
5  Von  der  Synode  und  2  vom  Kanloiusrat  gewählt  werden. 

Auweiäuug,  betr.  die  Lüschang  der  Urkunden  (Schuld- 
briefe, Yenichemngsbriefe  xu  dergL)  Uber  im  Zwaagivoll* 
Btrecknngs verfahren  untergegangene  Pfandrechte,  von 
4.  Dezember. 

1903. 

Verordnung,  betr.  die  Sicherstellung  von  Verlassen- 
Schäften,  vom  8.  ApriL 

Der  Naehlaw  einer  im  Kanton  wohnhaften  oder  lieh  aaf« 
haltenden  Person  ist  dnrrh  den  Gemeinderat  in  allen  ii  riniiget 
Süllen  zu  inveiitarisieren  nnd  nritigenfalls  zn  versiegeln,  in  weichet 
für  die  Erben  ein  Vormnnd  handeln  mns».  Der  Gemeinderat  hat 
beim  Bezirksgericht  die  Siegelung  zu  verlangen,  wenn  Zweifa 
darftber  herreeben,  ob  die  Voranietanngen  einer  VormnndaehaCl 
vorliegen,  bei  Gefahr,  dan  Teile  der  Erboehatt  anbefugt^^rweiK 
be.seifiirt  werden,  bei  üngewissheit  tiher  die  Erbverhältnisse  und  be 
Gefahr  der  .Stenerdefrandaliou.  Das  Zivilstandstimt  hat  den  Ge- 
meinderat anverzUglich  von  Todesföllen,  bei  denen  diese  Bestimmnngei 
aar  Änwendnng  kommen,  an  benaehrichtigeiB.  Verweigert  das  B» 
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zirksgericlit  die  Siegelung,  so  setzt  df-r  (»emeindprat.  wenn  Steuer- 
fordenmgen  in  Frage  kommen,  die  Finanzdirektion  in  Kenninis, 
irMb»  flnMndti  AmM  Miwtrkt. 

AbftnderniiK  von  §  14  der  obergertehtlleheii  Ver- 
ordniiiiff  snm  eidgenOsRiachea  Solmldbetreibnngt-  und 
Konknrggesetz  vom  17.  Angnst. 

Die  Fertignng  versteiirt'rrrr  !-ii-2:enscliaft«n  hat  st.nttznfiiidt  n. 
auch  wenn  die  diirdi  die  Stfi^rerung  eine  Veränderung  erleidenden 
Pfandurkuadcn  nicht  vorliegen. 

Verordnung  Aber  die  Anwnltegebflbren  vom  14.  Ko- 
vember. 

Die  Gebühren  betragen  för  Vorstände  vor  Geridit  |e  nach 
der  Gerirhttstf'Hf,  dem  Streitwert  nnd  dem  T'iiifanf^  des  I'rozesses 
5  -  l.i<i  Fr.  Für  Arbeitszeit  dürfen  liöchsten  lU  Fr.  \n-n  Stntule  nnd 
60  Fr.  pro  Tag  berechnet  werden.  •  Die  Inkassogebnhr  beträgt  1  ^/^ 
Ua  sn  1000  Fr.,  2^1^  bis  m  10000  Fr.  imd  darüber  l'*!^  Über 
Streitigkeiten,  betr.  die  GebAbzen,  enteeliddet  daa  nrteilende  6eridit( 
gegen  dessoi  Entackeid  eine  Beecbwerde  an  daa  Obergerioht  sn* 
liagig  ist. 

Beschlass,  betr.  die  Verliingeruntr  der  (iültigkeit 
deg  zwischen  den  Kantonen  ZUrich,  Schwyz,  CirlaraB  nnd 
St.  Gallen  beitekendenObereinkemniens,  betr.  dieFfaekerel 
im  Ztlricbaeef  Lintkkanal  nnd  Walenaee,  vom  90.  November. 

Daa  Abkommen  vom  9.  Anguat  1891  vrlrd  mit  dem  gleichen 
Wortlaut  anf  weitere  C  Jahre  emenert. 

Verordnung,  betr.  den  Strafvollzng  in  der  kantonalen 
Strafanstalt  Regensdorf,  vom  19.  Dezember. 

In  der  Strafanstalt  werden  Zachtbans-,  Arbeitshaus-  und 
GeAngniaatiSflinge,  aoirie  administrativ  Detinierte  ml^bat  getrennt 
verwahrt 

Di^'enigen  Stiftflinge,  welche  eine  Strafe  von  mindestens 
einem  Jahr  m  verbtissen  haben,  zerfallen  in  drei  Disziplinarklassen. 
In  der  ersten  werden  eie  in  Einzelhaft  gehalten,  in  den  beiden 
folgenden  arbeiten  sie  tagsüber  gemeinsam  nnd  sind  nur  na<^ts 
getrennt  Die  Kwette  nnd  dritte  Klasse  nnter scheiden  afeh  dnrch 
den  Umfimg  der  Tergttnstignngen,  wdohe  gewihrt  werden.  Die 
Versetzung  von  einer  Klasse  in  die  folgende  erfolgt  je  nach  dem 
Verhalten  nadi  je  8 — 6  Monaten.   Kann  ein  Strttf  ling  nach  Ver- 
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büssnng  von  '/g  seiner  Strafe,  wenn  dicj«elbe  zugleich  mindeste: 
ein  Jahr  gedauert  hat,  als  gebessert  gelten,  so  kann  ihn  der  Justi 
direktor  Iwdiiigi  fniliUiMen.  Hei  Übelverhalten  muss  er  den  Rest  d' 
Strafe  narhholen. 

1904. 

Verfassungsgesetz,  betr.  Abänderung  von  Art.  47  d« 
Verfassung,  vom  ;5l.  .lanuar. 

Die  Neuerung  bestchl  «larin,  dii«»  nuninelir  der  Kantonsr 
über  ilii'  Neubildung,  \'ereinigung  oder  Auflösung  von  .Sehn 
gemeinden  entwiieiden  kann,  während  dies  bisher  nur  auf  de 
licsetügebungswege,  also  durch  Volksabstimmung,  niilglich  war. 

Die  Hundesversaiiiuiluiit'  erteilte  mit  Heschlus.«;  vom  13.  Jn: 
der  N  erfassuiigsänderung  die  cidgenüssisehe  Gewährleistung. 

Gesetz,  betr.  die  Neubildung,  Vereinigung  oder  Au 
liisung  von  Schulgenieinden,  vom  31.  Januar. 

In  Aiistührung  des  abgeänderten  Verfaüsuiigsartikels  räun 
das  Gesetz  dem  Kanlonsriit  die  Ik-fuguis  ein,  allzu  kleine  Sehn 
gemeinden  zu  verschmelzen,  und  allzu  grosse,  oder  nach  den  ör 
liehen  \erh;ilinissen  zu  weit  verzweigte  zu  trennen.  Der  .Staj 
leistet  an  die  Mehrkosten  einen  angemessenen  Beitrag. 

Reglement  für  die  Filialen  der  Züricher  Kantonal 
bank  vom  1.  März. 

Reglement  für  die  Gewerbehalle  der  ZQricher  Kan 
tonalbank  vom  1.  Miirz. 

Die  Kantonalbank  gründete  eine  Gewerbehalle  zur  Untei 
Stützung  von  Handwerk  und  Kleingewerbe.  Sie  steht  in  erslt 
Linie  denjenigen  Handwerkern  und  Gewerbetreibenden  des  Kantor 
zur  Wrtngnng.  welche  keine  eigenen  Verkaufslokalitäten  besitzei 
Sie  stellt  deren  Waren  ütfentlich  aus,  besorgt  den  Verkauf  un 
gewährt  Darlehen  darauf. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  §  45  des  Einführungs 
gesetzes  zum  Hnndesgesetz  Uber  Schuldbetreibung  nn 
Konkurs.  (.Xnsdehnung  des  Grundpfandrechtes  auf  Miel-  und  Pachi 
Zinse)  vom  -7.  November. 

Während  der  grundversicherte  Gläubiger  bisher  gegenUbe 
früher  erfolgten  I'fiindungen  nur  ein  Vorrecht  auf  Befriedigung  aii 
dem  P>lü8  der  hängenden  und  stehenden  Früchte  hatte,  wird  diese 
Vorrecht  nun  auch  auf  diejenigen  Frücht«  ausgedehnt,  welche  nac 
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EinrdehiinK  dm  VerwertniigsbeediTein  abg:etreiiikt  wiird«ii,  und 
e1>eiiM>  anf  die  noch  niclit  verfUIenen  Miet-  nnd  FaehtBÜitflirdtniiigeii. 
Die  Nenernn^  bezweckt    eine  Hebung  des  darniederliegenden 

Hypothekar  Jiredites. 

(i>s>>rx.  betr.  die  Besoldang  der  VolksBcbollehrer, 
vom  27.  November. 

Das  Gesetz  bringt  die  lang  ersehnte  bescheidene  Aafbesserong 
der  Lebrefbesoldnngen.  Die  Minima  werden  Ar  Frimarlehrer  anf 
1400  Fr^  fOr  Sekvndarlehrer  anf  2000  Fr.  feitgentzt.  Dazu 
kommen  Alter^znla^en,  die  nach  20  Dicnstjahren  500  Fr.  erreichen. 
Wenn  die  Genieimlt'ii  von  sifh  nx\n  imili  weitere  Zulagen  gewühren, 
leistet  der  Staat  daran  »  inen  Bi  itrag'  von  bis  ^  ...  Der  Staat 
kann  auch  von  sich  ans  Zulagen  gewähren  bis  zo  500  Fr. 

In  KranUnitsfUlen  nnd  bei  Abaolviemng  des  regelmteigai 
XQitSrdienstee  ttbemimmt  der  Staat  die  Eeeten  der  Stellvertretnag. 

b)  Literatur. 

SxaÄuu,  Dr.  U.,  \'erfae»ung  des  eidgeuusäischen  Standes 
Zflrieh,  vom  18.  April  1869.  Hit  Aameiknngen  nnd  einer  ge- 
BddditliebMi  Einleitung  beransgegeben. 

UsTEHi,  Th.,  Die  Verwaltnnf^:  der  Stadt  Zürich.  Tm  Schweis. 
Zentralblatt  für  Stadt  und  Gemeinde-VerwaUuiitr.    Jalirj^.  II. 

Über  die  Frage,  ob  die  bisherige  I'ra\i.s  des  Stadtiaffs»,  betr. 
die  Umwandlang  nicht  bezahlter  Polizei bu^sseu  in  Getiingnis  ge- 
aetclicb  inlftesig  sei,  entspann  aicb  im  gronen  Stadtrat  eine  lebhafte 
Debatte.  Es  liegen  nnn  gedruckte  Gntaehten  über  dieM  Frage  vor 
von  Bundesrichter  L.  Wkiies,  Prof.  J.  Scuoli.rrbbbobr,  Prof.  E. 
ZüRfHKR.  Oberrichter  H.  Srimri  nnd  Advokat  G.  AVoi-k.  Dt-r 
letztere  vertritt  die  Ansicht,  dass  <  s  zuliissie:  sei,  Geldbnssen,  welclif 
bis  zu  einem  festgesetzten  Termin  nicht  bezahlt  werden,  sofort  in 
Oeföngnisetraftn  wuuwandeln.  Die  Pfof.  Ztacnnt  nnd  ScnoLus- 
smcwn  dagegen  erklären  die  Umwandlung  ent  nach  yoiauagegangener 
fruchtloser  Betreibung  flir  zulässig.  Der  grosse  Stadtrat  entschied 
jedoch  fllr  die  Beibehaltung  der  bisherigen  Praxis. 

§  116  dos  Ziiieiier  Strafgesetzbuchs.  Zwei  Gutachten  von 
Prof.  C.  Stoos  in  M  ien  und  Prof.  E.  ZiRrm  u  in  Zürich. 

§  116  lautet:  „Wer  ausser  den  Fällen  der  §§115  und  116  (!) 
die  geacUeehtiiehe  UneilUtrenbelt  von  Minderjährigen,  die  Not  oder 
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die  AbhJinffi^'kcit  einer  Pereun  inissbraiu  lit,  um  sie  zur  rnzncht  zi 
verfübr^n,  wird  mit  Gefängnis  nicht  uuif-r  eiueni  Uonat  bestraft.' 

Die  Begatacbter  wordea  anläaslich  eines  konkreten  Falle 
1ieft«gt,  ob  nntw  Uiunieht  im  Sinne  dieiM  Pangtmphem  nw  d« 
n^^isclilaf  oder  jede  sonstige  nnzUchtig«  Handlang  zn  verstehen  »d] 
l'mf.  Stdoh  jrel;nii;t  zur  Aiiffassnii?,  dass  ein  eigentlicher  Heisohla 
zur  Konsumierung  des  Tatbestandes  erforderlich  sei,  während  Prof 
ZOficuKK  beischlafiihnliche  Handlungen  als  genügend  eraclitet.  Da 
Oberg«riolit  aehloBS  sich  In  eio«B  Urtdl  vom  16.  Janwur  1905  de 
letzteren  Aafibwu^  an. 

iruTKK,  Dr.  E.,  Die  Stellung  der  Angescholdigtca  in  de: 
Vo^ante^^^Klnlnfr  nacli  zUreherischem  Strafprozess. 

Wiihreud  bis  inü  Ii).  Jahrhundert  hinein  der  Ange^huldigt4 
du  Oljelct  der  Stnfiintersacluiog  war,  mm  dem  bei  dein  beBtebendei 
GeBttodninwaag  mit  allen  Mitteln  ein  Geetindaia  benaafaprew 
werden  mnsste,  wird  im  modernen  Strafprozess  der  Angeschnldigt« 
nn'lir  und  nielir  als  l*i<izi'r-;siiMekt  h.'liuiidt'lt.  Allerdings  ninss  den 
Unleniuehuugsbeaiiiten  eine  pnipunderierende  Stellung  eingeräum 
werden,  dnait  er  den  Zweek  der  üntemehnng,  möglichst  genau 
ErfOTBcbang  der  olyektiven  WabriMit,  erreieben  kann;  aber  einer 
aeits  sind  seine  Befiignlsse  durch  das  Gesetz  genau  abgegrenzt 
anderseits  werdt  n  ancli  dem  Anffeschuldigten  V'erteidigangsrecht« 
«ingeränmt.  Da»  geltende  Ge&etz,  betr.  die  Rechtspflege  vom  Jahn 
1874,  verbietet  gemlias  Art  7,  Ab«.  1  der  Verfimanff  die  AnwendaBi 
jeglieber  Zwangsmittel;  ea  «teilt  genaae  Voraebfttlett  dartber  ani 
in  welchen  Feilten  eine  Verhaftung  znlSssi;;  ist  und  bestimmt,  dasi 
nach  acht-  fsp  in  s<hwnrprerichtlicheu  F;ill>n  14 täpiper  Dauer  dei 
Vcrhafts  Bewilligung  für  die  Fortdauer  beim  Gericht  eingebol 
werden  mnaa.  Ftr  den  Fall  von  HancdnrebsndraBgen  and  SdurlAflft 
bescblagnabme  wird  möglichste  Sebonung  von  Piivatintereaaen  an- 
befohlen. Als  Verteidigungsrecht  wird  dem  Angcschnldigten  dai 
Hee)»t  eingeräumt,  sich  in  jedem  Stadium  der  T"nt»'r!'ucliun!r  einei 
\'erteidiger  zuzuziehen  und  allen  Verhandlungen  beizuwohnen,  st 
dass  dieselben  einen  kontradiktoiisiAen  frhnimhtw  aanalaMn.  Dai 
Entwarf  einer  neuen  8t>P.<0.  gebt  noch  weiter,  indem  er  in  allei 
■wicliti^'fn  Fällen  schon  für  das  Stadium  der  Voruntersuchung  dii 
Iii  i?!' I:uii£r  eines,  erforderlicbenCsUa  amtlkhen,  Verteidigera  obli 
gatoriseh  erklärt. 


J.  T.  UoBua:  SehiraU. 
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cicawEizKK,  F.,  Der  Hexenprozess  und  seine  Anwendung  in 
Ziridi.  Im  ZVidier  TaiebcBbaeh  fflr  1908. 

PiRfciioni,  Dr.  E.,  Dm  ZUreherladie  KiKhenent  in  Miner 

Entwicklung  ztim  Staatsfjnt. 

Zauichat  wird  das  PatronaUrecht  im  allgemeineu  cbarakterisiert 
nnd  aodnan  naehgcwieaen,  wl«  der  Stent  sar  Oliemniniia  leaaelben 
knflL  Ducb  dl»  Überaalnw  wirde  der  Stent  verpiteiitet,  dJe  Gefst- 

Wchm  7.n  hefnlden  nnd  den  Bau  und  Unterhalt  der  Pfarrliäüser  nnd 
Kirchen  zn  besoiigen.  Der  Verfasser  sieht  als  notwendige  Ent- 
wieklttBK  der  gegmwartigien  ZnstRnd«  die  Trtnnong  der  Ktrehe  tob 
Staat  voran»,  welche  zormit  nnr  noch  dnteh  finaniielle  Schwierige 

keiten  anf^schoben  wird. 

BALsiütB,  H.,  Kassation  und  Kii.<sation8gerii:lit  im  Kanton 
Zürich  uelwt  einer  Üarstt'Uung  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
NiehtlglKitslMeeiiwerde. 

Stbakdu,  Dr.  H.,  Die  Stralpnaeearefbrin  im  Knnton  Zürich. 

Der  VerfaKser  greift  von  den  verw  liictlpupn  Punkten,  anf  welche 
tich  nach  dem  Katwarf  der  kantonsr&Üichon  Kommission  die  Reform 
de»  Stnfproaeeee»  eretieeiten  eoll,  die  drei  widitigsten  Iiemne: 

1.  Da»  Schwn«crieht,  «dchee  eich  eett  1851  in  Kenton  bewBhrt 

hat,  soll  in  seiner  bishcripfen  ZuaammensetznnE:  (12  (ii^srhworene, 
die  Uber  die  ächnldfrage  entscheidea  ond  der  aus  3  Uitgliedern  he- 
•tohend»  Geriehtehof,  neleher  die  Strafe  ftstaetit)  belbdudlen  werden, 
doeh  wird,  nm  die  Qnalitit  der  Geednmurenen  zn  heben,  der  WaU- 

quotient  von  20n  .-mf  "»nn  Einwnhiier  erhölit.  ttti'l  ferner  wird  die 
Konpeteiu  eingeschilinkt,  indem  bei  Diebstahl  und  betrug  die  Samme, 
welche  die  »ehwmgeilchtliehe  Kompetenz  begrAndet,  beim  einftdien 
Delillt  auf  600  und  beim  qualifizierten  anf  :im  Fr.  erliüht  wird 
(statt  300  Fr  ir-^p  l.-iO  Fr.  ItieberJ  nnd  indem  die  fianlurottp 
verbrechen  aussciteiden. 

2.  BetralEHid  die  Behandlnng  jngendlieher  Verbreeher  wird 
be8tiuinit,  das»  bei  Kindern  unter  10  .Tahren  statt  Strafe  rii  htcilioher 
Verweis  oder  Überweisung  an  die  SchulitflcKs  zur  disziplinarischen 
Ahndnng  eintreten  könne.  Die  in  eine  Bt^iserungsauslalt  einge- 
wteaenein  Jngendlklien  V«rbreeher  Unnen  bei  WohlTvrhalten  Tor- 
ndtig  entlassen,  bei  aeblechter  Führung  durch  Gerichtsbeschlnae  bi» 
n  ^neu  Jahr  Aber  die  nrepriIngUclie  E^inweisongedaner  znrilelt» 
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behalten  werden,  l'bertretnnjrtn  Jngendlicher  sollen  stets  von  de 
.Schulbehorde  belKiiulelt  werden. 

Ii.  Über  die  beding-te  Einstellnng  des  Strafvollziig»  werde 
{ran?,  älinlirlie  Hestinmiiin^eti  nufgesteilt,  wie  sie  der  Entwurf  eine 
eidpen.  SfrafpesctzbucheB  enthüll,  nämlich  im  wesentlichen  folgende 
VorntiHsetznngen  der  Itedinfften  Einstellnne'  des  Strafvollzngs  sind 
eine  Freiheitsstrafe  von  weniger  als  t>  Monaten,  erstmalige  lie 
striifnug,  Fehlen  einer  niedri;ren  Gesinnung,  Ersatz  des  Schaden 
nach  )l<iglichkeit  und  Aussieht  auf  iSesserung.  liei  jugendliche 
Verbreehern  fSllt  die  IJesrhriinkuHg  auf  eine  Freiheitsstrafe  nnte 
•i  Mi'iiaten  weg.  Das  (i«'ri(  hl  gewährt  die  Einstellung  auf  ein 
I'robezeit  von  2~">  Jahren,  dif  Staatsanwaltschaft  übt  eine  leicht 
Aufsieht  (Iber  den  Verurteilten,  und  bei  Hüi  kfail  oder  schlechte 
Führung  fiillt  die  Vergilnstipniig  dahin. 

Stkaki'li.  Dr.  II.,  IHe  Wirkungen  der  Novelle  vom  27.  Jnt 
ls<.t7  zum  zün-hprischen  .Strafgrsetzbnch. 

I»ur<h  dii'se  Nciville  wurden  die  Verbrechen  der  Notzuch 
und  Schändung  < 'fliziahlelikte,  und  der  Tatbestand  der  Knppeh 
wurde  ausgedehnt.  s|ieziell  zur  Unterdrückung  der  Bordelle,  nn 
ebenfalls  zum  Offizialdelikt  gestempelt.  Der  Verfasser  wei.«t  nn 
an  Hmid  der  Statistik  nach,  das«  sich  die  sittlichen  Zustände  sei 
Kiniiihrung  der  Novelle  im  all;:emcinen  verbesserten,  dass  die  Zal 
der  tTf'srlilechtskrankheiit-n  abnahm,  und  dass  allerdings  mehr  Vei 
nrteilnngen  wegen  Sittliehkt  itsvergehen  vorkommen,  dass  dies  abe 
haniitsMehlicli  auf  <lie  vcrschfirttcn  Strafbestimmungen  zurückznfiihre 
ist  und  nicht  auf  eine  eigentliche  Vennehrung  der  .Sittlichkeit* 
dclikte  schliessen  liisst.  Der  Verfasser  emptiehlt  daher  die  Vei 
werfung  der  neuen  Initiative,  welche  die  Aufliebung  der  Novell 
bezweckt,  -  In  der  V<dksab8timranng  vom  31.  Januar  11K)4  wurd 
die  Initiative  auch  tat-sächlich  verworfen. 

Utzinokk.  Dr.  W.,  Diu^  Handelsgericht  des  Kanttins  Zttric 
1867— IfOO.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte,  Wesen  und  Wirken  de 
Handelsgerichte. 

rrkundenbuch  der  Stsidt  und  Landschaft  Zflrich,  herausgegebe 
von  einer  KominisMion  der  aiitif|uari»chen  Gesellschaft  in  Züricl 
bearbeitet  von  Dr.  H.  EscntB  nnd  Dr.  P.  SrnwtizKR. 

Blätter  fiir  zürcherische  Rechtsprechung.  Neue  Folge  de 
Schw.  BUilter  für  handelsrechtliche  Entscheidungen  (Redaktio 
H.  Wächter  und  E,  Schcbtkk). 


£i-tf.  Bbkser:  Ben. 
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DI«  bekaoDte  Zeitoehrlft  «nchdat  seit  1902  v&ter  der  frUieren 

L«'itnncr  nr^^■^•  ih-m  nfiien  Titel,  welcher  «lern  Inhalf  hcwer  (•nt'iprirlit, 
da  alle  phuzipielku  EnUcheiduugen  des  ObeJgisriciiU  nud  Ka«satious- 
geriehta  berlldulditigt  werden. 


2.  Bern. 

BefareBt:  LI«.  Elf.  Beraer,  Bern. 

1902. 

üesetz  über  die  Erhaltung  der  Kunstaltertttmer  nud 
CrkandeB  vom  16,  MXn. 

BaadenkmUer  des  Staates,  der  Gemdnden  oder  öffentlich- 
rethtliclier  Korporationen,  Ixwefrli'lie  Knristtrcj»-enstSnde  im  öffent- 
lichen Besitz  und  bistoriHche  l'rliuudeii  wcrUc-u  in  ein  durch  den 
Begiemn^nmt  so  fahrendes  Inventar  aafgenomnen. 

Di«:  im  Inventar  eingetngenen  Altertflmer  dfirfen  ohne  Ein« 
vrilligrnng  dea  Regiorun^rates  weder  entgeltlich  noch  unentgeltlich 
zu  Eigentum  übertragen,  nucb  verpflndet,  noch  ans  dem  Staatsgebiet 
aoegsflUirt  mrdm. 

Dm  iBvwitar  wird  lUe  drei  Jahre  einer  grnndlleben  BevlsioB 
nntersogen. 

Gesetz,  hetr.  Heteili^nng  des  Staates  am  Ban  and 
Betrieb  von  Eisenbahnen,  vom  4.  Mai. 

Die  Beteiliganf  geseliieht  d«reh  Obemalnne  von  Aktien. 
Dieselbe  darf  betragen; 
a)  bi'i  <li'n  uornialsjMirigen  Bahnen  4u "  „  il»  *  Anlagekapital»  der 
aut  beruischem  (iebiet  gebauten  Bahubtrecke,  jedoch  höchstens 
60000  Fr.  pro  Kilometer; 
k)  bei  den  schmaltjiuigen  Balmea  40 jedocb  bflciistena  40000  Fr. 

pro  Kilometer. 

Bevor  der  Bau  einer  Linie  beguuneu  wird,  ist  dem  (irossen 
Bftt  ein  FlnnaiMiiweia  einnreielien,  and  es  darf  mit  dem  Bta  erst 
dann  begonnen  werden,  wenn  dieser  Finanzansweis  vom  (iru!<sen  Rat 
alf  genügend  anerkannt  ist.  Wird  dieser  Vnriii  hrit>  kt'ine  Folge 
gegeben,  SO  Mit  die  Beteiiigang  fhr  die  betreffende  Linie  dahin, 
jrdutacfh     isMottt  TMlalgaiW.  B.B1  163 
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1908. 

Gesetz  Ober  die  Vi.  hvi  rsicherUBf  vom  17.  Mai. 

Das  (it'sitz  bezwfckt  ilif  F.ii-iii'nins:  nnd  I >iii<lifiihnin|är 
Viehvenii'heruii^,  »pi-ziell  der  liiadviehversiclierung,  nach  dem  Gru 
Satze  der  (iegenseitigkelL  Ei  werden  in  den  Gemeinden  Yi 
Tenleherangftkaaaen  errichtet,  wenn  die  Hehrheit  derBIndviebbedt 
dsfOr  stimmt.  Die  LandwirtHchaftsdirektion  iteilt  NomialBtatn 
auf,  welclie  (It-n  jewcilifrt'ii  lokultii  VfrliSltnissen  angepasst  wer 
icCanen.  Die  W-i-sicheruug  uiutaasl  allea  iüjidvieii,  welches  in  ei 
Gemeinde  resp.  in  einem  VereicheningikreiM  blatbend  eingeet 
ist  Die  Versieherangskaase  leistet  nadi  Kassgabe  der  Statu 
den  ViehbeHitzeru  Ersatz  fUr  den  Schaden,  welchen  sie  dn 
Kranklifil  mler  riifiill  in  Verbindung  mit  nat-lifnlf^endf m  Tod  n 
uutweudig  gewurdeuer  'i'ütuug,  sowie  durch  Umstellen  venichei 
Tiere  erleiden. 

An  die  ViebversielieningskaaeeB  leistet  der  Staat  dnen  jl 

lieben  Heitnu?  von  einem  Franken  pro  Stück  Rindvieh  oder  20 
pro  Stück  Kleinvieli.  Aii-s.  i  dem  wendet  der  Staat  den  Versicherac 
ka!^»en  aucli  den  liundehlieitrag  zu. 

Gesets  ttber  die  Hnndetaze  vom  25.  Oktober. 

Für  jeden  im  Kanton  gehaltenen  Hnnd,  der  über  3  Moi 
alt  iRt,  %vird  eine  jäbrliche  Abgabe  von  mindestens  '>  bis  liüclist 
'20  Fr.  bezalilt.  Die  Festsetzung  der  Taxe  steht  den  Einwohi 
gemeinden  zu. 

1904. 

Gesetz,  betr.  die  hypothekariHche  Mitverpffindo 
beweglieii>  r  Saclieii  als  Zubeb«"ir  eines  Immobiliarpfand 
TOm  2U.  Nuvember  IWÖ,  angeuomnien  in  der  Volksabstimmung  ^ 
18.  Htn  1904. 

Bei  tndnstriellen  und  gewerblieben  Etablissementen  kOn 
gleichzeitig  mit  den  GebSnden  und  Grtindstücken  die  zum  Geidii 
betrieb  dienenden  Heweerliolikeiten,  wie  >Ia8<'liineii,  Hotelmobiliar  v 
als  Zubehör  des  Imwobiliarpfandes  mitverpffindet  werden.  Die 
ZnbehSr  m  verpflbidenden  Gegenstinde  sind  in  einem  beeonde: 
von  Gltabiger  nnd  Schnldner  nnteraeichneten  Inventar  mit  Schitc 
zu  apesifisieren.  Da«  Inventar  ist  gleichzeitig  mit  dem  '\ 
pfiiudun>r*akt  der  Amtssebreiberei  einznroielien.  Ein  Duplikat 
Inventars  ist  vom  Anitsscltreibcr  aufzubewahren.    Das  Pl'andn 


-uu;.,^crciby -Google 


J.  S^kgesseb:  Schweiz. 


2577 


(entsteht  mit  der  Eintt-agiing  de»  Verpfllnduugsaktes  ins  Grandbucli, 
beim  vorbehaltenen  Pfandrecht  mit  der  Fcrtiguiiff  des  VeräusHemngs- 
vertrage».  LMeses  Gesetz  gilt  für  das  HerrschafUsgebiet  des  alt- 
bemischen  Zivilrechtes. 

Üer  neue  Kautonsteil  (Jura),  In  welchem  znm  Teil  noch  die 
französische  Gesetzgebung  Geltung  hat  (Art.  024  c.  c.  f.),  ist  schon 
im  Besitze  dieser  Institution,  und  es  kauu  da8ell)ät  das  Mobiliar- 
vermögen mit  dem  Gebäude  in  weitgehender  Weise  hyiiothekarisch 
verpHSndbar  gemacht  werden. 


3.  Luzern. 

Referent:  J.  Segesser,  .Staattischrciber,  Luzern. 
1902. 

In  diesem  Jahre  wurden  keine  widrigeren  Gesetze  erlassen. 

1903. 

Gesetz,  betr.  die  Ausübung  notarieller  Verrich- 
tungen, vom  4.  Mfirz. 

Dieses  Gesetz  bezeichnet  die  Ueamtcn,  welche  zuständig  sind: 

a)  für  die  Abfassung  von  Letztwillens  Verordnungen; 

b)  für  die  .Abfassung  von  Wechselprotesten; 

c)  für  die  Aufnahme  von  Urkunden,  zu  deren  Gültigkeit  die  Mit- 
wirkung eines  Beamten  im  Gesetze  vorgeselien  ist,  ohne  daM 
dieses  den  betreffenden  Beamten  ausdrQcklicii  nennt; 

d)  fllr  die  Ueglaubignng  der  Kchtheit  einer  ünterechrift,  eines 
Handzeichens,  eines  liuchanszuges  oder  von  .\bschriften. 

Gesetz  über  den  GebUhrentarif  vom  4.  März. 

Gesetz,  betr.  die  Feuerpolizei,  vom  4.  Dezember. 

Durch  dieses  Gesetz  wurde  die  .\llgemeine  Fenerverordnnng 
vom  Jahre  1811,  welche  auf  die  heutigen  Verhältnisse  in  keiner 
Weise  mehr  passte,  durch  einen  mit  dem  modernen  Feuerwehrwesen 
im  Einklang  stehenden  Krlass  ersetzt.  Als  wesentliche  Neuerung  ist  u.  a. 
vorgesehen,  dass  die  Gemeinden,  in  denen  die  Zahl  der  fOr  den 
Feuerwehrdienst  zur  Verfügung  stehenden  Einwohner  die  Bedürfnisse 
der  Feuerwehr  übersteigt,  berechtigt  sind,  von  denjenigen  Dienst- 

163- 
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pfliehtigeD,  welche  nicht  «ingeteUt  aind,  dne  Enatiitever  nt  erheb 
denn  UudnalhShe  jedoch  geaetsUch  hcBtinint  iat 

1901. 

6e«etz,  betr.  Abänderang  der  StaatiTerfBunng  d 

Kantons  T.n/.ern  ymi  Jahre  lS7r),  die  Wahlait  des  Regi 
rnnpsrates  nnd  <1it  .Mitglieder  des  Sliindenites  bt'treffei 
vom  1.  Dezember;  angenoinineu  iu  der  V'ülksabüümiuujig  V' 
8.  Januar  1905. 

WShrend  bielaitg  die  Wahl  der  llltslied«r  de»  BegiemngerRi 
nnd  der  beiden  AViireonlnetcn  in  den  Stflnderat  dnrch  den  Gross 
Rat  erfelfrte,  wird  dnrcli  diese  Verfassunefsabiinderunjf  beides  d' 
Volke  Übertragen.  i>ie  Wald  des  Re^icrungsrates  erfolgt  jewe 
gleichzeitig  mit  der  Wahl  des  OroMen  Batei,  alle  vier  Jahre,  4 
jenige  der  UltgUeder  des  Ständeratei  mit  der  alle  drei  Jahre  sta 
Andeoden  Gesamtemenenuig  des  achweix.  Nationalratea. 


4.  Uli. 

Beferent:  Dr.  Leo  ■efWi  KonkunlMUBter,  Andannatt. 

1902. 

Abäiideruug  des  Gesetzes,  betr.  Heiligung  der  äon: 
und  Feiertage,  vom  4.  Mai. 

Am  16.  Mai  1900  wurde  ein  »ehr  atreagea  Geeets  erlaaae 

dessen  Art.  4  und  10  werden  nnn  in  dem  Sinne  abgeändert,  da 
(als  Konzession  an  den  Fremdenverkehr)  das  Auf-  und  Abladen  ni 
der  Transport  gewi8»er  Waren,  ferner  da«ä  der  Verkauf  von  Leben 
mittein  gestattet  ist. 

lOOft. 

1.  Vollzielningsverordnnnp  zum  Landesgcmeind 
beschluss  vom  4.  Mai,  betr.  Heif ragsleistung  des  Kantoi 
uu  die  .Schallokale  der  Gemeinden  (I^iandratsbescblass  vo 
26.  HSrs). 

Die  Vnordniuig  stellt  die  ihmdkB  Bedingugen  ftat,  vat 

welchen  Staatsbeitrflge  an  gemeindliche  Scliulhausbauten  gewäh 
werden.   Die  Pläne  sind  durch  einen  Fachmann  anszufertigen  m 
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dem  Erzifhungrsrat  vor  Banbrginn  mit  Kostenberechnnng,  Angfaben 
ttber  Hanplatz,  Banfrist,  Rezugstermin  n«w.  oinzajvirlien.  Der  Er- 
ziehuiigsrat  leitet  das  Snbventionsbejrehren  be^tachtend  dnrch  die 
Rpgiernng  an  den  Landnit.  Die  Stibveiition  beträgt  15 — 25**;<,  der 
Effektivkosten.  Bei  der  Aiisniesaung  des  Beitrages  werden  die 
Ortsverhältnisse,  wie  Steuerkraft,  Stenerfuss  nsw.  massgebend  in 
Betracht  gezogen.  Der  Erziehiingsrat  prüft  vur  Auszahlung  der 
Beitrairsqtiote  die  Bauten  nud  Umbauten  auf  ihre  plan^remäisse  Ans- 
fQhrung. 

2.  VollziehungBverordnnng  znm  Gesetze,  betr.  das 
ttberzeigende  Kapital  iLandratsljeM'lilQNS  vom  2(>.  März). 

Art.  3  des  zitierten  Gesetzes  spricht  den  Gmnd.-^tz  ans,  das.*. 
bei  Vorkanf,  Erbt«ilnng,  Uberhaupt  Zerstückelung  eines  OrnndstDckes, 
die  Hypotheken  durch  die  Hypothekarkanzlei  auf  die  Teilstncke  zur 
Enthebung  und  Verzinsung  verteilt  werden  milsseu.  Die  vorliegende 
Verordnung  regelt  das  Verteilungsverfahren. 

Die  Hypothekarkanzlei  hat  den  Verteilnngsbesrhlnss  im  Amts- 
blatte bekannt  zu  machen  und  je<lem  Kapitalbesitzer  und  Grund- 
eigentümer durch  BeschluHszustellnng  besonders  mitzuteilen.  Jedem 
Interessenten  steht  eine  Rekursfrist  von  20  Tagen  seit  dem  Tage 
der  Mitteilung  an'  das  Obergericht  offen.  Da«  Gericht  entscheidet 
nach  eingeholter  Vernehmlassung  der  Hypothekarkanzlei  im 
snmmariachen  Verfahren  Aber  die  Be.<u.'hwerde. 

1904. 

1.  Gesetz,  betr.  Bezug  einer  Banknotensteuer,  vom 
1.  Mai  (L<andgemeindebe»chlnss). 

Das  Gesetz  entstand  im  Hinblick  auf  die  angestrebte  eid- 
genOnische  Staatsbank  mit  Emmi8»<ii»nBmono|H)1,  um  dem  kantonalen 
Staate  die  Bundeseutschädignug  für  Ausfall  der  Baukuotenstener 
zu  sichern. 

Der  Kanton  bezieht  darnach  eine  jährliche  Banknotenstouer 
von  5  Fr.  vom  Tausend  der  1*/..  Millionen  betragenden  Emmission. 

2.  Ergänzung  der  Vollziehungsverordnung  über 
Ja^d-  und  Vogelschutz  vom  24.  Mai  (Landratsbeschluss). 

Die  Rabenkrähe  wird  dem  Wildstande  eingereiht,  auf  welchen 
eine  Schnssprämie  angezahlt  wird. 
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5.  Schwyz. 


Referent:  Martin  Ochiner,  Fürsprech,  Einsicdeln. 


1902. 


1.  Vollziohuniesvprordnunp,  betr.  Anlajre  nnd  Bczn 
dos  Militärpflicht  er  Satzes,  vi>ni  "27.  November  1901  nnd  7.  Angni 
1HU2,  in  IJeclitskraft  luii  20.  Sei»tembcr  iW2. 

Diese  Verordnunjj  wnrde  erlassen  in  Vollziehnnp  des  liunde 
gesetze«,  betr.  den  Militürpflichtersatz  vom  28.  Jnni  1878,  di 
bezüf^lichen  Vollzielinng^sverordnunp  des  liundeerates  vom  1.  Jn 
1879  nnd  des  Bundespesetzes  vom  29.  März  1901  bt'tr.  die  Krgänznn 
des  Hnndesgeset/es  Uber  den  lifilitärptlicUtersatz.  Die  formelU 
Vorschriften  Uber  KontrollfUlirung.  Taxation,  Bezug  nnd  Steue 
verrechnnnp  überprehend,  besapt  2.'>:  ,.Wer  schnldhaft erweise  d< 
Militiirpfliclitei-satz  nicht  entrichtet,  wird  dnrch  das  Bezirkspericl 
mit  Haft  von  1  -lo  Tagen  bestraft.  Mit  der  Haft  kann  Entzo 
des  Stimmrechts  «der  Wirtshansverbot,  beides  bis  auf  die  Dam 
von  2  Jahren  verbnnden  werden.  Für  dieses  Strafverfahren  geltt 
nachfolie^ende  Bestimmnngen."  In  erster  Linie  sind  Ersatzpflichtig 
welche  innerhalb  der  vom  Militiirdepartement  angesetzten  Bezug 
frist  die  ihm-n  anferlepten  Beträge  nicht  bezahlen,  vom  betreffend« 
Sekfionscluif  in  bestimmter  Form  hierzu  schriftlich  aufznforder 
Diese  Zahlnngsantforderung  gilt  als  erste  Mahnung  im  Sinne 
obzitiertcn  Bandesgesetzes  von  1901.  Wer  auf  dieselbe  nicl 
bezahlt  oder  Uber  die  Unmöglichkeit  der  Zahinng  sich  nicht  rech 
zeitig  und  genügend  ansgewiesen  hat,  ist  dnrch  eine  zweite  schrif 
liehe  Mahnnng  aufzufordern,  innerhalb  10  Tagen  zu  zahlen.  Gleit 
wie  mit  der  ersten,  so  ist  auch  mit  der  zweiten  Mahnung  d 
Androhung  zu  verbinden,  doss  im  Falle  der  Nichtzahlung  Übe 
Weisung  an  den  Stnifrichter  erfolgen  werde.  Nach  Ablanf  der  Fri 
der  zweiten  Zahlungsaufforderung  haben  die  Sektionschefs  ei 
Verzeichnis  derjenigen,  welche  der  Stenerpflicht  nicht  nachgekommt 
sind,  dem  kantonalen  Militiirdepartement  zuzustellen,  nebst  de 
Ausweise  für  die  erfolgten  schrifl liehen  Mahnungen.  Nach  PrOfun 
der  Verzeichnisse  nnd  Belege  überweist  das  Militärdepartement  d 
Schuldigen  dem  zuständigen  Bezirksgerichte  zur  Bestrafung,  neb; 
den  allfällig  von  den  Zahlungspflichtigen  eingereichten  Akten.  Di 
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BezirkBffericht  hat  den  Beklagten  eine  Frist  von  14  Tapr^n  znr 
Bchrifilicht'n  EinreicliunK  alltalliif  weiterer,  währeml  der  Kfknrs- 
und  MahnnngsfriKt  noch  niclit  ht-standener  Knt«<'hnMi^nnf?sß:rHnde 
einznriinnien  nnd  narli  Ablauf  dieser  Friftt  ohne  l'artei vorträte 
diejenigen,  welche  schuldhatterweise  ihre  Steuer  nicht  entrichteten, 
greniäsa  dem  oberwähnten  §  2.%  zn  bestrafen,  (tepen  die  Urteile  de« 
Bezirksgerichtes  kann  Howohl  vom  Beklagten,  aU  vom  llilitür- 
departement  innerhalb  10  Tajren  an  das*  Kantonsgericht  ap[>elliert 
werden.  Letzteres  benrteilt  den  Fall,  gestiltzt  auf  die  emtinstanz- 
lichen  Akten,  ohne  Partei  vortrage.  Die  in  Rechtskraft  erwachsenen 
Vernrteiinngen  von  Ersatzpflichtigen  «ind  im  Amt^blatte  zn  ver- 
ürt'entlichen. 

2.  Verordnung,  betr.  Herstellnng  nnd  Verwendnnng 
des  Azetylengases,  vom  7.  Angii»t  1902,  in  Recht.skraft  mit 
1.  November  1002. 

Die  I.4igening  von  Karbid,  sowie  die  Bereitung  und  Verwen- 
dung des  daran»  hergestellten  Azetylengases,  Rowohl  zur  Beleuchtnng, 
Heizung,  zum  Betriebe  von  Motoren,  als  zn  anderen  Zwecken, 
bedarf  der  Bewillignng  de»  Kegiemngsrates.  Ausgenommen  hiervon 
sind:  a)  die  Aufbewahrung  von  Karbid  in  (jnantitüten  unter  5  kg; 

b)  die  Inbetriebsetzung  von  Apparaten-Modellen  in  den  Werkstatten 
der  Fabrikanti^n,  Rofern  dieselbe  nicht  liinger  als  einen  Monat  danert; 

c)  die  Verwendung  von  Karbid  nnd  .Azetylen  zn  Studien-  und  I.ehr- 
zweoken  an  hSheren  Schulen  nnd  iiftentlichen  Laboratorien.  Ein 
Lagerraum  fSr  Karbid  oder  ein  Azetylenapparat  darf  erst  bentttzt 
werden,  nachdem  die  behördliche  Erlaubnis  hierfür  erteilt  worden  ist. 
Dieser  hat  eine  fachmfinnische  l'rüfnng  vorauszugehen.  Die  .Auf- 
bewahrung von  Kalzinra-Karbid  darf  nur  in  Inft-  und  waasei-dicht 
verschlossenen  MetallgefUssen  geschehen;  geöffnete  (lef^sse  sind  mit 
einem  Obergreifenden,  wasserdicht  schliesaenden  Deckel  aus  Eisenblech 
bedeckt  zu  halten.  In  einem  Kaum,  der  einen  Azetylen-Entwicklungs- 
apparat entbAlt,  dürfen  nicht  mehr  als  100  kg  Karbid  aufbewahrt 
werden.  Die  Lagerung  von  Karbid  in  (jnantitüten  von  100 — 2(K>0  kg 
hat  in  ausschliesslich  hierzn  bestimmten,  abgeschlossenen,  trockenen, 
gut  belichteten  und  gut  ventilierten  Räumen  zu  geschehen.  In  be- 
sonderen Lagerhäusern,  mindestens  30  m  von  anderen  Gebäuden 
entfernt,  hat  die  Lagerung  in  t^nantitäten  von  ttber  2000  kg  zn 
geschehen.   Für  neu  einzurichtende  BelenchtungH-  nnd  Heizung«- 
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anlagen  sind  nur  8<il<  Ii«  Kinistruktionen  oder  Systeme  znlässig.  b< 
denen  a)  das  Azetyleu  unter  keinem  höheren  als  dem  gewübnliche 
Arbeite-  «der  Betrietedmck  bergeetellt  und  ufbewalirt  wird,  di 
Apparate  also  für  keinen  li<>ht>ren  DtWik.  dagttrichtet  und,  als  sn 

Verteilnii!?  flis  Cases  in  Roli)  Kitnnp-snetz  mid  für  gKnüfreiid 
Fhiinniengriit.se  erforderlich  ist,  1))  diis  Karbid  zum  Zwecke  der 
cntwickliuig  in  einen  UberschuiMi  von  Wasser  gebracht  wird.  Uutei 
9Bgt  ist  die  Verwendung  von  HflBBigem  Axetjlen,  für  Bdeaehtoiigc 
and  HeizongsKwecke  «.ncfa  die  Verwendung  v«a  kmniirlmiertem  ode 
mit  T.uft  ijefiilltein  Azetylen.  Tragbare  Azctylenlaniin  n  dfirf-n  ii 
Jiiiierii  viin  liebiindi  ii  nicht  verwendet  werden,  i  berfi  »  liuij^en  de 
Vorschrillen  unterliegen,  abgesehen  von  den  zivilrei  hiiu  In  n  Folget 
einer  Busse  von  5—300  Fr«. 


1.  AbstlmmnngBverordnanc  vom  26.  Jaanar,  in  Beeilte 
kraft  mit  15.  HKrz  1904. 

Die  Kevisifin  wurde  vorlanfifj  nöti?  im  Hinblick  auf  die  Wah! 
angelf;rt-i)heiten  der  Bei^irke  aiid  Gemeinden,  sofern  t&r  diese  ds 

l'rnensystem  eiiigefiihrl  ist. 

2.  Verordnang,  belr.  da»  Verfahren  bei  den  Kantone 
ratswahlen  nach  Yerhältniszabl,  vom  2.  Dezember  1903,  i 
Kraft  mit  24.  MSra  1904. 

8.  Gesets  Aber  die  Ansttbnng  der  Handelsgewerb 
im  Kanton  Schwyz,  in  Kraft  mit  1.  Jannar  1904. 

IVm  (lesetz'^  sind  ntiterstellt:  da*  ständige  Handelsgewerb 
einschliesslich  der  Abzahhiut^sgeschüfte  und  der  Ausverkäufe,  dt 
HandeU-  und  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  der  Hark 
verkehr.  Auf  Antrag  des  Begienugarates  kSnnen  doreh  Beaehlv 
des  Kantonarates  in  dieses  Geaetx  aohdie  neu  auftretende  Arten  d« 
Hiindelspnverbes  ein])e7.i>;:('n  werden,  welche  darin  nicht  naraentlic 
genannt  >iiMl,  aber  durch  die  Natur  des  (iesch}ifl«betriebes  unter  di 
aufgesteilieu  Kategurien  falleiu  Vorbehalten  bleiben  die  sonstig« 
gesetxliehen  Bestimmnngen  über  den  Gewerbebetrieb,  soweit  si 
doreh  dieses  Geseta  nicht  anfgehoben  «der  abgeändert  werdet 
namentlich  diejenigen  über  die  (relddarleiher,  über  da?  Fabrikwese: 
die  üerntslehre,  den  Arbeiterscbutz,  die  äonntagsruhe  und  über  dt 
WirtBchattswesen. 
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Verboten  Ut,  in  üffentliclien  Itt-kaniitiiiachnngen  oder  Mit- 
teiluiipin,  die  für  einen  grilssei-eu  Kreig  von  Personen  liestimnit  sind, 
bei  Anlaas  des  Angebotes  von  Waren  oder  gewerbliclien  Leistungen 
Uber  gescliiiftliche  Verhältnisse,  z.  U.  über  die  Beschaifenlieit,  die 
Herstellungsart,  die  I'reisbemesjinng,  die  Art  des  Hczngeti  oder  die 
Itezngsiineilen  von  Waren,  ttrösse  des  Vorrates,  Besitz  von  Aus- 
Zi'iclinungen,  über  den  AnlaMS  oder  den  Zweck  des  Verkaufes  un- 
richtige Angaben  tatsächlicher  Art  zu  machen,  welche  geeignet  sind, 
den  Anschein  eines  besonders  gDnstigen  Angebotes  zu  niaclti^n. 
Ebenso  ist  es  verboten,  den  Verkauf  einer  mit  Preisangabe  ausge- 
schriebenen oder  BUHgestellt«"U  Ware  au  eineu  Käufer  zu  den»  an- 
gegebenen Preise  ZD  verweigeni.  Der  zustitiKüge  CiemeiiideprUsident 
soll  auf  glanbwllnlige  Anzi'igf  hin  die  sofortige  Entfernnng  solclier 
Wai-e  aus  dem  Schaufenster  anordnen.  Verboten  ist  ferner,  zum 
Zwecke  des  Wettbewerbes  wider  besseres  Wissen  über  das  Krwtrbs- 
geschüfl  eines  anderen,  über  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters 
des  (.ieschJiftes,  über  die  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen  eines 
anderen  Unwahres  zn  behanpten  oder  zu  verbreiten,  wenn  solche 
Ikhanptungen  geeignet  sind,  das  Geschäft  oder  den  Kredit  des  In- 
habers zn  scliädigen  oder  dessen  Kundschaft  abzuleiten.  Alle  Waren- 
galtungen  sollen  m  ausgeboten,  feilgehalten  nnd  abgegeben  werden, 
das«  der  Käufer  hinsichtlich  (Quantität  (Stückzahl,  liewicht  oder 
Meterzahl)  oder  QualifiSt  nicht  irregetUhrt  oder  verkürzt  wird.  Der 
Warenverkauf  nach  den  sogen.  Couponssystemen  (Hydra-,  Schnec- 
balleusystem  usw.),  wonach  dureh  den  Verkauf  einer  gewissen  .\nzahl 
von  Coupons  der  Anspruch  znm  Bezüge  bestimmter  Warengegeii- 
atände  erworben  wird,  ist  untersagt.  Die  Verfolgung  wegen  t'ber- 
tretnng  vorgenannter  Vorschriften  findet  nur  auf  Klage  statt.  Diese 
Klage  kann  von  jedem,  der  Waren  oder  lieistungen  gleicher  oder 
verwandter  Art  herstellt  oder  in  den  Verkehr  bringt,  von  jedem 
Geschädigten,  sowie  von  Verbänden  znr  Förderung  gewerblicher 
Interessen  gestellt  werden. 

Der  III.  Abschnitt  handelt  von  der  besonderen  Handels-  nnd 
Gewerbepolizei.  Hinsichtlich  der  Abzahlnngsgescliüfte  heisst  es: 
Wenn  bei  Abschluss  von  Kaufvertriigen  auf  Abzahlung  der  Kaufer 
gegenüber  dem  Verkäufer  Bedingungen  eingegangen  ist,  welche 
gegen  ein  redliches,  billiges  Geschäftsjjebiiren  Verstössen,  so  z.  B., 
dass  bei  nicht  pünktlicher  Entrichtung  einer  Ratenzahlung  der  Ver- 
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küiiter  die  Ware  zarttekfordern  und  die  bereitt»  eiubezahlteu  Bi 
bekalten  kaim  oder  Jätater  eine  anveriiiltiiliBlMig  hohe  KonTontio; 
Btrafe  n  cahlen  h*t  uw^  so  kann  der  Verkmfar  vom  Qeriebi 
eine  Geldbnwe  bin  zn  1000  Fi*«,  oder  zn  GeRingni$^  bis  zu  14  Ta 
venirteilt  werden.  I>f'in  (ipsi  li.-iili(rft  ii  stellt  pk  frei,  die  zivilre 
liehen  Ausprilche  gctreunt  von  oder  gleichzeitig  mit  der  Strafkl 
•nzaltringeit 

Zur  VerenBteltmng  jedes  fireiwUligen  AnsrerkmliBS  ist  i 

Bewilli^nng  des  Pidizeidepartements  erforderlich  and  die  hiei 
liestiinmte  Staatsgebühr  zn  entrichten.  Ein  freiwilliger  Ausverl 
darf  nur  einem  solchen  Geschäftsinhaber  gestattet  werden,  welc 
mindestais  sdt  2  Jahren  «n  dm  Orte,  in  «dehem  der  Ansverii 
statunflnden  liat,  den  An>  nnd  Verkauf  der  Waren,  wekbe  «r  i 
Ausverkauf  bringt,  betreibt  Untersagt  ist,  Waren  in  den  A 
verkauf  zu  lirinpfu,  die  vorsStzlirli  zu  diesem  Zwecke  angescl 
wurden,  ferner  wahrend  der  Daner  des  Ausverkaufes  dem  bei 
Einrdehung  des  Gesuches  vorritigen  Warenlager  irgendwelche  n 
d.  h.  damals  nicht  voriianden  gewesene  Waren  beliufllgen. 
rmireliniig  dieser  Bestimmungen  ist  der  Ansvei^uf  durch  die  0 
Polizeibehörde  sofort  zn  srhliessen. 

Unter  den  Begriff  Hausierwesen  tm  engeren  Sinne  des  Wo: 
fUlen:  1.  der  Hausierhandelt  als  Teritaaf  vwi  Waren  im  Umk 
ziehen  und  das  Einsammeln  (Kauf),  er.  Tausch  (Verkauf)  Ton  Wa 
im  Umherziehen :  J.  das  Hansiergewerbe.  Den  Angehörigen  solc 
Staaten,  mit  weli  hen  keine  Wreinbarnng  über  die  Erwerbsfrei 
getroffen  ist,  sowie  den  Angehörigen  derjenigen  Staaten,  welche 
HaaslMgewerbe  von^Dtt-sokhenVereinbarung  ausgescbkosen  haben 
die  AusSbung  der  Hauaiertltigkeit  nicht  gestattet  Den  AngehOrl 
derjenigen  Staaten,  mit  welchen  Gleichstellnng  in  der  Erwerbntütig! 
vereinbart  worden  ist,  ist  die  Hausiertiitipkeit  nur  in  dem  M) 
gestattet,  in  welchem  die  betreffenden  Länder  dem  Baasi« 
sehweiserischer  Hwknnft  die  Amtlbung  seines  GeweAea  bewülii 
Jede  Handerbewilligung  wird  nur  flir  eine  Penon  und  ausaehliesa 
auf  deren  Namen  ausgestellt.  Der  Verkauf  von  Waren  in  grijss« 
Quantitäten  ausserhalb  de.s  Wohnortes  des  Wareneigenstumers  ( 
Wagen,  auf  Kränierständen,  in  Bnden  —  Marktverkehr  anagenomo 
oder  in  Torttbergehend  in  Benutznng  genommenen  Lokalititen 
Wanderlager  —  ist  als  Haudierverlwnf  su  behandeln.  Den 
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gemeinen  Bestimmnngen  Ober  Hausier\ve«en  nnterstelit  die  AiiBübiinK 
eines  Handwerkes  oder  Uenifes  iiu  Umherziehen. 

Jeder  Handi'lsmaiin  oder  KrSmer,  der  anf  einem  Markte  Waren 
feilbieten  will,  bedarf  hierfür  einer  schriftlichen,  von  der  (h  tsbehorde 
ausgestellten  Bewillignnfc,  hat  die  orts^ebräni-hlichen  Stand-  nnd 
Plalzffelder  zu  bezahlen  nnd  darf  Reine  Ware  nnr  an  dem  Platze 
in  Verkanf  stellen,  der  ihm  von  der  Ortsfiolizei  angewiesen  ist.  Von 
Einholung  der  Bewilligung  sind  die  am  Marktorte  wohnenden  Handels- 
leute ausgenommen.  An  Markttagen  ist  in  der  betreffenden  Gemeinde 
das  Hansieren  von  Hans  zn  Hans  verboten. 

.Anf  rbertret4uig  des  («esetzes  sind  verhältnismiissig  hohe 
.'^trafen  gesetzt.  So  ist  mit  .lü  2000  Frs.  zn  btissen,  wer  sich  eines 
nnlautem  oder  unredlichen  (.leschüflsgebarens  schuldig  macht:  ausser- 
dem kann  hier  vom  Gerichte  anf  (icfiingnissirafe  von  H  Tagen  bis 
6  Monate  erkannt  wei-den.  In  schweren  Füllen,  ferner  wenn  die 
gleiche  Person  oder  Firma  in  den  letzten  5  Jahren  bereits  einmal 
in  Anwendung  dieses  Ge.setzes  bestraft  wurde,  ist  neben  der  Busse 
das  erteilte  Patent  zurllckzuziehen.  Das  Patent  ist  auch  zurück- 
zuziehen, wenn  ein  Hausierer  bei  Ausübung  seines  Gewerbes  anf  dem 
Bettel  betroffen  wird.  Mit  der  Zurücknahme  des  I'atentes  kann  ver- 
fügt werden,  dass  dem  Inhaber  innerhalb  1 — 'S  Jahren  kein  neues 
Patent  auszustellen  sei.  Übertretungen  dieses  Gesetzes  können  nur 
innerhalb  Jahresfrist,  vom  Zeitpunkte  der  i'bcriretung  an  gerechnet, 
eingeklagt  werden, 

4.  Gesetz,  betr.  die  Bienenzucht,  vom  27.  Ang:n8t  1902, 
in  Kraft  mit  1.  Januar  10Ö4. 

NVährend  der  Schwarmzeit  ist  das  Aufstellen  von  leeren 
Bienenkörben  nnd  anderen  Vorrichtungen  znm  Zwecke  de«  Weg- 
fangens fremder  Bienen  nntcmgt.  Der  Eigentümer  eines  Bienen- 
schwarmes ist  berechtigt,  denselben  zur  Wahrung  des  Eigentums 
während  3  Tagen  zn  verfolgen.  Kanu  der  Schwärm  innerhalb  dieser 
Frist  nicht  aufgefunden  werden,  so  gehört  er  dem  Eigentümer  des 
Gmndstilckes,  auf  welchem  er  sich  angebaut  hat.  Der  durch  Ver- 
folgen und  Einfangen  verursachte  .'schaden  ist  zu  vergüten.  Ist  ein 
Bienenschwarm  in  eine  nicht  bevölkerte  fremde  Bienenwohnnng  mit 
nnbeweglichem  Bau  eingezogen,  so  ist  der  Eigentümer  der  Bienen 
berechtigt,  Ersatz  der  Bienen  durch  Geld  oder  ein  anderes  Bienen- 
volk zn  beanspruchen,  sofern  es  nicht  der  Eigentümer  der  Bienen- 


2586 


Gesetctrebiing  und  Literatur. 


wolinung  voraieht,  dem  Ansinvcher  der  Bienen  dies«  samt  Wohnun 
gejfen  Verpfitung  der  letzteren  Bbzntreten.  Bei  E^inzop  in  einen  bi 
wegliolien  Bau  ist  der  Kipentluner  des  Schwarnis  nur  berechtigt,  d( 
Innenban  peppti  Krsetzuntf  de»  entstandenen  Scliadens  uegznnehme 
Ist  ein  Biencnsrliwarni  in  eine  fremde,  besetzte  Bienenwühnnng  eii 
g«zof?en.  80  erstrecken  sich  Kitrentnm  und  sonstige  Hechte  an  de 
Bienen,  mit  welrln  n  die  Wnhming  bepelzt  war,  anch  auf  den  eil 
gezogenen  Schwärm.  Das  Kigentnm  und  die  sonstigen  Recht 
welclie  an  dem  letzteren  bisher  bisfanden,  erlöschen.  Ein  Anspruc 
wegen  Bereiclicrnng  stellt  dem  bisherigen  Berechtigten  gegen  de 
neuen  Kigentiimer  nidit  zu.  Vereinigen  sich  mehrere  ansgezogei 
BienenscliwSrme  verschiedener  Eigentümer,  so  erwerben  diejenige 
Eigentümer,  welche  ilire  Scliwäme  verfolgt  haben,  an  dem  eing» 
fnnjrenen  (iesamtsch wanne  daH  Miteigentum  nach  Bruchteilen;  d: 
.\nteiie  bestimmen  sich  nacli  ilt*r  Zahl  der  verfol^renden  Eigentume 
Bienenvölker,  bei  welchen  die  bösartige  Fanlbrut  auftritt,  sind  san 
ihren  Vorräten  und  Walx-nbau  unverzüglich  durch  den  Eigentümt 
mittel«;  Verbrennen  uder  Vergraben  zu  vernichten.  Ubertretnnge 
«lieses  Uesetzes  werden  mit  •>-  20  Frs.  bestraft. 

5.  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  alkoholische 
Ctetrfinken,  vom  2:1.  April  1H03,  in  Rechtskraft  mit  I.Juli  190: 

Diese  Veronlnung  wurde  erlassen  in  Ausführung  von  §  1 
des  Wirtschaftsgesetze«  vom  24.  September  1899  und  von  §  H  de 
Vollzieliuiigsverordnuiig  hierzu  vom  :{0.  November  1H99,  sowie  i 
Erjfiinzung  der  Vernnlniing  üJier  Lebensmittel-Polizei  vom  'M.  N« 
vember  lH7s.  Danach  darf  unter  der  Bezeichnung  ^Wein"  nn 
das  durch  alkoholische  Giining  ans  dem  Saft  der  frischen  Weir 
tranben  (ohne  jeden  Znsatz)  entstandene  (TetrSnk  vcrkanft  werdei 
Kun»tweine,  Trockenbeerweine  und  durch  Zusatz  fremder  Stoffe  vei 
änderte,  wie  gallisierte  Weine  (Weine  mit  Wasser-  und  Zackei 
znsatz)  und  'l'resterweine.  sowie  deren  Verschnitte  mit  Natnrweinei 
dUrfeu  nur  unter  einer,  ihrer  llerstellnngweise  entsprechenden  B< 
Zeichnung,  in  den  Handel  gebracht  nnd  ausges^^'henkt  werdei 
Mitfels  liips  geklärte  (platrierte)  Weine  dürfen  pro  Liter  höchster 
2  g  schwefelsaures  Kalium  enthalten.  Eingebrannte  Weine  dürfe 
nicht  mehr  als  2l»  mg  an  freier  nnd  180  mg  an  gebundener  schweflige 
Sfture  pro  Liter  enthalten.  Storker  geschwefelte  Weine  werden  al 
gesundlieitsschrullicli  betrachtet  nnd  dürfen  weder  ausgeschenkt,  noc 
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verkaufY  werden,  bis  deren  Gehalt  an  Hchweflii^er  Säinre  durch 
LaK^ning  oder  Vemchnitt  auf  die  genannten  Cirenzzahien  hinunter 
(gebracht  ifit.  Andere  Kongervicrangsmittel  als  Rchweflit;«  S.^nr« 
(z.  B.  Salizylsänre,  liorsänre,  Flnorverbindungen)  dürfen  dem  Weine 
nicht  beiKeniischt  sein,  ebenso  nicht  Veixü»»ung>mittel  (Saccharin, 
Hulziu  n.  dergl).  KUustlicb  geflirbte  Weine  werden  aU  verfälscht 
beanstandet. 

Unter  dem  Namen  »Most"  (Obstwein)  darf  nnr  ein  durch 
alkoholische  GSrnuff  aus  Kernobst  ohne  irgend  andern  Zusatz  lie- 
reiteies  GetHInk  in  den  Handel  (^ebi-acht  oder  aus^^eschenkt  werden. 
Mostähnliche  Getränke  oder  Snrmgate,  welche  nicht  ans  frischem 
Kernobst,  sondern  durch  GSmnif  eines  künstlichen  Gemisches  von 
Tamarinden,  Weinsäure,  Zucker,  Frnchtäter  usw.  (so^en.  Mustsnbstanz) 
bereitet  sind,  dilrfen  nnr  als  „Knnsfmosf*  verkanfi  werden.  Most 
soll  aasgegoren  nicht  nnter  8  Vidnroprozent  Alkohol  und  nicht 
nnter  ir>  p  Extrakt  pro  Liter  enthalten. 

Als  „Bier"  darf  nur  ein  Getränk  verkauft  und  ausgeschenkt 
werden,  das  ans  Gerste  bezw.  Gersienmalz,  Hopfen,  Hefe  und 
Wasaer  durch  Maischen  und  alkoholische  (Gärung  gewonnen  wird. 
Werden  statt  der  (rerste  oder  eines  Teiles  derselben  andere  Ge- 
treidearten verwendet,  so  mnss  solches  Hier  mit  einem  entspi'echenden 
Namen  bezeichnet  werden.  Das  zum  Ausschank  gelangende  Hier 
mnss  gesun«!,  klar  und  aus  einer  mindestens  12%igeu  StammwUrze 
bereitet  sein.  Der  wirkliche  Vergärungsgrad  niuss  wenigstens  4<i**/o 
betragen,  und  es  darf  das  Bier  nicht  über  3''  o  Maltose  enthalten. 
Die  Verwendung  irgendwelcher  alkalischer  Substanzen  zur  Wieder- 
berstellnug  eKsigstichigeu  Bieres  ist  untersagt,  ebenso  die  Ver- 
wendung von  Salizylsfiure,  liorsilnre  nsw.  zur  Konservierung  des 
Bieres.  Hinsichtlich  der  Bierpressinnen  finden  sich  die  Bestimmungen, 
daM  Spritzhfihne  und  SchlangenkQhlappanite  gar  nicht  verwendet 
werden  dürfen,  Kautschnkschliinche  nnr  insoweit,  als  sie  fUr 
Biegungen  erforderlich  sind. 

Branntwein  und  Liköre  dürfen  keine  gesnndheitsschädlicLen 
Metullsalze  (Kupfer,  Blei  n.  dergl.)  oder  andere  gesundheitsschtttl- 
lichc  Stoffe  enthalten ;  ebenso  ist  ein  Gehalt  an  freien  Mineralsäuren 
unzulässig. 

Alles  Zuwiderhandeln  gegen  obige  Bestimmungen  wird  im 
Sinne  der  §§  1,  2  und  4  der  Verordnung  über  LebensmitteliMilizei 


! 


2588 


G«MUg|«lMuig  und  Uiantur. 


vom  90.  November  187ft,  i.  b.  aitt  einer  Binae  von  SO — 500  Fn. 

bf><ir!iü.  Im  Anit-iblatt  sind  »uwohl  die  Üntersnclmiigs-Resnlfitti'. 
als  jiurli  ilie  NrtiufU  Jcrii-nif;fn  Wirte  zu  verüöentlicliHn,  welche 
wegüU  i  beriretung  vuritlelieuder  VerurdDiuig  bestraft  worden  sind. 

6.  KiiiitoBBrattb«schI«M,  betr.  Erb^bnni;  elaer  B«ak- 
iH  r  <  tistt-iu  1 .  vum  SO.  November  1903,  ta  Reebttlmit  mit 
14.  liexember  IWi. 

Die  KantoiuilbMik  hat  (tor  StuiMcaan  dee  Kantons  von  der 
zurzeit  auf  3  Millionen  Franken  Itetgeaetzten  Banknotenemissioa 
cUu-  jahrliflie  Hiinknotenstciicr  von  .'i  Fi-s.  vi.m  Tankend  zu  beahles. 
Der  HeiM'hlUiis  ist  ftlr  daa  ganze  .Talir  IW-i  iua«igebeud. 


1.  Verordnung,  beir.  Üeiträge  aus  der  Kautouskasse 
Sir  FSrdernn;  der  Schieeeftnsbfidnng  Dienstpfliehtlger, 

vom       M:u  1'.«'4,  in  Hi-flitski.it'i  mir  1.  Januar  l'-MTi. 

Der  Kanton  verteilt  jäbrlicb  zur  Förderung  der  freiwilligen 
Schiesepfficht  unter  die  im  Kanton  beetebenden  nnd  vom  Begiernnga> 
rate  anerkannten  Militär-Schiessvereinc  i-iuon  IJeitra^  von  1000  Fr«. 
Tti'ti  Mililär-Scliiessvereinen  bleibt  e^  anheimRestellt,  diese  Beiträge 
au  die  Iif  re4^liligt«n  Mitglieder  zu  verteilen  oder  darüber  zur  Declcuug 
der  Verelnaawlagen  n  verfügen.  Zn  einem  Beitrage  «ind  dmenlgen 

Mitglieder  'irr  >filit;ir-Srbi(  .i<;\  i-reine  berechtigt,  welche  lH;i  einer 
gewehrtragvudfu  WaQ'e  eingeteilt  sind  und  die  SchiesaUbnngea  des 
.jeweUa  vom  achwelxerlMheB  inutSrdeiiartoneot  anfgeetellten  ütknl- 
taUven  Programmeg  erfüllt  haben. 

2.  Verordnung,  betr.  FOrdernnp  tind  Veredlung  der 
Viehzucht,  vum  27.  Oktober  11H>4,  in  Kecht«kraa  mit  4.  De- 
zember 1904. 

Diese  Veronlnung  weicht  ttnxvesentlich  ab  von  de^)nlfeil  VOm 
5.  August  lbt*7,  betr.  Uul^rstiilzuug  der  ViehzochU 

3.  Vollziebnngrs-Verordnnngr  san  Interkantonalen 
Konkiirilat  Uber  einheitl  iclie  Hegelung  des  Motorwagen- 
und  Fahrradverkehra  vom  13.  Jnai  19U4,  vom  28.  Oktober  ItHH. 

Der  Kanton  Schwyz  selilleiat  rieh  dem  obenerwllinten  inter- 
kantonalen Konkordate  an.  Der  Verkehr  mit  Motorwagen  ist  anf 
allon  Kantonestnesen  erlaubt.  Den  I'-ziiks-  inil  G<Miiiin.ler:iten 
stellt  Jedoch  das  Bechl  zu,  den  Moturwiigenverkehr  auf  ihren  ullenl- 
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liehen  Str<T*siMi  frnnz  '>1er  tinlwei^e  7i\  vr'iiftcn.  Soldie  Iit'solilUi-.i' 
bedürfen  der  lienehuiigung  des  l\«fgierang>truteä.  Der  Verkehr  utit 
FUnrldern  md  llotorvelos  irt  uf  alleii  flffientliclieB  Stmaen 
stattet,  jedoch  diirffii  die  Trottnirs.  Fiisswept»  und  iiffentlich«'!!  Anhieei» 
nicht  befahrnii  wenkn.  Di«  erteilte  Bewilligung  zum  Gebrauche 
efaMi  Motorwagens  od«r  Fahrrad««  i«t  ein«  penSnliohe;  die  Anaweis- 
karte  Ixt  alUUtrlleh  ni  erneuern.  An  Klinderjfihrige  wird  eine 
Bewilligunc  i""'  erteilt,  vvetin  di  r  Ii.IiiUir  der  v,'i1*'v1i<'t!iii  (-icwiilf 
die  zivilree.hilichf  Veranuvnrilichkeit  durch  t<(  hrittliciie  tlrkliirunj; 
üheniiniBt  Der  EigmtBiier  eines  mit  einer  KontTdlBanner  ver- 

seUfnoii  Aiirurantiili^s  '»der  Kalirra  ii-s.  weli  lier  dii'ses  einem  andern 
zur  Beuliuung  Qb«rliUat,  ist  iHr  Mtt  Widerliaudlnngen  gegen  dieee 
Vondirlften  aeltem  des  Flhivn  des  tietnlhnden  Fahnenges  ver« 
antwurtlich  und  hafthar,  wenn  der  Widerhaudelnde  nicht  st-lh8t  zur 
Verantwortong  gesogen  werden  kann.  (  bcrtretongen  der  \'on<:lirit'ten 
des  Konkordates  und  der  VoUziehungä-\'erordnang  sind  durch  den 
Prlsidenten  denjenigen  Gemeinde,  in  weldier  die  Übertretung  statt- 
gefunden hat,  mit  fulfrenden  Geldbnssen  zn  bestrafen;  mit  2  Fi-s. 
bei  Übertretungen  mittels  eines  Fahrrades}  mit  10 — 2iiO  Fvs.  bei 
Übertretangen  mitteb  eines  Hotorvelos  oder  Motorwagens. 

6.  UnterwaldeiL 

a)  Obwalden. 

Beforent:  Dr.  Fiau  HlderhergST}  Fönpreeh,  Saraea. 

1.  KsntOBSverfassnng  vom  27.  April  1902. 

Die  nene  Verfaagnng  zertlilU  in  Keelis  Titel  (bisher  Ii  und 
onthlilt  7t>  Artiliel  (bisher  i'li.  Die  StoflKruppierun^  ist  iti  di  r 
revidierten  N'erfassnug  eine  weseutlich  andere  und  in  vielen  Be- 
siehuigen  praktisehere.  Eine  ganze  Beihe  von  Ablndeningen  ist 
darauf  nmüclcznfnhren,  dass  di.»  k;\ntnni4le  (i.'-("7:prpbiirir  in  der 
Periode  xwiaeben  18G7  und  heute  in  steter  Fortentwicklung  wetient- 
liehe  Ltehen,  die  sie  im  Jahre  1867  anfwies,  anigeniUt  hat  8o 
sind  seit  1867  in  Kraft  getreten;  das  I'olizeistrafge.setz,  da.*  Gesetz 
aber  den  Zivilprozess,  da«  Gesetz  über  das  .Strafverfahren,  das 
Schulgesetz,  das  StenergeseU,  das  Verantwortlichkeiti*$[;e!iets  und  das 
Beso]du(a(eteti. 
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Die  dttrehgi-eifintdst«!!  AUndernnmn  finden  ticb  tn  Tierten 
Titel  «Jes  revidierifii  «;niml(?e«'t7,<K.  der  von  den  richterlichen  B«- 
hnrilnii  hatnlelt.  It.  vision  hat  iVrm-r  il'w  materielle  t'berein- 

KtiaiiuttiiK  zwiiic'lieii  ikr  liuml«>i>verf<tM6uni;  und  der  Kautoiitveifusniig 
hergcaiiellt.  Die  OwraUe  von  Gnudreelitni,  deren  OeKtbrltiatanir 

>.'(i"n  in  dir  Ilin);)r>V'tt;i»^vtnisr  ;insp<'spri>fli<'n  ist,  wniile  in  dt-r 
KHnioiii>verfuh>iiiug  als  übcrHiihüig  wt'g;gelaä8eii,  da  di«  eid^enüssische 
N«rm  Ipso  Jnre  aneh  für  diu  kantoBale  VerfluHmflfnveiit  miMgebend 
IM.  S<i  isi  uiitir  andi'im  tl<'r  Art.  0  der  alten  VerfassnnR  we^f- 
gelikseen,  in  weldtem  die  üarnntje  de»  Petitionu-echta,  des  Verejns- 
rechts,  der  Pressfreilieit,  der  CHeidiBtt  vor  dem  Geaete,  aowie  der 
:uid4'ri)  lk»tinimiin(rt')i  der  Bandeaveifkaanng  über  die  Bechte  nnd 
Freiliriten  <les  Volkes  an<i)re>'|>rorhen  war.  In  indem  Fillen  wird 
auf  die  iSundi-sverJ'as-iunir  liin^rewie.sen. 

I>if  vvt:!>enilicli«ten  Ändrrungtii  t>iad  folgende: 

Xach  der  1867  er  Verfcsaang  ninaaten  bei  Vomalme  einer 

l'avtial-\erfa-'<nntr>>rfvi*ioii  .'lOii  titiinnif;iliij;i'  HUrg-t-r  ein  bfzQpliolie« 
motiviertes  Verliuigen  beim  Ivautonsrate  stellen,  welches  sodann  der 
nichaten  Lindesgeneinde  inr  Atotinmnng  vorzulegen  war.  Dnmit 
war  aber  die  Fmge  der  Partialrevision  der  Verteanng  nocli  nicht 
eilnditTt.  sondrni  ••>:  nin^i'i-tt'ri  ilie  finzeliiPii  7.n  revidierenden  Ver- 
tiis-sHiiKsartikel  einer  weiteren  Landesgemeinde  zur  Annahme  oder 
Verwerfting  vorgelegt  werden.  Die  nene  TerAusnng  bat  nnn  die 

T:irt!al-Vfi-fa.vsnnirsievi?ii>n  erleirliterf .  inil<iii  t-ie  Imtiminf.  dass 
w<-»n  äUU  slimmfSliige  Bürger  die  Abänderung  einzelner  V«r- 
fluwungsArtllcel  verlangen,  aie  die  betrelÜHiden  Verfinanngaartikel 
^•'iiau  /.II  liey:i'ii  hiieu  ud  den  nenen  Wortlant  derselben  festzustellen 
haben.  Die  Landetigemeinde  entseheidrf  soilann  üljer  .\nnahin«  oder 
VerwerAing  der  ihr  nnterbreiti  teii  funnulierten  Anlräge. 

Die  nene  Terftaaang  veradilrlt  die  früheren  Inkemiintimitltn' 

b«  stinniiiiiie:«  n  beilglich  des  Regiernogsrates,  der  GenditabdiQrden 
und  des  K.ui'''n«vat>:'s  und  stellt  nen  aolche  Beatinunnngnn  uf  be» 

zuglich  der  (.nujeinderSt«. 

Als  weitere  Nenemng  ist  die  Beduktim  der  BeUMen  her- 

vur/.iiheli>  II.  Der  Kantonsi-iit  beBteht  ans  72  (Crttlier  80)  IBtgliederB. 
?:beiiMi  wurden  die  Gemeindebehörden  in  ihrem  Bealande  etwaa 

reduziert. 
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All  die  Sjlelle  de»  Zivilgcriilitt^s  tritt  Uaü  Kantuusgi-ritlit,  bf- 
BtdMBd  am  7  Vltcltedeni  und  5  EnalatirtnBerii^  wddm  mgleleli 
nh  str.itv>'ri<'bt  ttn  StcUe  dct  frflliereii  SriniBalgeriehtM  Xrlniiud- 

falle  aburteilt. 

Ein  Tom  KaBtonmt«  an«  der  lütte  dce  KaotoiUBeriGhtea  g«- 
wütlter  Gericlitsansscliutüi,  b<'!«t<'li«  n<l  an«  5  )llt«liedeni,  itlieniiiiiait 
die  Fanktionen  des  ft-ttheren  Poliz^igerichtea. 

Der  Kantonnat  hat  freie«  Wahlrecht,  währeud  ihm  früher 
<Ue  „Gerichtskandidaten'*  von  den  Oemciuden  pHtaentlefft  umiden.' 

Xacli  tli-r  frülienm  Vi'rfaF.snn}r  hatte  ilcr  Kaiittinsrat  das  Recht 
der  Be^adigung.  Die  neue  \'crt'a^ung  räniiit  ihm  auch  das  Recht 
der  Stnfinildemitg,  aowle  der  bedingten  FreOanong  ein. 

Die  V<'ni]itlIiiiiL'Sf;i'iichtH  haben  eine  erliijlite  (lOii  Fn«.  statt 
früher  2'j  Frs.)  Koiupeteius  erhalten.  Kompetenz  des  Kantons- 
^richtes,  die  Mher  inappellabel  anf  100  Fr«,  ^n^,  wnrde  anf 
800  Fru.  erhöht. 

Da«  Revisiiins-  und  KassHtiitns;roricht  wurde  »Is  selbständi^s 
tiericbt  beseitigt;  die  bisherigen  Kouipeteiuen  wurden  teil:«  der  uber- 
geriehtllelMii  JostiskomileaiOin,  teila  dem  Okergerieht  ttbertragea. 

Dil'  Srrai'tinti'r''tir!uinc:  wurde  vom  I{«»(,'ierune-*rate  fretrenntj 
dieser  bleibt  eiiuig  noch  VulUiehung«-  and  V'erwaltaugübebvrde. 

Die  Stnfknteraneknair  und  die  Strafakwandinngr  in  minder^ 
Widitigeil  FUlen  wnrde  einer  vom  Kantonarute  ans  der  Mitte  des 
BegienngarateB  zu  wfthlenden  Untenachungs-  nnd  Überweiannga- 
kekBrde  tthertragen. 

KcnfaMfatnelle  Geno^enschuften  können  siih.  entgegen  früher, 
als  Kirrlienpemeinden  in  der  Weise  bilden,  dass  si»-  sich  auf  eine 
oder  mehrere  Einwuhnergemeinden  erstrecken.  Um  öffenilich-rtxht- 
lichen  Charakter  an  erhalten,  kedflrfen  sie  der  Genehmi^ng  dea 
Kantonsrates,  Demselben  steh*  dii'  I'efntjtiiä  zu,  diesen  (ienosscn- 
Bchaften  das  Kecht  des  Stenerbezuge.t  zu  KuUnszwecken  gegenüber 
dien  Angehörigen  der  ketrelfenden  KenfkBsfain  nack  Maasgake  des 
Steneri^rt^tzeii  «inzarSamen. 

Früher  muästen  Gemeinde-,  Koriiorations-  oder  Teil^ianiebeschlHsse 
innerhalb  6  Wuchen  nach  ergaugeueui  BeschlaB^e  angefochten  werden, 
Ronat  wwiidiMa  sie  in  Rechtalaaft.  IHaw  FrfM  i^lt  mm  aiekt 
mätt  flir  die  gerichtliche  Anfeclitnng  aoldier  BeaehlBne,  Mfem  ■!« 
Melkende  Bechtsverhältnisse  schaffen. 

Jtkttadi  Aw latnut  TfNii%ug.  «.IM.  164 


2592 


GeieteRQbiiitg  und  Utmtiir. 


2.  K«atoii«raUb««ehU»t,  betr.  Vcrabfolgnng  eine» 
StiintHhritrav't's  an  i-iuc  „o^sehielite  de«  Kantont  Uater- 

waldeu",  vom  «.  Uktola-r  iyo;l. 

An  dl«  EnteltuDgskosteii  der  von  Herrn  Dr.  Ron.  Dtaiin  tn 

Siaim  /.II  vcrta^^fiiilen  iiiiil  lii'rausztiffi'Lenilen  (ii>scliitlit*  dt-  Kantons 
Unterwaiden  wird  aus  der  ^^taat»kaa8e  eine  Unterstätzang  bewilligt, 
welche  pro  BoK«n  90  Frs.  betritt  nnd  im  Ifaxinrain  8000  Fr«. 

nicllt  fibersfeii.'»'!!  soll. 

;'i  \Vriiidninig',  lietr.  Verti-ilutif:  und  Vcrweudang  der 
Üundis-Seliulsubveutiüii,  vom  22.  Ktbruw  lt<04. 

4.  Verordnung  Uber  das  Scbieuweeen  T»n  28.  Fe- 
bmar  l'.Hil. 

5.  Dekret,  betr.  Einfüliruiig  der  liankiiuieiisteuei'  uud 
Verwendnug  des  Beingewinnes  der  Kantenalbank,  tob 

34.  April  !■.•<•  }. 

ü.  licsctz,  betr.  tiewährleistang  beim  Tiehhandel, 
vom  24.  April  19CM. 

ffine  Gewilmpllieht  des  VerUnfen  besteht  mur  imoweit,  ala 

das  V"rtinii'1pii-''in  von  Ei?i'n<chaften  oder  die  .\lnvcsenheit  von 
>lüugelu  aiiitdrÜLklicli  zngesicbert  wurde.  l>ie  Zusicherung  mnu 
schriftlieh  nachgewiesen  werden.  In  allen  Füllen  von  GewMirs- 
vi't siir<rinii,  in  flfiic»  dir  (tariintii'zeil  nicht  tVstgrsiizt  ist,  bctiü^t 
dieMilbe  14  Tage.  .Sie  beginnt  mit  dem  Tage  nach  der  Übergabe 
des  Tieres  bexw.  mit  dem  Zftiimtikie,  In  welchem  der  KSnItr  mit 
di  r  Emplkngnahmc  in  Wr/n^^  ^^^i  koninit  u  ist  Dieae  I^lst  gilt  nicht 
bei  der  Gewflhr^itflifht  für       Ti .n  htip-k'-it. 

Der  VerkantVr  hattet  au»  der  Uewiilirleiiitung  dem  Kimler 
nur  dann,  wenn  der  Mangel  der  ^nlbaehe  vor  Ablaof  der  Ge< 
wrilirs/tif  drni  Vtrkn-^t'r  arfr''/eitrf  "nd  HpiifH.stens  inneriulb 
4M  Slund<'n  nach  .Ablaut  deri^elbcn  gehi^rig  festgestellt  wird. 

Bei  OewthrleistuBg  für  Trichtigkeit  bat  der  Klnfer  dem 
Vcrkauti  r  An/ti^'i'  m  machen,  sobald  er  Tom  Uugel  der  tage- 
«icUerten  Kigenscliaft  Kenntnis  erhilt. 

Keine  Anwendung  finden  die  dnrch  dieses  Geseta  anl^nstelltea 
Beschrinkungen  der  Oewihrspflicht,  wenn  es  sich  nm  abeiehtUehe 
TiUSchnnff  d'^s  Kilnfor»  dnrdi  den  Verkäufer  handelt. 

7.  Kant onKratsbeschlii!»»,  betr.  Beitritt  zum  Konkordat 
Aber  Uotorwagen-  nnd  Fahrradrerkehr,  trom  4.  A{wU  1908. 


IL  Ltrsn:  Sdiwttiz. 
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ö.  AuslTihruughbestimmangen  znm  Konkordat,  betr. 
dea  Hotorwaflr^B-  und  F»hrr»dYerkehr,  Ton  27.  Joll  1904. 

Di»^  Kontrnllf  der  MoMWWagen  nnd  Fahrräder  ist  Sache  der 
Polizeidirekt.ion.  Der  Moiorwa^fn-  nnd  Falirradverkehr  kann  dnrcll 
den  Itegierungsrat  anf  einzelnen  Strai)«ien  verboten  werden. 

Badfithrern  nnd  Ffthrem  von  Votortragra,  welche  nicht  in 
Kaston  niederpelasseii  sind,  darf  bei  Übertrctnngen  fiir  Bassen  nnd 
Schadenenatz,  falls  keine  andere  genOg:ende  Sicherheit  geteiltet 
vrird,  das  OefUrt  polisdlieh  mit  Beschlag  belegt  werden. 

Iii  Nid^^alden. 
Butercnl:  M.  Lnstl,  Adrokat,  Slan«. 


1902. 

Vollziehiings  Verordnung  zum  Bundfsgi-Hciz  vom 
20.  Hirz  19U1,  betr.  die  Erglnznng  des  Bandesgesetzes 
über  das  Hilitlrpfliehteraats,  tob  28.  Jud  1878.  ErlmMK 
TOB  LuKbmte  «m  12.  Aiiril  1902. 

IM«. 

1.  Oeietz,  betr.  Aasllbnng  des  Kecbt >iaawaUsb«riife«. 
Bllassen  von  der  LaiidcsR-pmeinde  am  2<'),  April  11>03. 

Bisher  war  die  Advokator  in  }<idwaldeu  vollständig  frei. 
Die  B«e)itaanwllte  gaboi  nmi  in  Februar  1908  dem  Landmte  m- 
lUHUleillder  LandeaRemeinde  den  GeaetzesvorschlaK  ein,  \vi  iiacli  in  der 
Folge  das  Becht  der  bera6maasigen  Fttbrnng  von  Zivil-  und  Straf- 
pronasea  Tor  den  Oeriebten  nur  baudlnngsfühigen  SetaMrelwiMrgem 
zustehen  solle,  welche  vom  Kantone  anf  Omni  einer  I'rltt'iing  den 
Bpfiiliiß-nngsansweis  erworben  haben.  Per^^nnen.  wi'l'  Iii'  f>'  i  Annahme 
des  Uesetzes  neit  mindestem»  zwei  Jahren  bei  den  Mdwaldaer 
Oerioihten  den  Anwaltebemf  in  beMedigender  Weise  mit  der 
nötip  n  uissriüsihaftUetaea  BeflOiigBng  amgeQbt  baben^  iriid  die 
Prllfoug  eriiMseu. 

Der  Voieehlaf  wurde  von  der  Laiideegemeinde  ebne  vnder- 
spneb  angenonunen.  ' 

2.  AuHführnnesverordnnnf?  r.n  obi^t-m  .\n\vaUsgeseiBe. 
Erlassen  vom  Landrate  am  2.  und  SO.  Dezember  1903. 

164* 
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Die  VrfUmgf  sn  deren  Vomabme  dtr  Landiml  Je  ««f  3  Jabn 

eine  Koniiiiissinti  von  JüttrlicJern  withlt,  wi-lnhf  fllr  Jeden  PHlfnnffi*- 
fall  zwei  weitere  recbukandige  Mftiuer  beizuiehen  hat,  erstreckt 
■ich  aaf  dl«  Kenntnlue  des  eidgenOeriacben  und  kantonalen  Beelitea 
in  fol^t-iKli-n  Materien:  rrivairetlit.  Strafretlit,  Zivil-  and  Strafprozess, 
!'MWl.i  itieiliiin)?  und  Konkurs,  Verfassunpsrecht  und  auf  die  schrift- 
lidie  Auiuu'beituug  einzelner  lieclitsmaterieu  uder  Prozesse.  Zar 
PrilAinir  werden  sngehunent  alle  Jene,  tvelehe  eigene»  Beditet, 
/eii!.'enfiiliisr.  cm  1"'!'  ;inidet  ninil  nnd  den  Ausweis  erlirincr»'».  d.iss 
hie  die  ti^'Dina6ial!>tudieu  mit  wenigstens  milteliiiätisigera  Erfulgu 
absolvint  nnd  an  einer  Hocbiebnle  reebtswlMemduftlieli«  ICoUeglen 
üHer  r'.iiiis«  lo  dentsches  nnd  seliweizeritwhes  Privatreclit,  Ober 
Sii-Hf-  und  Zivilprozess,  Beitreibung»-  und  Kvnknmecht,  allgemeines 
nnd  schweizerisches  Siaaterecht  angeliftrt  taben  nnd  bei  dnem 
nidw&ldneriscben  oder  anaaerkaaunmlen  patentierten  Anwalte  wihrend 
6  Uonaton  »I»  Praktllunten  1ftti|;  wann. 


1.  (iesetz,  betr.  Kegnadiguug  gerichtlich  lictitraftcr. 
ErlsBien  Ton  der  Landogemelndf  au  24.  Aytü  1904. 

Das  Recht  cur  Beprnadiiranc  (rerlehtlicli  Bestrafter  steht  dem 
Laadxate  an.  Ein  Gesuch  können  nar  solehe  stellen,  welche  vom 
Kantenagttielit  oder  in  AppellationsAllMi  vom  Obergericht  mit 
Zuchthans  oder  Korrektionshaas  be.'-traft  worden  sind.  Nach  dem 
)iiKlii  riffn  (»evt^tze  hf".iliriinkte  sieh  das  Recht,  begnadigt  zu  werden, 
auf  die  Zuciiihaussti-iiflinge.  l>er  Bestrafte  mus«  aber,  bevor  er  mit 
eines  BegnadigangsgeBncIte  vor  den  Landrat  treten  darf,  wenlgtteiie 

die  Hälfte  seiner  Srnife  „iiligesessen''  h:ilieit. 

2.  Verurdnuug  Uber  die  Erstellung  und  Anlage  von 
Gaa-,  Petrol«,  Neolin-  nad  Bensin-llotoren  in  Oeblndeo. 
Erlassen  vom  Landrate  am  5.  Oktober  1904. 


Gesetz,  iietr.  die  obllgatoriselie  Viehverslekemnf. 
Erlassen  ron  der  Landesgemeinde  am  IL  Hai  1902> 


1904. 


7.  Glarus. 


Beferent:  Lie.  1.  v.  Weiert  Sebwja. 


isoe. 


K.  T.  Wbu»:  Schwell. 
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Seil  (lern  Jahre  1896  bestand  im  Kanton  Olam  in  dt  i  \Wh- 
v«rsii;herung:  das  fakultativ»'  <  )blipatorium,  d.  h.  es  wnnh'  u 
Genieiaden  freigeatellt,  die  Vit;hver»icliernug  für  ihre  Medbi'üitziT 
obUgKtoriacll  m  «ricUren  «de»  nkht  Ei  hatten  biBher  von  19  Ge- 
niftiuJon  bloss  'i  AN'alila-i'mcindcii  diiM'  ViTsiclii  rnnfr  nirlu  eiiigefiiliit. 
Die  letzteren  repiiUteulieren  eiu  Dritt«!  in»  gesamten  Rindvieh- 
beetuideB  des  KutoM.  Ein  Teil  der  Buenuebtft  denelben  hatte 
die  EinfTihninff  der  Vithversicherang  angestrebt,  ist  aber  von 
einer  Minderheit,  welche  einen  grüneren  Viehb««tand  besitzt,  fiber- 
atiimnt  vorden.  Am  dieaea  Onmde  irtrd  nun  im  vorliegenden 
Gesetze  die  Versichernng  gegen  den  VerloBt  von  ZUndvieh  dttrdi 
Unfälle  oder  Kr.inklieiten  otiüeatfirisr  Ii  erklärt.  Ks  werden  zn 
diesem  Zwecke  VersichernnKskreise  gebildet,  die  in  der  Kegel  mit 
den  WnUgeneindea  «uanmcniUlen.  FOr  Verbindliehkeiten  heftet 
ein/iK-  das  Vi  rml'iriTi  der  \'''t  -;''lo  t  nnffskasse  und  ist  jede  perNüii- 
lich«  Haftbarkeit  der  Uilglieder  ausgesvlüoweu.  Die  Statuten  haben 
sn  beethnnen  Uber  die  Organe  der  Teraichemngekasse,  die  Anf- 
nnhne  in  dieselbe,  den  Versichenui^sui  rr  der  Tiere,  die  lieitragg- 
leistnngfn  der  Mitglieder,  Knniltelnnj;  und  Verjriiliins;  des  .S  hadeiis. 
Der  ätaat  hat  an  die  Venticheraiigsgesclleiehaften  einen  Beilrag  zu 
Meten;  dendbe  tat  anf  jIhrUch  20000  Fn.  feat^eeetit  Er  wird 
nnter  die  einzelnen  Kasseti  nach  der  StBckzahl  der  venlcherten 
Tiere  ohne  Kacksichtnahme  auf  das  Alter  verteilt 

VolltiehangiTerordnung  inm  Geaetse,  betr.  die 
obligatorische  ViehTeriiobernng'.  Erlnaaen  vomLandrate  am 
6.  Noveaber  1902L 

Ablndernng  von  §  C>  des  GcBetzes  Aber  -dae  Landet* 
stenerwe^en  vom  7.  Mai  189L  fieichloiaen  TVn  der  Landes* 
gemeinde  am  -i,  Mai  1903. 

Nen  irt  hier,  daqi  gealsa  Iii.  e  dea  genannten  Paragraidien 
aneh  di>  Eisenbalinanteniehmnnfen  im  Kantone  Ton  der  Stenerpflieht 
aosgenommeu  sind. 

Beschlnae,  betr.  das  Verbot  der  Handflaeherei  and 
dea  Oebranehs  von  Netzen  and  Garnen  für  die  Fischerei 
in  Qnellbilchen.  Erlassen  in  der  Landesgemeinde  am  3.  Uai  1903. 

Das  Fischen  mit  der  Hand  ist  gfinzlich  antersagL  Die  Netze 
nud  Gsma  dliftn  nnr  in  den  Seen  nnd  in  den  Hanptfltlaen  Linth, 
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Svi-titt  1111(1  Lüntsrh,  nicht  aber  ia  den  MekenAlMeB  imd  in  dem 
i{uelll>:i<'I>en  lioniitzt  werden. 

lieschlutiti,  beir.  Haftpflicht  gegen  Unfftll  ttgvnBtea 
der  kantoaaUn  Beanten  and  Bedieaatetea.  EtImkb  toü  der 

LendftSKemeindtJ  am  3.  Mai  lltOn. 

In  diesem  Beschlösse  wird  der  H(«at  gegenOber  den  küutuualeu 
Beulten,  Arbeitern  nad  Bedienateten  all  Inftpflidilig  erkttrt,  nad 

zwar  in  dem  plfiflien  Unifanfre.  \yW  dies  g»'nms.s  dfn  KeKtiiiimiingpdB 
det  Enndesgesetzes  vom  26.  Brachninnat.  1H»1,  \»tt.  Haflpdidit  am 
Fabrikbetrieh,  nnd  des  Bnndesgis>'t/<'ii,  betr.  die  Amdehnnng  der 
llafiptlidii  und  dit'  iCririinzang  des  genannten  Bnndo»e<'»i:tzc8  vom 
20.  April  lHs7  für  dir  indnstri<*lli>n  nnd  pcwerblichen  Betriebe 
b«gteht.  Im  cinzflueu  wird  dem  Landrate  die  Antgabe  nnd  Kompe- 
tenz  flbertragoi,  sa  beitinaen,  welch«  kaatnaaka  Beaartea,  Be- 
(li.'ii'-rr.tt'n  un.l  Avlieitor  der  W'diltnt  dieM  BeadlllUSPs  teiUmftic 
w  erden  sollen.  Ebi>nso  ist  der  I^andrat  kompeteat»  eüuelne  Kategorien 
ven  Beanten  oad  Bedienateten  bei  VeraieheniagsgeaellaehftfleB  tn 
veraichem. 

0eset>  Uber  das  Lehrliagevesen.  Beschkeeen  von  der 
Landes^meinde  am  3.  Uai  1903. 

Das  vorliegende  Geaeix  ist  entstanden  infolge  einer  Anregung 

des  \'ri  I  ii  s  L'hirneri-iclicr  ("-werVievr-reine,  wdche  ein  OesetS  Iber 
<lbligat<•ri!^l:he  i.ehrlingsprüt'nngen  verlangten. 

AJ«  Lehrling  in  Sinne  des  Gesetaea  gilt  jede  nlunliche  eder 
wi  il.lii  he  l'rrsiiri.  \ve!cli»'  in  einem  Handwerke  oder  «tewerbp  mit 
uit'cliaiii»cliem  Betrieb«  oder  ohne  solchen  einen  bestimmten  Beruf 
erlernen  will.  Der  Lebrvertmg  nnaa  »ebriftlieh  abgefiust  aein  vnter 
Zngrundele^oing  dea  NenaaUehrvertraires  des  schweizerisilien  Ge- 
werbev»•reine^.  Im  weiteren  werden  in  /ienilieh  allgemeiner  Weiw 
die  Kechte  und  I'dichttin  de«  Lehrling)«  und  de«  Lehrmeistent  um- 
aohrieben.  Wihraai  der  Daatr  der  Lehnelt  irlrd  der  Bemch  der 

FurTfiililrnicssrhiile  für  jeden  LehrlinEr  nbüp-nrnrisi  li  erklilrt,  welcber 
auch  die  l'tlicht  liat,  sich  einer  LeUrliugsprQfuug  zu  unterziehen  vor 
der  Lehrlingsprflftingfikommisaioa,  die  auf  Vomhlag  des  Verbandes 
clarnerisclier  Gewerbevereine  vom  RepicrnnKsrate  ant'  die  Dauer 
von  3  Jahren  gewählt  wird.  Über  Streitigkeiten  zwischen  Ueiater 
nad  Leftrllng  eattclialdet  ein  SiAledsgericht,  ureldiM  aua  je  eiaeat 
Vertreter  der  ParteieB  aad  einem  von  den  SeUedarfehtwa  beaeidf 
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neten  Obmanne  peViiMft  wird.  Ociii.'lss  ^'  H  illicniiinntt  fl<  r  S'tmt 
gewisse  Leistungen,  wie  2.  B.  die  Kopien  der  Lehrliugspriifuugeu. 
GewtMBbertretongeB  «erden  dareh  du  Pultzelgerieht  mit  5  bis 
100  Fi-s.  betraft. 

ciesetz,  betr.  da«  Armen w«seil.  Erlassen  von  der  Landes- 
gemeiude  am  ä.  Mai  1903. 

Die  LaBdeagemeiiide  rm  1902  hatte  aelien  die  Bevision  des 
-Vmienpesetzes  ffmndstätzlicb  >ii»si  Iii,  .:.;on  titnl  rl<'ri  I.aiidrat  bi^aiiflragt, 
der  nächsten  Landesgemeiude  einen  Entwurf  vurznlegen.  Ka  waren 
mr  Bevision  die  versdüedemrtii^ten  Postnlate  und  Wünsche  ge- 
stellt worden.  Folffende  Pnstulute  wurden  von  vornbercin  alij^flflmt : 
die  VerstaaUichttiig  des  Armeuwesens,  die  Einftthmng  einer  einbeit- 
liehen  Armeustener,  die  EinfBhnuiig  des  Wohnorteprinzipes,  die  Be- 
gelang der  l^tfueriitlioht  der  ausserhalb  d>s  KantonH  wohnhaften 
(üiirncvbilrgi^r,  dif  Kinfiibnmtr  diT  \mi>  i:I<o]it'^triirr.  Si  li  irtiinf? 
der  iitflle  eine»  Armeninbpi-kturü,  die  Ersvi'iternng  der  Straflinugniss« 
gegenlber  «rbeitsseheun  und  UederlieheD  Pemonen.  Das  Postulat 

«itur  V>Tiii'liniiIziiu;r  dri-  kittifissinnrll  (rctrennicn  .•Vnuetiy-cnicindfn 
musate  füllen  gelassen  wurden,  trutzdeui  sdion  eine  bezügliche  Vorlage 
des  Regle raugHrates  an  den  Ltmdrat  selan^  war.  Die  Ablehnnns 
erfol|^  haaptKiichlinh  daniiu,  weil  ein  ('bereinkrimnieti  de»  Meffioniiifri- 
rates  mit  den  Arnienbehorden  von  Evans'flisch-  nnd  Katiioliscii- 
tilaros  von  der  evangelischen  Armengemeinde  Olaras  mit  ilber- 
naehender  If ehrheit  varworfsn  werden  war.  Es  blnbt  demnach  im 
prri-isen  und  ganz<'n  fffiz  der  Revision  beim  alten.  Die  liaai>t- 
sächiichsten  Anderongen  äind:  Ausdehnung  der  staatlichen  Beitrag»- 
'leistinir  an  die  Kosten  Ar  Yersergiinf  von  Kindern  in  Privat-  nnd 

Anstaltspfleffe.  sta^itliche  Beitrapileistunif  an  alle  N'ci-hi  L,aniirskoslen, 
nicht  bloss  au  das  Nettokostgeld,  beMimmtere  Umschreibaug  der  Bei- 
tragspflicht des  Staates,  Ansdehnnng  der  Straft  des  Trankverbotea 
avf  ZwMgaveriu  tzung  in  Trinkerheilstitten. 

Her  weseiitlic  lic  Itilialt  des  (iesi  tz.  -:  ist  ('iili;i  ii4i  r:  Ang|inndi 
auf  die  ge»ctziiciic  AruienuuterstQtzuug  iiabeu  arme  Waisen  oder 
Senat  verlassene  hOflose  Kinder  bis  mm  16.  Jahre,  im  weiteren 
arme  PersAnen  Uber  It"  liilin',  -  t'>rn  ilirsrlben  infnltre  Kvnnkln'it. 
Gebrechlichkeit  oder  aust  irgend  einer  andern  Ursache  nicht  imstande 
tind,  für  sieh  oder  Ihre  Familie  den  notwendigen  Lebenaraterbale 
n  erweiben.  Di«  UnterstHtnuippflicht  liegt  in  erster  Linie  der 
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Familie  (Eltern,  Kindern  und  (leschwigtern)  ob,  bei  rnvermrigen  ab<'r 
den  Amenkreiaen.  Die  bisherigen  AmteBkieiae  bleiben  fortbeatehea. 
Die  Koetea  der  Amennntcrrtlltaniiif  «enlen  bestritten  aitt  den  SSnnen 
der  Amengnter,  dem  Ertrag  der  Stiflongren  nnd  Armennteneni, 

sowie  ans  RiSckerslattnnfri'n  nmi  ■h-m  Staatsbcitrag.  IHe  Aninn- 
siciuT  kann  erhoben  werden,  .suweii  die  Zinsen  den  Armengules  und 
die  andern  Einnahmen  nieht  anmeidies,  und  swar  hOcbetenn  1  Fr. 
VHiii  TausiTiii  Ii  -  Vi-rniHceiiN.  Jedtr  im  Kauton  wohnendt'  lifirger 
hat  die  Aruieustuuer  in  «einer  Ueimatgemeinde  n  entrichten.  — 
Die  Annenpflege  bOdet  die  vorberatende,  volteleliende  lod  beaof- 
aiditigende  Imnli':  nh-  h;ii  für  >lii'  ViTwaltunj;  de«  ArmengOtM 
r.n  fwr^^^-u.  I>if  Kin-M-r;,'»'  für  Kinder,  der  Unterhalt  nnd  die  Xer- 
norgMUfi  »lux  und  $,'i'l>rt:<  lilicher  Personen  and  die  i'Ueg«  der  Kranken 
wird  in  ansfUirlicher  Weise  normiert  Die  Amenpllegf  bt  be- 
recbtlg'i.  uuswiirt*  woliiifml''  I  nt. •rstiitznng^bt-iHlrftis'o  z"r  Klickkclir 
in  die  Heimatgeuieinde  anzuhalten.  In  NotiäUen  hat  die  Armen- 
püege  des,  Wohnortes  die  dringendste  Untentntanog  an  lebten, 
«.-i^.sriii  dir  llr-imalj.'-i  nit'iiidi'  zur  Ersatzli'istiing'  verpflichtet  ist.  -  - 
lier  titaat  hat  die  Uberaufsicht  Aber  das  Anaenwesen,  nnd  zwar 
wird  dieselbe  d«rdi  die  Armen»  lad  ToraumdadiaftaMiChle  «u- 
gttlibt  Der  Reglemngsrat  bildet  die  BdtanJnstam. 

t>i<'  V(tm  St.'iat»^  zn  (rcwiiliriMuli'Ti  HeitrSpo  sind  im  Art.  37  näher 
uiu.st:brii'b«u.  Sie  werden  aul  Grund  der  von  den  Armenpflegen 
einnreicbenden  Jabreerechnnngen  der  Armengenieiude  ansbeialilt  — 
l)i'ri''ni(.M'.  ilcr  rnti  rstnizutifr  jr»-iiits»t,  ist  venu  Kwhte,  eitif  Wirt- 
schaft za  betreiben  und  geistig«  tietrtolte  an  verltaufen,  aasge- 
achlossen.  Hans-  and  Gasaenbettelei  ist  nntersagt  Die  Qonrinde- 
hür^rt-r,  wi  lctie  dnreh  Leichtsinn  und  llisswirtscliaft  sich  nnd  ilire 
Familie  der  Vcrarmiine'  aussetzen,  »ind  dem  Waisenamte  zur  Be- 
autsichtig;ung  zn  beantragen.  Eltern,  welche  ihre  Kinder  körperlich 
nnd  geistig  verwahrlosen  lassen,  ist  die  dterlidio  Gewalt  dnmh  die 
V(iniii(HiN'liatt>ilwh;>rdi'ii  zu  rnrziclit'ri  Pie  ans  T.pi<'ht«inn  oder 
Liederlit'likeil  nnterstützangbbedürftig  gewordenen  l'ersonen  sind 
itlr  die  Daner  des  Oennsses  der  Untertttttmng  in  der  AnsUbmg  dee 
Aktivblirgeiric  litts  siill}r<  by:i.  iVrfMincn,  welche  Infolge  Miissiggang 
oder  liederlichen  Lebens wandcJs  der  Gemeinde  zur  Last  fiülen, 
können  ia  einer  Zwangaarbeitsanatalt  natei^bracht  werden.  Die 
hesHglfehe  TerfUgnnir         vom  PflsidentaB  des  PoUieiBeriehtes 


■Digitizeü  by  Google 


K.  r.  Wmm:  Schweit. 


2599 


•It  SiiUEelrichter  getroffen.  Dagegen  steht  der  Rekurs  an  das 
Polladgnidit  ofim.  Fenoneiif  die  in  eiaem  Eonknblnatnwklltnis 

lflK>n.  ans  wirhpm  für  rlie  Ariitfnf:fm»*iiifi>'n  LaM'^n  zu  erwafliscii 
droben,  üud  beim  PülLzeigericlite  li«hui'i>  Ver&organg  in  einer  Zwang»- 
«rbdtniutolt  elnnUagen.  In  ihnliehw  Weiie  ist  gtgm  Gewöhn- 
heitstrinker  vorEngelien.  Sofern  ein  Anfrehöript^"  eines  andern 
Kantoiu  im  Kantvn  Glarns  erkrankt,  an  hat  die  Wohngemeinde  tnr 
dia  erftrderllche  VeriillegnnK  anfknltonniten.  Die  Aimenpflepre  hat 
•^A  niilijTf'n  MatsKiialinien  zu  (reften.  dass  vnn  der  zn.stiiiidif^en  Be- 
ll n  nie  der  lleinnu^'eiuciiifl--  .Ii  s  ^^•rlltlel^1ell  der  Krsal/  der  eiiL-laiidenen 
Kosten  erliilllUcli  grutactit  werden  kann.  Wird  der  Erkrankte  trau.s- 
portfUii;,  ao  ist  aeia«r  HcimatbeliSrd«  Anselge  n  unchen  and  desMn 

Heinischafl'iinf;  anznnnlm  ii,  snfern  nicht  weiter  die  nPillye  rnler- 
stUtzuug  von  der  Ikimatgeujeiude  gtnvährt  wird.  Für  Auüläiider 
g«lten  die  BeatiniBangeii  der  Sta»tmrtr«ge,  io  Eruangelnng  aolcher 
aber  die  fibr  die  AnfBhSHgen  anderer  Kaalene  geltenden  Vonchrlften. 

Ueschlnss,  betr.  den  Beitritt  znr  interknntoii;\len 
Vereinbarung  über  eine  einheitliche  Verordnung  tiir  den 
Hotor-  und  Fahmdrerltehr  auf  den  •ohweiserisehen  Ge- 
biete. Eriatsen  von  der  Landeegenielnde  am  8.  Hai 

Gesetz,  betr.  die  Ite st etiernnp  v<in  anonymen  Krwerb«- 
gesellschat'ten.    Landesgomeindebeschluss  vom  Ii.  Hat  11hi:3. . 

Das  tuntonale  Stenergeaets  ▼»»  Jahre  187S  hatte  Iteinerlei 
nesiiminnngen  Ober  die  Ili'Steuernnff  von  .Aktienj.'ese]]Mhafteii  und 
üenoaaenscbafteo.  in  der  äteuerpraxis  warde  indessen  die  Aktien- 
teeeUachaft  Baak  in  Italien  ntt  ihrem  Beaerrefond  veranlagt,  mid 
in  den  früheren  .Steuergesetzentwflrfen  von  ls>^'.^,  lh!H),  Isiil  and 
1897  war  dieser  Praxis  gegenüber  den  im  Kanton  bestehenden  Unter- 
nehanacen,  wetehe  aaf  Aktien  oder  Anteilscheinen  bernhen,  Aus- 
dnek  verlieben  worden.  Diaae  sBmtlidiea  Entwürfe  worden  aber 
von  dfr  T.;i!vlpsf^enieinde  verworf-n.  Inzwischen  machte  sieh  aber 
doch  die  Wiiuschbarkeit  immer  mehr  geltend,  bezügliche  Bestimmungen 
in  eirtaaaen,  insbeaendera  verlangte  man,  daaa  die  Alttlenblekerelen 

und  die  Konsumvereine,  welche  dem  Mittelsliunle  Kciiknrrenz  machen, 
nicht  steoerfirei  sein  sollten.  Im  Gesetze  wird  nun  grondsätzUch 
die  Stenerpllieht  der  adonymen  GeaellMhaften  ( Aktka-  nnd  Kooanandit- 
alttiengeseUschafleii)  nnd  der  CTeno^isensehnften,  veldw  Sitz  und  Ge- 
sehlftabelrieb  im  Kanton  Glans  haben,  festgeaetit.  Sie  haben  ihr 
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«IlllMiahltC!^  Aktion-  oder  Gennssenschaftskapital,  »jwie  dfti  Reservf- 
HtBd  und  ihm  ähnliche  Spezialfonds  zu  versteaeru.  Filialen  von 
MMWIrtigren  Gesehlften  üui  mit  dem  der  Etedeatmir  ^  Zweige 
geschlftex  entsprechenden  AnteCe  Meneri><1><'l)tiE:'  aiuinym*ti 
Gesellschaften  und  (ienossenschaftr-n  sind  hui  Orl»^  ilirfts  lii-sfliäft«- 
betrieb«»  in  die  .SltUBiregisier  eiiusutragBU.  Sie  «ind  von  der  Be- 
nliluiiflr  der  Pngreerion  gemSa»  $  14  des  Qeaetn»  tber  du  Laada- 
Ktt'iK'rwi'sen  Vom  7.  Mai  ISiM  cnfhubi  n,  d  h.  liildr-t  die  endgfflltipr 
t'«»l^<!Ktellte  Veriuu{!;«n«uilage  alt>  solche  die  ürandla^  der  Stener- 
bereehnnng.  Der  glameriache  Aotdlhaber  an  dtnBrtig«B  Geaell« 
Biiiiiiten  k.mn  von  der  von  ilira  zii  entriclitenden  Landessteiier  den 
ätencrb«trag,  welchen  die  Gesellschaft  ffir  seinen  Anteil  an  Landes- 
Btenem  bezahlt,  in  Abrechnung  iMlngen.  Bei  den  Oeaeinde«  ind 
Scholltenem  i-ind  den  im  Kanton  Glan»  »teuerpfliditigen  ABteil« 
hiihern  an  s<drl»en  rnteineluiuuifri'n  itirc  Anteile  ani  (J(>f$ells4'hal>s- 
vennöi^Hn  bei  ilir«r  Veranlajptng  in  Abrecliuntig  zn  bringen.  Anteile 
aa  answirtigea  «noDynen  Geaellaehaftea  and  OeneeMBaehaften  a{nd 
ohne  Tieschrilnknng'  steiii'r]>ni('liti|:C 

ßeschloBs,  betr.  Haftpflicht  gegen  Unfall  zn  gnnsten 
der  kantonalen  Beamten,  Bediensteten  and  Arbeiter.  Er- 
lanen  vom  Landrate  am  80.  Septenfaer  1908. 

Es  werden  lii"i-  die  He:niiten  und  Bediensften  beieiduMt,  auf 
welche  der  Lundesgeiueinde bet«  lilass  anwendbar  ist. 

Reglement  imB  Landesgem«lndebe»ehla»a,  betr.  Haft* 

|jt"li(  lit  gegen  Uofall  an  gunsten  der  kanlnnalen  Ueamtea 
und  Bediensteten  vom  3.  Mai  ISO'i.  iiegierongsratabeschloM 
vom  12.  Nuvembcr  iw.i. 

Bei  ▼ttckommenden  ITnflllcii  bat  aleli  der  Verletite  eder  demea 
Hinferla^isene  imierlmlh  einer  Frist  von  7  Tagen  bei  der  IHriktinii 
des  Innern  zu  lueldeu  und  die  Ursache  and  den  Hergang  dt»  Ua- 
fitUes  genav  snsngeben.  Wenn  dieae  Anzeige  nicht  innerhalb  der 
lestgextellten  Frist  erfolgt,  oder  die  Zuziehung  ürztlieiier  Hilfe  Ter- 
tünmt,  den  firzUichen  Vorscliriflen  nicht  Folge  geleistet  wird,  oder  sich 
der  Verletzte  vor  seiner  Widerherstellung  der  ftrztlichen  Behandlung 
oder  KontieUe  entsielil,  ao  Icaan  die  aaBionUende  BntadiUignngr 
vom  Itegiernngsratp  reduziert  werden.  Die  Hr.lie  der  Scliadens- 
vergutungen  wird  vom  Kegicrungsrate  nach  Massgabe  des  Bandes- 
geaetxc»  «ertgeeetit 
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EryftDzniiir  <letG«*etses  Uber  dat  Patentw«»«»,  betr. 
Vertrieb  von  Waren  dnrcb  AntoninOMi.  Vom  Landrat«  am 
2.  Desember  l'joa  «rlaaaen  gemlw  Vollmacbt  d«r  Landeagemeinde 
vom  3.  Mai  1903. 

Das  Aut'gtellea  von  Antonatan  aa  BaliidiMbn  und  an  andara 
ütTontlii  iif'U  I'tätzt'n  \vir<l  nis  Hansier^sdlltft  arklSrt  aod  den  ba> 
zUglicben  l'ateutgebUlireu  antcrworfen. 

ReTiaion  der  VolUiehnngsverordnnngr  vom  5.  No< 
▼eiibar  1908  nm  Gesetae,  betr.  die  obligatorlaebe  Tl«b< 
versichcrnnfT  vom  11.  Hai  1902.  Erlaann  vom Begiemngarate 

am  15.  April  1^)3. 

Di«  Schadenvergltnn^  betetgt  Im  VerlmtAille  in  Hinlmam 

".'i  '•'q  des  Eitiscbätznngswertts.  Den  (ieselli-cliaftr-n  (  IfiLt  i's  anhciiii- 
gestelll,  Ml8  es  die  Verhfiltnisge  gestatten,  bühere  Kntscliiidigimgeu 
»«■nuahlen. 

Kantonale  TollsngaverordnitBg  an  den  Bnnde«ge< 

HetziMi  V'tii  -JM.  .Tun;  1^7"*  mul  Mürz  1 >iHtr,  cUn 

Militärpfliublertiatz.  Vom  Laudrat«  «rlaisseu  d»n  lU.  tft- iitember 
1908,  vom  BoBdearate  genehmigt  den  18.  Oktober  1903. 

Dieae  Yerordanng  tritt  an  Sr»»!!»-  «b  rji  nigen  vom  l."».  Januar 
1879  nnd  wurde  veranla^sst  durch  das  liund(>.<ig««et7.  v»ui  29.  Iklär/.  loi'l. 
£a  wird  darin  das  VerfiUiren  für  Bestrafting  der  säuiuigcu  Ziili]uii(,'s- 
pflklitigen  normiert  Daaaelbe  gelit  vor  dem  "PMulgtiriebt  nach 
Waancatm  der  Strafprozessordnung:  betr.  rali/t-iIlbortr«tnngen  vor  sich. 

Reglement  fttr  den  Landrat  des  Kantona Glarna.  Er- 
laaten  vom  Landrate  am  SO.  September  1903. 

Beaeblnaa  Uber  Beitritt  zim  Konkordat,  betr.  Be* 

freiang  von  der  Verpflii'btung  zur  SiclierbciisleiKtuiiff  für 
die  Prozesaltoaten  vom  10.  Dezember  1901.  Lattdraubeachlnaa 
vom  2.  Dezember  1903. 

19M. 

Vollziehnng'Hveriirdnnng,  betr.  Jon  Mottirw,'\jr''ii  -  and 
Fahrradverkehr.   Landratabeachlnas  vom  2i.  Februar  1004. 

Die  AnJUdit  über  den  Gebrandi  von  Kotorwagen  nnd  Fahr- 
tUeni  inteiliegt  dw  Bandirektion  und  den  Genieinden'iten.  Die 
Taxen  sind  fOr  Motorwagen  lu  -riO,  fiir  Moturzykl" «  l'i  und  filr 
Fahrräder  2  Frs.    Zuwiderliandlnugeu  gegen  die  \ <>i -«^Urit'ten  über 
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den  Verkehr  mit  Antomoliiilea  werden  etatatla  dank  den  Polizeigerieht»- 

Präsidenten  evenf  duvh  das  Polzeisericlit  mit  20 — 200  Frs.  bestraft, 
im  Bttckfaile  bis  -An.»  Frs.  allein  oder  in  Verbindung  mit  üetÜDgim 
bis  1  Monat;  dura  kann  d«r  »eitUdte  oder  giasUche  Bntsof  itor 
Falirbewillijrnnjr  aiisj.'f^'pnirlien  werden,  Kür  t'I  triretungen  der  Ue- 
stimmuugen  über  den  FahiTadverkebr  kann  durch  die  gleichen 
Instansen  rtne  Oeldbasne  von  h — 100,  Im  Kttckfidle  bb  uf  150  Fn. 
Hlleiii  oder  in  Verbindtnii;  mit  (iefiiiiirnis  bis  anf  8  Tage  Uld  EBtKVg 
der  Falirbereelitiffim«^  Iiis  huI'  '>  .lalire  verlifingl  wen-'  M 

besetz  Uber  das  Landessteuerwesen  de»  KhiUohs 
Glarns.  Erlaawn  von  der  Landesgemelnde  am  1.  Kai  1904. 

Ks  waren  liaiiiits'ichlieb  zwei  Furderungren,  deren  Erfiillniifi; 
sich  nacbgorad«  aalgvdrüngt  ball«,  welche  anr  Kevinon  de«  tJteaer- 
gesetn«  fflbrefl  nnnten,  nXmIich  einmal  die  ffidhenuff  miMlirter 

SiaatM-iiMJiibnieii  dtinb  Krliidiun^  der  KrbadMftnteMr  iB  cntCB 
\  erw  anilM  balts^jrad  iiml  dann  die  KinfUbrnnsr  von  Naehsteuprn  und 
die  damit  verbundene  Anderuug  dea  Taxatiunsvt-rfahreus.  Im  übrigen 
aber  wnrde  wenig  Neaes  geaebaffen.  Die  Nenenmgm,  die  daa  Oeaet« 
eutbail.  siti]  kurz  -kizzifi-t  fnlirfn.le: 

Die  Taxaliun  der  J.icgeuBcitafleu  richtet  tdch  UAch  dem  je- 
wriligen  wii-ldichen  Werte;  diejenige  der  OebKade,  wdche  bei  der 
kantonalen  Anstalt  versil  bert  sind.  Mm  Ii  ii  i  AssekamiMUniM.  Diese 
Taxation  kann  jedoch  aaf  ÜO^Iq  der  A«seknranffiamme  ennäsHigi 
werden,  wenn  der  Verkeiirawert  der  betr.  Gebäulichkeiten  ein  nach- 
gewicaen  geringerer  iat  ala  der  Aaaeiranuwwert  —  Nadi  §  9  tritt 
die  I{eti:HM>'ii'„'ntiir  für  Witwen,  deren  Vermögen  mehr  :ih  lüiioo  Frs., 
aber  weniger  »U  -tu  OiiO  Fn».  beträgt,  nur  dann  ein,  wenn  durch  den 
Ted  dea  Mamea  die  Familie  ftirklleh  verdlenatloa  geworden  oder 
»iMM  drill  kendi'  \  i  li:  '.iiiis--c  i  iititanden  sind.  I)it  1'>  i  nthriit  eine 
Ausdehnung  der  vSt^ucrfrcilieit,  indem  die  bisher  nur  tili-  Fraueua- 
peraonen  geltenden  bezflgliclien  Bestlmmangen  anch  asf  ICbHier 
anagedebat  aind.  Die  Krbseliaft.ssteuer  ii^t  fUr  Kinder,  Ehegatten 
nnd  Verlobte  von  '  "  auf  1"  „  nud  flir  Eltern,  (irosseltern  nnd 
weitere  Aszendenten,  sowie  für  Eukel  und  weitere  l>eszendenten 
wm  1%  aaf  lVt*/o  eiMbL  Ana  dem  Ertrlgnia  der  Erbaebafta- 
ateuer  kommen  vorwr-fr  den  S.  liiil-i  -nfiinlcii  zu;  vi'm  Ki  stf  «ind 
der  'Staatskasse  zugewiesen,  wälirend  ^j^  auf  die  sämtlichen 
Annengemeinden  verteilt  wird.  —  Ja  §  25  iat  dem  Stenerpflichtigen 
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die  Wahl  gelaftseu,  stuu  steuerbares  \'ermi)geu  auf  «iutm  Furmular 
in  daer  Sum«  Mllwt  n  taxteren  oder  «bmelte  dnreh  die  Laadc«- 
steuerkommission  taxieren  za  lassen.  Bei  der  'J"a\;itinn  <!>  r  i:  - 
meinden  ist  Bückaicht  zu  nehmen  auf  die  Lasten,  welche  deuselbeu 
snr  Erfnllttiiir  ibrer  Anf^imbeo  ud  Pflielitsn  obliegen.  —  Fflr  dl« 
allgemeine  Revision  ist  eine  vierjfthriife  Periode  IVüttreset/.t.  —  l>ie 
Inventariiiatiun  hat  innerhalb  1  Woehen  nach  dem  Tode  des  Erb- 
lassers anzuheben  nnd  das  Inventar  ist  von  säutlicheu  Erben  sn 
nntendduniL  Obent«  Beinniiistaiu  in  dintr  Hiosiclit  ist  die 
Ob<'rstener>ieh'"trdp.  -  Die  z"pi  liemeindeabireordneten  zur  lAndeB- 
fiteuerkomnjiüsion  werden  nicht  mehr  wie  bisher  durch  die  Wahl- 
gcmeindevetmnimlnny,  «endern  durch  die  WahlgtemeinderSte  irewShlt^ 
Für  die  Amtsdauer  der  Mitirlieder  der  I-andesstenerkfininiissidn  i*t 
Jede  zeitliche  Beschränliaug  fallen  üivlasseu  worden,  d.  h.  dieselben 
kOoMii  stets  wiedergewShlt  werden,  «Shrend  f5r  die  Oeneinde- 
tbgeordneten  die  \\°ieder\vrihlbarkeit  anf  9  Amtsdanern  ausiredebatitt. 
—  Die  Folg»'  der  unrirditiiren  Versieuernng'  is!  Mr  Nu  li'  i  t.  tierunir, 
nnd  zwar  bat  dieaiübe  fUr  die  Zeit  der  uuvulb(iiuiiig<  a  \  eisieuerun^,^, 
im  Ibzimna  (Vr  lehn  Jahrr,  n  erfblgen.  Bei  Berechnncr  der 
Naehsteacr  sind  von  jedem  Xachla*^''  l""',,.  im  ifinirnnm  ''lOnii  Fr-*  , 
in  Abzug  zn  brini^en.  Die  äteuerregister  stehen  jedem  Steuer- 
Pflichtigen  nur  Eiaiieht  edbn.  —  Bonitente  SteneriaUer  sind  ynat 
PQÜieigeridite  mit  5—100  Fn.  m  beetrafea. 

Gesetz  Bber  die  WirtBchaften  nnd  den  Klrinverkanf 
von  geistigen  Getränken.  Landesgenieiudebi'jH;hu.-iä  vom  1.  Hai 
1604. 

Der  Detrieb  einer  Winsrliaf:  sn\vi»>  der  Klcinwilinnf  Vi'n 
geistigen  Getränken  ist  au  eine  vom  Kegieruugsrate  au!»zustellettde 
BewilUgnng  (Patent)  gebonden.  Davon  befreit  sind  die  Wirtadtaften 
nnd  KleinverlcanfBsteUen,  welche  keine  pisiigen  Getrünke  verab- 
folgen. Von  dem  Ertrage  der  Patente  fSlIi  die  eine  HUIte  an  die 
Staatakasse,  während  die  andere  Hälfte  dem  kantonalen  frrenbaoalbnd, 
besw.  den  Foad  fttr  eine  kantonale  Alters-  nnd  Invalidenversicliernngr 
znkoniint.  Die  Patentt^ixe  fflr  Wirtsehaften,  wie  auch  für  den  Klein- 
verkanf  Uber  die  üaiui«  ist  auf  50— iou  Fi-s.  festgesetzt.  Im  übrigen 
enthalt  das  Gesetz  keine  wesentlichen  iadenngen  gegenüber  dem- 
;enißren  vom  7.  Mal  1893.  W»  Stfafbestimmnngen  sind  etwta  Ter' 
schärft. 


2004  0«Mtsgalni]i9  bbI  Litcntur. 

ErirlasoBif  der  Verordmiiiff  v»iii  15.  Jnni  1887  Aber 

d  io  t'rganisa  t  ii>n  n  nd  die  GescliSft  -  fii  Ii  ni  ng  des  Rejfiernnps- 
r&tes  und  seiner  Direktionen.  lic»chlvi»en  vom  Landrate  am 
12.  Oktober  1904. 

Es  wird  dem  Regiertingsrat«  die  KoraiM-i*  ii/.  /iiLn  uiBsen,  bd 
otleiiliar  unhe^rriindHicn  Kckurst-ii  die  Kfiston  ivit  Vprfalirfiis  p»nz 
oder  teilwei!«e  dem  Kekurrt^uieii  zu  itlH-rbiudcn.  Int  weiwreii  kann 
er  die  Bettimmvngen  der  ZtTilpronswnrdMnff  Aber  die  AwflÜlaac 
von  Oi-dniin^'sbus.sHii  in  analoger  Weise  «af  die  AdniiiiialiativjinitiB 
zur  Anweiidniig  bringen. 

8.  Zug. 

Ketcienl:  Lic.      Beluont,  Adrukat,  Chm. 

1M2. 

T  <;.  H.  t7,  !i.-tr.  d.ns  Verfkbrett  bei  Wahlen  md  Ab- 
» Ii  mm  II  II  gen,  vom  17.  April. 

a)  Dm  Stinnreeht  flr  die  Kantom-  «id  EinwolmeiveneiBde- 

An;rrli'!,'fiiliciicti  isl  d;is  linndesf^fscizliolic. 

b)  btiiumberccIiUgt  iu  der  (.ieiuinndn  der  Bürger  sind  die  orta* 
anweaenden  Bfli^ier  and  die>n!jven,  die  aaeh  Reimatareeht, 
obwohl  abwesend,  iu  der  (iomcinde  SttMirm  bezahlen. 

c)  Stimmberechti^  in  der  Kii-cheug:eDieinde  sind  die  Angfli<'iri^en 
der  betreffenden  Konfession,  sofern  sie  in  der  Einwohnergemeiude 
atiunea  Itttsnen. 

d)  In  den  KoriHinit innen  stimmen  die  voUberechli^-rfr  »fcnossen. 

Ks  werden  in  diesem  Gesetze  dann  genaue  Ktistimmuugen 
•riasaen  Iber  die  FUmmg  und  TerlMileiitliclimtg  der  Sünanr^giatar. 

Die  kuntonaloa  Wallten  finden  an  4.  Sonntage  in  November  je 
des  4.  Jahres  hat. 

Sie  betrelTen  dte  Oesantcrnenening  dea  Stünde-,  Kegierungs-, 
Kantanarati  i«.  sowie  der  Mitglieder  sämtlicher  kantonaler  Owlellte. 

SHmtliclie  \V;i1iNmi  m-tiIi^i  in  pelieimer  .\bstimmiU|g  getroCbn 
niiltels  des  LLslen-skinitiniumB  nud  der  Walilnrne. 

Sind  In  einem  Wablltreiae  mehr  «1»  iwei  Hitglieder  In  dl« 
?1<'i<'lie  l'x'hnrdi'  /.»  wälilen,  so  kommt  daa  proportionale  Wahl- 
vertaUreu  zur  Anwendung. 


Jl.  Bbukikt:  SdiWKis. 
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Der  Begifintagsnt  beatinmt  dia  OrttMe  der  Krebe,  die  Anf- 
■tellnny  von  Urnen  nnd  die  Gri>8.se  der  Wahlbiireauft. 

Für  all«  Fälle,  in  welchen  sieli  ein  tinselner  oder  viele  Aber 
die  Art  nnd  Weiae  der  Urnenanbtellnng,  der  Krdsdintdinntr  oder 
wegen  ZnrlelcireisiiBg  der  Stlmne  beaehweren,  ist  der  Begtenngnat 
Beknri^behrfrde. 

Besondere  BeBtimiuungen: 

Die  WiUroraolilSge  oder  Usten  kfinaen  bis  zum  drittletxteii 
Menttg  vor  dem  WnUtsge  abends  6  rbr  abgegeben  werden. 

Ortiiiil  riri  WiililvTsflil:!;,'-  :ils  l.isf''  u-ilf.  tiHNs  er  die  eigMI- 
liiindige  L'ult!i°ticlii'it'i  vuu  10  ätimintMirecliii^tiii  lrag«D. 

Der  gleiehe  WlUer  kann  seine  Stimme  nnr  anf  eine  Liste 

Tst  «irlit  ein  friuiz  be.stimnitcr  als  Vfrlrett-r  atiKfi-p^lifu,  s<i  ist 
der  erhte  UiiteizeichufU;  dtjr  Vertreter  der  betrvileiuku  i'ju-tui. 

Die  Wahlvorsdiltge  liegen  dann  S  Tnge  lang  nr  Einsicht 
snf:  auf  der  Kantontkanzlei  für  Inatonale  Wahlen,  anf  der  Gemeinde- 
kaaslei  für  (iciucindouahlen. 

Keklamülionen,  betr.  denVurgettcklH^iien  oder  die  Untei>clirii  ieu, 
rind  in  riehten  an  den  Landamvann  beiw.  an  den  Oemeinde- 

prSsidfritcn.  Hat  die.M'r  wilclir-  {(iit}rcln'iRSt>n,  mi  uiiUscii  die  rtiiare- 
foclitenen  Listen  ergänzt  werden.  Dityenigen,  welche  vor  dem 
sw^tletxten  Montag  noch  nicht  erglnzt  sind  oder  noeh  asfechthare 
Kandidaten  iider  I'utertschriften  enthalten,  sind  liinfSllig. 

Jeder  K;ii,lirlat  darf  nur  atif  t'iner  Wahlliste  erwlieiiien. 
Ist  ein  Kandidat  auf  nielireren  Listen  erschienen,  sv  darf  er 
erUSren,  anf  welcher  Liste  er  bleiben  wiD.  Tat  er  ce  nicht,  so 

eiitschclilct  du«  I.cs.  wi'li'lirs  tr-7ffjrn  winl  dtin'li  'ieii  I.ainlMniniaiin 
bei  Kegierungs-  und  iiicht«rwHhleu,  durch  den  üemeiudepräaidenten 
bei  Wahl  in  den  Kantonsrat  Die  durch  gUtat^MStiminng  des 
Kandidaten  oder  dnrch  das  Los  frei  gewordenen  Läslea  können  U* 
zum  sweifletzten  Montag  ergänzt  werden. 

Ablehnung  von  »eiten  des  Kandidaten  ulme  in  ««eben  be- 
schriebenen Fällen  kann  nicht  stattünden. 

Es  kniiiicn  iilicr  Wablvorwliliige  bis  zum  z'.v.  it!<  tz;'  n  Fii  itasf 
TOT  der  ÄbsUnunang  von  sämtlichen  früheren  Unierzeicimeru  zurück- 
genommen werden. 
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OeutigabuDf  oad  Lhentv. 


Abst{aiiBiiiiir*T«rfahreii: 

.Tf<ler  Siiminb.-ri'flitiL'f'-  mnss  i'im--  I,f-r inuiTiniislkarte  Ifisen. 
B«i  jeder  Abgtimmnng  wähle  der  Eiuwoluierrat  tHr  A  bgabe  derselben 
«in  eigenn  Borna. 

Der  Elnwolwernt  nit  4  SUmneBsMileni  bildet  iM  WaU« 
bweau. 

Der  Stimmende  füllt  den  \Vahlzettel,  der  ihm  vom  BuMit 
ttbergeben  urird,  in  nbgCMbkMener  Zdle  am  tmd  mm»  ncli  tod 
dort  sofort  nur  Um«  begeben. 

I>i-r  Ri"fi»*rnii;.'MTit  triH'!  Aii'-rrlmuitr' n,  ilnH«  (lii'-i<ii;}rf n  INt- 
itoneii,  welche  an  der  AVihiimuituig  uit-ht  U-iliiehiiieu  küniien  'Me^eti 
HiUtBrdientt  oder  Beaminncr»  Ibr  Stlmuredit  deanock  awübea  ItSnaca. 

Der  Stimmende  bnt  den  ibn  genehmen  Parteitiiel  xn  nnter- 
'^trf'lrlien.  oder  den  ibm  nicht  gendinen  zn  dnreivtreiehen  «der  «r 
kann  Iteides  tnu. 

n)  ünterstreieht  der  Stimmende  einlkoli  den  ihm  genehmen  Partei- 
titel,  w  hat  er  all«  unter  demtelbeB  Mehenden  Kandidatwi 

irewSlilt; 

b)  will  er  daa  nicht,  bo  streicht  er  die  ihm  nicht  genehmen  Kandi- 
daten  dnreh  oder  nnteratreieht  n«r  die  ihm  geMluaen; 

C)  er  kann  an>  Ii  KaiiJidait>n  iintiT  dem  ibm  nicht  gendnwn  Titel 

wühlfii,  iii'l'ni  er  veifiihrr  wie  bei  b. 

Jeder  Wähler  kann  für  &u  \iele  Kandidaten  stimmen,  als  zn 
wählen  sind.  Hat  er  ftr  mehr  gcittannt,  so  gilt  nnr  die  nnter- 
■trichene  Liete. 

Walileru-clinissf: 

Nach  Ermittelung  der  Gesamtzahl  der  fUr  jede  Beamtung 
gültig  abgegebenpn  Listen  wird  diceelbe  dnrch  die  Zahl  der  m. 
treffenden  Wahlen  plus  1  div  idiert;  die  de»  Realität«  Hiebst  hBlMr« 

ganze  Zalil  ist  (Iii- 

Dann  uird  die  Zahl  dt-r  Wahlzettel,  welche  für  jede  Partei 
abgegeben  worden,  dnrch  die  Wahhahl  dividiert 

Das  Resnltat  zeigt  di«  Zahl  der  Vertreter,  welche  Jeder 
Partf  i  zukoinmt. 

FUr  H  zu  wählende  Kantuusräie  werden  t>M  gültige  Listen 
abgegeben: 


X,  BauioxT:  Schirafs. 
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FtotdA   181 

,    B   177 

•    C   120 

.    D   61 


BenebnoB«  der  WiUnhl  5  lo :  (S  |  1 1  ^  r.i»»/^ 

Wahlzahl »  60 

lierechnuug  der  Vertreter: 

PutdA  .  .  181:60  =  8,  B»t  1  ^SVertnter 
,    B  .   .    177:00=2,    ,57=2  , 
,     C  .   .    120:60  =  2,  =2  , 

,    D  .   .     61:60«=  1,    „   1»1  , 

Gr«aUwftbI«n: 

Wird  eine  gllltig«  Wahl  abgelehnt  n.l.  y  wlihien  l  »  iiiri  Amis- 
periode frei,  so  wird  vom  Kegierongs-  reep.  Geiueinderat  derjenige 
al«  gewtUt  erUirt,  der  auf  der  nlndichai  WaUliate  die  mditeii 
Stimmen  von  den  Nicht^ewählten  ailfMet.    Bei  gleicher  StiBineH- 

zahl  entscheidet  die  Rpilieiit'  lt:<>     r  Anftniarnn?. 

Ist  voa  üeriieltHfU  Lii>te  kein  Kandidat  mehr  vorhanden,  60 
wMgl  dae  Neawabl,  und  swar  mit  aheolatem  Vebr,  warn  weniger 
ab  8  ra  wihlao  ilnd. 

Walil verfahren  für  ahsolnti^s  Mehr: 
Das  atlgemeine  stimmt  mit  dem  vorhingeiugten  iiberein;  im 
hetonderen  gilt: 

a)  Bei  WaUeii  iat  Botwendig,  na  gewählt  su  leia,  im  enten 

Wahlganj;  das  absolnte,  heim  «weiten  da«  relative  Mehr, 
h)  Haben  mehr  al»  zu  w&hlen  «lad  daa  abwlate  Mehr  auf  sich 
vereinigt,  so  entaolieidet  die  hSchita  StiaimaBaiU. 

Wahlgenelialgnnir««: 

1.  Allgemeine  Bestlmmnngen.  Über  die  Wahlvurglinge  hat 
da.«  \\'ah1hnrean  ein  PiotoitoU  za  fthren.  BeknnbebSrde  ist  der 

Kcgierongsrat 

2.  Die  KaatonBnIawalilen  werden  Tom  Kaatonsnt  oder  eiaer 
von  Oia  enumnlen  S^miiliiioii  aof  iltre  Oceetanlaelgkeit  geprüft 

:!.  Der  Kantonsirat  •■ntsrlic-idft  nun^ittrlliar  nach  in' r 
Konstitnierong  über  CresetzmiUsigkeit  der  Wahl  des  Bcgieruugb- 
and  StAnderates  und  der  liawtiOiialBM  Gerichte. 

JahrkMb  te  lalHMt  VmliilBii^  «.  M.  166 
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QeMUgttbuug  und  Litentnr. 


IM'-  NN'nlili'ii  in  der  Gf-nieiiide: 

1.  Die  Wahl  der  Gemeiodebehürde  erfolgt  in  der  Begel  dnreb 
offeneB  Hsadnielur. 

2.  Ein  Zdistel  der  StlmiBlMnelitigteB  kann  aber  pntportioiudea 
Vei&liren,  wdcltes  dun  Immer  geheim  let,  eder  Uon  gehefanea 
VerfUma  verlangen. 

3.  lat  einnial  gehdues  Wahlverikbren  brnhloeeen,  *m  darf 
für  Nacli\v«lilfii  friii>litli>s  >fcl)liclM-nen  WalilfrSneeii  iiirlit  das 
offene  angewendet  wcrdrn;  .it  tliick  darf  vom  o/fenen  in  einem  solchen 
Falle  anm  geheimen  iiberf3:«>^n?on  werden. 

4.  Für  das  |tri>|M>rtioiiale  \\  ;<lih>i  fabntt  gelten  andi  hier  die 
Normen,  dif  wir  n'.ni  Ii.  m  lir;»  l^'  H 

Verfahren  hvi  lievisiüüs-,  initiativ-  und  Vfto- 
gemeinden: 

1.  I>if  VolksabstiiiiiiuinK'  ülitr  Verfassiuifr  und  Gesetzt",  Initiativ 
VorschlSge  und  Bescbliiäse  des  Kantonsrate«  finden  geheiut  und 
mittels  Urnen  statt 

I»<'i  siimmendn  hat  sich  Uber  Annahme  and  Verwerftang  mit 
,Ja"  tiiid  „Nein"  ans«iiKi>ri»oli(»n. 

2.  Uber  jede  AlMiiuimung  wird  ein  l'rutokoll  gtsfükrt. 

8.  Bei  diesen  VollcBabstlmmnngen  entscheidet  daa  ahaolnte 

Ilehr  drr  Siiiinin  ti 

.StrufbeHtinimuugen: 

1.  StinunAhtge,  weldie  die  Ordaug  stüren,  oder  ohne  Stimm* 
ro  llt  in  der  Venammlnng  enchdnen,  werden  vom  Qemeinderat 

gebUüst. 

2.  Bei  \\  )ililb>'i«te(:iiun},'en  leitet  der  Verhörrichter  die  Vornnter- 
snchnng  and  gibt  das  Beaaltat  dar  Beglanint  bekannt. 

("bi'rtretunjr>"n  dir«:«'*»  (tfRctzes  durr?i  AttitHp«'rsonPii  wcnl'-ü 
ais  ijualiri/jerte  Anitsvf  r(ridM'ii  iiaih  S-i  -''l  nihl  "i:!  il»><)  Str.-(J.  l<«--tral't. 


11.  Vollziehuughverui'dnung  zum  Gesetz,  betr.  Unter- 
stBtaang  dea  FeuerlStehweeens.  Erlaaaen  vom  Begieraagarat. 

HL  Yerordnnng,  betr.  Prftmienanaaahltng  ftr  die 

Erlegung  schSdlichcr  Tiere. 

IV.  Verordnnng,  betr.  Bekanntgabe  und  Verkauf 
van  6eheimmitteln  und  Verkauf  von  medizinischen 
Spexialltfiten  atv. 
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y.  (ipspiz,  bftr  ilii'  Besuldiinp  ili-r  Kiin/leibeamlcn, 
de»  Kantons-KftSititirt)  und  der  Uiliturlieamteu,  vom  20.  No- 

VI  Qesets  tb«r  da«  Verfahren  bei  Anetbang  der 

Kinzr-lkiimiipff DZ  der  Friedi'nMii'ht.  r  ond  det  KtBtOBI- 
gericiitäliräsidenten,  vom  6.  November. 

1.  Straitigkdten  Uber  mntger  ala  SO  Frs.  Wert  werden  vom 
FriedenKi-ichter  auf  schriftliches  oder  mHndliclus  Klugebegehieil  Ub 
in  mündlicliem  und  offenem  Verbhren  enUchioden. 

2.  US»  Pezteien  erBcbetnea  uf  die  Vorladnng  des  Friedeu- 
richters  hin  entweder  in  eigener  Person  oder  durch  Vertreter.  Er- 
scheint eine  Partei  nicht,  m  tiiidet  das  KontnuMXlalverfiÜiren  nech 
den  allgemeinen  Normen,  der  Z.-P.-U.  statt. 

8.  Alk  VorftiageB,  ebne  die  der  lentBrilehen  Einreden,  ent- 
■eheidet  der  Fripili/nprii-liler  idiru'  Wi'iti  rzi.  liuii^'. 

4.  Der  Friedensrichter  ist  bercdiUgi,  iu  judcm  ritadiam  de« 
Procenee  eine  Vermlttlnng  sn 'venmcben. 

Tl.  Hat  er  ungeiiUifcndc  HcwclKiiiittcI,  so  ordnet  er  innerlialb 
10  Taj(en  eitle  neue  Tagfahrt  an,  indem  er  erklärt,  wjia  (Är  Beweise 
die  Parteien  fUr  dieüe  Tagfaltrl  za  erbringen  haben. 

6.  Das  Eritenntflla  erfolgt»  wenn  immer  mSglieh,  sofort  oder 

■linde«rers  innerhalb  lo  Tupi-n. 

Gegen  die  Urteile  des  Kantonsgertchti^Präsideut^n  »ind  die 
Beebtmlttel  der  KaaeaUen  ond  BeTiaion  gegeben;  dl«  Urteile  dtn 
Friedeniirielitei-6  flir  alle  Sacben,  die  den  Wert  ven  90  Fli.  nicbt 

ttbersteitfen,  sind  endtrllltiir. 

Vli.  Uesetz,  betr.  die  bessere  Verbindung  xuischeu 
Berg  nnd  Tal. 

An  die  Kosten  der  I.orzentoVielbriieke  und  deren  Znfahrta- 
ItmMen  im  Sinne  des  KantonsraUbeschlttsses  vom  22.  August  IdOl, 
wwie  der  alliäUigen  Komhtien  der  Verblndnngsatnnse  Ifoocrank» 
üatertlwlaeker  Mrinn  die  Gemdnden  Zog,  Ober.l|>>:eri,  Unieriit^eri, 
Menzinpen  nnd  Baar  einen  Beitrag  von  7O0OO  Fr«,  auf  (xmndlage 
eines  za  vereinbarenden  Verl'  iliuurs-l'lanee. 

im. 

VQL  Vererdnnav  «ber  Anlag«  nnd  Beeng  den  H ilitSr- 
pfliehtartatsea  vom  18.  April  1903. 

IBS* 
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GeteUgtüung  nnd  Literatur. 


1904. 


IX.  Qetets,  belr.  die  Reg;elung  des  LehrlingewesenB 
vom  5.  Mai  1904. 

1.  AU  Lfhrlinfr  im  .Sinne  iliesKs  (icscfze«  gilt  jede  männliche 
und  wwbliche  Penon,  welcbe  in  ein  dieiem  OtMtse  unten  teilte« 
Ovwtrbe  oder  HudeligefietaSft  in  di«  Lehre  tritt 

Ein  aoleher  Eintritt  darr  bei  gewerblicher  Herufslohr«  nicht 
Tor  dem  14  .Tahr,  hi-i  kuufttiäaniwher  nicht  vor  ili  iii  1'».  Jahr  erfolgen. 

i.  i>eu  \i;rhältniti  zwischen  Ueistcr  und  Lehrling  twll  ein 
Lehrvertmg  ragnnd»  Ueg«n. 

Kiti  iliittcs  Kxfuii'.ir  I.ehrvertrages  mus«  jevceihi  des 
Prä»ideuieii  der  Uewerbekommission  eingehJüidift  werden. 

8.  Jeder  Lehrrertriff  soll  eine  14tl|^  Lehneit  vondMif 
juiurhalb  welrlii-i  hinein  jeden  «hne  weitere*  der  BUektritt  flUteht. 

•1.  Der  Lehrherr  ist  verpfliclitet : 

a)  den  Lehrling  nach  bestem  Wiuen  and  Gewiieen  catweder 
•elbet  oder  dnreh  geeicnete  SteUvertmer  n  nntenlehten; 

h)  »HRner  der  Arbeit  ihn  zu  nVifrwarhcn .  ihn  7.nm  Resnrhe 
der  FortbildangüKchnle  auiiahali«n.  (Der  Lehrling  darf  za 
dieaen  Zwedce  nicht  mehr  ala  S  Standen  In  der  Woche  b»> 

aiispnii  licn): 

c)  in  bezug  anf  religiöse  Pflichten  die  Wunsche  der  Eltern  and 
der  VormandiehaftshBlifiid«  an  Imriiekaiehtigen; 

d)  den  Lehrling  nicht  Ilncer  ala  11  Standen  Im  Tage  in  he* 

schSftip>n: 

e)  üua  jeden  Mittag  1  Stunde  wenigstens  frei  zu  geben. 

5.  Der  Lehrling  iet  verpfUchlet: 
s)  an  Gehorsrim.  Tii^nn  nnil  Verschwiegenheit; 

b)  anm  Ersätze  des  Schadens,  der  dem  Meister  erwächst  dnrch 
Boiheit,  Hntwillen  «der  verlngawidrigee  Dav»nlaiC»a. 

t>.  .\nfsichtMir)7ane;  Die  Oberaafsiiht  über  das  ^Gesetzliche 
Lehrlincswesen  fuhrt  der  Keeierunpsrat.  Der  Vorstelier  des  Departe- 
Ukents  lür  Handel  nnd  bewerbe  als  Präsident  nnd  4  vom  Kegierunga- 
rat  gewlhlte  Ifitglteder  Idlden  die  OewerbdtemmlaBion;  dieae  hat 
eine  Str;ifl<iitii].<'tf'n7  h\-i  zu  Tiii  Fr-;. 

7,  Lehrliugi<priifungeD ;  Jeder  Lehrling  ist  verpflichtet,  sich 
einer  Prüfling  an  uterwerfen.  FUr  gnte  LehrUnge  werden 
Stipendien  aar  weiteren  AnebUding  gewibrt 


A.  Bklxunt:  Schweiz. 
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X.  Streitigkeiten; 

a)  Lehrherreu,  welche  sich  gegen  da»  Cie«etz  in  grober  Weise 
verfehlen,  kann  im  Recht,  Lehrrertrilg«  elnzogeben,  genomaien 

werden ; 

Personen,  welche  nicht  in  bürgerlichen  Kliren  und  Rechten 
•tehan,  Mnnen  nicht  T^hrverhSltnliM  eingelieu,  solange  diesa- 

ZuKtaud  dauert; 

b)  KfVnrsboh.'rile  i^t  ili-r  ü'-L-iernnpsrat; 

c)  die  aus  dem  Lelirverbültuis  sich  ergebenden  Streitigkeiten 
werden  t«b  den  ordentllehen  Gerichten  enteehieden.  Sehiedn- 

geridite  Kind  znlHssi^i:  und  e.s  kann  auf  fi:)'nieinMniee  TerUngen 

die  Ctewerl»'k<»iiimissiiin  aN  s.Oih'-'  frin?i<*ren. 

X.  VollziehuugsverorduuDg  zum  (iesetze,  betr.  die 
Begelnng  den  Lnhrlingiwesens,  vem  S4.  Deiemher  1904. 

Für  den  Lehrvertmg  betteht  eine  vorgetehiiehene  Form 

(Formnlar). 

2.  Nach  Ablanf  der  14tSgie:<-n  l'r<>li<'/fit  int  der  Lehrherr 
verpflichtet,  das  um  Gesets  verlangte  N'orirug^xemplMr  «a  den 
Präsidenten  der  (leweriKkonimimioii  ahmeaden  ood  dm  Lelurllii|r 

aar  Fortbildongs^ichiili-  :uiziliiLr'Mi-i). 

3.  BesUmmangeu  für  die  (jeuerbekommission: 

a)  der  Oewerbekonuniasion  ist  ein  Regienmgitfleluratir  alt  Piotokell» 
Ahm  Ar  die  Zelt  der  SttsimgeB  betgegAes. 

b)  Der  Kanton  ist  in  i  InspektionskriM-^»'  einir'  feilt  md  ein  jedes 
■Itflied  ttbemimint  einen  Kreis  al»  Inspektor; 

e)  Jeder  dieser  lupektorea  hat  ein  Yeneiefanis  der  in  iebien 
Kreise  befindlichen  Lehrlinge  za  führen;  er  ilt  verpflichtet, 
wnnfgBtens  jedes  (jnartal  die  Schalen  einmal  zn  besnchen  und 
•hemo  oft  dem  Präsidenten  der  (rewerbekammer  Bericht  xn 
erstatten. 

d)  Die  Kreisvorst.'inde  sollen  sich  Wmiilien,  Differenzen  zwiüchon 
den  Quter  dieses  Gesetz  fallenden  Personen  zu  schlichten  und 
Sachen  emiter  Natvr  dem  Piiaidenten  der  Oeirerfaelionniiaia« 

anzuzeigen. 

e)  Damit  die  (lewerbekommission  Bassen  aussprechen  könne  oder, 
ab  SeMedagerieht  anftreto,  elnd  wenlgetena  8  aawcMnde  Uli' 
glieder  der  Kommiecion  nDÜg. 
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4.  Befeiiiuuiungtu  fUr  Lekrlingsprüfungeu  und  Fordernog  der 
Benfsl«!!!«: 

;\)  l'in  T..'lirliiitrs|iinfan(.'-rn  fimlfii  jeweilHii  ii"  Frühling  statt. 
Gtiwcrlickuuimi&tiion  ernennt  die  prät'euden  Experten. 

c)  Bei  d«n  PrIlflingeB  lulieii  sich  di«  GewcrbekmunlMloB  nad  die 
Kxperten  im  all|;enieinen  an  die  Anleitang«'»  des  schweiierlachen 
<n>w('rt>everema  and  die  Voradiriftefi  de«  luuiAiiiwiiMlmo  TeniiM 
zu  liaiten. 

d)  Za  den  PrilAingett  nl»  Oeweriwldirlliig  werden  die  Lelurlinge 

ZiipT'  l:»'''"'!! : 

1.  wenn  die  veilragstnüiisigo  Lehrzeit  der  vom  üe&ctz  fest- 
gestellteB  entajvielit; 

2.  wenn  wcnifrstfus    „  dieser  Lehrzeit  zuriirkt;i  l.  tri  jind; 

3.  wenn  sie  während  der  Lehrzeit  die  vorgeschriebenen  Schulen 
fn  ordnitliclier  Welse  beracht  haben. 

Zur  l'riit'iint;  als  Hiin'lflslchrlinfr  werden  zuffelasstn: 

1.  die  im  Kantun  wtihnluif'ri  ii  Personen,  die  »ich  wenigsteiU 
zwei  Jahre  in  liittifm^iiinibcher  Praxis  betiuden; 

2.  di^enigen,  die  Iber  den  ordentllehen  Beraeli  der  voiv 

fff schriehetien  FortbiM'intrisrIitiliTi  sieli  ausweisen 

e)  Über  den  Verlauf  der  Prüfungen  bericlitei  die  Uewerbekuuimibüioii 
M  den  Regierangarat 

0  Am  .'><hlHsise  der  Prüfarijr  wird  das  I{»>!iiiltat  verkündet  und 
demjenigen,  welche  die  genügende  PnnlitxiüU  erreichten,  ein 
Dipkim  tbandttalt 
XL  Yererdnnng  Aber  die  AnInge  nnd  den  Benng  des 

Militarpfliehtei  sut s,  vom  7.  Jnli  IWl. 

Xll.  Gesetz,  betr.  di«  rtiierntiitzungder  VerlieNsernng 
des  Hodens  nnd  der  Erleichterung  seiner  l^enützuug,  vom 
14.  Jnli  1904. 

1.  I>er  Kanton  unterstützt  im  Sinne  von  Art.  i» — 11  de* 
Rnndesgesetzes,  betr.  die  Förderung  der  Landwirtschaft  durch  des 
Bund  Tom  22.  Desember  1898,  die  Verbeaaernng  des  Bodens  «ad 
die  Erlei(ht<>rnn(r  seiner  Heuiltznng:. 

2.  Wird  bei  einem  Projekt  die  UnteratflUnng  des  Kantons  in 
Aaspnieh  genommen,  a»  wird  die  Plairieraiig  nnd  Kostenbereclinang 
dnrch  einen  \  m  Keglemngrat  l>ezeichneten  Techniker  Torge- 
nommen.  Wird  das  üntemelimeii  vom  Bnndea-  nnd  BegienupraC 
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^f-ndimigt,  M  leistet  der  Kutondnen  Betraf  von  90%  des  EottBii- 

voranwhlacri^s. 

8.  Lie^i  dos  betnflkndB  WhIc  im  Interene  d«r  Gemeinde,  so 
kwui  ancli  sie  nach  lEiiig»be  des  BntacheideB  des  Rc^eruugsrata 

T.nr  Hilfe  herhpijj-'zopeii  werden,  aber  nnr  bis  zu  einem  Jluximnm 
vun  10*'^.  In  gleicher  Weise,  aber  ohne  tixes  Maximotn,  werden 
die  NSBlibini  her1ieige»ie«ii  inoh  Haasfabe  des  btenascs»  du  sie 
an  Werkf  babt'ii. 

4.  Sulleu  die  Liruudslücke  Dritter  zum  Werke  benttUt  werden, 
so  findet  event  Expropriation  atatt  Bei  Streitig'keiteD  über  Bsitiflge 
nnd  EutecMdig^ttiigen  eniscbeidei  das  Beg^enent  Iber  Expropriatioiia- 
verftüiren  vom  ].s.  FHbniar  IstM. 

3.  Auf  Kniiwvheid  de»  Ke^ieruugsralis  künnen  »ick  i^rittid  dem 
begennenen  oder  vollendeten  Werk  dnreb  Btitiige  anacUienen. 

C.  Dil'  misK-cfilhrtcii  \■l•l-^I)■^-t•n!tlL'■«arb^•it*•ll  sind  von  diri  siib- 
veiitionieru-u  rci-sonen  zu  utiunbalteu  uuter  Aufsicht  des  Kegierungs- 
rata,  nnd  es  baben  die  betr.  UcsemcbalUbesItser  von  dkeer  Vor» 
bindlii  bkeit  im  Hypotliekenboeh  Tomerk  an  nebnen,  vorginglg  allen 
bestehenden  Haftnngen. 

7.  Erst,  nachdem  dies  geaehehen  nnd  die  Arbeit  von  den  kan- 
tonalen nnd  eid^enÜBBiadien  Bebdrden  abfenoBmen  ist,  erfolg  die 
Anaiahlang  der  RpifHtRp 

8.  Es  dürten  vom  Kanton  für  ubige  Zwecke  im  Jahre  nicht 
über  10000  Fi*,  aiageg^n  worden. 

XIII.  Gesetz,  betr.  die  Besoldung  der  Xreiseich- 
meiater  nnd  Fass-Sinner,  vom  11.  .Tnll  VM)i. 

XIV.  Verordnung  Uber  die  Lehrer-Pensions-  und 
Krankenkasse,  vom  24.  Desenber  1904. 

XV.  Oesets,  betr.  Verteilnnir  nn«^  Verwendnnir 

BandeSSnbTentiOB  f  fi  r  d  i  <  r  r  i  m  a  r  s  c  h  n !  f .  vom  27.  Okf ober  1904. 

1.  Die  Bülte  (50  *';«»)  vvird  an  die  Uemelnden  abge^ben,  der 
Beat  verbMbt  dem  Kanton. 

2.  Die  Gemeinden  haben  diese  ö(i<''(,  zu  verwendtii: 

*)  (Ikr  Erziehung  acbwaebainniger   nnd  Untersttttzung  armer 
Kinder; 

b)  fUr  den  GcraeindebeitnK  *■>  Pensionskasse; 

c)  ftlr  Hebung  des  Sehntwesaiia  im  Sinne  des  Art.  2  de«  Bondea» 

gesetzes. 


2014  Qmutagiimng  nad  LlUvatnr. 

8.  Da  KutMi  verweadet  mIm  Hllfta: 

a)  8|<r-zirn  7.nr  Erziehung  KchwaelMiiinlgar  Kinder  ml  sUgemain 
im  Sinne  dej«  UundeKgeüeUes; 

b)  ni  Beitrlg«n  in  die  PtoiiBloin-  und  KraBkenloHae  der  Ldmr. 

4.  Die  Hunili  sli-  itr.'i;;!'  illirfi-n  kr-in<*  ViTmind.-rangdarWiherifBli 
ordeaüichen  LeUlungiui  «1er  Uctueinden  veraulassea. 

5.  Bei  OendndeR  nil  nBgenttgendea  SekvUokalitltciii'  kam 
der  K<-tafi'iinp<rat  den  Gen^nden  befehlen,  ihren  Anteil  gm  oder 

teilwei-ic  il.ii-r'lr  zn  v.'rwend'Ti 

XVI.  (ieseiz,  betr.  Ableitnug  von  Wasser  ausserhalb 
des  Rantons,  yom  27.  Oktober  1904,  IB  Brgluag  dee  Packen- 
rechte«. 

1.  Zur  kfinstlichen  Ableitong  von  W«Mer  ausserhalb  des 
Kantons  bedarf  es  der  Itewilllgang  des  Kantonsrates,  der  nach  An- 
hOren  des  regienngarltiidien  Gotaebtea«  entsebeldek 

2.  Kill  ({fsnch  winl  tiur  <l;iriti  vcin  KÄiitoniirftt  !ins:cli<"rt.  wonn 
der  Ousnclist4!llcr  l'iir  »ich  und  »viw.  Ut'chunadil'oJgcr  die  formelle 
Erkllmng  gibt; 

ii)         Ii   im  ItfiHirfuisfuIIf  an  Private  und  Oeflwtndeu  gegen 

Enuchädignng  Waaser  abgeben  werde, 
b)  dasa  er  Im  StrettfiJIe  die  Kompetenz  der  zngeriBchen  Gerichte 

ant'rki'iiiR-. 

:J.  Für  die  lVwilli(?un(?  i»t  eine  tiebtihr  zn  bezahlen.  wt^Sche 
znr  Hallte  der  Gemeinde  zufallt,  der  das  Wasser  entnommen  wii-d. 
4.  Wird  ohne  Genehmigung  dee  Kantoneratee  Wnaaer  nbge- 

Ii'it«''.  s  '  Imr  lU  r  K' fi' rnTicsrnt  i  iiic  HiiH'it»  von  l(t-liiO  Fre.  ans- 
zu^preclieu.  Dann  liiU  der  l>e»lr»ft«  nm  Kunzessiuu  nadizakommen. 
Wird  dieoe  verweigert,  a»  hat  «r  die  Ldtangen  wieder  in  eatSuiien. 

XTU  Gesetz,  betr.  die  Beeoldsng  der  Kantons- 
poUsisten,  vom  0.  Oktober  1904. 

9.  Freiburg. 

Üefereut:  Lic.  F.  Weikaneer,  Advokat,  Frsiburg. 

1.  Zivtlprozessordnnng. 

a)  rn-üctz  VKiii  '2s.  NovciüIm r  brtr,  .vblnderuag 

einiger  bestitumnngen  der  Zi vilpruzessordnung. 
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Die  Fristen  für  die  Einlegun^  vou  Reclitsmitteln  geKca  Urteile 
der  Bezirksgerichte  beginnen  von  dem  Tage  zn  laufen,  an  welchem 
der  (iericfatsschreiber  den  Parteien  durch  eingeschriebenen  Brief 
«ueigtt  du»  dM  Urtefl  abgeteat  aei  aad  sn  iluwr  Vwngmg  iteln. 

Er  ist  veriinicliti-i,  ilii'  AM'.issun^' irin^Tlinlb  UapteiM  fin&Hdlll  Ttgeil 
Dach  dem  Urt«iiikSjiruclic  r.»  liesorifen. 

b)  Gesetz  voui  10.  Mai  li*U4,  betr.  die  Berufung  gegen 
ZwUebemirttlte.  Sie  kann  mr  gleielneitig  mit  der  Beriftinflr 
gegen  dag  Hanptnrteil  cinfTPlfirT  wfnlcn.  Krlcdtgt  jfilin-li  das  Inziili'Mz- 
nrteil  den  Uechtsstreit,  m  ist  dagc-geu  gesonderte  Berufung  zulUssij;, 
nnd  {{«gebeaealUb  kSnnim  aadere  In  nlnliehen  Prozean  kIior 
gefiiUte  Inzidenznrteile  zur  neuen  Aburteilnnt;-  knnimen.  lic- 
rofoDg  fegen  Urteile  ttber  die  Einstellnng  des  Prozeasverfahrena 
igt  «nfl^hoben. 

2.  StnifreclH. 

a)  Gesetz  vum  U.  Mai  VJOU,  betr.  die  bedingte  Strafe. 
Der  Riebter  kann  den  bedingten  Smbnfaehnb  Terardnen,  wenn 
folgende  ErrorJernlKKf  gegt'lo  n  sind:  a)  Die  verblngte  Frellieit.sstrnl.' 
wegen  eine«  N'erbredn-n*  odfr  \'i'r(ffli<-ns  ninss  wpnigrf-r  als  si-dis 
Uonate  betragen.  Bei  Verurt«iluug  za  einer  Geldstrafe  ial  kein 
inndantaaaa  festreaetsb  b)  Dar  Vantrtaltt»  aoU  dea  StntbnfiKhnbes 
wüniiüT  i-i-vrtii'inpii  nivX  rlarf  bisher  woder  kriminal-  noi:h  zn.-li?- 
gericlitlich  bestraft  wurden  sein.  Nebenstrafon  folgen  dem  Iaish  der 
Haoptatrafe.  Kaaten  nnd  garlehtllcb  snerkaante  Entadiidignngen 
an  die  Zivilpartei  müssen  immer  entrichtet  werden.  Der  Straf- 
aofschnb  gilt  f&t  die  Zeit  von  fUnf  Jahren.  Nach  Verhinf  derselben 
wird  die  Straft  ab  niebt  erkannt  angesehen.  Der  Straflwftcbnb 
fallt  von  Kechta  Wegen  dahin:  al  wenn  der  dnrrh  das  Verhrecben 
«►der  Vergehen  venirRnchte  Schaden  iiiii.  rhHili  srdis  Mdnaten,  vom 
Tage  gerechnet,  an  w  elchem  dessen  Hidie  endgültig  lestgewitxt  w  urde, 
nieht  gtttgenaebt  worden  fet;  b)  w«mi  Uber  den  Vemrteaten  Inner- 

lirilb  der  ninr'äliriffeii  .\ufschubzeit  eine  in  ite  kritiiiiial-  •  ili  t  /.aeht- 
gerichtliche  Strafe  verhängt  wird.  In  diesem  lelxteu  Falle  wird  die 
eraie  Straft  nnabb&ngig  von  der  neuen  Yoltaogen. 

b)  Getett  von  9.  Uai  1906,  betr.  die  Ablndernng  einiger 
Beatisiiangr-n  de«  Strarg<'sct/.bncbeK. 

1.  Die  Behandlnng  Jugen<Uicher  ^Art.  Ül  nnd  ö2).  Wenn 
der  Beklagte  sar  Zeit,  da  er  das  aehtaebote  Jabr  nodi  nicht  ntrOck- 
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^legt  hatte,  «ine  strafbnre  Handlmf  be^n?,  so  «ntacheid«t  der 

Kif lilcr,  ob  mit  rntfrsrli<'i<liiiijrsv*'rtnr.g'pn  ^handelt,  worden  ist. 
Vernt-iiit  er  ilit*  Frii^ff  ii;n  h  <\fnx  Unierscbeidnnf^svHnniifreii  nnd  Kjirlcht 
er  iiifolKt-dw»«!!  den  J'nklagU'i»  frei,  SO  werden  die  Akttii  der  l'oVuci' 
direictfon  ültergebMi.  Du  Oericht  legt  da  Gvtaekten  bei,  ob  der 
.TiiL"  iiH  in  eine  BeswrnogsaRBUlt  so  bringen  mi.  Die  Peliiri- 
iR'lKirdt'  triffi  die  «"eiteren  Maaeregeln. 

Erlteniit  dm  Gerieht,  du»  der  Jngendliebe  mit  UntendMldnign» 
TermGgeii  gebandelt  bat,  ao  wird  die  8tnilb  wie  bieber  beneiaeB. 

2.  ZiiKiit/.  ■/.»  Art  clci  Srrnftr.-fM-izljnoIifh.  Iicr  Richter  ist 
bfintfl,  die  UutfrisutliUnj^Aliaft  yuu  der  au&gesprocbenen  Strafe  ganz 
oder  tellweiae  in  Absnig  zn  bringen,  «nd  awar  auch  dann,  wenn  die 
rnt«r*uoliane:shaft  ausserhalb  des  Kantons  verhfinprt  wurde. 

:t.  l'cr  ZiKitz  7.U  Art.  :'>s|  licih-idit  ili  ii  ri  lii  li.  r  t  iiu  s  ;uK>.>r- 
elielii  lieii  Kindes  mit  der  gleichen  Strafe  (Zuchthaus  oder  lieliUnfhis) 
wie  einen  Familienvater,  MIe  er  die  Alimente  an  die  Vniter  nr 
Uaterlialtnni;  de«  Kindes  ohne  reihtiiiiissiire»  Gmnd  nirht  leistet. 

4.  Znsatx  zu  Art,  43n.  Mit  eiticr  tieldbuwe  von  5U  -KMM»  Fr», 
wler  Oeföognis  bis  zu  U  Uonaten  wird  b««traJl,  wer  eine  mit  Eigea- 
tnnwvorbehalt  veriMufte  Sacbe  znn  Sehaden  dner  im  Kanton  wohn- 
liaften  IN-i  win  /ii!ü<  kiiiirimi  «ii«)  ilie  eint  l';inEr«'tien  Zahlungen  über 
3»**/o  de«  Vk-rkauroiirviMii  und  den  iliuderwert  der  Sache  hinaus 
für  sieh  befaJUt. 


Gesetx  vom  11.  ilai  19U4,  betr.  die  Besoldnagen  der 
Mitglieder  nnd  des  Peraonala  des  KantonsgeriobtetL 

NachtragBgeaets  Uber  den  Prinaraehalnnterrleht 

vom  10.  U.-ii  1904. 

Gesetz,  vom  II.  Mai  Ut04,  betr.  den  Verltanf  geistiger 
Getränke  über  die  tiasse. 

Geaets  vom  11.  Mai  1904  über  die  Beteiligung  des 

8taate>^  und  der  ('leiiieiiiden  am  Hau  von  Eisenbahnen. 

Sobald  der  Staat  ein  Balinnnternehmen  als  gemeinnfitziges 
^Verk  bezeichnet  und  an  dasaetbe  dne  Beisteuer  leistet,  haben  nit« 
interessierte  Gemeinden  gleichfalls  die  Pflicht,  im  Verbiiltnii«  ihrer 
Mittel,  snwie  d.-s  Vorteils,  welrlien  ihnen  der  nett"  Verkehrsweg 
bring^'U  kann,  tinauziell  an  demselben  sich  zu  beteiligen. 


:l  Vers 


i  li  iedeile  (iesel  ze. 
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Oeaets  tob  20.  Sovenber  1904,  betr.  des  Verksbr  mit 

.A  Ti  r  M  II-.  1^  )i 1 1 4- II ,  F a )i  r r:i  i  •■  r ti  nnd  aaderu  B«f5rderiinsr>niUtela 

mit  mecLauiücheui  Betrieb. 


10.  Solothurn. 

BefBteot:  Babnt  Kottmua^  cud.  Jur. 


Im  Jahre  1902  wurde  im  Kanton  Solothnm  kein  Gesetz 

erlassen. 

Das  erste  tie»etz  iu  dieiier  «ireijäLiigen  Periode  ist  das  Uesetz, 
betr.  die  Krelaviehveraiehernng:  vom  15.  Hin  1908. 

Der  Kantvn  wird  in  Kreise  einseieilt.  Zur  Itildnng-  eines 
Kreise«  ist  ein  HentAnd  von  •'i(K)  Stücken  liindvieli  erfurderlidi. 
Die  Tersicherons  ist  obligaturisch.  Die  Vlehversieheningskreise 
biUeo  XurpontthMiML  Die  Hi'NchlUgae,  Miwie  die  SiAtnlca  rind  dem 

Reg'iemMK-'iraJ»'   vorzulppen.  \'ieliv«-i>i<'li('riiiiK  n.ifh  Krpiseii 

steht  in  b«zug  auf  ihre  iieM^hänsttllirnng  im  allgemeinen  unter  der 
ObenHiMclit  des  Sq^«miigimtefl.  Dte  AoflSran;  eineB  Ver- 
rieherangskreifrs  kann  jr  weilen  nnr  am  JahrcsRcblni«  erfol^n. 

Im  Jahre  VM9  wurde  femer  am  25.  Oktober  ein  Gesets, 
betr.  Erteilung  des  Kanlonsbilrgerrechts,  erlassen.  Das 
K«iitoMMlrBerre«ht  wird  vom  KjtBtontnt  erteilt  Dem  Oeraehe  m 
Anfnalinie  in  <i»k  KaiitiMiabfliswi'Teebt  mflsaeB  fblgeade  AMweiae  bd- 
gelegt  werden: 

Die  snr  FeatstelluBf;  der  Permnalleii  nVtieeii  ZivHatanda- 

ri  irisieniufziltre,  \\i>-  Eht^scheiiir.  (ii  t.llI1^^i•h^■ilu .  ein  Zeiii^tiis  über 
guten  Leumund,  ein  Uemeindeprotokullauszng  über  Zusicherung  eines 
GemeindebürgerTeehtB,  enttaaiteitd  die  lIntUehen  Anftaabmebe- 
din^ngen,  eine  Erklärnnp;  der  das  Bflrgerrecht  sosicbernden 
Gemeinde  über  den  ihr  geleisteten  Vermügensuiswels,  amtliche  Aus- 
weise über  die  behauptete  Dauer  des  Wuhnsilzeü  im  Kanton 
Solotham,  BeedMinigiiiigeii  aber  die  Deponleraiiir  der  EiRkMfct«iea 

fRr  da»  (ii  nu'inile-  nn'\  das  Kantonübiinr-  rrn  lir. 

Gesachüteller,  die  nicht  Schweizerbürger  sind,  haben  eine 
Bewilligung  des  Buadenates  mr  Erwerboaip  einet  ediweiteiriaehea 
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Kaaton»-  and  GwneiodeUiifemehts  'TOmkigeii.  Dto  Bawilligviig 
uiiiBg  vor  Erwerlnuy  der  GamdndeUflirgwfTcchto-ZiuiehwrMig  ein- 
geholt werden. 

In  Jahn  1904  wurde  a«r  ein  Geiets  erltteen,  ui  27.  KoTember: 
Gcaets,  betr.  die  Beamten  tind  Angestellten  dea  Staates: 

I.  Walili-.clil,   Wiililliarkeit,  Uiivereiriliarkeiten,  AbtretongsfUle. 
11.  W  alilanzeige,  KautioueieUtung,  Amtsantritt. 
nL  AntapiiicliteD. 

IV.  Di^ziplinar^ireualt,  VonuitworilicliVfit,  Ddikttiblgan. 
V.  Besoldiuig,  Nachgennss,  lieurlaubung. 
VI.  Amteantritt. 
VH.  Teraisehte  Bettimninngen. 

11.  Basel. 

a)  Baselstadt. 
Refennt:  Dr.  Alftiel  (tllberuvelf  HMbtninralt  umI  Ketar  in  Basel. 

1.  Gesetz  ttber  Anlegung  nnd  Verbeseernag  von 
Strassen  vom  13.  Febmar  1902. 

Das  (t<  s>-tz  enthält  gegen  den  Onnide^(entflni«r  ansaerardentlteh 

li»rt<>  I:i  stiiiiniiniKf-n.  ht  zwar  »ehr  nmfangteidii  aber  durchaus 
nicht  iiiiiuer  sehr  verständlich  abgefasat. 

Fttr  die  Bebannng  grOeaerer  Kooipleze  soll  «n  Bebnunngepiaa 
!''■-' u''  -''f/(  wtTilcii,  iIt  liczdplicli  tlcr  Strassen  innerhalb  de«  alten 
.'^ladlabsclilasseii  der  Genehmigung  de»  Grossen  Rates,  fBr  die  Strassen 
ansserhalb  des  alten  StadtabseUiuaes  der  Genehmigung  dea  Regie- 
rnnfTiiratPs  untTlie^'t.  Siwohl  die  irenerell  Im  Bebannngsplan  ge- 
ni'hniiurli'ii,  als  die  endiiiiltig^  fe.slirfsetzten  Hau-  und  Stniss('nlini«»n 
Bind  im  Grundbuch  auf  alle  davun  berührten  Livgenschaflen  einzu- 
tragen. Auf  dem  Lande  awtaehen  den  endgtUtig  iaetgesetstea  Stranen- 

üiii'  ti  (Klrten  Nenbautou  nur  V'n;ri'niiinuifn  werden  fri^fr^n  N'eriifliclitunjt 
dtü  (irundcigentamers,  die  Hauleu  b«i  AosfUhrnug  der  Strasse  anf 
seine  Kesten  ohne  Eatsehidtgnng  xn  entfernen.  Bei  blose  generell 
^'•'ne)iuiii;ton  Baslislen  darf  zwisrhon  den  Hanlinien  nnd  innerhalb 
einer  Entremong  von  15  m  von  denselben  vom  Liegenschaft  sei  gen- 
tnaer  nur  gebaut  wei-deu,  falls  er  ein  Banbegehren  anf  Feitietzang 
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der  endgültigen  Stra»seulinien  stellt  and  gleidizt'iti);  den  (resamten 
Kostenbetrag  für  Ansführnog  der  lestzusctzenden  Sira«»e  deponiert. 

Bet  Bzpiro|iiriatloiwB  infblg«  Awfnhnng  von  Stnaaen  fit  sa 
verfr(lt«'n  der  Wert  de*  .iVi/ntr'  trinl.ti  lliHlcns,  event.  im  Fall«-  vcu 
nngfliistiger  Zerscbneidung  de»  UiMleus  eine  EntschAdigong  fflr  den 
dsrwtt  erwBcliHnden  Nachteil,  inr  Wert  der  atanbreehendea  Oe- 
Uade  und  eine  Entschüdignng  fUr  Jaden  and*  rn  aim  der  Expropriation 
erwachsenden  Nachteil.  I)ie  Stras!>enanwänder  haben  im  Verhältnis 
der  Fassadealünge  ihrer  Liegeuschaftea  beizotragen  an  die  Boden- 
mnAmagAMba  Mb  in  die  Mitte  der  Strun,  ud  smr  iS»  fwceR 
Kosten  ftir  eine  Zone  his  za  S  n  Brdtef  die  halben  Kosten  fBr  eine 
weitere  Zone  bis  za  G  m,  aodaaa  an  die  Anlegnngkosten,  bis  in  die 
Uitte  der  Straaae,  aber  iiSdutein  Ue  sn  8  m  Breite,  die  Kasten  der 
normalen  Ansführnng.  \Vii  die  Erstellnnp  der  Stra&i<e  einem  \ü- 
wfaider  keinen  oder  nur  geringen  Vorteil  bringt,  fibernimmt  die 
MTendidie  Terwaltnng  die  betreftnidea  KoMen  ganz  «der  teilweite. 
Die  öffentliche  Verwaltnng  ist  Jwfuirt,  Hufurt  bei  Anlejrnng  der  Strasse 
für  die  mutmasslicli«'  Siuniiu'  il>  r  .Xnu.'itnl»  rlicifrScc  mit"  An- 
wäuderliegenschatten  biü  zur  Fälligkeit  unvurzinslicbe  Hypotheken 
eintragen  m  Ummb.  So  lange  eine  eolehe  Eintragong  nieht  erlblgt 

ist,  haftet  die  Uesrcnsrlia;''  niilir,  ^miiliTn  ps  bf'>ri'lit  mir  eitn-  |icr- 
•ünliche  Haftung  des  Kigontiimei-ii  tUr  die  während  der  Dauer  seines 
ElgeBtam  aufgewendeten  Stranankeiten.  De«  ferneren  haften  anf 
den  AnwänderliegenKrbaften  die  ven  den  AnwSndern  zu  tragendcti 
Kosten  des  Cnterhalta  der  Strassen.  Sie  genieseen  hanptaäcblich  im 
KonkursfaU  eine  privilegierte  Stellung,  ebenso  wie  anck  die  Beiträge 
an  dia  Ttatteirerrichtnng  nnd  an  den  Straaienbdag. 

Bei  Verbesserung  von  Strassen  haben  die  beideriipitifren  An- 
wänder  der  Strasse  an  die  Verwaltung  im  Verhältnis  der  Fasüaden- 
Unge  einen  Betrag  m  leisten,  welcher  den  Erwerbangskoeten  der 
halben  Flüche  der  nach  den  oben  anpegebenen  Zonen  berechneten 
StnuiBenverbreiterung  entspricht,  während  die  ttbrigen  Kosten  za 
iMtm  der  Ufentlieben  Verwaltnng  gehen. 

Durch  das  Gesetz,  betr.  Anlegung  und  Aerbessernng  von 
.''fras.sen,  wird  ferner  aufgehoben  da»  im  V.  Jalirgang  des  .Tahrbne.bs 
erwälinte  Gesetz  über  Zonenexpropriatlon,  nnd  die  betreHeudcu  Be- 
■tiniinngen  werden  ndt  einigen  Itedifllcatfonen  In  dieaea  nene  Qeaets 
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Kiiii-  si-hr  .'iTiijcfiM-htfiie  Nfm-niiitr  liring-r  (if^i-tz  mit  iMMni'n 
tS4«timuiuiigen  über  Umletping.  „liebuf»  llerbeittthruug  eioer  günsti- 
geren PanEdleneinteilnng  innerlialb  eines  nnttberbwiton  BsaUoda  kann 
d«-r  Uifrii-rmursr.it  von  sich  ana  mliT  auf  Antrag  lines  bi>teiligteD 
EistMitüiiH'rs  die  rnilegntig  vcrilgeii.  l»ic  Uuilegung  besteht  darin, 
daK8  die  beslebeiiden  üreiuüiaien  der  Liegenschaften  aufgehoben  und 
d«n  Elgentftneni  u  SteUe  ihrer  bieherigen  Punllen  neue,  beeter 
h'infif/Ar  l'.ir/r-ll<Mi  ztisr-trilr  werden'^  t5'2),  Endlich  kann  dtT 
Krj;ieruugsrat  die  liuiirujjriatiou  b^^schliesüen.  Dieses  Institut  liat 
im  Oeaets  neu  elngefBhtt  In  wineoi  %  83  IT.:  „In  d«a  Filleo,  wo 
gemitiia  festgr^f eilten  Bau-  nnd  Strassrnlinif-n  Ab-wlinitte  bishcrisri-r 
Allmende  oder  ti8kulit»cben  Eigentum«  in  einen  Baublock  fallen,  aber 
snfolgo  Ihre«  geringen  FiSeheninbalte«  oder  ihrer  OeBtaltnng  mr 
aelbstlndigen  baalichea  Verweriung  nicht  geeignet  sind,  kann  der 
Ri'Ifieriiiiu'sr.it  die  Impriipriaiicn  ln'Hlilii->M'n.  l'i--  Iai|jr«|jriation 
bestellt  durin,  dttsa  die  EigcutUiuer  der  aUHtuiksenden  Liegenschatten 
die  Abwlinltt«  gegen  Benhlang  ftbwnelunen  nlinen.  Die  Impra- 
pria(ii>u  ist  nach  nnwenilbiir,  v.fxu]  Mf  maivstrebenden  Run-  nnd 
Strasitenlinien  schon  vor  Erla&s  dieseat  Ueset^es  festgesetzt  waren.~ 
Ftr  den  Impropriationspreis  Imnn  anf  der  LiegMiefaAft,  «elcher  der 
betnifende  Abschnitt  Impropriiert  wird,  eine  Hypothek  zn^iinsten 
der  fiffentlichen  Verwaltnng  eingetmgen  werden.  Das  Gesetz  euthilt 
femer  eine  lieihe  \'on  Bestimmungen  Qber  da*  Einspracheverfahren 
bei  ZonenexpropriatioB,  Unlegang  ud  ImpropriatioB  and  Bber  die 

F.intraptinir  der  nanparzellen  in's  Ornndbiioh.  sowie  über  die  zur 
Erl«»diguug  diesbezüglicher  Streitigkeiten  vom  Zivilgerichi  zu  er- 
nenneade  ExpropriMiontkonnission. 

2.  Gesots,  betr.  die  inderung  den  Gesetzes  ttber  die 
ßesteiiornni;  der  anonymen  Krwerbsgesellechaften  TOM 
14.  Oktober  lest»,  vom       Marz  li<'t2. 

Die  Knintalsteaer  der  anonjmen  Em-erbsgeaellschaftea  wird 

für  das  finliHzahlte  Kajatal  anf  1*/,  pro  Mille,  filr  das  nicht  elobe» 
zahlte  Kaiittal  auf  ''/^  l>ro  MiUe,  die  Ertragasteuer  auf  den  Bein* 
gewinn  auf  l'/j'/o  erhöht. 

3.  BBrgerrechtsgesets  vom  19.  Jnoi  1902. 

Das  Getetx  lo  /.w.  i  kt  eine  Krleichtemng  den  Einbürgerangs- 
verfahrens,  nm  der  ge  wall  igen  Vermehning  der  niebtbftrgerliebea 
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Elcimeoto  tu  Kaiito«  es  Menen.   „Dm  Gencindebitgemcht  kann 

nur  v<in  PiTsian  ri  crwortKi!  wt-nlen,  «flchn  wi-lcr  itii  Aktivliürpt-r- 
recht  »tiUgelegl,  iiucli  iu  den  letzten  drei  Jahren  in  Koukiir»  geraten 
«Ast  (hicbtloB  geplliid«(  worden  sind  nnd  ««lefae  weder  der  Öffent- 
lichen oder  privfttiti  \\i)lilta(i|ck' ü  imiHrnd  zur  Last  fiillen,  noch 
tsich  eines  uotoriaoti  anstiifisii;<'ii  Lcbt^iiswuiidcls  üclnildi^  mat-licn'' 
2).  NiditbUrger,  die  »eit  15  Jahren  iiu  Kuuton  wuknbal'l  »iud 
■ad  dos  45.  Lebem^Abr  noeh  aiebt  sorlekgdegt  Imben,  ebenw 

\Mt\viri  iiml  ge«cliie<lrnf  Fr»ui'n.  die  das  Hüririrrcclif  'Iturh  Hi'inil 
Mier  Mährtuil  der  Uaaer  der  Ehe  durch  Eutliifsnng  verloren  hatt«;n 
nnd  wHhrend  bmdeflgeaetxlicher  Frist  den  Antraj?  «teilen,  endlieh 
KinilfT,  welche  das  Hürfrf rrecht  wahrend  ihrer  Mindcraliri^tkeit 
durch  E^ntloMunK  ihrer  Eltern  verloren  hatten  nnd  wührend  10  Jahren 
ueh  erlingter  HehrjBhrigkeit  da»  Wiederaufnabmegeauch  einreieheu, 
Milwen  im  Btai^rrecht  unaatf  eltlicb  anfjupcuMniBai  reip.  wieder 
anfp^'numinen  werden.  (' n e  n  t  ije 1 1 1  i  c  h  können  auffrenomraen  werden 
Schweizer,  die  unmittelbar  vor  ihrer  liewerbnng  ü  Jahre,  Ausländer, 
die  in  gldcher  Weise  12  Jahn  in  Kanton  gewohnt  haben.  Fttr 
diejeniffen  Niclitbiirper,  die  niehr  mit' r  nWirr  Kateg<>rifn  rn!l>^rt, 
wird  die  Autiuüuuegebtthr  gegenüber  den  lii-stiiamungen  des  früheren 
BtttgenechtBKeeetze«  von  1879  etwas  ermitssigt.  Die  Beetininrangen 
ttier  das  Vcrlahren  bei  Bürt<;eraarnahmen  enthalten  gegenülicr  ileiu 
früheren  Ueclit  eine  Besciirfinknng  der  Kompetenzen  d-  r  l;-  '  •■■rden 
der  Biii'gergemeinde  gegenüber  dem  Kegiernngsrat  der  li)iuwoliuer- 
gnneinde.  Du  Qeaeta  eiaht  in  den  FUlen,  wo  die  Anftaahmepflkht 
geeetzlich  vorpeschriebeu  i>t.  (i'  Xie-Hchkeit  eines  li'iknrxH^  drs 
nlt  aeineni  Blirgerrechtsbegebreu  Abgewiesenen  vom  UUrgerrat  an 
den  Regiernngtrat  vor.  In  den  Übrigeii  FUlen,  wo  die  Anfkiahue 
ine  freie  Kniiessen  der  lüir^'ei-gemeindebehörden  jrestellt  ist,  mn^s 
Ar  die  Aufnahme  von  Nichtkantonsbttrgern  und  AneUlndem  ins 
OemeindebUrgerrecht  noch  die  Bestätigung  d«e  Groeaea  Bates  er- 
folgen. !■  allen  nUea  ist  eine  formelle  ÜberprflAing  dureh  den 

Begieniniifsnit  vo^}^^•sehrip^^en, 

Am  meisten  Anfechtnng  erfuhr  in  den  altbürgerliCbeu  Kreisen 
der  §  IS  des  neaen  BUrgerreahtsgesetow,  nadi  welchem  der  Be- 
giernngsrat  mehrjährige  Scliweizerbttrger,  die  seit  weniger ens  l.'i  Jahren, 
nnd  mehrjährige  AnglBnder,  die  seit  xvenigstens  25  Jahren  im  Kanton 
gewohnt  haben,  falls  lieine  begründete  Einsprache  gegen  dieselben 
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vorii«gt,  in  aller  Form  «inladai  mll,  cia  BIlivamdittilMgehrni  lo 

M«1I«IL 

Dm  Gcoete  entldUt  fieiii«r  Moh  Bestinmiiagien  Itter  BStgtt^ 

r<-i  iitscntlasMin^eu,  *lie  keine  wesentliche  lodemiir  gcgailber  dem 

btoberig'-n  Rei  hte  entlialten. 

4.  Gesetz,  betr.  Beitritt  des  Kantons  Baüelstadt  znm 
(•ehwfiMriBclMn)  Konkordat  b«tr.  die  Befreiniig  von  der 
Sielierh«iUl«t«tiinK  fttr  die  Prosetakoitan,  vom  10.  JvU  1902. 

'}.  Veioriln  iing  zum  (ic^it/  ill.-i-  Anli^-iiuL'  i:  1  '.'.r- 
bestiuruii^  vnu  Strassen  vum  Vi.  Februar  IWJ,  v>nu  Juli 

Die  Verordnung  enthält  baaptftiichlicb  Büstimniiiiit^en  Uber  die 
Eintraenngea  der  Ban-  nnd  SmaseBlIaleD,  der  Reverse  und  Hjpo- 
ihfkcii  nacli  ili'iii  <ii;i«v<.iili:iii^'-iM-tz  in  dai  QTundbnch,  flir  den  I  ber- 
gang  der  l'fandrvi  hie  auf  die  ntueit  Pandlan,  die  Auszahlung  der 
Eateebidifingeii  im  Dmlegeyerfahreii  und  die  Beitrtge  aa  die  Kosten 
der  normalen  AnafUhmn^  der  Straaeen. 

0.  Gesetz,  betr.  AbSndernnp  des  Gesetzes  betr.  daa 
Araienwesen  vom  25.  November  18i<7,  vom  9.  Juni 

Das  Geseta  weist  io  ■chKrliifrer  Seheldunir  ala  daa  frttbere 
li'erlit  die  Fili-s<Mp'  Air  die  in  Hasel  lieiinatberechti^en  Kin'ler.  Fr- 
wacliscnen  und  Familien  den  Bdrgergcmeinden  des  Kantons  and  die 
Fünorge  fllr  die  anawIrtigieD  Niedergelaasenen  der  Btaatlkh  organi- 
sierten allg'euieinen  Armenpflege  aa.  Nie4lerg:elasM>ne  anderer  Kantone 
ninl  Aiisliinder  k>''nnen  sich  erst  nach  einem  Aufenthalt  von  zwei 
.lahren  in  einer  Gemeinde  des  Kantons  an  die  allgemeine  Armen- 
pflege wendea,  wenn  de  dnrch  eigene  Krankheit,  dureb  Krankheit 
'Irv  Frniitircis.  niijreiiüjrenden  Verdienst  <ifler  unverw-huMete  Ver- 
dienbiluaigkeil  zeitweise  in  Not  geraten  sind.  Ihre  Unterstützung 
erfolgt  In  der  Toransieteung  einer  Beteilignng  der  hebnatUehen 
Armenbekürde  an  die  Bilfeleiitangr. 

7.  Grset/.  betr  u I »Hinang  TOtt  Fraven  in  die  Sehsl- 
beiiiirdeu,  vom       Jnni  iW-i. 

Den  finpelrtionen  der  Ifldehen-PriiBark,  der  mdchea-Sdrandar- 
nud  der  TOchtemhnte,  snwie  iler  Schnlen  in  Riehen  und  Dettingen 
sollen  Je  drei  .Mitglieder  weiblichen  (icMchlechts  angehören.  Sämt- 
liche Mitglieder  der  Inspektionen  werden  vom  Regierangnat  aaf 
die  Dauer  von  drei  Jahren  ernannt 


U.  Abt:  äcbweiz. 
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Der  Tn'-;'r'l-:ti  ''n  ih'V  Fr,mi"'ri;ir1i<>it-si'liiili'ii.  (Iciii  Eizifhiiiigs- 
departement  untei'8teht,  soll  eine  ma  biebcu  Mitgliedern  bestehende, 
von  der  Lupcktk«  tat  eine  Antsdraer  von  8  Jahren  gewlhlte 
FragenkommiwioB  beigegeben  \MriIt'ii.  Kb^-iuxo  sollen  der  arlit- 
gUedrigen  KommiBaion  znr  Liitanj;  di  r  sUatllt-hHii  Kl>  inkindt  i  - 
»mtultew  drei  weibliclie  llitglieder  angeliöreu.  Zur  Jtlitwirkaug 
kSoneB  ttbenüee  für  die  eiawlnem  Anstalten  dnrdt  die  KomidMian 
Fnuienlconiitees  ernennt  werdeu. 

8.  Gesetz,  betr.  dio  Krriclituntr  »  iiipr  kantonalen  Er- 
Eiehnngeanstalt  für  Mädchen,  voui  2H.  Janaar 

In  dieeer  kantonalen  ErziehnngsanBtalt  sind  gefthrdete  nod 

verwahrloste  Mädchen,  sowie  jntrt'ndliiiip  Iii^iitrafte  weiblichen  Ge- 
schleclite  im  Alter  von  8 — 16  Jahren  nnterzabringen.  Die  Ansialt 
anterst^t  einer  TmorgnnKskomminion,  beetelieiid  an«  einem  Prtai- 

deuten  und  zehn  (darnnter  zwei  weiblichen)  XitgUeden,  wdcbe  vom 

Regiei'ung*>r;it  iiiif  die  Dauer  v-  n  :5  Jaliren  ernannt  wird. 

9.  Gesetz,  betr.  Abänderung  einiger  Bestimmungen 
des  Tornandteliaftsgeeetses  vom  28.  Febmar  18B0,  und  de» 
0eaetsea,  betr.  eheliches  Güterrecht,  Erbrecht  «ad  Sehen- 

kMBgren  vom  Ii».  Mfirz  18«l,  vmn  '2»',.  M:n  1W4, 

Das  (iesetz  bezweckt  zunächst  eine  N'erciufachung  des  Vor- 
mnndsehafiwroeen«.  Ee  glanht  dlee  vor  allem  ra  erreiehen  dnreh 
eine  Beschrfinknng  des  In^ttitnts  des  Kebenvorniuiids.  das  sji  Ii  in  der 
Praxis  als  fBr  den  Nebenvormand  seiir  UUtig,  für  den  Mündel  da- 
gi^gen  ab  wenig  nntabringend  nnd  dnrehans  angenögend  erwiesen  hatt 

Bisher  muate  jedem  Vormnnd  «in  Nebenvommnd  beigegeben 
werden;  nach  dem  neuem  (^»»si'iy;  wird  i-in  N'r-henvormnnd  nicht  mehr 
bestellt,  wenn  keine  venuügeiisrechtlicheii  Interesses  des  Bevor- 
rnnndeten  m  wahren  sind  oder  wenn  sein  Vennilgen  avssdilienlieh 
in  solchen  .SitarkaKseng'nthabeii  liesteht,  die  olme  EinwUlignog  dm 
Waisenamtes  nicht  erhoben  weiden  können. 

Ebenso  nullen  die  Fälle,  in  denen  Vormnadsehaft  dutaitt, 
miBgUehal  heaehrtakt  werden. 

So  aott  Vormnnlspliaft  fcHnfti?  nirlit  nvhr  idntreton  «her  die 
Eheitan  hei  temporilrer  Ehescheidung  und  bei  Auüpfäudang  des 
Ehemaanea;  sodann  im  Falle  des  Konkttfscs  des  Ehemannes  nnr 
no4-h,  tiofern  die  Ehefhiu  es  au8dr0cklieh  verlangt.    Eine  soleha 
JtkibiMh  dar  imttnat.  VualBlgsiig.  «.  Bd.  166 


2624 


OcMt^elnuig  md  Lttmtar. 


YomraiidaclMift  mU  dann  «neh  In  Zolninft  naeli  Sebhiw  dM  Konkvn» 

VMrfiklin-iiä  wieder  arifp'  linfwii  WHrdcn. 

Neu  einpcfiihn  wi  iWt-  Vortmindschali  (Her  (iewohnhettstriiikcr, 
die  auf  tirund  de»  üeKcizu»  vom  21.  Kebrnar  1901  in  Trinkcrheil- 
anitalteB  anlCTgelMtwht  tiad,  irRknnd  dw  Dnmr  ikwr  TawnfUig'. 
HHtifi-  l<iirii>ti'n  mir  mnnnlirhe  Pr-rsoncii  zu  Vonniiiirlprn  nnä  Xelien- 
vurmiiiiilern  bestellt  uei-den.  Das  neue  CSesetz  bestimmt:  ^Eiue 
Matter  kuin  nm  Vominnd  oder  NebenTwrmaiid  ihrer  Kinder  er- 
nannt wonlt  ii,  sofern  sie  »ich  dann  eignet  nad  nldit  besondere 
ÜBBtiiiiilif  iliigogen  sprechen." 

In  KunknrsfKllen  soll  der  Ebefran  von  der  ErOflnnng  des 
Konknnet  gegien  den  Ehemann  vom  Konknnamt  Kenntnii  gegeben 
niiil  h'w  anf  Jat*  itir  KM'^ri'luMulf  Fdnii-nuipsrecht  anfnierksani  gemarlit 
werden.  Zar  UelteudniaLbunif  de^elbeu  kann  der  Zivilgerichu- 
prlaideat  der  Ehefhin  ans  den  Geriohtaantlenten  oder  AnwUten 
einen  Vertreter  heiordtifn. 

Früher  konnten  nur  miinDlicbe  Personen  eine  Ebeabrede  als 
Zeugen  unterzeichnen.  Künftighin  soll  dies  anch  die  Untter,  di« 
Tormnad  iat,  gieichaeitig  als  Zenge  tan  liSnnen. 

Die  übrigen  In  Kraft  getretenen  Gesetae  haken  mehr  nur 
lokale  IVili  iiinng-. 

Einige  wi<'htig:e  üesetze,  darunter  ein  Gesetz  betr.  obli- 
gatorische Teilnahme  an  Wahlen  nnd  Absthnmungeii  nnd  ein  Oesetc 

lii'ir.  Kn-iclitnii^r  i-iner  Tfandel-lioehichnle  is  Basel,  dnd  in  der  Volk*- 
abstimiuuiig  verworfen  worden. 

I))  HaKelland. 
Referent;  Di.  H.  Abt,  Xiviti^erichtspriwidoot,  Basel. 

19<>2. 

1.  Gesetz,  betr.  das  Bauwesen,  vom  17.  lUrz  1902. 
Dasselbe  entsprang  dem  immer  dringender  «erdenden  Be* 

dnrfnissi',  »'iners»-iti>  im  Bnnweson  eewisse  Sicherheitsvorscliriflen  auf- 
zustellen, andererseits  für  die  besonders  in  der  Nähe  der  Stadt 
Itollldlerenden  Interetaengegensltse  der  Baula&dbesitaer  nnd  der 
Laiiilwirtsili.ifi  eine  I.i'siiiijr  z«  tiiulen.  Dii-s  Gesetz  entliUlt  d.'»her 
baupolizeiliche  und  nachbarrecliüiclie  iieatiumnngen,  und  zwar  ohne 
qrsiematische  Ansaeheidoog,  nehsnelnander.  Dass  hei  enteren  neben 
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t<'>'linis<'hrii  Moiiu-ntcn  auch  all;,n'iiiein  liflentliche  iDtereaaeD  Berttck- 
sichligung  get'au<l«ii  habüii,  uatürlich. 

V«iu)wifteii  Umt  Art  tind  4fe  B«atiaiiittiiB«B  Iber  Ent- 
fprnnncr  von  Nenltantc-n  und  KiiifricdijrKnt^cii  vr>n  öflVntliclien  Strassen, 
Diütanz  zwischeu  Hinterb&osern  and  Vurileihäusern,  ferner  die  he- 
tümmvmg,  dtw  In  d«r  Nllw  von  Wobaeebliiilen  keia  der  Gcflondheit 
schildliches  Ktublissement.  errichtet  werden  darf.  Eb<*nso  sind  .snnitäU- 
polizeilicher  Natur  die  Vorschriften,  das«  gegen  üifentliche  Platze 
und  StnaMD  keine  Animfindangen  von  Kaminen  irgendwelcher  Art 
angrebracht  werden,  und  daas  kein  nareines  Waaier  ms  AbtriUCB 
oiier  Schfittatein«n  anf  Offen tllcfae  Straaaen  aoU  abfekltet  irarden 
dürfen. 

PriTatreehtllehen,  apestdl  naekbarreehtllebenCliarftkler 

trag-pii  Iii-  P.estimmunjren,  'lü"  Gehiuiitt^  nml  Gebäudeteile,  ferner 
DSngerhaufen  und  Jaachegmben  uiclit  näher  als  1  m  an  die  Grenze 
de«  Naehban  henmgetHekt  werden  dflrfm,  es  Mi  denn  bezBglieh 
der  (lebäude  dne  Vereinbarunir  der  beiden  Nai-hbarii  t  rfitlE't,  Dies«»lbe 
wird  vermntei.  wenn  der  eine  Naclibar  bereits  ohne  Widersiirnch 
des  andern  auf  die  Grenz«  gebaut  hat.  GarteuhägK  dagegen 
dürfen  nngekdirt  iberall  auf  die  Orence  gastelU  w«rd«n,  wo  nielit 
dio  landwirtRphafllirhe  Ilenut/uiifr  di**  .Viisllbnn^r  ib-s  scfi-i  ti.  Tn-t- 
bezw.  I'Angwendurcchte  nötig  raaeht.  t'ui  Kullisiunen  zu  verhüten, 
saihllt  das  Gesetz  die  stnirnUre  Bestinininng,  dass  die  Gemeinden 
dnrch  llehrheitsbm-lilus«  ein  Gebiet  als  liauland  erklären  und  lUr 
dasselbe  die  Tret-  nnd  Fflu^venderechte  aufheben  oder  beschränken 
kSmten.  Atuih  für  Abgrabnngen  nnd  AnfnUttngen  sind  geeetzliehe 
Abstände  vom  KachbaiRnindBtick  vorgesehen  und  endlich  bestimmt, 
dasB  das  Regenwasser  (desiien  natürlichen  AHl;iiif  .1er  N.tr  hli.ir  ilnlden 
moas)  nicht  in  Rübren  oder  Rinnen  auf  die  Nachbargrundütücke 
abgdeJtet  werden  darü 

Endlich  enthSIt  das  Ge^-rz  ]!r>tiniman!fen  (Hur  di.-  Ex- 
propriation sowohl  hinsichtlich  der  Abtretung  von  Land  zu  üffent- 
Ueken  Zwecken,  als  aneh  bezflgllek  Le^mir  von  Dohlen  nsw.  dnrch 
Privatland.  Die  Abtretung  bezw.  Iinldnii?  ^t'm  Iiieht  gecen  volle 
FntM-hRditrnn^-  \>  ii  i^r  die  P''stininiung.  da.«s  andererseits  auch  der 
Liegenschattabe-sii/.er,  dem  au»  der  Anlage  ein  besonderer  Vorteil 
'•rwlehst,  n  «inam  aBgeueMenen  Beitrage  verpflichtet  ist.  über 
4Ue  Expropriatlona'  benr.  Beitracspflicht  entKheidet  der  Regie- 
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nmcnat,  tuiter  Vortebalt  des  Bekanreditn  aa  des  Luidnt  Die 

HShe  der  Ktitwliädigniiß'  Jage^^^n  wird  vom  Oberpericbt  bezw.  von 
einem  von  den  l'ai"tfien  freipewShlten  Schiedsgericht  festjzrsetzt. 

Das  Gesetz  gibt  ferner  den  Genieiiideu  das  Utxht,  IiaaünieD< 
pUa»  vad  Banngleiient«  «iiftintelleD,  yrMtm  nudi  DarchhaftD 

i^ini'^  privatrerlitlirlio  iiml  MlTciitlirli-riTlirl;'  hi'  Einsprachen  znlawenden 
\'erfahreQi>  bindende  Krat'l  erlialt«n.  Ebenso  ist  das  Verfahren  bei 
BaiibewilUgUM***"^™»  ^  obligmtoriMh  «ind,  g«icg«lt 

Ein  Bochbanin^pektor,  der  Hi-ine  ganze  Zeit  dem  Amte  widmen 
iniists  nnd  der  seine  IHfnstc  aiiiii  den  (t*-meinden  l>ei  deren  Han- 
projeliten  zu  leiben  hat,  hat  die  Anfoicbt  ttber  das  gesamte  Bau- 
wesen. 

Die  Sinif"lH>^rininniti!ri'(i  endlich  Beben  ftlr  t'bertretnnpf-n  des 
Ges«tzei$  liUbMii  von  10~5CK)  Frs.  y*r.  Neben  dem  EigeutlUuer 
kami  tneb  dar  BMnnterndimer  beatiift  werdan.. 

2.  TerordnaniTt  ^9tT-  die  Or(r»iiisaUoB  der  Fortbll- 

dlliifr^*<'linle,  vom  11.  September  l'.'Oj. 

Die  FortbildongHHchule,  welche  tür  die  Jitnglinge  vun  16  bi« 
18  Jabren  obllgatorlaeb  f«t.  bildet  flir  dieaelbco  eine  nfllsUebe  Wieder* 
holung  nnd  Erweiterm^^  ■  -  in  di-r  l'riuiarfiolinlc  (ielernlen.  Das 
Gesetz  rejTflt  den  Sinndeiiplaii  und  Lehrplati  (bt-i  welchem  die  Ver- 
faHsunglcuude  erwubnemiwert  ut)  und  Qberlianpt  die  iluaserv  Orguui- 
•atieit  der  Sehvle,  welche  nberall  in  den  Abeodatanden  »bgalnlteit  wird. 

;j.  Vercprdniin).',  betreffend  Vollziehung  des  H.-G.  vom 
2'.>.  März  li'Ol  bftr.  die  Ergänzung  des  M.-G.  llb«r  d.n 
Aliiitürpflichicrsaiz  voiu  2h.  Juni  lüTS,  vom  11.  September  1902. 

Daa  Oeaetx  aiebt  Ar  Nicht-  oder  Zn8|rilt»Uniff  der  lUlitlr^ 
pfliclit-Fi  suzstener  (Tcfiinunisstrafen  von  1-  -l^  Ta<?i'ii,  ji'  n.ich  r 
Verschuldung  des  Ersatzpflichtigen,  vor.  (Oeldboasen  sind  aasge' 
acbloaaeii.)  Aaaaerdeia  louui  daa  Gericht  auf  StiimraditBeBtniK  vaA 
Wirtaliaiiaverbot  erluaneB. 

4.  TaxordnvBf  fSr  die  Zivilataadabeanten  vom  30.  Av- 
gnst  1902. 

Dieselbe  riebt  (bescheidene)  Entacbldigangen  der  ZivOatanda* 

1h  aniicn  durch  die  Gemi-inden  fiir  diejenigen  Verrichtungen  vor,  flir 
weiche  dii  s.  lben  nach  dem  I!  -0  iUier  ZifilaUlld  HBd  Ehe  WH 
Privaten  l<eine  Ta-xen  fordern  dürfen. 
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&.  OetehRftsreglfloieiit  für  dl«  ba«ellandt«haftliehe 

Kantonalhank,  vnra  N(ivini1n-r 

Dasselbe  hat  deu  ZHtck,  das  fWr  die  Ot^gauisatiun,  den  Ge- 
adilftikrab  und  die  Vorwaltnni^  der  biMeUandaelnftllehea  Ktatoml- 
hank  Tom  13.  Oktober  187a  maKsgt-lH  ndi'  Ccm-iz,  betr.  die  Kantonal- 
haalc,  in  zeitgemflsser  Weise  zn  i  rg-änzeii.  Ken  ist  nnter  andert-m 
ISdgend«  wichtige  Bestimmung  (§  „Die  Bank  ist  ermächtigt, 

den  EinwohBHVBndndea  Darlehen,  deren  Anftaahme  thnea  vom 
Bcgicffltngiiratp  zn  (Jemi'ini1pz\\i'<'kcn  bfwillijrt  wnrilcii  i-;t,  nhiie  liypn- 
tbekatjKhe  Siclierheit  und  uhnt-  i'enioitalbtkrgüclutfl  zu  binvilligvn.*' 

1903. 

1.  Segriernngaraubeseblnas,  betr.  dieHilittrteIctionen 

•Bd  <IU-  S.  ktions-Chef»,  vom  11.  Juli  1903. 

l»i  r  Iteschlnss  regelt  hauiitsürlilicli  ilif  durch  kaiitonal«-  und 
eidffcnüKsiitche  Erlasse  In  verschii-dtnu^r  Ik'ziehung  aufgehobt-m-  ud<-r 
abgdndarte  Amtaordnng  der  SekttoM^lieft.  DieaellieD  wvrden  vom 
Ki'trifninarfratp  auf  :!  .Tain---  aot  aktives  «d»  akUv  gewesenen 
Uilitüi-dienstpllichtigcn  gewählt. 

2.  Oesetx,  betr.  die  Viehversiehering,  von  87.  Sep- 
tembi^r  v.m. 

Das  Üesetz  ähnelt  sehr  dem  aargauischen  Vlehvertdcberungs- 
geaets  vom  14.  Juli  1898,  weldies  in  dieser  Zeilwhrifl  eingehend« 
Er6rtenmg  gefuten  iiak  Aach  Baselland  hat  daa  OU^iatoriiim 

dfr  \'i<'livfrsichi'riin£:.  wi-lrlir  an  Stelle  der  iin:."'nft}reiidi'ti  fri'ifti 
Kassen  tn-tcn  soll,  dadurdi  der  Landwirtschaft  ak2i-iil»bler  gemacht, 
dan  es  der  Mehrheit  iar  Vlehbeaitaer  einer  Gemeinde  anbelagegeben 
i>r,  iMiip  (alsdann  fllr  alle  ViehfM-sitzcr)  oblipatorische  Vieliver- 
sicbcruDgska»äe  zu  gründen.  Die  Organe  der  Kasse  sind:  tieneral- 
venammlnng,  N'orstand,  SchltznngskommlBSion  und  Reebnnnigt- 
revisori  n.  Die  Prämien  für  die  versicherten  Tiere  können  sehr 
nif'drig  gehalten  werden,  weil  Kanton  und  Hund  pro  Jahr  und  pro 
Stück  Vieh  je  1  Fr.  in  die  Versiciiernngskasse  leisten.  Trotzdem 
Verden  jetst  adioa  Klagen  gegen  das  Gea^  lant,  teito  vreÜ  der 
Landwirt  tU.frlianpt  nirht  tr^Tne  j.tlirlirln-  Heiträge  leistet,  wenn  W 
nicht  einen  sofoi-tigeu,  unmittelbaren  Vorteil  daraus  erwachsen  siekt^ 
telb  weD  die  Sebltanngakommiisiaien  es  ab  und  m  an  der  aOtlgen 
Tlücksichtsloaigkeit  fehlen  la.'^»4•n,  wenn  bereits  kranke  oder  geltredi* 
liehe  Tiere  aar  Anfnalune  in  die  Kam  angemeldet  werden. 
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Vollzielinnps- Veri)rd iinng  znni  B.-O.  vom  11  Ok- 
tober ldU2,  betr.  die  Oberanfticht  Uber  die  Forstpolizei, 
von  8.  Desember  1903. 

Die  Vt^rordnuDK  re^lt  )iaii|>i><aclilt('li  die  Obiiegonlieiteii  and 
den  Pfli<'ht»'nkr<'is  <U>r  kmitoiiiilen  Obcrf«ir«ti  r>  iiiiil  seiner  Adjnnkten, 
tVrner  die  Verwailnng  der  Gemeindcwalduugitn  darcU  die  Geiueiudcrütc 
Imsw.  Bttrcerrlte,  wakh«  eia  W«UngleB«ot  sn  er)a«Mn  und  eineni 
OeillielBdefi'i-st»>r  anzuHtHllfn  lialM-n.  1  »iMiscHieu  ist  anrh  ili'  Wal  Umr 
lllwr  die  Privatwaldannien  Übertragen.  Das  (icsetz  erstrebt  die  Kr- 
haltaBf  and  Temehmaf  der  0«iMtiidewaldaBg«n.  Darun  Kbrtibt 
es  Vor,  dam  die  A«''!irb»'itiiiiK  diT  W'irtsrliaftiipiane  der  (ton*>tituig^q|p 
de»  RegferungsraU-s  bcdiirfm,  d;isf  dir  (i.'nu  indewaldnngen  in  kHner 
Weise  mit  neuen  l.Atttfii  bvltj^i  weisen  dürfen,  daaa  Anabentungeu 
in  Schntswaldnngen  war  mit  Bewniigviii;  des  BnndeBratea,  lolche 
in  Niolitsclmtzwaldunpron  nur  mit  Or'neliraifr«n(?  de»  Rogleranpsrat«» 
Stattfinden  dürfen,  dass  Realteilnngen  von  üffentlictien  Wnldangai 
ttüMattbaft  sind,  daas  di«  Genwindoi  ilinen  gdiSrige  gaoigneta  Grand- 
sriick*-  aiifforstin  nnd  bei  joder  rieb  bietend«  Gelegenhüt  Wald- 
piU'zcIleu  luinfen  sollen. 


1.  (ti  shi/..  b.'ir.  die  Besoldnair  der  Klrehenbeamten 

des  reformicrti  ii  Kunlonstt-ilcs.  vom  ?».  .Tnnl  1!»04. 

Dasäclbe  »eui  die  lWbt>iH>lduug  der  reformit-rtcn  l'farrcr  ant 
ein  Mbiimnm  von  2400  Fra.  fast  Anaaerdem  bat  jeder  Pfturrer 
Attspimeh  ;>Mt'  firif  Wnhnnnr.  Hiimtüiin?  von  :i  Tnoharti-n  I'frnnd- 
land,  3  KlafUr  Holz  oud  Wellen.  Au  diese  Besoldung  leistet  das 
Kirehen-  und  Sebnlfcvt  je  2000  Fr«.,  den  Beat  die  Gemeindent  wobei 
in  S;  i'i  dif  in  praxi  schwer  dnn-liznfillirende  licstimninnp  der  Bundes- 
verfassung ansdrttcidich  vorbeliaiten  ist,  da.si«  niemand  zu  den  Kultus- 
Icoaten  einer  ibm  fitemden  Kaotaakni  ladanti'agen  verpfliebtet  iat. 

8.  Oesets  Aber  die  Verabfolgnng  von  Staatsatipendien 
vnm  s.  Juni  )!">) 

l>er  Kaniun  litutelland  ist  anfolge  einer  ihm  gemachten  hoeh- 
bendgeo  Stiftvng  eine«  in  Mositaii  reich  gewordenen  Landacblftlert 
in  der  I»afr<',  verli.'iltni.smiissitj  zalilp'idie  und  schöne  .Stipendien  ge- 
wRhren  zu  ki-nncn.  IUls  (ics.iz  irewälirt  Stipendien  (diinh  die 
•Stifton^  tfi  bundeii)  solchen  Ik Werbern,  welche  sieh  auf  das  Lehr- 
oder Pfarramt  vorbereiteiu   Amaer  den  Ablieben  Erfbrdemiaaen 


19M. 
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bezüglich  BedUrftigkeitR-Nacliweis,  Bepahnng.  sittlit  ln-s  Verhalten  usw. 
ist  VoraoHetzDiif,  duB  die  Bewerber  Kantonsbürger  sind  oder 
SchwebtnrMbrger,  ämt  Eltern  im.  Kanton  rieb  niedergelasten  baben, 
ferner  das8  der  Stipendiat  efne  Aaatalt  btsidit,  weteb«  itu  hier» 
M'itijr*  !!  Anfordi  riuiet'ti  hptrpft'pnd  iM^nifliVlic  An*bil<liinff  dfr  SnuHf- 
rendeii  entspricht.  (Eine  engherzigere,  anf  bestimmte  Anstalten  be- 
«ehrlnkt«  Ftannir  «nterlair  bei  Avr  Berataag.)  Jeder  Stipendiat 
is!  v(-r[i11iclif.T,  filr  ^^<•tntrst^  ns  fi  .l;ilir>'  in  'Ifiii  TSt'rnf''.  llir  A'-n  <^r 
«ich  mit  iiilfe  des  Slip«ndiunii  ausgebildet  hat,  im  Kaiiton  ein  Amt 
m  flbarmliinient  «BdernfUIs  er  da«  Stlpendlvm  z«rttelc»Mrstatten 
liat.  Dasselbe  gescbieht,  weon  er  seine  Stndien  nicht  beendigt  oder 
■ein  Stipendinm  dnrch  sein  Betragen  ukw.  verwirkt. 

S.  Konkordat  Uber  eine  einheitliche  Verordnung,  betr. 
den  Ketorwafen»  nnd  Palirradverkehr,  ▼on  13.  Jnni  1904. 

Ivnrch  Landratsbesohlnüs  yrm  \>\  Nrivfiiilur  l'"»:!  mi'\  Hi-ffi*'- 
rangsratsbeschlnas  vom  29.  Juni  lHOl  i»t  ubigeii  Konkordat  tiir 
Bawiliand  angenonnnen  b«nr.  als  in  Kraft  giesetat  erUlit  iroTden. 


12.  Sehaffhausen. 

Befennt:  Dr.  B.  Weltert  Sahaflbanteo. 

Uebr  und  mehr  adnrtndet  die  Oeselzgebnngiikompetenz  der 
■cbweinrtaehen  Kantone  dahin,  dem  Gletscher  vertrl'i'^liU'»  ^' 

lanprMwi,  aber  nnanfbaltsnm  znrlickErt'lit  I>if  Fi'l!?*'Mo?>.fn'ir!iaft  Imt 
die  Weiterentwicklung  des  Privat-  und  Strat'rechts  in  ihre  Hand 
gesonmen  nnd  bald  weiden  «oM  aneh  Zivil-  and  Stvafl^rosese 
folft-n:  d>!m  di>'  Knütikation  des  srhweizeriwhcn  Ifcrlita  \<: 
uuabweisbare  Notwendig keiU  tierade  da»  Recht  des  Kantons  .Schaä- 
hansen  in  der  Weise,  wie  ea  sieh  an  das  Zflrieher  Keebt  an- 
lehnt, ikmlich  das  Bestreben  Bach  grösserer  KeeliLseinheit  und  iirtnc-t 
zngleii-li  die  IVrspektive,  inwiefern  diese  Bechtseinheit  dnrchgefllhrt 
werden  kann. 

Wenn  wir  die  Oeeetse  nnd  Terordnnngen  für  den  Kanton 

SdwfllianiCO,  die  in  den  .Fnhr'''n  1'My2  l'i"!  •  ilnosf-n  wurden,  dnrrh- 
gehen,  so  wird  vns  auf  den  ersten  blick  klar,  datM«  die  Zeit  vorüber 
ist,  die  bernfbn  war,  anf  dem  Gebiete  dnr  Kantonalgesetagebnng 
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grosse  Aufgaben  zu  liisen.  KondtTbarciw ci&e  war  »•»  g'erade  die 
Zelt,  der  Savioht  den  Iteruf  dazu  ab^taproclien  hat.  In  den  fünf- 
ziger Jahren  wurde  das  SlrafgetseU  einer  Hevisiun  onUsrzogen  und 
dcM  Anfbrdflnmgvn  JoMr  Zelt  aagvpMit  Im  im  wdMtger  Jahna 
folgte  die  Kodifikation  des  Privatrecht«  anf  d«r  Grnndlairr'  il<>.< 
Kecht«B  von  Zürich,  das  am  die  Hitte  des  Ii).  Jahrbnndertü  v»it 
J.  C.  Bldmtscbu  kodifinert  irord«ii  mr,  and  eboifidla  hi  dra  Mdi* 
zIkit  Jaliren  wiird«»  die  Zivilprozexsurdnung  RejM-haffen,  die  »irh  vor 
den  meist«»  schweizeriachen  und  auaHiiidiachcn  ZiTilproaeaBordnangen 
dareh  flu«  demokntisehe  Einfkelibdt  aunidiiiet  nd  dadmh  im 
Viilk  zur  Teilnahme  an  der  Rechtaprechnng  zu  enieben  sucht.  Nor 
ein  Fiuiduiiietit  di'r  HiTlifsptvrlinng  ist  norh  nicht  fe!itj?efDg:(.  nflniHeh 
die-  ^t^atprozcü^!ürdnung.  Wie  im  Dentectien  Reiche  erhebt  sich  auch 
in  einigen  aehweixerteehen  Kantonen  «nd  apaslell  In  SelnflMUuen 
der  Ruf  nach  der  Kefnrni  ■!(  s  Sir;if|iri.-/.i  sM  S.  Ktlr  Ii  ti  Ksninu 
Scliaffliaiuen  ist  „Reform"  eigtuiilich  nicht  der  richtige  Ausdruck, 
^ena  ea  ist  nichts  zu  refonnlerm  da.  Tor  einigen  Jahren  wnrd« 
ein  Elntwnrf  gemacht^  aber  er  ist  Entwurf  geblielion.  (M  irenwärtigr 
wird  ein  neuer  Strafprozesnentwurf  ausfireafheitet.  Aucii  hier  wird 
einst  die  stärkere  Bondeshand  Gelegenheit  haben,  lielfeud  «iuza- 
greifen;  nllerdinga  moaa  «nt  dnreh  eine  Ermltemng  der  Bnidas- 
■verfa'i'-"ntr  i^^m  llnnde  hierzu  die  Kompetenz  gjeboten  werden. 

Die  (.lesetzgebttog  des  Kautons  ScbaflltaMen  bat  sich  iu  den 
letzten  Jahren  znraeist  mit  Angelegenhritoi  d«r  Inaem  Venvaltongr 
und  mit  uationalukononiiM  tieti  Din^n  hcadlSftigt.  So  wurden  die 
Itesoldunpen  der  kantonalen  Beamten  neu  geregelt,  die  bescheiden 
genn^  geblieben  sind,  wenn  man  bedenkt,  dass  es  in  der  Sdiweiz 
keine  Poisionfla  giht.  Vtn  allgBMtiierem  Intaraw  ist  dai  „Gcaets 
fib.'r  Hie  viiiii  Volke  vflivunehmenden  AbstimnUlgien  Uld  Wahlen, 
sowie  ülter  die  Am^iibung  der  V'olksrechte'*.  Die  Ton  dcB  Stinm- 
bereehtJgten  d«»  Kantons  Sehafflmasen  n  traffenden  Ahstfannongen 

und  Wivlilen  sind  eidireiiÖKsiNclip,  kantonale  oder  örtliche.  Der  Volk>- 
ab«timmujig  sind  ^-ti  nntentellen  alle  Gesetze  and  die  vom  Grossen 
Rat  in  Anwendiintr  vi>n  Art  28  der  KtntontvwflMiuiff  g«fiuat«B 
IteschliiH.H«;  ferner  alle  li«^hllsse  det  Groeses  Ratet,  «eiche  fllr 

oiiii  II  liiMiiideren  Zwi  i  k  eine  neue  fiiimalire  (iesaintaiis5»-«bf  von 
mindeiileus  l.">oo(M>  h'n.  oder  eine  jährlich  wiederkehrende  .Au.^gabe 
von  mindestens  IS  000  Fn.  nr  Folge  haben;  eadUeh  kana  der 


A.  Bicwnnicn:  Sdnrtis, 
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Orone  Bat  vm  rieh  «u  für  andere  BcKhlSaie  dm  TolksabatianraBr 

vi'ilanpen.  Die  Initiative  ist  in  J'-r  \\'fi?«'  geordnet,  der  (•;ri»s!vc 
Bat  jedes  Initiativbegehreu,  das  von  lOüO  stimuberechti^ten  loititoten 
gnrtellt  marin,  Uiin«B  8  Httttlmi  prttftn  und  «ine  Voriage  dtif « 
au8arbeit4?n  mmfi,  die  spStettoit  einen  Henat  naob  der  Einrc-iclmnic 
der  Initiative  dem  Vollce  zar  Abstimmung^  vorpi>legt  werden  s(.!l. 
Unter  den  wichtigeren  üesetzeu  ist  nucli  der  Eutwnrt  zu  einem 
«Oeeeti  Aber  die  OewiMer"  m  erwfthaen,  wonach  bei  der  Ver- 
leihnni?  von  Kfinzessionen  /nr  Anslientnne  der  WaRserkrÄfte  ?.r..'!vi 
anf  die  Bediirfuiü)>e  der  Gemeinden  KücksicLt  zo  nehmen  ist,  bevui 
allea  von  Privatn  mit  BeaehJac  bdegt  vird,  wie  e.  B.  am  SbnnlhlL 
Aach  Millen  in  Zniranft  nnr  noch  beMitete  Konaenionen  Terliehen 
werden. 

liit  anderen  Kantonen  hat  der  Kanton  Schadlianaen  zwei 
K<nkwdate  abgesehlossen,  nfiniidi  ein  Kenkotdat  betreffend  die 

Befreinnir  v<>n  der  Veriiflirlifnn}r  zur  Sidierheitsleistiinjr  für  die 
I'rozesiikoüten,  nnd  ein  Konkordat  l>etretl'eud  den  Verkehr  mit 
Ketovwagen  nnd  FahnCdern.    Solehe  Koolcordate  bilden  Inw^r 

einen  Xolbelielf  nnd  sind  VnrlänlVr  vim  HiiinlesircM  t/en  I)eiiienig:eii 
eidgentfsciachen  Vorlagen,  welche  eine  Stärkung  der  BuiideKgewalt 
■or  Folge  haben,  hat  das  Schaffhansener  Tollt  immer  beigeütiaimt 
nnd  wird  am-h  in  Zukniilt  /.n  allem  sein«  Znatimasag  geben,  WM 
geneiBachweixeriiohe  Ideale  verwiriUichen  hilft. 

13.  Appenzell. 

Befennt:  Dr.     Beefeitelnerf  AppenMll. 
a)  Inner-Rhodea. 

1.  Anf  dem  \Vrordnnng:swece  um  1e  die  Vei^ieliernne:  d'-r 
Uebttnde  g«gen  Feaerachaden  bei  einer  vom  hnnde  oder  vom  Kauton 
hieran  ennichtigten  GeaellMhaft  obligatoriMsh  erkllrt.  (Beschhia> 
des  OroeBen  Rates  vom  28.  Novbr.  V.m.) 

2.  Am  Ajiril  VMi'^  bat  dieser  Hall.kiintr.n  die  auf  einer  iuter- 
kanionalen  Konferenz  am  19.  Dezember  19(t2  fchtgeatellte  ^Verein- 
barnng  Aber  eine  einheitliehe  Verordnnng,  betr.  den  Uotor« 
wagen-  und  Fahrra d  -  VerV  «  li r  auf  seh u  e i zer i  «rbem  Ge- 
biete", angenommen  nnd  für  sein  Gebiet  verbindlich  erklärt 
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OeMt^cboug  und  LiUntur. 


Gesetze  wurden  in  diesem  Zeitr&nme  keine  erlassen.  Dangen 
liegen  eine  revidierte  VerfaMong  und  ein  Viehw9hn<chaftsg«tets  ab 
Entwürfe  und  Vorlagen  fDr  die  Landt;enieinde  1905  vor. 


1.  Ge»etz,  betreffend  die  Zwangsabtretnng,  vom 
27.  April  1902. 

."^t.iKt  iinii  (Ti'iiKinilen  k"'niifn  Zwangs«'ntei|inungen  i»'dfrz»'il 
durchführen,  wenn  dt«»  i<tieniliche  Wohl  ei>  erfordert  Äbtrelungs- 
begehren  Ton  Karporutioii«»,  Oete11tehaft«n  nuä  Printen,  weick« 
ein  im  «"flVntliciieti  Intfiessc  lifpemlfs  Werk  Hiisfiihren,  wird  dt-r 
Kantonerat  erledigen.  Die  Zwangnabtretung  von  beweglkli<  n  und 
nnbeweglichen  Stcben  nnd  B«ehtM  u  Mlehen  ge*ebl«ht  atets  ge^en 
volle  EatMhAdigung,  d.  b.  gegen  vollen  Ki-Matz  fllr  alle  Verin<>^r,.us. 
ii!»c!it<>il<',  wplclic  dem  .\litrHtnnffsiifllrhtij.»i'M  "lnif  «i'iiie  Sclmld  ans 
der  Abtretung  erwachMeu.  Kouiiut  eine  Kinigung  Uber  die  Eut- 
Mhldigon;  nleht  nnUnde,  w  wlhltdflrBe^enagmtHif  B^lim 

i'in>-s  .1.  r  f^»>teili(;icn  oine  Sctintzitnfrskr.iiimission.  Geg'en  den  Ent- 
scheid dicivv  Kommisaion  künueu  die  ordentlichen  Gerichte  aoge- 
nfen  wcTden. 

2.  Gesetz  ttber  dis  VerwendiBf  d«>  Legats  du  Paget 
vom  24.  April  1004. 

Von  einer  von  einem  gemeinnützigen  liurger  gestifteten  Summe 
von  rand  180000  Fra.  mllen  100000  Fn.  ab  Stipendienlbiida  di 
1  Vitret  aaageeeliiedea,  das  ttbrige  dnstweilcB  uoatigetaatet  gdaaaeD 
werden.  ' 

3.  Oeaeta,  betreffend  dae  Stipendienweee»,  vom 
24.  April  1904. 

Dieses  Gesetz  sieht  Stipendien  vor  für  angehende  Primarlehrer 
nnd  Arbeitalehrerlnnen,  fllr  Lehrlinge  des  Handwerks,  der  Indnstrie 

und  destif-wiilns,  s.»vie  für  Jtesncher  von  höheren  BildnngMinstalte» 
(K.'intonsNi'hMlf.  I[.ii;ilt'l^s(  tinU',  Tci  hnikinii,  TifMarzTiriv.  Imst .  I'oly- 
tet  hnikuni,  rnivi  riiiUil),  von  laridwii'ti$chal11i«.'heD  ."^chulen  und  Fa<'h- 
knrsen.  Die  Sttpendlen  werden  vom  Regiemngsrate  anf  Antng  der 

I.  incli  ssi  lmlk'riniiiis^iiin  erteilt.  I)ie  Ansiralrcn  wt  riii'ii  >i-'stritten  ans 
di  ui  ijUpeudieiiroutis  dn  Pugct,  au»  .Staatsbetträgen  und  eventuell, 
•owdt  es  die  Amklldnng  von  LehrkrUften  tetrift»  ani  der  Bnndee- 
snbvention  fBr  die  Oflbntliehe  PiimancknJe. 


b)  Ausscr-Klioden. 


J,  Em. u  tut:  Scbwtfiz. 
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14  St  Gallen. 

Ref«mt:  Dr.  I.  Jtagillur,  Kantoavrichter,  St  Oallen. 

A.  Gesetzgebung. 

1.  Vullziehang«verurdnang  ZDm  bundeiigetietz«,  betr. 
die  Erf Inzang  des  BandeBgeBetsea  flr  den  UUitSrpfltcht« 
eriftts  (tob  29.  IBn  1901X  vom  1.  Jainur  ljN>2. 

•2,  St'iiiiiiHrnrdnnnp  für  da*  St.  gallis<lif  I^-liivriM-niinar 
vuiu  l  t.  Ft'bruar         (Revision  der  Usherigen  vuiu  Jalire  18<i4. 

3.  KeguUtir  Ar  dto  PrUAiDseR  der  SanlMii^SekaiidMflelirer 
vom  12.  Min  1908  (Bevlaton  der  UthtrigeB  T(m  1686  ud  1894). 

■1.  Walilstjitnt  df's  katluilischf  ii  Kf>lk'(nnms  \i<m  I.Juli  llMV». 

5.  Begttlativ  fQr  das  Forstpersonal  des  Kantoiu  St.  tialleu 
von  11.  November  1902. 

IU'stinimutiir*-ii  über  Stuatsuiit'siclit.  furstlichr  KinleiliiiiK',  Forst- 
|.tT>iiiii.»l,  .XiissrliHldung  rlcr  Sclini/.waldiin^rfn,  NVnanlutre '  solcher, 
ErUalluug  vuii  W  aldungen,  FvrNi  wirlx  hait,  Furstpoliztfi,  auscliliessettd 
DienstioBtraktion  Ar  die  BosirlteiSnter  «nd  Kreisflirater,  welchen 

StaatsvvaUluiitji'M  iintorsr.  llt  «iiiid;  Verkauf  ilt  r  Sr  ii;ilH\valJ- 
produkte  (^teigerungsbedingangen),  Uecbnuugs-  und  Kaaaa- 
«eien  der  VerwaltaBg  der  StaauwaldniiKea. 

6.  Gesetz  Ober  die  Sehotsaiifsicht  flr  eatlaesene 
Sträflinge  vom  18.  Nov.utlt.r  l<"tj 

Bisheriger  Sc:liaUcauftiickti>verfiu  bvzw.  dessen  Aulgabni, 
Fmüttioiien  md  Kompetenz«!  geht  an  den  Staat  Slier,  der  eine 
Schntzaufrsichtskommisi^ion  t-niennt. 

Auigabe:  Die  reguläre  ticlintzaat'Biclit  erstreckt  sich  auf  alle 
bediagt  «ntlasseoen  Zaehthaw*  nad  AibritshavastrSflinge,  anf  alle 
nieht  unter  PoUzeiaafiilclit  stehenden,  im  Kanton  domi/.ilitTicn  t-nt- 
lassenen  ZiichthaTisstrSfling*'.  unf  ■,)!!(-  .\rt>fitstiaii!'-.  <ielan(riiis-  und 
rvllzeisträfUnge,  die  es  wUu»>cljeu  und  deren  Verhälliiiiise  t-8  n'cbt- 
fertigen,  anf  geriehllieh  beslnfte  Eatlaatene  der  Bcflsernngsanstalten, 
anf  inriFTwärt.^  be!4trafte  and  empfohlene  Kantonseiawohner,  aif 
eveui.  bedingt  Verurteilte. 

Daner  minimal  6  Uooate,  höchstens  8  Jahre.  Recht  der  Schnte- 
befohleneD  auf  Niederlassang  im  Kanton,  soweit  de  Kaotons*  oder 
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Gca«tz^al)uu^  uod  Literatur. 


S(h>\t'i/.»rbUr!rf-r  sind.  Finanzielle  Unterst&tSHDf  der  ScbatK- 
befokleii«a  aus  dem  stiftiuiisiiiAgBigea  Fonds. 

7.  GMtts  llb«r  d«n  B«ttrltt  sv  «IneB  Koikcrdate 
verschiedener  KuntKiir.  h,-M.  die  BefreinngTOt 4er  Siebet' 
)i<Mtsl«>istnriir  für  di>-  l'ruzesskoeten  (BeebtBTertrSatnnf), 

vom  21.  Novnmb«r 

Bis  19.  Deeenber  190S  sliiil  beigetretw  die  Eutooe  Zlliicb, 

Lu/.crn,  Hasclstadt,  S<'li;iflnia«s.'n,  .Apin  iizrll  A.-Rh.,  St  GeUeO,  Aw- 
gau,  \Vsadt,  Neuenbürg,  ücuf,  Zog,  TeHsin,  Ularoa. 

8.  BegnIatiT  Ar  die  Prflfling«n  der  Prinatteluer  vom 
2«.  Desenber  1902  (Bevittni  der  bitberigeii  tob  1886/1894)i 

9.  Yerxrdnnng  über  LoftgaebeleBcbtviiirB-Apparete 
vom  16.  Juni  19u;i. 

10.  K«ebtra)rs|rcsMs  xnm  Oesete,  betr.  dea  Besag 

f  iiK-r  flaniläiidcrniiffsstt'iuT  für  (icmfindc/.«  Cfkc  diT  polit. 
<M' III  H  lud  eil  (vom  2"'.  .Tiini  l^ST),  vom  H.  Sfptembor  1;hi;5  (Stener 
darf  1  "  0  d«':^  Ilandüuderungauvrleii  der  LiegcuM:haft  nicht  Uber- 
steigen;  Befreiung  von  der  Siener  bei  Handlbdenng  von  Lieges- 

■■''li:it'T'-n  iiifult'»'  K\|irHpri;itiiiti.  ?.n  irriiifinnützig-on,  woliltiitijrcn 
Zw<i:keti,  t'ilr  (ititfi-ziiiiaiiiuieiileguuj;,  im  IkireiboAgs-  oder  koukurs- 
reclitUcben  VerlbtireB  bei  Erwerb  dweh  den  engedeekt  gebliebenen 
PfandglXublger,  bei  erbrechtlichen  DbemnlimeB. 

11.  Vercinbarnnp  iniit  Kantonen»,  li«>tr.  den  Uotor- 
wagen-  und  Fabrradverkehr,  vom  Ii*.  De/ember  liH.)2. 

VerkehnerlanlmiaBcbein,  Kontrolbmmmer,  Allarm»]ipaimt% 
Bremsen,  Internen,  Schnelligkeit,  Verkehr. 

12.  Gesetz,  ht-tr.  dif  dir<'kten  Staatssteuern,  vom 
24.  November  l'.KKi  (in  Kevision  des»  bislierigeii  von  lb;l2  und  der 
Novellen  hlenn), 

lla-i-cUn-  kniint; 

,  1.  Die  Vermügeiibüleuer  Hir  du6  bewegliche  Vermögeu  der 
Kantonseinwohner,  Kerperatlenen,  Veretne,  Geeeiisdiaflen,  An- 

stalten  nsw.,  tTir  im  Kanton  gtlipent's  nnlieweplit'he.s  Vermögen 
ili  TM-llifn  Kat<';r<>ripn,  daii  uniM'wegliche,  im  Kanton  trelegene  Ver- 
mögen AuüwätliKer,  da»  bewegliche  Kapital  der  letzteren,  soweit  es 
den  im  Kanton  gei^nen  Betrieben,  GeecUften  um.  dient,  im 
Kanton  amtlich  verwaltete  Vermögen  Avswirtigiv  ^tantaverttlge 
Vorbehalten). 


J.  Bkcelr:  Schweis. 
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a)  Prinsiip  der  •'jteuereinschälzniig:  Bei  Grundstücken,  tie- 
Mvdai,  VleUnlMB  U*,  Mwclt  tie  UndwirttoluiftBehaB  Zweckem 
aumitt«llHur  dienen,      dci  donbtehiilttlkhMi  YerkdinwertH 

Wencrbar; 

bei  allen  anderen  Gebäuden,  Grnud  und  Hoden  der  durch- 
•dudttUehe  Vwkehmrart; 

M  \V:iMiin'r»'n  *'j  dos  Verkohrswort»-»; 
FakrnUäe,  Warenlager,  Henien,  Versiciieraugü|>ulicen  n.  dgl. 
■lad,  wireit      9000  Fn.  IKientelgea,  •temrbu'. 

b)  Befreinng  von  VermfigensBtener.  HL-tmt  aind:  Kirchen-, 
Schul-,  Erziehnngs- ,  Spital-,  Kiauk('n  nml  Armf'nzwccken 
dienende  Vermögen;  ebenso  Vermögen  der  \'ereine  und  Stiftungen 
gamdBiifltrigva  ind  «oMtItigcii  Chanktm,  mfern  dem  Säte 
Einsiclit  in  die  Rr^i  ImiinfrsfiUiitnif,'     wühlt  wird: 

Handwerkagerüte,  Hausmobiliar,  Gutsertra^  des  laufenden 
Jalira  Im  auf  20000  Fn.  Der  Mehrbetrag  ist  ■  steuerpflichtig; 
VemBgea  unter  Yn. 

Entschadiemnirpn  für  Erwerbseinbns^ie  hU  auf  10  000  Fn. 

c)  Teilweise  Steuerbefreiung  für  Witwen,  ledige  oder  ge- 
•ditodene  FmaempenoiM^  flr  lOadaijlldi^p,  deren  VermSgen 
■kht  vom  \'iit«-r  oder  Sttefntter  cenUtEt  «M,  und  für  Ter* 
dl<»nRtniißliijr*'  INrsnnen. 

d>  Die  Vermögeni>iit(.'ner  ist  progressiv.  Sie  betiiigt  für 
1000—100  000  Fn, »  1  Nr  Jedes  weitere  100000  »  0,0S«/«» 
mehr,  aomit  ilir  1000000  =  1,5  "  po- 

II.  Die  Einkommensteuer.  Sie  ist  zu  entrichten  v^n  Kan- 
lonseinwuhnern,  Vereinen,  Geaellscbaften,  Auswärtigen,  die  im  Kanton 
ein  GeeoUft  betreiben,  Fenaioflsbetrtgen  aller  Art 

Abgerechnet  werden  I'nkoeteB:  4*/p  Betriebekepital,  Ab- 
nutzongen  an  Gebäuden,  Xasehinen. 

llniegebend  im  Zweifel:  Durchschnitt  der  letzten  3  Jahre. 

Befreit:  Jibrllehar  Ertn«  von  ZInaen,  Dividenden  Wa  «nf 
1  "  I  Kinkomnien  bif  lono  liozw,  1J0<1  Kr«.  iFamilien  mit  1— 4> 
Kindern)  bezw.  l.%()0  F«.  (Familien  mit  iii.  ln  uls  3  Kindern). 

Die  Einkommenatener  ist  progressiv.  Sie  beträgt  für 
aOOO  Fn.  «*  0,40  Fn.  jm  Hmdert,  Ihr  jede  weiteren  500  Fn.  = 
10  cent  sehr. 
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2636  Qawtegebnig  und  Litentnr. 

in.  PertonaUtener.  1  Fr.  pro  Kopf. 

IV.  Bestoncrnnif  der  Erwerbag«s«Uaeh«fUi.  Das 

\' f r ni •" ;r <> n  dfi-  Kolli-kti v- ,  KHmiiiainiit-  ninl  KonUBkOdit« 
aktieu-UebellscIiaften  wird  kollektiv  vemttuert. 

AktiengeaeUachafkeii  nnd  £rw«rbig«non«naeh«ft«ii  leiaton  Ter- 
mSgcnaatenom  von  eisbenUteii  Akti'Mi-,  Im-xw.  (ienussHtiMtiaftskiipiul, 
sowie  vom  K«»Rervf-  und  Slinlii  Inn  Foiids.  ♦TVVfislichi'  Kinbusson 
vorbebalteii,  nud  zwar  2  *  Eiiif  Ht*dukliun  findet  »talt  bei  Nach- 
veia,  daaa  die  Aktien-,  Iwzw.  Anteilaelieliie  vo»  den  bhabem  in  Kaatoa 
veratenert  werden. 

AU  mnkoiiimeu  ist  zu  versleaem  die  Einlage  in  Reserve- 
and  IhnllcbeB  Fonds,  Verwendang^n  Ertragr  der  Vermesent- 

vermehrang^,  die  an  die  Mii;,-lii'.lfr  aiise^/ahlten  IMvidenden,  Gewinn- 
anteile, Tantit-men,  (iratifiki»ti«nen  «aswirtiger  Verwaltungarile  oder 
Angeiitelher. 

Abxng  dnTon:  4  %  dea  veraienerten  Aktleakapitala  ud  der 

iTonds. 

Die  Einkommeastoiier  betiugt  tuiudi-stens  S^/gt  maxinuU  l»*/« 
des  ate«er)>flic1itiK«n  Beingewinna. 

(ir*.  i'.s.  h.(i;-n  mit  Sitz  im  Kanlon.  die  aV>er  Ihrer  wirtwliaft- 
licbcn  Zwccklii'stiuinmnsr  entsjin-i  liend  die  ^-ew-häfllifbe  Tätifj;keit 
vorwiegend  auswärts  a«siil»eii,  lialwn  die  Hälfte  der  Kinkuuiuieuisietier 
n  entriditen. 

]|;,.<i.r,.  Kiliiilt  n,  Atrenluren  an*\viirtitr>  r  ( if'.,>'llM-li:it"tcn  ver- 
ateneru  im  Xi  rliiiltni"  <{•■•<  iiieNiu'''n  üfiM-liiities  zum  Hauplgesctiaft. 

V.  Eriuiltlung  des  steuerpflichtigen  Vermügens  und 
Einkommens:  Stenerkoamiasion,  avaaMmengeaetEt  ana  Delegiertes 

Kittitnii"  utid  "''diT  (ifnieinile ;  kaiit(>n;ili- S?>nier)'t»knrskrimmission: 
alle  ö  .lahre  TutAlreviüiun  der  Steuerregister  i  jährliche  PartiAlrevisioa 
bei  Vennttgenabewagugen  der  einxetnen;  mttndliefae  oder  sebrifttielie 
An^be  des  Meaerp(lichti;;<'ii  KiiikotiinieoN  und  VenuMK'ens  dtttcb 
den  Stcnerpflichtipen ;  Kiclit  ilcr  Sti  iurkiMniniKsii.n  auf  Viirlage  von 
Urkunden,  bflckem,  Bilanzen,  Krneiinutig  von  C>achver»(ündigeu. 
Über  die  Elokommenatetter  entaelieidet  im  Beknrafidle  endgültig 
I  4ier  Regieiiiiigsnit,  über  die  VermSgeMener  der  Bicbter. 

]  \  I.  KHl;ri'n  n n ri i"b f  i if p r  Vc rsi'Mierinür:    NarlisfeiiP!'  des 

vorentlialteneu  WrmCigens  und  Einkommens  bis  auf  1<.»  Jahre  zurück 


.  Djgai^t-aüy  Google 
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und  event  BatawebUg  Ua  auf  76 '/o>  «vent.  auek  ftberües  ge- 
richtliche r,r>'r;ifutiyr  Iiis  zu  2rion  Fis.  (ieldhuss-e 

VII.  .Steuerinaslmum  einzuführen  üt  einem  Naclitragsgesets 
vorhehftlten. 

Zum  Sl«nefK«MtS  worden  am  4.  Juli  lim  eine  dt-tiillierte 

Vollzii  hiin(f8V(»r«rdnnnBr  nnd  »in  Kt.  Augnst  I',«i4  Weisuiiiren 
dt»  FiuaiiiMleparteiueuu  fiir  di«  ernte  TuUilieviciiou  d^r  Kegistei- 

erlaMco. 

13.  Ge.Ketz,  liHtr.  ilit-  (rewerbl iclifii  Schiedlgerlehte, 
vom  !•>.  Mai  i;«t4  (Rfvision  dfs  Itislieriffen  von  iHliT). 

£>achkunip«lenz:  Slreiligkeileu  2wi««;lieu  hihabern  von  Ge- 
werben,  Handeto»  vnd  PabfikatiomgeMbifteB  und  deren  minnliclten 

nnd  wei1ili''bi''ii  A!iL"-^tclllfi),  Arli''ir-'in  nnd  i.fliiliiifri'ii  auR  Difnst- 
nnd  Lehr  vertrag,  «ulWrn  si«  den  .Streitwert  von  ÜOO  k'r».  niclit  itb«r- 
tteigen  nnd  lUeht  beide  Farttfien  aa  TontieheB,  den  ordentlichen 
Richter  »nznrufi'n. 

.'^tickereifacligericht  bi«i>it  hiervon  onbertthn. 

Im  Einverstxndnls  der  Parteien  ancb  aachkompelent  bei  Stieit- 
betrigen  von  800—2000  Frs. 

iMirrli  \'<>rtnig  kann  Anrul'tin^  des  gewerhllcben  Scbiedagertcbta 
uiclil  im  voran«  ausgeschlosaeu  uci-den. 

Elnfflhrnng  für  ^ne  oder  mehrere  Gemeinden  nnd  ftr  eine 
oder  HH'hrere  Berufstjrui  ii'  ri  fakultativ. 

Bestand:  Prftaident  und  2  Mitglieder  (je  eins  als  Arbeit- 
geber besw.  Arheitaduner  der  betr.  Bomtert). 

Wahl  des  Schiedageriditi-Prtaidraten  und  -S*^^hn<il>Hrs  dunli 
Bezirksgericht  auf  3  Jahre;  wo  meiner^  rTemfiiideu  sicdi  auf  ein 
ächiedügericht  geeinigt,  erfolgt  die  Walil  durch  Kantoimgerieht. 

Wahl  der  Sehiedaricbter  dunh  die  vom  Begiemngsrate  fcat- 
gestcUten  IternfKfrnippen  dnnh  Urnenahstimmung.  Stimmrecht  rearelt 
akh  nach  Vorschriften  für  die  eidgen.  Wahlen.  AmUzwang  tlir 
1  Amtadaner. 

Kosten  dt^H  Si'hied.sgerichtes  nhlen  Geneinden,  welohe  blerw 
gegen  die  tieriLhtSj^'pbilhren  beziehen. 

Verfahren:  Streitfallanmeldung  nach  Fomniar  (Streitparteien, 
Streitwert,  Streltbetreff,  Barnftklasse,  Beweismittel). 

VnrladnnKen  eiseben  1—2  Tage  nach  Anhflngigmachtmg 
auf  höcliiätcn»  ii  Tage. 
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SltZBDgeD  cor  Abendfreixest 

Keine  Gerichisferien. 

Tvrsrrnli<hts  Kr(ioln-inon  <l(r  karteten  erforderlich,  ätellvw^ 
tretniig  nur  in  bt^ätiunuuii  Fülleu  zalässig, 

Znent  glltlie1i«r  TergUichtvenneb;  bei  HiMUBgen 
Tntlif  i.Mni1stVststpllun}r  im  riiiliifnii-lifU  Vcrfalin-n,  t-vent.  Vervoll- 
»tändignng  der  Beweiümiltvl,  freie  BeweiswOitliguoK;  luttndliche 
UrtAiltsrSIRniig  mit  SBumariicbar  Begrdiidniig:  nMUnr  idirllUidM 
UrteUumMlluig. 

Reknrs  ppsren  rrfpil  inrifiliulli  1  Tütrtii  mi  dio  Ri>kim- 
lumimissiou  des  Kant»n»geri<'htj>  zulii-s.sig  nur  wegt'ii  Verletzong 
gcwtdieber  Vorscbriftea;  R«kur»lMiiniinion  flUt  «vcot  idbrt  den 

Nachentsclitid. 

SitznngBgeld  der  Schiedsrichter  2—3  Fr».  Der  Frftsi- 
d«nt  nnd  Schreiber  werden  vom  Steele  besoldet. 

Spredigdder  1—10  Fre.,  bei  Streltweft  aber  800  EVi.  Ms 

14.  Utsct/.  Ixtr.  Verwendung  des  Bandesbeitraget 
aenr  UntcrittUtzung  der  üffentlichen  Primarsohale  und 
betr.  Eittfllbraag  einea  4.  SemlnarkiirBet,  vom  18.  Hei  1904. 

Von  dtr  zur  Vcrfiijruiiir  ^f'  li>  n'l<  ii  Stimni.-  werden  venrondet: 
10  %  an  den  Kauton  fttr  l>i«usUllers£ulageDi 
S&^  ^  Ar  Ben  and  KmbM  von  ScbBlhinsen,  hesw.  Amectiatioii 
von  Hiiux  iiiiiden  ab  1900;  ebenee  für  Sdudmobillar,  Tsni' 
hallen,  Tnrngerlte; 
liu^.g  für  ErhChnng  der  Rnhegehttlter  der  Lehrer; 
7®/o  fBr  besMie  AnsbildiiBg  der  Primarhdirer  tmd  Eraeitemg 

8**^  für  obliKatoriüi'he  Fortbiidungi<äc'hulen; 
20*;o  fflr  flbrige  bnndeBrechtUch  hterfllr  vorgeaebene  Zwecke 
(si  lnvarlisinni(re  arme  Kinder,  neoe  LehnteUcB,  Lebmittel, 

SrluilmatHriaü'tiy 

15.  Verkehri-bcliulordnuuK  vüm  10.  Juli  IWi  (Utviüiun 
der  bieherigen  von  1908). 

Verkehr><»<<  iiulo:  Fnebsdnle  ffir  Eisenbahn-,  Poet-,  Tele- 
graphen- nnd  ZoUdieust. 

Uinimalalter  der  Schiller  14*  ^  Jahre. 


J 
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U.  e«s«u,  betr.  DieniuUerMiilagen  an  di«  S«kiiB- 
darlehrei,  T««  28.  November  1904  (Beviiioa  des  Uilnrifeii 
von  layi). 

Die  jlhiltetieii  Zolagm  betragan: 

bei  r>— 10  DfeBsHshnn  ...  100  Pn., 

,  11—15  ,  .    .    .    200  ^ 

„  16  nnd  mehr  l>kntitjKlir«ii  .   UiK)    „  . 
Bercchttgt  lisd  alle  Sekaniarlcibnir  md  -LefexeriaBaB  gelM- 

y-rh—^  iiiiil  wf Itlirhi'ii  Stan(icR  nftoh  Masseabf  der  auf  Grnnd  vint-s 
i'at«nt«s  eine«  Haaptklir«-!)!  im  e>t  gallischen  aktiven  ächnldieusie 
Terbnebten  Jahr«;  * 

17.  Wrordnnnik',  betr.  die  Kosikinder,  vom  3.  Febr.  Hni.S. 

Knstkinder  (Kinder  im  Alter  unter  3  .Tahrcn,  weldie  den  Er- 
werbes wegen  in  PMege  genummen  werden)  sind  der  Orii»ge)>nudlieit8- 

koaminloB  so  natlllaiNan;  ti»  «erdea  vob  dtewr  odar  voa  dele- 
gierten DaiiK^i;  'lilitli.ti  iiiianffeiueMet  minde^itenM  2 mal  beglicht, 
w«b«i  die  Autmerksaiukett  auf  die  Reinlichkeit  im  Hanse,  Kett 
■ad  BdcMdanff,  die  Xahraiig  nnd  Waitnng,  daa  Aaweben  nnd 
Beflndea  det  Kind«»  n  richten  Ist.  Dartber  ist  idiriftUdi  Bapport 
zn  erstatten. ' 

Cbebtlnda  aind  an  verweiien;  auf  Abhilft  ist  za  dringen, 
event.  bt  Aaseige  an  den  Berirkaant  and  das  üntenndnngMint 

an  machen. 

l>ie  Unterbringung  von  Koülkindern  bei  btlilei  lit  beleumundeten 
Personen  oder  aolehen,  die  sieb  ans  OrttndeB  des  Alters,  der  Oceond- 
heit,  der  WolinunjrsverbKltnisse  dazu  nicht  eitrnen,  ist  verbitten : 
ebenso  bei  solchen,  bei  denca  hfinägc  Todesfölle  unter  den  Pflege- 
kiaderB  vorkeniBieB  oder  die  der  Anaeigepllicbt  nicht  aadikoaineB 
oder  fhMhtlos  verwarnt  siad. 

B.  Litontor. 

1.  Gesetasamalnag  (eidgenSasiacbe  nnd  st  galliscbe  Eriasse), 
betr.  da«  Sanitätuwi-^en  (.".fr<  nt!i''lie  Gesnndheitspflei^e  nnd  Medizinal- 
msea)  im  Kanton  St.  Ualkn.  Herausgegeben  im  Auftrage  der 
kantonalen  SaBltStshenmlBsion.  St  Gallen  (Redaktien  der.  ^Ost- 
sehweiz")  1903. 

2.  Eidgenössische  and  kantonale  Vorschriften  Aber  Vieliseachen- 
poiissi.  St.  gaU.  Staatskanzlei  1908. 

JSlurtMhte  latmatTetstarigmc.  107 
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G«««t>g«ilwng  nnd  LHantar. 


3.  St  crallUchcs  Privatr^etit    Sanmlnaff  im  Oetetie 

und  ViTi'niniuii.-r-n  des  Kantons  St.  Gallen  über  das  I'rivatrwlit 
von  Dt.  C.  JAki^ts,  Bnndearichter.  2.  AnlL  onter  Berilcluichtigaug 
der  f^rnndsätzlichen  Entoclieidviigai  des  Bagfernnginit— ,  des  Kan- 
tons-  und  Kii8satioiis(,'ericlite3.    St.  Gallen,  Fehrsclie  Buchb.,  l'.Ht4. 

•I.  m.  galliache  Verwakungsgesetzgebung.  Saoiinlang 
dar  anf  dMB  Gebiete  des  katttonak«  Staat»-  und  Verwaltongarechtea 
giltigen  Erlane  (?  BlsdeX  im  Anftnif^e  d«8  Regiemn^'Matei«  heraos- 
gefchen  0.  mcllkr,  StaatMcbreiber.  St  Gallen,  Zellikofer- 
fR'he  Dnukeri'i,  11>U4, 

5.*  Wegweiser  dnreli  die  at  galliseli«  Staate-  und  Ge* 
■elndeTerwaltnng.  Heraoigegeben  Tum  der  Staatikanalei,  1905. 


1.  Geaets  nbw  FeiiHiixiliicel  tob  27.  Uai  1699,  In  Kraft 

gietri'ieii  mu  1.  Januar  \*MW, 

Es  hat  im  weseiitluhi  n  die  Hi'sriiiiiuungen  der  gn>ssriilli<;lien 
Verordnung  vom  21.  Juni  1H72  beibeUalceu  und  weiter  auügtfbildet. 
Die  Handlialmng  der  Fenerpeliiat  bleibt  den  Kreiaen  nnd  Ocnwlnden 
anvrrrraiu:  ily-  Kt'fi-i-  haben  Feneriirdniiiit"Mi  zu  <rl;iy>i>'t),  M'  t'f- 
meiiidtiu  können  bt-tiondere  feoerpolizeilicUe  Vorschriiiou  «ufstvlkn. 
Die  OeBeindevmliade  niBnen  mit  der  Haadbabnng  der  Feaerpollzel 
eines  ilircr  Bliti^lieder  oder  eine  besondere  Kuniuiission  l>etniUeu. 
Die  nfifibste  Anfitk'ht  über  da:«  IVnerwesen  in  den  Gemeinden  führt 
eine  von  den  Kreisbeliörden  gewählt«  Kommiuion,  die  oberste  Anf- 
aieht  stebt  dem  Kleinen  Bat  za.  Daa  aebweiserisahe  NornwIgewlBde 
'Juy  nini)  ist  filr  Hydranten,  ^prit^'-n  und  Sdilnurhe  vorpe?clirieben; 
die  Keglements  des  Kchwei/.erisilieu  l;'enerwelirvereins  sind  obli- 
gatorisch. 

Di  r  Kanton  fni  ii  i  r  .[:m  Penerwebrvresen  dnrch  Instmktion»- 

knrHi',  Tnsi'fVti  .ii.-ii  un.l  Kii>t.juljcitrMi;r. 

')  Dk  Ulla  im  letzten  Berieht  d«r  Korrsvpesdeot  fttr  diem  Kaatou  im 
Stich  gelawsn,  folgt  hier  eine  Übersieht  Ober  die  Iststea  aeeba  Jabre.  H.  U. 


15.  Graubünden.*) 


Referent:  Pt«f.  Dr.  P*  Tner  la  Fnllnug. 
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2.  Geaets  über  dea  Kkrkt-  aai  Haviierrerkehr  von 

27,  Mai  181»9,  in  Kraft  gvtretpn  am  1.  Jannar  IIKMJ,  erlaeseu  auf 
Petition  der  kaufmliuiiichen  gewerblichen  Vereinigang  in  Chor  and 
im  Mshwefaterfsch«n  OetebtfttrelMndeB-VenliM  onter  Aafhebiing  det 
iWheren  Gwm'Ucs  vfim  Jli.  Januar  l>iH4. 

Für  den  Markt\yrkfhr  wird  kein  Tatriii  vi  rlaii^t;  fs  ppnitirt 
Vorweia  der  Heiiualscbrifteu.  Kims  Marktpalentea  bedürfen  ;edocti 
AaceMIrif!«  nicht  vwtragarechtBehw  StMten. 

Die  GfiDiftindfii  können  Stand-  oder  P!iifzir*Mi>r  virlans^fti. 
Für  den  Haiuierverkebr  ma«s  in  der  Kegel  ein  Patent  gi^Vüst  werden 
(Tk»  1 — ^200  Fn.  pr»  Homit,  rap.  bei  Verateigernngen  Tftges- 
geblUir  10 — 100  Fis.).  Frei  von  Patentzwang  sind  V(ir«telliuigi  ii, 
die  wiüsenBcliaftlieheg  oder  Kanstinterease  bieten  oder  innerhalb  der 
Wohngeineinde  statttinden,  femer  der  Verkauf  Undwirtsclmfiliclier 
Bohprodnkto  and  ^niger  gleicfageeetEter  Olgekte.  Den  Hanater- 
vorkehr  pleichpestcUt  sind  n.  a.  die  8ng:en.  Wanderlacrer,  Saison- 
geschüfte  an  Kurorten,  antomatiacher  Warenverschlosa.  Das  Hau- 
Bierea  ist  aar  Naehtaeit,  an  Sonn-  and  Feiertagen  verboten. 

Die  GaaifliiideB  kflnnen  eine  Viaiau*  aad  BnatergebBlur  ver- 
langen. 

8.  Geaeta,  b«tr.  Zateilnng  des  Hofea  Giova  la  der 
Gemaiade  Bosaaa  and  !«■  KraiM  Calaaea,  vom  81.  Ifad  1882. 

4.  Gesetz,  betr.  die  Erstctlnng  eiaei  Konrlktea  für 
dta  Kantonsschule,  vom  ^^1.  Mai  iHiti). 

UMM). 

1.  Gesetz,  betr.  Besoldung  der  Volksüchnllehrer,  vom 
1.  Jaid  1900,  weAehca  die  tob  OeaieiiideB  nnd  Kaaton  bb  benüdeadfla 
Lebrergehalte  erhöhte.' 

2.  Wirtschaftsgeselz  vnni  2'.>.  Mai  1000,  in  Kraft  am 
1.  Januar  ll>Ül.  üraub&ndcu  hcsnf,  bis  dabin,  einzig  neben  dem 
Kantea  Tearia,  keiae  kaatonale  Begalang  dea  WirtadiaftaweaeBa. 
In  einer  .\tizahl  von  (>emeinden  bestanden  statutarische  DestimainBgaa 
darüber.  Auch  dieses  kantunale  üesetz  beschränkte  sich  aaf  die 
Ordnung  gewiaaer  Haaptpaakte,  Utaat  im  üMfea  den  GeneiadeB 
freie  Hand,  in  deren  Ka-^iite  ancli  die  von  ihnen  festzusetzenden  Oe> 
faUhren  für  die  Wirtsnhaftitbcwillip^nnK,  sowie  die  Bussen  falleo.  Da* 
Gesetx  enthält  insbesondere  Bestimmaugen  Uber  die  Einrichtung 

ie7* 
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•uftsriMsk  guter  WiruchftfteloktlitateB,  tkber  die  ElffeBMlwfteB, 

wrlrlic  ein  Petfiit  filr  dio  Wirtsrliafrsbowillipung  besitzen  niusd, 
Uber  den  Enung  des  Patentes  Uber  den  Schau  der  AogestellleB 
(HUidieB  ttlMCB  dM  IS.,  Knabeii  dai  16.  Jahr  nrliekfakgt  luboB, 
mi  in  Aui^cbanklokalen  zur  ständigen  Bediennng  verwendet  za 
urerden;  dem  Dienstpenoiud  mnu  eine  wenigMens  7itliidige  unnnter- 
tmheite  SchUfiMit,  wSehsatUdi  ■iadMtettt  4  Stnadm  Freizeit,  da- 
von «im  Stüde  auf  Sonntag  vormittag,  znkommea.  SdilaMmnier 
nii(«*en  wenigstens  ein  in-  Freie  gehende*  Fenster  habMX  die 
\\'irt£cUat'tszeit,  fieküuiijtung  des  Alkoliolismns. 

lOOl. 

Das  Jagdgesetz  vom  22.  Mai  19U1,  in  Kral't  am  1.  Januar  1U02, 
bezweckt  insbesondere  eine  gr9ssere  Sehonnng  de«  WOdatandea  «nd 

zieht  deshalb  der  Jagdberechtignng  engt^ie  Gifiiz-ri.  Dazu  dienttn 
vor  allem:  die  Erbdliang  des  xor  Jagdaasttbnng  nutwendigen  Altera 
von  18  auf  20  Jahre,  die  VetMntang  der  Ja^^dzeit  (MoehwUd 

1, — 2.V  Seiitember,  Niederwild  1.  .'^epteniber  bis  '^0.  November),  die 
Krhidinnir  <h  r  .'agdtaxen,  Verbot  de«  kleinkslibriiren  liewihres  und 
der  HeiM  tierwatte,  von  I.auflinndea  bei  der  Hucbwilt^iagd,  vun  Kugel- 
gewehren  bei  der  NMerwIli^,  StlMtlmg  apesleller  Oiiaae  nr 
Jagdanllilclit. 

IMS. 

1.  Gesetz,  betr.  die  Fischerei,  von  22.  Uai  1902,  in 
Kraft  am  1.  Jannar  1903,  hebt  das  Geaete  von  l^^ii^  auf.  Nach 
diesem  Gesetz  war  die  Fischerei  frei  gegen  eine  ein&che  Bewiilignny 
der  Oemelndevorhtitnde ;  das  vorliegende  Geaets  liaafert  anf  dem 
Patentayatem.  Es  enthllt  in  «ettefen  eine  Beihe  ven  Bestiuunigea 

Snni  bi^Moren  Schntz  des  Fisrhb^'sfandt's. 

2.  Geselx  Uber  die  Verant wiirtlichkeit  der  Behörden, 
Beamten  nnd  Öffentlichen  Angestellten  vom  26.  Mal  1902, 

in  Kraft  am  1.  .Tanuar  l'.'ii-'l.  K;*  i«tatuiert  die  Verant\vortlicbk<-it 
der  JJehiirden,  D'iuiii'ii  und  iiifentlirlien  Angestellten  titr  dniili 
Amtspllichtverletzung  vtrarsachten  Schaden  im  Falle  von  dolos  nnd 
enlpe  lata.  Die  Haftung  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Geachldigte  ea 
unt>rla>isi'n  liat.  vnn  A'V.  ihm  /ti  Gpli'>ti'  Htflii^mien  i'prht^n.irtcln  zur 
Abwendung  des  Schadens  Gebrauch  zu  machen.  Die  betreffenden 
Korporationen  haften  antaidlMr. 
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3.  Gesetz,  betr.  U»ssnalimen  gtts^n  die  TaberknloM, 

vom  26.  Mai,  in  Kraft  am  1.  Jaiiiiar  11«):?, 

TodesHllle  einer  mit  Tuberkulose  belasteten  Person  sind  dem 
Bextrktam  sofort  umaeigttB.  Dieser  sorgt  fBr  Vomthme  der 
TOlgeschriebeiit^n  Desinfixiemng. 

In  Kurorten  für  Lnngenkranke  und  an  Übergfangsstationen 
kann  der  Kleine  Bat  die  Gemeinden  anhalten,  den  VerhJUtniraen 
entsprechende  Bestimnuingen  zn  erlaasm. 

Wfitpr  i'nthält  das  Gcprtz  pine  Rrilic  von  Kni]ifelilHtigen  an 
Ikbürdeu  und  Verwaltung  zum  Zwecke  Banitorisolten  Schutzes. 

\m. 

Keine  Uesetze. 
1904. 

1.  Gesetz,  betr.  Schulpflicht  nnd  ticbnldaaer,  vom 
85.  Kai  1904,  erlasaea  Im  Anseblaia  an  die  «IdgvDSNiNlie  Sab- 

ventionierun^  Jt^r  Vollcsscbnle.  Da«  (iüi^rty.  vi-K<>t7.t  den  ILAbsclmltt 
der  bisherigen  koutonalnu  Schulordnung.    K«  bezwenkt: 

1.  Die  Ausdehnung  der  Scliuldauer  von  26  anf  28  Wochen,  bezw. 
Bdialtnnv  d«r  36  Wodm  nnd  ZnlBigtmg  eiws  9.  Schnljalim 
oder  einer  Sommerschnle  von  iTsp.  vnn  weniger  "Wochen 
bei  entsprechend  grösserer  Zahl  der  wikhentUchen  iichnlstanden. 

2.  Begehug  der  PrivBtsohvle.  Der  Privatanterricht  in  dterUehen 
Haose  und  die  private  Primarschule  werden  anerkAnnt,  d<i<  1t 
BUBS  der  Unterricht  von  patentierten  Lehrlirftften  nnd  nach 
Mssegmbe  des  Lehrplanes  erteilt  werden;  er  untersteht  der  Anf* 
siebt  dM  Sebnlrates  nnd  des  Kleinen  Batea.  Private  Prlmap> 
schulen  werden  vom  Schnlinsp<>ktor  jährlich  einer  Prtlfnnpr  unter- 
zogen. Kinder,  die  im  elterlichen  Hause  unterrichtet  werden, 
nteen  in  den  PrtlAmgen  der  SffeMlichen  Sehnlea  ersebeinen 
und  können  zum  Eintritt  in  die  letzteren  TnulMSt  werden, 
Bofem  ihre  I>«l«tnngen  nicht  genüf^en. 

2.  Kepräsentanzgesetz  vom  18.  Mai  19U4  nnter  Aufhebung 
dM  «Btq^beaden  GeBetns  ven  1881.  Di«  Kraiaa  «lUek  Mf  Je 
1800  Einwohner  oder  firiPin  Bruchteil  von  mindestens  ('"l  Ffn- 
mluiern  einen  Grossrateabgeordneten;  jeder  Kreis  hat  wenigstens 
eÜMn  Abgeordneten.  Darin  liegt  die  Indemng,  dass  firflher  die 


2644 


QtMt^gihiii^  and  Lltantur. 


kleinsten,  keioe  651  Eaiiwahiier  dhlenden  Kraiia  (ßaMn,  Ay$n\ 
ohm  Vertretnay  murcn. 


Rel'ereDt:  >'ation«lrat  k'.  X,  Kn>ptkler,  übemcfater,  Zurs»cb. 


In  dleeen  Jalirr  sind  vriii  ilcr  e'f'setzg^benden  BeliuHo  keine 
(.ieseUe  m  Ende  ter&un  und  dem  Volke  znr  AbsUmmaug  luiter- 
bratet  worden. 


Gi'st  u,  lietr.  da«  Wiruchaftawesen  und  den  Handel 
mit  gt-iKtigen  Oetrlnken,  vom  2.  lUn, 

1.  Die  StaaUvcrfaBsnii«^  für  den  Kanton  AwfMl  vvm  23.  AprU 
ISSr»  Sflivibt  in  An.  84  (Lpinma  4)  vnr: 

„Es  ist  beturderlidi  ein  \\'irt»ciiat'tsgesetz  zu  erlassen,  welches 
den  KletnvwkMtf  fpriadRiw  GetarSnks  alkr  Art  nnd  dar  Splritvoeen 
inshf-snnilpri»,  «-iwip  die  Erteihtnp  von  AVirtschaftskonzessionen  nwdl 
Uassgabe  des  Aru  31  liu  c  der  BuDdesverfasaang,  mögUehst  be- 
■chrlakt  md  da*  Wittwliaflagewerbe  unter  Temehirfl»  mnititn- 
polizeiliche  t'ber\vachnn(f  ift.llt/' 

In  AnsfUlimng  dieses  I'oHtulatea  liatte  der  Grosse  Rat  schon 
im  Jahre  1897  ein  nenea  Wirtschaftsgesetz  ausgearbeitet,  welches 
felgcttde  kampMddicihe  lÜMempitt  entbleit: 

a)  Die  OaHtwirtaekalkea  einid  auf  das  wtrkliebe  Bedttrfnls  n 
beschränken. 

b)  Dar  Betrieb  der  Wirtaehaft  tat  so  sn  oi'dneo,  wie  m  die  Talke* 

wfdilfalirt  f-rto-iM  hl. 

c)  Der  Handel,  nnd  zwar  sowohl  dar  Qroeahandel  als  der  Klein* 
bandd  mit  geistigen  OetfCnkem,  Ist  den  dnreh  das  MtenCifclie 

Wohl  geforderten  Besebrlakongen  zu  anter^verfeu. 
r)ipsp8  (tcM'tz  ist  damals  vom  Volke  mit  Mehrheit  \'')  Wi'rlVn 
worden.  Man  schrieb  die  Vei'werfung  des  Gesetzes  haupu^kchiith 
der  Beaettignnir  ^  eofen.  ^EigiengewIdMwixtaefaaflen*,  sowie  dar 
Wiedi^reinftihrniiE'  Ann  snpron.  ..Pfdnrfnisarlikels^  fVirle  snb  a  oben) 
zn.  Der  Grosse  Bat  arbeitete  ein  neues  Wirtscbattsgesetz  aus,  in 
welches  die  Bigengewidnwirtaeliaftein  wieder  «nilenaHOMn  wühlen, 


16.  Aarg-au. 


1909. 


i9o;i. 
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um  dnen  Wniwehe  d«r  BerVlkeninflr  te  eiinelimi  Ludeateiloi 
HMiuniDg  zn  trafen,  obwohl  AicM^  Art  (kr  \VirtKchaflen  hontzntag«' 
kein«  grosse  Bedeutung  mehr  bat  und  ancli  selten  vorkommt.  Da- 
gegen wurde  der  „BedttrAüMrtikel"  nicht  feilen  gelaaaea.  IM« 
hSiden  betraehtfltfln  demelban  als  eine  der  wicittigatni  BeBtmnmnigeii 
{\ett  Oesetzes.  Tn  immer  weitern  Kreisen  ist  man  zur  Erkenntnis 
gelangt,  dass  die  zu  grosse  Zalü  von  \\  irtscliatten  wesenüicli  zum 
Übemu»  im  A]koluil««nui  Mtrigt.  Daaa  dioea  Übennam  ia  ver- 
schieJener  Riclitnng  !!<:hä(Ilich  nnd  verderblich  wirkt,  darüber  bestellt 
bei  allen  Einaichtigen  kein  Zweifel.  Es  ist  daher  die  Pflicht  der 
Behörden,  nadh  Möglichkeit  diesen  Schaden  abninnden. 

Im  abrigm  enthielt  diese  nene  (iesetntrorhige  keine  weeent- 
liche  Änderung  von  der  ersten  vom  Jahre  1897.  Dm  nene  GeeetS 
wurde  vom  Volke  augeuommen. 

2.  Volksbegehren,  betr.  die  Wahl  der  Regiernngarlte 
«ad  Stiinderi'U«-  dnrrh  das  Vnlk. 

Im  Jahre  haben  1609  stimmfähige  Büi-ger  des  Kantons 
Aavgnn  dem  Gnwaen  Bat»  ein  Begehren  nnterbreitet,  in  «elehem 
gemiss  Art  101 — 105  der  kontonalen  Verfassnng  und  des  §  0  des 
(•Sesetze«,  betr.  die  Stellnng  nnd  Erledignng  verfasgnnfrsmä.ssiper 
Volksbegehren,  vom  27.  September  1898,  das  tiesnch  gestellt  wurde, 
in  die  Mrgmniaehe  YerCtmang  ad  haaptaldilieh  folgende  nene 
Bettlmmnng  anf^nnehrnm: 

„Dem  Volke  steht  die  Wahl  der  Uitglieder  des  Kegierung»- 
ntfli  nnd  der  Abgeeiäneten  in  den  Stindemt  n.  Beide  Wahlen 
Italien  in  einem  Wahlkreis  zu  geschehen.  Bei  IkHtellnng  des 
Regieningsrates  ist  die  Minderheit  zn  berücksichtigen.  Die  StAnde- 
rftte  sind  fttr  die  gleiche  Zeitdauer  zn  w&hlen,  wie  die  Uicglieder 
dea  Natlonalratea.  —  Die  Mitglieder  der  Regierung  können  nicht 
gleichzeitig  Mitglieder  de«  Grusscn  Rates  win.  --  Der  Repi^rnn?*- 
rat  wählt  ans  seiner  Mitte  Je  auf  ein  Jahr  einen  Präsideuten  mit 
dem  Titel  Tju^*!»«*«  n«  tnid  einen  Vineprlaidenten  mit  dem  Titel 
Landatatthalter.-' 

Der  öroaae  Rat  hat  das  Volksbegehren  als  ein  vertasanngs- 
mIaalgeB  LiitiatiTbegehren  betrachtet  nnd  behandelt,  hat  aber  dannf 
verzichtet,  die  Verfassnngsrevieion  von  sieh  auf  vor/uitehmen  nnd 
beschlogsen;  Das  Initiativ1ii'!r<hn>n  nnge<!,'iiimt  dem  Xolksentscheid 
zn  unterwerfen  und  die  verlangte  Verfassungsrevision  erst  vorzn- 
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nehmen,  wenn  die  Uelirhcii  der  gosetzlich  abttimaoideii  Bftivw 

den  gfsti'll!«»«  UcvisiiiiisljcKclavn  bt'istiiumt. 

In  dtit  Vulksabstimmung  warde  das  luitiativbegäUren  am 
86.  Aprfl  aaKciwiiawB. 

3w  0««ets,  betr.  die  direkten  Stenern. 

Am  gpleiclicn  Tagi',  an  woldii-m  dais  soeben  bosprooliem-  Inl- 
tiativbegebren  zur  Volkisabuinunang  g«Ungte,  wurde  sngleicli  dem 
augnnjidien  Sonveiitn  ein  nenes  SteneigcMlz  nr  Atrtlmmnwg 
nnterbreitet,  das  aber  mit  */«  Mehrheit  verworfen  wnrde.   Die  gtgen- 

würtipe  Ptf'Upr!»PSt'tz!ro»jnns,'  im  Karitun  AiUffan  ist  eine  ziemlich 
kuinpliziert«.  Wir  haben  eiu  Staatssteuergesetz,  ein  Gemeindesteuer- 
gceetc  nnd  dne  diene  beiden  Geeetrn  in  veraehledenen  Veneliriften 
abäiidirnii«',  anf  den  Arf.  "2  ff.  der  Staatsverfassung  bf ruhende 
Verordnung  des  (irosaen  Kates.  Die  nene  Gesetzeüvurlage  war  ein- 
beitUeh  nnd  bntte  nnmentUdi  IStIceode  Kenemngen  vorgceelien: 

Dna  liegemcbnftliolie  Venutigen,  deeaen  Bisentttmer  nmeer 

drill  K'.irit.'P  wiihnm   mvl  Krmldii'-tn'irirf'r  «ird  aniif'iisifUiT- 

pflietilig  erklärt  Vom  Verniügeu  an  Ginndstückeu  aoUen  in  eiu- 
fludier  Steuer  nur  60  Rappen  (Mäher  80  Rp.)  Ton  1000  Frt.  beadilt 
wi'rdi'ii.  \'iim  ViTmögcn  an  l'ahrhal>e  bis  auf  5000  Frs.  sind  wie 
bisher  :>0        \,iu  Frs.,  vom  lltdirbftrag  dagegen  60  Rii.  zn 

bezahlen.  Die  l'riigiYjiHiou  fUr  die  iieuieindesteaer  ist  erhüht  von 
88*/c  mf  85%  für  diejenigen,  deren  gnaan  Slener  500  Fra.  Ilber- 
steipt  ;  e'w  sr»!!  „  bis  T^o betragen  für  die  Staat8Stener  hi-i 
ganzen  äteuero  vun  iO  ¥n.  bis  400  Frs.  und  darQber.  Im  Kanton 
deniaiHerte  Aktien-,  KommanditairtieBfeaeUacbaften  nnd  Genonen- 
»•haft<.'n  mit  bankahnlichem  Betrieb  sollen  dem  Staat  ihr  Aktien- 
lupital  abafiglich  die  Liegenschaften  proportional,  die  Seaerven,  die 
Liegenaehaften  ebne  Abang  tob  Sdnldoi  nnd  den  Bninarttng  tber 
4**;o  priigressiv  verateaem,  ebemo  den  Gemeinde  ait  Aaanabme 
des  Aktienkapitals.  Genosseusrhaften  nnd  Veif'iiu'  /iiv  'pHSi-hajFang' 
billiger  Bedürfnisartikel  wollen  als  Erwerb  dit^  Einlagen  in  die 
Reaerv«!  nnd  ailftllig  weitem  Gewinn  nnter  Abang  der  BUckver- 
gQtnnirf  n  bis  auf  <h-T  hrr.üiS'-  viT^^t eitern.  Doreh  VemSgana» 
oder  £rwerb«verheimlichung  dem  .Staat  und  den  Gemeinden  vor- 
enthaltene Stenern  aiad  aaf  10  Jahn  nrlhsk  in  aeelaibdwin  Betrag 
nadianbecablen. 
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4>  Oeieti,  betr.  des  Sehnts  dar  Arbeiterinnen. 

Dnrch  das  eidsrenSasische  Fabrikppsetz  vom  Jahre  1*77  i«t 
einer  grossen  Zahl  von  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  ein  ungemein 
woUtlHger  Sehnte  gegen  die  rftekaiehtfllose  Aesbentong  ihrer  Arbeits- 
kraft  gegeben  worden.  Nun  pibt  es  aber  noch  eine  Anzalil  von 
Arbeitern  and  Arbeiterinnen  in  gewerblichen  Betrieben,  welchen 
diese  Wobltet  nicht  mgnte  kommt,  da  die  betreffenden  Betriebe 
nicht  unter  das  Fabrik^eset^  fallen.  Hier  begeg:iiet  man  teilweiM 
noch  immer  dt-r  riicküicht«losen  .-\n>iJirntnng  des  Arli-'iirrs,  udrhe 
»eineriieit«  zur  Einführung  de»  Fabrikgeoetzes  gefuhrt  hat.  liube- 
nndere  tritt  ditw  EndMinnoir  4a  satag«,  m»  wvlblleha  Arbeiter 
beschäftigt  werden,  z.  H.  in  n-  •j,'i>siiiflftf'n,  bei  clrr  I>ami'ii- 

•phneiderei,  in  Modegeecbäfleu,  in  iitumenbindereien,  in  Wäschereien, 
In  der  Papttarte  md  Pmamaiterfe,  uwl«  la  d«n  Terkaofrmagazinen, 
In  \\'irt8chaft<>n  nnd  iu  der  Hausindustrie.  Hier  Itommt  es  vor, 
das»  Arbeiterinnen  von  firUh  bis  spät  in  die  Nacht  hinein,  in  nn- 
zweckmässigen  Lolcalen  zosammengepfercbt,  arbeiten  mflinen,  ohne 
genOgende  Paaaen  aar  Erholnng  nnd  Nachtrabe,  bei  geringem  Lohn 
und  oft  noch  nnt*'!-  nPL'erprhtfprtiL'ti'n  Tfliiüihziic:»'!!.  ¥.<>  werdi'u 
oft  selbst  Kinder  schonungslu»  in  Anspruch  genommen  und  den  ver- 
heiiatietea  Fnaen  vor  und  naeb  der  NIederlniaft  an  groaee  Ab» 
strengnngen  zugemutet.  Gegen  eine  derartige  AuHbentung  kann 
üch  die  weibliche  Arbeitertchafl  weit  weniger  schützen,  als  die 
mianlichen  Arbeiter,  «elehe  wn  Matar  kriUtiger  alnd  nnd  Ihre 
Interessen  durch  Vereine  nnd  OawMMliMhaften  zu  waliren  wiiisen. 
Alle  Bblen  Folfion  der  ,\n»ih<>utnng'  treten  dl>^ha^l  Ifi  den  (ii-scliSften 
mit  weiblichen  Arbeitern  iu  viel  hoherm  MaüMc  auf,  als  bei  den 
andenk  Dleaa  Enebeinngea  haben  eine  Belhe  tob  KaaUmen  wnd 
Staaten  dazu  geführt.  sot:(  n.  Arbi  itorinnr-nsrhutzpesptze  zn  erlas!>en, 
welche  geeignet  sind,  die  Arbeiterinnen  iu  gewerblichen,  dem  Fabrik- 
gBMte  nleht  nntentallten  Betrieben  gegen  die  geiehilderte  Au» 
bentung  zu  schätzen  und  ein  Verhältnis  zwischen  denselben  and 
ihren  Arbeitgebern  zu  schaffen,  ähnlich  deiiijenigea,  velclws  ilt  der 
Fabrikgesetzgebung  fUr  die  Parteien  gegeben  ist 

Vm  nlcheo  Betrachtugen  geleitet,  ist  nnn  auch  der  Kanton 
Aarpiu  dazu  g^pkomnuMi.  «-in  .■\rVri  i'.'i-iniifii'^<-hntz£re"^<:tz  zn  orlaKfü-n. 
I>a8  tieeetz  regelt  die  Fraaen-  und  bLinderarbeit  in  humanem,  zeit- 
8«lH«B  Sinn%  ea  linuit  aber  dabal  aneh  BBekaidit  auf  dia  be* 
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reelttigtra  AuprOdie  der  Gewerbetreibendeo.   lUn  hkt  jedoch  davon 

Umgnn^  prenoinnipn.  das  Gesetz  anch  för  die  Landwirtwhaft.  wo 
gua  andere  \'ei-liikltni88e  bestehen,  als  bei  den  übrigen  Uewerben, 
vwUBdUcli  n  imdwiL  Auch  auf  die  Haniadnatarle  flndet  es  mar 
ilanii  Amvendunp.  wenn  da»  VM'tr.'flVnde  (iescliSft  mit  bewndemif 
bezahlten  Arbeiterinnen  and  gewei  bsmäsug  betrieben  wird. 
Das  Geeeta  ist  vom  Volke  angenomnua  wohleD. 

1904. 

1.  GrossratsbeBchloBB,  betr.  den  Bezog  einer  Viertels* 
neltrsteaer  flr  Kranken-  nod  Armenswecke. 

Die  aArtrani«ohe  .Sfaatsvorfa»«iinB'  sihreibt  in  Art.  **'  vor: 
^Da8  •Staatäverniügen  soll  nngeüchmälert  erhalten  werden.''  . 
Seit  1898  hatte  aber  die  Staateverwaltanr  faedeateade  Ana- 
eabenflViersM'hliPSi'  zu  V'-rzeiclirifn.  die  verfassanfrewidrißf  sind.  Uai 
diese  AusgabenttberschüsiK!  zn  vermeiden,  war  eine  Uehrstener  not- 
wendiir.  Diese  ViertdaielirBtener  wind  aossoliliesslieh  n  Rnaken« 
und  Aniieii7.we<'keii  venModet.  Sadnrch  wird  es  müfjlicli,  das 
<>rdeiitli>  he  Staatsbadget  aa  eallaaien  nnd  ein  balanciertes  Budget 
herziiüteUeu. 

2.  Das  n.  Ergiasangsgeteti,  hetr.  die  Strafreehts» 

pfiffe- 

Das  p  'iiiti'  If  i^trafgeseta  für  den  Kanton  Aargau  ist  sowohl 
ia  seinem  luinziinellen  Anfban  als  aacb  in  seinen  Begriffübestim* 
mnngen  immer  noch  ein  gutes  Gesets.  AHerdtngB  ward«  dasselbe 
eiitHpveibeiid  den  znrzeit  meiner  KtitMtebnii»  (vom  .lahre  l>^'w'i 
lierrKciienden  Anschauungen  in  einc-in  zu  starken  Ma&s«  vou  dem 
Zweck  der  Absohmknng  beherrscht,  wodardi  sieh  die  s^bstverstlad- 
liilie  Fulge  ergab,  dass  di''  Str:if>'ri  durchweg  viel  zn  hoch  g^esrriffen 
waren.  Als  dann  vor  ungefähr  40  .lahren  unser  Kanton  in  Lenz- 
Imu^  seine  aach  jetzt  noch  mostergaltlge  Stiaflmstalt  errichtete, 
kam  mit  deren  Inbetriel>!i.etznn{!:  eine  Reilie  neuer  Gesichtspunkte 
in  unscrn  Strafvollzug.  Man  bejmfipte  sich  von  da  an  nii  ht  uiehr, 
die  ikvölkerung  durch  Einsperrung  der  verbrecherischen  Elemente  > 
II  sieben,  soade»  der  Stiiflinir  Milte  za  atttalidier  Arbeit  aaga- 
batten  werden,  damit  er  nach  seiner  Entlansnn?  al«  Handwerker 
a«f  ehrliche  Weise  »ein  Brot  verdienen  nnd  der  GeseUsohaft  als 
branchbaics  Glied  Mrnekgceeben  werdea  kann.  Aber  aacih  dareh 
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Einzelhaft,  während  welcher  dem  Oefkngenen  Gelegenheit  gegeben 
ilt,  In  ddi  n  gehoi  mid  Uber  teiae  alnclillBaige  T^nfbah»  umIi- 

znd*»nkpn,  durch  das  I.<>üpn  p:nt«»r  Wirher,  sowie  durch  den  Besuch 
der  StrafbMSMhole  und  des  Gott««dientites  soll  aaf  die  sittliche 
Beuemng  Ungewirkt  werden. 

Pie  hohen  Strafen  unseres  Gesetzes  stehen  nun  aber  mit  dem 
viel  inteanver  gewordenen  Strafvollzug  nicht  mehr  im  erforderlichen 
Ißnkbuig  «ad  a«r  Gtmm  Bat  giif  dnin  aneh  benita  iai  Jahre  1868 
daran,  dieses  MissverhSitnis  dnrch  Herabsetzung  der  Strafen  xa 
mildern.  Allein  srbnn  nid'ti  wenigen  Dezennien  zeigle  es  sieb,  f\\sn 
man  in  der  Verfolgung  diei^es  gewiss  richtigen  üedankeus  nicht 
w«lt  gensg  gegaagen  war. 

T'iist  r  Kriruiiuilp  rieht  machte  denn  aneli  wieib  rb.-lr  .mf  dl»  si  s 
Uissverh&Uuia  anfuierksaiu.  So  kam  das  Ii.  KrgänzaugsgeM;tz  zu 
Stand«.  Die  Utnlm«  der  Strafta  wnrden  aoweft  henurtergveeta^ 
ilaBü  Bie  annähernd  nnf  die  II<i]ie  der  Strafmasse  der  neueren  Gesete- 
bitcher  gekommen  sind.  Der  Kichter  int  anch  befugt,  die  Strafe 
ansuahmswelse  noch  unter  das  geringste  zulässige  liass  herabzusetzen, 
aofern  mehrere  allgeimbie  oder  beaondere  HUdermigagrilnde  aseamBcn- 
treffen. 

Die  Verjährung  des  Strafvollzuges  fehlte  bisher  nuserm 
Gcaetn,  was  ah  dae  bedanerliebe  Liteke  bezeidmet  «erden  nnnate, 

die  die  Überwachung  des  .StrafvolIzng:e8  vielfach  erschwerte.  In  dem 
neuen  ErgSnzungsgeaetz  ist  nnn  anch  die  Verjährung  dea  Strafvoll- 
anges  geregelt.   Die  Strafen  Teijlhraa; 

Lebenslängliche  Znchthaosstrafe  in  30  Jaliren; 

Zuchthausstrafe  vtm  10  oder  mehr  .Tahren  in  25  Jahna; 

Zachthans  bis  za  10  Jahren  in  20  Jahren; 

Korrektioiiene  Zaditbaaaatmf»  Ue  a«  2  Jahrea  in  10  Jabrea; 

Jedi'  ,uii'.M>'  Strafe  in  .".  .Tahren. 

Dieses  Gesetz  wurde  vom  Volke  angenommen. 
8.  BeTiiion  der  Staataverfassnng,  betr.  die  Wahl  der 
Begieraags-  und  Ständerate  durch  das  Volk. 

Xachdem  das  aargauische  Volk  'las  Initiutivti*T:^-hr«'n  iViA" 
sub.  2  oben  vom  Jahre  1903),  betr.  die  Wahl  der  Kegieruugs-  uu<l 
SttaderSte,  dareh  das  Volk  aageaonnen  hatte,  war  ca  PIteht  der 
ge«otze-el>pn.len  li(-li".r'le,  dafür  zu  furi'--'.,  il.i,--  srinitliclie  ans  dem 
Initialivbegehren  sich  ergebenden  Äuderuugeu  in  unserer  Verfassung 
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Anflnhine  ünden.  Dtenr  POUht  irt  dn  Gkmm  Rat  iiadigakoiiiimtt 
vod  w  wurde        Vttriag«  enifBldf  mm  Volk«  aaaktionlert 


Reltfreut:  Dr.  J.  Eoffelar»  Kautuusricbter,  St.  Gailea. 


L  Besehlnss,  hL-n.  Einfahrong  von  dentsekem  Oelde 
TOB  la.  Deskr.  1902:  Dt»  SffentlkkMi  KeMen  im  Kanteu  und  der 
<TeiT»in<1en  itt  untemgt,  deatackea  Gdd  iIb  ZaUviiganitlel  tnstt- 

nehnieu. 

2.  Beseklvsa,  betr.  EinffikmnK'der  DvMHseken  Ortho- 

jfrapliip  (mit  ihm  VereinfiuliMrit''  ".  l>t?tr.  t  im  Anlaut  UBd 
ticbreibwtiiite  der  Frenidwört»-!),  vinn  24.  Aug^ust  1902. 

3.  Oeaets,  betr.  die  Amtskaotionen  vom  9.  lUn  1902 
(durch  VolkmbMiiiiiinaff  em  27.  Jali  1902  angeiMMiiiieii). 

I.  (i'fsotz,  betr.  S'timnibi'r<'''litipnii!a^,  Wahl  verfahren, 
Yolksabstiiumungen  und  Kutlassuugen  von  Beamten,  vom 
24.  Hai  1904  (dnreh  YoUaakatinumn^  tob  2.  Oktbr.  1904  aage- 
nonmen). 

Stimnberechtigt  in  Angele(!:enheiten  des  Hundesi.  de« 
Kaiitnwi,  der  Bezirke,  Kreise  nnd  Gemeinden  sind  an  iitrem  Wolin- 
orte  die  männlichen  SantOBi*  und  Sekwdaerbllmer,  wald»  20  Altera- 
jakre  znrllok!,'fli<irf  hahnn, 

A«8gei«chlu8»eu  vom  btimmreclit  sind  die  strafgerichtlicli 
nm  Verloste  dee  AktivMirgerraehta  VemrleUte*,  die  Islblge  KeBkwMt 
Oller  fnuiitl.f-i-r  PfSiulnng  ^richtlich  im  .^ktivM!rgerre«'ht  Finge» 
stellten,  die  Bevormnndeten,  die  venchnldet  ArntengeaGaaigen. 

DieAnfenthaltererwirbeaStlBiBreehttBOeiBelBdeangclegea» 
keftan  trat  zwSlf  Xeaate  Mwk  Ei-wcib  j.  t  .Vuft  uthaltsbewilUgag. 

Wahlverfahren  fllr  Oeroeindi'.saclu-ii:  rnn'  fakultativ,  sonnt 
offene  GenieiudeverBamnüung  (Absolutes  Mehr  der  Stimmenden,  im 
2.  UmenwaUfang  rdativea  Mehr  der  Sttnnnendea  entachejdend). 

Für  eidgen.,  kaatoitale,  Beafarka-  oder  KrdavakleB:  Uma 
obligatohscli. 

Fftr  Velkaabatimmmgeii  iat  Stlmmame  «blifateriMk. 


17.  Thurgau. 


H.  0«m:  Schwül. 
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Über  EntlassnnirBfreBtteb  von  Geueindebeanten  ent» 

scheidet  die  (.ienieindeveriiammlang  in  gflieimer  Abisiitiimunir  mit 
ab>ioliU»"m  >fflir:  für  ■Itn  nirlit  Kntlns««-!!»'!!  In.stdit  Ückiirsrcclit  an 
den  Kegieraugsral,  iu  allen  anderen  Irälleii  ordnet  der  Kegierungs- 
nt  obD»  weltarei  dte  Xeawalil  aa. 

18.  Tessln. 

Bofemt:  Pnf.  Dr.  H«  Otctv  FniHniik  i.  0. 
IWt. 

1.  ExproprUtioBsgeB«ts  (Deereto  I«pilativo  drwl»  «xpro- 
priazione  per  caam  dl  pabblica  ntilita)  vom  10.  Jannar. 

Die  Enteignong  wird  bewilligt  durch  den  UroBsen  Bat,  nnd 
zwar  bei  Werken  von  (ÜlentUfilMni  Nutzen  anch  an  Private.  Sie 
kann  tnob  eiMgen  wm  Zw«eke  t«i|Nirti«r  Xnaaq  nnidmaiiflM  tob 

Gmndstnoken,  Staat  nnd  fi»>ttirindpn  steht  Mn  anch  tm  hehnfs  Erhaltung 
hiatorisclier  nnd  künstleriüclier  Uunnmente  von  nationalem  Interesse. 

Vcrgtltet  vrird  d«»  Eiproprtaten  der  Pr^,  den  das  Omnd- 
•tfick  bei  Verkauf  an»  freier  Hand  vor  der  KiilHig-muijr  fiv.ielt  hatte. 
Bei  teilweiser  Euteignnag  mnss  sieb  der  £x|ir<>priiit  den  Vorteil,  der 
dem  verbleibenden  Teil  erwXebtt,  an  dte  Kx|ir>.]<i  iationmnmme 
rechnen  lasNt  ti.  Wird  der  Vorteil  höher  geschätzt  als  '  ,  der  Ent* 
M  k'i.li;run^^  ilir  .1  tlir  den  Beet  bekommt,  so  kann  er  die  Eut«icmni|r 
des  ganzen  verlangen. 

Aach  die  Eigentünter  der  NachhanmiBdatldce  kCnnen  dordt 
br«icndorr'n  Rrsrlilns.-  ,1,.;  (irntsi'n  l'at'^  zur  lii^itrafr-ilfistniic  hiTan- 
gezogen  werden,  wenn  dnrck  die  Expropriation  ihnen  Nutzen  erwächst. 

Du  Geeetz  entbllt  anaflibiliohe  BeetiniBinBgen  über  das 
VerlUiren. 

2.  Gesetz  Uber  die  Zni<ammenlegung  und  den  Austanscb 
TOB  Grundstücken  (snl  ra^rappamenio  e  la  permnta  dei  terreni) 
vom  28.  Mai. 

W'tM  in  kt'inpm  niidi-n-n  Si-hweizerkaiüon  zcrfüllt  dn^tirnnd- 
eigentum  iu  kleine  l'arzelleu,  »a«  die  liewirt&cbafinng  erschwert. 
Oaa  Oeaeta  will  doreh  verscbledene  MusngelB  abbelfen. 

Der  Gemeindenit  odrr  rin  \'i<'rt<-il  der  Grntideii»entünier  einer 
Zone  können  die  Zuaammenkguug  verlangen.   Bescbloasen  wird  sie. 
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weBD  «Ii«  U^foritlt  nuh  KV|iAni  oder  tttdi  dmt  LlflgeBwhaftBlicstaiid 

zustimmt.  Da  eine  Vermessung  der  Grnndstücke  tind  eine  Kata- 
strierang  im  Kanton  nicht  besteht,  so  erschwert  dies  das  Verfahren, 
&IB  tUngthmi.  geordnet  bt,  aehr. 

Ein  tirnnJeifrentiimei'  kann  von  seinem  Nachbarn  die  Abtretung 
eines  Gmndstttckes  rerlanp;en,  dosten  Flfiobennuiaa  700  m*  nicht  Aber» 
steifTt,  wobei  Wohnungen,  (Tarten  «tw.  attag«teMo«aen  aind. 

Sodatin  wird  tim'  bessere  Bewirtschaftung  durcli  die  Hilfe 
diT  Kxi'n'i't'i'it'.'Ti.  iltiivli  An1^ig:e  von  Feldwcfon,  dnrch  Grenibs- 
reiuigung  und  Aliuliclies  angestrebt. 

Eadlieh  wird  «ine  »Ite  Bettinminntr  von  1852,  wekhe  die  xn 

weit  iichcnde  rarzellieruiin:  bei  Erbteilungen,  Verkauf  nsw.  ver- 
biotol,  erneuert  und  duppeit  sanktioniert,  da  Kie  bisher  nicht  ge- 
hudlisH  wde.  NMit  nnr  mU  eine  Teiloag  nnfcttltig  teia,  Mttdern 
Sic  wird  dura  noeb  mit  einer  Geldlnme  von  200^2000  Fn. 
bedroht. 


S.  Arnengeaetx  (Legge  anU'  ■aaietenca  imbUion)  vom 

26,  Januar. 

Das  bisher  geltende  ileimatprinzip  im  AimenweKeu  wird  im 
Orandantx  beibeludteo.  Jedoch  wird  die  WohnBitsgevelade  inter» 
8tQtzang6]>liiehtii;,  «renn  der  I^dilrflij^e  20  .lahre  in  d<'r«elben  ge- 
wohnt  hat.  Auch  aonat  mm  die  W  olinKit/ireuieinde  fllr  die  Unter- 
fltiltzang  der  Niedetgelaaseuea  aufkommen,  und  zwar  während  der 
«nten  M  Tags  anf  eigene  Kosten,  ftir  die  apaten  Zeit  sof  Beehming 
der  Hei:nnt?>'tnpind".  wobei  dieaa  dl»  KDtkkohr  der  naterstatzten 
I'er«ouen  verlangen  kann. 

4.  Geaets,  hetr.  AbSndering  des  Polfseiatrafgeaetsea 
(in  pnnto  a  rariufone  dolla  logge  snlle  conti-aweni'.iutki).  vom  15.  Kai. 

B«»i  r'hertri'tnng  der  Vorschriften  von  einzelnen  Bundeagesetzen 
sprach  bisher  der  Staatsrat  die  Hasse  aun.  Unterzog  sich  der  6e- 
bfliate  dem  Urteil,  ao  ward  die  Bnsae  nn  einen  Dritteil  rednaiert. 
Nahm  er  die  Rusm"  nicht  an,  kam  die  .Ansrflejrfnheit  zur  Be- 
urteilung an  die  Gerichte.  Dies  Verfahren  wird  nun  anf  die  Über- 
tretnng  aller  ^geaDssiaehett  Gesetm  flbertragen.  Dan  «vlrd  dem 
Staatsrat  d;is  Rnrlit  pegelien.  >(eg:en  das  Gericltt-"'erkenninis  diesi-lben 
geseuUchen  Rechtsmittel  za  ergreifen,  wie  sie  dem  Verartellieu  nud 
dem  Veraelger  snatehen. 


1903. 


H.  Ohbr:  8elnr«is. 
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5.  BeschlasB  Aber  dU  tellweUe  AblndemBK  der  Ver» 
faitang  mit  Besair  auf  polltisebe  Wahlen  rom  18.  JelJ. 

Zum  Zwerk  fltT  Voninlittic  der  Grossnitswulilen  wird  'ler 
Kanton  in  vier  sUtt  wie  bisher  in  acht  WahlkreiHe  eingeteilt.  Die 
—  tehon  btober  dnreh  daa  pTopertienale  TeirfSülren  vorgenemnene  — 
Wahl  »nrd  inRofem  etwas  gefindert,  als  die  vnti  Jeder  Wälilerp-uinje 
in  den  Wahlkreiiten  abfi;egebenen  Stimmenbnichteile  fOr  den  ganzen 
Kanton  ztuammengezIbU  werden.  Die  Snmne  wird  geteilt  durcli 
die  Ansahl  der  in  den  Wahlkreisen  nicht  beedamten  Abeeerdneten 
idnt  alm.  Die  s<inacli  fTPwfdilteii  wi'i-den  dein'cnijn'n  oder  denjenigen 
Wablkreiaen  2agewieii«n,  welche  für  die  betreffende  (.impiie  die 
gfVnten  Stiamenbraehteile  anfwdBen,  «ebd  immerhin  daraif  in 
achten  ist,  data  jedem  Wahlkraia  dto  ToUatlndige  Vcrtietmg  an* 
kommt. 

Die  StaatüratKwahlen,  die  bisher  ebenfallü  durch  die  \  erhiiltni«- 
«abl  saatande  kamen,  aollen  in  Zaiminflt  erfolgen  dareb  das  Sjratem 

der  beschrankten  Stiinniabgahe  in  der  Weisf,  dass  ifil^r  Wühb-r 
nur  für  vier  Kandidaten  (der  Staatsrot  zälill  fünf  Mitglieder) 
atimnwB  dart 

6.  Oaaeti  Ober  die  Wabllcretse  vom  29.  November.  Ver- 
teilt die  Oroüsnitisltze  auf  die  vier  Wahlkreiae  geutaa  der  nnter 

5.  fsnannten  \'erfa8sung8revisiou. 

7.  Orosaratsdeltret^flber  das  einfache  Verwaltangs> 
st  reit  verfahren  (per  le  cause  dl  aoiminlstmtlvo  sempliee)  vom 

6.  Miii. 

Es  regelt  den  Kekars  gegenüber  den  Beschluft^en  der  (ie- 
mönden,  sei  es  in  Ihren  Plenarvenammlvngen,  ael  es  in  den  Ans- 
schflwen  (Asgemblce  e  Consi^  eemmnnali,  patriziali  e  parrochiali). 
Der  Entacheid  erfolgt  in  erster  Reknrsinstanz,  wvent  nicht  die 
Gerichte  aaatfadig  sind,  durch  den  Staaurat,  in  zweiter  durch  den 
Oroosen  Bat  Das  Verfiüven  wird  nther  geregelt. 

H.  Gesetz  über  die  Verpfändung  vnn  bewejrlicben 
Sachen  alü  Zubehürden  von  hiej^enürhaften  vom  M:)i. 

Art.  211  des  Schweiz,  (.ibligationeurechtes  fiberlftsst  es  den 
Kantonen,  na  besttmman,  burfeweit  hewegUdie  Sachen  ab  ZubehOrden 
ein»«  Ittiiiinbiliariifande^  mitveriinindet  werden  können  um)  nls 
Zubehürde  einer  Liegenscliaft  zu  betrachten  itei.   Te.-süiii  i»t  einer  der 
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wenigen  Kantone,  die  den  Erl«»  eines  EinfUmngagewtzes  znm 
Schweiz.  Ohl i^t ionenrechte  (das  am  1.  .Tannar  1888  in  Enft  trmt) 
nicht  fUr  nütig  liiclten.  In  diesem  Einzelpnnkte  erfolgt  die  Nachbolui^ 
Die  m  verfOndeodeB  HobtUantflcke  btudMU  mit  der  Liegeaaehaft 

nii'hf  ffsi  Verbunden  zn  sein,  sollen  aber  in  besonderem  Inventar,  dan 
dem  iiypotbekenbuchftllirer  einzureichen  ist,  verzeichnet  werden. 
Fnlinib,  die  tob  der  Liegunebaft  entfernt  «Ird,  ftUt  «u  der 
Pfondhaft;  nen  angeschaffte  Geffenstgn'le  treten  an  Stelle  derienigren, 
die  sie  enetien.  Doloee  VertOMienuig,  Zerttürung  oder  Ver> 
seUenderang  anf  soldw  Weise  verpAndeter  Gegeostlad«  durch  den 
Sdinldner  wird  mit  Geldbaaae  oder  Getaniniis  beetmflL 

9.  Ansführnnpsiresetz  rtjm  BuiuIiBgcRetz  vom  20.  Juni 
11^02,  betr.  die  Lohnauüzahlnng  und  daü  Busgenwesen  bei 
knftpfliehtigeu  Ünternehmangen,  von  K.  Mii. 

19.  Waadt. 

Reren-ut:  l'rof.  Dr.  W.  Burekhardt,  Bern. 
IMS. 

I>ekret  (vom  10.  Janniirl.  betr.  .Xinlernng  der  Art.  78, 
79,  1U4,  107,  112  und  114  de»  Ge»eizeB  vom  21.  No- 

vember 1892  Iber  die  Orgsnisatien  des  Segiernngsrates 
nnd  betr.  rbiTtnitrung'  des  l>ienf-tes  der  kantonalen  Gf-klnde  vom 
DepArtement  der  Landwirt'«  imft  nnd  de*  Handels  anf  das  Departe- 
ment der  «illentlicben  Arbeileu. 

Triin  die  im  Titel  angegebene  Ändemag  der  GeediXftsTCrteUvng 
unter  den  r)ep:(rteuients. 

Das  Dekret  vom  17.  Okt.,  betr.  Abänderung  der  Art,  78,  üO, 
81,  108  nnd  III  des  erwihnten  Geaetaes,  tob  21.  Novbr.  1892 
orK^anisiert  zwei  neue  Dienstzweig'e,  der  Feuer- VeT¥icbemsg  nnd  der 
Anfücht  Uber  elektrische  Anlagen. 

Gesetz  vom  16.  Hai  1^  dift  Änderung  te  Art  19 
nnd  20  der  Gerichteorganiaation  von  25.  Xorbr.  1869,  die  Oeriehts- 
ferien  betreffend. 

Die  (.ierichte,  Gericht^piiisidenten  nnd  Friedensricliter  Label 
jihrllche  Sonunerferien  von  42  Tagen,  «ehdie  vom  EontMiagericlit 
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flir  Am  ganzen  Kanton  fest^e!<tellt  «erde«.  WShrend  dieser  Ferien 
darf  keine  HItznng  abgefaulten  werden,  ansser  fTir  Veitnif flimgon, 
vorläufige  }ia88r«gelu  ud  fBr  Prozesse  in  gummaruchem  oder  be- 
■eUewiigtea  VerlUuren.  Die  gceetdieli  featgesteUte  FHst  der 
„profedure  ci)ntentiru><  "  kann  verlRngert  wtTil.  n  Iiis  zum  r>  nützlichen 
Tag  nach  Beendigung  der  Ferien,  wenn  sie  während  der  Ferien 
erlOseben  sollte. 

Die  (■i  riclife,  Friisidenten  und  Friedensrichter  kSnnen  j&hllieih 
für  sich  2ii  T.ifrr  Hirb'itfii ien  h< -tiniiiHii.  die  mindestens  14  Tagre 
vorher  dem  KuntuDsgerichl  angezeigt  werden  müssen.  Während 
dieser  werden  mir  in  Dringücbfcelteflllen  Sitzungen  abgehaHen. 

Im  fibrigen  gelten  die  Beitinainigeii  dei  Geeetiee  Tom 
10.  Mai  isoa. 

Gesetz  vom  17.  Mai  ündcn  den  Art.  1  des  Gesetzes  vom 
12.  Fetooar  18S6  Uber  den  hSheren  fifrentliciien  ünterrieht. 
Dm  OeaeU  Hkti  nie  neue  aludemiBcbe  Diplonu  «  in :  die  Ueence 

cn  soien<es  Rociales  nnd  dji-f  diHicirai  en  ti  fetiofe  ?-(..  i.ilEs 
Gest  iz  vuiu  h>.  Mai,  betr.  Gemeiudeüteueru. 

1.  Kapitel:  Aligemeine  Beetimiinnfen.  Jede  Gemeinde 
oder  Teil  einer  Gemeinde,  welche  eine  eif^ne  Termltang  haben, 
kCinnen  StPiierii  eintlihren  mit  der  Erlaubnis  des  Staat«irateN  oder  infnfire 
einer  aubdrückliclten  Bestimmang  des  Gesetzes.  Solauge  uuter  die 
Gemeiiideeinirohoer  Ertaügniase  der  Geneindegiter  verteilt  werden, 
darf  die  Krliehinif^  vnn  Sr*'iiei  n  nirlit  ^-i  st.-ittet  werden,  I>ir  F.rlaubuis 
gilt  höchstens  fUnI'  Jahre,  nach  weklier  Fiisl  sie  erneuert  werden 
nnw;  rie  bat  keine  Rüdcwirituir. 

2.  Kapitel:  Stenerpfllcht,  Stcnerobjei^te.  Es  aoUeii 
vfifri-^f  Ipi  stt  iicrt  wi  rden:  Innobilten  nmi  Jtnbilien  i  Verraüjrpnwiteoer), 
sowie  iieutcit,  Nutznie^nng und  Einkommen  (geiuüHH  .\rt.  8  des  Gesetaea 
TO«  21.  Aafnat  18S6),  nnd  swnr  auf  Gnmd  deijeaigen  Steuer« 
erklfirnng-,  die  der  Steuerpfliehtipe  fiir  ilie  kantmiiili-  iVsteuernng; 
abgibt  Die  Ausgaben  der  Lokalverwaltung,  die  einzelnen  Gemeinde- 
teilen znflülea,  IcSnnen  Waat  auf  die  6m»deigentflmer  verteilt  werden. 
Ab  Gemeindesteuern  sind  ausserdem  icuIühhI^':  1.  Grundändernnf^H- 
gebflhren  fnr  f'bertrapnnp  von  Iiniii<>liiliarn  <  htf-n  nnt«'r  Lebenden 
eder  von  Todes  wegen  nmi  lür  .Schenkungen  aller  .-Vrt ;  2.  Persoueu- 
oder  Haaabaltongwteuer;  8.  Steuern  von  andwen  Olyelcten,  Bit  Ana« 

Jahitaeh  4sr  IMmbiL  VcNfailgaai;  a  M.  168 
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Oahnip  'J'  s  Sahhamlel»,  der  Sti-mpelgebnlir.  <\pt  MiliWrstener  und 
einiger  pulizeilicker  Fatenttaxeu.  Die  (remeindesUiuer  kann  verbSltnia- 
utarig  nach  &t«ew1«ii  pngntAy  mIh;  dfo  PwgwMloii  mm»  aber 
die  Grenzen  des  kantonalen  Ge«etZM  einhalten. 

Znr  Getneindf^rnndmener  itt  zn  bemerken,  dau  neben  der 
gewüliuliclien  fiesieuemnir,  wie  sie  Im  kantonalen  SteoergeseU  Tor- 
ffeMlwn  Ist,  aSflilleh  auf  Orand  der  KatMtortaxe  «nd  niitcir  Akne 
der  Hyjn<tti>'k«'iiNr)iiiMfti,  <\\o  Ginifimlcn  auch  cnn8chti)Ert  werden 
kCanen,  eine  nach  dem  V'erkaufawert  bemessene  Steuer  zu  erheben, 
ohne  SchnldenakBof ,  irofir  «in  kwondeiw  taxatiTea  Yerfitliran  in 
Aus»ictit  ^enniunieu  ist.  Dia  EaXuHmtbMtKttag  bleibt  in  Stidtea 
gewöhnlich  unter  dem  Verkanlkwert. 

Besitzt  ein  Stenerzahler  in  mehreren  G«nieind«n  mit  Hypotheken 
belastet«;  Gnindstritke,  m<  werden  die  Grundstücke  dicaer  Gemeinden 
dnn-h  jede  der.'^Hll.en  im  Verbältnia  der  Katattoidlitsuig  der  in 
jeder  gelef(eiien  besteuert. 

8.  Kapitel:  Stenerbewilliarvnir-  Der  Entwurf  de«  Stener- 

•yatenis  Ji'der  *  i'  ttii  in  l«'  w  ird  illirrli  die  TJelirirden  d'Tsclhcn  Htift:i  stellt 
und  dem  lie^ierunt^ürat  zur  Gtnebmigang  vorgelegt.  Dieser  ordnet 
die  MTentlleka  Anflegiing  in  der  Oemeinde  an  «Sbnod  einer  sn  be- 
•timmenden  Frist,  im  I>aafe  welclier  EinspraclM  erbeben  werden  kann. 

Die  eveutneU  eriii>))enc-n  Einsprachen  «erden  den  Gemeinde- 
bdiürden  nr  Beaatwort  ung  zugestellt;  halten  die  Opponenten  ihn 
Antrige  aufrecht,  so  entscheidet  der  Regierongarat  dnrttlier.  Seine 
Entsi  lieiddiis  kiinn  an  den  Grossen  Hat  weiter  pf-zopen  werden. 

Zur  Erledigung  vuu  HescLwei-den  über  Erbebung  von  ijteuern, 
die  Tarn  Kanton  niebt  erliolien  ««4en,  iat  eine  beaondere  Seknra- 
kommi.s.siiin  zn  ernennen;  die  anil-in  -  liv. ■ ;  1  ii  wi'rden  dtUCb  die 
Itnntonale  Itokantkvmmisüton  1.  und  i.  Insuuz  entschieden. 

4.  Kapitel:  Stenerbezng.  Die  Gemdnden  kltanen  ihre 
Stenern  dnreh  eigene  Orvrane  einziehen.  Sie  kfinnen  aber  aneh  die 
ataadielien  Stenereinzielu  r  il  iuiii  ^letranen  mit  Krianlmis  des  Finanz- 
deparlemeiits.  Der  ataai  übernimmt  in  diesem  lall  keine  \eraat- 
wortllelikeit  Staat»-  nnd  Geneinde-Bordereaaz  sind  anaeinander  » 
linlten.  Per  steii-riiflii  htiire  i^^t  nieht  tr'luilten,  die  OeKeindeetener 
zagieich  mit  der  i^taatssteuer  zu  bezahlen. 

5.  Kapitel:  Verachledene  Bestlmnnttgen.  Der  Belcnta 
gegen  nnrlehtige  Bestenernng  nnm  ergrilbn  «erden  innerhalb 


2657 


10  Ta««n  MMh  der  BekuntaiMhutti;  der  Beatenentn;.  Der  Be^e- 

rUD^Hrat  ist  die  letSt«  latUlU  bei  Streitigkeiten  tU>er  die  Anwendung^ 
des  GeHetTieit,  wo  nicht*  anderes  >>e.sagt  ist.  —  Du  Cresetz  tritt  u 
Stelle  de^euiifea  vom  20.  Febrnar  1802. 

Oet*ts  TOB  14.  KoTbr.,  betr.  Änderanf  d«r  Avtilul  25 
«od  17  de*  Oeietsas  Uber  die  UoblltftrTereiehervns. 

Sieht  die  BiHnnET  fines  Rt>««  rvefunJs  vor  vnn  0,75 '•  ^  dos 
veniclierten  Kapital«^  bevor  diese  Uulie  erreicht  ist,  darf  er  nur 
inlblge  BeaeUimei  dee  Grotaen  Batea  tngtgiiBtn  werdee.  Itt  die 
Hohe  einmal  erreicht,  so  sollen  die  Prämien  im  VerMltnis  der 

Risikos  durch  Beschluss  de»  Refriertitijrsrulfs  iv^hiziert  werden. 

Gesetz  vom  17.  Novbr.  Uber  d.a8  administrative  Ver- 
fftbren  bei  Yerfolgaog  tob  PoltseiübertretaBgen. 

Die  Vergeben,  die  durch  eidgcallMlscbe  oder  Iceotanale 

Gesetze,  DeVrelc,  Vemrrlnnnirfii,  !{e!rleiii«»!it<"  'Ml'>r  l!r'srli!iKM>  mit. 
der  dtrafe  der  Busse  bedroht  sind,  &lud  vor  joder  gcriclulicheti 
üntereaebug  vom  Begiemagiatatthalter  (prifet)  lo  bearteileB, 
wenn  sie  nicht  ansnahmsweisc  einer  andern  Bfliiirde  zugewiesen 
sind,  nnd  wenn  sie  nicht  mit  einem  Verbrechen  zusammenhängen. 
Die  Verfolgrung  dieser  Vergehen  findet  statt  entweder  lalUge  tob 
Tolizeirappurten  ri<Ier  Anzeige  durcli  PriTatpenonen  mterzeichnet, 
adressiert  an  den  I'räfekten  in  den  nSrhsten  5  Tagen,  sonst  geiten 
sie  nicht.  Diese  Frist  beträgt  M  Tage,  wenn  das  \'ergelieu  intcr- 
natlenalen  Gbaraktar  bat  Der  Prffekt  bescheinigt  d«i  EmiiAai^ 
dos  KaiijHirtffi.  ("JrgfUütände,  die  znr  Begehung  des  Vergebens  ge- 
dient haben,  Itünuen  eingezogen  werden,  aber  nur  als  Zwangsmittei 
nr  ^flH"PC  der  Brnse  and  Kosten.  Der  PrUbltt  TenrteQt  naeb 
gebVrIger  I«dUig  oad  Verhör,  wenn  der  TRter  erscheint,  nnd  naeb 
Untersachnng,  wenn  er  nicht  erscheint.  Der  UrteUs8f>nicb  uns» 
innerhalb  &  Tagen  dem  Titer  bekannt  gegeben  worden. 

Der  VervrteOte  knan  in  den  niehsten  10  Tagen  erkliren,  das* 
er  sidi  dem  rrteilsspriioh  nicht  unterziehe,  wonm  ti  (lni  i'!i  Vmmittlnng 
des  Staatsanwaltes  die  Sache  vor  das  Kantonsgericbt  oder  vor  das 
PoUlrigerieht  (tribanal  de  poltee)  gebracht  wird,  je  nach  Art  dee 
Vergehens.  Bis  zur  Krütfnnng  der  Gerichtsverhandlnng  kann  der 
Gebllsste  die  Erklärung  sein.-r  rii'erziehung  abgeben,  unter  Knsten- 
folge.   FUgt  er  sich  sutort,  so  tritt  der  .Spruch  des  Hegiernngsüiatt- 
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Gecetzgebuag  und  Liuntur. 


halterw  sofnrl  in  Kraft.  Die  Verurteilnnier  wird  alli-n  Kegisrungs- 
Btatthaltern  des  Kantom  mit|:eteilt,  damit  im  Falle  der  Wiederbolasg 
dne  Eracliweningr  der  Stnft  verftgt  mrüeii  kun.  Dit  Ver- 
folgnng  <)i«-Kpr  N'er^chen  TOi^lirC  in  einem  Jahr  seit  dem  TafS  dtar 
Ausführung  ile»  Vergehens.  Ein  erscliw* -rendcr  rni.'itand  kann  nur 
daiiu  im  WieJerholougiifalle  gettebeu  werden,  wenn  die  \  ernrteilang 
ttit  dai  flfleiclie  VerRehai  kBoliMeat  ein  Jahr  vor  dem  uoea  Vergehai 
stattgcftin<)pn  )  -it'.-  Dir  I^iih««»  darf  bei  Tötprn  ntiter  1)  Tahren 
nicht  in  Geninguisstral'e  umgewandelt  werden,  diszipliuarisclie  Mass- 
regeln  vorbehalten.  Stenerdefraadationen  werden  aaeh  Maaagabe  der 
Steaergefietze  vevftigt 

Gesetz  vom  20.  X<ivbr.  flher  die  Pfrassenanfseher. 

Der  Kanton  wird  in  11  Kreiae  eingeteilt  mit  Je  einem  ätrassen- 
anfbeher,  welcher  unter  der  Yenraltnn|;r  der  Afltatlichen  Orlnnn^ 
steht.  Die  Kreise  sind  nach  der  lie.suldnng  in  5  Klassen  eingeteilt: 
1.  Kl.:  .iHX»-  rtsOu  Fr».,  2.  Kl.:  2400  tmo  Frs.,  3.  Kl.:  2400  bis 
S-M)  Frs.,  4.  Kl.:  2200— 3(iO0  ¥n^  5.  Kl.:  1200—1800  Frs. 

Die  Strasaeaanftober  der  ersten  4  Kinasen  dOrfen  keinni 
Nebenbemf  «mittlen. 

Gesetz  vom  20.  Novbr.,  betr.  Gelialtsbestimmnng  der 
Grundbuchverwalter  (conservateur»  de«  droits  reels). 

Sehreibt  für  diese  Beanten  ei»  Ixe  Bcaoldnny  vor,  tUtt  dm 
Bezuges  von  GebiUiren,  welche  von  nun  an  ganz  aa  den  Staat 
fiülen. 

Beachlass  vom  22.  Dezbr.  ennSchtigi  den  liegierungsrat, 
Buiens  de«  Kanton*  Waadt  den  intorltutoBaleD  Keafewidat,  betr. 

Befkrelnag  von  der  oantin  jndicatnm  aoivi,  Ij'iziitrtten. 

Gesetz  vom  2"_'.  I»ezbr..  betr.  Modifikation  des  Gesetzes  vom 
20.  Xovbc  1M"4  über  die  Polizei  der  öffentlichen  Gewässer. 

Die  Indeningra  betreffen  hanptaüchlieh  Ahlacenuig  ond  Ana- 
li*liiniir  von  ^rati-ria!.  P''--1int'ii1fn  der  am  Ufer  «ittdiendf^n  BSume, 
A'erteilung  der  Koi^ten  von  Arbeiten  zur  HiUtte  zwischen  ijtaat  nnd 
Oemeinde.  Die  Arbeiten  Ar  den  Unterhalt  werden  ansgefllbit  von 
f<tr:iss<  nvviirli-vii.  die  unter  der  Olieraiifficlit  des  tecdinisclien  Personala 
des  Departements  und  der  Strasseiianfseher  (<i'  s.  v.  20.  Nuvbr.  1902) 
stehen.  Endlich  bedroht  das  Gesetz  eine  Anzahl  von  Vergehen  mit 
Bnsee  bis  anf  500  Fl«.,  im  Wiederbolnngefidle  Bit  deoi  Deptieiteii. 
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Gfi&etz  vom  21.  August  ühpr  dnii  Klein  verkauf  ron 
ftlkoliolisch«n  Cretränken  und  über  die  Wirlschaftspolizei. 

1.  Jede  Pienon,  die  Klelnverkanf  betreibt  mit  de«tillierten  oder 
■ieht  dMtillierteii  alkoholischen  OetiCokeo,  UOH  dB  Patent  häbeti, 
das  vom  Jn<!tiz-  und  TVlizei-Dcpartcnient  erteilt  Vlld;  ebenw  Jeder, 
der  ein  alkoholfreie»  Kcabli«aemeut  hält, 

El  werden  Mgende  Patente  «nagegeben :  Pktent  A  Ar  Wlrt- 
Rchaftsverkauf  oder  zum  Verkauf  Uher  d\c  Oa*se,  I'uiPiit  H  für 
Klelnverkanf  Aber  die  Gasse,  Patent  C  fUr  Uefenng^  von  desUUierten 
Sitiritnoeen  auf  Beetenon;  anner  dem  Kanton,  Patent  D  für  Verkauf 
von  Liquenrs  und  Liqueurweinen  (zum  Gebraurh  auf  dem  Platz)  durch 
Konditoreien  und  analoge  Etabliitsementa,  Patent  £  für  Betrieb 
von  alkoholfreien  Etabliseemeuts. 

Bei  Jalmilrfeten  «nd  Mnliehett  AnliaMn  kuia  den  Beaftzem  von 
Bffentlichpn'  Ktablissenifnts  zt-itwi  ili-j-  ^'fstattef  werden,  auch  ausser- 
lialb  der  Is^tabliMemento  alkoholische  üetrinke  zu  verkaufen.  Bei 
€WI«genlieit  ven  gronen  nOitiriicheD  ZnaaBuieitfctnfteii  kau  daa 
Platzkommando  die  ErUnkiils  «UD  Vfiikaof  von  alkahoUtohen  Ge* 
trftnken  erteilen. 

2.  Bedinguugen  für  das  Erhalten  eines  Patente«  und  Pflichten 
ikrer  Inhaber. 

Mindcrjithrisff»,  !Vi-sim«'ri,  dif  ihivr  >>!lrfforlit'lu'n  Kerbte  beraubt 
Bind  oder  bankerott  erklärt  und  solche  die  wegen  schwerer  Verbreclwn 
Terwteilt  werden  ataid,  Franen,  dmn  Mtnner  wegen  Verbreehea 
der  bürgerlichen  Re<'hte  beraubt  sind,  Frant-n  ohne  Zu-^tirniimn^  der 
lUnner,  Personen  von  offenkundig  schiechtcm  Leumund  und  solclie, 
die  ftühere  Patente  sieht  beiahlt  haben,  erhalten  kein  solches.  Di« 
Lokalt  tili  Patente  A  und  E  mliRsen  liy^fieiiiscluii  .\nfi>iilerungen 
entsprechen,  leicht  zu  flbenvaihiTi  und  in  pinupender  EnttVinnua: 
von  Schalen,  Kirchen  und  Krankenhäusern  sein.  Inhaber  von  Hotel», 
Caffa,  Heitictfea  n.  dergl.  mtanen  auf  daa  kantonale  AmtiHatt 
abonnieren.  In  Gempindpn.  wo  noch  keine  \Vii-tsi'haft  besteht,  kann 
ein  Patent  nur  erteilt  werden  mit  Zustimmung  des  Uemeinderates. 
Der  Begiemngant  kana  weitere  Patente  verwdgen,  «ena  er  er* 
achtet,  es  bestehe  dafür  am  betr.  Orte  ki  in  UedQrftiii.  Die  Patente 
können  lurOckgezogen  werden,  wenn  der  Inhaber  gegen  das  vorliegende 
Q«Mtt  versUiast.  Vom  Patent  darf  erst  dann  Gebrauch  gemacht 
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werden,  WOUI  M  talPftenten  ansg^händii^l  wonlen  ist:  das  Patent 
verleiht  nnr  persönliphe  Rechte.  Die  Witwe  oder  die  Erben  des 
Inhabers  genies«en  es  ein  Jahr  lang,  vom  Todestage  des  Inhabers 
an  genehiMt,  weiter.  Die  Patent»  A,B,DvadE  gelten  nnr  für 

bettinimte  T,>>k»]<> 

3.  Fi-eise  der  Patente,  ihr«  B«greuzaog  und  i3«zahliuig. 

Die  Preite  der  Patente  A  Tarüenn  nriaelien  20  Fn.  ind 
lOOit  FrB.  Die  Priiw  der  I'atcnte  B  zwischen  SO  nnd  1000  PW., 
C  zwischen  100  and  lüOO  Fre.,  D  xwiaclwa  50  nnd  500  Fn.  ud 
£  zwischen  5  nnd  100  Fre. 

Dm  Patent  C  kann  billiger  oder  gratis  verabfolgt  werden  an 
H.ilchi',  die  n:i'lnvi'isfn,  ila«»  sie  in  einem  änderten  Kanton  ihr  Patent 
befahlt  habtm;  das  bcraht  natfirlich  auf  üegeuseiügkeiL  Die 
Daner  der  Gültigkeit  wird  tob  Jnatl*>  nnd  PoUnidepartement 
fcrtgesteUt  (A,  B,  D  nnd  E  nicht  über  4  und  C  iii«  ht  über  1  Jahr). 

Alle  4  Jahre  werden  die  Fatent^b&hren  nea  festgestellt; 
eine  ans  des  Begiernngsstattiudter  nnd  Vertreter  von  jeder  der 
interessierten  Gemeinden  zn»iinnieni?e«etzte  Kommission  -iolilSut  fBr 
jedes  Etablissement  eines  Bezirkes  die  (jebühren  vor;  'Uis  Justiz- 
nnd  I'olizeidepartemeut  setzt  sie  fest  nuter  Vorbehalt  des  liekurses 
an  das  Beglerangamt  innerhalb  10  iTagea.  Die  Patente  A,  B,  D 
iiiiil  K  \\■l-r^<^n  \u-r  Tritufster  lun  vorans  benklt;  inHtokgeMgMie 
l'atcule  zjthlen  das  vuUe  TriUMter. 

IHe  Patente  fflr  EtabUawmeBta,  die  nidit  daa  ginn  Jalir  ge- 
öffnet sind,  werden  per  Uonat  bitzahlt.  Etablisienents,  denn  bhabeir 
die  Patentg<cbUbr  nicht  entrichten,  werden  geschloesen;  das  Jnstlz- 
nnd  Polizeidepartenunt  nnd  der  Begierungsrat  können  auch  aas 
anderen  Grinden  die  Schliessung  anordnen. 

4,  Wirt.ii^haftsiiolizei.  Die  Polizei  wird  anspefibl  durch  die 
Kautuus*  und  (iemeiudepolizeiorgane  unter  der  Aufsicht  des  Re- 
giemngsBtatthaltera.  Die  SitntUdiea  Etatdbiemanta  künnen  n 
Jeder  Zeit  inspiziert  werden;  die  Inspektion  kann  ikk  aasdehnen 
aof  die  Privatwohnnng  des  -Inhabers,  wenn  diese  in  Verbindnng 
steht  mit  den  5flS»ntUchen  Lokalen  nnd  anzanehmea  ist,  dass  sich 
etwas  tiresetzwidiige«  dort  abspiele;.  Es  tat  verboMB,  BetroalcMMa 
nnd  jnnpren  I, tönten  nntor  1*>  Jahren,  die  ni'iif  \"n  verantwortlichen 
£rwachi>enen  begleitet  sind,  alkoholische  lirthinke  zu  verabfolgen, 
ebenso  lolehen,  denen  der  WirtacbaftsbesDch  natersagt  ist  Die 
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Beaitser  •ind  verpflkshtet,  jede  gvwüiimhte  Asakirnft  m  geben.  Die 

Stunden  der  Öffnung'  und  Schliessung'  der  EtabÜMements  werden 
dorcli  GemeiadereglementB  festf^ehtellt.  Für  öffentlidke  BftUe  msss 
die  Brlubnii  der  Oeneiiide^^ibrigkeit.  eiugebolt  wetden.  FordemitgeB 
ans  Vembfolgang  {dkvlioliKt-her  GeirSnke  sind  nicht  klachar,  soweit 
sie  ftlr  dimlbe  iVrsmi  ;iO  Frs.  im  Tritnester  oder  im  ganzen  '.0  Fr». 
Übersteigen;  es  kann  dafür  auch  kein  Pfand  bestellt  werden. 
StnitiglMiteB  zwischen  G»t  and  Wirt  anter  100  Fr*,  werden  esd- 

p^nitlg  durch  den  Frii-.li  n^^ri(■ht«'^  enls<'hifd<'ii.  Die  Hnifltn'slöter 
haben  ein  Verzeidmis  Uber  alle  Personen,  die  sie  logieren,  zu  fuhren. 

5.  StnfbeitiaiBiingen.  Die  OesetxesilbatretangeB  werden  be- 
■traft  riist  l'.iis^.-  iris  zu  ;Mii  Fi>.,  im  Wiederholnngsfalle  kann  sie 
verdoppelt  oder  verdreifacht  werden.  Da»  Gesetz  vom  17.  No- 
vember 1902  (nelie  Jahr  1902)  ist  anwendbar.  Vergeben  gegen  die 
GemeindAMflenieBta  werden  beurteilt  vom  den  GcnwindebehArden 

(BUM  hOehStenS  12  Fr».,  im  Wiederhnlnngi'faUe  18  Frt.)w 

Gesetz  vom  12.  Novbr.  über  die  Reklamesrhilder. 

Von  AffiantUchen  Strassen  oder  Verkehrsanstalten  ans  sichtbare 
BddanMaettel  sahlen  per  Blatt  efate  Stempelgebilir  von  10  Bp., 
Aflirhen,  die  ans  anderem  Material  als  Papier  gemacht  sind,  znhii-n 
per  Quadratmeter  10  Frs.,  ausser  wenn  sie  mit  dem  ttrundstUck 
oder  dem  OMide,  anf  den  sie  angebradit  sind,  in  enger  wirtr 
schaftlicher,  industrieller  Ueziehung  stehen.  Der  RegierunirKrat  kann 
Reklameschilder,  welche  nicht  an  einem  Uebftnde  augebracht  sind 
oder  dawalbo  ftborragen,  wegnehnMO  kmn,  wenn  eis  dh  Inndscbaft 
TenmlercB. 

Gesetz  vom  \'^.  N'ivbr.,  In-tr.  Ergänzung  des  Kajj.  VII 
des  Oeseises  vom  id.  Novbr.  1901  (siehe  Jahr  ItWl,  ä.  1545) 
Uber  die  Errtchtang  von  Idealen  YieliTersichernngsliassen 
gegien  den  dnreh  Unfall  oder  Krankheiten  entBtehenden,  nicht  in 
der  allfrenieinen  Vet^lrherung  iubegriffencn  Verlnst  vuii  Rindneh. 

W  enn  die  Busse,  die  angemessen  erscheint,  die  Kompetenz  des 
Adndnistntlons-EMnitees  Ibersdirdtet,  so  mnss  innerhalb  5  IVigen 
dem  RpfrlerTinersstatthalter  Anzeige  gemacht  werien,  welcher,  in 
Anwendung  des  Gesetzes  vom  17.  Novbr.  1902  (siehe  üben),  die 
Bnsse  anisprieht,  die  800  Frs.  nicht  Sbersteigen  darf.  Die  Busse 
darf  nur  dann  in  Gefilngnis  unigewandelt  werden,  wenn  amtlich  be- 
•ehcinigt  wird,  dass  der  Gebttsate  sie  nicht  zahlen  kann. 
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0«aeUf  alnmg  mi  Litnatur. 


Gesets  vom  14.  Korbr^  betr.  hOmnag  der  Artikel  66,  68, 

f><\  78  ,\^s  Ges.iz.  s  vom  9.  Kai  1889  tber  des  Öffentlichem 
l'rimarunterricht. 

UiDima  der  JehreebcMldnngeB: 
1.  fBr  Lehrer  mit  definitivem  ratent  1(<<mi  Fid.. 

'J.    ..        „       ..    priivisHii^cli.'iii  Patent  12iiO  Frs., 
y.   „    Leluerinneii  mit  deliuiliv»;in  TtttKUt  lOÜO  lY».. 

4.  ^        „        «  piTovlMrieehem  Petent  700  Fre^ 

5.  „    Arbeitslelirerinnen        Frs . 

b.  f.   Letirerinuen  bei  Kleinkiademhul«!«  600  Frs. 

Die  Besoldnni^r  Ar  Lehrer  wird  oacb  8,  6,  9,  12,  15,  20 
Jahren  nm  IW»,  2(>0.  :!iH>.  |oii,  mi  tiiX»  Frs.  erhöht.  die^nigH  fiir 
LehreriBDen  nach  n.  f.,  !\  12,  1"..  20  .Tnhren  nni  f<(>,  120,  lSi>,  24« 
800,  330  Fi>.  Die  .Speziallehrer  mit  mehr  ak  20  ;?tuuden  wik-hent- 
lieli  heben  ein  Bea(»ldnncandDi]anni  ven  1600  Fn.  nnd  genleeien  dl« 
obeBgenennten  Anfbeaaerantien. 

1901. 

Gi-antz  vom  1.  Hcztir.,  betr.  die  Verpfändung  tob 
llubilien  als  Zubehürden  verpfändeter  Immobilien. 

Der  Eigentümer  eines  Gebtadee,  welcbee  nie  Hotel,  Pension, 

Wir'sli  in?,  Bad  benutzt  wird,  k.niii  verLmpfn,  dn^^irlip  ihm  Kfhrirenden, 
zum  Betrieb  des  (iewerbes  dieueudeu  Mobilieu  aU  nubewegUche 
Sachen  erklürt  «etden  (inmenbles  par  deetinatim),  aofiem  sie 

Zuh<diörde  ein«'!»  Iramobü!  u  j  f m  l- -  -ind  Kiii  geoanet  FormnUr 
mit  Wfriw-liiitznnjf  soll  mit  il'iii  ui-huth  um  Eintraf^tn^  vorgelegt 
und  beim  Graudbuch  anfbewahit  werden.    Sulche  Uubilien  kOnueu 

ragleieh  alt  den  Gnndetleit,  dem  nie  dienen,  TerpOndet  «erden. 

In  trh'i'-hiT  Fonii  wir  dl!":,  s.  ■\\'-riI>>ii  die  verpfSndcton  i;"!.'-c!istJtnde 
durch  neue  erbet^l  oder  ergänzt,  bu  entreclit  sich  das  l'faudrecht 
ohne  «elteree  anf  diese.  Dne  Pfendrecht  h9rt  anf,  wenn  diese  Gegen« 
stunde  d«ftnltiv  vom  firundsttick  getrennt  oder  dem  darauf  b<'iri<'1<>  nen 
Gewerbe  nielit  mehr  dienen,  nnter  Vorbehalt  der  Bockte  der  Pfand* 
gliiubigtir  gfe^enQber  bSsgläubigeu  Dritten. 

Ein  Seglenwnt  vom  27.  Deifar.  normiert  die  Eintragnng 
solcher  aluceisorischer  Pfandrechte  inii  Omndbnch. 

Oesets  vom  10.  Mai,  betr.  Abänderung  von  Art.  4  des 
Gesetses  vom  11.  Uai  1897  aber  das  Grundbnch  and  des 
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Qn*tzt»  Tom  13.  Febrnar  1893  Aber  Ansricbtung  der 
ExproprUtisM-  «ad  Branieatifllilllgiiiiyea. 

Die  erste  Gesetzesstelle  wird  durch  tWf  Hostiimuung  »Tpranzt, 
dasB  du  darch  Expropriation  (genUiaa  Bandesgesi-Ui  vom  24.  J  oni  1^)2) 
erworbene  Recht  mr  Entdlun^  elektiiieher  LeitnngeB  <taf  Amndem 
Grnnd  und  Boden  der  Eintragrnns  ins  Grundbuch  nicht  bedarf.  Das 
in  der  sweiteu  GesetzeaBlelle  vorgesehene  Verfiüiren  wird  verursacht 
im  HiabHtik  «af  dea  gldohea  IUI,  M  «qn^iatlsiuwieiBer  Errichtung 
odffir  Asflialiaag  voa  Dienttlnifceiten,  bei  Entachldigmigan  mn  nicht 
Iber  100  Frs. 

Gesetz  vom  1.  Dezbr.  Uber  den  nnentgeltUcben 
lB«eIit«bei«taad  in  Zivilsachen. 

Wer,  «Ihm  sich  oder  seine  AngeI>Orit;en  der  Gefiihr  der  Uittel- 

Ifisipkpir  anszTis<>tZPii.  die  Kosten  eines  Prozesses  nicht  zu  bestreiten 
vermag,  lianu  durch  die  Vermittlung  des  Kegierungsstatthalters,  den 
Jntdi-  «ad  P»lii^eparteneiut8  nm  Gevihnuig  des  Ameareehtes  er* 

suchen.  Dpiii  Gtsnrh  mnss  eine  ErklSrunjj:  dei-  ('>  iiipindebcliörde.  der 
Wohnsitz-  uud  der  Ueimatgemeinde  beigefügt  wei-den,  bei  Attslündern 
der  Icompeteaten  anslHndiMhea  BdiVrde.  Der  Regierongsstatthaltef 
t'H;r<it;ii  liti  t  dan  (tesiich.  Das  Bureau  des  unentgeltlichen  Kerlits* 
beistände;)  ibureau  de  l'assisfance  jtidiciaiiv  gratuiie),  bestellend  an» 
einem  IXitgUed  des  Regierungitrate»,  einem  Mitglied  des  Kaiilvns- 
garichu  aad  den  Staataaawalt  «d«r  ciaeia  talner  Snbatüatea,  ent- 
scheidet über  da«  G»  ^;ik1i  mrh  eingehender  rnterÄiiflnin^'-  t  s  l,;inn 
das  üesQcii  abweisen,  wenn  die  Klage  offenbar  unbegründet  und  der 
PnmM  la  trSleriseber  Abeieht  (abnslTeBnnt)  angestrengt  ist 

Das  .-Vnuenrechl  unifaK.^t:  den  Nachlas»  der  StempelgebUhr,  der 
GerichtsgebUhren,  ganz  oder  teilweise,  die  Bestellung  von  amte» wegen 
eine*  Anwaltes  durch  den  Prfisidentm  dea  Kantonsgerichtfi,  uud,  ia 
der  Regel  nur  bei  Haftpflichtproaeseea,  dea  YendiatB  der  E«Mtea 
der  Exi»ertisen,  Aupensfhrtne  und  Zenpenpebühren. 

Der  £>taat  bezahlt  den  (nicht  tlx  besoldeten)  Uerichtäbeauiten 
die  HlUte  der  OerichtsfeUthren;  dem  Aawalt  die  in  Anwaltagcaets 
vorgesehene  EntschiiilipiiiiL'.  Gewinnt  der  Vcrlis'ist.'indftc  seinea 
Prozess.  so  kann  der  Staat  von  der  zu  den  Kosten  verurteiltea 
Gegenpartei  die  RAdteratattang  «eiaer  Leistnngen  verlaagea.  Der 
Aawalt  kann  seine  moderierten  Honorare  von  der  erstrittenen  Haupt- 
«UBue  abziehen  und  endlich  Idinnea  beide  vom  Verbeiständeten  diese 
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BeMtK«  ciufefdern,  vniii  letzterer  zu  Iwneran  VermOgeii  koaunt, 
wm  Miell  der  F:ill  >  hu «  \'.-r^leii-hes  zn  rechnen  ist.  Über  diem 
Voran!<etxnns  entecbeidet  der  CiericiitsprSsident  At^  Betreibnugsortes 
im  bfücklttanigten  Verfahnn.  Die  Klage  veqährt  in  5  Jahren. 
AntUiiider,  die  mh  avf  Sttttaverttige  oder  OegenredttierUlraiffea 
ternfen  kSnnco,  dnd  den  Inländern  gleichp^Ktellt. 

(;t>x<  t7.  vom  29.  Movbr.  Aber  die  Organisatioii  de« 
Kegierungüriites. 

Das  nene  Qeaet«  nnteneheldet  sieb  vom  l^herigeii  mwntiidi 
nnri  intlfui  ik  in  die  Organisation  I  i  \  rscbiedenen  Departements 
eine  nene  Uieuf^tznweisnnp;  rornimiut  cNler  nt-ne  Beamtnngen  schafft, 
wai  anch  eine  Abiinderang  der  Benennung  einiger  Departements  znr 
Folge  hat,  and  indem  es  die  BesoUiiagea  um  regelt.  In  der  eratea 
BezieliTinp  i<"t  namentlich  zn  iTwahnen  dir  Frrirhtnnp  «■in<>r  Aus- 
gaben- und  Einnahmen-Kontrulle,  welclie  diu  durcli  die  verschiedenen 
Departement»  den  Staateeinnehmem  (reeeTcmn)  nur  Tellsiehviif  m- 
RfKfflltfn  Einzii'hniigTt-  nnd  ZHltlmis^srn.indatr  nicht  nur  auf  ilire 
ftoscere  Richtigkeit,  soudem  auch  auf  ihre  Übereilutimmoag  mit  den 
MhrffUieben  Anewehen  oder  dl«  Sekildtn  md  Frataugm  des 
Staates  zu  priifcn  hat.  woidflB  fVr  die  BoMiteB  der  Zentral« 
Verwaltong  4  Bt-^solilun^klafwon  vor^et^r^hen: 


Das  CTesetz  be}<timiui  die  Bi:8olduDg«kla8äe  der  einzelnen  Be- 
amtongen   nnd  der  Beieblnsa  de*  Regierani^Bratea  Tom 

17.  Pezbr.  die  ziffornmilssiffe  Bosolilnnp:  innf-rhalb  dirscr  (irenzcn. 
Die  liltglieder  des  Begiernngsrates  selbst  erhalten  eine  Besoldung 
von  8000  Fra. 

Geaetx  vom  29.  Novbr.  Ober  die  VernntwortUebkett 

(Ii  s  S'!aat*'s  iuii|  der  GriiiPindiMi  fiiv  llandhinpen  üiitt  Bi'- 
amten  und  .Angestellten  ausser  beim  Betrieb  eines  (.ie- 
werbe«. 

Für  letztere  Handlnngon  haltt-t  der  Staat  gemlas  Art  62  des 

eidgenrissisclicn  (.'blipationenreclits.  [irr  Stauf  nnd  die  Gemeinden 
haften  direkt  dem  Verletzten  ilir  den  :?ctuiden,  den  ihre  Beamten 


die  1.  von  3500— 500Ü  Frfc, 
„  2.   ,   8000—4000  , 


^  3.       1800— nr.no  , 

,    4.  bis  auf       'J.^on  . 
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und  AllffMtellt«n  iu  Aiuttbaii^  Utres  Amtes  wiederrecbtlicb  and  Msbald* 
kafttnrolu  veramclMa,  tmsk  die  OBrichtatiflniiteii,  dte  hIIiw  alt 
der  SyndikaUklage  nnr  für  schwere  Fahrlässigkeit  belangt  werden 
UlUMB.  Wenn  der  Staat  oder  die  Gemeinden  fUr  Handlungen 
■Oleber  Beunten  haftbu  gemadit  werden,  so  kann  die  Staatnnwiüt- 
Mhift  in  Pmum  bitervettienii.  Der  Staat  «der  die  Gemeinde 
können  innerhulb  finfs  .Tiihrt»!'  spif  ihr^r  VpmrtpiluDg  ffegen  den 
l°rhel»er  des  Subadens  ihren  liilckgriff  ausüben.  Die  Verautwort- 
lidikeit  das  Staates  Mr  die  VitgUader  des  Beeiemagnates  UeiM 
dareb  das  Oesets  vom  25.  Novlir.  1863  normiert. 

GeNetz  vom  IS.  NoTbr.,  betr.  Erglaaang  des  Stener- 
geselzes  vom  21.AngBit  1886. 

Die  nene  Beatinnmag  gestattet  dem  Stenerpfliehtlgea  flir 

Unterhalt  der  Familie  40il  Frs.  pro  T'ersnti  vim  seinem  ans  Renten 
oder  Niesebraoch  flieatendea  Einkommen,  wenn  er  kein  Berufs- 
einlnmnwn  Itat)  alwailaiMn. 

Beseblaas  dea  Reg ierangaratea  vom  8.  Jannar  tber 

die  Stempelgehilhr  der  lieklameKchilder. 

Betrifft  die  Kontrolle  der  .Steiien  nrrir  litnng. 

Besctilass  des  Kegieraugsrats  vom  6.  Jnni,  betr.  Ab- 
indernng  dea  Reglementa  Tom  8.  Jannar  1895  Uber  Haas 

nnd  Gewicht. 

Gestattet  den  Verkauf  von  Bier  in  niclit  versiegelten  Flaschen 
von  weniger  als  1  Liter. 

Geaoti  vom  98.  Kovbr,  betr.  die  Foratpollsei. 

Das  Inki  ;  r  t:  ,  t  n  des  Bnndesgesetzes  vom  11.  Oktober  1902 
über  den  gleichen  Gegenstand  hat  auch  die  Revision  des  mehrfach 
abgeänderten  kantonalen  GeseUes  notwendig  gemacht.  Das  nene 
Oassta  oMacadMiüet  nidtt  nnr  iwisclien  Mfenflidian  nnd  privaten, 

zwisrhen  f^rhiifz-  nnd  Nirhf'srhtifEwaldnngpn.  Hnml^  rn  auch  zwlsehen 
Waldungen  des  Gebirges  und  der  Ebene,  wubei  die  Grenze  zwischen 
800  nnd  1000  a  dnrakgehen  aoU;  die  üntevedieidnng  irfrd  bei  den 
Terminen  flir  die  Pewirtschaftiing  dt  h  WhMi  k  imd  den  AVeidegang 
praktisch.  Die  Vermarknng  wird  nicht  nur  fttr  öffentliche  nnd 
Selwtiivaldnngen  vorgeeehrleben  (B.  Oeaet«),  sondam  für  jede.  Die 
mn  Fällen  bestimmten  Bättme,  wie  die  gefSIllen  Stämme  mOasen 
vor  der  Anaftihr  ana  dea  Walde  geseicbnet  werden  aar  poUaei- 
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liehen  Eoatfolk  vod  xnn  Bewei»  dM  Eig«Mlnen.  Di«  BewilligBBf 

von  Kalilw-hlägen  kann  an  l!Hilin£riinp'*ti.  wie  StclienlasiM?«  des  Wald- 
Mumea,  gebunden  werdeu,  für  deren  Erfiillaog  die  Eigentjimer  de« 
Bod«n»  od«r  die  Erwerber  dee  Holset  Sicherheit  sä  leisten  haben. 

GeHiHte  Na<l<'nu'>l7.«'r  willfn  bis  itum  1.  Mai,  im  Gebirj:»'  I".  Jmii, 
4>iitriii(lft  iiiul  bis  zam  gieicheu  Temin  (20.  Jnni)  mu  dem  Wilde 
enllVrnl  ^in. 

Die  Errichtung  ii«a«r  Diemtbaitinteu  nnd  Ktttsangsreehte  iat 

nntHrsii^t.  Die  bptitfhen'bMi  sullen  nnter  milplichster  Schonung  des 
Waldes  ausgeübt  werden.  Zn  diesem  Zweclie  verpflichtet  das  Ge* 
teil  die  NntsBsgabererhtigten.  dem  EifirentHner  die  Amtlbung  ihres 
Rechtes  annueigi'ii  nii'i  ihn  >'V>'nt.  beizuziehen.  Da«  Weidrecht 
mniw  urkundlich  naibweisbar  sein  und  das  Weiden  von  Ziejren  und 
Schaleii  inuäü  ausdrücklich  ei-wahnt  i>ein.  L>a8  Kechl  auf  Laub  nud 
Streu  soll  nach  einer  Keluordnung  in  den  verselüedenen  Pandlen 
ih-s  Waldes  r>  iSlit  werden.  Alb*  diese  Rechte  .sind  anf  Verlanrt-n 
eines  der  luu^resxeiKvn  ablösbar,  wubei  da«  Verfahren  beiitimuit 
wird.  Das  Landwirtachaftsdepartemnt  soll  die  ZdsanuMnlegmng 
stark  parzeitiirter  Privatwablnnge»  fordern.  Der  Bcciemogsrat 
kann  »ic  bei  Si  hutzwaldunKen  anordn«»n. 

Die  Orgauibutiun  der  Furstpolizei  bat  in&ufern  Änderungen 
eilitten,  als  ausser  den  df  Bcsirkefttrstem  eine  AnaU  von 
.\mi'ii.T<ri*ti-'<  anjresti'lli  wcribii  7nr  An^^.Trbeitnng'  ratinneller  Wirt- 
Khat'thi>lüue,  nnd  als  daui  untere  Fortitpenoual  mit  wenigstens 
500  Fn.  besoldet  nnd  isstrtiert  weiden  soll,  ms  den  Kanton  nam 
Bezug  des  Bandesbei träges  berechtigt 

'Iisitz  vom  2f.  Niivbr..  betr.  .Kb.'iiiilernng  desjenigen 
vom  17.  Februar  1897  über  die  Vertretung  der  I'arteien 
nnd  die  ßeschlftsagenten. 

Gestattet  den  GeKbaitaagcaten  gewisse  ProsesshanUtncen 

vorznnehmen  ohne  Vollmiicht  oder  ohne  bt';rl:uibi<rf«'  \'olhn.i'ht  nnter 
Haftung  nir  allen  .Schaden  gegenüber  beiden  Parteien.  Ihr  Aut\rag- 
geber  kann  verlangen,  dass  die  Henorarrechning  dueh  den  Siebter 
niniideiiert''  «"erde. 


R,  WiLU«  Schwall. 
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20.  Wallis. 

B««Mr«Dt:  B.  Wtll%,  Notar,  MSmI. 

1902. 

1.  Gesetz,  betr.  Festsetzung  der  Gehälter  des  Ltlir» 
Personals  der  Primarschuieu,  vom  20.  Hai  1902. 

Ei  vcrdsB  hiardnch  die  BiMidnnfiiUMe  dar  Lehnir  wid 
Lehrerinnen,  die  bisher  anf  dfm  Gi-^r-tz:  vom  4.  .Ttini  l^'-i  und 
24.  Novbr.  1696  fassten,  erbeblich  erhüht.  Die  Lust  zaui  Lehrberufe 
wurde  dtdttreh  »«%ewtnt. 

Die  Kosten  werden  von  den  Gememden  bettritteD;  der  Stwt 
zahlt  jedoch  25—30  %  davon. 

2.  Gesetz,  betr.  di«  znstjindige  Gerlchtsstelle  in  zivil- 
reehtliehai  Streitigkeltes,  welche  nach  den  BeitimmaB^en 
von  Bnndesg'e^przen  einer  einzigen  kanteBslen  Instanz 
zugewiesen  werden,  vom  l'j.  Novbr.  19U2. 

Der  AppdIatieBB-  nnd  Kaasationageriehlshof  dee  Kantone  wird 
ab  solcher  bezeichnet  ftlr  alle  Fälle,  deren  Entscheid  nicht  einer 
anderen  Cierichtaingtanz  spezieil  fibertragen  wird. 

1903. 

1.  (iesetz,  betr.  Belaetnns  detifieltaa  mit  den  Kotten, 

vom  20.  Mai  1909. 

Bb  bandelt  eich  nm  die  Analegunir  4«       340  der  kanten. 

8tr.-I'.-(>..  die  ilnliin  (jegelw-n  wnrde.  dnss  in  Fallen,  in  denen  der 
Fislins  mit  den  Kusteu  des  I'rozi'iiseg  beladen  wird,  dies  nar  jene 
Kesten  betrete,  die  Ihren  Omnd  in  der  ünterenehonir«  deren  Ab- 
sehriflcn,  Stempel  nnd  Weibel  haben. 

2.  Znsatzgeeets  znm  Oesetz  vom  4.  März  l»l)ü  über 
da»  Notariat,  vom  28.  Mal. 

Das  Gesetz  von  Ih'.Kl  war  in  der  Beschränkung  des  Xotariata, 
daa  in  Iceinem  Schweizer  Kanton  sich  solcher  Aiisilflinmsjr  erfrent 
wie  in  Wallis,  etwa«  zu  weit  gegangen.  Es  wird  nun  dcl^«en  L  u Ver- 
einbarkeit Kit  den  Ante  einen  Kehters  ereter  nnd  sweiter  Inatanz 
auftreholicn.  Kbenso  wird  die  üesiiinmunK'.  welehe  die  ZaM  der 
aasabendeu  Notare  des  Kantons  auf  48  beschränkt,  beseitigt. 
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3.  VollziehangBverordnung  zum  Gesetze  Aber  dl« 
Vieh  -  Gesnmiheitgpolizel  (Tom  27.  Novenber  1896)  Tom 
la.  August  l'JO'.i. 

In  giesniMl]i«it*|mliMUicliMr  BMtehnnflr  wurde  blemft,  infolg« 
Sihaffiing  einer  intensiven  Kontroll»'  iliirdi  ilin  iTfiiit^inilc- Vieli- 
iuspektoren,  KreiHtierürzte  usw.  ein  wichtiger  Schritt  gemacht.  Alles 
SU»  Ter1c»iife  geUngeiide,  fttr  (Saattiöft  ww.  bettiauite  FMieh 
nnteriiegt  eiiMr  effektiv«»  UBtanueliaiig  darch  den  ottsleUen  FleiMli* 
eelttner. 

4.  Fiüanzgeselz  vom  10.  Nuvbr.  1903. 

Denellw  entliilt,  nnUrnulirflkelMn  Ahindemigcn,  dieZnaanneo» 

Rtelliittir  s:'iiiitlioliPr  auf  ilio  Kruitoiisatcner  «ii  li  beziehfnd*-!!  (Ti'^.^tzcs- 
besiimutungcu.  Unter  Ik^zugualime  auf  die  sachbez.  Spezialgesetze 
werden  die  Tenchledeneii  Bianahneqnellen  des  Staates,  mit  Anauihnia 
der  Steuern,  nur  in  fflobo  lieriihrt. 

Die  Stenern  werden  wie  folgt  eingeteilt: 


Veruiögeii  und  Kiukomuie»,  naclideiu  sie  als  steuerpUkhtiget 
Kapital  (Ornndstfleke  fllr  ihren  vollen  reellen  Wert,  Oelilnliehkeiteii 

flir  ■  j,  Reiittii,  fiiisiotun  usw..  narlidtm  selbe  nit  7,  reapektivo 
Ober  JiMMt  Fr«.  n»it  10  multiiiüzifrt  wnnleu)  lixtert,  werden  aof  dem 
gleicbeu  Fnube  bc-6teucrt  l>er  Steuerfutt»  wird  innerhalb  der  Schranken 
der  KaBtonsverftoanng  (Uoclninn  1V«*/m}        Onaaen  Bäte  feit- 


Steuerfrei  Bind:  Gehälter  und  Honorare  bis  luO  Frs.;  kleine 
bdnstrien  nnd  HiadwCTke,  deren  Seioertrag  nrntmaeBlieh  200  Fr», 
jiibriii'h  nioht  Hber>teiiJ't.  -  Es  sind  ferner  von  der  nir.£rens-  und 
EinkonuueuBtener:  a)  Personen^  die  der  Öffentlichkeit  zur  Last  iallen, 
b)  BrtragioKa  Vermöge  n  vo»  Staat  tt»d  OeoeittdM  »tw.  befteiL 

Die  Oewerbestener,  die  in  Form  elnea  Pntentea  ftatgaaetit 

M'ird,  i,'-lf'M|i  rt  sich  in  A  .\^\t'^\\tu>gl•l\■.  w)  Berufe,  h)  Il.indel  (vvntMiiter 
das  HauJeltigewerbe  zti  verstehen  ist)  nud  c»  Gewerbe  (welches 
daa  Fabrikationegewerbe  nad  eine  grosie  Seihe  anderer  gewerba- 


c)  Gewerl>estHiipr. 

d)  SteuipelgebUhr, 

e)  lOUtlrplIieht-EnatcMeaer, 


f(  lluiiilrstcncr. 


geateUt 
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mintg  anigellfater  ttlibenler  Berufe  rnnfluBt).  —  Unter  diesen 
BabrilMIl  folgen  die  nach  Klassen  fixierten  Patentnufrlitxt'.  tTir  <l>'ii'n 
Einreihnng  vertehiedene  Faktoren,  wie  z.  B.  Reingewinn,  in  fietx&cht 

kommeu. 

Bm  BaM  Geaets  kwiMotetiMt  ileli  dnrdi  die  Tendemt,  die 
Stenern  immer  Uber  «I  aeliranlKB;  eine  (mlMge)  StenerprAgresBioa 

wird  venuiSBt. 

5.  Getetn,  betr.  Betelligvng  dee  Stmatu  an  den 
Kesten  der  Erstellnng  nnd  den  Unterhaltes  der  Dinme 

der  Rlione  nnd  ihrer  Zuflüsse,  vom  20.  Novbr.  1*^3. 

l>er  .Staat  trägt  20  "/^  der  Erstcllangskofiten,  die  (iumeiuden 
■•wie  die  Bartündami  im  EloMgebfete  die  ttbtigen  80*/„  der  Unter* 
halt  hlvgegen  flUt  sor  WOHa  dem  Staat,  rar  BUfte  den  Geneindiea 
aar  Laat 

6.  Geaeti  Hb«r  die  Dauer  der  Lebrknrae  tn  den 
IformaUchalen  tob  21.  Novbr.  1903. 

E«  werden  durch  dasaelbe  dieae  Lehrkoiae  von  2  auf  8 
Jahre  erhöbt. 

7.  Gesotz,  betr.  das  LehrtlngairoaeB  vom  21.  Ko- 
Tonber  190S. 

Zid  nad  Zweck  der  äcbü|ifung  diese«  (.nutzes  t»t  Hebung  und 
FSrdemig  der  BaraUehre  aaf  dem  OeWele  des  Handels-  nnd 

Industriegewerbi's.  In  mi'liif;irlu  r  iM-zii-luinf.'  wii'l  in  dic&cn  HrancluMi 
das  Bechtaverbältnig  zwischen  dem  Lehrling  and  seinem  Prinzipal 
geaetzlieb  geregelt.  Die  Normaldaner  der  tigltchen  Arbeitazeit  Ut 
auf  10  Stunden  festgesetzt,  kann  aber  anf  1 1  .Stnndt-n  erh-iht  werden.— 
Prinzipiell  iat  Arbeit  zur  Naehtaeit^  aowie  an  Sonn-  nnd  Festtagen 
nntensagt. 

In  eingebender  Weiae  werden  die  gegenaoitigaii  Pflichten  des 

Lehrmeislent  und  drs  LchrlingH  festgelt-gt.  Iii  stitniiinnu'fn  Uber  d»^n 
Lehnrertrag,  furmaler  und  materieller  Natur  getrollcu.  Privat- 
vertilge  IcSnnea  die  geaetsliehen  Voraebriften  nicht  Indem. 

Eine  effektive  Kontmllc  über  die  Durcbftllirung  dieses  (iesetzes 
wird  dnrch  lüreirong  mehrerer  obrigkeitlicher  Aufsicbtsinatanzen  ge- 
«dmAn.  Bigonne  Straf bestinmnngen  Tencbaffen  andern  dem  Gesetxe 
Naeliachtnng. 

Dass  ein  solches  f;p»<»tz  fri-srhaffen  werden  miissle.  lat'anfder 
Hand:  es  mUHste  den  Ansprüchen  der  Situation  in  industrieller  und 


2G70 


GaMUgtbug  lud  LtUntur. 


handelfgewerUicken  Sichtang  Bechnng  gttngen  werden,  wu  für 
die  iBtercHierten  Kniie  ein  ISagMgefUdtM  Bedixfiiii  war. 

>>.  Gfsetz.  licir.  Erpänzniip-  rler  Brstimmnnfrfn  Jp* 
ZivilgeBetzbuches  über  die  Dieustbarkeiten,  vom  28.  No- 
vember 1908. 

In  du  B.  e.-B.  irird  ein  Art  508  bis  eiageadMltet,  nit 
folgendem  Tenor: 

„Wenn  die  cstuckwerke  eines  Hauses  oder  verschiedene  Teile 
einer  OeMnlieldteit  vertebiedenen  Eigentflmem  «ngeUren,  to  iit 

jeder  dt- rsi  ll»»'n  gehalten,  eintrfleuden  Falles  gegen  eine  angemessene 
nnd  vorlfiutig«  £ntscli£dignng  diejenigen  Einrichtungen  zu  gestatten, 
welch«  znr  Wasflerveriiorgang  erstellt  werden,  gleicliviel  ob  «s  sich 
na  Trinkwasser,  8|llUiniaaer  «der  nm  Weiter,  velchee  sn  In* 

dustiiellcr  V«»r\vertimg  bmimnit  ist,  handelt. 

Diese  Bestimmung  findet  auch  auf  die  Ableitung  des  Wassers 
Anwendung. 

Dae  Oleidw  gilt  Ar  die  Benntantg  elektriaehcr  Kraft  nnd 
für  die  Erricbtnntr  irgtiai  eines  anderen  Belenebiancamtttelt'. 


Befervnt:  Charlee  Meckenetoek,  Professor  der  Keclite  und  Advokat, 

Nflunlmrg. 


(tesetz  iUicr  dac  Sa Iz rt' l' .<  1  vom  ^^.  Novbr.  lOOJ. 

E*  erüetzi  uiui  verjüngt  einen  Erlasis  vom  1.  Oktbr.  17!>y. 

Gesetz  cnm  Zweek  der  Erhaltung  bietoriseher  Denk- 
mäler vom  4.  Novbr.  VMii. 

Es  stellt  nnter  Ant'^iilit  di's  Staaiiirates  die  l>enkniSl<;r,  welche 
Ar  das  Land  ein  geschichtliches  Interesse  beansprneken,  oder  erra- 
tieche  BiSeke  nnd  Khnliebe  Erecbeianngen. 

Gesetz  über  die  dir.  kte  Steuer  vom  So  Ajiril  TH';]. 

Gesetz,  betr.  den  Iteitritt  znm  Konkordat  zwecks 
Befreiung  von  Pruzesskaution,  vom  1^.  Novbr.  UK>-i. 


21.  Neuenburg. 


A,  Gesetzgebung, 


CiiAiua  UnumTocK:  Sehwels, 
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GaMti  Aber  den  Beitritt  lam  Kenliordat  Iber  den 
AatomiiVni-  and  Pahrradverkelir  in  der  Sehweii  tud  16.  Ne- 
TCBber 

tiesetz  aber  die  zivilrecUtliclie  Veiaiilwwrlliclikeit 
des  Steates  nnd  der  Gemeinden  tob  2.  Desbr.  1903. 

Entlifthr.  f'.lcri-nijrii,  füt-  un«rm  Kniifuri  rn-ncn  < iniriilsat?; 
„Der  Staat  and  di«  üeiueiiideu  »iiid  kat'lbar  für  den  Schaden,  der 
entsteht  dnreh  oserUvbte  Handlugoit  seiner  Beemten  ind  Ange- 
stellten in  Ananbnnc  ibnr  «mtUelien  Verrichtaiifen.'' 

Gesetz  Aber  die  BeliVrden  nnd  Bennten  des  Stnntee 
Tttm  28.  Jauoar  19U4. 

Geeets  Über  den  Strnfanfeehnb  tob  28.  JUn  1904. 
£a  gestattet  für  den  Fall  der  Vernrteilung  in  GefSngnis,  zn 

Zivilhaf't  (jirisim  rivil»'i  hiUt  7.n  einer  tivlilhiiss»-  rlcn  Anfscliub  der 
Strafe  auf  zwei  bis  tuuf  Jahre,  je  uath  dtr  Lage  »iva  Falles. 

Geeets  Sber  den  nnlanteren  Wettbewerb  nnd  die 
Aneverlclnfe  yen  27.  April  1904. 

Haoptinhalt: 

Untenagong  falscher  Angaben  znui  Zweck  der  Erwedcnng 
dee  Oianbene  an  beeendcn  vorteilliafte  Sanibeiegeiilicit,  apeziell  belu 
Feilbieten  der  Ware,  bei  deren  Liefemnp,  bei  PutilikarioiuT  über 
deren  Natur,  Eigeuschaften,  Vorrat,  Preis,  UerütelluugHort,  suwie 
ftber  die  Teraalaneng  mn  Terkaaf  (Art  1). 

Die  mit  PreisanfscUriti  zum  Verkaut'  aasgeatirilt»  Ware  mnii 
jeilem  Käufer,  der  Barzahlong  leisten  will,  «un  angegebenen  Preis 
abgegeben  werden  (Art.  8). 

Dae  Versprechen  eines  SIcontos  mnss  sagleidi  dessen  Hobe 
aageben  (Art.  5). 

Ei  ist  den  Angestellten,  Arbeitern  und  Lehi'lingeu  ein«« 
HaadrtriMHUSB  oder  einer  indnatriellen  Anstalt  nutenagt,  GescbSfts- 
gebsiaudsse,  in  deren  Besitz  sie  inibige  ihrer  SteUnng  gekommen 
sind,  an  verraten  (Art.  8). 

Kein  vollständiger  oder  teilvreiser  Aosrerltanf  darf  angekflndigt 
oder  nflffiMt  werden  ohne  Brlanbais  dee  Berirksrtattbaltcramts,  daa 
die  OrtBbphHrde  davon  benarhriehtigt  (Art.  1 1  v 

Nur  derjenige,  der  mit  der  betreffenden  Ware  mt  wenig»teus 
awei  Jahren  —  bei  TettanaverklafiMi  Mit  6  Uoaaten  —  handelt, 
JslBbadi  te  IntaeL  TanlnlcBai:  t.B«.  IW 
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a«eUg«taitg  und  Lftantnr. 


«rliilt  die  ErianbBit  ni  «Iwon  Ancverkanf  (Art  12:  Axt  18  ntlillt 

einlg'e  Ansnahuieti). 

Zwisclieu  zwei  Aaaverk&afeu  desüelbeii  iiewerbetreibenden  innaa 
«to  ZwiMhMunmn  vm  miadeateuB  mü  JalmD  Ikf»  (Art  19). 

Snafen:  bU  30  Taga  Zivitbaft  nnd  1000  Fn.  OddbBHe. 

B.  Literatur. 

De  1«  Propilet«  vn  nain  Commwie  at  de  •«  applieatlonB  dam 

le  projet  dt-  Code  civil  saisse,  par  BOBRRT  Coubtoisieb.  NcHcliätel, 
Attiit^'cr  l'M-l.  (Über  ds\a  Gesamteigeataai  nad  seine  Asweudnagen 
im  Entwarf  znm  Zivilgesetzbuch.) 


22.  Genf. 

Ber«not:  Prof.  Dr.  H.  Oaar,  Fraiburg  i.  0. 

1902. 

Gesetz  vom  22.  Februar  betr.  Abäuderung  des  Strassen- 
gaseta'es  wm  15.  Jaai  1895. 

Dadurch  wird  jt-dnui  I.it^gfil*M'Iiufts}i>>Bit-/.»r  'Ins  Recht  srepehen. 
behufs  AdscUuks  seinea  ÜrnudstUckes  au  die  utt'entliclie  KanaliMtion 
vom  Naclilwr  die  nnterirdiscbe  DarBhleitaag  von  Waaaer,  Gas  and 
Etoktrixitit  la  Teriangen. 

("ri-sof/  vuni  1.  Fi'bru.'ir  Victr.  AbSndernng  von  Art, 
und  i>'<}  des  £iufUhruuK6geMetzes  zum  eidgenöBBischeo  Be- 
trelbnngB-  aad  KoBkarageaeta  tobi  15.  Jnal  1891. 

Hestimnit,  welclie  Pi-raonen  we^en  betrügerischen  Bankerottes 
mit  Strafe  (bia  zu  5000  Fra.,  3  Uoaate  bia  6  Jahre  GeOngnis,  bei 
hOhnmn  Betrage  S— 10  Jahre  Zaehthaaa)  n  belegan  leieo. 

190S. 

Gesetz,  betr.  StaataanteratOtzung  au  aaf  O-egeo- 
aeltlgkeit  begrBadet«  Krankeakaaaen,  vom  27.  Hai. 

Von  einer  Seite  wird  vorpesM-hlac:!'!!.  di«>  Krnn\-«>n-  und  T'nfill- 
verüicheruug ,  deren  Kegelnng  iu  der  ersten  Vorlage  mit  über- 
wlltigaaden  Hehr  ia  der  Talkaabatiaiiaaig  ▼arwarftn  mrde^  ntebt 


.  ,j  .  ..  .^  .  y  Google 


H.  Oku:  Sekweis. 
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zentral  r.n  organisieren,  Modem  Uow  von  Bundes  wegen  die  be- 
stellenden treten  Kassen  zn  «nbventionieren.  Der  KanU)u  Genf  will 
aif  aeinem  Gebiete  vorderhand  in  diesem  Sinne  von  sidi  ans  vor- 
gellen.  Er  siclwit  dsreh  dH  mUegende  Gesebt  des  anf  Oaceo- 

«eitigkeit  bernhenden  Krankcnkafwcn  anf  die  I>)uitT  v  n  lo  Jahren 
2,60  Fr»,  jälirlicb  für  jedes  im  Kaniou  wohnende  Mitglied  zu.  Datlir 
stellt  der  KutoD  Ar  die  den  Beitniflr  aminredMadeB  Yereine  gewisse 
Normativbestimraangcn  auf,  die  nauu-ntlicli  Im  Hinblick  auf  die  za- 
kfinfUge  tiestaltnng  der  eid^nötsiactien  Vejwiclieruug  ein  gewii^ges 
Litmsse  Meten.  Sie  bestehen  ia  Iblcenden:  1.  Bintragnn^  des 
Vereins  in  das  Handelsregister  und  AnftteUing^  der  Staitiicit  nach 
den  \'.>v'.r!nift.  n  des  tiesetzoa;  2.  .\bgtnfnng  der  (von  der  Cieneral- 
versammluiig  testzasetzendenj  Hit^liederbeiträge  nnd  Eintritts^lder 
xuucth  der  vom  Stutsmt  Ar  die  vemhiadenen  Altena tnfen  ftetge- 
Sftzfen  Skala:  'f.  j-ihrlirlie  Anf«tr-l!nnE:  t'uvr  Hilanz,  worin  Aif  zu- 
liänAigen  Lasten  and  Erträguisse  nacli  einem  festgesetzten  Tablean 
Uber  die  tfoitlditit  detiülliert  verxeichnet  «erden;  4.  die  HUft- 
Tereint-.  ärn-n  lülanz  sich  im  Zettpnnk;  1>  Inkrafttreteni^  des 
Gesetze«  nicht  ausgleicht,  erhalten  von  der  kantOBalen  Behörde 
eine  Ar  jeden  speziellen  Fall  feaixnsetzende  Frist  nir  Herbei- 
flhnmf  dM  Aoai^elis;  6.  die  Tantne  Ähren  ein«  nach  staatUeh  g»> 
llefertem  einheitlichen  Funiiular  anfifstellte  SiatiHtik  (Uht  die  Kranken* 
tage  jedes  Mitglied««;  au  Ilaud  dieser  Statistik  wird  {leriodlseh  das 
der  BÜMis  ngnnde  liegende  Tablenn  der  HorMditit,  wenn  vXUig, 
berichtigt;  fi.  die  .Skala  der  Beitrüge  nnd  der  Eintriit-gelilfr  sowie 
der  Krankenentschädignng  kann  nur  alle  5  Jahre  abgeändert  werden; 

7.  die  Kttel  des  Vereins  dtrfen  nar  Ar  Bntachlldignngen  bei  Arbeits- 
losigkeit, die  infdl^-c-  von  Krankheit  eingetreten  ist,  verwendet  werden; 

8,  ein  infolge  Unfalls  erkranktes  Vereinsniitglied.  das  von  der  l'nfall- 
versicheraug  ein«  Entschftdigung  bezieht,  wird  aus  der  Vcrei&skai«^«» 
nldtt  «tuflstltit 

Verfapsnnt^sfr'M  tz  tiher  Abänderung  lad  El^atS  VOtt 
Art.  99  der  Verfassung  vom  29.  Oktober. 

ÜbertrXgt,  einer  tiel^illendeB  Bewegnng  aneh  ia  anderen 
Kantonen  tVlgt-mi.  die  Wahl  der  richterliclien  Beamten,  die  bisher 
der  g*fet7.iri  'jeriden  Behörde  (deiij  (;rn>iS''(i  1!,nte>  /tlfi  >';iiMleii,  dem  Vdlk. 

(ieactz  Aber  Abänderung  verschiedener  Bestim- 
mnngea:  1.  to  GertchtM^saiaatimiagesetns  von  15.  Jnni  1891, 

ler* 
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GcMtafebuc  «ad  Litcnitar. 


2.  des  EinflUirnngsgesetMa  na  BaBd«sg«Mtxe  betr.  Selnddbetnilmiif 

nnd  Konknrs  vom  15.  .Inni  1801,  3.  dor  ZivUpmzessordnnng-  TOm 
15.  Joui  4.  des  StraftuitersDchiuigsgraeU*»  vom  25.  Oktober 

1864,  «bgcXoileit  durch  ZwItBa  Ttm  1.  Oktolwr  1890  ui  vom 
28.  lUrz  is.il,  v  des  Gesetzes  von  29.  Oktobw  1892  Ibar  die 
bedingte  Strafe  vom  10.  Febrnar. 

Behandelt  lameiat  OrganintleBsfra^-n  (Vermehmnfi:  der  Be> 
amten,  Abtoderone:  <lt>r  Sprncliz.-ilil,  Kediikii-n  lUs  Gericlitshofe»  liei 
den  Gesclnvrtrenetiiri'richlen  auf  den  Vorsitzriidpii  und  » iricii  Reisitzer), 
ersetzt  den  (schon  geniäKS  Art.  4i4  dur  Unnd«sv«rfa»!>ni)|;  nicht  obli- 
KatoriMh  überUndterco)  Eid  d«reb  da  HandgeMbde  wid  fBhit  den 
SShBiiiifSTersTieh  von^m^^  der  ProzeseerhebHiig  tellwi^Uc  wieder  ein. 

(4tsrtz  IUmt  ilic  A  II  fs!  i'I!  11  ti  !>•  von  G>'1i  r  all  flist  n  ri  fcn 
zwischen  Arbciii  rn  und  .\rbf iiffcbtru  und  über  diu  Bei- 
leiiriing  der  xwiechen  Ihnen  entstehenden  Streitigkeiten 
TOB)  2*;.  Marz.    Mit  Ausfniirunjrsr«  p^l-  mr  nt  vom  14.  Juni. 

Ei  bandelt  »ich  am  die  Abänderung  von  Art.  Iii  des  (iesetzirB 
ma  20.  Februar  1900  (Jahrik  VI  n.  Vn,  S.  1550  f.),  daa  in  Beinern 
ganaen  Bestand  nnd  bezQgfieh  einzelner  Vnrsrhriften  von  sozial- 
demokratischer Seite  hart  angrefocliten  wurde.  Die  dort  entlialtene 
livHtrafuui;  der  .'\nffordening  zur  Arbciisclnslellnng  wird  nun  inso- 
Ibra  abgeMhwSeht,  ala  aie  inr  erfttigeB  kann,  wenn  die  Anffordeimng 

sri'>flii.'}it.  während  die  .Au-s^rleirlisviThjuidlnnreii  solnvelitcr'.,  oder 
nachdem  durch  Vereinbarung  oder  Sthied^eridit  eine  .^ussühuung 
anstände  geltommen  ist 

Geaetx  Uber  den  vVehentliehea  Bnhelag  (Bepoa  hebdo- 

madnirei  vom  1.  Juni. 

iMuaeli  jeder  kantmiiuniBche  oder  industrielle  Arbcit^-ber 
aeinea  Angestelllen  ohne  Lohnabzug  wSchentlioh  einen  ganaen  Rnhe» 
tag  gevEhren.  ilinde.stens  ,i«'de  zweite  Woche  nrnf^s  dii-ir  T;ifj  ilrr 
Sonntag  sein.  Das  Gesetz  siehl  eine  Bestrafung  der  Zuwiderhand* 
Inngen  mit  Geldatraftn  von  1— 20O  Fr«,  vor.  Die  Behörde  kann 
Ausnahmen  geatattcn. 


Serbien. 

BefiBnut:  Dr.  J.  Pwltseb,  ordentUehmr  Proltenr  dtr  Beebt«,  Bdgnd. 

OiMmtzuiis^'  vi.:i  M-  Tlrafoljnb  ArandJeloTitBhy 
Doseot  der  Bcchte,  Belgrad. 

A.  Gesetzgebung  1902—1906/) 

1902. 

ObgUicb  di«  Volksrertretnng,  welehe  für  die  Session  1901 
einberoAD  iru-.  Ms  mm  11.  Hat  tagte,  BHuate  mm  aieh  danaoelt 

mit  der  Einlx-niföng  diTw-lli»-!!  für  das  .Tahr  1002  b^-HÜHii  Den 
Grand  liierfUr  bo(«u  die  luiaiiKitllfii  ächwien^keilcn,  welche  ohne 
eine  gitaere  AnleUw  aleht  m  IlberwIndeD  waren.  In  der  Tat  wurde 
die  Volksvertretung  i'Skii|isoIitinii  und  Soiiat)  Kclioii  für  d<'n  II.  Juli 
nach  Belgrad  einbernfen,  um  gemeliuam  mit  dem  Künig,  xvii>  erwähnt, 
die  drohende  Finansfrage  zn  erledigen.  Mafib  «tner  l&ngercu,  alenlkli 
etnrmischen  Detetle  eiging  daa  Geaeix  tber  dl«  Staataanlelbe  von 
26.  Jnli  1902. 

Zweck  der  Aiileibt^. 
Der  Hanptsweek  der  Anleihe  war  die  TOgnsf  der  Ton  der 

R^^giernng  des  Or.  \Vla:us  Gfiiküikwitih  (II.  Okinber  A^'-'T  hU 
12.  Jnli  ItHJÜ)  liintcrlasiwnen  schwebenden  Schnld.  Es  war  selbot- 
TBiatlndlich,  daas  dieser  Zweck  die  Anleihe  nnpopnUr  machte,  nnd 
infolgedessen  stJe»  ihm  Voticimig  in  der  Teliuvertretnng  anf  einen 
grossen  WMorstand  Letzterer  vrir  nni  so  erklärlicher,  als  Serbien 
in  den  letzten  Jahren  m  oft  zn  nn|jrüduk(iven  Anleihen  »eine  Zn- 
flocht  genommen  hatta  Ton  diesem  Zwecke  der  Anleihe  iat  im 
Art.  1  d<  ^  Goi  tzr^  ilio  Ifede.  .\rt.  entliSlt  die  Be.sfiinuiiinir, 
das«  der  nach  Tilgung  aller  schwebenden  Schulden  im  In-  und  Aus- 
lände TerMeihende  ÜberiehnBs  der  Anleihe  nerst  fllr  die  Amgleicliug 

^)  Die  Zsitangabe  geschieht  Bbenll  nach  dam  alten  Kaieader. 
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dn  etwaigen  DeflslU  tm  Unfenden  BndfBtjahn  nnd  daan  mtt  dar 

viirtifnir>'ti  f'itiwillijrniit,'  lU-r  Volksvei'tretnnp  ftlr  die  nfitxUcluiD  b- 
vebtitioiitTi  im  l.aiiili-  \  irwiinl't  wi-i^lfii  kaim. 


Lrat  Art  1  des  GeMtm  tDlUe  die  Anleihe  0OOOO€OO  nominell 

betrag«!).  Der  Zinsfn.ss  wurde  mif  r."„  de»  nutniiiellen  IJetrages 
festgesetzt  (Art.  5).  Die  Zinszahlung  bat  drittwonatUcb  tn  (-rt'olg:t<n. 
Die  Anfltahlungtfiiat  betrSfrt  SO  Jilire  (Art  1).  Die  Abira^niu^' 
der  Anleihe  liat  dlRh  Ai>k;iiif  der  OUIgatioaen  anf  der  lK'V>r  u.v  h 
dt-m  jeweiligen  Kurse  iin<l  so  lanp»  zxt  erfolßen,  t/is  (ii-i  Kurs  der 
Papiere  den  nimiiuellen  Hetrag  erreicht  hat,  daranf  aber  durch  re^el- 
uSMige  Ziebnne  nach  dem  AmottiwtionBpluie. 


Der  EmietidMltirt  wnr  nwdi  Art.  6  de«  Gesetze«  80**/o;  Art  7 

n>M'i-  i'iirlii.'i  die  IlisiiiiiniUMg,  das*  die  RegriernnB;  b^^rertitisrt  ist, 
den  kuiitrahiereiiden  iiaiikeii  J^'ig  als  Kiuigaionsspcsen  und  Provirion' 
mit  dreimonatllelMU  Oenowreelit  m  eniatten;  dlea  aUn  wtste  den 
Bminlonskm  «nter  80%  lwi«l>> 


Pill  k<'iifr.ihieii'nrlfri  Itiinknn  (La  ranque  Ottomane,  La 
iianque  de  Pari«  et  de»  Pay8-lia»  in  Paris)  steht  es  frei,  die  Anleihe 
xii  realisieren  dnrch  Verltanf  der  Obligationen  oder  dnreh  Wehmnf. 
Znr  Effektiiiernn^  der  Anleihe  wurde  ihnen  die  Frist  bis  zniu 
1.  Juni  1903  gewSbrt  Der  Finanxminister  wnrde  ermäektii^t,  ihnen 
diese  Frist  anf  6  Uonate  zn  verliingeru,  unter  der  Bedingung  aber, 
dan  die  Banken  bis  cna  1.  Jnni  1908  wenigsten»  die  HUfte  der 
Anleilw  realiakren  (Art  2). 

Fall  der  Mclitrerwlrklicbung  der  Anleihe. 
Siillten  die  finanziellen  Verlu'iltnisse  den  kiintrahierendt-n 
Banken  die  Vcrwirklicliuug  der  Anleihe  bis  zum  teslgesttzte«  Ter- 
min« —  1.  Jnni  1908  —  nicht  gestatten,  oder  eollt«  ea  Humb  nicht 
gtlin^T'-n.  t'is  zu  dit  seni  Tai^e  wenltrsten;'  die  Hitlfle  deni'-n«-n  zu 
realiaieicn,  »o  ist  der  Vertrag  aufzuheben.  FUr  diesen  Fall  waren 
die  kontrahierenden  Banken  Teriifliehtet,  dem  aerhiaclwn  Staate  seine 


Die  Höhe  der  Anleihe  und  dcü  ZinsftiMM. 

Auitz«htuug8t'riHt. 


BnlMloiukw«. 


T«rwlikll«liwiK  4er  AdeUw. 
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OUic*tloBea  nrficknienutten,  wfthnnd  der  Staat  ihoMi  dl»  km- 
fHstip^  Anleihe,  vi»  welcher  im  Art  8  die  Bede  iet,  m  iiUen 

(Art.  2)  hätte. 

Da  eiiieneiti  dl«  Üheraehttage  der  Ertrige  der  nur  Sleber» 
tteUmic  der  Anleihe  verpflLndeten  Monopole  dazn  dlflOM  mlltaB, 

nnd  da  diese  Überechtlsse  schon  als  Garantie  t"iii<T  kleineren  Anloili« 
(9tH)UUO0  Fr8.,  welche  die  Regierung  des  W.  tikuKuiKwiTcH  mit  dem 
BMaUer  IL  Km»  in  Wten  abgeaehkMii  hatte)  bcsttannt  waren, 

WOTon  iie  gleich  befreit  wei'len  Milllen,  lunl  iln  andererseits  der 
Staat  eines  gewissen  baren  Betrages  ztir  Begleichung  gewisser 
Schnldan  In  Iidaiide  iMdirft«,  wdeh»  bis  cor  Verwfrklicbnng  der 
Anleihe  nicht  verschoheo  wwdAQ  könnt«,  wnrde  die  RebHemn^'^  dun  Ii 
den  Art.  3  dej»  (Jesetz««  prmäehtijft,  znr  Krreichuni;  dioer  lieiden 
Ztvecke  a  conto  der  Anleihe  eine  kurxfrislige  Auleiiie  mit  den 
kontnblarendanBankanabnaelilienen.  Dieaelte  »Uta  15000000 
al  pari  b^-tmiren,  mit  (t'/^i  jBbrUchan  Zinten,  ohne  Irgend  welchen 
Ersatz  und  Spesen. 

Garantie  der  Anleihe. 
Art.  4  des  tieselzes  gewährte  den  kuulrahiereuden  Banken 
swei  Garantien  für  die  Annaliinnff  der  AnniitMten,  entweder  der 
.\nl-  ilic.  wenn  sie  venvirklirlit  in  snlht  .  r.ilcr  Jim  s  knrzfristitreii 
Darlehens  von  15000UOÜ  ¥n.  im  Falle  der  Nichtrealisienuig  der 
Anleihe.  An  ereter  Stelle  dienen  rar  SlehenteHnng  die  Ühenehllew 
aller  verpßndeien  .\[tinop(de.  sowie  die  I'berwhÜKW  der  übrigen 
Staatseinkünfte,  welclie  unter  der  Verwaltung  der  solbMliimli^'en 
Monopvlverwallung  stehen.  AuKiM-rdem  wurden  Einkünfte  der  he- 
•teliendeB  aerbiaehen  Staatabahnen  TerpOndet^  INeaa  lelate  Ter- 
pAndung  tr:ii.'t  den  Charakter  einer  Ilvpiithek  nnil  steht  in  Vit- 
Undnng  mit  dem  üeaets  Bber  die  Eisenbahugrnndbüeher  und 
Hjrpothekenmbte  an  Biaenbahnen  vom  0.  Jannar  1899.  Dieae 
Hypiithek  wurde  den  Banken  nur  tnr  die  Dauer  von  In  .lahren  ein- 
geräumt. Ja  Bogar  im  letzten  Satze  des  .\rt.  4  ist  der  Fall  vur- 
geaeben  worden,  daae  naadi  der  Aiaaahlung  der  Asnnltit«n  aller 
dnreb  die  ElnkOnfte  der  aelbatlndigen  Monopolverwaltung  sicber- 
ir,.,t.nr,>>  '^tiiatssilinM-!!.  wnrnnter  nnrh  die  .\nleilie  von  1002  mit 
iubegrirten  wurde,  jiihrlitb  mindesten»  JOiKtCtOÜ  Frs.  als  Cbei-schus» 
der  MenopeWnWnfte  für  daa  FinananinlBterlwn  Sbrlg  Uelban  wird. 


2678 


GMeUgelraBg  vaA  LiMntur. 


Dum  mll  ucih  vor  AbUif  jener  lOJilirigeB  Friat  die  Biypottiek  ge* 

iBKht  werden. 

Naih  d«i  \'utieruug  dv»  Gegetnotncei  Aber  die  Auleike 
wurden  die  Sltcnngen  der  Vulkivotrehng  his  nm  1.  NoTemlier 

deWK-H"-»  Jahif*  vi'r';vj-t.  Vor  ileiu  wiedtrholten  Znsanimetitrjtt  der 
letxteieu  deuiisiiiuuierte  diiB  Kabinett  des  Dr.  Wciicii  we^^en  Miea- 
eriblgea  in  der  Frage  de«  Bemebee  de*  icCnigUelMO  Pearee  am 
TiMBit'i'hen  Hofe. 

Au  Stelle  des  Kabiuetu  VVditch  tnt  dj^jenige  von  P.  Wiu« 
■utowrrcii,  welebe«  ebento  nie  das  Kaliinett  Wvitch  auf  der  Grand» 
läge  diT  iitii  ti.  .\pril  1902  zustande  gtkommenfn  Verstilndipuiig: 
rwis<'lii'n  den  KiirrMlirittUcii  utid  [r»*iin'i'^^i^'Iiii  Kadikaien  gebildet 
wurde.  Uii;hi?ü  AliIli^(L'rium  abt-r  war  von  &thr  kurzer  Itauer,  Für 
das  ArbeiUproi^nuDm,  weichet  das  lliniit«rinn  Wnuiaiowncai  der 
an  1  N  <  iiilc  r  znsiiiniiii-iifr.'trt'tcneu  Sknpsrhriiia  \  orle;rJe,  erhielt 
dasBellie  eine  Uilirlieit  von  unr  V  Stimmen.  Da  diet>e  ll^oritüt  f&r 
eine  danerbafle  and  erfbigreidie  Arbeit  an  gering  war,  muate  das 
Ministerinm  am  8.  November  li)i)2  zunirktn  teri. 

Von  diesL'in  ^fonu-iite  an  iindeine  Könip  .Mixaiüler  von  t?mn(i 
aus  seine  Politik.  l>ii>  daliin  hatte  sich  der  Krmig  in  derselben  auf 
dne  VentlndigttBg  nriicbeii  den  FortMbrittlem  nnd  den  gemiaalgten 

j-i'stiit/l,  welilii'  nnrli  ili  tn  Znst  iiidekoliimen  einn-  <«1idi't; 
polilibcliiii  Urj^nisatiou  i<trebteu,  die  ütark  genug  wäre,  aich  euwolil 
den  von  nlieti  kommenden  eventnellen  realctioBiren  Bestrebnngen, 
als  den  von  nnl<n  hervordriniirenden  dt'uia;;»v'is<'lien  FnrdemngeD 
entgegeoznatttllen.  Die  erwllhnle,  unter  dem  Protelitorate  des  Kfinigs 
Tollbrachte  TerstXndii;nng  wurde  zngleidi  als  AttssObBung  der 
Dynastie  (Ibbkkowitch  mit  den  Kadikalea  betnichtet,  welche  »ine 
laiiiTf  lii  ilii-  viin  .Taliri'U  mit  di-n  Ohüfsowitch  dMi  Vi>rt'.i-~inir>knniiif' 
führten.  Die  Vej-tassung  vom  G.  April  liMjl,  die  diis  ICeMilial  dieser 
Tetstündigiing  war,  beftiedigte  im  aUgenelnen  die  Fordemngen  der 
mdikalt'n  T*;utt'i, 

Dadureh,  dusa  der  König  Alexander  nach  dem  Stai-ze  des 
]finli«t(«rliimR  WabutiattwiTCB  ein  KoalitionBmInbtertnm  unter  dem 
Vci  -iit/c  d.-.-.  (iim  raU  ZiszAU-M.vKKowiT,  Ii  ziis;inuuen6etzte,  zeigte  er 
diutliih  hiiiit-  Uitswtimmnn^  der  fiirtscbrittlich-radikalen  Gruppe 
get'euütter,  welche  f^ilich  wegen  der  Absicht,  auf  dem  parla- 
mentariMsben  Boden  an  bleiben,  mit  den  abeelaüatischen  Tendenzen 
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des  Künigü  iii  Kouilikt  geriet.  Künig  Alexander  aber  wollte  noch 
■idit  «Ben  it»  »«toknÜMlie  BegteraBgnyatem  proUamlerai.  Sebw 
Absicht  ziclle  ilaliiii,  »ich  jM'lbst,  ab<?r  unmerklich,  zum  alleiiiitren 
poUtischeu  Faktur  zu  machen.  Uli  anderen  Worten:  er  wollte  die 
TerflkmiiigifOTm  b«lnlt«n,  sm  durch  diete  linke  ifn  Wiihlichkeft 
bCMCr  Terbergreii  /.u  kiinn<>n.  In  dieaer  v«rftmnngtiataig«i  Staats- 
ordnung hatte  die  aus  heterogr''nfii  Eh^nicnti-n  ensammenpesetzte 
\'«lk8vertr«tang,  welche  dnrch  kein  g^emeiiukaiue»  politi^chtis  l'rujnamiu 
«MWMimitngelialtgB  worden  wftr«,  und  die  sldi  daher  vom  Herrscher 
nach  Belieben  leiten  Hesse,  nur  du-  Aufgabe,  dt-r  f;its?ii-liliili  «Mtn- 
kratiscben  Uacht  des  KCniga  den  Anschein  der  befugnis&e  eiucü 
konstitationellen  Uonarchen  sra  rerlelhen.  Wir  werden  spiter  sehen, 
wieviel  Erfolg  er  darin  hatte. 

1908. 

Da  Aas  Kabinett  iK:^  GeiwnkZtvua*lLuin)wiTC>  «klwr  wnasie, 

da»s  ihm  die  an»  den  tiegnem  seiner  Politik  znaamniengrcsetzte 
Sknpichtins  keine  L'uterbtütznng  wfirde  angedeiheu  lassen,  ««  musste 
es  mtürUeh  die  Skepsehtina-AnfUtaiag  und  die  neuen  Wahlen  ina 

An-^f  fassen.  aii^  wt-lrlieii  i'iiir-  suinen  ii'-litiscUen  KemUnationen  ge- 
fügige Volksvertretung  liervorgchen  würde. 

Vm  Ar  die  AnsAhrnng  diese*  Planea  Zeit  ni  gewinnen,  ordnete 
das  Kabinett  nicht  Ko^Ieich  die  AuflOanng  der  8ku]ischtina,  sondern 
anf  Grund  des  Art.  15  der  Verfassung  zuerst  die  Vertilgung  der- 
selben an.  Dadurch  erzielte  es  2  Monate  Zeit,  denn  die  Skupschtina 
wnrde  vom  8.  November  1902  bii  mm  8.  Jnamur  1906  vertagt 

ItitVd;;!'  V  V.  rt.i^'imr  w;ir  c.i!  der  Skujisvhtina  unniiitrlirh, 
das  hudget  fUi-  das  Kectinuug^ahr  lUuü  zn  votieren,  und  deslialb 
naehte  die  neae  Segiemng  von  Art.  98  der  Verfomnnir  Gebnneh, 
vom  Staatsrate  die  Geueliuiig-untr  auszuwirken,  rtass  ilis  1!r  lKt>t  tur 
das  vorige  Kechnunpr^Jahr  auch  für  das  lautende  Jalir  j^t  ltcii  suUe. 
Anf  dieser  Grundlage  erfolgte  auch  die  gedachte  Genehniiguni;;.  Bei 
dieser  Geiegenheit  wude  die  Fnge  ao^eworfon,  ob  der  Staat8r»t 
befiigpt  sei,  die  Verlänirernnr  <h"i  Hudir^  tH  iTir  das  Jahr  nnr 
bis  zn  dem  Termine  zu  genehuiigeu,  an  welchem  die  Skupsclitiua 
wieder  zusammentreten  eollte  (8.  Jannar  1908),  oder  ob  er  auch  in 
diesem  Falle  dit-  VHrlänfrirniijr  für  das  ganze  niielist-'  .Talir  ire- 
nelimigen  könnte,  welches  Uaxiiuum  der  Art  U3  der  Verfassung  ge- 


2680 


Geiatsgalnnig  und  Utentnr. 


staltete.  Wir  kOnaen  hier  steht  dien  beiden  flr  die  Lfisnng  der 

Fr«t'»'  tr»'l'<-n'l  (r"'uftpl>ten  Ansichten  anseinandci-setzen.  Es  sei  nur 
A»ti  i«uli(iM.hc  liitcresse  erwähnt,  welcbe«  mit  dieser  Frage  verko&pft 
mr.  WRra  die  erste  Aaalelit  gereditferligl,  dam  bitte  die  Be- 
(»icning  die  Sliuiisclititw  tntweder  fnr  d<ii  1.  .Tiinnar  zusaninienbe- 
rafen  oder  dieselbe  aaflüseu  mflaaen,  w&hreud  ihr  die  zweite  Ansicht 
weder  das  etne  noeli  da«  andere  m  tnn  gestattete,  sondern  eiaftush 
den  Sclihiss  der  Sission  für  das  Jahr  \W2  forderte.  Die  trstere 
Li'sung  lii.s..-^  parlanieniaris«  heil  Konfliktes  war  natürlich  filr  die 
Ketfieruug  bei  vveit«iu  nicht  »u  vorteiUiaft  wie  die  zweite,  weldie 
sie  in  die  VüiHicliIceit  veisetite,  belnalM  ^  «■nes  Jahr  ohne  Ult^ 
wirknnjf  di  r  Skupuchtina  n-frioren  zn  können,  ohne,  wenn  anch  nirht 
den  !>iuu,  iHi  du<:h  wenigstens  den  Text  der  Verfassnng  sn  Terletzen. 
Der  Staatsrat  entwhied  die  Saehe  snganstea  der  Befiennift  ium^ 
das  BndiLri  t  wurde  nir  das  ^anze  Jahr  (1908)  verlängert.  Das  «ar 
fwelfelln-i  ein  KrtVdir  der  Repienni): 

Obgleich  die  Uegierniig  ZiKZAB-lfiBXOWtrcu  genug  Zeit  zur 
VerfBgBBir  hatte  nnd  deshalb  nteht  an  eihm  brandite,  so  arbeitet« 
sie  doi  li  tri'  i'  li  ii:ii-h  der  Verlilnperung:  des  Bndgreis  eifrig  dni-an, 
die  bevurKiclaudcu  Wahlen  zn  ihren  (tansten  zn  beeinänsaen.  Wie 
aehoB  ia  dem  Bericht  fHr  das  Jahr  1902  erwUint  mirde,  iMstand 
diT  Hef^iernnirsplan  darin,  ans  allen  drei  Parteien,  der  radikalen, 
liberalen  and  lort>>  hrittlii  hen,  diigenigeu  £lemente  anaztucheiden  and 
Ar  eich  zn  p  winnen,  die  geneigt  wiren,  die  Politik  des  pereOBlidien 
Begint^  zu  nnterstützen.  r>ies<'  heteroirenen  Elemente  sollten  einerein 
dvnastisihc  I'.iiirj  liilli  n.  dncii  ('In  f  der  König  ReUist.  wiCre,  nnd 
welche  die  Anti^abe  hätte,  die  vcrfasünngsgelreuen  and  pariainen- 
tarisehen  Beitrebwigea  der  Sbrlgen  Elenente  ans  den  drei  erwihnteo 
Parii'irii  znrlli-k/udriiiitren. 

Das  liabinelt  ZiNziit-ilAiuitJwiTCH  uuicrualini  ^ki  eine  Politili, 
die  von  svei  Standpunkten  ans  nicht  richtig  war.  Znent  deshalb, 
ytci\  es  das  perstinlirhe  Rt'jiiine  wieder  ins  Leben  rnfen  wtdlte,  ein 
politisches  System,  de»Ken  Mängel  allzu  bekannt  waren.  Zweitens 
deswegen,  weil  man  durch  die  Schaffung  jener  kflnstliciien  Partei, 
die  das  Kabinett  in  «ntentltzen  hatte,  den  Thmnn  «nen  achleehten 
Pienst  erwies,  indem  man  alle  znm  Eintritt  in  jene  Partei  nicht 
»reneiglcn  Elemente  als  l^egner  des  Kuuigs  darstellte.  Daneben  hätte 
CS  der  Wahrheit  nicht  entspnehen,  dieien  Ekmenten  eine  solche 
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FIrtmnir     K^ben.  Wir  wollen  zwar  niebt  behaupten,  dum  uter 

denselbfn  sicli  nicht  unih  rolitiker  vorfanden,  welche  Unter  der 
Maske  eines  Kampfes  ura  Verfassung  und  Parlamenlarismns  gegen 
die  Penwn  de«  Königs  Alexander  8«lb«t  amtierten,  sei  es  deshalb, 
wtil  ti»  nclatfln,  den  Ktaice  iMui«elB  die  «lemeatlnB,  dem  Ihmi- 

Blitutionellen  Monarchen  nfJtifron  Ki^'-tisrliaf"'  ti  «ei  .  -  /!i  -'  ulli  v,  i  il 
sie  zn  dieser  Agitation  durch  audere  lirüude  bewogen  wurden.'; 
Wenn  mo  eber  tob  dieten  Amiulnien  eMeiity  dum  ItOnimi  wir 

frei  behaupten,  dass  man  in  dem  Verlaniäfen,  Serbien  solle  ein  Vcr- 
faarangs-  und  p«rlaiBeat«riwbei'  Staat  aein,  kaim  aatidynaatischeD 
Bcatrebiingen  eiUietoi  dufte.  Die  Teidlenate  dei  Atnaee  Oen- 
xowmni  flir  die  BegrfliidBiii;  nnd  den  Fortschritt  dea  nenen  aerbiaclieB 

Staate«  war»'n  ja  eross.  und  die  ^siehriiriiihrifrp  R<  irifntnp  de'^splheM 
Haa»e8  war  selbstverstäudlicb  auf  die  geistige  Vereinigung  des 
Batnea  OBmmnrmH  nit  dem  aerlrfaeliaB  Tollte  nicht  ohne  EiuHus 
geUieben. 

Künig  Alexander  aber  tmh  bald  ein,  du*  Mine  Pulitik  aneh 
Ar  den  FMl  de«  Erfolge«  in  den  SknpaehtiiMWkhlen  nicht  den  ge- 
wfinacbtAl  Sieg  davontragen  würde.  Denn  imiiiHrliin  bestand  der 
Senat,  welcher  Hegn<'r  dieser  Politik  war,  und  in  welchen  die 
üelirbeit  der  Senatoren  lebenalüuglich  bernlen  wurde  (Art.  TU  der 
TerAumnc),  ao  daaa  man  kdn  verfhaaangBBlaeigce  Mittel  liatte,  dieae 
der  Wiedereinnihnng  de»  penSnUcben  Begimea  abgeaeift«  Hdirbeit 
En  beseitigen. 

Wie  bierana  eraiehüich  iet,  neigte  der  Senat  achon  im  cweüen 

Jahre  seines  Bestehens  jene  y;uten  Eigenschaften,  auf  welche  die  Fort- 
schritUer  nnd  die  faaionierten  Itailikalen  beaondem  Wert 
hatten,  ab  aie  üat  EimriUiguug  zur  Verfluming  vom  Jahre  1901 
gaben.  Dem  Senate  lag  es  ob^  die  Wicdereiufllhrung  des  persön- 
lichen Regimes  7.11  verhindern,  nm  den  Kötii«-  Alexamler  vor  das 
Dilemma  z»  stellen,  entweder  wahrhaftig  vertaBsangsgemüss  za  re- 
gjerai  oder  «Ifen  den  Abeolatiainna  eiimfllbren.*) 

'i  Siehe  hierOber  auch  in  unserer  Ablmndliiiti;  unter  dem  Vtel 
^Aiiipendice  k  VituA»  aar  I»  Conatitntian  du  Koyaum«  de  Serbia  du  6  antt 
im*'  im  „Balletin  de  hi  8od«t«  de  l^g ülation  camparto',  Paria  (aoftt- 

neptembre  19(>3;  und  unter  d'  tii  Tit-  l  .ScrhiKclie  VprfasMiiiir''  in  den 
„UilteiUini^en  der  iuteniat.  Vereiiiiiruuir  fttr  veri:).  Keclit.''wiüspnscli:>lt  und 
TolkswirtBchBltslehre".  Berlia  iMarz  19iA5  . 

')  In  der  oben  erwiUinton  Abhandlung,  welche  in  den  Zeitechrifteu 
dar  Berliner  nnd  Fuiier  Tereiniguig  abgadmckt  iat,  haben  wir  ana- 
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Bther  stunini)-ii  :<'iie  Ueridit»  Kbut  die  AnfhetaiiK  der  Vetw 

fasstiii!»,  >u'lclii'  Kilioii  im  Februar  1903  in  fmlaitf  gesetzt  wurden. 
Köllig  AliXHiider  wollte  (»ulbatverstäiidUcli  dnrch  die  Drubnnjf,  er 
weide  die  Verfunnir  snfheleii,  die  SkvpeditbHi*  ud  8enat>lIekrMt 

XU  iii'ii  K<'nx'  >^vi<>iir'n  /»ingrr-n.  >i->i'>-ii  ZweoJc  die  WiedeninfUnng 

des  jMT>'iulii;li<  11  H(  ;^iun'>  in  Si'i'bit-u  war. 

Darin  haue  tr  aber  keinen  Erfolg.  Die  Demonstratiuii  vom 
23.  Ittn  190S  war  henptoSehlkli  ein  Proteit  gegen  dk  faealiiiditigte 
AnflK'biinir  il'*r  Vi  rf.'is>t)iifr.  (^'-zwiinirpii.  zwiBchen  dem  Vprfa.«snng8- 
aad  parlauieiitariicheu  System  und  der  Autokratie  zu  wählen, 
wandte  sieh  Kltaüir  Alexander  der  letzteten  AlteraatiTe  n.  Ißt 
leiner  Proklamatim  vom  25.  Mi5rz  1903  hob  der  König  die  Ver- 
fiuaung  yn  H>*U  auf  und  verkQndete  dem  Volke,  dass  er  die  volle 
KegieruugHgf  wall  iu  seine  HSnde  genommen  habe.  Zwar 
hat  er  am  aelben  Tkge  dnrek  eine  andere  ProklanatiaiB  dleaelbe 

X'iTf'ii'^snnL'  «ifilcr  ciiiijrcfiifirt.  iinTi-cf  Ansicht  nach  ah(>r  hat  d.i.« 
an  dt'r  .Sa<:lie  nichts  geändert;  auch  nach  dieser  zweiten  l'rokla- 
natien  war  tatsacMleh  Kfinig  Alexandw-  die  ^nsige  aonverliie 
Uaeht  in  Si'rt  i.-ri 

Auf  diese  ^Vei^e  hezeupfe  der  .*^enat  die  von  ihm  erwartete 
Fi'irderung:  er  zwang  den  König  Alexander,  seine  Svmpatlilen  uder 
AntipathSea  Hir-dae  TerAumngeqratem  deatUcb  ni  behennen.*') 

Pnivli  seine  die  Vorfuning  anfliebend«  Pntklamatinn  be.seiti£:tc 
Kiinig  Alexander  aiu  h  einige  Spejtlalgejietxc,  welche  durch  andere 
Gesetze  ei-eetst  w  urden.  Die  letzten  Gesetze  wollen  wir  hier  nicht 
erwUmen,  elnfhch  an«  dem  Grandci,  well  ele  nnr  lebr  knise  Zelt, 
r  A     über  y.wei  Uonate  (vom  25.  Win  bla  rnro  2d.  Ual  190S)  In 

KraU  bliel»  11. 

ilUhrücb  Obor  die  Rulle  des  dutch  die  VerbMung  rom  6.  April  1901  ein- 
trefohrten  SenalM  im  pe1lti»eli«n  LelM«  Sertien«  gesprochen. 

')  lo  einn*  lingeroii.  m  -i  -  'i  It.  n  anirefOhrtco  Abhandlung  (deutsch« 
Ausgabe)  hiniugengteD  Anmerkung  baben  wir  an«  bemttbt,  die  poHti*ebe 
Biancbt  der  Fortschrittler  und  der  {tasionieiten  Radikalen  berTorrahebMi, 

welche  tliei-lli -n  iliircli  ilnv  KinwilliLniu^'  znm  Zweikamnier^ynteiu  b»- 
wii'Acn  [Ii-'  cic-i;.T  ilics.-s  >j»t'-'m>.  die  »elbgtaniiii.'eii  Kmlikalen. 

w.ir-'ti  mit  ilircr  Fiinli-riiUi.'  «Icr  lt.  ibi'li.illiiiii.'  ilcs  Eiukauiuicrr.V!itcius  ilie 
unbewuKtteu  Ui'lfer  der  Pulitik  de»  König»  Alexander,  obgleich  aie  gegen 
ihn  die  adiirfste  Upposltioa  nhrtan. 
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Nacli  <ler  Pioklamaiioii  vuui  25.  Mäns,  wodairli  die  Verl'assang 
wliEebobai  und  in  »IwdiitiatiMlM  Syat«iii  in  Serbien  inuguiat 
«wde,  W«r  KBnIg  Alennder  in  rtifsfm  nn  rla=!  Vprla-simprosystcm 
gewShlltni  und  fir  daamlbe  (itliigen  Lande  uumüglich  geworden. 
Aber  etstt  die  Befkvionp  Serbiem  tob  einem  Antokntea  den  Vm- 
sfinJen  anlieiiuzastellen,  welche  zweifellos  in  einer  (ehr  knraen 
Zeit  den  Sßmg  Alexander  gezwungen  hätten,  ä«rblen  tu  verlassen, 
bat  nina  Ihn  znsuimen  mit  der  KOni^n  nnd  vielen  politiseben 
Fn'unilen  ermordet.  Die  Verfassnn^skrise,  welche,  dank  der  Inatl* 
tntiiin  «It'K  S.ii.-itr-.  Iifjrnnnen  liatte,  sich  normal  zu  eTttwirkfln.  fand 
infvlgti  der  L'ub«t<onuenbt:il  der  einen  nnd  der  pensuulichen  Interessen 
der  anderen  tia»  LOaunir,  an  welche  die  Fortaehrlttler  nnd  die 

.iii''rri-ii  ]'.iili)>;iLC!i,  .lir  ('"rüiidi  r  il- <  Si'nati's,  als  p  .liri-'  tir 
üruppeu  nie  gedaclii  kabvu.  Der  Kaw|>i°  gegen  den  Künig  Alexander 
wurde  anf  aekbe  Weise  iwendigt,  welche  etnerselts  das  «erbtsehe 
Volk  aller  Sympathien  beraubte,  die  es  si<'li  in  ilii»'ni  Km  ;  >t«i 
den  fortschrittlichen  und  freien  Völkeni  erworben  haito.  und  amli-rer- 
seits  den  König  Alexander  mit  der  Aureole  eines  Märtyrer»  nugab. 
Dieter  Glaiienadnin  war  wirldich  verdient,  wenn  man  adnen  aehrack- 
liclu'ii  TikI  inn  Aiijre  fasst,  nhfr  i'r  ersiheint  vor  den  Aupcn  drr 
gebildeten  Well  zugleicli  als  furchtt>arer  Ankläger  des  serbischen 
Völkeni) 

Die  nach  der  Ermordnng  des  K':;niu:s,  am  JO.  Mai,  nnter  dem 
Prüsidinm  von  AwAinrMowiTrn  ffebilJetr  K'  V'i-iitionsreyricriinfr  führte 
durch  ihre  an  demselben  Tage  erlassene  Proklamation,  welclie  dem 
Telke  den  Tod  den  KOnigs  nnd  der  KSnigin  verlrtndete,  den  Sechte- 

znstand  vor  «li'ni  ^taat^=t^•>•i•■llP  vm       M;irz  ein.    Auf  Grnnd 

dessen  wnrde  die  von  Kijnig  Alexaniier  aiii'tjelosie  VnlkBvertretung 

')  Saittber,  wk  wir  vom  Standponkle  der  Uoial  uud  d«a  posltivan 
Secfatia  ans  die  Tnt  vom  39.  Vai  betrachten,  dehe  anafUiilieber  in  anserer 

Abh.indluniC  A|i])oriilk'o  a  IVtude  nur  !a  n^jtivrüi"  rori»titiiti.iti  ilu  RovauMie 
de  Serbin  du  t;  avril  liNll  (im  .Bullotiii  de  hi  Sucu'lc  de  Liiri-latiim 
coinp«rVe~  r.n  V  aU  .  sowie  in  der  deutschen  .\usifabo  derselben  Abhandliini; 
(in  „lUtteilaagen  der  internationalen  Vereinigung  fllir  vergl.  £«chUwi«i«B- 
«chaft  oaw."  in  BerMa,  inabcaondere  aber  in  der  Anmerlnug  aui  %  II). 
S.  dnrflber  auch  im  Vorwort  tu  unserem  Berieht  Aber  die  serbische  Geseta- 
^ebun^'  für  die  Jahre  1900  und  1901,  welcher  aus  dem  „Jahrbuch 
der  inicniKti  ml  u  Vcn-ini:.run^'  für  V'.-ri.'l.  Bachtawiseanecfaaft  und  Totk^ 
wiitschafulchre''  iu  Berlin  abgedruckt  ist. 
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OSlnpaebtina  und  Senat)  cn  «iner  «UMeroidmitlUheB  ScmIob  nt- 

mnnirabernfen. 

Die  Volks veilretnng  trat  iu  Uelgrad  am  Z.  Jnui  zii!«aiuuien. 
£K«  hatte  die  Anfgiabe,  die  Brledigaiig  det  kOnlKUehen  ThreMe  ftat- 
ziititellen  und  eint-ii  lu^U'-n  Könijr,  da  in  der  l'atnilir  OnnüNowirrH 
niemand  Torkandeu  war,  welcher  auf  Oruud  de»  Art.  ti  dt-r  Ver- 
Iknnn^  ein  Recht  auf  die  Thronerhfolg«  bnaM,  n  enrUileB.  Denn 
wenngleich  die  Veifii-sHUng  Von  1901  kein»;  auBdi-Qcklicha  BeaUlBWTOf 
eniiiit  li,  die  der  Vnlksvertreliing  diese  Betugniase  erteilte,  lowar  «• 
doch  zweifellos,  dasts  der  Vulks^'ertretang  das  Beclit  anr  Walil  dea 
maeB  Xanigs  snataod.  Wir  hahen  daa  in  WHam  Knunaatar  der 
ViTfii-isiniR  v<  m  t>.  April  11N>1  bereits  festg'estelh,  welcher  in  der 
Pariser  Zeitschrift  .Uulktin  de  la  Sociele  de  Legislation  oomparee" 
(aTrO-nai,  jnin-jnillet,  aoAt-aeptoabra  1908)  endhienen  iat 

Znni  Köniec  von  Serbien  wurde  von  der  VolkBvertretnnif  Fürst 
Pktick  IkAajLtMOKttJiiviTCH  gewälüt)  ein  Enkel  dea  benUunten  KaiuaKOHu. 
dtt  an  der  Spitie  de«  evaten  aerbiadm  AiflMmita  (1804^1813) 
•Und,  nnd  ein  Sidm  il^:*  Flintcii  Alotander,  welAer  In  SerMan  von 
1842  —  1  H.">s  retrit-rt  f.«) 

Aber  die  \'ulk8verlrt-iung  begnügte  i»ieh  damit  nicht.  >Sie 
wolita  whm  vor  dam  ElntreffsB  dea  neoan  Xlliilga  dam  Lande  eine 

V<  rfas>unff  ^i(■lleru,  wi  li  lic  in  viel  grösserem  JlaCe  al»  diejenig-e 
von  l*JOl  den  Erfordernissen  des  weatenropäiaclien  Demokratismna 
entapiach.  So  entatand  die  Terfhasoiif  vom  5.  JaH  1908^  die  Im 
aUgenuinen  nichts  anderem*  war  als  die  VerCusnng  von  1888,  welche 
nnter  dem  Namen  radikale  Verfassung  beltannt  war.  (Dieselbe 
war  in  Kraft  von  1888  bis  zum  9.  Mai  190d,  an  welchem  Tage  sie 
raapendiert  und  durch  dne  Mihere,  sehr  Iniiaerfative  Verfiunung 
Ton  ersetzt  wurde.) 

Die  neue  VerfaHi>ang  führte  das  Einkammers^nstem  ein.  Unserer 
Anateht  aach  ist  daa  Ihr  grStster  Fehler.  Denn  wer  hürgt  nna 

dafi';)',  ila'-v  einen  T;if;es  in  .Serbien  die  Hesf rebiinjren  naeh  einem 
persüulidieu  Uegime  nicht  wieder  anläge  treten?  Treten  aber  eines 
Tagea  aolehe  Beatrebangan  uf,  daan  ward«  OatelbeB,  in  Er* 
ntaagelnng  eines  Senates,  desaen  Oiicuiaatton  sie  Eorflckdringen 

■)  Volk^iführer  in  aweiteu  für  die  Serben  gflastigao  Aufi<taudf  (ISlfr) 
war  MtMaca  OouiKoviTni.  Dit  Dfuastie  OsaaKOwircH  hemchie  Toa 
181»— 1842  nad  tob  1866  bb  snai  29.  Uai  1903. 
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wftrde,  viel  mehr  AuBsicht  anf  Ki  ti  lg  und  lange  Daner  haben,  üIk 
wenn  man  eine  Verfiunng  nit  Zwi»ÜwuuBerafst«m  bitte,  wie  die- 
jenige von  1901. 

Nuh  dieMa  amfllhrUcliaii  Betmärtaagai  fehta  wir  m  «law 

kmzen  DarlegrunK  der  von  derjenigen  Volksvfi-tretnnp  {der  Skii)isrli?iim 
und  des  Senats)  eriassenen  Gesetze,  welche  den  neuen  Künig  ervviihlt 
QBd  di«  neae  Vertemmg  votiert  hat  AUea  diet  rind  frühen  Ge- 
setze, welche  auf  unzulässige  Weise  autVilm*»!!  wunlfii  (■Inrch  den 
ätaatMtreicti  vom  9.  Hai  1894  and  25.  UArz  lt>Ud;,  und  welche 
dwfdi  die  TarfiMnng  nm  5.  Jmd  1908  en  hfaic  wieder  In  Etmft 
gesetit  Warden: 

1.  Gfgetz  über  die  Wahlen  der  Vulksvertreter.  Hi'-n 
ist  das  GeKetz  vom  2b.  März  lölR),  welches  nach  der  Kundmachaug 
der  eegea.  radlkalea  Verfaeeaa^  von  1888  votiert  worden  lit 
Wir  bringen  liier  ans  ihm  einen  kurzen  Auszug: 

Allgemeine  Bestimmungen  (Art.  1—3).  Die  ordentlichen  , 
Wahlen  floden  am  8.  September  «tatt;  die  Skviwehtiaa  wird  jedee 
Jahr  am  I.  Oktober  zu  einer  «rdentliclien  Session  znsammcnberaJinL 
Der  kunigliclie  Ukas  Uber  die  WahUa  wird  im  Amublatte  aiiteatent 
bis  zum  25.  Juni  publiziert. 

Nach  dleaea  allgenfllntn  BcadaiiBingen  folgen  die  eiaidnen 
Kapit'M  mit  den  eenMigen  die  WaUea  dar  VoUiavcrtnter  betnütadea 
VoiKliriftcn. 

L  WahlkSrper  and  Zahl  der  VolksTertreter  (Art  4 — 9). 

Die  Walübezirke  entaprcohcn  den  administrativen  Bezirken.  Jeder 
Bezirk  wUüt  so  viel  \'(>lksvertrc(er,  als  anf  ihn  nach  der  Zahl  der 
in  ihm  lebenden  Steuerzahler  entfallen.  Aaf  jede  4500  Stenerzahler 
kommt  ein  Yolkinntreter.  Der  Staataaarachnu  hat  aaeh  der  ge- 
samten Zahl  der  S'tenerzahlfr  in  jpdcni  T'f/iri:--  auf  Gnind  der 
Steaerbficber  zu  bestimmen,  wieviel  VolksveriiTter  ein  Bezirk  zu 
wUdcn  liai  Diener  Slaalianmdinn  wird  an«  dem  Priaideaten  de« 
.'»laatsrattK.  dem  PrSsideuten  lunl  den  beiden  Vizeiin'isidcnteii  der 
letzten  Skapechtiaaeeteion  und  dem  Präsidenten  des  Kaasationahofes 
gebildet. 

Die  in  Art  6  anft^Uten  Stidte  wiUea  die  Volkavertreter 

•elhBtändig. 

IL  Wer  hat  das  aktive  Wahlrecht!'  (Art.  10  12).  Das 
Beeht,  die  ridkaverteatar  an  wlUeii,  hat  jeder  serbis^  Staatabliger, 
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welilicr  (las  21.  I.'>i''ns;;ilir  vollfiichi  In  i.iiil  ilmn  Staate  mindwtaiBi 
jkhrUch  15  Dinars  au  üirekiea  (»toueru  icahU,  in  weldte  äamiia  auch 
dar  BUbudige  StaattttenwiiiKhlag  eingenctaiet  idti.  ArL  11  und  12 
bestimneB,  w<-iit  Amt  Wahlrecht  nicht  nwleht.  Ba  idni  mr  die 
Offizi'^re  ntiil  dit^  Suldateu  erwflhnt. 

III.  Wer  hat  das  passive  Wahlrecht?  (Art.  13 — 19). 
Zmi  Valkaratnter  kann  dojenlg«  gewSUt  werden,  welcher  das 
30.  Lebensjahr  voUemiet  hat  nn<l  mindHütt^nü  SO  Dinars  an  direkti  n 
Stenern  zahlt.  Im  Art.  16  werde»  die  Beamten  aaf|(etfthlt,  «elcbe 
als  Beamte  das  Volksvertreter-Mandat  behalten  kSimea. 

IV.  Die  WXbIerTercelehniaie  (Art  20—82).  Dieselben 
werden  von  <l(ii  (JcmiMii.lfpfrirhten  zusamiueng'esetzt,  welclit-  anch 
auf  Verlangen  der  Interessenten  fOr  die  Verbessemug  und  £r- 
ganxnn^  der  Verxetehnisse  mBtändig  thid.  Oege»  die  Eutadieidiuig 
(it's  (..'iiii'iiido^encht.'ii  kann  die  Beadiwerde  bd  dem  entinstanz- 

•  lidi^  ii  ("■liciiti-  i-intfi'ltei  werden. 

V.  Die  Wähler  karten  (Art.  UJ— 33)  werden  von  Uemeinde' 
gerichtea  ansfefolgt. 

VI.  Die  KftMdldatealiate  (Art  40—49).  Jede  Kandidaten» 

ÜHtc  hat  .Kl)  viel  Kandidaten  zn  enthalten,  dl»  der  Pezirk  oder  die 
ät;iai  .Abgeordnete  willilt.  In  jeder  Bezirk;« kaudidatenliste  mOssen 
«nter  den  Kandidaten  zwei  aolebe  eein,  welche  die  Faknllit  oder 
eine  andere  im  Kanue  der  Fakultät  stehende  Schule  absolviert  haben. 
Diese  Kandidaten  heisaen  qualifizierte  Kandidaten. 

Die  Kandidatenlisten  »Basen  dem  znatindigeB  aratlnatanalichen 
Oeriehte  in  der  Zeit  swieehen  dem  14.  Juli  und  dem  25.  Angint 

übertreten  werden. 

VII.  Das  Wahlmaierial  (Art.  50— ä4). 

VIEL  Stimmorte,  Wthlerfttaachiiaa,  Stimnenabfabe 
(Alt.  55— 7S).  In  den  WaUlmririceii  ist  die  Gemeinde  der  Stimm« 

ort.  Art.  .'S  sprieht  vom  WÄhleranssohnwt.  An  der  Spitze  die'^es 
AuMichusses  steht  ein  vom  Ütoatsauiischass  ernannter  Richter,  (re- 
riehtabeamter  od«r  Jnriat  Die  Stimmenaligabe  eifolgt  direkt  waA 
heiiulich,  vermittels  der  StimmhlUcheii,  die  lo  eine  Urne  eingeworftn 
werden. 

DL  Schliaa  der  Stimaeaahfabe  and  die  Ordnung  des 
Wahlgesehllftea  nach  den  Stimmorten  (Art  76—81). 
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X.  Der  UaDptw&lilcrau68cha8S  uud  diu  iiekauut- 
maobuBf  der  fewShlUa  VolkivertreUr  1b  daa  Wshl- 

bezirken  nnd  den  '^titrlteii  (Art  sj  '.»7).  I)«»r  HanptWlhleiV 
aonchoss  wird  ffir  jeden  Wahlbezirk  and  für  jede  Stadt,  die  «Ihm 
VoOttTertmer  wiblt,  emaant  Art  82  enthllt  die  Besttnmiwir 
Aber  seine  ZnsanunensetznnK-  Dieser  AvatohnBä  ^ibt  dir  >  i  w  ihlten 
Volluvertreter  bekannt  und  erteilt  ihnen  die  Vollmachtsurknude. 

XL  Verfahren  fQr  die  Wahlen  der  Volksvertreter  im 
Falle  des  Art  S4  der  VerfstiiiBir  (Art  98— 113)i  Ib  Art  54 

der  VcrfaKsnng^  ist  von  f]f>r  Aitfl">Hniig  (\^^r  Sknpsilirina  Hie  Hcilf. 
Der  kdttigliche  Lkas,  durch  wulcben  die  äkuiwclaiii»  uufgulübt  wird, 
mm  Meh  die  Anordimng  der  Wahlen  •pKtestene  In  der  Fritt  v«n 
8  Monaten  vom  Ta^e  der  Skupsohtiiiaiiunösiiuit,'  eiitlmllfti. 

Xn.  Verfahren  bei  den  Wakleu  der  Volktvertreier 
fSr  die  (roeae  Sknpachtlna  (Art  118 — 121).  Die  Verihsenng 
vom  0.  Apfü  1901  hob  diw  Institut  der  grossen  SknixM^htina  auf. 
E'ie  Verfasstinp  vom  5.  Juni  li'iUJ  rief  sie  wieder  ins  Letten  /.iirürk. 
Ihre  HaaptzoBtändigkeit  besteht  darin,  den  Herrscher  zu  wuhk-n 
ttud  iber  die  Verikaningafhigiin  sn  entacheiden.  Sie  xählt  xweünal 
MTiel  Abjreordnete,  als  die  f,n'w".linlirlif  Skni;>  ■hririi«.  l)if' 
flr  die  grofwe  Skupsclitina  werden  iui  allgemeinen  in  derselben 
Weite  voltaefen,  wie  diejenigen  fflr  die  gewOhnliehe  SknpMhtint. 

Xin.  Wahlverbrechen  nnd  Strafverfahren  (Art  122  bis 
152).  Für  die  Bestrafung  der  dnrch  da»  Gi-ftetJ!  über -die  Wabteu 
der  Volksvertreter  vorgesehenen  Verbrechen  sind  die  erstinstane- 
liehen  bBreerlielmi  Oeriehte  mttltndJg  (Art  ISO). 

2  Das  tTPsetz  l\bfr  die  (Jesohriftscirdnnnp:  in  der 
tikupschtiua.  Die»  ibt  ein  Uesciz  vom  1.  Noyember  tvelclies 
dardi  die  VerÜMmmt  tob  5.  Jnni  1908  emenert  ward. 

Die  Hanittheslitnmung-en  sind  folgende: 

a)  Art  1 — 11  (fcLap.  I;  geben  die  Vorschriften  Ober  die  Zu- 
■ammenknnft  4er  Volksvertreter  nnd  ttber  die  Prftfting  ihrer  Voll- 
machten. Die  Ivt-vision  nnd  die  [!r;:l.iiibi|^anf  der  Vollnmi^hten 
nimmt  die  .'>knp«chtina  vur,  <N:e  h  der  VerfaasaiK  von  19U1  war 
dafflr  der  Ka^liousbof  zuständig.) 

h)  Art  Ift— 18  (Kap.  H)  enthalten  die  BestlBunnngen  Uwr 
den  Vorstand  des  tninaiixi  der  Skiiiisclitina,  welcher  si<'li  nii*!  einem 
Präsidenten,  zwei  Vizepräsideuteu  uud  vielen  tiiekretüivn  zusamuieu- 
MMwh  te  latsnat  TmlidlinB.  170 
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wtxt.  Der  Vorviand  wird  tob  der  Slrapadittii*  in  Jeder  Seaeion 

gewiihli. 

c)  Art.  37— 4U  (Kap.  IV).  Hier  i»t  von  d«r  ÜkupKcktina- 
■drctse  die  Rede. 

d)  Art.  II  '>o  (Kap.  V)  über  die  Sitsnogen  der  Sknpechliwt. 
Dieselben  sind  prinzipiell  OllVntlicli. 

e)  Art  61—77  (Kap.  M).  Die  Dnterbreitanfr  and  die  Di»- 
kunioin  der  GeoetzMivorlageit.  IMe  GeaetsesTorlage  Icann  Miteiw 
(Ihk  Klinipi  dnrrli  die  Hi^ciiTniitr,  "••it'-n*  der  .Sknpsclitiiia  nii  l  i-Vit  iisf» 
»eitfns  jede»  Wtlksviiriretcra  uuterbrtitet  werden.  Jedf  liesft/.fs- 
vorlag«  wird  in  deraelbeB  Senion  sweinal  gdeaeB  nid  tber  sie 
vvini  /.ssriiii  ii  ;ti .-inimt.  Z\vi^>dieH  der  enten  nud Kwdtoii  Lcnmg 
uiU»8en  mindeslen»  5  Ta|i;e  liefen. 

0  Art.  7S— 90  (Kap.  VII).  Die  Anfragen,  InterpelUtienen. 
UntemicliiiiiKen  der  .'^kii|iM  lititi.i. 

g)  Art.  <>'.<  li>;i  (Kap.  IXi.  IHt-  Stimnicnjibirabe.  Die  Skup- 
Hcluiim  kann  bescljlÜKM?  tasseu,  wenn  der  äiticuni;  nielir  aU  die 
HMfte  der  Remmtni  ZaU  der  VollnvertrcMr  lieiwolmt  Fllr  einen 
vn!tL'"''lt{L''<-ii  lU'si  )ii((ss  ist  i\u>  übsointe  StiiBtteaiiielirbdt  der  m- 
ttCM  udi-n  Vulksvcrtreler  crt'vrderliciL 

Ii)  Art  110—121  (Kap.  X).  Diasiplinaratrafen.  Der  Sknp- 
Mlitiiiii  hirld  dius  auKiwhlioiüHliclic  Uiclit  /n,  in  ihrer  llittp  dit^  Ord- 
nung darcli  ihren  PrXsideoten  aofrecbt  xa  erlialten.  Die  iiikliate 
DincipUnarrtmlb  ist  die  zeitweilige  AoMcMkatiiig  nm  den  Slcnp- 
achtinasitznof^n.    Dirx'llc  darf  nicht  10  SitEiingeii  Ibenlei^en. 

V  ^rf  Vli  1'.JS  iKa]p.  XI|.  Die  .\nfrerlitfrbaltiinfr  der  <)rd- 
nniiK  im  ^'?kiip.>ii  htinügebände.  Die  in  den  bezeiciLnetou  .\rtikeln 
entlulteiwii  BcKtimnnniiren  liMweeken  die  Oanuitie  der  DnalAlDgigkeit 
•Ir  skdpsi'lititia  s..w.di1  hlMlehtlieh  der  Exekutivgewalt  ab  hio- 
.sirlitlich  der  eiiizi-luim. 

9w  PreKsge.tetx.  Diea  iat  ^  Geaetz  tob  81.  Ittm  1891. 
Im  i^rosaeii  nnd  gMinn  entlifllt  dieaea  Geaetz  dieselben  BestinunaiigiBn 
wie  das  Pri"'-':.f'«ctz  vom  IS,  Di-zrmbpr  10*>1,  welclies  wir  in  nnserfm 
vorijcen  U.-riciit»;  (Itlr  die  Jahre  l>s;*;>,  1900  und  UH>1)  aufgefiiiirt 
fiaben.  Eier  aden  diese  Abwridtnngen  erwKlmt.  Nach  dem  Art  11 
fiii-  ili*'  Ib  tau-iriibi-  il<  r  Zcitimp'ii  und  Zi  itsi-hrifteri  v ci In  i  ijre 
Annieldiinjr  bei  der  StaatÄpiilizeibehurdf  di«  Urt«»i  erforderlich.  W  ir 
haben  ireaehon,  daia  nach  dem  Pressge^etze  Ten  1901  aolche  An- 
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neidimy  nicht  rrforderlidi  wir,  mnd  wir  babes  dieae  Vonchrift  des 
GflMtKt  einer  Kritik  nnterao^u.    Anneidem  war  Midi  dev  Prew» 

fr*^^tze  von  rrcsp.  VMy-\)  der  Verfns-'T  für  die  bettOtlandetCB 

Stelleu  aach  duim  verautwortUcli,  wenn  dieKelben  oliuc  srilW  Unter* 
■clirUt  encbien«ii  w«rea.  Nieh  d«m  Pmafreaala  von  1901  wnr  der 
Vcri'ns'.cr  nur  in  'ii  in  Falle  vt"ranr\\..iilii  |i,  wi'tni  Ah'  an-T;iti.!>-t(  ii 
ijlelleu  iu  der  Zeitung  mit  seiner  Untenchrift  er&i-bieueii  waren.  .Sunst 
war  immer  der  veraotwortlldie  Redaktenr  Terantwortiidi. 

4.  I>ns  Gesetz  Ober  die  tiffentliehen  Vi'rsamnilun^ri'n 
and  Vereiiii^nn^en.  (Vom  Mirz  1891,  ins  Leben  gerufen 
durch  die  Verfaiisuug  von 

Die  Ka|iw  I— III  (Art  1-^1)  enthalten  die  fiestimmnngen 
\\hr-v  die  V.> rs.-i in m  1  ti  11  n.  Wir  «-oIIi'h  nur  eiiiipf»  vmi  dit-s^n  er- 
wäliueii.  I)ai>  liechl,  VerüauinjluiigeM  abzuhalten,  ist  durch  die  Ver- 
fassanj;  gewUuletetet  worden.  Die  Stfentlielien  Versammlnngen  sind 
entweder  soldic  in  gcsclilossenen  ndpr  in  <>ttrni-n  KSamen.  FOr  die 
Abhaltung  letjct^genannter  Venwmmlnngen  ist  die  Anmeldnnif  bei  der 
DeliOrde  erforderücb,  fttr  die  Ablialtnng  der  ersteren  wird  niclits 
verlangt  In  dem  Art  17  sind  die  in  (t<^n  Vermmmlnngen  ver- 
li'iient'n  ll.mdlnngcn  anffrpzfthlt  wurden.  Für  dii-  in  linev  N'er- 
üHUimlung  begangenen  Vcrbreciien  ist  der  Tüter  verantwuttlidi  und 
in  swdter  Rdhe  der  Vorstand  oder  die  länbenifer  der  Versammlnng, 
vvenn  dieselbe  der  Itelinnli-  nidit  an^emi-Mi  t  S' in  -'Ute  lim  Falle 
der  nuter  dem  freien  Himmel  abgehalteneu  Versammlung),  oder 
wenn  sie  die  «AnderUdien  Massregeln  znr  VeriiBtans  der  Tat  nkht 
vorgemMUnen  haben.  Alle  in  den  Veri<»innilnn;^en  begrangenen  Ver- 
brechen werden  von  den  ersUnstanzlictiea  bftrgerlicben  Geriehten 
untersucht  und  bestrai'l. 

Kap^  IT  (Art  82—40)  enthalt  die  Vorschriften  abw  die  Ver- 
f'ini^jnnfren.  I)ris  ]\iM-lit.  \">'reiiiijrnne:en  zn  RTÜnden,  ist  ehenfall?' 
durch  die  \'erlait»ung  gewitluleislet.  Diest-s  Uecht  kann  keinen 
PrSveativmaasregeln  unterworfen  werden.  FRr  die  Schtter-  «nd 
S'ludentenvereiniKnupren  sind  die  Si'hulvorselirit'ten  nia-ssjrehiMid,  Jede 
Vereinigung  ist  noch  iiirer  Konstituierung  verpflichtet,  ihre  Statnteu 
«nd  ihren  Vorstand  in  den  Zeitungen  lieltannt  zn  geben.  AnstSnder, 
llinderjiihripe  und  diejenivren.  welche  und  solange  sie  der  bürgcr- 
lirhen  Ehrenrechte  ttir  viliihii-  .  rkliirt  worden  Sind,  künnen  nicht 
Mitglieder  einer  politischen  Vereinigung  sein. 
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5.  Oeiueindegesetz.  Dieses  (ieiietz  ist  vom  31.  llärz  1902 
aufgehoben  dareh  die  Pcokknatiin  Klliilg  Aleunden  um  25.  Hin 
190:!,  ins  I>*-btii  f^erufiii  durch  die  Verf«aiaOf  TOm  5.  Juni  lt>0:3. 
Wir  luibeu  tib«^  diisrn  Gtsi't?:  knrz  in  umeNB  Berichte  ftr  die 
Jabi-e  IbWy,  IWO  und  iWÜl  gehandelt. 

6.  und  7.  Ebenso  die  Gesetze  tber  die  Einrichtung 
des  Staat(>i  ii' •  s  vom  31.  Dezember  1901  and  Ober  die  G^-- 
scIiäfJsordiiuiii,'  im  Sraafsratr  vom  ^H.  Januar  Ü'C'J,  wcirlie 
durch  die  küniglictta  Troklamation  vom  25.  M&rz  ldü3  anfgehobcu 
und  dnreh  die  Terfaasnng  von  5.  Juni  wieder  ins  Lehen  gernfttn 
wurdt  n.    Auch  dies»?  Gt  sttzf  i»ind  in  dem  frBberen  Bericht  erürtei  t. 

H.  DaH  i-irstiz  über  dif  Verantwortlichkeit  dir 
Iliuiäler.  I>ic6  ist  ein  Ueiu-tz  vuiu  30.  Januar  IHDl,  ebenso  ins 
Leben  genifen  dsreh  die  VerfhsBang  vom  5.  Jaul  190S. 

9.  Gesetz  über  die  Kinrir.htnng  des  Obersten  Rech- 
nnn^shofes  vom  1.  Mai  1892,  ins  Leben  gerufen  durch  die  Ver^ 
fiUiiiuug  voiu  5.  Juni  l'.)03. 

10.  Das  Gesets  Hber  die  adnlnistratlT«  Eintellvngr 
de»  Künigreiclies  .'Nt-rbien  vom  !■''>.  März  1890,  ins  Lehen  ge- 
rnft  ii  dureb  die  \  eit'assiui{»  vom  Ti.  Juni  IW.i. 

lUv  unter  der  Herrschaft  der  Vertassnng  vom  6.  April  1901 
gewRhIte  Volksvertretnug  (Sknpsehtina  «nd  Senat)  liSrte  dnreh  das 
Inkrafttreten  der  nenen  Verfassung:  vom  -5.  Juni  19<'3  zu  funk- 
tionieren auf.  Nach  dieser  nenen  Verfaseong  besteht  die  \  olks- 
vertretung  nur  aus  einer  Kammer,  der  Voilu-Skupschtina.  Die 
Wahlen  für  die -erste  SInipeehtina  nnter  der  Herrschaft  der  nenen 
Verfassuns'  wnrdtn  am  Sfiitimher  vollzogen;  die  Sknp«chtiiia 
trat  zuerst  für  das  Jahr  1W6  zu  der  ausserordentlichen  iyessiou  am 
10.  September  und  danach  für  die  ordentliche  Session  am  2.  Oktober 
xosammen.  In  dieser  ordentlidien  Session  rfnd  fnlgnnde  Gesetie 
votiert  worden: 

11.  Das  (jeiietz  vom  22.  Oktober  1903,  durch  welches 
der  Handels«Vertrag  zwischen  Serbien  nnd  der  Türkei 
angenomnen  worden  ist 

I>as  Oesetz  Aber  dip  A  bfiiidprnnpr'^n  nnd  Er- 
güuzuugen  des  liesetzes,  betr.  die  GescUäftsordnnng  in 
der  Sknpsehtina,  vom  11.  Deiemher  1908.  Die  Hauptbestim- 
mnugen  dieses  Geseties  beliehen  sich  anf  die  Brkllmnf  eines  Ge- 
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)«etzantrag:i's  flir  dringend.  Dass  ein  GeBetzantrafir  für  dringend  er- 
klärt wird,  kann  sfit^ns  dor  lüi^ifrunff,  de»  Antrafrsti  llt  i-s  nmi  indes 
Volksvertreters  beantragt  werden.  Wenn  dieses  »eitens  der  Ke- 
ifiitnat  verlangt  wird,  m  tot  gleich  in  derselben  Sitsnng,  in  welclier 
dies  beantraft  worden  ist,  der  Beschlnss  zn  fassen,  »b  das  Ver^ 
lanp^n  der  Re^erniig  antrenommen  wird  oder  nicht.  In  anderen 
Fällen  ist  der  Beschiusü  Uber  die  Driugliclikeit  iu  der  uäcUsleu 
daramffblgenden  Sitzang  zn  ikwen. 

18.  Das  Oesetz,  betr.  die  Abindernngen  nnd  Er- 
gftnznncren  dc*<  OciiM'itideirfsi'tzes,  vi>in  22.  Dezember  llMi:!. 
Unter  den  wicl)tig:slen  Abänderungen  und  Ergänzungen  befindet  sich 
dieae:  Der  Oemeindeangnehoas  wird  bereditift,  den  Vonitaenden 
and  die  Mitglieder  dett  Gemrindevorstandes  sowohl  wegen  nnordent- 
licher  Amtstuhrnng  aN  \m  t't  n  der  eines  Gemeindevertreters  an- 
wUrdigeu  Haudlungen  abzusetzen.  Der  darüber  getcisste  Ik^üchluss 
des  Geneindeanndraeaea  ist  aogleieh  vellstreekbar.  Der  Oemeinde- 
anssi  hnss  bestimmt  in  der  Frist  von  ■') — 10  Tagen  den  Tag  filr  die 
Wahl  des  neuen  Voi-sitzenden  oder  des  Mitgliedes,  nnd  während 
dieser  Frist  werden  die  Anit«befugni»»e  dt«  Abgegeucen  vun  dem- 
jenigen anagefibt,  welehm  daflh-  der  GemeindeaoaachnaB  aas  seiner 
Mitte  erwählt  hat.  Im  Falle,  da.s^i  der  .Abgesetzte  zum  Vnrsitzi  ii  b  ti 
oder  Mitglied  des  Genieindevorstandes  wiedergewälüt  wird,  ist  der 
Gemeindevorstand  verpüicht'et,  iu  der  Frist  von  8 — 15  Tagen  den 
Tag  flr  die  Wahl  des  neuen  VorsItieDdeB  in  bestimmen. 

Es  Bei  t  I  Ii  (lii  He  .\liiin(leniiis:  frw'iltnt:  Vor  il<  m  Oi  ai-tz  von» 
22.  Dezember  VM6  war  das  Cremeindegericht  vollkommen  zuständig 
für  die  Ahnrteilnng  der  Übertietangen,  welebe  in  Seriiiea  mit 
hSehatena  80  Tagen  Halt  oder  Geldstraft  bia  m  SO  Talern  bestraft 
werden.  Nach  diesem  (Jpsi  tze  ist  da«  Genieittdeirerioti!  iinr  fiir  die 
Abarleilung  derjenigen  L  bertretuugeu  zuständig,  welche  hbclisteus 
mit  lOtigiger  Haft  gealmto  werden. 

14.  Das  Geaetz  Iber  die  Ablndernngen  nnd  Er- 
gänzungen des  Gesetzes,  betr.  den  Ersatz  des  dnreh  ab« 
sichtliche  Brandstiftung  nnd  absichtliche  widerrechtliche 
Saehbesehtdigang  beaweekten  Schadens,  vom  22.  De- 
xember  1908.  Nach  diesen  Abladerwngen  nid  Ergftnanngen  ist 
die  Gemeinde  verjifliehtet,  im  Falle  des  Diebsfalilt^s  von  Vieh,  laini- 
wirtschaftUcheu  tieräteu,  meuschlicheu  Nahruugbuiitlelu,  Viehfutu-r, 
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Obst.  Gcfliijjel.  Bienen  und  Fi-hlzäuncn  deni  Bcf-itiUlciun  den  Schaden 
zu  eiüetzeii,  weuu  der  Täter  iu  '60  Tagen  nach  der  Tat  nicht  er- 
grifl^n  vrird^  Wird  der  Titer  geitaMt  nnd  kann  dw  Sduulenemts 
von  iliM)  ni(  ht  l  in^^tTieben  werden,  m  hat  diesen  die  Oemeinde  des 
Itters  zn  bezahlen. 

Vor  diesen  ErKänzuugeu  waren  die  Gemeinden  nur  verpflichtete 
den  dnreh  die  abrichtliche  Brandetiftnng  vemraaeliten  Schaden  za 
eraetseu. 

15.  L>as  Gesi'itz  Uber  die  Verlängernn^  des  ätaat>>- 
badgets  vom  81.  Dezember  1903.  Da  die  ges)«tz{$:ebeii4ut  flakumn 
in  Jahre  1903  nicht  rechtzeitig  das  Bndget  Ar  das  Jahr  1901  ana* 
«renrht'itet  ImUeii.  sd  wnnli'  ;>iiir.'nriln--t.  diiHS  da«  für  das  Jahr  1908 
gellende  liudi^ei  aucli  für  den  Uuual  Januar  des  Jahres  1904  gelten 
solle  im  VerhSItofa  von  1:12. 

16.  Das  GesetB  fb«r  den  Orden  Karageorgeatern 
vont  1-  JaTiiinr  H'i'l.  Art,  1  dit'ses  (Gesetzes  lautet:  _Znm  Aridenken 
an  den  AutWtand  unter  der  Fülirung  de»  übersteu  Führers  Karaukobö 
(KiBASJOBOji)  nnd  snr  Anerkennnng  nnd  Anairichnung  wegen  der 
Verdienste  für  den  Kfinig  nnd  das  Vaterland  aowobl  im  Frieden 
als  im  Kriege  wird  der  Orden  Karafreorgsstern  gestiftet. 

17.  Das  PresBgesetz  vom  12.  Januar  1H04.  Zwischen 
diesem  Freaigesetae  nnd  deavjenigen,  mtehea  dnrdi  die  YttflMsang 
vom  5.  Jnni  190S  ins  Leben  gemfl»  ist,  beateben  keine  gmaaen 
Ünterschiede,    liier  ^rien  iinr  einige  erwJllmt. 

Dieses  Gesetz  verlangt  für  die  Herausgabe  von  Zeilungeu 
nicht  mehr  die  Torberige  Aameldnng  bei  der  BehSrle.  Dies  ist 
daaselbe  System,  weldies  aehsa  tan  iMheren  PMaagesetn  vom  18.  De< 
aember  1901  anpenonimen  worden  ist.  ein  System,  welelies  wir  in 
onaerem  Berichte  fttr  die  Jahre  Ibiii»,  hMO  und  liHJl  der  Kritik 
nntenogen  haben. 

Die  wichtigste  Neaemog  in  diesem  Gesetze  iat  die  im  Art  4 
enthaltene  Hestiniiunnp,  nach  welcher  jede  Aufreizung  gegen  einzelne 
Offiziere  oder  einzelne  Oftiziei-iiiilassen,  sowie  die  Verbreitung  der 
Zwietracht  oder  des  Hiastraneaa  In  der  Armee  mit  Oeflbigais  von 
2  Uonaten  bis  zn  1  Jahre  nnd  mit  Geldstrafe  von  300—2000  Dinars 
bestraft  wird. 

Es  ist  dies  eine  Vurscbritt  von  rein  politischer  Tendenz. 
KOnig  AuauKosK  nnd  EOnigüi  DniHA  sowie  die  anderen  mit  Omen 
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iimH  Leben  gekoiumeneu  Personen  wurden  bekanntlich  von  den 
Offizieren  getüteU  Diese  Tal  konnte  natürlich  von  dem  serbischen, 
wegen  seiner  Mildi'  bekannten  Volke  nicht  (rebilli^t  werden.  Die 
sich  anf  die  Tat  vom  29.  Mai  beziehenden  Deklarationen  der  Volks- 
vertretung im  Juni  1903  sind  dem  Wunsche  entsprungen,  Serbien 
so  schnell  als  möglich  ans  dem  revolutionüre»  und  anarchistiwhen 
Zustande,  in  welchen  es  durch  diese  Tat  geraten  war,  zu  belVeien. 
Wie  wir  schon  im  Sonderabdrucke  unseres  lierichtes  für  die  Jahre 
IS'JO,  1900  nnd  1901  ansgefithrt  haben,  wollte  die  Volksvertretung 
mit  den  angeführten  Deklarationen  keineswegs  die  Ermordung  als 
erlaubte  nnd  moralische  Tat  darstellen.  Deshalb  ist  es  nicht  zu 
verwundern,  dass  die  freie  Presse  auch  nach  di>-sen  Deklarationen 
der  Volksvertretung  mit  begründeter  und  erklärlicher  Scharfe  die 
Personen  angriff,  die  zur  Erreichung  ihrer  politischen  Zwecke  selbst 
■ien  Mord  nicht  scheuten.  Es  ist  selbstverstiindlich,  dass  solches 
\  erhalten  der  Presse  dem  gerade  durch  stilclie  Personen  geschaffenen 
und  unterstützten  Hegime  Schallen  zufügte.  Da  ohne  eine  Ver- 
fassungs-  und  Prinzipsverletznng  Gesetze  über  das  Verbot  einer 
Diskussion  des  Ereignisses  vom  29.  Mai  nicht  ergehen  konnten,  so 
hat  man  versucht,  dasselbe  Resultat  auf  einem  Umwege  zu  erreichen, 
welcher  wenigstens  mit  der  Verfas-sung  nicht  im  (Gegensatz  stand. 
Man  hat  gedacht;  über  das  Ereignis  vom  29.  Mai  kann  ninn  ohne 
die  Erwähnung  der  an  ihm  beteiligten  Oftiziere  oder  Offizierskla».*<en 
nicht  sprechen.  Die  Tat  vom  29.  Mai  verurteilen,  heisst,  gegen  die 
an  ihr  beteiligten  Offiziere  aufreizen,  und  wird  dies  mit  einer  Strafe 
von  1  Jahre  Geflingnis  und  bis  2000  Dinars  Geldstrafe  bestraft. 

Auch  wir  sind  dafür,  dass  den  Offizieren,  welchen  die  Leitung 
der  Landesverteidigung  anvertraut  ist,  besondere  Garantien  gewährt 
werden  gegen  die  Angriffe  der  Presse,  durch  welche  dieselben  in 
ihrer  so  wichtigen  Arbeit  gestört  werden.  Wenn  aber  die  Offiziere 
ihren  Militfirberuf  aufgeben  und  in  den  politischen  Kampf  eintreten, 
insbesondere  in  einem  Mai'se  und  auf  eine  Weise,  wie  dies  die  An- 
führer des  Umsturzes  vom  29.  Mai  getan  haben,  dann  erscheinen 
die  gesetzlichen  Massregeln,  welche  darauf  hinzielen,  solche  Offiziere 
der  Kontrolle  der  öffentlichen  Meinung  zu  entziehen,  als  Verletj^nngen 
der  Regel,  dass  jedermann  für  sein  Tun  verantwortlich  ist.  Deshalb 
meinen  wir,  dass  ein  Gesetz,  wie  dieser  Artikel  21  de»  Pressgesetzes, 
nicht  lange  in  einem  Lande  in  Kraft  bleiben  kann,  welches  wahr- 
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kaftig  ein  freies  Luud  zu  s«ui  wil&scht  Walirhafiii;  freie» 
Land,  daa  betet  das  Laad,  la  wdiehem  )ed«mann  fir  Min  Tan 
dtd  VerantwortUdikeit  übernehmen  amn. 

]y.is  Pr^^ssgesctz  vom  12.  Januar  1904  hat  fo!f?i'inlr'  >«>ni'rnn£r 
iu  liic  serbische  ätrafgesetzgebnng  eingeführt:  die  Verjährung  der 
Prenvergiehen  bann  niebt  nnterbroehen  werden.  In  Laafe  von 
6  Monaten  s^-it  dem  Tufje,  an  welchi-iti  das  Verijehen  begangen 
wordfU  ist.  iiiiiss  niilit  nur  die  StrafklaL-^f  dem  Oorirbt  überreicht 
werden,  «ontlern  in  dieser  Frist  uiuss  auch  die  vollstreckbare  ge- 
riebtllehe  Entachefdanir  g«gen  den  Angeklactea  eriaagt  iverden 
(Art.  56).  Gegen  Kinricbtnng  Bpnobfla  theoretiBche  und  prak- 
tisdie  flniiidp,  iint  w.  li  lio  nicht  näher  eing^pingen  zn  werden  braucht. 

Eiidlicli  sei  noch  erwähnt,  dass  nach  diesem  (ieeelze,  ebeueu 
wie  nach  deiiueuigen  vom  18.  Dexember  1901  der  YerllMaer  aar 
daon  Teraatwortlidl  iit,  weaa  ia  deia  Btatta  aater  deai  beaartaadetea  ' 

Sclirift«atze  seine  rntersohrift  abgedruckt  ist. 

IS.  Das  Gesetz  über  die  .\ bSndernnff en  und  Ergän- 
zungen das  Cieäetzes  Uber  den  allgemeinen  Zolltarif  vom 

11.  Jaanar  1904. 

19.  Dae  Oesets  Aber  die  Abfiaderangen  nnd  ErgXn- 
laneea  des  StrafereRetzbnchet  vom  17.  Jaanar  1904.  Dies  sind 
anbedeatende  Abnmlerunpni. 

20.  Das  (jesetz  über  die Ergtnznagea  derStrafpreseee- 
ordnaag  rem  17.  Jannar  1904.  Dnrob  diese«  Gents  wnrde  der 

21  der  Slrafinozessurdiinng  ertjäinzt,  in  wek'hem  von  der  Unifr- 
snchuug  der  wichtigen  and  komplizierten  FSlle  der  Verbreeben  die 
Rede  ist 

21.  Das  Gesetz  Uber  die  AbKad^rnng  nad  Erglaaani; 
der  Pelisei veronlnnng  vom  17.  .Tannar  1901.  Laut  dieser  Ab- 
iindoruns'  mul  Kru'iiizniiir  inirciüeir^'n  <\\f  von  den  Polizeibehörden 
oder  von  den  Gemeimlegerithten  gefaüleu  Urteile  über  die  be- 
gangenen Übertretnngea  in  der  leUstea  laataas  der  Beviilea  der 
eretinstanalicken  Oeriehte. 

Pie-^e  .\biin(l*'niii>.'  und  ErK:nnznTi£,'  iyt  !h!..  nfiWt-rt .  v  eil  Iii- 
einzelnen  bei  den  erstinstanzlichen  Gerichten  genitgeitd  Scltutz  tiuden 
werden  gegea  die  Eigena-ÜUgkeit  oder  die  Unwiaeenhait  der  BebOrde, 
dateh  welclie  sie  vemrteilt  worden  aiad. 


J.  i'KaiTsni;  Öerliieu. 


2695 


Dieses  Gesetz  entbält  noch  folgende  Abäml«  rniifir:  I>ie  Urttnlf 
der  Polizeibehörden  über  diejenigen  {Jhertretiingen,  für  welche  im 
Stn^eaeUbncbe  eine  Strafe  bis  zu  3  Tagen  Haft  besw.  :iO  Dinai^ 
OddMnfe  ToqreMhni  Ist,  lind  nehtskttM^.  Diese  AUndenuigr  ist 
nicht  zu  billipren,  'ionn  im  Straf|)rozesse  gilt  das  Prinzip,  dans  il. m 
einzelnen,  auch  wenn  er  mit  der  geringsten  Striife  bestraft  wird, 
das  BechtBinittel  der  Beschwerde  an  wenigstens  eine  liSliere  Instanz 
M  gestanden  wird. 

22.  Das  Gesetz  (Iber  die  Ve r länger ang  des  Staats- 
budgets vom  -M.  Jannar  l!>(i4.  Dunh  diescMS  Gesetz  wurde  da« 
schon  fBr  den  Monat  Januar  1904  verlängerte  Budget  des  Jahres 
1909  «ndi  flir  den  Honat  Fe1tni«r  1904  verUngert. 

28.  Das  Gesetz  Uber  die  A biinderiing^en  und  ErgSn- 
znngen  des  Gesetzes,  betr.  den  Allgemeinea  Zolltarif,  vom 
20.  Februar  1904. 

24.  Das  Oesetz  ttber  die  Abfinderungen  and  Ergfin» 
ziiBg«B  des  Gesetses,  betr.  die  Tereiae  für  gegenseitige 
['ntersttitzun?.  vnm  '2^.  Ft-bruar  1004.  Diese  Vereine  (Min  sn^^en. 
Zadmga)  sind  juristische  Personen,  aber  ihre  Fähigkeit  zum  £rwerbe 
Too  unbeweglichen  Sachen  ist,  wie  ea  bei  jnristiaeben  Peraraen  die 
Bega!  ist,  besehrinkt.  Sie  kSnnen  weder  durch  Schenksng  anter 
Leliendeti,  iif>fli  durch  ^^'rnl;i^lltItis  milieweirüelH'  Sn-hen  'rwerben 
ohne  die  Einwilligung  des  Ministei-s  der  Volkswtrtscbat'i,  unter  dessen 
Aalbifiht  diese  Vereine  stellen  (Art.  67). 

25.  Das  Oesets  Uber  die  Abftndervngen  und  Ergfln- 

zangen  des  Gesetzes  fiber  die  Jahrmärkte  nnd  wdehent- 
lichen  Markttage  vom  IK.  Fcbrnar  lVi.>4. 

26.  Das  Gesetz  über  die  Verlängerung  des  Staats* 
badgeta  fllr  das  Jahr  1908,  aach  für  den  Märs  1904,  vom 
28.  Febniar  1904. 

27.  Das  Gesetz  [Iber  dif  Ahänderunpen  und  Erp:äii- 
zungen  des  (iesetzes  über  die  Einrichtung  der  Militär' 
akademie  vom  29.  Febroar  1904. 

28.  Das  Oesets  Aber  die  Znrfiekxiehnngder  anf  Ornnd 
desOeaetaes  ^00  80.  November  Ihtm  ausgegebenan Silber» 

münzen  nnd  Inkurssftznn!<  der  Silbevmiinzen  nenor  PrS- 
gung  und  Uber  die  Prägung  der  Scheidemünzen  ans  Nickel 
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nnd  Bronze  vum  26.  Ffbruar  l'A'-l.  Durch  Art.  1  wird  der 
Finananintoter  enuSehtigt,  SUbermtiuEeii  In  W«rte  von  $000000 

Dinars  ausznpräi^n  nnd  in  Verkehr  cn  bringen.   Diese  SilbermliinKn 

lialion  an  Stflli-  ilvi- (-iiiiri-n  zu  treten,  welche  auf  Grund  des  G^-^etz^-s 
vom  30.  NuvemLer  lb7o  geprägt  und  in  den  Verkehr  gebracht 
worden  »Ind. 

Art.  4  IjHstiniiiii.  ditM  ant'  tVic  neuen  Silhi-niiUnzen  von  n,50, 
1  «Uli  2  Diiiuns  ilas  Hildnis  <ii'.-i  KiWiifr^  l'i  ri  li  art^prÜKt  winl.  auf 
dii\jenigi-n  aber  von  5  Dinars  wird  zuj^kich  laut  Art  5  auch  da« 
Bild  des  Führers  des  wsten  serbiachea  Anfttaiidtt,  Kamobokm,  des 
Grossvaters  des  Königs,  geprlgt. 

29,  Das  (iesetz  Uber  die  AbSndernnjren  nnd  VAgin- 
Zungen  im  Gesetz  Uber  die  Taxen  vom  2t).  Februar  1^4. 

30.  Das  Finanzi^esetx  fflr  das  Jahr  1904.  Die  Ein- 
nabuu  n  betrafen  sJSl^T^l.rit»  Dinars,  die  .^ns^'abeu 89143S35 Dinars. 
DaK  It>lizil  für  .las  Jabr  !(Hil  b-tniirt  f.  :_!;tll  14.:{"i  Dinare  Dieses 
lietizit  wird  huuptsächlicli  durch  die  Erhöhung  des  Verkautsprei!>«s 
d«s  Tahaks  nnd  durch  eine  Staatsanfla^  von  0,40  Dinars  anf  jeden 
Dinar  der  direkten  Stenern  srederkt  wenleu. 

;n.  Das  Gesetz  über  di'-  Ab.'indernnjjen  nnd  Ergän- 
zungen des  Uesetzes  Uber  die  Stadttroscharina  in  Belgrad 
(Vensehtnngsstener)  wm  28.  Mint  1904. 

32.  Das  Gesetz  ftber  die  AbSndernngen  und  Brfln- 
snnpeii.  betr.  das  Forstgesetz,  vom  23.  März  1{HM 

3J.  Dh!«  Ge.'setz  Uber  die  Abänderungen  nnd  Krgün- 
xangen,  betr.  das  Geaets  Uber  Tabakmonopol,  vom  23.  MSrs 

ISXU. 

•  I-l.  I»as  Gesetz  über  .Abänderungen  unil  Ergänzungen, 
betr.  das  Gesetz  über  Salzmonopol,  vum  '--i.  März  1Ü04. 

85.  Das  Geseta  Aber  die  Abftndernngen  nnd  ErgSn- 
anngen  im  Gtsi  tz,  betr.  die  Einftlhruiig  neuer  Staats- 
monapole  (über  Streiclihölzer,  Petrolenm,  Zigarrettenpapier,  Alkoliol), 
vom  23.  März  1904. 

86.  Das  Geaets  fiber  die  Ablndernngen  und  ErglD- 
zuML'en  des  Gcsetaes,  betr.  di«  Heeretadainistration,  vom 
•26.  März  1'.hi4. 

37.  Das  Gesetz  über  die  Anschaffung  von  Meeres- 
materialien  vom  28.  Xän  1904. 


J.  PmmcH:  Serbim. 
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3ö.  Das  Gebetz  Uber  die  Abänderungen  und  Krgän- 
snDff«D  d«B  Jagdgesets««  von  2S.  Hin  1904. 

S9.  Dm  6«teti  Iber  die  Ermicbti^mDg  der  kSnigL 

r?t?l?iernnjf  zu  Wrhfitiiltniii'fn  iUicr  ilie  \'erlä  ugerang  der 
Privilegien  der  Natiuualbank  vom  äl.  Mrz  l'JU4. 

40.  Du'Oesets  Uber  die  Abtudemngen  and  ErgUn- 
snngen  de«  Geaetces  ttber  die  Heereeerganieatien  Ton 

Mfirz  ll'Or  Es  sei  Art.  1  crwisltiit,  weldifr  rlic  Nonn  des 
Eides  enthält,  den  die  Ufüiiere  und  Soldaten  dem  Küuig  Pliee  zu 
lebten  ItaibeiL 

41.  Die  geeettllehe  Anelegnng  des  Oesetse»  ftber  die 

peri(Mii!^t')ti  n  Oohaltserbl^hiiigeii  der  Telegrapbenbeamten 
vom  31.  Uai-z  VMi. 

42.  Das  GeseU  ttber  die  SpeziHlpoetkonTeotton  and 
Telgraphenvereiabarnng  iwieehes  Serbien  asd  Bulgarien 

vom  81.  Mär/,  i'.m. 

■i6.  Das  Gesetz  Uber  die  Abftudernngen  und  Ergän- 
anngen  de«  Zollgesetse«  von  25.  Febmar  1904. 

44.  Das  (besetz  ttber  die  .\ bünderniifr)'!)  und  Ergän« 
znn^en  des  Gesetzes  über  die  Nati"n:in),iiik  vom  :n.  MSrz 
1904.  Abgeändert  wurde  Art.  9,  nacb  welclium  die  bilbcrbankuoteu 
nfdit  ttber  die  Snmne  von  10  Dinar*'  lanten  durften.  Jetat  kOnnen 
dieeelben  anf  10,  'lO  und  100  Dinars  lauten. 

Kl.  Das  Oesetz.  betr.  die  ErmHfhtignnp  der  Uprava 
Fuiidova  (Hypothekenbank)  zur  Ausfolgnng  eiueii  Dar- 
lehens an  den  «erbiaehen  Staat  anm  Zwecke  des  Banes 
aener  Eisenbahnlinien  vum  31.  März  1904.  Dieses  Darlehen 
soll  linrrh  die  Verpfändnnj?  des  EiseiibaliiiBteueiv.nsihlage«,  welcher 
durch  das  Gesetz  vom  6.  Dezember  1898  auferlegt  wurden  i!»t, 
ilehergcatelU  werden.  Die  FondaTwwaltang  (Uprava  Fendova)  wird 
ermächtigt,  die  mit  dem  g«liefaenen  Oelde  erbauten  fitienbabnltnien 
dorcfa  Hypothek  zu  belasten. 

46.  Daa  Oesetz  ttber  den  allgemeinen  Zolltarif  vom 
81.  mm  1904.  Die  ordentUehe  Seo^  der  Sknpschtina  Ar  den 
Jahr  V.m  dauerte  bis  zum  2:,.  März  1904,  an  welehem  Tig«  ite 
durch  die  Thronrede  geschlossen  wurde. 

47.  Daa  Getetx  Aber  die  Yolkaaebulen  vom  19.  April 
1904.  Der  Unterrieht  in  den  VolkaaeAinlen  itt  ebUgatoriach  und 
onentfeltlidi  (Art  4). 
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Die  VoUuftchalen  eröffnet  der  Knltaa-  nnd  DnterriehtsniiiiiBter 

(Art.  12). 

Die  VoUcMchnlen  werden  tob  den  Sckii)g«Beiiid«n  febtit  ud 

nnterhalten  (Art.  18).  Zum  Baue  der  SchnlgebAnde  werdi-n  liilfs- 
bediirfii^'e  rifinr-indt^n  au  den  Bewirkt*,  Kreta  und  Staatsmitteln 
nnterstüut  (Art.  lö). 

Die  LelirkTHfte  in  den  VolkaaelialMi  werden  in  8  Kategortm 
gefeilt.  Die  wiilit irrsten,  na<li  den  Qnaliflkationen,  dein  Gehalte 
und  8onhtig«in  Keohten,  Kind  die  stündigcn  Lehrer.  Sie  fanjren 
mit  einem  jülirlicheu  Uehalte  von  800  Dinars  an,  welcher  bis  auf 
8000  Dinars  stelgeB  kann.  Nadi  einem  82Jlllirig«a  Dienste  kann  ein 
solcher  Lehrer  mit  diesem  Gehalte  fieusioniert  werden. 

<  )rtiiistelienile  l.elirslellen  w.rilen  durch  Konkurs  besetJtt. 
Ständige  Lchivr  können  Überhaupt  nui  im  Falle  eines  Vergehen» 
nnd  aneli  obne  Beeeblnaa  des  Ober^vlrates  ans  dem  Dienste  ent- 
lassen \V'-Iil<'II. 

Die  .Autsicht  über  die  Volksschnlen  fQhren  die  Schulinspektoren. 
deren  einer  in  jedem  Kreise  ernannt  wird.  In  den  Kreisen  aber, 
wo  mehr  als  80  Ldirkrtfte  titig  sind,  mtsaen  deren  swel  ernannt 
werden  (Art.  73X 


Die  Skapsclitina  wurde. mm  1.  Oktober  für  die  wdentliehe 

Session  des  Jahres  Hu>  |  durch  den  kSnifj^.  UIcas  vom  15.  September 

1904  einlienifen.  lluc  Si(zniiK<'n  wnrdin  -.thrr  <rltic5i  durch  den 
zweiten  Ukas  vuiu  IG.  .St;|)temb«r  2um  1.  November  VJOA  vertagt. 
An  diesem  Taiire  trat  die  Sknpachtina  snsammen  nnd  begann  ihre 
Arbeit. 

In         I'  St  ."i.iii  tolirciiile  (iesetze  eingebniclit: 

1.  Da»  Gesetz  über  Abänderungen  nnd  Ergänzungen 
des  Oemelndegesetses  vom  8.  DaeMmber  1904.  Es  sd  dl«  Ab- 
Sodernng  des  Art.  94  erwähnt,  dnreh  welche  den  Gemeindegeriehten 
die  v.dle  Zitst/indiirkeit  fllr  die  Hestrafnny  von  Übertretungen  znriink- 
gcgcbi  n  wurde,  welche  durch  das  Geuieiudegeselz  vom  2±  Dezember 
1903  besehrlnkt  worden  war.  Ausserdem  wurde  durch  diese  Ab- 
indemngen  nn<l  Krt'an/un^ren  dem  (Hmeindeausschttsse  das  Recht 
P'^iiuüiiiien.  diirrli  seine  eiirene  Initiative  di-n  Ofenieindevurstand  (den 
Vorbitzenden  und  die  Mitglieder)  absetzen  zu  können.  Jetxt  kann 
dies  der  Gemeindeansschnsa  nur  auf  Verlangen  der  StaatabehOrde 
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(Polizeibehörde)  tun.  W'^jtu  Ii  «  G.'mciiKli'anssi-luis.K  diesen  Antrag 
der  Polizeibehörde  zarUckweiüC,  so  kana  dieselbe  Revision  bei  dem 
Staatnmt  einlegen,  d«amii  Entscheidniii;  deflnitiT  und  Mndend  bowoM 
fiir  die  GenMinde-,  als  für  die  Staatsbeliiirde  ist.  Sdllte  der  Staatsrat 
die  Abgetznng^  d<  s  Vnriitzt-ndeii  oder  eines  Mitplieilt  s  des  ii(  luciude- 
vurstaudes  beacblieasen,  sü  wird  die  Wahl  nicht  nnr  für  den  neuen 
VonltMindan  bww.  für  das  aeae  lütglfod,  tMideni  flir  dm  ganxen 
Gemeindwimschni«  angMidnet 

2.  Das  Geset  z  über  die  A  biirnl (^rnngen  u nd  Erc:;! ii zu iigen 
des  Pres8^e»etzes  vom  9.  Dezember  1904.  Wir  erwähnen  die 
AUtademng  des  Art.  56,  lamt  irelduni  für  die  Unterbreehnng  der 
YeijUumiig  die  Vonoliriftieii  des  Stnfiseietsbaflliee  nutngelend  ilnd. 
Pies  hat  rlif  f^idfutniip:.  ili>'  Vpriiilirnng  wJllirend  der  Unter- 
snchnjig  and  der  AburteilauK  niclii  läuft,  was  nach  der  früheren 
Kedaktwn  da*  Art  59,  die  wir  der  Kritik  anterMgen  haben,  der 
Fan  war.  Nvr  dau  Inim  Verjibrang  vollendet  werden,  wenn 
7.wisrben  zwei  konsekutiven  Handlunf^eu  der  ÜilniniH  die  fBr  die 
V'oUendunf^  der  Verjiihrunff  vorfjesrhriebeiie  Zeit  V(;ry:eht. 

3.  Das  Gesetz  Uber  da«  Hessen,  die  Beschreibung  nnd 
Identifisiernag  der  Verbreeher  von  20.  Deaember  1904.  Die 
durch  difSHs  Chm'Iz  <r<''>rhnSenc  antropometriaeh-poliaeiUclie  AbtdlllDg 
gehört  zum  Ministerium  des  Innern. 

4.  Das  Cieseiz  Uber  die  Hilfe  der  Nabrnngsbedürftigen 
TOB  22.  Deaember  1904.  Dieaei  Oeaets  i«t  dnrch  die  groese  DOrre^ 
welche  in  Serbien  im  Frfllv'ahr  nnd  Sommer  des  Jahres  1904  herfsehte^ 
v>  rnnlasst  worden.  Viele  Ortschaften  waren  damals  ohne  genOgeade 
.Naliningsmittel.  * 

5.  Das  FInaasgeeeti  ff  r  das  Jabr  1905  von  23.  De* 
aember  1904. 

6.  Das  Gesetz  Uber  die  Abiludernngeu  iiiil  l'rijSn- 
sangen  des  Gesetzes  über  die  Sanitätsangelegeuheiten  vom 
17.  Janoar  1905. 

7.  Daa  Oesets  tber  die  Uaitregeln  zva  Sehotze  der 
SffentUchen  Siehertaeit  vem  31.  Januar  1905. 

8.  Das  (resetz,  betr.  die  Konzpssinn  für  dt  ii  lian  nnd 
die  Exploitation  der  Eisenbahnlinie  Weliko  Gradiscbte — 
Majdanpek  tob  15.  UBrs  1905. 
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U.  Das  Uei>vtz  über  die  Urganisatiun  der  Kreise  and 
der  Besirke  Ton  18.  HK»  1905. 

Das  Königreich  Serbien  wird  in  Kreise  und  diese  in  Bezirke 
elnpi'teilt  An  der  Spitzt"  des  Krei^fs  stellt  ein  Hi'ainter,  der  okrnini 
aatsclieluik,  au  der  Spitz«  des  bezirkb  der  urwki  natecbeiuik. 

Die  Bezirke  wid  die  Krelee  aind  jorfstiadie  Feraonen  (Slfeat- 
lidwii  Beclits).  iliiiHiihtlich  ikrer  Lokalii>Tei-es>en  liaben  »ie  A'w 
SelbstvenvaltiinR'.  l>ie  \'erf:issnnfr  vom  .luni  I9(f'i  u>\v\f  die- 
jenige von  Ib^H  b«|^üu8tigt  d&A  Oezentralisationssystem,  welche», 
viellelcbt,  Ar  die  terbleeben  VerhUtalaee  nielit  vertellkaft  ist, 
.Seif  jrovi'riuinni  erfurderl  von  den  Einzelneu  »uirk  entwickelten 
Sinn  nir  die  "tientliclien  l'tlii-liteii  und  die  allpenieineti  Interessen, 
und  wenn  <;s  daran  njungelt,  »ii>  kann  ein  solche«  Vcrwaltangüsjsteui 
aelir  scbttdlldi  atin. 

Die  Selbst verwaltnngsorgiuie  der  Kreiee  sind  die  KreiH- 
skuii-rlitina  und  der  Kreisatissehnss.  I>ie  Kreisskupschtina  wird 
Hill  4  Jahre  gewühlt.  Der  KreibauäschuSK  bebtelit  aus  dem  brei- 
teren und  dem  engeren  Amecbius.  Wir  cnrfUmen  nur,  deas  eich 

der  wiehtifere,  entere  KrtisiinsM'lmss  an»  drei  Slitgliedern  zu- 
sammenHetzt,  welche  die  Kreisakapscbtioa  saa  Uurer  Uitt«  auf 
i  Jalire  erwätilt. 

Die  Beairke  Iiaben  ebenftlle  ilire  BesirkadtnpaehUna  nnd  Becirks- 

anssi'hilsse.  Zum  l'iit.i-sidiiede  viiii  der  KreiswknpHClitina,  welche 
von  allen  \V  ülilurn  im  Kreise  gewählt  wird,  bildet  sich  die  Bezirks- 
skapeclitina  ans  Uitgliedem,  welche  von  den  tiemeindeansachasseu 
des  ketr^nden  Beatrlraa  anf  4  Jahre  gewiUt  werden. 

1i>  It;i-i  (Jeselz  filier  die  .\ bS n d e r n n ;r i' n  nnd  Erg.'in- 
zuugeu  des  Heeres-Urganisatiousgesetzes  vom  b.  llärz  19li5 


Das  Jahr  1906  war  einee  der  wielitigsten  in  nnsemi  Staats- 

lebr-n.  Wohl  hatte  Serbien  sein  ISO-I,  lR7f>  nsw.,  doch  mnssf*  iia-/n 
auoh  das  Jahr  llH)G  treten,  om  auf  dem  wirtficiiafüicb-kultarelleit 
Gebiete  so  beginnen,  waa  die  anderen  nnf  dem  natienalpeltiaelien 


1906. 

Keferent:  Stanoje  Miliailowitsvli. 


1.  Einleitung. 


Staniuk  Kihailowitm  ii:  tterbien. 
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sch"it  ir>-li'isr*>t  Iialifii,  Alle  {rrossen  und  wirlitiu'i-n  Krriiriiissr'  niul 
Leistuugeii  werdeil  immer  erat  s^ler  richtig  geschätzt  und  ge- 
würdigt Die  Schild  daftr  tragen  sie  teilweiae  in  sieh  aeHwt^  weil 
aie  imner  mit  nnbedeoteadfln  vaii  wenig  nnftllligen  Anflngen  be- 
f^-imicn.  Omni.i  n'rnm  principta  parva  »nnt.  Ttihvcj^c  ri>.h>i-  sind 
wir  8elb»l  dnrau  scknld,  da  unsere  Urteilsbeobachtangtitaliigkeiten 
lieadieh  beaelirinkt  nnd  wir  nur  am  einer  gewimea  £ntfemnng 
elfjektiv  na  nrt^en  inutaDde  Bind.    Alle«,  was  mit  ant  lebt 

nnd  Btreb».  bctnif'blen  wir  mir  einer  irewissen  KolleiiialifJit  niid 
üntereciiätzung;  auch  ist  eiu  UetiHch  iiicLl  ImBtande,  sicli  ein 
riditigee  Bild  von  dem  GedrKnge  n  machen,  indem  er  aieli  aeltiet 
befindet,  ttitgegan^on,  mitgefangen...,  ob  at>er  aneli  miteritrobt, 

niitcflobt?  Ja'  Wh-  ^unl  olit-n  7.n  nahe  iJcn  \"nr£»fin2'fn.  tun  niss 
darüber  wenigsteus  ein  einigeruia^sen  riclitigeii  Bild  mactien  zn 
kfinnen.  Ee  aeUeppt  nna  mit  nnd  wir  folgen,  ohne  nne  nmznaeben. 
Doch  Itann  man  fUblen,  da.".-«  nmti  nii  h  in  einetn  iiiolit  (^ewübnllchen 
Tempo  bewefrt.  dass  man  iloch  kein  ulliii;,'lirh' s  I.rhin  fiiltr». 

äelt«n  nocti  bat  Serbien  eine  feste  und  einheitliche  Kegieruug 
•0  nStig  gehabt,  all  Im  Jahre  1906.  Doeh  mnasten  wir  eie,  wenigetens 
angfianga,  ao  liemlich  vermiaaea.  Wir  hatten  drei  Ministerien,  nnd 
e.s  hiess  mit  vereinten  Knlfton  ans  Werk  a-flien.  Ich  »rwüline  li!«ss 
die  zwei  der  wichügsten  Fragen,  u eiche  an  der  Tagesordnung 
wareo:  £e  Anleihe»  nnd  die  Kaoonenftnge.  Das  Jahr  1906  fand 
die  SelbaMütdig-Badiltalea  (aamostalni  Mdicali)  am  Ifi  (Kabinett 
des  Ljuba  Sro.iANOwii'-^riiV  T'lirr  eine  unln  deiitende  llehrlieit  ver- 
fügend, Iconnte  «ich  das  Kabinett  .Stojanowitm«  u  nur  sehr  schwer 
bis  snm  lUn  halten,  da  brach  es  unter  der  Last  des  Zollkonflilctes 
mit  Österreich-Ungarn  znsanunen.  Doch  gelang  es  den  Selbständigen 
(»aniostalci),  ein  anderes  Kabinett,  mit  dem  General  Swva  dur  iTr^rn 
an  der  Spitze,  zn  bilden,  der  sicli  aber  nach  anderthalb  Moualeu 
genStigt  aah,  die  SIcnpaebtJna  anlknUiBen.  Die  neuen  Wahlen  sieherten 
den  Altradilialen  (stari,ii  radlcali)  eine  si.lide  Mehrheit  (Ol  Alt- 
radikale, 47  Selbstiltidtire,  U]  Xati<innliit)eiM!c,  ■>  Fortsclnittler  und 
1  Sozialist),  nnd  der  König  beauftragte  rASLUiTHcii  mit  der  Bildung 
eines  nenen  altradikalea  Wnisterinns  am  17.  April  1906,  welches  täiA 
nach  einer  Rekonstruktion  im  Dezember  v.  .1.  au<  li  jetzt  norli  am 
Staatsmder  betindet.  Da.s  neue  Ministerium  hatte  eine  wenig  be- 
neidenswerte Lage.   Zu  den  auf  der  Tagesordnung  schon  lange 
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•tekendeu  Fragen,  darnuier  die  der  Anleiiie  nad  der  neuen  b«- 
wtfftmng,  denn  hSnag  Tertagt  «ortai  mar  vaA  nm  dem  imwii 
UiniBteriam  xa  Utoen  vorbehalten  blieb,  kam  noch  die  aogen.  Ver- 

srhwörerfrH^Tf.  War  das  abor  wirklich  eine  „Frape"?  Nein!  Denn 
waH  die  in-  und  ansländiscbe  Opposition  lediglich  als  KampfnütUil 
gegen  eine  beatiniBite  Partei  oder  Begiening  gebmuiltt,  kaim  Bleht 
als  Frage  im  ol^ektiven  Sinne,  eine  Landeaihtge,  tmeidoiet  wwdeo. 
Pie  lietreffende  ^  Versc)t\vr>rorfrae:i'"'  wurde  In  ein  paar  Tapftn  gpellM 
und  die  Kegiemng  machte  »ich  au  das  Wichtigste:  an  die  Lösung  der 
ao  nnglttcUieli  und  nnbannonifleh  mBammenftlteBdeii  AnlellM-  and 
KaaoDenfrsge.  Zu  den  Schwierigkeiten  vun  seilen  der  Oppoiition 
kamen  noch  die  unerflillbareii  ^\  liiiw  lic  vun  ^ii  iTen  Osterrpioh-Uiieama. 
Wäre  es  schon  schwierig  gewesen,  die  Anleihe-  and  Ivauuneuflrage 
vereint  n  liiaen,  so  vennelirten  sich  die  Scliwierigkeiteo  naehtriglkb 
dadurch  ansserordentlleli,  das«  di<  ><  ln  i  l« n  Fragen  nur  im  engsten 
Znsamnietihansr  mit  der  Frasro  pin.  s  H:iiiilflsvertrages  mit  Österreich- 
Ungarn  zur  Lüsnng  gebracht  werden  konnten.  Nun  hiess  es,  alle 
drei  Fng«n  so  «ehnell  wie  mitglidi  an  vnaltseliledeii.  IMes  dnrdi- 
zufüliii  ti,  war  uniiK'^'licb.  Hau  nmsste  sich  unbedingt  beschränken, 
mid  <ier  Ii«  ;rii'riiiitr  tri  lang  p»,  die  AtiNiln  -  uü-i  Kjumnenfragc  un- 
abliungig  von  der  dritten  zu  lüsen,  die  ebcnlulU  nunmehr  auf  denj 
bestell  Wege  aar  sellwtKndigeii  ob^elctiTen  LSaang  sloli  beflndct 

Nicllt  vm  für  nuhi  re  iiiirhsien  Nachbarn  ond  FmuMle  mr 
CS  von  Interesse,  wie  iliesf  Fraerin  ilirer  T.iisnng  entgegengingc^n ; 
auch  viele  andere  fiinden  die  Sache  nicht  so  nnintcressanU  Natürlich 
gingen  die  Ansichtea  darfllier  nandunal  anaeinander,  und  es  Italien 
sich  die  in-  und  auslii udischen latereascnten  (die  let/toeu  vurwirL'end), 
um  ihre  Ideen  .hU' b/iis.'(z..n,  oft  auch  solcher  Mittel  bedient,  die 
nicht  nur  der  lie^nerang  die  Arbeit  erschwerten  und  sie  toanchtual 
in  eine  veritngliche  Lage  brachten,  sondern  aneh  mit  der  gebrtaeb- 
liehen  Kampfweise  in  Widerspruch  standen  und  im  Privatleben  als 
..unl-uUi  rer  Wettbewt  rli"'  hfT-pichnet  zu  werden  j'tlpfren.  Doch  wurde 
dies  ali>  s  natürlich  nur  im  i^ifer  des  Gefechts  getan  und  dürfte  wohl 
jetzt  kein  Grand        für  dn  derartiges  Voifeben  Torhandfln  aein, 

d.  h.  wir  g-eben  uns  der  HufTnung  hin,  das  Ausland  werde  in  Zvkuift 
besjser  und  objektiver  über  die  politisch-kulturellen  Verhältniss«»  in 
Serbien  orientiert  werden.  Dabei  liegt  die  Frage  nahe,  ob  es  uicht 
swedanKssiger  vSre,  wenn  man  sieh  fther  die  Vorginge  in  den. 
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Halkanstaaten  mfhr  dmch  an  Ort  und  Stelle  tx-findlirli«'  rersoni-n 
als  immer  durch  ein  uud  dieselbe  Presseiittelle  orientieren  lassen 
wllnle? 

2.  Wirtschaftliches. 

Die  ftnftandnvanzjg  Jalire  geführte  einseitin^o  \VirtschatYtt|Kilitik 

üinssie  ft-i/t  auf  »'iiinial  auftr<'ir''ben  \v<>ril«^n.  Vnr  alli'in  ili  r  i:rr-liiinie 
Zullveitrag  luit  iSulguiit'ii  und  auch  die  vuu  »«■iteii  Üttterreich-Ungarus 
w  gebieterfseh  aaljsestollten  Fordeniiigen  aas  Antat«  des  nenen 
Handels vorti-agi's  fiihrtcn  zu  i  iru-m  Zollkrii';.'-  mit.  diT  benadibarten 
Monarchie.  Auch  wurden  die  srhnn  ciimi  lriti  t.  u  \'i'rliaiidliin{rt>n, 
die  uns  eioeu  ueuen  Handelsvertrag  zu  bringen  liattcu,  unterbrochen. 
Wold  bat  nirannd  von  dem  neuen  Handelsvertrag  sehr  viel  erwartet, 
da  man  gnt  wntrta,  das»  <)»t<enci<'h-l'n(;Hrn  in  seiner  Hnndelnpolitik 
eojren  Serbien  s«i  zietnlidi  ;u>  lir«  !  i.  llt^(  li.  n  Ri  jrlif-  ffebuiideii 
war.  Haoptsächlich  DeuUcliUadt.  A^rarbewcgung  liat  alle  UuH- 
nongem,  die  das  enrofCiMhe  Zentnini  auf  die  Desenbervertrige  von 
(lesetzt  hatte,  znnichte  gemacht.  .Mies  das  war  wohl  bekannt, 
doch  hat  man  einen  so  plötzlichen  Abbruch  nicht  erwartet.  lu 
Serbien  glaubte  mau,  Österreich  habe  kein  intereijse  darau,  uns  von 
sieh  «bsnwelani,  nnd  dort  glanbt»  man,  Serbien  kfinne  nicht  einmal 

einen  zweiraonatlirliin  Krieg  mit  österreirli  anslialten.  .\uch  bei 
an»  konnte  man  oft  diese  Meinung  hören.  I'nd  wie  kam  e*'f  Ohne 
seine  Kraft  selbBt  genau  zu  kennen,  hat  Serbien  die  Krisis  glücklich 
llberwnnden  und  scheint  mit  den  alten  Gewohnheiten  nnd  Vorsrteilen 

fftS't  ganz  gebrochen  zu  IiabtTi.  I>i«ti  war  die  Sache  sehr  niisslieli 
und  schwer.  Fast  25  Jalire  nach  ein  und  derselben  Richtung  hin 
erzogen,  die  Prodnktion  nar  im  Sinne  der  teterreicbiachen  Bedürfnisse 
entwiekelt,^)  war  es  keine  «nlkcbe  Soebe,  mit  einem  Haie  gans  neae 

*)  Die  Mahsrigen  BsndelsvertrXge  mit  Osterreieh-VBgara,  die  ftr 

■lio  wirtschaftliche  Zukunft  Scrbictm  keiueu  daucnulcn  Vorteil  briuireu 
koQQteu  I  vom  28  Juni  1M78,  24.  April,  7.  Hai  IHHl  und  vom  28.  Juli ,  'J.  Au- 
gOBt  1K*2).  haben  Serbien  wirtschaftlich  voll-<t<iii<liL'  an  die  Nachbaf^ 
ttooBidiie  gefesselt.  Bin  fi«iB]Mel:  Während  wir  fOr  einen  Oohsen  aniing« 
4  Onlden  Zoll  «ahtten,  hat  Dentsehland  dafttr  12.75  Onlden  besahtt  und 

ib  r  auhinoriii'  T^irif  lictrU!?  15  Gulden  pro  Siruk,  T'.is^'  lln-  lmH  aurli  l'iir 
Zerealieu  und  anderes.  Wir  wollten  und  später  konnten  wir  auch  nicht 
andwe  AbaatigsUete  anltaebsn  nnd  die  eeiWsehen  Bzportears  kannten 
nur  Petut  und  Wien.  Dafür  bi  katu  iiIm  t  (i^ti  rrcicb  >ri'"lltri'n(i  EotL'dt  durch 
Vergünstigungen  fttr  seine  i^'abrikute  uud  kouute  du»  .Nützliche  mit  dem 
Jatetawh  i«r  tattmat  TsfetaltvBC.  t.Bd.  171 
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H^ihneii  eiuzngchlugeii.  Nach  dem  B^upiel  vun  l^t».')  hat  mau  hu- 
g«fMi(ren,  ilas  Fl«iacb  von  Biodvidi  «nd  Sehwetnen  in  verarbeiteteiia 

Ziismuil"-  aiisziuTiliri-n  lUriindong  von  Srhliulithaiiserni,  so  das?,  es 
amh  für  wiitcrc  Tnnispin-te  pet"ipriet  wurdt-.  Man  begann  aiirh 
M'hifunigat  die  llaudelsverliage  mit  duderu  Staaten  abzustcliliesseu 
(En^knd,  Fnakrelcb,  It«Uen,  Sdiweis,  Türkei,  Ägypten  mir.).  Wohl 


war  Pe*t  sehr  iialu-  und  man  liat  uns  dort  si  lir  j^ünstip'  Zollsiiizf 
frciTflx-n,  atii  h  hatii-n  nnsiTr  Kxi«irt*ure  nicht  hinge  anf  ihr  tidd 
wiitien  lui)^sC'n,  und  brauchten  sich  auch  nicht  viel  darum  y.u 
kammern,  ob  die  Ware  dem  Gcechauek  dar  Kontameaten  entapmeh 
nnsen-  Nat  lib.n  u  habrn  alli  s  ab;riV;auft  nnd  in  »■ulsjucchend  vit- 
arbeiteten!  Zn^iaiide  weiter  verkann;  die  Veruiitteluug  war  aber 
ziemlich  teuer  und  der  frühere  Zustand  hatte  (ttr  uns  auch  viele 
andm  Schattenseiten.    Vor  allem  die  nngehenere  AbbSogigkeit 

ZwackmSmitreii  verltindcn:  ilie  wirtuchaftllehe  AbUbniriirkeit  war  eb^n  auf 

dem  bosl'Mi  \Vi'^'.'.  Bii  h  in  ä  iii  '  ]!•  lili-r'i  ■  /n  vcnvan<ielii. 

Kiu  Beleg  für  die  Eiu»eilit.'k<Mt  uiiio'rer  bisheri^u  H«jidel«poliiik 
lieb  nehme  bbws  die  Jahre  IMM  und  r.«t)ö.  Das  Jahr  lfl06  haan  wegen 
r|.  r  iinnoriMalenHandelsbesiebungen  mit  Österreidi-Dngani  nicht  in fietiadit 

koiuiueiii: 

A.  AiiHfnhrt 

ISKM  1905 
Wert  in  Fraaha 

1.  (>i.  m  irli-niijt«rn  .   .   5.-)  :i.>l -J'-'T     r.4  71-'40e 

2.  DeutM-hluud   ....     2(iiK)dl7  21U>8M0 

8.Taikei   1707200  2d4ö607 

4.  fiuigarien  loiSf.ütt  l-j-jo.vn 


DMCb 


Diffarens 

+  »m  i7a 

—  4«9  KIT 
+  Ö38407 

1-    207 1*04 


11  ;•'.»<; : 


Walin  iiil  wir  uiil  U>i<Tr«ich-Unpirn  in  einem  eo  regen  Handel»- 
vffkehr  ><tandeii,  haben  wir  nach  den  Nie<lerlanden  gar  nldils.  nach  der 
Schweiz  und  Uontene;rro  fast  nichla  exportieren  itSnnen. 


ans 

1.  Öslerreicli-Unirarn  . 

2.  Dontüvhland    .    .  . 

Ii.    l'lll-I.llüi  .... 

4.  Bulgarien  2ia(3til 

&  Türkei  lÜdSSW 


B.  Einfuhr: 

Wert  in  Franks 

:?(;  :>s:^  im    x\  37")  .-»tii 

5ini-.>i><)  .■.:u:!H49 
2  325146 
2602648 


Unicrsrhicd 
in  19Ü6 

—  l  7!»1  744 
-t-  311721» 
+  221786 
+  687418 


Tntal:  6U»2»4Ü6    &50OO644    — 63S&70e. 


StakoiIB  lfaiu]LowiTM!M:  SeKiIco. 
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Österreich  brauchte  bloss  die  Orcuze  zu  bpmreu  uud  "j^^  von  um>iM  ui 
Ezpoit  blieb  obm  Abmto.  Dssn  bat  man  am  mdatea  dk»  woU> 

wollend  gegebene  Veterinflrkonvention  b«niU2t,  von  der  mau  immw 

sehr  viel  erwartet,  aber  sehr  wenif?  bckiiniiiu'n  Imtf'-  Dfo  lit^irlpn 
Veterinärkonventionen  ivon  1881  und  lMt2}  hatten  auch  viele  LUcken: 
die  eilte  mit  Ihrem  Art  5  nnd  die  sweite  «war  obne  dieam  Artitel, 
dafür  mit  an  i«  i«  n.  wie  Art.  -J.  6,  7  nnd  8;  nnd  sobald  wir  nicht 
^anz  im  Takt  mit  unserm  Nadibarn  wari'n.  wittrti  ri  •ir  ibisdies  Rind- 
vieh und  &lch weine  krank  (an  Milzbrand,  VieliiMst  und  dergleichen 
geflthrlichen  Kranitbeiten).  Oaan  kommt  ancb  die  nnanfliSrUche 
Kontrolle  unseres  f^anzen  St^nersy^^t«  ms,  s'^wie  die  Krsrhwt  rang  aller 
indnstrieilfii  Uiitf-nielimuiiteii  (der  Pilierentialtarit  im  Vertra?f  vim 
iHbl:  Zuiuitz  zum  Art.  5  und  10  im  tichlussprotokoll  des  Handcis- 
mtrags  von  1892  nsw.)  naw. 

Ana  alten  dleaen  aneatibiten  GrBnden  gebt  herror,  da«  die 

nene  Richtiincr  in  der  Hand(ls]i(ilitik  nur  als  ein  Fortschritt,  ein 
Erwachen  naiih  einer  langen  Lethargie  zu  bezeichnen  ÜL  Natlirlich 
kann  man  hente  noeb  aiebt  poiltiv  tagen,  was  dabei  verteren  nnd 
wa»    Wonnen  ist,  aber  lovtel  atebt  feit:  1.  die  nene  Handelapolitik 

braui  ht  nirht  mehr  ejni>  nns>-lb<'t.'!iidig'e  nnd  unnatioitale,  2.  ale  branebt 
nicht  mehr  eine  fost  rein  tiskalische  zu  sein. 


Bis  zum  1.  Jannar  1907  betrugen  un^ere  Staatsschulden 
leiOöiSSO.-ia  Dinare  (Nominal  üUi;J2.-.5:l4,.jl<  und  Effektiv 
9827070^3,90  Dinare)  mit  einer  Annitfit  von  23641020  Dinaren, 
nnd  zwar  fblgendermaaeeii  veirteilt: 

Nominalhi'trai; 
(in  Dinaren) 


EffektiT 


1.  Die  Bnariadie  5% Anleihe 

vom  9.  Augtist  1876  .  . 

2.  2*'(,  I.ofteriiAnUMhe  vom 
1.  April  l«al  .... 

&  Die  5%  Sta&tahTpotbe- 
kenbankanleihe  TOB  31. 
.luli  1>IHH  

4.  Die  Tabakiuonupolauleihe 
▼om  20.  April  1888  .  . 


33000000 


12000000 


24585000 


m  Bbertragen:  68588884,59  46615000 


Tlignagi* 

fiiat 


8538834^9     6810000  — 


50  Jalirc 


912UOUO  37 


171* 
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Nominalbetrag 
(in  DiuNB) 


BBiaktiT 


Mtt 


Übertrag:    68588884,69  46615000 

5.  Die  i^iQ  KonvemuiuMin- 

Ivilie  vom  8.  JaU  1895  .  855292000  247187083,90  72  , 

6.  Die  6%  Lokalei8enbaiin- 


7f  Die  Nationalbankau- 
lahe vom  81.  USn  1904*)  10000000       10000000      10  . 

8.  Die  S'^/o  Expluitatioiisun- 

leihe  vutn  11  .1;ii)iiar  ]s!«.)  115OU00U  10005000  15  ^ 
y.  l»ie  5       MüiiuiHtlanlt  ilic 

vom  26.  Juli  1902    .   .  tiiioooom)       ihtioixXHj     5o  „ 


Unterm  12.  Dezenibfr  IfMi«;  wurde  von  der  Sliapeclitina  die 

neue  Anleilie  vun    ■  Mi!<i<in'"i  jri'f'.- Iimicrf \1m>  lH'fi  ar>'n 

jetzt  unsere  .Siaati^cliulili'n  660390461,60  Diu&re  mii  vnui  Atuiit;a 
von  284^920  Dimnii. 


Fast  kfiu  G«bivl  in  uui>erm  ätaaUleben  M:)a-int  in  letzter  Zeit 
SO  vernacblKfisigt  worüen  sn  e^s,  wie  da«  der  Getettgebnnsr,  olmohl 
es  an  einer  reicht  n  mul  verscbiedenartitri  n  VerflmnBgsgesetxgebnn^, 

Sdwip  an  j'nivis.  i  i~i  Ii.  n  Gesetzen  (Standroi  lit<>re«etzen  und  andeivn 
Aniuiahiuei;e!>et/.en)  nicht  fehlte.  Der  Hauptgrund  dafür  lag  in  eiueui 
viel  zn  entwicitelten  Parteflel>ein  nnd  in  den  zalilreieben  Inneren 
Aul'tlainmnii(,'en,  welelie  fast  nniere  (jaiize  neue  Cieseliiclite  bis  zum 
.Talire  IW-i  aui-ftillteii.  Tuniea  proprior  [lalliost.  Alles  battr  s'u  h  hi 
den  politisclien  Kaiupf  gestürzt,  wo  Lebensfragen  für  da»  Land  zu 
eatMlieiden  waren,  und  die  lieaten  KrSfte,  obwolü  nieht  immer  ge- 
iMrene  Politiker,  wan-n  dort  engagiert. 

r)a!*  .Tabr  \'J"  '>  hat  die  inneiT  Ruhe  und  Ordnung:  tresiebert 
uitd  die  Kiim|ifi'r  kouuten  wieder  an  ihre  Fügten  zurückkehren,  wu^i 
sich  andi  anf  dem  Gebiete  der  Geeetsgebnng  ftUbar  maditn.  llit 

>)  DitM  Anleihe  iit  eigentlich  vom  82.  llin  1898.  An  31.  Hin 

I9M  wurde  sie  blosK  erneuert  und  ist  darflber  ein  Gesotz  erbutAeii  worden. 

')  Naliere«  darüber  itieUe  diu  Ge»et«  über  die  neue  Auleibe  in  der 
Abtoilnng  ,GMetigebang*  (No.  10). 


anleihe  vom  4 .  A  n  n:u8t  1  h;  >7     1 000000 


900000 


10 


Totnl:  501825884,59  862707088,90 


3.  Gesetzgebung. 
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einer  iieberhaften  Tätii;keit  inaciite  man  tiich  an  eiiit^  ^rtindliclie 
Rfvisum  der  alt«>n  (.n>s«-tze;  dii^  einen  waren  (din/lieli  veraltet,  die 
andern  raoBgten  Wenigatens  der  ncnen  VerfasKung  aniirepaHst  werden. 
So  kam  es,  das»  der  Skupsehtina  eine  Menge  nener  Gesetze  vi-r- 
gelegt  wnrdeii,  von  denen  jedoch,  da  der  ge*«'tzgebende  Körji^r  in 
den  letzten  drei  Jaiiren  durch  eine  Menj^e  anderer  wichtiger  nnd 
keinen  Anfschnb  duldender  Fragen  In  Anspruch  genommen  war, 
nur  ein  verhilltnismilssig  kleiner  Teil  erledigt  werden  konnte. 

Zum  Teil  sind  die  (lesetzeRVorlagen  bereits  fertiggestellt  und 
der  Sknpsclitina  vorgelegt,  zum  Teil  befinden  ttie  »ich  noch  in  Form 
von  Entwürfen  im  Justizministerium.  Zum  andern  Teil  aber  ist 
erst  da«  erlVirderliche  Material  zu  Hammeln  und  die  Vorarbeiten  für 
die  neuen  (Jesietzentwllrfe  zn  veranstalten.  Hierfilr  .sind  verschiedene 
.Ansuichtisjie  im  Jnatizniinifsterinm  selbst,  wie  ansserhalb  desselben  tÄtig. 
Ausserdem  scheinen  auch  die  weiteren,  vorwiegend  juristischen  Kreise 
die  erwähnte  amtliche  Reformbestrebung  mit  aller  Kraft  zu  unter- 
stützen, indem  sie  die  Gesetze  und  Einrichtungen  aus  alter  Zeit, 
sowie  die  der  neueren,  die  den  jetzigen  Bedürfnissen  nicht  ent- 
sprechen, einer  ziemlich  scharfen  und  schonungslusen  Kritik  nnter- 
warfen  und  anrli  mit  positiven  Keformvorschliigen  (Schwurge- 
richte usw.)  hervortraten. 

1.  Gesetze.') 
A)  Innere  Angelegenheiten. 
1.  Justiz. 

1.  Die  Vorschriften,  betreffend  die  Inhaftierten')  und 
Arrestierten.*)  Diese  Vorschriften  sind  auf  Grund  der  §§  10 
und  27  lies  allgemeinen  Verwaltungsgesetzes  und  im  Sinne  der 
^§  2(1  und  312  des  Str-G.-H.  und  de«  §  18(5  der  Str.-P.-Onln.  au 
15.  Hai  1906  (P.  No.  10(>30)  von  Seiten  des  Ministers  des  Innern 
erlassen  worden.    Ihre  H(>  Artikel  betreffen  hauptsächlich  die  üe- 

')  Hior  sind  antreführt  nicht  nur  (ti>Hi>lzii  idio  materiellen  und 
fonnelleni,  sondern  ancli  wichtisrero  Vcr«nlnun!.'en.  VorfUj:un>»en  usw., 
die  mit  ebensoviel  Rocht  hier  •„'onannt  worden  künncn  wie  die  formellen 
Geijctze,  noch  dazu,  da  doch  (lesutz  und  Vcrorduuug  in  verschiedenen 
Ländern  nur  rein  formell  unterschied^!  werden  und  oft  darin  eine  ziemlich 
grosse  Willkür  herrscht. 

*i  Inhaftiert  (pritworenik)  —  einstweilen  in  Haft  L'cnomnien  (z.  B 
Untvreuchungahafl);  arrestiert  (osüudJenik)  ~  zu  Haft  vcnirleiit. 
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handlang  der  Veiliultcteu  (wüLrcud  der  Uutersucbung)  und  der  Ver- 
nrleaien  von  adten  der  Wftcliter.  Die  Vondirliltea  sind  am  27.  Mal 
(Amta1)I.  No.  117,  S.  587)  pnbUslert  nnd  aeeha        spiter  in  Kraft 
treten  (Art.  36). 

n.  ITnterrleliL 
2.  Oeaetsliclie  AatlegnoK  de«  Art.  8  des  G«Mt«w  Aber 

die  Viilksscluilen  vmn  19.  April  1W4,  weicht»  anf  Gnind  des 
Art.  :J7  d*-r  Verfassung  v(im  7.  Februar  lltOG  gelben  und  am 
9.  de8»«-lb«u  MuuaU  verülleutlicht  worden  ibt  (AnaUbl.  No.  30,  S.  117). 

8.  FakaltAtsordnnnip,  midi«  anf  Grand  d««  Art  87  d«a 
G«Mlze»  Iber  di«  UnivenitSt  vom  27.  Fiebraar  1905  an  1.  Eebniar 

H'itr,  (»Hnss.'n,  am  0.  desselben  Monats  publiziert  (Amtsbl,  N". 
S.  117)  und  in  Kraft  getreten  ist.   (Erster  Teil  =  40  Art.  —  Zweiter 
Teil  =  90  Art.  —  Dritter  Tdl-SO  Art 
Das  Gesetz  lerfkllt  in  drei  Teile: 

Krstor  Teil,  enthaltend  40  Artikel,  bezieht  sirh  anf  die 
Einrichtung  der  Philosophischen  Faknlität,  und  zwar:  1.  Ab- 
aebnitt  I  (Art.  1>  spricht  Aber  die  Aufgabe  der  Phileeophiieben 
Faknlt&t;  2.  Abschnitt  II  (Art.  2—1*))  bezieht  sich  aaf  die  Vor- 
leKunpcn;  Abschiiitl  III  lArt.  Id  .iC>)  enthalt  die  Hestimntlingen 
Über  die  l'iiifungcu;  den  Absciiuiii  IV  (Art.  :ii)-^4U)  bUdeo  die 
Obergangsbeatinniangen. 

Iii"'  Philosophische  Faknlität  uinfasst  2h  \  er<i  liiedene  (legen- 
s^tiiinlt  ;  d  itu  lii-n  niH'h  8  moderne  .'Sprachen,  weli  Ue  \on  Ivektoren 
gek'Uil  werden.  Das  Hecht  der  Besetzung  neuer  Lehrstühle,  i>e- 
nlnarian  nnd  andere»  Lebrsmtalten  konunt  dem  Faknltttnat  so. 
Ansserdem  ist  noch  die  (v-neiimi^onu^  des  Iflnisten  Ar  Knltus  nnd 
ürterriphtsweücn  erforderliih  (.\rt.  2.  Ü). 

Daneben  bestehen  17  Kieminare  (Art  3).  (iehürt  ein  Stu- 
dierender einer  anderen  Faknltit  an  oder  bat  er  in  Andand  studiert, 
Sil  können  ihm  nie  mehr  als  ti  Semester  anRerechnet  werden 
(Art.  7,  .Abs,  2).  Als  aiissenirdentliehe  Hörer  werden  iinr  diejenigen 
zugelasMin,  welche  weiiigsteus  da»  Zeugnis  der  lleife  für  die  siebent« 
GymnadaUdasae  oder  das  daer  mittleren  Fhdnebnlo  bedtaen 

(Art.  8).  Die  ordentlichen  Hörer  mnss4n  in  der  Woche  weniprstens 
zwölf  Vorlesnnpren  bezw.  Seminarstnnden  belegt  haben  (Art.  5>, 
Abs.  2).  Die  I'rüfungeu  sind  doppelter  Art:  Diplom-  und  Doktor- 
prfiftanf.  Bdde  haben  den  Charakter  der  FadiprUAincen  (Art  16). 
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Die  üegenbtäude  der  Diplüiupriifuugen  zerfalleu  in  15  vertjchiedene 
OnqipeiB^)  (Art.  II).  Die  Diplouprüfting  itt  teil«  «ciirifUich,  teils 
milBdlieli.  Nnr  letztere  ist  <°<nviitli('li  (Art.  17).  Zur  Diploin- 
Iirftfniiir  fin'l  k't  flifjtMiipcn  «rdHiitliclien  SfuditTtiultii  Ix-reciitiL^i, 
weklie  acht  vollgültige  .St-meister  den  ertorderliclieii  Sfiiiinar- 

lllNin««!  belesrt  liabeo  (Artv  8, 12).  Di«  Noten  sind  1—10  (Art.  22). 
Zur  Doktorpriifnng:  werden  nnr  diejenigen  or<li'ntlii  ht  n  StudirrpiKb  ii, 
welche  dif  DiplniiipriiCniis  bereits  .ibpele^-t  liiiheu  und  eine  -i-lh- 
blitndig  geferiigte,  wiäseiischaftliche  OriiifiualarUeil  viii/eiK**ii,  zu- 
gelaasen  (Art  29).  DI«  DoktorprUAing  kann  dreimal  «raenert 
werden,  dus  dritte  Mal  mir  mit  (ü»nphmign"ip  <l*'s  Fakiiltiltsratea 
(Art.  H4).  Nach  .Art.  liercf.htig«n  die  Zpußfnissp  nnd  die  Diplome 
der  trüberen  Hu<'hBchule -)  noch  dr^i  Jaiire  nach  dem  Inlirafttreten 
dieser  FakaltStaordnvng  tot  Doktorprüfang.  Dadnrelt  tritt  die 
frühere  Ordnnn^f  der  Philosoiiliisi  lien  Paknlt&t  vom  30.  Septenlier 
19U0  (K.-i'.  No.  »»41*0)  auii.s.er  Krult. 

Zweiter  Teil,  mit  8U  Artikeln,  behandelt  die  Organisatiun 
der  JorfstlMhen  FaknMt,  nnd  swur:  1.  AkMlnitt  I  (Art.  I— II) 
cnthiÜt  dip  allpenieinen  üestiniiniin^Lii,  2.  Ab>r'hnift  IT  (.Art.  11  his 
17)  spricht  Uber  die  Diplomprüfung,  ä.  Abschnitt  Iii  (Art.  17) 
enthUt  difl  BMtiuimangen  Vktt  die  Daktorprflfnng,  4.  den  Ab- 
schnitt IV  bilden  die  ÜbergangsbeBtimnangen  (Art.  25—80).  Die 

.Tnrisfisclie  FaknIiJif  iiiiifnsst  Ii'  (le^fenstände.  weich''  ein  S  .«.ein. 
8tadiom  auafnllen  stillen  (.Ar.  '6  and  4).  Die  Ciegvn»iände  können 
aneh  in  einer  anderen  als  da*  im  Statut  festgesetzten  Beibenfolge 
belegt  werden,  doeh  nassen  in  den  ereten  6  Semestern  wenigstens 
11  Standen  wöchentlich  belet,'?  werden  (Art.  4:  Wer  sich  tTir 
die  Doktorprüfung  vorzubereiten  wäusclit,  kann  au  Spezialkursen 
nebst  Seminaren  teilnehmen  (Art  5).  Die  DiplomprflAing  besteht 
ans  Eänselprüftingeo  and  einer  SchlnaeprttAing.  Die  Schlass- 
jirflfnngf  besteht  ans  einer  mflndlinhen  und  einer  schri ftlieiien 
(.Art.  11  und  lü).  Zur  DoktorprUlung  wird  nur  zagelaseen,  wer: 
1.  die  Diplomprttfeng  mit  sehr  gntem  Erfolge  bestanden;  2.  wenig- 
st en«  2  Semesterspezialkane  gehürt  ,  3  wenigMens  8  Seminararbeiten 
angefertigt  hat,  welehe  von  den  Professoren  als  gat  qnalUiziert 

')  D.  h.  in  die  cinzi'innn  Fächer,        d'i'iii'ii  ^irti  rli.'  Plnlosophlsche 
Fakultät  zuBamiueuttetzt,  z.  U.  Uathoiuatik.  NalurwiMicnsctial)  usw. 
*)  Die  frohere  HoelMehnie  waide  1905  sur  Univsnitat  erhobes. 
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worden  (Art.  17.)  Ancb  die  Doku>iiirütuitg  liestebt  am  einer 
mfiadlichen  nnd  einer  sebriftliehen  (Art  18).    Die  Doktor- 

(li^si-rtatiun  iiin.-s  .  ine  m  !!'-t:ini-lii.M>  < 'rifrinidrirbcit  von  wis;<enschafl- 
licheui  Werte  ««iu  (Art  20;.  Der  i;°aliultäurat  kann  Jlännern,  die 
sich  besondere  Verdiensie  um  die  Wiueaicbift  erworben  babao,  Atm 
Doktortitel  honoria  eansa  Terleihen  (erforderlich  biem  MajoritBt 

n.|.y  t]:.f,.i,  FaknlfjUsrati's).  Nur  (iii  'iMiitri'ii  «ind  mit  iiem  ^>i;l!^lnl 
iWr  tiitliereu  HocIiMcliule  zur  Doktorprüfung  berecliti^t,  welche  die 
Hoebtichale  wenif^tens  mit  dem  darehscbnittiicben  ErfSoige  sehr 
g^nt  «b«<>l viert  luiben  (Art.  5.)  Dadurch  tritt  die  ftHhere  OrdnoDg 
dtr  ,;nrisii<i  lH  r>  F;iknltiii  vom  22  AyrW  \Wl  ausser  Kraft. 

Dritter  Teil,  enthaltend  Artikel,  befiust  sich  mit  der 
BSnriebtiuif  der  Teeh&ischfm  Fakoltlt,  und  swar:  L  Lehrj^u 
(Art.  1— 3),  2.  die  Hwrer  (Art  11—14),  3.  die  Prttfbageu  (Art  14 
bi'-  17)  nii'l  4.  ilii-  l'liiT;.Miiir>V.t'stiiiiriiiiMjrcn  (Art.  47 — .^(').  I)i<- 
TeclinisclH"  Fakultät  anita»«!  l»7  Gegenstände,  lias  Kedit  der  Hc- 
selxan«;  neuer  Lelirstahle  kommt  dem  FakaltiUsrat  an  (Art  6>. 
Erp'Inznn;rst;i  irenstande  sind:  a)  Pnvektionsfibnngen,  b)  Arbtiten  in 
Si-miiiui i'ii,  I .;iHnri'.iricri  hpw.  wie  ;uiflt  iVw  ]in\k\\'^r\\rr\  Ar>»>'ifeii. 
iiiui  c)  KxkuihiiUH  u  ^.\rt.  '!).  Die  i'rUtun^en  siud  wieder  doiipelter 
Art:  a)  die  Diplom-  nnd  b)  die  DoktorprttAin«  (Art  14).  Die  Diplom- 
l>rufunii:  Ix'steht:  1.  aii8  einer  Vor«  (priproDinl  isplt)  nnd  2.  ans  einer 
F;h  iitiiiiL:  isfruriii  isiiili  (Art.  !!•).  Für  <!!>■  fotc  Prnfiiii£r  siit ! 
vier,  für  die  zweite  acht  voUgiUlige  beniester  und  die  bestandeiu- 
VorprHfnng  erforderlich  (Art  25  a  n.  30». 

Die  Faehltriniiii;:  hrsitht  wieder  aus  zwei  Teilen:  1.  ans  der 
s' tirifflii-lii'ii  T»i|>l"iiiarli»  it  un  i  aiH  der  mOiidliclieu  l'riifuii!.' 
(Art.  iJli).  Die  i>okt«riiriituu{?  uiiiiii).Ät :  1.  eine  seitMtitndig  gefertigte 
Originalarbeit  (die  These).  2.  eine  mOndüclie  Prllfnnsr  (Art.  40). 
Zur  ]>oktorprüfuiig  wird  nur  zngela-^rn,  wer  die  Dijd(inipriiftm|C 
tut  ln>r.iiid.'ii  hat  :Art.  J(.  •i7  u.  II).  Die  nuindlirlie  I'riifniic 
k.mn  nur  eiiiinai  wiederlii-li  werden  (Art.  -l-l).  Der  Fakultiil.srai 
der  Technischen  Faknitit  kann  allen,  die  sieb  um  die  Wissenschaft 
Verdienst«  erworben  haben,  die  Doktorwürde  honorifi  causa  ver- 
leihen. Wer  vor  oder  zn  Betrinii  des  Fuiversirärsiiihrf s  r.m.l  <M 
iiuuuitrikuliert  worden  ist,  »owie  wer  die  Derechtignng  zur  Diploui- 
prBfkinf;  noch  Mher  erworben  hat,  kann  diese  Prilfung  nach  den 
Mheren  Bestimmungen  ablegen;  doch  gilt  der  15.  Januar  1908  als 
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letzter  Teruiiu  dator  (Art.  47).  Durch  dia&n  FakultäUtordnilBf  tritt 
die  frfIhM«  Ordnnag  der  Teebitiielien  Falcnltit,  «eklie  durch  Ver- 

fii^in^  do!<  Miriisirts  für  KnltM  und  Unterrichtswesen  vom  31.  Mint 
1905  (V.  Ni>    .^•2•J)  !r<>iiehmi(rt  worden  ist  lArt.  4;t).  ;his-it  Kraft. 

4.  Dekret  vom  23.  Juli  19UG,  betr.  die  Änderungen 
der  AllgemelB«!!  Univeriititistatnten  vom  1.  Oktober  1905 
(A«t»bL  No.  2175,  8.  1001),  idtaiUeli  der  Art  32  (Aba.  1),  80,  89 

(A).s.  :5).  Wt  <  \\<^  I  i,  litj  l  Alis.  1  n.  2).  lor.  (Abs.  1)  nnd  ](ts  -  Ai,v  lt. 
Art  107  wurde  aulgehobcn.  Das  Dekret  wurde  am  2i>.  Juli  iWi} 
<ABtd>L  JSh.  165,  S.  777)  verSffentlicht  und  ist  nm  selben  Tage  in 
Kraft  getreten. 

III.  Finanzwesen. 

5.  Undget  lür  19UG. 

a)  Die  Einnahmen  für  1906  sind  auf  89207072,52  Diu. 

festgesetzt,  und  zwar:  n)  urdt  iirlii  lie  Kiniiahnien  887HS  !S!"2.72  und 
h)  a«s>ierf>rd(>iulirlii'  lisi7'.».>'n  Diu.  Das  Kinn.ihnifliud^'ct  zH«-! 
folgende  wichtipio  i'osteii  iu  iihKenuideten  Zahlen;  1.  ilirekie 
Stenern  28911750,  2.  Zolleinnahnen  7160000,  8.  Verbranchs- 
»toufni  rt.'tlTiH"»,  4.  Stci)iii<'l>li-in'rn  4<i()fiKNi,  .",  Staatsmoiiojmle 
218:>üOLMt,  ü.  Pi)>t-  und  Tfl<!grapheii-Kiniialiiiipu  sowie  aus  Do- 
mänen usw.  36G7  647,  7.  aus  Staatseisenbahnen  8  7üU(HJU,  8.  ver- 
schiedene Einkaufte  6605676  Diu. 

Ii>  Dif  Ausfraheii  fiir  VM»\  sind  auf  S!» l^..^(^^l.-.,7^,  Diu.  fest- 
gesetzt, davon:  a)  ordentliche  Ausgaben  87  301710,12  nnd  b)  ansser- 
«rdentllche  186d3K5,6d  Din.  Di»  Ausgaben  wurden  folgender^ 
■aMCn  verteilt:  1.  Hof  1255252,  2.  StaatCMdralden  28834190, 
:i.  Sknpscliiina  374  000,  4  St;i;.'<nif  DT" .'>(»'.  IN  Tisinns.  nnd  <u>.- 
ventionstunds  4666188,  G.  Verwaltung»au!>]faUen  (alle  Ministerien) 
51217568,  7.  Teriehledenes  1222543  Din. 

In  Budget  worde  also  ein  Übersehoss  an  Einnahni«i  von 

f».''»<,7"i  Din.  vorgesehen.  (Das  Fiii:»n/;;ilir  Iftftr»  hatf*'  einen  Über- 
scbuss  von  4  779KtiO,ti7  Din.  antgewieseu,  und  zwar:  a)  von  Ein- 
Bahnen sind,  nach  Abzabinng  aller  bndgetmäBsigen  Ausgaben,  flbrig 
geUieben  959205,17  Din.  nnd  b)  von  den  elngetriebeneD  Schulden 
ans  dem  Jahre  VM>'>  ;i  S2<m;",.%.7<>  Din.) 

in  der  Budgetvorlage  Air  1907  werden  die  Einnahmen  auf 
90517000  Din.  (89674911,66  an  ordenUichai  und  842058^  Diu. 
an  anssarordeotliehMi  ESnnahnen)  nnd  die  Anagab«i  aof  90467000 
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fiin.  (SV  M!<7  1T.*'>2  iui  'ifili  iiilirln'n  iiml  nt^MtiriL». :!■>•:  T »in.  an  aiiss»'r- 
oi'dentliGheii  Ausg;iibuii>  veiuiiKcitlagt  Der  Überachiufc  vou  &UOUO  Din. 
i«t  geullM  Art.  25  des  Stsatolmdcetgcwtws  ni  Tenrenden. 

6.  OesetE  von  21.  Februar  1906,  batr.  die  Ändernngen 
nnd  Erganzvngett  de»  Geaetzet  Aber  die  EinriebtiiiiK  der 

Sf aatsliyp<itlH'ken-n;nik  'I  priiwH  fDii<]i>vv!n  vni  s.  Juli  1s>.<t 
Ein  uener  Artikel  wurde  iiiuziigt lUgl  ^Art,  i*öa),  der  beMiiuiut,  d&ss 
der  Uinister  bereehtijirt  ist,  einen  HeTolliBichtigten  m  ernennen,  der 
den  Sitcongen  des  Rankiinsiür'liass- s  lieiznwohnen  hat.  (>eiiuderi  aind: 
Art.  14  rAbs.  1  ii.  2),  wonarh  für  ilir  Stri.hliyjn.tln-krii  <,)iti.>  V<.r- 
bi'lilag  oder  ZnMimninng  deü  Vfrwaltnng^U!>&chubi>es  die  Aiiloiliea 
nnter  1000,  fHr  die  Dorfliyltotheken  nnter  500  DId.  nicht  bewilligt 
wt  iib'ii  dürfen.  Art.  63  »iirii  lit  ülur  dir  Znsammensetznng  des 
\  ei  v\ altiiiir- i'iv^rlmssi'.-i  (ci' Ix  stplit  uns  7  Mitv'Iicdern).  Naoli  .\rt.  t>4 
hat  der  Wiualtr.iiijsiHSJ'i'buss  aus  seiner  Milte  einen  rriisidenteu 
nnd  einen  Vise-Prfteidenten  m  wühlen.  Nach  Art  71  (Abe.  1) 
iiillsM  H  lioi  den  Sitaungen  i\rs  Verwaltang^^ausu  hnsses  weniirj-it-nB 
•"•  Mhtrlii  •]'-\  ziipftri-n  sein.  IHc  Heaniten  der  Staatsby|">fbekeiibaiik 
werden  dun  h  künigl.  Verordnung  (Uka«)  ernannt  (Art.  7."»)  und 
künnen  nicht  penaimiiert  oder  versetzt  werden. 

Der  Direktor  der  Staatshypothekenbenk  maaa:  1.  ein  Faknltäts- 

H;].T  »>iu  Hatidelsb<i<  bsi-bnlzeuernis  mit  dem  Mat',n  iuitsi'x:(i!',<  n  anf/.u- 
wei-sen  habe«,  2.  niimlesteiis  Jahre  alt  sein.  Art.  S2  spriehl  über 
die  EmcDunng  nnd  die  Ueliiiiter  der  Kanzleibcamten  in  der  Staate- 
hypotbdtenbank,  Art  92  (Abs.  1)  von  der  Kontrolle  Ober  die 
Täti(;;keit  des  Vcrvviillmi^r^aiit-sclni.ssts  und  über  die  Bui'bfTibruiig 
der  Bank,  web  iie  wenigst«n8  einoial  monatlicli  stattenänden  hat. 
Art.  5  ist  ergänzt  imd  den  Art  86  Ist  ^  aener  Ataabs  (lu) 
hinsnu^efUgt  worden.  Das  Geaets  wnrde  am  22.  Febmar  1906  ver- 
öffentlicht (Amtsbl.  No.  41,  S.  181). 

7.  Gesflz  clf'ichen  Datums,  betr.  den  naclttrüplieli 
bewilligten  Kredit  von  Stt2 lti0,85  Din.  in  verschiedenen  Dudgcl- 
posten  (Ar  das  Jahr  190SX  Bas  Geeeu  ist  am  19.  Wtn  1906 
pnblhiiert  worden  (Amtsbl.  No.  63^  8.  285). 

8.  Die  Vorf^c  liriften,  betr.  Beitreibnue  1«  r  sogren. 
KrUppeUtener  (a.  UiiitiirgrfbiUirenordnnnjr).  vom  s.  Hai  Iv«»»;, 
No,  2986,  wodurch  die  Vorschriften  vom  28.  Jlärz  1W7  (G.  Xo.  2226) 
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ansspr  Kraft  g:p«»tzt  wnrtlen  (Art.  3«>)-  Nach  Art.  1  haben  die  znm 
MilitürdieuKt  untangliclien  Pfi-sonen  eine  Militür^ebähr  bis  zum  vol- 
lendeten 4'>.  Lebensjahr  (also  während  der  ganzen  Dienstpflichtzeit)  in 
Höhe  von  30"/„  der  direkten  Stenern  (Art.  G,i)  zu  zahlen.  Befreit  ist 
davon,  wer,  nicht  durch  st-ine  ei(f('ne  Sihuld,  im  Heeresdienste 
veriinjrlllcki  ist  (Art.  2a).  Wer  »ich  abf-r  vorsätzlich  filr  den 
Militürdienst  nntanglich  macht,  ist  zur  doppeltem  Militärsrcbdiir  ver- 
pflichtet (Art.  I>ie«e  Stener  wird  znsnnimcn  mit  den  dii-cktcn 
Stenern  von  denselben  Staiitsorpatien  (Steuerleuten)  und  auf  diesell« 
Weise  (also  mitipenfalls  auch  durch  Kxekutinn)  beijretrieben  (Art.  7 
a.  8).  Diese  Vorschriften  sind  am  6.  Jnli  veröflentlieht  (Amtsbl. 
\n.  149,  S.  7()r.)  und  noch  vor  Publiziernngr  am  K.  Mai  ll«t6  (Art.  3«) 
in  Kraft  getret4^n. 

1».  Das  Gesetz  Uber  das  provisorische  Zwölftel  für 
den  Monat  Jannar  1!H>7  vom  M.  Dezember  190(5.  Da«  Gesetz  ist 
am  24.  Dezember  19(>6  veröfTcntlicht  (Amt.sbl.  \o.  2K9,  8.  1322i 
nnd  am  1.  Jannar  lfl<)7  in  Kraft  p>treten. 

10.  Das  (lesctz  Uber  die  .Anleihe  für  den  Ansban  von 
nenen  Eisenbahnen  und  die  Nenbewaffnuns:  der  Armee 
vom  12.  Dezember  U'Ofi.  Die  neue  4*/«*/„iB:e  Anleihe  im  Betrage 
von  Millionen,  ist  zn  86  "/q  Netto  und  mit  einer  Annnitiit  von 
4  8tX)K00  Din.  abReschlos.«en  1  U.  2i.  Die  Tilj;unpifrist  beträft 
50  Jahre  (§  2),  und  als  Garantie  dienen  dieselben  Einnahmeüber- 
schdss«  wie  bei  der  4''/oijfen  Konversionsanleihe  von  189.'i  (Monopole, 
Stempel,  ünilaufstener  lObrt]  nsw.),  doch  erst  an  dritter  Stelle 
(!:|  2),  also  nach  den  Anleihen  von  18i>5  nnd  19U2  (doch  hat  die 
Monopolverwaltnng  die  .\nnnitrit  der  i^  oiif«?«  Anleihe  von  1H1<5 
durch  Übersendung  von  l.'i  Millionen  Franks  ffrösstenteils  (gedeckt). 
Von  der  Anleihe  hat  die  HeKiernug  35  Millionen  filr  Eisenbahn- 
zwccke  nnd  gegen  4(5  Millionen  für  Nenbewaffnnng  des  Heeres  zu 
verwenden.  Eventuelle  t'liers4'hüsse  werden  der  Regierung  zur  Ver- 
ftlgnng  gestellt  (§  28),  doch  ist  fiir  deren  Verwendung  (ca.  700000  Din.) 
die  Genehmigung  der  Skupschtina  erforderlich  (i;  ll..i).  Die  neu  zu 
bauenden  Eisenbahnlinien  sind:  a)  l'aratscbin — Zayetschar — Negotin — 
Praowo  (die  Strecke  ist  grössenteils  schon  ansgebant).  b)  Zabrezje — 
iMTjkowatj: — Waljewo,  c)  Paratschin — Stalatsch  -Kruschewatz— Kral- 
jewo — Tschatachak — Pozega — Uzitze,  d)  .\rangjelowatz — Lajkowatz, 
e)  Kragnjewatz— Kraljewo  nnd  f)  Belgrad — Obrenowatz        11, i)- 
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Das  lie»etz  wurde  am  14.  Dezember  19.U6  (Amtsbl.  No.  281,  128) 
verSlEeiitliehi  and  ist  iiaeli  flaDkUon  durch  den  KSvig  sogleich  in 
Knft  getreten  (§  12). 

Die  neiif  Aiilfiliv  ist  ein  Kdusorfimn  (Orinnianhank,  S<>- 
ciiti6  finAnciörc  orit-utulc,  i-im-  fraiizusibch-ttcliweizerische  Finaiue- 
gewllBcbaft  nnd  in  Firn»  Bardaj^ne)  veigebeiL  Die  ente  Emiasioii 
der  Anleihe  erfolgte  in  Piaris  nnd  in  der  Seliweix  «n  5.  Febmnr 
1906  zau  Kurse  von  94 

IV.  Landwirtsebaft,  Gewerbe  nnd  Indnetrie. 

1 1  iT*->cf.tz  vom  21.  Fnbriuir  19*>(i.  wodiu  th  dem  M  . 
auiü  iielgrad  die  Kuuzessiou  für  Fabrikation  und  Üe- 
arbeltnng  verschiedener  Sorten  von  Handschahleder  nnd 
anderer  Lederartiktl  ülKTtragin  wurdt».  Dit  KnuzfsrfoB 
pilt  10  Jahre  (Art.  11)  iiinl  !•  r  Kinizessii»)iär  muss  in  da.--  l  iitfr- 
nehmen  wenigstens  lUOiMJü  Diu.  einlegen  (Art.  6).  Die  liitltte  von 
den  Arb<>it«m  mtlmen  serMmclie  StaataangehSrige  sein  (Art  9).  Daa 
OeMf/  i>t  atii  J.  Miiiz  T.HW;  pobllKiert  lAnitslj].  No.  48.  S.  213) 
nnd  am  h.  Tage  nach  der  VerSffentlichnng  in  Kraft  getreten 
(Art.  15». 

12.  Gesetz  vom  selben  Tage  llber  die  Konzession  der 
Ersten  Alltien^'i  >fll<rhfttt  von  I.eskowatz  für  die  lie- 
arbf'ifnnir  vnn  Hanf  iiinl  Fladi-  Konzession  ist  10  .lahre 

gültig  (An.  1  u.  1)  nnd  die  Konzeii^ioniiie  wÜMjen  5  Jaiire  lang 
wenigstens  die  Hilfke  ihrer  Arbeiter  ans  serbischen  StaatsangehSrlgen 
rekrutieren  (Art.  13).  Das  Gesetz  ht  v'h  i<-hfallB  an  2.  MSiz  I'.mk; 
Itiihlizifi-t  rAmt>.M.  NO  Is',  S  2\4\  nnd  am  5,  Tage  nach  der  V'er- 
»Hi-ntlichung  in  Kraft  getreten  (Art.  19)- 

IS.  Gesets  desselben  Datums,  betr.  die  Erweitern ng 
der  Konxession  fttr  M  &  Co.  vom  29.  September  1900 

iil>or  dii'  Krzeiipiiiif!:  SiHuliuiu,  I.i'irit  n>-\v     l>a.s  (ii'-rtz 

entiiiilt  blotis  8  .Artikel  und  ial  zusammen  mit  den  obigen  Uesetzcn 
pnblixiert. 

14.  Geseta  gletohen  Datnms,  betr.  die  Konsesaion  fir 

K. ..  J. .  ,  M.  .  .  T  .  i;  V  und  P.  .  K  . .  .T. . ..  IndnMri.  Ue 
aus  Leskowaiz,  liir  die  Fabrikation  von  Wollstoffen. 
Die  KoBBsssion  gilt  10  Jahre  (Art.  1,  2  n.  8).  Das  Gmndkapiul 
betrSgt  1100000  Din.  (Art  6).    Die  Hilfte  von  den  Arbeitern 
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mOssen  K^rbiKflif  Sta;it';nii[rfh'"ripe  sein  (Art.  St|.  Das  6«MtS  Ui 
zusamuen  tiii(  den  ubigen  publiziert  (Amtsbl.  Nn.  4S,  8.  214)  and 
ui  fünften  Tix^v  nach  der  PabUkntion  In  Kraft  getreten. 

15.  Geietz  desselben  Datnma  Aber  die  Kaimnion  für 
G. . .  J. . TndnatrtellB  am  Belgrad,  fBr  ^e  Fabrikation  tob  Sieben 

R^^ntfrn  und  EisentVdern.    Das  Grnit'lkriiiüaM«  •rfir'  '»OOOOIMll. 

(Art.  Iii,    (Atnt-Vil,  No.  4S.  S.  21^.*     I>:is  vJiti^i-  wir  .'lirii. 

lo.  Cieäetz  vum  gleichen  Tage  über  die  Kouieesstou  t'tir 

C. . . .  W  für  die  Fabrikbearbeitnn((  von  Hanf.  Gnindkaintal 

betrifft  500000  Din.  (Art  2).  Weaigateiu  die  H&lfte  der  Arbeiter 

niiisifti  serbisi'hc  StjiatKiiti^'ftiiirici-  sein  lArt.  3).  GültiB;  für  die 
t-ntteu  fttnf  Jahre.    Sonst  wie  nt.iti     lAmislil.  N<i.  4S,  S.  21i;.) 

17.  Qeaetx  de8«elbcit  Datums,  betr.  die  Konzession  lUr 
den  Denteohen  TadnatrieTerein,  A.-O.  in  Kegenabung,  für  Zneker> 
fabrikation.   Die  Konxeaaion  ist  auf  2(i  Jahre  erteilt,  ab  16.  Fe- 

bnmr  1900  (An.  I  «  2^  D;is  Crimdkuitital  bi-fr-iirt  ^—1  Mill. 
Din.  (Art.  ig).  Dab  üe««(2  ji>(  am  Tilge  der  \ eruUeutlickung  auch 
in  Kraft  ffetretoi.  Senat  wie  oben. 

18.  Oeaets  Aber  die  Konzessionen  fUr  den  Ban  nnd 

die  Exploitatinn  der  Eisenltaiinen  im  Kreise  Podrinje  vom 
21.  Febrnar  inO<i.  I)iese  Konzesisiun  dauert  'lit  Jalire,  vom  Tafre 
des  Inlu'afttreteus  dieses  Uesetzes  an  gerechnet  lArt.  1).  Das 
Oesets  ist  am  7.  Wü%  ver8ffentUebt  worden  (Amubl.  No.  52,  8. 238) 
nnd  noch  ftrüher  (am  21.  Febniar  d.  J.)  in  Kraft  getreten  (Art.  7). 

Id.  Gesetz  de*»selben  Dattiius  lilier  die  Konzessioneu 
ffir  den  Ban  und  di*  Exjiluit.ition  ili  i  i: i senbali iie n  im  Kreise 
Pozarewalz.     Das  iibrifre  M«  ilit  d.issi  llie  wie  im  vori^ren  tiesetze. 

20.  CicHetz  vom  lU.  November  lÖUü,  wodurch  an  U. .  .  . 

A  P. . . .,  M. . . .  S  G  K. ...  and  L. ...  J  Inda« 

Btriellen  ans  Leskowats,  die  Konzession  ffir  die  Fabrllcation  von 
Schnur  und  Wullgewebp  erteilt  wird.  Die  KonzesRinnfire  sind 
verpdiclitet,  in  da«  Unternehmen  wenigüteus  200  ÜW  Din.  einzulegen 
(Art  6).  Über  die  anderen  Bedinffnngen  nnd  Bedinstiffnagen  siehe 
oben  das  Gesetz  vom  21.  Febrnar  IWti.  Das  (tesetz  ist  am  1.  De- 
zember V.m  ]iub1izii>rt  (Amubl.  No.  270,  S.  1237)  nnd  ffinf  Tage 
s|»&ter  in  Kruft  getretjcn  (.\rt.  16). 


27  id 


GeMtigebuBg  md  Lttantur. 


21.  Gesetz  gleiebsn  Datnuis,  wudurcli  au  L.  11.  &  äöhne 
die  KomfenloB  snr  FabrilntH«  tqd  V»is«  «ad  Biieh«ek«nCl 
gegeben  wurde.  Die  Bedingungen  sind  dieedbeo  vis  oben  (siehe 

liiis  lii'sctz  SM)))  21.  Febrnar  l'.Mn>)  Nnr  beträgt  ilas  (irnndkapital 
wenig»teus  r>OUOO  Diu.  (Art.  if).  Das  Gesetz  ist  am  1.  Dezember 
lfH)6  (AnUbL  No  270,  S.  1237)  pablitiert  werden  and  5  Tag« 
spüter  in  Kraft  getreten  {Art  8). 

•J2.  Di«' Vm  Schriften,  betr.  die  tiründnng:  vonPrivat- 
Oowcrbeschuleu,  vum  2i.  Juli  1906  ^T.  No.  4001).  Wer  eine 
Privat-GewerbeBdtnte  erüAien  will,  hal  vorher  die  Ertonbnia  Am 
Landwirtachaftamlnistere  einsnholen  (Art  1).  Dem  Landwlrtaehaft»- 

iiiiiiisteriinii  siiu!  Kiieli  i'.ie  SrlmKtnf iifeii  zitr  t?i  >t:it^^nt;ü"  zu  nnr.-)-- 
breiti-ii  (.\it.  4).  Wem  die  Eroffmiug  ge.stalttt  »»t,  hiu  die  Schule 
innerludb  der  nlchaten  6  Monate,  vom  T»g»  der  Bestätigung  der 
Sebaletatnten  aa  geredinet,  tn  eriHfbea  wd  die  Arbeit  an  beginnen. 

Wiih  ic  iiI'.t'.!"  wird  die  »>rt>>i!t»'  Krlniibnis  nU  nichtitr  ajicre-ieben 
^.\rt.  5).  DiUs  Si'buljiilir  begiuui  imiuer  mit  dem  1.  August  (Art.  i)). 
Den  FachprttftiBgen  hat  ein  vom  Landwirtadiaftsminieter  ernannter 
Vertreter  beizuwohnen.  Wenn  nStlg,  kann  der  Landwirtacbafta- 

tniniKt-er  aiieli  die  P«ildniiK'  eine«  Priifniiffsnnsi5p|in«<es.  bestehend  aus 
2  Fachleateu  und  einem  Minittterialdelegierteu,  anordnen  (Art.  10). 

Die  Sdralverwaltnng  IM  snr  koatraloaen  Aufbahme  ndtteUoeer 
Sehlller  bis  zu  einer  be)>timmten  Anzahl  verpflichtet  (Verhältnia  1:5). 
I »e>Kleielien  bat  sie  am  .\nfaiip  nnd  atti  Ende  des  S<  bul  . ihres  dem 
i.andwirt8cha)t«minisier  über  die  erfolgte  Auliialtme  nnd  den  Fort- 
gang im  Schu^ahre  Beriebt  n  errtatten  (Art  20).  Den  Laad- 
wirtschaftHminister  kommt  anch  dn.s  unbesrliränkte  AufBiehtsreeht 
zn  (Art.  22i.  Diesesi  Gesetz  heseitipt  die  früheren  Vorschriften  vom 
Vi.  August  lyoa  (J.  No.  ait^Tj  Uber  die  (irttndung  von  l'rivat- 
Gewerbeschnlen  <Art  28).  Publikation  fbnd  an  28.  Jnll  1906  lUtt 
(Amtsbl.  No.  If-T,  S.  Ts.-)). 

2:!.  I>ie  \'(t  rs  I  Ii  r  i  t't  e  II .  l,eir  die  Prüfunpen  für  die 
überlelirer  der  land wirtKchai'tiicben  Schuleu,  welciie,  auf 
Omnd  des  Art  18  des  Geaetaee  Ober  die  landwIrtRcliaftllchen  Unter- 
schulen  vom  1 1.  Febrnar  1887  und  den  Änderungen  nnd  Ergänzungen 
vom  8.  Dez- Hill,  r  1>!M;,  ain  8.  Anpust  11X»6  (.1.  No.  2;];mi  !)  vom 
LaMdwirtsciiatthiuiiiister  erlassen  worden  sind.  Das  Ctesetz  zerfallt 
In  19  Art.  Die  Art  1 — i  handeln  von  der  FrUflugakoDmlealon, 
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Art.  4 — (>  8|)mliPii  von  «ler  ZuIiinruii«:  zur  (>J»rIt'lir»'r|irül'nii;r, 
Art.  6—8  von  der  Pröfungr  selbst.  Das  tifsM'tz  i^t  am  ir>.  August 
19(>ß  (AmUbl.  No.  182,  S.  843)  veröffentlicht  und  in  Krat't  getreten 
(Art.  19).  Dorch  diese  VorM;liritten  i«l  das  frühere  rriifnngs- 
reglement  vom  1.  September  iXS^t  (J.  Nu.  lOfSÖ)  aufgehoben. 

24.  Die  Verordnung,  betr.  den  Handel  mit  Natur- 
produkten durch  eine  gerichtlich  eingetragene  Firma,  vom 
17.  September  IIHMj  (J.  No.  oUHK».  Nach  dieser  Verordnung  sind 
diejenigen  Personen,  welche  Handel  mit  Naturpriwlnkten  unter  einer 
beim  tierichte  eingetragenen  Firma  treiben  wollen,  gehalten,  erst 
eine  Pri\fnng  abzulegen  (.Art.  1,  4,  .'>,  «it.  Von  dieser  PrUfnng  wird 
befreit:  1.  wer  ein  Zeugnis  über  den  ertolgiviclien  Hesnch  der 
zweiten  (i,vmna8ialklasse  in  Hi'inden  hat.  2.  wer  laut  •:;  S2  der  Zunft- 
ordnung zum  Hantlelsgewerbe  berechtigt  ist  und  Ii.  wer  mit  Ei- 
zeugnissen  ans  eigenem  ürnndbe.sitz  Handel  treibt  i.\rt.  11  u.  12k 
Diese  Verordnung  i»l  am  20.  September  publiziert  (.Anitsbl.  N".  211, 
S.  973)  und  5  Tage  später  in  Kraft  getreten  lAri,  13). 

V.  Militärwesen. 

25.  Gesetzliche  Anslegnng  des  Art.  In  des  tiesetzes, 
betr.  die  Organisation  der  Militärakademie  (vom  8.  Juni 
1884),  vom  21.  November  1000.  Nach  Art.  10  diese."*  besetze«  waren 
diejenigen  ordentlichen  Professoren  der  Militärakademie,  welche  nicht 
dem  Militjinitande  angehören,  in  bezng  auf  Gehalt,  peritidituche  Ge- 
haltsanfbesserung  und  andere  Rechte  denjenigen  der  Hochschule 
gleichgestellt.  .Ms  nun  durch  das  Gesetz  vom  27.  Februar  löo.'i 
die  Belgrader  Hochschnle  zur  Universität  erhoben  wurde,  tauchte 
die  Frage  auf,  ob  die  ordeiitliclien  Professoren  der  Militärakademie 
dieselben  GehSlter  und  sonstigen  Rechte,  welche  den  Professoren  der 
neugeschattenen  Universität  zukommen,  bean.*prnchen  dürften.  Durch 
da»  obige  Gesetz  ist  die  Frage  im  verneinenden  Sinne  entschieden: 
da»  Gesetz  Uber  die  Univenjitiit  vom  27.  Februar  soll  keine 
Anwendung  auf  die  Professoren  der  Militärakademie  tindeu.  Das 
Gesetz  ist  am  22.  November  1906  (Amtsbl.  No.  2t»2,  S.  1197)  ver- 
öffentlicht worden. 

VI.  Sonstige  administrative  liesetze. 

26.  Gesetz  vom  1<>.  Februar  l!M><i  (publiziert  an  demselben 
Tage  —  Amt«bl.  No.  36,  S.  I.'i4)  bestimmt:  das  Gesetz  über  den 


2718 


OMetsscbttBir  iiad  Lileratwr. 


allgenieinen  Zolltarif  vom  31.  Uärz  1Ü04  tritt  am  16.  Februar  1900 
in  Kraft. 

27.  Geaetz  vom  12.  Febraftr  1906,  betr.  die  Feil- 
st d  Inn  ?  von  Tara.  Nur  bei  den  in  dem  Of^'tze  grenannteil 
Waren  wird  die  Tara  in  Abzog  gebracht;  bei  den  Ubrigeu  wird 
der  Zell  necb  dem  ^ttogewfeht  oder  oacb  dem  Terif  bereehoet. 
Dm  Oeaetc  worde  am  16.  Febnur  1906  pnbliaiert  (Amtsbi  No.  86, 
S.  154). 

B.  Äussere  Angelegenheiten. 

28.  Gesets  Ober  den  Zasatsvertrag  zu  dem  Handela- 
und  Zollrertrair  mit  dem  Dentsehen  Seiche  vom  9./21.  Au- 
gust 189'2.  r>rr  Ziisatzvirtrat:  \vin(5f  fie^flilossen  am  16. '20.  No- 
vember 1Ü04,  am  3.  Februar  wurde  er  von  der  Skupuhtina  votiert 
nnd  am  16.  Februar  (AmUbL  Ne.  S6,  S.  145)  pobUsiert.  Dem  alten 
Vertrag«  eind  folgende  nene  Artikel  hiningeftgt:  1.  Art  iVa,  in 

<\cm  dio  Bi  'iiiüTuni'-cn  vorgeacbrlelM  ii  worden,  nntcr  wlchr-n  die  ala 
l'roben  oder  Muktei-  dienenden  zoUpdichtigen  GegeostfinJe,  welche 
von  den  Handlongsreisenden  dmM  der  vertrageelilieaaendeii 
Linder  in  den  andere  tingebracbt  werden,  noUArei  alnd. 

2.  Art  \'IIa.  «niinfli  die  War^ii  <\fy  Kontrahenten  (repen- 
»eitig  von  jeder  .\bKabe  bei  Durebl'uhr  nai:U  einem  anderen  licbiete 
befreit  sind. 

3.  Art  IX  a.  Wonach  die  fQr  Rechnong  des  Staates,  der  Ge- 
meinde n«w.  zn  erllebenden  inneren  Absrabpn  unter  keinem  Vorwand 
die  ErzeugiiifiHe  de»  vertragEchliessendeii  Laude«  in  stärkerer  oder 
listigerer  Weise  als  die  entopreehenden  einheimiMhen  treiBB  dllrfbD. 

4.  Art.  i.\b,  lietr.  die  <.ileiohNte||un^'  der  .StaatsangehSrigen 
iM'i'li  r  Kiiiiti  iilienten  liin-:<  litlii  Ii  dr  i  Ii.  loi  ilrraiiirf'wcise  nnd  Preise 
vuu  i'eii^üneu  uud  (iütern  aal  den  Eibcubahuen  beider  Länder. 

5.  Art  IX  e,  woBaoli  den  StaataangeUMgen  der  vertrag' 
schlicssenden  Länder  die  üenntznii»!:  von  Öffentlichen  Verkehremitteln 
iCliansseen,  Strassen.  Kaiiillen.  SdilenKen,  Fähren  nsw  t.  weiter  die 
Benutzung  der  Krane,  Waifeanstalien,  Niederlagen  uud  anderer 
Anstalten  fBr  den  Öffentlichen  Verkehr  nnd  Handel  in  anderen 
Lande  unter  gleichen  Hedingongen  wie  den  Einheimbcben  nur  V«<* 

fOgang  srestellt  werden  müssen. 

t>.  .\rt.  i\d  betragt,  dasä  die  Sclutfe  und  deren  Ladung,  ti 
in  den  vertragBcUiesswden  Lindem  vSlUg  glHehmisaig  behandelt 
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\vf»rden  müssen  i  l'i«'  Erzeugnisse  drs  inliindif«  n  Fischfluigai 
bilden  jedoch  eiue  Ausnahme  von  der  aufgestellten  K>-g<  i> 

7.  Art.  IX  e  «pridit  Vbw  die  NatioualiULt  der  Schiffe. 

8.  Art.  IX  f,  wonach  ein»  SdüflUadnar,  die  für  ein  andere« 
T.iind  bestimmt  \M,  amtger  den  AaAichtmbgabeB  keine,  anderen  Ge- 
bühren zn  zahlen  hat 

y.  Art.  IX  g  lÜlin  die  Fülle  aul,  in  svelcheu  die  Schiffe  der 

fadden  Ldnder  von  Tonneniteldeni  nnd  AMlertlgongteeUlliren  be- 
Awit  tiad. 

10.  ,\rt.  I.\h.  betr.  die  BehandluiJC  der  S<  hifl«-  von  ■ifttrii 
der  vertragschlieääeuden  Länder  im  l-'uUe  einer  Stnindung  oder 
eine»  Sebiffbnebes,  aowie  der  Ladung  and  Mannaeliafi  der  ver- 
nngMcIttea  ScIUffe. 

11.  Art  IX  i,  W'inui  li  dir  SrhiflV  der  vertratrsrhliesseiidcn 
Länder  tHr  Halen,  Bansins,  Ducks,  Kheden  und  buchten  dieselben 
Atigabea  und  Oebflliren  ni  entrieliten  liaben,  wie  die  hetniiadien 
oder  die  nmtliQBlbiitigten. 

12.  Art.  IX  k  bes.-tsrt,  da--  ini  Fall  ir'  \\ isser  Meinniijrsvi-tM  hic- 
deoheiten  in  der  Auslegung  inler  AMWHMdiing  des  Vertrages  die 
Streluaelie  dardi  SchiedMproeh  m  erledigen  ist. 

Die  Art.  V,  VI,  Vitt  nnd  IX  lind  geiadert  nnd  dem 
Art.  IV  ist  ein  neuer  Absatz  zuffefiifrt  (dariilier,  dass  die  mit 
einer  Oewerbelegitimatienskarte  versehenen  Handhing«reisenden  nur 
Warenmuster  aber  keine  Waren  mit  sich  fBbren  dUrfen). 

Im  Sdilnteprotokoll  «um  Handel«-  und  ZoUvertrag  vom 
9  21.  August  1892  «ind  ergtnst:  Art  III,  IV a,  V,  VI,  VU,  IX, 
IX  a  nnd  IX  k. 

Nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Zusatzvertruges  sull  der  alte 
Handels-  und  Zollvertrag  (vom  9./21.  Aognat  1892)  mit  den  durch 
den  ZaKatzvertra)>:  herbeigeführten  Änderungen  nnd  Er^änznngvn 
bia  cum  31.  Dezember  liU7  in  Kraft  bleiben  Wird  der  Vertrag 
nicht  swSif  Monate  vorher  gekündigt,  gilt  er  für  weitere  zwölf 
Monate  verlängert 

AnMerdem  noch  weitere  Mangloae  Bestimmungen. 

•J!>    Der  Handels virt raff   zwischen   dem  Königreich 
Serbien  nnd  dem  Ottomanischen  Reiche  vom  81.  August 
1906.   Durch  diesen  Handelsvertrag  wurde  «netst  dl«  KoBwntioa 
Jakibiuh      iatcmet.  YiMlga^  s.  Bd.  t79 
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vum  Itf.  Apriljl.  Mai  law,  welche  bis  zum  1.  S«iitemb«r  I.  J.  io 
Kraft  war.  D«  er  aber  von  der  Nationalvertretang  (Skapaditii») 

noch  nicht  ratifiziiTt  wiiiil.-.  hat  er  nur  t'lne  provisorische  Gültigkeit 
bis  zum  'M.  D(';:enii)Hr  d.  .1.  I>er  Vertrag  bi-rulit  :\iif  ilrm  Priuzipe 
der  Mfistbeg;iii]!>ti{ptUR:  (Art.  7iS).  Dieses  Priiizi|>  huiit  t  keine  An- 
wendnnr:  !■  Ar  die  Komenionea  In  der  Grennone  (S  km),  «ekhe 
fint-in  N  ti  liisu'stniitf  l  in^'i  ritnmt  werden,  dermit  Ser1ilMi(lMSW.aütder 
Tihkih  im  (iii-iizvi'rk*-lir  sirht;  2.  filr  die  Konzessionen,  welche 
zwei  im  Zoil\erein  Melieude  Staaten  sich  gegeuseilig  einrftutueu  and 
3.  fBr  den  Tabak  (Art.  S).  Die  Bin-  und  Dnrcbftihr  von  Sehiew- 
pulver,  Dviiiimil  und  anderen  Kxplosivfitoffen,  wie  aurh  allen  zur 
Erzetijriiiijr  r|i  i-M>lb»'ii  dirtn-nden  < 'lii'iiiikalien  ist  ausdrürklieli  verlxMeii 
i.\n.  I>er  Handel  mit  Watleu  und  ^Juuition  bleibt  in  beiden 
Staaten  unter  der  anmittelbaren  Staataanfbieht  (Art  6,  Aba.  2). 
Der  Vertrag:  ist  uiiC  die  Paiu-r  von  fünf  Jaliri  n  cresr|i|o88eu  mit 
einer  KündigfanKüfnKt  von  zwölf  Monatrii.  Itorii  ist  eine  jede  ver- 
trag!>clilieiii«ende  Partei  berechtigt,  den  Vertrag  drei  Jahre  nach  der 
Ratifikation  an  kindifen  (Art  18,  Aba.  2).  Naeh  Art  1  dea  Scbhita- 
l»rofokolls  kiiiinen  di>-  StaatNaiitreliörlfren  eines  der  vertrag^!^<  hliessen(leii 
Staaten,  die  den  ZQnfien  des  anderen  anKehöreu,  dort  weder  als 
Zanftvaisteher,  noek  ala  UitipUeder  vom  Zonftwahlgericlite  gew£Ut 
werden.  Die  Handelaartikel  ottomaniachen  ürainngs  aind  von  der 
rtnlaiifsstciier  befrfit  lobrtiia  p'>rr-i;i.  Art.  des  SehlusKprotokulls). 
Der  \'enrag  ist  am  15.^28.  Mai  l'JOti  iu  Künstautinopel  gescbloseii 


und  am  1.  September  ).  J.  verDfEBOtUcbt  worden  (Amtabi.  No.  197, 

S.  903). 


1   Mit  der  Sknpschtiiia  in  den  .lahren  l'.H».".  und  l;too 
vorgelegten  und  bis  jetzt  noch  nicht  votierten  tjeselre: 

1.  Geaetz  über  den  Konknrs  (Die  Konknrsordnnng). 

2.  Gesetz  fiber  den  Vergleieb  anaaerbnlb  des  Konknr«' 
Verfahrens. 

4.  Oes.'tz  iibrr  riie  üechteanwälte  im  Künigreioh  Serbien 

(Herlitsiinwalt-soriinunfr). 
4.  Gesetz,  betr.  die  Audernngen  und  Ergänzungen  dir 

Zivilprozessordnnng  bezSgl.  der  Zwnngsvollatreeknng. 
9.  ZwangBvollatrecknngBgeaela. 


II.  (ipspfzeiitwilrfe. 
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6.  Gesetz  über  die  bedingte  Vernrteilung:  an»g:earbeitet 
nach  den  auf  Veraiilaj^fiiiig  de»  Ür.  M.  Wkmkkitücu  von  Prof. 
Dr.  Franz  v.  Luzt  entwoi-fenen  Motiven. 

II.  Die  der  Skupschtina  noch  nicht  vorgelegten 
fertigen  Gesetzentwürfe: 

1.  Gesetz,  betr.  die  Änderungen  der  §!?'  292  samt  der  ge- 
setzlichen AnHlegung.  vom  hi.  Ajiril  18.")0  (\V.  No.  ."»71,. 
Ges.-S.  V,  iS.  12«»)  und  der  gesetzlichen  Auslegung  vom  V\.  Juli 
desselben  Jahres  (\V.  No.  1197,  Ge».-S.  V,  S.  259>  und  des 
§  9:t0  des  B.  G.-B. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Andernngen  der  t;§  <>nl,  «ola,  601  b, 
60;i,  G(M  und  t>U4a  des  B.  G.-B.  (Heduzieraug  des  ge^eiz- 
liehen  Zinsfus^es  anf  pc/g). 

3.  Gesetz,  betr.  die  .\nderangen  und  Ergänzungen  der 
§§  10,  11,  131  und  321  der  .Strafiirozessordnnng. 

1.  ErgÄnznngsgesetz  zum  Ge.selze,  betr.  die  Einrichtung 
der  Gerichte  erster  Instanz  (bezüglich  der  Gerichts- 
vollzieher). 

5.  Gesetz,  betr.  Änderungen  und  Ergftnzungen  des  Kichter- 
gesptzes,  vom  19.  .Fanuar  1901.  Zweck  ist:  1 .  dieses  Gesetz 
mit  der  Verfassung  von  H>03  in  Einklang  zu  bringen,  2.  Ein- 
führung 'der  Hichterprfifung  (entsprechend  dem  Assessorexamen 
in  Preussen). 

6.  Gesetz  Uber  die  Zivilbcamtcn  (Beamtenges«>tz). 

III.  Die  in  Bearbeitung  sich  befindenden  Gesetzent- 
würfe (davon  nur  die  wichtigsten): 

1.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch. 

Das  am  11.  März  1844  sanktionierte  und  am  25.  Miirz  des- 
selben Jahi-es  in  Kraft  getretene  B.  G.-M.  genügte  schon  längst  nicht 
mehr  seiner  Zeit;  ja  die  Materie  selbst  hatte  von  .Anfang  an  Miingel 
nnd  Lücken  aufzuweisen,  welche  von  der  schlechten  und  mangel- 
haften Übersetzung  des  als  Vorbild  genommenen  österreichischen 
allgemeinen  bürgerlichen  (Jesetzbnches  nnd  der  giinzlichen  .^nsser- 
achtlassnng  des  damals  ausserordentlich  wichtigi-n  Gewohnheitsrechtes 
sowie  anderer  mit  ihm  im  Zusammenhang  Htehenden  Einrichtungen 
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hem'ihrtfii  M  Aiirli  zahh >  irlic  Ainlerung'i^n,  Ersränziin?fn.  ffesetzliche 
Auslegungen  und  EitUcheiduagen  und  ministerielle  Verfügungen 
wtna  nicht  instaiide,  du  alte  Geaeti  dm  mumi  AeforSeraBgra  u- 
■■pasBen.  Ei-1  im  vurijren  Jahr«  bat  der  Ministerrat  auf  Veran- 
lassnii;;  drs  damuliK^'n  Jiistiztninistei-s  (Dr.  Milfiik"  Wf>ssnit>iih'(  de!\ 
B«8chlu!t»  geta».s(,  datt  Uürgirlicbe  (ie««Ubuch  einer  grUndlicbeu 
Bflvilion  m  mtareieboi.  Zn  dieoem  Zwwk»  wurde  vom  Joatii* 
'  minister  eine  besondere  Kommission  ernannt,  welche  das  )Iat4^rial 
zu  den  Vorarbeiten  zu-iaiunienzustellen  und  zn  bearbeiten  hat.  Diese 
Kumniit<i<'iun  hat:  a)  das  ÖHterreiehi^lie  and  deaUtche  Ii.  G.-B.  sowie 
die  Geaetnaveriage  für  daa  schweiewrisclie  6.  G.-B.  ina  8erbiaebe 
zn  überssetzen  und  drucken  zn  lassen.  Ebenso  da«  norwejrisebe, 
Bchweizerigclie  jvun  Sioss|,  italienische  und  holländische  Strafgesetz- 
buch :  b)  alles,  was  über  unser  B.  (i.-B.  (oder  Str.-G.-B.)  im  ganzen 
oder  seine  einzelnes  Teile  geaclirieben  wnrde  aowie  die  gua/t 
kroatlsrlift  Faehliteratnr  ziisaninii'nzn*telien.  w.lrlic  -^i^ii  :\nf  das 
üsterreiciiische  B.  (j.-B.,  besonders  auf  seinen  EinäuBs  auf  unser  in 
veneiiiedeiieik  Teilen  der  Mentndiie  lelende*  Teilt  besielit;  c)  alle 
anf  die  Aulegnnv  wlohtiger  Beednmnngen  «naeree  6.  G.-B.  (and 

Str.-ll.-M.^  sifti  hcziilii'ii'iin  P.nt'^'liriiliinpon  'if«  Pleniuns  nns^res 
Uberston  Oerichtahoteit  (Kasttationi^gericht«»)  s^Mtcmatisch  um  ordnen 
nnd  dnicken  an  lanen.  —  Die  erwilniten  ÜbenetronBeD  der  nna* 
ländischen  Gesetze  samt  den  Entaeheidnngen  den  OberMen  Geriehta- 

hofes  vvcrili'ii  lii'raiisir»'trel)en  im  »ArehiV,  Orjfan  der  .Tnri-^tisclien 
Fakultät  der  Belgrader  Universität,  weiche  auch  die  VerautwurtUch- 
keit  dafGr  trKRt. 

Für  die  Anafflhmng  der  obva  erwilinten  Vorarbeiten  hat  daa 

.lusti/.miiiisii  riuin  der  .Tnrlstischen  Fakultät  eine  Snramp  von  4i>rtOFra. 
als  Subvention       das  vorige  Jahr  zur  Verfügung  gestellt. 


\V:i8  voiu  BOr)j<''rlirlicn  Gesetzbuch  (resagt  wurde,  jerih  aiicli 
för  das  Strafgesetzbuch  vom  10.  April  18tir»,  welche»  durch  ein 
beeonderee  EittfBbmngBgeeetK  In  Kraft  getreten  iet  Ee  iat  ebenm 

')  Verirl.  dazu  dii'  Kinleitun^j;  de«  tou  Herr«  A.  Geor£!:ewit«ch 
uml  mir  li-arln  it.  tLMi  ücrbischen  Teile*  de«  Werkes  ,.IMe  HandeU'.'e«etzc 
des  EnlbklU".  Herausgegeben  TOn  J,  Kohler,  F.  Mojrer,  H.  Dove  and 
H.  Tmntpler.  Dort  ist  aneh  die  einsebl&gige  Literatur  an  finden. 


2.  Das  Strafgesetzbuch. 
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veraltet,  unvollstiiudii?  tiiKi  lüsst  aiitli  s^iiist  viel  zu  wlinsfhrn  übrig. 
Bo  das«  es  mit  Freuden  zu  begrüssen  isl,  dass  die  obea  erw&hnte 
KomnlHiOD  nlt  den  Vorbenitnnges  des  Matertah  andi  flr  da«  nein 
Stia^eMUbach  betrant  wnrde  (siehe  etwa  nnter  1). 

3.  Das  Handel^^etEbuch. 
Das  HaadelagmetsbiMili  vom  26.  Jtnnar  1860,*)  weichet  teila 

nach  dem  franz'-sisflten.  r<ils  tvM-h  <U'It)  ilciitsfhpn  H.-G.-B.  aUHge- 
arbeiiet  wurde,  gmügl  eb<-nfallt>  tU-u  Anturderuugeu  niu>erer  Zeit 
nidit  mehr,  und  die  schon  im  Jalire  1905  ans  tiervorragendeii 
Juristen  g^bildetp  und  mit  der  An»<arbeitang  einra  neuen  Kntwurfes 
des  H.-U.-H.  betraute  Kommission  hat  ihre  Arbeiten  bereits  so  Ende 
gefUirt.  Zorn  Vorbild  wurde  das  dentsche  U.-U.-B.  vom  10.  Hai 
1897  genommen. 

4.  Die  Wecbseloidnung. 

Sie  bildet  vorläufigr  nur  einen  Teil  des  H.-ü.-B  (Titel  VI 
§^  76 — 167  und  Titel  \  il  — 170)  und  wird  zusammen  mit 

Ilun  (aielie  oben  miter  8)  einer  Nengestaltnng  entgegeni^lut.*) 

B.  Literatur. 

1.  Die  OrnndaAge  der  Reclitatheorie  über  den  Staat 

Von  Sloboiiak  JowAJtowiTBCH,  ord.  Prot  der  Beeilte  a.  d.  ünlTenitlt 
Belgrad  1»(>6. 

i.  Dte  Friedensbewegung  im  XIX.  Jahrimadert  nnd  die 
Haager  Konfbrens.  Ton  SwBTOmB  NiKOUjawnaca.  Belgrad  1906. 

n.  BlnlNdii 

1.  Über  die  KSrperverletsnng.  Ein  kritischer  Rftdcbliclt 
auf  den  'IMtei  XIX  des  Str-G.-D.  (abgedmekt  aiM  ^Bbajotsoh").  Von 
Dr.  M.  MiUKOwiTscu,  Kichter. 

2.  Krininolofliebe  Bilder  vor  den  serbiseben  Gericbten. 

Von  S.  ILüiiN'KowiTftoB.  Belgrad  1906. 

3.  Der  sif^hrnt'  i ri '  »  rnationale  Koogreas  fbr  Strafanstalten. 

Von  Dr.  B.  Makkuwithcu. 

Welche»  im  Amtsblatt  Oberhaupt  uicht  TerSffontlit^t  wurde. 
*)  Daa  weiUsroD  siehe  die  Ann.  auf  S.  2722. 
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Onettfebttii^  und  Litcrttor. 


m.  Zivilrecht. 

1.  eiet'ichts-Chi-on«>s.  (Rückfalldelikt.)  lu  integnim  reati- 
tntio.  Erbschaft  —  EügiontiunMrwerb  iweh  üfemcbt  —  Vertrig«. 
Tob  »^t.  Maiiuowitscb,  Becbtaanwalt. 

2.  Mitei^rentuin  nach  uaerem  B.  G.-B.  Von  Asska  GioiSK- 
W1T8CU.    Belgrad  llH)*i. 

8.  Haftung  dei  Gastwirt««  flr  EiobringaiiK  von  Saebso. 
Von  Dr.  Dbao,  AaunuRLOWnscB.   Belgrad  1906. 

IT.  SirdMnrMbi 

1.  Ehegcheidungsgrfinde  der  ebristlifiben  Geeetagebug. 

Von  I>r.  TscHEi».  Mitkowits*.!!. 

t.  Über  EhtiScheiduDgKproxeM»«.  I.  Teil:  üraudbegriffe 
Iber  die  Bbe  uid  die  geaetxUcben  Sebeidiiiigsgribide.  Tob  Dr. 
Tbcbkd.  MlTKOWinCH. 

V.  Vorwaltungsrecht. 
1.  Normen  bei  <\k\\  Zullgi^ächätteii.   Von  A.  Miluwanuwitb4;u. 
Belgrad  1906. 

1.  Haftung?  des  StaatcK  und  der  Beamton  'in  Itn  von 
H<Mt<  n  Heamren  im  Amtf  verübten  Schaden.  Von  Dr.  Dum. 
AKAhüJKi.owiTütu.    Belgrad  r."ui>. 

3.  Haftung  des  Motara  flr  begangene  FbUer.  Von  Dr. 
Aui.  IfiTROwinoH.  Belgrad  1906. 

TL  Tandiiadaafla. 

1.  .Turi>.tis<  he  Anftitse  and  Artikel.  L  Teil.  Von 
Gj.  B.  Nkutouo»  itsch. 

2.  Leu  emprnnts  et  la  dette  publique  du  royanme  de 
Serbie.  Von  M.  S.  PanoTiTBOfl.  (Soi^rabdmeit  ana  der  „Berae 

desacieneea  e»  de  l<'Kisl.ition  tiiiancÜ'ri',  Paris  1900".  Tome  IV  No.  1.) 

3.  Anf  d«uu  „Blagojew  Kamen".  Unsere  Ministerien  nnd 
anser  Staatorat.   Von  Hakko  Stojanowiibch.   Belgrad  1906. 


L;iyui^ed  by  Google 


Siam. 

Referent:  Dr.  0.  Fniiikrurter,  Le(?afioi<srat,  Hati$rknk. 


1904  und  1005. 

In  meinem  vor  der  Intern.itioiiHleii  Vereinigonjr  fflr  ver- 
gleichende Kechtswissenschaft  und  \'<dks\virt8(  haftslehre  in  Herlin 
Kebaltenen  Vortrag  über  die  n-clitlithen  und  wirtscliaftlirlien  Ver- 
hältnisse in  Slam  zeigte  ich,  da3^s  «in  recht  berrächtlicher  Teil  der 
Siaat8«inkünfte  aus  dem  konzessionierten  Spiel  gewonnen  wird,  das» 
die  li4>mühnngen  der  sianiesisrhen  Kegieninp,  durch  Wrminderung 
der  Spielhünser  den  Hang  enin  .Spiel  zu  Ijoschrilnken,  kaum  erfolg- 
reich waren.  Die  Revenue  dieser  Spielhäluaer  ist  verpachtet  und  im 
Kinan^^ahr  litOI/05  gewann  die  Regierung  etwa  '/i  aller  Einkünfte 
aus  ihnen.    Die  Zahlen  sind  wie  folgt: 

In  den  Provinzen  unter  dem  UiniBterium  des  Innern  :I947  .WA  Tic. 
Inden  Provinzen  unter  der  Hauptstadt.    .    .    .       269000  „ 

In  Bangkok  seilet  :j  316 160  . 

7r.:W26i»  Tic. 

Dazn   kommt   n<ich  die  Lotteriepacht   nur  in 

Baspern  (huai)  •2  42<M1I  Tic. 

und  für  Linzentten  (KartenHpirle,  Hahncnkllmpfci        U»(>.'i77')  „ 

Ii»  J.■.()■.:.^7  Tic. 

Die  Pächter  der  Spielhäuner  sind  meist  Chinesen  und  der 
grösaere  Teil  der  von  ihnen  wo  gewonnenen  (leider  wird  ausser  Landes 
verschickt.  Man  darf  annehmen,  das.«  der  (Gewinn  aus  diesen  Pachten 
etwa  l."»  "/q  beträgt  (SpielhäuM'r  und  Lotterie),  und  da  die  dafiir 
liezahlte  Summe  9 '.»."iS  680  Tic.  beträgt,  so  würde  das  etwa  l'/j  Mill. 
Tical    betragen,    die    ausser    Landes    verschickt    werden.  Diese 

')  Ed  iat  nicht  di«  Abi<icbl,  die  Lotterie,  di«  auf  Dangkok  beschninkl 
bt,  aufzugoUon.  Lizensen  werden  von  der  Regieninir  ausgcguben.  sind 
also  nicht  verpackt«!. 
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ZdhWu  ivl^vu  (lauu  weiter,  daas  in  d«i  Provimen,  wo  üffentliches 
Spiel  gestattet  ist,  jeder  eiiiMliie  Eimwoliiier  etm  8  Tie.  n  der 

Krhaltnnjr  der  SpielbäustT  beiträg't.  Ks  ■-xistierte  schon  langf 
unter  dem  l'rä.-idium  d«>  i'rinzeu  Damkomj  eine  Antispiel-Ligit. 
deren  Keuiikhungen  ab«r  durch  die  Bedilrftaiseie  der  Staau»verw&ltaug 
illQMrfoeh  wurden,  nnd  ao  konnte  noch  in  den  VorMMddns  Ar 

1905  der  Finanzbeirat  •«i  lii  piV>en: 

aXbe  gajubling  farms  air«  Imwevei'.  ap«a  to  Qbvioos  oktjecUons, 
bat  w  Itated  lest  year,  it  ii  ntoolately  iiuiM«*lble  fer  tiie  GoyenuDent 
to  entertaln  tbe  ide*  of  relinqniibing  the  revenne  derived  fron  tiüs 
si.nirc  iiiitil  it  hiis  bicn  dcniunslrrtliMi  brynriil  dnubl  tbal  an  eqoi'- 
valeut  aiiniHut  will  br  t<irlbroniin>:  fi<i«i  wmif  ulber  dii^ection." 

Trvtz  diese»  etwa»  ites^inaiitibch  augeliauchten  BekeuntttiMee 
iutt  die  Heyierniig  doeli  mit  der  AbeelnfflimK  einen  gnten  Anteng 
gemacht,  in  einer  vnm  1*  Kibniur  1!'(I4  vom  Fiimn/.niinibteriutn 
anf  I3erelil  des  Königs  gezeichneten  VenjrdnuDg,  in  der  nocii  einmal 
alle  an»  dem  Spiel  erwacluenden  tlbeUtünde  charakterisiert  wurden, 
wurden  im  Finant^ahr  1905/06  »Itgesehaflt;  alle  Spiellilmer  in  den 
Krfi>en  von  Pliitsanulok.  Hnker.  rilrm.  Hnrplm  nnd  Cliaufafniii ;  'Vrner 
ö4  weitere  Plätze  in  den  Pruvinzen  und  1  im  Weiclibild  vun  Bangkok, 
in  denen  die  Einitinfte  weniger  ala  SOOOO  Tie.  betneen. 

Im  Finan:^r  1906/07  sollen  dann  die  noch  in  den  Provinzen 
vT.  lii  iii!  II  12  MSusi  r  abffcsrhafft  weiden,  so  Jass  am  Anfang  des 
Finanzjahie»  l^)7;uis  nur  nv«li  die  in  Üangkok  8«lb«t  bestehenden 
Spidfaflveer  Übrig  bleiben.  Um  den  Verlost  der  Einkllnfte  so  decken, 
Bellten  in  erster  Linie  die  Stmen  auf  Land  erhobt  werden. 

Land  anter  Kultur  wird  in  Slam  fiiiirtti  i!t  in  Na  Khn  Kho 
und  Na  Fang  loi.  Naeh  dem  ^Khu  Kho-  ä^  stem  wurde  auf  Land  im 
Besits  eines  Eigentümers,  ob  knltiviert  oder  nicht«  eine  Stener  von 
16  AttH  prii  Rai  (25  Bid  *  4  ha)  erhoben.  Dieses  Sjstem  war 
in  Kraft  in  dem  Ayntliia-Ki«i>  Xadi  dem  ^Fanp  loi" -^'y^fcin 
wird  unr  aoi  das  kultivierte  Land  eine  .stc-uer  von  'ii  AttB  pro  Kai 
eriioben.  Diese  Raten  waren  in  Siam  in  Kraft,  eiie  die  Tertifge 
mit  (Nemden  N;uii>nen  gemacht  worden,  nnd  im  Vertrag  mit  GrosB" 
britannien  wnrden  sie  sn  festp-elefft,  das."  das  von  riiuni  Fremden 
erworbene  l^^iud  LandHtener  nacli  diesen  Sätzen  zu  zahlen  hatte. 
Slam  konnte  somit  einseitig  diese  Sitae  nidit  erhMmn,  nnd  erst  durch 
das  rSnpplementary  Agreement  between  6reat>Brltain  and  Siam  for 
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tll0  sbrogatiuu  of  the  laiid  law  :u^h(>ilale  in  the  supplenicntaty 
Apre«ment  to  the  Treuty  of  1><M'-.  das  am  'ii).  ScjitembHr  ll«iri  ee- 
zeichnet  worde,  erhielt  .Siam  treie  Hand.  Es  wurde  freilich  dub«i 
bMtiaiint,  iMM  die  Stener  «nf  Ltnd  nicht  hOber  aein  lollte  als  die- 
jeoige,  die  uf  fthnUebes  Land  im  vntereii  Bbem  erlraben  wird. 

Die  Revenue,  dit«  dmch  finf  Nt'inrgnlieriinp  der  l.atidstcuer 
gewonnen  wnrde,  wird,  zuiHunmeu  mit  einer  beasen^n  Itß^tlierunfc 
der  MB  den  Fliehereien  gewonnenen  BinIcBiiite,  genttgen,  nm  den 
AnsfUI  der  BlnkUnfte  am  den  Spldlitttieni  in  &ea  FrovioieB  an 
dedceo.   Ks  h(>i«5.r  dann  welter  in  der  schon  erwiilinten  Preklamation: 

„Ttii  die  Verliistp  KTJtziimiu'ht'ii.  die  durch  das  AliscliafftMi  vnr« 
Spielhtiusern  iii  Bangkok  hervorgerufen  werden,  wird  es  nötig  sein, 
in  UDterhaadinnff  mit  den  VertragtmleliteB  zn  treten,  ünterliand- 
lungen  werdt-n  7.11  diesom  Zweck  lofort  mit  diesen  Miichten  befrnnnen 
weiden,  nml  sobald  ein  irün-tiircs  Ifisnlt.ii  t-i/i>lt  werden  wird, 
wird  Seine  H^je)«tjit  gerula-n,  da.s  Absciiaffcn  vnu  allen  Spielhäuseru 
in  der  Banptotadt  an  deltretieren  und  aomit  Aber  das  ganae  Ktaig^- 
reich.  Es  wird  erwartet,  daas  das  Sei  in  Jabre  126  (1907/08) 
erreicht  werden  wird  - 

Damit  ist  die  Uei^ienuifr  dem  l'lane  näher  getreten,  ilie  Mir 
bald  50  Jahren  ubgeschlusseiieu  Verträge,  »»weit  aie  sicli  auf  den 
Handel  beaieben,  an  nodiflzieren.  Es  bandelt  sieh  dabei  in  erster 
Linie  darum,  die  ;l%i(re  Import-Steuer  zu  .  rhöhen.  und  e.«  nia^ 
dabei  erwähnt  werden,  dass  an  der  ;J''/oigen  Import-Steuer,  die  in 
den  Vertrügen  feBtgesetzt  wurde,  die  Stener  war,  die  die  Chinesen 
ver  AbseblnsB  der  Vertrlge  anf  ihre  Imperte  an  salüen  hatten, 
wSbifiiil  alle  andern  haniicl'rcib"  inl>  n  Xatimu-n  ent\vrib>r  eine 
westtutlich  höhere  Steuer  zu  zahlen  hatten  oder  aber  eine  äteaer 
an  zahlen  hatten,  die  sich  nach  dem  Knbikinhalt  des  impnrtlKrendcii 
SeUfis  riditete. 

Es  durfte  hier  am  Plat/.e  sein,  die  jilntrst  V4>n  "^iam  mit 
anderen  Staaten  abgescfaloäeenen  Verträge  zu  erwähnen.  Kü  int 
bebannt,  dass  im  Deiember  1904  der  am  18.  Februar  1904  ab- 
geschlossene Vertrag  awischen  Frankreich  und  Siam  ratifiziert  wurde. 

Difst  T  Vfrtrag'  ist  eine  Moditikation  des  Vcttrn^es  von  1S<»3,  dessett 
liestimninngeu  sielt  in  Einzelheiten  unaUütTihrbur  erwiesen. 
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OMetifrabttttiT- 


Es  \vir<l  i'iiif  (iit-iizi-fsrnliernng:  zwistlien  den  französiiM^hen 
li«-»>it2ui)i;un  und  Siam  I°c>»tge6fizt.  Vur  allen  Dingen  aber  wichtig 
«larlii  eraehaiiit  die  Regulternng'  der  JnrlidiktloMhag«. 

Ich  muchtc  in  ineiiitiri  Vurtrafr«-  beii'its  darauf  aufint-rkmini, 
<1»KR  die  in  dcui  V«-riragp.  vurge^^^hene  Cntscheidnog  in  i>treitfölleu 
zwischen  Fremden  nnd  Personen  nnter  siameriwdMir  Jnritdiktkni  in 
Pnutic  »kh  als  wuuwfllhrbM'  erwieaen  hat  In  den  nenen  Vertrage 
zwisclx^n  Fianknieh  Und  Siiun,  der  diene  Fnge  regelt,  Itelaat  ee 
in  Art.  12: 

,En  ee  qni  eonoenie  la  jariadietion  a  latnaUa  wn»t  d^onaia 
mnaies  nna  ancane  exceptton,  tooa  lea  Fiaacais  et  prot<g<8  fran$aia 

iiii  si.itii,  i»-.  di  tix  (touvorn'tii'iits  rnnvi-nm-nt  de  anbetituer  awc 
diMiJvbiliuils  exttiUut«s  los  distpotoitiuiito  »uivautis: 

1.  En  amtiere  pönale  Ica  Franfaia  on  protdg^  Araacaia  ne 
■ernat  joBlidablM  qne  de  rantorlte  firnntalaei 

2.  Kn  niuti«'!"«'  '-ivil-'.  tmit  iinxi-s  iiitfiiti'  par  nn  ^mois, 
contre  un  Frau^ais  uu  |iiou-gt'  ti-aiivai*  miia  porte  devant  le 
tribnnal  oonenlaire  Fran^atB. 

IVtnt  prorrs,  ilans  leijnel  le  dcfendant  sera  Sianiois  M-ra 
porti-  dr-vnnt  la  Goars  aiamoiM  „des  cansei  ^trangeres"  institufe 
a  Bangkok,*' 

In  dem  neuen  Vertraue  wird  aneh,  wie  in  dem  adion  Milier 

erwähnten  Vertrage  mit  (tKis^hritannien,  «ine  besondere  Begilienmg 

für  Fälle  in  th^n  niirdliilu  ii  I'ro\inzpn  vin-c-Rclien, 

In  deu  Kreisen  (Jhicngmai,  Lakhon,  Lanipbnn  nnd  Nan 
•ollen  alle  Zivil-  nnd  Krininainile,  in  denen  nnter  franaOsbMsher 
Jnriadiktiou  stehende  KlSg^r,  lickl»)f(c  oder  An^eklacte  i^ind.  von 
d»-ni  siiiini'sjschen  Tntt»rnatl<inal<"n  (ifrichlsliof  enti^rliieden  wcnlin. 
(V't-r^'l.  darüber:  Niel:  prulei'tiou  et  jiirisdictixn  l'ran^aise»  an  Siam 
in  ^la  Revue  Indc-Chinoiae  No.  11".) 

In  dem  Sinne  des  fhinzösisrlifn  Vorti-apps  sind  sfitdem  Vertriise 
alige^thlosst-n  mit  Häncnuirk  am  i'l.  März  l'.Miri  nnl  mit  Italien 
am  8.  April  ll'Oö.  Die  mit  anderen  Vertra^vuiäclitcu  eingeleiteten 
Verhaodinngen  dürften  aneh  bald  sn  einen  Resnltat  ftthren.  —  Die 
Kilhruiig  der  Listen  d«^r  sriintzirt  nicssi  ndm  rntrrtancn  ist  im  Sinne 
des  pmssliritannisi  hen  Vfrtra;;i'S  vniii        NiiVf  inlM  i-  IS'.i!*      ri  s^elt. 

Eine  nicht  unwesentliche  Muditikalion  des  .'^klaveiigt-^etzea 
v»n  1874  ist  an  ].  April  1905  In  Kraft  getreten.  Es  ward«  bereits 


0.  FlumrvitTKit:  Sita. 
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gezeigt,  dasH  dem  Ueoetz  von  l«t74  zufolge  alk  %'oii  Sklaven  uach 
dem  Jabre  1808  geborenen  Kinder  mit  voUendetem  21.  Jafare  frei 
werden  mllten.  -o  Das  Oeaets  vm  1.  April  besÜBBit,  daas  alle 
von  Sk!avf>n  K'^'^'""  "  "i  Kinder  mit  ilirnr  (fpburt  frei  wi  iilrii, 
d«88  kein  Freier  bich  in  Sklaverei  verkaufen  kann,  daw  der  HeiT 
jeden  tfonat  dnea  Abaug  von  4  Tie.  Ar  gelelatete  Dienite  ton  der 
Samme  an  uneben  hat,  an  der  aleli  der  Sklave  nraprflnglidi  veiv 
pttndet  liat.  miil  <i;iss.  fulls  tlcr  Sklave  siMntn  Herrn  zn  wechseln 
wftnaeht,  der  von  dem  ueueu  Uerrn  zu  zahlende  Frei:«  nicht  büher 
Min  darf  ah  der,  für  den  der  Sktove  eksh  anprBnglich  verptlbidete. 

Von  Okonoallaeher  Bedeatang  erwfthnenawert  dürfte  adn,  dan 
Siam  im  enropäiwhen  Geldmarkt  eine  Anleihe  von  1  Million  l'fiind 
zum  Kurse  von  9'>',,{'',o  zu  einem  ZinsfusN  von  4*n*'  „  im  Febrnar 
aafgenomuien  liat.  Die  Anleihe  soll  znr  be»chlennigteu  Anstabruag 
der  Anratllfilien  Arbeiten  verwendet  werden.   Die«  iat  die  erate 

ftwinde  Anlniho  in  Siani. 

Am  23.  Januar  llH.'ü  wurde  eine  weitere  Anleihe  von  drei 
Millionen  PAuid  anm  Korae  von  94";o  und  einem  ZinsAiaa  von 
^It^lo  anfgemmnnen,  an  deren  Begebnng  England,  Fnukreieh  and 
DeutBeUanid  betdllgt  waren. 

IMe  Lnadbeatenemng,  auf  die  im  obigen  Beaug  genommen  Ist, 
wurde  dnreb  GeaeCa  vom  19.  Jnin  190$  gwegdt  Nacii  einem  hkto- 

rinchen  l'berbück  wird  gezeifrt,  dasis  tirsprilnsrlicli  di'-  Steuer  auf 
Land  nach  der  Rate  von  2  Körben  l'adi  für  je  ein  Kai  erhoben 
wnrde,  daaa  ferner  die  Bagiemng  das  Seeht  batte,  xwei  KVrbe  Fadi 
auf  jedea  Bai  Land  sa  der  fbstgesetzten  Taxe  von  ^/^  Pbang  für 
je<i<>ri  Ko<>)  /II  k'uifen  und  daao  der  fianer  dui  Fkdl  an  das  B«- 
gicruugiHlepui  eiuzuliefem  liaitte. 

Ea  mag  hier  erwkhnt  werden,  daaa  Im  17.  Jahrhnndert  von 
den  Bauern  eine  Steuer  von  1  Füang  ttLr  jeden  auf  dem  Land  ge- 
branchten  PAns:  entrirhfet  wurde. 

Unter  der  ßegieruug  des  Königs  Puka  N'AKti  Klao  wnrde 
dieae  Natnralatener  abgeaidiafflt  nnd  statt  dessen  eine  Steuer  von 
einem  .Salflng  1  Fnang  auf  jedes  Kai  Land  erhoben.  !)»>■  l.nnd 
wnrde,  wie  schon  mitKetfüt.  in  Nu  Khu  Kim  ninl  Nu  Kutiir  l"i  ein- 
geteilt, du  aber  bei  der  lieBteueniug  Streitigkeiten  Uber  die  Erhebung 
der  Steuer'  hftnllg  waren,  irfe  viel  Land  kultiviert  war,  oo  war  eine 
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der  ersteu  Ke^peraugHakte  de»  Köuigs  UoNtiKur,  in  der  der  Bei«- 
export  frelgegebco  wurde,  diese  Elm  Kho-Stener  nei  u  ng«In. 

Alles  KLu  Kho-I.aiid  niiisst«  eine  fest«'  Steuer  von  1  Salnng 
liri>  li'ai  znlileii  aiiC  ii.i*  in  il>'ii  tiriinilpaiiicn  ri  iKHcliriebenf  Land, 
wÄhn-iid  iiacii  wie  vor  bang  loi-Land  eine  SUiuer  von  JP/,  ^ilüu|; 
anf  dM  kultivierte  Liuid  ni  sablen  hatte. 

Diese»  Syctcni.  das  ancli  in  dem  engllsohen  Vrrti-ag  festliegt 
war,  blifVi  iil.i  i'  ''lO  Jahre  in  Kratt.  \Vie  gclum  früher  erwftlint. 
wurde  da»  dem  \'ertrug  von  l^<5b  angetTigte  „Schedule"  durch  Kou- 
veBdoB  von  1600  abttesclwift  oad  die  ReiHeniiiV  bekam  ftele  Hand, 
die  LandRtPUi  r.  den  [{ediirt'nis^ieii  der  Stadt  angenesaen.  zu  i<l;>'1ii. 

I)ie  allen  Kale^rorien  wurden  beilielialfen  und  Land  wurde 
als  W'ildland  lietraciuct,  da»  von  einer  l'erson  nacli  iiecUt  und  üe- 
seta  erworben  war,  daa  aber  noch  nicht  nnter  Knitnr  gebracht 
wnrde.  i  iiiiir  loi  ist  eben  ent  utImi  gemachtes  I^nd.  während 
Khn  Klii.-I.r  i  \  111^'  kultiviertes  Laud  ivt.  Alles  Land  wird,  an- 
bekiimuieri  um  diese  Kategorjen,  iu  fünf  verschiedene  Klassen  ge- 
teilt^ je  nach  der  Lage  nnd  Fruchtbarkeit  dee  Boden  nad  nach 
nach  dem  Marktpreis,  den  das  (Jeti-eide  am  Erzeugnng^ort  hat.  Der 
Hiiehsilieira^'  dieser  Steuer  beirä^^t  auf  erstklaniges  Land  1  Tic 
und  der  niedrigste  24  Atta  pru  Hai  und  Jahr. 

A«f  Wildland,  daa  awei  Jahre  nach  BeritaeryreiAing  nicht 
kultiviert  iat,  ist  ein  Aelitel  der  auf  KI  n  -Land  fallenden  Steoer 
rn  entrichten.  Her  (Jebraiirli  alier.  narli  den»  innerhalb  dri  i  .lahren 
nicht  kullivierieH  Laud  an  den  Staat  znriirkfällt,  ist  aufgehoben. 

FWttg  loi-Land  ist  Land,  daa  nicht  gaat  nnter  Knitnr  geinmeht 
ist.  Auf  dasselbe  wird  für  die  unter  Kultur  gebrachte  Strecke  eine 
am  eil»  \'ir  r?t  1  li'di'Te  Sfener  1  rhiilien.  so  da^s  als<i,  wn  anf  Khn  Klio- 
r^nd  2  .SilUng  pro  It^ii  erhoben  werden,  auf  Fang  loi  2'j',  Salüng 
(40  Att«)  erhoben  werden. 

Unter  beRonderen  ünutlnden  kann  die  Steuer  enalasigt  werden. 

• 

Ea  ist  bekannt,  das!<  nach  dem  alten  Fendalsystem  jeder  den 
.Shutte  als  Soldat  im  t^dürfnisfalle  Dientite  m  leisten  hatte. 

Das  alte  Geeetz  gibt  genaue  Heütimmangen  an,  wie  die  ans 
einer  Blie  geborenen  Kinder  xwiaoben  der  Zivil-  nad  MlUtirver^ 
waltnng  xn  verteilen  waren.  Daran  aehloBa  aieh  in  der  Pnxla 
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weiter,  dass  statt  d^r  geleisteten  Dienste  eine  GelileiitMlnidiv'-rinsr 
IM  entricht«n  war,  die,  je  nach  der  Klaase,  in  der  der  hetretiundi' 
geborea  war,  TvracUeden  «naflel,  wlbread  sieh  «ndrerwH»  eiiie  voU- 
stfindipe  Militärkasff  ausbildete.  Das  ganze  Feudalsystem  war 
dnri'h  Gewnhiih'^it  vielfiirli  ilurihbrochen  nnd  erhielt  sich  in  de)i 
nieiüteu  Fälleu  uur  als  L  berbleibi>el. 

Durch  Oeaeti  von  29.  Aagust  1905  wurde  eine  neae  Armee- 
organisation  ein^ceflUirt,  nach  welcher  jeder  waff*'ntT«li  j<  wuu 
IH.  bis  40.  .Tal(r  diensipflichlii?  war.  Dnvnn  sind  zwii  J.ilai:  iJii  nst 
unter  der  Fahne,  dann  weitere  tlinf  Jalire  in  der  erstten  Reserve, 
WO  der  Soldat  eventnell  m  einem  Dienet  von  swei  Uonnten  jede» 
Jnhr  elnpezog^en  werden  kann:  dann  für  weitere  zebn  Jahre,  wo 
der  Soldat  zu  einem  I>i''nst  von  nielit  tii>>lir  al^  \->  'lagen  jiilirtich 
einberufen  werden  kann.  Mit  40  Jalireii  hürt  der  Dienst  auf.  Der 
Soldnl  dient,  wo  das  System  eingeftthrt  ist,  in  d«n  Kreise  oder  der 
Provinz,  wo  er  anftiSssijr  oder  geliilrtijr  ist,  nnd  e>  soll  imLanftder 
OÄchsten  .lahre  im  ganzen  Könign  irh  eingetührt  werden. 

Die  durch  Gesetz  zugelassenen  Ausnahmen  vum  Uilitärdienst 
«sldicaBen  dn:  Gefartliohe,  Studierende,  in  B^rinmigidiennt  Stehende, 

AVai^en,  dip  im  Lande  ait!<ä8!iip;eu  diine.sen  (In  der  ontOB  md  SWOlten 

üeneratiiin I,  iiiiziviiisierte  VnlkHrs<haftHn, 

Am  1.  September  1905  trat  das  l>ei»etz  Uber  die  ächillahrt 
In  iiaawsioehea  OowKsoem  in  Krtft  nnd  die  Bestlmninngen  desselben 
worden  von  den  VertraganKditen  als  fllr  Ihre  Untertanen  bindend  an- 
(renommen.  I'in  Sfhiff.ihrtsh<  stirmtinn-xcn  sind  die  dt-h  alljremein  an- 
erluLunten  internationalen  Keclitt»,  und  nüc  dem  IniLrafttreten  der 
Bestinmnngen  Uber  Registration  d«r  Bote,  der  InspektitHi  von  Kesseln, 
aber  eine  I'riifuDgr  der  MaMhioistan  ist  allgemein  «nsgespraelienen 
Wünaehon  BechaoQg  getragen. 


Spaniern 


K.  tVn'iit:  Adolfo  Fo.Saila, 
rrofeHor  dar  Itaebte  an  der  UoivcralUU.  Uviedo,  AbteilungKhcf  im  liatttal  ttt 
■uilal«  Kefamm  Im  HadrU. 

ÜbenwtsttDfr  tob  Dr.  €h»if  flefeapi»  Lkiidrichtar,  HuilKirg. 

a)  Gesetzgebang  1903—1901. 

1908. 

I)if  0 ii.'!  II  H  i i  t('M't/srrlM'ti>-i  h»'  Arlirit,  n;lm!ioli  iH'^  i-iiL'e. 
tlie  sich  zu  auveiüiieii  VcrtUgungi-ii  ilt-r  ge^cti'.gebcudeu  üewalt  «der 
Oortes  MBamnea  mit  dam  KUnie)  verdiditet,  ist  in  dieaen  Jahre 
nidit  alln  reieUidi  geweaea.  Die  Zaiil  der  cor  PnUlltttioii  ge* 
liuiptf-ii  Gcsotzi'  isi  rf'ltf  pcrinir  Das  will  nicht  nadtni,  ilnss  die 
Kpgiernng  und  die  Milglitdei  dt;r  Kauinierii  ihre  koiiKlitutiuuelle 
Tnltiative  nicht  aosgellbt  hAtten.  Dem  KengreBS  and  dem  Senat 
lii$:t  n  genng  AntrB««  nnd  OesetzcsvomhlSge  zur  DiBknssion  und 
Hl  ;tt  h.'!tiiii(;  vor,  aber  nur  wr'isiL"!  ilnvoii  iitid  Iiis  znr  k'''niirtt<  li<'n 
SaiiktiiHi  gelangt  und  konnu-n  dem  iiosiiivcn  Rei  ht  einverleibt  werden. 

Fmchtbarer  war  die  (ceMtz^beriaclw  Arbeit,  soweit  sie  nnr 
reglementiiri  'i  i  '.inakier  liat.  nämlich  soweit  sie  von  der  Em- 
kntlvgewalf  mlir<!s  l<.'.iiif;li.her  Verordmincen  im«!  l.'esnlative  »ns- 
gefibt  wird.  Diene  t^ni-Ue  de«  positiven  Ueehls  besitzt  in  Spanien 
ans  verschiedenen  Grflnden  eine  solch«  Bfdentnnf ,  dasi  eine  Über- 
sicht über  den  (i  inc  der  (Ms.-tzi;i-Uiiii;r  der  \"<illsti<ndit'ki  it  eniliehren 
«flrde.  wullle  ^-ie  «Hc  auf  liei-etZ  berniien  li  ii  \  oi  füpiint'eii  der  Exp- 
kmivgewalr  iinervväitnt  lassen.  Natürlich  verdit-uen  dieselben  nicht 
RUmtlich  eine  speaielle  ErwXhnnng;  aber  eine  Anaabi  ist  dnmnter, 
deren  wi  lt.  m  .Ii  s  iM  Sonderen  Interesses  der  betreffenden  Materie  oder 
wi'treii  <i.-r  iliiivii  sir  KrtriMiisii  rti'ii  Pienstzweige  oder  aus  anderen 
analogen  Ciriinden  -iedaeht  werden  mm». 

Zn  registrieren  ist  «unScbüt  eine  AbXndernng  des  Hu4ela* 
|l«setabaehs:  durch  Gesetz  vom  29.  JnK  ist  in  Art  446  desselben 


,  üigiijzed  by.Google 


Adolf»  Pokado:  ^ptoieii. 


2783 


die  bishorige  BeMbiflalniiig  m^boben  m»rdeB,  daaii  in  Weehieln 

an  eigene  Order  die  ValiUaUanwl  «Wert  in  mir  selbst*  MM  Atta- 
drnck  zn  kommen  hat.  In  GemSwfaeit  dieser  AbKudemog  hat 
Art.  446  folgende  FaHSUiig  gefunden: 

„Der  AnnteUer  kann  den  Weehsel  sieben: 

1.  an  seine  eigene  OkIki  ; 

'2  auf  i'iiii'  IVi-hii.  ili';  z;ilili'ti  soll  in  ilciii  I>r.iiii/il  »'iiifs  liriften: 
S.  auf  »ick  ivt'lbsl,  mit  Zahlbarkeit  au  einem  vtm  seinem  Dumiisil 

vertcbiedenen  Orte; 
4.  «11 1  •      andere  Pereon  an  dem  nlmUehoi  Orte,  wo  der  Ans« 

•1.  in  eigenem  Namen,  aber  auf  Order  und  tiir  Kechuung  eiiieü 
Dritten,  indem  dies  so  «nf  den  Wechsel  mm  Ansdmck  gelangt. 

Dies«  r  Umstand  ändert  ni.  !i'>  ;in  der  Hafibarlieit  des  Ausstellen, 
noch  ervvirtit  d-  r  liiiiaiter  irtrciid  ein  Ret  lit  (resjen  den  Dritten, 
fSr  deüseu  Kechnuug  die  AusHtellung  erfolgt  isf 

Anf  ▼erwsUmgnMhtlieheB  OeUet  sind  folgende  Anord- 
nugen  hervorzuheben: 

I»;is  RH)fulativ  viini  ir«  M'.iv/.  zur  Aiivt'iihriinjj  dei-  Könii^l. 
Verordnung  vuu  181*1,  welche  die  militärischen  Kiiüten-  und  ürenz- 
sonen  ffratetellt  Nach  diesem  Reini1«tiv  werden  »ehr  oder  weniger 
•nsiredehnte  I.undsirecken,  die  sicli  iiintrs  der  Küsten  nnd  Grenzen 
und  in  di  r  Ilin;fid)nnfr  von  F<  >tuii^.  n.  ht  iVstl-^ten  L;i;:ern  nnd  Korti- 
tikatiouen  hinzielten,  als  „iiilitiirzuuen "  oiler  „Zonen  mit  miliia- 
rlieber  Überwaehnng"  besEeiebnet,  damit  «nf  ihnen  nicht  Bauwerke, 
die  ihra  VerteidignuS'sniösrlirlikeit  fM'einflussen  konnten,  ohne  Kenntnis 
nnd  Einversitändnis  des  Kriey>uiinistcrinms  aufgeführt  werden  sollen; 

die  Köuigl.  Verordnung  vom  12.  Juni,  b«tr.  Genehiutgnng 
leo  AnsfUiurangaregnltaiva  für  dns  Geaetx  Aber  das  indnetrletle 
lägentam  vom  16.  Mai  1902; 

die  Könijrl.  \'erordiiiin{r  vom  .lull.  betr.  iienehu)it,'-nng  des 
Anweudunjpregulativs  flir  da«  Jugdgexelx  vom  10.  Mai  VM2; 

die  K5nigl.  Verordnung  vom  19.  April,  betr.  Regelung  der 
Bergba  n  v  e  r  w  a  1 1  u  ng. 

Wiihrend  dieses  .lalires  sind  versrhiedetie  wichtige  geeelz- 
liche  \'orbcltrit'leu  erlaüiieu  worden,  durch  welche  die  Verwaltung 
der  Geüngiiine  einer  Beform  nnterzogen  worden  ist  Zn  er- 
wlhnen  sind: 
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Die  Kiiiiij^l.  Wrordnuag  vom  l'Z.  Janaar,  betr.  (ieiiehmigiuig: 
des  Be^lativs  für  dte  Übenraeliaiig  der  BenennvaiBstaltaiii 

die  Köiiiifliche  Veronlaug  von  12.  Ulis,  betr.  Beo^tudiatloB 
des  I)u'ti<i'-  iIiT  I H't7in;_'iii«!'i'; 

die  Küuiifl.  \'vrui'dnung  vom  ii.  Ayril,  b«lr.  UeorgaDittatiun 
der  Anf^tsineteoi  flir  die  FestoogsgeflUigniaie  nid  OeAngntNe: 

die  KDoig^L  VerordnniiK  vea  16.  Met,  lieir.'  die  Behendlang 
der  Strefgeftutgenen  in  dee  OefSngniasen. 

Saiiit8tsg«set£gebunf;.  Am  lM.  I)c/i'tiili<T  wunlt'  ein  Gwiz 
vvrotlciiliicht,  das  Import,  Fabrituition,  Lagern,  X'erkauf  und  Vertrieb 
dee  SaccbarinB  und  äliidiclier  Eneagniaae,  wweit  sie  nicbt  son 
Hediiiiulgebrench  bestimmt  !<ind,  verbietet   Am  V>.  Januar  erging 

eine  K<>niifl.  V'eronlunng  Uber  ili<    ^ilisratorisi  lif  Iniiifnnir, 

Auf  dem  Gebiete  der  soKialea  Gesetzgebung  sind  eiaige 
Vorschriften  von  Wichtigkeit  «rlasHen  worden.  Znnftchst  iat  tu  nennen 
das  Oeaets  vom  23.  Juli  Aber  die  Untwdrileknngr  dee  Betteln«  der 

Minderjiihriü'en  unter  IG  Jahren.  Nurlt  diesem  Gesetz  werden  be- 
straft mit  (ieldstrafe  vou  ö— 5U  Pepitas,  «ttbeidiär  mit  Halt  von 
1—10  Tafe'.'u: 

1.  Elten,  Voratlnder  eder  PAhw,  dwen  urter  16  Jabre  alte, 

unter  itirer  Obhnt  sleheiidi'  Kin^ier  hnzw  Mündel  bettclnii.  '<ifh 
herumtreibend  oder  aut  üäeiitiictier  Slrasise  abernachtend  be- 
treffen  werden; 

2.  Personen,  welehe  sieb  von  Kindern  unter  16  Jahren,  g^ichvid, 

'iii  v.in  jin-'T  F.'iiTiiije  '>>i.>r  nicht,  begleiten  lassen,  nai  das 

.Miil<-iil  lies  l'ulihkuiiis  zu  •  1  r.  ;^'^en. 

Weiter  werden  bestraft  mit  tieldstrafe  von  hO — lüt  Peseta» 
und  Haft  von  10—30  Tafen: 

1.  Eltern,  Vormiiniler  und  Pfle^rer,  welche  ihre  unter  1«!  Jahre 
alten  Kinil'T  bc/.w.  Mündel  misshandeln,  um  »ie  /.um  Ikttehi 
zu  2\\in{;en  odc^r  weil  («ie  nicht  genug  mit  Fktteln  verdient  haben: 

2.  Eltern,  Voneander  nnd  Pfleger,  welebe  ihre  unter  16  Jabre 
alten  Kinder  b«zw.  Mündel  oder  andere  Personen  zum  T^ettslll 
anlmlten.  Wenn  «ie  es  tnn  vermittelst  Bezahhin}.',  Meluhnnngen 
oder  Zahlungsvei-sprechen,  so  tritt  erhübte  Haftstratc  und  Geld- 
Strafe  von  125—250  Peaetas  eini  ndt  derselben  Strafe  belegt 
sind  Verabredungen  und  Vercinlguagen  tu  g^ebem  Zwecke. 
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Das  Ueaetz  bestimiut  terner,  daB8,  weno  Eltern  wicr  \'oi-- 
n8nd«r  du  diiittiB  Ibl  viegta  dea  lUtet  1  «der  Kiraiinal  wegen  des 
Falle*  2  oder  dee  Fillee  1  nnd  2  verarteilt  ebnd,  eine  weiten  Ver- 
nrtRÜaBg  die  Snsi^iision  d«s  l'()o<r»--  uinl  Kiziflnmtrsreclits  Uer 
Hindeijftlirigen  und  deren  Unterbringung  tu  ein  Wohllätigkeits- 
iMtltat  bdmft  PCege  and  Enldrang  mit  eidi  brinereii  mIL  Die 
SnqMMioB  loU  8  Jehre  daiero,  kann  aber  unter  gewiaaeD  rmstftndea 
ftÜher  endig:«!. 

Die  Polizei beamteu  dürfeu  uiiuderjährige  Peraoneu  unier 
16  Jahren  fisatneliinen,  wenn  sie  betteln,  Bich  heramtreiben  oder  anf 
UbntUoher  Straaae  Obernacliten,  gleichviel,  ob  allein  oder  in  Be- 
gleitung: von  orwachsciien  rersinii'H.  .T»^'ii  viiiaiiii  kitiii)  sulrlie  Mitulfr- 
jäiirige  festnehmen,  wenn  sie  auf  üiltiulicher  Strasite  betteln;  er 
nraae  eie  aber  sofbrt  der  Pollsei  flbergeben.  Du  Oesets  bcstinnitt 
ms  die  Polizei  in  diesen  Fällen  der  Festnahme  von  Mindfriührigen 
zn  tun  hat.  Aiissei.lniu  schreibt  vor.  dass  Kin  l-r,  die  von  ihren 
Eltern  hiitlon  gelasben  oder  de»  lieistaudes»  derselben  infoige  von 
Tod,  absolnter  ünterbaltangennmSirliehkeit  oder  anf  Grund  der 
Aiiwiiiilnn^;-  lies  vorlieffenden  (;'>i{/is  ^^era^bt  sind,  in  Wnhititig* 
keitsan>talten  der  Gemeinde  oder  der  l^ovinz.  an»  der  sie  stammen, 
erhalten  und  erzogen  werden  »ullen,  nadi  den  allgemeinen  gesetz- 
liehen  Vereohriffcen  and  naelr  der  Praxis,  wie  eie  in  jeder  Provinz 
für  die  Iteherbergnng  und  Er/Jehnng  der  Waisen-  nnd  Findelkinder 
bestellt.  f>ie  stiidti^^flien  ( i'-iiieiiidekiille}rien  und  die  l'iKvinzial- 
deputationen  iiolleii  «idi  zu  dicM-m  Uehute  mit  den  in  gesetzlicher 
Fem  IconatiUiierten  Oeaellschafken  nnd  sonstigefi  Inatitnten  ttr 
KiadeiTürsiirge  wegen  Zahlung  von  .Subventionea  und  Vergütnng 
von  Kiistireldern  in  VerbindnUK'  setzen. 

K»  ist  jetzt  dreier  ausserordentlich  interebsanter  Kunigl.  Ver- 
cvdmiBgeB  sn  gedenken,  eretens  derjenigen  vom  8.  Juli,  enthaltend 
il.'is  R.  "•leinent  tllr  die  Foststelluig  der  ArbeitsunfSbigkoit  auf 
liirund  von  Betriebsunfällen,  sodann  derjenigen  vom  23.  April  und 
15.  August,  betr.  die  firrichtaag  des  lustituts  für  soziale  Beformeu. 

Die  Verordnuv  ^  wnrde  erlassen,  nn  das  Gesets 
Vom  "0.  .lantiar  1W>  über  die  ürtriebsunftille  zur  praktiselien  Aus- 
führung zu  briugeu;  e.s  detiuiert  die  verschiedenen  Arten  von 
Arbeitsunfähigkeit  infolge  von  Betriebsnnf&Uen,  die  »bsolnte  md 
danenide  nnd  die  teilweise  nnd  danemd«  ArbeitsnnAbigkeit. 
Jakrbwh  der  iatonst  V«nla|giing.  s.  Bd.  178 
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Auf  Orasd  der  Verordnuig  von  28.  April  wiide  im  Xlniftte- 
i-ittiD  des  bnent  das  luliUit  fir  aodal«  Boftnn  begrtndet 

I»u>s.  llw»  wnrip  mit  der  Anffrabo  betraut,  die  Arbeits<re«*'tztrplnuis 
im  weitesten  Siuut-  vorzubereiten,  durch  Urganisiernng  der  ertorder- 
liehen  üfterwaebuig  und  8uti8tik  fIr  Um  AmlllliranK  Sor]§re  za 
tragen  and  die  nniale  wie  die  reriernng^itige  Tätigkeit  im  IntercMC 
diT  Verbessentnpr  «ier  I.rtii'i)st;:illnns'  der  arbeitenden  Klassen  zn 
fürderu.  Das  Institut  setzt  st«  h  zusammeu:  1.  aus  einer  beratenden 
KOrperacliailt,  bestehend  ans  80  MitgUedera,  von  denen  18  Ton  der 
K^gieriinpr  ernannt  und  12  teils  iliirch  die  Arlieitgeber,  teils  dnreh 
liii-  Arlit'itiitliiut-r  u'^i'Wiilil!  sind;  "2.  ans  dem  mit  den  ver>cliiedenen 
dieuhtlit  Leu  Autt^uben  betrauten  tecbuischeu  IVr^nale.  Die  KünigL 
Verordnung  vom  15.  Angntt  reglementierte  diese  dlenstliehen  Atif- 
gnben  and  die  Art  und  Weise  des  Fanktionierens  des  Institnis;  sie 
srhuf  7«!  diesem  Zwi'fk  drei  S'kfinncn.  eine  für  Gesetzffebnncr  niid 
bibliugTaphiM'be  iulurmation,  eine  zweite  lUr  Uberwacbuog  und  eine 
dritte  für  Statistik 

Veriifteutliebt  wnrdin  verscliiedenc  Gesetze,  die  militärische 
(ij-t^t-nstände  betrelVen.  nänilieb:  das  (iesetz  vom  2iK  Dezember,  betr. 
Iii  ^<tütigung  der  Kutfietiiidignng,  welche  durch  Künigl.  Verordnung 
vom  4.  Angast  189S  den  FaanfUen  der  Im  Jahre  1891  ni  den  Fahnen 
benifetu  n  nml  während  di's  aktiven  IMmsfes  yrrstnrbfnen  Reservisten 
gewährt  wurde;  das  tieaetz  vom  äU.  Dezember,  betr.  gewisse  be- 
fllrdemngsn  in  der  Marinft 

Aar  die  StaataÜBAnieB  Itecieben  sieh  das  Oeaets  ▼mn  28.  De- 

ziiiihfr,  brtr  ilie  AnvL';iln'n  und  Einnabmen  iIit  •äpanischen  Ite- 
sitzungen  in  Westafrika  für  1904;  das  Ue«eLz  vom  29.  Dezember, 
betr.  das  Staatabadget  für  1904,  nnd  ein  swdtea  GcaeCi  tob  gleichen 
DatOB,  betr.  Aafhabn«  einer  Anleihe  flr  die  Stadt  Hadrid. 

KitK  AiiTinhl  vmi  StaatsvertrKgen  !>ind  1903  poblisiert worden. 
Nschstehcnd  eine  kurze  Anf/Jihlung  derselben: 

Scbiedigerichtsmtiag  zwiidien  Siwnlett  nnd  der  BepvbUk 
ColnmMa,  ratifixiert  am  24.  Janoar,  nnd  swischen  Spanien  nnd 
der  Diimiiiikani-i  lit'tt  Heimblik.  ratifiziert  am  'J''  Januar. 

Abkoniiiii-u  vuiu  H.Dezember  1900,  nodiflzierl durch  Addilional- 
akte,  ratifiziert  au  22.  Jannar  1908.  IntemaUonalea  Übereinkommen 
vi»m  20.  Miirz  l^^:^  und  Zusatz  voni  l  i.  April  1891,  betr.  daa  inter- 
nationale Kcgister  der  Fabrik-  nnd  liandeln&arken. 
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Freundticliatts-  iiiid  IlaniielüVfitraK;  zwisclien  Spanien  und  den 
Vereinigten  .Staaten  von  Amerika,  gciichlosiien  in  Madrid  am  :J.  Juli 
1902,  ratitiziert  am  14.  April  1903;  zälilt  Hl  Artikel  nnd  Ktipali<>rt 
«völlige  und  volUtändige  gegenseitige  Handel»-  nnd  SrhiöahrtÄfreiheit 
zwischen  den  Untertanen  und  Bürgern  der  Hohen  vertragschlieAsenden 
Parteien",  regelt  die  Erbfolge  in  Iroiuobilien,  die  Ableistung  de« 
Hilitärdienstes  fUr  die  Hiirger  des  einen  Landes,  die  in  dem  andern 
wohnen  usw. 

Zollvertnig  vom  13.  Juni  zwi«<-.hen  Frankreich  und  Spanien. 

Welt post vertrag  vom  1^.  Juni,  abpesuhlossen  in  Washington. 

.Vbkommen  zwischen  Spanien  nnd  andern  Ländern,  betr.  Ans- 
wpchselung  von  Karten  nnd  Kästchen  mit  Wertdeklaration,  abge- 
schlossen in  Washington  am  l'i.  Juni  IHUT. 

Abkommen,  ratiflziert  am  12.  September,  betr.  das  literarische, 
wissenschaflliclie  und  künstlerische  Eigentum,  zwischen  Spanien  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko.  Dasselbe  bestimmt  n.  a.:  dass 
,.die  Autoren,  Übersetzer  und  Verleger  von  literarischen,  wissen- 
schaftlichen nnd  künstlerischen  Werken  von  jeder  der  beiden  Nationen 
in  der  anderen  diei^olben  Rechte  nnd  (rarantien  geniessen  sollen, 
welche  die  respektiven  Ciesetze  den  InlSndern  eingeräumt  haben 
nnd  in  Zukunft  auch  einräumen  werden." 

1904. 

Während  de»  Jahres  1004  wnnlen  in  Spanien  folgende  Ge- 
Betjte  publiziert: 

Anf  nvilrechtllchem  (iebiet  das  Gesetz  vom  21.  Juli,  das 
die  Art.  (JS8  nnd  7;J2  des  Bürgerlichen  liesetzbuches  dahin  reformiert, 
dass  es  das  holographische  Testament  für  gültig  erklärt,  ohne  dasa 
es  wie  bisher  erforderlich  ist,  dasselbe  auf  Stempelpapier  auszufertigen. 

Anf  strafrechtlichem  Gebiet  ist  hervorzuheben: 

1.  Das  (Je»<>tz  vom  l!».  Juni,  das  die  Regiernng  autorisiert,  die 
Bestimmungen  der  Kunigl.  Verordnung  vom  20.  Juni  1850, 
betr.  Unterdrückung  der  Kontrebande  und  der  Defraudation, 
abzuändern,  und  den  dementsprechend  neureiligierten  Text 
enthält: 

2.  das  Gesetz  vom  21,  Jnli,  das  die  Art.  4-'>9  nnd  4fifi  des  Straf- 
gesetzbuchs, betr.  Erregung  öli'entlichen  Ärgernisses,  Prostitution 
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und   VerfUhrnng   \'ol\}ähriger  und  Minderjähriger,  abändert. 
Eb  mnteBt  einige  bisher  »Idit  betrnlfoiw  FUle^  belebt  die 
Sclinldigen  mit  schweren  Strafen,  nimmt  Eltern,  ElieniSnnern 
lind  VMriuüti'ii  rn.  -iif  niizflcliiijr'^s  Verhalten  ihrer  Kinder.  Ehe- 
frauen od«?r  Muuilel  dulden,  ihre  gesetzlichen  liefugnisHe  und 
ordnet  den  Diemt  der  Pflegnr,  «eiche  die  OeriehtsbehArde  fSr 
Hinderjiihritre  in  (4esta1t  von  vertranenswfinltgen  £3iixe]penonen 
oder  rirsdnenniehrln  iten  ernennen  kann. 
Auf  TerwaltungsrechUichem  Gebiete  sind  zu  ueuneu:  die 
K9nigl.  Verordsnnfr  von  15.  Jannnr,  betr.  Oii^Bitttion  der  tend* 
wirt.''>-h;ifl Hohen  Rehilrden;  dftg  Keglenient  vom  IT«.  Janaar,  betr.  Ein- 
ftlhnin;;  nnd  iJetrieb  de.-;  Telephondienstes;  das  Gesetz  vom  23.  lliirz. 
das  den  Gemeinderat  von  ltan:eloua  befugt^  zu  Eingemeiudnugs- 
sweekeo  Anleihen  anfknnebnen  nnd  Wertpapiere  sn  eaittieren; 
das  Gesetz  vom  7.  April,  betr.  Renrganisatinn  des  Staatsrats  und 
übertratrniinr    der   streitipn   Verwaltungt^gerichtttbarkeit   auf  eine 
Kammer  des  Hüchisten  Gericlitshofb  (der  Staatsrat  ist  die  oberste 
bentende  Kvrperwhaft  für  die  Begiemng:  Titel  I  des  Oeaetzes  be* 
hatulelt  die  Orfjanisalion  des  Strintsiats.  Titel  II  «einf  Befn£rni^-ie. 
zusätzliche  BestimmungeD  betreffend  die  Spezialkammer  für  Ver- 
waltnngsstreitaMlieo  In  HüchatieD  Oeriehtebof);  die  K6nigl.  Verord- 
nung  ▼om  11.  Jnll,  betr.  OrpuiiMtko  von  Bcgienu^  nnd  Verwaltung 

für  die  HpaniKohen  Besifznnu'fn  am  Gnh"  von  Gninea:  da«  Gesptz 
Tum  It).  Juli,  betr.  \'erbot  der  Zirkulation  und  des  Verkaufs  voa 
fremden  Lotterielosen;  das  Gesets  vom  19.  Jnli,  betr.  Antritt,  fie- 
förderoBK  nnd  Verabsrhieilnng  der  Beamten  des  Flnanxninisterians, 
die  nicht  zn  den  durch  sin'zielle  Oeeetzesvorsrhrift  p-e-irhatTenen 
teilungen  gehören;  das  Gesetz  vom  3Ü.  Juli,  über  die  Sekundär- 
bahnen  (das  Gesetz  bestimmt  ihren  Beerriff,  kkaalllziert  il«^  je  nach- 
dem sie  Staut^r.^!bvention  genieosen  oder  ni^t,  fixiert  Rechte  und 
Ptü'liren  der  KunzessidUHinUaber  nnd  autorisiert  eine  teehnisehe 
Kummiftsiun  zur  Aufstellung  von  Nurnmlivbeistimmungen  fUr  die 
Elsenbahnen,  die  Zinsgarantien  des  Staates  erhalten  sollen);  das 

(iefietz  vom  20.  Juli  fiber  die  Vizinalwepe  (Wege  TOn  üffentlichem 
Interesse,  die  nicht  in  den  staatlichen  oder  provinziellen  PHinen 
oiitlialteri  Hind;  der  Hauptzweck  de:«  Gesetzes  ist  die  Vervuliständi- 
gaag  des  Systems  der  Kommanikationswege  dnreh  Bentdlnng 
solefaer  Kommnaalwege.  Es  unterscheidet  dieselben  in  Wege  erster 
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and  zweiter  Urdnnng,  scluitt't  äpezialgeuonsenachaft«!),  tixiert  die  Er- 
fordeniiaae  Ar  den  Bau  aolcher  Wege,  bestimmt  die  KecbtMmittel 
uw.);  das  Geeets  von  30.  Jalt,  betr.  AbRnderong  des  Art.  29  des 

P"xpropri:itiniisf;p<:ptzf«<  (bezieht  sich  auf  ili<'  Hinterlfgnng  der  Expro- 
prianteu,  im  Falle  die  Taxen  nicht  fibereioBtimmen);  das  Eegleweat 
vom  28.  September  ikber  die  aivtt«  VeraktwortUchkeit  der  WeUt- 
lieben  Begienmga-  and  TerwaltnngabeuetCD;  die  XSnIgL  Terordnnng 
vom  2(>.  September  ftber  Baa,  Beperetnr  nnd  Erhaltmig  der 
Sdinlhänser. 

Auf  wirtsohafUichem  Gebiete  sind  folgende  Gesetze  ver- 
öffentlicht «Ofden:  das  Oeietc  vom  24.  Febmar,  daa  die  Regierang 
aatortilert,  die  BeviMion  <Ier  Tranüiiortalpibentarife  zur  Ausführung 
ta  bringen;  da*  Gesetz  vom  14.  MSrz,  das  die  Einfuhrzölle  für 
Weinen  und  Mehl  bembsetst;  das  Gesets  vom  14.  M&ns,  das  ausser* 
ordentliche  Kredite  snr  Anacbainittg  von  Kriegamatnial,  Vectaidi- 
ffunfirsmitteln  und  AusriistnnR'  fiir  snhmariiif  Schntzwerke  hewillis't; 
ein  driitaj  Gesetz  vom  1-1.  März,  das  die  Zölle  für  friaclie  Fische 
festsetzt,  je  nadideu  aie  in  SdiÜBsD  van  Vertrafi-  oder  von  Ktoht' 
Tertraganationen  eIngefUirt  werden;  ein  weiterea  Oeeetc  vom 
14.  Marz,  betr.  die  KinCnbrzöIlf  vou  Rosinen;  endlich  noch  ein  Oo- 
aets  vom  14.  U&i-z,  durch  welches  von  Einfohniillea  befreit  wird, 
der  Import  von  Blldiera,  1.  vrelohe  in  dar  Sprache  dea  Landaa,  wo 
sie  herkommen,  gcadttiehen  nnd  dort  gednicikt  nnd  veriegt  «ind, 
■_•  welche  Oripinalwerke  eines  Anprehöripen  jenp"  Land-  -  dt-m 
das  literarische  Eigentum  an  ihnen  zusteht  —  sind  iZullfreiheit  wird 
aber  nnr  auf  der  Baaia  der  ResiprodtRt  gewäbrt);  das  Oeaets  vom 
24.  Hirz,  welches  von  Eisenhaiinen  herrtihrendcs,  nnbranchbares 
Eisen-  nnd  Stalilmaterial  von  der  ZuUzahlnns:  befreit;  das  (»esetz 
vom  5.  April,  betr.  Abänderung  der  Abgaben  anf  Mineneigentum, 
Transporte,  Spielluuten,  Ibrken  nnd  Stempel;  daa  Geaets  vom 
19.  Juni  Uber  die  dregfthrige  Befreiung  der  zur  Baumwollenknltttr 
bestimmten  Ornndstncke  von  der  (rrundstfuer;  das  (;<>ctz  vom 
19.  Juli,  daü  die  Kegierung  auturidert,  Abkunimeu  mit  den  Eisen- 
bahn- nnd  Straasenbahngeoellaebaftea  Uber  die  Art  der  Zahlung  der 
Abgaben  anf  die  l'assa^ficrbillets  und  Tran»|Hirte  ahzuschliesRen; 
das  Gesetz  vom  Juli  über  die  Zahlung  der  rflrkstiindijcen  Zinsen 
von  zivilen  und  kirt  lxlicben  Korporationen ;  das  Gesetz  vum  '60.  .Fuli 
über  die  Abvriekelmig  der  kolonialen  Schulden;  das  Geseta  vom 
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19.  Jali,  da«  die  Alkohulabgabe  and  die  Verbraacbssteoer  auf  Weizen 
und  Uehl  reformiert;  du  Cresetz  von  6.  Desember,  welches  Feigen, 
Udd,  Vieh,  Kutoffieln,  ErliMii  and  tnekeBei  OtnillMi,  Kohka,  Braut« 
holt  und  r>nne  von  der  Tr:ins|HirfahfrnVip  befreit. 

Die  neue  sociale  GeNeiz^ebunK  int  in  die«em  Jahre  nm  zwei 
wichtige  Gesetze  vermelirt  worden,  deren  Inhalt  i^art  za  skizzieren 
iat.  Du  ecite  ist  du  Oeuts  vom  3.  Hin  über  di«  Sonntagsmlic. 
Es  verbit'f»'t  ftir  die  l)i»uer  des  Sonntatrs  jHf  nn-r  hnnisolie  ArVi»'it  für 
fkvmde  Kechnang  nud  jede  aach  fUr  eigene  Rerhnung  üticiitlich 
voissnommena  Arteit  in  Fnliriken,  Werkstätten,  Magazinen,  LSden, 
festen  and  ambalnnten  Verlcaafsstellen,  Bergwerken,  Sletabittdieii, 
llftfi  n,  Tran>i]iortnntprnnhmnn{rrn.  IVtripbcii  (iffontlicher  Arbfiif-n,  Itni 
iHanten,  Uaureparaturen,  Abbriieheo,  land-  nud  forstwiruchat't  liehen 
Betrieben,  Eiarichtangen  oder  Diensten,  die  von  Staat,  ProviBs  oder 
Oemdade  abb8i>$;cn,  und  Mudm-n,  den  Huf^rcxjililten  analogen  Be- 
Rrbiiftignnpr^'n  mit  ledi^ciicli  Jon'i'niiri-n  AnRnahmen.  vvelclu»  im  (icsotz 
and  der  dazu  erlassenen  AnstuhrnugEverordnang  aufgezüblt  werden. 
Dm  Geset«  nennt  folgende  AoanalmeB  vea  dem  generellen  Verbote 
der  Sonntagsarbeit:  1.  die  Arbelten,  welch«  nach  dem  Charakter  der 
Hediirfnisse,  denen  «io  dienen  an«  technischen  Gründen  oder  wegen 
schwerer  .SchädiKung  des  öffenllicheu  Interesses  oder  der  betreffenden 
Indnstrie  — ,  eine  TJnterbrechaag  nidit  snlaseea;  2.  die  Bepantnr<- 

nnd  ReinifruutTHarbeitpn,  die  unbedingt  erforderlich  sind,  damit  nicht 
dnrch  »ie  die  Arbeiten  der  Woche  in  industriellen  Et«bliM«ement8 
aaterbrocben  werden;  3.  Arbeiten,  die  dringlich  sind  wegen  drohenden 
Sehadem  dnreb  Naturereignisse  oder  andere  vorlbergdiend«  T7m> 
stSmli'.  wdiii  Hii«  Hl  h  rdc  zu  ihrer  Vornahme  Erlaubnis  erteilt. 
Keine  Anauahme  »oll  gelten  fUr  Frauen  nnd  Personen  unter  18  Jahren. 
Jedem  Arbeiter,  dem  ia  Veraolauuag  dam-  dieen-  AasnahmeAUe 
die  nOÜge  Rnheseit  am  Seantag  afasht  snteU  geworden  ist,  man  tia 
an  »inem  WoclumtasT  pewfShrt  werden.  Art.  '>  de«  (i*sotzea  be- 
stimmt die  Strafen  (Geldstrafen  ?on  verschiedener  Ilühej  für  die 
Übertretungen  desselben. 

Pa*  andere  (icseiz  int  das  vom  12.  .AujfnRt  über  ii<  ii  ICnider- 
scbutz.  I>nssi'lbe  betrifft  den  Srhntz  <lrr  K'inili  r  unter  It'  Jahren 
und  bezweckt  ihr  physisches  nnd  moruliivcLes  Wohlergehen,  sowie 
die  Überwachong  derjenigen,  welche  eotgdtUdier  Sloglingspfleg« 
llbergeben  sind  oder  sieb  in  einem  FInddhanse,  in  der  Lehre,  in 
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einer  Werkatatt,  einer  Kinderbewahramtalt  usw.  beflnden,  loweit 
datLebMi  Sokber  Kinder  direkt  oder  indirekt  wAI)r<>iid  dit^scr  Periode 
iiberwiidit  werdori  kann.  Die  SchutztJitifrki'it  wird  ausfTPilbt: 
1.  duixli  eine  überbehörde  für  den  Kinderscttutz,  konstituiert  im 
iniilatieriiiin  dee  Innern,  anter  dem  Tonits  den  Hlnletere,  welche 
•leh  leliufs  boHst'rrr  Rrlcdignn^  ihrer  Aufgabe  in  S«ktii>iii>n  teili-n 
kann:  '1.  diirrh  die  Pi uvinzialvci'sammlnnjri-'n  unter  Vorsitz  dt-s 
Ciimverncui-s;  '6.  durcli  die  I^kalversaumiangen  unter  Vorsitz  des 
AlkaMen.  Dieee  Organe  mflsaen  periodiaeli  die  Kinder,  welche  der 
entgeltlichen  8i«Ug^linps|'t1>'L'>  überantwortet  sind,  übiTwarlien,  ilw 
Ammen  iii^i  i/ifti'n,  Hlr  .Ma>Mi;ilimen  si>r8:en,  die  dei-  (ii-sutiilln'it  und 
dem  Forikuiuuii-u  denselben  diiniich  sind,  sie  beluhiieu,  soweit  di«-s 
am  Platse  Ist,  fBr  die  pünlttliche  Beolimbtnng  «aoitllrer  VerfllgniMten 
Sorgte  tragen  usw. 

Auf  dem  Gelii*fe  der  MiliUirgesetzgebung  sind  zu  nennen: 
diu»  Ue$«t£  vom  i:J.  Januar  Uber  die  Zuständigkeit  des  Oberst«u 
KrlegB>  nnd  Xarinemts;  dae  Gesets  vem  5.  April  ilber  die  E3ie  der 
Offiziere  und  der  ihnen  Gleichgestellten-,  das  Gesetz  vom  17.  Juli, 
das  den  Kriegsminister  antorisiert,  uri.'iuiis(  lif  ÄiiilfiiinL'i'ii  in  den 
Dienstzweigen  seines  Ressorts  einzuführeu  und  die  Schaüung  eines 
GroMNi  Oenenilstabe,  die  Reorganiiatton  der  ArmeekOTpe  nsw. 
anordnet. 

Ancli  in  diesem  .lahrr  sind  ver^eliipdene  StaatJ^Y^rträgC  und 
internationale  ÜbereiBkommcn  vi  rurtentlicht  worden.  Vor  allem 
wnrde  dnreh  KOnigL  Verordnnnir  "nm  14.  Jannar  das  Reglement 
für  den  internationalen  Tele^aphendienst  d.  d.  London.  9.  Juni 
ltH)3,  und  die  ihm  beifreftIf,'teTi  Tarife  in  Kraft  pe*et/.t.  Weiter  ist 
zn  erwähnen  das  Gesetz  vom  16.  Februar,  da«  die  Regierung  au- 
toiielertt  daa  Zniataabkommen  vom  25.  Angnat  1903  tarn  Haadela- 
vertragc  zwisMilien  Spanien  und  Norwegen  vom  27.  Juni  1892  ZU 
ratifizieren;  der  Schicdsgeriehtsvertrag  zwiseheu  Spanien  und  Gross- 
brlt&nnien,  ratifiziert  am  16.  Hirz;  der  Schiedsgerichtsvertrag 
swindien  Spanien  md  Frankrdeh  vom  20.  April;  das  Abknnunen 
zwischen  Spanien  nnd  Columbia  ttber  die  gegenseitige  .Anerkennung 
der  Gültigkeit  von  akademischen  Titeln  nnd  der  Erteilung  von 
akademisehen  Oradeu,  ratittziert  am  5.  Aagiist;  ein  analoges  Ab* 
kommen  mit  Guatemala,  ratifiziert  am  8.  September;  der  Schied«- 
gcricktsvertrag  awiadieo  Spaoiea  nnd  der  Bepnblik  Bollvia,  ratifi- 
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ziert  am  1.  Uktwber;  der  U&ndeLi-  nud  iSchiäahrUvertraj;  zwischen 
Spuiien  and  Gricebealand  vom  14.  November;  das  Abkonunen  zwiicben 
Spaeien  and  den  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  ttber  die  An* 
erkeiin(in$r  und  GUtigkeit  von  akndemiacben  Titeln,  »tifiilert  am 

23.  Dezember. 


Die  Arbeit  der  geeelxgebeadeo  Gewalt  in  Spanien  iat  Im 
Jahre  1905  nicht  frnrhtbar  ^pwesen.  Fast  während  des  ganzen 
.Taliifs  warrn  dir  i'rirtes  fi-i'firb!tK>^fii.  einiiia]  auf  Gnind  zweier  anssor- 
liiirlamentariüiher  Krisen,  !*<id;iiiu  iiifolge  einer  diitteu  Krisis,  die 
XU  einem  PolitlkweehMl  fUirte:  die  liberale  Partei  kam  mr  Kackt, 
das  koiisi  rvalive  Parlament  wurde  anfiriMst,  und  nach  Vornahme 
der  Neuwahlen  konstituiei  i'-  sich  ein  neues  Parlament  mit  liberaler 
Uivoritfit.  Die  neuen  Cortcs  ti-ateu  im  Oktober  zasammen,  konnten 
aber  keine  eigentlicb  legid^tlven  Anl^ben  cnatande  bringen,  undem 
v<'i  wandten  den  frrris>eren  Teil  der  Zeit  zu  ihrer  Konstituierunp. 
zur  DiNkUäHioD  und  lieBdiludsfasHung  ttber  AntrSge  von  Deputierten 
und  Senatoren  usw.  und  den  Rest  bis  zum  1.  Jannar  1906  snr 
Dnrebberatnng  and  BewlUIgnng  dea  StaatshanriwltegeoetMa,  das  nacb 
der  Verfassnng  vor  Beginn  des  nenea  Jahres  pnbUiiert  «erden  mow. 

Das  will  nicht  safjen,  dass  die  neuen  Corte«  Rar  keine  gesetz- 
geberiHclie  Arbeit  verriditet  iilttcn;  aber  dieselbe  wird  fast  voll- 
stttndlg  «fit  in  Hut  Übersieht  flr  1906  in  die  Ersehebnag  treten, 
«eil  die  wkhtigaten  der  bewilligten  Oesetxe,  s.  B.  eines  über  dl« 

landwirrvr|i:iftlii'lien  Syndikate  nnd  eines  lUir-r  die  ii frontliehen Getrsida- 

depiits,  iiiirls  iiirlit  zur  T^ublik:iiiiiM  i:i'Lin!^t  sind. 

Aui>  ditMii  Urlinden  enthüll  der  Üoricht  über  die  Uesetzgebnng 
von  1905,  wie  aus  dem  Folgenden  in  enehen  ist,  Aiat  anwchliosolich 
geaetalicli"  l)is|>ositionen,  die  von  der  verwaltenden  Ezekativgewalt 

erla>-eii  ^iud. 

All!  dem  (itbiet  des  ölTontliclicn  Kethts  ist  das  Gesetz  vom 
November  zn  nenne»,  das  die  konstitutionellen  Garantien,  die  in 
Art  4,  5, 6  nnd  9  nnd  in  den  Absitzen  1,  2  and  8  des  Art  18  der  Ver- 
fassnng'  enthalten  sind,  für  Stadt  und  Provinz  Parreluna  susitendieren. 
Diese  Siis]ieiision  ist  als  ausserordentliche  llcgiernngsnimi«rej<el 
wfgeu  der  exzeptionellen  Huist^nde,  die  jene  Landesteile  dnrclimachen, 
vorgenommen  worden  nnd  hat  nnr  vorBbergebenden  Charakter. 
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Aul'  dem  tiebiel  des  VerwaU«agSN«llto  sind  be>Miudei8 
folffende  Ywengumnu.  tn  mbimb: 

Die  Kiiiiigl.  Verordnung  vom  <.>.  .lanuar,  wekbe  die  GefliDg' 
niBW  des  Könif^reichs  in  drei  Kaleji^orien  einteilt; 

das  Keglement  vom  14.  Febraar,  da»  die  Kiirpeiischafl  der 
titnUnten  Apotheker  «rganinert; 

ile  KSnlgl.  Verorinnng  vom  28.  Min  Hber  die  VentadUldiiuig 
4er  BiiirlHTi'itiiiifr  in  MuiIriJ: 

diß  Künigl.  X't'rordnang  vom  Ib.  Jnui,  welche  das  Oeneral- 
regleneot  Ar  iw  Bcrgwerkaverwaltunff  enthilt. 

Weiter  iat  sn  «nvibaen  du  Oeeeti  vom  7.  Juli,  welehee  dl« 
(iew.'ihrnns:  von  llilfsniittiln  fllr  die  Benutzung  der  ilffeiitlirhen  Gi- 
w&sser  fUr  die  Berieselong  anordnet  niid  deren  Inhalt  und  V'oraiiK- 
•etzvilgen  bestimint.  Der  Gmndgedanke  des  Gesetzes  wt,  das«  der 
Staat  die  Verwendtuig  der  SffentUchen  Gewisser  ztur  Berieselnog 
von  Grundstücken  gestatten  k:inn.  voranspresetUi,  dua  der  Verbraneh 
nicht  200  1  Wassi  i  pi  o  S-'kiiinle  iiberntei!rf. 

Amt  Wirtschaftlicbem  Uebiet  igt  hinzuweisen  auf  die  Königl. 
VerardnoBg  vom  25.  Juaw,  betr.  Uaiflkation  der  beetebenden  Ge- 
aetagebong  Iber  provinslelle  and  itldtische  Abreduningen,  und  das 

Könij?!  Dekret  vom  14.  Dezember,  welih».«  eine  nnsserparlanien- 
tari»che  Kommisaion  zum  Stndiam  der  Umgestaltung  der  gegen- 
vSrtigen  Konanmtbgabe  elnsetet;  die  letztere  VerAgniif  verdMikt 

ihren  Rriass  dem  Drucke  wiedcrlioltcn  nnd  allgemeinen  Vcrlanpen« 
der  öftentlichen  Meinnnpr  auf  A  lisi'liafl'nng  dieser  Steuer,  die  man  für 
küBtapielig,  lästig,  unmoralisch  und  von  verderblichem  Einflngg  auf 
dem  Preis  der  notireiidigen  Lebensmittel  enelitet. 

Was  das  Gebiet  der  Miial«ii  Relonien  anlangt,  so  ist  am 

19.  April  ein  neues  .\nsfUhrnn<rsreplement  zu  dem  GesetS  über  die 
Sonntagsruhe  vom      ^lürz  l'M'i  )i>  v:ius2:ekomiiien. 

FUr  die  Verwaltung  der  spanischen  B«sitsiuigen  sind  er- 
IsiMD  worden,  die  KOntgl.  Vererdnuig  vom  16.  Jannsr  Aber  Eigen- 
tuoerwerb  and  HypotlMkeiiwieaen  in  den  spanischen  Gebieten  am 

(iolf  von  Cininea;  da»  K'r'niir!  Ivkre»  vom  9.  Marz,  'ittr  Ktvrtniin<r 
einer  Konkurrenz  flir  die  Kouzeiiäion  zur  Ausnutzung  und  Koloui- 
satiMk  der  Qet>iete  swiaehen  den  Flüssen  Gsmpo  and  Mnni;  ein 
zweites  KSnigl.  Dekret  vom  gleiehen  Datum,  betr.  ErweHernng  der 
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HefiigniKae  der  bei-atenden  Vei  samnilniig  für  die  spaniBcben  B«- 
aitacnagon  in  Wettafirlka»  nun  Zwedte  der  InftnMtion  aber  dte 
VottehUig«  zar  Avniatsiiiig  ud  VerwaltMif  dieaer  BMltsancen. 

Zn  -.'•■'ilciik-ii  i"'  -i  t  li.-.lich  viTM  )ii>'(lciH'r  Konveiillonea  Bad 
Verträge  intcrnntiuiialen  Ihnruktpr».    Hiwhit-r  frih.^rcn: 

Die  Kouveuduii  üWr  duM  litciarigclie,  wiascnückaftliclie  und 
kflnstleriscke  Eigeateni  zwiichen  Spanien  «nd  der  Kepnblik  Eenader 
vom  80.  Joni  lOOO.  r:ttiti7.i«'rt  am  IT.  Nuvember  li)04  und  pnlllinjert 
.■IUI  27.  .lantijtr  1!'*»'  llir  (iniM(lj>riiizi|i  ln-^ti  lii  in  iWr  ppcvnseifipctt 
lu'vvahiuiig  der  \  urleile  dit-wr  Kouvenlion  nnd  aller  gcgeüiwärUgen 
und  znkliiiftigen  Geeetae,  weldie  eiBea  Sdinlx  für  Weriie  der  Ute- 
rttnr,  Winenscbaft  oder  Kurt  eehalEeD; 

da»  international!'  Ri  trl'-im  iit  zur  ünterdrflcknnp:  des  Mr»drh«>n* 
handels.  d.  d.  l'aris,   1>    Mm  puhliziert  ara  :!    Mfuz  IVH».'.; 

der  8r.bied8gi;rtcht«vertrag  zwiBcheu  Spanien  und  iSdiwedea 
und  Norwegen  vom  28.  Jianar  1S06,  ratifliiert  «n  20.  HSn; 

die  Konventira,  betr.  gegenedtlfe  Anerkennssf  der  Omtigkeit 

akadenusclit-r  Tit»>l  und  der  Erteilung  akademischer  (irado  zwisw^lu'ii 
Spanien  und  <ler  Fiejiublik  .San  iSalvadur,  rntiliziert  am  l!"_V  April 

da«  Abkotiuuün  zw  liegelnog  der  \  ormundt>cliaft  über  Minder- 
.iffiirige  xwiachen  dem  OeatBcheD  Boich,  Orterreich-Uagin,  BdfieD, 

Sjianien,  Frankreich,  Italien,  Laxembarff,  den  Niederlnndeni  F^ntogal, 
l'iiiii.'iiii  II.  Schweden  und  der  Schwein,  ratifiziert  am  80.  Jnni  1904, 

juiblizien  am  1.  Mai  Ii«».!; 

der  AnBliefenuigByertnv  swiaehen  Spanien  iid  Belgien,  jmbli- 
siert  am  19.  Deiember. 

Dazn  kommen  folgende  Verfüg:nne:en  w i rt srha n  1  i i  lit-n 
Charakters,  welche  auf  internationale  \'irli;iltnisse  Rizug  halH'ii: 

dm  Kunigl.  Dekret  vom  15.  AugUbt,  weicbes  die  Nationen 
angibt,  deren  Produkte  auf  Onwd  der  AntorintioD  dt»  GeMtxes 
vom  4.  .1)1  Ii  den  VoKDgMurif  B  d«e  Abkommen«  mit  der  Sehwels 

bis  »nni  1.  März  lOOfi  geniessen; 

das  Königl.  I)ekret  vom  80.  Antrnst  (znr  Erweiternn?  dea- 
jenigen  vom  15.  August),  das  die  8rhweiz  in  den  Kreib  derjenigen 
Nationen  einbezieht,  »nf  deren  Prodokte  die  dniia  erwBbnte  Frlat- 
gewtthrang  Anwendung  inden  toU; 
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das  KOnigl.  Dekret  vom  6.  November,  das  den  Presidenten 
des  Hinisterkomites  ermüchtlj^t,  ujii  dem  Vertreter  Italieni  ein  nenea 
provisoriticbes  Han^telsabkowmeu  zn  treffen. 

Zoletst  Ist  m  arwSluMO,  daa  KSnisl.  Ddtret  tob  6.  NoTamber, 
dueh  welch«!  Norwegan  ab  anveiinar  Staat  aaerkaoat  wird. 
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Revista  jnridica  de  ratnlniia  (Barcelona). 

Kcrhf  im  allgeuifinen. 
GoMKz  UKUiuiBu,  T.,  WCrterboch   und   Fflhrer  durch  die 
ipiniiehe  Geietigelniny,  «nthaUand  die  Im  19.  Jahrhasdait  publl« 
rierten  geBetdlehen  Vonchrifteii.  11.  Band.  Madrid  1908. 

Beehtaphlloaoplile. 
?OfSDA,  A.  M.,  Das  Bccht  Im  Leben.  1  Bd.  Madrid  1908. 

BeebtairMeblchte. 

Veröfffntlichnng-pn  der  Akademie  der  Gescliidite. 
Die  Corte«  der  ehemaligen  Königreiche  Arragonien  und  Valencia 
«ad  daa  FBntaiitama  Katalmden.  7.  Baal.  Madrid  1908.  —  Die 
CartM  der  ehemaligen  KOnlgrelcIie  Leon  nnd  Kaatilien.  5.  Band. 
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üiuKxo  MicHATiTA,  U.,  Die  Agrarpolitik  and  die  üemein- 
aehtfloo  der  Landwirt».  1  Band.  CasteUoD  1908. 

BiCAUMun,  P.,  Die  Ltadwirto.  Der  Ackerbaa  nnd  die  aoiüale 
Frage.  1  Band.  Sevilla  1903. 

Soziologie. 

rioRAiK)  MoNTRRfi,  F.,  rier  wiziale  WVrt  von  Gesetz  und  Obrig- 
keit. 1  Band.  Barcelona  1903.  -  Wichtige  Studie  über  die  sozi- 
alen Grandkgan  von  Gewte  nnd  Rflgiemng. 

1904. 

Revuen  und  Jahrbücher. 
Anaaer  den  fir  1903  angegebenen  sind  «rnddenen: 
BoMnno  Gnov,  V.,  nnd  Gincu  IfoniKo,  Anniario  d«  L^e- 
ladnin  Univeml;  Anbang  XIT. 

Gesebiehte 

MiBAX  t  Gan!^.  Die  OrtentpoUtilt  Alfons  Y.  von  Aragonlen. 
1  Band.  Barcelona  ld04. 

Bürgerliche*  Ilrrht. 
Also,  iL,  Der  üüdigo  civil  mit  den  liet'ormen  des  tiesetzes 
vom  21.  JnU  1904.  1  Band.  Madrid  1904. 
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Chatklain,  K.,  Der  Arbeitsvertrag.  Übersetzung  ans  dem 
FransüBiwbeii  mit  Vorwort  von  PmaoiA.  i  Bud.  Madrid  1904.  — 
Eine  hoefaintnessante  MonogmpUe  Uber  das  Weisen  des  Atlieltt- 

veMrasres  vom  Stiitiiiinnikt  ilt<K  jiogitiveii  franzüsisclieii  Hechts. 

Mi.NANA  i  \u.LAuUA2A,  L  bei'  die  Einteilang  der  :Servituteu  io 
Bcal*  und  Penonalservitiitai.  1  Baad.  Madrid  1904. 

]:u  ri,  Pnhiikation,  Anslegnng  nnd  Änwendaog  der  Gesetze. 
1  Hand.     Mu)rid   l^'nl     t  bersetznnp   aus   dem   Italienisehen.  - 
Bildet  einen  Teil  des  ilandbucli»  des  bürgeiiichen  Redita  von  dem- 
■elben  Verfasser. 

ScAiToi.A,  Der  Cö'Wgo  civl),  koaiin«Btieit  und  in  varg^iehenäer 
Daratellan«:.  20.  hmi. 

Staatsrecht. 

Uloku,  Die  s^Ntuische  VerfHssang,  verglichen  mit  den  \er- 
ÜMannKea  Eaglni»,  der  Vereini|;ten  Staaten,  Frankreieli«  und 

DentKchlands.       Anfl.  —  1  Band.    Valenria  lOiM. 

MuKOTi;,  L..  Der  PulsM-hlafr  Spanien».  1  liaml.  Madrid  lt»04. 
—  Von  grü8.stem  Interesse  für  den,  der  die  puUtischen  TeiideuKen 

in  liendgen  Spanien  kennen  lernen  will. 

Kl  17.  Fi:nucHT,  Begriffe  des  OffiuitlicheD  Beehts.    i  Baad. 

Madrid  19U4. 

SlLvau,  EL,  Essaus,  b«tretlend  Politik  und  Verwaltung. 
1  Band.  Uadrid  1904. 

Si  TM  ;  II,  H.,  1}a^  Individuum  Kehren  den  Staat.  Übereedong 
aiu  dem  Eujili»*  Iho  von  1'imllk.    1  liand.    Valencia  1!>04. 

WiuoK,  \\  .,  Der  Staat  Elemente  der  histori»chen  aod 
praktiadien  Politik,  mit  einer  Einleitung  von  OauB  Bnownnie. 

Übt  rsrfziiiifir  ans  dem  Eiif,'li«rlirii,  mit  einer  einleitenden  Studie  über 
die  aktuellen  Probleme  vom  fitaat  von  Pouaiia.  2  Binde.  Uadrid  1904. 

Verwaltnnpsrerlit. 

Akouitk  ¥  KüToitiaLO,  ächolgebetzgebung.  1  Baad.  Ha- 
drid  1904. 

Gieoom  tHamii,  J.,  UnnisipaliRieningOfsntlieherDieiiatsvelge. 

l  Band.  Madrid 

L«N  I  Albabkda,  J.,  Lokale  \'erwaltang.  1.  Band.  Madrid 
1904.  —  Widitlge,  geordnete  Bekai^tnladan  der  positiven  Oeaets- 
gebnug. 


üigiiizea  by  Google 


AoOLPo  Poiada:  ^MBiei. 


2749 


MuAKTU*  ütix,  Uie  Urdnnng  der  Werkstätten.  1  Band. 
HMbM  1904. 

KfuuLKs  Duz,  Die  neueste  GeaetBKelnuiff  Uber  iBdnitrieUn 

Eigentnm.    1  iiand.    Miidrid  V.m. 

VuiCKNXi,  J.,  Do«  zuküuftige  Mnuizipalgesetz.  1  Heft.  1I*> 
drid  1904. 

Külixtlifirllfs  Ri'chf 

tioNZALKZ,  D.,  Iiutitntioueu  des  aiigemeiiitin  und  (wrtikulären 
kuMBiichMi  Bedits  SpaDiem.   1.  Band.   Vanadolid  1904. 

Strafreclil.  Krituiualwiäbenachafu 
ALPniK,  Dm  Tientich  in  Stnft«dit  1  Band.  Madrid  1904. 
Gaoauo,      WSrterkiioli  im  Straf-,  Prozeas-  und  Oaftngnla- 

geaetZRehniic     2.  Hand.    Mndrid  T-M>| 

Nictifüuo,  A.,  Führer  für  Studium  und  Lehren  der  KlinJnal* 
wiaMnaebaft.  Übaraetaang  am  dem  Italieniaehen  Ton  BaaniAUio  »r 
QouoB.   1  Band.  Madrid  1904. 

()i  i/.K,  J.  G.,  Hepriffe  der  .■\iithr(i|i«do^ic  und  der  ir'Tichtlii  lit'n 
Anthrupoua-trio.  .\lethoden  der  Idcutittzkrung  usw.  1  Band.  Ma- 
drid 1904. 

VAUtaa  y  Lora,  Strafrecbtstbeoriai.  Erster  Tai].  1  Band. 
Oviedo  1904. 

Proseaareebt. 

Aftvtuui,  E.,  Die  LeliM  vmi  den  Verftvgen  in  Straf|»ro«eBs. 
1  Band.   Madrid  I'.hd. 

Cakallbao  Montk.-«,  Streitige  Verwaltaog»>achen.  1  ikwd. 
Saragoesa  1904. 

Loraa  nn  Hoao,  C,  Die  Fnnlction  des  Siebten.  1  Band. 
Madrid  VXH. 

KiVAä  X  Makti,  Theorie  nnd  Pr&xia  der  richterlichen  Titiglwtt 
in  Konlcnra-  and  Baakernttaaehen.   1  Band.  Madrid  1904. 

Internationales  Kecht. 
CoxDH  T  Ldqub,  R.,  Programm  dea  intematienalen  Privat- 
reehta.  1  Heft  Madrid  1904. 

MoNTKKo  Rios.  E  ,  Der  Pariser  Vertrafr    1  Band.   Madrid  llHiJ. 

Outakt,  H.  i>k,  iSammhing  internationaler  Verträge,  Abkununen 
nnd  ürknnden,  ahgesehloaaen  von  nnaeren  Begiening«n  mit  den 
fremden  Staaten  von  der  Regierung  laabeUaa  EL  bla  zn  nniereD 

JslwlMMili  d«r  iatmat.  TaNiiiila««K-  *•  B<.  174 
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Tagen.  -  KegeuUcliatl  vou  ilai  ic  Christine.  4.  band.  (18t»7— 18t»»). 
12.  Hi^   Uadrid  1904. 

ToBKK«  Caupom,  M.  (.irnmiziit^e  des  intenikti«iialcii  Mtatlidien 
Kfichto.   2.  Anfl.  —  1  Band.   lUdrid  1904. 

Fioansveaen.  Tolkswirtscbaft 

('(U,u.  Ib*         und  «Ut  Si;uitshaiislialt.    1  Hand.    M:i>!i  i.!  T.«t4. 

DnuiMi«  Maktin,  Die  Wechselkurse.    1  Hand.    Uadrid  ll<04. 

Derselbe,  Organisation  der  Finanzen.  Mit  einem  Anhang  film 
die  Organisation  der  Finaaiministerim  in  TmebieteMO  lAdsm 
von  E«ro|.a  von  E.  GoiU2  »k  IJac^ukh».    1  Band.  Madrid 

(iiiv.üMo,  Daft  Problem  der  internationalen  Wechselkurs«. 
1  Band.    Madrid  191)4. 

OoKZAua  SoLtfl,  Der  StaatabamluUt.  Refbmvondillfe  Ar 
seine  Anfktellnng.   1  Band.   Madrid  1904. 

T.AH'i f  f  .  1*1-  l'i  iM'  iii  geprflgtes Oold  und 'Mflnxkriaia  in 
Sjiaiiien.    1  üauil.    Cuiunu  l'.Ml. 

MouiMKiio,  Die  LCsnng  dea  Proldent  der  WedmdliaKe. 
1  Baad.  Madrid  1904. 

Soxiale  Frage.  Arbeiterproblem. 
BoRBAv,  Der  Arbeitsvertrag.    Übenetanng  «w  dem  Fran- 

sSsiscben  von  Jukio>.    1  nan<).    Madrid  1904. 

Ehtaxkn,  f.,  Itetriebsunfiille  nnd  ünlaUversichemag.  1  Band. 
Madrid  1904. 

FKKWAiTDia  T  Jiimms,  Dan  Arbeiterproblem  nad  die  Parteien 

In  Spanien.    1  üaml.    (iranada  19114. 

Eai'XSEV,  Der  ArbeiierMhntz  und  der  .•Xditstnndentag.  Über- 
aeUnng  ans  dem  Dentschen  von  Valehti.   1.  band.   Barcelona  1904. 

LouA,  Sostale  Problem«.  Überaetanng  aiia  dem  ItalieniacheB. 
von  ÜMMiiT.    1  liaiid.    nam-lona  1904. 

ilAi.ATK.<TA,  Die  Anarchie.    1  Hand.   Madrid  li«.i4. 

HALUfjtrBB  T  SAI.VADOK,  J.,  Nationale  Volksversichernugskasceo. 
GeMtaesvorMshlag.   1  Baad.  Madrid  1904. 

rv-^sF  V  ViM.i  r.YA.  Sosiale  Handakten.  Ghroalk  der  Arbeit 
1  band.    Madrid  I£iU4. 

SAI.UH  Y  SoLVBB,  Tmfaftige,  positive,  praktische  und  wichtige 
LCenng  der  ang.  eoxtalen  Frage.  1  Band.  Madrid  1904. 
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Triuo,     liidtviUualiitclivr  £>4iziali8mus.   1  Band.  Madrid  1904, 

ZucAOA,  R,  Fn«n-  und  Kindtnurteit.  1  ÜBsd.  Ibdrid  1904. 

ZiMLnt,  Die  soiUle  Frage  tet  eine  Uoralfrage.  Obereetaing 
am  dem  FftaziMaelieo.  1  Band.  Barcelona  1904. 

Landwirtschaft. 

EzA,  V.  bg,  Koihilfe  fQr  die  Landwirtsi  hat't.  Ihre  BefmilOg' 
von  der  Hypothekfiibeliistniij^^.    1  Hiiiid.    Madrid  l'.'OI. 

FuKKUtx  Camfliuo,  Da»  aKraristiie  l'robleui.  1  Bund.  Ma- 
drid 1904. 

Kaitsky.  Die  iii;rariidM Frage.  ÜbenetnngaosdeniBentKhen. 

1  Band.    Madrid  1<hi4. 

Llkva  i  Küazo,  Latifundien,  Arbeiterkrisiis  nnd  )>oziale  Frage. 
1  Band.  Madrid  1904. 

MoMKNtijKii,  AtrrarjKilitik.    1  Band.    Madrid  HhiI. 

Mokaua  y&nzKi,  J.,  Uandbuch  der  Landwirtschaft  1  Band. 
Baixelona  1904. 

Bcponr,  Agrarkredit   1  Band.  Madrid  1904. 

TtivAii  MoRCNo,  Landwirts«  haniiche  Kussi  n.  Der  Agrarkredit. 
Dm  agrarische  Prubleu.    1  Band.    Valencia  iW)4. 

Savchkz  Pastor,  Das  agrarische  Problem  im  Sflden  von 
Spanien.  1  Band.  Madrid  1904. 

.Soziologie. 

GioDDifls,  Indoktive  Soziologie.  Obersetvang  am  dem  Eng» 
Uidien  von  liAUNb^.    1  Kand.    Madrid  1004. 

GiKKK,  F..  l'hiliisii]itii"  niiil  Snj-.iidotrie.    1  ü.iU'l.    liarrehma  1!>04. 

GsKKf,  U.  i>K,  Soaiulogischc  (.iewue.  Übersetzung  von  UubBar. 
1  Band.  Barcelona  1904. 

Derselbe,  Die  Evolution  der  Lehrsj^teme.  überMtung  am 
den  FranZ'"'sisolir-n.    'J  Bände.    Barcelona  l!H)l. 

PortAi'A,  Soziologie  der  Gegenwart.    1  Band.    Barcelona  1904. 

IM». 

Pe  r i  o d  i s e  Ii  e  P ii b l  i  k  a t i o n e n. 
Revista  de  Legisiluci<in  y  .lurifiinidiiifia  (Madrid). 
Kevista  de  loa  Tribnnales  (Madrid). 
Beviota  de  L^laeldn  nnivenal  (Madrid). 

174* 
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BevisU  internacitiiial  de  ci«ncias  sociales  (Madrid). 
Diedumrio        AdndaiitraddB  von  KAmom  Atcmmu. 
(ÜMlrid). 

Revlata  Joridln  d«  Catalaäa  (BandOM). 

Jaristitclie  Ensifclopidleii. 

:MouA<i.vs,  Znsiiuimenstielliuig  der  fn  Spunien  gdtendien  0«m(ml 
1  Band.   Barcelona  l<.*i)'>. 

Meehtsgesf  Ii  i  i'h  t  c. 

Veruft«5Ullichuugen  der  Akademie  dtr  üescbichte. 
Die  CortM  der  ehenuiligeo  KBaiBr^cbe  Amgonien  md  Valenda 
«od  des  Flietentnnis  Katalonien.  8.  Band.   Madrid  1903. 

Aktenstücke  der  Cortes  von  Kiistilien,  verüftt-ntlifbi 
auf  B«scltluiM  der  I>e|tutiertenvereiaiumluDg.  25.  Band  (reiclieud  vom 
7.  Jannar  1609  bis  25.  Juni  1610).  Hadrld  1905. 

Cak&bras  Abtai',   Die  Rechtsphiloeophie  im   Don  (,)in(<t< 
1  Barn!     (i<r<i(i!t  1(W.">.  —  IntfrcRsantf  Mnnffrraplde  TerSffentUcht 
aulüA^iicli  der  Jahrhundertfeier  des  l)ou  iju^jote. 

HiKOJOiu,  Dm  Hemnregiaent  und  die  Agrarfrage  in  Kata- 
liiiiiui  walirend  des  Mittelalters,  mit  Anmerkniipen  und  l'rknnden. 
1  Hjti  l  Miiilrid  l'.Mt.'i,  -  Kiue  Stii  lii-,  mit  vurziicrHciu n  lifweis- 
«t.ikken  veitieiieii  iät  und  gro»seu  liibloriiycheu  Üiuu  zeigt.  Der  Ver- 
ftwsor,  der  den  Stoff  In  vollendeter  Weise  behwrseht,  tat  einer  der 
über  da«  spanische  Mitlclalt'^r  bestinformierfisten  Hi«toriki  r. 

Maktinlz  V  Maktinkz,  tieseliirlitc  des  Kiinigreichs  Radajoz  anter 
der  uiu»eluiaui»clieu  ilcrrHehat^.    1  liand.    Badajoz  llH)4/05. 

Bftrirerlichcs  Keclit. 

Aüvuto,  Vorprojekt  eines  iiesetxc»  über  I{egi»ter-  und  Hypo» 
ttaeltenreeht  für  nnbewegüches  Eigentna.  1  Band.   Hiadrid  1905. 

<'<i>iA,  J.,  Kdeikoiiimissf  lind  Testamentsvollstreekiinpen  und 
ihr  \  erli;iltnis  znm  si>anisrhcn  tV.illjTo  livi!  I  Itatul.  M;i(1ii(l  r«).'!. 
—  Eine  vorzügliche  Mono{;raphie  über  eiu  iuteressanlea  KeLhtsiustilut, 

Dus  GtiioABKO  nnd  Muannz  Runs,  Der  CMIgo  civil,  inter- 
piretiert  dnreh  den  Höchsten  (Jerielitsliof.    5.  Band.    Sevilla  1905. 

Mkmna  V  Makanun.  Die  Zivilgesetze  Spaniens.  Nene  .Vus- 
gabe.    1  Band.    Jlladrid  —  Sehr  vollständige  und  nützliche 

Sammlang  der  apaniachen  Zivilgeaetigebong. 
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MotiTüN  und  OcAMPO,  \VürU!rbucb  des  btirgerlicheu  RechU 
(OwiditBfebnuieh,  Eonipfl»tioii«ii,  Ge«0biilieltareciht).  2.  BumL 
Jbdrid  1905. 

Pa)!<i'>  y  üabcia.  Handbuch  der  HypotliekengeMtzgebong. 
1  Band.    Madrid  ly0.j. 

SciBTOU,  Der  C6digo  dvil,  konunaitlcirt  nnd  ia  Tergleicbender 
DuvteUnng.  22.  Band.  Hadrld  1906. 

Handelareeht 

KxNKK.  Dir  vis  major  im  riiniisclipn  nnd  h'^ntigfcn  Handolsneht» 
Üb«ni«tzaug  aii!i  dem  DeiiL-ichen.    1  Hand.    Madrid  lUi)5. 

S  t  r  a  f  r  e  (■  h  f .    K  f  i  in  i  u  :i1  w  i  ss  t-  ii  s  c  h  a  f  t. 
DuRAi>o,  1^.,  Neue  Pfad«  üeti  SlrafrectiU.   1  Band.  Barcelona 
1905.  —  In  diCHiD  hodnnieiwaaiiten  Boche  setst  der  VerfiMser, 
von  UldiBt  eigennttiffMi  OwiditaiNniktaB  tm,  m&u  Arbeit  der 

Berition  unfi  Kpforni  der  fiindamentalcn-strafrprlitlirhen  Begriffe  fort. 

LoKuo,  Die  verbrecheriBclie  Mitwisatiaschaft.  Übersetzung  mm 
dem  Italienlechen.   1  Baod.  Bareelem  1905. 

Hanzim),  Strafrechtliche  Palftontologlei  Übertetcnng  aoe  dem 
Italieniscbeo.  l  Baad.  Madrid  1905. 

I'i>litik.  Staatsrecht. 

GiKuN,  Di«-  Rechtslage  der  kathnligehen  Kirche  in  den  ver- 
schiedeueu  Staaten  von  £uropa  und  Amerika.  1  Band.   Madrid  1905. 

Oloi»,  Die  spantoelie  Veriueui|r,  vergüdiaii  bU  de»  Ver- 
fassungen Englands,  der  Vereinigten  Staaten  nnd  Franbreieha. 
1  Band.   Valencia  um>. 

Pau^  T  FvBOAfl,  Die  Krisis  de«  Katalonientum».  1  Band. 
Ban»i<MUi  1905. 

PosADi«  A.,  Felitfiche  Theorie.  1  Band.  Madrid  1905. 

Verwaltung«  recht. 
}'t:KKü  OiAB,  Snapennion  von  tieHeindeverwaltonfen.  1  Heft. 

Madrid  1905. 

Sünnas  Ooa?a,  Nene  Bernrweilnfremtsgebnng.  1  Band.  M»* 
drid  1905. 

Internationales  Kecbt. 
Lnox  T  Chmnnnn,  Die  Berechtigung  des  Kriegs  nnd  des  he* 
wnflieten  Friedena  in  nneeren  Tl>gen.  1  Baad.  Madrid  1905. 
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Uartbmb,  Der  Fneden  and  der  Krieg.  Übenetcong  im 
SpuiiMh&  1  Bnd.  Madrid  1905. 

BuYo  T  VuulKOTa,  Cer?Mite»  und  das  VSIkemeht  I  Bud. 
äftragoiM  190S. 

Prozessrecbt 
QoinAua  Bkyilla,  Gerechtigkeit  vad  Gericht  io  mgleicheoder 
Gesetseadarstelluiii:.  1  Band.  Madrid  1905. 

öffeBtliehes  Fiaanawesen. 

K1.0UIV..  A..  I>ie  Kitianzniorin :  p]rw|ganfea  and  VateriaUen. 
1.  Baiirl,    I>i'UtH  lil;iti<l     Madrid  ll»u). 

X  Uabc^u,  Befonnvorschläge  für  die  Aufbtellung  des 
Staatabamhalta.   1  Band.  Madrid  1905. 

8jjnEBCABSTUir,MtliuseandWeehdkara.  IBand.  Madrid  1905. 

YoctB,  1<^'  tiiiidanientalen  Gnindla^i'H  des  FiDansweaflna. 
Übersetsviig  ins  .Siiiiumche.   2  Bünde.   Madrid  IWi». 

Volkswirtschaft.    S.tzinlf  Frape. 
Akak  bK  UivsRA,  Da»  Arbeiteriirobleni  in  seinen  Beziebungen 
sa  den  niederen  politiBdien  Syateacn.   1  Band.  Madrid  1905. 

Altabkz  RoDaM)Oiz-ViUAaii.t  SoiialiHilitlk.  1  Baad.  Ma- 
drid 1  !«••''.  _  • 

HAI  x,  Die  national -ökonomischen  Schalen  im  'JO.  Jalir* 
hundert.  Die  französiNche  Sdinle.  Übersetzung  Ina  Spanjache. 
1  Band.  Madrid  1905. 

BuYAi  t  \.  PiT  Arbeiter  nn<\  dt*«  U<-^rf/.r.  1  Hand.  Madrid  ItHtr». 
—  Sehr  Tollstündige  Znsau)menfa^hullg  der  modernen  Arbeiterschutz- 
geaetBgebnng. 

CiMALUAH,  Die  soziale  Arbdt.   1  Baad.   Madrid  l'.'O  ) 

''  iiArKi,!,!,  Der  Sozialismns  nnd  dnr  moderne  Gi^aoke.  üher- 
tsetzuug  ins  Spanische.    12  Bände.    Barcelona  1VHJ5. 

OiOBOt,  H.,  Soriale  Probleme.  Überaetsang  iss  Spaniache. 
1  Band.  Madrid  100:.. 

persribe.  F(>rt>jchritt und Armnt.  Übenetiong ina SjMLniache. 
U  liiind.:.    \  alencia  19U5. 

GoxuLBZ  MsBCHAitT,  Der  aosHile  Konflikt  1  Bd.  SeriUa  1905. 

T.A  IüT,t:.^iA,  CharaktenOge  dea  Anarefaiattia  in  derGegvnwart 
1  Band.   Madrid  1905. 
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PoNä  ÜMBKitT,  Die  tioziale  Pflicht.    1  hand.   Madrid  imb. 
Bbio,  E.,  Ökonomiaehc  Frames.   1  Band.  HadfM  1905. 
Rivas  Moukno.   Milchwirtschiiftlicbe  lud  Ki«erei*GeiKMneD- 

sehaftt'n.    1  hani].    \.ilinria  100r>. 

KuDKNKi,  Agrarkredit.    2.  Aufl.  -  -  1  liaud.    Mudiid  l'.MiA. 

ScmroiiLitB,  Boxialpolitik  nnd  poIltiMhe  ök»noiiiie.  ÜbetMtzong 
ins  SpiniMdifl.  2  BuiidH.    Itan  i-lon»  l'JOö. 

ToRKEMBo,  Instttutioaen  der  sosUlen  Ökonomie.  1  Band. 
Barcelona  IW;>. 

Sosiftloyie. 

Gat,  Las^i-  und  I^ebemverhlltiiiBM  dea  •paniBchea  Volkes. 
1  Band,   iladrid  iWTt. 

HuToe,  Haadbnch  der  Senologie.   I  Baad.  länÜtiA  1905. 

Lona  FoKBO,  LandirirtachafUiebe  Soiiologie.  1  Band.  Ha* 
drid  19or,. 

Llcku,  ÜberorganiHche  J!jiiwiclieluii{;.    1  Band.    Madrid  hn*.'). 

SiMi,  Die  iadividnelle  and  «ozlale  Entiddelans  des  UeDsehen. 
ÜbenetaiiBK  Ina  Spaniaehei.  2  Bünde.  Barcelona  1905. 

Spknckk,  I)iimt>sti(a)  institiitions.  Überaetsnng  ina  Spaniaehr. 
1  Baad.   Barcelona  1905. 


Türkei 


Befereni:  Wilhela  Pidd,  2.  Dngomn  der  Katorlkt  Dentidten 
Botaehaft  in  Komtantlnopel. 


Die  MlrkiNclie  (HsetzKibunpsniuHcliin*"  Miht,  soweit  ilas  öko- 
iKmiisflif  Intftrpsse  d<s  l.amlt  s  in  Uftrarlit  kommt,  seit  langen  Jahren 
Mtill.  Die  BQckständigkeit  der  be«teUendeu  türkisch««  Gesetze,  die 
noeh  znm  grossen  TeO  anf  dem  primitivea  Seheriatredit  nnJjBebMt 
sind,  ist  allgemein  bekannt.  Die  wirtscliafHiclie  Lage  des  Landen 
wird  daditreli,  ganz  abgesehen  von  der  niangeUiaften  Auwbildung') 
der  Richter  and  der  Unzuverliiüsigkeit  der  Rechtsprechung,  auf  das 
empllndlicbate  beeiiillnBat.  DI«  Kanftuannacbaft,  die  am  meisten  in 
Mitleiden KchafI  gezogen  isi.  w  ird  denn  aiicli  nicht  niiide,  nur'  Abhilfe 
an  drftngen.  Da«  ottonianisclie  HandclsgeseUbnch  vom  Jalav  185ü 
insbeaonden  ist  in  der  leisten  Zeit  zam  Gegenstand  eingebender 
Kritik  geworden.*!  Eine  Beprodalction  des  llngst  veralteten  Code  de 
Coninieree  frani.ais.  sehweigt  »  s  üt)pr  dii'  wiclitigsti  n  Hcrhtsmat'Tien. 
die,  wie  die  Lehre  von  den  Veriragen,  Kauf  und  Verkauf  u.  dergL  ni-, 
die  naeli  der  UedscIieUe,  dem  ava  dem  religiösen  Beeht  entldmtea 
ZiTUrechty  benrtailt  werden  müssen. 

In  il»-r  letzton  Zrit  liaben  die  dt]il"iiiafiselien  Mi■^-^ii>ll^■n  wieder» 
holt  Anla»8  genommen,  bei  der  Ptort«  den  Krlaa«  neuer  nud  die  Ab> 
{tndemng  veralteter  Oesetaw  in  Anregung  zn  bringen.  Freflicb  ist 

')  Inzwi'  -Iieu  sind,  iin  ZiisaiiiinenhNti^  iiiil  ileu  Ki  funiieu  zu  Muet- 
<lurilf'ii.  drei  HechtNkebiilen  ge^iirttodet  worden:  in  Salonilc,  Damnskuk  und 
Koni»,  Bo  daw  mit  derjenigen  in  Konstantinopel  im  gansen  4  Beohls- 
fakultnlnn  in  der  Türkei  bestehen. 

Auf  (l'T  holii'ii  VUivt-  i.-r  /.  Z  nn.-  Koiiimissiioi  Tni(  d^  r  Itevi-i.ii 
der  HaiidelsgeEetsgobung  be&chafligt,  der  iiisbeiondere  der  gegenwärtige 
OrosNreiior  Fsai»  Pasciu  seine  besondere  Aufmerksaakeit  suvendei 
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die  Initiative  der  fremden  Mi^^ionca  ut;isteii»  auch  nur  dann  vuu 
Erfolg,  www  die  Pforte,  dw  den  lYemden  gegentttwr  dnreh  die 
KapitnlatioMn,  die  Hände  gcbiindes  dml,  ihre  Zu8timmnni?  zur  Er- 
»fihlieasnng  nener  KinnaliiiM'ijiu'lh'n.  zu  deren  S|tfisuii)f  aiicli  die 
Fremden  beitragen  buUen,  erhalten  will,  äo  ist  der  Erhöhung  der 
BiiifUmlHl«  woa  9  aaf  11  wm  Bniidert  des  Weites^)  d«B  welter 
onteu  abt^rednickte  Gesetz  über  die  chemischen  Analyeen  zn  verdanken; 
ans  deiiiselbeii  Griiinl»  hat  si<  ii  A'w  l't'orle  enf<!clili>sscn.  ilns  Minfn- 
ge&elz  abKUüuderii.    Bezüglich  de»  ilaudebgesietzbuche!«  liabeu  die 

diploBnUMlien  HiniMWB  der  Pforte  swecke  einer  Nen-EodUikation 
aniflllirliclie»  Unter»]  unterbreitet. 

Im  nhrijreii  beschrRokt  «ich  die  Pforte  damnf,  Oelegenheita- 

gcsel/e  /II  ei  lassen. 

1.  Auf  dem  Oebiete  deü  Justizweüen»  kummeii  für  die  H4U-icbtS* 

periode  (1909 — 1905)  folgende  ÄULndernngeB  nnd  Ztuiltse  inBetraebt: 

1.  Der  I  SOi  der  ottonuftiMlmi  Str.*Pr.*0.  bat  dnreb  Trade 
TOB  ü^^!^!^^^>  B 12.  Oktober,  fo^ende  Ftonng  erkalten: 

„Tm  narli  Verlesiiiip:  di-t>  SchrifUatzes  des  Stanfwinwaltes 
bpjm  Appellhnf  Über  seiiii  n  Sclilimsantrng  Besrhlus»  zu  fass^en.  wird 
ein  besonderes  AnklagekuUegium  gebildet,  daa  aus  drei  auf  Vor- 
Mddag  des  Appellgeriebteprflaldenteii  unter  den  Mtgliedeni  der 
Zivilkammer  de«  Apielllini«  s  des  N  ilajeti;  zu  wählenden  Kichtern 
besteht,  tind  eintretenden  Kalli  s  ant'  Verlantr'  n  ib-s  Sraafs.inwaltes 
oder  auf  Einladung  de^  älte.>>ten,  den  Vor^iuc  tührcudcn  Mitj^lieden 
dee  erwibnten  KoUeginna  sneammeBtritt.  Beeteht  daa  Appellgericht 
ans  einer  dwigen  Kammer,  dann  wird  das  f  r-^ntKlerc  Anklage- 
kolleginm  ans  den  Mitgliedern  der  Zivilkammer  des  lierichts  1.  In- 
stanz der  Vilajetshauptaladt  gebildet.    Die  iiilglieder  de»  Anklage- 

kolleglnnis  dürfen  Ihre  Stimme  nieht  In  Gegenwart  den  Besebnldlgten, 
gegen  den  Anklage  erhoben  werden  soll,  abgeben,  widrigenlUts  daa 

Verfahren  ungiiltip  ist  " 

Im  ZuHamnienhang  damit  ist: 

2.  Unter  Abänderung  des  g  31  das  ottomauisctaen  GoricbU»- 
▼WlMHiagagMotw  anter  demsdben  Datnm  verordnet  worden: 

'j  \  ergl.  kraft  de«  unter  dem  20.  April  iiK>7  swischcit  dur  l'furie 
und  den  dipknnatiwfaen  IGiiioinii  gotcoffonsii  Obaroinitomneni. 
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.l);is  Aiipellperi'ht  wird  bei  vorhandenem  Ikdfirfnis  unter 
der  bezeiihütiiit;  Zivil-  und  Strafkaininer  in  zwei  Abteilungen  ge- 
teilt. Die  Zivllluuliiner  entscheidet  Sber  die  ZivUproMMe  vnd  nlnait, 
wie  in  ili  iii  ecriiiiU  rtt  ri  1;  200  Str.-Pr -().  ;in?ep;t»ben,  die  Pflicliten 
de«  Auklagekollc-ginm«  wahr.  Die  8li-afkauiui*>r  rntscheidet  üb<-r 
di«  Straf^roxesse.  In  Til^jeto,  wo  das  Api>fllgt>riclit  ans  einer 
Kamner  bestellt,  werden  die  Fnoktionen  des  AnUagdnlleginiDt 
il«T  Zivilkammer  dea  Geriehta  I.  Inataw  der  VibystshMiptstadt 
übertrafr«'n.'' 

Di*»  lt>lgendf!ü  bt-idi'n  Äudcrnogcn  sind  durch  die  puliti>>chen 
Unmiien  in  den  enropAiselien  OeUetateHen  ier  Pforte  venraacht 
worden,  und  zwar: 

8.  f  58  des  ottoinanischcu  Strafgesetsbuches  hat  nriter  dt^in 

M.T«i«-»inii  I  «  '.v  •:  i  n-' 

„Wer  ohne  Erlaubnis  der  Kegiciiine:  l».vnamit  in  kleinen  oder 
frnwBen  Mengen  in  die  Türkei  einAbrt,  in  Knipfang  nimmt,  beimlicli 
aufbewahrt  tmd  bersteUt  und  wissentlieh  der  ;Begehnnr  dieeer  Ver- 
bn-rlicn  Vnrx  bith  loi-ifcf,  wird  zn  l.'>  Jahren.  tiii>1  iiii  fs  sich 
herausHtellt,  dasü  t>i>khe  Handlungen  zn  anfrühreritschen  Zwecken 
nntememmeii  worden  sind,  an  lebensUngUchem  Znebthnne  verurteilt. 
Werde  der  auMhrerlsch«  Zweck  errticht,  ao  tritt  TodeiBtnfe  ein.« 

4.  y.n  g  Htfl  (los  ottomanischcn  Strafi?;e«f(tzbm'hps  i=t  mn>  r 
ileni  gleichen  Datum  der  Zusatz  gemacht  worden,  daas  mit  Zuchthans 
bis  in  3  Jahren  bestraft  wird,  wer  widoweehtlieh  Pniver  waA 
Flitronen  herstellt,  einacbmnggelt  und  BeiblUte  daan  leistet. 

5.  Die  in)  Kcwiilinliclien  Verfahr«^n  zulüsKigon  Kfchtsmitt«-!, 
wie  OpiRisilion  und  Kestitution,  sind  ijegen  Entscheidnngpn  der  Zivil- 
kammer des  Kaasationahofes  bekanntlicli  unzulä88ig.  Die  Z.-Fr.-0. 
kennt  daKei|*en  nur  eine  Art  Betriaien  (tashih-i*kanr,  Beriehtigong 
de«  BeM'hliiss.'s),  und  die  abgeänderte  Fassunjr  des  g  252  der  letzteren 
gibt  die  Bedingungen  an,  unter  denen  davon  Uebranch  gemacht 
werden  kann.*) 

'i  Diirrli  Iriilc  V'iiii       ^  ,        ,  J.i   Jaiiiinr    IWJO,  ab- 

I.'.  Kiumiti  i-s-.uil  1..-  '  ' 

Jieälnderfr  Fiivsuti;;  di-s  i;  2.VJ  di-r  türki^clien  Xu  llpruI:^■^s^^^dIlUIll;: 

Auf  Kiit^elioidunueii  der  Zivilkanituer  des  KHvsnti'.iis;;oricht>  ^.ind 
Opposition  und  ücstitution  uniulänig.  Nur  f&r  den  Fall,  daw  «ioer  der 
nachfolgenden  UmftRnde  vorliegt,  Icttnnon  die  Psiteien  binnen  1  Henat 
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ft.  Der  unter  dem  gleichen  Datnui  abgeänderte  §  8  des  tür- 
ktoehMi  CteriditsyerllunBgscMetM  betrlfll  danelbe  Reehta- 

mittel  bezüglich  der  Gntacbeidniigvn  der  GeencliaiuuniBent  tMlni 

Katsationsbot. ') 

II.  Auf  versciiiedettisn  üebietea  liegen  die  nachfolgend  anfge- 
flhrtea  neu  verMfentltebteD  Oeeet«»: 

I.  Das  tHrkUche  Impfgesetz  vom  4.  April  1904, 

Der  Ini}if/\vane  in  der  TArkei  beHteht  wvboa  seit  langer  Zeil. 

H«-i  l'  '<!  AlierKlauben  iler  verschiedenen  Nationen  den  osmanisrlien 
Keiclies  und  dem  mangelhaften  Zustand«  der  tQrkischen  AmtMirgane 
Uleben  die  Usberlgen  Oeeetze  meist  teter  Bachstabe.    Dm  neue 

Tum  Dalum  ilor  /.u^tcllmi^'  licr  KiitM^heitluiig  an  sio  entweder  direkt 
beim  K»sRatiMn»gerirht  uder  dem  Gericht  ihre»  W<jimsi;/i  »  ein  die  Be- 
8ciiw«nl«piinkt«  enthaltende«  Uewcfa  einreichen  und  die  Uerichtigung  der 
Kutsefaeidang  (H^viidon,  tflric.:  tuMh-i^kanir)  verlMigAn.  Die  betreffende 
l'tirt'  i  hat  dalii'i  '  ituTi  Vurscliuss  v<in  5  türlii.'rli-  ti  I*f  rii'cii  (;i  etwü  t8.4<tM. 
zu  hinterlegeu,  der  im  Fall  de  tibsiegetis  ziiriicker^tiiHct  und  im  Falle 
der  ZoTückweisnng  bei  mangelnder  Begründung  der  BescLwerde  verein- 
nahmt wird.  Stiitst  idch  daii  üeeueh  auf  Umstände,  wie  FtNchuii};  in 
den  Beweii>diikuntt'ntfln,  «u  wird  die  einmonntice  Frist  von  dem  Datum 
lies  Nachweises,  und  der  •''••>lstflhiii:;  <li>  'i"r  rtiivl;iriilf  riii  l"t* '  litiCl.  Da« 
Datum  der  Einreicfaung  den  die  Berichtiguu)i8grflnde  enthaltenden  Qe- 
miofaeii  und  der  SSdilung  de«  VorHchuntet  gelten  ebenlalls  al«  Zeitpunkt 
<\f-  AiiTau'"-;  :iiif  Herii'liti;;  iiiL'  d^r  KntNelieiiluii^'.  (Original  iu  Dicheride-i' 
niebakim-i-adlie  No.  34^  vom  8.  Februar  19Uö.} 

')  Darob  trade  Tom  gleichen  Datum  abgelnderte  Faiteung  de« 

§  8  de«  türliischeri  < ■■  rii'liNviTfa-i^unir^i'i'^i'tzi:'- : 

Dh  die  Kiit-i  heidiiiigen  der  (je»ufiisi.Mniiiii'r  auf  lirurid  lier  Akten 
erfolgep,  werden  die  Parteien  nieht  geladen  und  angehört;  und  wi« 
m(MI  dieiier  Entscheidungen  Uppoi^ition  und  Roititutioa  ansniiang  sind. 
Itfinnen  auch  bei  den  anderen  Kammern  de«  KanKBlionteerichta  Benebwerden 
nii'ht  vurg«bnieht  werd»'».  Nur  gegen  Entsch"idiiiii;''ti  nicht  strafr-cht- 
lieber  Art,  die  die  Zurfickweiaung  de«  Geraehea  und  die  BoKtiitigung  des 
RevMioDsnrteUs  betreffen,  ist  innerhalb  der  Firiat  des  S  2B8  der  finl- 

prOSeSSOrdnnng  und  unter  den  dm-elh^t  iiiL'i  ir''l^-'li>  ll  Hedlliguti^i  n  all" 
einem  der  vier  in  253  luifiri-falirten  (Jrniul.  H.«i  |iwiTi|e  im  W.fe  der 
„Herii  litigunc  der  Ktitstheidun«  i  (n^hih  i  k:ir  ir  /iil:.~>.t^  W.-rden  die 
in  diesem  Wege  von  einer  Partei  vorgebrachten  Beechwerdepunlite  nach 
Prflfnntr  fflr  stichhaltig  befunden,  so  wird  die  frühere  Bntucbeidung  nb- 
gesii  I  i"   ..r  äl>'iufijli-.  die  Hesehwi  rde  lurückiiewifsi  ri. 

KnUstebt  Stimmengleichheit  besügUch  eine«  Punkte»,  «o  entKcheidet 
der  vereioligte  Eassatienshof  (Original  eod.). 
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OaMtag«buiv. 


lDpfge««tz  enthält  nun  schärfere  BeBtimmangeii  zur  Ltnrchfnhrang 
des  Impfzwanges.  Art.  1  Ukoht  doi  Biiitrttt  in  S^oln,  ile  Auf- 
nahme In  FabrOten  n.  deryL  von  d«m  Bealtt  eiiMM  InpAdiebiM  ab- 

IiKii^rif?  I"  'Ifti  Staat«-.  Srhnl-  imIit  Militflniifnst  Kintroteride 
luttsseu  ueu  gcinipri  werden,  weuu  dies  bialier  nicht  der  Fall  war 
(Art.  2),  Direktoran  von  Sdralen,  Vorateber  van  EtaUtonnenta 
habiBD  bei  Strafe  a«f  Beebaebtang  der  aagaedienen  Btatimaianceii 
/II  Ix-sti'licii  lArt.  rVi.  r»ir'  Impfnng  mnra  alle  "i  J:i!ir-  wiederholt 
weriieii  (^Ait.  Die  Alt.  0  10  enthalteD  Vorschriften  über  die 
Impfung  selbst  and  die  Impfungsorgaue,  11  and  12  fibar  die  linpf- 
seheine.  ArL  18  and  14  betraÜBn  die  Anaalgepillisbt  der  Geburten 
xwecke  Imiifmiir  l'<  r  Matiirn)  nn  Vwsi-iulprfi)  InipÜteamten  war  znm 
Teil  mit  iSdiiilU  an  der  Nichtbeachtung  der  ImpfgeHetze.  Art.  18 
Mbaflt  In  dieaer  Beriebnnff  AbhUi^  Art  20—27  eotballea  Straf- 
beatimmangen.  I)<>in  Inipl^aflets  iat  eine  beaondare  Dieaatinstraktion 
anter  dem  gleichea  Datam  ngeOtgl  worden.*) 

'  Türkix  h  -  I tn |i I L'-hAti,  pttMiiiert  md  4.  April  IflOt,  in 
Kraft  getretuit  »in  ItS.  Aprii  ttMJ4. 

1.   Schaler  und  Schfli«r{nnen  der  Affentlichen  und  der  Privat- 

srhuli'n.  MiiiiMcT  iiiui  KriMK'ii,  <ii<'  »uf  'l'!ig''I<'lin  oder  auf  (iRlüilt  in  HuiiileN- 
liiiusern  und  Fabriiieu  luigeitolJt  «iiid,  tiediemtele  veKcbiedcner  Art  und 
Handurerker  mtUssn  aamtlieh  geimpft  tein.  Ausganommen  sind  aar  die- 
jenigeti,  weleln-  di'-  Pocken  her-'K*  yhabt  Liibeii  und  vichtbar»"  Sfutn-n 
davon  traf-cii.  Wi  r  m  <li>'  erwiibutoii  Sohiiii  ti,  Kt«bli>v(.nii.iit-  ui.il  He- 
rufsgaltungen  eintretcii  will,  umi--.  wclrbi-ii  .\ltl•r^  rr  aiicli  ning, 
geimpft  Heia  uml  ein  Zeugni«  bentseo,  in  welchem  beacheinigt  irird, 
daas  (>r  mit  Krfolg  geimpft  iiit.  Dieoea  Steugni«  maai  dem  Itetüna  uaeh 
b(K'bM.'!is  5  .l»)ir>'  alt  -.'  in.  I)i>'  .Viifniihni«  in  die  gedacht«»  Inatitsta  und 
iicrufi^zweige  «bne  Zeugni»  ist  verholen. 

ii  i.  IVt  aum  erütenmal  in  den  Slaatadieniit  oder  die  Moecbeen, 
>■  liiilun  I  Mi'ilri'"'  !  Kiulrctriiili'ii  und  ilii'  S.ilil;ii.  n  i.iicr  iil»  (iundarincn 
Killgereihleu  uiQsisvii  j^eiuipfl  »eiu.  Die  uutcr  die  Faliueu  gerufenen 
Relirnten  und  Reterren,  aowie  die  ala  Oandarman  nad  Poltaiitaa  ffin- 
ji-rrilii.  II  worden,  w.'iin  sie  niiiit  coitupft  sind,  durch  den  »tttndiv'fn 
ijiiliiill')M'»«ri'.t  oilfr  Cliintri,'«.'!)  ;L;fiui|ift.  Darüber  wiril  ihnen  i-iii  Zuugiiiis 
ansgeiiiindisl.  Kinwanderer  in  dii-  Tarkei  vom  AaataDde  her  werden, 
wenn  lie  niclit  geimpft  aind,  an  Orten,  wo  aie  angedadelt  werden,  ko- 
gleich  geimpft. 

S  3  I)l>'  Leiter  und  Din-lstorcii  cler  uffentliclien  und  Pri\ at.««  liul''n 
und  aller  techtiuchen  £tabli«w;nient6,  die  Innungaroreteher,  Uoteliera  und 
Harhergaaufieher  'werden,  wenn  aie  entgegen  diesem  Oeaeta  Bewerber 
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Tnipf-.'-lipiii  rafhehiDai,  ffvntM  %  864  Stnlgwetibudi«!  mit  Oelil* 

atruie  bestrikft. 

§  4.  J«der  muM  «ein  Kind  Mdw  llonste  mch  dar  ü«biiirt  im]rf«n 
hsMD.  ZnvidariiiDdehide  werden  iMch  $  SM  Str.-G.-B.  mit  Geldatnf« 
bMtnft. 

I  6.  Die  Impiaag  muM  alle  5  Jahre  wiederholt  werden.  Wer 

»eh  melir  aU  n  Jahre  rmcli  di-m  T)«tiim  ItiipNchoiin'«)  nirlit  iiiipfi-ii 
l«jist,  liowie  Si^liuldirektorc'Ji,  \''jr»t''ii- r  ti  rf  ,|,st  hi'r  lastiliili'.  IIkIi'Ih  t', 
IliniHi;;-'^  ■'i-tiuidi'.  Inianis  und  Ortsror^l.  l  .T  WL^l.'lir-  s.  li.-ii,  <lii»i  iliiifi; 
Torgelegte  impfKcfaeine  lioger  ale  5  Jabru  all  aind  und  davou  nicht 
Ameixe  naeheo,  werden  naeb  9  254  Str^O.-B.  mit  Griditrafe  beitnft. 

$  ft.  Wenn  in  einem  Vikjet  i  I'roTina),  Idwa  (Ke^pmiif^enik) 
und  Em»  (Kieia)  die  Poefcen  ausbr«clii>D,  ao  mflsMn  die  Bewuhner  ton 
Staaera,  in  denen  Fille  vorfekommen  tind,  Mfort  geimpft  und  eine 
Woche  hiiidurcli  uiiIlt  ärillichc  AuMcht  i;i.'Ntelll  witJi-ii. 

§  7.  Die  Impfoug  wird  iu  der  Klinik  der  Kais«rl.  Medi%iii«lg«hui« 
nnd  an  den  in  Kooetantinopel  und  «einen  Vororten  eininwiohteten 

S(.'itii)iiO!i  von  huMiiidcn-  atn^Mstcllti'ii  Ar/.teii.  ('hirurL"t.  'iini  Iiiipfent 
uiuHulfC  vorj;i"tiümmüii.  Auhwrdem  werde«  je  nach  lli'<iiirliii-  zvtvi-  hl* 
dreimal  jidirlicfa  in  Jeden  Sladtiirkol  Torflbergeheod  luipfor  Ke^obickt, 
die  die  Uniteimpftaa  umsunHl  au  impfen  nnd  ihnen  gefafthreufrei  ein 
SSeutmi«  darAber  aumniMlen  haben.  In  der  Prorins  impfen  die  Staat- 
ii:t:.'i;  uh  1  ihi.  \Mi  IS  I,:        \  r/.i  <     i  b  t ,  l"'-oiiders  IUI;.  (-■.t.-Kt  •>  [iiipfet . 

Amte  und  Jmplt-r  be£i«hüi>  die  Lyiuplie  in  g«fidlten  Huhrclieu  von  der 
betreffenden  Loicalbeharde. 

<;  H.  Ir.  '{( n  K-.i^ns  iKrci&uiM  uiiil  vtiidiiiiohen  Ziikoln  mttteen 
Ante,  Cliirurgt-n  und  Iiupfor  kosleuiu»  luiijfvu. 

§  9.  bt  die  ente  Impfung  erltolglm,  m  mutt  ide  wiederholt 
«erdf'ti:  ist  sie  atirh  das  zweit»  Mtd  ohne  Erfolg,  co  mna*  eie  >nu 

dritli-Mi  Mal  vorijeiiommcii  wiifdon. 

i;  10.  riiipfs<'h(>iiii?  werden  von  den  \  (ni  diT  Uc^'it'runjr  ernannten 
Imptern  oder  von  Areten,  Clitnu)^  und  diplomierten  linpfem,  die  der 
8anitAtaverwaltutij7  hokannt  und  ron  ihr  beitlillijri  «ind,  auf  den  Namen 

odur  L'ntenichrill  erteilt,  Sic  «ind  auszuHtelluii  auf  gedruckten  Fürmniaren, 
die  Ton  der  S&TU>8anilfttaeeirwallung  entworfen  und.  Indemen  kOnaen 
von  anitlichon  .\rz1iMi,  die  keine  Forniulftre  huhen,  auf  i;e«<>bnliches 
Papier  geischhebene  und  von  iiineu  unten»ckrieheiie  2eiiguiH)<e  zugelaaeen 
werden,  noter  der  Bedingung  jedoch,  daae  aie  mdiher  gegen  die  Dnüt- 
fomMlar»  umgetaneeht  werden. 

8  11.  Die  Inpfiseheine.  welche  die  mit  dem  Inipfen  benaftrB)i:ten 
nfutnten  »iisst''ll'  ]i.  Iiiih.jii  zu  ■Mi'lcihoii :  Xnnicn.  Zuiüim'  ri  ni.il  Nuininer 
der  geimpften  kleinen  und  erwa<:h»enen  Personen  und  Datum  der  iuiptung. 
DeiOtoigen  T«in  den  bereite  frtiher  mit  Erfolg  Oeimpftao,  bei  decam  die 
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Omtcgielmng. 


\;«rli''  II  M'li  >i.'litli:tr  ist  iiticl  iihcIi  der  Daii«r  der  lm]iliii:i.'  (iie  Wirkung 
ilerselbori  iiucti  vorijült,  i«l  kcwtenlut  eiu  Sifh«in  darüber  »UMCUslollen* 

$  12.   Di*  c**<Bpftan  Einil«r  mnd  nach  einar  Wodi«  su  unter' 

-iii'lit>ii.  Wiir  ili.-  Iinpfuiii;  v..ii  Erfi'ln  ln'i.'l''il-'t.  wit<)'-ii  ii:>-  S<-Iieiiie 
iius^'i'l  lUt  I);is  l{t?j{iÄter  »ellj«!  wird  ■■•»r'tifull»  von  dem  Bfauiti-u  .•ili:-r 
dem  Iinaiii,  OrUvont^er  und  den  ^<  i»)lichen  Ohen-ii  u[llor^i••^.  Ii. 
Wer  «liue  Uesichtij^ng  Dach  einer  Woche  Scheioe  austeUt,  macht  «ich 
slmftinr. 

4  I'^  In  K'^n^tiiiit II  ('|>''l  wic  In  ji"1i>r  Stadl,  j-ileiii  Xn^iie  kloiii'T 
N'erwtiltungübf-zirk,  ii«r  luehrere  Uurfer  umfaMit  und  an  denen  Spitze  ein 
Mudir  [Amtaronteberl  itehl)  und  Dort  tind  die  Imania  und  Vontaher 
Vorpilichtet,  tili*'  vi.rkiiiiuii'  rnli'ii  Cüliurtt-n  in  h|int''Hti>iis  pirii'tii  Mv-:  al 
mitt<>|s  pednii-kttT  ForiiiuUrv  cJcm  zu^tiitMlinun  »tiiilii^cKüii  Hfiirksvi>r>-i-iii.T 
:i:  /  i/.i'iu'i  II.  In  Nabien  und  D«>rfern  oUw  Hdiillitohe  üi-zirkaeinteilung 
linbcn  die  V»Piieher  in  der  angegebenen  Fri»t  die  (ieburten  der  MuDin-> 
patitit  dei  Kaaaa,  au  dem  rie  gv>h4iren,  ansniipiKen. 

!;  14.  Die  fii-li.irl-fiirmiilari'.  dir  'Ir-ii  M'.niripaliditPn  »iiKf-M-liickt 
wird'  ii  iiiuoKcii,  worden,  tmch  becitiiumt«ai  Muslt^r,  iu)  Kinwohnernielde- 
niiit  «lex  Miniaterfums  des  lunam  gedruckt  und  den  Imam«  koatenlea 
aberaaadl. 

i(  15.  Dif  Staniinregitter,  au»  denen  die  Scheine  lo»gelüiit  «erden, 
sind  »e^'en  .Xusliändigung  eine«  RmpfangaprotoikoIlB  ^»0  den  (Impf-) 
Beamten  den  üemeinderlten  au  flbergeben. 

i$  Ifl.  Die  Slammrefn*!*^!*  "ind  alle  drei  Monate  einmal  cnaamnea 

mit  »'iiiL-r  Stiitistik.  dif  f'irmiilriru'  iiiii'^  nt  fr  die  (Icimpfteii  heiw.  die 
wegen  Ni»chla»siijkvil,  Kninkheil  oder  Wirkunpsl^migkcit  der  Impfung 
ungeimpft  Uohliebcuen  oder  alx  utigeimpft  sn  Betraclitenden,  .nuf/ufttellen 
iat,  dem  Haupi-OMundhaitaamt  (tibbie  neaareti,  Mediiioalad>«l«)  iÜMU- 
senden.  Diene  hat  durch  den  Inpfbeanten  und  Maniiipalitfttsarzt  besw. 
diircli  d:c  Miiiiizi|iiililitt-Mrzt«  Av-  Haii[il"irtos  zu  <»i'>iclH>heli.  wi'iin  es  am 
Ort  keinen  SanitAUintpektor  gibt.  £tn  Beglaubigungsdokument  ist  bei- 
sufflgen. 

!j  17.  Dil'  Stjiminrci^i-ti  r  lu  H  Sintistiken  werden  xii«aniiueii  mit 
diMH  H"L'laul)ii;iiiiL'i-il"k'.imeiit  v.in  der  Medizinalsrliulc  der  Direktion  de« 
Impf<iiiii-:s  eingereicht  und  ilort  verglichen.  Von  letsterea  iataufOmnd 
diivon  jäfarlich  einmal  eine  aligemeine  Statistik  ansttfertigai. 

§  lA.  In  Jedem  Ssndjak  (Rpgiemngxbeziric)  ist  ein  Impfer  au  er- 
H<-nr;!'n.  Si-in  (i'.'tiHil  —  U>>  l'iiiv.r  nmnni iiii,  S'jwio  seine  Heise» 
gi-bUbren  fUr  die  in  die  Nahieu  und  Dürfer  vuu  ilim  xu  unteniehniendaB 
Dienstreisen  —  7*f,  Piaater  die  Stunde  —  werden  an*  den  HinDahmeo 
der  Mnnizipalitfiteii  he/ulilt. 

Jf  19.  Du-  Impfx-S.i  iiir  weriii-M  von  den  lidiaVierii  und  den  viiter- 
liclieti  <iewiilili!iKerii  in  X'erwaliri.n.  .  ii  imnien.  Sie  »ind  vor  der  Auf* 
nähme  iu  die  Schulen,  die  verhctdcdeueu  Ktablisseroents  und  Zünfte,  bei 
Rmpfanguahme  von  Reiseitupicren,  bei  Rbeacfaliesanngan  und  Vmaflgen, 
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kurr  Vor  ulli'ii  lii'liörtt-ii  und  iiiilor  all  drii  I  iiistaudt  n,  dir  tüp  X  iirlccun;; 
des  UenuatsclieiueK  urCurderliclj  luaclivii,  mit  vonuzmj^en.  iivdtiigutif;  i»t, 
dam  ihr  DKtum  nicht  mahr  >!•  5  Jahra  lurtetüiaKL 

5f  20     D'ii  Artifi.-hi  1.  2,  4  lind       Zuwi.li-rhaiid.'tridi'.  suwi«;  die- 
Joui^'eii,  «eiche  iliro  Kinder  tiii  li'   itii|  't  n   ln-s-ti,  «•lij{lficli  der 
baamle  in  ihrem  Dorf  erücheint,  wi-rii< n  mit  emviu  nnd  im  Wieder- 
ho)uilj!8f,ill'>  mit  «wei  Metlschidi«'  (i.'liii-trnfe  i>e*tr;ilt. 

§  21.  In  dfii  HexcheiiiiKun^'Hii,  die  in  gesidmttiicliea  An^elegeii- 
hnton  erteilt  werdi-n,  ist  von  den  Imama  uod  Urtavoretehern  Datum  und 
Knnimer  de*  Impfücheins  lu  vermerken. 

§  22.  Iniam«,  Ort«-  und  Zunftvonti-hcr,  div  i(o.s<-bcinigungen 
auastallen,  ohne  die  Impbchaina  einauaehan,  werden  gemam  §  6  mit 
Oaldatrafe  beatraft. 

§  23.  Von  Puekonkrankeii  I.vuiphe  al>/iii>ebnieii  und  andere  damit 
r.,.  liujifL'ii,  ist  »tn-iifc;  verliuti'n.  /ii\vii|.'rli;iiui>  lud*'  w-  rtl-^n  mit  2<X)  bin 
itXA)  Piaster  üeldatrafe  bestraft  und,  fall»  jemand  Schaden  genommen 
hat,  Ton  d«n  «fdflntlicheo  Geriofatmi  atrafradiUich  verfolgt. 

§  24.  Di«  Lokalbebördan  haben  den  Impiem  jaden  Baiatand  so 
gewahren. 

^  25.  Der  Kivil-Mediiinvarwaltang  liegt  ee  ob,  in  Konetuitinopel 

iin<I  III  d  rPr  vittz  ilii-  peinliche  DurcbfflbniQg illor  Beftimmungen  diMea 
Ueoeictx  zu  überwachen. 

§  SS.   SSivil-  und  MilitltrlMamte,  walcha  auf  die  Baobaehtung  dar 

Duri'lifnhniii;'  <\<!r  nesliuiinuiijM-n  il.fs''^  (lodeUi-s  tnr!it  ihr  riiiiZ'»«  AiigPii- 
uierk  nciitcu,  »iiid  ge»otzlicli  Yuriiiitwurtlicb.  Kuuiiueii  inful^e  ihrer  Lu- 
aditiamkeit  TodaallUI«  vor,  ao  werden  4b«r  aia  anch  aonat  Strafen 
▼achAngt. 

§  27.  Werden  im  Vilajet.  Liwa.  Kumi  und  den  Vahiao  nicht 
aiiniiK  in-  Kinii'T  ){L<imp(t,  HO  ist  der  <jl>L'n>t'-  Verwaltunj^clief  Taraotwoit> 
lieh,  und  atraffAllig,  wenn  infolge  davon  'i'odeefklle  vorkommen. 

g  28.  Das  Ministerium  das  Tnnem  wird  mit  dar  Vollatraoknng 
diesea  Gaaatmaa  bemiftragt. 

InstruktioD. 

SS  1  Die  in  K<inK(iitititn>pel  vurkonitinjndi-n  Get-iirten  lii»bfn  di« 
Imums  und  \'iortelvor»teher  gemiif»  S  13  den  Iinpfgi'spf/eR  utid  fr'-inu'-s 
nachfoigendom  Uuaier  mit  gednicliten  Formulare«  den  au»Ubidigen 
PritaidantaD  der  Stadlaifkel  aniusügen: 


Stadt  .   Kane  de»  Kindea  

Kaan   ,      ,.  Vater«  

Gerrend   Amt  oder  Oewerb«  des  Vateia.  .  .  . 

\'iiTl"l   Rrli::i Hl  «  »  

Strasse   Datum  der  iieburt   >  . 


Hananiimmer 
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OawtiHBlwiiig. 


J,  N'iich  dein  im  er.tti  n  P:iriipr'i]ih  miiji'^plifr  ■  ■  M  ;-'pr  ist  Aber 
dia  deu  SudUirkeln  von  den  Imaw«  und  ViertelvorKtehern  gemeldeten 
Geburten  ein  Regieter  m  fttbreo.  Bei  Bhrtfitt  dar  Impl^Mriode  iat  eine 

l,ii>to  (irr  iiiicfi  diesf'm  Register  T.a  impfi'iideii  Kinder  aufziintpllfii  und 
von  den  I'rs.-iiieiitHii  der  Stadtxirket  den  SladlirxlfU  ..ler  liiipll'camten 
ID  flbergebeii. 

8  3.  Die  SUdttrste  Kon«l*ntiQopela  und  die  Imiilbeunteo  haben 
▼on  den  innerfaelb  ihrer  Amt«becirke  alle  drei  Ifooiito  einmü  Geimpften 

ein  Rctn.t-  r  rnit.-  ri:i''lifn;Lr<'ii.:<':n  Foruiulur  iDnlegeD  Und  den  Suni- 
talsamt  i^MediziiiKchulc)  uiustireicLeu : 


StMitBiricel   BdigSon  

Gejjend   OpImrfsdHtnm  ...... 

StnwM   Dnhini  der  Implung  .  .  .  . 

Hunnummer .  .....  XaniH  de^  ItnpfKeamteu  .  . 

Name   .  Datum  der  Besiehtigunj;  . 

Alter   Name  de«  Beeiebtigendan  . 

Niihk  I  .    ..  Nummer  da«  Impboheinea 

V  am  Vat«n.  .  . 


g  4.   Fflr  die  au  dorn  Verwaltunj^beraric  von  Konatantinopel  ge- 

Imriperi  Nulni-n  und  D^rffr  >iiid  v<iiii  Impfmut  stiindii;«'  Iinpfor  r.xt  fr- 
nmiiieu  und  heruinrtiiten  *u  iaswn.  die  naeh  S§  9.  12,  25  dw  Gfsetxe«. 
Impftinjien  Torauni4imeu  haben. 

§  5.  GemtUs  g  13  int  (Ur  die.  Aneeij^en  au»  dem  Innem  auf  den 
betreffcndeii  Stadttnunixipalitrtton  ein  gemäss  §§  1  und  2  dieaer  Tnftnitctiott 
angelegtes  R.^gisler  r-ti  fidirrn  und  l>i'i  Kintntt  <icr  liii|.f]ii  rl.^  It  oiiic 
Liate  der  geeettlich  impfpflichligen  Kinder  und  d<tr  uugeinipft  von  einem 
Ort  nach  einem  anderen  versuifenen  Kinder  autauatellen  und  von  den 
MuKizipiililiilsprisidi'iiffti  dt-ni  Stü.itar/.l  uder  Iiiipfli<'liniti-[|  tn  fll>er-.i udeii. 

ij  H.  I)if  StadiiirMi'  und  liupfbonmteu  sind  verpllii'ht.-t,  nemJUs 
der  iliin-ti  nach  di^tn  vijri>;i-n  Paraifnipln.'ii  Hii.sgehfiniligt«'n  Li.st.'  zu 
pameudi-n  .Inbn-fxttitou  an  den  Orlen  innerhalb  ibnw  Aratabeairiw,  in 
denen  Inj^rpiliihtige  aneegobcn  »iud,  tu  iui[»fen.  Sie  haben  aweeka  Be- 
Macbricliti>;nni;  der  Hewoliner  von  der  lievor^t.  hendi  n  Iinpfunj;  den  N'or- 
atebern  der  N'aliien,  in  die  «ie  kommen,  entsprechende  Mitteilung  zu 
machen.  8—26  Tai^e  nadi  Anafahranj;  der  ImpAiBir  haben  de  wieder 

nadllUSflicn  und  den  lTri]if-rhei:i  niirh  i;  11  aiiszin-tcllell. 

7.  iJie  Be!>linimung  der  luijiforto  und  die*  Vurladung  der  Impf- 
Pflichtigen  liegt  den  Stadtvemltnngen  ob,  nnd  wo  aoldie  nicht  find, 
den  Ij«kalbeh6rden. 

§  8.   Beim  Auabrechen  der  Podcenkrankheit  haben  in  Konttanti- 
nopel  dif  Pni>i<li  iii.'ii  dl  -  S'.rnit / .r^cl  dem  Gesiiiidli' it-:iiiit  M^mIi/hi--  I.uli 
in  der  Provinz  die  Munixipalitatvpräüidenten,  Kaiuialcaroe  und  Mudire 
dem  niciMton  Arst  oder  Impflieamten  nrngehmd  Hitteilnug  zu  machen. 

§  9.  Sobald  in  einem  IIhui:«  die  Pockenkrankheit  ausbricht,  haben 
die  Stadtirete  und  Impfbeamten  die  Kranken  absnaondera,  ilirt<  Kleider 
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und  andere  ttecbea  wn  ninigM  und  n«ü|ieiif»U*  su  verbrainm  nad 
die  Innumain  d«*  betreffend«n  Hsaac«  g«ulM  §  6  d«t  Inipfgeoetiw  n 

inijiftHi.  Iii  Dörfern,  wi  Arzl  unil  Impf Inumtir  mich  nifhl  vorliandL-ii 
int,  haben  bis  zu  ihrem  KiuUedeit  die  Imniu»  uiiii  Vur»ti.-b<<r  die  Krftukcii 

rimwoBdiMB» 

§  10.  Manisiptlitlt«prft«icl«>nteii,  KBimakainc  und  Orl.svnrv(eh«r. 
die  gemiM  §  8  die  Toricomiiionden  Fockenriille  nicht  nnzei^'-ti,  und  Ante 
uikI  Impf beainto,  die  troU  goniiLcliter  AnzciK«  »i<^°li  iiiolit  an  den  Ort 
der  Krankheil  begeben,  werden  nach  dem  Geeels  beslraft 

S  11.  Arste  und  Impfbeamte,  weldie  die  in  S  9  sntgelUirteo 
Virr.iolitsrna'---rf«L;elti  nirhr  .•i-.;i'.-ifoii.  w<Td<'ti  für  "2  Moiintc  vom  Ante 
»uspendiert  und  iui  Wi<'r|.'rli(iliiii>,'sfalli^  Ho'.  Dieithtes  entht.'«8en. 

§  18.  Wer  aoeser  mit  LTmph<>  mit  underen  die  Haat  entitadeiidan 
Sloffan  impft,  vird  nach  dem  Ge«et«  betraft. 

S  lÄ.  Sowohl  in  Konotantinopet,  in  der  Pnivin«  hnbcn  div 
StiidtoherPH,    -i)  oft  t'H  nötif  vmn  ( n'viindlii'it-.iinit  i  Mfdlziiiscliuli'  i 

Ljmplie  und  Formalare  (Ar  Imphcbeine  «i  vorlangen.  Üie  rerlangten 
OeKenatllnde  sind  lofort  an  Ort  und  Stelle  au  aeliicken.  Wer  im  V«^ 
Inn:;!  II  heiw.  S«  tidfii  der  Lyiiiphf  lÜK^ii:  i-t,  winl  v  ■nuitwurtü'-h  s;uiiiin-ht. 
Aui>M!rdem  wirii  er,  wi-nn  die  Liü>&igk«it  zur  Fulgc  gububt  hut,  das»  Kinder 
ttugampft  ^'C'bliuben  »iiid  und  infolge  davon  Todeafill«  Torgekommen 
dnd,  noch  aanit  battralu 

§  14.  Ante  nnd  diplomierte  Impfer  haben  ror  der  ltu|>runi:  die 
Anue  zu  reiiiit^en  und  mit  doi«iiüizii.Ttou  Insirut;]. nt.  ii  r,,.  iiii|i[.  ii.  Niici,- 
dem  die  geimpften  Stollen  getrocknet  »iud,  iiaben  »le  «ie  mit  hjdrupliiler 
Watte  in  verbinden  nnd  an  verhindern,  daae  ei«  der  Lvfl  ausgeaekat  werden. 

S  15.  In  Zeiten  Till  I'  '  Ii  •  (;;;  it  inic-il  i~'  il'is  Itupfcil  Viili  sulfl-.'-n. 
die  mit  IlnutkrutikluMtnii  bL'huft<  l  mm,  lu-  uiui  Krlu-xlieii  der  Kpideuiie 
hinauiiziiscilleben.  Jeduob  mrisM.-n  di>'  Ciiünde  dnfiir  durch  trxUichOB 
(tutnchten  feetgetttellt  »ein.  Nach  Wt^fall  der  ürOnde  muaa  dia  Impfung 
vorfTpnommen  worden. 

;  IG.  Ar/te  und  Impf hcaiiiii',  wili-he  die  in  den  Ix'idi-n  letzten 
l'aragraphen  aulgeftthrien  Maosregeln  nicht  er^^ifen,  werden  mit  1  bi« 
8  MedaflUdie  Oaldatrafo  beatnfl. 

§  17.  nif>  von  .\rxtcn  und  Tnijif Hpanifen  iikpIi  den»  Gesotz  und 
d<'r  Iiiütruktii  ii  :iuf/.ii legenden  ( ieliUtriifen  wetil«  n  duroli  Ifescbluss  den 
Zivll-Medi/inki     •  i.-  nucb  AnlioruiiE;  des  G<!<>un<llieil-.:inite.'-  iMedizilidcliule) 

«ingabobw  nud  cur  Deckung  der  Kotten  Ar  daa  Impfarat  in  die  Modi- 
■inatkaaee  goaablt  nnd  gebndii;  tob  anderen  Personen  an  erbebondo 

(leld-lniff-n   werden   auf  HesrbhiH.s   d' r  \  i  i  wiiltiii  _-r:iti'    luiil   llef.  hl  do> 

hOcbüten  Zirilbeamten  eingetrieben  und  den  Stadtverwaltungen  aur 
Dodtnnff  dca  Oehatta  der  Impitangabeamlon,  daa  aie  aoa  den  Kinnahmen 
Jaoer  beziehen,  unwif  der  Ileiseireliler.  ("'Iiisson, 

§  18.  Die  lieumten  der  l'olizei  buiien  Arzteu  und  iiii|>l  bwtmteU 
die  nüligeii  Krleichtcrungnn  zu  gewähren. 

Jabrkneb  4«r  Intetaat  TerelalKBiit.  8.  Bd.  175 
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2.  Die  LIakat*]! «daiUe  (in  GoU  vai  Silker)  koonte  biaher  imr 

an  llämu  r  vcrlielipn  ^vt^idcii.  Zwei  deutsche  Krankiri'äihwestern, 
die  dt-n  >i>hn  iles  Snltanä  nacb  einer  Uperation  mit  der  Urnen  eigenen 
Hingabe  geiiflegt  haben,  sünd  Vtnälatmafi  gewwiB^  (Un  nuuMlnr 
kifih  Fnnea  mit  der  bezeichneten  Medaille  dekoriert  werden.  Dem 

früheren  Getets  vom  25.  Banuu  1908  tot  unter  dem  ?~^^^J^ 

=  8.  April  190r>.  ein  ml  sprechender  Nn  l.rrag  baJgefligt  worden.^) 

3.  Gesetz  über  die  cbMÜMliea  AaA(ySMVom29.Sid)inlewel 

ia:i3  (äU./2.  Jnni  lyü.'>). 

Die  Klagen  de«  einhdmiMlieB  nnd  fremden  Handete  Aber  die 
BehudlnngTi  <l>c  gewissen  Warengattungen  zuteil  wnnle,  aii^'*  blich 
vm  die  Bevölkernng  vor  dem  Geiius.«  und  GibraucJi  gfsnndheits- 
achtdllolier  Ersengnisse  zu  schtttzen,  haben  die  Pforte  endlich  ver- 
«nlaatt,  daa  Deoe  Beiplefflent  za  eiiaasen.  Nach  ihm  (§  1)  aiad 
Bntter,  Öl,  UM,  KntVe«-,  Tee  nnd  die  in  Art.  23  genannten 
peistipen  CietnlnVe  bei  ihrer  Kiiifnlir  auf  d>^r  Douane  einer  chemi- 
schen Untei^nclinng  untcrworten.  ^  .iZ  triti't  äonderbestimmnngen 
Ar  Nahrangamittd,  ^  am  Schweinelleiach  herKestdlt  aind,  Mvrie 
dir  Tiere,  fall»  das  Ursprungsland  verseucht  ist.  üie  nnteranchenden 
Clu-miker  !<ind  direkt  und  ansschliesglich  der  Zollvprwaltnng,  nicht 
mehr  der  Uediziuächale,  zugeteilt  2).  Vei-schiedene  grüssere  Don- 
anen  haben  besondere  Donaoechemlker  bekommen.  Gegen  daa 
Resultat  der  enten  Analjae  kau  an  die  QenenlTerwaltang  der 

')  ZiLsatz  /.um  (isNotx  vom  85.  Bamisan  18Q6,  betr.  die  Liakat- 

£7.  HubHlTrin  ISIS       o    •     •!  mne 

Mediillo  vom  ,Mr   =^  ^ 

%  1.  Frauen,  die  in  den  unten  ufgeffthiien  L'msUiidea  ihre 
Dienst«»  der  Menschheit  nutsbar  genaoht  haben,  aollea  ebenfalls  ein  An- 
rc  lit  auf  \  ( rli  iliuii^'  ilt-r  Liakat-lfedaille,  der  goldenen  und  silbsmen,  Je 
iiacli  ilciu  Cirunti«,  haben. 

§  8.  UrAnde  aur  Verleihung  sind:  Brimaung  von  Behnlen  and 

M'i'^i'liiH'ii.  Li-i-itiiiiv  von  Mii  lisli'li  in  iiiilirari'-i  brr  Hi'zi' IniH^:  Pticge  ver- 
^\  iiinlt'iur  und  kranker  tiulUuteu  und  deren  L  nlerstützung,  Wubltjitigkcii, 
hfl  Tätigkeit  als  ArsUnnen  und  Hebaanmen  die  Bntfaltuig  besondereii 
Eilen. 

§  S.  Tn  dem  Verleihnngsbenit  ist  der  Omnd  der  Verteihong 
aasngeli'n. 

§  4.  Zunächst  soll  die  silberne  I^iiakat-Mediiiile  verliehen  werden 
und  bei  Wiedeifaftlang  des  Anlassao  ent  die  galdaM.  In  besondarao 
Fillen  kann  gleich  die  goldene  Medaille  verliahen 
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Zölle  appollim  werden.  Wichtig  ist,  <lass  zn  der  zweiten  Analyse 
auf  Antrag  des  iDteroaaeuteD  ein  besonderer,  von  diesem  bezeichneter 
Ckenikw  zugezogen  werdan  min  @§  6—8).  Über  dl«  Znrtek» 
Modmr  idfllit  ntslMMoer  Wwn  luuildt  §  9.  Frtliflr  wir  In 
der  Türkei  nnr  die  franzßsisohe  Pharmakopne  massgebend.  Nich 
§  14  kann  auch  ZastunmenseUning  nacli  anderen  Pharnmkopöen  n* 
IMuig  «ein.  S  1*  iMtrIfft  die  KitrfUir  vegeubiütdMr  öle,  §  20  dl»* 
Jenigw  des  UM»,  g  21  de«  Xalfea,  §  24  der  Farbetolle.') 

')  OnBets  Aber  dieAnalyaen  chemisch pr  Proitukto  bei  ihrer 
Hinfuhr  :iuf  den  DoiiunBii  vom  29.  Rebiul-ewpl  l;{23  >20.  Mriii^ü  1321  — 
2.  Jiuü  1906.  (Franideiisclie  Obemi»img  nacb  der  Zeitung  .Levant 
Herild*;  einige  Felder  in  denelben  Ani  wbmttt  weiden). 

N«Btrelle  M  aar  les  eadynea  ea  iMMU«. 

PrmnUguit  U  i».  lUbiul-iwil  tMJ  (t«.  Hai  IMU  <•. 

DtopoiMoDs  giMndee. 

.\rt.  1.  —  Les  inarchandi«e4  ('^nomMaa  ä'dMioui  eont  sennieei 
dam  le«  dooane«  k  una  räite  aauitaire: 

1*  Lae  prepaietiom  «dxitniqeei  et  phnnutoeutlqeeB  et  laa  apMelitee. 

2"  h^t  heiirres,  tuiilfs  et  brinea. 
3"  I.eü  calfs  et  It-s  tJi.>g. 

4"  I.e8  boiiisons  »icooliqaea  ^nOBdr^ea  daus  l'articie  23, 
Art.  2.  —  Pour  le«  visitea  aanitairea  il  y  aura  dann  l'administration 
g^n^rale  de*  Oontribation«  indire«tes,  Ii  O^jnatantinople,  un  laboratdire 
oii  seront  emploTos  um  chimiste  eri  chef.  tnuK  chimiitles  et  un  hnclerio- 
logue.  üe  laborataire  aa^^  a  la  douane  de«  marcbandicea  ötrongirea  k 
Galeta,  vne  aMoeonale  ea  ae  ttouverent  taeia  ehimiataa.  En  entre,  il  y 

aum  Uli  i'himiBtc  ilans  !ps  flinmiif  s  de«  purt«  de  SniyniP,  SriltHii'jiic  Tr'  tii- 
unde,  ScuUri  d  AlbuDic,  lievroutb,  Älexiuidrcttc,  Hwisüiuli  ei  Tripuli 
d'Afkiqnc, 

Laa  chimitti-ü  saront  nStribu^.  IIa  «eronl  axoluaiveiment  enipileT^a» 
k  Oonatantinople,  au  «errice  de  radminialmtion  g<inärela  dea  Oentributiona 

indirectos  ct.  datii;  les  vilay.'ts.  au  MTvir'-  <lo  In  itin-otioii  des  dnuanKa. 
Dans  le*  eudroita  oü  il  n'jr  a  pas  de  cbimial«,  c'eat  le  m^decin  municipal 
qw  aeaa  fliiargtf  de  la  viaita  aanitaire.  8i  le  m^daeiu  mamelpal  dedara, 
par  un  rapport  it  la  direction  de  la  d>miirn',  jii'il  osl  uliS'ihimeiit  impoMiblo 
d'autoriser  l'entr^o  de  la  murchundibu  bans  [inal^>e  chimique,  uu  ecbautillon 
an  «era  envoyiS  a  la  direction  duuiuiitra  h  pina  pro  che  oü  ae  trouve  an 
dibniate  poar  j  Atn  aonmia  a  Panaljae. 

Art  3.  —  Lea  chinialea  derront  ttn  de«  aojeta  ottomana  et 
poss^der  un  diplOme  do  chimistc.  Iis  sout  nornnit  s  imr  rndniiuisiniii "n 
g^n^nüe  des  Contributiona  indirectea  apr^a  avoir  prouv^  leurs  aptitudes 
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par^un  exameu  qu'il»  psMeroiit  en  prrisencw  <i'un  fonctionnain  cfaoili  pw 
I'Mbniawtnktioii  gintnit  des  Contribntioiu  indiroctM,  derut  an  jnj 
«ompoiA  tfun  ebimitt«  de  eette  Adtniniilmtion  «t  d»  daux  profeMun 
d*  ebinit  envu^i-s  jmr  FKculc  ImpArialt  it  Mi'derine. 

Ah.  4.  —  La  TiaiM  et,  au  btMin,  l'siuüy««  de«  articlei»  wumi* 
dan*  1«  dooaow  b  l*«xMiieii  MBitain,  tem  fiito  Mi«i  pnupteoMat  ^« 
pusvible  par  Im  diinwl«»  6»  k  douau.  L«a  premiftr«*  vtalt«  tt  aoalfMi 
»vrimt  (fratuitMk 

Art.  6.  —  Le^  untrcli&ixlise«  änumtfr^  k  l'atticl«  l",  at  d^bar- 
qu^ea  en  douaae,  eerout  d'abord  aoamiaaa  par  lea  domnaa  b  la  viaita  n<- 

oemaire,  selon  la  i^^le  et  {morite*  dam  un  regiatre  spMal.   Ptria  on  en 

preiidni.  i'ii  [ir''-''ii'  r  du  ]ir"|ini'lairr,  des  <'<*}i»iiti!i'iiis.  ^-n.iiit  divisf-s 
par  la  <lir«i'tiuii  douiuiii^r«  et  pur  le  propri^taire  en  trois  luU  et  mif>,  en 
pi^aence  d«  prapriAain,  dana  da«  vaaea  oa  boutaillaa  ea  crialal  deot 
l'orilice  M?ra  soipneuspinnit  ffriiu'  nvpc  leiirs  propres  cotivercle»  et  sc-ell^« 
coiijitintetnenl  aii-deKbUH.  |>ar  I»  directioti  et  p»r  le  prvprietaire.  l'n  de 
oea  tebantillona  aera  renii-  n  la  <-<MniiiiKsi(iii  tci  hnique  de  la  dou:iiie,  le 
secund  aer»  gardd  dma  la  direcUon  douaniire  et  la  trokMaie  aera  douni 
an  proprii'taire. 

Los  :  hi^lli^t•■•i  r%:iiiiiii'Ti>iit  iriuii''di:il''liipiit  Ii'k  "'■chaiilill'iii-  jiJir 
tiiiuioru  «1  urdre  ei  cuiifuruivuioiii  »ux  exiguiiues  de  la  iiciance.  S'iht  ue 
voiant  aaeun  incunvöniant  dana  l'admjaajan  da  la  mareteadBaa,  oo  fem- 
plini  lo«  formalitt^  babituelleH.  Si  »u  contraire,  h  ce  promier  exameo, 
ila  cou^uivent  dea  douiea  quaiit  U  Iii  purot^  de«  luiirchaudiso«,  ils  prüo«^ 
deront.  aprta  an  aroir  avis^  la  dircctiou  douaai^re,  ik  l'anaJys«  de  ! 
cfaanlilluD,  analyae  qui  aera  laiU  avac  touta  la  promptitude  poasibla  et 
dana  nn  d^Slai  manraun  da  troia  joun.  8i,  b  U  aoHa  da  oette  Operation, 
ila  arriveiit  »  cfttc  r  .ni'lurion  quo  rcntn  i'  d-j  In  luarcLandiM;  peut  .'tre 
autoriiM^«,  lis  cerlitieroiit  le  fait  an  ba«  du  regiolre  «t  retoaruerout  »eelle 
r^hantillon,  L»  douane  prtltwam  alora  lo  dntt  al  laiaaawii  «otnr  In 
mansbandisa. 

Art^  6.  —  Dana  le  caa  oii  il  «erait  con»t«t^  qua  lea  marebandiiet 

visitt'HR  üiint  nii'lantrcps.  df'teriiir>'es  mi  nuisiblfs  it  la  sant<5  les  chiiuistps 
d^clareront  le  (»it  mua  leur  fignatare  dana  le  regiatre  en  regard  de  la 
marebandiae  inserite.   IIa  fpvderont  enanite  laa  ^diantülona,  ooellda  4t 

dilti  '-,  pi'iid;iiit  eiiviriiti  tniiiti'  joiir*  C  iiiii-  df  la  t)iit>  Ii  •  Me  aoaljM 
scni  dciiiiii'e,  coiilr''  rri'cpisfcL»,  au  prupnüHiire  de  la  muri  liandisH. 

Art.  7.  Si  Ii",  iiiti-resses  d<^clarent  qu'ils  in-  mhiI  pas  Kuftiaanmailt 
^diiii^a  aur  le  r^ultat  de  ranaljrse,  ila  ont  le  droit  de  demauder  nne  nOQ' 
vella  analy««.  CMte  demaode  devn  «^(re  pr<isent45e  h  la  Direction  den- 
uiu>'r<-  diiiiü  un  dilni  de  30  juurs,  u  purtir  d<-  la  date  de  la  oupie  de  la 
nutu  d'uiuiljrM  ^ion(!*ia  h  l'atücle  6.  PaSM<  oe  d^lai,  la  deuiandu  na  «era 
pao  adiniae. 

Art.  K.     ■  I)ttii>  |f'  en>  i>ii  il  MTait  d'  Uiniid"  <Imis  ).  d''Iai 
uiie  uiiuvetle  aualj'te  de  ces  eotiautilloiiH,  le»  iiitiTCNhcs  eu  paicronl  d  aburd, 
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d'ftTance,  Ii'«  frais.  I^ii  hccoikIv  atialTHR  cl«>'^  <'-cliui.lillotis  ncni  fsiie  SO 
tOuU)  dilif^eiico  et  cxulradictoireinent:  A  ()oiu>tantinople,  eti  pn-Kunce  d'oD 
itUgai  de  rAdminütnttioii  gtainlt  des  Contribationa  Indirectw^  |wr  I« 
ehiniirto  en  chef  dt  la  dmuM,  p«r  le«  chimistea  qui  ont  fiit  I*  pranikra 
■luÜTM,  et  par  un  «uti«  diliiiiito  düaigiiü  par  rioUrewtf. 

Dan»  In  Tilayet«,  ögsimnent  en  pr^enoa  d'an  diUgu^  de  In  di- 
noüon  donanitn,  pw  Iw  cbimnt«  de  1»  donuM,  par  1«  «bitnüto  d^gi)6 
par  l'inMneMS  et  per  an  trdlitaie  diimiite  de  la  diiaolie»  de  la  dmana. 

Dans  cetto  »oconde  analyae  Favii  de  deux  dei  ehimiitee  Mia  oen- 
$iA6ri  comme  d^fioitif. 

8<,  dana  tee  «ndroito  ov  il  eit  impoMible  de  trouver  uti  troi«i(me 

rhiiiiis'«',    PaDiilvsc   iijuT'V'   pur  \ii   (!ir"rl|i  Ii  rf   t  "'--.!    put-   trmu  i'O 

cdiliaiito  <ur  (>ou  rusulUt,  i'int6r««B«  e«t  libre  tle  «leiuandor  quo  l'uiialyae 
aoit  bita  h  GonetenÜBeple. 

Art.  9.  La  dir>M'1iiHj  df  In  (ioiiane  ne  laisspii»  jnis  intier  1'» 
marcbandisos  doiit  la  viiiite  r«cuiiuailrait  qu«  l'adniisnuu  ne  suurait  ctre 
permiae.  Apr»«  cn  avoir  «vM  le  proptidtai»,  «Ue  lea  fan  rtep^ar, 
aalen  la  rt|{la,  au  Uaa  de  pravanaaea  od  bien  h  un  »utre  pays  i<tntii(>er 
da  cibetx  du  propritfUirc  Dana  oe  caa,  ce  dernier  est  tenu  de  reuiettrc 
b  la  directioD  doiiank-re  la  aaeoad  eonnaiaaanteiit  «onetatant  qua  la ma^ 
ohaadiaa  a  6i6  r^exp^dite. 

Art.  10.  —  Dana  la  caa  oft  la  «econde  analjae  donnerait  nuton  au 
pn>pri(Staire,  I"s  frais  d'nimlys*'.  pi  rriis  <i';ivniii'<.'  p«r  le«  dircetioiis  dou- 
uüireiii  lui  iteroiit  reatita^  Dan«  le  cas  coutraire,  le  propri^taire  u'aura 
paa  le  droit  de  denander  le  reoibevnenient  da  eea  fraia.  Lea  uaniwa» 
dises  reitt«'««  daus  \m  fntrpyMa  Hoimniers  dünnt  lea  fonnalltte  dea  ana^ 
Ijso»  ne  paiont  pus  de  druit  d'enlrepouige. 

Art.  11.  —  Lea  fraia  de  la  eeeonda  aoalTaa  aent  P.  100.  Lea  fraia 
d'aiialjTM  r^glementnire  ne  mmt  rrfclaindiii  <]iic  pfmr  un  .'.«'iil  t|p<i  i^plmn- 
tiUoDa  d'nne  mSme  e.sp^ce  appurteiiiuit  in  un  moma  cuuiiiii^ri^aot  dans  lo 
caa  talme  oü  le*  r^ipienta  de  ce«  ^bantillon«  seraient  nultipleaL 

Art.  12.  —  A  In  fin  de  cbaqae  riom  le  cbimUte  en  dief  dro'^Knn 
dea  borderaux  indiquant  avec  dtejgnation  da  l'e»p^ee  «t  de  la  marque  de 
(abriiiuR,  protluiu  induatriel«  qui,  h  la  auite  dei>  aintlyKes  faitoakOon- 
atantinople,  peuveat  fitra  introduit«.  Gaa  borderaux,  ««ronl  aprta  examao, 
eoTOfte  an  far  et  b  meanra  par  radminialration  ^n^rale  dea  CtentribuKona 

indirc<-t<'s,  nux  direHions  do»»iiit'n  >  des  viluyc  ts.  r,<  »  iIouiuk's  liK'.-ile'i 
laiaii«rout  entrer  i-es  produils  sans  Ich  «oumeitrc  h  1  aiiulyKO.  A  lin  d  fviter 
nne  nonfalle  viait«  iwniUira  am  mtaiea  niarcbandifee,  quand  ellaa  aaront 
enveidea  en  province,  il  sera  port^  Sur  le  t«sk£r^  ou  c-ertificat  doaaniar 
ddlivTi  gratuiteinent  une  annotatiou  disant  qu'elles  out  et^  d^b  visitt^ea 
b  Cunatantinople. 

Art.  13.  —  Oes  pouiauitea  Mgalea  aeront  «xerotea  par  TAd- 
miaielntioD  daa  Oftntribntiain  InditaeUe  oontre  lea  ofaittiatoa  qai  oon- 
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neUcnaot  dw  tbaa  du»  Twercioe  de  hm  laaatiaiw  ra  qni  nudtBnMDt 
im  difliealUi  tatniTKil  Is  nuvke  im  «ptfraUoiu  ««naMraUM. 

ntfiPAKATIOMS  CBIMlQVn  KT  nUBMACKVTtqVKS  KT  8Pf:CUUT6S. 
Art.  14.  —  Ne  aont  pw  ratori««'^!^  h  et>tr«r  lea  drogue»  dont  U 
oonpo«ilion  eit  iaconnu«  ou  dont  la  purete  Mt  aa-d««OM  du  conditi«!» 
Anoneita  iann  le  ood«  pburm«c«nti<)n«  »dopM  par  le  Koimimemwit  in- 

pcrial.    Tuulpfois,   Ifs  <\r  l'  -  '  uiiipositiKii  inconnue  p"uvfnt  ctre 

admiae«,  si  aÜM  oni  elo  oduptue«  par  uiie  Acadämie  uUicielie  uu  par 
d?anlm  dtpartamanta  tt  «orpa  part$caUan  ajant  dgalwMDt  «o  earaettn 
ofTici«!  et  KI,  aprt's  quo  le  fi-rtifitsit  '  t  ri'chantilloii  aecoinpaLTK-s  d'une 
list«  iiidiquant,  Mitis  pn-cisor  la  t|uuiitilc,  lu»  iU-mtuis  beule  <|ui  los  cuni" 
posciit,  eil  nynui  ett-  remia  k  la  diraetiOD  douunitTO.  le«  cliiniistM  axaiBMI 
fait,  auront  döclar^  qua  la  priSparatioB  Mt  axampta  da  tonte  nalitn 
prahiMe.  Dana  eaa  eaa  lee  eertifioats  derront  ttn  TiaA  par  laa  ooniiilala 
ottomana. 

En  oe  qai  eoncerue  loa  luüdicameuU  et  pröparatioDs  qui  o  ont 
paa  da  eaftäfieat«  ob         k  lanr  4giid  aprta  qa*aiw  Uito  da  lem  die- 

meiits  ciiiislitiitif«  sera  pri^seiit^e  avc  un  *^eh»ntillon  h  1»  direction 
douauit-rc  et  m'Iod  Ic  rt^üultat  doQD^  par  la  vUite,  ou,  h  roccaaion,  par 
l'analj««  faite  par  les  chimiaieR  de  la  douane. 

Art.  16.  —  Si  ia  qualit^  pnpre  daa  pnipavattoiia  ehimlqBai  et 
phannaceutiqne«  et  des  sp^cialitiSe  dont  FeDMe  a  (M  mtoria^e  eonfof* 
iiii'nicnt  b  rartirl*  14  est  pinuitio  par  uiie  tunrquo  do  fabrique  iioloire. 
1  entr^e  en  e«t  facilitiie  et  activöe  aaiu  qu'il  «oit  ntoeeaaire  de  lea  •oumeltie, 
chaqw  foia,  k  nne  analyaOb 

Art.  Iii,  —  K-t  interJitc  reiitri'"  dfs  -ipi'cialitf's  pr>';i.irH>^s  av.'o 
les  drogues  suivniitee  dont  l'ueage  a  <^te  rccunnu  nuisible:  cocaTne;  le» 
eompoade  de  anllite;  le  adram  antitaberonleDx  de  Roch;  la  coque  du 
Le%'»nt  iinf^nispermiinO;  la  Picrotoxine;  I»  Kanabia  Tndica  c"est-a-dire  d«t 
drogut's  pnqiiiri'ps  nvpp  du  bachicli.  Celles-ci  sont  n'pxjxSdii'pK  coiifumui- 
ment  b  l'article  9. 

Art.  17.  —  £at  interdite  VmM»  im  onitiftrea  dümiqaee,  poannt 
senHr  )i  la  pn^paration  de  matiiree  oxploeiTee,  tellee  qae:  dilorate  depo- 
t:i-j-i',  clilurat.'  dl'  soude.  iiitrato  de  potjuwe,  iiitr:itf>  di»  fiiiu<ln,  pirrtiti^. 
la  iiilro^lycerine  et  le  fulmi-coton.  A  leur  arhv^e  e»  douaoe  ce«  matierv» 
aont  ooofiaqndee  confonadment  k  la  loi  et  k  I»  rtgle  qni  vdgiMent  la 
matitoe. 

Art.  18.  —  Fariui  les  inatii>reh  pruhibü««  (Snuuidree»  daiis  I  artiolc 
priVi-dent,  «ellee  dont  remploi  ctt  indiapenaable  eii  m<ideciiie,  teil««  que 
dilorotti  de  potaaie,  aiüorate  de  aoude,  nitrat«  do  souda,  ni träte  de  potane 
et  lae  picmt«<i.  aeront  foumiee  mr  frurantic  h  chaiguc  phanaaele  et  droKuerie, 
par  l'entrenii-"  d'-  In  ('!r:ir:(li>-Maitri»e  dü  l  Artillorle  aux  prix  oripiiiAUX 
•t  an  qsantitu  lixee  par  la  direction  de  l'Ecole  imperiale  de  u>6di»ciDe. 
Gellaa  amploydai  dana  lei  induitriea  et  ragrionltnr«  iwront  Urrdaa  dam 
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las    mt-ni('8    cuuilitiuiia    eil    quaiitit»    di'!>i^'ii<-(:    par    Ics  cj('>purtetuetiU 

TouUloii,  l'eaM«  wk  witorisde  puur  los  drogu««,  teilet  qne  patUllM 
d»  chlomto  d«  potuM,  «t«.,  qui,  pM  leur  tmuforamtioii  es  epMiKW* 
«Hit  dmntn«  Inproprei  k  I»  fobiieation  d*  nwtitow  «a^loeiTea. 

AUmMTH,  LigUKUBä  KT  KOI^SONB  SOUHlfl  A  LA  V18ITK  HAMlTAlKiC. 

AH.  19.  —  Lea  huilw  et  beam»  neonnua  par  U  vitita  eo  dovaae 
impropres  h  Talimentetioii  comme  Mant  iii4lanf<aa  da  aubttaneea  nniaibl«i 

h  Iik  Sintis  Oll  rai;ces  et  (i''ti-r;i:in'r's  ni-  »i-rotil  pas  udmis  U  Tiiupurlali' n. 
L'huile  de  coton  dcKtintie  aux  u^uges  industrieU,  est  odmi^o  aprti-s  culuration, 
Laa  gniaeae  et  huUaa  rigMim  daatiDdaa  ^galamant  aiix  tndiuMaa  na 
•anot  pM  oolor^e«  k  condition  toutefois  qu'alln  na  aarant  paa  mOmgin 
et  ieront  introduite:«  sous  louri«  vrais  noni». 

Tous  Ifs  aiitres  beiirrcR  et  tmit^s  le^  »utres  huiles  dont  l'eiitree 
dana  lear  forme  pr^«ente,  ne  aaurait  etre  permiae,  peuvent  nöanmoiiiB 
Mra  admia  aar  le  dMr  de  leuis  propiri^tairae,  «prftii  coloration  aeientifiqva. 

Art.  HO.  -  I/ctilr.'i'  de-  fiirlüf-  (Irjtil  la  \  i-iitc  i-ii  douiin^'  aura 
constatd  reafermer  du  plulre,  du  sulfute  de  barytc,  de  1b  craitt,  du  ulc 
at  da  la  imcnMa  bnila  at  d«  eeilaa  qui  na  conliandniaBi  paa  4t*/«  da 
^■ten  an  aiillimum  ue  som  pas  nutorisiSc.    Ce«  farinef  ^''r>ti'.  ri'<^xpi'di>-e8. 

Art,  21.  —  Lea  cafeü  teint«  avec  des  mati^ren  miuerales  toxitiuee 
tellea  que  le  vert  de  cfarmne,  ata,  at  le«  thte  artifioiala  ou  mdlangte 
n'^tant  pas  antorisös  h  entrer,  scront  rpfxpÄdipB. 

Art.  'i2.  Poiir  los  «aucinMiuit.  boudiiw,  jambons  ot  BUtr«8 
produit«  d<  !jm  i  t.  rie,  aioai  qua  ponr  laa  animaait  impotMa  d'tm  paya 
Btteint  da  maiadies  coiitagtenaM»  PK  na  ae  bom«»  pas  aanlamant  b  la 
virite  aanltaira  vaia  «n  dwiMmdw»  amai  la  pHtaantation  d'un  oartificat 
d^livn^  pur  I  s  aMtoritde  da  Uan  d*orif{ina  at  ematataat  qna  eaa  produita 
sont  indetune«. 

Art.  98.  —  Bri  «galaBant  iataidita  I'antrde  an  Toiqvia  daa  Uquana 

et  boisHins  nlco<ilii|ue8  (jui  contiennent  de  l'acide  srdicylique  pour  leur 
OODaervation,  qui  sont  color«?es  f>ii  ijiii  «otit  udditinüiif'os,  pour  eii  aujj- 
menter  I»  forvc,  de  tubtttanoc-^  iitii^ililes  h  un  d<'£;rä  pouvant  compromettre 
1»  sant&  Le«  formalit^.4  pour  les  boi>i.s«n8  alcooliquea  tallee  que:  cfaam* 
pagne,  ▼ine,  co^^acs,  liqneiira  de  ^nd  prix,  proranant  de  fabriqnee 
ßf^n^ralement  cotmue^  ol  il  'tif  la  qualitt"  est  <-inistat(''u  jiar  cli.jucttes 
de«  bouteUlee,  «eroul  directement  accouiplie»  par  ies  prt^puBijs  de  la 
dMMUM. 

Art.  34.  —  Parnii  Ip^  tnarcbandiaca  aouiniae«  b  la  vitite  satiitaire 
oellaa  dont  l'cxumen  au  p<jint  de  vue  de  leur  coloration  cooKtaturait  la 
priaanoe  de  «nbatanoea  toxiquea  tellea  qne  plomb,  chrAme,  menntra, 
citiTre,  aatimoina  at  ananio,  na  saront  paa  admiaea  an  Torqnia. 

Art.  8(.  —  La  ajrattaae  an  vigiiaar  daaa  laa  donaaaa  paar  la  fiatta 
et  laa  formaliM«  ndeanaina  de«  narcbaadieaa  et  articlee  qoi  y  afrivant 
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4k  Modildortas  Ba^neat  ibw  im  innerem  Dienst 

des  I'ostpacketverkehrs.  Datum  de«  Irades  *^{^s^^^^j^^ 
Februar  1905,  in  Kraft  getreten  am  1.  August  1905. 
BHk«to  bl«  n  40  lig  Gewfeht  und  U«  ni  80  an  LBnge, 
Breite  nnd  Tiefe  werden  all  PoetkoUi,  mit  deltlarierten  oder  nidit 
dpi(lariert«'ni  Wert,  von  diT  tlirkisolien  Tust  befördert  (SJ!^  1  und  ^1. 
AdrcHBierung  and  Verpacliang  ist  in  2  und  ü  beliandelt.  Bei 
AoflKnlM  von  VBilitteini  Sehriftn  und  GegensUtaitai  iHid  aadi  §  9 
Ter&hren.  Dm  Porto  betritt  bei  BeflJrdemng  durch  Bahn  nnd 
Schiff:  4  Piast<T  tnr  Kolis  bis  zn  tt  in  der  ersten  Zone,  7  Piaster 
in  der  zweiten  Zone.  Bei  Padieten  Uber  5  kg  werden  4  besw. 
7  Piaiter  für  jedes  weitere  Kilogramm  Je  nach  d«r  Zorn  hemhit 
(cfr.  nnefUirliehet  im  Tarif  in  $  12).  14  ff.  enthalten  Dienst' 
Vorschriften,   g  27  betrifft  Verlust  nnd  BeaehRdlgnng  ww  P«st- 

palceten.*) 


est  maintenu,  lei  diipoaitiou»  de  1«  pr^ente  loi  ooncernnnt  exolnnTemeat 
loa  marehandiM«  et  artieleii  qni  comportent  on  qui  exi^ent  uiie  Tinte 
tcierililiqiie  et  ut>o  iliiiiii.|iir'. 

Art.  26.  —  Lee  articles  de  l«  Igi  en  dat«  du  ti  inai  1300  (6  Chaban 
laOl)  coneemrat  lea  «ttribntionB  det  inapectevre  d«e  aabiUnew  m4diei' 

nalos  et  le^  «rtirlps  ir.^tniotinriF  d;ili'i>R  du  25juin  1901  (24  R-iniazitn 
1302)  sur  le«  ntlribiitions  dp  la  couin!i--"l(Mi  de  I  hygiftne  pubiirjue,  wiuf 
lae  diipontion«  aux  inspections  intdrieiirns,  arüeleB  relatifs  aux  (unnalitea 
b  lenpiir  par  lea  douaaaa,  aini  que  la  loi  an  data  du  14  U<\rier  1S1& 
(26  Ohewsl  1S17)  anr  la  Tirfte  aaaitaire  en  douane  aont  abri>^e<<  par  la 
pit^sontf!  Iiii. 

Art.  27.  —  L'ailiniuistration  dea  ContribulioiiK  indirecte«  eal  cbarf;«!« 
de  l'astfcation  de  la  pNaante  loi. 

')        P08TE  IMPERIALE  OTTOMANS. 
»«IflMat  ■•dlM  in  Berrlee  Intdrlrar  iM  OoUs  Posten. 

Artido  I«r  —  Lee  objela  dont  le  poida  ne  d^pane  paa  40  Ulo- 

pniiniiieK  et  dntit  les  dimeiislons  ne  sont  piw»  sup^rieiire«  h  eelles  fixten 
daus  l'article  8  »ont  tran»i]jort«->  romnie  coli«-poRtaux  de  valeur,  «i  leur 
Taleur  eal  eatimfo  et  il<  c]aree  par  le  piopri4taiie.  8i  non,  ila  aont 
tmnaportäa  oomme  eolia-poataux  aimplea. 

Art  II.  —  On  derra  tcrin  aur  lea  eolia>peatatnt  la  ville  oft  ae 

troijV"'  If  <i<  ^iin;iliiiri\  Ifl  ti  'iii  mI  1b  ]irof.'.ssioi)  de  Celui-<n  et,  si  poRsibl«, 
1«  rue  et  le  numero  de  iKin  dumicile.  Cette  adrease  aera  ^crit«  en  turc. 
Lee  pnpriMairaa  powront,  a^ila  Teulent,  ijonter  l'adfsaae  on  firaafaia  c« 
dana  an«  antre  la^gne. 
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Le»  coliB-po»taux  duut  l'adreMe  e»t  crrit«  au  crajuu  uu  nvec  Ics 
initiai«  im  noto  MmlenMiit  ne  •eront  pas  MoepM«. 

Art.  in.  —  I.'eiii^tillnf;-  i!''-.  r(ili-.-p.  >t;iii\  S'-m  fnit  |i;ir  !f".  iir^pri- 
^taim  d'uue  maiiit-re  propre  it  pri-««rver  suftisumoieiit  ha  olijcU  y  coiiteiiUH 
«t  k  1«  pioMger  eootra  toate  iMWrioration  penduit  le  ti^et,  et  ftoarf 
d^un«  ^1M)i^re  ne  permettntit  piu  de  les  ouvrir  «an«  que  leur  forme 
originale  soit  alt^ree.  I^ok  liiinides  et  le«  ninti<>re«  facilement  liqu^fiable« 
Mrunt  Ulis  ditiiH  uii  doul>le  ri'clpieikt.  doot  le  preniier  i>eni  une  bouteille, 
un  bol,  an  pot  ou  tue  bofte,  et  le  aeoond  une  boUe  en  m6Ul  ou  ao 
boii  Milde.  Tje  ride  entre  lee  deuz  rtdpianto  ni*  nmpli  in  oopeanz 
d*  boiSi  Ae     '  n  I  II  aiitres  mnti^re«  Kbcnrhnntes. 

Art.  IV.  —  l^e»  colia-poetwu  eeront  vinUis  dso«  lee  bureatix  de 
poeto.  Tjee  oolii-poetainc  oontenant  dee  objeti  d«  valenr  devnmt  infnlii* 

blomctit  rtre  cachett-«  avcc  un  sn  uii  porlüii!  It»  imiii  ilc  I  cxpoditeur  ou 
un  «igne  particulier  k  lui.  Le  möuie  proced«  pout,  sur  Is  demaode  de 
l'expMitear,  Hre  appliqn«  poor  !«■  ooli»-p«BU«  )k  objtis  aimplee.  Maie 
tOM  eeront  scellf's  dti  scphu  dp  1b  poste  et  avpc  un  sceau  cn  plomb, 

Art.  V.  —  Les  colis-pustaux  U  objet«  de  valeur  «eroni  accvpte» 
quelle  quo  eoit  lenr  Til«ar  daia  Im  limitM  dai  {xiidi  ot  dee  diaiaHunii 
rAglementaine, 

Art  VT.  —  Den*  le  ra«  oh  un  objet  sera  oatim^  et  d<elar<  h  nn 

muntaut  luperieur  k  b»  val«ur  rr''i>llp,  nt  cola  dans  un  but  d«  (raude, 
l'exp^dileur  perdrs  le  droit  de  n^olamer  une  inderanitä  et,  au  beeoiu, 
d«e  pmmaitae  jndieiairea  eeront  nctnim  eontre  Ini.  Dam  I«  eaa  «h  bb 
bureau  d<-  ini-ito,  snit  p.nr  hüsard,  soit  «ur  In  'ipmaruln  di>H  intt-rOKSi'-«, 
couttatcrait  que  Iva  objpts  cunteniu  dani>  un  colis-puital  out  cti^  dcclar^ 
k  BB  moBtaat  «up^rieur  k  Itmr  valour  reelle,  radininiKinitiuii  f^ötirrale 
dM  poalafl  et  l^ägimpliaa  an  aera  imni<^diatemaBt  iuformd«  aliu  quc  Um 
tomialiUSt  n<c««Mire«  eoient  remplie»  el.  x'il  y  a  eu  une  enqu^to  quelooiique 
k  Oa  propos.  If  dos~ii  r  -ini  otiviiyi'  fii  lut'tuc  tODip». 

Art.  VII.  —  La  valeur  eB  piwtre«  de  cbaqua  oolia-postal  k  valeur 
dtelartfe  eara  iBaerita  cor  le  ooH«  an  ehiffrea  et  an  tontM  lettrav.  Auenn« 
ntOfa  tii  ^nittago,  ni<>mo  '■i  eile  p^^  cDnfirnx'p,  iif  -om  iiilmi-i'. 

L'exp^ditear  pent  lyouter  la  Taleur  e»timee  en  une  autre  mounaie. 

Art.  vm.  —  Le»  troin  dinennons  de«  ooliii-pcetanx  qni  «eront 

ocLaiigi'»  elitrc^  dcux  liurt!»ii\  dp  jm-f«'  iImhI  \v-  miiyti^  ile  '•nii>ituiiilc;itioii-< 
conitiHtent  oxcluxiveiuvnut  en  chciuiu  de  («ir  ou  en  bnteiiu.x.  ne  devrcint 
pae  d<(pa8eer  80  ewlün^trefi  diaonaa.  Sout  n^nmoin»  »ccept4Sa  lae 
paraplnie«,  oanne«,  carte>,  de'-üini«  et  autrei«  objets  üiniilnire»!  jui-qn'li  une 
longBeur  de  un  m^tre,  U  cundilion  qua  la  largeur  et  l'i-pais.xeur  ne  depaiwent 
pae  40  oentim^tre«. 

Lea  dimenaions  des  c<>lü-poirtawc  qni  aaront  öcbaugt^  eutra  lee 
bunaaz  na  damiit  pa«  di'pasaar  40  «amtinUfaa  ao  longuear,  30  e/m  an 
lafgaor  at  SO  o/m  ob  «pnieaaBr. 
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GMetsfcebung. 


Art.  IX.  —  \>Mi>  le  ca-.  ou  <ie»  objeU  el  papioi>  dunt  le  LrsiiKport 
wt  interdit  en  Tiiri|iii<-  ^«rsient  remis  aux  boraftox  d«  poste  comme 
eolüfpoctaux,  le»  formalitiM  a^cwnirM  aarant  nmpliM  ooufurtneinent  h 
1»  r&ßle  6tttb1ie  tmm  bien  poar  le«  dit«  objeU  et  papien  i|n  b  1  V;r«rd 
(li  >  > (M'ilir.  iir».  Kii  (l'lior-  de  ccs  «ihjcts.  lo>  articles  tfU  i)»o  Ic  pi'lrole 
et  le  vithul  ne  Aont  piu»  Ac<!ept4>)>  muK  Mint  roHtituö»  h  rexp6diU»ar.  Si 
COM  ohjeitii  itont  trouTthi  pendant  le  tiufpoft  il»  aont  dtftryilH,  «t  itm 
riki|  iir  .it  t  I  r  \[  ><tii  >  »US  buraBaz d'ap6diUon  avw la pffoiife»'irarlMi]. 
L  expL'Jiti  ur  ou  e^t  lufonm*. 

n  «Kt  interdit  d'eovoyer  t^oo«  forme  de  coliK-po«tal  ou  parmi  des 
objet«  tnaapori^H  Goinme  ooli^-postaox  de«  lettra  ouTertes  oa  fenude*, 
de«  journeux  et  p^^riodi.juo'.  qui  Hont  exp^di^  de  la  mant^re  ordinaira 
pur  les  pii-ii'-  riuii-.  le  cii.«  o  i  il  aiira  e(<'  con*tat<>  qiie  ot  >  iibji  i  ,  an 
dt^pit  de  riiiterdiction,  sonl  tnuisporte«  avec  les  colio-po&Uux,  lec 
dinpoAitieiM  da  R^lement  de*  portes  «ernnt  appliqaten  b  leor  ^gaid. 

peut  >eiilpinr'iit  niettro  dan-  Ic  colis-piKtnl  la  factiire  ouverle  de> 
objet-  piiviiyi  •-  "u  bien  iine  feuille  pintanl  les  rupies  de  1  »dre>-o  du 
deotiiintairc  et  i'ell»?  ile  l>\pt'ditciir. 

Art.  X.  -  l'nur  chafiM«  <'iili«  il  seni  dclivn^  h  lätre  giatiiit  na 
baiiatiD  d  •'xp<-ditii>n,  i|ui  scrn  r«mpli  sdil  par  rnxjD^diteur  xrit  rar  Mm 
ddÄFi  p»r  I  eniplriyi'  du  huroim.  I /pxpcdileur  pi  ul  faire  suT  le  r<iiiji.>n 
de  oe  bulletin  de»  annutatioiiH  relative»  aiix  objets  qu'U  envoie.  Ün  peut 
t»  Mrvir  d'an  mal  buUeti«  pour  troia  paqueta  an  plw  Mi»  valaor  daatind« 
il  iiti"  ^oll!l■  persnnne.  Mais  poar  ohaiiae  paqiiet  b  Talenr  dddafda  il  fitat 

un  bulletin  M'p;ir<>. 

Art.  XI.  —  (liaque  paquet  poNlal  ot  rhatpie  bulletin  d^cxpedition 
dem  porler  le  nom  du  bureao  exp^diteur  et  le  num^ro  d'enregiatrement. 
La  pi»ee  en  URB^e  dnim  ee  bnt  e'tßt  r^tiqnelte.  Le  polda  et  la  taxe  de 

Aa^iie  |i;i'(iiot  -»roiit  iinlii|ii.  s  -ur  d  l i<|ui>t»«  i'l  siir  lo  biitletiii  d  expi-dilion. 

Art.  XU.  —  Le  p»rt  de»  colii>-pohtaux  «»t  payi  d'nTance  sur  la 
bin«  expo«4e  pluK  ba»; 

1"  l'<>r'  pour  b".  Iniispiirih  i'nlri<  Ics  loCJilitt^K  dont  las  mOjaiM  de 
lniu>purt  Cüii-<iMt('ut  cu  cbeiniii»  du  (er  im  vn  bntoiiux; 

PnmUn  «mm:  Pia.  4  paar  lea  eolis  po«int  juM^u  n  5  kilo<;r»Dinie^, 
IranKport^  pnr  mar  on  par  «ne  ligna  de  efaemio  de  fer  (la  mar  Noire 
avec  I»  Mnrmnrn,  In  M^^ditemmto  avec  la  Ifarmnra.  la  mer  Rouge  et 
chiK)  .'■  li;.Mii_'  il.   i-lii'iiiiii  <li'  fer  i'i;>tii  ciiiiNidiTi-p  curnttw  iinf  -.-nie  7.■■^\^■■. 

Deuxitmt  eone:  Ubjct»  tniusporlti»  pur  wer  et  pur  une  ligiie  de 
cbemin  de  far,  ou  aar  pluaieni*  mar»  ou  nir  plDrieun  voiea  ferrdee:  Pte.  7; 

T<e«  coli«  d'uii  itnid-  d':iu-d'--«Hs  de  5  kiln^rnniTne-  paicnnit. 
ri'sptH.'ilveinent,  Pl«.  4  ol  7,  selon  l;i  zone.  |i;ir  6  kibipminnies  ou  fraction- ; 

ün  porl  «uppl^menlaire  de  Pt».  2  pur  Pt«.  lOOCXtou  fruction  sera 
pergu  b  lilre  de  droit  de  jpirantie  rar  le»  coli»-po«laux  k  Taleur  derlaree; 

2*  Port  puur  lea  looalitda  aotre  leaqaaOaa  il  o'y  a  paa  da 
Toie  ferrde. 
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Ponr  Im  eoU*  d  un  poidH  supi  - 
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L'inMritur  d'nn  TitejVt  Mt  MOsidiT«  cuinm«!  une  />  i:  wlaveU 
limitrophM  conuu«  ua«  ttMui»  lOB»;  Im  )oe»liMs  «ntre  les^uellM  un 
■ntre  vilayet  iDtervi«nt  aont  eonild<$M$M  oomm«  Im«  aooe;  «tllw  «iitf» 

Ic'8<)iiüllc8  iiite-rvi'jiiiK'iit  di-ux  vüinv'ts  comDM  4u«  lOB*;  Im  loCküMt 
plui  eloigu^  entrollt  daua  In  öme  zone. 

Ponr  Im  eoIia-postaiB  dt  ▼•lanr  ü  Mt  peri^a,  par  1,000  juailrM 
Uli  riTirrifHi-.,  tin  <1rint  da  guMiti«  d*  Pti^  S  pow  !•  In  loo»  et  Pto.  3 

pour  les  ftutre«  xoiies. 

Pom  Im  oolw-postaiix  entre  Im  bunuz  d«  potte  ntnfv  rar  Is 

rflte  et  Sur  le  parcours  des  voies  forn^es.  ou  h  rinti'rieur.  U  'h"*  cndr-'itR 
entre  iMqael*  il  n'j  a  ni  bateaux  Di  voiei  ferrees,  le  «econd  taht  eat 
«pplk|a<. 

I'iiur  i  I  i-.iii  -■.  loc;iIiti'-s  inii  linivi/iit  ari|uii;er  los  droits  d>'  I;i 
2me  zuue  du  tarif  I  ou  ceux  de  lu  2iiie  k  la  öiua  coue  du  tarif  II,  on 
p«unm,  tme  TapprolMtiiiii  ds  TadmiiiiitnitiMi  ffMini»  dH  pa«tM  «t 
tdl^graphes  et  vu  rabondnnco  du  snrvic«  et  i'exigUItd  d«  !•  dialUM  k 
parcourir,  appliquer  le«  droiln  d  une  seule  zoiie. 

Le  port  «1  I«  droH  de  (anutie  dM  eolie  qni  Mrant  wrtjia  per 
Im  bnrMux  d«  poste.  per  la  roie  qae  ceux-ci  pn^f^reront,  aeion  leor 
•ervic«  Mront  acqtiitt^a  sar  la  baM  de  la  voie  la  moina  chtre.  Mala 
dans  le  Cii8  ou  l'expi'-diteur  di'siKiio  unc  voie  Hpi'ciule  il  devra  acquitter 
le  port  flt  le  droit  de  garaotie  tur  o«lla-ci.  II  laut,  «n  ce  cm,  qne 
FexpMitflur  indique  rar  h  note  d'exp^dition  la  Toie  dMfpMSe. 

Pour  les  bureaux  de  poste  ou  lo  aer\  ice  des  iiiaiidats-poste  n  est 
pw  iatroduit  U  aat  parga  1  piaatra  par  lüO  piaatrea  poor  lea  envois 
d^ergent  jaaqn'h  ooneuirencB  de  800  piHtrM,  «ana  tenir  compte  du  poida. 

l.'n  droit  d'entrepositge  d'uiie  pi:i*tre  pur  coli»  et  pnr  s.m  ijnc 
aara  pargu  de  oeax  qui,  aprto  avia,  a'aaront  pM  retirö  leurs  coiia  daaa 
•n  dAhi  de  dix  Jean. 
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Art.  Xin.  —  T.e  jx^rt  des  oulis-posluux  ext  ;if>jiiittf^  tri  timbrvs- 
pusie  qxi  «oiit  »pplique«  it  rendroit  r6»en6  da  la  iiote  d'exp^ditioii  et 
obliWr^  ma  timbn  k  data. 

Ali.  XIV.  —  Ij'*xfMMUtmir  a  l«  droit  de  se  faire  doniier  moTenuHnt 
na  droit  d*tine  piaalre,  avis  de  U  remiM-  de  son  piiquet  au  de^tinaUire- 

8i  oatte  dmiiMid*-  e-<i  faitc  au  inoiiieiit  de  rexp^dition,  le  buraau 
eocp^ditoor  »ppliqn«  lur  le  bHlletin  d'«X{MSditioB  an  timbie  d'ua*  piaitra 
«ar  leriu«!  il  ^erit  eh  lettree  «ppmntei  tiATMi  oorlUiiDit  b  ntauMi'' 
Oll  UiPii  11  :lJ^]lIi.|1l.•  ir  Art-:iii  '^jM'rinl  k  ee  oaitifiMt laqnd U  fibdlo euoile 
et  l'atiaclie  au  bulletin  d  «xpcditiun. 

Si  la  demanda  est  fornnlto  aprta  la  ranriM  da  paquet,  la  bureaa 
i.'\p<'dit(Mir  forit  «n  cc-rtilioat  Af  rft'Hir  siir  lequel  it  uppli'jiir'  nii  tiiiitire 
d'une  piiMlrc  b  1»  diorg«'  df  l  expitdileur.  Le  buremi  dAstiuiUairc  reioume 
oe  certificat  eomme  pi^ce  officielle  au  bnraan  ezptfditanr,  ognA  par  le 
destinataire  et  porlant  la  dute  timbr^.  Le  oertäliflat  tat  rania  akm  h 
HS  prcMintAtion  Ii  l'eicp^dileur  contra  uu  r«-cppiss(<. 

Art.  X\'.  —  A  la  remiaa  d'lia  colis  pogtal  au  bureau  expediteur, 
l'ampiojrti  dölivre  ä  TaspiSditaiiF  nn  raf»  d^taehi  d'un  lirre  k  souche  et 
indiqnant  Ica  partiailarit^üa  diattnetirea  da  paqaat  Lea  talona  Nlgu^s 
par  l  etuplov«;  serüul  ounservi'i  »u  bureau. 

Art.  XVI.  —  Lea  dtitaila  relatiia  imi  paquet  aeront  ägalemeni 
iiiaerita  dana  le  reKwtre  daa  enqi^dHioae, 

.\rt.  X\'II.  I.>s    |i;n]urK   pottauz  BOIlt  iliisorits   par   !e  liureau 

exp^djleur  dans  un  bordertuiu  et  exp4Sditf«  fc  leur  destinatiou.  Lei  paqueta 
aana  Talenra  aiiut  qua  laa  pitaaa  d'«cp<iditioii  j  nlattree  at  a'ä  j  »  liaa 
tc8  ccrtif^caie  de  ratoar  aomt  remia  ddcooTeita  auz  ftatouia  rojagum 
ou  aux  courriers. 

Bn  rabaence  de  fadeuni  dans  Ibb  baieaux,  le«  paquet«  Mint  K<'>par(i!: 
attinnt  lea  buraanx  daalinalaire«  et  mia  dnna  dee  «sca  dislincta.  Ceux-ei 
«mt  nnia  «natilta  contra  recn  an  capitaioe  oa  k  r»genoe  du  baiean. 

Qaaot  aoit  paquala  b  valeur  dtfdarte,  aaux-ci  »ont  remii^  directement 
un  b  un  Bux  faoteura  vejaigeBra  oo  aoz  courrian  aar  dtelaration  da  rega 
•iKnäe  de  lenra  eacheta  par  enx  dana  im  ÜTre  apMal. 

La  ruiuis'.'  aux  capitHities  et  aux  .if^enOHs  CüI  faite  •^^iloiuciit  nn 
a  un  d'apr(-«  daxliuBtion  et  contre  la  delivranre  d'uo  cunnaiatement. 

Arf.  XVITT.  —  A  rarriTi^j  d'un  p:iqiiet  postal  le  bnrean  deBtinataire 

rtii.fi'i  [,l  I'  l>:-  jiii  •■■  y  :,ff.'r!T.l  :i\  tr  |.'  Ii  •  .ri  I  i>re:i  II  ri'rN  iii'ilit  iiin,  "i:  bieii 
il  p<'!.e  le  pitquel  ei  eit  compiire  lo  poida  ti  celui  iüdiqut>  sur  l'titiquette 
«t  awr  la  pitoa  d^expMitieD.  En  eutn»,  0  ammiae  lea  «oipreiiitaa  daa 
«f«»aux  sur  l:i  partie  ^upi^rieun'.  Ces-  oppratiotis  kpront  faites  par  denx 
employi'*!*.  Si  cei  derniers  remnrquert  uiie  erreur  <ni  iino  omiKsion  dniis 
lea  pieoea  affArantea  tax  paqnelH,  ou  sHIs  oonstatent  rabsence  d'un  paquet 
ov  autraa  itf4|{ul«itte  qoelcasquaa  ila  aaooteroot  oea  fait«  dana  lai 
bordaranux  d'axpMitiona  aeua  l«ttfa  aicnsturaa. 
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Art.  XIX.  —  Le  bufMu  destinatair«  dres^era  nir  les  roctificationB 
•ppoft^SM  M  bordarwu  d'axp^ditioii  an  bulletin  d'mquite  qu'ü  «nverra 
inuBMiataaicnt  «nn  foime  de  pitoe  offidelle  tu  bur«ni  exp^diteur. 

Art.  XX.  —  St,  c<iiirs  de  l:i  vt>ritio;i'i'sii.  hiirenii  destinatjiiro 
coDstste  l'absence  d'uii  paqiiet  ou  une  dctt-rmnitioo  et  irregularite  quel- 
Moqu«  nweaiitible  d'ongager  I»  rMpon»»bilit>'  de  radminiiitntioii,  U  en 
diMMis  proc^-Terbal  en  deiix  exemplMre«  dont  il  enverra  Tun  au 
IlBWan  expediteur  et  I'niitr«  par  la  voie  d«  Im  diTMtion  priiicipnle  k 
l^^dminiAtmlion  contralf. 

Art.  XXI.  —  Les  paque<«  poateux  «out  inxcril«  au  bureau  deatioataire 
im  uB  NffM««  apMal.  La  livndaon  mvx  deatinatsirwi  aen  oanntaMft 
p:ir  Im  Mi^^natur«  oii  In  cndwt  do  ceux-d  appoaih  rar  lebordennu  d'«cp4- 
diliuD  et  Sur  le  rugistro. 

.\r(.  XXII.  —  Imm^dialoment  aprfes  I  :irrivce  des  «olie-poaUux, 
rempioyö  du  buiMu  drataem  un  bulietin  d'avia  qu'il  euvem  gntuiteiMBt 
au  de«Knataire.  Ca  demier,  en  reoovant  le  coli«  en  d^^darera  le  re^ 
«igii'-  liii  cachetH  pur  Itii  uii  vt-r-n  du  huriloroHii  il'üxpt'dilinn.  F.e 
de»tiaat4iife  nun  cuauu  au  bureau  o»t  tenu  d  etablir  nou  ideutit^  par  «on 
taAM-iDuaiuM  (eiztrait  de  VStat  eivil)  et  d'autre»  pitcea  probante«  ou 
l'iiltestution  d'iine  per-jonne  runinip.  IJ'lltlf'^tar j.ii;  |.f>iii  itre  lorüe  an 
versii  du  bordere.-iii  d  expi-ititmii.  .Si  le  destiiiuiiiire  uppiirtient  a  I  »niice 
rie  terr«  ou  de  mer  mi  »  In  f^i.ndarnierie  ou  bien  e'il  e»t  <^l6ve  d*une 
4eol*  ctvile  »u  militaire,  il  eet  tenu  de  produir»  un  oertifioat  portaat  le 
■Man  offidel  de  wrn  officner  respectif  ou  du  dfrectenr  de  l'^le  eertifiant 
■a  ligDBture  Oll  '."II  rai'liet. 

Art.  XXm.  —  r/expediteur  peut  relirer  snn  ptiquet  ou  en  dianger 
l'adi'—ee  «n  prtaentant  nne  demand^  ai^^e  ou  cadiet^.  h»  fait  alon» 

est  Hignitii*  ii  «on  gr»  p.nr  la  posle  nu  par  le  Ipleg^niphe  au  huren-:  dc^'i- 
nataire.  L  expcditeur  aunt  tout^fois  daris  <-e  <^>ii  &  exhiber  »uii  buil«-tiii 
de  remiü«  et  prouver,  sMI  v  »  lieu.  son  identit^.  Le  port  de  la  lettre 
<m  du  tAMgiainnM  h  <>xpi-dier  niusi  <)ue  les  fruis  de  lolour  aeront  h  n 
diarge.  L'eoqiMileur  repreiid  le  paquui  en  iippusiuit  ea  aignatura  ou 
siiii  ciichat  an  Terto  da  borderaau  d'axp^Sdition  «t  «a  raetituBiit  la  bullatin 
de  reuiiM. 

Alt  XXIV.  —  SI  le  daattnaiaifa  a  diangA  da  domidla  et  qua, 

dun*  son  lutuveau  d<uiiii'ili\  il  ri'v  a  pii»  de  service  de  colw-post.-iux,  le 
culi»  arTiv(5  Ii  si>n  ijum,  p'Hirra  cm-  exp«'di<'  iiu  noiiveiiu  doniicile,  le« 
fraia  •uppl^iMeut.^ire-«  h  s!i  Charge. 

Art.  XXV.  —  8i  le  deetinataira  n'ajant  pits  M  trouv^  le  coli« 
Nilant  Ii  la  poet«  «et  rt«q><ditf  au  lieu  d'nrigine,  Texp^iteur  a«qnilt«ni 
enotm  une  foit  le  port.  qu'il  avuii  payi''  innir  l'expedition. 

Art.  XXVI.  —  Le  bureau  deKtmatuire  donnern  avis  au  bureau 
eoqidditaar  toutoa  lea  foie  qu'nn  coli«  b  valenr  dMarfe  en  mm  valeur 
ne  p<uimi  Otre  remis  pour  une  oauKe  qudcunque  k  son  pntpriotaire.  Si 
IVxp^diteur  n'eNt  paa  retrouve  et  a'il  ne  donne  aucune  rnpun»«  diuii.  le 
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S.  Dm  Stompeigeseti  vom  -  ^  l».  Febr.  1904. 

Das  nene  Stempelpwtz  verdankt  suiiif  Knf^^r.linii!,'  einem 
AiileiliebedürfnU  der  I'lort«.  Das  L'niHkatiouskoiitMiitiam  hatte 
letsterer  eine  Anleihe  von  2Vt  MiU.  Ltq.  In  Anariebt  gestellt^  wenn 

dfiWi  de  deux  niois,  le  bureaii  (■xpecliteiir  oii  diiimi<r:i  axie  au  bureuu 
ilvsiiiiJit.-iire.  [.0  piiquvt  xcni  ^iirdc  |iiMidiiiit  dt  ux  iv.m^  i-ncure  KU  bureau 
dttNliiuii»ür«  en  ulteodattt  la  pjreittuUtion  de  l'expediieur  ou  du  dertinatui« 
«i  an  Avi«  «em  «fliehe  darant  le«  burrnuK  de  ComtmntiiKrpl«  et  das 
proviiioi'N. 

A  l'expirttiiiiii  de  ce  dtUai,  le  pnqiiet  a  vuleur  sera  &t\oje  l'ad- 
minioirntiuii  dan  poRten  «t  de«  t^^grapli«)  «t  sm«  ouvert  devant  le  eomeil 

c(..  di'pi'-liincii'.  !.«  ciinttMiu,  npK's  Vfrilii';iti<>n,  s'il  n'es)  pa«  du 
iiiiiii>r;itre,  -em  viüidu  iiu  prufil  di'  hi  ciiiK-^e  de  ludminütrutiuii.  S'il 
h  :i^it  d  Uli  culin  rimplei  I'ouTtfture  aura  lieu  devut  le  OaBaeil  admüii^tnüif 
du  lieu  du  buf«uii  «xpöditeur.  Le  eontenu  eem  vendu  emuffle  «elui  du 
coli«  k  vnleur  et  le  montant  enreniixti^  comroe  rwettes  extraordlnalre«. 

Si  iliitis  (l'  I  ü  de  <ii'iix  all-  ;i  ji  ir'ir  do  Iii  dulc  de  In  rfiiiisr.  j)r..iiri<- 
taire  du  puquet  puAlul  Dt  pre»uiite,  lo  cunteuu,  «'il  ütait  de  I  urgiuit,  lui 
•en  rendu  en  argent,  «'U  eonpoait  d'ol^jati  düttreote,  U  feeeT»  le 
prnJiiii  do  Iii  vciite  ofM^  A  rexpintioA  de  ce  dAii,  eueime  rfeiemalien 

nest  recevabic. 

Art.  XXVIL  —  Si  UM  (  ulis-piist.-i)  i  st  perdu  uu  endotnuiagc  paar 
un«  cnuMe  qni  iCtti  pia  de  foroe  majeure  «u  bien  a'il  ««t  voMi  une  indem- 
nitfi  proporliunn^e  Ii  le  vnlenr  ntelle  de«  perte«  eere  pay^  li  l'exp^dileiir 
IUI,  xir  1:1  dciniiiide  de  (•«■Iwi-i-i,  :iii  di'viirialairc.  Sciileiin-nl  il  taut  (|iie 
cex  parte«  iie  cuiettt  paM  due»  h  la  Mute  uu  k  la  nogligence  de  l'exptiditeur, 
nl  h  Ik  imtuM  d«  Pobjet  et  que  riademBiM  ne  dt^panae  pe«,  pour 

coli»-  -iiiipli  -.  nlii-  Livrr  Inline. 

Celte  iiidemnitf  e»t  pay«ie  apri>t  U  conststalion  de  la  pert«  et, 
en  tont  eaa,  den«  ud  d#lu  de  9t  jovre  h  peitir  de  I»  dato  de  Is  rMaaBation. 
II  fent  qne  les  n^elemationi;  iiui«>tit  prö-^ntt-eü  dans  un  dt'lai  d'un  an  U 
peitir  de  la  dnt«  de  la  riTuise  du  colia.  Toutp  demande  apri's  e«  dt'lai 
reat«nii  saus  eff>  t. 

An.  XXVIiL  —  L  aduiiniilcetien  peut  entoriaer  Tanpeditioa  de 
paqoet«  k  ynleur  df^clan  e,  coinportent  robligation  de  la  ramiae  an  deeti- 
iiiit  .ir.'  n'itr-  I-  iLiii-ment  par  celui-ci  df  la  v:it<Mir  iiuii  jii.'e  par  I  i'xpt'- 
dileur  Sur  le  bordereau  d'exp^diliou  et  sur  le  piiquet  et  de  l'euvoi  de  la 
BOmme  rei^me  aeue  forme  de  mandat-poate  b  resp^düenr. 

Art,  XXIX.  —  Par  I'-'  iir'  ^fiit  rt- L'li'nii  nt  -niil  -it.r  i  les  dispositiona 
du  rt'gtcuit'iit  pu«ituj  intoncur,  relalivu«  aux  envuU  de  gruups,  de  numeraires 
o«  objeta  de  vaienr. 

I.e  pnVaont  r^glemant  aare  mia  en  Tigneiir  b  pertir  dn  nota  d^eoAt 
1905  (V.  s.). 
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«in  neues  Gesetz  die  Erhühnng  der  StAinpeilttaur  aidier  stellen 
würde.    Dies  ppsrhah  mit  dorn  vorlipjjpnilen  Gesetz. 

Das  neue  lie«etz  ist  von  tl«u  fremden  MlBBiuuen  erst  uacb 
lOnirer«!  VerliMidlniigeii  iuii;«iioiiim«a  worden.  Die  Pforte  katte 
zuerst  zwei  anwicliti^e  Zugestilndnisxp  geiuaclit,  indem  sie  lobaltlfeh 
ilirtr  Nute  vom  0.  .Tnli  VMM  Xo.  ri7r>s:t  S4  t'lemiiu'  !»•  necond 
paragraplie  de  1'  arL  51  (die  fremden  Etablissement«  betr.)  et  modiiie 
to  Nik  54  de«  titre  IT.*  ^De  k  naniire  aniTante:  „Avb  dei 
Ambimde»  tu  Consnlats  qtii  neront  pas  pruduits  dtnant  les 
tribniian.v  ottminuiN-.  uinl  die  Detle  l'ubliiine,  der  die  Vt  i  waltniif!^ 
der  klinnabuteii  h»h  timii  .Slempelj^seUs  znstebt,  bat  hielt  mdi  zn 
aaderaa  KonaeMioneii  bereit  «rUltrt  Erst  «if  die  Zirknlamete  der 
Pforte  m  ilmiUehe  HUaeloiien,  dwes  Wortlaut  wir  nnten  aUnwken,*) 

')        SaUbM  Perle. 

Kiniitire  des  Affaires  Btrangere«. 

N"  ü«  (i4311,  No  Sl  I». 

Oirenlaife  N— V.  Le  SS.  Pevrier  1!N». 

Le  Mini^te^e  Imp.  des  Affsir'  -  Ktruttgfcres  a  rhoiinour  de  remettre 

k  l'Ambasnds  de  oi-iuolui  avae  aa  tradaoUon  francaiM, 

le  terta  modiM  d«  Is  loi  rar  le  timbre  qui  vient  iT^tro  osnctionn^e  psr 
Ixuii  de  Sa  Maji-^te  Iinpi  i-inl.'  !h  Suit.m. 

Cumme  l'Ambiwsttde  Imperiale  voudra  bieii  1«  r«le?er  par  la  leclure 
da  oa  texte  Im  modifiostioi»  qui  j  out  4t4  iatfednit««  tiennent  latgamanl 
«ampte  des  »^iig^re^tionv  fniti^  par  laa  Uianoas  I!tna|;«rea  daas  lear 

danitro  rit)t«-verl>ale  ideatiijue. 

Le  (iouvememi^nt  Imperial  u  aiii^i  fait  £liminer  du  textu  do  1»  loi 
ea  qaastioii  la«  96  at  116  du  twif  de»  droits  fix^  rslalü«  aux  timbras 
a  appoaar  attx  enBei{|:neii  et  attx  carte«  k  Jouer. 

Apri's  Iii  jr  r.\:imi!ii  dos  opiiiiuii-  -  im       i)  i  -l  ri'':imrii -Iii-  toujoiil-- 

d'avis  quo  les  tax«»  y  af(ereut«N  n'auraieiit  piin  c«ui>tituü  un  droit  de 
pataala  au  ana  simhafga  aux  droits  da  doasne,  maiB  bian  ana  tasa  rtfalla 

de  tiriibru  teile  <|uoIle  e^t  couiiue  et  pr:itii|ui'e  dans  plusiours  atilrea  pajs. 
E>|jeraut  des  lors  ijuViiu  etude  ulterioure  de  ce.s  puints  anieiiera  les 
Misxions  Etnagero»  u  cii  rccotinnitr(>  le  caractire  veritable,  la  Sublime 
Porta  n'j  insista  pas  dsvantago  daus  les  circoiiNtaoeas  pr4aantes  at  «IIa 
se  rÄnerve  d'en  faire  h  Pavenir  l'objat  d'iuie  proposition  distineta. 

!  ■  N"  .'II  i',.-  I'i\r1,  '2S  liii  texti'  de  la  loi  a  ete  rütnauie  d:iiis  Ii' 
«ens  du  desir  expnm«  par  les  MisiioDü  Ktrang^rw.  Le«  Tt^rilieaiiuii« 
nentioiinitfaa  an  «hivitra  6  da  la  kn  dtaiit  assaatiallas  an  point  da  rae 
da  la  anrät«  da  aon  extotinn,  la  Oonrartianant  Inp.  a'a  pas  pn  j 
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wnrdA  diB  iiene  Stempelfenls  toh  itn  MtditM  aagaBMUMB  mai 

Ist  anf  Fremde  seit  dem  1.  Hezember  1906  anwendbar. 

Die  Rrwartnnjfen  ans  den  Sr*Min"'l''inriahmeii  sind  nicht  est« 
tiui^cht  worden.   Die  letzteren  st^iluii  sich  beispielsweise 

in  Angelt  1908  taf  809,705  Piaster, 

^     1904  (neofls  BegiiM}  Mf   .  .  .  707^70  , 

es   iist   sonkit   in  dem  g<>daclitcii  Monat  eine  Hehreinnalime  von 
397,r>r>.'i  Hiasii  I  rr^ii-ir  wnni«  n.  Das  DeaeGMets  liat folgenden  IniuUt: 
AUgemeiue  iieHtimmungen. 
Titel  I.  Der  fiaate  Stempel  (droit  fixe,  Tsrif  g  9). 
Titel  IL  Der  verliiltninaiaaig«  Steiuf«!  (dnit  pro]KirtioiiiHl)L 

Ka))itel  I.    Die  Hübe  des  VCrhUtBlndtelgen  SteHpds. 

Kapitel  11.  Wertpapiere. 

Kapitel  ni.  VeraielMrangspapiere. 

Kapitel  IV.    Akten,  OUIgntloBMi  nad  frende  8ehnld> 
vcrsrbreibnngen. 
Tltol  III.   Aasnahuen  (Liste  g  27). 
Titd  IV.  Fora  der  Entriehtnag  der  StompelatoiMr. 

Kapitel  I.  Der  iMweglicbe  Stempel. 

Kapitel  II.    AnsNt  mi  ilentliche  Stempelnng. 

Kapitel  III.  Besondere  U«8timmaDg<en  liezttgl.  der  Anzeigen. 

apportor  ilv  niO(litic»ti»ii.  Tn'jtfdii^,  afiti  (1p  donuor  aux  Mif--iiitts  int-Ti"««!'«» 
la  pu>4ibilit«?  d'etudier  coU'  iin|iOrtujil«  questiuu,  il  h  fait  pärveiiir  S 
l'Adminitilration  de  la  L)ett>j  Publique  Tordre  de  ne  pa«  le  mettre  en 
^dicatioD  k  IVgud  de«  etabÜMements  Mnqgan  jasqu'  k  ee  qu'une 
•ntanta  oompitte  mit  inten'snne  Ii  es  (rqjfli. 

Lei  Ministeie  Irii[.  i  ri  ir  (le\  oir  eii  consi-oiieiii"«'  ri'server  re  pnint 
a  uue  discuMion  ulu-rioure  uvec  le  (erme  eapoir  que  TAmbsMiade  de 

 Toudra  Man  alon  raooimafti«  1»  jnsteiN  «t  rntilitA 

des  verifu'iitioii-s. 

I<cn  explicntlonü  ipii  pr>'i-edeiit  montreut  suftiaamtient  ]'utt«iitiuu 
•cmpuleufii'  \f  ( iuu\ Hriiement  latp.  a  nÜM  a  tenir  cumptc  des  idiSes 
dnuM«  par  le«  MisHun«  EtnoK^res  «n  «igel  dM  nodificationB  a  tutroduke 
dann  le  texte  de  ta  loi  de  19B2.  Le  Mioittftr«  Imperial  «tphre  que  VAm- 

I  ;i-        dl'  sp|>n'-cioni  ii  leur  justc  valcur  le»  modi- 

licaiiuiiH  airisi  appuricm  ot  qa'  Kllv  voudru  bieu  en  assurar  l'ex^cutiou  en 
ce  qni  la  eoaoerae  daaa      dalais  pnacrita  h  Partiele  81  de  la  lei. 

A  rAmliMwda  de 
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Titel  V.    Strafbestimmongen  und  Gelditnita. 
Titel  VL   Kontrolle  und  Überwaehang. 
Titel  VIL  Stnff«rfol«iuig. 
Titel  vm.  VenchiedeDe  BMtimmnfao. 
Tital  DL  Obrntenpel.^) 

'  Wir  gatMO  bitr  dm  «bgeitidertaD  md  ddinittTai  huMfloMlMO 
Text  wieder. 

LOI  SUR  LE  TIMBRE. 

DISPOSITIOro  GtlteAUS. 

Art.  1.  —  contribatiiin  du  timbre  Mt  un  impAt  «''»ppliquant  aux 
■ctee  et  öcrit»  pouvant  6tn  prodaitR  pMr  faite  titra,  ainai  qn'aux  wn» 
indiqatfa  duM  1»  prfaento  TiOi. 

Leu  apofitille«!  fiui  s on*  dn  la  nstiire  de«  nct^s  et  ••cril,  souinit  au 
droit  de  timbre,  et  qui  tionnent  iieu  de  ces  nctei<  et  fcrits,  eont  ^gale- 
moi  ueujettiea  au  droit  applicable  &  cenx-ci. 

Art  8.  —  La  «onMbiition  du  timbre  est  de  deux  eortea: 

La  primiAn  eet  1«  droit  fixe,  imiiuiiS  d'aprN  la  nature  dee  actet, 
poriti  et  avis;  la  secondo  ort  l<>  droit  proportionnel,  applicable  :iux  astea 
et  iaiU,  en  raiaon  dea  sommea  et  valeun  qui  j  aont  änoae^ea. 

Art.  8.  —  Lo  dnit  da  ttebn  wt  perfn  par  r»i»po«itimi  i»  üwAm 
mobiles,  et,  dans  le«  rm  Autorist^«)  par  la  Loi,  par  U  tiabng*  k  Twtnp 
ordinaire  oa  la  dt'livrauce  de  quittauces. 

Art.  4.  —  I<a  perception  de  la  c«iiitributiüu  du  timbre  appartiaDt 
rAdmlulatntiaii  dü  RiTMiu.CoBMidtfi  k  la  Datta  Publiqaa  OttouMM. 

La  Tante  dea  timbrea  Bofaiha  aa»  fkiti  k  Oaaalaatiiiopla  «1  dani 
les  provinceii  par  les  n^^entji  d»  1»  Datte  PuUiqia  et  par  daa  diiiitaBta 
autorii^  par  eile  a  oet  eKet. 

La  tünbngo  k  reartnwrdiinire  aon  emshiriTaBaot  effeetuA  k  Ooo« 
■tantinople,  par  Ifs  fonctionairps  d«  rette  Aflministmtion.  Fji  f)erception 
da  droit  au  moyen  de  la  dflivrance  de  i|uittanceR,  sera  eHectuee  ä  Cun- 
ataatinople  et  dan«  le»  vilaTet«  pur  o««  fonotionairea. 

Sonmt  [NMiiblaa  d'ujie  amaude  de  truia  Urrea  tarquea,  at  da  aix 
Hrrae  tarqaae  en  eaa  d«  nScidtT«,  eeux  ijui  s«  fönt  nue  babitnde  de 
veiiilre  des  tin)ljr<'s  nana  uii  avuir  rurii  raiilnriniiiuti,  siiiisi  ct'ux  ijui. 
etaot  dümeiit  autorisba,  auroot  veudu  d«t  liuibn:«  au-deanua  du  prix  ilxc- 
poor  eiiaaan  da  eeuz-«L 

Art.  5  Cciix  .|ui  «urmit  pniitrffait  nu  fulsilii'  I'"*  timbre«  ot 
estampillea  uu  i|ui  \v»  uuruiit  i'un  cuiilrafair«  uu  lulMiier,  aiu><i  que  oeux 
qui.  sciemmuni,  uumiit  vendu  «u  fait  vendre  de«  timbrea  ei  estampillea 
eonUefaita  au  laiailie»,  aeroot  pnnia  oonfonnement  an  paragraphe  1  da 
PArt.  149  du  Code  pftnl  Ottoaian,  dea  tiwranx  foforia  h  tempe  on  de  Is 
dl  teiiti  ji  •  Ell))!,  liitns  une  anednto  lorttli^ei  pa«r  an  terv*  qni  oe 
depastera  pa«  dix  aus. 

JTaMMk  dar  tataraat  ▼eralnlgnn».  I.M.  176 
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Crax  qiti  «e  HOTTent,  •oiemment,  de  timbni  et  eatam]»!!]««  oontre- 

filte  Uli  f:lleiiii^'^,  a'ni'^i  nuc  ■  cux  if.o,  MMeinmunl  f-'iit  uü:i^'p  de  tinilires 
oblitdres  ou  1««  mettent  eu  veute  »erout,  puur  uue  jtremit-r«  cuntraveDtion, 
pmi»  d'une  ainend»  de  6  ii  M  livrM  turqiiw.  En  «m  d»  tMün,  ile 
eeront    itir|  uiük«  a  nn  mi|uieoiniamMit  d^une  »eiwiiM  k  an  moie  et  m 

(luuble  de  1  umiueuJe. 

Art  9.  —  Lo  droit  de  timbn  anqual  eont  eaeujeltie  tont  Mtee  et 

untres  »^cnt^,  remis  )iar  Ics  Autoriti's  ou  Adniiiiistratioiia  publique«  »ux 
|iarticulKT>  ou  |iar  le«  particulier«  kux  Autvritc-s  uu  AdoiinutratioD» 
pabli<{ii>>>'.  K-r»  iicijuiile  par  te«  particttliefi. 

I.f  droit  de  tinibre  applicable  »ux  nrtpB  et  tuitre«  ^crit«  d^Hvr«'« 
j>Hr  (im  particuliem  Ii  d'aiilrm  particnliers,  ei>t  du  par  le  cr^ateur  de  ce« 
Mtee  et  Berits. 

Toutefoii,  le  droit  de  tiiubre  dea  requ»,  quittjinc»«  «t  di^eharf^ee, 
et  dea  ^erita  comportuit  lib<>nition,  een  aci|uitti-  pur  coiui  <iiu  roi;uit  cee 
riM-iis.   ijinit.iiK  i  --.   ii'-i'lmrt,'>'^        im  rits  lir^il  de  tiuibre  des  polices 

dastiuraiifttci  uu  dt-»  ucics  et  t^cnte  cu  teuaut  lieu,  sera  dü  par  eelui  qui 
veree  U  primeii 

Le  droit  dn  tinibrf  »jipliruble  aux  nr  ti-i-  et  (•crits  rR<,-u8  ou  delivre« 
p»r  les  Cocnpa^tii««  de  cfanmint  de  fer  et  relatifs  aux  tnuiaport«  que 
ferant  eff<;(-tuer  lea  putieuBei«,  eetm  soquitt«  pw  oaox-d.  Iio  droit  de 
timbre  applicable  MX  Mta*  «t  Agrite  ralatifs  aux  tnuitporu  qne  feront 
effectu<>r  lei<  Autoritds  ou  Adniptelntiont  pobliquos,  itera,  en  vertu  da 
puitKr:i:ai>'  {n-iiiiir.  y.ixr  i>ar  leaditae  Col&ptigiiii««. 

Li!  droit  <ti-  iitnbre  dei  «tr»  «et  dft  piroenzqui  lee  fönt  di«triba«r 
Ott  expoKer.  qui  i  quo  »oit  oelai  poor  oompte  ds  qoi  cette  diettibotion 
ou  cette  expixition  est  faite. 

Le«  BCtei  et  4crita  cr«^  h  l'itranger  ou  daos  lea  localitte  de 
rBmpire  oh  I«  prfoente  Loi  n'eat  pM  en  Tijtnenr,  aeroat,  dam  le  an  ob 
il  en  »eraif  'ui'  i;s!ii;<'  <latis  i'pllos  oii  c«tt<«  Loi  est  pii  vigueuer,  ajssujottis 
au  drillt  de  timbre  conform^meut  it  la  prcseute  Loi.  Üe  droit  aera 
acqnitU  por  oeax  qni,  los  premlon,  foot  nMfi»  de  oaa  ante  «t  doito. 

LuFsqu-:-  ili^-i  nctes  et  ocrifs  passt^-^  par  des  pnrticuüers  par  devant 
k»  Aniba«Hadüs  t-l  Cuiisulut.s  de»  Puissaacei*  finnigeres,  ou  regus  par  oe« 
Ambasndes  et  Conitulata,  seront  pr^ftentt's  aux  Autoritos  ou  Administration« 
publique*  de  l'Empire,  oelui  qui  fait  cette  pr^seotntioD  dem  ncquitter 
)e  droit  de  timbre  applicBble  h  cee  actee  et  4crita. 

I.rs  cff'  ts  de  eoinmeri'o  non  »Ä.snjelti!-  uu  droit  de  timbre,  par  suit»- 
de  l  exeroption  dunt  bünullctent  leur  sigaataire  ou  lear  destioataire,  seront 
■oumi«  k  oe  droit  aUle  eont  n^goci^  p«r  uno  ponoono  non  «ninptd«. 
Cc  d'  it  i^ri:)  da  par  1»  pfonuto«  porMnao  non  «lonpUa  qui  aura 
iiugociii  Icsdit«  eHeta. 

Art  7.  —  La  plnraliM  daa  ii|{naturaa  pcMrl6eo  amr  lea  netaa,  dctila 
ot  »Tie,  aa  donne  paa  liau  b  la  rApftttioo  dn  dntt  da  tinbra. 
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l*i»r  «'XCPiittoii,  1«  ilruit  de  tinitir"  iles  re<;us.  riuiltRiK'P!:  "t  Ht'rhsrges 
sontuis  au  droit  fixt-,  et  purlatit  plusiuurs  hij^niiltir«*,  scni  |)eri;ii  suivsnt 
!•  BOnbn  4i0  ce«  signuturos.  Tuutefois,  k-s  si^naturL's  diiiin^es  wr  OM 
aelM  Ml  nom  d^nca  Autnntö  ou  Adminütcmtion  publique,  d'une  p«noant 
on  d'uns  SodMtf,  lerant  ooiirid(MM  eomm«  tijrnnture  unique. 

Dans  lo  eil-  uri  r"i'U>,  i|uiUji]ii'o-  lici  liurc  ^.  -"Uiiiis  uu  (Iftil 
proportiuuuel  et  portaijl  {iluvieurn  siguaturv«,  (»niieut  aieiitiuu  des  parU 
«ttfnalM  h  ehaenB  dM  •igiwtairm,  1»  droit  d«  timbm  »an  aoqnitM 
■4par(-mofit,  on  pruportinr'  tti'  <rliai|U(!  |iHrt  di-lorminüo. 

Sera  M  |iiiri  tiniit  assiij-  tti  au  tlruit  de  (itubro,  cbuque  uxewplairu 
des  cuiitrata  ut  dvs  autrcK  ik'1>'x  et  öcritts  dretx'i  s  cn  plintMira  exempluire«. 

Art.  8,  —  Lorsque  dhoa  un  acte  portaal  eofagaaiant,  m  trouvant 
taidiqu^c»!  pluaieuni  optoitioiu  oonnaxaa  at  dtSrivaat  d'una  mCma  origina, 
le  droit  de  tiuibra  aan  paryn  d'aprto  call«  qui  aat  MUfjattia  m  droit 
le  ploa  6\«r6. 

Toutafoia,  tout  engagamant  pri«  par  uoe  peraonne  antra  qua  cdlaa 
•(Iii  snnt       psrtias  de  TopAratiaii  principala  aat  «^rämeiit  amimia  an 

droit  de  tiuihre. 

Si  lea  oiDTütiiinii,  n't'tant  pnx  cnniiexe'«,  sunt  oomplttemfliitadpwtea 
et  iadepandante«  le«  une«  dea  autrea,  le  droit  aera  p«r^  aäpsr^ment  aur 
ebMuM  d^dtaa,  aal«ii  aon  eaptet. 

TITRE  I. 
DU  DHOIT  FIXR. 

Art.  9.  —  8ont  ^num^rte  d-aprto  le«  acte«,  ecrit«  et  avia  Mumif 


Piutrn 

P*ru 

200 

2  TirmaDa  ile  l'lln'■^»^^illTl  ~:iiis  <-!iii*ii>Mii"iii--t;t  ..... 

KK) 

8  Fmnaiia  de  conc«8>iion  »ve«  cautionnenu'nt: 

Pmr  otwqm  100  p{a«trea  da  «anlioaiMiBeiit   •  •  • 

SO 

20 

&  Texkt^rpi  et  p«nnia  dclivrcN  pour  l'exploitatiuii  de  uiin<n< 

2.'j 

20 

5 

8  ünotthidMra  da  marqne»  de  iabriqua  ou  de  commereo 

10 

9  TratisfiTl  tiitiil  nri  par'ii'l      \  dnuls  <  •nif'iTi  v 

FirmaCN,  brovot«,  permi»  et  ilinoububt-r»,  iudi<{ueii  uu.\ 

Noe  1,  4,  5,  6,  7  at  8;  aaai^tti  h  la  maiti«  du  droit 

de  timbrc  appliqu^  aux  originaux  de  ct-x  acte». 
10  Permis  dölivr^  pour  la  fondatioii  de  fabntiues,  im- 

prinariea  an  antra«  (Kabliarainaintii  indnetriala  .  •  <  . 

100 

176» 


11  CertificaU  de  cap&cit«^  liiiaiici^ni  remis  anx  AutotiWs 
ou  Ädmiuislratious  publiquui«  (lüiir  TobteilUoil  d'llll« 
eonc««Kioii  

18  CkwvantioiM  ot  cahien  da«  ohaiges  oonoMiioiUMla 
^«ng<*  antra  laa  AutoriMa  od  AdminiBtimtiooi  pab- 
li  jn  -    1  I  s  i  Hticessionaires:  chaque  exemplaire  • 

13  Do-iurauoiu  douneea  par  le»  ElabliasemeiiU  finaaciers 
«1  ai^et  da  Is  «MUMriptkni  d«  Is  totelitä  du  cspital 
de«  Soci«!«^  anonrmea  at  du  TaiMment  da  dixitane 
ou  plus  de  c©  capit«!  

14  Chaqiio  exemplaire  revetu  de  l  upprobutioii  gOHTWm- 
meutale  de«  statuta  des  Soci^täa  anonyme«    •  •  •  •  • 

15  Bulletins  de  soiuerii>lioa  reiatiti  aux  actioiia  et  obli- 

^atioriH  ('inihes  par  le»  Soci<"t^«  ■   

16  Titres  de  propri^te  de  tous  immeubles  mulk»,  terra«, 
ainai  qoe  daa  inneiibleB  vakf  bUia  oa  non  Mtia: 

indiquanl  une  valanr: 

jusqu'b        2000  piaatna  

d«  pliu  de  2000  ,  joaqu  i>  r,QO()  Pta.  • 
„    „    „    5000      ,         ,    lOOOO   .  • 

  10000    ,      ,  wo»  , 

Lc  tioibre  »••n»  appof>i'  mr  ie  titre  delivru  fu  prouaicr 
lieu.  II  ne  vero  pa»  apims«^  sur  1»  titre  d^finitif  de 
pnpri<M  aHl  «  iti  appliqu6  aar  la  titte  proTiaoire. 
Dan»  ce  eaa.  la  peroeption  antManre  du  dnrit  de  timbre 
•er»  mcntintinee  sur  Ii-  <i?rc  drlinilif,  et  conatatde  an 
Doyen  de  l'appositiun  du  cachet  ofliciei. 

17  Aotea  d^ongagemente  n'dnoiifaiit  pu  de  aanne'  d^ 

tenninne   

(Jeux  <'iioni;atit  une  •«oiDnie  di-termijiee  i>uut  BOurnii; 
au  droit  [)ruportiuiiiit:l. 

(Voir  au  N"  26  das  Exemptiona.) 

18  CuiitraU  u'mioiivailt  pa«  de  fumuie  dötermin^'e 

19  0«»trata  toon^t  une  aomme  di^termin^«,  autn  s  i|U' 
ceint  portaat  un  «npniDt  on  vne  reooooaiaauice  du  datte : 

Juaqu'k  10000  piaatTW  

Au-deaana  de  loiXJO  iiiaatraa  Joaqn'k  2ÖU0U  piiuiros 
„           2hm)      ,          ,  &0000 
„         aOOOO     ,        ,     76000  , 
75000     ,         „  lOOOOO 
IQOOOO     ,         „     160000  , 
lUOOO  ,   
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I>ps  roiitnit-s  |iiirtiint  un  fni|.niiit  öii  iint'  rconiüii' 
Baiice  de  dette  sunt  «ourais  au  droit  propurtionnel. 
(Voir  aa  M*  •  dM  BmmptiaM.) 

M  Oontrat).  dc>  t>><-»tiori : 

Puur  Uli  loyer  i:i<'b:il  jufii|u  a  pii<.«treK  cnii'ul 

d'iffte  Ift  dnr^  du  bül  

4«  8000  piMtna  jnvqn^  6000  püwtrw 
,  lOOOO 
,    arxNK)  „ 

,          .  ÖUOUÜ  , 

,  76O0O  , 

^  lOOtKKI  , 

.  150(KX» 


„  BOOO 

,  lOCKK)  , 

„  26000 
,  60000 

75000 
lÜOOOO 

150000  „   

21  TMUm«oto  B'ta«ngHtt  p$a  d«  ««»m«  d^tommiAa 

Lm  toftaraanta  tooncant  une  ramm«  dMtinm^ 

•out  MIUlinN         ilr.iil   |  Tn  :i  irli<  -itif! 

(Voir  «u  N»  83  det  Sxemptio&a.) 

ti  AotM  d«  osutionnameiit  teon^t  une  Mmn»  «up  ' 

riinre  k  40i'^Xi  iiiustn- 

Geox  enou^AUt  uue  soiuue  de  piMtra«  40000  uu 
■■•dMMiu  «mt  lonni»  mi  droit  proporli«DB«l. 

(VoIt  aas  N»"  6.  »3  et  36  des  ETeraptions.) 

,2S  GautioimemeDU  temporaire«  k  exiger  de«  garaut«  (ouruib 
par  Im  •oomiMionaairM  m  moment  dee  M|f<><lio*t^oB* 

officielles  aux  encbferes  ou  au  mbaiK  

84  Acte*  de  caulionnement  n'piion<;«nt  p»«  de  somme  d^- 

tanninie   

Aotoa  de  guaotie  penanneU«;  acte«  de  caotionne- 
auat  founrii  par  lee  fonetiomMirafl  et  «mployds  ayaiit 

nn  tiaHenieiit  de  piaslrcs  .VI"  -m  nu-deMOils  

(Voir  au  N*  33  dea  Rxemptiona.) 

n  Aota  nnie  Ii  roooaeioB  d*an  Rage  par  le  orteiieiar  geffiito 
(Voir  au  N*  6  des  Bzemptions.) 

86  Acte  remis  par  le  sriquestre  d'un  objet  «aiü  ob  d'un 
gage;  actes  de  prCt  k  naage  

87  Acte«  de  prete-nom    

18  Lettrea  de  ohange  et  retraitee  pajable«  k  pr^entation 

«t  «hifeqiMa  

(Voir  an  M»  5  das 

8tf  Lettre«  de  credit: 

JuiqB*k  10000  piaatras  ' 
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Aii-iifli!  de  IIIUX)  pi.•^>trt'^  jiis<|u'fc  04)000  piMtr«e  - 

50000  ,   

90  Certiticato  de  Üpöl  et  boiu  de  csiaM  k  prtaoUttoB 
mau  inMrH:- 

Kiiiirii/aiit  un*.'  •miiinie  jusipru  lUO  piMlVM  •  •  •  • 
Kiiuisvaiit  une  Hotnme  au-(lei«uii: 

de   lUO  piMtret  JuM|u'k  fiOO  fdulret  

de  fiOO      ,         .1000  „ 
d«  1000      „         „  0tIc8cerUfictt8ded(^{iöt, 
ii'<-iii<ti(;iiiit  pas  de  KOinme  d^termin^e   -  ■  - 
81  Cuniptos  <it  lacturae  lUHi  scquitMa  ramü  per  lea  com- 

nenjuita,  indmtrieh,  iMDqiiieN  et  amb  

(Volr  an  N«  st  dw  BnmpdaBe.) 

32  Comptee-eounnle  •  •  •  •  •  •  •  • 

33  Gtraete  de  oomptei-cooruite  

(VoU  au  N*  8o  des  Exemptions.) 

34  Cluique  pege  dee  registroa  portant  lea  noms  des  sction- 
nurei  et  lea  trenafert«  d'actiona  • 

36  Bordereaiuc  d'sc1;Ht  et  <\<--  v<-t  il-'  rimngr  ou  de  toute 
aorle  de  Utren  d  cuipruittü,  d'actions  et  d'obligationa  • 

38  Bordereaux  numtiriqiiee  dea  coupoaa  dee  titree  d'ami- 
pmnto,  d'actioM  ou  d'obligttimia  

(Volr  «tt  N*  $4  dM  aumptions.) 

37  Bulletina  de  ooors  dreaate  per  las  a^te  de  «fange  • 

36  Connainementa  et  lettre«  d<>  voiture^  ehaque  exemplaire 
(Veir  ma»  N*«  53  et  79  dea  Bs«mptiooe.) 

39  Billeta  et  d^dantions  dt  lim'ü  \iiir  l«e  eatrepreneurM 
de  transpart,  tele  qiM  Tuituriers,  facleun  (toaaetdji) 
et  IniiPitni  de  bMea  de  somme  (mnldari),  et  indiquant 
\»  I.  iiH>'  :i  CHX  fait«  des  fonda  et  daa  oltjatB  qi.^ 
doirent  transporter  

(Vcdr  am  M**  S9  «t  79  dea  BiampliMW.) 
-10  Listi's  d<-  chsriTcuieiit  de«  cheiiiins  du  fer  

41  Ordre  d'ospödition  ou  de  livraison  

(Volr  •«  M*  Ss  dea  BaamptloBW.) 

42  Biticts  Ol  biillrtiii«  iodiir)UBtit  le  prix  de  timapert  dea 
vuyaKOurs  et  de  leura  baga^ea: 

Juaqu'k  100  piastrea  

Au'des^     H "  1  '    I ;  1  -  •  r  r  s   . 

(Vou  au  N"  52  des  Exemptioaa.) 
48  Chartea-paitiaa  •  
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44  BxMipIdrw  eertifi^  de«  nwulMtaa,  dont  k  ramtae  «ix 

AdministraHons  doiüuüt  ri>«  est  obligatoiro  et  i|ui  sntil 
destines.  soit  h  etre  conserci'i«  daii»  ueg  Admiulstratioii», 
Mit  Ii  *tre  reatitn<s  •  

46  LiftM  de«  objeti^  partietlemeut  d^barqutfa  des.DKTinii 
k  1a  domne  par  le^  a^ptit«  on  lean  reprt^sentanta  •  • 

46  Listes  di'livrf^ps  |iftr  |f>s  «genis  nu  leurs  reiiri-soiit-iiiib 
»ux  propri^Uirea  de«  marcbandiae«  noa  ddban|U^ea  aux 
antrapM*  da  la  douane  

•17  Rapport«  sur  afridnnt-        -iirr:  [Pron  di  iMtUk)  •  • 

48  Certificats  pro\ihuires  d  asmirauces  

49  Avenania  il MsMiraooea^  autrea  qu«  «enz  indiqaöt  na 
wrtielaa  16  ot  17  

00  Oomproniia  relatift  aux  aarafaocea  

0  61  tbKjfpOTis  i\\'\\frif  (III  d  iirbitruh  *>ii  malii'-re  d'axüurances: 
PoQT  une  iiidomuilü  &x6e  juaqu'k  Ltq.  lüO  ■   ■  •  • 
n     n        n       aa-d«a»ua  d«  Ltq.  lOD  jaaqu*}^ 

Ltq.  5<X>  

n       r  ^         uu-detutu«  du  Ltq.  ÖOO  '   •    '  - 

52  Requete^  adrosüi^e«  aux  pieda  du  Trftue  Imperial  ■ 
63  Reqtt4tea,  Ukrin,  taaki&räa,  rappoitp,  m^mmna,  mnaek- 
k4rM,  dtfdantiona  et  notificotiona  remia  aux  Antorit^ 

ou  A<l!iiiii.  'r:i'  iiiiR  publiques  

(Voir  aus  N<»  i6,  ai,  as,  aj,  33»  43>  44»  ^3  et  U 
daa  BMopUoB«.) 
54  Demandes  de  conj,'"?,  df>  chai)i.'i'niont  de  poste,  de  per- 
miitatinn,  de  mi^e  a  1»  retruite  ei  lettre»  de  deuiia^iiiii 
adr>   r  s  j  kr  lea  fonotioiuiainB  da  I'Etat  ...... 

fi6  Oemutdes  de  aaiaie  

66  PHwniatioiia  4«rites,  procantions  TerMme  enragiatr4ec: 

^ticiales  ■   

G<u(inLluij  

(Voir  aus  N*a  6  «t  }•  dea  Bmmptioaa.) 

67  Citationa  de«  Tribuiuttx  «t  Oonaaila  ponr  affairea  dviles 
et  cominerciale«    •  •  .  •  >  • 

ö8  CitatiotiN  dea  Tribunuux  du  Ch4ri  

50  Prat^l^  miaea  en  demoure,  ti^mmm  aux  proteU  et  aux 
miaaa  an  denieure,  «inai  qne  lea  copies  de  ees  acteM  • 

•0  Rapport»  d'e\|iert.-,  drllvti"--.  -ur  r-i mr-  rl-  ^  inti-rcssr's, 
pour  estimatioti  uu  atuditicutiuii  de  la  valcur  dt^s  pru* 

pri4t4a,  dea  laym  ou  dea  impOta  

(Voir  an  N*  34  daa  Bxaaiptioiia.) 

61  OrdoDoanoaa  rendues  par  lea  Tribaoaux  pour  la  T4ri-. 
fiaatioii  dea  ^eriturea  et  caeliela  ou  pour  Tax^cntioD  | 
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ports  Ht.s  jugps-comn)i**itir»(-  rt  iom  rmpports  d'expertji 
Hill«!  quo  Im  copies  de  c««  acte»  aignifi^  aux  partie« 
92  Oompromit;  tnuiwetioin;  mpporU  d'arWlm;  ooDoor- 
dat»:  bilan»  prpspnt*'»  aux  Tribiinaux  ... 

63  Matbata»,  ■»«titpnce*,  houdjots,  ordoiinannces  du  Con- 
.«eil  il'Etal  ft  He  ton»  Triburianx,  CodmUi  tü  eorp» 
offioMla  de  l'Etat,  n'teontant  pw  de  somme  dtfter- 
miote  «t  {atdremmt  dei  pwtiiniHer!),  ainn  que  Ie«  len- 
tencet  arbitralpe  ne  (lortant  pah  (!.■  -mr  ino  (ii'tcnuiii(Si' 

Ceux  änon^ant  une  »omiue  dätermin^e  iont  aoumis 
m  droit  pnQportioniMl. 

(V«lr  «u  NM  9,  ta.  13,  14,  as,  )o,  4A,  4t  et  4a  dM 

Baemption«.) 

64  Jugemeiits  et  Heudjeta  rendua  par  un  nirme  tribunal, 
aprta  une  prsmito*  d^eüioo  «t  jmr  mit«  d'an«  oppo- 
■itioD,  infiniiBtioB,  «Mwtioii  ra  pimr  tooi  aHtew 
runti'  ]  inux,  foon^t  ane  lOBme  «npdriain  k 
piattrc«  411000   

Osnz  portut  UM  mmm  d*  piwtvM  40000  ou  au- 
de«8ou8  Bont  souinia  h  la  moitii  dn  intt  pnpoitiaanel 
indiqu«  k  l'Art.  11. 

65  Matbata«  rendua  par  les  Conanib  daa  Ancieiis  de«  vil- 
lagea  inWraaiant  das  parttoulian^  aam  taoneiatioB  de 
aomna  d^tannin^e  

Ganz  rinoiirnnt  um-  sotttiBa  dMarnunte  aoni  aramia 
au  droit  proporliuiinei. 

66  Maibata«  porlant  d^cisioii  ddfiaitjre  da  Fallaoalion 
d'une  penaioii  de  plu«  de  piajitrea  500  devnnt  Mre  ser- 
vie  par  lei  Caisae»  de  retrait««  et  de  diaponibilit^  k 
toiis  funrtinnnairee  retraitda  Ott  nia  an  diapomiHlitd  et 
aux  veuTaa  et  orpbelina  •  

(Voir  an  Naa  4a  «t  4t  daa  BmBptioaa.) 

67  H'judjot''  tiitdlp  ]iOiir  nr[>li.-!lii>  lonsr|ui'  la  siii-.-e»- 
^iiotl.  iie  coiiiprciiant  ]>as  d'inimeublua,  ii'exc^de  pa« 
2000  pioatn-a  

68  Heudjeta  da  paunan  alivantaii«  

69  nmonhahera  at  autna  caftflieati,  atteaUtiona  et  dtela- 
niu<m^  <i<  livrda  offidatiamaBt  ans  iMdaanlian  aar  laur 

deniaiide  

(Vaif  mm  M«*  le»  17,  i6.  n,  aa.  ar,  $•>  Si.  S*.  » 

et  44  des  Bxemptiona.) 

70  £xetuplaire  remis  aux  foiiotionnainiK  quittant  ie  ser- 

▼ioa,  daa  «etat  da  radditioii  da  eanplaa  at  da 
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batas  couteuoiit  quitu«;  exenipiaire  remia  kux  comp- 
UblM  nqiaimblai,  dat  Aiatäom  d«  la  Ccmr  des 
Coispte»  

71  CertificBts  et  attwlation»  de  tout«  aorte,  remia  aux 
\uturlt('H  ou  Adnüniitntioii*  publii|aM  par  Im  par- 

ticulien   .  ,  ♦  ,  

(Voir  mz  NM  i6,  ei,  n,  «y.  3»,  3«t  3S  M  44  dai 

Examptions.) 

72  liraouKiabers  de  quartier  lielivres  <»  ceux  qui  euiprun- 
lent  ii  la  Baiiqae  Agricole  

7S  Diplftmea  dea  äoolea  piinwirea  aupMeurea  (raohdi^) 
de  TEtat  et  dea  autrea  Aeolea  du  mdme  d^grtf  •  •  <  ■ 
Diplömi'h  deM  i'coles  üctroadsires  (idkdid)  dt  Pfitllt  et 

dea  autres  4ool«a  du  möme  d^a  

Dip)8Diea  dea  4eol«e  anpA^euraa  (alhrA)  d«  PElst  et 
des  autrfK  rc-ciU's  du  iu("ii!"  'ir^i"'  ... 
(Voir  aux  N«»  18  et  19  des  Kxemptioua.) 
74  Bmnplajrea    aign^   uu    eacheltit.    d*-i>  t^'l^grammus 
■dtmii  «iiz  AntMiUa  ou  Aduinialmtioiia  publiquea 

pour  iBaina  piiv^ea  

Tft  Tteakir-i-O^Diani''      ri  in  1:    lo  nationulitii  ottaawDs)  • 

(Voir  an  N«  70  dea  Kxemptiooa.) 
16  Ctaftifioate  de  Kea  da  pradoction  ei  de  provananoe  de 
ton»  objet.s  

77  ApoHtilleN  et  endos  iD»crit.>.  .>iir  le*  te*ker<'>  ou  certificat« 
doaaniers  relatifs  h  den  objets  exportt^.s  nu  traosport^s 
d'uo  liaa  k  an  antra  de  rfimpira,  et  portaat  atteetation 
da  Vmrrirtt  %  deatination  da  cea  objet«,  ainri  que  les 
documeril^  l'  rjiiiil  ile  oeü  apostilles  et  endoh : 

Ceox  reiatif»  a  des  «bjeta  pour  lecqueU  il  a  eu> 
par^  na  «aBtioniMneat  da  tOO  piaitraa  an  aa-deaaau« 

Ccux  ri'liitifs  ^  dc»i  objets  jiour  Icsquels  il  a  6lv 
percu  uu  cuuUunaement  de  plus  de  lUO  piaKtro^  - 

En  caa  de  pluiaUttf  daadit«  a)iu.siiltcf  et  endo«,  le 
droit  da  timbre  aat»  p«f{ii  aMÜenant  aur  la  piamier. 

78  Oapon  pousaonhaBia  (Bnlletina  de  aorüa)  dflirr^Ji  par 
le-  Diiuane-- 

79  Penai«  de  manage  deiivren  par  1l>  jugOK  rälhbue»  -  ' 

80  Penaia  da  neriag«  dtlivrta  par  lea  jaget  non  rMriba^ 

81  IIinoBh8ber>-  relntifs  sux  maring^';  oontrtipt*»  par  las 
menibr«!«  de^  lonimunautcs  noii  munuiinaiieit  

88  CertiiicBts  d  id^üitit«^  di'livr^s  en  cao  de  baiaili  par  les 
Imaina,  Moukhtara  et  autrea  fonotioniMina,  «n  per* 
qai  uMitant  m  TOBta  dea  aaiiMMnt  daiMatiquaa 
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83  Ihnouhaliri X  accusant  röception  des  documenU^  Ki^ities 
aux  ])articuiier8  par  les  AutoritÖH  oa  AdministratioDti 
publiques  

84  Tous  Otbumam^s  (notilioations«;  signiii^  anx  puti> 
culiera  par  les  Autorit^  on  Adminiftrations  pnbliqiics 

(Voir  an  H*  «4  dea  Bxemptiona.) 
86  'l'itus  rei.'iis  et  aotes  portant  lib^ratiofi  ou  dächarge: 

Jusqua  ii  piastres  100  

Au-deü^us  de  piaiitres  100,  ou  iie  coDteuaot  pas  de 

•omme  dötenninde  

Le«  aotei  portaot  lib^mtion  on  iMurgt  at  teon^aat 
une  sornme  d^tennin^,  remis  par  lei  partifiiiliefa  ans 
Aiituritc^s  Oll  Adinitiistrationa  publiqnea,  Mmt  eoumia 
au  droit  proportionnel. 

(Voir  aus  N*«  6,  aa,  37,  45,  5a,  54,  55,  56,  57,  58,  59, 
•t,  6a  «t  79  daa  BiampitoiM.) 

86  Quittances  däÜTräea  aux  bureanx  az^tilb  powr  aom- 

mes  re^ues  en  ex(''Cution  de  Jagementi: 

Jusiiu  a  100  piastres  

Au-des!^u8  de  100  piastrea  

(Voir  atis  M«*         60  daa  BxamptieiM.) 

87  Reyus  d^Hrr^  poar  tazes  poatalea  et  Ml^gra^qoea  • 

88  Regus  rdatifs  aux  indenmit^  P*7^  ddpoeanta 
pour  depAts  fj^anis: 

Jusqu'ii  100  piastros  

Au-deüsus  de  100  piastres  

(Voir  au  N*  s*  daa  Bsamptiona.) 

89  Reyua  conatataDi  la  d^livrance  de«  hayaMDamte  (dtfid* 
Ifatioiifi)  remis  aux  parUcnUers  par  lea  AatoriMs  ou  Ad- 

ministrations  pnhiiquos  

IK)  QiiittanccB  d'nhonnoincnt  a  tuus  Joumaux  et  brochure«: 

Jusqu'ii  100  piastres  

Att-desstts  de  100  piastres  

(Voir  an  N*  5a  daa  BnanptlMia.) 

91  Avis,  programmes,  proi«pectus,  catalogiics  avis,  circu- 

lairos,  impriraf's  ou  iinn  iinpritnös,  sur  papier,  toile,  ou 

autros  tnatii'rei»,  dre««es  et  dietribuös  ]iar  des  parti- 

ciilierfi  •  

(Voir  u       tf7  dea  Exemptions.) 

92  Afttchos  des  Autorit(>s  ou  Adtninistrations  pabliquee 
c(mcorri;nit  los  iiit»'n''t'i  des  |iarliculiers  

93  Avi»«  8ur  pupier  uu  cartoii,  drci>«es  par  des  partiouliers 
et  uppobt  s,  suspendns  on  expos^  da  toute  autre  manüre 
dans  les  lieux  publies  
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Lw  wvia  priTua  dans  le  präsent  num^ro,  portes  sur 

un  inrnie  pHpler  oii  cnrlrm,  par  des  porsonnes  diffö- 
renteK,  \\onr  de»  ohjets  diffi^reuts,  acquitteront  8öp«rd- 
meut  le  druit  de  timbre. 

(V^  «n  NO  65  dm  Bmmptiom.) 
94  Avw  sur  nwtiirea  »ntre«  qne  le  papier  et  le  oarton, 
dree8(^H  par  des  particuliers,  appuses  ou  siispendus  011 
expnsös  de  toiitf  autrc  iiiaiiiero  daiis  les  lioux  publics: 
Ceux  de  moitiö  d  uu  lu^tre  carrö  ou  moins,  aonueile- 

meut  

Oeux  de  plus  de  moiti^  d'mi  mitre  omi  jusqirh 

an  mttre  oarrö,  «iinueUeitteDt  

Ceux  de  plus  d'un  nif'tre  carr«*,  pour  chaqiie  niHro 
eerrtf  ou  fracti<>n  d'un  m«-tro  ''Hrrö.  nniiMclIement    •  • 
(Voir  au  No  65  des  Exemptions.j 
9ö  Recueils  oontenaut  toute  sorte  d  adresse«: 

Oeux  ooDtenent  jnsqa'li  200  pages  

r,        n       plv«  de  200  Ii  600  pege«  

plo«  da  600  pages  

96  Originaux  des  »nnonces  ins^rees  dans  Ics  journunx  et 
publicatioiia  pöriudiques,  suit  par  les  particuliers  eux- 
mdmes,  seit  par  lee  Autoritäs  ou  Administraüons 
publiquee  dana  PuittfrSfe  dee  particaliera: 

Pour  une  seule  insertion  

De    2  h  10  insertions  

H       20  „   

«   21  ü  50  „   

Au  deU  de  60  „   

Lea  annonoea  räp^ttfos  doivent  dtre  ins^r^  dane 
l'eepace  d'une  annte  b  partir  de  la  data  de  la  premifere 
annonce. 

Les  modilicatioiis  d*^  dt  tiiil  apportties  daus  le  foxto 
des  annouces  repetees,  iie  donnent  pas  lieu  ä  la  per- 
oeption  d'un  droit  de  timbre  rappMmentaire. 

97  Originaux  des  annonces  ina^rtfes  daos  les  publications 
non  pöriodiques   

98  Cojiies,  cxtraits  f»t  tradiictions  pn-'-cnti  s  :uix  Autoritf« 
ou  Adiiiinistratiuiis  publique»«,  d'actcs  souiiiiä  u  un  druit 
de  timbru  tixu  uu  proportionnel  do  piastreti  ö  ou  audessus 

Les  oopies,  «xtratts  et  traductions,  präsentAi  aox 
Autoritte  ou  AdministrationK  publi<|ues,  d^actes  assu- 
jettis  k  uu  droit  inferieur  h  piastres  5.  seront  sonmia 
au  droit  autjuel  sont  .<inuniis  leurs  ungiiuux. 
(Voir  au  N<»  75  des  Exemptions.) 
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99  Oopi«e  et  extndU  d'enregistreoienU  et  de  dädaions 
offideli  remii  aux  pwrtionUei«  mir  leor  demMide  •  •  • 
(Veir  maz  Mm  4  «t  9  dM  Bmmptloiis.) 

tOO  Ghaque  desain,  plan,  ctrte,  remit  tax  AutoiiMe  od 
AdmimetntioDs  publiques  pur  lei  putiooliera  pour 

oonetnictioiis  de  tonte  surtf   

eVoir  au       la  des  Excmptions.^ 

101  Cha<|ue  d*^ssin,  plan,  carte,  devis,  remiB  aux  ontro- 
prpnoiirs  par  les  Autorit^s  ou  Administratioua  publi- 
qucN  ].our  oonstraetimM  d«  toate  Mite  

108  Ten^ttm^Mial'TinkMns  (öteto  de  eenioei)  d«  fono- 

tiunnaires  

Sont  coiisidördes  comme  une  spuIo  copie  et  soumisefl 
ä  un  droit  flxo  dp  5  pia^t^e8  les  copie«  des  pi^cee 
juslificatives  unnexue»  aux  ^tat6  de  servioe«,  et  portöes 
rar  une  mdme  fenille. 

(Voir  «q.  N*  7*  dm  Bnoiptloiis  «t  k  fAft.  69.) 

103  Approbafcioiia  d^nitiTee  porMee  rar  les  obien  d'ad- 

judicatioiis  aox  encliferes  et  au  rabais: 

Ceux  dnonrant  un  muntünt  jusqu'h  piastres  1000  •  • 
Oeux  enun("ant  un  muntant  de  plus  de  piastres  1000 

104  Procis-Verbaux  d'affermage  remis  aux  fennien  (mult^ 
liin)  

106  Chaque  imeriptioti  port^e  dana  lea  ragiitres  affectös  Ii 
rcnropistrement  dts  mati^ree  preiui^reR,  telles  que 
raisiiis  scf^s,  figues,  dattes,  achetees  pur  les  fabricanta 
el  cahureti-  rs  pour  servir  k  la  fabncatiou  du  raki   •  • 

106  ChaquQ  inscriptioB  faite  dana  lea  lirm  de  Jaugeage, 
da  la  quantitö  de  vin  at  d*aan-dA*Tie  fabriqnte;  diaqiie 
inscription  purtee  sur  les  carnet«  offioials  relatifs  h 
renrcgistrenient  de  la  soie  et  des  cocons  achet^s  ou 
vendus  par  les  (Mtniiionants  

107  Bordereaux  relutifs  au  timbrago  ä  l  extraordinaire  ■  • 
106  Bordereaux  daa  dtfbitanta  da  timbraa  povr  aobat  da 

timbraa  

109  Perinis  de  vente  de  timbres  

110  P<  rüii'-  de  piiliücation  de  livrc-,  brochures  etjournaux 

111  ruliceä  d'abonncmout  des  (Junipagiües  des  £aux,  du 
Gaa  et  des  Soci^t^  similairea  

118  Ihbamamda  (notifieatioiu)  adraas^  am  IfunidpaliMa, 
par  lea  Oompagnies  des  Kaux,  da  Gaz,  dos  Tramways 
00  par  das  Sociät^s  aimilairaa  pour  eSeoiuar  daa  tra> 
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▼ftux  d'exoRTaftion  ou  de  rtfparation  sur  1»  vote  pnb- 

PiMtni 

Fim 

10 

113  Billetfi  de  th^Atrc,  de  concert  et  de  bal: 

1 

Au-de88U8  <le  40  piastres,  aiuni  que  pour  lea  billets 

2 

(Voir  «a      89  de«  Bnnq^one.) 

Art.  10.  —  Totttes  piteee  non  oomprise«  den«  le  Tarif  du  Droit 

fixe,  ne  Hgurant  pas  nu  Titre  des  Exemptions,  et  qui  oe  sont  pas  soumisei 
au  droit  proportiotmel,  ainsi  que  la  copie.  Textrait,  In  tmdijf  titin  de  ces 
pifeces,  senint  assujettis,  au  inomprit  oii  ils  soront  präsentes  aux  Autorites 
ou  AdiumibtratioDii  publiques,  &  ua  druit  tixe  de  1  piastre. 


TITRE  n. 

WS  DBon  pbofobhonnbl. 

OHAPITRK  I. 
Taix  du  Droit 

Art.  11.  —  Tous  actps  pf  »'prits.  f^nonranl  une  soiiime  dötprminee, 
actres  que  ceux  enumcrös  au  J  ai  if  du  Dmit  tixe,  et  au  Titri'  doH  Exeiiiy»- 
tions,  amsi  que  les  seneds  d  exportatiuii  des  tabacs  et  de  tuuteä  autros 
merehaiidieea,  «ont  oomnia  au  droit  proportionnel,  an  raiaon  deä  sommes 
qui  7  lont  toonofei  ou  qni  lont  le  produit  des  diiffrea  j  indiquät. 

Ce  droit  est  ^tsbli  comme  suit: 

10  paras  pour  lea  sommea  da  1CX)  pinstres  et  au-dessous. 

20     a       "     „        „HU  delu  de    lUÜ  piastres  jusqu  ä  lüUÜ  piaetres, 
40    «       „     „       „       „    „    „  1000     ,         „     2000     ,  . 
Pour  les  eomnies  au  delh  de  2000  piastres  jusqu'h  10000  piastres, 

11  eera  pergn  40  paras  pour  chaque  2000  piastree  ou  fraetion  de 
2000  piastres. 

Pour  les  sommes  au  delii  de  10000  piastres  jusqu'k  lOOUOU  pia.streA 
il  sera  pergu  100  paras  pour  chaque  öOUO  piasirea  ou  fraotion  de  ÖOOO 
piastres.  pour  toute  sonuna  au-dessua  de  100000  piastres,  il  seni 
pergn  nn  droit  de  6  piastres  pour  diaque  10000  piastres  ou  fraotion  de 
10000  piastres. 

Cli.AIHTHK  II 
Des  efTets  de  Commerce. 
Art.  12.  —  Les  billets  ii  ordre  ou  au  porteur,  les  riiandats,  les 
lettre»  de  change  et  retraites  k  terme,  ainsi  que  tous  effet^  nägodables 
Ott  de  eommeree,  aolree  que  oeux  mentieuiift  au  Tanl  du  Droit  fixe, 
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tir»^s  den  pavi«  (Hraagen  ou  des  lücalit^s  de  TEmpire  Ottoman  nii  In 
presente  L<ii  n'est  pas  eu  vigucnr,  sur  los  localitc's  nii  cptte  Loi  est  en 
vigueur,  sunt,  ouiuine  ceux  cröes  dans  ceiles-ci,  assujettis  au  droit  pro- 
porttonnel,  d'aprii  l'^dieUe  stabile  Ii  VÄxt  11. 

C«ux  dM  eHeto  indiquöa  au  §  1,  qni  aeront  tarte  d*nii  pajt 
ötnager  ou  d^une  looalit^  de  TSrnpire  oä  la  presente  Loi  n'eet  pas  «o 
vigueur,  sur  un  aiitrp  pays  »^tranper  ou  une  autre  localitt*  de  r^otto  esp^ce. 
pt  c|ui  serout  luis  eii  circulatioii  iIuhk  les  localit<'s  ou  In  presente  Loi  est 
eu  vigueur,  Nurunt  soumiN  ü  la  moitie  du  droit  pruportiunuel. 

La  droit  de  timbre  desdita  effets  provenaot  de«  pays  dtnmgen  ou 
des  localiMs  de  rSSnpire  Ottoman  ou  la  prtaanta  Loi  n*aat  paa  an 
vigueur,  sera  acquitt«^  per  la  pertonne  qai,  la  premifere,  aura,  dans  les 
localitt^s  ou  la  pn'soiite  T.oi  est  en  vigueur,  n6g00i6  OU  aoquitM  ou 
acceptf  ou  employc  autreui«'iit  ces  effets. 

Art.  13.  —  Le  droit  do  timbre  de-s  lettre«  de  change  ou  autrcs 
effets  de  commerce,  tir^s  eu  plusieurs  exp^ditiuns,  sera  acquitt^  sur  l  ex- 
p^dition  mite  en  oirculation.  Touiefoia»  cette  demitre  ne  eera  paa  aou- 
niise  au  droit  de  timbre,  au  caa  oü  eile  aerait  jointe  4  une  antra  exp4- 
ditioR  ftyant  acquittö  ledit  droit. 

Art.  14.  —  Les  lottres  de  chanpe  dont  le  droit  de  tiuibre  n'est 
\>a»  acquittf,  ou  dont  les  timbres  ne  sont  pae  apposes  et  oblit«'*r68  eu 
coufonuit«  deH  preKcriptions  de  la  Loi,  ne  pourront  jouir  du  phvil^ge 
da  la  gaimntie  aolidaira  indique  i<ar  le«  Art.  96  et  78  du  Code  de  Com- 
meroe  Ottoroan.  Ainai,  les  endoflseurs  «eront  d^diargte  de  tonte  gaiantie, 
et  le  porteur  n''aura  d^aotion,  en  cas  de  nun  acceptation  de  la  lettre  de 
<^li;uUTC  j'ar  lo  tiri',  fpie  fontrc  Ic  tireur.  Kn  ca,s  d  n^rcjitation,  il  n  aura 
(i  ai  iion  f|ue  contre  U'  tireur  et  raccej)teur.  'l'outt  fnis,  si  le  tireur  justi- 
lie  qu'il  y  uvait  provisiun  u  Techeauce,  le  dit  porteur  u  aura  d'action  que 
contre  raccepteur.  Au  oa«  ou  le  droit  de  timbre  de  I»  lettre  de  chang« 
Bereit  partieUement  acquitt^  le  dit  privil^  profitera  «eulement  Ii  la 
partie  du  dit  effeti  pour  laquelle  le  droit  aure  ^t^  pay^. 

11  n^y  aura  pas  dt-clii-jince  do  ce  privilf^ee,  si  le.s  timbrea  nppo«^ 
»ont  d'une  categorie  autre  que  Celle  |>revue  par  la  Loi. 

Les  susdite«  dispoRitious  relatives  aux  lettres  de  change  »out  appli- 
oablee  aux  autree  effeta  de  ooromeroe. 

OHAFITRB  in. 
Dm  Amwuwm» 

Art.  15.  —  Le«  asaurances  tont  aasqjettiefl  an  droit  de  timbre  de 

la  laQon  indiipiee  ci*apr^s. 

1.  Assurance.s  contre  l'incendie. 
a)  Assurances  contractees  pour  plus  de  trois  mois: 
10  paraa  par  10000  piaatraa  de  aomme  aaanröe. 
Le«  fraotlona  «eront  conaidörie«  oonune  10000  piastre«. 
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Oe  droit  tat»  pergu,  pour  ehaqn«  «nn^e  d«  U  pMode  poar  laqnall« 
FaMiinnce  est  eontncMe. 

Lefl  frartions  sernnt  r>onpid<'r«^es  comme  une  nniif'p. 
b)  AssuniMces  contractces  pour  trois  luois  ou  p^ur  moiiiu  de  trois  mois: 
5  paras  par  10000  piastres  de  somme  assur^e. 
Lm  fmotiont  «eront  oontiddr^  oomme  10000  piMtrac 

2.  Anonnoe«  lur  h,  vie  et  utumioes  oontre  Um  acoident«  de 
peraonne. 

20  par«u<  imr  W)  piiistros  dos  Hommoi  pay^es  b  ütre  de  prime 

jusi^u  &  l'tixtinctiou  de  1  a^burunce. 
Lee  fraotioos  aeront  coneid^r^  comme  100  piastree. 

8.  AMoreneea  pow;tniiepoit  per  terre  et  per  eea  et  tontee  «ntree 
eerareaoea: 

10  par&s  par  50  piastres  des  sommes  payt^es  b  titre  de  prime. 
Lea  frai-tions  seroot  cunsidtTees  comme  50  piastres. 
(Voir  au  N«  87  des  Exemptions.) 

Art.  16.  —  Le  droit  applicable  aux  assurances  cuutre  üncendie 
•era  pert-u  aar  lea  polioee  d*eemiraneee,  les  dtiolantioiie  ou  qnittanoes 
dtiivr^ea  en  oaa  de  Prolongation  oa  de  renonTellemeiit  de  raMuraoce, 
■inei  qne  enr  lee  antree  aotea  et  6orita  ayant  oe  oaraetdre. 

Les  ayenants  ou  autres  aotes  et  Berits  portant  augmentation  de  la 
soinme  awiiiree,  eoDt  aMi^ettia  au  droit  suiTant  la  qootitö  portäe  en 

augmentation. 

Dan«  le  oas  oii  le  montant  de  la  somme  assur^e  ne  serait 
düemiiiö  dene  lee  aetei  et  Berits  mentiomitfe  doD«  le  prösent  «rticle, 
chaqne  6  p«raa  de  prime  indiquö  dana  eea  actes  et  ^ta  eera  eonaid^r^ 
00mm e  eouvrant  autaat  de  100  piastres  de  capital  assurä. 

Dans  !e  cn^  oh  la  p^-riode  [lour  liiqn"!!«^  l'assurance  est  coiitractt'e, 
ne  serait  paä  dechiree  dans  les  dits  actes  et  öcrits,  cette  Periode  bera 
considör^e  comme  ^tant  une  ann^e. 

Art.  17.  —  Le  droit  de  timbre  applicable  aux  assurances  indiquäea 
am  paragraphea  2  et  8  de  VArL  16,  aera  pergn  aur  lee  qoittancea  portaat 
liMraÜoii  dee  primee  d'aaauraacea,  on  aar  lea  policea  d'aaaarancee  eonte- 

nant  nne  clause  ou  une  apostille  indiqnant  cette  libtTation.  sur  les 

avpnants  et  döolarations  d«^livri''s  en  cum  do  rfnonvellement  ou  de  Prolon- 
gation de  l  asiiurance,  ainsi  que  sur  le>  ai  t»  s  ou  rerit-  iiyant  ce  curactt're. 

Art.  18.  —  Dans  le  oas  ou  les  polices  d  a^urauce»  «eraieut  dressnes 
en  plnaeun  exemplairea,  le  droit  de  ttmiwe  aera  dli  eenlement  aur  Texem- 
plaire  remia  ik  l*aaaur6.  Sur  lea  autrea  exemplairea^  il  aera  menttomitf 
que  le  droit  de  timbre  applicable  b  eea  poHoao  d^aprto  la  pr^ente  Loi, 
a  Mi  aoquitt^  ^ur  le  dit  exemplaire. 

Art.  19.  —  Tous  actes  et  »  t-rits  de  la  nature  di*  ceiix  indique» 
aux  articles  16  et  17,  dress^s  dans  un  pays  etranger  ou  dan«  Ips  localiti-s 
de  i*£nipire  011  la  präsente  Loi  n'est  pas  en  vigueur,  et  de  van  t  avoir 
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leur  effet  cUns  une  partie  de  TEmpire  ouoettoLoi  6«t  en  vigaeor,  i«roni 
MSiqettis  aux  droits  tixr-s  a  rarticle  15. 

Dans  le  ms  ou  los  ciiriiiaih^eiiHiit^.  icttres  de  voilure  et  üctes  sitni- 
luires  dtslivree  pur  lout«  iSociete  uu  autre  entrepreneur  de  transport  cuotieD- 
draient  aum  un«  anaraoce,  1«  droit  d«  timbre  applicabla  k  oette  aM* 
ffanoa  aera  ^galemant  perga  da  «ea  aetea,  «n  oonfonniM  dn  moda  «t  d« 
eonditiona  indiqa^i  anx  arlidea  17  ei  18. 

Art.  20.  —  Lea  Sooi^Ms  d'Assuraiices  de  tuutes  sorte«  qui  on 
leront  la  deinande.  poiirront  afriuitt^r  !p  droit  de  timbre,  iur  les  in- 
scriptions  portees  par  i'lles  daus  un  registre  special  düinent  paraphe  p*r 
l'Administratiun  Centrale  de«  Revenus  Conced^s  b  la  Dette  Publique 
Ottomane,  et  daiu  lequel  figureront  toutea  «lea  aaanraoflaa  faitea»  aoit 
directement,  Boit  par  l'iiitenntfdiaire  d'a|{eiita  et  oourtiaraf  ainai  qua  Im 
prolongationa  d'aaaarancei,  lea  aogmentationa  de  prim«  et  de  capital 
aasurä. 

Le  droit  de  tiiubrn  ii  pereevoir  d'apres  cen  iuscriptions  sera  en- 
caisB^  h  la  tin  de  Tannee  par  ies  agents  de  l'Admiuistratioo,  et  mentiou 
en  eera  füto  dana  la  reipatra. 

CHAPITRE  IV. 

Daa  Aallom  at  OMiitiaM  daa  8aaMUa  par  aoliaM  at  daa  INraa 

d*EBipniata  Mraifera. 

Art.  21.  —  Lea  titrea  provtaoires  ou  döfimtüs  d*acttoiia  da  Soci^Us 
de  toutes  sorte«  cr^ös  par  Firtisan  Imperial,  seront  assujettis  &  un  droit 
de  timbre  de  20  para.s  par  lUO  piaatrea,  une  foia  pajö,  aar  la  valaor 
nominale  de  res  tittes. 

Lea  fractiuub  de  100  piastres  seront  comptee»  pour  100  piastrea. 

Lea  Soci^t^  de  cette  natura  qui  eeront  oonatitnaea  k  l'avanir,  ne 
aeront  en  auonne  maoiöre,  esempt^  da  droit  de  timbre. 

Art.  22.  —  Loa  titrea  proviaoiree  ou  d^oitib  d*obligationa  4nia 

par  les  Societes  metitionn<ee  k  TArt.  21,  acquillaront  un  droit,  e^alemeot 
une  fois  pa.ye,  de  10  paras  pnr  100  pia.stre.<4  ou  fraction  de  100  piaatrM 
caloul^  sur  la  valeur  nuuuimic  de  ces  titres. 

Art.  23.  —  Lorsque  la  dureo  de«  fSDcieteK  iiidiquees  l'.\rt.  21 
aera  prolongee,  il  sera  puryu  de  nouveau  sur  les  actions,  daits  un  delü 
de  troia  moia  k  partir  du  jour  ou  la  Prolongation  da  la  durte  eera  arrMte, 
le  droit  da  timbre  stabil  audit  Art.  21.  Et  ai,  k  la  data  da  Pöch^ce 
fix^e  anttfriaurament  pour  la  dar<^e  de  la  Soci^t^,  il  se  trouve  des  ubli- 
gatioiis  non  encore  ainortieK,  il  ser»  iier<  u  (-^'iileinunt  daiis  le  d^lai  de 
trois  mois,  ä  partir  de  cette  date,  le  droit  uulnju«-  a  i'Art.  22. 

Art.  24.  —  Ku  cas  d^augmentation  du  cupital  des  Sucietes  indi- 
qa^  k  TAri.  21,  le  droit  de  timbre  aera  per^a  conlormäment  aux  Art.  81 
et  22  eur  la  portion  aj<nit^  ^  ce  eapital.  ^ 
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Au  cas  oii  1  auginentation  du  oapital  ii'aumit  pas  Heu  nti  inoyeii 
do  IVmission  de  nouvcUps  actions  et  obligution.s,  le  droit  de  timbre  sera 
perru  sur  Ics  actious  et  ol^ligalions  existaiites. 

Dana  le  om  oii  le  capital  d'nne  Sooi^M  assiyetöe  au  droit  du 
timbre,  serait  augmentö  au  mo^en  de  la  r^union  de  oette  Soei^tö  avec 
uue  Sod^te  ntm  soumisc  b  le  droit  de  timbre  sera  ägalement  dü  rar  la 
portion  ajout<*e  uudit  cupitnl. 

Art.  25.  —  Les  actions  et  obligatioiis  visces  par  los  Art.  21  et  22 
ne  pourront  etre  miBee  en  cironlation,  ssns  que  le  droit  de  timbre  ait 
6U  acquitt^. 

Au  cas  oü  Ton  presonterait  des  actions  et  obligations  provisoires 
diimont  timbrees,  ou,  si  le  droit  de  timbre  u  »'tt'  autroment  iicquittf*.  h's 
titres  d(  tinitifs  dpsdites  actioiiB  et  obligatiouN  seroQt  timbres  saus  paie- 
meiit  d'uu  uouveau  droit. 

En  oai  d^^mission  d^actiona  et  obligations,  en  behänge  d'actions 
et  obligations  sodstantes,  s*il  n'eet  apport^  aueune  modification  Ii  Tint^ret 
ou  auz  äpoques  dVohdanee  de  celles-ci,  le  timbnige  des  actione  et  obli' 
gations  nouvelles  aura  lien  gratuitement  sur  Präsentation  des  actions  et 
obligations  anciennes. 

Art.  26.  —  Tous  les  titres  dVnupruntb,  actions  et  obligations 
^traogers,  n^gociös  dane  l'Kmpire,  seront  soumis  Ii  un  droit  de  timbre, 
nne  fois  pajö,  de  10  paras  par  100  piastres  caiculd  d*aprte  leur  valeur 
nominale. 

Les  fractions  seront  i-onsiderees  conime  100  piastres. 
Dans  le  cas  ou  la  v  aieur  nominale  ue  serait  pas  indiquee,  le  droit 
«era  per«;u  d'apr^s  la  ▼aleur  rtollo,  o'eii>ii>dire  le  coufb  de  la  plaoe. 

Oe  droit  sera  dft  moitiö  par  le  yendeur,  et  moitiä  par  Pacheteor. 


TITRE  m. 
DBS  SXSMFnOKS. 

Art.  27.  —  Sont  axemptös  du  droit  de  timbre  les  aetes,  öoiits  et 
avis  oi'deBsous  ^num^rtis: 

1.  Tous  act«s  oüiciels  portant  des  opdrations  intervenoes  entre 
Autorit^s  ou  Admini^-trations  publirjues. 

2.  Contratti  d'emprunts  conclus  par  les  Autorites  ou  Administration» 
publiques. 

3.  Bulletins  de  sonscription  relatifs  aux  obligations  d'emprunts 

^mises  par  le  (iouvornement  Imperial. 

4.  Actos,  Derkf'nars  (annotations:,  t(i|iif  s  et  »-xtraits  rflatif'-  h  des 
Operations  interfssant  des  particiiliers  <■[  deinandes  par  les  Autonteb  ou 
Administrations  publiques  en  vue  de  renseignements  d'ordre  administratif. 

5.  Lettree  de  dünge  et  antares  effets  de  commerce,  cr^ds  Ii  Pätranger 
ou  dans  des  loeaütte  de  TEmpire  o&  la  prteente  Loi  n'est  jws  en  vigueur, 
et  dont  les  bi-nnficiaires  sont  les  Autorit^  OQ  Administrationa  publique«. 

Jahrbuch  dar  intemat.  Verelnigoog.  8.  B<L  177 
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6.  Apofltilles  de  mandttf  omitionneraciit  et  nantist^ement  portäsnir 

Ifs  seiipds  relatifK  aux  sommos  pretöes  pnr  la  Haiique  Agricole,  niri^i  quc 
lc8  rocns  «If'iiiH  s  ii  l'oi'casiori  des  recouvronH'nt.s  effectut-s  bui-  ces  soniuies. 

7.  AcU'ti  remis  par  la  Cuisse  d'Kpargue  aux  particuliers,  ainsi  que 
les  «ctes  de  servioe  ioMriear  crtföt  p»r  oette  Oaine. 

8.  Originaux  de«  acte«  indiqoant  tontea  op^rationi  de  prooMure 
relatiTeB  nnx  eontnventions,  d^lits  et  crimeR,  aind  que  lenn  copias  dont 
la  sigiiifiration  ost  ordonn«'-«  par  la  Loi:  oitations,  autres  que  Celles  in- 
diqufos  aux  N"*'  ö7  et  5H  dn  Tarif  du  Droit  Fixe,  envojdes  par  les  Au- 
lorit«'s  Oll  Admiiiibtrutiuii!«  imbliques. 

9.  Meniorundunis  et  senteuce«  indiqiies  uu  Titre  VJl  et  relatifs 
aux  contraveotioiii  h  la  Loi  du  Timbre;  Zabtnamäe  (proote-^erbaux)  et 
copies  I^galisäes,  meniionn^  aux  Titrei  VI  et  Vn. 

10.  Actes  relatifii  aux  contraventioM  aux  Rifrlements  de  poHoe  des 
ciiemins  de  fer,  et  aux  accidents  se  produisant  sur  les  voies  ferrces. 

11.  Mestoun-s  I comniunicationi»  conlidciitiolles)  adress^  par  le« 
cudis  et  triliunaux,  aiiisi  que  le8  nqtuiises  y  ufft  rentes. 

12.  MazbataR  et  plaiiH  relatif«  h  la  construction  de  maisoua  de 
paysana. 

13.  Masbatus  d'61ection  et  de  nomination. 

14.  Mazbata«  rendus  par  Ics  Coiifleils  administrntifs  des  diffäreuts 
degn's.  portatit  aiqtro)>Mlion  et  intorpn  tatioii  ilo  ina/.hatas  Rtiterieurement 
dressf'S:  tna/lin1as  romlus  itcnitivcineiil  |»ar  Uli  liuMiie  corps. 

15.  llmouliuberH  dclivn-M  jtar  les  imams,  moukhtars,  pretres  et 
rabbins»  des  villa^es  et  des  quartiere  au  siyet  de  fiaits  qu'il«  eont  teouB, 
de  par  leurs  fonctions,  de  porter  ii  la  connaisBanoe  des  Autoiit^  oo  Ad* 
minist niti Ol iB  puhliques. 

16.  Ilmoiihahcrs,  i'ertificat^f,  attostatinUs,  d-olaratidiis  it  Ilibar- 
vaiakal  iri  ia<'tcs  de  «Idionciat ort-es  au  proiit  des  mos()ni>f'=;  au  prolit 
des  luü.squees  et  de  tous  »aabljfSfinents  religieux  et  de  bienfait>aiice. 

17.  Ilmoubabers  d^Iivri^s  par  Ics  imams,  moukhtars  et  autrw  fonc- 
tionnaires,  pour  royages  Ii  faire  dans  les  limite«  d*un  mtnie  vtlayet. 

18.  Certiiicata  d^livrte  ans  ätudiaati  des  m^drossi-s.  en  conetaiation 
df*  leur  ri'sidpiieo  daiifl  oes  (»tnMisscmf nt«.  et  ]<oijr  la  delivrance  pratuit«" 
de  lour  i'ortnis  de  roiitf»:  dii  lAmes  irdudes  dclivrcs  auxdits  »'tudiant«. 

19.  Peroiis  accordos  jiour  i'uuverture  d'eoüles;  dipiöuies  et  certi- 
ficate d<^livr6B  par  lei  Cooles  primairee  et  les  ^colee  normales  primairei. 

20.  Permis  accordos  poor  spectaclea,  coneerts  et  bala  donn^  an 
profit  d*(''('oIes  ou  dVlablissemenlB  relif(ieux  et  de  "nifrifaipance. 

21.  lliMOii!iahi»rH  et  autres  certiticats,  attestatioiis  et  di-t^lfir.itions- 
relatifs  ä  rezibtenco  et  a  la  condition  actuelle  des  personnes  qui  touchent 
des  pensions  ou  des  böuefices  jusqu'u  100  piastree. 


82.  Tons  ilmoubabers  et  autres  certificate,  atteatationi  et  d^da- 
rations  döHrr^  aus  indigeats;  sentencee,  beu^jetSf  masbatas  et  ordoa« 
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n&nc(>s  rotidiis  par  les  Autoritte  ou  AdmijiMtnUon«  pnbliques  k  T^gard 

des  indigeiits. 

23.  Recus  et  nctes  de  cautionnemeot  cunceraant  les  cereales  dixtri' 
buöes  aux  cultivateurs  necessitoux. 

24.  Ihbarnam^s  (notitications)  adresses  par  les  AutoriMs  ou  Adim> 
nistratioiM  publiquM  aus  partieulien  au  sujet  de  tone  impIMe,  et  autree 
rerenus  de  l*£tat,  oa  en  vue  de  Piot^rdt  gän^ral ;  tous  ihbarnam^  (DOti> 
Kcntions)  fnvuji»  aoz  iDtöniste  par  les  AdminisirKtiona  dee  Poetes  et 
T6l6graphcs. 

25.  Ihbarnumes  (actes  de  denonciationsj  relatifs  aux  reveüu^  et 
aux  inter^ts  de  l'fitat,  remis  ou  envoyöe  par  des  particuiiers  aux  Auto- 
riUs  Ott  Administratioiu  publiquet. 

26.  Seneds  fournis  par  les  dänonoiateura  et  portant  engagement  du 
paienietit  de«  fruis  nccasiotiiif's  par  lour  denonciation. 

27.  A|iostilleH  de  l^galisation  et  de  tömoignage  ooneemant  lee 
Signaturen  pf  ciichets. 

28.  Aoles  relatifs  ii  Pcstiiuatiou  et  h  l'attestntion  de  l'^tat  de  fortune 
dei  persoDoes  qui  doivent  prendre  part  aux  acyudicatioiie  offideUee  ans 
enehto«e  ou  au  rabais. 

89.  Permis  de  niise  en  inonbation  des  graines  de  ▼era  k  soie. 

30.  M:i>'V);it;i'-  "t  port.ifl'Tlts  rolatif-  :iiix  honiii-;-;  niu^uia, 

'•^1.  IliiKuiliahors  (lfli\  tv*i  pnr  les  Autoril«  .-^  .samtaires  a«  passagers 

cpiittant  les  lazaret«  de  TKinpire;  actes  et  rapports  rt^diges  par  le;)  agenta 

•pöciaux  relativetnent  aux  animaux,  aux  matiöres  aniuiales,  et  aux  objeta 

eoumie  k  un  ezamen  sanitaire  en  donaoe. 

32.  Oertificata  et  rapports  relatifs  aux  ezameos  teobniquee  provo- 

qu^s  par  Taction  publique  et  Ii  la  TaociDation;  toutes  ordonnancea  dee 

m^decifiH. 

ii'i.  Hiilletin-i  remis  pur  los  höteliefH  et  baiidjis  il(igeurs)  ii  la  poliee. 

34.  Rapports  et  inuzbata.s  dre^-ses,  sur  ia  demaiide  des  Autoritea 
OU  Adolinlatrations  publique!  et  sans  qu'il  y  ait  eu  recours  dee  intöress^a, 
relativement  k  l'ettimatioD  et  k  la  modification  de  la  ^aleur  dee  itnmeubiee, 
dee  loyors  et  des  impOts. 

35.  T<5nioipnage8  et  attcstatioiis  "fiiniels  afföreiits  h  la  caparit«^ 
HnuncitTP  de»  o^iirniitK,  ainüi  que  les  actes  relatifs  a  ia  verificatiou  da 
i'etat  de  leur  furtune. 

96.  Coupons  d*int^r6te  remie  ans  orpheline  par  rAdmintstratioii 
dei  Biena  des  OrpheUns,  et  lee  garantiea  libell^  daus  lee  Idanö-heudjdtis 
d^livrte  par  les  tribunaui  du  Cheri. 

87.  R^c«'pisst'>s  nfrörents  aux  peusioD«  alimentaires  servieH  par  les 
cait«j4e»  des  Biens  des  ürpbelius. 

38.  Actes  de  procutation  dea  inmigres,  dans  les  d^lais  d*exemption 
rdglementaires,  an  sqjet  des  immenbles  poss^de«  par  eux  dans  leur  paya 
d^origina. 
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39.  Actes  crevis  par  let^  Cai»t>e>i  de  retraite«  de  l'Ktat  et  retm.'.  aux 
fonetionnairM  en  ratraite,  aus  reuTes  «t  »ux  orphelios. 

40.  Ton«  mMbtttas  ne  portant  pas  dteidon  definitive,  relstifa  m 
ptiem«ni  d*ttiie  penrion  aux  fonetaoimairM  eo  ntnita  ov  en  disponUnlitf, 
nux  veuvm  et  aus  orphelii»,  pwr  Iw  Gaisses  d«  retraiteü  et  de  disponibilite 
du  (l'Mivornpmpnt:  ninz.batas  portant  d^cieion  däfinitiTe  da  pftiement  d'un« 

peiibiuu  de  pia-^trcs         u»  mnins. 

41.  Masbata-H  relatils  ä  i'allucution  de  secours  aux  fouctionnaire- 
nteeRsiteux  qui  n*ont  pe«  droit  k  la  retivite  on  aux  familleB  dei  eniploye> 
d<o6d^  dans  Tindigenoe. 

42.  Tous  aetes  fournis  par  les  militMre«,  jiwqu'au  grade  de  aergantp 
miyor,  qui  se  trouvent  sous  le>  drapeaux,  ou  qui,  <(taot  soldat«,  n'ont  pa« 

encore  f'tf>  ajipeles  sous  les  armes,  ainsi  que  par  ceux  «pii  sont  licenni  -, 
verM'-"-  ii  la  roerse  ou  i\m  sont  en  congo.  rclativenient  i\  leurs  affair«-« 
müitaircs  ou  ä  leur  sulde:  acte»  cr^es  par  ie?^  Auloritos  uu  Administratioiiii 
publiques  ))our  les  mdmes  militaires  et  leo  mdme«  oljjettt;  aetes  relatife 
sux  pensions  des  venTes  et  oipbelins  des  militaires  de  ces  oat^gories  qui 
seraient  d^c^^;  heudjets  (^tabliKKant  la  capacit*-  successorale  deti  heritiers 
militairos  döcödf^s  sous  les  armes;  rei|uete>  adre>M'es  par  cpux  ijui  voulent 
hervir  dan.s  TariUBe  en  qualite  de  volontair&s  aiiisi  que  ie>  uctes  relatifs 
aux  Operations  nfoeMdt^  par  cei«  requetes. 

43.  Bequdtes  adressä«H  pour  affaires  priTee>  par  les  militaires  jus- 
qa*aa  grade  de  sergwit-m^jor,  se  tronvant  sous  les  drapeaux. 

44.  Ilmotthabers,  certifioats,  atteatationB  et  d<dat»tione  ddliTrt's 
ans  militaires  jusqu^an  grade  de  eergeni-migor. 

45.  H>  <  US  dos  Pofltes  relfttife  h  des  d^pöt«  d'aigent,  effeetu^  per 
00  pour  des  militaires  en  campagne. 

4H.  Actis  relatifs  anx  op(^raf Ions  Ho  Trf'sorie  Inf ervenues  eiitre  lf> 
Administratioiih  de  l'Empire  Ottoman  et  la  Hanque  Impenaie  Ottomane; 
tow  aetes  et  avia  crä^  par  cette  Banque  pour  le  compte  de  TEtat^ 
banknotes  et  aetions  de  ladite  Banqoe. 

47.  Actes  indiqnös  dans  l*Art  6  du  Gahier  des  Cbaigee  de  PAd- 
ministratioQ  de  la  Rögie  Co^InU^ressee  d«e  T»bac8  de  l'Empire  Ottoman. 

48.  Actes  indifiues  d.ins  l'Art.  27  du  Gbhier  des  Charge«  de  1» 
Sooic*t*>  des  OhoniiriH  de  fer  Orimtatix. 

41).  Actione  et  obligatiuns  e.xenipleeti  du  droit  de  timbre  par  l^  iruiaa 
Imperial. 

60.  Takrirs,  ilmouhabers,  avis  et  «tret  acte*  offidels  revdtus  du 
sceau  Ott  de  la  signatore  des  Ambassades,  Consulata  et  autrea  Autorit^ 
ou  Administrations  ofHcielles  des  Puissances  ^trang^ree. 

Actes  p.'iss.'s  par  les  ]tarticulier8  par  devant  les  Ambassades 

et  Consiiliits  des  Puissancos  i  tranpcres  oii  r<M  Ufi  pur  les  dits  Anib:i'<sadi's 
et  Cünsulat,s,  et  non  preseiitcs  aux  Administratiuns  de  TEmpirc  Ottoman. 


uiyiii^uü  Oy  Google 


WiLBBuc  Pasbl:  Tftrkei. 


2801 


62.  Tons  rec^us,  quittancea  et  d^arges,  bülotl  d«  vüyaguurs,  bnl- 
letiiM  de  bagagefl  propree  am  vojegeun,  eomptet  et  faotane,  donnte 
pour  nne  somtne  de  piaetree  40  ou  au-dessous,  en  principal. 

Les  quittences  indiqut'os  duns  les  articles  relatifs  anz  aMunDoee 
et  dans  TArt.  74,  ne  beneficient  pas  de  cello  exemption. 

68.  Tous  actes  et  Berits,  relatifs  ä  des  transports  duimant  lieu  h  la 
perception  d*im  priz  de  piastreB  6  et  au-denoai. 

54.  Qoittances  d^vr^es  par  les  Compagmee  de  traosport  ou  lenra 
agem  cs  pour  i)rix  du  trnnsitort  dp  inilitaires,  d'ötudiants  des  M^idressög 
ou  d'aiitres  pentoniieK,  dv  num<'r:iircs  ot  d'objets,  eifectuö  Sur  la  demande 
des  AutoriteH  ou  Adtuiaistnitiuus  publiques. 

66.  QuittaDoee  donn^  sous  qaelque  forme  qne  oe  eoit,  indiquanfc 
la  rteeption  d*effets  de  oommeroe  devant  dtre  nägodte,  accepttfa  on 
enoaissi's. 

56.  Mandats- poste,  et  les  pe<,'ii8  qui  s'v  rapportont. 

57.  Quittunces  dnnneeü  siir  les  registres  des  Aiiministraliona  jjus- 
tales  par  les  destluatuiret;. 

68.  Becoa  dee  postes  pour  exp^tions  Ii  P^tranger  de  lettre«  et 
objeta  reoommand^. 

59.  Retnis  ot  quitt anccs  domn^s  contre  restitution  de  fonde,  titrM 
et  objets  dpposös  dans  les  Administrations  ijublicpies. 

60.  Keyus  et  coinptes  des  bureaux  executifs  dünnes  ii  roccasion 
de  recoiiTrenieiits  effeetu^  nir  Fobjet  des  jugemeots  rendus. 

61.  Gamets  dee  Cleves  des  ^lea  des  Arts  et  IC^tiers,  et  re^ 
d^ÜTr^s  contre  paiement  des  pendoiis  qni  leur  soiit  serriea. 

fi2.  (^iiittanccjä  de  secours  arrordt^s  nux  indigents,  aux  f^cnles,  aux 
et ablissetiierits  relitni-ux  ot  de  bienfaisam  c,  et  rerus  relatifs  iiux  ration 
accordees  aux  Hademc-i-Evkaf  (desHervunts  iles  etaltlisseiiieiits  vakO,  ainsi 
qtie  les  eamets  destin^s  h  leun  inaoriptioiiB. 

63.  D^dantions  indiqu^  daas  l*Art.  66. 

64.  Avis  des  .Autoriit  s  ou  AdmüiistralioDs  publique«  neconeemant 

pas  lee  intert'ts  dos  particuliers. 

65.  Plac-ard.s  des  Compagnies  d^assurances,  jiort&ut  leur  num  oa 
leur  marque,  et  apposes  sur  les  immeubles  a^iKur^s;  tableaax  drexH^s  sur 
dee  matifere«  antree  qae  le  papier  et  le  cartoo,  affidite  par  les  Oompagnies 
de  navigation  a  va|)eur  sur  les  bateaux  ou  aux  aburds  des  ecbellcs,  et 
]iortant  indication  d''  Thoraire  des  bateattz  et  dösignation  des  echellse 
que  ceiix-<»i  doi\eiit  toucher. 

66.  AlmanaeliN  de  pocbe  publice  par  les  imprimeurs  et  edileurs; 
guides  des  vurageurs,  calendriers  ne  portamt  ancnne  rtfdame;  aTis  dee 
Etablissements  de  bienlainnce  et  seolaires;  cartes  portant  la  simple  indi- 
cwlion  du  nora,  de  la  profession  et  du  domicile. 

BT.  Li'-tps  portr-ps  <nr  la  couverture  do«  livres  et  brocburcs,  indi- 
quant  les  oiivrages  de  l'aiitour  oii  neux  qui  existent  chee  rimpriineur; 
adresses,  aviK  et  prospeotus  plac^s  ou  co1I<^k  nur  objetn  de  toutes  sortes 
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mii  en  v«iittt,  oo  «ar  leurs  conteoants  toi«  qu«:  boltos,  flaoons  et  paqueto: 
tou  vrw  aar  feuUles  volsutes  enveloppani  lendits  oligets. 

ns.  Annufice^  iii»>  r('>es  ilan«  Iw  jottmMX  pour  des  objet«  perdus 
uu  duiis  un  but  de  bienfnisance. 

69.  Menüs  et  cartus  de  boissou»  dee  restaurant«  et  hMftbi. 

70.  TesakiM-OnmaiiM  (certificais  de  nataonalit^  oitomane)  dAiwti» 
gratuitenient. 

71.  Soiirets.  serj^his  et  seiiediit-i-niali^onssii  nriloiimiiiromeiits)  do- 
Jivres  |iour  sumines  diies  pur  les  Autorite^h  ou  Adiiiiiii.slration>  publique». 

72.  TerdjuDie-i-hal-varakalari  (etaU  de  servic-es  des  fonctiouii»ire>, 
er^H  avant  le  13  Djouma-delooula  1S04,  et  actt-^  y  uiuwx^ 

73.  n^cee  aocompagnaot  les  demaodee  de  oong^  lea  letlraa  d« 
df'inission,  de  miHe  k  la  retraitoi  en  conatitutioii  d*iuie  pennon  aus  famiUes 
defi  foiictioiinHirp<  d»>f  i  (ir< 

74.  A<•t^?s  di-livro.  en  viit;  d  asHurer  l«-,--  iiiter»-ts  oi  le.s  t)|>eratioufi 
douanierti,  par  le^  fouctioiinairei>  coiupetento,  pour  objet»  trai]»bordös  ou 
traDsport^B  d*ane  donane  h  une  autre,  ou  d'une  äehelle  h  uoe  autre«  ou 
embarqu^  bord  de»  tmvireN  ou  d^barqu^  des  navires,  daos  Pintörienr 
d'un  ]>ort  oii  d'uii  rordou  douanier,  ou  pour  objet-  exi)odipN  d'un  point 
ou  il  n^existe  ]>;lk  de  doiiane  ä  la  douano  du  Heu  de  destiiiation. 

7ö.  Traductiuiitv  portt*e»>  »>ur  acte»«  cr^es  eu  lauguei»  autres  quc  la 
langue  turque  et  präsente  aux  Antorit^s  oo  Adminisirations  pobliqueK. 
ainn  que  Celles  annex^eH  k  oee  actes. 

76.  Certiricat.s  de  denombrement,  de  verificatioii,  et  pemiis  frac- 
tioniiüirt's  do  oirculution  des  nioittoti'.  et  ^luiuiaux  doinest)<iue.>^. 

77.  Tezkere.i>  de  gardieiiiiu^e,  rt)mi>>  aiix  c'irdieiis  des  villago-^. 

78.  Piöceb  relatives  aux  iuhuuiatioiih  et  uux  frais  d'inbumation. 

79.  EndossemeDts,  «ocepiations,  »Tal«  et  acquiu,  port^  sur  les 
effets  nä|{ociablcs  oa  de  commerce,  ainsi  qoe  aur  les  aotea  ei  Berits  in* 
diqu^s  aux  N<»  38  et  39  du  Tarif  du  Droit  Fixe. 

80.  Inscriptions  ]»ortt''*»s  mit  le.^  caniet.'.  de  »oinido-rrouranfs. 

81.  Happortti  et  bilaiis  publies  pur  ie»i  Socieies  a  l^occaMun  de 
leurs  AsKembUes  Oto^rale«. 

82.  Journaux:  publioations  traitant  de  mati^re«  sdentifiqnes,  litte» 
raireh  ou  artistiqnos. 

83.  Testament-  relatif-  u  urip  somme  jiis(ju>  10(J0  pia>tro-s. 

84.  Bordereaux  relatifh  aux  cuupouK  d'actiouM  et  obii|;atiutiK  mi«>eii 
€u  dejiöt. 

86.  Ordre»  des  Auiorit^  ou  Administratioiia  publiqueit  tmojw 
aux  Oompagnies  et  agences^  ainsi  que  tous  ordres  drem^  par  les  Com- 

pagnioK  et  afi^ence-s  relativement  h  leur  service  int^rieur. 

86.  Rt'])onses  öcrites  par  do  ]>arli<  iiliers'  sur  questions  et  demandes 
d'explicationb  adresi>ees  par  les  Autoritt-s  ou  Administration s  piibliqufs. 

87.  AsRuranoes  pour  truiHports  contractöes  pour  une  jirime  de 
piastres  5  ou  au-deasous. 
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88.  Billete  de  th^Atre,  de  oonoert  et  de  bsi,  dont  le  prix  eat  au- 

deMou«!  de  20  piastre-s,  a\m\  que  ceux  dont  b^n^deni  les  öcoles  et  les 
etftbliBsements  religieux  et  de  bienfaisance. 

« 

TITKE  IV. 
DU  MODE  DB  PAIEMBKT  DU  DBOET  DB  TIMBRE. 

CHAPITBK  I. 
Des  Timbres  mobiles. 

Art.  28.  —  Lo«  tiinbres  mobiles,  dont  les  sp<'ciiiioiis  sunt  portt  !; 
en  uunexe,  seront  einplojes  pour  le  paieiiuMit  du  droit  de  tirnbre  du  puur 
touB  acte«,  öcritB  et  avis,  autres  que  ceux  au  sujet  desquelb  un  mode 
difftfrant  de  paiement  Mira  6t6  autorisö  par  U  präsente  Loi. 

D  eet  pennis  dTappneer  plaeieun  timbree  de  la  eatägorie  prtfvue, 
et  d*ane  valeur  totale  ögale  Ii  la  qnotit^  da  droit  applicable  k  ces  actes, 

äcritfi  et  avift. 

firoit  df  tiuibre  ujjplicable  aus  actes,  »'crith  et  avis  ;i>siijptti-  mi 
droit  üxe,  sem  ucquitte  au  inoyen  de  l'appdsition  des  tiiubr-'s  du  dtun  umj. 

Le  droit  applicable  aux  uctos  et  errits,  tsuumit»  au  dioit  pro- 
portioiinel,  aera  acqmttö  au  moycii  de  l  appoKition  des  timbree  du  droit 
proportioiioel. 

Art.  S9.  —  Lee  timbree  mobiles  aeront  apposäe  au  moment  de  la 

crtetion  des  act^'s  et  ^crite. 

Iis  seront  obliteres,  par  Iii  date  «t  1»  signature  oii  bieii  par  la  date 
et  le  cncliel,  eri  cuuforiiiitf"  des  niudrlcs  annexe**  ;i  la  itresente  Loi. 

L'no  partie  de  la  date  et  du  cachet  ou  une  partie  de  la  date  et 
de  la  signature,  sera  purtpe  sur  les  aotes  et  eorit«;  l'autre  partie  sem 
portte  snr  les  timbree. 

En  oas  d'apposition  de  plnsieun  timbres  sur  les  nctes  et  Berits,  les 
titnbreH  deyfOBi  dtre  colles  separement  lee  UM  des  autres;  mais  obaque 
deux  timbres  poiirrotit  etre  oblitöres  au  mojOD  d'une  data  Ott  d'an  caohet, 

ou  d'uiie  dato  ot  d'uiie  si^'iiatur«. 

Lea  timbres  appuscs  sur  les  actes  et  ecnts  cree^  par  les  Sucietej», 
Banquee  et  Btablissements  commerciaux,  |)ourront  6tre  oblit^res  au  moyen 
de  la  griffe  b  date,  ea  usage  dans  ees  Sooiöt^s,  Banques  et  BtabUssementü. 
Si  la  griffe  ne  oontieiit  que  le  nom,  la  date  devra  ausai  htre  port^e  sur 
les  timbres. 

Art.  30.  —  Les  timbres  qui  doiverit  <  tre  apposen  sur  les  notps  et 
ecnt.s  vciiant  des  pays  etraiigers  ou  des  bicaliles  de  l'Empire  ou  la  pre- 
sente  Loi  n'est  pas  en  vigueur,  seront  appoe^b  et  oblitereti,  coufoimdmetit 
k  TArt  29  par  oeux  qoi  sont  tenus,  en  vertu  des  Art.  6  et  12,  d'nequttter 
Je  droit  de  timbre. 
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GeMtzgebung. 


CHAPmtB  n. 

Du  Tiwfcriga  k  I^CxlratnlNirt. 

Art.  Sl.  —  Le  droit  de  timbre  apfdicable  nux  acte«,  öcrite  et 
a\  i!>  ci-upn's  i''num(^r(^s.  pfiit  rtre  aequittt>  au  moyen  du  timbiBg«  Ik  raxtn- 

ordiniiiro.  en  rf-mplacenipiit  dis  timbres  mobiles. 

1.  V^uittuiices,  rei,-ub  et  (it-chargos. 

2.  Cheques;  lettres  lie  chaiige  pavablet»  u  vue. 

3.  Bordereaux  de  commerce  et  de  Bonne. 

4.  Fnetures 

5.  Coniptes:  ComiiteK-cDiiraiits  et  oarnet.s  de  Coinptes-OOttrsiltB. 

6.  ( 'ortificats  de  d<''|iöt  et  bnris  de  Caicae. 

7.  Actes  relatifs  u  tous  traiispurts. 

8.  Billete  de  bei,  de  oonoerk  et  de  thä&tre. 

9.  Avenant«  d^aasunmce«  mentionntfs  au  49  dn  tatit  des 
Droits  fixe-«. 

10.  Avis  dp  toiit-s  sortes. 

11.  H*>yiNlre8  indiijues  au  N«  34  du  Tarif  de-  Droit>  fixe^. 

12.  Actes  et  ^critN  ^oumi^  a  un  droit  de  tiiubre  au-de.<^^>u^  de 
lüOO  piaetreo. 

Art.  dli.  —  Lea  estampilles  da  timbrage  k  reztraoidinaire  eeront 
appliqu^ON  en  ronge  pottr  lea  quotit^  de  2,  6,  10  et  20  paraa;  en  bleu, 
fiour  celleH  au-deeaua  de  20  paraa. 

Le  droit  applicable  aux  piecns  qni  seront  aomniaes  an  timbrage  k 

rextnordiiuiire.  sera  payö  au  comptant  et  cuntre  iine  remise  de  6^/^ 

il-  rnjuidos  ponr  le  titnbrütjf»  l'pxtraordiiiaire  seront  pn^fsent^es 
tt  l'AdmiiiiHtratioii  Centrale  des  Kovoaus  Concodes  a  la  Dctte  Publique 
Ottomone,  aur  bordereuux  foumi>i  hhok  fruit«  par  cette  Adminixtrationa;  ces 
bordereaox  devront  6tre  tirabr^  eonformdmeiit  au  N<»  107  du  Tarif  des 
Droita  fixea. 

Art.  H3.  —  Le  paiement  dea  droita  de  timbre  effectue  par  les 
Sui-it-tt's  et  Cotiipagiiies  d'assuninces  dnn-  1"^  coiiditions  indiqut-es 
V.\ri.  seni  eoiistate  au  nioven  d'nn*»  friff''  spfciale  ti  l'encre  gra.'^-e 
app'<sf>e  par  l'AdiiiiaiHtration  Centrale  de  la  Dette  Publique  Ottomane, 
aar  lee  poKeea  et  actea  de  mdme  nature  avee  la  mention  «Lea  ditrita  de 
timbre  ont  ^t^  vera^  par  la  Soei^t^". 

Le  droit  de  timbre  applicable  aax  aetiona  et  obligationa  indiqaee» 

aux  Art.  21  - 1        r>t  t^iiiisfs.  snit  dana  rEm|iirc;  Koit  b  l*fitranger,  aera 

])Orcu  par  le  tuubniLre  k  l'»»\t i üordiiiaire  oii  l.i  di^Iivmiiop  de  quittniio's 
par  l'.\dinini8tralion  Centrale  de  la  Dette  Publique,  saus  qu'il  soit  appMi.e 
dea  timbrea  mobiles. 

Dana  le  caa  oii  ce  droit  eerait  per«,u  par  la  dölivrance  de  quittances. 
cette  perception  sera  annoncäe  par  cette  Administration,  dans  les  joamanx 
de  la  Oapitale. 
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Le  droit  dü  par  application  de  VAit  26  pmit  dtra  p«rQu  ma  moy«!! 
du  timbrag»  k  rtxtmordinaüre. 

CHAi-rriU';  m. 

Dispositions  speciales  aux  avis. 

Art.  H4.  —  T,es  avis  non  Hssujettis  mu  droit  anmie!  seront,  ou 
puurvus  de  timbres  mobiles,  ou  timbres  par  l  Adtuiiiistratiun  Centrale 
des  Bevenns.  OonoM^  k  Ja  Detle  Publique  Ottomue. 

Ein  eu  d'emploi  de  timbres  mobiles,  oeux-oi  seront  i^poste  con- 
form^ment  h  VArt.  29.  Us  seront  oblit^r^s  d'apr^  les  dispositioiis  de  cet 
article  ou  par  rimpreä.sion,  .sur  les  timbres;,  du  texte  de  Tavis. 

Art.  Hö.  —  Prc)»lahlcmcnt  a  rexposition  des  avis  assujetti»  au  droit 
aunuel  daii'i  los  lioiix  piililios,  pur  lonr  iiisf ription,  su'jpension,  apposition 
ou  par  tout  autre  motte,  les  peri^ounes  (jui  fout  exposer  cet^  avis  devroat 
s^adresser  h  ^Administration  de  la  Dette  Publique  et  payer  les  droits 
preecrits.  Qnant  aux  avis  qui  resteront  expos^  aprte  Texpirfttion  de 
rannte  financi^re,  lesdites  personnes  seront  tenues.  au  debut  de  l'annee 
financiJfre  suivante,  df  paypr  d"  nouv»»au  le  droit  de  tiinbre.  Los  frac- 
tioDs  d  une  anritte  sf^roiit  cnn^idcreos  commc  iine  aiinf'c  ontierp.  Le  droit 
pröcite  hcra  perru  »eulemeiil  au  iiioyen  de  la  di  livraiice  dt.*  reyus. 

Le  d^laoement  desdits  «vis  ayant  d^ja  acquitti  le  droit  de  timbre, 
n*entrafne  pas  la  pereepticm  d'on  nouveau  droit.  Toutefois,  oenz  qni  les 
f<int  exposer,  sont  tenus  d'informer  de  co  d^placement  l'Administration 
de  la  Dette  Publique.  Faute  de  ce  faire,  ils  seront  tenus  de  payer  de 
uouveau  le  droit. 

Art.  —  LcK  persoiifie.H  (jui  foiit  oxposor  des  avis  a.tsujettis  au 
droit  annuel,  devront,  avaiit  J^tcquittement  du  droit,  r^diger  eu  double 
exemplaire,  et  prisenter  h  rAdnuiristration  de  la  Dette  Publique,  nne 
d^daration  indiquant: 

1.  Le  contenu,  la  forme  et  la  snperficie  en  nitre  eanrfe  ou  d6ci- 
raitres  earr^s  de  l'avis. 

2.  Le  nombre  des  ('Xeinplairo> 

3.  Lcfi  nuui,  pr6nom,  profeüsiuii  et  dontioile  de  la  personne  qui  fait 
exposer  cet  avis. 

4.  Lee  lieox  oii  ce  demier  droit  6tre  expoe6. 

L^un  des  exemplaires  prAdUls  sera  conserr^  par  TAdministration: 
Paatre,  sur  lequel  on  indiquera  le  montant  dn  droit  k  aoquitter,  sera, 
aprte  avoir        vis«'',  rpstituf  h  ladite  personue. 

(Voir  au  No  63  des  Exemptions.) 

Art.  37.  —  Los  iraprimeurs  et  ^diteurs  sont  tenus  de  se  faire 
remettre  et  de  cunserver  durant  le  d^lai  d'un  un,  rori£;iDal  des  annonce» 
qn'ils  instreroot  dane  les  jouniaux  et  dane  toutss  sortes  de  pnblications 
p6riodiqnes  ou  non  pAriodiques,  original  dont  le  timbre  sem  apposi  et 


2806 


üblit6r6  par  In  porioime  qui  fait  faire  cettf  iimertiDn.  Kii  re  qui  coneeriie 
leü  annoiu  «  !:  r^p^t^es,  la  date  de  la  derniire  aanonoe  conatituera  le  point 
de  d6part  de  ce  d6lai. 


TITHE  V. 
Santions  penales  et  attribiftions  det 
Art.  38.  —  Tuus  actes,  et  avis,  cr^hi  par  \es  Autorit^  uu  par  terita 
les  paiüciilient,  et  dont  le  droit  de  timbre  n'aardt  paa  HA  aoqaitti  «n  eoa- 
formitA  dei  dispomlaona  de  la  prfeente  Lot,  aeront  paaribles,  isdtpendam- 
ment  du  droit  de  timbre,  de  Tamaide  4tablie  oj-iq^: 
•  a)  Actes  Berits  et  avis  soumis  an  droit  fixe: 

Pour  un  droit  jusqu'h  2  paras  

ff  de  plus  de     2  pai*as  jut>qu'u  ö  parai> 


n 
« 

m 

n 
n 
n 


n 

t» 
» 

Tt 

n 
n 
n 
n 
n 
n 


n 
n 
» 


n 

n 
n 


10  „  . 
20    ,  . 

1  piastre 

2  piaatrea 

5  „ 
10  „ 
26 
50 
100 


n 
n 


Piaatrea 

75 
.  100 
.  160 
.  260 
.  30(t 
,  -itX) 
.  600 
.  600 
.  700 
.  800 
900 
.  1000 


de    6    M  II 
de   10  , 

de    20  , 
de      1  i)iji,slre  „ 
de     2  piaatrea  „ 
de  5 
de  10 
de  25 
de  .")<) 
de  KX) 

b)  Actes  ei     rits  Koumis  iiii  droit  proportionnel : 

6  piastreb  puur  cbaque  ItX)  piastres  de  la  somme  ^noucit-  dans  ces 
actes  et  Berits.  Lee  frMtions  aeront  oonaidAr^  eomme  100  piaatrea. 

Dana  le  oaa  dUnauffiaanoe  du  droit  de  timbre  dü  ponr  Ick  actes, 
rii'.  et  iivis  assujettis  an  droit  fixe,  raiiieiide  ind^peiidamnient  du  ilroit 
de  linibrH  r|Mi  riovrn  etre  complitö,  «era  peryue  seulenient  sur  lu  partie 
du  droit  iton  acquitt^e. 

Lea  amendea  tnconmea  poar  les  actea  et  ferite  eoumia  au  droit 
proportionnel  et  inauffieamment  timbr^B,  eeroui  oalcul^es  et  perguea  aur 
la  partie  ile  la  somme  qu'ils  ^iiuncoiit,  iioii  couverte  par  le  timbre,  eu 
conformite  de  la  proj^ression  iruliqu^o  h  I'Art.  11.  Toutefois,  la  totalit^ 
«Ins  tinibres  appi>s<^s  sur  losdits  aot>N  Pcrits  sera  consid^r^e  comme 
valablc  pour  t-ompleier  le  droit.  Kii  co  qui  couceriie  l'autende  des  actet 
dont  rasrojettinement  an  droit  proportionnel  eat  mentionnt  »ux  22 
et  64  da  Tarif  du  Droit  fixe,  il  eera  fnt  ^»plioation  dee  diapoaitiona 
relatives  aux  actes  souinis  an  droit  fixe. 

fniitmv'MitionH  aux  dispositions  coiioernaril  les  ussursincfs,  serotit 
pasMlilet«  d'une  ameiide  6gale  u  50  fois  le  montuut  du  droit  auquel  sout 
aj^äujetties  ces  assurances.  Dans  le  cae  d'innilfiaanoe  de  timbre,  'II  aera 
pergu  le  droit  de  timbre  complimentaire,  et  Tarnende  ne  sera  exig^e  qur 
sur  l'inhuOisance. 


uiyiiized  by  Google 


WiLUKLM  Fajibi.:  Türkei. 


2807 


Dans  !•  om  oü  le  drtüt  applicable  aux  acte«,  Acrits  et  avis.  aynot 
6t6  aequitt^,  les  timbre^  iie  horaient  pas  apposte  et  oblit^r^s  eii  conforinit^ 
des  prescriptions  I6^Mle'>.  il  sera  exi(:4  sur  ot^s  aotes.  (^i  rils  ft  uvin.  l'aiii-  ikIo 
rix6e  par  le  präsent  article,  suiis  perceptioii  nouvellt^  tiu  dniit  de  tiiiibre. 

Art.  39.  —  Daus  le  ca»  oü  les  timbre«  appliqu^  Nur  acte», 
icrits  et  avis,  6tant  appoai«  et  oblit^ris  conform^ment  a  la  Loi,  ue  aeraieiit 
pai  da  ^e  ipAcial  de  timbre  dont  ces  acten.  4crits  et  avis  doiveitt  6tre 
revStus,  le  porteur  devn»  y  apposfr  ot  ohlit^rer  des  tiuibres  diidit  type, 
d'nne  Taleur  6f{ale  au  10n>«  de  la  valeur  des  timbres  dout  Tappositiuti 
est  requine. 

Lefl  timbree  üiiii  iqtpu^s^s,  ne  «eront  pas  infftrieura  a  10  paras. 

Le  porieur  aura  le  droit  de  recourir,  potir  la  somme  qu*il  aum 
ainri  paj^c,  u  la  porsomiF-  l«V''demeiit  tonue  de  ructiuittement  du  droit. 

Art.  40.  —  L'amoinle  ihn-  pour  les  actes  et  «^rrits  sera  aci|iiif tt'.> 
pur  k'ur  ereateiir,  »«auf  daus  leh  (riu>  d^termiii^s  par  let>  artü'leh  (>p6eiau\ 
de  la  pr^seute  Loi. 

An  eai  oii  pluaieors  penoniies  seraient  reepoosables  de  Tamende. 
celle-ci,  cot^ointetnent  au  droit  de  timbre,  Hera  per^'ue  desditea  penomiett 
en  confonnit^  de  la  rf'^le  de  la  Garantie  tolidaire,  avec  recour«  entre 
ellefi  pour  les  part«  qui  lenr  iiicombent. 

Art.  41.  —  L'ameiide  duu  pour  cuulraveiitiuiis  atix  diopu^itioui»  de 
la  pr^nte  Loi  relatives  aux  e£feta  nögociableis  ou  de  oommerce  crMs 
danfl  l'Empire,  lera  perQue,  oonjointement  au  droit  de  timbre,  du  hou- 
«cripteur,  ou  conformömeDt  aux  priiicipes  de  la  garantie  solidaire,  du 
porteur,  de»  endoaaeura  et  de  l'acceptear,  tmuf  recourK  de  ceux-ei  nu 
loasriptenr. 

L'amende  due  pour  effets  u^gociablus  ou  de  cuiauiercc  cr^e»  » 
I'itvanger  ou  dana  les  localit6i  de  rEmpire  oü  la  pr6»eDte  Loi  D*eat  paK 
en  viguenr,  et  introduits  dans  celles  ou  oette  Loi  est  en  vigueur,  sera 

pcrrue.  conjointemeiit  aus  droit  de  tirabre,  de  la  perROiiiie  qui.  apri-* 
cette  iiitroduction,  aura,  la  prelni^^e,  aeoept^.  n^L'ori^,  aoiiuitt^.  oii  ctnployi' 
d^aue  autre  mani^re  ceo  effets,  ou  bien,  coiifonneuieut  au  principe  de  la 
garantie  solidaire,  du  porteur  et  de  ceoz  qui,  postMenrement  h  cette 
indrodnction,  auront  ao(Mpt4,  endoM^  ou  aoquitt^  ees  demiers,  sauf  reeours 
Ii  ladite  perMonne. 

Dans  !o  '-ns  ou  les  lettros  dr  L'hiUipt'  cr^^'os  daiis  PKinpin'  '  t  nnn 
revctues  de  tiiiil»rcs  oii  insufli>!iniiih'iit  tjinbr^'es.  i»u  iMH-or«'  dont  tiuibre 
ii'est  pas  appofee  et  obliter^  en  confurtuit6  de  la  Loi,  semieiit  pr6suut4es 
h  rAÄninietration  de  la  Dette  Publique  Ottomane  par  le  souncripteur  ou 
par  le  porteur  avaat  leur  aooeptation,  endosseinent  ou  acquittement,  ces 
Ifttre.**  de  change  seront  r^irularis^cs  moyeniiatit  la  perception  par  ladite 
Adinitiistrution  du  triple  du  droit  K').,'ali'm>'iit  prevu  pour  ces  actes,  du 
souscripteur,  ou  du  porteur,  oauf  recours  de  cflui-n  au  souscripteur.  Ces 
letires  de  cbange  ne  seront  paa  d^cbue«  du  privil^ge  de  la  garantie 
solidaire. 
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Ali.  48.  —  Ijes  Soei^Ms  qui,  dans  le  d^lai  de  trois  moia  Ii  putir 
de  leitr  ooniitatution.  ou  de  la  dato      laquelle  la  proloDgatioo  da  Itnr 

durfte  Ost  Hrrrii'e.  n'auraient  pas  arrjuitt»^  \f  droit  de  timbrr  affj'ront  Ji 
leurs  actious  seront  ai>treintes,  indcpendaiuuieut  du  paieiuent  dudit  droit, 
h  Qne  ammidt  ^gale  b  trois  pour  eent  de  Is  valeor  nominale  de  cei 
actiono.  Cetle  disposition  est  applicable  anx  obligations  dont  le  droit 
'I  '  tiinbre  ii'itum  pas  etn  acquitt^  dann  un  d^lai  de  trois  mois  partir 
de  la  dutp  df>  loiir  i  rr-;ition,  ou  de  ooUe  de  l'^ehäance  indiqate  au  pai*- 

gra]iiio  (l'Tiiicr  do  l'Art.  2H. 

Art.  4H.  -  Dans  ie  cjis  ou  l'on  ni-j^ocierait  des  titres  d  eniprufit«, 
at-tiuiib  et  obligatiuti8  ötraiigers,  doiit  le  tiuibre  n'aurait  pas  ete  aequitte 
en  conformit^  de«  dispositions  de  l'Art.  26,  il  sera  peryu  nne  amende  de 
5^/«  de  la  valeur  nominale,  ou  ri  eelle^i  n*e»t  pae  oonnae,  de  U  Talenr 
sur  la  (dnco.  dosdits  titres  d'empmnts,  aotions  et  obligations. 

("ette  .iiiiciidf»  ne  sera  pas  ififf'rioure  ;>  200  j>ir\strf"^  jiour  chaqne 
Operation  de  ventt».  Klle  jtourra  Hn;  perrue  en  totaiite  du  vendeur  ou 
de  Tacheteur,  häuf  recours  entre  eux  pour  la  moitie. 

Ali.  44.  —  L*amende  due  pour  lee  «vii  en  ocmtnivention  anx  die* 
potfitious  du  Chapitre  III  du  Titra  IV»  sera,  copjointemMit  an  droit  de 
timhre,  pervue  de  ceux  qui  les  font  distribuer  ou  exposer,  quelle  qne 
soit  In  ppr>ioiitip  mu  nnnt  et  pour  ooTOpte  de  qui  oette  distribution  ou 
ceHo  '"xposition  f-t  f:<it<*. 

(^uei  que  soit  le  uouibre  des  exeiuplaireü  d'aviK  eit  contraveniioo 
»•aiMi  par  les  fonetionnaireft  comitctentK,  l'aniende  ne  eera  per^'ue,  pour 
chaque  8ai«de,  que  sur  10  exemplairee.  Les  autres  eeront  restitute  aprta 
perc^tion  du  droit  de  timbre. 

Les  amende«  encourues  du  clipf  du  droit  de  timbre,  ponrannonce« 
in^-f^n'-es  dans  los  joiirnnux  et  les  piiblicationa  p^riodiques  «u  non  pf^riodi- 
ques,  seront  peryues,  coigointement  au  droit  de  timbre,  souieniont  des 
directeurs  des  journaux,  dw  editeurs  et  impriuieuTH  deodites  publicationM, 
qui  ne  se  seront  pas  lait  remettre  et  qni  n'euront  pas  oonserv^,  en  eon> 
fonnitö  de  TArt.  37,  un  exeniplaire  timbr6  de  ces  annonc-i  s.  ou  qui  Tau- 
raient  a<-<>ept^'  avec  nti  tini>)re  itistiffisant  ou  avec  nn  timbre  qui  ne  serait 
pas  aiqn)--*^  et  iiblitf-r^'  i-<aifiiriiiriiient  ii  la  Loi. 

Toutefdi-.  et  seiilenteiit  |)tHir  le  droit  dv  tiiultre,  Ihn  directt-urs  de 
Journaux,  ^diteurs  et  iniprimeurs,  auront  un  droit  de  rccours  contre  les 
auteurs  des  annonce«. 

Art.  46.  —  L'abandon  feit  par  leur  porteur,  des  acte«,  4erits  et 
aviH  pour  lesquels  une  amende  est  doe,  ne  oonstitae  pas  un  obstade  k 
la  pereeptiou  de  eotte  amende. 

La  qudtitt-  ile  Tarnende  encaiMi6e  tieru  inKcrite  sur  les  timbre«  appoc^ 
pour  la  perception  du  droit. 

Ces  timbres  seront  oblit^r^n  au  moyen  de  la  date  et  du  caohet 
ofticiel  de  la  Gaitise  de  TAdministration  qui  aur«  feit  oet  enoaissetnent- 
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Art.  46.  —  Ti)u>  pr»'<ideiit>  et  meniKre-  <le^  tribunaux  et  poiiseils. 
et  autre»  fonctionnaircH  de  l'Ktat,  .soiil  tenus  d  o.xiger  le  droit  de  timbre 
et  JeN  amendes  idict^e«  par  ies  diopositioiiN  de  la  pr^ente  Loi.  * 

An  ct8  oü  Im  uuendeB  aendeot  aoqnitt^es  VolontainineDt,  die» 
«eront  Terato  ä  1»  Cham«  de  fAdniinistratimis  dont  cea  fonctioiinaireR 
rel^reiit,  pnur  t  tre  p!i>s^es  en  reoett««.  Dans  le  ca«  eontndre,  ü  8eraproe6d6 
confortii^ment  au  Titre  VII. 

Art.  47.  —  Tous  fouctiuunaire»  qui  auraieut  duiui6  suite  MX  utttw^ 
toits  et  avie  en  oontnTenticn  ^  la  pttonta  Loi,  sans  remplir  l'obligation 
dötennin^  par  l'arlide  prioMent,  leront  panible  d'ane  amende  ^ale  b 
Celle  ^dict6e  par  la  Loi  puur  coh  actes,  ('crits  et  avia,  et  per^ne  en  oon- 
formit^  du  deuxit»me  paragrapbe  de  l'Art.  40. 

En  ee  qui  CDncerne  les  piAces  dresst-^s  par  les  fonctioiuiirps.  fu 
contraventiua  aux  dispositiuus  de  la  pr<^sente  Lui,  le  druit  de  timbre  sem 
aoqaittC  par  le  oontribuable,  et  Tamende  aera  pergae  dee  fonetaoiuiaires. 

Art.  48.  —  Lee  aotea  indiqitfe  aux  N<»  58«  64  et  66  du  Tarif  du  ■ 
Droit  fixe,  et  remis  aux  Autorit^  oii  Administrations  publiques,  ne  seront 
pa«  at'cept^s  s'ils  sonf  d^poiirvns  du  timbr?',  ou  si  le  timbre  qu'ils  porteiit 
e«t  insuüisaut  ou  appo^t'  d'une  maiiiere  iioii  conforme  aux  dispoäitiuns 
de  l*Art  29. 

Cbaoan  dee  fonetionnaires  qui  )ea  auront  acceptte  ou  qui  y  auront 

donn6  Buite,  aera  passible  d'une  amende  d'une  demi  livre  turque.  Les 
aignatairos  de  ces  actes  n'auroiit  pns  U  ^nh\r  d'amende. 

Si  le  timbre  auqui  l  soiit  assujettis  ces  actes  est  appos^,  San«  etre 
tuutefois  oblit^'r6  eu  cuuiuraiiK'  de  la  Loi,  le  fouctioQuaire  qui  les  aura 
regus,  derra.  compl£ter  oette  formaliti  od  oblit^rant  le  timbre  avee  le 
cadiet  offieid. 

Art  49.  —  Appartiendront  aus  tribunaux,  et  pa.ss6.s  suivaDt  la 
rf-gle  en  roeettcs,  les  ameiules  ii  peroevoir  des  aott-s,  ^^erits  et  avis  reln- 
tifs  a  de.s  coiitestations  port^es  devant  les  tribunaux  et  dont  l'irr^gulaht^, 
an  point  de  vue  du  droit  de  timbre,  aura  6t6  relev^e  par  oeux-d. 

Lea  amendea  perynea  par  lea  bnreaux  exieutifa  en  vertu  d*un 
memomDdnm,  ou  d*un  jogement  rendu  sur  Opposition,  ainsi  que  Celles 
^dift^es  par  les  artieics  4  ot  5,  appartiendront  ii  rAdmimatration  de  la 
Üette  Publique  qui  le^  portera  egaleuient  en  recettes. 

Art.  öO.  —  Le  porteur  dWtes,  Berits  et  avis  en  contravention  a 
la  pcteente  Loi,  non  raqponeable  dea  amendea  exigibloa  mu  oea  pi^oea, 
amra  droit,  a*il  lea  remet  on  lea  lait  panrenir  k  PAdminiatration  de  la 
Dette  Publique,  b  la  moiti£  de  Tarnende  qui  sera  encains^e. 

Si  toutefois  la  possession  dos^dits  actes.  f'orits  et  avis  fst  due  h  un 
iait  prohib^  par  la  Loi,  tal  qu'un  vol.  une  contraintc,  une  agretision  et 
an  abna  de  oonfiance,  il  ne  sera  pas  vers^  de  prime  de  d^Dondatiim. 

Art  51.  —  Si  la  remiae  totde  on  partielle  de  Tarnende  enooume 
pour  timbre  est  dcniaiid6e  par  le  d^biteur  de  oette  amende,  aana  qne  le 
bien  fond4  de  oelle«d  aoit  eonteat6  et  arant  qu'nne  aentenee  aoit  inter- 
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vmi*-,  et  si  In  quotit^        l'unioiulo  iio  d/^pnss»'  jms  HXK)  piastres.  TAd 
niiiiifitrHtion  Centrale  dei«  iieveiius  CoQc6d^  a  Iii  Dette  Publique  pourr» 
»ttjituer  Bur  cette  duuiaiide. 

Ponr  lee  sommes  d^paanuit  cette  quotitA,  le  "JMaor  Impiiiel  agin 
eil  conformitö  de  la  proo£dare  g^u^nlttinent  lairie. 

TITKE  VI. 
TiEBinCATIONS  BT  SUBVSILLiHCB. 

Art.  62.  —  En  vue  d'assuror  la  pereoption,  conforin^ment  a  la  Loi, 
du  droit  de  timl»r<'.  rAdininistratioti  d<'s  Ücxfmis  Cotic<^d<'s  ti  ia  Dette 
Puldifjue  H  l;t  faciilK^  d'i^ff«M'ttier,  mi\  epoqiie«  qui  lui  pHraitmnt  les  pliiN 
<»pportunes.  dos  v^riticaliuus  diuis  les  bureaux  des  Soci^töb  anonyiuea  et 
toutes  autres  Sooiitfe  conatituie«  par  aetions,  aiiwi  que  dana  leun  tuc- 
cunaiea. 

Les  fonctionnaire«  cbarg^s  de  cette  v^riflcation  aeront  choiaii  par 

l'Administnition  parmi  p«>iix  rt^'uninsaiit  les  (iualite>=  requi^ps 

Les  ageiitii  qui,  iiu  t-mirs  des  v^rificatimis,  outrcpassciit  leurs  aliri- 
hutioii8,  coiisistant  uniqucment  U  assurer  lu  peroepiion  du  revenu  du 
timbre,  et  en  (ont  un  emploi  abuaif,  aeront  puDia  admioiitrativenieiii,  et 
encourront,  en  meme  temps,  les  peinea  Miet^ea  par  TArt.  106  da  Code  P^niU. 

Art.  a^.  —  TiPs  v^rificatioiis  U  effectiior  dana  l(>s  Administration^ 
puldi<nn>  du  chef  du  droit  de  timbre,  inc<)n>V"Toiit  mi  Ministöre  des 
Füianci's  (|ui  y  proc^dera  par  l'iiiteroi^diaire  d'un  in^pecteur. 

Art  64.  —  Lea  T^rificationa  mantioon^ea  aux  Art.  62  «t  58  ne 
pourront  avoir  lieu  ni  le«  joura  officiela  et  ftrite,  m  aox  heurea  peodaot 
iesquelleR  lea  Admüiistrations  publiquos  et  lea  bareaux  d^n  Soci^iCa  et  de 
loiir»?  suci-urj-rdf»«  n»'  snnt  liaHitiK-lIcinent  puf-  cmvcrfs  Elle^  fieront  effpc- 
tii6p8  a\  CO  la  phn  yrand»'  «••  leritt'  possilde,  et  sunH  dt'piacement  des  acte». 
Berits  et  avi»,  aiia  de  ne  pas  entruver  la  uiardie  du  service. 

Dana  le  caa  oü.  dana  lea  bureaux  dea  Soci^öa  et  de  leun  aaoeomles 
indiqu^es  b  TArt.  52.  il  «e  trouverait  dea  acte«,  tcrüa  et  avis  en  contta« 
vention  ii  la  Loi  du  Timbre,  l'agent  dressera  un  prooes  verbal  indiquant 
Iii  nature  de  ces  actof..  ^'crits  et  avis.  ainsi  que  Celle  de  la  contnivenlion. 

En  reconnaissance  de  leur  existence  dans  son  bureau,  le  chef  de 
colui'Ci  devra  signer  au  baa  da  ce  procia*verbal. 

Lea  actes,  Acrita  et  ayis,  au  Rujet  desquela  ledit  dief  refuaerait  de 
Kignor  le  prüc^fl-verbttl,  seront  saisis  et  annex^s  a  ce  demier. 

D.u.s  I>>  CII.S  oii  les  v^ritipittions  ordünn<''es  par  !e  Minist^r'•  de* 
I  iiiaiices  en  vertu  de  l'Art.  ÖH,  am^nernient  la  decouvorte  d'actes,  ^crit.> 
fi  avi6  en  cuntraventiun  a  la  Loi  du  'liuibre,  un  devra  proc^der  eun- 
form^ent  aus  diapoaittona  du  Titre  VII. 

Art.  66.  —  Tonte  Opposition  aux  v^rifioationa  indiquiea  i  TAit.  6S 
sera  oonstat^e  par  un  proet'a'verbal  que  l'agent  dresaer»  aur  lea  lienx. 
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Si  le  tribunal  oomp^cut  d^cide  quo  cotte  Opposition  n'est  paa 
l^p:i!oiii»  nt  recevahle,  iine  nnieiHlH  df  4  livres  turqucH  h  40  livres  turques 
sera  prononc^e  au  profit  de  rAdimiiistration  de  la  Dette  Publique.  Cette 
amende  sera  peryue  ind^peudammont  du  droit  de  timbre  et  de  Tumeude 
•uzqoelfl  sont  aarajettia  lea  aetea,  tenU  et  avis. 

Art  66.  —  II  est  interdit  de  pin^trer  dana  las  maiaons  et  domieiles 
privC8  ou  de  fooiUer  nne  penonne  quelconque,  pour  recherchar  laa  aocaa, 
Berits  et  avis  en  contnivention  avec  In  I.oi  du  Timbre.  Lea  dflinquanta 
encourront  les  peiiicK  6dict^es  par  le  Codf  Pt-iial. 

II  oe  sera  pas  exerc^  de  poursuites  judiciaires  a  l'^gard  des  uutea, 
ierita  et  avia  dioonverta  k  la  auit«  de  faita  oontrairea  aux  diapoaitiona  du 
prfaent  afüele. 

TITRE  m 

BES  POÜBSITITBS« 

Art.  57.  —  Lor^que  les  Autoril^s  d^sign^es  k  l'Art.  46  uuront 
conitatA  que  le  droit  da  timbre  dee  aetea,  Berits  et  avia  asai^ettia  k  ce 
droit,  n'a  paa  M  acquittd  en  conformitß  des  diKpositiona  de  la  pr^eente 

Lni,  011  que  Papposition  «t  l'ublit^ration  des  timbres  ne  sont  pas  coii- 
formes  :i  cetfe  Loi,  et  hi,  dniis  lo  df^lai  de  buit  jonrs,  au  plus  tard.  ii 
partir  do  lu  date  de  la  r^clamation  en  paieiucnt  de  ritiDende  et  du  droit, 
la  peraonne  qni  en  est  reapotnable,  refnse  de  les  payer,  lea  Aatorit^a 
BoadMgnfoa  tranamettront  iMdita  aetea,  «crita  et  avia,  on  le  proc^a-verbal 
qni  en  tiendrait  lieU|  h  PAdministration  de  la  Dette  Publique  Ottomane, 
aona  r^serve  des  dispositions  de  TArt.  59. 

Celle-ei  adresscni  :vii  Bureau  exöeutif  de  la  lorsditö,  un  mrmorari- 
dum  dans  lequel  serunl  iiiditiueii  les  textcs  It^^uux  visant  lu  cuntravenlioii. 

Art.  68.  —  Celui  de  qui  est  reclam^e  une  amonde  du  chef  du 
droit  de  timbre,  pourra  {aira  oppoätion  daua  lea  luiit  jonra  k  partir  de 
la  date  de  la  aignification  b  lui  faite  par  le  Bureau  ex^outif. 

La  requetc  d'opposition  devra  dtre  port^e  devant  le  tribunal  oivil 
de  premi^^re  iiHtance  do  la  localiti^. 

Copie  «le  cettc  requt'te  sera  fii^niliee  par  le  tribunal  dans  uii  dt'lai 
de  trois  jours  ä  PAdministration  de  ia  Dette  Publique  qui  devra,  daiis  uu 
dtflai  de  buit  jours  k  partir  de  cette  aignifieation,  pr^nter  sea  oonduaioos 
raaponsivea. 

La  requ6te  d^opposition,  les  conclusions  responsives  de  PAdmini- 
stration, li'S  actos,  Berits  et  avis  fnippt'-s  d'ainende,  oii  !e  procffs-verbal  on 
tenatit  lieu,  ainsi  quo  les  pit^'ees  acpp«soires  y  relatives,  seront  remis  par 
le  tribunal,  daus  un  d^lai  de  trois  jours  u  partir  de  la  date  de  la  r^ceptiou 
dea  ditea  oonduaions,  au  procureur  Imperial  prfee  ce  tribunal. 

Cette  prooftdure  sera  suivie^ndme  au  cas  oü  rAdmintatratUm 
n'anrait  paa  pr6sent£  sea  conduaiona  k  la  fin  dea  dita  buit  jonrs. 
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Lc  proeureur  Imp^rül  devra,  daos  an  dilai  de  huit  jonn,  poMr 

808  conclui$ion8. 

Dans  les  troiii  Joura  qui  suiTront,  le  tribunal  proo6dt;rs  en  cbHtubre 
du  oonseil  k  r«mm«i  du  Utif^. 

Lea  deoz  parties  pourroni  dtre  oit^  Ii  eomparaftra  ai  le  tribunal 

le  jnj[e  necessaire. 

La  d^cision  rendue  par  1-'  tribunal  ainsi  quo  les  <-opiefi  authenti- 
4ueä  dos  actes,  ecriU  et  uvis  past^iblcs  d'ameude  ou  du  proec^- verbal 
dinm6  k  leor  siget,  et  des  pi^cea  aeceeeoirea,  eeront,  dane  üb  d6lai  de 
huit  joura,  aignifi^  par  le  proeureur  ImpMal  k  Toppoeant  ainai  qu^ 
rAdministration  de  la  Dette  Publique  Ottomane. 

Dans  les  cazot;  oü  il  n'y  aurait  pas  de  proeureur  finpf'nnl.  la 
cliar^o  incombant  en  vertu  de  lu  präsente  Loi  aux  procureurs  ImperiaaXf 
oera  n'mplie  par  leurs  repr^'seutaut«  leguux. 

Art  69.  Lee  tribiinaux  Jadioiairae  auzqnale  aont  prtsenlte  k 
rooearion  d*un  procte  en  conn  dee  aotea,  Berits  et  avie  en  oontrAvenlaoti 
k  la  Loi,  Heront  tenus  de  rendre  imm^diatement  et  sans  qoe  le  proeureur 
Imperial  soit  entendu,  un  jugement  «£par6  au  mjei  des  dits  actea,  6crits 
et  avifl. 

Ce  jugement  ne  donnera  paa  Heu  au  renvoi  de  l*flizaiaen  duditproots. 
Art.  60.  —  Lee  d^iiona  judictaireB  mentionntee  aux  Art  68  et  59 
ne  peuvent  etre  attaqu^'  s  i,iio  piir  un  pourx'oi  en  oaasation  danaundtiai 

de  trentc  jimrs.  h  partir  de  la  dnte  d»-  IfMir  signidcation. 

Le  rt'ipjcrant  est  teriu,  en  j)reniier  lieu,  de  verser  ;t  la  caisse  du 
tribunal  ou  iü  eelle  de  rAdnunislration  de  la  Dette  Publique,  le  muntaiit 
de  la  oondamnation  prononc^. 

Toutefoifl,  ai  ce  montant  d^aate  la  aooiine  de  mille  piaatrea,  on 
peat  |iri's-  iitor  une  ruutiun  qui  s*eiiL':^L'> m  i  payer  hiins  aucune  ohjection 
le  montant  ijui  sera  lixe  par  l*arrt  t  de  lu  (Our  de  (^»ssation.  L'act*»  de 
cautiunnement  tiresse  h  cette  occasiun  devru,  suivaut  les  r^gles  en  usage. 
^tre  l^galiaö  pur  le  ootariat. 

La  requ#te  introdnetire  du  pourvoi  en  eaaaation  oontieodra  l'expoai 
dea  motifa  et  la  mention  que  le  montant  de  la  oondamnation  pr(»non(N-e 
a  M  vors^e  ou  que  la  garantie  necessaire  a  (^t6  fournie,  en  conformit»^ 
du  parapraphe  pi-^c^di-nt.  Elle  sera  a  ■citnipaL'nt'p  du  jugement  ou  de  «•» 
copiu  autheutique,  amsi  que  des  copie»  auiheiitiques  des  piece^  y  aff^- 
rentee  indiquöea  h  l'Art.  58. 

Ladite  requftte  aera,  k  cea  conditiona,  pr£eent4e  au  tribunal  du 
douiicile  de  la  partie  eondamnte  on  direotenient  k  la  Cour  de  Oaaaation 

((3iani])r'-  den  requf"<esi. 

KUe  sera  inscrite  daus  lo  registre  y  relatif  aprä«  eucaisseiueut  des 
fraia  U'guuz. 

Copie  du  pourroi  aera,  dana  un  dtiai  de  trota  joura,  aignifi^  par  le 
President  h  la  partie  adverae,  qui  aar»  un  di61ai  de  huit  joura  pour  pr^- 
eenter  au  tribunal  se«  conduaiona  raeponaiTea. 
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Si  le  jiigeinent  contre  leqiiel  il  est  ]tourvu  en  Cassation,  rsi  de  la 
«  iitegurio  des  jugemeiits  rptuhi^  on  vertu  de  l'Art.  59,  la  copie  du  pourvoi 
sertt  egalemeut,  daiis  uit  di^lui  de  troi8  juurs,  sigaiiiee  ä  rAdiniiiistratiuii 
de  la  Dette  Publique,  qui  präsenter»  sm  oondurions  responaivM  dans  le 
mdnM  dflu  de  bnit  jouia. 

Art.  61.  —  Lea  requt'tes  de  pourvoi  reinises  au  tribunal  du  doini- 
ciU«,  serotit.  dans  nti  de  cinq  jours  h  partir  de  la  rinte  de  renrej^istif- 

uient  des  cunclusioiis  rebjtonsives,  envoy^es  par  le  prorureur  Imperial  de 
Ift  localit^,  avec  les  pieces  indiquees  aux  Art.  58  et  60,  au  prucureur 
g6n6ral  prte  Is  Goar  de  OMnetion. 

Lee  reqndtee  prdaenUee  directement  h  la  Cour  de  Cassation  seront 
dans  les  nieraes  conditions,  tranemiaei  an  procureur  giniral  prii  la  dite 
Cour  dans  le  d^lai  de  cinq  jours. 

Dans  le  ca»  uu  les  ditei«  conclusiuns  re.>pon(iiv(-)>  ne  Beraient  piitj 
remisea  dans  le  d^lai  de  huit  jours  indiquö  au  demier  paragraphe  de 
l*Art.  00  lee  ditee  pi^cee  seront,  immödiatement  aprte  Texpiration  de  oe 
dflai,  enToy^ae  au  procureur  g6n^ral  pn-s  la  (  uur  de  Cassutiun. 

Art.  62.  —  I.o  iifociirtMir  ^•''ii»''rBl  pres  la  Cour  de  Ca-ssatinn  dfvra 
transuiettre  a  ia  ('hand)re  iles  Hofjui-tes  les  pit  ros  inentionn^cs  n  ["Art.  tiO 
en  lueme  temps  que  seä  cunclusions,  dans  un  delai  de  huit  jours  »  partir 
de  Ja  daie  de  la  riception  de  ces  piices.  La  Chambre  des  Requdtes 
examinera  l'affaire  d'urgence  et  de  pröKrence  k  toute  autre. 

Art.  63.  —  La  sentence  rendne  par  la  Chambre  des  Rfquetes  sera 
remise  dans  un  d^lai  do  trois  jours  au  procureur  g^'nera'  |  r>  -  la  ("our  de 
Cassation,  qui  Tenverra  dans  un  nouveau  d^lai  de  truts  jourti  au  pro* 
cureur  Imperial  ou,  ä  difaut  de  celui-oi,  au  tribunal  de  la  localit^  pour 
6tre  eignifito  h  la  partie  d6bont£e  ou  oondanm^e. 

Copie  de  cette  ^entcnce  sera  «"^galenient  tignifi^e  a  I'autro  parti*-. 

Art.  H4.  —  Si  la  Chambre  des  Recpn-tes  oasso  la  dt^r-isiori  du 
tribunal.  ce  demier,  sur  la  pr^-sentation  de  l'arret  proDonce,  procedera  & 
nouveau  ä  l'examen  du  proces. 

Si  le  tribunal  maintient  sa  prämiere  d£dnon,  le  pourvoi  qui  serait 
form^  contre  le  nouveau  jugement.  devra  dtre  examini  par  la  Cour  de 
Cassation  toutes  Cbambres  r6unies. 

Sont  applicables  h  ce  pourvoi  les  dispotitions  dt-.-  Art.  BO,  i'A.  (52  *'t  6H 
Au  CHS  oü  le  pr^c^dent  pourvoi  en  ca&satiun  aurait  eu  lieu  sur  pr^en- 
tution  d'une  garantie,  cette  garantie  sera  ronouvel^e. 

Le  tribunal  sera  tenu  de  se  soumettre  Ii  la  eentence  rendue  par  la 
Cour  toutes  Ohambree  rftunies. 

Les  sentences  rendues  motu  proprio  on  matiere  d'amende  par  l<^s 
diverses  Chambres  de  la  Cour  de  Cassation,  ne  sont  susceptibles  d'etre 
attaqu^e«  que  par  voie  d'opposition. 

I«  requdte  d'opposition  devra  contenir,  oonformteient  a  ce  qui 
est  dit  k  l'Art  60,  Pesposi  des  motifs  et  la  mention  que  la  eondamnation 
prononceo  a  ^t^  vers^e  ou  que  la  garantie  presorite  a  M  donn^e. 
Jahrbuch  der  interaat  VereinlganK.  8.  Bd.  178 
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Gesetzgebung. 


Kllf  seru  prrseiil^c  ii  In  ( 'liambre  qui  aura  roudu  Im  aentolice. 
ciaitö  los  huit  jiHirs  n  |Kirtir  «le  la  sipiiification  de  celle-n. 

Seroiit  ^'^alemeut  applicables  h  cette  requi'te  le»  dispotiitiuiib  du 
paragraphe  dernier  du  dtt  Mrticle. 

Lea  arr^U  prononc^a  par  la  Cour  de  OMwtion  en  maüän  de  droit 
de  fciinbre  et  d'amende  ne  sont  pai  auaceptiblea  iPötre  n  .isi  s. 

Art.  B'i  -  T.(><  proct's  n^s  de  ''OtitrHveiiti'H  H  la  Loi  flu  Timbre. 
Nutit  ••xtMiiptt-s  de  tous  frais  judiciaireh  autre«  que  leK  frais  de  üeiitence  et 
Ivf,  huituraire>  d'hiiissier. 

Art.  66.  —  En  ciui  de  döe^s  dee  contrevenaota  h  la  Loi  eor  le 
Timbre,  l'amende  ne  sera  pas  r^clam^^  aux  h^ritiera.  Cei  deroien 
n'nurunt  h  payer  que  le  droit  de  timbre. 

n;iiis  It>  cas  d»'  failülf.  \i\  droit  de  tiinVire  ft  l'amende  seroiit 
piflfve!«  sur  la  nittose  de  la  faillite;  le  premier,  par  pnvilege,  et  le  second, 
b  titre  de  creance  ordinaire. 

Art  67.  —  L'action  poor  feire  condamner  k  one  amende,  eet  prei- 
crite  apr^  dix  uns  k  partir  du  jour  oii  le  droit  de  timbre  derait  etre 
acquitt^. 

liii  pre>»^rii»tioii.  pour  [ft-  :iPtes,  ecrit'-  iM  avis  cit't's  avaiit  la  dule 
de  1h  Promulgation  de  la  präsente  J>üi,  coiumeneerH  a  eourir  u  partir  de 
cette  derni^re  dato. 

TITKES  Vni. 
DISPOSmOHS  DIYBB8BS. 

Art.  68,  —  Lee  aetea,  ferits  et  avni  dreeaia  en  contravention  h  la 
lioi  en  vigaeur  avant  1»  miee  en  application  de  la  Loi  da  Timbre  du 
5  Ramazuti  1310,  iie  sont  pac  passibles  d'aniende.   Au  cae  oü  ils  eeratent 

prodiiits  par  dfvatit  les  Autorit^s  ou  Adininistnilions  piiblii|iies,  la  per- 
sonne  rpii  fait  eottc  prodnction,  devra  seulement  acquitter  le  droit  de 
tiutbre  suivattl  les  prei>criptiui<8  de  lu  pre«eute  Lui. 

Lea  fonctionnairea  qui  auront  acceptt  dea  aotee^  ^rita  et  avis 
n*ay<u)t  P*"  acqoitti  le  droit  de  timbre  oonform^ment  au  premier  para« 
yniphe,  ou  qui  y  ouraient  donnö  stiit<>.  seront  passibles  d'ime  amende  de 
■  .  livrf  lurfpie  exii^nblt«  de  cbaciin  <IVux.  Ledit  droit  df  timbre  sera 
p>Ti;ii  de  ces  fonctionnaires  en  conformitt  de  la  regle  cle  la  garantie 
sulidaire  et  Miuf  recoun«  h  la  personne  qui  a  pruduit  lei>  dit«  actes. 
^eriti«  et  aris». 

Art.  69.  —  Le«  acte«,  ^crttn  et  avis  cr^  depuia  la  mise  en  vigueor 

de  la  Lui  du  .')  Hamazan  1310  jusrjii'a  celle  de  la  präsente  Loi,  et  qui 
si-nneiif  en  cuntraveiit ion  aux  di>positions  l^palev  relatives  au  droit  de 
timbre,  seront,  s'il.s  sont  pK'.senl68  aux  ageucet»  de  la  Dette  Publique  dan» 
un  ddai  de  aiz  moia  Ii  partir  de  la  dato  de  la  publioatioii  de  laprdaente 
Loi,  soumia  h  la  aeule  peroeption  du  droit  de  timbre  exigible  d'i^rfct  la 
Loi  en  vigueur  h  l'^oque  oii  oe  droit  ^it  dA. 
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Ce  droit  8«ra  «eqnitti  par  ocliii  <|ui  fait  oette  pröientation,  muf 
reoours  ii  In  pprvimne  qui  en  f<\  h  i.'-HlfMiiciii  döbitricc. 

PahH6  ce  delai,  s'il  est  fait  usag»-  <lo  ces  aotes,  ecrit»  et  avis  par 
deVMit  les  Atttorit^s  ou  AdminiBtralioiiü  publique^,  le  porteur  acquittera 
le  droit  de  timbre  et  Tarnende  «livank  les  diaporitioiia  de  1«  pr6iente 
1.1  >i.  Le  porteur  n'ura  de  recoan  ä  la  dite  peraonne  qae  pour  le  droit 
de  tiuilirc. 

Le^  etat»  de  Services  idr-n  fonetionnairos)  crtV's  pendant  la  pfViode 
ecuul6e  eiitre  le  13  Djuunia-tlol-oula  1304  ot  la  date  de  la  mise  eu  vi^ueur 
de  la  präsente  Loi,  et  le«  pit-ces  y  annexöes,  en  contrvrention  k  la  Lei 
du  Timbre,  ne  aont  paa  pawiblea  d'amende.  IIa  eeront  r^i^aris^  moyen- 
nant  le  paiement  des  seala  droits  de  timbre  d'apr>->  la  präsente  Loi. 

Art  70.  —  TüUf  :i('tes  pnrtatit  le  fifnl>re  de  la  Houm^'lie  Orientale 
sont  exeuipt>,  —  en  taut  que  drt'>><s  (liltl^  et»  vilayet.  -  du  droit  de 
timbre  dans  le.^  uutres  vilayet«  de  TEmpire.  De  meine,  tom  uctes 
portaot  le  timbre  en  uaage  dans  lea  provincea  de  l'Empire  en  g&i^iml, 
eeront  ezempto  du  droit  de  timbre  dans  la  Roumtiie  Orientale. 

Art.  71.  —  Si  les  «ommes  ^•iioiii  ''<  n  dün-  I  •?<  actes  et  fcrits  .sunt 
en  or,  la  livre  tiirque  sera  calcul<^e  siir  la  l»a.-e  d>'  pinstr<"s  ItKJ;  si  elles 
sont  ^nonc^es  eu  tuute  autre  luunnuie,  le  medjidie  d'argcut  »>era  calcul^ 
b  ntaon  de  piastres  19.  Le  montaut  ainsi  obtenu  Rervirs  de  baae  k  la 
peroeption  du  drmt. 

Les  nionnaies  ^trangiree  serunt  convertiea  d*apr£fl  le  taux  fixe 
iiidiqu6  ci-apn-<«,  l.i  livre  tiirqoe  it  100  piasin'^. 


Ijivri'  anglais   ......  ll<>, —  Piastres. 

Franc   4,4Ü  „ 

Roubie   11,75  „ 

Mark   5,40  „ 

Cou  rönne   4,50  ^ 

Dollar   23,—  „ 

Florin  (hollandais)    ....  9, —  „ 

Roupie   7,öO  „ 


Pour  lei  autrea  monnaies,  non  £num4riei  ci>deaau8,  le  caloul  sera 
fait  d'aprte  le  couia  du  change  du  jonr  oü  le  timbre  doit  6tre  appos^ 

TITRE  IX. 
TIHBBES  A  SVBCHABeE. 

Art.  72.  —  Le  droit  de  timbre  dea  actes  et  Acrita  indiquia  sous  oo 
titre,  sera  pergu  au  moyen  de  Tapposition  de  timbres  a  surchar^p,  fixe« 
ou  proportionnels,  dont  les  spfolnienf»  "ont  atineN^f;  ii  la  prAsente  Loi. 

Art.  7:H.   -  Les  proets- verbaiix  relatits  aux  foriualites  de  transfert 
et  de  mutation  de  tou.s  iniaieublet«,  na\  ire»  et  euibarcatiuns  de  toute  sorte, 
eoot  aGumts  k  un  droit  de  timbre  h  surdiarge  auivant  la  Proportion  indi 
qu4e  b  VArt.  1*1. 
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Geäeu^rebuug. 


Si  les  opirüfioiis  ile  mutatiui)  et  de  irausf^Tl  -sont  inejitionitees 
dans  le  nuMue  pruci  s-v  erlial,  fhacuii»'  de  ce>  op6ratio^l^  seni  a^i^ujeitie  ii 
Uli  druit  t>^;pur6,  Kuivaat  ludite  proportion.  La  pluraiit6  des  op6ratioiui 
de  nutetion  n«  donne  pM  Ueu  h  U  rtpötition  du  droit  de  timbr». 

Art  74.  —  II  ser«  iippoe#  un  timbre  du  dnrit  fixe  Ii  mircharge  de 
90  ptirM  »ux  re^o«,  quitteocei,  didargfi»  eonstatant  la  poreeption  de 

tous  iiiipAtR  ot  sommes  h  pjisser  en  reccttes,  d^livres  par  les  Autorit^H  ou 
AdniiDi^tratioriK  piitiliques.  Ior  CaiKseR  publiquoi«,  lea  fermiers  des  reveouti 
de  l'Ktat  mi  ton»  autres  ageiit.s  de  perception. 

La  d^livrance  de  cee  acte«  est  obligatoire. 

Si  rimpOt  eat  perQu  eontre  d^vr«nce  de  regut  Ii  coapone  on  de 
bulletiiis  au  verso  desquels  les  vemementB  dmTent  §tre  ioserita,  lea  coa* 
pon«^  ;iiii>i  (\\\e  les  invcriptions  au  verso  ne  seront  pas  assujottis  au  timbre. 
Uli  timbre  (io  2U  panm  vf>ni  appos^  ^eulemeut  sur  le  teikörö  de  Timpöt 
luimenu*.  <«t  siir  le  Ijiilletiii. 

Art.  Ib.  —  Sollt  assujetlis  au  droit  tixe  du  20  paras: 

l^es  laiMes-pener,  certificati«  d'acquit  (EdarTeikireni)  et  tetk^r^ 
de  tracsit  gratuitH,  unsi  que  lei  permii  et  UmotthaberB  qni  en  tietinetit 
lieu,  d^livi^s  par  les  Autorit^e  ou  Administrationt  publiqnee  aux  particuliers 
pour  tuuM  tninsportfi. 

l?''i-us  rcinis  contrc  les  denr^'e--  et  objets  c6d6s  en  nature  en  re- 
pr^Reiitutioii  de  la  diinc  uu  d'autros  ta\es. 

Permtt  de  vente  de  Tabaee  eouR  toutei  «ee  fonnes  et  de  Tombaoa. 

Permia  de  d^ninagement  dilivrte  par  lee  MunieipaUt^  aind  que 
leH  perinis  d'ouvertare  et  de  riparation  de  conduits  de  toote  lorte. 

de  1  piastre: 

T<'7.k<Tes  de  traiisfert  et  de  mutation;  iczk^-rf's  pour  eoristruction 
et  reparatiuiij  te^kercs  de  Corporation  et  periuis  d'tHaiage  taxes  jusqu'u 
tOO  pinstres. 

de  2  piaKtres: 

I,e>.  feiiilles  de  mute. 

l'atMuportx  et  pass^avaiits  souinis  u  uue  taxe  de  10  piasiree. 
Tesk£rte  de  Corporation  et  permia  d'^talage  aoumis  h  noe  taxe  de 
plus  de  100  piaatrea  juaquii  200  piaatres. 

de  3  piaatrea: 

lii's  perinis  de  peclie 

Peruiis  de  cbastte  dehvnth  dans  les  localite>  autres  que  la  Capit&le 
et  lea  chefa-lieux  des  vilayeta. 
Permia  de  port  d'armet. 

Tezki'p'-  dr  Corporation  «t  permia  d'^talage  aoumis  k  une  taxe  de 
ploa  de  200  jusqu'a  3(X)  piastre^'. 

de  5  piaatrea: 

Lea  passavanta. 

Teskiria  de  oorporation  et  permia  d'italage  aoomiR  k  une  taxe  d« 
plua  de  300  piaatrea. 
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de  10  iriastre«: 

Lea  passeports. 

Permis  de  ohnflse  d^livr^s  dun»  lu  Capitule  et  les  cbefs-lieux 
des  vilayets. 

Art.  76.  —  On  derm  «pptwer  anr  Iw  actes  et  toits  ä-d«Mii« 
{nam^Hls,  daa  timbrae  cr^  luiTant  leur  asptee.  On  aa  aemmtoatafoui. 
1.  des  timbras  sp^iaux  aux  rei.us  des  Autoritös  ou  Admiuistrationa 

publiques.  pour  l»>s  aeto-  et  eorits  indicju^'s  dans  lo  pn''-;i^nt  cliapitre  (ft 
'|ui'sont  >uuniis  u  iiii  droit  tixe  de  20  paras;  2.  des  tirabres  de  2  piastrcs 
Bip^ciaux  uux  feuilles  de  roiite,  putir  les  ptiSAcports  s$ouiniü  a  une  taxe  de 
10  piastrea. 

Art  T7.  —  Si,  aar  dea  acte«  et  ^erita  aaaiyettiB  «ax  timbras  k 
Surcharge,  il  e«t  ai)po^^'  des  tinihrea  autraa  qua  cavz  praaerits  par  la  Loi, 
le  porttMir  de  artos  et  ''orit^  fl<>\Ta  apposer  h  nouvoau  et  oblitf'Ti'r  des 
timbrefi  a  surtiiarge  d'uiif  ■.alfur  <'^ale  au  dixi*''nie  de  la  valeur  des 
timbres  n^eet^saires,  et  non  inuindre  de  10  paraü.  Le  purteur  auni  la 
droit  da  raoourir,  poar  la  aomina  qu'il  aura  aind  payöa,  an  fonctiotmaira 
aignataire  da  caa  actaa  et  4criU. 

Art.  78.  —  Les  foiictioniiaires  qui  di''Iivreraieiit  les  actes  ci-dessiis 
indiqu<''s,  d^pourviis  de  timbres  ou  insuffisaimix'nt  tiinbr^'s  ou  tjui  Huraiotil 
Ulis  le  timbre  saiis  l'appoäer  et  ubliterer  confuriu^'iiieul  aux  dispu^itiuns 
de  l'Art  89  da  la  prfeente  Loi,  seront  piwsiblaa  des  amandaa  Mict^es  par 
TArt.  38  da  eatte  Loi. 

Art  79.  —  Sont  axampts  des  droita  indiqa^  an  priaant  Titra,  laa 
acta«  ci-de^^<M!R  meiitionii^'s: 

1.  (^inl t;iiic»'s  «''(■li;iiige'  <  cJitre  Autnrit^'s  ou  Adtniiiistrations  puii' ii]u>'s. 

2.  Ilerus  tlelivre.s  par  leh  Autorile.s  ou  Adininistrations  pul>liquo» 
pour  toua  impdta  ou  toutaa  sommaa  k  paasar  an  raeottaa,  a'tiavant  an 
prineipal  k  ö  piaatraa  ou  an-daaaoua. 

3.  Tezk*'r^s  relatifs  h  I*„itiip6t  des  indifi-  tits". 

4.  (juittaiK-es  et  teak^r^  d^livr^  aox  presUtaires  (am616-i-mukellif^) 
eil  natiire  ou  <-i)  areeiit. 

5.  Passeporth,  passavauts  at  fauillaa  da  route  d61ivr^  grataitoraant. 

6.  Viaa  de  paaaeporta,  paaaavanta  et  fanillaa  de  route. 

IHSPOSITIONS  SPKCIALES. 

Art.  HO.  .  T>es  iue'^iire^  li'onlre  aduiiiiistratif  du  judidatre  portf'fs 
daiis  la  presente  I^oi.  seront,  daiis  leur  applicaliuu  aux  sujets  etraiigers, 
conformiaa  aux  dispo-sitiona  daa  Tnit^  at  k  la  proeMnra  en  vigueur. 

Art.  81.  —  Lea  loia,  rft^ementa  at  dteiaiona  relatifa  au  timbre, 
aont  abrogÖB  h  partir  da  la  date  de  la  miee  en  vigueur  de  la  pr^entr  Loi. 

Le  pr/>setite  r.ni  sera  niisf  on  viLnieur  un  iiiois  aprt-s  sa  publiciitiori, 
sauf  daus  les  Vilavtt.s  du  V^iuen,  Hitijaz,  Tripoli  d'Afrique,  Bagdad, 
Baäsorab,  Erz^routu,  Mossoul,  Van,  Bitlis,  Mauiouret-ul-Aziz,  Diarb^kir,  et 


2818 


Oeaetsgebiing. 


BlKWOhBemeldegeBeti  vom  — irSairürH  ^ 
1902,  anstelle  des  alten  ZiTilstandsgesetsee  yom  n^H^^^j^  = 
27.  Jan!  1900. 

Die  Anmeldnog  aller  in  der  Tttricei  wohnhaften  Personen  sa 
d«A  Einwohnennelderegistem  ist  nach  den  allgemeinen  Be* 
Stimmungen,  die  dem  Gesets  als  Einleitung  vorausgeschickt  ist» 
obligatorisch.  Die  tfirltischen  Untertanen  unter  den  Angemeldeten 
erhalten  einmi  Hdmatsschein  (nnliass  teskeressi). 

Kap.  L  Bildung  und  Pflichten  der  Zentralstelle  des  Ein- 
wohnermeldewesens (ssidschM-nnftiss  idare>i-umumies8i),  die  sich 
im  Hinistwium  des  Innern  befindet.  Einreichung  der  Begister 
seitens  der  unterstellten  Ämter.  Zuständig  fttr  die  Heideformalitäten 
hezfiglich  der  in  jedem  Dorf  und  Viertel  vorkommenden  Geburten, 
Todesfillle  und  Wohnungswechsel  sind  die  Imame  und  Mnchtare, 
Priester  und  Rabbiner,  bezttglich  der  Eheschliessungen  und  Ehe« 
Scheidungen  lediglich  die  Imame  besw.  die  lokalen  Vorst^er  nicht 
muhamedanischer  (Gemeinden. 

Kap.  IL  Die  Geburtsmeldungeni  Diese  mtlssen  in  Gegen- 
wart von  awei  Zeugen  binnen  6  Monaten  von  den  Vätern,  Hospital- 
und  Oefllngnisvorstehern  usw.  gemacht  werden.  Die  zur  Anmeldung 
Verpflichteten,  die  innerhalb  der  angegebenen  Frist  die  Anmeldung 
unterlassen,  sind  seitens  der  Imame,  Mnchtare,  Priester  und  Rabbiner 
binnen  3  Monaten  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Kap.  ni.  Eheschiessungen.  Imame  und  Priester  haben 
die  vor  ihnen  vollzogenen  Eheschliessungen  und  läeschddnngen 
binnen  15  Tagen  anzumelden. 

Kap.  IV.  Anmeldung  von  Todesfällen.  Letztere  mfisaen 
ebenfalls  binnen  6  Monaten  zur  Anzeige  gebracht  werden. 

les  Siiiitljiiks  (If  HtMi-rtzi  *?t  Zor,  ou  eile  u'entrer»  en  vigueur  ijue  iroit' 
inuis  apr^s  cettc  putiiicatiun. 

Art.  88.  —  Lm  proeiirBttn  ImpMauz,  ks  »geiiU  municipaux,  ceuz 
de  la  PüUoe,  des  Dousne«,  «eront  tenus  de  pr^ter  leur  concourB  k  TAd- 
minuitration  de  la  Dette  Publique  pour  l'ex^cation  de  la  prÖMote  Loi. 
lorRqii'ils  (>ii  soront  reqnis  par  cette  Administration. 

Art.  H'A.  -  Les  Mitiistrrt^!«  «h-  In  Justice  et  des  Finances  sont 
chur^i-.s  de  IVxi'ciitidii  de  la  pröwt'iile  Loi. 

2ö.  Zilhidje  1323 
e;  Fövriar  1821  ' 
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Kap.  V.   I>ninizilverän<lpruii;;<  ii. 
Kap.  VI.   K(»iit!oll('  der  Register. 
Kap.  VII.   Gebiilirt  ii. 

Aiiliaiiff:   Vor.M'hrilteii  für  dif  Eintragungen. 

7.  Türkisches  Impf|E|:esetz,  publiziert  am  1.  April  1904, 
in  Kraft  jretreten  am  18.  Aphi  19(t4.  In  deutscher  t'bersetznng 
nebst  Ausfiilirunjjsbostimmnnffen  abgedruckt  in  den  Verüllentlichnngen 
des  Kaiserlichen  deut.^chen  (iesnndbeitsamtes  vom  12.  Oktober  1904 
No.  41,  Ö.  1083—1085. 

8.  Befflenent  vom  "J^'iJwiio"'  =  17.  Mai  1904,  ttber 
Stoaererlaas  bei  Weingftrten,  die  von  der  Pbylloxera  beim- 
getaeht  waren  nnd  deren  St(tcke  dorch  frische  Setelinge  erneuert 
wordra  sind. 

Kap.  I.  BrlasB  der  Stenern  nnd  Zehnten  während  10  Jahren 
bei  Nenanpflansnng  von  amerikanischen  Reben. 

Kap.  11.  Krlass  des  Zehnten  während  lU  Jahren  bei  An- 
pflanzung von  einheimischen  Reben. 

Kap.  IJl.  Einlraguugstormalitüteu  bei  den  betreüendeu  Wein- 
gärten. 

».  Art.  268  der  ZiTUpreles8ordlllu^;  vom  J 

abgeändert  darch  Znsatabestimmnng  vom  Mikade  um  ~ 
25.  Jannar  1905  (Dscheride-i-mehakim-i-adlie  No.  842  vom  8.  Fe- 
bruar 1905). 

Die  Ent«<heiduiij.^<-n  dir  Zivilubrciluii};  des  Ka.^i.satiitnsholes 
k^tunen  durch  die  Rechtsmittel  des  Eiiispruelis  und  der  Wiederaut- 
nahme  des  Verfahrens  nicht  angefochten  werden.  .ledoch  kann  bei 
\'urliegen  eines  der  unten  aufgeführten  rmstände  innerhalb  eines 
llonats  von  der  Zustellung  jener  Entscheidungen  an  eine  der  Parteien 
an  gerechnet  eine  derselben  eine  Eingabe  mit  ihren  Einwendungen 
entweder^)  an  das  Kassationsgericht  direkt  oder  an  das  Gericht 
ihres  Wohnsitsea  riehten  nnd  die  Berichtigung  der  Ent- 
scheidungen (tashih-i-karar)  verlangen.  Sie  hat  dabei  einen 
Kostenvorsehnss  von  fftnf  tärkischen  Pfunden  zn  hinter- 
legen.   Diese  werden  anräckerstattet,  wenn  der  Gesnch- 

Die  eingeffibrte  Änderung  int  dorch  Fettdruck  bezeichnet. 
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stt'llerin  Antrag-  Folget'  gegeben  wird  und  definitiv  ver- 
bucht, wenn  ei-  als  nicht  sarhgemäsH  befanden  nud  das 
liesncli  zurückgewiesen  \vird.  Wenn  das  Gesuch  gegründet 
wird  auf  r  lustiinde,  wif  Fälachung  in  dt  n  lieweisnrknnden. 
lunii  wird  die  einnKuiatige  Frist  voai  Datum  der  Fest- 
stellung jener  Unistaude  gerechnet.  Auch  ka nn  das  I>atuin 
d»  s  Eingangs  des  (Tesuchs  auf  IJerichtigung  der  Entschei- 
dung sowie  des  Eingangs  dos  Kosten vorschasses  als  Be- 
ginn der  Vorbringung  des  Gesuches  angesehen  werden. 


10.    Art.    8    des  (xerichtsverfassungs-lieseUes 


Vom 


5.  Huiran  im  *  abgeändert  durch  Fassong  vom  19.  SiUade 
1322/12.  Kjanan-i-8sani  1320  =  25.  Jannar  1905  (Dseheride-i-meba- 
kim  Nn.  342  vom  8.  Februar  1905). 

Da  die  Entscbeidnngen  der  Abtettang  nur  Prttfting  der  (Kassa- 
tions-)  Gesnche  anf  Urkunden  hin  ergehen,  werden  die  Parteien 
nicht  vorgeladen  und  gehdrt.  Und  wie  gegen  diese  Entaebeidnngen 
die  Rechtsmittel  des  Einspruchs  nnd  der  Wiederanftiahme  des  Ver- 
fahrens nicht  znstehen,  kann  dag^n  anch  bei  den  anderen  Ab- 
teilungen des  Kassationsgerichtes  Beschwerde  nicht  geffthrt  werden. 
Jedoch  können  Entscheidungen  in  Nicht-Straftachenr  die  anf  Ab- 
weisung des  Gesuches  und  Bestätigung  des  Urteils,  gegm  das  Re- 
vision eingelegt  war,  ergehen,  anf  dem  Wege  des  tashih^i-karar,  Be> 
richtignng  der  Entscheidung,  angefochten  werden,  und  awar  in  der 
in  t$  252  der  Zivilproaessordnung  angegebenen  Frist  und  unter  den 
darin  aufgeführten  Bedingungen,  wenn  einer  der  in  §  258  Zivil- 
prozessordnnng  erwähnten  vier  Gründe  vorliegt 

r,  t    j.  A.  Kelii-iil-a<  hir  IMÜ  , 

11.  Das  Zehntengesetz  vom       „  —  22.  Juui 

1905. 

Kap.  1.  Die  Form  der  Zehntenerhebung. 
Kap.  IL  Versteigerung  und  Zuschlag  der  Zelinten. 
Kap.  m.  Einkassiemngsmodus  der  versteigerten  Zehnten. 
Kap.  IV.  Anf  die  Zehntenerhebnng  bezfigliche  Formalitäten. 
Kap.  V.  Form  des  Zwangsverkanfb  von  Grundstücken  für 
Zehntenschniden. 

Kui».  VI.  Vorbereitung  der  Vei-steigerungst-abellen.  ^} 

Wir  geben  hier  den  officiellen  Wortlaut  des  GeseteeN  wied>^: 
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LOI  SDR  I£8  BniBB^ 

TITKE  I. 

Du  iMde  de  pMiM|itiM  des  OfmM. 

Art.  1.  —  La  (Urne  eiit  perrne  sur      produittt  du  koI. 

Art.  2.  —  <  (n  iie  ppff-oit  pas  la  dinic  <\\r  Im  |in)tluctioii  d<  -  linix 
qui  Nout  atteiiatit"«  aux  maisuns  -itut-e-  dan<  le^  villo.  l)»uirL"<  <>u  villaj;e>, 
qui  t«e  trouvent  eiituun^tt  d'un  mur,  d'iiiio  haie  ou  d'une  aulre  demar« 
cation  et  qui  Kont  coDHid^r^B  C(»mme  une  cour  de  maiMon,  qoand  1»  super^ 
Hcie  de  ces  lieux  e»t  infpiieiire  k  919  nouveaux  picK  CAn^K,  «oit  un 
ancien  „deiinum'*. 

,\rt.  —  Sollt  f'\ii)i|>ti's  de  la  diiur,  !<•  tini-  i\<'  i'liiiiiff:ii,'<'  t^t  Ii- 
<.'haii)oii  I  II  L'<'ii»"ral,  aiiiKi  (jik-  les  |ii(idint>  qiii,  u|)jM;lti>  le^uiue>.  sunt 
iiuiiro|ire>  u  l  usage  et  ä  la  coiisuuunation  d^H  qu'ils  ne  ftont  pluti  frain. 
qui  ne  ])euvent  se  ooiiserver  au  muyen  de  la  NBumure,  et  qoi  ne  rentrent 
pa«  dans  la  categorie  dite  des  „bontan'',  telx  que:  le  mulhiTä.  la  uihuvc, 
jtoiirpior.  la  malade.  la  laitiie,  le  jioireau.  röi»»nard.  t^tt-.  Ni-aiiinoin«-, 
-oiit  >oumiv  n  la  dirnf.  !••-  l*"_'iiint"-  fl<»  touto^  sortps  ipii  |  inn fiit  t-tre  mi»! 
en  söuiniirt'  i-t  <-fux  ijui  ^r-  i  nii-t  i  vcnt  frais  i  cndaiil  ImiLitciiiii^. 

Art.  4.  —  Confurmt'uieiil  i»  i  Art.  127  du  Code  df  lu  propriete 
fonciire  (BraKi-CanounoameRKi),  le  iNiTement  de  la  dtine  «ur  Ick  produilK 
agricoles  en  giniral  iitcombe  an  villa^  dans  \w  limitefl  duquel  ce«  produitR 
ont  t'ti''  ohtciuis,  quoll.'  f|U"  -oit  Taire  oü  ils  ont       hattus.  Toutcfois. 

|»rodiiit-  asjriritif-  liattii'«  daiis  iiiio  Inralitf  aiitn-  (jiio  le  villacr*'  doiit 
depcndeiit  lex  tcrraiiiv  ou  ils  ont  ett;  ohtenu.s,  seruiit  eNtiuies  et  evalucs 
liar  lad  OonNeils  des  AncieoK  ou  bien  les  gerben  quMls  constituent  seront 
compt^e«  par  ce«  aKKembldes:  nn  ,4Inoubaber*'  relatant  les  r^ultats  de 
cette  Operation  devra'fttre  remis  aux  proprietaires  d»)  produits. 

On  procedera  de  la  mdme  fayon  pour  le  montant  de  la  dinif  sur 
I»"'  p:itun»£re-  dVli-  r»t  d"liiv*T.  niii-i  qui  poiir  la  dinio  »iir  los  jorics,  doiit 
li  est  question  h  I  Art.  5.  (^uaiit  aux  djiiie»«  sur  les  patiirages  d  ete  et 
d'hiver  et  Kur  le»  joncbt>res,  qui  ue  reUtyent  d'aucun  village,  ellas  fteronl, 
comme  par  le  passtf,  gMw  ei  afferm^es  ii  part. 

Art.  ö.  —  Les  Jones  et  les  roseaux  qui  pousseitt  dans  ou  bien  au 
bord  des  lacs  qui  n'ont  pas  de  ))r(>priöt4tire.  d»'  iii>  n.o  que  les  boi«  de 
coD'itniPtioii  pt  Ion  joiif's  et  rosoaux  des  forots  i'^al'  iiiont  sans  )i?opri»'lairo. 
appartieiiiient  au  ti>t'  et  sunt  <;frös  »  part.  Los  jdni  v  ol  les  roseaux  dos 
lacs  qui  rentrent  daiiK  le  domnino  de  lu  piupnetc  privde  ainsi  que  les 
prodnits  de  toutas  softes  des  fordts  qui  appartiennent  b  des  particuUers 
Hont  assigettis  k  PimpÖt  de  la  dlme. 

Art.  6.  —  La  dime  ext  peryue  soit  en  naturo.  api-^t«  pesage  ou 
nipsurapp  du  produit.  soit  en  »ispocos,  suivant  ipril  a  t  t.-  convonu  ontio 
les  parties  au  inonient  de  1h  percoption.  Toutofois.  lo  mode  de  decintatiou 
de  certains  produits  est  regi  par  des  ro^lemonts  speciaux.   De  m^nie, 
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suirant  l'usage  stabil,  certaim  produitit  paient  cet  imp6t  d'aprt«  ^TaluaHoii 

et  etitimation,  et,  pour  certaiii^  iuitros.  cette  i>eree|)tion  ue  86  fait  abso- 

Iiinv'iit  (piVii  esjif'OPs.  Le>  rt'<:lps  df*  d^'-imation  de  ce-  :ir(i(liiit>-  niii^i 
ijnt-  les  jiruduit)*  dont  l'impöt  devra  «-tre  aequitte  en  espece«.  •'ont  de>igiif.s 
uu  tarif  No  1  annexe  a  la  preseiite  loi. 

Art.  7.  —  Dan»  le  csm  oü  Ion  partiw  ne  parviendraient  pati  Ii 
li'eiitendre  «ur  la  quantit^  de  produits  dont  la  dfme  e«t  k  percevoir  par 
i^valttatioii,  on  aurn  reeours  an  Coiu*6il  udmiiiistratir  du  casa  qui  nommera 

et  ex]»^dieni  ^ur  Ic-  lieux,  apW's  leiir  avüir  f.iil  prt'tfr  -«^nnpiit  et  iien<l:»iif 
<|up  la  n-coKr  n  est  pas  encore  rentn  e.  ileiix  i^^tiinateiirs  (•oiiipt^tein--  ft 
digiiet  de  cutiliaitce.  Si  les  jiurties  n'acce|itent  jias  la  doci.>>ioDs  prise  par 
ceH  eHtimaieum,  le  sus-dit  GoDseil  deläguera  denx  de  se«  membres  Kur  les 
lieux  du  Htige  et  Ktatuera  en  dernier  rexaortf  It  la  mite  de  rexamen  auquel 
Mux-ci  >cront  livres.  Le^  esiimatours  aiii^^i  que  le>  meinbre»  d^lögarts 
pur  \f  ("nii'-t  il  iloiv'Mit  r'  iidn*  iiuiin-diateineiif  Mir  licux  poiir  s'a«'- 
iiuitter  ii<-  leur  iiiis^iun  <lan>   !••  il<  Iai  fixo  pour  la  rentrce  de  la  nn-ulte. 

Art.  8.  —  All  fiir  et  a  uus-ure  '|ue  los  ]>r(iduits  dont  la  dirae  doii 
rtre  porriie  eil  e^peCfä  arriveniiit  4  tuaturito,  le  Coiiseil  administratif  du 
casa  en  ötablira  lei  prix^  auiTant  le  cours  de  la  place. 

L'original  du  procis-verbal  dress^  )t  cette  occasion  fsera  consM^-^: 
le  Cainiukani  (sous-gouverneur),  dans  lex  cacaa,  et  le  Mute>sarif  (guu- 
v'^niour)  ilaiis  les  chefs-Iieiix  des  sandjaks.  feront  i  rirxcnir  pur  l  enlreinise 
de  la  ^endarmorie,  uiic  chjuc  h'tjalisi'e  de  documeiit  au  ( 'unsoil  des 
Atioieiis  du  viilage  ou  üü  trouve  la  rrcuite.  lJue  autre  copie,  egaleiueiit 
I(  gaÜHee,  de  la  meme  pi^ce  sera  coinniuniqn<^e  aux  fenniei«  interesseK 
ou  bien  en  cas  de  gestion  en  r^gie,  au  „mal^m^mourou"  (agent  du  fisc). 

Pour  lee  produits  dea  „aaniiyaks*'  ind^pendant«  et  des  t.casa»>"  du 

chcMieii  de  vilayet,  le^  prix  en  seront  lixt-s  par  Ior  Conseils  municipaux, 
snr  1  a\  is  i-c^rit  du  ,,ni:ihiM  nioiiroii''  '^ageiit  du  fisf  i.  Le  ]'^oc^^-\ erhal  du 
('«niseil  tnuriicipal  ^era  cun>.er\t'  <lati8  lesarchivt'>  du  Con^eii  adujinistratif 
ilu  vantljak  uu  du  vilAyet;  uiie  copie  eii  »era,  coiume  il  e^t  dit  plus  baut, 
communiquüe  aux  interess^s  par  rentremifie  de  la  geodann«ie. 

La  |>artie  qui  n'aocepterait  pas  la  dddsion  ainn  pritse  ser»  tenue, 
danü  les  dix  jours  qui  suivront  la  sigoification  dudit  proc^s-verbal,  de 
|irt'i)aror  en  double  utio  requete  indiquant  sos  objectinns.  et  de  jirösenter 
i  fttf»  IUI   CjOiiirikam.   >-i    les   |  ri\  unt  vU'   fixes  daii«  uii  eaza.  au 

Mute-ssarif,  s  ils  soat  eU-  tixes  daus  un  >;>aii(^ak.  Les  «iltjectiüUN  qui  seraieut 
foruiulees  aprte  Texpiration  de  ce  d#lai  ue  seront  ]>a8  prises  en  conside- 
ration.  Le  double  de  la  requSte  sus-vjs^e  sera  oommuniqu^,  daa»  trois 
joiirft  au  plus  tard.  a  la  partie  advente;  la  r^ponKO  q  ji  «sera  faite  par  cette 
di'iiiieie  dun-  iin  delai  d  uno  semaine  sora,  ajires  a\oir  «'te  rentiie  ava-» 
la  rcijueto  pri  i  it'-e  et  le  proces-verbal  consorve  dans  les  ar<'hi\  es.  transmi^(- 
par  lo  caza  au  luutes.Harifat  dunt  ii  reli-ve.  et,  par  le  >au4jak  augouverne- 
ment  generni  de  la  provinee. 
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ApriM  examen  d«  la  quesüon,  le  Oooseil  adminwtratif  du  aantyak 
ou  du  viliyet,  statuant  en  dernier  rewort,  oonfirmera  ou  bieo  modifiera 

OU  augineiitera  les  prix  fixö<*  sur  place. 

Dans  l6K  chHfs-Ii'Mix  des  >-;inHiuks  indr-peiidants  et  (l»->  viliiv^t-,  la 
requete  fHisant  (ipjiusition  a  1»  dt-cisiun  du  Cuii^eil  luuuicipal  >era  pre- 
Mntäe  direetemant  au  vUafet  ou  au  mutetwarifat;  les  oommuncioatiooic 
neoesnaire«  Reront  ^galement  faitea  par  les  Hoinn  du  OoDKeil  adminiKtaratif 
du  vilayet  ou  du  sandjak. 

Sont  seuleinent  assujetties  ii  !;i  Lni  du  Tiuilirt.'  l--  rc<|iit  tes  pre- 
sentoes  par  le-^  vi!la<jeois  ou  les  [ermur-:  -out  exeinpt.ee>  du  tiinhre  les 
autres  pieces  afffreiiles  it  lu  tixatiuii  de  prix  dont  il  sagit.  l)o  meine, 
il  ne  Hera  perQU,  d^aueun  cAte,  un  droit  ou  une  taxe  (bar^j)  quelconque. 
du  ehef  dos  d^^oisiom  et  communicatioiw  sus^meiitioDiieeti. 

Art.  9,  —  Les  cultivateurs  sont  tcmi>  de  traufipürter  gt  ;it  hu  «lepot 
du  bourg  les  produits  de  dimes  appartenant  ii  bourg,  tt  au  dejKtt  du 
villages  les  dluies  appartenant  u  ce  viilage.  Dans  les  villages  dejtourvus 
de  ddpüt,  les  produits  de  la  diiue  Heront  transportes  au  depöt  situü  h  une 
beure  de  distanoe  au  maadmum  de  Tendroit  de  la  rtoolte.  Le«  ooltivateuri« 
tiont  ^);alement  obliges  de  fran-|<orter  Iom  produits  des  ditues  accuuiulps 
dans  les  dt'pnt'-  de-  \  illatje-  ju-qu  au  boiirg  et  u  l'echelle  le-  plus  rapjiroehe^ 
et  cela  snixunt  uii  tarif  etaldi  par  le  Coiiseil  nduniii-tiatif  loeai  pour 
chaque  nouveau  ,,kile''.  l<e  Irau-sport  du  ces  produits  dc\ra,  tuutefois, 
HC  faire,  cbaqne  ano^e,  avaot  le  „Kaiwiin'*  (St-D^mAtre,  h  S6  Oetobre 
V.  8.)«  Dans  le  cm  oti,  pour  ne  pas  iiiterrompre  les  travaux  dem  champSf 
les  villageois  deuiaiideraient  l'igounieiDi-iit  fe  Iransport  jusfpi'apröjp  le 
„Kassini",  ft  -i,  i  i'.'t  offel.  un  prorr--x  •'f(i:il  <li  li\r''  au  fermier  par 
le  (jonNeil  des  Ancieiis.  les  Mllageuis  seruii  iit  ol)lige>  d  efffduer  ee  trari'«- 
purt  jusqu^h  fin  Novembre;  apr^n  le  niuis  de  Novembre.  cc  tran^purt 
reste  aWlnment  facultatif  |H»ur  Iom  villageoi«. 

Art.  10.  —  Lex  produits  qui  seralent  enleves  du  champ  ou  de 
Tuire  k  Tinsu  du  deelmateur.  ainsi  (|u<'  les  ^ecoltt>•^  (|ui  S'Tiiieiit  di>-iiuulees 
datlK  le  but  d'eviter  le  paieiiieiit  de  la  tliiiie,  seroiil  eunsideres  «  oinine 
prodttitt<  de  cuntrebaiide  et  »ouuuh  a  une  double  diuie  au  prutit  du  tisc. 
Si  les  dtmeK  eont  affermöes,  la  moitiä  de  cette  taxe  appartiendm  tiu 
'fermier  et  les  60*/g  de  Tautre  moitiä  au  dtoooeinteur.  h'ü  y  en  a.  Dans 
le  cas  uu  le  propri<Haire  nierait  cet  eaeai  de  fraude,  le  fait  sera  8oumi^< 
au  tribuual. 

Titre  II. 

Dl  la  nlM  MX  tntkkm  «t  de  ra^idieatiiii  des  Dimes. 

Art.  11.  —  Les  revenn»  des  dimes  s'nfferment  pour  une  onn^e. 
contre  un  montani  payiible  en  eapicee,  fixö  par  vow  d'ench^res  publique:«. 
8enl  raffermage  de  la  dime  des  olives  peat  se  faire  pour  une  Periode  de 
deax  nnnees. 

Art.  12.  —  Les  feruuer«  de«  dimes  ainsi  que  leurs  guraiit^  duivuut 
appartenir  k  la  nationalittf  Ottomane     avoir  vingt  ama  r^vobts;  ils  ne 
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doivent  pa«  »voir  €\A  condamn^,  tu  vertu  de  TArt  lOB  dn  Code  |>^iial. 
pour  HToir  effectu^  une  perception  sup^rieure  au  taux  d^Stermine  des 

liinn's:  iN  iu>  iloivciit  |>u>  nun  jiliis  avoir  "iiIm  uii  "■nipri'^onnpmenl  d'uiie 
atiiicC,  il<i  «  lief  ti  Uli  doli*  nn  d'ini  crinif*.  ou  encuurn  un^  i'eüie  equivaleiite. 

An.  13.  —  £xoejjti<iu  laue  püur  let«  pr^sidcnts  et  les  inembres  du 
Cttniteil  munioipat,  des  Chambres  de  commerce  et  d^agrionltare,  aiiwi  qne 
puur  le«  employös  de  ce«  institutiottB,  tous  lee  leoctioiuuiiree  duils  «f 
mitüains  nommäs  par  fEtat  tt  ä  quelqui  classt  qtfils  apparHenntiii, 
l"s  iiieMi1trp>-  'lov  ooiiseil>  et  tribiiiuuix,  le-  ftnployfs  attach^s  aux  bu- 
reaux.  ies  g'"n>  de  service  de  1  Euit,  aiiiM  tjue  les  agent«  qui,  faisant 
pertie  de  Tiine  de  ce«  oat^gorie»>,  se  trouvent  en  diHpouibilit^  et  tuucbont 
le»  nppnintementK  <le  diK|tonibiltt4,  ne  penvent,  soit  directemeut  eoit  par 
IViitrntiix-  de  tieni,  peiidic  (le>  dimes  ii  fenne,  ni  sassocür  ommitmttti 
Oll  clamiestinemeut  (wec  les  fermiers,  ni  servir  enfin  d«'  p^^ant^  h  cps 
(It'iiiiHrs  Cclt»*  inierdic'tinii  s'(»t(Mi(l  «  rrnlcinciit  aux  onfniits  des  membres 
de>  (.'iMiM'ils  et  trilMiuaiix,  de>>  eraidoycN  altacbi^s  aux  biireaux,  ainsi  qu  a 
l«*uiN  pHreiitü  qui  oiit  de«  intör^ttt  comnuerdaux  ou  autreo  commans  avec 
(^ux.  Cepettdiint.  tel  irarent  de«  Mus-ditei  pemonnes  qui  a  un  domidle  et 
un  cotiitoir  fa  ]»art  ä  lui,  et  dont  len  proprif^töK  et  la  furtiine  pereonnellee 
liii  iK-rriifttpiit  de  foimiir  un*»  ir:ir:intic.  pt>ut  affennor  \\\^^  dimes  nu  se 
|ii»r1«'r   eautiiui   ],()iir  un   fornner.  persannos  auxtjuelleN  Nappiiquo 

l  int^rdiction  sus-visre  qui  seraienl  couvaincuch  d'avoir  ebiDde>tinenient, 
et  Boai«  un  noui  d'empmnt,  afiermrie  de«  dimes,  ou  d*  s'Hn  easocU*s 
nvtc  des  fermürs,  xeront  r^voqu^e«:  lVd|judicatioo  Nera  imtn^diatemmt 
nnttiilKe  pour  etre  concedt  r'  a  un  iiutre  ooncorrcnt,  ou  bien  la  dtnie  eer» 
<r,.|V.(.  f>||  ri-tfic.  I;t'  nionfant  i\<'^  dunituHC'p— intcröt--  et  ilc  l,i  diff«>rence 
i-i'sultant  de  ce  obef  serout  ronihmirsfs  par  les  drlinquant.s  et  lours  garants. 
Les  diK|M>sitionK  legaleA  Hemnt,  en  outre,  appliqudes  aux  fonctioonaire« 
qui.  rn  df^pit  de  Tinterdiction,  nnmient  seieniment  autoriM'  raffennage 
ile  diities  aux  personnes  «  iteee  plu«  haut. 

Art.  14.  —  l,e>  feruiiers  et  leurs  garants  cjui  ont.  sur  le>  diin»-s. 
uiie  di'tte  ddUt  \>-  terine  est  (M-bu.  n«-  | 'ou rntTit  pas  ctre  admi^  ruj  -en  ice 
de  1  Kial,  au>-i  lungtenips  qu  ils  iie  se  >eiuht  pas  liberes.  Pjireilleuient, 
tiiiit  que  dureroiit  leK  op^rutions  de  d^mation,  les  femieni  ne  pourront 
piiK  etre  iionini(is  k  une  fonctioii  ou  k  un  »ervice,  m^me  n^ih  ne  doivent' 
rien  KUr  les  iiTiues  <>chu8.  et  n)#me  k^ük  ont  HCipiittii  let«  echöance»«  futorea. 

Art.  1.'».  -  11  (»st  enti^r*»nl^•nf  »  t  fornu^üt  nient  defendu  d  riffernier 
••II  Woff,  par  vilavft.  Ii\a.  caza  et  naliie,  les  diuies  di-s  i»iTeales  .iinsi  ipie 
eellei*  des  autrc^  produitf«  venduh  ooujoinleuient  avec  le.-»  cereales.    //  est 

igakmmi  dä/muht  dt  viumr  phtskurs  viHagts  som  k»  diHOmmaHms 
de  uTmtar^,  „Divaif*  «/  ^tUemf.  Les  ench^  et  les  a^judicationB 

d  lixent  absohinieiit  se  fnire  poor  chaque  village  st'parenient :  mais  ü  ent 
permis,  en  vue  de  Im  nus»»  aux  encberes  et  de  l'adjudication,  de  rtMinir. 
^elon  If  niode  iiidique  aux  nrticles  SH  tt  H4  de  la  pre.senle  Lui,  les  diuie> 
de  quelques  \illagi)K  dont  leti  terres  Heraient  atteDsute»«  et  ne  sernient  pas 
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bien  döliraitpes  pur  «.uite  de«-  tinitifs  meiitioniii'<  daiis  le>  dits  artiele^.  et 
pour  ioNquelN  ou  ue  truuvoruit  pu^  uii  .^uumi^sionuire  s(>|i:irKiuent.  Ii  e>t 
ägalement  permM  de  mettre  aus  ench^res  et  d'adjugcr  par  casa  ou  pur 
cRD^iek  leR  dfmes  des  vallon^e«,  opium,  wie,  oUves,  meine«  et  p&le  de 
rt^gli^se  •  t  autres  produitH  de  ce  genre  qui  ho  veodent  en  bloo  et  inde- 
pendiininietit  dt-s  ccn'ales. 

Art.  16.  —  Dans  les  bourgn  et  villages  ou  viennent  de  graiides 
«juantitcs  de  produils  k  maturitc  precoce  tela  qii«:  legumet«,  fruits.  meious. 
pwtiques,  lee  dfmes  de  oes  produits  peovent  dtre  mieee  mx  «ndiöres  et 
ttffenndes  pw  viUsige,  s^par^ment.  U  en  est  de  mdme  des  looalites  ajant 
uiie  produc-tion  oonsid^rable  de  raisine,  majis,  coton,  ris,  etc.,  prodnits  k 
maturite  t.irdivo. 

Di's  la  proimiigiitiuii  de  In  pri  seuti-  Loj,  les  ("onseils  adininiHtralifs 
des  cazas  iudiquerout,  par  „lUHzbaUi",  aux  saiic^uks,  les  localitos  dans 
lesqueUes  on  doit,  de  celte  fa^n,  sdparer,  neltn  aux  endiferee  et  affermer 
les  l^guuies,  les  fniits,  le  mii^iii  et  le  mats.  Apr^s  ezamen,  les  8an<ysk8 
et  les  vilHvets  tninmettront  iesdits  renseignements,  ^galement  par  ,,Maz- 
bata'\  au  Trf^sfir  Ini)it=ri.il. 

Do  luemo,  au  cju»  üu,  a  1  aveiiir,  ü  serait  ii»'C<«ssaire,  dans  certaines 
looalites,  d'afferDer  k  part  les  raisios,  le  mais,  1  upiuai.  les  vaUon^es  et 
autrea  prodniis,  ou  bien,  de  r^unir  avee  les  e^rteles  les  dimes  de  cette 
cat<-jT(irio,  qui  s'affernient  Hrpan-mcnl,  (".es  retieeignementR  ii  >'frard 
doivent  t'trc  foiiniis  au  'IVi  snr.  t-ualfMiieiit  nii  moyeii  d'nn  „Masbata" 
rendu  par  le  CniiM-il  adiiunistratif  du  vilayet. 

Art.  17.  —  JJans  certaiiie.s  lucaliles,  ou  pourra.  bi  le  busoiii  s  en 
faisaii  semtir  et  aprte  avoir  eollicit^  et  obtenu  rautorisntion  du  Tr^or. 
affermer  tout  ou  partie  des  dfmes  des  o^reales  oontre  an  montant  pajable 
en  natura,  o'eet-kpdiref  Ii  la  cnnditioii  de  percevoir  des  feniiiers,  comme 
prix  d'affflrmaye,  une  quantitc  determiDt-e  des  derin-es.  ('es  |irel^v»Miietits 
en  naturc  ne  porteront  quc  nur  le  ble,  l'orge  et  les  pruduits  dont  1  adtiii- 
nistration  inilitaire  pourrait  avoir  besoin. 

Art  18.  —  Au  commenceroent  de  diaque  annee,  les  Autoritps  du 
dief  liea  du  \  ilayet  feront  imprimur,  sutrant  le  modele  No.  6  annex« 
la  pr<^Heiite  L<ti.  des  bulletins  d  enchöres  h  -ioiiche.  en  nonibre  d'exein- 
plaire.s  8ufriN:ktit8  |>our  les  villages  oonipris  daii>  la  provinee.  Ces  l)iilletiiis 
seroiit  envojei»  duiis  les  cazm  et  le^  Autorites  de  ces  dislrictK  y  porterunt 
imm^atement  le  nom  des  villages  ainsi  que  le  montant  de  Taffermage 
obtenu  l'ann^e  pr^eödente  dans  diaoun  de  oes  villageci. 

Lorsque  arrivcra  T^poque  des  ench^res  Rx^  h  Tarticle  Huivaiit,  le  ' 
Conseil  M'hninistratif  du  eaxa  ])roc(^dera  a  la  mise  aux  enchöres  publiques 
des  diiiies  ih'<  \  ilia^es  sus  desif^ni's. 

Art.  19.  —  Di's  la  pruniulgatiou  de  la  presente  Loi,  les  Autorites 
localea  arrSteroot,  daos  ohaqae  caaa,  les  däais  des  endi^res  et  de  Tad- 
Jndioation:  1.  des  dlmes  des  o^rteles;  2.  des  dImes  des  I^gumes,  fruit«, 
raisins,  maft,  coton  et  ris,  lesquelles,  penvent,  en  ▼erfn  de  la  prteente 
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I.oi,  vin^  iiffrrnu'P-  |iar  villapp,  ind»'>|ictidnmiiieiit  des  diiiios  df"~  n  rcnlt-s : 
8.  des  dimes  de  I  o|iiuni.  de>  vidlom-es,  des  olivcs  et  iiutn--  [irndiiit-,  le— 
(|iioIlo8  peuvent  egaletuent  etre  affcriiiees  en  bloc,  iadt'|iotidaiuineiit  de  In 
dfme  des  cör^ales.  Lea  Aatorit^H  devront,  en  outre,  d^igner  1»  date  Ii 
liiquelle  Iok  sus-dits  driais  conunenceront  k  eourir  et  cell«  k  laquelle  ils 
lirendrnnt  fin.  Le  di'-lai  de«  enclnres  des  cerealef^,  lögutues,  et  autres 
produitv  iie  sptm  püs  inferieur  ii  2i)  jonrs  et  celui  de  leiir  iidjudication 
b  10  jourh.  PareiUeiueiit,  le  delai  des  eiiciiere^  de  1  opiuiu,  de»  valionees 
et  autres  prodnit«  ne  devra  pas  etre  införieiir  Ii  20  joura.  Le  jour  de 
ra4}ttdieatioii  d^nitive  de  oett  dfmes  aera  arrfit^  aprto  la  prodamation 
de  l  adjudication  proviKoire  (karardad^),  confonn^eDt  aux  d»i>(Mitionti 
de  l  Art.  29. 

Lt's  deeisioiis  jirises  cninme  t'i-des>UN  >oroiit  |iiirlt  e>,  |>ur  un  ..Maa- 
bHtn*',  ä  la  eonnaissance  des  Auturite>  du  cbef-lieu  du  vilayet  et  du 
siindjakr  leMluelleH  Autoritäs  dresKeront,  aprte  examen.  an  tableau  k  oe 
sujet.  Cette  denii^re  piöoe»  aocompagn^e  d^nn  ^Ifaibata"  du  CodkoU 
udministrntif  de  la  Pruviimo.  s»r^  communiqu^e  au  Trfeor,  qoi  la  fera 
eiireuistrer  dans  lo  repistre  aä  hoc. 

Pour  la  lixatiun  des  delats.  on  devra  teuir  cüuipte  de  la  precocite 
uu  de  la  tardivitd  de«  produitR  et  mi  baner,  eii  mdme  teuips,  sur  le  Dombre 
dw  villageti  compriH  dann  ohaque  oaEn  et  snr  la  quantit^  dea  dfmei« 
de  ce  district. 

DiitiN  \f  o!!--  nn,  iMie  arinee.  les  prodiiits  arrix  eraient  ii  nmtiirite 
avaiit  1  i  |)0()ue  ljHl)ituelle  '  t  im  il  y  aurait  par  Nuite  lioii  li  avaiicor  (jueitjue 
pou  la  uiiHe  aux  encbere.>  et  1  adjudicatiuii,  le  fait  devra  etre  telegrapbi- 
quement  portä  a  la  connaisMaoce  des  Antorit^  da  caia,  du  sandjak  et  du 
vilayet,  atnfd  qu*k  celle  du  Tresor  Imperial.  De  mdme,  aa  caa  oü,  par 
suite  de  causes  naturelles  et  iro|)t  ripu~»s,  il  serait  n^cessaire  de  proroger 
It'N  df'lais  des  enchtTos  et  d'adjiulit  alion.  on  devn  en  informer.  jiar  le 
telegrapbe,  les  Autonie>  du  sandjak  et  du  vilayel,  ainsi  (4ue  le  Tresor 
Imp^rid.  On  ne  |ieut  jtrocHder  k  oette  Prorogation  qu^une  seule  fots, 
niaiH  k  eofidition  qa'elle  ne  d^passe  pas  15  jours. 

8i  la  inise  aux  enchöreR  et  Tadjudication  ont  6t6  avaoc^es  ou 
recuIf'O"-  -nn-  qu'avis  en  ait  et<^  pr<'»nlal)lemeiit  donne  au  Tregor,  par  la 
vni  hl*  rarchi'iuo  plus  liniit  nieiitionnee,  les  AuturitPs  civUes  et  Huauci^ret« 
en  Heront  tenues  resjtuusalili  -. 

Art  20.  —  Avant  rejKxiue  arreU-c  pour  la  miiie  aux  enoh^res,  on 
devm,  par  un  avis  ins^r^  dans  le  Journal  offidel  de  la  Provinoe,  porter 
h  In  eonnaissance  du  public  le  d^lai  iixä  |>our  Ta^judication  dee  dfmes 
des  vi!lrii,fes  eompris  dans  cha«iiie  eazn.  (%'s  mt-ines  renseijjnements 
devront  egalojnent  etre  comniuniques  aux  autres  eazas  et  sandjaks  des 
environit  ayant  deö  relations  commerciales  avec  le  caza  interess«'.  En 
outre,  alin  de  permettre  aux  babitants  des  villages  de  connaltre  ögalentent, 
en  dü  temps,  T^poque  de  Tadjudication,  les  Autorit^  des  chefs-lieux  des 
caxas  devront  nne  semaine  avant  cette  ^oque,  envoyer  k  cfaaque  vitlage 
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un  Bvis  inipritn»'.  confonne  an  inodi'le  Nn.  2  Jintu-vf  »  la  pn'-eute  loi  et 
foire  delivrer  par  le  Coiuseil  de»  Ancitn--  <lu  MÜage  un  aceusi*  de  r**- 
ception  du  su^dit  »vis,  nocuii^  de  r^ceptiun  (lui  ttera  cotiMnre  dull^  Ion 
archives  du  Conseil  administratil  da  cm». 

Art.  21.  —  Lok  enchärea  poiir  les  dimes  du  caza  du  chaf-lieu  de» 
vilayets  auront  üpu  [)iir  devant  lo  Conseil  iidtninistratif  du  vilayot;  Celles 
|iour  les  dimes  du  rnza  du  dief-lieu  des  saiidjuks,  piir  devant  le  ('oiiscil 
adiiiiiji8t.nitif  du  ^undjiik;  eiitin,  l^s  eucUere«  puur  les  diiues  des  aut^e^ 
CBMui,  pftr  deT»nt  1»  Coiwml  »dminiitratif  de  ob»que  casa.  Les  upustilleK 
rektiveR  ^  r»4jadie»tioii  provisoire  (karard»d4)  et  definitive  fleront  Pentes 
p»r  les  Vatid,  les  Muteesarif«  et  les  Oaimakainit,  en  pr^Hence  de«  ConseilH 
präcitf^s. 

Les  Gouverneurs  tJeueraux,  les  Üefterdars,  les  Mulessarifs.  les 
Gouverneurs  üeneruux  adjointK  et  leH  Moohai>«ebedjis  |juurrünt,  a  re]»oque 
de*  Operations  des  ench^res  et  de  l^adjudication,  se  rendre  dons  les  lo- 
calit^  oii  üs  jugeront  leur  presence  nccessaire,  pour  suni-eiJler  1»  bonne 
niarche  de  ces  Operations.  Au  bcsoin,  ie  Minist^re  des  FinniiceR  ein  f rra 
aussi  daiis  les  vilayets.  les  satidjaks  et  les  eazas  des  Jonctionttaires  Spe- 
ciaux,  cburg^H  de  Kurveiller  les  operatiouN  dunt  il  s  agit. 

Art  22.  —  Les  vilayets  peuvent  autoriser  racQudic»tiou,  par  devant 
Ion  Conseils  adminietratifH  cominunanz,  des  dimes  des  eommunes  (Nabt^) 
])Oun'ueR  d^nn  bureaa  t^^f^iihiquc  ou  bien  situ^es  h  une  distancc  de 
2  heures  au  maxitnuni  d  une  lucalitf  desservie  par  1»'  /riphi",  i  la 
conditiun,  toutefois,  ipio  sniciit  preseiits  le  s(iu--l">h\ enunir  et  le  ,,uial- 
Miudiri'^  du  caza,  uu  1  un  de  ces  deux  funetionuairts,  et  que  les  upe* 
rations  de  Tadjadication  provisoire  (karardade)  et  definitive  soient  effec- 
tu^es  par  oes  derniers.  DaoK  ce  cas,  le  faat  sera  immödiatemeut  porte 
il  la  connaisance  du  Trt^sor  Impc^rinl. 

.\rl.  23.  —  Au  moiiis  une  soinaine  avant  l'epoque  prealaldfinput 
fixee  et  publiee  pour  1  adjudication  des  djuies,  les  persounes  desireunes 
de  prendre  des  dimes  doivent,  dans  chaque  caza,  a^adrwser  au  Conseil 
adminiatratif,  aana  indiqner  lea  noms  des  villa^es  dont  ellee  voudraient 
affermer  les  dimes;  alles  feront  connaitre,  h  ce  Cottseil,  par  une  Petition, 
le  moiitarit  des  soninies  pour  les  quell-'s  elles  d<"-irei)t  prendre  des  dimes. 
Kn  delior.H  dos  maisons  (|ui  servent  d  liabitations  aus  r''ipi<'raiiiK  t  t  leur 
appartiennent  et  des  terrea  cultiveeü  dout  les  produits  sunt  necefisaireü  ä 
leur  labsistanoe,  1»  valeur  oadastrale  des  autres  imnieublee  sera,  aprds 
eumen,  an  moment  de  Taffermage  modifi<S  dans  le  sens  d*ttne  mi^joiation 
ou  d  une  r^daction,  suivant  les  prix  d^adiat  et  de  vente.  Les  inscriptions 
cadastralefi  perorit  tnodifiees  en  eoi  ciVpienc»'  et  on  fixera  un  rn'>dit  egal 
au  double  de  cette  vaieur,  diminuce  de  10*'i^,.  Au  cas  uu  les  sus-dits 
immeubleK  ne  seniient  pas  ^revei>  d'une  saitiie  quelounque,  cette  vaiour 
sera  port^e  dani  le  registre  aä  ko«,  et  oeax  qoi  jusUfieront  d'nn  credit 
en  imnieubles  de  Pt.  ÖOOOO,  par  exemple,  »uront  le  droit  de  conconrir 
am  «nehtoea  Jusqa'h  90000  pkuttns.  Quant  aux  peraonnes  qui  ne  poste» 
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(Itiraient  pas  (i'iiniiieuhles  ou  vuiidraient  tifiernirr  des  (iimes  pour  ime 
somine  supi-heure  au  cbiffre  du  credit  tixe  dapres  1h  valeur  de  ieun» 
immeuble«,  «IIm  devront  fournier,  •niTant  1»  r^«  d6jh  indiqn^e,  am  amin 
K»r»iit  ponr  1«  lurpjue  dea  dlmas  k  alfermer.  Dtna  le  om  oü  Im  iminmiblttK 

Bpparteiiantj«  soit  aux  requärants  soit  k  leun  gannts  n»  nm«Bt  p«6  juges 

suffiBBiit'«.  011  si  l'on  tie  dcuosait  pn--  on  f^'n'rps  une  'ionmie  correspoivdaiit 
au  cbiffre  ci  lieshuu.-  iiidiijuf.  on  bien  encore  si  les  iuttresscs  avaieiit, 
enver»!  le  Hkc,  du  chef  des  dimes  uu  d'autres  deniers  Hscaux,  une  dette 
dont  le  temu  Stroit  Mm,  on  mentionner»  !•  üAt  aa  ▼eno  dM  requftes 
prösent^ee.  i|in  ^eru^t  restitni^es  aux  int^resses,  nyirH  avoir  et^  rerdtuM 
du  sceau  du  Conseil  administratif  du  caza.  Lef.  fermiers  et  leurs  garants 
<l»i,  trouvMtit  n  duite  la  valeur  r«'olle  dosdits  immeuMe^  fixce  par  le 
CoQKeil  udmiiii»tralil  du  casti,  voudraient  sy  oppo»er,  pournmt,  avant  le 
d^M  «FßdßuUcoHtm,  pi^wnter  leon  objaoHoiw  denNUBiler  la  reotificstioD 
de  rerreur  qui  aurait  ^t^  comtniKe.  La  däeiflion  da  Conseil  adminiRtratif 
du  oaza  >oni  ratilii'e  <iu  modiiid«,  soivani  Je  n-8iiltat  de  Texamen  qui  serm 
effectuf  a  la  '■uit<^  de  Iii  sus-dite  Opposition.  II  n'y  aura  })as  lieu  d'pxi'j'T 
iitie  autre  yaraiitie  des  ]iersonnes  'pii  dcpt»eront  en  espr<^es  !••  tiei»  lie 
la  xuuiiiie  repri'sentant  le  luuutaiit  de.s  diiiien  duDt  eilcs  resteront  ad- 
judicatairee. 

Toiitefoia,  U  iieut  arriTer  que  le«  peraonnes  qui  dedrent  affenner 
des  dinies  coDtre  le  döjiOt  d'iin  eantionnetnent  posst^dent  ^galement,  en 

df'liors  dt*  l<nir  fortune  «»ii  cf^i^rtjf.  ilt-s  bieii>  nieiiblep  et  iinin«^iibles,  oti 
poiirru  daus  ce  caj*  recourir  au  be^oin  u  ce»  bieiis,  eii  vue  du  recouvremeiit 
de  la  creance  du  Ti^Ror.  Cependantf  pour  Taffermage  de  dlmea,  contre 
däpöt  d*an  cautionnenient,  il  faat  po«er  oomme  eondition  qoe  le  fetmier 
Noit  ou  bien  un  n^gooiant  on  un  baoquier  iaisant  dee  Operations  commer* 
ciale>  ou  fiiuiiicii Tc-  :iu  iiioyeu  do  sos  jiropn»-  rniiitaux.  "u  bien  une 
|iersotMip  i|ui.  df  tont  tfuip-,  se  soil  trouvce  dan^  Ics  affairi*>  d  affermage 
et  qui  ait  renipli  sos  cnga(;eu)entN.  Ii  ii'e^t  donc  ]ius  adIlli^sible,  ouiitre 
le  d^pOt  d'une  garantie  en  nnmtodre  ägale  au  tiera  da  montant  de 
l'alfennage,  dWoepter  lea  öftres  d^individu«  dont  Tidenlitö  et  le  credit 
110  sont  pBR  eonnuK  et  qoi  aont  impliqods  dans  lee  affeires  de  teile  oo 
teile  persnnne. 

Au  cas  uu  I  on  «Ifsirerait,  au  lieu  lie  iiunu-raire.  d>  j>n>er  dos  titrc'* 
au  porteur  de  l'Etat  Oltonmn,  on  devra  s'empierir  du  courh  de  la  place 


de  Contttantiiiople  et  accepter  Ion  dits  titres  atw  tme  marg$  m  moms 


Les  babitjiiits  «pii  voudront  affenner  les  diiuos  do  leur  village  kous 
yartiiitif  soüdaire  tio  sont  )ias  tenus  de  fouruir  unf  gTirantie  \\  part.  Ett 
attoadant  qu  uu  „söued  '  (aclc)  timbre  confurmt^ment  a  la  Loi  du  Timbre 
soit  obtenu  la  dOtnre  des  endiirea,  on  ae  oontenters,  pendant  cetto 
Operation,  de  mentionner  le  fait  de  la  garantie  rar  les  huiUHnt  ^md&tfm 
(mi»ad-poussoulassi)y  qai  sont  de«  pi^ce«  offidelles.  et  de  &ire  appoeer 
rar  ce«  buUetin«  le«  soeamc  des  garants.  On  eodgera  des  garanta  qui  ne 
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pourniient  se  Iruuver  präsent«  nux  encht-res,  un  ..sened'  inptf)  provis<iire 
egaleuient  tiinbr**,  Le  cautionnement  dtiposi''  sera  appliquc  au  deriacr  ternic 

Art.  24.  —  Oll  puurra  acceptcr,  suivant  le  credit  (jui  devra  immi  - 
dinitament  £tre  v^rifi^  et  ötablt  par  le  Gonaeil  «dmimatratif  du  caca,  les 
offres  faitea«  pendont  le  d6\u  d'udjudicaiion,  per  let  penoonei  qui 

n'uuraient  p:is  fait  nttester  au  prcable.  coianie  il  est  dit  U  l'article  pre- 
cedent,  lenr  «'tat  de  fortiiiie  et  eelui  de  leiirs  «.'ariints.  Toutefois.  1<»8 
fermiers  et  les  ))[araiiU>  de  cette  cat^^gone,  qui  iio  se  preseiit^nt  i|u'au 
momeot  oii  commenoe  l'acyudioati<Hi,  doiveDt  acoepter  le  montant  du  enklit 
iix6  par  le  Goniell  et  n'ont  paa  le  droit  de  ooulever  d'objeotions  k 
oet  ^j(ard. 

Art.  25.  —  Les  peraonoee  qai  Menient  d^aireuseK,  en  donoaDt  en 

fjHPantie  l<'s  imnifubles  poB>-<^dH8  daiis  un  caza  jiar  ellea  OU  [':»r  loiirs 
&;:irants.  d  iifferiuer  cles  dunes  dans  un  autre  cuza,  de\  ront  s'adrf-xT.  par 
requetti,  au  Cuuseil  adtniliiHiratif  de  i  etidroit  ou  .-«oiit  >iliies  le.sdits 
immeubtei.  Aprta  qu'aoront  öte  effeotu^  rexamen  et  la  Törifioatioii 
näeeesairefi,  et  qn'nse  aonotatioii  aura  ete  portüe  en  tnarge  de  rinscription 
iiffcroiitp  :iux  iintneuble?,  le  Con^eil  aduiiui>traüf  dflivrera  un  ..m.izbata*' 
d  f'tat  de  fortiirie,  indiquMtit  le  tnont;int  pour  le<|uel  il  pourrait  i'tre  tiffprin«' 
de.s  dimeK,  cuntre  la  valeur  des  imineubleN  prt^cito.  d  :ipr)->  l'estiuiatiuii 
faite  par  la  Direction  du  ..Tupou  ",  diminu^  de  10"/„.  I.i<irsc|ue  le  ferniier 
se  sera  libi^rd,  en  aoquittant  le  montant  des  dlmeK  dont  il  est  ra4judi< 
cataire,  y  compriK  le^  interetM,  h'U  j  en  a,  et  qu'il  aura  produit  un 
„inazl):it:i",  en  faisant  foi,  di-livrf^  jtar  le  caza  int<'reKK#,  l'annotation, 
portee  en  murLO  dt-s  in)motii)lt's  Mi--visi'->.  ^era  nidii-e. 

Art.  2t».  -  Stillt  tenups  d'efre  luunies  d  un  lu-te  de  gamntie,  libellö 
cunfurmeiuent  au  modele  5  annexe  ü  la  presente  Loi,  et  k-gali.se  pur 
le  Notariat,  les  pensonneR  qui  voudraient,  au  moyen  des  inimmible»  de 
leur  garant,  affermer  de«  dfmeii  dans  un  ou  pluneun  autre«i  caaait  et  qui 
ne  «e  rendraient  pa«  aux  oufs^ditfl  casiut  acooupngnöeti  de  leurs  garants. 

Art.  27,  —  Au  Ca«  ou  hu  perrtonne«  d<sireu->e-.  en  vorlu  de  l  Art. 
I»rt''c«-dent.  d  affermer.  en  donrüint  en  ^nmnlic  d»'^  itnniouhle^  »is  dans  im 
caza,  des  tbnies  daus  un  autre  oaza,  de\ iendrajout  ailjudjcaiair»;s  de  dunes 
pour  un  montunt  inf^rieur  k  celui  iudirju*^-  dam*  le  „masbata"  d'<itat  de 
fortane,  et  au  cum  oii  le«  dites  personnes  voudraient  affermer,  dan«  un 
troim^me  cima,  des  dimes  pour  le  coin|>U'ment  de  la  somme  pr^dtee,  le 
Conseil  administratif  du  second  caza  retiendra  le  ..ujazhatii"  su><-mentionn#. 
II  devra  toulefois,  an  Ka-  d  une  copie  b'galisce  de  ct-tr.'  jiii  ce.  porter  une 
uitiiitiou  indiquant  le  luontant  des  diuios  adjugee.s  au  lerniior  et  celui  de« 
dfmeti  qui  pourraient  encore  lui  £tre  adjng6eH.  Cette  copie  Hera  remise 
entre  lett  mains  du  formier,  et  le  fait  devra  etre  portä  h  la  connaissance 
da  Calmakamat  dn  caaa  qui  aura  dälivrd  le  „maabata'*  d'^tat  de  fortone. 

Au  ca.s  oü  les  fertniers  do  cette  categorie  se  seraient  fait  dölivror 
iin  acte  de  cautionnement  dans  la  localit»-  ou  Us  out  prÖKonte  des  gage»», 
Jahrbuch  der  ioteruaU  Vereinigani;.  b.  Bd.  im 
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(iit  artf  dp\ ra  i'tro  rfiügp  de  fa(;on  u  ce  qu'ü  puisKe  »'etendre  s  l'affer- 
iiiage  de  diiiies  duiih  un  truisiouie  cuza. 

Ajrt  28.  —  Le  Tr^r  Imperial  Mcepter»  \w  offne  et  la  ganntie 
d«H  pentonneH  qai,  d«  GoBRtantinople,  Toudnieot  eoooourir  ans  aaehftreK 
des  dime«  Ott  ROrvir  de  garanto  k  dt»  formiere  en  proTince,  au  cas  oü. 
li'-^dite^  I>pr<-()nii«»>.  oii  leurs  garanfs  ^ernif^nt  [mv^i  sseiirs  d  iinnieiible«  d'une 
vuleur  r<'|Hiiiil;iiii .  suivnnt  l'iiii|)nrtance  (le>  diiues  'ju  iK  affermcront  ou 
garaiitiront.  aux  cuoditiuu»  eiioncees  ii  1  Art.  23.  Dauh  ce  cu&,  uu  devr» 
faire  porter  une  annotation  speciale  en  t^te  de  IHnacfiptioii  afferente  aux 
MUN-ditH  immeubleK,  afin  qae  ces  demiere  ne  puiment  pas  6tn  ali6D6*, 
juttqu'li^  oomplHe  «xeeution  des  enga^ements  pris.  On  poorra  aaasi  offrir 
tme  untre  g^nnuiti»»  itinti  rielle  acce|)table  par  le  Tn-sor,  c'o<.t  a  dire  d^'poser. 
pour  ie  tiurs  du  inuiitant  doK  diiueH  u  affernior,  une  summe  un  espöctR» 
ou  de«  titrett  d^Ktat  au  portear.  Oes  titres  Keront  accept^s  tum  mm 
tnorg9  m  moitis  de  IW%  de  Uur  prix-coiirmt  mr  le  mankd,  comme 
ü  est  dit  ä  V  Art.  2H. 

La  d  t"  ■Tiittf  t'tt  »'^p^cps  sern  iippliqut'O  aux  deriiii^r^  ternies:  de 
niöme.  los  tilro  ne  seruiit  pas  restitucs,  jus(|u'a  l'exi^cution  des  enß^agc- 
mentK  pris.  Ou  u'acceptera  k  uucune^  coaditionti  autre^i  que  Celle»  qui 
viennent  d'd^re  ^numtfr^es,  le»  offres  ou  le  cautionnemant  de  personiie. 

Art.  89.  —  On  ^>p«lle  un  Ii  un  derant  le  Gonaeil,  le«  aoumiaBion- 
iiairer<  ayaiit  d«>ja  fait,  par  devaiit  Ic  Conseil  adiiiinistrutif.  des  öftres  pour 
Ich  vilJatjes  ou  le  ?iiotititiit  des  eiicht-res  w  atteint  iin  chiffre  cunvenjible. 
tan<  par  rupporl  aux  inoiiUnits  de  la  deriiiere  et  do  l  aviint  (Utih-  re  uniu>e, 
que  par  rapport  a  rubondaiice  de  la  recolte  de  l  aiiiiee  en  cuun<.  On 
propoRe  attxdita  aouniRidoniiairee  d^ugmeoter  leur  ottre  ou  de  m  drieiatar. 
Les  ench^res  continuent  a  nouveau,  s^U  j  a  de«  aureneh^riaMur«.  Ceox 
<|ui  refiisent  de  Nurenoherir,  doivent  signer  leur  dösistement.  Quand.  jmr 
Miite  de  la  cessation  des  offrcs,  11  ne  ligiirera  ]dus  sur  les  bulietins 
d'encb^res  aucun  noin  de  cuncurrent  qui  ne  se  »oit  d^siste,  ou  reoiettra 
oette  Ikte  au  eriaar  public,  lequel  infonaem  par  criäea«  dane  la  nlle  et 

la  oour  de  ThOtel  du  GouTememait,  qua  Poffre  est  dePi  et  qua 

ra4judication  prontisoire  (tEarardadi)  aera  proclam^e  aussitöt.  Si,  apr^K 
rette  publiiatii>ri.  perwonne  n'augtnente  erif-re  l'offre  dt'jli  faite.  oji  iiiscrit, 
en  regard  du  total  ti^iirant  >-ijr  le  bullctiii,  les  niots:  „J'ai  ac^  eiit>>  pour 

un  moutant  de  Pt   On  dato  cette  apostille,  au  ba«  de  iuquelle 

on  ftiit  apposer  le  caohet  ou  la  signatvre  du  demier  eooböriMenr.  Ao 
caa  oü.  la  fortune  da  catui*ci  n'^tant  paa  jug^  auflfiiante,  il  j  aurait  un 
garant,  «m  devra  ^galeinent  faire  vp^otw  le  soeau  oa  la  rignature  de  oe 
deriiier  i-ii  bas  d'iine  racntion  ainai  COnyue:  ,.Ft  mm.  je  me  rends  emition"; 
ajtres  (juui,  le  fonctionnaire  civil  le  plus  elev«-  en  ^rade  rtiiiige  l'anuo- 
tation  indiquant  ra^judication  provisoire  (karardad^). 

Art.  90.  Seront  d^hus  de  leura  droite  lee  fermien  qui,  ajant 
d^jä  fait  des  offrea  pour  lea  dimes  d'un  village.  se  seraient  ubsent^s  des 
lieux  dea  eiich^rea,  aoit  pendant  l^ac^adication  proviaoire  (karardadö),  aoit 
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pendatit  riuljiidicatii'ii  dt<liniti\e.  Kii  retard  <le  I  iiisori|)tiim  relati\ c  a  l;i 
deroi^re  offre  faite  par  eux  uu  purteni  lu  inetitiun  ab>ent,  iiieiiliun  ({ue 
ämuc  m«mbr6i  da  Conwil  rov^iiront  d«  leor  oadiet.. 

An  CM  oii,  %j9tA  fiii  de«  ofiErei  pour  Im  dimes  de  leur  village, 
Im  hsbiUints  de  ce  village  sc  semiont  ult^rieurement  ct(>8i8tä8  eii  raison 
d'une  siirenolifre  ftiite  |t!ir  une  awtre  personne,  nn  devrn  faire  attester  le 
fait  par  Ic  „luuukhtur"  et  ceux  des  lueiubrea  du  Cooseii  de«  AiicieoK  du 
▼illage  qni  lenisnt  pr^ants  anr  !«•  lieux  d«s  «nditeei,  au  moyen  d'une 
«mototioD  revdkue  de  leun  caobet«.  De  nidme,  le  d^lei  dea  enchferea  efc 
de  rM^ttdication  devant.  en  vertu  de  TArt.  20,  Stre  port6  par  vn  avia 
il  la  connnissance  des  villageois,  les  habitnnt<  qtii  ne  seraient  |i;»s  |»r('s>Mits 
au  monient  <les  eiicluTes  sfrnnt  aiissi  dcfhus  do  leurs  droits».  Leur  ab- 
sence  sem  uentioutice  en  marge  biir  le  bulletin  de»  encb^res  et  cutte 
maotioii  laim  rev^lue  du  caohet  de  4mx  membre».  FareUlemant,  oomme 
aux  tennes  du  mdme  artide,  lea  obela-lieux  daa  oaiaa  et  daa  aan^jaka 
ritute  dana  le  vaiaiiiage  doiveni  (Sgalement  Mre  infonnes  de  la  päriode 
am  qiipstidii,  on  ne  devm  pas  reserver  les  enoh^res  exriusivenient  aux 
aoonissinnnaires  du  ehef-lieu.  11  y  aura  «louo  lieii  d  iK-rüpter  egalemant, 
et  de  portcr  sur  le  bnlletin  d'eDcbferes,  les  offre«  des  soumisaioiuiairaa 
dea  autraa  loealiMa,  otf  raa  qui  seiaieut  annonoöea  par  le  Ml^graphe.  Lea 
andi&rea  aurODt  ainai  lien  dei  deox  cötes,  et  les  formalites  nfcessairex 
»eront  aecomplies  ronforinc^nient  au  dispositiutis  gen^ralae  de  l'Art.  86, 
applicables  aux  offres  voiiuC'^  d'une  autre  localite. 

Art.  31.  —  Chaque  -soir,  on  doit  aifEcher  ii  lu  porte  de  Thötel  du 
OouvememeDt  daoa  un  endroit  qui  peut  dtre  tu  de  tout  le  monde,  uue 
liate  indiqaani  lea  noma  dea  villagaa  dont  ra4judication  prwnaotn  Qtarar« 
dad4)  a  en  lien  dana  la  journ^e,  ainai  que  le»  offraa  iaitea  pendant  lea 
ench^res,  pour  chacun  de  cfv  vüIü'jos.  Le  delai  de  siireneh?>re  pour  le» 
village.s  provisoirenient  adju»/»"-,  r\|iire  lo  soir  du  second  jour  a  partir  de 
rafficba>(e  des  listet),  saun  cumpter,  toutefois,  le«  jours  färi^»  uflicicls. 
Dana  oe  dälai,  e*aet  k>dire  dana  lae  48  henrea  qui  aaivent  le  Jour  de  l'ad- 
judioation  ptomsoin,  lea  enairttea  leront  rouvertes,  k  la  oondition  qne 
lea  offres  ne  soient  paK  inft^rieures  k  3  Apr*"«  qu'auront  cesse  les 
surench^reH  pour  les  dfmos  d'un  village  dont  les  encbi'res  ont  ete  ainsi 
rouverte»«,  on  c-cart«ra  la  partie  ayant  refuse  de  surencb^rir  et  Tou  prendia, 
Ik  ee  sujet,  la  Kignature  aww  bien  de  la  partie  qni  a'eat  d^iMo  quo  de 
oelle  qui  a  aecepM  de  anrencb^rir.  8i  le  demier  andiöriaaeur  a  na 
garanti  on  demande  egaletuent  sa  siguature.  Le  fait  est  &  nouveau 
antmnf»^  par  Ic  crieur  public  et  la  inentioo  (karardadö)  afföreute  ii  Tad« 
judicution  provisoire  est  ernte  de  recbef. 

On  pruecdera  comnie  il»  ent  dit  plus  baut  au  cius  ou,  dun»«  le  delai 
aua  TIS«  da  2  jours,  Tacyttdication  provisoire  serait  proclamte  plueieuia 
foia  pour  lea  dlmaa  d'un  viliage  et  oft  lea  enchftrea  aeraient  rouTortes.  par 
auite  de  «urencb^res  de  3%  et  pluM.  Quelque  «oit  leur  nombre.  les 
r^ouvarturea  des  ench^rei  ne  pourront  avuir  Heu  qu'k  condition  que  lea 
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hurent  li>  ros  ne  suieut  iiiferieureh  ä  3",,,.  Ni-ajimoins,  «iepuis  la  reou- 
vertu  re  des  «nehöres  daoft  cw  conditioDs,  jusqu'k  1b  dmotunon  de  Tad- 
jiiiiicfttion  proviMoire»  chaque  fermier  a  le  droit  d«  rarendi^rir  dan«  la 

proportiuii  qui  lui  plaira.  Le  dehii  de  2  jours  in)])iirti  ))our  i-ctt«  :iug- 
iii''iit:itioii  de  3"  ,,  fommenro  •<  p;irtir  iln  -  ür,  II  Jteures  d  la  turt/ue,  du 
jdiir  flutit  I  a\  i^  relatif  u  l;i  jiteujit  rc  .uljiulicaiiun  provisoin*  (kan»rdnde! 
purle  lu  dale;  re  point  de  depart  ue  cbaiige  pus,  qiieique  ^uit  le  DOiobre 
doH  kumrdad^  iDMcritR  sur  la  liot«,  c'oRt'li-dira  quo  la  secoDde  mise  aux 
eiich^rex  ne  peut  paH  continuer  au-ilelk  des  8  jours  ci-deasus  mentionn^. 
Vadjudicution  döfioitivc  aiim  liea  le  soir  du  second  joiir.  k  11  h.  k  la 
tur<|ito  HC  pnnrnt  t  tre  effectuee  nvant  ve  terme,  qu'ii  y  nit  eu  ou  oon 
deN  offie>  de  <iiretn-hf*res. 

Art.  32.  —  I.e  sc-oiid  jour.  ver^  le  ^>>\r.  ou  ilonnen  piihlifiuenient, 
par  devaiit  le  t'oiiseil  a«ltnini>tratif  du  i*aza  et  eii  preseu»-e  de  tont  le 
munde,  lectiire  des  noins  de^  villages  doiit  les  liinies  ont  ete  proviMoirement 
iic(i(ig«>es.  »imi  qiie  de»  monlant»)  obtenu«  pour  cbaciin  de  ces  villageü. 
Cette  (lublication  >ü  fera  «'galement  par  i-ri^e  publitpic.  Si,  a]>r*'s  l'nc- 
(•omplis^omeiit  de  res  fürnialitt-^.  *piel(pi  «in  augincntait  de  B "  ,,  o  i  plti> 
Tiiffre  |irrciMletuinciit  faito  puur  lo>  diine-  do  res  villag'^s,  ou  <k-vr:i.  '-iiii> 
eil  ajnurner  l'afferuiago  au  londeniaiii,  effectuer  et  achever  iuimeJiatenieiitf 
le  Hoir  inline,  ieun>  encb^re«  et,  en  arr^tant  les  offres,  dore  d^nitivement 
les  openition«  d'eneh^res.  fje  ConHeil  adininistratif  i^joutera.  an  bas  du 
biilletin  iradjudicatioit,  la  mantion:  radjudiintion  definitive  en  a  et^  dt^- 
cidt'i«  ;i  r-o  |>rix.  tnetiHon  fpii  poi-teri  Ic^  ';ifhets  per^onneli^  i\o<  niembres 
(In  Coii<eil.  Apn^  ijiioi,  le  Gouverneur  (ieiiend,  le  gouverneur  ou  le 
souN-youverueur,  ipii  preside  le  ('onseil,  inscrira  nur  le  <lit  buUetin  le 
mot:  affemir.  On  devm  ensuite  d^ltvrer  uo  „sabtnam^"  (permiR  de  d^- 
cimntion),  rontre  le  „»«neit**  h  remettret  comme  e«t  dit  a  l'Art.  47, 
par  le«  rermiers  et  par  le«  ganiutK  de  ceux  qui  en  ont. 

Au  1>HK  du  btiiletin  de»  gik  here<,  le  Conttnl  administratif  du  caza 
n'-diperi  im  „nnizbata".  iudirpiarit  le  cas  d':ifferuia<Te.  ainsi  »pie  le>  niison» 
«•unvaiii'-anles  de  toute  niuiu>--\ ahie  ipii  st  rait  <'on>>tatfe  dat  -  !p<  prix. 
par  ni]»|)ort  au  niontant  prt'cedent,  et  qui  senüt  ilue  a  de>  ui<itii>  justes 
et  acceplableti.  Toute  augnientatton  faute  ultärieurement  pour  le«  dimeR 
d'un  villuge  di>nt  le  bulletin  d'encb^reii  porte  la  mention:  afferm^.  i«era, 
quelle  «ju'en  soit  Tiniportance,  fomiellement  refusäe. 

Art.  H'l.  ~  S'il  vient  a  etre  etabli  ipio  des  diftleultPH  peuvent 
Mirpir  »iaiis  la  ilc-iination  '■'•iiarco  de  la  rt  '  olle  d'nn  \  illafTp,  ^uit  parre 
ipie  le-  l^rre>  ile  .-»■  \illa^fe  Mint  iniifiiudues  a\ei-  »  eile-  du  \  illaije  attenaiu, 
»oit  parre  qiie  les  terraiiis  cullives  par  les  habitunt.»  d  un  village  se  trou- 
vent>  cette  ann^e-lh,  englob^s  dans  le  territoire  du  village  contigu,  on 
pourra  alor»  grouper  deux  ou,  tout  au  plus,  trois  de  cea  village«,  leü 
»riettre  aux  ench^re»  et  Iw  adjuger  en>eiuble.  II  n  est  toutefois  pas  ad- 
uiisiiible  de  reunir,  80uk  re  pretexte,  le»  dinieti  de  plusieurR  villages  et 
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boui^  a4jug^  fiäpar^iii6iit  k  un  fieul  et  uniqiie  fermier;  riii|jii(lictitioii 
en  hun  Ueu  k  part. 

Art.  34.  —  Au  cas  oü,  en  dehors  des  villages  d^finitiveraent  ad- 
jiipi's  dniis  le  drlai  d('termin«',  les  diffi-i-fTits  autn  -  vi!!r\j;es,  (|ui  n  auraient 
pa«  pu  »Micor»?  ftie  ndjugcs.  n'auraiciit  poiiit  tronvi'  d  uffernieurs  st'pur«'- 
menl,  et  oii  les  viliageui»  iie  voudraient  pas  lea  afferuer  non  plus,  le  fait 
Den  mentioniM^  dme  le  balletiD  d'encbftree  et  certifiä  au  moyen  d'an 
««mMbato**  du  CoiiMil  ■dminiitntif  du  een,  ^erit  «n  bu  du  eue^dit 
bulletin.  Puis.  une  fois  que  les  formalitt'S  prescrites  par  l'Art.  30.  et 
destiiK'Os  a  ctiddir  '|iih  les  villntieois  reiioncent  ii  l  afformaup.  mirnnt  i-t»' 
acconipiies,  les  villa^es  de  cette  categorie  pourront  etre  rcunb,  pour  cire 
mie  MX  enchäree  et  a^jug^  en  bloe.  Toutefoia,  on  ne  devra  |>u.s  groupor 
aar  un  bulletin  d'ench^rea  plua  de  dnq  villagea  au  manmuiu.  En  outre. 
le«  bulletins  d'endiftre«,  primitivemeDt  präparea  pour  chaoun  de  cea 
villages  rcuiiis,  ne  seront  pas  ininiili-s:  ils  seront  annexrs  an  nouveati 
hullntin  dresse  pour  les  cinq  villages  grou]ies  et  seront  conserves  »vec 
ce  dernier. 

Art  36.  •—  On  fixera  un  ddai  oonvenable  pour  lea  «neh^res  dea 
dimee  de  l'opiui»,  des  Tallon^es,  dea  olWes  et  autrea  produita,  dont  la 
rnive  en  vente  et  Ta^judication  peuvent  sc  fiiire  par  casa  ou  per  flandjnk, 

commc  il   est   o\-}dif|ii<'   ;i   l'Art.  15.  avoir  porte  ce  d«''lai  ii  lu 

connaiKsance  du  public  daiis  le  caza.  le  saudjak,  le  vilayet  et,  au  bcsuni, 
dans  les  localitt^s  uvoi&inaDtet^,  et  aprte  Tavoir  publik  k  Constantinople, 
par  rentrraüae  du  Üiniat^re  dea  Financea,  on  effectuera  et  Ton  adi^vera  lea 
endidrea  dana  le  d^Iai  fix^  k  cet  effet.  Lorsque,  k  la  oeeaatioo  des  offrea  feite 
de  tous  les  cöt<^8,  le  Conseil  administratif  du  vilayet  certifiera,  apn  s  cxamen, 
que  la  derni«Te  nffro  a  atteint  uu  cliiffro  convoimhle,  la  nientiori  kurardadf' 
sers,  sur  une  commuuicatiun  dos  Autunti  h  de  la  province,  iiiäcrite  dans 
le  dieMieu  dn  caaa  on  da  aan^jak  auquel  appartiennent  lea  dfmee.  Apr^s 
q«o>,  lea  Autorit^  de  rendroit  on  a  ii6  appoaee  cette  mention  aignaleront, 
de  nouveau,  le  fait  aux  localites  voisities  avec  lesquelles  il  aerait  possible 
de  <"'>rr>'spondrt'  ti  li'gni|)hiqiiemeiit.  Si.  dans  six  jours.  non  conipriis  Ics 
jnur;-  f'  rics,  a  |iartir  de  la  date  de  raitposition  df  cette  mention,  un 
sureiich^risseur  se  jir^seutait.  suit  dans  les  localites  ou  le  karardade  a 
inaorit,  aoit  dana  cellea  oü  les  publicaliona  ont  ^t^  iaitea,  on  aoeeptera 
son  offre,  laqnelle  ne  den»  pat  dtre  införieiire  k  1*/«  et  Ton  ronmra 
lee  encb^reH  qiii  auront  lieu  confortnement  k  la  r^gle  mentionn^e  aux 
Art.  31,  32  et  33.  On  coiifrantera  le  nouve!  encbt-risficur  avec  ie  ]ire- 
Cßdent,  ou  bien  on  cchangcra  une  correspondaace  avec  les  Autorites  de 
Fendroit  oü  se  trouve  ce  dernier.  Une  foia  que  les  offrea  seront  arrßt^ea, 
quo  la  raention  karardade  aura  ^t^  enoore  appoeöe  et  que  le  dölai  ftx6 
aara  «xpii^,  on  proe^dera  Ii  Tadjudioation  d^nitive,  d*aprie  la  r^gle 
mentionnc^e  dans  les  sus-dits  articles. 

Art.  36.  —  lies  dimes  que.  suivant  l'Art.  precedent,  il  est  permis 
de  vendre  et  dV^uger  en  bloc,  aurunt  pour  lieu  d'ench£:res  le  Conseil 
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adniinistralif  du  liva  uu  du  caza,  suluu  qu  elles  seroat  mises  aux  ench^es 
par  s&iidjak  uu  pur  euu.  Lea  perMiiineit  dMreuMi  da  prandre  pari  mk 
enchftre«  de  eeii  dfmee  doiveot  feire  oonnaftra  Ii  temiie  lean  ottree  an 

Heu  uu  6«'  foiit  les  otichi'res  et,  nu  CM  oii  elles  w  troavanieiit  dans  ane 
iuitro  !or;ilito.  cIIps  dniveiit.  t  fralemeiit  eii  du  tomps,  s'adros«-er  anx  An- 
toriti's  de  I Ctulroir  <iii  .'lies  «,o  truiiveiit  |)our  fairt'  tclejrruphier  \mr  celles  ci 
leurt)  üff^e^  uu  iioii  des  encbt-reN.  A  11  heureti  du  soir  du  jour  uü  le 
d^lai  des  premi^re«  endii^reB  expiro,  on  oonaiddrei»  oomme  la  dornig 
o<(re  oelle  dont  Pimportanoe  d^paase  toutes  eellea  qni,  jueque-lk  aanient 
^t^  faites  an  ceniro  des  ench^res  on  rinnonccR  pnr  d'autree  localitösf. 
Qiie  les  autre.M  souniissioiinaires  -e  soieiit  dt  sistt-s  oii  nnn,  hup  !a  oorre- 
spondaiice  ait  pri»  Hii  uu  uoii,  oii  devni  meltre  ia  menttun  kararUade  et^ 
tant  qua  De  «era  piis  oureiie  la  dauxi^ma  min  aux  «nehtoee  areo  ima 
mi^oiv^oii  de  1  */oi  OD  ne  devra  aeoepter  ancnoe  offre  de  «urendtöre. 

Le  deroier  juur  des  aecondoN  onch^reK,  u  11  heures,  l'offro  la  jilus 
••lfv<>e  *Mni  considf'^reü  coinrae  la  derni^re  ot  rndjudicatioM  sera  effectuee, 
«|ue  la  correspondaiice  ait  pris  lin  ou  n<>n.  Seront  dechus  de  leur>  »iroits 
touh  feriuierR  qui,  8P  trouvant  sur  le»  lieux  de^  enchrre^,  n  auntient  p:u. 
offert  h  tempH  un  phx  sup^rieur,  ainai  que  oeux  qui,  abhenU,  n^auraient 
pas  fait  panrenir  leun  i^]<i}i;rammeK  ile  fturandi^re  avant  11  heurea  anx 
ceotres  des  enehtrea. 

^•'•anmuins.  si  le  jcur  dt*  rndjuilicalimi  pr<»visc»iro  (karardadtO  ou 
dftinitive,  et  jnir  suit«  dune  internt]>liou  de*»  cuulIUUIlicatioIl^  telo- 
gniphiques  due  vl  un  cm  de  force  majeure,  il  n'y  a  eu,  du  matin  au  «oir, 
aucune  coirespondaoce  ^chani^  aveo  auean  endroit,  le  d«lai  des  endi^KM 
sera  naturellenient  prorog*'  et  l'adjutlication  provisoire  ou  di'-tinitive  aura 
lieu  24  beureK  npW's  la  disparition  du  i'as  de  force  majeure  dont  il  ^  agir. 

Art.  37.  —  Au  für  ei  h  nif.>.ure  ipie  le-  iliun'-  de  chatpie  villapei 
serunt  a^jugeet«,  une  liste  iiidiquaiit  le  uuni  du  viilage  et  celui  du  feruiier, 
ainsi  que  la  date  de  ra«ljudicaiion,  sera  alfiohtfe  k  Tentr^e  du  locat  du 
Gouvernement.  Le  soud^gouvemeur  du  casa  devraf  aane  parte  de  tamps. 
enTOyer  aux  Villaus  ""^  eopie  <ie  la  liste  sus-visee,  Oopie  qui  devm 
•'•tre  revetue  du  s«^pau  ilii  Coitseil  adniini'^tratif.  I)an*<  \(^  C}\^  on  !a  ri'colte 
d  un  viilage,  faule  d  avoir  Ho  rentrt'O  ii  tenip>.  subirait  des  donunages 
et  cela  parce  que  le  feruiier  n'aurait  pas  procedi*  a  la  decimaUoD  ou 
paroe  que  les  villagaoiü  n'auraient  pa«  coona  la  date  de  Padljudication, 
la  reeponeabilitä  en  inoombera  au  «oati-gouTemeur  qui  n'aura  pa«  hii 
connaStre  cette  date  en  dü  tcmps. 

Art.  38.  —  La  decimation  dt--  pritdiiit-  dners  (eis  (pie  les  fruit-, 
qui  arriveut  a  maturite  jusqu'k  la  mihO  uux  encberes  et  i'u^judicHtion 
dcK  dlrne«  qui  n*auraient  pae  affeniMSic  k  part,  oera  faite  par  lea  soimi 
dcM  eniploy^M  nomn^R  par  le  Oonaefl  adminirtratif  et  les  ÜTres  de  reoetteH 
««runt  remis  au  fermier.  Aprte  l'affermage,  leti  fermiers  tiont  tenua  4igale* 
MK  iif  df  se  rendre  eux-inöraes.  en  dfi  temps,  dans  les  villages  ou  d'v 
envu^er  un  representaut,  atia  de  proceder  k  la  decimation  des  autre!< 
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ptoduit».  Dans  le  oas  oü  l«(s  habitantK  d*un  vtUage  ayant  informtf  le 
fwinier  que  l6*  meules  de»«  produita  mounonnös  sont  prete«  daDK  le»» 

champx  et  rjue  les  pnxliiits  qiii  n'oiil  pas  beKuiii  d't'-tie  inis  on  meules 
-oiit  arrivcs  »  niaturit«',  le  fermier  iie  procfMlemil  pa<,  dans  uri  «U-lai  de 
3  jourN  u  purtir  de  cet  aviü,  soit  en  jter.soDiie  .soit  pur  l'entreiuise  de  tien». 
h  la  deoimation  deadit«  prodait»  dann  oe  villuge,  la  d^cimation  «e  fem 
par  lee  Boins  du  Gonaeil  des  AncieoK,  qui  Kinscrira  dana  an  registre  et 
aiitoriseni  la  rentree  de  la  moisKon.  Les  frais  rögtementaires  ile  la  ddci* 
nirition  >.erimt,  dans  ce  cm  Ii  la  charije  du  fermier  et  aiicunc  uhj(>ctiun 
soulevee  de  ce  cliof  par  co  deriiier  iie  poiirra  ötro  pri>o  eii  eonsidfration. 
De  meme  au  cu«  ou  ie  fermier  ne  pruct^dernit  pa>  u  (euips  a  lu  deci- 
mation  de«  produito  teb  que  fruit»  et  l^gumea  et  oü,  lui  ou  koo  repre- 
seutant  oommaiceraient  la  pereeption  aprfes  que  le«  produits  uuront  €tü 
r^eolWs,  COR  demiem  «eront  tenus  d^aecepter  Ja  tleelnration  du  cultivateur. 

Art  88.  —  Toutei  lee  fois  que  les  offres  faites  pour  la  totalite  ou 
poiir  (|uel(pie8-un8  des  villa^es  d'iin  caza  irayant  pas  attoiiit  le  ohiffre 
voulu,  les  dimoN  de  oes  villat'os  n  auroiii  |iu  t-tro  drlinitivement  adjugees 
et  que,  d  un  autre  uole,  les  produits  priiu-ipaux  de  ue  caza  elant  urriv^s 
k  matorite,  l'epoque  de  la  moiseon  et  de  la  nise  en  meule  sera  venue, 
on  devra  proeöder  &  la  gestion  en  r^gie.  8i,  dana  un  d^lai  de  10  joura. 
h  partir  de  la  date  oii  nura  commene^  la  d^imation.  rancieii  üuuniission- 
naire  de  ces  village«  ou  bien  une  atitrc  (iprsoTHie  v<Miail  a  |iorter  d  einlilcH. 
ou  par  Vüie  d'encht  rps.  I<»  moiitaiit  df  l  adjudicutioii  au  chiffre  \oulu,  il 
est  permie  d  en  proclauier  1  adjudication  provisoire  et  d  adjuger  definitixc- 
ment  lee  dimee  de  ces  Ttllages  b  Fexpiration  du  d^lai  d^terminä.  Paast' 
le  dälai  de  10  jouni,  auoune  offre  de  majoration  ne  sera  admise.  Danr 
le»  village»  qui  auront  «?t6  aFfermes  dans  Tespacp  d  •  «  es  10  jours, 
fermier  ne  proc«'(lora  pas  h  un  noiiv<«l  eiircfristn'tnent  de  la  n-colte  di>iil 
1«  decimation  aura  t-t«'  deju  faite  par  les  Autontcs  locales^  duraut  ieis 
lOjoun  prticit^  Le  dtniier  devra  accepter  reurcgistremeut  fait,  suivaiit 
le  livre  qni  lui  sera  remis.  On  pereevra,  ii  part,  de«  fermier«,  afin  de 
I*'s  payer  aux  int<^re88<;8:  1.  la  rctribution.  pour  Jö  Jours  au  miMtmum^ 
des  agents  emjdoyt-fi  jusciu'ii  la  date  de  1  adjiidicati')ii  offcrtui  i-  <l:ins  ofs 
••onditions;  2.  1«'  nioiitant  des  timbreä  appliqin's  aux  aotes  dt*  j^araiiti«.* 
que  ce»  agents  out  tlu  fouruir  pour  etre  uomuieh  ii  coü  euiploit^;  3.  les 
frai«  de  l^galisation  afft^rents  aux  mAmes  nctefi. 

Art.  40.  —  11  peut  arnver  que,  au  cours  des  eiicli<  re**  ou  ilo  1  ad- 
jndioation,  une  de«  personnes  ajant  inscrit  de«  offres  «ur  le  bnlletin 
d'endi^reii,  vienne  k  se  d^ister  oa  que  «on  garant  retire  sa  caution,  saus 

avoir  pour  jnstification  un  accident  comine  In  urelo.  I'inondation  ou  une 
imasioii  de  Hautfrelles,  lequel,  survenu  dans  la  localit«-  dont  les  dim*>s 
boiit  aux  eucbäres,  aurait  detruit  plu»  de  10*^/,»  de  la  recolte.  Dain»  «-e 
cas,  Polire  tftanl  devenue  nulle,  lea  dinier  portöes  sur  la  liste  seront  de 
nouveau  miaes  aux  ondii^res  et  «i  elleH  sont  a^jug^  h  un  priz  inf^rieur 
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Ii  l'offre  |>rec^leroment  fuite,  la  diff^renoe  Ne»  p«i\'U  de  1»  penonna  qui 
s'eit  dfSsistee  ou  de  Bon  garant.  8i  las  ditei  dlmaa  ne  tnniTeiit  auean 

autre  affenneur.  elles  Ken»nt  ndminiBtrati'es  en  regie  et  au  caa  oü,  apr^s 
(lt'f!»h-;vti<iii  des  fniis.  le  reiidviiif iit  ■.(■mit  inff-rieur  u  l'offre  pre<'«'deinni?rit 
iuite,  la  differeiice  !>era  encure  perrue  eo  dHdomiiiaxement  de  ^etlcli«;^ris^«llr 
qui  a  retir^  »i»ti  offr«  ou  de  aon  garant 

Si  le  retruil  de  1  olfre  a  |.iüur  molif  l  uu  dcf«  accideut>>  prt*citc>,  le 
CaYniakamat  du  casa  inntituera  one  Comnunnon,  qui  sera  oomposee 
respectivement  d'un  membre  du  GooKeil  administratif,  du  tribaital  de 
premtj're  iiistauce  et  du  Conseil  municipal  du  caza.  Dans  le  cas  oti  la 
Comtni^^vioii  contirmerait  d'-^futs  de  cette  iiature,  on  renoncerait  a 
r*-clamer  la  pcrte  et  l  ou  mettrait  de  uouveau  au\  enchere^  lei^  dime»  du 
village  dont  il  R'agit.   Le  san^l'l'  vilajet  pcniaront  le  fdt  h  la 

coimaiKitance  du  Minitit^re  dm  Füaanceti,  en  loi  transmettant  en  m^me 
temps  le  ..masbata**  d^livr^  par  la  Commiwiion. 

Art.  41.  —  On  pereevra  d«*  femiierv,  ii  titre  de  droit  de  criee,  et 
Ton  remettra  au  crieur  la  oomme  tixe  de: 

Pt.  2'  .  pour  hs  village^  dont  le«  dime^  Hont  affermeeK  juKqu'ii  Pt.  1000. 
Pt.  7*/,  pour  lo-  villageK  dont  le«  dime«  Kont  affermäeti  de  Pt.  1001 

:(  l't.  :i(MM_). 

I't.  10  pniir  le>  village^  dunb  les  dimeti  sont   aflermeüs  do  Pl.  ÖÜOI 
u  iOÜOO 

Pt.  aO  pour  leii  villages  dont  Iok  dimett  Kont  «fferai^es  de  Pt  10001 
h  Pt  26000. 

Pt  90  pour  lex  viUages  dont  les  dlmes  «ont  afferm^  de  Pt.  S5001 

h  50000. 

Pt.  öO  pntir  lo>  villa^^os  doiit  les  dime«  sont  affem^  p' un  montant 

su|ii'rieiir  :i  Pt.  .t()0<X). 

t^iiiitit  aijN  dimos  <\cs  produit^  <|ui  peuvctit.  comra»'  il  est  dit  ;i 
l'Art.  15,  «Hre  afferint-b  pur  caza  uu  par  imudjak,  on  pereevra  »ur  ce.« 
dimeN  un  droit  de  cri^  de  1  piantre  pour  mille. 

S'U  7  a  plusieurs  crieurs,  la  repartition  du  droit  peri;u  a  leur 
prolit  ti«  fait  par  le  Comteil  adminiatratif  local,  d'aprte  rimportance  den 
s<>rvi<  e<^  rendui  jMir  <^acnn  d'aux.  Le  droit  de  cri^e  du  sur  les  produit« 

(lullt  hl  liime  peut  ctre  affernif-e  par  caza  ou  par  saiidjak.  appartient  au 
>tI'  tir  (ic  l;>  lof'rtliti  <'M  sc  trouve  le  dernier  Pnfhi  ri^.'f'uf,  X»-  rfi  oiveiit 
aucuiie  rt'tnbution  lc^  crieurs  de»  autre«  localite.s  tm  de.-  euchfre.>-  ont 
(^galement  eu  Heu  pour  le«  m^metc  dlmes.  Pour  les  dimei  de  eatte  ente* 
gori«  qui  seraient  afferm^es  k  an  dimier  it  OonMtantanoplef  le  droit  de 
eri«'*e  est  pervu  k  |iart  du  fernüer  et  pasKO  en  recette  par  le  Tresor- 
Im|ii  rial.  Kn  sus  de  re  droit  <lc  crit-e.  on  iif  r'  olamem  hu\  forrnir-r- 
»neun  frais  ou  tu\e  sous  les  di'iioininatiuns  de  drüit-«  de  criee,  de  frai^ 
(harc^)  pour  Zaittnauifs  (pernit-s  de  decimation)  ou  autres. 
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TITRE  ni. 

Du  MMIe  d'anoalMflHMit  iit  mNilaiit  <tat  Dimes  adjugees 
et  ia  Nbtlli  des  bom. 

Art  42.  —  1j68  moDtentK  d^alfermage  de  1»  dime  de«  c^rM«  sont 
pei^tus  suiruit  T^poque  de  la  matarite  des  prodoits  de  diaque  localite, 
cn  >ix  termei  ^gaux,  en  coniuietu  anf  d-  raoi>  de  Juin,  Juillet,  Aout, 
Septembre;  c'est-icdire.  les  dimt^'i  lU-  lucalitcs  dont  la  r(-ro!lc  vient  le 
|dus  tot  ii  inaturit*-  soiit  eiicaissfs  cn  si\  tcrtncs  cgauv  de  .luin  n  Ni»- 
veoibre,  et  celles  des  lucalit<  s  dout  Ion  pruduits  urrivent  le  plub  tard  ii 
inaturite,  «eront  de  itt«me  pergiis  en  mx  termes  <§gaiix  de  Septembre  ii 
F^vrier.  Lea  montanta  d'aifennage  de  la  dime  des  prodaita  comme  les 
l^gumee,  fruit-^,  melons,  pa8t(>ques,  afferm*-s  indi-|iendHmiuent  des  c^rpaleM, 
seront  repartis  en  iro'i^  terir<'s.  ii  la  cotiditiuti  de  ne  pas  d(''passi»r  le  raois 
de  Juiilet  et,  au  plus  tard,  le  uioie>  d  Aout,  suivaiit  ICpotiue  de  la  uia- 
turit^  des  prodnitH.  Jics  montantü  en  queütion  Mmt  per<;uK  en  trois  termes 
«^ganx,  de  Man  ii  Mu,  n  la  recolte  vient  tr^  tAt  ä  maturit^;  et  de  Juin 
.1  Aout.  si  la  inaturiti-  eii  est  tardive.  De  miMiie,  les  tnontant«  d'affermage 
de  la  dimc  des  rainins.  du  niaT>  et  dos  ;iroduits  similaires.  «  ^alement 
affernit's  •(  part.  s^Tont  rfjiarti»;  en  ipiatr''  t.-rino-.  ii  la  conditioii  de  prernlre 
lin  au  muis  de  Fevrier  de  la  meuie  aiim-e,  suivaat  1  epoquc  de  la  niatuntt' 
de  la  reoolte.  Pour  les  Jocalit^s  oti  il  ext  d'usage  de  oonsenrer  le  mais 
en  earouilles  et  de  le  eonsommer  au  printem])«  snivant,  le  raontant  d^affer* 
nia^e  de  la  dime  de  re  iiriiduit  poarra  etre  reparti  en  six  termes,  devant 
prefidr"  tir  au  mois  d  Avril  de  raniiee  siiivante.  ('ha<pie  terme  echfüt 
Je  preiiiier  ,|<»ur  du  iiioiH  auipiel  ii  a[iparlient.  II  est  r*-^h'  eii  uuo  fuis 
ou  par  vertiementfi  >uoceääifs,  sans  iuten-t«,  juM|U  a  la  liu  du  uieme  muii>. 
Pour  le  nombre  de  jours  ^oules  apr^s  la  Kn  du  mois,  tout  solde  dü 
»iera  pay«^  avee  int^rets.  Si  les  fermiers  Hont  d^biteuTR,  aussi  bien  du 
chef  des  fernies  (pie  du  chef  des  inten-ts  pour  les  jours  »•cnule.s,  leurs 
verNements  senrnt  !ippiir|ui'>  au  payetnent  des  termos,  jusfiu  ii  jiarfait 
ref;rlement  du  capitiU;  les  interets  serunt  j)eri;u8  en^uile.  La  resLitution 
des  gagea  des  fermiers  «t  da  leurs  repondaote  est  absolunient  subord<Hinee 
an  reeouvrement  integral  de  ee  qu'ils  duiTent  aussi  sur  les  interets.  Si 
un  terine  n'est  pas  reol'  |i]si|u°a  la  tin  du  moi!;  aurpiel  ii  est  afförent, 
et  si  IKriginal  <lii  t'nii  df  dette  :i  rir  li  t^rilise  par  le  notaire,  on  redigera 
un  acte  de  saisie-j^as^erie  c|iij.  sur  la  (li'ei-i"ii  du  President  du  tribuiial 
de  premiere  instunce,  seni  immediateuient  signitie,  jrnr  ^eut^elui^e  du 
notaire,  au  formier  ou  Ii  son  ganuit  ou  fa  tous  le«  deux  s^paröment.  Leurs 
biena  mobiliers  seront  saifdK  et  si,  dans  un  d^ai  de  10  jours,  k  partir  de 
la  dato  de  la  significatioD,  le  terme  n'est  pae  r^gM,  le  montant  en  sera 
pen;u  avec  interets.  sur  l'ordre  du  President,  au  moyen  de  la  vente.  i-ar 
ies  suitiK  de  Tauent  du  bureau  executif,  des  biens  mobiliers  d'abonl,  dout 
la  I^i  sur  I  execution  des  jugements  autnrise  l  alieDution.  Au  oaa  oü  le 
produit  de  cette  vente  ne  couTrirait  paa  la  dette,  on  vendra  egalement 
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ceux,  pATiiii  Iw  hitm  immeubles  de«  mdmM  penonnes,  dont  I«  vente  «t 
«g»lement  permia«  pur  la  loi.  Bn  outre,  mim  Bttmdre  qae  les  ümii» 

dos  (lirnes  appartenaiit  All  fermier  soient  venduea  en  bloc,  on  les  vendn 
iinm(-diatomf iit  au  dötnil  siir  les  marcfu-s,  an  fnr  et  U  mesure  des  de- 
muudes.  Si  le  fermier  ou  son  ganiut  avaient  queique  objection  uu 
reelamatiMm  h  MmltTtr,  le  cm  tWVt  nltärievrement  «ximine  a  part,  pu- 
le tribiinal  oomp^teat.  Au  eu  ou,  umui  le  paiement  integral  d^an 
terme  nyant  fait  Tobjet  d'un  acte  de  notification  (ihbarnainf).  le  t«rnie 
«•lÜNant  viendrait  (^galeinent  u  echt'ancp,  en  raison  de  Parrivt'e  de  Ii»  tili 
du  nidis,  ori  ii^aura  ii  sifjnifior  un  Mcte  clc  »otification  k  part:  c  es? 

mir  uue  niiiiple  requt-te  preeenti^e  u  ce  Nujet.  qu  un  encaissera  «jgiUeiiieiit 
le  montent  de  ce  teroiei  myw  eelui  du  pr^dent 

Art.  43.  —  Lea  moDtanta  de  la  dlme  payablea  en  natura  aoDt 
ptn.'us  en  qiiatre  termes  e^uux.  ii  partir  dos  mois  de  Juillet,  Aoüt  et 
Septembre,  selon  !'fipo(|iie  di-  1,>  maturitt'!  des  produiU.  lieii  livr.iison 
de  ces  montaiits  (>n  uaturc,  lieu  (|ui  doit  ctre  ntu6  dans  le  caza,  sent 
späcifi^,  lors  des  ench^res,  siir  les  bulletina  y  relatifs.  Au  cas  oä  la 
diatance  Ii  parcourir  auivant  l'Aii.  9  aerait  auptirieure  k  1  heore,  lea  frais 
de  transport  et  de  Hvraison  aux  aua^dita  lienx,  dea  denreea  en  quaation, 
aeront  i«  la  cbargo  des  fermiers. 

Art.  44.  —  All  cas  ou  le  loyer  les  reveiiiis  tpi:\tripnn:iux  tle* 
bieiiH-fundN  qui  huuI  u  veiidro,  du  fermier  uu  de  soii  guruut,  cuuvnrairent 
lear  dette,  on  röpartira  eette  derniöre,  augtuent^  dea  interftta,  en  on 
iiombre  oonvenable  de  termea,  de  fa^^on  oependant  1»  ne  point  dtfpaaaer 
qnatro  unn^ea,  et  on  rciioiicera  it  la  vente  des  kiis  dits  biena-fonda,  k  la 
<^ondition  <|iie  o^Uo.  dette  sent  ri'jjlre  danN  les  d<'lais  qui  seroiit  Jixps,  qne 
li's  reveniis  i\f  ces  bieiis-fonds  Keront  encaissf's  par  lenrs  |>ropri«'taires. 
iiiaiK  que  cos  derniers  demeiircrout  sai-sis.  Tuutefoiis,  an  cas  oii  Tun  de« 
tennea  pröciiea,  m^me  le  premier  aeul.  ne  aerait  paa  integraleiuent  r^l^ 
dana  le  d6lai  dötennin^,  lea  biena-fondfi  aiia-teonote  aeront  Tendus,  aani 
tionvel  ajonrnement,  et  le  tnontant  de  toua  le«  termea  aera  per^u.  Les 
Conseils  adniinistnitifs  et  les  tribiinaujt.  confornj<^ment  niix  n-pfles  re^ssunt 
l  estimation  de  1h  vuleiir  de«  immeubles  a  tntnsf«frer  an  noni  de  r£tui. 
^tablironi  at  lea  rev^enu*  quatriennaux  des  biena-fond^  peuveiit  cou%'rir 
la  dette.  Seront  vendua,  «ans  aucun  ^journement,  lee  bienn-fonfk  dont 
leN  reveiiue  quatriennaux  ne  couvrent  paa  la  dette. 

Art.  45.  —  An  cns  oü  les  tennes  pavables  en  nature  ne  seraient 
pas  rc^Ii's  dn  l  oinineiiccinont  jnsqu'ti  la  tin  du  inois  auquel  Iis  se  rap- 
porteiit,  le  Gouvernement  aura  la  faculte  de  le«  percevoir  en  nuture,  a 
n'imjiorte  quelle  epuque,  ou  bien  en  num^raire,  en  lee  oonvertiaaant  en 
eapteea,  aur  la  baee  dee  prix  eouranta  da  dernier  jonr  du  moia  daaa 
t'-<iucl  ils  deywent  etre  reglöa,  et  en  y  ajoutant  lea  int^ir^ta  courna  jnaqu'k 
hl  dat<>  du  paif'niont.  l^a  perccption  en  nature  on  en  p<)p«  rps  des  termes 
procilt's  s(>  fcra  confunnement  an  uiode  de  recouvreaieut  dea  montant^ 
d'affermage  jiayable^  en  esp<-cei<. 
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Art.  46.  —  Tonte  rentr^e  aar  la  dime  des  produiu  divers  t|ui, 
eomme  il  eet  dit  k  TArt  38,  errivent  ä  maturit^  avant  raffermage,  dlme 

i|ui  est  ^en'O  et  per^ae  par  les  soins  d"cni|)Ioy»'8  noniinös  j)iir  If  Conseii 
adininistmtif,  Roni,  a|1^^s  iK-falcatinii  dos  rniis  de  d^ciinatiou,  a|)|)liqu4e 
au  Premier  tenne  du  nioiitaut  de  l'uffpnnage. 

Art.  47.  —  i^ue  les  diiuea  soient  tidjugees  u  des  fcruiier.s  uii  aux 
babitanta  dee  viUages,  on  dem  se  faire  remettre  dea  bona  d  engiigement 
portant  la  mention  qae  l«e  tennea  de  raffermage  aeront  rdglda  en  eap^cea, 
Sans  ({irils  putaaont  dtre  |iort('>8  en  coinpte  on  »en  ir  ii  la  compenaation 
de  creances  d'aucuno  sort''  II  ost  aduiis  de  se  fair^  df'livrer,  ])ar  le- 
personnes  ayant  pris  a  fenue  les  diines  de  pliisieurs  villages.  uii  seul  et 
unique  bun  d'engugeiuent  meDtioniiant  les  nonis  de  <:es  villuges  et  le 
montant  de  rafiermage  pour  diacun  d*eux  aäparement.  Lea  modldaa  des 
bona  d'engagement  k  ddlivrer  par  le«  fermiera  et  les  babitanta  dea  viDakges 
aont  annexes  h  la  prej^ente  Loi,  sous  les  iiumr-rn.s  3  et  4. 

Art.  48.  —  A  la  suitc  de  la  d<'li\ ram-o  <les  bona  ]tar  bvs  formiHTs. 
le  CoDseil  admiiiistratif  coutiroiera,  par  „uiusbatu",  la  »>olvabiiite  de  ces 
demien  et  de  leun  garanta.  Gea  bona  aeront  aaaojettia  au  droit  de 
timbra,  oonformtoent  aux  diapocätitnis  de  la  Loi  aä  hoe. 

Art.  40.  —  Lea  fermiers,  »ins!  que  les  \illageoia  qui  ont  afferine 
lo"  (liiiies  de  leur  i)ropre  villagf  feront  b'fjaliser,  par  los  Ilotaire^,  \e> 
Mgnatures  iju'ils  upposeront  sur  les  boiis  et,  dan^s  los  locnlitr-s-  oi<  il 
n  existe  pas  de  notairo,  par  le  fonotioniiaire  «{ui,  en  son  lieii  et  place, 
accomplit  oea  formalitds. 

Art.  60.  —  Lea  fermiera  et  lea  villageoia  qui  n*aiiraient  paa  dtilivre 
Ick  bons  d*affermagp  re'|uta  dana  10  jours,  au  jdus  tard«  h  partir  de  la 
date  de  radjudioatiou  df'fiiiitive,  Nemnt  ohii^fs  de  payer  d'enibb'e,  eii 
eKpeces,  le  montant  de  rafferniage,  sans  que  ce  dernier  >oit  rcparti  en 
tennea.  Paaaö  cea  10  joura,  on  devra  a'adreaaer  an  tnbunul,  avec  les 
bulletittii  d^endi^res,  r^amer  le  montant  de  raffennage,  aagmentä  des 
int^rSta  k  partir  de  la  date  de  raEferniage.  et  saisir  les  produits  represeit* 
tant  la  ditne,  au  für  et  h  mesure  qu'ils  seront  places  daiis  le  depöt,  Le-< 
tribuuaux  constitueront,  a  br»»ve  ecbeance,  les  parties,  n-soudront  la 
question  et  reudront  un  jugement  d'executiuu  jirovisoire,  eu  vue  du  re- 
eouvrement  du  montant  de  Paffermage,  «ans  prendre  en  coneiddration 
auoune  röolamation  en  compenaation  et  aani«  aovorder  d^ajournement.  On 
devra  appliqoer  la  meme  ])roc<>dure,  au  caa  uu  le  garant  n'aurait  pa«* 
appos<5  NOn  Ctu^liet  siir  le  Im>ii  rovc'ln  du  ••«•eair  du  fermier. 

Art.  51.  —  Le  conteou  des  bons  di  iivn-s  par  l«>  fcruiiers.  leur.s 
garants  et  les  villageois,  sera  iitscrit  en  abrege  dans  uu  registre  tenu  au 
Gonaeil  adminiatratif  da  oaia.  Aprte  qooi,  les  bona  et  le  registre  en 
question  aeront  envoj^  au  mouhasa^bdtyi  (Chef-comptable)  du  sandjak. 
pour  £tre  conaervda  an  öhef-Iieu  de  oette  circonscription.^)   Lea  „Calma* 


')  Dieser  erste  Teil  des  Art  51  ist  dofeh  Naohtraf^beitlinnmng 
^  Jt^KKOM        ~  foJgeadenaasMn  abgelndart  wollen:  «die  von 
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küiUK^  et  lea  „inal-inijdnri**  de«  oaaM  ne  «eront  paa  liMrte  laut  qu^ilii 
n'auront  pw  prouv«^,  Ii  Teide  d'nne  lettre  offidelle,  r«rriv6e  den  sue^dita 

bons'  i  entre  roains  da  mouha.sseb(^dji  du  snndjak.  Lea  bons  des  ferroien 
ot  <l«s  vilhipeuis  <|ui  mit  regle  le  iiiontiint  de  l  ufferniape  ;>ux  öcheunce« 
coiiveiiiics  (HI  qiii  l'mit  f:iit  apr«'s,  avec  los  interets.  seront,  a  Ifur  reijurte, 
rö>tiiue>  aiix  iiiterc'>'ses.  npr^s  qiie  les  bureaux  liM-aux  i^niai-kaleiui)  »ies 
cftsa»  et  dea  Bantljaks'^)  »aroDt  effectoe  l'exaiDen  D^esaaire  et  annot^  le  hit 
au  verHu  de      pi^fe«  ninai  qne  dana  le  registre  od  koe.*) 

Art  62.  —  All  für  et  u  mesiire  de  laffermage  des  dlme>:  U  ceux 
il*!'-  fermiorv  et  (lc>  dont  Ii  -  uffr»'-  »  f  I;i  <.':tr:intie  n'ont  ete  ae- 

«  f'iitee-.  (|ii  :i  nii^on  lie  leur  i|uaiite  de  pruiirietaire^  de  biens,  oii  portera 
la  iiientiuii  i'i  i|tMNe  eii  tete  de  l  iiiscriptiun  affurento  a  la  portiou  de  leun 
inimeabIcK  qoi  |>eat  «uffire  h  Tex^cution  de  leura  eogagementa,  auaai 
bien  qiie  ile  i'inscription  concernant  leur  propre  babitatioii  et  les  terraina 
«le  ciiltiire  ilt»>.tiiie<  a  leur  siib'.istanoe,  babitiition  et  terriiins  dont  fait 
nu'ntioii  I  Art.  28.  A'i  <-,i-  uti.  avaiit  de  s  iie(]iiitter  de  >a  dette.  le  f'-niiiT 
IUI  le  ^araiit  vuiidrait  uiieuer  se.N  proprieteK,  le.s  emploje^  du  c:uiastre 
(pnui-metDouroa)  Uevront,  avnnt  le  tranafert,  en  inlMiDer  TAntorit^  qui 
fem  aauHir  leMÜteN  proiirietp»  par  rentreuiise  da  tribuna^.  Lea  employM 
ilu  carla>trf'  <|m  ii'aviiteniient  pas  h  temps  TAut^mt^  seront  renduN  re- 
Kp<»Usable^  de-  d'MiiitKige«.  r|ui  re  i Iteraieiit  dp  ee  fait.  Si  la  dette  est 
iieqiiittee  eil  partie,  I  Aiitorite  retiendni  les  iirojjnete-  |nKivant  c<iu\  rir 
je  Mjidf  imiiayi-  et  ]>oiirra  aiitori>er  1  aliciiatittn  du  re-te.    Eutin.  lors(|ii"im 

i'aLlit<-i'D.  Oarautf-n  uoU  I)orreiugei«>b»eaeu  «UBZuhaadlgeDden  Scheine  werden  im 
Verwaltuagarat  dea  Ruaa  fceprait  Werdea  st«  ala  In  Dbaralartlnunting  mit  de« 

i;t'!«ptzllrtifu  ViiiMrlirirten  ^itehehd  befunden,  bo  wird  ein  Rpelnt-r  tiiii;t'lPKt,  da«  die 
Zulil  der  äi-helue  die  Xauieu  dee  betreü'endeu  Orte»,  der  Pai  hter  und  der  Bürgen 
nnfnibrt.  Diene«  Register  wird  nebst  den  Seheiaea  anter  der  VerantwortUoblteft 

<!p-  Flnftnzbo«nit««n  di-»  Ortfc  !tn  Kasa  «nfbew ahrt.  Hin  v<>n  d^ni  VprwH!*>i>iL'»rHt 
des  KaHUH  /.ii  l)ei;lauliiKendfA  KAeuiplar  des  Kegiftcra  wird  auch  r.wi^ckx  Kiutniguug 
und  aar  K'-Lutnisnahme  dem  KcgierangsbeBirk  (Ltwaj  ttbersandt." 

')  Nacli  dt'r:<t'll)eu  Narlitra^r-t  f^sfiinTMune  !i«t  anstatt  hon;«  .IN-iriHtPi**  zn  !»»)'»»n. 
*1  Die  Worte  „et  ii»'w  sainijakc     l'nHeu  ulich  derselbeu  N'ai  litragsbe^tini- 
nraDK  fort. 

')  Nacli  ilei>elben  Nm  htrapfbestininiunL'  i^^t  hier  hinzuzufügen :  Der  Flnanz- 
abtpilung  des  Llwa»*  ( Keg.  Btv..)  Iht  (davon)  Keuntniti  zu  geben.  Nachfolgend  die 
franz(j>:.-riie  i'bernet/.ung  des  ganzen  Artikels:  Les  aotes  qne  le«  fenalera,  garaata 
et  lee  babltantH  de  vlllaReB  m.nt  tenna  de  |>ri'«enter,  aeroiit.  s'il^  sont  tronvf^s  eon- 
formes  anx  regle»  et  A  la  loi  ftar  le  Conseil  admlniatratlf,  ooneen'eH  dana  le  raza 
BOUS  la  rettponaaliiliti'  >le»'  a^euU«  du  flac,  eoaJolataaieBt  avec  an  etat  indiqnant  le 
nombre  de  ce8  acten,  lenr  lieu  de  provenaaoe,  atnal  qne  lea  nomn  des  fermler«  et 
de  lenra  garant«.  Unc  expeditloua  certlA^e  par  le  Conaeii  adminiotratlf  du  caz« 
sera  eavoyee  pour  en  prendre  coaaalaaanoe  et  paar  eareglBtrement  au  llva.  Le 
■oQs-KOUvemeor  et  le  comptable  ne  ponrront  etre  eaaverts  qne  s'ila  juatitient,  par 
dee  lettre«  ofneldle«,  d«  Tarrlvee  dn  an^dit  etat  la  comptablllte  da  llva.  Sur 
la  demande  de«  fenalen  et  des  habitaat«  <le>i  villagea  iiul  out  acqotttdilear  tenne 
on  aprrs  lear  tanne  avee  later&t  le  montaat  da  prU  d'affemage,  on  pect  leur 
reatftner  les  actee  remis  psr  eux,  aprte  vtfrlflcatloa  i  la  comptabllitÄ  da  gaaa  et 
HunutütiuD  Hur  le»  re<;iHtre»  >-t  sur  1« vcno dea dlt*«  pldoea,  ea donaant,  daaa 
ee  CB8,  avis  ä  la  comptabilite  du  llva. 
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fermipr  ou  ^on  «f-inmt  v<Mnir:i,  im  mois  au  nioiii-  ;ivai!t  !  'cht'ance  d  ini 
(IfN  teriiieN  «ins  |>tir  eiix,  viüuire  les  pro|>rieti*s  <|u  il  a\ait  precrdemmoMt 
füurniH  comuie  guruntie,  il  y  Koru  autorise  .s'il  fournit  In  guraiitie  «I  une 
tierctt  {MraoniM  pom^dant  des  immeubles  d'une  valeur  ögale  et  n  mention 
en  «Mt  tftite  dans  les  eDregiiitrem«nt»  conoerntuit  l«fl«lit8  immeubl«). 

Les  ferinier  oii  le  ^arant  sera  tenu  de  parfaire  toute  dimitiiitioii 
f|ue  subirait,  avant  lo  iiaioment  intoj^ral  du  montant  do  l  iiffermape  par 
Kuite  d  un  incetidie  uu  de  tüute  autre  cause,  la  valeur  des  ioiuiuublo 
doimds  par  Ini  «n  gwautie.  Dans  !•  om  on  la  ditfärence  n«  poumit 
etro  compl^töe,  les  prodoiU  repr^sentant  Im  dlme  i«roiit,  h  la  requdte  de 
l'agant  da  fiac  (mal-m^moaroa),  vetidus  par  lea  soins  du  bureau  exdcutif 
et  la  Komnio  diie  stir  le  montant  de  l'atfennage  «era  pr^levöe  aar  le 
produil  de  la  vente. 

Art.  Ö3.  —  Oll  peut,  cuittre  de  nouveiie>  garaiilies,  affermer  des 
dimes  aux  penonnes  qui  ont  des  dettes  dont  le  payement  n  e«t  paa  venu 
a  deb^anoe,  dn  cbef  de  raffernage  de  dhiies  uu  de  tout  autre  cbef. 

Alt.  54.  —  Au  cas  on,  ei>  tonaut  compte  dei  verseiueiitf;  effectut's 
par  un  fermier.  ;i  valoir  siir  montant  des  dimes  »uril  a  jirise-»  ii  f»>rmi'. 
uiuyuniiant  des  inimeuljies  donn»'s  eii  garaiitie,  la  valeur  hxrc  pour  ie«- 
ditt  immeubleti,  en  dt^duisant,  en  vertu  de  l'Art.  23,  10*/o  des  prix 
d*a(^t  et  de  vente,  prdsenterait  un  excedent,  ee  ne  lont  pas  des  im* 
menbles  d'une  valeur  ögale  ii  la  lunitic  du  snlde  inipay^  qui  doiveiit 
rester  soiis  saisie,  iiiaiH  des  iirmifiildes  (liine  \aleur  i-gaie  u  l  inti-gralitt- 
du  solil»^  pr»'citt'.  Rn  «l  aulrr-s  tfriii-s:  Siip|)osons  «ju  un  liuim  r  :iit  pris 
ä  feruie  des  diiucs  pour  Pt.  8000U,  en  donuaiit  en  garaiilie  des  imiueuhles 
repr^sentant,  apr^R  d^daction  du  10^/»,  une  valeur  de  Pt.  40000.  Si^ 
sar  la  somme  präcitde  de  Pt.  80000,  le  fermier  a  verae  Pt.  60000,  ce  ne 
sont  pas  den  iinmoubics  d'uno  \aloiir  de  Pt.  10000^  mais  des  inuneubles 
d  une  vali'ur  de  Pt.  20(KK),  (pii  doiveiit  rt"st<T  '•aisi-  p'Mir  !f<  Milde  de  sa 
di'lte  dont  la  date  de  payement  n  e>l  pas  •  chue;  sur  lesdits  imnieublcs, 
ii  n'y  a  que  la  portiou  restante  de  Pt.  200U<>  i|ui  puurra  ^tre  acreptce 
eomme  une  nouvelle  garantie. 

Art.  66.  —  8*il  arrive,  a  lasuited'un  cas  de  lorco  raiyeure,  coninie 
une  guerre  ou  un  tnouveuient  insurreetiunnel  cclatunl  daiis  uin^  luiMÜtt-, 
|\l^f  le  fi'rmier  de  e<  tie  looalitf  ne  pniss*.'  pas  pen  evoir  la  majeure  partie 
des  revenuH  do  la  djiue  et  qu  il  eprouve  de  co  fail  dos  prejudi<e8  extru- 
ordinaires,  le  montant,  qai  viendrn  a  £tre  ^tabli  de  ce  pr<  jiulice  sera, 
par  Irad^  Imperial,  dtffalquö  da  montant  de  l'affermage.  Le  montant  du 
prtfjudice  doit  etre  r'*tablt  par  le  jugement  d*un  tribuiial,  devcnu  di  finitif. 

Au  cas  ou  l  Autoriti'  aurait  n-eours,  comme  il  t-t  dit  a  l'Art.  42. 
a  la  Pr«'«idence  du  trihunal  de  Ire  instanee,  en  vue  tiu  recouvrenu-nt  dei 
termes  ücLus  afferents  aux  dioies  det>  localite»  de  cette  eategone,  ou 
bien,  dans  le  cas  ou  le  fermier,  pr4cödant  rAotoritf,  aurait  eolllcit^  du 
tribunal  un  jugement  autorisant  la  radiation  du  montant  de  raffermage 
par  suite  des  motifs  sus-mentionn4S|  on  ajoumera,  si  lo  jugement  rendu 
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roiiHrme  rexistence  flu  prejudic»-.  le  recou\ romeul  du  iu*intaiit,  eii  atten- 
diitit  qiie  le  jugemeiit  devieime  ex^cutoire.  Si  le  jugement  eaU  ptir  lu 
mite,  iofiimö  oa  wni,  et  le  fensier  reooDira  oon  fondi  daa»  •»  danasde 
et  oondamnA  »u  fmieoient  du  montant  de  rafferaiege,  on  enceiaieim  oe 

montant  avec  \ea  int/>ret«  et  les  frais  jadiciaires.  Enfin,  lorsque  le  juge- 
ment  rendii  en  1»<?  instnnce  ne  confirmer»  pas  I'existeiice  d  une  cause  de 
cette  nature^  le  montaut  de  i'affermage  seru  encaiase  par  Toie  d'executiou 
provisoire,  quitte  pour  le  Trewr  k  le  restituer,  aUI  veneit  h  oon- 
damnö  en  deruier  reasoii. 

Art.  56.  —  Touai  profite  et  pertes  sodI  u  la  cfaarge  des  peieonnee 
'jiii  iiffpriiient  les  dim<  <;  OD  devra  rejeter  toute  reclamation  en  flnjnmapes- 
intnri'ts  qiii  somit  justiiitfe  par  d'uutres  motifs  que  ceux  enumeres  daus 
l'article  precedeut. 

TITRE  IV. 
Des  Operations  relatives  ä  la  perception  des  Dimes. 

Art.  57.  —  Cliaqiie  fertuier  est  oblige  de  tenir  ud  registre  de  d&' 
ciDatioD  pour  lei  villages  dont  il  a  pris  lea  dtmea  k  forme  et  d*y  indi- 
quer  la  qualitö  et  le  nom  des  produits.  II  eat  rigalement  tenu  de  faira 
läf{altier  i-e  n'-iristre  ]tar  le  Conseil  des  Anciens  du  villsge. 

Art.  58.  —  Le  fermier  li'vera  les  dimes  en  nature  a  Tepoque  de 
la  matiirite,  et  percovra  loa  dimes  en  espi-ces,  apres  la  fixution  des  prix. 
II  devra  tenir  un  regietre  pour  rinscriptioii  de  sea  renträea,  et  ddivrer 
des  roQus  aus  cullivateurs. 

Art  69.  —  Au  eaa  on  les  oonlrihuables  reeteraient  d^biteurs  d« 
fliines  en  nature  oii  en  csjif'c'os  envcrs  les  fermier«,  ces  deroiers  dresse- 
ront  un  i'tat  (It-taiile  indiquant  leH  nonis  des  df-hiteurs  et  le  montant  de 
la  dette  de  chacun  d'eux.  Le  Conseil  admiuutratif  conlruntera  cet  etat 
avec  le  reipstre  de  däcimation  l^galisä,  mentionn^  Ii  l'Art.  67,  ainai 
qu^aveo  le  livre  de  rentr^  que  lee  lermierB  soot  Obligos  de  tenir,  aus 
tennes  de  TArt.  42.') 

Si  Ic  funt'iiu  du  Hus-dit  etat  est  troiive  exact,  cette  pi^ce  ser* 
reniiee  aux  percepteurs,  en  vuo  du  recouvreraent  en  nature  de  la  dime 
payable  en  nature,  et  en  num^raire  de  oelle  payable  eu  esp^ces.  Les 
dettes  aus-änonctfes  eeront  encaiss^  par  lee  percepteura,  dana  un  ddlai 
de  16  jours,  en  conformit^  du  Hfef^ement  rar  le  recouvrement  des  denien 
publics  (Tahsil-i-P'mvnl  nizam-nameBsi);  une  conimission  de  5*/o  sur  les 
rentrees  en  nuturo  et  en  espf»ce8  sera  attribuee  aux  pereepteurs  et  le 
retjtc  sera  remis  aux  fermiers.  Si,  apres  la  remise  aux  percepteurs  de 
Tetat  en  queation,  il  aurgisKait,  entre  les  femderi  et  lea  cultivateurs,  uu 
diff^rend  do  chef  des  dettes  payablM  en  nature  et  en  esp^ces,  les  oulti> 
vateurt>  auront  le  droit  de  prutester  aupr(>s  du  Conseil  administratif- 

Art.  (50.  —  Dan.s  le  cas  oii  les  fernii'  rs  produiraient  pas  le 
registre  Itigulise  de  decimation  et  oü  ils  u  auraieiit  pas  teou  un  livre  pour 

*)  Art.  68. 
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l'inscription  de  leiin»  reritrt*fs.  iii  di-livri'  iles  re(,'us  aux  coiitril)uables. 
l'Autorite  ne  pourra  pas  iutervenir  pour  le  recouvremeut  de  leura  creances. 
De  mtaie,  mi  om  oii  I«s  fermien  n*aiinient  pas  pci\m  0n  itttun  Je« 
dlmes  qu*il  eefe  d'niage  de  lerer  en  nsittre  et  aunieot  ^oviiMi  la  per* 
ceptioD  de  celles-ci  k  Peffefc  de  les  lever  en  esp^cei,  rAutoritö  n'inter» 
viendra  attcoaement  pour  percevoir  la  dime,  boü  en  natnre,  seit  en 
eap^ce«. 

Art.  61.  —  Pour  que  los  cfiiaiice«  des  fermiers  nur  les  cultivateurH 
pnisient,  comme  il  est  dit  h  TArt  pr^e^ent,  Hre  eneain^ee  par  Tentre- 
miee  des  peroepteurs,  U  fant  que  les  dlmien  en  aient  fait  Is  demande 
dans  troia  mois  an  plns  tard,  Ii  partir  de  la  date  k  laquelle  a  pris  fin 

la  d^cimatiun. 

Art.  62.  —  l^en  fernuet»  iiOnt  pas  le  droit  de  demaiider  que  ieurs 
ortencee  sur  les  contribuables  soient  appliqutes  ans  montants  de  raffennage 
et  que  les  arriör^  n^ayant  pn,  ponr  an  motif  quelconque,  &tre  reoouTr^s, 
soient  defialqn^e  des  sne>dits  montants. 

TITKE  V. 

Ol  iiMle  de  vente  et  de  transfert,  par  le  Goavtrnment,  de«  imneiiMea 
dettfaite  u  rtgleneiit  de  dettet  prmmimt  dw  DUim. 

Artt  68.  —  Ponr  les  itnmeubles  qui  doivent,  en  vertu  de  TArt.  48, 
etrp  vendus  pour  assurer  le  r^}/lement  des  montants  dp  I'afformHeo  dos 
dimcs,  les  agentn  du  fisc  ü'adresseront  par  ecrit  au  Preäident  du  tribunal 
k  l'effet  de  leur  miae  aux  enoh^res.  Dans  les  löjours  qui  suivent  la  date 
de  oe  reconrs,  on  devra  dresrar  les  bnlletins  d^encb^res  et  faire  les 
pabKcaÜone  voulues,  dans  les  ümites  des  rftgles  y  relatives.  Le  9lnM 
jour,  on  effectuera  I'adjudication  ])roviBoire  (karardade)  et,  31  jours  npn-s. 
aura  Heu  Tadjudication  definitive.  Pour  que  !*>  encliiTos  puisseut  rtre 
rouverteH  sprös  la  proclamation  de  ra4judication  provisoire,  ii  faut  qu'il 
j  ait  nne  öftre  de  snrenehfere  de  5  "l^.  An  oas  oh  aoonne  oHre  n'anrait 
6t6  prtfeent^  dans  Tespaoe  de  91  jours  prAeitte,  les  immeubles  eeront 
adjuges  au  prix  (pii  aura  6t6  offert  dans  le  deiai  de  31  jours,  delai  OOn- 
stituarit  la  durt-r  de  In  scf^onde  niise  aux  enchcrofi.  On  ni'  dovra  pas 
döpasser  les  122  jours,  (pu  representent  la  duröp  totale  ih's  deux  enchore.s. 

Art.  64.  —  Au  cas  ou  aucune  olfre  oe  serait  faite  jusqu  ä  l  expi- 
ration  du  d^lai  de  la  aeconde  mise  ans  enchMw,  ou  bien  au  oas  oä  le 
prix  offert  serait  de  beaucoup  infärteur  k  la  Taleur  reelle  des  immeubles, 
le  Conseil  administratif,  d'accord  avec  le  tribunal  civil,  devra,  tout  en 
tensnt  compte  de  la  n»^c»'SHite  do  ne  pns  faire  siabir  de  perto  au  Tresor 
en  cas  de  revente  uiterieure  de  ces  biens-fonds,  fixer  dans  los  10  jours 
qui  snirent  reocpiration  du  d^ai  des  enclitees,  un  prix,  d'apri>s  la  Taleur 
r6elle  aetuelle  de  ces  immeubles.  La  Talettr  ainsi  fix6e  sera  port^e  snr 
jo  bulletin  d'eticheres.  Si,  dans  Tespaoe  d'une  semainei  il  est  iaat  une 
offre  de  miyoration,  le  Tresor  ne  surenchörissant  plus,  on  adjuge  les 
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ironitnibUis  a  iu  persuniit/  a  pi-fsoulf  ladite  offre.  Au  cas  ou  il  n  \ 
uurait  pus  d  offres  de  majoratioii.  les  formaliter  de  traiulert  au  nom  de 
l'Etat  seront  aeeomplies  au  boat  d'une  Mniauie,  0t  let  immeobles  aeront 
inimediutomeDt  Uvres  k  rAutüritti  locale.    Le  truwfert  effeetu^  dans  eet 

ciwiditioiis  sera.  a\  ee  tous  Ifs  dt'tails  nöfessaires,  portf»  a  la  connaissance 
du  Tresor  Im|i<'rial.  au(|i)t>l  011  devra  en  nicnie  femp»  faire  parvenir  lea 
titres  pruviHoires  de  „Tapou'  (certilicsit  de  pussefltiiou;. 

Art.  66.  —  Ij»  Service  exöcutif  ooncemant  le  reeouvrement  du 
montant  des  dfmes  affermees  dans  les  oonminnes  (KM'ahi),  ainsi'qHe  les 
qiiestions  relativos  aux  ventes  d*imnieub]es,  sont  du  reasort  du  chef-tien 
du  Cam  doiil  reli  vfi  la  comniuM''  iniiliic^, 

Art.  (»n,  ■  Au  cas  011  ii  s  imineultlH-.  transfercs  au  nom  du  liou- 
veraeriieut  puur  a»>tjurer  Ic  rt  >;iemeiit  des  uiuiitanU  dafferuiage  de  illuies 
ne  seraient  pas  vendus  Ii  une  tierce  persoone  dans  Tespaoe  d'une  aon^e 
et,  au  cas  oü  l'ex-propriätaire  s'engageraat,  dans  la  meme  annce,  k  payer 
la  \a]»'ur  pour  laquclle  ils  ntil  otc  tmnsfi  rc';  ;iu  nom  du  Gouvr-rnement, 
un  (Icvra,  .-an-  fii  n-fi-rer.  Io>  liii  rri roi  ider.  a  ihnrgy  d  on  iiiforinor  Ii^- 
Tresor  luipt'rial.  Ia^s  revenus  de  ces  lutmeubloti,  jusiju'au  jour  du  paie- 
ntent,  uppartiendront  au  TnHM>r  Imperial. 

TITBE  VI. 
Da  mode  de  preparatloii  des  faMMivx  d^affermagt. 

Art.  67.  —  Uli  iiiois  aprt-K  (ju  aura  pns  tiu  l  atiermagc  des  «■aza.s 
TiUage  par  vi I luge,  oti  envenm  «u  santynk  un  tablenu  d^aflermage  U  galise 
|mr  la  Gonseil  udministratif  et  portant,  par  ordre  alpbab^tique  et  en 

detail,  les  noms  des  villages  de  chaque  caza.  Co  tahleau  sem  dresse 
suivant  le  niod«'N^  5,  annexi-  a  la  ])rcseiite  Un.  I.o  saiidjal<  i-tulilint 
h  son  tuur  un  tablcuu  gt-neral  indiquant  les  nonis  de  tuu^  Ipn  (■a/.:ks  du 
sandjak  ainsi  <iue  les  dittails  affereuts  ü  cbaque  cuza,  viLlage  par  viliage. 
oe  tableau,  qui  derra  ^tre  ratiHö  par  le  Oonseil,  sera  envoyö  au  vilayet 
iians  le  delai  d'nn  mois  a  partir  de  roxpiration  du  d^lai  d*un  mois  acoordö 
puur  la  preparation  des  tnldeaux  afförents  aux  caza.«.  Les  buUetiiis 
d'eiicln"^res  de  rha'iue  caza  airisi  «jue  les  s'nn  lu's  de  oes  picces  seront, 
avec  les  registres  dafiermage,  expedit?«  du  caza  au  suui^ak,  lequel  let» 
eiiTerra  k  son  iour  au  oheMieu  du  viluyet. 

Art.  68.  —  Apr&s  avuir  «tabli :  1.  que  les  montants  des  affwmaftes 
de  Tannrc  pr-'d^dente,  montants  inscrits  sur  les  tableaux  mentionnea 
.1  l";irti("!f  i  i-d.'s^ns  '-t  sur  U"-  tmll-'tif.s  d'oticlierfs,  s'ont  ooTiformes  aux 
•  ■criturL'.-. ;  2.  ijU''  «itnun  |i<irtci's  dann  les  hullctiii^  d'enclierfs  s'ao- 
curdeiil  avec  les  chilfres  ligunmt  sur  le  tableau;  3.  apres  avoir  verilie  si 
les  additions  sont  justes  et  exemptes  de  toute  erreur;  et  4.  confronte  les 
bulletins  d'ench^res  avec  leurs  sonches,  a&n  d'^tablir  qu*ü  n'eet  rest« 
nucune  feuille  en  hlanc  et  de  pr^venir  de  la  sorte  les  abus  qui  pournuent 
vtre  commis  dans  1h  suite  au  moyen  de  la  Substitution  d'autres  buUetin«. 
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ia  (Jumptubiii te  du  ubef-lieu  du  vilayet  devra  tnuiscrire  telles  quelies, 
du»  I«  regiatre  ad  koc,  ies  insoriptions  oontenues  daiu  le  tebl«wi  de 
ehaqu«  aan^jak.   Äprts  quoi«  il  mi»  dress^  uu  Hgam6  gön^ral  de  Um» 

ces  tahleaiix,  lequel  rf-sump  devra,  au  plus  tard  dans  15  jours  b  partir 
de  l'ex]iirntion  du  di  lni  impurti  poiir  ]»  pn^seiitation  des  (;il>leiuix  des 
saudjuks,  ctre  envuye  uu  Miiiistere  du  Finunces,  avcc  les  tubleuux  purvcnu» 
det  san^jeics.  Quant  aux  bulletana  d^enoh^rM,  iia  leront  oonserv*^  avec 
leara  «oodieBi  daoa  les  ardiivea  du  dieMieu  du  vilayet 

Art.  69.  —  8t,  au  ooun  de  la  vörifioation  effeotuöe  par  la  Gomptap 
bilitä  des  8an«(jakB  et  des  vilayeti,  on  constate  qne  les  dätaU«  figuraat 
mir  \es  balletüiK  d^enchöres  sont  ^iupc^rieurs  aux  totaux  ätablis  8ur  ces 

m«>mes  pif'ces.  I.i  pf^rtf  n'-sultaTit  dt^  cdte  erreur  pour  le  Tn-sor  Iinp^-riHl 
aen  buppurtt^e  par  ie-s  ugent«  qui  oiit  echt  sur  ces  buUetius  Iüs  annü- 
tations  relatives  aux  Operations  des  ench^res  ei  les  nientions  coiicenuuit 
Tadjudiotttion  proTtsoire  (karardad^)  et  definitive. 

Au  cas  oü  l'on  oonstaterait  que  quelques  fermiers  n*ont  pas  sign^ 
leur  d^^fiistenient  sur  les  bullctins,  im  rä  ]'on  oonstatait  tin  nianque  dann 

los  nunif'To  d'ordre  dcsdits  liiillctins.  ort  proc/'d^Tuil  iminidinloineiit  a 
iin  exumen.  oii  avi'^erait  an  iiHfeNwadre,  üuivatit  It*  n'-sultut  ubtciiu,  et  oii 
eil  iufurinerait  le  Malic. 

OtopoiHiiM  üvicMt. 

Art.  70.  —  Les  Defterdar^  Ir-  Mntessarifs,  les  adjoints  des  Gou- 
verneurs GeiuTnix  i^f  les  rnouha»rinMlji-  (('lit'f-('<im|italilf--'  sp  reütlront, 
en  ciis  de  besuiu,  dans  les  Dependances,  pour  ^ur\ eiller  et  «'Oiitröler  les 
operatiuut»  d'a^judicatiuu.  De  ineuie,  le  Tresor  luipöhal  euverru,  en  cbm 
de  neoesfdte,  un  fonetionnaire  sp^oial  Ii  cet  effet.  Les  Defterdars,  Mu- 
tessarifs,  a4joint8  de  Vali  et  moubass^b^djis  cbarges  de  cette  miüston 
recevront,  eonformeme&t  la  d»'cision  y  relative,  des  frais  de  d^place- 
mont  proportionnös  k  leiir^  cmoliimetits.  Au\  fonctionnairos  d^Ut-pues 
par  le  Tresor  imperial  sera  uLCordiie,  8uivant  la  ola^se  de  leiirs  fonction.s 
et  ie  chiffre  de  Ima  traitement,  une  r^tribution  iixe  au  lieu  de  frais  de 
route  et  d'indemDite  jouroali^re. 

Art.  71.  —  Les  bureauz  du  fisc  (mal'kaiemi)  tiendront  un  r^glstre 
apecial,  conforme  au  modele  et  Ii  Tetat  explicatif  No  8,  indiquant  le 

moiitant  dA  par  chaquc  fcrmier,  sur  les  ternios  de  non  affermage,  ainsi 

que  les  int»'«n''tK  ac<piis  sur  1»»*  vcrsenionts  arrieres. 

Art.  72.  —  Les  estimateiirs  et  rnembres  du  Coriseil  admini-'lratif 
qni  seruut  delegue-s  sur  les  lieux  eu  vertu  de  l'Art.  7,  n'auront  rien  h 
reoevoir  si,  par  suite  de  la  proxtniite  de  Tendroit  ou  ils  doivent  se  rendre, 
ils  nWt  pas  k  faire  des  d^penses,  et  si  restamation  et  les  investigations 

doitt  ils  sotit  ctiarg^K  ne  doivent  pa»  durer  longtemps.   Dans  le  cas, 
toutefois,  oii   le  villarre  dont         prodiiits  v,<iiit   h  fstirner  sprait  sitiu*  a 
une  distnnce  pioign»^e.  ou  si  1  t">timation  et  les  investigationK  ä  uperer 
Jahrbuch  der  iateruat  VerelnlK:unK-      Bd.  IHO 
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doWent  durer  «lueliiues  jours,  le  Coniieil  adminiatntäf  lociü  fixen,  pow 
leH  fnis  indispensables  desdit«  ai^nts,  vne  IndinimM  jonraalitoe  de  6  I 

90  Pt.  Oette  inrlemnit^  sers  mi»e  h  la  chur>,'e  de  hi  paiiäe  reoonnue  injuste. 
o»  bifii,  r''|i!irti<'  h  pnrts  t'giiles.  ou  datis  ime  proportion  tnod^^n-c  entre 
le.s  deiix  [larties  ii  lu  fois,  si  le  ri'Miltat  de  lu  veriticittion  et  de  l'estimatiou 
ne  confiruie  piw  entt^rement  la  r^damation  d'aucime  deedites  paitiet. 
I/indeiuniM  en  question  eera  encaiss^  par  lea  AutoriMa  localee  ponr  ^ 
remise,  contre  re^u,  aux  agents  chargte  da  oette  miseicnL 

Art.  73.  —  1^  {ermiers  et  lettre  reprösentaots  n«  peavent  peii 
daiis  les  villaj^es,  se  faire  d^livrer,  )i  titre  |(ratuit|  des  vivrefi  ]i  ur  •  ux 
Oll  poiir  leiirs  iiioiitiires.   Iis  sont  obüg^  de  payer  aa  eoniptant  le  pnx 

de  toutffN  snrtei'  de  uourritiii>'<. 

Art.  74.  ~  Le><  fcniiiiTs  iluiveiit  flinL-ir.  i>nniii  los  persoiines  flc 
lioriiies  inu  iir'^  "t  de  homit-  (.•oiiduite.  le«  liiniuii'  s  qu'il.s  auroiit  :i  empktyer 
dtiii»!  Ich  upenitiuii.s  de  decitiiiitiuii.  Iis  sunt  teiius  de  reiiiplacer  immediate- 
inenl  le«  individua  dont  rincondnite  sera  reoonnae  k  la  auite  de  Tenqulte 
effpctu^e  par  les  Autorit^s  et  qui  leor  seront  signalte  par  oes  demitre«. 

Art.  75.  —  St,  dans  une  localit^  quelconque,  les  dfmes  datvent 
etre  gi^rt^  en  r<^gie,  les  opäratiom  j  relatives  seront  feitea  en  oonfomitK 

des  ilispositioiis  du  Titre  II  di's  Iii'^tniftioiis,  t-n  dato  du  1(5.  Kclii-ul-Ewel 
\2HH,  (•iinc<'rh.i[it  los  iMiditTos,  l  atij  uli'-ation  ot  la  gestiou  des  revenu« 
diiiiiers  de  Ums  li  <  vil:i\''t,s  i-ii  t:''ni'ral. 

Art.  76.  I.i's  articli'.s  tt  (lis|Mi.>itions  trnitafit  des  diines.  (iu 
Ktglemt-iit  en  dute  du  11.  Höbi  ul-Akhir  1272,  relatif  au  luode  d'affenuage 
des  dfmes  et  contributions;  le  B^glemoit  additionnd  ayant  tnit  k  Taffer 
niage  des  revaiiim  dlmiers  village  par  ▼illag«;  les  paragr^ibfle  tfaitmt 

des  dlnie»  du  R('>glement  en  datc  du  2.  Zilhidjf«  1274,  relatif  au  mode 
de  ijaycmcfit  des  dinifs  et  contributiüii'- :  1»'  H<trlein»Mit  en  date  du 
tf.  Chaban  12'(7,  relatif  aux  rovenus  des  dimeü  allernics  autres  que  ceilw 
de  la  soie,  du  tubac  ot  des  olires;  celui  en  date  du  10.  Chabao  188S| 
rrlatif  aux  rafime«  revenus;  l'appeodice  en  date  du  5.  Bäc^eb  1S84, 
a  l'Art.  17  de  ee  Hrv'lciuent:  Ic  prcmicr  Titre,  fomi^  de  26  arttdea,  des 
llistnicüons  en  date  du  Ifi.  Ki'lii-ul-Kwcl  12H8.  rolatives  au  ench^-n«. 
ii  !  itdiudiratioii  et  a  I  Administration  <lc's  revenus  dimiers  de  tuiis  le« 
vilavfts  en  gen<-ral:  les  paragrapbea,  traitant  de  Tat^udicatiuD,  du  K^gli" 
ment  en  date  du  4.  S^fer  1297  sur  les  devoirs  et  attributione  de  I» 
Direction  O^n^rale  et  du  personnel  des  dlmes  et  de  Tag^nain;  ainsi  qae 
tous  autres  Reglements  et  ordoiinances,  relatifs  au  inode  de  perception 
'•1  d'a'];udi( -itiMti  dir.s  diiii''-,  ;!  1  ex''eptii>ii  tnntefnis  des  Reglement»-  et 
i>rdu!i!i:iiir<  s  i'oiicernaiit  ia  >^e.<»tiuu  eu  regie  den  dioies,  sont  et  resteü' 
aliidi.s  (lar  l:i  prcsetite  I^oi. 

Art.  77.  —  Le  Minisii-re  de»  Finance«  est  cbargu  de  l  execution 
de  la  pre«ente  Loi. 
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lifkn  de  proiirih. 

Ble,  orge  et  prodaltH  . 

■lidlairM  «a*n  «tt  | 

4*UMa«re  d<>  faurhfr  | 
«t  d*eBferb«r. 


Cotoa. 


Oilni  «t  PiftMt. 


  No.  1. 

Tablean  explicatif 

de  la  IMMÜre  dont  il  y  a  lieu  de  determiner  la  quantit^  d«  Ia  DIm 
a  prelever  sur  ies  produits  de  toirtes  especes. 

Formalitös  k  remplir. 

La  diine  de  es  rfcoltcs  est  jtn'levi'c  en  j^erbes, 
avoc  le  cunsentoiuent  du»  deux  piirties  ot  suivuiit  la 
regle  et  i'usage  t^tabUs. 

Oo  effectue  la  d^dmalion  du  mais  en  T^valuant 
gvivant  la  rftgle  et  ruaage,  aur  la  ba«e  de  la  aupei^ 
(lci«>  en  den  II  ums  des  duunps,  Ott  en  pr61evant  des 

<''chantiiloti8.  oii  hien  enoore  lorsque  le  produit,  arriv^ 
b  maturite,  aura  et^  r*>colte  et  hattu. 

On  pen-oit  la  ilimo  (Taiin's  1p  luude  »'tabli.  soit 
en  |>e>aiit  les  (":i|)siiles  ajircs  la  n-oulte  et  reiumu- 
gasinagc.  soit  en  ♦'valuant  le  produit  sur  pied. 

Les  chauips  de  ce  produit  st-ront,  par  les  ^uius 
de  pemonoei  comp^tentes,  dt  b'guces  par  les  Confieil« 
administratifB  lomtix,  aüun  que  par  rentremiaie  des 

Consoils  des  AncieiM,  divie^R  en  trois  classes:  ex- 
eelli'iits,  hon>  et  movoris,  On  pr«'-lt'Vfra  dfs  echan- 
tilloiis  sur  chaque  deuiiuiii  de  chariine  de  e«'s  classes, 
et  la  dime  sera  prelevee  ouuformemeiit  u  ces  ecban- 
tillona  et  aelon  la  rigie  et  Tusage  «Stablw,  en  ^valuant 
ie  produit  »ur  pied. 

Suivant  la  rftgle  et  Tusaget  ia  dfme  de  oe  pro* 
duit  sera  pert.-uu  en  naturo  et  aprt-s  iiesage»  au  für  et 
a  mesure  du  tninsport  des  oliv  es  parle*  projtrietaires 
au  moulin,  ia  la  fubri<|iie  o»  au  pressoir;  eile  peut 
egalenient  etre  per<;uc  eu  nature,  sur  estiuiation  du 
prodttit  une  fois  entaNsä  dans  les  d^pOta.  liea  olivea 
fial<$es  Nont  estim^ee  et  dtm^et  dann  lett  endroita  oh 
^  ellee  sont  conterv^e. 

On  oomptera  iefi  rudioe  et  on  |<n-l«^vera  Ia  dime 
on  esp<'ces  pour  ch!H|ue  niche,  sur  Ia  basc  du  ]>rix 
tl  une  0C(|ue  de  miel,  «-e  prix  sera  lixi'  |iar  les  Conseils 
aduiiiiiNtratifs,  suivant  le  coiirs  de  la  place.  Cepen- 
dant,  on  ne  taxera  paa  le  produit  de  la  premi^ 
annte  des  eaaaima  qni  aura  ^t^  mia  en  rucihe  b  part. 

La  dtme  du  raiain  est  prölev^e  en  effectif,  aoit 

8ur  la  base  du  nonibre  de  deununis  du  cbamp,  soit 
d  une  fai-un  differcnte.  et  ce,  d  apivs  la  rt'gle  et 
l'usage,  actuellcmout  en  vigueur  purtuut.  r>-pcndunt. 

löu- 


OUfM. 


Wak 
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GesetEgobnng. 


Vnilta  aatrM  «ae 
li>  nilila. 


Die  Art  der  Einhebung  der  Zehnten  dorch  die  ZehntenpSehter 
hatte,  besonders  in  den  masedonlschen  Proiinxen,  viellkch  Anlsn 
zn  Klagen  gegeben.  Es  wnrde  daher  für  gewisse  Teile  jener 
Gegenden  (in  venchiedenen  Kreisen  der  Viligets  Salonik,  Monsstir, 

coniine  daiis  wrtaines  localitt's  il  est  de  eoutuiiif  de 
percüvuir  celle  (iinie  uue  (ois  qub  ie  produit  a  i'Ü 
dessächö,  l*on  peut«  dsos  oe  cm,  la  Jever  en  esp^cet 
ou  en  nature,  raivant  accord  h  intervenir  entre  Im 
deux  partiea  intÖreM^. 

La  dfme  de  ces  fraito  est  perruc  d'a[>n^8  les 
rej:^fIftK  eil  vipieur  dans  chaquo  locjilit«-  intir>«-;>-f. 
I.ii  dime  des  arbivs  friiitiers  »'purs  est  |HTi'Uf  «'U 
iiature,  uii  bieu  en  urgent,  avec  le  fODKcntement  des 
df  ux  partiM. 

On  per^-oit  la  dfme  en  «Spaces  en  estimsot  la 
produits  8ur  pied,  Selon  la  r^gle  et  l^usage  ^tsbüt: 

en  o:iN  de  dt^^iccord.  l:i  dinie  est  per^ue  en  oatnre. 

I.r  )ir(i(liiit  niiiiii'  l  di's  jardins  potagers  et  frui- 
tiers  sitiit's  ii  t  intcrifiir  nu  anx  eiivirons  dos  villo  et 
de»  bnurgH,  sera  estiiue  et  la  dime  en  »^era  peri;ue,  ^ 
titre  fixe,  sur  la  baae  da  deunan  et  d^aprte  le  loon» 
tant  k  ävaluer  par  Ise  Oonteiis  adminietratifi  locanx. 

La  dfme  da  foin  est  per^ue  en  espeoea,  aar  Is 
base  de  la  quantitö  en  ooque«  fix^e  pour  <*bH«|ue  tAs. 

on  eJiarrnti^e  ou  nharsfe.  par  les  (^onseils  aduiiiiisf r:»t!fs 
locnux;  en  ca.s  de  desarrord,  on  devra  ia  pt  n  ovoir 
en  nature.  Kst  ^gnlement  soumis  au  paiemeat  de  la 
dfme,  en  Terta  du  Gode  niral  (Arasi-Osaoiinnamewi)« 
tout  p&turage  dont  Thetbe  ne  sersit  psa  faudi^,  k 
l'exfeption  toiitefois  des  terres  oonsacn'es  ab  antitjuo 
il  l'iisa^o  den  villa^eoin  et  dans  lesquellea  oeux-ci  font 
paitre  leiitH  troupeauz. 

I       On  pr61^re  la  dtme  de  ces  produits  cenfonn^ment 

Iaux  i^glementfl  api^ciaux. 


Toitrs  nortM  d«  1*^- 
i«»M  «•  S^lwra  <l«* 
(■«-iix  (|u!.  fn  cori- 
titrmiU'  de  l'Art.  3 
da  KKfiMirat.  aont 
mmapl^  de  la  ilMe. 


Kola. 


TfetoM,  Bol«.  Bols 
ie  eoaiitra«tlon 

noHp«-N  daim  1i>n 

for^'t^  I  \  iilolträ 

|iar   le«ni  propri 
latrM. 


La  dfme  sur  les  produits  qui  ne  ront  indiqote  ni  dans  cette 
nomi'nclutiire  ni  dans  la  Loi  sur  la  Dime,  maia  qu'il  importe  qusod 

meine  d  assuji'tMr  ii  cet  inipot,  sera  prt'lex  ee.  cuivant  Tusajje  en  viirueur 
dati'^  <'lia<|ue  I  x  alit*-.  au  moyou  du  pesage  ou  du  me«ura);e  au  Idle,  ou. 

entin,  de  resiinuitioii. 


Le  18.  R^bi-ul-Akbir  1323,  le  9.  Juiu  1321  =  22.  Juni  1906. 


j 
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(■skiib)  IUI«  litoliroiidrs  Gesetz  betrefTeiid  die  Art  der  Krhobunif 
des  in  Form  einer  festen  Summe  zu  zahieudeu  Gruudxebeuts 

probeweise  zur  Anwtiulinig  gebracht: 

Art.  1.  In  den  von  iUm-  l{e;;ierung  bestimmten  Orten  «>l!t  ii 
nebst  den  für  die  Ian»lwirts(  liaftliclie  Bank  und  für  Unterrichtszwtcke 
za  leistenden  BeitrS{j:en  die  Zehnten  entsprechend  dem  in  diesem 
Gesetz  angegebeneu  Modus  in  Form  einer  testen  Samme  entrichtet 
werden. 

Art  der  Registrierang  and  Aufteilang  der  Orandstttcke. 

Art  2.  Von  den  Besitzern  der  in  den  Dörfern  nnd  Städten 
gelegenen,  mit  oder  oline  Titel  besessenen  Gmndstflcken  soll,  damit 
Zeit  erspart  werde,  die  Vorlage  der  in  üiren  Binden  befindliclien 
Tapn-seneds  nidit  verlangt,  sondern  von  ihnen  eine  ErklArong  ein- 
gefordert werden,  welohe  Mnsichtlicli  des  Ertrages  nnd  der  Orenaen 
der  Gruidstttcke  in  waliriieitsgemXsser  Weise  Anftohlnss  gibt  ttber 
die  Ansdeiurang  der  Qmndstttcke,  die  Lage,  sowie  ttber  die  Art 
gemäss  der  Bebannng,  ob  Ackerland,  Qftrten,  Weingftrten,  Wiesen, 
OlivengSrten,  Eichenwälder  nnd  dergL 

Für  die  Qmndstttcke  deq'enigen,  welche  nicht  imstande  sind, 
diese  Deklarationen  absnfassen,  wird  von  einer  Registriemngs-  und 
Anfteilnngskommission  anf  Gmnd  der  Angaben  der  Grondeigentttmer, 
sowie  der  Beglanbigong  derselben  dnrch  die  Dorftitesten  ein  Re- 
gister angelegt 

Wenn  Jemand  einen  Teil  seiner  Grandstficke  verheimlicht,  so 
wird  der  anf  das  verheimlidite  Gmndstfick  entftdlende  Zehntbetrag 
der  gesamten  DorfbevSlkernng  auferlegt,  nnd  wenn  die  nachtragliche 
Untersnchong  die  Richtigkeit  ergibt,  in  Gemässhelt  des  Art  21  des 
vorliegenden  Gesetses  deijenige,  welcher  die  Verheimlichong  begangen 
hat,  mit  einer  Geldstrafe  bestraft  Als  Warnung  vor  derartigen  Ver- 
heimUchnngsversuchen  wird  dies  der  Landbevölkerung  bei  Abnahme 
der  Deklarationen  mitgeteilt 

Art  8.  Eine  Woche  nach  dem  auf  diese  W^  erfblgten 
Einvwlaagen  der  Deklarationen  werden  fttr  jede  Nahie  ein  Mitglied 
des  Eaza-Verwaltnngsrates,  ein  Beamter  nnd  ein  Schrdber  fttr  die 
Regittrierungs«  und  Aufteilungskommission  ernannt  nnd  in  die  Nahies 
entsandt  Diese  ziehen  von  Dorf  an  Dorf  und  haben  in  jedem  Dorfe 
bis  mm  Aufechlnsse  der  Erhebungen  zu  verbleiben. 
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Vor  Verlassen  eines  jeden  I)urt\'.s  liaben  die  (Tenanntt  u  un- 
bedingt die  Dorfbewohner  zü  versammeln  nnd  gemäss  den  von 
letzteren  sremachten  Deklarationen  in  Gegenwart  des  Rates  der 
Doiialtest>^n  oin  Kfj^ister  zu  verfassen,  welches  detaillierte  Anp:aben 
darüber  enthält,  wieviel  Joch  von  jeder  Art  Grundstücke  vurlumden 
.sind,  sowie  Aufschlüsse  p-ibt  über  die  Ausdehnung,  die  Gattung  der 
Grundstücke  und  über  die  Namen  der  Besitzer  derselben. 

Diese  Register  sind  durch  den  Rat  der  Dorfältesten  zu  be- 
glaubigen. 

Art.  4.  Die  Konnnission  wird,  falls  unter  den  (irnndsiücken 
der  Dörfer  dem  Staat  geliörige  Gras-  oder  Weideplätze  vorhanden 
sind,  welche  in  Padit  fre-reben  sind,  ein  besonderes  Register  anlegen, 
in  welchem  die  .\nsdehinuig  dieser  Grundstücke,  ihr  Wert,  sowie 
ihre  Morgenzahl  /n  verzeichnen  sind.  Auf  diese  Weise  wird  die 
Registrierung  von  Dorf  zu  Dorf  an  sämtlichen  zum  Verwaltungs- 
bezirke gehörigen  Orten  durchgeführt. 

Art.  T).  Nach  Anfertigung  der  im  3.  Artikel  vorgesehenen 
Register  wird  eine  Kopie  dei-selben  dem  in  der  Hauptstadt  des  Kasas 
befindlichen  Aufteilungsdirektor  geschickt  and  je  ein  beglaubigtes 
Exemplar  an  der  Moschee,  Kirche,  Schule,  sowie  an  sonstigen  Ver- 
sammlungsorten des  Dörfles  ausgehängt.  Damit  ist  der  gesamten 
DorfbevSlkernng  das  Recht  einsnrinmen,  etwaige  Einw^dnngen 
dagegen  zu  erheben. 

Die  Anfteilongskoniniissioneii  haben  die  Verfiuser  der  De- 
klarationen im  Rate  des  DorAltesten  n  Tersammeln  nnd  denselben 
den  Inhalt  der  Register  mitenteOen. 

Art.  6.  Jedermann  hat,  da  bei  einer  fehlerliafton  Eintragung 
der  Grundstücke  d^  Nachbarn  der  Zelint  den  ttbrigen  Dorfbewohnern 
znr  Last  Allt  nnd  dieselben  hierdurch  gesdiSdigt  werden,  das  Recht, 
gegen  den  in  den  Registern  angegebenen  UmÜsng,  die  Art  nnd  die 
Klasse  der  Gmndsttteke  innerlialb  15  Tsgen  vom  Datun  der 
Publikation  der  Register  an  gerechnet  Beschwerde  zu  erheben. 

Diese  Beschwerde  wird  entweder  schiifUich  mit  dem  Siegel 
(üntersdirift)  versehen,  dem  Kaimakam  des  Kaza  eingesandt  oder 
mündlich  persSnlich  yorgebradit. 

Diejenigen,  welche  nicht  Imstande  sind,  die  Beschwerde  in  der 
oben  bezeichneten  Form  vorzubringen,  kOnnen  bei  der  gemlss  Art  5 
erfolgenden  Mitteilnng  des  Inhaltes  der  Register  an  sie  die  Beschwerde 
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bei  der  AnfteUmigskommission  mflndlich  anneldeii,  worauf  mit  i]men 
ein  Protokoll  aafgenommen  nnd  daBselbe  nach  Beisetssiing  des  Siegels 
(Unterschrift)  des  Beschwerdefllbrers  seitens  des  bei  diesem  Akte 
anwesenden  Bates  der  DorflUtesten  nnd  der  ZeIint>Anfteilnngs- 
beamten  beglanbigt  nnd  nntersiegelt  wird. 

Der  Kaimakam  des  Eazas  hat  nach  Beratung  mit  dem  Zehnt* 
Anfteilnngsdirektor  je  nach  der  Wichtigkeit  du*  Beschwerde  entweder 
den  Bat  der  DorlSltesten  mit  der  ÜberprllAing  desselben  su  betmaen 
oder  die  AnfteUnngskonunission,  welche  in  jener  Nahie  die  Grund- 
stücke registriert  hat,  einzuladen,  sidi  mmerdings  in  jenes  Dorf  und 
auf  die  den  Gegenstand  der  Beschwerde  bildenden  Gmndstflcke  an 
begeben»  nm  die  nötigen  Erhebungen  zn  pflegen. 

Art  7.  Wenn  die  gemäss  dem  vorigen  Artikel  zu  pflegenden 
Erhebnngen  zu  einem  unbestrittenen  Resultate  führen,  so  wird  das 
Register  dementsprechend  berichtigt  Sollte  nach  diesen  Erhebungen, 
sei  es  seitens  des  Beschwerdeführers  oder  seitens  demjenigen,  gegen 
dMi  die  Beschwerde  erhoben  wurde,  nodi  einmal  Beschwerde  ein- 
gelegt werden,  so  wird  über  dieselbe  in  Gegenwart  des  Zehnt-Anf- 
teünngsdirektors  im  KazaTerwaltungsrate  entschieden. 

Der  erwfthnte  Rat  hat  Erhebnngen  nnd  Richtigstellungen 
spätestens  innerhalb  einer  Woche  vom  Datum  der  Beschwerde  an- 
geredinet zu  Tollenden.  Darauf  wird  der  Grundbetrag,  der  auf  die 
im  Art  8  angegebene  Weise  unter  Zugrundelegung  der  Zehntbetrfige 
der  verflossenen  4  Jahre  gefcinden  wird,  am  Ende  des  für  jedes  Dorf 
bestimmten  Registeis  eingetragen  und  seitens  des  erwähnten  Rates 
beglaubigt 

Bestimmuug  des  Zf^lints  und  dio  Art  seiner  Verteilung 

auf  die  runfUtücke. 

Art.  8.  Nachdem  die  Register  alle  Dörfer  einer  jf^den  Nahie 
In  der  in  den  vorhergehenden  Artikeln  angegebenen  Art  verfasst 
nnd  nach  Erledigung  der  Beschwerden  rechtskräftig  geworden  sind, 
wird  der  Zehntbetrair  auf  fol;rende  Art  bestimmt  und  verteilt:  Die 
gesondert  vergeben  gewesenen  Zelinteinkiinfte  eines  Dorfes  der  ver- 
flossenen 4  Jahre  von  Produkten  wie  Zerealien,  Gall.'iiifel.  Krapp, 
getrocknete  Krappswnrze!.  Opium,  Oliven,  Feigen,  Eicheln  und  dergl. 
besonderen  Produkten  werden  samt  den  für  die  Land\vii  ts<  liaftli(  lie 
Bank  und  für  Unterrichtszwecke  zu  leistenden  Beiträgen  aus  den 
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KasaregiBteni  au^^gezogen  und  von  dem  Gesamtoehntbetnige  samt 
den  erwfthDten  Beiträgen  eines  jeden  Dorfes  wird  der  Dorcbschnitt 
genommen,  d.  L,  die  GeMmtsnmme  der  Einkfinfte  der  4  Jahre  wird 
dnrch  4  dividiert  und  das  sich  ergebende  Viertel  UMet  den  Grund- 
betrag  der  Abgabe. 

Art  9.  Die  vorber  Ar  jede  Nahie  ernannten  AafteUaugs- 
kommiflsionen  werden  unter  Mitnahme  d«r  in  Art  7  angeführten 
Beglster  der  an  jener  Kahle  gehörigen  Dörfer  wiedemm  in  die 
letKteren  entsendet,  and  der  als  Omndlage  angenommene  Betrag 
wird  in  der  in  den  folgenden  Artikeln  angegebenen  Weise  anf  die 
Ornndstttcke  verteilt 

Klassifisiernng  der  Grnndstficke  und  Bemessung 

des  Zehnte. 

Art  10.  Die  gesamten  Gmndsttteke  werden  in  3  Gattungen 

eingeteilt: 

1.  Obstgftrten,  Qemilsegärten,  Sumpfwiesen,  Weingftrten  und  Grond- 
stfleke,  welche  wertvolle  Produkte  liefern,  wie  Krapp,  Opium, 
Baumwolle. 

2.  Ackergrttnde,  auf  welchen  Zerealien  gebaut  werden  und  die  eine 
hohe  Ertragsi&higkeit  besitsen. 

3.  Zerealiengrundstfleke  von  minderer  ErtragafUiigkeit  und  Schaf- 
weidepUtze  und  Hürden. 

Art  11.  Nachdem  in  jedem  Dorfe  der  Zehnt  entsprechend 
dem  im  Art  8  angegebenen  Modus  bestimmt  und  der  Grundbetrag 
auf  jede  Gattung  der  Grundstücke  gleichmSsslg  verteilt  ist,  wird 
seitens  der  Anfteilungskommission  dem  Bäte  der  DorfiUtestea  mit» 
geteilt,  wieviel  Piaster  auf  jeden  Morgen  entfallen.  Gleichseitig  soll, 
da  die  gleichmässige  Verteilung  den  Besitzer  von  Weingftrten,  Gärten 
und  Ackerfeldern,  welche  einen  grosseren  Ertrag  abwerfiBn,  zu  sehr 
begünstigt  und  b^  jenoi  Grundstücken,  wdche  einen  geringen  Er- 
trag liefern,  dw  BedtsBer  geschädigt  wird,  demselben  erOAiet  werden, 
dass  die  Aufteilung  in  Kategorien  nach  der  Produktionsfthigkeit 
des  Bodens  und  der  Qnalitftt  des  Ertrages  von  der  GereehUgkeit 
diktiert  wird.  Danach  wird  bei  den  aur  ersten  Gattung  gehdrigen 
Obst-  und  Gemüse-  und  Weingftrten,  den  bewSsserlen  Wiesen  und 
solchen  Grnndstficken,  welche  Krapp,  Opium,  Baumwolle  und  ftfanlieb 
wertvolle  Produkte  abwerfen,  desgleichen  bei  dm  zur  zweiten  Gattung 
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liunj,^t  ii  iii'Uci-lrit  ldern.  vvflclie  eine  liulie  Ertra£j:siMlii;;ki  it  bi'sit/t'ii, 
nach  Betraffen  des  Rates  der  Dortaltesteii  und  ji^eniäs.s  dw  von  iliiien 
fjeiiiisserten  Ansicht  der  auf  jeden  Morgen  zu  lebende  Ht  trufr  in 
l'iastern  bestimmt  und  so  auf  die  betreffenden  Uruiidstücke  der  üe- 
samtbetrag  verteilt. 

Der  nach  Abzup  des  auf  diese  Art  bestimmten  Zeiints  fUr  die 
Grundstücke  erster  und  zweiter  Kategorie  von  dem  Uesanitzelmt 
des  Dorfes  verbleibende  lietrag  wird  unter  die  in  der  dritten 
Kategorie  aufgezählten  Ackergrüude,  Hammelweiden  and  Herden 
pro  Morgen  gleichmässig  verteilt. 

Wenn  der  den  Grandstficken  dritter  Kategorie  verbleibende 
Zeiiittlietnig  Inibig«  einer  zn  geringen  BemeMong  des  Ar  die  Grand- 
stlleke  erster  nnd  cweitor  Kategorie  bestimmten  Zehntbetrages  su 
hoch  amiftllt  und  die  Besitser  der  letslnen  Ornndstllcke  in  der 
in  den  folgenden  Artikeln  bestimmten  Form  dagegen  Beschwerde 
erbeben,  so  werden  die  nötigen  BichtigsteUnngen  nach  nenerlichen 
Befragungen  des  Rates  der  Dorfiiitesten  nnd  nStigenfUls  nach  Elin- 
holang  der  Ansicht  der  Notabein  der  Bevölkerung  vorgenommen. 

Art.  12.  Wenn  der  Zehnt  von  Obstbftnmen,  wie  Datteln, 
Oliven,  Feigen  nnd  Eäehen,  die  abgezählt  werden  kSnnen,  in  jedem 
Dorfe  separat  bestimmt  ist  nnd  anf  den  mit  diesen  Bftnmen  be- 
pflanzten Ornndstaekes  aneh  Zereaiien  angebaut  werden,  so  wird  Je 
nach  der  Gattung,  sn  der  die  erwähnten  Gnindstficke  gemSss  Art  10 
gehören,  fRr  jeden  Morgen  der  entsprechende  Zehnt  abgeschStst 
Gleichseitig  werden  die  erwilhnten  Bäume  nach  Anhörung  der  An- 
sicht der  Bevölkerung  nnd  unter  Berttcksichtigang  des  höchsten, 
mittleren  nnd  mindesten  Ertrages  in  drei  Kategorien  geteilt  nnd 
der  Zehntbetrag  einseln  pro  Baum  bestimmt  Wenn  es  nicht  Üblich 
ist,  Grundstücke,  auf  welchen  Obstbäume  gepflanzt  sind,  mit  Zereaiien 
zu  bebauen,  so  kommen  diese  Grundstöcke  für  die  Berechnung  des 
Zehnte  nicht  in  Betracht 

Art.  13.  Da  an  Orten,  wo  Datteln-,  Oliven-,  Feigen-  und 
Eiehelnwträgnisse  bis  jetzt  nach  Nahlen,  Kazas  nnd  Sandschaks  en 
bloc  an  Pächter  vergeben  oder  en  bloc  vom  Staat  in  eigene  Begie 
genommen  sind,  die  Verteilung  des  Zehnte  nach  Dörfern  nicht 
mOgUch  ist»  so  werden  an  solchen  Orten  die  en  bloc  ftr  solche 
Bäume  festzusetzenden  Grundabgaben  nach  dem  in  Art  11  nnd  12 
angegebenen  Modus  auf  die  Bäume  verteilt 
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Beschwerdereckt  ffe^en  Festsetziiiig  und  Verteilvngr  de» 
Zehntbetras^ee  und  Entscbeiduog  darfiber. 
Art.  14.  Nachdem  ttber  die  gemlas  den  oben  entbaltenen 
Vonchrilten  auf  die  verachiedenen  Eat^rien  von  Gmndstftcken 
und  Bftnmen  festsnsetsenden  Zehntpaaeehalbetrige  die  Dorfregister, 
welche  gl^ielizeitig  Ang;abe&  Uber  Ausdehnnog  und  Art  der  Grnnd- 
stficke  nnd  Namen  der  Besitser  derselben  enthalten  sollen,  fertig 
gestellt  sind,  werden  dieselben  dnrck  Anbringung  einer  Kopie  an 
Moscheen,  Kirchen  nnd  anderen  Orten,  die  an  der  Strasse  liegen, 
öffentlich  der  BevSlkerong  knnd  getan.  Daranf  ist  für  jeden  Laad- 
beeitzor  ein  besonderer  Sehein  nach  beschlossenem  Muster  ansanstellon 
und  darin  Art  nnd  Betrag  der  Linder,  wie  sie  sieh  anf  Ornnd  der 
Deklaration  filr  einen  jeden  beransgestellt  haben,  üsiner  die  Länder- 
gattnngen,  wie  sie  seitens  der  Anfteilnngskommission  und  des  Rates 
der  DorAltesten  gemäss  Art.  11  festgestellt  sind,  endlich  der  anf 
jede  Gattung  oder  anf  jeden  Baum  entfallende  Zehntbetrag  anfira* 
fuhren. 

Dieser  Schein  ist  von  der  Anfteilnngskommission  mit  dra 
Siegeln  der  Mitglieder  zu  nntersiegeln  und  den  Gmndbesitcem  per^ 
sonlich  einzuhändigen.  Bei  der  Ansfoignng  ist  den  Grundeigentümern 
der  Inhalt  des  Scheines  in  verständlicher  nnd  unparteiischer  'Welae 
mitenteilen  nnd  ihnen  die  Frage  vorzulegen,  ob  sie  hinsichtlich  der 
Klassifizierung  der  GrundstScke  und  Bäume,  sowie  betrelEs  des  für 
jede  Klasse  bestimmten  Zehntbetrages  Einwendungen  zu  erheben 
haben  oder  nicht 

Wenn  eine  so  erhobene  Beschwerde  ffir  begrfindet  gehalten 
wird,  so  werden  seitens  der  Zehntaufteilnngskommission  innerhalb 
des  Gesamtbetrages  der  Zebntstener  die  nötigen  Ändemngen  vor- 
genommen und  das  Register  nnd  der  Schein  danach  berichtigt. 
Auf  Dicht  begrOndete  Beschwerden  wird  die  entsprechende  Antwort 
erteilt  nnd  den  sich  dabei  nicht  Beruhigenden  eröffnet,  dass  innerhalb 
eines  Monats  vom  Datum  der  Einhändigung  der  Scheine  ab  gerechnet, 
beim  Kaimakam  des  Kaza  weit«  !  o  Beschwerde  erhoben  werden  kann. 

Art.  1'.  Auf  die  Beschwerden,  weh  he  innerhalb  der  im  vor- 
hergehenden Artikel  vorgesi  lirielienen  Frist  beim  Kaimakam  des 
Kazas  eingebracht  werden,  sind  die  nötigen  Erliebnngen  seitens  des 
Vervvaltnngsrats  des  Kazas  zu  veranlassen.  Sind  diese  Beschwerden 
begründet,  so  sind  innerhalb  des  Gesamtbetrages  des  Zehnte  die 
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entsprt'flipnfien  AiidpniiipMi  vorzunflniun  IHo  iiacli  Ablauf  der 
erwähnten  Frist  »'inprbriichten     ^cliwerticii  bli  iliPii  unbriücksichtigt. 

Indt'ssen  bleiben  die  spjtetis  des  Verwaltuügsrats  des  Kazas 
zu  untersiK-lienden  und  zu  entsrlieidenden  Beschwerden  ledifj^lif  h  auf 
Einwendungen  beschrankt,  die  sich  auf  die  gemäss  gegen wär tigern 
Gesetz  vorgenommene  Art  der  Verteilung  des  Zehnts  auf  die  Grnnd- 
stiirke  beziehen,  während  Prozesse,  weh;he  mit  den  I^esitzrtM  litm 
an  den  Grundstück»'!!  /,us;imnienliängen,  naeh  wie  vor  zur  Zuständig- 
keit der  dazu  bestimmteu  lieliürden  und  Gerichte  gehören. 

Art  der  Entriehtnng  der  Zehnt^etrft^e. 

Art.  16.  Sobald  nach  Ablauf  der  im  Art.  14  festgesetzten 
Besch  werde  fr  ist  die  Verteilungsregister  definitive  Geltung  erlangt 
haben,  werden  die  auf  die  verschiedenen  Grundstücke  und  Bäume 
einer  Person  entfallenden  Zehntbetrfige  znsammengezählt  und  in 
drei  Teile  geteilt.  Dieselben  werden  an  Orten,  wo  die  Ernte  firfih 
reift,  von  Anfang  August  bis  En^e  Oktober,  und  wo  die  Ernte  spftt 
reift,  Yon  Anfang  September  bis  Ende  Novembor  in  drei  Baten  mit 
Je  einem  Monat  Zwischenraum  durch  die  Steuereinnehmer  nach  den 
Ar  diese  geltendes  Voisehriften  eingetrieben.  Bei  der  Einhebung 
einer  jeden  Bäte  wird  auf  den  in  den  Hftnden  der  Besteuerten  be- 
ftndliehen  Scheinen  die  entsprechende  Eintragung  in  der  betreffenden 
Bnbrik  vorgenommen  und  untersiegelt. 

Art  17.  Da  die  Rate  am  Ende  jeden  Monate  besahlt  sein 
mnsB,  wird  von  demjenigen,  welche  mit  der  Zahlung  einer  Bäte 
rftckitftndig  sind,  bei  der  niehsten  Batensahlung  die  rftekstSndige 
Bäte  mit  ävr  fälligen  ssusammen  einkassiert 

Art.  18.  Wer  am  Ende  der  Frist  der  Fälligkeit  der  der 
dritten  Bäte  seinen  Zehnten  nicht  entrichtet  hat,  dessen  vorhandenes 
Getreide  und  Mobiliarvermögen  wird,  soweit  es  nach  dmn  Geseti 
▼erkanft  werden  kann,  gemiss  den  Bestimmungen  des  Gesetses  über 
die  Steoereintreibinig  nur  Deckung  der  Zehntensehuld  sofort  verkauft. 

Wenn  der  Schuldner  vorbringt,  dass  infolge  des  niedrigen 
Getreidepreises  auf  dem  Lande  der  Verkauf  im  Dorf  Schaden  ver- 
ursacht und  sich  gleichzeitig  mit  dem  Transport  des  Getreides  nach 
der  Kreisstadt  oder  nach  einem  Marktorte  auf  eigene  Kosten  ein- 
verstanden erklftrt»  dann'  wird  das  Getreide  in  Begleitung  eines 
Steuerdnnehmers  oder  Kassierers  in  die  Kreisstadt  und  auf  den 
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Mai'kl  gebracht  ujid  dort  unter  Aut«iclit  der  Stenereinhebnngskom- 
mission  oder  wenn  es  sich  um  den  Hauptort  einer  Nahie  handelt,  unter 
Aufsicht  des  Mudirs  der  Nahie  und  durch  Verniittlnng  dessen,  den  der 
Eigentümer  mit  dem  Transporte  und  dem  Verkaufe  betraut,  verkauft. 

Vom  erzielten  Preise  wird  der  schuldijre  Zehntbetrag  entrichtet 
und  der  verbleibende  Rest  dem  Eigentümer  oder  seinem  Vertreter 
überlassen. 

Art.  Bei  Verkauf  oder  Vererbnnfr  eines  C4rundstückes  ist 
der  Bene  Eigentümer  den  für  Jenen  Ort  festgesetzten  Zehntbetrag 
zn  entrichten  gehalten.  Solange  die  zurzeit  der  Übertragung  oder 
Vererbung  falligen  Katen  des  Zehnts  seitens  des  früheren  oder  neuen 
Eigentümers  nicht  entrichtet  werden,  oder  der  neue  Eigentümer  der 
Stenereinhebunprskommission  keine  sicheren  Zahlunfrsparantien  bietet, 
darf  das  Übertragungs-  nnd  Vererbungsverfaliren  nicht  in  die  Wege 
geleitet  werden. 

Art.  20.  Sdlanprc  (Irr  auf  diese  Weise  zu  eiitrii^litende  Zehnt 
•ri'zahlt  wird,  können  die  Mirie-üruudstüeke,  von  denen  er  erhoben 
wird,  müpren  sie  bt  sti  11t  we  rden  mlcr  nicht,  wegen  Nichtbesteliung 
nicht  dem  Tapii- \\i  taliren  untirworten  werden. 

In  p^leicher  W'eisf  krmnen  Besitzer  ihre  (.Trundstficke.  wenn 
von  ihnen  der  Zehnt  »-ntriclitet  wird,  zur  besseren  Ansnütziinir  in 
jeder  Weise  fruktitizieren,  wie  doi'ch  Anpflanzung  von  Eeben,  Erucht- 
uud  Nichtfrucht bäumen. 

.^rt.  21.  Wenn  sich  durch  Denunziation  eines  dritten  im 
l>e;>;inn  der  Kef^iNtrieiiuiir  oder  intol^:e  der  ITnfersnchnnpr  seitens 
eines  Vefteilnuffsbeaniten  herausstellt,  dass  jemand  in  der  von  ihm 
ab^^e!;ebenen  I )eklaiat inn  für  die  (irundstncke  in  seinem  Besitz 
weniprer  ang'ibt  i»\vr  die  \  erteilnne-skonimission  weniger  hat  srlireil)en 
lassen,  so  werden  die  verlieiniliebren  (.Trundsiin  ke  mitgerechnet  und 
die  .Autteilung:  danael»  vorgen<iiunien.  t'berdies  wird  mit  der  ersten 
Zebntrate  für  jeden  l^Iorgen  des  verheimlichten  Grundstücks  von 
demjenigen  der  es  verheimlicht  hat,  eine  Geldstrafe  von  5  Piastern 
erhoben. 

Wenn  aui  h  iiiimei'  nach  .Abschluss  der  Registrierungs-  und 
Auli<  ilungsfurmulitäten  und  nachdem  die  Register  detiuilive  Rechts- 
kraft erlangt  haben.  \'erheimlichungeu  konstatiert  werden  sollten, 
wird  v<in  demjenigen,  web  lier  sich  dieselben  zu  vSchnlden  koiuinen 
Hess,  tür  die  seit  der  ursprünglichen  Aufteilung  bis  zum  Zeitpunkte 
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der  Konstatierung  ihi-  Ntrlit  inilichung  vtrllossciii'n  .lalire  der  ;iut 
dieselben  entfallende  Zehntbeti  apf  auf  einmal  ei  liol)«'n.  Hbeii-so  \vt  rdm 
filr  die  .lahre.  welche  bis  ziu  allgemeinen  Richti^'^hitellung'  verstreichen, 
die  betretenden  Heträg^e  bei  ihrer  Fallijjfkt'it  entrirbter 

Die  aus  den  Strafgeldern  sowie  ans  den  Z«  hat  l/i ;  rai:' n  für 
die  verschwiegenen  Ctrundstücke  sich  erjrebenden  Suuiuien  sind  in 
deu  Kassen  der  Kaza.s  unter  dem  N.uiien  der  betrertenden  Dörfer 
geHondert  in  Kiiii)fi»n^^  und  Depdt  zu  nehmen  und  einzutragen. 

Wenn  sieh  dann  hefausstellt,  dass  infolge  absoluter  l'nein- 
bringlichkeit  des  Zehntbetrages  des  betreffenden  Dorfes  es  unmöglich 
ist,  die  Zehntrückst-ände  einzutreiben,  so  werden  diese  Summen  nach 
eingeholter  Weisung  des  Kaiiuakams  fRr  diese  nneinbriDglichen  KOck> 
stände  verrechnet 

Art.  22.  Von  Orten,  an  welchen  die  Zehntetener  nebst  den 
ZnBchlägeu  fttr  die  Landwirtschftliche  Bank  nnd  Unterrichtszwecke 
im  ^nne  dieses  Qesetses  anf  die  Lftndereien  verteilt  werden,  kann 
von  der  Bevdlkenug  weder  unter  dem  Titel  Gemflsestener  nodi 
unter  einem  anderen  Namen  in  Geld  oder  in  natura  etwas  erhoben 
werden. 

Die  Zehnten  jedoch  von  den  ErtrSgnissen  der  Seiden-Kokon- 
samen und  Tabakkultnren,  sowie  aus  den  Ertragnissen  von  Wal- 
düngen,  welche  auf  den  Namen  Privater  eingetragen  sind  und  deren 
Zehnt  als  Waldeinkfinfte  von  speziellen  Beamten  eingehoben  wird, 
werden  nebst  den  ZuschlSgen  fttr  die  Landwirtschaftliche  Bank  nnd 
für  Unterrichtszwedce  wie  bisher  gesondert  verwaltet  nnd  eingehoben. 

Art  23.  Lftndermen,  welche,  da  auf  ihnen  Gebftude  errichtet 
oder  Ziegel-  und  Dachsteine  nnd  dergl.  gewonnen  werden,  nicht  be- 
ackert werden,  und  die  daher  nach  dem  Gesetze  bereits  mit  dem 
festen  Zehntbetrag  belegt  sind,  bleiben  ausserhalb  dieser  (Zehnt  ) 
Vertdlung  und  deren  feste  Zelintbetrftge  werden  wie  bisher  gesondert 
eingehoben. 

Art  24.  Wenn  an  Orten,  wo  die  Zehnten  anf  die  Grundstücke 
fest  verteilt  sind,  Hevat-  (totes)  Land  in  Ackerfelder  verwandelt  und 
neu  in  Kultur  gezogen  wird,  so  wird  diesem  je  nach  der  Klasse,  zu 
welcher  es  nach  seiner  Ertragsffthigkeit  geliOrt,  der  anf  diese  Klasse 
entftdlende  Zehntbetrag  auferlegt  und  unter  Hinzurechnung  zu  dem 
von  dem  Iknrfe  bereits  pauschaliter  zu  leistenden  Zehntbetrag  von 
dem  Eigentflmer  dieser  Grundstücke  besonders  erhoben. 
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Art  2'.  Der  in  (leniässlioit  difs^'s  Rej^lements  im  Wege  der 
Verfciluiv;;  auf  die  Ländereien  fest  gesetzte,  mit  dem  rnrersttltzungs- 
ht'itr.ag  fiir  die  Landwirlschaftliclif^  l^aiik  nsw.,  zTisaiimiHii  zur  Er- 
hebung gelangende  Zehntenbetra;^  kiinn.  von  iltia  Keginn  seiner 
Verteilunir  an  icfrechnet,  alle  4  .lahre  einmal  eine  Ändernne:  eiiViluen. 
Als  Grundhigen  für  eventuelle  neue  Festsetzung  des  Zehntent)etr,iirt  s 
dienen  Ackerbanstatistiken.  weli  he  das  Handelsministerium  in  d»  ui 
dem  Hegime  dt  i  /»  htitt  in  i  hebung  in  Form  einer  festen  Summe 
unterworfenen  Kazas  iTilirt  n  lassen  wir3. 

Art.  2r).  (Jej^enw artiges  Gesetz  tritt  an  die  Stelle  des  Ge- 
setzes vom  15.  Muharrem  12'.>7.  betretVend  das  Verfaliren  bei  der 
Krliebung  des  (irundzehnten.  und  wt-^^en  seiner  Austfibrung  hat  das 
Finanzministerium  das  weitere  zu  veranlassen. 

12.  Naehtrag  cum  Handels^esetzbueb,  batr.  das  Kom^ 

gedniekt  in  dem  Werke:  „Die  Handelsgesetze  4es  ErdbaUs**,  Aus- 
gabe D8  [TBrkei       S.  61  ff.). 

13.  Gesetz  über  die  ftremden  Aktien-  und  Versiche- 

rung:sgosellscliarten   vom  Mart  it"     ~       Miirz  li^('i>  (vgl. 

„Die  Handelsgesetze  des  Erdballs**,  Ausgabe  l)  45  u.  46,  S.  1^0). 

14.  Zvsati  zum  Handelsgesetsbach  Ober  das  Ver- 
sicherungswesen vom      HTTii^-  =  ^-  (y^^ 

„Die  Handelsgesetse  des  ErdbaHs",  Ausgabe  D  45  u.  46,  S.  131  ff.). 

15.  Gesetz   Uber   die  Altertümer  vom  ****  - 


2;]. 


Aj-ril  15Hm;. 


10.  NiMu  last 


KrsttT  Abschnitt:    Die  Verwaltung  der  Altertümer. 

Art  1.  l>ie  (ieniMaldirektion  der  Kaiser!.  Slu.seen  ist  mit  der 
?'-ilidigung  sämtlicher  Altertunisangelegenheiten  in  der  Türkei  be- 
auttiagt.  Zu  diesem  Zwecke  ist  eine  ständige  Kommission  gebildet 
worden,  welche  aus  dem  (ieneriildirektor  als  \'i»rsitzenden.  dessen 
tJehilfen  und  mindestens  zwei  anderen  Personen  bestellt,  di.  von 
dem  (Generaldirektor  unter  den  Konservatoren  des  Aluseums  in  Kou- 
stantinopel  ausgewählt  werden. 

Art.  2.  In  den  Provinzen  sind  die  Altertumsangelegenheiten 
den  Abteilnngsvorstehem  fQr  das  Uuterrichtswesen  übertragen:  diese 
bekleiden  die  Funktionen  alsProyinzial-Unsennisdirektoren  nnd  haben 
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direkten  schnftlichen  Verkehr  mit  der  Generaldirektiou  der  Kaiaerl. 
Knseen,  der  sie  in  Altertamssacheii  nnterstehen. 

Art.  3.  Die  Auaföhrunp  der  von  der  Oeneraldirektion  in 
Altertunissarhen  gefa^i^ten  Be.HchlüK8e  ist  von  der  Bestätigung  durch 
das  UnterriclitsmiuiBterium  abhängig^. 

Zweiter  Abschnitt:  Altertttmer enthaltende Ländereiennnd 

die  BesitzverhSltnisse  jener. 

Art.  4.  Denkmäler  aller  Arten  und  sämtliche  bewejrlidien 
nnd  nnbewepflichen  Altertümer  in  der  Türkei,  deren  Vorhaudensein 
bekannt  oder  die  erst  noch  gesucht  werden  sollen,  gehören  dem 
Staat,  mögen  sie  sich  anf  Lindereien  befinden,  die  diesem  gehören 
oder  anf  solchen  im  Htsitz  von  Privatpersonen  nnd  einzelnen  Oe* 
meinden.  Das  Recht,  solclie  Altertümer  auszugraben,  aufzubewahren, 
zu  sammeln,  um  in  Museen  aufzustellen,  steht  infolgedessen  der 
Regierung  zu.  Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  alle  beweglichen 
und  unbeweglichen  Altertümer,  die  ein  Erzeugnis  der  islamitischen 
Känste  nnd  Gewerbe  sind. 

Art.  5.  Als  Altertümer  sind  zu  betrachten  alle  Krscheinnngen 
nnd  Erzeugnisse  <ler  Kiiiisre  nml  Wisst-iiscliaften,  der  Industrie  und 
Gewerbe,  der  Literatur  und  Keligion  sämtlicher  alten  Völker,  die 
in  Ländern  türkisclier  Herrschaft  einst  existiert  haben,  z.  Ii.  Moscheen, 
Wobltätigkcitsanstalteii,  gcwcilite  «irbäiifle.  Gr.tzcntcniiicl.  Synagogen, 
in  (icnen  heute  kein  Kult  mehr  statt tindet.  Basiliken,  Kliisiei-,  Kupitcln, 
Karawanserais,  Festungen,  Türme.  Stailtni;niern.  Hiiusei-,  Theater, 
Brucken,  IlippodromB,  Zirkus,  Stadien.  Auii  hitiieater,  Bäder.  Stras.-^en- 
pflaster,  Hrnnnen  nnd  Zisternen,  Cliaussetn,  Obelisken,  A(iuädiikte, 
Tnniuli.  <Travüren.  (irabzimmei-  —  sichtbare  oder  unsichtbare  — , 
(rräber  allen  Stoties  mit  nnd  ohne  Zeichnungen,  Säulen,  Grabkästen, 
farbige  oder  verzierte  Zeichnungen  und  Stotfe,  Reliefs  und  Stelen, 
Statuen,  Statuetten,  Figurinen.  Felsen  nnd  Inschriffet»  und  Reliefs, 
Papinis,  Handschriften,  gearbeitete  Silex,  Steine,  Warten  und  Stoffe 
aller  Art,  Instrumente,  \  äsen.  Arbeiten  ans  Erde  und  (iln-,  Schmuck- 
sachen, Ringe.  Edelsteine.  Skarabäen,  Gewichte.  Münzen,  .Medaillen, 
Formen,  gravierte  Steine,  (tegeuütiinde  aus  Ibdz,  Gravüren,  ge- 
iiämmerte  Sachen.  Elfenbein,  Knochen,  Arbeiten  u.  dergl.  m. 

Art.  G.  Zu  den  .Mtertüiuern  werdeti  fertier  gerechnet:  altes 
Gemäuer,  Überreste  von  Denkmälern,  Bruchstücke  von  alten  Denk- 
mälern und  Antiquitäten,  Feisstücke,  verstreute  Ziegelsteine,  Stücke 
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vun  .St^^inen,  Glas  und  Hui/.,  Fayencuu  und  Brachstücke  von  Ton- 
arbeiten. 

Dritter  Abselmitt:    Unbewegliche  Altertümer. 

Art.  7.  Wer  bei  Ansfilhrung  von  Erdarbeiten  am  Meere,  in 
Seen  nrul  Wass»  rläiifen.  beim  Aufwei  fcii  von  Kanälen.  (Trü})t'ii  und 
BrnnntMi.  beim  }^lll^sl^•i;t'n  von  Fumlanienten,  bei  (.iewinnuiitr  von 
Steinen,  Sand  n.  ileii;^!.,  auf  ein  (iehäiuit'  oder  sftnstige  unbewefrliclie 
Altertümer  stösst,  ist  ver]>tlichtet,  inncrlialb  l  "i  Tagen  dem  Altertunis- 
l>».amr<  II  (idt  r,  in  Ermanprelnng  eino  sidclien  am  Ort.  den  näcbsten 
Zivil-  udt;r  Militärbeanitt^n  davon  Kenntnis  zu  geben,  andernfalls 
wird  von  ilim  eine  (ii  ldstratV  von  100  1000  Piaster  erhoben.  Die 
betr»'tVenden  lliauitfn  liaht-n  mit  tnnii(lister  l?eselilennigung  den 
Direktor  für  die  l'nterrichtMiugeleji^euheit^D  ihres  Vilajets  zu  be- 
nachrichtigen. 

Den  Eig^-ntünurn  und  Pächtern  von  Ländereien,  in  denen 
Altertümer  entdeckt  werden,  liegt  die  N'erpHichtung  tiir  die  Er- 
iialtung  derselben  und  ihre  Helasstuig  am  Fnndorte  während  min- 
destens t>  Wochen,  vom  Taire  (ier  P.eiiaclu  liti<rnng  an  gerechnet, 
ob.  In  der  Zwischenzeit  hat  die  .Altertunisverwaltiiiig  einen  l^eamten 
zwecks  Untersuchung  der  Gebäude  und  sonstigen  unbeweglichen 
Altertümer  und  event.  Erwerbung  der  Ländereien  durch  die  Regierung 
zu  entsenden.  Ist  die  Erwerbung  durch  den  Staat  notwendig,  dann 
tindet  ihre  Enteignung  nach  dem  dafür  geltenden  Gesetze  statu  Bei 
der  Festsetzung  der  Enteignangssumme  wird  lediglich  der  Wert 
der  Ländereien  und  ihres  neuen  ZabehOrs  berficksichtigt,  dagegen 
wird  derjenige  der  in  denselben  TorbandeiieB  oder  wahrschdnlicb 
vorhandenen  Altertttmer  in  diese  Somme  nicht  mit  eingerechnet. 
Die  Abschätzung  des  Wertes  wird  der  Pforte  snr  Oeneiimigting 
unterbreitet 

Art  8.  Es  ist  streng  verboten:  1.  GebAude  und  andere  un- 
bewegliche Antiquitftten,  auf  welche  Weise  auch  immer  es  sei, 
von  ihrem  Platte  zu  entfernen,  zu  zerstören,  zu  besdiftdigen  oder 
zu  vernichten  und  die  von  ihrer  ganzen  oder  teilweisen  Zerstörung 
herrnhrenden  Bestandteile,  ohne  Genehmigung  der  zustftndigen  Be> 
bürde,  mit  Beschlag  zu  belegen;  2.  KalkOfen  und  Ziegelbrennereien 
in  einer  geringeren  Entfernung  als  300  m  von  den  GebAuden  an- 
zulegen; 3.  Arbeiten  aller  Art  auszuführen,  welfihey  infblge  ihrer 
NShe  bei  antiken  Gebunden,  diesen  direkt  oder  indirekt  Schaden  zn- 
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füg-en  können;  4.  behnfs  Veriiifssung,  Herstellnng"  von  Abdrücken 
oder  gleichviel  zn  \\tl(luiii  amUrfn  Zwerk,  ohne  besondere  Er- 
laubnis, all  solrh»'  (itbiiudt'  I.rilt  rii  anzulegen;  5.  in  denselben  zu 
w  .liuen;  b.  sie  als  Ställe,  üetreide-,  Gras-  und  Strolispeicher  oder 
Süustwie  zu  benutzen. 

Wer  den  aufgeziihlU'n  \erboten  znwiderlmndelt,  hat  nach 
Art.  138  des  Strafgesetzbuches  Schadenersatz  zu  leisten  und  eine 
Geldstrafe  zu  zahlen.  Ausserdem  wird  er  mit  Gefängnis  von  1  Mouat 
bis  zu  1  Jahr  bestraft. 

Vierter  Abschnitt:   Von  (it*ii  bcw rglichcn  Altertiimem. 

Art.  9.  Wer  auf  seinen  I.iintlereien,  sei  es  auf  oder  unter 
der  Obertläche,  »"inen  antiken  Gegenstand  eiit<ieckt,  ist  verpflichtet, 
in  spätestens  einer  Woche  dem  Altertunisbeamten  und,  in  Ermangelung 
eines  solchen  am  Ort,  den  nächsten  Zivil-  oder  Militärbeaniten  davon 
Kenntnis  zu  geben.  Die  letzteren  ihrerseits  habin  dm  Direktor 
für  die  Unterrichtsangelegenheiten  ihres  Vilajets  zu  benachrichtigen. 

Die  in  Gemässheit  dieser  gesetzlichen  ]-{estinnnung  Handelnden 
erhalten  als  Belohnung  einen  Geldbetrag  in  Hohe  der  Hälfte  des 
Wertes  der  antiken  Gegenstände,  die  in  den  Besitz  der  Regierung 
gelangt  sind.  Der  Wert  wird  in  Übereinstimmung  zwischen  der 
Generaldirektion  der  Kaiserl.  Museen  und  dem  Entdecker,  und  nach 
Verständigung  des  Unterrichtsministeriums  festgesetzt.  Bei  Mei- 
songsrenchiedenheiten  zwischen  den  Parteien  entscheidet  das  letztere. 
Wird  auch  gegen  dessen  Entscheidung  Beschwerde  erhoben,  so  wird 
dar  Sachvarhalt  der  Pforte  unterbreitet,  die  eine  Entacbeidong  des 
StaatMBwalta  ▼eraalaiat  Oegen  diese  ist  etn  Beschwerderecht  nicht 
snlMg. 

ünterlisat  der  Finder  die  Anzeige  innerhalb  der  festgesetaten 
Frist,  so  werden  die  antilLen  Gegenstände  konfisziert  Anseerdem 
verliert  der  Besitzer  des  Omndstiicks  nicht  nnr  daa  Anrecht  anf  die 
gesetzliche  Belohnung,  sondern  er  kann  anch  in  eine  Geldstrafe  von 
100—1000  Piaatem  genommen  werdoi. 

Vorstehende  Bestimmungen  finden  anch  anf  solche  Personen 
Anwendnngf  welche  Fnnde  von  Altortttmern  anf  ihnen  nicht  gehOrig«i 
Lftndereien  machen,  m(fgen  dieselben  private  oder  Hiri-LSndereien  sein. 

Fünfter  Abschnitt:  Von'den  Anagrahnngen. 

Art.  10.  Da  sämtliche  innerhalb  des  türkischen  Reiches  be* 
findliehen  beweglichen  nnd  onbeweglicfaen  Altertflmer  sowohl  vor 
JabxbiMli  dar  Intemst.  Verelolsnog.  8.  Bd.  181 
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wie  nach  ihrer  Entdecknng  Eigentum  der  Regierung  sind,  so  stobt 
das  Beidit  rar  Vwiialuiie  Ton  Untarsaelniiifeii  durch  Bohrung  voi 
LOehem,  za  Sondierungen,  SchttrftiDgea  und  Grabungen,  sei  es  anf 
Lftttdereten,  die  dem  Staat  gehören,  sei  es  anf  Privat-  nnd  Oemeinde- 
gnt^  ansschliesslich  der  Direktion  der  Kaiser!.  Mnseen  ra.  Jedoch 
kann  das  Unterrichtsministeriom  anf  Vortrag  der  Generaldirektion 
der  Kaiserl.  Hnseen,  ansnabmsweise  nnd  im  Wege  besonderer  Er- 
laubnis, wiBsenschaftliche  Gesellschaften  und  einaelne  Personen  (Os- 
manen  wie  Fremde),  die  ans  der  Archftologie  ihr  Spesialstndium  ge- 
macht haben,  rar  Vornahme  von  Sondierungen,  Schlirftingen  und 
Grabungen  ra  den  von  ihnen  gewünschten  oder  seitens  des  Xiniste- 
rinms  als  hierzu  geeignet  erachteten  Orten  ermächtigen.  In  diesem 
Falle  wird  ein  rar  Vornahme  einer  dieser  Arbeiten  berechtigender 
Erlaubnisschein  in  Gemftssheit  der  Art.  14—16  des  Gesetaes  ertdlt 

Art  11.  Wer  ohne  besondere  Erlaubnis  oder  heimlich  die 
oben  aufgefShrten  Arbeiten  imtemimmt,  wird  mit  einer  Geftngnis- 
strafe  von  3 'Monaten  bis  ra  1  Jahr  bestraft,  etwa  von  ihm  ent- 
deckte und  vorhandene  bewegliche  Altertümer  werden  konflssiert 
und  in  den  Eaiserl.  Museen  aufiBestellt  Hat  Beschädigung  oder 
Vernichtung  der  Altertümer  stattgefinnden,  so  wird  deren  Gegenwert 
vom  Tftter  Angezogen. 

Art  12.  Wenn  Ausgrabungen  durch  die  Qeneraldirefction 
der  KaiserL  Museen  auf  lAndereien  im  Beeita  von  Privaten  und 
Gemeinden  mit  deren  Zustimmung  vorgenommen  werden,  so  über- 
nimmt jene  den  Ersata  des  Schadens  und  der  Kosten,  wdehe  einer- 
seits durch  die  Nichtbenntsbarkeit  dieser  LSndereien  wllirend  der 
Grabungen,  andererseits  infolge  der  letsteren  selbst  und  der  nadi> 
berigen  Wiederherstellung  des  £rflheren  Zustandes  verursacht  werden. 
Die  Hohe  des  Schadenersataes  wird  von  der  liokalregierung  ab- 
geschfttat  nnd  festgesetzt 

Die  Vorschriften  des  Art  7  finden  auch  auf  die  unter  solchen 
Umständen  ratage  geforderten  unbeweglichen  Altertümer  Anwradung. 
Die  bew^lichen  Altertümer,  welche  nach  der  Angabe  der  General- 
direktion der  Kaiserl.  Museen  für  diese  keine  Wichtigkeit  haben, 
werden  nach  Eioholung  der  in  Art.  8  vorgesehenen  Genehmigung 
des  Unterrichtsministeriums  den  Eigentümern  der  Ländereien  über- 
lassen. Diejenigen  beweglichen  Altertümer,  deren  Besitz  die  Direktion 
der  Eaiserl.  Museen  für  wichtig  erachtet,  werden  in  den  Museen 
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aiu^^estellt;  der  Eig»^utümer  des  Grund  und  Bodens  eiiiiilt  die  von 
der  Generaldirektiou  lestgesetztc,  von  der  Hohen  Pl'orte  auf  Bericht 
de^s  Unterrichtsministeriums  genehmigte  Prämie. 

Art.  18.  Wenn  der  Eigentümer  mit  der  Vorniiluue  von  Ans- 
grabnngen  dun  li  die  Generaldirektion  der  Kaiserl.  Museen  auf  seinen 
Ländereien  nicht  einvei-staiuieu  ist.  werden  diese  geraä.^s  Art.  7 
enteignet.  Jedoch  kann  die  Generaldirektiou  nach  vorheriger  Be- 
nachrichtigung des  Eigentümers  des  Landes  oder  sonst  Interessierten 
ohne  Vornahme  der  Enteignung  einige  vorbereitende  Sondierungen 
vornehmen.  Indessen  muss  sie  den  Eigentümer  für  die  vorüber- 
gehende Nichtnutzbarkeit  seines  Landes  sowie  fttr  den  sonst  ent- 
standenenen  Schaden  entachfidigen.  Sie  darf  aber  die  Sondierungen 
nieht  ao  lange  tnsdeluien,  dan  dadurch  die  Beicbädigung  oder  Zer- 
störung Yon  Haue  and  BanUchkeiten  herbeigeführt  wird. 

Art  14.  Einzelne  Personen  und  die  im  Namen  von  wiesen* 
achaftUchjen  Geeellschafiten  handelnden  mUssen,  wenn  sie  in  der 
Tftrkei  Sondiernngen,  Schftrflingen  oder  Grabiingen  vornehmen  wollen, 
sich  mit  einer  Bäogahe  direkt  and  persönlich  an  das  Unterrichts- 
ministerium wenden.  In  dem  Oesnch  muss  das  Gebiet^  in  dem  Son- 
dierungen, Schllrftmgen  und  Grabungen  stattfinden  sollen,  oder  Name 
und  Ghenien  desselben  enthalten  sein.  Ausserdem  muss,  soweit  es 
sich  um  Sondisrungen  und  Ghrabungen  handelt,  dem  Gesuch  eine 
Karte  beigelllgt  sein,  welche  die  Grenzen  des  Landes  und  die  genaue 
Stelle  von  alten  und  neuen  Baulichkeiten  bezeichnet,  die  auf  dem 
Auagrabnngaplatz  sieh  befinden. 

Art  15.  Das  Gesuch  wird  vom  Untenichtsmlnisterium  der 
Generaldinktion  der  Eaiserl.  Museen  ttbermittelt.  Diese  ttbertrttgt 
der  Kommission  für  die  Alterttlmer  die  Aui|g;abe,  sich  mit  dem 
OeBUChsteller  zu  besprechen,  die  erforderlichen  Erhebungen  durch 
einen  besonderen  Beamten  und  die  Ortsbehörden  zu  veranlassen  und 
zu  prflfBn,  ob  dem  Gesuche  stattzugeben  ist  oder  nicht. 

Art.  16.  Zur  Erlai^nuig  der  Erlaubnis  fttr  Vornahme  von 
Sondierungen  und  Grabungen  ist  die  ErflQlung  folgender  Bedingungen 
erforderlich: 

1.  Die  €hrabungen  werden  nur  im  Einverständnis  mit  der  General- 
direktion der  Kaiserl.  Museen  und  mit  deren  Mitwirkung  vor- 
genommen. Wenn  das  Ausgrabungsgebiet  Privaten  oder  Ge- 
meinden gdiört,  so  ftbemimmt  jene  die  Verpfiichtung,  die  Ein- 
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willignng  des  Laiuleif^entnmera  zu  den  Orabting^en  zu  ver- 
Schäften  oder,  falls  sie  diese  nicht  erlaiijroii  kann,  gemäss  Art.  7 
die  Eiiii  i^nuuig  in  der  Weise  lierbeizntühi  tu,  dass  die  Enieig- 
minpssunime  von  dem  Ausfj^raber  gezahlt  wird.  Die  so  expro- 
priierten Läudereieu  werden  Eigentum  der  Regierung. 

2.  Die  Kosten  für  die  vorzunehmenden  Sondierungen,  iSchüifungen 
und  Grabungen  fallen  dem  Gesuchsteller  zur  Last. 

3.  Alle  ausgegiabenen  Altertümer  sind  Eigentum  der  Begierung 
nnd  werden  in  den  Kaiserl.  Museen  aufgestellt.  Jedoch  hat 
der  Ausgrabende  das  Becht,  dieselben  zum  Gegenstand  von 
VerOffimtlichnngen  so  nuKdien  und  Ton  ihnen  Photographien, 
Äbdiieke,  AbgttBse  und  Zeiehmnigen  ancnftotigen. 

4.  Dnreh  die  Sondlernngs-  und  Grabnngwrhelten  dürfen  Festiuigen 
nnd  Befestigungswerke,  Öffentliche  und  priviite  Banten  nnd  ge> 
meinnlltsigen  Zwecken  dienende  andere  GegenatAnde  in  keiner 
Weiae  heechädigt  werden. 

5.  An  die  AnsgrabongastStten  wird  ein  von  der  Generaldirektion 
bestellter  Beamter  entsandt»  welcher  Aber  die  genaue  Beobaeh- 
tnng  dw  hanptsäehliehstmi  Bestimmnngen  des  gegenwärtigen 
Beglements  an  wachen  bat 

6.  Die  Fnndergebniflse  Jedes  Tages  werden  nach  Zahl  nnd  Art  in 
zwei  gedmckte,  von  der  G«iwaldirektion  gelieferte  Coupon» 
resrister  eingetragen  und  die  betreifonden  Eintragungen  tiglleh 
von  dem  Ausgrabraden  und  dem  Beamten  untarzdelinet  IIi«ranf 
nimmt  derselbe  die  Funde  an  sich  und  deponiert  sie  an  einem 
dazu  bestimmten  Orte.  Dem  Ausgrabenden  steht  das  Becht 
des  Zutritts  an  diesem  Orte  und  cum  Studium  der  Funde  an. 

Art  17.  Die  Erlanbnisscheine  anm  Sondieren  nnd  Graben 
werden  mit  Genehmignng  der  Hohen  Pforte  erteilt  Wenn  die 
Generaldirektion  der  EaiserL  Mnseen  daa  betreffende  Oesudi  befdr- 
wortet  nnd  der  Eonseil  des  Unterrichteministerinms  es  ftr  annehm- 
bar erklftrt  hat,  wird  die  Erlaubnis  mittels  Berieht  des  letzteren 
nachgesucht  Nach  der  hierauf  von  der  Hohen  Pforte  an  erteilen- 
den Einwilligung  wird  der  Erlaubnisschein  vom  Unterriehtsmini- 
sterium  ausgefertigt  nnd  der  Generaldirektton  der  Eaiserl.  Museen, 
behuft  Aushändigung  an  den  Gesuchstellcri  Ubermittelt 

Art  18.  Die  fBr  die  Schflrfiuigen  und  Sondierungen  gewährte 
Frist  beträgt  höchstens  zwei  Monate  vom  Datum  des  Erlanbnis- 
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s<  hfciüs  au  geiecliuet.  Diejenige  für  Ausgrabungen  höchtens  zwei 
Jahre.  Wenn  diese  Frist  abläuft,  ohne  dass  ans  zwingenden  Gründen 
mit  den  Ausgrabungen  begonnen  oder  diese  beendet  werden  konnten, 
und  wenn  die  von  den  Interessenten  vorgebrachten  Gründe  seitens 
der  Generaldirektion  der  Kaiserl.  Museen  nach  Prüfung  als  stich- 
haltig erkannt  werden,  so  wird  auf  entsprechende  Meldung  von  dem 
ünterrichtaminlsterinm,  nachdem  die  Weisung  der  Hohen  Pforte  ein- 
geholt worden  ist,  die  AnsgrahnngafHat  noch  um  hUchatoia  ein  Jahr 
verlängert 

Art  19.  Wenn  imerbalb  dreier  Honate,  vom  Datnm  dea 
Erlanbniaacheina  an,  mit  den  Grabungen  nicht  begonnen  wird  oder 
dieselben  nach  Beginn  ohne  annehmbaren  Grund  während  zweier 
Monate  nnterbrochen  werden,  ao  verliert  der  Ansgrabangaaehein 
aeine  Gfiltiglnlt  Stellt  der  Intereaaent  dann  einen  nenen  Antrag 
anf  Grahnngaerlanbnia,  so  ateht  es  dem  Unterrichteminiaterinm  in 
Übereinatimmnng  mit  der  Generaldirektion  der  EaiaerL  Moaeen  frei, 
den  frfiher  von  ihm  erteilten  Erlanbniaachein  in  Kraft  sn  belaaaen, 
ihn  m  annullieren,  nmsntaoachai  oder  höheren  Orts  die  Erhrabnia 
aar  Erteilong  eines  nenen  nachznsnchen  oder  nicht 

Art  20.  Wenn  der  Träger  einea  an  Sondierungen  ermächti- 
genden Erlanbniaacheina  innerhalb  sweier  Monate  nach  Abhinf  dea- 
aelben  den  Antrag  auf  Erteilong  der  Erlanbnia  an  förmlichen  Ana- 
grabnnsen  an  denaelben  Orten  atdlt,  ao  aind  die  gemachten  £r- 
hebnngen  nnd  die  sonatigen  erwähnten  Formalitäten  auch  beaflglich 
der  Anegrabangen  in  Gültigkeit 

Art  21.  Den  Beamten  dea  tttrkiachen  Staatea  oder  den  bot- 
achaltlichen  nnd  aonatigen  fremden  Beamten  kann  die  Erlanbnia  anr 
Vornahme  von  Sondierungen  nnd  Auagrabnngen  innerhalb  ihrea 
Amtabeairfca  nicht  erteilt  werden. 

Art  22.  Die  Erlaabniaacheine  sind  pera&nllch  nnd  können 
von  ihrem  Inhaber  nicht  an  eine  andere  Peraon  ttberlaaaen  oder 
verkauft  werden.  Die  in  dieaen  Scheinen  anfgeftthrten  Bechte  aind 
auf  die  Erben  nicht  flbertragbar. 

Art  28.  Mehr  als  ein  Erlanbniaadiein  zur  Vornahme  von 
SehOrfringen,  Sondierungen  und  Aoagrabungen  kann  einer  Peraon 
zu  deraelben  Zeit  nicht  erteilt  werden. 

Art  24.  Wenn  nach  Beginn  der  geaetilich  geatatteten  Ana- 
grabungen  der  Begiemng  Bedenken  kommen,  ao  werden  jene  durch 
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das  Unterrichtsministerium  nach  Veretandigung  mit  der  General- 
direktion der  Kaiserl.  Museen  eingestellt.  Die  Dauer  der  Ein- 
stellung wird  auf  die  im  Erlanbnissciiein  angegebene  Ausprahungs- 
frist  nicht  iu  Anrechnung  gebracht  werden.  Dem  Inhaber  der  Er- 
laubnis stoht  wt'goii  der  Einstellung  ein  Kecht  auf  Schaden-  oder 
Kostenersatz  nicht  zu. 

Art.  25.  Die  Gebühren  für  die  Ei iaubnisscheine  des  L'nter- 
richtsministcriums  (im  türkischen  Text  auf  die  Schürfungen  }>e- 
schränkt,  jedenfalls  in  dem  weiteren  .Sinne  von  Grabungen  zu  ver- 
Bteben)  fliessen  in  die  Kasse  der  Generaldirektiou  der  Kaiserl. 
Museen  und  betragen 

fttr  eine  sechsmonatige  Frist  .   .     5  türkische  Pfunde, 
„     .    einjährige  ^    .    .    10       „  „ 

.    zweijährige        ^    .   .   20      „  „  . 

Sechster  Abschnitt:  Verkauf,  Aus-  und  Einfuhr  und 
Transport  von  Antiquitäten. 

Art.  26.  Ohne  Erlaubnis  der  tfirkischen  Regierung  ist  der 
Verkauf  und  Handel  mit  Antiquitäten  im  tfirkiBclien  Reiche  ver- 
boten. Wenn  ein  Antiquitätenhändler,  ohne  eisen  Erlaabnisscheln 
gelöst  sn  haben,  Ältertfimer  verkauft  oder  n  verkanfen  sueht,  wird 
er  mit  Geldstrafe  von  100 — 1000  Piaeter  and  mit  Gefängnis  von 
6  Tagen  bis  zn  6  Monaten  bestraft.  Aosserdem  werden  die  in 
seinem  Besitx  befindlichen  Antiquitäten  konflssiert  und  in  den 
KaiserL  Museen  au^ifestellt.  Der  Erlaubnisschein  fttr  den  Verkauf 
von  Altertämem  wird  auf  BefBrwortnng  der  Generaldirektion  der 
KaiserL  Museen  vom  Unterrichtsministerium  erteilt. 

Art.  27.  Die  Ausfuhr  der  Im  tttrkisehen  Reich  entdeckten 
Antiquitäten  ins  Andand  ist  verboten. 

Art  28.  Die  Einfuhr  jeder  Art  von  Antiquitäten  in  die 
Türkei  ist  tnü  und  unterliegt  keinem  ZoU.  Die  von  einem  Orte 
des  tttrkisehen  Reiches  nadi  einem  anderen  transportierten  Antiqui> 
täten  sind  von  der  Zahlung  des  Binnensolls  befreit.  Sämtliche  aus 
dem  Ausland  in  die  Tflrkei  eingefährten  oder  innerhalb  der  letstu^n 
von  einem  Orte  zum  anderen  transportierten  Antiquitäten  sind  die 
Zollbehörden  verpflichtet^  der  fttr  die  Verwaltung  der  Altertümer 
zuständigen  Behörde  zur  Prfifnng  und  Untersuchung  auszuhändigen. 

Art  29.  Die  Wiederausfuhr  der  in  die  Tftrkei  eingeffthrten 
Antiquitäten  ins  Ausland  und  der  Transport  derselben  von  einem  Ort 
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zum  andern  innerhalb  der  Türkei  ist  von  der  lüiiiiolung  eines  Er- 
hiubnisscheiueu  seitens  der  GeueraldirtSctiou  der  Kaiserl.  Musseen 
abhängig. 

Art.  30.  Zur  Erlanfrunj,'  des  im  vorhergehenden  Artikel  er- 
wähnten Erlaubnissdit  ins  ist  orl'orderlich,  dass  derjenige,  welcher 
Aiitiquiiiiicu  mit  sidi  führt  oder  sie  versendet,  ein  Verzeichnis  derst  lben 
anfertigt  und  es  iu  der  PlanptstÄdt  der  Generaldirektion  der  Kaiserl. 
Museen,  in  der  Provinz  dem  die  Funktionen  eines  Altertunisbeamten 
bekleidt  ad«  II  Direktor  für  die  Unterrichtsangelegcnheiten  oder  in 
Ermangelung  eines  solchen  der  Ortsregierung  einreicht. 

Art.  31.  Die  Generaldirektion  der  Kaiserl.  Museen  hat  da.s 
Kecht,  diejenigen  der  vorerualiiif<in  Altt  rtiimei-.  il»  ren  \\  it  litigkt-it 
für  die  ^rnseenmssanimlungen  feststeht,  unter  Zahlung  ihres  Wertes 
anzukaul.  Ii,  die  Ausfuhr  und  den  Trausport  der  Übrigen  zu  gestatleu. 

Verschiedene  Best  immun  gen. 

Art.  82.  1.  Die  Ausrufergtbühren.  wehlie  von  konriszierteu 
oder,  nach  ergangenem  Richtersi)rurli.  in  i.tVt  iiiliclicr  Vei-steigerung 
verkauften  .-Vnti(iuitäten  erhol)en  \v»M-(len:  J.  die  (ti  Idstrafen  fliessen 
in  die  Kasse  der  Generaldirektion  der  Kaiserl.  Museen. 

Art.  -^3.  Prozesse,  die  in  den  vorstehenden  Geset/.esbestiniuiungfn 
Entstehung  tinden,  kommen  vor  den  gewöhnlichen  Gerichten  zur 
Entscheidnng. 

Art.  o4.  Die  auf  die  .Antiquitäten  bezügliclien,  mit  dem  gegen- 
wärtigen Gesetz  in  Widersprach  stehenden  Bestimmungen  sind  auf- 
gehoben, 

.\rt.  35.  Das  Unterrichtsministerium  ist  mit  der  Ausführung 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Itt.  Gesetz   über  die  Verwaltung  von  Mündelgttteni 
—  nmnm  emval-i-etaniin  Btoretpi-idaressi  hakkinda  nisamname  — 
tfc  MiMaa-mi    =  28.  April  1906. 

Eap.  L  Formaliiaten  besttglich  der  IiiTeiitarisieriing 
der  Mttndelgftter.  Zw  InTentariBiemng  der  Güter  von  Waisen 
onnaniBcber  Staatsangehörigkeit  sind  die  religiösen  (Scheriat^)  Ge- 
richte znstftndig.  Jeder  NacUass  mnss  ftberbaupt  inventariBiert 
werden: 

1.  wenn  einer  der  Erben  weniger  als  15  Jahre  alt  ist» 

2.  wenn  einer  der  Erben  abwesend  ist. 
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8.  wenn  der  Nacbla»  wegen  Übenehnldniig  nicht  angetretoi  wird, 

4.  wenn  Erben  nicht  bekannt  sind, 

5.  wenn  es  einer  der  Erben  verlangt 

Erben  unter  15  Jahren  fttr  mündig  ni  erkllren,  iat  den  Ge- 
richten verboten.  Nach  dem  tflrkiachen  Beeht  beginnt  die  Kündig- 
keit  bekanntlich  bei  Knaben  mit  12,  bei  ICftdchen  mit  9  Jahren, 
und  epftteatens  bei  beiden  mit  dem  15.  Jahre. 

Beaflglich  der  NachUaae  nhdttmnhaniedaniBeher  Untertanen  der 
Pforte  bleiben  die  BeaUmmnngen  der  Oro88?esirial*Tedcerea  vom 
7.  Sefert  1278  und  22.  Kjannn-i-asani  1306  in  Kraft 

Bei  Nachlflaaen  von  100000  Piaster  an  wird  zur  Aofeiebt  ein 
besonderer  Beamter  ernannt 

In  der  Hauptstadt  haben  die  C^Rarantüneämter,  in  der  Provinz 
die  Lokalbehürden  den  zuständigen  Gerichten  von  den  täglichen 
Todesföllen  Mitteilung  zu  machen. 

Kap.  II.  Die  Waisendirektion  (etam  luüdirieti)  in  Kon- 
stautinopel  und  ihre  rtliohten:  Verrechnung,  Anlegung  und  Auf- 
bewahrnng  von  ilUndelgeldern. 

In  Konstantinopel  wird  eine  Direktion  (niüdiriet).  die  unter 
Aufsicht  des  Scheichulislamats  steht,  und  eine  Kasse  nnt^r  dem 
Namen  enival-i-etam  idare  \ve  idanat  b^andygi,  Verwaltungs-  und 
Anlegnngskasse  für  Waisenvermögen,  gegründet. 

Kap.  III.  Anlegung  und  Verzinsung  von  Mündel vermügeu; 
Form  der  Einkassierung  des  Kapitals  und  der  Zinsen. 

Mündelirelder  können  gegen  Fanst{ilaii(l  in  beweglichen  Ver- 
niiigensobjekten  und  tregen  Verpfändung  dazu  greigneter  Immobilien- 
Arten  oder  gegen  dr^ifaclie  Bürgschaft  verborgt  werden. 

Kap.  IV.  Fnt  >  rhalt  der  Mündel.  Aussteuer,  Auslagen  fnr 
lieparatur  von  Gebäuden,  Kechnnng?revision. 

Kap.  V.  Behandlung  von  (iüteru  von  Mündeln,  die  über 
20  Jahre  alt  sind. 

Kap.  VI.  Die  für  die  Inventarisierung  und  die  Eutscheidong 
von  Streitigkeiten  dabei  zuständigen  üerichte. 

Kap.  VII.  Die  In ventarisiernngsbeamten,  die  vom  Per- 
sonal der  religiösen  Gerichte  genommen  werden,  und  ihre  Pflichten. 

Kap.  VID.  Gründung  und  Pflichten  von  Konaeila  fttr  die 
Verwaltung  von  Mündelverm(tgen. 
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Kap.  IX.  Die  Waisendirektion,  Waisenkonseils  and  ihre 
Pdichten  in  der  Provinz. 

Kap.  X.  luventarisieran^gebUhren. 

17.  Betggeseti  vom  iJ;       ;::^-29.  April  1906. 

Abschnitt  I:  Die  Binteilang  der  HineB. 
§  1.  Alle  Minen,  eowoh]  die  unter  der  Erde  wie  diejenigen 
aaf  der  ErdoberflSchei  seiMlen  je  nach  der  Art  ihrer  Aosbeatung 
in  drei  Tdle: 

1.  Minen  unter  Tage  —  meadin-i-^asslie, 

2.  Minen  Aber        —  meadin-i-ssathie. 
8.  Steinbruche  —  Ttocb  odsehaklari. 

Das  gegenw  ärtige  Geaeti  besieht  eich  nar  auf  die  beiden  ersten 
Teile.  Die  Stdnbrfldie  werden  durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt. 

§  2.  Minen  unter  Tage  —  meadin-i-assUe  —  sind  solche,  die 
in  Adern  (damarj,  SeUdtten  (tabaka)  oder  Lagern  (jyghyu)  liegen, 
wie  Geld,  Silber,  Piatina,  Neusilber  (dschiva),  Blei,  Eisen,  Kupfer, 
(nyhass),  Messing  (kalai),  Zink,  BlBmut^  Kobalt,  Nickel,  Arsenik, 
Mangan,  Antimon,  Alnminium  n.  dergL  Mineralien,  Bernstein,  Schwefel, 
Alaun,  Graphit,  Kohle,  Pech  (sift),  Naphtha,  Asphalt,  Petroleum  und 
Petroleum  ähnliche  Mineralien,  femer  wertvolle  Steine  jeder  Art, 
Schmizipel  (simpare),  borazhaltige  Stoffe,'  Steinsalz,  Soolqnellen, 
Mineralwaaser,  kapferhaltiges  Waaser,  kalte  und  warme  Quellen. 

§  3.  Minen  Aber  Tage  sind  diejenigen,  die  in  nicht  zusammen- 
hlnganden  Mengen  idch  auf  der  Oberfl&che  der  Erde  befinden  und 
durch  Arbeiten  Aber  Tage  gewonnen  werden  kttnnen,  wie  Etsenstoffe, 
Kieaerde,  die  in  Eisensulfat  umgewandelt  werden  kann,  Mineral», 
Sand'  und  Aluminium-Erde,  Torf  usw. 

Abschnitt  II:  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  4.  Das  Bergwerkselgentnm  bei  (wörtlich:  der  Betrieb  von) 
Minen  unter  und  Aber  Tage  wird  durch  Irade  des  Sultans  verliehen 
(wörtlich:  ist  vom  Erlaas  des  Irade  des  Sultans  abhfinglg). 

§  5.  Minen  unter  Tage  werden  zum  Betrieb  (ischledilmessi) 
auf  99  Jahre  verliehen.  Mineralien,  die  nicht  in  Adern  (tamar), 
sondern  in  grossen  AnhSufluigen  (jyghyn)  sich  finden,  wie  Chrom, 
Schmirgel,  boraihaltige  Stoib  u.  dergL,  kSnnen,  je  nach  dem  Urteil 
der  Mineralverwaltnng  auch  fAr  längere  Zdt,  aber  nie  unter  40  Jahren, 
zum  Ausbau  verliehen  werden.  Wihrend  der  Verleihungsfrist  können 
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die  Minen  verSonert  und  durch  Erbfolge  ttbertragen  werden. 
Die  VererbiiBg  und  VeränoBerung  vollsieht  lidi  in  der  Weise,  daee 
die  Parteien  vor  der  IQnenverwaltiing  (meadin  idaresii)  snsamnien- 
kemmen,  die  nötigen  Eintragungen  in  ein  beeondorea  Begiater  ge- 
maeht  werden  nnd  darüber  eine  Beacheinigang  (ilmvhaber)  anage- 
händigt  wird.  Indessen  dllrfen  die  Übertragangs-  nnd  Vererbnngs- 
formalitBten  die  BriUllnng  der  in  diesem  Oesetz  an^^flUirten  Be- 
dingungen nicht  hinausschieben. 

§  6.  Znm  dauernden  Betrieb  anfgeatellte  Haschinen  nnd  er- 
richtete Gebttnde,  Schächte,  Bräche  and  andere  Anlagen,  Lasttiere, 
welche  in  den  Minen  gebraucht  werdm,  Instrumente  zum  Ausbau, 
Traoapwt  und  Beinigen  des  Minerals,  sowie  Vorräte  illr  ein  Jahr 
gelten  als  etsemer  Bestand  (temir  hasch)  und  kennen  wegen  Schulden 
nicht  beschlagnahmt  und  verkauft  werden. 

§  7.  Andere  zum  Betrieb  dienende  Gegenstände,  gefilrderte 
Mineralien,  Kuxe  und  Anteile  am  Nutzen  sind  bewegliche  Sachen. 

§  8.  Die  Verleihung  von  Minenkonzessionen  auf  Mfilk-  und 
Wakufland  vollzieht  sich  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes. 
Von  den  proportionellen  Abgaben  erhält  ^f^  die  Minenverwaltung, 
den  Rest  der  Eigentfimer  bezw.  der  Evkaf. 

Abschnitt  III:  Das  Schürfen. 

§  9.  Das  Schürfen  seitens  des  Eigentümers  auf  seinem  Grund 
und  Boden  ist  von  der  Lösung  eines  Scheines  (Ilmuhaber)  abhängig. 
Auf  Land  ohne  Eigentümer,  sowie  auf  freiem  unbebautem  Miriland 
(erasi>i*cha]ie-i-emirie)  ist  et  von  einer  ansdrücklidien  Erlaubnis 
(teharri  ruchssatnamessi)  abhängig. 

§  10.  Das  Gesuch  um  Erteilung  des  Ilmuhaben  sowie  des 
SchfirferlaubnisBcheines  ist  an  den  Vali,  in  dessen  Bezirk  das  Berg- 
werk liegt,  oder  bei  selbständigen  Sandschaks  an  den  Mutessarrif 
zu  richten.  Gleich  bei  seiner  Einreichung  ist  es  in  das  betreffende 
Spezialregister  einzutragen  und  dem  Bewerber  zum  Beweise  seines 
Vorrechts  (hakk-i-tekkadttm)  sofort  eine  Empüsngsbestätigung  auszu- 
händigen. Darauf  werden  die  erforderlichen  Erhebungen  angestellt, 
und  wenn  sich  erweist,  dass  keine  der  im  Art  18  au^eführten 
HindemngagrOnde  vorliegen,  ist  das  Dmuhaher  bezw.  der  Schflrf- 
erlanbnisBchein  auszustellen.  Davon  ist  dem  Minenministerium  um- 
gehend durch  Telegramm  nnd  unter  demselben  Datum  durch  Bericht 
Kenntnis  zu  geben.  Das  Ministerium  ha^  wenn  es  die  Ausstellung 
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der  Erlaubnis  nach  Prtlfuiitr  für  dciii  Gfsotz  entspivrhfud  erkennt, 
binnen  4  Monaten  der  I.okallit  h  M  ilf  seine  Bestatipfunj:;  inilzuteilen. 
Erachtet  es  geseizlit  lie  bedenken  dagegen  filr  vorliei^eml,  so  hat  es 
diese  onter  Darlegung  der  Gründe  der  Holien  Pforte  zu  unter- 
breiten, nnd  zwar  innerhalb  derselben  Frist.  Die  an  (»rt  und  Stelle 
entstandenen  Akten  sind  bei/uliigen.  Die  Gesnchstellerin,  Person 
oder  Gesellschaft,  kann  sich  el»ent;i!ls  an  die  Ptorte  wenden.  Auf 
der  Pforte  hat  der  Staats-  odei  Ministerrat  in  4  Monaten  Peschluss 
zu  fassen  nnd  dieRpn  dem  Palais  zu  unterbreiten.  Alb»  diese  Ver- 
handlangen und  Beschlüsse  sind  in  8  Monaten  zu  Ende  zu  führen. 
Geht  in  dieser  Zeit  der  Pokalbehörde  über  Ptstiitigung  oder  Nicht- 
bestätigung  keine  Mitteilung  zu,  so  wird  die  Krlaubnis  der  Lokal- 
behörde gemäss  Art.  20  endgültig  und  mit  dem  Schürfen  wird  be- 
gonnen. Die  beiden  Fristen  werden  vom  Datum  des  Telegiaiunis 
und  Berichts  an  das  Ministerium  gerechnet.  .\nch  wird  das  Datum 
der  Aufgabe  des  Berichts  auf  die  Post  dem  Jlinisterium  vom  Vilajjet 
oder  Sandschak  mittels  Telegramm  bekannt  gegeben. 

§  11.  In  das  im  vorigen  Artikel  erwilhnte  Spezialregister 
iBt  einsntragen:  Name  dos  Bewerben  und  Oaliim  der  üb^nrdclinng 
dM  Geandu,  twwie  Inhalt  des  letzteren.  War  ein  Ilmnbaber  oder 
ErlanbnisBchein  (mchssatname)  ausgestellt,  deren  Inhalt;  waren  solche 
nicht  ansgestellt  oder  zwar  aosgestellt,  aber  *ihre  Gültigkeit  hinfallig 
geworden,  weil  die  gesetalichen  Bedingungen  nicht  erfUUt  waren, 
so  sind  die  GrOnde  dafür  ebenfalls  einzutragen.  Die  Register,  die 
die  erwähnten  Eintragungen  enthalten,  müssen  nach  demselben 
Schema  nnd  mit  fortianfender  Seitenzahl  vom  Ministerium  augelegt 
sein  nnd  den  betreffenden  Vilajets  oder  Sandschaiui  angestellt  werden. 

§  12.  In  Konstantinopel  nnd  dessen  Vorstädten  (belad-i-sselasse), 
anf  beiden  Seiten  der  Meerengen  innerhalb  der  Zone,  die  von  der 
MilitKrbehSrde  nicht  fifeigegeben  ist,  endlich  an  den  Landesgrenzen 
werden  Umnhabers  nnd  Erlanimisscheine  nicht  erteilt,  möge  es  sich 
nm  Land  in  Privatbesitz  liandeln  oder  nm  nnbebantes  Miriland. 

§  13.  Es  ist  verboten,  Schürfarbeiten  innerhalb  der  Städte 
sowie  an  Stellen  vorznndkuen,  die  für  die  Allgemeinheit  bestimmt 
sind,  wie  Gemeinde-Märitte,  -Gärten  nnd  -Plätze.  Ebensowenig  dürfen 
Dmnhabers  nnd  Erlaubnisscheine  ausgestellt  werden  zur  Vornahme 
von  Schürfarbeiten,  wenn  die  Erlanbnis  nachgesucht  wird  für  Stellen, 
die,  wie  Weide-  und  Forstplätze,  ebenfalls  für  die  Allgemeinheit 
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bestimiDt  sind,  und  wenn  eine  angestellte  üntemichiug  ergibt,  daas 
die  Arbeiten  die  Bedflrfiiiaee  der  Bewohner  einadirftnkea  und  beeln* 
trSchligen  oder  anf  den  betreffenden  Ländereien,  in  der  Nihe  oder 
ibrer  ümgebang  (dachilinde-korb-dschivarinda)  Btaatllehe  Geb&nde, 
flakaliBche  EtabliBsementB  —  allgemeinntttEiger  oder  religiSeer  Art  — , 
Festnngen,  BefestignngBwerke  oder  eonat  militlriaehe  Anlagen  rieh 
befinden,  die  dorch  die  Sehttr&rbeiten  Schaden  erleiden  kSnnten. 

§  14.  Ohne  Genehmignng  des  GrandeigentflmerB  ist  ee  anage- 
schlössen,  auf  von  allen  vier  Seiten  eingsMedigten  Ornndstflcken, 
auf  HofrSnmen,  in  Gftrten  oder  in  einem  Umkreise  mn  diese  von 
500  Pic  behnft  Schurfens  mit  Hadcen  and  Bohrern  Bmnnen  an 
graben,  Schächte  an  öflEhen  oder  Anlagen  nun  Anfrtellen  von  Bergbau- 
Instrumenten  an  errichten. 

§  15.  Die  Eingabe  xwecks  Erwirkung  der  Schiirferlanbnis 
mnss  enthalten: 

Namen,  Stand,  Staatsangehörigkeit  nnd  Wohnort  des  Antragstellers, 

sowie  seiner  eventuellen  Gesellsohafter; 
Lage  und  Qrenaen  des  Fandortes,  Angabe  der  Sandschaks  and 

Easas,  in  welchem  letaterer  liegt; 
Beseichnang  des  IQoerals; 

Angabe  der  rechtlichen  Nator  des  Landes,  und  wenn  es  im  Privat- 
besita ist,  dm  Namen  des  Eigentttmers  und  die  Versicherung, 
dass  dieser  für  den  infolge  der  SehUrlhrbeiten  entstehenden 
Schaden  entschädigt  wwden  wird; 
die  Angabe,  dass  der  Schärfende,  felis  die  Sehäiferlaubnis  ans  den 
in  Art  13  enthaltenen  Orflnden  nicht  erteilt  wird,  keineilei 
Schadensersataansprttche  geltoid  gemadit  werden; 
Beigefügt  mnss  werden  ein  Croquis,  das  die  festen  Punkte,  wo 
geschärft  werden  soll,  enthält,  sowie  die  Grenaen  des  Schflrf- 
terrains,  die  in  geradoi,  diese  Punkte  verbindenden  Linien 
anzuheben  sind. 
Wird  die  Schürferlaabnis  für  eine  Aktiengesellschaft  verlangft, 
dann  moss  nocli  eine  Bescheinigung  daräber  beigebracht  werden, 
dasB  jene  von  der  Reg^ierung  anerkannt  worden  ist. 

§  16.  Die  Ausdehnung  der  Stelle,  fSr  die  mittels  SchUrfschelns 
znr  Vornahme  von  Schürfarbeiten  ermächtigt  wird,  wird  {jpeinäss  der 
Gattung  des  Minerals  nnd  den  Anforderungen  der  Wiweoschaft  be- 
stimmt nnd  demnach  ist  die  Karte  anzufertigen. 
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§  17.  Die  anf  Ciesuclie  um  Erlan^nii^:  der  Scliiiift  rlaubnis 
vorzunelunenden  Erhebungen  müssen  von  (Ut  Vilajet«-  oder  Siuidsdiak- 
reg-iernnfi;  in  G  Monaten  vom  Datum  des  Gesuchs  an  pereohnet 
beendei  sein  und  der  Beschlnss  {^efasst  werden.  Die  Erbebtin^en 
werden  von  dem  Verwaltungsrat  des  Kasas  oder  Sandsrlmks,  in 
denen  die  Mine  liegt,  festgesetzt  und  an  Ort  und  Stelle  (iuit  h  eine 
Kommission  vorgenommen,  die  zusammengesetzt  ist  aus  je  einem 
Jlitglied  des  Altestenrats  des  Orts  bezw.  dem  Mnchtar  und  (Ina 
Vilajet-Ingenieur.  Zuzuziehen  ist  der  Gesnchsteller  oder  sein  legiti- 
mierter Vertreter.  Das  darüber  von  der  Kommission  aufgenommene 
Protokoll  w  ird  von  dem  Verwalt  uiij^srut  des  Kasas  oder  Sandschaks 
geprüft  und  das  Masbata  über  das  Resultat  der  Prüfung  der  Vilajets- 
oder  (unabhängigen)  Sandschakregieruug  vorgelegt.  Nach  noch- 
maliger Prüfung  der  mit  diesem  Maabata  vorgelegten  Akten  durch 
den  Verwaltnngsrat  des  Vilajets  bezw.  Sandschaks  wird,  wenn  Gründe 
aus  Art.  13  nicht  entgegenstehen  und  nachdem  der  Gesnchsteller 
einen  Bfirgen  gestellt  hat,  das  Ilmahaber  oder  der  Erlaubnisschein 
(mchssatname)  ausgefertigt. 

§  18.  In  den  Ilmuhabers  und  Schürfscheinen  ist  ein  Vermerk 
aufzunehmen,  das«,  falls  zur  Vornahme  der  Schürfarbeiten  der  Ge- 
brauch von  Pulver,  Lunte  u.  dergl.  notwendig  ist,  Art,  Menge  und 
Wert  zunächst  der  Kegierung  bekanntgegeben  wird  und  Siclierheit 
dafür  zu  leisten  ist,  dass  nur  in  dem  angegebenen  Zweck  die  Be- 
nutzung stattfindet  und  für  diese  eine  besondere  Erlaiilmis  eingeholt 
werden  muss.  Ferner  ist  darin  zu  vermerken:  Kntfernung  und 
beliannte  Gienzen  der  Mine,  sowie  dass  diese  nicht  den  Grenzen 
von  Befestigongswerken  nahe  kommt. 

§  19.  Für  die  Ilmnhabers  weiden  OebOhren  von  8 — 5  Ltq. 
nnd  fttr  die  Sebttrfteheine,  je  nach  Umfang  der  Mine,  Ton  5,  10 
und  15  Ltq.  erhöhen. 

§  20.  Die  Schllrferlanbnia  soll  nicht  anf  Ifinger  als  anf  ein 
Jaihr  gegeben  werden,  von  dem  Datom  an  gerechnet,  von  dem  gemSas 
Art.  10  ihre  Gflltiglceit  beginnt  Die  Erlanbnia  kann  nnter  Wieder- 
holung der  Formalitftten  nnd  nnter  der  Haasgabe,  dass  eine  weitere 
yerlängemng  ausgeschlossen  ist,  auf  ein  zweites  Jahr  ausgedehnt 
werden,  wenn  erwiesen  wird,  dass  der  Bewerber  im  ersten  Jahr 
eifrig  oad  erfolgreich  geschürft  hat 
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§  21.  Wenn  die  Bewerbor  um  eine  Schfirferlaabnis  steh 
6  Monate  nach  Einreiehnng  ihres  Geenchs  nicht  nm  den  Fort- 
gang der  Angelegenhdt  kflmmenit  verliert  das  Gesnch  eeine  Wirkung, 
ohne  daas  es  einer  besonderen  lUtteilimg  bedarf. 

Wenn  der  Bewerber,  nachdem  alle  FonnalitUen  beendet  sind, 
eich  binnen  swei  Monaten  nadi  erhaltener  ZnateUnng  einer  ont- 
sprechenden  Mitteilong  des  Valis  oder  Mntessarrifr  dnrch  TermittJong 
des  Notars,  oder  nach  Öffentlicher  Anfifordemng  dnroh  die  Zeitungen 
des  Viligets  oder  Liwas  —  ftUs  sein  Anfenihalt  nnbekannt  —  sieh 
nicht  meldet  nnd  den  Erlaabniaschein  in  Empfimg  nimmt,  geht  er 
seines  Bechtes  ebenüalls  Terlnstig,  worüber  Uber  der  Begiaterein- 
tragong  ein  entsprechender  Vermerk  an  machen  ist. 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Bewerber  und  dem  Vili^et  becw. 
Liwa  ttber  die  Srlanbnisscheine  entscheidet  in  erster  Inatans  das 
Minenministerinm,  in  sweiter  der  Staatsrat. 

§  22.  Unternimmt  es  der  Inhaber  der  ScfaHrferlanbnis,  obwohl 
er  unter  stftndiger  AnlUcht  des  Vili||etB  sieh  befindet,  durch  die 
Art  der  Ansföhrung  der  Arbeiten,  die  Offiantlidie  Ordnung  und 
Sicherheit  zu  stOren  und  wird  dies  durch  die  von  den  zuatftndigen 
Organen  angestrengte  Untersuchung  gesetzlich  erwiesen  oder  kommt 
er  innerhalb  der  ScbflrIfHst  gemSss  den  Bestimmungen  des  IV.  Ab- 
schnittes Aber  das  Verleihnngsverfahren  nicht  um  die  Verleihung 
des  Bergwerkseigentums  ein,  dann  wird  die  Schürfsrlaubnis  zurück- 
genommen und  fOr  ungQltig  erklftrt,  entsprechender  Vmnerk  ftber 
der  Begistereintragnng  gemacht  und  der  Tatbestand  in  den  Zeitungen 
bekannt  gegeben.  Die  Erlaubnis  wird  einem  anderen  erteilt»  ohne 
dass  dem  bisherigen  Inhaber  irgend  ^  Schadensersatzan^ruch 
zustände. 

§  23.    Die  Inhaber  der  Schfirferlanbnis  kennen  diese  ver- 

Snssern,  und  zwar*)  ist  dazn  erforderlich,  dass  nach  Anstellung^  der 
nötigen  Erhebnngen  durch  den  Verwaltungsrat  des  Vilajets  (Liwas) 
vom  Minenniini>:tcrium  binnen  4  Monaten  mitt«]»  ]^Ia.sbata  Bericht 
erstattet  wird  und  darauf,  gemäss  Beschluss  des  Ministerrats,  von 
der  Hohen  Pforte  die  Ermächtigung  erteilt  wird.  Ergeht  binnen 

*)  Nach  dem  alten  Art.  22:  aprte  avoir  avisö  le  Cooieil  d'admmi» 
fltration  du  -vilajet  et  obtenn  le  oonseoteinent  du  ninisifere  de  l*sgri- 
culture  et  des  mines  et  formte.  H  eit  pergu  de  2^«  k  7  Ltq.  pour  freie 
de  ce  transfeit. 
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4  Monaten  von  der  Pforte  in  dieser  Beziehung  keinerlei  Weisung, 
80  werden  die  Übertragnngsfonnalitäten  vom  Ministerium  vor- 
genommen. Der,  auf  den  ttbertragen  wird,  mnm  denselbem  Veraas- 
Mtmmgeii  eBtapreehen,  wie  derjenige,  der  ursprünglich  die  Schirf* 
erlaabnis  erworben  hat  Die  Übertragungsgebflhren  betragen  die 
Hüfte  von  dei\|enigen  für  die  Erteiluug  der  SchÜfferUmbniB.  Die 
ftr  die  Vornahme  der  Übertraguugsformalitäten  feBtgeeetzte  acht- 
monatige  Frist  gilt  als  einmal  an  der  Daner  der  za  dbertragenden 
Schürferlanbnis  hinmgefiigrt 

§  24.  Verfolgt  der  Inhaber  der  Schttrfnrlanbnis  die  Arbeiten 
nicht  and  gibt  die  Mine  anl^*)  dann  kann  er  die  wfthrend  des 
Schurfens  geforderten  Hiiierallen  exportieren  nnd  verkaufen,  nach- 
dem er  davon,  wie  in  Art  50  angegeben,  die  hCchste  proportioneile 
Taxe  naeh  der  Art  des  Minerals  gezahlt  hat 

§  25.  Innerhalb  der  in  den  Schflrfacheinen  angegebenen 
Grenzen  sa  dorselben  Zeit  nnd  nach  demselben  Mineral  zn  schfirfen, 
kann  keinem  anderen  erlaubt  werden. 

§  26.  Wenn  jemand  behnfe  Feststellung  des  Werte«  der 
gefundenen  Mineralien  von  diesen  Proben  ins  Ansland  schidcen  will, 
so  kann  ihm  erhinbt  werden,  gegen  Zahlung  der  verhJUtnismXssigen 
Abgaben  für  das  betreffende  Material  bis  zn  100  t  zu  exportieren. 
Diese  Erlaubnis  kann  bis  auf  2000  t  erweitert  werden.  Die  Ge- 
bühren werden  in  diesem  Fall  nach  dem  Hdcbstsate  flir  die  be- 
treffende Gattung  Material  bemessen. 

§  27.  Der  Wert  des  Minerals  wird  nach  dem  Kurswert  in 
Europa  festgestellt,  unter  Absng  der  Transportkosten  dahin,  sowie 
der  Schmelzungs-  und  Reinigungsauslag^ 

§  28.  Die  gegen  die  §§  24,  26  und  27  Verstossenden  werden 
mit  Geldstrafe  von  25—100  Pf^d  bestraft  und  die  SehUrferlaubnis 
wird  ihnen  entzogen.  Im  Fall  des  Verkauft  von  Mineralien  ohne 
Erlaubnis  werden  die  festgesetzten  Abgaben  unter  Zugrundelegung 
des  doppelten  Wertes  denelben  erhoben. 

§  29.  Wird  die  Verwendung  von  Pulver  u.  dergl.  zur  Aus- 
führung der  Schürfarbeiten  gestattet,  so  hat  die  LokalbehOrde  dar- 

Nach  der  älteren  Fassung,  Art.  23,  war  uoch  der  Fall  vor- 
gesehen:  oh  le  firman  de  Pa^jttdicetion  de  la  mine  n'aura  pu  6t6  pro- 
mulgaA.  Der  Fall,  ds«s  den  Sehflrfern  die  Konaession  nicht  erteOt 
werden  kenn,  «dieint  danach  auvgeiohaltet  au  aein. 
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über  zu  wachen,  daw  die  Schürfer  es  nicht  en  einem  andern  Zweck 
verwenden,  daaa  den  Rechten  der  Binwohnor  dabei  kein  Sdiadw 
zugefügt  und  dasB  gegen  den  aUerhAchsten  Willen  nidits  nnter* 
noninien  wird.  Zowiderhandelnde  werden  zor  Verantwortung  gezogen. 

Abschnitt  IV.    Das  Verleihung^sverfahren  und  der  Betrieb. 

§  u<\  Die  Mincnkouzession  wir<l  Ossmanen  wie  Fremden  ver- 
liehen, einzelnen  I'e?*sonen  wie  Gesellsehatten;  bei  Verleiluing  an 
Fremde  ist  Bedingung,  das»  die  zuständigen  Regierungen  das 
Gesetz  vom  Jahre  128;{  (richtig:  1284)  über  den  Grunderwerb 
dnrcli  Fremde  angenommen  haben  und  dass  Bewerber  den  gegen- 
wärtigen und  künftigen  Gesetzen  des  Landes  sich  unterwerfen. 

C)sniHiiisi  he  wie  fremde  Beamte,  welcher  Kategorie  sie  auch 
angehören,  deren  Verwandte  und  Anhang  (akiaba  ve  teallukaty), 
können  an  Orlen  innerhalb  ihres  Amt-sbezirkes  keine  Minenkonzes-sion 
erwerben.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  auch  auf  solche,  die,  obwohl 
Beamte,  Handel  zu  treiben  oder  ein  Gewerbe  auszuüben,  ermächtigt 
sind.*) 

§  31.  Vor  Erteilung  der  Betriebserlaubois  ist  dreierlei  zu 
untersuehen: 

1.  dass  der  Betrieb  möglich  ist, 

2.  dass  keine  Mine  in  der  Nähe  liegt,  die  durch  den  Betrieb  zum 

Stillstand  gelnai  hi  weiden  könnte, 

3.  dass  in  der  Niih»    liegende  Befestigungswerke  durch  die  Ar- 
beiten nicht  beeiuliächtigt  werden  können. 

i;  32.  Wird  beschlossen,  die  Minenkonz«  ssion  einem  andern 
als  dem  Finder  zu  geben,  weil  dieser  die  Bestinimungen  des  Minen- 
gesetzes nicht  bea(l!fet.  t  iner  anderen  in  der  Nähe  liegenden  Mine 
Schaden  zugefügt  o  1- 1  den  Nachweis  nicht  führen  kann,  dass 
imstande  ist,  die  .Angl  leyi  nheit  (wrn  tlich:  sein  Gesucli)  zu  verfolgen, 
dann  ist  dem  Finder  für  sein  Finderrerht  eine  Entschädigung  zu 
zahlen.  Die  Höhe  ist  zu  berechnen  nacli  den  aufgewandten  Aus- 
gaben, einer  Tagesrenumeration,  die  festzusetzen  ist  gemäss  seiner 
Stellung  auf  höchstens  ein  halbes  Tfund  und  einem  Anteil  an  dem 
Netto-Ertrag  der  Mine  bis  zu  5*^/0  höchstens.  Die  Festsetzung 
erfnlgt  durch  die  Minenverwaitung.  Sie  ist  von  dem  Minenkunzessionar 
zu  zahlen  und  in  den  KouzesijionsfermHU  auizunehmeu.    Die  Mine 

Di«Mr  AbBchnitt  ist  neu. 
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j^ilt  in  Hiilie  der  EntM'liädigiingf  biß  zu  ilirer  Bezahlung-  als  «lern 
iicieehtigteu  verplainiet.  l^ci  Stivitigkfiteu  über  dt  n  ijer  Mineii- 
verwaltunf?  l'estj^esetztcii  EuIm  hiidig'unjjfslietraf^  eiitscheitlet  in  2.  Iii- 
ßtanz  der  Stcaatsrat.  iJas  Vcrleihinifjjsvcrfalireu  erleidet  infolge  dieser 
Verhandlmif?tii  indessen  keinen  Aufschub. 

Kuiunil  iltT  Inhaber  der  Si  hiiiit  r laiilmis  luu  die  Ver- 
leihung dfi  .Mine,  in  der  »m-  fx»'>rhiiin   hai,  ein,  so  hat  er  an  die 
Miiu-nvi-rwaltung  t-iu  Lie,sucli  zu  liehttn.    l)i<>r.s  uiuss  enthalten: 
Nauien,  .Stand,  Staat^angelkirigkeit  und  Wohnort  dt's  Bewerlter.s. 
Ist  88  eine  (Tesellschaft:  Nanieu  und  Wohnuuf?  der  Cieseilschafter 
nnd  8itz  der  Gesellschaft,    ht  zum  P.etrieb  eine  Aktiengesell- 
schaft errichtet  worden,  in  deren  Namen  die  Verleihung-  nach- 
gesucht wird,  dass  sie  eine,  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
gegründete  osmanische  Gesellschaft  ist; 
die  Angabe  der  Lage  der  Hine,  des  Ranmgehaltee,  den  das  Mineral 

einnimmt,  und  die  Grenzm; 
die  Angabe  der  Art  des  Minerals  nnd  wie  der  Ertrag  verkauft 
werden  soU; 

die  Angabe,  aof  weldie  Weise  notwendiges  Holz,  Kohlen  nnd 
sonstifes  Brennmaterial  in  Gemfissheit  des  Waldgesetzes  be* 
schafft  werden  soll; 
die  Angabe,  wieviel  Entsdiädignng  dem  event  vorhandenen  Grond- 

eigentftmer  angeboten  worden  ist; 
die  Verpfliehtnng,  nach  den  Regeln  der  Wissenschaft  an  arbeiten. 
§  84.  Bern  im  vorigen  Artikel  an^^egebenoi  Gesuch  ist  in 
drei  Exemplaren  ein  SltoatlonsriBS  im  Hafsstabe  von  1 : 5000  beiznfilgen. 
Darin  sollen  die  Grensen  der  Mine  durch  Linien  zwischen  festen 
Punkten  auf  der  Erdoberfläche  gezeigt  werden,  sowie  die  Lage  der 
zu  gewinnenden  Mineralien.  Mit  den  Situationsrissen  ist  der  Bericht 
des  Mineningenienrs,  der  die  Schürfarbeiten  ausgeführt  hat,  und 
eine  genttgende  Anzahl  von  Proben  der  wfthrend  der  Arbeiten  ge- 
fSrderten  Mineralien  vorzulegen.  Die  Prob^  werden  zwecks  Ana* 
lysierung  nnd  Anfbewahrnng  durch  Vermittlung  der  Lokalregierung 
in  dnem  versiegelten  Behftlter  eingeschickt. 

§  85.  Bewirbt  sich  der  Schürfer  um  Verleihung  der  Hine, 
dann  wird  auf  die  Eintragungen  bei  der  Minenverwaltnng,  die  auf 
die  bei  B^:inn  der  Schttrfarbeit  vom  Vali  und  dem  Ingenieur  ge- 
machten Angaben  vorgenommen  worden  sind,  zurttckgegangen,  und 
Jfllirbiiflli  der  Intsnwt.  VerelnlguDs.  8.  Bd.  182 
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das  Gesuch,  wenu  sein  Inhalt  den  vorstehenden  Bestimmungen  ent- 
spricht, in  ein  8pe/.i;iliegi>t*  r  •  in^'^etragen,  andernfalls  dem  Gei>uch- 
sieller  zur  Vervollständigung  bezw.  Verbesserung  zurückgegeben. 
Seine  Eintragung  erfolgt  mir,  wenn  es  in  jeder  Beziehung  die  An- 
forderung des  .Minengesetzes  erfüllt.  Die  Formalitäten  der  Eotgfegen- 
nähme  und  Eintragung  bezw.  der  Rtlckgabe  eines  Konzessions- 
gesuches  sollen  mit  tnnlichster  Beschleunigung  ausgefahrt  werden. 

§  Unmittelbar  nach  Empfangnahme  und  Eintragung  des 
Gesuelit's  wiril  auf  Kosten  des  Bewerbes  die  beantragte  Verleihung 
in  je  einer  in  Konstantinupel  in  türkischer  und  französischer  Sprache 
erscheinenden  Zeitung,  durch  besondere  Anzeigen  und  die  VilajetB- 
zeitung  zwei  Monate  hindurch  bekannt  gemacht.  Abschriften  der 
Bekanntmachungen  sind  in  den  Hauptstädten  des  VUajets,  Sand- 
schaks  und  Kasas,  sowie  in  sämtlichen  DSrfem  dea  EaMt,  Ih  dem 
die  Mine  liegt,  an  geeigneten  Stellen  anzoBchlagen.  Die  Bekannt- 
madmi^n  haben  nn  enthatten:  Lage  der  lÜDe  nnd  Um  Grenxenf 
Art  des  Minerals,  Name  des  Bewerbers  nnd  Daoer  der  Eonsenion. 

§  87.  Naeh  AUanf  der  PublflcatlonsfriBt  ist  der  Minenver- 
waltong  in  2  Monaten  m  berichten,  ob  von  irgend  einer  Seite  Ein- 
sprach  erhoben  ist  nnd,  TOtrefrendenddlB,  die  Einsprachssehrift,  der 
Bericht  des  Mineningenienrs  nnd  dne  Änsserong  des  Yil^jeta  einsn- 
reichen.  Nach  Ablauf  der  Pnblikationsfrist  werden  Beschwerden 
nicht  mehr  entgegengenommen. 

§  38.  Sämtliche  nach  dem  vorigen  Artikel  einanreiehenden 
Scbriftstttcke  werden  der  technischen  Kommission  (meadin  fen  odassi) 
Uberwiesen.  Dort  werden  sie  wissenschaftlich  geprüft  nnd  mit  Bericht 
an  die  Minenverwaltiuig  snrftckgeleitet  Nachdem  sie  letatere  einer 
Prttftmg  nntersogen,  sollen  innerhalb  6  Monaten  vom  Datnm  der 
Eintragung  des  Gesuches  an  gerechnet  mit  Beschlennigung  die  auf 
Erlass  des  Fermans  gerlditeten  Formalitäten  ▼orgenommen  werden. 

§  39.  Statuten  nnd  Vertrag  Ar  eine  MineuTerleihung  werden 
von  der  Minenverwaltung  aui^^tst,  durch  Vermittlung  des  zu-  . 
ständigen  Ministeriums  der  Pforte  flbersandt  und  im  Staatsrat  ge- 
prüft. Darauf  wird  nach  Lnmediatvorlage  die  Verleihung  durch 
Irade  vollzogen. 

In  einem  Jahre*)  mflssen  sämtliche  Formalitäten,  die  in  diesem 
Artikel  angegeben  sind,  ausgefthrt  und  der  Verleihnngsferman  er- 
teilt sein. 
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^  40.  Nach  Erteilung  des  Fermans  wird  dossen  Inhalt  in 
den  ira  §  3G  augegebtnen  Orten  einmal  verötiVntlicht.  IM»*  Kosten 
dafär  sind  ebenfallü  von  dem  Konzessionär,  der  den  Fermau  erhalten, 
zu  trafen. 

§  41.  Ohne  Genehmigung  der  Regiernng  kann  der  Inhaber 
einer  Minenkonzpasion  seine  Minen  nicht  mit  einer  andeifn  ^leieh- 
artigen,  sei  es  durch  einen  (iesellst  hat'tÄvertrag^  oder  sonstwie  zu- 
sammenlegen, widrigenfalls  der  betreitende  Verti'ag  und  die  Konzession 
rflckgän^g  gemacht  werden. 

§  42,  Findet  sich  innerhalb  der  Grenzen  des  i;andHS,  indem 
eine  mit  Fcrnian  verliehene  Mine  liegt,  ein  andersartiires  Mineral, 
80  mnss  für  de.ssen  Ausbentnng  ffesondert  ein  Fernian  erwirkt  werden. 
Wird  die  Erlaubnis  für  diese  nachgesucht,  .s«»  hat  bei  i^leichen  ^'oraus- 
sef Zungen  der  Inhaber  des  FermauH  für  die  erste  Mine  ein  \'(>rzugs- 
recht  vor  dem  Finder.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die 
Sicherung  des  Fimierrechti»  finden  auch  hier  .Anwendung. 

§  43.  Wer  vor  Erlangung  eines  Kunzessioiisfernians  ein 
Mineral  hebt  oder  dies  tut,  ohne  einen  Schürfschein  zu  haben  oder 
einen  solchen  zwar  besitzt,  aber  meijr  als  nach  Art.  26  zulässig 
ist,  fördert,  hat,  je  nach  Umfang  der  Arbeiten  und  der  Bedeutung 
der  Mine,  eine  Geldstrale  von  100 — 1000  Ltq.  zu  zahlen.  Die  ge- 
f!'>rderten  Mineralien  werden  koniisziert.  Eventuell  entstandener 
Schaden  muss  ersetzt  werden. 

§  44.  Die  Ausbeutung  von  Minen,  die  dem  Staat  gehören, 
richtet  sich  ebenlalls  nach  den  Hestimmungen  dieses  Gesetzes  be- 
züglich der  Grenzen,  des  Schadenersatzes  and  anderer  derartiger 
Bedingungen. 

§  45.  Aufgefundene  oder  aufgegebene  Minen,  wenn  sie  dem 
Staat  bekannt  und  einregistriert  sind,  werden  von  der  Minenver- 
waltung, ebenso  wie  diejenigen  Minen,  deren  Verleihung  abgelaufen 
ist,  amtlich  bekannt  gemacht  und  nötigenfalls  für  ein  Jahr  dem- 
jenigen Bewerber,  der  die  höchsten  proportionellen  Abgaben  zahlt, 
zugeschlagen. 

§  46.  Aufgefniub  iie  aber  dem  Staat  unbekannte  und  nicht 
einregistrierte  Minen,  ebenso  Minen,  die  bis  zw  1*'.*  Jahren  vor  der 
VerüffentUchaug  dieses  Gesetzes  nicht  ausgebeutet  worden  sind. 


In  dem  frflhereii  Gesets  fehlt  dien  Frietbestimmung. 

188* 
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\vt'r<U  II  zu  .1(11  nicht  entdeckten  Minen  gerechnet  und  i  in-e  Schürler 
haben  Aiisiiiufth  auf  das  Finderreclit  ^niudscltidlik  hukkii. 

Abschnitt  W:    iNclite  und  i'llicliteu  des  Ktuizessionufs. 

§  17.  Bei  Kiteilun^c  des  Fermans  zum  Miucnbetiieb  ist  eine 
einmalige  Ferman«r»  l.iihr  von  50 — lOü  Ltq./)  je  nach  der  Bedeutong 
der  Mine,  zu  entjirluen. 

48.  Die  Minenkonzes.sionare  haben  zweierlei  Ab£ra)*on  zu 
zahlen:  eine  feste  Altirabe.  die  in  jedem  .Jahre  zu  zahlen  ist  und 
pro  dscherib  <=  Ioimki  (jni)  des  Miniiiteirains,  gemessen  nach  den 
im  Ferman  angej^eluncn  (Frenzen,  berechnet  wird:  «ine  verhältnis- 
mässi{2:''  Abgabe,  die  nach  dem  Ertrage  der  Mine  erhoben  wird. 

ij  40.  Die  feste  Abgabe  beträgt  pro  dscherib.  berechnet  auf 
der  lioii/.ontalen  Obertliiche  der  konzessionierten  Mine,  lo  Piaster 
jährlich  und  wird  im  Miirz  icden  .lahres  erhoben.  Audi  im  Fall 
der  Unterbrechung  der  Arbeiten  i>t  sie  so  lange  zu  zahlen,  bis  die 
K<»nzession  erlöscht  oder  die  Miue  von  dem  Konzessionär  amtlich 
aufgegeben  wird. 

Die  feste  Aligahe  gebührt  bei  .Mülk-  und  dem  eigenflii  bell 
\\  akufland  den  (irundeigentüuiern,  bei  Miriland  und  dem  uueigeat- 
lichen  W  akufland,  dem  Staat. 

•'•0.  Die  verhältnismässigen  Abgaben  werden  von  dem 
Druttncrirag«'  der  Mine  erhoben  und  betragen  1- — 5  bei  Mine- 
ralien, die.  \vi*'  Kuidi  r.  Silbn  blei  und  Kolik-n,  durch  Graben  von 
Sihäcliteii  Lr»'lin!ieii  wt'rdtn,  und  10 — -0"'^,  Vffi  Mineralien,  die.  wie 
Scliiiiitirt'l.  t  hiniti.  lioratmefallen.  bei  Aleeisciiaum.  warmen  und 
kalten  .Miueral'iiii'lleii ,  Petroleum.  Pe«  h  und  Naphtha.  nicht  in 
Gängen,  sondern  in  AMliäufuni':''n  sich  tindeu.  Diese  Abgaben  werden 
vou  dem  für  den  Transport  nach  Kuropa  zurechtgemachten,  oder 
zur  Pearbeitung  in  der  Türkei  abgesonderten  und,  je  nach  der  Art, 
gewasclieuen  Minrral  berechnet  und  nach  dem  ^\'ert  des  reinen 
Material.s.  uiiitr  Abzug  der  Kosten  für  den  Transport  von  der 
Landungsbriicke  nach  Europa  und  derjenigen  für  die  Bearbeitung. 

r>l.  l)ie  Einziehung  der  Abgaben  und  die  sonstigen  For- 
malitäten sind  Sache  des  Minenministeriums.  J>er  Kttnzes>ionar  ist 
verpHicbtet  .\rt.  Betrag,  tiattung  und  Wert  des  gehobenen  und  in 
den  Ateliers  bearbeiteten  Minerals  in  ein  Tagesjournal  einzutragen. 

Nach  der  frfiheren  Fassung:  100  Ltq. 
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Davou  hat  fr  alU*  Monat»'  einmal  nach  tincm  ihm  zu  eifpileiidiii 
Modell   der  "nir  einen  Ausziifr   7A\  überhoben.     Im  ersten 

ifonat  jetk'ii  .laliits  liat  er  lieni  \'ali  eine  Autzeii  lmunir  über  ibn 
Krtra^  des  früheren  .lalii  i  s  ;iiis/uli;iiiflitreii.  Wenn  aurh  niiiner  übt-r 
diese  Kedinnnj^en  nnd  s<iit^ti;;iu  l'iu^'itndr  \"ni  Vali  eine  I'iiihni;r 
vorgenommen  wird,  er  ist  ^eliaiteu,  die  eif^jentlii  he  Abrechnung  nat  h 
dem  lU'iJfister  naclizuweisen. 

§  52.  I>ie  vt  i  haliiii>nuissii(rn  Abj^abcn  werdeti  nai  li  einer 
Tabelle  erhoben,  die  die  im  Auslände  na*  h  jeik-r  Art  des  Miiu-ials 
bekannt  preuiaohten  l'reise.  die  TransjKirtko.sten,  die  in  Ab/ii«;  u»*- 
liracht  werden  müssen  nnd  die  Kosten  für  die  II»  ini;j:nnt;  nnd  Ue- 
arbeitnntr  nach  einer  I »urchschnittsreelinuiifr  aiit/.iitiilii  »  n  li.it.  Dioe 
Tabelle  ist  alle  t>  Monate  «ach  I'reis-  und  Fracht  unterschied  zu 
berichtigen. 

§  53.  Die  verhältnismäsBigeu  Abgaben  werden  nach  dem 
Beichtnm  der  Hine,  nach  ihrer  Entfemnng  snr  LandungsbrOcke, 
der  Schwierigkeit  und  Leichtigkeit  der  Bearbeitung«  der  Preislage 
des  Brennmateriato  nnd  nach  der  gemSss  Art.  50  zu  beurteilenden 
Art  des  Minerals  von  der  Uinenverwaltnng  bestimmt  nnd  in  dem 
Femwn  angegeben. 

§  54.  Hineralieo,  die  exportiert  werden  sollent  werden  vor 
ihrer  Einschiißing  an  der  LandnngsbrOcke  gewogen  nnd  die  ver- 
hSItnismäesigen  Abgaben  von  den  Minenbeamten  oder  den  von  der 
Minenverwaltnng  damit  beauftragten  Zollbeamten  erhoben.  Werden 
die  Mineralien  in  der  Türkei  bearbeitet,  dannn  sind  sie  vorher 
dnrch  Vermittlang  der  Minenbeamten  zn  wiegen  nnd  die  Abgaben 
werden  gemäss  Art.  50  an  Ort  nnd  Stelle  erhoben. 

§  55.  Die  Minenkonzessionare  haben  im  MSrz  jeden  Jalu*es 
eine  eingehende  Bechnnngsanfstellnng  über  Wert  nnd  Umstände 
der  im  Jahre  vorher  vorgekommenen  Arbeiten  nnd  stattgefnndenen 
Anaftihr  nach  einem  von  der  Minenverwaltnng  anfgestellten  Mnster 
in  zwei  Exemplaren  anzufertigen  und  je  ein  Exemplar  davon  der 
letzteren  nnd  der  Ortsminenverwaltung  bezw.  dem  Vali  gegen 
EmpÜBtngsbestStlgnng  zn  tiberreichen.  Sie  haben  femer,  wenn  auch 
immer  von  der  Minoiverwaltung  eine  Revision  vorzunehmen  ge- 
wfinseht  wird,  die  Bücher  vorzulegen  nnd  Rechnung  zu  legen. 

§  56.  Reicht  der  Minenkonzessionar  die  in  dem  vorigen  Ar- 
tikel angegebenen  Rechnnngsaustellnngen  zn  der  festgesetzten  Zeit 
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nicht  eiB,  so  wird  er  in  eine  Geldstrafe  Yon  5 — 25  Ltq.  genommen. 
Wird  in  den  Bechnungsanfetetlnngen  ein  geringer  Betrag  als  Ein- 
nähme  gezeigt,  als  tatsftchlich  erdelt  worden  ist,  nnd  werden  Hinter- 
liebiingen  festgestellt,  dann  wird  der  AnsMl  der  dem  Staat  so- 
hommenden  Gebllliren  doppelt  erhoben.  Bestlglieh  der  allgemeinen 
Rechte  wird  von  den  StraflgeriditeD  die  Entscheidung  getroffen. 

§  57.  Für  die  Zahlung  der  Steneni,  Abgaben,  der  verbäugten 
Geldstrafen  nnd  Entschädigungen  bestimmt  der  Vali  dem  Minen- 
Iconnessionar  eine  Frist  von  hUcbstMiis  2  Monaten  und  Usst  diese 
dem  letateren  amtlich  bekannt  gebm.  Zahlt  der  Eonsessionar  in 
dieser  Frist  nicht  seine  Schulden,  dann  werden  die  in  Art  7  anf<- 
gezfthltoi  beweglichen  Gegenstände  dnrch  das  Gericht  besdüagnahmt 
nnd  Torlcanft  Beicht  der  Erlds  nicht  ans,  so  werden  die  Schulden 
aus  den  Immobilien  in  Gemässheit  des  Gesetzes  gesahlt. 

§  58.  Mit  Erlass  des  Formans  werden  die  in  der  Earte  der 
Mine  verxeicbneten  Grenzen  dem  Eonzessionar  in  Gegenwart  des 
Minen»  bezw.  des  Munizipalitäts-Ingenienrs  von  der  Lokalregierung 
bekannt  gegeben.  Darfiber  ist  in  8  Exemplaren  ein  Protokoll  auf- 
zunehmen und  von  dem  von  der  Lokalregiemng  bestimmten  Beamtoi, 
d^  Ingenieur  nnd  Eonzeasionar  bezw.  seinem  Vertreter  zu  unter- 
zeichnen. Ein  Exemplar  davon  ist  bei  der  Lolcalregierung  aofzn- 
bewahren,  ein  anderes  dor  Minenverwaltnng  zuzusenden  und  das 
dritte  dem  Konzessionär  zu  flbergeben. 

Die  Bficher  Uber  den  Betrag  des  täglich  gefördert«!  Minerals 
mttBsen  den  kauftnännischen  Handelsbttehern  entsprechend  gefflhrt 
nnd  paginiert  sein.  Der  Provinzialverwaltnngsrat  hat,  nach  Zählung 
und  Angabe  der  Seiten  auf  die  erste  nnd  letzte  Seite  sein  Siegel 
zu  setzen. 

§  59.  Zwei  Jahre  nach  Übergabe  der  Mine  mnss  der  Kon- 
zessionär mit  der  Arbeit  binnen  haben.  Ist  dies  in  der  ange- 
gebenen Zeit  nicht  geschehen,  so  wird  er  zur  Angabe  von  Gründen 
dafür  schriftlieh  aafgefordert  Werden  diese  von  der  Hin^ver^ 
waltuug  ftir  stichhaltig:  befunden,  so  wird  eine  weitere  Frist  von 
6  Monaten  gegeben,  die  indessen  nicht  verlängert  werden  kann,  nnd 
dem  Konzessionär  wird  gegen  Behändigungssehein  schriftlich  auf- 
gegeben, mit  den  Arbeiten  zu  binnen. 

§  GO.  Dem  Eonzessionar  wird  schriftlich  eröftaet,  dass  die 
Konzession,  falls  er  am  Ende  der  im  vorigen  Artikel  angegebenen 


Digiiized  by  Google 


Wilhelm  Padkl:  Türkei. 


sechsmonatigen  Frist  mit  den  Arbeiten  nicht  hee^onncn  hat,  zuriiik- 
genummen  werden  wird.  Sind  die  vorgebrachten  (iründe  gesetzlich 
nicht  stichhaltig,  dann  wird  seitens  der  Minenverwaltiuig  mit  Ala^baia 
bei  der  Plurte  die  Znriicknahnie  beantragt  und  dem  Konzes&iuiiar 
gleichzeitig  schriftlich  und  amtlich  mitgeteilt,  dass  er.  wenn  er  noch 
etwas  vorzubringen  hat,  sich  noch  drei  Monate  laiii;  au  den  Staatsrat 
wenden  kann.  Die  Zastellimg  dieser  Mitteilung  ist  von  ihm  zu 
bescheinigen. 

Wird  in  der  angegebeneu  Frist  der  Konzessionär  nicht  vor- 
stellig oder  wird  seine  Entschuldigung  nicht  berücksichti|;t,  dann 
wird  im  Staatsrat  die  R&ckgängigmachung  der  Konsemion  beschlossen 
vnd  auf  das  demgemftsB  Btgeheaä»  Lnde  vollzogen.  In  Eonstantinopel 
und  dem  Ort,  wo  sieb  die  Mine  befindet,  wird  sie  dreimal  in  den 
Zeitungen  bekannt  gemacht. 

§  61.  Der  Konzessionär,  der  allein  oder  im  Verein  mit  an- 
deren die  Ansbentung  und  Verwaltung  einer  Mine  flbemommen  hat, 
mnss  den  Naehweia  führen,  dass  er  nach  den  Regeln  der  Wissen» 
Schaft  an  arbeitem  imstande  iat  Gegenüber  der  Begiemng  nnd 
Ifinenverwaltong  bat  er  einen  verantwortlichen  Leiter  (mfldir*i>mes8ul) 
zn  ernennen,  der  gl^ehaeitig  in  Angelegenheiten  der  Verwaltung 
der  Mine  als  sein  Vertreter  gilt, 

§  62.  Der  Konaessionar  hat  von  den  in  der  Kine  ausgeflihrten 
Arbeiten  swei  Grundrisse  im  Verhältnis  von  1 : 500  anfknnehmen 
nnd  ein  Exemplar  davon  der  Hinenverwaltung  zu  übergeben.  Anfang 
Hte  jedes  Jahres  hat  er  auf  diese  Grundrisse  die  im  vergangenen 
Jahre  ausgeführten  Arbeiten  einanzeichnen  nnd  sie  gegen  die  auf 
der  Ifinenverwaltong  befindlichen  einzntanschen. 

« 

§  68.  Beicht  der  Konzessionär  zn  der  angegebenen  Zeit  den 
Gmndriss  nicht  ein  oder  ist  dieser  nicht  richtig  oder  unvollständig, 
so  hat  er  ^e  Geldatrafe  von  5 — 25  Ltq.  zu  zahlen.  Femer  Usst 
auf  seine  Kosten  die  Verwaltung  einen  Grundriss  anfertigen  oder 
den  vorhandenen  verbessern. 

§  64.  Ausser  den  in  Art.  55  nnd  56  angegebenen  Aufzeich- 
nungen hat  der  Hinenkonzessionar  ein  Register  anzulegen,  das  ent- 
hält: den  schraffierten  Grundriss  im  Verhältnia  von  1 : 500  Uber  die 
unter  der  Erde  ausgeflihrten  Arbeiten;  den  täglichen  Fortschritt  der 
Arbeiten;  Ausdehnung  nnd  Dicke  der  Gänge;  Beschaffenheit  des 
Uinerala  und  Art  der  Bedachung  nnd  der  Wände  der  Gänge  der  IQne, 
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s<twie  Menge  des  sieh  in  die  Mine  er^eBsenden  Waasers.  Über  den 
Betrag  des  tüglich  geförderten  Minerale  ist  ein  anderes  Tagesregister 
KU  führen. 

§  G5.  Der  Konzessionur  Ist  verpflichtet,  den  schraffierten 
Griindriss  und  die  Register  den  von  der  Minenverwaltang  ernannten 
Ingenieuren  auf  Verlangen  vorzuzeigen.  Sind  Gmndriss  und  Register 
nicht  in  ordentliclier  Weise  gehalten,,  so  wird  der  Konzessionär  in 
eine  Geldstrafe  von  10—25  Ltq.  genommen;  aosserdem  wird  auf 
seine  Kosten  von  der  Minen  Verwaltung  zu  ihrer  vorschriftsmüssigen 
Anlegung  ein  Beamter  ernannt  und  entsandt 

§  06.  Die  Minenkonzessionare  oder  Direktoren  sind  vei  pflichtet: 
den  Ingenienren  tBr  die  Besichtigung  der  Arbeiten  die  ntttigen  Er- 
leichterungen zu  gewähren;  die  erforderlichen  Register  und  Zeich- 
nungen zu  zeigen,  sowie  alle  fBr  die  Arbeiten  erfSorderlichen  Angaben 
zn  machen.  Bei  Widersetzlichkeit  in  dieser  Beziehung  werden  sie 
in  eine  Geldstrafe  von  10—25  Pftand  genommen  und  die  Lokal- 
behörden haben  den  Ingenieuren  bei  der  Eintreibung  Hilfe  zu  leisten. 
Im  Widerholnngsfall  wird  die  Geldstrafe  doppelt  erhoben. 

§  67.  Liegt  mit  Rücksicht  darauf,  dass  mehrere  dicht  bei- 
einanderliegende, mit  verschiedenen  Fermanen  verliehene  Minen  nicht 
nach  einem  System  ausgebeutet  werden,  die  Wahrscheinlichkeit  vor, 
dass  den  Minen,  den  Konzessionaren  oder  sonstigen  Anlagen  Schaden 
erwächst,  so  ist  zur  Verhütung  desselben  unter  den  KonBeasionaren 
ein  einheitliches  System  in  Anwendung  zn  bringen.  Kommt  in  dieser 
Beziehung  eine  Einigung  nicht  zustande,  so  bestimmt  in  G^^wart 
der  Parteif  n  die  Minen  Verwaltung  die  (Trundsfttze,  nach  denen  jene 
sich  zn  richten  haben. 

§  68.  Wird  bei  Ausführung  der  Minenarbdten,  d.  h.  dnrch 
Arbeiten,  die  bezwecken,  das  Wasser  abfliessen  zu  lassen  oder  Luft 
den  Schächten  zuzuführen,  den  Arbeiten  einer  andern  Mine  Schaden 
zugefügt,  so  hat  der  ihn  verursachende  Konzessionär  dem  andern 
Ersatz  zu  leisten,  dessen  Höhe,  falls  er  von  den  Parteien  nicht  selbst 
festgesetzt  werden  kann,  von  der  Minenverwaltung  nach  Vornahme 
einer  Prüftiug  abgeschätzt  wird. 

§  69.  Ist  es  erforderlich,  ein  im  Privatbesitz  jemands  be* 
Endliches  Stück  Land  innerhalb  der  Grenzen  des  konzessionierten 
Minenterrains  vorübergehend  zu  benutzen  und  ist  es  möglich,  dass 
dieses  Stück  Land  nach  einem  Jahre  in  seinem  fHlherm  Zustande  dem 
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Ii>  >itzer  wieder  übi  i  ireheii  wird.  die>«  i-  aber  iiic  lit  ♦•iiL\"t'r>t;ind>  n, 
ti;iM!i  imiss  von  dem  K(»nz«  >-i<iii;(i  .it  in  li*r/f .  r.'ti  <l<  r  d'ijij  t  Ut.  l?rriai? 
Voll  dt  in  Reingewinn,  den  der  (inui  llH  sit/i  i  sunsst  in  einem  Jahre 
aus  dem  Lande  zieljen  würde.  {r»  /aii1(  w.  i  icn 

§  7(1.  Die  Konzessionare  haben  Land,  d.i<s  sie  l..  i  <!•  r  A«s- 
ffthrang  der  Arbeiten  wie  zur  Le^ang  von  Schiichteu  und  Glinj^en 
gebrauchen,  TOtt  dem  Besitzer  zn  kaufen,  falls  er  zustirninr.  Komint 
eine  Einignnp  nicht  zustande,  dumi  ist  dem  BeMitzer  des  I.anles 
der  doppelte  Betni^  des  von  der  Lokalre^iemng  abgescliätzten 
Wertes  zn  zahlen. 

%  71.  Aasser  dem  Ingenienr  und  dem  Arbeitsleiter  (iista  baseht> 
mdssen  sftmtHclie  fßr  den  Betri*  ii  und  die  Minenarb*  it» n  ancre^tellte 
Beamte  und  Arbeiter  osmanisclie  Ciitertanfii  mi'l  Mi n wuhn.-r  der 
Genend  seiu,  in  der  sielt  Mine  betindet.  Handt  hi  Iii-  Konzesaionare 
dieser  Hestimmunpr  zuwider,  so  werdt  ii  \  '1-  r  Mitienvei-waltun!? 
darauf  hingewiesen  und  in  eine  (ieldstrate  von  100  Pfund  für  den 
ei-sten  Fall  genommen.  Im  \Vid»'rliidnii:rsfall  wird  gemäss  §  60  da» 
Nötige  wegen  Znrücknalime  der  Konzession  veranlasst. 

Abschnitt  VI:   Das  Aufsichtsrecht  und  die  Bergpoltzei. 

§  72.  Von  der  Minen  Verwaltung  wird  in  jeder  VlltO^'ts- 
hauptstadt  ein  Minen>Ingenienr  gehalten.  Diette  Ingenieure  haben 
gemSsB  den  von  der  Minenverwaltung  ihnen  erteilten  Instrnktionen 
dafftr  Soi^  za  tragen,  dass  Gebftnde  an  Orten,  wo  die  Mine  l>e- 
arbeitet  wird,  vor  Zerstttrung  und  die  Erde  vor  der  Gefalir  des 
Rutsehens  bewahrt  werden.  Vali  und  Ingenieure  haben  ferner  darauf 
za  achten,  daas  die  HInenarbeiter  gegen  Lohn  und  mit  ihrer  Zn- 
stimmnng  verwendet  werden,  ond  dass  in  dieser  Hinsicht  auf  nie* 
mandem  Zwang  ausgeübt  und  ihm  Schaden  zuii^efiigt  wird. 

§  78.  Die  Ingenieure  haben  die  Konzesaionare  auf  die  bei 
dem  Minenbetriebe  von  Ihnen  beobachteten  UnzutrSglichkeiten  und 
erforderliehen  Verbesserungen  anftnerksam  zu  machen  und  vor- 
kommende OeÜiJirra  und  Gesetzwidrigkeiten  der  LokalbehOrde  und 
der  Minenverwaltung  anzuzeigen. 

§  74.  Wenn  der  Minenbetrieb  eingestellt  wird  oder  die  indn- 
Btriellen  Bedürfnisse  einer  sich  mit  Minenbetrieb  befassenden  Korpo- 
ration gefthrdet  werden,  hat  der  Vali  nnd  der  Mineningenienr  der 
Minenverwaltunir  sofort  Bericht  zu  erstatten. 
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GesetxgebuDg. 


§  75.  Ist  in  einer  Mine  ein  Unglücksfall  zn  befürchten,  so 
hat  der  Minen-Ingenieur  die  von  ihm  für  notwendig  erachteten 
Gegenstände  von  der  Lokalbehörde  zu  verlangen,  damit  —  alles 
unter  seiner  Verantwortlichkeit  —  die  nötigen  Massnahmen  ergriffen 
werden  k^«i.  Die  Lokalbehfirde  bftt  sofort  das  Brfordarliche 
ZQ  Teranlttssen. 

§  70.  Bei  \'(<rkomnien  eines  rnglücksfalles  in  einer  Mine 
liaben  die  K*»nzes8ionare  oder  Heaniteu  sofort  den  Lukalbeliörden 
Anzeige  /,u  ersiatten.  Ist  kein  Minen-Ingenienr  zur  Stelle,  sn  ist 
(lurdi  den  von  dem  Konze.ssiunar  frehaltenen  Ingenieur  der  Urund 
des  Unglücksfalles  festzustellen  und  die  nötigen  Massnahmen  sind 
zu  treffen  und  aut'gt  dic  kte  (  )»elRtände  zu  beseitigen.  Erl'orderlit  lie 
Instrumente,  Tiere  uud  Arbeiter  müssen  auf  Kosten  der  Konzessionare 
herange>(  li.iltt  wei  den.  Von  dem  Unglü*  kstull  ist  der  Miuenver- 
waltung  telegraidiiscli  .Anzeige  zu  erstatten. 

b;  77.  Die  Konzt  ssiunare  müssen  in  den  Minen  eine  Apotheke 
und  einen  dijdomierten  Arzt  halten. 

^  7S.  Die  Konzessionare  müssen  den  bei  den  Minenarbeiten 
Verunglückten  und  ihren  Familien  die  gerichtlich  zugesprochenen 
Kntseliildigungen  zahlen.  Ist  der  Unfall  gescbehen  infolge  schlechter 
Verwaltung  oder  mangels  der  nach  den  Vorschritten  der  Wissen- 
srliat't  mit  wendigen  Vorkehrungen,  dann  ist  ausserdem  noch  eine 
Geldstrafe  von  50    lOU  Ltq.  zu  zahlen. 

Abschnitt  VII:  Einstellong  des  Minenbetriebes. 

§  79.  Von  den  Hinenarbeiten  unter  der  Erde  darf  nieht  der 
kleinste  Teil  ohne  Erlaubnis  der  MinenverwaUiing  aufgegeben 
werden.  Will  der  Konzessionär  einen  T^il  aufgeben,  so  hat  er 
zunächst  davon  eine  Karte  anzufertigen  und  dem  Vali  mit  einer 
Aufstellung  über  die  einzelnen  Arbeiten  einzureichen.  Gemäss  dem 
naeh  den  Kegeln  der  Wisseoschaft  vom  Mineningenieor  oder  der 
Minenverwaltung  erlassenem  Becbluss  wird  vom  Vali  das  Erforder» 
liehe  veranlasst. 

§  80.  Will  der  Konzessionär  vor  Ablauf  der  Verleihnngsfirist 
ohne  zwingende  Gründe  die  Hine  aufgeben,  so  hat  er  6  Monate 
vorher  der  Minenverwaltnng  eine  Mitteilung  zu  nnterhrelten.  Der- 
selben ist  eine  Zeichnung  der  GSnge  und  Schftchte  Aber  und  unter 
der  Erde,  der  Gebäude,  Fabriken  und  anderer  Anlagen,  ebenso  eine 
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Liste  über  die  bis  zu  jenem  Tage  get'ürd<  rrt  ii  Mincialit  n  ht'izufiiijfeu. 
Diei^e  Mitreilong  muss  ohne  Bedingung  und  ohne  Anträge  ge- 
fasdl  sein. 

§  81.  Wird  ohne  zwinprende  liriind*^  die  Avhv\t  ein  Jahr 
lauf!:  eingTPstellt.  dann  wird  nacli  .Anstelliiiic:  i'iiicr  l'iitersuchung 
durcli  die  Minenverwaltung  eine  Frist  zur  W  ipdfraiilnalnne  p^esetzt. 
Nach  Ablauf  derselben  worden  peniHss  Art  tlo  die  X'eriiandlungen 
wegen  Rückgängigmachung  der  Konzession  eingeleitet. 

§  82.  Wird  aus  den  in  ▼erschiedenen  Artikeln  dieses  Ciesetzes 
angegebenen  Gründen  eine  Mine  aufgegeben,  oder  die  Verleihung 
rfickgftngig  gemacht  und  das  Irade  zurückgenommen,  oder  ist  die 
Verleihungsfrist  abgelaufen,  dann  gehören  die  GSnge  und  .Schächte 
und  die  znr  Erhaltung  der  Mine  erforderlichen  Gegenstände  ohne 
Entschädigungsanspruch  für  den  bisherigen  Konzessionär,  dem  Staat 
oder  dem  neuen  Konzessionär.  Indessen  bleiben  bewf'frliohe  und 
festgelegte  Maschinen,  Instrumente,  getTirderte  Mineralien  und  Tiere, 
Eitrentiini  des  alten  Konzessionärs.  I>er  Staat  oder  der  neue  Kon- 
zessionär können  aber  für  einen  von  Suchvt  rstäiidiffrii  festzusetzenden 
Betrag  diese  Gegenstände  ganz  oder  teilweise  ankautVn. 

§  h:{.  Bei  Aufgabe  oder  Kückgängigmachnng  dn-  Konzession 
oder  bei  Ablauf  der  Frist  müssen  die  Konzessionare  ilie  Entscliädi- 
gnngen  nnd  die  Abgaben  jeder  Art  zahlen.  Die  Abgaben  und 
sonstigen  Forderungen  werden  mit  den  nach  dem  vorigen  Paragraph 
dem  früheren  Konzessionär  gehörigen  Gegenständen,  wie  Instrumente 
usw.  aufgerechnet. 

§  84.  Wird  die  Aufgabe  der  Mine  beschlossm,  so  werden 
gemäss  §  60  die  nötigen  Publikationen  veranlasst. 

Ab  Behalt  t  Vni:  Bestimmungen  ftber  Verleihungen  vor 
diesem  Oeaets. 

§  85.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Uber  die  Verhand- 
lungen und  Formalitftten  (nnuunelat)  sind  auch  bezüglich  der  nach 
dem  altm  Gesetz  verliehenen  Minen  anwendbar.  Indessen  können 
die  Fristen  derartiger  Konzessionen  weder  verengert  noch  ver- 
kflrst  werdoi. 

§  86.  Vor  Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  erteilte  Schürf' 
erlanbnisBeheine  werden  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  be- 
handelt, die  zurzeit  der  Erteüong  gültig  waren. 
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Abscliiiiit  IX:    yUhiU  nhry  Tag-e. 

i;  S7.  Ih'v  (inuHifiat'ntünH^r.  der  den  Ferman  für  dio  Sohürt'- 
»rianbiiis  crwiikt  li;ir.  k.uii!  nline  besiimiiue  Frist  arbeiteu.  Die 
Feruiaiififbiihren  betiaijeii  vi>i  türkische  Pt'inid. 

S.S.  Aihcihii  di«'  lTnind('i};<Mitiinier  nicht  selbst  in  ihren 
.Mini  n  über  'l'uiie.  «.der  nnterias>«-n  sie  es  wieder,  nadideni  sie  kurze 
Z«-it  ;:t';n  bfit^'t  liaben,  dann  wird  die  Jliue  einem  auilrni  \ei'lielien  In 
difsrni  Falle  uiid  von  Sachvei ständigen  der  Wert  des  Grnndstiieks 
abge:?<:hat/r  uml  dem  Fi;ii  utitiiier  ven  dem  Kunx.essionar  duiiiielt  und 
im  V(trans  p:<'/.aiilt.  Für  ^twa  darauf  betiudliche  Gebönde  und 
andere  Anlagen  ist  (b  r  wirkliche  Wert  zu  erstatten. 

§  89.  Grundstücke  mit  über  Tajre  bearbeiteten  Minen  werden, 
wenn  sie  nicht  Miilk-  und  eigentliches  Wakuflaud  sind,  gesetzlich 
wie  Uirieland  behandelt.  Von  den  LSndereien,  dereo  Hineii  ausge- 
beutet werden  nnd  denjenigen,  die  fQr  die  Mine  gebraucht  werden, 
werden  wührend  der  Betriebuseit  die  verhältnismässigen  Abgaben 
erhAben.  Ausser  diesen  werden  Zehnten  nnd  andere  (Abgaben) 
nicht  erhoben. 

§  90.  Das  Gesuch  um  Erteilnngr  der  Erlaubnis,  Minen  ftber 
Tage  zu  exploitieren,  muss  enthalten:  Käme,  Stand  nnd  Wohnnn; 
des  Hewei'bcrs:  Angabe  des  Fundortes,  der  Art  des  Minerals  and 
der  Art  nnd  Weise,  wie  dieses  gewonnen  werden  soll.  Dem  Gesuch 
ist  in  drei  Exemjilaren  ein  Situationsriss  der  Ländereien,  in  denen 
die  Mine  liegt,  im  Verhältnis  von  1 : 500  beizofügen. 

§  91.  In  dem  Erlaubnisschein,  Minen  Uber  Tage  za  exploi- 
tieren, muss  die  Art  und  Weise  der  Arbeiten  angegeben  werden. 
Ferner  wird  darin  die  Bedingung  anfgenommen  sein,  dass  die  öffent- 
liche Ciesundheit  nicht  beeinträchtigt  wird  und  der  gegenwärtige 
Zttstand  von  Wagen,  Gebäuden,  Quellen  und  Wasserlänfen  erhalten 
werden:  endlich  muss  der  Betrag  des  Sehadenersatzes,  der  event. 
zu  leisten  sein  wUrde,  angegeben  sein. 

§  92.  In  den  Erlaubnisscheinen  zur  Exploitiernng  von  Minen 
Ul)er  Tage  mQssen  Quelle  nnd  I^anf  des  Wassers  angegeben  werden, 
das  zum  Waschen  mineralhaltiger  Erde  nnd  Sandes  gebraucht  werden 
soll,  ebenso  die  Stelle,  wo  das  Wasser  nach  GebranrJi  abfliessen  soll. 

§  9'*).  Die  Arbeiten  in  Minen  über  Tage  nnterstehen,  wie  es 
Wi  Minen  unter  Tage  der  Fall  ist,  der  Anfticht  der  von  der  Minen- 
verwaltung ernannten  Ingenieure  nnd  Beamten. 
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§  m.  Der  Konzessionär  einer  Mine  über  Ta^v  iiat  in  Ifiltin 
Jahre  in  zwei  Exemplaren  ein  genaues  Verzrioliuis  üi-er  den  Stand 
der  Arbeiten  und  den  Wert  und  ümfanj?  der  Arbeiten  nnd  Er- 
trä^sse  eines  Jahres  anznfertigen  und  Je  ein  Exemplar  dem  Vali 
and  der  Hinenverwaltang  einzureiciien. 

§  95.  Stellt  sich  aine  Uine  Uber  Tage  im  Verlauf  der  Arbeiten 
als  Mine  nntor  Tage  berans,  d.  h.  die  Notwendigkeit  xnr  Anlage 
von  SeMchten  itnd  Gängen,  so  kann  die  Mine  ohne  Erwirkung  eines 
Verleihnngsfennans  gemXss  den  filr  Minen  unter  Tage  geltenden 
Bestimmungen  nicht  exploitiert  werden. 

§  96.  Eonxessionare  von  Minen  über  Tage,  die  dem  §  94 
zuwiderhandeln,  wird  in  eine  Geldstrafe  von  10—100  tilrk.  PAind 
genommen.  Die  gegen  §  95  verstossenden  nnd  ohne  Erlaubnis  Minen 
nnter  Tage  bearbeitenden  werden  gemäss  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  bestraft 

§  97.  Die  Konzessionare  können  gemäss  den  MnnizipalitSts- 
gesetzen,  die  für  den  Minenbetrieb  und  die  Reinigung  des  Minerals 
erforderlichen  Reinigungsanlagen,  Instrumente  nnd  Maschinen  er- 
richten nnd  in  Gebrauch  nehmen.  Sie  haben  von  den  zu  erriciitenden 
Anlagen  naw.  Zeichnung  nnd  Beschreibung  der  Minenverwaltnng 
einzureichen. 

Abschnitt  X:  Verschiedenes. 

§  98.  Besitzstreitigkeiten  bezftglich  Minen  werden  im  Ver- 
waltungswege, andere  Prozesse  durch  die  ordentlichen  Gerichte  ent- 
schieden. Prozesse  ttber'  Minen,  deren  Konzession  fremden  Unter- 
tanen gemftss  §  SO  erteilt  ist,  werden  von  den  ordentlichen  Gerichten 
in  Gemässheit  der  Gmndsfttze  entschieden,  die  f9r  Prozesse  gelten, 
die  ans  ihren  Immobilien-Bechten  entstanden  sind. 

§  99.  Geldstrafen,  die  in  Gerafissheit  des  Gesetzes  von  Schür- 
fern nnd  Minenkonzessionaren  zn  erheben  sind,  werden  durch  Be- 
schlnss  dea  Verwaltnngsrats  des  Vihijets  bezw.  nnabhfingigen  Sand- 
schaks  verhingt. 

§  100.  Die  Tatsache  des  Schurfens  an  einem  Ort  oder  des 
kouBessionierten  Betriebes  einer  Mine  hat  keinen  Einflnss  auf  die 
Besitzrechte  am  Grand  und  Boden.  Schürfer  und  Konzessionär 
liaben  wShrend  der  BetriebsfHst  keinerlei  andere  Eigenschaft  nnd 
Rechte  an  dem  Lande,  als  Mineralien  zu  f5rdem.  Sie  können  ohne 
Erlanbnis  der  Regierung,  wenn  es  sich  um  besitzloses  Miriland 
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handelt,  und  des  Eigentttmen  bei  libideMien  mit  Mlchen  weder 
Ackerlmii  treiben,  noch  Bäume  pflansen,  noch  GebBnde  errichten, 
anaser  denjenigen,  die  im  Oeeets  anfgefllhrt  und  lediglich  ftr  den 
ICinenbetrieb  beetimmt  sind.  Wenn  Landstriche  ohne  Minen  bestellt 
werden,  ans  dm  Obst>  und  andern  Bftnmen  Nntien  gesogen  oder 
anf  den  Weideplätzen  Vieh  geweidet  wird,  so  gebflhrt  der  Bein- 
ertra^r  dem  Staat  beaw.  dem  Besltser.  Schürfer  wie  Eonsessuutar 
haben  an  den  Bechten  des  Eigentümers  des  Omnd  and  Bodens,  an 
den  FiHssen  und  Seen  des  letzteren,  sowie  des  Inhabers  von  Wasser^ 
Servituten  (wie  des  hakk-i-schflrb  we  ssaki)  keinen  Anteil. 

§  101.  Das  lOnengeseta  vom  18.  Silhidsche  1904  und  die 
die  dazu  ergangenen  Änderungen  und  Zusätze  sind  vom  Datum 
dieses  Gesetzes  an  angehoben. 

§  102.  Das  Forst-,  Hinen-  und  Landwirtschaftsministerium 
ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

18.  Zusatz  zum  Zusatz  zu  §  166  des  Osmanischen 
Strafgesetzbuches  vom       '  ''V      =  27.  Novbr  1903. 

Wer  wideiTechtlicli  Pulver  und  Patronen  horstdlt  und  ein- 
achmu^'trelt.  wird  nebst  denjenigen,  die  ihm  Beihilfe  leisten,  mit 
Zuchthau«  vun  'd  Jahren  bestraft. 

M.  Dschemadl  ul-ewel  ISti 


19.  ZHsatz  SU  §  68  Str.-Cl.-B.  vom 


8.  Temu8 


=  16.  Juli  1906,  der  ansteUe  des  Zusatzes  vom  ü.-^S£Sii^«i 
=  27.  November  1903  getreten  ist. 

Wer  in  der  Absicht,  die  umstürzlerischen  Ziele  eines  revo- 
lutionären Eomitees  zu  fördern,  oder  ein  Attentat  auf  eine  oder 
mehrere  Personen  ausznfBhrai, 

Dynamit,  Bomben  und  derartige  zerstörende  Instmmoite,  die 
geeignet  sind,  mit  einem  Male  mehrwe  Porsonen,  wen  und  wie 
es  auch  sei,  zu  toten,  Gebäude,  Wohnungen,  Schiifo  und  Trans- 
portmittel, sowie  Sibntiiche  Vericehrsplätze  zu  zerstüren, 
erfindet,  anfertigt,  herbeischafft,  vom  Ausland  in  die  Türkei  einführt, 
verborgen  hält  oder  gebraucht;  wer  sich  mit  solchen  Personen  zu- 
sammentut und  wer  den  Versuch  madit,  die  erwähnten  Handlungen 
ans/uführen,  wird,  möge  die  nmstörzlerische  Handlang  odw  der 
Mord  ZOT  Ausführung  kommen,  mit  dem  Tode  bestraft. 

Wer  von  der  Erfiudnnp:.  Anfertigung,  HerbeischafPong  nnd 
Wegtransportierung,  der  £infahr,  der  Verwendung  und  von  diesbe- 


üiyiiizea  by  Google 


WiuuLM  Padsl:  Türkei. 


2891 


Zttglichen  Versudu'ii  Keiiniiiis  liat,  ist  vtTptlichtrt,  Kt'llt.st  oder  ilurcli 
eine  Mittelsperson  <lfr  Behörde  unverzüglich  Anzeige  zn  erstatten. 

Wer  dieser  Verptliolitung  ohne  triftigen  (iniiid  und  in 
schlechter  Absicht  nachgewiefienermafsen  nicht  n;i<  hkuiunit,  wird, 
wenn  die  revolutionäre  Handlung  oder  der  Mord  zur  Ausfiilirnng 
kommt,  mit  lebenslänglicliem,  und  wenn  sie  nicht  zur  Auslühruog 
kommt,  mit  zeitlichem  Zuchthaus  bestraft. 

20.  Reglement  bezttglich  der  Pilgerkarawanen  nach 
dem  Hed.«(  haH,  besdilossen  vom  Intcrnatinnaleii  Gesundheitsrat 
in  KoQstautinopel  in  der  Sitzong  vom  11.  Aagast  1906,  sanktioniert 
durch  Irade  vom  23./6.  Dezember  1906.^> 

Wir  lassen  anch  hier  den  offiziellen  franzüschen  Text  folgen: 

Ri:»LEMENT  SPECIAL 

APPLlCAliLE  AU  PELEKi.NAGE  DU  HEDJAZ 

de  1906—1907. 

Annee  de  l'Heglre  1384. 

Art.  1.  —  \  partir  du  commencement  dn  mois  de  Rcrtji  li')  juflqn^ä 
la  fin  du  mois  d<'  Zilhidje.  It«  lazan-t  de  f'amanm  est  on  fonction  ponr 
reccvoir  le.s  provenance«  maritimcM  iiui  y  font  <|nai-ant;iiiie. 

Art,  2.  —  Duruut  la  perioüe  des  »ix  moi«:  itetyeb,  Chaban,  Kamazan, 
Cliewal,  ZileadS,  ZiUdd^ö«  les  naTires  ayant  des  pilerins  k  bord,  provenant 
d'an  deli  dn  dAtroit  de  Bab^l-Handeb,  quelle  qne  seit  la  tenenr  de  leur 
patente  de  sanM,  devront,  k  Pexception  de  ceux  Indiqn^  IkUArt.  5  du  pn'sent 
Kcorlement.  se  rendre  dirtv  t)MU)-nt  aa  lazaret  de  Camaran,  nana  faire  eacale 
dans  aucnn  port  de  la  Mer  Houl'^i  . 

Art.  3.  —  Sont  considerös  cumme  pclerin»  tuus  vujageui"s  uiuhuI- 
mana  se  rendant  an  He^jas. 

Art  4.  —  Lee  na  vi  res  k  p^lerins  sont  cenz  qni  se  rendent  au 
Hef^'az  avee  des  p^Ierins  nn  qni  en  reriennent  tot^jours  avec  des  pelerina 
k  bord.    CcH  navin-s  dolvi-nt  etre  niunis  d*un  oTtificat  de  mesuraire. 

Art.  ö.  -  -  Ne  seront  cependant  pas  compriH  dans  bi  categorie  des 
Moviris  ä  piUrins,  les  naviros  ä  destination  da  Ue^jaz,  qui  n^aniaient  k 
bord  qn'un  pilerin  par  cent  tonneanx  de  ngistr$  n*t.  Oes  naviree  seront 
traitds  snivuat  la  teneur  de  leur  patente  de  »antö  et  conlonn^ment  an 

Ri^emenr  de  1867  applicable  aux  pmvt  nanr*>s  de  ehob'ra. 

Art.  6.  —  Lt's  navircs  dont  ie  nouibic  (b-  pfb'rins  eiuliarques  s.  rait 
stricteuient  lirnitc*  ä  un  cliüfre  qui  ne  depassorait  pas  cinq  pelerius  par 
emi  tonneanx  de  rtgistn  mt  pounont  &  tonte  epoi|ue  de  Fannie,  se 

M  Lfl  moiB  de  Redjeb  commenoe  cette  aouee  le  n  &oüt  VM6  (.n.<.).  Le  mois 
de  ZÜbiäii  flalt  le  14  f^«r  IM7. 
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iviidrc  an  la/ar«  r  ir.MMHi-S.iail.  pr<'  s  dr  1  »ji-ddali.  (|ui  Imu  t ioiuit'  toutc 
rannco.  Jls  y  d('-]M»seront  lours  pekTÜi?*  aiusi  que  knir»  iriaicbiiiidist'»  8U- 
jettes  h  quarantaine  et  &  destination  da  Hc^az,  apr^s  quoi  ils  seront 
librc»  d«  continncr  leur  voyogi*. 

Art.  7.  —  Le»  vaiiiln  iik^  et  nutres  cahoteure  portant  des  peleriiu 
SMiit.  fii  t<Mis  |><iitits.  a^siiiiiK  s  aux  navirct.  ä  pMcrins.  ("imix  <iui  naviirn-'tit 
d  iiii  jKiit  a  Uli  aiiln-  de  la  M<  r  Knii:.'!-  et  .«.ont  a.->uj<'ttis  ä  im  rti.'iiiii' 
quui'unti  iiaiir.  U  iHiil  n  ttf  ijiiaiauUtiüi-,  au  lazart  t  d*AlHiu-J<aa(l.  CiHlx,  par 
contre  qui  TicnnfDt  d*au>delä  da  d^troit  de  Ba1i-el-Mandeb,  dmont  se 
rendre  din'cteiuent  aa  uiuoillage  de  Camaran  et  seront  repouwte  de  tout 
antrp  P"il  du  littural  arahique  de  la  Mer  Houir«' 

Art.  8  [.<s  navin.s  ä  pMcriii^  «niil  rla--r-.  tii  tmis  c-ati^^orieH, 
Kuvoir:  navir<->  indenmes.  iiaviro  suspects  et  uavi)'-  itifrcirs 

1.  Li'^  uaviivt»  indemnes  situt  iriiiqui  piuvit  uufut  d  im  \K<n  iudi-nme 
de  cliolera,  de  peste  oii  de  lievrc  jaune;  quinenont  par  enoombr^s,  et  qoi 
n'ont  en  k  bord  aiican  caa  üuspeet  de  ees  nialadies,  soit  avant  le  d^pait, 
m\\  pendant-  I»-  vovaL'«-.  soit  h  rarrivtV. 

Lt'8  navirt's  indeiimcs  8ont  divisos  »-n  dciix  clas<fs: 

A.  Na\ii.s  <)ui  vii'iiru'nt  di'S  ports  dt'  la  JI«  r  HoUire.  il>-  rKuvpl.-. 
101  df.x  pHits  (iitin'-s  au  noid  du  canal  dt-  Sufz,  lorKque  ees  port«  öunt 
ittäentnes  de  cholera,  dt'  pestc  «u  de  fü'vre  jaune. 

B.  Navireit  qui  Tiennent  des  porta  iMdmmu  de  cea  maladic«,  aitu^ 
en  dehoro  dn  d(3troit  de  Bab-el-Maadeb,  tela  qae  ocax  des  c6te«  arabiqne 
et  afrieaine. 

Lfs  iiavitvs  a]>parti'nant  ä  la  iat<'^r<>i"if  A  «int  dndt.  apri-s  um'  visit»» 
UH'düalr  favoiali|(  taitf  a  luxd,  ä  la  liWit-  pratitjui'  iinnit''dintf'.  Lot?  navirfs 
uppurtciiatit  a  la  lat'-y^oiie  ß  »uul  ntfim»  ea  Observation  pendant  24 
lifare«.  afin  de  di'lmrquor  tou»  leurs  ]i.  leriiu»  et  patfsagero  au  Uuuurct  ou 
ils  subinmt  une  risite  inMicale  et  la  d^nulectiott  de  lear  linge  aale  et 
effetfi  d'ut(aj;ri>. 

2.  l,»'«  Tiavirt's  susf^ects  r-ont  ccxw  (|ui  n  "iil  pas  cu  ä  Inir  hiinl  di- 
ta>  de  i  ln'i'  ra.  dr  pi  stf  cu  d<'  fii  vr»-  jauuf  <'t  i|ui  iir'>\  idiucnf  dr  ports 
iiidcumi's  de  ecs  lualadieü.  nuii»  rappruche.'^  ou  eu  luuiiuuuic-atiou  avec  dei$ 
paytf  oü  exiatent  lea  ditcs  ipidSmios. 

Sont  rouipria  dans  la  cat^^rie  dea  navires  sutpmtis^  ceux  qui 
privit-imi-nt  di-H  Indes  Nierlandaises.  de  la  peniiisul<  Malaise  (Stnüts 
S.  itiriiiriit-i.  d.-  c.  yhui  et  des  purts  penaiiB  du  Golfe  Peniqae,  Sans  avoir 

toilt'lie  a  Kunacli'  ''  ni  a  .MaMatc 

Tous  le.'«  iiavires  ix  pelerins  cla-^-.  -  il  in^  la  «alegoric  ilc&  suspects 
aont  soaniia  i  nne  quarantaine  de  cvk/  jouis  pl<  iuä,  non  oompris  le  temi)« 
des  openitions.  Lea  pelcrius  nne  lois  dibarquAs  au  laiaret  seront  aouniis 
ä  la  d^iiifoction  de  lonr  liuge  sale,  effcts  d'usage  et  ba^mirea  de  nature 
»uspecte 

LeH  uarire»  8t'ruut  mi«>  cu  etat  de  pruprele  et  desiulect^. 
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Tootefois,  datu  le  caa  oü  le  chol^ra.  la  piwte  ou  la  fiivre  Jaune, 
Tifndrait  k  m  manifeater«  snir  parmi  le«  pelerins  et  paMia)i{-er8f  soit  parmi 

lV'i|uipiiLr<>  de  CCS  navirt's,  duraiit  Iciir  st'joiir  «ti  i|u;u:nif;»int'  nu  pcndiitit 
Ifur  tniv»'rs('.'  dcCaiuaran  ä  I>jeddah,  uavin-.s.  |i.  li  ims  .  t  v<iv,ii:t  tiis  scnmt 
«ouniifl  au  i«}^Miue  »pecial  des  navirea  in/ecies.  Duus  di-nu«  i  cat>  le 
navire  ae  dirig^ant  vera  Djeddah  sera  tenu  de  rebrouraer  cheniin  et  de 
retonrner  ä  Cuinaran. 

ii.  Lfs  navircs  a  piK-rins  provt  nant  des  p(tt1«  de  rflindiiii-staii,  du 
>iiidh,  ain.si  qm-  de  tout  aiitre  port  <m  ixistt  iait  W  rli<iit'ia.  la  pisf*'  ou 
la  fii'vre  jauue,  uavireh  ä  bord  di-squelä  aucimc  luaiiiltstatiuii  de  co» 
maladies  n'aurait  en  Heu  avant  le  d^part  ou  pendaat  la  traverede  »eront 
soumifl  avee  leun  paasagen  et  pelerins,  ft  leur  arrivSe  k  Camaran,  k  nne 
qvarantaine  de  5  joun<  plein.s.  nun  cunipriä  !«■  ti  inps  des  op^rationH.  o%  ä 
cnnditio!)  (urils  ait'nt  siilii  i:i  drsini', ction  it  la  tli  ratisatinii  iiiinii'-diaf«>- 
Hii-ut  iiv.ail  l't'iubarqucuient  ilt  .-  pi  iriinh  <  t  i|iH'  n  ttf  iiH-siirr  .-anitain-  snit 
prouvt'c  par  iin  certificat  ad  hoc  prc^ontö  ä  l  Auturitc  Sauitaiiv  de  l'amaruu. 
De  plns  les  mcsurc«  Mnitaires  prisca  ä  T^ffard  dendits  navire«  avant  leiir 
drpart  a  savoir:  d^siafection  di  s  tiardi  M  «  t  eOots  d^tttage  dea  peleiina  et 
ixileiuent  de  Oes  pMcrins  pondant  liiKi  joiirs  av:iiit  l>'ur  t'inbnrinunieiit, 
dtvront  etri'  un'utiouiu'fs  snr  Ics  pal(nt>>.  l*o\ittaiii.  si  toiitis  !  ('oii- 
dilion»  »Uö-ononctieh  et  suitoul  celle  tjui  a  trait  a  l'isoieuieiit  des  pi  ii  i  iiiti 
pendant  cinq  joura,  avant  leur  emharquenient  k  bord  deHltateanx,  ne  aont 
pM  aceomplies  in(6graleroeiit,  ces  PMerina,  ainai  quc  lea  bateaax  qiii 
les  transportent,  aeront  soomis  comme  auparavant,  ä  dix  jours  de  qna- 
rantaine. 

4.  Le»  navires  iti/ei  trs  r-<>nt  ceui  qui  oal  ii  l)iird  tic«.  cas  de  eliuK  ra, 
de  peütc  ou  de  fievre  jaune,  uii  i^ui  ea  ont  en  aoit  avant  leur  depart,  »oit 
pendant  lenr  travemfe. 

Ces  navires  ainni  que  leiirn  passairrrs  et  pelerins  seront  sDiiiiiis  ti 
nne  qiiarantaine  de  10  J«»urs.  Tonh-fois  1oi-m|ui'  Ii  s  nperatiims  de  delmr- 
<|Uenient  exeederont  24  heiires.  eet  exeedeiit  ne  seia  pas  eonipte  dans  la 
quaraataiuü,  tit  ce  aüu  que  lo  tenips  coutuiiiaeial  passe  pai  le.s  peleriut» 
aa  laaarti  mimt  aoit  de  9  jonra  an  moina.  Le  linire  sale,  lea  effota 
d'naage  et  lea  bagagea  de  natnre  snapecte  dea  dita  paaaafrera  et  pelerin« 
aeront  dMnfectöa.  Le  navire  sora  (Vaieinent  soiuni'^  fi  la  (r'sinf'ction. 

Dans  1p  ras  ou  des  areiil.  tit-  il-'  ili.'lt'ra.  de  ji.^lc  uii  de  lirvre 
jaune  se  seniient  manifestes  ii  l>ord  d  un  n.ivire  ä  pelerins,  snit  an  depart, 
soit  durant  la  tiavcrsee,  »oit  enfin  k  l  arrivee  uu  pendant  le  sejonr  en 
qaamntatne,  navire,  pelerina  et  paaaaiirera  aubiront  le  r^pinic  ap^lal 
anivant: 

Les  personnes  atteintes  de  eh(il<'ri.  ile  peste  on  de  fievn-  janne 
seront  debaninees  et  transportees  ä  riiöspital  spi'eial  installe  ponr  ces 
maladies  au  laitaret  de  Cauiaran.  Les  autres  pelerins  et  pa.>.sa;rerb  «erout 
debarqn^  an  laaaret  et  laoKs  par  ^Muupeii,  contenant  chacun  anaai  pen  de 
peraonnea  qne  poaaible,  et  inatall^  de  fa^on  teile  que  renaemble  ne  aoit 
Jabrboeb  der  Internat.  VerelDlgang.  8.  Bd.  183 
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PAH  solidaire  d'un  ^upe  particulier  dans  leqael  le  cfaol^ra,  la  peete  on  la 
fii*vre  jaunr  vicndrait  ä  di-clarer. 

L>'  riiivir*'  <|iii  üiini  ;i)ti)-iiH  crs  |i<']tTiQs  et  pasMigens  iH.'ra  inoli 
d'«-ux  ])<-n<liint  toiil*-  lu  (lun'c  (tt-  la  qiuirantaiiK-. 

Le  linj.'«'  m\e  et  \n  effetn  d'ui<tigc'  dt*«  pelt>rin»  i*t  patji^ers  et  les 
Tftementa  de  T^nipage  neront  d^sinfect^;  il  en  aera  de  m^ine  du  narire 
doBt  lea  eaux  (1>>  cdc  sciont  d^inlect^  ^galement  et  vidrt  s.  L'ean  po- 
fnltlc  «'niin;iir;isiiiöt>  luird  si  ra  if'nfnivt'lt'c  par  Wwu  d»'  la  iiiachine  dcstil- 
liit»>ii>'  du  L»'  navin-  <t  Ics  iri*iup«\s  dt-  peW-riii.-*  et  pa.'<sa<rt'r.< 

iVroni  i-liucun  separemeot  duuzf  juurs  de  iiuaruntuine  ü  eomptur  du  Jour 
011  ehacim  dVux  a  4t4  iaol^  des  gm  de  cboKra,  de  peatc  oo  de  fürre  janne. 

Les  gmupe«  parmi  leminelK  le  eholera,  la  peste  011  la  flirre  janne 
JM'  »erait  manifrsti'.  feront  ansai  niit-  (luanintaiiif  do  doiiz<>  jour»  h  compt*'r 
du  munient  «n'i  i\<  «■  "nnt  M'pan's  de  Iciirs  nialado  att«'int«  d'un»:-  de 
res  iiialadit's.  l'ni*  •luai.uitaia«*  di-  dix  joiirs  scra  roiniuvelec  cliaqui*  feis 
4(U'  de  uouvraux  eas  !*erunt  cuDstates  puriiii  le»  dit»  yruupe«.  Lee  uia- 
ladeR  atteint«  de  cho]£ra,  de  pMte  ou  de  fiivre  Janne  ne  qnitteront  le 
Inzaret-  qu'apri*»  qne  les  mMecina  de  ce  lacaret  anront  conatati  que  Ica 
dits  malad'  S  n«-  pn'si  ntfnt  plus  aucnn  danger  de  contaniination. 

T>i'  luriiir  .-i  (].■■<  i  ;is  ilr  I  hnli'ra.  de  pesto  ou  de  fievre  jaune  venaient 
a  dr(  l.ui  1  ;i  liKiiI  d'un  dl'  «  t>  navires  pendant  ia  riaveist'-i-  de  C'aiiiaran 
a  Iijeddah,  !••  uavire  devia  etre  lepuUKNe  sur  Caniai'aa  oii  il  fera  de  uou- 
veau  aounii«  au  i^^ine  Rp^cial,  (i08-indiqu£.  eoncemant  lea  naTues  Jn^ 
fcct^R.  Les  pmTMionB  de  bouche  apportis  par  n*importe  qnela  p^leiuu, 
tant  ('aiiiaraii  (|u';i  A])ou-Saad.  H.-iont  atfentivernent  cxamin^os  par  lea 
ii)''dr>(  ins  de  ces  lazaret«  et  dctruiteis  si  elles  sont  reconnnea  nniaiblea  k 
la  t$anti'. 

Art.  9.  --  Lea  j^roupf.'*  de  pelerias  et  {Mis^agei^)  parmi  lesqucls  le 
cbol^ro,  la  peste  ou  la  fievre  jaune  se  seiait  manifeflti  k  Camaran«  ainai 
que  les  maladea  gn^ria  de  ces  nialadiea,  ne  pourront  etre  re^ua  en  lilive 
pratiqne  k  DJedduh  qu*aprN  avoir  subi,  au  laiaret  d^Abon-Saad,  tine 
qunrantaine  de  einq  jours.  nvec  desinfertion  ritroureusp. 

repciidant  les  nieTDes  navires  qui  les  auront  aiiieriL^s  Altou-Saad 
puurront,  apiv,**  deharqueiiient  au  lazaret  dcü  peleriu»  et  paiisa^jers  et  de 
leun  bagagea,  aiosi  qne  dea  nmrchandises  h  deatinatkil  de  Djcddab,  re- 
partir  en  libre  pratiqne.  Oed  ne  pourra  tout-efoia  ae  hire  qn'aprte  la  d6i- 
infecti  n  du  navire  et  <les  bardea  et  effeta  de  l'equipage.  An  cas  oü  la 
pi  -te.  le  cliidera  "U  la  fievre  jaune  -i-  rnanifest«'rait  au  oonn'  du  IVleri- 
naüro,  les  bateaux  a  pelerins  pailaiit  de  DJeddah  pour  les»  ports  PersaiLs 
ou  Ottoiuans  du  golfe  Persiiiue,  feront  ä  Camaran,  unc  quarantaiiie  de 
einq  jour«  avec  d^infection  dea  pilerina,  dn  naTire  et  de  Päqiiipage. 

Art  10.  —  La  dnrte  dn  jour  de  qnarantaine  eal  de  24  henrca. 
Artv  11.  —  Lee  mesuree  indiqniea  dana  le  prfeent  artiele  ne  Heront 
«ppliqn^es  qne  ai  la  aitnation  Banitaira  de  l'Egypte  Texige: 
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TouB  les  Pelerine  de  prorenance  Egyptienne,  \  oompris  les  peleriiw 
Indiens  oa  Malaie  qui  prennent  la  Toie  indirecte  de  Suez  pour  se  rendre 

an  He<^jaz,  sont  aatn'iut-s  a  la  qnarantaino  df  10  jniirs. 

Les  navirt's  provenant  d»"  rEirvpt«-  i-t  dont  It-  iicimbn-  dr  pMcriim 

embarque«  tserait  liiuitu  uu  0^1^  du  tonnagf  nct,  uiiront  la  (nculte  ik  dC- 

barquer  ees  pileriiM  k  Alran-Saad. 

Les  naTire«,  de  mime  provenance,  ayant  an  nombre  de  pelerins 

Bup^ricur  ä  r«>  5      devroiit  se  rendre  It  Camaran  pour  y  purger  la  qua- 

lantaint'  dt*  10  jours. 

Lrs  navires  arrivant  du  .Nuni.  -  t  d«'  pr«>vt'nan<t'  indciiitiic.  ii'-  ptMir- 

ront  etrü  re(,-U8  en  librc  pratiqiie  au  licdjuz,  apit-s  visit*'  iii'-dicalf  lavorald»; 

des  piierimi,  qne  b'II  ont  travenö  le  canal  de  Suez  en  stricte  quarantaine 

et  saus  avoir  ea  aucnne  communication  avec  l'Efifypte. 

Art.  12.  —  Lf  s  pMerüu  lndien8  on  Miilais  »ont  totguurs  sourniii 

au  rt'ifinie  d«*  h-ur  provi'narKr,  qufdli-  ipie  soit  I;i  voi.-  (pi"i)>  pnTin>'nt  jumr 

«:  rendre  au  Hedjaz;  toutrfoi«  le  temps  passi-  dauM  des  \u>vXs  iudfumis  .-t 

dornt  ila  ponrront  ju^tifier  par  certificat  en  ri;f?le,  trar  sera  comptt^  dan» 

la  doi^e  de  lenr  eontnmaee.  La  d^sinfection  est  toigoan  obli^toire. 

Art.  13.  —  Les  marchandises  qai  n'ontpas  ^e  czposi'i  s  ä  la  «  uutaiui- 

nation.  arrivant  de  pay*^  dtmt  Ifs  pmvenanceB  sont  assujftti<  >  a  uu  n'Lriiti»! 

quaniutcnair»',  ä  dt  stiuation  du  ^  t'^im  n.  pnnrront  ftrt*  dt*l»arquiT»  ä  Hode'idub, 

80118  la  tiurveillance  dt-  l'unturite  .sanitaire. 

Lea  navires  chai|r^  de  p&lerins,  et  qni  anraient  en  ui^me  tvnii^  ä 

l»ord  des  marehandlses  n'ayant  pas  6ti6  exposees  h  la  contamination,  ä 

d<stiiiation  du  Tarnen,  ponrront,  atiH8itot  qifils  aaront  delmrqu^  leurs 

prlrrins  et  passaircrs  A  f'amaran.  <  t  apns  la  dt'siiifictinji  du  uavir»'  ainsi 
qu»'  de»  harde»  et  effi  rs  de  l'equipage,  —  et  puurvu  que  K-s  pt  l«Tius,  Wn 
passagers  et  r£quipa<.'^e  des  navires  soient  indem&es  de  choMra,  de  peste 
on  de  fi^rre  jaone  —  se  rendre,  avec  denx  irardes  de  sant^,  directement 
k  Hodi'Ydali  poUT  y  d  'li  triim  r  c<'8  uuirehandi,«--  «-.  ( Vih  f;H  i!it<-.  at  rordre  ä 
la  Xaviir:k'i"n.  «'st  sulnoiliiniie»'  toutefoi«  ä  la  ('iiudititiii  ■'  'apitaiue 

et  I'aireut  du  navin-  donneront  une  declaration  i)ar  eriit  a  rin^jjietcur 
iNiuitaire  de  Camaran,  que  le  navire  revieudia  ilirednueut  de  Hud«  idaL  ii 
Camaran  pour  y  compl^ter  m  contumace  et  reprendre  ses  pMerins  et 
passagpers  poar  les  amener  ä  Djeddab  anssitM  qnMlH  auront  termin6  leur 
quarantaine.  Le  temps  passi'  ii  Hodeidah  ponr  di'Iiarquciucnt  d<s 
marchandise»  sera  eomptt'  au  navin-  i-n  d«''duetinn  d<  s  jnurs  de  r-a  quaran- 
taine, mala  ce  tempn  ne  devra  pa»  «'xceder  48  heurcs;  danj*  le  cas  contraire 
]e  navire  sera  obli^  d'embarquer,  h  ses  frais,  un  ro^dccin  eanitaire  ä 
Ckmaran,  mddecin  qni  anra  ponr  mission  de  surveiller  Titat  sanitaire 

du  bord. 

Art.  14.  -  L<>s  niarrliandis»'f<  pmv^'nant  d»-  lifux  on  existr  1<-  rholt'ra 
—  et  s"il  n'y  a  pas  cu  de  cas  de  cette  uuiladir  a  itord  pendant  la  traversre 
ou  aprt'H  rarriv<5e  —  restent  dans  le  navire  et  .«^nnt  »  seuipteji  de  d«''sinfecÜou 
et  de  taxea  aanitaires.  Toutefois  tt  est  bit  ezception  pour  les  vieux  effets 

183» 


2896 


Gesetzgebung. 


4  lutaire  et  lee  Stoffes  ayant  aervi,  les  laine»  non  lav^  les  Tieux  cotons. 
leit  crüiH  ft  les  pluiiii-s.  <iui  scrnnt  drsinfrctcs, 

Lrs  iiiarcliiiiuiiM's  provcnant  de  licux  oi'i  <'xi^lt'  la  pcstr  uu  la  fit-vie 
juiiue,  iiiais  qui  ndut  {nik  cte  espusee»  i\  la  cuutuuinatiun  ri-Hteut  nansi 
dans  le  navire  et  flont  exenipt«'!  de  d^iniection  et  de  taxea  aanitairea,  s'il 
n'y  a  ctt  &  bord  aiieun  cas  de  cch  maladies.  Far  conti«  les  mardumdises 
qui  ont  6U  expo^r-rs  a  la  contaniination  doirent  rtre  iiriiarqa^es  au  lazaret 
pour  y  etre  aen-cs.  »|!'-.inf(  i  tps  t  t  taxt*cs  d'apri-s  If  tarif  i>n  vijnjcnr. 

II  (sf  rrp.  ntlaiit  riL'oiiniisniifnt  int«'rdit  aiix  navire?*  d'iMiil»art|uer. 
dniiti  un  polt  Uli  t-xifte  la  pi^tc,  le  ciiolera  ou  lu  fit-vro  jaiiiu'.  leb  obji-t«) 
suivants:  cnira  verte,  peaia  fralebes,  dibris  frais  d'animanx,  crins,  laines 
brutes,  on^loiu?  saliots,  chereux  «t  vienx  sacs. 

Art  15.  —  yembarqneineat  d'animaux  Tivanta  ä  bord  des  uaTires 

;'i  lu'h'iins  <  st  riiroureiMement  intcnlit  ain^i  qm'  ci  lui  d-'  pt  ntx  nun  niann- 
fa«tiin'<'s.  de  di'-liris  d'unimaiüi  a  ITtat  linit.  il-'  cliitfi  iiN.  d-'  drillrs.  de 
chaiiMiii  de  teirt*.  de  petroli?  et  de  toute  uiatifio  inllaiiimaldc  ou  cxploedble. 
Exception  est  Mt  en  co  qni  eoneeme  le  charbon  et  les  animaux  n^cessaires 
&  rapprovisionnement  du  navire  pendont  sa  traversfe. 

Art>  16.  —  Tont  nsvire  ft  deDtination  dHin  port  du  Hc^Jaz  qui 

aiira  'inliaKiin'  plus  di-  IfK)  pMirins  devia  <*tro  pourvii  d'nn  lUt^decin. 
C'c  iii<'d-  <  in  qni  -ly.i  t- IUI  di-  [ii •'-■•nf er  son  diplniiu'  ä  tout«-  n'<i'ii'^ifi"n 
di>  aiitdiisis  saiiitain  s  nitoiuants,  aura  suin  de  dresser,  sur  un  ie:ri>tre 
aä  hoc  ei  iidii  »»ir  des  ffuilles  voianfes,  une  lUCe  de  tous  le«  laaladesj 
du  bord,  liste  dans  laquelle  il  nientionnera  les  nouis,  pri&oms,  Ages  et 
Heux  de  naitwance  des  nialadet«.  ainsi  qne  les  symptdnies,  le  traitement  et 
rissue  des  maladies.  et  dont  il  devra  reiiiettre  ct^pie  nux  autorites  sanitaires 
i[ui  <  n  fenuit  la  deinande.  |,es  rütes  autorites  saiiitaires  sentnt  tonjours 
lilins,  »Ml  untre,  de  caiisuller  le  regiatre  dont  il  vient  d"etre  [mrle.  Le 
navire  en  question  doit  ^fralement  €tre  orani  des  mMlcaroents,  ddainfectants 
et  antres  objets  necvssaires  anx  soins  ft  donner  anx  malades.  Une  in^ 
firiiierie  installee  sur  le  pont  et  uffrant  de  bonnes  conditiens  de  steurit^. 
de  aalubrite  et  a'ncration  seni  n'senee  au  luireruent  des  uiaiades. 

Kufiti  le  navire  drdt  |)nsseder  ä  bord  toiis  les  luoyens  prupres  ä 
isoler  les  iiidividus  atteints  de  ehnlera.  de  peste  ou  de  fievre  jaimc. 

Les  soina  et  les  medieanteiit»  seruiit  donne»  gratuiteiueDt  aux  malades. 

kxi.  17.  —  A  l'arriv^c  des  naviros  ft  p&lerins  ft  Camaian  ou  ft  Abour 
Saad,  Selon  le  cas,  tous  les  pelerins,  ft  Fexception  de  ceux  arriv^  par  des 
navircs  indenme»  appart*'naiit  ä  la  catögorie  seront  d^barquös  et  sobi- 
ront  la  vi^^ite  medieale  reirlenu-ntaire. 

Art.  18.  —  Aueiin  navire,  meine  admis  en  lilne  piatiiine.  ne  ptmira 
qiiitter  (.'aiaaraa  saus  avidr  pris  ü  son  Iturd,  une  lois  »a  quarautaine  aebevee. 
tous  les  p<'lerins  «ju'il  y  anroit  amen^«  sauf  les  malades  ^entuels  reconnus 
incapablcs  de  continuer  le  voyage  et  qn'on  garderait,  par  consiqnent,  an 
lazaret. 
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Art.  19.       L'airrnt,  on  k  son  tlefaut  l«>  capitaine.  de  tont  naviro 

spra  il<'>iL'^ri''*  ptuir  <*iiil>:ni|iiiT  ilfs  iiMcriti^  «icvni  rn  (Inmn-r  nvi«.  par 
ecrit.  ä  raiitiiiitt''  füiiiitair«'  au  iiioin>  4  jniirs  iivniit  Ic  (irlnit  de  st  s  opt'- 
ratioiiK  d'ciubarqiUMiKMit.  et  co  afia  qu  il  miit  pnirede,  rn  ti'iiip.-i  voulii,  ä 
la  foraiaUt^  da  meRurage  du  uaTire.  »inHi  qn'ä  rexamen  de«  conditiona 
speciales  nift^  par  le  R^frlement  en  e«  qni  roneeme  l'ani^na^enient  defi 
narire»  k  peb  rins  {I'oir  Art.  SO,  -JI  et  'Ji'). 

En  outrc  rtiiilianitioiiicnf  f\i-  tonte  l:i  priivisimi  rt  dt  rliarimii 

du  narire,  doit  etre  achi'vce  avaiit  tjuc  tlt*  tinumemcr  lopfratioa  <iu 

Art.  20.  —  L'autorit^  sanitairf  lern  appel  k  Tautoritö  de  laquelle 
n  lt-vr  i<-  naTire  char^«'  lif  p<-l*-riiirt  a  destinatioii  (riiii  ))ort  tjuclconque  de 
rEi)ii)in'  ntfoman.  afin  (riiiiprcliiT  -^'m  dt'part.  si  \-\\<-  u'a  pas  acqiiu 
l  assuramv  qu  il  >:itisfait  au.\  ( Mii«litioii>  .siiivaiitt-s.  .savin'r: 

d^iie  Ii-  uu\ir«'  a  t'-lr  mot  t'n  »'tat  ilc  pit>pieh'*  pailaiu-  t  t  au  lit'.ioiii 
d^infecte:  qiril  a  Mi  döratis^,  —  cette  openitioa  pourra  dorinavant  m 
laire  hcaltattvment  soit  k  SalatUak.  dans  Ii'  port  de  (*oiiittantantinopIe, 
«oit  ä  t'avak  (llant-Ho.-phon  ). 

Qii  il  <->t  i>n  i'tat  »r<'ntr<'pivii(lii'  Ii-  vinaL't*  hiuh  <I:h)l'i'|- 

yu'ii   oüre   IVspati'   rcult'iiientaiie  (laii8  ri'iitiei>oiit  lütr<T  coii- 

TenabkiiieDt  toiw  mos  paHsaifcrs  et  pekTin«. 

Qne  cet  entrepont  powede  lat^mlemenl,  et  des  dem  cot^H.  da 
hiiblot«  munifl  d'entoiinoirM  p(»nr  !a  vontilation  et  poiivant  K^ouvrir  et  wa 
fcniKT  lirrmi'tiinKMilfnt :  r<'s  linlilnts  m  rimt  cn  nomhre  siiffiflant  poiir  per^ 
uiettn-  un  i'tlaira:r<'  rt  iiiic  ai'ratioii  (••invcnalilts 

Que  lull  pout  coiMiiiuuiiiuer  avci-  Cft  etitri'p<«iit  par  dcu.x  »-.italifin 
fixu  dVn  moiiw  un  mctre  de  larjre  et  dont  les  marche«  ne  d^paiiHeroiit 
pas  de  hauteur,  paar  les  entrepont«  de  SO  &  100  pieds  de  lotiKuetir, 
et  par  4  eacaliem  comme  ci-dossiiü  indiqn&i.  poiir  les  entreponta  de  diroen« 
sians  Knp»'rictiri's  h  (•ello.>*  susHÜtes, 

Quf  le  ptmt  et  l"entrt!pont  soiit  en  lu>ih  m  en  f»'r  entienuicnl  lo 
conrert  de  planches  en  boi«,  bien  Jolntca- 

Qne  le  narire  est  bien  ^qaip^,  bien  amena^  et  bien  ai^r^. 

Qn'il  erit  mnni  de  manekts  amez  longnes  et  en  noinltr«;  »«uffi.^unt 
all  inoinK  2  par  ouTertnre  —  ponr  pemiettre  la  boone  a^ration  des 
entrrponts. 

Qn'il  est  p»>un'n  de  tuvaux  flexiliK-.s  d  une  lonfniein  huffisante  et 
a'altachant  k  la  madbine  afin  de  poDVuir  sVn  nerrir  en  cas  dlnccndie 
k  bord. 

Qu'il  p  1— '  i!i  tin  nondjix'  ünfflHant  d'i  inli an  ation«.')  et  qn'il  ne  con- 
tient  rien  h  hon\  ■^nit  ou  qni  pnixoe  deveuir  nuisible  k  la  sant^  on  k 
la  s^cnrit^  dos  passairer«. 

M  L«»  navire  ü  pelerln«  «era  ponnni  d'un  nombre  d'einban  atlona  d'»pr^S 
1  «"chelle  rtiilvant«^.  et  dont  denx  «eront  des  «mbarcatioDS  de  »auv<'tage: 

Mavire  d'un  tonnage  de  reji^iHtr«  n-t,  josqu'A  SOO  tOttneaux.  6  embareatlonii 
d'nne  eapacite  coUactlve  de  i,<ao  pleds  angUi«. 
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(^ii'il  t'xisti'  a  lioid.  cn  sus  dt-  ra|)pr()vi>iiiniii'inc'nt  de  lYquipagi-,  ot 
couvcuiiblfuifiit  urrimerj,  di-ä  vivit:»  et  de  l'euu  putuble  de  bunne  quuliti^ 
pnisfe  k  nne  «mrce  i  Tabri  de  tonte  contaminatioii,  ainri  qne  da  oombn- 
dtible,  le  tont  en  qwmtitj  luffiwnte  pour  toiu  les  pilerins  et  passagers 
et  poor  tonte  la  dun'-e  d«'claree  du  voyat'»?.  La  (HJautit^  d'eau  potable 
ini»o  joninelltMiiont  la  dispohition  de  chaqtte  pölerin  et  pasaa^ufcr,  quelque 
seit  sun  iiizr.  st-ni  dt-  ö  litros. ') 

Le  uavire  devra  en  outre  etre  pourvu: 

D^rn  appareil  dfetUlatoire  ponvaiit  donaer  &  litres  d^mu  par  joar 
pour  tonte  pereonne  se  trouTant  k  bord  y  compria  l'^qnipage;  lee  rfeer- 

voirs  d'can  potabb'  snont  mia  k  Tabri  de  tonte  8outllore  et  lenni'^  de 
tiiaiiirre  a  co  i\\u'  la  diKtnibation  de  l'eau  ne  pniine  u  bire  qne  par  de« 
robinets  ou        iiimipt  K. 

L)v  doux  lucaux,  an  tIloiu^?,  qiii  serunt  affcctes  ä  la  cuißine  perso- 
nelle deti  pelerina  et  de«  voyageurs  k  qoi  il  aera  interdit  d'allnmer  da 
leu  aillennt  quo  dans  les  dits  locaux;  il  lenr  sera  Clement  interdit  d'em« 
ployer  des  samovars  aillcors  qne  dans  les  ctiisine». 

r>"nn  t'ndroil  driube  ä  la  vuo.  sitiu'  i1i;H|iie  coti'  du  pont.  <"t 
l>'-uivii  d  un«'  ituiiip«'  ;i  iiiain  <lr  maniere  ä  fuurnir  de  IVau  de  nier  pMiir 
le»  besoiiis  de»  pMeriu«  et  passa;rfrs;  uii  enUroit  de  cette  nature  sera  ex- 
clnsirement  r^err^  k  Tasage  des  femmea. 

De  lieuz  d'aiKance  k  Pnsage  de  l*£quipage. 

De  latrincs  k  eilet  d'ean,  piaquie«  de  t&ie  ou  de  plomb  soUdmieMt 
attachees  aux  ^ais  boräs  du  nwin,  et  dans  la  proportion  d'an  moina 

Ufte  l.itrine  pour  cbntjiif  cinquante  personnet*  »'Tabarquees:  des  latrinef«  en 
noiubre  fiuffiMint  Mfiont  •xelusivenient  aflectees  ä  Tusage  des  femnies*. 
Aucon  lieu  d^uiKance  ne  doit  exihter  dans  les  entrepöts  ni  dans  la  caie. 

L<w  gros  bagages  des  pMerins  et  Toyugeuri  ainsi  qne  tontes  leun 
armes  seront  enrigistr^,  nnm^rot^s  et  placiSs  dans  la  cale  da  navire. 

Le  Pont  dn  navire,  libre  de  toute  roardiandiae  ou  de  tous  autrea 
olijeffi.  t't  recouvert  d'une  d"nM<'  tcnte.  aera  exclusivement  reser>'e.  jimr 
<  t  nuit.  ;i  rur-'.iL'i'  de  rt'tiuipafre  et.  frratuitement.  ä  (••■lui  des  pMerins  et 
pasMager«  d  eutreptmt  qui  serout  eucourages  ä  y  ret^ter  aiilant  que  possil»«. 

Toute  superstnioture  est  interdite  snr  le  pont. 

Artw  21.  —  L'espaee  k  donner  k  diaqne  p^lerin  on  paasager,  qnel 
qne  soit  son  ftge  ou  son  asxe,  est  nne  surface  de  l>a,60  carrfi  (16  pieda 

Navire  d'uu  touuage  de  800  k  1,000  tonneaux  6  euibarcatiouä  d'uae  capacite 
coUsetive  de  2,046  plsds  anglals. 

Navire  d'uu  tnnnage  d<>  1.000  A  1,150  toonoanz  •  eaibsveiitloiiB  d^oie  capadti 

t"oil<otive  dp  2..'>4.'i  pied«  anfrlais. 

Navhe  d'uuc  tonuaKe  de  1,250  k  1,800  toaneattx,  6  «mbaKatioBa  d*nne  capa- 

cite  GoUective  de  3,(HM)  \>\c\\»  ane^lais. 

Navire  d'un  tonnatr«'  de  refristre  net  en  bus  de  1,600  tonneaox,  7  embarcatlons 
d*nne  capacite  coUective  de  3,6O0  pieds  anglaia. 

')  Ciaq  iitres  «qoivalent  4      plntes  aaglalaes. 
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cam's  aniflain)  avf<-  unc  lumtfiir  (I'-Tiln  pout  (l'au  nioins  Ini  so  f6  picds 
anglain)  dans  Toutivpout  qiii  sc  tnMiv-'  au  äissns  <!<•  ia  liirn»-  do  fiottaisun. ') 

I,f>«  ontn-ponts  tlr-*  navirr^  ä  ])>  |i  rin"  dnnf  Ir  i»laii«-l>»'r  M'iait  au 
dessous  de  la  ligno  de  lloHaisuu,  ut-  pourront  pa.s  Ttr«'  »•unsidrn's  «omuie 
espace  libre  ä  mororer  ponr  rinstallation  de»  paxsa^erH  oii  dt  s  pMi  rinn. 

Lea  entrepont«  monis  de  conchettM  »eront  merarfe  ä  raiiioii  de  itn 
pUerin  par  00  pieda  cube«  anplais  de  volnme.  Tonteloi»  Ton  pounra,  en 
ce  qai  conceme  cpi<  ontropont«  s»  conchettfs  qiii  «craient  de  plus  munia 
de  ventil.tt«'iir^  t'lt'«tri(|ii»'H  ainsi  i|m'  de  lniiiü.'r«*  i'Ic(  trii|iif.  cniiiptfr  IVspacf 
leservt'  u  tliaque  pelerin,  a  ruiauu  de  82  au  liou  de  9t>  pitd-s  <  iilif>  anirlais 
de  Tolnine  et  permettre  qae  de«  pelerins  y  micnt  InpSs  iii«*Dit'  8i  le 
plancher  de«  dit«  entreponta  eat  sifu^  au  dtssous  de  la  lipie  de  flottaiRon. 

Lea  cabinea  du  penonnel  et  de  IVqnipaire  doiTcnt  «Hre  exclusive- 
ment  afiect^  k  l^usaipe  pour  \ci\n>-\  •  «ont  deHtimVtt.  Quant  au  sfiar- 
dfck,  'in  n»'  pntirni  v  Inirrr  des  pMcriiis  i|Uf  -'il  «-^t  couvert  et  a'il  eat 
miüi^.mi'  iit  laiLT«'  p"iii  pt'ritH'ttif'  !»•  üftr»'  passüL'«'  dfs  pMi»rin>». 

I*(»nr  et'  »|ui  n-irarde  rf>|>;iir  a  dHrint-r  aii\  pi  lt  iirif«  «  i  pa»<(L'4  rs 
embarqut''!«  sur  los  Muinbouks  fuisanl  le  .M-n  h  c  do  «  alintatr'",  tliaque  pMerin 
oa  pasaager  embarqnö  doit  diapoiier  d'nn  eapace  d'au  moina  rfnix  m^rea 
carrda  de  aarfoee.*) 

La  f'oniiiilHhion  ili«  Mi'surairf  doit  constator  le  lion  f<mrtioniH'm»'nt 
d«*  rnppaivil  distillatoin",  dt-  l  ötuvt'  a  dt'sinf'rtion  ainsi  ipif  di-s  vfiiti- 
lateurx  et  de  la  liiiiii<'n>  t''l«'(triiiius.iii.stall<''s  ä  ImhiI  •!••>  navin  >  ä  pi  li'iins. 

Art.  22.  L«'f*  uavin-s  a  pi'lcrins  faisaiit  Ic  c.ilMitai:''  «-nti''  l'  s 
purt«)  du  Hedjaz  et  leti  littoruux  urabique  et  africain  de  la  Mer  Kuii^t*^ 
et  dont  le  voyagre  ne  d^pasaera  paa  la  dnr^e  de  3  jounv  pourront  ein- 
barquer  an  nombre  de  pilerina  nip^rieur  de  26  ä  celui  qne  leur  acconle 
\f  certificat  de  mcanraKe  Atabli  en  base  de  16  pieds  carr^R  aniirlaia 
par  pT'U'rin. 

Art,  23.  —  Le  nmiiltif  il'  S  passairers  et  pt  ji  rins  pris  ü  Imnl  <l'  s 
oavireri  u  pek-rina  et  la  inaniiT»'  »Ii-  li\s  installcr  ont  ctc  ri'';:lr8  d  apns 
Tardele  19.  Lea  bateanz  ^nin^eni  qui  peuvent  prodnire  un  certificat 
offidel  d^llTrfi  par  Tautoriti  conip^tente  dont  ib  relevent*)  ^tabliwiant  le 
nombre  <1*-  p>  ierina  et  paasa^oni  qu'ÜH  penvent  emliarquer  par  rapport  k 
l«'ur  capafit»'".  ne  spront  pas  sujets  ä  iin  sfconil  !iit'«4nraL'«'.  l,cs  l>,it'':tnx 
appart«»nant  ä  la  marin«'  etraiiiri'rc.  tliarirt's  di'  pilciiiiH  ä  destiiiation  drs 
portü  uttvinan«,  et  qui  «eraient  depourvus  de  ce  lerlifieat.  seront  niis  «  u 
demenre  par  Tautorit^  «anitaire,  de  produire  cette  piece  en  n^adreüsant  ä 
lenn  conanlata  rcapectÜB.   Le  Conaul  devra  dana  ce  raa  faire  ^tablir  le 

>)  Le  pled  aoglaia  ^otvant  k  80i,47  eentltiiMrM. 

*)  On  ubti'  iidi  ii  la  Burface  totak-  <Iu  8am1>ouk  pu  uiuItI|iIliBt  la  lODglMlir, 
solvant  Taxe,  par  na  i&rKeor  priae  ao  milieu  et  de  bord  A  bord. 

*i  Gelte  antoilt^  «at,  k  r«ioIiMlMi  de  tont  antra,  roflioe  aanltalra  «n  to 
flapitana*  du  Ptet» 
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fii.  siiniiri-  j)iir  riiiitoiiti'  sanifjiiiv  ninjointcmcnt  avcc  cello  du  poit,  en  con- 
foniiiti'  »i<'s  pivscriptiniiH  de  l'Art.  19. 

An.  24.  —  Toll»  le«  navire«  deHtin^  h  traiwporter  des  peleriii!« 
doiwDt  siibir  cbague  ann^c  ropenition  da  romrage. 

Alt.  25.  —  Le8  hat«aiix  mus  pavillon  ottoman,  qni  quittent  la 
Cnpitale  avi-r  di-s  pt  lcrins  i'i  liunl  duivcnt  produin  im  y  if  ifirnt  de  ini'>iiniir«* 
dt'Iivn'  p;ir  1' AdtnitiistrnHon  Satiilnire  de  Ctnistantinople.  T>;in<  Ics 
autiv."*  (■a.s.  i  t  i  xre|)li..inn'll<'iiu'nt.  ils  iieiivent.  lursn^iie  les  ln-soins  de  Iciir 
aervice  IV'si^ant.  »e  fuire  iiimircr  dan»  le«  cinq  porta  suiTant«:  Beyroatfa, 
Tripoli  d'Afriquo.  Djeddab.  Hoddejdah  et  Basaorab.  Tontefoi«,  k  lear 
iiiriree  ä  Con.ttantinupli-.  (  es  bateaux  aeront  remeiurAi  par  l'Admilkistnitioii 
S;i!iitiiire  ef  s'il  est  rtuldi  «jue  re  iiiesurML'i'  ne  rnrroHpond  p.i<  exartenient 
aiix  preseriptiniis  tie  l  iut.  UK  le  iiiedeein  >anilaire  roäpou^ublc  encourra 
dt*  ce  ehef  de.»  peiues  diseipliiiairefi  ties  .st-vi-re.s. 

Alt.  2ti.  —  Le  Herrice  prtHe  par  le  niedectn  sanitaire  daitö  le  ra« 
dv  mMiirage,  seit  pour  le«  hateaux  ottomana,  aoit  pour  lea  bateata  aonn 
pavillon  otran^rer.  e»<t  trratiiit. 

Alt.  27.  L«'  eapitairie.  Ii'  iiit'ilecin  ft  re(|iiipaire  du  hord  veille- 
innt  au  niaiiitien  de  la  pmprete  i  f  dii  lion  lucire  dans  le  navire.  \.<^ 
niedecin  devra  s  assiirer  que  reutn  jutut  tni   lojLfOUt  les  peieriiw  e»t  bien 

frott^  chaqiii'  jom  pemlant  qiie  le.s  passajbTerR  SC  tronTeront  sor  le  poiit  — 
aTec  du  aable  hoc  mAU^  de  poudre  d^ainfoctante. 

Alt  28.  r.es  hateatix  ä  vapeur  «ont  neula  antoria^  ä  tnuNporter 
de«  pelt  riii^  i!aii<  l<'s  veyai:i'j*  iiii  louLf  eniirs. 

Alt.  29.  —  T(»ut  liau»l>urdeiiicnt  de  peleriiis  duu  vapeur  daiw  uu 
autn»  ««t  formellenient  intcrdit. 

Art.  30.  —  Totit  naTire  A  pelerins  ne  ae  eonformant  paa  ans  dia- 
poMitious  du  pn'sont  Reiflement  aolt  n  Tallcr,  seit  au  n  tnui  du  PMerinaire. 
aern  eniisidrn'  «».niin,.  ((.nTievenMiit  iii  imtiere  sanitaire  et  devra  efre 
sftuiiiis  au  inaxiiiiuin  d<'s  lut  suc  -  ;ii  n aiiteuaires.  i'e  inuximuiu  est  fixe, 
pour  tou.H  les  tii.'<.  a  lÜ  j«nu>  de  «juaiaiitaine. 

Art.  31.  —  L'antoritv  aanitaire  du  port  d'arriv^,  aoit  k  Djeddab. 
aoit  ä  Camaran,  dresücra  procea>verbal  avce  le  oodcoutb  de  rautorit^  dont 
releve  le  navire.  toiitea  les  fois  qu'elle  constatera  de  IVnmnibn'inent  oa 
des  conditioii^  hvi''i»'ni<iues  nrnnvaiKe^  snr  er  navire  Cnpii"  de  oi-  prne»'s- 
verbal  wera  expediee  ii  l'Adiuinifttrution  Sauitaire  et  une  autre  copie  sera 
reinise  k  PAiitorite  ('»nsnlaire  —  s'il  s'aifit  d'un  narire  itntnger  —  m  k 
rAntorit^  Locale  —  s'il  a'a^t  d'nn  naTiru  Ottoman. 

Pereeirthm  4m  Tuet. 

D^nnaia  on  n'admcttra  plus  Texemption  des  taxca,  ponr  cause 
d'indig«nce,  en  favenr  des  pelerins  de  n'imi)nrte  »pielle  proveuanec. 

I-i's  eaiiitaiues  des  navires  et  les  ttoJioudas  di's  sambnuks  serunf 
teuuä  de  pa.ver  la  totalitc>  de»«  luxes  r^gleiueutaireb  aiixquelles  sunt  at>t«u- 
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jetti«.  d'apres  h'  r.'irimc  ordmaire  de  leur  prorenance.  les  pelerimi  se 
tronvant  ä  Iciirs  honU. 

(V  paifiiMMit  (loit  t'lr«'  «•fffctii«'  au  Liizan-l  dans  Ifiiiul  Ir^  iirlnin.s 
detronl,  Hoit  ä  I'uIUt,  noit  au  R-toar  du  PMeriDütfL*.  pürier  lour  ({uarantaino. 

La  taxe  de  10  piaiitres  par  p^lerin.  pr^viip  pnr  I'Art.  4  du  Tarif, 
doit  ^^lement  ^tre  paj^e  par  le  capitaine. 

Totitt's  ofs  taxf's  (Inivcnt.  i  n  (  "iisi^inrnn'.  rtre  prtVilaliI<'iii<-iit  p'Triirs. 
p.ir  1*'^  c.ipitairit's  t-t  Ifs  nahouiias.  tV-  Vnxs  Iis  pMorittfi  indistim'temi'ut 
sauf,  touU-foir«.  d«.'«  »'ufaulH  äj^rs  d«'  luoius  df  7  ;ins. 

II  est  tonnellement  entendn  qtie  le  dC'barqui-iuent  dos  pMerins  n'anra 
Heu  qu'apres  qae  le  paiemenf  integral  de»  taxes  fiiisdites  anm  £td  offectn^; 
ee  paiemenf  ili  vm  -.i-  faire  en  nnm^niirf' 

r/Ait.  30  «In  Ki  Li-Ii-iiKMit  Sern  nppliqiii'  -"it  ,i  l  illi  i.  voii  \\\  u  tour 
ilii  l'i'ltMiiiiiir»'.  a  tuut  uaviiv  a  peU'riuH  ciuilivveJiant  au\  disposifioiis  du 
prm»nt  Artiolr. 

Liste  des  objets  et  marchandises  susceptibles. 
Les  Mbj«"t.s  i't  iiiartiiundiscs  su.sccptibU  s  soni : 
Les  lit^res  de  corps,  hardes  et  rett'ments  port^n  (effeta  k  tisaj.'c); 
loK  literics  ayant  servi;  le^mobiiier       (effets  dMoHtttllation);  les  paquets 

lai>s.'s  par  lest  aoldats  «'t  mati'lnts  rt  ri'nvoy^»  ä  Ifur  pafrü*;  1»>h  chiffr)n8 
«'t  drilli't*.  sians  i-n  «'xccptcr  cliiffim--  rniiipiimos  par  la  foirc  Iiydiaiilii|iif, 
qui  >«ont  transptules  comnu*  iiiart  liamlisc  s  on  lialiutM;  Irs  »ai-s  u.st's;  len 
»embils  usei»;  les  nattes  m6ea:  len  peaux  (camies  de  laine  ou  de  pvlls  et 
seryant  de  tapis  ou  matelas;  les  tapis;  le«  broderies  ajant  servi;  les  cuirs 
rerts;  les  penux  non-tannt'*-*^:  Ii  s  (M-aiix  fniuln-s:  les  dehris  frais  d'aniniaiix, 
onirlons.  saliots.  crius.  jiiiil>.  soiis  i  f  laiiiu"-  Imit-:  |f-  rlii-viix:  rolis 
postaux  conft-nant  di-s  artii  lo  l'i-«U'^^us  int'ntiotii  >  i  l  di  >  i'«  lianlilloiis  <li' 
cf«  luemt'ü«  articl(':4.  EnfiD  tuute><  le  luarcliaudise.H  «jui  xont  mix  enilmlliVr', 
soit  confondues  avec  des  matieres  de  m^me  nature  qne  les  articles  sus- 

La  dteinfection  nVst  applifim'»-  (ufanx  dlijefs  i  t  iniin  liandisi^s  c  nn- 
«itlt'n's  rommc  contamiiit'f^  i  f  pn^venaiit  des  purls  mi  rxi>f<  r.uf  la  pole, 
le  clioU-ra  uu  In  fievre  jauue.  Elle  devra  etre  faite  de  luauieie  ä  ue 
deteriorer  les  objets  que  le  moins  possible. 

II  a'est  pas  admissible  qne  les  marchandises  puisseut  etre  reteaiies 
fii  miarantaine  pour  une  pfriotle  indeterminfc.  La  pi-o|ii)>ttion  pore  et 
simple  ou  la  desinf«  *  fion  sont  !<'s  seulcs  iin-^nn  s        piiUx  iit  etre  prisi-s. 

I>es  li'ftres  et  (  Iii  I  r •^pundanc^•s.  iiiipriui'  -.  livii-s.  jonniaiix.  jtapifrs 
daffaires,  etc.  (uuu  eouipri.s  les  coli«  postaux)  lu-  m  toiiI  soiiiuLs  ä  aucune 
restriction. 

imtraotions  sur  le  mode  de  pratiquer  les  Operations  4e  la  deslnfeotlOR. 
IjCS  hardes,  Tienx  Chiffons,  pansement  et  antres  objets  sans  Taleur 
qui  ont  serri  ii  des  malades  souffrant  du  chol^ra,  de  la  peste  ou  de  la 
fievre  jaane,  seront  d^its  par  le  Ceu. 
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LfN  linget«,  objut(>  de  iitvrie,  vctvuiente,  matelus,  tapii»  etc.  cüatauüuc.H 
uu  slupect«  de  contamiluition  aerant  äfahdmbt»  pesdaat  16  minnteB  dtnc 
des  itnve»  indiqnant«  &  l'aide  d^im  thennomMre  k  signal,  ime  fempöratiire 
d'au  inoin»  100  dctrrt'B  centi^nvdes  au  sein  d'un  niatclas. 

(>n  pIftnL'i  ni  <l;ins  iino  Solution  de  sulilhin'  (I  ;i  3  potir  1,000  ad- 
ditii»(iiit'c  ilf  10",,  (|i  fhlnniic  si»diuii))  pendant  6  heur«'s,  les  lini'is. 
vt'tt'iiu'ntji  ot  <»liji-l^  .sniiillos  pur  le«  dejectiou«  des  malades.  Un  lavt-ra 
avec  la  Hulution  de  siiblimÖ  le0  objet«  qui  ne  pcuTent  aapporter  aana 
d^törioration  la  temp^rature  de  T^tuTe:  loa  objeta  en  cain  boia  coll^, 
featre,  veloure,  soi  etc. 

Lph  Solutions  pli'  !ii.|iH'fs  (ö*'  ,,)  son'iront  Mirtout  pour  dt-sinfector 
loK  objetM  qiü  ne  .••uppuitt-nt  ni  la  temperutnrc  de  l'etuve,  (100  de^resi 
centigraden).  ni  le  contact  du  aablim^,  tela  qn  lea  mdtanx,  lea  inatni- 
nientA,  etc. 

\a-  liiit  de  ehauz  e»t  sp^ialement  rM»ninuuid£  ponr  b  dMnIection 

de»  dejf'rti«'!!-  vi>iiii<->»-!ii*'nts. 

L;i   ilc  siiilcci  iiiti  liiitcanx  siir  li^qucis  sc  sorait  iimnüeste  le 

cbiticra,  la  pest«-  uu  la  fii  vre  jaune,  sc  fait  cumniü  «iiit; 

On  broHwra  les  paroiii  dea  cabines  qui  ont  M  oceapdea  par  dea 
mnlndeo,  i  Piiidf>  de  la  xolution  anivantc: 

Acifli'  piii'tiiquf  linit  5 

.Sivon  ix  ir  nii  vcrt  de  ]i'ita«8e  .  .  6 
Kau  ehaude  ii  öO  degre»  ....  100. 
On  emplniera  orttc  noliitioB  k  jriiM  cbando  pomible.  Ob  dlainfecti'rB 
onfiaite  len  Humlitn  endnuta  avec  iine  aolution  de  anblim^  additionn^  de 
10"',,  daleiml.  Le  loTa^  se  fera  en  commen^jint  par  la  partie  .superieure 
(If  la  pjiii'i  "iiiv.uit  unt>  liirne  liorizontali',  et  t  ti  dest-cndant  auccewivemejit, 
de  «orte  <jii<-  tniitr  I;i  -iirfar*-  soif  »ouvrrti'  jtar  le  liiinide. 

Les  plaueli«  i>  st  ioiit  laves  avec  la  iiieiue  «olutiun.  et  deux  heure« 

apres  on  lavera  lea  paroia  et  le  plancher  k  grande  ean.  L*eaii  de  cale 
et  Celle  qui  ««'joiirnc  dana  lea  cbambrca  dea  maduaea,  aoote«  etc.  aeront 

d<>sinfe(  r<% -s  h  l';iidt>  de  cbaux  vire  qui  y  aera  i^ont6e  de  fa^n  k  foimer 
une  Solution  tli-  5    „  ;ni  iiioins. 

La  qiiantite  de  chaiix  necessain'  pour  »teriliser  le»  euux  de  cale 
Hera  caiculee  comme  anit: 

1  m.  cnhe  de  lait  de  cbanx  k  b*l^  (aoit  le  lait  de  cbanx  k  2ß\ 
hnldtiiel  additionnc  de  3  fobi  aon  Tolvme  d'ean)  par  26  m.  de  longueur  de 
quille  Oll  fniotion  de  25  in. 

]it\  Solution  ä  5"'0  doit  T-tre  verst'e  direetenu'iit  <hu^  resenoir 
iU  >  eaiix  de  eale  ou  de  lest  par  une  lar^'e  ouverture  ad  hoc.  Elle  tlroit 
otre  intimeinent  m^lang^  aux  eanz,  ee  qui  ae  lera  en  lea  agitant  enaemble 
k  l'aide  d'an  balai  Lea  paroia  de  Teapace  aeiont  ^galement  frottfea  an 
bnlai  impr^tmö  de  lait  dt-  rliaux. 

.\pri's  iin  rontait  de  12  beurf«,  les  «-anx  si-ront  evacuee.s  en  debori 
du  porl,  uui'une  eau  du  burd  ne  pouvant  etre  ver«ee  daue  le  port. 
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On  appliquora  en  nutn'  i-t  tri'-*  ii:.'<Mir<'nst'iiirnt  Ics  pivscriptions  des 
circulain-s  N'o  2^^^^  du  M.  Aoüt  189'J  «  t  N"  im.  du  28.  .lanvior  1902, 
relatives  ä  lu  suppret^s^ion  dos  rats  «hins  Ich  laxureUt  et  8Ur  Ich  uavire». 

Mode  de  prmÜQMer  la  desinfection  des  peieriM  et  paMagers 

et  de  leurs  efTets. 

Leti  pöleriuä  et  paiMfagcrH  preadnuit  uia-  douche  lavu^e,  uu  uu  liain 
de  mer,  au  moment  de  leur  ddbarquement  h  Oamaren.  en  atteadant  qae 
leois  Tttementa  et  liages  salen  «nbi88ent  la  dfeinfecüoii  h  l'^tnve. 

Aiunitdt  qnUls  aiiront  iU  install^  dawi  leiin  campeniente,  ile  seront 

tenuR  dVxpofii^r  l'air  et  au  sfdeil.  par  eux-ni(fn$e$f  et  pendant  toote  iine 
jinimre.  tous  cfffts  et  ol)j>  t>  (••iiii|in<ant  l>'ur'<  hairufos.  nu'dfcin  du 
cauipeuieut  s'aj^surcra,  de  visu,  *iuc  crci  a  et»'-  lait  et  il  dtniiiera  ä  «.■iiteudre 
nnx  pölerins  et  pawaften  que  cette  Operation  e»t  indispenMiMe  afin  de 
leur  asenrer  la  libre  ptatiqne  et  le  tenne  de  Icnr  qoarantaine. 

Puur  le  dt'tail  de»  Operations  de  la  d6i»infectlon  on  »e  rapporteia  ä 
la  publioatioii  iiititiil<'t' : 

Instructiotts  genvrtiles  sur  la  th'swfection  apf^ücnhlf  daus  /es 
Etablissements  quarautenaires  de  l'Einpire  Ottoman,  arrettes  par  le 
Co$$stil  Sup&ÜHr  ät  Sant^  dans  sa  stauet  du  ij.l27.  Juiu  1899. 

Mesurage  des  navires  ä  pelerins. 

Le  punt  ue  duit  paä  etre  iiu'!<iun',  t-ar.  ainsi  qn'il  e«t  dir  duu.s  le 
lUglement,  art  18,  il  sera  ezclanTement  i^iien-e,  jour  et  nuit,  k  Tnmge 
de  r^qnipage  et^,  grntnitement,  k  celni  den  passafrera  et  pelerins  d'entre- 
pont;  il  en  sera  de  nißmo  du  spardeck. 

Pour  niesurer  Tentrepont  d'un  navire.  afin  »le  deteniiiner  le  n()nd»ro 
de  pelerins  (ju'il  pcut  re^lemeutairenienf  einliarquer.  et  apres  sV-tre  assure 
que  l'eutrepont  a  aii  moins  six  pied»  antrlais  de  bautour  —  1  niötre  quatre- 
Tiagt^eux  centimitres  —  on  procede  de  la  mani^re  siÜTaiite: 

De  PaTant  k  rarriere.  et  mr  la  liirne  du  niilien,  mesnrer  la  Ami* 
gueur  de  rette  surface:  sulnliviser  enauite  cette  iongneur  en  poitiotts 
legales  d"apri's  la  retrle  suivunte: 

1.  Le  navire  dunt  lu  luaj^''ueur  ne  depan^e  pas  äU  pied«  angluii».  ea 
quatre  poitions  igalea. 

2.  Le  navire  dont  la  longuear  est  de  plus  de  50  pieds  anglais,  mais 
moins  de  120.  on  six  po)lion.s  eji^leH. 

3.  Le  navire  dont  la  Inntnieur  <"~t  de  plus  de  120  piedt«  anglais, 
mais  moins  de  ISO,  ea  huit  portirtns  eiraies. 

4.  Le  narire  dont  la  longueur  e^st  de  plu»  de  180,  niaia  niuini^  de 
235  pieda  anglafs,  en  dix  poitions  Egales. 

5.  Le  navire  dont  la  lonirvieur  depnsse  225  pieds,  en  «üoiiat  poitions 
Egales.   En  multipliant  la  longueur  de  chaque  portion  par  sa  largeur,  le 
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21.  Befclement  fiber  die  P«troleiflid«pots.  Ofiftzieller 
Text/)  den  dlplomatiachen  Miesionen  mit  Note  der  Pforte  vom 
9.  November  1906  zugrestellt 

jiniiluit  iluiiiuTii  l;i  surhuf  de  rliat|iK'  portinn.  et  ci's  luoduilH  additionnte 
tluiiiuTout  la  sur/ace  «li«|H»iül»li'  ä  l'iii.Htüllation  tlvi*  iK-lfrins. 

De  wtte  Hurface  il  Rora  dvdiiit  l'fwpaco  occupe  par  la  uiachüie. 
ain»i  que  tuut  aiitn'  «tpace  non  diBponible  de  rentrepont 

Le  nombn>  de  pi<>df)  carr^R  revfant  sera  diTis^  par  «eise;  le  produit 
donncra  Ic  noinlin-     s  pMorins  a  loirfr  dans  l'entrepont. 

L*'s  «aldiis  raliint's  tlrs   pnMiiii'ii'  t't   scruiuh'  rlassi's  ri'stcnt 

exclusivf)iifnt  (-'""i'  i  v .-^  ;'i  rii-;!L'>'        n-  rsoiuii'-       Miciipi-ni  \i  >  coiichettes. 
Lh  et  approitve,  en  seance  du  Couseil  Super ieur  de  Sante', 

le  II.  Aoüt  ig06. 

')  Art.  1.  >  ili  piii.v  liihiiiu's  ä  remmapiKii^jfo  des  maticrod  in- 

fiamiiiablea  teilt«  que  pi  tn»i«  et  Itensine  neront  ftaUis  par  ]ea  Ximictpalitt'a 
h»»  de»  Ville«  et  des  bonrp*. 

II  n<-  N<  ra  pai«  pertuia  aus  marchamls  et  anx  n»V<»f »nettre 
<i  n)>  I  II  >  loiitiqtieH  et  ma^niHina  tuiite  qualit^  de  ces  article»  d^pasoant 

leiirs  lu  siiins. 

Art.  2.  -  -  Ih-nx  piasii.'>  st  i«.nt  pi  li^urr;  jKir  CaisM'  de  petnile  ä 
niettre  dans  lex  dits  d<'püts  pom  1<-  premier  mois  et  cinq  paras  pour  chacun 
des  uoia  suiTanta. 

Art.  3.  —  Lea  propri^taires  de«  döpdt«  paxticulien  ^tablis  par  dea 

coiiinii  T.  ants  avaiit  la  dato  dr  vv  rvi:l<'iii<'nt  pour  IVnniiairaHinairt'  df  I»Mir 
UKin  liiimli- ■  ]»<iiii  r<tiit  >\  n  -»-rvir  (  «iniiiif  jiar  U'  passt'».  ä  la  («uidition  df 
n  y  III«  tue  tpir  leur  piopif  maichuudise.    Aucuue  aHeiute  ue  sera  portee 

aux  conditioiis  de  cftncensioik  des  d^te  ^blis  en  Tertn  d^autoriaationa 
speciales. 

Art.  4.  —  Les  commerfanta  potirront  ^tablir  de«  d£i>ot«  partienlien 

poiii  I^•lllIllaL'a^iIlaL'^e  esclusif  de  leur  propre  marchandise.  Iis  dcvntnf 
oliti-nir  um^  aiituiisatiitn  <mi  eo  (|ni  oono'rne  leur  enipl:ieein<'nt  et  !fiir 
luode  de  eonslnuiion.  le«  depöt«  xenrnt  Houiuis  ä  la  surveillance  de» 
Antoriti'*«  MnniripaleM. 

Art.  6.  —  Le  parement  du  prix  du  pftrole  et  d'autrea  ailicles  qni 
se  seraient  r^panduH  on  caaa^a  Roit  daus  les  d^pöta  «oit  lom  de  leur  trans- 
port  par  l»-;  <'iiipli>v.'s  d,.  ois  <'taliliss»'mi'nts  inctiuil>e  aux  Municipalitt*«;. 
Kii  ea>>  (i"iri(<  iidii-.  !•■>  Miiiii<ipalit>'-:  ricvr'  iit  •'•iralfUient  iiayt-r  Ifs  eaissfs 
de  p*-trole  ff  aulre?*  artielfs  qui  uuraient  iiiüle.  Kilos  feront  a-^tiurer  les 
dita  artieles  emmaira.'dn^.  Toutefoia.  les  pn>prit'taires  pourront,  a'ila  le 
renlent.  faire  aannrer  ens-memes  lenn  marchandises  et  dMoire  le  montant 
de  la  prinie  du  dr 'it  d  <  niui.iL'asinatre. 

Alf.  H.  Le  Miniatere  de  rint^rieur  est  diarg^  de  Tex^cution  du 
pre&fiit  re^'leau'ut. 
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22.  Türkiscli-SerbisclHT  H;i  ndels  vertrafr,  gezeichnet 
am  15.  2H.  ilai  1900  in  Koiistautinopel,  iu  Kraft  getreten  am 
1./14.  September  lyOÜ.^; 

*)  Wir  g«ben  hier  den  officiellen  franzosiBcben  Text  wieder: 

TRAlTt  DE  COMMERCE 
ENTRK 

LA  TUR4)U1£  ET  LA  SERBIE. 

Art.  1.  —  II  y  aora  pleine  et  entiere  libeite  de  commerce  entre 
l*Empir8  Ottoman  et  le  Royaume  de  Serbie. 

L<'s  jjujftti  de  I'une  des  HauteH  Partits  puurrnnf  —  ccmf  'i m-'n  -  nt 
H»x  Ltiis  et  l{<  irl«  iin'nts  tocaiix  —  voyajsrer  et  b  lUublir  übruweut  bur  le 
Territoirc  de  lautre  rarlic. 

Les  ai^eta  de  Time  des  HanteM  Partie«  qoi  amt  Aablis  tra  r^ident 
prorifloiremeat  rar  le  Territoire  de  t'autre.  jouinmt  —  dans  l'exercice  de 
leor  commerce,  prole«8ion,  iiH-ticr  nu  itidustrie  —  des  nieroes  droit«  que 
It'H  nati.tiiHux  et  n«'  srmnf  ssoiiini^  ;i  vh-.wjv^.  impota  on  taxea  autrva 
ou  plus  t-lfViV  «|U»>  it  iix  t|iii  frappcnl  Us  nalitiu.tiix. 

Art.  2.  —  Les  pruUuitü  d  uri^iue  ou  de  iiiauulai  tiiiv  ultoiiiaiu'  »jiii 

son  Importe  en  Serbie,  et  les  produils  dWifrine  ou  de  manufactar«  serbe 
qni  Bont  import^'8  eo  Tnrqaie,  aeront  respectiTeroent  tioarois  —  en  oe  qui 

concern»^  le«  droits  d'iiiiportation,  d'i  xpurtatiim,  de  tranHit.  la  rrt'xp<irlalion. 
1*  tran<l»i>rdenit  nt,  It-  rourta;:f,  rt'ntn  |M'.r  1.  -  droiis  irif''rii  iu>.  li-s  funualit/s 
douaaicre«,  Ic  trau^purt  d  toute  maiiipulatiun  sur  eUeiain  de  l'er  —  au 
mdme  traitement  que  le:s  piodoits  de  la  nation  la  plus  favoritiie. 

Sons  ancnn  pr^texte  et  dans  ancun  cas,  ils  ne  seront  assiuettis  h 
des  driiit«^  <!•>  donane,  taxes,  impdtü,  droita  additionncU  de  douane  autre» 
ou  plus  ('IfVes  que  ceux  qui  irnvtront  les  pruduits  prov»'?iati<  d«-  tout 
autre  pay«.  ni  H<»uniis  ä  la  drfciisi'  d  iinpurtarinii,  d'i  xporlaf iou  »  t  ilr  traiisit, 
»i  ceb  uie.sure«  ae  sont  pas  t-«;alenu'Ut  applitiUt'it«  aux  pruduits  sijiiilairt-» 
des  antre»  paja. 

En  cons^qnenee,  tonte  concesaion  on  privilep-N  toute  diminutiun  des 
droits  de  douant-  dan»  le  Tarif  Autonome  ou  dana  les  Tarifs  Conveiitionm  ls 
df.s  Pavrt  re(*p«Mtifs.  ainsi  (pH-  tonte  diminutifin  des  dmits  int^rms  <  t  des 
taxea  quo  i'une  des  Parties  tuntractante^  auraii  aceuides  ii  un  Etat  tiers 
d'une  raanlfere  permanente  ou  provisoirc,  seront  applitpi«;«,  immidiatement 
et  Sans  aucnne  exception,  aux  produits  d'oriiHne  on  de  manufacture  de 
de  l'autre  P.utie 

Art.  3.      Les  dis|)osiii(.n>  de  j'Article  i)r«  r.  (l.  nt  ii.  s',ippli«|uejit  point: 
a)  aux  conteshions  stipulees  avei-  d'aiitn-  VAa\>  liniitruplies  pour  fa- 
ciliter  le  trafic  frontiere,  t'ehl-ä-tlire  aux  cont(S.si(ius  aeiortUes  iKuir  la 
Zone  frontiere,  laqnelle  ne  peut  s'itendre  au  deU  de  15  kilomMres  de 
la  Frontiire; 
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b)  anx  coiic*  ssion>4  que  Tnne  dos  Parties  Contnctontes  aocorde  fc  im 
EUtre  £tat  p;»r  n\v  d'nvi'ntion  «rrniou  PduanÜTt' ; 

C)  au  taliae  pruiiuit  dans  1  Kinpirf  (tttniiian  qiii  lurs  de  ^^on  fX- 
portatiuu  eu  Scibie  srra  assiyttti  ä  uii  iiroit  dexportatioo  de  quatre 
(4)  Piastres  par  oc<|ttc,  Hoit  Piaatres  troia-cent  doiue  et  deraie  (318'/t)  P*** 
Cent  kilo^mtnea. 

Art.  4.  Li's  pnxlnit-'  irMriirint»  «ui  de  iiianiifacture  ottomano  enu- 
mrii's  drill-'  |.  'I';ii  if  t  i-,inn*'\<'.  -riont  souiiiis  aux  droits  y  insrrits  i\  Itnir 
iliii»ortalion  l-u  ils  briitficicront,  ea  oulro,  divs  druitö  plus  röduita 

qui  aeraient  uiiplitiue»  ä  Tegard  dea  produit«  aimilaitea  d*ttn  antre  £tat. 

Art.  6.  —  Lea  Uautea  Partie«  Contractantea  a'engagent  k  n^entraver 
le  commerce  hküproque  par  auetine  prohibition  dMmpoitaljoa  ou  de  tnmsit 

Kllt'-i       jxtnrront  fnin'  t-xc'ptiim  :i  of^tt*«  n-irle  «pi«*: 

1.  puur  \>-s  ItcMiins  niilitain  s  daiiH  de»  circunstances  exceptioiuelles; 

2.  par  ü«rard  a  la  süretc  publique; 

3.  par  iSgard  h  la  poUce  aanltaire  et  v^törinaire,  k  la  aant^  publique, 
k  la  protection  dca  aniniaax  et  de«  plantea  ntile«  cmtre  dea  maladiea  oa 

infections; 

{.  par  •'i.ard  an\  iiionopob  h  d'iltat  actuellement  eu  vigeor  ou  qoi 
püurraiiiit  ctn-  Otabli.s  a  l  uvenir. 

Art.  6.  —  L'importation  et  le  tranait  de  la  poudre,  de  U  dynamlte 
et  d'autrea  matiere«  exploaiblea  analognea,  —  ainai  qne  de  tont  produit 
chiinique  aervant  k  h\  falirication  de  matierea  ezpktiblei  —  deH  canooa, 
dfs  ami*^s  d*'  muM-n'.  di*  b  tirs  arn-ssoirf««.  «•!  dfs  rannitioiM  militairea  dana 
ies  EtaKs  r(  sptTtif>.  simt  toniu  lli-uifiit  pnibib.'s. 

Lt'  c<jiiiuier('(>  dc8  arui«'.-^  et  iiiuaittoriH  rt-ste,  dans  \cs  Pays  reapectiia, 
aoiM  la  Burveiilance  imni^ate  et  apöcial«  dn  GouvenieiDeiit  Territorial 

Art.  7.  Les  droit«  int^rieurs  auxquela  aont  ou  aeront  soumise.s 
la  i)Pi(birtinii.  la  fabrication  ou  la  consoinmation  dt-  n"irnporte  qufl  p?-  'd;iif 
mr  k>  'r.  rrit'iir.'  dt-  rnne  d<*s  Nantes  Tarties  Cnntractantes,  ne  puurp'tir. 
mm  aucun  pretexte,  »  tre  per^us  .sur  le  produit  de  I  autre  Partie,  ä  un 
taux  plus  elev^  ni  d'une  maniire  plua  onireuae  qu'ila  ne  le  aont  pour  lea 
produita  aimilairea  nationaux  ou  ceuz  de  la  natioa  la  plua  faToriafe. 

.\rt,  M  L,-<  n-'L-oeiauts.  Ies  fahricanta  et  lea  industriela,  suJets 
des  denx  H  iut.^  Tirti' >  rurilractantes.  i|ui  ponrront  proiiver  pnr  uno  Carle 
de  Li'-LMtiiiiatioii,  dans  la  forme  du  modele  annexe  au  pre.seut  Traite.  qu'il» 
acquittont,  dams  le  Paya  oü  ila  resident.  Ies  droit»  et  impOtä  necessairea 
pour  Texercioe  de  lenr  commerce  et  de  Ueur  iadustrie,  ne  aeront  aoumia, 
k  ce  titre,  ä  aucun  droit  ou  impot  ttlt4rienr  dana  Tautre  Paya,  lorsgu^ila 
voyaprent  ou  font  vnyairt  r  leur.s  conimi.'«  ou  airents  nvrr  ou  sans  eehantillons. 
daiis  rintt'r't  »  xelusif  du  coniuieree  et  t\v  l  indiHtrie  (pi'ils  exercent  et  k 
l  eitet  de  laire  lU's  aciiat«  ou  de  recevoir  de.s  (.ommissiuüs, 

Lea  diapositiona  ci-demna  ne  aont  paa  applicable«: 
1.  aux  peraonnea  qui  ae  livrent  k  la  recherche  de  commandea  chex 
dea  pereonnea  n'exer^ant  ni  commerce  ni  induatrie;  —  tontefoia,  lea  commia- 
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Toyigenn  de  rune  des  Parties  ContiuctonteB  ne  seront  pas  trait^g  Mons  oe 
npfOTt,  Bar  le  Territoire  de  Pautre,  moins  faTorablement  qne  les  nationanx; 

2.  aux  courtiors.  mi  colixirtage,  au  Commerce  et  aiix  profemiomi 
«xerc^  exclusivemont  fii  miilxiiant. 

Les  Hiyet«  df  ruuc  dfs  Tarties  Contractautcs  qui  oxfiTcnt  le  luötier 
d'cxpMitenr  (AmuuU^  od  de  cbarretier  entre  diven  pointo  des  Tenitoirea 
lenpectifa,  ae  pourront  —  par  rapport  k  l'exercice  de  ce  mutier  —  £tre 
taz^B  qnc  dans  h»»  Pays  de  loiir  n'-sirttMic". 

Li'B  Hujets  de  Tünf  d»'s  Piirtit"(<  l'ontractanJ<"*  n  ndiUiT  jnix  fuin-s 
ou  march^  sur  W  Territoire  de  i'autre  Partie  p'^iir  1<  >  lii-si»iu.s  de  leur 
commerce  oo  pom  y  dibiter  lenrs  prodnits,  y  seront  n't-ipioijueroeiit  treit«s 
comme  les  national». 

Art.  9.  I-i  s  >oci^t^  par  aotions  (anonj'nu  s)  i  t  :iiitr.  s  asrxK-iations 
Commen'ial<>.s.  indu-itii«  !!»'«  ou  financii'T»"'.  dMinirilri.s  diin>  riiu  <!•  iix 
Pays.  et  ä  conditiou  »jirelles  y  ait-nt  t'tr-  validfim  iit  rotistitiiriw  ( (.iitni uk'-- 
iu»*nt  aui  LoiH  en  vigucur,  seroat  rec«»ninu.'S  coiunie  ayant  l^-xisteufe 
legale  dam  Tantre  Pays,  et  elles  y  anront  notamroent  le  droit  d^cster  en 
jaittice  devant  les  Tribunaiix,  soit  pour  intenter  une  action,  »oft  poar 
y  d^ndrc. 

11  t'Hf  entt-ndti  (iirfri  r.'  cuncfnu'  rmlniission  di-  n>s  snoirtes 
duQM  l'autre  Paya  a  l'excrcitc  dt-  leur  cuiiiiiieree  »m  de  Irur  industrio,  elles 
demnt  se  eonformer  aux  prescriptions  qui  exlatent  cct  6gard  dans  ce 
dentier  Pays. 

Art.  10.  --  Sann  pn'judice  d. irranL't  iiienta  sp^eiaux  aar  le  traite- 
ment  douanii  v  <1u  trafic  par  dirniiii  f<  r.  il  est  i-onvemi  «pK'  I«'s  tnarcban- 
discs  tpii  .-^unt  -souniises,  .sur  I»"  T»*rril«iiie  dr  l'un«'  des  Haute.H  Partit-.s 
CootractanteH,  au  traitement  de  l^acquit-a-cautiou  vt  qui,  puur'cctte  nieuie 
raison  ou  poni  une  autre«  y  ont  it6  i(jk  misea  sous  scellte.  ne  seront 
poInt  d£ball^  sur  le  Teiritoire  de  Pautre  Partie,  lea  scvIUh  et  plombs 
tronv<'s  intac't.^  ne  seront  pas  remplaote,  pourru  que  Pon  ait  satisfait  aux 
exigence.><  du  rontrol»'. 

Kn  gcneral,  les  formalitcs  du  .^t-rvice  Üouanier  stTont  n-::lt'es  d'apW^s 
des  principes  identlques  et  senmt  simplifi£cs  autant  quu  punsibie;  il  sera 
pourvtt  k  une  exp^tion  r^galiire  et  prompte  dans  les  benres  de  senrice 
qui  seront  fixees  ea  nombre  .suffi^^aiit. 

Art.  11.  —  Les  doiix  Haute.s  Parti>'s  (  nutnictantfs  sVnirntr<'nt  ;i 
coopt-rer,  par  des  moyrns  appropries.  pour  cinju'cher  et  puuir  lu  c^oulre- 
baude  dirigue  contru  leur»  Terriloires;  ä  accurder,  a  cet  effet,  toute  assis- 
tance  Mgale  aux  Em^oy^  de  Pautre  Partie  Contractante  chargäi  de  la 
mirveillaace :  ä  aider  et  k  leur  faire  parrenir.  par  les  Employ^  des 
Financps  et  de  l*nlic<\  aiiisi  que  par  les  .\utorit«'s  looali'.'«  t-n  i.'»'ii'''r!d  — 
touteti  let)  inluruiatiooB  üont  ils  auront  besuin  pour  Pexercice  de  leurs 
fontions. 

Art.  18.  —  En  attendant  qn'une  ConTention  sp^iale  intenrienne 
entre  les  deux  OonTetnements,  les  sigets  ottomans  en  Serbie  et  les  sqjets 
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23.  Türki.seh-Bulgarischcr  Handelsvertrag,  gezeichnet 
am  12./30.  Januar  1003  in  Konstantinopel,  in  Kraft  getreten  aiu 
l./H.  Januar  1907. 

sorhoi*  on  Tnrquie  jouiront.  —  on  i|ni  t  onceme  Ics  niarques  d6  bbrique 
et  (]•-  ( <>niiii''r<'>-.  Ics  di  ssiiis  iodutitrielä  et  Iq»  niudele»,  —  de  la  meme 
protection  4IK-  k-s  natiuiiiiux. 

Lea  Rtijeta  de  l*ane  des  Parfctes  Contraetantes  qtii  d^irent  jooir  de 
la  protection  de  leun»  niarques,  de  leun  dessina  et  de  leurs  modilest  dans 
Ir>H  Territoires  de  Tavtre  Partie  dt  vront  efiectuer  le  di'pnt  de  oes  marqnes, 
(It'ssins  et  »indMfs,  rnnfnnin'uiciit  ;uix  pn-icriptions  Irirair.'*  respectivi.'s. 
eavoir.  actiu-llcmeut,  i*»  'runini»'.  aii\  Mini^li■rt^s  litipt'riaux  du  ( V>nirii»'rrf 
et  de  la  Justice,  ä  Coruttantinoplf,  tt  au  Cunseil  Administratif  du  Vilayct 
et  an  Greffe  de  la  Cour  d* Appel,  en  Provlnee,  et  en  Serbie,  an  Tribniial 
de  Commerce  de  Belfrrade. 

Art.  13.  Lc  jHvstMit  Tniit»'  futivra  on  viirouer  des  T^dianga  des 
Ratiiiciitiniis ')  et  n-.vti'ra  rxt'i  iitoiiv  peiidant  cimj  ;ni- 

C't-peudaut.  aprt:ii  uue  pcriude  de  truiti  aas  ii  Lumpter  de  la  date  de 
r^changc  des  ratification»,  diacone  des  Hantes  Parties  Contractantes  aara 
toiu'onn  le  droit  de  le  d^noncer.  —  Dans  ce  cas,  le  Tiaitd  prodnira  ses 
t'ff.  ts  ciurdf  (liMize  iiiois  ji  partir  du  joiir  oü  la  dt'nuneiation  aura  t'ti'' 
riotifi'V  ä  l'aufiv  l'arti«'.  l^ans  Ir  eis  t>h  n  dt'Iai  tlf  <M"n(|  ans  sera  ediu 
«aus  i|ue  l'unc  dt-s  llauti'.s  Parties  <  ,,iiir;ictaiitf.';  ail  uotifii'.  douze  uiois 
k  ravancc,  hou  iutention  de  lairc  cesj^er  le»  eflets  du  present  Traite, 
celni-ei  demenrcra  ex£cntoire  jiisqu'ä  Texpiration  d'nn  an  ft  partir  du  jonr 
oA  l'une  ou  Tautre  des  Hantes  Birties  Contractantes  Taura  dtoonc^. 

Art.  14.  -  Le  pn'sfnt  Trait»'  st^ra  ratifif^  et  les  ratifcations  en 
seront  <''thnn(Ii'is  ä  r..n-;t:intin<»plt'.  je  plus  tot  p(»s^ild»^ 

En  fol  de  quoi.  Ich  Pleuipotentlaires  i-espeutiftt  oat  algue  le  prebeot  Ti-aite 
et  Font  revetu  de  leor  oachet 

Fait  ä  ConstmaUiople,  m  dmbh  original,  /«  lS.\2d.  Mai  1906. 

*)  Wir  lassen  liier  den  officii-llen  fnin/i>-:>-eh''n  Text  folgen: 

ARRANGEMENT  COMMERCIAL  ET  DOUANIER 

i:ntkk 

L  EMPlJiE  ÜTTUiLUN  ET  LA  PKLNLIPAÜTE  DE  BULGARE. 

All.  1.  —  Les  niarebaudise»  d'orig:ine  et  de  nianufaelurc  otloniane». 
£numdr#es  dans  les  Annexes  I  et  II  jointes  an  pr^ent  Arranfrenient,  entre» 

S  ATA.  —  A  la  ault«  d  un  echaage  de  Note»  eatre  le  Ministere  Imperial  des 
Alfttlr««  £trflii{rArf8  «t  )a  I>^ati<ni  Royale  de  Serble,  i  Constaattnoikle,  le  Traft« 
a  t'h-  mi«  <  ii  ;i  1  lieation  piovisoire  ä  partir  du  I./14.  Septembre  1906.  ju-^liu'au 
81.  iH-eembre  dtt  cette  uteiue  annve,  avec  cette  reaei-ve  QU«  ai  les  deu  Hautet»  Par- 
ties CoDtractantea  aont  ea  mesnre  dVcbanger,  entra  tempa,  les  Batlileatloiis,  Isdlt 
Tratte  aura  one  duree  de  6  aas  4  comptcr  d«  la  date  preettee  du  UI4.  Septembre  IMA. 
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roat  en  Bulgarie  et  en  Roumilie  Orientale  en  francfaitie  de  druit»  de 

douiir» 

LU-  iii<"iii<'.  I<'s  iiiarrliaiuii>*  .>  d  Mi  iv  iiK'  cf  ilc  iiianiifiK  tun-  l»iili:ai  .  s. 
£num£riH;K  dauH  k.s  Anuoxt-»  III  rt  IV,  jutuiunt  «K*  lu  luriui.'  fniiiciii.s)-.  a 
lear  entrto  dam  la  Capitale  et  dann  lc8  ProTioce«  de  TEmpin». 

Art.  2.  —  Lea  marehandbca  d'ori^ine  et  de  manufarturr  ottoniaueM 
et  biiltran  s  Onmnör^  dan»  los  Annexftt  V,  VI,  VII,  VIII.  IX  X.  i>uvt- 
T'iut  H  li'iir  t-ntr«'«'  (lan>  ]>•  Torritoire  d'ini|>oilati<>n  !••>  dit  ii^  A-.n- 
aniers.  raccisf  <'t  l'oftroi  v  riiuiiit'n'fM.  Kllfs  ln'iK'firicruul  t'<.'alt  iji>  in.  nt 
de  tuute  n'Uuclion  de  druit  d»;  Utiuane  4111  e.st  i»u  qui  serail  aiToidt'»-  aiix 
tnardiaiidjae«  aimiiatrea  lea  plus  faroriHeeti  de  tout  aatre  pay«. 

Art  ft.  —  Lea  mardumdisea  d'origine  et  de  manulaetun'  uttouianfa 
f\  Imljrart'.s.  non  ('•nuni<'it%  s  dans  It^s  AlUlexe^<  I  ä  X  ineiiriotint'cH  aiiz  denx 
Articles  pn'fi'deuts.  -if  ront  siuinii-ts.  a  lenr  cntirr  dans  lo  'I'i'rntoir.'s 
re^pettif«,  aux  drnii.-*  «loiiuiii<  i>  luTvUf  xur  leh  man  liamli.-'es  Muiilaire.-»  len 
pla«  faToria^ea  des  pav.s  etran^era. 

11  est,  toutefoia,  entenda  quo  le«  deax  Partiea  ne  r^enrent  d'ap- 
poiter  aiix  AunexeK  pr^cit^ca,  d'un  cuninmn  i<<  kI.  i|<  s  amplificatiuiirt 
propre«  ä  favoriser  le  loniiiiercc  (l<  s  iirodiiit«  du  et»!  oii  de  l'iiidniiitrie  qtii 
ne  8*v  tnuiveut  pas  actuelleim  rit  '  iimu'  r-  > 

Art.  4.  —  Le  •■'el,  le  tal^at .  i  al(  <uil.  la  liiere,  et  les  boi.x.xuiij«  aleo- 
oliqaes  de  tontes  especea  reatoront  aotiiiiia  au  regime  actnelleiuent  en  vipi- 
enr  oa  k  tout  autre  rigime  apteial  appUqu^  aux  produit«  aua-indiqu^,  »an« 
diatinction  de  provenance. 

Art.  .0.  -  Serunt  adiiiit*  eii  fraruliise  les  sars.  fiils.  frilaillt-s.  ln.n- 
teilk'B  et  en  general  le»  reeipient«  d"u.sap'  de  tonte  s<Mrte.  ecuv.  riiin-.s  de 
d^fenae  ou  de  proteetion  (itllehea)  et  autre«  ii)«)}eiiM  d'eniballu^fe.  aitisi  (|ue 
enaoaplea,  rouleaux  en  boia  et  en  carton  et  autrea  objete  de  oc  K*^nre.  ini- 
port^a  du  Territoire  de  l'iine  des  Parties  ('(•iitraetantea  pour  ner^'ir  k  l'ex- 
P'<rtafiiai  de  iiiarehaudi>es  dan>  'l-  rritoin'  de  l'aiitre  on  (|ui  »ont  reim- 
purteä  du  Territoire  de  l  autre  apre.'^  avoir  .-ervi  i'viileniiuent  .1  rexportalii.n. 

Art.  6.  —  Les  iuureimudi.seH  dori^iue  ou  de  fahricatiou  ottituiauet« 
^taot  exemptes  de  droita  de  tranait  en  Bulgarie.  il  ne  Rera  pr^lev^  »iir 
lea  mardiandiaea  d*origine  ou  de  iabrication  buljyriii<  >  ui  droit  de  transit, 
ni  aucnne  autn-  faxe  atialoirue.  jorxiiie  ces  nianhandises  ne  fdut  que 
tranniter  par  l  Enipire.  .stdt  direct«'uient.  seit  quc.  pvndaut  lu  traaüit,  ell»*8 
aient  et«  decUargees,  deposee»  ou  rechurgee». 

11  eat,  en  outre,  entendu  que  le«  marrbandiMe«  d'origine  et  de 
manu&cture  dea  deux  Pbrtiea  ne  aeront  KonmiReii.  lora  de  leur  traanpfirt 
d'un  port  dana  I'autre.  par  v<iiV  de  tern  <  u  ,h  m.  1.  ä  auciinf  autre  taxe 
rjue  cellf's  auxi|uelle8  sont  Houniia  les  pruduitü  aimilaircK  1cm  phiK  favorint^H 
des  pa\>  etrau^a-r». 

Art.  7.  —  Pour  tout  te  yui  concerue  le«  furuiulitoK  duuanieres  rela- 
tirea  ä  rimportation,  l'exportation,  le  tranvit,  la  r^xportation.  le  trami- 
bordementy  rcntrepoaage,  le  eourtafrc,  la  Garantie  dea  droita  et  taxe.4 
Jahrbneh  dar  latanwt.  Varalatgiuif-  *•  Bd.  184 
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donanüres,  \e»  analysen  diimiques,  le  transport  et  tonte  manipalation  snr 

cheüiin  (!<■  f<  r.  h'  tliarir»'nu'nt  et  <li'th;irir''im'nt  tl<'><  marrhandise».  y 
coiiiprift  Ics  aniiiKHix  ft  h's  d»Mtri«  d'aaiiiiaux.  —  dans  Ics  ports  et  jj-an-s. 
le  inode  dt>  pi  rct  ptiuu  des  taxt-s  et  droits  et,  eu  general,  pour  toutes  le» 
op^ratioiu  douaniere«  par  tere  «t  par  mer,  —  il  est  entendn  qae  lei  mar- 
diandisM  respectives  jouiront  da  traitement  le  plus  farofable  en  Tigneur 
dani  le  Tenitoirc     ^     n\  Parties. 

Art.  H.  I..  S  Adiuinistrations  compt'tt'ntcs  ronpective«  dt'vroiit  pr«'- 
vrnir.  par  loiis  Ics  nioyciis  rn  \>nir  pouvoir.  la  Constitution  des  dcpöt« 
fnnuliiU'ux  dans  le  rayon  frontiöre;  en  outre.  elles  senjra^fent  ä  cüyjK'rer. 
par  des  mojena  cuiiTeiiablea  et  efficacea,  ponr  empCdier  et  panir  la  eontre- 
bande  dirijrde  contro  leiir  Torritoire ;  ä  aceorder,  Äceteffet,  tonte  assistanee 
l^mle  atix  rniplnyrs  de  Tantre  Partie  Cuntractante  cliarires  de  la  siirveil- 
lance:  h  les  aider  et  ä  lenr  faire  pan'enir  -  par  les  eniployen  de  Finance.s 
et  de  i'ülice,  ainni  qiie  par  les  Autorites  locale»  en  K^uöral  —  toutes  les 
informatioiu  dont  üb  auront  beeoin  pour  rexercice  de  lean  fonctions. 

Art.  9.  —  Les  oljeti  passibles  d*aii  droit  de  donane  qni  aeraat  im- 
poitSs  comme  tehantillona  par  les  n^godaats,  fabricant»  »n  industricls,  oii 
par  de«  vnyaireurH  Ji  lenr  sorvire.  «eront.  de  part  et  d"antre.  admif  en 
franchise  de  droit,  ä  la  conditiou  qiie  les  inipoitateurtj  fournis^ent  les 
^ranties  rifflementuires  en  vijfneur  dans  le  pays  d'iniportation ;  que  cen 
a1\}6t8,  Bans  avoir  6t6  yendns,  aoient  rönportte  dans  nn  d£lai  de  six  moia. 
et  que  Pidentite  des  olyets  imporUSs  et  r^expoit^a  ne  ^nit  pas  dontense, 
iiu>'l  r|tie  s(*it,  dn  raste,  le  Bureau  de  Douane  par  leqne)  ils  passent  k 
lenr  sortie. 

Art.  10.  —  La  liul^^^airie  a'impoeera  pas  de  druiu?  d'accise  sur  les 
arricles  d'importation  ottomane,  dont  Pfouinöration  mit: 

Fruits  frais  ou  secs;  cire;  lioftw/  Tallonde;  a^same;  bois  de  con- 

(«tniction;  olives  en  paniers  et  en  barils;  eair  ponr  somelle«:  savons  non 
p.trfinnt's ;  in<nii  h(>irs  ä  tete  dit,«  ^aÄWOS/  pois!»ons  frais,  secfs.  serhes.  sales 
et  ftinies;  irinwnes  de  toute  sorte.  frais  ou  secs;  ti.^Uä  de  toute  espeee,  de 
lin.  de  coton,  de  laine  et  de  soie. 

Les  confitores;  bonbona  dragfes  et  fruits  ^laofe;  rahat-hetmms 
de  toute  isnrtc;  le  heiva  de  pekmtM,  ainsi  que  le  htlva  de  tonte  sötte,  y 
rimipris  le  kos-helvassi  (noujrat):  les  Imiles  vefrt'tale»  de  toutes«  sortes  et 
Iis  riiiHins  sirs  de  tontes  sortes.  d'iniportation  ottomane.  payeront.  en 
Biilgarie  et  dauH  la  lionnielie  Orientale,  le8  taxes  iudiquces  daos  iett  An- 
nexes IX  et  X. 

Le  poisson  irais  de  proTOnance  bnlgaie  continuera  ä  Stre  sonmis  au 
droit  dn  „m/r«'  dan»  la  Capitale  et  les  Pkvfisces  de  l*Emp{re.  De  mi^nie. 
le  pf»i<»*Jon  frais  dt>  pro^enance  ottomane  sera  as^tijetti.  en  Balgarie  et 
dauö  la  Itouiuelie  Orientale,  ä  un  „droit  de  pedie"  eiiuivalont. 

Art.  lt.  —  Les  marchandises  d'origiue  ou  de  nianuJacturc  otto- 
nianes  ne  payeront^  en  Bnlgaiie  et  dans  la  Roam61ie  Orientale,  ni  droits 
dVtrol,  ni  d'autres  taxea  int^rienres  quelconqnee,  ezcepti  oeux  pay^ 
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«ctnellement  pour  lea  prodoito  similairtw  d'ori^ine  on  de  maniilacture 

T>-  mt'iiic.  Ics  marcbandi«««  d'oriirin''  et  de  nianufarturf  Wuljirares  et 
d»'  la  RoutruMii-  OriiMit.ili»  n«-  paytTont.  a  Ifur  riitn'r  <  r\  Tiiiiiiii>'.  .nicun 
aiitr»'  drnit  (»ii  taxe  quo  teux  jiayi-«  actuelliMiicnt  pour  U-s  proiluit^  indi- 
jrt'ne»  de  l'Empire. 

Lea  deax  Pftitie«  Contractant«»  s'eogiijEreiit  h  ne  trier  aucun«  autie 
noiiTelle  tax<>  inti'>ri«Mire  ni  au<rnientation  de  droit»  mr  le»  marebandiws 
prnvt-nant  dt*  rEinpin."  ni  snr  iclics  provenant  de  la  Principaut«'  d<*  Bul- 
frarie  «-t  df  la  Rounn'Iit*  Orit-nfHli'  Elles  s'.'HL'airt^nt.  cii  «mtri',  :i  s'arcnr- 
d«»r  recipMi|uemeat  tuut«'  reductiuu  ou  suppn-ssion  ovk'Utu*-!!«'  dff»  taxe« 
iüKrieiim  existantea  dost  Mn^ficiemieiit  len  marchandisoii  indifrenea. 

Art.  12.  —  Lea  Fkrttea  Contractant«»  a'en|nM?pnt  i  ne  paa  entraver 
le  commerce  rM|iroqiie  par  dea  prohibitioiM  quelconquea  d'importation  ou 
de  transit. 

II  est  fait  «'xc<'pti(»ti  ä  (■•■ttc  ri'i:\f: 

1.  Pour  leH  monupoles  d'Ktat  actuflleiiicnt  vi<,MH'Ui  ou  qui  potir> 
raient  Mre  ^blia  k  l'ayenir. 

2.  Par  rapport  anx  proTiaiona  de  pnem  ou  poiir  de«  raiiioiu  de 
•ftieti'  puMiiiniv 

3.  T*iir  i'LTiinl  ;i  i'liyi'i<  in  i)ul»lii|U('.  ft  >t\  vur  dr  in  pruti  rfinii  ih'n 
plante»  utilfb  i-ontix'  k's  lualadif«,  le«*  insectc«  et  If»  puruHitc!«  nuisiiiloH. 

4.  Fbr  6gard  k  la  Polfee  Sanltoiie  et  V^törinaire. 

Art  18.  —  Sana  porter  pr^adice  atix  arraniremeiita  ap^faiix  con- 
eenuutt  le  traitement  donanier  du  tnific  i«ur  Ioh  (honiinH  de  fer,  il  *  st  oon- 
vtnn  que  !rs  niarohandisi»*  i|ui  sunt  sounrisrs  sni  1«  >  'Pcrritoip"»  j'tmc 
<lt-  Parties  au  traittMiifUt  de  ran|uit-;Waiiti(in  »t  pour  dltf  intux' 

raison  ou  pour  une  autre,  >'  *»nt  ileja  C-tC-  uiiftt-s  !*tius  sn-llös.  ne  .serout 
point  dfbalKea  dana  lea  Territoire«  de  l'aatre  Partie  et  lea  sccll^  et 
ploin))^  trouTÖs  intacta  ne  aeront  paa  remplac^,  ponrru  que  Ton  ait  aatia- 
fidt  aux  exiirences  du  controle. 

En  ffeneral.  Ich  formalites  du  Si-rvic  f  I'un  uiit  r  etitn'  It  s  tleux  Tiivs, 
seront  rejfleea  d'apres  den  principt-s  idtutiqucs  et  seront  siuiplifiees  autant 
<iue  possible;  il  sera  poorvu,  de  part  et  d^autre,  ä  nne  exp^dition  r^li^re 
et  prompte  dana  les  Bnreanx  de  Serrice  fix^  en  nombre  atiffiiiant 

Art.  14.  —  I*our  pouvoir  jouir  de  la  franehise  de«  droit»  et  de  la 
Taxation  reduite  stipulee«  aux  Artielt-  1  er  II  »in  present  Ammj/eiuent. 
les  marchandises  d'oriL'ine  et  de  uiauufacture  (ittoniaiieH  et  Itulirares  i^nu- 
im^r^e«  dan«  lea  Annexes  1  IX,  doiveut  etru  iuiportceit  du  pays  d'origine 
dlreetement  par  Toie  de  terrOt  de  ehemin  de  fer  ou  par  mer,  sauf  le  caa 
da  paaaaife  de«  marcbandises  par  nn  temtoire  ^tranjrer,  aoqiiel  caa  ellea 
pourront  heneficier  desdites  francliise  et  taxation  rednite?;.  puurvn  toiite- 
fois  quVlle»*  ne  -inient  pas  entr»''es  dans  les  entrepüt-i  du  territoire  precite 
et  que,  pendant  ie  trausit,  eile»  ne  soient  decliarfree«,  ni  trausliordeeii,  ni 
n'aient  anbi  aucnne  autre  manipulation. 
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Art.  15.  Ia'h  prodiiits  iv>p,  .  tito  ^nuiudr^  aux  Annexes  II,  l\\ 
V.  \  I.  VII.  Vlll.  IX  t-t  X  (Iii  pK  >^  iit  Arninir»'incnt.  JiMiiront  du  Iniite- 
iiifiit  dillVrcntirl  mi  di-  favt-ur  v  iifft  rmt.  .1  ia  condition  d'etn'  arcompai^ni^ 
üe  l-"crti(icats  d  Urigiae,  ntufuruiöuK'nl  uu  moUt»  ci-dt's»üU«,  et  dre.HhCH  biir 
)e  inod«)c  Ue  rAnnexe  XL 

Pour  k'd  artiele«  dVijj^ine  ottomane  d^nonimAi  dum  les  Annexes  V. 

VI  et  IX,  ainxi  qn>-  pniir: 

1>'-  liiii!'"  li  idivr:  Klijfts  cn  vcrre  ordinaire ;  iKHitcillf«!  nrtiri^ :  venvri 
ä  laiiipej  liijttuti  ik*  d'iiuilatiou  de  uuHaitx  precieiu;  objoU*  en  fuivre  et  en 
laitou;  tiraun  en  ouie  imre  ou  milangce;  couTerture«  de  table  et  de  lit, 
en  Roie  pure  ou  ni^>lan;?ee,  brodees  oa  non;  diAles,  mouchoin  de  poche  ou 
de  töte;  cache>nez;  criutuies  en  soie  pure  ou  m£lang£e,  brodees  ou  non, 
irarnii  'i  n\\  uon  (!•■  franir<'s.  (■Minl»in(''<'s  mi  non  avoc  d»^«  filf^  irn'lalliqne»*; 
passt'iiH'iitt'ii«'  «  n  >ni.'  pur«'  oii  niidanir»'-«" ;  tapis  orii-ntaiix  i  l  kilinis;  fez; 
fil  d«.'  ihauvn;;  coku ;  hv\t<  de  sapiu;  ouvrag'ft«  de  uienui.-'i  tie;  bruSHes; 
peifrnefi  en  ok;  tattHe»  ä  caft';  bolteo  en  catton;  fSIe  de  coton;  rnbane  et 
cordonnetM  de  coton;  hnuppei»;  fran^fes  et  embraiMieti  de  coton;  baaetebana» 
M  tt<'>  d<-  Colon  fait«  ä  la  machine;  objets  en  fer  blanc;  yamtas;  periea 
et  brui-rl-  r-i  i-ii  v<  !n  ■. 

aiiisi  ipK-  pttiir  Ii-.-*  urtides  d"uri)rim'  bulj^are  t'-nunitTc»  aux  Amiexe« 

VII  et  VlJt  et  pour 

le«  Hucrra  raffin^  en  poudre,  en  carrte,  en  tablettea  et  en  paina; 
boubons  de  tont«;  sortc;  parfUnierie.  pri^parationa  cosm^tiques  de  touteH 
Körles;  savons  jiarfiiiin'- :  mimhi-j  ili-  MaiuliissaL'"'' :  '  ticrc  ä  »Vrirc:  i)o.  l(  r.  en 
töle;  nirn-aiix  d«'  n  vrlciio'ut  en  iaM  un-;  lapi>  iU-  tmitt'  kuiU' ;  auiieaux, 
cordt's  et  nntn;«  ouvra^^'s  de  corderi«.*  et  dt;  clianvre;  c«)üreh-furt«  en  fer  et 
en  arier;  cbairucM.  tri  eure  et  machine«  k  nettoyer  les  grains;  tiasna  de 
laine  et  dt*  chttnvre;  tnyaux  et  vaaeH  de  tonte  aorte; 

('iTtifi<atr<  d'Oriifinc  .«eront  tmnsciit»*  par  les  Prepost's  des  Pou- 
«ne»  Ottniiiaiics  <  f  HnlL.';ii-t'->.  au  vei-so  des  faetures  nirnirs  di'Iivrees  par 
Ic»  proprit'iaires.  l  adniiuistrateur  ou  le  direct«ur  de  la  fabrique  de  l  usiue 
IUI  de  l'atelier. 

Pour  les  marchandisea  non  d^nomm^s  ci-deeau»,  ainsi  qne  ponr 

tonte»  Celles  dts  Anm  xts  II.  IV  et  X  ne  fiyunint  pas  dans  renum^ration 
pp'ritr'    1-^  (  .  itificatH  d'Orij^ine  seronl  libellu«  aiir  les  iactuies  mfimes 

de  lexpnrtat-'ur. 

En  outre,  Ich  si<:uature8  ou  les  Hceaux  de«  perrioone«  ayant  ddlivrS 
letiditeti  lacture»,  doivont  #tre  l£galiiM$8  irratnitement  dana  les  deux  Paja 
par  lea  AutoritvH  loeales  oü  ae  troureDt  lenn<  «Hablisjiementa  (Tribunal  de 
Commerce,  ("liambrr  d*'  Coramen*'.  Auloriti'-s  Munieipales  ou  Adniinistm- 
tivis).  l»ans  le.-  iiMit-  i-t  vilbs  maritimes,  la  leir-Uisation  ;rratuite  des 
i^i-rnature«  et  »ceaux  aura  lieu  par  les  «oin»  des  Autorilea  Uouanieroü  lo- 
calea.  De  pluH,  les  iactures  doivent  contenir  Tindication  claixe  et  exaete 
des  marques  et  nom^ros  des  colia  (caisscs,  balles,  aaca,  panien,  tonneauz, 
füt«,  etc).  de  la  qualit^  et  de  la  quanttt^  des  marchandiaes  en  ocques,  ki- 
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lojrrammes.  litrfs,  niötros  et  aiitrcs).  Iciir  (iriimiiiniition  ttrliniinn'  ou  cnui- 
nierrial«",  la  inaniut'  de  faltriqiii'  (iiiclle»  purti'nt.  le»  pays  de  dt'8tinatiun 
et  ladresse  coiiipli-te  du  dfj?tiiiatairf. 

Les  Aatoriteü  Douanierea  des  doux  l'artieti  «ipercront  seiilnnent  sur 
len  originaux  än  faoturcs.  Duplicata  de  cellci(-ci  ne  aont  point  adinin. 

En  otttn,  il  est  entendu  qne  toute  in^fnilarit^  oii  inexactitttde  dana 
1«  fBctnrefi  ou  itif=  it.n  d'Ori^ne  poovnnt  indiiir.'  en  erreiir  »ur  la  pro- 
vt'nanr»-  d<'M  iiiarcli.iiKliM-s.  rntnini^ra  l'nppliratinii  «Iii  iv'.m!ii>'  iloiianicr  i  n 
viguour  dans  chiuim  de«  deiix  l'ays  i)our  Ivs  iuarcliaiidi.-ei>  Minilaiit.«  li-s 
pluü  favoris^es  des  autre^i  pays. 

Au  momcnt  de  la  Tisit«,  le»  Bnreaux  de  Doiiancit  dwrunt  »atwurer 
que  les  fiictarea  et  len  CeitiiiratH  d*Ori>rine  ae  mpportent  exacteinent  anx 
marchaiidisrs  d^ciar^  h  Timportation. 

Si.  de  cvX  »'xajni'ti.  il  n  -^-^orl  ijue  dt's  iiiardiandi-ir.-.  siiiiilaiii  s  rtran- 
i:' r.  -  (»iit  «'te  sultstitiu'fs.  t-n  parli»'  oii  t<>i.ilit»',  iiui ixliaiidisi  s  otii.- 
lu.iiu  s  uu  bul^aieis,  enuntct-t»  daiis  lec^dit«  faclun-.>  vi  t  crtificats  d'Ui  i- 
glne,  ou  bien  que  cea  tacturea  et  Ceitificata  d'OiijKue  ne  aont  pas  authen- 
tiques,  on  appliquera,  &  T^gard  de«  nwrebandiaea  et  des  peiaonnea  cou- 
pahlcs.  Ii  s  pt-naliti's  pn'vuea  par  iea  Re^Iementa  DouanterK  en  vijnicnr 
dans  li>  Pays  d'iiiip'ii-tatitin. 

Si  iine  maisoii  vi<'nt  ;i  i'-tr«-  siirprisr  poiir  im  ra^  dt-  fraiidf  d<  rt  ttt; 
natiirv.   le  Pays  d'iiupurtatiou  eu  avi.Hfiu  Ic  l'nys  exportalfiu   ä  r«*ffel 

d'ezeroer  des  pounuite«  judiciaire«  conti«  le  pi^venu. 

Lea  Certilicata  dDrigine  Ottomane  en  Bul^rie  et  dann  la  Roum^lie 
(Orientale,  et  lea  Certificat«  d'Oriirine  Hnl<rar>'  et  dr  la  Rouin^'Iie  Orientale 
cn  Turquie.  aeront  exeinpte  du  timbre,  de  l'enre^iatrenient  et  de  tonn 

autres  frai«. 

Art.  16.  —  Le»  »ociet^a  par  actiuu  (auanyiin-s  et  aiitros  at.^nLialii>ii.H 
coounereialet,  induatriellea.  finandhva  et  d'awuTancea,  domicili^ea  dans 
l'un  des  dem  Paya  et  y  ayant  une  exiatence  l^irate,  auront,  par  cela 
memet  dana  rantif.  le  droit  d'e.stor  en  jiixtii»-  dcvant  les  Tribunaux  lo- 
canXf  aoit  ponr  int^^nter  im«'  actirm.  soit  poiir  s'v  di'fi  ndn'. 

( "pH  «ocit'ti's  (>t  aHKociations  dfvntnt  -c  r(inl**nin'r  aux  Lois  du  Puy». 
iDi-stju  ellea  voudront  y  fouder  dei*  siucursaies  uu  ayem-fs. 

II  denUHure,  en  ontre,  entendu  que  la  Banque  Imperiale  Ottomane 
et  la  Banqne  Nationale  Bulgare  peuvent  ouvrir.  des  h  pr^nt.  dea  snccniv 
aaies  ii  Sophia  et  ^  Conatantinople  respectivement  en  obaerrant  lea  diapo- 
aitiona  des  Ri'irlements  locanx 

Art.  17.  Chaiiilui  -  de  ( 'oiimn'n  t'   iiisritui'ex  dnns  Tun  des 

deux  Pays  auront  le  droit  d'<iuvrir.  dan»  l'autre.  des  nuii^'es  coiiinierciaiix 
et  indnatrieb  en  vue  de  fftTonser  le  commerce. 

Art  18.  —  En  attendant  qu*nne  entente  speciale  interrienne  k  ce 

lea  rcAHortissant»  respectifa  joniront,  en  ce  qni  conceme  les  marquea 
de  fobriqne  et  de  cimimerce.  de  la  ro^me  protection  que  lea  indigenes.  en 
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24.  Instruktion  über  die  ZoUforiuaüUtea  vom  ^i^^^^^^li^ 
=  28.  Februar  1907.  ^) 


Me  confonnant,  toutcfob.  aux  conditions  et  formaliU«  requises  par  la  Loi 

TenritoriHlc. 

Art.  19.  —  Lt'K  articlfö  doilcvrerio  <tu  de  byouterie  eii  or,  argent, 
platine  ou  antvea  mfteanz  prteieiix,  importia  du  Territoire  de  Pune  dea 
Parties  Oontractant«»,  ne  tteront  «onmis.  dans  le  Tenitoire  de  l'autre,  k 

nn  uiitrt"  n'irinu*  d«'  contr«".!»'  «lu'ä  ccliii  i'tabli  par  la  Loi  du  Fhya  pour 
loa  articIcH  stntilnin's  ^l«*  fulirii  itinn  luif ionale. 

Art.  20.  I.<'s  dcii.K  l'aiTics  estiniant  utile  de  ivirltT  ii  I'cica^inn 
de  la  cunt-liision  du  j)re.-*ent  Arran«feiueQt  —  les  queütions  lelativfs  au 
trafic  frontiere  entre  lea  deux  Pa}'8,  anz  propriette  limitrophee  mixt«« 
et  h  la  nari^ration.  sont  convennea  des  dispoeitiona  contenuea  dana  lea 
Anne:^.>s  XII.  XIII  H  XIV. 

Ai-f  'Jl  Le  pivsent  Arranirenient  entrera  en  viünienr  Ii-  pn'iiii'T 
Janvier  iyu7  V.  s.,  et  aura  forcc  executoire  junqu'ä  ce  qu  il  soit  denoiice 
par  Inline  des  Parties  Contractantaa.  II  oessora  de  produire  aea  effeto  ime 
ann^  apr^s  le  Joar  de  sa  d^nonciation  düment  notifife. 

II  est,  en  ontre,  entendu  qiie  pendant  la  dor^  de  c«t  Arnm^'omeiit. 
<l»'s  tiindifirntinns  mi  stipulnf i<>n«  nouvellfs  pruvrit  y  Atrc  intnuluiti-s,  de 
cDininun  arnird.  <i  i  llt-s  soiiT  iiii)tiv*'es  par  IVspi^rience  du  Serviee  linuaniei 
des  i'articts  ou  letKuuueM  utile?*  pour  le  ("onnuerce  et  rindustrie  des  deux  l'ays. 

En  foi  de  quoi,  le  präsent  Arrani^meiit  a  6t6  %igni,  en  doable 
exemplaire,  k  Constantinople.  le  trente  Ddcembre  mil  neiii  cent  six, 
rieux  «tyle. 

(Sign<:J  1W.\X  S  C:T  ECHOW.         (SigH^O  HASSAN  F^:HMI 
y,        Y.  TlHAKALDF.  „       IHKAHl.M  HaKKY. 

MEH3IED  ALI 

^)  Hierzu  der  uffizielle  franzüsiscbe  Text: 

INSTRUCTIONS  SPtCIALES 

conrernant 

Lü.s  FOKMALITEjJ  DÜUANIEKES. 


Art.  1.  —  Llioraire  poar  la  TArification  des  maiehandiaes  dana  lea 
douanes  ^nt  fixe:  du  1.  Avril  jnsqn*i^  la  fin  d'AoAt,  de  denz  beorea  et 

deniie  ä  dix  ln  iin  s  rf  deiiiie;  en  SeptembfB,  d«  troia  heures  onze  heures; 
en  Oetodr«  .  <].•  trui;«  li»'un"^  »  t  demie  h  unzf  luMire.>i;  du  1.  Novendire  jus- 
qu'ä  la  fin  de  Jaavier,  de  iiiuitre  heures  ä  onze  heures;  en  Fevrier,  de 
troia  beorea  et  demie  i  oaae  benrea;  et  en  Man  de  troia  benres  i  dix 
benies  et  demie  &  la  tnrque,  et  tooa  les  employ^s  £taat  oblig^  de  ae 
trouver  ä  leura  postea  anx  benrea  indiqueea,  lea  enploy^  qui  seraient 
aiVii^onts  aux  heures  n'ulenientairt's.  ainsi  que  ceux  qui  quitteraieut  Ieni"s 
poHttiü  avunt  \<M  heures  fixüu«.  i«erunt  cunNideru«  comme  abüent«.    I'our  ce 
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jour  lä.  nne  n-teniic  ^aivalente  k  une  journde  d^appointement«  Ren  op^r^e 
»ur  leur  iraitciaeut. 

Lea  employ^  qui  s'absenteraient  troiü  ioi»  dans  un  iiiuiä  Hann  cxciue 
Kgitimef  receTront  nn  blftme  et,  en  eaa  de  rfcidiTe^  ootre  le  blftme,  Tab- 
aenoe  aera  ingcrito  daiia  le  bnlletm  de  aemce.  A  leur  troiai^me  absence, 
ÜB  aeront  contr«'<lit'f<. 

Art.  2.  —  l'oiir  ik-  poinr  iic< a.siuiiin  r  (!<■  r<  tiirds  ä  In  sdrtif  dfs 
uiuiThuiuüb«.'!«  pur  huito  de  leur  inauvuiis  urriiiiu^e  daii.H  h-s  hauirur»  doua- 
nimtf  ni  donner  lien  k  des  plalntea  de  la  pait  de»  coromer^ant»,  ie>>  emplo- 
jia  des  hangan  devront  ezereer  nne  enireillance  snr  le«  ammenta  aa 
trf)uvant  dann  chaque  han|?aTetqui  doivt  nt.  timfonui'iiu'iit  atix  dispositiona 
speciales  de«  inHtructiimK  concemaiit  leh  purfefaix  (!•■  la  douane,  etre  k 
meme  de  lire  les^  inarqucs  et  uunieruK  des  iiiarehaudi.ot 

L«8  employds  des  bangan  sunreilleront  ä  ce  qiie  le«  marcbandii»ea 
twient  introdtiitea  et  plaofiea  dans  lea  hanirara  de  teile  fa^on  quelle«  pniiiAent 
etre  trouvees  facüement;  que  les  nuiiK'ros  d'urdre  des  ordre«  de  livraisona 
suit'nt  oltservrs  jiis(|ir;i  IUI  certain  point  inrs  du  transport  des  niareliamli'-'>s 
aux  lif'ux  dl-  Vf'-rifieatinn  et  (lUf  Ics  arrini'  urs  tie  puisst'ut  rieii  dcinaudi-r 
cuntrairenieut  aux  iuntructious  y  relatives.  La  iMreeUoii  Generale  des  Cnu- 
tribtttiona  Indirectea  noounera  an  Inapectear  h  diacnne  des  douanea  de 
Gaiata  et  de  Stamboni  ponr  qne  les  bangars  de  eea  donanes  soient  aaitn- 
jettb  ä  un  contrdle  ^pi'cial  et  pennanent. 

('es  inspecteurs  portcpirit  i\  la  ci>nn!iis<.;in<  r  d<  s  I  liin  ti ms  des  dmi- 
aae»  et  ii  celle  de  r.\dniiuistnitioa  de«  l 'outriluitious  ludirectes  Irs  lautes 
et  les  negligcnces  conuniaes  par  les  cmployi^M  des  banfi^ara  et  i>ai'  iv» 
arrioieun. 

Art.  3.  -  D'aprea  le  reglement  y  relatif,  les  man li  imiist  s  qui  Ht^ 
niü>nt  rotirees  de  la  douane  pour  emmixTiMnf dan<  Ir  d-  lai  d'un"  -e- 
liiaine  et  eelles  di)nt  Ifs  furnialitt's  doiianieres  ii'.mi.ii>  iit  pu  «'tn'  aeetHiiplifs 
par  le  fait  de«  Autorites  ihnianiere«  etnut  exeuiptes  du  droit  daräte  et, 
d*antre  part,  lea  warchandiaes  de  transbordement  re^ues  dans  les  bao^ra 
ne  payant  paa  non  plua  ce  droit  pendant  le  premier  rooia  de  leur  entrfe 
dans  les  dits  bant'ars.  res  delais  d'exeroptioiiH.  ainsi  que  les  jours  de  Baimin 
seront  defalipi''-  lois  du  reL'leiiifnt  des  e(»mptes  iVardie. 

l'our  puuvoir  toustater  aiseuient  si  la  cauM'  du  retard  apporte  au 
dMouanement  des  marcbandises  qui  n'ont  paa  etd  retir^ea  dana  le  dälai 
r^lenientaire  prorient  des  Autoritte  donani^res  ou  du  conimer^nt,  il  sera 
proc£de  de  la  nianiere  suivante: 

Dans  le  ras  on  iin  c<mimer(,'ant  so  sfinit  pri'seutr  a  hi  d<uian*'  iimni 
d  un  ordre  de  !ivrais(tn  et  <iu"apres  rordnnuaneeUK-nt  de  eet  nrdn-  par  le 
aazir  ou  le  mudir,  ses  uiarciiandises  u'auraieut  pas  »'tc  tninsp«)rtees  au  Heu 
de  T6rilication  ponr  nne  cause  qnelconqne  inTo<iu<'e  par  la  douane,  ou  bien 
encore  ai  cea  marchandisea  sont  retennes  ä  la  douane  par  suite  du  non 
aecumplissement  des  fomialites  donaniferes,  oes  circonstanoi  s  si-nint.  cn  nie 
de  {aciUter  la  march«  des  aifairea,  mentionnces  dans  Turdre  de  UyraiHon 
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>i!_i^'  p.u  Ii  «  >  in|>!ii\ f''<  cnniin't.'iifs.  s!ins  coniiiior<  !int  jiit  H  I»*  deiiüin- 

»li  T  (tili  ri  (|u<  tc.  I  n  tlc  manit  iT,  rAiliuiuiNfratiun  douanii-rf  aurn  reconnu 
qii>-  It'  pruprii'tairt'  de  lu  marchandise  nVtit  pour  rien  daiis  Ic  retard 
opport^  h  Paccümpliflflciueot  de«  formalit^. 

Main  len  commer^nto  dont  Its  onins  de  Iiviaiü(.n  auraient  «Hf 
aiii«i  nnntifi's  rn-  srront  pas  »'xt  iiijif.'s  du  dmit  d"ardi<'  poiir  les  jiKirs  t\n"i\< 
am  iinit  laisst'  puHKT  Hans  »nüreHMcr  ü.  la  douanc  afin  de  retirc-r  ieurs 
liiaiTliandisr!*. 

Art.  4.  —  Pour  raccompliiMeincnt  des  iormalitAi  doiumierea.  les 
infi^r(>i>rt(^  d<*Tr»nt  M*adre«4er  dam  Pordra  RaiTant: 

1.  Aiix  t'iiiploy#B  de  niailiff^<ti>  ji-mr  !;i  coHation  dt*  Turdn'  d*'  liTrailion 
avt*c  !'•  nianifof.  .  lunsi  tiiK«  pour  la  trailiu-tion  du  mt'uif  iirdr«  (!*•  livrai-^nu : 

2.  Au  Hach-Kiatib  »»u  a  si>n  adjoint  pour  rordtmnanccun'ut  aux 
eniploY^M  de  vt^rificatiun  et  l'insi  riptiuu  avoc  le  mim^ro  d'ordre  des  ordie« 
d«*  livrairton; 

3.  Aux  cniployrs  **t  prt'posi's  (kiatilis)  des  hangai»  ponr  rijuwriptioii 
d''  MfiTif  afin  i|Mr  1»  iiiMn-handiM's  drs  bangam  piiimeot  6tre  retirdes  en 

prrsciirc  des  <'mp!i)yrs  de  M'iifi(;Uion : 

4.  Aiix  eiuployt'"«  de  verifinitioii,  pour  lu  verifituition  et  Tenre^is- 
tP'nittnt; 

5.  AiuE  extmiateiiTs  ponr  T^aluation  de  la  Tal«nr; 

6.  An  dirocteur  pmir  IVxamcn  des  prix  de  Tefitimation  et  pour 

r»irdnnunnr<'ni<'nt  aux  prvpnM's  CKinpfaldes: 

7.  An  liurejiu  dr  rouipfaliilitt-  pour  faire  les  c-ouiptes  ntTe.si>airts. 
ain«!  qiie  puur  la  n'dactiuu  et  le  catlietaf^e  des  bulletiiut  et  de«  re^ns; 

8.  Au  caimler  ponr  le  paiement  des  droits  ea  eitpcces,  on  an  pröpos^ 
aux  inarchandiseM  taiWcK  «»n  paicment  des  droit»  pour  Ics  paiements  effec- 
tu<*.«i  '  ti  !i  iturr: 

\  reMijiIuv.'  .  t  ,iu  sc»  n't;iin'  qui  »c  tieDDcnt  k  la  porto  de  la 
di'U.iu«-  pour  la  .-«nitie  des  uuircltandise«. 

Lt»8  eiii])Ioyert  de  manifeste  sont  tenus  d*accompUr  les  formalit^s  de 
tradnction  et  de  contrftle  d^aprint  an  numdro  d'ordre;  de  m^me  les  TÖrifi- 
catpurs  et  eKtiniateuni  doivcut  v»'rifier  et  estimer  les  marchandise».  dont  los 
prnjirirffiircs  sniif  pn'-ruts.  d'apns  Icuin  nunu'rf»';  d'onlre.  Les  euiploye« 
douauiers  qui  anrnnf,  sans  eausf  plausilile.  avance  ou  i"etard6  les  formalileH. 
semnt  hlftm^s  et  punis.  daivant  le  cas.  par  leü  directenrs  des  donanes. 

Pemonne.  en  dehoni  deti  int^reKs^,  ne  sera  admis  h  PinUrirar  des 
dimain-s. 

Lo  tili-  ili>  siirtic  stTitut  n-vefus  seuleuient  ilu  i-.Hh<'t  pei-^ionnel 
du  r.'<la<ttur  dr-.  diis  liulletins  et  du  scctu  officiel  de  la  dinction;  lors 
de  la  soiti«'  des  marehandise»,  lei*  fonnalitt'>  d'euregistrement  seront 
acromplies  prumptoment  et  sans  donner  lien  h  des  retard». 

Art.  6.  —  Comme  Pouvertare  et  le  sondage  des  bonteilles  etbottes 
femu'es  «  tmtpnant  des  comestibles  et  des  liquenrB  entratneraient  la  deterin- 
ratiou  de  ceit  mnrcbandiMes,  ainsi  que  Icur  deprdciatton  et  comme  la  nature 
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de  CP8  Sorte«  de  niarrbandi»«e»  pent  "ti.  .unnu«-  par  leur«  nianiufs  *t  <-t\- 
qnetteH.  IVxaniPn  «-t  la  vrrifiratinn  (!•  'lU'  Iqncs  pi-c  s  tr«'tifi<'  t  l!.'>.  «•Iini>i(  ., 
au  hasanl.  (»iiiffiront  pmir  ^a^t■^ntpli^-<'Itl<■Ilt  ilr^  f(>nii;iliti'>  (Iniiaiii'Tfs. 
l>an/<  If  cas  oü  il  nerait  in-ccswaiif  il'oiivrir  vt  ilr  jH'ivt-r.  «  u  vir-  «!«•  I«'iir 
vMfieation,  des  coli«  en  plas  de  la  proportiitii  d'un  poiir  eeot  et  pmir 
fraetions  de  cent,  ceH  pi^oa  qui  tieniieat  aiiuii  onvertet)  en  plns  devntQt 
^tre  accfptiS's  pcmr      paiement  en  nature  du  droit  d«'  dimam». 

Art.  ♦».  Ciininu*  il  est  n<'<fs<air'-  d'a-omrr  l;i  pinmiit''  <'\>'nitiMii 
de»  furmulitö?«  concernant  ruiis-p<<.>laiix  i't  l'  ur  livraison  iiiiiurdiatt'  a 
la  demande  des  destinataireM,  rAdmioiAtration  de«  ('ontritnitionM  IndirectoHt 
vii  Texignlt^  den  loeaux  actnel».  trouvern  nn  aiitre  i>ni]»lariMii<*nt  d'uiie 
ftendae  conveiiaMt'  pmir  la  sfctinn  »l»s  coHü-poHtailx  '-t  pini  r(|rra  ä  la- 
LT;tn<!i--«  'ii-  iif  de  la  section  ^taidie  au  hur«*««  rentral  d»*M  poHtoü  k  ("ou- 
ülaotinoftlt-. 

Tour  atc«-lrrer  U'n  fi>riiialitO(«  des  c<dis-p<»Htaiix.  l  Ailinitii>lrati<'ii 
G^n^mle  des  OontTibntioiiM  Indirecte*  ^lal>*>n>ra  ilos  intttnictioiut  dt'tailliVü 
et  les  commnniqnera  k  qni  de  dniit  ponr  ^\ro  niiHeit  en  vifruenr.  (Vm 
{nstnictions  devront  t'  tiir  ••xacftMiiont  ooniptf  »Ir-^  pitiiits  suiv;int^:  n'<  <  pti..ii 
d«'s  '•nlis-po.wtnMX  i'l  livraisnn  de  ccs  ii>li>  aiix  il>  >I iiial.iir<  <  a  (lr>  lifiin  > 
difft'reutt's;  fixntion  et  puldication  par  l«'s  joiuiiaux  den  hi  iin-s  peiidaiil 
lesquellee  les  propietaires  ponrront  s'adremer  aux  section»  den  coliit- 
ptistaux:  relns  de  tous  reeonn  de»  dentinataires  en  deliom  deM  hetire«  fixt^-s. 
ainsi  qne  defense  aux  employ^  donanieni  de  «'oeniper  d'niitrcH  forma) it>'s 
pt'ndant  »••"<  Icnv'-;:  di'fcnsc  anx  d'^-finiitairt'-ä  d"fnfr<M-  an  d''pr.t  et  rlt> 
s'adrt'sst'r  dircrtriin  iit  an  piV-po».'-:  di>itril>iMi><n  'I  nn  iiuiin'n»  d'ordn'  aux 
dfftinatain-rt  de  culis  i|uantl  ils  s«-  pres««ntt*rout  ä  la  si-ction.  niunit«  de  lenrs 
ordres  de  liTraiMiii  et  apres  annotattrtn  de  ee  nienie  nunit'ro  mir  l'onlre 
de  liTraison,  et  tradncHon  imm^diate  par  IVnipIoy«'  den  iiinnifesteit  de 
l'oidre  d«'  livrai-^nn.  dan<  li  <  eis  i>t"i  »■«•liii-ci  >.  rait  ri'diir«'  on  lani/iu-  "'tiMii- 
iri'xv.  rc  «locnnicnt  i'-laiil  dniiri''  ;i  r>  n<pl">vi'  du  il-'p.'.t  :  ;ip|ii'!  ilii  pi  ijii.'tjiirf 
par  80U  uiimöro  d'ordrc  lors  do  rarrivöc  du  loli.-  au  licu  d«-  vrrififati««u; 
Tirification  des  maicbandises  par  le  v^rificatenr  ueconipairne  de  resttina- 
teur  et  en  pr^ence  du  propri^taire:  enrej^ristrenient  en  iine  nenle  partie 
det»  artifles  d'nnt'  ineme  natnre  et  d'nn«'  iik'iim'  valrur.  ft.  > n  '!i't.'rent<«H 
partif-,  do  articl<'s  dt'  divt-rscs  ('-.p.'f'-i.  i't  rn  iii'"ii«>'  r<'>tiji-  i' v  i I  i  itinns  il>' 
l'Mirs  vait'urn  par  rfstiinatcur :  appruhuliou  oii  iiuMtilii  aticii  iiiiim  diat«»  d«! 
IVvaluatioa  pj4r  le  dirtttour  d«-  la  «ectiou.  celui-ci  ne  ponvanf  s'occuper 
d'antres  affaires  pendant  la  distribution  de«  colis  et  detant  eontrßler  le 
serriee  do»  v^rificatenn  et  des  entimateiirH:  livraison  de  la  marchandiKe 
au  proprietaire  apW's  peroeptioii  du  droit  df  dnuatu'  rn  •■siti-cfs  im  on 
nature  er  eontre  sn  sifrnatiir»-  nii-^«'  «iur  !<■  r''i.'i-tr<>  du  vi'rififati  iir :  <iip- 
preH»iun  du  buUetüi  de  Mjrtie,  atlcmlu  que  les  cidis  ne  peuvt  nt  elre  deli- 
TtH  »TABt  raekireiiieBt  dn  ces  formalit^;  tirraison  immediate  des  objets 
san«  Tulenr,  oenx-ci  n^^nt  soumis  k  aucune  aiitre  fomialit^  qne  celle 
d*ane  simple  T^fication;  ftxation  des  formalitds  n^eessaires  pour  assnrer 
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hl  perccptiuii  tlt'r*  dnlit^<  dr  tlmiane  des  colis  dt'stiiu's  ä  t-tix*  cxpcdics  dauü 
rintöriear  de  rEmpirc,  et,  enfin,  prumpk*  execution  de  toutes  les  loniia- 
liMs  tout  en  sauvefnirdant  tes  int^rfite  de  la  doium«. 

Art.  7.  —  Le»  i'cli;intilloiui  de  maitbundises  seront  sounib  an  trat- 
trmcnt  douanier.  confonnement  aus  preacriptioiis  des  imttractioiui  ri- 
annt'xt'e». 

Art.  6.  -  i'ors  deä  furuiiiliteK  d'ustiiuutiuu,  Ics  ei<timak>uni.  lea 
iMMirv  et  le8  hac/hkiatibsj  Sana  prendre  en  consid^ratioii  si  le  paiement 
dt>ii  droits  aera  effcctaö  en  natni«  oa  en  espeoes,  devront  porter  tonte  lenr 

nttt^ntion  h  I'rstiniation  de  la  valeur  reelle  des  narchaiulises.  II  ne  sera 
IMit''  aiirnne  iiHidifiealion  ä  ectte  estiinatiiui  apros  «ine  le  iii'L''>riaiif  l'aim». 
par  im  enpiireiiieiit  ^i!flK•.  atceptee  on  aura  declare  ()u"il  payera  le  ditiit 
en  natiirc.  MaLs  un<>  fois  quo  le  ueguciant  aura  accepte  rchtiiuatiuii  pour 
le  refflcment  den  droits  en  especes,  il  ne  pourra  plns  chanirer  d'aTU  ni 
payer  les  dttK  droits  en  natnre. 

Art.  9.  Les  neiroeiant.«^  pcmrront.  Kann  payemeiit  de  droit  do 
«loiiane.  depiKi  i  (1:111!»  les  depöt.s  ii  diiiilde  elef  se  tnnivi  r..iit  si)n>  la 
lilirveilluuce  peniianeute  des  dircctiou»  duuanierc«,  leii  cbarbuot«  de  t«rrä 
^tran^n  import«»  on  Turqoie.  Le«  charbooB  pria  dana  ees  d6pota  et  liTffe 
k  la  conKomination  locale  on  bien  destinds  ii  I^nsage  des  bateaux  faiaant 
Ii  |)etit  (alioia<:e  oxcliisiTctDMkt  dan«  les  eaux  intirianrea  ottomanes^  payeiont 

le  droit  d'eiltree, 

Les  liateaux  ilunt  Ii-  Heu  de  depart  ou  celui  de  de»tination  ou  Itien 
dont  le  liou  de  depuil  aiiNHi  liien  qua  celui  de  deHtinatiun  »e  trouveut  on 
pa.v«  ätranjror;  les  pa«|iicbots  postanx  desserrant  les  porta  Ottomans  «t 
transportant  ^ratnitenient  les  valises  postaleo  Ottomanen;  Ica  batünent»  de 
tnierre  etraiiirers  et  tmis  les  bateaux  desj^ervant  lex  purt)*  Oltnuiaus  (|ui 
naviiriieiit  rn  tleiiors  des  eaux  iiiterieures  et  qui  tninspoi-tent  Lrratuit<'in<  nr 
les  vali.Ht's  jKistalo.H  Ottonianes.  ne  iteront  Houuiih  au  paiement  d  aucun  di<iit 
d<^  douane  poiir  Ioh  €faailM)n.'<  pri:^  dana  les  dita  d^ta.  Soua  aucun  pr^texte 
ot  ponr  (fuelque  motif  qne  ce  soit,  les  droits  de  donane  per^  nur  les 

cbarlMiiis  de  terre  qui  n'etant   pas  plao6s  dana  les  depöts  ä  double  elef 

sunt  li\  ri''s  ä  la  consommation  locale,  ne  aeiont  restitute  ni  en  totalit^  ni 

en  Partie. 

Art.  lü.  Lorbque  puiir  de.s  articles  tels  que  outiU  uu  iuDtruiuentä 
dtf  fsbriqnes  et  antrea  marehandites  proTenanta  da  Vitnoffw  et  dont  le 
prix  ne  pent  ^tre  v^rifi^  sur  le  marche  local  ou  dont  r^valnation  «erait 

diffieile  par  snit>'  de  leur  trop  ifrande  diverNe.  on  tse  trouvera  dans  Im 
neet  ssite  de  ret  lou  ir  aux  factures  nriirinalos  en  vue  de  lenr  estiuiation. 
le.H  prix  indiqueii  dann  cn»  fueturen  neront  caleuien  au  cours  sur  place  de« 
monnaies  6tnnfptTen  et  ä  raison  de  19  Piastres  le  3Iedjidio.  Oes  prix 
Mcront  majores  de  Ib^l^  k  titre  de  fraia  d'emballa^,  de  nolis  d'assnnuice 
et  autrps  ou  de  10<*/a  ><enlement  si  le  noHs  ne  tronve  compris  dana  la 
faeture  et  Ii  «  >\v<>\\i  d<-  duiuine  -ernnf  por^os  suT  la  souinie  ainsi  obtenue 
avec  la  lediulion  regluuienlairc  de  10*/^ 
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8S.  Instruktion  Aber  Rechte  und  Pflichten  der  Last- 

*  «      _  •_   ir        ^      Ä.-  1  Maharrem  1325  , 

träger  in  Konstantinopel  vom  15.  schubat  ims  —  28.  Februar 
1907.») 

Wir  lassen  den  offiziellen  fraosüsischen  Text  folgen: 

INSTRUCTIONS  SUR  LE  HAMALASE 

DBS 

DOUA^*ES  DB  CONSTANTIKOPLB. 


Art.  1.  —  Li'  noml)n'  haniuls  ot  dos  iirnnn'urs  qui  doivcnf  se 
frouvvr  constiiiiiiiient  ii  hi  dispusiitidn  du  serviif  douanitT  dans  l»'s  diff»'- 
rentes  doiiane«  de  Constantinople,  niüA  yii«'  le  noiiibie  dfn  ItruHettes  servaat 
an  transport  des  marchandiM«  dann  lea  douanes  m^mes,  sont  üx/h  ainsi 
«in'il  suit: 


N'ombr«? 

d« 
huials. 

Nombre 
d'arrlmeoia. 

Nombre 
de 

bmnwttes. 

Donane  dUmportation  de  Stambonl .  . 

aoo 

ao 

25 

Donane  d%  sportation  de  Stambonl .  . 

2r)3 

10 

3 

Ponan»'  d«'!<  frnit^i  

17H 

4 

Duuaiio  d  iinportatiou  d«?  Gulata     .  . 

2ÖH 

20 

16 

Douane  d'exportation  de  Galata     .  . 

U 

1 

Donane  des  cör^alea  et  dee  spiritiieiix 

9 

1 

l)anx  Ic  fiiH  oj'i  la  nt-ri'ssit«'  dVntruyt'r  d<'  nnnvcnux  liiiiiials  et  d'aiitr- 
in<'nt»T  le  nonilni'  des  lintiictti  s  .se  forait  scntir,  r.\(liiiiiu>trati<tii  (it-iit'rale 
de*  CoatributionH  indircitcs,  sur  le  rappuit  de»*  Dirodturs  dts  douanr» 
tinnmnett»  des  oidiea  en  eonaiqnenoe  au  repr^eentant  du  kthaya  qui  iera 
d^irpence  le  nioeesaire. 

Art.  2.  —  Len  aiTiiiirms  dovront  »'tr«'  a  iiu'iii«'  de  lire  Ics  niarque« 
ft  Ifi  nnnieroK  des  inuriii;in(li--t's.  l!s  sernnt  dicisis  et  ndiiiiiies  par  le  re- 
pn'x  uLant  du  kehaya  avei'  l'a.-«.>.eutiiiii-nt  (le>  direeteiirs  des  doiiani  s.  En  oas 
de  coutravention  ou  d'abus  de  confiauce  de  la  part  de  ces  arrimeurH.  le» 
diieeteurs  des  donanes  leur  infligeront  nne  riprimande  on  nn  blftme  et,  le 
caa  fehöant,  lea  congödieront  en  afiaant  le  repr^ntant  du  kehaya  ponr 
qn^il  ait  le«  remplacer  par  des  arriniourH  r^nnisr'ant  lo^!  conditions  requises. 

Art.  3.  -  Sur  les  lioux  de  verifieatinn.  devra  -<■  rruiivt  i  aussi  un 
Corps  de  hamals  plac^s  8uu8  la  cuuduite  d  un  col-bacht,  poiir  transporter 
immMiatement,  snr  l'aTia  dea  T^rificatenrs,  &  Pendroit  oü  Ua  doiTent  fitre 
eonaerr^  jusqn*&  l'acheTement  de«  iomalitis,  lea  colia  yiait^,  eniegiatHis 
et  portant  le  eachet  de  verifieations.  Tuus  les  hnnials  employ^K  dang  lea 
douanes  y  compria  le«  coi-öaekis  (dkeU)  et  les  Msse'dars  (caiaaiers  dea 
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liaiii.ils).  ptiiteront  iint'  iiiar*|ii«'  distimtiv«'  iiv>'c  nunioro  d'ordro  et  on 
iriitiiiscra  daii«  leK  lucaux  dmianiers  los  Services  d'auciin  portefaix  non 
revetii  de  cette  marque.  Afin  que  Ivt»  douanes  «oient  ea  lueHiire  de 
connattre  nombie  et  Tidentitö  dcft  porteiaix  qni  Bont  aetueUement  on 
qvi  entreiMieiit  TaTenir  an  üerrice,  des  regiRtm,  l^^ralises  par  le  reprf- 
seiiiMiif  (hl  ki'haya,  mnfeiiant  los  nonis.  Ics  nuiiients  et  le  siirnalenient  des 
|M>rtetiii\,  li  ui  »eiont  remis,  S'il  se  tnnive  parnii  res  derniei-s  des  i.''ens 
duur  riiieiJiuluite  serait  iunslaf»V'  ou  l>ieu  auxquels  les  diructeiirs  des 
douaoes  ne  poarraient  pliiK  accordfr  confiance,  6eiu-ci  en  aTiaevont  le  r»> 
pr^ntant  du  ktfkqya  qni  le»  fera  exciurc  i]nm6diatmrat  du  Herrice  et 
l«'s  n  mplaoera  par  d'initn>f  porti  f.iix  p  »sedant  le«  qualiMs  requise«.  Au 
fur  i  l  ;i  iiiesiire  des  rliaii{reriients  i  ffn  t iii's.  snivant  la  Tn'ees^i«*'.  ]»•  n-pre- 
sentaul  du  ki'haya  en  infoniiera  la  ilouaiie  par  eerit  et  presentera  cn  meine 
tempH  leM  feuiUe»  d'identUö  den  nonveaux  portefaix  eu  vuc  de  Tacconi* 
pliKsenient  de»  fortnaliti^  miiTant  le  panprapbe  pr^dent 

A  Pavenir,  ses  pmiefaix  d--  !;i  doiiane  »enrnt  elioisis  panni  les  ircns 
V\cx\  ])nrtants  et  fori-  •  t  col-bachis  (eliefs).  ainsi  »|ue  les  kt'ssedars 
(eai»i'  rs  des  pnrtefuix)  panni  le»  plus  m^ritantK  pour  leur  inoralit^  et 
leur  l*onne  eunduile. 

Afin  de  fecilitcr  le  recoun  de«  comroer^antfi  et  de  tons  ceux  qui 
anraient  affaire  ayec  le  servioe  de  hatnalage,  les  repr^sentants  du  hihaya 
ae  tii  ndrniit  dana  dea  place«  ap^ialement  d^ignto«  ft  cet  effet  dans  Tin.- 
t^rieur  d"^  dcdjines, 

Art.  4.  Les  portelaix.  ainsi  tjue  les  ouvreuiv  et  reux  charjLres 
de  coudre  loa  toilea  d'embaila^c,  qni  figurent  dans  le  nonibre  dca  port«'- 
fiin.  ne  pourrnnt  demander  ni  aeoepter  des  commer^ant«  ou  de  ceux  qui 
ont  dea  aftairea  ä  la  dnuane  aucnm  M.innie  soiis  fumie  de  fniis  d'arri- 
niaL'"'  <>n  de  pnnr)><iire.  en  delinrs  d<  >  frais  de  hainalair<-  fixes  d'avanoe; 
ceux  qui  i-n  exiir«  r<»iif .  >er<>iif  iinmedia(<'ment  renv^ves  du  senire. 

En  eas  de  conflits  de  liti^'es  entre  les  cuninier«^anta  ou  ceux 
qni  ont  affalre  k  la  douane  et  lea  Mss^äars  m  eol-baekis,  lea  portefaux 
aeront  tmn»  de  ae  confomier  aux  ordrea  des  diiecteuK  des  donanea.  Lea 
portefaix.  ainsi  qne  lea  m/  barhis  et  les  Mssddars  qni  y  feraient  Oppo- 
sition, ou  dont  les  eearts  de  «unduifi'  scmient  constat«'R  par  la  donane. 
ainsi  (jue  ceux  qui  useraienf  enveix  les  coniniervantK  un  envei-s  eeux  qui 
ont  aüaire  h  la  donane  de  pruc^fe  Tiolenta  ou  iiyurienx,  aeront  imm^- 
atoment  et  prorisoirement  anapendns  de  leur  seiriee,  anivant  la  fmyM 
de  lenr  faute.  par  lea  directeun  <fca  douanes  (pii.  en  ca«  de  nVidive.  le« 
(Miiirrdirront  en  iuTitant  le  reprcaentant  du  ä  proceder  ä  lenr 

n'uiplaetiiiriit. 

Art.  5.  —  Les  frais  de  hanialap'  et  de  tuute.-.  surtes  de  niauuteu. 
tiona  dana  Pint^Tieur  de«  douanea  de  Galata  et  de  Stambonl,  ainai  qne 
de  tranaport  de«  marcbandiae«  aux  majOFasins  des  eommer^tB,  ftant 

fixes  p;ir  les  tarif«  ci-apre»'.  il  est  expre-srment  interdit  aux  portefaix  de 
demander  et  de  reeevoir,  en  debon  de  cea  tarife,  de  Tai^gent  &  titre  de 
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IraiB  d'airimage  ou  ä  quelqne  titre  on  pretexte  qae  ce  mit.  Le  deraier 
paragrapbc  de  rArticlc  4  »vra.  uppliqu«'  aiix  kessidmts,  eol-baehis  et  porte« 

laix  qtii  (  "üt  r-  \  i.  iKiniiriit  aiix  prt'script  inri>  li-s  <'onn'man!. 

l.f^  l>alle^  ilf  tapis  (li'l>;in|iii''t's  ;i  la  dniiaiu'  iriiii|i«>rtat inii  riMiit  »It^ 
tW'h  irrandfs  tiimonsious,  il  .vm  i»cr«;u,  cuiüine  par  lo  passe,  unc  lax«-  Uo 
i'iastres  pour  dmcune  dellea  k  titre  de  iisiii  de  maiiiitentioii  int6- 
Tienie.  Ponr  lea  balles  qni,  sann  ßtre  tnuisport^ii  aus  nm^asüui  des 
commer^tiif  senient  trati>|i 'i  t.'>  s  conx-ci  n  IViitn  itöt  r'piViul,  en  vuo 
du  transir.  on  ])rr(-«-Tra  frais  de  traosport  indiquu«  dans  le  demicr 
paragraphe  d-'  IWrtirlc  7  du  taiif. 

Aiasi  iiu"il  <'st  dit  ä  TAili»  le  pn  iiii»  r.  Irs  frais  de  hamalage  pi  rriK 
daprif«  ce»  tanf^.  »croiit  i»aitay^cs.  huivaiit  i  u!*aj;i'  di-  la  lorpuratinii.  par 
le  raprvSaentant  du  kthya  entre  tous  le«  ammeun  et  portefaix  prep<iii& 
anx  donane«. 

Art.  6.  —  Pour  le  trannport  deti  marchandiHeo  k  toute«  le«  luca- 

litte  compriHOf}  dans  la  sone  sVtendant  entr*-  la  iluu;ui*-  de  Galata  et: 

1.  Tophant'.  2.  l<'s  [Hirtt's  d-  (;  dista  »-t  3.  !<•  Hau  dr  St  lM»Tr»'.  s.  r\:!nt 
autroftds  dt'  lotal  ii  la  Hanqu<-  lüip»''riaU'  Ottouiauc  i  r  juxiii'a  l'<  i<  li<:iul>e 
Bazar  Ics  frain  de  hauiala^ro  H-runt  pa\('s  de  la  iiiani'  rr  >uivaiil»'; 

PlBHt.  Paru 

Puur  iu  (  hariT''  diiü  portefaix  ne  d<''paii8ant  pa»  60  ocqueo, 

c'c'8t^ä-<lire  77  kilo.s  1  lö 

Pour  la  char^'e  portöe  en  nn   sirik  par  deux  homme» 

deux  siriks  „   quatre         ^  . 
trois     „     4  )«ix 
quatre  ^     ^  huit 
cin(|     „     «  dix 
«ix       „      „  duuze 
sept     ^     ^  quatorse 
huit     „     „  Meixe 
neu!     »     M  dix-huit 
dix        ,      ,  viiiL'f 
oiue      „      „     viuirt-di  ux 
d<iuze     „      „  viuirl-quatre 

Pour  k  trunt^port  de»  uiurcliaudi.st'ä  dt<  lu  duuaiiu  de  Galata:  1.  ii 
P£ra  jasqa'&  Agha-Djami  et  k  Balouk  Bazar  de  P^m  et  2.  k  StambonI 
jueqn'anz  portee  da  gnad  Bazar,  e'eat-i^re  Juaqu'ä  la  porte  Merdjan 

et  &  la  porto  dt'  Ainadjilar  situe  ;i  Malinioud  Pädia  Yokouclion  ain-i 

la  p<>rt.'  df  Kalpakdjilai-  >itur»:'  »'U  facf  de  la  woaquce  Nouri-Osmanie,  Ics 

fraih  df  hauiala<re  sont  larif-'s  ainni  «(ifil  suit: 

Plast.  Faras 

Pour  la  rharir*'  d  uu  portclaix  ne  depa-'s-jant  pa«  GO  üc»!»!'.-. 

c'e«t-ä-dire  77  kiios  ö  — 

Pour  la  Charge  port6  en  un  sirik  par  deux        hommes   12  20 

n    n     »       »     n  ^cux  siriks  ,   quatTc  »       25  — 
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Pom  la  chaige  porti 

en  tcois  siriks  par  six  bommei 
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Art. 

7.  - 

•  ndroitf* 

Uli, 

apr» 

s  avüir  quitt^  les 

donanea  de 

Stamboul,  les  marchandises  soront  dirig^s  pour  £tre  tnuuport^'es  dana  les 
magasiiu  des  n^gocianto  iont  cUuw^  en  troia  sumea: 

La  premiere  cone  comprend  lea  magasiiu  se  tronTant  entie  le« 
donaneB  de  Stamhoul  et  Tdlonib4)i  Han.  »iä  k  Mahmund  Facha  Yocouchou. 

La  deuxieiiR*  zone  renfemio  cenx  sitae«  k  Ente-Bachi  d'Asma  Alti  et 

li.i  trni?<ieTiie  /.(ine  comprend  toiis  les  mdL'asins  situ^.s  dans  les  envi* 
rons  de  liaiuidie  Turlirssi.  M«"niifh  Oirloii  Han  er  ZiH^jiri«*  Han. 

Le.s  fraiH  de  haiualage  den  inarchaadises  transportees  dans  len  dit« 
magasins  «ont  indiqu^  cl-desflous: 


Pour  UDO  charjtre  de  j>urtefaix  ne  dipassant  paa  70  ocquea 
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La 

deuxienie  zone  est 

Celle  qni  8*£tend  aihdelä  de  la  piemiire  et 

ins  laqiio 

lle  s. 

)nt  sinn's  les  niaira^ins 

se  troavant: 

1.  J 

l|Sl||l 

a  la  |)iiite  de  Men^jan. 

2.  Juriqua  la  porte  d'Aynatyiiar  a  Mahmoud  l'acba  Yocouchou. 
8.  Juaqu^ä  la  porte  de  Kalpak^jüar  prea  de  la  Moflqa4e  Nonri- 
Ofimani^. 

Le  hamalage  des  fudeaux  destinte  k  oea  magaeins  est  le  nuTant: 

Fardean  portö  sur  le  dos  et  ne  d^passant  pas  70  ooqnea  Van* 
on  90  kiloa  2  10 
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de»  marchaudise»  etraugere<>  ne  puurru  pas  deputit«er  (k)  uciiuom  uu  77  kiluü, 
k  U  dcvane  de  Oalata  et  70  ocques  ou  90  kilos  Ii  oelle  de  Stombonl. 

De  mfine,  le  poida  des  balles  peraanes  port^es  srnr  le  dos  ne  poami 
d^pueer  70  ocques  on  90  kilos. 

Lee  portebiz  qni  doiTent  traiuporter  des  Hardeeiiz  döpenBant  les 
poids  !<ii8-iiidiqiija  «niont  le  droit  de  ae  bire  payer  sniTant  le  tarif  dee 
sMks  deum. 

Art.  8.  --  Qunnt  niix  marrhandisis  tninsportf'es  par  dfs  portt^faix 
int^rieiirs  aux  succursales  d'oxpedition  pour  etn-  fiii?>,in|nr(  s  sur  l«'s  na- 
vires,  il  sera  pergu  d'elles  pour  t«)nU'H  les  maautcntioa.s  cfleciuo*-!«  daus  ]a 
dooane  an  droit  de  hamalage  hx6  d'aprea  le  tarif  sniTant: 
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FiMt  Firu 

Pour  chaque  barll  de  beurn'  de  Sil>»'rie  uu  de  ravlar   .   .  ö  — 

,        ^        «        wicre  pei«ant  2*  2  kantars          .   .  1  — 

H        w     ^     n        n      ile  t>  ä  7  koHiars  .    .  2  — 

,     «MC  dt«  wtU   -  20 

^        .      caiKdC  d'acier   —  10 

^        „        «de  vitre«   —  10 

,                 <:if  de  farinc.    .   —  10 

tiMitis  Ics  liallfs  i)crs;ii»fH  1  — 


toiis  Ics  rulis  iiy;int  Uli  |Mii(lf  all  d«>Miiis  (iO  i.((iiit>  <<ii  77 
kilon.  d<  vra  aiijuitlcr  im  droit  de  20  |>aru.s  <•(  j)uur  c<*ui  qui  uuioiit 
IUI  pitidH  depafiiant  reiu  iadiqn^  pluR  haut,  il  aera  per^u  pour  cluujue  60 
«»iura  ou  77  kiluM  d'exct^dent)  20  paraa  en  plua. 

Si  Iph  marcbandiMstt  aont  ir;iii^|i>>ii<'<'s  h  la  douiine  en  chariot.  pour 
If'iirs  traii>i)itrts  di'imis  la  portc  de  la  doiiain-  jusinr;\  la  siUTUrsiile  d"<  x^h^- 
dilion  par  1<  *  i»..rt>  fai\  di'  la  di>iiaiu',  il  si-ra  pm  u  Ii  pia^tr»  -  la 
chanr«'  d'iin  elun  i<»t  adele  d"uu  clu'Val  et  5  piastres  pour  teile  d"uu  ihari>>t 
att4>l^  de  2  chi'vaux. 

Art  9.  —  Pour  tontea  iea  niarchandiaea  arrivant  de  ritianger  on  de 
I'int4?rieur  rEmpin'  »  t  dt-stiin'fs  ä  rfrc  deharquees  proTisüiremeiit  k  la 
douani'  afin  d'i-tr.-  n  nilianiii-'i  -  --tir  drs  naviren  m  transit  'Oi  <mi  trans- 
1>i  rdi  iMi  ttt.  lt>  fmi-i  dl'  liainaIaL''-  du  (|Uai  ä  rinli'rieiir  de  hi  doiiaiii-  '  t  iIi- 
I  Uli«  ri'  iir  de  la  douaut-  au  »juui.  sout  re^jK-iiieute«  de  la  fu«;ou  .suivaute: 

Flaat  Faraa 

(Imr/rc  d*nn  porfefaix  ne  ddpaaaant  paa  70  ocquea  ou  90  kiloa .  1  16 
-    sirik  portt'  par  2  hommee  4  — 

,        2     >'/>j>s"   „      „4   8  — 

Art.  10,  —  L<'rsi|U<-  If  liaiualair«'  pfir  sirik  n«-  si-ra  plu»*  n^-et-ssaiiv 
dauü  riiiterieur  den  douaiie.^  par  1<>  fait  de  uuuvelles  cuustnictioiii»  duu- 
an^^^el>.  le  tarif  actnol  ne  «era  pas  appliqu^  anx  maichandiees  qui  aeront 
d^lirröea  aux  rommer^anta  ä  la  porte  de  la  donane.  Au  lieu  de  ce  hania> 
la^,  il  ^•  la  |)eren  uniforiu^ment  50  panw  pour  chaque  100  kiloH  et  fn«  - 
tinn^  dr  KM)  kjr«-  coronie  il  a  £t6  pr^TU  au  demier  paraf^phe  de 
l  Articlf  lö. 

Lrs  pcit.faix  df  la  duuanc  recwrunt  lei*  frais  de  niauutcntiuQ  pour 
le  transpuri  juM^u  au  >tuai  des  marcbandiaea  arrivieB  de  rhiMrieitr  «t  dee- 
tinfea  i  ^tre  enibarquiea  aprea  PaccoiapHaaement  dea  fonnaliMa  douanierea. 

FVapri  <  soll  tarif.  la  Sufi^fi  dea  Quaia  percevant  pour  ees  sortes  de  mar- 
c  |iaiidi.->'s  Ii  s  frais  iI  ''iiitiarc)ni'Mit'iit  sur  d»'s  niahonos.  r'e!<t  :i  la  diti'  Socict^ 
qu'il  iiieoinl>e  de  paver  le>  ptirtefaix  l  uiplityes  ä  oette  Operation.  Les  porto- 
fnix  n'auront  donc  paa  le  droit  de  reelanier  d'autret«  frais  d'embarqaemeDt 
aiix  oominercMnts. 

Art  11.  —  Si  le  tranaport  des  marcliandiaes  encombrantes  tellea 
vnitmvs.  iiHMilc,  fliaudiiTi',  cottre-fort>  etc.,  ntcessite  l'emploi  di-  plus 
de  12  sirikst  le«  Irai«  de  hain»la<re  ne  aeront  pas  vi^Xi»  anivant  lea  tarila 
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pi<  <  -ii.-!ir<.  ]\\:\'\<  il  ni  pnvii  3'  I'i;i>tri  s  pmir  rli:ii|nf  j)r>rti  f;iix  si  lo 
li<u  (If  (iotitiiitii'ii  ><■  troiivr  !.t  If  /i-w  >{•■  (i,ii.ir:i       dr  Siaiulninl, 

ü  l'iiisUvs  si  Ic  iiiiiiiasin  ol  situe  tlan.-i  lu  zoiu-  de  Staiiiluiiil  ot  U 
aotnii  pour  le»  ma^Hin«  de  la  truittK^otc  zodi'.  Tont  tr»nstH>it  de  Galata 
ju«(|u'i  F^ra  ou  &  im  point  qU4*lf(iniiii('  dt*  ü>tainlH>iit  «ora  pay^  ä  taimm  (ii> 
onw  l'iastrt's.  Tont«?  cliaiL''«'  an-dossus«  de  77  kilns  p.  ur  leu  dmianoH  de 
(irtlara  vt  aii-<lrs«us  r|.'  iM)  kil'-  |t"iir  i  rl!>  s  il.'  M.iiiiImhiI  scra  «'on-ulf'r»'» 
coiniiK-  diar;.a'  dt-  sittA\  lliatjui'  liinii  au  d«  siiik  srra  cainilc  a  raison 
dt>  154  kiliia.  Et  romiiie  le  poidi«  poite  pai  |>  ir.  fais  et  l2siriksT^nt 
atteindi-e  I8d4i  kilua  au  maxiniuni.  il  Kcre  ctmtpt^  dt'iix  p«)i1efai'x  et  tiit 
sink  i><>iii'  chaque  154  kü«w  depassant  Ii'  iii:i\iniuiii  i.-n  i|iieiition.  Ltn 
frai^  de  traiispnii  srnrnt  per^iis  ainsi  <{u'il  v*t  ei-dcoHua  en  proportion 

df«  haiiials  i  iiip|r>y«''s. 

Art.  12.  L>  s  poidis  ci-di'ssii!«  indiipi^K  H'appliqiiaiK  e>4al<  iin-iit  aux 
uiarchandi«efi  trannpurt^a  par  hrouett«'«  en  d<>horK  do*  douanea.  le  ninnbro 
des  portefaix  condainant  ce«  bnmrtti  s  ainsi  i|ii<>  fraix  de  banialaire  iteront 
calcules  rn  n»ns^i|ii«'n('<'.  cVst-a-din*  irapW-s  !»■  tarif. 

l.rs  iiian  liaiidist  s  prsaiiffs  dr  la  iii>"in>'  natup'  f<dl<'s  siurr.  (aft'>. 

riz,  arlicles  depiti-rif.  papii-r  ilfiuiialla^r«'.  vUn\H.  timcuis.  arniiiato  Imitrs 
d'aliumettea  etc.  dont.  ]Mr  un  iiwi^e  conHacr6  de  lonuiiedate.  la  TÖrification 
et  lex  ftirmalite«  douanierea  ae  font  anr  mer  et  qni.  »pri'tt  avoir  M  pes^a 
et  HotiiniH  aox  foraiallt^a  douanierea  dana  inalioius  mi  sur  lea  ipiaia, 
"'•iit  de  iiiHiV' an  f  ransptirt^'s  par  pairnmt  dix  piiiKtrea  par  SOttl' 

pouria  (pi  titf  inalMtm-)  et  viii::r  pi.i>lri>  par  iiiahoiif. 

Le«  Ijalles  de  papirrtt  ä  lettre«  et  d'iiiipriinerie.  de  eartoHK  et  d« 

toile«  dVmballaire,  lea  caiNsea  et  tonnetuix  de  cltinn  de  ehauxKnreti.  de  fem 

k  aabotH.  de  o^niKe.  de  sine  et  d'liuile  dextin^e  A  rinduKtrie.  ainHi  <|ue  lea 

lot«  de  enivp-  i  t  dr  s>  aiix  r\  d'aulr<  s  niarf  handi><  s  <jiii.  avant  la  eon-itnic- 

'  .  .  ... 

tiiiii  df's  l^iiais.  /taii  iit  dr  liait|iit'i  >  aiix  dr»iiaiii  «.  iiiais  iiprrs  la  cun- 

slnictiuil  dl  !*  dit«  V^iiai.*«,  Mint  traii.sporlet-.-s  di  vaiit  les  duiiane«,  avee  i"a.''.''eii- 

timent  de^quellea  eile«  muiu  p<i>(''eti  Mir  le  quai.  miit  en  totalit^  rtuit  en 

partie.  pour  <(tre  soumiaea  k  la  T^rifiration  et  aux  funnalit^a  douanien^a 

et  replacfea  enauite  dan.-*  les  mabon^K  pour  «"tn-  diriL'^/o  v«  is  !••!*  fchciles 

.HIN«!"''"''"'  i'llfH  sunt  dcstiii^'fs.  paicrunt  siuliiii«  nt  Ir  lO",,  d"<  frais  de 

haiaulai:«    <|iii  d.  vaii  iit  i"tr>'  peiviLs  d'apWs  le  laril  de  la  pn  iiiiere  zune. 

Art.  13.  —  Le.H  purt.-iaix  qni  reeevaient  juiwiu'ä  pr^-nt  k  titre  de 

fraia  de  peaasre  dix  paraa  pour  obaque  roH»  d'artieleK  ei»limiaux  pi>K^t;  en 

Tue  de  la  perception  des  droit»  de  duiiaiK-  i>ti  sur  la  deiiiandc  d<>  <  >>iiiini-r- 

rarits,  eoiitinui-nint  eiralt  iiHnl  a  prrcfVoir  l<  s  iik-hii  s  fiais  a  l  av-  iiir:  iiiais 

Iis  ne  pmirrimt  rei  laiiK-r  aiieiin-«  frais  df  if  iviuf.  p<Mir  N  >  mar»  liaiidi«'  "« 

qili  n'^tant  pa**  äouiuiH«-»  ä  cetle  foriiialiie.  soiit  .•^iuipleuifut  p»->ef>  potir 

aiwurrr  la  r6)gmlarit^  du  aenrice  douanier.  (tablir  le  montant  de  lardiö  k 
perccToir  oo  bien  encore  pour  une  aeeonde  T#rifieatiou  douaniere. 

Pour  chaque  malione  oii  sohpOUfitt  d'artirb'-s  coioninux  dont  la 
V^rifieafion  <•!  I<<  funiialir»'-  diMianif're«!  sf  feraient  wir  mer.  les  portefaix 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigaug.  a.  iiü.  l^^Ö 
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ti<-  p'-nrrtint.  Kiiivant  Tiutuire.  exiif<>r  qiu>  le  |Miieuu'ut  de  «'>  Ha^tre«  (>t  ricn 

lii-  i»lus. 

All.  14.  —  Pour  niaiYhandiit«!!  conttmucii  dans  de  petitK  col». 
U'WvH  (|iie:  lN)UL''ifM.  eoiilfttrs  en  bi>Ue.  ImiHKUDtt  <'n  boitteill«*«.  aim»!  qiie 

«•<  Ilf<  iii»n  rriifi-riiieo  lim-  «l-s  ri>Ii>*  miiinie  pm-l-s  <n  {<'<[<■.  urd'iisi'»  i-tc. 

ii.itnal  iit'  tli  ii:i>-.iiit  If  p«»nis  rinit  iii.-ntain'.  <  ilo  poiinoat  »'tre  traiLv 
lM>i1»'<s  dl-  (•«•ttf  liiruii  |)ar  Ks  soin.s  df  icur»  proiu-ietaiivs, 

Art.  15.  -  Ia^a  n^irtK-iantA  iiuront  la  feirtilt^  de  faire  tmiwpwiter 
h'iirx  miircliiii)iliMi>rt  k  U'\*  licus  ijiriU  deDirent.  c*iNit-&-dire  qae  m* 
rml'  iit  |):iri  h'*  faiiv  trannporti-r  ä  Ivnm  mafiaMm  dans  la  doitxit-nio  zoiie 
oll  la  tr.ii-i'  iMi-  zoiii-,  niaU  ä  i'.  Iiii  s,.  trimvc  dans  la  jininii  n'.  on  Uf 
l><mrru  y  apiMiilcr  aiicuiif  o|i|)i»iiiiin.  l'ans  er  tus.  U-s  li-ai.-*  de  trannpoi1 
M-nint  imruri'lleii)i>iit  r^^rlin  d'apres  )<>  tarif  de  la  prraiiere  sone. 

Le»  n^iroriants  prendraient  lirniisnn  de  leun  marchandiiWK  k  la 
ptirti»  de  la  doiiane  et  qui  d^irerat«nt  les  tiai)s|iuiii  i  a  h  ur^  mainudufi 
>nr  l'Mir-  ]ini[ii<v  cMiniMH^.  |i:iit'r<>nr.  y  r  .'iiiMi-  !■  >  Irais  di-  cbar^DlPnt. 
Irs  frai"-  d''  ii.iinihii"-.  dVipiis  Ir  r.irit  di-  ia  pr.-ntiffi'  7.<<n>'. 

All.  Ib.  A  la  dotlatK-  dr»  iiiarcbandiHi's  ctiaü^en-s  de  .Staiiibuul 
leH  niiTreun«  de  lialle«  recerrnnt  coinni«  frais  do  dipliage  poar  chaque  l»alle 
ins<'rite  Miir  les  ordre«  de  U\*miKnn  2  pitiMtreit  putir  Celles  contenant  des 
tapis  iiii|)"rlt'>  dl'  Itiissje  et  d<'  Pfi»'.  1  plastre.  10  paras  pour  ttlirs 
arrivaiit  dr  I  r»  liiz..nr|.'  i  i  4  pia-tn  -  |<<>iir  chaipir  liall«'  d>'  tajjis  pri>v<'iiant 
de  i  iiitrrii  T.i  di-  I  Kiiipiif  ä  dt>tiiiatiuii  de  l'etinu«.'er.  Mai.s  dau.s  le  ca.n 
»II  leK  propiietain>fi  leit  feniient  de  nouvcan  d^plier  et  replier  afin  de 
ini>tiiux'r  lei)  tapiH  et  d'r  utettre  den  itiqnette».  il  aem  per^a  iin  auiplu* 
de  ä'/j  piiuttivit  qui  ne  ii^iiira  '"tr--  naiinvllt  inent  v\\ue  si  raoheteur  ne 
n'<],)m<'  pa-"  im  ihhiv-mu  di'pliairi'.  l'mir  rinivfilnr«'  i  t  la  fcniiftiiP'  d'- 
»iiaqin-  coli'«  dl-  man  li.\udi'«'  >  "ii  autr«'s  rc>uilaMt  du  fait  di-s  up6raliuiis  de 
T^rifieatiun.  Wn  ouvn'iirs  de«  nuKses  contiiuuToat  a  pcreevwir,  cuuiuie  par 
le  pftflit^.  40  poras  pnnr  chaque  irrande  catKKe,  30  p*ras  pour  Celles  de 
dinii  iisions  iiif^rienren  et  20  parM  Biir  chaque  caiMe  ou  coli«  coatenant 
de  la  tiuim  ailN  ri.'  i't        arti(  l''<  (  nlnniaux. 

NtMiniii'iü-'.  p'Oir  rMUMTlinv  <'t  la  fiTiiirtun-  drs  caissi's  et  (  uli-  n  n- 
fi-niirnt  lies  al  t  U  li  s  di'  iiii'iiie  II  itm  .-  oii  «|uaiititi6  colisiderable  t^  i.s  «juc. 
caoutohonc.  aniidon  et  c^niM»,  k'>  im  .jiri^tainiM  de  cea  marehandises  paieront 
leM  10*/n  <»"^     miniinnni  den  froii«  ^n^raux. 

Li's  cliarjreiuentH  ctmKiNtant  cn  marehandifies  en  cai^MMK  ou  tiarÜA 
d  'iit  la  vi' I  ifii'af ii>n  ''t  li's  opf'ratjniis  dnnanii"'n's  atirairnt  .-i.'  i-ffiTtiip«'-  -iiir 
liHT.  paii.TonI  pour  chaiiui-  nialioui'  ot  jiMiir  cliaiiui'  salapuuria  10  piastn-^ 
Ä  titre  de  frais«  d"ouvr<'ur»  en  dcburx  des<jui  i.-«  il  lu-  p^uirra  <"?trc  rit-u  ret  laui6. 

Art.  17.  —  Lex  lifimme«  chart'<&>  de  mettrc  en  halle«  le«  tupi.««  re- 
n  lut  dl-  H:it«>uin  et  de  Tr^liizonde  &  deMtination  de  r^tranjcrer.  de  les  coudre 
d.iu-  \f-  -_rii--i'"-  T'iili  -  fiairnii's  par  h-s  prnpn'/'t  iin's  et  di'  Irs  fi('i-l<T.  reoe- 
vroiit  ö  piastn-s  pour  dtaque  luUIe.    Mai»  lorsqu'ii  n  a^rira  d'uuvrir  et  de 
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98.  Instraktioii  über  die  BekaBdlnng  der  WareaprobeB, 

die  anf  den  Donanen  ankommen.*) 

r'  *  '>U(lrt'  li's  lialli's  pour  la  v(['rifi(  uf  inu  <!<•  Iciir  continn,  il  st-ni  payt', 
cijiuliic  cela  pratii|iu'  iu-tut-lleiiK-ut.  20  paras  puur  chaiiiio  ^ranile  balle 
de  toiie  amiricaine.  de  drap  et  de  direre  articles  maDufactnrfis.  Quant 
^  aux  ballea  de  fil  et  aux  petitex  balles  de  tolle  am^ricaine  n'excMant  paa 
1«'  poids  de  200  kilos  et  h  celle«  Cdnt'  iiant  iiiarrliandiHeii  simihiircs, 
ainsi  ({u'aux  liallnts.  l.-s  lioiniii'  s  (•harL''f's  ({<■  \r<  f-mulrf  n'auront  dniit  qn'ä 
10  paruM  pour  cliaquo  picce  a  titre  de  frais  ^au."  pouviMi  n-i  laim-r  davantayo. 

Art  18.  —  Dans  le  caa  oü  lors  du  transport  pur  \vs  bamals,  loa 
marehandi^eH  6protiveraieat  dce  d#^ts  et  Tiendraient  h  verser.  k  se  briser, 
a  -  tn-  d^<  liiie.  s  ott  perdix-s.  l.-s  propri^tuires  pounont  8*adr«\«<s.  r  am 
din-ctturs  drs  (Imiarii'»;  qui  ili-vfint  pnnY'dcr  ;ni\  iin|in"fi'H  iu'f<>ssairi*H. 
Si  IViunirti'  coiistat''  i|Ut'  I»'  (loininairf  taii-i«''  iM  'vi'  iir  rf'f!|.>tn«'nf  di-  la 
fuuU'  des  tiaiuaU.  l  indfiimit^  k  paycr  dt;  cv  cIp  l  rx  ni  avuucöi'  par  i  Admi- 
nistration 66n6rale  des  Contributions  Indirecte«.  Apr^  quoi,  aommatloa 
d'acquitter  le  montant  de  eette  indemnit^  nera  üaitc  an  reprisentant  dn 
ke'haya  lequt'l.  san«  p»>uv(tir  ^levi-r  aiiciin»'  oIij<'ctioii.  sera  o!»li<r6  d«'  rt'm- 
hoiirv.  r  iniin^-<liat*  )iii-nt  la  somme  avanc^e  en  la  pr^levaat  sur  les  funds 
aÜec'lCs  au  üaiiialag^r. 

Lea  dispositiens  dn  demier  para^rmphe  de  l^Article  d  seront  appli- 
qnies  ans  bamals  qui  seraient  convaincus  d'aToir,  plus  d'une  iois,  fiiit 
prenre  d*lnattenti'>i)  ou  de  n£gligence  dans  le  transport  et  la  bonne  oon- 
serratiDii  dts  man  liandisrs. 

Art.  19.  —  II  ist  du  dfvoir  des  dinttiurs  dts  duuam-s  dr  vfilltT 
avec  une  extröiu»-  atri-ntiuii  ä  robs»rvati(»u  des  presentof*  instnutioa»  ot 
de  prftvenir  tout  ca«  de  contravention. 

Art.  20.  Li  s  hnnials  sont  temw,  comme  par  le  patw^,  d'assurer, 
dans  rintericur  di  s  douant's.  W  scrvic«*  de  pdiiipi'  is  et  d»'  irardicns  pciidant 
la  nnif.  df  s'ixiuptT  iln  trnti^]>nrr  des  marcliaiidisfs  pfriifs  ä  titn'  de 
droiUi  en  uature,  de  Vfilb'r  ä  la  prupret^  de«  lucaiix  »-i  du  reiuplir  e.\act©- 
ment  les  antrea  Services  analoges. 

Art  21.  —  Le  Directenr  66ntoil  des  Contributions  Indirectes  est 
cbar^ö  de  l'extoition  des  präsentes  instructions. 

*)  Hiersu  der  oifiaelle  frannlsische  Text: 

INSTRUCTIONS  SUR  LE  TRAITEMENT 
AVQDBi:.  SERONT  ASSUJETTIS 
LES  fiCHANTILLOXS  ARRIVANT  ACX  DOCANES. 


Les  objets  qui  seraient  apport£s  pas  les  oommis-voyaiireun  des 

hriquos  tMiropt't'nnt's  non  dans  iin  h\\\  dt-  cniniiH'rri'  inai>  Idcn  pour  servir 
d't^cbantillon.  si-ront  runsidi'n's  n>niiu>'  artiilfs  di>  liausit.  s"ils  sfrniit  n'fx- 
pedie.s,  eii  tout  ou  en  partie  dan-s  l'espaci!  de  six  luoi.s  ä  leui*«  licux  de 
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priivcnanc«'  on  v\\h>\u'a  puiir  iiii  autr»'  piivs  ütrouger.  l>ua«  ce  cas,  le* 
droits  por«,Mis  a  It  iir  cutm-  M-ront  rcstitiu-i«. 

Cette  fonnalitf  som  accomplie  non  pas  k  la  premicre  douane  d'im« 
portation  comme  cela  86  pnitiqne  ponr  les  mardiandifteK  de  traiiHit.  maU 
bicn  h  In  domi«>n'  donnnc  dVxportation. 

Afiii  (jn»'  !<  s  pni]iiirT;iii(  s  <|c  n  s  articlos  piiissriit  Iirnrficirr  (].■  ci* 
tniit<'iiifut.  ils  dt'vnuit  m-  ciinJ<iriiii  r  ii  loiitree  et  ii  lu  s<»rtic  d<>  ditrs 
niarchandiseft.  aiix  inntrucHonH  Biiivaotci«: 

1.  Le  eomniid-ToyHfrpnr  n'anra  le  droit  dUmpoiter  qnhin  wul  ^han- 
tillon  dl'  diai|Uo  csp'-cc  d*iilijft>  in  nnn  ttanf  ii  la  douan«'  deux  exoni- 
plain-s  d<-s  fniillcts  dr  di'claratiun  a  s  uuli.  inii  wrimt  Kp<Tialt'iii<'iil  im- 
priiin'>  et  (Irlivn's  ä  (■»•(  tffft  par  \r<  (Imiaiifs.  ("rs  fciiillfts.  liliill«'*  cn 
lau^iu-  tiiniiic  et  avi'c  uij«*  riuir  ind«'l«''l>ile,  dovruiit  ötre  düiiu-iit  .••iim»^ 
par  Ics  int^mwv«  et  upt^ifier  la  qiialit^  et  la  qnantiti  des  ^hantillonj«, 
ainsi  que  le  nombre  des  cotw  avi>c  lenrs  marquet;,  nnm^roH  et  autren 
objfti}  y  contonns.  ApWs  avnir  innfrontt'  ei-s  ffuillt-ts  di-  (l^rlaration.  la 
doiiiin»'  ao<omplira  Ir«^  furiiialit»'.-»  iie(  t  s>airt  s  rt  pnu  edt  ra  a  I'  nr  l'-L^nlisation. 
L'iin  de  cfs  actes  ri'strra  :'i  tu  dmian«'  et  l  autre  H«Ta  reiui>  an  iiri»juietaiix* 
dcü  ^ciiantillonK.  lU  üeront  revOtiiii  du  gnmd  Kceau  de  la  Diroctiim  de  la 
douani>.  ainoi  qiic  doH  cachots  de«  <>iDpluy^8  retiponKablm. 

2.  L(*HditR  f<  iiilli  t>  dl-  d«''rlaniti«m,  apri'U  TÄrifii.Hioii  di'  Ii  nr  <  xai - 
tiliidi'  scront  <'nfi  i:istn'->  daiis  Ii  s  livn's  spi'-i  i.nix  pniir  I<  - 1 1  h  iiiiillnii>  qiii 
devrMiit  rlir  U'um  par  le»  douanes  en  plus*  de  eeux  relatib  aux  vi>ites 
doimniere.s. 

ApWtt  estinintion  en  detail  de  ce»  article«.  les  droit«  y  afferent« 
wnmt  per^iiK  et  il  w>ni  d^livr^  an  pmpri^tairc  un  rv^  indiquant  le  nii' 
mi'rii  et  la  date  d«'*  dit'^laratinn^  C-  s  örlinntilluti-  in  srrnnt  livii^s  jiar 
]a  dmian»'  rurajin'-s  avnir  t'I*'  pluiiili('"-  •.ipanMiimt  OU  eni<eiuldc  »uivaiit 
qii'ils  puurraieiit  rire  e|a^sifie.s  et  reiiuis  uii  imu. 

S'il  »'»ffit  d'ailirlca  w  roiiipuHunt  de  piece«  multipleit.  comme  leA 
marhiiirs  k  cundrc,  c'ettt  Hnr  la  pitH'o  ptioenticllc  de  Particlo  qne  le  plomb 
aera  uppi'^'iv 

l'oiir  climitii'  pli>iiili.iL.'i".  ii  M'ra  \vrcn  un  dmit  df  dix  para<: 
toiitcf.'is.  il  III-  M  ni  t  \ii.r,'.  aiieuu  dndt  de  ce  clief,  dans  le  cas  uü  le  plmid» 
M  iail  fdiinii  par  l"interr,>se. 

4.  DanM  le  eaa  oA  le  comniiK-Toyaffeiir  qni  aurait  d^ä  accommpU 
cefi  fiinnaHt^K.  sc  rcndmit  dann  iine  aiiti«  localit^  de  rEnipire  durant  l)-s 
six  iifis  pliw  baut  iiidi«|U^'S.  il  di  vra  pniduire  a  la  donaiH-  s<>u  frnili<r  dr 
(!<  I  i r  <t ><•!).  aintei  qiie  le  r6t'^'piK«6  u  lui  d^livr^  par  la  preiuiere  duuam* 
d  iiiipKitalioit. 

La  doiiane  atira  verifii^r  IVxaetitnde  d»  la  dielaTation  et  h  exa- 
miner  leti  plomlw  et  ai  eile  n'y  Tuit  ancune  irr^gnlarit^.  eile  doTca  au> 

tori-  1  I  i  v  tiiise  de  la  marcbandise.  I.rs  marrbandi.«-^  iie  fi^rurant  poInt 
hur  I  i  iIhi  I  iratinn  «n  nVtant  pas  plomb^eK  s^Tont  naturellement  ttoumiaea 
au  paii-iueut  de.s  droit»  v  atiereiits. 
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ö.  A  Tarriv^  ä  iiiic  dounne  qii<>lcwni|ue  de  TEmpiro  de  marchandiKcg 
d'  stiniw  k  Mr«'  n't  xpr-ditM  s  a  li  iir  lii  u  «].'  pruv-  iiMiu  r  nii  a  im  antir  iiuyii 
^tranL''«*r  nvant   I-xpiratioii  diidit  dr  six   iimis.    Tint^Tiss^'  ilrvra 

t'xliH)''r  ä  cctt«'  tluiiaiH'  la  d»  t  laratinu  er  Ii-  n'röpi^-»''  duitt  il  «  «t  p"rl''iir. 
Apivs  veiilinUiou  Uu  ntutt-nu  des  iVuillvts  de  döilanilica,  la  dmiain-  di-vni 
rfütituer  ä  i'iat^resHi  ]e  montant  des  dn>itN  aff^i-entn  aux  artideg  k  Tßvx- 
pMier  en  fainant  \e*  annotatiuns  nCceKMiimt  ä  et*  Mgi^t  itnr  lo  tcivo  des 
r^^piss^H  rt  en  portant  l:i  i  ..uTr  v a!. m  »lau«:  I-  s  n-|fiKtn<«  an  chapitrc  dea 
d4piM)-i'H,  r^'  öpixf'-s  i't  fi  iiill.  is  dr  drclaiatioii  s.'t'ont  n't'Tnis  «-t  t'nvi'Vf.s 

ä  r.\duiiuir<trutitiii  CiOuenilc  drs  (  oiitriltiitimts  IndinHtis  [)i>iir  ruitiia- 
pliaRpment  dw  fomalit^K  reiinise«  on  cc  qui  conciTut*  les  (luuan«-.s  qui  it>8 
unt  d6Iivr6(i. 

ti.  Si  !<  >  datt's  dfs  ilo('Ianiti<in>  i  t  il<'>  n'iYpis.H^H  mnt  Krait^rs  ou 
rlianiTtT-.  l<-s  droits  affi-r  nts  a  !a  totalite  dr-.  iiian  li  iiidisi's  liictitionil^eM 
daiis  l>'s  d«^rlaratiniis  aiti-i  fal-ifit-f,  ni'  M-niiif  pniiif  r.  stitii*'-«  >.  'l'nuf^fnis, 
»i  d«>  iiu'xacliliulrs  r^tiut  ivit  ve<  >  daus  Ws  iu^criptil»Uh  toiuliaut  l»  s  chilfriü 
oa  quantit^  des  marchanditifM,  la  douano  n'anro  ä  cd  retcoir  qnc  la 
difiereace. 

7.  Li's  /■'i  liantillims  saii<  valfiir  iniprupr>-<  ä  '■\\r  i  tiipluv t"-.  ixdi^ 
iiient.  'front.  r(iiif((n!t<''tn<'nt  ä  la  cin'iilair»'  rn  dat'-  du  14  .lativiir  l.'iM, 
fXfiup!6s  do  Ums  droits  et  dispenscs  dt^  toutrs  foniialitt'»^  do  depöt  luut  eu 
bfo^ciant  des  faeilttia  ttlectwain^K. 

Ced  inittnictiona  nc  mat  point  applicable«  anx  articlmt  de  byouterie 
Mii  (ilij.  ts  d'nr  -  r  d'arju^ent  qui  «ont  scimiis  ä  im  tan'f  sprcial.  Iii  aiix 
^<  lianiilloiis  arrivant  des  piOTinccs  priTil^;fiie»t  ^  duHtination  du  l'^tran^r 
et  vice-vei"sa. 


Ungarn. 


Keteieut:  Dr.  Karl  Szladitü, 
k.  ung.  GcrlclitBhofit-iUditar,  HOfliarbelter  Im  Ulnittciliin,  Badapest 

A.  Oesetzgebang  1903—1905. 

Die  Gesftzi^t  buniyr  Uiiyrains  in  diesen  drei  Jalirt  n  bietet  dem 
Berichterstatter  nur  dürftigen  .Stt>t!.  Der  ungarische  Keiclistii^ 
war  ja  den  weitaus  grössten  Teil  dieses  Zeitraumes  hindurch  infolge 
innerer  Wirren  lahmgelegt.  Zu  Beginn  des  Jahres  1903  worden 
noch  einige  Gesetze  der  R^emng  t.  SzfiLL  mtet  Dach  gebracht, 
dann  fulgte  das  ganze  Jahr  hindurch  die  Ohstrnktion  gegen  die 
Vermehrang  des  Rekratenkontingentes.  Der  Premier  t.  Sz£ll  wurde 
im  Sommer  1909  dnrcb  Graf  KHüim-HtoxBTiBT,  dieser  nach,  einigen 
Monaten  vollständiger  Erfolglosigkeit  dnreh  Graf  Stbphas  Tibza 
abgelost,  nnter  dessen  scharfem  Regime  die  Arbeitsfähigkeit  des 
Parlamentes  anf  kurze  Zeit  (anfiuigs  1904)  hergestellt  wird.  Aber 
schon  im  Herbst  1904,  als  Graf  Tisza  sich  anschickt,  die  Reform 
der  Hausordnung  zur  Hintanhaltnng  weiterer  Obstruktionen  mit 
energischen  HaBsnahmen  durchzusetcen,  lodert  die  kaum  erstickte 
Flamme  parlamentarischen  Widerstandes  mit  erhöhter  Heftigkeit  Ton 
nenem  auf.  Seit  Oktober  1904  bis  April  1906  tobt  der  Kampf  der 
staatlichen  Macht&ktoren  ununterbrochen  weiter.  Schon  an  Beginn 
dieses  Kampfes  brOkelt  sich  die  „liberale''  Regierungspartei  ab, 
Gruppen  scheiden  ans  ihr  ans,  das  Gros  wird  bei  den  Neuwahlen 
im  Januar  1905  «itscheidend  geschlagen;  die  vereinigten  Oppositions- 
parteien fdhren  dann  den  Kampf  um  die  Herrschaft  sowohl  im 
Parlamente,  als  auch  ausserhalb  desselben  erbittert  fbrt  An  Stelle 
des  KaUnets  des  Grafen  Tuba  tritt  das  nnparlamentariache  Hiniste- 
rium  des  Br.  FujinviST,  an  SteUe  einer  tfttigen  Legislative  das 
„stumme"  Parlament,  das  nur  zusammentritt,  um  vertagt  zu  werden, 
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his  f-s  im  Febrnar  l'J'if»  autV(^l"s*f  wird,  ohne  ii'gendweiche  merito- 
risciie  Arbeit  trf  loistet  liaben  zu  koiiiieu. 

Das  .lahr  l:ML"t  ist  ein  „weisses  Jul  i'  tiiv  die  (Tf'st'tzp:ebnii}y 
riifrariis:  zum  ersten  Male  seit  ls(;7  steht  im  '  rpus  Juris  Uuiigarici 
für  dieses  Jahr  auch  ni(  lir  «  ine  Zeile  verz«  i<  hii«  t. 

In  siili  li  stiinnlifw f::tfr  Zt  ii  sind  {>fr<i^^♦'r<•  desei/t  >\vt  ikt', 
orgaiii  I  Ii.'  Schöpiungen  auf  dem  üebiete  des  Kechtslebeus  uicht  zu 
gewärtig;*'!!. 

\'<>n  den  für  die  Daner  bf^tininiten  lefrislatnrisehen  Arbeitten 
haben,  str^-ngt-  ycnonunen,  nur  die  (icsotze  vuni  Anfaiijre  d»'S  Jahres 
1008  Anspi  iu  Ii  auf  Interesse  des  Auslandr>.  da  dieselben  ein  zu- 
bamnienhänf^endes  System  der  snj^cn.  Iitilieren  Staatsjuilizei  dar- 
stellen und  die  Grnndsäize  der  l-'reiziifriii'kt'it  t'iir  In-  und  Auslämlri- 
näher  bestinaut-n.  Es  sind  dies  die  (tfs<  tze  über  die  Auhwaiuli  iiin;;. 
über  das  Wohnrecht  vuii  Ausliinderu  im  Inlaude,  über  da»  Tass- 
wesen  und  die  Grenzpfdizei. 

Der  Gesetzartikel  IV  vom  Jahre  1903  über  die  Auswan- 
derung wurde  sowohl  hierzulaude  als  auch  von  aussen  her  viel- 
fach angefeindet.  Während  im  Bilande,  besonders  yon  tozialdemO" 
kratiecher  Seite,  der  Vorwarf  laut  wurde,  die  ungarische  Geflets^bnng 
habe  dorcli  dieses  Gesetz  das  Becht  der  FreizQgigl^eit  des  land> 
wirtschaftlichen  Proletariates  im  Klasseninteresse  der  Gutsbesitzer 
behnfe  Zorttckbehaltiug  billiger  Arbeitskraft  beeinträchtigt,  klagte 
man  andererseits  von  amerikanischer  8eite,  der  ungarische  Staat 
begünstige  hiermit  die  massenhafte  Answandemng,  den  hierlandes 
unbequemen  Abschaum  der  BevSlkerung  an  die  Vereinigten  Staaten 
ftbamstossen.  In  Wahrheit  hftlt  das  Gesetz  derlei  Nebenabsichten 
von  sich  fem;  es  ist  einfach  ein  Palliativgesetz,  das  sich  der  Haupt- 
sache nach  gegen  die  gewissenlosen  Umtriebe  der  sogen.  Auswan- 
derungsagenten wendet  Ansässige  sollen  durch  das  Gesetz  gegen 
Verlockungen,  gegen  Ansteckung  durch  das  nAuswanderungsfieber'', 
Auswanderer  jedoch  gegen  Ansbeutnng  geschfitzt  werden.  Diese 
Beweggründe  und  Absichten  des  ungarischen  Auswanderungsgesetzes 
sind  nenetrer  Zeit  durch  6ea  staatlichen  Answanderungs-Kommissar 
Br.  LouiB  L6VAT  verschiedenen  Missdeutungen  gegenüber  treffend 
klargestellt  worden.^) 

>)  Hie  Hnniearian  Eniijoution  Law,  im  JanuHrht'[f  1906  der  ^The 
North  American  Review". 
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Als  ..Aubvviuicif rei  "  im  Sinne  des  liesetzes,  wird  derienip-»»  bt-- 
trai'litot.  (Um-  sich  br-hufs  ständigen  Erworbes  für  unbehtiiunitc  Z<  it 
ins  Au^lan^l  ht  ^iiit.  Das  Gesetz  stellt  der  Auswanderung  nieiirl'ache 
Schranken.  .Minderjährige  bedürfen  zum  Auswandern  der  Einwilli- 
gung des  gesetzlichen  Vertreters:  aber  ausserdem  dürlVn  männliche 
l'ersduen  unter  1.'»  .Talnrn  und  luiiuii  riälirige  weiblit  he  Personen 
überhani»t,  selbst  nili  l^inw  iiiii;uiig.  nur  dann  auswandern,  wenn 
sie  in  Hegleitung  einer  verlässlichen  erwachsenen  Person  reisen  und 
wenn  an  dem  liest iuimungsort  für  ihre  Unterkunft  gesorgt  ist 
(Schutz  gegen  „traite  des  blanclieü").  Nicht  auswandern  dQrfeu 
ferner  die  Wehrpflichtigen;  dann  die,  eines  mit  Freiheitsstrafe  be- 
drohten Deliktes  geziehenen;  Eltern,  weiche  Sinder  nnter  15  Jahren 
znrückznlassen  beahsichtigen,  ohne  deren  entsprechende  Pflege  sicher 
gestellt  zn  liaben;  Personen,  welche  Uber  den  znr  Belse  an  den 
Bestimmungsort  erforderlichen  Gddbetrag  nicht  ▼erfQgen,  oder  den 
Bedingungen  nicht  entsprechen,  welche  in  dem  Staate,  wohin  sie 
auswandern  wollen,  für  die  Einwanderung  gesetzt  sind;  schliesslich 
diejenigen,  welche  behn£B  Kolonisation  von  einem  auswärtigen 
Staate  oder  einem  Kolonisationsnutemehmen  TransportnnterstflUEnngen 
erhalten.  Diese  Einschränknngen  sind,  wie  ersichtlich,  teils  znr 
Sicherang  der  staatshttrgerlichen  Pflichten,  teils  im  wohlverstandenen 
Interesse  des  Auswanderers,  teils  endlieh  im  Interesse  des  Einwande- 
rangsstaates,  nicht  Uber  das  nnnmgftngliche,  geringste  Ifaal^  hinaus' 
festgesetzt. 

Das  Vorhandensein  der  anfgezfihlten  Normativbedingungen 
wird  bei  Ausstellung  des  für  den  Auswanderer  gesetzlich  erheischten 
Passes  geprüft.  Der  Passzwang  war  zu  diesem  Zwecke  unvermeid- 
lich. Der  Minister  des  Innern  ist  nebenbei  gesetzlich  ermftchtigt, 
die  Auswanderung  in  einen  solchen  Staat  oder  ein  solches  Land, 
wo  Leben,  Oesnndheit,  Moral  oder  Vermögen  der  Auswanderer  einer 
ernsten  Gefahr  ausgesetzt  sind,  Oberhaupt  oder  nur  für  Personen 
mit  einer  gewissen  Beschäftigung  zeitweilig  zu  verbieten.  Diese 
bedenkliche  Diskretionsbefngnis  staatlicher  Bevormundung,  die  allen- 
falls  auch  zu  missbräncblicher  Einschränkung  der  FreizOgigkeit 
führen  kann,  kam  bisher  noch  nicht  zur  Anwendung.  Endlich 
wurde  der  Minister  des  Innern  ermächtigt,  die  Auswanderung  auf 
eine  oder  mehrere  festgesetzte  Routen  zu  beschränken,  die  vom 
Gesichtspunkte  der  staatlichen  Aufsicht  und  der  Wahrung  der  Inte* 
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i-pssen  df-i-  Aiisw.-iiulerer  am  zweckiniissijui^str'n  (M-soIhmiumi.  Kraft 
die$»T  Httiitfiiis  wurde  iiberseeisclio  Auswandernn^:  dem  liei- 
misohiii  Hafen  Fiume  zuf^doi ret.  Dass  der  Koiitenzwaiiff  über 
Fiume  eine  schwere  Beeinträclititruiin:  der  j)ersönliclii*n  Freilieit  is^t. 
kann  nicht  geleug-net  werden,  tatsiidilii  h  war  jedocli  ilit>M'  !Massi cizfl 
t  ihH  lirinahe  unabwendbare  NoTwpiHÜgkt  it  im  Tiiit  i»  .-sc  der  Aus- 
w.uiilt  rcr  selbst.  Die  niiirarisrhcu  Auswandt  n-r,  den  ärmsten  und 
unwissendsten  \'«iikskia>>fii  aiiiidiorig',  waren  bisher  auf  ihrem 
Weg-e  durch  den  Konlineni  nach  ilen  nördlichen  Kinschirtun^shiitru 
leider  nur  zu  oft  der  p:röb8ten  Ansbeutnnf?  durch  prewissenlose 
Agenten  auHjjreselzt,  nicht  selten  buchstäblich  L'-eidiindert  und  ilirer 
geriuf^en  Habe  noch  vor  der  Einschillunjr  enthhisst.  Eiiif  stuat liehe 
Kontrolle  des  Hinin'ntransj>ortes  war  daher  drin^n  iid  holen;  auch 
sollte  durch  KefreluuK  ies  llechtsverhältnisses  zwischen  dem  Trans- 
portunternehmer und  dem  Auswanderer  für  die  Wohlfahrt  der 
armen  Heimatlosen  im  Hafenplatze  und  auf  dem  Seeweg  gesorgt 
werden.  Dies  alles  konnte  mit  Erfolg  nar  in  einem  inländischen 
Ibfea  nnd  einer  Transportgesellschaft  gegenflber  darchg:eführt 
werden^  die  der  anmittelbaren  Einwirknng  der  ongariBchen  Kegie* 
mng  nnterworfen  Ist 

Das  Gesetz  räumt  mit  dem  bisherigen  System  konzessionierter 
Aotwandernngsagenten  auf.  Nur  das  Transportnntemehmen  selbst 
kann  nonmehr  die  —  wenn  immer  entssiehbare  —  Konsession  er> 
halten;  der  Unternehmer  kann  sein  Gesehtft  nur  durch  behördlich 
bestätigte  Vertreter  nnd  BeTollmiohtigte  ansfiben.  Die  Transport- 
tarife bedttrfen  mlnisterieUer  Oenehmignng.  Der  Transportvertrag 
rnnss  schrifUieh  abgeschlossen  nnd  der  Behörde  snr  Einsicht  vor- 
gelegt werden;  die  Verpflichtungen  des  Unternehmers  bezfiglieh 
Verk((8tigun|ir  «nf  dem  Land-  nnd  Seeweg,  Gepttcks-Beförderung  und 
-Versicherung,  ftrztliche  Behandlung,  sowie  die  Rechte  des  Aus- 
wanderers bei  Verspfttnng  oder  Unterbrechnncr  der  Reise,  oder  beim 
Rücktritt  vom  Vertrage  sind  gesetKlich  zwingenden  Rechtes  fest- 
gelegt. Die  Ausrüstung  def  Answandererschiffe  muss  den  darauf 
besfiglichen  Vorschriften  entsprechen,  jedes  Schiff  vor  der  Abfahrt 
behSrdlich  ttberprttft  werden.  Ein  staatlicher  Auswanderungskom- 
miss&r  ist  zur  Aufticht  Uber  das  gesamte  Auswandernngswesen  ein- 
gesetzt; ein  Answanderungsfonds  zur  Orientierung  und  Unterstfltzung 
der  Ausgewanderten  im  Auslande  und  Begünstigung  ihrer  Heimkehr 
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gl  schaffeil,  auch  soll  für  die  Sicherstellnntr  und  barnng  der  durch 
die  Aus|?('U änderten  heiuif^esandten  betraclitliclieu  Ersparnisse  (Uii- 
getähr  200  SUll.  Kronen  jährlicli)  SDi  f^e  petra^en  wi  rd*  ii. 

Endlich  sind  Strafbestiiumuiiyeii  aiil'i^tsrellt,  um  das  Treiben 
der  /Hill  Auswaiiilt  III  verlockenden  Agenten  zu  unterdrücken:  weder 
in  VersainiiiliuijLrrn  uocli  «luioh  Druckschriften  darf  zum  Auswandern 
angeeitt'it  werden:  ausser  den  auf  die  Fahrordnung,  Verpflegung 
und  Transi)orrgebühr  des  konzessionierten  Transportnutemefaiaers 
bezüglichen  Kundmachungen  dürfen  keinerld  Anfiforderangeii  und 
Mitteilungen  Uber  die  Arawandeniiifr  verSffeiitlklit  werden. 

Das  angariache  Answanderungsgesets  hat  dcberlich  eine  wohl- 
tätige Wirkung  anf  die  TransportvcThMtniiwe  der  Auswanderer  ans- 
gettbt;  dass  es  lediglich  hierzn  bestimmt  war,  bewebt  der  Umstand, 
dass  sich  die  Zahl  der  Auswandere  seither  nidit  verringert,  sondern 
im  Gegenteil  bedeutend  vermehrt  hat  (die  offiziellen  Daten  vom 
Jahre  1903  weisen  120000,  jene  von  1905  jedoch  148000  Ans< 
Wanderer  ans).  Der  Krankheitskeim  der  Answanderong  selbst, 
unter  der  Ungarn  so  schwer  leidet,*)  wird  frdlich  durch  derlei 
Poliseigesetze  nicht  getroffen;  nur  eine  wirtschaftliche  Politik 
grossen  Stiles,  die  den  besitalosen  Klassen  Arbeit  und  Verdienst 
schafEt,  und  den  „Bodenhnnger^  des  ländlichen  Proletariates  stillt, 
könnte  dieses  langsame  Verbluten  zum  Stillstände  bringen.^ 

Das  Einwandernngsgesetz  (G.-A.  V.  v.  J.  1903)  hat  ins- 
besondere für  die,  ohnehin  armen,  pordSstlichen  und  sftdfistlichen 
Ivandesteile  Bedeutung,  die  durch  EinstrOmen  der  ftrmsten  galizischen, 
russischen  und  rumftnischen  Bevölkerung  »bedroht  werden.  Nach 
dem  Gesetze  mnss  sich  jeder  Fremde  binnen  15  Tagen  bei  der  Be- 
hörde legitimieren  und  seinen  Lebensunterhalt  nachweisen.  Jener 
Ausländer,  der  sich  nicht  gehörig  legitimiert,  der  die  zu  seiner 
und  seiner  Familie  Erhaltung  dienenden  H ittd  nicht  nachwdst  oder 

*)  Die  natürliche  Bur<>lkening.szunabuie  Ungarns  bclief  Rieh  im  Jahre 
1906  auf  150 000  Soden;  aloo  nur  2000  mehr  ale  die  offizielle  Anttwan- 

dmin.Lrszitf'  T.  Tatsächlich  bt-tniir  dif  ir*>Kamte  Aiwwanderunir  (dif  nnl>e- 
fuirt.  "Iinf  1'a<>  .\u>wan<)'  fütii  11  liiiizui.''t'/iililt1  nn  240000.  so  das-,  l'niram 
im  .laliP'  11)0.')  nalii'zu  Iiwuhhi  Siilni  v.r!"Hii  lial.  In  (Im  <rstfn  l  Mo- 
iiatoii  rJO»)  i*t(  llt  sich  der  aLsulurt-  \\t1u>I  au  Vulk^zahl  auf  3UIXJ0  Scrlcu. 

*)  Da«  Aufiwanderungsgesetz  vom  Jahre  1903  wurde  »cbon  im  Jahre 
1909  durch  ein  voittttändifr  neu  rediincrte«  nenes  Gesetz  desselben  Inhaltes 
emetzt  (G.-A.  II.  v.  J.  1909). 
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dessen  Anfentbalt  auf  dem  Staatsgebiete  fttr  die  Interessen  des 

Staates  oiler  für  die  öffentliche  Sicherheit  nnd  r»ffentlictie  Ordnong 
bei}*  II  kl  ich  ist,  kann  durch  die  Polizeibehörde  vom  Staatsgebiete 
zu  ;L(ler  Zeit  anst^ewii  st-n  f'vent.  auch  zwangsweise  entfVrnt  werden. 
^  ti  frt'iheitlichen  .Standjinnkte  wird  diese  weite  poli/<>iliche  Dis- 
Jtretionsbetiignis  nicht  befriedigen;  das  (Jesetz  wollte  aber  Abwehr 
gegen  das  Einströmen  minderwertiger  Elemente  in  ohnehin  schwer 
heimgesnchte  Landesteile  schaffen,  und  da  war  mit  liberalen  Doktrinen 
nichts  anszarichten.  Zu  ixditischeii  ]\Iissbräuchen  ist  diese  Vorschrift 
niciit  bestimmt  and  wird  hoffentlich  auch  nicht  dazu  verwendet 
wei'den. 

Zur  ('be-rwuchun}?  dieser  beiden  Gesetze  wurde  die  (irenz- 
polizei  (G.-A.  VJII  vom  Jahre  !*.•<•:!)  pescluit^Vn,  die  ausserdem 
Fahnenflucht,  Spiimag'e  und  Miidrlienljamlel  zu  hinfertreiben.  den 
Grenzsanitätsdienst  zu  versehen  und  der  Fiuanzwuche  gegen  Schmuggel 
behilflich  zu  sein  hat. 

Das  Pass Wesen  (G.-A.  VI  v.  J.  ltHt;V)  wurde  dezentralisiert, 
die  i'assausgabe  den  mittleren  N'erwaltutitrsliebrirdeii  zu-^'-ewiesen. 
Ein  Pass/.waiiir  für  An>^laiidpr  kann  dnrrh  \'i'ri»i dnuni;'  aus  (iründen 
der  öt^eiil lirlii'ii  Si'  In  i  ln  ii  nder  der  HeKtrsiuii  ;iiU'i;estellt  werden. 

Die  stattlieiit  !;<  ilie  der  (besetze  des  Jahres  l'MIl  dient 
kiiirii  fi^rössteii  Teil  der  l!etVjedif,'ung  laufender  Staat>br(iiirtnisse,  der 
Fürderuiig  (ift'entücliei-  Ailjeiten,  gehört  also  zum  weitaus  prrissten 
l'eile  nicht  dem  i  echtii«  lieii  Gebiete  au.  Kiiie  lleilie  vi>n  slautliclien 
Investitionen  (G.-A.  XIV)  sollte  der  ArbeitMiot  steuern.  Eine  teil- 
weise Verbesserung  der  staatlichen  Heaiiiteiigehälter  (G.-A.  1).  dann 
die  Gelialtsi-eirulierung  der  Kouiitatsbeamten  und  (lemeindenotäre 
(G.-.\.  X,  XI),  sMwie  der  .^taat.sbalinbedieusieten  (G.-A.  XVIII),  war 
bestimmt,  einer  tiefgehenden  ruzut'riedeiiheit  der  trf'samten  Beamten- 
schaft wenigstens  teilweise  ab/ulielfen.  l'«  !  uiiyuri.sche  Oftiziers- 
zuwachs  des  gemeinsamen  Heeres  wurde  durch  die  Aufstellung  von 
fiber  1000  Freistellen  in  Militäranstalten  befördert  (.G.-A.  XX). 

Eine  teilweise  Abftnderung  (G.-A.  XXXVI)  des  Gesetzes  Aber 
die  staatlicheB  Matrikel  betrifft  snmeist  organisatoiiBche  Maas- 
nahmen.  Die  Stellnng  des  Standesbeamten  wnrde  mit  jener  des 
Geneiiideiiotars  ex  offo  verbimden.  Die  Matrikeln  selbst  sollen  statt 
dem  bisherigen  langwierigen  Protokollsystem  in  Enbrikenform  ge- 
fUirt  werden.  Die  Berichtigung  der  Matrikel  wnrde  erleichtert^ 
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aasserdem  die  Eiiiii  a;,aiii^  der  voUzoy^enen  Legitimation  durch  nacli- 
folgeiidc  Klie  nach  vorhererehendein  Verwaltungsverfahren  ermügüclit. 

Durcli  die  Arheitsunfähitrkeit  des  Parliiiiieiites  wurde  au<li 
die  (lesetzesvorbirt'itung  t  uipiindlicli  getrurten.  Der  Entwurf 
der  Zivil prozessordnnng,  das  anf  der  Höhe  der  \Viss»ns(haft 
stehende,  «igenste  Werk  des  gewesenen  Jnstizniinisters  Dr.  ]'h">y., 
war  —  dureli  den  .Tnstizan>>rhuss  des  Abgeordnetenhauses  dureh- 
berat.'ii  und  tt-ilweist-  ii.  n  redigir-rtM  —  schon  an  der  Schwelle  der 
]'leiiail)eiatnu<^-  aii^:>'laiii:t.  als  er  durch  die  Wngen  der  Obsiinkiinn 
fortgerissen  wurde.  Ilnrtriitliiii  werden  rulligere  Zeilen  die  Vollendung 
dieses  grossen  Refoi'iuw.  rkes  in  Bälde  ermöglichen. 

( Jes«  t/,eiit\\ iirfe  Vn  züglirh  die  t'bertragung  von  Handels- 
geschäften und  die  \'t'isrli:irfuMg  des  \V  u c her gese t zes  wurden 
dem  Parlamente  eingereicht,  kamen  jedoch  nicht  zui-  Ueratnng. 

Die  Keferentenentwürfe des  neuen  Genossensc h af t sge s e t zes , 
des  Gesetzes  betr.  die  privaten  Versicherungsunt  crnehuiungen, 
des  Check-,  des  Herggesetzes  und  viele  andere  liarren,  in  Doru- 
röschenschlaf  versunken,  des  erlösenden  Prinzen. 

Nur  dl  1  Kntuuif  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  wurde, 
2War  in  bescheidenem  Mafsstabe,  durch  stille  Bareauarbeit  stetig 
weiter  gefi.rdert.  Um  den  frühgeborenen  ersten  Entwurf  zu  einem 
Znstande  heranaureifen,  der  eine  gründliche  zweite  Lesung  und 
Neubearbeitung  ermöglicht,  hat  die  Kommissionsleitung  in  den  Jahren 
ll»u4 — 1900  eine  Publikation  von  9  Heften  erscheinen  lasseii.  welche 
einesteils  in  Form  eines,  der  zweiten  Kommission  vorzulegenden 
Haupt referates,  die  Bearl)eitung  von  278  grundlegenden  prin- 
zipiellen Fragen  bietet,  andernteils  aber  eine  Zusammenstellung 
des  gesamten  kritischen  Materials  unifasst.  Nicht  nur  die 
in  der  Fachliteratur  (leider  nicht  allzu  reichlirh)  erst  hieurm'  Kritik 
wird  hier  systematisch  bearlieitet.  sondern  auch  das  Kommis^i^ns- 
liiuTiin  x  llist  si  hliesst  sich  derselben  mit  einer  Fülle  von  kritisch 
t'rurterieii  1  ii  t;iiltVat:i-n  an.  .Tf.leiit'alls  findet  darin  die  zusammen- 
tretende Keninii-sion  reichliches  Material  zur  Beratung  des  gross- 
angelegteu  Werkes. 

•)  S.  diese  neue  Redaktion  in  deutaciiei  Sprache  in  Sagooys  „Zeit- 
whrift  rnr  un^nr.  offentl.  und  Privntrerht"  (Jahrgaiiir  1904—1906). 
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&  Die  sozialökonomisebe  Literatiur  1904.^) 

Referent:  Dr.  J.  MandellOf 
FrofiMMr  d«r  StutawiaseoMlwfteik,  Prasoiijr  (FteBbus). 

I. 

Ehe  ich  über  die  8oziali'lkononiis(  he  Litei  atur  Ungarti^  im 
Jiilire  1004  referiere,  ist  es  Wdhl  aiii  I'lat/e,  lii»  sriu  Berichte  eine 
kurze  Charakteristik  der  Ptlftre  der  volkswirtschaftlichen  Wissen- 
schaft in  Unirani  vi'rHus/.us<  lii<  keii.  natiirlicli  ohne  dass  dieselbe 
AnspiiK'h  darauf  erliehen  dürfte,  eine  kritische  Geschichte  unserer 
volkswirtschaftlichen  Literatur  zu  bieten. 

Als  Bejjründer  der  modernen  VolkswirtschafTs-Wissenschaft 
Unp-nrns  kann  man  füglich  Ji  i.irs  Kai  tz  bezcirlmeii.  diesen  (ie- 
schiclite  dff  X;if idnalökononiie  in  dcuisciu'i"  Spracht-  noch 
hente  ^nuudlefrenden  Wert  Itesitzt  und  durch  kein  Ihsscics  Werk 
verdräuf^t  worden  ist.  In  rnfjfarn  hat  aussei-  vit  ieu  Kinzelarbeiten, 
Kaitz  System  der  Volkswirtschaft  und  Finanzwissenschaft  den 
gnisstf'U  Kinfluss  ansp-eübt  und  man  übertreibt  nicht,  wenn  man 
fast  alle  Nutinnaltikonnnien  Tjip-ains  als  Schüler  Kautz  bezeichnet. 
Sein  System  steht  teils  auf  dem  üoilt-ii  der  klas>iscliL'n  National- 
(ikonomik,  teils  auf  dem  jenei*  deutschen  hisinijschcn  Antt'asMiiiL% 
welche  in  Ko^cnF.ii  ihren  hcrvorragiudsten  N'ertretfi-  hatte,  lu  den 
^pütcren  Auflatren  .seines  Systems  aber  hat  Kai  i/  mit  {rriisster 
Gewissenhaft iu^krit.  die  weiteren  Fortschritte  der  vtdkswirtscliaft- 
licheii  Wisseii.-chatt .  insbesondere  die  der  deutschen,  berücksichtigt. 
Als  Kautz  im  Jahre  1S!»2  zum  Gouverneur  der  üsterreichisch- 
ungrarischen  Bank  ernannt  wurde,  hörte  heiue  literarische  Arbeit 
zum  grüssten  Teile  auf.  Seit  1900,  als  Baok-Gonvenieiir  in  den 
Kuhestand  getreten,  nimmt  er  wieder  regen  Anteil  an  allen  unseren 

1)  Dieses  Referat  wante  Anfantrs  1905  erstattet.    In  den  Jahn*n 

UiO.T  -liK)y  hallen  sich  n.itürlirii  w.-.  nili<hi-  Verilndeninpen  eriroben. 
K(ffi<-nt  könnt«-  jcdncli  diis.HM-n  aiil.i»licli  ili-r  Korn-ktiir  nii-lit  b<-rück» 
sieht iL'-'-u,  da  dit  s  t-ini'  vullkniiniifiie  Ni  ulii  iuln  itiinLr  Iii  liiitl«-. 

*j  Theorie  uuü  Geschichte  der  >at  ioualnkitnonnk  (l'm- 
pyläen  zum  yolks- und  staatswirtschaftlichen  Studium).  1.  Teil: 
Die  Nstionalokonomik  als  Wissenschaft.  Wien,  18ä8.  II.  Teil: 
Die  ;/>  -cbichtliche  Kntwickelun^  der  Nationalökonomik  und 
ihrer  Literatur.  Wien,  18(X). 
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Tolkswirtschalts-wiflsenschaftlicheii  Bewegungen  and  entftdtet  sowohl 
in  der  Akademie  der  Wissenschaften,  wie  auch  als  PrSaident  der 
ungarischen  volkswirtschaltlichen  Gesellschaft,  rege  Tätigkeit  Kautz 
ist  Anhänger  eines  gemässigten  FreihandelsprinEipes  nnd  der  Gold- 
währung; er  ist  Gegner  der  snweit  getriebenen  staatlichen  Ein- 
mengnng,  hegt  aber  grosse  Sympathie  fttr  das  Assoziationswesen. 

Heute  ist  das  verbreitetste  Lehrbuch  und  System  der  National- 
ökonomik nnd  Finanzwissenschafb  das  von  BtLk  Földxs,  Professor 
der  Nationaldkonomie  an  der  Universität  Budapest  und  Referent  der 
nationalökonomischen  Kommission  der  Akademie  Wissensciiaftai. 
FöLDBs  besitzt  umfassende  theoretische,  wie  auch  historische  Bil- 
dung. Es  ist  sein  Verdienst,  in  Ungarn  zuerst  das  Augenmerk  auf 
die  Wichtigkeit  der  Wirtschaftsgeschichte  und  der  Sozialgeschichte 
gerichtet  zu  haben;  er  hat  diesbezüglich  selbst  wertvolle  Stadien 
angestellt  nnd  selbige  in  seinem  Hauptwerke  verwendet.  Sein 
System  wird  einerseits  durch  umfassende  kritische  Darstellnnj^  der 
Dogmengeschichte  aller  Lehren  irt  kennzeichnet ;  andererseits  dnrch 
den  entscheidend  liervortretenden  sozial-ethischen  Standimnkt.  welcher 
ihn  zugleich  zum  Vorkämpfer  der  modernen  Sozialpolitik  in  Ungarn 
machte.  Die  liasis  für  Föl«DES  System  bildet  eine  Reihe  statistischer, 
wirtschaftsgeschichtlicher,  theoretischer  und  politischer  Abhandinngen, 
von  denen  ein  grosser  Teil  auch  in  deutscher  Sprache  erschien. 
Diese  füllen  zwei  stattliche  Bände  nnd  wurden  im  Jahre  1902 
gesamnif'lf  iKMausgepreben. 

LünwKi  Lang  ist  eigentlich  Statistiker  und  seit  seinem  Rück- 
tritte als  HaMdi'lsiiiinister  winlt'i-  T*rot*.'s^;nr  an  der  Universität  Buda- 
pest; er  hat  jeilodi  si  lii>n  li  iihzeitif?  auch  nationalökonomische  nnd 
fiiianz\vis;!«>nschaHliciH'  .\rbfitcii  voriitlV'ntlicht.  Seine  letzten  hervor- 
r:ii^tMiilen  Arbeiten  sind  die  über  die  Qnnte  (das  Beitragsverhältnis 
Uiitraiiis  nnd  nstcrnMohs  zur  Deckung  der  geiiieinsaiiifn  Ausgaben) 
und  ein  staatlicher  Dand  über  die  Zollpolitik,  letzteien  In-sprechen 
wir  weitei-  unten  ])as  Lehrbuch  der  Statistik,  das  Lan«;  in  Ver- 
bindung mit  .Ti  kl  I  I  Ai-i  R-'Y  und  Vargua  herausgegeben  hat.  dürfte 
bald  in  neu.-r,  auf  Ii  rund  der  \'ulkszählung  vom  Jahre  ll'Od  revi- 
dierter .Vuscalte  ersrlieinen.  Längs  Werke  zeichnen  sich  durch 
kritisch-objtktive  üruudlegung  und  lichtvolle,  scliöne  Darstellung 
aus;  sie  zeigen  eine  glückliche  Verbindung  theoretischer  Bildaug 
mit  praktischer  staatsraannischer  Erlaiuung. 
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LiNG  ist  Begründer  nnd  Ehrenprttaident  der  Uncfarischen 
VoUuwirtacIiftfUichen  Geaellschaft  und  war  bis  vor  kurzem  PrSeident 
der  nationalOkoBomischeii  KommiBsion  der  Akademie  der  Wissen- 
Schäften. 

Albxandu  V.  Hatlixovits  der  einstige  Staatssekretär  im 
HandelsmitiiBteriiim  ist  als  eminente  Antorität  auf  dem  Gebiete  der 
praktischen  Zollpolitik  anch  ausserhalb  Ungarns  wohl  bekannt 
Seine  Oeschichte  des  nngarischen  Staatshanshaltes  seit  1867,  seine 
Arbeiten  fiber  verschiedene  Einzelfragen  nnd  ttber  Zollpolitik,  ge- 
hSroi  zn  den  besten  praktischen,  wirtschaftspolitischen  Arbeiten 
die  in  Ungarn  hervorgebracht  wurden. 

Alkxakdbb  y,  HkobdOs,  ehemaliger  Handelsminister,  betätigt 
sich  anch  auf  dem  Gebiete  der  volkswirtschaftlichen  Literatur. 
Besonders  sehUtzenswert  sind  seine  Arbeiten  Aber  die  Währungsfirage. 

EüOKM  V.  Gaal,  Professor  der  Nationaldkonomie  am  Poly- 
technikum in  Bndapest,  hat  sich  zuerst  dnrdi  Arbeiten  ttber  die 
Landarbeiterfrage  nnd  dm  SoziaHsmus  im  Alföld  bemerkbar  gemacht 
nnd  hat 'dann  ein  System  der  Nationaldkonomie  veröffentlicht,  welches 
sehr  lesenswert  nnd  dnrdi  seine  ttbersichtliche  Anordnung  zu  Lehr- 
zwecken vorzfiglich  verwendbar  ist  Gaal  beschäftigt  sich  auch 
viel  mit  Industrie-  nnd  Arbeiterfragen,  für  welche  er  sdion  deshalb 
eminente  praktische  Ei^piung^  besitzt,  weil  er  als  Hinisterialrat  im 
Handelaministerinni  diesen  Angelegenheiten  vorstand.  Hervorragend 
sind  seine  breitangelegt cn  liiograpliisclicn  Arbeiten  ttber  Gebgob 
V.  Berzkviozy  (Bauernbefreiung)  nnd  Graf  Stki'Han  Szkchknvi. 

WiiJiKiM  Mariaka  ist  Professor  der  Finanzwissenschaft  und 
des  Finanzrechtes  an  der  Universität  Budapest  nnd  Verfasser  zweier 
grosser  Lehrbücher  über  diese  Wissenszweige.  Seine  Staatshaushalts- 
lehre ist  ausserordentlich  klar  und  berücksichtigt  die  diesl)eziigliche 
fremde  Literatur.  Sein  Lehrbuch  des  Finanzrechtes  ist  grundlegend 
fllr  diese  Disziplin. 

MoRiz  PtszTi'RY  wirkte  bis  vor  kurzem  als  Professor  der 
Nationalökonomie  an  der  Universität  Kolozsvär  und  ist  Verfasser 
eines  verbreiteten  kleineren  Lehi'buches,  das  viel  Verständnis  für 
praktische  Fragen  zeiijt. 

JosKF  V.  KuBüSY.s  Nanie  als  Direktor  des  liauptstädtischen 
statistischen  Bureaus  ist  allgemein  ln-kannt.  Ausser  den  vorzüglichen 
Publikationen  dieses  Amtes,  welche  KOBOt)¥  nunmehr  seit  mehreren 
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Jahrzebnten  veröffentlicht,  sind  seine  selbständigen  Untenadiangen 
aaf  dem  Gebiete  der  Demographie  nnd  anderer  Zweige  der  Statistik 
ttberavs  wertvoll.  Die  Mehrzahl  seiner  Arbeiten  sind  jedoch  avch 
in  dentscher»  fransösiseher  oder  englischer  Sprache  erschienen  nnd 
daher  dem  Änslande  bekannt  Der  Initiative  KöndsTS  ist  nach  das 
Erscheinen  der  volkswirtschaftlichen  Monographien  zu  verdanken, 
welche  in  neuerer  Zeit  von  der  Volkswirtschaftlichen  Zeitschrift 
weitergeführt  werden. 

Julius  v.  VASoHAf  Direktor  des  Landes>Statistisehen>Zentral- 
Amtes,  hat  sehr  interessante  selbstftndige  Arbeiten  ftber  Kredit- 
institute, Nationalitätenstatistik  usw.  verOffentlichtJ^ 

Von  den  jüngeren  Kräften  haben  wir  eine  ganz  beträchtliche 
Anzahl  Professoren  an  Rechtsakademien,  Privatdozenten,  Staats* 
beamte  und  Schriftsteller  zu  erwähnen,  die  unsere  Wissenschaft 
intensiv  pflegeu.  Wir  nennen  eine  Seihe  von  Männern  und  fügen 
in  Parenthese  jene  Gebiete  unserer  Wissenschaft  bei,  auf  welchen 
diese  sich  betätigt  haben:  Barta  (Finanz Wissenschaft,  Finanzrecht), 
Eimke  (Finanzrecht),  Fkllnkb  (Agrarpolitik,  Steuerfragen,  Schätzung^ 
des  Nationalvermögens),  Fbmyvbsbt  (Sozialpolitik),  Halabz  (Spar> 
hassen,  Postsparkassen,  Schiffahrt),  Rolakd  Hbokdüb  (Soziologie, 
Auswandern  II  (T,  Steuerwesen),  Hellbe  (Handelspolitik,  Ghienznntzen), 
Jamkovich  (Theorie,  Wfthninf^sfrajre,  Pieisstatistik),  Kbejcsi  (Sozial» 
Politik).  Carl  y.  Nki  mann  (Eisenbahnen,  Tarifwesen),  J.  MamoBLLO 
(Tlicürir.  Ivartelle,  Wälinine-,  Sozialpolitik >.  X.vvBATlL  (Theorie, 
Sozialpolitik),  D.  Pap  (Volkswirtschaftspolitik),  Sovogyi  (Sozial- 
politik), Tklkszky  (Stenerlehre),  Thirrino  (Statistik.  Auswanderang:), 
Vizakkat  (Berufsstatistik,  Eisenbahnfragen),  Wai.lom  (Staatsrech- 
nungswesen) nsw. 

Als  l'llejrer  der  \\  irtscliaftsgeschlchte  haben  wir  zn  erwähnen: 
AcöAiA",  F.  KovATs,  J.  Manih:llo,  Tagänti,  Alkx.  Takaos. 

\ii'\v  andere,  die  als  Staatsmünner.  al«  Vertreter  diverser 
\\'iss»nst;ebiete,  als  Publizisten  nsw.  hervorrafrend  wirken  und  in 
unserer  volkswirtschaftlichen  Literatur  Ilenierkenswertes  ^'leistet 
liaben,  sind  noch  hervorzuheben:  die  gewesenen  ^finister  "\Vi;klkle 
und  HiKi{<>N'YMi  (Znllpolif ik.  Kanalfrape).  (Tiaf  AIaii-ath  (Atrrarp<ditik. 
landwii  tschatilirlif  Aibt  iterJiagen).  der  «rewesene  Handelssekretiir 
V.  Mihi."-  ( Klpvatui  t  n.  A;:rarpolitik,  Technisch-«  •koiu»misphes),  .Slaats- 
»*ekrctiir  rui'ovicH  (Staatshaushalt),  die  gewesenen  Staatssekretäre 
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Graf  Wi(  KKN'BrR»^  (W;ilirnii^sfraf,'e,  Konversion),  Ministerialrats- 
direktor  v.  Sc  huber  (Tariffragen,  Han(U'!>.sraiisrik\  Graf  E.  S/.i;. utsYi 
(Ajrrari>olitik),  der  gewesene  Minisr»iialrat  Envkw  (Zollpolitik), 
Minist,  rialrat  Sztkukxyi  (Tii(liistri<'t'ra|^en),  Kakl  Mamdbllo  (Staats- 
hauslialt,  beschreibende  Jahre>heri<'ht<  ),  Sr.  Ukrnat  (Agrarpolitik, 
Sozialpolitik).  Hki-a  Ham.aoi  (Industrir.  So/ialiiolii ik i.  M.  (tKi.LEW  (In- 
dnstrie,  Arbeitertrage),  A.  Dkl  i.ocii  (iH  sclueibeude  Jaliresberichtei  nsw. 

Wir  führen  nnniuehr  jene  Institutionen  an,  welche  der  Ptle-re 
der  Wirtschafts-  nnd  Suzialwisiseuschafteu  dienen,  »owic  die  wich- 
tigsten wirtschaftlichen  Interessenvertretnnpfen.  Die  Anzalil  von 
Lehi-stiihlen  an  den  üniversitSten  und  rechts-  nnd  staatswissen- 
schat't Mellen  Fakultäten  in  Unp^arn  steht  nicht  iin  Einklänge  mit 
der  neuzeitlichen  Eiitwiekelnntr  der  St;tat-\vi><enschaften.  So  hat 
z.  H.  die  rniversität  Mudapest  nur  1  Leiustuiil  lür  Natioiial<'kononiie, 
hinge}?en  '4  für  unp;ar.  I'rivatrecht.  ;{  liii'  Strafi f  ht.  .";  für  römisches 
Kecht  nsw.  Die  zwi-i  ainiern  staatswisseiix  liair liclirii  I.rlirstühle 
dienen  einer  der  ."Statistik,  dt^r  anileie  der  Fiiian/wisseUM  lialr  nnd 
dem  Finaii/re<  ht.  Und  hii-rbei  zahlt  die  rechts-  und  staatsw i»fn- 
srliiitlirhe  Fakultät  l;uila|»'>t  iilMr  Ifioo  }|.irer.  Die  T'nivt'rsitiit 
Kuloszvär  hat  für  die  4  erwiüiiitt  ii  I  >i>/iiili!i»  ii  bhjss  zwei  Katheder 
und  an  den  Kechtsakadeiiiitii  tiä;;t  ein  iMnf-ssur  Nationair>koiioniie. 
Finanzwissfuschatf  und  Finauzrecht  und  ein  anderer  Verwullungs- 
recht  nnd  Stati-tik  vor. 

un^^ar.  Akail» mit-  der  Wissenschatten  iiat  eine  separate 
nationalökononiische  Komini>si(»n.  Diese  unterstützt  die  Hfrausj^abe 
vei-schiedcner  Werke  und  insbesondere  auch  der  „^'olkswiI•ts(•hat"t- 
lichen  Zeitschrift-.  Die  wichtijrsfen  i'ublikationen  der  Akadfinie- 
Kommis.sion  sind  eine  Sainuilung  klassischer  und  moderner  grösserer 
nationalökononiischer  Werke  in  angarischer  Übersetzung  nnd  die 
Sammlung:  „Ungarische  volkswirtschaftliche  Bibliothek**.  (Bisher 
2  Bde.:  GaIl,  Dag  Leben  Gkbook  y.  Bkrzkvicryb  [der  Ende  des 
XVIII.  Jahrb.  fttr  die  Banembeftreinng  eintrat],  nnd  LAnq,  Zoll- 
politik, B.  unten).  Ferner  die  wirtschaftlichen  Monogiaphieo  der 
einzelnen  Kondtate,  heransgegeben  von  der  Redaktion  der  Volksw. 
Zeitschrift 

Die  Ungar,  volkswirtschaftliche  Gesellscliaft  entfaltet  seit 

11  Jahren  rege  Tfttigkeit.    Ifit  Unterstützung  dieser  Gesellschaft 

wurde  Tom  Ministerialrat  A.  "Halmz  und  von  ihrem  Referenten  das 
Jabrbneli  d«r  Internat.  VwelnlgnnK.  t*.  Bd.  1B6 


Digitized  by  Google 


2942 


Gesetzgebung  uud  Literatur. 


^Uii^arische  volkswirtschaftliche  LeiHcon'  in  drei  Binden  heraus- 
gegeben, welidies  einoi  neaen  Ahechnitt  in  raaerer  ▼olkswirtw^fl- 
liehen  literatnr  beseichnet.  Im  Auftrage  der  Tolkswirtachaftlichen 
Gesellschaft  geben  femer  B.  HEGBDts  nnd  ihr  Referent  die  oben- 
erwähnte  „Volkswirtschaftliche  Zeitschrift'*  heraus  (jfthrlich  Ober 
60  Bogen),  welche  die  einzige  attsschlieasUch  der  wissenschaftlichen 
Pflege  der  Nationalökonomie  und  Statistik  gewidmete  Revue  Ungarns 
ist  —  Endlich  gibt  die  volkswirtschaftliche  Gesellschaft  seit  Anfang 
1905  auch  zwanglose,  popnlftr  gehaltene  Hefte  herans,  von  welchen 
bisher  zwei  erschienen  sind.  Das  erste  Heft  von  A.  v.  Hatlkovits 
behandelt  die  Zollfrage,  das  zweite  von  A.  HiLisz  die  Gemeinde- 
Sparkassen. 

Die  Bozialwissenschaftliclie  Gesdlschaft  ist  jüngeren  Ursprungs 
nnd  wirkt  auf  dem  Gebiete  der  Soziologie  nnd  Sozialpolitik.  Die 
von  dieser  Gesellschaft  herausgegebene  Bibliothek  enthftlt  Über- 
setzungen hervorragender  Werke  (z.  B.  HBKBKBTSpmBB)  nnd  Original- 
beitrftge.  Die  monatlich  erscheinende  Zeitschrift  „Zwanzigstes  Jahr- 
hundert" bringt  sozialwissenschaftliche  Beitrige  in-  und  aoslftndischer 
Autoren,  sie  bescbttftigt  sich  in  Rundschauen  mit  der  Politik  nnd 
der  Arbeiterbewegung  und  steht  &st  auf  sozialistischem  Boden. 

Im  Anschlüsse  an  die  sozialwissenschaftliche  Gesellschaft  ar- 
beiten die  ungarische  Sektion  der  Internationalen  Vereinigung  für 
gesetzlichen  Arbeiterschutz,  femer  ein  sozialwissenschaftUcher  Lese- 
verein. Der  ungarische  Jnristenverein,  der  Ingenieurverein  nnd  der 
Verein  ftlr  öffentliche  Gesundheitspflege  beschäftigen  sich  ebenftjls 
des  öfteren  mit  volkswirtschaftlichen  Fragen.  Das  Soxialmusenm 
wäre  bestimmt,  eine  dem  rranzösischen  ähnliche  TStigkeit  zu  ent- 
falten; doch  ist  njan  über  die  (iriindun^  nnd  erste  Einricbtnng  der- 
selben nicht  weitergekonimon.  DassrÜK'  besteht  eigentlich  bloss  ans 
einer  Sammlung?  der  iu  der  pHiiser  AVeltausstellnng  an sR-est eilten 
Objekte  und  Schriften  und  einer  ziemlich  reichhaltigen  Bibliothek, 
welche  mit  jener  der  volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  in  gemein- 
samen Lokalitäten  untergebracht  ist. 

Von  den  allgemeineren  Interessenvertretungen,  welche  sich 
mit  wirtsi  liaftlichen  Fragen  befassen  nnd  in  deren  vei-^chiedentlichen 
Fublik.itionen  wichtiges  Material  gesammelt  wird,  s<ind  zn  erwähnen: 
d»:-r  Industrievtrcin,  der  LandesaLTikultiir-\'t'rein  (O.-M.-Ct.-E),  der 
liuud  der  Landwirte  (M.-ü.-Sz.),  der  Laudesverband  der  Fabrikanten 
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(Gy.-0.-Sz.)i  (ier  Landesverband  der  Kaufleute  (0.-H.-K.-E).  Die 
Arbeiterorg&nlaatioBen  haben  im  Gewerkacliafterate,  in  der  sozial- 
demokratiflehea  Parteileitaiiff,  in  der  nevorganialwteB  sorialdemo« 
kraÜMfaen  Orappe  nnd  im  Verband  der  ehristUclien  Arbeitervereine 
ihre  banptsächlicbBten  allgemeineren  VertretungcD,  welehe  ebenfitUa 
wichtige  Katerialien  pnblixieren. 

Amtliehe  Stellen,  welche  wirtschaftliche  nnd  statistiache  Ar- 
beiten, llateriaUenaammlnngen  nnd  Berichte  verdifentliehen,  sind  dia 
Finanzministerinm»  das  Handelaministerinm,  das  Landwirtschafta- 
miniaterinm;  das  aentralstatiatisehe  nnd  das  hauptstädtische  sta- 
tistische Amt,  die  Handels-  nnd  Gewerbehammem  (deren  Berichte 
vereint  dnrch  das  Handelsministerinm  herausgegeben  werden),  das 
Fabrikinapektorat,  das  Handelsmnsenm,  das  Landwirtschaftliche 
Mnsenm,  das  Kommnnikationsmnsenm,  das  Amt  für  Arbeitavermitte- 
Inng  nsw.  Bin  arbeitsstatisches  Amt  besitat  Ungarn  bis  jetat  noch 
nicht  In  Budapest  stehen  dem  Publikum  ausser  dra  drei  Öffentlichen 
Bibliotheken  (Mnsenm,  üniversitäti  Akademie)  nnd  den  Bibliotheken 
der  oben  erwfthntoi  Vereinigungen,  drei  nationalökonomisch-sta- 
tistische  Bibliotheken  aur  Verfügung  nnd  zwar  die  des  aentraU 
statistischen  Amtes,  die  der  Hauptstadt  und  die  der  Handelskammer. 

Im  Anachlnsse  an  die  oben  angeflihrten  Zeitschriften  sind 
noch  an  erwähnen,  die  nWirtschaftageschichtliche  Bevne",  heraus- 
gegeben von  F.  KoviTs,  die  „Hevue  der  ungarischen  Lai^wirte", 
herausgegeben  von  St.  BbbiiAt  (Agrar-  und  Soaialpolitik)  und  die 
in  swanglosen  Heften  erscheinenden  „Sozialpolitischen  Hitteüungai*, 
heran^cegeben  von  E.  SoMOon  (bisher  2  Hefte). 

Eine  vollständige  Bibliographie  der  ungarischen  soziairikono- 
mischen  Literatur  im  Jahre  1904  (sowohl  st  lhstainlige  Werke,  als 
auch  Abhandlan^en  in  Zeitschriften)  ist  fortlaufend  in  der  ^Hiblio- 
graphia  Ecniiomica  Universalis'*  (Bruxelles,  Institut  international  de 
Bibliograpliie),  heransg-egeben  vom  Referenten,  erschienen.  Im  .Tahr- 
buche  der  Internationalen  Vereinigung  für  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft and  Volkswirtschaftslehre  (Berlin)  publiziert  derselbe 
ebenfallH  vollständige  systematisch  geordnete  Bibliographien  der 
ungarischen  Literatar.  Nachstehend  sind  bloss  die  wichtigsten  Buch- 
erscheinnngen  des  vergangenen  Jahres  beriicksiclitiirr,  alle  Titel 
sind,  wo  diese  nicht  anders  augegeben  sind,  aus  dem  ungarischen 
fibersetzt. 

186* 
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II. 

Unf^arisches  Statistisches  Jahibuch  (N.  F.  XI,  190'J, 
4(S:i  8.).    Herausf^circbcn  vom  Zeutral-Statistischen  Amt. 

I'ber  die  Vorzüge  und  Eeichhaltigkeit  dieses  Jahrbuehes  wurde 
des  Öfteren  referiert  und  es  ist  kaum  nutig,  nochmals  daranf  hin> 
zuweisen.  Die  Verwendbarkeit  des  Werkes  wird  besonders  dadurch 
gesteigert,  das  bei  den  meisten  Gegenständen  auf  ein  Jahnehnt,  bei 
manchen  anch  auf  mehrere  JahrsehRte  sarfiefc  die  betrdfend«!  Zahlen 
angegeben  sind. 

Wenn  wir  eine  kritische  Bemerkung  ssn  machen  lifttten,  wftre 
es  die,  dass  die  Statistik  der  landwirtschafUiehen  LOhne,  welche 
ja  nicht  vom  Zentral-Statischen  Amte  berrtthrtf  nnd  anf  deren  Un- 
verlässlichkeit  nnd  Unbranchbarkeit  schon  oft  hingewiesen  wnrde, 
eliminiert  werden  sollte.  Anch  erwKhnen  wir  diesbezfiglich,  dass 
die  Bildung  von  Durchschnittszahlen  für  Landesteile  oder  für  das 
ganse  Land,  dort  wo  es  sich  nicht  um  ermitteile,  sondern  nur  um 
dnrclischnittlich  geschätzte  Löhne  handelt,  nicht  statthaft  ist 

Statistisches  Jahrbuch  der  Hanpt»  und  ResideuEstadt 
Budapest.  (IV,  1899— 1901.)  Redigiert  vom  Vizedirektor  THuutuitt. 
Budapest  1904.   (Ungarisch  nnd  deutsch). 

Die  VorzOge  dieses  Jahrbuches  sind  bekannt  Sowohl  die  Ein- 
teilung als  die  Aufarbeitung  des  Materials  haben  sich  längst  bewährt. 

Volkszählung  1900.  (XXV.)  IL  TeU:  Die  Beschäf- 
tigung der  Bevölkerung  nach  Gemeinden,  Herausgegeben 
vom  Zentral'Statistischen  Amt  Budapest  1904.   1010  S. 

Dies  ist  der  sozialpolitisch  wichtigste  Band  des  Volkszählungs- 
werkes, Der  kurze  einleitende  Text  enthält  die  allgemeinen  Grund- 
sätze fttr  die  Erhebung,  die  erhobenen  Beschäftigungen,  welche 
nnr.  (^rupjten  enthalten  nnd  die  schematisdje  Zusammenfassung  der 
wicht iirsteii  Erircbnisse.  Bekanntlich  ist  die  unfrarisrln'  Ilt-rufs- 
Statistik  seil  dem  Jalire  lbiK>  bezüglich  der  erwerbend«  n  i^evölkerung 
eine  viel  detalliertere  als  in  den  meisten  anderen  Ländern,  und  da 
nunmehr  die  Ergebnisse  zweier  derart  ausfuhrliclier,  reiclilialtiger 
Krtiebungen  vorlit-p^en,  diiitte  das  Material  Anlass  und  Grundlage 
zn  wichti^ren  Arbeiten  bu  ten. 

Berii)it  über  dif  Tätigkeit  der  K.  un^f.  (J e werbe- 
in sp.ktoi  in  im  Jahre  l'.H»;}.  Herausgegeben  vom  Uaudels- 
miuiüter.    Budupesl  li>04.    0Ü6  8. 
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Trotzdem  die  un^-arische  Gewcrltoinspektion  inlidf;*'  der  Miuiirel- 
hafti{?keit  des  Cieset'/ps,  tVrner  der  vjt  lfaclicn  Airf'nden,  welclie  den 
Gewerbeinsjtektoren  ausM-r  der  Ki>iirr(tlle  dt-s  Arl»«  ii»'rsehutzes  nntV>rlrfrt 
werden,  überbürd>'t  ist,  zeii?t  di<stllu>  eine,  wenn  audi  !;uiir>-.inif, 
so  diM-li  crtVeuliclii'  Entwickelun^r.  !  >:t  it  docli  die  mt  isit-n  1  nit  i  - 
nehiimiiiren  nnr  einmal  jiilirlii-li  luiitMsuclit  wtM'dpii  --•  <lif  Anzahl 
jener,  wtddie  r.tttM-  untersueht  werden,  ist  \ t-rsi  hwindcnd  kl«'ia  — 
so  ist  die  (irundhiirf  der  rnspektionslaiiirkeit  eiirt*nt]ich  nocli  fine 
dürftiffe.  Der  voilit'^ii't'iuU'  Band  enthiilt  fintn  ztisauiiiu'nfassendi'n 
Bericlit  des  Oberinspektors  und  an  diesen  anscliliisscutl  auoli  den 
Bericht  über  die  von  der  (Te\verlM  in>i)t  ktion  exiniierit  ii,  von  ()r^■anen 
des  Finanznnni>ters  frexmdert  untersnehten  staatlichen  Fabriken, 
wie  auch  den  Boricht  des  BauKewerbeins})ektors,  lerner  die  einzelnen 
Berichte  aus  den  17  Gewerbeinspektoratsbezirken. 

Der  Bericht  des  Oberinspektors  konstatiert,  dass  er  seiiu'n 
Obliegenheiten  bezüglich  der  Kontrolle  der  einzelnen  Inspektorat«- 
bezirke  nicht  genügend  nachkommen  konnte  nnd  vom  Bndapester 
Inspektorate  wird  einlach  gesagt,  dass  es  im  grösseren  Teile  des 
Jahres  „in  anderer  mchtang"  besehflftigt  war  nnd  daher  seinen 
Aufgaben  nieht  vollkommen  entsprechen  konnte. 

Das  Zalilenmataial  des  Berichtes  mrlre  sozialpolitisch  nicht 
leicht  KU  verwerten,  so  B.  kam  ein  Drittel  der  angezeigten  Un- 
Alle  im  Baugewerbe,  nicht  beim  Hodiban  vor,  wShrend  das  In* 
apdctiottswesen  bisher  bloss  anf  den  Hochban  ausgedehnt  ist 

Will  man  den  Eindmck,  den  man  dnrch  Lektfire  dieses  Bandes 
gewinnt,  zusammenfassen,  so  lisst  sich  sagen,  dass  die  Gewerbe- 
inspektoren  mit  viel  Beffthignng  nnd  grosser  Selbstanfbpfening  Ans> 
geneichnetes  leisten,  dass  aber  die  Ausdehnung  ihrer  Wirksamkeit» 
die  Erweitemng  ihrer  Beftagnisse  insbesondere  eine  bedeutende  Ver- 
mehrung  des  Beamtenpersonals  nnerlSsslich  wären. 

Nebenbei  bemerken  wir,  dass  die  Seitenzahlen  in  dem  Bande 
unrichtig  sind  und  mit  dem  Texte  nicht  korrespondieren. 

Die  Revision  des  Gewerbegesetzes.  Vaterlfindischee 
Material.  Bechtsquellen.  I.  Band  456  S.,  IL  Band  446  S.,  m.  Band: 
Wfinsebe  und  Vorschlige,  629  S.  Herausgegeben  vom  ungarischen 
Handelnninister.  Budapest  1904. 

Die  Reform  der  Gewerbegesetzgebnng  wird  schon  lange  ge- 
wttnscht  nnd  geplant  Die  Publikation  dieser  Haterialiensammlnng, 
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von  welcher  di«  vorliegfeiulen  drei  lüinde  die  erste  Abteilung  bilden, 
soll  durch  WfitJ're  drei  Abteilniiaren  erpanzt  werden.  Die  zweite 
Abtt'ihmj;  wird  das  auslandi>-(.lie  Material,  die  dritte  die  Statistik 
und  die  viert«'  den  Entwurf  eines  neuen  Gewerbegesetzes  und  dessen 
Motivieruiifr  enthalten.  Die  beiden  ersten  Bände  der  vorliegenden 
Abteilung  enthalten  eine  erschöpfende  Sammlung  der  Gesetze,  Ver- 
ordnungen nach  einer  Systematik,  welche  nicht  dem  bestehenden 
Gesetze,  sondern  der  AnordnungBweise  des  geplanten  Gesetzentwurfes 
entspricht.  Die  Heransgabe  dieser  Zmaininenstdliing  erfüllt  einen 
llngst  gehegten  Wunsch  b31  jener  die  sich  mit  der  Beform  der 
Gewerbeordnung  besehSftige  vnd  ist  Tontiglich  gelnngen.  Wenn 
wir  etwas  m  wttnschen  hätten,  wire  es  die  BeifQgung  eines  er- 
schöpfenden alphabetischen  Sachregisters,  welcher  die  Benntsnng  des 
Werkes  noch  mehr  erleichtem  wttrde.  Der  dritte  Band  enthält  in 
derselben  systematischen  Anordnung  eine  Zosammenstellnng  aller 
Wttasche  nnd  Anträge  die  von  den  verschiedenen  Interessenver- 
tretnngen,  Korporationen,  Vereinen  bexUglich  der  Reform  des  Ge- 
werbegesetzes  im  Laufe  der  letzten  Jahre  ansgesprochen  worden, 
Beferent  glanbt  jedoch,  dass  die  Wfinsche  nnd  Anträge  der  Arbeiter- 
schaft, insbesondere  in  den  sozialpolitisch  so  wichtigen  Abschnitten 
von  den  Arbeitsverträgen,  der  Arbeitszeit,  des  Arbeiterschatzes,  der 
Arbeitsvermitteinng  nnd  den  Arbeitseinstellungen,  in  grosserem  Uafse 
hätten  beräcksichtlgt  werden  mttssen.  Allerdings  sind  in  den  «rwähnteo 
Abschnitten  anch  einzelne  Beschlüsse  der  Gewerkschaften  nnd  Ar- 
beiterkongresse aufgenommen;  es  ist  jedoch  den  Wftnsdien  und 
Anträgen  der  organisierten  Arbeitsgeber  oder  anderer  Interessen- 
vertretungen, die  mehr  den  Untemehmerstandpnnkt  zum  Ausdrucke 
bringen,  nnverhältnismässig  mehr  Baum  gegeben.  Anch  dftrfte  vor 
Verfassunc^  des  endgültigen  Entwurfes  die  Anhdmng  unabhängiger 
Sozialpolitiker  ratsam  sein,  die  nicht  einen  einseitigen  Standpnnkt 
vertreten.  Die  Besprechung  der  einzelnen  sozialpolitischen  Wfinsche, 
welche  in  den  erwähnten  Abschnitten  enthalten  sind,  dttrfte  zweck« 
nWissigerweise  erst  na<  h  Publikation  des  Geßetjsentwnrfes  stattfinden, 
damit  die  Stellungnalune  der  Kegierniür.  bezüglich  der  einzelnen, 
oft  einandei-  widet  sir*  itenden  und  voneinander  abweichenden  Wünsche 
gleichzeitig  in  Betracht  kommen  kUnne. 

Denkschrift   über  die  Indnstriefördernng.  Heraus- 
gegeben vom  ungarischen  Handelsminister.   Budapest  1904.   99  S. 
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Der  Ausganf:;:si>iinkt  dieser  Deiikscluift  ist.  dass  die  natürliche 
Vermehrung  der  I^evilkfiMuif:  die  SrliMtViiiijr  neuer  Arbeits^'plep^en- 
Ijeiten  erfordert,  den  Muntrel  an  Arbeit>i^elesenheiten  soll  angt-blich 
die  grosse  Auswanderung  verursachen.  Dies  ist  jedodi  ein**  cinsfitiere 
Aut'fassung der  ungarihchen  Answanderungsfrage.  welche  nur  zum  i'eile 
auf  Arbeitsmangel  zurückzuführen  ist.  l^ekanntlich  herrscht  heute 
schon  in  gewissen  Gegenden  des  Landes  ensptindlicher  Arbeiterniangel 
ond  trotzdem  nimmt  die  Answandernug  fortwälirend  zu.  Man  darf 
nicht  vergetten,  dass  ein  grosser  Teil  der  angarischen  Auswanderer 
nnr  deshalb  geneigt  ist,  in  den  IndnstrieB  nnd  Bergwerken  Amerikas 
Arbeit  sn  mßhiaitf  weil  sie  hoffen,  sich  in  einigen  Jahren  genügende 
Kapitalim  zn  erwerben,  nm  nach  Ungarn  znrttckxnkehren  nnd  hier 
Grand  nnd  Boden  anzukaufen.  Besonders  die  Auswanderung  ans 
den  nSrdliehen  Teilen  des  Landes  nnd  aus  dem  rein  ungarischen 
ZenUnm  zeigt  dieses  Symptom.  Die  Denkschrift  ftthrt  als  Argument 
zugunsten  von  Industrie-Grttndnngen  ins  Feld,  dass  die  industrielle 
BevClkernng  einen  durchschnittlich  grosseren  Erwerb  hat  nnd  daher 
veriiältnismftssig  mehr  in  Form  von  Konsnmsteuem  dem  Staate  zalilt. 
Dies  Ist  sicherlich  eine  sonderbare  Argumentation,  bei  welcher  als 
erwiesen  angenommen  wird,  dass  die  Arbeiter,  wie  hoch  oder  niedrig 
ihr  Erwerb  auch  sei,  stSndig  10  ^/q  desselben  als  Eonsumstener 
bezahlen.  In  der  Geschichte  der  Gewerbeforderung  hätten  wir 
detaillierte  Daten  darüber  gewttnscht,  wie  jene  11^/,  Hill.  Kronen 
vom  Jahre  1891 — 1908  f&r  GewerbefSrdernng  verwendet  worden 
sind.  Eine  erft^nliche  nnd  wichtige  Tatsache,  die  wir  dem  Werke 
entnehmen,  ist,  dass  die  staatlichen  und  anderen  öffentlichen  Lie- 
ferungen In  den  20  Jahren  (1882 — 1902)  immer  mehr  und  mehr 
im  Inlande  gedeckt  wurden;  am  Anfangspunkte  dieser  Periode 
wurden  Aber  37%,  am  Endpunkte  derselben  bloss  8V«%  im  Aus- 
lande gedeckt  Allerdings  mflsste  auch  hier  eine  detaillierte  Analyse 
stattfinden,  um  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  die  Deckung  des  Be- 
darfes in  letzter  Linie  wirklich  aus  heimischen  Quellen  erfolgte. 

Die  Denkschrift  enthält  des  ferneren  Reformvorschläge  be- 
zflglich  des  Gesetzes  zur  Begflnstignng  der  heimischen  Industrie,  der 
öffentlichen  Lieferungen,  des  Schutzes  der  heimischen  Industrie 
gegenüber  Missbrftucben  und  einige  andere  nnr  nebenbei  gestreifte 
Punkte  Mie  Gewerbeunterricht.  Hernnbildunir  technischer  Kräfte, 
Indnstriestatistik  usw.   Wir  künnen  auf  die  Details  dieser  Vorschläge 
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hier  nicht  eingehen  und  möchten  nur  bemerken,  daas  n.  K  die  hw' 
herigen  Ergebnisse  der  IndnstriefSrdernng  nicht  Im  richtigen  Ver- 
hältnis za  den  aufgewendeten  Kosten  stehen.  Wir*  vertreten  den 
Standpnnlct,  dass,  wenn  überhaupt  eine  staatliche  Grossxiehnng  der 
Fabrikindnstrie  möglich  sein  sollte,  diese  in  der  heutigen  Form  der 
Snbventionierttng  nicht  richtig  gelöst  ist;  die  Vensettelnnip  der 
jährlich  verwendeten  derartigen  Beträge  erscheint  uns  nnökonomisch 
und  zwecklos.  Wenn  der  Staat  schon  grosse  Geldopfer  fAr  die 
Schaffung  einer  Industrie  bringen  will,  sollte  er  temporSr  die  ganzen 
Fonds  nnr  fBr  einzelne  Industriegrnppen  verwenden,  am  allerbesten 
vielleicht  durch  Gründung  staatlicher  Industrien,  welche,  nachdem 
sie  die  Anfangsschwierigkeiten  ttberstanden  haben,  dem  freien  Ver> 
kehre  zu  flbergeben  wären;  die  dann  frei  werdenden  Kapitalien 
könnten  abermals  zur  Förderung  einer  neuen  Indnstriegruppe  ver- 
wendet werden.  Auch  die  Schaffdng  grosser  Zentralanlagen  f8r 
motorische  Kraft  wäre  zu  berficksichtigen,  so  dass  der  Staat  ge- 
M  issermassen  nicht  Geld,  sondern  motorische  Kraft  den  zu  fördernden 
Fabriken  zur  \'erniirn]i^'  stellon  würde.  —  Die  Denkschrift  behandelt 
ferner  die  Hausindustrie,  das  KleiM}?ewerbe  und  die  Fabriksindnstrie, 
\v('l<!lie  siiuitlich  harmonisch  entwickelt  wei-den  sollen.  Wiclitig  ist 
jener  Tt-il.  d»'r  taxarivn  von  den  zn  fördernden  Indastrien  bandelt 
und  das  für  den  Wirtschaftspolitiker  wertvollste  Material  enthält. 
FoKuoK,  industriepolitische  Irrungen.  Budapest  1905. 

244  ä. 

In  vifhn  Punkten  übt  Verfasser  ri'liti::«'  Kritik  an  dm  bis- 
lu  ritrtMi  IJk^stivbunjyen  auf  dem  Gebiete  der  Indnstriefürdernntr,  »leren 
Zerfalirenheit,  ^\'idersprüche  und  Erfoljrlosijrkeit  nachg:e\vipseii  wird. 
Er  setzt  sieh  bes(»nders  mit  der  amtliclien  Denkschrift  über  Industrie- 
fiirderunp  vom  Jahre  1004  auseinander  und  vertritt  den  in  Unprarn 
liisber  selten  eini^enomuienen  Standpunkt,  dass  eine  forzierte  Politik 
der  Fal>riksiiidnstrie-(iriindun}^  nicht  einmal  wünschenswert  sei  und 
dass  der  a;^)aistaatlitlie  ('liarakter  Ungarns  aufrecht  zu  ei-haltcn 
wäre.  Dem  Usruswfvtfii  Hurhe  mangelt  es  jedoch  an  entsprechend 
w  iss.Misciiattlii  lK-r  l'>i';iriindniig.  insbesondere  werden  die  zienilich 
n.ilii  lieir(  inleii  Ursaciicii  des  Fchlsi  hlagcns  der  IndnstrietV.rderung'- 
]M>li(ik  nii  lit  analysiert.  Während  dem  \>rfasser  in  i-ezuLr  auf 
S'iiir  kl  itiscilt'ii  ]  Ifaiei-kniiüfn  vielfach  h'cihr  zn  geVteii  i>t.  >iiid 
Sein«  [.  -itiveii  \  «irscli],i'je  teils  verschwommen,  teils  gerät  er  hierbei 
mit  sich  seihst  in  \\  iilersprucli. 
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Pap,  Ungarisches  Zollerebiet  Im  Auftrage  des  Ungai. 
Landes*Uandel8*Verein8.  Biulai*«  st  1904.   443  S. 

Die  Frage  der  wirtschaftlichen  Trennung  von  Österreich  und 
einer  selbstftndigen  Zollpolitik  Ungarns  erzengt  eine  immer  griisser 
werdende  Literatur  in  dem  Hafse,  wie  die  allgemeine  politische 
Agitation  fftr  das  selbständige  Zollgebiet  an  IntensitSt  gewonnen 
hat.  Man  Icann  fBgüch  sagen,  dass  die  Anhänger  des  selbständigen 
Zollgebietes  in  steter  Zunahme  sind,  ohne  dass  jedoch  die 
Richtung  und  die  Einzelfhigen  der  einzuschlagenden  Zollpolitik  ge- 
nügend erörtert  worden  wären.  Das  vorliegende  Buch  enthält  viel 
interessantes  Material  und  tritt  für  das  selbständige  Zollgebiet  im 
Interesse  der  nngarischen  IndnstriefSrderung  ein.  Es  gibt  eine  Ge- 
schichte des  gemeinsamen  Zollgebietes  und  der  dsterreich-nngarischen 
Zollpolitik,  charakterisiert  eingehend  die  statistischen  Daten  und 
deren  Znsammenstellung  und  Aufarbeitung  betreff!»  des  Zwischen- 
Verkehrs  Österreichs  und  Ungarns;  schildert  alle  Missstände,  die  sich 
fftr  den  nngarischen  Absatz  in  Österreich  und  für  die  ungarische 
IndustriefSrderung  usw.  'ergeben  haben.  Der  Verlhsser  beurteilt 
äusserst  optimistisch  die  wirtschaftlichen  Folgen  eines  selbständigen 
ungarischen  Zollgebietes.  Es  ist  schwer,  ein  Urteil  über  dies  Buch 
zu  fällen,  obschon  dasselbe  den  Eindruck  hervorruft,  dass  haupt- 
sächlich Jene  Daten  als  Ar^nunente  verwendet  werden,  die  der  vor- 
gefassten  Meinnnjf  des  Autors  günstig  sind.  Eine  vollkommen 
niijVktive  MaterialiensamnilniiL'-  fehlt  nämlich  noch.  Ferner  dai-f 
jiicht  verg-essen  werden,  dass  ein  p^rossfr  Teil  jener  Frag^en.  welche 
sich  an  die  zukünftige  Ausgestaltung  der  Wirtschaft  drs  sclbstiindigfi  ii 
ungarischen  Znll<j;^t  )iit>tes  knüpfen,  wissenschaftlich  iitierhanpt  nicht 
zu  lösen  ist.  rml  zwar  einerseits  deshalb  nicht,  weil  man  nicht 
wissen  kann,  welche  Vertrcifre  Ungarn  {jeg-enüber  Österreich  und  den 
anderen  Staaten  eingehen  können  oder  müssen  wird;  anderseits  weil 
auch  so  komplexe  Verbindungen  von  Ursachen  aller  Art  hierbei 
vorherrschen,  dass  ein  ;uu  h  nur  wahrscheinlicher  ScIUubs  auf  die 
Zukunft  nicht  gezogen  werden  kann. 

MiLHoFFKR,  Die  Volkswirtschaft  Ungarns,  I — III.  Buda- 
pest li1<»4.    579,  470  und  '>&2  S. 

Dies  umfangreiche  liuch  lässt  sich  aus  zwei  v<  rsi  liicdenen 
C^esiclitspunkten  betrachten:  als  wissenschaftliche  Arbeit  oder  als 
wirtschaftsgeschichtUche  Materialsammiuug.    In  jeder  dieser  Hiu- 
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sichten  haften  demselben  grosse,  hst  anven^iche  USngel  an. 
Als  wissensehaftlidie  Arbeit  —  fUr  eine  solche  fehlt  die  Anfiurbeitong 
der  reichen  arehivalischen  Akten  nnd  Urknnden  —  kann  das  Bach 
nicht  ernst  genommen  worden,  ist  doch  dem  Terfssser  durch  ein> 
gehende  Kritiken  in  der  „Volkswirtsdiaftlicheo  Zeitschriff*  nnd  der 
„Wirtschaftsgeschichtlichen  Zeitschrift'',  mittels  Gegenttberstellong 
der  Quellen  nnd  der  entsprechenden  SteUen  des  Bnches,  naehge> 
wiesen  worden,  dass  er'anf  eine  in  der  wissenschaftlichen  Literatar 
fttr  nnznlftssig  geltende  Weise  mehr  als  die  Hälfte  seines  Buches 
einfach  unter  Anftlhrungsseichen  ohne  Quellenangabe  oder  swar  mit 
Nennung  des  Autors,  aber  unter  Verschweiguog  des  Titels  und  der 
Seitenzahl  ohne  systematisches  Vorgehen  wOrtUdi  entl^nte.  Des- 
gleichen wurde  ermittelt,  dass  der  grSsste  Tdl  der  ander«i  Hilfte 
des  Buches  zwar  nicht  wörtlich,  aber  mit  nur  geringfügigen  styla- 
rischen Umgestaltungen  aus  einigen  Bfichem,  hauptsftchlich  aus  dem 
„Volkswirtschaftlichen  W6rterbuche<*,  abgedruckt  ist,  wobei  selbst 
Druckfehler,  Zahlenfehler,  im  Originale  nachtrSglich  korrigierte 
Errata  usw.  mit  Sberoommen  sind.  —  Allein  auch  als  pure  Material- 
sammlung kann  dem  Buche  kein  Wert  beigemessen  werden;  es  fehlt 
die  Übersichtlicbkeit.  Die  Darstellung  ist  unklar,  die  Quellen- 
benutzung unkritisch,  die  ürteilsflllung  irreführend.  Demgemäss 
steht  zu  befürchten,  dass  Milhoffers  Buch  bei  jenem  Teile  des 
ungarischen  Lesepubliknms,  welches  grttndlichen  theoretischen, 
nationalökonomischen  Erörtern iipon  gerne  ans  dem  \Veg:e  geht  nnd 
nur  den  Tatsarheu  seine  Anfmerksamkeit  schenkt,  viel  gelesen 
werden  nnd  schädlich  wirken  wird. 

Rttckblicke  auf  die  Entwickelung  der  ungarischen 
Volkswirtschaft  im  Jahre  1903,  redigiert  von  Amton  Dbütsoh. 
Budapest  V.m.    270  S.  (in  dentsclier  Sprache). 

Die  „Rückblicke",  wclelie  im  Jahre  1808  von  Alex  v.  Dobn 
begründet,  sodann  durch  dreinndzwanzig  Jahre  (1871 — 1894)  Yon 
Dr.  Karl  irAM»KLLo  nnd  seither  von  A.  Deutsch  herausgegeben 
wurden,  zählen  zn  den  wichtigsten  beschreibenden  Jahresberichten 
Ober  die  nngiurische  Volkswirtschaft.  In  den  drei  ei-sten  Dezennien 
ihres  Erscheinens  waren  sie  die  bedeutendste  Manifestation  des  kauf- 
männischen und  Indnstriellen  Lel)en.s;  um  diese  Leistung  und  den 
F.iiithiss,  welclien  die  in  der  Charakteristik  jedes  Jahres  gegebenen 
.\uregungen  auf  den  Fortschritt  Ungarns  übten,  zu  würdigen,  muss 
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man  auf  den  ganzen  Kvolutioiisiiane:  der  niifrarisclien  Volkswirt- 
schaft znrückblicki  ii.  Man  w'iid  finden,  das.s  dit-  nciuTeii  v(dk8\virt- 
sohaflli»  Ih'Ii  InstituriDiu-n  riiirai  iis  in  diesen  .lalirt  sltci  icliten  ihre 
Vorläufer  liatten  und  dass  dit'>c  l\ii(  kl>lit  k.*  ilnt  r  Aufgabe  voll- 
ständig iiiUsjiruclitin  iiabtn.  Ileutt-  trcttii  alltrdinffs  auch  neuere 
Aufpraben  an  sie  heran;  aussei  den  in  den  Spe/ialbei ic hten  Ober 
Industrie  und  I.andw irtsi  liatt  htnilaten  Arbeiterverliältnissen  und 
ausser  den  AuszU{?:en  auitlitlier  l'uldikationen,  wiiren  {refrenwi'irtiß' 
der  ganzen  Arbeiterfrage,  den  (Gewerkschaften,  der  Sozialpcditik 
gesonderte  Kapitel  zu  widmen.  Der  vorlie^j^ende  Band  ist  ein 
Jnbilänms-Band,  da  er  zur  Feier  des  fünfzig^jährigen  Bestandes  des 
^Fester  Lloyd"  erschien.  Ans  diesem  Anlasse  haben  die  hervor- 
nigendsten  Ifftnner  unseres  CflfenUichen  Lebens,  so  z.  B.  die  ge- 
wesenen Minister  Ssell,  WnintRTiK,  Hikrontvi,  dann  H^dosst, 
PoPOTics,  Falk  nsw.,  Beiträge  geliefert,  welche  zum  grössten 
Teile  Vergleiche  der  Perioden  1854  und  1904  enthalten.  Diese 
Essays  sind  meist  schwungvoll  gesehrieben  nnd  einige  derselben,  wie 
s.  6.  der  Anfimts  des  Staatssekretärs  Popotics  ttber  die  Wähmngs- 
reform,  bringen  anch  nenes  Haterial. 

In  einem  der  Essays  fiber  die  Entwickelnng  der  ungarischen 
Industrie  (in  diesem  Jvbiläamsbande),  welcher  den  Ministerialrat 
SzTEBfiNn  znm  Antor  hat,  bemerken  wir  eine  Methode,  welche  in- 
Bofem  irrig  ist,  als  das  Verhältnis  der  ganzen  gewerblichen  Be- 
TClkerong  zur  Gesamtbevölkentng,  statt  des  Verhältnisses  der  er- 
werbenden gewerblichen  BevOlkerong  zur  GesamtbevOlkemng,  als 
Basis  der  Benrteilimg  für  die  industrielle  Entwickelang  der  Städte 
angenommen  ist  Auch  sind  die  angefahrten  Zahlen  nicht  immer 
genan.  Die  gewerbliche  Bevölkernng  In  Kassa  betmg  im  Jahre  1900 
Dicht  41,1,  sondern  86,5,  in  Pozsony  nicht  40,1,  sondern  37,5  und 
in  GyOr  nicht  38,8,  sondern  36,2. 

Der  übliche  Jahresbericht  der  „Rflckblicke"  erstreckt  sich, 
nachdem  in  der  Einleitung  die  allgemeinen  Betrachtungen  ttber  das 
Wirtschaftsiahr  erledigt  sind,  auf  die  AkUen-Cresellschaften,  auf 
die  Handels-  und  Kreditgesetzgebung,  das  Verkehrswesen,  die 
Österreichisch-Ungarische  Bank,  die  Landwirtschaft,  die  Industrie 
nnd  die  Staatskassngebahrung.  Vom  Standpunkte  der  Material- 
sammlnng  sind  die  Einzelberichte  ttber  die  Handelszweige  am  wich- 
tigsten, welche  von  grossen  Firmmi  geliefert  wurden  und  viel  in- 
teressantes statistisches  Material  enthalten. 
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MavI'KI,.  (TeSHtzvorhiere  über  Kartellvt-rt  rag^»-  iHiit- 
wui  l).    Im  Auftrae:»'  d»'s  HaiKlelsniinistei-?^.    Budapest  1904.    :>0  S.') 

AusstT  den  im  uu;:arischon  Aeriknli ui -Landesvoreine  bfi  ver- 
schiedenen Anlä.ssen  sfattrtuiU-ndt'n .  hnuptsäclilicli  an  Referate  des 
Sekretäi*«  Arkövy  (siebe  dessen  \'  u  r a  i-  Vi  < >  i  t  e  n  zum  K  a  r  t  e  1 1  g  e  s  e  t  z  e , 
Budapest  1904,  62  S.)  anknüpfeudeu  Verhandlungen  ist  der  vor- 
liegende Entwurf  zn  erwähnen.  Derselbe  geht  vom  Kegisti  iertings- 
zwange  anB;  nur  die  erfolgte  Begtotrierang  eoll  den  stets  scbri/l- 
lich  abzufassenden  Kartellverträgen  Gültigkeit  verleihen.  Zo  re- 
gistrieren kommen  bloss  die  hanptaSchlichen  Bestimmungen,  sowie 
Ändernngen  nnd  ErgSnznDgen  der  Kartellstatnten.  Vertaüge  dritten 
Personen  gegenüber  seitens  nicht  registrierter  Kartelle  sind  nogflltig, 
schliessen  jedoch  die  Geltendmaehnng  einer  Fordernng  nnter  dem 
Titel  f^nnrechtmässige  Bereicherung"  nicht  ans.  —  Ganz  absonderlieh 
sind  die  in  dem  Bntwnrfe  enthaltenen  Paragraphen  Uber  Bedingungen, 
unter  welchen  die  registrierten  Kartellverträge  angefochten  werden 
können  (§  12),  nnd  iiber  Bedingungen,  unter  welchen  sieh  eine 
Schadenersatzverpflichtung  der  Kartellparteien  ergibt  (§  13).  Die 
Anfechtbarkeit  soll  eintreten,  wenn  der  Kartellvertrag  von  den  Ver- 
kehrspreisen auffallend  abweichende  Ansnahmspreise  stipnliert  oder 
die  Lieferung  flbeiiiaupt  in  einer  Weise  verweigert,  welche  an  dem 
Kartellvortrage  nicht  beteiligte  Personen  von  der  Konkurrenz  aus- 
znschliessen  geeignet  ist,  femer  wenn  die  Kartellparteien  die  Ver- 
kebrspreise  derart  zur  Ausbeutung  des  Publikums  regulieren  oder 
beeinflussen,  dass  die  Differenz  zwischen  dem  Produktionspreis  und 
dem  Verkehrspreis  den  allgemein  usuellen  Nutzen  unverhftltnismässig 
fibersteigt.  Die  Schadenersatzverpflichtnng  soll  platzgreifen,  wenn 
die  Kartellparteien  in  zur  Ausschliessung  von  Konkurrenz  geeigneter 
Weise  den  Preis  eines  Artikels  so  sehr  herabsetzen,  dass  die  Kon- 
kunenz  zu  usuellem  Nutzen  unmöglich  wird  oder  wenn  sie  die 
Lieferung  der  von  ihnen  produzierten  nnd  ZU  weiterer  "N'prarbeitnng 
oder  zum  Wiederverkauf  bestimmten  Waren  einzelnen  Part.i.n 
gegenttber  in  einer  zu  deren  Ruin  geeigneten  Weise  nur  ZU  erheblich 
erb<-1iten  l'reisen  vollzieiieu  oder  gänzlich  venveigem,  oder  wenn 
die  Karti  llj)arteien  den  Einkauf  der  zur  weiteren  Verarbeitung  be- 
stimmten Waren  einzelnen  Parteien  gegenüber  in  einer  zum  Ruine 

*)  Iii  iloutfpher  Spniche  in  der  «ZeitAchrift  für  nngariselieit 
riffentlicheh  nnd  Privatrecht''.  X.  1904.    Piittkammer  &  Mflhlbrechr. 
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derselben  geei^^neten  WeiBe  nur  zn  erheblich  redaxierten  Preisen 
vollziehen  oder  gänzlich  verweigern.  —  Sowohl  im  Falle  der  An- 
fechtong  wie  eines  Schadenersatzprozesses  sollen  Sachverständige 
vernommen  werden.  Die  Anfechtung  hat  mittels  Klage  unter  An- 
wendnng  des  Kandelsverfahrens  zn  erfolgen. 

Jeder  Kenner  <lt  N  K;irti  Uweseiis  nininit  ixewiss  wahr,  dass  «-s 
sioli  bei  ernsthatter  I Muclitülirmii,'  dieser  Besthnninntren  utn  einen 
direkten  Einjrritt  in  die  rreij-be^-titiuuuiig-  handrlu  würde,  für  wrlclie 
da»  CTUtachten  von  Sacliverständi]ii:en  nidit  ]U'enii{rend  wiire,  weil 
dasselbe,  je  nachdem  die  Saehverständipen  den  Inteit  sst  n  des  Pi"- 
dnzenten,  der  Hfindler,  der  Konsumeiiteu  näher  stehen,  verschieden 
ansfhUen  vidrd.  Sollen  aber  diese  Verfügungen  lax  gehaudliabt 
werden,  dann  dfirfte  sich  zu  einer  Sehadenersatziclage  schwerlich 
jemand  entschliessen.  —  Vollends  un[jraktiseh  sind  jene  Bestimmungen, 
welche  einen  Schadenersatzanspruch  anf  einer  Verweigernng  des 
Verkaufes  oder  des  Ankaufes  basieren  wollen.  Hier  geht  der  Ent- 
wurf sogar  weiter  als  Carl  Hibsgh^)  mit  seinem  Vorschlage  be- 
züglich des  Eontrahiernngszwanges  (nach  Analogie  des  §  453H.-6.-B.), 
anf  dessen  Undurchftthrbarkeit  Libpicann  treffend  hingewiesen  hat.^) 
Diese  Bestimmungen  Hessen  sich  überaus  leicht  umgehen,  indem 
man  weder  Kauf,  nocli.  Verkauf  verweigert,  auch  nicht  exorbitante 
Preise  fixiert,  aber  andere  Kaufs-  oder  Verkaufsbedingungen  stipuliert, 
durch  weldie  die  missliebigen  Konkurrenten  abgeschreckt  würden. 

Ein  weiterer  Hangel  des  Entwurfes  ist,  dass  derselbe,  da  er 
nur  tatsächliche  Kartelle  ins  Ange  &sse,  die  Bildnng  anderer 
monopolistischer  Vereinigungen,  welche  manchmal  schädlicher  werden 
als  Kartelle,  nicht  hintanhalten,  ja  vielmehr  begünstigen  würde. 
Der  Verfasser  des  Entwurfes  erklärt  sich  Übrigens  als  Gegner  aller 
wirtschaftlichen  Massnahmen  gegen  die  Kartelle,  obschon  wissen- 
schaftlich festgestellt  ist,  dass  eben  diese  Hassnahmen  die  wichtigsten 
sind,  während  die  juridische  Begelnng  nur  bezüglich  gewisser  Be- 
gleitumstände möglich  ist.  Anch  hält  Verfa»«Ar  die  Errichtung  eines 
Kartellamtes  für  unnCtig,  ohne  welches  unseres  Erachtens  eine 
wirksame  Kontrolle  unmöglich  ist. 

»)  Znr  Kartellfraire.    Jena  1904.   G.  Fifoher. 
*)  .1  )  In  l<  n«  h  I- r  für  Nat  ionalükoaoin  ie  und  Statistik. 
III,  27,  liXM.   833  5>. 
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Von  den  Arbeiten,  welche  anschlieHend  an  diesen  Ewtell- 
gesetz-Entwnrf  mUtanden  sind,  wolloi  wir  nur  eine  Kritilc  desselbeii 
von  BioHABD  AbxOtt  erwAlinen.^)  Verfksser  vertritt  den  Standpunkt 
des  AgriknltuvLandeevereins  nnd  «Haunt  dem  Oeeeteratwnrfe  im 
grossen  nnd  ganzen  bei,  wOnecht  aber  Ei^^ftnsnngen  mm  Sehntze 
der  Arbeiter,  fenier  das  Verbot  und  die  strafireehtliobe  Verfolgung 
der  Ringe,  Ck>mer  nnd  spekulativen  Trnsts,  so  ancb  der  geheimen 
Kartelle  nnd  eine  Überprttfting  der  Eartellvertrige  seitens  einer 
besonderen  Behörde.  Der  Agrikoltnr- Verein  selbst  geht  weiter  nnd 
wttnscht  den  Eonseesionszwang.  Besttglich  der  Konzessioniemng 
der  Kartelle  hätte  eine  Interessen- Vereinigung  von  Landwirtschaft, 
Industrie  und  Handel  zu  entscheiden. 

Den  Anfechtungsbestimmnugen  des  Entwurfes  stimmt  Abkött 
bei,  fordert  jedoch  auch  hier  Ergänzungen  im  Interesse  der  Arbeiter 
nnd  bezfiglich  des  Exportes  zu  Schleuderpreisen.  Er  erklSrt  sieh 
radlich  für  die  behördliche  Überprttfhng  der  Preise  und  Arbeits- 
Idhne,  ohne  zu  bedenken,  wie  weit  ab  uns  dies  von  der  hentigen 
wirtschaftlichen  Ordnung  ftthrra  würde.  Infolge  der  staatlichen 
Einmengung  in  die  Preisbestimmung  hfilt  er,  was  ja  selbstverstand- 
lieh  ist,  die  Schadenersatzbestimmungen  fOr  flberflUssig.  Konsu- 
menten, H&ndlem  nnd  Arbeitern  sowie  den  Kartellmitglledem  selbst 
soll  ein  direktes  Anfechtungsrecht  gewfthrt  werden. 

Es  ist  nicht  ndtig,  näher  auszuführen,  dass  weder  der  Kartell- 
gesetzentwnrf,  noch  die  erwähnte  Kritik  auf  dem  Boden  praktischer 
Wirtschaftspolitik  stehen. 

JoftKP  Graf  IfAiLiTH:  Studien  Über  die  Landarbeiter- 
frage in  Ungarn.  Wiener  Staatwiss.  Studien,  VI,  2.  Wien  und 
Leipzig  1905  (in  deutscher  Sprache). 

Der  Verfiuser  Ist  in  Ungarn  längst  als  Sozialreformer  bekannt, 
man  weiss,  dass  er  persfinlich  aif  allen  neueren  Bestrebungen  zur 
Hebung  der  materiellen  und  sittlichen  Lege  der  landwirtschaltlichen 
Bevölkerung  Ungarns  regen  Anteil  genommen,  in  seiner  engeren 
Heimat,  wo  er  begütert  ist,  musterhafte  Zustände  geschaffen  nnd  in 
Wort  nnd  Schrift  für  landwirtschaftliche  Sozialpolitik  eintretende, 
eine  fruchtbare  Agitation  angebahnt  hat    Er  vertritt  gewisser- 

M  l'.ui!;;p.  st  1904.  Piitiia.  17  S.  Siohe  auch  demselben  Verfftö.««» 
VoiarbciU'u  zum  Kartei igonetz.   Budapest  l\)Oi. 
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niassen  in  L'iifrani  jene  konservativ  sozialreforniatorische  Hichtung, 
welche  es  mit  den  Reformen  ernst  nimmt  nml  stellt  seine  ganze 
Persönlichkeit  ttberzeaguugstreu  iu  den  Dienst  der  von  ihm  ange- 
strebten Ideale. 

Das  vorliegende  Bnch  verdankt  seine  Entstehung  dem  Emp- 
finden,  daas  das  Ausland  Aber  die  Lage  der  landwirtschaftlichen 
ArbeiterbeT01kemng  in  Ungarn  durch  verschiedene  Schriften  nicht 
ToUkOBunen  richtig  informiert  worden  Ist  und  dass  insbesondere  die 
Literatur  ttber  die  nngariscbe  agrarsozialistische  Bewegung  und 
Aber  die  Ereignisse  der  letzten  Jahre  viel  Anlass  zu  HiBSverstSnd- 
niBsen  gegeben  bat  Yerfssser  wollte  demgegenOber  die  Entstehung 
des  Landarbeiterstandes  in  Ungarn^  dessen  Lage  bis  zu  den  Un- 
ruben  im  Alf51d,  die  Geschichte  dieser  Bewegung,  insbesondere  die 
neueren  Gesetze  agrarsozialpolitisclien  Inlialtes  dem  Auslande  in 
sachlich  unvoreingenommener  Weise  und  in  zusammenhangender 
Form  darstellen  und  wir  können  fOglich  sagen,  dass  ihm  dies  zu 
grossem  Teile  vortrefflich  gelungen  ist.  Besonders  muss  die  Ob- 
jektivittt  des  TerHusers  rtthmlich  hervorgehoben  werden,  wenn  er, 
obschon  Grossgrundbesitzer,  die  missliche  Lage  der  Landarbeiter  an- 
erkennt, die  Unterlassungen  und  Fehler  der  Verwaltung  und  der 
Grundbesitzer  zugibt  und  eben  deslialb  die  agrarsozialistische  Be- 
wegung nicht  nur  auf  Wtthlarbeit  und  Aufreizung  znrfickfttlut. 

Das  Buch  Ist  ins!>e8ondere  in  den  beschreibenden  Teilen  auf 
reichhaltige  Qudlen  gestfttzt  und  es  orientiert  den  Leser  im  grossen 
und  ganzen  vortrefflich  Uber  die  so  komplexen  Verhfiltnisse,  die  mit 
der  Landarbeiterfrage  in  Verbindung  stehenden. 

Der  uns  an  dieser  Stelle  zur  VerfRgung  stehende  Baum  er- 
möglicht uns  leider  nicht  den  Inhalt  des  Werkes  auszugsweise 
darzustellen. 

Wir  hfttten  wohl  einige  prinzipielle  Einwendungen  insbesondere 
gegenfiber  dem  historischen  Teile  des  Buches  zu  erheben.  Unseres 
Erachtens  ist  es  nicht  möglich  die  Geschichte  der  ungnri.schen 
Bnncrnschaft  und  landsvirtschaftlichen  Arbeiterbevölkernng  bloss  auf 
Grundlage  der  Gesetzgelnintr  darzustellen.  Die  Erforschung  und 
Aufarbeitung  der  urkundlichen  Quellen  ist  hierfür  nnerlässUch, 
wnrde  aber  bisher  nur  für  ganz  geringe  Zeitriinme  in  Angriff  ge» 
nommen.  Aber  auch  für  die  Beurteilung  der  iieutigen  Lage  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiterbevölkernng,  sowie  für  die  Erkenntnis 
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der  Wirkung  der  nenereo  landwirtaehaftUchen  Arbeitergesetace  mangelt 
es  an  entsprechenden  omfassenden  Erhebungen.  Anf  diesem  Gebiete 
ist  es  daher  nötig,  sich  eine  gewisse  SelbetbesebrBnknng  anfenerl^n. 

T.ANG.  Die  Z(»llpolitik  der  letzten  100  Jahre.  Budapest 
1004.    '.;5S  und  III  S. 

( »Ijsclioii  der  X'rrfiisser  ein  ♦•iitsrhit'deni  r  Freihändler  ist,  stellt 
er  doch  die  Geschichte  der  Handelspolitik  objektiv  kritisch  dar. 
Besonders  wichtig?  sind  stine  AjistÜhrnnfifen  über  die  Ursachen  des 
Znstandrkoiumens  der  neueren  schutzpoliti>'  li^'H  Kestrebunj^en.  IJ»*- 
deutunf^svidl  ist  der  Naehweis,  dass  nicht  du  iisterreichischeu  Ke- 
strebun;.'en,  snndeiii  Bismarcks  Intentionen  diesbeziierlich  uiass^:ebend 
waren.  Die  DarsU  liunu"  der  uiiirai  iNch-iisterreicliischen  Zolljiolitik 
emliälf  viel  tranz  neues,  selir  wichtifTt  -s  Mat»  rial.  Die  AiKstnhruii.::('n 
über  dav  Alikommen  Banfv-Hai»!  ni  and  iiber  die  S/Ki.mche  Foniiel 
sind  ^1  uiidl»  ■rend  für  die  neuere  luiirarisclie  Handelbpolitik.  Hin 
na<'liti;i;xl:i  Ii  ;;(  sc]iriebenes  Kai)itel  ln  ^t  h;ifti::t  sich  mit  Chamhfulajn. 
Hin  Anb.int,^  ♦nthiilt  die  wichti^-sten  >tatiNii>(  iii'n  Tabeili-n  l>is  zum 
.lalir»"  l'.Mej  Die  Sohreibweise  ist  frlanzend.  Die  Darste]hing.>\vei>e 
liANiis  bt'sit  lit  darin,  dass  er  bei  allen  Streitpunkt en  säuitlii  he 
MeinuiiL'^fn  zu  Worte  kouiuieu  lässt,  dieselben  plastisih  darstellt  und 
in  seiner  Kritik  sich  stet«  auf  den  Boden  der  Theorie  stellt. 

FöLiKB,  Statistische  Vortr&ge.  Erste  Serie.  Buda- 
pest 1904. 

Verfasser  hatte  jahrelang  den  Lehrstuhl  iHr  Statistik  inne, 
bevor  er  jenen  f&r  Nationalökonomie  einnahm,  nnd  avch  in  den 
letssten  Jahren  hat  er  Statistik  vorgetragen.  In  den  ^statistischen 
Vorträjren"  publiziert  er  nunineln-  ausserordentlich  wertvoll.-  Studi<  n 
über  die  Literatur^^eschichte  der  Statistik,  über  das  (  >b:i  kt.  dir  ilt-thode 
der  Statistik,  über  Willensfreiheit  und  Jforalstatistik,  Verbrechen, 
Verlire«  lit  r  and  Kückfalliire.  Kiiie  umfassende  Benntznng  der  ein- 
schHig:i^en  Lit^tnr  und  klare  dabei  schwungvolle  Schreibweise 
cliarakteiisieren  diese  Arbeiten.  T^esonders  wichtig  dürften  die  in 
der  Abhandlung  „Objekt  und  Methode  der  Statistik"*  eut- 
lialtouen  veiM  hiedeiien  N  erhiiltnis-  und  Durchschnittszahlen  sein. 
Die  Abhandlunir  über  Kriminalstatistik  schliesst  sich  an  ein 
iiitt  ies  Wt  i  k  d'  s  \'.Tfas>rrs  an  und  ist  nicht  nur  statistisch,  sondern 
auch  vuui  Standpunkte  der  Khmiiialsoziologie  wertvoll. 
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Hbllbb,  Theorie  des  Grenznutzena.  Budapest  1904.  178  S. 

Eine'  anf  reichhaltigen  Literatnrstadien  beruhende  kritlBche 
Darstellting  der  Theorie  des  GrensnutKons.  Der  Verfasser  steht  der 
Schale  des  „snbjektiTen  Wertes'*  ftnsserst  sympatisch  gegenüber, 
ohne  sich  derselben  voUkommen  anzusclilieflBen;  er  wirft  derselben 
die  Vemachlässignng  der  Lehre  von  der  Produktion  und  allzu  grosse 
BerftckBiebtignng  privatwirtsehaftlicher  Grundsitze  vor.  Er  wflnscht 
die  Ergfinznng  der  Lehre  vom  Grenznutzen  durch  die  Grenzmflhe 
und  das  Grenzopferi  die  Umgestaltung  des  privatwirtschaftlichen 
Grenanutzenbegriffes  in  einen  sozialen  Begriif.  Besonders  wertvoll 
sind  seine  Ausführungen  ttber  die  Anwendung  der  Grenznntzen- 
theorie  anf  die  Sozialijolitik  nnd  die  Stcnei  tlieorie.  Dass  die  Lehre 
vom  Grenznutzen  die  ^Vis8en»chaft  hndentend  p'efürdert  habe,  er- 
kennt  er  an,  bestreit»'!  aber,  dass  durch  dieselbe  die  ganze  Volks- 
wirtschaftslehre anf  neue  Basis  gestellt  worden  sei. 

HiLiez,  Die  Sicherheit  der  Einlagen  bei  Creldinsti- 
tuten,  besonders  Sparkassen.    Budapest  1904.    348  S. 

Im  Auftrage  des  Handelsininisters  herausgegebene  Sammlnng 
der  legislativen  Massn.-ihuien  über  das  Einlagegeschfift  und  über  das 
Sparkaasenwesen  in  den  bedeutendsten  Kultnrstaaten.  Dieses  Werk 
enthält  die  detaillierte  SchUdemng  dei  it  iilt^en  Bestrebungen,  welche 
jjich  diesbezüglich  in  Ung^am  seit  dem  Jahre  zeigen  und  am 

Juristentag,  in  Eingaben  der  Handelskammern  nnd  bei  Kongressen 
der  Geldinstitute  zur  Sprache  kamen.  Diese  Sammlung  liefert  gc- 
wissermassen  das  Material,  für  dessen  ehebaldigste  Znsammenstellung 
Prof.  ScTiMuLLKR  anlässlicli  der  Tagung  des  Internationalen  Statistischen 
Institutes  in  Berlin  im  .lalire  l'jO.T  pintrat. 

TniKKiNii,  Die  ungarische  A  us  Wanderung  und  die  Ungarn 
des  Auslandes.    Budai»est  I'.hi-L    :!''.';  S. 

Die  beste  statistische  nnd  beschreibt-nde  Zusuinmeiifa^-ui!-  der 
ganzen  Literatur  nnd  der  Uuter8Uchnn<r*'n  über  die  Auswanderungs- 
frage. Besdiiders  wertvoll  ist  die  kriti.srhi-  riiter'^nrhuncr  und  die 
Verwendung  <les  ansländisdien  .^t.iti-tisi  licn  Mateiials.  Der  \*erfasser 
ermittelt  insgesamt  eine  Million  im  Auslande  lebende  Ungarn.  Hiervon 
.'iiiOOOU  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  nnd  ^Tf'OOO  in 
Österreich.  Die  einzige  Möglichkeit,  die  Auswandornnir  zu  verhüten 
oder  wenigstens  zu  vt  rringern.  wäre  seiner  Ansit  h;  nach  die  Dar- 
bietung derartiger  Erwerbsmöglichkeiten,  welche  die  Ernährung  einer 
Jahrbudi  der  lattiBmt  VcmlnlfDiig;  S.  Bd.  187 
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dichteren  Bevölkerung  gestatten.  Die  Aaswanderang  ist  eben  nur 
ein  Sym)itom  und  lediglich  durch  Beaeitignng  jener  Craachen,  fttr 
welche  sie  symptomatisch  ist,  einschrftnkbar. 

Bericht  Uber  die  6jahrige  Tätigkeit  der  staatlichen 
Hilfsaktion  ssnr  Verbesserang  der  wirtschaftlichen  Lage 
der  Gebirgsbevolkernng  in  den  nördlichen  Karpatben 
(Knthenen).   Budapest  1904.   75  S. 

Die  Kntlieitenfra^o  hat  seinerzeit  in  T'ngfam  viel  Staub  auf« 
gewirbelt.  Es  handelt  sich  nm  eiius  der  interessantesten  sozio- 
lüüisi'livii  Vriililt  Tiic.  nlfmlich  um  den  Znsaiiinionstoss  von  anf  v»'i- 
srhinh  iK  11  Kiitwickeiungsstnfen  stehenden  und  wirtschaftlich  ungleich 
bi^ßihigten  Kassen. 

Der  Bericht  enthält  wenig  Allgemeines:  <lie  Parzellieinnsr 
einer  g^rossen  Herrseliafr,  die  Knltivirrniiq"  der  Hehirirsforsten,  die 
riitcrstützunf?  aller  Zweifre  der  Landwirtschaft  und  der  Viehzu<ht, 
die  Fürdeiuii::-  der  (Trossindiistrie,  die  Arbeitsveiinittehin^.  Gründung 
vun  Kredit-  und  V'erkaulsgenusseuschafteu,  sind  die  behaudelteu 
Themata. 

üeriolit  d«'s  zu  Tusnüd  fr^'Iialtencn  Szi'kler  Kon- 
l^ressi  s  ;in  ilas  A c k er lia »i ni i n i s I  e i  i  ii  iii.    I:iiilai>t  si  l'.i(i4.   220  S. 

I>ii-  >/•  klertViiL'«-  ist  »Ines  dtr  imii: lachen  Siiezial|>i('blciiie 
der  aii::ari>(  licii  W  irfst  li.uis-  nnd  S<i/.i;ilj>olitik.  Hei  ilersclht'n  sind 
ancli  wichtiirc  iiatioiial]tniiiisclie  iMsirliisi»nnkte  ntas>!4t'li«-nd.  l'er 
i>fi  icht  >'!ir!i;ilt  m»  /icmlii  h  alles.  \vii>  liislicr  in  dieser  Aiitrelej^enheil 
gesell«  lit  ii        und  iili- riiie>  u.<  lnvii-  Wfitläuriire  l{eforiii|ir".  ckte. 

I'aiki.im;  Amerika  nnd  Uiiirarn.    ]{uda]>esr  r.ml.    ;{4  .S. 

l'rr  \  fitasscr  war  jahrelang  vulksw  irtschatlliclier  Attache  in 
\\  ashiii;:.!"'!!.  Kr  l.ffassi  sich  in  diesm»  Helte  mit  mehrerlei  wirt- 
selialtlielun  Frairtn.  unter  andeivn  auch  mit  der  Answanderuns:. 
l)ie  SchiM»  1  tu,;;-  (U'i'  uniraris(  heil  Kohuiien  in  Kauada  ist  l)''eli>t 
Irscii.NU.  lt.  Seine  Zaliii  n  über  die  in  Amerika  lebenden  l  ii^ai  u 
schciiKu  Jedi'ih  nmieliti}^.  Tiiiiua.N«.  (siehe  weiter  unten)  hat  ail.s 
verläsfiliche  Material  berüeksiehtijrt  und  nur  '»iioOoo  rnjjarn  in  den 
Vereinigten  Staaten  konstatiert,  Taikeki^  Million  dürfte  daher  zu 
hot'h  gegriffen  sein. 

Pkhknv,  hie  Beeinflussuuir  nnd  \'erwertnng  der  Aus- 
wanderung. Die  Frage  der  1»  iick  Wanderung,  liudapest  I'.h.U. 
34  Seiten. 
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Verfasser  weist  nach,  dass  die  ausgewanderten  Ungarn,  trotzdem 
sie  Kapitalien  sparen,  in  Amerilca  niclit  Landbesitz  kaufen,  wdl  sie 
znm  grOssten  Teile  in  die  Heimat  znrflckkehren  wollen. 

Des  Auswanderers  Taschenbuch.  Budapest  1904.  116  S. 

Zttsamraenstellnng  alles  fiir  Auswanderer  Wissenswerten  ttber 
Amerika,  ttber  die  dortigen  Einwanderungsvorscbriften  usw.  Ein 
nützlicher  Wegweiser,  welcher  zwar  nichts  Wissensdiaftlicbes  ent- 
htit,  aber  auch  nicht  im  Dienste  der  Auswandernngsreklame  steht 

Fnan  O&aszil,  (beschichte  der  deutsch-bdhmischen 
Ansiedelnngen  im  Banat  Prag  1904.  126  S.  (in  deutscher 
Sprache). 

Nicht  streng  wissenschaftliche,  jedoch  als  Tataachensaromlnng 
schätzenswerte  Daratellang  der  Orlndnng  and  Geschichte  deutsch- 
böhmischer  Dörfer  in  der  llilititrp^renze  vom  Jahre  1826  an. 

Pataj,  rii^aiisclHT  Suzialif^iiius.    Huilapcst  li»04.    ".'G  S. 

Hinwj'is  ilarauf,  ilass  es  iiirlit  nütii^  ist.  tlfii  SdzialiMuus  als 
iuteriuiti<inal  zu  fleklariereii  und  »lass  daluT  viur  \'t'rsölmuny;  des 
Sozialismus  mit  dem  iiatioiiaU  n  (iedaiik«  n  iiniirlich  sei.  Somkaki'  liat 
ht'incrzeit  (S  i/ialismus  und  soziale  Ht  wt'yiiii;^  im  \1X.  Jalirhumlert, 
Jena  liSHG,  S.  11,'))  auf  den  feinen  spracliliclien  Unterschied  zwischen 
Patriotismus  und  Nationalisnius  hingewiesen  und  besonders  die  Fehler- 
haftigkeit dessen  dargetan,  dass  ans  dem  AntinationalisDius  des 
Sozialismus  eine  Theorie  angeblicher  antipatiiofincher  Tendenz  des 
Sozialismus  geschmiedet  wird.  Tatsächlich  dQrftt^  g*  gen  den  Sozialis« 
mos  das  Argument,  dass  er  antinaUonal  sei,  nicht  in  solcher  Weise 
miflsbrancht  werden,  wie  dies  in  Ungarn  oft  geschieht  Des  Ver- 
fassers Ausführungen  sind  jedoch  in  ihrer  Totalität  eher  radikal* 
liberal  zu  nennen,  als  sozialistisch. 

(iKLi-tKi,  Um  eine  amerikanische  Weltausstellung. 
Budapest  1904.    382  S. 

IJorifht  über  die  \\  t  ltausstellang  zu  St.  huuis.  Au.stuhrungen 
über  das  aiiici ikaiii^  hc  Wii'tschaltsleben,  nach  bekannten  Quellen, 
insbesondere  nach  dem  Mo.ski.ky-H  eitoi  t.  Der  Verfasser  macht  den 
Vors('hhig,  bei  Weltausstellun;ien  anstatt  ephemerer  Gebäude  per- 
manente zu  errichten,  so  dass  die  Weltausstellungen  fortan  im  Dieoste 
des  modernen  Städteausbanes  stehen  wQrden.    Die  diesbezttgliche 

Koarenschfttzung  des  Antort  dürfte  jedoch  zv  niedrig  gegriffen  sein. 

187» 
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C.  VolkswirtsehAftliehe  Literatnr  1902, 190S  and  1904 

Referent:  Dr.  Julius  Mandello, 
Frofmsor  der  StaatowliMnaeltKAeii,  Pmsony  (ftMibarg). 

Abkürzungen  von  Zeitschriften: 
At  SS  Athenaeuin  (Budapest). 
BS  =  Budapest!  Saemle. 

118  —  lluszsdik  Szilztid. 

KS  —  Koz^azdasiigi  Szcinlf.  , 

MdS  =  Magyar  Clazdak  S/.i'inl<  je. 

MGT  —  Magvar  Ujudaftii^jtortenelmi  Szemle. 

1.  Oesehiehte  der  Wlssenadiaft»  Btographlen.  Wdrter- 
bfteher.  Lehr-  und  Handbfielier. 

Bibliographie  eoononitca  untrersalis.  Repertoire  bibliographique 
aiinuel  des  trnvaux  rd.  aux  scionces  f''coiiomir|ues  et  sociales.  ]nil>Iic  par 
J.  ManDKLLo.  l-fTC  ruuif":  Trnvaux  de  raniice  li)02,  n'ditrtvs  par  K.  SZABo. 
Hnix-  llfs:  Institut  inteniaüuual  de  Bibliographie  1903.  (XXI,  170)  8*. 
—  (Budapest).  A  budapesti  kereikedelmi  ee  iparkaman  kOnyrUMnak 
kaUlogttsa.  Szerk.  SZABÖ,  E.  Budapest:  Kiliin  bis.  1908.  (XXXII,  891). 
DtT  Katalop  der  RudapeKtor  Handels-  und  Gewerbekaninier.  —  F<"kLDKS,  B., 
Tärsadaluii  tiazdasägtan.  2.  k. :  A  t;ir**adalmi  gazdasdptan  alkalnia/.ott  »'S 
gyakorlali  tanui.  H.  ätdutg.  kiad.  Budapest:  Atlieiiueuui  ri.  1903.  :ö;-{l) 
8".  Soxialökunomie  2.  Bd.  Angewandte  und  praktihche  Lehren  der 
SosialOkoDomie.  —  QaAl,  J.,  BerseWcsy  Oei^ly  ^lete  ^  mAvei.  Irta,  ill. 
ford.  6.  J.  Budapest.  Politzer  1902.  (IX.  319)  8<>.  (Magy.  Kflzj;.  Könyvt 
Orctjür  Berzi'viczy  Le))CtJ  und  ^Verke  (geschrieben  resp,  übersefzt).  — 
KovArs,  (iT..  KözL'azdüSiiMtan.  Alapv^tö  keziköiiTV.  2.  k  :  A  kriz^azda>;'ig 
külon  jelenb^gei  es  lörvcnyei.  Budape*it.  Franklin  1902.  ^Vl,  286)  8". 
Volkewirtschaftslehre.  Grundlegendes  Handbudi.  2.  Bd:  Die  besonderen 
Erscheinungen  und  Oesetse  der  Volkswirtschaft  —  RosCHRR,  A  nemiet> 
^azdasat;  rend^zere.  Ford,  Kl.ss,  .T.  4.k.:  A  }tf'nzüi:ytan  rendszorc.  Szeped- 
S.'luiHiof  l^.m.  l71(\)  8'\  System  der  Volkswirt sehnft.  4.  Htl. :  Systtnn 
der  FiiianzwisseiiM'hafl  (rborsetzufj^i.  —  WlLUNKU,  0.,  Täri»adaluu  gaz- 
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IL  Theorie. 

AMBlOZOnCS,  H  .  A  f  .j^ya.^ztni  hastonrrtl.  Az  är  6s  fogyasztäs  közti 
vi-zonyra  Vonntk'tzi'i  eliiii'letemnek  uj  a!n]M)ti  vali'i  t.i/.iiiyit;L"'a.  Hudap'^st . 
Ki.'L'i  ii*<''r>.'er  liK)2.  i40)  8"\  iK.  1.  a  Magyar  Mt  niuk-  es  F.pitesz-E^ylet 
Kozldiiyt  iiul.j  Von»  Konsuuinutzcn.  Beweis  meiner  Theorie  über  das 
Verhältnis  swisehen  Preis  und  Konsum  auf  neuer  Basis.  —  AbkOtt,  R., 
Kartellek  ^  trustOk.   KS  1901.   Kartelle  und  Truste.  —  ENGEL,  Z8.,  A 
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p^ns  keletkes<^e  fejlöd^ie.  Sociolofn«  ttnulm&nyok.  1— S.  f.  Bnda- 
peit:  Pollitzer  1902     > VIII  +  9t)  f  144)  8".    Die  Kntstebuiig  und  Eni» 

wirkeliin.r  do  fioi<l''<.  S.  /i.i|.i(^rischo  Studien.  -  FaRKAS,  G.  ifj.,  A  ii<»nizet 
gaEdalkodasii.  iJiirlappst  Latnpel  K  t>iz.  l'.'O;?.  i'y'i )  H^.  ll'raiiia-kofiw 
tar,  2;.  Die  Wirtschaft  der  Nutiuii.  —  I'  KLLNke,  F.,  A  uciuzeti  jövedeleoj 
boesl^.  KS  1903.  Schfttioiij^  des  Nationaleiokommenfl.  —  FöLDi»,  B., 
Köigazdasä^  «rtektsM.  2.  k.  Budapiwt  Politser  1902.  (603)  8^ 
Volkswirt  schuft  Hohe  Alilmiidlungen.  —  Dersolho,  Spekalstiv  »'s  kooperatiT 
v\\-\'t.  MTiS  }\.  UMl'i.  Die  kiilaf  i . »'  und  die  korporative  Welt.  — 
l)erselbo,  G)izda.>-;igj  fejlodes  ininya  1,  II,  Jll.  MdS  1904.  Die  Hichtuiig 
der  wirtschaftlichen  Entwickeluiig.  —  Uellbe,  F.,  Kartellkerdcs.  BS 
1908.  Die  Kartellfrage.  —  Derselbe,  Hatirbaszonelm^let  4s  munkael« 
m^Iet  1.  KS  1904.  GrensDUtsentbeorie  und  Arh>it>ihe(>riü.  —  .Tanko« 
VICH.  B..  A  krtzg^tdasäirtan  inAdszere.  KS  190H.  Die  Methode  der  XOlks- 
wirtsehaft.xlehre.  —  .Ta.^/I,  < )  .  A  tOrterieluii  ruateriiilizmii'!.  HS  11KK5.  Der 
historische  Materialisiuuh.  —  Dersellje,  A  Uirt^iielnu  luateriuliziuu» 
illambAlcselete.  Budapest.  Pollitrer  1908.  (152)  8^  DieStaatspbilosopbie 
des  bistorisdieD  Materialismus.  —  Derselbe,  Kartellkördds.  MOS  1904. 

Die  Kartellfra^re.  —  Kknez,  B.,  Tarsadalompolitikai  felfnaa.^ok  Földes  Bela 
niüveiben.   HS  1902.   Sozialpolitisehe  Aiiffassurij^en  in  liela  Foldes  Werken. 

—  KöszTKA.  J.,  A  pen«.   Budapest.   Uriii  bis.  1902.   (89;  8*».   Das  Geld. 

—  KovÄcs,  G.,  As  oross  mir^^MsTeaet  saodalgaadas&gtaiti  ^rtöke.  KS 
190L  Der  russischen  Mir^Organisation  sosialwirtsdiaftliober  Wert.  — 
MalTHUS,  T.  R  ,  TaiiuliuAiiy  a  n^pesedös  törvenyeröl.  Ford,  es  elöszdval 
elliUta  Oyörgy  K.  Budapest.  Politzer  19<)2.  (XV,  «2:V  H'».  i N-Mizetw. 
in'»k  tara.)  Studie  über  diu  Hevölkerungs^eKetz.  nhersetzt  und  mit  einem 
Vorworte  versehen  von  E.  György.  —  NavRatil,  A.,  (jazda«ug  es  erkölcs. 
BS  1904.  Wirtschaft  nnd  Ethik.  BS  326.  —  PiKLKB,  Gt.,  A  jog  keletkesMröl. 
2.jad.«8b(»r.kiad.  Budapest  Politser  1908.  (VIII,  280)  8*.  Ursprung 
des  Rechtes.  —  PolläK,  I.,  Krösek  es  tryöngek.  A.  jogrend  (izikäja.  Tdrsa- 
dalonibölcselti  taiuilmatiy.  Budapest.  Franklin  1902.  (2',iH'H'*.  Schwache 
und  8tÄrke.    Die  Pliy^^ik  der  Hochtsordnung.    Suzialpbilosuphische  Studie. 

—  ViSiBIBLTl,  J.,  A.  jarak  theorUya.  TtaulDAny  a  t4rsadalmi  gasda- 
sAgtanböl.  Budapest.  Politser  1904.  6«  (108).  Die  Theorie  der  Gatefw 
Studie  aus  der  Sosialwirtsohaftslebre. 

III.  Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschafUicheu 

Kultur. 

ARKöVY,  K.,  Közgazda^iig^i  iiapi  k'-rdi  -^ek  Nt^metorH/ilgban.  Bpest. 
JSIggeuberger  bizoui.  iWd.  (30^  ö'*.  \'ulkswirt»'haftliche  Tagusfrageii  in 
Dentwdüand.  Bpesi.  In  Kommiasion  bei  Eggenberger  1903.  —  BAuvT,  A-, 
Anatttlia.  MGS  1908.  Anatolien.  —  BiLiMT,  J.,  TArOkorszftg  gazdas&gi 
mdrlege.  KS  1902.  Die  wirtschaftliche  Bilanz  der  Türkei.  —  Derselbe, 
Konstantinäpoly,  Szmiriia,  Szaloniki.  KS  1902.  Kon'-tantinoi)el,  Sinyma, 
Saloniki.  —  Bababas,  E.,  Szekeljkere^iztur  küzgazdat>Hgi  leir&sa.  MGS 


2962 


Oesetsgebung  und  Literatur. 
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nt'tehez.  KS  1902.  Huitrag  zur  Gesciiiclito  dt-r  nulleialtfrljclien  Arlieits- 
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nyairöl.  M(«S  liMU  I  iier  di.'  volkswirlüeliaftlichen  Verhiiltnisse  der 
uiieruii^ahüclicn  slavischen  iievolkening.  —  l'oR.  A.,  Häborüsäg  Ksztergom 
vÄrOB  4s  as  esstergomi  küptalan  közt  a  väiu  niiutt.  MGT  1904.  Konflikt 
swischcn  der  Stadt  Esstergom  und  dem  Ksstergomer  Kapitel  wegen  der 
ZöUi'.  —  Derst'lbe,  Külkereskedelmünk  follendülese  a  14.  szazadbnn. 
ÄKi  T  liKIH.    Der  .Aiifsi'lnviing  uii^fr«  ?  Aussetdiandols  im  14.  Jrdirlnnidert. 

—  Derw<'|l>e,  (T;i/.d:is;iirtt»rtetielini  okiral  kivnnatok  az  es^tiTuomi  fukap- 
talan  nia^an-levellaralx'd.  MGT  11K)4.  Wirtschaftsijesduciit liehe  Au$züg«r 
aus  Dokumenten  des  Privatarchires  des  Btstet^mer  Domkapitels.  — 
Rkizkbk,  J.,  Szeged  tOrtenete.  8.  k.:  Egyhtok,  hitfelekezetek,  iskoldk. 
közmftvelts.'L'.  knzi;;i/d;is;ii.'.  .Hzcired:  £n<rel  H>o2.  'A'D  i".  (;»'schiohte 
Szeired«;     H.  [id.:  Kin-iien.  Konf*'ssionen,  S<'}uil"ii.  Kultur,  \  ulkswirlM'hatt. 

—  HU.SäAY,  (i.  L..  A  ui:»>.'yar  fürdok  neuizetgaziiasa^i  kerdese.«  l'njj^var: 
Lövai  1902.  (18)  8^  Dia  Tulkswirtsdiaftiiche  Frage  der  ungarii-ehen 
Bftder.  —  S6rös,  P.,  Egr  falu  a  törftk  idAben.  MGT  1902.  Gin  Dorf  in 
der  TOrken/'  i!.  —  Stkausz,  A.,  Szerhia  kOsgazdasagi  viszonyai.  Huda- 
p>-st;  l,!un|ie!  li*OH.  (91  i  H**.  i  Ipamsok  »ivas(*it;\ra,  1  — 2.)  SeHdens  volks- 
wirlscliriftlidie  \'orh;dtiiis>e.  —  SZAB'i.  K..  .Iegyzit"k  a  niagynr  forra- 
«laluinn'd.  (^Notes  sur  la  revulutiuu  liüngruise.)  HS  19<J4.  Bemerkungen 
über  die  ungarische  Revolution.  —  SsMOLLfiKT,  N.,  KätszAs  esztendö. 
MagyamrKzAg  ^  Ausztria  kOsgazdasAgi^  föleg  p^afigyi  viszonyaiinik 
ncpszerft  ismert.  tiM-.  kflltinus  tekintettel  az  Ovztn'ik-MugTar  Vni-  km  liiida- 
ji.'st:  Sinc-er  Ä:  Wnlfii.T.  hiz  HM»2.  i  S".  Zw.-iliui.d.Tt  .lalir.-.  X'i.lks- 
tundu-lie  Heschreümng  der  wirtschaftliclieji,  hauptr-iiclilieh  der  linanzielleri 
Verlmitnisse  Ungarns  und  Österreichs  mit  besonderer  Kflcksiclit  auf  di< 
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Ö.-U.  Bank.  —  Scuweokl,  J..  Am-  rika  L'ü/dusiiyi  .'let.  lK.l.  KS  1904. 
A  I-  'ii"m  wirtsch.iftlioheii  L«'I>pii  Amerikas.  KS  V.H)i  .'i97— Hl 4"*.  — 
Takats.  S.,  A  bi'i-si  haJkoreskedok  kivaltsa^^iu  Miij{yarursza;,'b!iii  132H-t<il 
1714-tg.  MüT  1902.  Die  Privilegien  der  Wiener  FischhiUiUler  in  Ungarn 
von  1388~-1714.  —  Oerielbe,  As  elsö  magyar  doh&ny-monopoUum  bajai. 
MOT  11X32.  Die  Obelstftnde  das  ersten  ungarischen  1'ubHkiiioiHjpols.  ^ 
DorsellM,.,  A  mntryur  kamani  Allapnia  Ui27— 1628.  MCT  l),r 
Zustmid  (ItT  ungarischen  KainintT  1H27 — Ui2H.  Dorsfibc,  .\  rt'zpi-i /. 
mint  ursisugos  csapüü  1703-bau.  Mü  T  1903.  Das  Kiipler;;rid  als  Landes- 
kalamitftt  im  Jahn  1703.  —  Deraelbe,  K^t  vihigkereskedelmt  cxikkflnk 
a  18w  ntoulbMi.   MGT  190B.   Zwei  ung.  Welthandels-Artikel  im  18.  Jabr- 

huiiihiTt.  —  TkgLas,  .J.,  Hiniya(hnt*t:v»!  küzi:az<ia>;ii:i  leinisa.  KS  19(K^. 
Volkswirtsi-haftliflif  I'fvi  hreihuii}^'  d^•^^  Huiiy  nit  r  KuiMitutf-  —  1  HIKRINO, 
G.,  Ni'pesfdesüuk  küiruiTiisai  a  uiull  sKäziul  eist»  feieben,  liudapust:  Ma^. 
Tud.  Akad.  1903.  (114)  S^,  (Brtekexesek  a  tAm.  tud.  kOr^böl.)  Die 
Quelle  unserer  Bevölkerungsbewegung  in  der  ersten  Hftlfte  des  vorigen 

Jahrhunderte.  —  Küzli  MkklNYI,  L.,  Doinl'ovari  uradalom  ruiidtart;Ua 
1729-hen.  MGT  1902.  Das  Ijotjlpriii  ijt  di^r  Duinliovaror  II*'rrsi'li»ft  im 
Jahre  1729.  —  VANTtKRLlP,  F.:  AiiuTiku  ku/.i,'a7,dii>iäi,H  irivazii'>ja  Kuröpalia. 
ford.  üuldberger  L.  iiudapeät:  Singer  &  Wolfner  bizum.  1903.  (61)8**. 
(K.  L  a  M.  KOzgudaaAg  böl.)  Amerikas  Tolkswirtscbaftlidie  Invasion  in 
Europa,  fibersetot  von  L.  Goldberger.  —  VissOTA,  0.«  GrAf  Ss^cheoyi 

Istviin  Hü  a  niagyarorszu^'i  kivrrsenyfk  megalapit2\.«a.  M(!T  1904.  Graf 
Stefan  Szechenyi  und  die  flniiHluiii;  diT  unfrarischen  Pferderennen.  — 
Wlrkeb,  M.,  A  uiagyar  rzukuripar  fujlodfhe.  Adalek  a  niezögazdasii^i 
ipar  multja,  jelene  6»  jövöjehea.  9.  k.  1.  A  magyar  esukoripar  UMi^nete 
1888-ig.  2.  A  magyar  oiukoripar  jelene  6»  jövöje.  Budapest:  Politser 
biz  1902.  (XXIV,  1375)  8«.  Die  Entwickelung  der  unijarisdien  ZiK-ker- 
iridustri'-  Daten  zur  Verj:ani:enheil,  Goffiiwart  und  Zukunft  der  land 
wirttii-liafllichen  Indu.strie.  2  Bände:  1.  <i<Mlu(hte  der  uul'  Zuck^r- 
industrie  bis  1888.  2.  Gegenwart  und  Zukunit  der  ung.  Zuckcnndu^tno. 
—  ZOLTAI,  L.,  Debreoen  200  dv  el6tt.  Gasdas&gtOrt^nelmi  adatok.  MGT 
1902.  Debrecen  von  200  Jahren.  Wirtechafts^eschichtliche  Daten.  — 
Derselbe,  Debrecen  vAro»  felfllviz8gA.lt  szäniailasai  167fi — IfiHl.  MGT 
1^03.  Die  überprüften  KephnungcJi  der  Stadt  Debrecen  lfi7(!  l<iH4.  — 
Derhülte,  Debrecen  a  török  uralom  v^gön.  A  vdrus  häztarla«»  1662  — 
1692.  MOT  1908.  Debrecen  beim  Ende  der  Tttrkenberrschalt.  Der 
stidtitebe  Hantholt  1362— 1092.  —  Derselbe,  Debreezen  a  tÖrOk  uralom 
T<g^n.  A  vAros  hAztartAsa  1662  -1092.  III.  .MGT  19<)4.  Debreczeii 
am  £nde  der  TOritenherrschaft.  Der  Haushalt  der  Stadt  1662— 16ttö.  III. 

lY.  BeTÖlkerangswesen.  Auswanderung  und  KolouiNation. 

ABKÖVY,  R.,  Az  K^yesült-Allaiunk  a  b..vundurl:us  eilen.  MtJS  1903. 
Die  Vereinigten  Staaten  gegen  die  Einwanderung.  —  Bakabaü,  K.,  A 
nemzetis^gi  bankok  szäkelyföldi  actiöja.    KS  1904.    Die  Aktion  der 
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N:iti..tialil;tteiiiiuiikt  ii  im  Sz<  ';l<^r!;iiiiif'.  iSFjUNATH.  D..  Hi"I>o  tuunküsvi'iii- 
«Inriasok  M.i<;yHror.szu^fuii.  K.S  lyil2.  Iiiltuitiischo  Arbt'iler-Migratioiien 
in  Ungarn.  —  BovMÄJt,  P.  Uegenyei),  Bodroj|[kOs  a  kiT&ndorlAs  stempont- 
jftbrtl.  KS  1903.  Die  BudrogkOz  aus  dem  Oenchtapuokte  der  Aus- 
wanderung. Chklabu,  R.,  Emigration  bongroifie  et  pimsliivisme  Hniericain; 
CiiiDUienl  les  In-u^rois  dovicniient  rtisses  cn  An)<Ti<nif.  Lr  Srieiico  Sooi:ili' 
1902.  l  ngurischc  .\uuwaniliTung  und  aiucrikHnischer  Pauslavismus.  Wie 
die  Utigiirn  iu  Amerika  Rosisen  werden.  —  ^bek.  K.,  Monkab^r 
kirftndorlaks.  Budapest.  A  ssera6  kiad.  1902.  (58)  8*.  (K.  I.  a  Magy. 
KözgnzdasugbrSl.)  Arlxitslolm  und  Answandcrung.  —  FaRAoö,  J.,  A 
ranuHni  T!i:iL'^y;ir>  ii:.  KS  r.HI2.  I  )a>  rii^artuin  in  Kimuiln.  GumiKAI.VY. 
.1.,   A  .sz.  K-  ly  ;il;.'zio  .'s  a  iiitels/.Mvetk.'/.otck.    MCiS  Du-  Szrkl.  r 

.\l\lion  und  dio  KrcMlilgn-nitasonschullefi.  —  HKUKltid,  I^.,  A  hz,t'keiyt.'k 
kivdndoriasa  Romi'tniAba.  A  romäniai  magyanig;.  A  moldovai  es&ngOk. 
A  kivandnrlüs  okai  H  TiKSzalmtasa.  A  beteg  Kzekolyföld.  Budapest.  Kats 
G.  I.iz.  1!H)2.  (105)  8«.  (K.  1.  a  BS-büI).  Die  Auswand-nni-  der  Sz^^kler 
iKic'li  Ii lünriiiii'u.  Das  nininüisohp  T't.uarf um.  Dir'  Muldauer  C-äi  'jos. 
L  rsiichen  und  IJückwiikiiiig  der  Auhwandcruiig.  Das  kruuku  .S/.tikicrluud.  — 
Derselbe,  A  szt-kelyck  kiv&nd«irlAsa  Rom&niftba.  BS  1902.  Die  Aus- 
wanderung der  Sz^kler  nach  Kum&uien.  —  Derselbe,  A  kiv&ndorl&si 
eongreüsuKok  eredmönye.  BS  1904.  Das  Krgohnis  der  .Xuswande runt;  — 
knn>jfi»sR('.  I)<>rscn>p.    AriLrlia    Kev  :iii(li>rl:i-i    jmlitikiija.     K.S  UHU. 

K!iL;lii!id^  Kiii\viiiid"ruiii:s](i<alik.  -  liKiiVl,  .1.,  A  niagyarurhXMiri  kivan<l«»rl;i.N 
ailupiila  es  reudezi-se  i^Fiuniej.  Kilian  l>u.  1902.  (40)  b*'.  Stand  und 
K^geliing  der  ungarlündischen  Auswanderung.  —  HOLBK,  S.,  A  kiv&ndorlAa 
ki>rd<'>(söhez.  MCIS  1902,  Zur  AuswandeningHfrage,  —  Derselbe.  A 
kiv;iTid"rl:is  (  >.  Kanada.  MfJS  19(K^.  Die  Auswanderung  und  Kanada.  — 
lJers*'l()".  Mridi-rn  nfpvunddrlas.  M(iSll><ll.  Mo  I-tii"  \'nlkrrwaiul''riini;. 
—  Cjiyvt'di  ü2t.-lmd\,  mint  a  kivundurliL.H  ukui.    liudupo-st.    Schnieder  J. 

1902.  (29)  8^  Gescbaftelcien  von  Adrukaten  als  Ursa«lien  der  Aus- 
wanderung. —  Dunäntuli  kiv&ndorlitoi  kongreKszu«  Siitfokon  1902.  KM<Qa 
az  Orsz.  MagT.  Gazdasägi  Eeye>ül-t.  Tiudapest.  Piiii  i  1U(I2.  In?)  8*. 
Aiiswanderungs-KofiL'rf'l.!  jiMisrlt.'.  di  r  Donau  in  Si  .(ok  19<.)2.  H-  nius- 
g«:'«;fl»cn  vom  l  w^.  landw.  Landi'-'kiit«t;rt>ß.  —  K ivr(ndorla.s,  a,  t;s  Ijovuii- 
dorlas  törvänyliozasi  szaljalyu^äsa.  MGS  i9<J2.  Die  gesetzliche  Regelung 
der  Kinwanderung  und  Auswanderung.  —  Kivindorl&s.  a,  jOvöje.  MGS 

1903.  Die  Zukunft  der  Auswanderung.  ^  MiLEOFFKB,  8..  A  birtokkate* 
gori.ik  liatä'.ia  kül,  t.-k.  a  nöpc-fedt-sre.  Budapest.  Pnlit/.er  1902.  (80^8*». 
Di''  W'irkmi';  der  Mcsit 7.kati't;ori<'ri  mit  Itesondcrer  Kufksicht  auf  dio  Be- 
völkerung. —  Nve<jKK.  L.,  A  l)ev;indorlasn>l.  KS  ni02.  1  her  die  Kin- 
wanderung. —  OCSKAT,  G.,  Az  amerikai  kivftndorläs  vali^i  okai.  Budapest. 
Franklin  1902.  (16)  8<*.  Die  wahren  UrFacben  der  amerikanischen  Aos- 
w  iiii!'  riiii_-.  —  I'AIKKUT,  A..  Amerika  MagyarorKzag.  Budapest.  Patria 
V.'OJ.  i.U  S«.  Amerika  und  rii*rarn.  =  PeKKNYI.  D..  A  kivand-ir!:«- 
iranvitisa  s  ha<znosita>a.  A  viN^/a\  anddriis  kerdese.  Hudnjioxt.  Nafd 
0. 1904.  (34)  8*.  BeeinÜu.ssung  und  Xut/.iiaruiuehung  der  Auhwanderung. 
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Die  Frage  der  Rflckwanderung.  —  KOZSA,  M.,  Argentinia  kdzgnzdaaägi 
viszonyai       bevindorlteft.   KS  1902.   Die  \\  irts.  hartlichen  Verhftltiiitse 

mid  die  EiiiwandnriinfT  in  Ari:eiitinioii.  -  S.  I)  .  A  kiv  nidorlfisi  n)ozga* 
loiiiiiak  US  HZ  luucrikei  tuagYar*A  helyzct»MR'k  ii»iiRTlel«'>e.  Az  U.  M.  («.  R. 
kiadasa.  Budapest.  Pitria  1904.  (31)  B*.  Die  Answandeningsbewegung 
und  die  Lage  der  Ungarn  iu  Amerika.  —  Ssökely  kongresssus  Csik- 
TuMiridiifi  1902.  Kiadju  az  Orsz.  Majify.  Gozdasaui  K^vt-sülel.  Hudnpesft. 
Pätria  iy<)2.  i<;V)r>i  S*».  Szi-kI-t  KunüreU  in  Csik- l  nMiad  1SH»2.  S/,!i,VEK. 
Kivi'niilorlas.  l*fc>.  Lei-hinT  K,  In/,.  U><>.'{  iTt!  S^'.  Au^waiich'niiiL'.  — 
SZuKE,  PiLszlul«»  viTciiik.  ^Adaluk  u  sürkelv  kiTde.sln-Äj.  liiidupe.»:. 

P&tri«  1902.  (24)  8^  (Szdkely  kongr.  közp.  iroduja.)  Umere  zugrunde* 
gehenden  Brflder  (Daten  zur  Sz^klerfrage).  —  Thibiuno,  0.,  A  magyaror- 
6zA}n  kiriiiidorl:i9  es  a  kQirrddi  iiingyursü;/.  Budapesr.  Kili:iii  1>iz.  1904. 
i\,  3(u)  8".  Die  uiiLfarläridiscln?  Au^wnideriiPtr  "'iid  das  ruLrartinn  im 
.Auslände.  —  Vasvary,  .1..  Az  üj  vaiuli»tlasi  turvcnyek  a  jo^vedelem 
szenipcintjub^l.  Jo^iUlam,  4,  1903.  Die  neuen  AuswandcrungR-Uesetze 
aus  dem  Gesichtspunkte  des  Rechteschutzes. 

y.  Soziale  Fra^e  und  fteform.   Kapitnl  und  Arbeit. 
8oziaii8mii8.  Armenwesen. 

Prit<xraiiini  d- r  ungarischen  At'!i*Tl':iiiar'"'ii  r,  KI<  iidiofl).tucr  und 
K lt'iiiL'ewerli''trfi!ii'i:i!' \v.«!ia'-h  di'"-'  "i- st:.  !'.  M  imtiT  <!':>ni  Tilfd :  l  ii- 
abhäii^d;;o  Christliche  Arlioitcrjjaili  i.    Wjcii.    d.  l  azckas  (8  8". 

—  Magyar  a^'nirszocialiRtjik  ^B.  A.).  MGS  19Ü3.  Ungarische  Agrar- 
Bozialisten.  —  Arbeiterbewegung,  —  aus  der  Geschichte  der  uiigarlSndi-. 
sehen.  Biidap>  st  1904.  Sozialdemokratische  Partei  tJn<rariis.  8**.  TO  p. — 
I^ALOi;.  K..  L'tiniitat:is  a  fo^'vasztäsi  szrivt'tk'v.clrk  alapif ;'>s;if!i  ('-s  vozf-f »'."•itc. 
Biida|>(vst.    StojdintH'iini  ii  1!_K38.  8".    Wo^weiser  zur  (IniiKhitiL;  und 

Verwaltung  der  KoiiMiiii:;''iiiisv(.iischaftcti.  —  HaIuVS,  J.,  Szuvetkt'zoti  ut- 
mutatö.  A  szOvctkezeti  ligy  Magyarurf-za^Dii.  A  szövetkezetek  rajai  ^ 
szervezete.  Az  igazgatA  ^  felfi^yelö-bizottsdgok  jogai  koteless^gei. 
Budapest.  Latnptd  liX)2.  (112;  Genossenschaftswev'wtdser.  —  Bak.''Y,  L., 
A  niuiik;l508ztäly  lio]y/,<-(e.  .\  !tiuidv:i«-tiinzi:aIom.  \  sz<»(M;di>i;!U>.  Xi>\v- 
York.  Reichmanii.  .V.  ny  1U1.)3.  (l(>;  8".  Die  Lage  der  Arlieitcrklasse. 
Die  -\rbeiterbewegttng  des  Sozialismus.  —  BaroN,  J.  E.,  Warum  trinkt 
der  Arbeiter?  Ein  Mahnruf  an  die  Antialkoholi.Kten  Ungarns.  Von  M. 
B.  Krödner.  Bmlr^pi  si.  II<Tausj.  rrebon  v.  dciii>i'h.  Arb'  iti^i-Bildutii;^- 
verein  \'"rwärt<  1902.  i2M)H".  —  HAfMOAKTlON,  N..  I|)ar5  ^  v  -ly.  Bmla- 
po'^t.  (Jrili  hiz  1<«)2  :V2i  8*'.  .K.  1.  a  Jn^tud.  KM^!<i!i>lM,i.i  ( Iffalir-'ii 
beim  Uewerbe.  —  iitU.SATll,  J.,  Szociali.s  nevt.lc».  AIüS  1903.  S-iziale 
Erziebnng.  —  Bibdeklack,  J.,  A  tArsadalmi  k^rd^^s  mibenl^te  <(s  megol* 
d^a.  Ford.  Kiss,  J.  Budapest.  Szt-Istv&n  tdrs.  biz.  1903.  (VIII, 
2H8i  8*^.  Das  Wesen  der  sozialen  FraL,'--  und  ihre  Lüsniip;.  rbi  rsetzt.  — 
BOKOR.  ('  .  Az  i[>ari  mutik;is..|,:  }in;.>i.-f  .■l!cn  val<'i  l)iztiisit;isa.  KS 
Die  VerHiclierung  der  gewerbiu-heii  Arbeiter  gegen  Unfälle.  —  Bn>AY,  L., 
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Adatok  a  munknliiaiiyn»].  KS  1903.  Daten  über  Arbeitslosigkeit.  •  - 
BUNZEf..  .T..  Die  Lag«-  der  iiniiurischen  Landarbeiter.  Aroh.  f.  soz.  Ges. 
u.  Stat.  \\h)2.  —  Derselbe,  Die  I/age  der  i;ewerblichen  Arbeiter  in 
Ungarn.  Zeil.schr.  f.  Volksw.  Sozpol.  u.  Verw.  1902.  —  ClSClNNATUS, 
GasdaaAgi  t&nadalmi  munka.  MGS  1904.  Soiiale  Wirteobaflaariieit.  — 
CSEPSLA,  L.,  Nagyipari  kereazt^ny  ssocialismus.  Oad.  Gsepela  1908.  (79) 

ChriBtlicher  Sozialismus  in  der  Tir  ,ßiinliistrie.  —  CSIZMADU.  S.,  Kik 
nrattak  n  !iy:irM!r'  Irta  KelfcsiMiyi  Gy.  Buda|>esr.  Xe]>5Z!)va  köriyvk<  i -^•>k. 
1902.  (30;  Iti".  Wer  liat  im  Sommer  geernlet?  —  Derselbe,  Mit  akarunk: 
A  nmgjrarorsz&gi  szoCBiaidemokrata  pdrt  pro<;:rammjiiuak  ma^yanizata. 
Budapest.  X^pszava  1903.  (78)  8*.  Was  wir  wollen:  Briüärung  des 
Programms  der  ungaiiilndischeii  sozialderaokratiscben  Partei.  —  CzETT- 
LKR,  J.,  Millcraiidt^k  sooializniiisa.  MGS  1902.  Der  Sozialismus  der  .\n- 
hänfj'  T  Mill'-raiids. —  Derselbe.  A  gazdasiiL'i  iipv'b'fml.  M(iS  19<)3.  Die 
wirtschaftliche  Erziehung.  —  DlLüstL,  G.,  A  munka  a  hit  viligossagaban. 
HozzAssöl&s  a  ssoci&lis  k6rdi»  megoldAsahos.  8-ik  ktad.  Ford.  Rrdössy,  J. 
Esztergom.  Busirovits  G.  1903.  (171)  B^.  Die  Arbeit  im  Liebte  des 
Glaubeii>i.  Worte  zur  Losmi;.'  der  sozialen  Fragte.  2.  AuH.  flbfrs.-tzt  v. 
.T.  Kitlnssy.  —  DOKNER,  H.,  Sz«iv.'(ko/.eti  mozgalniak  Ts  küzdt'lmek 
Däniäbau.  MGS  1903,  GenosHenscliafls-Be\ve<;ungeii  und  Kampfe  in 
Dftnemark.  —  Ekdössi,  K.,  Szocziälis  vez^rkönyv  kathulikus  legeny-, 
iQusAgi»  munkftsegyesflletek  alaldtAe&ra  H  veset^söre.  Budapest  Szt. 
Istviln  Tirs  11K)4.  i  371:i  8".  Sozialer  Leitfaden  zur  GrOndoug  und  Leitung 
katholischer  (!<>sf  ll.Mi-,  .luLt-nd-  und  ArbiMtervi'r>ini<:^tinpeti.  —  Protokoll 
des  2.  Konpre^^es  der  Ungarläiidisi  licn  Faeh-  und  Hildiingsver'Miie.  Buda- 
pest. 25. — 27.  Dezember  1901.  Herausgegeben  vom  Exekutiv-Komilee 
des  Ungarlftndisoben  Geweiltsobaftsrates.  Budapest.  Druck  von  Fried 
&  Krakauer  1902.  (63)  8«.  Dasselbe  ungarisob.  —  FiT,  Ot.,  Aa  orsaägos 
gazdasi'i;^!  niunkAs-  «"^s  csel«^dj>enzt;'ir.  Budapest.  Közscg^i  nyomihe  U'^U. 
(112)  H*^.  —  K  ö  zi  ga  z  pa  1 1*«  r  kflnyvtAr.  Die  Lan(b--kassa  der  land- 
wirtschaftlidien  Arbeit«;r  und  Dienstboten,  —  Fknyvkö.sy,  J.,  A  nor- 
mal munkanap  es  a  munkaközi  szOjietek.  Slöadöi  torrezet.  HS  1902. 
Der  Nonnalarbeitstag  und  die  Arbeitspausen.  Referenten-ESntwuri  — 
Fogyaszli'tk,  a,  szervfzkedesenek  szooiälpolitikai  jelentösc'ge.  MGS  1902. 
Die  sitzialpolitische  Pii'dciiliinc  der  Organisation  dt-r  K>insumenten.  — 
Mai.'yarorszAgi.  a,  foidniivelo  niunkfisok  kisgazdäk  1897-ben  C'epled''n 
t artlitt  elsö  sziikkongresszuhünak  jegVÄÖkönyve,  A  kougresszusi  jegyzük 
jt  gyz«^se  VArkonyi  J.  Atdolgoz&sa  ut&n.  Eja^ja  aFöldnuvelft  saerkess- 
tös^ge.  HödmeiAvfts&ibely:  L^vai  F.  1908.  (68)  8*.  Protokoll  des  Ton 
T^icnirtis  Ackerbauarheitern  und  kleineo  Landwirten  iro  J.  1897  an  CaeglM 
;ilii,'t  b;iltf>iif"i  or^ttMi  Fnrbkonfrros'-<'s.  —  F''>nök  es  alkalmazott.  Rzopziali»?- 
tikus  tanulniäjiy.  Budapest.  Grünbaum  1902,  i32i  16".  Chef  und  .\n- 
gestellter.  Sozialistiscbe  Studie.  —  GallOTICH,  J.,  Krapotkin  berccg  ^iete 
s  anarkisztikue  rendzsere.  Budapest  Kilian  bis.  1907.  (68)  8**.  Leben 
und  anarchistisches  System  des  1^- ii,'t  r  Krapotkin.  —  GARillCI,  E.,  Tudni- 
vali)k  az  iparefelögyelet  kör^böi.   Budapest  Lampel  &.  1902.   (80)  8^ 
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Wissenswertes  nu'-  ileta  Krfis"  drr  Gowerheinxiit-ktoron.  —  Derselbe,  A 
halesetbiztosit«»  türveiiytervczet.  HS  1903.  (jesetüenlwurf  über  L'iifiill- 
versicberuiig.  —  OlLLtal,  M.,  Soci&lis  uapi  k^rdesek.  Budapest.  Singer 
&  Wolfner  1903.  (601)  8 ^  SotiftleTaf^esfragen.  —  ObOCZB,  S..  A  k6z6p- 
OEztily  mej^iqhod&sa.   MGS  1904.    Die  Reg<iierati<>n  der  MittelklaM«. 

—  Gerstkr.  M..  A  mesteriiiiusok  vedi-hne.  KS  \W6.  Der  Sdiiilss  dfr 
Lflirliiiije.  —  lillMiPALVY.  J,  A  küz<']iisk<ila  f^azdiisa^i  es  gdciäiis  feladata. 
MGS.  Die  wirUchaft liehe  uud  soziale  Aufgabe  der  Mitlelbcbule.  —  Saa- 
b&lysat  M  elhagyou  gyermekek  v^delmöröl.  Hiv.  kiadAs.  Kit4ia  >  ni. 
kir.  belflgyminiater.  Budapest.  Toldi  bisom.  1908.  (34)  40.  Refn>)ativ 
über  den  Sehnts  verlassener  Kinder.  Amtliche  Aus^'abe.  —  Hamvas.  p.. 
Az  üj  vasArnapi  munkaszünet.  Hivalalos  tcirvcnyok  es  reiulelt-tt  k  ahipjaii. 
Budapest,  liarta  19üiJ.  (löj  Iti".  Die  ueue  Soiiiilagsrnhe.  Auf  (inind 
der  amtlichen  üesetse  und  Verordnoogen.  —  UbgedCs,  L.,  Az  arigol 
munkAamosKalom  ir&nya.  HS  1902.  Die  Riditung  der  englisehen  Arbeiter- 
beweKung.  —  Hofbauer.  J..  .\  bett^i:seßeJy2Ö  egyletek  eilen!  Xt'hany  szö 
a  nagyközönseg  es  orvdsokhoz.    Budapest.    Dobrowsky  Frankel 

8"'.  Wiib'p  Kraijkeruinterstrttzung''Vereine!  Kiniire  Worte  an 
das  Publtkuui  und  an  die  Arzte.  —  UOLKK,  S.,  A  küzQzeiuck  municipaii- 
i&lfoa.  MGS  1904.  Die  Manixipalimemng  der  öffentlichen  Betriebe.  — 
HvssiB,  K.,  Ssösat  a  kerent^ny  munk&Kokhos.  Liberaliemns.  Szoeial- 
deinokracia.  Kereszt(''ny  szueiaiizmus.  Budapest.  Szt.-IslvAn-t.'^rs  1903. 
2<)  S".  Aufruf  an  die  christlichen  Arbeiter.  LihiTaüsunis  Sozial- 
demokratie. Christlicher  Suzialismus.  —  Derselbe,  Kurunk  sebe  es  a 
nyomor  rftmeseddi.  Ssod&lis  ktfrdäe.  Budapest  SsersO  1903.  (16)  8^. 
Die  Wunde  unserer  Zeit  und  die  Zolleiuheber  des  Elends.  —  IparfelHgylttk, 
ii  m.  k.,  te\  «^kenysege  az  1901.  evben.  Eia^ja  a  kere»<kedelemflgyi  m. 
k.  njinister.  Budapest.  Alhenaeuni  1902.  (LH,  496)  8".  Die  Tätigkeit 
der  k.  ung.  Gewerbeinspektoren  im  J.  1903.  —  Iparfelügyeiok.  —  a  ni. 
tevekenvbege  az  1903  evben.  Budapest.  M.  k.  Kereskedeieuiügyi  mini- 
sterium  1904.  (XGI,  668)  8^.  Tätigkeit  der  k.  ung.  Qewerbeinspektoren 
im  J.  1903.  —  JlsiAI,  S.,  A  sxaki  gyesületi  tnozgalom  Magyarorsz&gon. 
Budapest.  Szakszervezeti  TanAcs  48  p.  Dir  (lew^-rkverfinsbewcguni; 

in  Ungarn.    Budapest.    7.  Komm,  beim  Farh<iri:ain-at i.insrat"  1;H)4  |48  p,). 

—  JOOB,  L.,  A  bermozgaJoiun'd.  BS  1902.  t  ber  die  Lohnbewegung.  — 
Dereelbe,  A  refonnista  soctalismue.  BS  1901.  Der  Reformisten^So* 
sialiemue.  —  KlLDOK,  I.,  Kfllönbösik-e  a  prolet&r^ztAlyharc  as  eddigi 
OSJStAlyharcokt«'»!.  HS  1903.  Ist  der  Proletarier-Klassenkampf  vorschieden 
von  den  bisherigen  Klassi<!ikiiin]>fon  ^  —  K  API.  B..  .\  iiiunkäskerdeR  a 
kere^zteny  erkölcstan.  Budapest.  Ku'genber^er  l)iz.  19(t2.  {Ii})  H".  Die  Ar- 
lifiterfrage  und  die  christliche  Moral.  —  Karsai,  S.,  Az  elhagyott  gyermekek 
vödelmöröl  asölö  1901.  ^vi  Vm.  ^s  XXI.  t-ctikk,  vollamint  az  esek  v«gre- 
hiytasa  tArgy&ban  kiadott  1903.  ^vi  1.  sz.  6.  m.  .szabillyrend.  magyanlzata. 
Ar.  elöszot  irta  HosnyAk.    Biidape-t.    Or-z.  kuzp.  k(')/.s.  ny.  1903. 

228)  H".  :  Kö^is,'azrra1ä-i  könyvtur  \  .  evf.  5.,  H.  -z.  Sdiutz  der  \  i;r- 
]ast>tiii*fu  Kinder.    Erläuterung  des  G.A.  VllI  und  XXI  vum  J.  liKJl  über 
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(loti  Scilutz  clor  vi'rlas^eiieii  Kimlor.  frrtier  der  in  Aiijjeiceei.li'  it  der 
Durrlifiiliniiitj  (it-rselbi'H  heriiiisui'^cheiK^n  \'eriirdiiiiiii:  flos  MniiNt''rnini'< 
des  Iiincni,  Zahl  l  vom  .].  liMJä,  —  Kaut^KY,  K..  Marx  gazdaMigi  tuiiai. 
Nöpsserft  icraertetös  6a  magyaiAsnt.  Ford.  Garami,  E.  BudapMt.  Po- 
Huer  1903.  (XV,  239)8«.  (T&rsadalomtudomftnTi  könyvtAr.  4.  kOtet.)  Die 
wirlscliiiftliehen  TheoriHn  Marx!  Volkstfimlioh*'  Darsiellunj*  und  Erlnute 
nnif^.  (  iHTsotzt  voll  E.  (inrami.  —  Kki.kcsknv!.  Gv..  A  koldu^pt'nztiir. 
IJiKiajtesi.  Xt'pszava  kuii.vvk.  liH)2.  82i  Iti^*.  Die  Bett lerkasse.  —  Der- 
selbe, Sz«'«zat  a  nökhöz.  Budajiisi,  X'cpszava  1903.  (32)16®.  Ansprache 
an  die  Frauen.  —  Dereelbe,  Ssrtxat  a  n6khÖs.  2.  kiad.  Budapest. 
N^psznvn  1904.  (48)  16».  Aneprarhe  an  die  Frauen.  —  Kklkv.  .]..  A 
Lr\ tTiiifkiiiuiika  v(''(lelrae  Xetnetnr«zji;;l>jm.  'ri'ir>adaloui|Mili' ik;u  lv'>z!»:>ini'ii\ ck 
1  f  r.tiU.  |)pr  S.  lmtz  .l.>r  KitHi'TrirlH'it  in  I)Hiitsohlaud.  —  Kk.MI.NY.  .1., 
A  sxuvull.e/üt'.'k  iia/.aiiki>an.  iJudapc^t.  Luinpel  1903.  (76;  8".  i^Magv. 
keresk.  könyvt.)  Die  Genossenschaften  in  unserem  Vaterlande.  —  Klvdik.  J., 
Szogünyflgy  szociAliKinus.  Budapest.  Saerzö  s^j.  19Ü2.  (187)  8**. 
Aniienwcsen  und  Soziali-niii>..  —  KoRNlS.  E.,  TArsadalrai  kötoI>'>-<'L"  ii  k 
a  j.'if f'knn vvj'iL'  l'M-''r'-  MdS  19<i"J.  Unsore  irosplNehnftlicheii  \'<'rpllio)i- 
tunficn  auf  dem  (it^liicle  d'-r  Wtdiltälijfkeit.  —  KOziifazgatüü.  —  a,  szuciälis 
feladntai.  MGS.  (349— äfj?,  461—468).  Die  sozialen  Aufgaben  der  Ad- 
ministration. —  L APABOOK,  P.,  A  gazdasAgi  materialismus  Marx  KAroly 
tanai  nl;ipi;ui.  fnrditotla  AIpi\ri  CiTula.  BudapesK  Ni'ps/ava  HHK?.  71  8*. 
Di^r  \virt>fh;iftlit  lic  Mati'rl:ilismiis  auf  Rasis  der  Lehren  Karl  Maix'.  Tbcr- 
st'tzt.  LazaU,  N.,  Lihcrali/iiuis  i's  s/.oriäld'^iiiokrjtfin.  IIS  11)02.  Lili.-n>Ii-.- 
mus  und  .So/,iahleu)okralie.  —  Lk  FlaY.  A  luimkiisviszonvok  reforuija.  Kurd. 
iSs  bev.  Oeöcze  Sarolta,  a  ford.  fttnözte  Wildner.  Budapest.  M.  tud.  Akad. 
1903.  (XXIII,  399)  8«  Die  Refom  der  Arbeiterverliftitnitse.  Über- 
«etat.  —  Lbopoi.i»,  L..  Az  olasz  szociAli2mu>-.  IIS  1903.  Deritalitiüsclie  So- 
/i;di«Miiis.  —  MaKAY.  A..  A  n-'k  '-ij*'!!  niiiiil. 't.i  'niak  lArvonvps  szahälyoz&sa 
(N'eniietk  tdiv.  nHHll^.'l•»v(hl.  v^ys.  inaijyarnrszägi  oszlAlya.  HS  1UU3.  --Die 
gesetzliche  Regelung  der  Nachtarl»eit  der  Frauen.  —  MilLifH,  J.  Gr.,  A 
nemxotközi,  nemxeti  6»  keresztöny  szoeialismusr^l.  Budapest.  KiliAn  1908. 
(15)8*.  Über  den  intern-itionaleii.  nationalen  und  «•hristlichen  Sozia!isnui>. 

—  DerKell)e,  Saociälpoiit ik:ii  f nnnlniMMvai  es  lics/j'di'i.  Hudaiiest.  Kilian 
l.iz.  1903.  (292''  S«".  .1.  .Mail;ith>  .soziali).tlitische  Stiidim  uihI  IN'd.-n.  — 
Derselbe,  A  tär>adaltBi  fejiudes  iräuyai  es  a  sizucialis  erzes.  M(JS. 
Die  Richtunjjfen  der  sozialen  Entwickelung  und  das  sociale  Gefflhl. 

—  Derselbe,  Magyarorsz&g  mezögazdasAgi  munk&sainak  belyzetdröl. 
T..  11.  T.a  Situation  des  ouvriei-s  de  ruraiix  en  Hongrie/  KS  1904. 
f  tn'r  ili"  LaL;p  nngariselu  r  land\vir1s«'haftIiclior  Arbeiter.  —  Dorsel  iu'. 
•Magyar  muiikäsrauzLralmuK  es  sneiälis  tevekenyseg.  M(jS  llHj4.  Unga- 
rische Arbciterbewegun;;«  u  und  soziale  Tätigkeit.  —  Magyar  munk&s- 
v^delem.  M<7S  19U2.  Un^anscher  Arbeitersehutz.  —  MAbtOM,  S.^  Seg^ly- 
njujtiU  6s  «'iv<'iinti.'zk"dc-rk  b:ii-'seteknel  i'?;  üzeinniegbt'tc^edi'st'knöl.  ä. 
yw.  ('•-.  Im'v.  kiad.  Hud;i|ii  Nt.  Lain{>el  biz.  ltH)2.  9'!  H".  1  lilft^b  i^tung 
und  Schulzvorkehrungen  bei  Lulalleu  uud  Betriebskraiikheiten.  —  MatTVA- 
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SOVSZKV.  M.,  A  p!i/.(lii.s;'i(,n  imiiikä-.it;  fs  «  st'ledek  hiztuMt 'isn.  KS  1903. 
ly^o  X'crsichorunp  (k-r  IjiiKlwirtscliaftlii'li'ii  ArKf^it'^r  iiml  1  )i'-i;!.ltiot<'ti.  — 
.Mkukinu,  f.,  Kant  i  s  Marx.  H8  11X)4.  Kant  \  M  ;ir\.  ~  MlLUüFFEK,  S., 
A  kereskedelmi  6s  fugyasxtilsi  sxövetkezet«k.  Budapest.  Pulitzer  bis.  19U3. 
(16)  8*.  Die  Handels-  und  KonsomgonosBenBchnfteo.  —  MOLDOViHTl.  J., 
A  i:yuf;i<jy;\ri  munk&sok  \  ••liolnw.  l,  KS  1904.  Der  S.-lint/.  <h'r  Ziinil- 
hülzclienarIx'ittT.  —  MiinkiiMik  li:il"<i<>t  i-llfr:  vrilo  hizl<i)-il 1.  Ilazai 
«^s  külfol'ii  an yn|jL:yüjtfiii«'ii y.  2.  'ri^rvi-iiyjrivaslat  es  inilok-'läi.  Kiadjn 
a  kerH>«k.  m.  k.  niiius/ler.  liudapexi.  .\tht'natMmi  bi/,.  \Wd.  2  k.  8". 
Veraichening  der  Arbeiter  gegen  CnföUe.  1.  In-  und  ausifindische  Materi- 
aliensnmmlung.  2.  Ge8(>tsontt?urf  und  Motivierung.  —  AIlamTaKutnk,  a 
ni.  kir.,  nninkäsMilidz.  But!a|ie>it.  Fn»?d  &  Krakauer  ny.  1903).  (7)  8*^. 
An  dl'-  ArbfittT  der  k.  nn^j.  Staat>l>;<liin'n.  —  NA<iY.  (■  .  Mit  i'.'<-r  c-;  mit 
a»l  II  >/.uciäl(l»>tnf>kra(ia.  liiuiapest.  S/.t.  Ist vän-lä(>.  UMIJ.  8**. 
(A  iua|.'yar  nt^p  köiivvtära,  11.  köl.)  Was  vorspricht  und  was  gibt  die 
Soüaldemokratie?  —  NAVAT,  L.,  A  T&rmegye  szociAlpolittkai  hivatAüa. 
BS  19<ti^.    Der  waialpulitioche  I.  r  .f  <les  Komitate».  —  Navbatil,  A., 

A  tär>a(ialnii  inuzoumi  int>>/.ini'ii\  k.aluIdi'P  li;t/..uikl>;iii.  KS  190^?.  Di'- 
Institution  d'-s  Suzialinusoiinis  im  AiislaiMlf'  iimi  in  u uscpmii  \  att  rla?ulo. 

—  Der>«olbe,  •Jeleiit»'.<*  u  tärsa«lulnii  muzeiim  berenUezt-MTid  vs  annak 
elsö  6vi  mmikA<Mt&g^r6l  Budnpest.  Atbenaeum  190B.  (VIII,  347)  8^ 
Bericht  Aber  die  Einrichtung  des  SnsialmuReumB  und  Aber  dea«en  erst- 
jähri)j»'  TiitiL'keit.  — Der«elbe.  Uj  ti.r\  <•Ilvi:lva^laiunk  a  fistöretfcezetokröl. 
KS  Der  notiP  nncr.  f IftietziMitwurf  üImt  die  (icnw-si-iisdiaffi-n.  — 
Poiitikai  t's  »•ui.-iiUis  hure  iit;igiuiiil>an.  M(iS  1^04.  Dor  puj]iii<(.-he  und 
Boaiale  Kamp^  in  Belgien.  —  PiSSTHORT,  J.,  Leeunte  de  leiste  essm(«nyi 
szoci&lizmusft.  Atbenaeum  1903.  Der  idenliBtisrhe  SoxialismuB  Leconle 
dh-  Li.«lt's'  —  Poi'OVlTscM,  M..  Di»'  Sozialdemokrat i><-h<>  B»'W<'^'Ihil'  in 
Kroatieti.  X<mi<-  Zi-it  I'.Mi-J  —  Pi>K.  0,,  Az  au'r.'irl^rril«'^  ;iz  iijabli  szm.  ih- 
lista  irodal(ind>ati.  IIS  U«K5.  i>ie  A^rarfraL;»'  in  der  ii'  ii'  rfti  MiZKdi^ii^i'iicn 
Litenilur.  —  Hchulpe  UyOrgy  rs  h  iniinkasiakäsnyy.  Irta  e^y  pozsonyi 
polgAr.  Poaeony.  Heckenast,  S.,  utädai  bixoin  1904.  (49)  8^  0.  Schulpe 
und  die  Arbeiterwobnungsfrage.   VerftiBt  von  einem  Pozsonycr  Bürger. 

—  SmiOGTI,  B..  Gcidin  .lAnns  AndrAs  <*8  a  (niise-i  Faniilisteriinn.  Buda- 
pi»>t.  ljamp<d.  H.  HM)4.  'iV2:  S".  Iparositk  o|vaM'>tara/i  .1.  A.  (iodiii 
und  djis  Guiso  faiuilistere.  —  .SpkctaTOR.  A  s/.uvelkez«'ti  tanäcs.  MdS 

1903.  Der  GenoraeoBchaftsrat.  —  SZABö,  E.,  MunkAümozgaloin :  Visssa- 
piUaotfts  as  1902.  öTre.  HS  1903.  Arboiterbeweßuug.  ROckblick  auf 
daa  Jahr  1902.  —  Ders.'lbe,  A  niunkiisnx.zpalom  IDOS-ban.  HS  1904. 
Die  ArbfiterbrtWf'tjunir   im  .1.  HHI.'].  —  Dors-'Hn'.   .\  szn.-iidisnnis.  HS 

1904.  Dlt  Sozialismus.  —  Sz ak« 'l.c/.Al.  A..  A  munkfi-i'k  it.ilfsft  cllfiii 
biztoi»i(a«>a.  TärBadalouipulitikai  kozlenit'nytjlv.  1  f.  1904.  Die  .Arbeiter- 
nnlallrenuchenuig.  —  Szakszerrezeti  Tanftcs,  magr.,  T^grebajt6bicott- 
s&gftnak  jelotiti^fle  a  azakegveetüett  mozgalom  &llAAAn^l.  Budapest  1904. 
8*».  12  p.  T'nirarischer  (Uwerksveroinsrat.  —  SzeOEDT-Maszak.  K  ,  A 
uiulikiksvddelem  feladatai  a  tuberkulosisellenes  küzdelcmben.  i.,  JH.  KS 
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11H(4.  Die  Auf^aVieii  (ifs  Arbeiterschiit/--  im  Kampfe  ge^'en  dif  Tuh<  r- 
kiilosH.  —  Szerlxtk.  a,  szövftkezpi »i     MiiS  Die  (ieiiosseuschaftfn 

iler  Serben.  —  SziLVkK,  L.,  Szlräjk  luinüenfeJe.  Pees.  Lechiier  bizoiu. 
190S.  (59)  8^  Strike  allenthalben.  —  Derselbe,  Äs  individaaliamuB 
csödje  a  gasdasAgban.  Budapeet.  Ssenö  1903.  (56)  8*.  70  1  (}SL  1.  a 
Kath.  Szeiuk'bnj.')  Der  Bankerott  des  Individaalinnue  in  der  Wirtschaft.  — 
Df'rsHnM',  Az  iiidividiializinuN  c^tidje  a  gazdasAgban.  Pöcs.  I-ecbner,  K. 
biz.  191)3.   (öiy)  8".   Der  Baukcrott  de»  iudividuaiisuiue  in  der  Wirtschaft. 

Derselbe,  ^ylii^s  tfs  ssoeiildemokrioia.  F^e*.  Letiiner,  K.  bisom. 
1903.  (92)  8*.  Die  Kirebe  und  die  Sosialdemokratie.  SsocialiBta 
difikok  köiiYvtiira.   2.  es  H.  f.    HiKbtp.st  2  f.  H'\   (2.  A  diükokbuz. 

(Hl.)  3.  Hcvezvlö  u  tarsadalunitiid<.iii;'uiy  tamilinäii%älia.  (.32.*  1*.>"3. 
Hibli(»tli<'k  der  Sozialist ischi'ii  Studonteii.  An  ciie  Stiidfriteti.  Kirileitunc; 
in  diui  kStudium  der  Sozitüwi.'iüeiihchaft.  —  Magyarorssägi,  a,  ezucziäl- 
demokrata  pÄrt  1909.  mftresius  30.,  31.  €b  ftprilis  1-to  fiudapesten  tartott 
9.  p&rtgyül^Kötiek  jegyaftkdnjre.  Budapest.  N^sava  kfln7?k.  1902. 
(122)  8«  Protokoll  drr  9.,  am  30.  MHr>,  .Sl.  Mira  vnd  1.  April  1902 
in  Biidap'»»!  ubjTi'haltcnen  Parteivorsaiini)luni:  der  uriirarlilndisrhen  soEial- 
deuiukratiHcheti  Partei.  —  Magyaronszagi,  s/oc/.iäldeuiokmta  pi\rt  1903. 
Apr.  12.,  13.,  14-ta  Budapesten  tartott  10-ik  pärtgyttläii^nek  jegyz()künv\e* 
Gyormnti  je^yzetok  alapjAn.  Budapest.  NApssava  1903.  (143)  8«  Pro- 
tokoll d<  r  aiü  12..  13.,  14.  April  i;)03  in  Budapest  abgebaltenen  10.  Part  -  i- 
vorsanindiiii^  der  iin-jariiiiidisclien  soziuld<'ninkratiM-h»»ii  Partei  —  A  szooial- 
ileiiiokräivia  evanjjfduiina  k<'n!<>sokbeii  s  (eleltiloklteii.  Iga?.  (anok  a  inagyar 
nuiiikäsiiiipuek.  2.  kiud.  Budapest.  Xepszava  1904.  (32)  \6^.  Das 
Evangelium  der  Sozialdemokratie  in  Fmgen  und  Antworten.  Wahre 
Lehren  an  die  ungar.  Arbeitersdiaft.  —  Magyar  ssociAlistAk.  MOS  1902. 
l'ngariscbc  Sozialisten.  —  Szövetkfzcli  torvi'^nThozAsunk  refnfnijän'd.  — 
Kt-rdt-sck  es  velL'nienyek.  Budapest.  Kilian  biz.  19<);i  02)  8^  Fnigen 
und  Meinungen  über  die  Reform  unserer  Genossenschaftsgesetzgebung.  — 
Szövetkezeti  tftrvAnyjavasIat  tär^yal&sa.  MOS  1904.  Die  Verhandlung 
des  Genossenschaftsgesetsentwurfes.  —  Ssövetkeaeti  mosgalmak  ^  kfis- 
dclmek  DAni&ban.  MGS  1903.  OenossenschaftHbeweguni^'en  unri  -Kämide 
in  Düiieiiiark.  StaITDINQEB.  F..  Kant  es  a  szociÄlizmus.  IIS  lfH)4. 
Kant  und  der  Snzuilismus.  —  Hol  az  ieazpAg'.-'  A  krtzuti  alkalmnzottak 
Kztn'ijkja  es  a  villanuns  pauauia.  Budapest.  .Nepszava  1903.  (59j  8'\ 
Wo  ist  die  Wahrheit?  Der  Strike  der  Strassenbahnangestellten  und  das 
elektr.  Panama.  ^  A  sztrftjkHil.  MGS  1904.  Der  Strike.  —  TuiA,  I., 
A  sz.M  i;i!ismu8  es  az  etTvliiV/..  Budapest.  H'>rny;'ins/.ky.  V.  1903.  122)  8* 
I  »er  Sozi.disnius  und  di-  Kirehe.  —  TURCSANYI,  .).  e.  KNi.KI-  '/.^  .  Szoeio- 
lo^iai  je^yzetek  a  f^yermekvedclem  uehi'iny  kerdtvsehez.  Budapest.  Do- 
bnivAzky  6s  Franke  1903.  (29)  16^  Sozioiogisclie  Notizen  au  einigen 
Fragen  des  Kindersdiutzes.  —  Dieselben,  As  elhagyott  gyermekek  sorsa 
Anglii'iban  es  Olaszorszänban.  Budapest.  Dobrovszky  es  Franke  1903. 
(112  H".  Da.s  Sfhieksal  lior  \erlassenen  Kinder  in  Eif^land  und  Italien. 
—  \  AJDA,  A.,  äzüvctkezeti  kerdesek  jelesül  fogyasztO  es  termelö  szuvet- 
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kAzeteknöl.  Budapest.  Eg^enbergcr  1903.  (83)  8*.  Oenossenschafdiche 
Fragen  inabeaondere  bei  Konsum-  and  Produktions^^enoMenschaften.  — 
Derselbe,  Weitlin^'  Vihnos  a  legelsÖ  n^met  koininuuista  ^lete  (^s  tani- 

tAsa.  Fligg'.,  egy  f!zej:t'iiy  büiux  ovftii'j'-IiuMia.  Hu(lii]t'-t.  Nfp-.znvn  VM)\. 
{lös,  S**.  Leben  und  l^fliren  WjÜiolin  Weitling»,  (le>  ers-leu  drutMlion 
Kumuiuoisteii.  Anhang:  Evangelium  eines  armen  Bünden.  —  Weltmer,  J., 
Tis  ir.  A  8zerTeBkedäBr61.  A  budapesti  aeataloiiseg^dek  ssakegylet^nek 
intti  iiote.  I^iidapest.  Kraniiner  »«s  Krhartit  1903.  ui2)  8".  Zehn  .fahre. 
\  ün  der  Organisation.  Gescliiclitf  lU  s  Kachvereins  der  Hml.ijifster  Tischler- 
fl-Nellen.  —  Wolkxkk,  F..  Munkä-tiitif-ivuniok.  HS  lyoH.  Arbeitt^rlehr- 
kurse.  —  Dersellie,  2dunküiilun(uivauiuink  eredmeiivei  s  tanulsägai.  HS 
(d6— 69)  1904.  Die  Resoltate  und  Lehren  unserer  Arlieiteriebrkurse.  — 
Derselbe,  A  n^met  szooi&lismus  reviait^ja.  BS  1903.  Die  Revision 
des  deutschen  Sozialismus.  —  ZlitÄNT,  Z.,  A  magyarürs?ä::i  iiuinkäsi»k 
<z;ik'  i.'vl»'t <'i.    HS  1902.    Die  ( iewi  rkvi-reuie  deT  iini:arliiii(lih<  lit'ri  Arbeiter. 

—  Derselbe,  A  szövetkezeti  ügy  relormja.  HS  iy04.  Die  Kcform  des 
G  enushcuschaf  tswesens. 

TL  Lftnd-  und  Forstwirtschaft.  Bergbmu 

Nömet  agrilkriusok  a,  10  esztendeje.  MGS  1903.  Das  sehnte  Jahr 
der  deutschen  Agrarier.  —  Osztrftk,  As,  agrftrkonnftnyzat  tört^nete  1848 

—  1898.  MOS  1903.  Geseliichte  der  o-terreiehisehen  Ai^rarrecicning 
1«48  — 189«.  —  ArköVV.  H,,  Az  iii:rarpulilik;i  alapvonalai.  Budapest. 
.\t)ienaeuni  l\H)2.  iVIII,  343)  8".  Die  üruiuiliiiien  der  A<i;rarpolitik.  — 
Der.selbe,  Ku/.gazdasagi  ürdekkepvit>eletünk  a  kuzü^yi  szulg.Uatban. 
MGS  1902.  Die  Interessenvertretung  der  Volkswirtschaft  im  Verwaltungs- 
dienste. —  Balkay,  B.,  A  ss^nkärd^röl.  KS  1903.  Über  die  Kohlen- 
frajre.  —  Bakos.s,  J..  A  badeni  a&rt  udvari  birtokok.  HS  1902.  Die  ge- 
sohlofiseiien  Hofgüter  in  Baden.  —  Derselbe,  A  sehioswijr-liolsteini 
panis7.tbirt(»kok  törzsüruklnsi  Joga.  KS  1902.  Das  Anerlienreeht  der 
Schleswig- holsteinscben  Bauembesitse.  —  Derselbe,  A  westfMiai  parasat- 
birtok  uj  törzsörOklM  Joga.  BS  1902.  Das  neue  Anerbenrecht  der 
westfiiliscbeii  Ilauernbesitze.  —  Derselbe,  Orökösöddsi  jog  telnpitoi 
birtoki>k<in.  M(iS  VM)2.  Das  F^rbret-ht  auf  Sie(iluiif,"-gütern.  —  I)ersell»e, 
A^n'ir  (irökb'si  jog.  1.  k.;  Altalänos  tanok  es  u  iieinet  turzsörOkle.s.  Bev. 
Szechtnyi  1.  Budapest.  E},'genberger  liHJ2,  (VII,  420j  8".  Agrar- 
Krbrecbt,  I  Bd.:  Allgemeine  Lebten  und  das  deutsdie  Anerbenreeht.  — 
Baboss,  K.,  6n  Drucker  J.,  Franceiaorsa&g  .««zölümivelese.  Budapest. 
,BorS<»7.ati    Laj.ok-   kiad.  1902.    i'V.  3r.")    8^    Frankreichs  Weinkidtur. 

—  BEBKNnv.  B.,  A  legeltetes  k.  nl  -  ■  Budape>t.  X'k',.1  biz.  1902.  02^  8". 
Die  Weidefrage.  —  Mkäe.nyi,  1'.,  V  ideki  küzraktärak.  KS  r.K)2.  Öffent- 
liche Lsgerhiuser  in  der  Provina.  —  BkbhIt,  J.,  Agrarpulitika.  MGS 
190S.  Agrarpolitik. —  Derselbe,  Akisbirtokhitele.  MGS  1903.  Kredit 
für  Kleingrundbei^itz.  —  Idegen  l)irt .  kusok  s  a  magyar  föld  terhei.  Trta 
B—(\  .1— s.  MHS  H)03.    Fremde  B'  ^itzcr  und  die  Lasten  des  UDgarischeu 
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Grund  und  Bodens.  —  CZBTTLEB,  J.,  A  ssib^riai  Ti^tennel^  s  kasad 
tejgasdas&gunk.  ROS  1903.  Die  nbirische  Butterproduktion  und  nnivre 

beimisclie  Milchwirtschaft.  —  Dornek.  1?..  DSuin  a  dän  mezügazd&k. 
BS  19(W.  DiiiH mar'  und  die  dänischen  Landwirte.  —  Ki)rliUoj!za-f  az 
erdn^razdasay  a  It'golti-.st  i^llz^;azdasägjlag  UArus  niodon?  Az  Ofsz.  erdeszeti 
egjesület  väla»>za  S&ros  vilrmegye  gnzdafiilgi  egvlete  v<^djaini.'  Budapest. 
P&tri»  1902.  (3)  80.  BesobriDkt  die  Fontwirtochaft  die  Weide  auf 
▼olkewirtschaftlich  scliüdliche  Art?  Autwoit  dee  Landesfontvereins  auf 
die  Ard^lafjen  des  WirUchaftRvcreins  des  Säroser  Koniitatpv  —  Fell- 
NF.K,  F..  A  t(\r/"^(in>Kii'-'''dfs       a  tnapyar  földhirtok.    KS  Das  An- 

erbenrecbt  und  der  ungarische  Grundbesitz.  —  Magyarorsziig  fuldiuive- 
I^sflgye  1887—1902.  Budapest  Nagel  bis.  1908.  (200)  S«.  (A  m.  k. 
föidmiv.  miniszter  kiadv.)  Das  Aekerbauwesen  in  Ungarn  1897—1902. 
—  MagvarornzAg  földinirelesügye  1897— 19ii3.  Kiadja  a  in.  hir.  föld- 
nn\ •'Ir-süfryi  inini'^ztor  Budapest  ifj.  Xaijel  O.  hiz.  1903.  '2:^tV'  8". 
Ungarns  Afkerbau-Angeiegenheiten  1877 — 1903.  —  Ciazdakürük  es  szövet- 
kezetek.  MGS  1902.  Landwirteverbände  und  Genossenschaften.  — 
GyObgt,  E.,  A  kOx^pbirtokos  hitele  ^  a  ssöretkeseti  raktftr  kördäse. 
Budapest.  Kilian  hiz.  1902.  (33)  S^,  Der  Kredit  fflr  mittlere  Grund- 
besitzer und  die  Frage  <ler  (!enoss=oii'<chaftvlaL^erhäiispr.  —  Hf^DEGO.S.  A 
gabonnar  iirohleinäja.  MC'rS  1VHJ3.  Das  (ietn'idr|ireisjiri>l)|('ui.  —  UOLLo.  C  . 
ifj.:  A  banimiitenyesztes  fs  kereskedelein.  Kisküufi'legybÄza.  Grünbaum 
1904.  (107)  S".  Die  Geüügelzudit  und  der  Handel.  —  HOBTiTH,  J., 
Szövetkeseti  gabonarakt&nünk.  Budapest.  Nagel  1903.  (75)  8<^  Unsere 
genossenschaftlichen  Ootrcidelagerhiuiscr.  —  JAnos  deik,  Mi  a  gazd;1k 
bi  'ti.^if,,  Hzi>\  •■Ikrzote?  I^idapest.  Kiliän  F.  nt^'ida  bironi.  UK>3.  112)  H". 
Wiis  ist  die  Vi'rsieliorungsgonossen.schaft  der  Landwirte?  —  KiKOLYI.  S., 
Föidniives-»züveisügek  t&rsadalmi  szerepe.  MGS  1902.  Die  soziale  Rolle 
der  Aekerbauergenossensehaften.  —  KlBSCBUkHBK,  0.,  Allami  hitel  oross 
gasd&k  rcszrre.  MGS  liK)i.  Sta^itskredit  fOr  russische  Landwirte.  — 
KEBI88,  X..  Ktudc  snr  la  ciillure  ilc  I'orge  en  Autriclie-Ilongrir.  Paris. 
Tnip.  nat.  1902.  t>i  >^'\  Studio  über  den  Gerstenbau  in  Osterreich  rngariL. 
Magyar,  a,  terni»'nyek  egy  elbauyagolt  piacAn'tl.  MGS  1902.  Von  einem 
▼emachlftssigten  Markte  für  ungarisohe  Produkte.  —  Matlikotits,  S., 
Bruhland  agr&r  közgasdasftgtana.  KS  1903.  Ruhlands  Agrarwirtschafta- 
lehre.  —  M©zrigazda.sAgi  6rdekkt'pviselet  Ausztriaban.  MGS  1902.  Land- 
wirtsohrtflliche  1'  t.>n'^-.onvertri'tunp  in  Österreich.  —  Mezögnzdas'i^;! 
Bzovelkezetek  >i('iMeiorszägban.  MGS  1903.  Landwirtsohaftlicbi  ti'- 
nossenscbaften  in  Deutschland.  —  Miluoffbb,  S.,  A  jAradekbirtok  huzai 
viszonyaink  közt  KS  1902.  Die  Rentengflter  unter  den  ungar.  Ver- 
bultnisseii.  —  N£mkth.  J..  As  agr&r  kärd^sek  6a  mozgalmak.  BS  1902. 
Di'<  Airnirfnigeii  und  Agrarbcwegungen.  —  Porovics.  M..  A  niapyarosz^jri 
Sii'-rlt  iinv.nL'a/.d.as.V^i  s/.i>vetkczetek.  HS  1904.  Die  s<'il>i-M-iiPii  Iniidwirt- 
scbafiJichen  GeuDssenscbaftcn  in  Ungarn.  —  PußOsZKAY,  B.,  A  szövetkezeti 
iiiagtftraknak  kfilötiOs  fontossAga  hasftnkban.  Nagy'Becskerek.  Pleits 
1892.  (43)  8**.   Die  besondere  Widitigkeit  genosaensobaftlieber  Lagern 
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bäuser  ia  L'iigarn.  —  DK  Potteuk,  b.,  Aktuälis  mezugazdaüügi  hitelker- 
d^sek.  A  kiabirtokotok  me/.ügazdasilgi  hitele,  scervec^ie  . . .  Budttpeit. 
Kili&n  bis.  1908.  (98)  8«.  Aktaelle  Fra^n,  betreffend  den  landwirt^ 
sohaftliehen  Kredit.   Orgaiii^ntion  de»  landwirtj^chan liehen  Kredites  ffir 

KIeinpfriiiidbo-.irzf»r.  —  Rubinkk,  Oy..  A  buzatennelfs  kolt>»  i:f*  »'»s  n  \;'uii- 
vedelem  iiu-rvo.  üiidapest.  Nagel  1902.  i2lj  8".  Die  Kosten  der 
Weizenproduktiou  und  das  MaB  des  ZoUscbutzes.  —  Jeleut^s  Pest-Pilia- 
Solt-Kiskan,  B«k«i,  OranAd,  JAss-K.-Kun-Ssolnok,  Ssilftgjf  Ssabolce, 
Bihar,  Borsod  »'s  CsonjrpAd  vamiegy^l-'  selyemtenyc'sztj^s^nek  AUapotArAl 
19f)l.  Bericht  ühvr  den  Stiuid  der  Sei-hn,;,!,  !,.  im'2.  —  Szabö,  L., 
Gabona-teriMfles  a  brit  gyarniatokon.  MdS  nHKi.  (letreidpprodnKtiun 
der  britisühoii  Kulonieii.  —  SzANTu,  M.,  Kozturhiizak.  KS  1902.  Üffeut- 
lidie  Lageriiftuser.  —  Derselbe,  Ktatftrhftsak.  Budapest  FnnkliB 
1908.  (Q9)  S^,  Öffentliche  Lageib&uaer.  —  Derselbe,  As  irlaiidi  fij 
földtörvf'fiy.  HS  1903.  üivs  neue  irische  Kodeiiposctz.  -  Szik.-^zay,  A., 
Az  ibrÄiiyi  hitel'^zövetkczft  ;tM;i--Hi.  Hiiflapi^st.  Kilian  biz.  1903.  iSt  8". 
Die  IbrÄnyer  Kreditgenossenschaft.  —  SzukolaY,  K.,  Bosnyäk  niezögaz- 
das4g.  MGS  1902.  Bosniaksche  Landwirtschaft.  —  Szövetkezeti  gyüleüek 
KapoevAroD  ^  Perbenyiken.  MOS  1902.  Die  Genosseosdiaftstrersamni'- 
lung  in  Kaposvär  und  zu  Perbenyik.  —  Törvenyjavashit  a  t«lepit<'Nröl  es 
birtokfoIdarabolfiM-ol.  Fllnadöi  tervezet.  Kiadja  :i  ni.  kir.  Tildin.  minist, 
telepitesflgyi  osztÄlyn.  Hudap<>>t.  K'^ijenberger  biz.  1903.  (lön  8". 
(iesetzontwurf  über  Koluuisatiun  und  Parzellierung.  ßeferenten-Entwurf. 
Herausgegeben  vom  V.  und  Ackerbaunünister,  Sektion  fOr  Koloniealion. 
—  Nemseti  tennelte  ^s  nemsetkOsi  versenj.  MGS  1903.  Nationale 
Produktion  und  internationale  Konkurr. miz.  —  VA.sarhklti,  Z..  A  mozö- 
gazdasÄiji  t''rdekk»''pvis<^!ot  fejlöd<''se.  Budapest.  Ki,'i;ftil)orger  biz.  1903. 
(214)  8".  Die  Entwickelung  <ler  laiidwirtKchaftliehen  Interessenvertretung. 
~-  Derselbe,  A  inagyar  borok  drtt^kesit^e  KömetorKzAgban.  Budapest. 
Eggenberger  bis.  1908.  (16)  8**.  Die  Verwertung  der  ungarischen  Weine 
in  Deutachland. 

» 

TEL  Ctowerbe  imd  Iniliistrle. 

BUHZBL,  J.,  Zur  Kritik  der  ungarischen  Industriepolitik.  Jahrb. 
f.  Gesetageb.,  Verw.  u.  Volksw.  1902.  —  Czükokk£rdes,  Die  Zndcerfrage. 

KS  1902.  ^  (Jaul.  K..  HazÄnk  hftzi  faipara.  Erd.'-/eti  La])ok  1908. 
Die  häusliche  Iloizindu.sirii'  in  unspr«'ni  Vat-  rhind»'.  rii  i  KK.  A..  A  ma- 
gyar  gyäripar  elsö  üzenii  e.s  inunkiis>tatisztikriia.  KS  19«M.  Die  erste 
Betriebs-  und  Arbeiterstatistik  der  ungarischen  Fabriksinduslrie. 
GoBOVB,  L.,  ArukOlforgalmi  m^rlegflnk  jayitAHa  6»  iparfejlesst^nk. 
KS  1903.  Die  Bessemng  unserer  Warenverkehr^i-Bilanz  und  unsere 
Iiidust  ri-'entwickeluug.  —  IIolek,  S..  A  cukurkfrd<-  <•>  int'jroIdÄ.sa. 
MGS  1902.  Die  Zuckerfrage  und  ihre  Losunj,'.  —  II<*kvatu,  J..  Ipari 
szövetkezeteuik  heivzete.  MGS  1902.  Die  Lage  der  ungarischen  Industrie- 
genos«6Dsobaften.  —  Hotowetz,  R.,  Les  cartel«  de«  Sucres  en  Autriche- 
Hongrie.    Rerue  d^^cononie  politique  1908.    Die  Zuokerkartelle  in 
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Osteneich-Uugarn.  —  Iparfejleest&fnUWelkesetoUceL  MOS  1903.  ^attiie- 
förderuDf;  mittelst  OenosBensdhftfton.  —  Malcombs,  B.,  A  nesziptt  jöv6je. 

A  s-c'sz  teehnikai  felhiisziiah')»-:!  liiidapest,  Frankliü,  1">3.  (311)  8*. 
Die  Zukunft  der  Spiritu-industne.  Der  techiiix  hc  Verbruiifh  des  Spiritus. 
—  Keitzku,  UY.,  A  cukitr.  .luvasliit  a  ))ru>s/.eii  knuferenciü  ulkalniäböl. 
Buda])est,  P«sti  könyvnyumda  r.-t  1902.  i^lö)  8'^  Der  Zuckervorsehiag 
ftiillitRli«^  der  Brtfneler  Konferenz.  —  Derselbe.  A  cnkorpr^minmok 
kdrdt'>ehez.  Az  1901/2.  evi  brüsszeli  nemzetközi  premiumkonferenci» 
alkamäböl.  2.,  n-szl».  müdos.  kiad.  Budapest.  Grill  1902.  i87)  8".  Zur 
Frage  der  Zurkorpräinieii.  Aulilsslich  der  1901/2  Brüsseler  iiit^ruiitionalcn 
Pr&mieukonfercnz.  —  Derselbe,  Nemzetkösi  tämadä^  a  bazai  cukor- 
kimtingens  eilen.  Badapeet  Orill  bizom.  1903.  (16)  8^.  Internationele 
Angriffe  gegen  den  ungarische  Zuckerkontingent.  —  Scbatz,  D.,  A  kisipari 
motorok  szerepe  a  nemzetgaxdaf  An;l):in.  Budapest.  Lanipel  15H)3  87)  8*. 
(Iparosok  olvris.'.d'ua.  3— 4.^  Die  Rolle  der  Motoren  für  Kleiiiin  in^trie 
in  der  Volkswirtschaft.  —  SZTKBKNYl,  J.,  Iparfejlesztes.  Budapest. 
Franklin-t&rs  1902.  (III)  8".  Industrieförderung.  —  VtCSEY,  T.,  ifj.: 
A  yisieruk  kihassnftiMnak  körd^  Hagyaroratftgon.  KS  1903.  Die  Wage 
der  Ausnützuiig  der  Wasserkräfte  in  Ungarn.  —  Wekkrle,  S..  A  keres- 
kedeieiii  iparfejleeztö  hat&sa.  KS  1904.  Die  industrieförderade  Wirkung 
des  Handels. 

Till.  Innen-  und  Anssenhandel.   Zollwesen.  Terkehr. 

A'*SAI»Y.  I.,  Köüutaiiik  ku/i t^a/.patä'-i  i  --  közguzda.viigi  tekiiitetl.it'U.  Bu- 
dapest. Kilian  biz.  1902.  ^47)8".  Unsere  öffentlichen  Strassen  in  adaiiniiitr.i- 
tiver  und  volkswirtsobafU.  Hinnobt.  —  AOUA,  As,  tenger  bajdz&si  tAnmsAg. 
MOS  1903.  Die  SeescbiffahrtegeseUscbaft  „Adria".  —  AbkOvt,  11.  A  közöp- 
euri'pai  rsatorniik  linlä<a  h  mezögazdasi^«Ti  ös  ipari  »'Tdekekre.  M(iS  1VK)3. 
Kiiiwirkuiig  fl'»r  tuif teleuropäischen  Kanäle  auf  dio  laiidwirtschaftl,  und 
industriellen  Interessen.  —  Derselbe,  Chaniberlaiu  poliUkAja.  BS  1904. 
Ghaiuberlains  Politik.  ~_BiMFFT,  M.  gr.,  A  kfllkereekedelnii  politika 
esskOzei.  Budapest.  Politzer  1902.  (188)  8^  Die  Mittel  der  Aussen« 
handelspolitik.  —  BAiriltiAKTKN.  Kinige  Bemerkungen  üJht  di.'  ausser- 
vertrags!itiis>iir>'  Hnftpilicbt  der  Kisenl»iihiif'n  in  l'iigarii.  Kisi  iiliahiireehtl. 
KntNfh.-iduiii:.  n.  2.  1!K»2.  —  BaZANT.  O.  K.  v..  Das  Ablaufen  der  Handels- 
verträge diT  ü.stcrr.-ungar.  Monarchie.  Wien.  Manz  1902.  (28)  8'.  — 
Bbbtouni,  A.,  11  trattato  con  rAustria-Ungberia  e  la  davsola  dei  vini. 
Giorn.  d.  Kcon.  1903.  Der  Vertrag  mit  Osterreich-Ungam  und  die  Wein- 
klausel.  —  Bui»,  .1..  Kulkeresked.-linüiik  az  1902.  evbeii.  MGS  1903. 
I  riser  .\us-,.iiliandel  im  Jalire  1902.  —  HüLow.  H.  v.,  Osterrfi'^b-rngarns 
Handei.s-  und  iudustriepolitik.  Mit  besonderer  Kück.'^icht  auf  da-s  Be* 
streben  nach  dberseeischer  Kulturarbeit  Berlin.  Sflsseroti  190S.  (XX J, 
300)  8".  ~  GZBTTLER,  I.,  A  kereskedelmi  politika  yil4gtÖrt4nelnii  szerepe 
a  XX  vz/izudban.  MGS  1904.  Die  weltfoschichtlidie  Kulle  der  Handels- 
politik im  20.  Jahrhundert.  —  DOBNSR,  B.,  A  n^uiet  v&mtarifa-terx-ezet 
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^  elAimtoyei.  BS  1908.  Der  deuteohe  ZoUt«rifentwarf  und  d«M«ii  Pri- 
miaaen.  —  Demelbe,  N^metoraz&g  vftmpolitik&ja.  BS  1902.  Deutoch- 

lands  Zollpolitik.  —  Ecsehi.  ('..  A  niagyar  bnta  es  liszt  versenykf-pes- 
sr2*'"ck  fokozÄsAn')!.  KS  1904,  Cber  Steisjeriing  der  KiMikurn-nzfähii,'- 
keit  des  uiigariticheii  Weizens  und  Mehl«'s.  —  Kmöht.  J.,  A  kie^'vezfsiol. 
MGS  1903.  Cber  den  Aus^'leich.  —  Enükl,  M.  v.,  Öt.t erreich- Ungarn 
im  Welthandel.  Wien.  Mens  190S.  (VUI,  202)  8^  —  Ebtbdi,  Ij., 
(J:iboti:i-\ j'unpolitikai  k<^rdesek.  2.  kiad.  Budapest.  Nagj,  8.  ny.  190S'. 
(56)  8".  Fragen  <ier  Getroide/.üllj>olitik.  —  CSLL^IBI,  M.,  Az  OD^zi'ii^ros 
Mat^ftr  Kereskf'tleleni  KL'.vesflles  föludiitai  a  h<iiii  iparpartolTis  t'  tvii. 
Budapest.  K.  (»rill  1904.  8".  8()  p.  Aufgaben  der  uugar.  Landes- 
Handelsvereinigutig  aaf  dem  Gebiete  der  QewerbefOrderung.  —  Osi- 
liöGBT,  B.,  Eereakedelmi  aiakoktatfteiink  refonnja  a  pönrint^seti  timi- 
viseir.k.  ElfieaAvml  ellätta  Szekelv.  F.  Budap.  sl.  Sajiil  kiad.  1902.  (93)  8". 
Die  Reform  unsen^s  kaufmäimix-hoti  Fnehiinterrichtis  und  die  lieaniton 
«1er  Gehlinstitute.  —  GbCnbbRii,  K..  Die  handflspoiitischen  Bezieluitiyeri 
Osterreich- Uugarnti  zu  den  Ländern  der  unteren  Donau.  Leipzig.  Dunoker 
Hamblot  1902.  (VII,  817)  8«.  —  HaJöEtf  ««atom&kröl.  A  maf^ 
m^mOk*  f»  4pit^-9fji9t  tar^y:däHai  az  HH)l(02-iki  ("tvadban.  Huda)ie8t. 
Eggenb^reor  biz.  190,3.  (llO.ö)  8".  r)»er  Schiffahrtskanale.  Verbatjd- 
lungon  des  urjjrar.  Int,'enieiir-  und  Arcbit»>ktenveroins  in  der  Zeit  llKll  ()2. 

—  HbüKüÜü,  S.,  Chaniberlain  politikäja.  KS  1903.  Die  Politik  Chaiuber- 
laiiu.  —  Hbm,  P.,  Magyarorstäg  ördekelta^  aa  angol-indiai  poeta  ei&lli- 
tftia  kOrfll.  BS  1902.  Ungame  Interewe  betreffs  der  englitdiMndisoben 
PostbefOrderung.  —  HkLLER,  F.,  Az  Kszakamcrikai,  K);Te>^ält  AUaaiok 
vÄm{)olitikÄja  «'s  a  reeiprofit!\«<.  KS  1902.  Di«*  Zoll|>olitik  der  ver>'ini{^en 
Staaten  vun  Nordamerika  und  die  Ueziprozitiit.  —  Der.'<ellje.  A  maL'yar- 
osztr&k  monarcbia  killkereskedelmi  furgalma  a  20.  sz&zad  elejen.  Uuda- 
peet.  Peeti  kAnyrny.  1908.  (71)  8<*.  (E.  I.  a  K8-böl.)  Der  Auasen- 
handelsverkehr  der  osterr.-ungariachen  Monarchie  im  20.  Jahifaunderi. 

—  Hebell,  If..  Der  Uandelsvortrag  zwischen  OKtcrnich-rnparn  und 
Rumänien  Kronstadt.  (5.>tt  19()2.  (26:i  8".  —  HlEKu.NVUl.  K.,  K-.zle- 
kedesi  ebzkuzeink  fejle&zt^senek  ir&nyelvei.  Budapest.  Kilian  1902.  (^.ißjä**. 
Die  PrioaipieD  der  Bntwickelung  unserer  Verkehrsmittel*  —  Derselbe, 
A  nömet  TAmtaii&qaTulat.  KS  190S.  Der  deateche  Zolltarifentworf.  — 
Derselbe,  Der  deutsche  Zolltarif.  Wien.  Rraumüller  1902.  (42^  8» 
(Aus:  Pester  Lloyd).  —  Hilschlr  F..  Das  östfrreiehisch-uniiarische  und 
internationale  Eisenbahn -Transportrecht.  Wien.  Holder  1902.  (,XX1, 
316)  S**.  —  HOLSE,  S.,  ATÜ&g  bi\jözbat4^  csatorn&i.  Budapest.  Atheneum 
bisom.  1908.  (VIT,  12)  8«.  Die  schiffbaren  Kanäle  der  Welt.  —  Der- 
selbe, Az  öntözö-csatornAk  kerd^se.  MGS  1904.  Die  Frafre  der  Be- 
wa-iiserungskaniile.  -  HUFtKNW.  .1..  .\  neinzeti  kereskedeleni.  Budapest. 
Franklin-TArs  19()4.  (H8i  H".  Ij.t  nationale  Hnndel.  Budapest.  Frank- 
linger.  —  KeleäKN,  U.,  Kiviteiünk  es  a  humei  fuvardijak.  MGS  1902. 
Unser  Export  und  die  Fiumaner  Fuhriöhne.  —  Derselbe,  Hajöz&sunk 
a  Leirant^ban.  M<}S  1902.  Unsere  Schiffahrt  in  der  Levante.  —  Der- 
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üelbe,  A  nemietek  kttsdalme  •  gaidMAgi  vw^sserepdrt  Budapest 
Latnpel  1903.  (47)  8«.  (Iparosok  olyasöt&n.)  Dar  Kampf  d«r  Nfttiooen 

um  die  Führer-chaft  in  der  Volkswirtschaft.  —  Koroda,  P.,  A  magyar 
posta  1-  :»  ku/ie-HzcTatäs.  Hudapest.  OrHZ&gos  központi  közsppi  nyonida 
rcszvciiyt:ir>asiig.  li)03.  i,VIlI,  138)  8".  Die  ungarische  Pust  und  die 
Aduiini!>triition.  —  Kbickl,  R.,  Der  auswärtige  Handel  der  Oskerr.-ung. 
Monarchie  im  J.  190t.  Statist  Monaksschnit  1903.  —  Oerselba,  Der 
Zwischenyerkehr  tod  Österreich  mit  TTogam  im  J.  1900.  Statist.  Monate» 
Schrift  1902.  —  KRISZTIJfKOVICH.  F...  A  nn>>tcrsf>ores  viziutak  kendJ^se  Magyar- 
orszHL'on.  !?udapest — csoiiKr&di  t^s  vukovär — samüei  liiiji'izo  esatorni\k.  A 
tervezett  magyar  e.s  o-szlräk  csatorn^k  terkiip^vel.  Budapest.  AthenHeum 
1908.  iVI,  96)  8^.  Die  FVage  der  kflnstHchen  Wasserwege  in  Ungarn. 
Der  Badapest— Gsongrader  und  der  VttkorAr— Samaaee  Sdiiffabrtskanal. 
Hit  einer  Karte  der  geplanten  ungarischen  und  ö<:terreicbiEchen  Kanille. 

—  Magyar,  a.  kor.  orszft<rainnk  kOlkereskedelmi  forgalma  az  1891  —  U<01. 
(•vt'kl)eii.  1  —  6  k.  Budapest.  Athenaeuni  rt.  ny.  1902.  6  k.  4°.  Auüsen- 
handelsverkehr  der  Länder  der  un^.  Krone  in  den  Jahren  1891 — 1901.  — 
Hagyar>oestrftk  monarchia,  a,  kfilkereskedelmi  forgalma  a  90.  ssAead  elijto. 
KS  1902.  Aussenhandelsverkehr  der  0sterr.«ung.  Monarchie  zu  Anfang 
des  20.  Jahrhunderts.  —  LÄHO,  L.,  A  n^niot  v^mjavaslat.  KS  19tl2.  Der 
deutsche  Zolltarifentwurf.  —  Derselbe,  A  \ ämpolitika  :iz  utnls«'»  szäz 
övben.  Budapest  Politzer  1U04.  8"  (638,  lUj.  Die  Zollpolitik  in  den 
leisten  100  Jahren.  —  Derselbe,  Ohamberlain.  KS  1904.  Gbamber- 
lain.  —  Derselbe,  A  T^dvAmos  fordulat  KS  1904.  Die  scbntasAllne- 
rieche  Wenduntj.  —  Budapest  s«.-fövAros  tanÄcsÄnak  jelentdse  a  budapesti 
marhaväsArt('ri  vrtsdriiiMi7,ti\r  fl^ryt^ben.  Budajxst.  Pesti  köTiyvny  10O3. 
(115'  Bericht  des  Mai;isirale8  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest 
in  Sachen  der  Budapester  Ilindviehmarkt-Marktkasse.  —  MatlBKOTITS,  S., 
(%amberlain  ^  as  irodalom.  KS  1904.  (^amberlain  und  die  literator. 

—  Mtlivs,  Hclyi  erdekfl  Tasutainknil.  Budqiest.  Singer  Wolfner  bia. 
1902.  (34 1  4**.  f  lipr  unsere  Vizinalbahnen.  —  Nagbl,  Die  unparischen 
Stautsbahnen  im  J.  19(K).  Arili.  f.  Kisenbahnwesen  1902.  —  Derselbe, 
Die  Kisenbahnen  Ungarns  im  J.  1900.  Arcb.  f.  Eisenbahn'wesen  1902.  — 
Kiomn»,  KibontakosAs.  Kfialeked^flgyi  feladataink.  Budapest  Athe* 
naeom  1903.  (48)  8*.  Entwirrung.  An|gaben  unseres  Vericehrswesens. 

—  N6MKTH,  J.,  Ohamberlain.  MGS  1904.  Chamberlain.  —  PARIS,  F., 
A  fogyasztÄsi  sziivetkezetek  t^s  a  k'  rc-l.cdelem.  Buda|>est.  Sinirer  il  Wolfner 
biz.  1902.  tö9)  8*.  Die  Koiisuni;:enosfienschaften  und  der  Hamlel.  — 
PKNNlKäEE,  A.,  A  ten^erhajozäsi  mozgalmak  ^s  azok  hatÄsa  Fiume  for- 
galmAra.  KS  1904.  Die  Seesoiiifbhrtsbewegungen  und  deren  Einwirkung 
auf  den  Verkehr  Fiumes.  —  PHILIPPOTiCH,  B.  Amtriaa-Hangarian 
trade  policy.    Ec.  Joum.  1902.  österreichisch  ungarische  Handelspolitik. 

—  Derselbe.  Dk'  u-terreichisch-unL'arise!ie  Hmul'  lsjjolitik  und  die  Inter- 
OSf^en  Osterreiclis.  Zeitschr.  f.  Vulksw.,  8oziaipol.  u.  V'erw.  1902.  — 
Ricz,  Gt.,  A  h^ötnist  4s  hatAsa  a  brit  iparra.  HS  1902.  Der  Schiffahrts- 
tmst  and  seine  Binwiricnng  auf  die  britische  Industrie.  —  RUBIBSK,  Qt., 
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V4ms£övet8eg,  kereskedelmi  xzerzöd^dc.  Budapest,  ifj.  ^agol,  0.  bizüiu. 
1908.  (186)  6*.  Zollbund,  HandelBverkrftge.  —  Derselbe,  A  v&mpolttika 
gsod&lis  hatä-ia.  MGS  19(J4.  Die  soziale  Wirkung  der  Zollnolitik.  — 
RCTTKAY,  V..  A/.  :iiil:o1  väinpolit ik:ii  iiHtzjaloni.  KS  UK>3.  Di»'  ei  -ii^che 
züilpolilische  Beweyunir.  —  ha«  K.  15..  Keii  -'o  flclnii  i^koltUnk  luultja 
es  jüviije.  Budapest.  Lampel  iyu3.  (,159/  8".  i  k.  i,Mag;ar  Kereskedok 
Könyvtära,  9.)  Vergangenheit  und  Zukunft  unserer  Handelsscbulen.  — 
SCHOBBB,  A.,  A  m.  kir.  AUaiuTainitak  Aruforgmlm&Dak  fejlödöRe.  KS  190S. 
Die  Batwickelung  d*  -  ^^  :u•eIlve^keh^s  der  unirar.  Staatslialiiien.  —  .Sum».  Z., 
A  vÄin<i<rylun  ve/'-rfoiialu.  Butiapest.  Pollitzer  l>iz.  1'.'03.  lOTi  H". 
Leitfaden  ^der  Lebre  flbur  da*i  Zollwesen.  —  Ma<:yar,  a,  kcro-kedehiii 
r^ssvenytärsasäg  az  orszäg,  küroskedök  ö»  iparosok  kizhttkmäityolüJAQak 
BTipanaml^a.  Budapest.  Fried  6»  Krakauer  nj.  1903.  (63)  8«.  Das 
.Salzpanama  der  uugar.  HandelsaktieriLiesellschaft,  der  Ausbouterei  des 
Landes,  der  Kaufleute  und  der  Industriellen.  —  SzAlio,  .T.,  IL  !yi  ^rdek6 
vnsutaitik  jftvöje.  KS  1903.  Die  Zukunft  unserer  \  izinall>ahnen.  — 
SzABu,  L.,  Cobden.  MGS  liKM,  Kobden.  —  Szt;K.\t;!5,  A.,  Kereskedeliui 
iskol^  <s  a  gyakorlati  6let.  Budapest.  Grill  1903.  (109)  S«.  Unsere 
Handelsschulen  und  das  praktisdie  Leben.  —  Szilast,  B.,  Kereskedelmi 
szakoktat&R  Aiigliftban.  BS  1903.  Koinnierzieller  Fachunterriclit  in  Eng- 
land. ~  M:ii^'v:ir  t^n^nreHzeti  evkön\v  n/  l^'O'i.  »ivre.  Kiadja  a  fintnei  ni. 
k.  tengen-szeti  hatuhäj,'.  12.  evf.  —  Annuario  marittiaio  un^jln  r^^-e  j)er 
1902.  Fiume.  Tip.  Mohovich  1902.  (449,  31  tdh.)  8°.  l  u^^ari.scbes 
Marineijahrbuch  auf  das  Jabr  1902.  —  VÄOd,  J.,  Die  Revision  des  inter- 
nationalen Frachtverkehr- Übereinkommens.  Budepest.  Deutsch,  Ze.  ^s 
tsa  1903.   ylo)  Dor-clbe.  .\  nemzelközi  vasuti  c^yozmeny  reviziu- 

iähoz.  KS  19<J3.  Zur  Hevifion  d»'r  internationalen  Ki^enljahnkonvontion. 
—  Derselbe,  Kiviteli  törekv^seink  es  az  uj  autonum  väaitorrenyjavaslat. 
KS  1903.  Unsere  Kxpyrtbestrebungen  und  der  Entwurf  des  neuen  auto- 
nomen ZoUgeeetcee.  —  Vioö,  S.,  Kikössit^i  <^&r^,  v&mhitel  6a  egy^h 
kiviteli  körd^ek.  ES  1904.  Appretnrrerfahreti,  Zollkrcdit  und  andere 
Fliportfragen.  —  Törv^nyjavaslat  nz  osztrAk-nmjjynr  vAniterület  luitotiom 
väm-tarifÄjÄn'.l.  Budapest.  Toldi  bi/,.  1903.  (112)  4".  Gesetzentwurf 
über  den  autonomen  Zolltarif  dQ>>  österr.-ung.  Zullgebietos.  —  Jolentes 
as  oestrAk-magyar  vAmterfilet  autonom  v&mtarif^Ar(Vl  ss.  törv^n^avaslat 
t&rgr&ban.  Altal&nos  r^sz.  Kflldn((s  r^ss.  Budapest,  .\thenaeum  1903. 
2  k.  8**.  (MagA-ar  GyÄrijmrosnk  Orsz.  Szövct.sr^ge.)  f?erielit  in  Ange- 
lecrenheit  des  Ge.'^etz»ritvviirfps  über  den  autonomen  Zolltarif  des  osterr.- 
ung.  Zollgebietes,  .\llgeraeuier  Teil.  Ik-onderer  Teil.  —  Vaskapu  (— th.). 
U6S  1908.  Das  eiserne  Tor.  ~  Vasut,  a,  szerepe  a  t&rsadalomban.  MGS 
1902.  Die  Rolla  der  Eisenbahn  in  der  Gesellschaft.  —  Helji  ördekA 
vasutak,  a,  k^rd<^se  Vita  a  Magyar  KözgazdasAgi  T&rsa-sftgban.  KS  1903. 
Di«^  Frn'jo  dfr  Vizinalbahnen.  Debatte  in  der  iinL'ar.  Volkswirt^chnft';- 
gt•s^.■li^cha^t.  —  Mairyar,  a,  m»'niuk-  s  epiteszeL'ylet  euilekirala  a  heiyi 
erdekü  vasütügTnek  föllendit^.se  tärgyäbau.  Budapest.  Kilian  bizoni.  1903. 
(31)  8'.   Memorandum  des  nngar.  Ingenieur-  und  Architektenvereinc  in 
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Angelegenheit  der  Hebung  des  N'iziiiulbuhnweücns.  —  VaBVABI,  F.  v.,  Der 
ungBrische  Gesetsentwurf  zur  Bekümpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes. 
Jahrb.  f.  KO.  u.  Stet.  1902.  —  VBiniAi,  A.,  Ja^adat  a  i6natarifii  &tala* 

kitasara.  KS  1902.  VniMhhiL^  snr  ümlnderung  <le-  Zonectarifs.  — 
ZlKLlNSZKl.  Sz.,  J'iidaitcst  furgalini  viszonyainak  reudezese  es  a  kftz|Hinti 
fövji-sul-terve.  liudupost.  Kilian  hiz.  1\)02.  (133)  8".  Die  Ri'^'t-Innj.-  der 
Budapest^r  Verkehnsverhältnisse  und  der  Plan  der  Zentralhauptbabn. 

IX.  Geld-,  Bank-,  Kredit-  und  TeralelierniigBwe8eii.  Börse. 

ABKÖvr,  R.,  Ajt  öletbixtosit&e  a  jelz&logOaletben.  HOS  1903.  Die 
Lebensversicherung  im  Hypothekargesdiftfte.  —  BilOT,  O.,  A  betäti  kamat- 

lAb  kerdt'se.  KS  1902.  Die  Frage  des  Einlagen-Zinsfusses.  —  Derselbe. 
A  takaii'kptnztiiri   rcforni.     KS  Die  Reform  der  Sparkassen.  — 

Derselbe,  A  luniapfsU  pt^rizinti'/.eti.*k  üzleteredm<Miyei  az  1902.  evbeti. 
KS  1903.    Oeschäftsergubnisse  der  Budu])Gbter  Geldinstitute  iiu  J.  1902. 

—  Derselbe,  A  budapesli  pdnzint^setek  flxleteredmänyei  1908-ban.  KS 
1904.   Die  Geschftftsergebnisfie  der  Hudapester  Geblinstitute  im  J.  1903. 

—  nRKKNYI.  P.,  A  foldbirtok  hitcllol  val.»  mecrtrrheU-se.  KS  1903.  Die 
Hciafitung  des  Grundbesitzes  durch  Kredit.  —  Derselbe,  .\  tözsde.  1.  r. 
A  Iti/sdek  turtenetü  üs  szervezete.  Budapest.  Lanopel  1903.  (69)  S**. 
(Magyar  kereskedök  könjrt&ra,  7.)  Geschichte  und  Organisation  der  Börsen. 

—  Magyar  bistositftsi  öTkönyr.  6.  &rt  1904.  Seerk.  TflrAk  J.  E.  Budapest. 
Eili&n  bis.  1903.  (235,  138)  8^  Ungarisches  As<!ekumnz-Jahrbuoh.  6. 
Jahruaiig-.  —  Mniryar  biztositAsi  övkönyv.  ö.  cvf.  1903.  S/erk.  'I  ürük  J.  E. 
Budapest.  Kilii'ui  biz.  1902.  i,24H,  91)  H°.  Ungarisches  .\ssekuraiiz-.lahr- 
buch,  ö.  Jahrgang  1903.  —  Bodeb,  A.,  Az  erdelyreszi  penzintczetek.  KS 
1904.  Die  siebenbOrgischen  Geldinstitute.  — >  B00T6,  8.,  As  ^letbistositA« 
einmiete  ös  a  gyakorlat  Keresk.  Szakoktatils  1902.  Die  1*he<>rie  der 
Lebcnsassokuranz  und  der  Praxi.s.  -  -  C."^Ki'Lü,  E..  A  papirosbuzArul.  Buda- 
pest. KiliAi)  1904.  (15t  8".  riior  den  Papierwei/en.  —  C/.in.-i-EK,  K.  A 
magyar  befektetesi  crtekek.  Die  ungarischen  Ajiiugewerte.  —  i"  ABK.\.-i,  K.  .1., 
ZAloglcTeleink  belörtöke.  Budapest.  A  KösgasdasAfr  Uad.  1903.  (58)  8» 
Der  innere  Wert  unserer  Pfandbriefe.  —  Gbosschkid,  B.,  Hitel*  i»  re&lusso* 
ra.  Budape.st.  Pnllitzor  1902,  :ii»4i  8».  Kredit-  und  Realvucber.  — 
HaJDI',  M.,  A  hiO']»''rt('sites.  A  kere-kcdelmi  tudakozt'idi^'^  szervezete  (^s 
jogren«lje.  Hudaj.esl.  Singer  i  s  Wolfner  1903.  (127)  8**.  Die  Krodit- 
infurniation.  Organisation  und  ilechtüorduung  der  kaufmännischen  Aus- 
kunftseinholung. —  HalIsz,  Ujit4sok  a  fisetM  forgalomban.  KS  1903. 
Neuerungen  im  Zahlungsrerkehr.  —  HALisZ,  8.,  Törr^nyjavaslat  a  cheqiie- 
rrd.  K!öad.'.i  tervezot  6s  indnkolilsa.  Budapest.  Grili  1903.  (llBi  8« 
Ge-iet/cntwurf  über  den  Seheck.  Reforentenentwurf  und  Motive.  —  Der- 
selbe, A  ji^uzintezeti  beletek  biztousäga,  kül'inös  tekintettei  a  taikar^k- 
p^uztdrakra.  Budapest  Toldi  L.  bis.  1904.  (X,  348)  4^  Die  Sieheriieit 
der  EinIngen  bei  Geldinstituten  mit  beeonderer  Rlicksidit  auf  die  Spar* 
kassen.  —  Derselbe,  JAt^k  6s  takar^kossftg.    KS  1904.    Spiel  und 
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Sparen.  —  Hatab,  M.,  Az  Osztr&k- Magyar  bauk  a  pänzpiacz.  Buda* 
pMt  Lampel  1908.  (73)  8«.   (Majfy.  keresk.  ktoyrt.,  1.)  Die  österr.- 

l  iifr.  Bank  und  der  Geldmarkt.  —  HeuedCs.  8.,  As  annj  Valuta  teijed^se. 
KS  1903.  Die  Ausbreitung  der  Goldwährunji;.  —  FTlRscu.  \..  A  niezH- 
gazdasägot  sznlgfUo  hitel  iSuniotry  \ !\rrao<,'.v«'hen.  KS  UHtJ.  I.aiidwirl- 
hchafilicher  Kredit  im  JSumogyer-Koiuitute.  —  Urszägos  Ko/.punti  Hitel- 
ssövetkesei.  MOS  1908.  LaodeB-Zentnd-KroditgenoMensohAft.  —  Hitel- 
bistonttea,  ^  l^^ogosultaftjra.  TOrt^neti  adatok  f0lhMSDftlA«4val  irta  egj 
volt  kereskedö.  (Magy.  6s  iif  in.)  Hu.lapest.  Crill  biz.  1902.  (16)  8». 
Die  Kreditvorsil  h'  runc  und  ibiL?  Hcrecbtijjiiiig.  —  lI'iNli^,  F  .  Die  österr.- 
ung.  I>eben8\  er>icbenings-(«eKellschHfteii  im  .1.  1901.  Wien,  (ieroid  1902. 
(ÖO,  4  Tab.)  12^.  LUANTI,  B.,  Die  in-  und  ausländischen  Privatversiche* 
rungR-Oflaollsdiaftea  in  Oatarreich-Ungarn  im  J.  1901.  Jahrgang  8.  Wien. 
Eisenatein  &  Co.  1902.  (15)  8*.  —  Derselbe,  Die  Ge-sdniftsn  sultate 
der  5sterr.-ung.  Leben.sversicherung>i-(!e8ellscbaft<'n  und  der  auslündisi  ben 
iu  Osterreich- Ungarn  im  J.  1901.  Wien.  Kisen.stein  &  Co.  UM)2.  (24) 
B*".  —  Manks,  A.,  Die  Privatversicherung  der  Schweiss  und  Österreich- 
Ungan»  in  amtlieher  Dantelluog.  Jahrb.  f.  Nat.-Ok.  u.  Stat.  1902.  — 
Mä»T,  L.,  Tond«  «s  nzsora.  MGS  1902.  BOrae  und  Waoher.  —  Ohodt,  Zs., 
A  hitelszövetkeaetekröl.  Budapest.  Kilian  F.  uf..da.  biz.  1904.  (14)  8«. 
Die  Kredilgenossenschaften.  —  Pap,  I),.  A  Kotv^nykibocsätitsok  biztosita.«!a. 
K.S  1902.  Die  Sic-herstelhmg  der  <  »bligaiionen-Kmissionen.  —  Ple-sS,  M., 
A  föv4rotii  iiitelszövetke»etek  szaporodilbHuak  kritikai  nieltati^a.  Budapest. 
Politzer  19(3.  (12)8*  Kritische  Würdigung  der  Vermehrung  der  Kredit- 
genossenschaften in  der  UauptKtadt.  —  PL.vNEBf  M.,  A  börzefigyletek. 
Budapest.  R.  Lampel  1904.  ;1R4^  8".  (Magyar  korcskcdök  könyvtÄra.) 
Die  Hörsengeschäftc.  —  RUHLANl).  (1..  A  papirosbuza  hatäsa  a  gabona- 
ftrakra.  Ford.  Arküvy,  R.,  bevezette  Zbelinszky,  Ii..  gr6f.  Budapest. 
Eggenberger  bizom.  1904.  (154)  8*.  Binfluaa  des  Papierweizens  auf  die 
üetreidepreise.  Oberaetat  —  SPtTSMOLLtBr  A.,  Die  öaterr.-ung.  Wihrunga« 
reform.  Zeitscbr.  f.  Volksw.,  So/.. -Pol.  u.  Verw.  1902.  —  Sziivetkezcti 
biztositfts.  MCiS  1902.  ( ienos^enschaftli(•be  X'rrsicbernncr.  • —  Tai^^z.  K., 
A  soproiii  Itankbukas  törtenele  es  következmeiiyei.  .Sopron.  Thioring 
biz.  1902.  (VII,  312;  8».  Die  (jeschichtc  und  die  Folgen  des  Bankrotlea 
der  Soproner  Bank. 

X.  Staats»  imd  GemeindefliiaDiweseii«  Stenern. 

BalAJTHT,  K.,  A  fogyassi4ei  äa  italadÖ-tOrvtoyek  tört^neti  MazeAlli- 
tftaa  a  kiegyc/es  ev6to\,  1867.  ^vtöl  kezdve  az  igabb  idokig.  Budapest. 
Toldi  biz.  1W3.  (431  8".  (♦esf-hir^btliebe  Ztisainmeiistolhing  der  Ver- 
rehrungs-  und  Scbank*<teuer-( ie>ft/e  vom  .Vusi^'leicbsjahre  1HH7  angefangen 
bis  zu  der  Neuzeit.  —  Bakta,  O  ,  A  közüs  ullauuidussägi  j&rulek  meg- 
T&ltAsa.  KS  1904.  Die  Ablösung  des  Betragee  aar  gemeineamen  Staata- 
achuld.  —  Bmk,  D.,  A  koronaszöTetkeaetek  megadöetatAaa.  KS  1903. 
Die  Beetenemng  der  Kronengenoeaenachaften.  —  Boohzob,  K.,  Allem- 
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gaidas&gi  ss&mtart&stan.  (AUamszimTitoltaii.)   Tek.  s  (OrrtoybatösAgok 

HS  kr)/,.s»'i^ek  h&ztartÄii&ra.  5.  Ätdolg.  kiad.  Budapest.  Naj^el  1902.  (XI, 
.")S:ii  8".  Staatswirt.xchafts-i;echnungsweseii  St«atsr(M•hnllnf^slebrel.  In 
Hinblick  auf  <len  Haushalt  der  Behörden  und  (ieraeiiide.  o.  umgearbeitete 
Au.sgabe.  —  KXNKR,  K.,  Az  ex-lex  a  p^uaüg^i  jog  szcmpoDtji^bi.'»!.  KS 

1903.  Du  Ez-lex  wo»  dem  Gemchtspnnkt«  des  Fimiutrachte.  —  Der- 
selbe, Dolgozatok  b  magTarp^nzagvi  jog  kör6b61.  Budapest.  GriU,  K. 

1904.  i2Göi  H".  ArV)eiten  aus  dem  Kreise  dos  ungarischen  Finanzrecbts. 
—  pV)iUtON,  Ij.,  Adoreiidszerünk.  Kritikai  tanulmänyvÄzlat.  Budapest. 
Pulitzcr  1902.  (62)  (K.  1.  a  Magy.  Nemzotgazdäböl.)  Das  ungarische 
Steueraystem.  Krititche  Studienskisse.  Fabkas,  R.,  Az  egyenesad^ 
refonnjftrtVl.  MGS  1902.  Zur  Reform  der  direkten  Steuern.  —  HiLiflS,  S., 
A  cbequehelyog.  KS  1902.  Der  Cheque-Stempel.  —  Katona.  H..  Az 
Allami  honih;'i/äsok  üsTyr-h'»/.  Riulapfst.  Alhorii»«^iim  1903.  \',V.h  8'*.  Zur 
Aniieleljenhcit  der  staatlichen  [r!Vo-.ntioii<  ti.  —  KKlCSt'ALVi,  L.,  AdAlizetnk 
■utalwazibia  es  adovegrehajtasnk  luegszüiitetese.  Budapest.  Kilian  biz. 
1902.  (16)  8**.  Belohnung  für  SteuerseUer  und  AufbAren  der  Steuer^ 
exekotionen.  —  Kdnz,  J.,  FAvArosnnk  b&stMtAs&rol.  KS  190S.  Der  Haui- 
helt  unserer  Hauptstadt.  —  KVA8SAY,  I..  A  kilz.is  AllaniadMssÄg  rf*87.1etez^«e. 
Budapest.  Müdupt'sti  Hirlap  ujsägvällalata  ltK)H.  (27'i  8".  Detaillierun£r 
der  gemeinsamen  Stajit-ssehuld.  —  LUKAt*.  F..  A  ma<,'yar  pünzügy  fejlüdese. 
A  petizügyi  kuzigazgatä»,  a  penzügyörseg,  az  adi'>k,  AllemegyedAr&tAgok 
^1  jOvedök  IOrtöDet<Snek  T&zlatoi  ismeriettee  1908.  Die  Entwidcelung  de« 
uiiL'arisohen  Kilian /Wesens.  Skizze  dw  Geschichte  der  Finanzverwaltung, 
tier  Kinarizwaclie,  der  Steuer.  Stnat^monopol  und  C-'fällf.  —  MaKFFY,  E.. 
A  res/.vetiylaiNulatok  es  szövetkezelek  adöja.  Budapest.  Kggenberger  biz. 
1Ü02.  (104,1  8*'.  Die  Steuer  der  Aktiengeüellschafteu  und  Geuosflenschafteu. 
MILHOPFBB,  £rt«kkata8zter.  Km.  Vitäz  bis.  1902.  (10)  8«.  (K.  1. 
a  Magy.  Kemzetgazd&bol.)  Werlkataater.  —  OdOUTI,  H.,  A  3-ad  oast&Ijt 
kereseti  adrt.  A  rAvonatkoz«'»  tOrv^nyek,  rendeletek,  elvi  hatArozatok  gyüjte- 
nc-riv*^.  Hudajiest.  (»rsz.  kr>/.p.  küzs.  ny.  1902.  (47)  8".  Die  Erwerbs- 
stouer  III.  KIh-sso.  Sammlung  tier  hierauf  bezügliclten  besetze,  V"en)rd' 
nungon,  prinzi|)ieile  Entscheidungen.  —  PAPP,  A.,  A  közsigi  közegeket 
^rdeklö  Ulet^kRzab&lyok.  Budapest.  Orra.  ktap.  kfizs.  ny.  1902.  (290) 
8".  (KOzigazg.  könyvt.)  Gebühren,  welche  die  fi»'nieindoorgane  inter- 
.s'^ioron.  —  Penzilgyministcrium.  a  m.  k.,  tiz  ^vi  niüködese  1895 — 190.n. 
Budapest.  M.  k.  Penzügyministerium  1904.  'XII.  1069)  4".  Die  zehn- 
jährige Wirksamkeit  des  kgl.  ung.  Finanzniiuisteriums  1895 — 190Ö.  — 
ScmODT,  J.,  Nyiivftnoa  ssftmadAsra  köteleaett  p^ndnWcetek  adOi  i»  illetOei. 
Elmäeti  6a  gyakorlati  käsikönyr.  PriWgye.  Gubits  1902.  (XI,  242)  8«. 
Steuern  und  Gebühren  der  zur  öffentlichen  Rechnunirslegung  verpflichteten 
fif'ldiiistitut'-  Thf^oreti^rhes  und  praktiscbos  Handbuch.  —  S«'I!RETRF.R. 
V.  es  Moln.'ir,  J.,  A  szes/.ad<»  iränt  ervenyiien  levo  törvenyck  es  rendeletek 
gyüjtenn^nye.  Budapest.  Toldi  1903.  (XIV',  618}  S^.  Sammlung  der 
in  betreff  der  Spiritussteuer  in  Geltung  stehenden  Gesetce  und  Verord- 
nungen. —  SuALOVSZKTf  V.^  Allamhitelflnk      konvenidnk.  Budapeitt. 
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Grill.  1902.  ^27)  8«  (K.  I.  az  I  j  Magyar  8s«ml«böl.  Unser  Staate- 
kredit  und  nuMre  KoiiTtnioii.  —  Wbkiblb»  S.,  As  tgjMzi  adAk  rende- 
tte^l.  Jog&Uam  19(fö.  Über  die  Regelung  der  Kirchenetenero. 

XL  Statistik. 

EXNEK.  R..  Az  öiikorniftiiTzat  adüterhe  Mapyari»rszftgoii.  KS  1904. 
I)io  Steuerlast  der  Sell)htregienni<:  in  Ungarn.  —  Fknyve.shV.  J.,  A  raa^yar 
munkäsüg.vi  bivataJröl.  KS  l'M'd.  Vutii  ungarischen  Arbeittiaiiite.  — 
FöLDKS,  B.,  Statisstikai  elÖadAsok.  1  lorasat  Budapest.  PoHtser  1904. 
(215)  8*.  Statistische  Vortrüge.  —  FomLB,  A.,  Statisstika  6a  köivtie- 
m^ny.  KS  1902.  Die  Statisiik  und  die  öffentliche  Mein  um  —  Hklleb,  F., 
A  vftnivha  tüniünil<'s  jel»'nt«  -.(''je  Ma^rarorsZiArron.  I.,  II.  KS  1904.  Die 
lit-U'  iMuiii:  des  Kiii>tn.»tiieiis  iu  «lic  Stadt  in  l.'n;,'arn.  —  K.VBMAN,  E.. 
Biuxützyi  statisztik&nk  ujabb  ereduiL'uyt'i  t>s  iranyai.  KS  1903.  Die 
neueren  Ergebnisse  und  Richtungen  der  uogar.  Kriminalstatistik.  — 
KiNiz,  B..  A  stAtisxtikft  eliudete.  Pozsony.  Stauipfel  1903.  (123)  8*. 
(Tuduiii.  Z"e})könyvti\r.  145 — 14G.)  Die  Theorie  der  Statistik.  —  Der- 
selbe, Statisztika  ös  nvilvniios-i'iL'.  (Stati^-tique  et  publicite.)  BS  VMH. 
Statistik  uud  Publizität.    HS  1904.  ^431— 43<>).  —  K.irOsv,  J., 

A  rÖBBvtfuyek  &rfoIyamnyeresejL;einek  6s  Teestes^geinek  ntegdllapitAe&röl. 
KS  5,  1902.  Feststellung  der  Kursgewinne  und  Kursverluste  der  Aktien. 

—  Derselbe.  A  budapesti  inari  vegyes  rf^'s/venylilrsulatok  üzletered- 
m^nyei  az  19oi  ovben.  l'iidapest  -.tatiszl.  havi  fiiz.,  H  11>02  Die 
Betriebscrj^ebiiissi-  der  Budai/ister  Industriellen  und  divertcn  .\kticn- 
^'öfiellscbaften  im  J.  1901,  —  Derselbe,  A  füväros  öüüzcs  r^szveuyt/ir- 
sulatainak  1901-iki  teleteredmäoyei.  Budapest  statisst.  bavi  fOa.,  9.  1902. 
Die  1901  er  Betriebsergebnisse  sämtlicher  AktiengesellBchaften  der  Haupt- 
stadt. —  Derselbe,  A  res/vY^nvek  ilrfolyamnypresf^geinek  es  Ärfnlyain- 
vesztesf»[reiiiek  niejiAllajiitilsAröl.  Budaiiest.  Stat.  Havifüzetek  3.  I!>ii2, 
Fest.stcUung  der  Kursgewinne  und  Kursverluste  der  Aktien.  —  Magyar, 
a,  kir.  kormäny  1901.  &n  mflkOd^öröl  6b  aa  orsi&g  közAllapotairöl  ssölö 
jelenttfs  stetieatika!  «vkQnyr.  Budapest.  Kiliftn  bis.  1902.  (334,  442)  4<». 
Bericht  über  die  Wirksamkeit  der  k.  uiiijar.  Regieruni:  im  .T.  1901  und 
Aber  die  öffentli  •h'Ti  Zustände  des  I.andi  s  u.  Statist.  .Iahrl>uch.  —  Man- 
DELLO.  I;y.,  M«'Zu^fazda.-ägi  munkab6rek  statisztikäja.  KS  liM)2.  Statistik 
der  landwirtschaftlichen  Arbeit*ilöhne.  —  MezögazdasÄgi  munkab^rek 
Mag^arorsz&gon  1900.  4Vben.  Kia^ja  a  m.  k.  földmlvel^sflgyi  minisster. 
Budapest.  Pallas  1902.  (290)  8«.  (Am.  k.  fuldmiv.  min.  kiadv.)  Land- 
wirtschaftliche Arbeitslohne  in  I'n^'arn  im  J.  19(X).  —  Mezü^'azdas/ii;i 
munkab«irek  MagynrorsziVi/on  ITOl.  evhen.  Kiadja  a  magyar  kir.  földml- 
velesügyi  minisster.  Budapest.  Pallas  1902.  (33Ö)  8*^.  (A  m.  k.  földmiT. 
minisat.  kiadr.)  Landwirtsehaftlidie  Arbeitslöhne  in  Ungarn  im  J.  1901. 

—  Magyar,  a,  korona  orssAgai  1900.  6in  n^pezftmlftlAs&nak  föbb  demo* 
grafiai  eredm^nyei.  K.  1.  a  n<>i)szAm]&l&8i  nu'i  1.  köteteliol.  Szerk.  a  m. 
k.  kö«ponti  statisst  bivatal.  Budapest.  Kilito  bis.  1902.  (33)  4<>.  Die 
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hraptsldiliolien  damographischen  Er^ebniase  der  VoIksBähluDg  Tom  J. 
1900  in  den  Lindem  der  nnjirarischen  Krone.  (Separatabdmdr  aus  dem 
1.  Bde.  des  VolkBzählunL'swerkes.)  —  RÄTE,  Z.,  A  liAzassA^ok  term^eny- 
s'-jf.  KS  1;m>2.  Die  FrnelitlK»rl:i'it  rh'v  Ehen.  —  Thirriko.  G.,  X^^pünk 
In;jlalkozä?ji  az  19UU.  evi  nepszjuiiJaliV»  vjla^ntiwäbaii.  HS  1Ü04.  Die 
Beschäftigung  unserer  Bevölkerung  im  Lichte  der  Volkszählung  vom  J. 

1900.  —  08ztrAk*magyar  Tftmterfllet,  ai«  kfllkereakedelmi  forgalma  as 
1891—1901.  ^vekben.  1— 6  k.  Budapest.  Athenaeum  1908.  i\  Aus^en- 
ban«l(>Isverkehr  dos  (»sti'rr.-uiii.'.  Zollgebietes  iu  den  Jahren  18f1 

(1. — (i.  Bd.)  —  X'aRgha,  (iV.,  A  niaL'varsjiir  felszäzndo«;  fejlnd»'se.  K8  r.>U2. 
Die  Kutwickelung  des  Uni^artuniü  im  letzten  halben  Jahrhundert.  — 
ViZAKNAl,  A.,  T&nadalmi  ^  gasdasAgi  ezempontok  a  19.  sc.  ▼Ögön  69  a 
20.  SS.  küssöb^n  tartott  n^pszftoiMlAeokban.  ES  1902.  Sosiale  und  wt- 
schaftlictie  ne»ichtt<puokte  in  den  am  Ende  des  19.  und  an  der  Schwelle 

des  20.  Jahrhunderts  \ nrjenoninKMiPii  Volk^zähliinüCn.  —  Dt-rsellie. 
KAtli  Zoltän  t  (1J^*':1-1!X»2.  KS  l;H>2.  Zoltan  Hätli  f  ( l««»;^"li>»J^)-  — 
VlTlr:/,  (<.,  Magyarofäziiir  ütatisKtikäja  v&alatoH  elöadäsban.  Az  1900-iki 
ndpBS&mlftl&s  6b  nemsetköri  teszebasonlitisok  aJapJte,  kill.  tek.  Ausstri&ra. 
Budapest.  Politzer  1904.  (III)  8*.  (Jo«:i  oompendiumok  pj'üjtem^'nTe, 
29.  k.)  Ski/zeii  der  Statistik  Ungarns  auf  Grund  der  IHOOer  Volks/.ahlutiL' 
und  interiiatjonale  Vt  riiieichnng,  mit  besonderer  Hücksicht  auf  Österreich. 
—  Ergebnisse  der  V'uikbzälilung  v.  31.  Dez.  1900  in  Ungarn.  Von  J. 
Statist  Monatssdir.  1902.  —  Budapest  ai.*fAT&ro8  statisstikai  hivatalAnak 
kflslemtfnyei.  33.  6a  56.  k.  Budapest.  Grill  bia.  8«.  —  33.  KdrOsy,  J. 
£8  Thirring,  G.,  Budapest  az  1901.  ^vben.  A  n^pleir&s  6s  n^pRzAml&lAs 
eredmeriyi.  l.  k.,  1.  r.  1903.  (1,  mV  —  Körosy,  J.,  Budapest  halan- 
d«'>sil<:a   az   liK)l — 1905.  i'vekberi    es  annak  okai.  2.  tTAl>liis»  resz.   1.  f. 

1901.  1903.  (IV,  44.)  Amtliche  Pul)likatiou  der  Hau|>tätadt  BudapesU. 
Volksbesebreibungs-  und  Zahluogsresultate.  Die  Sterblichkeit  Budapest 
1^)01— 190ri  und  ihre  Ursache.  —  Magyar  atatisatikai  ^vkönjv.  üj  folyam 
9.  1iM»l.  S/,i  rk.  es  kiadja  a  kir.  központi  statiKztikai  hivatal.  Budapest. 
Kiliün  biz.  1902.  iX\',  442j  4^  Ungarisches  statistisches  Jahrbuch. 
Neue  Serie  9,  1901.  —  Statistik  de«  auswärtigen  Handelt»  des  österreich- 
ungariHchen  Zollgebiets  im  J.  190S.  Bd.  1,  Teil  1,  2.  Wien.  Hof-  und 
StaatNdr.  1903.  XXXH,  568.  (VI,  760)  A^.  —  Publikationen  dea  sta- 
tjsti-^  lieii  Bureaus  der  Stadt  Budapest.  (Ubers,  a.  d.  Ungar.)  29.  H.  2. 
Berlin.  Puttkanmier  Mühlbrecht  1902.  H".  2.  Die  tiiianziellen  Er- 
gebiiisNe  der  .\ktieni;cheii8chaften  wahrend  1H74  — 1898.  2.  II.  1902.  fXIl. 
83 — 241  u.  III.)  —  Ungarisches  Statislische.H  Jahrbuch.  Neue  F.  8,  1900. 
Verf.  u<  herausg.  durch  das  k.  ung.  Statist.  Zmtralamt.  Amtl.  Übers,  ans 
dem  Ungar.  Budapest.  Kili&n  1902.  (XVII,  453)  8«.  —  Uttgariache 
statistische  Mitteilun<i;ei».  \'erf.  u.  herausg.  durch  das  k.  unk',  statist. 
Zentmlanif.  N.  Ful-o.  Bd.  28  u.  29.  Budapest.  KiliAns  Nachf.  4". 
28.  Kiscnbahnen  Ungarns  in  d.  J.  1897—1899.  1902.  (III,  23,  184.)  — 
Ungarische  statistische  Mitteilungen.  Verf.  u.  herausg.  durch  das  k.  ung. 
Statist.  Zentralamt.  Neue  Serie.  Bd.  1.  Volkssfthlong  in  den  Ländern 
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der  ung.  Krone  r'.  J.  1900.  Teil  1.  Allgemeine  Beüchreibuug  der  Be- 
vOlkerang  nach  Gemeinden.  Budapest.  Kilitoi  Nachf.  1902.  (X,  45, 
'609)  8*.  —  Dasselbe:  in  nng.  Sprache.  —  Ungarische  statistische  Mit- 
teiluripHti.  Heraus^-,  vom  k.  uniT-  statist.  Zentrnluiut.  Neu-'  St  tir.  Hd.  3. 
AuN\v;irti2:t^r  Handel  der  J>:inder  der  iinj^.  Kruno  i.  .1.  Hu  iapest. 

Kiliiiiis  Naehf.  1902.  (IX,  139,  30<J)  8^  —  Dassell.e:  iu  un^^.  Sprache.— 
Magyar  statisstikai  kOxlem^nyek.  Uj  sorosat.  A  magjar  korona  oru&- 
gainak  mezögazdas&gi  termel^  1901.  Seerk.  A  magyar  Idr.  kOsp.  sta^ 
ti^zt.  hivatal.  Eili&u  ut/>d.  hiz  om  lfM).V  8".    I  iiLinrisoho  >t:»ti8tisohe 

Mitteilun<ren.  Neue  Serio.  1.  Bd.  Di<-  iHtidwirtsLliuflliche  Produktion 
der  Länder  der  ung.  Krone  lilUi.  —  Stati«ztikai  fvkonyv,  ma-^yar  19()2. 
Sseik.  ^  kiac^a  a  M.  kir.  kflap.  etat.  hiv.  Budapest.  Kiliäu,  F.  utoda 
bisom.  190S.  QLVI,  471)  S«.  Ungarisches  statistifichee  Jahrbuch  190S.  — 
Publikationen  des  statistischen  Bureaus  der  lluupt-  und  Kesidenzstadt 
Hiidapfst.  Übersetzung  aus  dem  1 'i)i:!»rischeii.  H2.  Körösi,  .T.  v..  Die 
Hautatiirkeit  in  Budapest  in  den  .laiiren  lH5tf>— 1510(1.  Berlin.  Puttkaiinner 
&  MQhlbrecht  1903.  (67  u.  XXVI)  S'\  —  Dasselbe:  ungarisch.  —  Magyar, 
a,  kor.  orssftgunak  ipari  balesetei  as  1901.  ^trben.  Kia^ja  a  kereakedelem- 
flgyi  m.  k.  miniszter.  Budapest  Atbenaettui  1903.  (68,  4SI)  S9.  Die 
gewerblichen  UufSlle  in  den  Ländern  der  ung.  Krone. 

XII.  A'erschiedeues. 

Halogh,  A  ,  Kcizjoiri  kerdcsek  a  \  lunszovetsi'g  nie>;k"tr'.i  iu''|.  .Tu- 
gällam  1902.  Fragen  dei^  üffentliclien  Rechtes  bei  Absuhluss  des  ZoU- 
bOndnisses.  —  OaIl,  J.,  A  lechnikusok  sserepe  a  küzgasdas&gban.  KS 
1902.  Die  Rolle  der  Techniker  in  der  Volkswirtschaft.  —  KOmo,  V.,  A 

s/.iil£r/i!ati  S7.er//ides  a  magyar  polgAri  tör\  enykönyv  ter\'ezetöben.  Jogallam 
l!Hi;5.  I)  r  I )i<'iistvertrag  im  Kniwurfe  des  unr^.  harpprlifhoii  Gesetzbuches. 
-  Matlekovits,  S.,  OazdaKHgi  vis/.onyunk  Ausztriiival.  I.  Az  elsö  gaz- 
da«ägi  kiegyezes.  Budapest.  Franklin  1903.  (b4;  8".  ^Orsza^gyulcsi 
könjtUur  III.)  Unser  wirtschaftliches  Verhältnis  zn  Österreich.  I.  Der 
erste  wirtschaftliche  Ausgleich.  —  Nem£iiti,  A.,  BflrokrAcia  Magyarorszägon. 
KS  1902.  Die  Bureaukratie  in  rnsrarn.  —  R<»sa.  F.,  A  magyar  fiitall^nos 
poIirAri  törvenykouyv  torvezctciiek  kn/j^fi/da^iii;!  jelentusf-tro,  KS 
Die  volk.swirtschaftliche  Bedeutung  iles  Entwurfes  de«  ung.  allgemeinen 
bfirgerllchao  Oetetzhucbes^—  SMIAL0T8ZXT,  V.,  Az  ön&llö  vAraterOlet  vair- 
lege.  Budapest  Grill  1902.  (36)  8«  (Vit&s  k^rddseiuk  1.)  Die  Bilanz 
des  8elbstftndi!.'en  Zollgebietes.  —  Uzsura  eilen,  az  — .  Jogi  tanulniänyok 
6s  a  Magyar  (iazdaszovetsf'>sr  szaktanäcskozäsa.  Kiadja  a  Magyar  (Jnz- 
daszövetsea.  Budapest.  Kiliiin  biz.  1;H)2.  (288j  H'\  (legen  den  Wucher. 
Juridiüche  Studier-  und  Fachberatung  des  Ungar.  Landwirteverbandes. 
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Kroatien. 

Referent:  Dr.  J.  AUorfe,  ordentlicher  Profieflsor  der  Beehte,  Agrant 

A.  Gesetzgebang  1902—1905. 

1.  Das  Gesetz  vom  6.  Februar  1902  Uber  die  Zwangs- 
ersiehnng  Hinderjfthriger. 

Hinderjfthrige,  welche  noch  nicht  das  viersehnte -Leben^ahr 
ToUendet  haben»  können  in  Zwangserziehung  Übergeben  werden, 
wenn  ihnmi  die  häusliche  Erziehung  gftnslich  mangelt,  oder  wenn 
die  htusliche,  sowie  die  Schul-  und  religiöse  Erziehung  ohne  Erfolg 
geblieben  ist  und  wenn  sie  überdies 

a)  eine  Tht  rollbracht  haben,  welche  ol^ektlv  nach  dem  Straf- 
gesetz strafbar  wSre,  oder 

b)  wenn  sie  Haag  zum  Kfiftiggang,  zur  Landstreicherei  und  zur 
Betteid  zeigen,  und  wenn  man  nach  ihrer  ganzen  Lebenz- 
ftthmng  mit  Grund  annehmen  muss,  dass  sie  verwahrloet  sind 
oder  verwahrlost  werd^ 

Hinderjährige,  welche  mit  einem  dauernden  schweren  l^echtnm 
behaftet  sind,  können  in  Zwangserziehung  nicht  ilbemommen 
werden  (§  1). 

Die  Zwangserziehung  geschiebt  unter  behördlicher  Auüricht 
entweder  in  geeigneten  Familien  oder  in  Privatanstalten,  welche  für 
diesen  Zweck  bestimmt  sind,  oder  in  Landesbesserungsanstalten  (§  2). 

Bei  Minderjährigen,  welche  wegen  eines  begangenen  Verbrechens 
nach  dem  Strafgesetze  nur  wegm  Übertretung  zu  bestrafsn  wären 
(§  2  lit.  d,  §  237,  §  269  lit.  a  und  §  270  des  Str.-G.),  kann  das 
znständiii^e  Strafgericht  nach  Feststellung  les  Tatbestandes  und  der 
Schuld  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  oder  Von  Amts  wegen 
durrli  Urteil  anordnoii,  dass  sie  in  eiru"  Brssernngrsanstalt  unterzu- 
bringen sind,  wenn  die  Heding'ungcn  des     1  die-^es  Gesetzes  vorliegen. 

In  di»'.s(-iii  Falle  soll  das  Strafgericht  nicht  auf  die  Strafe, 
welche  das  Strafgesetz      270  des  Str.-(l.)  bestimmt,  erkennen. 

Auch  gegen  ein  suk-hes  Urteil  sind  die  durch  die  ^'Qr8chriften 
des  Strafprozesses  bestimmten  Rechtsmittel  zulässig  3). 
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In  allen  übrigen  im  ^  1  dieses  Gesetzes  entluiltemn  l  all>  a 
entscheidet  über  die  Unterbrin{2fuug  Minderjähriger  in  eine  Besseruugs- 
aubialt  das  Vurniundsdiaftsgericht  auf  Antrag  der  Eltern,  Vormünder, 
der  Staatsanwaltschaft,  der  Polizeibehörde  oder  der  Ortsobrigkeit. 

Allein  das  V()rmnnds(  hafugeri(  ht  kann  zu  diesem  Zwecke 
auch  von  Amts  wegen  das  Verfahren  •  iiileiten. 

Die  Minderjährigen  bleiben  Zö<rlinge  der  Lamleshessernngs- 
anstalt  bis  zu  ihrer  vollkomnieiHMi  Hessernnpr,  jtdüch  längstens  bis 
zur  Vollendung  ihres  achtzehnten  Lebensjahres  (§ 

Über  die  Entlassung  eines  Zöglings  aus  der  Landesbessemngs- 
anstalt  entscheidet  endgültig  die  königl.  kroatische  Landesregierung, 
Sektion  für  Jnstiz,  auf  Antrag  der  Verwaltung  der  Anstalt. 

Über  die  Entlassung  aus  einer  Familie  oder  einer  Privat- 
anatalt  entscheidet  das  zuständige  Vormundschaftsgericht  aaf  Antrag 
der  Eltern  oder  Vormünder  oder  von  Amts  wegen  (§  14). 

Mit  der  Vnterbringnng  eines  Mindeijihrigen  in  eine  Landes- 
beaBernngsanatalt  liSrt  wfthrend  der  Daner  seiner  Zwangwnidinng 
die  vftterlidie  oder  TonunndschaftUehe  Gewalt,  soweit  sie  sich  anf 
die  Ersidmng  ovtreekt,  anf  nnd  geht  anf  den  Leiter  der  Anstalt 
Uber. 

Bei  der  Unterbringung  eines  Minderjährigen  in  eine  Familie 
oder  eine  Privatanstalt  hat  das  Vormumlschaftsgericht  bei  dem 
Erlas-;  des  Besckeides  in  der  Hauptsache  zu  befinden,  wer  die  väter- 
liche  odMT  vormnndschaftliche  Gi-walt.  soweit  sie  sich  anf  die  Er- 
ziehung erstreckt,  w&hrend  der  Daner  der  Zwangsensiebnng  ans- 
ahen soU  (§  15.) 

Die  Verwaltung  der  Lamlesbessernngsanstalt  hat  dafür  Sorge 
zu  tragen,  dass  die  Zöglinge  in  einen  Dienst  oder  als  Lelirlinge  oder 
Gehilfen  untergebracht  werden,  sobald  es  sich  als  zweckmässig 
erweist;  besonders  die  vorzüglichen  Zöglinge  können  jedoch  auch 
in  ii^end  einer  Landesanstalt,  wie  der  Gewerbe-Hufbeschlag-  oder 
Wirtschaftsschule,  oder  in  einer  Wein-  oder  Obstbanmschnle  nnter- 
gebracht  werden  (§ 

Der  Unterricht  der  Zöglinge  richtet  sich  nach  dem  Sehulplan 
für  Volks-  und  Wiederholungsschnloii.  T)ie  Schulatifsicht  übt  die 
königl.  Landearegiemng,  Abteilung  t^r  Kultus  nnd  Unterricht  ans 
(§  19). 
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Anner  der  Schnlzeit  sind  die  ZOgUnge  in  Handfertigkeit  aae- 
snbilden  und  sind  dieselben  so  viel  als  mOfl^ich  mit  Obetban, 
Oftrtnerei,  Bienenzucht  nnd  Vieliaucbt  nn  beechAftigen  (§  20). 

Für  die  Deeknng  der  Kosten  der  LandeebeMerongaanstalt  hat 
die  kOnigL  Landeeregierang,  Selction  für  Jnstiz,  Sorge  an  tragen 
(§  21). 

Der  Ersatz  der  Verpflegangskosten  des  ZOglings  für  die  Zeit 
der  Zwangsersiebang  in  der  kOnigl.  Landesbesseningsanstalt  kann 
von  ihm  selbst  oder  von  den  an  seiner  Erhaltung  verpflichteten 
Personen  nur  unter  den  Bedingungen  des  §  332  der  Str.-P.-O.  ge- 
fordert werden. 

Er  entAllt  somit,  wenn  die  Ezistenx  der  Angehdrigen  oder 
des  lfindei;}ährigen  selbst  dadurch  in  Gefthr  geraten  würde. 

Über  den  Ersatzanspruch  entscheidet  das  Vormundschafts- 
gericht)  welches  auch  darflber  urteilt,  ob  diese  Kosten  einbringlich 
sind  oder  nicht. 

Die  königl.  Landesregierung,  Sektion  für  Justiz,  ist  ermächtigt, 
den  verpflichteten  Personen  die  ihnen  auferlegte  Verpflicktaug  zum 
Ersätze  der  Kosten  zu  erlassen  (§  24). 

2.  Das  Geset/  vom  1»».  April  1002.  betrettend  die  von 
den  Ixericliten  zu  Vfrliän^rendeii  (itltlst  jafen. 

Iiis  1*.»02  fanden  dif  dnrrli  die  (ifiichte  verhänprten  und  ein- 
}<elioliiiitn  ( JeMstratVii  eine  verMliiedene  \"»>rwendnnff.  So  wurden 
die  n:i<  !i  <]*'m  Siralfre^etzt'  vfriiiin^'trn  (ieldstrafon  dem  .Armenlunds 
jener  tierueinde.  in  deren  Bereich  die  Tat  bej^aii^^en  wurde,  zuge- 
führt, wiilirt  iid  die  nach  der  StrafprozesMirdnung.  na<'h  dem  Ver- 
taliren  in  liagatellre«  htsaiigelegeiiheiren  und  über  die  liesitzstörungs- 
streitigkeiten  erliobenen  GeldstratVii  ilem  betreffenden  Gemeinde- 
schiiltViiids  zuflössen,  die  nach  der  Advokatenordnuiig.  nach  der 
Gericlilsunlnung  nnd  den  Vorschriften  gegen  Wiukclsclireiberei  ver- 
liüngteii  (ieldsfiatVii  an  die  Staat.-ka>M'  abgeführt  wurden. 

Nach  diestiii  (irs<  t/.e  werden  alle  wie  immer  gearteten  Geld- 
strafen der  Landeska>-se  iibeiwit>en  nnd  für  die  Errichtung  und 
ErhaUnnsT  d«-r  Besseriinirsari^talten,  Strafanstalten  und  Gerichtsge- 
taniriiis>e  verwendet.  Dem  gleichen  Zwecke  werden  aiu  li  der  Erlös 
für  verfallene  Waren  und  die  für  verfallen  erklarten  BebtecUuugs- 
gelder  zugewendet. 
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3.  Das  (rrsetz  vom  16.  April  r.H>2  über  die  rmwand- 
lunp  des  Arrestes  zweiten  (irades  in  Cieldstrate  uud  über 
die  Eiutreihnnpr  der  Geldstrafe. 

Bei  den  meisten  Vergehen  und  i'ljertrttiinffen  kann  unttr  l»»-- 
sonders  benieksiclitifrnnffswiirdi^en  Verhältnissen,  wenn  überdies  iih»  i-. 
wiegende  Fnist.ände  /usamnientr^tlcn.  so  dass  eine  Freiheitshtrale 
unverhältnisniiissi^^  schwer  erschi  inen  würde,  —  der  Arrest  zweiten 
Grades  (ji  2-l">  Str.-G.>  in  eine  dem  Veruir.;rf>n  iles  zu  \'erurteiiendeu 
allgemessene  (-reldstratr  nni<rewandelt  werdt-n  (i;  1). 

Das  erkeunendf  <it'n«ht  kann  mit  h'iicksiclit  auf  die  Wm- 
niüg'ensverhiiltniss«'  lU's  N't  rurieilten  die  'rilj^iin;:  d»  r  verhängten 
Geldstrafe  in  I{af«-n  bewilligen,  welche  genau  festzusetzen  sind,  und 
welche  zusammen  den  Zeitraum  eines  Jahre:»  uicht  überschreiten 
diirlen. 

Die  Pjitrichtnng  dt-r  verhängten  Geldstrafe  in  einem  ein  Jahr 
übersteigenden  Zeiträume  kann  nur  die  köaigl.  Landesregierung,  Ab- 
teilung für  Justiz,  bewilligen  Iii  J). 

Kann  die  von  den  Stratgtrichtfu  si;iti  iler  Arnststrafe  de« 
ersten  oder  zweiten  «irailes  verhiiiitTt-  ( i.  idstrafe  niciit  einmal  im 
Exekntionswege  beigeiriebcu  werden,  sn  ist  die  ursprünglich  ver- 
liängte  Arrestütrafe,  welche  in  Geldstrafe  umgewandelt  wurde,  in 
Vollzug  zu  setzen. 

Wenn  die  Gfldstrale  nur  zum  Jeil  beig«nieben,  zum  Teil 
aber  uneinbringlich  ist.  s<>  ist  die  .Arreststrafe  im  N'erbältuisse  der 
noch  nicht  eingebrat  htt-n  (n  ldstrate  zu  vollzielit-n. 

Sowohl  in  der  einen  als  in  der  anderen  Hinsicht  trifft  das 
Gericht  erster  Instanz  die  Verfügung  3). 

4.  Das  Gesetz  vom  16.  April  1002,  betr.  die  Reorgani- 
sation der  künigl.  Landwirtschaftlichen  und  Forstwirt- 
schaftlichen Lehranstalt  in  Kreats. 

Die  Lehranstalt  besteht  ans  einem  höheren  Ükonomiekars  nnd 
einer  Äckerbauschule.  Zweck  der  Anstalt  ist,  tfichtige  Ökonomen 
höherer  nnd  niederer  Kategorie  heranznbilden,  durch  wissenschaft- 
liche Tätigkeit  die  mit  der  Laiidwirt.sehafl  zusammenhftDgenden 
Wissenschatten  zu  fördern,  durch  praktische  Vei  suche  neue  rationelle 
Methoden  der  Landwirtschaft  zu  erproben  und  durch  ihre  Muster- 
bewirt8chaftung  den  Ökonomen  im  Lande  ein  Beispiel  für  die  Führung 
Jabrbocli  der  Internat  Vereinigung.  8.  Bd.  189 
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eines  mittleren  Laudbesitzes  und  einer  MnerUclien  Wirtschaft  zn 
bieten. 

In  den  höheren  Kars  finden  Anfiiahme  jnnge  USnner,  welche 
die  MatnritalsprOAing  oder  eine  dieselbe  ersetzendje  AnfhahmeprfiAtng 
bestanden  haben.  Der  Unterricht  in  Theorie  und  Praxis  dauert 
swei  Jahra,  worauf  nach  gut  bestandener  Schlnssprttfüng  eine  ein- 
jährige, rein  praktische  Übung  entweder  in  Kreutz  oder  auf  dem 
Landgnte  in  Bozjakovina  folgt,  worüber  besondere  Zengnisse  aus- 
gegeben werden. 

In  die  Ackerbauschule  werden  schreibkundige,  jnnge  Mftnner 
nach  vollendetem  zwanzigsten  Leben^'ahre  anfgenonunen,  wobei 
anspiHentf  Militärs  bevorznprt  werden.  Der  Unterricht  daneit 
zwei  Jahre  und  ist  vornehiulidi  praktisch.  Hie  weiteren  Bestim» 
mnni^^t  n  di  s  Gi  setzentwiirfes  enthalten  die  Organisation,  den  Lehrplan 
und  die  Musterwiitsrliaft. 

Die  Kenr^ratiisatiun  der  Leliran^talt  iu  Kreatz  entspricht  einem 
seit  lange  gefühlten  Bedürfnisse  und  ist  im  Vereine  mit  der  auch 
bei  den  übri[?en  laiidwirtscliaftlii  lien  Anstalten  durclipfefiihrten  Or- 
ganisation den  si>e/,iellen  Anforderungen  nnserer  Landwirtschaft 
gereelit  geworden  und  damit  wieder  eine  der  Bedintrungen  des  mate- 
riellen und  kulturellen  Fortschrittes  der  Landwirtschaft  und  der 
Ökonomen  im  Lande  geschafteu  worden. 

5.  l)ie  Novelle  zum  Hanskommnnionsgesetze  vom 
30.  April  l'.">2. 

Am  ii  dieses  (ipsetz  gehört  in  die  Keihe  jener  wirtsehaftlichen 
Uesetze.  die  dem  Laiidvolke  zu  f^tiitten  kommen.  Ks  bezieht  sieh 
direkt  auf  ,{•  nen  Teil  des  liauernstandes,  der  noch  in  der  altslaviacheu 
pZadruua"  lebt. 

Das  liesetz  gestattet,  das«  zur  Deckung  von  Steuern  oder 
anderen  ütlVntlichen  Abirab<'n  und  iiitabulierten  Schulden,  welche  vor 
dem  Inkrafttreten  (Ii«-'-«  (irsct/.i  -  <iitstanden  sind,  bei  freiwillitrem 
Verkauf  unter  das  Minimun»  gegangen  wird,  weil  sonst  das  ganze 
N'crnp'ircn  der  Haustrcmein><  haft  vcikaufi  werden  miisst»-  \>:i  1).  Das 
Ht '^etz  gellt  hier  von  de-ui  Standpunkt  aus,  dass  es  besser  ist,  kleinere 
BisUzi  r  als  l'rolctaiicr  zu  IiüImmi. 

Die  zweite  priiizii)icllt'  Änderung  betrilVt  die  Stcilung  der 
einzplut  u  Familie  und  des  letzten  Lepräsentanten  der  Hauss'emein- 
sciialt.    Der  N'ater  der  einzigen  iu  der  Hauskommuniou  zurück- 


Digitlzed  by  Go  ^»^.^ 


J.  SiLonc:  Kroatien. 


2991 


i:-blif bellen  Familie  kann  nni-  dann  AUt  inlM  sitzer  dt  s  (Tenn  iiis<  ]ians- 
v>  1  uir.o;ens  werden,  wenn  alle  stimmbeieehiigteii  FaniLlienuiitglieder 
dem  /.u>iiinnien  (i;  4). 

r>er  letzte  Itepra^tiitaiit  «ier  llau-ki'iiiiiniiiii>ii  nhn»'  l";imilie 
kann  das  \*ei'iit"'i,'-eii  auf  sich  üliertrairen :  Inf  «r  das  ni<lit.  ».  wiid 
nai  Ii  .st  illem  Tnde  von  Amts  we-ren  im  lii  uuditu« die  ilie  Haus- 
komuaiiiinii  ^^rir.srht  und  er  als  Ei<rt'iitÜJner  einü'etrauen  (1;  •'») 

G.  Das  Kommafisatious-  (Zusamiucnlegungs-) U  estjtz  vom 
22.  Juni  11K»2. 

]>ieses  (iesetz  ist  aueli  ein  'l'idl  "eneji  Sy^rems,  na«  Ii  dem  die 
Hesit/.veiliältiiis.^e  mit  besonderer  Kücksiilit  auf  den  J^aueriistanil 
gerefrelt  werden. 

Das  Ge.set/.  beruht  auf  der  »irundlaire  d«  r  st-lbstiindiL:  n  K'tun- 
ma>.>aiioii:  wo  die  Ann  ii<>i  aiii»n  ebne  bt  sMudere  Kesten  mit  der  Zu- 
sammenleprunff  verbunden  werden  kann,  stdl  es  ^tscheli' n. 

Was  die  Duri  hfUhrung  der  Kituima.ssation  anbelant:t,  ^nbt  das 
Gesetz  das  Recht  der  Provokation  den  Interessenten,  kennt  aber 
auch  die  Kommassation  von  Amts  we^en.  Diese  letztere  Aft  mnsste 
anf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  anfgenommen  Pferden,  da 
speziell  der  Baneriwtand  sehr  konservativ  ist  und  die  Kommassation 
oft  auch  dann  ablehnt,  wenn  sie  gerechtfertig;t  ist.  Das  Oesetz  Ver- 
langt, wenn  die  Eommassation  vom  national-ökonomischen  Standpunkte 
nützlich  18^  die  Einwilligung  von  Vs  Interessenten,  welnhe  die 
HSlfte  der  in  die  Zasammenlegang  anfxunehmenden  Besitzungen 
haben. 

Die  Landeskommassationskommission  kann  anf  Vorschlag  der 
Gespannschafts-Kongregation  die  Kommassation  auch  ohne  Rücksicht 
anf  obige  Bedingungen  bewilligen,  wenn  dieselbe  fflr  grössere  Kultur- 
arbeiten notwendig  ist  (§  1). 

Das  Gesetz  steht  auf  dem  Standpunkte  der  Favorisiernng  der 
Koromaasation,  weshalb  die  Abwesenden  als  zustimmend  angenommen 
werden. 

Was  den  Üm&ng  der  Kommassation  anbelangt,  so  nehmen 
filtere  Gesetze  die  Urbarialgemeinden  oder  den  ganzen  Besitz  eines 
Edelsitzee  samt  den  dazugehörigen  Sessionen  als  Objekt  an.  Da 
unsere  Dörfer  so  entstanden  sind,  wSre  es  am  zweckmjissigsten  ge> 
wesen,  die  Urbarialgemeinde  als  Objekt  zu  nehmen.  Aber  da  sich 
dieselben  nicht  überall  feststellen  lassen,  mnsste  man  zur  KatastraU 
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gemeinde  gniten,  wobei  man  auch  Teile  dendben  kommassieren 
lassen  kann  (§  S). 

Die  Entschädigung  der  Interessenten  bat  stets  in  Omnd  nnd 
Boden  nnd  nnr  ausnahmsweise  in  Geld  zu  erfolgen  (§  9). 

Da  es  nnm(iglich  Ist,  die  Kommassation  ohne  Verletaung  des 
Eigentums  dttrchzofabren,  mussten  in  das  Gesetx  Eautelen  auf- 
genommen  werden,  damit  das  Volk  sein  Recht  ttberall  gewährt  sielit 

Die  Eigeutnmsprozesse  zur  Zeit  der  Kommassation  konnten 
bei  nns  den  ordentlichen  Gerichten  nicht  flberlassen  werden,  weil 
nach  unserem  Zivilprozesse  eine  schnelle  Erledigung  solcher  Streit- 
sachen nicht  mSglidi  ist,  derartige  Proaesse  aber  die  DurchflÜining 
der  Kommassation  unmöglich  machen.  Deswegen  hat  das  Geseta  die 
Eigentumsprozesse,  welche  der  Kommassation  hinderlich  sein  kannten, 
den  Kommassationsbehdrden  zugewiesen,  nnd  zwar:  Iii  der  ersten 
Instanz  führt  die  Verhandlung  nnd  entscheidet  das  richterliche  Hit* 
glied  der  Gespannschaftskommassations-Kommission;  in  der  zwdten 
und  letzten  Instanz  das  Kollegium,  bestehend  ans  dem  Präsidenten 
<lei-  Land*  Rkommassations^Kommission  nnd  zwei  richterlichen  Mit- 
gliedern derselben  (§  25). 

Die  Konininssation  haben  besondere  Kommissionen  tlurcliznführen. 
und*  zwar  in  der  ersten  Instanz  die  (lesjiannscliaffskninniission  und 
in  der  zweiten  und  letzten  die  Landeskomiuission  (§  21  und  §  22). 

In  jeder  Gespannschaft  fungiert  ein  Koramissür.  dem  die  Haupt- 
arbeit zufallt,  weil  er  alle  Arbeiten  zw  leiten  und  durchzuführen  hat. 

Die  Kosten  dei-  Kommassation  tragen  die  Interessenten,  werden 
ihnen  abei-  aus  Landesmitteln  vorgeschossen  59). 

7.  Das  Gesetz  vom  24.  Februar  1903,  durch  welches 
einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  10.  Jannar  1876, 
über  die  definitive  Ablösung  der  Bode-Berg-  nnd  Zins- 
abgaben abgeändert  werden. 

Trotz  des  Gesj-tzes  vom  10.  Januar  187G,  welches  die  definitive 
Entlastung  d<'s  Hodens  von  den  Bode-Berg-  und  Zinsabgaben,  deren 
(  berbleibseln  aus  der  Feudalzeit,  zum  Gegenstand  hatte,  nnterliessen 
es  zalilreiche  P»ezuir^t»ereohticte,  die  Ablösun}j:santräire  bei  der  koui- 
iM't.  iiteii  HeliiiiiU;  eiuzubriiiirt  n,  weil  das  Gesetz  keine  l'riiklusi\frist»^n 
ant^ii  llt-'.  Deswetren  waren  uii  .Tahre  10O2  noch  l:5()0(iO  Parzellen 
uiit  einem  Gt^samtausiiiars  von  über  7<mh)(i  Katastra^joch  in  den  Griiud- 
büchcrn  mit  diesen  Feudalabgaben  belastet. 
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Dieses  Gesetz  will  die  läMiigen  Fesseln,  die  auf  einem  Teil  des 
Grandbesitces  laston,  in  möglichst  kurzer  Zeit  UlseB  und  so  den 
Boden  di^r  vorbereiten,  dass  das  KommaseatioDsgeBets  wirksam 
durchgeführt  and  eine  Bei^ebung;  des  bKnerliehen  Kreditwesens  nnd 
der  Bodenmelioration  erfolgreich  in  Angriff  genommen  werden  kann. 

Das  Geseta  bestimmt  deswegen,  je  nach  dem  Stadium,  in  dem 
sich  die  AblOsnngsfrage  bei  einzelnen  Pansellen  befindet,  Fristen, 
innerhalb  deren  die  Frage,  bei  sonstigem  Verluste  aller  Ansprüche, 
in  Flosa  gebracht  werden  muss. 

Alle  diese  Fristen  sind  nicht  verlängerbare  Prftklnsivfristen 
und  zieht  das  Versftamnis  den  Yerlust  jedes  Anspmches  für  den 
Beangsberechtigten  nach  sich;  d.  h.  das  betreflSende  Grondstflek  wird 
von  Amts  wegen  von  jeder  Belastung  befreit  und  als  freies  Eigen- 
tum des  Besitzers  im  Grundbuchs  dnrchgeftthrtf  Die  Kosten  des 
VerfUirens  hat  stets  der  Bezugsberechtigte  zu  tragen. 

8.  Das  Gesetz  vom  1.  Uftrz  1905,  Aber  die  neue  Rege- 
lung der  BeamtengehSlter. 

Dieses  Gesetz  half  einem  tlefempfimdenen  Bedttrfliisse  ab. 
Einmal  in  Hinsidit  auf  die  notwendige  Erhebung  der  Beziige,  die 
den  erhShten  Ansprüchen  des  Lebens  und  den  stetig  steigenden 
Preisen  der  notwendigen  LebensbedürfhiBse  nicht  mehr  entsprachen, 
and  zweitens  mit  Rücksicht  auf  die  notwendig  gewordene  Einheit- 
lichkeit in  den  Bezügen  aller  Beamtenkategorien  des  Landes. 

Das  Gesetz  normiert  folgende  Jahresbetrftge:  III.  Ramgklasse 
17000  Kr.,  IV.  BangUasse  14000  Kr. 

Für  die  folgenden  Rangklassen  werden  zwei  Gehaltskate- 
gorien normiert)  nnd  zwar: 

V.  Rangklasse  11600  Kr.  und  9600  Kr. 

VI.  ,         7200  6400  „ 
VII.        „         5400   „     „   4800  „ 

VIII.         „  4000    „      ,    3600  „ 

•      IX.        ,         2900    ,     „    2000  „ 

X.  „         2200    „     „    2000  „ 

XI.  1()00    „      .    1400  , 

Die  Erhöhung  beträgt  in  def  XI.  und  X.  Kanffklasse  in  der 
unteren  Gehaltsstute  400  Kr.  {fenjfenUbor  dem  Iiis  daliin  mindesten 
Gehalte  und  300  Kr.  g-eg-enüber  dem  bis  dahin  höchsten  (tehalte,  in 
der  VIII.  Rangklasse  800  Kr.  bezw.  600  Kr.,  in  der  VII.  Rang- 
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klasse  800  Kr.  bezw.  600  Er.,  in  der  VI.  Eangklasse  1200  Kr.,  in 
der  V.  Sang^klasse  1600  Kr.  and  3600  Er.,  in  der  IV.  BangUaase 
2000  und  3000  Kr.,  in  der  III.  Rangklasse  SOOO  Kr. 

9.  Das  Gesetz  vom  2'-j.  .\pril  190.'!»  über  die  Füideruug 
der  Viehzucht. 

Zar  Zucht  det  landwirtschaftlichen  Nutztiere  (Pferde,  Kinder, 
Schafe,  Schweine  nsw.)  sollen  nur  gesunde  nnd  geeignete  Znchttiere 
verwendet  werden  (§  1). 

Ein  Znchttier  männlichen  Geschlechts,  welches  wegen  Krank- 
heit oder  wegen  anf  die  Nachkommen  ftbertragbarer  Fehler  als  znr 
Zncht  nicht  geeignet  befanden  wird,  istsnchtantaaglich  za  machen  (§  3). 

Übertritt  der  Halter  eines  Znchttieres,  welches  ans  Öffentlichen 
Mitteln  bescliafft  warde,  die  ßedingangen,  anter  welchen  ihm  das 
betreffende  Tier  znr  Haltung  übergeben  wnrde,  so  ist  er  im  ordent- 
lichen Instanzenwege  von  der  politischen  Behörde  mit  einer  Geld- 
strafe von  5 — 500  Er.  zn  belegen. 

Gleichzeitig  kann  die  politische  Behörde  verfUgen,  dass  das 
betreffende  Tier  dem  Halter  ohne  jede  EntschSdignng  entzogen 
wird  (§  4). 

In  StreitftUen  privatrechtlicher  Natnr  zwischen  einer  Bdiörde 
oder  Eorporation,  welche  jemandem  ein  Znchttier  zur  Haltung  Qber- 
geben,  und  denuenigen,  welclier  dieses  Zuchttier  übernommen  hat, 
entscheidet  die  kgl.  kroat.  slav.  dalm.  Landew^emng,  Abteilung 
tllr  Inneres,  endgültig  (§  5). 

.Mio  (Tt  ldstiafen,  welche  den  Gemeinden  ftir  ihre  landwirt- 
Bciiaftlichen  Zwecke  zufallen,  fliessen  in  den  Veterinärfondz  der  be- 
treffenden Gemeinde  und  sind  zu  Zuchtzwecken  der  Gemeinde  zu 
verwenden. 

B.  Literatur. 

1.  Dl".  Fran  Vrhanic.  l'rilozi  ^os imd a i  skom  razvojn  hrv. 
slav.  Kra.Miif  u   V.K  vieku.    ( iieitrfigt'  zur  wirtscliafflicln^n  Ent- 
wicklnnfif  der  krn;it.  slav.  Miliii'it  i^Tenze  im  l'J.  Jahrhundert.)  Publi 
kationen  der  siidslavisdirn  .Akaih  mie.  Buch  144.  |<>;^ 

In  dieser  H.t*lir  interessanten  Ahliandlnng'  zeig:t  uns  der  Ver- 
fasser, wie  sieh  i-initre  wirfschattliclif  Krs<lieinnnp:en.  nansentlich 
Ackerltau  und  \'iehzucht.  im  Laute  der  It  tztr»  Iminlert  Jahre  in  der 
gewesenen  kroat.  slav.  Militärgrenze  entwickelt  haben. 
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Am  Anfsngr  des  19.  Jahrhunderts  hat  die  K«  ^n«  ruiii;  im  Geiste 
der  physiokratischen  Schale  besonders  ffir  den  Ackerbau  Sorge  ge- 
tragen. Die  OfSsiere  haben  streng  darauf  geachtet,  dass  die  Grenzer 
ihre  Felder  fleissig  bebanen.  Aber  die  Besoltate  beweisen,  dass  keine 
Verwaltung  ohne  ernste  Liebe  mm  Volke  und  ohne  genaue  Kenntnis 
desselben  einen  wahren  Erfolg  erreichen  kann.  Deswegen  behauptet 
der  Verfasser,  dass  Hibtiunqeb  mit  Becht  iiber  die  damaligen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  in  der  Grenze  sagen  konnte:  ,,80  herrscht 
denn  im  Soldatenlande  wenig  Überflnss,  hänfig  Armut,  nnd  selbst 
da,  wo  Wohlhabenheit  bemerldich  wIH,  ein  einfaches,  manchen  6e- 
nnss  entbehrendes  Leben*. 

2.  Dr.  JosiP  SiLovic,  Kazneni  zakon  o  zlocinstvih,  pre- 
stnpcih  i  prekräajih.  (Das  Strafgesetz  Uber  Verbrechen,  Ver- 
gehen nnd  Übertretungen).   2.  Auflage.   Agram.   8<^.   X.,  386. 

Nachdem  die  erste  Auflage  des  in  Kroatien  noch  immer  in 
Kraft  stehenden  Osterreichischen  Strafgesetzes  yom  27.  Hai  1852  in 
der  Sammlung  kroatischer  Gesetze  vergriffen  war,  besorgte  ich  in 
derselben  Sammlung  die  zweite  Auflage.  In  dieser  Auflage  habe 
ich  in  erster  Linie  auf  die  Praxis  der  Septemviraltafel  (des  kro- 
atischen Kassationshofes)  Bflcksicht  genommen,  habe  aber  auch  die 
Entscheidungen  (Ua  Österreichischen  obersten  Gerichts-  und  Kassa- 
tionshofes berficksichti^t. 

8.  Dr.  Dkagtttin  ToNcic,  Zakon  o  zadrngama.  (Das  Gesetz 
fiber  die  Hauskommunionen.)    A?2:rani.    s».  37f!. 

In  dem  Zeiträume  von  isoo — 1901  sind  aus  den  alten  ITans- 
kommunionen  24  287  neue  Hausk(»nimuninnpn  und  nur  r.isTl  Allein- 
liesitzer  entstanden.  Daraus  eisielit  man.  dass  unser  ^'olk  die  Hans- 
kommunion  lieb  gewonnen  nnd  dass  es  von  ihr  noch  immer  nicht 
lassen  will. 

Der  Verfasser,  ein  ;?uter  Jurist  nml  bt  <>oiiders  in  di«  ser  Materie 
theoretisch  wie  praktisch  sehr  bewandert,  hat  in  diesem  Rnclie 
eine  vol]Kr;ln<li'j->'  Sinnmlung  der  auf  din  fTnnskuiiiumiiinnen  *;i<'li  be- 
zieheudi-n  Be.stimiuungeu  mit  einem  guten  Kommentare  derselben 
gegeben. 

Besonders  sora-rältit:  komnientifi  t  >iiiil  die  Iit'stiuiuuinfr''n  über 
die  Weehselverpiliiditungen  der  Hauskonnuunion.  iWm-  die  Abscliaftung' 
aus  der  Huuskuinmunion  mit  iler  Kntx  hiidiu'iniy:  in  barem  G«dde, 
über  «las  Kecht  des  iiitgliedes  der  Kommunion  auf  \'erptie{j:uny,  über 
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die  Teilung,  Uber  die  WledereinBetzimg  in  den  vorigen  Stand  usw. 
Die  prinsipiellen  EntBcheidmigen  der  Verwftltnngs-  nnd  JnstiibehOrden 
sind  bei  den  betreffenden  BeBtimmnngen  «ogefnhrt.  Am  SeUnaM 
des  Badiea  sind  die  GeBetKesmaterialien  abgedmckt 

4.  FftiNjo  Halaoi,  Zakon  o  komaeaciji  semljista.  (Das 
KommaseationsgesetE.)  Agram.  8^.  524. 

Der  besondere  Wert  dieses,  in  der  Sammlung  der  kroatigchen 
Gesetze  erschienenen  Boches  ist,  dass  es  uns  zuerst  ein  genanes  Bild 
der  hiatorischen  Entwicklnng  der  EommaBsation  in  Kroatien  bietet, 
nnd  dann  erst  das  bestehende  Gesetz  anführt,  nachdem  es  uns  dessen 

Werdegang  gezei^  hat. 

Der  Komiueiitar  d*  s  Verl'a.-sers  ist  gründlich  und  auch  deshalb 
wichtig,  weil  er  bei  der  Ausarbeitung;  des  Entwurfes  niitgewirlit 
liat,  und  am  besten  imstande  war,  bei  jeder  Bestimmung  des  Ge- 
setzes den  Gedank<»i  des  Gesetzgebers  xa  ermittdn  nnd  klar  zn 
legen. 

5.  Milan  Smrükab,  Prirncnik  za  politicku  npravnn 
slnSbn  n  kraljevinah  Hrvatskuj  i  Slavoniji.  (Handbnch  fRr 
den  't>olitiBchen  Verwaltnngsdienst  in  den  Königreichen  Kroatien  nnd 
Slavonien.)   Agram.   Bd.  IV,  1816;  Bd.  V,  1191. 

Die  ersten  drei  Bände  dit  ses  vortrefl'lichen  ilaudbuches  habe 
ich  schon  besprochen  (s.  Jahrbuch  VJ.  und  VJI.  liand,  S.  10:5s>. 
Der  vierte  Band  enthält  die  Verwaltung  im  engeren  Sinne  des 
Wortes,  und  zwar  in  der  vierten  Abteilung  die  Verwaltung  der 
(»ffentUchen  Sittlichkeit  nnd  in  der  fttnften  die  Wirtschalltverwaltnng. 
Die  vierte  Abteilang  zerftllt  in  ^i  Hanptstfleke:  Verwaltung  der 
geistigen  Produkte,  Sittenpolizei  nnd  die  Zwangserzielinng  der  Minder^ 
jälirigen.*  Die  fOnfte  Abteilnn^r  aerfiUlt  in  zwei  Hanptstfleke:  National* 
Ökonomie  nnd  die  Regelung  der  agrarrechtlichen  VerhUtnisse. 

In  dem  fiinften  Bande  ist  zuerst  die  Fortsetzung  der  Wirt- 
schaftsverwaltung enthalten,  und  zwar  im  enUn  Hanptstfleke:  Ge- 
werbe und  Handel,  nnd  im  zweiten:  öflimtliche  Verkdirsmittel. 
Endlich  bringt  ans  die  sechste  Abteilung  im  ersten  Hanptstfleke  die 
TJnterrichtsverwaltnng,  und  im  zweiten  Hanptstfleke  die  Kultnsver» 
waltun^r. 

Hiermit  liegt  dieses  ganze  grosse  Werk,  welches  in  Heften 
durch  volle  sieben  Jahre  erschienen  ist,  vollendet  vor  uns.  Es  ist 
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das  Kesnltat  gromer  Ufihe  und  Arbeit.  Hit  diesem  Werk  hat  der 
Verfkaaer  eine  feste  Grundlage  (Hr  die  weitere  Tfitigkeit  anf  dem 
Gebiete  des  Yerwaltaiigsrechtes  gesdiaffen.  Ffir  den  praktischen 
Juristen,  namentlicfa  aber  für  den  Verwaltnngsbeamten  ist  es  von 
grossem  Wert,  dass  er  in  einigen  Bänden,  streng  systematisch  ge- 
gliedert, das  ganze  umfangreiche  Material  des  positiven  Verwaltnngs- 
rechtes  vorfindet 

Dem  Verfasser  hat  lUYKEHoyiuta  Handbuch  fttr  den  politischen 
Verwaltongsdienst  als  Hnstw  gedient.  EOnnte  er  ihn  in  den  weiteren 
Anfingen  anch  in  der  ansftthrlichen  Ansarbeitnng  einzelner  Uaterien 
erreichen! 

6.  Fbakjo  pl.  KnuszBUiiCKi,  Gradjanski  postnpak  aa  Bosnn 
i  Hercegovinn.  (Zivüprozessordnnng  für  Bosnien  nnd  Herzego vina.) 
Uostar.   8«  512. 

Der  Verfasser,  ein  gnter  Kenner  nicht  nnr  des  bosnischent 
sondern  anch  kroatischen  nnd  Osterrelchisehen  Rechtes,  hat  ans  in 
diesem  Werke  die  erste  systematische  Bearbeitung  des  bosnischen 
positiven  Rechtes  in  kroatischer  Sprache  geliefert,  wofttr  ihm  alle 
kroatischen  Jnrlsten  Dank  wissen  werden. 

Es  ist  nur  schade,  dass  er  uns  keine  historische  Übersicht 
Aber  das  frtther  in  Bosnien  nnd  Herzegovina  bestandcDe  zivil- 
prozessuale Recht  bietet,  was  sehr  Interessant  und  lehrreich  gewesen 
wäre,  obwohl  sich  das  geltende  Recht  nicht  an  das  fHihere  an- 
lehnte, sondern  den  iteterreichischen  (praSakischen)  Entwurf  von  1881 
fibemahm. 

7.  Dr.  Hugo  Wf'kk,  Sistcm  austrijsk^iir  uvrMiDa  i<'(lu. 
(System  der  üsterreichisclieii  Zivilprozei?sordauii{f.)  1.  Bd.  Agiani. 
8«.  i>40. 

Der  erste  Hand  enthält  dm  all-renieiiien  Teil  und  die  Zwanps- 
vollstreckung  des  unbeweglichen  \'t'niiriirt'ns.  Der  /.ut  itc  Teil.  d<  r 
sich  sehun  im  Drucke  befindet,  wird  alU-  anderen  Arten  der  E.xekniion 
nrafassen.  Das  lUich  ist  in  erster  Linie  für  die  kroatischen  Kechts- 
hürer  ans  Dalmaticn  und  Istrien,  welche  an  der  kroatisclien  Uni- 
versität in  Agram  studieren,  geschrieben.  Sie  mfissen  nämlich  in 
Wien  noch  eine  Ei^j^lBinngsprtlfnng  hauptsächlich  ans  der  üster- 
reichischen  Zivilprozessordnung  ablegen,  weil  sie  von  der  noch  in 
Kroatien  geltenden  alten  Zivflproaessordnnng  gans  verschieden  ist. 
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Das  PrSsidium  der  PrOAuigskomiiuBBioii  für  diese  Ergännmgsprftftuig 
hat  die  Kandidaten  anf  das  Bnch  Wbbib  speziell  anflnerliaaoi  gemacht. 

Der  jnnge  Verftsser,  dem  dieses  erste  Werk  sehr  gut  ge- 
langen,  wird  hoffentlich  die  kroatische  joristlMhe  Literatnr  noch  mit 
mancher  guten  Leistung  anf  dem  Felde  der  Zivilprozessordnnng  be> 
reichem. 

8.  Dr.  Josip  SiLovic,  Kasneno  pravo,  priredjeno  po 
Dr.  E.  Janki.  (Das  Strafirecht,  bearbeitet  nach  Dr.  K.  Javkä,) 
Agram.   80.   XXIV,  875. 

Die  dritte  Anflage  der  systematischen  Bearbeitnng  des  kro- 
atischen Strafrechtes  ist  in  der  wissenschaftlichen  Bibliothek  der 
kroatischen  Landesregiernng  erschienen. 
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Befweat:  Dr.  J«80ph  Pedro  Masseim,  Advokat,  Montevideo. 
Obenetst  von  Amtsgerichtorat  BurtoUnlM  (Krotoediin). 

Ges6tzgeban0  1903. 

Bewegung  tob  QeMtzgebung  imi  Terwftltuug  in  Uruguay 

wihrend  des  Jalires  190S. 

Im  Monat  Jan  aar  aind  verschiedene  Verordnungen  ergangen, 
unter  anderen  die,  welcbe  in  der  Faknltilt  fVr  Landwirtschaft  nnd 
Tierarmefknnde  der  Provinz  Bneno«  Ayres  (argentinische  Bepnblik) 
drei  Stipendien  errichtet,  die  nach  abgelegter  Prüfling  verliehen  werden. 
Die  Stipendiaten  stehen  anter  der  Aufsicht  der  Oesaadtschaft  von 
Umgoay  in  Argentinien.  —  Eine  andere,  die  die  Ein-  nnd  Ansflibr 
TOB  Vieh  ordnet  und  vorbengende  Massregeln  anm  Schntse  der  in- 
Iftndiachen  Viehzacht  vorschreibt. 

Im  Febrnar  ergeht  ^e  Verordnnng,  welche  die  Bauart  der 
HaÜBndftmnie  abCndert  nnd  die  Tiefe  des  Hafens  von  Montevideo  bis 
auf  10  m  erhöht  Die  Aufträge  Ar  das  hydrographische  Amt  werden 
erlaasen:  Stadium  der  Meere  und  Flösse  nnd  AusAhrung  von  Schiff- 
fthrtskarten,  Studium  der  Pläne  der  Häfen  und  der  Arbeiten  in 
Ihnen,  Bakenlegnug  in  den  Kanälen  und  hydrometriiche  und  meteo- 
rologische Beobachtungen. 

Am  1.  Märs  nimmt  der  Borger  D.  Josk  Batllk  t  OaDonmk 
Beaits  vom  Amte  als  Präsident  der  Republik. 

im.  Monat  April  werden,  nach  öffentlicher  Versteigernng,  die 
Verbessemngsarbeiten  am  Hafen  von  Montevideo  vergeben,  die 
3850000  F^.  betragen.  Ein  Oesetz  ttber  die  Änderung  und  Er- 
weitemng  der  der  Gesellschaft  „La  ComerciaP  durch  die  Stadt 
Montevideo  verliehenen  Rechte,  fSr  elektrische  KraftanfBhrnng  bei 
den  StTassenbahnen,  genannt  ,.Este^  und  ^.Redueto"  und  „Pocitos", 
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^Bucfo  und  Union";  nnter  den  Huuptbesiiiuniunpf'n  dieses  Gesetzes 
finden  sich :  die  Frist  von  7'>  Jahren  als  Konzeüsions^dauer.  an  den  n 
Ende  zuirnnsreii  «U-i'  Stadt  die  Wege,  das  rollende  Material  und  die 
elektrisrlu'  Strunizutiilirung  verbleiben:  die  Stationen,  AVerkstiitten, 
Ma^i'liincii.  Fabrikrn,  kann  die  Stadt  nach  ihrer  Wahl  ankaufen  znm 
Taxpieise.  uder  sich  mit  ihnt'ii.  dlin»'  irjrend  finc  Preisbestitnmun^•, 
mittels  einer  Konze88iunsveil;in^''t-nintr  auf  1')  Jahie  abiindt  ii;  He- 
freiuii}?  von  Kinfuhrabiraben  wühreud  der  ersten  o  Jalire  und  der 
(Jewerbesteuer  wahrt  iid  der  ganzen  Zeit  der  Konzession;  und  andere, 
die  die  Dienstbarkeiten  festsetzen,  denen  da«  Privateigentum  unter- 
worfen ist. 

Im  Mai  wird  ein  Gesetz  über  Freiheiten  an  die  Spinnerti- 
nnd  Webereifabriken  verkündet,  das  anf  10  Jahre  die  Kascbinen 
nud  V'^orratotttcke,  die  Jäte  und  unverarbeitete  Baumwolle  fitar  frei 
von  ZGUen  und  Gewerbesteuer  erklttrt;  wenn  diese  letzteren  Artikel 
für  den  Webstuhl  snbereitet  eingeAhrt  werden,  so  wird  von  ihnen 
eine  einxige  Abgabe  von  5*>;o  des  Wwtes  gezahlt.  Die  Färb-  und 
Säurenstoffe  Ar  die  Wäsche  und  Fftrberei  bezahlen  5  %  EinftihrsolL 
In  diesem  Monat  sind  wichtige  Verordnnngen  Uber  die  Verbesserung 
des  Hafens  von  Montevideo,  die  Versnchsscbulen,  die  Stundenpläne 
und  Ferien  der  unteren  Schulen,  die  Prflftingen  und  Versammlungen 
der  Lehrer,  Mittel  zur  Unterdrflcknng  des  Schmuggels  mit  Tabak 
erlassen;  wurden  die  Grundlagen  für  die  Ausbietung  des  Fischerei- 
rechts  an  den  Kfisten  von  Maldonado  und  Rocha  nnd  wurden  4 
Stellen  für  Tierärzte  im  Dienst  der  Anfeicht  über  die  Viehzucht 
geschaifen. 

Im  Juni  wird  ein  Gesetz  erlassen,  das  bestimmt,  dass  zu  den 
Wirkungen  dw  Kntweichung  eines,  aus  der  Haft  gegen  Bflrgschaft 
Entlassenen,  die  körperliche  Strafe  von  unter  6  Monaten  Gefängnis 
angesehen  wird;  und  ein  anderes,  das  auf  700000  Pesos  (S :  500000 Fr.) 
den  höchsten  Wert  der  Arbeiten  am  neuen  Palast  des  gesetzgebenden 
Kongresses  festsetzt.  Auch  das  jährliehe  Gesetz  fitjer  «lie  Stempel- 
Steuer  und  die  Steuer  von  Stempelpapier  wird  veröffentlicht. 

Die  ausflilirende  Gewalt  erlNsst  folgende  wichtige  Verord- 
nniifreii:  die  Bestimmung,  dass  die  üöentlichen  Werkstätten  im  Voraus 
die  Zollabgaben  für  die  vom  Auslande  eingeführten  Artikel  bezahlen 
»<db  ii.  die  Anordnnn;r.  dass  ein  besonderer  Fonds  für  den  Hau  nnd 
die  Verbesserung  der  Lenclittfirme  an  den  Kästen  des  Bio  de  la  Piata 
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eiiifcerichtt^t  w^rdp;  die  Einrichtnng  der  telej»lu»nis(  lit  ii  Xetae  znr 
\  erbindung  der  Jlauptj^tadt  mit  den  Hauptorteti  der  Departements 
niid  auf  dem  Lande;  die  Anschliessung  von  Puerto  del  Sauce  und 
der  damit  verbundenen  landwirtschaftlichen  Eisenbahn  an  den  öffent» 
liehen  Verkehr. 

Ein  Beschlnss  des  MchBten  Gerichtshofes  bestimmt,  das»  in 
allen  Fällen  der  Ablesung  von  Richten  und  Schiedsriiditom  als 
Partei  die  Staatsanwaltschaft  gehdrt  werde. 

Im  Monat  Jali  werden  die  folgenden  Gesetze  verdlfentlicht: 
über  Einrichtnng  nnd  Beftignisse  der  Landwirtsehaltskammem; 
wiederholt  die  Anftrtge,  die  diesen  Genossenschaften  die  Verlhssnng 
und  einige  Sondergesetze  erteilen;  bestimmt  die  eigenen  Einnahmen 
derselben,  ihnen  eine  gewisse  Verwaltnngs*  und  wirtschaftliche 
SelbatAndigkeit  unter  AnfUcht  der  Staatsregiemng  ttbertragen,  die 
dieee  mittelst  halbjähriger  Bevisionen  des  Rechnungswesens  ansflboi 
soU;  das  Verwaltungsstreitverfkhren  vor  ihnen  festgesetzt  mit  Be- 
rofting  an  die  vollsieliMlde  Gewalt  im  Falle  der  Verletzung  von 
Interessen,  nnd  im  F^lle  der  Rechtsverletzung  vor  den  National- 
finanzrichter,  mit  Berufung  an  das  Gericht:  nur  im  Falle,  dass  die 
Fragen  ein  Objekt  von  mehr  als  10000  Pesos  betroffen,  erkennt  in 
erster  Instanz  eins  der  Bernfun^gerichte,  mit  Rechtsmitteln  fßr 
zweite  Instanz  an  den  Obergerichtshof. 

Erlassen  wird  ein  Gesetz  über  Beschwerden  seitens  der  Liefe- 
ranten von  Kriegsbedttrfiiissen;  es  setzt  eine  sechsmonatliche  Ver- 
jahroDg  zugunsten  des  Fiskus  fest  und  bestimmt  die  von  Privat- 
beschwerden zu  erfttllenden  Förmlichkeiten. 

Festgesetzt  wird  durch  ein  anderes  Gesetz,  dass  in  dem 
Verfahren  Aber  Berichtigung  der  Standesamtsregister  die  Staatsan- 
waltschaft gehttrt  werden  soll.  Fftr  frei  von  Verbrauchssteuer  im 
Innern  w«4en  die  im  Inlande  zur  Ausftahr  gearbeiteten  ZttndhOlzer 
erklftrt  und  Uittel  zur  Verhinderung  der  Hinterziehung  der  erwähnten 
Steuer  bestimmt  Eine  Verbrauchssteuer  auf  Wein  im  Inland  wird 
eingeführt;  befreit  von  ihr  bleiben  die  Naturweine,  die  im  Lande 
bearbeitet  sind;  die  eingeführten  zahlen  1  Cent,  fttr  den  Grad  Alkohol 
fiber  14  Grad,  die  weniger  starken  sind  von  der  Steuer  bef^it,  so- 
bald die  Urage  des  trockenen  Extrakts  nicht  mehr  als  28  g  vom 
Tausend  beträgt;  die  künstlichen  Weine,  die  im  Lande  bearbeitet 
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sind,  zahlen  7  Cr-nt.  Gold  vom  Liter;  es  wird  bestimmt,  welche  als 
natürliche  und  weh  lie  als  könstliche,  deren  Fabrikation  erlaubt  ist. 
angesehen  werden.  Die  riitersurhunfr  der  Weine  durch  »'in  cheniisohes 
Amt  unter  Aufsicht  der  Beh^-rde  für  innere  Steuern  wird  fest^^esetzt 
und  die  Pflichten  und  Obliegenheiten  der  Gastwirte,  Winzer  und 
Einfiilircr  zur  \'ei  uiei<lung  der  Steuerhinterziehung  angegeben,  unter 
gleiclizeitiger  Einrichtung  einer  Zentralbehörde  mit  ihren  Aulsehem 
und  Beamten. 

Durch  Regierungsverordnung  wird  bestimmt.  <las<  die  Konsular- 
abgaben  durch  Stempel  bezahlt  werden,  and  die  Art  ihrer  Einziehung 
angegeben. 

Im  An gu st  erUsst  die  vollziehende  Gewalt  die  folgenden  Ver- 
ordnungen von  Bedeutung:  ein  Anfsichtsamt  über  das  KechunngsweseD 
wird  geschaffen,  mit  der  Aufgabe,  Kassenabschlüsse.  Wertberechnungen, 
Bechnnng.sprOfungen  und  BeHtandesnach weise  in  allen  üfi'entlichen, 
der  Zentrairegiemng  onterstellten,  Behörden  zu  bewirken.  Die  An- 
weisung über  das  Strassenwesen  in  der  Uaupt.stadt  and  den  Stadt- 
bebauungsplau  werden  geändert.  Sicherheitsmassregeln  betreft's 
ötfeiitliclier  ^'ersanlnllungen  in  den  Gotteshäusern  werden  angewendet 
und  die  Fleischereien  vom  gesandheitUchen  Gesichtspunkt  einer  Auf- 
sicht unterworfen. 

Im  Monat  September  werden  die  jfthrlicheD  Onmdsteiier- 
gesetze  fdr  das  Wirtschafüyahr  1903  erJatsen. 

Die  Vereinbanug  zwischen  Umgnay  und  der  argentioischeii 
Bepnblik  Uber  die  ErUftrnng  der  Beglanbignng  von  Untersebillt«! 
in  den  Anschreiben  nnd  Ersuchen  swiachen  den  Behörden  beider 
Lftnder  anf  diplomatischen  Wege  für  tberflfisaig,  wird  genehmigt 
Die  Verordnungen  über  Gesudheitm^ege  in  den  BAekereien  nnd 
Getrftnkehandlongen  und  Kleinhandellftden  werden  erlassen.  Der 
Entwurf  über  Verbessemngswerke  in  verschiedenen  Gegenden  von 
Uruguay  wird  genehmigt,  die  PriiAingsordunng  in  der  Bechtsfakultät 
abgeändert. 

Im  Oktober  wird  durch  Oesetz  der  militlrische  Oberbefehl 
im  Süden  des  Rio  Negro  geschaffen.  Durch  ein  anderes  Gesetz  wird 
bestimmt,  daas  bei  jeder  Ausfuhr  von  Hehl  die  Zollbehörde  den  Be- 
teiligten das  entsprechende  Einfnhrrecht  auf  BanmwoUentnch  für  die 
Fabrikation  von  Säcken  freilassen  soll. 
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Die  vollziehende  Gewalt  erlässt  in  diesem  Monat  die  m  ue 
Vorschrift  Aber  die  Prostitation:  dadurch  werden  die  Bordelle  ab- 
geschafft, ebenso  die  untlich  gednldeten  Stellen  der  Proirtitatioii; 
geduldet  wird  die  einzelne  ProsUtation;  für  die  Prostituierte  wird 
die  xweiwOchentlicbe  SrztUche  Zwaogauntersuchong  eingeführt;  die 
Eintragung  der  Proetitnierten  in  ein  städtisches  Register  wird  an- 
geordnet and  ein  Krankenhaus  anr  Anfhahme  erkrankter  Franen 
geseliaffen.  —  Genehmigt  wird  im  Verwaltungswege  die  Schutas- 
einrichtnngen  im  Hafen  von  Paysandu  und  Massr^^eln  zur  Zwangs- 
deeinfektion  in  den  von  Lungenkranken  bewohnten  Räumlichkeiten 
angeordnet 

Im  Monat  November  errichtet  die  vollziehende  Gewalt  die 
Abteilung  für  Tierärztliche  Studien,  als  ZubehOr  zu  der  medizini» 
sehen  Fakultät  in  Montevideo,  und  dieselbe  Gewalt  ordnet  strenge 
Masnr^ln  für  die  Beschtttxung  der  staatlichen  Tabaksproduktion, 
zum  Zweck  der  Verhinderung  der  Hinterziehung  der  betreffiendai 
Steuer,  an. 

Im  Dezember  wird,  ausser  den  jährlichen  (iesetzen  über 
Handelsfreiheiten  flir  190;i  4,  ein  Gesetz  über  Wegebau  im  Departe- 
ment von  Montevideo  erlassen.  Dadurch  wird  bestimmt,  dass  die 
Stadtgemeinde  die  Pflasterung  der  National-,  Departements-  und 
Gemeindewege  unter  ZwangsbeihUfe  der  Naehbarn  vollenden  soll; 
die  Naehbarn  sollen  den  8.  Teil  der  Kosten  beitragen.  Diese  Aua- 
gabe soll  Bo  verteilt  werden:  2  Drittel  von  den  am  Wege  belegenen 
Eigentümem  und  ein  Drittd  von  denen,  die  Vorteil  von  dem  Wege 
innerhalb  des  Wegebezirks  haben.  Die  H()chstkosten  werden  fttr 
jeden  lanfoiden  Metmr  der  Pflaatemnfir  fSestgesetzt  und  die  Zahlung 
der  Beiträge  auf  10  dreimonatliche  Teilbeträge  bestimmt 

Die  He^M Hing  billigt  die  AbäiKltrungt'n  an  di  iu  Einfahrts- 
kanal and  ^^  est. Steindamm  des  Hatt  iis  von  iMontevideu,  nac  h  vor- 
gängiger Beratung  durch  eine  sachverständige  Kommission;  es  wird 
ein  Fonds  bestellt  für  die  Er>verbung  von  Ptlanzensamen  der  besten 
Beschaffenheit,  die  unter  die  Ackerbauer  zum  Selbstkostenpreise 
verteilt  werden,  seitens  der  Leitung  der  Verwaltung  für  Viehzucht 
und  Ackerbau;  es  werden  Verordnungen  ttber  Milchwirtschaft  und 
Pf^esucht,  um  ihre  gesundheitlichen  Unterlagen  zu  bessern, 
erlassen. 
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BUcherkunde. 

„Bamerinuigw  and  Notinm.  Beitng  nir  Komtnis  der  StaatswixtadiaftiB- 
nnd  Finaocgwehiehte  der  öiUidien  Bepnblik  Ton  ürugnaj"  von  Eddabo 
AoEVBDo,  Profeesor  der  Stattowirtidwft  an  der  UniTenilftt  toh  Montevideo. 

Unter  dem  UtAf  mit  dem  wir  diese  Zeilen  beginnen,  iat  jenes 
wichtige  Werk  des  Dr.  Eduabd  Acbtbdo,  Proftssors  der  Staatswirt> 

schaff  an  unserer  Universitftt,  erschienen,  das  ans  2  Bfinden  von 
mehr  als  1000  Seiten  besteht. 

Wir  sind  der  Ansicht,  dass  die  Kenntnis  dieser  Arbeit  den- 
ieni{2:on  von  Iiitf  ivssH  s(>in  kann,  die  staatswirtschafÜiche  Studien 
betreiben  und  deshalb  iiaben  wir  ons  entschlossen,  von  ihr  eine 
Inhaltsangabe  zu  liefern,  am  einen  allgemeinen  Begriff  von  dem  er- 
wähnten Werk  zn  gewähren,  nnd  schenken  ein  Exemplar  der 
Bibliothek  der  Inter.  Ver.  f.  vergl.  Kechtswirtschaft  und  V'olks- 
wirts^cliaft  zu  Berlin,  damit  es  im  einzelnen  von  denen  studiert 
werden  kann,  denen  die  Inhaltsangabe  den  Wunsch  eingibt,  das 
ganze  Werk  zu  lesen. 

Im  folgenden  unsere  Inhaltsangabe: 

Urspning  der  Staatsschulden  von  Uraguay. 

Dr.  AoETBDo  hat  znerst  ein  ToUstftndiges  nnd  systematiBdies 
Stndinm  Aber  den  Ursprang  nnserer  Staatsschnld  dnrchgeftthrt,  eine 
Arbeit,  die  er  mit  einer  Arbeitsamkeit  nnd  Ventllndnis  voUendet 
bat,  die  des  grOssten  Lobes  wert  sind. 

Er  teilt  die  Finanzgeschiehte  von  üragoay,  seit  dem  Eide 
anf  die  Verfassang  im  J.  1880,  in  14  verftuKongsmlssige  Präsident 
schallten,  4  ergftnnende^  oder  Prisidenten,  die  ernannt  sind,  nm  die 
Zeit  von  4  Jahren  sn  beenden,  die  von  den  veffsrnngsmässigeB 
Piftddenten  nicht  erfttllt  wwden  konnte,  15  Zwiaehen^PrSaldfliit- 
schaften,  die  von  den  Senatspräsidenten  erledigt  sind,  die  nach 
nnserm  Grundgesetz  VineprSsidenten  der  Bepnbllk  sind,  nnd  die 
Präsidentschaft  des  Staats  anf  kleine  Zeiträume,  manche  von  einem 
Tage,  erledigt  haben,  die  Mehrzahl  bis  zu  den  Wahlen  des  Präsi- 
denten an  dem,  durch  die  Verfisssung  festgesetiten  Tage,  dem  1.  März; 
fünf  provisorische  Kegiernngen  für  Staatsreorganisation,  die  durch 
schwere  politische  Vorfälle  verursacht  wurde  nnd  6  Diktatoren, 
verursacht  ebeofaUs  durch  politische  Bewegungen. 
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Nachdem  anf  die^e  Weise  das  staatswirtschaftliche  Leben  des 
Landes  einp^pteilt  ist,  bejrinnt  er  die  Ursaclien  der  Entstehung  der 
Staatsschulden  seit  dem  .T.  isj:}  zu  untf rsnclicn.  als  die  alliji^nieine 
Versammlnno:  sie  besehiil'tifj^tr,  die  \'i'ifassung  vom  J.  Ls;JO  fest- 
zustellen, l'nser  erster  Aus<raht  nülH  i^«  Imsg  trat  damals  anf  und  zu 
dieser  Zeit  zeigte  sich  deutlich  diu  erste  MUnzkrisis,  die  seitdem 
mehrere  Jahre  später  auftrat. 

Anf  410  Seiten  nntcrsuclit  Dr.  .Aikyhki  die  liildiiiij.:  der 
Staatsschuld  während  dfr  Abtciluiif^tMi  unserer  <  ieschiclif •%  die  i-r 
and«'Utct,  und  schliesst  den  ersten  Hand  eines  Werks  mit  einem 
Kapitel  unter  dem  Titel  ^Zusammenfassnnsr". 

Dieses  Kapitel  ist  das  Kesultat  dfs  erstm  liaudts  dt  s  Werkes 
uiiil  i'Tithält  ein  ausst-rordentlich  iiittitssantes  Material  für  das 
Studium  unserer  Staatsschuld.  Seine  Ergebnisse  sind,  dass  im  J. 
r.»01  unser  Land  4(5  verschiedene  Schulden  hatte,  die  eine  gesetz- 
mässige  Emission  von  342311471  Pesos  im  Nennwert  darstellten, 
deren  HOchstbetrag  allein  am  31.  Dezember  1901  im  Umlauf  war, 
im  Betrage  m  124803287  Pen».  Tkae  ünterscbied  zwischen  beiden 
Zahlen,  von  217508187  Pesos,  ist  durch  Tilgangen,  Umwandlung  in 
ICetaUsehnld  und  Anewechselnng  der  einen  Schulden  durch  andere 
beseitigt 


Am  Ende  des  J.  1901  verteilte  sich  die  laufende  Schuld  anf 
folgende  Gattongen: 


Art  der 
Tilgung 

Betrag  am 

Benennung 

Zinsfuss 

Tilgung 

31.  Des.  1901 
P. 

lOO«/, 

Ganatieschnld 

*•/• 

3  619800,00 

66,98  m  69^70*/« 

Innere  kmwoli- 

dierte  Schuld 

4  n 

1  r 

6  146  950,00 

92,60  ,  «8,99  „ 

Liquitations- 

schuld 

6  . 

4  n 

763  332,43 

64,66  „  68,20  . 

Sdiatsschiin- 

schuld 

6  . 

1 

4766100,00 

inneres  Darlehn: 

64,G0  zu  69,80  o/« 

1.  Serie 

6» 

2  n 

3  300 

64,19  „  02,65  , 

2.  , 

e  n 

2  n 

2  :\H[  KH  t.tH  I 

99,99  «/o 

3.  „ 

6  n 

2  „ 

1  32Ö  4(X),00 

70,39  zu  99,99 

4.  . 

6  n 

« 

987  800,00 

47,90  ,  98,60  „ 

Keniol.  Schuld 

von  üruguaj 

8Ö0„ 

1  n 

93286  880,00 

KU  ttbertragen 

114  479  662,43 

Jahrbnoli  du  latamat  VeNlnlguiK. 

e.  Bd. 
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Belratr  am 

Beueuuuui;        Ziusfuss    Tilgung    31.  Dez.  1901 
Tilgong  ^  p 

Übertng  114479662,43 

61,47  SU  61^2  */o  Darl.  V.  rrumiuy 

ZI!        y  V.  IS'.T.  1%  6;*<  »iM«NI,0<) 

99,99  „  lUÜ    „     iUlien.  Scliuld         b  „         5  „  4  ÜOü,UÜ 

100«/,  Fnu»6i.  Schuld  4„  P.  100 000  134725,14 
100  .         Spanuche  Schuld      6  „        2%  128400,00 

71,69  m  76,90  •/«  BnwiliicheSchuld      5  „        1  „  3147600,00 

124  HO;i  287.57 

(WcL'^oii  etwaiger  Dndeutlkhkeit  dieser  Tabelle  s.  das  Werk  selbst 

Bd.  1,  «.  4:)y). 

In  Anbetracht  dos  ungeheuren  T^nicks.  den  eine  so  bctriii  ht- 
liche  Schuld  auf  den  Staat  ausübt,  ist  zweifellos  die  Pünktlichkeit, 
mit  der  fast  alle  Ee^iernng;en  die  T^t  istnngcn  von  diesen  Schulden 
bezalilt  haben,  bewunderunj^swürdig.  und  e.s  mu.ss  benierkt  werden, 
dass  wenige  LUnder  in  dieser  Hinsicht  ein  so  schönes  Beispiel  wie 
das  unserige  bieten,  in  betreif  der  ticulichen  Erfiillnii;r  seiner  Xvv- 
pflichtungen  inmitten  der  Unglückslaile,  durch  die  es  hindurch- 
gegangen ist.  Weder  die  Kriege,  noch  die  Verschwendung  einiger 
Regierungen,  noch  die  ernsten  Gefahren,  die  unser  Land  durch- 
gemacht hat,  haben  die  Zahlung  der  Zinsen  der  Staatschuld  unter- 
brochen, obwohl  es  dazu  tats&chUch  Opfer  bringen  miaste. 

Nur  2  Verwaltungen  sind  seit  1860,  seit  wann  die  regelmSssige 
Abtragung  der  Sehnld  begann,  bis  heute  der  allgemeinen  Regel 
nidit  gefolgt,  nämlich  die  Regierungen  von  Varela  (1875)  und 
Herren  (1800),  unter  dem  Druck  der  grossen  wirtschaftlichen  Ge- 
jfiahren  nnd  wegen  aller  Anstrengungen,  nm  ihn^  tn  entgehen. 
Ausser  diesen  2  nnglücklichen  Zeiten,  hat  Jcein  anderes  ünglfllek  die 
bewnndernngswttrdige  Lebenskraft  und  den  Reichtum  des  Landes 
seiner  Kraft  branchen  können,  noch  unsere  Regierungen  —  gute 
oder  schlechte  —  von  der  Achtung  entfernen,  die  sie  immer  für 
die  pünktliche  Bedienung  der  Staatsschuld  gezeigt  liaben,  was  ihnen 
den  Kredit  eingebracht  hat^  den  das  Land  heutsutage  liesitat,  trotE 
der  politischen  Torheiten  einiger  Zeiten. 

Und  wenn  in  schlechtNi  Zeiten  unser  Land  seine  Verpflich- 
tungen treu  erfiUIt  hat,  so  wird  es  in  Zukunft  auf  demselben  Wege 
beharren,  nm  so  mehr,  als  jetzt  die  Republik  auf  dnen  Weg  des 
sichersten  und  schnellsten  Fortschritts  gebracht  ist,  nnd  die  hervor* 
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bringenden  Kr.'ifte  des  Landes  sich  frei  entwickeln  und  sich  anf  das 
Vertrauen  gründen,  dass  die  ütientliche  Ruhe  nicht  melir  gestört 
sein  wird,  und  aniresichts  der  elirenwerten  Beliandlnnf^  d«'r  staat- 
lichen Gelder,  die  der  gegenwärtige  Präsident  der  Kepablik  unterhält. 

Bd.  IL 

Auslandischer  Handel.  —  Handelskrisen.  —  Wirtschaftliche 
Gesetzgebung.  —  Finanzgesetzgebung. 

Der  2.  Band  des  Werkes  des  Dr.  Ackvkuo  ist  vielleicht  noch 
bedeutender  ak  der  erste,  wegen  der  Terschiedenen  und  wichtigen 
Fragen,  die  er  in  seinen  359  Seiten  entwickelt. 

Es  beginnt  Im  I.  Kapitel  die  Untersnchung  unserer  Ansflihr, 
die  so  dargestellt  wird: 

Viehsnekt  «nd  Fleischsnbereltnngsanstalten:  a)  Vieh- 
nckt  Ton  lebendem  Yieb,  nämlich  Bindvieh,  Pferde,  Schafe;  b)  zu- 
bereitetes Fleisch,  das  nmftsst  das  Bftncbern,  den  FleiRcheztrakt, 
das  Konsenrenfleisch  und  die  geräucherten  und  getrockneten  Zungen; 
c)  andere  Erzeugnisse,  wie  Horner,  Äsche,  Knochen,  Borsten,  Rinds-, 
Schaf-  und  Bossleder,  Talg,  Wolle  und  Dfinger. 

Erzeugnisse  der  Landwirtschaft:  Hais,  Weizen  und  Weizenmdil. 

Verschiedene  Erzeugnisse:  Quadersteine,  Sand,  Steine,  Holz- 
kohle, Wolfis,  Otterfelle  und  Straussfedern. 

Mach  dieser  Efaiteilung  untersucht  er  jeden  der  angegebenen 
Artikel.  Die  Ausftihr  von  lebendem  Vieh  geschieht  mit  Bindvieh, 
bestimmt  zur  Verarbeitung  in  den  Fleischzuberdtnngsanstalten  in 
Bio  Grande  (Brasilien),  und  diese  Ausfuhr  soll  sich  vergrOssem, 
wenn  binnen  3  Jahren  der  Hafen  von  Montevideo  beendet  ist  und 
die  Ausftihr  in  grossem  Uafsstabe  nach  den  Märkten  von  Bio  de 
Janeiro  und  Europa  gesdiehen  wird.  Einige  Versuche  sind  gemacht, 
die  von  sehr  gttnstigem  Erfolge  waren,  w^en  der  dauerhaften  nnd 
standhaften  Mast,  die  unsere  Weiden  dem  Vieh  geben,  das  sie  auf 
seinen  stets  grünen  Weid^ätzen  wnährt.  Dr.  Acbvbdo  fährt 
folgende  Angaben  Uber  unsem  Viehreichtum  an,  aus  der  Zählung 
von  1900  entnommen: 

Bindvieh   6  827428 

Pferde   561408 

Schafe   18608  717 

Maulesel   22992 
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Zielen   20  428 

Schweine   93  92:3, 

ZTisanimen  2»;  l:?4  K9n  Haupt  Vieli,  {fcliittert  auf  22G74  Weideplätzen, 
die  eine  Oberliäelie  von  14  ^IT)  104  La  darstellen.  T)ie  angegebene 
Zahl  von  \\'eidepläti',en  wird  von  14  412  In-  und  s  2-'52  Ansiändern 
genutzt,  und  die  20  lo4  8!M)  Haupt  \\vh  zu  der  KcpubUk  gchüreu 
14  aul  .ITS  In-  nnd  11  s:};^  518  Ausländern. 

Jetzt  steht  fest,  dass  die  Angaben  der  Zählung  von  1900 
niodi  iger  waren  nnd  sind,  als  die  tatpfiehlicln-  Kxistenz  von  \'i(  h  in 
den  Fi  ldern  der  Keimblik,  weil  das  Zählgeschiift  von  Ueaniteii  dureh- 
gefiihrt  wnrde,  die  sieh  dai'aut'  nicht  verstanden  und  in  Zeitm,  in 
denen  die  Besitzer  die  Einrielitung  einer  Viehsieuer  beliireiiteien, 
infolgedessen  sie  die  wirkii(  lie  Zahl  ihrer  Tiere  verheimlichten. 

I>ie  Sachverständigen  in  dieser  Art  Untersuehun^'-«  n  sind  der 
Meinung,  ilass  im  Jahre  Ümmi  in  der  Heimblik  mehr  vorluinden  waren: 
n  Millionen  Stin  k  KMiidvieh  und  7  Millionen  fcJchafe  als  die  Ziflfern 
der  angegebenen  Ziilihing. 

l>er  diu(  hsfhnittliche  Ertrag  der  Wolle  wird  auf  180U  g  füi" 
das  Stück     ,s(  lüitzt. 

Zubereitetes  Fb'i-;rli  bildet  einen  der  wichtigsten  Gegenstände 
der  Ausfuhr,  nach  Ausweis  folgender  Zill'ern: 

J-hw  Menge  Wert 

kg  PewM 
Gerftnekertes  Fleisch  .   1896— 19qp         268193  27481253 
Fleiachextrakt    .   .   .   1896—1900       2  721  902        7  746  615 
Znngen  (gerftncbert)   .   1896—1900       4  023115  894625 

nsw.  nsw. 

Unter  anderen  Ersengniasen  der  Viebsncht,  Fleischzubereitiing 

nnd  des  Ackerbanes  nehmen  eine  Hanptstelle  die  Ausfahren  ein  von: 

.  ^  Menge  Wert 

Jahre  .  ^  -» 

kg  Pesos 

Borsten   1896—1900  4  942276  1  591570 

Rindleder  (gesalsen,  im 

ganzen)   1896—1900  4  207  811  19389  862 

Rindleder  (getrocknet,  im 

ganzen)   ISIMI— 1900  n  Oßr»  420  8  ;}9S  ri29 

Schaneder   imv    1900  ^3  r.34  732  0  770770 

Talg   18%— 1900  76  989  443  7  358  609 
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Jabre 


menge 


Wert 
Pew» 


WoUe.  . 
MaiB  .  . 
Weizen  * 
Weisenmehl 


1896—1900 
1896—1900 
1896—1900 
1896—1900 


201  609  880 
115  261637 
198  715  336 
79  819204 


55699  602 
1208953 
5  277  681 
3  201  453. 


Das  IL  Kapitel  dieses  Bandes  ist  den  AnsftihTen  gewidmet 
und  sind  darin  als  lianptsfiehlielie  die  folgenden  QegenstSnde  an- 
gegeben: 

GetrSnke:  Lik5r,  Arak,  Bier,  Kognak  nnd  Wein. 
Easwaren,  Getreide  nnd  Qewflrse:  Ol,  Reis,  Zncker,  Kaffee, 
Gewflrxe,  Mehl,  Weizenmehl,  Hais,  Speisen,  KSse,  Sardinen,  Weizen, 

Gemüse. 

Tabake  nnd  Zig-arren:  frische  Zigarren  und  Tabak,  roher  Tabak. 

Gemachte  Kleidnnfj:sstücke  und  Sachen:  Schuhe  aus  Hanf, 
Sohahwerk,  Hemden,  kurze  Hemden,  I^-ttdecken,  Str&mpfe,  Taschen- 
tacher,  Ponchos,  gemachte  Kleidnng,  Hüte  aas  Zeng,  Pantoffeln, 
Holzschuhe. 

Andere znrechtgemachte  Waren :  Holzkohle.  Fuhrwerke,  Kristall- 
nnd  ülaswaren,  zubereitete  Häute,  Drogen,  Heilmittel  für  Schafe, 
Eisenwaren,  Streichhölzer.  Nähzwirn,  Senseneisen,  Juwelen  und  Kost- 
barkeiten, Kerosin,  Töpfer-  und  Porzellanwaren,  bearbeitetes  Holz, 
Kramwaren,  Möbel,  Schirtsartikel,  weisses  und  Druckpapier,  Par- 
fümerien,  Gemälde,  Pfusten  und  halbe  Pfosten,  goldene  und  silberne 
Uhren,  Plüsch,  Waggons,  zolltv  ie  Waren. 

Gewebe:  Packtnch,  Flanell,  Fasrii).  ]\a>?iniir,  Poy,  Haum- 
wnlleiisachen,  Zwiriuvaren,  ^^'ar^ll  aus  versrhinlt  iieni  (^cwt  he.  Wollcn- 
zeuge,  halbwollene  Ze\ige,  Segeltncli,  leichtes  Segeltuch,  Merinowolle, 
Tuch,  Seiden-  nnd  halbseidene  (M-wcbe. 

Gewerbliche  Materialien:  Kujiter  in  Keifen,  Steinkohle, 
gegorene  (i»'rsr»\  Steinplatten  und  Ziegel,  Stangen,  Stahl,  Eisen  in 
Tafeln,  Fichtenholz,  Schuhsohh  ii.  Staiiiren  aus  Pidelmetall,  gewöhn- 
liclu's  Salz,  römische  Erde,  Portlundzement,  eiserne  Träger  und 
Säulen,  zollfreie  Artikel. 

Maschinen  und  Kisen waren:  Pflüge  und  andere  landwirt- 
schaftliche Maschinen,  Nähmaschinen,  andere  Maschinen,  Eiseugeräte 
und  -Werkzeuge  für  versehiedene  Industrien. 

Vieh,  lebend,  feineres  Kiudvieh,  i'ferde  und  Schafvieh. 
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Dr.  AcsvKDO  bescbSitigt  sieh  bis  ins  einseliie  mit  jedem  dieser 
erwähnten  Einfuhrartikel  auf  sehr  vielen  Seiten  nnd  beweist  eine 
tiefe  Kenntnis  des  behandelten  Ofegenstandes,  nnd  in  folgenden  Ka- 
piteln nntersveht  er  nnsem  Handel  mit  Brasilien,  die  Handels- 
schwanknngen  nadi  dem  And^nd,  die  Handdsbüans. 

Ein  anderes  Kapitel  ist  den  gesetsliehen  Bestimmnngen,  die 
snm  Schntz  der  nationalen  Industrien  erlassen  sind,  ge?ridmeL 

Dr.  AcBYBDO  bestlltigt,  dass  im  Jahre  1875  der  erste  ernste 
Antrieb  sugonsten  der  Entwieltlnng  nnserer  Lidnstrien  gegeben 
wnrde  mittels  einer  mSssigen  Erh0hnng  der  Zolltarife  auf  alle  Pro- 
dukte, die  im  Inlande  gearbeitet  sein  konnten  und  einer  gleichzeitigen 
Erniedrigung  der  Abgabe  auf  gewisse  anslflndisehe  Artikel,  die  fHr 
die  Entwicklung  der  Quellen  unseres  Beicbtnms  notwendig  waren. 

Erhöht  wurden  um  lO^f^  die  Zölle  auf  Tafeln  von  Eisen, 
Zink,  Fuhrwerk,  ]I9bel,  Hflte  usw.,  um  20%  die  Soda-  nndSelters- 
wSsser,  Töpferwaren,  Bier,  Bchnhwerli,  Spiegel,  gemachte  Kleider, 
Kerzen  usw.  T.itliographische  Arbeiten,  wie  Visitenltarten,  Beeh- 
nungen,  Ansi  lntib  n  usw.  wurden  mit  90  ^j^^  btlastet. 

Zu  gleicher  Zeit  wurde  für  zollfrei  erklärt  die  Einführung 
von  Kupfer  in  Reifen,  Pflüge,  landwirtschaftliche  Maschinen,  Dampf- 
maschinen, See-  und  Steinsalz,  Metall  in  Tafeln,  Zinn,  Quecksilber, 
Pottasche,  Salpeter  nnd  viele  Rohstoffe  un  l  »ndere  Artikel,  die  melir 
zum  Gebranch  in  der  nationalen  Industrie  bestimmt  sind. 

Er  untersucht  dann  andere  gesetzliche  Bestimmungen  ^äterw 
Zeit  und  schlicsst  das  Kapitel  mit  folgenden  Bemerkungen: 

..Has  Schutzzollsystem  ist  nur  annehmbar  als  Mittel,  um  die 
*  isten  Flügelschläge  der  nationalen  Industrie  zu  sichern,  denn  es 
gestattet,  dass  sich  geschickte  Arbeiter  bilden,  dass  das  Kapitel  sich 
auf  fruchtbare,  sonst  unsicher.'  T'ntersuclinngcn  richtet,  und  dass 
th'V  Vt-rbi  anclisniarkt  sich  an  inlainli.sehe  Erzen friiisse  gewöhne.  Ist 
dieses  lireiiiK  lir  Ziel  ei  reiclit.  so  iimss  uiiiift  keiirt  werden,  indem 
allnnilili''))  <Vu-  'Ai]\W  iierabf^csct/.t  oder  innere  Kompensationszölle 
einirerichw  t  wt  rden,  obwohl  das  nätzliehstt!  die  \'erbindang  Vieider 
hskaiiscluT  Mittel  ist.  Im  allgemeinen  sind  wir  bei  den  S' hutz- 
indusirien  zu  eineia  lileichgewicht  gekommen,  aut  die  eine  rück- 
gängige. Zullbfcwegnng  anfangen  könnte  nnd  sollte,  seitdem  die 
Erzeugnis.se.  die  jene  haben,  auf  dem  Markt  durch  ihre  gute  Be- 
schaiienheit  und  W  irlscliat'tlichkeit  der  Herstellung  bedeutend  Wurael 
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gttfiwBt  haben.  Wir  sind  gewiss  nicht  für  mivemiittelte  Änderangen 
Im  StenenjBtem,  dran  weder  der  Fiskus,  noch  die  Industrien  würden 
Urnen  Widerstand  leisten.  Die  ErmSsBlgaiigen  mttssen  stnfenwdse 
geecheben,  in  Abefttaen  von  8  oder  10  Jahren,  damit  der  MarlU  der 
Eneugnisse  nicht  gewaltsam  ans  einem  so  starken  Schntzsjstem,  das 
in  manchen  Fällen  bis  an  einMn  Verbotssystem  gekommen  ist,  so 
dner  freieren  Verwaltung  übergehe,  mit  änsserster  Orense  der  Zolle 
▼on  25  oder  80®/o  des  Wertes  der  Eraengnisae  in  der  Niederlage, 
die  eine  vOllig  genügende  Grenze  nnd  reichliche  Summe  detjenigen 
g^ienfiber  bilden,  die  sich  ans  der  Fracht,  der  Versicherang  und 
den  Kosten  ausammensetzt,  welcher  das  ähnliche  ansländische  Er- 
aeugnis  unterworfen  ist,  damit  die  schon  gebildeten  Lidustrlcni  sich 
entwickeln  und  die  internationale  Konkurrena  ansschliessen  küiinen. 
Zwdfellos  wnden  schwache  Ihdustrl«!  verlsllea,  die  nur  im  Schatten 
sehr  hoher  Zolle  entstanden  nnd  gewachsen  sind,  aber  an  ihre  St^e 
werden  die  anderen  in  dem  Kampf  eine  wunderbare  Entwicklung 
endchen;  sie,  die  sich  im  Lande  erheben  konnten  wegen  des  gnten 
und  reichlichen  RohstoflfeB  oder  wegen  der  gewerblichen  Lehrzeit 
derer,  die  zu  ihrem  Fortschritt  beitragen/ 

Unter  dem  bemerkenswertesten,  das  dieser  Band  enthält,  mnss 
man  zweifellos  die  4  Kapitel  erwähnen,  die  rieh  mit  der  Unter- 
suchung der  Krisen  theoretisch  beschäftigen  nnd  besonders  mit  den 
3  grossen  Handelskrisen,  die  in  Uruguay  in  den  Jahren  1868,  1874 
und  1890  her?orgebradit  sind. 

Dr.  AcBViDO  setzt  die  Theorien  yon  Cluibns  Zuolab,  Baoshot, 
HoBH,  GüTOT  und  Latilatb  auseinander,  mit  der  grössten  Klarheit, 
und  untersucht  eine  Vergleichung  dieser  Theorien  mit  folgenden 
Schlnssf olgerungen : 

1.  Die  Sparsamkeit  schaflft  fortwährend  Kapitalien,  die  nutzbringende 

Unterbringung  snclien. 

2.  Wenn  diese  f'reisreheudeu  Kapitalien  an  einem  Orte  reichlicli 
vorhanden  sind  und  andere  Gründe  grossen  Vertrauens  anf  das 
Land  beitragen,  so  liebt  sich  der  Kredit,  erhülxMi  sich  die 
Preise,  steigt  die  Einfuhr,  verstärkt  sich  «his  lirstrcben  iles 
umlaufenden  Kapitals,  sich  in  fcstt  s  zw  verwandeln,  entwickelt 
sich  ein  wahres  Fieber  von  Geschäften,  die  alle  Welt  den  Kopf 
verliereu  lassen. 
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3.  Dm  Anwacbsen  der  OescbSfkabeivegnDg  im  Innern  und  der 
Einfuhr  fOhrt  schlieaslich  dn  Deficit  im  HetallnmUtof  herbei, 
das  den  Wechaelverkelir  erschwert  und  die  Valntuiachfh^fe 
vermindert  oder  Terechwinden  IBsst»  vnter  Vorsdelien  eines 
fiirehtbaren  Knrastorses. 

4.  Ist  diese  Grense  des  Preissteigens  llberschritten,  so  tritt  die 
liqaidafekHi  ein  nnd  alle  stürzen  anf  den  Harkt,  die  Geld 
hranehen;  eine  Preisherabmindernng:  wird  venirsacht,  die  nni  so 
betrftchtiicher  ist,  je  grDsser  die  frühere  Entwickelang  der 
Kredit g:»'S(  hiifte  war. 

5.  Endlich,  unmittelbar  nach  dem  Ausbruch  der  Krlsis  und  seit 
ih'm  Anfang  der  Baisse-Liqoidation,  beginnt  die  Sparsamkeit 
des  Landes  mit  Energrie  zn  wirken,  bis  wieder  die  freien  Kapi- 
talien anwachsen  nnd  von  neuem  die  Preise  zu  stciiarcn  beginnen. 

Dann  geht  er  über  zur  Untersuchung  der  drei  erwähnten 
llandelskrisen  im  einzelnen  und  setzt,  seit  ihrem  Entstehen,  alle 
Ursachen,  die  sie  hervorbrachten,  anseinander  nnd  bringt  wahrhaft 
interessante  Beispiele  vor,  die  beweisen,  wie  die  besonnensten  Köpfe 
das  Gleichprewicht  in  schwieripren  Zeitpunkten  verlieren  und  der 
scheinbare  \Vert  dessfMi,  was  nichts  wert  ist^  unter  dem  Dmck  des 
Spekulationstiebers  siclj  erhebt. 

Dann  beschäftigt  er  sich  mit  dem  Metallgelde  und  den  in- 
konvertiblen Papieren  und  weist  in  diesem  Kapitel  nach,  dass  der 
tatsächlicljH  Metalljrehlniiilaiif  im  Laiulo  40  MüL  Pesos  übersteigt, 
ohne  natiirli(!h  die  l^ank«  mission  zu  ivchnon. 

Er  stellt  niisfi-e  liaiik^esetzgebunj^  dar,  seit  der  ersten  orgaui- 
schen  üankorduTing  vom  März  l^r».'»,  die  den  Grundsatz  der  Bank- 
freilieit  ciiiführte,  die  einige  Aiidt  ruiigen  zuftilliger  Notlagen  wegen 
erlitt,  die  sich  in  Zeiten  finanzieller  nnd  wirtschaftlicher  Schwierig- 
keiten darstellten,  alier  Hr.  Ackvkdo  erklärt,  dass,  sobald  wie  möglich, 
znr  Bankfreilieit  der  erwälinten  Ordnung  vom  J.  1865  zurückgekehrt 
werden  muss,  in  Anl>ei  rächt,  dass  die  Erfahrung  uns  gelehrt  hat, 
dass  die  I'rivatbanken  mit  bleiernen  Füssen  fre^^iingeu  sind  und 
gehen  uiid  untereinander  eine  beständige  und  ricliiige  Aufsicht  im 
Interesse  der  öffentlichkeit  unterhalten.  Er  bringt  ebenso  zum 
Ausdruck,  dass  die  Banken  eine  vullige  fVeiheit  yon  Regieruugs- 
anfiaicht  geniessen  mflssen,  nnd  dass  die  Zulassung  der  öffentlichen 
Behörden  den  Qang  einiger  Kreditinstitute  gehindert  hat 
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Daun  beschäftigt  sich  Dr.  Acbvedo  mit  der  Erleichtemng:  des 
Eigentnmsilbergiiiigs  und  gibt  aus  dieser  Veraidassnng  die  Grund- 
lagen für  ein  Gesetz,  indem  er  für  das  Land  das  System  einrichtet^ 
daes  Sir  Robbrt  Tobbsms  anfgestellt  hat,  und  das  seit  1855  in 
Australien  und  später  in  Queensland,  Viktoria,  NeuoSfidwales,  Britisch 
Kolambien  usw.  mr  Dnrchfilhmng  gebracht  ist. 

Die  EisenbahngesetKgebung  ist  ein  aoderer  von  Dr.  Ackvbdo 
behandelter  Stoff;  er  untersucht  die  Entwieicelung  neuer  Eisenbahnen 
und  ihre  Zukunft. 

Die  Bev&Ikerung  und  der  Offentiiche  Reichtum  ist  der  Uct^eu- 
stand  eines  andern  Kapitels  des  ausgezeichneten  Lehren  der  Staats- 
wirtschaft unserer  Universität,  und  in  ihrer  Darstellung  erklärt 
er,  obwohl  es  sich  nicht  bestimmt  behaupten  lässt,  weil  neue  all* 
gemeine  Zählungen  fSehlen,  dass  die  Bevölkerung  der  Republik  sich 
einer  Killion  Bewohner  nähert,  da  am  81.  Dezember  1902  ihre  Zahl 
auf  990 158  Seelen  berechnet  wurde. 

Er  ateUt  folgendes  Bild  nnsres  tatsächlichen  oder  in  Be- 
arbeitung beflndlichen  Reichtums  dar: 

I-;ui(l.'ifi:riituiii   OtiUOüOOUO  Tesus, 

Kapitalit'ii  im   luilauf,  der 

Steuer  untorworfen  .    .    .  202  000  000  „ 

Viehreichtuiu   1 10  000  000  „ 

Kapital   in  Landwirtschaft, 

im  Verkehr   53  000  000  „ 

Eisenbahnen   59000000  „ 

Metallgeld                      .  40000000  „ 

Zusammen:  1  084  000  000  Pesos, 

runil  llfHiiiuuoOO  Pesos,  die  verteilt  auf  eine  lltn ..Ikiiuii^'-  von 
1  Million  Einwohnern,  den  .Satz  von  1100  pfsos  auf  di<-  Serie  t  r- 
gabeu.  Diese  Zirt'  r  ist  beachtenswert,  wenn  muu  in  Ansi  hlaj^  bringt, 
dass  es  sieh  um  ein  i,.in(i  liaiub'lt,  das  jedentalls  kaum  allen  seinen 
Eeichtuiu  in  Tätigkeit  gesetzt  hat  und  in  kurzer  Zeit  den  tat- 
säichlichen  Bestand  seiner  Kapitalien  verdreifachen  kann. 

Der  II,  Hand  »  ndit^t  mit  der  Untersuchung  des  allgemeinen 
eirundes  der  Ausgaben  des  Volkes,  der  Zollertset/f.  dt-r  K'm-  und 
Ausfuhrabgaben,  des  Schmuggels,  der  Grund-  und  l!>/.iikssteuer, 
der  Handels-  und  üewerbeverkehrssteuer,  der  Stempel-  und  Ue- 
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glsobigaiigiiabgabe,  der  inneren  Verbranchsstenern,  der  Stadt-  nnd 
Poliseiabgaben  und  der  Arbeiten  am  Hafen  Ton  Uontevideo. 

Das  Werk  de«  Dr.  Ackykdo  ist  von  soldier  BedenUmg,  dasa 
seine  wissenschaftlicbe  Arbeit  jedem  notwendigr  ist,  d^  grflndlich 
den  wirtschaftlichen  nnd  finanaiellen  Znstand  von  Umgnaj  kennen 
lernen  will;  es  ist  Uar  nnd  denUieh  geschrieben  nnd  seine  Angaben 
sind  so  genan,  wie  nnr  mdgUch. 

Dr.  AcBVRDO  ist  gegenwftrtig  Bektor  der  ÜniversitSt  in  Konte- 
Video  und  Professor  der  Staatswirtschaft;  er  Abt  den  Beruf  als 
Advokat  ans  nnd  ist  während  vieler  Jahre  Leiter  des  Tageblatts 
„Das  Jahrhundert**  gewesen,  in  dem  er  sich  vorzngsweise  mit  wirt- 
schaftlichen nnd  finanziellen  Stoffen  beschäftigt. 

Der  sch&tssenswerte  Professor  der  Staatswirtschaft  hat  anch 
einen  Ansang  der  Vorlesungen  veröffentlicht,  die  er  auf  der  Uni- 
versität gehalten  hat;  dieses  Werk  hat  er  auch  der  Bibliothek  der 
I.  V.  nsw.  Zugesandt 
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Referent:  Dr.  Atoxander  Urkaneja,  Advokat,  Caracas. 

Übersetzuug  voa  Bicharü  Burtulomäuti,  Anitri^erichUirat,  XrotoK-ltiu. 

Nachdem  Veneanela  von  der  spanisclien  Reg:ieniog  nnabliSngiif 
geworden  war,  wurde  es  ein  Teil  des  grossen  Kolombinis  bis  1830. 
Damals  konstitnierte  es  rieh  als  sonverftne  Republik  mit  einer  zentral- 
bnndeaataatlichen  YerfiMsang,  die  seitdem  mit  verschiedenen  Ab- 
ftndenmgen  das  Volk  regiert  hat  and  unter  der  es  allrofthlich  seine 
Lebenikrüfte  entwickelt 

Von  1830—1869  beschäftigten  sich  die  venezuelanischen  Ue- 
set/.g^r  mit  der  ZusaramensteHnDj?  einer  Gesetzgebung  im  bUrger* 
liehen,  Straf-  nnd  IlHiidelsrecht,  die  den  notwendigen  Ergebnissen 
jener  jaristischeu  Begriffsklassen  nnd  tuisfitn  Ki  ^riornngssystt  in  eiit« 
sprachen.  Sie  ernannten  dazu  luanniirfaclie  Kommissionen  von  Kechts- 
verstftndigen,  am  in  den  folgenden  Parlamenten  die  verscliiedenen 
Gesetzbücher  vorznleffen,  die  im  besonderen  diese  Recht.sst<irtV'  be- 
handeln sollten.  Tatsächlich  waren  schon  im  Jahre  istio  die 
Gesetzbücher  über  Handelsrecht,  btirgerliclies  Keclit.  Stratnclit, 
Strafprozess  nnd  Zivilprozess  erlassen,  die  als  das  Erp:ebnis  ib  r 
wisstMi'^cliat'tliclK'ii  Arbeit  anserwahlter  Koniniissioiien,  st»'ts  unter- 
stutzt von  <ler  vuisurglichen  Mühe  der  voriiergehenden,  anjrcsehen 
werden  könnt»-.  Abt-r  it-ms  stanze  edle  \\'eik  wurde  lahniircb-trt 
und  zurückfjesri'llt,  mit  Aufnahme  des  Handelsjreset/.buchs,  denn 
durch  eine  Yerurdnuii;^  der  ansfiihrendeii  (irwult  vom  s.  Aujjust  isc.:; 
wurden  die  Hestininiunt^eii  seif  Würz  Is.",^  ))i,s  zu  jenem  Taf^e  si  iteiis 
der  austuhrenden  und  dt-r  gesetzf^eljendeii  »irwalt  für  irünzlicii  ni<'litii? 
erklärt  und  nur  das  g-enannte  Handfls-i  >.  tzimeb  in  Kratt  erhalten. 

Wälii  eiiiliii  sM  n  trat  die  sjianisrlie  und  venezuelanisclie  Gesetz- 
gebung, in  der  Fassun^j  einer  N  eiordiiuiij?  in  Kolumbia  vom  Jahre 
1825,  im  Lande  wieder  in  V\  irk:>uukeit,  bis  vuui  ;^7.  April  1673 
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die  Kodifikation  dordi  andere  Kommiasionen  gelelirter  venesnela- 
nisclier  Professoren  Gesetseslcraft  erhielt,  die  in  ilirai  einseinen  Ar- 
beiten teils  das  bfirgerliche  Gesetzlmcli  Italiens  von  1864,  den  Code 
Napoleon  nach  den  Gewohnheiten  vnd  der  Verfiunnng  Italiens  ah- 
geSndert,  teils  unsere  Gesetze  ond  Gesetshtteher  snm  Hnstw  nahmen, 
die  seit  1836  nach  nnd  nach  ausgearbeitet  waren,  und  die  wir  schon 
erwfthnt  haben. 

Unter  der  Regierang  von  Gross-Kolombien  im  Jahre  1821  nnd 
unter  der  Segierung  von  Veneznda  im  Jahre  1836  wurden  Gesetze, 
betr.  die  Einrichtung  der  Zivilstandsregister  erlassen,  die  nicht  in 
Wirksamlceit  traten,  bis  das  ZivOgesetsbuch  von  1873  In  seinen 
Bestimmungen  die  Einrichtung  der  Zivilehen  einftthrte  nnd  sie  so 
der  geistlichen  Aufsicht  entaog,  Aet  die  Eäkeregister  überlassen  ge- 
wesen waren,  ebenso  die  Geburts-  und  Sterberegister,  nun  grossen 
Schaden  der  Statistik,  denn  in  solchen  Bfichem  konnte  nicht  die 
Ehe,  der  Tod,  die  Geburt  nichtkatholisclier  Personen  festgestellt 
werden,  ancli  wenn  in  dieser  Hinsicht  die  Gesetabfieher  von  1863 
und  1H()7  nichts  gesagt  hfttten,  sondern  vielmehr  wegen  der  Natnr 
der  relig^iösen  Ansichten  nnd  der  Dienstleistung  der  mit  den  fir. 
Kffiisteru  beauftragten  (Teistliclien.  Das  bfirgerliche  Gesetxbucli  von 
lS7-'{  säkularisierte  diese  Tätigkeit  und  übergab  sie  den  bürgerlichen 
Oherbohrirden  der  Parochien  in  den  Bezirken,  bestiiiimt«  auch  für 
die  Beurkundung  des  Ehevertrags  die  Vorsitzenden  der  Gemeinde- 
räte,  um  ihm  Feierlichkeit  und  ernste  Recht«form  zu  g-eben,  als 
man  mit  der  Überlieferung:  brach,  die  die  Beteiligung  der  Pfarrer 
dabei  zur  ausschliesslichen  frt  inaclit  hatte. 

Sowohl  (\;\H  bnr/rciiiche  (iesetzbuch  wie  der  Zivil-  und  der 
Strafprnziss  wunieii  ni<lit  wrsmtlich  verändert  im  Jahre  l.S.s(>, 
während  da8  Straff^esetzbuch  und  das  Handelsgesetzbuch  unberührt 
blieben.     Im   Talire  wurde  das  bür<rerliche  Gesetzbuch  aufs 

neue  veriimlert  und  im  Jahre  1>S;»7  das  Straf^'e^^ctzbuoh  und  die 
bt  iiU'ii  Prozessordnuji;:en ;  und  alle,  einschliessliih  das  liaiidi'l>}jr>  ?etz 
buch,  wurden  endlich  wcsciitlicli  vciündt  it  durch  die  (iesetzbiulicr, 
die  seit  10.  April  1904  in  Kraft  sind  und  von  denen  wir  eine  kurze 
Übersicht  peben  wollen. 

1.  Das  bürcerlicbe  G  •  set  zl)Ui'h  von  1004.   Es  besteht  aus 
-    10(i»j  Artikeln  in  drei  Büclieni.  \'oraus  geht  ein  einleitender  Titel  über 
die  Gesetze  und  ihre  Wirkaugen,  auch  die  allgemciueu  Grundsätze 
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über  ihre  Anwendung.  Im  fisttn  T^nrli  wird  von  den  Personen  im 
allfjfmoinon  e;f'handelt,  von  den  Pt'ix.iii'n  in  bttiftV  ihrer  Nationalität, 
von  ihrem  \\  ohnsitT:.  über  ihre  Ni(  ltt;ui\\t\Nt  nheit.  ihre  Abwesenheit, 
die  'rddesverniuinn^'  wepi'en  Versdiv.  iiiilfti.s  und  über  die  Keehte,  die 
di'iii  Abwe-riiden  vurbelialten  bh'ibeii.  I)as>elbe  liueh  bandeil  von 
\'erwundt>(haft,  Veiiübnis  und  Ebe,  Abstanininn^,  Adojdion,  väter- 
licher Gewalt,  Krziehnngr  und  l  iiterlialt.  Mi^ideriähripkeit  und  Voll- 
jährigkeit. Vorninndsohali,  iMiianzijiatiun,  Aufsicht  und  Kntniiindi^ninjr, 
schliesslich  von  dem  Register  (fer  Vorninndschafte«,  PHeg^scliafteu, 
Aufhebnnp  der  Aufsicht  nnd  Entmündigung. 

Da.s  Pu(  b  ist  in  12  Titel  geteilt,  auf  die  diese  ganze  Materie 
verteilt  ist.  Das  zweite  Hucli  bebandelt  in  :}  Titeln  die  Suchen, 
das  Kigentuni  und  seine  l!es(biäukun^<ii,  teilt  die  Sachen  in  be- 
wegliche nnd  unbewegliche  und  betrachtet  sie  in  ihrem  \'crhältnis 
zu  den  berechtigten  I\^r8ünen,  detiniert  das  Eigentum  nnd  versieht 
den  Eigentümer  mit  Klagen  und  Rechten  wegen  seines  Gegenstandes, 
betrachtet  den  Erwerb  von  beweglichem  and  nnbeweglichem  Eigen- 
iiun,  setst  die  BMdixfinlcongen  des  Eigentoms  fett  durch  Niessbranch 
Gebranehsrecht,  Wohnnagsredit,  das  Anfentlialtsrecht,  die  Omnd- 
gerecbtigkeiten,  behandelt  die  Gemeinschaft  nnd  den  BesiUs,  die 
possessorischen  Interdikte  zugunsten  des  tatattchllchen  Besibsere  animo 
Domini  gegen  jeden  Sachinhaber,  anch  den  EigentSmer. 

Das  dritte  Bach  beschftftigt  sidi  mit  den  Arten,  das  Eigentum 
nnd  andere  Rechte  za  erwerben  nnd  an  ttberlaasen,  In  19  Titeln, 
die  wieder  in  Gesetze  geteilt  sind,  ttber  Besitsergreifting,  Rechts- 
nachfolge, Schenkung,  Sehnldverhältnisse,  die  Verträge  im  allge- 
meinen,  die  Vorrechte  nnd  Pfiuaidrechte,  das  dffentliche  R^ister,  die 
ZwangavoUatrecknngen,  die  GAterabtretong,  die  Rechtswohltat  des 
notdfirltigen  Unterhalts,  die  Veijährnng. 

Die  Wirkung  der  Gesetze  erstreckt  sich  anf  alle  Bewohner 
der  Republik  einschliesslich  der  Fremden  (nnbeschadet  der  im  Völker- 
recht angelassenen  Ansnahmefftlle)  nnd,  was  die  Veneanelaner  anbetrifft, 
so  sfaid  Ittr  sie  die  Gesetze  tber  den  Personenstand  nnd  die  persön- 
lichen Rechte  stets  verbindlich,  wenn  sie  anch  ihren  Wohnort  im 
Aaslande  haben  oder  sich  dort  aufhalten.  Ebenso  unterstehen  den 
veiMZuelanischen  Gesetzen  nicht  nur  die  Immobilien,  sondern  anch 
die  Xobilien,  auch  wenn  diese  oder  jene  im  Eigentam  von  Fremden 
stehen. 
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IHe  liervnisprinfifendsten  Neuoruiij^cn  des  m-m  n  bürgerlichen 
(.itsetzbuclies  »iiid:  die  Einführnnp:  der  völligen  Eliesclieidnner  mit 
der  l'.i'fiif^nis  fiii'  die  derartitr  gesdiit^denen  Klici^atttii.  eine  iiene 
Elle  einzudrehen.  aiisL^enomnien  im  EhehrnchBfall.  denn  dmiii  ist  dem 
solmlili}2:i  u  'r»'il  uiilieiiing-t  nntersa<ri.  sicli  mit  dem  MiLsdiuldigen  zn 
verheil  iteii  und  wührend  5  Jahren  nach  dem  Urteil  mit  irgend  einer 
anderen  l'erson  -  eine  Zivilstrafe  fiir  den  zivilrechtlich  des  Ehe- 
bruchs Sehuldigen.  unbedingt  in  Beziehung  auf  den  Mitschuldigen, 
bedingt  mit  liezielmng  anf  Dritte.  Darilber  haben  wir  eine  Ab> 
liandlung  veröffentlicht  unter  dem  Titel  „Eri&nternngeii  fiber  den 
AbBclinitt  Titel  IV,  Bach  I  des  ZivUgesetzbnchs  von  1904",  die 
wir  die  Ehre  gehabt  haben,  der  Vereinigung  sn  ttbenenden  und  die 
schon  deren  BBcherBammlung  verDtehrt 

Die  andere  Nenernng  gehSrt  dgentlidi  nicht  dem  gegen- 
wSrtigen  Gesets  an,  sondern  dem  von  1898,  das  eine  Erwefternng 
der  „ßechtswoldtat  des  notdfirftigen  Unterhalts"  einführte,  die  in 
der  Entsiehnng  des  Hauses  auf  der  Zwangsvollstrecknng  besteht^ 
in  dem  die  Wohnung  („Fenerstelle^)  der  Familie  oder  des  Seholdners 
sich  befindet,  wenn  die  zur  Vollstreckung  gelangenden  Fordemngen 
8|)Ilter  entstanden  sind,  als  die  Wohnung  bestellt  ist.  Diese  Be- 
stimmung ist  von  Yaokee-Urspnuig  (nordamerikanisch).  Der  Staats- 
reehtskenner  Donhat  hat  in  einigen  seiner  Werke  eine  weitreichende 
nnd  wirksame  Tätigkeit  dafür  eingesetzt,  und  seine  nExperimental- 
Politik"  diente  flir  uns,  die  wir  im  Jahre  1889  die  »Demokratische 
Vereinigung"  in  Venezuela  grfindeten,  als  Leitstern,  denn  Im  Hin- 
blick  darauf  erklärten  wir  und  einige  Uitglieder  in  vieUisehen 
Artikeln  in  „El  Partido  Democratico"  (die  demokratische  Partei), 
den  Geist  und  die  Ziele  der  nordamerikanischen  Einrichtung  und 
bewiesen  den  Nutzen  Ihrer  Elnflihmng  in  die  vaterländische  Gesetx* 
gebnng.  In  der  Tat  nahm  das  Cresetzbttch  von  1896  sie  an  nnd 
das  jetzige  bestätigt  sie  in  dem  Titel  fiber  „  Beschränkungen  des 
Eigentums".  In  den  V.  St.  von  Nordamerika  ist,  da  jeder  Staat 
dc8  Rnndes  eine  besondere  Gesetzgebung  hat,  die  Wohnung  („Fener^ 
sfclh  ")  tider  ..honiestead"  gemJtss  den  Erfnrdeinissen  in  jeder  Ort- 
licltkeit  eing  ri  litet.  ob  ai  kerbaoliche  oder  indostrieUe  sind, 
ütitor  nns  ist  das  nicht  der  Fall,  denn  gemäss  unserer  zentral- 
bundesstaatliclien  Verfassung  ist  (iio  Einrichtung,  als  Folge  der 
Einheit  unserer  Gesetzgebung  in  Huupt>  und  Nebendingen,  za  der 
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wir  ppelan^t  sind,  eine  Einriclitnrif?  des  bürgerlichen  Kt'(;lifs  und 
do.Hiijilb  für  alle  TJundesstauton  vorbildlich,  da  ihnen  nicht  gestattet 
ist,  z.  B.  den  Höchst  bot  rag  des  ^^"ertes  des  Hauses  oder  Krbgntes 
zu  erhölieu  oder  lieiabziist  tzeu,  tlas  als  Wohnung  Feuerst«  He-) 
eiiii!'  richtet  wird.  Daher,  wenn  sie  in  der  Hauptstadt  der  Republik 
eingerichtet  wird,  darf  ihr  Weit  niclit  1<mmh>  l^rdivaren  über- 
steigen; 3U»)(>U  in  den  Hauptstädten  d<  r  Sta  itcn  oder  Meeroshiifen, 
•JUOOO  in  den  Hauptorten  der  Bezirke.  IddOii  im  Hezirke  eines 
Kirchspiels:  in  b-t/.tereni  Falle  darf  dazu  fim-  iiiclit  bebaute  tirund- 
fläche  bi.s  zu  einem  Hektar  geliören.  Es  srlit  int.  di  r  venezuelanisrhe 
Gesetzgeber  hat  damit  sagen  wolU-n,  dass  in  dt  ii  hindliriim  Kirch- 
spielen sich  das  veru  irkli' In-n  w  ii  d,  zum  X'ortcil  des  Ackerbaus  und 
zum  Antrieh  di  r  Lamlu irisi  halt,  dmn  wenn  man  den  Au.sdrurk 
ohne  Einscliränknng  auffas-t-n  würde,  so  würde  der  Gedanke  des 
Gesetzgebers  unklar  ersehitiiu^n,  weil  alle  Hezirke  in  Vriifziula  in 
Kirchspiele  geleilt  sind  und  da.sselbe  sich  in  den  ileeresliäfcii  und 
allen  Hanptstiidten  und  Städten  sc»  verhält.  Die  Wohnung  Feuer- 
stelle'') ist  daher  ländlich  oder  städtisch.  Sie  ist  städtisch,  wenn 
sie  in  der  Hauptstadt  der  Iiepublik  eingerichtet  ist,  in  den  Haapt- 
»tftdten  der  Staaten  and  in  den  Hanptorten  der  Bezirke;  ne  ist 
llndlichf  wenn  sie  nnter  der  Gerichtsbarkeit  eines  niclitstädtischen 
oder  l&ndlichen  EircIiBpieis  eugerichtet  wird. 

Es  haben  dasBechtf  die  ^etterstelle"  zu  bewolmen:  derjenige, 
der  sie  eingerichtet  hat,  fHr  ideh;  die  Oberhäupter  der  Familien, 
Ittr  die  sie  eingeriehtet  ist;  ihre  anfsteigenden  Verwandten,  die  in 
der  Lage  sind,  von  Uuien  Unterhalt  zn  verlangeti;  die  absteigenden 
Vomrandten:  mftnnliche,  solange  sie  minderjährig  nnd  nicht  eman> 
sipiert  sind;  die  weiblichen,  auch  die  volljährigen,  solange  sie  nn- 
verheiratet  sind  nnd  die  andern  Kinder,  die  nnter  Pflegscliafl  oder 
entmündigt  sind  wegen  geistiger  Mängel;  auch  die  Verwandten  oder 
Dienstboten,  anf  die  sie  dnrch  die  Errichtnngsnrknnde  ausgedehnt 
ist  Und  Jeder,  der  sich  dnrch  Verträge  verpflichten  kann,  kann  in 
seinem  Vermögen  oder  in  dem  seiner  Familie  oder  in  dem  Anderer 
eine  .„FenersteHe"  errichten,  die  gänsUch  von  seinem  sonstigen  Ver- 
mügen  losgelöst  ist,  dergestalt,  dass  sie  nicht  als  Objekt  für  die 
Gläubiger  dienen  kann,  die  ihre  Fordemng  nach  der  Enrichtnng 
erworben  haben;  somit  eine  Änsnahme  jenes  Bechtsgmndsataws,  den 
anch  nnser  B.  G.-B.  aufstellt,  indem  es  bestimmt»  dasa  „die  Güter 
des  Schuldners  das  gemeinsame  Pfand  der  Gläubiger  sind''. 
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Um  eine  ..Feuerstelle"  zn  errichten,  sind  zur  Sicherheit  Dritter 
ir<  \vissc  FürnilicliktittMi  /ii  »rfüllen.  Der  Antragsteller  wendet  sich 
all  dt  ii  Uiiiitt-r  I.  Instanz  drs  liezirkR,  in  dem  das  dazn  bestimmte 
Hans  belehren  ist,  erklärt  sein  Vorhaben,  nnter  Anji^abe  der  Grenzen, 
des  Flächeninhalts,  der  Lapr.  der  Zahl  d»>r  I^'rs(ln<'n,  zn  deren 
Gunsten  t^'V  dii-  „Feiinst^'lle"  eirichten  will,  zugleiiii  mit  dem  Nach- 
weise (Iis  Kip-pntnnis  nnd  einer  iJcscheiniprnng  des  rej^istrierenden 
Beamten  (eine  Auitssfille,  die  in  ^'eneznela  an  Stelle  der  Notare 
gesetzt  ist)  dahin,  duss  das  Einkommen  ans  dem  Grundstück  seit 
'\0  Jahren  nicht  belastet  ist  oder,  ricljtiger  gesagt,  dass  es  30  Jahre 
lang  bis  dahin  nicht  belastet  ist.  Dann  lässt  der  Richter  den  liesitz 
von  Sachverstündigeu  abschätzen,  und  während  dreier  Monate  wird 
der  gestellt«  Antrag  im  ÄmtBblatt  oder  einem  andern  Ortsblatt 
yerSffwitltelit,  aaeb  deren  Verlanf,  wenn  kein  Dritter  «Idersprodien 
hat,  dasa  Oeriebt  die  „Fenerstelle"  für  errichtet  erklärt,  getramt 
von  dem  Vermögen  des  Errichters  und  firei  von  Lasten.  Der  Antrag 
nnd  die  Erklärung  werden  in  dem  Bnrean  des  xnatBndlgen  Begisters 
beurkundet  und  in  dem  Handelsregister  des  Bezirks  eingetragen,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit.  Bei  diesem  sorgfältigen  Verfahren  bleiben 
die  Rechte  Dritter  bis  snm  Erklämngsbesehlnss  nnberUhrti  denn  sie 
behalte  die  Befugnis,  dem  Einrichten  der  „Feuerstelle*'  zn  wider- 
sprechen  und  im  Prozesswege  entgegenzutreten  nnd  auf  diese  Weise 
ihre  Forderung  g^pen  den  Elnriditer  zn  sichern,  einzufordern,  bei> 
zutreiben  oder  zu  bestätigen. 

Wenn  die  nFeuerstelle"  errichtet  ist,  so  kann  sie  nur  mit 
vorheriger  Zustimmung  der  Familienhänpter  veräussert  oder  belastet 
werden,  und  mit  gerichtlicher  Genehmigung.  Diese  Genehmigung 
wird  nur  auf  den  Nachweis  ertdlt,  dass  eine  äusserste  Notwendigkeit 
zur  Veräussernng  oder  Belastung  besteht  Wenn  die  Eltern  ge- 
storben sind,  so  wird  die  „Feuerstelle"  von  den  zwei  •nächsten  Ver- 
wandten in  an&teigender  Linie  vertreten,  und  in  deren  Ermangelung 
von  den  zwei  ältesten  unverheirateten  Tdchtern,  die  vorhanden  sind. 
Ohne  deren  G«nehmjgnng  kann  die  Veräussernng  oder  Belastung 
nicht  vor  sidi  gehen.  Nach  Wegfidl  des  letzten  Mitglieder  des 
Familie,  fBr  welche  die  „FenersteHe"  errichtet  ist,  gcAt  das  Grund- 
stiiek  in  das  Eigentum  <h'r  Erben  des  Errichters  zurück  zu  ent- 
spreciienden  Teilen,  oder  des  Errichters  selbst,  wenn  er  noch  leben 
sollte,  wenn  nicht  das  Figentnm  an  den  oder  diejenigen  übergegangen 
ist,  zu  deren  Gunsten  die  „Fenerstelle**  errichtet  war. 
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Mehr  wollen  wir  über  diese  EinricLtunf?  nicht  sagen,  denn 
wahrschcinlicli  hat  irtreml  ein  Kolle|2^e  ans  \'enezuela  in  seinem 
Verkehr  mit  der  Vereiniguiij?  den  Gegenstand  weitläufiger  und  ge- 
nauer behandelt  und  ausserdem  geben  wir  hier  nnr  eine  einfache 
Übprsirht  der  gesamten  venezuelanisrhen  Gesetzgebung  und  keine 
Erläuterung  einzelner  Gesetze.  Aber  wir  kr»nnen  üb^^r  die  „Feuer- 
stelle'' oder  phomestead'',  als  eine  Erweiterung^  It  r  K'echtswohltat 
des  notdürftigen  Unterhalts,  versichern,  dass  sie  unter  uns  bis  zur 
Gegenwart  viele  schätzenswerte  Erfolice  fi;>  l)r;i(  ht  hat,  besonders  in 
den  letzten  3  oder  4  Jahren,  denn  je  nu  hr  die  Einrichtung  bekannt 
geworden  ist,  desto  mehr  hat  sich  die  Zahl  der  errichteten  „Feuer- 
steilen"  sichtlich  vermehrt. 

H.  DoNNAT  rät  in  seinem  erwähnten  interessanteu  Werk  „Ex- 
perimental-Politik''  denjenigen,  die  sich  über  die  Sache  mehr  zu 
unterrichten  wünschen,  seine  „Republikanischen  Gesetze  und  Ge- 
wohnheiten'^ zu  lesen,  in  denen  er  (S.  106)  das  kalifornische  Gesetz 
fibar  „homestead"  erkl&rt  nnd  nnterancht. 

2.  Handelsgesetzbuch  von  1904.  Das  neue  Gesetzbuch  trat 
in  Wirksamkeit  seit  19.  April  v.  J.,  unter  Aufliebung  des  von  l.s73, 
das,  im  Verliftltiüs  zum  Fortschritt  des  Stoffs  in  der  rechtswissen- 
achaftlichen  Welt,  rttcketftodig  geworden  war.  Es  besteht  aus  vier 
Baehecn  nnd  1096  Artikeln.  Jedes  Bneh  Ist  In  Titel  geteilt;  Yorher 
geht  ein  Bingaugstitel,  in  dem  angegeben  «erden:  die  in  dem  Bnch 
enthaltenen  VerpHichtangen,  welche  Verpflichtungen  handelarechtliehe 
sind;  wann  handetochtliche  BeehtageschSIte  nicht  mehr  als  solche 
angeeehen  werden. 

Dm  ente  Bnch  beschiftigt  sich  mit  den  Kanflenten  nnd  dw 
Hnndeimnallbnng,  setzt  die  Ffthigkeit  snr  Betreibung  von  Handehi- 
geecfaiften  Dsst  nnd  bestimmt  die  FftUe,  in  denen  der  Unflhige  den 
Handel  danemd  oder  vorübergehend  betreiben  kann  nnd  handelt 
von  den  Verpflichtungen  der  Kanflente. 

Übeir  die  Firma  drttckt  es  sich  so  ans:  „Ein  Handdtreibender 
ohne  Gesellschafter,  aber  mit  einem  Teilhaber,  kann  keine  andere 
Firma  oder  Handelsnamm  führen  wie  seinen  Familiennamen,  mit 
oder  ohne  seinen  Vornamen.  Er  kann  ihm  alles  hinsnfilgen,  was 
er  für  die  genauere  Beseiehnnng  seiner  Person  oder  seines  Oeschflfts 
Ar  ntttzlieh  hfllt,  aber  ihm  keinen  Zusatas  geben,  der  die  Annahme 
des  Bestehens  einer  Oesellschaft  glauben  machen  kdnnte.'* 
Jshrbnoli  der  iatanukt.  VereinigoBg.  8.  Bd,  191 
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Diese  Mal'sregel  soll  die  Tiinschnng  Dritter  verliinderii,  die  in 
gfnteni  Glauben  sich  auf  GcsohJifte  «  inlaRsen  k<»nnleii  in  der  Aiinahnie, 
sie  verlKindelten  mit  «  iner  Haiidt  lsfiresellschaft  and  nicht  mit  einer 
bestimmten  Person,  mit  der  s'w  iiielit  verhandelt  haben  würden, 
wären  sie  niclit  dim  h  den  Irrtum  veranlasst. 

Dasselbe  Buch  netzt  die  Handtdskamniern  ein.  die  schon  ausser- 
halb des  (Tesefzbuclies  von  1878  bestellt  waren,  und  die  Messen  nnd 
Mürkte;  das  lt't/,t>  re  ist  von  t  inigen  venezuelanischen  Gegenden  an 
der  Grenze  vi>n  Kolunibia  ang;enoninien.  weshalb  die  Gewohnheit  aus 
spanisclx  r  i  berlieferung  herzustammen  scheint.  Die  Handelsbörsen 
nach  dem  neuen  Text  nntei*8cheiden  si(  h  wesentlich  von  denen,  die 
im  Ge.seizbucli  von  1H78  bekannt  waren,  sowohl  in  Anbetracht  der 
beteiligten  l'ersunen,  wie  der  Art  nnd  W  eise,  Bowic  des  Gegenstandes 
ihrer  Tätigkeit.  Dort  ist  auch  bestimmt,  wer  die  Handelsagenten 
und  -Makler  sind,  deren  Verpflichtungen,  die  Handelsverpflichtuogen 
und  -Verträge  im  allgemeinen. 

Tn  demselben  Buche  wird  auch  von  den  Handelsgesellscliaften 
gesprochen,  von  den  Weehselit,  von  der  Vtitüi^tanam;  im  aDgeneinen 
and  der  zu  Lande  im  besondereo. 

Das  sweile  Buch  beedUtfUgt  sieh  mit  dem  Seehandel,  das 
dritte  handelt  von  den  Schulden  und  den  Konkvrsen  nnd  von  den 
Konkursen  mit  grosserer  oder  kleinerer  Masse. 

Das  gegenwärtige  Oesetsbnch  hat  einen  wirklichen  Fortschritt 
in  diesem  Stoff  gegenftber  dem  Oesetsbneh  von  1873  betätigt, 
denn  nach  diesem  wnrde  der  Kanlinann,  der  seine  Zahlnngen  ein- 
stellte, gleichviel  ans  welchem  Gnmde,  ans  dem  Grunde  der  Zahlnngs- 
einstellnng  allein  fBr  im  Konkurse  befindlich  erachtetf  da  doch  in 
den  meisten  FftUen  die  Zahlnngseinstellnng  nnr  erfolgte,  weil  Bar> 
geld  knapp  war  oder  ans  einem  anderen  snflQligen  Umstand,  nnd 
die  KonknrserQflhnng  bewirkte  die  Vemichtnng  des  Handels  nnd 
vieler  seiner  Handelsbeziehnngen.  Jetat  tritt  das  nicht  wenn 
die  Aktiva  eines  Kanftnanns  tatsächlidi  seine  Passiva  ftbersteigen 
nnd  er  sich  in  die  Notwendigkeit  versetst  sieht,  seine  Zahlnngen 
ans  Mangel  an  Bargeld  wegen  nnvorfaergesehener  Fälle  oder  ans 
anderer  irgendwelcher  entschuldbarer  Ursache  zu  versögem  oder 
aufzuschieben,  so  wird  er  als  im  Zustand  des  Zahlnngsrfiekstandes 
beKndlich  an;resehen  Und  kann  das  znst^ndipre  Handelsgericht  er> 
suchen  ihn  zur  Beantragnng  einer  freiwilligen  Tilgung  seiner  Ver^ 
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bindlichkeiten  zn  ermäcliti^^en,  und  zwar  innerhalb  einer  genügenden 
Frist,  jedoch  nirhf  Uber  12  Monat»'.  Der  Antraf?  wird  zurückge- 
wiesen, wenn  der  Kaufmann  mit  iiini  ni(  lit  einen  urkundlichen  Nach- 
wt-is  seines  wirklichen  VerniöpensstaiidcK  vorlept.  wie  /.  B.  die 
Handelsbücher,  Bilanz,  ein  Inventar  auf  dreissijj:  Tnj^i-  im  voraus. 
Verzeichnisse  der  (Tlänbiger  und  SrlmMiicr,  mit  Angabe  der  Zalilunps- 
wahrücheinlichkeit  bei  letzteren  und  Anzei^'-t-  des  ^^■ühnurt8  oder 
Aufenthalts  bei  ersteren  und  Betrag  und  Wert  dw  Forderungen, 
den  Nachweis  der  Betriebsiinikeit  und  günstiger  Mt  iimnnr  für  den 
Antragsteller,  unterzeichnet  von  drei  seiner  (iläubiger.  Während 
des  Verfahrens  kann  der  Schuldner  mit  seinen  Gläubiirern  über  Be- 
willigung von  Zahlungsaufscluilj,  Eilass  von  Zinsen  oder  Kapitals- 
anteilen verhandeln,  wenn  deren  Mehrzahl  auf  solche  Überein- 
kfinfte  sich  einlässt.  Auch  kann  er  sich  von  neuem  niederlassen, 
mit  Becbtsgültigkeit,  wenn  eine  Mehrheit  von  drei  Vierteln  der 
G«meiinefaiilfl  w  1»eBeblieisty  voranagetelKt  stets,  daas  sie  die  Wider- 
spredienden  Aber  den  Anteil,  den  sie  tat^chlich  ans  dem  Verfahren 
erhalten  könnten,  gemäss  Geschftltsklngheit  nnd  Gesetz  sicherzn- 
stellen,  sich  ▼erUndlich  machen.  Die  Nenerong  ist  nach  jeder  Hin- 
sicht annehmbar. 

Die  Konkurse  sind,  wie  schon  gesagt,  von  grösserer  «nlfr 
kleinerer  Masse.  Sie  sind  von  grösserer  Masse,  wenn  di  r  I Jetrag 
der  Forderungen  10000  Bolivar  übersteigt,  und  von  klt  iiiert  r  Masse 
die,  welche  diesen  Betrag  nicht  übersteigen.  Im  ersten  Fall  ist  der 
snstilndige  Richter  der  Richter  erster  Instanz  im  Handelsplatz,  in 
dem  der  Kanftnaim  seinen  handelsrechtlichen  Wohnort  hat;  im  zweiten 
der  Richter  des  Bezirks  oder  Departements.  Dorch  diese  Teilung 
der  handelsrichterlichen  Tätigkeit  aof  Grand  des  Konknrsobjckts 
wird  die  Schnelligkeit  in  Erledigung  des  Verfiibrens  erleichtert  nnd 
mehr  Sicherbdt  für  die  Rechte  Dritter  geschaffen. 

Das  vierte  Buch  handelt  von  der  Ilandelsgerichtsbarkeit.  von 
den  Handelsgerichten  und  von  den  Erlordeniissen  für  das  Handcls- 
richteramt,  von  der  Zuständigkeit  und  dem  Verfahren  der  (ierichtshöfe. 

Das  Gesetzbuch  ist  verständlich,  leicht  anwendbar  auf  die  ge- 
wöhnlichen Fälle  des  Handelslebens  nnd  liefert  die  guten  Krfolge, 
die  sich  der  venezuelanische  Gesetzgeber  bei  Einführung  der  Ver- 
änderung des  bestehenden  Gesetzbachs  vorgenommen  hatte. 
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•i.  Snafffesetzbucli  von  1901.  Es  besteht  aus  f»04  Artikeln 
in  drei  Hücheln,  die  in  Titel,  wie  diese  in  Gesetze,  geteilt  sind. 

Das  ei-ste  Bnch  zälilt  2  Titel  nnd  jeder  von  ihnen  7  bezw.  8 
Gesetze;  das  zweite  10  Titel  nnd  diese  4  bezw.  (>,  12,  7,  3,  G,  3, 
7,  7,  7  (tesetze;  das  dritte  Buch  zählt  4  Titel  and  diese  sind  in  9 
bezw.  7,  4,  4  Gesetze  geteilt 

Das  erste  Bach  behandelt  die  allgemeinen  Bestimnrangen  fiber 

die  Verbrechen  und  Vergeben,  über  die  verantwortlichen  Pei-soaen 
and  die  Strafen.  In  dem  zweiten  liaclie  ist  vun  den  verechiedenen 
Arten  der  Vi  rbreehen  die  Rede;  sie  sin^  in  Verbrechen  gegen  die 
UnabhRngigkeit  und  Sicherheit  des  Volkes,  in  Verbrechen  gegen  die 
Freiheit,  gegen  den  Staat,  jrepren  die  Rechtspflege,  gegen  die  üffent- 
liche  Ordnung,  gegen  den  öffentlichen  Glauben,  gegen  Bewahrung 
der  öffentlichen  und  privaten  Interessen,  gegen  die  guten  Sitten  und 
die  gute  Sitte  in  den  Familien  geteilt,  in  Verhreehen  geg;en  die 
l'f'n<(>nf'n  nnd  das  Eigentum.  Das  dritte  Bnch  handelt  von  den  Ver- 
gehen im  allgemeinen  und  be.8chüftigt  sich  mit  der  Kenntnis  der 
Vergehen  gegen  die  öftentliche  Ordnung,  den  Zuwiderhandlungen* 
betreffend  die  (itfentliche  Sieherlu-it,  den  öffentliclien  Anstand  und 
den  Schutz  des  Eigentums  durch  den  Staat. 

Unser  Oesetx  besUmmt  als  höchste  Strafe  die  Einaehliessnng 
anf  IT)  Jahre,  die  eng  oder  mit  Freiheiten  sein  kann.  Die  Todee> 
strafe  ist  in  V<  ih  zu«  la  abgeschafft.  Ihre  Alwchaffnng  ist  Verfassongs- 
grnndeateE.  Kein  Verbrechen  ist  so  pross  nach  diesem  Strafsystem, 
dass  es  sie  verdienen  kann.  Durch  ihre  Abschaflung  hat  der  Gesetz- 
gebt'r  mit  der  Wurzel  die  hergebrachte  Untersnchang  abgeschnitten, 
ob  der  Staat  bcr*  <  htigt  oder  ermächtigt  ist,  sie  tBsnwenden  oder 
auszuwählen,  um  die  Verbrechen  zu  unterdrücken.  Und  er  hat  es 
nicht  ans  Lnnne  oder  Gerühlsschwäclic  getan,  sondern  aus  Gründen 
dt  r  Staatsordnung  und  der  (ih-.p11v(  haftsordnung.  Indem  er  diese 
StratV  in  «<'incn  (lesctzbüchern  nicht  /.nliess.  hat  er  festgesetzt,  duss 
die  lii'clitscrew «ilinheiten  des  Staates  nirgendwie  die  Idee  znla.ssen,  dass 
für  ihn  in  di«'  Strafiresi'tze  eine  Strafe  eingeführt  werde,  die  nn- 
w iderrnni<  ii  mm.  insbesondere  in  den  Fällen  des  .Tustizirrlums,  die 
sieh  leicht  in  entstellenden  Staatswesen  ereignen  können,  in  denen 
die  jioliiisehen  glühenden  und  ungezügelten  -  Leidenschaften 
j'us  der  Unüberlegtheit  un«l  dem  Ungestüm  emporwachsen. 
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Hau  siebte  das  Eennzeieben  des  veneznelaiiischen  Gewtegreben, 
das  den  Geist  nnserer  Strafgesetzgebang  beseelt,  ist  allerding»  das 
Uasaisehe,  weldies  in  der  freien  WUlensbestimniQng  des  Handelnden 
die  gesetzliche  Verantwortlichlceit  begründet.  Fern  von  der  Anf- 
&8snng  der  modernen  italieniaefaen  Sehnlen  wttrde  er  niemals  gewisse 
Arten  von  Verbrechern  für  unverbesserlich  ansehen,  Ar  die  die  Anf- 
erlegnng  der  inssersten  Strafe  notwendig  ist  Ebensowenig  hAlt  der 
Taterlindische  Oesetageber  die  Aoferlegnng  einer  Strafe  fttr  mensch' 
lieh  oder  anch  Ar  Temtlnftig,  die  auf  nnbesUmmte  Zeit  einen  Ver- 
urteilten  der  Tfttigkeit  in  der  Gesellschaft  entaieht  Ausserdem 
scheint  es  anter  nns  herkömmlich  an  sein,  dass  die  Strafdaner  im 
VerUatnia  an  den  enropJlischen  und  anch  amerüuuiischMi  GesetZ' 
gebangen  knra  sein  mass,  in  Anbetracht  der  Wirksamkeit  unseres 
Klimas  und  der  Härte  unserer  Strafanstalten,  bei  denen  viele  Um- 
stände das  Leben  des  Gefangenen  verkflrzen.  Deshalb  ist  der 
HOchstbetrag  der  StraÜB  auf  15  Jahre  festgesetzt,  anch  Ar  die 
Verbrechen,  die  in  manchen  Gesetzgebungen  »geAhrlich"  genannt 
werden. 

Das  Werk  unseres  Gesetzgebers  wollen  wir  nicht  tadeln,  der 
das  StrailFeseta  nach  unseren  Gewohnheiten  und  Überlastungen  hat 
mildem  wollen,  nnd  einem  aufe  Sasserste  getriebenen  GeAhl  von 
Menschlichkeit  gehorchen.  Aber  wir  glauben,  das»  er  künftig  gegen- 
wärtig behalten  mnss  in  seinen  stratVfrh fliehen  Beschlössen,  dass 
der  Mensch  individnell  ist  nnd  für  seine  Straftaten  der  (Gesellschaft 
verantwortlich,  nicht  als  freies  Wesen,  nicht  als  nnbedinfft  freiwillig 
in  solchen  Hundlnng'en,  sondern  als  Bestandteil  der  gesellschaftlichen 
Ordnung  nnd  der  (tesellschaft  seihst,  unterworfen  in  allen  Hand- 
Inngen  seines  Lebens,  in  dem  Einzelwillen  seines  Ich,  der  Bewegung 
der  vielfachen  nnd  verschiedenen  Kriifte,  dnrch  die  seine  körperliche, 
geistige  und  sittliche  Tätip^keit  sich  entwickelt  nnd  arht  itct,  und, 
dass  von  diesem  Gesichtspunkte  der  Meusi  Ii  nach  Stufen  n-iiier 
Strafbarkeit  zw  beurteilen  ist,  wie  in  seiner  Sittlichkeit  und  seiner 

woraus  für  die  Praxis  folfit-n  kann,  d;ts>;  die  l!<  s>ernnir  einmal 
möglich,  das  andere  .Mal  durchaus  unmiigli»  h  i>t,  nach  der  orj^ani- 
schen  nnd  sittlichen  Beschaflenheit  des  Individuums  und  ebenso  nach 
dem  grösseren  oder  kleineren  Einflu.ss  jtiit  i  Kräfte  auf  ihn.  I>a8 
letztere  scheint  die  Auferlegung  der  Strafen  notwendig  zu  machen 
in  Anbetracht  des  kleineren  oder  grösseren  lirades  der  Gefährlich- 
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keit  in  dem  Handelnden,  indem  diese  Strafen  die  OeaeUachaft  in- 
stand setzen,  sich  anf  eine  längere  oder  kflrMie  oder  anbeechrinkte 
Zeit  an  achfltaen,  mittels  Entfernung  der  JBlemente,  die  der  Oenmn- 
Schaft,  dem  allgemeinen  Wohl,  der  gemeinschaftlichen  Freiheit  und 
Ordnung  sdiftdlieh  sind,  ans  ihrer  Mitte.  Wenn  nnser  Volk  weniger 
gefllhl8Bch?raeh  sein  wird,  wird  nnser  Gesetageber  mhig  die  ^^f«**!»^ 
von  Individnen  ansehen  kfinnen,  die  dnreh  die  groase  Zahl  oder  die 
Wiederholnnir  gefthrlicher  Handlangen  sich  für  daa  gendnaehalUiehe 
nnd  aiviUsierte  Leben  nnbranchbar  erweisen,  so  daaa  sie  einer  frfiheren 
Zeit  der  Menschheit  w^;en  ihrer  geringen  Eenntnia  von  Brnpflndangen, 
Ehuieht  nnd  Sittlidikeit,  mit  der  sie  sieh  gross  tnn,  ansagehdren 
scheinen.  Dann  wird  er  einsehen,  dasa  sie,  den  geaellaehaftltchen 
Verkehr  entzogen,  in  die  ünmöglichkeit  versetzt  werden  mlbHMii, 
das  Leben,  den  Frieden,  den  Reichtnm,  den  Besitz,  der  sie  nmgibt, 
zu  beschädigen,  nnd  zwar  durch  £rh5bnng  der  Einschliessongaaeit 
im  ^'t  i  hiiltnis  zw  der  Furcht,  die  sie  einflSssen,  zum  Schaden,  znr 
Unruhe  in  der  Gesellschaft,  die  sie  vernrsachen.  Er  wird  sie  ein- 
sehen nnd  empfinden  lassen,  dass  sie  verpflichtet  sind,  durch  persSn- 
liche  Tätigkeit  das  Übel,  das  sie  durch  ihre  Handlangen  yerursacht 
haben,  auszugleichen.  Zu  diesem  Zweck  wird  er  ihnen  einen  Teil 
der  Einsrhliessuiifrszeit  anweisen,  das  genügt,  um  das  Werk  der 
Kutschädigung  zu  verwirklichen,  dem  sie  verpflichtet  sind,  ihre  Zeit 
zu  widmen,  ihre  Arbeitskraft,  ihre  Kenntnisse,  ihr  Büsserleben 
schliesslich.  Pirsp  Zeit  wird  nicht  im  voraus  bestimmt  werden 
k<innen  iliuch  Be.sclir;i!ikniig  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren, 
auch  sich  iiiclit  unvt  räiuicrlich  auf  alle  ^rcnsclii  ii  ddcr  alle  Hand- 
lung-f^M  anwenden  hissen.  F<M-ner,  wie  die  Ucs»  llscliaft  das  Kocht 
hat,  aus  ihrem  Schosse  den  hinauszuwerfen,  der  sie  stün  odt-i'  lie- 
schädigt,  indem  sie  den  Tiitcr  einschliesst  oder  fortJaiKt,  .so  hat  auch 
das  Opfer  des  Täters  das  Hecht,  persönlich,  oder,  wenn  er  nicht  mohr 
lebt,  seine  Erben,  für  die  zugefügten  Übel  entschädigt  zu  werden, 
nnd  der  Staat  ebenfalls  besitzt  es  wegen  der  Beschädi{?ungen,  die 
ihm  durch  die  iStraftat  oder  die  Unterbringung  nnd  Verpflegaug 
des  Täters,  wie  sie  auch  sein  mögen,  verui-sacht  sind. 

Er  wird  nicht  vergessen  dürfen,  betretfs  zukünftiger  Gesetz- 
gehung,  dass  nicht  stets  gleichartiger  Strall»ai  keitstypus  beisteht  und 
dass  nicht  jed(  i  i'iiit  r  einer  strafbaren  Handlung  ein  Verbrecher 
ist,  denn  die  liandlungen,  die  gesetzlich  als  Straftaten  angesehen 
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werden  (und  ihre  Zahl  ist  leicht  sii  vermehren  und  sa  ▼ermiodern) 
kQmieii  m  Leidenschaftlicbkeit  yon  jemand  begangen  sein,  dessen 
Sitüicbkeit  hoch  entwieicelt  nnd  gefestigt  ist,  oder  unter  andern 
UmBtftndeOf  die  in  dem  Tftter  lieine  Stufe  sittlicher  Verworfenheit 
anfseigen;  dast  diese  Persönlichkeiten  besserongsflhlg  sind  nnd  nicht 
jene  anderen  Widersacher  der  Bildung  und  der  Sittlichkeit  der  Zeit, 
in  der  sie  leben. 

Die  letztere  Art  prüft  vfthrend  der  Einschliessung  ihre 
ArbeitskrSfte,  verfeinert  ihre  Empfindungen,  berichtigt  ihre  Vor- 
stellnngen,  prüft  ihre  Urteile  und  erwirbt  eine  grosse  Menge  von 
ErftJimng,  am  sich  künftighin  im  Verkehr  des  Lebens  zu  erhalten. 
Sie  haben  überhaupt  keine  Sittlichkeit  und  flnd^  sieh  nicht  wfthrend 
der  Einsehliesaung,  und  Bene,  deren  die  Personen  der  ersten  Art 
aUg  sind,  kennen  sie  dnrdtans  gar  nicht  und  hat  niemals  an  dar 
verschlossenen  Tür  ihrbs  rfttselhaften  Gewissens  gerufen,  auch  nicht 
in  jenen  schrecklichen  und  schmerzlichen  Augmblicken,  durdi  die 
sie  unter  die  Willkür  des  Gefangenenanftehers  treten. 

Für  diese  Persönlichkeiten,  die  die  italieniache  Schule  unter 
dem  Namen  der  „Unverbesserlichen"  o^er  „Geborenen**  versteht» 
würde  das  gegenwärtige  HnchRtstrafmass  unserer  schwersten  Strafe 
lächerlich  sein  nnd  andererseits  zu  hart  für  die  Persönlichkeiten, 
die  Straftaten  beiijolitn,  hingerissen  dnnli  d'w  unwiderstehliche  Ge- 
walt ihrer  Leidenschaften  oder  durch  Schrecken  oder  durch  Suf?ß:estion 
oder  die  Kraft  gewisser  giftiger  oder  krankhafter  Mittel,  und  die 
wieder  normale  Menschen  sind,  sobald  sie  das  Gleichgewicht  ihrer 
sittlichen  Kräfte  und  ihrer  körperlichen  Kräfte  zurückfM-halten  haben. 

Unsere  Richter  können  keine  höhere  Strafe  als  auf  15  Jahre 
verhängen,  auch  wenn  der  Täter  mehrere  Straftaten  begangen  hatte, 
denn  es  ist  verfassungsmässiges  Recht  des  Veiit  znelaners,  „nicht  über 
15  Jahre  zu  körperlicher  Strafe  verurteilt  zu  werdt  ii",  dergestalt, 
dass  der  Art.  H9  des  Strafgesetzbuchs  anerkannt  hat,  dai>!5  die  Ver- 
urteilten, die  ihre  Strafe  iluroli  gewisse  Taten  verschärft  haben 
würden,  eine  Erschwerung  der  dort  bestinmiten  Strafe  zu  leiden 
haben,  aber  _in  keinem  Falle  dieses  Artikels  kann  die  verschärfte 
Strafe  15  Jahre  übersteigen". 

Die  körperlichen  Strafen  sind:  die  Kins( hlies.sung,  das  Ge- 
fängnis, die  Bnsshaft,  die  Ausweisung  aus  dem  Gebiet  der  Repablik, 
die  Aufentbaltsanweisuug,  die  Haft. 
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Nicht  körperliche  Strafen  Bind:  die  Unifthigkeit  zur  Aasttbiiiig 
▼on  Gewerben,  staatlichen  oder  poUtJechen  Ämtern  oder  TStigkelten, 
die  Absetsnng  oder  seitweilige  BnÜiebong  von  aolehen  Tätigkeiten 
oder  Ämtern,  die  Anftioht  oder  Beobachtong  dorch  die  StaatebeliSrde. 

Femer  kann,  nach  Artb  98  deeeelben  GeMtsee,  die  Haapteferafb 
in  Verbindung  mit  der  Erechwerang,  20  Jahre  nicht  tbenteigen. 

4.  Zivilproseseordnung.  Dieaee  Geeetabnclk  erhielt  QeBetses- 
kraft  mit  dem  19.  April  1904  nnd  echaHte  das  vom  80.  April  1897  ab. 

Es  besteht  ans  einem  einleitenden  Titel  nnd  drei  Bnchem, 

geteilt  in  Titel  nnd  diese  in  777  Artikel. 

Der  tinleitende  Titel  handelt  in  eeineu  „uligemeinen  BeBtimmungen" 
von  der  Gleioliheit,  unter  der  alle  behandelt  werden,  die  vor  den  bfUger- 

liehen  Gerichten  von  Venezuela  Reoht  nehmen,  in  dem  Gedenken,  dass 
flie  Hepublik  kein  X'nrroclir  irirftul  einer  Person  anerkennt,  noch  irgend 
einer  Klasse,  <lenn  alle  sind  denselbon  Gesetzen  unterworfen  und  den- 
selben ordentlichen  und  zuständigen  Richtern  unterstellt;  von  der  V'er- 
pfliditung  der  Gerichte  der  Bepublik,  Gerechtin^eii  luauteilen  den  In» 
l&ndern  und  AiiNlündern,  ob  diese  naturalisiert,  Nachbsren,  wohnhafte  oder 
durohrei';«'r  (le  sind,  str-ts  voransgesetst .  dass  jene  för  die  betreffende 
Anitshmiiü III  «;  nach  der  Prozossordnung  und  den  Gerichtsverfassungs- 
gesetzen  zuständig  Rind;  von  den  richterlichen  Personen,  von  deren 
FUiigkeit  und  Vorbildung  nnd  der  GeriohtndueibereL  Das  Geaeta 
befreit  von  dem  dauernden  ZivilgeriohtadieiMt  die  Freoaden,  die  im  Not- 
fall Richter  sein  können  und  erklärt  fflr  unfähig  zum  Richterdienst,  wer 
tiielit  im  \'ol!hesifz  seiner  bürjferlichon  und  politischen  Recht«  ist.  die 
Frauen,  die  Militärpersonen  im  Dienht,  die  Religiousdiener,  die  An- 
alphabeten, die  an  einem  danemden  kOiperliehen  Fehler  leMen,  der  lie  für 
die  Dienatieiitung  unühig  macht.  Allee  nnbeaehadet  der  Flhigkeiten, 
die  daa  bea.  Veriasaungsgost-tz  noch  aiis8urdem  für  den  Gewühlten  erfordert. 

Wonn  das  Ohjekt  der  betr.  gerichtlichen  EntsclKMdunt;  '  in  b<">here8 
ist.  d.  h.  rd.  4tKJ(j  Bolivaren  übersteigt,  so  haben  die  Parteien  das  Kecht, 
zu  verlangen,  diise  der  zu.ständige  Einzel richter  sieb  in  ein  Kollegial- 
geriofat  verändert,  durch  Znaiehung  von  Beintaem  fflr  daa  Bndnrteil  oder 
Zwiechoneiit8rlM>idiiii<,ren,  die  endgültig  aind,  denn  sie  schliessen  das  Ver- 
fahren ab  oder  hindern  scino  Fortsetzung.  Dies  so  besetzte  Gericht  be- 
schliosst  mit  Stimmenmehrheit  iin«i,  wonn  eine  absolute  Stimmenmehrheit 
nicht  zu  erreichen  ist,  werden  Richter  einberufen  nach  dem  VerfaJiren 
bei  jedem  Koilegialgericht.  Bei  Anwendung  materiellen  Bechta  werden 
sunächst  die  Beatimmungen  des  bfligerliohen  Gee^bucha  in  Betradit 
gezogen,  vurausgosetzt,  dass  gegebenenfims  die  besonderen  Gesetzbücher 
lind  Gesetze  des  Staates  nichts  sagen,  denn  in  jedem  Fall  irehen  die 
Süudergesetze  vor.  Bei  Anwendung  der  Prozes.sge setze  müssen  die  der 
ProsesHordnung  in  Betracht  gesogen  werden,  soweit  da»-  bürgerliche  Ge- 
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seUbooh  die  notwendigen  FOimlichkeiten  nieht  besUmmt.  Ebenmi  mfliaen 

die  SonderbeBÜmniuii'^'cn  und  Soiulerrönnlichkeiten  der  Zivilproseoeord» 

Olingen  vor  den  all^^ctni'inon  l>cuhiicbtet  werden. 

Die  ProKcsHgeHctBe  treten  in  Knift  iui  dem  in  ihr  bestiunntt-ti  Tii^e 
und  iu  dessen  Krmaogelung  seit  der  V^erüffentlichung  im  Aiultiblatt  von 
Veuesuel». 

Di«  Pfoifleegeeetoe  haben  rtokwiricende  Kraft  in  dem  Sinn,  daw 
sie  auf  die  laufenden  Bnteoheidtingen  in  dem  jedesaialigen  Prosewstande 

nnnrendhar  sind. 

l'rn  Rechtsverzügerunj^en  und  wissonsrhaftliche  Streitipkoitcn  r.ii 
vermeiden,  ist  in  unseriu  Gesei/.  bcslininit,  dass  die  Oericlite  die  Be- 
stimmungen der  Verfashung  vor  denen  anzuwenden  haben,  die  ihnen 
widenpreoben  und  ätnn  Anwendunfi;  iron  den  Parteien  verlangt  worden 
iet.  Sine  solche  Bestimmong  beschleunigt  den  Gang  des  Verfahrens  und 
verringert  die  Prozesskosten.  Handelt  >\i-h  um  EtitHoliei<lutigen,  in 
denen  das  intt^rnntionale  Privatroeht  uugi'wiut'U  wf-rilfn  niiiSN,  so  mw-^ 
der  Richter  die  8taatsvertrige  zwischen  \  cnezuul»  und  dem  V'oiii  zur 
Anwendung  bringen,  dessen  Angehöriger  su  dem  Beditsstreit  Veranlaaeung 
gegeben  hat,  und  in  Ermangelung  soldier  Vertilge  werden  die  Oesetao 
der  Republik  und  der  Oeist  der  vaterländischen  Gesetzgebung,  schliesslich 
die  (trundstitze  des  internationalen  Privatrechts  angewandt,  die  von  den  • 
xivilisierten  Völkern  allgemein  iin^''non]nien  sind. 

Unsere  Uencbte  dürfen  weder  in  diesen  noch  in  den  gewöhnlichen 
Fmieii  ans  irgend  einem  Grunde  die  ESntsdieidnng  versagen,  weil  das 
Oeseti  niehts  sage,  dunkel  sei  oder  kein  Ueeets  vorbanden  sei  oder 
sweifolhaft  in  seiner  Bedeutung.  Im  ersten  Fall,  sagt  die  Prozessordnung, 
nidssen  sie  den  Mangel  ergänzen,  indem  sie  die  Be>timinunpen  desf-elben 
Gesetzes  oder  anderer  Gesetze  über  ähnliche  Fragen  in  Betracht  ziehen 
und  dm  Geist  dar  Gesatsgebung,  aus  dem  abnleiten  ist,  was  der  Gesetz- 
giber  bestimmt  hfttte,  wenn  er  den  Fall  Torausgeseben  hfttte,  und  im 
inesersten  Falle  gemlss  den  Vorschriften  der  Vernunft  und  der  philo« 
«opht'^phen  Rechtswissenschaft.  Und  im  /witen  Fall  n;irh  gewonnener 
Überzeugung,  das«  wirklich  die  Dunkelheit  oiler  Zweideutigkeit  oder 
Mangel  der  geeetzlichen  Bestimmung  besteht,  kommen  die  Äuslegungs« 
regeln  der  Geeetsgebung  der  Republik  sur  Anwendung,  und  in  deren  Er- 
mangelung die  allgemein  von  der  Wissenschaft  angenommenen  immer 
mit  dem  Zweek,  den  wahren  Oeist  der  ausauiegenden  Bestimmung  au 
finden. 

Betreffs  der  Auslegung  von  V'crtriigen  mit  deuHelhen  Mängeln 
bringen  die  Geriahte  die  Absicht  der  Parteien  sur  Anwendung  mit  der 
Absifibt^  die  Brfordemisse  des  Gesetaes,  der  Wabriieit  und  des  guten 
Glaubens  im  Auge  au  behalten. 

Bei  zivilrechtlichon  Entscheidungen  verfahren  die  Richter  nicht 
motu  proprio,  snndern  auf  Antrag  oder  Ersuchen  der  Partei,  es  sei  denn, 
dass  das  Gesetz  sie  iu  gewissen  Fällen  ermächtigt,  von  Amt^  wegen  ein» 
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susohreiten.    Das  b«echrtnkt  ach  sof  die  streitige  Gbrichlsbarkeit;  in 

Saclien  froiwilliger  Cieriohtsbarkeit  niimlich  verfahroii  sie,  imter  Beadltung 
der  Reclito  Dritter,  in  ihren  Beschlüssen  und  Verfügungen,  die  sie  nach 
KrforNchung  der  Siiofie  und  nicht  willkürlich  erlassen,  unter  Erfordern 
der  enlüprechendeu  Beweise  und  Urkunden  cur  Aufklärung  der  ange* 
gebeaen  Tatsachen  von  den  Antragetdlem. 

Die  Richter  habm  als  Rich^unkt  ihrer  Amtshandlungen  die 

Wahrheit  festzuhalten  und  Haarspaltereien  und  reine  Förnilicbkeitsgrönde 
in  ihn-ti  Kntscheidiingon  t\i  vermeiden,  für  StäudigKeit  ilirer  Hechtsan- 
fiichten  zu  sorgen  in  der  Absicht,  die  Feliler  in  ihri  r  l'>>  £?nindniig  zu 
beseitigen,  die  7.u  ihrer  Nichtigkeit  führen  könnten.  Zu  diesem  Zweck 
sind  sie  befugt,  die  Beohtniaohen,  wenn  der  Fehler  auf  andere  Weise 
nidit  au  beseitigen  oder  au  heilen  ist,  in  dem  Stande  anfnihalten,  in  dem 
eine  Rechtsverletzung  geschehen  ist. 

Dil»  kann  in  erster  Instanz  geschehen,  denn  die  Gerichte  II.  und 
ITT.  Instanz  dürfen  den  Prdzess.  auch  wenn  sie  wesentliche  Fehler  be- 
merken, nicht  motu  proprio  aufhalten,  sondern  nur  auf  Parteiantrag.  Sie 
sind  aber  befugt,  das  cu  tun,  wenn  die  Fehler  in  der  ▼oiigan  Inetans 
geadiehen  sind  oder  wenn  sie  derartig  sind,  dass  sie  av«di  nicht  duroli 
die  Gegenwart  der  Partei  geheilt  werden  können. 

Unsere  Richter  müssen  darauf  achten.  Ver>eliiedenheit  ihrer  Recht*;- 
aneichten  zu  vermeiden.  Zu  diesem  Zweck  ist  ihnen  gestattet,  die  Proses^e 
susaiumensu legen,  damit  niclit  in  einer  und  derselben  Sache  wider- 
qireehende  oder  versdiiedene  Entscheidungen  geftllt  werden,  oder  Aber 
Recbtsgeschifte,  die  untereinander  verbunden  sind  oder  miteinander 
zusammenhängen.  Das  Gesetz  ermächtis^t  sie.  nach  ihren  vernänftigon 
Ermessen  z»  verfahren,  unter  Beobachtung  der  Billigkeit  und  der  ver- 
nünftigen Beurteilung  des  Zwecks  der  Rechtsprechung  und  der  Un- 
parteilidikeit,  und  diese  Brmichtigung  ist  ericennbar  durah  die  Aasdrflcke 
des  Gesetaes  in  diesem  Sinne,  a.  B.  „der  Richter  oder  dae  Gericht  kann 
oder  darf". 

Ni<»!it:Hid  kann  einen  Rechtsstreit  he^rinnen  ohne  ein  Intere.sKO, 
wenn  es  auch  von  »iner  Bedingung  oder  Zeillje^timmung  abhängig  ist, 
abgesehen  davon,  wenn  das  Gesetz  ein  gegenwärtige»  Interesse  erfordert. 
Diese  Bestimmung  soll  das  Ungeütflm  der  Lenne  oder  der  Radie  rer* 
meiden  oder  sflgeln  und  den  lOblidien  Fiiedenssastand  swischen  den 
Bflri^'ern  aufrecht  erhalten,  denn  sie  beschränkt  die  Ausflbung  des  Klage- 
rechts auf  die  an  der  Rechtsverfolgung  Interessierten. 

In  Venezuel:i  darf  kein  Rioliter  dem  Bürger  die  allgemeine  \'er- 
äusserung  »einer  Güter  verbieten,  noch  allgemein  sie  mit  Beschlag  belegen, 
ausgenommen  die  im  Geseta  vcigesehenen  Fille,  wie  a.  B.  im  Falle  des 
Konkurses  oder  anderer  Fftlle,  denn  sonst  wflrden  die  Mitglieder  der 
Gesellschaft  Gefahr  leiden,  in  Not  zu  kommen,  oder  in  einen  wirklichen 
Konkurs-  oder  Zahlungstinfühigkcitszustand  verfallen,  wenn  eine  so  harte 
Massregel  seitens  des  Gerichts  zul&ssig  w&re. 
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Untere  ZivilproactMrdiiung  nennt  „Psrteien"  sowohl  die  Prosen» 
fflhreodeii  als  auch  ihre  Vertreter.  Weim  «ie  licb  UMMdilieMlicii  oder 
beeondere  auf  die  Prozcssfnhrondcn  bcsoliräiikt.  dann  spricht  sie  das  aui, 
es  Rei  denn,  das«  es  sich  von  sdhst  verhteht.  zur  Vermeidung  eines  Ge- 
seUwidorspruchs  oder  eines  iindcrn  l'mstunde!>,  der  ans  d»Mii  GfSi^tzf  foljrl. 

In  den  Prozesseu  küuiien  dio  i'arteieu  deren  Luuf  jcdcricoii  auf- 
halten, wenn  ne  aa  fftr  nOtig  halten,  um  eineD  beftbsiditigten  Vergleich 
dnrdiaoaetatan.  Dara  genügt  ein  Antrag  vor  dem  Biditer  oder  dem 
Sekretär  des  Geriebta,  von  dem  das  Gesobftft  Torgenommen  wird,  auf 
ünterbrechuiie. 

In  jeder  Recht-ssHche  oder  in  jede ui  Pni/.t's^  h;it»«;n  die  Kitiiter  I.  In- 
stana  das  Recht,  die  Parteien  zum  V  ergleich  aufzurufen,  vor  dem  Beginn 
der  Beohtaliiagigkeit  der  Sadie  bis  vor  der  entgOltigen  Entedieidung.  Der 
Vergleidl  kann  lauten  über  den  Hauptgegenitand  der  Sache  oder  irgend 
einen  Nebcngegenstand,  und  li.  r  IJii  liter  mw^s  di«  Gninde  au^oiiiiinder- 
setzen,  die  nach  seiner  Meinung  lür  den  \  ergieieh  sprachen,  ühno  seine 
Ansicht  über  die  Lage  des  Rechtsstreites  uder  der  Sache  vorauszusagen, 
die  er  entadiflideii  soll.  Der  Vergleich  bat  die  Wirirangen  eines  toU- 
itreokbaren  Urteile.  Ührigetia  kaan  er  nur  atattfioden  awischen  Penonen, 
die  zum  Abschhjss  von  Rechtsgeschüfteri  fühig  sind  oder  zur  freien  Ver- 
fügung über  den  Streitgegenstand.  Da^  Protokoll,  das  den  Vergleich 
enthält,  mus«  vuu  den  Parteien,  dem  Richter  und  dem  Sekretär  unter- 
Bohrieben  aein. 

Die  Richter  können  nicht  tätig  sein  bei  Reohtasachen,  in  denen 
•ie  aadilidi  nicht  anstindig  aind,  aodi  nidit  auaserbalb  dee  Geaofalftabanaea, 
udi  nidit,  wo  aie  örtlich  nicht  auständig  sind. 

Tin  zweiten  Fall  können  sie  stets  tätig  sein,  wenn  sie  durr-h  vor- 
gäugigen  BesclilutiS  den  Ort  bestimmen,  wo  dio  Verhandlung  statttinden 
•oll.  Die  Sitzungen  sollen  niemals  goheim  sein,  e»  sei  denn,  da-ss  huh 
Rfldcriolit  auf  den  Affentliohen  Anatand,  nach  der  Beschaffenheit  der  Sache, 
der  Richter  da.s  Verfahren  hei  geschlossener  TOr  anordnet.  In  diesem 
Fall  hat  niemand  das  Reelit,  die  Verh.indlunpi  ti  zu  veröffentlichen,  die 
stattgefunden  haben,  nueh  d'-r  Öffentlichkeit  Kojintni';  ud.  r  DarstelliniL; 
davon  zu  geben,  bei  Vermeidung  einer  Geldstrafe  bis  ^u  ÖOO  Bolivuren 
oder  Haft  bia  8  Tagen  fttr  jede  Übertretung,  seitens  des  Richters. 

Jeder  Antxag  rnnm  binnen  3  Tagen  nach  dem  Bingangatage  erledigt 
werden,  es  sei  denn,  dass  das  Gesetz  dem  Gericht  anr  Erwägung  seines 
Beschhissrs  Frist  fi^hl.  Wie  dio  Parteien  vor  Gesetz  und  Gerichten  gleich 
sind,  dürfen  die  liiditer  ihnen  keine  Vorteile  oder  Vorreclite  gewahren, 
die  Lage  verschlechten),  in  die  sie  der  angängige  Streit  geijracht  hat. 
aondem  dflifen  bewmdere  Beachrftnknngen  irgend  welcher  Art  -weder  ge- 
atatten  nodi  aieh  aelber  gestatten. 

Die  Richter  müssen  sich  an  die  Vorträge  und  Beweise  in  den  Ver- 
handlungen halten.  .Ans^nr  di-sen  dürfen  sie  ihre  fberzeugung  aus  nichts 
anderem  schöpfen  und  keine  Gegengründe  oder  Gründe  anderswoher  nehmen. 
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Die*  aal  dem  einleuchtenden  Grunde,  dm  sie  nicht  titig  tind  wie  Oe« 

schworone,  nach  ihrem  pewisv^nhaften  Wissen  und  Verstehen,  s  imlfrn  als 
juriKlisclie  Hi^'hter  nach  dem  (l<>st»tz  tind  den  tjit«ächlicbeii  Hcwcig- 
erhobun^on.  DeHhalb  können  sie  dum  Antrage  nur  stattgeben,  wenn 
voller  Beweis  dos  vurgetragenen  Antrages  gefcUirt  ist.  Itn  Zweifelsfalle 
haben  irie  sagniuten  des  Beklagten  in  enticheiden  und  bei  Gleichheit  der 
Verfailtnine  die  Tateulie  dei  Beaitsei  sn  begflnitagen. 

Die  Urteile  sind  gänzlich  geeeturidrig,  wenn  der  Richter  keine 
(irflnde  hcitr.M'olif^ii  hat;  womi  sie  mehr  eusprochen,  als  ijefnrd'Tf 
wenn  ^ic  bedingt  Mind  oder  wenn  sie  sich  so  im  entscheidenden  leile 
widersprechen,  dass  sie  nicht  vollstreckt  werden  können,  oder,  wenn  sie 
einer  anderen  entgttUigeii  Bntsdieidang  widenpreoben,  oder  einer  Vor* 
handlang,  anf  der  swiB<dien  den  Partden  sohon  eine  Sache  entschieden  ist. 

Die  Urteile  unterliegen  der  Benifung  nur  seitens  der  Parteien, 
deren  Anträgen  nicht  entsprochen  ist  denn  die,  deren  Antrügen  ent- 
sprochen ist,  künnen  bei  einer  lierufung  uiciii  als  interessiert  angesehen 
werden  und  folglich  musste  ihnen  die  Berufung  versagt  werden. 

Kine  III.  Instans  findet  nidit  statt,  wenn  das  awdte  ürteil  im  Grunde 
dasselbe  ist  wie  das  erste,  es  sei  denn,  dass  es  in  diesem  Fall  nicht  su 
den  Kosten  der  II.  Instant  verurteilt  oder  hei  Verurteilung  zu  diesen  Kosten, 
auch  zu  denen  der  T.  Instanz  verurteilt,  wenn  es  der  I.  Richter  nicht 
getan  hatte.  Daun  beschränkt  sich  das  Ciericbt  III.  Instanz  darauf,  nur 
Aber  den  seiner  Entscbeidang  luiteibreiteten  Pviikt,  nlmliob  die  Kosten, 
au  erkennen.  In  keinem  Fsll  findet  eine  IV.  Instana  statt,  denn  das 
Bundes*  und  Kassationsgericht,  eingerichtet,  um  die  Einheit  der  Geseta- 
gebung  zu  erhalten.  })oschaftigl  sich  nur  mit  den  Verletzungen  eines  klaren 
Oesetzes  oder  von  l'ruzenss  orschriften,  ohne  den  Cärund  der  Sache  oder 
die  Prosessverhaudlungen  zu  beurteilen. 

Handelt  et  sieh  vm  die  Justiahohiit  der  Republik,  so  wird  die 
Entscheidung  mit  dem  höheren  Gericht  beraten,  aach  wenm  nicht  Be- 
rufung eingelegt  ist.  nämlich,  wenn  die  ■Tustiihoheit  durdi  den  Urteils- 
spruch nicht  anerkannt  oder  ben.iehteiligt  ist. 

Die  .Iii^tiz  wird  im  Lande  im  Namen  der  \  ert  iiii{[t<'ii  Stjuiten  von 
Venezuela  und  n:n-h  Vorschrift  des  Gesetzes  verwaltet,  und  die  Gericlile 
und  Behörden  der  gansen  Republik  sind  verfassungsmässig  verpflichtet, 
die  Urteile,  Befehle  und  Verfttgungen  der  Gerichte  des  Volks,  des  Bundes« 
geriohts  oder  jede«  der  Staaten  zu  vollstrecken  und  vollstrecken  sa  lassen, 
die  im  Gehmuoh  ihr<T  ge<«et7.lic!icn  Befugnisse  erla.sRpn  sind. 

Das  er-te  Hucli  der  /i\ il|iro£essordnung  i>t  in  XII  Titel  unter  der 
Bezeichnung  „Allgomciue  Ucsthnmuogen'*  geteilt.  Der  1.  Titel  handelt  von 
der  Reohtsverteidigung  der  Annen  und  sagt  im  wesentiidien,  was  folgt: 

Justis  wird  den  Armen  kostenfrei  gewihrt  und  fflr  arm  werden 
die  angesehen,  die  die  fierirhfe  dafür  erklären,  vomnsgesetzt.  da^s  der 
Betf'ilicte  es  mit  Zeugen  vor  dem  (lericht  nachweist,  das  über  di-"»  Srxche 
erkennt  unter  Beiladung  der  Gegenpartei  und  des  liatioual-  oder  Provmzial* 
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Stempeldisiributors,  je  uach  Lago  der  Sache,  wenn  es  sich  um  eine  Au- 
gelegenhfltl  etreitii^  Geriohtsbariceit  handelt»  denn  andernfalls  genügt  die 
Beiladiiog  des  StempeldiNtributon.  Damit  soll  Betrug  and  Hinteigehung 

vermieden  werden,  denn  die  Beigeladenen  können  erscheinen  und  die 
Zfugtii  befrappn,  um  üc-itz  des  Antriiirstellers  imzuj^ehen,  Einwendungen 
gegen  die  Zeugen  erlieben  und  Hchliesslich  dem  Autrage  widerbprechcu. 
Zu  dieaeni  Zweeke  and  auf  Antrag  der  Heigeladenen  Tor  dw  Entneheidung 
des  Richten  wiid  eine  Vernehmung  der  AuiikanftoperBonen  binnen  8  Tagen 
gestattet.  Weil  die  Arnienerklürun^'  den  nicht  Beigeladenen  keinen  Nadi- 
teil  bringt  iti  dt-r  \  oriiegcndt'n  Anj^eleLcnlieit,  kann  sie  nicht  auf  \'<Tliand- 
lun<,'en  auHge« lehnt  werden,  die  mit  ihr  nicht  in  /usiininienliang  stehen,  hei 
Vermeidung  des  Widerspruchs  der  Gegenpartei  und  dt.'S  Stem]jcldistributor8. 
Die  Oewihmng  dee  Anneniechte  erfolgt  auf  gewöhnlichem  Papier,  aber, 
wenn  dem  Antrage  nicht  stattgegeben  wird  und  das  (lericht  demgetnftSK 
entM  lieid''t,  «>  miiss  der  Antrugstellcr  den  Stom|)i'l  m!  r  die  Stempel  ffir 
die  erteilten  Biälter  verwenden  und  iius>erdein  die  Strafe  ;ius  dein  (le-^etz 
über  das  Stenipelpapier  erleiden  und  die  beteiligteu  Beamten  erhalten 
ihre  Qebllhren,  wenn  ihnen  ge^etzmius^ig  welche  suiteben.  Die  Armenrechtü- 
erklimng  erfolgt  nur,  wenn  die  Ermittelungen  beweieen,  dam  der  Antrag- 
steller die  genflgenden  Mittel  cum  ProseesfOhren  nidit  hat 

Wird  während  der  Klageansteil  uns;  die  Arinenrechtserklärung  aus- 
gesprochen, so  hat  der  Klätr^r  das  Recht,  entweder  die  Klage  H(»<;leich 
einsustellen  oder  ihren  Fortgang  eu  verlaugeui  aber  der  Beklagte  geniesst 
die  Vorteile  der  Bewilligung  auf  Vorbehalt. 

Wenn  der,  dem  das  Armenrecht  mit  Vorbehalt  bewilligt  ist,  su 
beweren  Vermagensverhütniaaen  kommt  und  das  durch  die  Beteiligten 

nachgewiesen  wird,  so  beschliesst  das  (!cricht  im  B<-Ideanigen  Verfahren 
die  Beendigung  der  Wirkungen  der  ArnieurechtNhewilligung. 

Wer  diese  Erklärung  an  seinen  Gunsten  erhält,  genieest  folgende 
Rechte: 

1.  den  Gebrauch  des  Papiers,  das  fflr  die  Armen  bestimmt  ist,  oder,  in 
dessen  Brmangelung,  dea  gewldmlidien  Papiers; 

2.  dam  ihm  ein  Verleidigw  bestellt  wird,  der  ilim  amaonst  beisteht 

und  verteidiL't : 

3.  Freiheit  von  Hezalilung  jeder  Art  von  (iel)ülireti  an  die  Beamten  der 
Gerichte  und  Gericbtabüfe  und  von  der  .Stera])olabgabe; 

4.  Freiheit  von  SteUung  einer  Realbflrgechaft  oder  Hinterlegung  von 
Geld  in  denFillen,  in  denen  ee  die  Zivilprozessordnung  vnrsohreibt; 
er  darf  eidlich  Zahlung  versprechen,  wenn  er  zu  besseren  \'erni«)gens« 
verhültnisseii  kotnme.  Zu  seiner  Verteidigting  kann  er  diejenivren 
Prokuruturen  oder  Kechtsunwältc  bezeichtten,  die  zu  seinen  üuusten 
sprechen  werden  und  auf  einen  oder  mehrere  von  ihnen  (hOehsteiis 
drei)  muM  die  geriditliche  JSmennung  fallen,  und,  wenn  unter  den 

htsuMwiilten  oder  Prokuratoren  keine  seiner  Angelegenheit  gänstige 
Ansicht  angetroffen  wird»  so  kann  er  irgend  jemand  als  Verteidiger 
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benennen.  Wenn  seine  Vermögeneyerhältniwe  sieh  bewern,  so  mnss 
der,  dem  das  Annenredit  mit  Vorbehalt  dngerinmt  ist,  alles  be« 
zahlen,  wan  er  bezahlt  haben  irflrde»  wenn  ihm  das  Armenredit  meht 

bewilligt  worden  wäre. 

Der  II.  Titi  l  li.iiiilelt  ^von  den  Parteien**.  Unser  Gesetz  verstellt 
unter  „Parteien"  nicht  nur  die  Streitenden  selber,  sondern  auch  die  Be- 
volliiiäclitiglen,  und  iu  diesem  Titel  ist  bestimmt,  dass  im  bürgerlicheu 
Rechtsveifahren  die  Parteien  gcsetzmüssige  Personen  sein  mflssen,  d.  b. 
rechtlidi  gesdiidct,  Tor  Geridit  an  erseheinen  und  Process  an  fahren,  und 
dass  sie  selber  oder  durch  einen  Bevollmiditigten  erseheinen  Mnnen. 

Die  A'ullinacbt  fflr  Rechtshandlungen  muss  in  autheotischer  Form 

vorlie^'cii.  l^-vollmäohtii^t  k:inn  vor  einem  Prozessrichter  oder  einem 
Beamtfii.  der  hii  dem  »nit  der  Saehc  ln-fasslcii  Gericht  h^fiurt  ist,  die 
Aufübruugcn  der  Purloieu  zu  protukollii'ren,  jeder  sein.  Daher  kann  die 
gerichtliche  Vollmacht  auf  einem  besonderen  Bogen  oder  in  den  amt- 
lichen Akten  ausgestellt  werden;  aber  wenn  der  BevoUmiehtigte  auseei^ 
halb  des  Departements  oder  Distrikts,  in  dem  er  bevollmächtigt  ist,  davon 
Ocbrnuch  muohcn  iniiss.  s<>  inu^s  hei  der  verwahrenden  Behörde  eine 
Abschrift  verhm^rt  i  rli  tlt  werden. 

Die  Richter  und  die  andern  Beamten  für  Beglaubigung  von  ge- 
richtlichen Vollmachten  führen  oiu  Vollmachtenbucb,  iu  dem  nach  alpha- 
betiB(dier  Ordnung  eingetragen  wird,  und  sine  Abeehrift  der  dortigen 

Xiedersi  hrirteii  s<  hirki  n  sie  an  die  Kansloi  der  über  ihr  Archiv  austindlgon 
Geriilitslu'liordr.  Wenn  der  Vfdhicichtanfstell'T  das  im  Xanior;  eines 
andern  täte,  muss  er  dem  Richter  oder  dem  Beamten  d\o  1  rkumie  vor- 
legen, die  seine  Vertretung  nachweist.  Dieser  fertigt  eine  Abschrift  und 
beglaubigt  sie.  Wenn  die  Vollmacht  im  Aueland  ausgestellt  wird,  mnss 
sie  den  Förmlichkeiten  des  betr.  Landes  entsprediMi  imd  von  einem  au» 
sUtndigen  Beamten  beglaubigt  sein  und  von  dem  Konsularbeamten  von 
Veneziip];»  oder  einer  befreundeten  Xation,  in  dessen  Knnanfrehinpf  ancli 
in  das  Spanischo  von  einem  vereideten  Dolmetscher  übersetzt  sein,  wenn 
sie  in  fremder  Sprache  ausgestellt  iot 

Auch  kann  die  Vollmacht  von  dem  Kousularbeamten  der  Republik 
im  Lande  der  Ausstellung  Tollaogen  werden  unter  Beobaditung  der 

Förmlichkeiten  unseres  Oesetses.  Wenn  es  si<di  um  in  ihrer  Handlungs- 
fähigkeit Iteschriudae  Personen  handelt,  so  müssen  diese  vertreten,  be- 
raten und  ermächtigt  sein  nach  den  üesetseu  Aber  ihren  Zustand  oder 
ihre  Fähigkeit. 

Niemand  kann  gezwungen  worden  zu  klagen,  ausser  in  den  Fallen 
der  Verzögerung  im  Oerichtsverlüiren,  d.  h.  wenn  jemand  anzeigt,  dass 
er  Beweismittel  bei  den  Geriehten  Torsubringen  hat  und  der  andere  klagt 
nicht.    n<  r  kann  ihn  venu  lassen  £u  klagen, .  dotin  sehr  wohl  können  die 

angelilicheii  lieweisinittel  verlureti  i^elien,  •wenn  die  Zeit  zur  Klage  ver- 
streicbl.    Und  dius  Gesetz  gibt,  iu  detiseu  Vuraustiicht,  dem  Beteiligten 


Digitized  by  Google 


Albxakdbb  UaaiiiBJA:  Venesuela. 


3035 


das  Hecht,  den  Klageberechiij^teu  wegen  Verzögerung  sum  Klagen  aiif- 
nford«ni,  um  gefleUmlBrig  und  reditaeitig  die  SMhe  eu  beenden. 

Niemand  kann  sich  vor  Gericht  ohne  Vollmadit  ffir  einen  andern 
■teilen,  wenn  er  klugen  will,  auRgenoninien  für  da«  rechtm&KHige  oder 

anerkannte  nntilrli<'lif:  (xltr  ndoiifierfe  Kind  kann  «Icr  Vntcr  ('i**;clieint'n 
und  in  dessen  Krniaii>reiunj»  die  Mutler  und  uiuj/ekehrt  das  Kind  für  die 
Eltern,  wenn  c»>  21  Jahre  zurückgelegt  hat,  der  Erbe  für  seine  Miterben, 
in  Beditaflülen  aui  der  Erbacbaft,  der  OeselltHshafter  für  aeine  Mitgesell- 
•diafter  oder  Miteigentftmer  und  in  Fftllen  der  GemeiMebaft.  Fflr  den 
Beklagten  kann  jeder,  der  die  Bedingiirif^en  zur  Vertretung  v  ir  (  W  i  ii  ht 
besitzt,  vor  (lorirht  fiuftretoii,  bleibt  aber  der  Hestimmunpf  des  (icsctzes 
für  Kecht«auwälte  und  i'rokuratureu  för  diesen  Fall  unterwürfen.  Jeder, 
der  ohne  Vollmacht  rertritt,  bleibt  den  Ergebniaeen  des  Verfahrens  unter* 
«Orlen,  falle  sein  Machtgeber  die  Vertretung  ni<dit  genehmigt,  denn  es 
ist  eine  Geschäftsführung  ohne  Auftrag,  unil  /u  difvcin  Zwci  ko  uiuss  er 
Keul-  und  IVrsoriiilbürgscbaft  stallen,  wenn  sie  verlangt  wird  und  er  nicht 
mit  ),'enüi;t«ii(l(  r  Haflfidiigkeit  erscheint. 

Die  ULTiclitsjicrvonen  werden  im  Verfahren  durcb  diejenigen  dar- 
gei^tellt,  die  durch  die  betreffenden  Gesetze  und  Verordnungt-n  besliuinit  sind. 

Die  t«Htanientari.sche  V^oUmacht  wird  von  dem  betr.  Testaments* 
voUitreeker  cur  AuefOhrung  gebracht  in  den  vom  Gewts  bestimmten 
Pillen.  Der  Rechtsanwalt  oder  Prokurator,  dem  eine  gerichtliche  Voll« 
inacbt  lihertrajrcn  wird,  brau<bl  es  nicht  anzunehnicfi.  ibfr  inuss  dies 
sofort  flein  rhertnifi;enden  mitttiiien.  wenn  er  nicht  annimuit,  und  wenn 
man  ihm  Subätitutiousv ollmacht  gibt  für  diesen  lall,  so  musä  er  sie 
sofort  gebrauchen  nadi  Vorschrift  der  Proseesordnung.  Wenn  der  Be- 
voilmiditigte  sidi  vor  Goidit  mit  der  Vollmacht  einfindet,  so  wird  an- 
genommen, dass  er  sie  annimmt,  auch  wenn  er  es  nicht  ausdrAcklieh  erklärt. 
Die  Vermutung  ist  juris. 

Der  Bf»voI!raächtigte  kann  die  Volimacht  ühertriijjen  auf  die  Person, 
die  von  dem  Macbtgeber  ungogeben  ist  oder  die  er  ihm  augeben  wird 
mangels  Beseiflbnung  auf  einen  geeigneten  und  tahlnngsfUiigen  Bechts- 
anwalt  oder  Prokurator,  wenn  in  der  Vollmacht  daau  das  Bedit  erteilt 
ist.  Ist  in  der  Vollmacht  nichts  über  Substitution  p<  -;i.'t.  s(i  kann  der 
Bevollmächtigte  dennoch  einen  Rochtsanwalt  oder  Prxkurator  von  an- 
erkannter GeMcbicklichkeit  und  Ziddungsfähigkeit  Hubstituieren,  wenn  er 
ans  irgend  einem  Grunde  die  Vollmacht  nicht  benutsen  kann  oder  will. 
Wenn  in  der  Urkunde  Substitution  untersagt  ist,  so  kann  es  der  BtvoU- 
mächtijrte  nur  tun  aus  wicfitiiren  I'mstfinden,  die  ihn  an  der  jtersönlichen 
Aii-nJiiittL'  <les  AuftrriL'''  hiinlfr'.  z.  H.  inj  Fall  der  Krankheit,  unfreiwilliger 
Abwesenheit,  Oberweit>un<^  «ler  Sache  an  ein  Gericht,  an  einen  andern 
Ort  und  irgend  einem  anderen  wichtigen  Grunde,  der  ihn  veihindert,  die 
VoUmaeht  lu  gebrandien  oder  weiter  au  gebrauchen;  aber  er  muss  den 
Maditgeber  ^uf  das  «cbncllste  benachrichtii:t'M,  damit  er  das  Erforderliche 
veranlassen  kann.  Wenn  daa  Verbot  durch  besondere  Anweisung  oder 
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Urkuude  erteilt  ist  und  dem  ungeachtet  der  Bevuilm&cbtigte  Substitution 
erteilt,  so  ist  er  fOr  d«n  Schsden  vmntvortlicb,  den  di«  Siibstitation 

dem  Bevolltuächti^ten  verorsachl.  Der  Substituierte  kson  ebenso  nuch 
M:us>i;:ibc  des  Vorherig»'ii  Nubstituicren.  Wenn  es  dort,  wo  die  Viillmacbt 
ausi.<'nl»(  werd'-fi  muRs.  keinen  Het  htsanwiilt  oder  Prokunitor  «ribt  oder, 
wenn  ihre  Zahl  die  im  Cicseti:  über  ItechusunwtiUe  und  Prokuratoren  be- 
RÜmmte  (5)  nicbt  flberschreitet,  so  kann  jeder,  wenn  er  nur  nidit  offen- 
kundig unMhifT  oder  sablunftsunflliiff  ist,  subetiluiert  werden.  In  jedem 
FUl  können  die  Substitutionen  spezielle  sein,  auch  wenn  die  Vollmacht 
:ill''emein  ist.  Hevolimilclitiirte  und  Siibstitiiloii  sind  haftbar  ii!n*b  den 
lie>timmiin^'cn  im  bürgerlichen  CTesetzbucb  über  den  N  ullmschttMiuftnig. 
Substituliooeu  werden  in  derselben  Weise  und  mit  denselben  Formlich- 
keiten  erteilt,  mit  denen  die  Vollmsohten  gegeben  werden.  Um  die 
Klage  zurückzunehmen,  bedfirfen  Hovullmäditigter  und  Substitut  einer 
ausdrücklichen  Erinächtimni'j.  Beide  «lud  verpflichtet,  die  Sache  «lurrh 
alle  («rewölinlich  '.i)  Instauzon  zu  verfdlL'eii.  \venii  die  zu<tiindi}ieii  (iericl»te 
alle  in  demselben  Orte  t«ind.  Im  luideren  Falle  kOnnun  sie  nuch  obigen 
Qrundsfttsen  entuprechend  substituieren. 

Die  Parteioi  mflssen  ibre  JSeroUmIditiKten  genügend  wtsstetten, 
sowohl  die  ursprflnglichen  als  sudi  die  substituierten,  d.  h.  sie  müs«r;n 
ilinen  das  notwetidiLre  Geld  zur  Führunjr  der  Gescliäfte  verschaffen: 
andernfalls  können  sie  von  ihrem  Hevit!!mac}i1i^'ten  keine  Vi'rantwortunij 
verlangen,  wenn  die^e  nicbUi  getan  haben,  wu«  AuKgaben  verursacht.  lu 
jedem  Staude  des  Verfebrens  hort  mit  dem  Widenruf  der  VoUmadifc  der 
Bevollmftditigte  den  l&ditgeber  »uf,  su  vertreten,  «neb  wenn  die  Partei 
oder  ein  anderer  ßevoUmRebtigter  nicht  erscheint,  und  der  Substituierte 
gilt  aN  nicht  aldierufen,  wenn  die  Widerrufsurkunde  es  nicht  ausdrückt. 

Die  \'itr>tellunix  eines  neuen  BevollmächtiL-ten  in  der  Verhnndlun? 
verursacht  den  Widerruf  seit  die^iem  Augenblick.  Die  persönliche  Vor- 
stellung der  Part«  selber  bewirkt  sie  nicht,  ausser,  wenn  sie  sie  in  der 
Veiliandlung  selbst  aussprieht.  Wenn  der  Berollmiditigte  oder  der  Sub« 
stitut  die  Klatren  oder  Verteidigungen  vor  Gericht  aufgeben,  hören  sie 
auf,  il'  ii  MachtL'ober  zu  vertreten.  Die  Abtrefun^j;  oder  f^bortniiiuni:  der 
streiliLieti  Rechte  durch  die  Partei  auf  einen  Dritten  beendigt  ilie  Ver- 
tretung des  Bevollmächtigten  oder  Substituten,  ohne  dadurch  den  Lauf 
der  Sadie  auftuhalten.  Der  Tod  der  Partei  oder  die  Unllhigkdt  der 
Persönlidikeit,  mit  der  er  su  tun  hatte,  beendigen  ebenso  die  Rechte 
ihrer  BevoUmichtigten,  aber  in  beiden  F&llen  ruht  der  Lauf  der  Saclie 
nur  \m  zur  Anhörung  der  Personen,  aul  die  das  liecht  nunmeber  aber- 
gcgan<_'i'ii  ist. 

Der  liücktritt  des  Bevollmächtigten  hat  keine  Wirkung  gegenüber 
den  anderen  I^urteien,  bis  die  Kenntnis  daron  seitens  des  Maohtgebers 
aktenkundig  gemacht  ist  Zur  Vertretung  derselben  Saehe  vor  denuelben 

üericbt  kann  jede  Partei  höchstens  drei  Itevnllniächtigte  b«'stellen.  Wenn 
verschiedene  UevullmiU.'htigte  gemeinsam  tüt  dieselbe  Sache  bestellt  sind, 
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80  hat  jeder  von  ihuen  die  volle  Vertretunj;  de«  Macht^ebors.  In  jedem 
Stande  der  Sadie  kOniiMi  dw  Rechtauiwelt  und  der  Bevollnäditij(te  ihr 
Honorar  betedinen  nnd  die  Besahlung  erswingen,  unbeschedet  eine« 

PrafuDgarecht«.  Die  andern  Vertreter  kraft  (jesetzes  iPibemann,  Vormand, 
Pfleger  usw.)  nwd  ihre  ni'vollmächtiL't«  ii  -iii<l  wpi:»Mi  ifin  r  ( i'  -<  liäft-^^führiin<_' 
in  der  Sache  den  iteNtiiumutig<Mi  des  bür;ierliclien  (J«'setzl>uche8,  betreifs 
ihrer  Fähigkeiten,  Pflichten,  Förmlichkeiten  unterworfen. 

In  Venezuela  köiineu  Vollmscbteii  vor  (lericbt  nicht  ausüben:  wer 
nidit  im  Beeitie  der  biigeilicheu  Ehrenrechte  isi;  wer  nicht  leeen  nnd 
•direiben  kann:  der  Blinde,  Taube  oder  Stumme,  oder,  wer  einer  Knink- 
heit  unterworfen  ist.  wept-n  deren  or  ahgesperrt  winl:  (h-r  Soldat  im 
Dienst;  der  ( I  ■i'^f lidie  jeder  Konfession,  ausser  /.ur  \  ertcidi^ung  seiner 
Kirche;  die  Frjm.  ausser  zur  Vertei(iif;uug  ihres  Gatten,  ihrer  Verwaudtt-n 
auf-  und  absteigender  Lioie  oder  ihrer  Seitenrerwandten  bis  zum  zweiten 
Grade,  und  wer  nidit  Rechtsanwalt  oder  Frokurator  im  Amte  ist,  soviel 
68  ein  Oeschilft  von  fj^nKserer  Bedeiilunt;  ist.  un  Orten,  wo  die  Zald  von 
I{echttt;krivr!ilt(>ti  n<l>'r  rrokiiratoren,  nach  Mw^^igabe  de«  (iesetxes  fiber 
Hechlsanwülte.  \  i>rli;iii(leii  ist. 

Der  Iii.  Tit^l  des  I.  HuehN  der  ZiviipruzeKsordnung  beschäftigt  sich 
mit  dem  „suat&ndigeo  Oerieht".  Kr  bestimmt  die  Zustftndigkeit  durdi 
den  Gegenstand,  durch  d«i  Wert  der  Klage,  durch  den  Ort  und  durch 
den  Wert  oder  den  Zusammenhang  der  Sache.    Das  Gericht8verfassuii^r><- 

g;esetz  und  andcri^  S|,f>7i:il':rf^'-otzc  bestimmen  die  ZiHtündiL'Iseit  nncK  di'iii 
üegenHtand  und  dem  W  rrt  der  Klage.  Zwecks  S<'hiitzuiig  des  Klam-werts 
werden  die  schon  fälligen  Zinsen  und  die  Ausia^^en  zum  Kupital  zu- 
gerechnet, ebenso  der  Schaden  und  die  Naditeile  aus  der  Zeit  vor 
der  Klage. 

Wenn  eine  Klape  mehrere  Punkte  betrifft,  so  wird  d-r  Wert  von 
ihnen  dien  sum  Zweck  der  Hestimmnng  des  Werts  der  Sache  aosammen* 

gerechnet. 

Wenn  unsere  Personen  in  denist'iben  \'er[uhren  von  einer  oder 
mehreren  Penonen  die  Bezahlung  des  Teils  ihrer  Forderung  verlangen, 
so  wird  der  Wert  des  Gegenstandes  durch  die  (lesamtsumme  bestimmt. 

Wenn  der  Gegenstand  das  Recht  auf  eine  dauernde  oder  zeitliche  oder 
lebcnslftnffliche  Rente  ist,  so  wird  der  Wi-rt,  wie  auch  immer  ihr  Name 
ist,  nacii  dem  Wert  des  Kapitals  herechn>'t.  das  iu  der  Bcätelluugburkunde 
angegeben  ist.  Wenn  es  nicht  angegeben  ist,  so  wird  der  Wert  durch 
Zusammen rechnung  von  20  Jahresleistungen  bestimmt;  wenn  es  sich  um 
eine  dauernde  Rente  handelt,  von  10.  wi  riri  um  eine  lebenslängliche  oder 
zeitliclie.  Wenn  dii<  Rente  für  bestimmte  Zeit  fest tfo-of /i  i-t,  «ci  wird 
der  Wert  diireh  Zusaiiimenrechnung  der  .Iahri'sh'i8tuiiy<'fi  l)e.>4limmt.  Dii'^e 
Zusamnieurechnung  soll  nio  20  .lahret^leistungen  ü lie nid i reiten.  Bei  Klagen 
Aber  das  Bestehen  oder  die  Fortsetzung  einer  Pacht  wird  der  Wert  durch 
Zusammenzählung  der  Zahlungen  l>erechnet,  aber  die  verbandelt  wird, 
und  ihrer  Nebeiifürdrruii^'n.  In  den  beiden  vorigen  Fällen  oder  io 
Jahrbuch  der  iateniat.  VerelnijcuQg.  8.  Bü. 
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andern  ähnlichen  wird  der  Wert  nach  dem  laufenden  Marktwert  berechnet, 
wenn  in  hvewa  Oelde  sn  leisten  itt.  Wenn  der  Wert  der  geforderten 
Sache  nidit  in  üeld  besteht,  lo  aoiiitst  ihn  der  Kliger,  aber  der  Be 
klagte  kann  eine  Oeui  nschätzung  mittel«  anfsdiiebendcn  Einwandcs  ein- 
briti^<>ri,  wenn  er  behauptet,  jener  Wni  am  ffrOiaer  oder  kleiner  als  jene 
Schätzung. 

Zuständigkeit  nach  dem  Ort  Vor  der  Oericbtebehörde  des  Ort«, 
in  dem  der  Beklagte  «einen  Wohnort  bat  oder  in  de««en  Brmangelvng 

seinen  Aufenthalt,  werden  die  dinu'Iiehe  Klii«re  und  dif  ptTsimlich»'  Klage 
öber  howef^lich'"  Saclieti  anti'-linu  ht.  Wt-im  di-r  Heklai^tr  keinen  bokannU-n 
Wohnort  ofi»  r  Auf-  ntlialtsurt  lial.  so  wird  di'  Ki;iLji'  :iit  dem  Orte  ein- 
gebruuht,  un  dem  er  l>etrüf[en  wird.  Auch  können  jene  Klagen  bei  der 
Gerichtsbehörde  des  Ort«  eingebracht  werden,  in  dem  der  Tertng  ge- 
«chloBsen  wurde  oder  die  Verpfliditung  au  erffilleo  oder  in  dem  die 
bewegliche  Sache  betroffen  wird,  die  Gerrenstand  der  Kla^e  ist,  mit  der 
Vorau^setziin«,',  da««  im  »  rstin  und  im  hetzten  Fall  der  Heklsijie  an  dem 
Ort  i>ctroffen  wird,  unbeschadet,  da««  der  Beklagte,  der  aui>serhaib  seines 
Wohnorts  wegen  einer  beweglichen  Sache,  die  «r  bei  «ioli  fahrt,  Bürg* 
ichaft  geben  darf,  das«  er  ihretwegen  adt  vor  dem  aust&odigen  Geridit 
seines  Wiilinorts  stellen  wird,  wenn  es  sich  um  den  letaten  der  genannten 

Fülle  liatidelt. 

Die  dinglichen  Kluyen  über  uid)ewegliche  Sachen  werden  ein- 
gebrnt^ht  von  dem  Gericht  der  belegenen  Suche  oder  dee  Wohnurtü  des 
Beklagten  oder  des  Ort«,  wo  der  Vertrag  |!:e«chlo««en  wurde,  im  Fall,  da«« 
der  Beklagte  «oh  dort  vorfinden  sollte,  alles  nach  Wahl  de«  Klägers. 

Die  Gerichte  des  Orts  eines  Krbseh!irt.sanfallN  gind  zuständig  za 
erkonnen:  über  die  KI;»L'en  nl>er  H<  nins^iibe  nnd  Teilung  der  Erbschaft 
und  jeder  anderen  zwisi-hen  Milerben  bis  zur  Teilung;  über  Klagen  wegeit 
Nichtigkeit  schon  erfolgter  Teilung  und  wqgen  Verabfolgung  dee  an- 
gewiesenen  Anteils,  vorau^esetst,  da««  sie  binnen  sweier  Jahre  nach  der 
Teilung  eingereicht  werden;  äbcr  Klagen  gegen  die  Testamentsvollstrecker, 
vor:uist"'s<  f 7.f .  driss  sii-  vor  der  Teilung  ersieheii  und.  wenn  di''se  nicht 
nötig  ist,  binnen  zweier  .lalire  nach  Eröffnung  der  Erlischaft;  über  Klagen 
der  Vermächtnisnehmer  und  der  Gläubiger  der  Erbschaft,  binnen  der  an- 
gegebenen Frist.  Wenn  die  Erbschaft  auiseilialb  der  Bepoblik  eröffnet 
ist,  80  können  ;tll<'  diese  Klagen  an  dem  Orte  angestellt  werden,  an  dem 
der  i:rrisste  T«'il  der  düter  angetroffen  werden,  die  innerhalb  ihres  Ge- 
l)ii>ts  sieii  belinden.  Die  Zuständigkeit  nach  dieser  Hestiramung  schliesst 
iiiehl  die  de»  Wohnorte  au«;  aber  wenn  Mehrere  beklagt  werden,  müssen 
alle  denselben  Wohnort  haben,  wenn  das  Gericht  de«  Wohnort«  anständig 
sein  soll  (Art  91  des  Ges.). 

Die  Klage  aus  der  Gemeinschaft  findet  statt  vor  dem  Gericht  des 
Sit/.»is  der  (ieineitisi-hnft  Vor  ders<'lbon  Pe^liürde  fitiflen  auch  statt  die 
Klagen  aus  der  (iemeinschaft  nach  aufgelöster  und  li(|uidierter  (iemein- 
Schaft,  wegon  der  Teilung  und  den  Vcrpfliditungen  au«  ihr,  binnen  sweier 
Jahre  nach  der  Teilung.   Dos  alles  unbeschadet  der  Zuständigkeit  dee 
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Gerielits  des  Wohnorta  unter  den  Vorautsetsangen  des  letalen  Abiatcae 
des  Art.  91. 

Die  Klage  iregen  Rct'hiiuni,'sleguiig  aus  einer  Vormundschaft  oder 
einer  Verwaltung  wird  vor  dor  ( lerii  litübcliörde  aripchnn  lit,  in  deren  He- 
airk  die  Vommudschaft  oder  Verwaltung  ausgeübt  wurdu,  oder  vor  dem 
Qerieht  des  Wohnorts,  nacb  Wahl  des  Elä^^er«,  anter  den  Voraunetaungen 
des  lotsten  Abeatsea  des  Art  91. 

Wenn  der  Verpflichtete  seinen  Wohnort  aufgegeben  hat,  kann  er 
verklagt  werden,  wo  man  ihn  trifft.  Im  Fall  der  Walil  eines  Wohnorte, 
der  geeignet  ist  zur  Verhandlung  der  Sache,  kann  vor  dem  üericbt 
des  gewählten  Wohnort«  gekla^'t  werden. 

Zuständigkeit  durch  Verbindung  oder  Zusammenhang  der  Sache. 
Die  Klage  gßgoa  Terschiodene  Personen,  die  wegen  ihres  Wohnorts  vor 
verschiedenen  (iericbten  verklagt  worden  mussten,  kann  angebradit  werden 
vor  <lein  (lericht  des  Wohnorte  einer  von  ihnen,  wenn  im  (legenstand 
der  Rla^re  Zusamnir-nlianf.'  ist,  entweder  aus  dem  Ansprurb  oder  der  Tat, 
von  dem  «ie  abhängt,  unbeschadet  entgegenge-setztor  Bestimmungen.  In 
Saohon  der  Bfli^gen  oder  Bai-gsohalten  und  jeder  ZubehOrklage  ist  das 
Qeridii  dar  Hanptsaohe  austäodig.  Wsnn  auf  Grund  allein  von  An- 
sprftchen  des  Beklagten,  wie  in  den  Fällen  der  Aufrechnung  oder  der 
WiderklaL'e,  das  (Jerieht  über  eine  Sache  enfsdieiden  würde,  die  wecren 
ihres  Werts  zur  Zuständigkeit  eine»  höhereu  (Jerichts  gehören  würde,  so 
ist  dies  Ittr  die  ganae  Saidie  austindig,  obwoU  das  Glerioht,  vor  dem  sie 
aogobraoht  ist,  fOr  die  Klage  allein  suständig  w&ro.  Wenn  dieselbe  Sache 
vor  zwei  gleicherweise  anständigen  (ierichten  vorgebraoht  ist  oder  wenn 
ein  Kef^hts.'itreit  zusamnierdiüntjt  mit  einer  von  einem  atidereri  Gericht 
anhängi^'en  Sache,  so  '„'ehührt  die  Kntscheiduiiu  «lein  <  r-^il>efast.ten.  Die 
Ladung  entscheidet,  wer  zuernt  befuN.st  ist.  llai  der  ce!^>io  bonorum  und 
im  Konkurse  erkennen  die  Gerichte  des  Wohnorts  des  Schulduers. 

Betreffs  der  Personen,  die  in  Venesuela  keinen  festen  Wohnort 

haben,  bestimmt  unser  Geseta  foIgendeH:  Es  kann  vor  den  (itTichten  der 
HejnihliU  geklagt  werden,  wenn  der  Hoklatrte  in  ihr  seinen  WohiiKrt  nicht 
hat  und  auch  nie  dort  anzutreffen  ist,  weim  es  sieh  baiidrU  um  Klagen 
um  unbewegliches  Eigentum  oder  bewegliche.s,  dus  in  der  iiepublik  »ich 
befindeti  und  wenn  es  sidi  um  Verpfliditnngen  handelt  aus  Verträgen 
oder  EfUlnuigsB,  dio  In  der  BepuUk  beglaubigt  mnd  oder  die  in  ihr 
erfüllt  werden  sollen.  Wenn  der  nicht  dort  Wiihnhafte,  sieh  vorüber- 
gehend unter  der  Gerielitsbarkeit  des  (ifhiets  der  Republik  betreffen  liisst, 
so  kann  er  vor  den  betreffoudea  Gerichten  verklagt  werden,  nicht  uu.s 
in  oben  «rwibnten  Fällen,  sondern  audi  in  jedem  Fall  einer  per 
sAnliehen  Klage,  ans  der  die  VoUstrediung  an  jedem  Orte  ausgefflbrt 
werden  kann. 

Tri  den  vorstehenden  Fällen  werden  die  Bestimmungen  über  Zu- 
ständigkeit angewandt,  soweit  sie  anwendbar  sind,  indem  der  Ort.  wo 
der  lieklagte  angetroffen  wird,  als  sein  Wohn-  oder  Aufenthaltsort  gilt. 
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Wenn  der  Vertrag  nidiit  in  Venesuela  abgeschlonen  ut  ond  die 
Person  keine  Wohnung  oder  erwihlten  Wohnort  in  der  Republik  hftt  und 

kein  Erfülli](i<:s(>rt  hestiuimt  ist,  so  gehört  eine  persönliche  Klage  TOr 
ilao  (ifri(!ht  dos  Orts,  wo  der  Klä^-er  seinen  Witlmurt  oder  seine  VVohnuns» 
bat,  und  woun  es  «ich  um  bubtimuite  unl^e wegliche  Sachen  handelt,,  vor 
da»  Geriebt  dei  Orts,  in  dem  sie  bele/{en  nnd. 

Der  6.  Abschnitt  des  III.  Titels  bandelt  von  dem  Verfabren  bei 
Aufhebung  der  ZusUndigkeit  swisdien  ▼ersehiedenen  Goidiien. 

In  jedem  Stande  des  Verfahrens  kann  ein  Geridbt  die  Fngß  er> 
beben,  ob  ein  anderes  wie  das  erkennende  zuständig  sei,  unter  der  Voraus- 
fletziini;.  dass  hoii!"  /u  derselben  Instanz  t.'**hör<  n.  Der  Hichter  oder  d  i- 
Gericht,  das  die  Zuslandi^koit  eines  andeni  Richters  oder  <iiTiclits  zur 
Kiitscheidung  über  eine  Sache  oder  einen  Antrag  behauptet,  überKendet 
ihm  ein  Sdireiben  mit  der  Angabe  der  Grflnde  und  sohidct  sogleich  eine 
Abschrift  diiMes  Schreibens  an  das  (iericht,  das  den  Streit  oder  die  Frage 
eilt s -heirleii  mii«is.  Der  ersnfrhto  I{i<-hter  oder  das  (lericht  bewUitijft  den 
Kmpfang  binnen  24  iStiiiidef)  und  Hetzt  hinnen  der  pleiehen  Frist  die 
(J runde  uder  Unterlagen  auseinander,  weshalb  es  «ich  für  zuHtiuidig  oder 
unsustRndig  hält,  und  schickt  diese  Darlegung  sobald  vi«  mdglidi  an 
dais  Gericht,  das  die  Fra|te  an  entsdieiden  hat.  Sobald  der  Richter  oder 
das  (ien'cht  Nachricht  .von  der  ihm  vorgelegten  Frage  erhalten  hat,  setzt 
es  d;is  [jaiize  N'erfahren  in  der  Hauiitsache  ans.  Was  nach  dieser  NHelirir-hl 
verhandelt  wird,  ist  nichtig.  Wer  diese  Bestimmungen  übertritt,  muss 
den  Schaden  daraus  fOr  die  Parteieii  vergüten  und  verfUlt  in  eine  Geld- 
strafe  von  500  oder  8500  Bolivaren,  die  das  vorgesetste  Geridii  anordnet 
ohne  förmliches  Beschwerdeverfsbren. 

Wenrt  '  in  Hicliter  imI  t  (Ji^richt  die  Rechtsprechung  oder  Entscheidung 
über  eiiK'ti  Aiilni^r  iihiehnt,  und  wenn  der  Richter  oder  das  Gericht,  das 
an  seine  Stellü  treteti  soll,  die  Ablehnung  nicht  frir  begniudet  hält,  zeigt 
er  es  dem  ersteren  an  dem  sweiten  Verbandluugstage  nach  Empfang  der 
Akten  an  oder  durch  die  Post,  die  nach  diesem  Tage  abgeht,  anter  An- 
gabe seiner  (iründe,  und  sogleich  wird  nach  den  obigen  \  i  r -i  linflen 
verfahren.  Die  Fraise  na -Ii  d'^r-  HciuLriiis  nicht  zu  entscheiden,  hat  die- 
»^clben  Wirkuiiir»'n  \vi('  mm-,  iiiiinhch  die  Aussetzung  des  ganzen  Verfahrens 
in  der  Sache,  da  alles,  was  nach  der  >iuchricht  geschehen  wflrde,  nichtig 
ist.  Der  Lauf  des  Verfahrens  iwiscben  den  Flarteien  und  vor  dem  er> 
kennenden  Rinbter  wird  durdi  nichts  aufgehaltm,  auch  nic^t,  wenn  die 
streitenden  Richter  oder  Parteien  Angaben  und  Ausführungen  erhielten, 
die  si«'  fiir  ausreichend  halten,  die  verst-hiedonen  Hebauptunijen  im  Ptiiild 
der  Zuständigkeit  aufzuklaren.  .Sowohl  auf  die  lielmuptung  der  Zuständig- 
keit, wie  auf  die  der  Unxustftndigfceit  v^Bhrt  die  vorge-ctste  Tnstans, 
vor  die  sie  gehört,  oobald  Kie  die  Brkliningen  der  Richter  etbalten  bat 
mit  der  Kiitscheidunj;.  bitnien  24  Stunden,  unter  Aufschiebung  jedes 
aiidon-ii  ( ;..s.-hiilts.  Die  l'r't-ebeitln tiij  erfolgt  ohne  [,adnni,fen  oder  Scbriften- 
we('hs..|,  nur  nach  h^insicltt  der  uliertiandten  Akten,  aber  wenn  u'gend  eine 
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Angs^iO  fehlt,  SD  kann  ci:i.s  (ifriclit  die  oigTiitliclieii  AkUii  üinrurderii,  ind<>iu 
es  iDswiHcheii  jcdo  andere  KnlNeüeidung  uufticliiebt.  Die  Entwhoidiing, 
einmal  erlMa«n,  vird  den  beteilif^n  Gerichten  von  Amte  wegen  mit- 
geteilt. 

Wi  iiii  ein  (lerii'lit  einen  Streit  nm  (leriehtslinrki  it  oder  Zu^tiitidig- 
keit  ohne  (Inind  erhoben  oder  V'eniiiliifisiin;;  zu  «lein  Streit  «.'e^eheit  hat, 
HO  erbetzt  es  den  Schaden  und  die  Nachteile,  die  es  verursitcht  hat  und 
wird  aueb  nur  Zahlung  einer  Geldstrafe  nicht  nnter  1600  BoliTareii  yer* 
urteilt.  Dieeelbe  Venuitwortliohkeit  liegt  dem  Gericht  ob,  das  unterlassen 
bat,  redltceitig  die  Schriftetftdce  der  beseiehneten  Anircle^^enlioiten  ab- 
zusenden, unbeschiidet  ih*s  Zwane^'f^.  seine  l'Üicht  zu  tun,  mittel.s  (ield- 
fitrafeu  bis  zu  ÖÜO  Bolivareu  »eitenü  des  zur  Kntt>cheidung  der  Zusliiiidig- 
keitsfrage  xustftiidigen  üerilihts. 

Die  Bntscheidung,  die  auf  eine  proaesshindernde  Einrede  der  Un- 
Bustindigkeit  erlassen  ist,  kann  in  keinem  Fall  die  Wirirong  der  schon 
entschiedenen  (Serichtsliarkeil  «der  die  Zustandinkeif  unter  den  Richtern 
aufheben,  M)ndern.  sobald  die  Fnii^e  zwisolien  den  Richtern  entschieden 
ist,  können  die  Parteien  die  Einrede  der  Unzustujidigkeit  des  Gerichts 
oaAi  mit  denselben  Grfinden  behaupten. 

Der  IV.  Titel  handelt  Ton  der  Ablehnung  der  Richter  und  anderer 
Beamten.  21  Orfinde  Htellt  Art.  117  fOr  die  Ablehnung  \on  (ieridits- 
beamten  auf.  und  die  Ausschliessung  [ji-schieht  für  sie  kraft  (lesetzes, 
wenn  ^ie  wissentlich  in  der  Sache  oder  dem  Stn  it  den  sie  im  tscheidcn 
sollen,  durch  einen  der  angegebenen  (iründe  verhiudort  sind.  Wenn  nie 
das  nicht  binnen  der  gesetalicben  Frist  erklären,  so  ihnen  das  ror- 
geeetate  Gerieht  auf  Antrag  der  beteiligten  Partei,  eine  Gddstrafe  cu- 
gunsten  der  Partei  auf,  die  bis  zu  lOTH)  Jiolivaren  steinen  kann.  Wenn 
die  Parteien  aber  behaupten  würden,  der  Beamte  sei  vrrliitidert,  so  kann 
er  in  Erledigung  des  (je^^chäfts  fortfaliren  und  stot.s  so.  wenn  die  Be- 
hinderung nicht  auf  einen  Grund  öffentlidier  Ordnung  oder  bestimmte 
Orflnde  gesetilidier  Behinderung  gesttttat  ist  Derselbe  IV.  Titel  be- 
zeichnet das  Verfahren,  den  Wegfall  ausgeschlossener  oder  abgelehnter 
Beamten  au  erRetzen,  und  die  Strafen  der  rechtswidiiLr  .Xhlelinenden. 

Der  V.  Titel  handelt  von  den  ., I-uiinnj  -i".  I'.is  sind  für  die 
Kechtsgültigkeit  der  rrteile  notwendigen  Furnih -hkeiten.  Niemand  kann 
verurteilt  werden,  ohne  selber  oder  durch  meinen  Bevollmächtigten,  den 
die  Partei  bestellt  hat,  oder  im  Fall  der  Abwesenheit  durch  seinen  vom 
Richter  beoeichnelen  Verteidiger  gehört  zu  nein.  Die  Ladung  bewirkt 
der  Diener  oder  Bote  des  (lerichtj«,  und  das  (lesetz  nimmt  die  nittwendi^en 
Ma-s^regeln.  datint  ihre  Bewirkung  niclit  verhindfH  werde  zum  Schaden 
der  Parteirecbte.  Ks  gibt  2  Verfahren  l>ei  der  Ladung:  das  für  die  An- 
wesenden und  das  für  die  Abwesenden. 

Der  VI.  Titel  behandelt  »den  Ort  der  Verhandlungen  und  die 
Termine".  Den  Riehtom  ist  Terboten,  ausserhalb  der  (lerichtsstelle  und 
den  sur  Verhandlung  der  Angelegenheiten  ihrer  Zuständigkeit  vorher  be- 
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siimmteii  Stunden  zu  verbaiidelu;  denn  wenji  »le  (jesoliäfte  an  anderen 
Orten  ihres  Bezirks  erledigen  wollen,  sie  ee  von  Amts  wegen  oder  auf 
Pkrteiuitrag,  eo  mfliseii  rie  ea  ▼oilier  bekannt  madieo,  und  die  Geaehiifla^ 
standen  mfisBen  sie  einen  Tair  vorher  bekannt  machen,  damit  die  Parteien 
sich  riifht  irren  können.  Die  Tage,  an  denen  die  (leridito  tHÜtr  sind, 
sind  di<^  Wochentage,  und  als  iiiitHtiplich  werden  angfsehen  di*-  Siiiini!ii:e 
und  andere,  die  da«  Gesetz  bestinimt  hat;  an  ihnen  können  die  (icnchte 
Vemehmangm  niobt  abhalten,  wenn  sie  es  nidit  TOilier  bestimmen. 

Jedes  Geschäft,  du  das  Geridit  dnnbfttluren  mvss,  oder  jeder  An* 
tnig.  der  jx^RtolIt  wird,  bat  eine  beitiromte  Frist  für  seine  Beendigung, 
die  der  Gesetz<reber  mögliclis'  abkürzt,  damit  die  Justiz  sciinell  und 
schleunig  sei,  und  diese  Zeiträume  dürfen  die  Richter  weder  verlängern 
noch  verkflnen  naeh  ihrem  Geiallen,  Die  !Pwteien  kAnnea  ihre  Abinde- 
rang  Yereinbaren,  wenn  die  Öffentliche  Ordnung  sich  der  Abladenmg 
nicht  entgegenstellt  Und  das  ist  \  •  rnunftgemäss,  denn  die  Friftea  sind 
im  all;;'omeinen  zum  Nutzen  der  Parteien  gegeben. 

Der  \  II.  Titel  hiiiidelt  von  den  I'rteilen,  Er  V>e/eicLnet  die  Orte, 
wo  Urteiie  gesprochen  werden  sollen,  was  sie  enthulteu  müssen,  die 
Orfinde,  auf  die  sidi  die  Richter  stfttaen  mflssso,  um  de  an  erlassen,  and 
die  Ton  ihnen  veikflndet  werden  mtssen,  alles  mit  Rfldoioht  anf  die 
angeHtollten  Klagen  und  entgegengestellten  Einreden.  Ein  erlassenes 
Urtf'il  katin  dasselt»?  Gericlit.  das  es  erlassen  hat,  nicht  abändern  oder 
widerrufen,  denn  von  jedem  Endurteil  geht  die  Berufung  an  das  un- 
mittelbar hflhere  Gericht,  wenn  es  nieht  ein  ZwiscdiennrleU  ud  der  Be* 
rulung  unterworfen  ist,  denn  dann  kann  das  Gericht  ablndem  oder 
widerrufen  auf  Antrag  der  Parteien  und  auch  von  Amts  wegen  binnen 
einer  Fri^^t  von  5  Tarren  oder  einer  anderen,  die  fflr  den  Antrag  beatimmt 
ist,  wenn  inzwischen  kein  Kndurteil  erlassen  ist. 

Übrigens  kann  das  Gericht  binnen  2  Tagen  nach  der  Urteilsf&lluug 
Erklirungen  und  nKhere  AusfOhmngon  Ober  jede  Art  Ton  Urteilen  ergehoi 
lassen  mit  der  Binschränkung,  dass  sie  auf  Antrag  einer  der  Parteien 
am  Tage  der  Urteil8(4llang  oder  -Teckfindung  oder  am  folgenden  vor 
sich  gehen. 

Bei  Verurteilungen,  die  von  den  Gerichten  auf  Grund  dee  Prosesa- 
«Tcebnisses,  aber  ohne  Anhörung  der  Terurteilten  Farteiea,  erlassen  werden, 
haben  diese  deren  Einwendungen,  sehriftlidi  oder  mllndlidi,  au  hören, 

wenn  sie  binnen  60  Tagen  nach  dem  Tage  eingebracht  werden,  an  dem 
der  Beschwerdeführer  von  der  Verurteilung  erfahren  bat.  Die  Richter 
entscheiden  über  die  Beschwerde  in  derselben  Sitzung  oder  in  der 
folgenden. 

Es  ist  den  venesuelanisdien  Gerichten  ▼erboten,  unbestimmte  Aus- 
drucke in  ihren  Entsclieidungen  anzuwenden.     Immer  haben  sie  das 

einschlägigf  Gr-setz.  zu  l  -^^'^i'^lineti.  die  Föniilichkeit,  die  nioht  erfüllt  ist, 
oder  den  Ricbter,  an  den  man  sich  zu  wenden  hat. 

Zum  Zweck  des  Studiums  und  der  Entscheidung  bestimmter  Sachen 
kttnnen  die  Richter  auch  ffir  eiJiaelne  Proaesshandlungen,  die  Prflfung  der 
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8treiltcbrift«n  and  Meinungen  in  den  ver«chiedeneii  streitigen  Punkten 

teilen.  In  iindertMi  Sachen,  wenn  die  Ani^flejmihcil  vorscliiedcne  Punkte 
iimfasst,  wird  das  I  rtt';!  in  AI >8chnittc  geteilt,  dereu  jeder  die  Eittooheidung 
Aber  einen  von  ihni-ii  i  iiUialt. 

Die  Entbciieidungen  unteriiciirciben  all«  Mitglieder  doü  (ierichts. 
Wenn  eine  von  ihnen  eine  abweichende  Anrieht  hat,  so  kann  er  seine 
Meinung  eohrifilidi  flbergeben,  aber  Urteil  and  Meinung  mnes  von  allen 
liet«ili^ten  untorschriehen  werden :  denn  eine  KntM^eidung,  l>ei  der  nidif 
alle  durch  das  CJesetz  herufenen  I{i<'hter  tälij^  waren,  wird  nicht  vi>U- 
streckt,  auch  nicht  als  Entscheidung  angesehen. 

In  den  Entscheidungen  wird  die  Partei  in  die  Kosten  verurteilt, 
die  ihr«  Sache  unbegründet  verfolgt  hat  und,  wer  von  einem  Urteil  Be- 
rufung eingelegt  hat,  daa  dann  in  allen  aeinen  Teilen  beatätigt  wird,  wird 
auch  in  die  Kosten  doi  Rechts  mittels  venirfeilt.  Zum  Verständnis  dieser 
Hestimniuni.'  hntn-n  wir  eine  klfiii.-  Arbeit  veröffentlicht  in  „£1  Cojo 
llustnulo",  die  wir  si>  iiihaltlidi  niittrilen: 

Die  Gerichte  1.  Instanz,  die  eigentlich  die  über  alles  crkennendeu 
Gerichte  aindt  weil  die  oberen  Gerichte  nur  in  höherer  Inetana  oder  auf 
Berufong  erkennen,  haben  dae  Recht,  Aber  Schikane  der  Parteien  au  nr- 

teileii.  Ist  Schikane  einmal  festgestellt,  eo  iit  es  die  Pflicht  des  Richters, 
<li<>  Kitsteti  der  Sache  dem  Schuldigen  aufKnle-jen,  cl<»n  er  auf  Grund  der 
Proze^^Hukten  dafOr  hält.  Die  (ierichte  II.  und  Iii.  Instans  müssen,  wenn 
sie  in  jedem  Punkt  die  Entscheidungen  besw.  der  I.  und  II.  Inatana  be- 
stätigen, die  Kosten  des  Rechtsmittels,  ohne  Rflcksicht  auf  das  Hervor* 
tr«-ttMi  der  Schikane,  auferlegen,  denn  die  Tatf^aohe  der  völligen  Ilestiitigung 
Qberlit'bt  sie  jetles  Beweises  in  dies'T  Hinsicht;  sie  springt  in  die  AiiL-^en 
und  sie  kimnen  das  Hervortreten  iler  S<  hikane  nur  dann  in  Anreclinung 
bringen,  wenn  sie  bei  der  Berufung  in  Ansehung  der  Kosten  die  Stelle 
der  Biehter  I.  Instaaa  einnehmen. 

Der  Vni.  Titel  handelt  von  den  Berufungen.  Der  allgemeine 
Omndsatz  ist,  dass  gegen  jedes  Rndurteil  I.  Instana  Berufung  sulässig 
ist.  unbeschadet  entcegengesetztcr  SiMiiicrbestimmung.  Fnd  zwar  in 
I.  Instanz,  denn  wenn  das  Kndurtcil  aus  II.  Instanz  ist,  ilas  das  erste 
Urteil  in  allen  Punkten  bestätigt,  ist  Berufung  nicht  zulässig,  sondern 
Niohtigkeitabeschwerde,  and  das  nadi  Lage  der  Sadie,  denn  von  einem 
bestätigten  Urteil  iai  Nichtigkeitsbeschwerde  unzulässig. 

Gegen  Zwischen  urteile  ist  Berufung  unzulässig,  ee  sei  denn,  dass 
sie  einen  unorsctzlii  hen  Schaden  herbeiführen,  oder,  was  da-^sclbe  ist. 
wenn  der  (ieschädii^'te  durch  das  Endurteil  Krsatz  nicht  erlangen  kann, 
im  allgemeinen  ist  Berufungsfrist  5  Tage.  Die  Berufung  gegen  die  End- 
arteile  hat  gewöhnlich  awei  Wirkungen,  d.  h.  dass.  der  Richter  mit  diesem 
Zeitpunkt  aufhört,  in  dem  Prosess  tlltig  au  sein,  der  an  das  obere  Gericht 
zur  Aburteilung  übergeht,  und  nachdem  das  geschehen  ist,  dem  Richter 
der  Sache  mit  folgenden  WirkunL'eti  ülti  rtrat'en  wir<I.  Dir-,,.  Wirkiiicjeii 
sind  die  Suspeusiou  und  die  Devolution,  im  (.iegensatz  zu  den  Zwischeu- 
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urteilen,  bei  denen  die  Berufungen  nur  eine  Wiricung  haben,  «enn  die 
VoUetreokung  wegen  der  Natur  der  Sache  dringend  ist.  Das  Geridit 
hnrt  oder  vorwirft  die  Berufung:,  j'"  nachdein  die  ffefieizliclie  Frist  (von 
l)iiiiieti  f)  Tunfn  hhpIi  Krlass  des  I'rtoils*  gewahrt  ist,  in  der  Sitzung,  die 
auf  die  liorufuagefhst  fulgt  ^in  der  6.  Sitzung).  Wird  die  Berufung  ver- 
worfen oder  nur  mit  einer  Wirkung  (der  Devolution)  angenonunen,  ao 
kann  die  dadurch  beschwerte  Partei,  an  das  hMiere  Gericht  IHnnen  nach 
5  T:)L>  !  Liehen,  mit  dem  Antrage,  anraordnen,  da««  die  Berufung  gehört 
werde,  im  Fall,  dass  sie  gänzlich  verworfen  wäre,  oder  dass  sie  mit  beiden 
Wirkungen  zugelassen  werde,  wenn  sie  nur  mit  einer  zugelassen  ist,  unter 
Beifügung  von  Abschriften  der  hierher  gehörigen  Urlranden  und  auch 
deijenigen,  die  der  Biditer  angibt,  wegwi  deren  Berufung  eingelegt  wird. 
Auch  kann  Abschrift  der  Urkunden  beigefügt  werden,  die  die  Gegenpartei 
angibt,  auf  deren  Kosten.  Auch  wenn  diese  Abschriften  nicht  beisreffiirt 
werden,  lässt  dus  oKere  Gericht  die  Boschwerde  zu.  Iht  die  Berufung 
nur  mit  einer  Wirkung  zugelassen,  su  erhält  das  obere  Gericht  Abschrift 
der  dorthin  gehörigen  Urkunden,  wenn  die  Versendung  der  gesamten 
Akten  nicht  möglich  ist.  Ist  die  Berufung  mit  beiden  Wiritungen  au« 
gelassen,  wird  von  dem  Hichter  der  Sache  kein  Beschluss  oder  Ent- 
scheidung erlassen,  die  den  Inhalt  seines  l'rteils  ändern  oder  verändern 
kann,  sulauge  die  Berufung  schwebt.  Werden  sie  erlassen,  so  sind  sie 
redktsunwirksam,  wenn  der  obere  Biditer  angeordnet  bat,  die  Benifung 
an  h(taren,  im  Falle,  dass  der  Vorderrichter  sie  verworfen  oder  voUetftndig 
sugelasHii  hat,  oder  sie  mit  bnden  Wirkunfen  sugelasaen,  wenn  der  Votder- 
richtcr  sie  nur  mit  einer  zugelassen  bat. 

In  II.  Instanz  ist  Berufung  gegen  Knd-  und  Zwischenurfeilo  zu- 
lii-ssig,  wenn  sie  sich  von  der  T.  Instanz  in  einem  oder  mehr  Punkten 
unterscheidtiu,  dann,  wenn  sie  völlig  in  allen  Punkten  die  £ntficheidung 
L  Instani  bestätigen,  so  wird  diese  voUetreckbar,  und  das  dniige  sulisaige 
Rechtsmittel  für  gewisse  Fille  ist  das  ausserordentliche  der  Xichtigkeite- 
beschwerde:  denn  wenn  t-s  nichtig  ist,  du.9s  unser  Gesetz  den  Parteien 
die  Nichtigkeitsbeschwerde  gibt,  wie  \sir  noch  sehen  werden,  so  bezieht 
sich  das  nicht  auf  das  Urteil,  sondeni  auf  die  Sache,  das  Verfahren  selber. 
Die  Berufungsfrist  ist  6  Tage. 

Gegen  die  Urteile  in  III.  Instans  ist  Benifung  nidit  auUasig,  auch 
nicht,  wenn  sie  gftnslich  die  Urteile  L  oder  IL  Instans  abindent  oder 
verändern.   Nur  die  NichtigkeiteheKchwerde  ist  zulftadg  wegen  Verietauog 

Mnes  ausdrücklichen  (Je-setzes  oder  wesentlicher  Prozesfivorflchriften. 

Gegen  die  Kudurteile  können  alle  Berufung  einlegen,  die  durch 
sie  Rechtsnachteile  haben,  auch  wenn  sie  nicht  Prozesspartei  sind,  wenn 
sie  ein  unmittelbares  Interesse  an  dem  O^genetande  oder  Beofaimihiltms 
des  Proaeeeee  haben. 

Die  Parteien  können  nicht  nur  Berufung  einlegen,  sondern  rieb 
auch  d<  r  i^  r  ifung  anschliosscii,  die  von  anderen  einrrelcL't  ist;  in  diesem 
Falle  kann  der,  der  sich  angeschlossen  bat,  das  Hecbtsmittel  nicht  (ort- 
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MtMD,  wenn  der  BerafuD^sk läger  die  Berufung  sorflckninimt,  denn  dem- 
nach kMin  die  FerteüiandluDg  nur  bIb  Zubehör  der  Berufung  Migeeehen 
werden  und  du  ZnbehAr  folgt  dem  ScbicAsRi  der  ÜMiptMobe. 

Der  IX.  Titel  handelt  von  den  beauftra^toii  Richtern.  Zum  Zweck 
grOwerpr  Hcsi  hleunifrnn^j  d»^-  \'orfabreri8  kann  je(l<'r  Hifhtcr  die  Meiirheitung 
irgend  einer  Sache,  sei  o>  iiu  Vorverfalireo,  sei  es  iu  der  Vollstreckung. 
Minen  Nachgeordneten  in  der  geriehtadienatlidien  Bangwrdnung  auftragen, 
ancb  wenn  de  in  demselben  Orte  ihren  AmteBits  haben.  In  diesem  Fall 
moss  der  Beauftragte  den  Auftrag  selbst  ausfähren,  da  er  nieht  befugt 
ist.  neinersoits  zu  beauftragen.  Aber  wenn  der  AuftragL'^"bf?r  von  gleicher 
Ordnung  ist,  wie  der  Beauftragte  am  anderen  Orto,  nti  kaim  er  ihm  einen 
ebensolchen  Auftrag  erteilen,  immer  vorausgesetzt,  daäs  die  Angelegen- 
heiten in  dem  Gebiet  ausgefahrt  werden  sollten,  auf  das  sieh  die  Geridits- 
htAat  dm  Beaaftngten  erstreokt  In  diesem  Fall  kann  der  Beanftrigte 
sich  eines  ihm  untergeordneten  Richters  bedienen.  T>\p  beauftragten 
Richter  dürfen  die  •■^ ii'-führung  den  Auftrages,  den  man  ihrfen  mht.  nicht 
vereiteln,  nicht  urweiteru  noch  verengern,  sondern  sich  duraui  bebclirünken, 
ihn  genau  auMafahren,  aodi  ihn  nicht  aufsehieben,  unter  dem  Vorwande 
einer  Anfraft«  bei  dem  Auftrageber,  es  sd  denn,  dass  dieser  eine  neue 
Verfügung  erlässt,  die  den  Auftrag  aufschieVit  oder  abändert.  Gegen  die 
Kritseht'idungen  der  beauftragten  Riobter  gibt  es  kein«  15i<rufnn(i,  sondern 
nur  Beschwerde  bei  dem  höheren  Richter  oder  dem  Auftraggeber.  Wenn 
der  Beauftragte  irgend  einem  Ablehnungsgrunde  unterworfen  ist,  so  hat 
die  betrelfonde  Partei  das  Recht,  die  Ablehnung  bei  ihm  unmittelbar  ein» 
subringen,  damit  er  sich  des  Verfahrens  enthalte,  oder  den  Auftru^j^ebKr 
aniugehen,  das,s  er  aus  diesem  Grunde  den  Auftrai:  widernifc,  welches 
Recht  dem  .Auftraggeber  zusteht  und  von  deiu  er  in  jedem  Fülle  Ge* 
brauch  machen  kann. 

Die  Gerichte  mit  besonderer  Genchtsbarkeit  können  nur  in  Sachen 
ihres  Besifks  und  ihrer  Zust&ndigkeit  beauftragt  werden.  So  kann  s.  B. 
das  Handelsgericht  nicht  beauftragt  werden,  üeschtfte  in  Strafsachen  oder 
in  einfachen  Zivilsachen  eu  betreiben. 

Der  X.  Titel  h;indi'!t  vorn  , \'pr_'leich".  Wenn  die  Sache  in  I.  In- 
stanz verhandelt  wird,  so  kann  der  Richter  die  Parteien  zum  Verglei<  lift 
in  jedem  Teile  des  Verfahren»  vorladen,  vorausgesetzt,  dass  es  sich  nicht 
um  Angelegenheiten  bandelt,  in  dem  Verg^sidie  verboten  sind.  Der 
Verj^eich,  d«r  von  jemand  geschlossen  ist,  der  nicht  ftbw  den  streitigen 
Gegenstand  verfügen  kann,  wird  rechtswirksam,  sobald  er  auf  die  in  den 
Verhandlungen  voreesohene  W»'!'-.'   •■•nehmi^^f  ist. 

Der  \'ergieich  tnuss  sclinftlicii  und  von  den  Parteien  unterzeichnet 
abgeschlossen  werden,  auch  von  dem  Richter  und  dem  Sekretär  der  Termine, 
in  denen  der  Vergleioh  stattgefunden  hat.  Wenn  eine  Partei  nicht  unter« 
leiohnai  kann,  so  muss  es  ein  Dritter  auf  ihr  Krsuchen  tun  und  der 
Grund  in  der  Trkunde  angegeben  werden.  Der  Vergleich  beendet  den 
Streit  und  hat  dieselben  Wirkungen  wie  ein  vollstreckbares  Urteil. 
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Die  Richter  II.  und  III.  Inekani  entbebreo  der  Befugnis,  die  Puieien 

zum  Vergleiche  /u  bewegen,  obwohl  dicso  stets  ihre  Streitigkeiten  durah 
VorjItM  ti  ^finden  können,  in  jeder  InstHnis.  Selbst  hf>i  dem  Richter 
1.  IijNtiinz  ist  diese  Hefii^riiis  keine  Piiicht,  sondern  nur  Berechtigung,  die 
der  (icsetzgeber  beinoiu  Ciutdünkeu  überlilsst. 

Der  XI.  Titel  hudelt  in  awei  AbsdmittMi  vom  nVerluei  der  In- 
stwu*  und  von  der  nKIegesurttoknabme". 

Der  Verlust  der  Instanz  besteht  in  der  Veniiehtung  Rechte, 
weiter  zu  verhandeln,  durch  den  AMaiif  einer  bestimTnten  Zeit  (4  Jehre), 
wiihrend  der  aus  den  Parteien  anzurociinenden  Gründen  keine  Prozoss- 
handlung  ge^ichehen  ist.  lu  I.  Instans  tritt  der  Verlust  der  Instanz  ^'Ogeii 
den  Willen  des  BeUagten  aiobt  ein,  ▼emiditat  aadi  nicht  dae  Kiegeredit, 
ttooh  die  Wildungen  der  erlassenen  Bntscheidungen,  denn  er  ▼emiditet 
mir  das  Recht  auf  die  Instanz.  Wenn  die  Sache,  in  der  der  Verlust  der 
Instanz  vollendet  wird,  in  der  Berufungsinstanz  sich  helindet,  so  wird 
das  Urteil  rechtskräftig,  gegen  das  Berufung  eingelegt  wird.  Danuis  er- 
hellt der  Unterschied  zwischen  dem  Verluot  der  Instanz  in  I.,  II.  und 
nL  Instans.  Im  ersten  IUI  ftUt  das  Klacereebt  niolit  fort;  die  bMiach- 
teiligte  Partei  kann  aufi  neue  klagen,  in  U.  Inaiana  niebt»  die  Sache  ist 
au  ^de. 

Den  \'erlu8!  der  Instanz  muss  derjenige  geltend  machen,  dem  dies 
zum  Vorteil  gereicht,  wenn  die  Partei,  die  im  Laufe  der  bestimmten 
Zeit  die  Sache  ruhen  Hess,  sie  durch  einen  Antrag  bei  dem  Gericht,  bei 
dem  der  Proaess  oder  die  Angelegenheit  anblagig  ist,  wieder  in  BewegnBg 
setaen  will.  Wenn  der  Beteiligte  den  Verlust  der  Instana  an  seinen 
(■un<itcn  nicht  einwendet,  so  wird  sie  angesehen  wie  Jemandr  der  auf  den 
ihm  zuständigen  Einwand  vereichtet  hat. 

Das  \  olk,  seine  Staaten  und  Territorien,  die  öffentlichen  Anstalten, 
die  Minderjährigen  und  jede  andere  Person,  die  niobt  die  freie  Verfügung 
Aber  ihr  ffigentum  bat,  sind  obigem  Grundsata  unterworfen;  gegen  sie 
kann  der  Verlust  der  Instanz  eingewendet  werden,  unbesdiadei  ihres 
Rückgriffes  gegen  ihre  betreffenden  Vertreter. 

Di's  ist  eine  Massregel  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung.  Die 
liochtshacheu  sollen  sich  nicht  verewigen,  und  sie  wttrden  sich  verewigen, 
wenn  in  ihnen  seitens  der  Parteien  nichts  geschähe,  da  die  Baditer  von 
Amte  wegen  nicht  rerfahren,  noch  entscheiden  dflrfen,  sondern  ordnungs- 
miissig  nur  auf  Parteiantrag.  Wenn  die  Parteien  4  Jahre  untätig  ver- 
bleiben, ohne  irijond  etwns  für  ihre  \ ngnlMgiiiheit  zu  tun,  so  tun  sie 
damit  einen  Wunscji,  einen  Willen  kund,  niiniiicli  dt-n,  nicht  ferner  An- 
träge stellen  zu  wollen.  Das  ist  u.  K.  der  juristische  Grund  des  Verlustec» 
der  Instana. 

Die  Klagesurfloknahme  ist  die  Prosesahandlung,  durch  welche  der 

Kläger  vmü  seiner  Klage  Abstand  nimmt.   Das  kann  in  jedem  Stande 

des  Verfahrens  shittfinden.  Dasspüic  tiiid"t  sfntt  bi-im  Vfrgl'^ic}!«'  über 
die  Klage.    Der  Richter  erklärt  in  beiden  Fällen  die  Angelegenheit  für 
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beendet  und  eh  wird  verführen,  wif;  wenn  ein  reehthkräftigcs  llrteil  cr- 
l«M«n  ist  Die  KlngMuräcknalimo  findet  statt  auch  ohne  Zustimmung 
der  OegenpMiM,  m  lei  denn,  daw  die  ZurOdinahme  sidi  nnr  auf  das 

Verfahren  hezioht,  denn  dann  ist  die  Zustimnuint;  der  Gegenpartei  not- 

weiuiig,  ({''nii  iti  di)>.st>in  F'ullr  wünh-  lii«  Ahl"  I  'i.'<'iihi'it  untttTWegl  bleiben, 
d.  h.  die  Klage  icönnto  vuii  iieuciii  angestellt  werden. 

Wer  die  KIspo  zuriickiiitiiint  oder  von  ihr  all^tf*ht,  bezahlt  di»' 
Kubten,  wenn  die  Parteien  nicht  anderweit  sich  vereinhart  Iniben.  Und 
wer  einen  Vergleidi  bei  der  ersten  Verhandlung  Aber  die  Klage  sdilieast, 
benhJk  die  Keetee,  wenn  er  des  Verfahren  Teranlasst  hnt,  und  wenn  er 
einen  Vergleich  schliesst  bei  einer  anderen  Veranlassung,  bezahlt  er  sie 
ebenfalls,  wenn  er  nicht  einen  Vortrag  fibfr  «Ins  (lepenteil  geschlossen 
hat.  Wenn  die  Parteien  darüber  uneinig  situl,  dasu  die  eine  behauptet, 
des  VetCebren  nidit  vennlusl  an  heben  und  (^Mhalb  Koeten  beim  Ver^ 
gleich  bei  der  ersten  Venhandlung  nicht  besahlen  will,  dann  wird  sur 
Kostenentscheidung  auf  acht  Tage  ein  Verfahren  eröffnet  und  nach  Ein- 
sicht der  von  den  Streitenden  betgebrachten  Beweise  entscheidet  der 
JEtichter  ara  9.  J  agc. 

Die  Erkl&ruDgeu  der  Klagezurück  nahmen  oder  des  Vergleichs  darüber 
sind  anwidetmflioli,  aneb  bevor  der  damit  betesste  Biditer  sie  fOr  ge- 
eebehen  eridirt  Soldie  BcUiningen  sind  Seche  dee  frei«n  Willens  der 

Parteien  und  von  dem  Augenblick  an,  in  dem  dieser  Wille  sich  äussert, 
äussert  er  seine  Wirkungen  zwisolicn  den  Parteien  auf  unwiderrufliche 
Weise,  d.  h.  dass  solche  Erklärungen  rechtsbestnndig  sind,  seitdem  sie 
stattfanden,  und  für  «ich  selber  nicht  abgeändert  werden  können,  es  sei 
denn,  dess  sowohl  die  Znrflcknehme  wie  der  Vergleich  Aber  die  Klage* 
forderung  bedingt  waren,  denn  dann  hängen  beide  Ton  der  bedingungs- 
mässiiren  Verändening  ah.  Die  Kla^ezurücknahme  und  der  Vergleich 
über  die  Klagefordening  sinti.  weim  sie  bedingungslos  geschehen  sind, 
ferner  nicht  mehr  zu  widerrufen,  wenn  sit,-  einmiil  erfolgt  sind. 

Die  Klage  zurücknehmen  und  von  der  Klage  abstehen  sind  ver* 
sehiedene  und  notenohiedene  Prosesshandlongen.  Wer  die  Klage  surflck- 
mnimt,  ▼eraiehtel  auf  die  beabsichtigte  Beehtsverfolgung.  Wer  von  ihr 
absteht»  hält  ihren  Lauf  nur  auf  mit  der  Abddlt,  den  Rechtsstreit  zu 
verfolgen.  Die  Prozepshantilung  des  .\b<?tehen8  von  der  Klage  kann  nicht 
eher  stattfinden,  als  bevor  der  Beklagte  sich  auf  die  Klage  eingelassen 
hat,  und  die  ZurAohiahme  in  jeder  Lage  des  Verfahrens.  Gegen  den 
der  von  der  Klage  abrtfsiht  und  sie  nicht  wieder  einreicht  oder  fortsetat, 
bleibt  dem  Beklagten  das  Becht,  die  VersOgerung  geltend  au  machen, 
um  ihn  zum  Verfahren,  sweofcs  Aufklärung  seines  Verhältnisses  lu  ihm, 
au  nötigen. 

Der  Xli.  Titel  bezieht  sich  auf  die  Termine,  Protokolle  und  Akten. 
Die  Termine  sind  die  Ptoaessbandlongen,  bei  denen  die  Biditer  die  Par^ 
teien  hAren  oder  Beeht  auf  ii||;end  eine  Weise  spredien.  Die  Stnndm, 
in  denen  «s  stattfindet,  werden  der  Offentlidikeit  durdi  handschriftiidie 
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Aii2ui>;cti  »ui  Viiit'iu  udor  Blättern  au  der  Tür  des  AiulBzituiuers  bekannt 
gemuohi,  ebenso  wie  die  Stnndtti,  in  denen  die  FarteiMi  auf  der  Geriehb^ 
Msbreiberei  eneheinen  dttrfen»  um  ihre  Gemidie  nnd  Beediwerden  fflr  die 

richterlichen  Entscheidungen  Torsulegen.  indem  Nie  ntif  denselben  THfcIn 
die  T.i::*'  bel<aniit  niHchen,  an  denen,  ohne  diiss  <•>  FejortMgo  sind,  das 
(iericht  keinen  Termin  abhält.  Protokolle  sind  dio  richterlichen  N  erhand- 
luugcn,  gewöbulich  schriftlich  Diedergele>;t,  unterschriebun  von  Kichtor 
und  Gericbtesdireiber  nnd  in  iBan<^uui  FUleii  auch  von  den  Pftrteieo. 
Akten  rind  geheftete  Sehriftstttoke  mit  den  Veihandlnngen  des  Ftwm». 

In  öffentlicher  Sitzung  finden  itntt  die  BinlaHungen  auf  die  Klage, 

die  Ablehnung  der  Richter,  die  Zeugenvemehnnm<^'Mi.  die  \>rnehmunf^en 
\  Oll  SiLchverständipen  und  andere?,  bei  der  die  Parteien  oder  \  uiü  Gesetz 
berufene  Dritte  beteiligt  sind,  wenn  nicht,  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Anstandei,  bei  TendUoeraier  Tttr  tm  Teihandeln,  veriangt  wird.  Allel 
diee  dient  aum  Schute  der  Parteien.  Daa  Studium  dar  Akten,  um  den 
Richtern  ihr  Urteil  und  die  Bentungen  Aber  die  itnitigen  und  vor- 
gf'tntrenen  Punkte  zu  bilden,  geschieht  im  (Jeheimen.  aber  die  Urteile 
müssen  im  Termin  verkündet  werden,  und  wenn  das  (jiericht8\'erfa68Uüg»- 
geeeta  oder  Sondergetetae  die  Verkündung  durch  die  Presse  verlangen, 
dardi  die  Amtebifttter. 

Die  Oeiiohtswjhreiber  der  Oeridite  lind  verpdiditet,  in  ihnen  an 
bleiben,  aolange  sie  offen  sind.    Sie  sind  bei  den  Verhnndlnngan  der 

Kichter  zugegen  und  unterschreibf^n  mit  diesen  alle  Verbandlungen,  Auch 
unterschreiben  sie  alle  (lesuche  und  Anträge  der  Parteien  zu  den  Akten 
lind  bemerken  den  Kingaug  jedes  Gesuchs.  Sie  müssen  den  Parteien  die 
Akten  vorlegen,  damit  dirie  erMiren,  was  in  ihnen  geaehieht,  oder  ihnen 
auch  die  Nadirichten  geben,  die  sie  Aber  ihre  Angelegenheiten  verlangen. 
Sie  gestutten  nicht,  dass  die  Parteien  beleidiL'endc  Antrage,  sie  selber 
oder  die  Rochtaprechniifr  "dfr  irL^end  einen  Öffentlichfn  Ht-amten  betreffend, 
einreichen  und  müs.sen  davon  dem  Hicbter  Bericht  erstatten;  und  dieser, 
fatls  nicht  die  Unterdrfldnmg  geschehen  iit|  weist  an,  dieie  Sdirüteu 
amaoatreidien  und  ISsit  die  suwideihandelnde  Fkiiei  in  Kenntnii  aelaui, 
damit  sie  sich  inskünftige  einer  Wiederholung  dee  Vergihena  enthalta, 
bei  Strafe  von  100  Holivares  für  jeden  Rückfall. 

Unter  den  Anordnungen  des  Richters  oder  des  Oerichtspriisidenten 
eines  Kollegial iiericbt«  schreiben  die  Gerichtsschreiber  die  amtlichen 
Schreiben  in  klaren,  bestimmten,  kurzen  Ausdrflcken,  damit  eakmnMiat- 
verstAndnie  gebe.  Der  Riditer  oder  Priaident  eeinenwte  verbast  im 
wesentlichen  «Ii«-  Anführungen,  VerwiihruriL' ii  nder  fioschwerden  und 
Rechtsmittel  der  Beteiligten,  ohne  den  eigentlichen  lnb;ilt  /.n  äindern 
oder  zn  v. rändern  und  ohne  etwa»,  von  den  Angaben  wegzulassen.  Der 
Gerichtshchreiber  lieht  es  sogleich  vor  und  der  Beteiligte  macht  >eiue 
Bemerkungen,  und  sone  Auistellnngen  werden  in  bestimmten  nnd  kuraen 
Ausdrücken  angegeben.  Jede  Verbesserung  oder  jedes  ausgeetridiene  oder 
d»swischen]^geediriebene  Wort  muss  von  dam  Bichter  bei  don  niederen 
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Gerichten  und  ron  dem  GeriditMchmtber  bei  den  höheren  beacheinigfc 

werden.  Ix  i  einer  Stnife  vun  50  Bolivare«  für  jeden  Fall.  Dieselben 
Mängel  bei  von  den  Partyii'n  eingerichteten  Schriftsttickcr'  liitidern  ihre 
Zuhifisuiif',  \v»?nn  «ie  riidit  von  ihnen  nelber  beseitigt  sind.  Ihe  Mängel, 
die  in  Urkunden  uder  lu  beglaubigten  oder  nicht  beglaubigten  Privat- 
schriftatfldten  bemerict  «ind,  «teilt  der  OeriditeBchreiber  beim  Empfange 
feet  Soldie  Mingel  in  den  Privatdokumenten,  die  von  den  Binreiohenden 
nidit  unfteTBchrieben  lind,  liest  er  von  dem  anericennen,  >u  dessen  Schaden 
sie  «ind. 

Die  Verbindung  von  Rechtshiuidlungen  oder  Prozessen  tindel  statt 
auf  Antrag  eüier  Part«i  oder  von  Amts  wegen,  bei  Kunkuraerüffnuug, 
bei  oessio  bonomm,  beim  SSrbsdudlsUquidationsproxess  und  in  jedem 
anderen  Fall,  in  dem  es  das  Oeseta  auedrficUidi  anordnet,  und  mit  diesen 
Protessen  werden  die  besondere  bei  diesem  oder  anderen  Gerichtshöfen 
verbunden. 

Nur  auf  Antrag  der  berechtigten  P.irtin  kann  dif  \ frhindttng  von 
HechtHhandlungen  in  den  fulginden  P'iillen  bewilh^t  werden: 

1.  beim  notwfiidigen  Zusiuunientreffen  von  (iläubigern ; 

2.  weiui  das  zukünftige  Urteil  in  einer  der  Sachen,  die  verbunden 
werden  sollen,  die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sadie  in 
einer  anderen  hervorbringt; 

3.  wenn  bei  einem  zuBtändigen  (ioricht  eine  Sache  anhängig  ist  Ober 

densellicti  ( ie;,'0!isf Htid,  di-r  der  ein»-«  anderef)  sfiiiter  anhängigen  Pro- 
zesses ist  oder  über  eine  verbundene  Sache,  und  Personeo  und  Klagen 
verschieden  sind; 

4.  wenn  bei  Trennung  der  Prosesse  die  Zasammengehörigkeit  der  8»die 
getrennt  werden  wflrde; 

5.  in  jedem  anderen  Fall,  in  dein  die  Vielheit  der  Prozesse  und  die 
Gefiihr  vontchiedonartiger  und  sich  widersprechender  Urteile  ver* 

mieden  werden  mufls. 

Teiliinp  desi  Zusurttnieidinngs  der  Sache  wird  :ini|enomnien : 

1.  wenn  ewei  >S»cben  zwiHchuu  denselben  Personen  aus  denselben  (iegen- 
sUnden  und  Rechtsgrflnden  anh&ngig  sind; 

2.  wenn  die  Personal  und  Gegenstände  dieselben  sind,  seien  audi  die 
Reeht^gf«nde  versdhieden; 

8.  wenn  die  Ptesonen  und  ReohtagrOnde  dieselben  sind«  seien  auch  die 

(legenstÄnde  veninhieden ; 
4.  wenn   dif  Klu^^'epriindi'   aus  dersolheii   Angelogeidieil  hervorgehen, 
wenn  am  auch  gegen  vunichiedene  Personen  geltenti  gemacht  werden 
und  daher  die  Penrnnen  venchieden  sind; 

6.  wenn  die  Klag^grflnde  aus  derselben  Angelegenheit  hervorgehen,  auch 
wenn  die  Personen  und  CeirensUlnde  verschieden  sind; 

6.  wenn  die  Gegensf.ind  und  Klagegründa  dieselben  siud,  seien  andi 
die  Persuuen  verschieden. 
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Ahm  Terbmidw  kdnn«ii  nicht  werden  die  Sachen,  die  nidit  in 

I.  Instune  sind,  und  ebensowenig  diejenigen,  dio  bei  den  urdentlichen 
Gerichten,  bürgerlichen  und  HandeiHgenchten,  anh&iigig  nnd,  mit  anderen, 

die  b«i  S.)ndergerichten  anhänofig  sind. 

Die  Verbindung  wird  mvchgesucbt  bei  dem  (Jericht,  bei  dem  der 
Proaeee  uihingig  ini,  mit  dem  der  andere  Terbnnden  werden  eoli,  und 
wenn  daaselbe  Geridit  Aber  beide  Prozeeie  erkennt,  lo  enteeheidet  es 
Aber  den  Antrag  nach  Prdfong  beider  Akten  und  TOcberiger  Anhörung 

der  andern  P;irt«>i. 

Wenn  die  Sii'  h<in  lipj  v<'rschiedenen  (ierichtcn  Htihiingig  sind,  so 
verwendet  sich  das  Gericht,  dat>  über  die  Akten  erkennt,  mit  denen  die 
«ntee  Saeihe  oder  die  Tersduedoien  veritunden  werden  sollen,  an  das 
andere  oder  die  anderen  und  setat  die  geeetalichen  CMnde  auseinander, 
die  nach  seiner  Meinung  für  die  Verbindung  B])recben.  Seit  diesem 
Augenblick  treten  die  He»timtnvingen  wegen  des  Kunüikts  öhcr  die  Oe- 
richtübarkeit  oder  Zuständigkeit  zwischen  Richtern  in  Wirksamkeit,  »uwohl 
Aber  das  Vertahren  bis  zur  Entscheidung,  wie  Aber  Aufschub  des  Laufes 
der  Sachen  nnd  die  sonstigen  Vorschriften  dabei.  Die  verbundenen  Sachen 
werden  bei  einem  einzigen  C  ri  hi  !< -arbeitet,  die  weiter  TOiigeedhrittenen 
werden  uufgehalten  und  dasselbe  Urteil  beendigt  alle. 

Wenn  eine  Sadie  in  irgend  einer  Inst.-mz  abgeschloBsen  ist.  8o  kann 
jedermann  eine  Abschrift  von  ihr  verlangen  uud  der  Richter  uiuss  üie 
ihm  bewilligen,  wenn  sie  nidht  etwa  wegen  des  Affentlichen  Analandes 
surAdtffelialten  wird,  denn  in  diesem  Fall  werden  nur  die  Parteien  vom 
Ricliter  mit  solchen  (lesuchen  gehört.  Wer  eine  beglaubigte  Äbsclirift 
verliinyt.  h.it  die  notwendigen  Kosten,  ^vie  die  für  r'a|)ior  und  Sohroiher, 
zu  l)ezalileii.  Die  Part'neii  können  eine  ()eglaiibi<.;te  Abschrift  vun  jeder 
L'rkunde  in  den  .\kten  in  jedem  Stunde  dos  V'erfaliren»  verlungeu.  Wenn 
sie  die  Herausgabe  einer  Urschrift  verlangen,  so  wird  es  ihnen  gewibrt 
wenn  sie  von  dem  Antragsteller  übergeben  ist,  aber  unter  ZurAddassung 
einer  l)eglaubigten  Alischrift  bei  den  Akten  und  mit  Vermerk  auf  der 
Urschrift,  düss  _sie  in  dem  Prozess,  dem  sie  otitnommen  ist,  gebraucht 
worden  iHf*.  In  den  hcgiaubigteu  AbKchriften  und  Zeugnissen  wird  stets 
die  Angabe  der  Akten  bemerict.  üm  solche  Zengnisse  nnd  Absdiriften 
au  erhalten,  mnss  eine  richterlidie  Veifdgong  ▼orhei^geheo,  die  am  Schlüsse 
der  Beglaubigung  bemerkt  wird. 

Jedermann  kanr»  von  den  gerichtlichen  .Aktien  Kinsicht  nehmen 
nnd  nus  ihiien  einfaehe  .Mtschriften  verlangen  ohne  richterliche  Qeuehmi* 
gung,  wenn  nicht  das  üesetz  einen  Vorbehalt  macht. 

Wenn  die  Akten  oder  Verliandlungen  von  einem  Gericht  an  das 
andere  gesandt  werden,  werden  sie  offen  bei  dem  betr.  Postamt  abgegeben. 
Der  Vorsteher  gibt  in  jeilem  Fall  eine  Quittung,  die  der  bei  dem  Geridit 
bleibenden  Äbsclirift  des  Urteils  b>'i£»efflgt  wird.  Dann  wird  das  Paket 
mit  den  Akten  in  ( iei/.'nwiirt  de-  X'nrstehers  selbst  gescIiIosKen.  di-r  lit-i 
Rüclikehr  der  Po.>>t  dem  rUekseadenden  Gericht  die  Quittung  iie.s6en  vor- 
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zeigt,  an  den  die  Sendung  erfolgte  und  der  os  niemub  ableugnen  kann. 
Dio  <it»ittiiii|;«o  eiluilten  den  lokalt  der  Akten,  gem&m  dem  Rotulue,  den 
«bsendeaBden  Ricfaier  nnd  die  Seitensahl. 

Wenn  es  nötig  ist,  die  Akten  mittels  beflonderer  Boten  senden, 
weil  es  keine  amtliche  oder  keine  gelegene  Post  gibt.  musM  dif»  Piirtt^i 
oder  die  Purteien,  di>'  es  angeht,  nach  ricliterlichera  Hrmessen  dio  ver- 
ursachten Kosten  besahlen,  mit  Vorbehalt  des  Rechtis  auf  Kntschüdigung. 
Daa  Aktenitflok  wird  dem  Beförderer,  den  der  Riohter  auf  leine  Verantp 
wortnng  aiuwiUt,  anegehindigt,  niemab  den  Parteien,  nooh  ihren  Ver- 
wandten. 

Das  II.  Buch  iinsercs  Gosetzea  handelt  vom  „ordentlichen  (iericht". 

Die  Fragen  zwisclion  Parteien  über  Feststelhing  eines  Hechts,  werden 
im  ordentlichen  Gerichtsverfahren  verhandelt,  wenn  für  diese  Fragen  nicht 
ein  beaonderes  Verfahrtm  bestimmt  iat. 

Im  ordentlichen  Verfahren  werden  die  Sadien  oder  Klag«i  ab* 
gehandelt,  deren  Objekt  400  Holivares  fiberstciirt.  druu  unter  dieser  Summe 
unterliegen  sie  den  niündlichen  Verfahren.  Wenn  nach  der  Xatur  des 
Objekts  dessen  Höhe  nicht  g^eschiiiKt  werden  kann,  so  wird  es  bei  der 
Kluge  nach  überaclilag  berechnet. 

Daa  ordttitliohe  Verfahren  beginnt  mit  einem  Sdirifteata  od«  einer 
Klageeehrift,  in  der  ohne  Abkflnung  angegeben  «ind  der  Name  und 
Familienname  dee  Klägers  und  des  Beklagten,  der  Stand,  der  Wohnort 
beider,  der  0 egonstand  der  Klage  und  die  Gründe  und  Beweise,  auf  die 
sich  die  Klage  gründet.  Wird  eine  hewegliclie  Sache  verlangt,  so  muss 
sie  genau  und  bc8limmt  angegeben  werden.  Ist  sie  selbst  beweglich,  so 
mfitaen  die  Zeichen,  Farben  und  Unterschiede  oder  Beseidmungen,  die 
sie  untersoheidend  bestimmen,  angegeben  werden.  Ist  sie  unbeweglich, 
80  müssen  ihre  Lage  und  Nachbarn  angegeben  werden.  Wenn  es  Rechte 
oder  unkorperliche  Gegenstände  sind,  die  notwendigen  Angaben  und  Kr- 
kl&rungen.  Die  Urkunde,  auf  die  sich  die  Klage  unmittelbar  gründet, 
muss  mit  der  Klage  zugieidi  «^gereicht  werden*  Wenn  nidit,  so  wird 
sie  splter  rma  Richter  nicht  angenommoi  nodi  angelassen  und  ein  solcher 
Mangel  gewährt  Rinreden  der  Unzulässigkeit  der  Klage. 

In  dersoUieii  Klageschrift  können  Khigen  nicht  vert)uti<leii  werden, 
die  miteinander  in  Widerspruch  stehen,  auch  nicht  holche,  die  wegen 
ihrer  Grundlage  zu  verschiedenen  Gerichtäl>arkeiten  gehören,  noch  solche, 
die  an  einem  Verlahren  gehören,  das  niclit  mit  ordentlichem  Geridits* 
verhhren  Toraanigt  werden  kann.  Die  Klageeohrift  muss  Ton  der  Partei 
oder  ihrem  Bevollmichtigten  dem  (Serichtsschreiber  eingehftndigt  werden 
oder  dein  Ri<hter  zu  irgend  ♦•ineni  Zeitpunkte  des  Tages. 

Aus  der  Klageschrift  werden  so  viele  vom  Gorichtsschreiber  be- 
glaubigte Absofariften  gefertigt,  wieviel  Personen  beklagt  sind,  und  am 
Sohlosse  wird  der  Befehl,  aar  BLlageirenntwortung  au  erscAieinen,  hei» 
geffigt;  der  zuständige  Richter  versieht  sie  mit  seiner  Unterschrift  und 
gibt  Tag  und  Stunde  für  die  Verhandlung  an.   Aber  wenn  der  Klüger 
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eine  weiter»  Abidirift  Terlengt  so  ii|{end  einem  anderen  gesetiUchen 

Zweck,  8o  wird  sie  ihm  in  derselben  Form  gegeben.  Solche  Anträge 
macht  der  ( ierichtssohmhi-r  aktRiikutidiij.  Der  Bote  nil  r  Diener  des 
Gerichts  besorgt  die  Lathiiig  jedes  Ht'kiugten  in  oben  bfiM-hru  iiener  Fr>rm 
(Tit.  5  des  vorl.  (iesetzbucbs)  und  (ter  üericht«iiuhreiber  macht  auch  das 
akteiikundiff. 

Die  Ladunjüefriat  betragt  10  Tage  seit  der  lefeitbewiilcten  Ladung. 

Diese  Tage  nias<ien  ge<'ignf>te  Tage  Bein,  d  h.  SitzungstagOf  SA  denen  daP 
Gericht  v(>rhHrid«  li,  nämhcii  an  iilltMi  Wochentagen. 

Wenn  der  Beklagte  nicht  getroffen  werden  kann  und  seine  Flucht 
befttrchtet  wird,  oder  der  Kllger  beweist,  data  er  leine  (ifiter  fortadiaffeii 
will,  oder  auf  irgend  eine  andere  Weiee  die  beabaiehtigte  Klage  zwecklos 
machen  will,  otler  er  ein  Durchreisender  ist,  so  wird  sein  Austritt  aus 
dem  Lande  auf  alle  Weise  nach  Vorficlirift  de.'-  (ieset/«s  vorhindert,  bis 
ihm  die  hailung  zugestellt  ist,  was  nicht  den  Antrag  auf  Bürgschafts- 
leistung seitens  des  Klägers  hindert,  wenn  er  zulässig  ist. 

Am  Tage  und  cur  Stunde  der  Ladungaaehrift  liest  der  Richter  die 
\'erhandlung  durch  den  Diener  an  den  Türen  des  Gerichts  ausrufen  unter 
Ang!il)f  der  Namen  der  Parteien  und  d<'S  fiegcnstandcs  tlcr  Klr\t:p.  Wenn 
in  diesem  Augenblick  der  Beklagte  nicht  zugegen  ist,  so  wird  auf  ihn 
bis  zum  Ablauf  der  festgesetzten  Stunde  gewartet  in  der  Weise,  lUss 
wenn  er  auf  8  Uhr  nachmittags  geladen  ist,  bis  4  Uhr  gewartet  wird, 
und  sobald  dieser  Umstand  festgestellt  ist,  die  Klage  fOr  augestanden  an- 
gesehen wird,  wenn  der  Beklagte  nicht  aelber  oder  durch  einen  geseti^ 
mä.ssigen  Vertreter  erscheint,  oder  wenn  dessen  Voümai-ht  nicht  aus- 
reichend ist,  wie  in  «lern  Abschnitt  am  Schluss  der  Verhandlung  gesagt 
werden  wird. 

Wenn  die  Beklagten  verschiedene  Pereonen  sind,  so  können  aie 
gemeinschaftlich  oder  getrennt  auf  die  Klage  antworten.  In  dem  Klage- 
neniitwnrtungstoriiiin  kann  der  Beklagte  fol^nde  Einreden  oder  Verteidi- 
gungen vorbringen: 

<lie  Einrede  der  I  nziilassigkeit  der  Klage  und  anderer  vor- 
beugender Art 

wenn  dieee  fehlen,  die  aafsdiiebenden  Einreden,  die  er  auf- 
stellen will, 

wenn  di<     fehlen,  die  Bestreitung  des  Klagegnindes, 

die  Widerklage, 

£e  Anträge  auf  Sicberstellung  oder  Bfirgaefaaft, 
der  Antrag  auf  auseerordentlidien  Beweiitennin. 

Die  Einreden  der  Unzulässigkeit  der  Klage  sind  zuständig,  wenn 
das  (Si'setz  'je\vi>-'>-e  vornufgehende  Erford'^rfiis'je  für  ihre  KHiehuiig  fordert, 
ltder'  wenn  es  heslimmt,  djuss  in  diesen  oder  jenen  Fullen  die  Klage  nicht 
zugelassen  werden  soll,  oiler  wenn  in  der  Klageschrift  sich  widersprechende 
und  unvereinbare  Ansprache  verbunden  sind. 

Der  Beklagte  kann  im  voraus  die  Einreden  der  n^ig^non  Unfähig- 
keit vor  Qeridit  au  stehen",  „des  Mangels  der  FUiig^eit  oder  des  Charakter» 
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um  jemaud  zu  vertreten  "  oder  irgend  eiue  andere  erbeben,  die  das 
seU  im  voraus  gestattet  hat. 

Nadb  AnfitdlnDK  einer  dieser  Einreden  (der  UniulftBngkeit  oder 
einer  Vof«uerIdinin|d  beantwortet  sie  der  Kläger  in  derselben  Verhend* 

lung  oder  in  der  folgenden  Sitzung  so  derselben  Stunde.  Wenn  er  die 
Eiiirt'dc  ziiffibt,  so  wir'l  er  mit  dyr  jjnnziMi  KIrigo  ahpcwifsen.  Wenn  er 
ihr  widerspricht,  so  erklärt  er  sich  üher  die  Beweise  nach  8  Tag(Mi,  wenn 
eine  der  Parteien  ee  verlangt  und  der  Richter  befindet,  dass  zwischen 
den  Fteteien  aber  irgend  eine  weientlidie  Tatsache  Icein  Einverstlndnis 
herndit.  Bin  apiterer  Termin  wird  nicht  bewilligt. 

Am  nennten  Taf,'e  wird  <lie  Sache  %M»rgetriigen,  die  Anführungen 
der  Parteien  werden  ci  li-.rt,  und  der  Richter  eiitsehfiii'  t  binnen  3  Tagen; 
vun  diesor  Entscheidung  ist  Berufung  mit  beiden  Wirkungen,  der  0)>er- 
tragung  und  Aufschiebung,  snlftssig. 

Wenn  der  Einrede  stattgegeben  wird,  besteht  die  Wiiicnng  dieeer 
BrUimng  in  Abweisung  der  Klage  ohne  weitere  Verhandlung. 

Die  Möglichkeit,  aufschiebende  Einreden  einzubringen,  entsteht, 
wenn  e«  keine  Einreden  der  Unzuläs!<igkeit  und  vorheriger  Krklärung 
entgegenzustellen  gibt,  oder  wenn  sie  einmal  vorgel)racht  und  ira  I  rteil 
abgewiesen  sind,  vor  Verhandlung  ülier  die  Klage.  Später  kOnnen  keine 
irgendwetdier  Art  voifebradit  werden.  Die  aufschiebmden  Einreden  sind: 
1.  Ungesetaliohkeit  in  der  Person  (des  Klägers  oder  seines  Bevoll* 
miditigten). 

8.  Uti/.ustilndiL'keit  (|<^h  flerichts, 
8.  Mangel  in  der  Klageforni, 

4.  Beehtehängigkeit  der  Saclie, 

5.  niehterffOite  Bedingung  oder  Frist, 

6.  Mangel  der  Sicherheit  oder  Bargschaft,  die  fflr  das  Yertsbren  er- 
forderlich ist. 

Wenn  bei  der  Knirede  der  rngesotzlichkeit  in  der  Person  das 
Recht  der  Hauptsache  in  der  Kluge  bestritten  wird,  t>u  gilt  diene  Einrede 
nidit  als  aobehiebende,  sondern  als  eine  klagebestreitende,  aber  sie  kann 
anöh  als  anfwdiiebende  vot;gebracht  werden.  Der  Kläger  beantwortet  die 
aufgestellten  Einwendungen  in  derselben  Verhandlung,  in  der  nie  vor- 
gebnicht  werden,  oder  in  der  fidgenden  Verhandlung  und  zu  der  be- 
zeichneten Stunde.  Für  die^^e  Einreden,  wenn  ihnen  der  Kläger  wider- 
apriohl,  laufen  dieielbea  8  Tage  Beweisfrist  wie  oben,  die  auf  Antrag 
einer  Faitei  gewährt  wird,  wenn  die  Einreden  oder  ihre  Beantwortung 
auf  Tatsaohen  gegrttndet  werden,  die  swischen  den  Parteien  streitig  hind. 

Wie  wir  gesehen  haben,  wird  ein  weiterer  Termin  für  die  Einreden 
nicht  gewährt,  aber  das  ist  nicht  so  unbedingt,  duj^s  er  nicht  gewährt 
würde,  wenn  die  >»tttur  <ler  Einrede  es  selbst  erfordert,  wie  es  sich  mit 
der  Einrede  der  Beditsbängigkeit  verhält,  in  der  Aber  den  Beweistennin 
binana  nooii  Frist  gewährt  wird,  nämlich  nadi  der  Entfernung  des  Orts, 
wo  das  Gericht  benteht.  auf  dessen  Verfahren  sich  die  Einrede  gfUndet, 
Jahrbuch  der  intemat.  VereinJgnuK.  S.  Bd.  193 
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wenn  nie  in  der  VoriiuiKiluii^  beantragt  wird,  in  der  die  Einrede  vor- 
gebraefat  wird,  mit  Angabe  des  Oeriditii,  wo  die  Akten  sind,  der  Be- 
schaffenheit der  Sachen  und  den  Namen  der  Parteien,  unter  denen  sie 
verhandelt  werden. 

Wenn  die  Einrede  iius  rerhtswiilri<,'cr  AIjsirht  iiuf<,'<--to]]t  winl  und 
das  sich  aus  den  Tat.sachcii  ergibt,  auf  die  sie  gegründet  wurde,  m>  wird 
eine  Geldstrafe  nicht  unter  500  und  nidit  Aber  5000  fioÜTaree  festgei^etst. 

Wenn  der  Richter  keinen  BeweiMermin  bewilligt,  eo  liest  er  in 
dem  auf  die  Beantwortung  der  Rinrede  folgenden  Termin  sich  die  Sache 
vortragen,  um  seine  Kntscheidung  zu  gehen.  Wenn  er  ilin  bewilligt,  so 
hürt  er  die  Sache  an»  folyenden  Ta^n-  nach  Alilnuf  der  Frist,  in  beiden 
Fällen  wird  das  Verfahren  l>efulgt,  das  durch  Ansicht  und  Entscheidung 
de»  Qeiidits  bestimmt  ist 

Im  allgemeinen  gibt  es  gegen  die  fintsdieidungen  Aber  anfsdiiebende 
ßiuredtn  keine  Herufung.  sondern  He.schwerde  mit  folgenden  Ausnahmen: 
wenn  über  P'inreden  der  n'c  htskriiftic;  entscliiedenen  Sache  ver- 
handelt wird,  über  Einreticn  nicht  erfüllter  Frist  oder  nicht  erfüllter 
Bedingung,  und  ihnen  stattgegeben  wird; 

aber  Einrede  der  UngesetsmKssigkeit  in  der  Person,  wo  in  jedem 
Fall  Berufung  zulässirr  ist.  auch  wenn  n  i?.  der  Entscheidiiiii^  sich  Ver- 
weigerung der  Ki'i-ht<|>ri  <  huii?  durch  dietlcriehte  der  Republik  ergiltt. 
in  welchem  Fall  nicbt  nur  Herufun^r  /.ulassig  ist,  sunderu  auch  der 
Richter  mit  dem  hülicreu  Richter  in  Beratung  tritt. 

Wenn  gemäss  der  Entscheidung  in  dem  VerhAr  mit  der  Klage* 
beaiitwiirtung  verfahren  werden  muss.  su  geschidlt  da*  in  der  Sitsung,  die 
auf  die  Ent.scheidung  folgt  und  zu  der-elbeii  angesetzten  Stunde. 

Die  KntscheidiuiLi  auf  Statthaftigkeit  der  aufschiebenden  Einreden 
hat  gewiane  Wirkungen,  z.  B.: 

die  der  Ungesetclichkeit  in  der  Person:  die,  das  Vertehren  auf* 
suhalteii,  bis  die  tatsAcblich  einwandfreie  Person  ersdieint  oder  bis  der 
betreffs  der  Persotdichkeit  erklärte  Mangel  geheilt  ist; 

die  der  1 'nzustiliulicktiit  des  (Jerichts:  die,  die  AkttMi  an  den  lu- 
stiindigen  Richter  zwecks  Furtsetzung  des  Verfahren»  nach  Lage  des* 
selben  absusenden; 

die  Mnes  Formmangels:  die,  daa  Verfahren  aufaahaltMi,  bis  der 
Mangel  geheilt  ist  auf  die  von  den  Richtern  angeordneten  Weise; 

die  der  RechtsliHn^iirkeit:  die,  die  Klage  an  daa  Uericht  su  senden, 
wo  das  Verfahren  angängig  ist; 

die  der  nicht  erfüllten  Bedingung  oder  Frist:  die,  da«  Verfidirea 
so  lange  aufsuhaltm,  bis  sie  erfflUt  rind; 

die  des  Mangels  bestellter  Sicherheit  oder  Bargschaft:  die,  da« 
Verfaliren  so  lanirf  aufzuhalten.  I)i8  sie  bestflH  siml; 

die  der  rechtskräftig  ent«chiedeuen  Sache:  die,  da»  Verfaliren  zu 
beenden. 

Von  der  Bestreitung  des  Klagegrundes:  Barn  Mangel  der  erwihnten 
Einreden  oderi  wenn  sie  durch  Urteil  abgewiesen  sind,  wird  der  Beklagte 
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zur  Hoantwürtiing  der  Klage  schreiten.  müu«iiifh  oder  .schriftlich,  in  der 
er  deutlich  erklärt,  ob  er  sie  gituslich  uder  teilweise  i»e8treitet,  oder  ob 
er  sie  gänslich  od«r  mit  BesehrinkuDg  utericeimt,  und  dio  entspreehenden 
Binwandiingwi,  die  er  fflr  angemeMen  hJllt,  aogiht.  Die  mfindliche  Be* 
antwortung  wird  zu  Protokoll  aufgenommen,  das  der  Ri<'htt'r,  der  (ie- 
richtlBchreiber  und  dio  Parteien  utitorschreihen,  und  die  schriftlidie  wird 
in  die  Akten  aufgenomtueD  mit  einem  Vermerk,  von  Richter  und  C>e- 
riditnohreiber  nntenehrieben,  in  dem  das  angegeben  ist. 

Die  Klage  oder  besser  auagedrflckt  der  Prosess  i»t  au  Rnde,  wenn 
der  Beklagte  den  Klageanspruch  anerkennt.  Das  wird  zu  Protokoll 
aufgenommen,  das  von  den  I'urteien,  Hifhtcr  und  (iericht«Hchrcil>er 
unterschrieben  wird  und  alle  Wirkungen  der  rechtKkrüflig  entschiedeneu 
Sache  hat. 

Wenn  der  Klagebeantwortung  Urkunden  beigegeben  sind  und  der 
Beklagte  die  Unterbreciinng  der  Verhandlung  verlangt,  um  sieh  von  ihnen 

zu  unterrichten,  so  wird  einor  voti  den  folgenden  8  Tagen,  nach  dem 
Umfang  dieser  l'rkunden,  für  die  Kliigcbeant-wortung  bestimmt. 

In  der  dazu  bestimmten  Verlüimllung  kann  der  Kläger  seine  Klage 
weiter  begrfinclen  und  dann  werden  dem  Beklagten  10  andere  Tage  xur 
Beantwortung  bewilligt. 

Von  der  Wideritlage:  Der  Beklagte  kann  Widerklage  oder  Klage- 
antrag aeinerMits  eriteben,  indem  er  genau  den  G<^nstand  und  «eine 
(irände  angibt,  un<l  wenn  sie  eine  Sache  betrifft,  die  von  denen  des 
ordentlichen  Verfahrens  Tersohieden  ist,  gibt  er  sie  auf  eine  bestimmte 
Weise  näher  an. 

Wenn  der  Richter  min  suchliciien  Ciründen  uuzuNtändig  i^t  oder 
wenn  die  Widerklage  einen  Gegenstand  betrifft,  der  ntdit  aum  ordent- 
iiefaen  Verfahren  gehört,  so  erklärt  er,  auf  Antrag  der  Partei  oder  Ton 
Amts  wegen,  die  Widerklage  fftr  unzulässig.  Lftsst  er  sie  /.n.  so  gewftlirt 
er  dem  Kläger  einen  Zeitraum  von  10  Tagen,  um  die  Widerklage  zu  be- 
antworten. Inzwischen  bleibt  der  1^1  des  Verfahrens  auf  die  Klage 
und  folglidi  der  Proaess  nnterbroohen.  Aber  wenn  die  Wid«4tlage  nicht 
beantwortet  oder  Ton  dem  Riohter  aurflckgewiesen  wird,  eo  bleib«i  dem 
Beklagten  seine  Anspr&ohe  gegen  den  Kläger  snm  besonderen  Verfahren 
vorbehalten. 

Der  Richter  versucht  die  Sühne,  sowohl  wegen  der  Klage  iils  der 
Widerklage,  wenn  sie  beantwortet  wird,  und  wenn  er  sie  nicht  erreicht, 
so  ist  das  Verbhrai  ein  einheitlicfaee  ffir  beide  und  das  Bndurieil  dasselbe. 
Der  Riohter  kann  die  Parteien  bei  Jeder  anderen  Gelegenheit  vor  dem 
Endurteil  mit  der  Absicht,  sie  zum  Vergleich  zu  bewegen,  zu  sich  be- 
rufen; auch  wenn  keine  Widerklage  einyereii'ht  ist,  kann  der  Richter, 
wenn  der  Klage  gänzlich  uder  teilweise  widersprochen  ist,  die  Sühne 
▼ersooheD  und  liest  das  Oeschehene  aktenkundig  maoben.  Wenn  er  sie 
nioht  erreidit,  verfolgt  das  Verfahren  seinen  Lauf,  und  wenn  er  sie  er- 
reicht, so  ist  daa  Verfahren  an  Knde.  Aber  der  Mangel  des  SflIineNcrsucbs 
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ist  kein  Xichtipkeitsi^rufid  für  (ia-s  \'erfaliren,  auch  kein  dnind,  es  wieder 
zu  beginnen,  denn  unser  Gesetz  halt  jedes  Unlerlasseu  für  keinen  wesent- 
lieben  Mangel,  der  in  jedem  Steode  des  VerMireiu  und  vor  dem  Bodortdl 
L  ImtaDB  gdieilt  werden  kann,  und  ausserdem  kOnnen  die  Parteien  ihre 
Streitigkeiten  in  dem  Aagenbliek  des  Verfehreni  u^mchen,  den  lie  für 
geeignet  Imlten. 

I^ftduiip  zur  Kntsrl(;((liL,'iing  und  Sicherheitshestellung:  In  der  \'er- 
handiung  über  die  Klugebt-ant'  ortuug  und  niclxl  später  können  Klii^jer 
und  Beklagter  die  Ladung  der  Peieonen  verlangen,  die  snr  Bnteebftdigung 
oder  Sicherhrntsbefctellnng  verpflichtet  mnd.  Der  Biebter  kann  die  Ladung 
veranlassen  und  das  Verfahn^n  zur  Hauptsache  aufhalten,  wenn  ein  rechte* 
gflitiger  Reweia  der  Verpflicbtuag,  direkter  oder  iodirekter,  erbmcht  ist. 

Zweierlei  kurm  --ieh  ereignen:  dass  der  zum  Schadensersatz  Ge- 
ladene iti  der  \  erhaiidluiig  nicht  erscheint  oder  erscheint  und  eine  andere 
Person  zur  Bärgscbuft^leistung  lUdt.  Im  ersten  Fiidl  wird  lein  Kln- 
geständnid  angenommen  in  allem,  wo  er  dem  Antrage  dee  Ladenden 
nicht  widors|irochen  hat,  W'-tin  er  iiu  Reweistermin  nicht  nachweist,  dam 
sein  NichterM'heiiioii  durch  Zufall  oder  höhere  Gewalt  verursacht  ist,  oder 
dass  die  Vor|illichtu[i^  niemals  hostatidoii  hat,  dcnMi  Krfüllung  verlangt 
wird.  Im  zweiten  Kalle  kann  es  sich  ereignen,  dass  der  zum  Schadens- 
enats Geladene  einen  andern  aur  BfirgsohafteleiBtung  Udt,  indem  er  ^e 
Urknnde  vorlegt,  aaf  die  die  Unterbrediang  dee  Verfehrena  in  der  Hiaaptr 
Rache  ht^schlossen  wird  und  die  Ladung  in  gesetzlicher  Form,  aber  weil 
diese  Unterhri  chung  sich  nhermässig  lange  hinziehen  kann  wegen  der 
weiteren  x.u  veraulahsendon  i,«adungen,  heNcbränkt  unser  Gesetz  diese 
Ladungen,  indem  ee  die  Unterbreohung  auf  60  Tage  feeteetat,  am  alle 
Ladungen  aar  Bflrgechafts-  oder  Entsohidigangeleietung  an  bewiriceOf  naoh 
deren  Verlauf  das  Verfahren  fortgesetat  wird,  ohne  unbeschadet  der  Ver> 
wirklicluiii^  der  Vorantwortliebkfit  derer,  die  sonst  nach  dem  (besetz  zur 
Hury^sehafts-  oder  KntschÄdigungsleistung  verpflichtet  sind.  Ks  versteht 
sich,  da^^ä  die  Geladenen,  die  zu  ibrer  Verteidigung  erschienen  sind,  dem 
Ladenden  aufochiebende  und  widersprediende  Einreden  an  ihrem  Onniten 
entgegensetzen  und  die  Beweise  betreffe  der  Fragen  vorbringen  können, 
die  !)oi  der  Verhandlung  sich  ergehf^n.  Aber  ein  Endurteil  wird  erst 
frlassen  nacli  Ahlauf  der  Boweisfrist  für  den  tieladenen,  <l;imit  es  aWc 
Fragen  zwischen  den  verschiedeneu  Geladenen  entgältig  eutticheiden  kann. 
Aber  wenn  das  Erscheinen  des  letaten  Geladenen  mit  den  aur  Veihandlung 
feKtgesetsten  Tage  aoeammenfvllt  oder  dem  folgenden,  kann  aeine  Aiia- 
iassung  nicht  gehört  werden  und  bleiben  seine  Bedite  «nbertduri 

Vom  ausserordentlichen  Beweist  rmin:  In  dem  Termin  zur  Klage- 
beantworlurig  seiher  und  nicht  später  kann,  wer  von  den  Parteien  es 
nötig  bat,  ei(.en  ausserordentlichen  Beweisterniin  beantragen,  um  Beweise 
an  Orten  zu  erheben,  die  von  der  Geriohtsstelle  mehr  als  8000  km  ent- 
fernt sind,  indem  er  die  Anführungen  vorlegt,  die  seinen  Antrag  begrOnden. 
Dt»  Gericht  hedchrtlnkt  sich  <laraaf,  den  Antrag  fQr  statthaft  au  erkliren, 
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obwohl  di«  Gegonpartei  widonprodien  oder  den  Termin  genehmigt  bftt. 
Der  Riobler  behält  sidi  vor,  nMh  Erhebung  de*  Beweisee  da*  Brforder* 
liobe  gemäss  «lern  Cip-^et/.  Hnzii'>rflri>-n. 

Kpeiultonnt;;;  dt-r  S.iclie:  Stirbt  dio  Persun.  die  zur  Klagfhi'ant- 
wortuog  güladtiu  lät,  vur  dem  feetgeautzteu  Tage  uder  in  dciu  Termin 
aelbit,  00  vird  dM  Vecfehren  nnterbrodien  nnd  werden  die  Krben  geladen. 

Wir  haben  lofaon  enrlUint,  was  gesehiebt,  wenn  der  Beklagte  im 
Temiiti  fehlt  oder  nicht  gesetsmähKig  vertreten  ist  durch  die  Person,  die 
für  ihn  in  der  Verhandlung  erscheint.  Die  prOEessinde  Folge  ist  diesdho. 
wie  für  den  im  \  orfaiiren  auf  Sicherheitsbesteliung  (ieladeneu,  der  niciit 
enofaeint,  wie  wir  ediott  erwibnt  haben.  Aber  wmn  der  Kllger  fehlt, 
dann  kann  der  Beidagte  die  Einredwi  vorbringen,  die  er  hat,  oder  in 
deren  Ermangelung,  die  Klage  bestreiten.  Wenn  lieide  Parteien  aus- 
bleiben, wird  das  Verfahren  auigeeetst,  bis  der  lüiger  Neuladung  des 

Beklagten  beatitr;tL;L 

Wenn  die  Klagobt  uniwurtungBverhandlung  beendet  ist,  ohne  (Jegen- 
wart  des  Beklagten,  weil  dieser,  obwohl  gehörig  geladen,  nidit  au  der 
▼om  Richter  festgeaeUten  Stande  enohienen  ist,  sind  später  weder  die 

Einreden  xulii«.sig,  die  er  vorbringen  wollte,  noch  die  Ladungen  zam 
Verfahren  über  Sioher)ieitshe'<teIlun£r.  die  er  machen  wollte,  noch  der 
Antrag  auf  einen  ausserordentlichen  iieweistermin,  noch  die  Beendigung 
der  Klage. 

Der  IL  Titel  handelt  Ton  den  Beweisen  und  ihrer  Veihandlung. 

Nach  der  Klagebeantwortung  ist  mit  diesem  Tage  und  damit  die 
Beweisverhandlung  eröffnet,  ohne  dass  es  einer  richterlichen  Verfügung 
bedarf,  es  sei  denn,  dass  die  Angelegenheit  ohne  Beweise  entschieden 
werden  mu8£,  weil  die  Angelegenheit  eine  bloüHe  lleclitsfrage  betrifft  und 
der  Richter  diea  binaen  84  Stunden  nadi  der  erwähnten  Klagebeantwortung 
erklirt. 

Beweisverfaliren  wird  bei  einer  Sache  nicht  eröffnet: 
1.  wenn  der  Punkt,  den  die  Klage  betrifft,  sowohl  sie  selber,  wie  die 

Beantwortung,  eine  reine  Rechtsfrage  erscheint: 
8.  wenn  der  Beklagte  die  Tatsachen  der  Klage  eingeriumt  nnd  nur  das 

Recht  beetritten  hat; 
3b  wenn  die  Parteien  einstimmig  einverstanden  sind,  oder  wenn  sie  im  be- 
sonderen beantragen,  dass  der  Punkt  hIn  reine  HeelilNfra^e  rMitscliiedcn 
werden  soll,  oder  nur  mit  den  Urkunden  und  Beweisen,  die  schon  in 
den  Akten  vorhanden  sind,  oder  mit  der  oder  den  Urkunden,  die  sie 
bis  lum  mttndlichen  Vortrage  vor  Gericht  beibringen,  nnd 
4.  wenn  das  Cieset«  bestimmt,  diiss  nur  der  schriftliche  Beweis  zuläs.sig 
ist,  denn  in  diesem  Füll  werden  die  Urkunden,  die  ihn  enthalten,  bis 
cum  mündlichen  Vortrage  eingereicht. 
Die  Entscheidung  des  Ricliters  über  die  Nichtzulat^i^ung  von  Be- 
weisen ist  der  Berufung  im  1.,  2.  und  4.  Falle  unterworfen,  und  wenn 
die  Enteehetdung  ToUstreekbar  ist,  so  wird  mit  der  Weiterrerhandlung 
binnen  der  6  auf  die  Volletreckbarfceit  folgenden  Tage  verfahren. 
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Der  Beweistermiu,  wenn  di«  Sudi«  mit  ihm  «ntMihieden  werden 

soll,  findet  10  SitKuiigstage  spiter  statt,  um  die  Beweise  beizuhringen  und 
20,  um  sie  zu  erheben,  wenn  sie  am  Gerichtsorte  stattfinden.  Aber  für 
die,  welche  ausserhalb  stHtthtiden  sollen,  verlängert  sich  diese  Frist  um 
die  Zeit  der  Hin-  und  Herreise  nach  dem  Malsstabe  von  30  km  für  den 
Tag,  unter  Berechnung  dieser  Frist  nach  natfirliohen  Tagen,  unter  Aus- 
sehlusH  allein  der  Feiertage  und  der  Ferien,  unter  den  MnfHgaben  im 
fibrigen,  die  wie  wir  sohon  nngO(;eberi  halien,  bei  Darstellung  dessen,  WiS 
unser  (lesetz  üImt  fjericht liehe  Fristen  Hii^t. 

Wenn  Hin  HUssorordontlielier  Beweistermin  beantragt  i^t.  können 
zwei  Mo^^liclikeiteii  einlreten,  je  nachdem  der  Oeguer  die  Zulassung  der 
fr.  Frist  zugestanden  oder  abgelehnt  hat.  Im  erMenFall  gibt  derBiditer 
dem  Antnge  auf  Eritabnng  statt  und  setat  nach  seinem  Ibnessen  die 
Frist  fest,  die  niemals  12  Monate  überschreiten  darf.  Im  zweiten  Fall 
verfügt  er  das  Zweckmässige  nueli  Kinsit-ht  de«  Antrages  und  der  ihtii 
beigefügten  Grundlagen  und  läMit  die  Beweise  zu,  die  wesentliche  Tat- 
sachen sur  Fsststeilung  des  Be«lits  ^  Parteien  betreffen  und  wenn 
einer  von  folgenden  Umstinden  in  Betracht  kommt: 

1.  Die  Tatsaehw,  die  bewiesen  werden  sollen,  mflssen  sidi  in  dem  Ort 
der  Beweiserhebung  zugetragen  haben. 

2.  Wenn  es  sich  um  Anerkenniinp  von  Karten  oder  anderen  Urkunden 
handelt,  muss  feststehen,  dasü  die  Persunen,  von  denen  das  verlangt 
wird,  dort  wohnen,  wo  der  Beweis  eihoben  werden  eolL 

3.  Wenn  irgend  ^n  anderwr  Uiknndenbeweis  ohoben  werden  soll,  so 
muss  der  Antragsteller  die  Amt«.stube  oder  das  Archiv  angeben,  wo 
die  Urkunden  sich  hetinien,  od-  r  die  Per-nn,  in  deren  Gewalt  sie 
sich  befinden,  l'nd  wenn  iler  üiisserunientliche  Termin  bewilligt  wird, 
iso  setzt  ihn  der  Kicliter  in  obiger  Weise  an.  Wenn  die  Partei,  die 
diese  Bewilligung  erhielt,  in  reehtswidriger  Absidit  verflüirt,  wie  es 
sidl  aus  dem  Verhandelten  erj^ribt,  oder  in  der  Absicht,  den  Prozess  zu 
verlängern,  wird  ihr  eine  Geldstrafe  nucli  Mafsgahe  des  ö.  Teils  des 
Streitobjekts  auferlei/t  zijeunsten  der  ( iegeni)ar(ei ;  aber  wenn  dieser 
W^ert  auch  nicht  unnahernd  bekannt  war,  wird  ihm  eine  Geldstrafe 
nicht  unter  SOO  und  nicht  flbw  6000  Bolivares  von  Amte  wegen 
auferlegt. 

Wenn  in  ir>:end  einem  Beweistennin  der  Befragte  eridlrt*  nidit 
tjpaniseli  zu  verstehen,  wird  ihm  ein  beeideter  Dolmetscher  cnuuint.  Und 
wenn  die  Befragten  an  n.itüilichen  Mängeln  in  ihren  Sinnen  leiden,  aber 
schreiben  und  lesen  können,  werden  i^ie  schriftlich  oder  mfludiich  befragt, 
je  nachdem  der  Ibngti  ist  Das  SdiriftstUdt  kommt  in  Ursdirift  in  den 
Akten  und  in  genauer  Abschrift  sum  betr.  Protokoll.  Und  wes  mttndlidi 
erklärt  wird,  nimmt  der  Gericlitsschreiber  zum  fr.  Protokoll  auf  mit  der 
Unterschrift  der  Gerichtsheamten,  Parteien  und  Zeugen. 

Eine  ehrliare  Frau  ist  nicht  verpflichtet,  zu  irgend  einer  Beweis- 
verhandlung  vor  Gericht  zu  erscheinen.   (Der  beteiligten  Partei  steht  der 
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•chwierige  und  an«tOBrige  Bewein  der  Niohtehrbarkeit  su,  während  die 

Bhrbariceit  vermutet  wird.) 

15»'wpi'jinittftl.  Antni^.  Di'^  Mowci^mittel,  die  vor  (jericht  vor- 
j;el)ni('ht  werduii  können,  sind  du«  iin  liur^e rlicheii  (jp>i..tzliu('|i  lte^limn)tcti, 
»her  unser  (Jebetz  fflgt  biuzu  „die  Vorzeigung  der  iSacbe  oder  der  Ur- 
kunde, die  Gegenstand  des  Streits  lind,  oder  die  nOtig  und^  uui  einen 
entipreiAenden  Beweis  su  fflbren*.  Der  Bemtser  kann  gezwungen  werden, 
itie  vorxuzeig:eri,  nach  Ermessen  des  Ricbtfrs.  <,'<•m^l^s  den  Umstanden. 

Wir  haben  schon  erw;ihn»,  tl&ss  iWc  ücw.  ivfi  i-t  ."Ii)  ( ii^srli;in>t;ii:o 
oder  iK)  8itzungKtuge  betrugt.  Irinnen  der  er^terl  10  i'agf  soUimi  die  Par- 
teien alle  ihre  Beweine  vorbringen,  damit  sie  in  den  20  fulgenden  (nuib 
der  Art  der  Ffttle)  Tagen  eriiobeu  werden  können,  aiisgenoromen  die, 
weiche  bei  anderer  Oeh-gonheit  \  orj;el.r:irlit  werden  können,  wie  das  Cie- 
ständnis.  g^6ri(*htliehi-  Gut^ichten  iiikI  A n  rketintnisHe,  die  bis  vor  den 
Scbiuss  «ler  fr.  Frist  vor^<'l'r;ioht  wt'nlt  ij  können. 

Bei  Vorscbhig  des  Zcugenlteweises  gibt  die  l'artei  die  Fragen  an, 
die  den  Zeugen  vorgelegt  werden  nollen,  ucd  die  Namen  derer,  die  aua- 
Mgen  sollen,  unter  Angabe  de«  Wohnorto  eine«  jeden.  Später  werden 
weder  Namen  norli  Fragf*nanga'>fn  zn^'-Iassiii.  Die->e  enthalten  keine 
Einzelfragen,  die  nicht  unmittell»ar  di<'  Forderung:  <!<■>.  Kliii:>'rs  oder  die 
Einrede  des  Beklagten  betreffen.  Zwischen  dem  II.  und  13.  Sitzung^tage 
kommen  die  Parteien  betreff«  der  Tateaohen  ttberein  oder  Ktellen  sie  be< 
stimmt  in  Abrede,  damit  das  VoriiAr  stattfinden  und  der  Richter  genau 
dasjenige  fesitstellen  kann,  bei  dem  sie  einverstanden  sind  oder  ntdit. 
Wenn  sie  der  Auff"rd''ning  ni<'ht  iiaclikommen,  wird  :in<,'enomnirii.  die 
Tatsachen  seien  von  dem  wider«prochen,  da  »ie  in  der  hezeicbneteu  Zeit 
nicht  sich  erklärt  hat. 

Findet  Zeugenbeweis  nicht  statt,  so  entidbeidet  der  Riobter  auf  die 
Antragsscliriftsätse  zwischen  dem  11.  und  13.  Sitznngtitage  der  allgemeinen 
Frist,  irid>'tn  f>r  die  Beweisufitnipe  ziirüfkwoist,  dit«  offftiliar  überflüssig 
und  ungcsetzlicli  Hind.  Alifr  wf^iiii  Z-M'_'efil>f'weis  aiij,'etrelen  ist.  so  ver- 
fügt der  Richter  zwischen  dem  4.  und  b.  Sitzungstage,  indem  er  den 
Antrag,  der  in  den  gesetzlichen  Bestimmungen  Uber  diesen  Punkt  be- 
grOndet  ist,  raliast  oder  verwirft  und  ausserdem  anordnet,  dass  Ericlärungen 
Aber  die  umstreitigen  Puti!      niclif  :il)gegeIton  werden. 

Wenn  der  Ricliter  die  fraglichen  Anordnungen  in  den  hpstimnit»'» 
.Sitzungstagen  überlasst,  verfallt  er  in  eine  Disziplinarstrafe  von  100  bis 
1000  Bolivsres  und  in  eine  gleiche  für  jeden  Tag,  an  dem  er  su  ver> 
fflgen  unterlässt. 

Wenn  eine  VerharHlliinL'  ii-  r  Zul  is-un^  von  Beweisen  nicht  Statt» 
gefuiid'  ii  Imt.  so  haben  die  Parteien  das  Bc<  ht.  sidi  zu  erklären,  auch 
ohne  richterliche  Zulassungsvcrfiigutig.  Wenn  \'erh;iiiiiliinc  stattgefunden 
bat,  können  nie  sich  niclit  erklären  ohne  diese  Verfügung,  die  nicht  ver- 
sögert  werden  darf,  bei  Vermeidung  der  oben  erwähnten  Strafe. 

Sind  die  Beweise  cugeiaiweii  oder  als  zugelassen  angesehen,  wie 
oben  gesigi  ist,  so  wird  dadurch  der  Lauf  der  80  Tage  ittr  die  Erledigung 
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Mifgehalten.  Aber  wenn  Beweise  avsserlielb  der  Geriditetelle  su  erledigen 

wären,  so  wird  uls  erster  Tag  die  Entfernung  dabin  gezählt,  dann  die 
'2i)  sit/tiiiQ^sta^e  oder  die,  welohe  von  ihnen  leblen  und  all  ieUter  die 
Eutfernung  von  daher. 

Vor  jeder  Beweisverweigeruug  ist  Berufung  mit  beiden  Wirkungen 
sniässig;  von  der  SSakesung  nur  mit  einer  WUnng,  nobeedbiadet  ander- 
weitiger geeetelidier  Beetimmnog. 

Von  dem  OeBtftndnie:  Die  Parteien  sind  rerpfliditet,  Tor  Oeridii 
eidlich  die  Behauptutigon  oder  Fragen  aneinander  fiber  einschligige  Tat» 
Sachen,  über  die  sie  Konntnis  haben,  zu  beantworten,  und  »war  seit  der 
Zeit  der  Kliigeheaniwortung  bis  zum  Beginn  ihrer  Schlussvorträge.  Der 
Berollmftchtigte,  vurausgeivetict,  dm  er  nioiit  beiniteftiaaig  verpfliehtet  iat, 
Aber  den  Gegenstand  der  Frage  an  schweigen,  ist  Teipfliditet,  die  Fragen 
über  die  Tatsachen,  die  ihm  bekannt  sind  und  mit  der  Saehe  in  Be- 
ziehung stehen,  zu  beantworten. 

Wenn  die  für  Boiintwortung  der  Bohaiiptung  geladene  Partei  nicht 
antworten  will,  ohne  gesetzlichen  Grund  nicht  erscheint  oder  einen  Mein- 
eid bei  Beantwortung  beucht,  dann  werden  die  Behauptungen  der  O^n- 
partei  mflndlieh  in  Gegenwart  dee  Gerichte  oder  schrifllicb  an  den  Akten 
für  angestanden  angesehen. 

FrRije  tniil  Antwort  mflssen  mflndlieh  sf-iti.  Krstere  muss  in  be- 
hauptender Form  iie^rlielicii  und  die  Antwort  niU8s  bedingungslofi  und 
bestimmt  sein,  bejahend  oder  verneinend  zu  jeder  Behau])tung.  Die 
Partei  wird  als  sustftndig  angesehen  betreffs  jeder  Behauptung,  auf  die 
sie  nieht  in  bestimmter  Form  anwortet  Aber  wenn  die  Behanptnng  be- 
stehende Öffentliche  Urkunden  betrifft,  so  kann  sich  die  Antwort  auf  sie 
beziehen.  Wenn  es  sich  um  vergossbare  Tatsachen  handelt,  muss  der 
Richter  die  Umstünde  in  Betracht  ziehen,  falls  die  Antwort  nicht  un- 
bedingt ist.  Handelt  es  si<di  nm  Mengen  oder  verwidcelte  Bechtsrerhftlt- 
nisse,  so  kann  der  Antwortende  sieh  auf  Notiaen  «nd  Papiere  bestellen. 
Ausser  diesen  Fällen  darf  er  sie  bei  seiner  Antwort  nieht  Toilesen. 

Die  Ladung  zur  Beantwortung  der  Behauptungen  muss  an  den 
Ati( wortfMidpii  iiers(itilicb  fresohehen  auf  den  bestimmten  Tag  «nd  Stunde. 
Sie  hemmen  den  Lauf  des  Verfahrens  nicht.  Ist  die  Partei  am  Gerichts- 
.  orte  nicht  anwesend,  emuoht  das  Gericht  ein  andres,  des  Orts,  wo  de 
sidi  anfhftit,  um  vor  ihm  su  antworten.  JSs  kann  andi  so  rerfahrai, 
wenn  der  Antwortende  gesetamlsaig  veiliindert  ist,  vor  Gericht  su  er- 
scheinen. 

Vom  Scliiedsoide  (ontscheidenden  Eide):  In  jedem  Stande  oder  (mid 
des  Verfaiirens,  in  jeder  Art  bürgerlichen  iiechtsverfahrens,  unbeschadet 
besonderer  Bestimmungen,  kann  der  £äd  augeeoboben  werden.  Wer  ihn 
ansdiiebt,  muss  die  Formel  voiechlagen.  Sie  muss  Idar  und  einfach  eein, 

alle  Tatsachen  enthalten  und  alle.«)  umfassen,  von  dem  die  Parteien  die 

Knt«fhoidung  der  Aiigelogonheit  abhängig  machen  wollen.  Diese  an- 
gebotene Formel  kann  der  Richter  abändern  im  genannten  Sinne,  und 
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swar  in  der  Bnlaohddnng  Aber  Zuhmung  dieses  Beweise«,  die  der  Be- 
nifang antenroifen  isl,  ebenso  wie  die  Ablndenmg  mit  beiden  Wirlningeii. 

Der  zugeschobene  Eid  kann  zurüekgfscliolten  werden,  nach  Vor- 
schrift lies  j)ürt;h'ch»'ii  (Gesetzbuchs.  Ist  der  Kid  entgüllig  zu-  oder  zurück- 
p;e«choben,  so  ordnet  der  Richter  die  Litdung  deseen  an,  der  ihn  leisten 
soll,  und  setzt  Tag  und  Stunde  dafür  fest.  Wenn  dieser  uicht  erKcheitit, 
wird  BidTerweigerung  angenommen,  es  sei  denn,  dass  er  nadiweist,  dass 
er  am  Erscheinen  verhindert  war.  und  der  Richter  setst  auli  nene  Tag 
und  Stunde  für  den  Kid  nar-h  gehobenem  HinderniN  fest. 

Der  Kid  wird  in  ()ffen1  IIcIht  Sitzimtr  p'-l  -i-N  t.  unter  Bcobnchtuni,' 
der  Religinnsgebrüuche  th  s  Kideslei-^tcrs,  und  wt-iiii  er  zu  keiner  Religion 
gehört,  unter  Anweisung  «einer  eigenen  Ehre,  unter  Beschränkung  der 
Antwort  aaf  die  AusdrAcke  der  Frage.  Wenn  er  Abweiehangen  macbt 
und  der  Richter  ihn  lur  Ordnung  ruft  und  er  nicbt  darauf  achtet,  wird 
er  für  eidverweigernd  angeHehen.  Und  ebenso,  wenn  er  erklärt.  d:i<s  er 
nach  dem  Gebrauch  von  keiner  Religion  und  auch  nicht  auf  seine  Ehre 
und  sein  Uewitisen  schwören  will. 

Der  Eid  kann  nur  zugeschoben  werden  nach  der  Klagebeantwortung 
von  Auer  Beendigung  bis  an  den  SohlussTOrtrSgen. 

Ist  der  Bid  verweigert  oder  geleistet,  so  beginnt  der  Richter  mit 
dar  Dnrdisicht  der  Sache,  swecks  Fällun::  d'  s  TTrteils. 

Diese  Bestimniiingen  simi  am-h  anwendbar,  so  weit  angängiir.  für 
den  von  Amts  wegen  durcli  den  liii  bter  auferlegten  Kid,  narii  Vorschrift 
des  bürgerlichen  Ucsetzbuchä  (in  den  Prozessen  über  Schuldverbältuisso 
aus  strafbarer  Handlong,  Fahrlässigkeit  oder  Arglist). 

Vom  sebfiftUehen  Beweise:  Wie  achon  gesagt  ist,  muas  der  KJSger 
seiner  Klage  die  Urkunden  l)eifiigen,  auf  die  er  seinen  AnNpnich  gründet; 
wenn  er  das  nicht  getan  lint  \ind  sie  später  einreicht,  werden  nicht 
zugelassen,  wenn  in  der  Khigosi  hrift  nicht  dji-s  Amt  oder  der  Ort  an- 
gegeben ist,  in  dein  hie  su  iiudeu  sintl,  oder  wenn  sie  später  entstanden 
sind,  oder  glaubhaft  gemadit  ist,  dass  sie  swar  frflher  entstanden,  ihm 
aber  spater  bekannt  geworden  sind.  Das  soweit  es  öffentliche  Urkunden 
betrifft,  denn  Privaturkunden  müssen  in  der  Klageschrift  l>eige})racbt  oder 
dort  angegeben  werden,  wo  sie  vorgefunden  werden  können  und  ihre 
Anerkennung,  Vorlegung  und  Vergieichung  beantrugt  werden. 

Betrrffs  soldier  Urininden,  Briefe  und  Telegramme^  die  von  der 
Oegenpertei  ausgegangen  sind,  so  muss  diese  sie  in  der  Anerkennungs- 
Verhandlung  anerkennen  oder  ableugnen,  oder  in  der  KlageheantwortUDg, 
oder  in  dem  5.  Silznng  tage  niicli  der  \'(>rlc^'ung  vor  (Jerieht,  wenn  sie 
vorher  nicht  für  die  Anerkennung  oder  zur  Begründung  der  Klage  vor- 
gelegt sind.  Ist  diese  Zeit  ohne  Ableugnung  verstrichen,  so  werden  sie 
als  edkt  in  Inhalt  und  Unterschrift  angesehen. 

Wenn  es  sich  um  Bewirkung  i!  r  Vergieichung  von  Unterschriften 
und  Urkunden  handelt,  so  worden  diese  UnterKchriften  mit  anderen  echten 
derselben  PerHon  durch  Sachverständige  verglichen. 
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Die  Öffentlichen  Uriconden,  die  der  Klageechrifi  nicht  beigelOgt  sa 
werden  brauchen,  kSnnen  jederaeit  bis  su  dem  leteten  Termin  voiiielQgt 
werden. 

Alilcugnung  von  Urkunden:  Wenn  eine  öffenüiclie  Urkunde,  bei 
Gelegeilheit  der  Verhandlung  der  Hauptsache  vor  dem  bürgerlichen  Ge- 
rieht «ngefoditen  wird»  indem  behaaptet  wird,  bei  der  Auafertigung  eel 
eine  wesentlidie  Förmlichkeit  nicht  beobachtet  oder  sie  sei  nicht  auf  die 
iui  Gesetz  vorgesohriehene  Weifif  ontstniiden,  so  wird  dio  Aiii^plegenhcit 
auf  dem  Wego  des  gewulmlichen  Verfaliren-  l  ohHiidelt.  iinii  wenn  der 
Au6])ruch  betftrittun  i^t,  ordnet  das  Gcrichi  unmittelbar  nacii  der  Ein- 
laisung  auf  die  Klage,  die  Beüehtigung  und  Vorlegung  der  Protokolle 
und  Register  an,  um  ihre  Obersinstimmimg  oder  NiohtSbereinstimmaBg 
mit  der  vorgelegten  Urkunde  vnd  Jede  Unregelmlsdgkeit,  die  in  ihnen 
bemerkt  wird,  fefitzustellen. 

Beweisführung  über  diesen  Punkt  it>i  uiiEulüssig,  wenn  nicht  aus 
der  Besichtigung  oder  Vorlegung  die  Notwendigkeit  der  Anfldlning  irgend 
einer  bemerkten  Tatsache  sich  ergibt,  in  welchem  Fall  der  Beweis  nur 
darüber  ^joführt  wird  und  das  Gericht  das  genau  festsetzt.  Wenn  dis^ 
Protokolle  od^r  üfirister  sich  an  einem  anderen  ^rte  beHnden  wie  der, 
an  dem  das  (lenelii  vor  nich  ffe\\t,  so  wird  dein  Kit iiter  hübt-rer  Hrdnung 
in  erster  Instanz  an  jenem  Orte  Auftnig  erteilt  und  die  vorgelegt«.-  Urlcunde 
nach  vorheriger  Benachrichtigung  f  flr  dieee  VeihandluDgen  dorthin  gssandt 

Der  Misserfolg  der  Beweise  wegen  der  Anfedttnng  der  Urkunde 
hindert  nicht  die  Gewährung  der  Beweisfrisl  wegen  eines  anderen  Gegen- 
standes HiisNscr  jener  Anfechtung,  der  in  der  Klage  enthalten  ist,  wenn 
er  in  Betracht  kommt. 

In  diesem  Falle  wird  wie  bei  gewOhnHebem  Verfdireo  Tohandelt 
nach  Massgabe  der  einseinen  Abschnitte  desselben:  Der  KlAger  mnss 
seine  Kla^c  gehörig  vorbringen.  Wird  sie  anerkannt  oder  zugestanden, 
SO  ist  das  Verfahren  lipcndot.  Wird  sie  bestritten,  so  verf.ilirt  das  (Ii-- 
rieht  mit  der  vorerwahjiten  Vorlegung.  Wenn  aus  der  Vurleguiig  b^Tvor- 
geht,  dass  die  Urkunde  uoaogreifbar  ist,  weil  äie  alle  HrfurdernisKO  und 
gesetsliohen  Förmlichkeiten  erffillt,  eo  wird  Beweis  des  Gegenteils  nicht 
sngdassen;  wenn  eine  Tatsache  bemerkt  wird,  die  Au&i&rung  oder  Er- 
klärung verdient,  so  wird  nur  dartlber  Beweis  zugelassen.  Wenn  die 
Protokolle  ausserball)  (b^s  (iericlitsort^;  sich  l)efinden,  beauftrapl  der  Hi<'hter 
zur  Bewirkung  der  angegebenen  V'erhandlungen  einen  Kichter  gleiciier 
Ordnung  and  von  höherer  Ordnung  an  dem  Orte,  wo  sich  die  Protokolle 
befinden,  auch  wenn  sie  nicht  der  seinigen  i^eich  ist,  weil  das  Oeseta  ee 
will,  und  schickt  ihm  die  angefochtene  Uikoade,  nadidem  sie  in  den 

Akten  sdiriftlii^h  nüher  hezt'ichnot  ist. 

Da  es  vorkoniuien  kann,  dass  in  der  Klage  über  Anfechtung  und 
Bestreitung  von  Urkunden,  mehrere  Punkte -der  Bestreitung  zur  Sprache 
kommen,  so  wird  bemerkt,  dass  der  Umitaad,  dass  Bewmse  ttber  die  Be* 
«treitun>.'  nil  bt  zugelassen  werden,  nicht  die  Qewfthrung  der  Beweisfrist 
Aber  andere  Punkte  der  Klage  hindert. 
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Fwner  Icmiii  »im  demelben  angegebenen  ürOnden  für  Beginn  und 
Fortoetsung  dei  ^aptverfehrane  bei  Beetreitung,  die  Beitreitnng  gelegent^ 

lieh,  im  Hauptverfahren,  in  Jedem  Stande  oder  Instanz  der  Sache  statt* 
finden.  In  solchpo  Fällen  verfälirt  der  Richter  mit  der  Hesichtiu'ung  oder 
VurleguiiK,  die  sehou  beschrieben  sind,  nachdem  der  Angriff  beuntwortet 
ist;  aber  die  Beweisfrist  ist  die  für  aufschiebende  und  vorhergehende 
linwendnngen,  wenn  Beweiee  su  erbeben  sind,  nftmlieh  Ton  6  Tagen; 
aber  wenn  es  nötig  ist,  kann  Hie  der  Richter  bis  auf  14  Tage  verl&ngeni, 
und  erhebt  die  Beweise  der  Anfechtung  im  besonderen  Verfahren;  im 
Jitndurteil  wird  dieser  Punkt  entscliiedt-n. 

Da  das  Gesetz  verlangt,  dann  in  jedem  Stunde  oder  Stufe  oder 
Inatani  der  Sache,  die  Anfechtung  angebraeht  werden  kauu,  su  haben  die 
Pkaktiker  beicUoMen,  daee  wenn  sie  in  der  Klagebeantwortnng  Torgebraeht 
wird,  sie  als  eine  Verteidigung  antr^'^-t'^if^n  wird,  deren  Beweisfrist  dieselbe 
wie  die  der  Hauptfache  ist  und  nicht  dii^  von  8  Tagen.  Der  rechtliche 
Grund,  um  das  Vorbringen  der  Bestreitung  iu  jedem  Staude  oder  Stufe 
der  Sache  sa  rechUertigen,  ist,  dass  die  Öffentlichen  Uiknnden,  die  nicht 
notwendig  mit  der  Klegesehrift  voi)|;ebradit  werden  mOssen,  in  Jeder  Zeit 
bis  tu  dm  letiten  Variumdlungen  Mr  das  Bndurteil  voigebraoht  werden 
•  können. 

Auch  kann  in  einer  Hauptklagc  eine  öffentliche  Urkunde  oder  eine 
Urkunde,  die  als  solche  geltend  gemacht  wird,  angefochten  werden,  indem 
behanptel  wird,  daai  in  ihr  eine  Vereinbarung  oder  Bridirung  enthalten 
■ei,  die  nicht  stattgefunden  hat,  oder  dass  eine  yon  den  Handlungen  be- 
gangen ist,  die  im  Strafgesetzbuch  al»  Fälnchung  bezeichnet  sind.  In 
diesem  Fall  miiss  der  Kläger  in  seinem  Schriftsatz  die  Orflnde  seiner 
EUage  auseinandersetzen  und  im  einzelnen  die  Tatsachen  ausdrücken,  die 
ihm  ab  Untentfltanng  dioien  und  die  er  beweisen  will.  Der  Beklagte 
erfclirt  in  «einer  Klagebeantwortung,  ob  er  die  Ottltigkeit  der  Uikunde 
behauptet  oder  nicht,  und  bejahendenfalls  setst  er  die  Grundlageti  und 
die  eiTizelneii  Tatsachen  auseinander,  mit  denen  er  die  Anfechtung  be- 
käm]>fen  will. 

iu  jedem  Stande  oder  Stufe  der  Sache  mit  denselben  Gründen  kann 
die  ftffentildie  Urkunde,  die  vorgelegt  wird  oder  als  solche  geltend  ge- 
macht wird,  gelegentlich  angefochten  werden.  In  diesem  Falle  legt  der 
Anfechtende  innerhalb  der  Zeit  vor  dem  .').  Sitzunir^triec  einen  Schriftsatx 
vor,  in  dem  er  die  Anfechtung  auseinantlersetzt,  uul  Erklärung  »ler  (Jnlnde 
und  Auseinandersetzung  der  einzelnen  Tatsachen,  die  ausdrücklich  aus 
geführt  werden;  und  der  die  Urkunde  vorlegt,  beetrrit^  in  der  3.  Vor* 
handlang  und  erkiftrt  selbst  ausdraeklioh,  ob  er  bei  der  Geltendmachung 
der  Urkunde  yerbleibt  oder  nicht,  und  die  Gründe  und  einselnen  Tnt- 
sachen, mit  denen  er  die  Anfechtung  hekümpfon  will.  Im  ersten  Falle, 
wenn  er  dabei  bleibt,  geht  er  mit  diesem  Zwischeu.streit  zum  bewunderen 
Verfahren.  Ln  »weiten  Falle,  wenn  er  nicht  dabei  bleibt,  wird  der 
Zwifdienetreit  für  beendigt  eriilftrt  und  die  Urkunde  im  Prosess  surflck> 
gowiesMk  und  das  Verlehren  beh&lt  seinen  Lauf. 
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Owetzgebung. 


Wenn  du  Verfahren  flb«r  die  Anfeebtang  oder  der  Zwiedieiiebvtt 

ihren  gesetzlichen  Lauf  behalten  eoU  wegen  des  angedeuteten  ß«'liarren8 
bei  Behuu|itiii)g  der  Anfechtung,  so  werden  folgende  Kefrpln  beobachtet: 

KrKtens.  Snwnhl  der  Mangel  der  B*>antwortung  bei  d<>m  Verfahren 
wegen  Äufeciitung,  als  der  schriltliohen  AuseinaudereetzuDg  der  Anfech- 
tungsgrflnde  in  dem  entepredienden  Zwtedienstreiii  haben  dieeelba  Wir» 
knngf  weidie  unser  Geeeta  den  Mangel  dee  feeeheinene  dee  Beklagten 
bei  der  Vorhandlung  Aber  die  Klagebeantwortang  gibt. 

Zwiitctis.  In  der  2  Sitzim?  nach  der  KlafbiMUil wortiing  oder 
der  Verliandliing,  in  der  hih  -rattlinden  sollte,  kann  diis  (iericlil  durch 
begründete  iSnt6cheidung  den  Beweis  der  angeführten  Tatäacben  zurück- 
weisen, wenn  er,  obwohl  geführt,  anr  üngültigkeiteeiidamng  der  Uilrande 
nidit  anerei^diend  wlre.  Von  dieeer  Bntieheidai^  findet  Bemfong  mit 
beiden  Wirkungen  statt,  wenn  das  Beditanättel  inneihalb  der  Zeit  ror 
der  3.  Sitzung  eingelefrt  wird. 

Drittens.  Wenn  das  Gericht  den  Meweis  einer  oder  mehrerer  der 
angeführten  Tatsachen  für  sachgenaiiss  behndet,  su  bestimmt  es  mit  ganzer 
Beetimmtheit,  welche  oder  Aber  welehe  der  Beweia  einer  oder  der  anderen 
Partei  anfallen  loll.  Auf  dieae  beecihrlnkea  aieh  die  Verhandlungen  mit 
ihnen  und  das  Gericht  kann  nicht  sachliche  Fragen  sarttdcweisen.  Bei« 
den  Verhandlungen  werden  die  Verzeiehnisse  der  Zeugen  vorgelegt  mit 
Angabe  ihres  Wohtiurtt>  uder  Aufenthaltsorts,  iu  der  2.  Sitzung  nach  der 
erwihnten  Entscheidung  des  Gerichts. 

Viertens.  Wenn  die  Urschrift  der  Urinnde  nidit  vorgelegt  ist, 
sondern  eine  Absdirift,  ordnet  der  Biditer  an,  dase  der  Vori^ende  den 
(Irund  angebe,  weshalb  er  die  Urschrift  nicht  vorlegt  und  die  Person,  iu 
dessen  Händen  sie  sich  befindet  und  befiehlt  (iieser,  dass  sie  sie  henuispebe. 

Fünftens.  Ks  ist  dem  Beamten  und  den  Zentren,  die  bei  der  Auf- 
nahme der  Urkunde  tätig  waren,  verboten,  im  voraus  Erklärungen  ab* 
angehen,  und  falls  daa  geediieht,  wwden  die  Bridimngen  tot  Gerieht 
nicht  sogelaasen. 

Sechfitenfi.  Bevor  mit  Erledigung  der  Beweisanträge  der  Parteien 
vorfahren  wird  und  olme  Zeitverlust  beoribt  sieh  das  Gericht  auf  die 
AmUütube,  wo  die  Urkunde  aufgeiioinmeii  erscheint,  besichtigt  sorgfältig 
die  Protokolle  und  Register,  vergleicht  sie  mit  der  vorgelegten  Urkunde 
und  legt  eine  Beschreibung  bis  ins  flünaelne  beider  Titigkeiteo  nieder. 
Wenn  der  Beamte  und  die  Zeugen  oder  einer  von  ihnen  am  Orte  wohnen, 
liLsst  der  Richter  sie  ebenfalls  in  der  genannten  Amt^^stube  .  r^cheinen. 
damit  sie  angesielits  der  erwuhnten  Protokolle  un<l  Regist.  r  und  der  vor- 
gelegten Urkunde  mit  tiestimmtheit  und  Deutlichkeit  erklären  mögen,  ob 
die  Aufnahme  talaichlich  erfolgt  ist,  ob  die  Tataachen  sidi  so  angetragen 
haben,  wie  sie  dort  angegeben  sind  und  ob  daa  iiire  Untersehriften  rind, 
die  auf  ihnen  wiedergegeben  erscheinen.  Wom  jemand  Ton  der  Wabrlieit 
des  in  der  TVkunde  angegebenen  aliweicht,  muss  er  genaue  Erklnrung 
über  die  Gründe  seiner  Abweichung  augei>en.    Wenn  die  Amtsstube  nicht 
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au  dem  Ort  der  N'erhaudluiij^  sieli  befindet,  so  wird  dem  Richter  höherer 
Ordnung  erster  Instans  an  dem  betreffenden  Orte  ein  Buareichender  Auf- 
trag gegeben,  am  di«  uigeg:»beneii  Tlttgk«iten  und  Erklimngen  an  be- 
wirken. Und  wenn  weder  die  Amtsstube  noch  die  Zeugen  an  dem  Orte 
des  Gericht«  sich  lieliudeii.  so  wird  cIm-upo  den  vi'rsfliicdpncn  holicren 
Richtern  xum  erwälinteu  Zwecke  Auftrag  erteilt.  Ist  der  Heatut«  oder 
jemand  von  den  Zeugen  gestorben  uder  ist  sein  AufenhaJtsort  unbekannt, 
eo  werden  swei  nftdute  Vervudie  evf*  oder  abetdgender  Idnie  oder 
Brader  geladen,  um  die  beattglielieii  Untenohiiften  dea  Ventorbenen  oder 
Abweaeodwi  anzuerkennen  und  ihre  Wissonschaft  flher  die  Fhtgepunkte 
anjsugehen.  In  j<^dem  Fülle  werden  sowohl  dem  Beamten  wie  den  Zenpen 
•Ue  Schriftsätze  über  Angriff  oder  Anfechtung  und  ihre  Heantwurtungen 
Torgelesen,  damit  aie  noh  aber  die  dort  angegebenen  Tataachen  erid&ren ; 
die  entBpredienden  Bemerkungen  werden  in  die  an  erleaienden  Bea^lflwe 
•afgenommen. 

Siehentens.  Die  Parteien  können  weder  den  Beamten  noch  die 
Zeugen  weiter  fragen,  sondern  sie  müssen  dem  Richter  die  Fr;iL>t'n.  die 
•ie  gestellt  wissen  wollen,  vorlegen  und  der  Ricltter  stellt  sie,  wenn  »ie 
aachgemftas  sind,  in  klaren  und  deutlieliMi  Worten. 

Aehtena.  Wenn  eine  der  Parteien  Zevgenbeweia  antritt,  vm  die 
Uttindgticiikeit  der  Anfnahme  der  Uricunde  daantun,  ao  ist  er  wirkungslos, 
wenn  nicht  wenigstens  5  Zeugen  von  vollständiger  Übereinstimniung  aus* 
sagen,  die  lesen  und  schreiben  können,  oinwandsfrei  und  vnn  penügendem 
Lebensalter,  um  das  7,u  wissen,  was  zur  Zeil  der  Aufnahnio  der  Urkunde 
geMohehen  ist.  Die  Parteien  und  auch  die  Zeugen  köimen  Urkuoden  bei- 
bringen, die  die  UnmAgUdikeit  der  Aufaiahme  der  Urininde  beetitigen 
oder  bestreiten  und  die  auf  die  Ansiobt  der  Riditer  ▼on  Wirkung  sein 
kftnnen. 

?ieunten^.  Wenn  eine  der  Parteien  l'nterHuchung  durch  Sach- 
verständige sur  Vergleichung  von  Unterschriften  uder  Briefen  beantragt, 
eo  mflnen  die  Uiimnden,  mit  denen  die  Vergleichung  bewirkt  wird, 
dflentlioiie  sein,  nnd  wenn  derartige  ndi  nicbt  finden,  eo  können  private 
gebnncibt  werden,  rm  sie  von  beiden  Parteien  angenommen  und  vou 
dem  aoerkannt  niud,  der  sie  unterschrieben  hat. 

Zehntens.  Wenn  aus  der  Untersuchung  schwerere  und  genügende 
Anzeichen  des  Vergehens  der  F&lschung  hervorgehen,  so  veranlasst  dos 
Qeridit,  wenn  die  Titer  oder  Mitsdwld^gen  leben  und  die  Strafklage  nicht 
etloedien  ist,  da«  Absdurilt  alles  erforderiidhen  an  das  anstlndige  Straf- 
gerioht  I.  Instana  gebt. 

Infolge  dieser  Massregel  bleibt  der  bürgerliche  Tfechtssfreit  so  Innge 
unterbrochen,  bis  das  Strafgericht  entpültig  entschieden  hat.  es  sei  denn, 
dass  das  Gericht  befindet,  daes  die  Sache  oder  einer  ihrer  Punkte  un- 
abhängig TOB  der  angsfoditeneB  oder  bestrittenen  Urkunde  entsöfaiedm 
werden  können,  in  weldiem  Fall  der  bflrgeriidie  Reebtsstrett  fortgesetat 
wird.   Auflb  wird  er  fortgeseteti  um  endgflltig  den  Wert  der  Uifcunde  in 
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ihm  festzustellen,  wenn  trotz  der  angegebenen  schweren  Anzeichen  Ton 
Fikehutig  das  Strafrerfahren  nioht  darcbgefOhrfe  werden  kuii,  wdl  di« 
Tftter  oder  MitaehDldigen  nidit  ermittelt  «nd  oder  die  Stmfklage  er- 
loMshen  ist. 

Klfteus.  Wenn  der  ßeainle  und  die  l'rkundszeugen  im  we8entHf*hfn 
die  Kchtlicit  dor  l'rkunde  und  die  Tatsachen  der  Niederschrift  nufrei-lit 
erlialt«n,  no  reichen  einige  Verschiedenheiten  im  einzelnen  oder  Krinue- 
riingsfehler  nieht  aus,  ihre  Bekundungen  su  entkriften,  wenn  einige  Jahre 
ab^eiauten  dnd  oder  das  Alter  das  Gedäcbtnis  der  Aussagenden  sdiwftdien 
konnte. 

Wenn  alle  oder  drr  ijr  -:ore  Teil  der  l'rkundszeupen  und  der  He- 
lmte die  Echtheit  der  Urkunde  im  wesentlichen  aufrecht  erhalten,  su  kann 
dsH  allein  entkr&ftet  werden,  wenn  sich  ohne  Möglichkeit  eines  Zweifele 
ein  swingender  Beweis  der  Flleohung  eigiebt  Im  Zweifeleblle  wird  die 
Editheit  der  Urkunde  aufrecht  erluüten. 

Zwölftens.  Im  Urteil  kann  das  Gericht  gemäss  der  Lage  des  Falls 
und  seiner  Unistände  die  Wrnichtung,  ganz  oder  teilweise,  oder  die  Be- 
richtigung oder  die  Erneuerung  der  Urkunde  anordnen,  die  es,  ganz  oder 
teilweise,  für  fdsoh  erklirt;  und  ausser  den  Keeken  legt  es  dem,  dw  die 
Uikunde  sa  Unredii  angefoditen  oder  bestritten  hat,  die  Breetaung  dea 
Schadens  aut 

Dreizehntens.  Da«  Uiericht  erneniit  einen  Beamten,  der  bei  dem 
Verhör  und  dem  V^ortragc,  zum  Urteil  oder  Verltandluug,  als  Huparteiiücbe 
Prozessperson  zugegen  ist. 

Vierzehntens.  Jeder  V^ergleich  der  Parteien  bedarf  an  seiner 
OfiKigkeit,  ausser,  dem  Vortrage  des  Beamten,  die  Genehmigung  des  Gfr> 
richts,  wenn  es  ihn  nicht  gegen  die  guten  Sitten  oder  die  flffentlidie 
Ordnung  befindet. 

Füiifzi'hntoiis.    Wenn  schon  ein  reehtskräftiges  TTrteil  über  die  Krlit- 
hoit  einer  öffentlichen  Urkunde  ergiiugen  ist,  su  ist  ein  neuer  iiecitiäJsLreii 
vor  dem  bürgerlichen  (lericht  fiber  die  Vollstreckung  des  Urteils miraliasig: 
Art.  335.  Im  FMt  der  Bestreitung  oder  Anfechtnng  Ton  PriTat* 
Urkunden  werden  Torsteliende  Grandsitse,  soweit  sie  anwendbar  rind, 
beobachtet. 

Der  6.  Absehnitt  des  lU  Titels  handelt  von  der  Untersuchung 
durch  Sachverständige.  Dies  Beweismittel  findet  nur  über  rein  tatHäch- 
liehe  Punkte  statt,  wenn  das  Gericht  es  beetimmt,  von  Amte  wegen  oder 
auf  Parteiantrag,    tat  sie  bewilligt,  so  wiMrdett  die  Sadiverstindigen 

innerhalb  der  3  folgenden  Tage  ernannt  und  diese  Auswahl  nach  der 
Bestimmung  des  ImrL'f  rüi-hen  (iewetzbui  Iis  bewirkt.  In  jedem  Fall  müssen 
die  Sacbverstiindigen  unter  Persönlichkeiten  ausgewählt  sein,  die  nacli 
ihrem  Gewerbe,  Beruf  oder  Kunst  praktische  Kenntnisse  in  dem  besitzen, 
worauf  sidi  die  Untersuchung  besieht,  und  wenn  sie  diese  Bedingung 
nicht  erffillen,  so  kann  die  beteiligte  Partei  die  Sreetanng  durch  einen 
anderen  tauglichen  nachsuchen,  und  folls  der  Antrag  begrflndet  ist,  gibt 
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ihm  der  Richter  statt.  Die  Sacliverstujidigeii,  «lolialil  sie  benachrichtigt 
und,  sehwffren  binnen  24  Standen,  tranlich  ihre  Aufgabe  su  erfflUen.  Sie 
nehmen  die  UnienittchnnKen  gfemeinechaftlicb  vor.  Die  Parteien  können 

l»ei  ihnen  zu^jpgen  sein,  ziflion  «-ich  alierzuräck,  damit  die  Sachverständigen 
allein  sich  lii'>pn»<  lH'ii  und  bcriitcn  können.  Die  Zuit,  in  der  die  Sach- 
verstiindigen  iiiren  Auftrag  erledigen  müssen,  setzt  das  Gericht  fest  nach 
▼orheriger  AnhOrun^  in  der  lädealeistttnipverluindlung,  aber  cie  flbenteigt 
niemala  14  Tage  mit  Hinsarechnung  der  Bntfemung  deH  Ab-  und  Za> 
ganges  su  dem  Ort,  wo  die  Untennohnng  HtattKufinden  bat.  Der  Sach* 
verständitre,  d<'r  sciiif»  Aufhalte  zu  orffillcti  «iitfrlässt  ohne  L'-'^'  t^niiissipcn 
drund,  vcrfiillt  in  eine  (ieldftraft'  von  .")0 — 12.')  Ilolivan*>  und  ist  ausser- 
dem für  den  Scliaden,  den  er  verursacht,  ba(tl>ar.  In  den  Fällen  gänz- 
lichen Abganges  einee  der  SaehTentftndigen  wird  ein  anderer  ernannt 
and  erg^t  neue  Bestimmung,  und  in  don  übrigen  Füllen  des  Abganges 
erfolgt  nur  neue  Restimmung.  Die  Sachverfitjindigen  können  von  den 
Parteien  !il>gelehnt  werden,  alter  die  von  ihnen  benannten  können  von 
Urnen  »eibst  nicht  abgelehnt  werden,  e»  sei  denn  au»  inzwischen  ent- 
standener Uieaohe. 

Angenscheinseinnalime.  Nicht  nur  die  Parteien,  sondern  aacb  der 
Riditer,  wenn  er  ee  ffir  angemessen  hftlt,  kann  Angenscheinsdnnahme 
vornehmen,  am  sich  von  solchen  ^m^tänden  All  attenk^ten,  die  auf 

anrlpre  W^isp  nii  lit  elHiibliaft  geiiiaclit  werHen  können.  Wenn  dif  Par- 
teien äie  lieantragen  oder  der  Richter  mo  beschliesst,  begibt  dieser  sich 
an  den  Ort,  wu  die  Tatsache  geschehen  i«t,  um  die  es  sich  handelt,  oder 
an  dem  sida  die  streitige  Sadie  befindet.  Die  Parteien,  der  Riditer  oder 
seine  Beauftragten,  der  Sekretär,  ein  oder  zwei  Sachverständige,  wenn 
es  ndtiir  ist,  und  die  Pevoliniächtigten  oder  Vertreter  der  Parteien  sind 
diejenigen,  (iie  hei  <ier  N'crhaiidliing  ziii^eifen  sein  ktiiinen,  und  d  tI  können 
sie  dem  Richter  die  mündlichen  Uemerkungcn  machen,  die  sie  lür  notig 
halten  und  die  in  das  Protokoll  eingefügt  werden,  wenn  sie  das  beantragen. 
Der  Riditw  nimmt  eine  Darsteilnng  des  Verhandelten  anf  und  besohrtnkt 
sich  auf  die  Tatsachen,  die  gesehen  sind,  und  ohne  eine  Ansicht  all  Äussern 
noch  Beurteilitn!.'en  flber  sie  zu  mnehen.  Er  unterschreibt  mit  dem  Sekretilr 
und  den  Parteien,  die  zugegen  sind.  Die  Tätigkeit  der  äachversttüidigeu 
beschränkt  aidi  auf  die  BrkUrungen,  die  der  Richter  aar  besseren  Anf- 
klftrung  fflr  nOtig  hfilt,  und  Belehrangen,  die  er  auch  von  einer  anderen 
Person  unter  dem  Bide  verlangen  kann. 

Z'>ut:*  n  und  ihre  Aussagen:  Der  Richter,  der  Aussagen  v<»n  Zeugen 
zu  erfordern  hat.  bewirkt  die«  unter  Festsetzung  der  Stunden,  in  denen 
die  V  erhandlung  vor  sich  gehen  soll,  mindestens  eine  Sitzung  vorher. 
Der  genannte  Beamte  oder  sein  Beauftragter  stellt  die  Abfragung  der 
SSeugan  Öffentlich  an,  einee  nach  dem  andern  und  getrennt  na«di  den 
Fragen,  die  diejenige  Partei  vorlegt,  die  sich  des  Zeugnisses  bedienen 
will,  und  nach  den  mündlichen  oder  schriftlichen  Fragen,  die  die  Gegen- 
partei über  die  T»t«acben  in  der  Befragung  stellen  will,  oder  andere, 
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die  aor  Aulstellttiig,  Bwiditigung  oder  Bntkrtllung  ihrer  Aussage  die> 
nen  soUen. 

Der  Zeuge  loisU-t  vor  der  Aussage  einen  Eid,  die  Wahrheil  sagen 
zu  ■wollen.  Dip-<er  Kid  kann  gelcif^tet  werden  unter  Aiirnfunjr  der  Religion, 
die  der  Zeuge  bekennt,  oder  des  (lewtssens  oder  der  Ehre,  wenn  der 
Zeuge  erklärt,  er  hübe  keine  Religion.  Er  giljt  seineu  Namen,  Familien- 
nemen,  Alter,  Stand,  Oleuben,  Wohnort  an,  und  wenn  eine  der  Hindemisse 
einer  Zeugeneuasege  vorliegt,  die  in  den  Art  1986—1828  des  bfligertiehen 
rie>etzbuch9  HufgoKübltsind.  Um  das  Urteil  des  Zeugen  aufzuklären,  kann 
der  Richter  ihn  fntL'er),  was  er  für  angemessen  hiUt.  Nur  er  kann  ihn 
in  seiner  Aussage  unterbrechen,  um  eine  L'ngebühr  abzustellen  und  hat 
die  Pfiiohk,  ihn  gegen  jeden  Angriff  zu  acbfitsen  und  ihm  die  Freiheit  sv 
versdiaffen,  deren  er  bedarf,  noi  die  Wahiheit  sagen  an  kOnnen. 

Der  Biditer  kann,  wenn  er  ee  fQr  angemessen  hilt,  anordnen,  dass 
der  Zeuge  an  dem  Ort^  befragt  werde,  rtuf  den  sieh  seine  Aussagen  be- 
ziehen, und  im  Fall  gereclitfertigtor  Hinderung  kann  sich  auch  der  Richter 
in  die  Wohnung  de»  Zeugen  begeben,  um  ihn  dort  zu  fragen,  nach  vor- 
heriger Anordnung  wenigstens  ein«i  Sitiungstag  vor  dem  Tage,  an  dem 
die  Abfragung  stattfinden  soll. 

Die  Protokolle,  in  denen  die  Zeugenaussagen  niedergelegt  sind, 
niQssen  von  ihnen  unterschrieben  sein,  vom  Richter,  Sekretär  und  be- 
teiligten Parteien,  nachdem  sie  dem  Zeugen  vorgelesen  sind,  damit  dieser 
sein  EinverNtändnis  erkläre  oder  die  erforderlichen  Bemerkungen  mache. 
Wenn  Jemand  nieht  lesen  und  sdireiben  oder  nicht  untenofareiben  kann, 
wird  dies  im  Protokoll  bemerkt 
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ÜbersetzuQg  von  Dr.  Victor  Schneider}  Justizrat,  Berlin. 


a)  Gesetzgebung  der  VeTefnigteii  Staaten. 

Dieser  l'berblick  umfasst  die  iJuiKitSf^t •^e^/i^•■l'llll^  liu  du-  Zeit 
v<ira  Dezember  1901  bis  März  r.>or»  und  die  stautliclie  (n'heizi^t  }<iim; 
für  die  Zeit  vom  1.  Oktolier  r.t"l  his  1,  Oktober  llXtl.  Die  Ta^aui},n'n 
des  Hundeskongresses  tiiiden  alljalirlich  statl,  wiilirend  in  den  Einzcl- 
staaten  die  Taj^nniroii  der  {resetzgebendeii  Körperst  liat'u  u  ulb>  zwei 
Jahre  stat ttimlt  u  mit  Au>nulime  von  (ieor^ria,  Massachusetts,  New 
Jersey,  liliode  Island  und  South  Carolina,  wo  sie  jälirlich,  und 
in  Alabama,  wo  sie  alle  vier  Jahre  stattfinden.  Die  meisten  der 
zwe^ährigen  Tagungen  finden  iu  den  uu^aMaden  Jahren  statt,  und 
daher  flbertrifft  die  Ausbeute  der  Gesetzgebung  in  diesen  Jahren  bei 
wdtem  di^'enigen  der  geraden  Jahre.  Wählend  der  vorerwSbnten 
Zeitperiede  wurden  ▼on  den  Tersehied^en  geeelzgebenden  K9rper> 
Schäften  der  Elnzelstaaten  25506  Geeetce  nnd  Verordnungen  er* 
lassen.  Von  diesen  wurden  5590  im  Jahre  1902,  14394  im  Jahre 
1903  nnd  5522  im  Jahre  1904  erlassen.  Viele  von  diesen  Gesetzen 
sind  rein  privater  oder  lokaler  Natur,  Etatsgesetze  oder  unwesent- 
liche Ei^nzangen  von  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen. 

')  Bei  ZiisHnunoristcllim<x  lii»----  f  li.'rldick^  wurd'  ii  wir  in  wert- 
vuUer  Weise  unterstützt  durch  die  Julnbueiier  der  (jessetzgebung,  welche 
von  der  New  Yoricer  Staatsbibliothek  veröffentlidit  werden  und  welche 
einen  Aussog  ans  den  Botschaften  der  Uouvemenre,  ein  Inhaltsreraeiohnis 
der  Gesetzgebung  und  einen  Oberblick  über  die  stnntliche  Gesetsgebung 
enthält.  Wir  wurden  fornfr  unterstützt  durch  die  Adressen  der  Präsi- 
denten der  amerikainseheu  Anwaltsvereinigunjj^  für  die  Jahre  ldU3 
und  1904.  Bin  eingehenderer  Bericht  Uber  die  Geset^geliung  von  1902, 
▼on  dem  Verfwaer  dieses  Berieht«  erstattet,  findet  rieh  in  der  Revue  du 
droit  public  et  de  la  science  politiquo.  Band  XX.  November  1^X>8. 
Jahrboeb  der  intamat.  Vereinlgong.  8.  Bd.  Iij4 
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BimdMgesetigebaiig; 

Unter  den  von  dem  &7.  Kongrew  (vom  Dezember  1901  bis 
MSra  1903)  gefessten  GeBetsen  mögen  die  folgenden  herrorgelioben 
werden: 

Ta^Dg  I,  Kap.  18.    Ein  Gesetz,  durch  welches  Personen, 

die  der  Jurisdiktion  der  Vereinigton  Staaten  unterworfen  sind,  ver- 
hindert werden  sollen,  FeuerwaÖen,  Opium  und  geistifre  Getränke 
an  die  Kin^eborenen  der  Inseln  des  Stillen  Ozeans,  die  nicht  unter 
der  Jurisdiktion  eines  Kulturstaat^s  stehen,  zu  verkaufen. 

Tag^nng:  I,  Kap.  278.  Dieses  Gesetz  schreibt  vor,  dass  An- 
erkenntnisse, welche  sich  auf  Urkunden  über  Grundbesitz  beziehen, 
das  im  Bezirke  von  Colunihia  oder  in  einem  Territorium  der 
Vert'iniirfen  Staaten  belef^en  ist.  vor  einem  Notar  auf  den  Philippinen 
oder  Portniiro  ab^efrcben  werden  können. 

Tatrnnp:  1,  Kaji.  Dies  Gesetz  schreibt  die  weitere  Gel- 

tnn^^  il"-^  (^f.^etzeH.  betretlend  die  Ausschliessun«r  vi»n  Chim'sen,  vor 
und  (tehiii  dessen  Bestimmungen  auf  die  Inselbesitzuugen  der  Ver- 
einigten Staaten  ans. 

Taf^un^  1,  Kap.  7S1.  Dieses  Gesetz  unterwirti  tHeuniinargariiie 
oder  andere  Nai  lialiiniuiyi  ii  \  ii  Milchprodukten,  welche  aus  einem 
fremden  Lande  oder  aus  einem  anderen  Staate  der  Union  in  einen 
Einzelstaat  eingeführt  werden,  unmittelliar  den  Gesetzen  des  Staates, 
in  den  die  Produkte  transportiert  werden.*) 

Tagung  I,  Kap.  1138.  Dieses  Gesetz  erhöht  die  Tagesge- 
bfthren  fdr  Geschworene  in  den  Bondesstaaten  von  2  anf  3  Dollars. 

Tagung  I,  Kap.  1302.  Fanamakamdgeaeti.  Dastelbe  trifft 
Bestimmungen,  dass  die  Begiemng  der  Vereinigten  Staaten  die  ge- 
samten fiechte,  Besitztümer  nnd  Privilegien  der  Nenen  Panamakanal- 
Gesellschaft  mit  einem  Anfand  von  nicht  mehr  als  40000000  Dollars 

iJie  Ordnung  des  Hiuui»l.svr'rkehrs  unter  den  einzelnen  Staaten 
uiul  mit  dem  Ausland  steht  der  Bundebregieruog  su.  Da  Oleuniinargarine 
ein  anerkannter  Mandelsartikel  ist,  kann  ein  Staat,  in  dem  dieselbe  ein« 
gefülirt  wird,  ihren  Verk.-iuf  nur  insoweit  ordnen,  a\n  dies  notwendig  ist, 
nin  ihre  liciiiheit  zu  sichern:  er  kiiiiii  iihor  ihren  Verkauf  nicht  i^anz 
vcri^irteti.  -ohmge  der  Verkioif  in  <ler  ursprünglichen  N'erpackuns;  den 
Joipcirteur«  geschieht  [Scmüllknheicukk  gegen  Pennsjlvanieo  (1897),  171 
Vereinigte  Staaten-Berichte,  T\.  Durch  dieses  Oesets  irird  die  Tolistlndige 
Kontrolle  der  fiinselstaaten  singefBhri  und  verliert  dadurch  die  oben 
zitierte  Entucheidung  ihre  Wirksamkeit. 
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erwirbt.  Per  Präsident  wii(i  IVnu  r  »  rtJiäcIitiKt.  von  der  Republik 
Columbia  die  dauernde  Kontrolle  iiliei-  t  ineii  Streifen  Landes  nicht 
weniger  alK  sechs  Meilen  weit  längs  der  Linie  des  l'ananiakaiiales 
zu  erwerben,  sowie  das  iitriii,  über  diesen  Streifen  Landes  und  die 
Häfen  am  Kiidf  desselben  tierichtsbarkeit  auszuüben.  S(dlte  der 
Präsident  niciit  in  der  Lage  sein,  unter  vernünftigen  Bedini;uniit  n 
und  in  angemessener  Zeil  die  Keehte  und  das  Besitztum  der  I'aihuua- 
gesellschaft  und  die  Kontrolle  über  den  Streifen  Landes  von  Colunilna 
za  erwerben,  so  wird  er  ermächtigt,  mit  Costa  Rica  und  Nicaragua 
wegen  des  Erwerbes  der  danerndeii  Kontrolle  Aber  das  fHr  den  Bau, 
die  Erbaltang  nnd  den  Sehnte  eines  Eanales  auf  der  Nicaragua- 
linie  notwendige  Tenitorinm  sra  verhandeln.  Weitere  Bewilligungen 
von  nieht  mehr  als  185000000  Dollars  besw.  von  nicht  mehr  als 
180000000  Dollars,  je  nachdem  die  gewfthlte  Bonte  die  Panama^  oder 
die  Nicaragnarottte  ist,  wurden  für  die  tatsächlichen  Bannnkosten 
gemacht.') 

Tagung  I,  Kap.  1831.  Dies  Gesets  verbietet  Konsnlarbeamten 
Ernennungen  answfirüger  Staaten  zn  Nachlassverwaltern,  VormUndem 
oder  anderen  Vertranensposten  anznn^men  ohne  Volbsiehnng  einer 
Schnldverachreibnng  für  die  getrene  ErfBUnng  der  so  uivertnuiten 
Obliegenheiten.  Solche  Schaldverschreibnng  ist  von  dem  Staats- 
sekretSr  an  genehmigen.  Der  Brach  eines  so  begrflndeten  Ver- 
tranensverhSltniflses  wird  als  eine  Unterschlagung  aageseheUi  die 
mit  einer  Ifazimalstrafe  von  5000  Dollars  nnd  mit  GelXngnis  bis  zn 
fünf  Jahren  strafbar  ist. 

Tagung  I,  Kap.  1856.  Dies  Oesets  ordnet  die  Ventilation 
von  Kohlenbergwerken  in  den  Territorien  der  Vereinigten  Staaten 
nnd  bestimmt  die  Zeiten,  zu  denen  Sprengschfisse  abgegeben  werden 
kennen. 

Tagung  I,  Kap.  1369.  Dies  Gesetz  gibt  Vorschriften  fiber  die 
vorUnflge  Begiemng  der  Philippinen. 

*)  Insow'it  (lies  (JcKotz  Hostimmiintren  über  den  Krwerb  v^  ti  r.iiiid- 
besitz  von  Cuiiimliia  traf,  wiinlfii  di^-o  Bi"";timimingen  Ix-df'ii m  l'sIi.s 
durch  die  Verwerfung  de«  iluy-litTrau-V  erirage.s  vom  22.  Jamuir  i'JOÜ. 
Der  Kauf  ^er  Rechte  der  fransönsehen  Ksnalgesellscbaft  wurde  nach 
MaMgabe  dei  silierten  Gesetses  f[:emacbt  und  das  Territorium  durch  den 
Vertrag  vom  18.  November  190^?  zwischen  den  Vereiiiipten  Staaten  und 
Panama  von  der  jüngst  abgefaUenen  Republik  Panama  enk-orbon. 
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Tagung  I,  Kap.  1376.  Dies  (iesetz:  macht  das  Betret€ü  eines 
Zages  in  der  Absicht  des  ^Mordes,  des  liaubes  oder  einer  anderen 
gesetzu  idri^ren  Gewalttat  gegenüber  Angestellten  oder  Passagieren 
mit  einer  Strafe  bis  zu  5 WO  Dollars  oder  Gefängnis  bis  zu  20  Jahren 
oder  beidem  strafbar.    Das  Gesetz  ist  nnr  in  den  Territorien  wirksam. 

Tagung  11,  Kap.  -ibl.  Dies  Gesetz  ergänzt  das  Konkws- 
gesetz  von  18V»S. 

Tagung  II,  Kap.  552.  Dies  Gesetz  begründet  das  Ministeriuiu 
für  Handel  und  Arbeit  zur  Beförderung  und  Entwickelang  des  ans- 
Iftndiselien  und  inlän^tehen  E«idelt,  des  BergbanbeMebes,  der 
Schiffiihrt,  der  Fabrikation  nnd  der  Fiseherei-Indostrie,  der  Arbeits* 
interessen  nnd  der  Traiis|iurtgelegenhelten  der  Vereinigten  Staaten. 
Der  Sekretftr  des  Hinisterinms  fHr  Handel  nnd  Arbeit  wird  ein  • 
Mitglied  des  Kabinettes. 

Tagnng  II,  Kap.  708.  Dies  Geseta  ergünst  das  Geseta  ttber 
den  Handel  unter  den  Einaelstaaten,  nnd  zwar  wird  eine  Handlnng, 
die  von  einem  Beamten  oder  Vertreter  einer  Korporation  vorge- 
nommen wird  nnd  die  anf  Grand  der  Gesetze  strafbar  sein  würde, 
anch  als  Akt  der  Korporation  strafbar.  Das  Gesetz  unterwirft  die 
Korporation  gewissen  Geldstrafen,  nnd  ist  es  ebenftdls  als  ein 
mit  Geldstrafe  von  1000—20000  Dollars  strafbares  Vergehen  ange- 
nommen worden,  Rabatte  oder  Konzessionen  anzubieten  oder  an 
bewilligen,  wodnrclt  Eigentum  zu  einem  niedrigeren  Satoe  transportiert 
wird,  als  demjenigen,  welcher  in  der  bekannt  gegebenen  Kosten- 
aufstellung  der  Spediteure  enthalten  ist.  Dies  Gesetz  findet  selbst- 
verständlich nur  auf  den  Verkehr  der  Einzelstaatea  unter  sich  und 
den  aosländisclien  Ifimlel  Anwendung. 

Tagung  II,  Kap.  775.  Das  Gesetz  trifl't  Bestimmungen  über 
die  Reorganisation  der  Miliz.  Es  wird  festgestellt,  dass  die  Milia 
ans  allen  körperlich  tauglic  b«  n  männlichen  Bürgern  oder  .solchen 
.Ausländern  besteht,  die  ihre  .\l»icht,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
zu  werden,  zwischen  dem  Alter  von  18  und  !">  .Tahren  erklärt 
haben.  Diese  iMiliz  ist  eingeteilt  in  die  organisierte  Miliz  und  die 
h't servemiliz.  Da«  (Jesetz  überträgt  dem  Präsidenten  die  Slacht- 
hefugnis,  solche  Miliz  einzuberufen,  wann  er  dies  für  notwendig  er- 
aolitt't  Auf  (irund  der  Bestimmungen  dieses  Gesitzt-s  werden  die 
K<>-t<n  br  .\us>riistung  der  oigaiiisierteu  Miliz  von  der  Bunde.s- 
regierung  übernommen,  und  sind  Bestimmungen  getroffen,  wonacli 
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Antragsteller,  die  in  der  r^Uren  Armee,  in  der  freiwilligen  Armee 
odor  in  der  HlUz  gedient  haben,  IQr  einzelne  Stellangen  im  ge- 
wöhnlichen Wege  geprüft  werden. 

Tagung  n,  Kap.  976.  Dies  Gesetz  ergänzt  die  Gesetze  von 
1898  nnd  1896  Uber  die  Benutzung  von  Sicherheitsvorkehmngen 
anf  Eisenbahnen. 

Tilgung  n,  Kap.  980.  Dies  Gesetz  bestimmt  die  Wthmng 
des  Goldpeso  in  den  Philippinen  nnd  trifft  Vorschriften  ttber  ein 
ItflnzRvstem  anf  flit-sen  Inseln. 

Tagung  II,  Kap.  1012.  Gesetz  betreffend  die  Einwandernng 
von  Ausländern.  Das  Gesetz  solireibt  eine  Steaer  von  2  Dollars  für 
jeden  Einwanderer  vor.  Hiervon  sind  ausgenommen  die  Bürger  von 
Canada,  Caba  oder  Mexiko.  Das  (iesetz  schliesst  ferner  grosse 
Gruppen  von  Armen,  Kranken,  Verbrechern  nnd  anderen  nicht 
wünschenswerten  Einwanderern  ans,  nicht  aber  anch  Personen,  die 
wegen  eines  rein  politischen  Ver*rehens  verurteilt  wurden,  da 
damit  ein  moralischer  8chaden  nicht  vt-rbunden  ist.  Arbeiter, 
die  nach  den  Vereinigten  Staaten  auf  lirund  eines  Kontraktes 
kommen,  sind  mistr*  sr!ilo.>;>eii.  es  sei  denn,  dass  sie  tr-  si  hulte  .Xrbfiter 
auf  einem  Gebiete  sind,  auf  dein  es  in  .Xinerika  keine  unbeseliäftitrten 
Pei-si>nen  tfibt.  Die  .\ns.Krliliessung  von  Kontraktarbeit  Hndel  keine 
Anweiiduiif^  auf  berufsniiis.sige  Schauspieler.  Künstler.  \'nrtr:iiien(U^, 
Sänger,  Geistliche,  Prutessoren  an  Universitäten  oder  Seminaren, 
Pei"sonen,  die  einem  anerkannten  gelehrten  Beruf  anL-'fhr'ren,  und 
persönliche  Bedienstete  oder  Hauspersonal.  Es  ist  ferner  als  .srnt- 
bare  Handlung  hiii;rthttllt.  die  Kinwamiernng  auswiirtitier  Arlteiter 
durcli  Annoncen  zu  ermutigen,  und  Personen,  welche  das  Land  auf 
Grund  solcher  Annoncen  betreten,  gehören  zu  den  ausgeschlossenen 
Gmppeu.  Schiffiseigentttmern  ist  verboten,  wegen  der  Einwanderung 
Reklame  zn  machen. 

Tagung  II,  Kap.  1015.  Dies  Gesetz  verbietet  die  Herstellung 
oder  Einfthmng  in  die  Vereinigten  Staaten  von  Drucken,  Karten 
oder  Anzeigen,  weldie  Darstellungen  von  Münzen  der  Vereinigten 
Staaten  oder  ansländiseben  Münzen  enthalten.  Kataloge  von  Mttnz- 
hSndlem  nnd  nnmismatlBchen  und  historischen  Magazinen  fallen' 
nicht  nnter  dies  Verbot 

Tagung  n,  Kap.  1019.  Dies  Gesetz  ergSnzt  die  Patentgesetze 
in  der  Weise,  dass  auslfindische  Patente  geschützt  werden  nnd  trifft 
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Vorschriften  fiber  die  Patmtienuig  von  im  Aoshmde  patentierten 
Geg^ständen  in  den  Vereinigten  Staaten, 

Tagung  IL  GemeinflchaftUche  Beeolntion  (11.  Febroar  1903). 
In  derselben  werden  die  staatlichen  Antoritftten  ersneht,  mit  dem 
Censnsamt  dee  Bandes  ansammen  an  wiricen,  nm  ein  einheitliches 
System  der  Eintragong  fIber  Lebensstatistik  anstände  an  bringen. 

Der  58.  Eongress  kam  im  Dezember  1908  zusammen  nnd 
hielt  drei  Tagungen  ab,  welche  awiadien  jenem  Tage  nnd  seiner 
endgültigen  Vertagung  im  Mftra  1905  lagen.  Von  den  seitens  dieses 
Kongresses  gefisBsten  Gesetaen  sind  die  folgenden  von  allgemeinem 
Interesse: 

Tagung  II,  Kap.  1758.  Dies  Gesetz  bestimmt  10000000  Dollai-s 
nacli  den  Vertragsbedmgungen  znr  Zahlung:  an  Panama  für  das 
Kanalterritorinm   nnd  abertrftgt  die  Befugnisse  der  zeitweiligen 

Leitnng  auf  den  Präsidenten. 

Tagung  n,  Kap.  1809.  Dies  Gesetz  ordnet  den  Vcrliauf  von 
kaufmännisolion  Lagern,  um  die  Gläubiger  des  Verkäufers  zn  schätzen. 

Das  GeM'tz  ist  lediglich  im  Bt^zirke  Columbia  wirksam. 

Tagung  II.  (it  nieinschaftliflipr  Beschhis.s  vom  8.  April  ll>Oi. 
Ihirdi  dpnselbpn  wird  der  Präsident  ersuolit.  mit  iTrossbritaiinien 
wegen  einer  Revision  der  Bäreurobben  Regulative  zu  verhandeln 

Tagung  IT.    Gemeinschaftlirher  Beschluss  vom  9.  April 
Dieser   Besohluss    enthält    eine    Einladung    an    die  International 
l'ai  lianientary  Union,  die  Vereinigten  Staaten  zu  Im  suchen,  und  setzt 
die  Summe  von  50000  Dollars  für  rnteriuiltnngskosten  fest. 

Tagung  II.  Gemeinschaftlicher  Heschlnss  vom  28.  April  1904. 
Dieser  Hrschluss  begünstigt  die  Annalunt  t>ines  Pnnzi{>s  des  inter- 
nationalen Rechts,  durch  welches  alles  Privateigentum  mit  Aus- 
naliuie  von  Konterbaude  von  der  Beschlagnahme  zur  See  ausgenommen 
werden  soll. 

Tagung  III,  Kap.  23.  Dies  Gesetz  trift't  Vorschriften  über 
die  Inkorporiernng  der  amerikanisclien  Roten  Kreuz-Gesellschaft  und 
1^  eine  Strafe  anf  für  die  nimrlMbte  Benutzung  der  Insignien  der 
Gesellschaft 

Tagnng  III,  Kap.  458.  Dies  Gesetz  ordnet  die  Ausgabe  von 
städtischen  nnd  anderen  Schnldverschrdbongen  in  den  Philippinen, 
die  Verteilung  von  Land  nnd  das  Unthen  von  Mineralrechten  anf 
diesen  Inseln. 
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Tagung  III,  Kap.  '»öo.  Hierdurch  wird  der  Inipurt,  der 
Export  und  die  Versendnnp:  von  einem  Staat  in  den  anderen  von 
(iliszöner  Literatur  oder  unniinalischcn  und  unpassenden  Artikeln  zu 
einer  strafbaren  Handlnnir  l'^  !i! .  \vt  i(  he  mit  (i^  ldst rafe  Iiis  zu 
5000  Dollars  oder  Gefängnisstrafe  mit  harter  Arbeit  bis  zu  5  Jahren 
oder  beiden)  zu  bestrafen  ist. 

Tagung  III,  Kap.  1311.  Dies  (7«'st'tz  stellt  Personen  und 
Waren,  die  aus  der  I'ananiakanalzone  kommen,  auf  die.'jelbe  Basis, 
als  wenn  sie  aus  einem  fremden  Lande  kämen. 

Tagung  III,  Kap.  140H.    Tarifgesetz  für  d'w  Fliilipidnen. 

Tagung  III,  Kap.  liil  gestattet  dem  allgemeinen  aus- 
läudischen  Vormund,  ergänzende  Ndrniundseluiftspapiere  im  Bezirke 
Columbia  zu  beantragen,  um  \'eriuögeu  des  Mündels,  das  iu  dem 
Bezirke  belegen  ist.  zu  verwalten. 

Tagung  III,  Kup.  1501  verbietet  den  Transport  ans  einem 
Staate  in  den  anderen  und  den  Gebranch  der  Vereinigten  Staaten- 
Porten  fibr  te  VomaJid  toü  lebenden  Ins^ten,  es  sei  denn,  dass 
dies  auf  Grand  bestinmter  Vorschriften  sni  wissenschaftlichen  Zwecken 
geschieht 

Tagung  HL  Gemeinschaftlicher  Beschlnss  vom  3.  Hirz  1905. 
Dnrch  denselben  wird  der  Internationale  Gefftngniskongress  einge- 
laden,  seinen  aehton  Eongrese  in  den  Vereidgten  Staaten  abznhalten. 

Unter  den  allgemeinen  Vertragen,  an  denen  die  Vereinigten 
Staaten  beteiligt  sind  nnd  welche  wfthrend  der  in  dieser  Übersicht 
behandelten  Zeitperiode  ratifiziert  worden  sind,  sind  hervorzuheben 
die  VertrKge  mit  Orossbritannien  mit  Bezog  auf  den  Isthmnskanal 
vom  21.  Februar  1902  nnd  die  Erledigung  des  Streits  Uber  die 
Grenzen  von  Alaska  vom  8.  Mftrz  1903,  das  Abkommen  mit  Mexiko, 
dnrch  welches  die  Kontroveirse  mit  Bezng  anf  die  wohltAtigen 
Stiftongen  von  Kalifornien  dem  Hager  Tribunal  überwiesen  wardeu, 
vom  22.  ICai  1902,  der  allgemeine  Vertrag  mit  Cnba  vom  1.  Jnli 
1904,  das  Abkommen  mit  Frankreich  mit  Bezug  anf  die  Angelegen» 
heiten  in  Tonis  vom  7.  Mai  1904,  der  Vertrag  mit  Panama  mit 
Bezog  aof  den  Kanid  vom  20.  Februar  1904  und  das  internationale 
Abkommen  mit  Bezog  auf  Landkrieg  vom  H».  März  1902. 

Handelsverträge  wurden  abgesehlossen  mit  Üoba  am  31.  .März 
1903,  mit  China  am  13.  Janoar  1904  und  Äthiopien  am  2.  August 
1904  ond  eine  Konsularkonvention  mit  (xriechailand  am  9.  Jnli  1903. 
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Auslieferungsverträfr*'  wurden  abgeschlossen  mit  Bolivien  am 
2o.  Dezember  1901,  mit  Diinemark  am  It».  April  1902,  mit  Serbien 
am  18.  Mai  1902,  mit  Clüle  am  27.  Mai  1902,  mit  Belgien  am 
14.  Juni  19ri2.  mit  ]!ra<ilien  am  18.  April  1903,  mit  Guatemala  am 
16.  Juli  1903  und  tuba  am  31.  Janaar  1905. 

b)  Gesetzgebimg  der  £mzelstaateii. 

TerflMsang  und  TerwaltnDgsreeht. 

VerfassungHkonvente  wurden  abgehalten  in  Connecticut  vom 
1.  Janaar  bis  15.  Mai  1902,  in  Virginia  am  12.  Juni  1901  bU 
26.'  Jnni  1902  und  in  New  Hampshire  im  Dezember  1902.  Die 
Frage,  ob  ein  Verfessangskonvent  abzuhalten  sei,  wurde  von  dem 
Volke  in  lliehigan  und  Nebraska  bei  d«D  Novemberwahlen  des 
Jahres  1904  verworfen,  und  der  Antrag  auf  EinberuAing  eines 
Verfossungskonventes  in  Idaho  wurde  dem  Volke  nidit  unterbreitet, 
weil  derselbe  nicht  von  den  gesetsgebenden  Körperschaften  in  ge- 
höriger Weise  gestellt  war. 

Die  von  dem  Konvente  in  Connecticut  entworfene  Verfassung 
wurde  im  Juni  1902  vom  Volke  verworfen.  Der  Konvent  von 
New  Hampshire  unterbreitete  dem  Volke  10  ErgSmningen  zu  der 
vorliandenen  Verfassung,  von  denen  vier  angenommen  und  sechs 
verworfen  wurden.  Die  Ver&ssung  von  Virginia  wurde  den  Wäldern 
nicht  zur  Battflkation  unterbreitet,  dieselbe  trat  am  10.  Juli  1902 
in  Wirksamkeit 

Die  Verfassung  von  Virginia  schreibt  die  fibliche  Trennung 
der  Regiemngsftanktionen  vor.  Der  oberste  Regierungsbeamte,  der 
Gouverneur,  wird  fUr  die  Dauer  von  vier  JiAren  erwählt  und  ist 
fiir  die  unmittelbar  nachfolgende  Periode  nicht  wieder  wählbar. 
Sein  (xehalt  betragt  '000  Dollars.  Er  hat  die  Befngnis,  während  der 
Zelt,  während  welcher  die  gesetzgebenden  Kfirperschaften  nicht  zu- 
sammengetreten sind,  die  einzelnen  Exekutivbeamten  des  Staates, 
mit  Ausnahme  des  Stellvertretraden  Gonvernenrs,  wegen  selilecbter 
Führnng  vom  Amte  zu  suspendieren.  Es  bleibt  alsdann  der  nächsten 
Versaniiulnng  der  ge.setzgebenden  Körperschaften  überl.issen.  ol»  der 
so  Susp«  ndiei  te  Beamte  in  ^o\n  Amt  wieder  znrttckgetnlirt  oder 
entlassen  wenleii  soll.  Der  Lionvernenr  hat  ein  (jnalitiziertes  Veto 
nicht  aliein  gegen  ganze  GesetzesvorscUlfige,  sondern  auch  gegen 
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«'in/elnc  Punkt»'  in  Thiilircti^ejietzen.  Dir  neue  Vf'rfnssnne:  ftitzielit 
der  gesetzgebenden  Korpem-lmft  das  Recht,  das  si»'  tVülier  In  sass, 
eine  Anzahl  der  oberen  Staatsbeamten  zu  erwählen  und  lopt  deren 
Walil  in  dit-  Hände  des  Volkes.  Ausgedehnte  Maclitbetugnisse  sit  lim 
einer  Staatskorporaiionskoiiiinissiitn  aus  drei  ilifgliedern  zu.  Die- 
selben werden  von  dem  Cionvernenr  mit  lienrlmiigung  der  gesetz- 
gebenden Körperschaft  ernannt,  llir  Amt  erstreekt  sich  auf  die 
Beanfsichtignng  aller  Korporationen,  welehe  amtlieh  zugelassen  sind 
oder  innerhalb  des  Staates  GeKcMfte  betreiben,  sowie  aaf  die  Fest- 
MtBUg  der  Traneportaltse  der  Eiseiibtliiieii  und  ihBlicher  Öffent- 
lichen BefSrdemngskorporationeii.  Die  Komraission  ist  tatsSchlicb 
ein  Verwaltongsgericbtshof  IQr  die  Angelegenheiten,  die  za  seiner 
Kompetenz  gehören.  Die  gesetsgebenden  Körperschaften  bestehen 
ans  zwei  Kammern,  nnd  zwar  ans  einem  Senat  mit  33 — 40  Mit- 
gliedem  nnd  einem  Abgeordnetenhaas  ans  90 — 100  Jlitgliedern.  Die 
ersteren  werden  alle  vier  Jahre,  die  letzteren  alle  zwei  Jahre 
erwShlt  Ordentliche  Tagungen  sind  anf  die  Daner  von  60  Tagen 
beschrSnkt,  es  sei  denn,  dass  "/^  der  Hitglieder  jedes  Hauses  es 
anders  besehliessen.  In  diesem  Falle  kann  die  Tagung  auf  weitere 
30  Tage  ausgedehnt  werden.  Die  Mitglieder  erhalten  jedoch  keine 
Entschftdigung  fHr  diese  Extrazeit  Die  Tagungen  sind  zwe^älirig. 
Extratagnngen  kOnnen  vom  Cronvemeur  berufen  werden.  Die  Quali- 
fikationen der  WShler  bestehen  darin,  dass  sie  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  sind  und  innerhalb  des  Staates  zwei  Jahre,  innerhalb 
der  Grafschaft,  Stadt  oder  Stadtgenieinde  ein  Jahr  und  innerhalb 
des  Wahlbezirkes  drei  Monate  vor  der  Wahl  gewolmt  hab^'n  müssen 
und  dass  sie  eingetragen  sind  und  Pereonalsti'Uer  bezahlen.  r)ur(  h 
die  EintrafHing  und  die  Personalsteneniualitikation  sollte  das  Stimm- 
recht der  Neger  beschränkt  werden.  Details  können  in  diesem 
kurzen  t'berblick  nicht  angegelicn  werdi-n.  Die  .hi  iikatur  besteht 
ans  einem  Oberen  Gerichtshot.  aU8  Kj,'eisgeric)iteu,  aus  StÄdtgerichteu 
und  Friedensgerichtshöten.  ^) 

t'ber  zahreidie  ErgänzuiiL'»»»  der  Verfassungen  der  Kinzel- 
staaten  wurde  während  der  Jaiiie  l'.^o-J  1904  abir.stimiiit  Im 
Jahre  1902  wurden  von  den  60  in  \  orschlag  gebrachten  47  ange- 

Bine  genauere  Zusammenstellnng  der  Verfa-ssung  von  Vir^iniH 
findet  mmi  in  meiner  ^Analyse  de  In  Constitution  de  Virginie  du  lOjuillet 
1902*^  in  dem  Aojiuaire  de  legislatiou  coniparee,  1901. 
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iiomnH'ii.  Im  Jahre  1903  wurden  von  den  26  in  Vor8clllaf^  j^e- 
braditcn  12  angeiiuüjuien.  Im  Jahre  1904  wurde  über  7U  Ergäu* 
Zungen  abgestimmt,  von  denen  12  angenummen  wurden. 

Neun  weitere  Staaten  haben  Beschlüsse  angenommen,  dun  h 
welche  der  Kongress  ersucht  wird,  einen  Verfassungskonvent  ein- 
zuberufen, damit  eine  Ergänzung  der  Bundesverla-s-Hung  dahingehend 
in  \'or8chlag  gebracht  werde,  dass  die  Wahl  von  Senatoren  der 
Vereinigten  Staaten  durch  direkte  Volkswahl  anstatt  der  bisher 
oblichen  indirekten  Wahl  erfolge.  Das  sind  21  Staaten,  von  der 
notwendigen  Anzahl  von  SO,  wdche  diese  Fordemng  gestellt  haben: 
die  ttbrigen  12  Staaten  hatten  das  Ersuchen  bereits  1901  gestellt. 

Eine  Ergftnsnng  sn  der  Verüusnng  von  Or^n  wnrde  im 
Jahre  1902  angenommen,  wodurch  Vorkehrung:  getroffen  ist  für  eine 
Initiative  der  staatlichen  Gesetzgebung  auf  Antrag  von  adit  Prozent 
und  auf  ein  Beferendum  auf  Antrag  von  filnf  Prozent  der  WShler. 
Ein  Ausfttlimng^pesetz  zu  den  Bestimmungen  dieser  Eigftnzung 
wttrde  im  folgenden  Jahre  angenommen  (1908,  cf.  S.  244).  Er- 
gftnznngen  zu  Verfassungen  von  Massadiusetts  und  Missouri,  welche 
im  Jalire  1908  in  Vorschlag  gebracht  waren,  wurden  bei  4en  Wahlen 
des  folgenden  Jahres  verworfen. 

Bezflglich  der  Wahlrechtsqualiflkationen  sind  keine  wesent> 
liehen  Änderungen  hervorzuheben.  Auf  die  Bestimmungen  der  Ver- 
fiiSBung  von  Virginia  ist  bereits  oben  Bezug  genommen.  In  New 
Hampshire  wnrde  im  Jahre  19oa  eine  Ver&ssnngsergftnzung  an- 
genommen,  naeh  welcher  eine  Erziehnngsprobe  VOIgesehen  war. 
Dieselbe  besteht  in  der  Fähigkeit,  die  Verfassung  in  englischer 
Sprache  zu  lesen  und  zu  schreiben.  Die  Prol)e  soll  keine  Anwendung 
finden  auf  Leute  über  <;o  Jahre  und  atich  nicht  auf  diejenigen, 
welche  zur  Zeit  des  Erla.sses  der  Kr;;änznii!.'  das  Stimmrecht  hatten. 
In  demselben  Staate  wurde  eine  Eip:;iii/unp.  durch  welche  Be- 
stimmuuijeii  tTir  da.>i  Frauenwahlrecht  ^-etrebeii  wurden,  verworfen. 

Im  .lahre  liMi;l  wurde  eine  Kifnuiziing-  va\  der  Verfa.s.sujig  von 
Ohio  erefasst.  <lureh  welche  dem  (iouvenunir  ein  \'etoreccht  gegeben 
ist.  ein  \"i»rr«*t  lit.  das  er  vor  dieser  Zeit  nicht  besass.  Das  \  et«» 
iniit;is<r  uidif  nur  ganze  (besetze,  sondern  auch  einzelne  Positionen 
in  I'.ti'itr»'tu'-f!?etzen,  .sowie  einzelne  Teile  eines  Gesetzes.  Das  Veto 
k.Diii  iinitssrn  durch  eine  -  3- Majorität  in  beiden  Häusern  aus  dt-r 
AVeit  geschüttt  werden.    Hierdurch  bleiben  nur  zwei  Staaten  übrig, 
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nämlich  Rhode  Island  und  North  Carolina,  in  denen  der  Gonvemeiir 
kein  Vetorecht  gegenüber  der  gesetzgebenden  Körperschaft  bat.  In 
Kansas  wurde  das  Veto  des  Gonvemeurs  anf  die  einseinen  Positionen 
d«r  Bndgetgesetse  ansgedehnt.  Eine  deutliche  Tendenz,  das  Gehalt 
der  oberen  staaUidien  Exekntjvbeamten  an  erhöhen,  ist  offensiditlich. 

Strsfrecht  und  StrafeinriehtimgeiL 

Der  Ermordung  des  PrBsidenten  HcKihlkt  folgten  eine  Anzahl 
von  Bestimninngen,  die  sich  anf  Anarchie  und  anf  die  Versuche 
gegen  das  Leben  des  obersten  Beamten  der  Vereinigten  Staaten 
und  anderer  höherer  öffentlichen  Beamten  richten.  Das  Gesetz  von 
New  York  (1902,  Kap.  871)  dem  die  Gesetze  von  Washington  (1903, 
Kap.  45)  nnd  von  Wisconsin  (1903,  Kap.  343)  unmittelbar  nach- 
folgten, definiert  Anarchie  als  die  Doktrin,  dass  die  eingerichtete 
Regierung  mit  Gewalt  oder  Zwang  Uber  den  Hänfen  ^werfen 
werden  soll  nnd  niadit  zu  t  inem  Vei  j^elien,  anarchietisclie  Düktrin 
zn  fördern  oder  die  Ermordung  der  Exekutivbeainten  eines  Kultur- 
staats.  der  eine  org'anif?ierte  Eeg-ierung  besitzt,  in  die  Wege  ZU  leiten. 
Das  Gesetz  macht  die  Heransji:el)cr  nnd  Kedaktenre  von  anarchis- 
tischen Zeitnngen  stratl>ar  niid  obi'tiso  l'erHonen,  welche  an  anarchis- 
tischen Vers!inini1nTirr»'ii  teilnehmen  und  f<'nier  Personen,  welche  die 
Heniitzunfr  ihrer  Woluiung  zn  anarchistis<  lien  Zwecken  <rest;itten. 
Das  Recht  v<in  New  York  stellt  eine  (-Jeldstrate  von  nii  li^  ii  >  !iv  als 
'»(tOö  Dollars  oder  Uetiinp^nis  von  nicht  mehr  als  zehn  Jahren  odt.-r  beides 
jT'Cen  die  übertretenden  Personen  tVst.  Hin  »ie^etz  von  New  Jersey 
ist  noch  umfassender  (l'.»'>2.  Kai».  V-i'A)  nnd  verbietet  die  F<;niernng 
oder  Ermutigung  von  Feind^eli^keiten  oder  AVidersfand  geiren  einzelne 
oder  sämtliche  Regierungen  nnd  macht  N'ersuehe  geg-en  das  T,el)en 
des  l'iasidenten  der  Vereinigten  Staaten  oder  eines  i}eaniten,  der 
als  Nachfolger  des  Präsidenten  in  Aussicht  steht  oder  eines  (Touverneurs 
irgend  eines  Staates  der  Union  oder  des  obersten  Exekutivbeamten, 
des  Trouerben  oder  mntmasslicbeu  Erben  eines  ausländischen  Staates 
mit  Todesstrafe  oder  mit  lebenslSnglicher  Einkerkerung  strafbar. 
Ein  Gesetz  von  Ohio  (1902,  S.  276)  bedroht  mit  Strafe  der  lebens- 
länglichen  Einkerkerung  den  Versuch  gegen  das  Leben  des  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  oder  eine  Person,  welche  als  Nachfolger 
des  Präsidenten  in  Frage  kommt.  Dasselbe  legt  femer  eine  Strafe 
von  mindestens  zwanzig  Jahren  Gefängnis  fSr  ähnliche  Versuche 
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gegen  den  Gonvernenr  oder  siellvertietenden  Gonvernenr  eines 
Staates  oder  Territoriums  der  VereinigtAn  Staaten  «nf.  Bin  Oesetx 
von  Iowa  (1902|  Kap.  143),  das  sich  nicht  spexiell  tat  Handlangen 
gegen  die  Personen  der  Herrscher  besieht,  macht  es  za  einem  mit 
G^ngnisstrafe  von  nicht  mehr  als  zwansig  Jahren  na  bestrafenden 
Vergehen,  zor  gesetzwidrigen  TGtnng  einer  Peraon  innerhalb  oder 
ausserhalb  des  Staates  anzastiften.  Ein  Gesetx,  das  denjenigen  von 
Ohio  ahnlich  ist,  warde  in  Califoniien  (1903,  Kap.  55)  erlassen, 
während  in  Connecticut  (1903,  Kap.  106)  die  Todesstrafe  auf  den 
Versncli,  den  Präsidenten  der  Vereinigten  Staat<>n  oder  einen  aus- 
läudisclien  Hotscliafter  zn  töten,  gesetzt  ist.  Es  ist  bemerlcens- 
wert,  dass  keine  Gt  st^tze  dieser  Art  im  Jahre  1904  erlassen  wurden. 

Als  Anzeichen  eines  im  Waciistum  begriffenen  Nationalgefithles 
mögen  die  zaiiireichen  Gesetze  erwfilmt  werden,  welche  in  den  letzten 
Jahren  t  rlasson  wnrden  nnd  die  dahin  gingen,  die  Kntweihnng  der 
nationalen  Fahne  oder  ihre  Benntzung  zn  Annoncenzwecken  zn  ver- 
hieten.  Während  der  Zeitperiode  von  1902 — 1904  wnrden  derartige 
Cresetze  erlassen  in  Maryland,  ()hio.  Khode  Island.  Delaware,  Missoori 
Nebraska,  Neu  Mexiko.  New  York,  l'tah  und  New  .lersey. 

In  den  Oreset/.eii.  welche  sicli  auf  \'i  ree]i(  ji  frefioii  die  IV'ison 
bi-zieliHii.  macht  sich  eine  allgemeine  Tendenz  benierklich.  <lie  Straf»- 
zu  erhöhen.  In  Krpin/.unir  dei-  zahlreichen  im  Jahre  l'JOl  eilasscnen 
Gesetze,  dnrch  welche  «lio  litstrafung  für  Kindesraub  nnd  KnttTihrung 
eihrdit  wurd»'.  wnrden  in  der  durch  diese  t  bersicht  belianilelten 
Zeitperitule  verschiedene  (iesetze  erlassen,  welche  sich  auf  denselben 
(ieg-j'iisiand  bezogen.  Kindesraub  gejren  Lösegeld  wird  mit  zehn- 
jähriger bis  Ifbenslänglicht  r  (iffüngnisstrafe  bestraft  in  Iowa  (1902, 
Kap.  142),  mit  2  -  21  jährif^vi  Geftingnisstrafe  in  Kentucky  (1W2, 
Kap.  50),  mit  3—30 jähriger  Gefängnisstrafe  in  Ohio  (1902,  S.  648), 
mit  lebenslilnglicber  Qeföngnisstrafe  in  South  Carolina  (1902,  Kap.  595 
nnd  mit  Todesstrafe  oder  mit  Geflugnisstrafe  Ton  8 — 18  Jahren 
in  Virginia  (1904  ex.  sess.  Kap.  598).  Die  Entfnhmng  oder  das 
Durchgehen  mit  einer  verheiratetMi  Frau  wird  in  North  Carolina  mit 
1—10  jähriger  Geftngnisstrafe  bestraft  (1904,  Knp.  362). 

Bezfiglich  der  Gesetze  Uber  Verbrechen  gegen  das  Leben  ist 
hervorzuheben  die  Abschaffung  der  Todesstrafe  Ar  Mord  im  ersten 
Grade  dnrch  die  Gesetzgebung  von  New  Hampshire,  es  sei  denn, 
dass  die  Geschworenen  ansdrOcklich  diese  Strafe  in  ihrem  Urtdl 


Digitized  by  Google 


ChaxUS  Übnry  UiBEHiLu:  \  ereiiagte  Staaten  von  l^ord-Aiueriku.  3081 


anordnen  (1903,  Kap.  114).  Ein  Gesetz  von  Washington  (li>0'i, 
Kap.  128)  erhöht  die  Strafe  wegen  Mordes  im  zweiten  (irade  auf 
G«fil]igiii88tnkflB  Ton  10  Jahren  bb  auf  Labemidt,  anstatt  «iner 
Geftngnisstrafe  von  10—20  Jahren;  nnd  ein  Gesetz  von  Teia« 
(1903,  Kap.  104)  erhOht  die  Strafe  wegen  tfttUchen  Angriffe  mit  der 
Äbeicht  der  Tötung  anf  GeAngnisstrafe  von  2—15  Jahren,  anstatt 
wie  bisher  Geftngnisstrafe  von  2  bis  zn  7  Jahren  nnd  verdoppelt 
diese  Strafe,  lUls  die  Handlnng  In  der  Weise  begangen  wnrde,  dass 
der  Verbrecher  sich  auf  die  Laner  gelegt  hat  oder  dass  er  in  eine 
Privatwohnnng  geschossen  hat  oder  dass  er  die  Handlnng  mit  einem 
Bowiemesser  oder  Dolch  begangen  hat.  Schliesslich  ist  in  Iowa 
(1904,  Kap.  129)  die  tfaximalstrafe  iHr  dieses  Verbrechen  von  10 
anf  30  Jahre  erhöht  worden. 

In  Ohio  (1902,  3.  646)  ist  die  Strafe  fUr  Verstttmmelnnir  oder 
Veranstaltong  eines  anderen  erhöht  worden  anf  3—30  Jahre,  anstatt 
wie  bisher  von  1—20  Jahre.  In  New  York  (1902,  Kap.  116)  ist 
der  nicht  von  Erfolg  begleitete  Versnch,  ein  Kapitalverbroclien 
zn  begehen,  strafbar  mit  Gefängnisstrafe  von  25  Jahren  (früher 
10  Jahren). 

Das  Aufbrechen  von  Geldschrünken  igt  in  Ohio  (1902,  S.  IL'2) 
mit  einer  Gefängnisstrafe  von  1 — 20  Jahren  und  in  South  Carolina 
(1904,  Kap.  212)  mit  lebenslängliclier  Gefängnisstrnfe.  es  sf^i  denn, 
dass  die  Gt-.schworenen  Gnade  f^iniiff'hlen.  strafbar,  in  Kentucky 
(1904,  Kap.  43)  ist  Bankräuberei  uiul  P^rbreelieii  von  Gclilsrhi  iiiikeu 
zn  einem  speziellen  Verbrechen  g-ciiKirlit  werden,  das  mit  Getün^iiis- 
strafe  von  2^20  Jalireu  straf bai'  ist.  Die  Strafe  ist  vom  Gericlits- 
hof  festzusetzen. 

Kentucky  (1902.  Kap.  22)  hat  »  s  in  der  «»rtV  iisii  hl  liehen  Ab- 
sicht, die  neue  und  wertv(dl»'  lndM>tiie  des  Kraftwur/.biiues  zu 
schützen,  als  ein  Verfrehen.  das  mit  (ietaiiL'"ni*str;ife  zu  .lahreii 
strafbar  ist,  hingestellt,  wenn  jemand  'dine  die  Zusiimmnnu  des  Eigen- 
lilmers  einen  Obstgarten,  einen  Wildpark,  einen  ivraft wurzgarten, 
ein  Landgut  oder  anderes  Besitztum  betritt,  das  mit  einem  min- 
destens 7  Fuss  hohen  Zann  eingeschlossen  ist.  New  Tork  (1903, 
Kap.  332)  bat  das  Betreten  von  eingezäunten  Kraft wnrzgftrten  ohne 
entsprechende  Erlaubnis  als  Einbmdi  dmrakterisiert. 

Es  madit  sieh  ehie  entschiedene  Tendenz  dahin  geltend,  die 
Strsfe  für  Beetechnng  zn  erhöhen.  Zorn  Beispiel  ist  der  Versnob, 
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einen  Geschworenen  zu  bestechen,  in  GesetzsammluDg  (1902.  S.  800)  mit 
einer  Geldstrafe  von  nicht  mehr  als  500  Dollars  and  Gefingnis  von 
1—5  Jahren  (flrtther  60  Tagen)  strafbar,  and  dieselben  Strafen 
treffen  den,  der  eine  solche  Bcstechong  annimmt  In  Nevada 
(1903,  Kap.  106)  wird  die  Bestechung  eines  WftUers  oder  eines 
Hitgliedes  der  gesetzgebenden  Körperschaft  oder  die  Elnschlieh- 
terong  eines  Wählers  Ar  ein  Vergehen  erklärt,  das  mit  G«- 
f&ngnis  von  1 — 11  Jahren  strafbar  ist,  nnd  erltUrt  das  Gesets 
ansdrflckUch,  das»  es  eine  Bestechnng  ist,  wenn  dne  Person, 
die  sich  bewirbt,  Senator  der  Vereinigten  Staaten  an  werden,  die 
Kampagnekosten  eines  Kandidaten  für  die  gesetzgebende  Versamm- 
Inng  bezahlt^)  In  Oklahoma  (1903,  Kap.  13,  Art  1)  ist  das  Geben 
oder  Annehmen  einer  Bestechnngssnmme  strafbar  mit  Q^üignis- 
Btrafe  von  10—20  Jahren  nnd  Answeisong.  In  Kentnoky  ist  Be- 
stechnng von  öffentlichen  Beamten  jetzt  mit  Znchthaasstrafe  von 
1—5  Jahren  (früher  einer  Geldstrafe  von  200  -1000  Dollars)  nnd  Ver- 
lust des  Stimmreclits  auf.  10  Jahre  (1904,  Kap.  46)  strafbar  und  in 
Virginia  mit  ZiiclitliansRtrafe  von  1 — 10  Jahren  (frfther  Ctefftngnis- 
strafe  von  1  .lalir  (1904,  ex.  ses.s.  Kap.  510). 

Eine  interessante  Rechtsentwickelung  zeigt  sich  in  den  zalil- 
reichen  Gesetzen,  die  sich  auf  die  Ableitung  von  elektrischen  .Strömen 
oder  (las  Eing:reifen  in  elektrische,  Gas-  oder  Wassermeaser  oder 
Feuer- Alarmapparate  beziehen. 

New  Jersey  (1004,  Kap.  hat  es  zum  Vergehen  gestempelt, 
ge.stt>lilene  Su»  In  n  in  Kmptang  zu  nehmen,  f2:leichgtiltig,  (»b  der  ur- 
sprüni^liche  Diebätahl  innerhalb  oder  ausserhalb  des  Staaie»  be- 
gangen ist. 

Ein  Cie.seiz  vun  iuwa  (l'.tOJ.  Kap.  152)  schreibt  vi»r.  dass 
l'ersonen,  welche  zweimal  wegen  eint  s  \'t  rbreohens  verurteilt  sind,  und 
in  Jedem  einzelnen  Falle  von  dem  (ierichtshofe  eines  Einzelstaates  oder 
des  Bundes  mit  Strafe  von  nicht  weniger  als  3  Jalu  cii  v^ruritnlt  sind, 
bei  Überführung  mit  einem  \'ergehen  als  gewohnheitsmässige  Ver- 
brecher angeseheu  und  mit  Gefängnisstrafe  von  nicht  weniger  als 
25  Jahren  zn  bestrafen  sind.  Andererseits  verwarf  die  gesetzgebende 
Versammlung  von  Ohio  (1902^  S.  410)  das  Gesetz  von  1900,  das 

'i  Mail  darf  niclit  vcrtiesson.  dass  die  Senatoren  der  X'ereiiticftiMi 
Stauton  von  den  geMetzgebeuden  Körperschaften  der  Eiuzelätuatcn  ge- 
wählt werden. 
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lebeoaUDgliche  ^^bigniMtrafe  für  gewohnfadtomfiraige  Verbrecher 
voTfchrieb.  In  Washington  (1908,  Kap.  86)  wem  die  Bestrafang  bei 
eioer  zweiten  ÜberfQhnuig  wegen  eines  Vergehens  mindestens  die 

doppelte  Zeit,  welche  dnrch  das  erste  Urteil  auferlegt  ist,  aasmachen, 
and  bei  einer  dritten  Vemrteiluni?  mnss  die  Oernn^nisstrafe  lebens- 
länglich sein.  Ferner,  wenn  eine  Person  früher  eines  groben  Ver- 
brechens oder  Vergehens  gegen  das  Eigentum  ttberführt  worden  ist, 
soll  sie  bei  einer  späteren  Verurteilung  wegen  eines  kh^inercn  Ver- 
gehens gegen  das  Eigentnm  so  verurteilt  werden,  al.s  i>b  es  sich  nm 
eine  grobe  Verletzung  handelte.  In  Massachusetts  (I'.mm,  Kap. 
ist  vorgeschrieben,  dass  bei  einer  dritten  Wrurteilun-^  der  Ange- 
klagte zur  Hrtclist^trat'e  (triihei-  jri  Jahre)  für  das  \'eibrecUeu,  wegen 
dessen  er  zuletzt  verurteilt  war,  verurteilt  werden  soll. 

Eine  .\nzahl  von  Gesetzen,  die  sich  auf  die  geisf*  skraiiken 
Verbrei  lu  i'  beziehen,  wurde  er!as«ien.  und  die  Tendenz  geht  dahin, 
da>s  ^oi-;t'sk ranke  \'erlireclier  Instituten  zu  Hberweisen  sind,  die 
Von  denjcnigt  ii  vevscliieden  sind,  in  denen  andcj  e  ( lejsteskranke  unter- 
gebracht werden.  X'erschiedeiH-  Staaten  haben  ferner  liesetze  erlassen, 
in  denen  besondere  Strafinst  ilule  für  Personen,  welche  Angritie 
gegen  Frauen  unternehmen,  vorgesehen  sind.  In  ähulicliei  Weise 
wurden  (»esetze  erlassen,  welche  \'orkehruni4en  für  gesoiulerte  Ge- 
tanguis- und  Strafanstalten  tnr  jugendliche  Wrbrei  her  und  für 
deren  Entlassung  anf  Ehrenwort  treffen.  Die  Agitation  für  die 
Einrichtung  von  Jugendgerichten  hat  ebenfalls  in  einer  Anzahl  von 
Staaten  weitere  Erfolge  endelt  Verschiedene  Staaten  haben  Gesetze 
angenommen,  die  anf  dem  Gesetz  des  Staates  New  York  beruhen 
nnd  die  sich  auf  Urteile  mit  GeflLngnisstrafe  von  nnbestimmter 
Daner  beziehen.  In  Michigan  wnrde  eine  VerfossnngsergSnznng  an- 
genommen, dnrch  welche  die  ges^gebende  Körperschaft  ermächtigt 
wnrde,  ein  solches  Gesetz  in  Kraft  zn  setzen,  nnd  dies  geschah 
dementsprechend  (1903,  Kap.  136.)  Das  Gesetz  schreibt  vor,  dass 
jeder  UrteilMpmch  mit  Ansniüime  derjenigen,  die  auf  lebenslängliches 
Gefftngnis  lauten  oder  bei  denen  es  sich  nm  ein  Kind  von  unter 
15  Jahren  handelt,  als  von  nnbestimmter  Dauer  angesehen  werden 
soll.  Die  Dauer  der  Gefitngnisstrafe  soU  das  Maximum  nicht  ttber* 
schreiten  und  nidit  weniger  als  der  Mindestbetrag  sein,  welcher 
dnrch  du  Gesetz  fttr  das  Vergehen,  dessen  der  Anireklagte  überführt 
worden  ist,  auferlegt  ist.   Wenn  der  Gerichtshof  nach  seinem  £r- 
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messen  entweder  eine  lebenslängliche  oder  eine  nach  Jahren  be- 
messene Strafe  erlassen  kann,  so  Hegt  es  dem  Grerichtshof  ob,  eine 
Uaximaldaaer  festzusetzen.  Personen,  welche  schon  zweimal  vorher 
eines  Vergehens  überführt  sind,  können  auf  Ehrenwort  nicht  ent- 
lassen werden.  In  Kansas  (1903,  Kap.  375)  ist  ein  Gesetz,  betretend 
Urteile  von  unbestimmter  Daner,  erlassen  worden.  Dasselbe  findet 
auf  alle  Vergehen  mit  Ausnahme  von  Hochverrat  und  Mord  An- 
wendung; eben.so  wie  das  Gesetz  von  Michigan  schreibt  es  vor,  dass 
di«'  (Tet'ängnisstratV  nicht  den  Maximalbetrag  übersteigen  und  nicht 
weniger  als  den  Mindt  sbi  ti ag  ausmachen  darf,  den  das  Gesetz  vor- 
sclireibt.  Es  ist  von  dtm  oberen  (-rerichtshof  von  Kansas  angenommen 
worden,  dass  das  (besetz  der  Verfassung  insoweit  widersj)richt,  als 
dasselbe  auf  Personf^n  Anwendung  findet,  die  vor  seinem  Erlass  ver- 
urteilt sind  (Staat  c  aTyree,  77  PaciHc-Keporter,  290).  Da«  Gesetz 
von  New  York,  welches  sich  auf  diesen  Gegenstand  bezieht,  ist  derart 
ergänzt  worden,  dass  der  Gerichtshof  eruiiulitigt  wird,  ein  Urteil 
von  anbestimmter  Dauer  bei  einer  Person  aaszusprechen,  welche 
BUm  ersten  Male  wegen  eines  Vergehens  ausser  Mordes  oder  Brand- 
Btiftnng  verurteilt  worden  ist  (1902,  Kap.  282).  Du  Geaets  von 
HaasachiiMtts  über  Probezeit  ist  mit  mehr  oder  weniger  Modlflkationen 
in  den  yerschiedenen  Staaten  angenonuna  worden.  In  Maryland 
(1902,  Kap.  494)  sind  die  Gerichtshöfe  ermächtigt,  allgemein  (früher 
nnr,  wenn  es  sich  nm  Persosea,  die  zam  ersten  Male  dn  Vei^ehen 
begehen,  handelt)  Urteilaqirache  an  snapendieren.  In  Kalifornien 
ist  vorgeschrieben  (1908,  Kap.  84),  dass,  wenn  beaflglich  der  Be- 
strafung wegen  eines  Verbrechens  dem  Gerichtshof  freies  Ermessen 
ansteht,  derselbe  das  Urteil  oder  die  VoUatreclning  eines  Urteil» 
suspendieren  und  den  Verbrecher  der  Obhut  eines  Beamten  fiber- 
lassen kann,  wobei  das  Becht,  eine  solche  probeweise  Bntlassnng  an 
widerrufen,  jedensdt  dem  Gerichtshof  zusteht  Ein  fthnliches  Gesetz 
wurde  in  Michigan  erlassen  (1908,  Kap.  91). 

Handelsrecht. 

Keine  wichtigen  Neuerungen  in  den  gesetzlichen  Bestimmnngen, 
die  sich  gegen  Trusts  richten,  sind  während  der  Jahre  1902 — 1904 
hervorzuheben.  Die  Verfassung  von  Virginia  von  1902  schreibt  vor, 
dass  die  „gesetzgebende  \'ersammlung  Ge.setze  erlassen  soll,  durch 
welche  alle  Trusts,  Vereinigungen  und  Monopole,  welche  der  öflfent- 
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Uvhon  Wohlfahrt  entj;.  jj;eü.stehen,  verhindert  werden  sollen",  uml 
eine  Ergänzung  in  der  Verfassung  von  New  Hamimliire  erklärt,  dat» 
^.freier  ond  lauterer  Wettbewerb  im  Gewerbe  nnd  der  Industrie  ein 
wesentliches  und  integnrierendes  Recht  des  Volke»  ist"*,  dass  erdichtete 
Kapitalisierongen  verhindert  werden  müssen  nnd  dnss  die  gesetz- 
gebenden  KOrperachaflen  die  Befngnis  Iiaben  sollen.  Gesetze  2U  er- 
lassen, dnrch  welche  die  Vemiehtang  der  freien  Konknrrenx  gehindert 
nnd  eine  Überkapitalisation  eingeschränkt  wird,  (Verfassung  Teil  2, 
Art.  82.)  Nene  Antitmstgesetze  wnrden  angenommen  in  Misslfisi)»|>i 
(1902,  Kap.  62),  Scnth  Carolina  (1902,  Kap.  r,74),  Texas  (190:), 
Kap.  94)  nnd  Tennessee  (1903.  Kap.  474).  Das  Gesetz  von  Sontli 
Carolina  ist  eine  sehr  umfassende  Massregel  nnd  verhindert  ausiter 
den  gewöhnlichen  Vereinigungen  znr  Einscliriinknng  des  Handels 
alle  Verkäufe  zu  einem  geringeren  Preise,  als  zum  Kostenprei^e  oder 
das  Fortgeben  von  Waren,  wenn  derartige  Verkäufe  oder  Hingaben 
in  der  Absicht  geschehen,  Konkurrenten  y.w  schädigen  nnd  dieselben 
ans  dem  Geschäft  herauszubringen.  Das  Gt^«  r/  ^(<u  Texas  wunle 
erlassen,  nm  das  Gesetz  von  lHl»y  zu  ersetzen,  Ua  dio.  s  im  .lalir.-  l'.'it'i 
in  der  Prozesüsac  he  des  Staaies  V.  Waters-Pierce  Oil  Co.  (t>7  South- 
western  Reporter  1057),  als  nicht  verfassunpsjferat'iss  rt  !  liit  wnrde. 
Dasselbe  schreibt  u.  a.  vor,  das>?  es  als  eine  büslii  he  \  erabreilung' 
zur  Kinschrlinkuuff  der  (iewerbt-fi-eiheit  aiiiresch«'ii  w.  rden  s(dl. 
Wenn  zwei  (ulei  mehr  Personen  mlrr  Ivorpoini iniifii.  wt-lihe  si<'li  mit 
d«'m  Kant'  oder  \erkanf  von  Wan  n  b(  t'a>s»i).  .  in  AIil<<'iiiii!«  ii  niir- 
l  inander  eing-ehen.  dnr<  h  welclu  s  anderen  rerson.  ii  v«  rwei^ert  wird, 
Waren  zu  kanten  oder  zu  verkauten  oder  dnii  h  Irhe  l'ersoneu 
inici'  Korporationen  boykottiftt  (»dt  r  bodroht  od«  r  ucliiiidri  t  werden, 
«•inzukaufen,  oder  dunli  wdiluN  iliiitii  di<'  Mi'';;li<dikfit  e!it/oi:«u 
wird,  von  und  an  andere  Personen  /,n  kanten  b<  ziehnn<,'sweis>'  /u 
verkaufen.  Tennessee  verbietet  alle  Abknuniieii.  di.-  dir  vulb'  und 
freie  Konkui  ren/  h«  rabsetzen  oiicr  die  'I  t  iidenz  liabni.  di<  v  yu  tun. 
Kofern  e.s  sieh  um  die  Kinfüln  nnt;  odt  r  d»  ii  \  t  rk.i\it  \oii  (it  jLj:<ii- 
ständen  handelt,  die  in  den  Staat  eingefillirt  werden,  und  um  die 
Fabrikation  oder  den  Verkauf  von  Gegenständen  einheimischen  Vr- 
Kpranges  oder  einheimischen  Rohmaterials.  Desgleichen  verbietet 
Tennessee  alle  Abkommen  oder  sonstigen  Arrangements,  welche  den 
Zweck  oder  die  Tendenz  haben,  den  Preis  oder  die  Kosten  dem 
Produzenten  oder  Konsumenten  von  derartigen  Produkten  oder 
JSbrbnelt  d«r  Internat  VeretnignoK.  S.  Bd.  I9d 
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GegeoBtftnden  erbShen,  herabsnaetiEeo  oder  zu  kontrollieren. 
Staatlieh  sttgelassene  Korporationen,  welehe  das  Gesetz  verletzen, 
sollen  ihrer  Znlassnngsnrknnde  IHr  verlnstigr  erklllrt  werden,  ebenso 
sollen  anslftndisehe  Korporationen  das  Recht,  im  Staate  Gesehftfte  za 
betreiben,  verlieren.  Personen,  welche  derartige  verbotene  Ab- 
kommen  antftthren,  sollen  einer  Geld*  vnd  Gefftngnisstrafe  unter- 
worfen sein,  nnd  schliesslich  kann  jede  Person,  welche  durch  einen 
solchen  nngesetzlichen  Akt  verletst  ist,  den  vollen  Preis  erstattet 
verlangen,  der  fUr  den  so  kontroUiwten  Gegenstand  bezahlt  wnrde. 
Das  Gesetz  von  Georgia  vom  Jahre  1896  .ist  als  nnverftssnngs- 
mBssig  erklltrt  worden  (Bkowk  v.  .Tacob.s  Pharmacy  Co.,  41  Sonth- 
eastem  Reporter,  ."»SS).  Verschiedene  Brgflnzongen  zu  bestehenden 
staatlichen  Anti-Tmst-Gesetzen  sind  hervorzuheben. 

Allgemeine  Gesetze  über  Korporationen  wurden  in  Massachu- 
setts (1903,  Kap.  437),  Virginia  (190:1.  Kap.  270),  Micliifran  (19(»:J. 
Kap.  232),  Nevada  (1903,  Kap.  .sS).  Alabama  (190.3,  Kap.  31»ri), 
Connecticut  (1903,  Kap.  194)  und  Delaware  (1903,  Kap.  394)  ein- 
geführt. Von  diesen  sind  die  Gesetze  von  Connecticut  und  Delaware 
wesentlich  Erneuerung:en  der  alten  Ge-setze,  welche  in  diesen  Staat»Ti 
schon  in  Kraft  waren.  Das  Gesetz  von  Alabama  ist  eine  Kodifi- 
kation der  bostehciuicii  (nsetze  über  Korporationen  dieses  Staates. 
Das  (icsetz  von  Massachnsettü  bezieht  sich  au88chliessli(  Ii  auf  Ct«'- 
schäfi-skorporationen.  nicht  auf  Bank-,  Vti sicliernn<js-.  Kis. ubahn-. 
.Strassenl)ahn-,  Wasser-  und  Lirht-(  M  sellsclialrt  ti  Jlt  i  vm  zuheb.  n 
sind  die  Bestimmungcen,  dass  Ki't-|iMr;itionen  aut  vwv  uiilicstiinuitH 
Zeit  orfranisiert  wt-rib  n  können,  da.-.^  der  Afaximalbetrag-  des  Kapital 
unbeM  liriinkt  ist  und  da>h.  sie  unbeschränkte  Hefuj2^nis  haben,  K(»n- 
trakte  abzuschliessen.  Verbindlichkeiten  einzugehen  und  (ield  zu 
boriren.  Ausserdem  sind  die  Zwecke,  für  welche  eine  Korporatii>n 
begründet  werden  kann,  nicht  in  dem  Gesetz  vorgeschrieben,  und 
können  Gesellschaften  für  jeden  irgendwie  gesetzmässigen  Zwei  k 
gegründet  werden.  Die  allgemeine  Kontrolle  der  Korporation  steht 
einem  Yerwaltungsrat  zu,  welcher  ans  mindestens  dr^  Hitgjiedem 
besteht,  die  alle  Befugnisse  der  Korporation  ansftben  dürfen  mit 
Ausnahme  derjenigen,  wdche  nach  den  Gesetzen  und  Satzungen  der 
Korporation  auf  die  Aktionäre  ttbertragen  sind.  Die  Satzungen 
können  eine  VollziehungskommiMion  vorsehen,  welche  ans  und  von 
dem  Verwaltungsrat  zu  erwShlen  ist,  und  kann  dieser  die  Fflhmug 


Digitized  by  Google 


L'HAKLiiä  ÜEMtv  UuBKRiiH:  \  creiiugte  Stajiteu  vuii  Nord-Amerika.  3087 


der  gewübulicheo  Geschäfte  übertragen.  .Aktionäre  ui  idtu  ptrsiin- 
lich  yeraiitworüich  gemacht  fttr  die  Löhne  von  Angestellten  währen«! 
der  Daner  von  aecht  Monaten,  welche  der  Zahlongsaafforderung 
nnmlttelbar  vorangehen.  In  anderen  Fällen  ist  die  Haftbarkeit 
beechrlnkt  anf  dm  Padwwt  der  von  ihnen  innegehaltenen  Aktien. 
Die  Mitglieds  des  Verwaltangerates  dnd  verantwortlich  fttr  die 
Schnld  der  Korporation,  wenn  dnrch  die  Zahlnng  einer  Dividende 
oder  dnreh  die  Hingabe  eines  Darlehens  an  ein  Mitglied  des  Ver- 
waltongsrats  oder  einen  ÄktlonSr  die  Korporation  in  Konknn  gerftt 
In  beiden  Fällen  ist  indessen  die  Haftung  daraof  beschrftnkt,  daas 
die  so  geisahlten  Snnunen  zorücksosahlen  sind.  Die  hervorsohebende 
Eigentnniliclikeit  des  Gesetzes  ist  das  Freisein  von  Einschrftnknngen 
nnd  die  Pablisltät,  welche  für  die  Erstattung  der  Berichte  an  den 
Staat  verlangt  wird.  In  Virginia  ist  eine  staatliche  Korporations- 
konimission, welche  ans  drei  Mitgliedern  besteht,  eingesetzt  worden 
nnd  sind  derselben  ausgedehnte  KontrollbeftigniBse  sowohl  Aber 
inl&ndische  wie  ausländische  Korporationen,  welche  in  dem  Staate 
Geschäfte  machen  wollen,  übertragen  worden.  Das  neue  Geschäft 
über  Geschäftskorporationen  in  Virginia  gestattet  die  Organisation 
von  allen  gesetzinässigen  Geschäften  und  erlaubt  Korporationen 
ausserhalb  des  Staates  ihre  Geschäfte  zu  fülu'en,  Versamrolnngen  des 
Verwaltungsrats  abzuhalten  und  Grundbesitz  innezuhalten.  Ausser- 
dem enthält  das  Gesetz  speziell  Hestimmungen  Uber  Banken,  Ver- 
sicherungsgesellschaften und  andere  Gruppen.  Im  .Jahre  1904 
(Kap.  <i(>f>)  wurde  ein  weiteres  Gesetz  erlassen,  durch  welches  ge- 
wisse Angelegenheiten  geordnet  wurden,  welche  Korporationen  des 
öffentlichen  Verkehrs,  wie  Eisenbahn-.  Strasseiilcilm-.  Tele<rraphen-, 
Kanal-,  Licht-,  Kraft-  und  \Va8her',^est  lb(  hatten  betrelVen.  F^ine 
interessante  Eigentüniliclikeit  iles  G*'.setzes  von  Nevada  ist  die  l!e- 
stimmung,  nach  welcher  <lie  Entlassung  von  luaiiiten  einer  Kurpo- 
raii  'ii  vors'enommen  werden  kann  :  anf  l^eselilnH  einer  ilajnrirät  der 
Aktiuiiiire  kann  der  He/.irksrichter  eine  Versanunlung  der  Aktionäre 
einberufen,  welche  in  dem  Gerichtsgebäiide  abzuhalten  ist  und  iu 
welcher  Heschluss  in  der  Sache  zu  lassen  ist.  Als  Anzeichen  der 
Tendenz  gegen  allzugrusse  Kapitalisierung  ist  die  Bestimmung  des 
Gesetzes  von  Michigan  hervorzuheben,  durch  welche  der  Maximal- 
betrag des  Kapitals  anf  25 000 000.  Dollars  festgelegt  wird. 
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Während  der  itix  i  iode  von  1902—1904  haben  sieben  weitere 
Staaten  das  GeseU  ttber  Handelspapiere  angeDommen,  welches  von 
der  Konferens  zur  Bef5rderang  einer  einheitliehen  Gesetzgebung  in 
den  Vereinigten  Staaten  befBrwortet  worden  war  nnd  welches  anf 
der  englischen  Wechselordnong  anfgebant  ist.  Diese  Staaten  sind 
Iowa«  New  Jersey,  Ohio,  Idaho,  Montana,  Kentaclcj  nnd  Louisiana. 
Hierdnrch  wird  die  Zahl  der  Staaten,  in  denen  das  Gesetz  in  Kraft 
steht,  auf  24  and  den  Distrilct  von  Colnmbia  erhöht 

Eine  Anzahl  von  Gesetzen  wnrde  erlassen  znr  B^Uernng 
des  VericanfiB  von  Warenlagern.  Diese  Gesetze  liaben  den  Zweclc, 
die  Gläubiger  zn  schätzen  nnd  verlangen  von  den  Klnfern  solcher 
Lager,  dass  sie  dem  Gläubiger  des  Verkäufers  Nachricht  znsenden. 
Diese  Gesetze  wnrden  eingeführt  in  New  York,  Ohio,  Califomien, 
Colorado,  Connecticut,  Delaware,  Georgia,  Idaho,  Indiana,  ICassachu- 
setts,  Oklahoma,  Virgrinia  nnd  Kentucky.  Es  ist  interessant,  hervor- 
zuheben, dass  verschiedene  dieser  Gesetze  fftr  nicht  verfassnngs- 
]ii;is-:i;r  fvkliirt  wftiden  sind,  weil  sie  an{r<^l)lirli  die  Vertragsfreibeit 
hindern,  da  dadnrcli  Eiß^cntnni  ohne  ordentlichen  TJechtsj)rozes8  fort- 
genommen  wird  und  \\>il  sich  angeblich  die  Gesetzgebung  als 
Klasseupeset/'relmnf?  dai  f<estcllt,  weil  sie  nur  gewisse  Klassen  des 
Staates  betrerten.  So  wurde  dns  (iesetz  von  Utah  von  IPOl  in 
Sachen  Block  v.  S(  iiwakt/,.  7i!  I'acilic  Reporter.  22,  das  Gesetz  von 
Ohio  von  1002  in  Sachen  ilii.LKR  v.  Grawfoki»,  71  Northeastern  Ke- 
jinrter,  t>:{l,  nnd  das  (iesttz  von  New  York  in  Sachen  Wkight 
V.  Hakt,  75  Northeastern  Heporter,  404,  für  an  verfassungsmässig 
erachtet. 

Obligationen. 

TM'"  Kiiiiiroverse.  wi  Iclu^  in  <\<  n  \'ereiiii^ten  Staaten  beziifflich 
«ler  t iiiitig-keit  von  X'erträgen  zn^uiistin  l»ritter  besteht,  ist  in  New 
.le!<tv  !  l'i02,  Kaji.  J">li  durch  ein  Gesetz,  welches  diese  Verträge 
kla;:bar  macht,  i:(Miiiltif!. 

Iii  New  Y^nk  (lSM>8,  Kap.  ];{2)  ist  es  zu  einem  Vergehen  s^e- 
iii.d  lit  worden,  den  Namen  oder  das  Bild  einer  Person  zu  Annünceu- 
/,\\ •ckctt  (ihne  die  scbritilirhe  Genelinii^unp;  dieser  Person  zu  be- 
nui/A'ii.  Eine  derartig!'  ilandlung:  berechtigt  auch  zu  ein<i-  Zivil- 
klage auf  Erstattung  des  tatsRchlichen  Schadens  nnd  einer  Pönale. 

In  Illinois  (1903,  S.  217)  ist  der  Maxinialbetrag,  welcher  fftr 
einen  Todesfall,  der  durch  die  KachlSssigkeit  oder  Säumnis  eines 
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anderen  vernnncht  ist,  erhöht  von  5000  auf  10000  Dollars.  Die  Klage 
mvm  jedodi  innerhalb  eines  Jahres  (frfiher  2  Jahre)  erhoben  werden« 
Versehiedene  Staaten  haben  ferner  das  Verfahren  bei  Prozessen 
wegen  persönlicher  Beleidigungen  geordnet. 

Familienreeht. 

Die  Eheschliessang  zwischen  Cousins  ersten  Grades  ist  ver* 
boten  worden  in  Lonisiana  (1902,  Kap.  9)  und  Michigan  (1903, 
Kap.  257);  und  in  X'iri^nia  (1903  ex.  sess.  Kap.  427)  ist  es  einer 
Fran  verboten,  den  Ehemann  der  Torhr.  r  ilm  s  Brnders  oii.  r  ihrer 
Schwester  zu  heiraten.  In  Kansas  (ly<»;{.  Kap.  220)  <larf  k>'int' 
Fran  nnter  4r>  und  kein  Mann,  sofern  er  nicht  eine  Frau  über  45 
heiratet,  heiraten,  wenn  einer  der  Nn|  turienten  geisteskrank,  im- 
beoile  oder  epilentisch  ist.  Ohio  verbietet  (1*,»04,  Kap.  ?s;!)  die  Er- 
teilung einer  Eheliz»>n/.  wenn  «ler  eint-  <idcr  andere  Nupturient 
geisteskrank.  e]>ih'ptisch  oder  ein  pfewohnheitsniässig'er  Trunkenbold 
ist.  In  New  .lersey  (T.Mi4.  Kap.  I'M^  ist  die  Ehe  feiner  Person, 
Welche  in  einem  otlentlichen  Krank<nlians  als  Kpilt-ptiker  oder 
tit  istr-kranker  zurlicki^ehalten  wird.  vt  rlMiifn.  es  sei  dfiiu.  <la*  zwei 
Arztp  st'in»'  volle  Wiederher.-^tt  llniiL'^  l'ixi-heinigen  und  da>s  keine 
Wahrseheinlichkeit  vorhanden  isi.  duss  dieso  ureistiffen  Defekte  auf 
si'ine  Nuchkouimens^hafr  überf^'ehen.  In  Louisiana  (r.«t;j.  Kap.  121>) 
werden  Ehen,  die  au>-f  rhalb  des  Sta;ites  zwisrhen  Person,  ti  gv- 
seiilossen  werden,  dir  naeh  <it*in  Kechti'  von  L<oii,-iana  sirh  we^^en 
naher  X'erwandtsohafi  nicht  heiraten  diirltu.  nicht  für  ^ültifr  an- 
gesehen, wenn  der  Wohnsitz  des  einen  der  Nupturienteu  zur  Zeit 
der  Eheschliessang  in  dem  Staate  war. 

Das  Oesetz  von  New  .lersey,  welches  sich  anf  die  Scheidung 
von  Ehen  bezidit»  ist  revidi^  worden  (1902,  Kap.  157)  derart,  dass 
Nichtigk^tsbesehlfisse  erlassen  werden,  wenn  der  eine  Nnpturient 
zur  Zeit  der  zweiten  Eheschliessnng  verheiratet  war  oder  wenn  die 
Nupturienten  miteinander  innerhalb  der  verbotenen  Grade  verwandt 
waren.  Die  Gründe  fttr  die  Ehescheidung  sind  Ehebruch,  bösliches 
Verlassen  auf  die  IHiner  von  zwei  Jahren,  unheilbare  Impotenz  zur 
Zeit  der  Eheschliessung,  es  sei  denn,  dass  die  Ehe  nacbtrSglich  ge- 
nehmigt wurde.  Richterliehe  Trennung  kann  angeordnet  werden 
auf  immer  oder  anf  eine  beschrttnkte  Zeit  Anf  Grund  des  Gesetzes 
von  Rhode  Island  (1902,  Kap.  971)  sind  die  Ursachen  ftlr  die 
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Scheidnng  Lupotens,  Ehebrncki  äuaente  Grauamkeit,  UsUcbeB 
Verlassen  auf  die  Dauer  ▼on  Anf  Jalureo  (oder  auf  eine  geringere 
Zeitperiode  nadi  Ermeesen  des  Geriehia),  fortgesetate  Tranksncht, 
gewohnheitemSseiger  Gebrauch  von  OpiUDi  Uorpliinni  oder  Qiloral, 
Nichtnnteratfitanng  aeitena  des  Eliemannes  anf  die  Daner  eines  Jahres 
nnd  sehliesslich  jedes  gravierende  bOse  Verhalten  und  Sclüechtiglceit, 
welche  dem  Ehevertrag  widerspricht  nnd  denselben  verletet  Das 
Geseta  von  Indiana  (1903,  Kap.  48)  schreibt  die  Trennong  von 
Tisch  und  Bett  vor  fiU*  Khebmch,  bösliches  Verlassen  oder  Xicht- 
nnterliaUnng^  seitens  des  P^hemannes.  aewohnbeitsmSssige  Gransam- 
keit)  fortdauernder  Streit,  welcher  das  Znsammenleben  nnertrSglich 
macht,  gewohnheitsmässige  Tninksttcht  nnd  die  Vernachlässigung 
der  ehelichen  Obliegenheiten.  Ausser  den  bereits  anerkannten 
Scheidungsgrilnden  gestattete  ein  neues  Gesetz  von  Arizona  die 
»Scheidung  für  bösliehe  N'erlassung  auf  ein  .lalir.  frewohnheirsinassige 
.Masslosi-rkeit.  Kx/.esse.  grausame  IkhantHnufi:,  NichtUnterhaltung  der 
Frau  auf  »  iii  lalii".  N'erurteilunsr  wr-fr^Mi  eines  Vergeliens  '.der  un- 
würdigen \  erbrecheiis  vor  der  Klieschliessung.  es  sei  denn,  dass  der 
Kläger  diese  ^'^•l•urtellung  kannte  und  .Schwangerschaft  dei  Frau 
durch  einen  luifU  ren  Mann  zur  Zeit  der  Eheschliessung,  sofern  dies 
dem  Fht  luaiiu  lucht  bekannt  war.  Ein  Gesetz  von  Pennsylvanien 
(lH;>a.  Kap  2  !!  zählt  die  \  erbrechen  auf,  deren  Überführung  einen 
Scheiduiius^Tund  bilden  soll. 

Zahlreiche  Gesetze  wurden  erlassen,  durch  welche  es  als  ein 
Vergehen  hingestellt  wurde,  wenn  ein  Ehemann  und  Vater  seine 
Fran  oder  Küider  bCftwUlig  verlisst  ohne  dieselben  mit  genügenden 
TJnterhaltsmitteln  zorttckanlasBen.  DieGesetie,  weldie  aidi  auf  ehe» 
liches  Güterrecht  beaiehen,  zeigen  eine  Tendenz,  die  Freiheit  der 
Frau  bezttglich  der  Verwaltung  ihres  gesonderten  Verm((gens  au 
erhöhen. 

ArMterg«6etsgobiiBg.  ^) 

Die  Arbeitergesetzgebnng  bietet  einige  hiteressante  charakte- 
ristische tferkmale,  obwold  die  aUg^^e  fiiehtnng  sich  auf  wold' 
bekannten  Linien  bewegt.  Besondere  ErwShnung  verdienen  die  zahl- 
reichen GesetEe,  durch  welche  die  Rinderarbeit  geordnet  wird,  femer 

^)  C'fr.  meini'U  Jiericbi  über  „die  amerikanische  Arl>energcöetz- 
gcbung  dee  Jahres  1902"  in  Bxai'Ns  AroliiT  Ar  sosisle  GeRett|i(ebuD|c 
und  SUttistik,  Bd.  XIX,  S.  678  ff. 
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die  Fortschritte,  dte  bezüglich  der  EinAhrang  einee  achtetttndigen 
Arbeitstages  gemacht  werden,  sowie  die  Oesetse,  welche  sich  wt 
die  Verantwortlichkeit  der  Arbeitgeber  fDr  IndastrieiiiifUle  besieben. 
Die  indnstrieUe  Entwidtelwig  der  sttdlicheo  Staaten  hat  eine  Anzahl 
von  neuen  Fabrikgesetsen  notwendig  geuachti  nnd  haben  die  ver- 
schledenm  ArbcitastOrangen,  insbesondere  der  grosse  Antraaitkohlen- 
streik,  die  Anfinerfcaamkeit  der  gesetzgebenden  Körperschaften  darauf 
gelenkt,  Hassr^eln  zar  friedlichen  Ordnung  der  Streitigkeiten 
zwischen  Anftraggeber  und  Angestellten  in  die  Wege  zn  leiten. 

Gesetze,  betreffend  die  Ordnung  der  Kinderarbdt,  deren  Be- 
stimmnngen  in  den  einzelnen  Staaten  sehr  verschieden  sind,  wnrden 
erhMsen  im  Jahre  1902  in  Haryland,  Kentucky,  Ohio  and  Hassachn- 
setts,  im  Jahre  1908  in  Colorado,  ülinois,  New  York,  Arkansas, 
Montana,  New  Jersey,  North  Carolina,  Oregon,  Sonth  Carolina,  South 
Dakota,  Texas,  Virginia,  Washington,  Wisconsin  und  Pennsylvanien, 
im  Jahre  1904  in  Alabama  und  Oliio.  Die  Frauenarbeit  wurde  ge- 
ordnet in  Lonisiana,  Rhode  Island,  Colorado  and  Oregon. 

Die  Gerichtshöfe  haben  erklärt,  das»  es  den  gesetzgebenden 
Kdrpersdiaften  nicht  zusteht,  die  Arbeitsst  unden  von  erwachsenen  roänn- 
linhen  Personen,  welche  in  anderen  Berufen  als  öffentlichen  Werken, 
welche  nicht  gefährlich  oder  nngesnnd  sind,  beschäftigt  sind,  zu  ordnen. 
Um  diese  verfassungsmässipre  Schwierigkeit  zu  entfernen,  nahm  die  . 
gesetzgebende  Körperschaft  von  MfissachusettJi  im  Jalire  l'.>f>i  einen 
Heschluss  an  zugunsten  einer  Im  u-iinzung  der  Hundesvcvfsissnng, 
durch  welchen  der  Kongress  ermächtigt  wird,  Gesetze  über  die 
Arbeitsstunden  in  den  einzelnen  Staaten  nach  Miissgabe  eines  ein- 
heitlichen Sj-stems  zu  erlassen.  Hies  hat  jedoch  zu  keinem  Resultat 
geführt,  (iesetze.  durch  welehe  eine  acht-stündigr  Arbeitszeit  für 
»iffentliche  Arbeiten  eingeführt  wnrden.  wurden  in  Calit'oi  iiicn.  Nevada, 
Utah.  \\"asl)ington.  sowie  Montana  angenommen.  Es  ist  indessen  zu 
bemerken,  das.^  das  Verfassungsmässige  dieser  (Gesetzgebung  /w  ifel- 
haft  ist.  Gesetze  über  den  achtstündigen  Arbeitstag  in  Bergwerken 
wurden  angenommen  im  Jahre  1903  in  Arizona,  Missouri  und  Nevada. 
Die  Annahl  von  aufeinander  folgenden  Standen,  während  welcher  Ange* 
stellte  an  Eisenbahnen  arbeiten  dürfen,  ist  während  des  Jahres  1903 
in  Arisona,  Arkansas,  Indiana,  Minnesota  und  Texas  geordnet  worden. 

Das  Statut  von  Califomien  (1903,  Kap.  220)  schränkt  die 
Doktrin  der  Bisikoilbemahme  wesenüich  ein,  indem  es  die  Ange- 
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stellten  nicht  nnr  dafür  venintwortlich  maclit,  wenn  sie  es  venftnmen, 
die  ttbliclie  Sorgfalt  bei  der  Auswahl  von  znTerUsaigen  Arbdteni 
anzuwenden  (cnlpa  in  eligendo),  sondom  avch,  wenn  sie  es  miter* 
lassen,  «ine  ihnen  bezüglich  der  Sicherang  der  Maschinen  von  den 

Gesetzen  vorgeschriebene  Pflicht  zu  erfilllen.  Die  Gesetze  von 
Montana  (1903)  und  North  I>akota  (100:{)  beschränken  die  Doktrin 
der  Mitbedieiistetcn,  wenn  der  Auftraggeber  eine  Eisenbahngesell- 
si  Initf  i^r.  wahrend  das  Gesetz  von  Oreg^on  sowohl  die  Doktrin 

über  <lif  Mitbt'diensteten,  wie  die  Doktrin  über  die  Risikoiibernahnie 
bt'S(  liniiikt.  Ebensn  wie  die  Ciesetze  von  Montana  und  North  Dakota 
rindet  das  (icscfz  von  Ore^rou  nur  auf  Eisenbabnp:i'>('lls(  liaften  An- 
W'  uduiiL''  Kill  Gt  setz  vunOliio  aus  dem  .lalir»-  r.'t>4  il'.'Oii  bflit  di»^ 
L'cuM  iiii i  r|itli(  hl  Doktrin  von  der  Kisikoiibernahuje  in  den  Falb  ii 
am.  Wo  (b  1  S«  lia<lt  n  dadun  h  erliiteu  wurde,  dass  der  Auftraggebi-r 
t  s  untorlasst  n  liat.  eine  gesetzuiässige  Pflicht  für  den  Schutz  seiner 
Arbeiter  zu  erfiillen. 

c)  Volkswirtschaftliche  Literatur. 

Keferent:  Dr.  Henry  Crosby  Emery, 

ITolr-Mir  »Ifi  Sfaat»»wltsfi«ti>'(tinttfii  h»  <ler  Valc  fnlveretfat.  NVwhavea. 

r  berseiKuiig  von  Justisrut  Dr.  Victor  ^k}hneidery 
KiH'htsanwalt  und  Koter,  BerllD. 

Wer  die  nionatlioben  oder  jährlichen  Verzeichnisse  der  Büchel 
Verfolgt,  welche  über  staatj^wirtschaftliche  Gegeustiiude  veröffentlicht 
werden,  VMtm  fiber  die  verhältnismSssige  Oeringfügiglceit  der  ameri> 
finnischen  Publikationen  erstaunt  sein.  Es  wird  hieraus  von  manchen 
der  Schinss  gezogen  werden,  dass  das  amerikanische  Pnblikom  an 
derartigen  Dingen  weniger  Interesse  hat,  als  das  lesende  Publikum 
in  anderen  Ländern.  In  einem  gewissen  (hade  ist  das  mutmasslich 
wahr.  Der  amerikanische  Oeschftftsmann  insbesondere  hat  sich  bis 
vor  kurzem  im  grosse«  ganzen  mit  den  Problemen  seines  eigenen 
Geschäfts,  das  ihm  unmittelbar  berührt,  befosst  und  hat  sich  etwas 
gleichgiiltig  gegenüber  Studien  von  einem  allgemeinen  und  wissen- 
srhaftlichen  Charakter,  die  ihn  Ober  die  Grenaen  seiner  eigenen 
Beobaelitung  hinansfttbren  würden,  geseigt  Die  relative  Oleich« 
gültigkeit  des  amerikanischen  Geschäftsmannes  würde  indessen  in 
einem  falsclien  Licht  dastehen,  wenn  man  sie  lediglich  nach  der 
verhiiltnismUfisig  geringen  Anzahl  von  amerikanischen  Büchern,  die 
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über  dieae  Gegenslftnde  geschrieben  sindf  beurteUen  wollte.  In 
erster  Linie  mnss  man  im  Ange  belialten,  dass  die  Haaptorgaiie, 
durch  welche  die  Öffentliche  Meinung  in  den  Vereinigten  Staaten 
ihre  Richtschnnr  erhUt,  die  Tageszeitungen  und  die  wöchentlich 
oder  monatlieh  erscheinenden  MagazJne  sind.  Wenn  auch 'sehr 
viele  nor  fSr  den  bestimmte  und  selbnt  sensationelle  Na<-h- 
ricbten  in  diesen  Publikationen  erscheinen,  so  darf  man  doch  nicht 
vergessen,  dass  sie  dem  intelligenten  Leser  eine  Masse  von  Material 
aus  den  Händen  sorgsamer  und  erfahrener  Gelehrter  darbieten,  das 
selten  spliter  in  Buchform  eischeint.  llioraus  ergibt  sich  noch 
ein  weiterer  Kontrast  zuisolien  den  \'ereiniy:t<'ii  Staaten  und  Deutsch- 
laiiil.  nämlich  der  Umstand,  dasK  hierzulaude  an  in,  was  man 
„i^ublikations-Manie"*  nennen  könnte,  manffelt.  Ks  wünio  nicht 
richtig  sein,  wenn  man  dieses  Gefiiiil  hauptsiü  hlicli  dem  Manp«  )  ;ui 
Interesse  odt-r  fl<'in  .\fan'r^'I  an  Fh  iss  auf  Seiten  der  ameiikanisclien 
Sollt it'tstelli'r  /iisrlirtiljcn  wollte,  es  ist  teihvfise  auch  das  K'esnlrat 
Von  Zurückliallun^  und  einer  nicht  iinwiii  dij^eii  IJescheideulieit. 
IK'V  .Amerikaner  hat  nicht,  wie  der  ItfiitM  lir.  d;is  (iet'iihl.  d  i^s 
n<'f wt-inliL'- T'.v eise  ein  I"tuch  {reschriel)en  wi  rdt-n  niuss  in  d«'iii  Au^.  ii- 
Llitk.  in  tl<  in  i>'iiiand  anf  einem  Speziai^eliiei  ir.ijt'nd welche  Kr- 
forscliungen  g^emacht  hat.  I)as  Resultat  ist  /.uiiiVlIcs.  dass  das 
amerikanische  Publikum  den  N'orteil  verliert,  welcher  sich  aus  <!•  r 
Behandlung  ein«'s  und  ilesselhen  (Gegenstandes  durch  eine  h'eihe  von 
geschickten  S«  hriftste Hern  ergibt,  aber  andererseits  entgeht  dafür 
dad  amerikanische  Publikum  auch  der  l'l)erschwemmung  mit  einer 
Masse  von  Literatur,  welche  wenig  zur  Erforschung  neuer  Wahr- 
heiten oder  sor  klareren  Auslegung  beiträgt.  Soviel  mag  zur  Er- 
klfiruug  fdr  die  etwas  geringe  Ausbeute  der  Jahre  1903 — l!H)4, 
welche  nachfolgend  behandelt  wird,  gesagt  sein. 

Wenn  man  die  Werke  nach  den  einzelnen  Gegenständen 
ordnen  will,  so  muss  man  sich  zunächst  mit  den  Werken  beschäftigen, 
welche  sich  eingehend  mit  den  Grundlagen  der  Staatswissenschaft 
besidrangsweise  mit  rein  theoretisclien  Problemen  befassen.  Der 
amerikanische  NationalOkonom  neigt  sicherlich  etwas  zu  sehr  dazu, 
Lehrbttcher  zu  schreiben,  in  den  letzten  beiden  Jahren  allein  sind 
zwei  neue  Abhandinngen  von  hervorragender  Bedeutung  publiziert 
worden.  Es  sind  dies  die  Werke  von  Prof.  Saeukr')  von  Columbia 

Sabobr,  H.  R.,  Einführung  in  die  8taRl8iriMen«cfanfk.  New 
Yoric  1903. 
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nnd  von  Prof.  FsTm^)  von  Gornell.  Das  letster«  Werk  iat  eioeo 
von  bewmderer  Originalität  and  grossem  Wert.  Der  Verfoaser  ge- 
hört an  der  hervorragenden  Gmppe  jonger  Schriftsteller,  die  Ahlen^ 
dass  ein  grosser  Teil  der  theoretischen  Basis  der  modernen  National- 
ökonomie auf  ihren  Begriffen  fiher  die  Natar  von  Kapital  nnd  EiU' 
kommen  besteht.  Der  Verfiisser  ist  bereits  bekaQnt  anf  Grund 
seiner  Abhandinngen  Aber  das  Verhältnis  von  Rente  zn  Zinsen  nnd 
versucht  in  dieser  Arbeit,  die  ganae  Grundlage  der  staatswissen- 
schaftlichen  Theorie  vom  Gesichtspankt  der  neuen  Schale  ans  von 
neuem  aufonbiitton.  Seine  Arbeit  bietet  eine  wundervoll  klare  Analyse 
dieser  nenen  Begriffe  und  jrelit  f?leiclizf  ititr  h(  i  iluer  Anwendung 
auf  praktischere  Probleme  weiter,  als  irg^end  ein  Werk,  das  bisher 
emhienen  ist.  So  wenig  auch  immer  der  Leser  mit  einzelnen  >^einer 
Theorien  einverstanden  sein  niaar.  jedenfalls  werden  durch  die  Arbeit 
seine  eig:enen  Auffassungen  sel)r  geklärt  und  in  vielen  Beziehungen 
beeinflusst  wriden.  l>ie  Arbeit  des  Professor  Sak<;kk  ist  weniger 
revolutionär  in  ilii  t  r  Anlage,  der  ^'erfasser  ist  aln  i  ungewöhnlich 
klar  in  seiner  Hewcisfiilinini^  nnd  v<'i  stiindig  in  seinen  lüitsclieidung»-!! : 
viflleichi  ear  zu  st  hr,  du  »  s  dfin  I/eser  nianelnnal  am  Sciiluss  des 
uniiarteiischen  Ab\\;ig<ns  eines  Argumentes  für  beide  Seiten  iiV»»r- 
lassen  bleibt,  wtdiir  er  sich  zn  entscheiden  hat.  Tni  theort'tisi-hen 
Aufbau  sriiicr  Aibeit  stimmt  dt-r  \  erfassf]-  im  wt^st  iitiii  b<'n  mit 
seinem  Kollegen  Profes.sor  ( 'lakk  übeiein.  obwohl  <t  kein  sklaviseli-  i 
Nachbeter  desselben  ist.  Seine  Erörternng  über  praktische  ameri- 
kjinische  Probleme  ist  bewundernswert  trotz  der  Uittwendigen  Kürze. 
Die  Arbeit  kann  mit  Fug  nnd  Kecht  als  eine  typische  Einfiihrnng 
vom  amerikanischen  Stand]iQnkt  ans  betracht«t  werden. 

Eine  andere  Arbeit  von  Bedentnug  aaf  dem  Gebiete  der  Theorie 
ist  Prof.  Cabvbrs*)  Verteilung  des  Reiehtnms.  In  diesem  kleinen 
Werk  scheint  der  junge  Nationaldkonom  ans  Harvard,  dessen  Artikel 
in  Btaatswissenschaftlichen  Zeitsdiriften  ihm  schon  früh  auf  diesem 
Gebiete  eine  hervorragende  Stellung  verschafft  haben,  den  Schlnss- 
Btein  seiner  Ansichten  Uber  diese  verwickelten  theoretischen  Probleme 
niedergelegt  zn  haben.  Er  stellt  darin  seine  Ideen  über  die  not- 
wendige Konsolidation  der  Prodnktivitäts-  und  Kostentheorie  anf 

')  fKriEii,  F.  A.,  Die  Prinzipien  der  Staatswl^.seuschaft  mit  An- 
w-eiidung  auf  praklischo  Fälle.    New  York  1904. 

')  Carvsr,  T.  N.,  Die  Verteilung  de«  Reiditum«.  Xew  York  1901. 


Digitized  by  Google 


IIkmcy  Cuo^uv  KMKh\ :  Vereiiiigie  Sttuileii  vun  Nord-Auieriku.  3095 


dem  Gebiete  der  Verteiloog  In  elD  vollatändiges  System  znunmen. 
Im  Zimammenliiing  hiermit  mag  andi  das  Werk  von  Dr.  Whittasbr,^) 
Geschiebte  der  Arbeitstheorie  vom  Werte,  erwfihnt  werden.  Es  ist 
dies  eine  geediiclcte  kritische  Übersicht  der  ScbrÜtsteller  von  Aj>am 
SuTH  bis  Caibiws.  In  seinen  eigenen  Anschanangen  rechnet  sich 
der  VeriSuser  an  den  Anliingern  des  Prof.  Clmk,  dessen  Schiller 
er  ist  Einen  verscliiedenen  Charakter  hat  ein  Bnch  des  Dr.  Vbblbk'^) 
in  Clkicago  ftber  die  Theorie  von  Geacbftftsnntemebmnngen.  Es 
wttrde  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  sein,  ein  so  radikales  nnd  an* 
r^pendes  Bnch  aosftthrllch  in  diesem  knraen  Bericht  an  erürtera. 
Es  mOge  genflgeu,  hervoranheben,  dass  der  Verfasser  seine  Vnter- 
scheidang  zwischen  der  peknniftren  nnd  industriellen  Verwendung 
nnd  der  Wirkung  des  Maschiueiiprozessos  auf  die  gewerblichen  Ar- 
beiter einerseits  und  den  lintfniehmer  andertTseits  au  verblUtfcnden 
Schlussfolffprnngen  fülirf.  s.  Ibst  wenn  dieselben  raanelinial  zweifel- 
haft sind.  Vielfacli  sind  dif.se  Austnhrungen  vi>n  bes(»nderem  Srharf- 
sinn  nnd  ebenso  häutig  von  einer  manchmal  etwas  dunklen  Satire 
gewürzt.  Nichts  kann  in  einem  grosseren  Kontrast  zu  den  Schritten 
des  Dr.  Vkblkn  stehen,  als  die  kiirzlicl«  gesammelten  Kssays  des 
verstorbenen  Prot'.  Im  nkm:"')  in  Harvard,  der  >(ilani;e  als  der  Kiil)r<  r 
der  amerikanisclien  NHii.inalr.kononiie  vt-veint  \vur<le.  liit  str 

Essays  sind  bereits  bekannt,  einzelne  >iud  aus  >.  iiiem  Manuskript 
hinzugetügt.  Sie  behandeln  haupfsfi(  lili(  h  die  praktischen  Probleme 
in  der  amerikanischen  st  aatswisseiisc  hal  t  liehen  (ieschiclile,  und  zwar 
stets  mit  einem  solchen  Reichtum  genauer  Kenntiiis.sf  und  einer 
solchen  Reife  des  Urteils,  die  sich  auf  langjährige  Ihiaiirung  aut- 
baut, und  mit  solchem  Fleiss  und  solcher  Klarheit  der  Analyse  und 
des  Ausdrucks,  wie  dies  allen  seinen  Werken  eigentümlich  ist. 

Auf  dem  (iehiet  der  slaat-swirt^eliaftlirhen  (ieschiehte  stehen 
die  gelieferten  Arbeiten  in  gar  keinem  \  1 1  iialt  nisse  zu  dem  Reichtum 
des  gebotenen  Materials.  Späterhin  werden  die  .Arbeiten  erwähnt 
werden,  welche  sich  historisch  mit  speziellen  Problemen  befassen, 

*)  Wbittakkk.  A.  C.  (iwchichte  und  Kritik  der  Arbeitstheorie 
vom  Werte.    New  York  1904. 

*)  Vi.i)t.KN,  T.  V.,  Die  Theorie  vun  Oeschäftsunteruehiuungen. 
Xew  York  1904. 

'}  DcNBAR,  Nationalökonomieche  Essays.  Herausgt^goben  von  O,  M. 
W.  Sphaouk.  New  York  1904. 
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aber  es  ist  erstaQnlich,  dasB  bisher  fast  gar  kein  Venitch  gemadit 
worden  ist,  ein  Werk  zustande  zn  bringen,  dass  sich  als  dne  bessere 
staatswirtschaftliche  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  darstdlt. 
Ein  interessantes  nnd  anregendes  Bnch  von  Frftnlein  Sbmpli*)  be- 
Iiandelt  die  amerikaniscne  Greschichte  mit  Bezug  auf  ihre  geographi- 
schen Voranssetenngen.  Um  plStzlich  einen  Sprung  auf  die  andere 
Seite  der  Welt  zn  machen,  mag  in  diesem  Zusammenhang  Prof. 
])at8-)  brillante  Stndie  Aber  das  hoUftndlsche  Kolonialsystem  erwfthnt 
werden,  welche  bei  den  hollindischen  Schriftsteilem  selbst  mit  grossem 
Lob  aufgenommen  worden  ist. 

Wenn  wir  nns  nunmehr  zn  der  Frage  der  praktischen  Probleme 
wenden,  so  ist  es  interessant,  dass  solche  Fragen,  wie  die  der  Trusts, 
welche  einige  Jahi-e  hindurch  die  Literatur  zu  monopolisieren  schien, 
\v«Mii{^sten8,  was  die  Publikation  von  Bnchem  Aber  die  Frage  anlangt, 
in  den  Hintei'grnnd  getrotcn  sind.  Nur  zwei  Bücher  von  wirk- 
li  lit  m  Wert  orsdiienon  über,  diesen  Gegenstand  in  den  Jahren  1903 
l;'04.  Sehr  viel  diskutiert  wurde  natthlich  die  wohlbekannte 
(i.  sdiirbff  der  Standard  Uil  Company  von  Fräulein  Tarhkll/')  Dies 
1. 11  Ii  wurde  für  das  grosse  Publikum  g:eschrieben  und  hatte  zweifellos 
ileii  Zweck,  eine  popnhire  Sensation  zu  erreffen.  Diesen  letzteren 
Zwrrk  hat  ts  htTeits  vitllständig  in  seiner  ursprünß:liohen  Form 
t'ir<'i(lir.  (la  in  einer  Keihe  von  Artikeln  in  einem  wohlbekannten 
l>H]»ui;irt  II  MaL;;(/iti  erschienen  war.  Trorz  des  Versuches  gewisser 
Leute,  das  Üiicli  \\.  L«^,  II  seine  r  sen>ationallen  Wirkung  in  Misskredit 
7.n  hrin^ren.  nin->  /.u^efiehen  werden,  dass  es  im  g'rossen  ;^an/.en 
ait'  h  M>ii  Faelitrelehrten  eine  ^^iinstiire  Meurteiinnfr  beziifrlicli  sein»  !- 
( M  iiaui:;kHit  und  >einer  FassnntT  eniplanu«  ii  hat.  Das  andere  Werk, 
ai'f  wi  li  hes  Hezuf^'  petmumien  wurde,  ist  Mm(ii>vs')  Wahrheit  über 
di^'  i  insts.  Da^iselhe  ist  iiirlits  weiter,  als  t-in  kommerzielles  Naeh- 
si  lila;r«'l'ue|i  und  uiltt  in  yuiiz  sehmuekloser  F(»rm  die  Ansii  Ilten  über 
Kajdtul,  \'erdien.st  und  die  l^eschichte  der  Orjfanistation  der  haupt- 

'i  Si:Mri,B.  E,  C,  Aniehkanitche  Geschichte  und  ihre-  geogimphi- 
sehen  CM  uulIap  n.    liosion  1903. 

-  Die  Politik  und  Verwaltung  der  Holländer  in  Java. 

■'.I  'l  AuiiKi.i.,  Ida  M.,  Die  Ge^chichte  der  Stuudjird  Oil  Cumpatiy. 
New  York  1H04. 

*i  Moonv.  I.,  Wahrheit  Aber  die  Trusts.  New  York  1904. 
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siichlicheu  Svinlikatf  <\v^  Laiidt-s.    Als  ZiisHUiiiicn.^lfllnnp:  von  zu- 
v»'i"läs.sigeii  Tatsaclu'ii,  die  ortV-nliur  m  liwt  i  aiulf rwiirtiy:  /u  lje^Lliati»  ii 
sind,  ist  das  Huch  von  gidsscm  \\\>i  t.    En  imiss  fenit^r  aut'  ein  Üu«  h 
von  hoher  Bedeutung  Bezug  genommen  werden,  das  von  Herrn 
Whimiei^)  geschriebeii  ist.   Diesra  Bneh  behandelt  die  Frage  der 
8t&dtiw]ieii  Monopole  sowohl  in  ihrer  staatswirtscIiafUichen  wie  tech- 
nisehen  Bedentnng.   Nach  der  Unmasse  von  Material,  das  seitciis 
der  deutschen  Schriftsteller  Hber  amerikanische  Trusts  geschrieben 
ist<,  ist  es  von  Interesse  zn  bemerken,  dass  ein  Amerikaner  in  (Ihk 
dentsche  Gebiet  mit  grossem  Ertnlg  eingedrungen  ist,  ich  meine  die 
bewnndemswfirdige  Abhandlung  des  Dr.  FiuKiid  Walskk  Uber 
Syndikate  in  der  deutschen  Kvhlenindustrie.*)    Dies  ist  eine  er- 
schöpfende und  sorgfältige  Behandlung  der  Frage,  gestüzt  auf  die 
nenesten  offiziellen  Publikationen,  welche  sorgfältig  dnrch  persön- 
liche Beobachtungen  kontrolliert  sind.   Auf  dem  Gebiete  der  BUsen- 
bahn,  einem  Gebiet,  das  in  den  nächsten  paar  Jahren  von  noch 
hdlierw  Bedeutung  zu  werden  verspricht,  brauchen  nur  zwei  Werke 
allgemeinen  Charakters  erwfihnt  zn  werden,  nlimlich  das  des  Pr'*f. 
.T<>»N>it>N, ')  ein  umfangreiclics  Werk,  »las  *\\c  Ooscliii-hte  und  die 
Probleme  der  amerikanischen  Kisinhalni  Ixhandplt.  und  das  vun 
Dr.  Unna,')  welche»  die  (Sfst  Iii(  Iite  dt  j   Kisenhahnfjfsetzir» '  m' 
und  zwar  sowohl  der  di-s  Hundes  wie  der  Ein/t  istaaten.  sowjt^  die 
wichtigsten  Entsi  lieiduugen  der  Komniission  ülier  den  Handelsverkehr 
der  einzelnen  8taaten  untereinander  hehaiulelt.    Einzelne  besondere 
Monographien  sind  veii'rt'entlielit  worden,  die  sich  mit  dei"  Ordiiuiiir 
des  Eisenbahnwesens  in  den  Kirizelstaaten  befassen,  inshtscmdere  (lif- 
jeuigeu  d»  r  Tiün  er-ität  von  iUijiois,  indt  sst-n  der  iiaum  verbietet  eine 
eingehenden'  Behandlung  dieser  Mou«"gra[diien. 

Wenn  wir  uns  nuninelir  zu  den  Aibt  itstrairen  wenden,  so 
finden  wir  eine  griissere  Anzahl  von  W'eikt  n  » rstklassi;rer  1!?'- 
dentong.    Vielleicht  das  wichtigste  von  allen  ist  das  Werk  über 

*)  WiiLNKuv,  S.,  fc>tiiüti>cLL*  Ltlkiitliche  Bctrj'  lje.    >.'t-w  York  19()4. 
*)  Walkeh,  Francis,  Monopolistische  Syndikate  in  der  deutschen 
Kohlenindustrie.  Atnerikiunitcfae  nationalökonomikcbe  VereiDifriin^,  1904. 

Johnson,  £.  R.,  Amerikanischer  £isenbHhntraniq)ort.  New  York 

1903. 

•)  Mkvkk.  B.  H.,  Kiaenbuhngesel2gui)ung  in  den  Vereinigten  Stautf  11. 
New  York  1903. 
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«n  j^anisifitf  Arbeit  von  John  Mitchell*)  dein  berühmten  Führer  der 
Uerjrarbeiter  in  dem  grossen  Kohlenstreik.  Niemand  kann  dieses 
Werk  lesen,  ohne  das  man  Mut  bekommt,  tHr  die  Znkanft  einer 
( »rgauisation,  welche  den  Verfiner  des  Werkes  al»  Ftthrer  in  An- 
sprach ndimen  kann.  Das  Werk  ist  natilrlidli  vom  Standpunkt  des 
Arbeiters  geschrieben,  nnd  der  Leser  wird  schwerlidi  erwarten,  dass 
den  Argumenten  der  Feinde  von  Arbeitsorganisationen  genägendes 
Gewicht  beigelegt  wird,  indessen  die  Klarheit  des  Stiles,  die  schneidige 
Anfdecknng  der  SchwSchen  der  Verbinde,  die  Bereitwilligkeit,  den 
Arbeiter  fttr  seine  Exxease  nnd  tSrichten  Fordernngen  an  tadeln 
und  die  geschickte  nnd  ftirchtlose  nnd  doch  bescheidene  Yerteidignng 
der  HanptansprQdie  des  Verbandwesens  kennseiehnen  Herra  Uitchbll 
sowohl  als  einen  ehrlichen  Denker,  als  aneh  als  einen  maditvollen 
Ftthrer  seiner  Genossen.  Es  mnss  ferner  anf  einen  anderen  Band 
von  Pbtbr  R0BBRT8*)  hingewiesen  werden,  welcher  sich  mit  den 
sozialen  Voranssetsnngen  der  Bergwerksgemeinsehaften  betet.  Die 
sorgfältigen  nnd  wissenschaftlichen  Studien  des  Herrn  Bonon  anf 
diesem  Gebiete,  welche  sich  stfttsMi  anf  einen  langjährigen  An6»nt- 
halt  in  den  Minmbezirken  and  anf  eine  genaue  Kenntnis  der  Lage 
des  Arbeiters,  sind  bereits  in  einem  früheren  Hände  hervorgetreten. 
Die  soziale  Lage  der  Bannnvollindnstrie  ist  kurz  dnrch  einen 
englischen  Sdiriftsteller,  Herrn  Yoüno''),  beschrieben,  welcher  seine 
Eindrücke  von  einer  Beobachtungsreise  im  Norden  nnd  Sfidoi  wieder- 
gibt. \  iel  Aufmerksamkeit  ist  auch  der  Wohnungsfrage  mgewandt 
worden  und  auf  diesem  Gebiete  ist  das  bei  weitem  wichtigste  Werk 
<1fT  P>priclit  der  New  }orker  iMietshanskoramision ,  welcher  im 
Jahre  19iM)  unter  der  Kedaktion  des  Herrn  Dk  FoKKr^i^i  verutient- 
licht  wurde.  Dies  ist  die  vollst« ndigste  Znsammenstellung  über  die 
\'oraussetzuiiprpn  des  ^lietssystciiis  und  die  h'eforniijlSiie.  die  sicli  be- 
tochatleu  lusst.    Eine  andere  interessante  Untersuchung  ist  die,  welche 

1)  Mitchell,  Jom,  Orgsnirierte  Arbeit:  Sure  Probleme,  Zwecke 

und  Ideale  und  die  Gi.acnwart  and  Zukunft  von  amerikanisdien  Lohn- 

empfän^^iTii.    Philadelphia  1903. 

KoBEBTs,  P.,  Authracitkohlengemeinschafteu.   New  York  1904. 
*)  YoüNG,  T.  M.,  Die  amerikanische  BaumwoliinduBtrie.  Eine 
Studie  Aber  Arbeit  nnd  Arbeiter.   New  York  1903. 

*)  Db  Fokkst.  I{.  \y  rid  Vi:ii, I.Kit,  L.  (ITeraiisgebor),  Da*  Miets- 
h;nisnroblein  »'iii«-rliIif".Nt)ph  de>  Hcrichtes  der  New  Vorker Staatskommiseion 
üt)er  Miet-hüii>er  von  19(J0.    New  York  1903. 
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vuu  ueuu  Forschern  beznglicli  der  La^e  der  Arbeitslosen  und  der 
Wirksamkeit  der  Anstellungsbureaus  gemaclit  werde.  Die  Resultate 
dieser  Untersnchang  sind  dem  Poblikan  diircli  Fräulein  Kkllob') 
mitgeteilt  worden.  Wenn  man  von  den  ArbeitalMen  znr  Armut 
ttbergelit,  so  haben  wir  in  dem  Werke  des  Herrn  Robbbt  Hubtbk^ 
aber  Armnt  eine  pesaimiBtische  DarsteUnng  der  Lage  der  Annen 
Iderzolande.  Herr  Huhtir  ist  ein  wohlbekannter  Kenner  der 
BchmntKigen  Stadtteile  New  Yorks,  und  eine  Arbeit  von  ihm  kann 
nicht  verfehlen,  mit  ihrem  Bericht  Aber  persönliche  Beobaditnngen 
interessant  an  sein.  Wenn  er  aber  daau  übergeht,  statistiache 
Probleme  zu  behandeln,  dann  ergibt  sich,  daas  er  nicht  in  der  Lage 
ist,  in  irgendwie  wiasenschaftlichem  Sinne  die  Ziffern,  welche  er  be- 
handelt, an  analysieren,  nnd  infolgedessen  kOnnen  seine  allgemeinen 
Schlflsse  nicht  besondere  Berflcksichtignng  finden.  In  der  Arbeit 
des  Herrn  E.  T.  Dbtimk*)  Aber  die  Omndsfttase  der  Annennnter- 
stfitanng  haben  wir  andererseits  ein  Werk  von  erstklassiger  Be- 
deatnng  von  einem  Schriftsteller,  der  Erfahrung  anf  dem  Gebiete 
der  Armenpflege  hat  und  der  gleichseitig  ein  soi^ltiger  Gelehrter 
und  ein  ver^^tändiger  Denker  anf  nationaldkonomiscliem  Gebiet«'  ist. 
Seine  Arbeit  ist  von  grossem  Wert  sowohl  tür  den  praktischen 
Arbeiter,  wie  für  den  wissenschaftlichen  ]><  nker.  Herr  N.  P.  Gilman*) 
setzt  seine  wohlbekannten  JiStudien  in  einem  nenen  Werke  fort, 
welches  die  verschiedenen  GcschUftsmethoden  des  Ausgleichs  der  sich 
bekämpfenden  Kriiftc  Arbeit  nnd  Kapital  erörtert.  Der  \'erfa8ser 
i.st  seit  langer  Zeit  bekannt  als  entluisiasiischer  Anhänger  und 
Hauptvertreter  des  l'rin/.i|is  iltr  Cjeuinnteilun^.  Ks  ist  tröstlicli, 
heutzutage  einen  Kiler  zu  tinden.  der  trotz  d-  r  wiederliolten  Ent- 
täuschnniren  unei niiidlirh  bleibt,  und  es  verlolmt  >irli  der  Mühe,  die 
Bücher  des  ilerrn  (tii..man  zu  l^'.Ue  zu  ziehen,  nielit  nur.  wenn  man 
einen  Beweis  für  diesen  Optimisiuus  sucht,  sotKitTii  am  li.  wenn  man 
eine  sort^fältif^e  Znsammenstellnng'  vieiei-  iuieiessanter  N'eisuehe  zu 
sehen  wünscht.    Einen  mehr  glänzenden,  wenn  auch  weniger  opti- 

^}  Eblloh,  Framcbs  A.,  Arbettlos.  New  York  1904. 
<)  HvNTSR,  R.,  Armut.   Xew  York  1904. 

Drvuq,  E.  T.,  Die  OrandMätze  der  Anneniintentfttsnng.  ^ew 

York  1904. 

*)  GiuiAN,  N.  r.,   Arten  de«  gewerblichen  Friedens.  Boston 

1904. 
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mistisr  lM'ii  FJii'lruck  uiadit  «  in  Üiu  li  von  Herrn  .Iohn  LiUAUAM  Bkuok.-»^) 
über  die  soziale  Rastloi^igkeit,  das  vielen  Anreiz  bietet.  In  diesem 
Werk  gestattet  sich  der  Verfasser  die  köstliche  Freiheit,  ein  BacJi 
zn  schreiben,  das  keineswegi  wehlgeordnet  in  seinem  Aniban  ist 
nnd  das  sich  anch  nicht  mit  dem  Nachweis  von  speziellen  Problemen 
befasst,  dem  aber  die  Persönlichkeit  nnd  der  Beia,  der  von  den  Ein- 
drOeken  herrührt,  die  das  sympathische  und  sorgfältige  Stndinm  des 
Lebens  und  der  Gedanken  des  Volkes  anf  einen  klaren  nnd  geist- 
reichen Kopf  machen,  seinen  Stempel  anfdrttcken.  Das  Bnch  ist 
nicht  gerade  ein  wissenschaftliches  Werk,  es  ist  aber  nm  vieles 
besser.  Schliesslich  mnss  man  anf  dem  Gebiete  der  Arbeitsfhige 
noch  die  Bibliographie  der  Publikationen  der  amerikanischen  Ge- 
werkvereine erwähnen,  welche  von  Dr.  G.  E.  Baritett  herausgegeben 
nnd  von  der  Joiik  HopiiMs-Universität  veröffentlicht  wird.  Die  leb- 
hafte Erörterung  fiber  Geldfragen,  die  vor  einigen  Jahren  eine  so 
grosse  Rolle  gespielt  hat,  scheint  Ihre  Nacliernte  in  einer  grossen 
Anzahl  \«n  Werken  auf  diesem  Gebiete  gefunden  zu  liaWn.  die 
(Mn<  n  iulialtrpü  lu  ron  und  weniger  epliiraärcn  Charakter  haben.  Ver- 
sihitdene  wuhlbekanntr  S  In  iitstt Her  haben  uns  reolit  giitf  Ab- 
handlungen über  (ield  und  Kredit  gepreben.  Es  sind  die.s  Prof. 
Laugblix^)  in  Chicago,  Prof.  Kihlky*)  in  Illinois,  Prof.  Scott^)  in 
Wisconsin.  Es  ist  nnmöglich,  in  einer  so  kurzen  t'bersichi  über  die 
relativen  Verdienste  dieser  Werke  zu  sproehen.  Das  erste  Werk 
spiefjelt  hauptsiicblieb  die  etwMS  eitzenriunlicben  Ansieliteji  dieses 
\'eii;is<ei<  über  die  Natur  d-'s  Kredits  und  die  (|uanlitative  Tiieiaif 
übt  r  In  11  \\if><lev.  !>;)v  /.weite  betasst  si«  Ii  liaii])tsiu'hlieli  mit  der 
nit'hr  I  Iii  . .)  i-r  i-i  lii-ii  Stitc  der  Probleme  v<in  dfld  uml  Kvflir.  tnid 
da.v  dritte  hat  einen  nn  iir  elementaren  und  iii>rMi  i-i  Im-ii  <  ijai  akt>  r. 
Ein  eint^elieiideres  .Studium  über  die  Theorie  vom  (iebl.-  kann  man 
in  d<-i-  S.Iii: fäll iiTi  ii  .Analyse  des  Herrn  Wal-h'')  über  das  Piobleui 
uutl  den  Werl  v«<n  lield  und  die  Theorie  der  idealen  Valuta  tindeu. 

»)  Hl  I  mk-,  .f.  0.^  Die  soziale  Riisilosigkeit.   Studien  Aber  Arbeits- 

und  «oziuli^t i-rho  H.'Wc'jiutL'fn.    New  Yntk  HK'.'V 

*i  J.<.\i  «iHi.iN,  .).  ij.,  I>ie  l*rinzi|iieM  des  (ioldes.    New  York  19*»;i 

')  KiM.KV.  !>.,  Geld.  Eine  Studie  über  die  Theorie  und  die  Au^- 
tauKchmittel  durch  Wei'hniel.   New  York  1904. 

*)  SroTT.  W.  A  .  (   Id  und  Banken.    Xew  V(,rk  V.m. 

^  \\°M  II.  ('  M  .  Das  grundlegende  Problem  in  der  (joldwisscn- 
>^e!i;.H.    New  York  liH»H. 
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Andt-rerseits  haben  wir  anf  dem  livbipte  der  liidit.'  üher  (Jt-ld- 
wesen  einige  bewundenisweri»*  Werke  Vdii  divi  Sc  liriii.vtt  lkrn  an 
der  Universität  Chicago.  Prot'.  C'ai tkkai.i. ' i  hat  uns  eine  stdir  ein- 
gehende und  sor^fiilti^^e  Studie  über  die  (irsihi'hie  der  Zweiten 
Bank  der  Vereinigten  Staaten,  nintniassli(  h  das  Schlusywort  bezüg- 
lich der  Geschichte  dieses  wichtigen  lustitntes,  gegeben.  Prof. 
HiTCHlLL*)  hat  in  gleicher  Weise  die  ansfßhrlichste,  genaueste  und 
ventHndigste  Geachichte  der  rapiergeldansgaben  des  B8rgerkri^8 
gegeben;  Fräulein  Bkbckekbidub')  andererseits  bebandelt  denselben 
GegenBtand,  ftthrt  aber  das  Stndinm  anf  ein  weiteres  Gebiet  und 
gibt  uns  eine  recht  brauchbare  Abhandlang  tlber  die  gesetaliche 
WAhmng,  anfgebant  anf  den  Erfahrungen  Englands  und  Amerikaa. 
Einen  mehr  beschreibenden  Charakter  hat  eine  wunderbar  klare  und 
einÜKche  Znsammenstellnng  ttber  amerikanische  Banken  und  Bank- 
methoden seitens  des  Herrn  Fihkb^),  i^-ährend  Herr  Maarapvi^)  eine 
sehr  sorgfUtige  Beschreibung  der  Prinzipien  des  internationalen 
Wertumsatzes,  wie  er  von  amerikanischen  Bankiers  betrieben  wird,  gibt 

Die  StabilitSt  des  amerikanischen  Tarifs  und  die  anscheinende 
Macht  der  Gmppe  der  SchntzzGUner  im  Kongress,  die  alle  Be- 
mBhungen  zn  einer  Änderung  hintanhalten,  sind  wohl  der  Grund 
filr  die  verhUtnismftssig  wenigen  Werke,  welche  sich  mit  der  Handels- 
politik befusen.  Wenn  literarische  Arbeiten  eine  Einleitung  für 
die  einzuschlagende  Politik  sind,  so  kann  man  nur  hoffen,  dass  die 
Schriften,  die  sich  mit  der  ReziprozitStaftrage  beflissen,  sich  in  Zu- 
kunft  in  einem  schleunigen  Tempo  vermehren  werden.  Inzwischen 
haben  wir  nur  ein  Werk,  das  eineti  tieferen  (it  halt  hat,  zn  ver- 
merken, nämlich  das  von  den  Prof.  L.\r«inLiN  und  Willis.")  Es  ist 
dies  eine  sorgsame  Arbeit  Uber  die  Geschichte  der  Ideen  über  Rezi- 

^)  Cattkuall,  ß.  C.  11.,  Die  zweite  Bank  der  \  erciuigteii  Stauten. 
Chicago  liK)9. 

*)  Mitchell,  W.  C,  Geschichte  des  amerikaniichen  Papiergeldes 

(Greenbacks).    Chicago  1903. 

3)  Breckexkipoe,  S.  P.,  ( lest't/.liihe  Wahrung;.  Studie  auf  dem 
Gebiete  der  eugliBcben  und  aiiierikuniscben  lieldgosehicbte. 

*)  Fi»XB,  A.  K.,  Die  moderne  Bsnk.  New  Yorlc 

*)  Haobaft,  A  W.,  Internationaler  Wertummts.  Seine  Be- 
dingungen, Teile,  Wirksamkeit  und  Umfang  und  seine  Handhabung  duroh 
amerikanische  Bankiers.    Chicni,'«)  1903. 

•)  Lacohlu:,  J.  L.,  und  Wilus,  H.  O.,  Reziprozilat.  >»ew  Vork  1903. 
Jalirbnoh  4er  latamat.  Teielnlxung.  S.  Bd.  196 
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prnzität  und  die  Praxis  der  Reziprozität  in  den  N'ereinitrtpn  Staatt-n. 
Dr.  Robinson')  hat  uns  ein  ^rlelutts  Werk  üb<'r  die  beiden  wich- 
tigen Reziprozitäts«versutlie,  die  die  Vereinigten  Staaten  im  Jahre 
18r»4  mit  Canada  nnd  im  Jahre  187<>  mit  Hawaii  gemacht  haben. 
tr*  lietVrt.  Man  niiiss  auch  l^ezug  nehmen  anf  ein  Werk  des  Herrn 
KnwAKi'  SiANWitOD*)  über  amerikanische  Tarifstreiligkeiten,  welches, 
obwohl  es  vom  .Standpunkt  des  SchntzzöUner«  aus  geschrieben  ist, 
trotzdem  eine  sehr  übersichtliche  nnd  im  grossen  ganzen  nnparteiliche 
Zusammenstelliiiig  der  Geschichte  der  legislativen  Tätigkeit  und  der 
Verbftiidlnngen  anf  den  Eongrenen  fttr  einen  Zeitrutm  von  mehr 
als  hundert  Jahrmi  gibt.  Das  Werk  nnteminnit  indessen  keines- 
wegs eine  selbstftndige  Analyse  ttber  die  Wirkung  der  Tarii|;esetx- 
gebong. 

Der  Sozialismns  hat  in  den  Vereinigten  Staaten  keine  ge- 
nflgenden  Fortschritte  gemacht,  un  zu  Publikationen  ernsterer  Art 
anf  diesem  Gebiete  m  führen.  Hervorgdioben  mnss  jedoch  die  beste 
Geschichte  ttber  Sozialianus  hienmlande,  welche  bisher  erschienen 
ist,  werden.  Es  ist  dies  die  von  Herrn  Hillquit.^  Dies  ist  nn- 
sweidentig  ein  parteiischer  Bericht^  den  ein  bi^tsterter  Sozialist 
gegeben  hat,  aber  er  hat  doch  daa  Verdienst,  die  voUstSndigste 
Zasanunenstellnng  ttber  einen  Gegenstand  an  bieten,  der  in  Znlnnft 
noch  von  grosserer  Widitigkeit  an  werden  vonpricht.  In  diesem 
Znsammenliang  mag  auch  eine  Arbeit  ttber  einen  sehr  interessanten 
amerikanischen  Anarchisten  der  philoeophischen  Art,  nSmlich  JoeuB 
TucKEB  ans  Hoston  erwShnt  werden.  Es  ist  dies  ein  Denker  von 
nii  l)t  geringer  Bedentung,  obwohl  derselbe  wenig  bekannt  ist.  Seine 
Anschannngen  sind  in  systematischer  Form  in  einer  sorgsamen  Arbeit 
des  Herrn  W.  E.  Clark*)  dargestellt.  Schliesslich  müssen  noch 
einige  Werke  erwähnt  werden,  welche  sich  mit  landwirt-schalftlichen 
Problemen  befassen.   Das  wichtigste  Werk  anf  diesem  Gebiete  ist 

BoMNsov,  C.  F.,  Gesohidite  von  swei  ResiprositMsvortrigen: 

Der  Vertrai^r  mit  Canada  im  Jaliro  1854:  der  Vertrag  mit  den  Hawaii* 
sehen  Inseln  im  Jubn«  ISTfi.    New  Havpii    Conn.)  I90'n 

^)  Stanwooi),  K..  .\inerikani8che  Tarifstreitigkeiteu  im  aeiuuehntea 
Jahriiuudert.    Cambridge  liK)3. 

")  HiLLQiriT,  Geadlicbte  des  Sosisliimos  in  den  Vereinigten  Stsaten. 
New  York  190«. 

Ci  viiK.  W.  EL,  Josiah  Tucker  aln  Nntionnlökonom.  Studie 
aus  dar  Geschichte  der  Nationalökonomie.   New  York  19(&. 
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vielleicht  die  sorgftiltige  Arbeit  Uber  die  volkswirtsciiaftlichen  nnd 
lokalen  Probltmie,  welche  mit  der  Ans.lelmnng:  der  Hewässerung' 
verknöpft  sind.  Die  Arbeit  rührt  von  H«rin  Mkad')  her.  Herr 
Mkad  ist  ein  anerkannter  .Schriftsteller  auf  diest^m  (iebiet.  Von  fast 
gleichem  Interesse  auf  einem  gum  versrhiedeneii  (iebiet  ist  die  be- 
stechende nnd  ausführliche  Arbeit  des  Herrn  Kjchaui-i  Huia»-')  über 
da»  Anwaclis<'n  der  Gnindstückswerte  in  prrosst'ii  Oiten.  Herr 
Phatt')  hat  eine  sorfftaltitre  Ziisammeiistellnii;:  «Irr  verschiedenen 
kooperativen  Unternehmuntren  unter  Landwirten  zur  X'erbesserung 
ihrer  Einrichtangen  be/ü^flich  des  \\';ielistums  und  des  Verkaufes 
ihrer  Erat  tu  {reliefert.  Herr  Ekgau')  hat  einen  kurzen  und  elemen- 
taren, aber  klaren  und  wertvollen  Hericht  über  das  Wachsen  des 
Weizens  nnd  die  Fabrikation  von  Mehl  in  seiner  Geschichte  des 
Weizeukorns  gegeben. 

d)  Gesetzgebung  1906.') 

Referent:  Dr.  0.  C.  Riep,  Berlin. 

PrlTatr«eht. 

Der  UmÜang  der  0«tetzgebnng  auf  privatreelitUelieni  Qebiete 
ist  Diebt  griM. 

VoD  Bedeatnng  fttr  das  Obligationenrecht  ist  eine  Anzahl 
von  Gesetsen,  gerichtet  gegen  „graft  and  cormpt  pracUces  in  the 
eale  of  mercbandiie'*;  eie  sollen  dem  betrOgeriechen  Verkanf  von 
Waren  in  Konknrse  und  sonst,  anaserhalb  des  ordentlichen  BetriebeSi 
der  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr  um  sich  gegriffen  hat,  einen 
Riegel  vorschieben.  Sie  sind  anm  grossen  Teil  entstanden  als  Ans- 
flvss  einer  immer  stärker  einsetaenden  Agitation  gegen  dieses  Un- 
wesen Im  GeschSflsverkehr  nnd  sind  als  solche  ylelfach  weit  Aber 

*)  Mkad,  Klwuuo,  BewäSBeruugsiiistitute.    New  York  1^3. 
*)  HvsD,  R.  M.,  Prinupien  des  Werts  Ton  Grandbesite  in  Städten. 
New  Yoilc  1908. 

*)  Pbatt,  B.  A.,  Die  Organisation  der  Landwirtschaft.  New 
York  1903. 

*)  £duar,  W.  C,  Die  Geacbichte  eines  Weizen korns.    New  York 

1903. 

<)  Dieser  Bericht  ist  den  in  der  „Beview  of  Legislation  1906", 
hemosgegeben  von  der  New  Yoik  State  Library  (Albany,  N.  Y.),  en^ 
haltenen  Materiaiiea  entnommen. 

196* 
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das  Ziel  hinansprest'hossen,  so  dass  JuDöfc;  Wkrnkk  bei  Gelegenheit 
der  liespiTcliun^^  der  Gesetze  sif  als  das  Ergebnis  einer  „fantastic 
lctris]atii»n"  bezeiclinete.  23  Staaten  haben  im  Heri<htsialire  solche 
Gefely.e  erlassen,  nnd  es  sind  von  den  erlassenen  Gesetzen  b»'i 
Prüfung  ihrer  \'erliissunp;niä8si{;kt*it  4  fiir  verfassungswidri^r  er- 
klärt, r>  daire^ren  aufrecht  erhalten  wurden.  Die  (Tesetze  der  ver- 
Kchiedeiien  Staaten  weichen  in  ihren  Bestimmungen  sehr  voneinander 
ab,  so  insbe,>,uiideie  bezüijlieli  der  Wirksamkeit  von  \'erk;»iiten  der 
genannten  Art,  indem  Niehl  if,'keit  des  Geschäfts  teils  statuiert, 
teils  vermutet  wird,  teils  eine  Strafe  hinzutritt,  teils  nicht  usw.  -- 
Gleichfalls  gegen  Unlauterkeit  im  GeschUftsverkehr  gerichtet  sind 
zwei  in  den  Staaten  Kentncky  (1906,  Kap.  83)  und  New  Jersey 
(1906,  Kap.  240)  erianene  Gesetze,  welche  die  FUmng  eines 
Handelsgewwbe»  durch  EinseHamflente  nnter  einer  angenoBmenen 
Firma  von  der  Eintragung  in  ein  Öffentliches  Register  abhfiugig 
machen,  sowie  femer  ein  Gesetz  Virginias  (1906,  Kap.  260),  welches 
die  Gewährnng  von  Schmiergeldern  und  „geheimen  Kommissicnien'* 
an  Angestellte  belcämpft.  Dieses  Gesetz  hedroht  mit  Strafe  den 
Agenten  oder  Dienstverpflichteten,  der  fUr  eine  auf  die  Angelegen» 
heiten  oder  das  Geschäft  seines  Prinzipals  bezitgliche  Handlang 
von  dritter  Seite  Geschenke  oder  Kommissionen  annimmt,^)  sowie 
gldchfolls  den  Einkanfsagenten,  der  von  Dritten  sich  eine  Kommission 
bezahlen  ISsst.  —  Obgleich  keine  Staaten  im  Bericbtqahr  das  Nego- 
tiable  Instrumente  Law*)  angenommen  haben,  sind  doch  auf  diesem 
Gebiete  einige  Nenernngen  zn  verzeichnen.  In  Viriglnla  ist  durch 
Gesetz  (1906,  Kap.  182)  die  Bestimmung  des  gemeinen  Rechts  be- 
züglich des  Widerrufe  eines  Schecks  durch  den  Tod  des  Ausstellers 
dahin  abgeftndert  worden,  da.^^s  ein  solcher  Widerruf  nicht  Platz 
greift,  wenn  der  Scheck  innerhalb  zweier  NN'ochen  nach  dem  Tode 
des  Ausstellers  präsentiert  wird.  Jede  Bank,  welche  von  dem  Tode 
eines  Depotinhabers  Kunde  hat,  mnss  dessen  Guthaben  einen  Hooat 
lanp:  nach  seinem  Tode  zurückbehalten  und  alle  Schecks  auszahlen, 
welche  binnen  der  erwähnten  zwei  Wochen  präsentiert  werden.  - 
Nach  einem  Gesetze  des  Staates  Maryland  (1906,  Kap.  270)  kann 

Vgl.  die  1906  in  England  ergangene  ,J*n>vention  of  Oormption 
Act",  deren  Inhalt  last  idantiidi  int  mit  dem  obigen  GeaetBe. 

*)  V:::!.  LoKSNSix,  Tbe  Nogotiable  Instnimentfl  Law  oftheü.  8.  A., 
in  den  „Bl&ttera",  Jah^^ang  Ii,  S.  405  ff. 
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ein  Schuldner,  welcher  Sicherheit  zu  leisten  hat,  die  Sicherheita- 
leiatnng  dnreh  seinen  Bfligen  derart  Teranlasaen,  daia  das  Hinter- 
legte nur  mit  EinwiUignng  des  Bürgen  oder  dnrch  VerfDgnng  des 
Gerichtahofes  nnter  Benachrichtigung  des  Bürgen  abgehoben  werden 

kann.  1)!^  treten  die  Bürsenspeknlation  gerichtete  Hewegnng, 
welche  in  den  letzten  Jahren  eine  znra  Teil  reolit  radikale  Gesetz- 
gebnng  in  den  Vereini^n  Staaten  hervor^erul'en  hat,  scheint  sich 
allmählich  zn  verlieren  und  ist  für  da«  IJerichtsjahr  nnr  ein 
Gesetz  mit  dieser  Tendenz  zn  verzeiehnen.  Im  Staate  Georgia  ist 
ein  Gesetz  erg^anpen  (11K>H,  S.  welches  p^anz  allgemein  ..dealinfrs 
in  Intures"  verbietet:  drH-h  wird  ausdrücklich  hervorß:ehtiben  (§  H): 
,,das8  dieses  Gesj-tz  ni<  hr  anspelep-t  werden  soll,  dass  durch 
dasselbe  verhindt-rt  oder  für  f^esctzwidrip  erkläit  werde  die  Ver- 
i't^tiitlicliuntr  iid»^r  Verbreitung  der  Markt jurisf  von  Wait-n.  Aktii-n. 
Obligationen  und  Staatspapiereii  ilnrrli  iri-'^tiid  eine  uninniiirsmassig 
organisierte  liandflsbörse  udfi'  ainlens  bona  litle  Handelsinstitut, 
in  welchen  der  Kant  oder  Verkaut"  für  künftige  I^ieferung  auf 
DiÖ'erenz  verboten  ist.'' 

Auf  dem  (Gebiete  des  Kam  i  1 1 eii  i  e<  ii  i  s  sind  im  l<erieht>j;iln 
IR  (iesetze  erlassen  woiden.  doch  sind  verschiedene  von  diiM  u  nicht 
Von  allgemeiner  Mcdentunir.  da  sie  sieh  als  Spe/ialtrespt/e  darstellen, 
welche  aus  eint-ni  iicsinuutcii  Anla^s  lo  i  \ oi  gcnit'.n  Mini  den  Bedürf- 
nissen eines  bestininiteii  atigepasst  sind.  Hin  Ge>ct/.  von 
Louisiana  (lHOr,^  Kap.  1^»)  s-dl  die  Umgehnng  der  Elieverbote  dieses 
Staates  dnrch  Schliessung  der  Ehe  in  einem  anderen  Staate  der 
Union  verhindern.  Personen,  welche  in  Louisiana  Wohnsitz  haben, 
und  swisehen  denen  nach  dem  dortigen  Gesetz  dn  Ehehindernis 
wegen  Verwandschaft  besteht,  machen  sich  einer  strafbaren  Hand- 
lung  schuldig,  wenn  sie  in  einem  anderen  Staate  die  Ehe  schliessen, 
ohne  dort  einen  Wohnsitz  erworben  zn  haben,  nnd  dann  zum  dau- 
ernden Aufenthalt  nach  Louisiana  zurückkehren.  —  Dnrch  ein  Gesetz 
des  Staates  Maryland  (1906,  Kap.  766)  wird  den  UmstSnden,  bezüg- 
lich derer  bei  der  Ehesehliessnng  eine  eidliche  Versicherang  erfordert 
wird,  die  Frage  hinzngefBgt,  ob  der  Antragsteller  schon  einmal 
gesdiieden  worden  ist  oder  nicht.  —  Bemerkenswert  ist  femer  ein 
Gesetz  desselben  Staates  (1906,  Kap.  768)  auf  dem  Gebiete  des 
ehelichen  Güterrechts.  Es  wird  den  Ehefhiuen  wschwert,  sich  für 
ihre  EhemSnner  zn  Terbürgen,  and  es  wird  den  Gewerbetreibenden 
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verboteo,  aas  VertrSges  von  Ehefiraveii  gcfen  deren  Minner  xa 
klagen,  endlich  sogar  die  G^^Itendmachiug  von  Fordernngeii  ans 
solchen  Verträgen  unter  Strafe  gestellt^  wenn  naehgewiesen  wird, 
daM  die  betreffenden  Ehefrauen  von  ihren  Männern  genügend  Ter- 

sorgt  werden.  —  Eine  Anzahl  von  Gesetzen  regelt  ferner  die  Unter- 
lialtspflicht  unter  Ehegatten  und  Verwandten.  So  wird  durch  ein 
Gesetz  drs  Staates  Kentucky  (190r»,  Kap.  31)  mit  Strafe  bedroht, 
wer  es  unterlüsst,  einen  bedürftigen  Eltemteil,  der  in  demselben 
Staate  soinon  AVdlmsitz  hat,  den  nötigen  Unterhalt  zu  gewiihrtsn, 
stifcrn  der  üiiterhalt-sptiichtige  das  21.  Lebensjahr  überschritten  hat. 
In  ähnlicher  Weise  wird  gesorgt  für  die  Ehefrau  und  die  minder- 
jährigt  n  Kinder  in  Massachusetts  durch  das  (iest  tz  1906,  Kap.  501. 
sowie  in  dem  Distrikt  von  Columbia  durch  das  tTesctz  U.  S..  11X>'» 
bis  1900,  Kap.  (36.  Nach  einem  Gesetze  des  Staates  Ohio  (19<»6, 
Kap.  98)  werden  Kindel-  vun  der  Unterhaltspflicht  ihren  Eltern 
gegenüber  befreit,  wenn  der  betrettende  Elternteil  d;is  Kind  zu 
einer  Zeit,  wo  es  das  16.  Lebeni^ahr  noch  nicht  überschritten  hatte, 
böswillig  verlassen  hat. 

Offentlldies  Recht 

Ans  der  Geseta^gebnng  anf  don  Qebtote  dca  QifaiiUeben  Bmbta 
sind,  als  von  allgraneinem  Interesse,  bervoizuheben  einige  strafrecht- 
liche Nenernngen,  eine  Ansahl  Gesetze  verfiMsnngt-  und  verwaltnngB« 
rechtlichen  Inhalts  und  endlich  ein  nicht  nnbedentoider  Znwachs 
anr  sozialpolitischen  Gesetagebnng. 

Was  die  erste  Eat^rie  anbelangt,  so  ist  bemerlienswert  ein 
Gesetz  des  Staates  Eentncky,  weldies  die  Anfführnng  von  Theater- 
stücken» die  den  Bassenhass  (raoe  pr^dice)  aofknreizen  oder  zu 
befSrdem  eignet  sind,  verbietet  Das  Gesetz  lantet:  „Verboten 
ist  in  jedwedem  Opemhanse,  Theater,  Saal  oder  sonstigem  Gebftnde 
die  Anfftthning,  die  Teilnahme  an  der  AnfnUumng  oder  die  Gestattnng 
der  Anfftthning  eines  Theaterstflckes,  das  znr  Grundlage  hat  die 
Gegensätze,  welche  angeblich  früher  bestanden  haben  zwischen 
Herren  und  Sklaven,  oder  das  sonst  geeignet  ist,  die  Abneignncr 
der  Bassen  gegeneinander  zn  befBrdnm.  Jede  Znwiderhandlnng 
gegen  diese  Vorschrift  wird  bestraft  mit  einer  Geldstrafe  von  100 
bis  500  Dollar,  oder  einer  Gefängnisstrafe  von  1  bis  8  Monaten  im 
GrafiBchaftsgeföngniB,  oder  mit  einer  solchen  Geldstrafe  nnd  Gexftngnis- 
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strafe  sasamnien/*  Es  wird  der  Bechtaeprechnng  flberlaaeen  werden 
111II8M&,  die  Tatbestandsmerkmale  dieses  eigenartigen  Delikts,  die 
das  Gesetx  nnr  sehr  allgemein  andeutet,  nSher  zu  bestimmen,  ins» 
besondere  klanrastellen,  was  „race  prqjndice"  eigentlich  ist  — 
Interessant  ist  ftemer  ein  Gesetz  des  Staates  Ohio,  welches  zum 
ersten  Male  eine  nlhere  gesetzliche  Bestinimuiig;  des  al»  ..Hazing'* 
bezeichneten  Deliktes  bringt.  Unter  „Hazing^*  ist  im  allg-eineinen 
zu  verstehen  die  Misshandhinp:  von  Kameraden  auf  ötl'entliclien 
Schulen,  Alamnatsn  nnd  ähnlichen  Anstalten,  eine  Straftat,  die  wohl 
in  Amerika  zum  ersten  Male  in  den  Strafkodex  Aufnahme  gefunden 
hat.  Das  „Hazing"  ist  in  Ohio  schon  durch  ein  (ie.setz  aus  dem 
Jahre  1893  unter  Strafe  gestellt  worden,  doch  begnügte  man  sich 
damals  zur  Hestimmnug  des  ges'tzlichtn  Tatbestandes  des  Delikts 
mit  den  Worten:  „was  allgemein  .liaziug"  genannt  wird."  Dies 
führte  zu  Unznträglichkeiten,  und  so  wird  in  dem  neuen  Geset/.p 
des  Näiieren  ansgt- führt:  „Wer  als  Student  oder  Schüler  einer 
öffentliehen.  privaten,  paroehialeu  oder  niilitiirischeii  Schule  oder 
.College'  oder  eines  sonstigen  wissenscliattliilon  Iii>tirnts  an  der 
Ausübung  von  ,hazing'  teilnimmt,  oder  dieselbt  wis.sentlich  li»^- 
fSrdert,  oder  irgend  eine  Tat  begeht,  welche  einem  Kouimililonen 
oder  Kameraden  Schaden  ziiiügt,  ihn  erschreckt,  beleidigt  oder  in 
beschämender  Weise  in  den  Augen  der  i  hrigen  herabsetzt,  oder 
geeignet  ist,  solches  zu  tun,  macht  sich  einer  strafbaren  Handlung 
schuldig."  Die  höchste  Geldstrafe  wird  auf  200  Dollar  erliöht  nnd 
die  höchste  Gef&ugnisstrafe  anf  6  Monaten  herabge&.eut  Dnrch 
das  neue  Gesetz  wird  ferner  anch  der  Lehrer  mit  verantwortlich 
gemacht  nnd  zur  Strafe  herangezogen,  der  wissentlich  die  Ans» 
Hbnng  der  genannten  Handinngen  duldet. 

Anf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts  ist  eine  umfangreiche  Ge- 
setzgeban;  erfolgt  Allein  20  Staaten  haben  VerfassnngsSttdemngen 
▼orgenonunen,  wobei  die  Einbringung  der  Anträge  mittels  Volks« 
initiative  nach  dem  Vorbilde  Oregons  eine  wichtige  Bolle  spielte. 
Überhaupt  hat  das  Institut  der  Initiative  nnd  des  Beferendnms 
wfthrNid  des  Berichtsjahres  in  Amerika  bedeutend  an  Ausbreitung 
zugenommen,  und  hat  das  Jahr  1906  einen  grossen  Fortschritt  nach 
der  Richtung  direkter  Gesetzgebung  gebracht  3  Staaten,  Delaware, 
Montana  und  Oregon,  haben  sich  vQUig  zu  diesem  Systeme  bekannt 
In  Delaware  wurde  ein  Antrag  durchgebracht  auf  Einfilhrung  der 
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Initiative  und  des  Referenduins  als  beratender  F'aktoren  der  Gesetz» 
gebung'.  In  Montana  sind  beide  Institote  in  vollem  Umfang^e  ein- 
geführt worden,  wobei  für  die  Initiative  ein  Antrag  von  H^'q,  für 
das  Keferendnni  ein  Antrag  von  d»r  Wähler  (mit  gewissen 

Jfoditikationen)  erfordert  wird;  die  Anwendung  des  neuen  Verfahrens 
ist  allerdings  von  gewissen  Gebieten  der  Gesetzgebung  ( Verfassnngs- 
Siidernntr*Mi,  S]n/ialg*'s«'tze)  ansgeschlossen.  In  Oifpon  wurde  die 
Anwendung  der  schon  bestellenden  Institute  ht  ilt  iit» mi  erweitert 
nntl  aneli  auf  die  munizipale  Sellisrverwaltnng  ausgedelint.  Somit 
ist  da>  Institut  der  Initiative  und  des  Keferendnms  am  Schlüsse 
des  lierichtsialires  in  folgenden  Staaten  in  Ge  ltung:  South  Dakota 
(iSVtS).  Utah  (1V<(>(>.  hier  ist  jedi'.  h  die  Kinriehtiing  l)isher  ohne 
Wirkung  geblieben,  da  die  Zahl  der  erforderlichen  Stimmen  norh 
immer  nieht  fe6t.i?rset/t  ist),  Oregon  (11K)2).  Montana  (llKHi),  nnd 
Delaware  (Ii«»»;,  allerdings  nur  mit  beratender  Funktion);  ferner 
ist  das  Referendum  allein,  als  beratender  Faktor  der  Gesetzgebung, 
in  Ulittois  (1901)  eingeführt,  and  einige  Staaten,  darunter  Haasap 
chnsettB  nnd  Nevada,  haben  eich  mit  der  Einfllhroog  beider  lastitate 
schon  beschäftigt  —  Auf  dem  Gebiete  des  Wahlrechte  ist  bemerkens- 
wert ein  neues  Gesetz  des  Staates  New  York,  wonach  den  Franen, 
die  eittgeschfttKtes  Grandvermögen  beritsen,  das  Recht,  in  Frajsen 
der  Eingemeindnnir  mitzustimmen ,  gewährt  wird,  während  das 
gleiche  Recht  demjenigen  Milnnem  entzogen  wird,  die  nnr  anf  Grand 
des  Eigentums  ihrer  Ebefhuien  das  Recht  besitzen  würden.  Die 
gegen  unlautere  Wahlmachinationen  gerichtete  Bewegung,  die  schon 
im  Jahre  1905  eine  umfangreiche  Gesetzgebung  veranlasste,  hat  im 
Berichtsjahre  weiterhin  zn  zahlreichen  neuen  Gesetzen  geAbrt. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  die  Gesetze  New  Yorks  nnd  Penn- 
sylvanieus  (1906,  Kap.  502/503  und  1906,  Kiap.  17),  welche  eine 
genaue  Festlegung  der  Gegenstände  enthalten,  Ar  die  gelegentlich 
der  Wahlen  von  den  Parteien  Ausgaben  gemacht  werden  dtirfon. 
Ein  Gesetz  des  Staates  New  Jersey  (1906,  Kap.  206)  bringt  scharfe 
Massregeln  gegen  Walilbesteehnng,  insbesondere  gegen  unlautere 
Beeinflussung  von  Angestellten  seitens  ihrer  Arbeitgeber,  ein  anderes 
(besetz  des.selben  Staates  (1906,  Kai  ■-<''^)  eine  lange  Liste  verbotener 
"V^'ahlaii-iiaben.  Es  besitzen  nunmehr  nicht  weniger  als  14  Staaten 
tiiid  Perritorien  eine  mehr  oder  minder  umfangreiche  Gesetzgebung 
auf  diesem  Gebiete,  von  denen  die  Gesetze  der  Staaten  Connecticut, 
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New  York,  Pennsylvania  und  Wisconsin  die  vielseitigsten  sind. 
Zahlreiche  Gesetze  sind  femer  im  Berichtsjahre  ergangen  über  Art 
und  Form  der  Wählten  fllr  Abp'eordnete,  Senatoren  und  lieanite, 
über  Aufstellung^  der  Kandidaten,  FUhrnng  der  Wählerlisten  u.  dergl., 
doch  durfte  hiervon  nichts  weiteres,  als  von  allgemeinem  Interesse, 
hervorzuheben  sein. 

Auf  dem  Gebiete  der  Ver  Wal  tu  njrspfo  setzte  bang  ist  be- 
merkenswert die  starke  Tendenz  nach  staatlicher  I!«  aufsichtisrnng 
der  grossen  gewerbliehen  Unt<'riiehinen.  insbesondere  der  Hanken 
und  Versichernnpsanstalten,  die  sich  in  der  Gesetzpebnnp:  des  H«'rirhts- 
jahres  wieder  lebhaft  f^eänssert  hat.  So  ist  in  Massachusetts  (1^HM>, 
Kap.  2(»4)  an  Stelle  der  bisheriffeii  Hoard  nf  ( 'niiimissioners  of 
SivitiL''s  ISanks  ein  Haiik-K'iiiirnis^iont'r  eiim:estt/.l  \vi»rden,  <lcin 
insbesondere  frejreüiiber  aiifliiiuli- hm  Ilaiikunternchnifii  ein  wt-it- 
gehendes  Ant'sirlitsieclit  zugewie.sen  ist.  Solche  ausländische  l'nter- 
nelimen  bedürfen  zum  Ke<rinne  ihres  (teschäftsbetriebes  der  Ge- 
nehinijfung'  des  Kouunissioners.  niiis<iii  /.n  frewissen  festgesetzten 
Zeiten  ihm  Bericht  erstatten  über  den  Gauj?  ihres  (icsrhäfts  und 
sich  eine  jährliche  oder  noch  hänlij^ere  Hevision  <lur(  ii  ihn  j^^eialU  n 
lassen.  Dem  Kommissioner  wird  ferner  das  Recht  eingeriinnit,  vom 
höchsten  Gerichtshofe  ein  Verbot  der  Weiterführung'  de.s  Hetriebes 
zu  erwirken,  wenn  ein  solches  anslfindisches  Institut  sich  eines 
Verstosses  gegen  diese  Bestimmangen  Bcbnldi^  gemacht  hat,  oder 
seine  Zahlungen  dnstellt,  oder  in  einen  Znstand  gerSt,  weleher  die 
Depotinhaber  oder  das  Publikum  im  allgemeinen  als  bedroht  er- 
scheinen  Iftsst  In  Sonth  Carolina  ist  der  Posten  eines  Bank- 
Bevisors  nen  geschaffen  worden  (190$,  Kap.  64),  dem  die  fttr  diese 
Behörde  ttbliche  Eompetems  in  der  Beaufsichtigung  des  Bankwesens 
mgewiesen  ist  Ein  umfangreiches  Sparkassengesets  ist  in  New 
Jersey  ergangen  (1906,  Kap.  195),  welches  Aber  die  Voraussetzungen 
der  Errichtung  und  ttl>er  den  Betrieb  von  Sparkassen  zahlreiche 
Bestimmungen  enthalt,  und  insbesondere  in  bezug  auf  die  Anlegung 
der  Spaigelder  die  Papiere  Sffentlicher  Verbände  einer  scharfen 
Kritik  untenieht.  So  werden  die  Papiere  anderer  Staaten  der 
Union  für  die  Anlage  von  Spargeldem  nur  zugelassen,  wenn  die 
betreffenden  Staaten  stets  ihren  Verpflichtungen  besttglich  der 
Kückzahlung  von  Anleihen  nsw.  nachgekommen  sind,  und  kommunale 
Papiere  werden  nur  sngelassen,  wenn  die  Verschuldung  der  be- 
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treffenden  KoiniBiinen  nicht  mehr  als  10%  ihres  eingeBChSteten 
Wertes  beträgt.  Noch  strengere  Voranssetznngen  werden  dem- 
entsprechend privaten  Papieren  gegenüber  gefordert»  nm  tie  für  die 

Anlage  von  Spargeldem  als  geeignet  erscheinen  zn  lassen.  Eine 
ähnliche  Tendenz  verfolgt  ein  Gesetz  des  Staates  New  York  (1906, 
Kap.  337).  wonach  dio  Trust  Companies  in  Städten  mit  einer  Ein- 
wohnerzahl von  80U0i)(»  oder  mehr  eine  Reserve  von  15°/„  der 
ge.samten  Depotoinlap'en,  in  anderen  Stüdtcn  von  10 dii  st*8 
Betrages  halten  müssen.  In  Stadien  trstt*r  Klasse  niuss  ein  Drittel, 
in  Städten  zweiter  Klasse  30*^/o  dieser  Reserv»-  ans  gesetzlichem 
Uelde  der  Vereiiiifz:ttMi  Staaten,  aus  (iold-  udvr  Silheizertifikaftii 
oder  ans  Banknottn  oder  Wechseln  von  Nationalliaiikiii  histfli'-n. 
Eine  gleiche  Quote  darf  sich  zusammensetzen  aus  StaaUspapieren 
der  Union,  des  Staates  New  York  uiitr  der  darin  belfgenen  Stiidte, 
während  der  Rest  aus  kündbaien  Ciiithalien  bei  Hankt-n  odt  r  Trust 
Compauies,  die  ihren  Sitz  in  New  York  haben  und  gewisse  Voraus- 
setzungen erfüllen,  bestehen  daif.  Dieses  Gesetz  ist  hauptsächlich 
veranlasst  worden  durch  die  geeinte  Aktion  der  Banken  der  Stadt 
New  York,  welche  eine  grössere  Gleichstellung  der  gesetzlichen 
BetriebebedinguDgen  der  Banken  nnd  d«r  Tmst  CompanJeB  forderten, 
als  bisher  der  Fall  gewesos  ist  —  Von  nocii  grOeBezer  Bedentang 
sind  die  Gesetae  des  Berichtsjahres,  welche  die  Begelang  und 
Beanfisichtignng  der  VersichemngsgeseUschaften  snm  Gegenstand 
haben,  nnter  denen  das  New  Yorker  Qesets  (1906,  Kap.  32ß)  durch 
den  UmÜMig  nnd  die  Strenge  seiner  Vorschriften  besonders  hervor- 
sticht Dieses  Oeseta  ist  entstanden  als  Ansflnss  der  Enthttllnngen, 
welche  die  Annstrong-Untersnchnngskonunission  zutage  förderte, 
und  soll  dem  Unwesen,  das  bisher  in  dem  Betriebe  der  Versiche- 
mngsgesellschalten  in  Form  von  Verschwendung,  wilder  Spekulation 
und  Veruntreuung  der  Versichentngsgelder  vielfkch  geherrscht  hat, 
ein  Ende  bereiten.  Die  Bedeutung  dieses  Qesetaee  11^  namentlich 
darin,  dass  im  Staate  New  York  die  grdssten  nnd  wichtigsten 
Versicherungsgesellschaften  Amerikas  ihrm  Sita  haben,  und  dass 
die  hier  Zugeschlagene  Politik  des  Schutzes  der  Versicherten 
voraussichtlich  in  vielen  anderen  Staaten  der  Union  Nachahmung 
tiiiden  wird.  Eine  eingehende  Besprechnng  sämtlicher  Bestimmungen 
des  Gesetzes  lässt  der  zn  Gebote  stehende  Raum  nicht  SU,  nnr  die 
wichtigsten  Vorschriften  sollen  hervorgehoben  werden.  Zunfichst 
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wird  durch  Festlegung  der  für  Propagiernngs-  und  Ansdehnuiigs« 
zwerlcp  znlässi-r.'n  Ausgaben  und  durch  Beschränkung  der  zulässigen 
Oe.schäftsaaBdeliniuig  des  Ja1u*-s  auf  eine  Qaot«  des  vorhandenen 
Versichernngsbetrages  der  sinnlusen  Konkurrenz  und  dem  £brgeize 
der  grossen  Institate  ein  Riegel  voi  tr»^!  Ii 'licti  S.Ml;uin  werden 
über  die  Verwendunar  der  jährlichen  I  bt r.schiisse  besiiuiuite  Vor- 
schriften erlassen,  und  die  Zahlung  Imlier  Kemnnerationen  au 
Direktoren  und  Bt-anit»'  der  (iesellsrhaft  wird  von  der  ZiiPtininnuig 
des  Board  of  Direciors  abhängig  gemacht.  Ks  \v<i(i»n  tVrner 
bf/.iifrlich  der  Anlegung  des  vorhandeiit^ii  Kapitals  sti>'ii;rc  lifstini- 
muügcn  gctruffen.  insbesondere  dif  Anle;,aiiiir  in  jirivatrii  l'ai'ititii 
völlig  verboten.  Furni  und  Inhalt  der  rnlircii  \\»Md*  ti  gehetzlicii 
vorgcsclirieben  und  die  7.iiläs>igen  Artt  n  di  s  Wrsirhei  ungsvertraees 
gesetzlirli  bestimmt.  Endlii  Ii  enthalt  das  (iesetz  eine  Anzahl  Ue- 
stimmungen  über  du-  iiiiitie  Verwaltung  der  Ciesellsrliatuii, 
insbesondere  bezüglich  der  \\  ahl  der  Direktoren  u.  dergl.  Ahnlifian 
Inhalt  haben  15  Versicherungsgesetze,  welche  der  Staat  Louisiana 
im  Berichtsjahr  erlassen  liat,  die  in  Inhalt  und  Text  vielfach  eine 
genaue  Nadil^dang  des  New  Yorker  Ges^zes  dareteUen.  In 
Kassachttietts  (1906,  8.  11),  Ohio  (1906,  S.  417),  Iowa  (1906, 
Kap.  188)  und  WisooDsin  (1905  ex.  mm.,  S.  39)  sind  darch  Gesetz 
Eonuniasionen  eingesetzt  worden  znr  Untersnchnng  des  gesamten 
Versichemngawesens  im  Staate  nnd  Vorbereitung  Ton  Gesetzen  auf 
diesem  Gebiete,  wftbrend  in  Virginia  (1906,  Kap.  112)  ein  „Bnrean 
of  Insurance'*  eingesetzt  wnrde,  dem  die  Beau£»ichtignng  des  ge- 
samten Versiehemngswesens  obliegen  soll.  Eine  grosse  Anzahl  von 
Gesetzen  verschiedener  Staaten  befasst  sich  mit  der  Organisation 
der  Versicherungsgesellschaften,  und  einige  Spezialgesetze  bringen 
Sonderbestimmongen  ttber  das  Feuer-  und  Lebensversichernngswesen. 
—  Ea  ist  zum  Schlüsse  hinzuweisen  anf  eine  Anzahl  Gesetze, 
welche  sieh  mit  der  fiegelnng  der  Verhältnisse  der  dffentUchen 
Verkehrsinstitate  be&ssen,  von  denen  als  die  wichtigsten  zu  nennen 
sind:  das  Ohio-Eisenbahnkommisslonsgesetz  (1906,  Kap.  342),  durch 
welches  die  Einsetzung  einer  ständigen  Konimi.ssion  znr  Über- 
wachung des  Eisenbahnwesens,  insljesondere  der  Fracht.^,» t^'t.  anp-e- 
ordnet  wird,  die  Personentarifgesetze  Ohios  (l*.HHi,  8.  4),  Marylands 
(1906,  Kap.  174)  und  Virginias  (1906,  Kap.  256),  und  das  Gesetz 
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OhioB  (1906,  S.  75),  Aber  die  zur  Verhfltang  von  EitenlMhiiiuiflQlen 
erforderlichen  SiehemngsiiiawregelD. 

Die  sosialpolitische  Oeeetigebong  dea  Beriehmahree 
vrandet  eich  iiubeaondere  der  Besaemng  der  Lage  dar  Kinder  nnd 
gewisser  Klassen  der  gewerblichen  Arbdter  sn.  Die  Frage  der 
Behandlnng  jugendlicher  Delinquenten  ist  heate  eines  der  wichtigste 
Problemen  der  Strafrechtspfle^e  in  allen  Lfindern,  nnd  es  gebfihrfc 
hi'^r  ohne  Zweifel  den  Vereinigten  Staaten  das  grosse  Verdienst, 
in  der  Schaifung  von  JugcndgerichtsbOfen  und  T^eR«erang8anstaIten 
fiir  Jugendliche  der  Strafrechtsyflege  nene  Bahnen  gewiesen  zn 
liaben.  Die  Gesetzgebung  des  Berichtsjahres  anf  diesem  Gebiete  ist 
bei  noiffin  nicht  so  umfangreich  wie  im  Vorjahre,  doch  ist  manches 
Neue  hinzugekommen.  Ein  Gesetz  des  Staates  Kentucky  wcnilet 
sich  der  Fnrsorfre  nnd  Kontrolle  der  iuccnflliclK'ii  Delinquenten  zn 
nnd  oidiit't  (Ii''  Anit'frunir  von  R<>iristri  n  an  den  Grafschaftsgerichten 
und  die  Anj^tcUuiig  von  l^rohiition-Ofhcers  durch  diese  Gericlito  an. 
Der  Zweck  dos  Gesetzes  wird  in  §  10  zum  Ausdruck  pehracht: 
..Dieses  Gesetz  st)ll  in  liberaler  Weise  ausjL;elegt  werden,  damit 
.•^ein  Zweck  erreicht  werde,  nämlich:  da^s  die  Fürsorge,  Aufsicht 
und  Disziplin  der  Kinder  sich  niö-rlichst  ehenso  gestalte  wie  die 
Von  den  Eltern  ;uisgeiil/te,  und  dass  in  allen  Fällen,  wo  solriit-s 
tunlich  ist,  die  Kinder  an.ständitren  Familien  desselben  Glaubens  in 
rtlege  gegeben  werden,  derart,  dass  sie  auf  Grund  gesetzlicher 
Adoption  oder  sonstwie  Mitglieder  dieser  Familien  werden."  Gesetze 
ähnlichen  Inhalts  wurden  in  Louisiana  und  Massachnsette  erlassen, 
wRhrend  in  Maryland  eine  KonimiiBi<Hi  eingesetzt  wnrde,  um  die 
bestehenden  Gesetse  anf  dem  Gebiete  der  JngendfBrsoige  nnd 
•Strafrecbtspflege  einer  eingehenden  Bevision  zn  unterziehen.  — 
Anf  dem  Gebiete  der  Arbeiterfiirsorge  sind  in  New  Yorlc  nnd 
Hassaehnsetts  im  Berichtq'abre  bedeutsame  Gesetze  «gangen,  die 
sich  hanptsSchlich  mit  der  Bessoung  der  Arbeitsränme  der  gewerb- 
lichen Arbeiter  und  mit  der  Daner  des  Arbeitstages  beftmen.  Es 
wurde  in  New  York  dem  Commissioner  of  Labor  die  Beflignis  ver- 
liehen, unsaubere  Arbeitsrftume  zn  schliessen,  bis  für  ihre  Beinignng 
gesorgt  ist  (1906,  Kap.  178),  eine  Vorschrift,  die  auch  auf 
BSckereien  erweitert  wurde  (1906,  Kap.  401),  femer  die  Anbringung 
von  Fächern  zur  Abführung  des  Stanbes  bei  SlgenuMchinen  anzu* 
ordnen  und  dergleichen  zn  veranlassen,  endlich  Eintritt  zu  fordern 
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in  sämtliche  Tnnnelanlafren  usw..  deren  viele  gegenwSrtip  in  New 
York  unter  grosser  (Tct'alir  für  Leben  nmi  Cn'snndhoit  dt-r  be- 
schäftigten Arbeiter  im  üau  begritleii  sind.  Durch  ein  dt  ^eiz  \mm 
Massachusetts  wird  der  Arbeitstag  für  Arbeiter  in  Staatsbeti  iebt-u 
und  solchen  Betrieben,  die  für  den  Staat  oder  die  Knmmunen 
arbeiten,  auf  H  Stunden  testgesetzt.  In  Arkansas,  Kt  ntuiky,  New 
York  und  Ohio  wurden  besetze  zum  Schutze  der  Bergarbeiter  er- 
lassen, und  nicht  weniger  als  '>  Staaten,  unter  denen  Maryland 
(190ti,  Kap.  399)  besonders  hervorzuheben  ist,  erliessen  Luhu- 
beschlaguahmegesetze,  welche  den  gewerblichen  Arbeitern  in  hlHi^m 
oder  geringerem  Mftlke  Schnts  vor  Ausbeutung  gewähren.  Znm 
Sehluae  lel  noeh  anf  die  bedentsamen  Kundgebungen  des  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  in  seinen  Botschaften  an  den  Kongress  in 
den  Jahren  1905  und  1906  hingewiesen,  die  in  hervorragender 
Weise  die  Qmndzfige  der  anzustrebenden  sozialpciitischen  Gesetz- 
gebung behandeln  und  als  kraftvolle  Anregung  nach  dieser  Richtung 
]iin  In  verschiedenen  StaatMi  gewirkt  haben. 


Nachträge. 


GhUe. 

1903—1905. 
Kefereut:  Dr.  Fedro  Luis  Gonzalez, 

Ptofemor  der  Bwbte  und  StaatiwftMDiehafton,  Sautla^o  (Chile). 
CiterNeteung  von  Dr.  Koehnert,  Rechtsanwalt,  New  York. 

Gesetzgebimg. 

Der  cbtleniaclie  Eongress,  welcher  ans  dem  Senat  und  der 
Depatiertenkanuner  beateht,  bftlt  Tom  1.  Juni  bis  mm  1.  September 
seine  regelmftasigen  SitEungen  ab  and  wird  gewöhnlich  von  der 
Exekatilve  von  Ifitte  Oktober  bie  Mitte  Januar  za  auMerordentlichen 
Sitzmigen  einbernfen. 

In  den  ordentlichen  Sitznngen  hat  der  Eongress  ansgiebige 
Freiheit)  rieh  mit  den  QesetsesToreehllgen  zu  beaehlfUgen,  welchen 
er  eelbst  den  Vorzog  gibt;  bei  den  anttererdentUchoi  Sitzungen 
handelt  es  sich  nnr  am  die  OeschSflei  za  denen  der  Kongress  ein- 
benifen  worden  ist  and  welche  noch  nachtriglich  in  der  Einbe- 
raftingsanfcilndigang  eingeschloBaen  gewesen  sind. 

Nachstehend  liefern  wir  eine  kurze  Aufitihlong  der  widi« 
tigsten  Gesetze  aber  zivile  nnd  Skonomisehe  Fragen,  welche  wahrend 
der  letzten  drei  Jahre  in  Chile  erlassen  worden  sind. 

1903. 

Gesetz  No.  1588  vom  14.  Februar  1903  autorisiert  den  Bau 

der  t'ber-Andischen  Eisenbahn  nach  Fspallata,  durch  welche  Chile 
mit  Ar-rentinien  in  Verbindung:  {gesetzt  werden  soll.  Der  Staat 
garantiert  für  eine  Zeitdauer  von  2U  Jahren  jährliche  Zin.sen  zu 
5%  auf  eint-  Summe,  welche  den  Betrag  von  1  .Mxhhk»  l'funJ 
Sterling  nicht  übersclireiten  darf.  Die  Arbeiten  des  Eisenbahnbaues 
sind  schon  mit  grossem  Eifer  iu  Angriff  genommen  worden.  Der 
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p-osse  Tuunel  am  Fusst*  der  Curdillora  de  los  Andes  wird  HöO  ni 
ni»'ssen.  Dieses  Werk  sttljt  unter  I^nitmi^  der  Gebrüder  Johann 
und  ilAiTUAAtj  i.'LAKK,  die  schon  seit  dem  Jahre  1872  an  tieiner 
Verwirklichnng:  arbeiten.  Nach  Vollendung  des  Baues  dieser  Hahn 
wird  eine  direkte  Verbindung  per  Eibenbahu  zwischen  Buenos  Aires 
und  \  aliiuraiso  stjitttinden. 

Das  Gesetz  No.  1589  vom  M.  März  VMy'>  auturisierte  den 
Don  J.  J.  DK  BKLAUSTKgui  zum  Bau  und  zur  Kxjdoitation  der  l'ber- 
Andischen  Eisenbahn  nach  Antuce.  l»ei-  Staat  bewilligt  der  Unter- 
nehuiung  eine  Prämie  von  200000  Pt'uud  Siciiiu;.'.  Diese  Litiu'  ivt 
dazu  bestinimt,  den  Hafen  von  Talcahuane  am  ^tilleu  Gceaii  mit 
der  Weissen  Bai  oder  Buenos  Aires  zn  verbinden.  Die  Arbeiten 
und  schon  in  Angriff  genommen. 

Das  Gesetz  No.  1581  vom  18.  Jannar  1908  sistiert  auf  10  Jahre 
das  Verbot  des  Landerwerbes  für  Eingeborene.  Dies  Verbot  bestand 
in  ifleiohar  Form  im  Gesetze  vom  Jahre  1874  nnd  war  schon  in 
den  Jahren  1888  und  1898  jedesmal  fttr  einen  Zeitraum  von  10  Jahren 
an^geachoben  worden.  Weil  die  Eingeborenen,  welche  jetat  nur 
noch  in  einigen  der  fernliegenden  Provinzen  wohnen,  nicht  gentigend 
Bildung  besitzen,  nm  ftber  die  Ijändereien,  welche  ihnen  von  der 
Begierong  angewiesen  worden  sind,  mit  richtigem  Verst&ndnis  zu 
verfllgMi«  hat  man  dieses  Verbot  im  eigenen  Interesse  der  Einge- 
borenen  fttr  unvermeidlich  erachtet  Vor  dem  diilenischen  Gesetz 
steht  der  Eingeborene  in  gewisser  Hinsicht  einem  für  Rechts- 
geschäfte ünftbigen  gleich. 

Das  Gesetz  No.  1593  vom  10.  Febmar  1908  promnigiert  den 
allgemeinen  Überschlag  der  Ansgaben  für  1903;  die  Gesamtansgaben 
bestehen  aus  82023  854  Pfnnd  in  Papiergeld  and  23  653  903  Pfund 
in  Gold.  In  Gold  zahlbar  sind  die  Zinsen  anf  die  auHlündische  Schuld, 
die  Auszahlungen  für  den  diplomatischMi  nnd  den  Konsular-Dienst, 
die  Anschaffung  für  Kriegsmaterial  usw. 

Das  Gesetz  Nr.  1607  vom  29.  Juli  1903  erklärt  als  zollfrei 
alle  pottaschehalt  igen  Salze,  welche  ausschliesslich  zur  Verwendung 
für  die  A^riknltiir  bestimmt  sind.  Es  werden  diese  8alzarten  aiis- 
schlie^slich  aus  fteutschland  ein;?efülirt  und  haben  in  unserem  Lande 
eine  ausgedehnte  Gebrauchsverbreitung  gefunden. 

Das  Gesetz  Nu.  Iti24  vom  27.  November  190U  ermächtigt  den 
VertragsabscbluBS  fUr  die  Abzugskaualisiernng  von  Santiago  und  die 
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Pflasterung  der  .Strassen  dieser  Stadl  nach  öffentlichem  Aufgebote 
bis  zum  Betrage  von  15  000000  Pftind  in  Gold.  Die  Arbeiten  der 
Kanalisierung  sind  schon  von  einer  französischen  Gesellschafl  in 
Angrilf  genommm  worden. 

1004. 

Das  QesetK  No.  1640  vom  3.  Februar  1904  verfRgt,  dass  die 
Inhaber  von  Drogerien  sich  den  Apothekertitel  erwerben  müssen. 

Das  Gesetz  No.  1641  vom  20.  Januar  1904  antorisien  fRr 
18  Monate  die  Einltaaaieriing  der  fiskalischen  Stenmm  and  auch  der 
muniaipalen  Stenern,  welche  dem  Fiskns  zustehen.  Es  ist  dies  ein 
konstitutionelles  Gesetz  und  ein  Gesetz  politischen  Charakters,  dessen 
Anwendung  nur  in  Ausnahmeftllen  als  ein  liittel  des  Kongresses 
zur  Beschränkung  der  Exekutivgewalt  stattfindet. 

Das  Gesetz  No.  1650  vom  $.  Februar  1904  genehmigt  nnd 
verkflndigt  die  Veranlagung  d«r  Staatsausgaben  fQr  das  Jahr  1904. 
Dasselbe  zeigt  einen  Totalbestand  von  79935423  PAind  in  Papier- 
geld und  56395204  Pfiind  in  Gold.  Dies  GeseU  verfügt,  dass  die 
Yeran^bungen  sich  nach  den  Bestimmungen  des  vom  Schatzamt 
am  24.  Dezember  1903  erlassenen  Dekretes  vollziehen  müssen,  die 
schon  in  den  entsprechenden  voraufigegaogenen  Gesetzen  angaben 
worden  sind.  Besagte*  Dekret  stellt  die  Vorschriften  für  die  passende 
Anlage  der  öffentlichen  Gelder  fest  und  hat  in  dieser  Hinsicht  zu 
einer  gewissen  regelrechten  Ordnung  geführt. 

Das  Gesetz  No.  1651  vom  5.  Februar  1904  autorisiert  die 
Prägniitr  von  Scheideraünzen  in  Silber.  In  Chile  besteht  die  Gold- 
währung; dies  Sy.^tom  ist  aber  für  den  Zweck  der  Zirkulation  des 
von  der  Regierung  beransgegebeuen  Papiergeldes  in  Aufhebung  ge- 
kommen. 

Da.s  Ciesetz  No.  10.^2  vom  i».  Marz  1904  stellt  die  Benennung, 
den  Wert,  den  Durchmesser,  das  (iewicht  und  die  Mischung  der 
(ieldniünzen  fest  nnd  hestimuii  deren  Aufhchriiten. 

Di»'  Gesetze,  welche  den  Bau  und  die  Vermessung  der  privaten 
Eisenbahnen  zulassen:  das  Gesetz  Xo.  1046  zur  Verlänu;ernng  der 
Eisenbahn  zwischen  Concepcion  und  Pence  bis  nach  Linjuen;  das 
Gesetz  No.  ItitJl  zur  Verbindung  des  Hafens  Quinteros  mit  den 
Stationen  Nogales  und  Calera;  das  Gesetz  No,  170o  zur  Verbindung 
des  Fabrikwesens  der  Compaüia  Esplotadora  de  Leta  i  Coronel  mit 
der  Ortschaft  Plaga  Negra.  _ 
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Alle  diese  Gesetze  enthalten  die  Erklfirong,  dass  die  mm 
B&a  der  Eisenbabnstrecke  nötigen  Ltedereien«  Stationen,  BSnlich- 
k^ten  nnd  Dftnine  znm  Öffentlichen  Nntzen  erforderlich  sind  und 
▼erfttgen,  dass  die  PlSne  für  die  Bahnstrerkeii  nnd  ihre  Verbin- 
dnngen  der  Oenehniignng:  des  Präsidenten  der  Repnblilc  unterworfen 
»ein  Rollen,  ebenso  wie  die  Tarife  für  die  Gütpr-  nnd  l^assagier- 
betorderang.  Uns  fehlt  hierzulande  ein  allt^'enn'iiies  Gesetz  über 
Privateisenbahnen.  Ein  dahin  zielender  üesetzesentwnrf  werde  im 
Jahre  1901  vom  Senate  ffenehmifft. 

Das  Gesetz  No.  K)«»')  vom  4.  August  UH)4  bestimmt  gewisse 
Vüi-schriften  für  die  Errichtung  elektrischer  Anlae:«'n 

Das  Gesetz  Xo.  ir»l»l  vom  18.  September  1W4  bewilligt 
(Tt'lder  für  die  landwirtscliaftliche  und  industrielle  Ausstellung  in 
C'billan  und  (  nncepcion. 

Das  Gesetz  No.  17<'r>  vom  S(-|itciiibri-  1'mij  ormSrhtiprt  zum 
V'ertragsabschluss  tiberdie  vorliiuti^'^en  Arbeiten  dt  s  llatt ns  (  oiu  titucion. 

Das  Gesetz  Xo.  17os  vom  1".  Xovember  t  v»  i  tnü:t,  dass 
die  Einnahmen  aus  den  Minenabcrabeu  auf  dir  .Ausbtsserun;;  der 
Landwege,  dii-  zur  resp.  »teuerzahlenden  Minenanlage  führen,  ver- 
wandt werden  müssen. 

Da.s  Gesetz  Xo.  1711  vom  19.  November  l;>(t4  ermächtig!  /Ann 
Vertragsabschluhs  übei'  die  Verbesserungsarbeiten  des  Hafen»  Val- 
paraiso bis  zur  Summe  von  2  570(M>0  Pfund  Sterling. 

Das  Gesetz  No.  1712  vom  19.  November  1904  enthält  Hegeln 
ttber  den  Betrieb  yon  Versicheruugi^gesdllsdialten  nnd  bestimmt  eine 
Fiskalatener  von  2  anf  die  erste  PrSmie  Qn4  anf  die  Emenemngs- 
xahlongen  Ar  jede  Polize  gegen  Fenerversicherung. 

Das  Gesetz  No.  1721  vom  9.  Dezember  1904  verschiebt  die 
KMivereion  des  Papiergeldes  bis  zum  1.  Februar  1910  und  erhdht 
die  Emission  der  Staatsacheine  nm  30000000  PAind.  Diese  belief 
iich  früher  nach  dem  Gesetze  No.  1054  vom  31.  Jnli  1898  anf 
50000000  Pftind. 

Das  Gesetz  No.  1722  vom  29.  Dezember  1904  verfügt,  dass 
kohlmuaares  Kali  vom  Einfuhrzoll  befreit  ist. 

1905. 

Das  Gesetz  No.  1726  vom  28.  Januar  1005  bewilligt  und 
verkttndigt  das  Bndget  für  1905.  Die  Totalansgaben  werden  anf 
Jabibaeli  d«r  intiaraat.  VenlalgiuiK.  a  B4.  197 
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11142568  PAiiid  in  Papiergeld  nnd  21708093  PAind  in  Gold  fest- 
gestellt. 

Das  Gesetz  No.  1727  vom  28.  Febmar  1905  antoriaiert  die 
Attsbentong  der  zwischen  den  HSfen  Coqoimbo  nnd  Arica  gelegenen 
Felsenriffe  znr  VerAvendnng  fDr  die  nationale  Agrikaltnr.  Dieses 
üntemefamen  soll  nach  üifeiitlichem  Aasgebot  vergeben  werden. 

Das  Gesetz  No.  1728  vom  28.  Januar  1905  verfttgt,  dass  die 
im  Art.  2  des  JUinenkodex  ansofülii  t,  ri  Mineralien  mit  einer  jähr> 
liehen  Stener  von  O/JO  Pfund  per  Hektai  belegt  werden. 

Das  Gesetz  No.  17:5'.>  vom  IG.  Juli  1905  ermächtigt  die  Er- 
hebung von  Abgaben  für  18  Monate. 

H;is  (itsttz  No.  1748  vom  12.  Aufrnst  ll'<».'>  bewilliort  (Felder 
znr  rntei-tiii /uml:  <ler  .\bhaltuns:  des  Kougresses  aud  der  Indasti'ie- 
uud  A^M  ikultur-Aus.stellung  in  Talc-ii. 

l)a.s  iTt'setz  No.  17r»()  vom  12.  Aiiirnst  190.")  ermJiclitifi-t  znm 
Bau  nmr'  /.nr  Vermessung  einer  elektrischen  Eisenbahn  zwischen 
Valparaiso  nnd  Melipilla.  Nach  !<>  Jahren  vom  Anlanpr  der  Ver- 
messung an  geiechnet  kann  die  Stadt  gegen  Zahlung  des  realm 
Wertes  zur  Zeit  d»-i-  Krwnbung  mit  einem  Aufsdilag  1'»"^, 
die  Eiseiiljalui  aiikauAn.  Nacli  \'»iiauf  eines  Zeitraumes  von 
100  Jahren  fällt  das  Eigentum  der  Bahn  mit  liirem  Material  und 
ihren  (iebäuden  an  den  Staat. 

Das  Gesetz  No.  1768  vom  31.  Oktober  1905  ermächtigt  den 
Präsidenten  der  Repnblilc  mm  VertragsabschluM  mit  Abbl  Eü- 
jiMio  Cabbonell  behnfs  Installierung  von  Schmelzwerken  in  Chile. 
Das  Gesetz  gewährt  ^ine  Prämie  von  10  Pflind  anf  20  Jahre  ffir 
die  Fabrilcation  per  Tonne  Gusseisen  nnd  von  15  Pftind  per  Tonne 
Ar  Gnsseisen  nnd  Eisenblech.  Vom  awansigsten  Jalire  an  tritt 
eine  jährliche  Bednlction  der  Prämie  ein,  bis  dieselbe  im  drelssigsten 
Jahre  ganz  fortfüllt.  Zndem  wird  noch  eine  Zinsenbewillignng  von 
5  %  fflr  den  Zeitraum  von  80  Jahren  in  der  im  Gesetse  angeftthrten 
Form  nnd  anf  die  angegebenen  Summen  bewilligt 
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Referent:  Dr.  H.  Betz«  Tsinangfu. 


L  Verfassung  und  öffentliches  Reeht 

1.  Die  Verfassiiiigsfni^e. 

Bald  iKK'li  iliT  Kückkelir  der  am  Schlüsse  dt-s  letzten  Be- 
richtes^! erwalinteii  Anslandskoiuniissionen  efscliitii  am  1.  Sep- 
tember IIHK)  ein  Kais(  rli(  1h  .s  Kdikt.  w»'lclirs  China  die  Kinfüliruii}^ 
einer  Vert'n><sunf;  veihiess.  Diese  Magna  charta  des  grössten 
Eeiches  und  iii testen  Kulturvolkes  der  Welt  lautet  in  würtliciier 
Übersetzung  wie  folgt: 

Kaiserliches  Ediltt. 

.V'oii  Ihrer  M  i  j -stTit  der  Koiserin-Kegentiii  iat  Uns  du  nachctebende 
allergnudigsto  Kdikt  /.ugej^'iuigcn : 

Seit  Grüudujig  unserer  Dvnaritie  halten  unsere  Kaiserlidien  Ahnen 
weise  MMsregdn  in  Verweltueg  and  Kriegskunst  der  Nachwelt  al>er- 
liefert  und,  indem  sie  dieselben  den  jeweiligen  Zeiibedfirfnissen  ent- 
Bprechend  ersranzten  oder  tiliiiudcrten,  ein  festes  System  von  Verordnungen 
geschaffen.  .Ifitzt  sind  wir  mit  den  anderen  Ländern  in  Verkehr  «ge- 
treten; unsere  staatlichen  Einnchtun^'en  und  (.iesetze  halten  zwur  mit 
den  ihrigen  gewisse  innere  Berahrungepunkte,  aber  da  unsere  Einrich- 
tungen eeit  langer  Zeit  bis  auf  den  heutigen  Tag  unverändert  geblieben 
sind,  lieirt  darin  fflr  die  Gegenwart  eine  t^^wisso  defahr.  —  Wenn  man 
nicht  in  urafa^'iPTider  W*mkp  fiir  die  Erwoiterun^'  <1it  K^  initnisse  und 
praktischen  Erfahrungen  im  Ueiohe  8ur>;t  und  eine  iloforni  ui  Gebets 
und  Becbt  herbeifahrt,  so  können  wir  nach  obenhin  den  wohlmeinenden 
Grnndprinsipien  unserer  Kaiserlichen  Ahnen  nicht  gerecht  werden,  während 
wir  nach  unten  hin  die  auf  die  dauernde  Krhaltunir  friedlicher  /iistruide 
gerichteten  Hoffnungen  und  Wfinsche  ron  Hoch  und  Niedrig  nicht  erfüllen 

VergL  Jahrbuch  8.  Bd.,  S.  715  ff. 
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würden.  Aus  diesem  Grunde  entsandten  wir  seinerzeit  eine  Anzahl  hoher 
Würdenträger  in  das  Ausland,  welche  die  Regierung-  und  Vorwaltungs- 
einrichtuugeii  der  verschiedeneu  Länder  studieren  sollten.  Jetzt  sind 
sie,  Hanog  TsAiisft  an  d«r  SpiUe,  in  die  Heimat  sarftckgekehrt  und  haben 
ihre  Berichte  dem  Thron  unterbreitet.  Oanadi  berrBcbt  Einigkeit  darftber, 
das8,  wenn  das  Reidi  sich  nicht  entwickelt,  dies  seinen  wahren  Omnd 
dnrin  hat.  dass  «wischen  Repieronden  und  J^egiorten  ein*» 
Entfremdung  eingetreten  ist  und  zwischen  der  Zentrale  und 
den  Prorinsen  kein  innerer  Zaeanmenhang  besteht,  weil  die 
Behörden  es  nicht  Terstehen,  des  Volkes  Beoehfltcer  au  sein  und  die 
Revölkeruii;,'  nicht  trelcrnt  bat,  das  Interesse  das  Staates  wahrzunehnien. 
Auf  der  anderen  Seite  ist  der  wahre  (iruud  für  doii  Reiclitnm  und 
die  Macht  aiidurer  Lärnler  darin  zu  suchen,  da^K  sie  VerfasHungK- 
stuaten  sind  und  ihre  ^Entscheidungen  aus  dem  Urteil  der  (Je^amtbeit 
herleiten,  dass  dort  FOrst  und  Volk  ausammeDwitken,  daes  man  das  gut 
beisst,  was  den  Beifall  der  Majorität  gefunden  hat,  dass  die  Befugnisse 
der  einzfliion  Wirkungskreise  khir  abgc^'reiizt  sind,  für  eine  genrdnofp 
Finanzwirtschaft  gesorgt  ist  und  für  die  Einzelheiten  der  N'er-svall unt; 
fe^te  Nonnen  aufgestellt  tsiud  und  dass  es  tschlie&slich  nichts  gibt,  woran 
die  Allgemeinheit  des  Volkes  nicht  ihren  Anteil  bfttte.  Daau  kommt, 
dass  die  anderen  Lllnder  sich  g^enseitig  Lehrmeister  sind  und  in  ihrem 
Reforni'-Ti  (l»  n  äusserston  Cirad  von  Nützlichkeit  anstreben.  Wenn  sich 
bei  einer  derartig  durclit.'i'>il(li^tfn  OrL'iuiisation  die  Revölkerung  wohl 
befindet,  so  ist  dies  der  Krfolg  der  gesrhilderten  Kntwickeiung. 

Unter  den  gegenwärtigen  ZeitTerhJÜtniasen  mflssen  nun  auch  wir 
uns  beeilen,  das  Vorhandene  sorgfiltig  au  prflfen,  um  nach  dem  Muster 
anderer  Staaten  eine  Verfassung  einzuführen.  Die  oberste  Zontral- 
gewalt  )il<>ilit  flalx'i  in  der  Fland  des  Herrschers  vereinigt,  alier  alle 
N  erwaltungszweige  werden  der  Erörterung  durch  die  Allgemeinheit  zu- 
güiiglich  gemacht,  damit  wir  auf  diese  Weise  eine  verständige  Grundlage 
sdiaffen,  die  das  Reich  fflr  Myriaden  von  Jahren  aufrecht  eiliilt.  Hieran 
sind  wir  jedoch  bei  dem  gegenwärtigen  System  noch  nicht 
vorbereitet,  die  Bevölkerung  ist  noch  nicht  genAgend  auf- 
geklärt. 

Wollte  man  mit  übereilter  Hast  an  das  Werk  herangehen  und  sich 
mit  einem  blossen  nur  dem  Auge  schmdchelndan  insseren  Sdiein  be- 
gnflgen,  wie  wflrden  wir  dann  vor  unsere  Untertanen  hintretMi,  und  wie 
würden  wir  ihr  Vertrauen  gewinnen  können? 

Daher  muss  man  zunächst  die  Missbräuche  gründlich  beseitigen, 
die  sich  mit  der  Zeit  angesammelt  haben.  Man  muss  den  Veraut- 
worlungskreis  eines  jeden  Kinselnen  genau  abgrenaen  und  daher  mit 
4«r  Reform  des  Beunteiiweseiis  den  Anfang  machen.  Am  dringendsten 
ist  es  deshalb  für  den  Augenblick,  die  Stellung  der  Beamten  neu  an  be- 
stimmen niul  sie  n;icli  und  nach  umzuformen. 

Sudatin  mutü»  das  Recht  in  seinen  verschiedenen  Zweigen  um- 
gestaltet, das  Blldnngswesen  erweitert,  die  FiBanswirtsehaft  ge- 
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ordnet,  da-<  Milltttrweseii  neu  organisiert  und  im  ganzen  Ki  iclio  iniiss 
Polizei  eingerichtet  werden.  Auf  diese  Weine  muss  dem  Volke  die  He- 
deatung  einer  geordnctMl  VM^raltiing  klar  vor  Augon  geführt  und  damit 
eine  aidiare  Omndlage  ffir  eine  spftter  su  gebende  Verfonung  vorbereitet 
werden. 

Alle  hohen  und  niederen  Beamten  in  der  Hauptstadt  wie  m  den 

Provitiz'Mi  niri*.sf>n  ihren  Eifftr  enf^rgisrh  Jiii>.|»ornen  iirul  ihre  ganse  Kraft 
darauf  richten,  dass  wirklicher  Krfolg  erzielt  wird.  Wenn  dann  nach 
einigen  Jahren  der  Boden  vorbereitet  ist,  wird  man  nach  Matihgabe  der 
UmstAndtt  nnd  in  Anlehnung  an  die  Onindgeaetse  der  anderen  Lftnder 
einen  Zeitponkt  festsetzen  und  dem  Keii  lie  cff-  iitlirii  verkümlcii.  an  dem 
eine  Verfassung  wirklich  eing'-führt  wi  riieti  miII.  ,Ie  nachdem  der  Fort- 
schritt Hieb  schneller  oder  langhamer  einstellt,  wird  man  diesen  Zeit- 
punkt ferner  oder  näher  legen. 

Die  Bannergeuerüle,  Generalgouverneure  und  Gouverneure  in  allen 
Provinsen  loUen  Vontehendee  durch  Proklamationen  sur  allgemeinen 

Kenntnis  bringen  lassen.  .Tederniann  soll  mit  Eifer  lernen  und  sich 
klarmüdien.  da';-  l.ietj.'  zum  Vaterlande  Ptliebt  de.s  loyalen  Herrscher« 
ist  und  diiss  einträchtiges  ZusTinnnenariieiten  Voniussetzung  jedes  Fort- 
schrittüä  ist.  Niemand  soll  zuiu  .Scliaden  des  Gesamtwobles  seine  eigenen 
Privatideen  verfolgen.  Niemand  soll  sum  Nachteil  des  groflsen  Zielei 
eidi  von  kleinliohen  Misshelligkeiten  beeinflussen  lassen.  Vielmehr  soll 
jedermann  sich  in  Ehrfurcht  vor  dem  (Irist  der  öffentlichen  Ordnung 
beugen,  an  der  F.rlialtung  von  Frieden  und  Kuh''  mitarbeiten  und  helfen, 
dass  da.s  Volk  für  einen  Verfas^ungsstaut  erzogen  wird." 

Nach  diewm  Edikt  sollen  der  EinlAhnmg  einer  Verfassang: 
ent  noch  eine  Reihe  von  TOrbereitenden  Refomieii  voransgefaen, 

nnd  zwar  anf  den  Gebieten  der  Bebördenorganisation,  der  Justiz, 
des  BUdnngBwesen«,  der  Finanzen,  des  ^lilitiiis  und  der  Polisei. 
Schon  am  folgenden  MVi^re  befahl  ein  weiterea  Edikt  die  Kins<  t-/nn<:^ 
einer  ans  den  haupt.'^HchliehHten  Generalgoavernearen  und  Indien 
ProvinzialbeHniten  bestehenden  Kommission,  die  ant«r  der  Aufsicht 
der  .3  Mitglieder  des  Staatsrates,  des  Prinzen  ('iriNG  nnd  der  Gross- 
8<^kretäre  Slnchunai  nnd  ('nf  iiuNücui,  die  nötigen  Vorarbeiten  sofort 
in  Angriff  nehmen  sollten.  Wenn  China  ein  Verfa.ssungsstaat 
werden  wollte,  masste  eine  Trenuuni^  der  ;»  tiewalten  und  damit  als 
erstes  die  Ki>organi»<ation  de-;  Hehörden\v«'sens  vorgenommen 
werden.  Schon  nach  2  Monaten  \v;ueii  die  Arbeiten  der  Kommission 
nnter  lebhafter  Anteilnahme  der  ( »fiVntlichkcit  mi  weit  gediehen, 
dass  am  6.  November  lUlHi  das  folgende  Kaiserliche  Kdikt  ergehen 
konnte: 
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Kaiserliches  Edikt. 


„Von  Ihrer  Majestät  der  Kaiseriu-Regentin  Täu  U>?i  ist  Uns  das 
nachstehtad«  AUeri^ftdigste  Edikt  sogegragen: 

In  eioem  froheren  Bdikt  auMshten  wir  bekannt,  daas  Votbereitongen 

ffir  den  Erlasg  einer  Verfassung  getroffen  werden  sollten,  und  an  dem 
Zwfck  hatten  wir  zunächst  Bn^forHiut  <\ns<  das  Hi'aiiilrii-nx'sen  tai 
rofurmieren  sei.  Tsai  T^k  und  (ienobseu  erhielten  damals  den  Auftrag, 
die  liedaktion  der  Vorarbeitea  vorzunehmen  und  dabei  ihre  lie^clilüsse 
mit  grösster  Sorgfalt  au  erwftgen.  Femer  erhielten  Prina  Cbimo  und 
Oeiios>cn  Weisung,  die  gesammelten  Arbeiten  an  sichtt  ti  und  ihr  Gut- 
actit'Mi  (li-iii  Thrnno  zu  untorhreitfii.  der  dann  mittels  eine»  Ediktes  die 
endgültige  Knt*«'hfidun<j  trelfen  werde. 

Jetzt  nun  liegen  uns  die  Berichte  der  genannten  Urosswurden- 
trttger  mit  ihren  VorschlSgen  und  2SttMHnmeneteUuDgen  aur  Kuteduidung 
vor.  Wir  haben  sie  geprüft  und  verkfinden  im  folgenden  der  OffentJidi- 
keit,  was  wir  daraufhin  betscbloBsen  haben.  Dabei  sind  wir  yius 
bewiissl.  da.ss  die  Wi'i'^lipit  früherer  Herrschor,  indem  ei«'  ihr**  wobl- 
gcmointen  \  erwaltun^-^ftinriehtungen  trafen,  (iesetze  erliesseu,  Behörden 
schufen  und  ihnen  ihre  amtlichen  Pflichten  zuteilten,  sich  jedesmal  die 
augenblieklichen  Zeiterfordemisse  als  Biditsdhnur  dienen  liees.  Da  sieb 
nun  die  Verhältnisse  heute  geg'  n  fnihor  iKidi  mehr  geändert  haben,  ist 
OS  s»'lbs*vpr-tiiriilliche  PÜicbt.  den  Wandel  di  r  Zeiten  zu  berücksichtigen, 
um  möglichst  viel  Nutzen  zu  scbaffiMi.  her  Hiiiiptgruiidsntz  imis8  linV'i 
sein,  diisa  die  Macht  deis  Landesherrn  gewalirt  bleibt,  dass  Mits^brauche, 
die  rieh  im  Laufe  der  Zeit  angesammelt  haben,  benitigt  werden,  dass 
das  den  Erfbrdomissen  der  Wiiklichkeit  Entsprechende  angestrebt  und 
überflü^^•iger  Hallust  beseitigt  wird,  so  das«  allen  Klassen  von  Beamten 
ihre  Arbeiten  /.iigcwie-on  worden  und  ein  harmonisches  Verhältnis  zu 
der  Bevölkerung  geschaflon  wird. 

Der  Staatsrat  ist  die  Zoutralstclle  der  gesamten  Verwaltung;  er 
ist  unter  der  Regierung  des  Kaisers  TimocHmo  (1728—1795)  von  dem 
Qrosssekretariiit  abgetrennt  und  /u  dem  Zweck  eitiL:»ri<btei  worden, 
dasR  er  in  naber  Fühlung  zum  Kaiserlichen  ITnfc  --tclit,  jeden  Tag  Zutritt 
zum  Palast  bat  und  dort  die  Weisungen  erluilt.  nach  denen  die 
Gc-schälle  zu  führen  sind.  Dieses  System,  welches  verhältnismässig 
rasch  arbeitet  und  eine  intime  Verbindung  mit  dem  Kaiserlichen  Hofe 
ermüglicht,  hat  sich  bis  auf  den  beutigen  Tag  ohne  Unantr&glichkeiten 
bewährt,  und  es  braucht  daher  hier  keine  Änderung  eingeführt  zu 
werden.  Deshalb  soll  die  Einrichtung  <le8  (Jrosssckrotariats  und  des 
Staatsrats  ganz  in  der  alt«n  Weise  bestehen  bleiben.  Die  Präsidenten 
der  Tencbiedenen  Ministerien  sollen  als  Berater  in  Begiemngsangolegen- 
beiten  dienen  und  in  abwedbselnder  Reihenfolge  an  den  Beratungen  bei 
Hofe  teilnehmen. 

Da>  Miiiisieriiim  der  AuswärtiL"n  Angelegenheiten  (Wai  wu  pu) 
und  das  Zivilkabinett  (Li  pu)  sollen  in  der  bisherigen  Weise  fortbestehen. 
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Dai  PolizuiLuiiiistcriuiii  (lisflii  diing  pu)  v«ri>iclit  in  ilcr  Puii/ci  einen 
Zweig  der  inneren  Verwaltung  und  wird  daher  in  ein  Ministerium  der 
inneren  Verwaltongr  (min  cheni;  pu)  umgewandelt.  Das  Finansministerium 

(das  bisher  hupu  hiess)  erhält  den  neuen  Namen  tu  diih  pu  (etwa 
Bud^etministerium I.  Djus  KeichHsc}i;itz!i(nt  tsiu  «'hcnj^  clm  wird  mit  ilmi 
verschniolsen.  Das  Amt  für  die  Kuiseriicljen  ( 'jifer  itaj  <.-lienv'  s/u),  das- 
jenige für  die  grusseu  StaiiLHltauketta  ^kuang  lu  t«zu)  und  da-sjenigu  für 
die  groisen  Hoberemonien  (huug  lu  sso)  werden  mit  dem  Kultaa- 
ministerium  vtrHclunoIzon.  Das  UnterrichtHmini^toriuni  bleibt  unverindert 
hpstelieii.  Da.«  Krieysniiiii^t  'riutn  pitiii  pu)  erbiilt  den  neuen  Namen 
lu  cliün  pu  1  Ministeriuui  f  ir  ila--  I.ütidhoeri  und  nimmt  das  Armo-- 
reformami  l^lien  ping  cliu)  und  du.«  Kaisf>rhcbe  GetitütauU  ^lai  pu  »/.ui  in 
•ich  auf.  Solange  daa  in  Aussiebt  genommene  Maiineministeiium  ^bai 
chfln  pu)  und  der  Oeneralstab  (chfln  tiu  chu)  noch  nicht  eingerichtet 
dnd,  werden  deren  (jesehäft».'  Iiis  auf  weiteres  von  dem  Krie<{sininisteriuni 
▼enebcn.  liislifrii;!'  .Strafniiiii-t««rium  Hisinp  jui)  ♦rliillt  den  Namen 

JustizministeriuDi  (fupu)  und  damit  die  spezielle  Aufgabe  der  Aufsicht 
ftber  die  Anwendung  de«  Rechtei».  Das  bisherige  Re?ision8gericht 
(ta  Ii  n«)  wird  in  «inen  Obergerichtshof  (ta  Ii  yuan)  umgewandelt  und 
iM'kommt  die  Oberleitung  über  die  richtorlii  hen  Entscheidungen.  Das 
ArbeiNministiTium  (kuntj  |»ni  wird  mit  ilem  nandoIsmiin-'"riiim  fshatip  fii) 
zusammen  zu  einem  Ministerium  dua  Ackerbaus,  der  linlustrie  und  drs 
üaudels  (iiuug  kung  sbang  pu)  vereinigt.  Für  das  Scbiffabrte*,  Eisenbahn-, 
Telegraphen-  und  Posiwesen  wird  ein  besonderes  Verkehnministerium 
(yu  chiian  pu)  gebildet.  I)a.s  Kolonialarat  (Ii  fan  juan)  wird  in  ein 
Kolonialministerium  (Ii  fan  j  u)  umgewandelt. 

Abgesehen  von  dem  Wai  wu  pu,  dessen  |{e>etzung  di«'  alte  bleibt, 
erhält  Jedes  Ministerium  einen  Präsidenten  (shang  >hu)  und  zwei  \  ize- 
prlaidenten  (shifa  lang).  Die  Unterseheidung  zwisoben  mandschurischen 
und  diinesiscben  Beamtenstellen  fällt  fort.  Das  Zetisorat  (tu  cba  Tuaii) 
war  gegründet  worden  zur  Kontrolle  tiKcr  die  X  erwaltun^sbeamten  tmd 
hat  die  l'Üicht,  Miinj^el  aulzudecken  und  über  deren  Abhilfe  zu  wachen. 
In  Abänderung  der  bisherigen  üeselzung  erhält  et>  einen  Träsiden^en 
(tu  yü  shih)  und  zwei  Viseprileidenten  (fu  tue  yüh  diih).  Die  Zensoren, 
die  biiher  die  besondere  Kontrolle  Aber  die  alten  sechs  Ministerien 
hatten  (liu  ko  chi  shih  chuiip',  heisscn  von  jetzt  ab  lediglich  „aufsiclits- 
führendc  Z«n«ioren"  'ohi  sbib  chuiig).  Im  übritren  bleibt  ihre  ( )rgam- 
satioD  elicnao  wie  diejenige  der  Zensuren  überhaupt  bis  auf  weiteres  die 
altt.  Zu  den  btiherigen  Behörden  kommen  awel  neue,  die  der  Reihe 
naoh  einmricfaten  sind.  Die  eine  ist  ein  oberster  Senat  (tau  cheng 
yttaiiX  der  daan  dienen  '^oll,  Ratschläge  zum  weiteren  Aushau  der  Ver- 
fuenng  zu  Kammein,  die  aiidere  ist  ein  <  Mn-rrfchtHHiir-ibof  ishen  chi  yüan), 
der  die  Kontrollo  über  die  laufenden  Ausgaben  hat.  Im  übrigen  bleiben 
die  nachfolgenden  Behörden  unverändert  bestehen^  das  Ministerium  de« 
Kaieerlicben  Hauses  (teung  jen  fu),  das  Orosssekretariat  (neiko),  die 
Reichiakademie  (han  lin  yflan)^  daa  astronomisdie  Amt  (chin  tien  ehien), 
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düü  Kaiserliche  Equipugenamt  ^luaji  yi  wai),  das  Amt  des  Kaiserliclien 
Haitriiftlts  (nei  mu  fu),  du  KaiMriidie  AntokoUegittin  (tai  vi  yüan),  die 
SU  den  V6ra<dii6denen  Baiinem  gehörenden  Abteilungen  der  Kaieerlidien 
Leibgarde  (^ih  wci  «'hu),  die  hauptfitädtische  Oendarm^ri«'  ]>ii  ohnn 
t!ii!£i  lin?  yanieii\  die  Zivilverwültunc  der  hatiptstädtischen  Präfektur 
>.>iiiiii  iien  fu)  un<l  die  \'erwaHuiig  der  bauput&dliüchen  Keisspeicher 
(tsang  cbang  yameu). 

Wm  die  Reseortchefs  und  Subalternbeemten  der  Ministerien  und 
sonstigen  Zentr^bebörden  betrifft,  no  haben  die  Voretftnde  der  Bi  börtlen 
ihre  wohlerwoo-eneii  no<^etzi)n£r^v-()rsclilüji;e  gemeinsem  mit  den  Mitgiiedem 
de«  Stjiatsnits  dem  Thron  zti  iiriffrlireiten. 

Die  von  uns  diet^mai  getroffenen  Mas.snahuien,  Abschaffung  vun 
Altem  und  Schöpfung  von  Neuem,  sollen  eine  Omndhge  und  Vor* 
bereitung  für  eine  später  au  gewährend«  Verfassung  bilden.  Sofem  mdi 
noch  rnvdllktMiimeidu'iton  und  Mängel  herausstellen  sollten,  sollen  nach 
ciii^jehender  PrOfiiiii.'  der  jeweiligen  Verhältnisse  Verbc-crniieen  vor- 
genoaiuicn  werden,  danitt  man  allmaidich  zu  einem  Zustande  niuglicbbter 
Vollkommenheit  fortschreitet. 

Die  gegenwArtigen  Zeitumstände  sind  so  schwierig  und  gefahr- 
drohend  und  eine  Reform  i^'  in  n  dringendes  Bedfirfnis.  duss  nur  ein 
Zusammenwirken  \on  Hoili  und  Xitdrit,'  ffeeigrnet  ersclieint,  das  KiukI  aus 
V'erkoranienheit  und  Schwäche  zu  retten  und  da.sti  nur  einmütiges  Zu- 
sammenhalten Yon  Fürst  und  Volk  dorn  krankhaften  Zustand  des  Landes 
abhelfen  kann.  Daher  dflrfen  weder  die  neu  berufenen  noch  die  von 
fraber  her  ernannt  gewesenen  WflrdeDträger  ihre  Pfücbten  auf  andere 
abschielien.  sondern  alle  müssen  pÜicht;fetreu  und  oinmfititjen  Sinnes 
ohne  liueksicht  auf  private  .Neigungen  sich  den  Mühsalen  und  den 
Vcrdriebälichkeiten  des  Amtes  freudig  unterziehen,  damit  alle  Energie 
im  Dienste  des  Landes  aufgewendet  wird  und  ee  keinen  Zweig  der  Ver- 
waltung gibt,  der  nicht  durch  ihre  Arbeit  gefördert  winl.  Nur  dann  ist 
zu  hofft'!!,  da^s  dereinst,  wenn  tlin  Verfassung  prokhiniiert  wird.  <l;is 
Werk  mit  Krfnj;.'  ;:ekröiit  wird  Sollte  aber  jemand  tnitzdrm  in  diesen 
unseren  Anordnungen  nur  leere  Worte  sehen  wollen  und  anstatt  oicb 
zu  erspriesslicher  Tätigkeit  aufsuraffen  im  alten  Schlendrian  Terharren, 
dann  wfirde  er  «ich  nach  obenhin  dem  Herrsdier  gegenüber  und  nach 
untenbin  dem  Volke  gegenüber  undankbar  erweisen  und  der  Nachsicht 
keine«,  der  riitert:ui*'n  wert  ^"in. 

V' ortstelieiidei^  soll  /.ur  allgemeinen  Kenntnis  im  ganzen  Lande 
gebracht  werden." 

Das  Edikt  stellt  einen  Koinpromiss   zwischen  liberalen  und 
altkon.'^ei  vatjven  Aiisrhaunngen  dai-.  die  sich  gleich  von  Anfang  an 
^(  iiv,  itiiT  hcttig-  bekämpften.     Ohne  den  Widerstand  der  reak- 
ti'inan'n  l^lcmcnte.   die   namentlich   in   den  niandschurischen  Hot- 
kreisen .stark  vertreten  sind,  hätte  die  Kelormpart^i  wahrschemlich 
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rilcksidifslos  die  japanist^lKMi  VnibiMer  einfacli  übernommen,  den 
Staatsiar  und  das  (irosssf-kittaiaint  abgeschattt,  und  statt  dessen 
ein  einheitliches  Staatsministerinm  unter  einem  Ministerpräsidenten 
gebildet.  Die  Furcht,  dass  ein  ^rinisterj»riisideiit  oder  Keidiskanzler 
eine  zu  grosse  Machtbefugnis  liuUeii  würde  und  die  Stellung  des 
Herrschers  beeintrSchtigen  kniiute.  hat  die  Ausführung  80  weit- 
tragender PIfine  bifilier  utiniüglich  feniai'ht. 

Der  Staatsrat  und  das  Ciross^ekretariat  l»leiljen  deshalb  vor- 
1  lutig  als  vermittelnde  Instanzen  /.wisclieu  dem  Tliron  und  den 
Ministerien  bestehen.  Von  den  Mitgliedern  des  Staatsrates  und 
den  6  Grosssekretüren  sind  einige  gleichzeitig  Chefs  von  Ministerien. 
Die  Ministeriea  raDgiereo  nach  dem  Edikt  vom  G.  November  in 
folgender  Reihenfolge: 

1.  Hinliteriiim  der  Answärtlgen  Angelegenheiten  (Waiwnpa). 


2. 

fl 

des  Zivildienstes. 

3. 

r 

der  inneren  Verwaltung. 

4. 

r 

der  Finanzen. 

5. 

r 

des  Enltns. 

6. 

» 

des  Krieges. 

7. 

r 

der  JnstuB. 

8. 

» 

der  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel. 

9. 

w 

der  Kolonien. 

10. 

r 

des  Kaiserlichen  Haases. 

n. 

ji 

des  Unterrichts. 

12. 

des  Vericehrs. 

WShrend  frfiher  jedes  Hinisterinm  2  PrSsidenten  nnd  4  Vize- 
prftsidenten  hatte,  von  denen  die  eine  HSlfte  Mandschns,  die  andere 
Chinesen  sein  ninssten,  hat  jetzt  jedes  Ifinisterinm,  mit  Ansnahme 
des  Waiwnim,  nnr  1  Präsidenten  nnd  2  VizeprSsid^ten,  wohei  ein 
Unterschied  zwischen  Mandschns  nnd  Chinesen  nicht  mehr  gemacht 
werden  soll.  An  der  Spitze  besonders  wichtiger  Ministerien  steht 
nn,  h  ein  Chef  (Kwan  Ii  ta  chen).  Solche  Chefs  haben  z.  Zt.  die 
Ministerien  des  Äusseren,  des  Zivildienstes,  der  Finanzen,  des  Krieges 
nnd  des  Cnterrichts. 

Das  Wesentliche  der  Neuorganis^ition  der  Ministerialbehörden 
ist  eine  schärfere  Scheidnng  der  Kessorts  und  die  dadurch  gegebene 
Mögliflikeit  einer  strafferen  Zpntralisierunjj:  der  Verwaltung.  Die 
Folgen  machen  sich  schon  jetzt  in  verschiedenen  Verwaltangszweigen 
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beuuikbar,  besonders  anf  dem  Gebiet  dts  Heeres-,  Vf-ikt^lus-  nnd 
Erziebniigswesens,  wo  allmählich  doe.li  iu  sämtlicheu  i'rovmzen  des 
Reiches  bereits  einheitliche  (Trimdsätze  und  Methoden  zur  Anwen- 
dung kommen.  Auf  dem  wichtigsten  und  sciiwierigsten  Gebiet  des 
Finanzwesens  ist  allerdings  die  ZentFSlIaierang  bis  jetzt  Boch  nicht 
gelangen  nnd  wird  wohl  auch  noeh  längere  Zeit  eine  nn gelöste 
An^be  bleiben,  obwohl  die  Vorarbeiten  fQr  die  Anfttellung  von 
ProTinsial-  und  Beichs-Etats  bendts  im  Gange  sind. 

Nach  der  Beform  der  ZentralbehSrden  wurde  der  Entwurf 
einer  Neuorganisation  der  ProviiixialbehVrdai  aufstellt  and 
durch  Edikt  toid  7.  Jidl  1907  befohlen,  dass  derselbe  znnSchst 
versnchsweise  in  der  Mandschurei  sofort,  in  den  Provinzen  Chili  und 
Eiangsu  in  zweiter  Linie  und  in  den  flbrigen  Provinsen  des  Reiches 
innerhalb  der  nächsten  15  Jahre  allmählich  eingeführt  werden  soll. 

Der  Entwurf  behandelt  in  grossen  Zügen  die  Stellung  und 
Beftignisse  der  Generalgonvemeure  nnd  OouTernenre,  ihr  Verhältnis 
zu  den  Ministerien,  die  Referenten  beim  Gouvernement^  die  Depar- 
tements Ar  Finanzen,  Unterricht,  nnd  Justiz,  die  BünteOung  der 
LokalbehOrden  (Präfekturm  und  Magistraturen  verschiedener  Ord- 
nung), sowie  die  beratenden  Körperschaften  und  die  kfinftige  Gerichts- 
Organisation. 

Wie  aus  den  Denkschriften  über  den  Entwurf  hervorgeht, 
hatte  man  in  der  Kommission  geschwankt,  ob  die  Provinzialregienutg 
als  KoU^nm  mit  dem  Gouvemenr  bezw.  Generalgonvemenr  als 
Chef  zn  organisieren  oder  ob  die  bisherige  Dezentralisierung  mit 
Instanzenzug  beizubehalten  sei.  Man  hat  sich  schliesslich  für  das 
letztere  entschieden.  Der  Oonverneur  brzw.  Generalgonvemenr  ist 
danach  nicht  der  Chef  eines  Kcyierntipskolle^^iums.  sondern  Anfsichis- 
behürde  und  oberste  Instanz  der  verschiedenen  Provinzialbehürden. 

Uis  März  1908  war  die  neue  Pnivinzial-Bearatenordnung  nur 
in  den  ;J  l'ntvinzen  der  Mandschurei  eini^'^eruiassen  durchgeführt 
worden  VAiu-  dt-tinitive  Regelung  durch  Gesetz  ist  erst  für  später 
in  Auhsiuht  ^-tMiommen. 

Fiii  Kflikt  vom  \).  SeptiMuber  11)07  befahl  die  Entsendung 
Von  o  höheren  Ministerialln  amten  nach  Deutsrhland,  Ktigland  und 
Jajian  zum  Studium  der  dortit^en  parlamentarisi  lien  Einrichtungen. 
Die  Koniniis.'iare  sind  inzwischen  abgereist  und  sollen  so  lange  im 
Ausland  bleiben,  als  für  die  Erfüllung  ikrer  31issiou  erforderlich  ist. 
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Mit  der  Parlaai«nt:»t'rage  beschäftigen  sich  ausserdem  noch 

folgende  Edikte: 

1.  Vom  20.  Soptcmhor  l'JOT: 

„Die  verfa8sunf?snia>sip'  l.'f^Moiuiip:  berulit  auf  der  Majorität 
der  Meinungen  des  Volkes;  C>l»i!riiaus  mid  Unterhaus  sind  ihre  wahr- 
haften Urnndlag-en.  In  China  kümieu  Uber-  und  ruterhaus  zur- 
zeit noch  nicht  tingerii htet  werden;  daher  soll  /uniielist  ein  Tse 
cheng  3'üan  ivvürtli<  li:  „Hof  /ni  l'nterstiit/.ung  der  Ivejrierun^r")  als 
Grundstein  fllr  das  sp;it«'re  I'arlainent  einfreiifhret  werden." 

Zum  I'riisideii.pn  ist  ein  nalit-i'  \  •  i  \s aiulter  de>  Kaiserhauses, 
der  Prinz  4.  Jvanges  I'llln  und  zum  X'izejiräsidenten  der  SOjaiirige 
lirosssekretär  Sln  chia  nai  ernannt  worden.  Als  beratende  Mit- 
glieder gehören  diesem  Senat  eine  Anzahl  früherer  Gonvernenre 
nnd  Proviii2ialb«ftmte  m.  Vher  die  Organisation  nnd  Befug^nisse 
des  Tae  cheng  yiian  sind  noch  keine  Bestimmangen  ergangen,  er 
ist  seihst  mit  der  Ansarbeitong  derselben  betrant  worden.^)  Es 
seheitat  eine  NachbUdnng  des  1874  eingesetzten  Japanischen  Senates" 
(ngenroin**)  werden  zu  sollen,  der  nach  16jäbrigem  Bestehen  1890, 
als  Japan  seine  Verfassang  erhielt,  anfgelOat  wnrde  bezw.  xa  dem 
Herrenhans  sieb  erweiterte. 

2.  Vom  80.  Heptember  1907: . 

Nach  diesem  Edikte  sollen  Beamte  nnd  Volk  zunächst  durch 
die  Einftthrang  lokaler  SeibstverwaUottgen  in  den  einzelnen 
Provinzen  des  Reiches  für  eine  parlamentarische  Tftt^^keit  erzogen 
wnden. 

Das  Edikt  hat  folgenden  Wortlaut: 

Kaiserliches  Edikt  vom  30.  September  1907. 
Im  Namen  Ihrer  Migestät  der  Kakerin-Mutter: 
In  den  Edikten  des  vergangenen  Jahres,  betr.  die  Einführung 

ein  T  Verfassung,  ist  bereits  doutliidi  cum  Ausdruck  gebracht  worden, 
(t:i'--  (!'T  Zeitpunkt,  watin  die  X  iTfiissmer  «'intjefiilirt  ■werden  kruiii.  davon 
abhängt,  wie  rasch  Fortschritto  ffeinaebt  werden.  Uns  ist  an  dem 
ZuRtandekommen  einer  VerfaMung  »ehr  viel  gelegen  und  wir  hoffen  sehr 
daranl  Wir  heben  deshalb  lifinlich  durch  ein  Bdilct  die  Scfaaffang  des 
Tse-cheng  vüan  angeordnet,  der  die  Grundlage  fttr  ein  sukflnftiges 
Parlament  bilden  soll. 

Der  Wert  parlamentariseber  l'ebiitten  hängt  aber  von  der  Tüchtig- 
keit der  Abgeordneten  ab.     Obne  uilgemcinc  Schulbildung  bleibt  das 

^)  ProTiaorisohes  RegulatiT  vom  13.  Juli  inswisohen  eneliienen. 
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Volk  unwissend,  ohne  lokale  Selbstrerwaitung  fehlt  es  auch  den  Begabten 
an  der  nfitigen  Übung  und  Praxi«  fflr  die  parlamentariRohe  T&tig^eit. 

Was  nun  die  «llgenieiiie  SoluilbilduDg  anlangt,  to  nfiMen  An- 
hänliobkeit  an  den  LaDdesherrn  und  Vaterlandiliebe  ibre  Grundlagen 
sein,  alles  hDchverrfiterii^che  Cercde  müsse  unterdrflckt  werden. 

I>i''  *  >r<.'anis!itioii  (Ir-r  Solbstverwaltiitit'  rauss  auf  dor  Wahl  filhiger 
Perttoneti  lioruhfii  und  da«  (jemeiiiwohl  diirrh  Hui  und  Tut  fordern. 

Wir  bufahlcn  dem  Unterrichtsmiuisterium,  einen  Plan  für  die 
£inffihrang  einer  allgemeinen  Sohalbildung,  soiwie  Lehrbadier,  die  dann 
allgemein  eingeführt  werden  kflnnen,  amaaarbeiten.  Olddiaeitig  be> 
fahlen  wir  dem  Ministerium  des  Innern,  uns  sorgfältig  ausgearbeitete 
Slatnleii  ffir  die  Sflbstverwaltung  vorznlopen.  damit  wir  deren 
aiimähliuhe  und  proviborische  Einführung  in  allen  Provinzen  anordnen 
können.') 

Das  genannte  Ministerium  hat  «idi  gelegentlieh  daTon  so  über» 
seugen,  ob  auch  alle»  vorschriftsmüesig  ausgeführt  wird  und  nicht  etwa 

nur  Iff^re  RedenKurten  'joninrlit  worden  Auf  diese  Art  soll  ein  geeig- 
neter Stumm  von  Abj^t^urthieten  herangebildet  wtnien  und  dürfen  wir 
hoffen,  dam  die  Errichtung  eines  Parlaments  bald  erfolgen  und  eine 
Verfomnng  wirfcliofa  eingeführt  werden  kann. 

Die  erste  8tädtim;he  Selbütverwaltunfi;  war  bereits  vor 
Erlass  dieses  Ediktes  von  Jüahohiui,  dem  OeneralgouTemenr  tob 
Chili,  für  den  Kreis  Tientsin  eingeftthrt  worden,  wo  im  Juli  1907 
die  Wahl  der  ersten  80  Kreistagsabgeordnelen  Chinas  stattgei'anden 
hat.  Der  Tientsiner  Kreistag  ist  bis  jetsct  dw  einsige  seiner  Art 
geblieben.  Doch  haben  sich  bereits  in  tut  allen  Provinxen 
Komitees  nnd  Vereine  gebfldet^  welehe  nnter  der  AnfUcht  der  Be- 
hörden vorbereitende  Massnahmen  für  die  EinAhnrng  der  Selbst- 
verwaltong  treffen. 

8.  Vom  19.  Oktober  1907  befiehlt  vorberdtende  Ilasanafamen 
für  die  Schaffnng  von  ProvinsiallaHdtaiseo* 

Ffir  die  Organisation  der  Provinsiallandtage  sowohl  wie  der 
Präfektnr-  und  Kreistage  sollen  vom  Hinisterinm  des  Innern  noch 
einheitliche  Bestimmnngen  erlassen  werden.*) 

^)  Veröffentlicht  und  "'enebmi^t  dnn  h  Edikt  vom  18.  Januar  1909. 
(i'ekinyer  Amtsblatt  Nr.  445  vuni  Iii.  Januar. i 

')  Die  Bestimmungen  für  <lea  i'ruviuziallaudtag  und  ein  WahJ- 
reglement  sind  am  24.  Juli  1908  Terüffentlieht  worden.  Die  Wahlen 
haben  im  Sommer  1909  stattgefunden;  die  Eröffnung  der  Landtage  in 
sämtlichen  Provinzen  mit  An^nrihinr'  der  Aiissenl&nder  (Ifongolei,  Tur> 
ke.stan,  Thibet)  ist  auf  Oktober         festgesetzt  worden. 
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Bin  weiteres  gmndlegendee  TerftuMungsedikt  endüen  am 
26.  August  1908.^)  Es  setet  den  Zeitpunkt  Ar  die  Einftthnmgr  der 
Verftssnog  aaf  das  Jahr  1917  fost,  genehmigt  die  Gnudsflge 
einer  Verflusmig  und  befiehlt  die  Aasführnng  eines  detaillierten 
Beforniirograniros  für  die  Jahre  liM)8^191G.  Hu  t  r  Wichtigkeit 
wegen  lasse  ich  die  betreffenden  Dokumente  hier  in  Übersetsnng 
folget 

Edikt  vom  26.  August  1908. 
Ihre  M^estät  die  KaisehD  Kcgcutiu  haben  geraht  anzubefehlen 

was  lol|?t: 

Das  Hiin'au  für  die  Bearbeitung  der  V'erfasfiuugsangelegeuheiteii 
nebst  den  MitgUedem  des  Kronrmtes,  vertreten  dnrch  die  Prinien  Chiog 
und  Polun,  lisb«i  gemeioMm  Uns  ein  allgemeinei  Progremm  eines  Ver- 

fassungs-  und  Wahlgesetzes  nebst  einem  Bericht  über  in  den  bis  zur 
Eröffnung  des  Parlamente  nnch  verirflieridcn  .luliren  erforderlichen  vor- 
bereiteudeo  Ma«9uabmeu  vorgelegt,  in  Anbetracht  den  Zustandes  cbro* 
nisoher  Sehwiche  nach  sitMen  und  ewiger  innerer  Unruhen,  in  dem  aiofa 
dss  Beidi  sorseit  befindet,  ist  eine  Wiederberstellang  leiner  Msdit  nnd 
Kraft  nur  mOglicb  im  einmütitxcn  ZuHummenwirken  ron  Dynastie  und 
Volk.  Nur  wenn  dio  (Iniinilagoii  der  Staatsordrninp  festpcfiigl  sind 
und  unangetastet  bleiben,  ist  uuoii  eine  ruhige  und  geordnete  iiegieruvg 
möglich.  Die  notwendige  Vorbedingung  eines  jeden  Fortschritts  ist,  das« 
Beamtenschsft  und  Volk  ihre  Anstrengungen  rereinigen,  um  sich  gegen» 
leitig  auf  dem  richtigen  Wege  tu  erhalten.  Nur  dann  können  wir  wirk* 
liehe,  greifbnr»^  Erfnljje  ernten.  Die  Uns  von  den  vorerwähnten  Prinzen 
und  StaatMiianntTu  vor^ele^tfii  PrutTfinuiie  für  tun  V'erfassungFgrund- 
ges«tz  und  fdr  ein  Wuhlge.setz  für  das  Parlament  sind  bis  in  das  kleiubte 
Detail  sorgsamst  ausgearbeitet  nnd  geben  eine  genaue,  gegenseitige  Ab- 
greniong  der  Befugniase  der  beteiligten  Faktoren.  Dazu  war  allerdings 
heranzuziehen  und  zu  benirksir'htigen,  was  sich  bei  anderen  Nationen 
als  praktisch  brauchbar  erwiesen  hat,  doch  nur  insoweit,  als  es  nicht 
kollidierte  mit  der  Eigenart  der  \^erhaltuit>se  bei  uns  in  China.  Ma»s- 
gebend  nnd  unangslastet  musste  vor  allem  der  in  Unseren  früheren 
Edikten  mehrfach  ausdrfloklieh  herrorgehobene  Gesichtsponkt  bleiben, 
dass  die  sämtlichen  Grundrechte  der  Krone  dem  Herrscherhause  vor- 
bleiben, dnsn  dage^^en  alle  das  Volk  selbst  betreffenden  Regierungs- 
maasnahmen  der  öffentlichen  DiHkus^ion  unterworfen  siud.  Dieser  Gesichts» 
pnnkt  wird  denn  auch  die  grundlegende  Norm  bilden  bei  der  einstigen 
definitiTen  Anarbeitang  des  VettemingBgmndgeaetseB  und  des  Wahl- 
gesetses  ftür  dss  kflnföge  Psrlsment   Die  daran  festgdegten  Abgren- 

*)  Vergl.  meinen  Aufsatz:  „Zur  Verfassungsfrsge  in  China"  in  den 
Blittem  fOr  Teigleidiende  Reehtewiseensehaft  und  Volkswirtschaftslehre. 
V.  Jshrgsng,  8.  1—9. 
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■UDgen  der  Befiigois  der  an  der  Regierung  beteiligten  Faktoren  niüfseu 
uDvcrnirkbur  und  unter  unbedingtem  AlUNohlttW  auob  der  geringfagigsten 

Übergriffe  festpehalten  worden. 

Bis  die  Vorfausung  verkündet  und  das  Parlament  eröffnet  ist,  gebt 
alles  ieiD«ii  Oang  nadb  lifaa^gabe  der  gegenwärtig  in  Kraft  befindliohen 
Bestimmangan  und  Gesetae  waitar  und  aa  eind  in  Robe  die  vom  Harrsdier* 
haut  erwogenen  Massnabmen  abiu warten,  die  dar  Reiha  nadi  an  ihrer 
Zait  in  Kraft  treten  werden. 

Die  in  dem  Uns  vorgelegten  rrogramui  vorgeschlagen eu  Tor> 
bereitenden  Maamahman,  die  in  den  kommenden  Jahren  der  Reihe  nadi 
durdigefOhrt  werden  aollen,  haben  durchweg  wesentliehe  Erfordemisee 
eines  konstitutionellen  Staatswesens  zum  Gegenstande.  Sie  müssen  daher 
bei  ibn-tn  r^ukzcüsiven  Iiikrufttretf-ti  niit  grOieter  Unparteilichkeit  nnd 
Sorgfalt  zur  Ausführung  gebracht  wertlen. 

Die  Staatsbehörden,  die  jenes  Programm  dar  Torbertttanden  Regie- 
rungsmasinabmen  auegaarbaitat  haben,  eriialten  hierdurdi  den  Befahl, 
von  damaelben  nis  Anhang  zu  (I>-ni  gegenwärtigen  Kdikt  und  mit  diesem 
Kusuramen  alsb.iid  nach  seinem  Krlass.  Druckexemplnre  auf  gt'lbpiii 
I'iipier  in  Form  der  zum  öffeutliclien  Anschlag  bestimmten  Kaiserlicbeu 
Gnadenkundgebungen  herstellen  zu  lassen.  Die  Abdrücke  sollen  Uns 
mit  der  Bitte  eingeretidit  werden,  ünser  Eaieerlidiea  Inaiegel  darauf  au 
setzen  und  »uUen  dann  rar  Verteilung  gelangen: 

In  Peking  an  sämtliclu'  IJobördtMi;  in  den  Prnvinz<Mi  :iri  aüe 
Ooiier;il<:onveriipure  uml  Gouverneure,  an  den  Stadtgouverueur  vou 
Mukdon  sowie  an  die  Chefs  der  obersten  Provinzialbehörde.  Die  Ab- 
drScke  sind  im  Amtelokal  der  betreffenden  Behörden  und  Beamten  in 
gasiemandar  Waise  anauscblagan.  Sttmtlicbe  Beamten  der  Zentral-  nnd 
der  Provinzialregierungen  wenlen  für  die  pflichtm&sRige  Durchführung 
aller  in  dfin  IVotiniinm  bpzeiclititdfti  Massnahmen  m  den  vorgesebrifbeneu 
Zeitpunkten  verantwortlich  gehalten  werden  uu<l  hüben  alle  sechs  Monate 
Uns  einen  detaillierten  Beridit  Aber  ihre  in  dieser  Hinsicht  entwidcelte 
Tittigkeit  ▼onsulagan,  sowie  eine  entspradiande  Meldung  dem  Bnraan  fOr 
die  Bearbeitung  der  Verfassungsangelegenheiten  zu  erstatten.  In  allen 
FäUon,  in  wcN-lien  mas'-^nliende  Mit(ili''d»>r  d^r  Miiiisterialprasiidien  oder 
Oeueralgouverneure  und  Gouverneure  in  den  Provinzen  oder  Gouverneure 
Unserer  Residenzstadt  ihren  bisherigen  Posten  abgeben,  hat  dar  Amte* 
nacbfolger  gemeinsam  mit  seinem  scheidenden  Vorginger  einen  ain- 
gelH'iid'  ii  Bericht  Aber  die  Tfttigkeit  des  letsteren  auf  dem  Gebiet  der 
vorbercitt  iiden  Massnalinien  I  ii?:  vor/tilegen :  dies  wird  die  Möglichkeit 
einer  genauen  Kontroll«  der  Tätigkeit  jedes  einzelnen  Heauiten  geben 
und  zugleich  verhindern,  doss  jemand  oiu  ihm  zur  Last  fallendes  Ver- 
säumnis auf  einen  anderen  sobieben  kann.  In  allen  demjenigen  Materien, 
die  ein  Zusammen  wirken  eines  Ministeriums  und  der  Provinzen  erfonlern, 
ist  liafürlicli  das  l)etreffcnde  MiruNteriiim  veraid\\ ortlich  für  diti  ihm  ob- 
li"L'"iido  si TLifalt ii,'»:-  Kimtrolle  der  Pruvinzen  uiul  es  hat  auf  he>-onder.'< 
gute  oder  schlechte  Leisiungeii  in  denselben  sein  ernstes  Augenmerk  zu 
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richten  nnd  Uns  davon  Atizcifjo  zu  omchen.  Für  die  nähere  Unter- 
surhunp  solcher  Fälle  haben  die  liolicn  Mit^'lifdr-r  (l*»s  lliircaii'^  für  die 
Htiarheitung  der  Verfsssungs&ugtile^jeiiheiten  und  des  Kronrates  nach  vor- 
gangi^em  Bttricbt  «n  Uns  «in  bMOiiddrw  Departement  einsuricbten. 
Auch  die  tftnitlidien  Mitglieder  des  Zensorate  in  Peking  heben  ihre 
ganze  apesielle  Äufmerkseiiikeit  den  Untersuchim^ren  un<l  Naohfornchungen 
über  diesen  Punkt  Busuwemlcn.  In  »lleii  Fullen,  in  denen  die  vor- 
peschriebenen  Zeitpunkte  für  die  Durchführung  der  vorbereitenden  He- 
gieruDgsuiafisuiibmen  uicht  innegehalten  worden  aind  uder  trutz  zur  Schau 
getragener  lasserer  Diensteifrigkeii  insf^heim  gegen  diesen  Unseren 
Willen  Verstössen  wird  oder  wo  nur  blauer  Dunst  gemacAit  wird,  hinter 
dem  nichLs  steckt,  ist  der  Schuldige  penau  zu  be/.ei<-hnen  und  unter 
Dar^f "lluiitr  des  wirklir-hen  Snchverhalts  zur  Anklnpe  zu  bringen.  Ks 
wird  dunu  über  den  Beiretlendeu  eine  nach  den  über  Kchwere  Amts- 
vergehen geltenden  Orundaätsen  su  bemessende  Strafe  verbtegt  «erden. 
Sollte  aber  gar  einer  der  Prinzen  oder  Staatswfirdentrttger,  die  Mitglieder 
der  beiden  bisherigen  Verfass-un^isbehorden  sind,  es  wa^'cn,  durch  Ver^ 
heimlichungen  oder  X'or-^pi'L'f'lung  falsrber  ralsach^n  einer  des  vor- 
erwähnten Vergehens  schuldigen  Person  noch  Vurschub  leisten,  so  wird 
auch  fOr  solche  blosse  Begünstigung,  die  eine  Gefttbrdung  der  Wohlfahrt 
des  Beiehes  darstellt,  bei  dem  Herrseherhaus  auf  keine  Verzeihung  oder 
Nachsicht  zu  rechnen  sein. 

In  den  jetzigen  kritisehen  und  ont-scbeidunpsschweren  Zei'litufen 
müssen  alle  Beamten,  hier  in  Peking  und  draussen  in  den  Provinzen, 
die  insgesamt  doch  nnr  Outei  von  ihrem  Vaterlande  erfahren  haben, 
erwachen  und  sieh  aufraffen  aus  ihrem  tiefen  Stumpfsinn  und  grfindlich 
den  allhergebrachten  Selilendrian  auskehren.  Wenn  sie  auch  jetzt  noch 
in  Tr:iL;heit  und  (ileiebt^MiItiL'^^'  it  s;iuniseli<i  die  Hiinde  in  <ien  Si>b<>ss 
legen  Wullen,  wie  kann  uns  da  der  Uiuiuiel  jemals  noch  gnudig  sein! 
Die  Mitglieder  des  Verfamungsbureaus  und  des  Kronrats  sind  Prinzen 
nnd  hohe  Staatsbeamte,  die  Uns  im  Guten  und  im  BAseo  Terbunden 
sind.  Wie  sollen  Wir  nnd  sie  bestehen  vor  dem  höchsten  Gott,  wenn 
selbst  sie  etwa  gur.  auf  einen  sn  hoben  Posten  gestellt,  sich  saiiinK"li".:'en 
Handelns  oiler  rechtswidriger  GünBllingswirtschaft  schuldig  macheu 
sollten ! 

Das  Volk  mnsB  dahin  gebracht  werden,  dass  es  bewandert  ist  in 

den  Angelegenheiten  der  Selbstverwaltung  und  in  Fm^eti  allgemeinen 

Wissens,  in  Peking  haben  die  zuständifrcn  Behörden,  in  <ion  Provinzen 
die  ( ieneralixouverneuro  und  Gouverneure  ihirch  entsprechende  Anweisung 
und  Beaufsichtigung  aller  ihnen  untergebenen  Stelion  auf  die  V'erwirk- 
lichong  dieses  Zieles  hinau wirken.  Es  darf  keine  Saumseligkeit  und  kein 
Hinauszögern  in  dieser  Hinddit  geduldet  werden. 

In  Ansehung  des  Termins,  bis  7w  w  elcli-'m  die  sämtlichen  die  Rr- 
öffnuntr  des  Parlann  iiN  itii  Laufe  der  Jahre  vorbereiten<!"fi  Massiirihnien 
aus^reführt  sein  müs.sen,  bestimmen  wir,  dass  vom  laufenden  Jahre  an 
gerechnet  mit  dem  Ende  des  neunten  Jahres  die  ToUständige  Erledigung 
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pieser  Vorbereitungen  auf  allen  Gebieten  unter  allen  Umständen  erfolgt 
sein  fioU.  Wenn  dieser  Zeitpunkt  heraugekommen  Kein  wird,  wird  un- 
verzüglich die  Verkfinduog  des  von  Uus  su  gebenden  Verfassungsgruod- 
gMotsw  erfolgw  uod  die  BuiberufiiDfBorder  fttr  die  Abgeordneten  des 
Piwlenients  ergehen. 

Alle  Unsere  Beamten  und  Untertanen  messen  allen  Eifer  und  alle 
Energie  daran  setzen,  dem  Lande  za  einer  stefifj  aufsteigenden  nnd  tum 
Besseren  fortsclireitenden  Verwaltung  zu  verhelfen.  Gegen  Subjekte,  die 
keine  Ruhe  halten  können,  nnd  die  in  bekannter  Weise  mit  eactremen 
politisdien  Fordeningen  auftreten  nnd  die  Verlassnngttnge  benutcenf  nm 
zu  agitieren  und  zu  hetzen  oder  die  in  eifermler  Verbindung  der  Regierung 
Schwierigkeilen  rtiHrlicn  und  Unsere  wohldurclitltcliten  Pläne  sturen 
wollen,  wird  das  Uerrscherhaus  die  volle  Schwere  des  Gesetze»  walten 
lasaen  als  Warnung  und  als  Strafe,  und  es  wird  nicht  dulden,  dass  durch 
solche  Leute  die. Rohe  und  Ordnung  im  Lande  gestOrt  wird. 

Wir  werden  Ton  der  suverriehtlioben  Hoffnung  beseelt,  dass  dureh 
Unsere  MasHnabmcn  das  Reich  im  Laufe  der  Zeit  emporblfihen  und  zu 
Macht  und  Kraff  gelangen  wird  und  dass  sie  dazu  beitragen  werden, 
dem  Volke  friedliche»  üedeihon  für  alle  Zukunft  zu  sichern.  Wir  hoffen, 
durch  Unser  Vorgehen  die  Gevte  Unserer  «hnbenw  Ahnoi  nnd  die 
Schutsgdtter  Uneerss  Reidies  su  erfreuen  und  die  ISrwartung  und  den 
Wunsch,  Unsere  Beamten  und  Untertanen  im  ganzen  Lande  zu  befriedigen. 
Dieser  Unser  Wille  soll  sur  allgemeinen  Kenntnis  gebraoht  werden. 

L  Onindsllff«  einer  chlneelaclien  Veriaaaung. 

(Die  niheren  Einzelhelti  n  worden  bei  di-r  Hcri^teihiriK  des  dsflultlvSD 

Verfttt^f-uüKt'fUt«  iirf-  bt-s-liimiil  w<"r'l'  ii  j 

Der  Wesensinbegriff  einer  koiistimtionolieu  Monarchie  besteht 
darin,  dass  in  der  Person  des  lierrschers  die  sämtlichen  Befuguiüse  der 
obersten  Staatsgewali  vereinigt  sind,  dass  ihm  sftmtUohe  Hoheitsreehte 
anstehen,  die  sich  auf  die  Gesetzgebung  der  Verwaltung  und  die  Recht- 
fiprechung  bezieben:  dti'-^  da^'cgeii  dem  Parlament  eine  beratende  Mit- 
wirkung bei  der  Gesetzgebung  und  ilon  Regierungsorganen  die  Mithilfe 
und  Ausführung  bei  den  Massnahmen  der  Verwaltung  zusteht;  dass  ferner 
die  Organe  der  Reehtsprechong  ihre  riditerUche  Titigjteii  in  Ober- 
einstimmung mit  den  Landesgeeetsen  ansahen;  nnd  dass  sofaliesslidi  von 
jedermann,  vom  Herrscherhause  angefangen  bis  hinunter  zu  der  gro^=sen 
Menge  des  Vulkivs  das  vom  Ivaiser  sanktionierte  Verfassungsgrund^'esetz 
unverbräcblicli  fnr  alle  Ewigkeit  innegehalten  und  niemals  übertreten  wird. 

Unter  Zugrundelegung  dieser  allgemeinen  Prinsipien  bringen  wir 
ehrerbietigst  folgende  Grundaüge  einer  Verfassung  in  Votechlag: 

Die  Hoheitsrechte  des  Herrschers. 
1.  Der  Kaiser  von  Ohina  ist  das  Oberhaupt  des  ohineaisfiben  Kaiser* 
reidies.  Der  Thron  hat  ewigen  Bestand  nnd  geht  von  GenerattMi 
su  Gttieration  in  unnnterbroobener  minnlicher  Sukzession  Aber. 
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9.  Die  geheiligte  Penon  im  Kaisen  genieeet  die  höchsten  Ehren  und 

ist  unverletzlich. 

3.  Der  Kaiser  erteilt  den  Landesi^ebetzen  seine  Siuiktion  und  puljiiziert 
dieselben.  Der  Kaiser  hat  ferner  da»  Initiativrecht  für  Vorlagen  au 
dM  ParluDent. 

(Bern.)  Zwar  werden  eUe  Gesetze  vom  Parlament  beraten 
und  bescblohseii.  ihr  Inkrafttreten  erfolgt  jedoch  erst  nach  erfolgter 
Oenehinijiiiii^i  und  Publikation  durch  den  Thron. 

4.  Der  Kaiser  beruft  da«  Pariuuieut  ein,  eröffnet  und  scblieKst  es;  auch 
kann  er  es  vertagen  und  anflOsen. 

(Bern.)  Im  Falle  einer  Parlamentsauflösung  ist  die  Wahl  neuer 
Abgeordneter  durch  das  Vidk  lU  veranlassen.  Die  bisherigen  Mit- 
glieder des  aufgelösten  Parlani»"!its  dürfen  nach  erfolirter  Auflösung 
keinerlei  Sonderstellung  ge^i'-nutK^r  der  grossen  Mi  nge  des  Volkes 
mehr  einnehmen.  Hei  Widersetzlichkeit  oder  sonütiger  Verfehlung 
tritt  je  nach  der  Sachlage  Bestrafung  nach  Massgahe  der  auf  den 
Fall  anwendbaren  Gesetse  ein. 

5.  Der  Kaiser  regelt  die  Ori:aiiisaiiri!i  imd  Hesoldurii.'  I<"r  Reamten. 
Ihm  steht  hinsichtlich  sümtliolier  Hoamtenkategorien  das  Mecht  der 
AmtseDtlaMuug  und  Aubtellung  zu. 

(Bern.)  Das  Anetallvngsrecfat  wird  unter  Beihilfe  und  Mit- 
wirkung der  hoben  Staatswttrdentriger  vom  Kaiser  ausgeflht.  Ein 
BänfluBS  des  Parlaments  hierauf  ist  ausgeschlossen. 

6.  Dem  Kaiser  steht  di'^  ol)er>te  Konimrindogewalt  üher  Armee  und 
Murine  zu.  Er  erlässt  die  militärischen  Keglemeuts  und  iiestim- 
muogen. 

(Bern.)  Der  Kaiser  bat  das  Dislokationsrecbt  fflr  sHmtliche 
Truppenteile  des  B«iehes.  Er  bestimmt  den  Prisenastand  des 
stehenden  Heeres.  All«  di\se  Befugnisse  übt  er  in  vollcni  T'mfange 
und  ohne  jf'd"  He.schrauk unrr  uns.  .lodwedf  KiiiiniHchung  den 
Parlaments  in  irgendwelche  milituribchen  Angelegenheiten  ist  aus- 
gesohloBsen. 

7.  Der  Kaiser  erklftrt  Krieg  und  Frieden.  Er  scbliesst  Staatsvertrttge 
und  abt  das  aktive  und  passive  Gesatnlt.sphaftsrt^cbt  aus. 

^Bem.)  Tu  den  auswärt! .'on  AnL;i'b'g'.-i)heiten  diplomatischen 
Charaktors  .sieht  <leni  Kaist-r  di>^  alh^itiige  EritschliossiuiL'-  zu;  sif 
unterliegen  nicht  dor  Beratung  und  iiesehlubsfassung  im  Parlament. 

8.  Der  Kaiser  hat  das  Recht,  den  Kriegszustand  m  erkl&ren.  Br  ist 
befugt,  bei  Vorliegen  kritischer  und  gefahrdrohender  Verhältnisse 
durch  Kaiserliche  V^erordnung  Besdirinkungen  der  Freiheitsrechte 
der  Staalsbflrger  eintreten  zu  lassen. 

9.  Der  Kaiser  hat  das  Recht  der  Staudeserhuhung  und  Begnadigung. 

(Bern.)    Gnadener weise  können  nur  vom  Kaiser  ausgehen;  dieses 
Radit  darf  keinenfellB  unbefugterweise  von  Beamten  des  Staates 
ausgvftbt  werden. 
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10.  Dem  Kaiser  steht  die  OerichtRhohcit  zu.  Er  delegiert  die  AuRflbuog 
derselben  an  die  richterliche!!  Hehördeii  die  da])ci  nach  den  vom 
Kaiser  erlMseuen  Gesetzen  su  verfahren  haben.  Die  Gesetze  sollen 
nidlit  AbindenittgaiL  dimdi  Ktiaeiiiche  Verordnunj;  vom  besonderer 
Yeraolamiiiij;  noterworfen  Min. 

(Bern.)  Die  Gerichtsbarkeit  in  rollem  Umfange  ist  «an  Kmmt» 
liches  Tfuheitsreoht :  tlie  Befugnis  >lor  Ausübung  derselben  cni[>f'inf^t 
der  Richter  kraft  Delegation  vom  Kaiser  denvrr  (lass  dieselbe  einer 
BeeinÜussung  durch  Kaiserliche  \'erorduung  nicht  unterworfen 
ist.  Das  g«riditli<die  Verfahren  ist  von  wdiwerwiegendeter  Be- 
deutung. Darum  mflsseo  ihm  zur  Vermaidnng  sich  widarapraohaidar 
hiiitscheidungen  die  besfeheii<lcn  TOm  Kaiser  erlassenen  Gesetae 
als  alleinige  Richti^chnur  dienen. 

11.  Der  Kaiser  hat  das  Recht,  Erlasse  selbst  oder  durch  Regierungs- 
oi](ane  ergeben  a«  lassen.  Dardi  solche  Briasse  können  jedoeh  die 
in  Geltung  befindlichen  Gesetae  nicht  geändert  oder  beseitigt  werden, 
es  sei  denn,  dasa  die  Abänderung  oder  Beseitigung  in  Form  einer 
Vorlajje  an  das  Parlament  unter  dessen  Mitwirkung  erfolgt  und  dann 
im  Wege  des  Thronbehohts  die  Ailerhöctiste  liestatigoDg  eingeholt  ist. 

(Bern.)  Das  Gesets  dient  dem  Hemdier  «v  tatsächlichen  Ver- 
*   -wirklichaag  seiner  Jnrisdiktio&shoheit.  Der  Erlasse  bedient  er  sidi 
zur  Betätigung  seiner  Verwaltungsbefugnisse.     Beides  steht  ge- 
trennt  Ti' -^eneinander.  (lanini  kann  durch  einen  iürlaas  ein  Geseta 
weder  geiuidert  noch  aufgehoben  werden. 

12.  Im  Falle  eine«  erheblichen,  dringenden  Bedürfnisses  kann  der  Kait^er 
während  der  Zeit,  in  welcher  das  Parlament  gesdilossen  ist,  Ver- 
ordnungen mit  (lesetzeskraft  erlassen.  Durch  eine  soldie  Verordnung 
kann  in  dif-oni  Fall  auch  die  Aufbringung  unbedingt  erforderlicher 
Geldmittel  verfügt  werden.  Solche  VGrurdnungen  tind  jedoch  im 
Laufe  der  nächstfolgenden  Session  des  Parlaments  (hcsem  zur  Dun  h- 
bentang  vorsulegen. 

13.  Die  Itiihe  der  fOr  dm  Unterhalt  des  Kaiseilidien  Hauses  erforder- 
lichen Summe  wird  vom  Kaiser  ein  für  allemal  bestimmt.  Der 
Betrag  wird  aus  der  Reichskasse  gezahlt.  Seine  Fli'die  darf  nicht 
zum  Gegenstand  einer  Diskussion  im  Parlament  gemacht  werden. 

14.  Über  die  Haussataungen  des  Kaiserhausss  wird  vom  Kaiser  besw. 
nach  seiner  Anweisung  von  Mitgliedern  der  Kaiserlichen  Familie 
und  besonders  damit  beauftragter  Staatswflrdentrikger  Beschluss  ge- 
fasst.  VA'.u^  Einmischung  des  Parlaments  in  diese  Angelegenheiten 
ist  unzulässig. 

Kerbte  und  Pflichten  der  Untertanen. 
(Beni.i    Die  näheren  Eirizolheiton  werden  bei  der  Herstellung 
des  detinitiven  N'erfassungsentwurfes  bestimmt  werden. 
16.  Jeder  l^ntertan,  der  den  durch  GeseU  und  Kaiseriieher  Briasae  fest- 
gesetzten Anforderungen  und  Voraussetsungen  gmftgt,  ist  befähigt 
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fflr  dio  Bekleidung  ron  Beamten-  oder  milittrisdien  Stellnngen  und 

fär  dos  Amt  eines  ParlamentHinitglieileH. 

16.  Die  riitortanen  haben  innerhalb  clor  durch  <\&s  fieset/.  i'-'z^fff^nen 
Schranken  das  Üecht  der  freien  Meinungsäusserung  in  Wort  und 
Schriit  und  dürfeu  Versammlungen  abhalten  und  sich  zu  Vereinen 
BOManmeneohlienen. 

17.  Veriiaftung,  Gef;wigetihaltung  und  Bestrafung  eines  Unterteilen  let 
nur  auf  Grund  t-'ßsetzlicher  üeHtiniinnnL'Pii  ziil;i>>it,'. 

18.  Den  l"^nti>rtHii<'r)  stoht  »-h  frei,  dio  ricliterlirhen  Hcnmteii  um  rntfr- 
sucbung  und  Knt«cheidung  in  den  ihnen  vurzulegenden  Kechta- 
etreitigkeiten  ansagehen. 

19.  Die  Untertanen  sind  den  Entscheidungen  der  auf  Omnd  des  Gesetsee 
eingerichteten  richterlichen  Behörden  unterworfen. 

20.  Die  IJntortanen  dürfen  ohne  Grund  nicht  in  ihren  Vermügcusreohten 
und  in  ihrem  Hausrecbt  beeintmcbtigt  oder  verletzt  werden. 

21.  Die  Untertanen  eind  rerpflicbtet,  die  Tom  Oesets  voigeediriebenen 
Abgaben  und  Militärdienste  an  leisten. 

22.  Die  gegenwirtig  von  den  Untert.-iriFMi  eingehobenen  Steuern  vnd 
Abir^ben  sind  bis  zu  anderweitiger  Regelung  durch  ein  neues  Oeseta 
durchweg  ebenso  wie  bisher  weiter  zu  entrichten. 

23.  Die  Untertanen  sind  verpflichtet,  die  LancleHgesetEe  innesnhalten. 

Grundzüge  der  ( *  r   n  n  i  s  a  t  i  n  k  des  Purlaments. 
(Bern.)    Die  näheren  Kinzeliieiten  usw.  wie  oben. 

24.  Das  n»lament  ist  lediglieh  befugt,  Vorsohlftge  au  machen  und  Aber 
solche  au  beraten,  ist  aber  von  einer  direkten  Ifitwirknng  bei  der 

Handhabung  der  Regierung  uu-^Lroschlossen.  Die  Ausführung  der  von 
ihm  gefassteii  KoKchiüsse  durch  die  Regierungsorgane  darf  erst  nach 
£ingang  der  Kaiserlichen  Ho«tätigung  erfolgen,  die  in  Khrerbietung 
abanwarten  ist. 

25.  Die  im  Parlament  aur  Diskussion  eo  stellenden  Angelegenheiten 

müssen  in  Beziehung  zu  einem  das  Reich  in  seiner  Ge^iamtheit 
treffenden  Vdrteil  ddpr  Scliiubni  stehen.  Ge^s•^>hIlIicIll•  lukale  .\nge- 
legenheiten  nur  einzelner  Provinzen  dürfen  nicht  erörtert  werden. 

26.  Laufende  Ausgaben,  deren  Festsetzung  aus  Kaiserlicher  Machtbefugnis 
erfolgt  ist  oder  die  nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetae  unbedingt 
notwendig  sind,  darf  das  Parlament  nur  unter  Genehmigung  und 
beratender  Mitwirkun'!:   !  r  Regierung  ganz  oder  teilweise  streichen. 

(Bern.)    Genauere  Festsetzungen  iuerüber  werden  in  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  über  den  Etat  getroffen  werden. 
87.  Der  Btat  dea  Reiches  in  Binnahme  und  Ausgabe  wird  fflr  Jedes  Jahr 

im  voraus  unter  Mitwirkung  des  Parlaments  festgelegt. 
28»  Wenn  mit  Angelegenheiten  der  Sinatsregiorung  befasste  hohe  Beamte 
sich  einer  Gesetzesverhtzuiig  sohuidig  Miaclien,  so  ist  das  Parlament 
lediglich  befugt,  unter  .Aufdeckung  des  Sachverhalts  Anklage  gegen 
die  Schuldigen  au  erheben.  Auch  in  diesem  Fall  aber  steht  es  allein 
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in  der  Hand  dw  Kuaen,  Uber  Verbleib«!  im  Dienifc  oder  Bntbiaung 

aus  demselben  zu  entscbeidon.  Ks  darf  nicht  eingegriffen  werden 
in  das  Hecht  der  JELrone,  die  Staatabeamten  anauitellen  und  au 

eatlassou. 

29.  Über  die  im  Pailwiieiit  aar  Beratnnff  atdieiiden  Angelegenheiten  dnd 
flberMnetimmende  Beecblflaae  beider  Hitiaer  dee  Parhunenta  heibei' 

zuführen,  bevor  im  Wege  dea  Thronbericht«  die  Kaiscrliebe  Be- 
Btütigiin^'  r!i^>ser  BeschlOaao  Mom  Zweok  ihrer  Jnkmftaetsung  nadi> 
gesucht  werden  lianii. 

80.  Eingaben  des  Pariameota  an  den  Thron  aind,  mit  Namenaonteiadirift 
der  Priaidenten  Teraehen,  in  Fem  einee  Thronberidila  einnireiclien. 

81.  Di«-  von  (ien  Abgeordneten  getanen  Meinungslasaeningen  dürfen 
nicht  <i»'ii  (]cm  Throne  schuldigen  Respekt  verletzen  oder  Verleum- 
dungen oder  Bofschimpfungen  anderer  Personen  enthalten.  Bei  Zu- 
iriderbandiungen  hiergegen  tritt  entsprechende  Bestrafung  des  Schul- 
digen ein. 

88.  Wftbrend  der  Sitzungen  des  Parlaments  untersteht  der  Sitzungsmam 

den  Anordnungen  des  Präsidenten,  dem  die  Ausübung  der  Sitzungs- 
polizei zusteht.  Bei  V  erstössen  getjon  die  Satzun^n  de."«  Pürlameiits 
oder  die  Ordnung  des  Uauses  kann  gegen  den  Schuidiecn  vom 
Prilaidenten  Wortentaieliung  oder  Entfernung  aua  dem  Sitaangatuun 
verhängt  werden. 

33.  Falls  bei  einzelnen  Abgeordneten  die  vorgeschriebenen  Voraussetzungen 
für  funnoUe  und  materielle  (»flltigkeit  ihrer  Wahl  nicht  crfQlIt  sein 
sollten,  wird  vom  PrüKidenten  ein  Waltiprüfungsverfahren  eingeleitet. 
Nach  Klarstellung  der  Sadilage  Teranlaaat  gegebenenfalla  der  Prim- 
deot  die  alabaldige  Streidiiuig  dea  betreffenden  Abgeordneten  ron 
der  Mitgliederliste. 

34.  Verein »L'untren  der  Litoniten  und  der  (Jentry  irjjendeines  Landestflils. 
deren  \Virk.sumkcit  «ich  auf  parlamentarische  Fragen  erstreckt,  unter- 
liegen  den  geaetalidien  Voraohriften  fiber  poHtiaohe  Ver^ne  und 
Versammlungen.  Solche  Vereinigungen  dflrfen  nicht  daan  benntst 
werden,  Geldaammlongen  Kwan^swoise  zu  veranatalten  und  Unruhen 
im  L;iiiii"  zu  errerjen.  I'.ej  Zuwiderhandlungen  tritt  Verhut  und 
Suspen.snni  der  Vereiingungcn  nebst  Bestrafung  der  Schuldigen  durch 
die  Lokalbehßrderi  ein. 

(ifiindz üpe  für  ein  Wahlgesetz. 
(Hern.)    Die  näheren  Kinzelheiteu  usw.  wie  oben. 
86.  Die  Bärntlioben  auf  die  Vermnataltung  und  Beanfaiditigung  dea  Wahl- 
aktes fflr  die  Parlamentawahlen  beaflglicben  Oeadilfte  liegen  in  der 
H.-tnd  der  Beamten  der  Prüfektur-,  Diatlikta*  und  Kreisverwaltungen. 
3(>.  Wer  den  vorirpHchriebenen  X  orbedingangott  nidit  genügt,  hat  weder 
aktives,  noch  passives  Wahlrecht. 

(Bern.)   Hierher  gehören  i.  B.  Leute  von  flbler  AuffOhrung 
oder  mit  weitem  Oewieaen  in  Geldaaehen,  berflchtigte  Volka- 


Digitized  by  Google 


U.  Bbtz:  Cbiaa. 


3137 


tribmien,  P«tMti«ii,  di«  bereits  Gefängnü  oder  schwere  Strafen 
erlitten  fasb«n  oder      anrtdiigee  Gewerbe  betriebeo;  Leute,  die 

ihren  Kredit  id  Geldsaclieii  verloren  haben  oder  i^ej^eD  die  eine 
noch  nicht  voliständi;^  eriedij^te  AnkuiL'e  schwebt :  Opimiiraupher, 
Nerven-  und  Geisteskranke;  Personen,  deren  Kumilie  inchl  ein- 
wandsfrei  ist;  Analphabeten.    \'erätu»äe  hiergegen  haben  sofortige 
Kaaeetion  der  Wehl  lur  Folge. 
37.  FOr  den  Wahlakt  ist  ein  Walilvorsteher  und  ein  Auffiichtsbeemter 
«u  bestellen.    I  >ip«;p!h'  ii  hub'  t'  ?.ur  Verhiiuleruiig  von  Durchstechereien 
und  Unterschiebungen  die  Abgabe  and  die  illröffnuiig  der  Stimm- 
eettel  scharf  cu  beaufsichtigen. 

88.  Vorgehen  wider  die  Wahlordnung  werden  auf  Omnd  besonderer  noch 
•a  erlassender  Strafrorsdhrilleii  je  nadi  der  Sadilage  mit  Gefftngnis- 
oder  Geldstrafe  geahndet. 

(Bern.)  Hierunter  fallen  z.  H.  H!iiulliin<^'P!i,  wie  in  betrüj^e- 
hscher  Absicht  erfolgte  Verleitung  und  Mitwirkung  zur  rechts- 
widrigen Aufnahme  einer  Person  in  die  WihleiUste  oder  aar  fttkeii- 
lichen  Abinderung  der  Wahlerlitte  usw. 

89.  Die  Wahlen  erfolgen  dnrah  Stimmzettel  mit  der  Ma^^Kgabe.  dafis  su 
einer  als  rechtsgültip  anzii'^rkr-nnpiulf n  Wiilil  neben  der  Erfüllung 
der  Torgeschriebeneu  Vürau«6et2uugeu  die  absolute  Majontüt  der 
Stimmen  erftnderliidi  ist. 

(B«n.)  Bei  den  bieher  flblidten  lokalen  Wahlen  der  Gentry- 
Vorsteher  war  das  als  „öffentliche  Wahl"  be-  i  In  •  Verfahren  so, 
dass  man  entweder  den  Direktivi^n  sidt  riiiyctil  .ss,  die  von  nrnt- 
licher  Seite  oder  vom  Vürwitzenden  jLr'-^'ebeii  wurden  oder  das» 
drei  oder  mehr  eiutlussreiche  Geutrymitglieder  mit  empfehlenden 
Vorschllgwi  hervortraten.  In  jedem  Fall  aber  konnte  es  nicht 
ausbleiben,  dass  dabei  eine  rechtswidrige  Protektionswirtechaft  und 
eine  Missncbtnng  der  Wtin>-  lie  tles  Volkes  oft  gering  vorkam.  Mit 
der  Anwpii'lung  des  Wahl  Verfahrens  durch  Stimmzettel,  wobei  jeder 
einieine  Punkt  sorgfältig  geregelt  werden  wird,  .steht  zu  hoffen,  dass 
diesen  Ifisietlndea  ein  kriftiger  Damm  entgegengesetst  werden  wird. 
40.  Das  aktire  und  passive  Wahlrecht  ruht  bei  Personen,  die  ihren 

Wohnsits  nicht  seit  mindestens  einem  Jahre  Tor  dem  Wahltermin 

in  ihrer  Heimatsgegend  gehabt  haben, 

n.  Obarelcitteplan  der  in  der  Zeit  bia  aar  BrMfmitic  dee  Perlamenia 
in  den  eiaaelnea  Jahren  sukzessive  zur  Ausführung  an  bringenden 

vorbereitenden  Massregeln, 
dem  Thron  von  dem  Bureau  zur  Vorbereitung  der  Verfassung  und  vom 
Kronrat  ehrerbietigst  vorgelegt. 

1.  Jahr,  Kuanghbü  34  (1908/09): 
1.  Brriditttng  der  Provinsiallandtage; 

SU  veranlassen  durch :  die  Oeneralgouvemeure  und  Gouvenieure 
der  einaelnen  Provinsen. 
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2.  VerOff«ntli<Aiang  d«r  Aegulativ«  fttr  die  territoriale  Selbitrerwaltuog 
in  den  ProTÜuriaktSdten,  LaodatKdtea  und  in  den  lindliehen  Oe- 

meio'weflen ; 

EU  veranlassen  durch:  MiniBterium  des  Innern  unier  Mitwirkung 
des  Bureaus  sur  Vorbereitung  der  Verfassung. 

3.  VerOffentlidrang  der  Regnletive  fttr  eine  BevOlkerongsrtetietik; 

SU  verenlsMen  doröh:  Minieterimn  dee  Inno», 

4.  VerOffentliohung  der  BegulatiTe  für  die  Beorguiiiation  der  Finans- 
▼erwaltun^; 

zu  veranlassen  durch:  Finanzministerium, 
d.  ErlasB  eines  zu  erbittenden  Allerhöchsten  Eldikts,  durch  welches  die 
BnicditaDg  einer  besonderen  Behörde  fflr  die  Übeiieitong  der  Banner- 
Orgünifiationcn  zu  einer  Gleichst ollung  mit  der  flbrigen  Ik-völkerung 
anbefohh'n  iiinl  uIIph  fiir  (iio  St  lmlfunp  iifupr  Erwerhs-  und  Existenz- 
möglielikoiten  für  die  HaniitTleutr  und  zur  Beseiiijjiuijj  aller  T'nter- 
schiede  und  (Gegensätze  zwisclien  Mandschu  und  Chinesen  ii^rforder- 
lidie  in  die  Wege  geleitet  «ird| 

Bu  veranlanen  durdi:  Staatsrat. 

6.  AuHarboitunpr  gemetnverstAndlidier  und  knngefieiter  Leeebftoher  sur 
Erlernung  dfr  Schriftzeichen; 

zu  veranlaiisen  durch:  Unterrichtsministerium. 

7.  Ausarbeitung  von  Unterriohtabflohem  Uber  Bflq^eilmBde; 

SU  Teranlassen  dnrdi:  Unterriohtsniinisterinni. 

8.  Reform  des  Strafrechts : 

zu  veranlassen  durch:  Gesetzes-  und  Kodifikationskomnussion 
unter  Mitwirkung  des  Justisministeriams. 

9.  Ansiibeitung  von  Gesetseo  td>er  bArgerliehee  Bedit,  Handelsreofat, 
Stntf-  und  ZiTilproaessreefat: 

au  Teranlassen  durdi:  Geeeties-  und  Kodifikattonikommiseitm. 

2.  Jahr,  Kuangfasfl  36  (1909/10): 

1.  Veranstaltang  der  Wehlen  in  den  ProTinaiallandtagen  in  allen 

Provinzen ; 

zu  veninliissen  durch:  Qeneralgottvemeure  and  Oouvemenre der 
einzelnen  Provinzen. 

2.  VerOffotttliöbuDg  des  Statuts  für  den  Eroorat  und  Veianstaltong  der 
Wahlen  fflr  denselben; 

zu  veranlassen  durdi:  Prisidium  des  Eronrats  unter  Mitwirkung 
der  Generalgottremeure  und  Qottvemenre  in  den  einaelnein 
Provinzen. 

3.  Auebau  der  Selbstverwaltung  in  den  Provinsial«  und  Landstidten  und 
den  Iftndlidten  Gemeinweeen,  ESiriditung  Ton  VeraHDamlungsittumen 
fflr  Diskussion  ▼on  Fragen  auf  dem  Gebiet  der  Selbstrerwaltung; 

zu  veranlassen  diireli:  Miiiisiorium  df^s  rrmern  unter  Mitwirkung 
der  (u-tieralgouvomeure  und  Gouverneure  in  den  einaelnen 
Provinzen. 


Digitized  by  Google 


U.  Bktz:  China. 


8139 


4.  Verölfoniiioliung  der  Regulative  für  die  terhloriaic  SelbstverwHiiung 
in  den  nnteran  ütMilidiMi  Lradesvenraltongtberirken  (Unterpräfdi-  • 
tnnn,  Distrikte  und  Kreise); 

zu  veraulafiRon  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirirang 

des  Bureaus  für  ^^Jrhc^eitunp  der  Verfassiiiip. 

ö.  N'eransiaitung  euier  statistischen  Zählung  in  den  einzelnen  Pro- 
vinaen; 

SU  veraiÜMsen  durdi:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  OenerdgouTeinenre  und  GouTemeure  in  den  einaelnen 

Provinzen. 

6.  Aufnahme  oiner  Statistik  der  (jie«amteimiahmeu  und  Gesamtausgaben 
in  den  emzelweu  Pruvinzeu; 

■n  Tttranleseen  dnrdi:  Finansministerium  unter  Mitwirkung  der 
GeneralgouTemeure  und  GouTemeure  in  den  einaelnen  Pro- 
vinzen. 

7.  Erlasü  eingebender  Vorschriften  ftber  die  Beamienorganisatiou  in 

Peking; 

SU  yeranlaseen  durch:  Bureau  fflr  Vorbereitung  einer  Verfassung 
nnter  Mitwirkung  dee  (erweiterten)  Reiohsrats« 

8.  Ausarbeitung  der  Regulationen  fiber  dio  Priifungon  der  Zivilbeamten 
sowie  über  Anstellungswesen  und  Bentuf'-iif  e-nlduiig : 

zu  veranIa«*Heri  durch:  Bureau  für  \  urbereilunp  einer  V^erfassung 
unter  Mitwirkung  den  ^erweiterten)  Reichsrats. 

9.  VerOffentliohuDg  eines  Gec^tsrerfsssungHgcsetzeii; 

SU  Teranlassen  durch:  finreau  ffir  Vorbereitung  einer  Verlsssung 
unter  Mitwirkung  der  Gesetzes-  und  Kodifikationfikommission. 

10.  Krricbturig  der  (iericbtsiiüfo  aller  Instanzen  in  den  Provinsialbaupt- 
aULdten  und  den  geöffneten  Handelsplätzen: 

zu  veranlassen  durch:  Justizmnubtenum  unter  Mitwirkung  der 
Oeneralgonremeur«  und  Gouverneure  der  einseinen  Provinsen. 

11.  NaehprOliing  und  definittve  Fassung  des  neuen  Strafgesetses; 

zu  voranlassen  dnreh:  Bureau  fflr  Vorbereitung  einer  Verfassung. 

12.  Veröffentlichung  gemeinverständlicher  und  kurzgefu'^stcr  Lcsebiicher 
zur  Erlernung  der  Schriftzoichen,  Erricbtung  von  !."se-  und  Schreib- 
■obuleu  einfacherer  Art  in  den  Unterpräfekturcn,  Distrikten  und 
Kreisen; 

>tt  Tenudassen  durch:  Unterriditsministeriuni  unter  Mitwirkung 

der  Generalgouverneure  und  GouTenieure. 

13.  VwOffentlichung  von  Lehrbüchern  über  I5uri,n  rkunde; 

SU  Teranlassen  durch:  Unterrichtsministerium. 

14.  Sduffiuig  der  wstsn  GnmdlagMi  fflr  ein  organisiertee  Poliaeiwesen 
in  den  unteren  Verwaltungsbesirken  vor  AblsHif  dieses  Jahres; 

zu  veranlassen  durdi:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  GeneralgouTemeure  und  Gouvemeuie  der  eineinen  Pro- 
vinsen. 
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3.  Jahr,  Kuaugbsü  36  (191Uill): 

1.  Binbefufang  dar  Mitglieder  dee  Kronreti  und  BMSnung  deteelben; 

sa  verwIaMen  duroh:  PrAndium  des  Krontete. 

2.  Weiterauebau  der  lokalen  Selbstverwaltung  in  den  Prorinsial*  nnd 

Landstädten  und  in  den  ländlioben  Gemeinweeen ; 

XU  rersDlasson  durch:  Ministerium  des  Inneni  unter  Mitwirkutig 
der  GeneralgouYeraeure  und  Gouverneure  der  oiiizelnen  iVu- 
vinsen. 

3.  Eiiiführuiit;  der  territorialen  Selbstrerweltung  in  den  unteren  staat- 
lichen LandesverwaltungHbezirkon (l^nterprafektnren,  Distrikte,  Kreise): 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Generalguuverueure  und  Gouverneure  in  den  einzelnen 
PrOTineen. 

4.  Einreichung  der  Übersicbtsberichte  Ober  die  En^elniiflM  der  etati* 

■tisflicn  Volkszahlung  in  den  einzelnen  Provinzen: 

zu  veranhisspti  durch:  Ministerium  dos  Innern  unlor  Mitwirkung 
der  Generulgüuverncure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Pru- 
yinseo. 

5.  Auserbeittmg  einee  ÜeaeUes  Ober  Heiamlaveaen; 

SU  veraiilri^^' II  durch:  Bureau  für  V^orbereitung  einer  Ver- 
fivssnnir  unliT  Mitwirkunfr  des  Mini>tf»riiitns  dos  Innern. 

6.  Noelimalige  Feststellung   der  Gesamtbeträge   der  Einnahmen  und 
Ausgaben  in  den  einzelnen  Provinzen ; 

sa  TenulaMen  durdi:  Finansn^^ueterium  unter  Mitwirirang  der 
Genwelgouvemeure  und  OouTeniewe  der  einaelnen  Provinsen. 

7.  Festaetsoiig  der  Regulative  Tür  die  Lokalflteuem ; 

zu  vf rnTilMS'.eti  diiri  li:  Finanzministerium  unter  Mitwirkung 
der  Ocneralguuverneure  und  Gouverneure  der  einzelnen  ^tfh 
vinzen  und  de«  Bureaas  für  V^orbereitung  der  Verfassung. 

8.  VerBuehaweiie  Aofstellung  von  Btate  nnd  im  vorane  ▼eranecUagten 
Etats  für  die  einseinen  Provinsen; 

zu  veraniasseu  durdi:  Finanzminister  unter  Mitwirkung  der 
( Jeneralpnnverneure  und  (iuuverneure  der  einzelnen  Provinsen. 
y.  Festsftaung  der  Heamtenorganif-ation  der  reyulüren  Provinzen; 

zu  veranlassen  durch:  Bureau  fOr  Vorbereitung  einer  Verfassung 
unter  Mitwirkung  des  (erweiterten)  Reiehnate. 

10.  VerOffentliohnng  der  Regulationen  Aber  die  Pfflfungen  der  Zivil» 
beamten  aowie  Aber  AnstcIlungsweHen  und  Beamienbesoldung; 

711  veranlagten  diir<-h  :  Bureau  für  Vorbereitung  einer  Verfassung 
unter  Mitwirkung  des  (erweiterten)  Beiohsrats. 

11.  Ab8<^Iu88  der  JiSnriolitnng  der  OeriebtskSfe  aller  Inetansen  in  den 
Provinzialhanptstldten  und  den  geöffneten  Haadebplitaen  vor  Ab- 
lauf dieses  Jahres; 

KU  veranlassen  durch:  Justiyfiiinisterium  unter  Mitwirknnc  ii"r 
Oeneralgouverneure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Provinzen. 
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12.  Veröffentlichung  des  nenon  Strafgesetzbuches; 

zu  veranlaeeen  durch:  Bureau  für  Vorbereituog  einer  Ver- 
furang  unter  Mitwirkiing  der  Oeeetses-  und  Kodifiketions- 

koDimis«ion. 

13.  Aiish:ui  der  Grandung  von  Lprp-  und  Schreibsdittlen  WDfaoberer  Art 
in  den  unteren  VerwaltungKhezirketi : 

EU  veraulassea  durch:  Unterrichi.sinini.sioriuui  unter  Mitwirkung 
der  Oeneralgonrenieure  und  OouTerneore  der  einsetnen  Pro- 
vinzen. 

14.  Abschlnsfl  der  Einrichtung  eines  organisierten  Polizeiwesens  in  den 
unteren  Laudesverwnltunpsbezirkon  vor  Ablauf  dieses  Jahres: 

zu  veranlassen  durch:  Ministeriutu  de»  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Generalgouvemenre  und  Oouvemeare  der  einseinen  Pro* 
Tineen. 

4.  Jahr,  Euanghea  37  (1911/12): 
1.  Weiteraasbaa  der  lokalen  Selbstverwaltung  in  den  Provinzial-  und 
Ijanditftdten  und  den  landliehen  Gemeinwesen; 

zu  veranlassen  durch:  Munsteriiini  ilts  Innern  luiler  Mitwirkung 
der  Generalgouverneure  und  Gouverneure  iu  den  einzelnen 
Provinzen. 

3.  Weiteransban  der  territorialen  Selbatverwaltnng  in  den  unteren  Ver- 
waltangebezirken (Unterprafekturen.  Distrikte,  Kreise); 

zu  veranlassen  <lurch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Generaigouvemeure  und  Gouverneure  in  den  einzelnen 
Provinzen. 

3.  Veranstaltung  einer  statistischen  Volksslhlung  in  den  einseinen 
ProTinsen; 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Generaigouvemeure  und  Gouverneure  iu  den  einzelnen 
Provinzen. 

4.  Ansarbeitnng  Ton  geeetslichen  Vorschriften  Aber  das  Etatsredit; 

SU  ▼eranlassen  durdi:  Bureau  fflr  Vorbereitung  einer  Ver- 
fassung unter  Mitwirkung  des  Finanzministeriums. 
Ö.  Aufstellung  einer  tabellarischen  Übersicht  über  die  genauen  Beträge 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  ganzen  Reichs: 
an  ▼ttanlasiffi  durch:  Finansministerium. 

6.  VerAOentliAang  der  Regulative  über  das  lokale  Steuerwesen; 

au  vemniiissen  durch:  Bureau  für  Vorbereitung  einer  Verfussung 
unter  Mitwirkung  d«  Finan/.ministeriums  und  der  Generai- 
gouvemeure und  Goii veriH  uro  der  einzelneu  Provinzen. 

7.  Ausarbeitung  eines  Regulativs  über  allgemeine  Reicbesteuem; 

sn  yeranlaesBin  durdi:  Finanaminieterinm  unter  Ifitwirining  dee 
Zentralbareaae  fttr  Steuer-  und  Zollwesen  sowie  der  Generai- 
gouvemeure und  Oonveraeure  der  einzelnen  Provinsen  und  des 
Bureans  fftr  Vorbereitung  einer  Verfassung. 
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8.  iiikrafUetssung  der  Bagulative  Aber  die  Prflfung  der  Zivilbeamteu 
sowie  der  Voteohriften  Aber  AmteUiiogeweeeii  und  Beaintenbe> 

»oldung. 

9.  Errichtung  der  Gerichtshöfe  nller  Instanzen  in  den  Prafektur-,  Unter- 
präfektur-..  Distrikth-  nuu  Kreisstädten  der  reaiilären  Provinzen: 

zu  vernnlasseu  durch:  Justizmiuititenum  unter  Mitwirkung  der 
GenerügiraTenienre  und  Gonvemeore  der  einseliien  FrovisMik. 

10.  Binritthtang  von  Leee-  und  SohreibiduileB  einladier  Art  in  den 
llndlidun  Ortioliaften  und  auf  dem  platten  Lande; 

zu  veranlansen  duro!) :  T'iiterricht«mini8terinm  unter  Mitwirkui  iT 
der  Oeneralgouverueure  und  Gouverneure  in  den  eiuseluen 
Proviiieen. 

11.  Snriebtang  eine*  organisierten  Poliseiweeene  in  den  lftndKdi«D  Ort- 
8<dieften  und  anf  dem  platten  Lande; 

zu  vt^rnnlassen  durch:  Ministerium  d«!  Innern  unter  Mitwirkung 
der  ( ■  tiueralgouverneure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Pro- 
vinzen. 

12.  Nachprüfung  und  definitive  Fueung  der  geeetslaoben  Vonduiften 
und  Verordonngen  über  dme  bftigerlicbe  Reohty  sowie  Aber  Handels-, 
ZiTil«  und  Strafprozessrecht; 

zu  veranlassen  durch:  Bureau  fOr  Vorbereitung  einer  Verfassung. 

5.  Jahr,  Kuanghsü  38  (1912,13). 

1.  Schaffung  der  allgomeinen  prundlogendeu  Einrichtungen  für  eine 
lokaile  Selbstverwaltung  in  den  Provinsial-  und  Landstädten  und  in 
den  lindliehen  Oemmnweean  Tor  Ablanf  dieeee  Jahres; 

SU  ▼eranlaasen  dandi:  Uimsterinni  des  Innern  nnler  Mitwirining 
der  Generalgouvemeore  and  GooTetnenre  in  den  einseinen 

Pnivinzen. 

2.  Weilcruusbuu  der  Selbstverwaltung  in  den  unteren  Verwaltungs- 
bezirken (Unterpräfekturen,  Distrikte,  Kreise); 

SU  ▼eranlaasen  dnrdi:  Ifinisteriani  des  Innern  nntar  Mitwiilning 
der  GeneralgouTenieiire  vnd  GonTemaare  in  den  einaelnen 

Pn)vinzen. 

3.  Zusamnir-nHiellnn^  tabellarischer  Übersichten  Über  die  Bevölkerung8> 
zahl  in  den  mnzuinou  Provinzen; 

SU  ▼emniassen  dorob:  Ifinisteriuni  des  Innern  unter  Hitwiifcong 
der  GeneralgonTeraettre  und  Goavemenre  in  den  einseinen 

Provinzen. 

4.  Verölfentlichunp  der  gesetzlichen  Bestimmung  über  das  Heimatswesen : 

zu  veranlassen  durch :  Bureau  für  Vorbereitung  einer  Verfassung 
unter  Mitwirkang  des  Ministeriiuns  des  Innem. 
5  VerOffentUdkung  dee  BegolatiTS  Aber  allgemeine  Bsiehssteoem; 

SU  Teranlassen  durch:  Bureau Ittr  Vorbereitung  einer  Verfassung 
unter  Mitwirkung  de»  Finanzministeiiums  und  des  Zentral- 
bureaus für  Steuer-  und  ZoUwesen. 
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6.  Veröffentlichung  der  revidierten  Beaiutcnorganisationsbefitimiuungen 
für  die  Zntnl-  nnd  Piroviiuiat««{giMraugeu ; 

ra  TennlMMD  durah:  BanMi  fttr  Vorberaitung  einer  Verfenung 
unter  MitwirkoDg  dei  (erweiterten)  Beidisrtti. 

7.  Schaffung  der  allgemeinen  grundlegenden  Einrichtungen  für  Gerichts- 
hofe aller  Instanzen  in  den  Priifektur-,  Unterpräfektur-,  Distrikt«- 
und  Kreisstädten  der  regulären  Provinzen  vor  Ablauf  dieaes  .lahrcs; 

wa  TenoilaMen  durah:  Jnitisministeriani  unter  Mitwirkung  der 
Qemendgonvemeure  nnd  GonTemeture  in  den  eiuselneo  Provinten. 

8.  Weiterensbau  der  Schuleinrichtungen  einfacher  Art  für  Schreib-  und 
Leeennterricht  in  den  Iftndlichen  ürtechaften  und  auf  dem  platten 
Lande; 

au  yeranlaseen  darab:  ünterriehteminieterinni  unier  Mitwirkung 
der  Generalgouverneure  und  QouTemenra  der  einaelnen  Provinsen. 

9.  Weiterausbau  der  Polizeiorganieation  in  dm  lindlidien  Ortschaften 

nnd  auf  dem  platten  Lande: 

zu  veranlassen  durch:  Mini8teriuui  de^  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Oeneralgouverneuro  und  Gouverneure  der  einzelnen  Provinzen. 

6.  Jahr,  Kuanghsü  3'J  (1913  14): 
1.  Inkraftsetzung  der  gesetzlichen  Vorschriften  tiher  Ueimatswesen. 
8.  Vetevchswtfee  Aufstellung  einee  EtatoanRchlages; 
zu  Teranlassen  durch:  Finanzministerium. 

3.  JSrrichtiing  eines  Verwaitunpftrerichtshofes; 

zu  veranlassen  durch:  Erweiterten  Reichsnit  unter  Mitwirkung 
des  Bureaus  für  Vorbereitung  einer  \  erfussung. 

4.  Absoliluss  der  Binriehtung  der  Gerichte  aller  Initanaen  in  den  simi- 
Hdieii  PrifektBr-,  Unterpräfektur*,  Distrikte-  und  Ereiaetldten  aller 
reguliren  Provinzen 

zu  veranlassen  durch:  Justizministerium  unter  Mitwirkung  der 
Generalgouvemeure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Provinzen. 
6.  JBrriehtnng  Ton  erstinstandidien  Gmiditen  lOr  die  iBndlidien  Ort^ 
sdialtett  nnd  dae  platte  Land; 

zu  Teranlassen  dardi:  Justizministerium  unter  Mitwirkung  der 
(leneraigouvernpure  und  Gouverneure  der  einseinen  Provinzen. 

6.  Inkraftsetzung  dos  inMien  Strafgesetzbuches. 

7.  Veröffentlichung  der  neuen  gesetzlichen  Vorschriften  nnd  Verord- 
nungen Aber  das  btrgeiliehe  Recfat»  sowie  Aber  das  Handelsrecht 
nnd  dae  Zivil-  und  Strafprozessrecht; 

zu  veranlnesfn  iltirrh:  Huroau  fflr  \'nrbcrpitung  einer  \  erfassnnc 
unter  Mitwirkung  der  GeHetze«-  und  Kodifikationskommission. 

8.  Definitiver  Abschluss  der  Einführung  der  lokalen  Selbstverwaltung 
in  den  Pravinaial-  und  Landstidten  und  in  den  lindtichen  Gemein* 
weaen; 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Generalgouvemeure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Provinzen. 
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9.  Schaffung  der  allgemeinen  grundlegenden  Kinricbtungeu  für  die  terri- 
toriale Selbrtvenraltang  in  den  untenn  V«rmltangtbeaifk«n  (üntor- 
prifdctarent  Diitrikte,  Kreise)  vor  Ablauf  diem  Jahna: 

zu  vpratilasReii  ilurch:  MiiiiHterium  dea  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Generalgouverueore  und  Uouveroeure  der  einzelnen  Pro- 
viuzen. 

10.  SefaafiunKT  der  allgemeinen  grundlegenden  Einriehtungen  fftr  die 
Polizeiorganisation  in  den  llndlidien  Ortiohaften  and  auf  dem  platten 
Lande  vor  Ablauf  die.<«eR  Jahres; 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  d<;>  Innern  unter  Mitwirkung 
der  ( eneralgou  verneure  und  (iuuvemeure  der  einzelnen  Provinzen. 

7.  .I;ihr,  Kiianjjhsn  40  (19I4,'15): 

1.  Versuchsweise  Aufbtelluug  eines  Ktutsvoraiitichlags; 

stt  Teraolaaaen  durch:  FinanBminMterinm. 

2.  Veröttentliohung  der  gesetalichen  Vonobriften  fiber  das  Btatereoht; 

SU  veranlassen  durch:  Bureau  für  Voribereitong  einer  VerfiaaeunK 
unter  Mitwirkung  dor  OeneralgouTerneore  ttud  OottTemenre 

des  Finanzmitiisteriumfi. 

3.  VersuchNweiee  inkraflsetzung  der  neuen  Beauitenorganisatiüusbestim- 
mungen  fflr  die  Zentral-  und  für  die  Profinaialregierungen. 

4.  Definitiver  Absoblusa  der  Binfflhningen  der  territorialen  Selbetrer^ 
waltuiig  in  den  unteren  Verwaltangibeailken  (Unterpiilefctnren, 
Distrikte,  Kreisel: 

7.U  vcrniilassen  durch:  Ministeriuni  des  Innern  unter  Mitwirkung 
derUoiieralgouverneure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Provinzen. 

5.  Sdiaffung  der  allgemeinen  grundlegenden  HÜnricbtangen  fflr  erst^ 
instanstidie  Oeridbto  in  den  llndliehen  Gemeinwesen  und  auf  dem 
platten  Lande  vor  Ablauf  dieses  Jahres; 

fu  veran]as«;''n  durch:  .Fustizministerium  unter  MitwirkuriL'  der 
üeneniigüiiverneure  und  Gouverneure  in  den  e  inzelnen  Provinzen. 

6.  Der  Pro/.enlsatz  der  Personen  uuh  der  Bevölkerung,  welche  die 
Sohriftseiohen  beherrsoben,  ist  bia  auf  1  ^/o  zu  bringen. 

8.  Jahr,  Kuanghsa  41  (1915/16): 

1.  Feetsetaung  der  Kaiierlidien  Zivtlliato; 

au  Teranlaflsen  durdi:  Ministerium  das  Kaiaarlieken  Hauaee 

unter  Mitwirkung  des  Bureaus  für  Vorbereitung  einer  Verfassung. 

2.  Vollständige  Diir<  !ifüliriine  (\>t  Anpassung  der  Bannerorganisationen 
und  ihrer  Überführung  iu  das  N'erhältnis  der  übrigen  Stafttsbürger 
und  Beseitigung  aller  Unterüchied«  zwischen  Maudt^chu  und  Chinesen; 

au  vnanlanwi  dnrdi:  die  daau  beaooden  eingeeetato  Behörde. 

3.  Errichtung  einea  Rechnungshofes; 

zu  veraidassen  durnh:  den  erweiterten  Roichsrat  unter  Mit- 
wirkung dos  Bureaus  für  \  orbereituug  einer  Verfassung, 

4.  Inki-ait^etzung  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  das  Etatsweseu. 
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6.  VoUstindige  DurehfahroDg  der  Srrichtong  «ntinstuiBlidier  Gerichte 
in  den  liadtidien  Ortschaften  und  auf  dem  platten  Lande; 

EU  ▼eranlasaen  durch:  Jiistizrainistcrium  iititor  Mitwirkung  der 
Generalßouvcrneure  und  Gouverntnire  der  ein/t  iin  M  Provinfon. 

6.  Inkraftsetxuug  der  gesetzlichen  Vorschriften  und  V'erurdnun^en  über 
daa  bttrgerliehe  Recht,  «owie  aber  Handel»*  und  Zivil*  und  Straf- 
prozessr<M'ht. 

7.  Ahsrhlu-^s  der  Einrichtun«:  der  PolizeiurganiMtion  in  den  liodlidien 
Ortschaften  utxl  auf  dem  platten  Lande: 

zu  veraaiasseu  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Oeneralgonreraeure  und  OonTemeure  der  etnselnen  Provinsen. 

8.  Der  Prosoiteats  der  Personen  aus  der  Bevölkerung,  welche  die  Schrift- 
aeidien  beherrechen,  ist  bi«  auf  2^/«  lu  bringen. 

9.  Jahr,  Kuanghefl  42  (1916/17): 

1.  VeilrfÜldung  des  Verfas^un^'^f^rund^rt-set/.CN: 

zu  veranlas'^on  durch:  Hurean  für  V'tirb>'reitung  einer  Verfassung. 

2.  Verkfludung  ih-r  Kaiserlichen  Hriii^^-ntzuni': 

au  veranlassen  durch:  das  UeparLeuieni  für  die  Angelegenheiten 
des  Kaiserlichen  Clans  unter  Mitwirkung  des  Bureaus  für  Tor- 
bereitung einer  Verfassung. 

8.  Veröffentlichung'  der  ges'tzlich''n  Vorschriften  für  das  Parlament; 

zu  vcninlasNcn  durch:  Bureau  für  Vorb-'n-itiinL'  ''iner  VerfassiuiL'. 

4.  V^eröffentiichung  des  \Vuhl;:csetze8  für  heule  Häuser  des  i'arlameiiis ; 
an  reraolastien  durch:  Bureau  fflr  VorbereituDg  einer  Vcrfas.-ung. 

&  Veranstaltung  der  Wahlen  fflr  beide  H&user  des  Parlaments; 

SU  veranlassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
derGeneralgonveineure  undOouvernt'ure  der  ein /einen Provinzen. 

6.  Festle^'un^'  des  nilchsfjährii.'en  und  des  hiufendi'n  £tatH; 

zu  veranlHti.sen  durch:  Finanzministerium. 

7.  Festlegung  derjenigen  Materien,  die  im  nichsten  Jahre  in  den  Etats- 
voransehlag  unter  allen  Umst&nden  aufgenommen  weiden  mflssen 
und  Vorbereitung  der  iM-^ü^Hclien  Vortagen  an  das  Parlament; 

zu  venudasäsen  Mtirdi:  Kiii.inzniinisteriura. 

8.  Durchgängige  Inkraftsetzung  der  neuen  gosctzlicbeu  \'urschriften 
ftber  die  Beamtenorganisation  bei  der  Zentral«  und  bei  den  Provinrial* 
regieningen. 

9.  Krrichtun<^  eiiie>«  Rabinetsrats  und  Bestellung  hoher  Staatsbeamter 

als  Kiitgeber  der  Krr»f!f>: 

zu   vontnlasseu  »lurcli:   den   erweiterten  Keichsrat  unter  Mit- 
wirkung des  Bureaus  für  \'orhereituug  einer  Verfassung. 
10.  Der  Prosenteata  der  Personen  aus  der  Bevölkerung,  welefae  die 
Sohriftaeiehen  beherrschen,  ist  bis  auf  6*/«  >u  bringen. 

Nach  dem  am  14.  bezw.  15.  November  1908  erfolgten  Tode 
des  Kaitera  Küanohsü  und  der  Kaiserin  Witwe  TsitHsi  ist  von  dem 
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nenen  Kaiser  Hsüantüho  and  dem  Beiehtverweser  Prinz  Chüh  die 
Dnrchfahrang  des  Reformprogramms  und  die  Innelialtnng  des  Vw- 
fassangstermins  wiederholt  in  feieriichen  Knndgebnngen  zugesagt 
worden.  Nach  der  bisherigen  Entwicklung  der  Dinge  darf  damit 
gerechnet  werden,  dass  die  Begiemng  ilire  Ztuage  hftlt. 

2.  Der  Mandschurisch-Clüiiesische  Ausgleieh. 

Der  Haas  der  Chinesen  gegen  die  mandschnrischen  Eroberer 

ist  80  alt  wie  die  }i:efreinvilrtif?e  Dynastie.  Der  Chinese  sieht  in 
dem  Mandschn  dir  T)n)hne,  die  sicii  von  der  Arbeit  anderer  n&brt, 
nnd  nar  Rechte,  aber  keine  Pflichten  kennt. 

Seitdem  die  Refornibewe<i:uDg  in  China  eingesetzt  hat.  wachs 
die  Erbitterung:  pep^en  di^  '  ier  Neuernng  abholden,  an  ihren 
Privilep^ien  /äli  festhaltenden  Mandsrhns,  die  man  für  das  Unglück 
des  Boxerjahres  1900,  fiir  die  Küekständigkeit  des  Reiches  und 
seine  politischen  Niederlagen  dem  Anslande  gegenüber  verant- 
wortlich macht. 

Unter  der  Führung;  des  Ivantoiiesen  Dr.  S!  n  y  vt  -i  n  bildete 
sich  bald  nach  dem  missglückten  Staatsstreicli  des  Jahres  18'.'8 
eine  Revointionspartei  mit  antidynaslischen  Tendenzen,  die  den 
Sturz  der  Mandschiis  nnd  die  Wiedereinsetzune:  einer  rhinesi!»rhen 
Dynastie  auf  ihre  Fahnen  geschrieben  hat  und  besonders  in  den 
siudierteii  Kreiden  und  im  Heer  zaiilreiclie  Anhänger  zählt. 

Das  Dombenattentat  in  I'eking  auf  die  Auslandskommissare 

und  die  Ermordung  des  Mandschu-Ciouverneurs  En  ming  1907 
gini>ren  von  .Mitgliedern  der  „Koiningtang*"  aus,  wie  die  chinesische 
lievülutionspartei  sich  nennt. 

-Ms  die  Antimandschu-Hewegung  im  Herbst   \origen  .lahres 

immer  weitere  Kreise  zog  und  einen  immer  drohenderen  Charakter 

atinalim,  gritl'  der  Thron  ein  und  erliess  am  10.  AagUüt  1907  nach- 

öteheiides  Edikt: 

„AU  unsere  V'orfahreu  unsere  Dynastie  in  Chiua  aufrichteten,  ge- 
schah dies  auf  der  Grundlage  einer  gerechten  und  wohliroUenden  Be* 
handlung  ttneerer  Untertanen;  darum  änd  in  der  gansen  bisher  ver- 

gsm^ttn«  II  Zeit  von  über  200  Jahren  Mandschu-  und  Chinsifen-Beamte 
"ti  \'<-]k  als  (Iii rcliuus  yleiehwertig  und  i^loielibori'rhtigt  von  iiii«-  nn^'e- 
«eheii  worden.  In  neueren  Zeiten  sind  allv  C «ilerschiede  in  der  \  er- 
Wendung von  Mitndf^obu  und  ChineHen  bei  der  i^esotzung  aller  Slaatbümter, 
gleichviel  ob  hoch  oder  niedrig,  ja  sogar  bei  den  Stellen  der  Komman* 
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dierenden  Generale  de«  in^nen  Buiners  nnd  der  8>fiMmerannee  in 

Wegfall  gekommen.  Wir  haben  diirchwejj  das  Prinsip  verfolgt,  daw 
ull«'  Stellen  im  Staute  für  jedennsiiin  nach  M:i-SL';ibe  seiner  Fähigkeiten 
offenKt«-lien  solleu,  damit  man  im  Lande  die  Cbcr/euguug  gewinne,  doss 
Gerechtigkeit  obna  Ansehen  d«r  Person  dar  ohente  Grendsats  der 
Djnaatie  ist.  Wir  leben  in  einer  ernsten  und  sefaweren  Zeit,  in  der 
jeder  Einaelne  in  unserer  Beamtensohaft  un<[  utiter  unserem  Volke  alle 
Vfmnl!ie><iing  hätte,  angesichts  d-r  kritischen  Lage  sich  ziisammen- 
luiitjhmeii  und  zu  ihrer  (Überwindung  einmütig  mit  seinen  Voiksgenueseu 
zu6ummenzuäteben.  Wie  könnt  Ibr  also  in  einer  solchen  Zeit  Euch 
jeder  an!  seinen  Standpunkt  Tersteifen  und  untereinander  Hader  und 
Streit  suchen,  statt  daran  zu  denken«  dass  Ihr  nur,  wenn  Ihr  einträchtig 
zusammenhaltet,  stark  und  kräftig  genug  seid,  die  Ruhe  und  Sicherheit 
des  Reiches  aufrecht  zu  erhriitcti. 

Ks  erhalteti  hierdurch  alle  Stuatbliehorden  in  Peking  und  ausberhalb 
den  Befehl,  eingehende  VorschlSge  darflber,  wie  dst  Ztrieepalt  iwiachen 
Mandsdia  und  Ghineaen  yon  Grund  aus  su  beseitigen  sei,  uns  su  unter» 
breiten." 

In  dem  daraufhin  eingfreicliffn  (Tutachten  der  General- 
goQvemenre  usw.  worden  hauptsächlich  folgende  Massnahmen  vor- 
geschlagen : 

1.  AUniShlitlie  Anflösung  der  Hanncrtruppen  gepren  Zahlung 
einer  eiiunali^Hin  Abtiudiiiig  und  üewährung  von  üewerbefreiheit 
und  Frfizügigkeit. 

2.  (Tlt  idistcllung  der  M.uiibchu  nnd  Chinesen  in  bezug  auf 
Gerichtsharktit  und  BfstiMierun^. 

3.  Anüiedlung  armer  Mandschn  als  Kolonisten  oder  l'äcliter 
in  der  Mandscliurei,  deren  Areal  heute  kaum  zu  ^  •,  hehant  und 
deren  Besiedlung  aus  politischen  (das  japanisch-russische  Vorgelien) 
und  w  irtsrhaftlichen  Gründen  erwüttsrlit  ist. 

4.  Heirat  zwischen  nuindscluirlsclu  u  Miidchen  und  cliiuesischen 
äläunern  (das  Uuigekehrte  ist  bereits  seit  einigen  Jahren  erlaubt). 

5.  Abftnderung  der  mandschurischen  Namen  (die  nur  Vor« 
namen  aind)  in  chineaisdie  FamiliauMmen. 

6.  Beseitigung  der  Monopole  auf  gewisse  Hof>  und  Staats* 
Ämter. 

7.  Verleihung  von  Adelsprftdikaten  nnd  Prinzentiteln  an 
Chinesen. 

8.  Gleiche  Anforderungen  in  bemg  auf  Schulbildung  und 
Ablegung  der  Staataprafüngen. 

9.  Gleiche  Zeremonial-  nnd  Ritual- Vorschriften. 
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Einen  AnfaDg  mit  der  Ansfllbriuig  dieses  Programms  madit 
das  folgende  Kaiserlicbe  Bdllct  Tom  87.  September  1907. 

Kalserlleiief  Edikf,  heff*  Anfhebung  der  Mandtebagamltoneo. 

Unaere  DyDastie  liat  ihre  Hemobsft  doroh  kriagtriiche  Verdianite 
begrOndet.  Die  seinerzait  in  allen  Provinien  eingerichteten  Mandaebn* . 

gariiisonen  liatten  den  Zweck,  die  Ruh'^  im  Lande  zu  sichern  und 
aiifrt'fht  KU  erhalten.  In  langen  FrifdcriHzi-iien  sind  dann  diest- 
Garuibuneii  dorn  Mussiggaitg  und  eiueiu  trägen  Leheu  verfalleu;  die 
Leute  leben  im  Nichtstun  dehin,  leseen  sich  vom  Siset  nnteihelten  nnd 
»etsen  Kinder  in  die  Welt.  Die  BeCriedignng  ilirer  Ansprüche  auf  all  eis 
vafl  sum  Lebensunterhalt  gehört,  madit  ewige  Schwierigkeiten,  denn 
sie  fiherlasson  alle  ihre  Existeiizfrjirrpn  von  jeher  der  gnädigen  Fürsorge 
des  'Ihrunt'is,  da  hio  nicht  gewubnt  «iiid,  Kich  irgend  einem  Berufe  zu 
widmen,  am  damit  iliren  Unterhalt  sn  verdienen.  Um  diesen  LentM 
andere  ExistensmAgHehkeiten  su  sdiaffen,  dardi  die  aie  in  den  Stand 
genetit  werden,  sieb  selbst  zu  unterhalten,  befehlen  wir  allen  Proviniial- 
regiorungen  an,  sich  mit  den  koinmandiertMiden  Hannergeneralen  und 
den  Kummandcuren  der  Bannerkontingento  in  Verbindung  zu  setzen, 
um  genau  die  Kupfütärke  der  einzelnen  Bannergarnisonen  zu  ermitteln. 
Es  soll  dann  zunichst  nach  einem  noch  aussuarbeitenden  RegulatiT  da« 
<:''>anitf'.  den  einzelnen  Garnisonen  von  früher  her  /uhtebr mit-  Gebiet  an 
Weide-  und  Ackerland  parzelliert  und  nach  N'erhältnis  der  Kojtfzald  an 
die  einzelnen  Bannerf.nnilien  unter  Auferlegung  der  N  <'rptlii'btuiig  ver- 
teilt werden,  das  Land  zu  bebauen.  \Vu  der  Mandsciiugarnison  gebürige«> 
Acker-  und  Weideland  nicht  voihanden  ist  oder  das  vorhandene  aar 
Ansiedlung  der  sämtlichen  Bannerleute  nicht  ausreicht,  sollen  die  Lokal* 
hehörden  Befehl  erhalten,  in  den  in  der  Nidie  der  helreffenden  (»arnison 
be|(  i.'enen  VerwiiKungslie/.irkeri,  snhidd  es  nach  den  Bebannngsverhült- 
niittien  möglich  ist,  einzelne  LandparzcUeu  zum  Marktj>reie>e  aufzukaufen, 
so  dass  in  dieser  Weise  jährlich  etwa  bis  su  einem  Zehntel  der  Banner» 
leute  angesiedelt  werden  kann  and  die  Ansiedlang  im  ganzen  sdiritt* 
weise  vor  sich  gebt.  Das  zugeteilte  Land  bleibl  dauerfiile^.  ver-  rbliche^ 
KiL,'^'titiim  drr  Aii--ie<ller.  denen  Verjifändnng  oder  \  erkauf  ihre*  Unind- 
stiieks  strefigsiens  zu  untersagen  ist.  Nach  dem  Verhältnis  der  Zahl  der 
Angesiedellen  iKt  die  Verteilung  der  bisherigen  Bannergebfihmiese  einaa- 
stellen.  Aas  den  dadurdi  ersparten  Betrlgen  ist  swecks  anderweitager 
Verwendung  ein  behonderer  Fdiids  zu  bilden.  Die  angesiedelten  Banner» 
lente  werden,  wie  die  ül)rige  Be\ «H.erung.  steuerrechtlich  und  prozessual 
in  jed-r  Hinsieht  den  urdent liehen  Hehörden  unterstellt.  In  Anseiuing 
der  in  den  einzelnen  PruMuzen  bestehenden  Unterschiede  iu  der  Güte 
and  im  Preis  des  Bodens  ist  als  Malastab  festzohalten,  dass  das  aasn* 
kaufende  Land  zur  Emfthrung  der  su  versorgenden  Anzalil  von  Monodien 
ausreieben  muss.  Es  ist  andererseit.s  aber  auch  eine  Frist  festzusetzen, 
iniierbalh  deren  Massregcln  für  die  KrniöglichuiiL'  <ies  ri'ertraiu'es  der 
Bannerleute  zu  einer  sonstigen  pruklinchen  Erwerbstutigkeil  und  für  die 
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dutt  effordflfUdie  UntorweituDg  derselben  Uteäebliefa  getroffen  aein 

mflssen,  damit  ihnen  di^  Sidierheit  ihrer  Existenz  in  jeder  Hinsicht 
pewührleistet  wird.  Es  soll  ftriHT  ii;t(Mi2''!n---f»ii  \venl>'ii.  die  im  Anfaticr 
der  Ansiedlunj:  auf  den  Lan(iparzcll<n  *Tw;iclis«?nden  Aus^'abcn  für 
Errichtung  der  erforderlichen  (iebäude,  Damme  und  sonätij^en  Krd- 
•rbeiten,  fOr  Beflchfttfunf;  von  Vieh  und  AckerKeriten,  sowie  die  Kosten 
fiir  den  Beginn  einer  »onstigen  Krwerbstuti^keit  nach  einzuhaltender 
All'  rli"i(  li-t<'r  ( iein-liiiiiL.'iiiii:  ans  tl^  iu  Fonds,  der  aus  den  in  Wegfall 
koMitnondcn  früheren  Kannei i.'''''tdirnisson  pehildet  uerdcn  soll,  zu  cnt- 
uehtuen,  aoweit  ein  wirkliches  praktisches  Hedurfuis  für  derartige  Unter- 
stfitsttogen  festgestellt  wird.  Allen  Bannergeneralen  und  Spitsen  der 
PrOTinBialrtgiemngen  wird  die  strikteste  Ausfahrung  dieser  unserer 
Direktiven  unter  BeiseitehiKsung  aller  p'TscHdiehen  Rücksicht  Eur  ernsten 
Pflicht  gemacht :  c-  darf  in  keiner  \V<  iso  etwai<i[er  eij^ennützigen 
Prätentionen  der  mittleren  und  unteren  Bunnerchargen  nachgegeben 
werden,  die  geeignet  sind,  die  Durcbf&hrung  der  Reform  su  erschweren. 
Ose  Rowuuninisteriani  wird  suvArderst  schleunigst  ffir  Bereitetellnng 
disponibler  Barbeträgo  Sorge  treffen.  Die  Reform  int  mit  tunlichster 
Beschlennigung  einKulciten  dü  -\o  /u<jleich  bezweckt,  die  SpaltuiiL' 
swiscben  den  MaudHchus  und  den  tlunet>eu  zu  beNeitigen  und  das  Ciefühl 
der  Zusammengehörigkeit  im  Volke  wieder  hennsteilen.  Daher  hat 
jeder  die  Pflicht,  uns  bei  dem  Beetreben,  alle  unsere  Landeskinder  mit 
dem  gleichen  Wohlwollen  su  behandeln,  behilflich  su  Kein. 

Ein  weiteres  Edikt  vom  9.  Oktober  1907  beaaftragt  die  Ge- 
setzgebnngskommiseloii  mit  der  Ansarbeitniig  eines  Handscha  vnd 
Chinesen  gleichstellenden  HtrafVechtes. 

Es  wurden  darauf  atu  dem  geltenden  Strafkodex,  dem  Ta 
cbing  Ift  Ii,  alle  die  Handscha  betreffenden  Ansnabmehestimmnagen 
ansgemerst.  Eine  vom  Thron  genehmigte  Mlnisterialverordniuig 
Tont  7.  Januar  1908  beseitigte  die  Sondergerichtsstflnde  der 
Handschns  in  allen  Straf-  und  Zivilsachen,  nnd  ein  Dekret  vom 
87.  Jaanar  1908  ermäciiügte  die  Gesetsgebnngskommission,  die 
Paragraphen  des  Ta  ching  Ifi  Ii,  welche  den  Grondstftcksverkehr 
awiseben  Uandschn  and  Chinesen  verbieten,  zn  streichen.  —  In 
Znknnft  sollen  Handschns  Land  an  Chinesen  verftnsaeni  nnd  von 
Chinesen  kanfen  dttrfea. 

Die  in  dem  Edikt  vom  27.  September  1907  vorgesehene  all- 
nftfaliebe  AvfUtonng  der  BaoneiorganisaUonen,  Ansiedlnng  der  ent- 
lassenen Baanerlente  auf  Staatskosten  nnd  Ablüsnng  des  bis- 
herigen Beichssoldes  sind  in  der  Praxis  noch  nicht  in  Angriff 
genommen  worden,  weil  über  das  dnznscUagende  Verfahren  noch 
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erbebliclie  M einangBvmchiedenheiten  bestehen,  bei  sn  naehem  Vor- 
gehen AufttSnde  befürchtet  werden,  und  die  nötigen  Gelder  fehlen. 

Die  weitere  Entwickelnng  dieser  „ständischen  Frage**  Chinas 
verdient  jedenfolls  anfmerksame  Beobachtung. 

3.  Die  Opimnfhige. 

Eine  „soziale  Frage^'f  weil  von  grOsster  Tragweite  fllr  die 

wirtschaftliche  and  moralische  Gesandong  des  chinesischen  Volkes, 
ist  die  Bekftmpfang  des  Opinmranchens,  za  der  sich  die  chinesisolie 
Begierong  nach  verschiedenen  vergeblichen  Anläufen  jetat  endlich 
ernsthaft  entsrhlossen  liat. 

Ein  KaisiTÜclios  Kdikt  vom  20.  September  IJM»«  setzte 
eine  Frist  von  lo  Jahren  ffst,  „innerhalb  deren  die  Plage  des 
fremden  nnd  des  «  inheimiscben  Opinms  in  gleicher  Weise  grfindlicli 
beseitigt  sein  ai<\\-\ 

Zu  difsem  Edikt  ertrinf?en  am  21.  November  1906  vom  Thron 
genehmigt«'  Aiisi'iihrunf?sl)estimiuunfreii,  die  in  10  Artikeln  kurz 
folgende  M;is-ti;ihiiien  zur  Bekärai'fun^?  des  Opiumlasters  anordneti-n: 

1-  F. iiischriiiikniif,'-  des  M ohiib;in»'s.  der  besonders  in  den 
Provinzen  .-^-t  clinan.  Sliensi.  K.uisn,  Viinnan,  Kneiclion,  .Shansi, 
Kianprsn  luid  dem  Huaian-Di.sti  ikt  in  der  Nähe  der  Yanertse- 
Mtlndniig  in  Blüte  steht  nnl  eip-entlidi  in  keiner  Provinz  ganz  lehlt. 
Land,  wejelies  bisher  nii  hl  znm  Midmban  gedient  liat,  seil  aiu  h  in 
Zukunft  niclit  dazu  verwendet  werden  dürfen.  Das  bi.^inti-  vur- 
liaudene  Mohn-Areal  soll  Jährlich  nm  ^  j^,  verkleinert  werden. 

2.  Unterd rürkung  des  Rauchens  durch 

a)  polizeiliche  Annnddnng  der  alten  Raucher  nnd  Erteilung  von 
Erlaubnisscheinen,  die  jährlich  auf  ein  immer  kleineres  l^uaulum 
lauten  sollen; 

b)  Schliessung  der  Opiamschänken  nud  der  Läden,  welche  Rauch- 
ntensiUen  verkaufen,  sowie  Verbot  des  Hänchens  in  MRentlldien 
Lokalen; 

c)  Konzessioniemng  von  Opiamverkaufoläden  unter  staatlicher 
Kontrolle.  Die  betr.  Läden  dürfen  Opium  nur  an  r^^trierte 
Bancher,  nnd  zwar  nur  das  im  ErlaubniMohebi  beselchnete 
Quantum  abgeben.  Neuerdings  seheint  man  sidi  allerdings 
mehr  für  ein  Regierungsmonopol  des  Opinmverkaafes  zu  er- 
wärmen; 
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d)  amtlichen  Verkauf  von  Antiopiummitteln,  nuteistiitziintr  v(<n 
privaten  Antiopiumg'esellschaften,  Erriclituug  von  (Jpium-Asyleii 
und  Entwühnnn^anätalten; 

6)  Verbot  des  Opiumranchens  im  Heer  und  in  der  lieanitenscliaft. 

3.  Verbot  der  Einfuhr  Husländis(  ht  u  Ojiiiims.  Soweit 
es  sich  um  die  Kiuführuiiy;  uns  V^Ttrairsliimlein  haixlelt.  mnssic 
China  erst  die  Eiliiul»ni;?  dt-r  betr.  Re^äcrunf^eu  einholen.  Ks  habt  ji 
deshalb  im  Jahie  1907  Vei  iiaudiun^^on  mit  Euffland  (we^en  Indien 
und  Hongkong),  Frankreich  (wei^ren  Indo  China),  Holland  (wegen 
HoUfindisch-Tndien)  und  Portuf^l  (weijen  Makao)  8tattf?efunden. 

Am  meisten  war  der  chinesisrlit  ii  lleeiernnü:  natürlich  daran 
g-eleß^en,  die  Zustiiumunf^  Enjrlands  zur  Kiiischriiukunf::  der  indiscJien 
Opi Hinausfuhr  nach  China  zu  erhalten,  die  sich  jährlieii  auf  Uber 
100  Millionen  Mark  bezift'ert.  Nach  länp:eren  Verhandlungen  ist 
zwischen  England  und  China  folgende  Vereinbarung  getroffen 
worden: 

1.  Die  gesamte,  51000  Kisten  im  Jahre  betragende  indische 
Opinmansfohr  nach  Cliina  soll  vom  Jahre  1908  ab  nm  jährlich 
5100  Kisten  vermindert  werden  nnd  somit  in  10  Jahren  gann  Mf- 
hOren.  Diese  allmlhliche  Verminderang  ist  jedoch  vorläufig  nur 
probeweise  fttr  3  Jahre  von  England  sngesagt  nnd  ihre  Fortsetsning 
davon  abhängig  gemacht  worden,  dass  China  innerhalb  dieses  Zeit- 
ranmes  den  ziffemmässigen  Nachweis  ein«  entsprechenden  Ver- 
mindemnfi^  des  einheimischen  llohnbanes  erbringt. 

2.  Die  Frage  der  Erhöhung  von  Zoll  nnd  Likin  anf  indisches 
Opinm  bleibt  späteren  VerbandlnngMi  vorbehalten. 

8.  Der  Handel  von  gesottenem  Opinm  swischen  Hongkong 
nnd  China  wird  verboten. 

4.  Sobald  alle  Vertragsmächte  ihre  Zustimmung  dasn  gegeben 
haben,  ist  auch  EngUind  mit  dem  Erlasse  eines  Einftahrverbotes 
für  Horphinm  nnd  Morphiumspritzen,  soweit  diese  nicht  Ar 
ärztliche  Zwecke  bestimmt  sind,  einverstanden.  China  fürchtet 
nämlich  mit  Recht,  dass  seine  Opinmrancher,  wenn  sie  der  Drogne 
entsagen  müssen,  Morphinisten  werden.  Ist  doch  der  Morphinm- 
gennss  schon  jetzt  in  Cliina  sehr  en  vogne.^) 

Dos  EiAfubrrerbot  für  Morphium  und  Morphiumspritseu  ist  hqH 
1909  in  Kraft. 
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Oesetzgebußg. 


Bexflglioli  der  Einftihr  persiscli'eD  nnd  tttrkieelten  Opiams 
waren  Verhaodliuigeii  nicht  erforderliehi  da  die  betrefSenden 
Ursprangftlflnder  keine  VertrSge  mit  China  haben.  Die  chinesische 
Hegiemng  hat  datier  ans  eigener  HaditvoUkommenheit  angeordnet, 
dass  vom  1.  Jannar  1909  ab  die  snneit  auf  1125  Picnto  ge- 
schState  durclischnittliche  Jahresdnftihr  jfthrlich  nm  Vo  (125  Picnls) 
an  vermindern  seL  Die  Einftihr  bedarf  von  dem  genannten  Zeit- 
punkt ab  eines  besonderen,  vom  Seezollamt  in  Kowloon  (vis  k  via 
Hongkong)  ansansteUendai  Erhuibniaeoheinos. 

Schliesslich  sei  noch  erwfthnt,  dass  wahrscheinlieh  demuRchst 
anf  Anregung  Amerikas  hin  eine  internationale  Kommission 
snr  üntersnchnng  der  Opinmfrage  in  Ostasien  znsammentreten  wird. 

Die  Konferens  hat  Anftmg  1909  in  Shanghai  stattgeftinden. 
Vertreten  waren  China,  Amerika,  England,  Dentschland,  Japan, 
Frankreich,  Portugal,  Slam,  Holland,  Bnsstand  nnd  Persien.  Es 
wurden  einstimmig  folgende  BeschlHase  angenommen: 

1.  Die  Iiiternaitionale  Opiuinkommissioii  erkennt  die  umrecbötlcr- 
liehe  Aiifri('}iti);kpiit  der  Bestrebungen  der  cliiiiesiscbcn  Regierung,  die 
Erzeugung  und  den  Verbrauch  von  Opium  im  j^anzen  Reich  auszurotten, 
das  Erstarken  der  dffentliohen  Meinung  unter  ihren  eignen  Laudsleuten, 
wodurdi  jene  Bevtrebangen  unteratfltst  werden,  and  dm  tetstchlioben, 
wenn  uuch  ungleicbmasaigen  Furt8<Aritt  an,  der  in  dieser  Aufgabe,  die 
•iob  als  eine  des  allcrgrÖBSien  Umfangs  erweist,  bereits  gemacht  worden  ist. 

2.  Aneosichts  der  von  der  chinesischen  Kegierung  zur  Unterdrückung 
der  (Jewohnheit  des  Opiuraraucheus  unternommenen  Schritte  und  ihn- 
Üoher  aoderer  Regierungen  in  deraelbai  Sichtung,  empfiehlt  die  Infcr* 
nationale  Optumkommiwon,  dua  jede  Delegation  ihre  eigene  Begiemng 
veranlas.st,  unter  an|:oniO!-sener  Berttckeichtigung  der  verschiedenen  Ver» 
hältniKso  in  den  duvn  lü  trüffonen  T/ändem  Massrei.'"!!)  zur  jiHmählichen 
Unterdrückung  der  (icwuhuheit  des  Opiamraucheus  in  ihrem  eigenen 
Gebiet  oder  ihren  Kolonien  zu  ergreifen. 

3.  Die  Internationale  OpiamkommiMion  ist  m  der  Bifcenntnis  ge- 
kommen, den  fut  jedes  der  teÜMluaenden  Linder  die  Anfteenuig  hegt, 
dnss  der  Oenuss  von  Opinm  in  irgendeiner  andern  Form  als  der  ffir 
medizinische  Zwecke  zu  verbieten  und  sorgfältijx  behandeln  ist,  und 
dass  jedes  Land  in  der  Durchführung  seinoa  Systems  von  Verordnungen 
dahin,  sielt,  sie,  je  nadidem  eich  eine  Oelegenheit  dura  bietet,  nach  nnd 
nach  SU  verschärfen.  Indem  die  Inteinattonele  Opiamkomnrieiion  diese 
Beobecbtun}^r"n  fe>tl«>gi,  eikennt  ne  die  grossen  Veisohiedenheiten  an,  die 
zvri'-  lien  dfti  V'erhiil' nis'spn  in  den  verschiedenen  LRndern  vorherrschen; 
sie  emptioblt  aber  dringend  der  Aufmerksamkeit  der  beteiligten  Mächte, 
dass  es  wfinschenswert  ist,  von  neuem  ihre  \'erordnungen  unter  Rücksicht- 
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nähme  aaf  die  Erfehrungen  tu  pröfen,  die  andere  Miohte,  die  mit  dem- 
selben Problem  zu  tun  haben,  gemacht  haben. 

4.  Die  Internationale  '  >|iiurukomuiission  ist  zu  der  Krkenntnis  ge- 
küinmen.  ciitss  jodo  vertretene  Re^'-ierunp  bestimmte  Gesetze  hat,  die 
uumitU-lbur  oder  mittelbar  darauf  zielen,  den  Schmuggel  von  Opium, 
•einer  Verbindungen,  Ableitungsmittel  und  PrRpwmte  in  ihr  Gebiet  sn 
verbieten.  Nach  der  Aniioht  der  Internationalen  Opiamkonuniarion  iefc 
es  aber  auch  die  Pflicht  aller  Milchte,  vernflnftige  Maasregeln  su  ermreifen, 
wonach  in  den  Atisfuhrhäfen  <iio  Verschiffung  von  Opium,  seinen  Ver- 
bindungen, Ableitungsmittcln  und  Präparaten  nach  ir^^endeiuem  andern 
Lande  Terinndert  werden  mnn,  dae  die  Binfahr  von  Opium,  aeinm  Ver- 
bindnni^,  Ableitangsmitteln  und  Präparaten  verbietet 

5.  Die  Internationale  OpinrnknmmiHsion  ist  /.u  dtT  Krk>'iiritiiiH  be- 
kommen, das«  die  unbefichriiiik*-  Herstellung  sowie  (ier  Verkauf  und  der 
Vertrieb  von  Morphium  schon  eine  schwere  Gefahr  bildet,  und  da.s8  der 
Morpbiumgenum  sich  anscheinend  ausdehnt.  Die  Internationale  Opium- 
kommiieion  wflnscbt  daher,  dringend  allen  Regierungen  an  empfehlen» 
d&si  es  in  hohem  MaHse  wichti«;  ist.  dass  jede  Regierung  in  ihrem  (iehiet 
und  in  ihren  Koiiitiien  nn^  ldialii^f  .Nhuisnahmen  zur  Koiitrtdie  der  Her- 
steilung, des  Verkaufs  und  des  V'ertriehs  diese«  Mittels  sowie  anderer 
Ableituugsmittel  von  Opium  ergreift,  die  iiiich  wibbenbchaftiichor  Er- 
mittelung ▼otauenohtliob  in  ihnlieher  Weiae  geraiaebniacht  werden  oder 
Ahnli<Ae  schlimme  Wirkungen  haben  mögen. 

fi.  Die  Internatiouak'  Ojiiumkommisfiion  ist  nicht  so  zusammen- 
gesetzt, dasb  vom  wif^'-en'-i'haft liehen  Standpunkt  aus  eine  Untersuchung 
der  AuliopiummitttiJ  und  der  Kigenschaften  und  der  Wirkungen  des 
Opinme  und  aeiner  Präparate  möglich  wäre,  hftlt  eine  solche  aber  fflr 
im  hitduten  Grade  «iditig.  Die  Internationale  Opiumkommiasion  wftnioht 
daher,  dass  jede  Delegation  die  Teile  des  Gegenstands  ihrer  eigenen  Ue- 
giemug  für  Holche  Schritte  empfiehlt,  die  diese  notwendig  erachten  mag. 

7.  Die  Internationale  Opiumkuuferenz  emptiehlt  allen  Regierungen, 
die  Konaeieionen  oder  Niederlaatungen  in  China  haben,  die  noch  keine 
wirbaamen  Schritte  aum  Schlieseen  der  Opiumlokale  in  dieeen  ihren 
Konze.-s^ionen  oder  Niederlassungen  ^otan  halion,  auf  drinKeinl>te.  so 
schn^'H  wie  .<sie  es  ftir  ninijlicli  lialtff].  ^I;l^^^e^M|Il  in  dieser  Hinsicht  im 
Sinne  der  von  verschiedenen  Rej^ieruii^^en  schon  erlassenen  zu  ergreifen. 

8.  Die  Internationale  Opiumkonferens  empfiehlt  dringend,  daasjede 
Delegation  bei  ihrer  Regierung  anregt,  mit  der  cbineiiacben  cum  Zwecke 
wirksamer  und  fohlouniger  M:issregeln  in  den  yerschiedenen  Konzessionen 
und  Niederlassungen  in  China  in  Verhandlungen  einziilreten  wi  '  .n  h  der 
Verkauf  und  die  Herstellung  von  Antiopiummitteln  vorbulcn  wird,  die 
Opium  oder  seine  Präparate  entiialten. 

9.  Die  Internationale  Opinmkommiarion  empfiehlt,  da«  jede  Dele- 
gation bei  ihrer  Begienng  anregt,  ihre  Apothekenordnung  auf  ihre 
Staatsangehörigen  in  den  Konaularbesirken,  Konaeseionen  und  Nieder- 
laasoogen  in  China  auesudehuen. 
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Zar  Slnstriemiig  der  Bodalen,  wirtachaftliehen  nnd  finaudeUeii 
Bedeatnng  der  Opiunfrage  mOgen  folgende  Zahlen  dienen: 

30 — lO^/o  der  Chinesen  sind  Opiamraneher.  FBr  antlftndisehea 
Opinm  gibt  China  jährlich  ca.  112  Millionen  Mark  ans,  für  einhei- 
misches  Ihst  den  zehnfachen  Betrag!  Die  in di sehe  Einfhhr  allein 
betrSgt  nind  100  Millionen  Mark.  Die  Opiiunprodaktion  der  Provins 
Sseehnan  wird  anf  jShrlich  12  Millionen  Eilognunni  geachätat  Die 
Einnahmen  ans  Zoll  nnd  Likin  anf  analftndiseheB  Opinm  betragen 
j&hrlich  etwa  18  Millionen  Mark,  wlhrend  daa  einheindiche  Produkt 
nach  niedrig  greifenden  SchStanngen  dem  Staate  ca.  45  Hillionen 
'  Mark  Anbringt  Wahrend  also  einereeitB  beinahe  1  Milliarde  Mark 
an  Kaofkraft  nnd  riesige  LRnderatrecken  beaondera  in  Weetchina 
Ar  den  Anban  von  Nntapflanaoi  dnrch  die  UnterdrOekang  dea 
Opiums  frei  werden,  mass  die  Regierang  andererseits  mit  einem 
Einnahme-Ausfall  von  mindestens  00  Millionen  Mark  jährlich,  nach 
Ablauf  der  10jährigen  Frist,  rechnen.  Als  Ersatzstenern  sind 
bisher  bewilligt  Erhtthong  der  Salzpreiae  (Ertrag  4—5  MilL  Taels), 
Stempelsteaer. 

4.  Die  Wilhriingsfrage. 

IMe  einheitliche  Regelung  des  Münzwesen»  ist  auch  eine  der 
Znsagrn,  die  China  in  seinen  jüngsten  HandelsvertrSgren  mit 
England,  Anifiika  und  Japan  geuiacht,  aber  bis  jetzt  nicht  erfüllt 
hat  (vergl.  Art.  II  des  eagliscli-chinesischen  Handelsvertrages  vom 
5.  September  ll>02,  Art.  XIII  des  amerikanisch-chinesischen  Ver- 
trages vom  8.  Oktober  1903.  Art.  VI  des  japanisch-chine.si^schea 
Vertrages  vom  8.  Oktober  1U0;3). 

Vereinzelte  Versuche,  der  Lüsung  der  Frage  näher  zu  kommen, 
Bind  allerdings  gemacht  worden. 

Ein  Edikt  vom  22.  Angnst  1905  genehmigte  eine  Beihe  von 
Vorschriften  des  Finanzministeriams,  über  die  Eontrollierang  ^er 
einheitlichen  Prägang  von  Silber-  nnd  KnpfermfinEMi.  Das  ans 
10  Artikeln  bestehende  Reglement  enthielt  folgende  Beatimmnngen: 

1.  Silber  münzen  dürfen  nnr  noch  in  der  Zentral-Mflnaanatalt 
in  Peking  nnd  ihren  4  FiUalra  in  Tientain,  Nanking,  Eaaton  and 
Wnchang  (Hupei)  geprägt  werden.  Matrize,  Feingehalt  nnd  Gewicht 
bestimmt  das  Ministerinm;  die  ünterechiede  im  Feingehalt  nnd 
Gewicht  dürfen  Vim  ^'^^  ttberachreiten. 
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2.  Die  bisher  vorhandenen  Kapf er -Münzaa stalten  sollen 
bestehen  bleiben,  dürfen  aber  ihren  Betrieb  nicht  erweitern  und  die 
Prägang  nicht  erhöhen.  Nene  Anstalten  dürfen  nicht  erDffhet 
werden. 

Der  Feingehalt  der  Knpfermllnzen  wird  aof  95  Teile  Enpfer 
nnd  5  Teile  Zinn  (oder  Zink)  festgesetzt  Das  Gewicht  soll 
Ar  1  Zwansigklsehstflck  4  maoe  Knping  Tael, 
n  1  ZehnkSschstflck      2    «       „  „ 
„  1  Fünf  kftschstttck      1    ,        „  ^ 
,  1  ZweikSschstflck      4  Kadarinen 
betragen.  (1  Zehnkischstftck  —  etwa  2  Pfennige.) 

8.  Um  den  Bedttrftiissen  des  Verkehrs  nach  möglichst  kleinen 
Hflnasorten  Bechnnng  zn  tragra,  sollen  ge^Hgt  werden: 

Zehnkischstiicke, 
je  */io  Zweikfischstflcke, 
Vio  Zwansigkftsdistttcke. 
Fttr  Werte  unter  2  Eftsdi  sollen  die  alten  gegossenen  Enpferkäsch 
noch  in  Gebranch  bleiben. 

4.  Die  Zahl  der  asn  prägenden  Münzen  soll  sich  nach  der 
vorhandenen  Xachfrag-e  ricliten.  Bei  Überfttllong  des  Marktes  ist 
die  Prägung  sofort  einzustellen. 

6.  Ausfnhr  von  Kupfermünzen  in  t^nisseren  Mengen  von  einer 
Provinz  nach  der  anderen  ist  im  allgemeinen  untersagt.  Jede 
Provinz  soll  eben  nur  so  viel  prägen,  als  sie  selber  braucht. 

r>.  Die  Privatprägung  und  die  Ueteiligung  von  Privatkapital 
an  staatlichen  Münzanstalten  wird  nntersagt. 

7.  Die  Eintnhr  und  die  Verwendung  von  ansländisolien 
Kupferblankettniünzen  ist  verboten,  weil  deren  Feingehalt  und 
Gewicht  zn  selir  voneinander  ahweielien. 

Diese  Voi-sdiriften  wurden  in  der  T^raxis  nur  sein-  lax  durch- 
geführt. Die  rrovinzen  zo^eu.  hesuiiders  ;uis  der  Kuplerpriifjuug. 
ganz  bedeutende  (Tt  winne  und  konnten  sich  deishalb  zn  einer  Ein- 
schränknng  der  Frägnng  nicht  verstehen. 

Da  in  den  meisten  Provinzen  noch  iiuuier  etwa  2  ;5  Münz- 
anstalten auf  je  eine  Provinz  kamen,  wurde  durch  PMikt  vom 
17.  September  190*j  die  Zusammenlegung  verschiedener  Münzen 
verfügt:  Shantung  und  Cliili;  Hnnan  nnd  Hupci;  Kiangsi,  Anhni 
nnd  Eiangsu;  Chekiang  nnd  Fnkien;  Knangtnng  nnd  Knangsi 
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sollten  nnr  noch  je  eine  Anstalt  haben,  so  dass  einacliliesslieh  der 
4  HttBEen  in  Mokden,  Honan,  Ssechoan  nnd  Jfinnan  im  gansen  onr 
noch  9  Mfinzanstalten  bestehen  blieben. 

Trotsdem  dauerte  die  Überprodnktion  fort  Da  das  Mflnx- 
geeets  von  1905  TersSnmt  hatte,  die  Knpfermftnsen  in  dn  geaet«- 
liches  Verhiltnis  an  dem  Silbergeld  nnd  m  den  alten  Kaschstftcken 
zn  setzen,  schwankte  ihr  Wert  beständig  nnd  sank  infolge  von 
Überproduktion,  minderwertiger  AnsprSgnng,  Schmuggel  und  Falach- 
mtlnzerei  immer  mehr.  Da  das  schlechte  neue  Geld  das  gute  alte 
vertrieb,  entstand  bald  ein  sehr  empfindlicher  Hangel  an  der  gang- 
barsten chinesischen  MQnse,  dem  EinkftschatQck.  Das  nachstehende 
Edikt  vom  14.  Februar  1908  befiehlt  deshalb  endlich  die  Priignng 
von  Eiukäsclistücken: 

„Weil  das  Chih-chien  ( Knpferf^eld  mit  4  eckigem  Loch)  nicht 
ausreichte,  wurden  früher  in  den  Provinzen  als  Ersatz  die  grossen 
Kupfermünzen  (Tnng-tze)  in  gn'isserer  Anzalü  geprägt.  Dadurch 
verschob  sich  das  Wertverhältnis  so,  dass  ein  grosses  Zehnkftsch 
stück  nicht  mehr  gh-k-h  10  alten  Klisch  war.  Manipulationen  pe- 
wissf'nl'»^»  r  Kauflintc  machten  den  Markt  vollends  tins-iclicr.  ]>W 
ärmeren  Kinasen  liattPii  zudem  für  ihre  kleinsten  Bedürfnisse  nicht 
genüpcn»!  von  der  klcinsien  Scheidomünze. 

IHf  lldiriinnfr  bei  der  Präcrnng  der  grossen  Kiiscli.  dass  das 
ii;iltiii<  vnn  1  zn  lö  zu  den  kleinen  Käs(  Ii  he>telien  blielfe.  h  it 
siel»  nidit  eitüllt.  l»er  Mangel  an  alten  Käsch  nnd  der  ('berrtii>-- 
an  gepräjrfen  Käscit-iiu  ken  verteuerte  die  allen  Käsch  und 
ent\\ert<te  die  Kuplej riiiin/cn.  Das  hat  nicht  nnr  zn  allerhand 
Verteuerun';i  ii  und  riil)e()uenili(  likeiteii  für  ilie  IJevülkeruug  geführt, 
fiundorn  auch  den  priijrenden  l'rovinzeu  Verluste  verursacht,  und 
aucli  die  Ixihimng  der  Stddaten  unzureichend  gemacht. 

Um  die  Prägung  von  Kupfermünzen  ohne  Verluste  fortsetzen 
zu  können,  müssen  daher  unbedingt  Einlcäschstileke  (10  auf  1  grossen) 
in  grösserer  Menge  ausgemflnzt  werden,  dann  werden  die  grossen 
KSsch  nicht  m^r  ausser  Verhftltnia  zahlreich  erscheinen.  Auch 
bleibt  dann  die  Ausmflnzung  gewinnbringend. 

Im  vorigen  Jahre  haben  die  Provinzen  Hupeh  und  Kuangtung 
in  einer  Eingabe  die  Prägung  von  EinkSachmUnzea  verlangt  und 
das  Finanzministerium  hat  an  den  Thron  berichtet,  daaa  dem 
Antrag  entsprechend  in  allen  Provinzen  verfUiren  we^de.  Indessen 
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sind  bis  jetzt  iu  den  Provinzen  noch  nicht  viel  hiinkatschsiücke  jje- 
prägt  worden. 

Der  mit  der  Prägang  der  EinkäschmUnzen  notwendig  ver- 
bnndene  Verlott  uqm  dnrdi  den  Gewinn  bei  Prägung  der  Zehn- 
käschstflcke  ausgeglichen  werden.  Dann  bleibt  der  Verlust  nnbedentend 
Kegenaber  dem  grossen  Vorteil  für  die  Gesamtheit. 

Das  Finanzministeriam  hat  an  sämtliche  Provinäalmflna- 
anstalten  eine  Verfügung  zn  erlassen,  dass  Einitäschstäcke  in  Hobe 
von  SO^/o  des  jeder  Provinz  für  die  Prägang  von  Zehnkäscbstttcken 
erlaubten  Betrages  geprägt  werden  mässen.  Gestalt,  Gewicht, 
Legiemng,  Prägekosten  der  kleinen  Käsch  sind  alle  genan  sn  be- 
rechnen. Femer  sind  die  Kosten  der  Herstellnng  der  grossen 
Käsch  ZV  berechnen  nnd  beide  so  in  Verhältnis  zn  setzen,  dass  anf 
einen  grossen  Käsch  zehn  kleine  gehen. 

Das  Finanzministerium  wird  die  Fragen  prüfen,  ob  die  nene 
Knpfermfinze  ans  Messing  oder  KnpfeT,  mit  Lochnng  oder  ohne 
solche  hergestellt  werden  soll.  Hierflber  ist  mit  müglichster  Be- 
schlennignng  an  den  Thron  zn  berichten. 

Es  steht  zn  hoffen,  dass  diese  Hassnahmen  für  den  Geld- 
verkehr  im  kleinen  zum  Nntzen  des  Volkes  nnd  znr  Festigung  der 
Währnng  wirken  werden.*^ 

^ach  den  zu  diesem  Pldikt  er^rangenen  AnsnUirnng8begtim- 
innngen  vom  24.  Febrnar  1008  wird  die  nene  FMnkäschmttnze 
(etwa  -/iQ  Pfennig)  niclit  dun  hlü<  hert  sein,  ans  einer  Legierung  von 
t;o"/o  Kujjfer  nnd  40 "  Zink  bestehen  und  ein  Gewicht  von 
0,032  Kuping-Tael  haben.  Ihr.  Feingehalt  wird  also  geringer  als 
df»r  der  bisherigen  Kupfermünzen  (9'>  zu  r»)  sein.  Audi  ihr  (iowichf 
wird  s(  hiechter  Hein,  denn  ein  Zehnkäsclistück  liat  ein  (T»  wi(  ht  von 
0,4  Kuping-Tael.  da.s  EiDküschstück  sollte  also  0,04  statt  nar 
0.032  Tael  schwer  sein. 

Durrh  Kilikt  v<>ni  J".*.  März  loos  ist  dann  mit  Rücksicht  auf 
dfu  hfht'ti  Sillirrkiirs  uiui  die  datlnrch  verursachte  Teuerung  aller 
Lebensmittel  die  Einstellung  der  PiÜLaing  von  KnptVrcents.  mit 
Ausnahme  der  Einkaschstürkf.  während  einii^fr  Mi'iiati»  betolilen 
worden,  bis  der  Preis  der  Kupiermünzen  wieder  eine  normale  Höhe 
erreicht  liat. 

Nach  einem  weiteren  Edikt  vom  2.  April  IlMW  ist  die  Aus- 
gUe  von  Käschnoten  nicht  mehr  jedem  beliebigen  Geschäft 
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Bondern  nur  noch  Baaken  geitattet,  und  swar  niir  gegen  volle 
Deckung  des  NotennmlMift  in  tnrem  Kapfergelde. 

Es  ist  sweifelloe  berechtigt,  daw  China  in  anter  Linie  der 
Regelung  seines  Knpfergeldes  seine  Aaflnerkaaukelt  widmet 
Trotcdem  wird  es  mit  der  Festsetsong  einer  gesetslidien  Relation 
des  Knpfergeldes  snm  Silbergeld  schon  im  Interesse  dee  ana- 
wArtigen  Handels  nicht  mehr  lange  a8gem  dürfen. 

Ein  Edikt  vom  19.  November  190ft  hatte  die  FrSgnng  einer 
Taelmünae  mit  Scheidemttnsen  im  Betrage  von  nnd  T^el 

angeordnet  In  Hnpei  wnrde  auch  versnchsweise  die  Taelmllnae 
geprägt,  doch  erwies  sie  sich  sehr  bald  ala  fVr  den  Verkehr  nnge- 
eignet  nnd  wnrde  wieder  eingeschmolaen.  Ein  Edikt  vom  10.  Mai 
1907  genehmigte  deshalb  den  Vorschlag  des  Finanaministerinms, 
einen  Silberdollar  im  Werte  von  0,72  Tael  als  Einhmtnnttnae  ein- 
anführen. 

NaehtrSglich  scheinen  aber  der  Regierung  doch  wieder  Be- 
denk«! gekommen  zu  sein.  Denn  ein  kaiserlicher  Erlaas  vom 
3(K  Dezember  1907  fordert  die  Generalgonvernenre  usw.  mit 
folgender  Begründung  anf,  an  der  Frage,  ob  Tael-  oder  Dollar- 

WShraiif;,  Stelinng  zn  nehmen: 

„Unter  den  Reformen  mannigfachster  Art,  die  zur  Zeit  ihrer 
Dnrchfiihrnng  harren,  steht  die  Einiühmng  einer  MQnswAhmng  an 

Widjtigkeit  obenan. 

Die  Beamten  in  der  Kf irhshauptstadt  wie  ansserhalh  Pekings 
treten  in  letzter  Zeit  dafür  ein,  dass  vollwertige  Silberniünzt'ii  im 
(iewirlit  von  finem  Tael  sowie  einem  halben  Tael  als  W'äbruiit^s- 
münzen  nnd  daneben  Silbfimünzen  im  Gewicht  von  0,l(i  sowie 
0,05  'J'.-ul.  bestellend  aus  einer  Jiefjrierniig  Vdti  reinem  Silber, 

als  Stlieiilemiinzen  zur  Ausprägung  gelangen.  .Sie  stiitzen  ihre 
Ansieht  auf  loltrende  Erw;i{rnn«ren :  Jedes  I>and  hat  sein  eisrenes 
(•el(l8\>it  ui.  das  von  di  tu  der  anderen  Siaaien  al)wei(  lit.  In  Cbina 
dient  bis  auf  den  beutif^en  Tag  das  Harrensilber  als  Zahlun;rsniittel 
und  die  Rechnnngseinlieit  für  dieses  ist  der  Tael.  Bei  der  Er- 
hebung der  Grundsteuer  nnd  der  Likiuabgaben,  der  Auszahlung  des 
Beamtengehalts  und  des  Militiirsoldes,  sowie  auch  bei  der  Erhebung 
der  fremden  Seezölle  und  der  Amortisation  der  an  das  Ausland  zu 
xahlenden  Entschädigung  wird  stets  der  Tael  der  Berechnnng  za- 
gmnde  gelegt.    In  Beamtenkreisen  wie  nnter  der  grossen  Masse 
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des  Volkes  iat  der  IViel  stets  als  Rechnungseinheit  in  Übung  ge- 
wesen und  hat  sidi  daher  seit  ordenkliehen  Zeiten  fest  eingebürgert. 
Wollte  man  Mtlnien  im  Oewidit  von  0,72  Tael  mit  einer  Legierung 
von  9,10  reinen  Silbers  in  ümlanf  setzen,  so  rnttasten  bei  jeder 
SnniBie,  die  ein-  oder  ausgezahlt  würde,  erst  Unrechnnngen  in 
Taels  vorgenommen  werden,  was  sicherlich  mancherlei  ünzntriglich- 
keiten  bot  Folge  haben  würde  and  wohl  andi  nicht  dazn  beitragen 
dürfte,  das  Zntranen  znr  neuen  Münze  zn  fördern.  Da  femer  die 
0,72  Taels-Mflnze  mit  drai  mexikanischen  Dollar  an  ^bergehalt 
übereinstimmt,  so  dürfte  ihre  Einifihmng  es  dem  letzteren  nnr 
noch  leichter  machen,  in  nnser  Land  einzudringen.  Die  unaus- 
bleibliche Folge  wird  dann  sein,  dass  der  mexikanische  Dollar  in 
einer  Reihe  von  Jahren  unser  ganzes  Land  überschwemmt  hat  und 
nnaere  Verluste  ins  Unermessiidie  wachsen.  Es  kommt  hinzu,  dass 
im  gesamten  Umfong  unseres  Vaterlandes  vom  äußersten  Norden 
bis  hinunter  zn  den  südlichsten  ProviD/in,  wenn  man  von  den 
geöffneten  Handelsplätzen  absieht,  im  llandels\ erk»  hr  der  Gebrauch 
des  Dollai-s  hinter  dem  des  TaeU  weit  zurücktritt  Ks  brauclit 
nicht  erst  erwähnt  zn  werden,  dass  in  der  Landwirtschaft  und 
Industrie,  im  Erwerbsleben  des  niederen  Volkes  sowie  in  der  Geld- 
wirtschaft de«  Staates  fast  anssohliesslioh  der  Tael  in  (ieltunf?  ist. 
Man  darf  nicht  das,  was  Gemeingut  der  überwie*?endeu  Masse 
unseres  Volkes  ist,  dem  <'i'f*Mn,  was  nnr  zu  einem  j^rrinp-fii  Tt  il 
bei  uns  Eingang  gefunden  iiut.  Tmi  wir  das.  sn  haben  wir  es  luis 
selber  znzuschreiben,  wenn  Uuzutriedeuheit  und  Aufsässigkeit  die 
Folge  sind. 

ist  dann  erst  mit  der  Zeit  die  Taelmünze  in  grösserer  Jlenge 
ausgeprägt,  auch  Papiergeld  ausfr-gtlien  und  ein  bedeutendes 
Kapital  an  Silber  zu.sammengebraclit.  dann  kann  man  auch  eventuell 
daran  denken,  mit  dem  Silbervurrat  (!nld  aiii/.iikauleji  und  Gold- 
münzen auszuprägen.  Hiermit  wiiie  dann  der  erste  Schritt  zur 
Einführung  einer  Goldwährung  ;;»  tan. 

Die  anderen  gehen  bei  ihrem  Vorschlage.  Silberniiinzen  im 
Gewicht  von  0.72  Tael  in  Umlauf  zu  setzen,  davun  ans,  dass  man 
sich  nicht  an  die  Bezeichnungen  Tael,  inace,  candareen  und  cash 
zu  kehren  brauche,  dass  es  vielmehr  nur  erforderlich  sei,  eine 
Münze  als  Berechnungseinlieit  festzusetzen.  Sie  hoffen,  durch  Aus» 
prägung  von  Mttnsen,  die  dem  Geldsystem  anderer  Staaten  ent- 
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sprechen,  der  Möglichkeit  etaer  spAteren  EinfDhnuig  einer  Oold- 
yfiknng  niher  wa  konnieii;  mim  mllne  sieh  nioht  mi  das  Uunmeni, 
waa  fr&her  einmal  Branch  war.  Der  HanptnnuMts  des  Oeldes  wird 
durch  den  Handelsverkehr  und  dnrdi  den  Bedarf  im  tiglicben 
Leben  des  Volkes  vermittelt;  dnreh  Erhebung  von  Abgaben  seitens 
der  Begierong  wird  demgegenüber  nnr  ein  kleiner  Teil  des  Oeldes 
in  Umlanf  gebracht  EntadiUesst  man  sich  Ar  die  allgemeine 
EinfBhrang  eines  Hflnssystems  unter  Zngmnddegung  des  Taels  als 
Httnseinbeit)  so  kann  den  Erwerhsinteresaen  des  gesamten  Landes 
nicht  Oenttge  getan  werden.  Auch  ist  zu  befBichten,  dass  die 
Htane  im  gegenseitigen  Oeldverkehr  dem  Auslände  sngdAhrt  wird, 
was  wir  verhindem  milssen. 

Diese  beiden  Vorschläge  gehen  vSllig  nach  verschiedenen 
Eichtungen  auseinander;  sie  lassen  sich  mittinander  nicht  in  Ein- 
klang bringen.  Nun  hat  sich  aber  China  in  den  mit  den  firemden 
Staaten  abgeschlossenen  EsndelsvertrSgen  verpÜicktet»  eine  Oold> 
wfthmng  einxufllhren.  Wollen  wir  das  bisherige  Taelsystem  bei- 
behalten, 80  können  wir  nicht  Silberdollars  im  Oewicht  von  0,72  Tael 
als  Begiemngsgeld  einführen.  Ents(;h)iessen  wir  uns  znr  Ans- 
prSf^nng  von  Dollars,  so  dürfte  es  nicht  leicht  sein,  den  Tael,  der 
sich  bei  den  Beamten  wie  im  Volke  fest  eingebürgert  hat,  plötzlich 
ganz  abzuschaflen.  Ausserdem  ist  in  den  letzten  Jahren  Repriemne;«- 
geld  nur  in  geringem  Umfange  zur  AnsprSgnng  gelangt,  so  d.iss 
man  gar  nicht  daran  denken  kann,  das  Rohsilber  auf  einmal  abzu- 
schaffen. Wie  könnte  man  ohne  Tael  anskonnnen?  Lassen  wir 
unter  Beibehaltniig  des  bisherigen  Taelsysteuis  (lain'V>fii  noch 
^^'ährungsmiinKen  ausprägen,  so  haben  wir  kein  einheitliches  üeld- 
system  erreicht. 

Diese  Frage  ist  v<m  'b'r  bfichsten  Wichtigkeit,  und  leb  werde 
nnanterbrochen  darauf  bedacht  sein,  darüber  eingehende  Erwägungen 
und  Untersuchungen  anzustellen. 

Ich  befehle  allt-n  (ifneralgouvcrneuren  und  (iouvemenri'n. 
über  die  Lelicnsverliältnisse  der  Beamten,  der  Kanflente  und  df-r 
grossen  Mas.s«  dt  s  XOlkcs,  sowie  über  den  Verkehr  an  den  Markt- 
plätzen Erhebnn^'^fii  au/.usttllen  und  zu  untersuchen,  ob  der  Tael 
«der  der  Silberdollar  mehr  im  l  lalitut  ist.  Die  Beobachtungen 
sind  zusammen  mit  einer  gutachtlichen  Äaseerong  darüber,  ob  es 
empfehlenswerter  sei,  den  Tael  oder  den  Dollar  nur  allgemeinen 
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Einfülirniip:  zu  biingt-n.  innerhalb  eines  MimihIs  ih-u\  Throne 
\urzulegeu,  damit  Ich  dann  meiue  weitereu  Ent^chlie^^8ungen 
treffen  kann." 

Soweit  die  (iutaclitcn  liisher  bekannt  trt  wnrdrn  .^ind,  scheint 
sieh  die  Mehrheit  zugunsten  der  Taeiwährunj^  luisznspreolien.  Da 
der  Tael  aber  ein  Gewicht  ist,  das  fast  an  jedem  g^rosseren  Orte 
verschieden  ist,  ao  mQsste  der  EinfQbraug  der  Taelwährung  zuDäcbst 
die  einheitHehe  Regelnng  der  ITafte  nnd  Oewiebt«  voraiiBg-eheii. 

Im  übrigen  scheint  China  fest  entschlogsen  zu  sein,  erst  seine 
Eapfer-  und  Silberwährnng  in  Ordnung  zu  bringen,  bevor  es  dem 
Problem  der  Einftthning  einer  Goldwährung  nlher  tritt. ^) 

5.  FlmuisweMii. 

GMempeliteaergeeeti  vom  8.  Desember  1907. 

Die  EinfQhruDg  einer  Stempelsteuer  in  China  soll  nach  der 
mtliehen  Denksdirilt  beeonders  dtura  dienen,  Ersatz  für  den  Ausfall 
an  Opiamstenem  zu  schaffen.  Es  handelt  sich  dabei  snnichst  nnr 
nm  einen  Yersnch.  Das  Gesetz  serftllt  in  einen  Tarif  von  Ib  Para- 
graphen, nnd  in  12  Paragraphen  Ansffihmngsbestimmnngen. 

Stempelptlichtig  sind  alle  Arten  von  Urkunden  und  Ge- 
schäftsbuch ern,  weiche  von  Privatpersonen  bei  Hingabe  oder 
Empfimg,  Sauf  oder  Verlcanf,  Leihen  oder  Borgen  von  beweglichen 
oder  unbeweglichen  Sachen  ausgestellt  werden.  Es  werden  2  Klassen 
von  Urkunden  usw.  unterschieden: 

Klasse  I  nmfiisst  folgende  21  Arten:  Konnossemente,  Fracht- 
briefe, QuittungMi,  Hinterlegnngsnrkunden,  Urkunden  fiber  Pacht 
oder  Miete,  Urkunden  Aber  die  Übertragung  aller  Arten  von  Laden- 
inventar nnd  Effekten,  Urkunden  Aber  Verpftndung  von  Waren, 
Bestellungsorders,  Versicherungspolicen,  ländliche  Paehtv^trSge, 
Pfandscheine,  Depotscheine  Aber  Geld,  GeMllschaftsanteile,  Verträge 
fiber  Anstellungen  und  Dienstverträge  der  Arbdter,  alle  Arten  von 
V7erkverträgm,  Bttrgschaftsscheine,  Verkauftnachweise  von  Laden- 

*)  Durch  Edikt  vom  6.  Oktober  liK>8  ist  der  Tael  als  einheitliche 
Silbermfiuge  eingeftthrt  worden  mit  Unte^bteOiingen  von  60,  20  nnd 
10  Tsfllaenti.  Der  Fduffehalt  der  1  Tael-  und  60  ZentamUnse  ist  auf 

980,  fOr  die  20  und  10  Zcntsstücke  auf  880 festgesetzt  worden.  wein;,^stoi.s 
sind  big  jstzt  (August  1909)  die  neusn  MUnsen  noch  nicht  zur  Ausgabe 
gelangt. 
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geschäfteu,  Beläge  ttber  Empfang  and  Ausgabe  von  Geld  nnd 
Waren  (Passbttcher)  sowie  kanfinianitehe  Oeaehiftibttdiw  aller  Art 

Fttr  diese  Art  von  XTrkiuideii  üsw.  ivird  ein  FixBtempel  er- 
hoben, der  aaf  20  KMach  3,3  Pf.)  festgesetzt  ist,  d.  l  ^/mo  vom 
Tausend,  des  auf  10000  Kitoeh  (— 16,50  U.)  beetimmten  lOninial- 
wertes.  Bei  zweiseitigen  VertrSgen,  Bargschaftascheinen,  Verkaalb- 
nachweisen,  Päse-  und  GeschäftsbUchem  wiid  der  Stempel  per  Stück 
erhoben  ohne  Bilcksicht  auf  den  Wert  des  Olgektea. 

Zar  Klasse  II  gehören  folgende  8  Arten  von  Urkunden: 
1.  Wechsel,  2.  Checke,  S.  Schuldscheine,  4.  Hypothekenbriefe, 
5.  Gesellschaftsvertrige,  6.  Grundbriefe,  7.  Erbteitungsnrkunden 
8.  Erbacheine. 

Fttr  diese  Klasse  wird  ein  progressiver  Wertstempel 
erhoben.   Die  Wertstufen  sind  verschieden: 

A.  Fttr  die  Urkunden  1-^: 

unter  1000  Taels   20  KBsch, 

1000—10000  Taels   ....     100  . 
10000  lind  mehr  Taels  .    .    .    1000     „  . 
(NB.  1  Tael  -  3  M.  -  1800  Kftsch.) 

B.  Für  Erbteilnnprsui  künden: 

unter    200  Taels   20  Kfisch, 

„      1000     ^  100 

„     10000    1000  „ 

über  10000    1000    „     fttr  jede 

weiteren  10  000  Taels. 

Für  die  Wertbereclinnnfi:  ist  massgebend  der  Marktwert  des 
Teilnngsobjektes  mr  Zeit  der  Errichtung  der  ürknnde. 

C.  l>t'r  Stempel  tür  Krbseheine  betrüg'!  1000  Käsch  per 
btück,  f^f'bi'nt  also  eijafentlich  '^h  Fixsttnipel  zur  Klasse  I. 

Zweiseitige  N'erträge,  vnn  (Il'IIi-h  Jode  Partei  ein  Exemplar 
crbält.  mii-srti  auf  Iteiileii  Exi-iupluien  f^estt'inju'lt  w-'iiii-n.  (^f- 
scbiiltshiichcr  werden  ;inr'  dir  ei"sten  Seite  f.;e>teini>elt,  unter  der 
Jahre.szahl.    Der  Stempel  muss  jedes  Jubr  erneuert  werden. 

Die  Erbeliiins:  der  Stempel  gesebiebt  dnreb  Stenipel- 
mai  ki  ii.  die  in  dreila«  her  Stückelung  (a  20,  100  nnd  lOOO  Käscb) 
uus^Mureljen  werden.  Di-r  Versscbleiss  der  Marken  erfolgt  durch 
lej^itimierte  Versi  iileishcr  unter  der  Oberaiilsieiit  der  Provinzial- 
schatzmeister.    Die  Verschleis.ser  erhalten  eine  Vergütung  von  7 
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dei  Nennwertes  der  Harken;  sie  müssen  den  Kaufpreis  im  Vorans 
entrichten,  nnr  bei  Abnahme  von  aber  2000  Dollar  (4000  M.)  ist 
eine  6monnÜiche  Stnndong  znliasig.  Die  Liste  der  Versehleisser 
vnd  ihrer  Qesohlftsbeairke  ist  dem  Finanznünisterinm  einzureichen. 

Die  Entwertung  geschieht  durch  Qnerschrift  ftber  der 
Stempelmarice. 

Die  Nichtbefolgnng  der  Vorschriften  (ganze  oder  teilweise 
Stempelhinterziehnng,  Unterlassnng  der  Entwertnng)  hat  den  Verlost 
der  prozessnalen  Beweiskraft  der  betreffenden  Urkunde  usw. 
znr  Folge.  Doch  kann  dieser  Bechtsnachteil  durch  freiwillige 
Nachzahlung  eines  Straf  stempeis  wieder  behobm  werden.  Der 
Strafiitempel  mnss  gezahlt  werden,  wenn  die  Behörden  gelegentlich 
eines  Prozesses  die  Hinterziehung  entdecken.  Er  betrSgt: 
«)  den  50  ftchen- Betrag  des  hinterzogenen  Stempels  bei  Urkunden 
aller  Art 

b)  den  100  (heben  Betrag  für  stempelpilichtige  Geschäftsbticher; 

c)  den  :10  fachen  Botrag  für  nur  ungenttgende  Stempelung,  aber 

vcirscliriftsniässigre  Entwertniiic: ; 

d)  den   200  fachen  Betrag  bei  Wiederverwendung  gebrauchter 
Stempelmarken. 

Die  Nach m a diu n^-  und  Änderung  von  Stempelmarken 
wird  wie  Falschmünzerei  bestraft. 

Stempelfrei  sind  alle  Urkunden  und  (iescliäftsbücher,  welche 
amtlichen  Zwecken  oder  dem  r»ff('iirlichen  Nutzen  dienen. 

Da«  Uesetz  sull  M  Monate  nach  Ansf^abe  der  Stemiiflinarken 
in  Kraft  treten.  Ks  tindet  keine  Anwendung  auf  Kechtst;i'srh;iite, 
welche  vor  diesem  Tcimin  abgeschlnnsen  sitid.  IMc  .'\ns'^a})e  dt>r 
Marken  ist  n<Mdi  nicht  Hrfolsrt,  weil  die  Provinzialrefcierun^en  und 
kaufmännischen  Vertretun<reii  vielfache  Bedenken  y^egen  die  Ein- 
führung der  Stempelsteuer  geltend  gemacht  haben.  ^) 

6.  Malli-  unil  Oewtebtsordnnng. 

Bisher  hatte  nicht  nur  jeder  kleinste  Ort,  sondern  auch  jedes 
Glewerbe  in  China  seine  eigenen  Malse  und  tiewichte.  —  Um  dem 

Die  Ausgabe  der  Stempelmarken  bat  erst  im  Spätsommer  1909 
befjonuen.  Mit  dor  Krbebiiiisj  d<^r  Steiifr  kuII  /.utiiirbst  in  den  Vortrufr»- 
häfen  und  den  dem  Fremdbaiidei  geöffneten  Iniaodpiätzen  ein  Versuch 
gemseht  werden. 
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dadnrcli  hemcfaenden  Wirrwur  ^  Ende  ssn  nuMlienf  hat  ein 
Eaiaerllelies  Edikt  vom  9.  Oktober  1907  das  HaadeluDiiiiBteriaiii 
beauftragt,  ansammen  mit  dem  FinanaminiBteriam  bfnaen  6  MoDaten 
ein  einheitliches  Hafs-  nnd  Oewiohts-System  Ar  das  ganae  Beieh 
ansanarbeilen. 

Der  Z^tranm  ist  natürlich  viel  sa  kors  bemessen,  aad  dürfte 
verstreichea,  ohne  dass  es  an  einer  Gesetsesvorlage  kommt  Han 
Usst  annftchst  noch  durch  die  ProvinaialbehOrden  die  ünterlagen 
sammeln,  da  eine  amtliche  Regelung  dieser  Materie  bisher  überhaupt 
nicht  existiert 

Inawischen  ist  bereits  die  British  weigfats  aod  measare 
Association  bemüht»  der  chinesischen  Begierung  die  Annahme  des 
englischen  Haft-  nnd  Gewichts-Systems  zn  empfehlen.  Es  ist 
aber  anzunehmen,  dass  China,  dem  Beispiele  Japans  folgend,  sieh 
für  das  metrische  System  entscheiden  wird.^) 

7.  Terkehrswesen. 

a)  Das  chinesische  Eisenbahnnetz.  Das  Verkehrs« 
rainisterinni  hat  ara  21.  Au^ast  1?M)7  ein  Eisenbahnnetz  fiir  das 

ganze  Heich  festgelegt.  Dasstlbf  wird  in  4  frr(»sse,  nach  <1(  n 
HimnH'lsiichtuiigen  benannte  Stammlinien  eingeteilt,  mit  iVkintr 
als  Mittelpunkt,  denen  alle  übrigen  Bahnen  als  Zweiglinien  ange- 
glitdtrt  werden.    Die  4  grossen  Stammlinien  sollen  folgende  sein: 

1.  Siidlii  he  Stanimbahn:  Peking-Harikau-Kanton. 

2.  Nördliche  Stammbahn:  I'eking-Kalgan-Urga-Kiai  lita. 

a.  Ostlirhe  Stammbahn:  reking-Tientsin-Sbaobaikwau-Usiumingtun- 
Tsitbikar-Aignn. 

4.  Wehlliche  SUuuaibuhu:  Peking-Taij  iianfu- i'uugkwau-lisiugaufu- 
Lanchou-Osttnrkestan. 
Für  die  Bahnen  im  Süden  und  Osten  rechnet  man  auf  die 
Hergäbe  chinesischen  Privatkapitals,  bei  den  nürdlichen  und  west- 

')  I)or  vom  28.  April  lOfiR  datierte  Gesetzentwurf  ist  durch  Edikt 
vom  29.  Augu»<t  1908  genehmigt  -worders.  Kr  setast  ein  oinlieitliches 
Flächen-,  Hohl-  und  Gewichtamass  fest  und  deren  VerbälttuH  zu  den 
entaprecfaenden  fraosOrisehen  Maiien.  So  ist  s.  B  «in  Meter "  3,186 
ebioeBiachor  Fan  (1  Fom«  32  om)  «nd  t&n  FsllgeirlQfat-«87"**/teM  S* 
Die  Abscbaffung  der  alten  und  die  Einführung  der  neuen  Mn<;se  und 
Gewichte  soll  sobrittweise  innerbalb  eines  Zeitranmee  Ton  10  Jahren 
erfolgen. 
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liehen  Bahnen  g^laubt  man  dagegen  auf  aasländische  Anleihen 
angewiesen  ni  idn.  In  entor  Linie  sollen  die  wirtschaftlichen 
Bahnen  gehant  werden,  und  erst  ans  ihren  Üherschttssen  die  mehr 
strategischen  Zwedten  dienenden  Linien. 

Das  Programm  enthftlt  natflrlich  sehr  viel  ZnltanftsmiiBik 
nnd  wird  in  der  Vollständigkeit  kanm  je  aar  AnsfÜhning  kommen. 
Trotzdem  darf  damit  gerechnet  werden,  dass  der  Bahnban  in  China 
in  d«i  nächsten  Jahren  erheUiche  Fortschritte  machen  wird. 

Von  chinesischen  Bahnen  waren  Ende  1907: 
3639  englische  Heilen  im  Betrieb 
und  1285      ^         n      n  Bau. 

Wer  sidi  flir  Einxelheiten  interessierti  findet  sehr  ansführliche 
nnd  cnverlässige  Angaben  in  dem  Buche:  ,,Railway  enterprise  in 
China",  by  P.  H.  Kskt,  London  1907. 

b)  Die  Grfindung  einer  staatlichen  Verkehrsbank  ist 
durch  Kaiserliche  Verftgung  vom  8.  Desember  1907  auf  Antrag 
des  Vwkehrsmlntsteriums  genehmigt  worden.  Sie  soll  den  Interessen 
der  SchilEshrt,  des  Eisenbahn-,  Telegraphen-  und  Post-Verkehrs 
dienen  nnd  China  in  der  Beschaffiing  und  Anlage  der  für  diese 
Verkfhrsinstitntp  Piforderlichen  Gelder  von  den  fremden  Banken 
unabhängig  machen.  Das  Aktienkapital  soll  Millionen  Tael 
(ca.  15  Millionen  Mark)  betragm  nnd  zn  «i^*/^  verzinslich  sein, 
^/ji)  soUen  von  der  Regierung  nnd  der  Rest  von  Privaten  fiber- 
nommen  werden.  Es  werden  znnSchst  öOOOO  Aktien,  ä  100  Knping- 
Taels,  ausgegeben,  nnd  zwar  nur  an  Chinesen.  Von  den  ge- 
zeichneten Beträgen  ist  zunächst  nur  V  ,  eiiizii/alilen.  Die  Bank 
hat  das  Recht  der  .Vusf^abe  von  Dollar-  und  Tael-Nolen  und  unter- 
liegt den  Bestiuiniungen  des  künftigen  (inzwisilien  erlassenen) 
Bankgesetzes.  Die  Bank  ist  eine  Akt  ienKesellsfhaft  mit  be- 
schränkter Haftung.  Alle  di-i-  Knutritlle  des  X  erkelirsniinisteriunis 
unterstehenden  Verkehrsanstalten  sind  veijiflii  lttet.  ihre  Depositen, 
Zahlungen  nnd  Anleihen  bei  der  bezvv.  durch  die  \'erkelirsbank 
zu  machen.  Die  Bank  unterhält  in  allen  wichtigen  Handels-plätzen 
in  China  Filialen.  Der  Sitz  der  Hauptbank  ist  in  Peking;  für 
später  sind  auch  Auslandsfilialen  in  Aussicht  genommen. 

Der  Reservefonds    mnss  aus  Regierungsgeldern    oder  aus 
Bohsilber  bestehen;  der  Geschäftskreis  der  Bank  umfosst  Depositen, 
Einlttuf  und  Verlcauf  von  Edelmetallen,  Effekten,  Zahlnngsfiber- 
Jahrimsli  dar  intanwt.  Vcreinlgiuig.  s.  Bd.  900 
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weUnngeB,  Diskontierung  von  Wechseln,  Auf  bewalinuiff  von  Wert- 
saeben  nsw. 

Die  Bank  ist  kein  R^erongsinstitn^  sondern  ein  rein  knof- 
mlnnisches  Unternehmen;  die  von  ihr  ausgegebenen  DoUarsebeine 
sind  daher  nicht  Begiemngsgeldi  sondern  Privatbanlaioten.  Anderer- 
seits werden  aber  der  Generaldirektor  und  sein  Stellvertreter  vom 
Vei-kelirBniinisterinm  ernannt  nnd  nnterstehen  demselben  als  ihrer 
vorgesetBten  BehSrde.  Die  Dirdctoren  werden  von  den  Alctioniren 
gewfthlt,  die  Vorschlagsliste  mnes  aber  vorher  vom  Ifinisteriom  ge- 
nehmigt werden.  Die  Direktoren  haben  Biliaren  nnd  Kantion  zn 
Btellen.  Die  Bank  erstattet  viert«ljShrlioh  dem  Ministerium  Bericht^ 
und  dieses  kann  gelegentlich  anch  die  Bücher  der  Bank  revidieren. 
Die  Bank  and  ihre  Filialen  sind  verpflichtet,  sich  gegra  Grefahren 
aller  Art  zu  versichern.  Fftr  die  Weitorvoräussernng^  von  Aktien 
bedarf  es  der  üenehmigang  der  Bank.  Über  die  Veräussening  ist 
eine  Urkunde  aufzusetzen  nnd  zwecks  Eintragung  in  das  Aktien- 
regißter  einzureichen.  Als  rechtmässiger  Aktionär  gilt  der  Bank 
gegenüber  nur,  wer  in  das  Register  eingetrairon  ist. 

Die  \'ers;ininilung  der  .Aktionäre  ist  nur  dann  heschlnssfjihig, 
wenn  die  Hälfte  der  Aktionäre  anwesend,  die  Hälfte  der  Aktien 
vertreten  nnd  die  Hälfte  der  Verwaltnncr^'beamten  erschienen  ist. 
Im  übrigen  gelten  die  Hestiunnungen  ili  (nsellscliattsrechts. 

Für  die  Wahl  zum  Vorstandsmitglied  ist  der  Besitz  von 
miritU  stens  luO  Aktien,  für  den  Aufsichtsrat  der  Besitz  von  mindestens 
4U  Aktien  Voraussetzung. 

c)  Vom  Verktdirsniinisterium  in  Vorschlag  gebrachte  und 
durch  Kaiserliches  Edikt  vom  \P>.  Februar  1908  genehmigte  Be- 
stimmuntren.  betr.  die  Erhebung  von  Grundsteuern  von 
E i se  n b a Ii  n  g  I  u n d s t ü  c k e u. 

§  1.  Bei  der  Beme.ssung  der  tjrundstener,  die  für  die  Staats- 
nnd  Privatbahoen  zn  entrichten  sind,  ist  die  Besteuerung  des 
frflheren  Eigentflmers  massgebend. 

§  2.  In  G<^enden,  wo  snr  Ghrand-  nnd  Ertragsstenw  Znsatz- 
stenern erhob«!  werden,  ^d  die  Bahnen  gleichfalls  snr  Entrichtung 
solcher  Znsatastenem  verpflichtet. 

§  3.  Keine  Abgaben  werden  erhoben  von  Öffentlichen  Flössen 
nnd  Wehren,  die  zu  Baluizwecken  benntat  werden.  Ebenso  sind 
von  Abgaben  befreit  fiskalische  Odlftndereien,  die  weder  für  Sffent- 
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liehe  noch  für  piivaio  Zwecko  benutzt  wt-rden.  Waren  solche 
Ländereien  indessen  früher  bereits  im  üttcntlichen  oder  privaten 
Interesse  nutzbar  gemacht  und  Abgaben  von  ihnen  entrichtet 
worden,  so  sind  aach  die  Bahnen  in  gleicher  Weise  znr  Zahlung 
verpflichtet 

§  4.  Mit  Regieriuig^?jiiiitt«'ln  betrieben«-  .Stallt sbahnen  und 
Privatbahnen  auf  Aktien  haben  vom  Tage  des  Grunderwerbs  an 
die  Eintragung  ins  Gmndregister  zu  veranlassen  und  die  Abgaben 
ZU  entrichten. 

§  Die  mit  frelitheiu m  Kapital  b««iri(>benen  Staatsbahnen 
luiben  erst  .\ti;:;il't  n  zu  entrichten,  wenn  die  pmze  Linie  in  lietriob 
geuomnu-n  ist  und  ('berschüsse  ergibt.  Solan^^e  dii*  liahn  nicht 
mit  Überschuss  arbeitet,  haben  die  Departements  und  Distrikts- 
magistrate  der  betreffenden  Bahndirektion  eine  Aufstellung  über 
die  Abgabenbeflreiung  zn  flbersenden  und  gemeinsam  mit  letzterer 
auf  die  Richtigkeit  sa  prftfen.  Diese  AnftteUang  ist  daim  diirdi 
den  Provinzlalschatzmeister  an  die  Provinzialregiemng  za  Uber- 
nitteln  zwecks  Weitergahe  an  das  Finanz«  nnd  Verkehrsministerivm. 

§  C).  Die  mit  geliehenem  Kitpital  betriebenen  St^uitsbahnen, 
deren  Bau  noch  nicht  beendet  ist  und  die  noch  keine  Überschüsse 
ahwerfen,  haben,  sobald  der  Betrieb  Gewinn  abwirft,  durch  das 
Verkehrsministeriam  dem  Finanzministerium  darüber  za  berichten, 
welches  dann  seinerseits  bei  der  Provinzialregierung  die  Bestenernng 
veraolasrt.  Bahnen,  die  bereits  mit  Gewinn  arbeiten,  mttssen  vom 
Tage  der  Genehmigung  dieser  Bestimmungen  an  Stenern  entrichten. 
Die  Stenern  für  die  Zeit  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen 
werden  ans  Billiglteitsrflclcsichten  erlassen. 

§  7.  Die  Staatshahnen  haben  die  Stenern  jährlich  direkt  an 
den  Provinzialschatzmeiater  aaf  einmal  abzuführen.  Der  Bemessung 
der  Hohe  der  za  erhebenden  Stenern  ist  der  von  der  Provinz  nach 
Peking  abznftthrende  Steuersatz  massgebend.  ZnschUge  fflr  die 
beim  Einschmelzen  sich  ergebenden  Verloste  bleiben  ausser  Ansatz. 

§  H.  Die  Privatbahnen  haben  nai  Ii  Erwerb  der  zum  Betrieb 
erforderlichen  Grundstücke  die  Lokalbehördcn  in  Kenntnis  zn  setzen 
zwecks  gemeinsamer  Vornalime  von  Vermessungen.  Die  Stenern 
sind  jährlich  in  zwei  Baten  an  die  zuständigen  Departements-  und 
DistriktsbehOrden  abzuliefern. 

2(K)* 
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§  9.  Für  Lämif^reien,  die  seitens  der  Eisenbahnen  nur  ge- 
pachtet sind,  hat  der  }Cii;t;ntüint-r  stlber  die  Abgaben  zu  entriditeii. 

§  10.  Diese  Bestiimimngen  treten  im  Jahre  1908  znr  Zeit 
der  ersten  Ernte  in  Kraft.  Alle  Bahnre^ulative,  die  mit  diesen 
Bestininmniiren  in  Widerspruch  stehen,  müssen  vom  Inkratttreten 
dieser  Beätinimuugt  n  an  entsprechend  abgeändert  werden. 

8.  MUlttr. 

Dorch  Kaiserliches  Beskript  Tom  20.  August  1907  isi  auf 
Vorteblag  des  Kriegsminlsteriams  die  Aafstellang  toh  36  Divi« 
sioaen  innerhalb  folgender  Fiovinxen  und  Fristen  befohlen  worden: 
Ko.  1—4  bei  Peking  (fertig  ausgebildet), 

,    5  nnd  6  in  Chili  (  „  r  )t 

„    7  in  Shantnng  in  8  Jahren, 

„    8  nnd  9  in  Eiangsn  in  8  Jahren, 

y  10  in  Eiangpei  in  4  Jahren, 

„  11  „  Anhni     „  4  „ 

,  12  „  Kiangsi    ,  4  „ 

„  18  „  Ronan     „4  » 

„  14  „  Hnnan     „4  „ 

„  15  „  Hnpei  (fertig  ansgebildet), 

„  16  „     „        in  4  Jahren, 

„  17  ^  Cbekiang  »2 

„  18  -  Fnkien     ,.2  „ 

"  ^'  I  in  Kwanfjtung  in  5  Jahren, 

„  21  in  Kwangsi  in  5  Jahroi, 

22  I 

„  24  in  Kweichon  „5 


V 


OK 


2(>  >  in  Ssechuau  in  3  Jahren, 


28  in  Shansi  in  3  Jahren, 


„  29  ,  öheusi  „3  , 


_  :{0 ) 

.^^  j  in  Kansn  in  5  Jahren, 

„  32  in  Turkeatan  in  3  Jahren, 
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No.  38  in  Jebol  in  4  Jabren. 

„  34  ^  Mokden  „  2  , 
,   35  „  Eirin  „  2  , 

n   86  «  Heilangchiftng  „2     ,  . 

Die  Aassichten  fSr  eine  pünktliche  Innelialtungr  dio.se8  Pro- 
gnunms  sind  nicht  sehr  gross.  Die  meisten  Provinzen  haben  bereits 
nnter  Hinweis  anf  ihre  schlechten  Finanzen  nm  Verlängernng  der 
Termine  gebeten. 

II.  Gerichtsverfassimg/) 

Das  oben  erwtthnte  Edikt  vom  7.  Juli  1907,  betr.  die  all- 
mähliche Elnfahmng  der  nenen  Provinsialbeamtenordnnng  bat  auch 

die  Einrichtung  neuer  Gerichte  vorg^esehcn,  mit  der  gleichfalls 
in  der  Mandschurei  und  in  der  Provinz  Chikli  begonnen  nnd  dann 
allmählich  bis  zum  Ablanf  von  15  Jabren  in  den  Übrigen  Provinaen 
fortgefahren  werden  soll.*') 

Am  9.  September  10U7  hat  der  Präsident  der  Komraifssion  für 
die  Revision  der  Gesetze,  SuKNcniA  pkn,  dem  Throne  den  Entwurf 
einer  (Tericht>*verfassnnff  vorgeleg-t,  deren  (irnndziige  folfreiide  sind: 

Alle  Zivil-  nnd  Si rafsachen  pdiüren,  soweit  sie  nicht  dureh 
Gesetz,  oiler  W'rtriif^e  vor  ein  besonderes  Forum  verwiesen  sind, 
vor  die  ordentlielien  Gerichte.  Die  letzteren  zert'allen  in  t  Khc-sen: 
Untergerichte,  Landgericlite,  übergehchte,  Uberster  Gerichlshuf 
(Ta  Ii  yUan.  Reiehsgericht). 

Die  Uutergerichte  sind  Einzelgerichte,  d.  h.  alle  Sachen 
werden  von  einem  Einzelriehter  entschieden. 

Die  Landgerichte  »  ntsi  beiden  in  erster  Instanz  in  der  Pe- 
setznng  mit  einem  Richter,  in  zweifer  isi-i mz  oder  in  besonders 
verwickelten  Fällen  dnrch  ein  Kollegium  von  3  Kichlern. 

Dasselbe  gilt  von  detachierten  Landgerichten.  Wird  eine 
Sache  beim  Landgericht  vom  Einzelrichter  an  das  Kollegiom  ver- 
wiesen, so  bleiben  die  bereits  getroffenen  Verfügungen  sn  Recht 
bestehen. 

'i  \ '  Ti^l.  ineiiiiMi  AufMitz:  ^ITn;  .riisti/.ref'iriii  iri  ChiiiM"'  in  den 
Bhitterii  für  vergl.  Kechtsvvi»>eü6ehaft  und  \'olkswirl»cbaftaiehre,  III.  Jahrg. 
1907,  S.  129  ff. 

*)  Diese  Frist  ist  dardi  das  Verfurangsprogiamm  vom  Herbst  1908 
auf  9  Jshre  abgekflrst  worden. 
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Die  Obergerichte  Bind  Kollegialgerichtef  und  als  erkennendes 
Gerieht  stete  mit  8  Riehtem  besetzt. 

Bei  ReTisionasaehen  ist  die  Zahl  der  Biehtor  auf  5  zu 
erhöhen, 

Falls  in  einer  Provinz  ein  einziges  Obergericht  nicht  ana- 
reicht, können  in  einzelnen  StBdten  ObergerichtsabteUnngen  einge- 
richtet werden. 

Der  Oberste  Gerichtshof  des  Kelchs  entscheidet  in  der 
Besetzung  mit  5  Richtern.  Es  können  in  den  einzelnen  Provinzen 
im  Bedarfsfall  detachierte  Beichagerichtaabteilnngen  eingerichtet 
werden. 

Der  V  orsitzende  einer  Kammer  oder  eines  Senats  kann  einem 
Mitglied  dcK  Richterkollegiums  die  Vornntersuchung  übertragen. 
Nach  Bocndip-nrio:  der  Vnnmtersuchunf?  kann  der  betreffende  Rirliter 
wieder  als  .stimmberechtigtes  Mittrlied  in  seine  Kammer  bezw.  seinen 
Senat  »'iiitreten.  Reim  Landg»  i  irht  beauftragt  der  Vorsitzende  einen 
der  Einzelrichter  mit  den  Funktionen  eines  Untersuchungsrichters. 

Über  die  Erriehtuug  und  Aufhebung  der  Gerichte,  sowie  über 
die  Abgi'enzung  der  (Tericlitsbezirke  entscheidet  das  Jastizministeriam 
mit  Genelimiguug  des  Tliroues. 

In  folgenden  Fällen  bestimmt  das  nächst  höhere  Gericht  das 
zuständige  Gericht: 

a)  wenn  das  an  sich  zuständige  Gericht  wegen  Behindemng  eines 
Richters  oder  ans  sonstigen  Oründen  nidkt  in  TStIgkeit 
treten  lumn, 

b)  wenn  der  Jnrisdiktionsbezirk  des  betreirenden  Gerichte  nicht 
zweifislsfrei  abgegrenzt  ist, 

c)  wenn  sich  mehrere  Gerichte  flir  zuständig  erklftren, 

d)  wenn  sich  mehrere  Gerichte  dnreh  ^e  nicht  mehr  anlbchttMure 
Entschddang  Ar  nnznständig  erkttren,  aber  eines  von  ihnen 
das  zastandige  ist. 

Die  üntergeriehte  sind  zuständig: 
A.  in  Zivilsachen 

1.  Ar  Klagen  wegm  vermögensrechtlicher  AnqirlUAe  mit  dnem 
Streitol^ekt  im  Werte  von  hSchstenz  200  Tacüs  (ea.  600  H.), 

2.  ohne  Bttcksicht  znf  den  Wert  des  Streitgegenstandes  ftr 
Klagen  ans  Hanamietey  wegen  Gmndstlldksgreiizeny  wegen 
des  Besitzreefato  ans  Pftuid-,  Leih-  oder  Aofbewahrangs- 
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vertrftgen,  swiieheii  dem  Dieiutbeini  und  Gesinde  ans  Ver- 
trSgen,  die  höchstens  anf  1  Jahr  altgeechloflseii  sind,  wegen 
Wirtszechen  in  WirtahftUBeni  und  Hotels  oder  wegen  des 
OepSein  der  Retsenden; 

B.  Ar  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit; 

C.  in  Strafsachen 

1.  für  alle  Vergelten,  welche  nach  bisherigem  Beeht  höchstens 
mit  1  Jahr  Verbannung  oder  1  Jahr  Geftngnis  oder  100  Dollar 
(200  H.)  Geldstrafe  bedroht  sind, 

2.  für  Diebstahl  nnd  Hehlerei  (die  vor  Inkraittreten  des  nenen 
Strafgesetabnchs  mit  Todesstrafe  bedrohten  DiebstahlsfUle 
sind  an  die  Landgerichte  an  Überweisen). 

Die  Landgerichte  sind  mstSndig: 

A.  in  Zivilsachen 

1.  als  erste  Instanz  fttr  alle  Klagen,  für  welche  die  Unter- 
gerichte nicht  anständig  sind, 

2.  in  zweiter  Instanz  fllr  Bemfiingmi  gegen  die  Urteile  nnd 
für  Beschwerden  gegen  die  Beschlfisse  nnd  Verfügungen  der 
Untergerichte; 

B.  in  Strafsachen 

1.  in  erster  Instanz  für  alle  FUle,  die  weder  zur  Zuständig- 
keit der  Untergeriehte  noch  des  Reichsgerichts  gehören, 

2.  in  zweiter  Instanz  wie  unter  A2; 

C.  in  Konknrssachen; 

D.  für  die  Besch  werde  gegen  Beschlfisse  oder  Verfttgungen  der 
Untergerichte  in  Angelegenhelten  der  nichtstreitigen  Ge- 
richtsbarkeit. 

Die  Obergerichto  sind  zuständig: 

1.  ffir  BemAmgen  gegen  die  Urteile  1.  Instanz  der  Landgerichte, 

2.  für  die  Revision  gegen  die  Urteile  IL  Instanz  der  Landgerichte. 

3.  für  die  Beschwerde  gegen  Beschlüsse  nnd  Verfügungen  der 
Landgerichte. 

Der  Oberste  Gericlitaliof  des  Reieha  (Ta  Ii  yfian)  besteht 
ans  2  Zivil-  und  4  Stiaftenaten.  Ein  Präsident  und  ein  Vize- 
präsident führen  die  Dienstaulbicht  Das  BichterkoUeginm  besteht 
ans  2  Senatspräsidenten,  die  gleichzeitig  den  Vortitz  im  1.  Zivil- 
bezw.  Stra&enat  führen,  sowie  19  Straf-  und  9  Ziviliichtem. 
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Detachierte  Edehflgerlchtubteiliingeii  können  bei  den  Oberg«richten 
der  Provinzen  eingerichtet  werden. 

0ie  Zuständigkeit  dee  Bdchsgeriehts  nmfamt: 
I.  Bevision  der  Bemftingmirteile  der  Obergerichte  and  Beichwerde 

gegen  BesebMwe  nnd  VerfSgnngen  der  Obergerichte, 
n.  In  erster  Instane: 

a)  Politische  Verbrechen, 

b)  Straftaten  von  Ifitgliedem  des  Kaiserlichen  Hanse«, 

c)  Falle,  die  ihm  durch  besondere  Kaiserliche  Verfügung  Aber« 

wiesen  werden. 

Die  Frage  der  Abweichungen  von  früheren  Entscheidungen 
eiii/.elncr  oder  vereinigter  Senate  ist  analog  den  Bestimmungen  des 
§  137  des  deutschen  Gerichtsverfassnngsgesetzes  gereprelt. 

Die  Gesetzesauslogung  des  Beichsgerichts  ist  für  die  unter- 
geordneten C^eriehte  bindend. 

Staatsanwalt?»(-haf'leu  werden  eingerichtet  bei  den  Unter-, 
Land-,  Obergerichten  nml  dem  Reichsgericht,  sowie  bei  den 
detachierten  Ahtciluiijreti  dieser  Gericht»'.  I5ei  dem  I-and-  nnd 
Obergerichf  iM  srflir  die  Staatsanwaltschaft  aus  einem  ?]rstfn  Staats- 
anwalt uuii  mindestens  2  Staatsanwälten,  beim  Reichsgericht  aus  dem 
Oberreichsanwalt  und  0  Kt  iclisan\v;ilt«-n.  Das  Verhältnis  der  Staais- 
anwaltsi'haften  zu  dt-n  l>ericliteii.  ,s*i\\ii'  i Ii re  Zuständigkeit  ist  genau 
wie  in  der  dt  iitsclien  (Terichtsverfassniii!  ;:eregelt. 

l'ber  die  Befähigung  zum  Ana  eines  lUehters  txler 
Staatsanwalts  enthält  der  Hntwurf  folgende  Hesrimmungen: 
Richter  und  Staatsanwälte  müssen  das  zweite  jnristisclie  Examen 
abgelegt  haben.  Wer  mindestens  8  Jahre  auf  einer  i'rovin/.iai- 
rechtsschule  studiert  oder  ein  Abgangszeugnis  einer  ausländisclien 
jnristisdien  Fakultät  besitzt,  kann  zum  Refereudarexamen  zuge- 
lassen werden.  Die  Absolviemng  der  Bechtshoehschnle  in  Peking 
wird  dem  Bestehen  der  Beferendurprttfnng  gleich  geachtet.  Die 
Vorschriften  Ittr  die  erste  juristische  PrOftang  werden  von  dem 
Justizministerium  nach  Genehmlgong  durch  den  Thron  erlassen. 
Nach  Bestehen  der  ersten  Prttfnng  folgt  eine  2jfthrige  Ausbildung 
beim  Untergericht  nnd  der  Staatsanwaltschaft  Wer  die  sweite 
Prttfnng  bestanden  hat,  wird  als  Bichter-Anwibrter  oder  Staatsanwalt- 
Anwärter  den  einzelnen  Gerichten  und  Staatsanwaltschaften  zugeteilt, 
bis  er  zur  Anstellung  kommt  Wer  mindestens  8  Jahre,  lang  als 
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Lehrer  an  einer  FrovinxUOrechtsBchiile  oder  ab  Anwalt  gewirkt 
bat,  kann  aneh  ohne  Bzamen  xam  ^Anwärter'  ernannt  werden. 

Die  Anttellnng  ab  Richter  oder  Staatsanwalt  erfolgt  bei  ein- 
tretender Vakanx,  nnd  swar  in  der  Regel  aunSehst  bei  einem  Unter- 
gericht.  Bei  mehr  ab  Sjfthriger  AnwartachaA  Icann  die  erste 
AnsteUnng  aneh  bei  einem  Landgericht  geschehen. 

ünAhig  aar  Bekleidang  des  Amtes  eines  Richters  oder 
Staalaanwalts  ist:  1.  wer  die  bfiigerlichen  Ehrenrechte  verloren  hat, 
2.  zn  Verbannnng  Aber  8  Jahre  vemrteilt  ist,  oder  3.  sein  Vermflgen 
vergendet  hat  nnd  verschuldet  iaL 

Die  KangverUlltnisM  der  Richter  nnd  StaatsanwSlte  sind 
wie  folgt  geregelt: 

1.  Beim  Reichsgericht. 
Präsident  des  Reichsgerichts  .   .  .  Rangklasse  II 


UI 
IV 
V 

inb 

V 


Vizeprfbldent  des  Reichsgerichts  . 
Senatsprfisident  des  Reichsgerichts 
Richter  des  Reichsgerichts  .   .  , 
Oberreidisanwalt  des  Keichs^erichts 
Reichsanwftlte  des  Reichsgerichts. 

2.  Bei  den  Obergerichten. 

a)  In  Peking. 

Prisident   Rangklasse  IV 

Richter   ,  Vb 

L  Staatsanwalt   ^  IV 

Staatsanwalt   „  Vb 

b)  In  den  Provinzen. 
President  nnd  I  Staatsanwalt .   .   .  Rangklasse  IVb 
Richter  nnd  Staatsanwälte  ....         ^  VI 

3.  Bei  den  Landgerichten. 

a)  In  Peking. 

Präsident   Rangklasse  IVb 

Richter   „  Vb 

I  Staatsanwalt   ^  V 

Staatsanwälte   ,  VI 

b)  In  den  Provinaen. 
Präsident  und  1.  Staatsanwalt.  .   .  Rangklasse  Vb 
Richter  nnd  Staatsanwälte  ....         ,  VIb 
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4.  Bei  den  Untergeriehteo. 

a)  In  Peking. 

Richter  und  Aratsanwalt  Rangklassc  VIb 

b)  In  ileti  Provinzen  .  „  VIl 

Dio  beiden  Prfisirienten  des  Reiclisfrerichts  werden  vom  Thron 
au-irewiililt  und  ernannt;  die  Beamten  der  III.  und  TV.  Rangklasse 
werden  dem  Thron  für  die  Kmennun^j  in  Vorschhig  gebracht;  von 
der  V.  Klasse  ab  wird  über  die  vollzogene  Ernennung  an  den 
Thron  berichtet. 

V«ir;uiset/.ung  für  die  pjnenuung  znm  Richter  oder  St^iat.v- 
anwalt  bei  einem  Ubergericht  ist:  1.  mindesten.'*  5i;ihri!i-e  Tüti^k'-it 
als  Riclit^^r  oder  Staatsanwalt,  2.  oder  mindestens.  ."< jaliri^'-e  Tiiti'rkeit 
als  Lelirer  an  einci-  Provinzialrecht«schnle  oder  als  Reciitsanw.ilt . 

Richter  oder  Staatsanwalt  beim  Reichsgericht  kann  nur 
weidt  ii,  wer  mindestens  10  Jahre  als  Richter  oder  Staatsanwalt, 
oder  als  Heclitslelirer  bezw.  RecliLsiinvult  tätig  gewesen  ist. 
Richter  und  Stiiat.sanwält€  dürfen  während  ihrer  Amtszeit  keinen 
politischen  Parteien  oder  Vereinen  nnd  keinen  Volks^ertretnngen 
angehören;  sie  dflrfen  weder  Mitarbeiter  von  Zeitungen  noch  als 
RechtMBWftIte  tfttig  sein,  ancb  kein  Handelsgewerhe  treiben. 

Wenn  ein  Rlditer  oder  Staatsanwalt  in  der  Provinz  aus 
AltMeaehwftdie  seinem  Amt  nkibt  mehr  gewachsen  ist,  so  hat  der 
Obergerichtsprirident  bezw.  der  Oberstaatsanwalt  nasammen  mit 
dem  Provinzia^nstizkommissar  an  daa  mnisterinm  zn  beriehten, 
welches  beim  Thron  die  Abbemfting  des  b^a^nden  Beamten 
beantragt  In  Peking  wird  der  Antrag  dnrch  den  Prftsidenten  des 
Reichsgerichts  gemeinschaftlich  mit  dem  Jnsttzministerinm  gestdlt 

Das  Justizministerium  hat  nicht  das  Recht,  Bichter  und 
Staatsanwälte  nach  Belieben  zu  versetzen,  zur  Disposition  zu  stellen, 
zu  mUaasen  oder  im  Gehalt  zn  kSrzen.  Ausgenommen  sind  die 
beiden  oben  erwähnten  FiUe  (unerlaubte  Besehlftigung  aus  Alters- 
schwSche);  fem«r  strafweise  Yersetsnng  im  Disziplinarverfahren 
oder  Entlassung  auf  Grund  richterlichen  Urteils. 

Über  die  Pensionierung  der  Bichter  und  StaatsanwUte 
werden  noch  besondere  Bestimmungen  erlassen. 

Die  Vorschriften  Aber  die  Gerieh tssohr eiber  entsprechen 
dem  deutschen  Recht  und  bieten  deshalb  nichts  Neues. 


Digitized  by  Google 


H.  Bns:  China. 


3175 


Die  GericliUdoliii«t8cfaer  werden  Je  nach  Bedarf  in  Peking^ 
dordi  das  Jnstianinisterliini  nnd  in  der  Provinz  durch  den  Jnstiz- 
kommiasar  ernannt 

Das  Reeilt  der  Änstelinng  von  Gericlitsvollsieliern  kann 
das  Hinisterinm  den  Jnstiakonuninaren  oder  dem  Obeiir«riclit8- 
prisident  flbertragen.  Die  GeriehtsvoUsieher  müssen  Kantion  stellen 
nnd  erhalten  eine  Rennneration.  Eine  besondere  GeriehtsvoUzieher- 
ordnnng  wird  noch  vom  Jnstizministerinm  erlassen  werden. 

Die  Gerichtssprache  ist  chinesiBch.  Bei  Parteien  oder 
Zeugen,  weiche  nicht  chinesisch  verstehen,  mnss  ein  Dolmetscher 
angesogen  werden. 

Fnr  die  Haaptverliandlung  und  die  Urteilsverkündigang  gilt 
das  Prinzip  der  Offen tliclikeit  mit  denselben  Einschränkunp^en 
und  Aasnahmen  wie  im  dent sehen  Reclit.  Auch  die  Sitsnngspolizei 
ist  analog  dem  dentschen  iTericlitsverfassungfsgesetz  geregelt.  Als 
Ordnungsstrafe  kann  der  Voi-sitzende  Geldstrafe  bis  zu  10  Dollar 
(20  M.)  oder  Haft  bis  zn  10  Tatren  verhängen.  Bei  Ungebühr  des 
Klügers  oder  Beklagten  kann  aiK  Ii  das  Verfahren  eingestellt,  bezw. 
die  betreffende  Partei  als  nielit  erscliienen  behandelt  und  daher 
VersänTiinisiirteil  erlas.sen  \ver<i«'iil  Für  die  Yerhänf?nnp:  von  Ord- 
nungsstrafen kommen  nicht  die  iilier  f »eliktskonkurrenz  zur  An- 
wendung, auch  gibt  es  daf^egen  weder  Berufung  noch  Besehwertie. 
Die  1H4  und  1X5  des  deutschen  (ierichtbverfassuugsgesetzes  sind 
fast  würtlich  übernommen. 

Die  Beratung  und  .\bstimmung  des  Gerichts  sind  ^relieiui 
nnd  die  beteiligten  Kichter  zur  Verschwiegenheit  verpflichtet.  Auch 
dieses  Kapitel  ist  fast  wörtlich  dem  deutschen  Gerichtsverlassungs- 
g^tz  entlehnt. 

Die  Geridite  nnd  Staatsanwaltschaften  haben  sich  gegenseitig 
Bechtshilfe  m  leisten. 

Die  Jostizrerwaltung  ist  wie  folgt  geregelt: 
Das  Becht  der  Anfticht  steht  an 

1.  dem  Jnstisminister  hinskhtlieh  sSmtlieher  Geridite  und  Staats- 
anwaltschaften im  Beiche; 

2.  dem  Frlsidenten  des  Beichsgerichts  hinsichtlich  dieses; 

8.  dem  Provinsialjnstiskommissare  (bisher  ^Provinaaloher- 
richter"  genannt)  hinsichtlieh  der  Gerichte  nnd  Staatsanwalt- 
sehalten der  betr.  Provinz; 
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4.  dem  OberpifsideDteii  hinBiclitlioh  des  Obeiigeriehts  und  der  6e> 
richte  dee  Besirks; 

5.  dem  LandgerichtoprlsidMiteii  hiDnchlich  des  Luidgeriehts  und 
der  znm  Lsndgerichtobexirk  geharigen  Untergeriehte. 

Analog  ist  die  DienstanlUcht  bei  der  Staatssawaltsehaft  ge* 
regelt 

Die  Beanfkichtigang  der  Gerichte  darf  nicht  zn  einer  Be- 
schrftnkvng  der  richtorlicheti  Beftagnisee  und  sn  einem  Eingreifen 
in  die  Bechtsprechong  führen. 

Sobald  der  Entwurf  des  GerichtBverfiusnngagesetMS  die  Kaiser- 
liche Genehmigung  erhalten  hat,  soll  er  sunächst  bei  den  Versuchs- 
weise  eingerichteten  Gerichten  eingefDhrt  werden  und  binnen 
15  Jahren  im  ganzen  Beiche  in  Kraft  treten  (veri^.  die  Anmer- 
kung 2  S.  8169). 

Als  Reichsgesetz  ist  der  Entwurf  bisher  nicht  publiziert 
worden.  Doch  sind  auf  seiner  Grundlage  in  Tientsin,  Pekini^  nnd 
Mnkden  bereits  uene  Gerichtsbehörden  ver8nehs^^  eise  eingericht«t 
worden.  In  Tientsin  (Präfektur)  bestehen  seit  Herbst  11K)7  1  Ober- 
gericht. 1  I^andgericht  und  4  Untergeriehte;  in  Peking  seit  9.  De- 
zember 15)07  1  übergencht.  1  Landgericht  nnd  8  Untergeriehte;  in 
Jlukden  seit  dem  Januar  lOos  1  Obergericht,  1  Landgericht 
und  6  Untergerichte.  Für  jede  der  drei  StÄdt«  ist  eine  besondere 
provisorische  Gerichtsverfassungs-  und  Prozessordnnng  geschaflen 
worden  (für  Tientsin  vom  25.  Juli  1907,  für  Peking  vom  2.  De- 
zember 191  »7  für  Mnkden  von  Ende  Dezember  1907),  die  von  den 
X">rm;itivlM  ^timraungen  i]cs  ( Jesetzentwnrfs  vom  9.  Septeralier  1907 
zum  Teil  t  twas  abweichen.  So  ist  besonders  die  Zuständigkeit 
der  einzelnen  (jeridite  vcrsrhieden  «rerefrelt.  In  Sti  ;ifs;i<  lien  ist 
die  Zuständigkeit  der  Ainfsirerirht»'  anf  i'bt'rtretungen  nnd  \  i  i^ehcn, 
die  mit  Geld-  odtr  I'rii^rel^tra^e  bedroht  sind,  herabgesetzt.  Die 
Tientsiner  Amtstrerirbte  sind  in  Zivilsachen  nur  für  Streitobjekte 
bis  zu  100  Taels  (:;iio  M.)  zastSndig. 

Die  Ziiständiirkeit  der  Obergerielite  ist  erweitert  in  Tientsin 
anf  die  Nacliiirüfung  aller  auf  Verbannung  lautenden  Urteile,  in 
Mnkden  auf  Strafsachen  der  (ielbgürtel  und  Kotgürtel  (Verwandte 
il'  s  Kaiser!.  Hauses).  Verbre(  ben  der  Beamten  at'iren  den  Staat  und 
alle  durrh  Kaiserl.  Kdikt  speziell  übcrwiesciu  Falle.  Auch  sind  die 
drei  Obtigericht«;  vorläufig  noch  nicht  für  die  ganze  Provinz,  sondern 
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nur  für  die  betr.  l'rSfektur  /.ustandisr.  Die  Folge  davon  ist,  dass 
anch  der  bisherige  Pruvinzial  ober  rieht  er,  der  nach  der  neuen 
J5('anjtenorganisation  als  ^Provinzialjustizkniiunissar"  nnr  Jnstiz- 
verwaltungsbeaniter  sein  «dl,  vorläntig  noch  f;evvisse  richterliche 
Befugnisse  beibehSlt.  So  ist  er  in  Mukden  Berufungsinstanz  gegen 
die  Urteile  der  PräiVkitii.  Siibprätekteu  und  Magistrate  in  den  Ile- 
zirken,  wo  noch  kein  Ljiiidgerioht  besteht,  und  in  der  Provinz 
Chihkli  liegt  ihm  die  Nachprüt'ung  aller  Prozes.se  ob,  in  denen  auf 
Todesstrafe  zu  erkennen  und  an  den  Thron  zu  berichten  ist. 

Aach  das  Reichsgericht  in  Peking  wird  infolge  der  Be- 
stimmnog,  dass  ihm  durch  Eaiseri.  Reskript  jeder  Fall  zur  Ent- 
seheidoBg  UberwieseD  werden  kanUi  mit  fiist  allen  wiehtfgwen  Straf- 
aachen he&sst,  die  sich  im'  Bezirk  der  Reichshanptstadt  ereignen 
nnd  Ar  die  an  sich  das  Landgericht  anständig  wftre.  Es  wird  in 
dieser  Hinsicht  gana  nach  Willkttr  verffthren.  Ein  Eaiserl.  Besluript 
kann  trotz  aller  Gesetze  jeden  Angenblick  ein  Ansnahmeverfohren 
befehle.  So  wnrde  z.  B.  erst  kürzlich  ein  Hochverratsprozess,  bei 
dem  es  sich  nm  den  Verkauf  geheimer  Nachrichten  dnrch  chinesische 
Beamte  an  eine  fremde  Gesandtschaft  handelte  nnd  die  Hanpt> 
achnldigen  zn  lebenslänglicher  Verbannong  venirtdlt  worden,  Über- 
haupt nicht  dnrch  ein  ordentliches  Gericht,  sondern  durch  eine 
ad  hoc  znsammenbemfene  Kommission  von  Uinistem  erledigt. 

Ab  Euriosum  sei  schliesslich  noch  erwähnt,  dass  das  Justiz- 
ministeriom  ans  Anlass  der  ErSfhung  der  neuen  Gerichte  beim 
Tliron  beantragt  hat,  dass 

1.  bei  Abänderung  Aet  Entscheidung  des  Vorderrichters  durch  die 
hDhere  Instanz  der  Vorderrichter  deshalb  nicht  zur  Rechen- 
schaft gezogen  werden  darf,  es  sei  denn,  dass  er  sich  einer 
strafbaren  Nachlässigkeit  schuldig  gemacht  und 

2.  dass  fOr  die  ersten  6  Monate  wegen  Ivrtttmem  nnd  Versehen 
keine  Verweise  erteilt  werden  dürfen. 


Finland. 


Referent:  Dr.  Meeli(>lin.  Helsingfors, 

fHiher  Viz«>pra8ideDt  des  ät^-nats  vun  Fioland. 

Landtagsordnung  für  das  GroBsiUratentiim  Finland 

vom  20.  Juli  1906. 

1.  Kapitel. 

Allgemeines. 

§  1.  Der  Liiudtax  des  üroKsfürsteutums  Fiolaiid  stellt  das  fiu- 
ländiscbe  Volk  dar. 

§  2.  Der  Landtag  bildet  eine  Kaminer,  die  aai  iweihundert  Ab- 
geordneten be!<tcht. 

i:;  3.  Die  Landtfigswalil'  ii  (irideii  jedes  dritte  Jahr  ßl**iehzeitig  im 
^Hii/en  Lande  statt.  Der  Auftrajf  eines  Abgeordneton  iieginnt.  .sobald 
er  für  gewählt  erklärt  wordeu  ist,  uud  dauert  hin  zum  Ab.scbluD  der 
nädtsten  Wahlen. 

Der  Kaiser- GrosafOrst  hat  Jedoch  das  Recht,  vor  Ablanf  der  im 
ersten  Absal/.  genannten  dreijährigen  Periode  neue  Wahlen  anzubefehlen; 
in  diesem  F:dl  gelten  —  falls  nicht  eine  npu*"  .Auflösung  de.**  Landtage* 
stattfindet  —  die  VoUnjacbteu  der  Ahgeordnett'n  auf  drei  Jahre. 

§  4.  Die  Abgeordneten  werden  durdi  unmittelbare  und  pro* 
portionelle  Wahl  bestimnit;  fOr  dieeen  Zweck  wird  das  Land  in  min- 
destens Kwolf  und  höchstens  achtzelin  Wahlkreise  eingetoilt. 

Wo  die  ()r1s\  erhältniss*>  eint»  Aliwcicbunfj  von  dem  propnrt ioneilen 
Wiihlinodus  erh»Mschen,  können  jedoch,  über  die  genannte  Anzahl  hinaus, 
Wahlkreise  für  die  Wahl  nur  eineä  Abgeordneten  gebildet  werden. 

Bei  den  Wahlen  haben  alle  Stimmberedbtigten  gleiches  Stimmrecht 

Das  Wahlrecht  darf  nicht  durch  einen  Bevollmächtigten  ausgeflbt 
werden. 

N'iihere  Re>.tininiungon  ü'-er  die  Wahlkreise  sowie  über  die  Zeit 
für  die  Wahlen  und  den  Wahlniodus  sind  in  einew  besonderen  Wahl- 
gesets  enthalten. 

§  5.  Berechtigt  sur  Teilnahme  an  den  Landtagswablen  ist  jeder 

finliindisehe  Hurger  männliclien  und  weiblichen  Geschledlts,  der  TOr 
dem  Wahljahre  rierundzwanzig  Jahre  alt  geworden  ist. 
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Votu  Wulilrecht  uusgeHchlusseo  ist: 
1.  wer  neh  im  «kÜTen  Militftrdieiut  b6find«t; 
8.  wtr  unter  Vormundfichaft  steht; 

3.  wer  nicht  wfthrend  der  drei  letsteD  Jahre  im  Lande  eingesdirieben 

gewesen  : 

4.  wer  aus  anderer  Ursache  ai8  Mittellosigkeit,  die  durch  ein  Zeugnis 
der  GemrindeverwaltuDg  bescheinigt  worden,  unterlassen  hat,  die 
ihm  fflr  die  swet  letstvergangenen  Jahre  au  Lasten  geschriebenen 
Staatsstenem  su  aahlen; 

5.  wer  von  der  Armen pH^ire  untr  t-stfttat  wird,  falls  nicht  diese  Unter- 
stützung; nur  zufälliger  Art  ist 

6.  wer  als  üeiueioschuldiier  sich  im  KonknrrrefüAiren  befindet,  ehe  er 
die  Cbersidit  der  VermOgensmasse  beeidigt  hat; 

7.  wer  wegen  Landstreicbens  zu  öffentlicher  Arbeit  verurteilt  worden  ist, 
his  zum  All  lauf  des  dritten  Jahree  nach  seiner  Freilassung  aus  dem 
ArlteitsliMuse; 

8.  wer  auf  Grund  eines  gerichtlichen  L'rteils  eine»  guten  Leumuudfs 
«mangelt  oder  unwfircUg  ist,  im  öffentlichen  Dienst  dse  Landes 
verwandt  an  «erden  oder  einen  anderen  su  Tertreten; 

9.  wer  flherführt  ist,  bei  einer  Landtagswahl  Stimmen  gekauft  oder 
verkauft  oder  einen  VersuL-h  dazu  gemacht  zu  haben,  oder  wer  an 
mehr  als  einer  Stelle  seine  Stimme  abgegeben  hat,  oder  durch 
Gewalt  oder  Drohungen  die  Wahlfireiheit  gestört  hat,  bis  zum  Ablauf 
dsa  seehaten  Kalendeijahres  nach  dem  Jahre,  wo  das  endgOltige 
UrteU  in  der  Sache  erging. 

§  6.  Jeder  Wahlberechti^'te  kann,  ohne  Rficksioht  auf  den  Wohn- 
ort aum  Abgeordneten  gewählt  werden. 

§  7.  Ein  Beamter,  der  mittelst  seiner  amtliclu"!  Aiitr)rit:it  auf  die 
Abgeordneteiiwulii  einzuwirken  sucht,  ist  seines  Amtes  zu  entsetzen. 

Wer  durch  Verlockungen  und  Verführungen  die  Wahlfreiheit  stört, 
wird  mit  Gefbignis  bis  au  drei  Monaten  bestraft  Kamen  hierbei  Gewalt 
oder  Drohungen  zur  Anwendung,  so 'ist  <lie  Stmfe  CIef;mgnis  von  einem 
Munat  bis  zu  einem  Jahr;  war  der  Schuldige  ein  Beamter,  so  ist  er 
ausserdetn  des  Amtes  zu  entsetzen. 

Kin  Arbeitgeber,  der  den  bei  ihm  angestellten  Wahiberechtigton 
nicht  nach  Möglichkeit  Gelegenheit  bietet,  ihr  Wahlrecht  anssuftben^ 
wird  mit  einer  Geldbusse  bestraft. 

§  8.  Wer  auf  Gniiiil  df«s  Wahkesi  tzes  als  zum  Abgeordneten 
gewählt  erkhirt  worden  ist,  darf  von  diesem  Auftrag  niebt  entbunden 
werden,  falls  er  nicht  einen  vom  Gesetz  aiierkannien  lieInnii'Tuiigsgrund 
oder  andere  Gründe  anführen  kann,  die  der  Landtag  für  gut  anerkennt. 

§  9.  Bin  Abgeordneter  ist  verpflichtet,  in  der  Ausöbung  smnes 
Auftrages  so  su  handeln,  wie  es  Becht  und  Wahrheit  heisdien.  Er  ist 
d  l'  i  iti  keine  anderen  Vorschriften  gebunden,  als  an  die  Grundgesetze 
des  Landes. 
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%  10.  länem  Abgeordneten  daif  nidit  verwehrt  werden,  ridi  nun 
Landtag  dnsnfinden  und  sein  Amt  aannflben. 

§  11.  Ein  Abgeordneter  darf  nicht  wegen  der  von  ihm  geäusserten 
Ansioliten  oder  seines  soiiiitifr'Mi  Verhaltens  während  der  V'iThnnfiIunp'^!i 
unter  Anklage  pesteilt  oder  der  Freiheit  beraubt  werden,  falls  nicht  der 
Luiidtug  Hulches  durch  einen  Bescbluss  gestattet  hat,  für  den  mindestens 
der  anwesenden  Hitglieder  denelben  geatunmi  haben. 

§  12.  W&hrend  der  SitsuDgeperiode  darf  ein  Abgeordneter  ohue 
(Jenehmigung  des  Landtnpea  nicht  wepen  eines  begangenen  Verbrechene 
verhaftet  werden,  ausser  wenn  das  Gericht  seine  Vorhaflunp  imordnet 
odtT  wenn  er  auf  frischer  Tat  bei  der  Begehung  eines  Verbrechens  er- 
tappt wird,  welehee  mit  einer  nidit  geringeren  Strafe  als  sechs  Ifo* 
naten  Gefftngnis  bedroht  ist. 

Ist  ein  Liiiidtagsahgeordneter  w&hrend  seiner  Reise  sum  Landtag  an« 
anderen  als  dem  im  Absatz  1  genannten  Grtinden  verhaftet  worden,  so 
ist  er  freizulassen,  wenn  der  Landtag  solches  beschliesst. 

Die  Verhaftung  eines  Abgeordneten  muss  sofort  dem  Prisidenten 
mitgeteilt  werden. 

§  13.  Vergreift  sich  jemand  durch  Wort  oder  Tat  an  einem  Ab- 
geordneten, wähn-nd  sii  li  tlie-'or  auf  der  Heise  zum  «idcr  vom  T.iindtag 
befindet  oder  während  der  Sitzungsperiode,  und  geschah  es  mit  KonT  tnis 
der  Tatsache,  dass  er  Abgeordneter  ist,  oder  wendet  jemand  nach 
dem  Landtag  gegen  einen  Abgeordneten  wegen  Ausführung  seine*  Auf- 
trages Gewalt  an,  so  ist  der  Umstand,  dass  das  Verbrechen  gegen  einen 
Abgeordneten  ausgeführt  wurde,  als  besonders  erschwerend  zu  betrachten. 

Das  in  b*>7:ug  auf  A)vi-''''>rdnete  (besagte  gilt  auch  hinsichtlich  der 
Schriftfülirer  und  Hediensteten  des  Landtags. 

§  14.  Die  Abgeordneten  werden  aus  Staatsgeldem  besoldet  und 
erhalten  ausserdem  eine  Entschädigung  für  die  Reise  vom  oder  sum 
Landtag. 

Die  Besuldiing  betrügt  für  einen  ordentlifhon  Laridtni:  1400  M. 
oder,  falls  dt^r  Landtag  aufpelö.st  worden  oder  der  Antimi:  de-<  Al>ge- 
ordneten  früher  als  ueunaig  Tage  nach  Beginn  des  Landtags  aufgebort 
hat,  16  M.  tftglich.  Wfthrend  eines  ordentlichen  Landtags,  der  nach 
AuflOeung  eines  Landtags  und  nach  erfolgten  neu«n  Wahlen  zu  einer 
andttPen,  alt  der  im  Gesetz  bestimmten  Zeit  zusamniontritt,  und  wahrend 
eines  ausserordentlichen  Landtags  ist  die  Besoldung  dieselbe  wie  oben 
angegeben,  doch  darf  sie  im  ganzen  nicht  1400  M.  übersteigen. 

§  16.  Findet  sich  ein  Abgei»<dnetw  nidit  reebtseitig  im  Landtag 
ein  oder  bleibt  er  ohne  Genehmigung  dee  Landtags  von  einer  Sitsnng 
aus,  und  kann  er  keinen  vom  Landtag  gutgeheinsenen  Behinderungsgmnd 
▼erweisen,  so  kann  der  T>andtap  ihn  zum  Verlust  der  Besoldung  ver- 
urteilen, und  zwar  zu  15  M.  für  jeden  versäumten  Tag  und  ausserdem  zu 
einer  denselben  Betrag  nicht  überüteigendou  Geldbusse.  Bleibt  die  Geld- 
basse ohne  Wirining,  so  kann  der  Landtag  den  sinmigea  Abgeordneten 
seines  Auftrages  fflr  verlustig  eriilären. 
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8.  Kapitel. 

Beginn,  Auflösung  und  Schluss  des  Landtags. 

§  16.  Die  Sitaungen  des  Landtags  ßndea  in  der  Hauptstadt  des 
Landes  statt,  ausser  wenn  solches  wegen  feindlichen  Einfalls  oder  anderer 

wichtigen  Hindernisse  unmöglich  oder  far  die  Siciit-rlit  it  des  Landtags 

mit  (Jefahr  v»»rhiiii<loii  ist,   in  weI<^hotn  Fnll  der  K;ii-er-GrossfflrBt  einen 

ändert)  Vcrsaminluiig-ort  iiint-rhalh  d<^>  I-iukI'--  )n'>timiiit 

§  17.  Der  unltMitliche  l^andtag  veisamiiH-it  •^nh  jährlich,  nach 
Jedesmal  besonders  ausgefertigter  Berufung,  am  ersten  Tag  im  Munal 
Februar,  ialls  nidit  der  Kaiser  Orossfflrst  einen  andern  Tag  des  Jahres 
b.'stinimt,  und  geht,  laut  Allerhöchster  N'erordnim;:,  den  n^^unzi lösten 
darauf  foii^t-ndeii  Tag  auseinaiuler.  aus^'-r  in  dem  Kall,  wenn  der  Kaisor- 
(irossfürst  nach  i"iti*'iif?r  Pnlfiin::  oder  auf  Vorstellung  ile>-  Landtags  be- 
Btimmt,  dass  der  i^auiitag  früher  oder  «ituter  Hieb  aufluden  soll. 

Ist  ein  im  voihergehenden  Abschnitt  oder  sonst  in  diesem  Gesets 
für  einen  bestimmten  Fall  Toif;esdiriehener  Tag  ein  Feiertag,  so  gilt  die 
Vorscfajrifl  fflr  den  sunlchst  darauf  folgenden  Wochentag. 

§  18.  Wenn  der  Kaiser-Ürofisfürst  wfthrend  eines  ordentlichen 
Ijandta);»  neii<>  Wahlpn  anhefi«>hlf.  so  wird  der  Lan<ltaj,r  an  dem  Taye 
aufgeiö.Ht,  den  der  Kaiser-Grossfürst  hat  bekannt  gehen  lassen.  In  solehem 
Falle  soll  nach  den  Neuwahlen  der  ordentliche  Landtag  am  eri>len  Tage 
dee  Dftchflten  Monats,  der  neonsig  Tage  nach  der  Auflösung  flUlt, 
od^  an  einem  frflheren  vom  KaiserOrofifGrsten  bestimmten  Tage  Ton 
neuem  susammentreten. 

Werden  neue  Wahlen  anliffithl'Mi,  ii;i<  li.li"in  d<'r  ord"ti(lichc  f,andt:i<j 
aufgelöst  worden  ist  und  können  die  Wahlen  nicht  vor  dem  ersten  Tage 
des  nächstfolgenden  Februarmunat«  zu  Ende  geführt  werden,  so  wird 
der  Beginn  des  ordentlichen  Landtags  bis  sum  ersten  Tage  des  Kalender- 
monats aufgeschoben,  der  nach  Bekanntmachung  des  Ausgangs  der  Wahlen 
sunftchst  fallt. 

«;  19.    Vniu  Kaiser-ririi  -ffii sti  ll  hiiiifrt  o*  :ih.  eiii'^n  aii-sernrdent- 
lichen  Landtag  zu  berufen  und  /.u  bestimmen,  wann  er  auseinander-, 
geben  soll. 

Der  Beginn  eines  ausserordentlichen  I^andtags  ist  nicht  frflher 
ansusetsen,  als  auf  den  fflnfzehnten  Tag  nach  Ausfertigung  der  Berufung, 
und  darf  niolit  länger  dauern  als  bis  aum  lotsten  Wochentag  Tor  Beginn 
eines  ordentlichen  LandtaL"'. 

In  einem  ausserordentlichen  Landtage  dfirfen  nur  solche  Fragen 
erörtert  worden,  die  die  Berufung  des  Landtags  veranlasst  haben  oder  sonst 
Tom  Kaiser-GrossfUrsten  demselben  unterbreitet  werden,  sowie  Fragen,  die 
mit  derartigen  Angelogcnheiten  in  untrennbarem  Zusammenhang  stehen. 

§  20.    Die  in  den  iji;  16,  18  und  19  anii:e^r,  heuen  Verordnungen 
de.s  Kaiser  *  Irnssfürsten   werden  in  der  Weise  lu  kantit  ge^^eben,  wie  08 
für  ilie  V  crtiffentlichuiiy  von  (j»'^t  t:'en  in  Finland  vorgeschrieben  ist. 
Jahrbuch  der  iutemat.  Vereiuij;uiig.   6.  Bd.  201 
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Verorduungon  fibcr  Verrichtung  von  neuen  Wahlen  werden 
Ruvscrdi  iu  den  (jouvcrneuren  iiiit^*  tiMl1  sowie  den  Heliörden  und  Kom* 
missionen.  denen  die  Venuiiitaltung  der  Wahlen  obliegt. 

§  21.  Au  dem  Tage,  wo  der  Landtag  tfieh  versammeln  »oll, 
müssen  staatliche  Abgeordneten  von  11  Ubr  ▼onnittags  an,  in  der  durch 
Anschlag  niher  angegebenen  Weise,  ihre  Vollmachten  demjenigen  oder 
denjcnii^en  vorweisen,  die  der  Kaiser-Grossfürst  veronhiet  hat,  um  die 
Vollmachten  zu  prüfen.  Wfmi  (»ine  Vollmacht  zum  erstenmal  vorge- 
wiesen wird,  ist  zu  prüfen,  ob  dieselbe  von  der  zuständigen  Behörde 
und  in  vorgeschriebener  Form  ausgefertigt  ist. 

Bin  Veneiohnis  fiber  die  ordnungsmissig  beToUmiditigtan  Mit- 
glieder ist  am  folgenden  Tage  vor  10  ühr  vormittags  dem  Landtage  cu 
fibergehen. 

Kin  .\l)gcordneter,  der  sich  nach  Beginn  des  Landtags  einiiiidet, 
nimmt  daselbst  seinen  Sitz  ein,  nachdem  er  dem  Präsidenten  die  in 
Gemänheit  des  Abschnittes  I  genehmigte  Vollmacht  vorgewiesen  hat. 

§  22.  Ist  die  Vollmacht  eines  Abgeordneten  nicht  genehmigt 
worden,  so  hat  der  Landtag;  das  Rfrlit,  zu  prüfen,  ob  er  trotadom  auf 
Grund  der>elbcn  st-iiien  Sitz  im  Landtaef"  einnehmen  soll. 

Wird  wahrend  des  Landtags  auf  üruud  dieses  Gesetzes  gegen  die 
Zusttaidigkeit  eines  Abgeordneten  Einwand  erhoben,  so  wird  dieser 
ebeitfolls  vom  Landtag  geprflft,  falls  oidit  derselbe  Einwand  infolge 
einer  H<  -  liwrrdo  über  di«  Walil  bereits  der  Entscheidung  der  zustindigen 
Behörde  unterliK-itet  worden  oder  nu<')i  unterbreitet  werden  kann. 

Im  übrigen  darf  eine  Frage  über  die  Gültigkeit  einer  Abgeordneten- 
wahl nicht  im  Landtage  aufgeworfen  werden,  ausser  wenn  eingewandt 
wirdf  dass  in  besug  auf  die  Wahl  oder  damit  ansammenhiogende  Maas- 
regeln ein  offenbar  verbrecherisclu  s  Verfahren  v<ir^rlM,mmen  oder  dass 
ein  un/weifflhafter  Irrtum  bei  der  Feststellung  des  .\iisgangR  der  Wahl 
filati j,'efunilHii.  In  .solehem  Fall  kann  der  Landtag,  wenn  es  zugleich 
klar  ist,  duss  das  verbrecherische  Verfaliren  oder  der  Irrtum  auf  den 
Ausgang  der  Wahl  haben  einwirken  können»  und  eine  Änderung  auf 
dem  Wege  der  Beschwerde  nicht  mehr  möglich  ist,  Massregeln  ergreifen, 
um  die  Wahl  mit  den  Bestimmungen  des  Wahlgesetses  in  Überein- 
stimmung 7M  bringen. 

Derjenige,  dessen  Abgeordnetenrecht  in  Frage  gestellt  ist,  behüU 
indMsen  seinen  Auftrag  als  Abgeordneter,  bis  «r  fdr  nidit  snstiadig 
erklfart  worden  iet 

§  23.  Am  folgenden  Tage  voreinigt  sich  der  LandtaL,'  um  10  ITir 
vormitta;,'»  zu  einer  Plenarv  iT^-ammhiriL'.  die  mit  einem  Aufruf  iiHch  dem 
im  ^  21  genannten  Verzeichnis  beginnt.  In  dieser  Plenarsitzung  wählt 
der  Landtag  unter  seinen  Mitgliedern  einen  Präsidenten  und  swei  Vize- 
präsidenten. 

Darauf  geben  der  Prisident  und  die  Vizepräsidenten  einer  nach 
dem   anderen   vor  dem  Tersammelten  Landtage  folgende  feierliche 

Versicherung  ab: 


Mbchxuk:  Finland. 


8183 


^Irh  >>'.  N.  versichere,  dass  ich  in  der  Ausübung  des 
Pri8identenaQitä.s  nach  Kräften  üowühl  die  GerechUamen  des  Kaisers- 
Oroadaraten  ivie  die  de«  Landtags  und  dm  finlftndiacihen  Volkes 
in  Übereinttimmiing  mit  den  Orundgesetsen  anfrechteiluüten  vUl.* 

Ehe  dieses  pc8(-'h"hen,  führt  das  un  Juhrot»  älteste  Mitglied  des 
Luiidta^s  den  X'oi-'it^.  Dhs  Protokoll  wird  von  demjenigen  geftthrt,  den 
der  Letztere  dazu  auM.'rsRlit. 

Schriftführer  und  Kanzlei  personal  werden  in  der  Weise  auge- 
nommeo,  wie  der  Landtag  l>estiinmt. 

§  84.  An  dem  Tage  und  zu  der  Stunde,  die  der  Kaiser- 
OroesfQrst  hat  bekannt  i^eben  lassen,  hollen  die  Mitglieder  des  Landtage 
nach  verrichtetem  (»(»ttesdienst  siich  im  Tlimrisual  versiimmeln,  wo  der 
Kaiser-(j rossfürst  oder  stnii  Stellvertreter  (l*  n  i.undt.ii^  hegrüsst  und  den- 
eelben  für  eröffnet  erklärt,  worauf  der  Landtag  durch  den  Pribidentea 
«eine  nntertftnige  Bhrfurdit  ausdrücken  ISsst. 

§  25.  Wenn  der  Landtag  geschlossen  werden  soll,  finden  sich  die 
Abgeordneten  nach  ▼erridttetem  Gottesdienst  su  der  yom  Kiuaer* 

Grossfürfiten  bcKtinunten  Zeit  im  Tbronsaal  ein,  wo  der  Prä.sidont  dem 
Kaiser-tirossfürsten  oder  seiiipm  Stellvertreter  die  Ausdrücke  der  unter- 
tänigen Ehrfurcht  des  Landtags  und  die  Wünsche  desselben  ausdrückt 
und  den  LandtagsbesohluM  flberreicht,  worauf  der  Kaiser^OrossfOrst  oder 
■ein  Stellvertreter  den  Landtag  fttr  gesdüestten  erklftrt. 

3.  Kapitel. 
Die  Geschäftsordnung  des  Landtags. 

§  26.  Der  Kai.s('r-(! rossfürst  liisst  bei  Kniffiiunjj  des  liandta;;a  ein 
Verxeichnis  der  \'orlaf;on  bekannt  neben,  die  er  dem  Landtage  über^fibt. 

Zu  Beginn  eines  Jeden  urdeutlichen  Landtags  wird  dem  Landtage 
«ine  Vorlage  übergeben  über  die  Beschaffung  von  Geldern  fOr  soldie 
BedArfnisse,  au  deren  Brntreitung  die  ordentlichen  Staatseinnahmen 
nicht  hinreichen;  als  ßcl  '>:  lii'  irur  wird  der  Vorlage  eine  Berechnung 
des  Staatsbudgets  für  das  uäch.ste  iMiian/jahr  beigelegt. 

Vorlagen,  die  nielit  zu  !i»';:iiin  des  Landtags  demselben  übergeben 
werden  konnten,  können  ihm  auch  später  übergeben  werden. 

Sdireiben  und  Vorlagen  dee  Kaieer»*Grossfflrsten,  die  nach  Er* 
Aflnung  des  Landtags  ergehen,  werden  demselben  durch  ein  Mitglied 
des  Senate  übetgeben. 

§  27.  Sobald  ein  onlentliclier  Landtai:  eröffnet  worden  ist,  muss 
demselben  eine  Übersicht  des  Staatshaushalts  von.'filP'-'t  werden,  darnit 
der  Landtair  eine  Kinsicht  darüber  gewinnen  kann,  ol)  die  Staatseinnahmen 
SU  Nutz  und  Frommen  des  Landes  angewandt  worden  sind. 

§  28.  In  Obereinstimmung  mit  dem  Recht,  das  die  Stände  bisher 
gshabt  haben,  ist  ein  ordentlicher  Landtag  berechtigt,  an  den  Eaiser- 
QrosafOrsten  Petitionen  zu  richten,  denen  der  Kaiser^Grossfflrst  die 
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Berftoktichtiguug  angcdeihen  liwt»  die  ihm  das  Wohl  dm  Land««  sn 
li6i§clien  schflint 

Entwftrfe  von  Adnasan,  die  in  aoMerordenilieheii  FUIan  odar  an- 
iSmlich  bcsondorcr  Ereignisse  von  dem  Lnnrltag  an  den  Kai.ser-Grossfflrsten 
gericlitet  werden  sollen,  sind  einer  vorbereitenden  Prüfung  in  KommiMioDeD 
in  der  für  Petitionen  vorgeschriebenen  Weise  zu  unterwerfen. 

§  29.  Der  Landtag  ist  berechtigt,  eine  von  einem  Abgeordneten 
▼onehriftamlMig  eingabiachta  Uotion  sur  Bahandlung  «nfonnahmeD,  dia 
aieh  anl  Formnlierung,  Änderung  odar  Anfliebung  einea  aolchen  Gaaetcea 
bezieht^  das  vom  übereinstimmenden  Beaoblnai  daa  Kaiaen^GroMfOisten 

und  des  Landtags  abhiingt. 

üocb  sollen  inbezug  auf  (irundgesetze  oder  Geselzo  üher  die  <  V- 
gaiüsation  der  Landes-  oder  Seeverteidiguug  keine  Motionen  eingebracht 
werden;  inbeiug  auf  die  Formulieruug  von  Eirdiengaaetaeji  gelten  die 
hierüber  besonders  gegebenen  BaatimmangeD. 

§  30.  Motionen  oder  PetätionaentwUrfe  aind  von  den  Abgeordneten 
binnen  14  Tagen  nach  Eruffnnti^'  des  Landtags  in  ediriftUcher  Form 

einKubriiigen.  S[.flrf>r  dürf  ein  A>>  >  nt  ilnt^ter  keine  Motiniicn  oder  Petitions- 
entwürfo  mehr  einljrin<;en.  fall«  nicht  solches  unmittelbar  durch  einen 
vom  Landtag  bereits  gefaitsten  Beschluss  oder  ein  anderes  während  des 
Landtages  eingetroffenea  Breignia  veranlaaai  wird. 

Eine  Motion  soll  einen  in  Geseliform  abgefsaaten  Entwurf  ent- 
halten und  cugleich  die  Gründe  angeben,  euf  welehe  der  Entwurf  sieh  stflUi. 

Fragen  verschiedener  Art  dfirfen  nidit  in  derselben  Schrift  an- 

aanunerig''stfllt  werden. 

5j  Hl.  Verlangt  der  Kai.ser-Grossfürst  das  Outachten  des  Landtans 
in  einer  Frage,  in  welcher  der  Kaiser-Grossfürst  ohne  Mitwirkune  des 
ijandtuges  \'erorduuugen  erlasäen  kann,  no  soll  der  Landtag  die  Fra^e 
anr  Behandlung  ▼omehmen  und  das  gewOnscfate  Gutachten  abgeben. 

§  32.  Will  ein  Abgeordneter  an  ein  Mitglied  des  Senats  in  einer 

au  dessen  Arotsbefugnis  gehörenden  Angelegenheit  eine  als  besondere 
Frage  im  Plenum  aufzunehmende  Inter])cllation  richten,  so  hat  er  dieselbe 
in  sehriftlicher  Form  und  mit  bestimmt  formuliertem  Inhalt  dem  Prä- 
eideuten zu  übergeben.  Nachdem  die  Frage  bis  zu  einer  folgenden 
Sitzung  auf  dem  Tisch  gelegen  hat,  soll  der  Landtag  ohne  voriiergehende 
Verhandlung  besdiliessen,  ob  die  Interpellation  au  stellen  ist  oder  nidit. 
Falls  die  Interpellation  beschlossen  winl  soll  die  Frage  durch  den  Prä- 
sidenten dem  zustHiidiL'i'ii  Mittrlied  ilet;  Senats  niit<:eteilt  werden,  welcher, 
falls  er  die  HeantworUniu  nicht  ablehnen  zu  müssen  glaubt,  mit  dem 
Pn'isidenten  den  Zeitpunkt  für  die  Beantwortung  der  Frage  Terabredet. 

§  33.  Über  die  Befugnis  des  Landtags,  die  Gesetzmässigkeit  der 
Ton  den  Regierungsmitgliedeni  getroffenen  amtlichen  Masaregeln  an  prilfen 
sowie  fiber  die  Behandlung  aoldier  Fragen  wird  m  einem  beeonderan 
Gesetz  verordnet. 
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4.  Kapitel. 

Die  Vorbereitung  der  Fragen. 

§  84.  Der  Landtag  soll  binnen  drei  Tagen  nach  seiner  Hröffnung 
mindestons  35  Elektoran  oebBt  der  nötigen  Ansahl  Brmttm&nner  wihlen, 
die  die  Mitglieder  der  Kommissionen  des  Luidteges  bestimmen  sollen. 

Die  Klektoreii  und  ihre  Krs.U/.mäniier  worden  durdl  proportionelle 
Wahlen  bestimmt.  Nähere  \  üi-üthriften  in  bezup  auf  den  Wiihlniodus 
werden  vum  Luudtag  angeuommon  und  behalten  ihre  Gflltigkeit,  bie 
darflber  anders  verfügt  wird. 

g  85.  Im  ordMiüiidien  Landtage  sollen  binnen  5  Tagen  nadi  Br- 
Offoung  desselben  folgende  Kommissionen  eingesetst  werden:  eine  Grund» 

gesetzkoraniission,  eine  (lesetzkommissioii,  eiiv  nkiHKuni'  komrni'-siiiii  und 
eine  Bud^etknmniissiori  mit  mindestens  ]>■  IB  Mit^lii-ii'Tii,  und  eine  Bank- 
kommi^sloIl  mit  mindesieiiH  12  Mitirlifdern.  (jh^icli/i  it ii;  w-  rdi  ii  Krsatz- 
männer  iii  einer  Anzahl  von  luindestens  ^j^  der  Zahl  der  Mitglieder 
gewählt. 

Der  Landtag  kann  auch  nach  JUedarf  andere  Kommiasonen  einset  zen ; 

einer  solchen  Kommission  kann,  falls  sie  ans  mindestens  12  Mitjjliedern 
besteht,  auch  eine  Frage  über wi-  sen  werden,  deren  BoarlH^itiinp  sonst, 
ihrer  Beschaffonheit  nach,  einer  im  Oesetz  vorgeschriebenen  Komuiit>siun 
obliegt. 

Die  Kommissionen  können,  wenn  die  Arbeiten  solches  verlangen, 

sich  in  Abteilungen  verteilen,  die  jede  für  sich  im  Namen  der  Kom- 
mission ihre  (Jutachten  abgeben.  KrsilHMut  in  einem  -<>k'hen  Fall 
notwendig,  das«  ^e  Anzalil  der  Mitglieder  vermehrt  wird,  no  wird  die 
Sache  dem  Landtag  vorgelegt. 

Über  die  Bzpeditions-  und  Scbliessungskommission  wird  im  §  76 
bestimmt. 

Bin  ausserordentlicher  Landtag  setit  die  Kommi^sionon  ein,  die 
aur  Bearbeitung  der  im  LandtHg  vorkomniendcti  Krügen  erforderlich  sind. 

§  36.  Könner;  -ich  die  Klektoren  bei  ii«'r  Klii^eizuiiL'  von  Kom- 
mi^-sioneri  nicht  lilier  die  MitjLrüeder  derselben  einii^^eii,  so  sollen  sie  die 
Wahl  in  der  im  i;  34  voriresphrielienen  Weise  bewerk  ti  liig.  ii. 

§  37.  Binnen  acht  Tagen  nach  Eröffnung  des  Landtags  soll  der 
Landtag  för  die  im  §  57  Torgescbriebene  Behandlung  besonderer  Fragen 
die  grosse  Kommisaion  des  Landtags  einsetzen,  die  bur  sechzig  Mi^ 
gliedern  besteht,  welche  in  derselben  Weise  wie  die  Elektoren  gewihlt 
werden. 

§  38.  Kin  Mitglied  des  Senats  liarf  nn-ht  Mitglied  einer  Kommission 
sein.  Auch  darf  sonst  niemand  in  eine  Kommission  gewählt  werden, 
wo  ein  Bediensebaftsbericht  Aber  seine  Amtstätigkeit  sur  Prflfung  ge- 
langok  kann. 

Für  die  Wahl  von  Mitgliedern  in  die  grosse  Kommission  gilt 
Jedoeh  nur  die  im  ersten  Absuts  angegebene  Einschränkung. 
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§  39.  Die  KomnuMionen  das  Laadtagi  wlhlen  jede  fflr  sieb  dnen 
ersten  und  einen  «weiten  VoieitBenden  und  itollen  Sohnfllahrer  und  des 
nötige  Dienstpersonal  an. 

Die  erste  Sitzung  wird,  bis  ein  Vorsitzender  gewlhlt  ist,  TOD  dem 
ältesten  Mitglied  Kusammenbcrufen  und  geleitet. 

Die  Komniissioinen  kOonen  fflr  eine  bestimmte  iVage  unter  ihren 
Hitf^iedem  einen  oder  mebrere  Referenten  wiblen,  die  bei  der  Behand- 
lung der  Frage  im  Fleniiivi  ilr«  r.:indta|{S  oder  in  der  gTORsen  KommissioD 
desselboii  die  'rforderlichcn  Atifklärungpn  gelifn  können. 

g  40.  Der  Orundgosetzkommission  obliegt  es,  ihr  überwie-iene 
Fragen  flher  Formulierung,  Veränderung,  Erklärung  oder  Aufhebung  vua 
Orundgesetsen  vonubereiten. 

Fragen,  die  durch  das  Recht  des  Landtags  Teranlastt  sind, 
die  (JeHetzniii<:«ifTkeit  der  von  den  Regierungsmitgliedern  getroffenen 
Anit8tna.ssreüeln  zu  prüfen,  sind  ebenfails  von  der  Grundgeeetzkommierion 
zu  bearbeiten. 

§  41.  Die  Gesetskommiasion  haft  die  ihr  ftbarwiesenen  Bntwflife 
über  Formulierung,  Verlnderang,  Eilclftrung  oder  Aufhebung  der  allge« 

meinen  Gesai/.n  zu  begutachten. 

^  4'2.  Die  ("»konomiekommission  linu!».  jt^t  die  ihr  übcrwieeenen 
Entwürfe,  die  die  Erwerbstätigkeit  und  den  öffentlicheD  ilausbalt  des 
Landes  betreffen. 

§  48.  Der  Budgetkommission  iat  der  Zustand  der  Staati^nansen 
bekannt  zu  ^el>eti  und  sind  ibr  sftmtlidie  Rechnungsbücber  und  Dtdcnmente 
dcK  Sta:itKli;i\ish:ilLs  zugänglich  zu  machen.  Es  liegt  der  Kommission  ob, 
in  «  iiirra  (üitHchten  hierüber  sieh  besonders  Ober  die  Anwendung  der  vom 
Lundtag  fär  besondere  Zweül>e  bewilligten  Summen  auszuüprecbeu;  der 
Landtag  hat  dem  Kaiser-Grossffirsfcen  hierttber  das  Toranlegen,  wosu  ein 
Anlass  beatidien  kann. 

Der  Budi^etkommis.sion  worden  ebenfalls  überwiesen:  die  im  §  26 
Punkt  3  irwilhiitc  Vorlnrre  des  Kaiser-Grossfürsten  und  die  Vorlagen 
über  lit.'Wilitgungen  sowie  ebenfalls  sonstige  Vorlagen  und  im  Landtag 
eingebrachte  Vorschlige  fiber  finanzielle  Fragen,  die  der  Entscheidung 
dee  Landtags  unterliegen.  In  seinem  Gutaohten  (Iber  die  erstgenannte 
Vorlage  soll  die  Kommission  sämtliche  Fragen  über  Geldanweisungen 
zusammenfassen,  diV-  v<m  der  Pnifuri^'^  und  Genelunigung  de<  Landtags 
abbüngen,  und  zwar  auch  solche,  über  welche  besondere  Gutai^hten  ab- 
gegeben worden  sind.  In  demselben  Gutachten  schlagt  die  Kommission 
vor,  in  welcher  Weiee  Geldmittel  cor  Bestreitung  der  Aaegaben  au  be> 
schaffen  sind,  soweit  die  ordentUehen  Staatseinnahmen  dasn  nidit  hin- 
reichen. 

Erscheinen  I{c\viIIigun<rssteuern  notwendig,  so  soll  die  Kommission 
über  dieselbcu  besondere  Gutachten  abgeben,  die  zugleich  eine  Berech- 
nung der  Ton  den  Bewilligungen  zu  erwartenden  Einnahmen  entiialten. 

Es  kommt  der  Bndgetkommission  an,  dem  I«ndtag  den  Betrag 
der  SntscibftdigungBsnmme  TorsnseUagen,  die  der  Priaident  aur  Bestreio 
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tung  der  Ausgaben  erhalten  soll,  zu  denen  er  während  des  Landtags 
gezwungen  ist;  ferner  den  Betrag  der  Reiaeentsohädigusg  der  Abgeord- 
neten feetenetellen;  auf  Vorschlag  des  Prisidenten  und  der  zuständigen 

Kommissionsvorsitzonden  die  (lohiilter  der  Schriftführer  und  der  lU- 
dionung  des  Landtaj^^  und  der  Koniniis^intKni  /ii  heNlimiiifn.  f-owie  <lie 
Eatsohädigung  zu  beKtinimeu,  die  den  Mitgliedern  der  Expedition»-  und 
der  Redaktiondcomiiiinion  nach  Sdiluee  des  Landtags  aukommen. 

§  44.  Der  Bankkommieiiion  liegt  ee  ob,  die  Verwaltung  der  Bank 
Ton  Fitdand  und  den  Zustand  der  unter  der  (ianintie  und  der  Obhut 
d»^-  Lafidtri.'s  stcln-iniet)  Fund«  imterstiiOioti,  darüher  einen  Rerij^lit  zu 
eiM  iricn  und  liit;  \'orsclirifien  vorzuschlagen,  die  für  die  \  erwaltung  der 
i^eiiunnten  Fonds  erforderlich  erscheinen. 

§  46.  Eine  Kommission  soll  sich  sp&testens  2  Tage,  nachdem  sie 
eingesetzt  worden  ist,  versammeln,  und  je  nach  Krh'diLTunfr  der  Fragen 
flhor  jede  derselben  dem  PK-nuni  «h-s  liandta^s  die  durch  die  Beschaffenheit 
der  Fraj^en  lifdin utfu  ( intaflitfii  einsenden. 

Ist  ein  Mitglied  einer  Kuniniission  verhindert,  an  der  Behandlung 
einer  Frage  teUsunehmen,  so  tritt  ein  Ersatzmann  an  seine  Stelle.  Eine 
Kommission  ist  nicht  beschlusBfähig,  falls  nicht  mindestens  ihrer 
Uitglieder  »nwosend  sind. 

Eini  Ri  Mitgliod,  das  nicht  mit  dt-m  Hi'.schlii.'is  diT  KommiHsion 
einverbtauden  ist,  steht  e«  frei,  dem  (iuta<'htcn  der  Komwissioii  seine 
besondere,  schriftlich  abgefasste  Meinung  beizufügen,  doch  ohne  dass  das 
Gutaditen  dadurch  angehalten  wird. 

Bei  den  Sitzungen  der  Konimi.ssionen  dOrfen  Prftsident  und  Vize* 
prisidenten  des  Landtags  anwi  ^icnd  sein. 

Die  im  zweiten  Absatz  enthaltenen  Bestiuiuiungen  gellen  nicht  für 
die  grosse  Kommis.siun  de^  Landtags. 

§  46.  Bedarf  eine  Kommission  Urkunden,  die  bei  irgend  einem 
Beamten  oder  einer  dffentliehen,  nicht  der  Verwaltung  des  Landtags 
unterworfenen  Behörde  hergestellt  worden  sind,  oder  wünscht  sie  von 
einem  Beamten  oder  einer  derartigen  B-h  irde  tnHftdlnhe  oder  >ehrift- 
liehe  Erklärungen  einzuholen  oder  Urkunden  zu  erhalten,  die  bei  kommu- 
nalen  BehArden  gefertigt  sind,  oder  audi  andere  Aufkittrungen  Aber 
kommunale  Verhiltnisse,  so  hat  der  Pr&sident  de«  Senats,  auf  Wunsch 
der  Kommission,  Maßregeln  in  der  Richtung  zu  ergreifen,  dass  die  ge* 
wflnschten  L^kunden  oder  Aufklärungen,  soweit  möglich,  der  Kommission 
mitgeteilt  werden. 

5.  Kajüte!. 

Die  Behandlung  der  (loschäitc  im  Plenum  und  in  der 

grossen  Kommission. 
$  47.  Dem  Priridenten  liegt  es  ob,  das  Plenum  zu  berufen,  da- 
selbst die  Fragen  tum  Vortrag  au  bringen  und  die  Verfaandlnngen  au 
leiten,  die  Form  der  zu  fassenden  Beschlüsse  vorzuschlagen,  die  Ordnung 
in  den  Sitanngen  aufrecht  zu  erhalten,  und  audi  im  flbrigen  darüber  zu 
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wiciien,  dsBS  niefais,  was  gegen  die  GnindgeMtse  dee  LandM  Tenttai^ 
sur  Verhandlung  gelangt,  aowie  dai  Plenum  an  aohlieMen. 

Der  Prtndent  darf  nicht  an  den  Verhandlungen  odw  Abstimmangisn 

teilnohmen,  auch  nichts  anderes  vorschlagen,  hIs  das,  wan  zur  Ansfflhning 
(It  r  Cirundgesetze,  der  BescblüMQ  des  Landtags  oder  der  Arbeiteordnung 
desselben  erforderlich  i«t. 

Bei  VcrhiuUerung  des  Präsidenten  tritt  au  seine  Stelle  der  erste, 
oder,  ialls  auch  dieeer  verhindert  iet,  der  aweite  ViseprBaident. 

§  48.  Im  Plenum  hat  jeder  Abgeordnete  daa  Recht,  in  der  Reihen- 
folge, in  dw  er  sich  gemeldet  hat,  das  Wort  zu  erhalten  und  sich  frei 
in  allen  Fni'jen  zu  Protokoll  zu  äussern,  die  jeweilig  zur  HchandluriL' 
vorliegen,  sowie  auch  üher  ilie  CJesetzlielikeit  von  allem,  was  «icli  im 
Landtage  zuträgt.  Es  darf  niemand  autiser  dem  ProtukuU,  oder  ehe  ihm 
das  Wort  erteilt  worden  ist,  reden. 

Ein  Landti^abgeordneter  muss  ein  ernstes  und  wflrdiges  Auftreten 
beobachten;  nieninnd  darf  sich  beleidigende,  spiHtisÖhe  oder  Koiist 
unpassende  .Ausdrücke  ül)cr  die  lU'gierung  oder  Privatpersonen  erlauben. 
^ '^•rstos^it  jemand  hicr'j^egen,  so  hat  ihn  der  Präsident  y.ur  Ordnunc:  zu 
rufen  und,  falls  er  sich  dadurch  nicht  besberu  lääst,  ihm  dati  Wurt  zu 
entaiehen.  Im  übrigen  kommt  es  dem  Landtag  au,  au  prüfen,  ob  ein 
Abgeordneter,  der  gegen  die  Ordnung  ▼entüsaen  hat,  vom  PrSsidenten 
einen  Verweis  oder  eine  Warnung  erhalten  oder  fflr  eine  gewisse  Zeit, 
nicht  lön<:er  als  2  Wochen,  von  den  Sitzungen  des  Landtags  aufge- 
schlossen oder  L:erichtlich  belangt  werden  soll,  oder  ob  die  iSache  als 
erledit't  «u  betrachten  ist. 

§  49.  Die  Verbaudlungen  dee  Landtage  im  PlaiHim  dnd  Ofientlicb, 
falls  nidit  der  Landtag  fOr  gewisse  FftUe  anders  bestimmt. 

Bei  den  Sitaungen  der  grossen  Kommission  haben  simtlidie  Mit- 
glieder des  Landtags  das  Recht,  anwesend  cu  sein. 

nO.   Hei  den  Verbandhuii^en  des  Landtags  kommt  die  finisehe 
oder  die  schwedische  Sprache  zur  Anwendung. 

ij  r>L  Der  Präsident,  der  X'izeprftsident  und  die  übrifren  MitL'lieder 
des  SenaU  Kind  berechtigt,  den  Sitzungen  de»  Landtags  beizuwuhuen 
und  an  den  Veihandluogen,  jedooh  ni<dit  an  den  Besdilflssen  des  Land- 
tags teilaunehmen,  ialls  sie  nicht  Mitglieder  des  Landtags  sind.  Wflnsdit 
ein  Mitglied  des  Senats  sich  su  inssem,  so  wird  ihm  vor  andern  das 
Wort  erteilt. 

Ks  ktmirat  der  grossen  Kommission  zu,  zu  beschlie««en,  ob  <lie 
Mitglieder  de.s  Senab>  an  den  Sitzungen  und  Verbandlungen  der  Kom- 
mission teilnehmen  aollen. 

§  ö2.  An  der  Behandlung  von  üntwOrfen,  die  das  Kirohengesets 
für  die  evangelisdi-lutheriaohen  Gemeinden  des  Landes  oder  ihre  kirch- 
lichen Verhältnisse  im  übrigen  betreffen,  dürfen  nur  diejenigen  teil- 
nehmen, die  sich  aum  evangelisch-lutherischen  Glauben  bdienncn. 
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§  ü3.  Bei  Fra'^ei],  die  einen  Landtagsab^eordneten  peräunlicL  bu- 
traHfln,  dirf  sich  dieaer  an  den  VeriiandlaD^en,  j«doch  nicht  an  den  Be* 
schlössen  beteüixen. 

§  54.  Vorlagen  dfs  Kaiser-Grosgfürstr-ii  sowie  auch  im  Landtag 
eingebrachte  Motionen  dürfen  nicht  zur  eii(lLMillig--ii  liehandluny  geuommen 
werden,  ehe  eine  Kommission  ihr  (jutacliten  darüber  abgegeben  hat. 

Siner  Torberaitendm  Prtfung  in  einer  Konuniesion  sind  aii<di 
solche  Fragen  unterworfen,  die  laut  §  31  dem  Landtag  nor  sur  6egut> 
achtung  unterbreitet  wenlcn. 

öö.  Wird  eine  Vorhige  oder  Motion,  wenn  sie  zur  erstmaligen 
Behandlung  kommt,  nicht  sofort  einsliuiniig  einer  Konnnission  iiher- 
witisen,  so  soll  hie  bit>  ku  einer  der  Kunächbt  folgenden  Sitzungen  auf 
dem  Tisohe  liegen  bleiben  und  dann  einer  Kommission  flberwiesen 
werden.  Ebenso  muas  ein  Petitionsentwurf,  falls  er  nicht,  entweder  ohne 
auf  dem  Tisch  gelegen  zu  haben  oder  nachdem  soldbee  geschehen,  ver» 
werfen  wird,  einer  KtmimiNsion  fil»erwiesen  werden. 

^  bii.  Ein  Kommissionsgutacbten  ist,  wenn  e»  zum  erstenmal 
vorgetragen  wird,  auf  den  Tiach  lu  legen.  Beim  nächsten  Vortrag  soll 
es,  ohne  Rflcksicht  darauf,  ob  eine  Verhandlang  stattgefunden  hat  oder 
nicht,  von  neuem  auf  den  Tisdi  gele^'t  werd'  ii.  ^aUü  zwei  oder  mehrere 
Mitglieder  soirlies  verlangen:  wenn  aber  dir  S:i>he  zum  drittenmal  vor« 
kommt,  darf  ein  weiterer  Aufschub  nicht  mehr  stattJinden. 

§  57.  Betrifft  dos  Kommissiousgutachten  eine  (Jesetsgebungsfrago, 
die  durch  eine  Vorlage  dee  Kaisers^Grossfürsten  oder  dne  im  Landtage 
eingebrachte  Motion  veranlasst  worden  ist  so  ist  die  Frage  drei  ver^ 
Vencbiedenen  Behandlungen  im  PIcnuTn   des  lintidtiiijs  zu  iiiiterwerfeii. 

Bei  der  ersten  HehandliinL'  wird  das  Kommission.sgutiichten  vor- 
getragen und  den  Mitgliedern  des  Landtags  Gelegenheit  geboten,  sich  in 
der  Frage  su  ftuasem.  Nachdem  die  Verbandlungen  für  genchlossen 
erklftrt  worden  sind,  wird  die  Frage,  ohne  dass  ein  Beschluss  in  der  Sache 
selbst  gefas>t  wird,  der  grossen  Kommission  des  Landtag«  fibergeben, 
der  es  obliegt,  sich  darüber  zu  äussern  und  die  Vorschl&ge  su  machen, 
SU  denen  sie  Anlasij  finden  kann. 

Bei  der  sweiten  Behandlung  wird  das  Outachten  der  grossen 
Kommission  vorgetragen,  wobei  der  Landtag  den  Gesetsentwurf  duer 
Priifuiii:  unltTwirft  und  ober  jeden  einzelnen  Punkt  desselben  Beschluss 
fasst.  Wird  d  r  Ktitwurf  der  grossen  Kommission  in  :illeii  Teilen  ge- 
nehmigt, so  wird  die  zweite  15<  li!uidluiig  für  geschlossen  erklärt.  Wurde 
der  Kutwurf  der  grossen  Kuiniois.sion  nicht  unverändert  genehmigt,  so 
wird  der  Oesetientwort  in  dem  Wortlaut,  den  er  durch  den  Beschluss 
des  Landtags  erhalten,  von  neuem  der  grossen  Kommission  überwiesen, 
der  es  sukommt,  den  Entwurf  mit  oder  ohne  .\nilerungen  zu  })efiirworten 
oder  von  seiner  Annahme  nbzuraten.  Siml  die  Veränderungen  von  der 
grossen  Kommission  befürwortet  worden,  so  be^chlie8st  der  Landtag,  ob 
dieselben  sia  genehmigen  oder  abaulehnen  sind,  worauf  die  aweite  Be- 
handlung fAr  abgeeohlossen  ericlftrt  wird. 
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Wlhrend  der  iweiten  BeiuudlDDg  der  Frage  kun  der  LuidtoK 
ebenio  wie  die  groese  KommiMioiif  wenn  eoldiee  nfttig  eridieint,  Ton 
der  Kommission,  die  die  Frage  eaeint  Torbereitet  hat,  ein  neoee  Gnt^ 
achten  einfürdem. 

Bei  der  dritleii  Bebaiidluitg,  die  früiiesteus  am  dritteu  Tage  nach 
Scblus6  der  sweiien  Beihaadlung  stattfindet,  wird  die  Frage  aar  end- 
gültigen Bntsdieidttng  Torgetragwi;  der  Landtag  kann  hierM  entweder 
den  Gesetzentwurf  unverindert  in  der  Form  Hniiehtnen.  in  der  er  hei 
der  zweiten  Hehnüdlun«:  frenehmigt  worden  ist,  uiIt  denseltien  ab- 
lehnen. f:ills  nicht  ehe  «nii  dieHhozupIifhrr  Atiinig  fjestellt  wird,  ver- 
langt wird,  dass  du-  Frage  ruhen  bleibt.  Wird  ein  derartigem  Verlangen  ge- 
stellt, so  wird  die  Frage  bis  aum  folgenden  Plenum  auf  den  Tiseh  ge> 
legt;  wird  das  Veriangea  dann  yon  mindestens  einem  Drittel  simtlicher 
Mitglieder  des  Landtnirs  unterstfitst,  80  soll  der  Gesetzentwurf  in  dem 
l)ei  der  zweiten  Behandliin^f  genehmigten  Wortlaut  bis  zum  ersten  nach 
erfolgten  Neuwahlen  slatUiudenden  Landtag  rubeu  bleiben. 

Doch  darf  eine  F'rage,  die  dureh  eine  vom  Eaiser-Oroerfilntten 
einem  ausserordentlidien  Landtag  flbergebene  Vorlage  angeregt  worden  ist, 
nicht  anf  diese  W  i  f>  r  iIi  n  bleiben,  sondern  mnss  von  demselben  Landtag 

endgülti(T  pntscbiedeii  wi  rden. 

i)H.  VorsL'hlft^t',  die  zu  einem  pjewissen  L.indtRL'  ruhen  2«'- 
la£sen  wurden,  werden  behandelt,  als  wären  sie  liei  diesem  letzteren 
Landtag  eingebradit  worden.  Doch  darf  der  Vorschlag  nicht  noch  linger 
ruhen  gelassen  werden,  falls  ni«3it  Änderungen  in  demselben  Torgenommeii 
worden  sind. 

t;  .')!>.  Kin  ruhpiider  Vorssohla?  darf  kein  Hindernis  bilden  für  die 
Kinbringung  einer  neuen  V'orlage  oder  Motion  in  der  Angelegenheit,  die 
der  Vorachlag  betrifft. 

§  60.  fiin  Vorschlag,  betr.  die  FormnUerung,  ladening,  Erkllning 
oder  Anfhebunff  eines  GrundL'' -^^etzes  mii^s,  falls  er  als  vom  Landtag  an* 
pfuommeü  httrachttt  wcrdtti  soll,  nach  der  im  >;  n7  vorgeschriebenen 
Behandlung  auf  («rund  eines  Ijoi  der  dritten  Behandlung  durch  Stimmen- 
mehrheit erfolgten  Beschlusses  Iiis  zum  ersten  nach  erfolgten  Neuwalilen 
stattfindenden  Landtag  rohen  bleiben  und  von  diesem  uoTorlndert  durch 
einen  Beschluss  angenommen  werden,  der  sidi  auf  mindestens  swei 
Drittel  der  abgegebenen  Stimmen  stützt. 

Doch  kann  der  Landtag'  einen  Grundgesetzentwurf  annehmen,  iilme 
da»s  derheibe  ruhen  geblieben  ist,  falls  die  Angelegenheit  im  Plenum  für 
dringend  eridärt  worden  ist,  und  awar  durch  einen  Beeofaluss,  der  sidi  auf 
mindesten«  */«  der  abgegebenen  Stimmen  stfltat,  und  falls  der  Entwurf 
bei  der  dritten  Behandlung  mit  %  der  abgegebenen  Stimmen  genehmigt 
worden  ist. 

Von  <len  SiandespriA-ilegieji  gilt  dasselbe,  was  hier  oben  von  den 
Grundgesetzen  gesagt  worden  ist. 

§  61.  Was  im  §  67  gesagt  ist,  gilt  auch  dann,  wenn  von  Be> 
Stimmungen  die  B«de  ist,  laut  welchen  ausserordentli^e  Bewilligungen 
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oder  «t&udige  Steuern  die  ▼on  der  Entadieidung  des  Landtags  abfattngen, 
geleistet  werden  aollen,  oder  «icli  in  Fragen  Aber  Aulbebme  Ton  Staats- 
anleihen; doch  darf  ein  •  elf  rartige  Frage  nicht  für  ruliend  erklärt  werden, 

und  ein  Wir-^olila^'  ^>^tn'ffi"nd  n»Mif  ansst-nirdeiitliche  Bewilliniinijon  oder 
neue  ständigo  .Steuern  oder  die  Aufiiaiiiue  einer  iStaatsaiiieibe  ist  als  ab- 
gelehnt SU  betrachten,  falls  er  nieht  l»ei  der  dritten  Behandlung  von  '/^ 
der  abgegebenen  Stimmen  nntentatst  wird. 

%  62.  Der  Landtag  kann  «einer  grossen  Kommiaaion  auch  andere 
Fragen  tdierweieen,  als  die  in  den  §§  67,  60  und  61  genannten.  Oescbieht 
da«,  so  kommen  dit-  im  §  57  ontlialtenen  Br-stinimungen  in  cit-r  Wci-e 
zur  Anwendung,  du'^s  die  Fru^o  nur  zwei  Behandlungen  erfährt  und  bei 
der  zweiten  eut«chieden  wird. 

In  mner  Frage,  die  nidit  der  grossen  Kommission  flberwiesen  worden 
iit,  kann  der  Landtag  beschiiessen,  dnsn  dicMelbe  zwei  Behandlungen 
erfahren  und  dnss  der  entscheidende  Bescbhiss  boi  der  zweiten  Beli.indliing 
gefasst  werden  soll,  die  in  einom  soleheu  Fall  frühestens  am  dritten  Ta^e 
nach  der  ersten  Behandlung  stutUmdet. 

In  soloheu  Fragen  darf  nicht  vorgeschlugen  w  erden,  dass  die  Frage 
bis  stt  einem  folgenden  Landtag  ruhen  eoll. 

§  63.  Hat  der  Landtag  die  Prüfung  einer  Frage  begonnen,  die 
Anweisungen  aus  Geldmitteln  betrifft,  welche  zur  Vcrffignn^'  des  Landtags 
stehen,  oder  an  eil  di^  PnifiuiL'  r-inor  Petition  inlielnff  St:i;itsban<h;ilte, 
ehe  die  BudgetküUlmis^|l)n  ihr  Gutachten  über  die  Mittel  und  Bedürfnisse 
dee  Staatshauehalts  abgegeben  hat,  so  ist  ein  BeschlusH  in  einer  solchen  Fruge 
tln  bedingt  ansusehen  und  die  endgültige  Entscheidung  im  Zusammenhang 
mit  der  Behandlung  d'^  '  rianntcn  Outachtcns  der  Bodgetkommission 
■U  fassen,  falls  nicht  der  Landtag  gegebenenfalls  anders  verordiif^t. 

§  64.  In  keiner  Frag'-,  in  der  Verh:iiullnn<r'*n  fstatfr'  fniKit'n  lial '  ti. 
darf  zu  einem  Beschluss  geschritten  werden,  ehe  der  Landlay.  auf  \  or- 
schlag  des  Präsidenten,  die  Verhandlungen  für  geschlossen  erklärt  hat. 

g  66.  Wenn  eine  Frage  snr  Entscheidung  Torliegt,  so  soll  der 
Prieident  auf  Orandlage  der  vorhergehenden  Veribandlnngen  die  Vor> 
■obläge  zu  Beschlüspen  in  der  Weise  abfassen,  da^s  die  Antwort  Ja  oder 
Xein  den  Beschluss  des  Landings  ausdruckt.  Xachdoni  die  Atitwurf 
gei)en  worden  ist,  soll  der  Präsident  erklären,  wie  sie  nach  seiner  AnsicLt 
ausgefallen  ist;  dies  hat  als  BeeoUttss  des  Landtags  au  gelten,  falls  nicht 
eine  geheime  Abstimmung  verlangt  wird.  Wird  auf  eine  solche  ge« 
dningen  oder  ist  in  irgend  einem  Fall  laut  besonderer  Vorschrift  in 
di'^sem  Gesetz  für  einen  Bescbiiiss  t  itif'  li.  vtinnnte  .Sfiminennieiirbeit  er* 
forderlich,  so  ist  eine  geheime  AbstiiinnuiiL  zu  bewerkstelligen. 

Liegen  mehrere  Vorschläge  zu  Beschlüssen  vor,  so  wird  der  eine 
als  OegeuTorsdilag  gegen  einen  anderen  anfgeetellfi,  bis  inbeaug  auf  alte 
in  dieser  Weise  abgeetimint  worden  ist;  der  WorHant  and  die  Reihen- 
fnli:e  der  bewussten  Vorschläge  muss  vom  r.iandtag  genehmigt  sein,  ehe 
ein  Vorschlag  cur  Abstimmung  vorgelegt  wird.  Anmerkungen  gegen  den 
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Torgesohlagenen  WorUaut  und  die  Beiheofolge  nod  geiteUet,  dodi  dOrfen 
neue  Verfasadlungen  in  der  Baohe  lelbsfe  nicht  mekr  stattfinden. 

§  66.  Wenn  eine  geheime  Ahstinimuntr  vorgenommen  wird,  so 
ist  der  zur  Ahstimmunu  L'elan<ionde  Vorschhuj  schriftlich  aufzusetzen  und 
zu  j^eimhuiigen  und  die  geheime  Abstimmung  sogleich  darnach  su  be- 
werlcRtel  Ilgen. 

Darüber,  ob  abgestimmt  werden  eoU,  darf  keine  Abetämmnng 

stattfisden. 

67.  VAue  jrcheimc  AbstiminiiriL'  hat  mit  Zetteln  zu  erfitl'.en. 
die  mit  Ja  oder  Nein  bedruckt  uud  im  übrigen  «'inander  trlcich  sind. 

Bei  Abbtintmuu^en  über  Vonchläge,  die  mit  einfacher  Stiiumen- 
mehriieit  angenommen  werden  können»  mun  der  Piiaident,  bevor  er  die 
Zettel  sfthlt,  einen  von  ihnen  ablegen.  Erweisen  sich  beim  Znaammen* 
zählen  die  Stimmen  gleich  geteilt,  lo  soll  der  abgelegte  Zettel  gedttnet 
werden  und  rlen  Bosciduss  bestimmen. 

§  ti8.  W^r  einem  ^a'fassten  BesobliiRs  nicht  bei^jetrelen  ist,  li.it 
dati  Recht,  suiut*  besondere  Ansicht  zu  Protokoll  zu  geben;  doch  darf 
eine  derartige  Reservation  keine  weiteren  Veihandlnngen  veranlassen. 

§  69.  Der  Prttsideot  darf  nieht  verweigern,  ^e  angeregte  Frage 
zur  Behandlung  aufzunehmen  oder  \'or8cbIä^'e  zu  machen,  falls  er  nicht 
findet,  dass  solches  mit  dem  rirund;:,'esetz  odfr  einem  and'^ren  (tesetz 
oder  einem  vom  Liindtag  bereits  gefassten  Beschluss  im  Widerspriieh 
bteht;  im  Fall  der  Weigerung  mu»8  der  Präsident  seine  Grunde  dafür 
angeben. 

Ist  der  Landtag  mit  der  Massregel  des  Prisidenteu  nicht  einver- 
standen, so  "wird  die  Frage  der  Grundgesetzkommission  überwiesen,  die 
niiverziiglich  eine  motivierte  und  bestimmt"  Antwort  darüber  abt^obtii 
8oli,  ob  die  Aufnahme  der  Fmt^e  zur  Behandlung  oder  die  Vorlegung 
eines  Vorschlages  dem  Grundgesets  oder  einem  voiiier  gehssten  Be- 
schluss  widerspridit;  diese  Eiklirung  der  Komndsnon  hat  aar  Nach» 
aohtung  zu  dienen. 

§  70.  Hei  der  Srhlie.ssun<.«  eines  Protokolls  darf  ein  Heschluss 
nicht  geändert  werde?),  doch  können  solche  Zusätze  stattiinden,  die  zu 
keiner  Änderung  des  Beschlusses  führen. 

Was  ein  Abgeordneter  ge&nssert  hat,  und  die  Veihandlungen,  die 
darauf  folgen,  können  mit  seiner  und  des  Landtage  Oenehmigong  bei 
der  Schliessung  des  Protokolls  aus  demselben  ausgeschlossen  werden, 
falls  sich  nicht  der  Hescliluss  offenbar  darauf  gründet. 

§  71.  Ein  Abgeordneter,  der  bei  der  Beschlussfasnunu  in  irgend 
einer  Frage  nicht  anwesend  war,  kann  danach  zu  Protokoll  geben,  da»« 
er  nidit  am  Besdüuss  teilgenommen,  darf  jedodi  keine  Bemericung 
dagegen  erbeben. 

§  72.  Die  reglementarischen  Vorschriften,  die  fr.i  die  Landtags» 
gf^i'hiifte.  si  wif  für  die  Ordnurii:  im  Landtau  und  in  den  Kominis^ionen 
für  nutig  befunden  werden,  hat  der  Landtag  festzustellen.   Ea  darf  darin 
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nicht*  eingeführt  werden,  was  dem  Grundgesetz  oder  einem  undwen 
0«Mte  widMipiiebt. 

Die  Vorlagen  des  Kaiten^GroMfüreien  sollen  immer  sowohl  im 
Flemun  wie  in  den  Kommissionen  in  erster  Linie  «ir  Behandlnni;  vor» 

genommen  werden. 

t;  73.  Die  X'orgchhiL'fi  zu  den  im  4;  72  i^cnunnten  n  L'lt'meMtariscbcii 
Vorachhitcu  werden  vom  Präsidium  aus^ettrbeitet,  dem  ein  auch  zukommt, 
dem  Lendtag  die  Aibeitsplftne  fOr  die  Plemmiteungen  und  die  Kom- 
missionen Yorsoschlagen. 

Zum  Priufidium  gehören  der  Prftudent,  die  Viseprttsidenton  sowie 
die  Vorsitsenden  der  Kommissionen. 

6.  Kapitel. 

Massregeln  in  betreff  der  Bank  von  Finland. 

§  74.  Der  Landtai^  eniennt  BankbevollmftchtiLrte,  d^nen  «  s  obliegt, 
die  Verwaltung  der  unter  der  Hurantie  und  nhbut  iles  Landtatrs 
stehenden  Fonds  in  der  Banit  von  Finland  zu  überwachen  und  die 
Instruktion  fflr  dieselben  festsustelien.  Die  Aniahl  der  Bankberollmäch- 
tigten  ist  6»  doch  düifsn  Fragen,  Uber  die  in  der  Instniktion  niohi  anders 
bestimmt  ist.  von  3  Bevcdlmüchtigten  bcbandtdt  werden. 

Die  BankbovollmächtiL'tfn  werden  im  nrdciit lieben  fjaudtag  ge- 
wählt und  ihr  Auftra;:  beginnt  sofort  nach  erfolgter  Wahl.  Von  den 
Bevollmächtigten  gehen  jährlich  2  der  Ueihe  nach  ab.  I&t  ein  Bevoll- 
mftchtigter  früher  abgegangen,  so  wird  ein  neuer  Bevollmäditigter  ffir 
die  Zeit  gewählt,  die  für  den  abgegangenen  flbrig  gebliehen  wäre. 

Die  Wahl  von  Bankltevollniüchtipten  wird  durch  die  Hniik- 
kommiK.sion  und  die  Kiektoren  des  Landtags  in  der  Weise  liewerkst-  llii;). 
dass  statt  der  der  Keihe  nacii  abgehenden  durch  geheime  Wahl  eine 
gleiche  Ansaht  Bevollmächtigte  gewählt  werden,  einer,  um  an  sämtlichen 
den  Bevollmächtigten  obliegenden  Fragen  teilzunehmen,  und,  durch  be- 
Bonderf  Wahl,  ein  anderer,  um  an  der  Behandlung  derjenigen  Fragen 
teiieunehmen,  dif  n  ir  (iurch  sämtliche  Bunkb<  \  Dllninebtigte  f,'enieinsam 
entschieden  werden  können.  Hat  bei  der  Wal»l  keiner  die  Mehrzahl  der 
abgegebenen  Stimmen  erhalten,  su  erfolgt  eine  neue  Wahl  zwischen  den 
beiden,  denen  die  meisten  Stimmen  zufielen. 

In  derselben  WeiNe  wühlen  die  Bankkommission  und  die  Elektoren 
des  Landtags  jiihrliih  im  < ir(l>'iit litl'.«'n  I.andtaix  4  Revisoren,  um  die 
Revision   des  laufend-'U  Bericiitsjahro^  /.u  bewerkst»  der  die  ge- 

nannten Fonds  nach  Ablauf  des  Jahres  unterzogen  werden  sollen,  sowie 
die  nötige  Anzahl  Ersatsm&nner  fflr  die  Bankbevollroächtigton  und  die 
Revisoren. 

7.  K  api  t  «'  I. 

Die  Mitteilung  der  Beschlüsse  und  der  Gutacliten 

des  Landtags. 
§  75.    llat  der  Landtag  anlässlich  einer  Wtrlage  des  Kaiaera- 
Orotsf&rsten  Uber  Formulierung,  Änderung,  Erklärung  oder  Avfhelmng 
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eines  ürundgesetzes  oder  anlä«fiUcb  eiuer  Vorlage  oder  Motiou  in  betreff 
einM  anderen  eolehen  Oeiebses,  des  von  dem  ftbereinitunmeoden 
Beiohluss  des  Kaisen-Oroeeffinten  und  des  Landtags  abhängt,  einen 

Gesetzentwurf  angenommen,  so  wird  der  Entwurf  nebst  einem  Schreiben 
do*  Landtags  bebufs  Hf».stiUipunf^  und  Ausfertigung  des  üesetzes  der 
Prüfung  des  Kaifiers-üro^sfürsteu  unterbreitet.  Wird  der  Entwurf  vom 
Kaiier-Onwrfartten  nieht  luiTerändert  beitfttigt,  und  ist  denelbe  infolge- 
denen  als  in  seiner  Gesamtiieit  abgelehnt  au  betraditen,  soll  hierfiber 
demjenigen  Landtag  Mitteiluni:;  gemacht  werden,  der  sunäcbst  nach 
dem  Erla.ss  der  diesbezügUolien  Verordnung  des  KaiserB-Groosfüntten 
zusammentritt. 

Sonstige  vom  Landtag  gefasste  Beschlüsse  und  abgegebene  Gut- 
achten, die  Antworten  auf  die  vom  Kaiser-GrossfOrsten  dem  Landtag 

fiberircbenen  Vorlagen  und  Anfragen  enthalten,  sowie  auch  die  Darlegungen 

an  dtMi  K;iis»'r-( iri)ssfflrsten,  die  der  Laridtag  sonst  Itesclilo^isen  hat.  sollen 
gleiehfullä  dnu  Kaiser- Grossfürsten  durch  Schreiben  des  Landtags  mit- 
geteilt werden. 

§  76.  Die  vom  Landtag  ausgehenden  Sfdireiben  und  der  Landtags- 
beoohlnss  werden  von  einer  besonderen  Expeditionskonmission  aufgesetzt 

und  expediert. 

Ks  darf  kein  Scbrifthtiick  aus  dem  Landtag  expediert  worden,  ehe 
eb  nicht  vom  Landtag  oder  einer  SchÜessuugskommi&sion  genehmigt 
worden  ist. 

Die  Expeditions-  und  Sdüiessungskommission  bestehen  je  aus  neun 

Mitgliedern  nebst  der  notigen  Anzahl  Ersatzmänner. 

§  77.  Der  L;indtaf:>^^M>'-ch!ii-s  so^ne  ilie  l''Miti'itii?n  des  Landtags 
werdt'ii  von  .säuitlicliL-n  L;iiidt:iu;Hahgei>rdneten  untersc'hru4)f'!i.  die  übrigen 
Schreiben  dagegen  nur  vom  Präsideuten  und  den  VizepriiBidentcn. 


§  78.    Die  Vorlagen  des  Kaisers-Gro.ssfüreten.  die  Gutachten  der 

Kninruissionen.  di''  Schreiben  des  Landtut^s  an  den  Kaiser- Gros,sfür-to>! 
die  Protokolle  des  Landtags  und  der  Laadtagsbeschluss  sind  im  Druciv 
herauszugeben. 

§  79.  Simtlicbe  Kosten  des  Landtage  werden  aus  Staatageldem 
bestritten. 


§  80.  Diese  Landtag.sordnuTig,  durch  welche  die  Landtagsordnung 
für  das  Gros.sfürstentuin  Finland  vom  15.  A])ril  18f)9  nebst  den  Mani- 
festen vom  20.  März  1879,  dem  25.  Juni  188»;  und  dem  14.  Dezember 
1897  aufgehoben  werden,  soll  in  allen  ihren  Teilen  als  ein  unerschütter- 
liches Grundgesetz  gelten,  bis  «ie  durch  fibereinstioimendeia  Besehluas 
des  Regenten  von  Finland  und  des  Landtags  verindert  oder  au^» 
hoben  wird. 


8.  Kapitel. 
Besondere  Vorschriften. 


Schlussbestimmung. 
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Wu  Mif  Orund  der  Gesetze  in  besug  auf  die  Landetlbide  gilt, 

soll  fernerhin,  soweit  nicht  diese  Litmltati^sürdDUiig  anders  bestimmt,  anf 
den  Landtag  in  der  ihm  diiroti  dieses  QruudgeaetE  verliehenen  Zasammeo 
setxuug  Anwendung  liuden. 


Wahlgesetz  für  das  Grossfürstentum  Finlaud 

vom  20.  Juli  1906. 

1.  Kapitel. 

Wahlkreise  and  Wahlbehdrden. 

§  1.    Für  die  Wahl  von  Landtagiiabgeordneten  ist  Finland  in 
folgende  Wahlkreiee  eingeteilt: 

1.  Der  Wahlkreis  der  Provinz  Xyland. 

2.  Der  südliche  Wuhlkrcis  (h  r  Provinz  Abo,  die  Oericbtsbesirke  VehniO, 
Wirme,  Piikkis,  lialikku  und  Masku  uui[a»>send. 

9.  Der  sOrdliehe  Wablkrei«  der  Provina  Abo,  die  Geriditsbesirke  Ulfsby, 
Ikolis,  Tynia  und  Loimijoki  umfassend. 

4.  Der  südliche  Wahlkreis  der  Provinz  Tarostehas,  die  üericbtabesirke 

Tainiiiela.  Ilmiln»  und  Hidlola  innfa.>-s«Mid. 
ö.  Der  nördliclie  Wahlkreis  der  Pruviuz  Turui)tühat>,  die  Gerichtsbezirke 
Biakkala,  Ruoresi  und  Jänesä  umfessend. 

6.  Der  westliche  Wahlkreis  der  Provins  Wyborg,  die  Geriditsbesirke 

Kyromeno.  Lappresi  und  Stranda  umfassend. 

7.  Der  östliche  WiifilKrcis   der   Provinz   Wyhor^,   die  Geriditsbesirke 
Jöaskis.  Ayritpoh,  Kexholiu,  Kronoliorg,  Sordavola  und  Salluis. 

8.  Der  .Wahlkreis  der  Pruvins  St.  Michel. 

9.  Der  wesüiohe  Wahlkreis  der  Provina  Euopio,  die  Gerichtsbesirke 
Bantolampi,  Kaopio  und  Idensalmi. 

10.  Der  örtliche  Wahlkreis  der  Provinz  Knopio,  die  OeriditsbeBirke 
Tjiholits,  Homouts  ii/id  Pielisjörri  umfa->en(i. 

11.  Der  örtliche  Wahlkreis  der  Pruviuz  Wasa,  die  Gerichtsbezirko  Laukas 
und  Kuortone  umfessend. 

12.  Der  sfldlicfae  Wahlkreis  der  Provina  Wasa,  die  Geriditabezirke  Unola 
und 'Korsholm  mit  Ausnahme  der  Gemeinden  Yliston  und  Stodcyro 
umfa«send. 

13.  Der  nördliche  Wahlkreis  der  Provinz  Wasa,  die  Gemeinden  Yliston 
und  Stockyro  des  Gericht«bezirkes  Kurüholui  und  die  Gerichtsbezirke 
Iioppo  und  Pedersflre  umlassend. 

14.  Der  sfldlidie  Wahlkreis  der  Provins  Uleaborg,  die  Gerichtsbeairke 

Solo,  Ilaapojärvi  und  Kajona  und  die  Genieinden  IJIeä,  Uleäsolo, 
Rempele,  Lumijoki,  Liniiii^i»,  Temmos,  Tymftrft,  Muhos  und  Utojarvi 
des  Gehchtsbezirks  Uleu  umfassend. 


3106 


Oeietajiebiuig. 


16.  Der  nflrdliche  WahlkraU  der  Provins  UleiborR^,  den  Geriditebenrk 

Kemi  und  die  Gemeinden  Kuivanicnii,  Ijo,  Ilaiikipuda»'.  Kiiminki, 
Ylikiiininki,  Piida.sjjir\ i,  Teivelkotki  uad  Kuasumo  des  Qeriditobesirke 
L'ka  uinfjusseiid :  und 
16.  der  Wahlkreis  von  Lappmarken,  der  den  GericbUbezirk  Lappmarken 
mnfasst. 

Eine  Stadt  wird  eu  dengenigen  Wahlkreii  fteiililt,  m  dem  du 

ttmliegendc  flache  Land  gehürt. 

In  <len  erstgenannten  fünfzehn  Kreisen  werden  durch  unmittelbare 
und  proportiouelle  Waltlen  eiuhuudertneunundueuiisig  Abgeordnete  ge- 
wihlt,  die  auf  die  Wahlkrüie  im  Verhiltnia  au  der  «teuerpilichtigen 
(dogetragenen)  Bev5lkeraog  verteilt  sind.  Die  Verteilong  findet  jedes 
zehnte  Jahr  durch  den  Senat  statt  und  trird  in  der  Gesetasammlnng 
bekannt  gepobon. 

Der  Wahlkreis  vun  Lappmarken  w&hlt  in  der  im  §  53  angegebenen 
Weise  einen  Ai>geordneteu. 

§  2.  FOr  jeden  Wahlkreis  soll  redbtseitig,  ehe  die  Abgeordneten- 
irahl  stattfindet,  eine  aas  fflnf  Mitgliedern  bestehende  Zentralbehörde  er- 
richtet werden,  die  ihre  Sitzungen  in  derjenigen  Stadt  hält,  wo  sich  (lie 
I*rnvyizi:iln'gieruiig  befindet.  Hif  Zenf ndhohftrdo  de«  fflnfzehnten  Wahi- 
kreiües  iax.  jedoch  gleichzeitig  Zentralbehörde  des  .sechzehnten  Wuiilkreise-s. 

Der  Vorsitzende  and  swei  Mitg^eder  der  Zentralbehörde  sowie 
ein  Ersatsmann  werden  vom  Senat,  und  swei  Mitglieder  und  ein  Brsata» 
mann  von  den  Stadthevollm&cbtigten  derjenigen  Stadt  auserseheOf  wo 
die  Iioliör(ii>  ihre  SitzuTigen  hllt;  ihr  Auftrag  dauert,  bis  eine  neue 
Behörde  bestimmt  worden  ist. 

Die  Zentralbehörde  ernennt  einen  Schriftführer,  nötige  Zähler  und 
Bonstigee  EKlfspersonal. 

§  S.  Die  Abgeordneten  wähl  findet  in  jeder  Gemeinde  statt,  oder, 
*  wenn  eine  Ccmeinde  in  mehrere  Abstimmungsgebiete  eingeteilt  ist,  in 
jedem  tlit  sor  Gebiete. 

Hat  eine  Landgemeinde  mehr  nh  15(K)  Einwohner,  so  i^t  sie  %'on 
der  Gemeindeverwaltung  in  Abstimmungsgebiete  in  der  Weise  einan- 
teilen,  dass  ein  solches  Gebiet,  falls  die  Ortsveribttltnisee  nidit  anderee 
heischen,  höchstens  die  genannte  Eiiiwohnorr.ahl  nmftust  und  zugleich 
einen  zusanimenliiintrenden  und  nach  d'  n  N  tTkohrsverhRltnissen  b^i-^renzten 
Teil  der  (iemeinde  bildet.  Ebenso  ist  eine  Stadt,  die  mehr  al»  HUOO  Ein- 
wohner zählt,  vom  Ma^i»intt  in  die  nötige  Zahl  Abstimmungsgebiete 
einzuteilen. 

Eine  (Iemeinde  mit  geringerer  Einwohnerzahl,  als  oben  ungegeben 
i>t.  kann  elienfalls,  wenn  die  GemeindeverwaltunL'  iH!>  r  der  Magistrat  es 
für  nufit'  findet,  in  Abstimmung.'sgebiete  eingeteilt  werden. 

P^ine  von  der  Gemeindeverwaltung  oder  dem  Magistrat  bewerk- 
stelligte Einteilung  dient  aur  Nadhachtung,  selbst  wenn  Aber  doi 
Beschluss  eine  Beschwerde  eingereicht  worden  ist,  bis  das  Urteil  anlfaalich 
der  eingereichten  Beschwerde  rechtsgOltig  geworden  ist 
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Dm  WaUlokal  wird  in  jedem  AlMtiiikmunt.'8j;ebiet  von  der  Oe* 
meittde  beaoiui£R. 

§  4.  In  jeder  Lundgemeinde  so!  'i  (iomeindeverwaltung  Anfang 
.raimar  des  Jahres,  in  dorn  die  Sjiihri^c  iVrioile  f.eit  der  letzt'Mi  Abgeord- 
iietcnwiihl  zu  Ende  geht,  eine  aus  einem  Vorsitzenden  und  vier  Mit- 
gliedern Ijestebende  Wablkomiuitiäion  ernennen,  die  die  Abj^eordneteuwuiil 
itinerlialb  der  Gemeinde  bewerkstelligen  soll.  Doob  soll,  felis  muf  Grund 
einer  Verordnung  (h->  KaiKers-(iro^sfürsten  neue  Wahlen  stattgefunden 
haben,  im  Januar  des  darsuf folgenden  Jahres  eine  neue  Wahlkommissioa 
eingesetzt  werden. 

Ist  eine  Gemeinde  in  Abstiromungsgebiele  eingeteilt,  so  wird  eine 
aoldie  Kommission  für  jedes  Gebiet  eingesetzt. 

Der  Yonritsende  und  die  Mitglieder  der  Wahlkommission  nebst 
der  erforderliohtfi  Anzahl  Rrsut^maiuier  werden  unt'T  d''n  in  der 
Gemeinde  an'<rt<-'-ie»>r.  wriblN^rocbti^teii  I'^■r^■llllMl  gewähltj  ilir  Auftrags 
dauert,  bis  i-inc  ri>'iie  Kntnrni^vinn  bostiinmt  w..r<li'ii  ist. 

§  Ö.    In  der  Stadt  fungiert  (ier  Magistrat  als  Wahiitotnmiäsiun. 

Ist  die  Stadt  in  Abstimmungsgebiete  eingeteilt,  so  teilt  sich  der 
Magistrat  awedca  dar  Wahlvarriditung  in  eine  entsprechende  Ansahl  von 
Abteilungen  und  beruft  nach  Brrliirf  Mitglieder  in  dieselben. 

Wo  es  keinen  Mairistrat  ^libt.  verriditct  das  Ordnuiigsj_r<>ricbt  die 
dem  Magistrat  laut  dietiem  (jvati/.  zukoiiimeDden  Obliegenheiten. 

2.  Kapitel. 
WahUisten. 

§  6.  Die  Wahlliste  fflr  ein  Abstimmungsgebiet  wird  von  der  Wahl- 

kommis«ion  desselben  errichtet. 

Ist  pino  Stadt  in  At)<itiinrniir!L''''j<'t'iote  eingeteilt,  SO  eirichtet  der 
MagiKtrut  eine  \Viihlli>t.'  für  j"des  (ii  iii.'t. 

§  7.  Als  üniiidlugo  für  die  Errichtung  der  Wahllisten  ums«  der 
lustindig«  Steuersdireiber  innerhalb  Januar  de«  Jahres,  wo  die  dreijährige 
Periode  seit  der  letaten  Abgeordnetenwahl  zu  Ende  geht,  der  Wahl« 

kommission  ein  Verzeichnis  einsend>Mi.  d.-i>  nach  Dörfern  und  Ilufnummern 
oder,  in  Städten,  narb  Sta<ltt>ji]en  und  Vit>rt-  !ri  all''  laut  ik-n  St'  iierlisten 
des  verdosseneu  Jahre.s  innerhalb  des  Abatuuiuungsgebietes  ansussigen 
Personen  «itUlt,  die  zu  Beginn  des  zuerst  genannten  Jahres  ein  Alter 
von  vierandswansig  Jahren  erreicht  haben. 

Ausser  diesem  Ver/.oirhni>  hat  der  Steuerschreiher  drei  Nachtrags- 
verzeii'lini-'^'^  anziif'Ttigen,  eins  für  das  t'rsto.  >'ins  fiir  das  zweit*'  und 
eins  für  das  dritte  der  folgend'-n  drei  Jahre,  von  denen  jedes  \  erzeichiiis 
iu  derselben  Wei&e  die  im  Abstimnuingsgebift  unsu-ssigeii  Personen  euthült, 
die  wihrend  des  Jahres,  das  demjenigen  unmittelbar  vorangeht,  fftr 
welohea  das  Verseichnis  errichtet  ist,  vierundzwanzig  Jahre  alt  werden. 

Üie  Verzeichnisse  worden  auf  l?huiketto  geschrieben,  die  auf  Ver» 
anstaltung  des  Senats  dein  Steiierschieibor  eingehändigt  werden. 
Jahrbuch  der  iuteruat.  Vereiait^ULg.  ti.  Bd.  202 
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Ist  ein  Umstand  bekannt,  der  irgend  eine  in  einem  solchen  Ver- 
Betclinb  anfgenoinnien«  Person  Tom  Wahlredit  MiMohlieitt,  ao  loU  darfiber 
im  Verseidinw  neben  seinem  Namen  ein  Vermeric  gemacht  werden. 

§  8.  Solmld  das  im  §  7  gciiannto  Venseichnis  eingeht,  soll  die 
Wahlkoiuiiiissioii  das  Verzeichnis  <.ori,'fältig  prüfen  und  in  dasselbe  solche 
wahllierechtig^ten  Personen  eintragen,  die  etwa  weggelassen  Wi.rden  sind, 
und  einen  jeden  aus  dumselben  ausscblietisen,  dem  kein  Wahlrecht  zu- 
kommt. Dm  Veraeidinis  wird  hierauf  mit  einem  Vermerk  Terseben, 
dass  es  die  Wahlliste  des  Abstimmongagebiets  bildet,  und  von  den  Mit 
gliedern  ilrr  Komaiission  unterschrieben. 

Bei  der  Priifung  nuiss  d.T  Kron.sleh'ifiDniin '   und  der  Stadtt;  I  ;> ' - 
anwesend  sein,   und  die  /iisijuuii^e  ( lei^tlielikeit  und  der  Gemeindevor- 
steher sind  verpÜichtöt,  an  der  Hand  der  Kirchenbücher  und  Kegisler 
der  Wahlkommission  die  erforderlichen  Aufklirungen  au  geben. 

§  9.  Die  Wahlliste  muss  vom  1.  bis  sum  16.  Mirs  an  geeignetem 
Ort  innerhalb  des  Abstimmungsgebietes  unter  suständiger  Kontrolle 

behufs  PrüfuHii  aufliegen,  worüber  eine  Bekanntmachung  in  der  Weise 
7.U  erlassen  ist.  die  für  Bekanntmachungen  in  Oemeindeangelegenbeiteu 
vorgeschrieben  ist. 

Vermeint  jemand,  dass  er  unbereohügierweise  ans  der  Wahlliste 
ausgeschlossen  oder  ein  anderer  unbereehtigterweise  in  dieselbe  anfge- 
noninien  worden  ist,  und  wfinscht  er  eine  Berichtigung  su  erlangen,  so 
soll  er  lii  r  Waldkommission  den  16.  Mär«  vor  zwölf  TTir  mittags  oder 
vor  difsoiu  Taj^e  dem  N'orsitzenden  der  Komaiission  ein  schriftliches 
üesuch  um  Anderun^j  einreichen. 

§  10.  Die  eingelaufenen  Schriften  werden  in  der  Wahlkommission 
den  16.  Mftra  nach  swölf  Uhr  vorgetragen. 

Enthält  eine  Schrift  das  Verlangen,  dass  eine  in  die  Walilliste 

!i!!rL'*'iiommene  Person  aus  derf>en)en  ansoesohlossen  werden  soll,  so  hat  die 
Kniiimi>sitiri  die  genannte  Person  an  (icraselhen  Tace  liierüber  zu  bennch- 
nohligen  mit  der  Angalie,  dass  sie  am  angegebenen  t>rt  von  der  Schritt 
Kenntnis  au  nehmen  und  spfttestens  den  1.  April  vor  swfllf  Uhr  der 
Kommission  eine  schriftliche  Brklining  einaureichen  habe. 

Mne  derartige  Benachrichtigung  wird  bei  der  nächsten  Postanstnlt 
in  einem  nrnscldiig  a^iL^orjeben .  auf  dem  Namen  und  Wohnort  des 
Kinpfüni^ers  viTzeiciiuel  sind:  doch  ist  os  der  Komniissinn  unbenommen, 
ihm  die  Benachrichtigung  in  anderer  Weise  zukommen  zu  lassen.  Ist 
sein  Wohnort  nicht  bekannt,  so  wird  die  Benachrichtigung  an  geeigneter 
Stelle  in  dem  Hanse,  wo  die  Gemeindeversammlungen  abgdialten  werden, 

und  in  der  Stadt  im  Hathause  an<,febnicht. 

niaiikftte  für  derartiiro  Uenacbricbtiijnn'jen  werden  den  Wahl- 
kommissioiien  auf  Veranstaltung  des  Senats  verabfolgt. 

*)  Ländlicher  Polizcibeaiiit>'r  mtd  öffentlicher  Ankläger. 
*)  Öffentlicher  Ankläger  in  den  Städten. 
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§  11.  Nachdem  die  eingeliiufeiieu  Schrift i-n  und,  full>  eiiit'  lie- 
naohricfatigung  Uut  Abtftts  2  d««  §  10  ausgefertigt  wurde,  die  etwa  ein- 
ffereichten  Erklärungen  Yorgetragen  worden  Bind,  werden  die  Akten  nebst 

dem  auf  denselben  verzeicbnelen  Vermerk  der  Wiihlkominission  dem 
G'Mivernpiir  der  Provinz  übersandt,  dein  es  iililiegt.  anliisslioh  der  aus« 
gesprochenen  Wunsche  iinveiviifTlich  sein  l  rtcil  ;il(/.u<ieben. 

Kine  Erklärung  aiilassiich  deü  im  2.  Abtiutz  den  §  10  genannten 
Verlangens  kann  jedoch  dem  Oonvenieur  auch  eingereicht  werden,  so 
lange  die  Frage  ron  ihm  noch  nicht  entsdiieden  wurde. 

§  18.  Die  Resolution  des  Gouvemeun  in  Sachen  betreffend  die 

Wahllisten  wird  der  Wahikommisnon  angestellt,  die  die  H'^suliition  be- 
k!inntiitri>-)i"ii  lii-vt  ntid  ih-rn  (ionverneur  einen  Beleg  über  dou  Tag  fiher- 

sendct,  wiinii  s.iifdes  i;«"'<'lii-heii  i^t. 

Cber  die  Kesolution  nius.s  die  Kunimishiun  (Uejeuigcn  benach- 
richtigen, SU  deren  Ungunsten  sie  gefallen  ist,  und  zwar  durch  eine  Be- 
kanntnachung,  die  in  einem  mit  dem  Namen  und  dem  Wohnort  des 
EmpfiUigers  Teraehenen  Umschlage  der  Post  sur  Beförderung  Aber- 
geben  wird. 

Die  Rt'sctlution  «oll  7  T:il"'  '  tnEf  vnn  der  Bf'kanntmtichunjT  an  in 
der  Stadt  beim  Magistrat  und  auf  dt-ni  Lande  beim  Vorsitzenden  der 
Wabikommission  aar  Ansiebt  auslie^un. 

%  13.  Wer  eine  Änderung  in  der  Resolution  des  Gouverneurs  au 
eriangen  wflnseht,  soll  spätestens  vor  12  Uhr  mittags  am  14.  Tage  nach 
Bekanntmachung  der  Resolution  dem  Gouverneur  eine  untertänige  Be* 
schwerde  einn-iclien. 

Sind  Beschwerdt'ti  i'iDm'lHiiffT).  so  soll  «h^r  ( loiiveriieur  di'  -'-lben 
liebst  einer  Abschrift  der  llcsuJulion  und  den  Akten  in  der  Angelegen- 
heit sofort  nach  Ablauf  der  genannten  Zeit  der  obersten  riohterlidien 
Behörde  des  Landes  einsenden;  im  entgegengeeetsten  Falle  jedoch  soll 
der  Gouverneur  die  Wahlkommission  benachrichtigen,  dass  die  Resolution 
Rechtskraft  erlanget  hat. 

Da.s  ohersto  Gericht  liisst  durch  den  Gouverneur  der  Wahl- 
kommi^^sioii  sein  L'rteil  in  der  .Sache  zustellen. 

§  14.  Ist  eine  Änderung  der  Walilliste  innerhalb  der  vorge- 
schriebenen Zeit  bei  der  Wahlkommission  nicht  verfangt  worden,  so  soll 
diese  auf  der  Liste  vermeiken,  dass  dieselbe  Bechtskiaft  erlangt  hat. 

Ist  eine  .Änderung  verlangt  worden,  so  soll  die  Kommission, 
nai  hdeni  dein  Verlangen  dun-h  reclitst^ültiges  Urteil  dentige  geschehen  ist, 
in  die  Lißte  die  etwaigen  verlangten  Änderungen  eintragen  und  zugleich 
bei  Jeder  Änderung  das  Urteil  ungübou,  aaf  Grund  desseu  die  Änderung 
vorgenommen  worden  ist,  worauf  die  Liste  mit  einem  Vermerk  versehen 
wird,  dass  sie  in  der  also  veränderten  Gestalt  Redktskraft  erlangt  hat 

Ritie  für  rechtsgültig  erklärte  Wahlliste  hat  bei  der  Wahl  unab> 
ftnderlich  aar  Richtschnur  au  dienen. 
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i;  15.  Müsscu  auf  Grund  einer  Verordnung  des  Kaisers-GroflifftnieD 
neue  Wahlen  bewirkt  werdcij,  ehe  eine  Wiihlliste  in  der  oben  vorge- 
schriebenen Weise  errichtt-t  worden  ist,  so  hat  die  letzte  Wahlliste  nebst 
den  im  t;  '  erwälinten  Naohtragsverzeichnissen  als  Wahlliste  zu  dienen. 

§  16.  \'or  den  Neuwahlen  muss  die  Wablliute  der  im  §  Ö  auge- 
gebenen  Prflfaiig  nnttrsogwi  werden  und  nnmitlelbttr  danuif  unter 
Mwttndiger  Kontrolte  innerhalb  dei  Abatunmnngsgebietei  «leliegen, 
woräber  eine  Bekanntmaehimg  erfolgen  muss. 

Ein  Verlangen  auf  Berichtigmig  der  Wahlliste  muss  innerhalb 
derseibeii  Zeit  bei  der  Kommission  seliriftlich  gestellt  werden.  Wird 
verlaugt,  dass  jemand  aus  der  Wahlliste  ausgeschloweu  werden  t»oli, 
eo  foU  die  Kommimon  ihm  da*  Sdiriftetadc  in  der  im  §  10  genannten 
Weise  einhändigen  und  ihn  auffordern,  binnen  7  Tagen  nach  Ablauf  der 
im  Abaata  1  genannten  Zeit  eine  MdirifUiehe  BiUimng  abaugeben. 

Darauf  wird  in  der  Angelegenheit  in  der  im  §11  vurgeBchriebenen 
Weise  verfahren;  der  Gouverneur  muss  seine  in  der  Sacht-  ^'tföllte 
Resolution  unverzüglich  der  Prüfung  der  obersten  Uoricbtabehörde  des 
Landes  unterbreiten. 

§  17.  In  dem  Jahr,  das  nach  demjenigen  folgt,  wo  die  im  §  16 
genannten  Wahlen  Torrichgegangen  sind,  soll  eine  voUstlndige  neue  Wahl- 
liste nebst  Nachtra^'äverzeiohnissen  für  2  Jahre  in  der  in  dieiem  Kapitel 
▼orgeichriebeoen  Weise  enichiei  werden. 

3.  Kupitel. 

Wählervereine  und  Wahlverbände. 

§  18.  Haben  die  W^ähier  in  einem  Wahlkreise  in  einer  Anzahl 
Ton  mindestras  50  durch  eine  von  ihnen  unlsneichnete  Sduift  sidi  fOr 
eine  bestimmte  Abgeordnetenwahl  Tereinigt  und  in  der  Sdirift  die  Person 

oder  di  '  Personen  genannt,  die  sie  zu  wählen'beschlossen  haben,  so  ist  ein 
dt'rart);.'or  Wiihlerverein  liereelitij^t.  die  Zentrnlkommission  de«  Walilkreises 
BU  ersuchen,  die  Kandidatenliste  den  Vereins  zu  voröffentlichen  und  in 
die  Wahlsettel  einzutragen,  die  in  dem  Wahlkreise  bei  der  Abgeordneten» 
wähl  cur  Anwendung  kommen  sollen. 

I  19.   Das  Sohriltstflck,  wodurch  ein  Wfthlerrerein  gebildet  wird, 

muss  datiert  sein,  sowie  den  Heimatsort  des  Vereins  angeben  und  eine 
H.'\  olIin  ii  litiLruii^'  fiir  mindestens  eins  der  Mitglieder  des  \'erein«  ent- 
ltalt*!n,  \'ertreter  des  Vereins  aufzutreten.  Die  Kandiilati uliste  nui>-s 
in  deutlicher  Weise  die  Namen  der  Personen  enthalten,  und  zwar  höchstens 
drei,  die  als  Abgeordnete  vorgeschlagen  werden,  sowie  Beruf  oder  Ge- 
werbe und  Wohnort  derselben,  und  darf  fftr  die  in  den  §§  82  und  23 

genannten  F.ille  einen  Ersatzmann  nennen. 

D.is  .Schnft^'  n '!;irf  auch  dsis  allfjenieine  Ziel  angeben,  ilf^ssen 
Verw irivliriiiniLj  <ier  \  eriia  erstrebt,  oder  eine  bestimmte  Losung,  die  die 
Auflassung  des  Vereins  in  irgend  einer  allgemeinen  Frage  bezeichnet. 
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§  20.  Das  üesueh  uiu  Veruffentlicliuiig  der  Kaiididateuliblü  des 
Wählenrereins  erfolgt  im  Namen  dea  Teroins  schriftlich  durdi  den  Ver- 
treter derselben.  Sind  swei  oder  mehrere  Vertreter  bestimmt  worden, 
eo  können  ae  nur  gemeinsam  den  Verein  vertreten;  inbexug  auf  jeden 

von  ihnen  ^It,  was  unten  über  Vertreter  pcsagt  wird. 

Dem  Cicsiich  ist  »uwobl  das  Schrifttitück  beizule>;en,  wudurcb  der 
Wihlervereiii  gebildet  worden,  als  auch  ein  besonderes  Veneicfanis  der 
Kandidatenliste  desselben.  In  dem  Gesuch  hat  der  Vertreter  die  Ver- 
aieherung  abzugeben,  duss  <\\e  Personent  deren  Namen  das  Schriftstficlc 
als  T'iiterschriftpn  träpt.  dussellie  eit^enhftnfli^'  uritcrz'MchiK't  h:iben  nnd 
wablberechtigt  sind,  si>\vie  duss  dif  X'orgescblageneu  bereit  sind,  den  Ab- 
geordiietenauftrag  ku  übeniebmen. 

Das  Gesuch  soll  einen  durch  Zeugen  bescheinigten  Vermerk  des 
Notaiine  publicus,  Kronsvogtet,  Lehnsmanns  oder  Vorsitzenden  der  Oe> 
meindeverwaltung  danlber  enthalten,  dass  der  Vertreter  das  Gesuch  eigen- 
händig iinferzeiclinet  hat. 

Hai  der  Vertreter  ubsiebtlicb  oder  aus  NacbliUit^igkeit  bescheinigt, 
was  nieht  der  Wabriieit  entspricht  oder  sonst  in  seiner  Tätigkeit  einen  • 
Fehler  begangen,  so  wird  er  wie  ein  Beamter  wegen  Amtsvergehens  bestraft. 

§  81.  Die  im  1 80  genannten  Oesuchsdokumeote  »oll  der  Vertreter 
selbst  oder  dur«-h  einen  bovDlhnächtigttMi  Vertreter  spätesten'^  am  oin- 
unridreis»«ig.sten  Tage  vordem  Wahltage  der  Zentraikommission  des  Wahl- 
kreibes  eiuroichen. 

Sind  die  Akten  so  zeitig  der  Post  2ur  Befürderung  übergeben 
worden,  das«  sie  spätestens  an  dem  oben  genannten  Tage  bei  der  Kom- 
mission hätten  eintreffen  mflssen,  so  gelten  sie  als  rechtseitig  eingereicht. 

%  88.  Stirbt  Jemand,  der  in  die  Kaiididatonlif-ti-  eines  Wiihler- 
vcreins  aufjjenonimen  ist,  oder  wird  er  als  nicht  mehr  wählbar  befunden, 
80  muss  der  \'ertrr-ter  ^•■infn  \anicn  aus  iler  lA-^it-  strcidifii. 

i'inUiiilt  die  KaniiRiutcnliste  auch  einen  hr>uuinuiin,  so  hut  der 
Vertreter  ihn  als  Kandidaten  einsutragen. 

§  88.   Will  ein  WäMervereiu  deshalb,  weil  ein  vom  Verein  auf- 
gestellter Kandidat  auch  in  die  Kandid.it.  ntiste  eines  anderen  Wähler 
verein«  ;ii!f_'"nomnien  ist,  den  \r\nieri  dt-ssclhon  von  seiner  Li^^f"  s«r*>ifhen 
oder  durch  eiii'^n  anderen  ersetzen,  so  ist  solclies  dein  N  ercm  gestuttet. 

Enthält  daä  Schriftbtürk,  wodurch  der  Verein  gebildet  worden  ist, 
keine  ausdrficklidie  Bevollmächtigung  für  den  Vertreter,  eine  derartige 
Massregel  zu  beschliessen,  so  kann  dieselbe  nur  auf  Grund  einer  datierten 
sehriftlichen  Erklärung  vorgenommen  werden,  die  mindesten^  von  der 
Häifte  sämtlicher  Unteraeichner  der  orstgenanuteu  Schrift  unterschrieben 
worden  ist. 

§  24.  CImt  die  Änderung  der  Kundidateidiste  eines  Wählervereina 
bat  der  Vertreter  spätestens  am  sechsehnten  Tage  vor  dem  Wahltage  der 
Zentralkommission  des  Wahlkreises  schriftlich  Anzeige  zu  erstatten  und 
die  Änderung  in  der  im  §  80  angegebenen  Weise  bescheinigen  zu  lassen. 
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Ist  der  Vertreter  mlbit  moht  befugt,  die  Anderang  TOmmeluneii, 

80  soll  der  Anzeige  die  im  zweiten  Abschnitt  des  §  23  genannte  Erklärung 
beigefügt  werden  neltst  der  Verflichcrung  des  Vertreten,  dass  die'  Unter» 
Schriften  eij^'enhändig  geleistet  worden  sind. 

§  2b.  WüUHchen  swei  oder  mehrere  Wähiervereine  miteinander 
bei  den  Wahlen  luaunmeiiBOivirken,  so  and  «ie  berechtigt,  sich  tu  einem 
Wahlverbande  lu  Tereinigen. 

Eine  derartige  Vereinigung  erfolgt  durch  eine  ErklUnmg  vonseiten 
eines  jeden  Vereins  über  die  Bildung  eines  Wahlverbaudes  und  eine  dies- 
bezügliclie  Anzeig«'  .in  die  Zentralkomminsiun  6'"^  Wahlkreises. 

Die  Gei<iimtan/iihi  der  Kandidaten  eines  Wülil verbände«  darf  nicht 
die  Anaahl  Abgeordneten  flbereteigen,  die  der  WahUoeis  wlhlen  dnif. 

§  26.  Die  im  §  86  erwihnte  Bridirung  hftt  eohxiftlicfa  in  erfolgen 
und  eoll  etmtliohe  WsUervereine,  die  den  Wahlyerband  bilden,  lowie  die 
eodgfiltigen  Eandidatenlieteii  dereelben  enthalten. 

Eine  snlohe  Erklärung  muss  datiert  und  uiindpstens  von  dfr  Hälfte 
derjenigen  Personen  unterrcichnot  sein,  welche  das  Schrifthiück,  unter- 
■ohiieben  haben,  wodurch  der  Verein  gebildet  worden  ist.  HinsichtUoh  der 
Anieige  Aber  den  Verbtod  gelten  die  im  §  84  «othtltenen  BeettmmungMi. 

§  27.  Bin  WBhIerverein,  der  bereite  m  einem  WaUyerbande  gebOrt, 

kann  keinem  anderen  Wahlverhando  l^eitreten.  Auch  kunnen  TOreohiodeno 
Wahlverhünde  keinen  Wahlverband  miteinander  eingehen. 

§  28.  X;t'"}idoin  fllipr  einen  zwischen  Wählervereinen  eingegangenen 
Wuhlverljand  Anzeige  erstattet  worden  ist,  können  in  den  Kandidatenlisten, 
die  in  der  Erklärung  über  die  Bildung  des  Verbandes  enthalten  sind, 
ttvr  die  im  §  88  genannten  Andeningen  voigenommen  werden. 

4.  Kapitel. 

Die  vorbereitenden  Massregeln  der  Zentralkommission. 

§  21).  Dir  Zcntralkommiesion  yenammelt  sich  zum  entenmal  auf 
Berufung  des  Vorsitzenden  sjiiitestens  fnnfuudvierzi»:  Taire  Tor  der  Ab- 
geordnetenwahl, um  einen  Schriftfühn^r  zu  ernennen  und  Zeit  und  Ort 
SU  bestimmen,  wo  die  Schriftstücke  entgegengenommen  worden,  und  dar- 
nadi  sm  dreiraigeten,  aweiundswansigaten  und  fllnttehnten  Tage  vor  nnd 
•ttletit  am  aweiten  Tage  nach  der  Abgeordnetenwahl  am  aehn  Uhr  Tor- 
mittag.<;  und  tagt  jedesmal  ao  lange,  wie  ea  die  Erledigang  der  Oeediifte 
erfordert. 

§  30.  Am  dreissigsten  Tage  vor  der  Abi^uordnetenwahl  werden 
die  von  den  Wählervereinen  eingclaufonen  Gesuche  vorgetragen  und 
geprflft» 

Ist  ein  Gesnoh  nicht  vorsohriftsmBssig  erfolgt  oder  ein  Wähler* 

verein  niclit  in  gesetzlicher  Weise  gebildet  worden,  so  ist  der  Vertreter 
zu  benaehrifhtiL'en.  dass  das  (Jesu ch  nicht  gebilligt  worden  ist,  wobei  die 
Oründe  der  Ablehnung  anzugeben  sind. 
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§  31.  Di*  Garacbo,  dio  für  ;_'csetzin!i8si^  ucbild.  te  W.ihlervfTi'irie 
rorschriftsmiissig  eiJDgervicht  worden  sind,  verden  in  fortlaufender  Reihen- 
folge  numeriert. 

Die  Numujer  des  Gesuchs  wird  auch  üben  auf  dem  dem  Gesuch 
bei|ifel6gten  Veneidinis  der  Kandidaten  Teruerkt,  wobei  unmittelbar 

iititer  der  Niimiuer  der  Hoincitsort  dcN  Vdreins  und  dessen  allfreineines 
Ziel  oder  seine  Losiuil'.  wenn  solche  aii<^ejreben  worden  ist,  notiert  werden. 

S;  32.  Die  Zeiitralkomniissioii  hat  hierauf  'Jufort  ntiznordiuMi.  <Iri?'~ 
s;iriilliche  mit  Nuiiiiiiern  v  erselieiieii  Kandid;ittMili-tt'ii.  >iii<'  mit 
einer  besonderen  Cberschrift,  uuvcraü;ilich  durch  den  Druck  in  tler 
Weise  suaammen  TerfielfiUtigt  werden,  dass  sie  in  der  Reihenfolge  ihrer 
Regijitemmnmem  und  dvroh  deutliche  Linien  Toneinander  getrennt, 
dieselbe  Seite  eine»  Blattes  einnehiiieti. 

Hat  in  dem  im  §  30  Ahs<"hiiitt  2  L'^iiaimten  Fall  ein  Wähler- 
verein binnen  hieben  Tagen  ein  neues,  in  erwähnter  Weise  berichtigtes, 
sonst  aber  unTerfladertes  Oesueh  eingereicht,  so  soll  dasselbe  am  zwm- 
undcwanaigsten  Tage  der  Abgeordnetenwahl  Torgetragen  und  geprOft 
werdt  t, 

Bei  df'rselben  ( .'ulioil  l'"I:>ii'_'<mi  auch  soh-lio  (Ic-uchf  zur 
Prflfuntr.  die  uhuo  Verschulden  der  belreffiiuh'ii  l'artci  verspätet  ein;;e- 
iaufen  hind.  Ist  das  Gesuch  in  vurHobrift.hiiuiiäNi<4er  Ordnung;,  so  soll  die 
Kandidatenliste  in  der  oben  angegebenen  Weise  besonders  verviel- 
fftltigi  werden. 

33.  Sobald  die  im  |32  vorL'eHehriebeno  Venielf&ltigung  erfolgt 
ist,  Süll  die  ijedruoltte  Zusammeü^t»  ünriL'  der  Kandidatenlisten,  und  in 
dem  im  32  Abschnitt  2  genannten  Fall  die  besunden«  gedruckte 
Kandidatenliste  sowohl  allen  Wählervereinen  wie  üeineinUeTorstftiiden, 
Hagtstraten  und  Ordnongsgeriditen  inneriialb  de«  Wahlkreises,  sowie 
aadk  sonst  der  Offentliddceit  zugänglich  gemacht  werden. 

§  34.  B<  i  der  Sitziuii:,  die  am  fünfzehnten  Tape  vor  der  Wahl 
betrinnt,  werdi  n  di<'  An/.ti;:>  !i  n)/er  \ nd*Miuu'<Mi  bereits  vt^ndfentlichter 
Kandidatenlisten  und  aber  Walil\ m Wunde  vor<;eirai:eri  und  'jepnift. 

Kanu  eine  Anzeige  nicht  geinlligt  werden,  so  wird  in  der  im  §  3<) 
Abschnitt  2  angegebenen  Weise  verfahren.  * 

Hteranl  sollen  an  der  Hand  der  gebilligten  Anzeigen  die  gedruckte 
Zusanimenstelluntr  vorschriftsmlafiiir  ben<hti  t.  und  siimtliche  zu  dem- 
selben Wahlverhande  geln'ironde  Kandidaleiilisten  darin  in  der  Weise 
unter  einer  gemeiui>amen  Überschrift  und  getrennt  von  übrigen  Listen 
sttsammengefMst  werden,  dass  der  Verband  und  die  Kandiiktenlitten, 
welöhe  derselbe  onterstAtzt,  deutlich  hervortreten.  Die  auf  solche  Weise 
zustande  gekommene  ZusHiiimeiistolhing  der  endgfiltigen  Kandidatenlisten 
ist  sofort  durch  den  Drurk  zu  vervielfaltitrcn. 

s;  3ö.  Die  Zentralkorami>>i<'n  soll  darauf  unverzüglich  Wahlzettel 
für  den  ganzen  Wahlkrei>i  drucken  lajieen  und  in  erforderlicher  Anzahl 
der  Wahlkommission  in  jedem  Abstimmungsgebiet  in  einem  Umschlag 


3204 


Oesetzgebuti;;. 


Busenden,  der  mit  dem  Siegel  des  Wahlkreises  versiegelt  und  mit  einem 
Vermerk  über  die  Anzahl  der  Wahlzettel  versehen  ist. 

.Tedor  Wahlzettel  soll  auf  der  inneren  Seife  sowohl  einen  leeren 
Kaum  enthalten,  der  vom  Wähler  aufzufüllen  ist,  als  auch  sämtliche 
von  der  Zenirslkommiision  verOffeiitliditen  Kandidatenlisten  in  genaner 
Übereinstimmang  mit  den  in  den  §§  32  and  34  mitgeleilten  Voradiriften, 

doch  ohne,  d.iws  in  ihnen  Ersatzm&nner  genannt  werden  dflrfen. 

Die  \\':ilil/,ittel  müssen  derart  eiiiL^rielttet  sein,  dass  d"ut!ich  zu 
cr>''li<n  \>\.  in  welcher  Weise  sie  zusatnmenzn lalten  und  zu  schliebsen 
sind,  und  dürfen  nic-htn  andere.',  als  üben  angegeben  ist,  enthalten. 

§  36.  Anseer  den  Wablsetteln  erhalten  die  WaUkommissionen 
eine  genügende  Anzahl  der  beriohtigtoi  Zttsammenstellung  der  Kandidaten- 
listen sowie  Wahlstempel  nebst  Zubehör;  die  besagte  Zosammenstellung 
wird  in  der  im      83  angeL'el)eiien  Weise  verbreitet. 

Der  Wablstempel  muss  für  sämtliche  Abstimmungsgebiete  innerhalb 
deit  Wahlkreises  derselbe  sein. 

5.  Kaiiitel. 

Die  Wahl. 

§  H7.  Am  1.  Juli  in  dem  .liiiir.  \\u  die  dreijährige  Periode  seit 
der  letzten  Abgeordnetenwahl  zu  Endo  geht,  beginnt  die  Wahlverrichtung 
in  jedem  Abstimmungsgebiet  um  neun  Uhr  morgens  and  dauert  hin 
acht  Uhr  abends,  und  den  folgenden  Tag  ebenfalls  von  neun  Uhr  bis* 
acht  T'hr,  jedesmal  mit  ei ti er  Zwischenpause  von  hSohstens  avei  Stunden 
laut  Mcstimmung  der  Wabikommissinn. 

Hat  der  Kaiser-Urussfürst  neue  Wahlen  angeordnet,  60  beginnt 
die  Wahlverrichtung  am  ersten  Tage  in  denjenigen  Monat,  der  zunächst 
sechsig  Tage  nach  Bekanntmadrang  der  Verordnung  Aber  die  Neuwahlen 
fällt,  und  i;ebt  diirauf  in  der  im  Absi  lmitt  1  :inL"n:ehenen  Weise  weiter. 

3H    Der  Wablkommis>ion  lie^jt  es  ob,  alle  für  die  Verrichtung 
der  Waiil  nötij:en  Anordnungen  zu  treffen. 

Kesunders  müssen  Massregeln  dahin  ergriffen  werden,  dass 
niemand  einen  Wahlzettel  erhält,  ehe  er  fOr  wahlbereehtigt  befunden 
worden  ist.  sowie  dass  <lie  Wähler  die  Mr»(;!i( Iikeit  haben,  unter  voller 
Wabruiiir  des  Wahlgeheimnisses,  in  ihrem  Wahlzettel  zu  vermerken,  it: 
welcher  Weise  sie  Stimmen,  und  dass  das  erforderliche  Zubehör  hterfür 
vorhanden  ist. 

Die  Kommission  hat  auch  dafür  Sorge  an  tragen,  dan  neben  dem 
fur  die  Wahl  bwtimmten  Zimmer  ein  genügend  geriuroiger  Plata  fflr 

die  \\'ähler  vorhanden  ist,  welche  auf  ihre  Reihen  warten,  um  in  das 
\\  aliizimmer  zu  irelaiiyen,  umi  dass  dieser  Platz  um  die  Stunde,  wo  die 
Wablverrit'hlung  am  Aliend  unteritrochen  oder  beendigt  werd<  n  -oU. 
aiigesdilossen  wird.  Krfolgt  die  Unterbrechung  am  Tage,  so  hangt  e« 
von  der  Wahlkommission  ab,  ob  der  Plate  abgeschlossen  werden  soll. 

Der  Senat  lässt  auf  Kosten  des  Fiskus  eine  Wablunie  lAr  jedes 
AbsiimniunKSgebiet  anschaffen. 
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§  30.  Im  Wahllokal  oder  in  unmittelbBrer  Nahe  desselben  darfen 
keine  Beden  gehalten,  »uch  keine  gedruckten  oder  j^esdiriebenen  Aufrufe 

angeschlairen  oder  an  die  Wähler  verteilt  werden. 

40.  Dio  WahlkuiiimiRsioii  hat  daffir  sorfjen,  dass  die  v)!i  <\-r 
Zenlralkoiumi>!'i<iii  des  Wahlkreises  veröffentlichte  Ziisaiuiuenstellung  .ier 
eni(emeldeten  endgültigen  Kandidstenlistra  sowohl  im  Wahlzimaier  seihst 
ab  aoch  in  den  anin^nsenden  2ämmem  und  Vorrftumen  an);e«eh]aßeii 
und  auch  soiist  zuLiäuirlicli  L'i'inaoht  wird. 

.  t;  41.  |{<^i  der  .\l«i.M'nr(ltictonw:ihl  soll  t'ine  von  der  Wahlkomniission 
eimMis  dazu  auserseheno  PppMin  Htiwf'Mt'iid  sein,  tlie  auf  Wunsch  der 
Wähler  denselben  bei  der  Eintragung  der  erforderlichen  Bezeichnungen 
in  den  Wahliettel  an  die  Hand  j^ehen  soll. 

Der  Gehilfe  soll  gewissenhaft  die  Anweisungen  de«  Wihlers  be- 
folgen und  das.  was  er  bei  der  Wahlrerrichtung  erlttirtt  geheim  halten. 
Handelt  er  dieser  Bostimioung  suwider,  so  wird  er  wie  ein  Beamter 
wegen  Amtsvergehens  bestraft. 

§  48.  Bei  der  Wahlverriehiung  mute  der  Vorsitsende,  unmittelbar 
ehe  die  Abstimmung  beginnt,  den  Anwesienden  seigen,  dass  die  Wahlurne 
leer  ist»  und  darauf  den  rmsddai'  offnen,  in  weldiem  die  der  Kom- 
mission zugesandten  Wald/'tlcj  pntliali  ri  sind. 

§  48.  Ein  Wühler,  der  sein  Wuhlreelit  aiisübeti  will,  hat  sich  lioi 
der  Wahlkouuuissioii  zu  melden,  um  .seinen  Wahlzettel  in  Empfang  zu 
nehmen. 

%  44.  Bei  der  Wahl  ist  jeder  Wähler  berechtigt,  ffir  hoduiiens 

drei  Personen  zu  stimmen:  er  soll  hierliei  in  der  im  §  45  erwähnten 
Weise  che  Reihenfolge  anf^etien.  in  der  er  sie  tjewälilt  zu  st  hen  wiinsclit. 

§  4ö.  Will  ein  Wähler  seine  Stimme  für  die  im  Wahlzettel  ent- 
haltene Kandidatenliste  eines  gewissen  Wfthlerrereins  abgeben,  so  soll  er 
diese  Liste  mit  einem  roten  Strich  bexeichnen.  Wanschi  er  die  Reihen- 
folge der  Namen  in  der  Kandidatenliste  zn  ändern,  so  soll  er  vor  den 
Namen,  dem  er  die  er^^te  Stelle  pild.  Kins.   und  vor  den  Namen, 

der  an  zweiter  Stelle  kommen  soll,  eine  Zwei  stellen. 

BiUigt  ein  Wähler  keine  der  im  Wahlzettel  entlialtetien  Kandidaten- 
listen, so  soll  er  in  dem  au  diesem  Zweck  auf  dem  Walilsettel  angebrachten 
leeren  Kaum  die  Namen  derjenigen  Person  oder  der  Personen  aufschreiben, 
für  welche  er  stimmt,  ohne  T'üeksielit  darauf,  oh  sir  in  die  <:cnannten 
Li.sten  aiif<jenommen  sind  oder  nielit.  und  diesolticn  dabei  in  der  Reihen- 
folge angeben,  in  welcher  er  sie  gewühlt  /.u  sehen  wünscht;  zugleich  soll 
er  auch  Beruf  und  Wohnort  eines  jeden  angeben. 

Hieraal  soll  der  Wähler  den  Wahlzettel  zusammengefaltet  und  ge- 
schlossen der  Wahlkommission  zur  Abstempelung  vorweisen  und,  nachdem 
dieses  geschehen  ist,  in  dii«  Waldurne  le_'en. 

§  46.  Ein  Wähler  i>t  liereclitii.'t.  sein  Stimmrecht  in  einem  anderen 
Abstimmungsgebiet  auszuüben,  als  in  demjenigen,  in  dessen  Wahlliste  er 
aufgenommen  ist,  sofern  er  einen  zu  diesem  Zweck  ausgefertigten  Auszug 
aus  der  genumten  Wahlliste  einreicht. 
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Geliörl  der  Wfihler  zu  piiiPi»  anderen  AVjiblkreise,  so  ist  »  r  bc- 
recliti>^t,  seine  Stimme  tür  die  Kandidatenliste  eines  gewissen,  zu  jenem 
Wahlkreise  gebureuden  Wahlervereiuh  abzugeben,  indem  er  die  Namen 
d«r  Eaodidibteii  demelbeii  in  winem  Wahli«ttel  eintrlgt. 

Wenn  ein  WShler  au«  einem  indefeo  Wehlltreise  loldiennaaBen 
sein  Wahlrecht  ausübt,  so  soll  der  Name  des  Wahlkreisee  auf  der  liu  ren 
Seite  h-f^incs  Wahliettel«  angebraoht  sein,  ehe  dieser  in  die  Wahlurne 
gelegt  wird. 

§  47.  Nachdem  der  W&hler  seinen  Wahlsettel  in  die  Urne  gelegt 
hat,  wird  in  der  Wahlliste  vermerkt,  data  er  sein  Wahhredit  ausübt 

hat.  Wenn  ein  Wähler  zu  dem  im  §  4G  an^egeheuen  Zweck  einen  Auszug 
aus  der  Wahlliste  erh&lt,  soU  auch  hierflber  in  der  Liste  ein  Vermerk 
angebracht  werden. 

§  48.  Wenn  die  Wahlverrichtung  unterbrochen  wird,  su  soll  die 
Wahlurne  mit  dem  Siegel  mindeatena  dreier  Anweauider  rersiegelt  und 
in  sichere  Verwahrung  gebracht  werden.  Wenn  die  Veiriditnng  dann 
wieder  aufgenommen  wird,  so  soll  sich  die  Kommission  vor  Er- 
öffnung der  Siegel  darüber  vergewissern,  dass  die  Siegel  unverletzt  sind. 

Ehe  die  Verrichtung  unterbrochen  oder  die  Abstimmung  für  ab- 
geechloBson  erklärt  wird,  sollen  alle  TOr  der  su  diesem  Zwack  fesl^etetaten 
Stunde  ^getroffenen  Wfthler  das  Recht  haben,  an  stimmen. 

§  49  Snbith!  die  Abetimraung  beendigt  worden  ist,  werden  die  ab- 
gegebenen Wahl/'.ettel  der  T'rne  entnommen  und  iinceoffnet  gezählt.  Des- 
L^eichen  wird  die  .\iiziihl  l'erMjnen  i,'ez!ibit.  welche  laut  Vermerk  in  der 
WahUi.'ste  und  dem  Prutokoll  das  Wahlrecht  ausgeübt  haben. 

Sftmtlidie  abgegebene  Wahlaettel  werden  hieraol  in  einem  dauer- 
haften UmeoUag  gelegt,  den  mindestens  drei  Mitgtieder  der  Wahl- 
kommission in  der  Weise  mit  ihren  Siegeln  versehen,  dasa  der  Umsehlag 
sorgfältig  versiegelt  ist. 

Aul  dem  Umschlag  wird  darauf  eine  an  die  Zentralkumnusbiun 
des  Wahlkreises  gerichtete  Aufsdirift  nebst  Angabe  Aber  den  Inhalt  dee 
Umaobhiges  aogebradit. 

Wenn  Wahlzettel  vorkomujen,  die  mit  dem  Namen  eines  anderen 
W;ihlkr''ises  versehen  sind,  sollen  diese  jedoch  sofort  beim  Zälilfii  von 
den  übni^eii  getrennt  ntid  darauf  in  gleicher  Weise  in  einen  Unn-chiag 
gelegt  und  der  letztere  mit  einer  an  die  Zentralkommissiun  des  genannten 
Wahlkreises  geriditeten  Aoftehrift  versehen  werden. 

§  60.  Können  die  abgegebenen  Wahlaettel  wegen  su  weit  vor- 
geschrittener Zeit  nicht  sofort  gezählt  werden,  so  wird  mit  der  Wahlunic 
in  der  im  t;  48  angegebenen  Weise  verfahren,  und  die  abgegebenen  Wahl- 
zettel werden  am  folgenden  Tage  gezählt  und  in  den  Umschlag  gelegt. 

§  61.  fiei  der  Wahlverrichtung  wird  von  einem  Mitglied  der 
Wahlkommission  ein  Protokoll  gefOhrt,  in  dem  an  veneichnen  ist:  der  Tag 
der  Verrichtung,  die  anwesenden  Mitglieder  der  Kommission,  die  Stunde, 
wann  din  W-rrielituiiL'  begann  'huI  unterbrochen  wurde  und  wann  die 
Abstimmung  für  beendigt  erklärt  wurde,  die  Personen,  die  auf  ürund 
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eine«  Aussaget  am  der  WaUliite  flin^i  anderen  Abitimmungsgebiete« 

an  der  Ahstimniuiii;  teilgenommen  huben.  und  vrolclie  von  dit-sen  ?.u  einem 
amlnr'  ti  Wnlil kreise  geln»ren,  die  Anzahl  !ibge«.'ebener  Wahlzettel  und  von 
Personen,  die  das  Wahlrecht  auHgeuht  haben,  <>uwie  die  Zeit,  wu  die  im 
§  49  genannten  ümaofalftge  versiegelt  worden,  wobei  die  dabei  benutzten 
Siegel  im  Protokoll  absudrueken  sind. 

Die  Verrichtuiii:  wird  mit  der  Verlesung  des  Protokolles  abije- 
scbl'isscn  und  dann,  nat-bdem  der  Vttrsitzende  der  Koinmissicn  darauf 
vermerlct  hat,  dass  das  iVotokoIl  rieht iif  ist.  das^elbti  in  einen  l'm- 
schlag  gelegt,  das  mit  einer  an  die  Zentraikommissiun  des  Wahlkreises  ge- 
richteten Anfidirilt  Teraehen  wird. 

Qedruckte  Formulare  fär  die  FtvtokoUe  erhalten  die  Wahl- 
kommiftKionen  auf  Veranla-seung  do8  Senats. 

§  52.  Der  Vorsitzende  und  ein  Mitglied  der  Wahlkommission 
■oUen,  sobald  solches  geschehen  kann,  die  im  §  4Ü  genannten  Wahlzettel 
nebet  dem  Wahlprotokoll,  jedes  in  besonderem  Umschlage,  persönlich  bei 
dem  nftehsten  Postamt  aufgeben. 

§  5.3.  Im  WahlkreiHc  Lappmarken  soll  jeder  Wühler  bei  der  Abgeord- 
netenwahl tnir  für  eine  Person  stimmen  und  darf  dabei  einen  sololien 
Wahlzettel  anwenden,  wie  er  selb.st  wünscht.  Im  übrigen  gilt  für  die 
Abgeordneteuwahl  im  Walilkreii>e  Lappmarken  in  anwendbaren  Teilen 
dasselbe,  was  in  diesem  Oesetz  bestimmt  ist. 

B.  Kapitel. 

Die  Grundlagen  für  die  Stimnienberechnung. 

§  Ö4.  Deijenige,  für  welchen  ein  Wähler  an  erster  Stelle  ge.stimmt 
bat,  eifailt  ein«  Stimme,  der  sweite  in  der  Reihenfolge  eine  halbe  und 
der  dritte  eine  Drittelstimme. 

Der  Gesamtbetrag  der  Stimmen,  die  ein  jeder  Kandidat  soloher- 

niaasen  erhalten  hat,  bildet  .seiru'  Stimmenzabi. 

§  56.  Ist  einer  von  denen,  für  die  der  Wühler  gestimmt  hat, 
nicht  wählbar,  oder  nicht  deutlich  beteichnet,  so  gilt  die  Stimme  des 
Wählers  trotidem  fAr  die  flbrigen. 

Hat  ein  Wähler  auf  .seinem  Wablzett-  l  mehr  al.s  eine  Kandidaten- 
liste bezeichnet,  oder  in  der  von  ihm  he/eirhm  ten  Kandidatriili«te  eine 
andere  Änderung  vorgenonitnen  als  in  liczug  auf  die  Reihenfolge  der 
Namen,  oder  hat  der  Wahler  in  den  Wahlzettel  mehr  als  di'ei  Namen 
eingetragen,  oder  den  Wahlzettel  mit  einem  besonderen  Zeicben  oder 
seiner  Namensnntersdirift  Teraehen,  oder  einen  anderen  Wahlaettel  ange- 
wandt als  den  der  Wahlkommis^^ion  entnommenen,  oder  erweist  sich  ein 
Wahlzettel  als  nicht  abgestempelt,  so  ist  ein  derartiger  Wahlaettel 
ungültig. 

§  66.  Wahkettel,  die  fOr  die  Kandidatenliste  desselben  Wähler- 
Tereins  abgegeben  worden,  gelten  zusammen  als  eine  Stimmgruppe. 

§  67.  Die  Kandi  lit'  I  1  «rselben  Stimmgmppe  haben  den  Vor- 
tritt voreinander  je  nach  der  Ürösse  der  Stimmentahl,  die  ein  jeder 


DIgitized  by  Google 


320ä 


Ciesetsgebuog. 


inneriialb  d«r  Gruppe  in  Gemiidwife  des  §  54  erhalten  Iwt,  und  gelten  als 
▼on  aftoitliehen  Wthlern  der  Gruppe  in  der  anfegebenen  Reihenfolge 

aufge»>t'  Vj- 

.Ifiier  KiiiKÜilat  ir«!\»'r]inlli  dor  Stitnmpruppe  erhält  folglich,  behufs 
Bestimmung  des  \ Orzug^  zwischen  ihm  und  den  Kandidaten  der  ühri<ien 
Gruppen,  eine  V'ergleichszabI,  welche  f(ir  den  erbten  in  der  SUiouigruppe 
mit  der  Gesamtsahl  der  Wahlsettel,  ffir  den  «weiten  mit  der  Hilfte  and 
ffir  den  dritten  mit  dem  Drittel  derselhen  gleich  iltk 

§  n8.  (lehören  zwei  oder  mehr  Stimingruppen  zu  l  in-m  Wahl- 
verhande,  so  hildon  sie  eine  zusaninienpeset/.te  Stimmgnippt'.  innedialb 
welcher  ihru  Kandidaten  den  V  ortritt  vureinunder  erhalten  je  nach  der 
GrOme  der  Vergleichuahlen,  die  jeder  laut  Ptenkt  2  det  §  67  eriialten 
bat.  Ist  irgend  ein  Kandidat  gemeinsam  für  svei  oder  mdir  einfadie 
Stimmgruppen,  so  vird  sein  Platz  in  der  Rmhenfolge  dureb  seine 
summierten  Vergleichszahlen  bestimmt. 

In  der  auf  diese  Weise  bestimnitcu  Reihenfolge  sollen  alle  die- 
jenigen Kandidaten,  fAr  weI<Ae  inneibalb  der  susammengesetaien  Stimm- 
gruppen Stimmen  abgegeben  worden  sind,  als  Ton  simtlicben  Wihlem 
der  (Jruppe  aufgestellt  betrachtet  werden ;  sie  erhalten  infolgedessen  neue 
\'eri:ieichNz:ihh^n,  so  da-ss  H-  r  <T-ie  der  Kandidaten  die  Gesamtzahl  aller 
Wahlzettel  der  zusammen^'t-set/ton  Stimmgruppe  erhält,  der  zweite  die 
H&lfte  derselben,  der  dritte  ein  Drittel,  der  >rierte  ein  Viertel  usw. 

§  69.  Sind  duroh  Wahlzettel,  die  su  keiner  Stimmgnippe  gehören, 
ein  und  derselben  Pernon  Stiimnen  sugefallen,  so  bildet  der  Gesamt- 
betrag derselben  seine  \'ergleichsza}i!. 

5;  60.  Ist  irgend  ein  Ksmdidat  in  anderen  Fällen,  als  im  ^  58 
angegeben,  für  zwei  oder  mehr,  einfache  uder  zusammengesetzte  Stiuiia- 
gruppen  gemeinsam^  so  bildet  der  Oesamtbetrag  der  Vergleichsiahlen, 
die  er  in  denselben  erhalten,  seine  endgültige  ^'erg]eiehsaahl. 

§  Bl.  Kine  VergleichszMhl ,  die  durch  Zusninmenzählung  laut 
Punkt  1  des  §  tiO  entstanden  if-t,  dar!  nicht  diejenige  N'ergleiehszahl  über- 
steigen, tlie  einem  Kandidaten  zugokummen  wäre,  falls  alle  dürl  voraus- 
gesetzten Stininigruppen  eine  susamniengesetste  Stimragruppe  gebildet 
hatten. 

§  62.    Hei  gloidier  Anzahl  Ton  Stimmen  oder  Vergleidiasahlen 

entscheidet  das  Los. 

7.  Kapitel. 

Die  Feststellung  des  Ausgangs  der  Wahlen  und  die 
Ausfertigung  der  Vollmachten. 
§  G3.    Sobald  aus  einem  Abstimmungsgebiet  die  Wahlzettel  des 
selben  bei  der  Zentralkommission  eingeUufen  sind,  sollen  in  Gegenwwrt 
sämtlicher  Mitglieder  der  Kommisnon  die  Umscblige  eröfEnet  und  die 
Wahlzettel  gezilhlt  werden. 

Darauf  sollen  die  Wahlzettel  geöffnet  und  nach  den  einfnehen 
Siiiiinigruppen,  welche  sie  bilden,  geordnet,  sowie  die  W'alilzcttel  in 
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jeder  Gruppe  und  dio  Stimmen  der  in  den  letsteren  auff^efttlurten 
Kuididateii  gezählt  werden. 

Wahlssettel.  dio  zu  keiner  (inippe  p;ehoren,  werden  von  t\cn 
übrigen  getreuut,  und  die  Stimmen,  die  durch  tiolch«  Wahlzettel  ein  und 
denelben  Person  zugefallen,  werden  gesftblt. 

Wahlieitel,  die  fflr  mgOHiig  befunden  werden,  werden  beiseite 
gelegt  ui.ci  dann  in  einem  besonderen  Umschlag  verwahrt,  der  su 
▼eriiegeiu  iot. 

§  64.  XaclHletn  die  Widilzettel  aus  jedem  .Vlihtimmungsgehiet  in 
der  Weit>e  gezählt  und  geordnet,  und  die  durch  dieselben  abgegebenen 
Stimmen  auaammeugezählt  worden  sind,  wie  im  |  63  angegeben  worden 
iat,  tollen  «imiliche  an  derselben  Stimmgnippe  gehörenden  Wablsettel  aus 

den  verschiedenen  Abstimmungsgebieten  zusammen  vereinigt  und  inner* 
liiilh  einer  Jeden  Stimmgruppe  die  Stimmen  dar  daselbst  Aufgesteliten 

zus»mmen:^'eziihlt  werden. 

§  65.    Hierauf  wird  auf  foltjende  Weise  verfahren: 

a)  Die  Kandidaten  innerhalb  einer  jeden  einfachen  Stimmgruppe  werden 
je  nach  der  Höhe  ihrer  Stimmensahl  der  Reihe  nach  aofgesdirieben, 
wobei  die  ihnen  auf  Orund  des  §  6?  Pnnkt  8  aukommende  Vergleichs- 

zah!  vermerkt  wird; 

b)  Kandidaten  in  zusamnien;;eHft7,t<*n  Stininigruppen  werden  in  der  im 
§  58  Punkt  1  bestimmten  Reihenfolge  aufgeschrieben  nebst  den 
Vergleichsaalilen,  die  laut  Punkt  2  in  demselben  Paragraph  be* 
rechnet  werden; 

c)  Kandidaten,  fflr  welche  durch  Wablzettel  uu.ssf-rhnih  der  Stimm- 
pruppen  pe'^tiinmt  wordfti  i.-t,  w  rd'  ri  jeder  für  hieb  mit  ihrer  Stimm- 
zahl als  Vergleicbszahl  laut  aufgeschrieben; 

d)  bat  derselbe  Kandidat  \'ergkich8zahlen  in  zwei  oder  mehr  der  auf 
diese  Weis«  gebildeten  enilgültigen  Gruppen,  so  wird  er  aus  allen 
ausgeschaltet  und  be8on<!'  r>  für  sich  mit  endgOltiger  Vei^leichsaahl 
laut  §1:;  60  und  (»1  ;iufgeschriel»eii : 

e)  sämtliche  K.inilidritm  wenU'n  je  nach  der  Hobe  dir<^r  eiidgülti;;tMi 
Vergieichszahlen  nebst  Anführung  dieser  Zahlen  sell>»t  von  neuem 
der  Reihenfolge  nach  aufgeschrieben. 

§  66.  Nadidem  simtliohe  Kandidaten  nach  der  Höhe  ihrer  end- 
gültigen Vergleichszahlen  solchermassen  der  Keihe  nach  geordnet 
worden,  erklärt  die  ZentralkominissiDn  die  ersten,  in  der  Anzahl,  in  <ler 
der  Wahlkreis  Abgeordnete  wiihlon  darf,  für  gewählt,  erliif^st  lin  demselben 
Tage  durch  Anschläge  im  Vurrsum  der  Kummihsiuu  darüber  eine 
Bekanntmaehang  mit  gleichzeitiger  Angabe  darüber,  wer  im  Fall  des 
Abgangs  anniehst  an  Stelle  der  Gewühlten  eintreten  soll,  und  fertigt 
nnTOrsflglich  fflr  jeden  der  (jewüiilton  *      Vollmncht  au.s. 

T^t  einer  von  denen,  iHe  für  p-wülili  erklärt  \vf>nlen  sind,  auf 
keiner  angemeldeten  und  verultentiichten  Liste  aufgenommen,  njus.s  die 
ZentralkommissioD  jedoch,  ehe  ihm  eine  Vollmacht  ausgefertigt  wird, 
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seine  Eikllruug  darflber  einholen,  ob  er  den  Abgeordneteoauftrag 
entgegennimmt. 

Weigert  er  siich,  dies  zu  tun  oder  gibt  er  nicht  binnen  selm  Tagen 

nach  Kenntnisnahme  der  Zentralkommission  seine  Einwilligiing)  io  wird 

die  Vakanz  in  der  im  §       angepe)>enen  W  eise  ausgefüllt. 

§  ü7.  Ist  Jemand  ia  zwei  oder  mehr  Wahlkreisen  gewählt  worden, 
so  ilt  er  in  demjenigen  Wahlkfeise  aum  Abgeordneten  aiUMiaehen,  wo  er 
die  höchste  VergleidMsabl  hat. 

Die  Vnküiu  nach  oin>'iii  in  dieser  Weise  Abgegangenen  wird 
ziiiiiichst  ans  der  ''iiifachen  Slinimgruppe,  in  welcher  er  i:o\v;ihl1  worden 
irtt,  Husgefüllt,  und  an  seine  Stelle  tritt  der'onigp.  der  dort  dn-  liorh-fe 
Vergleiehssalil  nächst  dem  oder  den  Gewiihlleu  erhultea  hat.  lü^t  eiu 
solcher  nidit  voihanden,  so  wird  die  Vakana  in  derselben  Weise  ana 
der  Busammengesetzten  Stimmgruppe  ausgefüllt,  in  welcher  die  einfache 
Stimmgruppe  enthalten  war. 

Kann  die  Vakanz  auch  auf  die^e  Weise  nicht  ausgefüllt  werden, 
SO  tritt  deijenige  ein,  der  innerhalb  des  Wahlkreises  die  höchste 
Vergleidisaahl  unter  denjenigen* hatte,  die  froher  nicht  für  gewählt 
erklärt  worden  sind. 

War  <ler  Abgegangene  t^eiiieinsam  flir  verschiedene  Gruppen,  so 
wird  die  Vakanz  /,)ina<  hst  aus  der  Stimmgruppe  ausgefflllt^  in  welcher 
er  die  höchste  Verglci^hszahl  hatte. 

Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  Fälle,  wenn  sonst  eine 
Vakana  entsteht 

Im  Wahlkreise  Lappmarken  eoll,  falls  der  aum  Abgeordneten 
Gewählte  sirh  w-  igert.  den  Auftmg  cntg^-genzunehraen  oder  sonst  eine 
Vakanz  narh  dctn  (iewählten  entsteht,  unverzüglich  eine  neue  Abgeord- 
neteuwahl  bewirkt  werden.  Der  Gouverneur  hat  den  Zeitpunkt  dieser 
Wahl  festansetien  und  darflber  eine  Belcanntmachung  an  erlassen. 

§  68.  Die  Vollmacht  eines  Abgeordneten  aoll  folgenden  Wort- 
laut haben: 

„Bei  der  Abgeordnetenwahl,  die  den  .....  im  Wahlkreise 

 bewirkt  worden  ist,  ist  N   N".,  in  wohnhaft,  zum 

Mitglied  des  Lartdtags  des  Grosbfurhtentums  Finland  für  die  Zeit 
vom  heutigen  Tage  bis  aum  Abadilnss  der  nidistfolgenden  Abge- 
ordnetenwahl ansersehen  worden;  diese  Bescheinigung  gilt  als 
AbgeordnetenTollmacht."  Ort  und  Zeit. 

Bei  eingetretener  Vakanz  fertigt  die  Zentralkommission  an  den- 
jenigen eine  Vollmacht  ans.  der  laut  §  67  an  Stelle  des  AhL'eiranfrenen 
eintreten  soll.    In  diesem  Fall  soll  die  Vollmacht  folgendermassen  lauten: 

„Nachdem  bei  der  Abgeordneteuwubl,  die  den  im 

Wahlkreise  bewirkt  worden  ist,  N.  N.  zum  Mitglied  des 

Landtags  des  Orossfürstentums  Kniand  für  die  Zeit  vom  

!'ts  7,inn  Al)so]dus.s  der  nächstfolgenden  Abgeordnetenwuhl  gewählt 
worden,  dieser  Plate  jedoch  frei  geworden  iat^  ist  laut  §  67  des 
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Wahlgesetze»  vom  20.  (7.)  Juli  löOti  N.  N.,  ui  wohnhaft, 

aasenehen  worden,  als  Hitglied  des  Landtags  eiiisutreteti;  diese  Be- 
sebainigttng  gilt  als  Abgeordnetenvollmaeht."   Ort  und  Zeit. 

§  69.  Sämtliche  Wahlzettel  werden. hieraaf  in  Umschla-ro  gelegt, 
die  mit  dem  Sie^,'el  der  Zeiitraikoniinission  uinl  dfs  Vorsitzenden  zu 
vers-hfn  sind,  und,  bis  die  l»ücb^t^ulgeluleu  Wahlen  stuttgefunden 
aufbewahrt. 

Sftmtlidie  Berechnungen  sollen  durch^esogen  und  in  derselben 
Weise  als  Anlagen  snm  Protokoll  versiegelt  und  verwahrt  werden. 

S;  70.  Wenn  die  Verrichtung  unterbrochen  wird,  «ollen  sämtliche 
Wrihiz'ttfl  und  Hercduningeu  so  verwahrt  werden,  dass  niemand  an 
dieselben  gelangen  kann. 

§  71.  Bei  den  Sitsnngen  der  Zentralkommission  wird  ein  Protokoll 
gefOhrt;  in  demselben  sind  su  Termericen:  der  Tag  der  Sitsung,  die 
Stande,  wann  dieselbe  bt'::;inn,  unterbrochen  und  jil)u<esrhlo^von  wurde, 
die  anwesenden  Mitglieiler  und  die  Mes(  hlri>se :  do'  b  darf  der  Inhalt  v(mi 
Beschlüss.'fi  aii-h  durch  ilinweiK  auf  Briefe  oder  andere  Schriftslücke 
angegeben  werden. 

Besonders  ist  im  Protokoll  die  Anzahl  ungültiger  Wahlzettel  in 
jedem  Abstimmungsgebiet  anzugeben. 

Das  Protokoll  wird  \oni  Schriftführer  unterzeichnet  und  die 
Kicbtigkeit  desselben  vom  \'orsitzendeti  bescheinigt. 

§  72.  Wenn  der  Ausgang  der  Wahl  fe.<tgestellt  wird,  sollen  im 
Protokoll  sowohl  die  Gewählten  als  auch  diejenigen  genannt  werden,  die 
im  Fall  eines  Abgangs  aunächst  an  Stelle  der  Gewählten  treten  sollen. 

Ein  jeder  von  diesen  wird  unter  Angabe  seines  Namens.  To  i  iif> 
oder  Gewerbes  und  Wohnorts  nebst  seiner  Stimmenzahl  und  Vergleichs- 
zahl angeführt. 

§  73.  Die  Zentraikouimission  soll  sofort  den  Gouverneur  der 
Provinz  und  die  Wahlkommissionen  im  Wahlkreise  Aber  den  Ausgang 

der  Walil  benachrichtigen  und  das  Resultat  sowie  die  Voruloiehszahlen 
der  (lewiihlten  in  mindestens  einer  Zeitung  des  betreffenden  Ortes  ver- 
öffentlichen. 

Ausserdem  bat  die  Zentralkuiunii.ssion  schleunig-l  jedem  der  Ge- 
wählten seine  Vollmadit  zuzustellen. 

§  74.  Bei  den  Sitzungen  der  Zentralkommission  behufs  Zühlung 

der  Wahlzettel  und  Feststellung  des  Wablausganges  HoUen  die  Vertreter 
der  Wähiervereino  da^  Iwi-ht  bnlK^n,  .-uiwiiend  zu  sein. 

§  7.5.  \  (Hl  der  ZentralkouiiuisMun  aubzu(ertii;eude  Schriftstücke 
werden  im  Namen  der  Kommission  vom  Vorsitzenden  untersdirieben  und 
vom  Scliriftfflhrer  gegengezdchnet. 

8.  Kapitel. 

Beschwerden  über  Abgeordnctenwahlen. 
§  76.    Wer  wegen  einer  Abueonlnelenwahl  Klage  erheben  will, 
hat  hierfkber  spätestens  am  vierzehnten  Tage  nach  demjenig«!,  wo  der 
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Wahlau^Cang  laut  §  66  dureh  iknadiUig  TttrOjKentlielit  worden,  vor  ivalf 
ühr  mittags  dem  Oooverneur  der  Proyine  «ine  sdirülliohe  Beschwerde 
einrareiohen. 

§  77.  Sind  über  eine  AbjTeordnetcnwahl  Beschwerden  eingelaufen, 
«0  hat  der  Gouverneur  sofort  die  Aufklärungen  und  Erklärungen  ein- 
ufordem,  die  die  Beschwerde  erheischt,  und  dann  schleunigst  seine 
Entadieidnng  in  der  S»die  absttgeben. 

§  78.  Inbetr^  der  VerOffenUiehang  der  Bntsdieidiing  des  Gou- 

yeroeurs  und  der  Renachrichtigung  privater  Parteien  ftber  dieselbe  sowie 
inbetreff  der  (n  niu  he  nt>er  Änderung  derselben  gelten  die  in  den  §§  12 
und  13  enthaltenen  Bestimmuageu. 

9.  Kapitel. 

Besondere  Bestiimnungen. 

§  79.  Sämtliche  Ausgaben  fttr  die  Wahlkommissionen  sollen  von 
den  Gemeinden  bestritten  werden,  wogegen  die  Kosten  ftr  Wablaettel 
und  sftmtiiobe  Ausgaben  lOr  die  Zentralkonunissionen  aus  Staatsgeldem 

an  bestreiten  sind. 

Den  Zentral-  und  Wahlkommissioiien  kommt  I'ui  tufroiheit  zu. 

§  80.  Ist  ein  in  diesem  Gesetz  für  einen  bestimmten  Fall  anLre- 
seizlcr  Tag  ein  Feiertag,  so  hat  der  uächätfolgende  Wochentag  als  für 
den  betreffenden  Fall  lestgesetet  an  gelten. 
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Referent:  A.  Cbretieu,  l^roft-ssm-  der  H»'(  lit«'  in  Nancy. 
Unter  Mitwirkung  des  Herrn  Dr.  P.  Nacbbanr. 

Überecizunjr  von  Dr.  Tb.  Bauu%  Paris. 

1906. 

L  Konstttntioiielle  und  politlMbe  Gesetze. 

Zwei  wichtige  Ereignisse  binHichtlicti  des  Verfasgungsrechtes 
haben  sich  im  lanfe  des  Jahres  1906  zugetragen.  Li  Gemffssfaeit 
des  Artikels  3  des  Gesetzes  vom  16.  Jali  1875  ist  die  National- 
Tersammlong  am  17.  Januar  nach  Versailles  einbernfen  worden, 
nm  sur  Wahl  des  Präsidenten  der  Republik,  dessen  Gewalten  am 
folgenden  19.  Febmar  abliefen,  zn  schreiten.  Abmahd  FALLitiBze 
wnrde  mit  449  Stimmen  gewShlt,  gegen  371,  die  Paul  DouKiot 
erhielt  868  Stimmen  worden  al^regeben  (Amtsbl.  yom  18.  Jannar). 

Am  6.  nnd  20.  ICal  fanden  die  Wahlen  für  Emeaenmg  der 
Depntiwtenkammer  statt 

Durch  Erlass  vom  25.  Oktober  wnrde  ein  nenes  Ministerinm 
geschaffen,  welches  „Ministerinm  der  Arbeit  nnd  der  sozialen  Fflr> 
sorge"  benannt  wnrde.  Dnrch  Schafltang  dieses  Ministerinms  wollte 
man  verschiedene,  in  anderen  Ministerien  schon  bestehende  Dienst» 
zweige  in  ein  Ganzes  znsammengmppleren  nnd  eine  abgesonderte 
Verwaltung  bilden.  So  unterstehen  z.  B.  diesem  Ministerium: 
A.  Die  Dienstzweige  des  Handelsministerinms,  die  Bezng  haben: 

1.  aaf  die  Direktion  der  Arbeit,  mit  Ausnahme  des  be- 
ratenden Komitees  für  Kunst  nnd  Gewerbe,  der  geföhr> 
liehen,  gesnndheiteschädlichen  oder  lästigen  Etablissemente, 
des  Dynamits  und  der  verschiedenen  explodierbaren  Stoffe; 

2.  auf  die  Direktion  des  Versicherungswesens  and  der 
sozialen  Fttrsorge; 

auf  die  Direktion  des  MutnalitBtswesens. 
Jahrbooh  der  lotamat.  Vereinignos.  ft.  Bd.  203 
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B.  Die  DienstKwelge  des  UbiiateriamB  der  Offentlichen  Arlteiten, 
betr.  die  Anwendniig  der  Gesetse  nnd  Verordnungen  ttber  die 
Arbeitsbedingnngen  in  den  (hulMO,  Bergwerlcen  and  SUüBr 
brflchen  nnd  die  Vereorgnngs-  nnd  Untersttttsangsmassregeln 
mgonaten  der  Grubenarbeiter  (AmtsbL  vom  26.  Olctober). 
Am  23.  November  wurde  eine  Gesetsvorlige  behnft  Erhöhung 
der  poriamentarischen  Entschädigung  eingebracht  Diese  dnrch  das 
VerfiunnngsgeaetK  vom  80.  November  1875,  in  Verbindung  mit  dem 
Gesetz  vom  15.  Mgrz  1899,  auf  9000  Franken  f('Btp:e8et7te  Ent- 
BchadiiE^nng  wurde  durch  das  neue  Gesetz  auf  15000  Franlcen  erbfilit 
(Amtsbl.  vom  24.  November). 

II.  Diplomatische  Verträlge. 

Die  im  Laute  des  Jalires  l'MU)  dnrch  Verordiiunitr  veröft'ent- 
lioliten  di]iloinatis(lien  Verträge  bestimmen  haupt«äelili(h  die  v<ilks- 
wirtijc,ha!tli<  hen  Hezicluingen  zwisclien  Frankreich  und  den  verirag- 
schliessendeii  Mächten. 

Es  genügt,  dieselben  in  chrunologiscber  Folge  aufzuzählen: 

Verordnung  vom  23.  Februar  1906,  bete,  die  VeiSffent- 
licbnng  des  in  St.  Petersburg  am  16./ 2 9.  September  1905 
nnteraeichneten  fransCsiseh'russiBchen  Vertrages  Sber  die 
Organisierung  der  Handelsbeaiehnngen  zwischen  den  beiden  liontraF 
hierenden  LBndem  (Amtsbl.  vom  25.  Febmar  1906). ' 

Verordnung  vom  12.  Hai  1906,  betr.  die  VeriSfilmUiehnng 
des  in  Havana  am  4.  Juni  1904  nnm  gegenseitigen  Schutz 
des  gewerblichen  Eigentums  unterzeichneten  franzSsiscb- 
havanischen  Übereinlcommens  (Amtsbl.  vom  16.  Mai  1906). 

4.  August  1906.  Verordnung  behufs  Genehmigung  des 
am  26.  Juni  1906  zwischen  Deutsehland,  Österreich,  Ungarn, 
Belgien,  Frankreich,  GrossbritanniMi,  Lnxonbnrg,  Holland,  Peru, 
Si  hweden  einer-seits  und  der  Schweiz  anderereeits  unterzdchneten 
Prutokolles  über  den  Beitritt  der  f^cliweiz  zum  Inter- 
nat i>n  ;<  1  eii  Abkommen,  vom  5.  Mftrz  1902,  betr.  den  Zacker- 
handel (Amtsbl.  vom  7.  August). 

Verordnung  vom  12.  Juni  19i)C>  r.nr  Veröffentlichung 
des  f ra II z  "isi sc h- bei giseli iMt  1' berein k ni eii h  vein  21.  Feb- 
ruar IHtiü,  betr.  den  bei  Arbeiter  Unfällen  zu  leistenden  ►Schadeuersiatz 
(Amtsbl.  vom  li>.  Juui). 
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Verordnung  vom  10.  November  l!M>(i  betreffs  Ver- 
üffeutlichnns:   eines   am   27.  .Inni   1  mir  «lern  Gr<iss- 

herzogtum  Luxemburg  abgeschlossenen  ühnlicheii  Ver- 
trages (Amtsbl.  vom  1').  Xovemberi. 

Vercrdiinnfr  vom  21.  Novemltei-  Iimh;  betreffs  Ver- 
öffentlichung des  in  Mern  am  20.  (»ktoliti-  littMi  unter- 
zeichneten fra n zii 8 isclj- schweizerischen  Handelsvertrages 
(Amtsbl.  vom  22.  November). 

Ver«trdnung  vum  2i».  November  ^9iU\  behuf.s  \  erüffent- 
licliung  des  am  20.  November  l!t<)2  /wi^rhen  Frankreich 
nnd  Ägypten  nnterzeicimet »  n  Handels-  und  Schiffahrt- 
vertrages (Amt«bl.  vom  24.  Novemlier). 

Verordnung   vom    \x.   F^ezember    behuts    \'i  röffent- 
1  ic  h  u  n  g  des  französisi  h  -  i  t  a !  i  f  n  i  scIien  ( '  bere i  n  konnnens  vom 
20.  Ja  n  nar  1  90 (>  bezügl  ich  li •■  r  (  be r  t  ragu  ii g  von  8 pa  r k  :t  s?sen- 
einlagen  zwischen  den  beiiltii   Ländern  (ilnnh  (ii-^.iz 
3.  August  190Ü  geuehmigtes  Übereinktimmen  —  Amlsbl.  vom  4.  Januar;. 

DieseD  volkswirtschaftlielieii  Verträgen  sind  noch  zwei  Ab- 
kommen hinznsnfBgen,  die  einen  politischen  Charakter  tragen: 

1.  Verordnung  vom  24.  September  1906,  behnfs  Ver9ffent- 
liehnng  des  englisch-französischen  Vertrages  vom  29.  Mai 
1906  znr  Genehmignng  des  Protokolls  der  Grensbestim- 
mnngen  «wischen  den  französischen  und  englischen  Be- 
st tznn  gen  Sstlich  vom  Niger.  Protokoll  vom  9.  April  1906 
(Amtsbl.  vom  29.  September). 

2.  Verordnung  vom  26.  Juni  1906,  behnfs  Ver&ffent- 
lichnng  des  am  15.  September  1905  in  Kopenhagen  nnter- 
zeiehneten  französisch- dSnischen  Schiedsgerichtsver- 
trages (Amtsbl.  vom  30.  Jnni). 

Die  einen  rechtlichen  Charakter  tragenden  oder  anf  die  Ans- 
fülinuig  der  Verträge  Bezog  habenden  Streitigkeiten,  welche  nicht 
anf  diplomatischem  Wege  erledigt  werden  können,  werden  dem 
stftndigen  Schiedsgerichte  im  Haag  nnterbreitet,  voransgesetzt,  dass 
diesdben  weder  die  Lebensinteressen,  noch  die  Unabhängigkeit  oder 
die  Ehre  der  vertragschliessenden  Staaten  berühren,  nnd  dass  die 
Interessen  dritter  Ifftchte  dadnrch  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen 
werden  (Art  1). 
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Bevor  die  Parteien  ricli  au  dM  BtXndige  Haager  Sdiieda» 
gwioht  wenden,  mHaieB  bIa  tÜM  epesieltet  Abkomau»!  nnteneicliiien, 
dmrcli  welches  das  Streitobjekt,  der  Umfang  der  Befugnisge  der 
Schiedsrichter,  sowie  die  hinsichtlich  der  Bestellung  des  Schieds- 
gerichtes und  der  Prozedur  za  beobachtende  Frist  festgestellt  werden 
(Art  2). 

III,  Fi]uuiige0eUge1raiig« 

A  Das  das  Budget  von  1906  iMatimmeiide  FfnansgesetE  ist, 
dem  unseligen  Qebraaeli  gemäss,  der  sich  im  AransOslBchen  Parlamente 
^gebflrgert  liat»  erst  am  17.  April  1906  angenommen  worden. 

In  (in;ur/\M'sentlicher  Hinsicht  enthält  das  Gesetz  keine  einzige 
Hcstimmnng.  die  unsere  Leser  zu  interessieren  verm(>chte.  Hingegen 
ist  man  flbernisclit,  einen  Artikel  darin  vorzufinden,  betr.  die  Be- 
fiirdt'rnng:  der  Ricliter;  ein  anderer  Artikel  setzt  in  Friedenszeiten 
den  Kassationshof  au  die  Stelle  der  Kriegsrevisionsgerichte,  und  fiu 
dritter  Artikel  bezieht  sielt  auf  die  Erteilung  des  Armenrechtes  in 
Sachen  betr.  Aiiieitnuntalle. 

Wir  werden  weiter  unten  auf  diese  Bestimmungen  zurück- 
kommen. 

B.  Ein  Gesetz  vom  9.  Februar  19U6  setzt  den  Betraf?  der 
von  der  französischen  Bank  im  Umlauf  gesetzten  Bank- 
noten auf  r>  Milliarden  8UU  Millionen  Franken  fest.  Die 
bisht  rig«>  .Ausgabe  war  auf  5  Milliarden  festgesetzt  (Amtsbl.  vom 
11.  Februar). 

C.  Gesetz  vom  2H.  Febrnar  1000,  behnfs  "Wiederherstel- 
lung des  Privilegiums  der  (  Branntwein-'»  Hrenncr  eigenen 
l-}e wüchse 8  (Privilege  des  bouilleurs  de  cru  —  Amtsbl.  vom 
2ä,  Februar). 

Unter  ^Bouilhui  de  cru"  i.»t  der  Eigeniiuner,  Pächter  oder 
Halbbaue-r  zu  verstehen,  der  die  aus.s<  hliesslicli  von  seiner  eigenen 
Ernte  herrührenden  Weiue,  Apfelweine,  Birnniost,  Trester,  Kii-sehen, 
Pflaumen  nnd  Sclikhen  brennt  Abgeselien  von  eino'  Unterbrecbnng 
einiger  Monate  im  Jahre  1874  waren  diese  Brenner  eigenen  Ge- 
wichses  seit  1814  stets  einer  Speaialordnang  unterworfen,  welcbe 
darin  1)estand,  dasa  sie  von  sBmtUchen,  die  Branntweinfisbrikation 
betreffenden  Formalitftten  oder  Abgaben  befreit  waren.  l>aa  Gesetz 
von  1900  trag  diesem  Privil^nm  eine  Sdunälenuig  an,  indem  es 
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folgende  Personen,  den  für  die  sonstigen  gewerbsmössigen  Brannt' 
welnbrenner  bereits  geltenden  Yorsehrlften  nnterwarf,  nimlieh: 

1.  Alle  diejenigen,  welche  im  Kanton  und  in  den  angrenzenden 
Gemeinden  dieses  Kantons  entweder  persSnlich  oder  doreh  Ver^ 
mittelling  von  Gesellsciiaften  das  Gewerbe  eines  Weinwirtes 
oder  eines  EngroehSndlers  in  geistigen  Getrfinken  betrieben. 

2.  Alle  Branntweinbrenner,  die  sich  Apparate  bedienten,  womit 
innerhalb  24  Standen  200  Liter  gShrenden  Alkoboto  destilliert 
werden  konnten,  oder  DampfSipparate  oder  gewöhnliche  Re- 
torten benntzten,  welche  mehr  als  5  Hektoliter  enthalten 
konnten. 

Hau  bewilligte  jedoch  dieser  aweiten  Klasse  der  Branntwein- 
brenner Ar  ihren  persSnlichoi  Haasbedarf  ein  Freiqaantnm  yon  20  Liter 
reinen  Alkohols  pro  Branntweinnbrennernnd  pro  Jahr.  Das  Gesetz  vom 
81.  Mftrz  1908  ging  noch  einen  Schritt  weiter,  es  schaffte  das  Privi- 
leginm  der  „Bonillenrs  de  cn"  vollstftndig  ab  und  unterwarf  letztere 
der  Verpfliditnng  einer  vorherigen  Anmeldung,  welche  hauptsächlich 
die  Natnr  und  den  wirklichen  Ursprung  der  zu  destillierenden  Pro> 
dnkte  angeben  musste.  Dem  Branntweinnbrenner  stand  es  frei, 
entweder  sofort  die  Steuer  zu  entrichten  oder  die  ErOflhung  eines 
Kontos  zu  verlangen,  das  am  Schlüsse  jeder  Kampagne  beglichen 
wurde,  was  den  Besuch  der  Begiebeamten,  die  luvratarauftiahme, 
die  Verifikation  nsw.  nach  sich  zog.  Dieses  System  brachte  die  leb- 
haftesten Heschwonlen  hfrvnr  und  schon  bei  Beginn  des  Jahre«  1906 
bildete  sich  sowohl  in  der  Depatiertenkammer  \vit>  im  Senate  eine 
dem  Privileginm  der  Bonillenrs  de  cm  günstige  Meliihcit.  Diese 
Bewegung  führte  zur  Annahme  des  Gesetzes  vom  28.  Februar  1  !"*<•. 
dessen  einziger  Artikel  dahin  lautet,  dass  „die  Ei{?entiimer,  welche 
Trester,  Weine,  Apfel-  und  Birnmost,  Ptlanmen,  Kirschen,  Schlehen 
und  Hefe,  die  ausschliesslich  von  ihren  eigenen  Ernten  herrühren, 
brennen,  von  jeder  vorherigen  Anmeldung  entbunden  und  vom 
1.  MSrz  1906  ab  von  den  Steiierabgaben  befreit  sind."  Die 
,.Bouillenrs  de  cru*"  befinden  sieh  daher,  hinsichtlich  der  Destillation 
ihrer  Produkte,  g;enan  wieder  in  d»  rst  nicn  Lap^i'  wie  vor  Verköndang 
der  Gesetze  vom        Dezember  I'.mmi  und  ol.  Mai  li'o;3. 

D.  Das  Gesetz  vom  19.  Juli  190H  über  die  direkten 
Steuern  und  die  ihnen  gleichgestellten  Abgaben  (Amtsbl. 
vom       Juli  190C). 
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IT.  Landwirtseliftfl^  Huiilel  und  Isdwtrie. 
Luidwlrtieluift 

Verordnnngr  ▼om  18.  April  1906,  betr.  ErBennimcr 
einer  ans  ffinfzehn  Hitgliedera  bestebenden  Eooimissioii 
für  landwirtschaftliche  Hygiene  (Amtsbl.  vom  20.  April  1906). 

Geeets  vom  18.  Jnli  1906,  h^nft  Verminderang  der 
Strafbestimmnngen  in  Foretsaehen,  AbBchaffung  des 
Art.  196  des  Forstgesetzbnehes  und  AbBndernng  der  Art 
24,  28,  31,  45,  46,  54,  55,  70,  78,  78,  144,  192  nnd  199 
desselben  Gesetzbuches  (AmtsbL  vom  25.  Juli  1906). 

Gesets  vom  18.^Qli  1906,  betr.  Regnliernng  des  Weide- 
rechtes in  den  dem  Forstwesen  unterworfenen  Wftldern; 
Abschaffung  des  Art.  75  des  Forstgesetzbnches  nnd  Ab- 
Sndernng  der  Art  69,  72  nnd  110  desselben  Gesetsbaches 
(AmtsbL  vom  26.  Juli). 

Gesetz  vom  30.  April  1906  in  Abftnderung  des  Gesetzes 
vom  18.  Juli  1898  Aber  die  .landwirtschaftlichen  PfRnden 
(Warrants  agricoles  -  Amtsbl.  vom  4.  Hai). 

A.  Zwt'ok  des  Gesetzes:  Das  (iesetz  vom  30.  April  1906 
be^rnügt  sich  nicht  clamit,  wie  sriii  Titel  dies  anzindeuten  scheint, 
das  Gesetz  vom  li^.  Juli  iHits  ali/Aiändern,  sondern  ersetzt  es  und 
schafft  es  ab.  I>er  (irnndsatz,  ilni  CTesetzgeber  ins  Auge  fasst, 
ist  fibri^ftMis  in  britlin  (iesetzen  deist-lbf.  Er  will,  dans  der  Land- 
wirt (^eld  auf  seine  Ernten  entlelmfü  kann.  i>line  p-»  -/wnnixen  zn  sein. 
dit'SfÜM'ü  ans  seiner  Hand  zn  pfbi  u.  Im  iii  ui  ii  tusct/i'  werden  die 
llaiisiiere,  die  zum  landwirtschattlichen  iletrielie  benutzt  wer<ieii  und 
dem  Landwirt  angehören,  den  Ernten  glcic-hgestellt.  Die  üeldanleihe 
kann  von  landwirtschaftlidien  Genossenschaften  auf  Produkte,  die  ihr 
Eigentum  geworden  sind,  gemacht  werden,  insofern  ihre  Satzungen 
es  gestatten.  Letztere  Bestimmung  befand  sich  nicht  im  Gesetze 
von  1898.  Den  Parteien  steht  es  Übrigens  ftei,  das  Pfendol^t  bei 
einer  dritten,  unter  ihnen  vereinbarten  Person  zu  hinterlegen  (Art  1). 

B.  Bestellung  des  Pfandes.  Das  Pfiuid  kann  bestellt 
werden:  1.  durch  den  Eigentümer  des  landwirtschaftlichen  Betriebes, 
von  d<ni  die  Produkte  herrühren;  2.  durch  den  Nlessbrauohcr; 
3.  durch  den  Mieter  oder  Pächter  des  betreffenden  Betriebes.  Jedoch 
muss  letzterer  vor  Abschlass  einer  Anleihe  den  Eigentümer  oder 
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Niewbrancber  des  Pachthofes  von  dem  Wwte  und  dem  Qnantnm 
der  zn  Terpflndenden  Prodnktei  sowie  vom  Betraue  der  zn  ent- 
lehnenden Snmme  in  Kenntnis  setzen.  Diese  Benaclirichtignng  erfolgt 
dareh  Vermittelang  des  Gericbtsschreibers  des  Friedensgericiites 
(Art.  2,  §  1).  Vom  Angenblicke  dieser  Benacbrichtignng  ab  haben 
der  Eigentümer  oder  der  Niessbrancher  eine  achttägige  Frist,  nm 
gegen  das  Darlehen  Einspruch  zu  erheben.  Dieser  Einspruch  findet 
statt  mittels  eines  an  den  Gerichtsschreiber  des  Friedensgerichtes 
gerichteten  eingeschriebenen  Briefes  (Art.  2,  §§  2,  3),  oder  es  luuin 
auch  von  der  vorerwähnten  Inkenntnissetzung  des  Eigentümers  oder 
des  Niesshranchers  ab^'eselien  werden,  wt-iiii  der  Ansleiher  damit 
einverstanden  int  und  wenn  ili«-  veriifündeton  l'rodukte  in  den  Räumen 
oder  auf  dem  Hoden  des  landwirtscliaftlicUen  Px  tiirlM  S  verldeiben, 
al>er  in  dit  smi  Falle  bewahren  der  Eigentümer  uder  tiei  Niessbraiuher 
das  I'rivilep  des  Vermieters  auf  die  veritCändeten  rriulukto  in  tte- 
mässheit  der  !!•  >tinminngen  des  gemeinen  Rechtes.  Der  \eruiieter 
hat  Hbrigens  da^  iiecht,  auf  sein  Privileg  y.n  verzicliteU|  bis  auf  dtü 
Belauf  der  entlehnten  Summe  (Art.  2.       4,  ö). 

Der  Warenschein  wird  durch  den  l  ierielit^seluTiber des  Friedens- 
gerichtes ausgestellt  and  in  ein  Kej^ister  ad  hoc  eingetragen  (Art.  3), 
—  Er  kann  auch  von  den  Parteien  aelbiit  ausgestellt  werden,  aber  in 
diesem  Falle  Itann  er  dritten  Feisonen  nur  dünn  enty-egengelialten 
werden,  wenn  er  in  das  Register  auf  der  (ierithtssehreiberei  des 
Friedensgerichtes  eingetragen  worden  ist  (Art.  4i.  In  allen  Fällen 
ranss  der  Warenschein  erwähnen,  ol»  die  verpfändeten  Produkte  ver- 
sichert sind.  In  solchem  Falle  besitzt  der  Inhaber  d*  s  Waren- 
Scheines  auf  die  wegen  Fenersr  liaden  ^-ex  liuldeten  Versielierniigsent- 
schädigiingen  dieselben  Vorrechte  und  Privilegien  wie  auf  die  ver- 
sicherten Produkte  (Art  51 

Der  Ausleiher.  an  den  sieh  der  Landwirt  wi  iid.  t.  um  ihm  seine 
landwirtscliaftlii  hen  Produkte  zu  \eriit'ainlen.  niu>-.  um  >i<  b  Vi.i  iier 
zu  verffewissorn,  dass  diese  Pritdukt»  niriif  sclicu  mit  tViilieveii  \'er- 
lifändiuigen  y>el;istet  sind,  mit  der  Finwilliuuiiir  d'  >  Kutlelniers  sich 
an  den  Gerichtsselu  eihcr  des  Frieden^irei  i»  ht-  s  wenden,  der  ilnii  ent- 
weder eine  Aufsrellunt;-  <ler  eiu^n  i ran  nen  X'erpfändungen  \er;il)t<dgt 
oder  ihm  eine  Pescheinigung  ausliefert,  dasü  keine  Verptändungeu 
bestehen  (Art.  fii. 

Die  Löschung  der  Eintraguntren  eifcdgt  durch  den  derichls- 
schreiber  des  Friedeufegerichtes  gegen   Peibringung  deb  lieweises, 
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(la.«p  die  Soliuld  zurückgezahlt  ist,  oder  einer  vom  <ilfinbiper  rf^frel- 
niässif?  ;iiis<restellton  I{*'sfhla<rsiuit'lit'buner  (Art.  7).  Die  lMntr;iirnnL''>  n 
der  W'arensclieine  vt  rjähren  nach  Ahlanf  von  5  Jahren.  W  enn  >ie 
innerhalb  dieser  Frist  nidit  ernenert  worden  sind,  so  treten  sie  erst 
wieder  in  Kraft  vom  Dalum  der  zn  vollzii  ht  iui»  !!  neuen  Einii iimmtr  ab. 

f.  Abtretnng  der  Warengeheine.  His  zur  Rückzahlung: 
dt  r  Auieiiic  bleiben  die  verpfändeten  Produkte  daa  Unterpfand  des 
Inhabers  des  Warenscheines,  jedoch  bestehr  Ewiechem  letzterem  nnd 
dnen  gewSbaliehett  Pfiuidgelier  der  üntenebfed,  da»  er  das  Pfiuid 
io  SMiiem  Besitze  Dicht  so  haben  braucht  Bei  Verfall  mius  der 
Inhaber  des  Warenaeheines  die  Zahlnnip  der  geschnldeteo  Summe 
verlangen  and  im  Falle  der  Nichtaahlnng,  seine  Anfforderang  mitteb 
eines  eingeschriebenen  Briefes  mit  Empfimgabescheinigiing  wieder* 
holen.  Wenn  der  Schnldner  nicht  innerhalb  flnf  Tagen  nach 
Empfuig  dieses  Schreibens  aahlt^  so  mnas  der  Inhaber  des  Waren- 
Scheines  jedem  der  Indossanten  von  dieser  Nlehtsahlnng  Kennrnis 
geben,  widrigenfalls  er  seiner  Ansiirüehe  gegen  letztere  verlustig 
gehen  wärde.  Diese  Anzeige  geschieht  durch  \'erraittlnng  des  C^e- 
richtssi'hreibers  des  Friedensgerichfes.  Der  Inhaber  hat  alsdann  das 
Ifecht,  nach  Ablauf  von  fünfzehn  Tagen  nach  Zustellung  des  rekonnuan- 
dierteu  Schreibens  an  den  Schuldner  zum  Verkaufe  der  Vfri)taiid»  trii 
tiegenstiinde  zu  schreiten.  Der  Verkauf  erfolgt  auf  ^'er^uguug  des 
Friedensrichters  und  wird  von  einem  öftVntliolieu  Üeaniten  vor- 
genoranien  nach  vorheriger  iSotitikaliun  und  nach  einer  mindeistens 
acht  Tage  vorher  au  den  Schuldner  und  die  ludossauteu  erfolgten 
Anzeige.  Der  ErlSs  des  Verkanfes,  nach  Absng  der  Unkosten,  wird 
znr  Abtragung  der  Schnld  an  deji  Inhaber  des  Warenseheinea 
verwendet,  vorzugsweise  vor  allen  anderen  GUnbigem,  mit  Ausnahme 
des  Vermieters,  fUls  die  VerpfKadnng  letzterem  nicht  angezeigt 
worden  ist  (Art  11). 

Der  Inhaber  eines  Warensoheines  der  zum  Verkauf  der  Produkte 
geschrittNi  ist,  kann  gegen  die  Indossanten  nicht  eher  voi^ehen,  als 
bis  er  seine  Rechte  auf  den  Erläs  des  Verkaufes  geltend  gemacht  hat. 

D.  Rechte  und  Verpflichtungen  dea  Entlehners.  Der 
E^Üehuer  bleibt  nicht  nur  Eigentümer,  sondern  auch  Besitzer  der 
verpfiindeten  Produkte.  Er  kann  sie  vor  Zahlung  der  Schuld  ver- 
kaufeti.  aber  darf  sii  er.st  dann  abliefern,  wenn  er  seine  Schuld  an 
den  Gläubiger  abgetragen  hat. 
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Er  kann  seine  Schuld  auch  vor  Fälligkeit  znirilcksEahlen,  und 
wenn  der  Gläubiger  sich  weigert,  sein  Anerbieten  anasnnehmen,  so 
wird  die  Snmme  hinterlegt,  nnd  in  diesem  Falle  wird  den  Be- 
stimmungen des  Art  1259  des  Code  Civil  entsprechend  gondelt. 
Dieses  Anerbieten  wird  an  den  Gläubiger  gemacht,  den  das  auf 
der  Gerichtsaclureiberei  des  Friedensgerichtes  snr  Eintragung  der 
Indossamente  geffllirte  Register  als  Letztberecbtigten  bezeichnet 
(Art  10). 

Der  Entlehner,  welcher  einer  falschen  Anmeldung  oder  der 
Bestellung  eines  Warenscheines  auf  schon  verpfSndete  Produkte 
ohne  Warnung  an  den  neuen  Ansleiher  fiberftthrt  wird,  soll  wegen 
Betrug  oder  Vertrauensbruch  gerichtlich  verfolgt  werden.  Denselben 
Strafbestimmungen  setzt  sich  der  Entlehner  aus,  der  ein  Pfand 
nnterschlagen,  verschleudern  oder  beschädigen  wärde  (Art.  14). 

Der  Art  15  bestimmt,  dass,  wenn  zur  Ausführung  des  Ge- 
setzes eine  vorläufige  gerichtliche  Entscheidung  (räfßr^)  erforderlich 
ist,  der  Antrag  an  den  Friedrasrichter  gestellt  werden  soll,  in 
dessen  Gerichtsbezirk  sich  die  verpfändeten  Gflter  befinden. 

Der  Art.  17  entbindet  die  Schreiben,  Empfangsscheine,  Ver- 
zichtleistungen  ii.  a.  m.,  deren  im  Gesetze  Erwähnung'  geschiebt, 
von  der  gesetzlichen  Formalität  des  Stempels  nnd  der  Eintragung 
in  die  Register. 

Verordnung  vom  31.  Juli  1906  (vom  Staatsrat  ge* 
nehmigt)  in  Anaftthrung  des  Gesetzes  vom  1.  August  1905, 
betr.  Bestrafung  des  Betruges  und  der  Fälschungen  von  Ge- 
tränken, Nahrungsmitteln  und  landwirtschaftlichen  Er- 
zengnissen (AmtsbL  vom  2.  August  1906). 

Diese  Verordnung  regelt: 

1.  die  Bestimmung  des  Verfahrens  für  die  Vorwegnahme  der  Proben, 

2.  die  Tätigkeit  der  Laboratorien, 

3.  die  Austtbung  der  Gegen*  Untersuchung. 

A.  Bestimmnnpf  des  Verfahrens  für  die  Vorwef^nahnie 
der  Proben.  Die  zur  Entnahme  der  Proben  zuständigen  Be- 
hörden sind: 

1.  der  Polizeikonimissar, 

2.  die  Spezial-rolizeikommissäre  der  Eisenbahnen  nnd  Uäfen, 

3.  die  in  Ausübung  ihres  Amtes  handelnden  Beamten  der  indirekten 
Steuern  und  Zollbeamten, 
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4.  die  Inspektoren  der  Marktballen,  der  Jahr-  and  Wochenmlrkte, 

5.  die  vom  Pritffkteii  bezeichneten  nnd  ermSchtigten  Aksieen-Be- 

amten  nnd  Sanitäts-Tierärzte, 

6.  scliliesslich  di«;  Agenten,  welche  von  den  Departements  nnd 
Gemeinden  mit  Genelimigun^^  dt  s  Präfekten  Bpesiell  an  diesem 

Zweck  ernannt  werden  (Art.  2j. 
Die  l'robenentnahnu'  wird  in  vior  Exemplaren  bewirkt, 
und  dii'  rni^rJindf.  unier  wclclien  dl*'  Kniiiahnie  staf firi>ftnidfn  hat. 
niü^>'  ii  in  ein  Piotiikoll  anfgenumnuii  werden,  welches  e\>-iitiit  ll  die 
lienierkniigeii  der  Besitzer  oder  Inhaber  der  betr.  Waren  angibt 
(Art.  5  und  H). 

Nach  Entnahme  der  Proben  werden  diesidben  v»'rsie;fL'li  und 
alsdann  innerhalb  24  Standen  nach  der  I'räfektnr  des  Departemeutb 
befördert,  in  welchem  die  Entnahme  erfolgt  ist,  nnd  in  Paria  naeh 
der  PoUaeiprftfektar,  welche  dieselben  dem  Laboratorinm,  in  dessen 
Bezirk  die  Entnahme  stattgefiinden  hat,  flbersendet  (Art  8  nnd  10). 

B.  Tfttigrkeit  der  Laboratorien.  Innerhalb  acht  Tagen 
nach  Empfang  der  Proben  mnss  das  Laboratorinm  die  Analyse  der 
Prodnkte  vornehmen  nnd  einen  Bericht  fiber  das  Resultat  dieser 
Analyse  anfstellen.  Die  Analyse  mnss  genan  naeh  der  Methode  ans- 
geführt  werden,  die  eine  beim  Handelsministerinm  eingesetste  stAndige 
Kommission  für  die  Erörterung  der  in  AnsfBhning  des  Gesetzes  sich 
ergebenden  wissenschaftlichen  Fragen  vorgeschrieben  hat  (Art  3 
nnd  12). 

Dieser  liericht  wird  dem  Präfekten  zngesandt,  welcher  die 
Proben  zncrtstillt  hat,  nnd  in  Pari.s  dem  Polizeiijräfekffn  (Art.  l;>i. 
Wenn  dt-r  Hericht  keiiic  (  Ik  rfretung  verrät,  sd  wird  dem  Beteiligten 
davon  sogleich  Kt  imtiiis  i.'»'L''<  ht  ii.  ^f;in  V('r<::iilct  iliiii  den  Werf  d»'r 
Proben,  wei<  iu  r  schon  im  l'i  ntnknll  dci  I'rnlienentuahme  any^cL^^lit-n 
sein  mnss  (.Art.  14  i.  Wenn  liingegtii  der  Ht  richt  d;Ls  Vorhanil»  ii.sein 
einer  Gebetzübertretung  t'eäU>tcllt,  so  wird  der  Beriebt  der  Staats- 
anwaltschaft angertellfe  (Art  15). 

C.  6egen*Untersnchnng.  Der  Staatsanwalt  mnss  den  ver- 
matlichen  Urheber  des  Betrages  benachrichtigen,  dass  ein  StrafVer* 
fahren  gegen  ihn  eingeleitet  nnd  dass  ihm  eine  Frist  von  drei 
Tagen  bev^igt  ist,  nm  die  Gegen-Üntersnchnng  an  verlangen.  In 
diesem  Falle  ernennt  der  Untersnchongsrichter  den  einen  der  beiden 
SachverstAndigen  nnd  die  angeklagte  Partei  den  anderen.  Jeder 
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▼on  Urnen  erbält  eine  Probe  und  das  Protokoll  der  Probeoent- 
nabme;  ttberbanpt  alle  beigebrachten  Beleihe  werden  ihnen  aar  Yer* 
fBgnng  gestellt  Die  Sachverständigen  führen  ihre  Analyse  ans, 
wie  sie  es  Ar  gnt  halten,  nnd  keine  Methode  ist  ihnen  vorgesdirieben. 
Wenn  sie  mit  dem  Resoltat  nicht  ttbereinstimmen,  so  ernennen  sie 
einen  dritten  Sachversttadigen,  nnd  fklls  sie  sich  Aber  diese  Er- 
nennung nicht  einig  machen  kSnnen,  so  wird  dieselbe  vom  Präsi- 
denten des  Zivilgeriehtas  vorgenommen  (Art.  17  ff.). 

Gesetx  vom  28.  Desember  1906,  Vorschttsse  vom  Staate 
an  landwirtschaftliche  Genossenschaften  gestattend  (Amts- 
blatt vom  30.  Deaember). 

Baadal. 

Verschiedene  Gesetze  vom  13.  Jnli,  18.  Juli  nnd 
12.  November  1906  haben  den  Generalzolltarif  abgeändert 
(Amtsbl.  vom  14.  Joli,  21.  Jnli,  12.  Angnst  nnd  22.  November). 

Gesetz  vom  12.  Jnli  1906,  betr.  Anfhebnng  der  Zoll- 
gebühren anf  gewisse  Waren  im  Falle  einer  Xobilmachnng 
des  ganzen  Heeres  (Amtsbl.  vom  13.  Jnli). 

Diese  Waren  sind: 

1.  Weizen  nnd  Weizenmehl, 

2.  geaalzenes  Fleisch  jeder  Art» 
8.  Hafer, 

4.  Gerste, 

5.  trockene  Gemüse  (Bohnen,  Linsen), 

Gesetz  vom  80.  Jnni  1906,  betr.  Abschaffung  des 
Art  16  des  Gesetzes  vom  21.  Germinal,  Jahr  XI,  welches 
den  Apothekern  vorschrieb,  vor  Beginn  ihrer  Tätigkeit  den 
Eid  zn  leisten  „ihr  Amt  redlich  nnd  tren  ansznüben".  —  Dieftr  Eid 
wurde  von  dem  Präfekten  des  Departements  entgegengenommen,  in 
welchem  der  Apotheker  sich  niederlassen  wollte  (Amtsbl.  vom  2.  Jnli). 

Indastrie. 

Gesetz  vom  12.  A  {ii  il  lOO«;,  welclK'S  die  Hestiinmnngpn 
dos  (resetzps  vom  9.  April  1898  ülior  Arbeitsunfälle  auf 
sämtliche  Handelsbetriebe  ausdehnt  (Amtsbl.  vom  15.  April 
—  Gesetzblatt  2718,  Nr.  47  724). 

Da«  Gesetz  vom  \\  Ajiril  1898  bezof?  sieh  iini-  anf  di**  im 
Art  1  angeföhrteu  üetriebe,  uauilich;  BauunterneUmuugeu,  Hütteu- 
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werke,  Fabriken,  Werfte,  TnnsportgMdiSfto  zu  Wasser  und  ta 
Lande,  Verladnii)^-  und  Ansladnnfrsnnternclimnnpen.  öflfcntlirhe  Lag^er- 
häUfser,  Bergwerke  und  (irÄbereieu  (Gruben),  Steinbrüclie,  Betriebe 
oder  Hetriebsabteilnngen,  wo  explodierbare  StoftV  erzengt  «ider  be- 
arbeitet wcrdt  ii ,  Betriebe  oder  Betricbjtabteilnngen.  wo  eine 
ilasrhine  im  (iebrau<  lt  iM-tindet.  weUhe  durcb  eine  andere  Kraft  als 
die  v«in  Menseben  oder  Tieren  getrieben  wird.  Sein  Anwendungs- 
bereirb  d»  bnlt>  sicli  liereits  auf  diejenigen  bindwirtscbaftlicben  Tuter- 
nebuiungeii  uu8,  in  webiien  Masebinen  im  Gebraiulj  s«ind,  die  von 
leblosen  Kräften  getrieben  werden  (Uesetz  vom  30.  Juni 
Das  neue  Gesetz  ist  einen  Schritt  weiter  gegangen,  indem  m  tXmt- 
liche  Handelsbetriebe  der  Gesetzgebung  betr.  Haftpflicht  wegen 
ArbeitemnaUen  nnt«rwirft  (Art  1). 

Der  Art  2  bestellt  sidi  anf  die  Anfliebmig  der  gegen  die 
gemeinsehaftUche  Haftpflicht  abgesehlonenen  VerBichenngSTertrBge. 
Zahlreiche  Handelalente  waren  gegen  die  Verantwortliclikeit  ver> 
sichert,  welche  sich  bereita  ans  dem  Art  1382  dea  Code  GiTÜ  eiigab, 
viele  andere  hatten  ans  reinem  Wohlwollen  VersichemngSTertrige 
mgnnsten  ihrer  Angestellten  abgeschloMOi,  nn  letateren  im  Falle 
eines  durch  ihre  Arbeit  verursachten  Unfalles,  abgesehen  von  der 
gemeinrechtlichen  Haftpflicht,  nu  lir  <  rler  weniger  beträchtliche  Knt- 
Schädigungen  7.11  sichern.  Es  war  durchans  nnerlftsslich,  jene  Handels- 
leute von  den  eben  erwähnten  Verträgen  frei  zu  machen,  durcb  die 
sie  gegen  die  ihnen  mit  dem  neuen  Gesetze  auferlegte  Haftjitliebt 
nicht  veisicbert  waren.  Die  Anfhebnn;:  gesiliiebt  durcli  ciiif  auf 
(h  in  Sitz  der  Gesfdlschaft  o*hr  In  j  dcii'u  Lukalagentt  11.  gegrn  Bi-- 
schfini;^!!!);.'-.  abjrt  unebene  Erklärung,  tnler  duieh  eim*  von  eiiu  in 
Hnissier  in  gt  setzlieber  Furm  ausgefertigte  Ihkunde  itder  Hcbliesslicli 
dnrch  einen  eingesidiriebenen  Brief.  Der  Vertrag  ist  endgültig  auf- 
gelöst mittags  am  10.  Tage  vom  Tage  der  ErUSrung  ab,  oder  vom 
Tag«  der  Znstellnng  dmr  vom  Hniasier  ansgefertigten  Urkunde  oder 
vom  Tage,  wo  der  eingeschriebene  Brief  anr  Post  gegeben  worden  ist 

Die  noch  nnbezahlten  Prftmien  darf  der  Versicherer  nur  im 
VerhSltnis  an  der  Daner  der  bis  anf  den  Tag  der  Anfhebtfng  wirk- 
lich gewährten  Versiehemng  beanapmehen.  Die  Toranabesahlten 
Prftmien  für  verdingte  Versiehemng  bleiben  dem  Versicherer  ge> 
Wonnen,  dies  aber  fUr  höchstens  6  Monate  Gefahr,  vom  Tage  der 
Aufhebung  des  Vertrages  ab,  voransgesetat,  dass  der  Vertrag  nicht 
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seitens  des  \'t'i ^i(^llel•er^*  anfgi-hobrii  \v<»nlen  ist.  Der  Überschuss 
musü  dem  Versiclierteii  zurückerstattet  werden. 

Im  Art.  ist  der  Fall  VOrp'.selieii.  wt  lin  gewih.^e  llainielslentc 
oder  (Tevverbetreihende  mit  einer  Ver^'i*  lifnm^'-s^rt'sellsehat't  gemischte 
Vertraf^e  iii»trf>(  lilns.sen  hat i tu,  um  sieli  zu  j^leii  her  Zeit  ge^^en  die 
gemeinreehtliclie  und  pep:en  die  siieziellf  HattpHielit  des  (Gesetzes  von 
1898  zu  versichern,  falls  dieses  (tes.  tz  auf  die  in  ilm  ni  HaiKlel  oder 
in  ihrem  Gewerbe  etwa  vurkommendeu  Unfälle  jemals  seine  An- 
wendung finden  sollte.  Hat  sich  der  Versiclierer  verpflichtet,  den 
Venicherten  ohne  Erhöhung  der  Prämien  gegen  das  Kisiko  sn  ver> 
•icheni,  welches  letzterer  nach  dem  nns  beschSftigenden  Geeetse  zn 
verantworten  hat,  so  bleibt  der  Vertrag  anlrechterhaUen  nnd  zwar 
In  Qemftwheit  der  Gesetze  Yon  1898  and  1899,  andernfalls  kann  der 
Vertrag,  wie  bereits  erwKbnt  nnd  dem  eben  anseinandergesetzten 
Art  2  gemäss,  anfgehoben  werden. 

Der  Art.  4  bezieht  sich  anf  den  von  den  nenen  Haftpflichtigen 
zn  leistenden  Beitrag  zor  Bildung  des  im  Art.  25  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1898  vorgesehenen  Garantiefonds,  nm  die  durch  Unfall  Be- 
schädigten gegen  die  Zahlnngsanfähigkeit  der  Gewerbetreibenden  zn 
versichern. 

Die  Gewerbetreibenden,  welche  dem  Gesetz  vom  9.  April  1898 
unterworfen  sind,  tragen  zur  Bildung  jenes  Fonds  bei  durch  Be- 
zahlung von  vier  ZnscUagcentimes  zur  Gewerbesteuer;  diese  Be- 
rechnung konnte  jedoch  anf  die  Handelsleute  keine  Anwendung  finden, 
deren  Gewerbesteuer  in  keinem  Verhältnis  zu  der  Unfitllgefahr  steht, 
nnd  es  wäre  flbermässig  gewesen,  ihnen  die  Taxe  von  4  Centimes 
anlkuerlegen;  letztere  wurde  deshalb  auf  anderthalb  Centime  herab- 
gesetzt  (Art  4). 

Der  Art.  5  bezieht  sich  anf  die  im  Gesetz  vom  30.  Juni  1899 
vorgesehenen  landwii*tfichaltlichen  Unternehmungen,  welche,  da  sie 
keine  Gewerbesteuer  bezahlten,  zur  Bildung  des  Garantiefonds  nicht 
beizutragen  hatten.  Sind  die  uns  beschäftigenden  Gewerbetreibenden 
versichert,  sn  nimmt  man  als  Grnndlage  fQr  die  Berechnang  ihres 
Beitrages  die  Versicherungsprämie,  der  man  eine  bestimmte  Qnote 
hinzufflirt ,  deren  Betrag  alle  fünf  Jahre  im  Verli&ltnis  zu  den 
Prämien  festgestellt  wird  und  mit  letzteren  eingezogen  wird. 

Sind  die  Gewerbetreibi-mh  ii  nicht  versiehert,  so  besteht  ihr 
Beitrag  aus  einer  bestimmten  Quote  vom  Kapital  der  ihnen  wegen 
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Unfftlle  rar  Last  liegendeD  Renten  nnd  wiid  dnrdi  die  Einregiatrienngi* 
Verwaltung  eingesogen  (Art  5). 

Eine  mit  Oenebmignng  des  StaatemtM  erlassene  Verordnong 
▼om  27.  September  1906  hat  die  Handelsbetriebe  anfgeifllilt,  welche 
aar  Besahlmig  der  rednsierten  Taxe  von  anderthalb  Centimes  ver- 
pflichtet sind  (Amtsbl.  vom  80.  September). 

Gesetz  vom  17.  April  1906  (Art  59),  betr.  das  Armen* 
recht  (Assistance  jndieiaire)  bei  Arbeiternnfillen  (Amtsbl. 
vom  18.  April). 

Nach  Art.  22  des  Gesetses  vom  9.  Aprü  1898,  abgeftndert 
durch  Oesets  vom  22b  Mira  1902,  ist  das  Armenrecht  lllr  das  Ver> 
fohren  vor  dem  Qerichtsprftddenten  nnd  vor  Gericht  ohne  weiteres 
dnrcb  Bescheinigung  des  Staatsanwaltes  bewilligt 

Für  das  AppellationsverlSshren  mnss  sieh  der  Eliger  zuerst, 
dem  gemeinen  Rechte  gemäss,  an  das  Armenreehtebnrean  wenden. 
Jedoch  und  wc^ph  der  Kärze  der  Appellationsfrist  (1  Monat  vom 
Tiigv  des  Urteils  ab)  hat  das  Gesetz  vom  17.  April  190r)  bestimmt, 
das»  das  Armenrecht  unmittelbar  nnd  pleno  iure  auf  den  Appellations- 
akt anwendbar  sei. 

Anf  ein  an  ilini  gerichteten  Antrag  soll  der  Erste  Präsident 
den  Avoni'  (Kt-clit«bei8tand)  ornennen,  dessen  Bestellnng  im  Appel- 
lationsakt erwähnt  sein  soll,  nnd  einen  Gf^riditsvnllzieher  (Hni«sier) 
beiordnen,  nm  den  Appellationsakt  znziist^-lltn.  Das  Ann»  i  lit 
Süll  sich  aiu'li  pleno  iure  auf  den  Akt  erstrecken  durch  den  das 
Absleheu  \oui  Appellationsverfahren  kundgemacht  wird  (Art.  äiM. 

Gesetz  vom  15.  .Tnni  19(H),  betr.  Verteilung  der  elek« 
triscken  Kraft  (Amtsbl.  vom  17.  Juni). 

(iesetz  vom  1.  Jnli  1906,  betr.  Ausführung  der  inter- 
nationalen Verträge  über  gewerbliches  Eigentum  in  Frank- 
reich (.\mtshl.  vom  4.  Jnli). 

Der  einzige  Artikel  dieses  Gesetzes  lautet: 

„Die  Franzosen  in  Frankreich,  Algier  und  in  den  französischen 
Kolonien  krmneji  zn  ihren  Gunsten  die  Anweuduntr  der  am  20.  Miirz 
lKs;j  in  i'aris  unterschriebenen  \freinbarun<^  betr.  den  Schutz  dt\«i 
trew  (  r])li(  lieii  F-i^'^entiinis  vei  laiij^eu.  sowie  der  \'ei  träge  und  Schlnss- 
jjuitiikolle,  Wddurch  die  (d»fn  erwähnte  Vereinbarung;  abyeandeit 
worden  ist,  und  zwar  in  allen  Fällen,  wo  jene  BesUumungen  zum 
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Schntase  der  ans  dem  gewerblichen  Ei^entnm  sich  ergebenden  Keohte 
günstiger  sind  wie  das  französische  (ieset/.,  haoptsäehlich  was  die 
Vorzugs-  nnd  Anafibangsfristen  hinsichtlich  der  Erfindnngspatente 
anbelangt'' 

Dieses  (resetz  hat  der  folgenden  Kontroverse  ein  Ende  gemacht. 
Nach  Art.  81  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1889  entbehrt  der  Nenheit 
nnd  hann  deswegen  zu  keinem  Erfindnngspatente  Anlass  geben, 
jede  Entdecknngt  Erflndnng  oder  Anwendung,  welche  entweder  in 
Frankreich  oder  im  Auslände  eine  genügende  Publizitftt  erlangt  liat, 
um  ausgeführt  werden  zu  können. 

Andererseits  bestimmt  die  internationale  Vereinbarung  von 
Paris,  daas  denjenigen,  der  in  der  gesetzlidien  Form  ein  Fatent- 
gesneb  in  einem  der  Vertragsstaaten  eingereicht  Iiat,  eine  zwGlf- 
monatliche  Vorzngsfirist  gewahrt  ist,  ohne  dass  ihm  die  von  Dritten 
inzwischen  vorgenommenen  Handlungen  hinsichtlich  der  Veröflfent- 
lichnng  oder  Ansflbung  des  Patentes  entgegen  gehalten  werden 
können.  Es  stellte  sich  demnach  die  Frage,  ob  die  Abweichung  vom 
Gesetze  von  1899  nicht  auf  die  Anslftnder  sondern  auch  auf  den 
Franzosen  ihre  Anwendung  fand,  welcher  sein  Gesnch  um  ein  Er- 
findnngspatent  zuerst  im  Auslände  hinterlegt  hat;  die  Gerichte  hatten 
sidi  darfiber  verneinend  ausgesprochen.  Das  neue  Gesetz  entsclieidet 
die  Frage  im  entgegengesetzten  Sinne. 

Verordnung  vom  1.  September  1906  die  Förmlichkeiten 
nnd  Bedingungen  bestimmend,  deren  Erfüllung  zum  rechtmässigen 
Besitze  von  Maschinen,  Apparaten  nnd  Instrumenten  er- 
forderlich ist,  die  zum  Prägen  von  MQnzen  benntzt  werden 
können  (Amtsbl.  vom  25.  September). 

¥•  Arbeiter^  nnd  volkswirtechaftUche  Gesetse. 

Verordnung  vom  22.  März  1906,  in  Abänderung  derjenigen 
Bestimmungen  der  Verordnung  vom  19.  November  1904,  welche  sich 
auf  die  Jn  den  Indnstriegebänden  gegen  Feuergefahr  zu 
treffenden  Vorsichtsmassregeln  beziehen(Amt8bl.  vom3.Äpril). 

Gesetz  vom  12.  April  1906,  in  Abänderung  nnd  Er- 
gänzung des  Gesetzes  vom  30.  November  1894,  betr.  billige 
Wohnungen  (Amtsbl.  vom  15.  April). 

Dieses  Gesetz,  wie  das  vom  30.  November  1894,  bezweckt  den 
Arbeitern  und  kleineren  Angestellten  zu  ermöglichen.  In  guten,  der 
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Gesundheit  und  SitÜiehkeit  i^nstigm  Verb&ltniBsen  sn  wohnen  and 

iliiien  die  Erwerbung  des  Eigentams  ihrer  \\'olinang  zu  erleiehtern. 
Die  allgemein«-  Anordnung  dieaee  Gesetzes  ist  folgende: 

Tn  jedem  Departement  bestellt  ein  sogen.  €omit<^>  de  Patronage 
fflr  billige  VVohnangen  nnd  soziale  Füraorge,  dessen  Pflicht  es  ist, 
die  Herstellung  billiger  wnH  gesunder  Wohnhäuser  zu  betördem. 
wclclie  entweder  Gesellschafttn  oder  private  Unternehmer  herstellen, 
um  sie  an  unvermiigpude  Leute  oder  an  hauptsächlich  von  ihrem 
Loliui^;  Iclx'ndc  Arbritt  i  zu  vermieten  oder  zu  verkaufen,  udt  r  wt-b  in 
von  dt'ii  iiitiresseiiten  selbst  tür  den  eigenen  Gebrancli  erviibtet 
werden.  Die  Untrrsiüi/ungskomitee«  sind  vom  Präsidenten  der  Kt-pu- 
blik  ernannt,  der  /ai  gleicher  Zeit  ihren  Tätigkeitsbereich  bestimmt, 
nnd  die  zwischen  9  und  12  sehwankMide  Ansahl  ibrer  Mitglied» 
feststellt  Ein  Drittel  ist  vom  Generalrat  de»  betr.  Deimrtemente 
nnter  seinen  Uitgliedern  oder  unter  den  Hitgliedem  der  Handels- 
kammem  oder  der  Ennst-  nnd  Gewerbekammem  (Chambres  conanl- 
tatiTes  des  Arts  et  Hannfoctnres)  gewftUt^  die  zwei  ftbrigen  Drittel 
sind  in  Gemässheit  der  in  einem  Besdilnss  des  Ministers  für  Arbeit 
nnd  sosiale  Fttrsorge  enthaltenen  Vorschxiften  gewHdt  Sie  sind 
anf  drei  Jahre  ernannt,  aber  ihr  Anitrtg  kann  erneuert  werden. 
Die  Einkflnfte  Jenes  Komitees  bestehen  ans  verschiedenen  Subventionen, 
die  sie  vom  Staate,  von  den  Departements  nnd  Gemeinden  bt  zit  hen 
sowie  aus  Schenkungen  nnd  Legaten,  die  sie  zu  denselben  licilin- 
gungcn  wie  ändert'  niJtMitliche  Anstalten  annehmen  dürteu.  lUt 
Tiiti^'-keit  jen»-s  <'uniit.-  di'  patronage  soll  sich  durch  die  T^nter- 
sm  lningt  ii  /n  >  rki  uneu  geben,  die  sie  vornelinien  werden,  durch 
l'nisau.s.sclireibuiui  M  für  Architekten,  durch  l'reisvcrteilungcn  fiii 
Ordnung  und  Iveiiihclikeit,  durch  pekuniäre  Unterstützung  u.  a.  m 
(Art-  1  und  2). 

Über  diesen  lokalen  Kommissionen  steht  ein  dem  Minisierinn 
für  Arbeit  nnd  soziale  FQrsorge  untergeordneter  ConseU  snp^rieui 
der  billigen  Wohnungen,  dem  die  eben  erw&hnten  Koinmiseionen  all 
jälirlich  einen  ansführiiehen  Berieht  Aber  ihre  Titif^eit  erstattet 
mttssen.  Dieser  Bat  ist  in  jeder  Angelegenheit  betr.  billige  Wohnnngei 
um  seine  Meinung  zu  befiragen  (Art  14). 

Was  ist  anter  billigen  Wohnungen  im  Sinne  des  Gesetzes  sc 
verstehen?  Es  sind:  die  aus  mehreren  Wohnungen  bestehendei 
HSnsfr,  wenn  der  Mietzins  fQr  jede  Wohnung  nicht  über  einen  ge 
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wissen  Betrag  hinausgeht,  und  dieser  Hetra^?  ist  verschieden,  je  nach 
der  Bevülkenmg  des  Ortes.  Der  üesetzgeber  macht  folgende  Unter- 
scheidungen: 

1.  In  den  Gemeinden  mit  weniger  als  1001  Einwohnern  darf 
der  Mietzins  einer  sogen,  billigen  Wohnung  nicht  über  14ü  Frs. 
hinausgehen. 

2.  In  den  Gemeinden,  deren  Bevölkerung  zwischen  1001  und 
2000  Einwohnern  beträgt,  darf  dieser  Mietzins  nicht  über  20Ü  Frs. 
hinansgehen. 

3.  In  den  Gemeinden  mit  2000 — ;"»000  Einwohnern  darf  er 
nicht  Aber  225  Frs.  hinansgehen. 

4.  In  den  Gemeinden  mit  5001—30000  Einwohnern  nnd  in 
d«n  Vororten  der  Städte  mit  30001—200000  Einwohnern,  in  einem 
ümkniBe  ym  10  km,  darf  der  Ifieteiiia  niebt  Uber  250  Fn.  hinaus- 
gehen. 

5.  In  den  Stftdten  mit  80001—200000  Einwobiieni  und  in 
den  Vororten  der  Stftdte,  die  mehr  wie  200000  Seelen  zfthlen,  in 
einem  UmkreiM  von  15  km,  darf  dieser  Mietzins  oiefat  Uber  325  Frs. 
hinaugelien. 

6.  Derselbe  Betrag  ist  fttr  das  weitere  Stadtgebiet  von  Paris 
bestimmt  In  einem  Umkreise  von  14 — 10  km,  vom  Feetnngsgraben 
ans  gemessen. 

7.  Fttr  das  engere  Stadtgebiet  (in  einem  UmltreiBe  von  15  km 
vom  Feetnngsgraben  ans)  ist  der  Höchstbetrag  des  Hietsinses  anf 
400  Frs.  bestimmt 

8.  Für  die  StSdte,  die  mehr  wie  200001  Seelen  zfthlen,  ist 
dieser  Betrag  bis  anf  460  Frs.  bemessen. 

9.  Fttr  Paria  betrSgt  der  Satz  550  Frs. 

Die  Einzelwohnnngen,  deren  Mietzins  ftber  die  oben  angegebenen 
Summen  nnr  mit  einem  Fünftel  hinausgeht,  sind  ebenflüls  als  billige 
Wohnungen  im  Sinne  unseres  Gesetzes  zu  betraehten. 

Es  handelt  sieh  übrigens  nnr  um  einen  Maximaibetrag,  der 
nicht  überschritten  werden  soll*,  der  reelle  Betrag,  welcher  je  nach 
zahlndehen  Ü^erhUtnissen  verschieden  sein  Icann,  Ist  alle  5  Jahre 
durch  eine  Kommiasion  zu  bestimmen,  welche  ans  einem  Mitglied 
des  Oeneralrates,  aus  einem  Zivilgerichtsrat  (Jnge  an  trlbunal  civil) 
des  Departements  nnd  aus  einem  Steueramtsagenten,  die  alle  vom 
Prüfekten  ernannt  sind,  besteht 

Jahrtmeh  der  tutMBtt.  V«f«iDlcaiiz.  S.  Bd.  804 
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Den  OMundheitunatand  der  Wohnoogvii  beschelnigra  die 
Comitte  de  patronage  (Art  5). 

Vorteile,  welelie  den  billigen  Wolmniigeii  sakonmieB: 

1.  Die  WohltItigIceitobiiieftiM,  die  Armen-  nnd  EntnkenhftiiMr 
können  mit  G^iehmigang  des  Plfifektoi  bis  su  einem  Fttnftel  ihres 
Vermögens  darin  anlegeui  entweder  billige  Wohnliftiiser  bauen  zn 
lassen  oder  Hypothekendsrldiai  an  die  BavgeseUschaftenf  die  sich 
damit  befassen,  oder  an  die  Kreditanstalten,  welche  aolclie  üntw- 
nehmungen  erleichtern,  zn  geben,  oder  schliesslich  Obligi^nen  und 
Aktien  solcher  Gesellschaften  zn  ttbemelimen  (Art  6). 

2.  Die  Departements  nnd  die  Gemeinden  dürfen  von  ührea 
Einkünften  einen  Shnlichen  Gebranch  machen.  Sie  dürfen  sogar  un 
die  obenerwähnten  Gesellschaften  Grundstücke  nnd  Gebäude  gütlich 
abtreten,  und  zwar  zn  einem  Preise,  der  nicht  wenifrer  betrafen  ilarf 
als  die  Hälfte  d»  s  wirklichen  Wertes,  oder  auch  die  Dividenden  der 
Aktien  oder  di«-  Zinsen  der  nhlip^ationen  bis  zum  lietrair  vdu  3°/q 
nnd  für  eine  Daner  von  höchstens  1<>  .lahren  verbiugeii  (Art.  6). 

3.  Wenn  ein  gemäss  den  gesetzlichen  Vorschriften  gebautes  Haus 
in  einem  Nachlass  einbepriften  ist  und  zur  Zeit  des  Ablebens  des 
Käufers  oder  des  Erbauers  von  demselben,  seiner  Klie^'-attin  und 
einem  Kinde  bewohnt  ist,  so  gelangen  folgende  Abweichungen  vom 
Code  civil  zur  Anwendung: 

a)  Ist  der  überlebende  EhegJitte  mindestens  auf  die  TTälfte  Mit- 
eigeniümer  des  Hauses,  so  kann  auf  seinen  Antrag-  die  Aus- 
einandersetzung der  Erben  gemeinscliatt  ausgeschlossen  werden, 
und  zwar  auf  5  Jahre,  vom  Tage  des  Todes  ab,  und  so  fort 
von  S  KU  5  Jahren  bis  zn  seinem  eigenen  Tode. 

b)  Kann  die  vorangehende  Bestimmung  nicht  zur  Anwendung 
kommen  und  hinterlässt  der  Gestorbene  Deszendenten,  so  kann 
anf  Antrag  des  Ehegatten  oder  eines  Desaendentan  die  Ana- 
einandersetanng  der  Gemeinschaft  anf  5  Jahre  vom  Tftge  des 
Todes  ab  ausgeschlossen  werden. 

c)  Weim  sieh  nnter  den  Deanndmten  Minderjährig«  befinden,  so 
Icann  die  Erbengemeinschaft  während  5  Jahren,  vom  Tage  der 
VoUjfthrigIrdt  des  Ältesten  ab,  fortgeführt  werden,  ohne  dass 
die  Gesamtdaner  der  Gemeinschaft  ttber  10  Jahre  hinausgehen 
darf,  wenn  nicht  unter  allgemdner  Einwilligung. 
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Uber  die  Erhaltong  der  Gemeinecliaft  entscheidet  der 
Friedeneriehter  nach  Beratung  des  Familienrates,  wenn  Hinder- 
jährige vorhanden  rind. 
d)  Jeder  Erbe,  sowie  der  fiberlebende  Ehegatte  (wenn  er  Hit- 
eigentflmer  ist)  hat  ein  Vorlcanferecht  anf  das  Hans  sam 
SchStsongswerte. 

Wenn  mehrere  Erben  dieses  Vorkanfinrecht  geltmd  machen 
wollen,  ist  die  Priorität  dengenigen  anerkannt,  den  der  Ver^ 
storbene  bezeichnet  bat,  dann  dem  Ehegatten,  wenn  er  Mit- 
eigentflmer  ist  für  mindestens  die  Hftlfte.    In  den  anderen 
FttUen  entscheidet  die  Mehrheit  nnter  dem  Vorsitze  des  Friedens- 
richters, welcher  ttber  die  Verhnndlnngen  Protoliell  ftttirt.  Ist 
der  Schätzungswert  des  Griindstttckes  bestritten,  so  entscheidet 
das  Coinit«'-  de  patron;ip:*'  (Alt.  S). 
4.  Die  Iläaser,  die  auf  Griuid  vorstellender  HeKtimmnngen 
„billige  Wohnungen**  bilden,  sind  während  12  Jahren  von  der 
Grundsteuer  j50wie  von  di-r  Frustristtutr  btfreit.    Die  12jälurige 
Frist  läuft  vom  Tilge  der  Ik'cndiguug  des  Baues  ab  (Art.  9). 

Wenn  der  Kaufiircis  in  Jahresraten  z^ihlbar  ist,  können  die 
Mutationsgebühren  auf  dieselbe  Weise  entrichtet  werden,  voraus- 
gesetzt, dass  es  in  höchstens      Annuitäten  geschieht  (Art.  10). 

n.  Die  l\an-  oder  ICredltgesellsckafteu  sind  von  der  Gewerbe- 
steuer befreit  (Art  12). 

7.  Die  zur  < iiiindiintr  ndtT  /.iir  Auflösung  jener  (i*  sellschaften 
notwendigen  Urkunden  sind  von  säiiitlirlifii  Stnnpeigebiiliren  ent- 
lastet und  kostenlos  eingetraL-»  n.  V(»rau,NgiM  t/t.  dass  dieselben  keine 
Verjjtliclitung.  Uefreiniig,  I  Kri  1 1  amuiir  von  beweglichen  oder  un- 
bewegliclien  Sachen  zwischen  den  Ciesellschaftem  oder  anderen 
Personen  enthalten. 

Geseta  vom  17.  April  1906  (Art.  G6  —  Amtsbl.  vom 
19,  April). 

(Jemäss  Art.  84  des  Gesetzes  vom  'M.  März  11M>J  wird  jedes 
Jahr  1  Million  Franken  unter  den  durch  das  tiesetz  vorgesehenen 
Bedingungen  zu  btistimmten  Zwecken  verwendet,  und  zwar: 
1.  ein  Drifte]   der  .Summe  zur  Krliöhung  der  bereits   oder  am 
1.  Januar  VM'.i  beanspruchbaren  Alters-  oder  Invalidenpensionen 
von  50  Frs.  zugunsten   aller  (irubenarbeiter  oder  Gruben- 
angestellten  fmuzüäischer  ätaatbuugehürigkeit ; 
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2.  die  zwei  anderen  Drittel  zu  Ijeldbewilligungen  an  allt  anderen 
Grubi  iiarbiiu  r  oder  Grubenbearaten  franzosisehei  Nationalität, 
welcbe  am  1.  Januar  1903  mindestens  55 jährig  sind  nnd  den 
Beweis  beibringen,  dass  sie  bis  zu  dem  Tage  während  30  Jahren 
in  fhuuEOsischen  Gruben  auf  Lohn  gearbeitet  haben. 
Der  Art  66  des  neuen  Qeeetiee  beetbnmt,  daes  die  HUfte  der  im 
Oeeetie  vom  81.  Hän  1908  ▼orgeeeheneii  erhdhten  CMdbewilligangen 
anf  den  llberlebenden,  nicht  wieder  verheirateten  Ehegatten  sorllcic- 
fyUea  eoü. 

Eine  noch  nicht  verUndete  Verordnnng  des  Oeeetsee  soll  die 
rar  AnsfHhmng  des  GeaetaeB  nötigen  AnlUchtnuaMregein  beatimmen, 
sowohl  besttglich  der  BergwerkBonternduner  als  hiniicbtUdi  der 
Berechtigten. 

Besehlnsa  des  Hinisters  der  Offentliehen  Arbeiten 
vom  9.  Hirz  1906,  betr.  die  Dauer  der  Arbeit  für  die 
Eisenbahn-Maschinisten  nnd  -Heiser  (Amtsbl.  vom  25.  No- 
vember). 

Geseta  vom  18.  Jnli  1906,  betr.  Einffthrvng  des 
wöchentlichen  Rnhetages  sngnnsten  der  Arbeiter  nnd 

Angestellten  (Amtsbl.  vom  16.  Jnli).  —  Vom  Staatsrat  genehmigte 
Verordnung  znr  Aufsicht  über  die  AasfQhning  des  Geeetses  VOD 
24.  August  1906  (  Amtsbl.  vom  31.  August). 

Frühere  Gesetzgebung.  In  den  ältesten  Zeiten  der  franzö- 
sist'hen  Monarchie  ist  man  schon  darauf  bedacht  pewesen,  die  Ik'oh- 
uchtung  der  Sonntagsruhe  durchzuführen,  und  zaiilreieh  sind  dit 
IJestimmungen,  die  zu  diesem  Zweck  getroffen  worden  sind.  I>ii 
diese  aber  auf  religiösen  Rücksichten  nud  auf  der  VorherrNchafi 
des  katholiöclien  Kultus  beruhten,  konnten  sie  die  Revolution  nichl 
überdauern.  Das  Gesetz  vom  17.  Thermidor,  Jahr  VI,  schrieb  füi 
die  Dekaden  nnd  andere  damals  eingeführte  nationale  Feiertag« 
dasselbe  vor,  was  die  frOhwen  Könige  für  die  Sonntage  nnd  religiOBeE 
Festtage  verordnet  hatten.  Es  verordnete  bei  Geld*  nnd  Freiheita- 
strafe  die  Schliessnng  der  LIden,  Verkanfeiftome  nnd  WerkstSttei 
an  diesen  Tagen.  Ein  Beschlnss  der  Konsnln  vom  7.  Thermidor 
Jahr  Vm,  beschiSakt  die  gesetsliche  Beobachtung  des  Decadis  an 
die  Beamten  nnd  Uess  den  flbrigen  Bfirgem  in  dieser  Hinsichi 
volle  Freiheit,  naeh  BeUeben  an  handeln.  Das  Geeets  vom  18.  Ger- 
minal,  Jahr  X,  Ober  die  Enltnsorgaaisation  bestimmt  in  Art.  57  dei 
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Sonntag  al*  Rafaetag  für  das  Beamtentum.  Unt«r  der  Reatanntion 
verfügte  das  Geeets  vem  18.  November  1814,  dass  die  gew6hn)iclien 
Arbeiten  an  den  Sonn-  und  geeetaUehen  Feiertagen  nieht  vor- 

genommen  werden  dürften.  Dies  war  die  Folge  der  EinfQhrnng  des 
Katholizismus  als  Staatsreligion.  Dieses  Oesets  kam  bald  ansser 
Kralt  and  wnrde  darch  ein  Oesetz  vom  14.  Jnli  1880  abgeschafft. 

Inxwlsehen  waren  gesetsliche  Massregeln,  welche  anderen  Be* 
weggrOnden  entaprangen,  getroffen  worden,  am  einen  Rabetag  Ar 
die  in  Werkstfttten  besehlftigtea  Kinder  an  verordnen  (Oeaets 
vom  22.  Mira  1841,  Geseta  vom  19.  Hai  1874). 

Ein  anderes  Oesets  vom  2.  November  1892  beschloss,  dass  die 
Franen  nnd  Kinder  weder  mehr  wie  6  Tage  in  der  Woche,  noch 
an  gesetalichoi  Feiertagen  in  den  Wericen,  Fabriken,  Graben,  Boll- 
werken, Steinbrfldien,  Banplfttaen  oaw.  beschftftigt  sein  dürften. 

Das  Geeeta  vom  18.  Jnli  1906  hat  nnn  diese  Gesetagebong 
vervollstBndigt,  indem  es  den  wöchentlichen  Bahetag  den  Arbeiterinnen 
nnd  jagendlichen  Arbeitern  gewährt^  welche  in  Geschäftsbetrieben 
beschftftigt  sind,  die  in  der  Aaftfthlong  des  Gesetzes  von  1892  nicht 
einbegriifen  warw,  sowie  allen  erwachaenen  Personen,  welche 
in  Unternehmungen  jeder  beliebigen  Art  beachftfligt  sind.  Dieses 
Geaets  ist  übrigens  kein  endgültiges  and  wird  voranssichtlich  bald 
abgeändert  werden.  (Siehe  die  Verhandlangen  der  Depatiertenkammer, 
Sitanng  vom  23.  Mära  1907,  Amtsbl.  vom  24.  Ifilrz). 

Aligemeine  Bestimmungen.  Es  befinden  sich  im  Gesetze 
zwei  Grnndbestimmnngen:  die  eine,  dass  die  wöchentliche  Rahezeit 
eine  nnnnterbrochene  Daner  von  24  Standen  haben  mnss  (Art  1); 
die  andere,  daas  der  Rahetag  der  Sonntag  sein  mnss  (Art.  2);  beide 
Bestimmangen  lassen  jedoch  Ansnahmen  an. 

Aasnahmen  nnd  Abweichnngen.  Steht  es  fest,  dass  die 
für  das  sämtliche  Personal  eines  Betriebes  am  Sonntag  stattfindende 
Rnhe  dem  üffentlichen  Interesse  nachteilig  oder  Ar  den  regelmässigen 
Fortgang  des  Betriebes  nnznträglich  wäre,  so  kann  die  Rahe  im 
Lanfe  des  Jahres  oder  m  gewissen  Zeitpunkten  bewilligt  werden, 
oder  auch: 

a)  an  einem  anderen  Tage  als  am  Sonntage,  dem  sämtlichen  Personal 
des  Betriebes; 

b)  von  Sonntag  mittag  bis  Ifontag  mittag; 
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c)  am  Sonntai^  nachmittag  mit  einem  nachträglichen  vollen  Rabe» 
tag  alle  14  Tage  als  Ersatz  mittels  PersonenwechBels; 

d)  vermittels  g&nzlicben  oder  teüweisen  PersonenwechMlB. 

Die  Anstalt,  welclie  eine  der  vorerwttnten  Abweichungen  sich 
za  Nntsen  machen  will,  moss  an  den  Präfekten  des  Departements 
einen  Antrag  richten.   Dfoew  fordert  sogleich  die  Gntachten  des 

Gemeinderates,  der  Handelskammer  des  betreffenden  Bezirkes  iind 
der  beteiligten  Arbeiter-  nnd  Arbeitgeber-Syndikate  und  entsclieidet 
alsdann  Inrcli  einen  dem  Antragsteller  zugestellten  motivierten  lie- 
schhiss  Dit  st  r  Ikgclilnss  kann  innerhalb  14  Tagen  nach  dem  Zeit- 
punkte seiner  Zostellung  dem  Staatsrate  unterbreitet  werden.  Dieser 
Peknrs  hat  eine  anlHcliicbende  Wirkung,  d.  h.  der  Beüchloss  kann 
nicht  ausgeführt  werden;  das  (iesetz  aber  tritt  in  Anwendung  und 
die  aufschiebende  Wirkung  bezieht  sich  nicht  auf  seine  Bestimmungen 
(Art  8  und  9). 

Eine  den  Arbeitern  wöchentlich  nnd  wechselweise  gewihrte 
Ruhezeit  ist  von  Hechts  wegen  in  allen  Geschäftsbetrieben  gestattet, 
die  unter  nachstehende  Kategorien  fallen: 

1.  Fabriken  von  Nahrungsmitteln,  die  zum  sofortigen  Verbranch 
bestimmt  sind; 

2.  Hotels,  Restaurationen,  Schankwirtschafken; 
8.  Tabak-  und  Blnmenhandlungen; 

4.  Spitller,  Verpflegungsanstalten,  Asyle,  Altersversorgungs-  und 
Irrenanstalten,  Kliniken,  Krankenhäuser,  Apothekoi,  Drogerien, 
Läden  für  medizinische  und  chirurgische  Instrumente; 

5.  Badeanstalten: 

6.  Zeitnngs-  und  Informationsuntemehmungen,  Theater,  Museen 
nnd  Ausstellungen; 

7.  Leihbibliotheken,  Vermletnngsgeschftfte  von  Stfthlen,  Wagen  und 
Verkehrsmitteln; 

8.  Beleuchtungsuntemehmnngen,  Triebkraft-  und  Waseerversor- 
gnngsuntemehmungen ; 

9.  TransportgeschSfte  zu  Lande,  mit  Ausnahme  der  Eisenbahnen, 
der  Verladnngsnntemehmungen  in  den  Hilfen,  BahnbBlbn  und 
LuschplStzen; 

10.  Gewerbliche  Unternehmungen,  wo  Rohstoffe  verarbeitet  werden, 
die  einem  raschen  Verderben  ausgesetzt  sind; 
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11.  GfwerbUche  Unteriielmitingfii,  in  dent-n  eine  Aibeitsunt«rbiTclinnf? 

den  Wilust  oder  die  Entwertung  der  Arbeitserzeugnisse  ver- 

ursaolien  wiinlf. 
N(H;h  nicht  verkiiii(i»'t«'  \  ('rwaltunf?t>ieglen)eiit,s  xtllen  (iio  Anf- 
zählnnpren  der  gewerblichen  rnternehmiingen  enthalten,  von  denen 
unter  ol»i)X<  n  Nummern  10  und  11  <li<'  Rede  ist.  Ein  weiteres 
Reglemt^nt  si>ll  hinj>icli(lieh  des  wrichfiitliclicn  Knlu-ta^j;»  s  die  Lage 
der  Si)eziHlisten  nälier  >i inimt'n,  die  in  den  mit  kontinuierlichen 
Ofen  versehenen  Fabriken  beschäftigt  sind  (Art.  :{). 

In  den  Betrieben,  wo  der  wöchentliche  Ruhetag  dem  sämt- 
lichen Personal  am  selben  Tage  bewilligt  wird,  kann  derselbe  auf 
einen  halben  Tag  beschränkt  werden  für  die  Leute,  die  mit  der 
Bedienung  von  Dampfgenerat^ren  und  Treibmaschinen,  mit  der 
Scbmiernng  imd  BeanlkichiiKuu^'  der  TransmiMionHUilagen,  mit  der 
Reinigung  der  Fabriklokale,  Lagerräume  und  Bureaus  beachftftigt 
sind,  sowie  für  die  Anfinlier  und  Portiers. 

In  den  Betrieben  fSr  Einselyerkanf  ▼<»  Lebensmitteln  kann 
die  Sonntagsruhe  Ar  die  nock  nicht  21jährigen  und  bei  ihren  Eltern 
wohnenden  Angestellten  auf  den  Nachmittag  reduziert  werden  mit 
einer  mittels  Personenweehael  an  einem  anderen  Nachmittage  im 
Laufe  der  Woche  gewährten  Ersatxruhe  und  fBr  die  anderen  An- 
gestellten mit  einer  alle  14  Tage  vermittels  Personenwechsel  ge- 
gewährten 24  ständigen  Ersatzmhe. 

In  einem  Betriebe,  wo  weniger  wie  fttnf  Arbeiter  besdiäftigt 
sind,  die  ihren  wOchentliehen  Bnhetag  abwechselnd  nehmen,  dart 
dieser  wöchenUiehe  Ruhetag  durch  zwei  halbe  Ruhetage  ersetzt 
werden. 

Wenn  den  Angestellten  einer  Kleinhandlnng  die  Sonntagsruhe 
gewährt  wird,  kann  letztere  aufgehoben  werden,  sobald  der  Sonntag 
mit  einem  Lokalfeste  oder  einer  Festlichkeit  im  betreffeffden  Stadt- 
viertel zusammenfftUt  (Art  S). 

Aufhebung  der  Sonntagsruhe.  Im  Falle  von  dringenden 
Arbeiten,  deren  Ausführung  nicht  verschoben  werden  kann,  um 
Rettnngsmassregeln  zu  treffen,  Unfälle  zn  verkflten,  Werkzeuge  zu 
reparieren,  kann  die  Sonntagsruhe  aufgehoben  werden.  Diese  Auf- 
hebung erstreckt  sich  nicht  allein  auf  die  Arbeiter  des  Unter- 
nehmens, in  welchem  die  Arbeiten  vorzunehmen  sind,  sondern  auch 
auf  die  Arbeiter  des  Unternehmens,  welches  diese  Arbeiten  vorzn- 
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nehmen  hat.  Jeder  Arbeiter  ieUtereu  Unt^rnehmena  kann  eiDe£r^ 
satzrnhe  gleicher  Dauer  beanspruchen  (Art.  9). 

Die  gewerblichen  Betriehe  im  Freien,  sowie  diejenigen,  die 
nur  an  bestimmten  Tagen  des  Jahres  tätig  sind,  dürfen  die  Sonntags- 
ruhe jährlich  15  mal  aufheben. 

Dasselbe  gilt  fUr  die  Betriebe,  in  denen  rasch  verderbliche 
Kohstoffe  verarbeitet  werden  oder  die  zu  gewissen  Zeiten  eine  aiisser- 
gewöhnliche  Arbeitsvermehrung  zu  bewältigen  haben,  voratt8ge«etzt, 
dass  die  wöchentliche  Bnbe  fQr  das  alnllifllM  FMoal  aiif  dmitelben 
Tag  festgestellt  worden  ist  In  beiden  Fillen  kfiimeii  die  ÄrMter 
nindestens  zwei  Bnhetage  im  Hoiiat  beansprodmi  (Art  6). 

Dieselbe  gilt  fttr  Arbeiter,  welche  in  Betrieben  besebftftigt 
lind,  die  der  staatUefaen  Anftioht  «nterworfen  sind  und  in  denoi 
Arbriten  Ar  Bedmung  des  Staates  und  im  Interesse  der  Landes* 
Verteidigung  ansgefUirt  werden  (Art.  7). 

In  den  Betrieben  jeder  Art,  in  denen  ungünstige  Witterung 
rine  Arbeitaeinstellung  verursacht,  werden  die  Tage,  an  denen  nicht 
gearbeitet  wurde,  von  der  gesetalichen  Buheseit  in  Ahang  gebracht 
(Art.  6,  §  1). 

Aufsicht  über  die  Ausführung  des  Gesetses.  Wenn 
ein  B»'trieb8rhef  auf  Grund  jener  Bestiniuiungeu  den  wöchentlichen 
Rulletag  aufheben  will,  so  ist  er  verittlichtet,  sogleich  und  --  ab- 
gesehen vom  Falle  zwingender  Umstünde  —  nodi  vor  Beginn  der 
Arbeit  den  Arbeitsinspektor  des  Bezirkes  davon  in  Kenntnis  zu 
setjien,  indem  er  ihm  gleichzeitig  die  Gründe  angibt,  welche  die 
Aufhebung  der  .Sonntagsruhe  rechtfertigen  (Verwaltangsreglement 
vom  29.  August  1906,  Art  3). 

In  allen  r&llen,  wo  die  wöchentliche  Buhe  nicht  auf  den 
Sonntag  festgestellt  word«i  ist^  müssen  die  den  Arbeitern  gewfthrten 
Buhetage  und  Buhestunden  durch  ein  in  den  Betriebsrftumen  an- 
geschlagenes Plakat  bekannt  gemadit  werden  (Beglement  vom 
26.  August  1906,  Art.  1). 

Feststellung  der  Zuwiderhandlungen.  Die  Zuwider« 
handlungen  werden  durch  die  Arbeitsinqiektormi,  sovrie  durch  die 
PoliseibehOrden  festgestellt  (Oesets  vom  13.  Juli  1906,  Art  11). 

Zuständigkeit  und  Strafbeatimmungen.  Die  Zuwider- 
handlungen werden  vor  das  Friedensgericht  verwiesen  und  mit  einer 
Busse  von  5 — 15  Frs,  bestraft.  Ss  sind  so  viele  Znwiderhandlungmi 
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und  folglich  80  viele  Bmeeii  verwirkt»  als  PersoDen  im  betreffendes  Be> 
triebe  gesetswidrig  bescliftftlgt  wureii.  Der  Gesamtbetrag  der  Bueeii 
darf  jedoeh  die  Snmme  von  500  Frs.  nicht  flberschreiten.  Im  Wieder» 
ftbertretnngBfaUe,  d.  h.  wenn  der  Zuwiderhandelnde  innerhalb  12 
Monaten  vor  dem  gerichtlichen  Verfahren  eine  Strafe  wegen  ähn- 
licher Übertretnng  verwirkt  hat,  beträgt  die  Geldbnaee  16—100  Frs.; 
•ie  wird  vom  Znchtpoliaeigerieht  anageeprochen,  und  awar  einmal 
Ar  jeden  im  Betriebe  gesetawidrig  beschäftigten  Arbeiter,  doch  darf 
der  Gesamtbetrag  der  Bosse  die  Snmme  von  8000  Frs.  nicht 
Überschreiten. 

Der  Art  468  des  Straiisesetabttches,  betr.  mildernde  Umstände, 
findet  anf  die  Strafbemeesnng  seine  Anwendung. 

Schliesslich  haften  die  Geschäftsinhaber  sivilrechtUch  ftir  die 
gegen  die  Direktoren  nnd  Geschäflileiter  aasgesprochenen  Ver^ 
nrteilangen  (Art  18  und  14). 

BSin  lUnisterialmndBchreiben  vom  3.  S^tember  1906  hat  anr 
Ausflihmng  des  Gesetaes  nähere  Vorschriften  festgestellt.  Da  diese 
Bestimmaagen  fQr  unsere  Leser  nur  geringffigiges  Interesse  bieten, 
hat  es  keinen  Zweck,  dieselben  eingehender  an  besprechen. 

Geserts  vom  18.  Deaember  1906  in  Abänderung  der 
Art  18,  14  nnd  15  des  Gesetaes  vom  27.  Jnni  1904  Aber 
die  Versorgung  der  verwahrlosten  Kinder  (Amtsbl.  vom 
20.  Desember). 

YJU  BürgerlicheH  Recht  und  ZivilprozesHordnuug. 

Gesetz  vom  21.  Februar  llHi»;  in  Abänderung  des 
Art.  386  des  Code  civil  (Amtsbl.  vom  22.  Februar). 

Die  Nntzoiessnng,  welche  das  (iesttz  (Arf.  :W4)  den  Kitern 
an  dem  Vermögen  ihrer  Kinder  bis  zu  deren  18.  Lebensjahre  ge- 
währt, hörte  nach  früherem  Art.  386  für  die  Mutter  auf,  sobald  eie 
zur  zweiten  Ehe  schritt.  Ks  bestand  also  in  dieser  Hinsii  fit  zwischen 
Vater  und  Mutter  ein  l'nterscliii'd,  welrher  für  letztere  ziemlicli  pein- 
lich war.  I);is  neue  (Trs»'t/.  stellt  in  dit-.st  r  Hinsicht  beide  Ehegatten 
gleich.  Hi*'  Mutter,  welche  nicli  wieder  veriiciratet,  behält  als*»  wie- 
der Vater  die  gesetzliche  Nutzniessung,  ungeachU'l  der  zweiten  Ehe. 

Finanzgesetz  vom  17.  .April  UM)»?  fArt.  "9),  betr.  die 
Unpfändbarkeit  der  an  Arbeiter  bezahlteu  Kuhestands* 
gehälter. 
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Die  Bnhestandtgehilter,  wdche  Arbeitern  oder  Angeatellten 
oder  deren  Witwen  und  Waisen  ans  einer  Kasse  bezahlt  werden, 
die  im  Etablissement,  wo  sie  besehftftigit  sind,  tu  dem  Zweclc  ge- 
stiftet worden  Ist,  sind  bis  anf  den  Betrag  Von  860  Frs.  nnttber> 
tragbar  und  nnpfllndbar;  hlnsiehtlieh  des  Überschusses  findet  anf 
jene  BohestandsgehSlter  das  Gesets  vom  12.  Januar  1895  seine 
Anwendung.  Dasselbe  gilt  anf  die  von  der  „Gaisse  nationale  des 
retraites  ponr  la  vieilleiae"  ansbesahlten  RnhestandagehUter.  Über 
360  Frs.  hinaus  sind  sie  flbertragbar  für  einen  Zelintel  ond  pftndbar 
für  ein  weiteres  Zehntel. 

Die  Buhestandsgehälter  d«r  Arbeiter,  womit  sich  unser  Geseis 
beschäftigt,  waren  früher  ohne  Besohrinknng  pAndbar,  mit  Aus- 
nahme von  den  Ruhestandsgehältem  der  Gaisse  nationale  des  retraites, 
welche  bis  auf  den  Betrag  von  360  Frs.  nnpfiüidbar  waren  (Gesetz 
vom  18.  Juni  1850).  Der  Überschuss  war  TollstKndig  pftndbar  und 
Übertragbar. 

Gesetz  vom  30.  November  1906  in  Erglnzung  des 
Art.  57  des  Code  civil  und  in  AbSndernng  des  Art.  45 
desselben  Gesetzbuches  (Amtebl.  vom  16.  Dezember). 

Mittels  dieses  Gesetzes  hat  der  Gesetzgeber  die  Öffentlichkeit 
der  Standesregister,  was  die  Gebartsnrkanden  anbetrifft,  abgeschafft. 
Hrntp  k;inn  man  die  gleichlautende  Abschrift  einer  anderen  GeV.nrts- 
nrkande  als  seiner  eigenen  nnr  anf  Grund  einer  vom  Friedens- 
richter kostenlos  erteilten  Ordonnanz  erhalten. 

Es  bedürfen  keiner  soUhi  ii  Henehmigung^:  der  Staatsanwalt, 
das  Kind  der  Person,  deren  Gebnrtsurknnde  verlangt  wird,  die 
Aszendenten  nnd  Deszendenden  derselben  Pemn  in  gerader  Linie, 
ihr  Ehegatte,  ihr  Vormnnd  oder  rechtlicher  Vertreter.  Verweigert 
der  Friedensrichter  die  Erlaubnis,  so  ist  der  Antrag  an  den  Vor- 
sitzenden <U's  Zivilgerichts  zn  richten,  welcher  eine  einstweilige  £nt* 
scheidnng  trifft  (Art.  45 — 57  des  Code  civil). 

Gesetz  vom  9.  November  1906,  betr.  die  Einsprüche 
nnd  Aufforderungen,  welche  auf  die  Amtskautionen  der 
Rechnungsbeamten  za  machen  sind  (Amtsbl.  Tom  11.  No- 
vember 1906). 

Vn.  Handelsrecht. 

Cie.><et/.  vorn  "28.  März  IIMm;  in  Abänderung  *l«'s  Art. 
50'.»  des  Code  de  commerce  (Handelsgesetzbuch)  (Amt«bl.  vom 
29.  März). 
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Nach  frttherem  Art  509  des  Handelseeoetzlmches  wnrde,  wenn 
bei  der  ersten  AbBtimmong  ttber  ein  Konkordat  naeb  einem  Konkurse 
oder  einem  geriehtUeben  Aasgleich  sich  die  vom  Gesets  bestimmte 
doppelte  Hehrheit  (nSmlich:  Mehrheit  der  Stimmen  und  Hehrheit 
der  Fordemngen  —  *U  bei  Konkurs»  */g  bei  gerichtlichem  Ansgleich) 
nicht  ergab,  die  Beratung  auf  acht  Tage  verschoben  und  die  in  der 
ersten  Versammlung  angenommenen  Beschlüsse  nnd  abgegebenen 
BeitrittserklXmngen  blieben  ohne  Wirkung.  Das  neue  Qesets  ftndert 
das  bisher  geltende  Recht  an  diesem  Punkte  ab,  indem  es  erklärt, 
dass  die  Beschlflsse  der  Gläubiger  und  ihre  BeitrittBerklftmngen 
ilire  Wirkung  erhalten,  wenn  in  der  aweiten  Versammlung  keine 
Änderung  vorgenommen  wird. 

Gesetz  vom  31.  Härz  1906  in  Abfinderung  der  Art 
606  und  607  des  Handelsgesetzbuches  (Amtsbl.  vom  4.  April). 

Diese  Texte  beziehen  sieh  auf  die  handelsrechtliehe  Behabili- 
tation  nnd  die  Frflfang  des  zu  diesem  Zweck  eingereichten  An- 
trags. Die  dem  durch  Geseta  vom  80.  Dezember  1908  bereits  ab* 
geftnderten  Art  606  hinzugefügte  Ergänzung  lautet  dahin,  dass  die 
Registrierung  der  Quittungen,  welche  die  Befreiung  des  Schuldners 
beweisen  und  dem  Reliabilitationsantrag  beigelegt  werden  mflssen, 
nicht  mehr  erforderlich  sei. 

Der  Art  607  bestimmt»  dass  unter  den  Glänbigem,  deren 
Forderungen  in  den  Passivstand  des  Konkurses  aufgenommen  worden 
sind,  der  Rehabilitationsantrag  denjenigen  mitgeteilt  werden  muss, 
welche  noch  nicht  vollständig  bezablt  worden  sind,  und  die  Ab- 
ändernng*,  welche  das  (besetz  vom  31.  Mlirz  1906  diesem  Text  hin- 
zngefügt  hat,  besteht  darin,  dass  diese  Ht  künntmachung  durch  dm 
Gerichtssclireiber  des  Handelsgerichtes  erfolg^en  mnss. 

Gesetz  vom  22.  Dezember  1906,  welches  bestimmt, 
dass,  wenn  die  gesetzlichen  Feste  auf  einen  Feiertag 
fallen,  am  nSchsten  Tag  keine  Zahlung  gefordert  nnd 
kein  Protest  erhoben  werden  darf;  wenn  dieselben  auf  einen 
Dienstag  fallen,  darf  am  vorigen  Tage  keine  Zahlnng  ge- 
fordert nnd  kein  Protest  erhoben  werden  (Amtsbl.  vom 
22.  Dezember). 

VIII.  Strafrecht. 

Cresetz  vom  12.  April  iSMMj  in  Abändri  niiü:  der  Art.  fiT) 
nnd  (57  des  Straf;resi'tzhneb«'s.  sowie  »its  Art  340  der 
Strafprozessorduang  (Amtsbl.  vom  14.  Axu*ilj. 
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Die  strafrechtliche  VoUjShrigkeit  war  durch  das  Straffeseta^ 
bveh  von  1840  auf  das  16.  Leben^hr  festgeateUt  worden,  infolge- 
dessen brauchte  man  sich  über  dieses  Alter  hinans  nicht  mehr  daram 
an  kflmmem,  ob  der  Aagesehnldigte  mit  oder  ohne  Einsicht  gehandelt 
hatte;  das  Ton  ihm  begangene  Verbrechen  war  ihm  xorechenbar, 
snmal  der  Beschnldigte  nicht  beweisen  konnte,  dass  im  Augenblicke, 
wo  er  das  Verbrechen  b^;ing,  ilim  irgend  ein  Zn^  die  ndtige 
Einsicht  raubte.  Vor  dem  16.  Leben^ahr  stellte  sieh  aber  onver- 
meidlich  die  Frage  der  Einsicht  Ergab  es  sich,  dass  der  Ange- 
schuldigte ohne  Einsicht  gehandelt  hatte,  so  war  er  freiauspreclien. 
Dem  Bichter  stand  es  jedoch  frei,  nach  seinem  Ermessen  das  Kind 
entweder  seiner  Familie  zu  iiberweisen  oder  in  eine  Strafanstalt 
(d.  h.  in  der  Tat  in  ein  Gefängnis)  bringm  zn  lassen,  wo  es  bis 
an  seinem  20.  Lebensjahre  za  behalten  war.  Ergab  es  sich  dagegen* 
dass  der  noch  nicht  sechzehnjährige  Verbrecher  mit  Einsicht  ge- 
Iiandelt  hatte,  so  war  die  Strafe  bloss  gemildert.  Das  nene  Gesetz 
stellt  die  strafrechtliche  Volljährigkeit  anf  das  18.  Lebensjahr  fest. 
Solange  der  Beschnldigte  sein  18.  Lebensjahr  nicht  vollendet  hat, 
stellt  sich  jedesmal  die  Frage  der  Einsicht.  Ergibt  sich  ans  dem 
Untersnchnngsverfahren,  der  Beschuldigte  habe  einsichtslos  gehandelt, 
so  ist  er  freizusprechen  und  entweder  .seiner  Familie  zu  überweisen 
oder  einer  Ht  sserungsanstalt  anzuvertrauen  für  eine  Dauer,  die  über 
die  Zeit  seiner  Volljährigkeit  nicht  hinausgehen  kann.  Ergibt  es 
sich  dagegen,  der  Hescliuldigte  liabe  mit  der  nötigen  Einsieht  ge- 
handelt, 80  greift  das  neue  (iesetz  auf  das  frühere  System  in  dem 
Sinne  zurück,  dass  eine  Milderung  der  ."^^trafe  nur  dann  eintritt, 
wenn  der  Beschuldigte  das  16.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat  ; 
wenn  er  das  IG.,  aber  nicht  das  18.  Lebensjahr  vollendrr  hat,  so 
soll  er.  was  die  Anwendung  der  .Straie  anbetrirtt.  dein  f^tnifinen 
Kecht  unterworfen  sein.  Hat  er  das  IG.  l^ebensjaiir  nuch  nicht 
vollendet,  so  sind  die  früheren  Bestimmungen  in  Kraft  zu  erhalten, 
mit  dem  Vorbehalte  jedoch,  dass  die  Strafanstalt  (maison  de  correctiun) 
durch  eine  Erziehungs-  oder  Be.sserungskolonie  (Coiouie  correctionelle 
on  pcnitentiaire)  ersetzt  worden  ist. 

Die  Abänderung,  welche«  unser  Gesetz  in  Art.  340  der  Prozes.s- 
Ordnung  vurgenommen  hat,  ist  folgende.  Dieser  Text  gebietet  dem 
Vorsitzenden  des  Assisengerichtes  den  Geschworenen  die  Einsichts- 
frage zu  Stelleu,  und  der  frühere  Artikel  lautete : 
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^Wenn  der  Angeschnldigte  das  16.  Jahr  vollendet  bat,  so 
soll  der  Präsident,  unter  Gefahr  der  Nichtigkeit,  folgende  Frage 
steUen:  Hat  der  Aogeecbnldigte  mit  der  erforderlidien  Einsicbt 
gehandelt?** 

Um  diesen  Text  mit  der  nenen  strafreditlic  )>eii  \'ol\jähriglLeit 
in  Einklang  zn  bringen,  ersetzt  das  neue  Gesetz  die  Worte: 

„Wenn  der  Angeschuldigte  <la>  10.  Lebensjahr  vollendet  hat"* 
durdi  folgende:  ^Wenn  der  Augeecholdigte  das  18.  Lebeni^jahr 

vollendet  hat  ^ 

Nach  Art.  4  des  Gesetzes  vom  19.  April  \H9H,  im  Falle  der 
von  Kindern  begangenen  Verbrecht'n  oder  Verj^elien,  steht  es  dem 
Untersnchun^sri«  liter  zu  jeder  Zeit  frei,  nach  .\nliiining  des  Staats- 
anwaltes das  Kind  einem  Verwandten,  einer  wohltätifren  Person 
oder  Anstalt  oder  der  Armenpflege  vorläufig  zu  ttberweisen,  bis  ein 
endgiiltii^:es  Frteil  gelallt  wird. 

Der  Art.  r»  gewährt  den  Gerichten,  die  ein  V'ergeljen  oder 
Verbrechen  zn  benrteilen  liaben.  das  Recht,  die  zur  Anfsidit  der 
Kindd  ertorderlielien  Massregelü  nach  Anhürnng  des  Staatsanwaltes 
endgültig  zn  treffen. 

Der  Art.  3  des  Gesetzes  vom  12.  April  1900  bestininit,  dass 
in  den  eben  erwähnten  Fällen  ein  10  IHjähriges  Kind  der  ottent- 
lichen  Armenpflege  nicht  Uberwiesen  werden  kann. 

Gesetz  vom  12.  Juli  1906,  betr.  Erteilung  der  Am- 
nestie für  gewisse  Vergehen  (AmtsbJ.  vom  14.  Juli). 

Verordnung  vom  13.  Oktober  lüUG  i^Amtsbl.  vom  18.  Ok- 
tober). 

Durch  diese  Verordnung  wird  jeder  zur  lebenslänfrlichen 
Zwangfsarbeit  verurteilte  Verbredier,  der  su  h  seit  seiner  Einschilfung 
eines  Fluchtversuche:»  schuldig  gemacht  hat,  mit  zwei  bis  drei  Jahren 
strenge!-  Keklusion  bestraft. 

Gesetz  vom  -'U.  I>ezeniber  l'.MKi,  betr.  Zuständigkeit 
der  Fi"iedensricliter  in  Forstsaehen. 

Das  neue  Gesetz  unteiwiitt  dem  l'ulizeipericht  i'l'iibnnal  de 
simple  prdicei  die  Forstvergehen,  welche  mit  weniger  als  fünf  Tagen 
Gefängnis  oder  1'»  Frs.  Busse  bestrat't  sind.  Das  Berufungsreeht 
ist  in  allen  Fällen  bewilligt.  Früher  waren  diese  Vergelien  den 
znchtpolizeilichen  Gerichten  (Tribunaux  correctionnels;  unterworfen, 
deren  Verhandhingsregister  sie  überfüllten. 
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IX.  Terwftltniigareelit  und  offentliehes  Beeht. 

A.  Heer  und  Marine. 

B.  ÖlbntUeiies  UntenidUsweBen  niid  MhGne  Kflnste. 
G.  Ealtna. 

D.  Gerichtliche  Organiaation. 

E.  Öffentliche  Oesnndheitsplleg«. 

A.  H»«r  imd  limine. 

Gesetz  vom  27.  Mftrs  1906  in  AbSndernng  des  Ge- 
setzes vom  3.  Jnli  1877  über  die  Eriegsrequlsitionen 
(Amtsbl.  vom  29.  März). 

Die  Abftnderongen  beziehen  sich  anf  die  Personen,  denen  das 
Reqolsitiottwecht  «ivkannt  werden  kann;  auf  die  Verteilung  der 
geforderten  Leistungen  zwischen  den  Einwohnern  der  Gemeinde; 
anf  den  Missbranch  des  Reqnisitionsrechtes  nnd  die  Unterdrückung 
jenes  Hiisbranches;  auf  die  Zfthlnng  der  Pferde,  Stnten,  Maultiere 
nnd  Wagen,  welche  eventuell  in  Anspruch  genommen  werden  konnten; 
anf  die  Feststellung  der  Preise  der  in  Anspruch  genommenen  Tiere; 
anf  die  Inanspruchnahme  schiifbarer  Wasserstrassen  nnd  Kohlen- 
bergwerke. Es  wftre  zu  weitläufig,  diese  mannigfoltigen  Bestim- 
mungen auseinanderzusetzen,  wdche  übrigens  kein  wesentliches 
Interesse  bieten. 

Verordnung^  vom  3.  April  1906,  betr.  Ernennnng  eines 
„Conseil  sup^rienr  de  1a  defense  nationale"  (Oberaufsicktsrat 
für  die  Landesverteidigung)  (Amtsbl.  vom  4.  April). 

Dieser  Oberjiutsichl'^rat  für  die  Landesverteidigung  ist  dazu 
bestimmt,  alle  Fragen  zu  verhandeln,  deren  Lösung  das  Zusammen- 
wirken voll  zwei  oder  mehreren  Mini«t<^rien  erfordert.  Zu  seinen 
Mitgliedern  gehören:  der  Präsident  des  Ministerrats  als  Vorsitzender, 
der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  der  Finanzniinister, 
der  Kriegsniinister,  der  Marineminister,  der  Minister  der  Kolonien. 
—  Generalstabs-Chef  des  Heeres,  der  General stabs-Cbef  der 
Marine  nnd  der  Präsident  des  beratenden  Komitees  fBr  die  Ver- 
teidigung dw  Kolonien  wohnen  den  Sitzungen  mit  beratender  Stimme 
bei.  Der  Cons^l  sup^rleur  de  la  dtfense  kann  alle  diejenigen  zn 
Rate  ziehen,  welche  irgendwie  imstande  sind,  seine  Arbeiten  zu  be- 
fördern. 
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Die  Sit/.uiif,''*Mi  <l»'s  „Conseil  snpt-ripur  df  la  dt-tens»'"  finden 
wenigstens  einiual  pro  vSenn  sltr  siiitt,  und  der  l'riisident  der  Republik 
ist  befugt,  ihn,  sobald  er  es  für  gat  erachtet,  eiozabemfen. 

Gesetz  vom  16.  Jnli  1906  in  Abänderung  gewisser 
Bestimnongen  des  Oesetxes  vom  21.  Hftrz  1905,  betr.  Re- 
kratiernng  des  Heeres  (AmtsbL  vom  17.  Jnll). 

Die  erste  Abfiodening  besieht  sich  anf  den  Art  23.  Die 
Studenten,  die  zu  einer  der  folgenden  Hochsdinlen  zugelassen  sind, 
nimlich:  Ecole  speciale  militaire,  Ecole  Polytechniqne,  Ecole  normale 
snpdrienre,  Ecole  forestiirei  Ecole  centrale  des  Arts  et  Maanfoctares 
(Kunst-  und  Gewerbeschule),  Ecole  nationale  des  mines,  Ecole  des 
Fonts  et  Chanss^es  (Zivil-  und  Ingenieurschule),  Boeles  des  mines 
de  St.  Etioine,  mttssen,  bevor  sie  in  tiie  Hochschule  eintreten,  zu 
der  sie  zugelassen  sind,  die  Verpflichtung  Übernehmen,  zwei  weitere 
Jahre  zu  dienen,  Uber  die  Normaldaner  der  Studien  in  der  betreffenden 
Hoehsehule  hinaus.  Die  neue  Fassung  dieser  Bestimmung  ist  allge- 
meinerer Art  als  die  frühere,  wonach  man  sich  in  den  Schulen,  wo 
sich  die  Studienzeit  auf  zwei  Jahre  erstreckte,  zu  vier  Jahren,  und 
in  den  Schulen,  wo  die  Studien  drei  Jahre  dauerten,  zu  fünf  Jahren 
verpflichten  mnsste.  Diese  Bestimmung  könnte  lunite  noch  znr  An- 
wendung kommen,  falls  die  Dauer  der  Studien  in  irgendeiner  der 
obenerwähnten  Hochschulen  abgeändert  sein  sollte. 

Die  zweite  Abänderung  bezieht  sich  auf  die  Anzahl  der  Untere 
offlziere,  die  kapitulieren  kOnnen. 

1\I  a  r  i  n  e. 

Gesetz  vom  lu.  April  IfMM'i,  betr.  die  im  Uord  der 
Schiffe  begangene  Schmuggelei  (Amtubl.  vom  12.  April). 

Gesetz  vom  11.  April  1906  Aber  das  Bugsieren  (Amtsbl. 
vom  16.  April). 

Die  SchleppsehifEUirt  ist  in  den  fhinzSslschen  Häfen  der  Kfisten- 
fohrt  gleichgestellt  und  der  Nationalflagge  vorbehalten.  Die  Schlepp- 
sehiibbrt  ist  der  ausländischen  Flagge  nur  im  Falle  der  Ermange- 
lung  oder  Unzulänglichkeit  der  französischen  Schleppschiffe  gestattet 
Dasselbe  Gesetz  stellt  die  Bugsiertazen  unter  die  privilegierten 
Forderungen  auf  Schiffe  und  ergänzt  in  dieser  Hinsicht  den  Art  191 
des  Handebgesetzbuohes. 
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Gesetz  vom  22.  April  1906,  die  Bildung  von  See- 
kreditgesellschaften genehmigend  (Amtsbl.  vom  25.  April). 

Diese  Gesellschaften  können  durch  sämtliche  oder  durch  eine 
gewisse  Anzahl  der  Mitglieder  eines  oder  mehrerer  Berufssyndikate 
gebildet  werden  und  ihr  einziger  Zweck  ist,  die  Geschäfte  zu  erleichtern 
oder  zu  garantieren,  die  sich  auf  die  Seegewerbe  beziehen  und  von 
den  betreffenden  Berufssyndikaten  oder  deren  Mitgliedern  ansgeffihrt 
werden.  Das  Kapital  kanD  nicht  in  Aktien  gezeichnet  werden^ 
sondern  besteht  aus  Beitrftg«B  der  Genossen.  IMeae  Beitrtge  bilden 
mit  Znstimmnnsf  der  Oesellscbaft  liberttagbare  Anteile. 

Verordnung  vom  4.  Mai  1906,  betr.  die  Vernichtung 
der  Ratten  an  Bord  (Amtsbl.  vom  2;!  Mai): 

1.  der  Schifte,  die  von  einem  verpesteten  Hafen  kommen  oder  sich 
in  einem  soklien  autgelialten  liabeii; 

2.  der  Schifte,  die  eine  Umladung  von  Bord  zu  Bord  von  mehr 
als  5ü  Tonnen  W  aren  übernommen  haben,  welche  unmittelbar 
aus  einem  verpesteten  Lande  kommen. 

Gesetz  vom  19.  April  1906  ttber  die  Handelsmarine 
(Amtsbl.  vom  20.  April). 

Dieses  Gesetz  gewährt  Prämien  an  Handelsschiff'baQOT  (Art  1 

bis  4).  Die  Art.  4 — 7  schreiben  Ausrustungsentschädigungen  vor 
fiir  die  in  Frankreich  gebauten  Schifife  oder  flir  die  anslftndischea 
Schiffe,  die  nach  Promulgation  <\ps  Gesetzes  französiert  werden, 
anter  der  Bedingung  für  die  im  Auslande  gebauten  Schifte,  dass  sie 
xnr  Zeit  ihrer  FranzusiMniig  noch  nicht  2  Jahre  alt  sind. 

Verordnang  vom  31.  Angast  1906  in  Ansfflhrnng  dea 
obenerwähnten  Oesetaes  vom  19.  April  1906  (Amtsbl.  vom 
17.  September). 

B.  öifentliohes  Unterrichts wesen  und  schöne  Könate. 

Gesets  vom  21.  April  1906,  verschiedene  Massregeln 
treffend  zum  Schutze  der  Landschaften  und  Natnrmonn- 
mente,  die  einen  ästhetischen  Charakter  besitaen  (AmtsbL 
vom  24.  April). 

Dieses  Gesetz  verordnet  in  jedem  Departement  die  Errichtung 
von  einer  Kommission  der  Landschaften  nnd  der  Naturraonumente, 
die  einen  ästhetischen  Charakter  haben.    Diese  Kommission  stellt 
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eint:  Liste  d*  r  UrutidbfsitznnEren  auf.  deren  ErhaUnng"  ein  nialerisclies 
oder  kilnstlcrisclies  InUTesse  bit  tt  t.  Dir  Kitjentüiner  der  durch  die 
Kommission  bezeichntten  (irundstiirkc  wt-rden  von  dor  Kommission 
anfj^efordert,  sich  zu  verpflichten,  an  dem  Zustand  dts  Ortes  in 
keinem  Fall  »dine  (Tenehniigunjc  der  Koinmission  und  Zustimmung 
des  Ministers  Abänderuntren  v(»rzunehinen.  (  bernimiiit  der  Kig^en- 
tümer  diese  Verpflichtung,  so  wiril  das  betrt  tV.  nde  Grundstück  in 
ein  Hej^ister  einf,at ragen.  Übernimmt  er  sie  nicht,  so  steht  es  dem 
Präfekten  oder  dem  Bürgermeister  frei,  zur  Zwangseuteiguuug  zu 
schreiten. 

Eine  trotz  Eintragung  vorgenommene  Abänderung  des  Ortes 
wird  mit  einer  Busse  von  100 — ÜOOO  Frs.  bestraft. 

Zirkularschreiben  vom  4.  April  lUOi»,  betr.  Ab- 
schaffung des  Art.  G,  §  3  des  Gesetzes  vom  1').  März  1850. 

Dieser  Artikel  gest^ittete  <]<  n  (ieistlichen  der  vom  St4iate  an- 
erkannten Konfessionen,  den  Sekundarunterricht  an  höchstens  vier 
sidi  den  kirclilichen  Studien  widmende  Jünglinge  zu  erteilen, 
ohne  sich  nach  den  Vorschriften  des  Itesetzes  von  1850  richten  zu 
brauchen,  unter  der  einzigen  Bedingung  einer  vorherigen  Anzeige 
an  den  Rektor. 

Dm  Zirknlarschreiben  verfügt,  dass  diese  günstige  Ansnahms- 
bestimmnng,  welche  staatlich  auerkannte  Konfessionen  voraussetzt, 
heute  nicht  mehr  eiüstiert. 

Verordnung  vom  25.  Juli  1906,  betr.  Einftthrnng 
eines  PrUfungszengnisses  für  höhere  medizinische  Bildung 
(Amtsbl.  vom  28.  Juli). 

Das  Zeugnis  für  h5here  medizinische  Bildung  wird  nach  einem 
Examen  erteilt,  welches  die  Vorprflfungen  des  Conconrs  d'agrögation 
ersetzt  Derjenige,  der  es  erlangt,  wird  ohne  weiteres  zu  den  end- 
gültigen Prflftingen  der  Agr^ation  zugelassen.  Dieses  Zeugnis 
wird  ebenfalls  deiy^ygen  von  Nutzen  sdn,  welche  zum  Professorat 
keine  Neigung  oder  keine  Fftliigkelt  fühlen  und  doch  fleiftig  bestrebt 
waren,  sich  grOndlich  auszubilden,  indem  es  ihnen  nun  ermöglicht, 
letzteres  zu  beweisen.  Die  Assistent^  für  den  medizinischen  Unter- 
richt soll  man  unter  den  Inhabern  dieses  Zengnisses  wählen,  ins- 
besondere die  Direktoren  der  praktischen  Arbeiten,  der  Kliniken,  oder 
die  Professoren  für  den  praktischen  oder  tSeknndar-Unterricht. 
ialirtiiich  4ar  lotmai  VereiutguDg.  s.  Bd.  206 
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Gesetsgebuog. 


Dieser  Verordnangr  geht  im  Journal  ottelel  (AmteUatt)  ein 
<3hitaehten  des  Pr.  Booohabi»,  PreüBnot«  an  der  mediriniichen 
FaknltSt  PnriB,  voran. 

Verordnung  vom  29.  Desember  1906|  betr.  die  nno- 
Undischen  Ärtite  nnd  Studenten  der  Medisin  (AmtibL  vom 
5.  Jannar). 

Den  antttndiMben  Inten  nnd  Studenten  der  Uedfado,  die  sich 
um  die  dnrch  die  Univenititen  erteilte  Doktorwürde  bewerben 
ksnnen,  soll  es  im  Falle  einer  nachtrtgliehen  Natoralisiemng  nnd 
nach  Beratung  des  Avsschnsses  Ar  Medisin  nnd  Apothekeriinnde 
von  dem  beratenden  Komitee  für  den  Difontlichen  Unterricht  ge- 
stattet sein,  sieh  nm  das  Slaatsdiplom  eines  Dokton  der  Hedinin  n 
bewerben,  unter  der  Bedingung,  das  Zeugnis  über  das  bestandene 
Bacealanr£at  des  Sekundarunterrichts  beizubringen  (Art.  1). 

Auf  keinen  FUl  dürfen  mehr  als  drei  Prttfongen  erlassen 
werden.  IMe  zur  Erlangung  des  Universititsdiplonm  bestandenen 
Prttfluigeni  für  welche  der  Bewerber  Zensuren  erhalten  hat,  die  das 
Komitee  fttr  ungenflgend  erklftrt,  mUssen  von  neuem  abgelegt 
werden  (Art  2). 

C.  Koitus. 

Verordnung  vom  Ifi.  Miirz  19(ifi  in  Ansfülirnti^^  des 
Gesetzes  vom  5».  Dezember  1905  über  die  Trennung  von 
Kirche  und  Sraat  (Amtsbl.  vom  17.  März)  kmaichtUck: 

a)  der  Teilnnir  drv  (iiitcr. 

b)  der  Gottesdienst liciien  Gebäude, 

c)  der  Kultusvereinigoogen  (Aasociations  cultuelles), 
der  Kultuspolizei. 

Diese  Verordnung  hat,  was  den  katholisrhen  Kultus  anbetriftt, 
fast  jede  Wi(  liti{?keit  verloren,  da  die  Enzyklika  vom  11.  Augrnst 
l9Ü(i  die  Dildung  von  Kultusvereinigungen  im  Sinne  des  (iesetzts 
nnt^'rhagt  hat.  Jene  Kultusvereinigungen  liegen  der  ganzen  neuen 
Gesetzgebung  zugrunde.  Ihr  Nichtzustandtkomnien  hat  die  Ab- 
änderung dieser  Gesetzgebung  nach  sich  gezogen  sowie  die  IVdentungs- 
losigkeit  vieler  Bestiuiiiinugen  der  Verordnung  vom  U>.  Mai  1900. 
welche  heute  nur  noch  auf  die  nit  ht  katholischen  Konfes.sioneu  ihre 
Anwendung  tindet.  Mit  Recht  hat  man  sagen  können,  der  Ge- 
setzgeber habe  alles  vorgesehen,  nur  das  nicht,  was  wirklich  vorkam. 

Diese  Bemerkung  gibt  zu  verstehen,  wie  uud  warnm  wir  es 
unterla&(>en,  einen  sozusagen  ansaer  Kraft  getretenen  Text  aas- 
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einanderznsetzen.  Dri-istlbt-  t^ilt  für  ein  HnndBclireibon  dos  Kiiltns- 
ministei'ä  vuiu  1.  1  »«'/fiiibcr  l'jotj,  J^-tr.  liie  Ausübung  des  Gottes- 
dienstes ohne  Kultuävereinigungeu  (Auitübl.  vum  2.  Dezember). 

D.  Gericht8verfa4S8ang. 

(it  setz  vum  17.  April  1906  (Art.  38  —  AmtflbL  vom 
19.  April). 

Dieses  Gesetz  laotet  daliin,  düHS  ein  Verwaltnngsreg^lement  die 
besonderen  Betaliignng:8grarantien  bestimmen  soll,  die  von  den  Kandi« 
daten  zn  den  Kichterstellen  erfordert  werden. 

Dieses  Reglement  wnrde  am  18.  Angnst  verkflndet  (Amtebl. 
vom  21.  Angnst).  Es  serftllt  in  zwei  Teile,  wovon  sich  der  eine 
auf  die  Zulassung  zum  Riehterstande,  der  andere  auf  die  Beförderung 
der  Richter  bezieht 

I.  Für  die  Zulassung  zum  Riehterstande  gilt  der  Orundsatz 
der  KonkurrenzprAftong.  Jedes  Jahr  gibt  der  Minister  die  Zahl  der 
vakanten  Stellen  an  und  stellt  die  Liste  der  zu  den  PrtlAingen 
zugelassenen  Kandidaten  auf  (Art  3).  Diese  Kandidaten  mflssen 
gewisse  Vorbedingungen  erfüllen,  nftmlich  das  Diplom  eines  Li« 
zentiaten  oder  Doktors  der  Rechte  besitzen,  eine  Probezeit  (Stage)  am 
Jttstizministerlnm  oder  bei  einer  Staatsanwaltschaft  eines  Appellations- 
hofes oder  bei  der  Staatsanwaltschaft  des  Pariser  Zivllgeriehta 
oder  In  der  Amtsstube  eines  Rechtsanwaltes  (Avonö)  durchgemacht 
haben.  Die  Wfirde  eines  Laureaten  des  Instituts  oder  Laureaten 
einer  jnitetfachen  Fakultät  entbindet  den  Kandidaten  von  der  Be- 
dingung der  Probezeit  (Art.  2).  Die  Prflftingen  sind  schriftliche 
nnd  mündliche.  Die  schriftlichen  Prfiftangen,  die  man  mit  Erfolg 
iMSteben  muss,  um  zn  den  mflndliciien  zni^^elassen  zu  werden,  be- 
stehen ans  einem  Anfsatz  Uber  eine  zivil-  oder  strafrechtliclu'  Fiapre 
nnd  einem  zweiten  Aufsatz  über  eine  Frage,  betr.  die  ^ericlitliche 
Praxis  (Art.  H).  Die  mündliche  PrUfong  beträfft:  1.  Schlussanträf^e 
auf  einen  gestellten  .Strafantrag  oder  einen  Bericht  über  eine  zivil- 
oder  strafrechtliche  Fiage.  Den  Kandidaten  sind  für  die  Vor- 
bereitnng  jener  Prüfung  24  Stunden  bewilligt.  2.  Fragen  über  die 
Justizverwaltung,  welche  durch  Beschluss  de.s  Jnstizniinisters  be- 
stimmt werden  und  dert  u  Inhalt  d  Monate  vor  B^nn  der  Prüfungen 
veröffentlicht  wird  (Art.  lu  und  11). 
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Zn  den  richterlichen  AnittTn  können  oline  Vorprnfnnjf  alle 
diejenif^en  zugfelassen  werden,  welclie  folgenden  Kategorien  angehören: 

1.  Die  Mitglieder  des  Staatsrates. 

2.  Die  Professoren  nnd  „Agreg<'^s"  der  jarisÜBchen  Fakultäten. 

3.  Die  Kolonialmagistrate  nnd  die  Richter  an  den  ägyptischen 
üerichtshüfen  nach  fonfjiihri^er  Ausilbang  ihres  Amtes,  falls 
sie  nicht  bereits,  vor  ihrer  Einsetzung  in  die  Kolonien  oder  in 
Äg3'pten,  Richter  in  Frankreich  gewesen  sind. 

4.  Die  Mit^lieilci-  des  Präfektamtes  des  Seine-Departemento  nach 
dreijiihriger  Amtstätigkeit. 

6.  Die  Träfekturrftte  der  ttbrigen  Depurtenente  nach  sehigRhriger 
Amtet&tiffkeit. 

6.  Die  Beamtoi  der  Zentnlverwftltnng  am  Jnstizministerimn,  vom 
Bange  eines  Bedaktears  ab,  nach  vierjähriger  Ansflbnng  ihres 
Amtes,  wenn  sie  nicht  schon  früher  Richter  an  Appellations- 
gerichten  oder  Gerichten  erster  Instans  gewesen  sind. 

7.  Die  Advokaten  nach  aehqjUiriger  wirklicher  und  von  den 
Präsidenten  der  Appellations-  und  ZivOgeriehte  bestätigter  Be> 
ni&tätigkeit 

8.  Die  Advokaten  beim  Eassattonshofe;  die  Hanptgeriditssehreiber 
beim  KassationshoH»  nnd  bei  den  AppeUaHons-  nnd  Zivil- 
gerichten  nach  zehi^ähriger  Ansflbong  ihres  Amtes  oder  Berofea. 

9.  Die  ehemaligen  Richter  an  den  AppeUations-  oder  Zlvilgerlehten; 
die  ReehtBanwSlte  (Avon4s)  nach  aehm'Shriger  TStIgkeit;  die 
Friedensriehter,  welche  Unntlate  der  Rechte  rind,  nachdem 
sie  während  mindestens  swei  Jahren  ihr  Amt  aosgettht  haben. 

10.  die  Hanptsekretftre  der  Staatsanwaltschaft  des  KassationshofiBs; 
der  Sekretär  des  Ersten  Präsidenten  des  Pariser  Appellations- 
hofes; der  Sekretär  der  QeneralstaatsanwaltsehiA  bei  demselben 
Appellationshofe;  der  Sekretär  des  Procnrenr  de  la  Bepnbliqne 
in  Paris  nacli  zehnjähriger  Ansflbnng  ihrer  Ämter,  voransgesetat» 
dass  sie  nicht  schon  flrflher  Richter  gewesen  sind  (Art  14). 

IL  üm  in  eine  höhere  Klasse  befördert  werden  xn  kSnnen, 
mfissen  die  Richter  der  Appellations-  nnd  Zivilgeriehte  anf  der 
Befördeningaliste  stehen.  Dalflr  mttssen  sie  wenigstens  awei  Jahre 
lan^  in  dem  Amte  tätig  gewesen  sein,  welches  sie  zurzeit  be- 
Ueiden. 
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Die  Vorschlüge  zur  Bintragang  in  die  BeftrdemiigsUste  werden 
fUr  jeden  Gerichtsbesirk  von  den  Enten  Prisidenten  nnd  den  General- 
BtaatmnwSlten  der  AppeUaÜonali&fe  dngesandt 

Die  BefÖrdemngeliBte  wird  von  einer  Eomminion  anfgeetellt, 
weleiie  wie  folgt  nnsammoigeBetst  ist: 

1.  der  Erste  Prftsidenk  des  Kaasatlonsliofes, 

2.  der  General-Sta&taproknrator  beim  Kassationshofe, 
8.  4  Mitgliedern  des  KassatioDshofes, 

4.  die  Direktoren  des  Jasljzniinisterinms  (Art  17). 

Die  Eäntragnng  in  die  Beföxdemngsliste  erstredit  sich  nicht 
auf  die  Emennnngen  der  Mitglieder  des  Eassationshofes,  der  Ersten 
Prisidenten  nnd  Genend  •Staatsproknratoren  bei  den  Appellations> 
hUha,  des  Presidenten  des  ZiTilgerichts  Ar  das  Seine-Departement 
nnd  des  Staatsproknrators  der  Republik  bei  letsterem  Gericht 
(Art.  22). 

Sie  besieht  sich  auch  nicht  anf  die  Ernennungen  der  Unter- 
snchvngsrichter  oder  dw  besoldeten  Ergftnzongsrichter  (Art  21). 

Schliesslich  erstreckt  sich  die  Eintragnng  anch  nicht  anf  die 
Personen,  welche,  ohne  die  Prttftingen  bestanden  zn  haben,  zum 
Bichterstande  zugelassen  werden.  Die  Zahl  der  Ernennungen  solcher 
Personen  darf  jedoch  ein  Viertel  der  im  Laufe  des  Jahres  frei 
werdenden  Stellen  nicht  äbersdireiten  (Art.  23). 

Durch  einen  Erlass  vom  10,  November  11>06  (Amtsbl.  vom 
11.  November)  ist  verfügt  woT-lrii,  dass  vom  lo.  Februar  1907  ab 
keine  Ernennung,  mit  Ansnahnic  (lerjeiiigen  der  Krgänzungsricbter, 
anders  als  in  Gemässlieit  der  obenerwähnten  Verordnung  vom 
18.  Angnst  geschehen  darf. 

Vom  1.  .Tnli  1M07  ab  sollen  die  Ernennungen  von  ErgSnznngs- 
richtern  in  Gemässheit  des  neuen,  durch  Verordnung  vom  18.  August 
eingesetzten  Systenu  stattfinden. 

Finanzgesets  vom  17.  April  1906  (Art.  46  —  Amtsbl. 
vom  19.  April). 

Diese  durch  politische  Beweggründe  veranlasste  gesetzliche 
Bestimmung  schafft  in  Friedenszeiten  die  RevisionKgerichte  ab,  welche 
zuständig  waren,  um  über  die  lierufnngsanträge  zu  eiusrliciden. 
welche  gegen  die  Urteile  der  innerhalb  Algiers  oder  Tunesiens 
waltendpTi  Kriegs-  und  Secu'erichte  eintrelegt  waren,  nnfl  überweist 
deren  liefnguisse  an  die  Kriminalliammern  des  Kaasalioushofes. 
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Die  Zwilchen-  nnd  Nelieniirteile  kSnnen  nur  gldehieltig  mit 
dem  auf  die  Hanptsadhe  ergeiieiideii  Urtefle  vor  ä&k  KasBBtioiuliof 
*  gebracht  «erden,  nnd  swar  in  OemSaeheit  dee  Art  128  des  Militftr- 
geeetzbneiieB  für  die  Landarmee  und  dee  Art  158  des  Milltäigeaets- 
bnches  für  die  Marine. 

Der  KaMattenebof  erkennt  sogar  in  Erieg8zeiten:  1.  fiber  die 
Bemftingen  gegen  die  Urfteile  der  dnrch  Art  11  dee  Gesetzes  vom 
10.  Mai  1897  besttglich  der  ünftlle  nnd  Eolütiosen  anf  offenem 
Meere  vorgesehenen  Seehandelsgerichte;  2.  Aber  die  Bernfbngen  gegen 
die  Urteile  der  BpesieHen  Gerichte,  die  beauftragt  sind,  in  dm 
Deportationsplätsen  ttber  die  von  den  zn  Zwangsarbeiten  venirteilten 
Sträflingen  begangenen  Verbrechen  nnd  Vergehen  zn  erkennen. 

Die  Frist,  am  beim  Kassationshofe  Berofung  einsnlegen,  be- 
trägt drd  Tfege.  Es  ist  die  in  strafrechtlichen  Angelegenheiten 
abliebe  Frist 

Verordnung  vom  6.  Juni  l'.UMi.  betr.  Üht  rut  isiuifr  dor  . 
anf  Grund  des  Art.  4-  G  des  («esetzcs  vnm  17.  April  lUUti 
eingereichten  Kassationsanträge  (AuiUbl.  vom  7.  Juni). 

E.  öffentliche  Gesundheitspflege. 

Vcrordn uiii^  vom  10.  Juli  1906.  botr.  Verkündnng 
des  Verwaltuiigsre^lt-iiK  iits  über  die  Einrichtung-  nnd 
Tätiprkeit  des  Desinfektionsamtes  (Amtsbl.  vom  19.  Juli). 

SP  VerordiiTinf?  ist  in  Ausfiilining  der  Art.  26  and  33  des 
GesetzeK  vom  !;>.  Februar  lf»(i2  erlassen  worden. 

I.  Organisation  des  Dienstzweiges.  Es  ist  je  nach  der 
Bevölkerung  der  Ortschaften  zu  anterscheiden.  In  den  Städten,  die 
20000  Einwohner  zählen,  bildet  das  "Desinfektionswesen  einen  Zweig 
der  städtischen  Verwaltung.  D^  r  (Tomeinderat  beschliesst  die  Er- 
riclitang  einer  oder  mehrerer  Desinfektionsstationen  und  bestimmt 
die  Znsammensetzung  und  Besoldung  des  Personals.  Ist  der  Prä- 
fekt  der  Ansicht,  dass  die  vom  Gemeinderat  getroffenen  Massregeln 
keine  genügende  Organisation  bilden,  so  ei-sucht  er  letzteren  um 
eine  neue  Besrhluf<sfassnn{r  über  denselben  Gegenstand;  koninif  der 
Gemeinderat  diesem  KrsTu-ben  nicht  nach,  so  wird  durch  eine  in 
Form  der  \  «  rwaltungsreglemente  erlassene  V'erordnaug  entschieden 
(Art.  1— a>. 
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In  den  Ortschaften  mit  weni^Hr  als  20000  Kinwohnorn  ist 
das  Desinfektionswesen  departt  niental,  niul  dem  (reneralrat  steht  es 
z«,  nach  Einholung  des  (nitachteus  des  Departeiuentali-at»;«  für  Ge- 
snndheitspfleg-c  ühor  die  Errichtniif^  von  Desinfektionsstationen,  die 
Znsammensetzuug  und  Besoldung  des  Personals  Keschlnss  zu  fassen 
(Art.  4). 

Es  muss  nach  Art.  120  des  Gesetzes  vom  15.  Februar  1002 
mindestens  eine  De^iinfektionsstalion  in  jedem  der  Sanitätsbezirke 
vorhanden  sein,  in  die  das  Departement  eingeteilt  ist.  Und  diese 
Stationen  mfissen  so  verteilt  sein,  dass  man  innerhalb  6  Stunden 
von  te  Station  nach  den  ▼erschiedenen  Gemeinden  gelangen  kann» 
die  ihr  nntantehen. 

Jed«r  Badeort»  wo  ein  Oesnndheitsbnrean  vorhanden  ist  (Geaetc 
vom  15.  Februar  1902,  Art.  19)  mnss  mit  dner  DeehifelctioaastatioD 
versehen  aein  (Art  5). 

Das  departementale  Desinfelctionswesen  ontersteht  der  Haeht- 
beAignis  des  Prftfekten  und  ist  der  Kontrolle  eines  von  dem  Prä- 
fekten  bezeichneten  Mitglieds  des  Departementalrates  filr  Gesnndbeits- 
pfege  nnterworfen.  In  jedem  Sanitfttsbezirke  wird  der  Dienst  dnreh 
einen  von  dem  Prftfekten  genehmigten  Delegierten  der  Sanitftts- 
kommiasion  geleitet.  Derselbe  hat  die  Pflicht,  die  Ansftthrang  der 
Derinfektionsmassregeln  so  überwachen  sovirie  dafftr  Sorge  an  tragen, 
dass  die  Stationen  stets  mit  der  nötigen  Beqnisition  versehen  sind. 
Jede  Station  wird  von  einem  Vorstande  geleitet  nnter  dem  Beistande 
von  Agenten  nnd  QehilfBn.  Der  Vorstand  wird  vom  Prftfekten  er- 
nanni  oder  abbemfen.  Er  führt  ein  Register,  worin  er  alle  Hand- 
Inngen  eintragt,  die  er  vornimmt 

Ist  der  Prftfekt  der  Ansicht,  dass  die  vom  Generalrate 
getroifenen  Xassregeln  keine  genttgende  Organisation  bilden,  so 
ersucht  er  letatwen  anfli  nene  Uber  denselben  Gegenstand  Beschlnss 
zn  fassen,  und  in  Brmangelnng  eines  solchen  Besdilnsses  wird  dnrch 
eine  in  der  Form  eines  Verwaltnngsr^lements  erlassene  Verordnung 
entschieden  (Art  6—9). 

U.  Tfttigkeit  des  Dienstzweiges.  Sobald  der  Bürger- 
meister irgend  einer  Gemeinde  davon  in  Kenntnis  gesetzt  worden  ist, 
dass  eine  der  in  der  Verordnung  vom  10.  Februar  190S  nfther  be- 
zelelineten  Krankheiten  in  seiner  Gemeinde  vorhanden  ist,  so  ist 
et  verpflichtet,  dies  sofort  dem  Stationsleiter  mitzuteilen.  Dieser 
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sendet  nach  dem  Orte,  wo  sich  der  Kranke  befindet,  einen  mit  den 
entsprechenden  DMinfektionBmitteln  versehMien  Agenten,  welcher 
dem  Familienoberiianpt  oder  den  Eätem  des  Enuiken  oder  jeder 
beliebigen  mit  ihm  zosammenwobnenden  Person  eine  Notis  ein- 
händigt, in  der  auf  die  Desinfektionspflicht  nnd  die  durch  das  Oesets 
vorgesehenen  Strafbeetimmnngen  hingewiesen  wird,  sowie  den  Des- 
infektionstarif (Art.  10-<12). 

Die  Person,  der  diese  Notin  eingehftndigt  worden  ist,  kann 
die  Desinfektion  selber  vomehnen  oder  vornehmen  lassen  unter  der 
Bedingung,  dass  sie  sieh  verpflichtet: 

1.  während  der  ganzen  Daner  der  Krankheit  die  VorsehriHen  des 
OberaufUehtuats  Ittr  Offontliehe  Gesnndheitopflege  in  Franknich, 
wovon  ihr  ein  EzMuplar  ansgehSndigt  wird,  zu  befolgen; 

2.  sich  in  Aasfahmng  der  getroifenen  Massregeln  der  Kontrolle 
des  Agentoi  zn  unterwerfen,  weldier  Jedoch  die  Wohnung  des 
Kranken  täglich  nnr  einmal  betreten  darf; 

3.  wenn  der  Kranke  aas  seiner  Wohnung  wegtransportiert  wird, 
den  Bflrgenneister  davon  in  Kenntnis  zn  setzen; 

4.  denselben  ebenfalls  von  dem  «  rstcii  Ausgange  des  Kranken  nucii 
dessen  Genesung  in  K»  iintuift  /a\  setzen  (Art.  14). 

Sobald  der  Kniiike  aus  .seiTier  ^^'(>llnung  entfernt  wird,  sei 
es  nach  «einem  Tode  oder  naeli  seiuer  «iciit  siing,  so  wird  die  Des- 
infektion der  von  ihm  bewolmteii  Käuuie  sowie  sämtlicher  Gegen- 
stände, welche  während  der  Krankheit  Imben  angesteckt  werden 
können,  vorgenKimiien ;  die  Interessenten  müssen  zwölf  Stunden  vor 
der  vorzunehmenden  Operation  davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden, 
lu  dringlichen  Fällen  kann  diese  Frist  durch  einen  nioüvierten 
lieschluss  des  liürgermeisterK  abgekürzt  werden. 

I>ie  \'ervvaudten  oder  Erben  des  Kranken  können  die  Desinfektion 
auch  sen)er  vornehmen  oder  sie  durch  ein  i'rivatunternelinien  vor- 
nehmen lassen,  unter  der  Bedingung,  dass  sie  sich  schriftlich  ver- 
pflichten: 

1.  die  Anweisungen  des  Oberautsjelitsrats  fiir  Gesundheitspflege 
in  Frankreich  zn  befolgen,  wovon  ihnen  ein  Exemplar  ein- 

gehändigt  wird; 

2.  den  Siationsleiter  mindestens  12  Stunden  zavor  davon  in  Kenntnis 
zu  setzen; 
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3.  Birli  in  der  Austnhrnnfj:  der  vtirpesi  lirieboiion  Massrep'lu  der 
Kontrolle  Aj^enteu  des  Desiiitektiniisanites  zu  unterwerfen, 
welcher  sich  über  die  Wirksamkeit  der  vorgeuommeaen  Ope- 
raticturi  verjr('wis.<ern  niuss  (Art.  17). 

Wenn  den  X'erjiHirlitunfjpn,  wovon  in  den  vorerwähnten  Art.  11 
nnd  17  ilie  Kede  ist,  nicht  nachgekommen  wird,  oder  wenn  die 
Desinfektion  in  nnli^friedigender  Weise  ausgeführt  worden  ist,  sn 
schreiht  der  Bürgermeister  sofort  die  notijren  Ma8sre^:eln  vor.  \\  enn 
im  Laufe  der  Desinfektion  die  Zerstörung  eines  (Tegetistandes  für 
nötig  erachtet  wird,  soll  diesejhe  auf  die  Verordnung  des  Uiirger- 
meisters  hin  vorgenommen  werden.  Im  Weigerungsfalle  von  weiten 
des  Bürgermeisters  hat  der  Träfekt  darüber  zu  entscheiden  (Art. 
18  und  19). 

TTT.  Taxen  zur  Rückzahlung  der  mit  der  Desinfektion 
verbundenen  Ausgaben.  Der  Grundsatz  der  Rückzahlung  ist 
ini  Art  'J»i  des  (besetze«  vom  IT».  Februar  l'.X'J  festgelegt.  In  tJe- 
niiisslit'it  rler  Wrordnung  vom  10.  Juli  ltH>6  müssen  die  Taxen  im 
Verhältnis  zu  dem  Miets/.inse  der  sämtlichen  Wohnungsriiunie.  zu 
denen  das  Zimmer  gehürt,  das  der  Kranke  bewohnte,  aufgestellt 
werden. 

Der  Tom  Qeneralrate  festzusetzende  Tarif  darf  folgende  Sammen 
nicht  überschreiten: 

in  den  Gemeinden  mit  weniger  als  r)(Kt()  Einwohnern  S^f^; 
in  den  Gemeinden  mit  5000—20000  Einwohnern  2,50»/^; 
in  den  Gemeinden,  die  20000    100000  Einwohner  zählen  2 *»/(,; 
in  den  Gemeinden  mit  mehr  wie  100000  Einwohnern  1,50%; 
in  Paris  1% 

Sollte  die  nach  Tontehendem  Tarif  zn  entriebtend«  Taxe 
30  Fn.  ttberscbreiten,  so  wftre  sie  von  Bechts  wegen  auf  diesen 
Betrag  herabsnsetseik  (Art.  22). 

Die  Desinfektion  ist  Ittr  Unbemittelte  nnentgeltlieh  (Art  27). 

Die  General-  oder  GemeinderSte  kfinnen  ermSssigte  Tarife 
für  WoUtfttigkdtB-  oder  Unterrichtsaostalten  anfsteUen  (Art.  28). 

Ein  tfinisterlal'Bandschreiben  bezüglich  der  Ausfahmng  der 
Verordnong  ist  am  28.  JnU  1906  dem  Frifekten  ingeundt  irorden 
(AmtibL  vom  29.  JoU). 
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X.  Kolonien. 

A.  Allgemeine  Texte.  E.  Kongo. 

B.  Algier.  F.  Madagaskar  und  Mayotte. 

C.  Tnnis.  G.  Indo-China. 

D.  Weat-Afrika.  H.  Nen-Kaladonien. 

A.  Allgemeine  Texte. 

Das  Gesetz  vom  28.  März  1904,  nach  welchem  ein  Wechsel, 
der  an  einem  Sonn-  oder  Feiertag  fällifr  ist,  erst  am  folgenden  Tage 
/alilbar  sein  soll,  ist  dnreh  Verordnung  vom  11.  Febrnar  100«; 
auf  die  Kolonien  anwendbar  geworden  (Amtsbl.  vom  25.  Febrnar). 

Durch  Yerordnnng  vom  31.  März  1906  sind  die  Gesetze 
vom  31.  Dezember  1903  und  vom  7.  März  1905,  betr.  den  Verkauf 
▼on  üegenständen,  die  bei  Arbeitern  od«r  Handwerkern  znrflck- 
gelanen  sind,  anf  die  Kolonien  anwendbar  geworden  (Amtebl.  Tom 
3.  AprU). 

B.  Algier. 

Verordnung  vom  29.  Juni  l!'o6,  weicht^  das  (iesftz  vom 
7.  April  1902  über  die  Erfinduugspatente  in  Algier  ausführ- 
bar erklärt  (Amtsbl.  vom  4.  Juli). 

C.  Tunis. 

Verordnung  vom  14.  Februar  1 906,  betr.  Organ isat ion 
und  Tätigkeit  der  Secgerichte  in  Tunis  (Amtsbl.  vom 
IG.  Februar). 

Verordnung  vom  16.  November  1906  in  Abftndernng  der 
Verordnung  vom  16.  Mai  1901,  betr.  Regelung  des  Advokaten* 
bernfes  in  Tunis  (Amtsbl.  vom  20.  November). 

Die  AbftnderoBg  besieht  sieh:  1.  auf  die  Znordnnng  fremder 
Assessoren  zu  dem  sonst  aosscbliessUch  ans  franz6siscbeii  Advokaten 

bestehenden  Disziplinarrat,  sobald  es  sieh  nm  Dissiplinarangelegen- 
heiten  handelt,  die  auslündiscbe  oder  tunesische  Advokaten  betreffen 
(Art.  3);  2.  auf  die  Ernennung  des  ..biitonnier's**  (Vorsteher  der 
AdvokatPHsohaft),  welche  vor  der  Wahl  des  „Conseil  de  rordre** 
stattfindet  und  an  welcher  alle  französischen,  tniiesischen  nni  aus- 
ländischen Advokaten  teilnehmen,  deren  Namen  anf  der  groeeen 
Tafel  eingetragen  sind. 
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D.  West-Afrika. 

\'er(ii  (inung  vom  2»'».  Juli  l'JOG.  betr.  (i  i  n nd besitz- 
•irgHiiisation  in  Franzüsisch-West-Alrika  (Auitebl.  vom 
4.  Anpnst  1006). 

I»er  Bericht,  welcher  der  Verordnung  voranm'ht,  gibt  deren 
allgemeine  Anordnung  wie  folfrt  an:  ^Der  Wortlaut  nähert  sich 
mehr  dem  Tnrrens  Art.  dem  ;ill;,'<  nu'in  anjr^'numuienen  JIusf»'rvnrbi!de 
an,  dem  er  alles  entlehnt,  \v;is  in  praktischer  und  nnt/liriit-r  Weist- 
in  tVan/üsischen  Ländern  luxi  besonders  iu  den  west-alrikauischen 
üebi»  fen  angewandt  w<  r  l.  ii  kann"*. 

Die  \'eri>rdnung  zerfällt  in  drei  AI»'  limttt'.  Der  erste  h»'zieht 
sieh  auf  die  Kiiifiiliruiig  d^s  Systems  und  ist  in  zwei  Kapitel  ein- 
geteilt. Das  erste  Kapitel  bufasst  sich  mit  der  Orgauisalion  de» 
Systems. 

„Es  wird  —  so  lautet  Art.  1  in  den  Kolonien  und  Ge- 
bieten von  Fmnzösisi  li-\\Vst-Afrika  ein  Dienstzweig  gegründet  behufs 
Sicherung  des  Orundbi-sit/es  und  der  (Jrundrechte,  dessen  Amt  es 
sein  wird,  den  Inhabern  die  dinglichen  Kechte,  die  sie  aui  die 
Grundstücke  besitzen,  welche  dem  durch  diese  Verordnung  ein- 
geführten System  unterworfen  sind,  zu  gewährleisten." 

Art.  2.  „Diese  Garantie  wird  erlangt  durch  die  Eintragung 
in  (irundbücher  auf  ein  speziell  für  jedes  (Jrnndstück  erntVnetes 
Konto  aller  dinglicdien  Rediie,  du-  darauf  iiezug  haben,  sowie  aller 
Abänderungen  der  nämlichen  Rechte;  diese  Kintragiiiig  geschieht 
erst  nach  Prüfung  der  beigebrarhien  Beweisstücke  und  hat  dann 
Dritten  gegenüber  volb'  Beweiskraft  .  .  . 

Jeder  Kintiairiuig  uiuss  die  Inniialrikuliermiir  t|e<  (ii  uiiil>inckes 
in  das  KatHsterhiii  h  vi>raiigelien.  Diese  ImmaUikulierung  ist  nur 
in  zwei  Fällen  erforderlii  h: 

1.  im  Falle  von  Veräussening  ixln  Konzession  von  Staatsländereien ; 

2.  im  Falle,  wo  eine  Liegensi  hatt,  die  bisher  in  der  landesüblichen 
Art  und  Weise  im  Besitz  gehalten  wurde,  zum  erstenmal  den 
Gegenstand  eines  gemäss  den  (Juindsätzen  des  französischen 
Kechtes  errichteten  Vertrages  bihlen  soll  (Art.     und  4). 

Jede  voi|;eDommeDe  Immatrikoliernng  ist  definitiv  (Art.  6). 
Die  Eintragongen  geschehen  in  den  Hypothekenftmtem  fttr 
die  Bewahrung  von  Ornndeigentum,  welche  an  Sitze  eines  jeden  der 
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der  Gerichtsbarkeit  des  westpafrlkaniscben  Äppellatloinhofes  imter> 
worfeDea  Zivilgerichte  bestehen,  sowie  am  Sitae  des  Friedensgerichtes 
mit  ansgedelinter  Geriehtsbarkeit  von  Kajres.  In  jedem  Hypotheken- 
amte  ist  ein  Begister  vorhanden,  wovon  jedes  Blatt  Ar  ein  Grand- 
stftok  bestimmt  ist  Dieses  Grundstück  wird  znerat  immatrikuliert, 
dann  werdm  die  der  Transkription  unterworfenen  dinglichen  Rechte 
eingetragen,  deren  Gegenstand  das  Grundstflck  von  Zeit  su  Zeit  sein 
wird.  Dieses  Blatt  bildet  den  grundrechtUchen  Besitatitel  des  Grund* 
stftekes  und  im  Znsammenhange  damit  besteht  in  den  Archiven  des 
Hypothekenamtes  ein  Aktenstoss,  welcher  enthilt:  1.  die  Schrift- 
stftcke  des  Immatrikulierungsverflüurens;  2.  den  Grundriss  des  Grund- 
stttckes;  3.  all  die  übersichtlidien  Veraeidmisse  der  sukzessive  be- 
atlglicfa  des  Grundstttckes  yorgenommenen  Handinngen;  4.  die  darin 
veraeichneten  Urkunden  und  Schriftstttcke. 

Ausser  dem  Gmndbuche  werden  am  Hypothekenamte  nodi 
geführt:  1.  das  Ordnnngsregister  der  vor  der  Immatriknliemng  an 
erfüllenden  Formalitäten;  2.  das  Register  der  whoboien  Einsprflche; 
3.  das  Register  der  behnfiB  Eintragung  hinterlegten  Urkunden. 

Das  zweite  Kapitel  befasst  sich  mit  den  dinglichen  Rechten 
an  Liegeimchaften,  die  auf  oben  angegebene  Weise  veröffentlicht 
werden  können.  Der  Art.  20  zählt  dieselben  auf.  Es  sind:  1.  das 
Eigentnm  an  nnbeweglichen  Sachen;  2.  die  Notzniessung  derselben 
Sachen;  3.  die  Nntzungs-  nnd  Wohnnngsrechte;  4.  die  Emphytensis; 
5.  die  Superfizies  (Krbbaurecht);  6.  die  Grunddienstbarkeiten  nnd 
Lasten;  7.  die  Verpfändung  des  Nutzniessnngsrechtes;  8.  die  Vor- 
zugsrechte, Hypotheken  nnd  Vindikationsklagen,  welche  Grundstücke 
zum  Gegenstande  haben.  Der  Art.  22  nnterwirft  die  Emphytensis 
den  Bestinimnngen  des  Gesotzes  vom  25.  Jnni  1902  (Gesetz  über 
die  Emphyteusis).  Der  Art,  2^^  bestimmt  was  unter  Superfizies  zu 
verstehen  nei;  .Art.  24  befreit  vom  Kiiifr.'iq-niisrsz\v;ing  die  auf  der 
natürlichen  Lage  der  Grnndstüf^ke  beruht  inlen  (iiiithMienst barkeiten, 
mit  Ausnahme  jedoch  der  Dnrcligangsservitnte.  lUr  Art  n.  f.  >»e- 
ziehen  sich  auf  die  \  ürzuf^srcclite.  l>ic  allgemeinen  Vorzugsredite 
sind  beibehalten,  jedoch  keiner  l'ulili/.ität  unterworfen.  Diese  \'or- 
zn<:si  •chte,  mit  Ausnahme  des  \'orziigsreehtes  der  (lerirhtskosten, 
krtnneii  nur  gegen  nicht  privilegierte  (ehii'Of^rapbariHrlu- 1  (iliinbiger 
geltend  gemacht  werden  (Art.  27).  Die  Vorzugsret  tu»'  (le,<  Ver- 
käufers und  deä  Miteigentümers  einer  Liegenschaft  nach  ^chehener 
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Teilung  sind  abgeschafft  und  darck  eine  Zwaugshypotbek  ersetzt 
(Art.  2G). 

Die  }iypotheken  sind  entweder  Zwangs-  oder  Vertrags- Hypo- 
theken. Sie  sind  Zwanersliypotheken,  wenn  sie  intoltre  eines  erericht- 
lichen  Beschlusses,  oliiu'  Einwilliprnn^-  »It-s  SclniMiu  i's,  in  den  vom 
Dekret  vorgesehenen  Fällen,  erleilt  wri  lin  Sif  sind  Vt-rrrag-s- 
hyjxitheken,  wenn  sie  vertragsmässig  liesti-ilt  \\rii>ii  a  sind  (Art.  ;»(»). 
Mit  \  ertrags-  nnd  Zwangs-Hypotlieken  können  nur  belastet  werden: 
1.  die  angebauten  oder  nichtangebauivn  (irutidstiicki'.  w«dehe  im 
Verkehre  sind  (d.  h.  an  welche  ein  Eigentum  erwi>rben  weiden 
kann);  2.  die  Nutzniessung  derselben  Liegensehaften  w;ilirend  jener 
Nutzniessnng;  3.  die  eiuphyteutrischeu  Rechte,  sowie  die  Saperäzies 
(Art.  31).  — 

Ks  haben  kraft  Gesetzes  eine  Zwangsliypothek:  1.  die  Ehe- 
frauen auf  den  Liegenschaften  des  Mannes  wegen  ihn-r  Jlitgift, 
ihrer  Kbereehte,  der  Entsehädigung  tÜr  Schulden  des  Mannes,  für 
welche  sie  haften,  nnd  wegen  der  Wiederanlegung  des  Kautgeldes 
ihrer  veränsserten  Sondergüter;  2.  die  Minderjährigen  und  Ent- 
miiiuligttii  an  den  Liegenschaften  ihrer  Vormünder;  3.  der  Ver- 
käufer einer  Liegensclial't  oder  der  Miteigentümer  nach  geschehener 
Teilong  (Art.  32). 

Bezttglicb  der  Ehefrauen  wird  die  dnrch  die  Zwangshjpothek 
garantierte  Fordemng  doxeh  den  Ek«vertrag  bettimmt  Falls  kdn 
Ehevertrag  abgesehlotten  wordmi  ist,  wird  eie  dnrdi  ein  in  der 
Beratiuigskanimer,  auf  Antrag  der  Ehefkmo,  ihrer  Eltern^  Ver- 
wandten oder  Gläubiger,  erlassenes  gerichtliches  Urteil  bestimmt 
—  Die  Fordenmg  der  Minderjährigen  nnd  Entmündigten  bestinunt 
der  Familienrat  (Art  84  nnd  35).  Die  Art.  40 — 45  bedehen  sich 
anf  die  Bestellung  der  Vertragskypothek.  Der  Art.  45  betet  sich 
hiit  der  Pnbliaitftt  der  Vindikationsklagen,  welche  ein  Grundstück 
mm  Gegenstande  haben.  Die  Klagen  dieser  Art,  gegründet  auf 
das  Rückbringen  der  Schenkungen  zur  Erbschaftsmasse,  auf  die 
Bedusierung  der  Schenkungen  und  VermSchtnlsee,  welche  die  Vor- 
behaltsgflter  beelntrSchtigen,  auf  die  Rttckfallsrechte,  auf  die  Wider- 
ruftmg  ein«  Schenkung  wegen  Nichterfüllung  der  Bedingungen  oder 
bei  nachtrSglieher  Geburt  eines  Kindes,  auf  die  Auflösung  eines 
sweiseitigen  Vertrages  wegen  Nichterfüllung  der  Bedingungen,  anf 
die  AttsfBhmng  eines  Bfickkauftvertrages,  können  nur  dann  gejjitend 
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j^macht  weiden,  wenn  die  Rechte,  welche  sie  bestätigen  stallen,  in 
der  Veräussfruii^siirkunde  vorbehalten  worden  sind,  nnd  gegen 
Dritte  werden  sie  erst  vom  1  .t^^e  dor  Veröffentlichung  dieser  Vor- 
behalte wirksam.  Alle  anderen  Vindikationsklagen,  die  ein  Grund- 
stück zum  Ciegenstande  haben,  deren  Gründe  aber  im  Veräu8.serungs- 
vertrag  nicht  angegeben  werden  können,  sind  ohne  Wirkung  gegen 
Dritte,  welche  bona  fide  gehandelt  haben  and  ihre  Titeln  vor  Ein- 
bringung der  Klage  yerSffentlicht  haben  (Art.  49). 

Die  Art.  '»2  ff.  beziehen  sicli  auf  dius  Zwangsvollstreckangs- 
verfahren,  welches  eine  grosse  Ähnlichkeit  bietet  mit  dem  durch 
Verordnung  vom  2H.  Februar  18r)2  eingesetzten  \  <  i  lahi i  n  für  die 
auf  Antrag  de^  „Credit  Foucier  de  France"*  darchgeführteu  Zwangs- 
euteignungei/. 

Der  zweite  Abschnitt  der  Verordnung  vom  29.  Juli  19O0  bo- 
zieht  sieh  auf  die  Ausführung  des  Sj'stems,  des.sen  Grundlagen  der 
erste  Abschnitt  gelegt  hat:  das  TininutriknlieningsvHrtaliren.  die 
Formalitäten  der  Immatrikulierung  iKajj.  1);  die  Publizität  der 
dinglichen  Rechte  (Kap.  2);  die  Einsicht  Dritter  in  die  Grund- 
bücher (Kap.  3).  —  Es  ist  nnmüglich,  diese  Restimmungen  in  eine 
kurze,  übersiclitliche  Darstellung  zusammenzufassen,  man  musste  sie 
wr.rtlicli  wiedergeben,  was  den  Ralimeu  dieses  Berichtes  über- 
schreiten würde. 

Der  dritte  Abschnitt  bestimmt  die  Verantwortlichkeit  des 
Hypothekenbewahrers. 

Diese  Verantwortlichkeit  tritt  zotage:  1.  wenn  er  regelmSssig 
beantragte  Kintragongen  in  die  Begister  nicht  bewerkstelligt  oder 
2.  anf  der  Urschrift  stehende  Eintragnngen  in  den  von  ilun  aufgestellten 
Abschriften  anslässt,  oder  8.  wenn  er  es  nnterlisst,  entweder  anf 
den  Gmndbesitstiteln  die  Eintragnngen,  welche  unmittelbar  das 
Eigentum  belasten,  oder  anf  den  Anfstellnngen  und  Zeagnissen  eine 
oder  mehrere  Eintragnngen  sn  vermerken,  gleichviel,  ob  er  genau 
dem  Ersuchen  der  Parteien  entsprechend  gehandelt  habe  oder  ob 
die  Abwesenheit  de.s  Vermerkes  auf  unzureichende  Bezeichnungen 
surnckzuführeii  sei,  die  ihm  nickt  znr  Last  gelegt  werden  ki'innen. 
Für  die  von  ihm  begangenen  Irrtümer  haftet  der  Hypotheken- 
bewahrer  im  Verhältnis  zu  dem  Schaden,  den  diese  IrrtQmer  den 
Beteiligten  verursacht  iiaben  (Art.  144  nnd  145). 
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Dit  Art.  ir»l  flf.  bekämpfen  den  betrüf^erischen  Verkauf  von 
Grundstücken  und  setzen  ihn  den  in  Art.  4Uo  des  Strafgesetzbuclte» 
vorgesekenen  Strafen  aus. 

EL  Kongo. 

Verordnung  vom  11.  Februar  1906,  betr.  die  Re- 
organiBation  des  Franzüsisch-Kongost.XmtsV»!.  v»ini  14.  Febrnarh 

Art.  1  bezeichnet,  was  man  unter  Kongo  veisttlien  scdl. 
Tn  <lipj*er  Hinsielif  sind  die  Besitzungen  von  Kttngo  in  diel  Kolonien 
f?('t*'ilt,  wovon  jede  einer  tinanziellen  und  administrativen  Auinimniie 
geniesst,  nJimlich  die  Territorien  von:  1.  Hafton,  2.  Mittel-Kongn, 
()nbang]n-(  hari-Ti'liivd.  — Gabon  und  ( »ubanghi-Ohari-Teiuid 
sind  V(»n  einem  (4(iuverneur-Leutnant  verwaltet,  gestützt  auf  einem 
Regierungsrate;  —  Mittel-Kongo  ist  der  Amtsgewalt  eines  Hanpl- 
verwalters  (Administrateur  en  clief)  unterworfen,  der  die  Stelle 
eines  Gouverneur-Leutnants  vertritt,  unter  Mitwirkung  eines  Re- 
gierangsrates. 

Die  drei  Kolonien  befinden  sich  unter  der  politischen  und 
amtlichen  Oberleitung  eines  Regiernngs  vertreten  (Commissaire 
g^neral  da  Ooavernement),  welcher  in  Brazzaville  anssftasig  ist  und 
die  Macht  der  Bepablik  ttber  flftmtUclie  flnuisSaiaGhe  Betitztingen  in 
Kongo  handbabtb 

Ihm  nur  Seite  befinden  «ich  ein  Regierungsrat  nnd  ein  Gene* 
ralaekretSr,  der  einem  Gonvemenr  gleichsteht 

Sine  andere  Verordnung  von  demselben  Datum  (Amtsbl.  vom 
19.  Februar)  besieht  sich  auf  die  Errichtung  von  Friedensgerichten  mit 
ausgeS^nter  Zuständigkeit  der  Gerichtsbarkeit  in  FranaOsisch'Kongo. 

F.  Madagaskar. 

Verordnung  vom  31.  Januar  11)00  in  Abänderung  der 
Verordnang  vom  20,  Februar  1902,  betr  Regelung  der 
Forschungen  nach  tiold,  Edelmetallen  und  Edelsteinen 
In  Madagaskar  (.\rat.sbl.  vom  4.  Februar). 

Die  un wesentlich  abgeänderten  Artikel  beziehen  sich  auf  die 
Entrichtung  der  Grundsteuern. 

M  ayotta. 

Verordnung  vom  22.  Oktober  1906,  betr.  Abänderung 
der  Geri/chtsverfassung  in  der  Kolonie  Hayotta  (Amtsbl. 
vom  21.  Oktober). 
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a.  lado-QUitt. 

Verordnnng  vom  12.  Juni  1906,  welche  die  Bestim- 
vnng  des  GeBetzes  vom  18.  April  1889^  betr.  Ergänzung 
des  Art  1958  des  Code  eiTÜ  (VenuifewortlieUDBit  der  Otatwirte), 
auf  Indo-China  anwendbar  erlclirt  (AmtobL  vom  14.  Joni). 

H.  lfn»K*ladmiian, 

Verordnnng  vom  15.  Jnni  1906  in  Erginsnng  des 
Gesetzes  vom  17.  Märi  1905,  betr.  Abänderung  des  Art  103 
des  Handelsgesetzbncbes  (Nichtigkeit  der  Unverantwortliehkeits- 
klansel  wegen  Verlast  von  FraehtgUtein)  (Amtsbl.  vom  19.  «Tnni). 
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1906. 

RetVrent:  H.  A.  Poujol, 

Rlrhttir  am  Zlvllserlf  ht  von  Port-au  Prince. 

Obe»etet  foa  Umannel  tint»AB>  in  ZUrich. 

a)  Gesetzgebiing. 

Die  gesetj^beriachen  Arbeiten  begannen  naeh  der  Enwuerang 
des  dritten  Teilt  des  Senates  am  16.  Mai.  Die  Session  dauerte 
4  Monate,  wälirend  welcher  einige  interessante  Gesetze  genehmigt 
worden,  die  wir  weiter  nnten  im  Text  wiedergeben  werden. 

Strafrecht. 

Diis  Gesetz  vom  1.  September  l.sOO  ree^elt  die  AuweiiduiiK 
des  lk'gnadif?nn}j:s-  und  Strafmilderungsreclit«.  Dieses  Keelit  kuniite 
nnr  bei  Vernrteiliingen  auf  Grund  kuntradiktorisclier  Verhandlung 
aar  Anwendung  gelangen. 

Doch  yeranlaaste  die  Notwendigiceit,  die  Werte  so  erlangen, 
die  yon  den  im  EonsoUdationsprosene  In  contumaciam  Verurteilten 
dem  Staatsüchats  zu  bezahlen  waren,  das  Gesets  vom  26.  Juli  1906» 
welches  den  Art.  1  des  Gesetaes  vom  1.  September  1860  aUüideri. 

Dieses  Geseta  kommt  nur  den  in  contumaciam  Verurteilten 
sugnte,  welche  sich  bei  dem  die  Verurteilung  aussprechenden  Urteil 
beruhigen,  indem  sie  in  die  Abbfiasung  der  Strafen  und  Bussen  und 
event  Zurfleicerstattungen  einwilligen. 

Zivilprozcss. 

Nach  den«  Wortlaut  von  Art.  'J'IG  der  Zivilprozessordnung 
konnte  da«  Kasnationsgesuch  nur  bei  der  Kanzlei  des  (ierichts  ein- 
gereicht werden,  das  die  Parteien  gehört  and  Aber  deren  Streit 
Beschlags  gefasst  hat.  Infolge  der  vom  Willen  der  Interessenten 
unabhängigen  Umstlnde  aber  ist  es  ihnen  oft  unmöglich,  ihre  Er- 
lüirung  rechtzdtig  absugeben. 

Diesem  Übelstaiid  hiUt  ein  neues  Gesets  vom  20.  JuU  1906 
ab.  Es  gestattet  ein  Kassationagesucfa  durch  einfache,  in  den  gewöhn- 
lichen Formra  und  Fristen  erfolgende  Vorladung. 
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Rechtsunterricht. 

Dieser  Untfiriclit  wurde  dun  li  (iosetz  vom  13.  September  1906 
umgestaltet.  Lehrkurse  über  haitjuiis«  he  und  vergleichende  Finanz- 
posftzgebunp  sind  eingerichtet  uud  mit  schon  bestehenden  verbunden 
worden.  Fast  gleichzeitig  {am  16.  September)  wurde  ein  Gesetz 
über  den  Unterricht  in  Medizin  und  Pharmazie  erlaasen. 

Staatsverträge. 

Die  Zeit,  da  die  Konflikte  über  die  Staatsangehörigkeit  an  der 
Tagesordnung  waren,  liegt  weit  zurück.  Znr  Beschwichtigung 
dieser  Streitigkeiten  schloss  die  haitiinisehe  Regierung  unläng>*i  niit 
(Trossbritauuien  eine  Konvention,  welche  die  Staatsangehörigkeit  <\ov 
britischen  Untertanen  in  Haiti  und  die  r  haitanischen  Uurgir  in 
den  englischen  Besifziingen  rt  gelte.  Anderseits  niusste  man  infolge 
Kündigung  des  frunzüsisch-liaitanischen  Handelsvertrags  vom  ol.  Juli 
1900  durcli  die  haitanische  Regierung  den  F<dgen  eines  Hmches. 
der  nicht  im  Sinne  der  Beteiligten  lag,  vorbeugen.  Es  wurden  zwei 
Protokolle  unterzeichnet,  welche  bis  ^51.  Tannar  1907  Bericht  er- 
statten, dem  Ende  der  fruchtlos  abgelaufenen  Frist  zum  Abschluss 
einer  neuen  Konvention. 

Eisenbahnen. 

Für  verschiedene  I^inien  wurden  Konzessionen  erteilt.  Wenn 
sie  gebaut  werden,  so  werden  damit  die  bedeutendsten  Städte  Haitis 
untereinander  zum  grossen  Vorteil  des  Handels  und  Ackerbaues  ver- 
bunden werden.  Das  Netz  umfasst  Kap  Haitien — Gonaives  Port- 
au-Priuce— Cayes,  d.  h.  mit  den  Abzweigungen  fast  200  Meilen. 

ZoUtarife. 

£iu  Maximum-  und  Ariuimumtarif  wurden  aufgestellt,  und  durch 
GeaetE  vom  21.  August  Uxu;  wurde  erklärt,  dass  die  Einfuhrzölle 
in  amerikanischem  Golde  oder  in  haitanischem  Papiergeld  znm  Satze 
von  4  einheimischen  Goorden    1  Dollar  aahlbar  seien. 

HiugeMtee. 

Es  wnrde  eine  nene  Emminion  von  Nickelmttnxen  im  Belaufe 
von  1  HillioD  Oonrden  genelimigti  ao  da»  sich  die  Zirkulation  an 
Nickelmünsen  anf  2600000  Gonrden  (die  in  Newyork  geprS0  worden) 
belftnft.  Nach  dem  Oeeeta  vom  24.  Angnst  1906  werden  die  nationalen, 
in  Paria  geprSgten  SUbermllnaen  seit  einiger  Zeit,  allerdings  snr 
Hälfte  ihres  Wertes,  als  Goldmftnaen  angenommen. 
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Öffeutliclie  Staatsschuld. 
Die  vom  Gesetz  vom  Jnni  11H)G  für  den  Dienst  der  inneren 
öftentlidieu  .Schuld  vorgesehenen  Ziuvt-isnntrHii  sinil  für  nn^^enfig^end 
befunden  und  um  0,10  Cents  (4ol(l  für  je  liM»  l'fund  exportierten 
Kaffee»  vermehrt  worden  (Ciesetz  vom  September  100*)). 

Die  unglücklichen  Kreiirnisse  von  1902,  welche  Fremde  und 
Einheimische  schädigten,  führten  nach  Errichtnngr  einer  ordentlichen 
Regierung:  zur  Einsetzung  von  gemischten  Kommissionen,  welche 
die  verursachten  Schäden  zu  untersuchen  und  das  den  einzelnen  zu 
gewäluencb'  \rass  der  Uiitt  rstützuiiir  festzusetzen  hatte.  Das  (iesetz 
vom  August  1006  bestimmt  detiniliv  die  zu  diesem  Zweck  ZU 
verteilenden  Betrüge;  sie  belaufen  sich  auf: 

5610,00  Doli.  Gourden  \    für  die 

22Hr}r»r».02     ^     Amerikan.  Gold  .    .    .  /  Frenulen, 
und  auf  50000,00     „     Gourden  für  die  Einheimischen. 

Budget.  Die  Gesetze  vom  16.  September  1906  bestimmen 
die  Bndget.s  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Periode  190t> — 1907 
and  setzen  sich  folgendermassen  zusammen. 


Ausgaben. 

Doli. 

Gourden 

(Papiergeld) 

P. 

Q. 

Departements  des  Aaswärtigen .... 

141830,65 

16780,00 

n 

der  Finansen   and  des 

65132,65 

797969,00 

t> 

16012,00 

1345664,71 

n 

39000,00 

257861,00 

n 

345800,00 

1045921,82 

n 

der  öffentlichen  Arbeiten  . 

52000,00 

580740,00 

» 

des  Ackerbaus  .... 

8000,00 

242034,00 

r 

des  Öffentlichen  Unterrichts 

12830,00 

1104748,00 

n 

6000,00 

552505,00 

1» 

53471,90 

89760,00 

Anfireadniig  für  die  StaatBschnld  .  .  . 

8199360,69 

68335,69 

der  Bnreans  der  Einnahmen 

5000,00 

113604,00 

50000,00 

1225,08 

3999427,69 

6167059,30 

206* 
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Die  Mittel  und  Wef^e.  die  zur  Deckung:  der  Ausgaben  ge- 
nehmigt wurden,  setzen  »ich  folgendermaisen  zusammen. 


U0111 

Einbeimiadiefl 
Geld 

P. 

0. 

5104406|8d 

n     A  A  4  4  ^ 

85094,16 

A    AA  AA 

9500,00 

31660,10 

28 140,00 

6000,00 

■     ^                          <k  mm   

6160,00 

41 497,76 

3355,17 

2000,00 

20000,00 

Schmieden  und  WerkstiUen  von  Bisoton 

1 000,00 

ilUv,UV 

Stemnel  auf  beweerlicli€  äachen.  Lisonzen 

Uü  479,88 

4r»002.8r» 

100000,00 

87000,00 

419000,00 

Prttmie  anf  den  in  Gold  verfügbaren 

Einnahmen,  namlirh  1:U)H0HH,83  ab- 

zuziehen von  den  Einnahmen  in  Gold 

nnd  znm  Sata  von  3000 Prämie 

5472151,56 

5352686,74 

6175921,61 

Justiz. 

1.  Gesetz  vom  Juli    190()  znr  Abänderung  des 

Gesetzes  von  isOO,  betr.  das  Begnadigungs-  and  ^)traf• 

m  i  1  d  e  r  u  n  g  8  r  e  c  h  t. 

Erster  Artikel.  Art.  1  des  Gesetzes  vom  26.  September 
ISCO.  bf  tr.  die  Ausübung  des  Rechts  der  liegnadijifung  und  Straf- 
milderung und  der  Amnestie,  wird  folgendermassen  abgeändert: 

„Art.  1.  Das  durch  die  \'er&uiing  dem  Staataoberbanpt 
übertrafreiie  Recht  der  Begnadigung  und  Strafmilderung  findet 
auf  alle  Leibes-,  entehrenden  oder  zuchtpolizeilichen  Strafen  nnd 
selbst  anf  Contamaeialarteile  sämtlicher  Gerichte  Anwendung.*^ 

Art  2.  0efei»vftrtig6B  Gesets  hebt  alle  entgegeastebeDden 
Gesetze  nnd  GesetxeeverfBgangen  anf.  Seine  Anwendung  erfolgt 
anf  Antrag  des  Staatasekretftn  der  Jnstlz. 
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2.  OesetB  Tom  20.  Jnli  1906,  betr.  Abänderong  des 

Art  926  der  ZlTilproiessordnang. 

Art  1.  Art  926  der  ZivilprosessordiinDg  wird  und  bleibt 

folgeDdannafiMn  abgeändert: 

i^Art.  926.  Die  Pftrteien,  welche  gegen  ein  Urteil  das  Kas- 
ntionsgeBncli  stellen  wolloi,  haben  eine  entsprechende  Erkllrnng 
bei  der  Kuizlei  des  Gerichts,  welches  das  Urteil  erlassen  hat^  alnni* 
geben  oder  eine  an  die  Person  oder  deren  Donunil  an  richtende 
Vorladung,  die  von  der  Partei  oder  dem  Inhaber  ihrer  spesiellen 
Vollmacbt  an  nnteneichnen  ist»  ergehen  an  lassen.  Wofern  die 
Erldäning  nicht  an  die  Kandel  des  Gerichts,  das  das  Urteil  erlassen 
hat,  geschieht»  nnss  sie  bei  Verwirknagsstrafe  innerhalb  ganzer 
8  Ti^;e  der  Kanslel  dieses  Gerichts  aageneigt  werden,  welche  es 
datiert  and  in  dem  in  Art.  927  der  Zivilprozessordnong  vorgeschrie- 
benen R^^ter  mit  allen  im  obcußrenannten  Artikel  vorgesehenen 
Angaben  ausser  denen  der  Unterschrift  des  Gesnchsstellers,  einan« 
tragen  hat 

Will  das  öffentliche  Ministerinm  bei  den  Zivilffericliten  geg'en 
ein  Urteil  die  Kastration  *  rl;ui{r<>n.  si»  hat  es  die  Ei  klärnng  bei  der 
Kanzlei  des  (ierirhts,  welches  das  Urteil  erlassen  hat,  abzugehen. 

Da«  öffentliche  Ministerinin  beim  Kassationsgericlit  hat  die 
Erklärung  bei  der  Kanzlei  des  Kassationsgeri<hts  abzugeben.** 
Art.  2.    Gegenwärtiges  Gesetz  hebt  alle  entgegenstehenden 
Gesetzesbestimmungen  auf    Es  wird  auf  Antrag  des  StaatssekretArs 
der  Jastiz  ansgefOhrt  werden. 

Öflwtlieher  Valerrleht. 

1.  Gesetz  vom  16.  September  1906,  betr.  den  medi- 
zinischen Unterricht  nnd  die  AnsObnng  des  Mediziner- 
nnd  Apothekergewerbes. 

Art.  1.  Der  Unterricht  der  staatlichen  medizinischen  nnd 
phannazeatischen  Schule  nmfasst:  medizinische  Physik,  Chemie, 
l^atnrgeschichte,  Anatomie  (Sektions-  nnd  Operationsknnde),  Histo- 
logie,  Gebnrtshilfe,  Physiologie,  chirurgische  Pathologie,  Therapie, 
Hygiene,  gerichtliche  Medizin,  Giftlehre,  medizinische  Klinik,  chimr- 
gisehe  Klinik,  Geburtshilfeklinik,  Pharmazie,  Zahnheilknnde  nnd 
Bakteriologie. 

Art.  2.  Das  Personal  der  Schnle  besteht  ans:  einem  Direktor, 
der  gleichzeitig  Professor  ist,  ans  ordentlichen  Professoren,  drei 
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AnahilfeprofeiBONii,  etnem  Vonteher  des  botuniseben  Qarteiu  und 
einem  PedelL  Die  Stellen  der  AiishilftprofMsoren  werden  anf 
Omnd  freien  Wettbewerbe  vergeben.  Zur  Teflnnhnie  an  demedben 
ist  .erforderlieh  Beeitc  dee  Doktordiplome  der  Medizin  oder  der 
Pharmadde. 

Nach  mindeatena  swei  Diens^'ahren  alnd  die  Ansliilftprotaoren 
von  ReditB  wegen  aar  Beeetsong  der  vakanten  oder  neuerriehteten 
LeiirBtiliile  berufen.  Anf  Anweianng  des  Direktors  werden  sie  mit 
dem  Seliretariat,  dem  Amt  des  BibliotiiekarBy  dea  Assistenten  der 
phjsilnliSGfaen  nnd  Natnrwissensekaften,  sowie  mit  dem  provisorischen 
Vilcariat  cor  Abhaltong  der  Lehrlcnrse  betrant 

Art  3.  Diese  Professoren  haben  3  Unterrichtsstunden  pro 
Woche  an  erteOen. 

Die  Kurse  werden  unter  sie  durdi  den  Direktor  verteilt. 

Art.  4.  Anf  EiJilxiufnng  des  Direktors  vei*8amnifln  sich  die 
Professoren  als  Kat  zui  Üeschlussfassnng  über  alle,  ihnen  bezüglich 
der  Schule  nnterbreiteten  Fragen,  insbesondere  über  Schwierigkeiten 
bei  Anwendung  des  Reglements  und  bei  etwaigen  Streitigkeiten 
zwischen  Direktor  und  anderen  Mitgliedern  de«  Personal». 

Art.  5.  J  >is/.i]>linarstrafen  gegen  die  Mitglieder  sind  die  Ver- 
warnung, der  Verweis,  der  teilweise  Entzug  de«  Gehaltes,  die  Amts- 
enust  tzung  für  höchst«  ris  ti  Munal«  in  Verbindimg  mit  teilweisem 
oder  gänzlichem  Gehaltsentzug,  Amtsentsetznng. 

Die  Verwarnung  wird  vom  I)irektor  ausgesproohen.  tlesgleicheü 
der  Verweis,  aber  mit  Anzf^itre  an  den  Kat  der  Professoren. 

Die  (Tohaltsentziehung  tritt  wegen  jeder  unent.schnldigten  Ab- 
wesenheit ein.  Sie  wird,  je  nach  der  Zeit,  die  ilif  Pektoren  während 
eines  Monates  der  Schule  zur  \'erfügung  zu  stellen  haben,  verhänsTt. 

Der  zurückbehaltene  P^  tias:  fällt  in  die  rniversitätskasse  und 
dient  den  Pedürfnissen  der  >riiulr  \'ier  unentschuldigte  Abseuzeu 
während  eines  ^fonats  gelten  als  Rücktritt  vom  Amte. 

Die  zeitweilige  Amtsentsetzung  wird  vom  Staatssekretär  des 
ölVcntliehen  Miitet  rif  hts  nach  Verhandlung  des  Rats  der  Professoren 
und  auf  Perichti  i\s(atrung  der  der  Scliule  vorgeaetzteu  KoDtroll-  und 
Aufsicht sbehördi'  hin  ausges]>rr>f  lipn. 

Die  dauernde  Amtsentsetzung  ergeht  auf  Grund  eines  Berichts 
des  ätaaUsekretärs  des  üffeDtlicben  Uuterriebts  nach  motivierten  JUit- 
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teilungen  seitens  des  Rats  der  Professoren  und  der  Schulbehürde 
durch  den  Präsidenten  von  Haiti. 

Art.  5.  Di»'  Dauer  dw  iiKMli/.irii.srlifU  Studien  beträgt  .j  Jahre, 
die  der  pharmazeutischen  Jahre,  znr  Krlangunjij:  Diploms  eines 
Zahnarztes  ist  du-  Absolvienuiie:  von  3jährigen.  zum  Erwerb  des 
HebammendiplonLS  die  von  2;äliri^'-en  Studien  erforderlich. 

Art.  6.  Je  nach  DerUirfnis  und  Stand  der  Finanzen  kann  die 
i^egierung  Vorbereitunerssi  iuUen  für  Medizin  und  Pharmazie  au  den 
Uaaptorten  der  Departenierjts  ins  Leben  rnfen. 

Art.  7.  Die  Inskription  der  Studierenden  findet  in  der 
Schule  statt.  Zugelasaen  wird  jeder  Inhaber  eines  Zengnisses  über 
Beendigung  klassischer  Studien  zweiter  Stufe.  Die  Stndierenden 
sind  gehalten,  mindestens  eine  Inskription  pro  QoartiU  TorsQ- 
oehmen. 

Die  Inskription  hat  spätestens  innerhalb  11  Tagen  nach 
Quartalbcginn  zu  erfolfifen  Sie  ist  vom  Studierenden  persönlich 
vorzunehmen;  Stellvertretung  ist  unter  keinen  Umständen  gestattet. 

Die  erste  Inskription  kann  nur  im  ersten  Monat  des  ersten 
Schnljahrquartals  geschehen.  Die  Schule  kann  einem  Studierenden 
die  an  einer  auswärtigen  Schule  .uler  Fakultät  genommenen  In- 
skriptionen und  bestandenen  Prüfungen  anrechnen. 

Art  8.  An  nicht  hauptstädtische  Studierende  können  inner* 
halb  des  bndgetierten  Kredites  Stipendien  verabfolgt  werden. 

Sie  werden  auf  Grund  eines  Wettbewerbs  für  höchstens  5  Jahre 
bei  medizinischen,  3  .Tahre  bei  pharmazeutischen,  8  Jahre  bei  sahn- 
ftrztlichen  Stadien  und  2  Jahre  bei  UebammenschOlerinneD  ge- 
wfthrt. 

Die  Stipendiaten  sind  gehalten,  nach  Absolviemng  ihrer  Studien 
ihren  Beruf  eine  gewisse  Zeitlang  auszuüben,  und  zwar  beträgt  diese 
für  Mediziner  5  Jahre,  Apotheker  3  Jahre,  Zahnärzte  3  Jahre, 
Hebammen  2  Jahre.  Die  Ausübung  des  Herufs  hat  an  dem  von  der 
Regierung  angewiesenen  Ort  zu  geschehen,  Zuwiderhandelnde  haben 
dem  Staat  alle  für  sie  gemachten  .Auslagen  zurückzuerstatten.  I)iesft 
Bedingung  ist  bei  Aashäudigung  des  Stipendiums  vertraglich  fest- 
zusetzen. 

Art.  9.  Die  auf  die  Studierenden  anzuwendenden  Disziplinar- 
Strafen  werden  durch  die  Reglements  bestimmt. 
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2.  Gesetz  vom  18.  September  1906  ttber  den  Bechtt- 

anterricht. 

Art.  1.  Der  Lehrstoff  der  staatlichen  Rechtsschnle  nmftast: 
bürgerlicheK  Recht,  Strafrecht,  Geschichte  des  französischen  und 
haitanischen  Hechts,  GrundzÜge  des  römischen  Hechte,  Zivilprozeee, 
Völkerrecht  nnd  internationales  Privatrecht,  Verfassnnpsrocht,  \Vr- 
walttmgsrecht,  Handelsrecht,  NatiowdSkonomie  und  haitaniacbe  und 
▼ergleichende  Finanzgesetzgehang. 

Art.  2.  Das  Personal  der  Schale  besteht  ans  einem  Direktor, 
der  gleichseitig  ansflbender  Professor  ist,  und  Professoren,  deren 
Zahl  vom  Departement  des  öffentlichen  Unterrichts  entsprechend  dem 
dafür  bndgetierten  Kredit  featgeaetst  wird,  einem  Bibliothekar  nnd 
einem  Pedell. 

Art.  3.  Das  vom  Direktor  entworfene  nnd  dem  Rat  der  Pro- 
fessoren besprochene  Vorlesungsverzeichnis  ist  zu  Beginn  des  Schal» 
Jahres  dem  Departement  des  öffentlichen  T^'nterrichts  vorzulegen. 

Art.  4.  Der  Hat  der  Profe.ssoren  tritt  von  Amts  wogen  all- 
monatlich und  auf  Einberufung  durch  den  Direktor  so  oft,  als  es 
die  Interessen  der  St  hnle  erlieiscben.  zusammen. 

Kr  beschliesst  über  alle  Fragen,  die  in  betreff  der  Schule  an 
ihn  greluiij^-^cii.  insbesondere  über  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  An- 
wendung der  Heg^lement.«?  ergeben  und  über  Streitigkeiten  zwischen 
Direktor  und  anderen  Mitgliedci  ii  ites  i'ersonals.  hen  Vorsitz  fülirt 
der  Direktor,  in  seiner  Abwesenheit  der  dienstälteste  Prolessor. 

Art.  5,  Heratungen  des  Hats  der  Professoren  können  nur 
bei  absoluter  Mehrheit  seiner  Mitglieder  statttinden.  Bei  Beschloss- 
l'assungen  gilt  das  absolute  Mehr  der  Anwesenden. 

Art.  6.  lMsziplinai*stratt'n  gegen  Mitglieder  des  I'ersunaN 
sind:  die  Verwarnung,  der  Verweis,  der  teilweise  Entzug  dt  s  lit  - 
halts,  Amtsenthebung  auf  höchstens  drei  Monate  mit  Gelialtseut- 
ziehung  und  Amtsentsetzung.  Die  Verwarnung  wird  vom  Direktor 
ausgesprochen,  «le.sgleichcn  der  Verweis,  letzterer  jedoch  unter  Mit- 
teilung an  den  Kat  der  Protessoien. 

Die  Gehaltsentziehung  kommt  bei  Jeder  unentschuldigten  Ab- 
senz  zur  Anwendung,  und  zwar  im  Verhältnis  zn  der  Zeit,  die  der 
Professor  monatlich  der  Schule  zur  Verfügung  zu  stellen  hat.  Der 
mrflckbehaltene  Betrag  fällt  zugansten  der  Bibliothek  in  die  Uni- 
venititakaase. 
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Die  seitweilige  Amtsenthcbuug  geschieht  nach  Beratung  durch 
den  Bat  der  Professoren  und  Berichterstattang  der  vorgesetzten 
SehnlkontroU-  nnd  AofbichtsbehSrde  dorch  den  Staatssekretär  des 
Offentliehen  UnterrielilB. 

Die  dauernde  Amtsentsetznng  wird  auf  Bericht  des  Staats- 
sektretärs  des  öffentlichen  Unterrichts  nach  muti vierter  Ifitteilnng 
an  den  Bat  der  Professoren  nnd  die  Sehtdbehörde  vom  Präsidenten 
von  Haiti  Torgrenommen. 

Art.  7.  Die  Lehrknrse  sind  <irtHiitli<  li.  Zur  Inskription  wird 
jeder  Inhaber  eines  Z*ni^^nissts  nWr  lU-vjuh'^Whji:  klassischer  Studiiii 
zweiter  Stufe  zugehissen  oder  wer  vor  einer  vom  Staatssekretär  des 
öffentlichen  Unterrichts  bezeichneten  Koinnnsson  von  Professoren 
des  klassischen  Lehrfachs  eine  Prüfung  besteht,  deren  Programm 
von  den  Schnlreglements  naher  bestimmt  wird. 

Art  H.  Die  Zahl  der  von  j<*dem  StuditTcnd*-?!  pers/pnli«  Ii  vor- 
zunehmenden Inskriptionen  beträij^t  4  pro  Jahr.  Kic  « i  sle  kann  nur 
im  ersten  Monat  des  ersten  Schuljahrquartiils  f,'es(  liehen. 

Die  Schule  darf  einem  Studierenden  die  an  ciiu  r  auswärtigen 
•Schule  oder  Fakultät  genommenen  Inskiiptionen  und  bestandenen 
Prüfmiffen  anrechnen. 

Art  1>.  Die  Dauer  ih  r  >">nidieu  lietriig-t  zur  Erlangunfr  des 
Bakkalaureats  zwei,  des  Juristischen  Li/entiatenirrailes  drei  Jahre. 

Ende  jeden  .Tahres  haben  die  Schüler  die  vorgeschriebenen 
Prüfunfren  erfolirreich  zu  bestehen,  bevor  sie  zu  den  Lchrkursen  des 
folgenden  .lahn-  /uf^elassen  werden. 

Die  Üe^'lt  iiit  nts  geben  an,  wann  die  l'riit'ungcn  si  iit/iitiad»  n 
haben  und  eiitlialten  die  darauf  beziitrliclien  näheren  Besiiinuiungen. 

.\rt  H>  Die  Prüfun-reii  werden  v^ni  Direktor  und  den  Pro- 
fessoren dei  staatlichen  Kechtsschule  unter  Aufsicht  der  Schulbehörde 
abgehalten. 

Art.  11.  Der  Staats.sekri  tär  des  tlf^entlioiien  Unterrichts  stellt 
die  Bakkalaureat-  nnd  I.i/.entiatilipbime  nach  Kinsi<lit  in  die  vnn 
den  Mitfjrlieilern  der  l'i  iifunirskuiuiuission  aufgenommenen  und  von 
der  Schulbehürde  unterzeiclineten  Protokolle  aus. 

Art.  12.  Die  Zeugnisse  derjenigen  freien  Rechtsschulen,  welche 
mit  Genehmigung  des  Unterrichtsdepartenients  in  der  Republik  be- 
stehen, berechtigen  zu  den  Bakkalaureat-  und  Lizentiatdiplomen, 
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wenn  der  Stadienplan  nnd  die  PrÜfuiigaordniiiiff  der  genannten 
InBtitate  dei\jenigen  der  staatlichen  Sdinle  entapredien. 

Art  13.  Wer  nicht  mindeetens  5  Jahre  vor  Qrfindong  der 
staatlichen  Beehtaschnle  Bechtalisentiat  oder  beanftngter  Bechta- 
anwalt  war,  darf  keine  freie  BechtMchnle  errichten. 

Die  Oenehnugnng  einer  freien  Bechtaaehnle,  ihre  Znlaeanog 
znr  AoMtellnng  von  Zengniasen  mit  Berechtigung  snn  Bakkalanreat^ 
nnd  Lisentiatdiplom  ist  an  die  Bedingung  geknflpft,  daas  diese  den 
erforderlidien  Personalbestand  Ar  den  Unterricht  in  den  Gegen- 
ständen  des  Stndienplanes  besitst  und  dass  dieser  den  im  Torigen 
Absats  genannten  Anfordemngen  entspricht. 

Art  14.  Innerhalb  der  bndgetierten  Kredite  k5nnen  an  nicht 
haaptstftdtische  Stodierende  Stipendien  gewährt  werden. 

Sie  werden  anf  Grund  eines  Wettbewwbs  ftr  hdchstens 
8  Jahre  erteilt 

Art.  15.  Die  Stipendiaten  der  staatlichen  Bechtsschule  über- 
nehmen auf  Grund  des  SUpendiengennases  die  Verpflichtung,  sich 
nach  Beendigung  ihrer  Studien  anr  Verfügung  der  E^emng  au 
halten,  um  die  Funktionen,  die  sie  ihnen  bei  den  Gerichte  aaver- 
traut»  zu  ei-fdllen. 

Im  WeigeruQgsfaUe  sind  die  während  der  3  .Talire  bezof^enen 
GeM<M-  der  Staatskasse  znrückznerstatten.  Sollte  jedoch  5  Jahre 
nach  der  letzten  Prüfnnp:  keine  Anffordernng  seitens  der  Regierung 
erfolgt  sein,  so  fällt  diese  Verpflichtang  fort. 

Art.  16.  Die  regulären  Studierenden  der  staatlichen  Rechts- 
schale sind  von  der  Uilitärpflicht  befreit 

Art  17.  Der  Staatssekretär  des  öifentlichen  Unterrichts  hat 
durch  Reglements  die  in  diesem  Geseta  fehlenden  Bestimmungen  au 
erlassen. 

Art.  18.  Durch  gegenwärtiges  Gesetz  werden  alle  entgegen- 
stehenden Gesetze«bestiiniiinngen,  insbesondere  das  Gesetz  vom  27.  Juni 
188*),  anfgehoben.  Seine  Verüflfentlichung  nnd  VoUziehnng  erfolgt 
auf  Antrag  des  Staatssekretärs  des  öffentlichen  Unterrichts. 

Auswärtige  Ang^clegenheiten. 

1 .  E n Ii s (' h -  Ii a i t a n i s c h e  Konvention  zur  K e g e  1  u n g  der 
Staat  .>any:eli<")rii(ktit  <ler  auf  den  Gebieten  des  vireinitrten  britiselien 
Königreichs  und  Haiti  geborenen  Untertanen  nnd  haitanischer  Bürger. 
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Art  1.  Die  in  Haiti  nach  Inkrafttreten  der  Verfassnng  von 
1889  g:etN>renen  Penonen  britiaclier  Abrtaannnng,  derai  Staala^ 
angehörigkeit  sich  nach  Art.  833  dieser  Verfasenng  bestimmt,  werden 
für  die  Zeit  ihres  Anfenthalts  in  der  Bepnbllk  als  Haitaner  behandelt. 

Art.  2.  Die  R^erung  Seiner  britischen  Migestät  ist  bereit, 
britbcben  üntertanai  haitaatechor  Abknaft,  die  in  der  Republik 
ihren  Wohnsits  haben,  ihren  diplomatischen  Schnta  nicht  zu  gewähren, 
wofern  nor  diese  Personen  gemäss  den  in  der  Republik  geltenden 
Gesetzen  als  haitanische  Bürger  gelten. 

Art  4.  Die  im  vereinigten  Königreich,  den  britischen  Kolonien 
und  Bedtanngen  in  den  vorgeschriebenen  Formen,  gemäss  den  be- 
anglichen  Oesetaen,  natnraliiierten  Bflrger  Haitis  werden  von  der 
Bepnblik  als  britisdie  Untertanen  anerkannt 

Art  5.  Die  in  den  vorgeschriebenen  Formen  in  Haiti  natnrali- 
sierten  britischen  Untertanen  werden  von  der  Begiening  Seiner 
Mi^tät  ala  haitanische  Bürger  anerkannt 

Art.  6.  Das  Oeneralkonsnlat  Seiner  britischen  H^^est&t  wird 
die  Namen  der  gegenwärtig  in  Hi^ti  wohnenden  britischen  Unter- 
tanen der  haitanischen  Begiemag  mitteilen  nnd,  wofern  diese  bisher 
in  Haiti  ala  Ausländer  galten,  werden  sie  den  diplomatischen  Schnta 
Seiner  Ifiuestät  erhalten. 

Wegen  der  Schwierigkeit^  sofort  eine  vollständige  Liste  der 
anneit  in  der  Bepnblik  wohnenden  britischen  Untertanen  anfonnehmen, 
hat  der  Generalkonsul  die  Befugnis,  von  Zeit  an  Zeit,  wenn  ea  not> 
weudig  erscheint,  Nachträge  an  den  Listen  an  übermitteln.  Der 
erste  Absatz  dieses  Artikels  findet  dann  anch  auf  die  in  den  Nach- 
trägen aufgezählten  Personen  Anwendung. 

Art.  7,  Der  Generalkonsul  Seiner  britisclien  M;ij*stät  teilt 
halbjährlich  die  Liste  der  künftig  bei  den  britischen  KoDBulalcn  in 
Haiti  als  britische  Untertanen  eingeschriebenen  Personen  der  haita» 
nischen  Hogiemug  mit  Jeweileii  nach  Empfang  der  Liste  steht  es 
der  haitanischen  Eegiernng  frei,  dem  tieneralkoDsul  hinHichtlich  der 
darin  verzeichiit  tt  ii  i'ersonra,  die  ihrer  Meinnng  nach  haitanische 
Bürger  sind,  \'(»rlialtungen  zn  machen.  Stellt  sich  bei  der  Unter- 
suchung durch  die  haitanische  Regierung  und  dein  Konsulat  Seiner 
britischen  Majest.'it  heraus,  dass  die  betreffenden  Personen  haitanisrlic 
I^ürger  siiuL  so  wird  ihnen  in  der  Republik  der  diplomatische  Schutz 
der  Regierung  Seiner  M^estät  versagt. 


3272 


G«Mt«gelmiig. 


Art.  8.  Die  vorliegende  Konvention  ist  sn  mtafisieren  nnd 
die  betr.  Ratifikationen  sind  baldmOf^cbst  in  Pertran-Prinee  amani- 
tauschen. 

VrlmndUeh  dessen  ist  gegenwirtige  Konvention  von  den  gegen- 
seitigen BevoUmftcbtigten  nnteneielinet  nnd  gesiegelt  worden. 

So  geschehen,  in  doppelter  Ansfertignng  den  6.  April  1S06. 

2.  Protokolle  über  die  Verläugerang  des  fransdsich- 
haitanisehen  Handelsvertrages  bis  mm  1.  Jannar  1907. 

ÜBaBswesea. 

1.  Gesets  vom  21.  Angnst  1906,  betr.  Zahlung  der 
EinfnhrsSlle  in  amerikanischem  Golde. 

Art  1.  Vom  Tage  der  Bekaantmachnng  des  gegenwärtigen 
Oesetaes  an  sind  allgemein  die  £inftihns911e  jeder  Art  in  amerika- 
nischem Gold  oder  in  Papiergeld  snm  Sats  von  900%  an  beiaUen. 

Art.  2.  Die  HSfte  des  Tillen  Betrages  jedes  fiordereaas  ftr 
die  Einfnhr,  d.  h.  60%,  die  in  Papiergeld  snm  Satz  von  dO0% 
beaahlt  werden,  ist  direkt  der  EinUenngskasse  nnd  in  den  anderen 
Städten  der  Dienststelle  des  Finanxministerinms  für  Bechnnng  der 
EinlMnngskaase  anssnrichten. 

Die  genannte  volle  Hftlfte  jedes  Einftahrbordmreans  ist  spätestens 
inneriialb  acht  Tagen  zn  verbrennen.  Für  die  EiniaenngsAinktionen 
mnss  weitestgehende  Öffentlichkeit  gewährt  werden. 

Art,  3.  Alle  beliebigen  (iebUhren,  die  allgemein  znrzeit  in 
dem  vom  Gesetz  vom  11.  Angnst  1903  vorgesehenen  Papiergeld 
augewiesen  wurden,  sind  künftig  der  Staatskasse  zn  zahlen  nnd 
werden  fllr  den  öffentlichen  Dienst  bestimmt. 

Sollte  indessen  der  Kurs  unter  300  ^/o  fallen,  so  sind  die  ge- 
nannten Gebühren  der  Einlösnngrskasse  zuzuführen. 

Art.  4.  Die  25  "/(.ige  Machsteuer  in  (iold  iür  die  EinfnUr 
ist  und  bleibt  aufgehoben. 

Art.  5.  Bei  eintretendem  Bedüfnis  darf  die  Regierung  dnrrh 
einfachen  Beschlnss  auf  Lebensmittel  die  Gebühren,  die  vor  diesem 
Gesetz  erhoben  wurden,  wieder  einführen. 

Jn  diesem  Falle  sind  die  V.,  der  in  Papiergeld  bezahlten  und 
<lie  im  (iesetz  vom  11.  Aufnst  ll»(l3  vorgesehenen  in  Gold  be- 
zahlten Einfuhrzölle  der  EinlOüuugskasse  und  in  den  andern  Städten 
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den  Ditnst.stellon  (Us  Fiuauziuinisteriuins  Hir  Rechnung  der  Ein- 
lösung zu  entricliUn. 

I)i*>8e  Wert4»  sind  gegen  Papierj^dd  zu  vci  kanfen  und  letzteres 

gemäss  den  Vnrscliriften  des  Gesetzes  vom  11.  August  li>U3  über 
das  Papiergeld  zu  verbrennen. 

Art.  6.  Durch  vorliegendes  (itsetz  werden  alle  entgegen- 
stehenden Gesetze  und  (iesetzesbestinunungen  aufgehoben,  ."^tine 
Vollziehung  erfolgt  auf  Antrag  des  Staatssekretärs  der  Finanzen. 

2.  Oesetz  vom  0.  September  1906,  betr.  Anfstellung 
eines  Minimal-  und  Maximaltarift-s. 

Art.  1.  Der  Einignngstiirif,  wflrlu-r  mit  dem  Gesetz  v<im  4.  Sep- 
tember 1905,  welches  die  Zolle  der  Kf[inl»lik,  die  GebiilirtMi  für  Kais, 
Wfigen,  konsularische  (Toniiagt-i  '1  oinieiigehaltht'scheinigung,  W  aihe, 
Lotsendienst  beim  Einfahren,  sanitärische  l  n)<M>nrliiing,  die  Nach- 
gebühren von  'lO,  '^'^''a^  o  nationalen  Gehles  bt  /,\v.  J.'»'^'o  Gold  auf 
diesf  (Tebühren  und  die  verbiiiiileiieii  Nachgebühren,  oder  wie  er  durch 
hpiilere  tiei»etze  abgeändert  werden  kann,  regelt,  ist  der  MininialUirif. 

Art.  2.  Hs  besteht  ein  durch  den  gegenwärtigen  Tarif  fest- 
gesetzter, bezw.  ein  durch  spätere  (iesetze  etwa  abzuändernder 
Ma.xiiiiitluu  it',  der  eine  50prozeutige  Erhöhung  dieser  Gebühren  und 
Nachgebühren  darstellt. 

Art  .i.  Der  Maximumtarif  findet  aaf  die  Btatistische  Gebühr 
für  gemOncteB  Geld  keine  Anwendung. 

Art  4.  Die  Kegierung  ist  berecbtigt,  dwch  ihren  Beachluas 
dAn  Jüudnaltarlf  fBr  die  Länder  ansiiwenden,  die  unsere  Lebens- 
mittel nnd  Produkte  mit  ftbertriebenen  hoben  ZSUen  belegen. 
Gloicberweise  Ist  sie  berechtigt,  die  geftussten  Beschisse  snrfickza- 
nehmen,  wenn  die  Gründe,  welche  für  Ihren  Erlass  bestimmend 
waren,  nachtrBglich  weggefallen  sind» 

Art  5.  Durch  vorliegendes  Gesetz  werden  alle  entgegen- 
stehenden Gesetze  und  Gesetaesbeutimmungen  ausser  Kraft  gesetzt; 
seine  Vollsiebung  erfolgt  auf  Antrag  des  Staatssekretärs  der  Finanzen 
nnd  des  Handels. 

3.  Gesetz  vom  10.  September  1906,  betr.  Ansetznng 
einer  Abgabe  von  0,10  Doli,  auf  je  100  Pfund  Kaffee  be- 
hufs Tilgung  der  inneren  Schuld. 

Art  1.  Ab  1.  Oktober  1906  wird  eine  Abgabe  von  10  Cen- 
times aaf  je  100  PAind  exportierten  Kaffee  zur  Zahlung  der  bit 
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1.  Juli  \W6  für  Zinsen  and  Tilgungen  der  inneren  Solmld  uAaX* 

digen  Beträge  folt^endermagsen  angesetzt: 

PiMlv  Gold 

EonBolidierte  6%ige,  uf  S%  herabgesetzte  schuldige 

Zinsen  127U»78 

Konsolidierte  12  ^'/o^       ^  %  herabgesetzte  schuldige 

Zinsen   80178,40 

Unitizierte  Anlfilien   3758,40 

Hlane  Titel  vom  Juli  1905  (Kupons)   57  428.:}.s 

Hote  Titel  vom  Juli  1905  (Kupons)   .     7r> 047.74 

2  HO  lJ7.<io 

Art.  2.  Alle  Viertcljaliro  sind  die  von  diespr  Zuweisung 
konimenilon  einkassierten  Hetr;ig»i  unter  die  luteressenteo  bis  zur 
Höhe  von  2;!0 127.70  p.  zu  verteilen. 

Nai-li  Til^runtr  dicsor  Schuld  sind  die  0.10  P.  dem  Hetrasr  zu- 
zuweisen, welcher  fztm  iiwärtig^  die  Rückzahlung  der  übligatiuueu 
der  inneren  Schuld  frarantiert. 

Art.  '^.  Durch  vorliegendes  (resetz  werdfii  alle  <  nf troo-eustclien- 
deu  (Te.setze  und  Ge.setzesbestiramniip:»'n  aufgehoben.  Dieses  (usctz 
wird  auf  Antrag  des  Staatssekretärs  der  Finanzen  Vüllz<tgen  werden. 

4.  Gesetz  vom  13.  August  1900,  betr.  Gewährung  von 
Unterstützungen  an  die  1902  verunglttckten Haitanernnd 

Auslünder. 

Art.  1.  Zur  Einschreibung  als  öffentliche  Schuld  und  Aus- 
zahlung dui-ch  den  Stnatsschatz  wurden  bewilligt  die  Summen  von 
5<>li)  (iouidtn  nationalen  (ithU«  und  2-S :!'.'. n_>  amerikanischen 
Goldes,  gleich  der  durch  die  gemischten  Kommissionen  den  Aus- 
ländern gewährten  und  500OO  (lourden  gleich  der  unter  die  1902 
verunglückten  llaitajicr  zu  vcrteilcudcii  Summe. 

Art.  2.  Diese  Jieträge  sind  in  vier  .Annuitäten  von  13902.50  (4. 
nationalen  (it-ldes  und  570.SS.75  P.  amerikanischen  Golde  ausszuzahlcn. 

Art.  3,  CJegenwärtiges  Gesetz  wird  auf  Anliag  des  Staats- 
sekretärs der  Auswärtigen  Angelegenheiten  und  dem  der  Finanzen^ 
je  nachdem  es  in  ihr  Ressort  einschlägt,  vollzogen  werden. 

5.  Gesetz  vom  16.  September  1906,  betr.  Festsetzung 
der  Einnahmen  nnd  .A  nsgaben  für  das  Finanzjahr  1  9(»G  07. 

Art.  1  I>ej  liezug  der  Steuern  fÄr  das  Finans^ahr  1906—07 
hat  gemäss  deu  bestehenden  Gesetzen  zu  erfolgen. 
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Art.  2.  Die  flir  die  Ausg^aben  bestimuiten  Mittel  des  Bnd|?ets 
1906  —07  werden  gemäss  der  diesem  Gesetz  beigefügten  Tabelle 
anf  6186121,84  Doli,  einbeiniiscbeu  Geldes  und  3973899,05  Doli 
amerikaniselieii  Goldes  angeeetet 

Art.  8.  Alle  AnsfohrsSlle  sind  aoaechlieislich  in  amerikani- 
schem  Gelte  xn  bexaUen.  Die  BinfobnOlle  sind  In  ameriluuiischem 
Golde  oder  Kasaenscheinen  znm  ümrechnangssata  von  800%  an 
entrichten. 

Art  4.  Der  Staatssekretär  der  Finanzen  ist  berechtigt,  all- 
monatlich einen  Teil  des  ErUlees  der  AnsfnhrsDlle  zum  Karswert 
gegen  einheimisches  Geld  xnr  Bestreitung  der  in  einheimischem  Geld 
an  deckenden  Staatsaasgaben  an  verkaafen.  Bei  dem  Verkanf 
sollen  vorangsweise  haitanische  Kleinkanflente  berttcksichtigt  werden; 
femer  ist  darch  eine  im  Amtsblatt  zu  veröffentlichte  Notia  des 
Finanzdepartements  die  Höhe  der  verkanften  Summen,  das  Datnm 
des  Verkaaft,  die  Namen  der  Käufer,  die  bei  dem  Geschäft  betei- 
ligten Makler  und  der  Kur«,  an  welchem  die  Abwickelnng  des  Ge- 
schäfts erfolgte,  bekannt  zu  machen.  Nach  jedrai  Verkauf  ist  der 
Betrag  des  Agio  gemäss  den  Bestimmongen  des  Reglements  fttr  das 
Finanzministeriam  den  Einnahmen  anzuweisra. 

Art.  5.  Die  in  Kap.  2  Abs.  1  des  Budgets  unter  dw  Be- 
zeichnung „versdiiedene  Einnahmen"  erscheinenden  budgetierten 
Geldmittel  nmfessen  die  ordentlichen  Einnahmen  im  Gegensatz  zu 
den  im  genannten  Budget  vorgesehenen,  im  Laufe  des  Finanigahres 
festzustellenden  und  tatsächlich  an  beziehenden  Mittel.  Wenn  kflnftig 
der  Fall  eintritt,  dass  wegen  Unregelmässigkeit,  doppelter  Ver- 
wendung, Fallens  oder  Ungenllgens  des  Kredits,  oder  Richtlgstellang 
eine  Au^benanweisung  annulliert  werden  soll,  so  hat  die  Annullie- 
rung durch  Gegenanweisung  des  Betrags  dieser  Anweisung  an  die 
Einnahmen  zu  geschehen. 

Die  AnnuUationsanweisnng,  welche  alle  Angaben  der  annullierten 
Anweisung  enthalten  und  ilvu  .\inillatiniisjj:rund  bezeichnen  mnss,  ist 
in  der  Buclüialtang  im  Bpezialkapitel  des  Einnahmebudgets  einzu- 
schreiben. 

Art.  6.  In  allen  Finanzverwaltnngen  der  Republik,  ebenso 
im  Finanzministerium  und  in  der  Kechnnngskammer  ist  während 
dieses  Finanzjahres  über  die  Einfuhr  aus  Frankreich  besonders 
Rechnung  zu  fähren. 
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Diose  Kt^cliiiung,  welche  im  Verhiiltnis  zur  Anweisnng  der 
Zolleinnahmen  ans  dieser  Einfnhr  zo  führen  ist,  bat  getrennt  und 
nach  FinanzbeKirken  anzugeben: 

1.  den  Betrag  der  ffir  die  Waren  französischer  Herkunft  fest- 
gestellten and  bezogenen  festen  EinflihnEOlle,  Kai-  und  Wige- 
gebtthren; 

2.  den  Betrag  der  fttr  die  fhuiiOsIsehen  Segel'  und  Dampftdilffe 
festgestellten  und  besogenen  festen  Gebflhren  für  Tonnengefaalts- 
bescheinigung,  WachOi  Lotsendienst»  Einfithrt  und  sanitSriselie 
Untersndimig; 

3.  den  Wert  der  eingefBlirten  Waren. 

Den  allgemeinen  Becbnvngen  nnd  dem  Berieht  der  Bechnongs» 
kammem  ist  eine,  dieselben  Angaben  enthaltende  nnd  genan  nach 
FInansbeKirken,  den  Ertrag:  der  Terschiedenen  Oebflhrenkategorlen 
und  den  Wertbetrag  der  fkiumOsiichen  Einftahr  bekanntgebende 
Tabelle  beianfttgen. 

Eine  solche  Tabelle  für  die  sechs  Monate  des  laufenden 
Finanqalires  ist  mit  dem  findget  des  Finanqahrs  1907 — 08  m 
hinterlegen. 

Art  7.  Falls  sich  die  EzekntivbehOrde  genötigt  sieht,  gestützt 
anf  die  Beftignis  in  Art.  7  des  Gesetzes,  betr.  Festsetzong  der  Aus- 
gaben, im  Lanfe  des  gegenwftrtigen  Finanzjahres  Anisen  wafsa- 
nehmen  oder  auf  andere  Weise  sieh  an  den  Qffientliehen  Kredit  zn 
wenden,  so  sind  die  ans  diesm  Operationen  herrührenden  Summen 
unter  der  Bubrik  |,ans8erordentliehe  Eumahmen"  den  Einnahmen 
anzuweisen. 

Art  8.  Direkte  oder  indirekte  Stenern  irgendwdcher  Art, 
zn  deren  Erhebnng  die  bestehenden  Gesetze  nicht  ermächtigen,  sind, 
unter  welcher  Benennung  anch  ihr  Bezug  erfolgen  mOge,  ausdrück- 
lich untersagt  unter  Androhung  der  Strafverfolgung  wegen  Er- 
ItroRsnng  gegen  die  anordnenden  Behörden,  die  Angestellten,  welche 
die  Heufist^M-  nml  'I'aiitV  aiitVrtigen  Und  die  Steuer  einziehen,  un- 
beschadet allfaUiger  Kückfordernngs-  nnd  Sc^hadensersatzansprOche, 
nnd  oltne  dass  eine  vorgängige  Ermäditignng  der  Gerichte  zum  Ein- 
schreiten erforderlich  ist. 

Art.  9.    Vorliegendes  Gesetz  mit  dem  beigefögten  Etat  ist 
auf  Antrag  des  Staatssekretärs  der  Finanzen  nnd  des  Handels  zu  • 
verüfientlichen. 
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1907. 

Übersetit  tod 

fl.  yrffcMm,  Berlin,  und  Br.  Friti  H^rAea,  Advokaten,  BrttsBel. 

a)  Gesetzgebung. 

Die  Sitcong  der  Kammer  hat  am  22.  April  begonnen  und  am 
folgenden  22.  Aagnst  geendet  Sie  war  die  letzte  der  25.  Legis- 
latarperiode.  Beim  AbscIilnBs  ihrer  Arbeiten  hat  die  gesetzgebende 
Körperschaft  dem  Volke  eine  Adresse  ttberreicht,  in  der  die  ver- 
schiedenen  Akte  des  Parlaments  karz  ansammengefasst  sind. 

Gerichtsbarkeit. 

Mehrere  wichtige,  (iicscn  Zweige  der  Verwaltnng  betreffende 
Gesetze  sind  vf  iiert  nnd  veröflentliclit  worden.  Das  interessanteste 
ist  das  vom  21.  AugUKt.  In  liberalem  Sinne  ändert  es  die  Art.  H'^, 
87,  ir.O,  VA,  ir»C,  157,  ir.7,  170,  174,  18Ü,  4G7,  im,  0:]7,  <JS2, 
700,  im,  9:50,  m2,  \m  der  Zivilproz.-sn,  innnp:,  <len  Art.  H  der 
Verordnung  vom  "22.  Mai  1S|:J  nnd  das  UtsäeU  vom  26.  September 
1895  über  dio  Beratnng  der  Richter  ;ib. 

Dit^  Urheber  des  (Tt'-.<  t/es  liatten  h;in))t.'^äehlieh  die  Abkiirzuiiji' 
gewisser  Formalitäten  d--  1 'ro/essverfahrens,  die  etwas  lang  und 
krtstspielig  waren,  im  Auge.  Der  (iesetzgeber  hat  andere  Ueütiiu- 
niungeii  hinzntr»'tugt.  wie: 

1.  die  Autliebung  der  Schtildhnft  ^'i-nnstni  de.sjenigen,  der  ein 
freies,  sieherfs  und  tlii>>iLr's  \'i'rm<iut'ii  hat.  das  als  eine  ge- 
nügende Sicherheit  fiir  die  Urteils; nllstrerkutig  gelt^^n  kann, 
nnd  zn  gunsten  d»  ss<  n,  dei'  sceli-  l'-irime  Kiudir  hat; 

2.  die  Aufhebung  ilej-  .jMutin  uiiii;ituui  s(dvi  '  /iitrunsten  des 
Fremden,  der  ein  geschiilUiches  oder  induslriellej»  L  iiLeruebmeu 
in  Haiti  hat: 

3.  die  Ab.schatlnng  der  vorlUnfigen  Haft,  die  Art.  8  der  Verordnung 
von  1843  znlies; 

4.  die  Hesehränknng  dei  Haftzeit  auf  ein  ^finimuui  von  drei 
Monaten  und  ein  Ma.xiuium  von  seolis  Mi>ii;itt  n. 

Die   anderen  die  Cterichtsbui  kt  it   belreiVi  nden  (ieset/e  sind 

folgende:  dasjenige,  das  die  Art.  (UO  und  T.ll  des  llaudelsgeset/.- 

bvehes  in  bezng  anf  die  Wahl  der  Richter  des  Uandelsgerichts  ab- 
Jahrbooh  d«r  Interut  VcrelalKiuig.  a  Bd.  807 
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ändert ;  dasjenigf,  weklies  die  Gesetze  vom  5.  Aagnst  1900  und  vom 
IT).  Juli  bezüglich  der  gerichtlichen  Liquidationen  aafhebt; 

das  vom  4.  Juui,  das: 

1.  den  Staatssekretär  der  Justiz, 

2.  die  Mitglieder  der  Gerichte, 

3.  alle  ministeriellen  Beamten,  die  bei  dieser  Behörde  Dienst  tan, 

4.  die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  KSrpenehnft 

Enr  Znbuaong^  so  den  nit  Attwchlii«  der  Öffentlichkeit  etattfindenden 
SitKangen  der  OerichtahUfe  berecbtift 

AaBwirlige  Angelegenkeltes. 

Der  fiiannOeiaeli-linitaniache  Handelsvertrag  vom  81.  Jnli  1906 
ist  dnieh  den  vom  80.  Januar  1907  ereetat  vrorden.  Obgleich  der 
nene  Vertrag  vorteilhafter  als  der  vorige  ist,  so  hat  er  den  Braeng- 
niesen  Haitis  doch  nicht  die  gleichen  Vortdle  gewAhrt,  welche  sich 
aus  fthnlichen,  mit  dm  Staaten  von  Südamerika  abgeechloBsenen 
Verträgen  ergeben. 

MftttoulitSt. 

Seit  einiger  Zeit  zogen  die  Fragen  der  Nationalittt  die  Auf- 
merksamkeit der  öffentlichen  Gewalten  auf  sich.  Demzufolge  ist 
ein  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zur  Regelang 
der  Matoraiisation  der  Staatsangehörigen  beider  Länder  abg'e- 
schlössen  worden.  £iji  anderer  Vertrag  wurde  am  6.  April  190G 
mit  Grossbritannien  unterzeichnet,  um  die  Nationalität  der  britischen 
Untertanen  und  der  haitanischen  Staatsbürger  festzusetzen. 

Es  ist  nach  dem  Wortlaut  dieses  Vertrages  bestimmt  worden, 
dass  Personen  britischer  Abstaulllllln^^  die  in  Haiti  seit  dem  lukrali- 
treten  der  Verfassung  von  IHM'J  geboren  sind  und  deren  Nationalität 
durch  Art.  3,  §  0  dieser  Verfassung  gei-egelt  ist,  als  haifunisclie 
Staatsbürger  betrachtet  werden,  so  lange  sie  sich  in  der  Hepiiblik 
anflialffii.  luul  dass  Personen  liaitanischer  AbsUimmung,  die  in 
britisclieui  (i.  biet  geboren  sin<l.  als  haitanische  Untertanen  betrachtet 
werden,  während  sie  sich  in  den  britischen  Besitzungen  aufhalten 
(Art.  1  und  2). 

Demzufolge  willigt  die  britische  Regierung  darin,  den  britischen 
Untertanen  haitanischer  Abstammung,  die  sich  in  der  Rejtublik 
aufhalten,  den  diplomatischen  Schutz  nicht  zu  gewähren,  vorans- 
gesetzt,  dass  diese  Personen  als  haitanische  Staatsbürger  gemäss 
den  in  der  Bepnblik  gültigen  Gesetzen  gdtoi  (Art  3). 
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Dagpf^iii  werden  ilie  haitaniscljen  Staatsbürgfr.  di«'  in  regel- 
rechter Fnrni  in  <lcn  Verftinit''ten  Könif^reiohen,  den  Kolonien  oder 
britisclien  yesitzungen  den  ilmt  lieri-i'(  henden  Gesetzen  gemäss 
nataralisiert  worden  sind,  von  der  Republik  als  britische  Untertanen, 
und  die  britischen  I  ntertanen,  die  in  gebührender  Form  in  Haiti 
naturalisiert  worden  sind,  von  der  britischen  RegieroDg  als  hai- 
tanische  Staatsbürger  angesehen  (Art.  4  und  5). 

Daun  liat  ein  Gesetz  die  bezüglich  der  Nationalität  geltenden 
Ilauptregeln  festgelegt.  In  seinen  2')  Artikeln  bestimmt  es  die  zur 
Erwerbung  des  haitanischen  Staatsbflrgerrecbtä  notwendigen  Be> 
dingnngen  und  die  Umchen,  die  dessen  Verlnet  herbeiführen. 

ÖtenttiQhe  Arbeiten« 

Dar  Bau  von  drei  Sackbahnen  und  die  sablrdchen  VertrSge, 
die  in  der  letxten  Zeit  abgeeehloeaen  wurden,  machten  die  Not- 
wendigkeit einer  besonderen  Gesetzgebnng  auf  diesem  Gebiete  fQhlbar. 

In  diesem  Sinne  sind  votiert  worden:  die  Gesetze,  betr.  die 
Regelung  der  Verwaltung  für  die  Anlegung  von  Eisenbahnen  und 
Ober  das  Strafsystera  fflr  die  Unterdrückung  von  Vergehen  anf  den 
Eisenbahnlinien. 

EbtiHso  wie  fiir  die  Eisenbahnen  ist  am  5.  .Jnli  ein  Gesetz 
heransgekomnien.  das  künftig  den  Metrieb  des  nationalen  Telegraphen- 
netzes zu  Lande  regelt  und  Strafen  für  die  darin  aufgezählten  Ver- 
gehen schafft. 

Noch  anden-  Vertrüge  sind  abgeschlossen  wurden.  Wir  wollen 
besonders  dieienificii  erwiibnen,  die  sieh  anf  die  Errichtung  von 
landwirtschaff üdit  n  Srltnl-  ii  und  auf  Schatiung  gewisser  landwirt- 
schaftlicher Indusirieu  beziehen. 

Finanzwesen  und  Handel. 

Diireli  einen  mit  Ecuador  abgeschlossenen  Vertrag  ist  eine 
Bank  für  Landwirtschaft  und  Industrie  gegründet  worden.  Die  zur 
Einri(*)itnng  dieses  nenen  Instituts  l^ewilligte  Frist  betrSgt  sechs 
Monate. 

Die  Übertragungsgebniiren  auf  Ilandelspapiere,  Steuern,  die 
durch  das  Gesetz  vom  11.  August  li>03  auferlegt  waren,  sind  auf- 
gehoben worden,  eine  in  kanfuiännischer  Hinsicht  sehr  günstige 
Massregel.  Dagegen  ist  die  Passgebühr,  die  sich  bloss  auf  die 
Reisenden  erster  und  zweiter  Klasse  erstreckte,  anf  alle  Reisenden 
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ohne  Unterschied  der  Klasae  ausgedehnt  worden.  Diese  Steuer  wird 
nur  beim  Verlassen  eines  baUauiIaeheik  Haftus,  al»«r  nldit  beim  Ein- 
tritt in  einra  iolchen  erhoben. 

Durch  das  Cteaeti  Yom  22.  Aogwt  bat  die  gesetzgebende 
KOrpenchait  HUlUcndite  Ar  das  Finanq'ahr  1906--1907  gewthrt. 
Diese  Hflftkredite  belaofen  sich  einesteils  auf  1400018,40  DolL  in 
einheimischem  Geld  nnd  andemteils  anf  491 895,42  DoU.  amerikanisches 
Qold.  Das  Finanegeseta  hat  die  Ausgaben  raf  6885559,76  DoU. 
einheimisches  Geld  nnd  anf  2051248,56  Doli,  amerikanisches  Gold 
nnd  die  Einnahme  anf  7675482,18  DolL  einheimisches  Geld  nnd 
anf  3480251,44  Doli,  amerikanisches  Gold  tetgesetst. 

Gerichtswesen. 
1.  Gesetz  vom  19.  .Juni  1907,  das  die  Art.  610  und  611 
des  Haudelsgesetxbnches  bezüglich  der  Wahl  der  Richter 
abändert.^) 

Art.  1.  Die  Art.  610  nnd  611  des  Uandelsgesetzbaches  werden 
in  folgender  Weise  abgeämlrrt: 

..Art.  610.  Die  Mitglieder  des  Handelsgerichts  werden  von 
den  haitauischeu  Bürgern  gewählt,  welche  dem  Kanfnianris.stande 
angehören  nnd  die  Bankier-,  Kommissionär-,  Importeur-  oder 
Exportr'urstt'iicr  bezahlen. 

Die  Zahl  der  Wähler  darf  nicht  weniger  als  füntzebn 
betragen. 

Die  Liste  dieser  Kanfleute  nniss  am  Ende  jedes  Jahres  von 
df-ni  Gemeinderat  aufgestellt  werden,  so  dasö  in  den  ersten  vierzehn 
Tagen  des  folgenden  Jahres  die  W^ahl  stattfinden  kann. 

Art.  611.  Zum  Richter  am  Handelägericht  kann  nur  ge- 
wählt werden: 

1.  ein  haitanischer  Staatsbürger  in  Haiti,  der  die  bUrgerliehen 
nnd  politisehen  Rechte  eines  solchen  geniesst; 

M  Richter  dets  H:ui<lr!sgoriclits  wurden  biBhor  unter  dfii  Kauf- 
leutcu,  die  die  Gewerbesteuer  der  drei  engten  KlaRse«  bezahlten,  gewulilt. 
Jeder  die  Gewerbesteuer  zaiileude  Kaufmauu  konnte  zum  Richter  oder 
Hilfsrichter  ernannt  werdoD,  wenn  er  des  85.  Jshr  Tollendet  hatte,  und 
der  Präsident  konnte  nsoh  der  ersten  Wahl  nvr  unter  den  diemaligen 
Richtern  gewühlt  werdfti 

Das  neue  Qesetz  hat  nun  diese  Art  des  Verfahrens  ein  wenig 
abgeändert. 
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2.  im  Alter  von  mindeBtens  25  Jahren  steht  oder 

3.  ein  mit  einem  GrlAnbaisBcbein  versehener  Bankier,  Importenr 
oder  Exporteur  ist; 

4.  anegeaehloBien  iet,  wer  mit  einer  Ehren-,  Leibes»  oder 
Itorrektionellen  Strafe  wegen  einer  Handlung,  die  das  (Peseta 
als  Verbrechen  erklärt,  oder  wegen  Diebstahl,  Betrag, 
Schmuggel  und  Vertranenamissbraneh  belegt  ist; 

5.  ebenso  derjenige,  dessen  Verm6gen  von  Gerichts  wegen 
liquidiert  wird. 

Nacli  der  ersten  Wahl  kann  der  Alterfipräsident  nnr  anter 
drn  frülieren  Kichtem  gPwShlt  werden,  die  HandelKricht+r  können 
ihre  Tfitigkeit  bis  znr  Einfilhruiig  ihrer  Naehfolger  fortsetzen." 
Art.  2.   Das  vorliegende  Gesetz  hebt  alle  ihm  widersprechenden 
Gesetze  oder  (gesetzlichen  VerfOpnngen  auf.    Die  Austtihrang  ist 
der  Aufsicht  des  Staatssekretärs  der  Justiz  unterstellt. 

2.  Oesetz  vom  80.  Juli  1907,  das  dasjenige  vom  5.  An* 
gust  1900,  sowie  das  vom  16.  Jnll  1896  Uber  die  gericht- 
liche Liquidation  aufhebt^) 

Art  1.  Das  Oesetz  vom  5.  August  1900,  sowie  das  vom 
16.  Juli  1896  Uber  die  gerichtliche  Liquidation  Ist  und  bleibt  auf- 
gehoben. 

Art  2.  Ein  anter  der  Wirkung  des  Oesetzes  vom  5.  August 
1900  schon  begonnenes  Liquidationsverfahren  soll  kraft  dieses  Ge- 
setzes bis  zn  seiner  Beendig:ang  weitergeführt  werden. 

Artk  3.  Das  vorliegende  Gesetz  hebt  alle  ihm  widersprechenden 
Gesetze  anf.  Seine  Aasführung  ist  der  Au&icht  des  Staatssekretärs 
der  Jostlz  unterstellt 

8.  Oesetz,  das  die  Art  83,  87,  150,  151,  156,  157, 
167,  170,  174,  189,  467,  682,  700,  929,  930,  932,  958, 

')  Da  das  Inkrafttreten  des  Go«etzc8  vom  IB.  Juli  189H  über  die 
geriehtlichea  Liquidationen  mit  einer  auHBer^t  Htarken  Handele-  und 
Wlrtschafldoritis  sittanmentraf,  haben  die  Gegner  der  gerichtliehen 
Liquidation  nicht  verfehlt,  mit  Recht  sn  bemerken,  dasR  es  dazu 

beigetragen  habe,  da.s  Übel  zu  Terschlimmem  anstatt  es  zu  ▼erbessern. 
Das  OcHctz  vom  16.  Juli  wurde  also  in  einem  den  Giäubiirern  Kflnstigen 
Sinne  abgeändert.  Aber  dies^e  Änderung  befriedi^^te  die  üflcutlicbe  Mei- 
nnng  und  die  Beteiligten  nicht.  Du  Abiader uugsgeseti  vom  6.  Angast 
1900  ist  daher  soeben  wieder  aafgehoben  worden. 
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686  nnd  637  der  ZiTÜproEeBsordnnng  abftndert  —  Art  8 
der  Verordnung  vom  22.  Mai  1843  ond  Gesetz  Tom  26.  Sep* 
tember  1895.*) 

Art  1.  Die  Art  88,  87,  150,  151,  156,  157,  167,  170,  174, 
189,  467,  682,  700,  929,  930,  932  nnd  958  der  ZiTilproseflaordnnng 
werden  folgendemunen  abgeindert: 

nArt  83.    Die  Vorladnngefrist  betrflgt  aeehsig  Tolle 
Ar  alle  diejenigen,  die  anf  den  Antillen  oder  auf  dem  amerikaniacben 
Konttnentf  nnd  nennzlg  Tage  Ar  di^nigen,  die  jeaaeitt  dee  einen 
oder  des  anderen  Oseans  wohnen. 

Art  87.  Binnen  einer  Wocbe  nach  dem  Tage  der  BesteUnng 
eines  Rechtsanwaltes  oder  —  wenn  eine  solche  nicht  stattfindet  — 
binnen  der  Vorladungsfrist  mnss  der  Beklagte  dem  KUger  seine 
von  dem  Beehtsanwalt  oder  ihm  selbst  nnteneicbnete  Klage- 
beantwortangssehrUt  sastellen. 

Diese  mnsB  das  Anerbieten  enthalten,  die  ^clu  iftlichen  Beweis- 
mittel anf  (i^Utliche  Weise  nnd  ge^en  einen  Empfangsschein  oder 
durch  die  GerichtJ^schreiberei  zu  ttbermitt<>lu. 

Die  Partei,  die  ihre  Beweismittel  nicht  mitteilt,  wird  zu  den 
Kosten  der  ang^eordneten  Vertagung  verurteilt.  Hat  sie  bei  einem 
neuen  Aufruf  der  Sache  ihre  Beweismittel  noch  nicht  zagestellt,  so 
ergeht  gegen  sie  VerBänninisurteil. 

Die  Kotiten  einer  nach  Ablauf  der  Frist  zugestellten  Klage- 
beantwortung werden  nur  dann  angerechnet,  wenn  die  Znstellnng 
dnrr.h  die  zur  Mitteilung  der  Akteu  erforderlichen  gesetzmässigen 
Fristen  verzögert  worden  ist. 

Handelt  es  sii  li  lüclii  um  eine  dilatorische  Einrede,  um  einen 
Antrag  auf  Vertagung  (d»'niaiulo  en  rcnvdii,  um  v'uwu  Antrag  auf 
„cautio  judicatnm  solvi"  oder  um  einen  Auti-ag  auf  Mitteilung  von 

*)  Au8  den  Motiven  des  OcRctzes  geht  hervor,  dsit  es  ursprüngHch 

darauf  hinzicltf,  den  Gang  des  gerirlitlirh*-ii  Verfahrens  zu  vereinfachen  und 
zu  hesciileuuigen  und  die  Kosten  desselhcn  zu  verringern.  Aber  der 
Gesetzgeber  hat  es  um  Verfügungen  bereichert,  die  für  die  fremden  Kauf- 
lente  nad  die  gutgl&nbi^n  Seboldner  gfinstig  sind. 

So  wird  vor  allem  die  „cautio  judicatum  solvi"  zugunsten  dieser 
KlaBse  von  Fremden  aufgehoben,  cbeuBo  wie  die  Schnldhaft  zußiinsten 
derjenigen,  die  ein  freiem  und  flii<Hifrr«;  Vermilgen  oder  aurli  ppohs  legitime 
Kinder  haben;  die  Schuldhaft  it>t  ui)criiaupi  aui  ein  Minimum  von  3  Mo- 
naten und  anf  ein  Maximum  Ton  6  Monaten  besehrKnkt  worden. 
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vergeblich  dnrch  Sommation  eingeforderte  Akten,  m  moM  der  Be- 
klagte in  ein  ond  deradben  Urkunde  alle  aeine  Verteidigangnnittel, 
welcher  Art  sie  anch  seien,  anftthren,  widrigenfaUa  das  Gericht, 

wenn  ee  die  Einrede  und  etwa  gestellte  Anträge  anf  Abweisung  der 
Klage  zurückweist,  durch  dasselbe  Urteil  endp^Htijr  enti<cheidet. 

Dies  Urteil  kann  nicht  auf  dem  Wege  der  Einsprucherliebnng 
angefochten  werden.  Die  Ik'stimmnngen  des  vorliegenden  Artikeln 
gelten  für  die  samniarischen  ProzesKe,  das  Verfahren  in  Handels- 
sachen und  die  Angeleg^enheiten  mit  kurzer  Frist;  die  Proaeaaparteien 
aind  gezwungen,  ihre  Gründe  vorzubringen. 

Art.  150.  Ist  ein  Rechtsanwalt  in  dem  Proaess  tiitig,  so 
kann  die  Zwang?) Vollstreckung  ans  dem  Urteil  bei  Gefahr  der  Not- 
wendigkeit nicht  eher  ausgeführt  werden,  als  bis  das  Urteil  dem 
Rechtsanwalt  zugestellt  wonli  ti  ist. 

Die  eine  Verurteiluiif^  iiussprochendcii  vurläufijjen  <»(l('r  crid- 
gültigen  Urteile  müssen  überdies  vor  ihrer  Zwangsvüllstret  kmt<i;-  dt  r 
Partei  persünlichnderan  ihren  tulsächliclien  Wohnsitz  zugestellt  \\ej  (ien. 

In  der  Zustellung  an  die  Partei  mnss  die  Zustellung  an  den 
Rechti^anwalt  erwiilint  werden.  Wenn  der  Kechtsanwalt  verstorben 
ist  oder  aufgehört  hat,  zu  praktizieren,  so  lrellüt^l  die  Zustellung 
an  die  Partei;  aber  es  niuss  des  Ablebens  (»der  der  Einsteliong  der 
Tätigkeit  des  Rechtsanwalts  P'rwaiiiiuiig  ^'esehehen. 

Art.  l')l.  Handelt  es  sich  indessen  um  Fortsetzung  der 
Instanz  nach  Verwerfung  einer  Einrede,  so  wird  auf  Grund  einer 
einfachen  Vorladung  zum  Termin  ohne  vorherige  Zustellung  des 
Urteile  verfthreo. 

Art.  156.  Ist  die  Klage  gegen  zwei  oder  mdirwe  Peraonen 
gerichtet  und  bleibt  die  eine  ans  und  die  andere  erscheint,  ao  erlSsst 
daa  Gerieht  gegen  die  Nichterachienenen  das  Veraäinnniaiirteil,  ordnet 
ihre  nochmalige  Vorladung  dnrch  den  Geriehta?oll2ieher  binnen  einer 
dnrch  daa  Urteil  bestimmten  Friat  an  und  vertagt  den  AoMprach  dea 
Endnrteila. 

Daa  Veraftamnianrteil,  welchea  dem  Antrag  stattgibt,  wird 
weder  anagefertigt  noch  sngeatellt;  ea  wird  nur  in  der  Urfcvnde  über 
die  nochmalige  Vorladung  erwähnt. 

Nach  Ablauf  der  neuen  Vorladungafriat  wird  auf  Grand  einer 
einfhchen  Vorladung  dnrch  ein  und  daaselbe  mit  Einspruch  nicht 
anfechtbare  Urteil  erkannt. 
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Waren  hinnen  einer  durch  das  rrteil  festgesetzten  Frist  die 
nicht  vor  Gericht  Erschienenen  nicht  wieder  vorgeladen,  so  kann 
jeder  der  Erscliienenen  den  Gerichtstermin  durch  einfachen  Akt  be- 
treiben und  von  den  in  Art.  157  bewilligten  Vorteilen  Gebraocli 
machen. 

Art.  ir>7.  Wenn  der  Ht-klapte  erscliit  iirii  ist.  *!o  kann  er  die 
(Terichtssitzuns  durch  cintachen  Akt  wahnit  Innen  und  frepf'n  den 
nicht  erscht'inendtMi  Kläger  wepn  Niehtcrscheinens  im  ^^'efr••  de« 
Versäumiiisurteils  einfach  vollkommene  Abweibung  beantragen  oder 
nachsuclioii,  dass  das  (iericht  nach  Prüfling  der  in  der  .Sitzung 
voif^ebi  achten  oder  schon  zugestellten  Verteidignngsgründe,  je  nach- 
dem die  Sache  eine  summariBche  oder  gewöhnliche  ist,  das  KutL- 
urteil  fülle. 

Die  Verfiäuninisnrt**ile,  die  auf  die  Klage  nach  Prtifung  der 
Antrüge  (conclnsions)  ergehen,  sind  allein  dnrch  Einspruch  anfechtbar, 
die  anderen  vemichteii  die  Vorladung. 

Der  Kläger  luum  die  Klage  nur  erneuern  oder  Einapraoh 
einlegen,  wenn  er  sich  in  dem  Klageakt  aelbat  erUetet»  die  Kosten 
der  Ausgaben  des  VerBännmisnrtells  zn  bezahlen,  andem&llB  wird 
die  Sache  nleht  aufgerufen. 

Art  167.  In  allen  anderen  Sachen  als  in  Handelssachen  ist 
der  ausländische  Hanptkläger  oder  Intervenient  verpflichtet,  wenn 
der  haitanische  Beklagte  es  vor  allen  anderen  Beweisen  fordert, 
Kaution  für  die  Bezahlung  der  Kosten  und  des  Schadenersatzes,  zu 
denen  er  verurteilt  werden  konnte,  zu  leisten,  falls  er  sich  nicht 
als  Eigentümer  eines  industriellen  oder  geschäftlichen  Unternehmens 
in  Haiti  legitimiert  oder  anf  der  Gerichtsschreiberei  authentische 
Titel  anf  freie,  sichere  und  flfissige,  in  Haiti  zahlbare  Forderungen 
in  einem  Gesamtwert,  der  für  genügend  gehalten  wird,  um  die  Zahlung 
zu  siehem,  Unterlegt 

Art.  170.  Diesem  Antrag  mnss  vor  allen  anderen  Gründen, 
als  den  in  dem  obigra  Art  167  zugelassenen,  Oenflge  geschehen. 

Art  174.  Jede  mchtigkelt  der  gerichtlichen  Beschwerde  des 
Verfahrens  wird  gedeckt,  wenn  sie  vor  allen  anderen  Grfinden,  als 
den  durch  die  Artikel  167  und  169  gewährten  Einreden  vorge- 
bracht wird. 

Art.  180.  Die  Parteien,  welche  Einsicht  in  die  gegen  sie  an- 
gerufenen Urkunden  verlangen,  sind  verpflichtet,  dies  durch  einfiMhen 
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Akt  innerhalb  der  fünf  Tagß,  in  denen  diese  Akte  gebraucht  oder 
zugestellt  werden,  sn  tnn;  andemfoUs  sind  sie  nicht  weiter  berechtigt, 
es  n  ton,  nnd  das  Verflüuren  geht  einflioh  weiter. 

Wird  indessen  ein  Akt^tflck  mm  ersten  Male  Im  Termin 
angerufen,  so  kSnnen  sie  wttlirend  der  Sitsnng  Einsicht  in  dasselbe 
nehmen  nnd  verlangen,  dass  die  mttndliche  Verhandlung  bis  aar 
nächsten  Ctorichtssitanng  vorschoben  werde.  ' 

Art  467.  In  aUen  Sachen  sind  sowohl  die  klägerische  als  die 
beklagte  Partei  verpflichtet,  innerhalb  dreier  Tage  nach  FSIlnng 
des  Urteils  bei  Verlust  ihrer  diesbesftglichen  Anrechte  dem  Gerichts- 
schreiber dne  Uqoidation  ihrer  Ausgaben  nnd  Eostoi  nuEnstelleD, 
die  von  ihnen  oder  ihren  Becbtsanwftlten  berechnet,  bescheinigt  nnd 
nnterseiehnet  nnd  von  dem  Alterspiisident  des  Gerichts  oder  von 
seinem  Stellvertreter  liquidiert  wird. 

In  der  Urteilsurknnde  wird  der  Rechnung  Erwähnung  getan. 

Der  Einsprach  gegen  die  Gebflhrenrechnnng  hat  binnen  drei 
Tagen,  naclidem  die  Kostenrechnung  der  gegnerischen  Partd  oder 
am  ElektionsdomiaO  zugestellt  ist,  bei  Verlust  jedes  Anrechts,  an 
geschehen. 

Art  682.  Bin  haitanischer  oder  anslSndischer  Schuldner  darf 
auch  nicht  verhaftet  werden  oder  den  Gegenstand  dnes  Haftantragea 
bOdea: 

1.  wenn  er,  als  Zeuge  geladen,  einen  von  dem  BIchter  oder  dem 
G^ehtshof,  vor  dem  er  erscheinen  muss,  ausgestellten  Geleits- 
brief bei  sich  hat  Dieser  Geleitsbrief  muss  indessen  bei  Un> 
gllltigkeitsstrafe  die  Bestimmung  der  Dauer  seiner  Wirkungs- 
kraft enthalten,  wobei  die  aur  Hin-  nnd  Rückreise  notwendige 
Zeit  in  Betracht  gezogen  wird; 

2.  wenn  er  beweisen  kann,  dass  er  körperliches  oder  unkSrperliches, 
freies,  idch«res  und  flSssiges  Vermögen  in  Haiti  besitat,  welches 
eine  genflgende  Sicherheit  für  die  gegen  ihn  ausgesprochenen 
Verurteilungen  bildet. 

Art  700.  Der  gesetzmSssig  verhaftete  Schuldner  kann  seine 
Freilassung  erlangen: 
1.  auf  Grund  der  Zustimmung  des  Gläubigers,  der  ihn  hat  verhaften 
lassen,  oder  gegebenenfells  mit  der  Zustimmung  deq'enigen, 
der  seine  Inhaftnahme  beantragt  hat; 
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2.  durch  die  Bezahlung  odor  Hinterlegung  der  sowohl  dem  Gläubiger, 
der  ihn  hat  verhaften  lasaeo,  als  demjenigen,  der  seine  Verliaf- 
tnng  beantragt  bat,  sukommeDdw  BetrBge  an  Kapital,  Zinsen 
nnd  KoBten; 

3.  dnrdi  Abtrelnng  selneB  ganzen  VennSgens,  wenn  er  ein  Hai- 
taner  iat; 

4.  dnrch  die  Erbrii()[^ng  des  Beweises,  daas  er  —  aber  nor  dann, 
wenn  er  ein  Haltaner  oder  Analänder  ist  —  in  HaiU  kOrper- 
liehee  oder  unkOrperlichee,  fireies,  stcheree  und  flOasigeB  VermSgen 

-  besitat,  dae  als  genHgend  zur  Bezahlnng  der  Betrilge,  derent- 
wegen' er  verhaftet  worden  oder  seine  Verhaftung  beantragt 
wurde,  gelten  dürfte,  in  welchem  Falle  das  besagte  Vermögen 
ausdrücklich  zur  Tilgung  der  Ursachen  der  Inbaftnahme  oder 
des  diesbezflgliclten  Antrages  bestimmt  bleibt; 

5.  endlich,  wenn  er  sein  sechzigstes  Jahr  begonnen  hat,  votans- 
gesetat,  dass  er  nicht  des  Stellionats  besichtigt  ist 

Art  929.  Binnen  einer  Woche  naeh  der  BemAugserUinuig 
mit  Hin»ifBgang  von  einem  Tag  aaf  ftnf  Meilen  SntfBrnnng,  wenn 
die  Zustellung  am  Wohnort  stattfindet,  mnss  der  Kläger  dem  Be- 
klagten eine  seine  Rechtsmittel  enthaltende  Urkunde  zustellen,  mit 
Wahl  des  Wohnsitzes  in  Fort-au-Prince,  wenn  er  dort  nicht  wohnt,  und 
Aufforderung  an  den  besagten  Beklagten,  der  Kanzlei  des  Kassations- 
gericbts  seine  Verteidigungsschrift  anzustellen,  binnen  dreissig  Tagen, 
wenn  er  in  Haiti  wohnt,  binnen  sechzig  Tagen,  wenn  er  auf  den 
Antillen  oder  dem  amerikanischen  Kontinent  wohnt,  binnen  neunzig 
Tagen,  wenn  er  jenseits  des  einen  oder  des  anderen  Ozeans  wohnt, 
und  zwar  bei  Nichtigkeit  der  Berufung,  ausgenommen  des  im  zweiten 
Absätze  des  Art.  922  vorgesehenen  Regresses. 

Art.  930.  Binnen  fünfundzwanzig  Tagen  nach  der  Zustellung 
seiner  Rechtsmittel  mit  Hinzufügung  eines  Tages  auf  fünf  Meilen 
Entfernung  zwischen  dem  Ort  dieser  Zustellung  und  dem  Sitze  des 
Kassationshofes  ninss  der  Kläger  bei  Niditi^rki  itsstrafe  sirh  in  der 
Kanzlei  des  Kassationshofes  eintragen  und  dort  hinterlegen: 

1.  eine  Busse  von  fUaf  Gonrdes; 

2.  die  gebtihrend  zugestellte  Urknade,  welche  die  Angabe  seiner 
Rechtsmittel  enthält; 

8.  dne  Ausfertigung  der  BemfangserlUftning; 
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4.  eine  zugestellte  Ansfertigang  oder  zugestellte  Abschrift  des 
VMrkflndeten  UrteUa; 

5.  die  Beweisstttcke. 

Der  beigebrachten  Urltanden  wird  am  ScUass  oder  am  Rande 
dee  UinterlegnngBalttes  £rwfthnnng  getan. 

Art  932.  ^niran  dar  Woche  nach  Ablauf  der  ihm  sa  ge- 
wfthrenden  Frist  —  mit  Hinznfilgnng  eines  Tages  anf  fSnf  Meilen 
Entfemnng,  wenn  die  Zostellnng  am  Wohnort  stattfindet  —  mnss 
der  Beldagte  seine  Klagebeantwortnng  dem  Klftger  entweder  persön- 
lich oder  an  dessen  tatsftehlichem  oder  anch  gewähltem  Wobnsits 
anstellen  lassen  nnd  seine  Akten  bei  der  Gerichtssehreibwei  hinter- 
legen, wenn  er  es  nicht  schon  getan  hat 

Diese  Frist  sieht  gegebenenfUls  Ar  den  Beklagten  Verlast 
aller  seiner  Ansprflche  nach  sich,  ansgenommen  des  im  .zweiten 
Absata  des  Art  922  vorgesehenen  Regresses. 

Art  958.  Keine  Znstellnng  oder  Vollstreckung  darf  vor 
Sonnenan^Sang  oder  nach  Sonnenuntergang  bewerkstelligt  werden, 
ebensowenig  wie  an  Sonntagen  und  an  gescftzlichMi  Feiertagen, 
ausser  kraft  einer  besonderen  Erlaubnis  des  Richters  in  Fällen,  wo 
Gefiihr  im  Verauge  ist 

Die  geeetsmässige  Frist  wird  um  einen  Tag  erhöht,  wenn  sie 
mit  einem  Sonntag  od«r  gesetslichen  Feiertag  ausammenfUlt** 

Art.  2.  Alle  Bestimmangen  de.s  Art  8  des  Dekrets  vom 
22!  Hai  1843  Aber  die  Reform  des  Zivilrechts  nnd  des  Kriminal- 
reehta sind  aushoben  und  werden  dnrch  die  hier  nachfolgenden 
Art  8  nnd  4  ersetzt. 

Art.  3.  Jede  Venirteilnng  eiius  AuslJinders  zugunsten  eine» 
Uaitaners  soll  die  8chuldliaft  auf  mindcsteuK  drei  Monate  oder 
höchstens  sechs  Monate  verhiingen. 

Art.  4.  Jedoch  kann,  ausser  im  Falle  <ler  Vt'rurteilnng  wt'gfu 
Sfellionat,  \'«'rbri'clieii,  Vt  igcheu  mlt-r  1 'bertretuii;:«  11,  die  8chiild- 
haft  über  einen  Haitaner  oder  einen  Fremden  nur  virliängt  werden, 
wenn  das  in  Frage  kommende  Streitobjekt  den  Betrag  von  hundert 
Qonrdes  nicht  erreicht. 

Sie  kann  auch  nicht  gegen  einen  Haitaner  oder  einen  Freuidt  n, 
der  sechzig  Jahre  alt  ist,  noch  gegen  einen  Fremden  oder  einen 
Bbitaner,  welcher  sechs  legitime  Kinder  hat,  auBgesprochen  werden. 
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An.  5.  Das  OeMts  Yom  26.  September  1895  Uber  die  Dauer 
d«r  richterlichen  Beratang  findet  Icllnittg  andi  auf  die  Beratungen 
des  Eaasationshofes  Anwendong:. 

Die  dnrch  den  mtea  Abeatc  Ton  Art.  1  und  durch  Art  2 
des  besagten  Gesetaes  beatinunten  Fristen  werden  indesseni  was 
dieses  Gerieht  betrifft,  anf  acht  für  die  Zivil-  oder  Handds- 
saclien  nnd  anf  drei  Tage  Ar  alle  andwen  Sachen  herabgesetat 

Art  6.  Der  Art  des  besagten  Oesetaes  vom  26.  September 
1895  findet  anf  alle  Berieht  erstattenden  Bichter  des  Kassationshofes 
Anwendung,  die  mit  der  Ansffihrang  des  Art  988  der  ZivOpromes- 
ordnnng'  nnd  des  Art  24  des  Gesetaes  yom  28.  Desember  1867  fiber 
die  Organisation  nnd  die  Befognisse  dieses  Gerichts  im  Verzage  dnd. 

Art  7.  Am  Ende  jeder  Woche  hat  der  Gerichtssdireiber 
des  Knssation^ihofos;  dem  Regiemngs-Kommissar  bei  dem  besagten 
Gericht  eine  der  in  den  Art.  25  nnd  26  des  besagten  Gesetaes  vom 
2;^.  Dezember  1867  erwähnten  Abschrift  der  VerteilnngsUste  an 
Überreichen,  die  dem  Justizminister  vorznlegen  ist 

Art.  8.  Die  Art.  636  nnd  637  des  Gesetzes  vom  26.  Juli  1808, 
welche  Abänderungen  der  Titel  XI  und  XII  der  Zivilproaessordnong 
enthalten,  sind  folgendermassen  abgeändert  worden: 

,.Art.  636.  Die  formellen  und  sachlichen  Nichtigkeitsgründf. 
welche  gegen  das  der  \'t  rüftentlichung  der  Submissionsbedingungen 
voranfgehende  Verfalnvn  p:e]tend  gemacht  werden  sollen,  müssen 
bei  Verlust  ihrer  liei iicksiclitigung  wenigstens  drei  Tage  vor 
dem  für  diese  Verüä'eutlichung  bestimmten  Termin  zugestellt 
werden. 

In  diesem  Termin  hat  das  Gericht  nach  X'erlesuug  der  8ub-  . 
missionsbi'dingungen  die  von  den  I'arteien  vorgebrachten  Nichtig- 
keitsgründe anzuhören. 

Werden  diene  Gründe  angeuomuien,  so  wird  das  l'rozess- 
verfahren  von  den  letzten  rechtsgültigen  Akten  au  wieder  auf- 
genommen nnd  die  snr  ErfttUnng  der  folgenden  Handlangen  be- 
stimmten werden  als  am  Tage  des  Urteils  odtae  der  Bekars- 
entscheidung,  die  endgültig  die  Nichtigkeit  ausgesprochen  haben, 
beginnend  gerechnet 

Werden  die  Grfinde  verworfen,  so  gibt  das  Urteil  die 
VerOffentlichnng  der  Snbmissionsbedingmigeii,  bestimmt  fiber  die 
im  AnschluBs  an  diese  Bestimmungen  eingeffigten  Bemerkungen 
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und  setzt  die  Datea  und  Standen  der  Submisgionsannaluue  gemäss 
Art  604  fest. 

Art.  6.57.  IMc  Nichti^'k<'itsi,Miin<le.  die  gegen  das  nach 
Verüffentlichuug  der  Subiiiissiimsvorsclilaiu-»'  erfolg^te  W-rfahrcn  er- 
hoben werden,  müssen  bei  Vtrlnst  aller  Ansprüche  mindestens 
fflnf  Tage  vor  dem  für  die  Snbuiissiun  bfc.siinjmte»  Termin  zugestellt 
werden.  In  diesem  Termin  vertagt  das  Gericht  nach  der  Entgegen- 
■ahme  der  Angebote  den  Anspruch  des  Zuschlags,  indem  es 
znvSrderst  die  von  den  Parteien  vorgebraditen  Michtigkeitsgriinde 
•nliOrt 

Nimmt  du  Gericht  diese  Orflnde  alsdann  an,  so  annulliert 
es  sowohl  das  VerfUiren,  das  nach  dem  VerOffentUehungsurteil 
erfolgt  ist|  wie  die  gemachten  Angebote,  ermächtigt  die  Inter» 
essenten,  das  Verihhren  vom  Tage  des  besagten  Urteils  an  wieder 
anfisnnehmen  und  bestimmt  einen  neuen  Termfai  für  die  Erteilung 
des  Zuschlages  durch  dasselbe  Urteil  augunsten  des  Letatbietenden." 

Art.  9.  Die  Vollstreckung  des  ▼erliegenden  Gesetaes  ist  der 
Aaliiicht  des  Staatssekretftrs  der  Justla  unterstellt 

Auswärtige  Ang'clegenheiten. 
1.  Französisch-haitanischer  Vertrag  vom  30.  Januar 
1907») 

Art.  1.  Die  aus  der  Republik  Haiti  stammenden  Waren  und 
Erzeng-nisse,  die  in  der  dem  jetzif^en  Vertrag  beigefüg-ten  T/iste  A 
aafgeziihlt  sind,  niiid  Ijei  ihier  Kinführnng  in  Frankreidi  und  Algerien 
dem  niedri«?sten  Zolltarife  unterworfen,  der  auf  gleicliartige  Waren 
und  i'rodukte  jeder  andern  fremden  Herkunft  Anwendung  findet. 

Art.  2.  Die  aus  Frankreich  und  Algerien  stammenden  natilr- 
lichen  und  künstlichen  Produkte,  die  in  der  dem  jetzigen  Vertrag 
beigefügten  Liste  H  aufpzäblt  siml.  eeniessen  bei  ihrer  Einfuhr 
in  die  Republik   Haiti  eine  Krnia>^i<;tiii::  \  ii  "/o         •1'*^  ^»6- 

■amtsnmme  der  Werft-,  Wäge-,  amtliclien  beglaubignngs-  nnd  der 

*)  Obgleich  der  neue  mit  Frsnkrrieh  abgeflchloiseno  HandeltTertrag 
▼ortoiltasfter  als  der  frOhere  ist,  gewfihrt  er  nicht  dicBelben  ZngeatSnd- 

niHse,  die  den  Staaten  vüu  Amerika,  beKoiiderH  .San-Salvador,  Brasilien  und 

der  Bepublik  St.  rtuniiiijTi»  bpwilliirt  wunieii  nind. 

Aber  Irutzdcm  bcdeuteu  die  g^ewoiiiieueu  Zugeständuitibe  einen  ba- 
deuteodeu  Vorteil  fflr  die  baitauiscbe  Regierung. 
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ZoMhlagsgebflhi«!!  von  50  ^Iq  und  33^«  ^/o»  die  io  den  haltaniaehen 
Hioimaltarift  ao  wie  dieser  dureli  dae  Oeeets  vom  6.  September  1906 
ÜntgeMtKt  worden  ist,  vera^chnet  sind. 

Art.  3.  Die  in  StUckfSsseru  eingeführten  französischen  Weine 
haben  ein  Fflnftel  des  jetzigen  Zolls  za  zahlen. 

Art.  4.  Champagner  und  moussierende  Weine  haben  das 
Drittel  des  jetzigen  Zolls  zu  zahlen. 

Art.  1  a.  Um  der  in  den  Art.  1,  2,  3  ausgemachte n  Vor/Jiir^- 
bt'diiijrmit^fn  tf'Ühaftii;'  zu  werden,  nifisHen  die  W^aren.  Er/.eu^nisM- 
und  HaiiiU'lsartikel  der  beiden  Länder  von  einem  Ursprungszeugnis 
begleitet  sein. 

Die  rrs[trungszeugnisse  weiilt  ii  in  Haiti  nnd  in  Frankreich  von 
den  zuständigen  BcliHrden  ausgestellt  nnd  kostenlos  von  d»'n  liaita- 
nischen  nnd  fraiizusis(  heu  Konsuln  des  Verladuugshafeiis  b*  glanbigt. 

Die  ürsjirungszeugiii^sp  wenlen  ausgestellt  entweder  auf  Grand 
einer  von  dem  Produzenten  oAvi  F  abrikanten  der  Erzeugnisse  oder  von 
seinem  HevoUniächtigton  vorgt'h'gten  Erklärung,  welche  tlaliin  geht, 
da.ss  die  Handelsartikel  Erzeugnisse  seiner  Fabrik  oder  seiner  Industrie 
sind,  odei'  auf  die  Erklärung  eines  (Tewerbestener  zahlenden  Kaufmanns, 
welelier  dazu  beglaubigte,  auf  die  Ware  be/üglirhe  Keehnungen  vor- 
zulegen hat.  Die  Ursprungszeugniss«-  müssen  ans.ser  der  Zahl,  der 
Fabrikzeiclieu,  Nummern,  dem  Bruttogewicht  und  Inhalt  der  Waren- 
sendungen den  Nauieii,  den  Wohnort  nnd  Anfenthalti^ort  des  Produ- 
zenten oder  Fabrikant4>n,  wenn  dieser  es  ausdrücklich  verlangt  liat. 
erwähnen ;  wenn  die  Ur-sprungszevignisse  auf  Verlangen  eines  Bevoll- 
mächtigten ausgestellt  sind,  so  sind  denselben  auf  diesen  bezfigliche 
Angaben  hinnmufttgen;  sind  sie  anf  Verlangen  eines  Gewerbestener 
«Ahlenden  Kanfinanns  ausgefertigt,  so  mttasen  sie  die  Angabe  seines 
Namens,  seines  Wohnorts  nnd  seines  Anfenthaltsorts  enthalten. 

Die  in  Frankreich  ausgefertigten  Ursprungszengnisso  mflssen 
ausserdem  die  Bestätigung  des  Zollamtes  des  Verladungshafens  tragen, 
dass  die  Waren  weder  dnreh  Dnrshftihr  noeh  Zwischenhandel  ein- 
geftthrt  sind. 

Art.  r».  Die  Hauptgebühren  des  haitanischen  Zolltarifs  tnr 
die  in  der  Liste  B  aufgezählten  Artikel,  diejenigen,  die  fnr  franzö- 
sischen Wein  jeden  Ursprungs  gültig  sind,  nnd  das  Tonnengeld 
sollen  wShrend  der  Daner  des  vorliegenden  Vertrage»  nicht  erhöht 
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werden.  Die  vertragschliessenden  Partfiien  verpflichten  sich,  sich 
gegenseitig  jedes  Vorteils,  jeder  Zoilgebühreuermässigung  teil- 
haftig werden  zu  lassen,  die  eine  von  ihnen  einer  dritten  Macht 
aaf  die  in  deo  dem  vorliegenden  Vertrage  beigetUgten  Listen  A 
nnd  B  anfgezlhlten  Waren,  Erzeugnisse  und  HandelHurttkal  etwa 
gewfthren  tollte. 

Art.  6.  Der  vorlief^ende  Vertrag  wird  von  beiden  .Regie- 
rungen, sobald  dies  möglich  ist,  bestüligt  werden;  die  diesbezügliclien 
Bestätigungen  sollen  in  Paris  ausgetauscht  werden.  Der  Vertrag 
loll  einen  Monat  nach  dem  Tage  des  Austausches  der  Beetfitiguugen 
in  Kraft  treten  und  während  einer  Zeit  von  drei  Jahren,  von  seinem 
Inlurafttreten  ab  gereehnet,  zor  Anwendung  kommen. 

Sechs  Monate  vor  Ablauf  der  genannten  dreijährigen  EVist 
mnss  di^enige  der  beiden  vertragschliessenden  Parteien,  die  nicht 
die  Absicht  habra  sollte,  die  Wirknngen  des  jetxigen  VMtrages 
darüber  hinaus  an  verUngem,  die  andere  vertragsehllessende  Partei 
von  dieeor  Absicht  ansdrficklich  in  Kenntnis  setaen.  Findet  diese 
Notifizierung  von  keiner  der  vertragschliessenden  Parteien  in  der 
vorerwähnten  Frist  statt,  so  bleibt  der  vorli^ende  Vertrag  bis  znm 
Ablauf  einer  Frist  von  sechs  Monaten  nach  der  später  erfolgenden 
Anzeige  in  Kraft 

Urkundlich  dessen  haben  die  unterzeichneten  Bevollmächtigten 
vorlicigenden  Vertrag  aufgestellt  und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

In  zwei  Exemplaren  in  Por^au-PriBce  am  30.  Januar  1907 
ausgefwtigt 

H.  PAULfios.       Siimou.  BasAintB. 

Um  in  Zukunft  jede  falsche  Ausleeniiff  des  zweiten  Artikels 
des  in  Port-an-Prince  am  00  Januar  l'.'itT  unterzeichneten  Handels- 
vertra^jes  zu  vermeiden,  wird  hiermit  tikläit,  dass  im  Falle  von 
Änderungen  des  gegmwSrtigen  Zolltarifs  dif  Steuern  auf  die  fran- 
zösischen Waren,  die  in  der  dem  f^eiianiiti'n  Vertrai^o  beigefügten 
Liste  B  aufgezählt  sind,  in  bo/.uj^  auf  gleichartige  ausländist  he 
Waren  in  demselben  Verhältnis  von  Jij^'/a^/o  (f^i»  Drittel)  auf  den 
Gesamtbetrag  des  Verzeichnisses  herabgesetzt  werden. 

In  swd  Sxemplaren  in  Port-an-Prinoe  am  91.  Januar  1907 
ansgefbrtigt. 

H.  PAiTLfiQB.       SAinrov.  Bkzaihui. 
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Gesetzgebung. 


Uste  A. 

Folgende  ans  der  Repnblik  Haiti  stammende  Waren  unter- 
liegen bei  ihrer  Einfnhr  in  Frankreich  der  niedrigsten  Taxe. 


Artikd  des  fran- 

cn  Tarifs: 


Waren: 


138' 
Uü 

96  . 

97  . 
119 

33 

141 
148 

98 
ex.  67 
166 

63 
ei.  59 
'  126 

ei.  88 

ex.  114 
ex.  110 

ex.  I7ü 
38 
66 
21 
KX) 
ex.  26 
ex.  144 
ex.  85 
ex.  86 
ex.  84 


174 


Holz  für  KnriHttiKcliU'reizwecke. 
Holz  für  i-arbcreizwecke. 
Kaffse. 
Kakao. 

Roher  oder  zur  M.inse  umgeechmolsener  Kaottchak 

oder  (itiltiijterclia. 

Röhes  Wachs  (tierisches)  eiuscbliesslich  der  schlech- 
ten Wachsteile  und  dea  WadiaabfUla. 

Rohe  BaumweUe,  nieht  ioigekSmto  Baumwolle. 

KokoBschalen  und  leere  FlaaehenkllrbiMe. 

Schokolade. 

Uürucr  vom  Vieh,  unbearbeitet. 

DiTidivL 

8diUd|Mtt 

Schwämme,  roh. 

Apfelsinen  .  Zitronenachale  und  andere  Sachen  der* 

selben  üuttung. 
Kdmer  der  Baumwolle,  der  Ac^afrüchte,  Kerne 

und  Fleisch  der  Kokosnum. 
Gu^jaharzgummi. 

Palmen-,  Kokos*,  Toulouoonna-,  llip4-  und  Zwerg^ 

palnienOle. 
Fiicherpaliuen. 
Honig. 

Knochen  und  Hufe  vom  Vieh,  anbearbeitet. 

Ruhe  Haut«,  friNoh  oder  trocken,  ^ne  und  kleine. 

Spaniseher  Pfeffer. 

Federn  zum  Schmuck,  unbearbeitet. 

Amerikaniache  Agwt, 

Pietasien. 

Eingemachte  Anana8. 

Zitronen,  Orangen,  Früchte  des  Cedratbanraea, 
Mandarinen,  frische  Kukosnflsse,  Früchte  dea 
AvogadebinimeB,  Ananaa,  Bananen. 

Rum  und  Zuckerbranntwein. 


H.  TAULKUä. 


Sannou. 
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Liste  B. 

Folgende  französische  W  iiivn  ii uteri ipfjen  lant  dem  fran/ösisoh 


haiUnisclien  Vertrag  vom  :{o.  Januar  1907  bei  ihrer  Einfuhr  iu  die 

Kt'yiiUilik  H;iiti  »iiK 

Gegenstände: 

Anfs&ltiang: 

M'il'el    uiitl  KunHt- 

Kronleuchter,  Statuen,  Brttdf^ckcn,  MoskitniK'tze 

gegeoHtitude: 

und  Vorh;iii<,'e  jeder  Art,  Bilder,  Ti^i  luiciken, 
Zimmerteppichc,    Futitibodeuteppiche,  Mübel, 
Schiinke,  Bflffete,  Kanapees,  Stfihle  fQr  daa  Bia- 
zimmer  und  den  Salon,  Leho»tOhle,  Bettw,  Tiacheit 

♦  tartcnva-^'-n. 

Artik.-l  filrd.  Keller: 

KfirkpfrojitVn,  Flanchenkupseln,  Etikette. 

Militärische  Artikel: 

Acliselschuüre,  Webrgchäoge,  Helme,  aufgebügelte 
und  aufzubOgelnde  Httte,  Schntire,  Portepees, 
Sch&rpen,  Degen,  Epanletten,  Hntquaaten,  Litsen« 

Patronentaschen,  Tornister,  Röcke^  Dolmans,  Käp- 
|>iH,  raHsantf-n.  Fei!>  rli(ische,  P<iinp;is.  1  )cL''eni;e- 
häuge,  Pfcrdehuruischc,  Säbel,  Waüeurücke. 

SeligiOM  Gegen- 

Weihkeniel,  Kelche  and  KelchachttMeln,  Hostien- 

•tftnde: 

geflase,  Wachakersen,  RosenkrKnse,  Kreuae 

und  Kruzifixe,  HeiIiL''cnbilder.  AiidachtsbDcher, 
Kinheu-  und  l'rioterHcInnuck ,  Monstranzen, 
Churröcke,  Skapuliere,  btatueo  und  ätatuett«a, 
Kircbenbilder. 

WagBcbnIen. 

Gebäude. 

Fliesen  anm  Pflasterui  Zement^  Schiefer. 

£chtcr  und  urtp!  Iitrr 

Schmuck,  Uiäkuit«. 

ijiiitiC'    vivtrtiiJiic    UHU    viiiuiii|    /vpiciwciu,  »iv^ 

hannisbeerlikOr,  Branntwein,  Gaiquolet,  Likfire, 
Sirup  und  Alwinth,  Wein  in  Flaschen,  Wein 
im  Faws. 

Leere  Srhai'hteln  und 

BehültniHse  auti 

Pappe  oder  «oa 

Papier. 

Kersren. 

Bürstenwareu : 

Bürsten  aller  Art. 

Druckerbucbtitaben. 

Sliawla  aller  Arten. 

HafeDaeherwaren : 

Baretts»  MOtaen,  HOte. 

Jahrbfocli  der  lotenat  Veratnlxuiff.  a  Bd.  206 
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Gegenstände: 

Aufzählung: 

Schmiedewaren: 

Dentillierapparate  und  alles  dazugehörige. 

Strumpf wareo,  Wä- 

Strümpfe  und  Halbetrümpfe,  Hauben,  Unterlioann, 

ubawuwi,  H«icl< 

Hemden,  Krawatten,  Vorhemden,  HalAragen  und 

Mhutiwaren: 

Maotehetten,  Halstücher,  Handschuhe,  Flanell-, 
Woll-  und  BaumwoUnateqacken,  Haibhandachabe, 
Taschen  tflcher. 

Wichswaren. 

KonfektionawaxeD : 

Weiten,  Beinkleider,  Jacken,  ÜberrBeke,  Sakko- 

ROclce,   Qesellscbaftaanzflge,   Überzieher,  voll» 
ständige  Anzüge  für  Kinder  und  Babjs,  Kleider, 

Kleidf rrixkp,  rnt^rrikke,  Taillen. 

NaiirungHiuittel- 

Alle  Art^u  vuii  NahruugHmittelkooserven  getrock- 

warai: 

nete,  Bowie  in  Branntwein,  Sjmp,  Saft  and  Bmig 
eingemachte  Früchte. 

Schah  waren: 

Halbptiefoi,    Stiefel,    SrhnUrstiefrl,  GunimisBge, 
Leisten,  SchnOrlöcher,  Paotoffelu,  Schuhe. 

Korsetts. 

HenciMfaniiad^ 

Fedmneaser,  Scheren,  Tiachmesser,  Baaicnneseer, 

wano: 

Banmseheren. 

Lederware u  uod  ver- 

arbeitete Häute. 

MijieralwasBer. 

Snenna  ftrdlaHflr» 

■teUwig  der  Seifen, 

ParfQma  and  Fllle* 

sigkeiten. 

Fächer. 

Steingot-  und  Por- 

lellaDwaien. 

KSse. 

öle: 

Mandel',  OUvenfile. 

Zusammeiigehängte 

Bilder. 

ImBtruuente: 

Hathematiaehe,  chirnigiMbe,  Muaildnatnuaente. 

Spielnen^r» 

Lampenwan^ii : 

Lampeu,  Laternen,  Schiffslaternen.  Laiiiprn/ylinder. 

GfiniHf  und  Kriirlite: 

Mandeln,  Knoblauch,  Zwiebeln,  Kartoffeln. 

Buchiianillcr  waren, 

Geographische,    hydrographische   uaw.  Atlanten, 

Papierwaren: 

Sdinlh^,  eingeteilte  Notenbücher,  Notishfldier, 
Marine-,  geographische  Karten  oaw.«  liniierte 
Notenblitter,  Siegelwacha,  Bleistifte,  Tinten, 
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Oepenstii  iide: 


A  uf/. all  lunir: 


Wische: 


Kimwaren: 


Spiegel  wareo : 
Modewaren: 


GrabdenkmiUer, 

Optiscbe  Waren; 

Papiertapeten. 
Regenaohlrme: 

Parfümeriewaren. 
Essbare  Teigwaren. 
Kamme. 
Farben: 

Pfeifen: 

Druckerpressen. 

Apotheker-  uud  che- 
mliche  Waren. 

Pflaumen  nnd  Back- 
pflaumen. 

Eisen  uud  Kurz- 
waren; 

Sieke: 

SeiüBii: 

Sattlerwaren: 


Tintenfässer,  Bilder,  Bücher,  Brief-,  Eoozeptr, 
Notenpapier,  Papier  fOr  Qrandrirae  nnd  PlSne, 
Federn,  Federhalter.  Briefbeeehwerer,  Lineale  fttr 

Bnreans,  Schicfcrtaft  ln, 

Tauf-  uud  Kinderkkider,  Rpttlakcn,  Kra;,'^en  für 
Damen  und  Kinder,  TiHchtiicber  uud  Servietten, 
Kopfkiaeeobesflge. 

Knöpfe  aller  Art,  Qflrtel  aller  Art.  Strumpfbänder, 
jStruinpffialter,  IIoKcnträfrer.  Finirorhüte.  Nadeln 
aller  Art,  Seiden-,  Wolliifarn,  liauniwulleueii  liaro 
in  Knäuel,  SchuHterzwirn,  Schuiirbänder. 

.Spie^'el  und  Spiegelscheiben. 

tiamierte  oder  nngamlerte  HQte,  Spitcenkruiren 
oder  andere,  Spitaenzwisehensiit/e  und  i.'<  stickte 
»Streifen,  Fichus  nnd  Pelerinen,  küu.Htli.  ho  Hhinien, 
Uaarscbleifcu,  Besatz  für  Hüte  uud  Kleider, 
SchleiertOcher,  Federn  nnd  VOgel  fBr  Hflte, 
Bftoderi  Schleier. 


Lupen,  Fernrohre,  Lorfjuetten,  Lorgnons,  Brillen, 
Brillen-  uud  Augengläser. 

Regenschirme,  Herren-  uud  Damensonnenachiime, 
Stöcke. 


Trockne  oder  geriebene,  Ol-  und  Wanserfarben. 
Pfeifen,  Zigarettenhalter. 


Eiserne  Kessel  unil   Kiulienpfannen,  Drallmiiirel, 
Lüll'el  uud  Gabeln,  Emaillierte  Klempuerwaren. 
Leere  Sieke  sum  Verladen. 
Maraeiller  Seifen. 

Satteljjestelle.  FUllhaar,  Zügel,  Schabracken,  Reit- 
irerteu,  Sporeu,  Feitactieu,  Ge»cbirre,  volUtäudige 
äättel. 
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Oegenitftiide: 


AafsIhluDg: 


Tabak: 

Webereien: 


Zigaretteu,  Zigarettcopapier. 


AtjMika.  PiqnebaziiM,  Batist,  Kasehnür,  K«ne?M, 

Kasimir.  Kuppe,  Crefoune,  Diaironalc.  Futter- 
stoffe, Tiu  h,  Vidy  und  Zcphirstofl'e,  Stoffe  für 
Beinkleider.  Flanell,  Haze,  Kattun.  .Schleierleiii- 
wand,  MarioewoUstiJÖc,  MuBseliQ,  NauHuk,  PluKcii, 
Perkai,  Satin,  Satinet,  Senehe,  Seidenstoffe,  Ldn- 
wand,  Damaitlelnwand,  Samt. 


Qlaawaren: 


Flaschen,  umflochtene  Ulasflasciieiif  kleine  Flancbeu, 
tiläser,  Fensteracheibeo. 


H.  PAULfiUS. 


Samrou. 


Bkaubi. 


2.  Qeseti  filwr  die  MatloiiaUt&t        10.  Aogmai  IWn.^) 

Art.  1.  Die  Iiftitanisclie  Staataugehi^rigkeit  wird  durch  Ge- 
borty  durch  NaturaUsation  und  dorch  besondere  VergflUBtigaBg  des 
Oesetses  erworben. 

Sie  kaiui  durch  die  Akten  des  Standesamtesi  dnrch  den  Be- 
sitzstand nnd  dnrch  die  anderen  geaetsmiasigen  Beweisnittd  be- 
'wiesen  werden. 

Art.  2.  Haitaner  dnrch  Geburt  sind: 
1.  alle  Kinder  eines  haitanisehen  Vaters,  die  in  Haiti  oder  anderswo 
geboren  sind; 


•)  Die  Notwendigkeit  eines  die  NationalitStsfrage  ordnenden  Gt^- 
•etzes  machte  sich  »eit  langem  fühlbar  Ein  Entwurf  wurde  ausgearbeitet 
und  der  „Suciete  de  l^gialation"  und  dann  duu  geHetzgebendeu  Kammern 
unterbreitet.  Aber  er  blieb  unter  den  Akten  des  Abgeordnetenhauses 
awel  Jahre  lang  Tergraben.  Ein  Dekret  des  Prisidenten  der  Bepnblik 
vom  29.  April  1907  brachte  ihn  erst  wieder  aus  Lieht.  Die  Justiz- 
vcrwaituii«:,  suift  da>  [»ekret,  hat  nich  häufig  mit  Personen  zweifelhafter 
Natioiiaiilät  zu  beschäftigen,  die  alle  Bürgerrechte  ausüben,  alle  Ver- 
günstigungen, die  der  Staat  einem  Bflrger  Haitis  gewihroi  kann,  geniessen, 
und  die  sieh  dann  in  einem  gegebenen  Augenblick  als  Angehörige  einer 
fremden  Nationalität  zu  erkennen  geben.  .  .  .  Suldi  ein«  juristische 
Hatiilhabe  würde  es  ermöglicht  haben,  in  endgültiger  Weii>e  hiusichtüth 
aller  derjenigen,  die  sich  eine  Nationalität  je  nach  den  Umatäudeu 
beilegen,  Sicherheit  zu  erlangen. 
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2.  alle  aoch  in  Haiti  oder  anderswo  geborenen  Kinder  einer  hai- 
taniflchen  Mutter,  ohne  dasa  et  nSÜf  ist,  dass  sie  7on  ihrem 
Vater  anerkannt  wmrden  seien; 
8.  alle  in  Haiti  geborenen  Kinder  eines  anslftndiBchen  Vaters  oder, 
falls  sie  nicht  von  ilirem  Vater  anerlcannt  worden  sind,  einer 
aoslindischen  Hntter,  voransgesetxt^  dass  sie  afrUatniseher  Ab- 
stammung shid.  Die  so  erworbene  haitaaische  Staatsangehörige 
Iceit  kann  durch  die  spfttere  Anerkennung  des  Aremden  Vaters 
nicht  wieder  aufgehoben  werden. 
Haitaner  sind  auch  alle  dic^jenigen,  die  bis  eu  diesem  Tage  als 
solche  anerkannt  worden  sind. 

Art  3.  Alle  in  Haiti  geborenen  Kinder  unbekannte  oder 
bekannter  Eltern,  deren  Nationalität  aber  unbekannt  ist,  erwerben 
die  haltanische  Nationalitftt  kraft  ihrer  Geburtsanzeige  beim  Standes- 
beamten, wenn  es  sich  nicht  vor  ihrer  von  ihrem  Vater  und  ihrer 
Holter  oder  einem  von  beiden  anerkannten  Volljährigkeit  heraus- 
stellt, dasB  die  Eltern  einer  fremden  Nationalität  angeboren  und 
keiner  von  bcitlen  atViknni^rht  i-  Abstammung'  ist. 

Art.  4.  Alle  in  Haiti  geborenen  Kinder  fremder  Eltern,  die 
nicht  afrikanischer  Abstaniimnig-  sind,  alle  in  Haiti  p;eborenen  Kinder 
fremder  Eltern,  die  selbst  dort  geboren  und  nicht  afrikanischer  Ab- 
stammnnn:  «ind,  alle  in  Haiti  geborenen,  vom  Vater  nicht  anerkannten 
Kinder  einer  frcmdt'n  Mutter,  die  nicht  afrikanischer  .Abstammung 
ist.  rrwprben  die  liaitanisriic  Staatsangehörigkeit  durrli  t  iue  einfache 
Erklärung,  die  im  .lahn'  ihrer  Volljährijrk*  it  der  beim  Zivilgericht 
ihres  Aufenthaltsortes  fätifren  Staalsanwalisi  liaff  tretnachi  wird. 
Diese  Erklärung  hat  df  ii  ^'t•r/,icht  auf  ihre  treuide  Nationalität  und 
die  Annahme  der  liaitaiiiseiien  Nationalität  zu  enthalten. 

.\rt.  ">.  Jeder  Ausländer  kann  dur^  Ii  Naturalisation  Haitaner 
werden,  iiarhdem  er  sich  zwei  dalire  in  Ilaiii  aufgehalten  hat. 

Indessen  wird  er  erst  fünf  Jahre  nath  seiner  Naturalisation 
za  der  Ausübung  seiner  politischen  Rechte  zugelassen. 

Die.se  Verfügungen  beeinträchtigen  in  nichts  diejenigen  der 
Art.  1  und  7  des  Gesetzes  vom  10.  August  über  die  Levan tiner. 

Art.  6.  Die  im  vorigen  Artikel  vorausge.sehene  Aufenthaltsfrist 
wird  auf  ein  Jahr  herabgesetzt  zugunsten  jedes  Ausländers,  der 
eine  Haitanerin  geheiratet  und  der  dem  Staate  Haiti  wichtige 
Dienste  geleistet  hat,  hervorragende  Fiihigkeiten  besitzt,  eine  In- 
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dnstrie,  ein  Handwerk  oder  dne  nfitdiche  Erfindung  eingeführt,  ein 
indosiriellea  oder  InndwirtBehnftlidiee  üntemehmen  geachafien  hat 
Art  7.  Ein  AnfllSnder,  welcher  ein  Zivil-  oder  miUtSriflcheB 
Amt  angenommen  nnd  fünf  Jahre  lang  behalten  hat»  wwirht  da- 
doieh  die  haitanische  Staataangehfirl^eit^  wenn  er  nicht  in  einer 
der  Staatsanwaltschaft  dee  Zivilgerichts  seines  Anfenthaltaortea 
förmlich  zogestellten  Urknnde  erUfirt,  seine  NationalitSt  behalten  an 
wollen. 

Art.  8.  Über  jedes  Naturalisationsgesudi  wird  durch  einoi 
Beschlnss  des  PrSsidenten  der  Republik  bestimmt  Dieser  Beschlmn 
wird  im  iStaatsanzeiger  veröffentlicht. 

Art.  9.  Eine  Ausländerin,  die  einen  Haitaner  heiratet,  erwirbt 
dadurch  die  Staatsangehörigkeit  ihres  Gatten.  Eine  Haitanerin,  die 
einen  An slän der  heiratet,  verliert  ihre  liaitanische  Staatsangehririgkeit. 

Alt.  10.  Die  Haitanerin,  die  durch  ihre  Verehelichnng  mit 
einem  Ausländer  ihre  Nationalität  verloren  hat,  kann  dieselbe  durch 
Naturalisation  wiederlanf^en. 

Art.  11.  Im  Falle  der  .Xuflüsnng  der  zwischen  einem  Aus- 
länder nnd  einer  Haitanerin  eingegangoiitn  Ehe  braucht  diese,  um 
wieder  Haitaiuriii  zu  werden,  der  Staatsanwaltschaft  des  Zivil- 
gerichts ihres  Aufeuthaltortes  mu  liie  Erklärung  abzugeben, 
sic  auf  ihre  fremde  Nationalität  verziehtet  und  dass  sie  ihre  frühere 
haitanise.he  Staalsaiigehörigkeit  wieder  annimmt. 

Die  im  .Auslande  geborenen  minderjährigen  Kinder  behalten 
ihre  fremde  Staatsangehörigkeit  bis  zu  ilirer  Volljährigkeit  bei.  Sie 
haben  alsdann  da«  Hecht,  die  haitanischc  Staatsangehörigkeit  durch 
eine  in  derselben  Form  gemachten  Erklärung  zu  erwerben. 

Die  im  Aoslande  gebotenen  vidl^Uirigen  Kinder  kdnnen,  wenn 
sie  in  Haiti  ansässig  sind  oder  sich  dort  niederlassen,  die  baitanische 
Staatsangehdrigkeit  durch  eine  der  Staatsanwaltschaft  am  Zivilge- 
rieht  ihres  Aufenthaltsortes  gemachten  Erldirung  erwerben. 

Art  12.  Eine  mit  einem  AnsUnder  verheiratete  Haitanerin, 
die  nach  ihrer  Heirat  wieder  baitanische  Staatsangehörige  wird, 
erlangt  durch  diesen  Umstand  ihre  Mhere  Nationalität  znrllck,  und 
die  vol\]*ahrlgen  ausserhalb  Haitis  geborenen  Kinder  dieses  naturali- 
sierten Ausländers  können,  wenn  sie  es  verlangen,  die  baitanische 
Staatsangdiörigkelt  erlangen,  ohne  dass  sie  die  Bedingung  der 
Aufenthaltsfrist  zu  erftUlen  brauchen,  und  zwar  entweder  durch  den 
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dem  Vater  die  StaataangehSrigkdt  erteilenden  BescfalniB  dee  Prlai- 
denten  oder  Tendttelst  einer  von  ilinen  der  Staatsanwaltachalt  beim 
Ziyilgerieiit  ihres  Anfentlialtaortee  nach  Angabe  des  Art  4  ge- 
BuushteD  Erklärung. 

Die  im  Auslände  geborenen  minderJEhrigen  Kinder  kOnnen  im 
Jahre  ihrer  Volljährigkeit  dnrch  eine  ähnliche  Brklftmng  die  haitani- 
sehe  Staatsangehdiigkeit  erlangen. 

Art  18.  Es  geniessen  dasselbe  Recht  nnd  anter  der  gleiehen 
Bedingung  die  mindeijfthrigen  Kinder  eines  überlebenden  Vaters  oder 
einer  ttberlebenden  Mutter,  die  die  haitanische  Staatsangehörigkeit 
erworben  haben. 

Art  14.  Die  Verordnungen  des  Art  12  sind  auf  die  Frau 
niehthaitanlscher  Abstammung,  die  dnen  Austtnder  geheiratet  hat, 
der  nachher  durch  Naturalisation  die  haitanische  StaatsangehSrii^t 
erwirbt,  anwendbar. 

Art  15.  Die  Haitanerin,  deren  haitaniseher  Qatte  nach  der 
Ehesehliessnng  fremder  Staatsangehöriger  geworden  ist,  behält  ihre 
haitanische  Nationalität^  fidls  sie  nicht  persSnlich  für  ihren  Teil 
die  fremde  Staateangehörigkeit  erwirbt 

Die  vor  der  Naturalisation  geborenen  Kinder  bleiben  haitanisch. 

Art.  16.  Fttr  die  jungen  Leute>  denen  das  Geseta  ohne  die 
AnilButhaltsfristbedingung  das  Recht  verleiht,  im  Jahre  ihrer  Oross- 
jährigkeit  haitainische  StaatsangehSrige  zu  werden,  gilt  die  Tatsache 
ihres  Eintritts  in  die  haitanische  Armee  oder  der  Anteilnahme  an 

den  Rekrutierungsoperationen  und  im  allgemeinen  die  Ausübung  der 
Rechte  mi<'r  die  Erfftllung  der  Rechte  n  h  r  die  KrfHUung  der  mit 
der  haitanischen  Sfaafsangehürigkeit  vcrbniideiun  Verpflichtungen, 
ohne  dass  sie  sich  dahn  auf  ihre  Eigenschaft  als  Ausländer  vom 
Tage  der  P^rreichung  ihrer  Vol^ährigkeit  ab  berufen,  gleicli  der 
von  dem  Gesetz  vorgesehenen  Erklärung  und  entbindet  sie  von 
deren  Vornahme. 

Von  dem  Verlust  der  haitanischen  Staatsange- 
hörigkeit 

Art  17.  Die  Staatsangehörigkeit  wird  verloren: 

1.  durch  die  Naturalisation  in  einem  fremden  Lande; 

2.  durch  das  Verlassen  des  Vaterlandes  im  Augenblick  einer 
dringenden  Gefohr; 


8S00 


OMetsgebnng. 


8.  dnrcli  die  nicht  antoriKicrtc  Annahme  von  ÖffBOtUeben  Ämten 
oder  von  Penrionen,  die  ven  einer  fremden  Begiemng  ver- 
liehen sind; 

4.  dnrch  alle  den  Foindon  der  Republik  geleiBteten  Dieoete  oder 

dnrcli  mit  ihnen  abf^t  sdilossone  Verträge; 

5.  durch  die  entgültige  und  entscheidende  Verurteilung  zu  lebens- 
länglichen sowohl  entehrenden  wie  körperlichen  Strafen. 

Art.  18.  Der  Haitaner,  der  fremder  St-aatsangehöriger  ge- 
worden ist,  kann  erst  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren,  die  mit  dem 
Tage  des  NatoralisatiooB-Dekrets  oder  AlitB  beginnen,  nach  Haiti 
zurückkeliren. 

Art.  Ein  Haitaner.  der  fremder  Stiiatsaim-»'hr»riger  ge- 

worden i«t  und  nach  Haiti  zurückkehrt,  kann  wegen  eines  vor  seiner 
Naturalisation  bfiianirenen  Yerbr^rhens  odw  Vergehens  verurteilt 
werden,  sofern  keine  Veijährung  eingetreten  i.st. 

Art.  20.  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  Haitaner  oder  ein 
Fremder  eine  fremde  Nationalität  erworben  haben,  wird  ihnen  eine 
Frist  von  einem  Jahre  gewährt,  um  über  ihre  onbewegiichea  Uüler 
zu  verfügen. 

Nach  Ablauf  die.si:r  Frist  wird  auf  Hetn  ibnng  der  intere-^sierten 
Parteien  oder,  wenn  solche  nicht  vorhanden  sind,  auf  das  der  Staat.s- 
anwaltschaft  zu  der  Subhastation  der  besagten  unbeweglichen  Güter 
in  der  im  Titel  VII  der  Zivilorduung  vurgeachriebenen  Form  ge- 
schritten. 

Art  21.  Kdn  Haitaner  md  keine  Haitaaerin  k&nnen  ihre 
Staatsangehörigkeit  in  Haiti  anlgeben.  Sie  mflssen  dazu  ins  Aas- 
land gehen  nnd  dort  die  vom  OrtageaetK  nnd  von  der  Verfiusong 
HaitJs  vorgeschriebe  Anzahl  von  Jahren  ansässig  sein. 

Art.  22.  Alle  Nationalitätserklämngen  und  alle  bei  nicht 
erfolgter  Erklftmng  reehtskrSlUg  vorgenommene  Nationalitftts- 
yerftndemngen  werden  durch  den  StaatsekretSr  der  Jnstia  im  Staats- 
anzeiger veröffentlicht 

Art  23.  Ein  Natnralisationsakt,  der  einem  Haitaner  oder 
einer  Haitanerin  ansgestellt  worden  ist,  die  sich  nicht  mindestens 
fünf  Jahre  lang  im  Anslande  aufgehalten  haben,  kann  keine  gesetz- 
mftssige  Wirkung  ansfiben. 

Art.  24.  Das  vorliegende  Oesets  hebt  alle  Gesetxe  oder  ge- 
setzlichen Bestimmungen  auf.  Pie  VoHstreckung  ist  der  Anlkicht 
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der  StaatwekretSre  der  anewftrtigen  Angelegenheiten  und  der  Jaaitz, 
jedem  insoweit  aie  ihn  betrifft,  unterstellt. 

ÖllenUiohe  Arbeiten. 

1.  Verfügung  vom  12.  Jannar  11»0'J,  betreffs  Organi- 
siernng  der  Überwachang  der  Sicherheit  des  Eisenbahn- 
verkehrs von  Gonaires  nach  Hinche  einschUesslich  der 
Zweigbahn  nach  Gross-Morne. 

Art.  1.  Die  nationale  Eisenbabu-Gesellschaft  Haitis  ist  er* 
mächt i(?t.  die  Beamtenschaft  zur  besonderen  Überwachung  zn  rekru- 
tieren und  zusammenzustellen.  Diene  Beamtenschaft  besteht  aus 
Haupt-  und  fresvöhnlichen  Beamten,  deren  Anzahl  später  von  dem 
Departement  in  gebtthrendem  Übereinkommen  mit  der  Gesellschaft 
bestimmt  wird. 

Art.  2.  Nacliilem  iliese  Bfanitfu  gewählt  sind,  werden  sie 
der  Genehmigung  des  Sraatssekretara  der  ütlentlichen  Arbeiten  unter- 
stellt und  vor  rleni  Zivilgericiit  in  tionaires  vereidigt,  wobei  sie  ein 
Jieinnundhzeiigiiis  beizubringen  haben.  Sie  werden  den  Polizei- 
beamten gleichgestellt,  sind  bewatlnet,  tragen  die  Uniform  der  Gesell- 
schaft und  sind  des  Militärdienste«  enthüben,  können  jedoch  nicht 
von  der  GeHcllsi  liati  eingestellt  werden,  wenn  sie  schon  dem  aktiven 
Heere  angehören. 

Art.  3.  Sie  unterstellen  dem  Befelil  der  technischen  Direktoren 
und  Bahnliufsvorsteher  der  Gesellschaft. 

Art.  4.  Jeder  Beamte  hat  für  die  i  berwachnng  des  Bezirks 
oder  d<'s  Bahnhofs,  der  ilnn  zugeteilt  ist  und  wo  er  wohnen  niuss. 
zu  sorgen  und  darf  sich  weder  bei  Tage  nccli  bei  Nacht  ausser  mit 
besonderer  Genehmigung  der  hirt-ktion  des  Bahnhofsvorstehers  oder 
des  mit  dem  Bezirk  betrauten  technischen  Direktors  der  Gesellschaft 
davon  entfernen.  Die  besondere  Aufgabe  der  Beamten  besteht  in 
der  Sorge  flir  Anfrechterhaltnng  der  Ordnung  anf  den  Stationen 
und  Bahnhöfen  nnd  in  den  Zdgen. 

Art.  .">.  Die  rbertretungen,  Vergehen  oder  N'erbreclien,  die 
auf  den  Bahnen  und  allem  dazugehörigen  Gebiet  und  in  den  Zügen 
begangen  werden,  werden  zu  Protokoll  gebracht;  ihre  Verfolgung 
geschieht  gemäss  dem  Kapitel  des  Gesetzes  Nr.  2  der  Straf- 
prozesBordnnng  über  die  gerichtliche  Polizei.  Handelt  es  sieh  um 
Angelegenheiten  der  gerichtUehen  FoUaei,  so  werden  die  Protokolle 
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gemeiiisebaftlich  von  deren  OMoBieren  nnd  den  Anftichtabeaiaten  wat' 
genommen. 

Art.  6.  Der  Aufsichtsbeamte  schreitet  zur  sofortigen  Ver^ 
hafinng  jeder  T^  rson,  die  auf  frischer  Tat  einer  Übertretung,  eines 
Vergehens  oder  eines  Verbrechens  erfapjit  wird  oder  die  ihm  der 
technische  Direktor,  der  Bahnhofsvorsteber  oder  Abteilongschef  be- 
zeichnet. Dem  AtifTcklagten  wird  ein  Protokoll  oder  ein  Bericht 
mit  den  Einzelheiten,  den  Ursachen  und  Gründen  der  Verhaftnnf»' 
beigegeben,  und  er  wird  vor  den  nächsten  Friedensrichter  rrefiihrt. 

Diese  Protokolle  oder  Berichte  werden  von  dem  Beamtt^n 
unterzeichnet  nnd  genit-ssi n  (rlmiben  Iiis  ^nm  Nachweis  der  F.tlschung. 

Art.  7.   Es  ist  verboten,  auf  der  Plattform  der  Eisenbahn 

umherzugehen. 

Die  an  der  Leine  geführten  'l'iere.  die  darauf  umherirrend 
oder  eiitternt  von  ihren  Führern  angetrotien  werden,  kimnen  ein- 
gefangen nnd  in  die  Sammelstelle  ffir  verlaufene  Tiere  gebracht 
werden.  Ihre  deshalb  einer  Geldstrafe  unterworfenen  Besitzer  haften 
ftir  jeden  Unfall,  den  die  Gegenwart  der  Tiere  auf  dem  Geleise  ver- 
ursachen könnte. 

Um  die  Tiere  einer  angrenzenden  Besitzung  über  die  Geleise 
zu  führen,  hat  ihr  FUhrer  sich  immer  zu  versichern,  dass  kein 
Zug  in  der  Nähe  ist. 

Art  8.  Et  werden  verhaftet  und  unter  Anschuldigung  des 
Totschlags  oder  des  versnchten  Totschlags  vor  Gericht  gehracht  alle 
Personen,  die  dn  Hindernis  irgendwelcher  Art  anf  dleSdiiaien  gelegt 
hahen,  die  Schwellen,  Bolzen,  Stossseheiben  oder  irgendein  Znbehfir 
der  Eiseobahn  entfernt  haben,  die  eine  Weiche  verändert,  bewegt,  in 
Unordnung  gebracht  oder  zerbrochen  liaben,  die  ^e  hergestellte  Ein- 
richtung irgendwelcher  Art  zerstört  oder  beschädigt  haben,  die  das 
Ziehen  der  Bremse,  das  Rangieren  derZflge  oder  Maschinen  veranlasst 
oder  vM'hlndert  haben,  die  kraulte  oder  tote  Tiere  oder  zerbrochenes 
Fuhrwerk  anf  der  Fahrstrecke  znrBckgelassen  haben  und  die  sonst 
eüien  die  Sicherheit  des  Verkehrs  oder  der  ZOge  geffthrdenden  UnftU 
herbeigefnhrt  haben  oder  herbeiznführen  beabsichtigten. 

Art  9.  Als  Einbruch  betrachtet  vrird  das  Absehneiden  oder 
Fortbringen  der  Telephon-  oder  Telegraphenlinie  der  Eisenbahn- 
gesellschaft oder  das  Aufbrechen  eines  gesehlMsenen  Wagens  auf 
der  Strecke  oder  im  Schuppen.  Wenn  diese  Zerstörungen  eine  Ge- 
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lilirdiing  des  Verkeim  zur  Felge  haben,  so  fUlen  sie  in  dM  Gebiet 
des  Torigen  Artikels. 

Art.  10.  Als  Hltachnldige  an  den  in  den  ▼origen  Artikeln 
erwUinten  Verbrechen  ond  Vergehen  werden  alle  Personen  ange* 
sehen,  die  den  der  besagten  Handlangen  Beschnldigten  geholfen,  sie 
verborgen  gehalten  oder  verhehlt  haben. 

Art  11.  Die  Gemeindevorsteher,  ihre  Amtsgehilfen,  die 
Sektionsvorsteher,  die  Feldhüter  und  im  allgemeinen  alle  znstAndigen 
Behörden  der  Republik  haben  den  Beamten  der  EisenbahngeseUschaft 
ihre  Unterstütsnng  zn  gewähren,  nm  die  Ansftthmng  des  vorli^nden 
Erlasses  an  Schern  nnd  die  Sicherheit  der  Beisenden  nnd  der  Be- 
amten ond  Angestellten  der  GeselUchaft  za  schfttaen. 

Art  12.  Exemplare  des  vorliegenden  Erlasses,  der  im  Staats- 
anzeijs^er  amtlich  veröffentlicht  wird,  werden  heständif?  auf  Betreiben 
der  CTesellschaft  an  den  Zwirnmxon  zu  der  Eisenbahn,  in  den  Stationen 
oder  Bahnhöfen  nnd  in  den  Eisenbahnwagen  angeschlagen  werden. 

2.  Gesets  vom  8.  Jnli  1904  bezflglich  des  Betriebes 
des  nationalen  Telegrapbennetzes  an  Lande. 

Art  1.  Alle  Personen,  die  ans  Fahrlässigkeit  oder  Unvor* 
sichtigkeit  den  Telegraphendrabt  zerstSrt  oder  eine  Telegraphen- 
stange  umgeworfen  habe,  verfallen  einer  Geldstrafe  von  25  bis 
50  Gourdes. 

Art.  2.  Alle  Personen,  die  absichtlich  den  Telep-aphendraht 
zerschnitten  haben,  verfallen  einer  (Jefängnisstrafe  von  einem  Monat 
bis  zn  einem  Jahre,  einer  (ieldstrafe  von  JiOÜ  Gourdes  nnd  der 
Verurteil nng  znr  Wiedererstattung  des  zerstörten  oder  fortgebrachten 
Materials. 

Art.  3.  Alle  personell  die  den  Teleffraphendralit  zerschnitten 
oder  einen  Teil  desselben  fortj^ehracht  haben,  die  einen  'relegraj)hen- 
pfahl  z«  i  hi  n(  lien  haben  oder  haben  •/erl>re(  beu  las.sen  in  der  Ab- 
sicht, den  be^onfieren  \'ertreter  oder  den  \  erwaUnnprsbetrieb  zn 
stören,  verfallen  einer  Gefängfnisstrafe  von  sechs  Monaten  bis  zu 
einem  Jahre  nnd  einer  Geldstrafe  von  fünfhundert  (Gourdes,  sie 
werden  ansserdeni  znr  Wiedererstattung  des  zerbtidten  und  fort- 
gebrachten Materials  verurteilt,  abgesehen  von  dem  Schadenersatz, 
den  dritte  Personen  von  ihnen  beanspruchen  sollten. 

Art.  4.  Jede  Hemmung,  Jede  Unterbrechung,  die  von  Jemanden 
in  der  Absicht,  die  bestehende  Ordnung  der  Dinge  umzubtossen  oder 
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die  Mfentliche  Sfeherheit  in  irgcnddiier  Welte  sa  geittlirdeD,  be- 
gMigeii  wird,  wird  mit  Znchtbam  bestraft 

ArL  5.  Jeder  Angriff  towie  Jeder  gewalttftige  Wideratand 
gegen  die  Anibelier  oder  die  AnftielitBbeaniten  der  Telegrapbenlinien 
in  der  AoaBbong  fhrei  Amtes  wird  mit  den  anf  Widerrtand  gegen 
die  Staatsgewalt  stehenden  Strafen  gemte  den  dnreh  das  Straf- 
gesetabneh  festgesetzten  Bestimmnngen  bestraft 

Art.  6.  Die  in  den  drei  erstm  Torbergehenden  ArtUieln  er» 
wfthnten  GeldstrafSen  fUlen  der  Staatsitasse  anbeim. 

Art  7.  Das  vorliegende  Oesetz  hebt  alle  ihm  widersprechenden 
Gesetze  oder  gesetzlichen  Bestimm nnj^en  auf;  der  Druck,  die  Ver- 
dffentlichttn^  nnd  Vollstreckang  sind  der  Anfticht  der  Staatssekretäre 
der  Jositz  nnd  der  öffentlichen  Arbeiten  nntersteUt 

8.  Qesetz  vom  22.  AngnstlSO?  zorBefgelnng  der  öff ent- 
lieben Verwaltnng  fttr  die  Anlegung  nnd  den  Betrieb  von 
Eisenbahnen  anf  den  Sffentlichen  Wegen. 

Art.  1.  Jede  Bewilligung  zur  Anlegung  von  Eisenbahnen 
oder  Strassenbahnen  kann  nnr  kraft  eines  Qesetses  erteilt  werd^ 

Art  2.  Der  Konsessionsinhaber  mnss,  ehe  er  irgendeine 
Arbeit  beginnt,  die  ansznftihrenden  Pläne  in  doppeltem  Exemplar 
dem  Staatssekretär  der  Öffentlichen  Arbeiten  nnterbreiten,  nm  eine 
£inwilli)run;r  zn  erlangen,  nnd  zwar  im  einzelnen  fttr  jede  SelUion, 
in  der  die  Arbeiten  nnternommen  werden  sollen. 

Die  Aiisföhningspläne  müssen  umfassen  den  Auszug:  ans  der 
Karte,  die  T,.'ine:sdurchnitte,  die  Querdnrclisclinitte,  den  Plan  der 
benutzten  öftentliclu'n  Wep^e,  sowie  die  vorgoschlapenen  Abweichungen 
mit  Angabe  der  diese  Wogf  abschliessenden  lianüclikeiten:  es  müssen 
auf  diesem  Plan  mitt-els  bestimmter  Färb»  iiri.nuii:rrii  die  vorgesehenen 
Stelleu  für  die  Stationen,  Haltcj^ilatzf,  W'agensclnii'pen  und  im  all- 
gemeinen für  alles,  was  zur  Eisenbahn  gehurt,  Inv.eic.iuiet  w«  rden. 

Eines  der  von  dem  Staatssekretär  der  ÖtTentlichen  Arbeiten 
gebilligten  Exemplare  wird  dem  Konzessionsinhaber  übergeben;  das 
amicre  verbleibt  in  den  Archiven  des  Ministeriums  der  Odentlichen 
Arbeit4^n. 

Art.  3.  Vor  wie  während  der  Ausführung  iiat  der  Konzessions- 
inhaber  die  Berechtigung,  die  ihm  nützlich  erscheinenden  Ver- 
beasemngen  der  genehmigten  Pläne  vorzuschlagen;  diese  Ver- 
änderungen dttrfen  jedoch  nur  mit  Ermächtigung  dar  BehOrde,  die 
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ihre  Genebmignng  zu  den  za  verändernden  Entwürfen  gegeben  hat, 
aasgefUhrt  werden. 

Der  StaatHsekreUir  der  Öffentlichen  Arbeiten  kann  von  Amts 
wegen  die  sich  durch  die  Krfalunntr  als  notwendig:  erweistTiden 
Abänderungen  oder  die  auf  ilt  in  iiiteiitliclien  Wtp»-  vor/.u nehmt  uJen 
Änderungen  anordnen;  aber  welcher  Art  diese  Änderungen  sein  mögen, 
»o  dürfen  sie  niemals  die  durch  die  gesetzgebende  Kürperschaft 
sanktionierten  Bestimmungen  verletzen. 

Keinevfldl»  kOnnen  die  von  der  Abteilung  der  öffentliehea 
Arbeiten  angeordneten  VeriUiderangeu  die  Ursache  einer  Ind^nität 
wwden. 

Art  4.  Breite  der  Oleiae.  —  Die  Breite  der  Gleise  wird 
Ar  jede  Konseaslon  durch  die  Kaofbedingnngen  bestimmt. 

Art  5.  Anlage  der  Eisenbahn.  Die  für  den  Offent- 
liehen Verltehr  vorgesehene  Breite.  —  Das  die  Eonzession 
genehmigende  Gesetz  bestimmt  die  Selitionen  der  Linie,  anf  der  das 
Gleis  in  der  HShe  des  Fdirdamms  mit  in  der  Erde  liegenden  Schienen 
angelegt  wird,  so  dass  es  fBr  die  gewöhnlichen  Wagen  zngSoglich 
nnd  be&hrbar  bleibt  Die  Kanfbedingnngen  jeder  Konzession  be- 
stimmen die  Breite,  die  für  den  freien  Verkelir  anf  dem  Oifentlichen 
Wege  vorgesehen  werden  mnss,  so  dass  die  Krenznng  von  zwei 
Wagen  immer  gesichert  ist 

Die  vorgeschriebenen  Bestimmungen  mfissen  im  übrigen  in 
alten  Fftllen  die  Sicherheit  des  den  Offentliehen  Weg  benutzenden 
Fossgingers  nnd  des  Grenzbewohners,  dessen  Besitzungen  an  diesem 
W^  liegen,  verbürgen. 

Art.  6.  Übergänge.  Übergänge  in  Bodenhöhe.  Zu- 
gang zu  den  Grenzbesitznngen.  —  Der  Konzessionsinhaber 
richtet  an  den  ihm  bezeichnet^'n  Punkten  Niederlagen  für  das  Untere 
haitangsmaterial,  das  vorher  auf  den  Eiaenbahndäinuien  IMatz  fand,  ein. 

Wran  irgendeine  Änderung  an  dem  öffentlichen  Wege  vor- 
genommen werden  mnss,  um  die  durch  die  Kaufbedingungen  fest- 
gesetzten Krflmninngen  und  Neignnjren  ein/nhalten  nrul  den  T?etrieb 
der  interessierten  Verwaltung-en  aufrecht  zn  erhalten,  so  hat  der 
Koiizessionsiiihaber  alle  Arbeil rn  auszuführen,  sei  es  auf  eipjrwe 
Kosten,  sei  es  mit  L'ntersfiitznnijf  der  iiitere^Hit  rfon  \  er\va\tu\\gBiv, 
vvent)  sie  gemäss  der  von  der  Verwaltung  genehmigten  i'läne  statt- 
findet. 
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Er  hat  e1)eii£kll8  Ar  die  yerbreitemng«!!  xa  sorgen,  die  not- 
wendig sind,  nm  die  laut  dem  vorhei^haid«i  Artikel  erforderte 
Breite  des  öffentlichen  Weges  wieder  hemstellen. 

Er  hat  Ar  den  Zngang  der  gewShnliclien  Wagen  an  dem 
OiEentllehen  Wege  nach  dem  Rechte  der  OffenUichen  nnd  privaten 
Strassen  sowie  für  die  Zugänge  der  Fnhrwerlte,  die  dordi  die  Eisen- 
bahn gehemmt  würden,  an  sorgen. 

Die  Krenznng  der  Landstrassen  nnd  der  91fentliehen  nnd 
private  Wege  mnss  in  Bod«ihdhe  sein,  ohne  dass  die  Scliiaien  eine 
Erhebung  oder  Yertiefting  auf  der  Ob^rillehe  dieser  Wege  bilden. 

Der  Eonzessionsinhaber  hat  ausserdem  die  nötigen  Anord« 
nnngen  zur  Erleichterung  der  Ausführung  der  Arbeiten  zu  treffen,  die 
von  der  Verwaltung  vorgeschrieben  oder  genehmigt  sind,  damit 
wiederum  Zutritt  entweder  zu  den  öffentlichen  und  privaten  WegNi 
oder  zu  den  angrenzmden  Besitzern  gescliaffen  wird. 

Art  7.  Wasserabflüsse.  Wiederherstellung  der  Ter- 
bindungswege.  —  Der  Konzessionsinhaber  ist  wlluend  der  Dauw 
der  Eonzession  verpüichtet,  auf  seine  Kosten  die  wShrend  seiner 
Arbeiten  abgesperrten,  abgestellten  und  verXnderten  Wasserabflüsse 
einzurichten  und  zu  sichern. 

Er  hat  auch  die  Offentlicben  oder  privaten  Verbindungswege, 
die  er  durch  die  Ausführung  seiner  Arbeiten  für  den  Augenblick 
zu  verändern  gesonnen  ist,  wieder  hersusteUen. 

Art  8.  Ausführung  der  Arbeiten.  —  Das  Zerstören  der 
Landstrassen  und  die  ErSffhnng  der  Durchstiche  zur  Legung  und 
Unterhaltung  der  Eisenbahn  muss  schnell  und  mit  allen  nötigen 
Vorsichtsmassregeln  geschehen. 

Die  Landstrassen  müssen  wieder  in  den  besten  Znatand  ge- 
setzt werden.  Die  Arbeiten  müssen  so  ausgeführt  werden^  dass  sie 
nicht  die  Freiheit  nnd  Sicherheit  des  Verkehrs  gefährden. 

Alle  aafgegrabenen  SteUen,  die  auf  den  öffentlichen  Wegen 
geOffhet  bleiben,  sowie  jede  Haterialniederlage  müssen  während  der 
Nacht  genügend  beleuchtet  nnd  bewacht  sein,  bis  der  öffentliche 
Weg  frei  und  dem  gewöhnlichen  Zustand  der  Bodenflftche  wieder 
gleichgemacht  ist 

Art  9.  Bahnhöfe  und  Stationen.  —  Der  Konsessions- 
inhaber ist  verpflichtet,  ehe  er  mit  der  Ausführung  anfängt,  dem 
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Minister  den  Plan  der  Bahnhöfe,  Stationen  und  Haltestellen  m 
nnterbreiten;  dieser  Plan  hat  sich  ansammenansetasen: 

1.  ans  einem  Plan  im  Maltetab  von  ^/mq,  der  die  Gleise,  die 
Bahnsteige,  die  GeUnde  nnd  ihre  innere  Einrichtung  sowie  die 
Verteilung  Ihrer  Zngftnge  angibt; 

2.  ans  einem  Anfriss  der  Gebände,  im  Marsstabe  von  einem  Zenti> 
meter  per  Meter; 

S.  ans  einer  beschreibendoi  Abhandlung,  in  der  die  Hanptbestim- 
mnngen  des  Planes  gerechtfmtigt  sind. 

Art  10.  Ankauf  der  Grundstücke  nnd  Schaden- 
ersatz. —  Alle  ausserhalb  der  StraBsen  nnd  Wege  liegend«!  Grund- 
stücke, die  xnr  Umlegnng  der  Verkebrsatrassen  und  ver&nderten 
Wasserlänfe  nnd  im  allgemeinen  anr  Ausführung  der  für  diese  Anlage 
erforderliehen  Arbeiten,  welcher  Art  sie  anch  sein  mOgen,  notwendig 
sind,  werden  vom  Konaessionsinhaber  gekauft  nnd  bezahlt 

Art  11.  Beeilte,  die  dem  Konzessionsiiihaber  ver- 
liehen werden.  —  Da  das  Unteriielimen  sur  öffentlichen  Wohlfahrt 
dient,  werden  ihm  znr  Ansfiilirnng  der  von  seiner  Konzession  ab- 
hingendeo  Arbeiten  alle  Iteehte  erteilt,  die  die  (iesetze  und  Ver- 
ordnutt^n  der  Verwaltung  in  betrelT  ölTentlicher  Arbeiten  verleihen, 
Bei  es  ftlr  die  Erwerbung  von  GrnndsiUcken  auf  dem  W'r  ^re  der 
Zwangsenteignung,  sei  es  für  das  (iewinnen,  den  Transport  inl(  r  die 
Niederlage  der  Erde,  des  Materials  usw.  Kr  bleibt  m  grleidier  Zt  it 
allen  Verpfliflitunsren,  die  sieh  ffir  die  Hegierong  ans  «iieeeu  Gesetzen 
und  Venirdniingen  ergehen,  unterstellt. 

Art.  12.  Kertrwt  rke.  Wenn  die  Kisenbalin  einen  schon 
für  den  Hau  eines  Bergwerks  genehmigten  Huden  durchkreuzt,  so 
bestimmt  das  Ministerium  der  rtffentliclien  Arbeiten  die  zu  ergiei- 
fenden  Ma^sregeln,  damit  die  .Anlegung  dieser  Balm  nicht  dem  Hau 
des  Bergwerks  schade,  und  unigekehit,  ihmiit  einlretendent'alls  dei- 
Bau  cl«  ^  Bergwerks  nicht  dem  Eisenbahnban  Abbruch  tue.  Die 
Stötznngsarbeiten,  die  im  Innern  des  Bergsvt  rks  auf  Grund  der 
Eisenbahnkrenznng  vorzunehmen  sind,  und  aller  Schaden,  der  sich 
durch  diese  Bahnkreuzung  für  die  Konzessionsinbaber  des  Berg- 
werks ergibt,  geschehen  auf  Kosten  des  Konxessionsüdiabers  der 
Eisenbahn. 

Art  18.  Kontrolliernng  nnd  Beanfsichttgnug  der 
Arbeiten.  —  Die  Arbeiten  stehen  unter  der  Kontrolle  und  Auf- 
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sieht  eiiMs  teohiiiioh«!!  Dtrekton  nnd  iiiit«r  der  Obrigkeit  des 
lOnistexs  der  öffsiitlielieii  Arbeiten. 

Diese  Kontrolle  nnd  Anfticht  hnt  den  Zweck,  ^  EoDiessions- 
inhaber  m  Terhindem,  von  den  Bestinunnngen  absnweiehen  die  die 
vorliegende  Verfttgnng  vorschreibt  and  von  denen,  die  sich  ent> 
weder  ans  dm  Eanfbestimmongen  oder  ans  den  genehmigten  PUnen 
ergeben. 

Je  nachdon  die  Arbeiten  an  den  PUnen  der  läsenbahn,  die 
geeignet  sind,  als  nntsbringend  für  doa  Verkehr  Sbergeben  sn 
werden,  beendet  sind,  wird  aar  Besichtigung  and  gegebenfUls  snr 

proTisorisclien  Abnahme  dieser  Arbeiten  dnrch  einen  oder  mehrere 
von  den  Minister  bestimmte  Bevollmächtigte  geschritten.  Nach  Ein- 
sieht  des  Protokolls  dieser  fiesiehtigiing,  genehmigt  der  Minister 
gegebenenfalls  die  AusfHhmng  der  Pläne,  um  die  es  sich  handelt; 
nach  dieser  (leiiehmignng  kann  der  Kun/essionsinliaber  die  be« 
sagten  Pläne  in  Angriff  nehmen  und  die  dnrch  die  Kaiifbestimmnngen 
festgesetzten  Taxen  sowie  die  zngewiesene  Entschädigungssumme 
erheben,  aber  nur  für  den  Teil,  der  für  den  Verkeiir  geuehmigt  and 
übergeben  ist. 

Art.  15.  GrtMizsi  In  idniig  uiidKatasterplan.  Während 
dps  Baufs  Jcdor  durcli  die  Kuufbestinuuuugen  festgex-rzten  Strecke 
U1US8  der  Konzessionsinhaber  auf  seine  Ko.sten  und  mit  dem  vtm  «U  r 
Abteilung  der  (öffentlichen  Arbeiten  bestimmten  technischen  Direktor 
eine  Grenzscheidung  und  einen  Plan  dieses  Teils  der  Arbeiten  mit 
allem  Zubehör  ein  beschreibendes  Verzeiclinis  der  Kunstarbeiteu  auf- 
stellen, weU  lies  dem  Bericht  der  technischen  Direktoren  der  Abteilung 
beigefügt  wird. 

Eine  gebUhrend  beglaubigte  Abschritt  der  Grenzscheidung  und 
des  Planes  der  Arbeiten,  des  besclireibenden  Verzeichnisses  wird 
an  den  Stsatasekrettr  dw  Öffentlichen  Arbeiten  geschickt  and  in 
den  Archiven  der  Abteilang  niedergelegt. 

Die  Grandstficke,  die  nach  den  oben  erwihnten  Ansführnngen 
erworben  worden,  werden  bei  ergftnaenden  Qamwcheidawgeo  einge- 
tragen and  in  den  Katasterplan  eingefügt 

Art  16.  Unterhaitang  nnd  Betrieb.  —  Die  Eisenbahn 
nnd  alles  daan  gehörige  Material  mUssen  bestSndig  in  gutem  Za> 
Stande  erhalten  werden,  so  dass  der  Verkehr  immer  leicht  nnd  sicher 
vonstatten  geht 
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Die  Aasgaben  für  die  Erhaltmig  und  diejenigen  Ar  die  ge* 
wSlmlichen  und  ansserordeiitltchen  Beparalnren  geeclieheii  auf  Kosten 
des  Konsessionsinhaben. 

FQr  die  Sektionen  mit  tiefliegenden  Schienen  an  Stellen,  wo  die 
Eisenbahn  Ar  gewöhnliche  Wagen  zngftnglieh  ist,  wird  die  Er^ 
haltnng  des  Pflasters  oder  der  Steingmndlage  der  dem  Verlcehr 
der  Züge  angesetzten  Oherfliehe  fftr  Jede  Konsession  dnreh  die  Kavf* 
bestimmnngen  geregelt 

Art  17.  Von  dem  Betriebsmaterial.  —  Das  anf  der 
Eisenbahn  in  Betrieb  gesetzte  rollende  Material  moss  frei  dnrch 
die  HetaUstange  mm  Pressen  der  inssersten  Breite  von  Wagen- 
ladnngen,  deren  OrOsse  gemlss  der  Bestimmung  von  Art.  4  der  ▼er- 
liegenden Verordnung  festgesetzt  ist,  hindurchgehen. 

Die  Triebkraft  wird  gemSss  den  Klansein  der  Konzession 
bewirkt 

Art.  IR.  Maschinen,  Dampflokomotiven.  —  Die  Maschinen 
und  Dampflokomotiven  werden  nach  den  besten  Modellen  hergestellt 
und  sind  mit  Gegendampf  bremsen  und  mit  einer  Schranbenbremse 
mit  paarw^sen  Bremslüötzen  Tersehoi,  die  anf  die  Vorder-  und 

Hinterräder  wirken. 

Die  Handhabung  der  SchranVu  iilnfniSf  darf  anssf^rdem  mit  der 
♦•iner  kontinuierlichen  rnh'r  «'iner  Druckluftbremse  kombiniert  werden, 
damit  sie  bei  einer  Abvviirt*bewep:ung  von  2  cm  (0"'  ttj)  per  Meter 
mit  einer  Geschwindigkeit  von  20  km  in  der  Stunde  auf  einer  Strecke 
von  höchstens  20  m  anpelialttn  wertl-  n  k-.nneii. 

Die  heizbaren  Lokouiotivni  (inrt> n  keinen  (ierurh  verursai  hen 
und  anf  der  otientlichen  Stia^^se  \s<.l*  r  Ft  uei  funken,  noch  Kohlen- 
stiinb,  noch  Asche,  noch  Kaucli,  nuch  iibertliepsendes  Wasser  aus- 
jitrümen.  Der  Konzessionsinhaber  ist  auctlriieklich  für  jede  Feuers- 
brunst, die  durch  den  Betrieb  der  heizbaren  Mascliiiieii  entweder  auf 
der  öffentlichen  Strasse  oder  auf  den  angienzenden  Grundstücken 
verursacht  wird,  verantwortlich. 

Art  19.  Wagen  und  Waggons.  —  Die  Wagen  Ar  die 

Beisenden  werden  in  Federn  gehftngt   Anf  den  Eisenbshnen,  bei 

denen  Triebkraft  mittels  Lokomotiven  erzeugt  wird,  mttssen  die 

Bflckenlehnen  und  Bftnke  abgeschrägt  sein  und  die  Bttckenlebnen  bis 

zur  Schulterhohe  der  Beisenden  hinaufreichen. 

Es  kann  Plätze  von  verschiedenen  Klassen  geben. 
Jalulnidi  4«r  Intern«!  Vwtfnignng.  a  Bd.  209 
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Der  für  die  Fortschaflfnng  von  Wühmi,  Ft>rilt'a  oder  Vieh  be- 
sfiramtf  ^Va|Jfcn.  die  Plattformen  und  iui  allp:t'iiit  iiit  u  alle  Teile  des 
rollenden  Materials  müssen  f?ut  und  solide  gearbeitet  sein. 

Jeder  Wasj^^en  und  Waggon  muss  ausnahmslos  mit  einer  gui 
wii'kendeu  Bremse  vi  i  sehen  sein. 

Art.  20.  Unterhaltung  des  rollenden  Materials.  Das 
rollende  Matei:jal  und  alles  zum  Betrieb  dienende  Material  muss 
beständig  in  gutem,  reinlichem  Znstand  unterhalten  \st  i,!» n. 

Wenn  das  betrefleude  Material  nicht  in  gutem  Zu>t;nMl  uiiter- 
halten  wird,  so  wird  amtlich  auf  Veranlassung  der  Koiitiulle  unter 
der  Oberaufsicht  des  Mini.^ters  der  Uftentlichen  Arbeiten  und  auf 
Kosten  des  Kunzessionsinhabers  dafür  Sorge  getragen. 

Art.  21.  Aufsicht  und  Signale.  —  Der  Konzessionsinhaber 
ist  verpflichtet,  auf  seine  Kosten  die  notwendigen  Hassregeln  zu 
ergreifen,  flberall,  wo  es  aidi  durch  die  Kontrolle  unter  der  Ober- 
aufsicht des  Ministers  nnd  in  Anbetracht  der  angewendet«!  Betriebs* 
weise  als  notwendig  heraosstellt,  die  Freiheit  nnd  die  Sicherheit 
des  Überganges  der  Wagen  nnd  der  Zflge  anf  der  Eisenbahn  nnd 
die  des  gewöhnlichen  Verkehrs  auf  den  Strassen  nnd  Wegen,  die  die 
Eisenbahn  benntat  oder  kreuzt,  zu  schätzen. 

Art.  22.  Reparatur werkststten  der  Bahn.  —  Wenn  eine 
Reparaturwerkstatt  anf  einer  Bahn  errichtet  ist,  muss  durch  Signale 
angezeigt  werden,  wenn  der  Zustand  der  Bahn  die  Durehfohrt  der 
Wagen  und  Zfige  nicht  erlaubt  oder  wenn  ihre  Bewegung  zu 
verlangsunm  ist. 

Art.  23.  Beleuchtung  der  Wagen  oder  der  Zflge.  — 
Jeder  Einzelwagen  od«r  jeder  Zug  mnss  aussen  vom  ein  rotes  Lieht 
nnd  hinten  ein  grünes  T.icht  haben.  Die  Lichter  mflssen  Reflektoren 
haben;  sie  werden  bei  Sonnenuntergang  angezftndet  und  dttrfen  erst 
▼or  Sonnenaufgang  ausgelöscht  werden. 

Art.  24.  Beförderung  gefährlicher  Stoffe.  —  Es  ist 
verboten,  in  den  Personenzügen  iigendwelche  Stutl'e,  die  entweder 
eine  Explosion  oder  Feuersbrflnste  verursachen  können,  aufzu- 
nehmen. 

Art.  2').  Dienst  auf  den  Zügen.  Jeder  Lokomotivluhrer 
muss  seine  Autiuerk.samkeit  auf  den  Zustand  der  Strecke,  auf  das 
Herannahen  };c\vülmlicher  Wagen  oder  Herden  richten  und.  je  nach 
den  Umständen,  den  Gang  verlangsamen  oder  sogar  anhalten;  er 
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mOBS  Bich  nach  den  Verlaugsamungs-  oder  Haltesignalen,  die  ihm 
▼on  den  Anftehen  vnd  Arbeitern  der  Strecke  gegeben  werden,  richten. 

Art  26.  Znanrnmensetznug  der  Zttge.  —  Die  Läoge  der 
Züge  darf  60  m  nicht  IlberBchreiten,  and  swar  onter  dem  Verbehalt 
folgender  nnerUaalicher  Bedingung;  jeder  gewöhnliche  Personenang 
mnsa  Wagen  oder  Knpees  aller  Klaaaen  in  genügender  Anaahl  fUr 
den  Verkehrsdienat  enthalten. 

Die  llaachinen  nnd  Wagen,  ana  denen  sich  alle  Zttge  znaammen- 
aeUsen,  werden  miteinander  mit  wideratandafthigen^  federnden  Gliedern 
▼erbnnden.  Die  llaachinen  aind  an  die  Spitse  der  Zfige  zn  aetzen. 
Von  diesen  Beatimmnngen  darf  nnr  beim  Rangieren  in  den  Stationen 
oder  Im  Hilftfidle  abgewichen  werden;  in  dieeen  beaonderai  FSllen 
darf  aber  die  Geschwindigkeit  fünf  Kilometer  in  der  Stunde  nicht 
übenehieilett. 

Die  Zflge  werden  von  einer  einaigm  Ifaachine  gezogen,  anaser 
bei  einem  sehr  i^t^rken  Anstieg  oder  im  Unglflcksfall. 

Es  ist  in  allen  Fällen  untersagt,  einen  Zng  glefchzeitig  mit 
mehr  als  zwei  Lokomotiven  zn  versehen;  die  Maschine  an  der  Si)itze 
gibt  die  Bewegung  des  Zng^es  an,  deren  ('«'schwindi^keit  bei  doppelter 
Bespannung  niemals  zelin  Kilometer  in  der  Stunde  iibei*schreiten  darf. 

Art.  27.  Zugpersonal.  Jede  heizbare  Lokomotive  wird 
von  einem  Lokomotivführer  und  einem  Heizer  bedient. 

Der  Heizer  niisss  imstande  soin,  die  Maschiup  im  Notfälle 
anzuhalten.  Jeder  Ziiir  ist  ausserdem  von  der  jewi'iiig  erforder* 
liehen  Anzahl  von  SchatVnern,  Bremsern  beg!eit«'t:  aiisserdeni  be- 
findet sich  in  allen  Fälb;n  in  dem  l*t/tt  n  WairiMi  ein  .Siliallnt  i-, 
der  in  Verbindung  mit  dem  Lokonint i\ ruhifi-  steht.  Hefinden  sich 
mehrere  Schaffner  in  einem  Zuge,  so  muss  einer  von  ihnen  über  die 
andern  ?e«stellt  sein. 

Vor  der  Abfahrt  des  Zuges  muss  sicli  der  Lokomotivfülirer 
versichern,  ob  alle  Teile  der  Lokomotive  in  ^nitem  Zustande  sind 
und  besonders,  ob  die  Bremse  richtig  funktioniert. 

£r  darf  den  Zng  nicht  eher  in  Bewegung  setzen,  als  bis  der 
HanptschaSn«  das  Abfahrtszeichen  gegeben  bat 

Wfthrend  der  Fahrt  mnss  der  Lokomotivführer  seine  Anf- 
merkaamkeit  auf  den  Zustand  der  Strecke,  auf  das  Herannahen  vim 
gewöhnlichen  Wagen  oder  Herden  richten  nnd  den  Umstfinden  gemäss 
langsamer  fahren  oder  im  Fall  eines  Hindernisses  sogar  anhalten; 
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er  mii88  sieh  nach  den  ihn  von  den  Wftehtera  und  Stxeckennrbeitern 
gegebenen  Zeichen  richten. 

IHeeer  Beamte  kündet  das  Herannah«!  des  Znges  mitteb  einer 
Trompete,  einer  Glocke  oder  einee  ähnlichen  Instramente,  mit  Ans- 
nähme  der  D&mpf^feife,  an. 

Niemand  aasser  dem  LokomotivfQhrer  und  dem  Heizer  darf  auf 
die  Lokomotive  steigen,  wenn  nicht  eine  besondere  und  schriftliche 
Erlaubnis  von  dem  Betriebsvorsteher  der  Eisenbahn  erteilt  ist.  Von 
diesem  Verbot  ausgenommen  sind  die  zur  Aufsicht  bestellten  Beamten. 

Art.  28.  Bewegung  der  Züge.  —  Die  Geschwindigkeit  der 
Züge  wird  durch  die  Kaufbestimnuingt^n  festge.-^etzt.  Die  Gc- 
schwiiidig'keit  muss  ausserdem  beim  Durclifahren  von  bewohnten 
Orten  ih1(  i  in  Füllen  von  Verkehrsstörung  auf  der  Strecke  ver- 
mindert werden. 

Art.  29.  Unfälle.  -  Die  erwähnten  Hilfs-  oder  LV-erx-  - 
maschinen  müssen  beständig  geheizt  und  bereit  sein,  auf  lU  n  bizi  ii  h- 
neten  Linien  und  zu  den  bezeichneten  Punkten  abzulaliren.  In  dem 
Lokomotivschuppen  mnss  beständig  ein  mit  allen  niitipen  Instrumenten 
nnd  Werkzeugen  für  Unglücksfalle  versehener  Wagen  stehen.  Jeder 
Zug  muss  ausserdem  die  unentbehrliolien  Werkzeuge  mit  sich  fuhren. 

Art.  ;><).  Polizei  und  Aufsicht.  —  Es  ist  alleu  nicht  zum 
Eisenbahnbctiit'b  p-iliürigen  Personen  verboten: 

1.  die  Kisenbahng-leise  oder  die  Arbeiten  unter  irgendeinem  \  or- 
wande  in  Unordnung  zn  bringen,  zu  stören  oder  zu  verändern; 

2.  sich  auf  dem  Gleise  aufzuhalten  oder  Wagen  darauf  stehen  zu 
lassen ; 

3.  Pferde,  Vieh  oder  irgendwelche  Tiere  sich  dort  aufhalten  zu 
lassen ; 

4.  irgendwelche  Sachen  oder  Gegenstände  darauf  zu  werfen  oder 
niederzulegen; 

5.  die  Bisenhahnsehienen  mm  Verkehr  von  nicht  nun  Betrieb  ge- 
hörigen Wagen  zn  h^ntaen. 

Jeder  Wagenlenker  muss  beim  Herannahen  eines  Znges  oder 
eines  znm  Eisenbahnbetrieb  gehörigen  Wagens  die  Zügel  oder  die 
Leine  seines  Fuhrwerks  in  der  Hand  halten,  so  dass  er  seine  Pferde 
in  der  Gewalt  hat,  sofort  die  Strecke  freigeben  nnd  sich  so 
weit  davon  entfernen  kann,  dass  die  ganae  nOtige  Breite  fttr  die 
Vorbeifahrt  des  Eisenbabnmaterials  vorhanden  ist. 
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Jeder  Führer  einer  Herde  muss  die  Tiere  beim  Herannaliea 
eine»  Zuges  oder  eines  zum  Eisenbahnbetrieb  geliürigen  Wagens  von 
dem  Gleise  entfernen. 

Art  31.   Regeln  für  die  Reisenden.  —  Es  ist  den  Reisenden 

verboten : 

*1.  in  die  W  agen  während  der  Fahrt  einzusteigen  o(ier  sie  zu  ver- 
lassen und  überhaupt  dies  anders  als  durch  die  zu  diesem  Zwecke 
bestimmte  Tür  zu  tun, 
2.  von  einem  Wagen  in  den  anderen  zu  gehen,  ausser  wenn  sie 
einen  Mitteldarchgang  haben,  sich  hinauszulehnen  und  während 
der  Fahrt  ttohen  n  bleibm. 
Es  ist  TerboteOy  In  den  Wagen  mehr  Bdsende  snznlassen,  als 
die  Zahl  der  Plätze  in  jedem  Abteil  angibt 

Es  ist  jedem  Reisenden  nntersagt,  in  dem  Wagen  anMhrerische 
Geeprlche  nnd  solche,  die  die  dffentliehe  Moral  verletsen  kSnnten, 
an  Ähren. 

Das  Betreten  dm  Wagens  ist  nntenagt: 

1.  allen  Personen  in  betrunkenem  Zustande; 

2.  allen  Personen,  die  geladene  Fenerwaffen  oder  Pakete  mit  sich 
fthren,  die  dnrch  ihre  Beschaffenheit,  ihren  XJmtukg  oder  iliren 
Oemeh  die  Beisenden  genieren  oder  belästigen  kannten. 

Alle  Personen,  die  eine  Fenenraffe  tragen,  mttssen,  bevor  sie 
in  den  Wagen  sagelassen  werden,  feststellen  lassen^  dass  ihre  Waffe 
nieht  geladen  ist. 

Kein  Hund  wird  In  den  für  die  Beftirderung  der  Reisenden 
bestimmten  ^Vagen  zugelassen;  jedoch  kann  die  Gesellschaft  besondere 
Wagen  für  di^enigen  iteisenden  einstellen,  die  sich  nicht  von  ihren 
Hunden  trennen  wollen,  ▼oransgesetzt  dass  die  Tiere  dnrchgfingig 
einen  Maulkorb  tragen. 

Art.  82.  Beförderung  gefährlicher  Stoffe.  —  Es  ist 
verboten,  in  den  Eisenbahnwagen  irgendwelche  als  explosions-  oder 
fenergeföhrlich  geltende  Stoffe  zu  befördern. 

Die  Absender  müssen,  wenn  sie  sie  dem  Eisenbahnbetrieb 
übergeben,  dies  formell  erklären. 

Art.  33.  Polizei-  und  Betriebs vero rd nung.  —  Alle 
Personen,  die  den  N  orschriften  von  Art.  ■>()  des  vorliegenden  Ge- 
setzes in  den  Paragraphen  2  und  ;5  zuwiderhandeln,  werden  mit 
Gefängnis  von  einem  bis  fünf  Tagen  bestraft. 


3314  Gesetzgebung. 

Der  KooseiBionffiilialter  iat  Terplllebtet,  jedes  Jahr  der  Stute- 
kanzld  der  OftentUclieii  Arbeiten  einige  Beamte  TorsnsteUen,  von 
denen  eine  gewiaae  Anzahl  bestimmt  wird,  die  Vergehen,  die  aaf 
der  Eiaenlwhn  begangen  worden  sind,  feetsnatellen. 

Diese  Beamten  haben  die  Verpfliohtang  dem  Friedenagericht,  in 
denen  Besiric  die  Tat  geschehen  ist,  eine  beglanbigte  Abschrilt  des 
Feststellnngsprotolcolls,  dessen  Original  dem  BegierongsbeTollmSch- 
tigten  fibergeben  wird,  zn  übermitteln. 

Den  von  diesen  Beamten  abgeikssten  Protokollen  wird  bis 
anm  Gegenteilsbeweis  Glanben  gewihrt»  nnter  der  Bedingung,  dacs 
sie  vorher  in  der  durch  den  folgenden  Artikel  vorgeschriebenen 
Form  vereidigt  worden  sind. 

Art  34.  Der  Staatasekretlr  der  ÖffenOhshen  Arbeiten  weist 
die  beseidineten  Beamten  an  den  Sekretftr  der  Jnstis,  der  dem  Re- 
gierangsbevollmSchtigten  befiehlt,  den  Friedensrichter  an  ersnchen, 
von  ihnen  folgenden  Eid  abzanehmen: 

..Ich  schwüre,  die  mir  anvertrauten  Pflichten  gut  und  tren  zu 
erfüllen  und  nur  die  Interessen  der  Gerechtigkeit  zu  berticksichtipren.** 

Art.  35.  Heschwerdebuch.  In  jeder  Station  und  jeder 
Wartehalle  liegt  ein  von  dem  Gemeindevorsteher  der  Station  oder 
der  Wartehalle  registriertes  und  unterzeichnetes  Buch  aul,  das  dazu 
bestimmt  ist,  die  Beschwerden  der  Personen  (Reisender  nder  anderer) 
aufzunehmen,  die  entweder  gegen  den  Koiizeflsionsiiihaber  oder  g^en 
die  Beamten  Klage  zu  führen  haben. 

Dies  Bucii  wird  stets  auf  Verlangen  des  Publikums  vor- 
gelegt: es  wird  von  den  Beamten  des  KoutroUdieustes  oder  der 
Aufsichtiverwallung  beglaubigt. 

Art.  !Jti.  Anschlag  und  Veröffentlichung  der  vor- 
liegenden Verurd innig.  —  Exemplare  der  vorliegenden  Ver- 
ordnung werden  auf  Anordnung  des  Kunzessionsiuhabers  an  den 
Zugängen  zu  den  Stationen,  Hallen  und  Halteplätzen  usw.  der  Eisen- 
bahnen, die  daa  Terrain  der  öffentlichen  Wege  benutzen,  sowie  in 
den  WarteslUen  der  Bahnhofe  angesehlagen. 

Der  Ftthrer  oder  Schaflher  jedes  Wagens,  der  Haaptschaiher 
jedes  fahrenden  Znges  ist  mit  einrai  Exemplar  der  Verordnung  ver* 
sehen.  Den  Schaffhem,  Lokomotivftthrem,  Heiaem,  Bremsern  nnd 
anderen  im  Dienst  der  Eisenbahn  atmenden  Beamten  werdoi  Ans- 
Züge  fiber  das,  was  jeden  von  ihnen  betriilt,  ansgehSndigt. 
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Anszüge  über  die  vod  den  Reisenden  wahrend  der  Fahrt  zu 
beobachtenden  Anordnungen  werden  in  jedem  Wagenabteil  an- 
geschlagen. 

Art  37.  FestBtellnng  und  Verfolgung  tob  Ober> 
tretnngren.  —  Übertretongen  der  vorliegenden  Verordnnng,  der 
ministeriellen  Entscheidnngen  nnd  BeschlOase,  die  zor  AnafUhrung 
dieser  Verordnong  erlassen  werd»i,  werden  festgestellt»  verfolgt  nnd 
den  in  der  Eepnblik  in  Kraft  stehraden  Gesetzen  gemflss  bestraft. 

Die  Bestimmnngen  der  vorliegenden  Verordnnng  sind  fttr  die 
Eisenbabnen  nnd  Strassenbahnen  anf  Strecken,  wo  diese  Eisenbahnen 
nnd  Strassenbahnen  den  Boden  difentlicher  Wege  benutzen,  gültig. 

Art  88.  Vollstreckung  der  vorliegenden  Verordnung. — 
Die  Uinister  der  Öffentlichen  Arbeiten,  des  Innern  und  der  Justiz 
sind  mit  der  Vollstreckung  des  vorliegenden  Gesetzes,  das  in  dem 
Gesetzblatt  nnd  Staatsanzeiger  veröffentlicht  wird,  betraut 

4.  Gesetz  vom  22.  August  1907  Aber  die  Verordnung 
der  Strafen  zur  Unterdrückung  der  Vergehen  anf  der 
Eisenbahnlinie. 

Art  1.  Alle  Personen,  die  absichtlich  Hindernisse  anf  eine 
Eisenbahn-  oder  Strassenbahnlinie  gestellt  oder  die  die  Strecke  oder 
einen  Teil  derselben  auf  ii^ndeine  Weise  zerstört  oder  verdorben 
haben,  werden,  wenn  der  daraus  entstehende  Schaden  fünfhundert 
Gonrdes  oder  darunter  betrSgt,  mit  Geföngnis  von  drei  Monaten  bis 
zu  einem  Jahre  bestraft. 

übersteigt  der  Schaden  fünfhundert  Gotirdes,  so  wird  der 
Schuldige  zu  einer  Gefängnisstrafe  von  sechs  Monaten  bis  -/n  zw«  i 
Jahren  vemrteilt;  ansgerdem  verwirkt  »  t-  eine  C^eidstrafe,  die  das 
Drittel  des  vernrparhten  Schadens  nicht  ühersteij^en  darf. 

Wenn  das  Hindernis  nicht  dei'art  ist,  dass  Schaden  dadurch 
venirsaclit  werden  kann,  nnd  wenn  auch  wirklich  keiner  verursaclit 
Worden  ist,  so  wird  der  ScluUdige  zu  Gefänfrnis  von  einem  Monat 
bis  zu  sechs  ^fonat«  n  und  einer  Geldstrafe  von  hundert  bis  zwei- 
hundert Gonrdes  v<iurteilt. 

Art.  2.  Wenn  \'<'i  lelzung-en  oder  dt  r  Tud  ein*  r  nib«r  mehrerer 
IVrsonen  die  Fdl;,'^^  gewesen  sind,  so  wird  ih  r  Srlmlditje  mit  den 
durch  das  Strafgest-tzbueh  für  solche  i'iille  verordneten  Strafen  belehrt. 

Art.  ?5.  Sind  die  oben  im  Art.  1  aitffrezählten  Mandlnntren 
in  der  Absicht  begangen  worden,  revolutionäre  L'nrulien  hervorzu- 
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rnüBn  oder  die  Unterdrfloknng  revolntionirer  Unrahen  sn  ToiiiiiderD, 
M  wird  der  Schuldige  m  Zwangaurbeit  anf  eine  bestiinmte  Aasalü 
Jalire  verurteilt 

Art.  4.  Das  vorliegende  Gesetz  liebt  alle  widersprechenden 
Gesetze  oder  gesetzlichen  Bestimmungen  auf.  Die  Vollstreckung  iüt 
der  Aiftf ebt  dee  Staataedoretiiia  der  (kfentlidiat  ArlieiteB  anteisteUt. 

FiiiABiwMeii» 

1.  Gesetz  vom  24.  Hai  1907  aar  Bestfitigung  des  Ver- 

ti;i:^i'H;  beznp:li<'li  der  Konzession  und  Gründung  einer 
landwirtschaftlichen  and  industriellen  Banlc  in  Haiti. 

Art.  1.  Der  an  12.  Uftrs  1906  swiaehen  der  Begioniiig  und 
einer  Gruppe  von  Kapitalisten,  vertreten  durch  IL  0.  Nbuda,  ge- 
schlossene Vertrag  über  die  Konzession  zur  baldigen  Gröndnng  einer 
landwirtschaftlichen  und  industriellen  Bank  in  Haiti  ist  und  bleibt 
bestätigt,  ebenso  wie  die  dazu  betreffenden  Veränderungen  in  dem 
Art.  3,  dritter  Absatz  von  Nr.  I,  vierter  Absatz  derselben  Nr.  I 
und  fünfter  Absatz  der  besagten  Nr.  I,  sowie  in  dem  Art.  4,  letzter 
Absatz  mit  Aufhebung  des  letzten  Satzgliedes,  und  endlich  des 
Art  8. 

Art.  3.  Gegenstand  der  landwirtschaftlichen  und  industriellen 
Hypothekenbank  in  Haiti  bilden  „alle  Bank-  und  besonders  Kredit- 
freschäfte",  und  zwar  insbesondtMv: 

1.  Den  Besitzern  von  indtistrielh  n  und  landwirtschaftlii  hen  Häuseni 
und  Firmen,  die  einen  genau  bestimmten  Wert  haben,  auf  erste 
Hypothek  Suunuen  zu  borgen,  die  zu  bestimmter  Frist,  jährlich 
oder  lialbjährlich,  znrürkzn/.ahlen  sind. 

Da  die  Hauser  und  andere  Bauwerke  vcrsii  hert  sein  müssen 
so  werden  die  nicht  versicherten  Bauwerke,  sowie  die  landwirr- 
schaftlichen  Besitzungen  nur  nach  dem  Werte  des  unbebauten 
Bodens  einj^esohiit/.t. 

Die  {geliehene  Summe  darf  niemals  mehr  als  drei  Viertel 
des  Bodenwertes  betragen. 

Die  auf  Hypotheken  gewährten  oder  anderen  Darleben 
werden  in  amerikaaliehem  Gold  oder  Kationalgeld  gegeben,  und 
die  Bflckzatalnng  muss  in  derselben  Geldsorte  getchehen. 

2.  Den  Departements,  Gemeinden  oder  bestehenden  Gesellschaften 
Kapitalien  zu  leihen,  die  zu  bestimmter  Frist  oder  Jtiirlich 
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rflcknhlbftr  iliid,  antor  der  Bedingung,  dass  diese  Darlehen 
m  GrflndQBgen  Ton  öffentlichem  Interesse,  snr  Anlage  von 
Wegen  und  Brllckenf  za  BewSssernngsubeiten  oaw.  bestimmt 
sind.  Diese  Darlehen  werden  nur  mit  Genefamignng  nnd  anter 
dem  Sehnta  der  Begiening  gewSbrt 
S.  An  Stelle  der  oben  erwfthnten  Darlehen  Hypothekenobligationen 
mit  jährlicher  sechsprosentiger  Versinsnng  and  rttcksahlbar  an 
bestimmter  Frist  oder  darch  Amortisation  an  schaffenf  an 
emittieren  nnd  an  vergeben. 

4.  Die  Grfindnng  jeder  anderen  Gesellschaft  anm  Zweck  der  An- 
lage der  oben  erwfthnten  Arbeiten  zn  nntmtQtzen  nnd  au 
erleichtern. 

5.  Kapitalien  in  Kontokorrent  anfznnebmen,  welche  Zinsen  tragen 
k()nnen,  deren  Zinsfäss  auf  (Trimd  der  Bedentnng  nnd  der  Daner 

der  A>)ir:iben  festgesetzt  wiid. 

6.  In  Port-au-Prince  und  den  Hauptstädten  der  Republik  Spar- 
kassen zn  gründen,  um  der  Bevölkerung  die  Möglichkeit  zu 
verschaffen,  ihre  Ersparnisse  gewinnbringend  anzulefjen. 

Cnd  endlich  sich  an  allon  Handels-,  finanziellen  und  indu- 
striellen I  nternelimangeu,  die  die  Bank  für  zweckmässig  hält, 
zn  beteilig:»'!!. 

Art.  4.  Das  Kapital  der  landwirtschaftlichen  und  industriellen 
Hypotliekenhank  beträgt  lüUOUOOO  Franken  (zehn  Millionen  Franken) 
bestehend  aus  20  Tausend  Aktien,  jede  zu  'lOO  Franken. 

Sie  ist  ausserdem  berechtigt,  Hj'pothekenobligationen  bis  zum 
Höcbstbetrage  von  r>()00  00()  (tünf  Millionen»  Kranken  in  Umlauf  zu 
setzen  mit  der  Befugnis,  nach  der  Einwilligung  der  Regierung  noch 
5000000  Franken  auszugeben. 

Diese  Einwilligung  kann  erst  auf  Grund  des  günstigen  Be- 
richtes einer  von  dem  Staatssekretär  der  Finanzen  zusammengestellten 
nnd  geleiteten  Kommission  erlangt  werden. 

Diese  Obligationen  werden  durch  das  VermSgen  der  Bank, 
insbeaondere  darch  den  Betrag  der  anf  Hypotheken  gemachten  Dar^ 
lehen  gedeckt 

Die  Ausgabe  der  Obligationen  geschieht  anter  der  Kontrolle 
der  Begiemng.  Darch  den  PrSsidenten  von  Haiti  wird  ein  be* 
sonderer  BankbevolImSchtigter  ernannt,  der  sich  der  AnsfUhrnng  der 
Bedingungen  der  vorliegenden  Konzession  zn  versichern  hat. 
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Literatur. 


Art.  8.  In  Fällen  von  Meinungsverschiedenheiten  über  die 
Andegung  der  Klauseln  and  Bedingungen  der  Konzession  zwischen 
der  Begieraog  and  der  Bank  wird  die  Streitfrage  dem  zuständigen 
Gericht  der  Bepnblik  unterbreitet. 

Art  9.  Das  vorliegende  Gesets  liebt  alle  ihm  «idersprechenden 
Gesetze  oder  geeetslichen  Bestimmungen  aaf.  Die  Vollstrecknng 
ist  der  Aufsicht  der  Staatssekretftre  der  verschiedenen  Departements 
unterstellt 

b)  Literatur. 

Im  Jahre  10<>H  sind  tulgende  Werke  erschieiieti : 

1.  Lehrbuch  des  haitanischen  V e r w  al t  im si  .  cli Ts  von 

H.  l'KiiK,  Sohn.    Druck  von  H.  Arnblard,  Port-au-i'rince.    In  ü^. 

I.  Band:  17'«  Seiten  mit  einer  Einleitung. 

2.  «Sam  Iii  lang  gebräuchlicher  Gesetze  (veröffentlicht  in 
Form  eines  Dictionaires)  von  H.  Price.  Druck  von  E,  Malval. 
1.  und  2.  Band.  Der  1.  Band  enthält  IV— 212  Seiten  und  geht 
bis  swn  Buchstaben'  I;  der  2.  Band  umfasst  101  Seiten  und  ent- 
bilt  die  Buchstaben  J  bis  N.  Die  Sammlnng  wird  bei  der  Vollen- 
dnng  4  Oktavbände  zahlen. 

S.  t^ber  das  staatliche  (nationale)  Unterrichtswesen  von 
F.  T^niere.  Druck  von  CAbeille,  Port-an-Prince.  400  Seiten 
in  12«  . 

4.  Jahrbnch  der  haitanischen  Gesetzgebung  von 
E.  Mathou.  Druck  von  Verrolot,  Port-an*Prince.  8.  Jahrgang  ent- 
haltend die  von  den  gesetzgebenden  Kammern  angenommenen  Ge- 
setze und  die  wichtigsten  Beschlttsse  von  allgemeinem  Interesse,  die 
im  Jahre  1906  bekannt  gemacht  wurden.  Oktavformat 

5.  Bericht  des  Justizministeriums.  Veröffentlichung  der 
Entscheidungen  der  Zivil-  und  Handelsgerichte^  ebenso  wie  der 
Urteile  des  Kassationshofes.  In  4*^.  Druck  von  Aug.  Heranx, 
Port'an-Prince. 

7.  Sammlung  der  Entscheidungen  des  Kassations- 
hofes. Druck  (  henet,  in  8».  2  Bände.  Der  1.  Band  ZU  146  Seiten, 
der  2.  y.n  158  Seiten;  sie  wurden  1906  herausgegeben  und  ent- 
sprechen den  Jahren  1900  und  1902. 
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1904  1Ü07. 

a)  Gesetzgebung. 

Referent:  Dr.  Graf  Vineeaso  Cw«eel«l#,  Neapel. 
OberMtiQDft  Ton  Dr.  llkui  M&e  Lei%  Born. 


1.  Gesetze  vom  12.  Hai  1904  and  ▼om  19.  April  1906, 
betr.  die  Übertragung  Öffentlicher  Arbeiten  an  Prodn* 

ssenten-  oder  Arbeiterpenossenschaften. 

Verträge  über  Hiiuarbeiton.  ilher  Instandlialtnngsarbeiten  von 
Aosrüsttingen  und  ttber  öffentliche  Dienste  können  sowohl  auf  Grund 
von  Mindestfordernngen  als  von  privaten  Vertrügen  mit  Arbeiter- 

und  Prodnzpntengenossenschafteu  abjjesclilossen  werden,  sofern  sich 
letztere  den  gesetzlichen  Anforderungen  entsprechend  gebildet  haben. 
Dasselbe  bezieht  sieh  anf  landwirtsrliaftliche,  von  kleinen  (Trund- 
besity.ern  gebildctr  (it'iiosscnscliat'ten,  die  sicli  ^-Ifiditails  den  legalen 
Erfordernissen  entsi>rechend  gebildet  haben;  jt-dut  ii  darf  es  sieh 
dabei  nicht  um  B^triige  von  über  2(»0000  Lire  liaiiJclii.  Die  Zali- 
lungeu  iiahf  11  ratenweise  und  entsprechend  der  geleisteten  Arbeits- 
weng«- zu  ertVil^^cn. 

Kiiie  ^^icherung  wird  dadnrch  geschaöen,  dass  10  des  Be- 
trages einer  jeden  Kate  einbehalten  werden. 

Be.sagte  CTenossensehaften  können  sich  unter  denselben  lie- 
dingnngen  um  öflentliche  Verdingunjrsausschreibungen  bewerben. 

Verordnung  vom  17.Märzlyü7,  betr.  die  Ansführnng 
vorerwähnter  (i-  st  tze. 

Hei  jeder  I'riitektur  des  K>inigreichs  ist  ein  Register  zn  l'üliren, 
in  welches  die  gesetzmässig  begründeten  Produzenten-  und  Ai  l.t  iter- 
genossenschaften  der  Provinz,  sowie  "ene  von  üewerbetreibeuden 
und  Landwirten  sich  eintragen  las^ru  müssen. 

Die  Einsicht  in  das  Register  ist  auf  Antrag  jL-deiiuauu  zu 
gestatten. 
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Gesetzgebung. 


Um  die  EiDtngmiK  in  das  Begiater  su  erlangen,  haben  die 
Arbeiter-  and  Prodnaentengenoaaeiiaehaften  tieh  an  den  Piifekten 
der  betrelTenden  Provinz  ro  wenden,  nnter  gleidmeltiger  Beiffigmig: 

a)  der  B^jnn^nngaarkonde  nnd  des  Beg^ementa  für  die  innere 
Verwaltnng; 

b)  eines  Yerzeiehniiaea  der  an  dem  1!»g  der  Antragatellnnflr  vor- 
handenen  Genossen,  ihrer  Vor^  nnd  Znnamen,  sowie  Angabe 
ihrer  Bornfe  beaw.  Gewerbe. 

Znr  NaebprUfting  der  Gesnche  wird  in  jeder  Provina  eine 
Kommission  mit  dem  Prlfokten  als  Vorsitaendai  gebildet  An  der 
Kommission  nehmen  unter  anderen  8  von  den  Genossensdiaften  der 
Provins  erwfthlte  Mitglieder  Teil. 

Die  ProTinsialkommission  hat  nachznprtlfbn,  ob  die  Genoasen- 
schalten, die  die  Qntragong  In  das  Begistor  des  Prlftklni  naeh- 
snehen,  die  erforderlichen  Urkunden  beigebracht  haben,  femer  darftber 
zn  wachen,  dass  die  eingetragenen  Genossenaehaften  den  von  ihnen 
nrsprflnglich  angenommenen  Charakter  bewahren  nnd  die  Vorschriften 
der  Gesetze  sowie  das  Beglemoit  und  die  Statnten  der  Gesellschaft 
beobachten. 

Bezüglich  der  Produzenten-  und  Arbeitergenossenschaften  hat 
sich  die  Kommission  zn  vergewissern: 

a)  ob  alle  Genossen  ArheittT  sind  und  ob  sie  das  oder  eines  der 
Handwerke  ausüben,  welche  die  Genossenschaft  zum  Gegen- 
stände hat; 

b)  dass  von  den  Nettoeinnalimen  der  Genossenschaft  zunache^f  i\*-r 
durch  das  (iesetz  zur  Bildung  eines  Sicherungsfonds  verlangte 
lif'trag  in  Abzug  gebracht  werde; 

c)  dass  t'berschösse  der  Einualimen  denen  zurückeretattet  werden, 
durch  deren  Beiträge  sie  eingek«»uinien  sind. 

Der  Präfekt  bestimmt  auf  Beschhiss  der  Proviuzialkommission 
hin  durch  \  erordnnng,  dass  die  Eintragung  der  antvagstelleuden 
Genossenschaften,  wofern  sie  den  obengenannten  Normen  genügen, 
ZU  erfolgen  habe. 

Gegen  die  Verordnung  des  Prilfekten  ist  Beediwerde  an  das 
Uinisterinm  für  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel  gegeben, 
welches  endgültig  entscheidet 

Auf  Beschluss  der  Provinzlalkommission  ordnet  der  PrSfekt 
die  Streichung  jener  Genossenschaften  ans  den  auf  der  PrifSektur 
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geflihrten  Listen  an,  von  denen  feststeht,  da&s  sie  den  ihDeu  auf- 
erlegten Verpflichtnnfren  nicht  f^enüfren. 

Vier  Monate  nach  Schlnss  dt  s  i ieschäftsjalirs  hab<  n  die 
ivgristrierten  (tfintssensi  haften  der  Präfeklur  die  .^ahr»  sliilanz  ilirer 
Ausgaben  zukniiniM  ii  zu  lassen,  in  vveh-her  die  ein/.eiiien  während 
des  letzten  .Ialii<->  an  (ieTiossi-n  oder  Hilfsarbeiter  aus^ezaiilten 
lietra^^c  der  Einiialiuien  namentlich  angegeben  sein  müssen.  Die 
Bilanzen  werden  von  dem  Fräfekten  an  den  Minister  für  Ackerbau, 
Gewerbe  und  Handel  weitergegeben. 

Jede  (iendssensehaft  hat  bei  der  Verdingung  öffentlicher  Ar- 
beiten oder  ötl'entlicher  Dienste  anzupreben,  wem  sie  in  ihn  ai 
eigenen  Interesse  die  Leitung  der  Arbeiten  anzuvertrauen  gedenkt. 
In  die  mit  den  Genossenschaften  zu  schliessenden  Verträge  ist  das 
Verbot  aafznnehmen,  dass  die  verdungenen  Arbeiten,  Lieferungen 
oder  Dienatleistangen  ganz  oder  mm  Teil  sediert,  weiterferdangen 
oder  in  Akkord  gegeben  werden. 

Ausnahmsweise  kann  es  gestattet  werden,  djuss  die  (ieni^ssen- 
schaften  Hilfsarbeiter  verwenden,  vorausgesetzt,  dass  die  Zahl  der 
letzteren  eine  beschränkte  ist  und  nicht  die  der  bei  der  Arbeit 
selbst  beschäftigten  Genossen  übersteigt. 

In  den  VerdingungsvertrSgen  wird  Itistinunt,  dass  die  Zah- 
lungen entsprechend  der  geleisteten  Arbeit  in  Zeiträumen  von  10, 
20  Tagen  zu  erfolgen  haben. 

In  den  N'erträgen  wird  fernei-  erklJirt,  dass  zw» « ks  Schaffung 
einer  Sicherheit  lO^/^  der  jeweilig  fälligen  Kate  zurückbehalten 
und  der  Genossensehaft  giit^^M  hrieben  weiden. 

Bei  Verdi iiiiTtui^-'^vert Tilgen  mit  (ienussensrhaften  von  allgemein 
anerkannter  Ehr. uliattigkeit  und  Sididitjit  kennen  die  verdingenden 
Verwaltunpsbelitirden  auch  in  der  (  herlassung  von  Forderungen  und 
Vollmachten  zur  Behebung  von  Gt  ldt  i  ii  bei  Sparkassen,  Volksbank,  n 
,nnd  dergl.  einwilligen;  jedoch  stets  unter  Wahrung  der  (^uoie 
von  10"/o. 

Die  Arbeiten,  wehhe  nirht  die  im  \'ertraire  ausgemachte 
gt'oiii.trische  Form  erlangt  haben  oder  ans  anderen  Gründen  keine 
i'reisbestimmung  zulassen,  dürfen  nicht  ratenweise  den  Fortschritten 
entsprechend  honoriert  werden,  auch  sind  bei  ihnen  Abschlags- 
zahlongen  nnstattbaft. 
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Qwetzgebuog. 


Nachdem  die  Abnahme  erfolgt,  sahlt  die  verdiDgende  Behörde 
den  geschuldeten  Bestbetrag  ans  nnd  erstattet  an  diesem  Zweck 
auch  die  Kantion  lurfick. 

JDie  in  ▼orliegendem  Beglement  behandelten  Genossenschaften 
sind  der  Anfbtcht  des  Ministerinms  Ar  Adierhan,  Gewerbe  nnd 
Handel  unterworfen. 

Die  Genossenschaften,  in  denen  auf  Gmnd  ihrer  Statuten  auch 
Genese«!  zugelassen  werden,  die  nicht  Arbeiter  sind,  kOnnen  vor- 
liuflg  in  das  bei  der  Prifoktur  geführte  Register  eingetragen 
werden: 

a)  sofern  sie  nachweisen,  dass  die  Zaiil  der  nicht  aus  Arbeitern 
bestehenden  Genossen  weniger  als  ein  Zehntel  der  Gesamtzahl 
der  Genossen  beträ^  nnd  von  ihnen  vreniger  als  ein  Zehntel 

des  Genossenschaftskapitals  eingezahlt  worden  sei; 

b)  sofern  sie  sich  verpflichten,  innerhalb  von  6  Monaten  nach 
Einreichun^  des  Eintragongsgesachs  ihr  bestehendes  Heglement 

abzuäudern : 

c)  sofern  sie  iniieiiialb  eines  .)ahr«^s  für  die  ratenweise  und  pro- 
portionale Kii(;kzahlunf^  der  von  den  nicht  als  Aibt  iter  tätigen 
Mitgliedern  bpst'sseneu  Anteilscheinen  oder  ßonsligen  quuteu» 
mässig  geleisteten  lieiträgeu  Sorge  tra;jen; 

d)  sofern  sie  während  dieses  ganzen  Jahres  die  lienossen.  die 
nicht  Arbeiter  sind,  von  dem  passiven  Wahlrecht  und  von  der 
Bekleidung  von  Ämtern  innerhalb  der  Genosgeuschat^  aus- 
schliessen. 

Die  landwirtschaftlichen  üenos.senschaften,  die  sich  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1904  zunutze  machen  wollen: 

1.  müssen  von  Eigentümern  oder  TeilpAchtem  gebildet  sein,  die 
selbst  oder  mit  Hilfe  ihrer  Familie  den  Boden  bebauen  oder  ein 
ländliches  Gewerbe  betreiben; 

2.  dürfen  nur  Genossen  anlassen,  die  im  ganzen  eine  Snmme  von 
höchste  200  Lire  einsahlen; 

3.  dürfen  num  Gegenstand  ihrer  Geschäfte  nnr  die  Produkte  des  . 
eigenen  Bodens  nnd  das  von  den  Genossen  selbst  gen^ieiie 
Vieh  machen. 

Das  Register  der  landwirtschaftliehen  Genossenschaften  wird 
auf  den  Prftfektnren  getrennt  von  den  andern  in  diesem  Reglement 
behandelten  Genossenschaften  geführt. 


üigiiized  by  Google 


TtxcBKZo  Cabacciolo:  Italien. 


8823 


Den  Tonitc  in  der  Provinzialkommiasion  zur  Oberwachang; 
der  landwirtacbaftUcIien  ProdnktiTgenoasenscbaften  ftthrt  der  Präfekt, 
Qnd  sind  in  ihr  anter  anderen  3  von  den  landwirtaebaftlichen  Ge* 
nos»enscbaften  der  Provinz  gewjilüte  Mitglieder  vertreten. 

Die  Gewinne  werden  nnter  die  Genossen  entsprechend  dem 
Wert  der  von  ihnen  gelieferten  Produkte  nnd  nnter  die  anf  Gehalt 
nnd  Lohn  angestellten  Beamten  entsprechend  den  von  ihnen  ge- 
leisteten  Diensten  verteilt. 

2.  Gesetz  vom  16.  Jani  1907,  enthaltend  Vorschriften 
nnd  Anweisungen  bezQglich  der  Beisknltnr. 

Der  Anbau  des  Beises  unterliegt  an  den  Orten  und  in  den 
Fällen,  wo  er  nicht  Überhaupt  untersagt  ist,  den  Vorschriften  des 
vorliegenden  Gesetzes.  In  jeder  Provinz,  in  der  Beis  gebaut  wird, 
hat  ein  besonderes  Beglement  folgendes  zu  bestimmen: 

a)  die  Hindestentfernungen,  die  zwischen  grosseren  Wohnorten  nnd 
einzelgelegenen  HSnsem  einerseits  und  den  Beisfeldem  anderer- 
seits  eingehalten  werden  müssen; 

b)  die  Festsetzung  7on  Normen  Uber  die  Vorflnt  und  Ablasanng 
des  Wassers  von  den  Beisfeldern; 

c)  die  Festsetzung  von  Ausnahmebestimmungen  1>*  zü^rli«  h  der  Ent- 
fernungen, sobald  es  sich  um  von  Natur  sumpfiges  Gebiet  liamlelt: 

d)  tli»'  Aufstellung  {ranz  besonderer  Bedingungen,  von  deren  Er- 
fiillnn?  es  abhänfrt,  ob  die  Anlag-e  von  KeistV  ldei  n  auf  Terrains, 
die  diesem  Zwecke  noch  nicht  gedient  haben,  zugelassen  werden 
kann: 

e)  die  Dauer  und  die  Art  der  b»'i  dem  Jäten,  Ernten  and  Dreschen 

des  Keises  einzubauenden  I!ubr|i;iust  n. 

Das  obenerwähnte  bt  sondere  Keglement  wird  von  dem  Gesund- 
heitsrat  der  Provinz  vorgeschlagen. 

Wer  neue  Beisfelder  anlegen  will,  muss  während  des  Monats 
November  ein  Gesnch  bei  dem  Oemt  indt'vorsteher  einreichen,  unter 
gleichzeitiger  Angabe,  welche  L&iidereien  er  fUr  die  Beiskultnr 
ausersehen  hat 

Die  Entscheidung  über  alle  Streitigkeiten  betreffs  der  Anlage 
von  Reisfeldem  steht  dem  Präfekten  der  Provinz  zu.  Gegen  die 
\  •  rtligung  des  Präfekten  gibt  es  einen  Beknrs  an  das  Ministerium 
des  Innern. 
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Reisfelder,  die  an  nnznlSBBigeii  Orten,  in  nnerlanbten  KnU 
femnngen  oder  der  Verftgong  der  Verwaltnngsbehörden  snvrider 
angelegt  oder  vergrOnert  worden  sind,  werden  anf  Grand  eines 
Dekrets  des  Prftfekten  anf  Kosten  derer,  die  das  Gesetz  verletzten, 
zerstört. 

Die  Entziehnng  der  Erlanbnis,  Beis  anznbaaen,  und  die  an- 
geordnete ZerstSrnng  der  Beisknltaren  geben  keinen  Anspnicli  anf 

Sdiadenersatz. 

Bezüglich  der  unentgeltlichen  Verabfolgnng  von  Chinin  findet 
das  Gesetz  gegen  die  Malaria  Anwendung.  Soweit  sich  die  Reis- 
felder jedoch  nicht  in  dem  als  Malariazone  erklärten  Gf-biPte  be- 
tinden.  but  der  Eigentümer  der  Keisfelder  die  Aasgaben  tUr  Ciiiuin 
allein  zu  bestreiten. 

In  den  Genieituleii.  in  welchen  nachweislich  aiiswärtifre  Arbeits- 
kräfte für  die  Keiiiigimg:  nnd  Abenmmg  der  Reisfelder  herausgezogen 
werden,  ist  die  Kommune  verjitliehtet,  für  die  ärztliche  Itehandlnu^-- 
und  die  Verabrei<  iiung  der  ixitiiyren  ^ledikanRiile  an  die  Arbeiter 
Sorge  zu  tragen.  Die  su  erwachsenden  Kosten  werden  auf  die 
Eigentümer  der  Keisfelder  umgelegt. 

Die  Arbeiterwohnungen  müssen  genügend  geräumig  und  alle 
Zugänge  durch  Netz  gegen  die  Mücken  geschützt  sein.  Die  Schlaf- 
räume  für  die  beiden  Geschlechter  sind  zn  trennen. 

Für  die  Lieferung  guten  Trinkwassers  haben  die  Unternelimer, 
die  die  Arbeiter  in  die  Reisfelder  führen,  oder,  wenn  sie  es  nicht 
tun,  die  Eigentümer  des  bebauten  Grand  und  Bodens  Sorge  zn  tragen. 

Zar  Jfttong  der  Steider  dürfen  nicht  verwandt  werden: 

1.  Personen,  die  das  vierzehnte  Lebemijahr  noch  nicht  vollendet 
haben; 

2.  Frauen  wihrend  des  letzten  Monats  der  Schwangerschaft  and 
wShrend  des  ersten  nach  der  Entbmdnng. 

Alle  für  die  Beinignng  der  Reisfelder  von  answftrts  zo« 
wandernden  Personen  bedürfen  eines  ärztlichen  Attestes,  aus  dem 
hervorgeht,  dass  sie  immun  gegen  ansteckende  Krankheiten  sind. 
Schwangere  Frauen  haben  ein  ärztliches  Zeugnis  beizubringen,  aus 
dem  der  Monat  der  Schwangerschaft,  in  dem  sie  sich  befinden,  er- 
sichtlich ist* 

Die  Reinigung  der  Felder  darf  nicht  vor  Sonnenaufgang  be- 
gonnen werden  und  der  Arbeitstag  zehn  Stunden  nicht  überschreiten. 
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Der  Arbeitstag  miui  in  jedem  Falle  durch  geeignete  Rnhepanaen 
nnterbrochoi  werden.  Franen,  die  ihre  eigenen  Kinder  .stillen,  mnss 
die  hienn  i^tige  Zeit  geUasen  werden  nnd  darf  dieselbe  nieht  von 
den  Arbeitastnnden  abgereehnet  werden. 

Die  DienstvertrSge,  betr.  die  Arbeit  in  den  BeiBkoltnren,  sind 
der  St«iQpel8tener-  nnd  Eintragnng^verpflichtnng  nicht  onterworfen. 
Gleichwohl  erkennt  vorliegendes  Gesetz  Personen  über  14  Jalire 
das  Recht  ZU,  durch  derartige  Vertrttge  Varpflichlnngen  sn  be- 
gründen. 

Der  dem  rnternehmer,  der  die  Arbeiter  in  die  Reisfelder 
gebracht  hat,  für  den  GeHamtbftrag  der  geleisteten  Arbeit  pe- 
schuldete  Lohn  steht  in  seiner  ganzen  Höhe  den  Arbeitern  zn  und 
di)rfen  von  iim  keinesfalls  Abzüge  oder  Kinbehaltiingeii  gemacht 
werden. 

Die  Vergütung,  die  di'V  \'prjiiittler  eventuell  für  die  durch 
tl;is  Zusammensuchen  der  Arbeiter  ihm  erwachsene  Mühe  zu  Ver- 
la ti^^^tn  liut,  ist  völlig  von  dem  den  Arbeitern  zu  zahlenden  Lohn 
zu  trennen. 

Die  Dauer  der  Arbeitsverträge  wird  beendigt,  entweder  durch 
Ablauf  der  festf-'Hsttzten  Zeit  oder  durch  Vollendung  der  ansge- 
niiichteij  landwirti>Lhuttliclien  Arbeit,  oder  durch  höhere  Gewalt  oder 
Bchlieiüslich  durch  den  Tod  des  Arbeiters. 

In  allen  anderen  Fällen  mnss  derjenige,  dnrch  dessen  Schuld 
der  Kontrakt  ausser  der  Zeit  gelöst  worde,  der  andern  Partei  einen 
Geldbetrag  zahlen,  der,  wenn  es  sieh  um  Verträge  anf  Jahieafirist 
handelt,  gleich  einem  Monatalohn  und,  wenn  es  sich  um  VertrSge 
von  kirserer  Daner  handelt,  gleich  dem  einer  Woche  ist. 

Unternehmer,  die  den  Arbeitern  den  Lohn  nicht  ausaaUen, 
die  Ansaahlung  veraOgem  oder  dieselbe  sonst  in  unznreichender 
Weise  besorgen,  werden  mit  einer  Geldstrafe  von  100  Liren  belegt 

In  jeder  Gemeinde  der  Reisbausone  wird  jährlich  eine  Schlich- 
tungskommission,  bestehend  aus  5  Mitgliedern,  gewShlty  yon  denen 
2  Delegierte  der  Arbeitsrermittler  nnd  wdtere  2  der  Arbeitgeber 
des  Ortes  sind.  Der  Fünfte,  der  die  Kommission  beruft  und  ihr 
vorsitat,  wird  gemeinsam  von  den  Parteien  erwihlt 

Der  KornmisBion  ist  die  Prilfhng  aller  Individn^er  oder  aU- 
p^emeinen  Streitigkeiten  fibertragen,  die  sich  zwischen  Arbdtgeber 
und  Vermittlem  erheben. 

Jahrboeh  der  iataiMt.  y«rBliilcitiia.  S.  Bd.  210 
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Die  Entacbeidmig  der  Eomminion  wird  den  Parteien  vericttndet 

Die  EntBclieidiiiiff  hat  die  Wirkung  eines  Schiedatpmelis  und 
wird  von  dem  Biditer  von  Amte  w^n  für  vollstreckbar  erklärt. 

Eine  weitere  BemAing  dagegen  an  die  richterUchen  Behörden 
ist  nur  dort  zulässig,  wo  ee  sich  um  Verletanng  der  ffir  die 
Bildung  der  Kommission  vorgeschriebenen  Normen  oder  einen  Form- 
fehler in  der  Urteilsfällnng  handelt.  In  diesem  Falle  gibt  es  eine 
Revision  an  die  Zivilkammer  des  Kreistribunals. 

Knramissare,  die  nach  ihrer  AVahl  in  di<'  Schlichtuiiy^skoramission 
und  nacii  Annahme  derselben  arglistig  auf  dies  Amt  verzii  ht^^n. 
werden  mit  Geldstrafen  bis  zu  1000  Lire  bestraft  und  künneu  zum 
Krsatz  des  s«»  «Twachsenen  Schadens  anfri-haltcn  werden. 

Die  Htiimten  der  gerirlitlichen  l'olizei,  die  Landwirtschafts- 
und (Tewtübciuspektoren.  »i>vvie  die  Angestellten  des  ötVentlicheu 
Sanitiitsdienstea  sorgen  für  die  zur  Ausführuiiir  tli^^ses  liesetzes  er- 
forderliche Überwachung  und  haben  daher  zu  den  lieisfeldern  stets 
freien  Zutritt. 

3,  Gesetz  über  die  wücli entliche  Kuhejianse  vom  7.  Juli 
1907  und  Verordnung  vom  7.  November  19i»7. 

.\m  •'».  Februar  li>08  treten  jene  Restimmungen  des  Gesetzes 
vom  7.  Juli  l'.*<t7  in  Kraft  und  werden  an  dem  folgenden,  auf  den 
iK  desselljen  Monats  fallenden  Sonntag  zum  erstenmal  angewandt, 
welche  nicht  die  hodenjiroduktion,  Manufakturen  oder  die  An- 
ordnungen des  besonderen  Reglements  vom  7.  November  1907  be- 
züglich der  Haudekbetriebe  und  ötientlichen  Unternehmungen  be- 
treffen. 

Um  dem  Prinzip  einer  wöchentlichen  Ruhepause  allgemeine 
Geltung  an  vemhaffen,  stellt  das  Oaseta  die  Forderung  anf,  dass 
alle  VwlcanftHtellenf  LSden  nad  OfllBOtHeheB  Lokale  jeder  Art»  selbst 
wenn  der  Verlcanf  In  ihnen  dnrcb  den  Eigentümer  oder  seine  An- 
gehörigen erfolgt,  an  den  Tagen  and  Stunden  geschlossen  werden, 
an  denen  flir  die  betreffenden  Handelssweige  die  Arbeit  besahlter 
Angestellter  untersagt  ist. 

Die  PrSfekten  dürfen  in  den  Gemeinden,  nach  welehen  die 
LandbevOlhNung  ihrer  EinkKnfe  willen  zu  kommen  pflegt,  die  Ge- 
nehmigung erteilen,  gewisse  Lftden  Sonntags  frBh  zu  Qfiien.  Die 
Präfekten  sollen  bei  der  Auslegung  dieser  Vorschriften  den  genauen 
Sinn  derselben  beachten,  wonach  ein  Dispens  von  der  allgemeinen 
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Snnnt;«ffsnihe  aiuh  wälm-nd  der  Morjjt'iistiiiultin  iiiclil  »'iii/fhitMi  (»e- 
schät'tfii  in  ein^r  bestimmten  Gt-gcml  «Ut  Gemeinde  erteilt  wt-nieii 
darf,  sondern  nnr  allen  denen,  die  in  der  Kommune  der  betreä'endeu 
Branche  anprehören  auf  einmal. 

Was  die  an  bestimmten  (»rten  mit  aussergewühnlicU  starkem 
Verkehr  zu  erteilenden  Befreiungen  anbelangt,  80  dftrfen  die  Prü- 
fektoi  dieselben  iiiiir  In  ganzen  Ansnalundillen  erteilen  und  nnr» 
wenn  «nderenfalla  dem  Handel  ein  ematbaltM*  und  nachwefelicher 
Schaden  entstfiDde. 

Die  PoliseibehSrden  können  In  Flllen,  In  denen  es  die  be- 
sonderen VerhUtniBse  der  gewerblichen  nnd  konunenslellen  Unter- 
nehmnngen  absolut  erfordern,  die  Erlaubnis  erteilen,  dass  die  248tttn- 
dlge  wöchentliche  Rnhepanse  nicht  nm  Ulttemacfat,  sondern  sn  einer 
anderen  Stande  ihren  Anfang  nehme.  Im  allgemeinen  soll  diese 
Erlaubnis  nur  für  öfFentliche  Dienste,  Schaustellungen,  die  Presse 
und  dergL  mehr  erteilt  werden;  FftUe,  In  denen  die  Nachtarbelt 
Über  lOttemacht  hinaussugehen  pflegt  nnd  In  denen  ein  Zwang,  zu 
dieser  Stande  die  Tttigkeit  absnbrechen  oder  neu  aasnfangon,  eine 
wesentliche  Erschwerung  des  Betriebes  bedeuten  würde. 

Zn  diesem  Behuf  mfissen  auch  die  Stadtverordnetenansschässe 
dem  Sinn  des  Gesetzes  Rechnung  tragen,  indem  sie  einerseits  den 
herumziehenden  Händlern  nicht  weiterpehendere  Konzessionen  pe- 
wShren,  als  es  das  Gesetz  selbst  für  die  Läden  der  betreffenden 
Handelszweige  tut,  anf  der  anderen  aber  die  Hediirfnisse  der  Be- 
völkerung des  betreffenden  Ortes  bezüglich  der  Zweige  des  fliegenden 
Handels  berücksichtigen,  in  denen  eine  Konkurrenz  für  die  festen 
Geschäftsniederlassungen  nicht  vorlcuiden  ist.  Ausserdem  müssen 
sie  acht  freben.  dass  die  von  «Itii  iKtivilfiiden  Sf adtverordneten- 
vt  i>annnliinij;t  ii  l*-st;jcesetztcn  Grenzau  mit  iiHi<.rli(  hst- r  Streiij^e  eiii- 
{jehalten  werdeji.  um  unznlässly-e  Koutlikte  zu  vermeiden,  die  der  ein- 
heitlichen A)i\veiidung  des  Ge>etzes  schweren  Schaden  bi  in^^eu  würden. 

I)ie  tienieinderäte  haben  über  die  Aiiträj^e  der  Friseure  und 
ihrer  (-fehillen  zu  entsi  heid»  ii,  die  dahin  gehen,  dass  die  oldigaturische 
Sonntagsruhe  auf  einen  anderen  Wochentag  übertragen  werde  Auch 
können  sie  andere  von  den  \'iiischriften  des  Gesetzes  abweichende 
.Anordnungen  für  Weiler  uii>i  für  Teile  einer  grösseren  Gemeinde 
treffen,  wenn  diese  voneinander  so  eniternt  sind,  dass  die  Gefahr 
einer  gegenseitigen  Konkurrenz  nicht  vorliegt. 

210» 
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OesetzgebuDg. 


Die  GoMtzesvonehrlft^  welehe  den  Oemeindevenaiuiiliiiigcii 
die  Entselieidiiiig  dardVer  IlVertrSgrti  ob  die  Geeehftftiinhaber  gewiaie 
Handelnweige,  sobald  es  aiUMtordentliebe  VniBUlnde  erfordern  — 
^oeb  nnter  Beibebaltnng  dee  Verbotes  dw  Arbeit  der  Angestelltco — , 
ibre  Udra  offen  balten  dtfriim,  iat  dnrebans  reetriktiv  ans- 
anlegen  und  anf  Fllle  von  gans  ansuabmswdeer  Wichtigkeit  an 
bescbiinken. 

Die  Kommnnaliftte  liaben  ohne  Verzng,  müglichst  vw  dem 
9.  Febmar,  alle  die  ftr  die  Woehenmhe  im  Barbiergewerbe  vor- 
getehljebenen  FormalitAten  an  erfllUen  nnd  die  etwa  einznrelchenden 
Dispensversnehe  lllr  die  Sonntags  Vormittage  von  den  GesehKften 
mit  llndlicber  Enndschaft  einsnfordem.  Sollte  es  nicht  mSglich 
sein,  die  dieabesflgliehen  Massregeln  Us  zom  9.  Febmar  an  treffen, 
80  kann  die  Beatimmnng  des  Gesetzes  Uber  die  beschrKnkte  Sonntags- 
mhe  der  Frisenrliden  und  der  Gesehlfte  mit  Ijandknndsehaft^  soweit 
Gesnche  an  Kommunen  oder  Prfibkten  gerichtet  nnd  die  beaOg^ 
liehen  Entscheidungen  noch  nicht  TerOflSentUeht  sind,  anfjseschoben 
werden,  jedodi  nldit  Aber  den  ScUnsa  des  folgenden  Monats,  des 
Hftries,  binans. 

Das  Geseta  —  das  alle  Klassen  der  Bürgerschaft  betriüt  — 
tritt  am  9.  Febmar  1908  in  Kraft.  Das  Oeseta  findet  keine  An- 
wendung anf: 

1.  Binnen-  nnd  Seesehiffyirt, 

2.  Landwirtschaft»  Jagd  und  Fischerei, 

8.  Öffentliche  Eisenbahntransporte  und  staatlich  konseasionierte  und 

autorisierte  Strassenbahnen  jeder  Art, 
4.  «ffentliche  Dienste  nnd  von  dem  Staat  betriebene  industrielle 

Unternehmungen. 

Die  Vei-pflichtuug  einer  Ruhepause  von  24  aufeinander  folgen- 
dem Stunden  liegt  nicht  vor: 

a)  wahrend  der  panzeii  Arbeitszeit  für  die  jährlich  nur  in  einer 
kurzen  Periode  ausg^ttbteu  Gewerbe, 

b)  während  eines  Zeitraumes  von  zehn  Wochen  pro  Jahr  in  den 
direkt  vom  Winde  oder  vom  Wasser  abhangigen  Betrieben; 

c)  wihrend  tism  Zettvaums  von  6  Wochen  pro  Jahr  in  den 
Industrien,  bei  denen  Perioden  ansserordoitlicher  Tütigkeit 
einantreten  pflegen. 
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Die  wöchentliche  RnhepaoM  soll  regelmlaeig  am  Sonntag 
stattfinden,  aasgenommen: 

1.  bei  der  Instandhaltung,  Keinignng  und  Überwachung  von  Be- 
trieben ; 

2.  Reparaturen  von  Haschinen,  Transportschiffen  osw.; 
8.  bei  der  jährlichen  Inventaranflnahme; 

4.  bei  der  Bewachnng:  vnd  BeaalUchtignng  der  Werkstfttten; 

5.  im  Falle  höherer  Gewalt  nnd  vor  allem,  wenn  die  Arbeit  aof 
Anordnong  der  öffentlichen  Behörden  erfolgt. 

Die  wöchentliche  Bnhepanse  kann  anstatt  am  Sonntag  an 
anderen  Wochentagen  in  folgenden  FUlen  stattfinden: 

1.  bei  Industrien,  in  denen  dauernd  Feuer  unterhalten  wird; 

2.  bei  Industrien,  in  denen  technische  Prozesse  von  gewisser  Daner 
stattfinden  müssen; 

3.  bei  Saisonbetrieb; 

4.  htH  Stoereieii; 

6.  bei  Bestanrants,  Gasthftnsem,  Caf is,  Lotterieni  BiUardränmen  usw. ; 

6.  bei  den  Be-  und  Entladnngsarbeiten  in  den  HSÜsn  nnd  den 
Beparatnren  der  auf  der  Fahrt  beflndlichen  Sdiiffe; 

7.  bei  Blnmeohandlnngen; 

8.  bei  Krankenhttnsem; 

9.  bei  Begrftbnisinstitnten;  • 

10.  bei  Zeitungen,  Aosknoftswesen  nnd  Schanstellnngen; 

11.  beim  Verkauf  der  in  Begie  beflndlichen  Produkte  und 

12.  bei  Verrichtnngen,  die  im  Öffentlichen  Interesse  notwendig  sind. 

Die  Sonntagsmhe  beginnt  Sonntags  nm  12  Uhr.  Die  Er- 
laubnis, während  des  Sonntags  vormittags  mehr  als  fünf  Stunden 
zu  arbeiten,  erhalten  nur  die  lölgenden  Betriebe: 

1.  LIden  Ar  Lebensmittel  nnd  Gebrauchsartikel, 

2.  Versieherungsinstitnte  und  dergl., 

5.  Frisenrgeschftfte. 

Die  Familie  bestdit  im  Sinne  dieses  Gesetaes  aus  Personen, 
die  nicht  weiter  als  im  vierten  Grade  verwuidt  oder  verschwägert 
sind,  znsammen  wohnen  oder  gemeinsames  Vermögen,  Zinsen,  Beuten 
od«r  Einnahmen  haben. 

Die  24stttndige  wöchentliche  Ruhepause  läuft  In  der  Begel 
von  Mitternacht  bis  Mitternacht. 
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Cteutigabiiiig. 


Sobald  es  besondere  von  der  lokalen  Polizeibehörde  anerkannte 
Eigentttmlicbkeiten  des  Gewerbebetriebe«  erfordern,  kann  die  Rnhe- 
panse  auch  zu  einer  anderen  Stande  ihren  Anfang  nehmen.  Die 
wöchentliche  Hiilifpanse  soll  von  Sonnabend  12  übr  nacbta  bis 

Sonntag  12  Uhr  nachts  laufen. 

Die  Sonntagsarbeit  von  hüclistens  fünf  Stunden  vor  Mittag  ist 
nur  fiir  die  Angestellten  der  öäentlichen  Dienste,  der  Versicberongen 
nnd  der  Auswanderungsagenturen  zulässig. 

So  nft  der  (Temeinderat  allen  Friseurgosrhäflen  der  Kommune 
oder  aurh  nur  denjenigen  eines  Weilers  oder  eines  besonderen  Teiles 
die  Ailieil  während  des  ganzen  Sonntags  gestatU-t,  muss  als  Knhe- 
pause  ein  anderer  ganzer  Wochentag  oder  eine  Frist  von  dem  Mittag 
des  einen  Tages  bis  zu  dem  des  folgenden  freigegeben  werden, 

SobaUl  es  sich  um  dringende  sofortige  Massnaiimen  handelt, 
können  auf  Grund  eines  Dekrets  des  Träfekten  die  Hestimmungen 
über  die  Sonntagsruhe  fUr  einen  bestimmten  Ort  ausser  Kratt  ge- 
setzt werden. 

Die  als  Ersatz  dem  Personal  der  Oasthftnser  za  gewährende 
Bohepaose  tob  mindestens  10  aufeinander  folgenden  Stunden  bwm 
vribrend  jener  Stunden  fewfthrt  werden,  in  denen  ffir  gewOholicli 
die  Arbeit  verrichtet  wird. 

hk  den  Lftden,  Verkantetellen  jond  Werkatfttten  darf  besahltes 
Personal  wShrend  der  Rnheetnnden  auch  nicht  xn  bftnaliehen  Arbeiten 
verwandt  werden. 

In  den  kSnftnftnnischen  Betrieben,  in  denen  venchiedene 
Branchen  vertreten  nnd  einige  derselben  der  aonntiglidiea  Scldieerang 
nicht  unterworfen  eind,  ist  wahrend  des  ganzen  Sonntags  nnd  wShrend 
der  Naehmittagsstnnden  der  Vertrieb  in  den  Branchen,  fBr  die  das 
Geschäft  ges^ossen  sein  mttsste,  verboten.  In  den  Untemehmongen, 
für  welche  die  Sonntagsarbeit  sagelassen  ist,  wo  aber  mm  Ersats 
eine  andere  Bubepanse  dnrch  eine  bestimmte  Beihenfolge  od«r  An- 
ordnung zu  gewahren  ist,  muss  eine  Tabelle  sichtbar  anfgehingt 
werden,  auf  der  die  Stunden  der  Öffnung  nnd  SchUessttttg  am 
Sonntag  sowie  die  Beihenfolge  des  Personals  angegeben  ist 

4.  Ein  neues  Gesetz,  dass  beinahe  seit  15  Jahren  erstrebt 
war,  hat  endlich  eine  definitive  Regelang  der  Verwaltung  herbei» 
geführt  und  die  BeamtengehUter,  wenn  auch  nur  in  geringen 
MaTse,  erhöht  Die  Verwaltung  der  «Schönen  KUnste"  wird  durch 
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( nn'riiutVirl!t>liehürdeii  (SuptTinteinleiinuvin  ausgeübt,  von  «lenen  10 
für  die  TMIdwerke,  14  für  di*-  AusirrHlaiiip-n  und  archäologischen 
Museen  iiiid  x  hliesslich  1'»  für  die  niittelalterliclien  nnd  modernen 
(-iulerieii  und  Museen  bestellen.  E^  ist  diesen  Behörden  lerner  die 
i'berwachuog  über  die  im  Besitz  von  juristischen  Tersouen  oder 
von  Priyailenten  befindlichen  einzelnen  Knnstgegenstände  nnd  die 
Fürsorge  fSr  ihre  Erhaltung  übertragen. 

Die  in  den  jumm  PmomlUsten  hierAr  heB^nte  Beamten- 
schaft nmfhsBt  29  Superintendenten,  41  DirektoreUi  71  Inspektoren, 
31  Architekten,  72  Sekretire,  38  Zeichner,  15  Bestanratoren, 
20  Schreiher,  72  Oberanfteher  und  569  Kustoden.  Dieser  end« 
gültige  nnd  sosnsagen  ideale  Bestand  soll  schrittweise  in  den 
3  Jahren  1907>-10  erreicht  werden. 

AugenblickUeh  gibt  es  nur  10  Superintendenten,  16  Direk- 
toren; die  Zahl  der  Inspektoren  nnd  Architekten  ist  nnvollstSndig 
nnd  nnr  die  Kustoden  sind  in  hinreidiender  Menge  vorhanden. 

Eine  der  delikatesten  Aufgaben  jenes  Zweiges  der  Verwal- 
tung,  dem  die  Überwachung  über  die  heimlichen  Versendungen  ins 
Ausland  übertragen  ist,  beruht  in  der  Erteilung  der  erforderlichen 
AusAihrerlaabnlsM,  sowie  in  der  Ausübung  des  Vorzugsrechts  des 
Staates. 

Sie  ist  den  Superintendenten,  Direktoren,  Inspektoren  und 
denjenigen  Architekten  übertragen,  die  an  dem  Ort  der  Behörde 
ihren  Wohnsitz  haben.  Vm  diesem  Amt  anch  wirklichen  Erfolg  zn 
sichern,  wäre  es  nötig,  „ein  g^enanes  nnd  systematisches  Inventar 
•  der  Altertümer  nnd  Kunstgegenstände"  aufzunehmen  oder  wenigstens 
anzulegen.  Der  peprenwärtige  Minister  richtete  zu  diesem  Behuf 
ein  Zirkular  an  alle  Bräfekten  des  Königreichs  nnd  erlangte,  dass 
durch  Könipl.  Dekret  eine  Snnune  von  :{S(Mio  l,iie  ausgeworfen 
wurde,  die  auf  die  Bilanz  des  ge^^enwüi  t  i^eii  Finanzialirs  fr,.st  lirieben 
wird.  "Wir  mutmassen,  da.<*s  iliese  trett'liche  Einriclitunfr  den  driiij^en- 
den  1  ieiiiiilinngen  Cukkado  Ninis  zu  verdanken  ist,  der  ans  langer 
Erfahrung  nur  zu  wohl  weiss,  welche  Schäden  durch  den  Mangel 
eines  solchen  Inventars  hervurgerufen  werden. 

Die  Überwachnngsbehörden  über  die  K.xportationen  haben  viel 
unter  der  Ungewissheit  und  Nachlässigkeit,  sowie  unter  den  Normen 
zu  leiden  gehabt,  die  unsere  Gesetzgebung  bisher  bezüglich  der  in 
Privatbesitz  befindlichen  Altertümer  nnd  Kunstgej^en^tünde  aufstellte. 
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Für  sie  mOsste  eigentlich  du  Oesets  vom  14.  Juni  1902  Geltvog 
haben,  das  inbetreff  der  anunfllhrenden  Gegenatlnde  den  sehr  allgemein 
gehaltenen  Anedrnck  f^aakanfen  oder  exportieren  Innen*  gehraneht 

Da  man  aber  bald  einsah,  dass  es  an  dem  Ar  die  Ankinfe 
erforderlichen  Oelde  mangele  nnd  es  einen*  anaseroidentUchen  Verlut 
bedeutet  haben  würde,  woin  man  jene  zahlreichen  Sachen,  die  man 
nicht  erwerben  konnte,  ins  Ausland  geben  liesse,  wollte  man  durch 
das  Gesetz  vom  27.  Juni  1908  Abhülfe  schaibn.  Dasselbe  verbot 
für  8  Jahre  den  Export  von  solchen  „Gegenständen,  die  für  die 
Geschichte  und  die  Kunst  dnen  ausserordentlichen  Wert  besissen*^ 
und  ausserdem  in  dem  hierfllr  vor  dem  81.  Dezember  1908  herzu« 
stellenden  Katalog  beschrieben  wftrra.  Der  Katalog  wurde  im  Juni 
1905,  ab  das  Gesetz  eigentlich  ausser  Kraft  teeten  sollte,  vertet, 
und  da  man  nicht  daran  gedacht  hatte,  einen  fBr  alle  Eventnalittten 
ausreiclieaden  Fonds  zn  beschaffen,  erschien  es  einfacher  and  kOrzer, 
das  Ge^^tz  zunächst  bis  znm  31.  Dezember  1906  nnd  dann  ein 
zweites  Mal  bis  zam  31.  Dezember  1907  zn  verlängern.  Man  er- 
nannte auch  eine  Kommission  nnd  gab  ihr  den  besonderen  Auftrag: 
„einen  nenen  Gesetzentwarf,  betr.  den  Schatz  des  Kunst-  and  Alter- 
tumßschatzes  unter  Berücksichtigung'  der  Bedentnnj^  eines  solchen 
Schatzes  und  des  Interesses,  das  die  ganze  Nation  an  seinem  Be- 
stehen habe,  vorzubereiten  und  zu  verfassen."  Die  Kommission 
machte  ^itli  an  die  Arbeit  uud  legte  im  Mai  seinen  durch  den 
Ehrenw.  Kobadi  unterbreiteten  Entwurf  vor. 

Die  Koramissionsmitj^lieder  beliielten  bezüglich  der  Expnrtation 
beinahe  den  Wortlaut  des  Gest'tzes  von  1902:  „ankaufen  oder  ans- 
filhren  las.sen'*  bei,  indem  sie  in  Anlehnnng  an  ersteres  sich  folgen«««  r- 
massen  ausdrückten:  „der  Staat  soll  von  den  zur  Ausfuhr  vore^e- 
schlagenen  Gegenständen  so  viele  entei^^uen,  als  er  irgend  kann. 
F'Ur  jene,  die  er  aus  Mangel  an  tinanziellen  Mitteln  nicht  enteignen 
kann,  untersagt  er  einstweilen  die  Aasfahr  unter  Vorbehalt  der 
Enteignung,  sobald  ihm  wieder  die  erforderlichen  Mittel  zur  Ter- 
fügung  stehen." 

Um  zu  zeigen,  dass  nmn  von  diesem  frei  nnd  ehrlich  ge- 
meinten Entwürfe  auch  wünschte,  dass  er  praktische  Wirkungen 
habe,  wurde  in  das  Budget  des  Untenichtsministerinms  ein  Posten 
von  700000  Lire  mit  der  ausdrücklichen  Bestimmung  für  eventuelle 
Ankänfe  angesetzt. 
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Der  Entwarf  wunh-  nicht  (Tcsrtz,  und  im  Juni  1907  sah  uian 
sieh  gezwungen,  eine  dritte  Xerliingt-ning  des  alten  GesetzeH  bis 
zum  ;U.  Juli  HH>S  vorzunehmen.  Man  richtete  jedoch  zu  derselhen 
Zeit  einen  Fonds  von  .Milli'Mi. n  „für  den  eventuellen  Ankauf  von 
Itumobilien  nnd  Mobilien  vtm  ht-sondereni  geschieht liclien,  archäo- 
logischen und  künstlerischem  Interesse"  ein.  Von  den  5  Millionen 
sollten  4  in  konsolidierter  Rente  angelegt  und  bei  der  Hinter- 
legung- and  Darlebnskasse  deponiert  werden.  Die  Übrigbleibende 
'  Million  sollte  bei  derselben  Bank  als  verzinsliches  Kontokorrent  ein- 
gesalilt  nnd  auf  den  Namen  des  Unterriehtsministeriams  gebncht 
werden.  Jene  Million,  die  dvrcli  die  ans  ihr  selbst  gezogenen  Zinseui 
sowie  dnreh  die  Rente  Ar  die  anderen  4  Millionen  veimehrt  wird, 
tritt  mithin  an  Stelle  der  nach  dem  Vorsehlag  der  Kommission 
jfthrlieh  anszasetnenden  700000  Lire.  Da  J«i«r  Posten  Torgesehlagen 
war,  nm  Gegenstftnde,  ,die  von  histoiischem,  archlologischem  oder 
kttnstlerischem  Interesse  wfiren  nnd  deren  Export  ein  grosser  Verlast 
für  die  Gesehiehte,  Archäologie  nnd  Knnstgeschichte  bedeute**,  also 
mithin  jene  Gegenstlnde,  die  in  den  Katalog  von  1908  anfgenommen 
oder  hinansofttgen  waren,  anznkanfen  —  ein  Katalog,  den  die  Lex 
Bosadi  scheinbar  abschaffte  — ,  so  mnss  die  Million  folglich  dazn 
ansgegeben  werden,  am  nach  nnd  nach  die  Zahl  der  bssonders 
wertvollen,  durch  das  unbillige  Gesetz  von  1903  nnd  seine  Proro- 
gationen bisher  im  Privatbesitz  festgehaltenen  Knnstgegenstände 
durch  Ankaaf  zn  verringern.  Knrz  nnd  gat,  der  Saat  ist  ver- 
pflichtet, mit  jenem  nicht  einmal  gar  zu  kleinen  nnd  überdies  ver- 
mehrungsfähigen Fonds  möglichst  viele  von  den  festgelegten  oder 
siiäter  entdeckten  Kunstgegenstfinden  anznkanfen,  vorausgesetzt,  dass 
die  Eij2:<ntiiinti  die  Absicht  haben,  sie  zu  veräusserii  und  der  Er- 
werb das  einzige  Mittel  ist.  um  sie  dem  Lande  zu  erhalten.  Auf 
diese  Weise  werden  die  Gesetzesworte  „ankaufen  oder  exjiortieren 
lassen"  wirklich  Bedeutung  nnd  praktische  Anwendung  erlangen. 

Die  Lex  Rosadi  hat  nidit  nur  das  Verdienst,  die  schwierige 
Frage  der  Enteignuntr  und  der  Ausfuhr  in  einer  unseren  wirtschaft- 
lichen Mitteln  Piitsi'ii  i  henden  iiiul  aiissenieni  das  Eigentumsreehl 
]»eriicksi(  hri^eiuleü  W  eise  geluvt  /.u  hüben,  sie  versteht  es  auch,  das 
unifa-ssende  Gebiet  der  Ausgrabungen  und  ihrer  Produkte  zu  dis- 
zii)linieren.  Indem  sie  die  liistiijen  Üestiraranngen  des  in  Kratt  stehen- 
den Beglements  mildert,  stellt  sie  geeignete  Kegeln  tiii'  die  Wieder- 
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htrstellong  vou  Bauwerke,  Kanstgegenstfinde  niid  Altertümer  auf. 
Sie  macht  femer  die  Erlaubnis,  diese  GegetislftBde  tn  photographieren, 
von  der  Bedingung  abh&ngig:  „daas  die  Fhotographen  fikr  die  von 
DrittMi  aaf  photo-mechanischem  Wege  hergestellten  VervieMUtigung»  n 
kein  Entgelt  beanspmchen  dfirfen,  sofern  dieee  BeprodnkHoDen  snr 
niostration  eines  in  Italien  ersdieinenden  ond  die  Öffentliche  Bildnng 
fSrdernden  Werkes  diente." 

Bestlglieh  der  Erhaltung  von  Immobilien  stellt  das  Oesetz  das 
Prinzip  aaf,  daaa  ein  für  die  Konst»  Archlologie  oder  Geecliichte 
wichtiges,  Privaten  gehSriges  Banwerk,  anch  wenn  es  für  das 
.  Pnbliknm  nicht  leicht  sichtbar  ist,  ohne  Genehmigung  des  Ministers 
weder  abgebrochen,  noch  instand  gesetst  werden,  noch  verKndert, 
noch  restauriert  werden  darf.  Dank  diesem  Prinzip  werden  daher 
Vernnstaltnngen  in  der  Art,  wie  sie  der  Palast  Labbia  in  Venedig 
und  der  Palast  Glnstiniani  in  Bom  erlitten  haben,  fttr  die  Zvknnft 
nnmOglich  gemacht. 

5.  Gesetz  vom  80.  Jnni  1906,  enthaltend  besondere 
Bestimmungen  Aber  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen. 

Die  öffentlichen  Eisenbahnen  werden  in  Haupt-  und  SekundSr- 
bahnen  eiogeteilt.  Hauptbahnen  sind  jene,  die  aus  folgraden  Gründen 
eine  besondere  Bedeutung  haben: 

1.  wegen  der  LBnge  ihres  sich  durch  das  Reich  erstreckenden 
Schienennetzes; 

2.  wepen  der  Grösse  ihres  Verkehrs; 

8.  weil  sie  die  Verbindung  zwischen  bedeutenden  Ortschaften 
untereinander  oder  mit  wichtigen  See-,  Kanal-  oder  Finsshäfen 
vermitteln; 

4.  wegen  ihres  Ansdilusses  an  ausländische  Baimlinien; 

6.  aus  strategischen  Gründen. 

.Sekundärbahnen  sind  alle  anderen. 

]>ie  Hauptbahnen  haben  einen  be-^sondt-rm  Strassendamni  für 
sioh.  Die  .SeknndärbHlinen  können  auch  auf  t,M'\vrihnlichen  r.ffent- 
lidien  Wep:»  n  aiip:el.'y  t  werden,  sofern  für  den  Wagenverkehr  ge- 
nügend Spit'lrauni  übric:  bleibt. 

Die  Koniniunalvt'ibiinde,  die  Eigentümer  der  Strasse  sind,  für 
die  die  zu  bauende  Bahn  kiuizet-sionit-rt  ist,  kriiinen  suh  dt-i-  Anf- 
erlepuntr  dieser  passiven  Servitut  nicht  widersetzen,  haben  aber  ein 
Recht  auf  Wiedererstattung  eventueller  Mehrkosten,  die  ihnen  durch 
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die  Instandhaltniifr  der  lu-tnrti  iKltMi  Stücke  des  Sfrasseiidriinnis  er- 
wacliseu.  I'ie  iTir  die  Le^ruiitr  dts  Scliuiir ii^^eleises  vorfi-crioininrnen 
Erwoiit-nuigfii  und  tcilut  iücu  Al>\v»'ii:hunp:en  von  der  ur.sprün;:li(  lien 
Strasse  gehen,  soweit  sie  auch  dem  gewöhnlichen  Wagen  verkehr 
dienen,  ohne  weiteres  in  das  Eigentam  des  Kommnnalverbandes  ttber, 
dem  die  Strasse  gehört 

Ober  Streitig^keitoi  swischm  dem  Konzessionsinhaber  und 
dem  Oemeindeverband,  der  Eigentam  an  der  Strasse  hat,  betreffs 
der  AnsfOhrnng  der  znr  Anfreehterbaltang  des  regelmftssigen  Ver- 
kehrs notwendigen  Arbeiten,  entscheidet  naeh  Anhörong  des  Regie- 
rungsoberbaameisters  der  Fiftfekt.  Die  Zosebflsse,  die 'die  Regierang 
zam  Ban  und  Betrieb  der  Bahn  pro  Kilometer  bewilligen  darf, 
sind  ohne  RBeksieht  anf  die  Art  der  angewandten  Betriebskraft  zn 
erteilen.  Die  subventionierten  Bahnen  haben  selbst,  soweit  dies 
miiglich  ist,  den  Ansehlnss  an  die  schon  bestehenden  hersastellen. 

Die  Betriebsleitang  einer  Öffentlichen  Bahn  kann  sich  der 
Anlage  von  Seitenlinien  nicht  widersetsai,  sofern  die  Stationen 
oder  Haltestellen  dazu  dienen,  sie  mit  anderen  öffentlichen  Bahnen, 
den  nftchsten  BevOlkwongszentren  oder  mit  See-  oder  BinDenhftfen 
and  Ladnngspliltzen  zn  verbinden. 

Die  Betriebsleitang  einer  öffentlichen  Bahn  ist  verpflichtet, 
mit  Strassenbahn«!  mit  mechanischem  Betrieb  und  mit  kauf- 
männischen 0(1  or  indastriellen  Untemehmnngen  Privater  oder  des 
Staates  Abmachungen  zu  tretfen. 

Die  für  die  Eisenhahnen  und  ihr  Ziihehür  erfurderlichen 
Arbeiten  und  Verrichtungen  müssen  nach  den  besten  Systemen  and 
Mastern  ausgeführt  werden. 

Die  Hauptbahnen  sind  von  den  seitlich  angrenzenden  Be- 
sitzungen durch  lebende  Hecken,  Mauern  oder  sonstige,  feste  Um- 
zäunungen zu  trennen 

Das  Ministerium  der  öftentlichen  Arbeiten  knnn  unter  Hei  iick- 
sichtigung  des  einzelnen  Falles  die  vi'dlige  oder  teilweise  l  iiizäunuug 
der  Wegstrecken  erlassen,  vorausgesetzt,  dass  dies  mit  der  Sicher- 
heit des  Betriebes  vereinbar  ist. 

Bei  den  Sekunüariialiiieu  ist  die  Umzäunung  nur  in  der 
Nähe  von  Wohnorten  erforderlich. 

Bei  den  öffentlichen  Hahnen  sind  die  Umzäunungen  einzig 
im  Interesse  der  Bahn  selbst  vorzonebmen. 
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Haaptbahneii,  die  Y<ni  den  gewOhnlieben  Sffcntlicheii  oder  tod 
privaten  Wegen  gekreuzt  werden,  mUBsen  an  der  Übergangsstelle 

mit  einer  Barriere  versehen  sein. 

Die  Übergänge  ittr  Fassgänger  können  durch  Drehkreoze 

geschlossen  werden. 

Bei  Sekundärbahnen  sind  bei  den  auf  isrleichem  Niveau  be- 
findlichen Ü IjerjL'än^cn  Barrieren  nur  da  erforderlich,  wo  vich  erstere 
mit  Fahrstrassen  von  besonderer  Wichtigkeit  kreuzen  oder  wo  es 
nirht  möglich  ist,  die  Strecke  fiei  zu  Uberschauen.  Die  Fahr- 
{,'eM  hwindigkeit  der  Zdpe  darf  nur  jenes  Maximum  erreichen,  das 
mit  der  technischen  Einrichtung  der  Linie,  der  Art  des  Wagen- 
ntaterials  und  den  vorhandenen  Bremsvorrichtangen  in  Ein- 
klang steht. 

Auf  den  nicht  umzäunten  Strecken  und  jenen,  wo  die  Be- 
schaffenheit der  Strasse  an  und  für  sich  Menschen  und  Tiere  an 
dem  Betreten  der  Geleise  nicht  hindert,  darf  die  liöchstgeschwiiuiig- 
keit  fUr  Züge  mit  Dauerbremse  60  km  und  bei  den  anderen  45  km 
in  der  Stunde  nicht  flberschreiten. 

Für  die  Stredtan  dw  SeknndirbaluMii  darf  sie  unter  Berttek- 
siehtignng  des  eüa^nan  lUles  nieht  grosser  als  4$  besw.  25  km  stin. 

Die  Anlage  Ten  Wärterbäusem  längs  der  Seknndärbahnen 
wird,  soweit  das  Personal  in  der  Nähe  der  Bahn  Wohnung  nehmen 
kann,  nieht  Terkuigt. 

Die  Eisenbahnen  müssen  mit  so  vielen  und  derartigen  Tele- 
graphen, Telephonen  nnd  Signaleinrlehtnngen  versehen  sein,  als  es 
ihr  Betrieb  erfordert 

Den  Mnndlrbahnen  mit  besehränktem  Betrieb  kann  der 
Minister  der  5ffentliehen  Arbeiten,  wran  sie  besondere  Sieherfaeits- 
Vorkehrungen  trelfen,  die  Yeipfliehtung,  Wamnngssignale  beim  Ein- 
laufen in  die  Bahnhofe  in  deren  Schnts  na  nnterhalten,  eriasaen. 

Die  Eisenbahnen  müssen  eine  genügende  Zahl  von  Beamten 
besitsen,  um  den  regelmässigen  Dienst  stets  aufrecht  erhalten  sn 
können.  Das  Persona]  muss  für  seinen  Dienst  geeignet  nnd  im 
Besitz  der  italienischen  Staatsangehörigkeit  sein. 

Wollen  die  Eonzessionsinhaber  der  bestehenden  oder  im  Bau 
beflndliehen  Eisenbahnen  der  in  Art.  16  dieses  Gesetzes  erwähnten 
Stempelsteaerermässigung  teilhaftig  werden,  so  müssen  sie  1.  Wochen- 
abonnements für  Industrie-  nnd  Landarbeiter  einführen  und  2.  die 
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von  Landleuteii  oder  Fischern  zum  Markte  oder  nach  dem  \  cr- 
brauchsorte  gebrachten  Krzeuj?nisse  der  Landwirtschaft,  Viehzucht 
und  Fi-^cherei  bis  zu  einem  HiVchstgewicht  von  '>]0  kg  und  auf  dem 
KUckwege  die  leeren  Behilltnisse  befördern,  ;i  bis  zu  derselben 
(rewichtsgrenze.  die  von  den  Landlenten  und  Fischern  zur  Land- 
arbeit bezw.  zum  Fischfang  miii:»  führten  (rerätschaften  bef('»rdern. 

Auch  auf  den  Sekundärbahnen,  gleichgültig,  ob  sie  der  Staat 
nar  verwaltet  oder  ob  sie  in  seinem  Eigentum  stehen  oder  schliess- 
lich von  Privaten  betrieben  werden,  bleiben  besondere  Vorzags- 
bestimniungeu  in  Geltung. 

Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  soll  nach  erfolgtem 
Gatachteo  des  Oberkomitees  fUr  die  Eisenbahnen  ein  Veraeicbnis 
aller  bestehenden,  sowie  der  im  Bao  beflndliehmi  und  der  bereite 
genehmigten  EisenbahneD  anfiiebmeii. 

Alle  EisenbahnverwaltoBgen  mllBsen  Beglements  verfassen, 
die  eine  gerechte  Behandlang  dee  Personals  dehem  «id  ebenso 
wie  die  der  Staatsbahnen  Vorsehrifteii  Uber  die  Disiiplinarstrafen 
and  ihre  VerbBagnag  enthalten,  und  diese  BiOglemeiits  sodann  dem 
Hinisteriam  der  Sffnitlichen  Arbeiten  snr  Genehmigung  vorlegen. 
Daneben  bleiben  die  Vorschriften  ttber  die  ünfUlversieherang  nn- 
berShrt.  Sie  müssen  femer  das  feste  and  das  aaf  Probe  angestellte 
Personal  in  die  Nationalkasse  Itlr  Invaliditäts  and  Altersversiche- 
rung einkanfen.  Die  Betriebsleitung  der  Vollbahnen  mnss  stete 
an  der  Bahnstrecke  voteilte  Brennmaterialreserven  für  mindestens 
vier  Monate  bereit  halten.  Die  von  Sekondftrbahnen  solche  für  swd 
Monate.  Sobald  es  die  Begierang  fllr  uHüg  hält,  eine  Erhöhung 
dieser  Vorratsmengen  ansnordnen,  hat  die  Betriebsleitong  Folge 
an  leisten. 

Aasserdem  sind  die  Eisenbahnverwaltangen  verpflichtet,  den 
Offizieren,  Militär-  und  Marinebeamten,  die  zu  dienstlichen  Zwecken 
den  Zustand  der  Bahn  studieren,  jede  irgend  erforderliche  Hilfe 
und  Förderung  zuteil  werden  zu  lassen.  Soweit  dies  mit  dem  ord- 
nnngsmftssigeu  Betrieb  vereinbar  ist,  muss  sie  den  .Militärbehörden 
die  für  Ver-  und  Ausladui)£rsmani>ver  erforderlichen  Fracht-  and 
Personenwagen  zur  Verfügung  stellen. 

Während  der  Mobilmachang  und  im  Kriegsfälle  kann  das 
MilitÄr-Oberkomroando  verlangen,  dass  alles,  was  es  zum  Transport 
der  Truppen  für  notwendig  erachtet,  ihm  überlassen  werde.  Auch 
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kann  es  den  öffentlichen  Verkehr  beschränken  oder  aufbeben.  Yener 
hat  Qnter  besagten  fJmattnden  da»  Hflitftr-ObfirkMiiiuuido  daa  Bedit, 
den  gewOhalidien  Bahntietrieb  durch  militärisehen  an  ersetaen. 

Zar  Anfreehterfaaltuig  der  fiffentlichen  Ordnung  können  jedei^ 
seit  durch  IDinigK  Verordnnng  die  gleichen  Befugnisse  den  Militär- 
behörden ▼erliehmi  werden. 

Die  Kosten,  die  die  ünterbreehungsarbeiten  und  die  der 
▼Slligen  Wiederherstellung  der  Linie  vemrsachen,  Ihllen  dem  Staate 
aar  Last;  fedoch  steht  dw  Betriebsleitung  kein  Anspruch  auf 
SchadenersatB  an. 

6.  Gesets  Tom  7,  Jnli  1907,  betr.  die  Betriebsrege- 
lung der  Staatsbahnen,  welche  von  Privaten  verwaltet 
werden. 

Die  der  Leitung  und  der  Verantwortung  des  Ministers  der 
Öffentlichen  Arbeiten  nntersteUto  antenone  Verwaltung  der  Staats- 
bahnen hat  die  direkte  Leitung  aller  der  Geschäfte,  die  sieh  auf 
das  Eäsenbahnneta  oder  die  Schiffahrt  beriehen.  An  der  Spitie 
der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  steht  ein  Verwaltnngsrat 
und  ein  Genmaldirekter. 

Die  Verwaltungsräto  und  der  Generaldirektor  werden  durch 
KgL  Dekret  ernannt 

Es  ist  unaulässig,  dass  der  jeweilige  Generaldirektor  gleich- 
seitig parlamentarische  oder  andere  durch  Wahl  zu  erlangende 
Ämter  bekleide. 

Der  Verwaltnngsrat  bat: 

1.  an  den  Dienstvorschriften  fUr  die  einzelneu  Zweige  und  zu 
den  entsprechenden  Abänderungen  seine  Zustimmung  zu  er- 
teilen ; 

2.  Uber  den  Entwurf  einer  vorläufigen  Bilanz  und  Uber  das 

konsultive  Konto  zu  entscheiden: 

3.  die  Verteilung  der  in  der  Bilanz  iestgesetzten  Summen  zu  billigen: 

4.  in  die  FUhrui>p  von  Prozessen  einzuwilligen; 

5.  er  genehmigt  \'erkaufe  und  Verlauschunjjron  von  (irundsiUcken ; 
C.  cntNcheidet  Ober  ihm  vorgelegte  wichtige  Entwürfe: 

7.  entscheidet  desgleichen  über  Ernennungen,  Beförderungen,  Ge- 
baltscrhöhuimen  usw.  des  Personals  und 

8.  schliesslich  über  Eingaben,  soweit  sie  in  seiner  Kompetenz 
liegen  u.  a.  m. 
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Die  GeneraltiiiektiiHi  hat  iIimh  Sitz  in  Rom. 
Die  \erteiluiiij  und  Anordiiiiug  der  einzelnen  Dienstzweige 
der  Cieneraldiiekti'iu  wird  durch  Kg'l.  Dekret  geregelt. 

l>or  (Generaldirektor  hat  die  vorlüutigen  Hilanzentwtlrfe.  \'«v- 
schliif^H,  hfiiftts  der  Inanspruchnahiue  der  Ive>ervelViud> ,  \"ur- 
kehrungen  und  Kntwürfe  bezüglich  der  VerJiuderangen  der  Trans- 
portbedingungen und  Tarife  zunUchst  dem  Minister  der  ötTentlichen 
Arbeiten  vorzulegen.  Er  unterbreitet  dem  Minister  der  ittlcni liehen 
Arbeiten  ausserdem  den  .lahresbericht  des  <TesehiU'r,-l)etriebe>i  der 
Eisenbahuverwaltung,  setzt  die  Ausgaben  iia  Kalmiei»  de.s  bewilligten 
Budgets  fest,  ordnet  die  AusfQhnuig  der  Arbeiten,  der  Ankäufe  und 
Ausgaben,  sowie  der  za  unternehmendea  Prozesse  aii,  gibt  seine 
Einwilligung  za  Vergleichen  nsf 

Als  fernere  Verwaltungsbehörden  sind  Bezirksdirektioneu  ein- 
gerichtet, die  der  Oeneraldirektion  anterstehen. 

Ihre  Zahl,  Sitz  und  Abgrenzung  wird  durch  Kgl.  Dekret 
bestimmt. 

Die  Bezlrksdirdttiooeii  vwtreteB  im  Umkreis  ihrw  eigenea 
Verwaltungsbezirkes: 

1.  die  Verwaltung  als  solche  gegen  Dritte; 

2.  sie  treffen  die  tos  der  Generaldirektion  angegebenen  Vor« 
kehmngen; 

8.  geben  ihre  Znstimmang  znr  Wiederherstellang  von  ausser^ 

ordMitliclieii  Instandhaltongaarbeiten; 
4.  ebenso  geben  sie  ihre  Zustimmung  zu  den  Arbeitskontrakten, 

Ansehaffongen  usf. 

Die  vorläufige  Bilanz  der  Einnahmen  und  Äusgabmi  wird 
dem  Parlament  zur  Genehmigung  vorgelegt. 

Die  Staatseisenbahnverwaltnng  bestreitet  die  Ausgaben,  indem 
sie  die  notwendigen  Summen  den  Einnahmen  entnimmt. 

Diese  Einnalimen  werden  in  ordentliche  und  au.>serordentliche 
eingeteilt.  Ordentliche  sind  beispielsweise  die  Einnahmen  ans  Trans* 
porten,  ans  Immobilien,  ans  Zahlungen  und  Konkursen  der  koD" 
zessionierten  Eisenbahngesellschaften  usf. 

Aulierordentliche  sind  beispielsweise  die  vom  Schatzamt  für 
ausserordentliche  Ausj^üben  eingegangenen  Summen,  die  Erlöse  attS 
dem  Verkauf  von  Immobilien  usf. 
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Von  den  Brattoeinnahmen  werden  jlhriieli  2  %  snrttekbelulten 
ond  80  ein  Beamrefonds  für  nnvoriiergeseliene  Aoagnben  berdfe- 
gehalten. 

Dime  Überwetonngen  hören  aof,  soMd  der  Beaervefoads  auf 
80  Hillionen  Lire  angewadiaen  ist 

Dar  Foods  liefert  die  für  die  Verwnltang  erforderiiehen  Snmmen, 
deren  Bedarf  nieht  ▼orlietgesehen  nnd  Air  die  in  der  Bilann  nieiit 
die  entsprediendeD  Poeten  anfgestellt  varen. 

Der  Bechnnngshof  wacht  Aber  die  Biniiehnng  der  Einnahmen 
nnd  revidiert  die  Ansgaben  der  staatUehen  Kisenbahnverwaltung. 

Naeh  vorangegangener  Genebnigvng  des  Verwaltongsrats 
kann  der  Oeneraldireictor  mittels  Zahlangsaaweisnng  oder  sn- 
gnnsten  eines  ihm  nnterstellten  Beamten  sweeks  Besahlong  Ton 
anssnfUhrendai  Arbeiten  nnd  Liefemngen  mittels  Kraditbrieft  Kredit 
erftfihen.  Doch  dOifen  diese  Handate  die  Snmme  von  50000  Lire 
nieht  ttbersebreiten. 

Die  Liefemngaanftrilge  von  festem  nnd  beweglichem  Iblerial, 
sowie  die  von  Hetallarbciten  sind  in  der  Regel  Sflimitlich  an  den 
mindestfordemden  Vertreter  der  italienischen  Indostiie  in  vergeben. 
Wenn  ans  dem  Besnltat  der  ölTentiicbMi  Termine,  der  Angebote 
nnd  der  Privatvertrige  erhellt,  daas  es  nnmOglieh  ist,  von  der 
einheimischen  Indnstrie  angemesseae  BediDgungen  und  Preise  tn 
erlangen,  muss  die  Genernldirektion  eine  internationale  Ausbietang 
vornehmen.  Werden  hierbei  von  2  Bewerbern  die  gleichen  Be- 
dingungen gestellt,  so  ist  dem  einheimischen  Produzenten  der  Zu« 
schlag  ZQ  erteilen. 

Die  Sassierer  und  ihre  Unterbeamten  haben,  soweit  ihnen 
Werte  anvertraut  sind,  als  Sicherheit  für  ilire  Geschfiftaftthrnng 
Kantionen  an  liinterlegen. 

Die  auf  den  Staatsbahnen  gegenwärtig  in  Kraft  stehenden 
Transportbedingungen  nnd  Tarife  bleiben  in  Geltung. 

Tarifermissignngen  werden  anf  Vorschlag  des  Ministers  der 
öffentlichen  Arbeiten  durch  Egl.  Dekret  bewiUigL 

Alle  5  Jahre  wird  eine  nrafsssende  Bevision  der  Nomenklatur 
nnd  Eäntdlnng  der  Waren  vorgenommen.  Wegen  NiehUrfUlnng 
der  Transportbedingungen,  Klassiflsierung  der  Waren  oder  wegen 
Anwendung  der  Tarife  kann  gegen  die  staailiehe  Eisenbahnver- 
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wnltunp  erst  nach  VerKinf  von  40  Tagen  seit  Erhebung  der  Ver- 
halt ungsbeschwerde  Klage  erhoben  werden. 

Die  Hauptfahrpläne  für  PorxuicnzUge  werden  auf  Vorschlag 
des  iTeneraldirektors  von  dfiu  Verwalttingsrat  festgestellt. 

Der  Generaldirektor  kann  aul  einzelnen  Linien,  um  den  Vor- 
ortsverkebr,  Postverkehr  asf.  za  erleichtern,  in  Rücksicht  auf  die 
Oitlieken  YorbBltiiiase,  leichte  Zttge  einschieben. 

Der  Minister  der  «ffentliebeii  Arbeiten  kann  nneb  vorher- 
gegangener Beratung  des  Ministerrats  jedeneit  die  Einfttbmng  von 
internationalen  Lnznssttgen  anordnen. 

Zolassnngen,  Ernennungen,  Gefaftltfflr  oder  LShne,  Beförderungen 
und  Entlassungen  des  staatiiehen  Eisenbahnpersonals  werden  naeh 
Anhörung  des  Ministerrats  durch  Kgl.  Dekret  geregelt.  Die  An- 
stellung neuen  Personals  geschidit,  unbeschadet  der  den  Offlxieren 
des  Kgl.  ^eree  und  der  Marine  voitehalten«!  Beehte,  durch 
Konkurs  lEzamen  der  Wettbewerber). 

Alle  Angestellten  der  Staatsbahnen  werden,  welchen  Rang  und 
welche  Stellung  sie  auch  immer  einnehmen,  als  Staatsbeamte  betrachtet. 
Diejenigen,  wdche  freiwillig  ihr  Amt  verlassen  oder  niclit  antreten, 
oder  die  in  Ausübung  ihrer  Tätigkeit  den  dauernden  und  regel- 
mässigen Gang  des  Dienstes  zu  hemmen  oder  unterluochen  wissen, 
gelten,  unbeschadet  der  weiteren  strafrechtlichen  Verfolgung,  als 
ihres  Amtes  ent.setzt,  und  wird  letzteres  anderweitig  vergeben. 

Die  in  den  Kohestand  versetzten  Beamten  haben  Anrecht  auf 
eine  Pension. 

V>('\  dem  Ministerium  der  öffentlichen  .Arbeiten  werden  ein 
Generali  at  flli  \  erkehrsweseu  und  bei  den  einzelnen  Provinzial- 
leitangett  \  erkehr<r;lte  eingelUhrt. 

Der  General  rat  für  Verkelirswesen  hat  Gutachten  /,u  erteilen: 
Über  Vorschläge,  betrertend  die  Erhöhung  oder  Herabsetzung  der 
Tarife,  Ober  probeweise  Einflllirungen  neuer  Tarife  nnd  über  die 
Auslegung  der  festgesetzten  Frachtbedingungen  der  Eisenbahnen. 

Den  Vorsitz  im  Generalrat  fUr  \  erkehrswe.seu  ftlhrt  der 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Zur  Überwachung  der  staatlichen  Eisenbabnverwaltung  wird 
eine  ständige  parlamentarische  Kommission  eingesetzt,  und  zwar 
wird  sie  gebildet  von  6  Senatoren  und  6  Deputierten.  Diese  Kom- 
mission erwShlt  einen  Prftsidenten  ans  der  Zahl  ihrer  Mitglieder. 
Jabrlmah  der  Internat  YeKtnlfniig.  S.  Bd.  211 
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Die  Überwadmngskommission  prüft  und  berfifc  den  IialbjUirlieb 
ihr  Ton  der  Qeneraldirektioii  der  stamtliehen  EiaenbaliiiTerwaltiug 
ttberBandten  Berieht  In  NoYomber  jeden  Jahres  erstattet  die 
Kommission  dem  Palrlamente  ihrerseits  einen  Jahresbericht. 

7.  Gesetz  vom  13.  Juli  1907,  betr.  den  Bau  von  Berg- 
sehwebebabnen. 

Die  Grundeigentumer  müssen  es  zaiassen,  dass  Aber  ihre 
Grondstttcke  die  Drahtseile  von  Bergschwebebahnen,  die  zum  Trans- 
port von  landwirtschaftlichen,  Bergwerks-  oder  Forstprodvkten  be* 
stimmt  sind,  gezogen  werden. 

Die  Erbauer  einer  Bergschwebehahn  sind  berechtigt,  auf 
den  durchquerten  Grundstücken,  die  Tragepfeiler,  sowie  die  znr 
Spannung  und  zum  Ausweichen  erforderlichen  Einrichtungen  an- 
inbringttB. 

Wer  ein  Anrecht  anf  diese  Servitut  erwerben  nnd  sich  die* 
selbe  zn  Nntsen  machen  will,  hat  naehznweisett,  dass  in  dieser 
Hinsicht  ein  berechtigtes  Bedttrfhis  für  ihn  vorliege,  nnd  ausserdem 
die  dem  Eigentümer  des  dienenden  Gmndstüeks  zostdiende  Ent- 
schldigang  zu  zahlen. 

Jedoch  erstreckt  sich  die  Servitnt  weder  anf  Hänser,  anch 
nicht  anf  nnbewohnte,  nodi  anf  Hütten,  (Hrten,  Anbantra,  sowie 
die  angrenimden  Weinberge  nnd  Fmchtgftrten.  An  den  Krenzongs- 
stellen  mit  SffentUdken  Strassen,  Eisenbahngeteisen  nnd  schiffbaren 
Wasserl&nfen  müssen  besondere  Vorriditvngen  zum  Sehnts  und  zur 
Sicherung  der  Übergänge  getroffen  werden.  Provinzen  und  Kom- 
mnnen  können  gegm  die  durch  den  Piftfekten  erteilten  Eonzessionett 
bei  der  IV.  Sektion  des  Staatsrats  Beschwerde  einlegen. 

Die  Servitut  Iftuft  20  Jahre,  kann  aber  um  wdtere  20  Jahre 
verlängert  werden. 

.  Ist  das  Hecht  des  Antragstellers  anerkannt,  so  wird  die  ge- 
schuldete EntschSdigung,  sofern  sie  nicht  durch  Vertrag  mit  dem 
Eigentümer  festgesetzt  ist,  anf  Anordnung  des  Bichters  des  be- 
treffenden Ortes  durch  SacbverstSndige.  beetimmt 

Erheben  sich  Streitigkeiten  über  die  Anwendung  des  vox^ 
liegendmi  Gesetzes,  so  können  alle  Orundeigenttlmer,  deren  Grund- 
stücke  die  Servitnt  auferlegt  werden  soll,  zu  einem  nnd  demselben 
Tennin  vorgeladen  werden. 
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ft.  Gesetz  vom  8.  April  l"J<»fi,  betr.  die  rechtliche 
Stellung  der  Lehrer  der  kouiglicheu  und  der  siaatlicher- 
seits  subventionierten  Mittelschulen. 

Niemand  kann  al,>  Lehrer  an  einer  staailiolien  .Mittel>chule 
oder  an  einem  üffentlichen  Erziehuugsinstitut  für  MUdchou  ajigestellt 
werden,  der  nicht  das  Wettbewerbexamen  (Konkurs)  bestanden  bat. 

Za  den  Wettbewerben  kannea  nur  soldie  Bewerber  zugelassen 
werden,  die  ein  Zeugnis  aber  das  bestandene  Staatsexamen  oder 
ein  anderes  fttr  die  betreffende  Lehrstelle  erforderliebes  Diplom 
▼orsnweisen  vermSgen.  Der  Wettbewerb  wird  für  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Stellen  aasgesehrieben.  Bei  der  Besetzang  der  Stellen 
mnss  die  Reihenfolge  eingehaltm  werden,  in  der  die  Betreffenden 
nls  Sieger  ans  dem  Wettbewerb  hervorgegangen  dnd.  Die  als 
Jnry  fangierende  Kommission  mnss  ans  mindestens  5  Mitgliedern 
beeteben  vnd  wird  von  dem  Minister  ernannt. 

Der  Bericht  der  Kommission  wird  dem  Ansschnss  für  höheres 
SehnlwesMi,  der  Oberratsversammlang,  vorgelegt.  2  Monate  nach 
seiner  Begntaehtong  durch  den  Anssehnss  wird  der  Bericht,  ebenso 
wie  das  Gutachten  und  die  Entschetdnng  des  Ministers  in  dem 
offiziellen  ^litii^rorialblatt  veröffentlicht. 

Weigern  sich  die  als  Sieger  ans  dem  Wettbewerb  Hervor* 
gegangenen  bei  der  ersten  Anstellung,  einen  ihnen  angebotenen 
Posten  anzutreten,  so  verlieren  sie  ihren  erworbenen  Platz  in  der 
Keihenfolge  der  Gewinner  und  ranj^ieren  hinter  den  letzten  derselben. 

l>ip  Lehrer  an  Staatsschulen  können  in  der  Ket:ol  nur  auf 
ihren  eigenen  Antrag  and  mit  ihrer  eigenen  Zustimmung  versetzt 
werden. 

Eine  Vpr-*etzunir  v^n  Amts  wefren  mittels  Dekrete  k.mn  nur 
aas  besonderen  dienstlirlien  Gründen  ert'olgeu,  die  dem  luteressenteu 
auf  sein  Verlanp:eu  mitgeteilt  weiden  müssen. 

Ab^resehen  von  dnufTfiiden  Fällen  haben  alle  Versetzungen 
am  Betrinri  des  Schuljahres  zu  eiTolfren.  Gegen  die  Versetzungs- 
vt  rfUKuu^i  kann  innerhalb  einer  Frist  von  14  Tagen  Beschwerde 
beim  Minister  eingelefjt  werden. 

Zur  Errichtung  von  Lehrstellen  an  den  wichtigsten  Urten, 
die  das  Reglement  zn  bezeichnen  bat,  sollen  besondere  Wettbewerbe, 
die  sich  avf  eine  Prüfung  der  eingereichten  Qualiftkationen  und  ein 
Examen  erstrecken,  ausgeschrieben  werden. 
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Die  80  an  die  kSnigliehflo,  wie  an  die  Yon  Seiten  des  Staate 
subventionierten  Sehnten  hinngefllgten  Klasaso  werden  gleicfamiisic 
an  die  Lebrar  der  ordnani^snütaigen  Klassen  dar  betreffenden  Lehr» 
anstalten  verteilt. 

Die  DissipUnarstiafen  sind:  1.  Veimahnnng,  2.  Büge,  3.  Amts- 
enthebnng  bis  na  6  Menateo,  4.  Antsentiiebnngen  von  6  Monaten 
bis  sn  2  Jahren,  5.  Entlassang  ans  dem  Amte  ohne  Verlnst  des 
Anrechte  auf  Pension  oder  Bente. 

Sobald  ee  sieh  nm  Strafoi  dritten,  vierten,  fünften  oder 
sechsten  Orades  bandelt,  wird  der  Znmassregelnde  anfgefordert, 
mflndlich  nnd  perstolich  oder  durch  einen  Schrtttsats  sdne  Ver- 
teidignngsgrande  voranbringen. 

Die  Disdplinarstrafen  zweiten,  dritten,  vierten  und  fünften 
Grades  werden  von  dem  Minister  nach  Befragnng  des  Anssehnsses 
fUr  das  mittlere  Schulwesen  verhängt.* 

Alle  Massnahmen,  betreffend  Ernennung,  Befördemng,  Ver- 
sctzonßr  und  Beordnong  zu  aufierordentliehen  Ämtmi,  werden  in 
dem  Ministerialblatt  veröffentlicht. 

Jeder  Lehrer  der  Begierangs-Mittelschulen  kann,  sobald  es 
für  ihn  von  Interesse  ist,  gegen  jedo  Verfügung,  die  dem  vorliegenden 
Gesetse  nnwiderläuft^  Beschwerde  erbeben.  Nach  Anhörung  des 
Anssehnsses  ftlr  mittleres  Sehnlwesen  entscheidet  der  Minister. 

9.  Allgemeines  Beglement  fftr  das  Elementarschnl- 
Wesen. 

In  der  Sitmng  vom  4.  Januar  1908  billigte  der  Ministerrat 
das  allgemeine  Beglement  ftlr  das  Elementarsehulwesen,  das  sogleich 
dem  Becfanungshof  zur  Begistrierung  ttbersandt  wurde. 

Dieses  Beglement  sorgt  nnter  andern  Ar  die  vollständige 
Anwendung  des  Gesetnee  vom  8.  Juli  1904,  das  Bestimmungen  Aber 
die  Schulen  nnd  die  Blementarsohullehrer  enthSlt. 

Der  Hauptaweek  des  neuen  Beglemente  liegt  darin,  den  aahl- 
reichen  üngewisahelten  ein  Ende  su  bereiten  und  Lücken,  besonders 
bezüglich  der  Geltnngsgrenaen  des  Oesetzes  Aber  den  obligatorischen 
Volkssehulnnterrieht  —  über  die  in  letater  Zeit  viel  geklagt  wurde  — 
ansinftlllen.  Dies  letatere  Qesets  war  cum  grossen  Teil  überhaupt 
nicht  aar  Ausführung  gelangt,  weil  sein  Mechanismus  und  seine 
Bestimmungen  sieh  als  mangdhaft  erwiesen  hatten. 
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Durch  das  neue  Kefrlement  wird  zu  diesem  Behuf  innerhalb 
der  Kommune  ein  besondcns,  f  iii>t\v»^!len  von  der  Cberwachungs- 
kommission  provisorisch  begründetes  Urgan  mit  der  Aufgabe  ge- 
schaffen, nach  feststehenden  Normen  und  in  streng  bestimmten 
Grenzen  das  endgültige  Verzeichnis  der  Elementarschuiptlichtigen 
aufzustellen  und  alle  diejenigen  .Ma-«-iregeln,  welche  eine  Gewälhr 
für  die  Durchführung  der  durch  das  (Te^-tz  auferlegten  Pflichten 
bieten,  vorzuschlagen,  wie  z.  B.  ErmahDungen,  l'ntersucbuugeQ  und 
Verhängungen  von  Ordnungsstrafen. 

Gleiche  Sorgfalt  lässt  das  Reglement  der  weiten  und  uiu- 
fassenden  Materie  der  Abend-  und  Sonntagsschulen  angedeihen.  Es 
bilden  dieselben  ein  ferneres  und  ao  ausäerordentlich  wichtiges  Mittel 
sar  Bekämpfung  des  Analphabetentiuns,  dau  es  imerl&aslieh  war, 
avcli  sie  ordneodeB  Nornen  so  «nterwerlaD,  um  so  möglichst  grosse 
Erfolge  durch  sie  erzieton  zn  k5nnen. 

Die  Bedentang  dieser  Materien  rechtfertigt  es  schon  an  sich, 
dass  man  sich  in  besagtem  Gesetz  nicht  auf  die  einfache  nnd 
nllehteme  Ansarbeitiing  von  Normen  beschränkt  liat  Übrigens 
zeigt  das  Beglement  in  jeder  Hinsicht  einen  eriieblichen  Fortschritt 
gegenflber'  dem  Jetzt  in  Kraft  stehenden.  Besonders  darin,  dass  er 
der  rechtiidien  Lage  der  Lehrer  Rechnung  tiSgt  nnd  so  die  vielen 
Ungewissheiten  in  der  Auslegung  beseitigt,  die  erfahrungsgemSss 
eine  Ifenge  Ton  UnzutrSglichkeiten  Teruraaehtai. 

Das  von  dem  neuen  Beglement  befolgte  System  besteht  Tor» 
ztiglich  darin,  dass  es  einersdts  die  Oesetzesparagraphen  nicht 
wSrtllch  wiedergibt,  andererseits  alle  die  Materien  heranzieht,  die, 
wie  z.  B.  die  Subventionen  an  Kommunen,  juristisehe  Personen, 
Witwen  und  Waisen,  die  Öffentlichen  Belobignngen  und  lebens- 
linglichen  Renten,  bisher  durch  besondere  Reglements  geordnet 
wann.  Sicher  wird  dies  System  gute  Früchte  zeitigen,  da  es  den 
rein  anordnenden  Charakter  der  N'erfügungen  im  Gegensatz  za  den 
legislativen  Normen,  die  ihrerseits  in  einem  besonderen,  jetzt  gerade 
bearbeiteten  Text  systematisch  angeordnet  werden,  enthalt  and  aus 
dem  Reglement  einen  wahren  und  vollständigen  Kodex  des  Schul- 
wesens und  einen  in  allen  einschlagenden  Fällen  zum  Einsehen 
geeignetes  Handhticli  niadit. 

Das  Reglement  behandelt  noch  eine  andere  Frage  von  nicht 
geringer  Bedeutong,  uUmlich  die  des  Religionsunterrichts  in  den 
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Elemmtanehiilen.  Diese  Frage  hat  an  maneberlei  Protesten  and 
Besebwerdea  von  seitm  der  Kommnnen  geltbrt  Die  von  der 
Segiemng  gefondwe  LQeang  aiadit  nan  aUen  Streitigkeiten  ein 
Ende,  indem  ne  den  Kommanen  prinzipiell  absolute  Freiheit  liest, 
sieh  für  oder  gegen  diese  Begelaag  an  erkULren.  Im  Äblehnnngs» 
falle  sichert  sie  den  FamilienTBtem  das  Beeht  zu,  den  Untenrieht 
fttr  ihre  Kinder  aaf  eigene  Kosten  and  anter  AafUcht  der  Sehnl- 
behdrden  sdbst  za  regeln. 

V 

10.  Gesetz  vom  19.  Jali  1906,  betr.  die  Yersorgnng 
der  Unteroffiziere. 

Die  aafeteigende  Bangordnnng  der  Untwofftziere  ist  folgende: 

1.  Sergeanten,  Zahlmet8ter43ergeanten,  solche  Sergeanten,  die  ein 
besonderes  Amt  bekleiden,  and  Vizebrigadiere  der  Gendarmerie : 

2.  Obersergeanten  and  Brigadiere  der  Gendarmerie; 

8.  Kompagnie-,  Schwadrons-  oder  Batteriefbldwebel,  sowie  Feld- 
webel, die  ein  besonderes  Amt  haben  (z.  B.  Obertrompeter); 

4.  Bataillonsfeldwebel,  Feldwebel  für  halbe  Regimenter  oder 
Brigaden; 

5.  Beglmentsfeldwebd,  Qaartiermeisterfddwebel  der  Gendarmerie. 

Das  Avancement  der  Unterolliziere  findet  folgendermassen  statt: 
Sergeanten  oder  Obersergeanten  ernennt  der  Korpskommandant. 
Die  Ernennung  zu  Feldwebeln  der  verschiedenen  Bangstufen 
erfolgt  dareh  den  Kommandanten  des  Armeekorps. 

Zu  Obersorgeanten  werden  aus  dmr  Zahl  der  Sergeanten  solche 
genommen,  die  sich  fBr  die  Beförderung  dgnen.  Za  Kompagnie- 
feldwebel ii  wird  ^  ;  aoagewllhlt  and  ^/^  auf  Grund  ihres  Dienst- 
alters befördert.  In  Friedenszeiten  kann  ein  Obersergeant  nar  nach 
einer  Gesamtdienstzeit  von  6  Jahren,  von  denen  mindestens  3  als 
Obersergeant  abgedient  sein  müssen,  zum  Feldwebel  befördert  werden. 

Die  Bnfaillons-  und  Regimentsfeldwebel  werden  ausschliesslich 
aus  den  Unteroflizieren.  die  deu  nüchst  tieferen  Bang  mindestens 
S  Jahre  lang  bekleidet  haben,  erwählt. 

Die  tägliche  Lohuang  der  Unteroffiziere  ist  folgende: 

Sergeant  2,10  Lire. 

( Jhersergeaut  2,50  „ 

Kompagniefeldwebel    .    ....    3,00  „ 
ÜHiaillonsfeldwebel     ....  3,50 
Kegimentsfeldwebel    ....  4,00 


L/'iyiki<_cCi  Ly 


Vu«c£.N/.u  Cabacuolo;  it&liec. 


3347 


Die  rriteruttizieie  haben  nach  je  •'>  l'itn>i jähren,  iiuil  /war 
5  mal  im  Lauf  von  15  Jahren,  das  Anrecht  auf  eine  LöbnuDgs- 
erfadhang  von  0,30  Lire  pro  Tag. 

Naeh  18  Diens^ahren  erhalten  da  weiter  1,50  Lire  Zulage 
pro  Tug. 

01»er8ergmiiten  ond  Felbwebel,  die  mindestens  12  Jalire  Dienst 
hinter  sieh  haben,  besitzen  ein  Anrecht  auf  eine  Zivilversorgung 
als  Eisenbahnbeamte  oder  in  den  sonstigen  Zweigen  der  Staats- 
verwaltnng. 

Abgesehen  von  dem  Falle  eines  besonderen  Dispmises  werden 
Obersergeanten,  die  «ne  Zivilversorgong  erwarten,  so  lange  im 
Heere  behalten,  bis  man  ihnen  einen  solchen  Posten  anweist. 

Ein  Unteroflixier,  der  vom  Dienste  befireit  oder  ohne  Reeht 
anf  Pension  entlassen  ist^  erhilt  eine  Vergütung  von  500  Liren, 
wenn  er  6  Diens^ahre  vollendet  hat,  und  ausserdem  50  Lire  für 
jedee  weitere  Jahr  seines  Dienstes. 

FOr  jeden  nen  ernannten  and  für  jeden  gegenwärtig  bedien  steten 
Feldwebel  wird  an  die  Korps  ein  Equipiernngsznschasa  von  130  Lire 
gesandt,  sobald  es  sich  am  Grenadiere,  Linieninfanteristen.  Bersacrlieri, 
Gebir^struppen  und  Pioniere  (jedocii  mit  Ausschluss  der  Eisenbahner) 
handelt;  handelt  es  sich  nm  Kavallerie,  Artillerie  and  Train,  von 
150  Lire. 

11.  Gesetze  and  Reglement  vom  19.  Jnli  nnd  23.  Angust 
1894  bezw.  vom  21.  Jannar  1906,  betr.  die  mittels  Spreng- 
stoffen begangenen  Verbrechen. 

Gesetz  vom  19.  Juli  1894: 

Wer  in  der  Absicht,  um  damit  Verbrechen  gegen  die  Person 
oder  das  Eigentum  zu  begehen,  dem  Publikum  Furcht  einzujagen 

oder  itffentliche  Aufläufe  und  Schrecken  zu  erregen,  Dynamit  oder 
andere  tiUlich  wirkende  oder  feuergefährliche  Präparate  bezw.  die 
zu  ihrer  Herstellunfr  bestimmten  Stoffe  betV»rdert  oder  in  -einem  Hause 
oder  sonstwo  anl  bewahrt,  wird  mit  Kerker  von  3 — 7  Jahien  bestraft. 

Wer.  um  Sclirecken  zn  erre^ren  nnd  Auflilufe  zu  verursachen, 
Dynamit  '  fler  andere  Sprengstoffe  /.ur  Explu>ion  bringt  oder  aaslegt, 
wird  mit  Kerker  von  4—10  Jahren  bot  rat  t. 

Wird  die  Tat  auf  einem  iiffentlichen  Platz  zur  Zeit  einer 
allgemeinen  (Gefahr  oder  eines  iiiltnt liehen  Unglücks  begangen,  so 
wird  die  Strafe  auf  8 — 12  Jahre  Kerker  erhöht. 
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Wer  mit  den  obeDbeseidmeten  IQUelo  ein  OebKode  gans 
oder  teilweise  zu  lentören  sacht,  wird  mit  Kerker  Ton  8 — 12  Jahren 

bestraft. 

Wird  die  Tat  an  dem  Sitz  einer  politischen  Versammlnn^, 
einer  Verwaltongsbehörde  oder  in  einem  anderen  5tfentlichen  Ge- 
bände  begangen,  su  beträgt  die  Dauer  der  Kerkerstrafo  10 — 15  Jahre. 

^^'il-d  das  Leben  von  Menschen  gefUhrdet,  SO  steigt  die  Strafe 
auf  15 — 20  Jahre;  Iftsst  sich  der  dadurch  verursachte  Tod  einer 
oder  mehrerer  Personen  nachweisen,  so  erreicht  die  Kerkerstrafe 
20—24  Jahre. 

Die  Bildung  einer  Bande  wird  angenommen,  sobald  sich  zwecks 
Begehung  der  in  den  nhi>cn  Artikeln  angegebenen  Delikte  mehr 
wie  3  Personen  zusaniinentuu. 

Wer  irgendjeniand  dazu  anstiftet,  eins  der  in  diesem  Gesetz 
behandelten  Delikte  zu  begehen,  wird  mit  Gefängnis  von  3 — 5  Jahren 
bestraft.  Ebenso  wird  der,  welcher  orteutlich  Delikte  obenbezeichneter 
Art  verherrlicht,  mit  Kerker  von  6  Monaten  bis  zu  10  Jahren  bestraft. 

Ohne  besondere  Erlaubnis  des  Ministers  des  Innern  oder 
des  Priilekten  der  betieti'enden  Provinz  darf  niemand  die  oben- 
bezeichueten  l'räparate  und  Stotle  herstellen,  vei kaufen,  befördern 
oder  in  seinem  Hause  oder  ausserhalb  aufbewahren.  Im  Über- 
tretongsfalle  wird  eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  1  Jahre  and  Geld- 
bnssen  bis  m  dem  Betrage  ?on  200  JJxe  verhingL 

Reglement  vom  21.  Jannar  1906: 

Vorliegendes  Beglement  berieht  sich  auf  alle  Arten  von  Spreng- 
stoffen, wie  sie  auch  immer  nsammengesetst  seien,  die  alldn  oder 
in  Verbindung  mit  anderen  Substanien  nur  £xplosion  gebracht  oder 
in  HöllenmaschiMn  oder  anderen  Apparaten  yerwandt  werden. 
Diese  Sprengstoffe  werden  in  folfmde  Klassen  eingeteilt: 

1.  Schiesspulver  und  verwandte  Präparate; 

2.  Dynamit  und  verwandte  Präparate; 

3.  Knallgase  und  verwandte  Präparate; 

4.  Feuerwerkskörper  und  verwandte  Präparate,  soweit  sie  explosive 
Wirkung  haben; 

5.  Sicherheitsmunition. 

Bezflglich  des  Schiesspulvers  und  verwandter  Präparate:  Es 
ist  nicht  gestattet,  Sehiesspulver  ohne  vorherige  Genehmigung  des 
Präfekten  herzustellen. 
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Sprengstoffe  der  1.  Klasse  dürfen  nur  in  einer  Quantität  von 
li9diit«u  5  kg  resp.  von  500  Pifttronen  in  Vorrat  gehalten  oder 
TOD  einem  Ort  des  Kttnigreicbs  nach  eineni  anderen  geschafft  werden. 

Bexttglieh  des  Dynamits  and  verwandter  Prftparate:  Ohne 
GenehmiguDg  des  lOnisterinms  dttrfen  Sprengstoffe  der  2.  Klasse 
in  Qoantitäten  von  mehr  als  5  kg  weder  anf  Lager  gehalten,  noch 
bef5rdert  werden. 

Dasselbe  besieht  sich  anf  die  Sprengstoffe  der  2.  nnd  3.  Klasse. 
Für  die  der  4.  nnd  5.  ist  die  Oenehmignng  des  Prftfekten  ansreichend. 

Der  Polizeibehörde  steht  es  jedeneit  freit  die  Sprengstoff- 
fabriken  nnd  Lager  cn  revidieren. 

Kommen  in  einer  Fabrik  oder  in  einem  Lager  Entwendungen 
oder  Vemiehtangen  von  Sprengstoffen  vor,  so  mnss  der  Leiter  der- 
selben nnvenSj^ich  die  Poliseibebörden  davon  benaduriditigen. 

Die  Kapitäne  von  ankommenden  Handelsschiffen,  die  Spreng- 
stoffs geladen  haben,  sowie  jene  Kanffabrer,  die  eine  Ladung  von 
Sprengstoffen  nehmen  sollen,  sind  verpflichtet,  davon  24  Standen 
vor  dem  Einlaufen  in  den  Hafen  bezw.  24  Standen  vor  der  Ver- 
ladung Mitteilang  sn  machen. 

12.  Oeseti  Nr.  197  vom  17.  Mai  1906,  betr.  die  Wie- 
dereinsetznng  der  Verurteilten  in  ihre  frtheren  Bechte. 

Das  Gesach  auf  Wiedereinsetzung  in  die  früheren  Bechte  ist 
an  den  ersten  Präsidenten  des  Appellationsgerichts  des  Distriktes 

za  richten,  in  dem  das  Urteil  gesprochen  ist. 

Der  Eingabe  ist  eine  Abschrift  des  Urteils  hinzuzufügen, 
ebenso  wie  die  Urkanden,  welche  den  Beweis  erbringen,  dass  der 
betreffende: 

a)  die  Hanptstrnfe  ganz  abgebttsst  habe  oder  sie  ihm  ganz  oder 

zum  Teile  fi-lassen  sei; 
bi  dass  sein  Verhalten  in  der  Zwischenzeit  ein  solches  gewesen 
sei.  um  Kenc  vermuten  zu  lassen. 
Der  Appellationsgerichtshüf  entscheidet   in   einer  Kaninier; 
dieselbe  kann  l'ntersuchunj2:en  anordnen.    Antragsteller  kann  Doku- 
mente und  eine  Denkschrift  vorleg^en. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Appellationsgerichtes  gibt  es 
Berufung  an  den  Kassationshof. 

Jedermann,  dei-  nicht  rückföUig  ist  und  zu  einer  Freiheits- 
strafe von  weniger  als  fUnf  Jahren  Kerker  oder  10  Jahren  Ge- 


3350 


ftugiiis  Yenurteilt  war,  kann  15  Jahre  naeh  Antritt  der  Strafe, 
wofern  er  in  der  Zwischeoseit  kein  anderes  Delikt  begangen  bat 
nnd  deswegen  mit  einer  Freiheitsstrafe  von  tber  8  Monaten  belegt 
worden  ist,  in  seine  Mheren  Beebte  wieder  eingesetzt  werben. 

1:1.  Gesetz  über  den  Staatsrat  uud  Uber  die  Ver- 
waltnngs  Berichts  barkeit. 

Das  laue  (ifsetz  über  den  Staatsrat  uud  die  ihm  zustehende 
Ver\valtanf;>K^''i*'htsbarkeit  ist  vom  7.  Mai  1907  datiert.  Die 
Novelle  hat  zu  der  vierten  Sektiuu  eine  weitere  hinzugetügt.  Art.  •'• 
des  Gesetzes  lautet:  ^Die  vierte  und  die  fünfte  Sektion  haben 
richterliche  Gewalt,  and  zwar  entscheidet  Jene  über  die  Rekurse, 
von  denen  im  Art.  24,  and  diese  fiber  die  Beknrse,  von  denen  im 
Art  25  die  Bede  ist**.  Hit  anderen  Worten,  wShrend  der  vierten 
Sektion  die  rechtliche  ZnsOndigkeit  fttr  alle  Massnahmen  der  Oifent- 
liehen  VarwaltnngsbehSrden  gelassen  ist,  wird  die  ZnstSndig^t 
der  f&nflen  anf  solche  FUle  beeehrttnkt,  in  denen  gegenwirtige 
oder  künftige  Gesetze  ihr  dieselben  aosdrileklieh  nnd  für  die  Daner 
zuweisen.  Die  Itlnfte  Sektiim  kann  ansserdem  jede  Art  von  Unter- 
snehnngsmitteln  so  anwenden,  wie  es  in  der  künftigen  Proiess- 
ordnnng  bestimmt  wird. 

.  Sobald  beide  Sektionen  von  einem  nnd  demselben  Beknrs 
behanpten,  dass  ihnen  das  Entseheidnngsreeht  snstllnde  oder  dass 
es  ilinen  nieht  znstllnde,  tritt  an  ihre  Stelle  eine  ans  beiden  Sektionen 
gebildete  Plenarversammlnng.  Zu  diesem  Behaf  werden  jährlich 
dnreh  Kgl.  Dekret  ein  Prilsident  nnd  vier  Bäte  für  Jede  recht- 
sprechende  Sektion  ernannt,  die  dann  nosammen  die  Plenarversamm- 
lnng bilden. 

Die  dnreh  vorliegendes  Gesets  besflglich  der  Begelnng  der 
streitigen  Beknrse  getroffenen  Nenemngen  lassen  sich  folgender- 
massen  znsammenfassen:  a)  Veiplliditang  der  Hinterlegong,  b)  Ein- 
ftthrnng  der  Veijihmng,  c)  Beknrsnebenklage  nnd  Ansdeibnnng  der 
Vergttnstignng  der  unentgeltlichen  Verteidigung  aneh  anf  Prosesse 
vor  dem  Provinxialverwaltnngsrat  nnd  dem  Staatsrat. 

Die  Verpilichtuttg  cur  Hinterlegung  des  Stempelpapiers  bestand 
bereits.  Aber  wihrend  früher  die  Niohtbinterlegung  nur  zur  Folge 
hatte,  dass  die  nachgesuchte  Amtshandlung  nieht  vorgenommen  und 
kein  Termin  festgesetzt  wurde,  sieht  heute  eine  derartige  Unter- 
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la^^ung  die  Verlusiit:keitserklärang  des  in  der  Ivatskammer 
angekOndetea  Kekarses»  darch  die  angegangene  Justizbehörde 
nach  sich. 

Die  Verjährung  beschränkt  «ich  auf  die  he'i  dem  iStaai.srat 
anhängigen  Prozesse.  Art.  7  bostiniriit:  „Die  Rekurse  werden  als 
aufgegeben  erachtet,  wenn  im  Verlauf  von  '6  Jahren  keine  Prozess- 
handlungen vorgemimmen  sind.- 

Art.  ;i4  erklärt,  dass  die  Kekursnebenkiage  wirkungslos  ist, 
wenn  sie  erst  erholieii  wird,  nachdem  Verzichtleistung  auf  den 
Hauptiekurs  stattgefunden  oder  wenn  sie  wegen  Nichteinhaltung 
der  vorgeschriebenen  Fristen  bei  der  Klageerhebung  für  UDZulässjig 
erklärt  worden  ist. 

Durch  Art.  15  der  i'b*  i  <:.iri::-be>iiiuiaungen  wird  die  Kgl. 
Kegierung  ermächtigt,  den  sdimi  vurliandenen  und  in  Kraft  stehenden 
Bestimmungen  Ober  die  unentgeltliche  \erteidigung  Jene  hinzu- 
zufügen, die  zur  Ergänzung  dieses  Gesetzes  notwendig  seien. 

14.  Bekanntlich  beseitigte  das  Gesetz  vom  14.  Juli 
1907,  betr.  die  Keforni  der  GerichtSTerfassnng  und  ihre 

Vereinigung  mit  der  Strafprozcssordnang,  die  bisher 
neben  dem  Präsidenten  stattfindende  Teilnahme  von 
2  Richtern  an  den  Gescbwornengericbten. 

Die  dem  Justizrainister  durch  die  gesetzgebenden  Faktoren 
llbertragene  Vollmacht,  letztere  dem  Präsidenten  beizuordnen,  hatte 
es  möglich  gemacht,  mittels  eines  die-l»e/(iglichen  Ktri  Dekrets  die 
bestehenden  Gesetze  zu  erhalten,  soweit  sie  sich  auf  die  Tätigkeit 
des  Richterküllegiums  bei  den  Schwurgerichten  beziehen.  Die  Ver- 
besserungen wurden  durch  das  Kgl.  Dekret  eingeführt,  dessen  Text 
wir  hier  wiedergeben. 

In  dem  Berichte,  den  Orlando  dem  König  bei  der  Unter- 
zeichnung des  Dekrets  vorlegte,  sind  die  einzelnen  Gründe  auf- 
gezählt, die  den  Justizminister  zu  der  wirhtigen  T\eforni  bewogen; 
Gründe,  die  die  Fachleute  bei  Nachprüfung  dei  einzelnen  Be- 
stimmungen des  Dekrets  wohl  verstehen  werden.  Wir  wollen 
daher  den  Teil  des  Berichtes  zitieren,  in  dem  niiuudu  ausein- 
andersetzt, wie  er  sich  den  Sehwurgerichtspräsidenleu  gedacht 
und  vorgestellt  habe,  als  er  das  Dekret  dem  Souverain  zur  Unter- 
schrift vorlegte. 
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Der  Schworgerielitspr&sident  naeb  eaglisehem 
HuBter: 

„Sicher  mnss  «in  derartiger  Beformversneli  miaslingeo,  wann  er 
sich  nicht  auf  wirklich  tOchtige  Biehter  stfltxen  kann,  and  der  inneren 
Nator  der  Dinge  snfolge  ist  das  eine  mit  dem  Erfolge  des  anderen 
eng  veiknflpft.  Nicht  zu  Unrecht  hat  man  behanptet»  dass  das  System 
der  Eraiehung  in  wnnderbarer  Wdse  die  Vdlker  und  ihre  Indikator 
beeinflasae.  Unter  Hinwdsung  anf  das  lenditende  Beiq»iel  Englands 
appelliere  ich  an  das  hohe  Gerechtigkeitsgefühl,  die  Würde  nnd 
das  GewissMi  der  Beamim,  die  bestinnt  sein  werden,  unsere 
Schwurgerichte  zu  leiten.  Wahrlich  ein  schwieriges  Amt,  wie  es 
seinesgleichen  in  der  richterlichen  Tätigkeit  nicht  hat,  das  anf  der 
anderen  Seite  durch  die  neoe  Beform  nur  noch  mflhsamer  wird. 
Aber  —  ohne  paradox  erscheinen  zu  wollen  —  gerade  diese  Er- 
höbung und  Spezialisierang  der  Verantwortlichkeit  beruhigt  mich 
und  treibt  mich  an,  auf  die  AbschaifuDg  des  bis  jetzt  bestehenden 
halbkollegialen  Systems  hinzuarbeiten,  Ist  es  doch  eine  alte  Er- 
fahrung, da*?»  die  Menschen  Verantwortlichkeiten,  sofern  sie  ihnen 
nur  frei  und  often  und  unter  genügend  klarer  Angabe  ihrer  l'tiichtcn 
aufgebürdet  werden,  auch  gerne  Ubernehmen  und  um  so  sicherer  in 
den  ihnen  gesetzten  Machtgrenzen  verharren.  Ich  ermahne  daher 
die  Chefs  der  (rerichtshöfe,  für  die  i^eitung  der  Schwurgerichte  eine 
strenge  und  weise  Auswahl  unter  den  Justizbeauiten  so  zu  treö'en, 
dass  wirklich  die  Fähigsten  und  (jeeignetsten  auf  diese  l'o.stvn  gestellt 
werden.  Dagegen  verspreche  ich  meinerseits  von  neuem,  in  ab- 
sehbarer Zeit  weitere  Keformen  der  Gerichtsordnung  vorzunehmen, 
die  den  mit  der  Leitung  der  Schwurgerichte  betrauten  KicLtern 
besondere  Vorteile  und  Vorzüge  bei  ihrer  Karriere  sichern  und  das 
Prestige  dieses  Amtes  noch  erhöben  sollen,  indem  nur  die  Besten 
dorthin  berufen  werden.  Ich  empfehle  jenen  Beamten,  den  tieferen 
Sinn  der  Beform,  der  viel  weitreichender  und  einschneidender  als 
ihr  Wortlaut  ist,  zu  beachten.  Mit  anderen  Worten,  diese  Beform 
soll  den  Weg  su  neuen,  von  den  bisherigen  verschieden«!,  juristischen 
Brauchen  weisen,  sie  soll  dem  SchwurgeriditqprisidMiten  seine  wahre 
and  ideale  Stellnttg  geben,  nXmlieh  die  eines  Beamten,  der  ausser^ 
halb  nnd  über  der  Leidenschaft  der  Parteien  stehend  es  bei  den 
Veiiiandlungen  als  sein  einziges  Ziel  betrachtet,  der  Wahrheit  auf 
den  Grund  zu  kommen  und  mit  obJdctiTer  Ruhe  die  seinem  Urteil 
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anvertrauten  Streitfrapeii  zu  litten.  Ich  wHnschte,  dass  nach  und 
nach  aus  unser  aller  iTedilchtnis  jenes  Bild  des  Scbwurgerichts- 
prusidenien  entschwiiude,  der  heule  freilich  schtm  mehr  der  Über- 
lieferung wie  der  Wirklichkeit  angehört;  des  Präsidenten,  der  den 
ADgeklagten  bisweilen  nneingedenk,  dass  derselbe  aacb  ein  Bürger 
ist,  der  nidit  Bmr  Anreelit  aof  Talle  ÄiM^ennimg  als  soldier, 
sondern  in  Anbetracht  seiner  farehtbaren  Lege  noeh  auf  eine  weiter- 
gebende  RfiekBieht  besitst,  bald  mit  Strenge,  bald  ironisch  verhSrt, 
ihm  kiteliehe  vnd  sweiscbneidige  Fragen  voriegt,  sich  in  dem  Ge- 
Itthle  einer  beinahe  peraönliehMi  Genngtnnng  fr^t,  ihm  H&ngel  nnd 
Irrtflmer  nachweisen  ao  kfinnen  und  ihn  anm  Sehlnss  ermfldet  vnd 
in  Verwirning  setat;  de«  PrSsidenten,  der,  obwohl  ans  vollster 
Oberzenguig  bestrebt,  das  richtige  an  tun,  sich  im  vonns  eine 
Ansiebt  Iber  den  Prozess  bildet  nnd  der  dann,  am  die  Aussagen 
der  Zeugen  —  oft  unerfahrene  und  einlUtige  Leute  aus  dem  Volke  — 
hiermit  in  Übereinstimmung  au  bringen,  au  Schmdcheleien  oder  auch 
an  Drohungen  seine  Zuflucht  nimmt;  der  bisweilen  aus  der  An- 
Wendung  der  delikaten,  ihm  ausnahmsweise  durch  den  Art.  312 
zugestandenen  Befognis  der  VertAngnog  sofortiger  Halt  eine  wahre 
geistige  Tortoor  zu  machen  versteht;  des  Präsidenten,  der  es 
nicht  verschmäht  mit  wegen  ihrer  Dreistigkeit  ttbel  beleumdeten 
Adfokaten  in  Schroäbreden  zu  wetteifern  nnd  der  es  schliesslich 
für  einen  Rahm  hält,  eine  hohe  Zahl  von  Verurteilungen  erzielt 
zu  haben.  Dass  an  die  Stelle  eines  solchen  Hildes  das  i\o<  Prä- 
sidenten träte,  der  >^tet«-  wie  ein  wahrer  Beamter  von  dem  hohen 
Oefllhl  seiner  WOrde  beseelt,  den  amlrren  Achtung  vor  seiner 
Person  einziitliissen  versteht,  indem  er  auch  ihnen  Achtung  ent^retren- 
bringt,  dass  dieser  Präsident  seiiir-  Macht  vor  allem  durch  un- 
erschütterliche Uieichmut  und  Objektivität  dokumentiere,  das  ist 
mein  Wnn«ch  Ich  l»in  der  festen  Zuversicht,  dass  die  fllr  die  ge- 
planten Kelürmen  gesteckten  Ziele  von  unseren  Beamten  viillig 
verstanden  und  unterstützt  werden;  dass  sich  so  (natürlich  langsam 
Schritt  für  Schritt  i  unsere  ( ierichtsgebräuche  bessern  werden  und 
das  Amt  des  Präsidenten,  indem  er  sich  dem  klassischen  Typas  des 
englischen  Präsidenten  immer  mehr  nähert  —  von  dem  gesagt  wird, 
dass  er  die  Diskussionen  so  leite,  dass  die  Wagschale  der  Qereehtig- 
keit  stets  im  Oldchgewicht  bleibe  —  ein  grosseres  Aaseben  ge> 
Winne.** 
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Die  nenen  BesfeiminnDgen: 

Art  1.  —  Das  Schwurgericht  wird  aas  einem  PrSsidenten 
und  12  die  Jory  bildenden  Geschworenen  snaanuDengesetst. 

Das  Amt  des  PriLsidenten  ist  einem  Rat  des  Appel lations- 
gerichtshofs  flbertragen.  Dort,  wo  sich  ein  solches  (iericbt  nicht 
befindet,  kann  es  dem  Präsidenten  des  Tribunals  des  betreffenden 
Ortes  oder  dem  Präsidenten  einer  Sektion,  sofern  er  Hatsrang  liat, 
Übertragen  werden. 

Bei  Kontumazial verfahren  besteht  der  Gerichtshof  aus  dem 
Präsidenten  und  zwei  Richtern  des  an  dem  betreffenden  Ort  betiud- 
lichen  Tribunals,  die  von  dem  Thbunaispiüsidenteu  selbst  von  Fall 
zu  Fall  ernannt  werden. 

Bei  VerhandlunR-en.  die  sich  voraussichtlich  ungewithnlich 
in  die  Liln<r('  ziehen  werden,  hat  der  erste  Präsident  des  Appellations- 
gericbts  das  Kecht,  einen  stellvertretenden  Präsidenten  zu  be-tinnuen. 
Derselbe  mass  an  Dienstalter  jünger  als  der  ordnungsraässige  sein. 
Er  wohnt  den  Verhandlungen  bei,  um,  falls  der  Präsident  zur 
Leitung  derselben  durch  ausserurdentliolie  liehinderuugsgrUnde  ausser 
Stand  gesetzt  wird,  dieselben  fortfuhren  z.u  können. 

Art.  2.  2S1.  .Abgesehen  vuu  den  in  den  nächsten  drei 
Titeln  auf fjes teilten  besonderen  Bestimmungen  ist  bei  jeder  Ver- 
handlung die  Reihenfolge  der  Diskussionen  folgende: 

1.  Der  Präsident  oder  der  Richter  stellt  die  Personalien  des  An- 
geklagteu  fest  und  verhört  ihn  betreffs  der  der  Klage  zugrunde 
liegenden  Tatsachen. 

2.  Der  Sekretftr  Terliest  die  anf  den  ProsMS  hecflgliehsn  Schrilt- 
tiUze  nnd  Protokolle. 

3.  Vanehmnng  von  Zengm  nnd  SachverstftndigMi.  Bevor  man 
sie  anhSrtj  wird  aber  die  etwa  gegen  eie  beantragten  Ab> 
lehnnngen  entschieden. 

4.  Der  Gerichtshof  oder  der  Präsident  des  Schwurgerichts,  das 
Tribunal  oder  der  Richter  verkünden  die  mit  Orttnden  ver- 
sehene Entscheidung  anf  die  von  der  Staatsanwaltschaft  oder 
den  Parteien  gestellten  Anträge. 

5.  Der  Angeklagte  geniesst  den  Beistand  eines  fiechtsanwalts, 
und  seine  Anträge  werden  durch  letateren  gestellt 

6.  Ist  ein  Dolmetsch  erforderlieh,  so  wird  derselbe  gemäss  Art  91 
nnd  92  beschafft. 
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7.  UrkiiDden  oder  Gegenstftnde,  die  die  Belastung  oder  die  Ent- 
lastttog  des  Angeklagten  herbeiftthren  können,  werden  den 
Parteien  nnd  den  Zeugen  mit  der  Frage  vorgelegt,  ob  sie 
dieselben  wiedererkennen. 

8.  Wenn  die  Verhandlang  in  einer  Sitzung  nicht  sn  Ende  gefUhrt 
werden  kann,  wird  snr  FortseUnng  eine  weitere  anberaumt 
nnd  Parteien  nnd  Zeogen  davon  Hitteilung  gemacht. 

9.  Nach  Vemebmung  der  Zeugen  und  Anhörung  der  Parteien 
stellt  die  Proxesspartei  ihre  Schlussanträge. 

10.  Der  Staatsanwalt  stellt  seine  Fragen. 

11.  Der  Angeklagte  oder  sein  Verteidiger  bttlt  die  Verteidigungs- 
rede, doch  kann  er  erklären,  dass  er  ohne  weiteres  sich  dem 
Urteile  des  Gerichtshofes,  des  Tribunals  oder  des  Kichters 
unterwerfe. 

12.  Der  Staatsanwalt  nnd  die  Zivilpai  tri  k  innen  antworten. 

13.  Der  Angekläffte  und  sein  Verteidiger  haben  stets  das  letzte  Wi)rt. 

294.  Wenn  «'in  von  dem  S<hwnrfferichtshof  oder  dem  Prä- 
sidenten <'iin?-  (ifin  li'iVhtpr  geladener  Zeuge  oder  Sachverständiger 
nicht  im  l^aute  der  ijrtentlichen  Verhandlung  erscheint,  so  ist  ein 
Antrag  auf  Kassation  nur  dann  zulässig,  wenn  von  eiiif^r  der 
I'arteien  während  der  Verhandluntr  selbst  und  ehe  das  Sitzungs-  ♦ 
Protokoll  ötfentlirh  verl<'-<Mi  i<r.  rrotest  erhoben  wird 

2S4.  Sind  dieselben  durch  Krankheit  (uier  amiero  wichtige 
Gründe  an  ihrem  Erscheinen  bei  der  Voruntersucliunjr  verhindert, 
so  kann  der  (^eriolit<h<'f  oder  das  Tribunal  zwecks  Entj:eo:ennalime 
der  Aussage  und  Erklärung  entweder  einen  seiner  Räte  oder  Richter 
beauftragen  oder  einen  Kichter  des  Tribunals  desjenigen  Bezirks, 
in  dem  dei  Zeuge  oder  Sucliverstilndige  seinen  Wohnsitz  hat,  darum 
ersuchen.  Ausgeschlossen  hiervon  ist  jedoch,  unter  Folgen  der 
Nichtigkeit,  stets  der  rnter.suchungsrichter,  der  die  erste  Aussage 
schriftlich  entgegengenommen  hat;  bezttglich  der  Einzelrichter  treten 
jedoch  die  Bestimmungen  des  Art.  341  in  Anwendung. 

Der  Prftsident  des  Sehwui^erichts  kann  für  diesen  Behuf 
aueb  einen  der  Richter  des  Tribunals,  das  sich  an  demselben  Orte, 
wie  das  Schwurgericht  befindet,  oder  einen  jenes  Tribunals  deligieren, 
in  dessen  Bflfldrk  der  Zeuge  oder  SachverstSndige  wohnhaft  ist. 

Angeklagter  nnd  Zivilpartei  mflssen,  da  andernfalls  Kichtig- 
keit  eintritt,  benachrichtigt  nnd  so  instand  gesetst  werden,  sich 
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wlhremd  der  Vernelimong  der  Zeagen  und  SaehvenOadigen  wr« 
treten  Usmh  sa  können.  0ie  sie  vertretende  Person  mnss,  sofern 
ihr  nicht  ttberhanpt  die  Verteidigong  übertragen  oder  sie  Ar  diesen 
Zweck  wKbrend  der  SitEung  ernannt  ist,  eine  besondere  Vollmaelit 
besitsen;  kann  dann  aber  alle  Jenen  selbst  anst^enden  Bechte  ans- 
flben.  Zangen  oder  SaeliTerstbidige  allsseo,  nnter  Androhung  der 
Nichtigkeit,  vereidigt  werden.  Ihre  Aassagen  oder  BrklSrongen 
werden  wUireod  der  Sitnng  verlesen. 

FUls  der  Gerichtshof,  der  PrSsident  des  Gesehworenengeriebts 
oder  das  Tribnnal  die  Vernehmung  eines  am  Erseheinoi  verbin- 
derten Zeugen  oder  Sadiverstlndigen  nicht  delegieren  will,  nflssen 
rie,  sobald  es  die  Partei  beantragt  und  die  anderen  sich  nicht 
dagegen  erkliren,  die  sebriftlicb  niedergelegte  Aussage  oder  Er> 
kl&rung  verlesen  lassen. 

312.  Geht  aus  dem  Laufe  der  Verhandlung  hervor,  dass  die 
Aussage  eines  Zeugen  üslseh  erscheint,  oder  wird  durch  die  Debatte 
festgestellt,  dass  «n  Zeuge  bewüsst  die  Wahrheit  einer  solchen 
Tatsache  versdileiert  habe,  so  kann  der  Gerichtshof  oder  das 
Tribunal  auf  Antrag  oder  von  Amts  wegen  anordnen,  dass  der 
Zeuge  sofort  festgenommen  und  das  strafrechtliche  Verfahren  gegen 
ihn  eingeleitet  werde,  und  swar  beauftragt  das  Gericht  hiermit 
einen  seiner  Bäte  oder  Bichter. 

Der  Prifaddent  verkflndet  den  Geschworenen  die  obige  An- 
ordnung und  beauftragt  mit  der  Üntersuchungsfnhrung  des  be- 
treffenden Proxesses  einen  Bichter  ans  der  Uatersuchungsabteünng 
des  Ortes,  an  dem  das  Geschworenengericht  tagt.  Hierbei  ist 
jedoch,  nnter  Androhung  der  Nichtigkeit,  der  Untersuchungsrichter 
des  Haaptprozesses  aasgesclilossen.  Nach  beendigter  Untersuchnng 
werden  die  Akten  der  Staatsanwaltschaft  ttbermittelt^  die  dann  die 
weiteren  ablieben  Schritte  tut 

464.  Nadi  erfolgtem  VerkSr  kann  der  Priaident  oder  ein  von 
ihm  beauftragter  Bichter  des  Tribunals  —  doch  darf  dies  nicht 
der  in  dem  Proiess  titige  Untersudiungsrichter  sein  —  von  Amts 
wegen  oder  auf  Ersueben  dar  Parteien  alle  die  Amtshandlungen 
V  t  ndunen  und  alle  die  Informationen  einzieiien,  welche  er  snr 
Ermittlang  der  Wahrheit  fQr  nntig  erachtet;  er  ist  aber  verpflichtet, 
hiervon  der  Staatsanwaltschaft  Mitteilung  su  machen. 
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480.  Der  Präsident  hat  alle  jene  Antrilge  zurückzuweisen, 
die  mit  dem  Streitfall  nicht  in  direkter  Beziehung  stehen  und  die 
VwluuidlaDgeD,  ohne  zugleich  eine  grössere  Sicherheit  des  End* 
erfeboisses  zu  gewfthrleisten,  nur  unnütz  in  die  Länge  ziehen  wfirden. 
"^Die  Parteien  ibrersette  sind  berechtigt,  hiergegen  sofortige  Be- 
schwerde dnEulegen,  Aber  welche  der  Präsident  lant  Art  281 
dnrch  einen  mit  Grflnden  Tersehenen  Bescbloss  «itsdieidet  Dieses 
Recht  besieht  sich  jedoch  nicht  auf  die  von  dem  Fräsidenten  in 
AnsObang  der  ihm  durch  das  Gesetz  verliehenen  richterliehen  Ge- 
walt erlassenen  VerfKgnngen,  nnd  die  Parteien  kennen  ihn  auch 
nicht  durch  Gesuche  cur  Ansabnng  dieser  Gewalt  veranlassm. 

4dl.  Sowdt  es  nicht  den  Bestimmangen  der  vorliegenden 
Artikel  suwiderltnft,  findet  die  Verhandlung  entsprechend  den  in 
diesem  sweiten  Buch  aufgestellten  Hegeln  statt.  Besonders  m  be- 
achten sind  dabei  die  dem  Prtlsidenten  durch  Art.  305  Übertragenen 
Beflignisse  betrefliB  der  direkt  durdi  die  Parteien  erfolgenden  Ver- 
nehmung der  Zeugen  und  Sachverständigen. 

498.  Nach  Vernehmung  der  Zeugen  und  Sachverständigen 
fordert  der  Präsident  den  Staatsanwalt  und  den  Verteidiger  des  Ao- 
geklagten  auf,  die  Fragen  anzugeben,  die  sie  den  Geschworenen 
vonsQlegen  wflnschen.  Sodann  spricht  die  Zivilpartei,  der  Staats- 
anwalt hält  seine  Anklagerede,  worauf  der  Verteidiger  des  An- 
geklagten das  Wort  erhält.  Nachdem  die  Verteidigung  beendigt, 
hat  der  Präsident  zu  fhigen,  oh  noch  weitere  Fragen  an  den  An- 
geklagten, die  Zeugen  oder  Sachverständigen  zu  richten  seien  oder 
ob  irgend  eine  Erklärung  gewünscht  werde,  nnd  dann,  nachdem 
dies  erledigt,  die  den  Geschworenen  zur  Beantwortung  vorgelegten 
Fragen  zu  verlesen. 

497.  Der  Präsident  teilt  den  Geschworenen  mit,  dass  sie, 
falls  ihre  Uehrheit  der  Ansidit  ist,  dass  mildernde  Umstände  zu- 
gunsten eines  oder  mehrerer  Angeklagten  vorliegen,  dies  fär  jeden 
einzdnen  Angeklagten  in  folgenden  Worten  erklären  mflssen:  „Zu- 
gunsten  des  Angeklagten  liegen  mildernde  Umstände  vor.** 

Die  Parteien  kftnnen  verlangen,  dass  die  Fragen  anders  for- 
muliert werden,  als  dies  dnrch  den  Präsidenten  geschehen.  Sollten 
sich  Streitigkeiten  Ober  den  Antrag  erheben,  so  verfttgt  der  Prä- 
sident gemäss  Art  281  Nr.  4  der  Strafprozessordnung. 

JShrtach  d«r  Intnut  Venlnlfnog.  9.  Bd.  212 
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499.  Die  swölf  GMehworenen  mflsaen  sieh  sodanii  auf  die 
AuffoFdernng  des  FrSsideoteii  hin  in  das  ihnen  angewiesene  Ziouuer 
znr  Beratnng  snraeksiebeii.  Sie  dürfen  dasselbe  weder  veriassen, 
noch  nach  aussen  mit  irgend  jemand  Mitteilnngen  anstanseben,  ehe 
sie  nicht  ihre  ErkUümng  formnliert  haben. 

Zn  diesem  Zweck  gibt  der  Pr&sident  einem  OeriehtsdiMker 
oder  dem  Chef  der  diensfetnenden  Polineisoldaten  die  Anweisung, 
den  Eingang  bewadien  za  lassen. 

WKhrend  der  Beratung  hat  niemand  in  den  Baun  Zutritt} 
mit  Ausnahme  des  für  die  materielle  Bedienung  der  Gesdkworenen 
bestimmten  Personals,  das  flberdies  einer  sdiriftliehen  Autorisation 
des  Prftsidenten  bedarf. 

Diese  Aatorisatiou  wird  von  dem  den  Eingang  su  dem  Zimmer 
bewachenden  Gerichtsdiener  entgegengenommen. 

626.  Falls  das  Urteil  genOss  dem  Inhalt  des  vorhergehenden 
Artikels  gefüllt  wird,  mflsen,  wenn  fünf  oder  sechs  Biditer  an  der 
Sitzang  teilnehmen,  mindestens  vier  Ohereinstimmen,  am  die  Ver» 
urteilung  des  Angeklagten  herbeiz af Uhren.  Wenn  die  Zahl  sieben 
beträgt,  müssen  fttnf  Übereinstimmend  fQr  die  Verarteilang  sein. 

Sind  acht  oder  mehr  Richter  vorhanden,  so  wird  die  Ver- 
urteilung auf  Grund  einer  -'  4- Majorität  gefällt.  Gibt  es  je<i"rh 
innerhalb  dieser  drei  \  iertel  noch  weitere  Bruchteile,  so  werden 
dieselben  zugunsten  der  Frei.sprechung  eingerechnet. 

Bei  den  Schwurgerichtshi^fen,  an  denen  Geschworene  teil- 
nehmen, verkündet  der  Richter  das  Urteil. 

633.  Wenn  die  ernannten  Verteidiger  berechtigte  Enti^chul- 
digungsgrUnde  haben  oder  zugeben,  dass  die  Übernahme  der  Ver- 
teidigung für  sie  nicht  zulüssig  sei,  müssen  sie  dem  Präsidenten 
davon  unverzüglich  Mitteilung  inachen,  der  seinerseits,  soweit  e^ 
erforderlich  ist,  entsprechend  Art.  275  zur  Ernennung  anderer 
Verteidiger  sehreitet 

Werden  die  Torgebrachten  Entschuldigangsgrflnde  verworfen, 
so  legt  der  PrSsid«it  den  Yarteidigem  auf,  die  Verteidigung  zu 
fuhren.  Beharren  sie  in  ihrer  Weigerung,  so  hat  er  dem  Gerichts- 
hof oder  Tribunal  Berieht  sn  erstatten,  welche  letstere  gemäss 
Art.  635  die  ihnen  notwendig  eischeinenden  dissiplinarischen  Mass- 
nahmen treffen  und  glrtehseitig  einen  anderen  Verteidiger  bestellen. 
Die  Diflsiplinarmassregeln  gegen  die  Biehter  des  Geschworenen- 
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gerichts  werden,  soweit  solche  etwa  erforderlich  sind,  von  dem 
Priaidenten  getroffen. 

Art.  8.  —  Sobeld  der  Sehworgerichtshof  gemäss  Art.  76, 
Abschnitt  1  des  Kgl.  Dekrets  vom  6.  Desember  1865,  Nr.  2626 
gebildet  tot,  flbt  der  PrSsident  die  dem  Gerichtshof  durch  die  Straf« 
processordnnng  und  sonstige  Gesetze  zagewiesenen  Beflignisse  aus, 
soweit  dies  nicht  darch  vorliegendes  Dekret  geändert  ist.  Wo 
jedoch  in  der  Strafprozessordnung  oder  in  anderen  Gesetzen  von 
dem  Schwargerichtshof  unter  Ausschluss  der  Geschworenen  die  Hede 
ist,  wird  daninter  der  gemäss  Art.  76,  Absatz  2  des  zitierten  Kgl.  . 
Dekrets  nasammengesetzte  Gerichtshof  verstanden. 

Art.  4.  —  Die  oben  angegebenen  Bestimmungen  treten  für 
die  begonnenen  nnd  noch  nicht  zu  Ende  geführten  Verbandlungen 
des  Schworgerichts  erst  nach  dem  31.  Dezember  1907  in  Kraft. 

Dem  Präsidenten  ist  der  Zutritt  zu  dem  Beratongszimmer  der 
Geschworenen  gestattet.  Sobald  letztere  der  Belehrung  oder  der 
Einsicht  in  bei  der  Verhandlung  vorgelesene  Urkunden  bedürfen, 
haben  sie  sich  an  den  Präsidenten  zu  wenden,  der  ihnen  dieselben 
stets  in  Gegenwart  des  Staatsanwalt<  des  Ynteidigers  des  Ange* 
klagten  und  der  Zivilpartei  zukummcn  lassen  muss. 

508.  Die  KrkUlrung  der  CicschwMi-eneu  wird  von  ihrem  Ob- 
mann unterschrieben  und  dem  Präsidtiitcii  ausgehändigt  Der  Prä- 
sident unterschreibt  sie  gleichfalls.  olieiisD  wie  der  Gericlitsschreiber, 
und  zwar  geschieht  dickes  ulles  zur  Vermeidung  der  Nichtigkeit  iu 
Gegenwart  der  Geschworenen. 

50'.>.  Gegen  die  Kntscheidung  der  (to>chworenen  gibt  es  kein 
Kechtsmittel,  sobald  die  Hauptfrage  durch  die  Geschworenen  mit 
einfacher  Mtgorität  von  sieben  Stimmen  bejaht  worden  ist.  Hat 
dmr  Präsident  die  Überzeugung,  dass  die  Geschworenen  sich  trets 
richtiger  Beobachtung  der  Formalitäten  in  der  Hauptsache  geirrt 
habeo,  so  mnss  er  den  Sprach  aufheben  und  den  Prosess  auf  die 
nächste  Sitcing  vertagen,  wo  neuen  Geschworen«!  mit  Aosschlnse 
aller  derer,  die  an  der  Beratong  teilgenommen,  vorgelegt  wird. 

Kiemand  ist  berechtigt,  eine  solche  Verfügung  za  beantragen. 
Der  Präsident  kann  sie  nur  von  Amts  wegen  erlassen. 

Nadi  der  Erklärung  der  zweiten  Geschworenen  ist  der  Prä^ 
sident  verpflichtet,  ihren  Spruch  zu  verkänden,  selbst  wenn  der 
Inhalt  mit  dem  ersten  ttbereinstimmt. 

212* 
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510.  Einmal  begonnen,  mllaBen  die  VerbaBdlangeii  zur  Yer» 
meidang  der  Nichtigkeit  fortgeführt  and  dflrfeu  darch  keine  anderen 
Amtshandlungen  nnterbrochen  werden,  bis  der  Gesciiworenenspraeh 
gefällt  ist.  Die  Verhandlangen  können  dorcb  Verfligung  des  Prft- 
sidenten  für  die  Zeitrftnme  vertagt  werden,  die  zur  Erholnng  d«r 
(beschworenen,  Zengen  und  Angeklagten,-  sowie  ans  anderen  d«n 
Prozess  betreffenden  Gründen  notwendig  sind. 

Die  Verfttgong  des  Prftsidenten  wird  zn  Protokoll  genomnen. 

Die  Geschworenen  können  nicht  entlassen  werden,  bevor  der 
Prftsidmit  das  Urteil  Terkflndet  hat. 

545.  Gegen  Yerhftngte  Veraftnmnisnrteile,  die  sich  nur  auf 
Geldstrafen,  Zwaogswohnritz,  Geftngnis-  und  Znchthansstrafen  vnter 
drei  Jahren,  Torlanflge  Unfthigkeitserklämng  zur  Bekleidung  öffent* 
lieher  Ämter,  Arreste  und  Sehadeoersatzlmstnngeii  beziehen,  steht 
dem  VerarteUten  der  weitere  Bechtsw^  genSss  den  Torsehrilten 
und  Bestimmnngen  der  Art.  889  und  890  offen. 

Der  Einspruch  wird  bei  der  Geriehtsscfareiberei  des  Schwur- 
gerichts eingereicht. 

Erseheint  der  den  Einsprach  Erhebende^  so  fiUlt  der  gemäss 
Art.  76,  Absatz  1  des  Kgl.  Dekrets  vom  6.  Dezember  1865,  Nr.  2626 
zosammengeeetzte  Gerichtshof  das  UrteiL  Erscheint  er  nicht,  so 
beschlieest  der  Gerichtshof  in  der  Besetzung  geinlss  Abschnitt  2 
des  angegebenen  Art  76  die  Vollstreckong  des  «rsten  Urteils; 
jedoch  unbeschadet  einer  eventuellen  Kassation. 

625.  Im  Falle  von  Gewalttätigkeiten,  die  zu  Verbrechen 
worden  und  infolgedessen  die  im  voihergeheoden  Artikel  angrfnhrten 
Strafen  nach  sieh  ziehen,  sowie  im  Ealle  eines  Jeden  anderen  haad- 
haften  wtthrend  der  Sitzung  des  Kassations-  oder  eines  anderen 
Geiichtsholli  begangenen  Deliktes  wird  sofort  in  derselben  Sitzung 
das  VerlUiren  aufgenommen  und  das  Urteil  gaAllt  Der  Qeriehte- 
hef  oder,  wenn  es  sieh  um  einen  gemSss  Art.  76,  Absatz  1  des 
Kgl.  Dekrets  vom  6.  Dezember  1865  handelt,  der  Präsident  ver- 
nimmt  die  Zeugen,  den  Angeklagten  und  den  von  letzterem  er- 
wählten oder  ihm  von  Amts  wegen  durch  den  Prisident  bestelltsii 
Verteidiger,  prüft  den  Tatbestand  und  verhitngt  dann,  nadidem  dies 
alles  in  voller  Öffentlichkeit  gesdiehen  und  andi  der  Staatsanwalt 
angehört  worden  ist,  die  Strafe. 
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Ist  der  Tatbestand  so  bescliaft'en,  dass  er  sich  nicht  in  der- 
selben Sitzung:  feststellen  lässt  und  weitere  riitersuchuno-en  erfordert 
oder  ist  da.>  in  einer  Scfiwurgerichtssitzung  bef^anfrene  Delikt  mit 
einer  Höchststrafe  von  rntlir  als  fünf  Jahren  Gefängnis  bedroht,  so 
lässt  der  Präsident  den  Umständen  entsprediend  ein  Protokoll  avf- 
nehmen  und  den  Prozess  seinen  ordentlichen  Weg  gehen. 

Der  Justizniiuister  hat  einen  neuen  Gesetzentwurf  Aber  die 
Beamtenlaufbahn  and  die  Keglementieroug  der  Jnstixverwmltnng 
eingebracht.  Der  neue  Entwurf  bildet,  obwohl  er  an  Umfang  weit 
geringer  ist,  eine  Ergiosoiig  des  Geeetses  Tom  4.  Jnni,  das  den 
▼orhandenen  Bediirftiissen  und  Anforderungen  noch  nicht  genOgend 
Beehnnng  trog.  Der  Oesetsentwnrf  stellt  ein  sehr  wichtiges  Prinsip 
aof  und  gibt  die  Mittel  la  seiner  VerwirkUchnng,  nftmlich  das 
Prinzip  einer  gewissen  Spesialisiening  der  Beamten  nnd  ihrer  Ter- 
teüong  auf  Posten,  an  denen  sie  besonders  geeignet  sind.  Gegen* 
wirtig  kann  ein  Untersuchungsrichter  in  diesem  Amte,  selbst  wenn 
er  bewiesen  hat,  das  er  fttr  dasselbe  gans  besonders  befthigt  ist, 
nur  so  lange  bleiben,  als  die  Reihe  für  die  Beförderung  nicht  an 
ihn  kommt  nnd  er  Appelationsgerichtsrat  wird. 

Noch  schlimmer  ist  es  mit  dem  Vordta  des  Schwurgerichts 
bestellt  Wenn  ein  Richter  Autorität  und  Ansehen  in  diesem  wich- 
tigen Amte  eriangt  hat,  erlblgt  seine  Beförderung  zum  Kassations- 
gerichtsrat, nnd  80  Terliert  man  nicht  selten  einen  gnten  Schwur- 
gerichtsprflsidenten,  um  einen  mttssigen  Kassationsgerichtsrat  tu 
erhalten. 

Nicht  anders  steht  es  mit  den  Substituten  des  Generalstaats- 
anwalts bei  dem  Appellationsgericht.  Nach  erlangter  Befl<rdernTiL' 
wird  sich  ein  tüchtiger  Reanitcr  der  Staatsanwaltschaft,  der  über 
eine  gerade  für  sein  Amt  wertvolle  K'ednergabc  verfügt,  stets  in 
einer  misslichen  Lage  beiluden,  sowohl  wenn  er  in  die  richterliche 
Laufbahn  übergeht,  als  auch  wenn  er  bei  der  Staatsanwaltsi  liatt 
bleibt.  In  dem  einen  Fall  kann  er  nicht  mehr  Gebrauch  von  seinen 
rednerischen  Fähigkeiten  inathen.  im  anderen  muss  er  seine  Folge- 
rungen dem  Kassationshof  vt>r tragen,  und  das  ist  etwas  wesentlich 
anderes,  wie  das  Verhör  bei  dem  Schwurgericht.  Auf  Grund  dieses 
i'rinzipf,  lässt  der  Oesetzentwurf,  obwohl  er  als  Regel  aufstellt, 
dass  der  Schwurgeiichtspräsident  aus  diu  Ajuiellationsgerichtsräten 
gewählt  wird,  doch  zu,  dass  auch  Beamte,  die  den  Titel  und  Eaog 
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eines  Sektionsprä!«identen  des  Appellationsperichts  besitzcD,  ernannt 
werden.  Tin  dieses  Priuzip  duicbzuführen  —  das  Übrigens  auih 
schon  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1907  aufgestellt  war,  aas 
Mangel  an  hierfür  verfügbaren  Mitteln  aber  nicht  angewandt  werden 
konnte  — ,  wird  die  Regierung  dareh  diesen  OeeetBeiitwarfttiMchtigt, 
ausser  den  vorliandenen  BeuBten  nodi  ftttfiwhn  Sektioii8prft8ideDte& 
an  den  Appellationsgeriehten  nnter  gleichseitiger  NicbfbeMtBong 
von  ebensovielen  AppellationBgericbtsntSBtollen  n  ernennen.  In 
gldcher  Weise  Ternehrt  sieh  die  Zahl  der  AppeUatirasgerichtsrate 
nnd  Tennindert  sieh  entsprechend  nm  dieselbe  Ziffer  die  Liste  der 
Bichter. 

Ais  dritte  Nenerong  steht  die  EänfUuntng  von  GeneraladTokaten 
bei  den  Appellationsgeriehten  bevor.  Man  beabsichtigt  damit  den 
Haaptmangel  in  dem  Avancement  der  Staatsanwllte  an  beseitigeD, 
nftmlich  das  grosse  llissverhaitnis,  das  sieh  swiscben  der  Zahl  der 
Sabstitateo  der  Generalstaatsanwilte  bd  den  Appellationsgerichts- 
hdfen  ond  der  StaatsanwUte  nnd  anf  der  anderen  Seite  den  Stellen 
der  höheren  Rangstufen  bemerkbar  macht.  Die  Generaladvokaten, 
die  an  Stelle  der  Generalstaatsanwälte  bei  den  Appellationsgeriehten 
treten^  werden  an  Rang  nnd  Gehalt  den  Substituten  der  Oreneral- 
Staatsanwälte  gleichgestellt  ond  bilden  mit  diesen  dieselbe  Beamten- 
kategorie. Es  werden  zehn  solcher  Posten  geschaffen  und  ent- 
sprechend die  Zahl  der  Snbstitaten  der  Oeneralstaatsanw&lte  nm 
zehn  vermindert. 

Das  I'rinzip  der  Spezialisierung  ■ —  wohlverstanden,  solern 
es  nicht  bis  zu  seiner  letzton  Konsequenz  durchgeführt  ist  —  kanu 
für  den  Gang  des  Dienstes  nur  Nutzen  bringen,  indem  es  dem 
nicht  {rerade  seltenen  Fehler,  dass  den  Justizbeiimteii  die  für  ihr 
Amt  erforderliche  Technik  und  Praxis  mangelt,  abhilft. 

l'i.  Gesetz  vom  17.  März  1906,  betr.  die  Bestimmungen 

über  die  Verleihung  der  italienischen  Staatsanerehnrigkeit. 

Die  italienische  Staatsangehüri^'keit.  die  den  Erwerb  und  die 
Ausübung  der  italieTiischen  BUrgernnlite  in  sich  schliesst.  kann 
einem  .\uslHnder  verliehen  werden,  wenn  er:  1.  sechs  Jahre  in  dem 
Könifrreioh  oder  in  den  italienischen  Kolonien  seinen  Wohnsitz  g-e- 
habt  hat,  2.  oder  vici*  Jahre  dem  italienischen  Staat  in  Italien  oder 
auch  im  Auslande  gedient  hat,  oder  drei  Jahre  lang  in  dem 
Königreich  oder  den  Kolonien  seinen  W  ohnsitz  gehabt  and  aus:^r- 
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dem  eine  italienische  Staatsangehörige  geheiratet  oder  in  Italien 
Hervorragendes  geleistet  hat 

Der  Aulinder,  der  so  die  Staatsangehörigkeit  erworben,  kann 
an  den  beiden  gesetxgebenden  Körpersehaften  erst  teilnehmen,  naeh- 
dem  weitere  sechs  Jahre  s^t  dem  Datum  des  Verteihongsdekrets 
▼erflossen  sind. 

16.  Gesetz  vom  17.  Jali  1906,  betr.  die  Veränssenrng 
vnd  Ablösung  von  Grnndsins  and  anderen  Reallasten. 

Die  Bodenkreditinsütate  sind  ermächtigt,  Senten,  Abgaben 
nnd  alle  auf  Immobilien  ruhenden  Lasten,  die  aus  dem  Recht  der 
Erbpacht,  der  üntererbpaeht,  des  Zehnten,  des  Grundzinses  usf. 
hergeldtet  sind,  durch  Gewllhrung  und  Überlassung  von  Renten^ 
hritfoi  zu  erwerbm. 

Die  wiederkehrende  Leistung  wird  auf  der  Basis  einer  fBnf- 
prosentigen  Verzinsung  kapitalisiert  Ist  erstere  ganz  odor  zum 
Teil  in  Naturalien  zu  bewirken,  so  wird  bei  Berechnung  der  Kapi- 
talisierung der  mittlere  Preis  dieser  Naturalien  wihrend  der  lasten 
zehn  Jahre  zugrunde  gelegt.  Dem  Gläubiger  werden  dabei  so  viele 
im  Nominalwerte  von  100  Lire  das  Stück  stehende  und  mit  3^«% 
verzinsliehe  Pfandbriefe  ftbergeben  als  erforderlich  sind,  um  der 
auf  der  Basis  von  fünf  Prozent  kapitalisierten  Leistung  zu  ent- 
sprechen. 

Die  jährliche  Leistung  wird  an  das  Institut  bewirkt  und  von 
diesem  folgendermassen  verteilt:  3^/, als  Verzinsung  der  Briefe, 
^  '2^/0  zugunsten  des  Instituts  als  Kommissionsgebflhr  und  der  Rest 

als  Amortisation. 

Mit  der  Zahlung  der  letzten  Jahresrate  der  Schuld  wird  das 
Grundstück  befreit  und  jeder  rechtlichen  Verpflichtung  ledig  Die 
von  dem  Institut  erlassene  Erkläruno;  dient  dem  I^eistting^schnldner 
als  Rechtstitel  für  die  Umschreibung  der  Steuersumme  und  für  die 
Löschung  aller  der  Eintragungen,  welche  mit  der  getilgten  Last  in 
Zusammenhang  stehen. 

Der  Glilubiger,  der  die  Zession  vorzunehmen  wQnscht,  muss 
den  Nachweis  führen,  dass  er  die  Rechte,  die  er  zedieren  will,  zu 
vollem  Eigentum  besitzt. 

Der  Zessionsakt  wird  dem  gegenwftrtigen  Eigentümer  des 
Grundstücks,  sofern  er  nicht  bei  der  Aufseteung  des  Vertrages 
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mgegen  gewesen  ist,  durch  den  Oeriehtsdioner  mitgeteilt  Die  Ver 
pflichtnng,  die  Leistnog  an  das  Institat  sa  bewirken,  ist  unteilbar. 

Der  an  der  Leistung  Verpfliehtete  kann  jedeiaeit  im  voraus 
das  Omndstttek  von  der  Last  befreien,  indem  er  an  das  Institut 
den  AblDsangspreis  gemäss  Art.  1564  des  BSrgerliehen  Gesetabuchs 
entrichtet.  Mit  anderen  Worten,  indem  er  eine  Summe  baar  bezahlt, 
die  gleich  dem  aof  der  Basis  des  gesetzlichen  Zinsfasses  kapitali- 
sierten Grandzinses  ist.  Besteht  die^ter  Gmndains  in  Naturalien, 
80  wird  der  Wert  ihres  Durchschnittspreises  während  der  letzten 
10  Jahre  bei  der  BoreolinuiiE!:  zugrunde  gelegt.  Abgezogen  wird 
davon  jeilrich  der  Betrag  der  Ainortisationsqunten,  die  in  den  j&hrlich 
bewirkten  Zahlungen  schon  einbegriffen  waren. 

auf  demsflben  liruiidstürk  Erbpacht  und  L'utererbpacht 
lasten,  muss  die  Zession  das  Kecht  des  Unterzessionars.  für  den 
die  Zession  obligatorisch  ist,  mitumfassen.  Die  Eintreibung  der 
dem  Bodenkreditinstitut  zedierten  Leistungen  geschieht  auf  Grund 
von  Listen  und  unter  Gewährung  der  dem  Fiskus  zasteheuden  Vor- 
rechte durch  die  Einnahmen  der  direkten  Steuern. 

Wünscht  das  Institut,  im  Falle  der  Abtretung  des  Grund- 
stücks, dasselbe  nicht  zu  behalten,  so  wird  es  gemäss  den  Vor- 
schriften des  Z Wangs versteigerungsgesetzes  verkauft. 


b)  Litentiir. 

'Befisrent:  Dr.  Ignaiio  Tamteio, 

ProfesM»  des  y«rflunuiprecbtii  an  der  Kgl.  UDiveraitkt  sa  Neaprt  and  Advokat 

bei  dem  dortlj^n  Kasnatloashof. 

Übenetst  von  Dr.  Allan  MaeLean,  Rom. 


Terftmmigfiredit. 

Die  Literatur  des  Öffentlichen  Rechts  ist  wihrend  der  Berichts* 
Jahre  um  eine  ganae  ZiJil  bemerkenswerter  VerOifentUchnngen  be- 
reichert worden. 

Um  mit  dem  Veiikssungsrecht  ansufluifea,  mflsaen  wir  er- 
wShnen,  dass  Prof.  Gioneio  Aroolbo  von  der  Kgl.  Universität  Neapel 
die  dritte  Auflage  seines  ,.Diritto  costitnzionale"  O'ei'fassungaiecht) 
im  Verlag  von  Jovene  in  Neapel  (1907)  hat  erscheinen  lassen.  Diese 
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neue  Ausgabe  ist  ao  wesentlich  umfangreicher  wie  die  vorhergelieoden, 
dafl  hmui  sie  beiiMhe  ala  ein  neues  Bndh  ansehen  kann. 

Erwähnenswert  sind  ferner  die  folgenden  Monographien: 
„Prindpii  critici  di  adenca  poHtiea  dello  State**  (Die  kritischen 
Grundgedanken  der  Staatslehre).  Dieselben  bilden  den  dritten  nnd 
letaten  Band  eines  nmlkngreichen  Werkes  des  Prof.ÄRTOMioCiTAONABi 
▼on  der  Kgl.  Universität  Padua  (Padua  1907). 

„L^ordinanaa  di  nrgenza  per  lo  stato  di  diritto  nella  forma 
di  govemo  a  regime  libero  costituaienale'*  (Die  Notverordnung  in  dem 
firei-konatitntionellen  Staatswesen)  von  Dr.  6.  d'Aiuzio.  (Turin  1907.) 

»La  prima  carta  oostitnxionale*  (Die  erste  Verfiusungsurknnde). 
Ein  Vortrag  gehalten  von  Prof.  Santi  Romaso  von  der  Kgl.  Uni- 
versitKt  Modena.  (Jahresbericht  der  Universität  Uodena.) 

«Le  gaarentigie  eostitozionali  nei  provedimenti  straordinari" 
(Die  verfassungsmissigen  Garantien  bei  Notstandsmassregeln)  von 
QicsBPPB  Cavautta  (in  dMiYerOfTentlichungen  des  juristischen  Vereins) 
[Circolo  giuridico)  zu  Palermo,  I.,  S.  165—261). 

..La  fnnzioue  ndierna  del  diritto  costitnasionale  in  Ttalia"  (Die 
Funktionen  des  heutigen  italienischen  Verfas8nng;srecht8).  Eiuleitanß:8- 
rede  in  seinen  Staatsrechtskolleg,  die  am  10.  März  liHiG  von  Prof. 
Antonio  Ferraccin  in  der  Kg-1.  Tniveraität  Siena  gehalten  wurde 
(veröff.  in  den  .Studi  senesi  XXIV,  10). 

_Tl  territoio  dello  Stato  nella  dottrina  del  diritto  puhblico 
attuale"  (Das  Staatsgebiet  nach  ileni  heute  pt'ltendpn  völktTrerlit- 
lichen  (Trnndsätzeu)  von  Dr.  Paolo  La  Öi'Ai>A  (in  der  Bivista  giuridica 
e  sociale  11*07 ). 

,.  I  trattati  internazionali  e  lo  statuto  italiano"  (Die  volkir- 
rechtliohen  Verträf^e  und  die  italienisehe  Verfassunsr)  von  dem 
Senator  Prof.  Auoluto  Piukamumi  (in  der  soeben  erwähnten  Zeit- 
schrift 1907). 

Besondere  Kr\v:i|inunfif  verdient  sehliesslich  die  Abhandlung 
des  bekannten  Keeht.slehr(>rs  und  Professors  au  der  Universität 
Bologna  Luioi  Bashi:  „So  IIa  natura  gioridica  del  diritto  elettorale 
politico**  (Über  die  juristische  Natur  des  politischen  Wahlrechta). 
(Bologna,  Druckerei:  Gamberini  ft  Parmeggiani) 

Was  die  Juristische  Zeitschriften-Literatur  anbelangt,  ist  uns 
angekflndigt  worden,  dass  demnächst  das  wichtige  ,.Ärchivlo  del 
diritto  pubblico*  (Archiv  des  Öffentlichen  Rechts)  von  neuem  Im 
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Bnclihandel  enebeiim  wird.  0i6MS  Blatt,  das  eiaat  Prof.  Oslaido 
grttndete,  wird  seit  1909  ausser  von  ersterem  von  einem  jarietisclMn 
Komitee,  bestehend  ans  dra  Prof.L.LuzzATTi,  A.Salabdsa,  A.CopAOGi- 
PlSAHELLl,.  C.  Calishk,  C.  Corradini  Ottd  S.  d^AxBUO,  geleitet. 

TMV  Wissenschaft  kann  diesen  verdienstvollen  Schriftstellern 
nur  dankbar  sein  für  die  Wirkeamkeiti  die  sie  ilir  auf  dem  Gebiete 
des  öffentUcben  Bechts  erweisen  werden. 

Yerwaltiiiigmeht 

Unter  den  Werken  allgemeinen  Charakters  steht  In  erster 
Linie  die  Fortsetanng  des:  „Primo  Trattato  oompletto  di  diritto 
amministradvo  italiano"  (Erstes  nmftssendes  I^ehrlmch  des  italleniscbea 
Verwaltungsrechts"),  das  unter  der  Leitung  des  sicheren  Jnstiz- 
ministers  Prof.  V.  E.  Oniuroo  verfissst  worden  ist  (Mailand,  Verlag 
der  Societä  Editriee  Italiana). 

Femer  hat  Prof.  Pmsutii  von  der  Kgl.  Universitfit  Cagliari 
seine  „Istitnaloni  di  diritto  ammioistrativo  italiano*  (Institationcn 
des  italienischen  Verwaltangsrechto)  mit  der  Herausgabe  des  zweiten 
nnd  letzten  Bandes  zn  Ende  geftthrt 

Unter  den  zahlreichen  anf  diesem  Gebiet  verfaisten  Mrao- 
graphien  verdienen  besondere  Anfzählnng: 

„FJfienza  politica  e  scienza  deiramministrazione''  (Staatslehre 
nnd  Verwaltungslelire)  von  Dr.  M.  Jovkl  (liolof^na,  Zanichelli,  188). 

„11  diritto  internationale  amministrativo"  (Das  internationale 
Verwaltungsrecht)  von  Dr.  A.  Rapisardi-Mikaüki.li.   (Kom,  riv»^]li  ) 

_Lo  svolgimento  del  diritto  ammin istrativu  peuale"*  (Die  Eiit- 
wickelung  des  Verwaltiingstnifrechts)  von  Prof.  Lciqi  Kagoi  (in  der 
Zeitschrift  Filaiii^it'ri  iwl). 

Aussei  den  eben  erwähnten  Arbeiten  befindet  sich  im  l>nick 
die  zwvite  Ausgabe  der  „Pnncipii  di  diritto  amministrativo  italiano" 
(tiruiuisätze  des  italienischen  Verwaltnngsreclits)  von  dem  früher  an 
der  Universität  Modena  und  gegenwärtig  in  Pisa  lehrenden  Prof. 
Santi  Kumano.    (Mailand,  Societä  ?Mitrice  Lihraria.) 

lateniAtioBAles  Keckt. 
Bezüglich  dieses  wichtigen  Bec&tsgebietes  mflssen  wir  zv> 

Diu  list  mitteilen,  dass  die  von  den  Bechtsanw&lten  Vincbhzo  Pexnei.ti 
nnd  LfiOMK  Ai>olfo  Sk^i'^allia  in  Neapel  begrflndete  ^Rivista  di 
diritto  intemazionale  e  di  legislazione  conpatata*'  (Zeitschrift  für 
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intematioikdeB  Recht  nnd  Tergleicheud«  Geaetsgebaiig,  unter  der 
Leitung  des  verdienstvollen  Prof.  Dionisio  Axsiiotti  von  der  Kdnig- 
lieben  Universität  Bologna,  zu  neuem  Leben  erwacht  ist 

Unter  den  Werken  allgemeinen  Charakters  hat  der  erste 
Band  des  »Trattato  di  diritto  intemazionale  private  seeondo  le 
convenzioni  delVAia**  (Abhandlung  des  internationalen  Privatrechts 
anf  Omnd  der  Haager  Konventionen),  (lUuland,  Yallardi  1908)  von 
Prof.  BussATi  bei  dem  Fnbliknm  schnell  eine  gftnstige  Anftiahme 
gefunden.  Diesem  ersten  Band  geht  eine  finsserst  wertvolle  wissen- 
schaftliche Einleitung  voran,  in  der  der  Ver&sser  seinen  Plan  nnd  die 
fSr  sein  Werk  als  Richtschnur  dienenden  Kriterien  auseinandersetiet, 
während  sieh  der  Rest  des  Volumens  mit  der  „auf  Omnd  der  Kon- 
vention  vom  12.  Juni  1902  abgeschlossenen  Ehe"  beschäftigt. 

In  dem  Verlag  der  Soeieti  Editriee  Naaionale  ist  ferner 
1907  eine  wichtige  Honograpliie  Tntxio  Giordana:  „La  proprietä 
privata  nelle  gnerre  marittime  sooondo  il  diritto  intemazionale 
pubblico*"  (Das  Privateigentum  im  Seekriege  und  das  herrschende 
Völkerif^cht)  erschienen. 

Auch  die  verschiedenen,  viel  diskutierten,  teilweise  ausser- 
ordentlich wichtijEfen  internationiilen  Fragen,  die  in  letzter  Zeit 
zwiffhen  einifren  (rrossmüchten  verhandelt  wurden,  halten  mehreren 
Schriftstellern  Ötofi'  zu  auerkeniienswerteu  juristisiUien  Monographien 
gegeben. 

Besonders  hervorgehoben  zu  werden  verdienen  nnter  ihnen: 
..II  diritto  civile  e  la  procedura  intemazionale  coditicati  nella  con- 
venzione  deH'Aja"  (Das  in  der  Haager  Konvention  kodilizierte 
bürgerliche  und  Prozessrecht),  (Neapel  1906),  desäeu  Verfasser  der 
bekannte  Senator  Aiuu.^ru  Pikkamoni  ist. 

Daneben  sind  als  Abhandlungen  gleicher  Bedeutung  zu  er- 
wähnen: 

„Condizioni  ed  effetti  ginridici  dello  stato  di  gnerra'*  (Juristische 
Voraussetzungen  nnd  Folgen  des  Kriegszustandes)  von  Prof.  Enbigo 
Catillahi  von  der  Königl.  Universität  Padua.  (Venedig,  in  den 
VerOifentlichungen  (Atti)  des  R.  Istitnto  Veneto,  Bd.  LXV.) 

„La  oonsuetudine  nel  diritto  intemazionale*'  (Gewohnheitsrecht 
im  6ffentUehen  Recht)  von  Prof.  Cavaolibri  von  der  Volkswirtsehafts- 
Hochsehule  (R.  Istitnto  dl  scienze  sociali)  in  Florenz.  (Verlag  von 
Dracker,  Padua.) 
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„Farwe  givridioo  nella  qn«BtioBe  della  frontiera  tra  il  P£ro« 
6  rEquatore"  (Jnristiiehes  Ontacbteii  Aber  die  Graintreitfrage 
awlaehen  Peni  and  Ecnador).  Vortrag  des  Prof.  Paoqvale  Fiobs 
von  d^  Kgl.  UniyerBitit  NeapeL 

„Considenudoiii  eritiehe  an  aleane  teorle  del  diritto  inter^ 
nasionale  aeeondo  gli  atndi  piii  reoenti*  (Sritiache  Unteraachviigen 
Uber  einige  VSlkerrechtatlieorieB  uaUr  Berttckaiehtignng  der  nenesten 
ForBclinngen)  von  Prof.  Giuuo  Dibma  von  der  KgL  üniverdtät  Siena 
(in  den  Stadi  senesi  Band  XXIV). 

^La  riforma  delle  Capitolaaioni  in  Egitto  aeoondo  le  propoate 
di  Lord  Cromer'*  (Die  Beform  der  TSlkerreehtlichen  Kapitnlationen 
in  Ägypten  nacli  den  Voraclillgen  Lord  Cromera)  von  Prof.  En- 
Bico  Batsllani  von  der  Kgl.  üniversitSt  Padna  (in  der  Biviata 
di  Diritto  intemazionale  1907,  p.  201). 

Bürgerliclies  Recht  und  Frozessrecht. 

a)  Bürgerliche»  Reclit. 

Was  dieses  Rechsgebiet  anbelangt,  so  gibt  es  eine  Reihe  von 
Arbeiten  allgemeinen  Charakters,  die  sich  bei  dem  jnristisrlien  Pnb- 
liknni  einer  stetig  wachsenden  Gnnst  erfreuen  nnd  die  sich  ent- 
weder darauf  beschränken,  einen  rein  theoretischen  Kommentai'  df\^ 
bürgerlidien  Hechts  zu  bilden  oder  dahin  streben,  in  die  panzc  s-  it 
dem  Inkraftreten  des  nenen  bürgerlichen  Rechts  entstAndene  reiche 
Literatur  ein  System  zu  bringen. 

An  erster  Stelle  ist  hier  zu  nennen  der  ,.Corso  del  Codice 
civile  italiano"  (Kommentar  des  italienischen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches)  von  Prof.  J.  8.  Bianchi  :  ein  Werk,  von  dem  bis  jetzt  da."* 
150,  Heft  veröffentlicht  worden  ist.  (Tarin,  ünione  Tipografico 
Editrice.) 

^Le  istituzioni  di  diritto  civile  italiano**  (Die  Inetitationen 
des  italienischen  bfirgerlichen  Rechts)  des  verstorbenen  Prof.  Pacotci 
Uazzomi  erftihren  aoeben  ihre  vierte  von  dem  Bechtaanvalt  6.  Tra ai 
durchgesehene  nnd  mit  erUntenden  Fnsenoten  venehene  Aallage, 
und  zwar  wnrde  von  dieser  Ansgahe  bisher  Band  DI,  Teil  2  ver^ 
SiFentliclit,  der  sieh  apesieU  mit  Servituten,  privilegierten  Pfand- 
rechten nnd  Hypotheliea  besehAftigt    (Florens,  GammeUi  1907.) 

Die  Societli  Editrice  Libraria  in  Mailand  hat  femer  die  Ter- 
öffentlichnng  eines  anderen  Werltes  begonnen,  das  eine  lebhaft 
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empAmdene  Lftcke  unserer  ZiTÜrechtsUteratnr  ansnifBllen  vertpridit 
und  das,  wenn  es  wirklich  den  in  eeinem  Programme  dargelegten 
Abriehten  entspricht,  bei  der  Interpretation  unseres  bttrgerlichen 
Gesetsbncbs  fttr  den  Geriehtsgebranch  von  grossem  Nutzen  sein 
kann.  Der  Titel  dieser  Arbeit  lautet:  „Prima  raccolta  completa 
della  giurisprudenaa  snl  codice  civile  a  tutto  Tanno  1905,  disposta 
sistematicamente  per  articoli  con  Taggianta  della  bibliografla'*  (Erste 
▼eUslindige,  systematisch  unter  Angabe  der  BiUiograghie  nach 
Ai'tikeln  geordnete  Sammlung  der  das  bfligerliche  Becht  betreffenden 
Rechtssprechnn^  des  Jahres  1905).  Dass  dieseg  Werk  die  gesteckten 
ZicU>  verwirklichen  wird,  dafür  bieten  ntis  die  berilhmten  Namen 
dnr  i*erM»nen,  denen  die  Societa  Kditrice  die  Leitunj?  anvertraut 
hat,  d.  h.  die  der  Prof.  Caki.o  Fauha,  £.  A.  Pokbo,  A.  lUlMOnM  und 
Artcbo  VsDAin  eine  sichere  üew&hr. 

Von  den  veröffentlichten  Monographien  verdienen  besondere 
Erwfthnung  die  „Teoria  dell'obligasione  nel  diritto  modemo  italiano 
esposto  con  la  scorta  della  dottrina  e  della  ginrisprndeDza"  (Die 

Lehre  von  dem  Scliuldverhältnis  im  modernen  italienischen  Recht, 
erläutert  an  der  Hand  der  Theorie  und  der  Gerichtspraxis).  Einer 
der  unwiderleglichsten  Beweise  dafiir,  dass  diese  Arbeit  bei  den 
Gelehrten  eine  äufierst  günstige  Aufnahme  gefunden  hat,  liegt  darin, 
daß  «ie  in  einem  kurzen  Zeitraum  l>ereit8  ihre  siebente  Auflage 
erreicht  hat.  Im  übrigen  ist  der  Name  ihres  Verfassers,  des  ver- 
dienstvollen Senators  (mukuio  GinHoi.  dank  seiner  umfassenden 
Juristischen  lTt'ist<  sknlTiir  beittit.s  »  ine  <Tarantie,  die  allgemeines  Ver- 
traaen  erweckt.    (Florenz,  Cannnelli.) 

Weitere  bemerkenswerte  Abhandlungen  sind: 

„Istituaioni  dl  diritto  civile  italiano**  (Instilutionen  des  italieni- 
schen bürgerlichen '  Bechts)  von  Prof.  Buuio  Brugi  von  der  Kgl. 
Universität  Padua.  (Hailand,  Societa  Editrice  Libreria.) 

„Interpretazlone  delle  Leggi"  (Gesetseserlftuternngen)  von 
E.  CiLDABA.  (Mailand,  Societa  Editrice  Libreria.) 

„II  Centenario  dd  C^ice  Napoleone  a  Kilano**  (Das  ein- 
hn&der^Uuige  Bestehen  des  Code  Napoleon  in  Hailand)  von  dem 
Senator  und  Professor  an  der  Universität  Pavla  Pasqualu  del 
^nmiOB.  (Hailand,  in  den  „Resoconti  ddllstituto  Lombarde  [Berichte 
de«  lombardischen  Instituts].) 
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«Deila  pnacriiioiie  —  Trattato  di  cUritto  ciTile  e  eommereiale'* 
(Ober  Vei;|lhraDg.  Eine  bürgerlich-  und  handelirecbtliche  Ab- 
handlimg)  von  Prof.  Mario  Galdi  von  der  KgL  Univenltftt  NeapeL 
Das  Weric  zerftllt  in  vier  BAnde,  in  denen  die  Eiateilting  der 

Materien  folgendennaßen  vorgenommen  ist:  Band  I.  Allgemeine  Vor- 
schriften; Band  II.  tjber  die  Gründe,  die  eine  Unterbrechung  oder 
ein  Kühen  der  Verjährung  herbeiführen;  Band  III.  Über  die  Ver^ 
jährungsfrist.  Allgemeine  Vorschriften.  Dreißigjährige  Verjährnng. 
Handelsrechtliche  Verjährongsfristen  von  zehn  und  fünf  Jahren; 
Band  1\'  t'ber  kürzere  Verjährungen  (Neapel,  Druckerei  Giannini). 
Diese  Arbeil  bildet  den  letzton  Hand  einer  von  dem  Keihtsanwah 
DoMKNiCANTON(0  Galdi  begonnenen  Scri»«  t  rläntci  ndei-  Ahhaiidhiiiiren 
des  italienischen  bürgerlichen  Kerlitps,  die  von  seiiitiu  Eukel, 
Prof.  Hatteo,  fortgeführt  und  würdig  beendet  worden  ist. 

b)  ZivilproMMMclit. 

Das  Gebiet  des  Zivilprosessrechts  kann  sieh  einer  Arbeit 
rtthmen,  die  sdion  heute  der  klassischen  jarirtischNi  Literator  xa- 
geaUüt  werden  mnss  und  zwar  ist  dies  das  „GonisMntario  del  Codioe 
e  delle  leggi  di  procednra  civile"  (Komnieiitar  der  Zivilprozees- 
ordnang  nnd  der  zivilprozessaalen  Nebengesetze)  betitelte  Werk  des 
ehemaligen  Prozessrechtslehrers  an  den  Universitäten  Pisa  -  und 
Neapel  und  späteren  Justizbeamten  Prof.  T.unovico  Mortara,  von 
dem  bis  jetzt  bereits  vier  Bände  im  Bachhandel  erscliienen  sind. 
(Mailand,  Societa  Editrioe  Libreria.) 

Unter  den  Arbeiten  allgemeinen  Charakters  verdient  Bf- 
achtong:  „Principii  di  diritto  processnale  ci\'ile''  (Grmndlehreu  des 
Zivilprozessrechts)  von  dem  früher  in  Neapel  nnd  gegenwirtig  in 
Born  Zivilprozessrecht  lehrenden  Prof.  Giosim  CmoTBiDA. 

Von  Denksehriften  sind  ftmer  erwihnenswert: 
„Stadl  e  qnestioni  di  diritto  prozessaale"  (Lehren  nnd  Streit- 
fragen des  Prozessreehts)  von  dem  Bechtsanwalt  Lmai  Fsbeaju, 
Professor  an  der  Egl.  üniversitftt  Neapd.   (Neapel,  Jovena  1908.) 

„n  procedimento  clvile  davanti  i  pretori,  dottrina,  eommenU, 
ginrespmdenza"  (Das  ZivilprozeasverAdiren  vor  dem  Biditer  erster 
Instanz,  LehrsStze,  ErlSntemngen  nnd  Beehtspreehnng)  von  FniMcsaco 

CoppoLA.  Diese  verdienstvolle  Arbeit  zerfUlt  in  zwei  Bände  nnd 
hat  bereits  die  zweite  Anfinge  erlebt.  (Avellin,  Druckerei  Maggi.) 
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^La  procedura  civile  in  Sicilia,  daH'ei'Oca  Donnanna  al  1446 
stadiato  tu  docamenti  editi  ed  inediti**  (Die  Gesdiiclite  des  Zivilpro« 
seases  in  Sizilien  von  der  normftnnischen  Epoche  bis  znn  Jahre  1446. 
Dargestellt  anf  Gmnd  Ton  teils  verOffentlichtetti  teils  nnverOffentlichten 
Urkunden)  von  dem  Rechtsanwalt  L.Gbhhabdi.  (Palermo,  Baber  1906.) 

„L'lnterpretazione  delle  leggi  processuali"  (Kommentar  der 
Prosessgesetse)  von  Prof.  A.  Rocco  (in  dem  «Archivio  ginridlco 
Saraflni«*  LXXVDI). 

prooesso  civile  nello  Stato  Pontiflco*'  (Das  Zivilrechts- 
verfkhren  im  Kirchenstaat)  von  Prof.  F.  Hensstumi  (in  der  „Rivista 
Italiana  delle  scienze  ginridiche"  XUII). 

„La  prova  degli  atti  simalati  in  tema  di  credito*  (Die  Be> 
weisffthmng  ttber  nnwahre  Tatsachen  l>ei  einem  Darlehen)  von 
Rechtsanwalt  Prof.  Vittobio  Moni  (in  der  Zeitschrift  „La  Legge", 
48.  Jahrgang). 

^LVsecnzione  degli  atti  di  istruzione  civile  \m  gindizi  avanti 
i  pretori**  (Das  Instruktionsverfahnm  \m  rrtrilsnillunsren  durch  den 
Richter  enrter  Inatanz")  (in  dem  „Monitore  dei  Pieturi",  1908). 

„Snl  matamento  della  domanda  nel  corso  dei  f^iudizio*"  (I  ber 
die  Abänderung  des  Klageantrags  während  des  rechtsanhängigen 
Verfahrenfi)  von  <lHin  Tu'chtsanwalt  A.  MoNTAMi  (in  der  Faclizeit- 
scbrift  „II  iialazzo  di  giiistizia**,  1907). 

Als  letztes  sei  hier  noch  das  im  Gerichtsgebrauch  sehr  be- 
währte, von  dem  Advokat  Emamklk  ("i'zzeki  geleitete  „Annuario 
della  pro(  edura  civile"  (Jahrbuch  des  ZivilprozessnH  htsi  genannt, 
von  dem  bis  jetzt  24  Bände  ersciiienen  sind.  (Tario,  \'erlag  Tedeschi.) 

Handelnrecht. 

Die  in  den  letzten  Jahren  veröffentlichte  Handel-srechtHliteratur 
ist  nicht  weniger  reichhaltig  gewesen,  wie  die  des  bürgerlichen 
Rechts. 

Abgesehen  von  einer  Reihe  allgemeiner  AbhandluDgen  und 
KMnmentare,  deren  wir  bereits  in  den  vorliergehenden  Seiten  Er- 
wibuang  getan  haben,  ist  die  bereits  nmfiuigreiche  Bibliographie 
dieses  wichtigen  Rechtsgebietes  noch  nm  andere  gleichiSüls  wert- 
volle Neuheiten  bereichert  wordnu 

So  befindet  sich  gerade  die  zweite  vQllig  umgearbeitete  Aus- 
gabe des  „Codice  di  commercio  commentato"  (Handelsrechtskommentar) 
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▼on  dem  bolo^^eser  UniTenitStsprofetsor  Laon  BoLimo  und  den 
rGmiBcheii  Bechtelehrer  Gsbabi  VivAsn  (Turin,  Tedesehi)  im  Drack. 

Daaselbe  ist  der  Fall  mit  einem  von  den  Profeeioren:  Bbkba, 
BnuecHBTTiin,  BoniLUf  Fsabchi  n.  a.  verflwten  „Commentario  del 
eodice  di  eommercio''  (Kommentar  des  Handelegesetslmclis).  QSai' 
land,  Vallardi.) 

Gleich  wichtig  ist  ein  anderes,  ,,11  eodlee  di  eommercio,  oon 
ranaliii  della  ginrispradensa  e  della  dottrina  sotto  ogni  artieolo" 
(Das  Handelsgesetehnch  nebst  einem  artikelweise  unter  Berück- 
sichtiping  der  Bechtsprechnng  nnd  der  Theorie  heigefttgteii  Kom- 
mmtare)  betiteltes  Werk.  Seine  verdienstvollen  VerfiMser,  Prof. 
Angklo  SsArri  und  Prof.  Alpsbdo  Rocco.  hatten  die  Absicht,  ein 
Buch  cn  schreiben,  das  flir  die  Bechtspraxis  von  bleibendem  Wert 
wSre,  und,  soweit  man  nach  dem  ersten  bis  jetzt  erschienenen  Band 
urteilen  kann,  ist  ihnen  diese  ihre  Aufgabe  auch  vOllig  geluig«n. 
(Uodena,  Tipografia  Cooperativa. ) 

Prof.  Cesark  ViVANTE  ist  ferner,  abgesehen  von  einem  dem- 
nächst erscheinenden  Kommentar,  im  BeprritTe,  in  (lenieinschaft  mit 
Prof.  BoLAKFio  (von  dem  wir  soeben  zu  sprechen  hatten;  die  dritte 
Anflaf^e  seines  „Trattato  di  diritto  commerciale-  (Lehrbuch  des 
Hanilflsrerhtp)  zn  verötlentlichen.  Herausgekounnen  ist  bisher  cier 
(Iritie,  den  „ Handelsgesellschaften''  gewidmete  Band.  (Mailand, 
\allardi.) 

Unter  den  allgemeinen  Abhandlungen  verdient  Beachtung  der 
^('orjsn  di  diritto  commerciale"'  (Grundriss  des  Uaudelsn-chts)  von 
dem  Senator  und  Professor  an  der  Universität  Pavia  Ekcolk  \  iuaki; 
ein  Buch,  dessen  fünfte  Auflage  sich  gegenwärtig  im  Druck  befindet. 

Bevor  wir  auf  die  wichtigste  handelsrechtliche  Denkschriften- 
Literatur  eingehen,  wollen  wir  noch  einige  periodische  Fachzeituugen 
erwUumi,  die  in  gelehrt«&  Kreisen  tagtäglich  mehr  Anhänger 
gewinnen: 

Das  unter  der  bewthrten  Leitung  der  Prof.  Vidau  und  Bolaffio 
stehende  «L'Annuario  critico  di  ginrisprudensaeommerdale"  (Ktitisclws 
Jahrbuch  des  Handelsrechts)  liat  bereits  den  sehnten  Band  der 
swdten  Serie  erreicht  (Turin,  Tedesehi.) 

Die  von  den  Professoren  AsonLO  SairiA  von  der  Universitit 
Parma  und  C^bsabi  Vivantx  von  der  Universitit  Bom  geleitete 
„Rivista  di  diritto  eommerciale,  industriale  e  marittimo"  (Zeitschrift 
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Ar  Handelt-,  Gewerbe-  und  Seereeht)  befindet  sich  bereits  im  sechtten 
Jabre  ihres  Bestehens.  Das  Blatt  serAUt  in  zwei  Teile,  von  denen 
der  erste  der  Wissenschaft  nnd  der  sweite  der  Bechtsprechnng  ge- 
widmet ist  Der  letztere  Teil  erhält  dadurch  eine  besondere  Be- 
dentug,  dass  die  interessanten  Fälle  nebst  dam  gehörigen  Be- 
merfcnngen  dnrch  eine  Reihe  bedeutender  Handelsrechtler  regel- 
mässig eingesandt  werden. 

Von  den  Ifonographien  sind  folgende  die  wichtigsten: 

„n  diritto  commerciale  nella  storia  e  nella  legislasione  com- 
parata*)  Die  geschichtliche  Entwickelnn^  und  die  vergleichende 
Gesetzgebnng:  des  Ilandelsrechts  von  Rechtsanwalt  C.  T.  Ouimiia. 
(Uailand,  Societa  £ditrice  Libraria  1907.) 

.^Stndi  e  qnestioni  di  diritto  commerciale"  (Lehren  und  Streit- 
fragen Flandelsrechts)  von  dem  Kechtsanwalt  und  Professor  des 
>Iandelrechti>  an  der  Universität  Jiacerata  Umbbkto  Natajuuki. 
(Turin,  Bocca,  1908). 

„L'infif'gnaiiitnto  del  diritto  commerciale  nelle  universitär 
(Der  Handt  l-rt  f  lirsii!it*'rricht  an  den  Hochsduilt  ii ;  von  l'rof.  Ekculk 
Vu>ASl  (in  den  lit-rii  htf-n  [Hendiconti ]  des  „I>titiitii  Loinhard""  1','<m;). 

„Le  fonti  e  I'interpretaziune  del  diritto  cdiumcn  iiilf  -  Usuellen 
und  Ansleguner  lU-s  Handelsreohrs».  Letztere  Ar)>»ii  stellt  schon 
mehr  ein  Lelirbii.  h  des  Handelsrechts  dar.  (Perugia,  Tipo^ratia 
Cooperativa  1907.) 

„Note  per  la  storia  del  diritto  commerciale''  (Anmerkungen 
tu  der  Geschichte  des  Handelsrecht«)  von  Rechteanwalt  A.  Tjlttbs 
(in  der  „RIvista  eommerciale",  I). 

StrtfirMbt  und  Stnfkiroiesmelit 
n)  Strafireoht. 

Anf  diesem  Gebiete  der  Bechtswissenschaft  mfissen  wir  sn- 
nächst  —  obschon  dieselbe  bereits  der  klassischen  Reehtsliteratnr 
sngeaählt  wird  —  der  Arbeit  von  Fjuhcbbco  CAmuni:  „Programma 
del  oorso  di  diritto  criminale*  (Gmndriss  des  Strafrechts)  Erwähnung 
tnUi  da  dieselbe  heute  noch  sn  d«i  widitigsten  Werken  gehört,  die 
von  den  Bechtsbeflissenen  gebraucht  nnd  in  der  Geriehtspraxis 
zitiert  werden,  und  von  der  infolge  dieser  aUgemeinen  Beliebtheit 
soeben  sieh  die  sehnte  Auflage  im  Druck  befindet  (Florens,  Ver- 
lag Gammelli.) 

Jakrinicli  d«r  Internat  Yenliilgiuiic.  8.  Bd.  813 
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An  Werken  allgemeinen  Charakters  ist  die  Strafrechtsliteratnr 
im  granzen  kanm  bereichert  wrrden.  Die  einzige  Ausnahme  bildet 
ein  n'^rattato  di  diritto  penale"  (Abhandlung  des  Strafrechts),  den 
nns  der  nur  sn  früh  dahingegangene  Professor  an  der  Universität 
Born  Francksco  Impallomeni  hinterlassen  hat.  (Turin,  Unione  Tipo> 
^atico  Editrice,  1908).  In  Wahrheit  ist  das  Buch  eher  eine  Wieder- 
gabc der  Notizen,  die  sich  der  b«^riUimte  Rechtslehrer  für  seine 
Vorlesnnp:en  an  der  römischen  Universitiit  machte,  wie  eine  eigent- 
liche, organische  Abhandlung  und  bildet  es  mithin  eher  eine  (im 
übripen  wohlverdiente i  Denkschrift  zu  Ehren  des  Verüassers  wie 
einen  der  Wissenschaft  erwiesenen  Dienst. 

Im  Gegensatz  hierzu  ist  es  interessant  zu  erfahren,  dass 
mehrere  der  wiclitigsten  und  von  der  Gelehrtenwelt  am  meisten 
geschätzten  Abhandlungen  neue  Auflagen  erfahren  habrn.  Ein  Be- 
weis jedenfalls  für  die  priinstige  Aufnahme,  die  sie  allciitlialben  ge- 
funden haben,  und  für  die  wachsende  Bedeutung,  die  Italien  dem 
Studium  des  Strafret  bts  beilegt. 

Kurz  nach  der  ersten  ist  bereits  die  zweite  Auflage  des 
„Corso  di  diritto  penale"  (Leitfaden  des  Strafrechts)  des  berühmten 
Prof.  I'AsguALK  Tuozzi  voA  der  UniTersität  Padua  im  Bachhandel 
erschienen. 

Gleichfalls  seine  zweite  Auflage  erfuhr  das  „Manuale  di  diritto 
penale"  (Handbuch  des  Strafrechts)  von  Prof.  Cksabk  Civoli  von 
der  Universitftt  Pavia.    (Mailand,  Societa  £ditrice  Libraria  1907.) 

Bs  ist  fener  im  Drock  die  sweite  Alf  tage  der  wiehUgen 
Arbeit  ^lue  anderen  Proftaeors  der  Universität  PtTia,  Lmoi  Majvo. 
Dieselbe  ist  betitelt:  ,,11  Codice  penale  italiano  commentato  cot 
lavori  preparatori,  con  la  dottrina  e  con  la  giurisprudenza'*  (Das 
italienische  Strafgesetzbuch  erläutert  an  der  Hand  der  Vorarbeiten, 
der  rechtswissenachaftlichen  Theorie  nnd  der  Rechtsprechung)  und 
sind  von  ihrer  zweiten  Auflage  bereit«;  verschiedeiw  Hefte  herana- 
g^ben  worden.   (Turin,  Tedeschi,  1907.) 

Znm  Schluss  wird  uns  noch  das  demnächstige  Erscheinen 
einer  nenen  Abhandlung  des  StraCrecbts  angekündet,  die  wir  dem 
nnermfldlichen  Fleiss  des  Professors  an  der  Universität  Kedena 
Ukknabdino  Alimkna  zu  verdanken  haben  werden.  Die  umfangreiche, 
wissenschaftlich  wertvolle  Produktivität  dieses  Gelehrten  scheint 
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uns  (iafüi  zu  bürgen,  dass  auch  das  neue  Werk  deu  Krwartuugea 
der  Jurist€nwelt  entsprechen  wird. 

Unter  den  verschiedenen  ans  seiner  Feder  stammenden  Ver- 
OffiBBtUehnngen,  die  Id  den  lösten  drei  Jahren  das  Lieht  der  WeU 
erblickt  haben,  irind  vor  allem  swei  sehr  wichtige,  in  der  ,EBci« 
clopedia  del  diritto  penale  italiano'  (Enzyklopädie  des  italienischen 
Strafreebte)  —  dieses  ebeneo  umfassenden  wie  wertvollen  Sammel- 
werkee,  von  dem  wir  nodi  weiter  unten  aa  sprechen  haben  werden  — 
abg«dmckte  Monographien  erwfthnnngswttrdig. 

Der  Titel  der  ersten  derselben  lautet:  „Del  ooncorso  di  reati 
e  di  pene**  (Über  den  Zusammenhang  awisehen  Delikt  und  Strafe) 
und  der  der  aweiten:  „I  delitti  contro  la  persona*  (DdJkte  gegen 
die  Person).  Alle  beide  Denkschriften  liefern  dank  der  nmfsssenden 
und  tieflpründigeii  Forschnngsweise,  mittels  der  diese  schwierige 
Katerie  angeschnitten  ist,  und  dank  der  erschöpfenden  Unter- 
suchung, die  den  einzelBen  in  Frage  kommend«!  Bechtstheori«!  an 
Tdl  wurde,  einen  beredten  Beweis  ftr  die  grofie  Sachkenntnis  des 
Autors  auf  diesem  Rechtsgebiete,  auf  dem  er  auch  bei  seinen  Vor- 
lesungen  an  der  Universität  stets  allgemeines  Interesse  und  Beifall 
SU  erregen  verstand. 

Von  sonstigen  bedeutenderen  Monograpiiien  seien  hier  die 
folgenden  genannt: 

„Seprf'p;azione  indotorminata**  (Getlingni*^h;(ft  auf  unbestininite 
Dauer)  von  (jakiano  Amai.h.     (Neaj)el,  Detkeii       Kocholl,  1907.) 

„II  nnovo  diritt«!  <•  la  rit'oniia"  (Das  neue  Kfcht  und  die 
Rechtsreforra)  vm  <"k^\rk  ('iv-  i  i  In  der  „Rivista  peuale"  [Zeit- 
Schrift  für  StratrechtJ  band  L.W.) 

„La  concezione  giuridica-positiva  del  diritto  penale**  (Die 
positiv -rechtliche  Auffassung  des  Strafrti  lits)  von  Prof.  Vikcenzo 
Manzini.    (In  dem  gleichen  Bande  der  ,,Rivi8ta  penale.) 

^Ragione  del  diritto  di  punire"  (Welche  Gründe  sprechen  für 
das  Recht  zu  strafen V)  von  Emani  kle  Cabnevalk,  Profes.sor  an  der 
Universität  Palermo.  (Gleichfalls  in  demselben  Heft  der  soeben 
erwähnten  Fachschrift.) 

„Sülle  tendenae  storiche  delle  reazioni  penali.  La  impersonaliti 
della  reaaiime*'  (Über  die  verschiedenen  Tendensen,  die  im  Laufe 
der  Zeit  die  Strafverfaingnng  bestimmten.  Das  unpersönliche  Uomeat 
bei  der  Strafverhilngnng)  von  Prof.  Lasza.  (In  der  „Rivista  italianä 
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di  «cieiUEO  ginridielii  ptalieniadie  Ztitadirilt  fBr  BaehtswiHouclialt] 
Heft  XLIIL) 

„Di  alconi  enonei  indiricsi  nel  diritto  penale"  (über  einige 
HeUerlufte  Tendenaen  des  StraArediti)  von  dem,  ans  durdi  die 
Katastroplie  in  Sttditalien  entriasoien,  Prot  FuDoriHDo  Pügiia.  (In 
der  unter  der  Leitnng  des  Privatdozenten  für  Str«^[iroieaareeht» 
Alfbrdo  PozzoLiKi,  iii  Pisa  erachcinenden  „Bivitta  di  diritto  penale** 
[Zeitachrift  für  Strafrecht].) 

„Deila  riforma  della  le^slasiooe  i>enale"  (Über  die  Strafrechts- 
reform) von  Uuo  Conti,  ProfesBor  nn  der  üniverBität  CagUari.  (In 
derselben  Zeitschrift.) 

Was  die  bereits  oben  erwähnte  „Enciclopedia  del  diritto 
penale  italianc'  i  Euzyklopädir  des  italieniBchen  Strafrechts)  anbe- 
lanirt,  müssen  wir  zunftchst  nwalinen.  da.ss  die  YtT-lffentlichting 
dieses  Werkes  unter  der  sachkundigen  Lt  itnug  des  Prof  I^In  khc  I'ks.-iina 
erfreuliche  Fortschritte  macht.  Prof.  Plssina  hat  sich  nicht  damit 
begnügt,  dasselbe  zu  übf  iwachen  und  herauszugeben,  sondern  auch 
selbst  eint'  Keihe  von  wertvollen  monographischen  Beiträgen  dazu 
geliefert,  von  denen  der  erste  .11  diritto  penale  in  lUilia  da  rK.-iAKK 
BECCAitiA  sind  alla  promulgazione  del  codice  penale  vigente.  1764 
bis  1890"  (Das  italienische  Strafrecht  von  Cksake  Bkccabia  bis  zur 
Veröffentlichung  des  gegenwärtig  geltenden  Strafgesetzbuches)  be- 
titelt iet  Ein  anderer  Isntet  „La  legge  penale  awisata  in  ee  e 
neUa  mia  efficacla"  (Daa  Strafgesetz  an  meh  nnd  in  seine  Wirlrang). 
(In  Band  m.} 

In  dieaem  für  daa  StraApechtBStndinm  ansBerordaitlicli  wert- 
¥ollen  Handbnoh  verdienen  femer  (ansser  den  swei  berelta  be- 
sprochenen Monographien  von  Aumbha)  folgende  besondere  Er- 
vilunog: 

„Svolgimento  storioo  del  diritto  penale  in  Italia  dalle  invadoni 
bartNtfiebe  alle  riforme  del  secolo  XVm*  (Die  geseUebtliebe  Ent- 
wickelnng  des  Strafirechts  in  ItaMea  von  den  EinfUlen  der  barbarischen 
V(nker  bis  an  den  Befimnen  des  XVni.  Jahrfannderts)  von  "Prot. 
Caslo  Caussb,  Mher  Bechtdehrer  an  der  Universitlt  Siena  nnd 
gegenwftrtig  Staatsrat  (In  Band  n.) 

„611  eifetti  giaridici  del  reato*  (Die  juristisehen  Folgen  des 
Delikte)  von  dem  Privatdozenten  fttr  Strafreeht  an  der  Vnivendtit 
Neapel  Loioi  Hasüoci.   (In  Band  m.) 
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fiDei  delitti  cootro  la  fede  pubblica*"  (Delikte  gegen  Trea 
und  Glauben)  von  dem  Prefteeor  nn  der  Univoreitat  Favki  Cksakk 
CiTOU.  (In  Bend  Vm.) 

„La  pena  e  fl  listena  penale  del  Codlce  itaUano'*  (Die  Strafe 
nnd  das  Straftystem  dee  italienischen  (Sesetzbacbs)  von  Prof.  Uoo 
CovTL  (In  Bend  IV.) 

„I  dUitti  oontro  tt  baon  costane  e  l'ordine  delle  fiuaiglie'* 
(Die  Delikte  gegen  die  gote  Sitte  nnd  gegen  die  Einricbtnng  der 
Familie)  von  Prof.  PiegoAUB  Puo»i  von  der  Universität  Padna. 
(In  Baad  IX.) 

„I  reati  elettorali"  (Die  Wahlrechtsdelikte)  von  dem  Professor 
an  der  Universitftt  Neapel  Iohazio  Taxbabo.  (Im  Band  XI.) 

»Dei  dilitti  eontro  la  pnbblica  amministrailone'*  (Von  den 
,  Delikten  gegen  die  Sffentliclien  VerwaltnngsbebSrden)  von  Rechts- 
anwalt Silvio  Loluhl  (In  Band  VII.) 

b)  Straf^rosessreeiit. 

Aach  anf  diesem  Rechtsgebiete  müssen  wir  aontchst  die 
wertvollen  Dienste  hervorheben,  die  Prof.  Bbihabmko  Aumvi  durch 
seine  mnfiusenden  Kenntnisse  nnd  seine  nnermüdliche  SohafßBnsDrende 
der  Wissenschaft  erwiesen  hat.  Eine  vorzfigliche  Probe  dieser 
seiner  Titigkelt  gibt  er  ans  In  seinem  nmfangreichen  Werke:  „Stndi 
di  proeedora  penale"  (Strafrechtsstndien),  (Turin,  Bom  1906),  dessen 
Inhaltsangabe  dem  Leser  einen  Begrüf  von  der  Bedentnng  dieser 
Arbeit  verschaffen  wird:  I.  Über  die  leitenden  Ghmndriltae  ebier 
neuen  Straf^ronessordnnng;  II.  Für  die  Beform  des  Gerichte  Verfahrens; 
III.  I'rivatklafre  nnd  Zivilpartei;  TV.  Der  öffentliche  Strafantrag; 
V.  i'bor  (Wc  Natur  des  Klagorecbts;  VI.  Die  Beurteilung  der  Natur 
des  Deliktes:  VII.  Während  der  (Terichtsverhandlung  begangene 
Delikte;  VIII.  Rekurs  gegen  vom  Schwurgerichtspräsidenton  ver- 
kündete freisprechende  Urteile;  IX.  Die  während  der  Haft  be- 
gangenen  Delikte;  X.  Die  Revision. 

In  Vorbereitung  befindet  sich  vnn  demselben  Verfasser  ein 
Handbuch  des  Strafprozessrechts.  Dasselbe  wird  in  d<'r  {jfleicheii 
SanimlnnK-  erscheinen,  in  der  Prof.  Ai.imkna  bereits  sein  in  dem  vor- 
heizt htmlen  Absatz  behandeltes  Handbuch  des  Strafrechts  ver« 
üffentlicht  hat. 

Der  bei  dem  i'arlamente  einf^ebrachte  Einwurf  einer  neuen 
Strafprozessordnung  hat  gleichfalls  das  Erscheinen  einer  Eeihe  von 
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PnbUkatioiien  Temdaast»  die  sich  tdlt  im  aUgoneiii«!!  nit  doi 
leitenden  Grondsätzen  der  neuen  ProMHordnnsff,  teils  mit  einigen 
beaondenn  Vorschriften  derselben  beluiteii. 

üntfir  den  Arbeiten  der  ersten  GattlUff  verdient  die  des 
Prof.  Tuozzi  Erwähnung,  die  von  letzterem  im  Auftrage  der 
joriatischen  FatLoItät  der  Universität  Padna  verfasst  wurde. 

Von  der  zweiten  Art  sind  hervorzuheben:  „II  proceeso  scritto 

nella  nnova  procedura  i«euale"  (Das  schriftliche  Verfahren  in  d^r 
neuen  Strafprozessordnung)  von  Bechtsanwelt  Giuskppb  Häjaia. 
(Turin,  Rom  1906.) 

„n  sistema  della  nullita  nel  pro^Ptto  del  Codice  di  procpdiir.i 
penale"*  (Die  Nichtigkeit  in  dem  neuen  Entwurf  einer  Strafprozess- 
ordnung) von  Bechtsanwalt  Oaetabo  Lsto  (in  der  Zeitschrift 
„Legge"  1908). 

^La  liberta  personale  e  la  riforma  della  procedura  penale" 
(Die  persönliche  Freiheit  und  die  Strafprozessreform)  von  Prof. 
Ignaziu  Tambako  (in  der  von  dem  Senator  und  Kassationsgerichts« 
Präsidenten  Prof.  Luioi  Lücchini  geleiteten  „Rivista  penale"  1908). 

„Del  pubblieo  mimstero  nel  proceeso  penale"  (Von  der  Tätig* 
keit  der  StaatsanwultBehafl  im  Stralj^ronK^erftiliren)  tob  RurAUi 
DB  RuBHB  (in  der  von  Prof.  loaisio  Tiiibabo  herausgegebenen  „BiYiBta 
givridica  e  sociale**  1908). 


Luxemburg. 

Beforent:  Dr.  Berakard  Clssen,  Rfl^taanwalt,  LnxonlHng. 

1907—1908. 

Gesetzgebimg. 

1907. 

Allgemeines  Interesse  können  in  diesem  Jahre  l)loss  /.wei 
Oesctze  beanspruchen,  dasjenige  vom  10,  Juli,  wodurch  dein  Familien- 
»tatuT  des  Hauses  Nassau  vom  Ifi.  April  desselben  Jahres  t^esetzes- 
kraft  verlieben  wird,  und  das  vom  b.  April,  betr.  die  Bildung  eines 
iiemeindefonds. 

Da  der  gegenwärtige  (irossherzog  bis  jetzt  keinen  mUunlicheu 
Krbeu  hat  und  er  der  letzte  des  fürstlichen  Mannesstamnies  des 
Hauses  Nassau  ist.  setzt  er  für  den  Fall  seine-  AIiIpImmis  seine 
erstgeboreiK»  Tochter,  und  zunächst  ihren  M;aiiie>>tainni,  nach  dem 
Rechte  der  Erstgeburt,  al.s  Hrbin  der  Krone  Luxemburgs  sowie 
als  Chef  seines  Hauses  ein,  und  folgt  sie  ihm  in  dem  besitz  und 
der  Natzniessung  des  gesamten  Haustideikommisses.  His  zur 
Yollendang  ihres  achtzehnten  Lebensjahres  wird  ihre  Mutter,  die 
jetzige  Groashenogin,  fflr  sie  Regentschaft  und  Vormandichaft 
führen.  Falls  dieselbe  ohne  Hinteriassang  einer  Naehkommensehaft 
ans  geoAss  den  Statuten  des  Haases  Kassau  gesehlossener  Ehe 
stirbt^  sind  die  anderen  Prinsessinnen  und  ihre  Linien  in  gleicher 
Weise  naeh  Frlmegenitarreeht  snr  Erbfolge  bemlsn.  Im  llbrigen 
wird  Doeh  bestimmt,  dass  das  grosshenoglieh-lmembnrgiBcbe  and 
das  hewoglich-nassaaische  Fttrstenhaas  eine  ansertrennbare  Einheit 
bilden;  jedoch  erhUt  der  laxemborgische  Staat  nach  in  Zokanft 
keinerlei  Ansprach  auf  Eigentum,  Inhabong,  Verwaltung,  Kontrolle 
uid  Ertrag  des  in*  nnd  ausUndisdim  FideikonmisvermSgens  des 
Haases  Kassau;  anderseits  ist  die  jeweilige  Staatssnkaession  mit 
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der  alleinigen  nnd  sasschliessUclieD  Nsebfolge  des  Fideikommis- 
besitses  nnzertrennlicli  Terbnnden.  — 

Der  Oemeindefonds  ist  eine  gesetsliebe  lostitotion,  dareh 
welehe  alljährlidi  eine  gewisse  Samme  ans  der  Staatskasse  an  die 
dnzelnen  Gemeinden  des  Landes  abgeflUirt  wird. 

Der  Gemeindofonds  wird  dadurch  gebildet,  dass  den  Gemein- 
deu  oder  Gomeindesektionen  alljährlich  20%  vom  Mehrertrag  über- 
wiesen werden,  um  den  vcr-rhicikne.  bestimmte  Staatscinnaliiuea 
gewisse  festgesetzte  Betriifrc  Uber>teigeu.  Derselbe  kauu  nie  weniger 
als  900000  Frs.  betragen.  Durch  eine  jährliche  Abschreibung  von 
9%  wird  ein  Reservefonds  geschaffen,  der  in  vom  Staat«  gewähr- 
leisteten Reutentiteln  angelegt  wird  und  1000000  Frs.  nicht  Uber» 
steigen  darf.  Der  BeserTelonds  soll  dann  in  Ansprach  genommen 
werdra,  wenn  dareh  den  Hehrertrag  der  Staatsdonahmea  obige 
Somme  von  900000  Frs.  nicht  erreicht  wird. 

Zur  VerteilunfT  des  Genieindefonds  ist  massg^ebend :  a)  zu 
einem  Drittel  die  Zahl  der  amtlich  festgestellten  Bevölkerung,  b)  zji 
einem  Drittel  die  Höhe  der  in  jeder  Gemeinde  oder  Sektion  im 
vorletzten  Jahre  entrichteten  Geraeindeanflagen,  c)  zu  einem  Drittel 
die  HShe  d«r  auf  das  bebante  and  unbebaute  Land  zu  beaahlenden 
Gmndstener.  Von  der  y«rtdlnng  sind  ansgesefalossen  die  Gemeinden 
beaw.  Sektionen,  die  kehM  Gemeindeabgaben  erheben  nnd  wShrend 
der  letzten  drei  Jahre  Uber  einen  von  den  gewöhnliehmi  Bfainabmen 
herrflhrenden  Überschnss  verfDgen,  der  um  190%  die  gewöhnlichen 
AnsgabOB  ttbersteigt,  es  sei  denn,  dass  dieser  Eännahmeftbersehass 
zur  Bildung  eines  Besenrefonds  benatzt  wird,  der  bestimmt  ist, 
ansserordentliche,  von  der  Regierung  geoehmigte  Arbeiten  ansza- 
führen. 

Die  eventuell  erübrigten  Anteile  kommen  den  anderen  Ge- 
meinden zugute. 

1908. 

Dnrch  das  Gesetz  vom  8.  Februar  wird  Art.  1784  des  Zivil- 
ge^etzburhos  und  Art.  lüii  des  Handelsgesetzbuches  in  dem  Sinne 
al>;.M;indert .  dass  der  Frachtführer  (Transportunternehmer)  fUr 
die  Heschädigungen  oder  den  Verlust  der  Sachen,  sowie  für  die 
den  Reisenden  zugestossenen  Unfälle  haftbar  ist.  sofern  er  nicht 
den  Beweis  erbringt,  dass  der  daraus  erwachsene  Schaden  von 
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einer  firemdan  Unaehe  berrtthrt,  welche  Uun  nicht  sogeschrieben 
werden  kann. 

Befcreflii  der  den  Beisenden  sngestossenen  UnfUle  ist  jedes 
▼erstehender  Bestimmnng  widersprechende  Übereinkommen  von  Rechts 
wegen  nichtig. 

Das  Gesetz  vom  21.  April  vervotlstftndigt  die  fkUhere  Gesetz- 
gebung aber  die  ZwangSTersieherung  der  Arbeiter  gegen 
Unfall  and  Krankheit  und  ändert  darin  einzelne  Bestimmungen 
ab,  die  sich  in  der  Praxis  nicht  bewahrt  haben. 

Dem  Bedürfnis  an  festen,  aosfBhrlichen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen  ttber  die  Hanptmlngel  der  Haastiere,  die  den  Verkauf 
derselben  rüekgftngig  machen,  eventuell  Sohadenersatzansprttche  be> 
gründen,  ist  durch  das  Gesetz  vom  21.  April  sowie  die  demselben 
beigefügten  AusfOhrungsbestimmungen  vom  4.  Juni  abgeholfen. 

Von  Skonomisehem  Interesse  ist  das  durch  grossherzoglichen 
Beschluss  vom  8.  Juni  sustandegekommene  Gemeindesyndikat 
für  den  Bau  and  den  Betrieb  einer  interkommanalen 
Wasserleitung,  wodurch  elf  der  volksreichsten  Gemeinden  der 
Indnstriegegend  des  Landes  sich  zu  einem  „Kommanalverband  für 
Wasserversorgung"  zusammenschUessen,  um  vereint  den  Bau 
einer  grossartigen  Wasserleitung  zu  betreiben. 

Durcii  Oesetz  vom  21.  April  wird  der  QymnasiaNUnter- 
rieht  reformiert  and  modernisiert. 

Der  beständigen  Überhandnähme  des  Scbaukwirtschafts- 
wesens  oder  vielmehr  Unwesens  steuert  das  Gesetz  vom  26.  De- 
zmnber. 

Wer  in  Zukunft  eine  Gast-  oder  Scijankwirtschaft  oder  sonst 
einen  Ausschank  von  auf  der  Stelle  zu  verzehrenden  geistigen  Ge- 
tränken eriiftnen  will,  hat  rr.u  hzii weisen,  dass  er  wilhrend  wenigstens 
fllnf  autVinaiiiier  folgender  Jahre  im  Lande  gewohnt  hat,  sowie 
vor  Krotlnung  dos  Geschäftes  bei  dem,  für  den  Ort  zuständigen 
Steuereinnehmer  eine  Erklärung  darüber  abzugeben  und  ausser 
der  bestimmten  .Tahrestaxe  als  Abgabe  zu  eiitrirfiten : 

200  Frs.  iu  den  \\'ahlsektionen  von  \s (M]it:t'i-  als  ;itHi  Einwohnern; 

300  Frs.  in  den  Wahlsektioneu  von  oOO  bis  woniger  als  tK)0  Ein- 
wohnern: 

400  Frs.  in  den  Wahlsektioneu  von  300  bis  weniger  als  1000 
Einwohnern; 
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500  Fn.  in  den  WahlMkUoneii  von  1000  bis  weniger  als  2000 
Einwohnern; 

600  Fra.  in  den  Wahlaektionen  von  2000  bis  weniger  als  4000 
Einwohnern; 

800  Frs.  in  den  Wahlsektionen  von  4000  bis  weniger  als  8000 
Einwohnern; 

1000  Frs.  in  den  Sektionen  von  8000  nnd  mehr  Einwohnern. 

In  deiyenigen  Sektionen,  wo  anf  100  oder  weniger  Einwohner 
eine  Sehankwirtsehafi»  kommt,  werden  diese  Abgaben  anf  das 
Doppelte  erhöht 

Die  erste  Wirtschaft  in  einer  Sektion  von  weniger  als  100 
Einwohnem  nnterliegt  nicht  der  doppelten,  sondern  der  einÜMhen 
ErttflFnangsabgabe. 

Wird  das  Geschäft  nicht  doroh  die  Person  selbst,  auf  dens 
Namen  es  angemeldet  ist,  betrieben,  so  wird  der  fQnQ&hrige  WohB' 
sitz  im  Lande*  von  dem  Direktor,  Verwalter  oder  GeaehftjEUfUuer 
erfordert. 

Eine  neae  Wirtschaft  darf  nicht  mehr  errichtet  werden  in 
deiyenigen  Sektionen,  wo  auf  79  Einwohner  oder  weniger  eine 

Wirtschaft  kommt,  jedoch  darf  in  Sektionen  von  weniger  al« 
79  Einwohnern  eine  Wirtschaft  eri>ffnet  werden.  Die  Regieruug 
kann  in  Ausnahniefällen,  nnf  das  zustimmende  Gutachten  de-;  Staats- 
rates, die  Eröffnung:  neuer  Schankwirtschaften  gestatten  suwie  von 
der  Verpflichtung  des  fünfjährigen  Aufenthaltes  entbinden. 

ZuwiderhandloD^en  <regen  obige  Bestimmungen  werden  mit 
hohen  (ieldbussen  geahndet. 
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Montenegro. 

Referent:  Btero  PetroTlt«h  Njegrosch,  Kandidat  der  Rechte. 
Übersetzt  von  Dr.  Vrlni  Frans  Joseph  Ton  Battenberg,  Damsudt. 

Vorwort 

Der  Verflisser  der  vorliegenden  Schrift,  Herr  Ststo  Pbtrovitch 
Njbgoscb,  ein  Verwandter  des  montenegrinieehen  Fürttenhansee,  hatte 
in  den  Jahren  1901—1904  juristische  Studien  an  der  UniversitSt 
Heidelberg  gemacht  und  beabsichtigte,  anf  meine  Anregung  hin, 
daselbst  im  Frfll^ahr  1905  an  promovieren  auf  Orund  einer  Disser- 
tation, welche  die  Rechtsgeschichte  Montenegros  behandeln  sollte. 

Leider  wurde  dieser  hofbiungsvoUe  Junge  Mann  im  Frttl^jahr 
1905  jilh  durch  den  Tod  seinen  wissenschalUiehen  Studien  entrissen. 

Da  ich  eine  Publikation  dieses  Gegenstandes  im  Interesse  der 
Wissenschaft  für  wünschenswert  hielt,  bat  ich  seine  Familien- 
angehSrigen  um  Überlassung  eines  etwa  vorhandenen  (hinteiiassenen) 
Manuskriptes.  Leider  bildet  das  Vorhandene  nur  einen  nnvoll- 
sttndigen  Ansang  seiner  beabsichtigten  Dissertation. 

Ich  habe  nun  das  in  deutscher  Sprache  abgeüssste  Mannskript 
redigiert)  sowie  demselben  in  der  Übersetaung  dne  kleine  Sdirift 
desselben  Verfiwsers  beigefügt,  welche  das  Gesetsbnch  des  montenegri- 
nischen Vladika  Peter  L  des  Heiligen  näher  behandelt. 

Als  Anhang  habe  ich  eine  kurze  Besproclinng;  der  neuen 
montenegrinischen  Verfassung,  sowie  einige  Einzelheiten  über  die 
nengegrilndete  Montenegrinische  Bank  folgen  lassen. 

Darmstadt,  im  Januar  1907. 

Frans  Joseph, 

Mos  von  Battenbcis. 
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Zur  Rechtsgesckiehte  Montenegros. 

Das  FSrttentiim  Montenegro,  erst  seit  dem  Jalur  1485  nnCer 
diesem  Namen  belcannt^  bildete  im  14.  Jaiirhnndert  das  Fürstentum 
Zeta,  welches  vom  Serbenreich  abliftngig  war.  Als  dieses  1889 
nnter  das  türkisehe  Jocb  ftel,  flilcliteten  mehrere  Stimme^  meistens 
serbischer  Adel,  nach  den  Wildem  der  Zeta.  Die  Geschichte  der 
Zeta  ist  dne  «idlose  Reihe  von  UnabhSngigkeitsIdlmpfen  gegen  die 
Tttrlcen.  Nach  dem  Erloschen  ihrer  Dynastie  Balsa  wnrde  der 
tapfere  Stiphax  CaHon  zum  Fürsten  erwühlt,  dessen  Nachkemmen 
sieh  CnvojBTic  nannten.  Sein  Sohn,  der  Fürst  Iwiif  Bm,  lioch- 
gefeiert  in  Volksliedem,  gründete  das  Kloster  zn  Cetinje,  ^veIche8 
fortan  Regiernngssita  worde,  schloss  mit  Venedig  ein  Schutzbündnis 
nnd  bestand  siegreiche  Elmpfe  gegen  die  Türken.  In  den  letzten 
Jahren  sf^iner  Kegierunp  verliess  er  die  Ebene  der  Zeta  und  zog 
sich  in  die  hulien  Wälder  zurück,  die  von  den  Türken  „Karadag**, 
d.  Ii.  „Schwarze  Berge"  genannt  wurden.  So  entstand  der  Name 
Montenegro  und  Montenegriner  und  der  Iwan  Beg  selbst  nannte 
sich  ^Fürst  und  Herr  von  Montenegro".  Sein  Sohn  Gkobü,  der 
letzte  Cbnojkvic,  erwarb  sich  hohe  Verdienst«,  indem  er  die  erste 
serbische  und  überhaupt  die  erste  slavische  Bnchdruckerei  im  Jahre 
1403  in  C<'tinje  gründete.  Er  lebte  aucli  wie  sein  Vater  in  be- 
ständigem Krieg  mit  den  Türken,  bald  siegreich,  bald  auf  sein 
Hochland  zurückgedrängt.  Da  er  aber  mit  cioer  Venetianerin  ver- 
heiratet war,  die  den  ewigen  Krieg  nicht  ertragen  konnte,  folgte 
et  ihivm  Rat,  dankte  im  Jahre  1516  zngunsten  des  Bischofs  von 
Montenegro  ab  und  vfilii'ss  sein  Vaterland. 

Mit  der  Abdankung  des  Fürsten  Gkorü  kam  eine  Reihe 
geistlicher  Iii  i  rscher  in  Montenegro  zur  Kegierung,  und  zwar  bis 
zum  Jahre  1851. 

Diese  Bischöfe,  d.  h.  Fürstbischöfe  Vladika  Idingen  aus  den 
(leistlichen  des  Landes  hervor,  von  denen  durch  eine  grosse  National- 
versammlung der  beste  zum  Fürstbiscliof  gewählt  wurde.  Oft  ward 
dabei  der  Vorsehlag  des  gewesenen  N'ladikas  berüeksichtigt,  der 
gewöhuliih  vor  seinem  Tode  einen  Geistlichen  zum  Nachfolger 
empfahl.  Die  Macht  der  Vladikas  entsprach  ihrer  persönlichen 
Tüchtigkeit.  Ein  starker  und  energischer  konnte  über  alle  Stümme 
i^htig  gebieten,  wälueud  ein  schwacher  völlig  machtlos  war. 
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Die  einzelnen  Stämme  blieben  für  sich  fast  unabliäng-ig  nnd  ein 
jeder  Wojwode  war  in  seinem  Stamme  selbständiger  Herr.  Das 
IG.  nnd  17.  Jahrhundert  also  zeigt  uns  Montenegro  nicht  als  einen 
einheitlichen  StaatskOrper,  sondern  alt  ein  KoafflmtnA  Ton  kleinen 
Stantoi,  d.  h.  von  StSrnrnm  (Plemena).  Diese  Stftmme  bildeten 
dnrelmns  kdne  abeolnte  Einheit,  ja  sie  lagen  sehr  oft  aogar  unter- 
einander im  Kriege;  nur  der  Oedanke  an  die  gemeinsame  Zugehörig- 
keit  sn  Montenegro  und  die  gemeinsame  Idee  der  Unabhängigkeit 
and  Freihdt  schloss  sie  enger  sosammen.  Sobald  mm  Beispiel  ein 
Stamm  von  Türken  fiberfitllen  wordOi  dann  eilten  Üun  alle  anderen 
zu  Hilfe  nnd  nachdem  der  gemeinsame  Feind  besiegt  war,  kam 
wieder  die  Blntracbe  anf  die  Tagesordnnng. 

Die  türkische  Herrschaft,  die  sich  schon  anf  die  ganse  Balkan- 
halbinsel erstreckt  hatte,  b^iann  wegen  dieser  Unordnung  anch  in 
Montenegro  Fortschritte  an  machen,  denen  aber  Dahilo  Pbtsotio 
ans  dem  Pleme  Njigosch,  der  1696  com  Vladika  erwfthlt  wnrde^ 
gleich  ein  Ende  machte.  Er  veijagte  oder  tötete  alle  Nichtchristen 
ans  Montenogro,  schloss  mit  Venedig  nnd  Rnssland  ein  Bündnis  nnd 
machte  das  Vladikat  in  seiner  Familie  erblich.  Ihm  folgten  4 
Vladikas  ans  dieser  Familie:  Sata,  Vassilu,  Petes  L  nnd  Peter  IL 
Pnan  1.  gab  den  Montegiinem  das  erste  Geaetxbnch  nnd  sein  Nach- 
folger Peter  IL  erwarb  sich  hohe  Verdienste  nm  die  Zivilisation 
seines  Volkes.  Er  errichtete  eine  regelmassige  Begiemng,  be- 
stehend ans  einem  Senat  von  12  Personen,  welche  er  selbst  er- 
nannte. Das  Oesetxbnch  Peters  I.  erklSrte  er  von  neuem  für 
gültig  nnd  führte  eine  Klassenstener  ein. 

Sein  Nachfolger  Danilo  verzichtete  anf  die  geistliche  Würde 
nnd  proklamierte  sich  snm  erblichen  Fürsten  von  Montenegro  nnd 
wnrde  als  solcher  zuerst  von  Russland  1S.'»2  anerliannt.  Unter 
vielen  Reformen,  die  er  ileni  Lande  gef^eben  hat.  erliess  er  auch  ein 
neues  Gesetzbuch  und  regelte  die  Krbfulge  durch  ein  Gesetz  in 
folgendem  Sinne:  Montenegro  ist  ein  absolutes  im  Mannesstamme 
des  Hauses  Pktrovitch  Njegosch  erbliches  Fürstentum.  Da  dieser 
Fürst  nur  eine  Tochter  hinterliess,  so  kam  der  .Älteste  nach  der 
Primogenitur  pKTRoviTcrt  N.ikgo^(  n  Nikita  der  jetzige  Fürst 
Nikolaus  von  ilniitenetrro  —  zur  Regierung,  nachdem  sein  Vater, 
Gross- Voivode  Mirko,  der  eie:entlich  Älteste  nach  der  Primogenitar, 
auf  den  Tiiron  verzichtet  hatte. 
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Die  Litentnr,  wekhe  sich  mit  Montmegro  und  d«n  monte- 
negriniBcheii  V«rhUtiiiaa«n  im  aUgemeinen  beachSlUgt,  igt  telir  um* 
fangreich,  allein  das  nKHiteiiegriiiiselie  Beeht  ist  bis  jetzt  selir  wenig 
in  der  Literatur  beliandelt  worden.  Bisher  besass  Montenegro  zwar 
wenig  geschriebene  GesetECf  dieselben  sind  aber  niehti  wie  bei 
anderen  Slaven,  ans  dem  fremden  Beoht  Ubemommen,  sondern  sie 
beruhen  anf  den  im  Volice  lebenden  Bechtsideen  —  dem  einheimi- 
schen Qewolinheltsreeht.  Die  Gesetzgebung  anderer  slaTiseher  Linder 
richtete  sich  wenig  nach  den  BechtsbegrüEm  des  Volkes,  man  liess 
sieh  vielmehr  von  feudalen  Traditionen  des  alten  Europa,  manchmal 
von  einem  Stttdc  rOmischen  BechtSi  am  allerwenigsten  aber  von 
juridischen  und  sozialen  B^gtÜBea  des  Volkes  selbst  leiten,  und 
im  SOden  musste  sich  das  Slaventom  einliMh  der  Bechtslosiglceit 
und  Willkflr  der  türkischen  Herraehaft  fügen.  Die  Montenegriner 
aber  haben  ihre  SdbstSndigkeit  und  Unabhingigfceit  nicht  bloss 
nach  aussen,  sondern  ebenso  in  der  inneren  Bechtsentwiekelung  sieh 
bewahrt,  und  Montenegro  hat  ohne  jede  Unterbrechung  dem  alt- 
slavtechen  Bechtsbewnsstsein  eine  sieher  rettende  Zuflucht  gewfthrt. 

Das  erste  montenegriniselie  Gesetzbuch  erliess  der  Vladika 
Psraa  L  1790.  Dieses  hat  88  Artikel  und  enthüt  meistens  Straf- 
reeht  Da  dieses  Gesetzbueh  spftter  voUstftndig  in  dai^jeuige  des 
Fürsten  Dasilo  aufgenommen  wurde,  werde  ich  es  jetzt  hier  tm- 
ttthrlioh  behandeln. 

Das  Gesetzbuch  des  Vladika  Feter  I. 

Dieses  montenegrinische  nnd  bördansche  Gesetzbuch  besteht 
als  Manu8krij»t  bereits  seit  '.4  Jahren  und  heute  noch  wird  nach 
demselben  Recht  gesprociien.  Der  Gerichtshof  stützt  sich  auf  das- 
selbe, indem  er  sich  folgender  Formel  bedient:  «Wie  der  heilige 
Peter  gerichtet  hat"  usw. 

Es  ist  mehr  denn  wahrscheinlich,  dass  die  Montenegriner 
sclion  in  den  alten  Zeiten  ein  Gesetzbach  hatten,  aber  dasselbe 
dürfte  bei  den  verschiedenen  Evolutionen  untergegangen  sein.  r>ies 
hätte  auch  unserem  Ciesetzbnche  widerfahren  können,  denn  ein  Brand 
würde  genügt  haben,  um  dasselbe  vollständig  zu  vernichten.  Es 
verdient  dieses  Gesetzbut  Ii  um  so  mehr  der  Welt  bekannt  ge- 
geben zu  werden,  als  dasselbe  von  MSuuern  vert'asst  wurde.  weUiie 
ihre  Gesetzgebung  auf  eine  natürliche  Grundlage  stutzten,  welche 
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dsrch  ihre  Eeantnia  des  Volkes  die  heroiidien  and  menachliclieii 
Eigensehaftea  desselben  sn  scbStxen  wnssten,  weldie  dasselbe  nnr 
um  ihrer  SelbetwiUen  schrieben  und  nicht  in  reichen,  prankvollen 
Pausten  Bechtsstndien  gemacht  hatten,  vielmehr  dasselbe  anf  Stein 
nnter  Steinen  verfiustenr  nnd  welche,  indem  sie  sieh  selbst  achteten, 
das  ganse  Volk  achteten  nnd  dadurch,  dass  sie  am  Ihrer  Selbst* 
willen  das  Recht  kannten  nnd  ehrten,  die  Gerechtigkeit  fttr  das 
Volk  kannten  nnd  in  Ehren  hielten. 

^Heate  dient  das  Oesetz  dem  Montenegriner  und  morgen 
dient  er  demselben."  Hit  diesen  beglmtenden  Worten  verSffentlichte 
nnser  bertthmter  Oeschichtsschreiber  Mkdakotic  das  Gesetabnch  des 
Heiligen  Vladika  Pbtbb.  Trotsdem  meine  Feder  viel  an  schwach 
ist,  um  dieser  Einleitnng  anch  nnr  das  Geringste  beiznfHgen,  so 
lege  ich  doch  Wert  daninf,  wenigstens  etwas  Mnanzosetzen. 

Als  der  ehrwArdige  Greis  dies  schrieb,  vermutete  er  nicht, 
dasa  sowohl  das  Andenken  an  das  Uannskript  sowie  an  dessen  Ver- 
öffentlichung Gefahr  lanfen  würde,  durch  schlimmere  Umstände 
nntemgdien  als  durch  Brandl  was  er  befHrehtete,  nimlieh  durch 
die  Gleichgültigkeit  hinsichtlich  der  heiligen  Dinge,  welche  unsere 
Ahnen  uns  ttberlieferten.  Denn  in  unserem  heutigen  Hontraegro 
könnte  man  kaiim  2<t  Leute  finden,  welche  etwas  ttber  das  Gesets- 
bueh  (lea  Fürsten  Danilo  wissen,  geschweige  denn  über  dasjenige 
des  Heiligen  Pktkr.  Es  gibt  njindestens  hundert  mehr  ruler  weniger 
gebildete  junge  Leute,  welche  nicht  einmal  etwas  von  der  Existenz 
dieser  beiden  Gesetzbücher  wissen.  Aus  den  nhpn  angeführten 
Gründen  halte  ich  es  also  nicht  für  überflüssig,  das  Gesetzbuch  des 
\nadika  Pktkr  zu  veri'.ffentlichen,  um  dasselbe  dem  Dunkel  der 
völligen  Vergessenheit,  welches  ihm  droht,  zu  entreissen. 

Das  Gesetzbuch  ist  gerade  st»,  wie  ich  es  bei  Mkmakovic  ge- 
funden habe,  also  getreu  nach  dem  Manuskript  hier  wiedergegeben. 
Ich  trachtete,  es  im  Original  zu  »i  lun.  Aber  da  man  das  Archiv 
im  Palais  in  Ordnung  bringt  und  i  n  folge  de. ssen  alles  dnreheinander 
ist,  musste  ich  mich  mit  der  Ausgabe  von  Mkdakovr  begnügen.  Ich 
bemerke  hier,  dass  ich  die  altslavischen  liuchstaben  durch  die  Orto- 
grai)hie  von  Vukoff  ersetzt  habe;  alles  andere,  selbst  die  Inter- 
punktion blieb  wie  bei  Medakovic. 

Ich  bin  fest  überzeugt,  da.ss  diese  Veröffentlichung  nicht  über- 
flüssig ist  und  dass  unsere  Jugend  sie  mit  Stolz  und  Lust  lesen 
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wird;  wie  ja  andi  luisare  VorfMireii  sieh  im  Frieden  »bgemUit  habeiu 
flir  die  Ordniuig  elnEntreten  nnd  hierdnreh  den  Hort  der  Freilieit 
iiin  80  bener  zu  bewAhren. 

Einige  Worte  über  diese«  Geaetibooli. 

Das  GeietKbndi  des  Vbdika  Pnn  L  irt  du  efate  geediriebeBe 
montenegriniecbe  Geeetzbach.  Es  entbAlt  88  Artikel,  von  denen  die 
16  ersten,  wie  IfmASOTij^  behaupte  eigenhändig:  vom  Vladika  ge- 
schrieben im  Jahre  1790  heranskamen  nnd  die  17  letzten  im  Jahre 
1798  hinzugefügt  wnrden.  Dieses  vollständige  Gesetzbnch  wurde  in 
Cetii^e  am  18.  Oktober  1798  veröffentlicht,  nachdem  die  Volks- 
versammlung am  nilnilichen  Tage  im  Kloster  zu  Cetinje  dasselbe 
gutgeheissen  nnd  die  montenegrinischen  Chefs  geschworen  hatten, 
dass  sie  sich  don  Vorschriften  desselben  unterwerfen  würden.  Ausser 
diesem  Gesetzbnch  hatten  wir  noch  ein  anderes,  das  Mkdakovic  sehr 
richtig  als  die  gesetzliche  Disziplin  aus  der  Zeit  des  Vladika 
Petek  I.  bezeichnet.  Dieses  kam  heraus  am  20.  Juli  1796,  noch 
ehe  Machmut- Pascha  zum  erstenmal  Montenegro  angriff. 

Das  Gesetsbuch  des  Vladika  Petek  wurde  zum  erstenmal  1S47 
in  Petersburg  von  dem  Russen  A.  H.  Popoff  herausgegeben  als 
Zugabe  zn  seinem  Werke:  „Reise  in  Montenegro und  nnser  be- 
rttluQter  Historiker  Mkdakovic  gab  es  im  Jahre  1850  znm  zwei- 
ten Male  heraus  als  Vorwort  zn  seiner  Geschichte  von  Monte- 
negro. Von  dort  hat  es  Jrickk  in  seiner  Sammlung  „Gesetze  der 
Slaven"*  abgedruckt.  Die  Ausgabe  des  Gesetzbuches  von  ^Ift>akovic 
ist  vom  17.  August  1803  datiert,  wonach  man  denken  könnte,  da?s 
diese  Gesetze  in  jenem  Jahre  verotfentliclit  worden  seien.  Dem  ist 
alter  nicht  so.  Die  X'olksversammluntr,  welche  an  jenem  Tag-e  in 
(  etinje  ahg^ehalten  wurde,  hat  die  (.Tt  st-tzgclnint;  von  neu.  in  be- 
stätigt. Die  Häupter  haben  aufs  neue  jene  gesetzliche  r>is2ipiin 
vom  Jahre  179G  und  die  Gesetzgebung  beschworen.  Wie  Milak^vic 
auf  S.  176  seiner  Geschichte  schreibt,  hat  die  Insubordination  des 
Volkes  den  Vladika  genötigt,  am  17.  August  1803  aufs  neue  eine 
Vflksversauimlung  nach  Cetinje  zn  berufen,  welche  die  früheren 
liesetze  ergiinzt  und  einen  GerichlÄhot  nuter  dem  Namen  „Frohn- 
diensf  einsetzte. 

l)er  verstorbene  Ko.sto  Vuixovir.  früherer  Professor  an  der 
Universität  Agram,  der  uns  in  seiner  Arbeit  über  die  südslavischeji 
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Akademien  die  den  Beeits  betreffenden  Gesetze  beschreibt  (Buch  46, 
Kap.  25),  berührt  anch  kurz  das  Gesetabneh  des  Helligen  Pktbb. 

Anf  Omnd  der  Behanptnng  des  Milakotic,  die  ich  soeben 
angeführt,  denkt  er,  dass  das  Gesetzbndi  1803  dnrdi  die  seehs 
letzten  Paragraphen,  von  §§  28—33,  Tervollstlndigt  wnrde,  die 
anch  wirklich  den  Frohndienst  behandeln.  Dass  aber  dem  nicht  so 
ist,  vielmehr  das  Gesetzbuch  schon  im  Jahre  1798  38  Paragraphen 
enthielt,  ersehm  wir  ans  der  länleitnng  des  Gesetzbnches  selbst,  in 
welchem  es  heisst:  ,wir  HAnpter  nnd  Ältesten  anf  einer  allgemeinen 
Versammlnng  im  Kloster  zn  Cetii^  am  18.  Oktober  1798  znsammen- 
gekommen,  haben  einstimmig  das  Gesetz  beschlossen,  das,  wie  nnten 
angeführt,  in  33  Absitzen  hier  folgt** 

Die  Nationalversanunlnng,  welche  am  17.  Angnst  1808  in 
Cetiige  abgehalten  wnrde,  bestätigte  also  jene  gesetzliche  Disziplin 
vom  Jahre  1796  nnd  zugleich  anch  das  Gesetzbuch  vom  Jahre  1798. 
Dann  hat  sie,  indem  sie  den  Frohndienst  einsetzte,  entweder  jene 
6  Paragraphen  abgeändert  oder  etwas  vom  Frohndienst  hlnzngefBgt. 

Das  Geeetzbach  des  Heiligen  Petbr,  das  der  Zahl  der  Para- 
graphen nach  sehr  klein  ist,  handelt  fhst  ausschliesslich  von  der 
Gerichtsbarkeit  nnd  am  atlermeisten  vom  Strafrecht 

Jlit  Ansnahnie  der  Art.  15  und  30,  du-  privat i » olitlicher  Natnr 
Bind,  (hs  Art.  20,  in  wilchem  die  Steuern  bestimmt  werden,  und 
de.s  Art.  22,  in  welchem  das  K'  iiditliche  Verfahren  beschrieben 
wird,  berühren  alle  Parafrraphen  das  Strafrecht. 

Da.s  Gesetzbnch  entliält  fol^^ende  Strafen:  <7pldbu88en,  Ge- 
ranf.niis,  Wefrnahme  des  Besitzes,  Verlust  von  Ehren  nnd  Würden, 
Verbanninifr  und  Todesst rnfV, 

a)  Geldbusse  nimmt  man  für  einen  Fusstritt  oder  liir  <  iut  ii 
Schlag  mit  dem  Pftifenrohr  (Art.  8);  für  Diebstähle,  die  man 
znm  erstenmal  begeljt  (Art.  14). 

b)  Die  G etü njr  n  i ss t  raf e  Ist  in  einem  einzig:en  Falle  vorgeschriehen. 
und  zwar,  wenn  eine  prozessierende  Partei  dem  Kicbter  eine 
Belohnung  verspricht  «»der  gibt  (Art.  25). 

c)  Wegnalnne  des  Pfsitzes:  für  den  Kautbold,  der  aus  dem 
Lande  flüchtet  (Art.  3)  und  tlir  denjenigen,  der  einem  .Manne 
seine  Frau  wegniiumt  oder  der  ein  Mädchen  gegen  den  Willen 
seiner  Eltern  entführt  (.\rt.  11). 

Jfthrbaeh  der  latenat.  Vtrsiniguiig.  8.  Bd.  814 
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d)  Verlust  an  Ehren  und  Würden:  für  den  Richter,  der  eine 
proseseierende  Partei  Terteidigt  and  nicht  beweiaen  Icaanf  vamm 
er  sie  verteidigt  (Art.  23);  fOr  den  Bichter,  der  eine  Belohnang 
empftngt  (Art.  24),  and  Verlast  des  Amtes  ffir  tr&ge  and  gieieh> 
gQltige  Frohndienste  (Art  28). 

e)  Verbannung:  fSr  den  Verräter  and  für  seine  ganae  Faaulie 
(Art  1);  tllr  deiyenigen,  der  die  Fraa  eines  andern  oder  ein 
Uädehen  seinen  Eltern  ranht  (Art.  11),  and  für  den  Geutlichen, 
der  die  beiden  einsegnet  (Art  12). 

f)  Todesstrafe:  flkr  den  Venftter  an  seinem  Vaterlaade  (Art.  1); 
für  den  Bösewicht^  der  einen  montenegrinischen  oder  bSrdanschen 
Bmder  ohne  jeglichen  Qrand  and  Ursache  erschlSgt  (Art  2); 
für  dei^enigen,  der  einen  BOsewiclit  scbtttat  and  verteidigt  (Art.  4) ; 
Ihr  einen  Dieb,  der  zam  sweitenmal  stidilt  (Art  17);  für  den 
Streitsüchtigen,  der  Familien  and  Stimme  aafwiegelt  (Art  21), 
and  für  donjenigen,  welcher  mit  Gewalt  and  absichtlich  einem 
anderen  Schaden  znfligt  (Art  30). 

In  vielen  Fftllen  ist  die  Strafe  nicht  darch  das  Gesetz  be- 
stimmt Die  Richter  müssen  dieselben  nach  ihrer  Einsicht  anordnen 
(vergl.  Art.  19,  21,  26  and  30),  und  In  einigen  FSUen  empfiehlt  man 
ihnen,  dass  sie  selbst  das  Übel  heilen,  mit  anderen  Worten,  dass  sie 
trachten,  die  streitend«!  Parteien  tn  versöhnen. 

Auf  den  ersten  Blick  erseheinen  uns  die  Strafen  in  dem  Gesetz- 
buch zu  streng.  Die  Todesstrafe  ist  dreierlei  Art:  Hängen,  Steinigen, 
und  Erschiessen  („mit  dem  Feuer  aus  dem  Gewehr^*),  und  die  Todes- 
strafe ist  selbst  auf  den  Hieb  gesetzt,  der  irgend  etwas  zum  zweiten- 
mal stiehlt.    Dennoch  sind  sie  es  nicht. 

Tn  (Inn  Strafgvsetzbnche  Karls  V.  (Constitutio  Criminalis 
Carolina/  sind  die  Strafen  g-eradezu  grausam  (Heransreissen  der 
Augen,  Abhauen  der  Hand.  Abschneiden  der  Zunge,  der  Nase,  der 
Ohren,  Vierteilen  usw.),  und  dennoch  sairt  Kurt  Mi  i.lkb  in  der  N  i-r- 
rede  seiner  Ausgabe  dieHe.s  Gesetzbuches,  dass  jene  Strafen  ein  \v;i!uvr 
Ses'en  gewesen  seien,  und  wie  sollten  sie  ts  nicht  gewesen  .-^fin. 
wenn  man  die  mittelalterlichen  Yerhältuisse  in  lietracht  zieht:  und 
noch  weit  schlimmerer  Strafen  haben  sich  die  Menschen  in  angeblich 
gesetzlidier  \Vei.se  bedient  (vergl.  Miller,  Hals-  oder  peinliche 
Gerichtsordnung  Kaiser  Kaki^  V.,  Heciam,  Leipzig). 
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Nt'liintMi  wir  also  auch  die  Insubordiiiaiion  in  Betracht,  welche 
zur  Zeit  des  Vladika  Pi/n  u  I.  herrschte,  wo  der  l»iel)sfahl  als  eine 
Art  Heldenmut  betrachtet  wurde,  um  dessenlwillen  sich  oft  nicht 
nur  Familien,  sondern  ganze  Stüranie,  ja  Dörfer  bekämpften,  so 
mflssen  wir  nns  nicht  wandern,  dass  auf  einen  wiederholten  Dieb- 
•tabl  die  Todesstrafe  gesetzt  war. 

Was  das  Gesetzbuch  des  Vladika  l  'i  i  i  i;  besonders  bewunderns- 
wert macht,  ist  der  Umstand,  dass  sich  in  demselben  keine  körper- 
liche Strafe  befindet.  Diese  wnrde  zur  Zeit  des  Vladika  Rai>a  von 
dem  bekannten  Ivamovic  eingetlUirt  und  unglücklicherweise  in  das 
Oesetsbach  des  Fflnlen  PahUiO  sogur  auch  fllr  Frauen  fibernomniea 
(vergl.  Art.  77  Oetetsbneh  Danilos). 

Ich  kann  nicht  umhin,  die  Leser  auf  einige  Paiagraphen  im 
Gefletsbncbe  des  Vladika  Pbtbb  L  aaflnerksam  zu  machen,  die  ona 
klar  zeigen,  wie  streng  jene  Leute  Recht  nnd  Gerechtigkeit  anf- 
faMten. 

Von  dem  §  22  kann  man  fttgUch  eagen,  daes  er,  mit  Ava- 
nähme  jener  prieiterlichen  Ermahnnngen;  „Die  Richter  m5gen  sich 
erinnern,  daas  sie  keine  Lohndiener  sind**,  ganz  moderne  Aoffassnngen 
der  gerichtlichen  Prezedar  enthftlt. 

Nachdem  die  Richter  von  Crott  Erlencfatong  erfleht,  daas  sie 
ohne  Valwdt  richten  kdnnten,  beginne  sie  das  VerliOr.  Sie  müssen 
nachdnander  beide  Parteien  anhören  nnd  nicht  erlauben,  daas  die 
Prozesrierenden  einander  unterbrechen  oder  miteinander  streiten, 
sondern  daas  sie  nacheinander  ruhig  ihre  Grttnde  auseinanderaetzen, 
damit  der  Richter  dieselben  verstehen  und  der  Schreiber  dieselben 
niederschreiben  kann.  Es  ist  überdies  die  Pflicht  des  Richters, 
über  alles  zu  fragen,  was  er  nicht  verstanden,  desgleichen  soll  er 
die  streitende  Partei  ermahnen,  dass  sie  nichts  zu  sagen  vergisst, 
immer  soll  er  aber  nur  einen  befragen,  aber  nicht  alle  miteinander, 
damit  die  Sache  klarer  geprüft  werden  kann. 

Nachdem  dies  alles  vollendet,  gehen  die  prozessierenden  Par- 
teien hinans  nnd  die  Richter  beraten  sich.  Dann  rufen  sie  die 
Parteien  wieder  herein,  teilen  ihnen  das  Urteil  mündlich  mit  und 
geben  es  ihnen  auch  schriftlich.  Zuletzt  wird  dasselbe  in  die  Ge- 
ricbtsakten  eingetragen. 

Besonders  schön  sind  die  Gründe  auseinanderg-esetzt,  weshalb 

man  Steuern  erhebt,  and  Voinovic  sagt  mit  Ueciit,  dass  auch  die 

214* 
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beutigea  Staaten  ddi  inuner  vor  Augen  halten  mllteni  nnr  gute 
Gründe  anzogeben,  ehe  sie  daa  Volk  mit  Stenern  hedrttcken.  SehSn 
ist  aneh  welter  aoaeinandeigesetst,  wanua  man  bei  Wlederiiolung 
von  Diebstahl  die  Todesstrafe  verhängt  (Art.  17),  nnd  In  noch 
schönerer  Weise  empAddt  man  Frieden  an  halten  mit  dMi  montene- 
grinischen Brildem.  Hit  einem  Wort,  es  ist  alles  so  beschrieben 
nnd  angeordnet,  daas  man  gegen  keinen  Paragraphen  etwas  einn- 
wenden  hat  An  vielen  Stellen  werden  wir  jenen  Bechtsgmndiatz 
finden:  „Lex  ad  praeterita  non  est  trahendfi  —  die  Gesetze  haben 
keine  rückwirkende  Kraft*  — ;  so  heisst  es  äosdrttcklich  in  §  15: 
„Dies  besieht  sieh  von  heute  an  anf  dl^enigen,  welche  etwas  kanfen 
wollen  nnd  nicht  aaf  dicjjenlgtn,  welche  schon  etwas  gekanft 
haben«. 

Die  Selbsthilfe  (Selbstverteldigong)  nnd  die  Beschrftnknng 
derselben  ist  genau  bestimmt  (vergl.  Art  10,  16,  18  nnd  81). 

Viele  von  den  Anordnungen  dieses  Gesetabnches  sind  in  das 
allgemeine  Gesetabnch  Ar  Eigentumsrecht  übertragen  worden,  ohne 
von  deogenigui  DiJOios  an  sprechen,  das  nichts  anderes  ist  ala  eine 
Erweiternng  dea  Gesetabnches  des  Vladika  Pann  L 

Von  einem  Inkrafttretoi  des  Gesetabnches  des  Vladika  Parsa  L 
kann  nicht  die  Bede  sein.  Obechon  die  Volksversammlung  dasselbe 
cweimal  gntgeheissen  nnd  die  montenegiinisehen  Ränpter  darauf 
geschworen,  so  haben  sie  sich  doch  nicht  den  Anordnungen  unter> 
werfen. 

MiLAKovic  sagt,  daas  das  Gesetzbuch  fBir  kurze  Zeit  ausübende 
Kraft  t?ehabt,  <aber  einige  Paragraphen  seien  nie  in  Kraft  getreten 
zur  Zeit  des  Heiligen  Pktkr.  So  haben  z.  B.  die  Montenegriner 
und  die  montenegrinischen  Häupter  schon  am  >^  September  1808 
die  Zahlung  der  Steuer  verweigert,  und  doch  hatten  sie  am 
17.  Angnst  1803  das  Gesetz  beschworen.  Diese  Steuer  wurde  vom 
Vladika  Rada  eingeführt,  nnd  zwar  mit  bewaffneter  Macht  Der 
eirund,  weshalb  das  Gesetz  nicht  in  Kraft  getreten  und  die  ge« 
wün?«chten  Früchte  gezeitigt,  liegt  in  erster  Linie  in  der  Insub- 
ordination der  Hänpter,  sowie  der  vereinzelten  Stämme.  Nehmen 
wir  in  Betracht,  dass,  wie  Tomanovic  behauptet.  _die  Stämme  ihr 
eigenes  Leben  geführt  und  nur  die  Idee  der  Lnabhiingi^'keir  und 
die  Arhtung  vor  dem  Gospodar  sie  vereinigte";  dass  die  monteuegri- 
nischea  Metropoliten  bis  auf  den  Vladika  IUda  nnr  nominelle 
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StutBoberhftiipter  waren  und  die  Staatsgewalt  nur  dem  Nampn  nach 
anigefllhrt  baben,  so  mttaaen  wir  ona  nicht  wonderSi  daas  das  Geaets- 
bnch  nicht  in  Kraft  getreten  ist. 

Die  Grundlage  der  geeetilichen  Macht  liegt  in  der  Anerkennung 
der  Antoiität  der  Regierang,  nnd  der  Metropolit  Pbtbs  I.  TeilBgte 
nnr  Aber  morallMhe  Mittel:  Über  Segen  nnd  Fluch. 

Dennoch  ist  das  Gesetzbuch  des  Heilif^en  Pktkb  von  unbe- 
grenztem Nutzen  für  die  Organisation  Montenegros,  »owie  für  unsere 
fernere  staatliche  und  rechtliche  Ent Wickelung. 

Wenn  dicsrs  audi  keine  K^cM-tzliche  Kraft  hatte,  so  vermfH  lit»' 
es  doch  die  lusulntidiiiation  der  Hfinpter  zu  zügeln  und  die  Zalil 
der  Fülle  von  Hlutrache  zu  vermindern:  denn  diese  sind  immer 
weniger  und  weniger  geworden,  bis  sie  zu  Anfang  der  Kegierung 
des  Fürsten  Danilo  ganz  verschwantlen. 

Ausserdem  ist  dasselbe  in  die  (Sehräuche  übergegangen^  nnd 
zur  Zeit  des  \'ladika  K'aiia  hat  man  nach  diesem  Gesetzbuch  ge- 
richtet, auch  sind  die  Gerichtsverhandlungen  mit  dem  Ausdruck  ab- 
gelmlten  worden,  ^so  wie  der  Heilige  Pktkk  gerichtet  hat"  (wie 
schon  Mkuakuvic  gesagt). 

(Teraäss  dem  Art.  20  hat  der  Vladika  Rada,  wie  sehon  er- 
wähnt, die  StMiier  erhoben  und  so  hat  das  Gesetzbuch,  je  mehr  sieh 
die  staatliciie  Gewair  in  den  Händen  des  Gusiiodars  konzentrierte, 
mehr  und  mehr  gesetzliche  tiewalt  erhalten.  80  würde  das  Gesetz- 
buch des  Heiligen  Pktkk,  das  in  \N'irkli<  hkeit  aus  Gewohnheitsreeht 
bestand,  sowie  dessen  Bestimmungen,  die  spater  zur  Gewohnheit 
wurden,  wenig  Wert  gehabt  haben,  wenn  nicht  dasselbe  zur  Zeit 
des  Vladika  Kada  vollgültige  Gesetzeskraft  besessen  hätte.  Der 
Fürst  Da>'ilü  hat  dieses  Gesetzbuih  nachher  erweitert;  aber  in  dem 
l'kas,  welcher  das  Gesetzbuch  veröttVntlicht,  wird  mit  keinem  Wort 
dasjenige  des  Heiligen  rKiKB  erwähnt,  was  notwendigerweise  hätte 
geschehen  sollen,  denn  das  Gesetzbuch  des  Fürsten  Danilo  ist  nichts 
anderes  ab  die  Erweiterung  ttes  Geseta^ohes  des  Heiligen  Pmn. 
Hieraos  geht  hervor,  dass  das  Gesetzbuch  des  Vladika  Fbtbb  I.  der 
erste  Grundstein  unserer  Staats-  und  Rechtsentwiokelung  ist. 

Indem  ich  es  einem  anderen,  der  besser  vorbereitet  ist  nnd 
mehr  Zeit  hat,  überlasse,  sich  eingehender  mit  diesem  iTt  Netzbuche 
zu  befassen,  will  ich  diesen  kurzen  l  mriss  mit  den  Worten  schliessen: 
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,  Das  Gesetzbuch  des  heiligen  Yladika  ist  grow  und  erhaben, 
so  wie  sein  Ld»en  vaä  seine  Arbeit  gross  nnd  erhaben  war. 

Am  17.  Anglist  1803  wnrde  ancli  die  g^esetzliche  Disziplin 
bestiitifj^t,  wclclie  all«'  Hiiujjtfr  einstimmig  schon  am  2o.  Juli 
eingesetzt  nnd  hPHtinimt  hatten.    IM»'Splbe  hat  folgenden  Wortlaut: 
Im  Namen  der  heiligen  Di •  !>  itiigkeit,  im  Namen  des  Vaters,  des 
Sohnes,  de»  heiligen  Geistes,  Amen. 

Wir  Häupter,  Ältesten  nnd  mit  uns  die  ganze  Vertretung  de^ 
montene^nischen  Volkes  haben  uns  heute  an  ein  und  demselben 
Orte  versammelt.  Wir  alle  werden  gewahr,  wie  die  Türken,  die 
Feinde  der  Christenheit,  Heere  zusammen /ielion.  kriegerisrhe  Vor- 
bereitungen treften  nnd  Tag  und  Na(  lit  otVni  uinl  insgeheim  bestrebt 
sind,  uns  und  unsere  bürdanschen  Brüder  zu  vernieht^'n  und  nnter 
ihre  HerrKchaft  und  Tyrannei  zu  bringen,  sowie  unsere  Kinder  in 
Ot'faim>  iis(  haft  und  Sklaverei  zu  füliren  und  unter  ein  grausames 
nnd  barbarisclH's  Joch  zu  drücken;  deshalb  haben  wir  übereinstim- 
mend beschlossen,  festgesetzt  und  bestätigt  was  hier  folgt: 

Art.  1.  Wir  rufen  den  heiligen  Namen  des  Herrn  unseres 
allmächtigen  Gottes  zu  Hilfe  an,  dass  wir  einer  dem  andern,  ein 
Stamm  dem  andern,  eine  Nahia  der  andern  Treue  nnd  Glauben 
halten  wollen  nnd  geloben,  dass  wir  einander  weder  verraten  no€h 
betrügen  werden. 

Art.  2.  W^ir  habfn  unter  Eid  gelobt,  dass  wo  immer  und 
von  welcher  Seite  her  der  Feind  uns  oder  unsere  Brflder,  die  Börda« 

ner,  angreift,  wir  einer  dem  andern  beistehen,  fBr  nnseren  heiligen 

christlichen  Glauben  kämpfen  und  unser  Blut  für  unser  geliebtes 
Vaterland  vergiessen  werden,  sowie  nnsere  heissgeliebte  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  schützen,  und  die  heiligen  Kirchen  und  Kbister, 
unsere  Häuser,  Frauen  und  Kinder  mit  Hilfe  des  allmfichtigen  Gottes 
mit  nnseren  Waffen  verteidigen  wollen. 

Art.  3.  Wer  vom  heutigen  Tage  an  und  in  Zukunlt,  sei  es 
ein  einzelner  Monten^;riner,  ein  Dorf,  ein  Stamm  oder  eine  glänze 
Nahia,  des  geheimen  oder  offenen  Verrates  beschnldigt  wird,  den 
übergeben  wir  alle  einstimmig  der  ewigen  Verdammnis.  Wie  Judas 
don  Verräter  unseres  Herrn  und  wie  den  ehrlosen  Vuko  Bkankovic 
(ein  Schwager  des  Kaisers  Lazae),  welcher  bei  Koesowo  die  Serben 
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verriet,  «nd  hierdurch  ewipren  Hass  und  Finch  seines  Vaterlandes 
auf  sich  zog,  der  von  der  Gnade  Gottes  fiel,  einen  solchen  Verrfiter 
an  den  Brttdern  und  an  dem  Christentum,  fibergeben  wir  nicht  nur 
der  ewigen  VerdamninisB,  sondern  Ba«li  BBseren  Besdilime  ist  er 
yerflnclit  und  er  ist  in  dieser  nnd  der  rakfinftigen  Welt  verantworte 
lieh  Ar  alles  das  BOse,  das  sein  Betrag  nnd  Verrat  bervorgehracht 
hat  Unser  Blut  wie  dasjenige  von  Abel  schreit  von  der  Erde  zam 
Himmel  gegen  ihn  nnd  seine  Kinder,  wie  das  Blnt  Christi  gegen 
das  Volk  der  Juden. 

Art.  4.  Einen  solch«i  Verräter  haben  wir  auf  immer  ans 
unserer  Versammlung  ausgeschlossen,  er  geht  nicht  nur  aller  Ehrmi 
und  Würden  verinstig,  sondern  seine  Familie  bleibt  auf  immer  in 
Schande  und  Schmach. 

Dies  trifft  demjenigen,  der  Glaube  und  Gesetz  verrftt,  den 
Namen  Gottes  schmäht  und  sein  Volk  zu  Schaden  bringt  Sollte 
Gott  in  unserer  Zeit  diesem  Lande  einen  Führer  erwecken,  der 
dasselbe  leitet  und  regiert,  oder  nach  uns,  zur  Zdt  unserer  Nach- 
folger, unserer  Kinder,  so  hinterlassen  wir  einem  solchen  Herrscher 
diesen  Brief  zur  Beherzigung,  so  dass  auch  in  jener  späteren  Zeit 
und  auf  immer  ein  solcher  Verräter  und  seine  Familie  Würden  und 
Ehren  sowie  aller  Gunstbezengungeu  verlustig  gehen  und  seine 
Familie  als  EidbrOchlgre  und  Betrttger  dem  Hass  und  der  Ver- 
achtung aller  anheimfallen. 

Art.  5.  Alles  was  oben  beschrit  lt  n.  hatten  wir  ttberein- 
stimmend  beschlossen  und  mit  unserem  Eid  bekräftigt,  indem  wir 
das  heilige  Kreuz  und  das  heilige  Evangelium  troküsst  nnd  eitlen- 
händig  mit  unserem  Namen,  oder  diejenigen,  welche  nicht  schreiben 
können,  mit  einem  Krenze  nnterschrieben  haben. 

Art.  6.  Eine  jede  Nahia  soll  eine  Abschrift  erhalten  nnd  mit 
si<  h  nehmen.  Sie  soll  dieselbe  aufbewahren  von  (ieneratiftn  zu 
t't-neration.  Tn  der  iletropolie  haben  wir  auch  eine  Abstlirift 
zurückgelassen,  wf'lclic  unter  den  kaisserlidien  Briefen  und  Doku- 
menten aufbewalirt  lunl  jeJem  kaiserlichen,  königlichen  oder  llirst- 
Jichen  Uofe  sowie  den  Gesandten  kundgegeben  werden  soll. 
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Im  Jahre  1855  erlien  Fttnt  Dihilo  ein  nenfls  OesetsbnclL 
Dieses  enthSlt  in  95  Artikeln  Beitiinmuigen  Aber  Stttttreeht,  ZivU- 
recht  nnd  insbesondere  Aber  Stnfrecht  Die  wichtigsten  Beetim- 
mnngen  sind: 

Alle  Montenegriner  nnd  BOrdaner  sind  vor  dem  Oesetse  gleich. 
Die  Sicherheit  der  Ehre,  des  Eigentums,  des  Lebens  und  der  Frei' 
heit  eines  jeden  Honten^n^^i^  und  BSrdaners  ist  gewShrleietet 
Der  Fflist  ale  Herr  des  Landes  ist  nnverletalich;  deijenige  Montene* 
griner  oder  Bdrdaner,  welcher  die  Person  oder  die  Wflrde  des 
Fürsten  verletzt^  wird  gleich  einem  MSrder  mit  dem  Tode  durch 
Erschieiaen  bestraft  Dem  Fürsten  sind  alle  vom  Obergericht  ge- 
AUten  Todesnrteile  vonnlegea;  dem  Fürsten  allein  steht  das  Be- 
gnadignngsrecht  zu.  Zur  Bestreitung  der  Auslagen  für  die  Ver- 
waltnngf  die  Rechtspflege  nnd  die  bewaffnete  Hacht^  rar  AnschalRing 
des  „unserNn  Lande**  hOchst  notwendigen  Palvers  and  Bleies,  zur 
Herstellung  von  Strassen  nnd  znr  Befriedigung  anderer  allgemeiner 
Landesbedflrfnisse  hat  jeder  Montenegriner  und  Burdaner  eine  Steuer 
zu  zahlen.  Wer  die  I.eistang  der  vorgeschriebenen  Stenern  ver- 
weigert, ist  gleich  einem  Verräter  nn<l  Fr  itKle  des  Vaterlandes  zu 
bestrafen.  Wenn  jemand  seine  Grundstücke  oder  sonstigen  steuer- 
baren Sachen  verheimlicht,  so  hat  ihm  der  Vorsteher  die  verheim- 
lichte Sache  znr  Strafe  abzunehmen  und  unter  seine  ,.Kmelen*, 
d.  h.  Schiedsrichter  zu  verteilen.  Der  Vorstrher  oder  Richter,  welcher 
die  erhobenen  Gelder  verhehlt,  hat  den  fünffachen  Betrag  zu  er- 
8«>tzen  und  ausserdem  wird  er  von  seinem  Amte  enthoben,  .leder 
Montenegriner  oder  Bördaner  ist  verpflichtet,  sobald  er  liijrt,  dasa 
sein  Vaterland  der  Verteidigung  bedürtV,  zu  den  Waffen  /u  greifen 
und  gegen  den  Feind  zu  ziehen.  Wer  diese  luMÜge  l'Hicht  verlet7:t. 
dem  sind  die  WaftV-n  abzunehmen,  er  darl  sie  nie  mehr  tragen,  er 
ist  seiner  Ehre  verliiNtig  und  ausserdem  ist  ihm  eine  Weiber&clitir/.e 
umzubinden,  zum  Zeichen,  dass  er  kein  Mannesherz  besitzt.  Jetler 
Wojwode  ist  in  seinem  Stamm  oder  Bezirk  verpflichtet,  sobald  er 
hört,  dass  dem  Lande  eine  Gctalir  drolit,  seine  Leute  zu  den  WaÖeu 
zu  rufen  und  gegen  den  Feind  zu  führen. 

Im  T.ande  besteht  nur  die  serbische  Nationalität  und  die 
orieniali.sch-orthodoxe  Kirche,  doch  kann  jedermann,  der  anderer 
Nationalitiit  oder  einer  anderen  Glaiibensi;» nuiii.miiaft  angelu'rt. 
unbehindert  im  Lande  leben,  wobei  demselben  die  gleiche  Frei- 
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heit  und  gleichen  Rechte  wie  jedem  Montenegriner  nnd  Bördaner 
ziutelien. 

In  privatrechtlicher  Beriehnng  enthftlt  das  Geeetzbach  nach- 
stehende Bestimmungen: 

§  45  regelt  das  Vorkanferecht  (alte  slarische  Sitte);  natttrlich 
mttssen  die  Verwandten  und  die  Nachbarn,  wenn  sie  das  Vorkaufs- 
recht  ansttben  wollen,  das  Gut  zu  dem  Preise  kaufen,  an  dem  es 
ein  anderer  KKufer  au  kaufen  bereit  ist 

Der  Montenegriner  oder  Bördaner,  welcher  sein  Geld  frncht- 
bringend  anl^  darf  höchstens  20  Dinaren  von  einem  Thaler  (17  ^j^) 
nehmen. 

Nach  dem  §  42  hat  der  Mi»nt**nHorriner  oder  Hördaner,  welcher 
ein  Pferd  oder  sonst  ein  Tier,  welches  ihm  Schaden  anrichtet.  ti>tet, 
10  Thaler  tieldstrafe  zn  zahlen  und  Ersatz  fllr  das  Tier  zu  leisten, 
denn  niemand  darf  sein  eigener  Richter  sein,  da  Gerichte  bestehen; 
nur  Hunde  dürfen  getötet  werden  im  Aagenblick,  wo  sie  Schaden 
anrichten. 

Rei  Körperverletzunpr»!!  ist  Ersatz  für  die  Verwundung  zu 
leisten  und  die  Krankheitskosten  sind  zu  tra{?en.  Der  Brandleger 
hat  'hi'i  Haus  und  alles  übrige,  was  verbrannt  ist,  zu  bezahlen, 
ausserdem  wird  er,  wenn  d;i«  Verbi  f^chen  absichtlich  begangen  wurde, 
zum  Tode  venirtfilt.  —  Her  Monfcin  j^riner,  welcher  jemandem  un- 
absichtlich das  (lewfhr  zt-rbricht,  hat  ein  Drittrl.  der  Ges(  Isiidisrtf 
zwei  Drittel  des  y.ni^fünilvn  Schadens  zu  tragen.  \S fi'  dage^^en  vint 
Wafte  entlehnt  und  dieseU»»-  unabsichtlich  zerbricht,  hat  zwei  Teile, 
der  Gescliädigte  nur  eint-ri  'i  t'il  de.s  iSchadens  zn  tragen. 

Ausführlichere,  jeilnch  nicht  ausreichende  lifstimmungen  ent- 
hält das  Gesetzbuch  über  Erbrecht  und  Klierecht.  47  berührt  das 
Institut  der  Kuca  (Hausgemeinschaft),  indem  tU  rselbe  bestimmt,  dass 
Sühne  nur  mit  Hewilligung  ihrer  Eltern  aus  der  Familieiif^'eniein- 
schaft  austreten  können,  sonst  kann  die  Teilung  bei  Lebzeiten  «ies 
Vaters  oder  der  Mutter  nicht  stattrinden.  Jedermann  kann  als  Herr 
seines  \ermügens  dieses  mit  Umgehung  seiner  Verwandten  auch 
Fremden  nach  Helielien  ziuvenilcii:  jede  diesbezügliche  Verfügung 
unter  Lebenden  oder  auf  den  Todt-slall  ist  unanfechtbar.  Der  \'ater 
kann  dasjenige,  was  er  selbst  erworben  hat  —  also  sein  Sonder- 
vermögen —  nach  Belieben  unter  die  Söhne  verleilen;  hinterlässt 
er  also  einem  Sohne  mehr  als  dem  andern,  so  ist  diese  \'erfügung 
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gtllUs«  Verfligt  der  Vater  bei  Lebseitoii  Uber  sein  VermOgeii  nicht, 
80  fftllt  CB  nach  Beinern  Tode  seinen  S9hnen  so  gleichen  T^en  zn; 
der  ftberlehenden  Witwe  gebührt  der  lebendtngliehe  Gennas  an  dem 
Anteile  ihres  Hannes.  Dieser  Anteil  ist  erst  nach  ihrem  Tode  zu 
verteilen,  nnd  zwar  sofort,  wenn  die  Kinder  erwachsen  sind,  sonst 
wird  er  dnrch  znverlftssige  Ufinner  verwaltet,  solange  die  Kinder 
das  20.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  haben.  Die  Witwe  genlesst, 
wenn  sie  kinderlos  ist,  den  ganzen  Anteil  ihres  Hannes;  heiratet 
sie,  so  erhält  sie  nnr  10  Thaler.  Die  Tochter  hat  kein  Erbrecht, 
wenn  sie  mit  Söhnen  konkurriert;  hintorUast  der  Vater  aber  keine 
söhne,  sondern  mehrere  TSchter,  so  erben  de  sowohl  das  vftterliche 
als  anch  das  groBsyfiterliche  Vermögen;  nnr  die  Waflfen  fallen 
dem  nSchsten  männlichen  Verwandten  zn.  Hat  der  Jfoblasser  ledii^ 
oder  verheiratete  Schwestern  nnd  Töchter  hinterlassen,  so  erben  die 
Töchter  zwei,  die  Schwestern  einen  Teil.  Die  Tochter  erliftlt  bei 
ihrer  Verheiratung  keinen  Anteil,  wohl  aber  eine  Ansstattnng, 
welche  ihr  die  Eltern  freiwillig  geben.  Hat  eine  Tochter  bei  ihrer 
\>rheiratnng  ein  VermOgen  von  ihren  Eltern  mitß:ebi-acht  nnd  ist 
sie  kinderlos  gestorben,  so  fSllt  dieses  Vermögen  und  alles,  was  mit 
demselben  erworben  worden  ist,  ihren  Brüdern  und,  in  Ermangelung 
dieser,  ihren  Schwestern  zu;  hat  sie  auch  keine  Schwestern,  dann 
wird  der  Nachlass  unter  die  nächsten  Verwandten  verteilt:  sind 
keine  solclien  vorhanden,  so  füllt  der  ganze  Nachlass  der  Landes- 
kassc  zu.  Das  sind  sämtliche  Bestimnnin^^en,  weiche  wir  in  dem 
(iesetzbuch  Danilu.h  über  das  Erbrecht  tinden. 

Auffallend  könnte  die  Bestimmung  des  Gesetzes  ei-scheinen, 
dass  Srihne  die  Tiirliter  vom  Erbrecht  a n »sc h Hessen;  doch  steht  diepe 
Be.stimmung  des  monteneprinischeii  (Tpsctzesi  keineswetrs  vereinz»  It 
da,  denn  wir  tinden  übiiliclic  Bestimmung-fn  in  mehreren  alten  und 
niodejnen  -l.ivischen  (besetzen,  da  bei  den  Slaven  im  allgemeinen 
der  Cirundsatz  hcrr.schte,  dass  die  Söhne  die  Töchter  von  der  Erb« 
folge  an>srlilipssen. 

[  \)vr  Kherecht  verordnet  das  Cresetzbuch  Danii.os.  tla>>  der 
Seelstirger  o  Tage  vor  der  Trauung  Nachfrage  zu  halten  hat,  ob 
die  Braut  mit  dem  Bräutigam  zufrieden  sei,  denn  nur  in  diesem 
Falle  darf  er  die  Trauung  vullzielien.  Ein  Priester,  welcher  gecen 
dieses  Gebot  eine  Ehe  einsegnet,  ist  ans  der  heiligen  orthodoxen 
Kirche  ausgeschlossen. 
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Derjenige,  der  ein  Weib  bei  Lebseiteii  ihm  Mannes  heiratet, 
ist  des  Landes  m  Terweisen. 

Bezüglich  der  Eheirennang  verweist  das  Gesetzbncii  anf  das 
Kirchenrecht;  die  bisher  übliche  Trennung  wird  abgeschafft,  es  soll 
in  Zohnnft  die  Trennung  nur  nach  den  Satzungen  der  Kirche  ge- 
schehen. Der  Mann  ist  verpflichtet,  seinem  Weibe  den  Unterhalt 
zn  geben,  wenn  die  Ehegatten  wegen  Haas  nnd  Uneinigkeit  ge- 
schieden werden;  in  diesem  Falle  darf  kein  Teil  heirateii.  Ein 
Crrnnd  zur  Trennung  der  Ehe  ist,  wenn  das  Weib  ihren  Mann 
dreimal  bestiehlt;  der  Mann  darf  dann  wieder  heiraten,  das  Weib 
nicht  (§  77). 

In  bezug  auf  die  Rechte  nnd  Pflichten  der  Richter  bietet  das 
Gesetzbneh  Danilos  wenig  nenes,  indem  die  Bestimmungen  des 
alten  Gesetzbuches  wörtlich  ttbernommen  bat.  Es  sind  das  folgende 
Bestimmnniren: 

Km  bfstoehener  Kichter  ist  sofort  seines  Auitts  zu  enisetztn. 
wird  mit  120  Talern  Cieldbus-se  bestraft  und  wird  dauernd  ehrlos. 
Wer  einen  bestochenen  Richter  anzeigt,  bekounnt  'M>  Taler  Belohnung. 
Der  Richter,  welcher  zwischen  seinen  Aintsgenossen  Hader  stiften 
wollte,  sowie  jeder  nachlässige  und  ungehorsame  Biehter  ist  vom 
Amte  zu  entfernen.  Wer  einen  Richter  durch  ein  Geschenk  zur 
Parteilichkeit  zu  verleiten  sucht,  ist  aus  diesem  Grunde  allein  seines 
Amtes  verlustig,  und  wird  ausserdem  fRr  Jeden  als  Geschenk  ge« 
gebenen  oder  angebotenen-  Taler  mit  je  einer  Woche  Gefilngnis 
bestraft. 

Bemerkenswert  ist  die  Anordnung,  dass  zur  Erzielung  eines 
geordneten  nachbarlichen  Verhftltnisses  und  zur  Erhaltung  des 
Friedens  mit  den  nachbarlichen  Staiiten  Streifzl^  zur  Plttnderung 
in  das  türkische  Gebiet  untersagt  sind.  Es  wird  fibrigens  nach  dem 
§  24  jede  durch  Montenegriner  in  den  benachbarten  Staaten  verflbte 
strafbare  Handlung,  insbesondere  der  Diebstahl,  ebenso  bestraft,  als 
ob  die  Handlung  an  einem  Montenegriner  begangen  wftre. 

Die  Auslieferung  von  flüchtigen  .Ausländern  findet  in  Gemäss* 
heit  eine«  Gelübnisses  des  Vladika  Pktkr  T.  nicht  statt. 

Das  Ui'setz  bestimmt  folü:^'nih'  Strafen:  die  (ieldstrafe,  den 
\  erfall  von  Gütern,  die  Gefüngnishtrafe,  den  Verlust  des  Amtes, 
Ehrverlust,  die  Abnahme  der  Waffen,  das  Umbinden  einer  Weiber- 


3400 


GeaetzgebuBg. 


schflnse,  die  Yerbumiuig  au  dem  Landef  die  körperliche  Zftchtiguog 
und  die  Todesstrafe^ 

Sehr  strenge  wird  der  Diebstahl  bestraft;  es  ist  der  IMebstahl 
mit  körperlicher  Zflcbtigang  (25—100  Stockstreichen)  und  mit  der 
Todesstrafe  bedroht.  Die  letztere  Strafe  ist  am  verhlngoi,  weaa 
der  Dieb  das  dritte  Mal  einen  Diebstahl  im  allgemeinen  oder  einen 
Diebstahl  am  Kircheagnte  oder  an  der  Lsndesmnnition  bi^ht  Wer 
einen  Dieb  beim  Diebstahl  ersehiesst,  ist  straflos  nnd  erbSlt  anss^r- 
dem  eine  Belohnung  von  20  Talern. 


Fürst  NiKOULDS  hatte  bereits  im  Jahre  1864  —  von  dem  Be- 
WQSstsein  dnrchdningen,  dass  das  Gesetzbnch  Danuos  den  Verhftlt- 
niflsen  nnd  Bedttrfliissen  des  Landes  nicht  entspreche  —  den  Ge> 
danken  geüusti  seinem  Lande  ein  neues  Gesetabneh  an  geb^  Der 
Fttrst  war  bis  an  dem  Jahre  1871  ko  dem  Entschlösse  gelsngt, 
dass  bd  der  Schaffung  eines  allgemeinen  bürgerlichen  Geeetsboches 
für  Montenegro  „trots  aller  nnvermeldlichen  Berttckdcht^fong  der 
Wissenschaft  mid  der  Oesetagebang  in  anderen  aivilisierten  Staaten*^, 
doch  anf  die  Anffassnng  des  Volkes  über  Recht  nnd  Billigkeit^  sowie  anf 
die  Gewohnheit  des  montenegrinischen  Volkes  das  Hanptgewicht  n 
legen  sei.  (Worte  des  Fürsten  im  Eiafühmngsnkas  vom  25.  Uän 
1888.)  Die  vom  Fürsten  in  Aussieht  genommene  Arbeit  in  dieser 
Weise  zu  bew&ltigen,  schien  der  Professor  an  der  üniversitftt  in 
Odessa,  Dr.  Baltasae  Booibic  einzig  geeignet  Dr.  Bogisic,  Kaiser- 
lich rassischer  Staatsrat,  Mitglied  der  südslavischen  Akademie  der 
Wissenschaft,  der  Academie  des  sciences  morales  et  politiqoes  in 
Paris  nnd  der  Akademie  für  Gesetzpehnnp:  in  Tonlouse.  hatte  schon 
im  Jahre  I8t>0  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  gelenkt,  durch  eine 
erschienene  Sammlung  der  Rechtsgebrftache  bei  den  Sttdslaven  (Wien, 
Mttnclipn,  IJerlin,  Giessen,  Paris). 

Fürst  Nikolaus  wendete  sich  daher  im  Tahre  1873  an  den 
Russischen  Kaiser  Alexandkk  II.  mit  der  Bitte,  den  genannten 
Professor  Bociinir  mit  der  Aufgabe  zu  betrauen,  für  Montenegro  ein 
tit  setzbnclj  zu  scliaffeii.  Dieser  Bitte  wurde  sofort  willfahrt,  so  .la-s* 
Roölsic  bereits  im  Jahre  IST-'J  mit  den  "\'orarbeiten  beginnen  konntf 

Kr  liaf  die  Arbeit  mit  der  Erforschung  der  KVrhtsirt'brancht' 
in  Moiitent-i^n»  bezüglich  aller,  das  .lustizwesen,  die  \  erwallung  nnd 
die  wirtschaftlichen  Zustände  des  Landes  berülirendeu  Verbältnissen 
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angefangen,  indem  er  zu  diesem  Zwecke  eine  aasf&hrlicbe  Anleituitg 
mit  Fragen  verfasst  hatte,  auf  welche  die  Senatoren  und  Mitglieder 
des  obenten  GerichUhofes  Änftkaitft  erteilten.  Boonijl  hat  die  Ant- 
wertMi  pentlnlicb  »«fgeseichiMit  Du  in  dieeer  Weise  gewosneoe 
lüiterjal  hat  er  weiter  ans  den  geriehtlichen  Akten  ergftnet  und 
dardi  «dne,  bei  gerichtlichen  Verliaodlnngen  vnd  Beratnngen  ge- 
machten pereOnllchen  Wahmehmnngen  vervoUttändigt 

Hteranf  begab  eich  BooiSii  nach  Belgrad,  wo  m  Jener  Zeit  an 
einer  Umarbeitung  des  Zivilgesetahndies  vom  Jahre  1844,  welches 
nur  ein  Anssng  ans  dem  Saterreichischen  bflrgerlichen  Gesetabnche 
war,  gearbeitet  worde.  Hier  reifte  in  Bogi&i5  der  feste  Entschlnss, 
für  Montenegro  ein  Oesetsbach  zn  schalfon,  welches  den  Gewohn- 
heiten nnd  VerhUtnIssM  des  Volltes  entsprechen  sollte.  Bis  anm 
Jahre  1875  hatte  er  die  leitenden  GmndsätEe  entworfen;  er  kam 
nach  Ceti^je,  nm  mit  den  Beratnngen  Aber  dieselben  zu  beginnen. 

Nachdem  er  nnn  volIstSndig  ansreichendes  Material  gesammelt 
hatte,  begab  sich  BoeiSi^  nach  Paris,  nm  die  bestehenden  Zivil- 
gesetzbftcher  einem  gründlichen  Stndiam  zu  unterziehen  nnd  die 
Arbeiten  mehrerer,  mit  der  Kodifikation  von  bUrgerlichen  Gesetz- 
bflehem  in  verschiedenen  Staaten  betranten  Kommissionen  kennen 
zn  lernen.  Soldie  Kommissionen  tagten  in  Berlin  für  das  Dentsche 
Boich,  in  Budapest  für  tJngam,  in  Peterebnig  für  Bnssland  nnd 
In  Tokio  für  Japan.  In  Budapest  war  Booisic  zweimal,  woselbst 
ihm  die  Mitglieder  der  KodiflkationskommlSBlon  bereitwilligst  alle 
erbetenen  Ausktnfte  erteilten.  In  Bnssland  wurde  mit  den  dies- 
bezüglichen Arbeiten  erat  im  Jahre  1883  begonnen,  als  Bogi^ic  mit 
dem  Entwürfe  seines  Gesetzbnches  bereits  fertig  war.  Die  Mit- 
glieder der  japanischen  Kommission  hatten  Boui^ic  in  Paris  aofge- 
sncht,  mit  demselben  Uber  das  System  eines  bflrgerlichen  Gesetz- 
bnches eingehend  beraten  nnd  im  allgemeinen  das  von  Hrxiisic  be- 
obachtete System  angenommen.  Die  Arbeiten  der  Berliner  Kommission 
waren  Booisic  vollkommen  zngänglich;  er  ist  mit  dieser  Kommission 
wiederholt  in  Berührung  getreten  und  hatte  ihr  1883  seinen  Ent- 
wurf vorgelegt,  welcher  von  derselben  beifällig  anfgenommon  wnrde. 

Booisir  hat  über  die  bei  der  Kodifikation  beobachtete  Methode, 
die  Systematik,  den  Inhalt  und  Umfang  des  Gesetzes  im  „Bulletin 
de  la  Socicte  de  legislation  comparee",  Mai  1888,  in  der  vortreff- 
lichen Abhandiaug  „A  propos  du  code  civil  du  Mont^n^^o"  berichtet. 
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Den  Entwurf  des  Geaetzboehee  liat  er  yom  Jahre  1878 — 1881 
fertiggesteUt»  wonaf  im  Jahre  1881  in  Getiqje  dordi  aeht  Monate 
die  erste  Leenng  nnd  im  Jahre  1885  die  zweite  stattgeflinden  hat, 
Ende  1885  wurde  die  dritte  Leenng  Yor  dem  Fürsten  vorge- 
•  nommen.  Nachdem  in  den  folgenden  zwei  Jahren  die  Redaktion  des 
Gesetztextes  genau  geprttft  worden  war,  wurde  das  Gesetzbuch  am 
26.  April  1888  in  Cetii^e  in  Gegenwart  der  Gesandten  aller  in 
Montenegro  yertretenen  Staaten,  der  Senatoren,  Minister  und  anderen 
höheren  Beamten  feierlichst  verkflndet. 

BooiSijS  Ikat  in  dem  allgemeinen  Gesetzbuch  für  Montenegro 
allein,  ohne  Mitarbeiter  nnd  Kommissionen,  ein  Werk  geschaffen, 
welches  den  Anfordnnngen  der  Bechtswissensehaft  entspricht  nnd  in 
welchem  das  Recht  ans  dem  Volksbewnsstsein  geschSpft  ist  Er  hat 
ein  strmg  wissenschaftliches  nnd  dodi  zugleich  volkstümliches,  leben- 
diges, den  VerUOtnissen  des  Landes  angepasstes  Gesetzbuch  geschaffen. 

Es  sind  die  Torzüge  dieses  Oesetzbndies,  sowie  dessen  Be- 
deutnng  für  die  Kodifikation  im  allgemeinen  in  der  dentaeheo, 
französischen  nnd  slavischen  rechtswissoischaftlichen  Literatur  fiber- 
einstimmend anerkannt  worden. 

Über  das  allgemeine  Gesetzbnch  für  Montsnegro  sind  sehr 
viele  Rezensionen  nnd  Arbeiten  erschienen,  und  zwar: 
in  deutscher  Sprache: 
Dr.  DiOKBL,  ^Über  das  nene  bürgerliche  Gesetzbach  für  Monte- 
negro nnd  die  Bedeutung  seiner  Grundsätze  für  die  Kodifikation 
im  allgemeinen  mit  Bemerkungen  über  den  neuen  Entwarf  einen 
dentschen  bürgerlichen  Gesetzbuches".    Marburg  1887; 
Derselbe,  Aus  dem  montenegrinischen  Sachenrechte,  in  der  Zelt- 
et h  ritt  für  vergleichende  Eechtswiasenechaft.  XI; 
in  franzüsisclier  Sprache: 

Dareste,  „Le  nouveau  Cod«  civil  du  Montenegro"  in  der  Zeit- 
schrift „.Seances  f^t  travaux  de  1  academie  des  Sciences  uiora* 
les  et  politiques,  XXX.  s,s--; 
Ardant,  „Uiie  uouvelh'  niethode  de  coditikation  da  droit  civil"  in 

der  Zeitschrift:  ^Hi' forme  Sociale^; 
Derselbe,  „La  propricte  et  la  famille  an  Mt^ritem'LT"  d'aprt<  le 
uouvi'au  Code  civil"  in  der  Zeitschrift:  „La  iiuuv.  11c  Revue-. 
Ferner  eine  Menge  Rezensionen  in  böhmischer,  bulgarischer,  polnischer, 
russischer,  serbischer  Sprache. 
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Trotxdem  Montenegro  ein  hervorragendee  Geaetzbaeh  hattOi 
war  doch  die  Bechtspllege  bis  vor  korzem  nicht  besonders  gut 
Der  Hanptgmnd  war,  daas  die  Bichteri  meistens  nlte,  würdige 
LeatSy  die  Waffen  zwar  sehr  gut  zn  handhaben  verstanden,  in 
der  Jnrispmdens  aber  nicht  sonderlich  bewandert  waren.  Ausser- 
dem  war  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  flberhanpt  nicht  geregelt; 
so  konnte  man  s.  wegen  einer  Sache  von  geringer  Bedeutung 
direkt  an  den  Fürsten  appellieren.  Der  Einrichtung  des  Gerichts» 
Wesens  entsprach  anch  die  der  anderen  Behörden,  mit  einem  Worte: 
Montenegro  stand  vor  Ausführung  der  neuesten  Beformen  noch  auf 
patriarchalischer  Entwickelungsstnfe. 

Diese  Gründe  bewogen  den  Fürsten,  eine  vollständige  Beform 
in  seinem  Lande  durehzulOhren,  nicht  nur  im  Gerichtswesen,  sondern 
auch  auf  allen  andern  Gebieten. 

Am  6.  Dezember  1902  proklamierte  er  in  Anwesenheit  aller 
hohen  Beamten  die  neuen  Beformen,  indem  er  eine  Beihe  neuer 
Gesetze  und  Verordnungen  verkündete.  Es  sind  dies:  das  Staats» 
grundgesetz  über  die  Fürstliche  Begierung  und  den 
Staatsrat,  das  Gerichtsverfassungsgesetz,  das  Beamten 
gesetz,  das  Gesetz  über  die  administrative  EinteilAng 
des  Staates,  das  Gesetz  Über  die  Staatskontrolle  usw. 

Das  wichtigste  von  allen  diesen  Gesetzen  ist  dasStaats- 
gruadgesetz  Aber  die  Fürstliche  Regierung  und  den 
Staaterat.  Nach  diesem  Gesetz  verwaltet  «lit'  Fürstliche  Regie- 
rung auf  Grand  der  Landesgesetze  alle  staatlichen  Angelegenheiten. 

Die  Fürstliche  Regierung  besteht  ans  6  Ministerien  (Inneres, 
Äusseres,  Justiz,  Knltus,  Finanzen,  Krieg),  an  den  n  Splt/e  die 
Minister  stehen.  Diese  werden  vom  Fürsten  ernannt  und  eutlasBen 
und  sind  dem  Fürsten  für  ihr  Tun  verantwortlich. 

Der  Staatsrat  nimmt  in  Mont*>negro  eine  besondere  Stellung 
ein,  indem  er  nicht  nur  gesetzgebende  Gewalt  ist,  sondern  auch  das 
Budget  beschliesst.  -  Die  Mitglieder  des  Stautsiats  sind:  der 
niontent'grinisclif  Krbiirin/,,  der  montenegrinische  Metropolit,  alle 
Minister  und  der  Präsident  der  Sta:itsknntrolle.  zuletzt  alle  die;^Miisren, 
denen  der  Fürst  den  Titel  eines  Staatsrates  verleiht.  Der  Präsident 
wird  vom  Fürsten  ernannt,  er  Ijerutt  und  ><  lili»'svt  den  Staatsrat. 
Ansserdem  kann  der  Fürst  jederzeit  den  Staatsrai  einberufen  und 
dann  präsidiert  er  ihn  selbst. 
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Das  B«88ort  des  Staatsrats  ist  nicht  nir  a«f  die  Gssetsgebang 
und  das  Bidget  beschrSakt,  sondern  er  int  sieh  andi  mit  anderen 
widitigen  Staatsangelegenheiten  an  beseh&ftigen,  s.  B.  Handels-, 
Kcmsnlar-,  Steaer-  nnd  Postvertrige  mit  fronden  Staaten.  Er  ent* 
scheidet  noch  über  die  Znstfndigkeit  der  Gerichte  in  sweillelhaften 
FftUen  nnd  erledigt  anch  alle  Streitigkeit^  zwischen  Gerichten  nnd 
administratiTen  Behörden.  Es  wird  im  Staatsrat  nach  Stiaunea-  - 
mehrheit  entBChieden.  Alle  Bescbltlsie  des  Staatsrates,  mit  sehr 
wenig  Ausnahmen,  mttssen  dem  Fürsten  zur  BestMignng  vorgelegt 
werden  nnd  erst  dann  werden  sie  reehtskrftftig. 

Ztt  Beratungen  Uber  Gesetsentwtlift  haben  nur  die  Minister 
Stimme  nnd  in  denen  Aber  das  Budget  ausser  ihnen  nur  noch  der 
Prisident  der  Staatskontrolle.  Der  Staatsrat  ist  nur  besehlassAhig, 
wenn  mindestens  4  Mitglieder  anwesend  sind. 

Wenn  ich  noch  hinsuftge,  dass  der  Sekretiür  des  Staatsrats 
anch  vom  Fftrstra  onannt  wird  und  dies  ein  Ehrenamt  ist,  so  habe 
ich  alle  Bestimmungen  unseres  Staatsrats  auiSsesShlt. 

Das  Geriehtsverfassungsgesets  «itspricht  den  modernen 
Anforderungen.  Die  Bichter  werden  wie  in  anderen  Staaten  lebeas- 
län'gUch  angestellt  und  kSnnen  nur  nach  bestimmten  Oesetaen  ihres 
Amtes  enthoben  werden. 

Es  gibt  in  Montenegro  8  Arten  von  Gerichten;  Kapitanats- 
gerichte,  Bezirksgerichte  und  einen  Obersten  Geriditshof.  Die 
Kapitanatsgerichte  sind  Gerichte  in  L  Instanz,  die  Besirksgerichte 
in  I.  und  n.,  nnd  der  Oberste  Gerichtshof  ist  die  höchste  nnd  lotete 
Instanz  im  Staate.  Alle  diese  Gerichte  sind  wie  in  bOi^ierlichen 
Streitigkeiten  so  anch  in  Straftachen  zustfindig:.  Es  ist  noch  hervor- 
znheben,  dass  in  allen  montenegrinischen  Stildten  Gemeindegehchte 
bestellen,  die  ihrftr  (xewalt  nach  den  Kapitnimtsq^erirhten  entsprechen. 

Durch  das  Beamtengesetz  sind  die  Pflichten  nnd  Hechte  der 
Beamten  irri-rtr^U  nnd  das  Beamtentum  in  9  Klassen  eingeteilt. 

Durch  eine  Ix'eihe  kleiner  Gesetze  nnd  Verordnungen  ist  daa 
Ressort  eines  jeden  Ministerinms  festgelegt. 

Am  6.  19.  Dezember  1905,  krönte  der  Fürst  Nikolaus  sein 
Keformwerk,  indem  er  aus  freien  Stficken  durch  eine  Proklamation 
vom  18.  Oktober  1905.  dem  Namenstage  des  heiligen  Ln  a;^  seinem 
Volke  eine  Konstitution  verlieli  mit  der  pfleichzeitigen  Aufforderung^ 
zur  Wahl  der  Abgeordneten  za  schreiten.    Diese  spontane  Hand- 
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lungsweise  des  Fürt^ten  entüsprach  seinen  liberalen  AnschauiinjEren, 
welche  ihn  seit  seinen  Schuljahren  in  I'aris  18,>0 — 18G0  beseelten. 

Nachdem  am  14,  November  desselben  Jahres  die  allgemeinen 
Wahlen  auf  Graod  einer  Verordnung  des  Uinisteriums  des  Innern 
mittels  Öffentlicher  Abfttimmiin;  und  am  20.  November  die  Stich« 
wählen  stattgefaDden  hatten,  traten  am  8./16.  December  62  Ab- 
geordnete in  Cetiije  znaammen,  nnter  Vorsits  ihres  Alterspräsidenten, 
nm  die  Prttfting  der  Wahlakten  vorznnelimen. 

Am  6./19.  Desember,  dem  Namenstage  des  Heiligen  Nieoiaos, 
erSlEnete  der  Fttrst  die  erste  montenegrinische  Skupschtina  mit  einer 
Thronrede,  wobei  er  das  neue  Gesetz  verkfindete  nnd  sngleich  den 
Eid  anf  die  Verfassnng  ablegte. 

Erst  am  18.  Oktober  1906  ist  die  Sknpschtlna  als  ein  wirk- 
liches, mit  konstitutionellen  Befagnissen  ansgerfistetes  Parlament 
«usammengetreten.  Die  Skapsehtina  wird  jährlich  am  18./81.  Ok- 
tober vom  Fürsten  einberufen  nnd  derselbe  bestimmt  den  Ver- 
sammlungsort (Art.  42). 

Hiermit  schliesst  die  vom  Filisten  Dahilo  1851  eingeleitete 
Ära  ab,  in  welcher  derselbe  auf  die  geistliche  Ifacht  zugunsten  der 
weltliehen  verdehtete. 

Nach  der  Verfassung  ist  Montenegro  ein  demokratischer  Staat 
mit  einer  Volksvertretung  und  mit  ein^  erblichen,  konstitutionellen 
Monarchen  an  der  Spitze.  Die  Bcgiemngsform  ist  eine  konsti- 
tutionell repräsentative. 

Das  Land  ist  in  Kreise  (Oblasti),  jeder  Kreis  in  Beairke 
(Gapitanie)  nnd  jeder  Bezirk  in  Gemeinden  (Opschtina)  eingeteilt 
(Art.  37). 

Da.s  Staatswappen  besteht  aus  einem  zweiköpfigen  weissen 
Adler,  darUber  die  Kaiserkrone;  die  rechte  Klaue  hält  ein  kaiser- 
liches Szepter,  die  linke  den  Reichsapfel.  Der  Adler  trägt  auf  der 
Brust  ein  rotes  Scliild  und  auf  demselben  befindet  sich  ein  silberner 
Löwe  (Art.  38). 

Die  Nationalfarben  sind  rot,  blau  und  weiss  (Art.  JJl»)- 
Das  Staats<ibfrhaiipf  ist  der  Fürst-dospodar.  Die  Krone 
ist  im  direkten  Mannesstammf'  erblich.  Wenn  bei  dem  Ableben  des 
Fürsten  der  Thronfolger  noch  unmündig  ist  oder  die  Fürstin  sich 
in  gesegneten  Umständen  befindet,  so  wird  eine  Regentschaft  von 
drei  Mitgliedern  eingesetzt,  denen  auch  die  Erziehung  des  Thron- 
Jahrbacb  der  Interoat.  Ver«iaigiuig.  8.  Bd.  215 
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folgen  obliegt.  Nach  AH.  27  der  Vertonng  nimmt  dio  Filntin> 
Witwe^  im  FaUe  d«r  EiBBetsimg  einer  Begentschaft  za  ihren  Leb- 
zeiten an  derselben  teil. 

Der  FOret  ist  fflr  seine  Person  nnverletzlich  and  uiTerant- 
wortlich. 

Nach  Art  6  der  VerÜMsang  ist  der  Ffirst  Beidilltzer  aU«r 
in  Montenegro  anerkannten  Knlte,  dieselben  sind  frei  in  ihrer  Aos- 
ttbnng  (Art.  40). 

Die  innere  Verwaltung  der  orientalisch-orthodozen  Kirche 
nntersteht  dem  Metropolit  resp.  dem  Eirchenrat  (Sabor  Archierdski). 
Der  rOmisch-katholische  Knltos  nntersteht  dem  Erzbischof  von  Anti> 
Tarif  der  mohammedanische  dem  montenegrinische  Mnfti  (Art.  129). 

Die  Kirche  in  Montenegro  Ist  antoeephal,  sie  ist  ToUstSndig 
nnabhSngigf  doch  bewahrt  sie  die  Einheit  der  Dogmen  der  ortho- 
doxen orientalischen  Sknmenischen  Kirche  (Art  40). 

Der  Elementarunterricht  ist  in  Montenegro  obligatorisdi  und 
nnentgeltlich  in  den  öffentlichen  Elementarschulen. 

AIb  Chef  der  Staatsgewalt  nimmt  der  Färst  an  ihrer  Ans- 
Ubnng  teil.  Er  übt  die  gesetzgebende  Gewalt  gemeinsam  uiit  der 
Voiksvertretnqg  (Sknpschtina)  ans,  indem  er  das  Recht  hat,  die  Sknpsch- 
Una  einsnbemfen,  aofzolOsen  bezw.  die  Session  sn  verlingem,  Ge- 
setze sa  erlassen,  bezw.  zu  bestätigen. 

Die  Nationalversammlang  besteht  aas  Mitgliedern,  welche  teils 
frei  vom  Volk  durch  direkte  Abstimmung  (nach  Art.  46  der  Ver- 
fassung sind  die  Wahlen  direkte)  gewählt,  teils  vom  Fürsten  er- 
nannt werden,  auf  (irniid  ihrer  Ämter.    Die  letzteren  sind: 

1.  der  montenegrinische  Metropolit; 

2.  der  ?>zbisc1i«>f  von  Antivari,  Primas  von  Serbien; 

3.  der  montenegrinische  Mufti; 

4.  der  Präsident  und  die  Mitf^^lieder  des  Staatsrates; 

5.  der  PrJisident  dos  obersten  (ierichtshofes; 

6.  der  Präsident  der  Ober-Kechnungskarunier ; 

7.  drei  vom  Fürsten  ernannte  ßrigadekommaudeure. 

Nach  Art.  43  der  Verfassung  werden  die  Deputierte!\  auf 
4  Jahre  gewählt.  Jeder  Bezirk  (Capitanie)  und  jede  Kreis.srailt,  ebenso 
wir  die  Stadt  Dnlcigno  wählen  je  einf'n  Deputierten  (Art.  47). 
.\ktive  Ufrizier*  .  s  iwie  Untei  oftiziere  und  (.Temeine,  weiche  im  aktiven 
Dienste  stehen,  küuueu  nicht  wählen  (Art.  50). 
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Um  Deputierter  so  werden,  mm»  der  EandidAt  das  dO.  Lebena- 
jahr  vollendet  haben,  dauernd  in  Hontenegro  wohnen,  faUa  er  sieh 
nicht  in  offisieller  Hieaion  im  Auslände  befindet;  er  mnss  im  Genosse 
aller  bflrgerlichen  Rechte  sein  nnd  mindestens  15  Kronen  jfthrlich 
Steuer  entrichten  (Art.  58). 

PoUzeibeamte  sind  nicht  wShlhar  (Art  54). 

Bei  den  "Wahlen  gilt  die  absolute  Mi^oritftt  Falls  diese  nicht 
ensieU  wird,  selureitet  man  zur  Stichwahl  swisehen  den  beiden 
Kandidaten,  welche  die  meisten  Stimmen  auf  sich  vereinigen.  Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los  (Art.  57). 

Die  Skapschtina  wShIt  für  jede  Session  in  geheimer  Ab* 
Stimmung  den  Präsidenten,  den  Viaeprfisidenten  und  2  Sekretftre 
(Art.  64). 

T>i^  Sknpechtina  ist  nur  beschlussfähig,  wenn  mindestens  die 
H&lfte  des  Hauses  anwesend  ist  (Art.  69). 

Diejenigen  Deputierten,  welche  nicht  ihren  Wohnsitz  an  den» 
Orte  haben,  wo  die  Skapschtina  tagt,  erhalten  Reisekosten  und 
Diäten,  welche  durch  ein  spezielles  Gesetz  bestimmt  werden  (Art.  102). 

Der  Fürst  übt  die  vollziehende  Gewalt  ans  durch  seine  Minister. 
In  rsplhe  ist  oberster  Kriegsherr.  Jeder  Montenegriner  ist  dienst- 
]'tli<  litig:  (Art.  122).  Alle  Einzelheiten  des  Dienstes  im  Heere,  die 
Eangstufen  nsw.  werden  dnrclj  ein  bestimmtos  Gesetz  festgelegt.  Die 
Organisation,  Formation  s  Heeres,  sowie  die  Disziplinarbestinuuungen 
liegen  in  den  Händen  des  Fürsten  (Art.  1*24.  125). 

Der  Fürst  verti-itt  das  Land  gop'nüber  dem  Au.slande  und  hat 
somit  die  Befugnis,  internationale  Verträge  abznschlies.sen.  Kr  er- 
nennt alle  Staat.'^beamte  und  hat  da.s  Recht,  innerhalb  der  Gesetze 
Verordnungen  und  Dekrete  zu  eilassen. 

Das  Ministerium  bildet  ein  Kabinei  iMiiiistarski  Savieti  mit 
einem  MinisterpriisiiW  nten  m  der  Spitze,  uiui  bestellt  ans  *'»  Mitgliedern: 
den  Ministern  des  Innern,  des  Äusseren,  des  Ki  iegs,  der  Finanzen, 
der  Justiz  und  des  üifentliclien  Unterrichts  und  Kultus. 

Der  Staat.srat  (Drjavni  Saviet)  ist  eine  hohe  Korperschaft 
(Kollegium),  bestellend  au.s  vom  Fürsten  ernannten  Mitgliedern 
mit  administrativen  und  beratenden  üefugnissen,  aueli  in  streitigen 
Angelegenheiten.  Um  Mitglied  des  Staatsrats  zu  werden,  mu.s?  das 
35.  Lebensjahr  vollendet  sein.  Ebenso  ist  das  beendigte  Studium 
bei  einer  Sechtsfaknlt&t  nachanweisen.   Ferner  muss  der  Kandidat 
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mindestens  10  Jahre  in  einein  (MSBntlichen  Dienst  gewirkt  liaben 
oder  Hinister  gewesen  sein  (Art  119). 

Die  Ober  rech  nungs kämm  er  (Glavna  DqaTna  Controls)  be- 
stellt  ans  einem  Präsidenten  and  swei  Mitgliedern,  welche  die  finanzielle 
Kontrolle  austtben.  Dieselben  werden  von  der  Skapschtina  gewählt 
auf  Grand  einer  Tom  Staatsrat  präsentierten  Liste.  £in  Mit^^Iied 
der  Oberrechnungskammer  muss  das  30.  Jalir  vollendet  nnd  regel. 
massige  Rechtsstudien  absolviert  haben,  sowie  mindestens  10  Jahre 
in  einem  Staatsamt  tätig  gewesen  sein,  sofern  derselbe  nicht  Finanz» 
minister  war  oder  mindestens  10  Jahre  die  Steliong  eines  iiohen 
Finanzbeamten  begleitet  hat  (Art.  172). 

Die  richterliche  Gewalt  lirgt  teils  direkt,  teils  indirekt  in 
den  Händen  des  Filrsten,  iiifiofern  als  in  seinem  Namen  Kerht  ge- 
sprochen wird  und  demselben  das  Hecht  der  Begnadigung  zusteht. 
Alle  Riehter  werden  vom  Fürsten  t  rnaunt  (Art.  145). 

Niemand  kann  Richter  wenleu.  wenn  er  nicht  seine  .'-"tudien 
auf  einer  Rechtsfakultät  absolviert  hat  uiid  wenn  er  nicht  Montene- 
griner ist  (.\rt.  154  ). 

Die  Handhabung  der  Gerichtsbarlieit  gesdijelit  durch 
Bezirksgerichte  (Capitanie),  Kreisgerichte  (Oblasti)  und  durch  den 
Obersten  Gerichtshof  (  Veliki-8ud).  Um  Kreisrichtor  zu  werden,  ist  das 
zurückgelegte  25.  Lebensjahr  erforderlich  bezw.  eine  mindestens  zwei- 
jährige Tätigkeit  im  Gerichtsdienst.  Um  Mitglied  des  Obersten  Ge- 
richtshofs zu  werden,  niusb  das  30.  Lebensjahr  überscliritten  sein. 
Um  Präsident  eines  Kreisgerichts  zu  werden,  muss  ein  Ricliter  min- 
destens 4  Jahre  Kreisrivhtt  r  bezw.  Sekretär  beim  Justizministerium 
oder  beim  Obersten  (ierichtshof  gewesen  sein. 

Mitglied  oder  Präsident  des  Obersten  Gerichtshofes  kann  nur 
ein  Richter  werden,  der  mindestens  6  Jahre  Kreisrichter  war  (Art.  154). 

Zur  Aburteilang  der  Minister  ist  ein  spezieller  Staatsge* 
richtshof  (Drjavni-Sad)  znttSndig,  der  sieh  ans  Hitg^ledem  des 
Staatsrats  nnd  Obersten  Oerichtshefb  sosammensetot  Nach  Art  208 
Itit  die  Todesstrafe  nnr  hinsiditlich  der  leln  politlsehen  Verbreehen 
abgeschalit,  im  übrigen  bleibt  dieselbe  in  den  ven  Geeetste  ▼oige- 
aehrlebenen  Fttlen  bestehen.^) 

M  In  der  Sitzunj;  der  Skupschtina  toiü  8.  Februar  UXjT  wurde  die 
auf  Veranlassung  des  Farsteo  eingebrachte  Vorlage,  durch  welche  die 
Todesstiafe  ansser  bei  Ftllen  Ton  Hoehvemt  abgeschafft  wird,  mit 
Akklamation  anginommeD. 
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Di»'  finidanientalen  Bürgschaftf-n,  welclip  dunli  die  Ver- 
fassnn^  gewährleistet  werden,  sind  da»  Kecht  auf  (ileichkeit  and 

Freiheit: 

1.  (ileichlieit  vor  dorn  Gesetz  und  der  (Tericlitsbarkeit,  ind»Mn 
alle  iStaatsbürger  gleiche   bürgerliche  und  politische  ßechte 

geniessen; 

2.  circa  lionureH  et  onera  repnbllcae,  die  Freiheit  ist  teils 
eine  pf^rsrinliche  (Wahl  und  ünverletzlichkeit  des  Wuhnsitzes, 
W  ahl  dl  N  Beruft'S,  ruverletzlichkcit  des  Brief-  und  Depeschen- 
geheimnisses), teils  eine  an^t'.'^t  am  in  t  o  (das  Eifrontnra  ist  un- 
antastbar, die  Enteignnnfir,  Zwanfrsvei  kauf  kann  nur  in  den 
durch  das  Gesetz  vorgesehenen  Fällen  stattliuden  und  gegen 
fintschftdigung). 

Ferner  werden  vDlle  Freiheit  der  Keinong,  dee  Gewiesene,  det 
Glanbenn,  der  Rede,  der  Presse,  der  Versammlong  sowie  der  Ver- 
einigung und  Petitionsfireiheit  gewährleistet. 

Die  Verfossung  Montenegros  enthält  222  Artikel  in  15  Teilen: 

1.  die  Begieningsform,  der  Fürst,  Staatsgebiet  und  Beligion; 

2.  die  Volks  vertretong  (Skapschtina); 
8.  die  Beflignisse  der  Skopschtina; 

4.  die  Minister; 

5.  der  Staatsrat; 

6.  das  Heer; 

7.  die  Kirchen,  Schulen  nnd  Wohltätigkeitsanstalten; 

8.  die  richterliche  Gewalt; 

9.  der  Staatshanshalt; 

10.  die  Staatsgüter; 

11.  die  staatliche  Oberrechnnngskammer; 

12.  die  Gemeinden  und  juristischen  Personen; 

13.  die  Staatsdienste  (Ämter); 

14.  die  Terfossnngsmässigen  Rechte  der  montenegrinischen  Staats- 
bürger; 

15.  die  Staatsver&ssnng, 

nnd  femer  als  Anhang  einige  interimistische  Anordnungen. 

Die  montenegrinische  Verfassnng  führt  alle  konstitationellen, 
administrativen,  finanziellen,  kirchliehen  nnd  militärischen  Gesetze 
weni^tens  in  ihren  Grundlinien  auf,  kann  somit  als  das  Gesetz* 
buch  des  öffentlichen  Rechts  für  Montenegro  betrachtet  werden. 
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Dieselbe  lehnt  sich  an  die  verschiedenen  Verfassnng^n  Serbiens 
aus  dt  n  .lahieu  1869,  lö88,  1901  und  1903,  uamentlich  aber  an 
letztere  an. 

Die  Kinttilung  der  einzelnen  Gegenstände  ist  fast  die  gleiche 
wie  in  der  serbischen  Verfassung,  nnr  dass  in  letzterer  das  Kapitel, 
welches  von  den  konstitutionellen  Garantien  handelt,  hier  am  Anfang 
Btdit,  wfthrend  dasselbe  bei  der  montenegrinischen  Verfassong  am 
Ende  anfj^efllhrt  wird. 

Es  ist  übrigens  begreiflich,  dass  der  Fürst  sich  hauptsächlich 
die  serbische  Verfassung  zum  Muster  nehmen  wollte  im  Hinblick 
anf  den  Wunsch  des  gesamten  Serbentums,  das  seit  dem  Tode  des 
Zaren  Duschait  (1356)  politisch  zerstückelte  nnd  seit  d«r  SeUncht 
am  Amselfelde  (1389)  durch  die  Türkei  nnteijochte  Beich  wieder 
vereint  zn  «ehen. 

„Wenn  dag  Recht  ein  natfirUehes  Ergebala  des  Oewiasena 
der  Vnker  isti  weiches  Oesets  konnte  dann  besser  sein  für  die 
Hontenegriner  als  das  serbische?  Waa  kSnnte  mehr  dasn  bdtragen, 
die  Interessengemeinschaft  des  Gdstes,  der  EmpHndong  nnd  der 
Basse  zn  stftrken,  sowie  die  Verwandlnng  eines  Volkes  in  einen 
geeinten  staatliehen  Orgaaismns  zn  ftrdem,  als  die  gleichen  gericht- 
lichen Einrichtungen?"  So  mit  Ekilb  IC.  Paoluho  ans  in  seiner 
kurzen  Betrachtung  der  montenegrinischen  Verfhssnng.^) 

Nach  Emu  H.  Paouavo*)  entbehrt  die  montenagrinisehe  Ver- 
liusnng  in  ihren  einzelnen  Artikeln  der  erwünschten  Kürze  und 
trügt  daher  den  Keim  der  Schwüehe  in  sich.  Der  Verilnser  meint, 
nur  hierdurch  künne  man  einer  VerfiMsnng  die  unbedingt  erforder- 
liche Stabilität  geben.  Wenn  die  Grundgesetze  des  Staates  neben 
den  gesetzgebenden  Anordnungen  noch  sonstige  Vorsehriftoi  eot- 
halten,  so  bedinge  dies  ilire  Abündening  bezw.  Verbesserung  ge- 
miss  dem  Prinzipe  der  Entwickelung  nnd  des  Fortschrittes.  Die 
Geschiehte  des  SffentHchen  Bechtes  lehre  aber,  dass  eine  Änderung 
der  VerfiuBung  stets  mit  einer  für  den  Staat  gef&hrlichen  Erschütte- 

M  Vel.  „La  constitutioD  de  la  l'rincipuut^  de  Mont^n^gro",  traduction 
de  Emile  M.  Paciuanu,  Extrait  de  ia  Bevue  du  Droit  public  et  de  la 
ScienoB  politique  en  Pianee  et  h  l'Btnnger.  No.  8,  Avril-Mai-Jnin  1906. 

*)  Vgl  La  Ooostitatioii  de  la  Frinclpavt«  de  Hontte«gio,  Sstnit  de 
la  Befue  du  Droit  public  et  de  la  Seienoe  politique  en  Fiaaee  et  k 
Etnuger.  Ko.  8,  Anil-llai-Jnin  1906. 
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rmig  verbunden  sei.  Auch  beanstandet  der  Verfftsser,  das»  die 
Art.  a  und  71,  sowie  17  und  (55  \Viederholnnpen  enthalten. 

Die  Tluonrede,  mit  welcher  der  Fürst  »iic  neue  Regie- 
rungfsforni  einleitete,  fjibt  eine  hi>torisrlie  t  bersirht  über  sein  per- 
s'">nliches  Kegiment,  sowie  einen  genauen  Ilerichl  Uber  die  innere  und 
äu>sere  Lage  Montenegros  in  der  Gegenwart.  Dieselbe  wird  lür  die 
Nachwelt  eine  autlienti^che  Dai'ätelluiig  der  montenegrinischen 
Magna  Charta  bilden. 

Bei  i' hergäbe  der  Verfassung  heschwor  der  Fürst  sein  Volk, 
dieseUie  zu  erhalten  und  zu  verteidigen.  „Nicht-,"  sagte  er,  ..würde 
iiitiii  Herz  tiefer  betrüben,  als  wenn  es  hiesse,  der  It  tairn-  Fürst 
hat  aus  Wohlwollen  voreilig  gehandelt  und  sein  Volk  lür  reifor 
gehalten,  als  es  in  Wirklichkeit  ist". 

Möge  der  Wunsch  Nikolauh  I.  erhört  werden,  möge  die  neue 
Konstitution,  welche  einem  hochherzigen  Akte  des  Ffiretea  ent- 
sprang, kfinftlglilB  eis  fettes  Band  swisehen  Ftint  und  Volk  bfld«i 
und  stets  die  Mittel  und  Wege  zeigen  zur  gegenseitigen  Uoter- 
Bttttzung.   

Noch  mOehte  ich  hier  kitrx  erwfthnen,  dass  Im  August  1906 
in  Cetinje  dne  Bank  unter  der  Sodetätsfirma  „Montenegrinische 
Bank"  ins  Ijeben  gerufen  wurde.  Nach  dem  mir  vorliegeudMi  offi> 
dellen  Prospekt  vom  Ifonat  August  1906  besteht  das  Kapital 
ans  600000  Kronen,  eingeteilt  in  8000  Aktien  zu  je  200  Kronen. 
Die  Öffentliche  Subskription  findet  in  drei  Serien  statt.  Um  die 
Operationen  ni  beginnen,  wird  eine  Subskription  für  die  erste  Serie 
von  1000  Aktien  eröffnet.  Die  beiden  anderen  Serien  werden  erst 
eröffnet,  je  nach  Bedarf  bezw.  je  erheblicher  sich  die  Transaktionen 
des  Gesohlt  entwickf^ln  und  nach  Genelimignng  seitens  der  General- 
versammlung der  Aktionäre.  Die  ^lontenegrinische  Bank  hat  bereits 
ihre  Tätigkeit  begonnen,  dieselbe  ist  ermächtigt,  folgende  Geschäfte 
vorzunehmen: 

1.  Eröffnung  der  laufenden  T'^chnangen  sowie  Operationen  mit 

den  deponierten  Kassenfonds; 

2.  Wechsel  auf  inländische  und  ausländische  Beträge  zu  diskon- 
ti<'r»'ii  und  skontieren,  sofern  diese  Wechsel  zumindest  zwei 
zuverl;is>i-re  Unterschriften  tragen  und  die  Frist,  innerhalb 
deren  sie  fallig  sind,  nicht  4  Monate  übersteigt.   Ebenso  diskon- 
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tiereo  von  «Wairanta'*  von  amortisierteii  Obligationen  (Schald* 
aehdiieii),  Losen  nnd  Coapons; 
8.  Darlehen  anf  Waren,  Gold,  Silber,  Juwelen  nnd  anf  diejenigen 
Wertpapiere,  welche  der  Verwaltungsrat  als  itchnr  beseiebnet; 

4.  Kanf  nnd  Verkanf  von  Effekten  (Handetoeffekten),  aaBlSndiaehes 
Geld  und  andere  G^ienstände  Ittr  Rechnung  anderer  Leute; 

5.  Analtlhmng  sKmtlicher  Bank-  und  Wechselgewhftfte,  ebenso  Ein- 
zahlungen fürs  Ausland,  Einkassiernng  von  Anweisungen, 
Wechsdn,  Gheks,  Fakturen  (Warenrechnungen)  usw.  anf  Mon- 
tenegro; 

6.  Vermittelung  aller  Arten  von  Handels-,  Industrie-  und  Finanz- 
nntemehmungen. 

Montenegro  schien  bisher  dem  Handel  im  eigentlichen  Sinne 
ziemlich  unzugänglich  zu  sein,  dedialb  haben  wir  die  mont«iegri- 
nische  Bank  gegrOndet  An  der  Spitze  der  Verwaltung  stdien  zu- 
verlSssige,  arbeitsame  und  tatkräftige  H&nner,  welche  es  verstehen 
werden,  mit  diesem  für  die  Entwickelung  von  Handel,  Gewerbe, 
Industrie  und  Arbeit  so  nützlichen  nnd  notwendigen  Institut  ihr 
Ziel  zu  erreichen  bezw.  mit  demselben  in  den  sichern  Hafen  einzu- 
laufen. Wir  sind  ausserdem  flberzeugt,  dass  alle  KanHeute  und 
Gewerbetreibende  des  In-  und  Auslandes  in  uns  sehr  vorteilhafte 
Vermittler  finden  werden.  I>ie  Mitglieder  des  Verwaltungsrates 
sowie  diq'enigen  Personen,  welche  hierzu  seitens  des  Verwaltungs- 
rates ermächtigt  sind,  zeichnen  offiziell  für  die  Bank, 

Anf  der  am  20.  Juli/ 2.  August  1906  stattgefandenen  General- 
versamniluug  der  AktionJire  der  Bank  wurden  14  Mitglieder,  darunter 
der  Präsident  VuKO  VüLETic  in  Cetinjc  und  der  VizeprSeident 
Dr.  Stakko  MATAHOTld  ans  Cetinje  in  den  Verwaltungsrat  gewnhlt. 
deren  Name  und  Untersöln  itr  ntit  einem  besonderen  Blatt  zur  all- 
gemeinen Kenntnis  gebracht  wird. 

Di»'  Statuten  der  montenegrinischen  Bank,  welche  dit-sem 
Prosjiekt  beigefügt  sind,  enthalten  in  sl  Artikeln  die  ilblinht'n 
ausführlichen  Satzungen.  Dieselben  sind  jedocli  nach  einem  ministe- 
riellen Beschluss  vom  15.  Mai  1906  als  provisorische  zu  betrachtHn, 
bis  das  (tesetz  über  Aktieuge.sellschaften,  nach  weit  hein  sich  dieselben 
zu  ricliten  haben,  von  dt^r  Sknpschtina  genehmigt  ist.  Die  fürst- 
liche Kegiermig  übt  in  der  Person  eines  Spezialkonimissars  die 
staatliche  Kontrolle  über  die  Bank  aus  (Art.  ÖO  der  Statuten). 
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Das  Kl'(•llnu^]^^sialll•  l)»'giiuit  nüt  Autiialiiiie  der  Buitklätig'keit 
bis  zum  ."^1  lilubse  des  Jahres  ll>06  (Art.  81). 

Die  Statuten  hind  von  d»  m  derzeitigen  Minister  des  Innern, 
Labud  Goihic,  und  den  zurzeit  (Cetinje,  den  26.  Juni  1000)  provi- 
aorischen  Miti^liedern  den  Verwaltungüi-ates  der  Bank,  Vuko  Vulstic, 
Ri9TQ  Popond,  Dr.  Duhcbah  Uatamotic,  Niko  Vitokovic  und  Sivo 
VvuTiTCH  unterzeichnet 

Gesetzgebung  1907. 

Referent:  Dr.  D.  Arandjelowitsch, 
a.  Ol.  ttottm»  an  d«r  ünlvenltit  Belgrad. 

1.  Gesetz  Aber  das  Staatsbudget  Dieses  Gesetz  wnrde 
schon  am  18.  Dezember  1906  votiert,  aber  erst  am  1.  Januar  1908 
im  Amtsblatt  («Glas  Cmogorea'*)  publiziert;  deshalb  kann  ich  erst 
jetzt  darflber  Bericht  erstatten.  Es  enthAlt  75  Artikel,  welche  auf 
8  Kapitel  verteilt  sind.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  sind  folgende: 

Erstes  Kapitel:  Bestimmung,  Daner  und  Form  des 
Budgets  (Art.  1 — 6).  Das  Staatsbudget  ist  ein  auf  Gesetz  be- 
ruhender Voranschlag  aller  staatlichen  Einnahmen  und  Ausgaben, 
welche  al\jShrlich  vorgesehen  und  bewilligt  werden  (Art  1).  Das 
Budget  hat  nur  für  ein  Jahr  Geltung.  Das  Budgetjahr  beginnt 
mit  dem  1.  Januar  und  endigt  mit  dem  81.  Dezember  (Art.  2). 
Die  Vorlage  des  Staatsbudgets  Aber  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
besteht  ans  zwei  Hauptteilen:  dem  allgemeinen  Teil  und  dem 
speziellen  Teil.  Im  allgemeinen  Teile  werden  mch  den  Kapiteln 
alle  staatlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  sowohl  der  einzelnen 
Ministerien  als  der  Anstalten,  welche  keinem  Ministerioro  unter« 
worfen  sind,  eingestellt.  In  dem  nudfrt't  der  Ausgaben  enthalten 
die  Kapitel  nur  die  Ausgaben  der  einzelnen  Anstalten,  bei  den 
grösseren  An>^f;ilti n  die  Ausgaben  der  einzelnen  Abteilungen,  und  in 
dem  Einnabniebudget  die  einzelnen  Arten  der  P2innahnien. 

Die  Kapitel  zerfallen  in  Partien;  in  jeder  Partie  sind  die  Ein« 
nahmen  von  derselben  Gattung  einzustellen.  Im  Budget  der  Aus- 
gaben dürfen  die  persönlichen  und  niuteriellen  Ausgaben  in  keinem 
Falle  unter  dieselbe  Partie  eingestellt  werden  (Art.  4).  Im  speziellen 
Teile  des  Budgets  werden  die  staatlichea  Einnahmen  und  Ausgaben 
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zuerst  nach  den  Kapiteln,  dann  naeh  den  Partien  nnd  acblieadicb 
nach  den  Positionen  nach  dersdben  Beihe  eingestellt»  nach  welcher 
die  Kapitel  nnd  Partien  der  Anagaben  besw.  der  Einnahnien  im 
allgemeinen  Teile  des  Budgets  eingestellt  sind  (Art.  Sy. 

Zweites  Kapitel:  Znsammensetznng  des Bads^ets  (Art. 
7 — 26).  Nach  Anffordening  des  Finansministers,  welche  vor  dem 
1.  Jnli  nicht  erfolgen  darf,  ist  jedes  lUnisterinm  und  jede  selbetibudlge 
Anstalt  verpflichtet,  alljährlich  ihren  besonderen  Voranschlag  an« 
sammenznsetzen,  in  welchem  alle  Einnahmen  nnd  Ausgaben  vom» 
sehen  sind  (Art.  7).  Der  Finanzminiter  ist  verpflichtet,  bei  der 
Znsammensetznng  des  aUgemeinai  Budgets  das  Gleichgewicht  zwischen 
den  Kinnahmen  nnd  Ausgaben  hennsteilen.  Gelingt  ihm  dies  nicht 
durch  die  Verringerung  der  Ausgaben,  so  hat  er  Uittel  und  Wege 
zur  Deckung  des  Defizits  sn  suchen  und  seine  Bewenründ« 
Budgetvorlage  beizul^^  (Art  10).  Wenn  der  Ministerrat  den 
allgemeinen  Staatsvoranschlag  der  Ausgaben  und  Einnahmen  durch* 
gesehen  und  festgestellt  hnt^  so  hat  ihn  der  Finanzminister  mit  Er- 
mächtigung des  Pürsten  der  Skupschtinn  spiftestens  am  An&ehnten 
Tage  nach  ihran  Zusammentreffen  zur  Entscheidung  vorzulegen. 
Zu  gleicher  Zeit  ist  die  Schlussrechnnuf  fttr  das  letzte  Budgetjahr 
zu  unterbreiten  (Art  11). 

Drittes  Kapitel  (ohne  Titel):  Art  27  und  28  enthalten 
die  Bestimmungen  über  die  Abstimmung  der  Skupschtina  Aber  das 
Budget 

Viertes  Kapitel:  Über  die  Verwirklichung  des  Staats« 
budgets  (Art  29—47).  Für  die  Verwirklichung  des  Bnd?ets  haben 
die  Ressortminister  Sorge  zn  tragen  (Art.  30).  Die  darch  das 
Hndget  bewilligten  Ausgaben  in  einzelnen  Partien  dürfen  nur  ffir 
dasjenipp  verwendet  werden,  wofür  sie  im  speziellen  Budg^'t  nach 
Position  bestimmt  sind.  Oline  Einwillignng  der  Sknpsohtina  dürfen 
die  Ersparnisse  aus  einer  Partie  des  Budgets  oder  die  Erspamis<^e 
eines  Jalires  nicht  zur  Befriedignng  der  in  einer  anderen  Partie 
des  Budgets  oder  einem  anderen  Jahre  vorgesehenen  Bedärfiiisse 
verwendet  werden  (Art.  33). 

Fünftes  Kapitel:  Nachträgliche  nnd  ansserordent- 
liche  Kredite  (Art.  48 — :>9).   Wenn  im  T.anfe  des  Pe(lmi\ni:s  a)n 
ersichtlich  wird,  dass  der  durch  das  Budget  bewillifite  Kredit  lür 
eine  Partie  ungenttgend  ist,  und  wenn  der  zuständige  Minister 
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wünsrlit.  (li»^*it^n  Kmlit  zu  vergrüssern,  so  liat  er  zu  diesem  Zworke 
den  beiiiiiiiilctfii  Antrag  dem  Finanzminister  zu  unterbreiten,  welclier 
denseHit-n  iltiu  Ministerräte  vorlefren  wird  (Art.  4H).  Für  solche 
nuchträgliclie  Kredite  ist  alljiilirlich  in  eine  beMindt^iv  l'artie  des 
Hudgets  ein  iJetraj?  uiitt-r  dem  Xaiuen  ..Kredit  für  uni^eniijfend  vor- 
gesehene Ausiraben"  ein/.usi«  Ih  n.  Iiis  zum  Ilt  trage  von  5(»o  Kront-n 
jährlich  können  einzelne  Minister  mit  ( it  iu  iimigung  des  Ministerrates 
die  Auagaben  aus  diesem  Kredite  anordnen.  Die  l-iiiiialime  von 
grosseren  Beträgen  aus  diesem  Kredite  kann  nach  dem  Verlangen 
des  betreffenden  Ministers  nur  durch  den  fürstlichen  Erlass  nnd  mit 
Einwilligung  des  MinisterrateB  erfolgen.  Dieser  Erlass  wird  znr 
Genehmigung  der  Skni»chtitta  in  ihrer  ersten  ^txnng  vorgelegt 
(Art.  49).  Die  aaseerordentlichen  Kredite  sind  diejenigen,  welche 
snr  Deckung  der  Aasgaben  für  dringende,  anerwartete  und  nn- 
aaftchiebbare  StaatsbedBrfliisse  erforderlieh  sind.  Sie  kennen  nnr 
fKr  di^enigen  Ausgaben  verlangt  werden,  welche  Ihrer  Natur  nach 
keineswegs  bei  der  ZosammensetaEnng  und  Bewilligung  des  Budgets 
vorgesehen  werden  konnten,  nnd  welche  nicht  ohne  BenachteilignBCf 
der  Staatsinteressen  bis  sum  neaen  Budget  aufgeschoben  werden 
konnten  (Art.  50). 

Sechstes  Kapitel:  Über  die  Daner  der  Budgetkredite 
(Art  60).  Hit  dem  Schlüsse  jedes  Badge^hres  verlieren  die  in 
dem  betreffenden  Jahre  anverwendet  gebliebenen  Kredite  ihre 
Geltung  (Art.  60). 

Siebentes  Kapitel:  Schlussreehnung  (Art.  61—64).  Die 
Schlussrechnnng  ist  die  von  der  Hauptstaatskontrolle  bewilligte 
Übersicht  des  verwirklichten  Budgets  fttr  das  verlaufene  Jahr, 
welcher  die  nötigen  Aufklärungen  des  Finanzministers  Uber  die  er- 
folgte Finanaierung  in  dem  betreffenden  Jahre  beigelegt  ist  (Art  61). 
Die  Schlussreehnung  muss  für  jedes  abgelaufene  Budgetjahr  spite- 
stens  Ende  Juli  des  laufenden  Jahres  zusammengelegt  werden.  Sie 
wird  gleich  nach  ihrer  Zusammenlegung  der  Hauptstaatskontrolle 
zur  Prüfung  voi^elegt  Dieselbe  muss  spätestens  binnen  2  Monaten 
vollzogen  werden  (Art.  63). 

Achtes  Kapitel:  Allgemeine  Bestimmungen  (Art.  65 
bis  75).  Kein  Beamter  kann  zur  Disposition  gestellt  oder  in  den 
Knhestand  versetzt  werden,  bevor  von  dem  Finanzminister  erklärt 
wird,  dass  der  hierfür  erforderliche  Kredit  vorhanden  ist  Hiervon 
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sind  nur  die  Minist»  r  und  die  Vertreter  des  Fürstentoius  im  Aus- 
lande aasgenommeu  (Art.  65). 

2.  Gesetz  Aber  die  Wahlen  der  VolksTertreter  Tom 
5.  Januar  1907.  Dieses  (Tesetz  ist  an  Stelle  des  Wahlgesette«  vom 
'24.  Jani  1906,  worüber  ich  schou  den  Bericht  im  Jahrbuch  erstattet 
liabe,  getreten.  Dieses  Gesetz  enthält  90  Artikel  und  wird  in  neun 
Teilen  geteilt.  Es  beruht  auf  denselben  Prinzipien  wie  dasjenige 
von  1906;  die  Neuerungen  sind  unbedeutend,  weslialb  ich  auf  meinen 
Bericht  für  1906  verweise. 

3.  Gesetz  ttber  die  Volksschalen  vom  2.  Februar  1907 
besteht  ans  83  Artikeln.  Im  Art  1  dieses  Gesetzes  ist  die  von  der 
Volksschnle  an  erfüllende  Aufgabe  beaeichnet:  die  Kinder  im 
nationalen  und  religiösen  Geiste  au  erziehen  und  für  das  bürger- 
liche Leben  vorzubereiten,  insbesondre  im  Volke  die  Aufklärung 
zu  f5rdem  nnd  serbische  Schriftknnde  zu  verbreiten.  Die  Volks- 
schulen sind:  Kindergärten,  Elementar-  nnd  Fortsetznngsschnlen 
(Art  2).  In  den  Kindergärten  werden  Kinder  beiderlei  Geschlechu 
von  4 — 7  Jahren  erzogen  (Art  3).  Die  Elementarschule  dauert 
4  Jahre  (Art  6).  Der  Unterricht  in  derselben  ist  verbindlich  nnd 
erfolgt  kostenlos  (Art  7).  Elementarschulen  sind  flir  Knaben,  für 
Mädchen  oder  gemeinsame,  fOr  Kinder  beiderlei  C^hlechts.  Die 
Fortsetzung^schulen  sind  abgesondert  f&r  Knaben  und  ilädchen 
(Art.  11).  Die  Lehrer  an  den  Volkssdiulen  sind  vom  Staate  be- 
soldet; die  Schttlf^emeinden  müssen  ihrei-seits  zur  Verfügung;  stellen: 
die  zur  Errichtung  von  Schulgehäuden  notwendigen  Grundstücke. 
Die  Keparatur  der  Schnlgebiiudeu,  die  Einrichtung  derselben,  die 
Besoldung  von  Schuldienern,  die  Anschaffung  von  Büchern  für  die 
Schnlbibliothek  fällt  ebenfalls  zur  Last  der  Schnlgeraeinde  (Art.  10). 
Tn  die  erste  Klasse  der  Elementarschule  treten  die  Knaben  nach 
Vollcndnng  des  siebenten  und  die  Miidrhen  mit  Vollendung  des 
sechsten  Lebensjjihrt's  ein  (.\rt.  'J'.').  In  folfjornb-n  Artikeln  befinden 
sich  Vorschriften  über  die  Anstellun-;  dir  Lclirer,  ihre  Besoldung 
(ständige  Lolirer  beziehen  einen  (ielialt  von  960  Kronen  österr. 
Währunir  jiihrli  In.  ihre  Rechte  und  l'flichten  dem  Unterrichts- 
ministerium gegenüber. 

4.  Gesetz  ttber  Sffentliche  Versammlungen  nnd  Ver- 
eine vom  14.  Februar  1907,  enthält  52  Artikel.  Die  Versamm- 
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limgen  k6on«n  Öffentliche  und  private  eein  (Art  2).  Die  Verasinni» 
long  ist  dann  eine  OffentUclie,  wenn  der  Zatritt  jedermann,  oder 
nnr  den  eingeladenen  Bttrgerldaasen  gestattet  ist.  Eine  Primt' 
versanmlnng  ist  dicgoiige,  welche  jemand  persönlich  znaammennifty 
nnd  zn  welcher  nnr  die  besonders  eingeladenen  Personen  Zutritt 
haben,  so  das«  andere  Leute  weder  sehen  noch  znhSren  können,  was 
in  der  Versammlnng  vor  sich  geht.  Die  PriTatversammlnng  wird 
demnach  in  dem  von  allen  Seiten  abgeschlossenen  Banme  abge- 
halten (Art.  3).  Znr  Abhaltung  der  öffentlichen  Versammlnng  in 
abgeschlossenem  Räume  ist  die  Anmeldung  bei  der  Polizeibehörde 
nicht  erforderlich  (Art.  7).  Dagegen  znr  Abkaltnng  der  öffentlichen 
Versammlung  anter  freiem  Himmel  oder  an  dem  dem  rnbliknm  zn- 
trän^rlichen  Orte  müssen  die  Veranstalter  die  örtliche  Polizeibehörde 
mindestens  24  Stnnden  vorher  benachrichtigen.  Die  Behörde  ist 
verpflichtet,  dem  (  berbringer  der  Anmeldung  ein  schriftliches 
Zeugnis  über  die  erfolgte  Anmeldung  aus/nstellen.  Auch  die  durch 
den  eingeschriebenen  Brief  Ubersandte  Anmeldung  genügt  (Art.  8). 
In  der  Anmeldung  mnss  Ort  und  Zeit  der  Abhaltung  der  Versamm- 
lnng enthalten  sein,  sie  mnss  mindestens  von  zwei  X'eranstaltern 
unterschrieben  sein  (Art.  Die  Veraiistiiller  können  nnr  montene- 
grinische Staatsbürger  sein,  welche  das  Kecht  haben,  die  Volks- 
vertreter zn  wählen  (Art  1<t).  l>i»>  »irilii  he  Polizeibehörde  hat  das 
Recht,  in  die  öffentliche,  in  dem  freien  Räume  abzuhaltende  Ver- 
sammlung einen  Beamten  zn  schicken,  welrli«'r  seine  Legitimation 
dem  Vorstande  der  Versammlung  vorzei-^tti  wird  (Art.  IG».  r)ie 
Veranstalter  bezw.  der  \'oistand  der  \'ersammlung  ist  verbunden. 
fWr  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  der  Versammlung  Sorge 
zu  tragen  nnd  die  RuhesUirer  selbst  oder  mit  Hilfe  des  Polizei- 
beamten zn  entfernen,  nötigenfalls  auch  die  Versammlung  aufzu- 
lösen (Art.  14).  Im  dritten  Abschnitt  dieses  Gesetzes  (Art.  '20 — '{.'{i 
bind  die  in  den  öffentlichen  Versaramlnngen  be;,Mngenen  strafljaren 
Handlnngeu  aufgezählt,  welclie  entweder  nach  diesem  Gesetz  oder 
nach  dem  allgemeinen  Strafgesetzbuch  bestraft  werden.  Der  Beamte, 
welcher  durch  seine  nngesetzliche  Handlung  die  Abhaltung  der  Ver- 
sammlnng verhindert,  wird  mit  Verlost  des  Amtes  nnd  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  drei  Hanaten  bestraft  (Art  32).  Im  viaten  Ab- 
schnitt (Art.  84—52)  ist  von  den  Vereinen  die  Bede.  Diejenigen, 
welche  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  die  Bildung  eines 
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Vereines  UDternehmen  wflrden,  sind  vor  allem  verpflichtet,  der  5it* 
liciien  Polizeibehörde  das  Statut  des  Vereines,  in  welehem  der  Zweck 
und  der  Sitz  des  Vereines  aii'^eg'ebeu  werden  mQ8Bf  vorzolegen 
(Art.  36).    Die  Polizeibeliörde  ilip  lÜMiing  von  Vereinen, 

welclie  ilirem  Zwecke  nacli  im  Widerspruch  mit  der  Verfassung 
nnd  den  Gesetzen  stehen,  nicht  bewilligen.  Sie  ist  aber  in  diesem 
Falle  verpflichtet,  darttber  den  Gesnehatellem  den  mit  Gründen  ver- 
sehenen Beschlnss  binnen  15  Tagen  znzustellen.  Gegen  diesen  Be- 
schluss  kann  binnen  15  Tagen  die  Beschwerde  bei  dem  Minister 
des  Innern  eingelegt  werden  (Art.  88).  Der  Vereiusvorstand  ist 
verbunden,  jede  Änderung  des  .Statutes  binnen  5  Tagen  der  Behörde 
znr  Kenntnis  zu  bringen  (Art  .'{'.»).  Personen,  welche  niolit  das 
Recht  haben,  die  Volksvertreter  zu  wählen,  krmnen  nicht  Mitglieder 
der  politischen  Vereine  sein.  Für  ihre  Aufnahme  in  solclien  Ver- 
einen ist  der  Vereinsvorstand  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
veraniworilich  (.Art.  4'h.  Wenn  der  Verein  aufhtirt  zu  l)est eisen, 
ist  sein  Vorstand  verpflichtet,  binnen  15  Tagen  die  Polizeibeli'  rde 
davon  in  Kenntnis  zu  setzen  (Art.  44).  Geheimvereine,  deren 
Zweck  und  Aufgabe  gegen  die  Landesgesetze  Verstössen  würden, 
sind  verboten.  Die  Mitglieder  sind  mit  Geldstrafe  von  100  bis 
.')<'0  Kronen  oder  mit  Gefängnis  von  o  -6  Monaten  zn  bestrafen 
(Art.  45).  .Teder  Verein  muss  bei  seiner  Entstehung  seine  Ein- 
richtung und  seinen  Vorstand  durch  die  Pres-se  bekannt  machen. 
Dasselbe  gilt  auch  für  jede  Änderung  in  der  Vereinss.atzung  und 
in  dem  Vorstand.  Die  Zuwiderhandlungen  werden  mit  Geld.strafe 
von  100—500  Kronen  oder  mit  GefUngnis  von  1—3  Monaten  be- 
straft (Art.  48).  Kein  anpolitischer  Verein  darf  sich  mit  politischen 
Geschäften  beschäftigen.  Fttr  die  Zuwiderhandlungen  wird  der 
Yontend  mit  Geldstrafe  m  100—600  Kronen  odw  mit  Geftognis 
Yon  1—3  Konaten  bestraft  (Art  50).  Es  Ist  verboten,  ftnssere 
Abzeichen  der  polltisdieii  Vearalne  elsnfllhren  nnd  zn  tragen 
(Art  51). 

5.  Gesats  Aber  den  Handelsvertrag  zwischen  Monte* 
negro  nnd  Serbien  vom  1.  Januar  1907.  Der  Handelsvertrag 
zwischen  Monten^^  nnd  Serbien  Iiat  nnr  6  Artllsel.  Nadi  dem 
Art  1  besteht  in  der  Bebandlang  der  beiderseitigen  Üntertanen 
seitens  der  Vertragsstaaten  das  Prinzip,  dass  dieselben  so  bebandelt 
werden,  wie  die  Untertanen  des  meistbegOostigtsten  Staates. 
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6.  Gesetz  Uber  die  Errichtang  des  Gerichtes  fttr  die 
Aburteilung  der  anarehistisclien  Verbrechen  vom  27.  No- 
vember 1907.  Dieses  Gesets  hat  8  Artikel.  Die  GrAnde,  welche 
die  montenegrinische  Regierang  bewogen  haben,  mit  solchem  nnge- 
wGhnlicben  Gesetzeework  m  experimentieren,  sind  im  Art  1  an* 
gegeben:  Anliselich  des  am  23.  Oktober  1907  entdeckten  anarchis- 
tischen Unternehmens  gegen  das  regierende  Herrscherhaas  and  die 
bestehende  Ordnnng^  in  Montenegro  wird  zur  Abiirteilung-  dieses 
nnd  ähnlicher  Verbrechen  ein  besonderes  Gericht  errichtet.  Att.  2: 
Dieses  besondere  Gericht  setzt  sirh  zusammen  aus  folgenden  Mit- 
gliedf-rn:  dem  Präsidenten  und  Mitgliedern  des  Grossen  Gerichtes 
(Weliki  Sud,  Ka^sationshof),  dem  Präsidenten  und  Mitgliedern  des 
Staatsrates  und  Ti  iisidenten  der  Kreisgerichte  oder  ihren  Vertretern. 
Art.  3;  Im  Falle  <ler  Verhinderung  eines  der  oben  genannten  Mit- 
glieder wird  die  Vertretung  angeordnet,  so  dass  an  Stelle  der  Mit- 
glieder des  Grossen  Gerichtes  oder  des  Staatsrates  die  Sekretäre 
dieser  Beh<'rdeii  und  an  Stelle  der  Präsidenten  der  Kreisgerichte 
oder  ihrer  X'ertnter  die  ältesten  Ricliter  treten.  Art.  4:  Der 
regierende  Fürst  ernennt  auf  Antra«:  des  .Tustizministers  den  Sekretär 
des  Gerichtes;  die  not\v<'n(llj^e  Zahl  der  Geiichtsschreiber  bestimmt 
auf  Verlangen  des  (ii  i  ii  htes  der  Jnstizniinister.  Att.  n:  Das  SO 
zusammengesetzte  Gericht  wählt  sich  seinen  riii-iilentt-n  nnd  zwei 
Untersuchungsrichter,  die  zugleich  als  Staatsanwälte  zu  fungieren 
haben.  Art.  6:  Das  Gericht  entscheidet  durch  Stimmenmehrheit 
nach  dem  üblichen  (n  richtsverfaliren  und  den  \'orsohriften  des  Straf- 
gesetzbuches. Die  Gerichtsentscheidungen  sind  wirksam,  wenn  min- 
destens acht  Richter  zugegen  sind.  Art.  7:  Das  Gericht  wird  seine 
Sitzungen  in  Cetinje  abhalten;  gegen  seine  Verurteil unf::»  n  und  Be- 
schlüsse findet  keine  Api»eliatiuu  statt;  die  Verhandlungen  werden 
üftentlich  vor  sich  gehen.  Art.  M:  Diest  s  Gtsetz  tritt  in  Kraft  am 
Tage,  an  welchem  es  vom  Ffirsten  unterschrieben  sein  wird  und 
behfilt  seine  Geltang  bis  zn  seiner  gehörigen  Anfhebung. 


Persien. 

1907. 

Referent:  Dr.  James  Greenfield,  Tebris. 


Das  persische  Staaisgnindgesetz  (qanuni  asasi  iran) 
▼om  29,  Scheban  1325  der  Hedschra  (10.  Okt  1907). 

Nach  langwierigen  Yef  handlnngen  zwischen  Erone  and  Parla- 
ment wnrde  das  nachstehend  in  Übersetanng  wiedergegebene  Gmnd- 
geaeta  am  29.  Scheban  1825  d.  H.  von  Mobammed-Ali-Schah  nnter- 
zeichnet.  Es  gilt  als  Ergftnznng  zn  den  Qmndgeaetzen  des  persischen 
Parlaments  vom  14.  Ziqadeh  1824  d.  H.^)  und  ZMgt  sich,  mit  Ans- 
nahme  von  einigen  Artikeln,  als  eine,  allerdings  znm  TeU  sprachUch 
nnd  jnristisch  recht  mangelhafte  Übersetsnng  der  belgischen  Ver« 
fassnng.  Die  eingeklammerten  Zahlen  am  Ende  der  einzelnen  Artikel 
geben  die  entsprechenden  Artikel  der  belgischen  Ver&ssvngsnrknnde*) 
an;  die  Znifttze  in  den  Klammern  sind  Einschaltnngen  des  Übersetzers. 

Im  Namen  Gottes  des  Barmherzigen! 
Nachstehend  folgen  die  Artikel,  welche  behnft  Vervollständigung 
der  Verfiwsnngsgmndgesetze  (qewanini  asas^cgi  maschmt^t)  des 
persischen  Staates,  dem  von  dem  verstorbenen  Scbahenschah,  Hnzaf- 
fereddin  Schah,  am  14.  Ziqadeh  1824  d.  H.  bestätigten  Grondgesetz 
(qannni  asasi)  hinzngeftlgt  werden. 

Allgemeines. 

Art.  1.    Die  offizielle  Religion  Persieiis  ist  der  Islam  nii<l 
(zwar)  die  wahre  Djaferilebre  der  zwülf  Imame  (isna  ascharij.''; 

*)  Über  die  wir  bereits  im  Jahrbnch  der  Yereiaignsg  (Bd.  VIII, 

2.  Abteilung)  ausführlich  berichtet  haben.  Die  Art,  4—6  dieses  Gesetzes, 
welche  von  der  Anzahl  der  Volksvertreter,  dem  Beerinn  der  Leirislatur- 
periode  und  der  Erüffnung  der  Kammer  handeln,  haben  durch  das  neue 
Wahlgesetz  Tom  12.  DjemAdielacher  1327  d.  H.  (siehe  Bl.  f.  yergl.  B. 
1909,  Dez.)  eise  Andemng  erfahren. 

*)  La  oonstittttioii  beige  reviiie.  Vve  FBBDiHAia>  Lakgob,  £ditear. 
Bruxelles  1897. 

*)  Gemeint  ist  der  tchiitisclie  Islam,  wie  tr  von  Djafbk,  einem  der 
hervorragendüten  Imame  der  Schiiten,  gelehrt  worden  iat. 
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Der  PftdiBchah^)  PenieiM  mnas  Bekenntr  und  Verbreiter  dfeter 
Beligion  Min. 

Art  2.  Die  Oeeetie  der  heiligen  NationalTersAmniliiBgr 
(medjlissi  lebiin^i  iiiilli)i  welche  unter  der  Gnntk  ind  den  Beistand 
des  Iniud  aar,*)  dnrdi  die  Gnade  S.  M.  des  Schaheneohah  dee  lalaM 
nnd  die  Fflraerge  der  Geistlichkeit  nnd  der  ganzen  persischen  Nation 
konstitniert  worden  ist,  dürfen  an  keiner  Zeit  der  Zeiten  an  den 
heiligen  Begeln  des  Islam  nnd  an  den  vom  Hearati  chelr 
nl  enam')  Institnlerten  Gesetaen  in  Widerspruch  stehen. 

Da  es  ftststebt,  dass  die  FeststeUnng,  ob  die  institnierten  Ge- 
setae  an  den  isUunischen  Begeln  in  Widerspmch  stehen,  den  be- 
kannten Ulema  (Schriftgelebrte,  Geistliche)  oblag  nnd  obliegt,  so 
wird  formell  bestinunt,  dass  an  jeder  Zeit  der  Zeiten  eine  Kommission 
von  mindestens  fflnf  Personen  ans  strenggUUibigen  ]Cn4}tehiden^)  nnd 
Geeetaesknndigea*),  welche  aber  anch  von  den  Anforderungen  der 
Zeit  Kenntnis  haben,  bestehen  soll,  die  folgendermassea  gebildet  wird: 
Die  bekannten  DIema  nnd  die  Geistlichen,  an  denen  sich  die  Schiiten 
als  an  ihrem  Vorbild  wenden,*)  werden  ans  ihrer  Mitte  awanaig 
Personen  der  Nationalversammlnag  vorschlagen,^  welche  fünf  von 

')  Daa  Gesetz  gebraucht  da«  Wort  „Padiscbah**  fttr  die  fiezeicb* 
nuDg  „roi"  der  belgischen  Verfawung.  Der  von  den  peniiehen  Hemchera 
gefOhrte  Titel  „Schah"  oder  „Sehaheosebah*'  (Scbah  der  Sebahe)  wizd  in 
neuerer  Zeit  mit  „Kaiser*'  übersetzt.  Siehe  QwaKKwauH  Die  Verfusung 
des  persischen  Staates,  S.  IHR     Berlin  15K)4 

*)  Es  \nt  der  zwölfte  Hcliiitifiche  Imam.  .Miihamiiieil  el  Mehdi,  tre- 
meint,  welcher  iiu  Vorborgcueu  lubun  soll  bis  zu  dem  Tage,  da  er  auf- 
treten,  die  gaaae  Welt  bekriegen  und  com  lelsn  bekehren  wird.  Er  ist 
das  dgenfliehe  kirchliche  und  weltliche  Oberhaupt  der  Schiiten;  die  Herr^ 
Schaft  Aber  sie  soll  bis  au  seiner  Wiederkunft  in  seinem  Namen  und  in 
tteiner  8t«)lTertretung  ausgefibt  werden.  Siebe  OxMExnajn  Die  Ver- 
fassung usw.,  S.  22,  177. 

*)  Von  Jf  uhamniad  dam  Pn^heton. 

^)  So  werden  die  hOchstea  «chiitiichMi  GdatUchen  mit  einer  um- 
famenden  theologisch-juristischen  Bildung  genannl 
*)  Fukaha:  Kenner  der  islamischen  Gesetie. 

•)  Welchen  die  Schiiten  ihre  Leitung  in  relig-iösen  Sachen  anrer- 
traut  haben;  gemekit  sind  die  Mui^tehidea  (siehe  oben)  und  aaneotlich 
die  OheMloqtohideo  von  Ne^Jef  und  Kcriiela. 

*)  WlM;Iich:  .  .  .,  werden  die  MesMn  vea  90  Ukma,  welche  die 
erwähnten  Eigenschaften  (siehe  Torangehende  AnaMriomg)  bssitaeu,  der 
Kationalversammlung  bekanntmachen. 
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ihnen  —  oder  auch  mehr,  wenn  die  Zeitmnetinde  es  erforderlich 
machen  —  dnrch  allgemdne  Übweinetimmnng  oder  vermitteb  der 
Abetimmnng  hestlmmen  nnd  als  MitgUeder  (der  Kammer)  anerkennen 
wird,  anf  daw  sie  die  in  die  Kammern  eingebrachten  Geeetsentwllrfe^) 
eingehend  beraten  und  prftfen,  um  jeden  Ton  ihnen,  welcher  an  den 
heiligen  Regeln  des  Mam  im  Wldenprach  steht,  ahanlehnen,  damit 
er  nicht  an  Oeaeta  wird.  In  dieaer  Angdegenheit  hat  man  sieh  der 
Heinnng  der  Ulemakommlaaion  an  fügen.  Dieser  Artikel  wird  bia 
anm  Erscheinen  des  HncUati  aar*)  keine  AbAndemng  erfahren. 

Art  8.  Die  Grenaen  des  persischen  Reiches  nnd  seiner 
Provinzen,  Beairke  nnd  Kreise  kSnnen  nnr  dnrch  Gesets  verflndert 
werden.  (3.) 

Art  4.  Die  Hanptstadt(pni-taeht)Persiens  ist  Teheran.  (126.) 

Art.  5.  Die  offiziellen  Farben  der  persischen  Flagge  sind 
grUn,  weiss  und  rot  Wappenbild  ist  der  Schir  n  Chnrschid  (LOwe 

nnd  Sonne).  (125.) 

Art.  6.  Die  Person  und  das  Vermögen  der  anf  persis*  ht^m 
Gebiet  sich  aufhaltenden  Ausländer  sind  unverletzlich,  vorbehalt- 
Uch  der  Fälle,  welche  die  Landesgesetze  ausnehmen. 

Art.  7.  Die  Verfassung  kann  weder  ganz,  noch  in  ihren 
Teilen  snspeudiert  werden.  (130.) 

Yoii  den  Beeilten  dea  peiaiaehen  Yolkea. 

Art.  H.  Die  Angehörigen  des  persischen  Kelches  werden  vor 
dem  Staatsgesetz  gleichberechtigt  sein.  (6.) 

Art.  9.  Die  Individuen  sind  hinsichtlich  ihrer  Pei"son,  ihres 
Vermögens,  ihrer  Wohnung  und  ihrer  Ehre  vor  Eingriflfen  jeder  Art 
geschützt.  Nur  kraft  der  Landesge«etze  und  in  der  von  diesen  be- 
stimmten Form  kann  jemand  verfolgt  werden.  (7.) 

Art  10.  Ausser  bei  der  Begehung  von  Verbrechen  und 
schweren  \  crfelilungen-')  kann  niemand  unmittelbar  verhaftet  werdt  ii. 
es  sei  denn  auf  Grund  eines  schriftlichen  Befehls  de.s  Chefs  d^s 
Adlicligcrichts  (siehe  Art.  27,  2)  in  Gemässheit  des  Gesetzes:  ah»  r 
auch  dann  muss  dem  Scbnldigen  sofort  oder  spätestens  binnen  vier- 

«)  Wörtlich:  Artikel,  Gegenstände. 

«)  Siehe  Anmerkung  2.  S.  3421. 

s)  Gemeint  ist  der  Fall  des  Hagraaten  Deliktes. 
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nndzwanzig  Stunden  seine  Schuld  (der  Gmnd  seiner  Verhaltuug) 
mitgeteilt  werden.  (7.) 

An.  11.  Nieinaini  kann  dem  Gericht,  welches  (nach  Vorschritt 
des  Gesetzes)  über  ihn^)  erkennen  muss,  entzogen  und  zwangsweise 
vor  ein  anderes  Gericht  gewiesen  werden.  (8.) 

Art.  12.  Strafen  k<'nnen  nnr  auf  Grund  des  Gesetzes  an- 
geordnet und  vollzogen  werden. 

.\tt.  lo.  Die  Wohnung  nnd  das  Haus  eines  jeden  .sind  un- 
verletzlich; das  i..  waltsanie  Kin<lriiigtMi  in  eine  \\  olinung  i.st  nur 
kraft  Gesetzes  und  in  der  von  die.sem  be.stininiU*n  Form  zulii.s.sig,  <]*).) 

Art.  14.  Nur  in  den  vom  Gesetz  jjräzisiert^'U  Fällen  kann 
ein  Perser  verbannt  oder  an  dem  Auft  iitlialt  an  einem  Orte  (s>  iiier 
Wahl)  verhindert  oder  zum  Aufenthalt  an  einem  bestimmten  Orte 
gezwungen  werden. 

Art.  1'».  Dem  Kitrentümer  kann  sein  tirundeit^t^ntnm,  nur  sofern 
das  Srheriatret  la  » zulässt.  entzoi^en  werden  und  au<  h  dann  nur 
nach  Festsetzung  und  Hntridituu^  de.s  gerechten  Preises.^)  (11) 

Art.  16.  Die  Vernuigt  useinziehung  als  Strafe  ist  unstatthaft, 
es  sei  denn  kraft  Gesetzes.  (12.) 

Art.  17.  Den  Eigentümern  nnd  Besitzern  kann  das  Do- 
minium an  den  Gütern  in  ihrem  Besitze  nur  kraft  Gesetzes  ent- 
zogen werden. 

Art.  18.  Das  Lernen  und  Lehren  der  Wissenschaften  und 
Künste  ist  frei,  vorbehaltlich  dessen,  was  nach  dem  Sclieriat  ver- 
boten ist.  (17.) 

Art.  19.  Die  Errichtung  von  Schulen  mit  Mitteln  dfs  Staates 
und  Volkes  und  der  ublipra torische  Unterricht  (Schuizwang)  sollen 
in  Gemässheit  des  Gesetzt  s,  betr.  das  Mini-sterium  der  \Vissenschaften, 
geregelt  werden.  Alle  höheren  und  niederen  Unterriclitsanstalten 
müssen  der  obersten  Leitung  und  der  Fürsorge  des  Ministeriums  für 
Wissenschaften  unterstehen.  (17.) 

Art  20.  Mit  Ansschlass  der  irrefllhrendeD  (häretisclien) 
Schriften  und  der  der  wahrem  Religion  (Islam)  schftdliclien  Stoffe  ist 
die  gnnze  Presse  flrei  nnd  die  Zemof  über  sie  JinsaUasig.  Wenn 
aber  in  ihr  ein  Verstoss  gegen  das  Pressgesetx  bemerkt  wird,  so  ist 

*)  Wörtlioli:  ihn  l>otreffend. 

*)  l>.  h.  einer  gerecbtou  Kotscbädiguog.  ' 
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der  Heranigeber  oder  VerliuMr  meh  diMem  Getets  s«  bettmUei. 
Ist  der  YerÜMter  bekannt  und  In  Pertiea  wohnhaft,  ao  kSnneB 
^raugeber,  Dmeker  und  Verbreiter  nicht  verfolft  werden.  (18.) 

Art  21.  Vereinigvnsea  nnd  Yeraammlnngen  aind  im  ganien 
Belebe  frei,  sofern  sie  nicht  die  QoeUe  Yon  Unmhestiftaaff  in 
reügitaen  und  weltlichen  Sachen  sind  und  der  Öffentlichen  Ordnung 
lüeht  mwider]|infen.  Die  Teilnehmer  an  den  Venammlangen  dttrfen 
keine  Waifen  tragen  nnd  müssen  sieh  den  Formen,  welche  daa  Ge- 
aets  in  dieser  Beiiehang^)  bestimmt»  fügen.  Anch  die  Versamm- 
Inngen  anf  den  OfTentUehen  Strasse  nnd  Plfttien  sind  den  PoUaei> 
gesetaen  nnterworftn.  (19.) 

Art.  22.  Alle  der  Post  anvertranten  firiefeehaften  sind  nn- 
verletalieh;  sie  dürfen  nur  in  den  vom  Geseta  auagenommenen 
Füllen  beschlagnahmt  nnd  erüftiet  werden.  (22.) 

Art.  23.  Nur  in  den  vom  Geseti  bestimmten  Füllen  dürfen 
telegraphisehe  Nachrichten  ohne  Erlaubnis  des  Adressaten  oder  Ab- 
senden')  angehalten  oder  verbreitet  werden. 

Art.  24.  AnslSnder  können  die  persische  Untertanenscbaft 
annehmen  ;  ihre  Aufiiahme,  ihr  Verbleib  and  Aostritt  geschieht  nach 
Hassgabe  eines  separaten  Gesetzes  (ßber  diesen  Gegenstand).  (4.) 

Art.  25.  Die  Verfolgrnng  der  Regiernngsbeamten  wegen  Ver- 
ftdünngen  in  ihrem  Amte,-'')  bedarf  keiner  (vorgängigen)  ErmSchti- 
gnng,^)  mit  Vorbehalt  in  betreff  der  Uinister,  bezQglich  deren  die 
besonderen  Gesetae  über  diesen  Gegenstand  zn  beachten  sind.^)  (24.) 

Art  26.  Die  Staatsgewalten  gehen  von  der  Nation  aoa;*) 
fiber  die  Art  der  Ausübung  dieser  Gewalten  beatimmt  daa  Grand- 
gesets.  (25.) 

Art.  27.  Die  Staatagewalten  t^en  sich  in  drei  Zweige: 
1.  Die  gssetigeberisehe  Gewalt,  deren  Knmpetena  in  der  In* 

stttoiemng  nnd  Verbesserung  von  Oesetien  besteht»  steht  S.  H. 

dem  Schahensehah,  der  Nationalversammlung  und  dem  Senat  (ge- 

*)  In  bttug  aaf  die  Versammlungen. 
*)  Würtlidi:  • .  des  Bigentttmeis  des  Telegrammsib 
Wegen  Amtedelikte. 

*)  Wörtlich:  Erlaubnis. 
»)  Siehe  auch  Art.  70. 

*)  Wörtlich:  Die  Slaatagewaites  wachsen  aus  der  >ation  heraus. 
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meinschaftlirh)  zu.")  Jfilf»  dif's<'r  drei  1^up11<'ii  hat  das  Recht.  Ge- 
»H'/A'  ausznarbeiU'D  tvorziisclihic;?!)»,  deren  (Uiltigkeit")  aber  davi>ii 
abhängt,  dass  sie  nicht  im  W  iderspruch  zum  Scheriat  stellen  und 
dass  sie  von  beiden  Kammern  angenommen  und  mit  der  königlichen 
Unterschrift  versehen  werdt-n.  Die  Instituierung  und  Annahme  von 
Getsetzeu  bezüglich  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  jedoch 
gehören  zu  den  auä.schlie>>slicben  Kechten  der  National  Versammlung.^) 
(26—27.) 

Die  Auslegung  der  Gesetze  steht  der  Nationalversammlung 
au.»)  (28.) 

2.  Die  riditerlidie  Gewalt,  welehe  die  Feststellung  der  Rechte 
bedeatet,  sieht  in  Scheriatnehen  den  Scherüegerichten^)  and  In 
UrfsMlien")  den  AdUehgeriehten>*)  zu.  (30.) 

8.  Die  ExekntiTgewftlt  steht  dem  Padischah  (s.  Art  1)  zu, 
d.  h.  die  Gesetze  nnd  Urteile  werden  dnrch  die  lOnister  nnd  Staats- 
beamten im  Namen  Seiner  Hiuestftt  in  der  wm  Geseti  bestimmten 
Form  ansgeführt  (nnd  vollaegen).  (29.) 

Art  28.  Die  erwihnten  drei  Gewalten  werden  stets  vonein- 
aader  geschieden  nnd  getrennt  sein. 

Art  29.  Die  besonderen  Interessen  jeder  Fro?ins,  Jedes  Be- 
zirkes nnd  Kreises  werden  mit  Zustimmung  der  Provinzial-  nnd 
Bezirksvenammlnngen,  nach  Hassgabe  der  besonderen  Gesetze  dafür, 
geregelt  (81.) 

Yon  den  Rechten  der  Mitglieder  der  Kammern. 
Art.  30.    Die  Deputierten  (wukela)  der  Nationalversammlnng 
und  des  Senats  repräsentieren  die  ganze  Nation*-^)  und  nicht  allein 

**)  Wörtlich:  .  .  geht  ans  tod  S.  M.  dem  Schahenschali  usw. 

')  Wörtlich:  BeBtätigung, 

")  Solche  Qeaetse  bedürfen  einzig  und  allein  der  Annahme  durch 
die  KatfonalTenantmlmig. 

<*)  Wörtlich:  .  .  gehört  an  den  aaiscUiessUdiea  Obttegeoheitan  der 
Nationa  1  y  0  r»amm  hm  (f. 

Geistliche  Gerichte. 

Was  unter  „ürf"  zu  Terstebeu  int,  wird  niemand  genau  angeben 
kSonan.  Das  Wort  bedeutet  „iWentlieb*,  „notorisch'*  und  wird  in  Penien 
schledithin  Ar  die  nadi  Oewohnheitsracht  und  freiem  Ennesssen  gehsnd- 

bsbte  weltliche  Rechtsprechung  gebraucht 
'*)  Weltliche  Gerichte. 

")  Wörtlich:  .  .  .  haben  Mandat  (wikalat)  seitens  des  ganzen 
Volkes  Qsw. 
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die  Stftnde,  oder  Provlnsseii,  Besirke  und  Erds^  ▼on  denen  sie  g^e- 
wfthlt  worden  sind.  (32.) 

Art.  31.  Niemand  kann  m  gleicher  Zelt  Mitglied  beider 
Kammeni  sein.  (35.) 

Art  32.  Sobald  einer  der  Deputierten  ein  besoldetes  Staats» 
amt  annimmt,  scheidet  er  ans  der  HitgUedschaft  der  Kammer  ans; 
er  Icann  von  nenem  Mitglied  der  Kammer  nnr  dann  werdoi,  wenn 
er  vom  Staatsdieast  znrttefctritt  nnd  von  der  Nation  (wieder)  ge- 
wählt wird.  (86.) 

Art.  88.  Jede  der  Kammern  hat  das  Becht  der  üntersuchnng 
in  jeglicher  Angelegenheit  des  Staates.  (40.) 

Art  84.  •  Die  Verhandlnngen  des  Senats  wSlirend  der  Anf- 
VSmmg  der  Nationalversammlnng  bleiben  ohne  Ergebnis  (sind  nn- 
gttltig).  (59.) 

Ton  den  Seehten  dea  Sdhahs. 

Art  85.  Die  KOnigswOrde  (sKltftnlt)  ist  ein  Depositum,  welches 
durch  die  Freigebigkeit  (Oroumnt)  (jottes*)  (be  mohlbeti  üahi)  von 
selten  der  Nation  der  Person  des  Padischah  anvertraut  worden  ist 

Art  36.  Die  konstitutionelle  KSnigswIlrde  Persims  ruht  in 
der  Person  S.  M.  des  Schahenschah  el  Sultan  Muhammed-All> 
Schah*)  Ka^ar*)  —  mUge  Gott  seiner  Regierung  Dauer  veileihen  — 
und  In  der  seiner  Nsehkommen  von  Geschledit  au  Geodileeht 

Art  87.  Die  Thronfolge  kommti  wenn  mehrere  SShne  (des 
Schahs)  vorhanden  sind,  dem  ältesten  Sohne  des  Padlsdiali,  dessen 
Mutter  persischer  Abstammung  und  eine  Prinzessin  ist,  su.  Falls 
der  Padisdiah  keine  männlicho  (a^iiatische)  Nachkommen  hat.  erlangt 
der  Älteste  der  königlichen  Familie  von  denjenigeu,  die  der  Krone 
am  nächsten  stehen,  die  Würde  des  Thronfolgers.  Wenn  aber  in 
dem  oben  bezeichneten  Falle  dem  Padischah  (nachträglich)  ein  männ- 
licher (agnatischer)  Nachkomme  geboren  wird,  so  kommt  von  Rechts 
wegen  diesem  die  Thronfolge  an. 

Art.  38.  Beim  Thronwechsel  kann  der  Thronerbe  die  Re^ie- 
mngßgeschäfte  nnr  dann  persönlich  übernehmen,  wenn  er  das  acht- 
zehnte Leben^ahr  vollendet  hat    Hat  er  dieses  Alter  noch  nicht 

I)  Sa  kanii  auch  heisien:  „als  eine  Gabe  Gottes*. 

^  Mnhsmmed  Ali  Schah  dankte  sm  15.  Jnli  1909  ab.  Siehe  Ende 

des  Referats. 

')  Die  regierende  Dynastie  gehört  za  dem  Stamme  der  Kacyaren. 
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erreicht,  so  werden  die  NationalverBammlnng  and  der  Senat  in  ver- 
einigter Yersammlang  einen  Regenten  (nalb  el  aältftnih)  fttr  ihn 
wftblen  (welcher  ihn  vertreten  soll),  hie  er  achtzehn  Jahre  alt  ge- 
worden  ist.  (81.) 

Art  89.  Der  Padischah  kann  den  Thron  nicht  besteigen, 
bevor  er  vor  der  ErOnnng  In  d«r  Nationalvmunnilnng  enchleiieB 
nnd  in  Gegenwart  der  Uitglieder  der  Nationalversammlnng,  des 
Senafa  nnd  des  Uinisterinms  den  folgenden  Eid  geleistet  hat: 

Ich  nehme  Gott  den  Allmächtigen  nnd  Erhabenen  zum 
Zeugen  nnd  schwöre  bei  dem  heiligen  Koran  ni^  bd  alle  dem, 
was  vor  Gott  ehrwftrdig  ist,  dass  ich  meine  ganze  SorgfUt  an- 
wenden werde,  die  UnabhftDgigkelt  PersienB  zn  wahren,  die 
Grenzen  des  Reiches  nnd  die  Rechte  des  Volkes  zn  schützen, 
die  Verfassnng  Persieos  zn  httten  nnd  In  Übereinstimmnng  mit 
derselben  nnd  den  Gesetzen  zn  regieren  nnd  fttr  die  Ansbreitnng 
der  Djafuireligion  der  zwölf  Imame  (siehe  Art  1)  bemttht  nnd 
bestrebt  zn  sein.  (Ich  schwöre),  dass  ich,  in  aUen  meinen  Hand- 
langen  der  (Gegenwart  nnd  Anfeicht  Gottes  bewnsst,  keine  anderen 
Absichten  als  das  Wohlergehen  nnd  die  Grösse  des  persischen 
Staate^  nnd  Volkes  haben  werde.  Ich  flelie  nm  die  Gnade  (Rottes 
im  Dienste  des  Fortschritts  Persiens  nnd  bitte  nm  den  Beistand 
der  geneigten  Seelen  der  Heiligen  des  Islam.  (80.) 

Art  40.  Ebenso  kann  die  znm  Regenten  erwShlte  Person 
nicht  eher  die  Regentschaft  übernehmen,  bis  sie  den  obigen  Eid  ge- 
leistet  hat  (83.) 

Art  41.  Bei  dem  Ableben  des  Padischah  werden  die  Katlonal- 
versammlnng  nnd  der  Senat  notwendigerweise  zusammentreten.  Der 
Znsammentritt  der  Kammern  darf  nicht  länger  als  zehn  Tage  nach 
dem  Tode  des  Padischab  anfgeschoben  werden.  (79.) 

Art.  42.  Wenn  die  Legislatarperiode  beider  Kammern  oder 
einer  derselben^)  bei  Lebzeiten  des  Padischah  abgelaufen  ist  nnd  bei 
B^nem  Hinscheiden  die  neuen  Deputierten  noch  nicht  bestimmt  worden 
sind,  so  treten  die  Deputierten  der  verflossenen  Periode  zusammen.^}  (79.) 

>)  Wörtiieh:  Wenn  die  Usndatperiode  der  Abgeordneten  beider 

Ksnunern  U8W. 

^)  Würtlich:  .  ..  so  finden  sich  die  fraheren  Deputierten  ein  und 
die  Kammern  treten  zusammen. 
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Art  48.  Ohne  die  Gnthdasongr  und  Znstimmaiv  der  National- 
▼enammlmig  und  des  Senats  kann  die  Person  des  PsdJsehali  nidit 
die  Begierangsgeseliifte  eines  aadwen  (fremden)  Landes  Sber^ 
nelunen.  (62.) 

Art.  44.  Die  Person  des  I^idischali  ist  tni  von  Venntwort- 
licbkeit;  für  die  Angelegenheiten  aller  Art  sind  die  Staatsminlster 
den  Kammern  verantwortlich.  (68.) 

Art  45.  Alle  Fermane*)  and  Kabinettsordem  (destchat)  des 
Padischah  in  Staatsangelegenheiten  werden  nnr  dann  aasgefllhrt, 
wenn  sie  von  dem  yerantwortllchen  IDnister  gcgengesdchnet  worden 
sind.  Für  die  Bichti^^t  des  Inhaltes  des  Fsrmans  nnd  der  Kabi- 
nettsorder ist  dann  dieser  Minister-)  rerantwortlich.  (64.) 

Art  46.  Die  Ernennung  und  Entlassung  der  Minister  erfolgt 
durch  Ferman  (Befehl)  des  Padischah.  (65.) 

Art  47.  Die  Verleihang  der  militärischen  Grade,  der  Orden 
und  Auszeichnungen  steht  unter  Beobachtung  des  Gesetzes*)  ans- 
scliliesslich  der  Person  des  Padischah  zu.    (66,  75  und  76.) 

Art.  48.  Dem  Padischah  steht  das  Becht  zu,  die  leitenden 
Beamten  für  die  inneren  nnd  auswärtigen  Geschäftskreise  der  Staats- 
verwaltung, mit  Zastimmong  des  verantwortlichen  Ministers,  zu  er- 
nennen,*) vorbehaltlich  der  vom  Gesetz  ansgenoramenen  Fälle.  JHe 
Einsetznnp:  der  übrigen  Beamten  aber  stellt  dem  Padischah  nur  in 
den  vom  Gesetz  (ausdrücklich)  piiizisierten  Fällen  zn.  (66.) 

Art.  49.  Das  Eecht  zur  Ausführung  der  Gesetze.  Ferniane 
und  Bctelile  zn  erlassen,  stellt  dem  Padischah  zu,'^)  nlmf  diiss  er 
jemals  die  Ausführung  der  Gesetze  suspendiereu  oder  aufhalten 
Icann.  (67.) 

Art.  .'0.  Der  Oberbefehl  über  die  ganze  Streitmacht,  das 
Heer  nnd  die  Flotte,  steht  der  Person  des  Padischah  zu.  («tS.j 

Art.  51.  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliesseu  steht 
dem  Padischah  zu.  (68.) 

')  Das  Wort  „Qewsain"  (Gesetso)  im  persiscbeu  Texte,  ist  offenbar 
infot<re   -inc^  Druckfehlers  aus  dem  in  der  Schreiberfc  sehr  fthnliehoi 

„Feramiu"  (Fermane)  entstandeu. 

*)  Welcher  gegengezeichnet  hat. 

*)  Unter  Binhsltoiig  dss  von  den  OeMtsen  featgestelltes  Bedingungen. 
Wörtlich:  Zu  den  Bechten  dss  lisdiichshs  gehört  die  Bnien> 
nung  usw. 

Wörtlich:  Zu  den  Rechten  des  Padisehahs  gehört  der  Erlas«  usw. 
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Art.  52.  Vcrrriige,  deifii  Gelicimhaltungr  nach  Art.  24  des 
tirund^r^setzes  vom  14.  Ziqadeh  1324  d.  H.  uutwt'ndi;r  ist.  niiis-sen 
nach  Fi>rlt;ill  des  N'crhindprnnppsfrrnndes.  sobald  di««  liitt  i>s>en  und 
die  Siclierlieit  des  Keiches  es  erlieisclien.  mit  den  ei'forderliolien  Er- 
klärungen 8eitens  des  Pudi.schah  der  Naüunalversammlung  und  dem 
Senat  mitgeteilt  werden.  (GR.) 

Art.  '»3.  Die  geheimen  .Artikel  t-iiies  Vertrages  künnen  die 
offenen  Artikel  desselben  nichr  aufheben.  (68.) 

Art.  54.  Der  Padischah  kann  die  Nationalversammlung  und 
den  Senat  zur  ausserordentlichen  Tagnng*)  zusammenberufen.  (70.) 

Art.  55.  Die  Münzprägung  geschieht  in  Gemässheit  des  Ge- 
aetzes  im  Namen  des  Padisehah.  (74.) 

Art.  56.  Die  Ausgaben  der  ttOniglichen  Hofhaltung -)  luftasen 
gesetdicli  festgesetzt  werden.  (77.) 

Art  57.  Andere  Uachtheftigiiisse  als  die  In  den  vorliegenden 
Verfi»SQ]ig«ges6tzen  pritaisierten  liat  der  Padiiehah  nicht*)  (78.) 

Von  dem  IGnlrtanL 

Art  58.  Znm  Ministerpoeten  gelangen  luuin  aar,  wer  Mndim, 
pertiecber  Abstammung  nnd  Untertan  Persiens  ist  (86.) 

Art  59.  Die  Primen  der  ersten  KlaaM,  nimlioh  die  SShne, 
Brttder  nnd  Onkel  vSteriiehetaeita  des  Jewefligm  (reglerenden) 
Padischah,  kSnnen  nicht  an  Ministern  ernannt  werden.  (87.) 

Art.  60.  Die  Minister  sind  den  Kammern  verantwortlich.  In 
jedem  Falle,  wenn  von  einer  der  Kammern  ihre  Gegenwart  verlangt 
wird,  müssen  sie  erscheinen  und  hezttglich  der  ihnen  übertragenen 
Geschäfte  die  Grenzen  ihrer  Verantworliebkeit  wahrnehmen.  (88.) 

Art  61.  Ansserdem,  dass  Jeder  der  Minister  für  die  be- 
sonderen Amtsgeschäfte  seines  Ministeriums  allein  verantwortlicli 
ist,  sind  sie  bezüglich  der  allgemeinen  Angelegenheiten  den  Kammern 
gegenüber  gemeinschaftlich  verantwortlich  and  der  eine  bttrgt  (haftet) 
für  die  Handlungen  des  andern. 

Art.  62.  Das  Gesetz  wird  die  Zaiil  der  Minister  nach  Bedarf 
bestimmen. 


W'ürtiicb:  .  .  in  ausserordentlicher  Weise. 
*)  Es  ist  die  ZivilUate  gemeint 

*)  Wörtlich:  Die  kSnigliehen  Haelitbefügnisse  sind  mar  die,  welche 
in  den  vorliegenden  yerfassnsgBgesetsen  prilsisiert  worden  sind. 
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Art.  63.  Der  Titel  Vesier  (Uinister)  als  Ehrentitel  (ohne 
Amt)  ist  gtaslicli  tJbgeiKhBttL 

Art  64.  Die  Hinieter  kennen  sich  nicht  dadurch  der  Ver- 
aatwortlicfakeit  entsiehen,  dam  sie  sich  auf  mflndliebe  oder  schrift- 
liche Befehle  des  Padischahs  sttttseo  (bemfen).  (89.) 

Art.  65.  Die  Nationalversammlnng  oder  der  Senat  kcinnen 
die  Minister  zur  Rechenschaft  ziehen  und  vor  Gericht  bringen.  {90.  \ 

Art.  (JG.  t'her  die  Verantwortliclikeit  der  Minister  nnd  über 
die  ihnen  aufznlfireiHlen  Strafen  wird  das  (lesotz;  bostiiimun.  (90.) 

Art.  r>7.  CJeben  die  Natioiialvf'rsammluii<r  odfi-  der  Senat  ihrer 
ünzufrifiienlieit  (Misstrauciu  mir  dem  Ministerium  oder  t'iii»  m  Minister 
mit  absolnter  Majorität  Ausdruck,  80  milSB  das  Ministerium  resp. 
der  Minister  entlassen  worden. 

Art.  f>8.  Die  Minister  können  nicht  zugleich^)  einen  anderen 
besoldeten  Dienst  übernehmen. 

Art.  tiU.  Die  National versammlunie:  oder  der  Senat  werden 
da«  Vergehen  der  Minister  vor  den  Kas.sationshof  bringen.  Dieses 
Tribunal  hat  (darauf)  in  (iefrenwart  aller  Mitglieder  seiner  Kammeni 
zu  erkennen,  ausser  wenn  die  Aiisclmldijrnnff  und  die  (zivile)  Klage 
nach  Massgabe  des  (tesetzes  ausserhalb  des  Kreises  der  dem  Minister 
nberwie.eenen  Staatsverwaltung  steht  und  ihn  selbst  (als  Privat- 
person) aiigflit.  (90.) 

Anmerkung:  Sfdaiige  der  Kassationshol  u<i(h  nioht  gebildet 
ist.  wird  eine  aus  Mitgliedern  beider  Kammern,  nach  ^-^leicher  Zahl, 
durch  Wahl  zasammengesetzte  Kommission  in  seiner  Vertretnng 
, fungieren. 

Art.  70.  Ein  l)esonderes  Gesetz  wird  Aber  die  Delikte  der 
Mini.ster  und  über  die  Strafen,  welche  sie  trefl'eu.  wenn  sie  von  der 
Nationalversauiuilung  oder  dem  Senat  angeseliuldigt  werden  <»der  in 
Angelegenheiten  ilires  Amtes  der  persönlichen  Anschuldigung  (privater; 
Kläger  begegnen,  bestimmeu.  (90.) 

Von  der  ritAtevlielieii  Gewalt. 
*    Art  71.   Das  Obertrihanal  (diwani  tdaleti  ftsemi)  and  die 
Adliehgerichte*)  sind  die  offiziellen  Stellen^  an  die  sich  die  Klagen 

Wörtlich:  ausser  ihrem  Amte. 
*)  Weltliche  Gerichte. 
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der  Allgfiueiuli.ii  wt-pfii  T^eflrnckuntrfii  V)  zw  richten  haben.  Die 
Jurisdiktion  in  ScheriMtsachen  steht  den  p-t  i  pi  htt  ii  Mtuijtehiden 
(siehe  Art.  2),  welche  alle  Bedingangen  aufweisen/*)  zu  (vergL 
Art.  27,  2). 

Art.  72.  Sti  t  itiy:keiten,  welche  sich  ant'  die  politischen  Kechte 
beziehen,  r^ehöreii  zur  Kompetenz  der  .\dliehgerichte,^)  vorbehaltlich 
der  vom  Gesetz  aus^enoinnienen  Fälle.  (93.) 

Art.  73.  Die  UrtVerichte^i  werden  nach  Massgabe  des  Ge- 
petze«!  errichtet:^)  niemand  kann  (Berichte,  gleichviel  unter  welcher 
I-!enennnng  imd  in  welcher  Weise,  in  Widerspruch  zu  den  Be- 
gtinunungen  des  Gesetzes  bilden.  ('.'4.) 

Art.  74.  Berichte  dilrfen  nur  kraft  Gesetzes  zusammeDgesetzt 
werden.  (IM.) 

Art.  75.  Für  das  >r;tnz»>  Tteich  snll  nnr  ein  Kassationshof 
I diwanr-haneii  tt  iniz)  für  l'rtsacheii  isielie  Art.  27,  2i,  und  zwar  in 
der  Haiijitstailt.  errichtet  werden.  Der  Kiissationshof  wird  in  keinem 
l'rozess.  mit  Ausnahme  der  die  Minister  betreffenden  Prozesse,  von 
Anfang  untersuchen  ")  (IT..) 

Art.  76.  Die  Sitzungen  aller  Geridite  sind  öffentlich,  ausser 
wenn  die  OlTentlichkeit  derselben  der  '  »i  liruiiitr  "der  ilen  Interessen 
der  Sittlichkeit  zuwider  läuft  ;  in  dieM  in  1  \  t  i  kümlt  t  das  Gericht 
die  Notwendigkeit  des  Aussrhlusses  der  Öilentlichkeit.  ■)  (9t>) 

Art.  77.  In  betretl  jwlitischer  und  Pressvergehen  darf  die 
<  »ffentlichkeit,  wenn  die  Heimlichkeit  der  \'erhandlung  ratsam  er- 
scheint, nur  durch  einstimmigen  T^eschlnss  aller  Mitglieder  des  Ge- 
richtes ausgeächlossen  werden.  (,9Ü.) 

1)  Du  Wort  „Bedrflcknog"  iit  im  weiteren  Sinne  zu  Terstelien. 

Es  sind  Ungerechtigkeiten  aller  Art  und  niclit  nnr  die  Bedrtteknngen 
seitens  der  Behörden  gemeint. 

*)  Die  BediogUDgen,  welche  das  iBiamrecht  bei  dem  Kicbter  vor- 
aussetzt. 

*)  WSrtlieli:  sind  an  die  Adliehgeriebte  gebunden  (oder:  sind  von 
den  Adliehgerichten  abhingig). 

*)  Weltliche  Gerichte. 

Wörtlich:    Die  Einsetzung  von  Urfgerichten  ist  von  der  Vor- 
schrift des  Getfetzes  abhängig. 

^  D.  h.  er  erkennt  nidit  Aber  die  9iwm  fieehtmtreit  sngnuide 
liegenden  Tatsachen. 

')  W9rtUeh:  die  Notwendigkeit  der  Heimlichkeit. 
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Art.  78.  Die  von  den  Gerichten  geftUten  Urteile  mllsBeB 
motiTiert  aein,  die  Geeetcesparagraphen,  auf  Grand  deren  dae  Urteil 
gefUlt  worden  itt,  enthalten  and  Mfentlich  verleoNi  werden.  (97.) 

Art  79.  In  betreff  politischer  and  Pressrergehen  wird  in 
den  Gerichten  ein  Geochworenenkolleisinni^)  zugegen  sein.  (98.) 

Art  80.  Die  Cheib  (Voraitienden)  und  Mitglieder  der  Adlieh- 
gerichte  werden  in  der  darch  du  Jaetisgeeets  bestimmten  Weise 
ernannt  und  dnreh  königlichen  Fennan  eingesetat.  (99.) 

Art  81.  Kein  Richter  des  AdUehgerichtes  darf  ohne  gericht» 
liches  Verfithren  and  Nachweis  seiner  Sebald  seines  Amtes  entsetst 
oder  zeitweise  enthoben  werden,  es  sei  denn,  er  selbst  wünscht 
aarfickaatreten.  (100.) 

Art  82.  Die  Versetaang  d«r  Richter  der  Adlidigerichte  darf 
nnr  mit  ihrer  Znstimmang  erfolgen.  (100.) 

Art  83.  Die  Ernennung  der  Person  des  Öffentlichen  An- 
kUgers  (mndd^ji  nmnm)  liegt  dem  Padisehah  ob  and  bedarf  der 
Gntheissnng  durch  den  Scherfjerichter  (siehe  Art  27, 2).  (101.) 

Art  84.  Die  GehUter  der  Hitglieder  der  Adliehgeritshte 
werden  durch  das  Gesets  festgesetat  (102.) 

Art  85.  Die  Quitt  der  Adliehgeriohte  kOnnen  besoldete 
Staatsftmter  nicht  annehmen,  es  sei  denn,  sie  übernehmen  den  Dienst 
nnentgeltlich  nnd  (die  Übernahme)  steht  auch  sonst  nicht  im  Wider- 
sprach  zum  Gesetz.  (103.) 

Art.  86.  In  der  Hauptstadt  jeder  Provinz  (Sitz  des  General- 
gouvemenrs)  wird  ein  Appellationsgericht  (mehkemeji  istinaf)  für 
Adliehsachen,^)  in  der  dnreh  das  Jostisgeseta  vorgeschriebenen  Weise, 
errichtet.  (104.) 

Art.  87.  Es  werden  im  ganzen  Keiche,  in  Gemftssheit  be- 
sonderer Geset/.e,  MiliUirgerichte  errichtet.  (105.) 

Art  88.  Die  Entscheidung  in  Streitigkeiten  bezüglich  der 
Grenzen  der  Verwaltungszweige  und  Ämter  des  Staates,  nach  Jfass- 
gabe  der  Bestimmungen  des  Gesetzes,  steht  dem  Kassationshof  zn.  (1< 

Art.  89.  Das  Obertribnnal  (diwanchaneji  adlijeh)  und  die 
Gerichte  werden  die  allgemeinen  Verfügungen  and  Verordnungen 

')  Dm  Wort  JimuAC^  durch  welches  das  Wort  ^Geschworeae* 

wieder cfetf eben  wird,  bedeutet  SchiedBrichter. 

^1  Fdr  Rechtssachen,  die  sur  Zuständigkeit  der  Adliehgericbte  ge- 
hören (siehe  Art.  71). 
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und  die  der  Provinxeri.  Bezirke  und  Srädte  nur  dann  anwenden, 
vnan  aie  mit  dem  Gesetz  in  Einklang  stehen,  (lol.) 

Ton  den  ArofindAl*  mid  BtMrtrlftTiiTmntwIiimytffl 
Art  90.  Es  werden  im  gansen  Bdche  meh  llaaegabe  eines 
besondeien  Bsglements^)  Provinslal-  nnd  Berirksversammlnngen*)  ein- 
gerichtet  DleOmndgesetEe  dieser  Versammlangen  sind  folgoide:  (108) 

Art.  91.  Die  Mitglieder  der  Provinzial»  nnd  Bezirks versamm- 
langen  werden  direkt  durch  die  Einwohner,  in  Übereinstiaunang  mit 
dem  Reglement  für  diese  Versammlungen,  gewfthlt  (108.) 

Art.  1»2.  Die  Provinzial-  und  Bezirksversammlnngen  haben, 
unter  ilcnbaclining  der  gesetzlich  bestimmten  Urenzen,  das  volle 
Aufsichtsrecht  über  die  gemeinnützlichen  Reformen.  (108.) 

Art.  93.  Das  N'erzeichnis  aller  Ausgaben  und  Einnahmen  der 
Provinz  und  des  Bezirkes  wird  durch  die  Provinzial-  und  Bezirks* 
▼ersammlungen  gedruckt  und  verbreitet  (verOtetlteht).  (108.) 

▼<m  dm  nnaaa«!. 

Art  94.  Stenern  (maliat)  jeder  Art  können  nnr  kraft  Geietses 
.^fbrlegt  werden.  (110.) 

All  95. '  Das  Gesetz  wird  die  EBUe  bestimmen,  die  von  der 
Steaersntrlditnni^  belMt  weiden  kOnnen. 

Art  96.  Die  NationalTersammlnn^  wird  al^Bbrlick  durch 
Mehrkeitsbesehlnss  das  StenemuMS  gatheissen  nnd  Hestsrtsen.  (III.) 

Art  97.  In  betrelf  der  Stenern  wird  keinerlei  BeTonngnng") 
Bwiscbea  den  einielnen  der  Nation  stattfinden.  (112.) 

Art  98.  Die  Stenerermlasignng  and  SteoerbefMung  sind  von 
eiaem  besonderen  Gesetz  abbftngig.«)  (112.) 

Das  Gesetz  für  die  Proriniial-  und  RezirkeTerBammlunfren 
(qanuni  ea^jamenhaji  ejaleti  we  wiliy^O  w^urde,  nach  Annahme  durch  die 
Nstionsivenssunlang,  im  Messt  Bebislssat  1885  d.  H.  vom  8ek^  nntsr- 
sddmst  Bs  enthllt  182  Artikel  nnd  wird  erglast  dnrch  ein  TUegtsmm 
der  Nationalyersammlung  an  die  Gouyernements,  dass  als  Provinsen  nnr 
Azerhoidjan,  fhorasHan.  Fars  und  Kirman-Belutscbistan  EU  gelten  haben 
und  daiiä  die  Wahlen  durch  die  sechs  Stände  dee  Farlauentwahlgesetze» 
vorgenommen  werden  sollen. 

•)  En^jnmenh^i  i^etl  we  wili^eti. 

*)  WSrtlieb:  Unterschied  und  Diitiaktisa. 

^)  Sie  können  nur  dnrch  ein  Gesets  sngeoidnet  weiden. 
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Art  99.  Es  darf  yon  der  BevOlkemng  (den  StaatoangeliSriceiiK 
«uaer  in  den  vom  Oeaete  in  Idarer  Weise  ansgenommenen  FiUenf 
unter  keiner  Benennung  etwas  (anderes)  verlangt  werden,  als  (die 
Abgaben)  anter  dem  Beehtatitel  der  Staats-,  Provinsial-,  Bezirks- 
und  Stadtstenern.  (118.) 

Art  100.  Nnr  kraft  Gesetzes  kann  der  Staatsschats  snr 
Zahlnng  von  Pensionen  nnd  GratiHkationen  angewiesen  werden.  (114.) 

Art  101.  Die  Uitgliedw  der  Bedinnngdcammer^)  werden  von 
der  Nationalversanimlnng,  Ar  die  dnrch  das  Gesetz  bestimmte  Zeiu 
daner,  ernannt  (116.)  • 

Art.  102.  Der  Becbnvngskammer  liegt  ob,*)  die  fiechnangen 
der  Finanzverwaltun^  zn  prüfen  and  za  liquidieren  nnd  mit  allen 
BechnnngsfUurem  des  Scliatzes  abzurechnen  und  insbesondere  dar- 
über zn  wachen,  dass  kein  Titel  der  im  Budget  bestimmten  AnS- 
gabeo.  das  festgesetzte  Mass  fllrarschreitend,  eine  Änderung  erfährt, 
und  dass  jeder  Posten  an  seinem  Platze-^)  verwendet  wird.  In 
^'!(  irher  Weise  hat  sie  die  verschiedenen  Rechnongen  aller  Zweige 
li'  1  Staatsverwaltung  zu  prüfen  und  zu  liquidieren  nnd  die  Belege 
der  Kechnnngen  zn  sammeln.  Sie  muss  das  Verzeichnis  der  ge- 
samten Staatsrecbnnng  zusammen  mit  ihren  Bemerkungen  der 
Nationalversammlung  vorlegen.  (116.) 

Art  1<>H.  Die  Einrichtung  und  Organisatioa  dieser  Kammer 
(Rechnungskammer)  erfolgt  durch  Creaetz.  (116). 

Dns  Heer. 

Art.  104.  Das  Gesetz  bestimmt  über  die  Art  der  Aosbebnng 
des  Heeres.  Die  Pfliehten  und  Bechte  der  lUlittrpenonen  und 
das  Avancement  werden  durch  das  Gesetz  geregelt  (118.) 

Art  105.  Die  Ausgaben  für  das  Militär  werden  jShrUch 
dnreh  die  Nationalversammlung  bewilligt') 

Art  106.  Fremde  Truppen*)  kOnnen  nur  kraft  eines  Qe- 
setaiea  In  den  Dienst  des  Staates  gditellll  wmrden,  sieh  auf  dem 
GebÜBte  des  Beiches  aufhalten  oder  es  durchziehen.  (121.) 

*)  Diwani  muhasohet. 

^)  Wörtlich:  Die  Recbnungskammer  ist  beauftragt  usw. 
■)  Ohne  Übertragung. 

*)  WSrtlleh:  Die  Militirsuagaben  jedes  Jshres  werden  seitens  der 

Nationslvenammlnng  gutgeheißen, 
*)  Wörtlich:  Fremdes  Heer. 
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Art.  lo7.    Nur  auf  (riniwl  dt  s  (i.  st  tzes  krumen  den  Militär- 
personen ihre  üehiilter,  Würden  und  (irade  entzogen  werden.  (124.) 

Die  Kopi«  der  KSniglkhen  Siigoaiut. 
Im  Namcai  des  Erhabenen  nnd  HUchsten! 
Die  (vorliegende)  Erj^Koag  zn  der  Yerfaseangsnrkiinde  ist 
(von  Uns)  goMhen  worden.  Sie  ist  durchweg  rielitig,*)  und  Unsere 
KSnigliehe  Person  wird,  so  Gott  will,  die  Hflterin  nnd  Beanfbichti- 
gerin  des  Ötuaien  (der  gansen  Verfassung)  sein.  Anch  Unsere  Nach- 
kommen werden,  so  Gott  es  will,  diesen  heiligen  Prinripien  und  In- 
stitutionen Kraft  verleihen.  29.  Schehan,  Qigi  11,  1325  d.  H.  In 
dem  Königlichen  Schlosse  su  Teheran. 

Bei  der  Betrachtung  des  vorliegenden  Grundgesetzes  sind  es 
zwei  Pnnlcte,  die  ganz  besonders  anffUlen:  die  radikale  Ein> 
schrinkung  der  königlichen  MachtbeftignisM  nnd  die  wichtige  Bolle, 
welche  dem  Scheriatrecht  in  der  Gestaltnng  des  persischen  Staats- 
lebens zugewiesen  wird. 

Der  noch  vor  kurzem  so  unbeschränkt  henaehende  Schahenschah 
ist  nicht  mehr  Trilger  der  SouverSnitRt.  Die  Staatsgewalten  leiten 
sich  von  der  Nation  ab,  die  KOnlgswtlrde  ist  ein  von  der  Nation 
der  Person  des  Padischah  an  vertrautes  Gut')  Die  Bechte  der 
Krone  sind  genau  umschrieben  nnd  Art  57  des  Grundgesetzes  be- 
tont noch  auBdrtteklich,  dass  ihr  weitere  UachtbeftignisBe  als  die  in 
den  Verfkssungsgeaetzen  aufgeftthrten,  nicht  anstehen.  Es  sind  im 
wesoitUehen  die  gldchen  Beehte,  welche  die  belgische  Verfossnng 
dem  König  einrftumt.  Eine  wichtige  Abweichung  besteht  bezitglich 
des  Begnadig^un^-  und  Strafmildernn^rechts,  welches  in  dem 
persischen  Grundgesetz  fehlt.  Auch  die  Bestimmung  des  Art.  67, 
dass  jedes  Ministerium  und  jeder  Minister  zu  entlassen  sind,  sobald 
eine  der  Kammern  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gegen  sie  ihr 
Misstranen  ausdrückt,  ist  ein  Zugeständnis  an  das  Parlament,  das 
die  belgische  Verfassungsarkunde  niclit  kennt. 

Was  nun  den  zweiten  i'unkt  anbetriitt,  so  stösst  man  immer 
und  immer  wieder  auf  das  Bestreben,  unter  keinen  Umstftuden  dem 

*)  Sehih  est  (es  ist  richtig)^  ist  die  Form,  in  der  der  Schah  die 
Fermaoe  usw.  unterzeichnet.  '  '  ' 

•)  Art.  26  and  35. 
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Scheriatredit,  dmi  heiliisen  Geaetioi  im  lalam,  Ablmdi  sa  tan. 
Die  olAiiellA  BeUgioB  Peniem  ist  der  tehiitMlie  IbU«,  der  Sehak 
mvm  sich  sq  diesem  Gknben  bekennen  und  Ar  seine  AnsbreitaDf 
wirlcen.')  Geaetse,  die  den  islamischen  Gmndsltien  rawido^nfen, 
dürfen  nicht  erlassen  Verden;  die  Nationalyersanmlong  wird  von 
den  swandf  Personen,  die  ihr  von  der  schiitsehen  Oelsfflchkdt  ans 
ihrer  Hitte  ▼orgeschlagen  werden,  mindeatens  fünf  wfthlen,  un  sie 
als  lOtg^ieder  des  Hauses  ansoerkennen  und  sich  ihrer  Entseheidnng, 
ob  die  eingebrachten  Bntwilrib  znr  Beratmig  sunilassen  oder  als 
scheriatwldrig  absnweisen  sind,  nnbedinft  sn  fügen.*) 

Die  Lern-  nnd  Lehrfreiheit  wird  durch  den  Vorbehalt  alles 
dessen,  was  das  Scheriat  yerUetet,  paralysiert,  °)  ebenso  wie  die  Press- 
f^iheit,  der  durch  den  Anaschloss  der  irreldtenden  nnd  dem  Islam 
nachteiligen  Schriften*)  nnftbenteigbare  Sehranken  gesetst  werden. 
Die  Beehtsprechnng  in  Sdieriatsachen  steht  nach  wie  vor  den 
Mn^Jtehiden,  den  gdstlichen  Richtern,  in")  nnd  die  Ernennung  der 
öffentlichen  Anidttger  bedarf  ihrer  Onthelssong.*) 

Die  Tendens,  der  Nenordnnng  des  persischen  Staatswesens  das 
Scheriatreoht  sngrnnde  au  legen,  ist  begreiflich,  wenn  man  die  Un- 
wissenheit der  breiten  Hassen  des  penischen  Volkes  nnd  den  grenaen- 
losen  Eünflnis  der  GelBtliehk^t  asf  sie  berflckstehtigt  nnd  bedenkt, 
dass  das  Gelingen  der  Umwilsnnir  der  Hitarbeit  der  letateren  nnd 
dem  ümstand,  dass  sie  sich  an  die  Spitxe  der  Bew^ng  gestellt 
hat,  VBL  verdanken  ist  Es  ist  nnr  natürlich,  dass  die  Geistlichkeit, 
sei  es  im  Literesse  der  fltrer  Obhnt  anvortranten  BeUgion,  sei  es 
mit  Rücksicht  aaf  die  Interessen  ihres  Standes,  die  Hinlansetsnng 
des  Scheriat  nnd  der  scheriatreehilichen  Gmndsätae  nicht  dniden 
durfte.  —  Aber  dann  ist  es  verfehlt,  von  Gmndgesetsen  sn 
reden;  die  wirklichen  GmndgesetKe  sind  die  Satmngen  des  Islam- 
rechtes. Diese  sind  aber  nnabinderlich  nnd  so  kann  wohl 
anch  nicht  gnt  von  einer  sonverSnen  legislatorischen  *  Gewalt  die 
Rede  sein. 


')  Art  1. 

«)  Art  2  und  27, 1. 
*)  Art  1& 
*)  AH.  2©. 

Art.  27, 2  nnd  Art  71. 
•)  Art  83. 
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Acht  MoDat«  Dach  der  Unterseichnmig  der  VerfiMBUigBarkiuide 
und  nachdem  er  am  12.  November  1907  in  der  ItetienalTwgammlnDg 

den  Eid  auf  die  Konstitntion  geleistet  hatte,  liess  Unhammed  AU 
Schah  unter  dem  Einflnss  seiner  reaktionären  Umgebnng  Jnni  1908 

das  Parlftraent  bombardieren  und  die  \'olk8vertreter  auseinander 
treiben.  Doch  gelang^  dem  Schah  nicht,  das  alte  Regime  dauernd 
wiederhemistellen,  noch  da.s  Volk  znr  Annahme  einer  neuen  Ver- 
fassung auf  Grund  reaktionärer  Prinzipien  zu  bewegen.  Der  offene 
Kampf  gegen  den  eidbrüchigen  Herrscher  wurde  zunächst  in  Tebris 
unter  d<  r  Leitung  Sittab  Chans  aufgenommen  nnd  verbreitete  sich 
dank  den  unausgesetzten  Anregungen  seitens  der  einflnssreichen 
Geistlichen  in  Nedjef  nach  und  nach  über  ganz  Persien,  bis  er 
schliesslidi  zu  der  Eroberung  der  Haupf^^t'tdt  am  13.  Juli  ltX>9 
durch  die  Streitkräfte  der  Verfasmingslreunde,  anter  Ffihrang 
i>ii'AHi)ABä  und  dt's  Serdari  A.'<skd  führte. 

Nachdem  Muhammed  Ali  Schah  von  seinen  Freunden  verlaBSNl, 
am  15.  Juli  voreilig  in  die  rassische  Gesandtschaft  geflohen  war 
nnd  abgedankt  hatte,  wurde  sein  Sohn,  der  dreizehnjährige  Ahmed 
Mirza,  am  Ifi.  Juli  von  einer  Versammlung  aus  Mitgliedern  des 
früheren  Parlaments,  aus  zahlreichen  Notabeln  nnd  Führern  der 
Konstitutionalisten  und  des  Militärs  znui  Schah,  unter  der  Kegent- 
schaft  Azed  el  .Mulks.  ausj^erufen  Somit  war  die  Verfassung 
reaktiviert  nnd  die  iiena-ewählte  Nationalversammlaog  konnte  am 
15.  November  eröffnet  werden. 

1907—1908. 

Das  legislatorische  ?irgebnis  der  fast  zweijährigen  Arbeit  der 
ersten  persisclien  Nationalversammlung*)  ist  nicht  eben  reich  zu 
nennen.  War  einerseits  die  Aufmerksamkeit  des  Parlament-^  zu  selir 
durch  die  Unruhen  im  Lande,  die  Tnitriebe  der  Keaktiun  und  die 
ÜbergriflFe  der  Nachliarn  al>p»*!»'jikr ,  so  erschwerte  andrerseits  die 
rnf'rfahrenheit  der  meisten  \  olksvertreter  in  politischen  nnd  p-esetz- 
liclien  Kingen  »  iiu-  konsequente  und'  zielbewusste  Tätigkeit.  Der 
Vorsitzende  scheute  sich  vor  der  strengen  Handhabung  der  Geschäfts- 
ordnung, Tagesordnungen  fehlten,  jedes  Mitglied  redete  wie  and 


')  Sie  wurde  eröffnet  am  7.  Oktober  1906  nnd  auteinaudergetrieben 
am  28.  Jnni  1908. 
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wann  as  wollte,  und  man  sj)rang^  von  oiner  Frage  auf  die  and«'iv. 
ohne  infoli^edossen  in  dp)i  meisten  Fällen  zu  einem  Resultat  zur 
Be^chlnssfaHsung  zu  gelang-en.  Die  wcnigt  ii  Gesetze,  weUlie  zu- 
stande kamen,  weisen  im  übrigen  nur  freiiiiir«'  selbständige  Arbt  it 
auf.  Die  Grundgesetze  haben  die  \  erfassungen  Belgiens  un«l  'l-^r 
Türkei  zum  Vorbild,  das  Munizi|»ulgesetz  und  das  Gesetz  liir  die 
Provinzial-  und  Bezirksversammlungen  sind  mebr  ndrr  minder  treue 
Kopien  der  entspreclienden  Gesetze  Frankreichs.  Kusslauds  usw. 

I  ber  die  Verfassungsgrnndgesetze  vom  30.  Dezember  Iv»»^; 
und  10.  Oktober  1007  haben  wir  bereits  in  den  früheren  Jahr- 
gängen ili»  st  s  .lalii  liuclis  berichtet.  Ebenso  über  die  (ifsrhäfts»- 
ordiiun«^^  dt'i  Nniionalversammlung,  welche  inzwischen  eint-r  tcründ- 
lichen  Kevision  unterzogen  worden  ist.  Das  Wahlgesetz  vom 
12.  Djeuiadielacher  1327,  welches,  das  Wahlgesetz  vom  20.  Ked.ieb 
1324  ersetzend,  zugleich  einige  Artikel  der  Verfassung  abänderte, 
ist  in  den  Bl.  vergl.  B.  1909,  No.  6,  bespmhea  worden.  Es  bleibt 
hier  nur  nocli  ttber  die  wenigen  übrigen  Oewtae  sn  beriditen,  die 
«fthrend  der  Session  der  ersten  Nationnlveraanunlniig  und  durch 
diese  snstande  kamen.  sind: 

1.  das  QesetK  für  die  Provimtial-  vnd  Becirksrersaininlungen, 

2.  das  Hnnizipalgesetz, 

3.  das  PensionsgesetSi 

4.  das  Pressgesets  (Febmar  1908), 

5.  das  Gesetz  fAr  das  Hinisterimn  des  Innern  nnd  die  Oonremeore 
(Deeember  1907). 

Über  die  beiden  letaleren  Geeetae  werden  wir  bei  einer  anderen 
Gelegenheit  beriditen.  Eine  Beihe  von  Entwürlbn  (anm  Straf-  nnd 
Zivilgeaetsboeh,  som  Poliaeigesetc,  aar  Bildung  yon  Eandelskamnem 
nnd  Begelang  des  Äktiengesetaes  nsw.),  welche  sam  Teil  In  den 
Kommissionen  nnd  snm  Teil  Im  Plenum  beraten  wnrden,  bUeben 
Infolge  der  gewaltsamen  AnfUfsnng  der  Nattonalversammlang  nn- 
erledigt 

Das  Gesetz  fikr  die  Provinzial-  und  üezirlisversammliiiigeo 
(qaiittiii  en^jumeiilugi  ^aleti  we  wil^Jeti) 

wnrde  nach  Annahme  dnreh  die  Nationalversammlnng  Im  Uonat 
Bebielsanl  1825  d.  H.  vom  Schah  nnterselehnet  Dadurch  sachte 
die  NationalTorsammlang  auf  Dringen  des  Schahs  einem  grossen 
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Übelstand  abzuhelfen.  Es  hatten  sich  niimlicb  seit  dem  Be- 
ginn der  Verfassnngskaiupfe  unter  der  Bezeichnung  nEndjamen" 
politische  Vereinijzrunpren  zur  Leitung  der  Parlani^ütswahlen  und 
Verfechtung-  der  froilieitlichen  Forderungen  gebildet,  welche,  in  der 
Zahl  inuner  anwachsend  und  in  ihren  Forderangen  bald  alle 
Schranken  übersi  hn  ifend ,  einerseits  das  Parlament  gänzlich  l)e- 
lierrschten  und  andt  rerseits  durch  stuiiditre  Eingritle  in  die  Verwaltung 
die  anan'hischen  ZuHtände  noch  versi  lilinimerten.  Es  entstanden  aber 
bald  auch  reaktionäre  und  islaniisch-riicksrhrittlich»'  Kndjunieiis.  Die 
liegensHtze  ilieser  zu  den  verfassungsl'reundlichen  Vereinigungen,  die 
oft  in  'nulichkeiten  ausartende  Feindschaft  der  Leiter  der  Kndju- 
mens  versthit-denster  Richtungen  gegeneinander  und  die  Tt-rrori- 
sirrung  der  Regierung  und  X'olksvertretung  durch  .sie  alle  führten 
zu  einem  beilloaen  Wirrwarr.  Allein  in  Teheran  bestanden  144  £n- 
djumens. 

Das  (lesetz  verniochie  aber  nicht  den)  Treiben  Kinhalt  zu  tun 
und  die  Endjuinens  losten  sich  »  ist  nach  der  Vertreibung  de.s  Par- 
laments auf.  Nach  der  Reaktivierung  der  Verfa-ssung  sind  in  den 
meisten  Gegenden  anf  Grand  dieses  Gesetzes  Provinzial-  und  Be- 
zirksversammlangen  gewählt  worden.  Den  nngesetzlichen  Eni^amens 
ond  ihrem  Gebahren  radit  Mwohl  die  Regierung  als  auch  die  ein- 
llaaireiche  Ne^jefer  Geistlichkeit  mit  Energie  entgegensntreten. 

Dm  En^Jnmengesets  enthUt  122  Artikel  und  wird  ergänzt 
dnrch  eine  telegraphische  Erkiftmng  der  Nationalversammlnoff  an 
die  Gonvemenre  und  VarBammlmigen  der  ProTinsea  und  Beiirke^ 
dasB  die  Versammlnngen  xuammengesetst  vwden  sollen  ans  den 
Gewählten  der  6  Klassen  (Printen,  Geistlichkeit,  Adel,  Grosskanf- 
lente,  Gntshesitser  nnd  Bauern,  Kleinhändler  nnd  Handwerker)  ent- 
spreehend  dem  Wahlgesetz  vom  20.  Be^jeb  1324  d.  H.  Ar  die 
Kammer^)  nnd  dass  als  Provinsen  (cjalet)  nnr  die  Landesteile: 
Aserbei(Uan,  Chorassan,  Fars  nnd  Eirman-Belntechistan  an  gelten 
habeUf  während  alle  ftbrigen,  der  Zentralregiemng  direkt  unter- 
stellten Gonvemements  ebenso  wie  die  Bezirke  mit  Gonvemenrsitz 
der  Provinzen  hinsichtlich  der  Versammlnngen  als  Bezirke  (vil^fet) 
zn  behandeln  sind. 

I.  Über  die  Wählern  wm  den  Prorlasial-  md  Besirks- 
TersftmminDgen.  In  den  Städten  ist  wahlberechtigt  jeder  dort 

»)  Bl.  wßl.  R.  9,  1906. 
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ansässige  Perser,  df^r  das  21.  Lebensjahr  vollendet  hat  und  in  der 
betr.  Provinz  Gnuidei^ntiim  besitzt  oder  direkte  Steuer  zahlt. 
Au8gesclih)ssen  sind  Frauen,  Unmündige  nnd  Persont-n,  welche  wegen 
Verbrechen  bestraft  worden  oder  wejreii  Verderbtheit  ihrer  Über- 
zeugungen oder  als  Mörder  miJ  Küuber  bekannt  sind  oder  einen 
verbrecherischen  Bankerott  gemacht  haben.  Ausgeschlossen  sind 
auch  die  Gouverneure  nnd  ihre  Gehilfen  am  Orte  ihres  Amtes,  die 
Polizeibeamten  in  der  Stadt  iiires  Dienstes  nnd  die  Militärpersonen 
des  aktiven  Dicnststundes.  Die  Wählbarkeit  setzt  neben  den 
obigen  Bedingungen  noch  vorans  ein  Alter  von  30  Jahren  und  dass 
der  Kandidat  persiach  vollkommen  lesen  nnd  schreiben  liann  nnd 
Dieht  Im  Staatsdienst  steht  (Art  6—9). 

In  den  Landkreisen  (bulnk)*)  ist  wahlberechtigt  jeder 
dort  ansässige  Perser,  der  das  25.  Lebensjahr  vollendet  hat,  Land- 
wirtschaft betreibt  and  Stenern  zahlt,  sofern  er  nicht  im  Militär- 
dienst steht  odsr  als  HSnter  nnd  BSnber  bekannt  ist  Dia  Wäkl- 
barkeit  erfoxd^  ausserdem  ein  Alter  von  80  Jahren,  Kenntnis  der 
Ortlichen  Verhiltniase  nnd  dass  der  Kandidat  nicht  im  Staatsdienst 
steht  (Art.  48—49). 

In  den  Stftdten  sind  die  Wahlen  geheim,  in  den  ZoitralstSdten 
anch  direkt  (siehe  II.);  sie  erfolgen  durch  relative  Stimmenmehrheit*) 
nnd  werden  geleitet  durch  einen  Wahlvorstand  von  6  angesehenen 
Persönlichkeiten  ans  der  Mitte  der  Wahlberechtigten  nnter  Anfricht 
des  GoQvemenrs  oder  seines  (Gehilfen.  Für  die  WahUumdlnag  nnd 
das  Besohwerdeverfahren  gelten  im  übrigen  die  gleichen  GmndsBtxe, 
wie  sie  Ar  das  Eammerwablrecht  dnrdi  Oesets  vom  12.  Eijemadi- 
elacher  1827*)  anligestellt  worden  sind,  mit  der  Abweiehnng,  dass  bei 
den  Wahlen  für  die  Proviasial-  und  BealrkBversammInngen  der 
Wahltermin  2  Wochen  vorher  bekanntsamachen  ist  nnd  aaf  einen 
FMtag*)  fhllen  mnss.  Die  Abstimmnng  danert  nur  einen  Tag.  Das 
Sitcnngsprotokon  wird  in  swei  Absehrifken  hergestellt^  von  denen 
die  eine  dem  Gonvernenr  nnd  die  zweite  snsammen  mit  der  Wald» 
liste  der  gewählten  Versammlung  an  flberhftndigen  ist  Erweist  sidi 
die  Wiederholnng  der  Abstimmnng  als  notwendig,  so  erfolgt  sie  am 

')  Gemeint  i!>t  das  piatie  Luid  im  GegeneaU  zur  Stadt 

Bei  Sümmeagleiofaheit  entsoheidet  das  Los. 
•)  Bl.  v«if  1.  B.  1909,  No.  6. 
«)  Mohammedanisaiier  Sonntag. 
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nüfCbstfolgenden  Freitag.  Über  Beschwerden,  die  der  Versamnilnna: 
bilinen  einer  Woche  nach  der  Eröffnung  einzureichen  sind,  entscheidet 
diese  endgültig  (siehe  auch  III.);  die  Entscheidiiog  hat  binnen  einM 
Monats  zn  erfolgen.   (Art.  11  47.) 

Fflr  das  platte  Land  gilt  das  Prinzip  der  indirekten  Wahl 
(siehe  IL). 

n.  über  die  ZaBaanenseUnig  and  doB  Site  der  Pro* 
Ylailal«  luid  BeiirlnTersamnliiiigflii.  In  der  Zentralstadt  jeder 
der  eingangs  genannten  vier  i^Provinzen'  (^alet)  tagt  die  Provinzial- 
versammlnng»  welche  znaammengesetat  wird  ans  den  12  Gewfthlten 
der  Stadt  selbst  nnd  Umgebnng  (je  2  von  jeder  Klasse,  s.  oben)  nnd 
ans  den  Delegierten  der  Versammlnngen  der  der  Frovins  nnter- 
steUten  Bezirke.  Diese  sowohl  wie  anch  die  bedentenden  Stimme 
der  Provinz  sind  berechtigt,  je  einen  Vertreter  in  die  Provinzial- 
versammlong  zn  entsenden  (Art.  1 — 5).^) 

In  der  Hauptstadt  jedes  Bezirkes  (Whget)  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  (s.  oben)  tritt  die  Bezirksversammlnng  zusammen.  Sie  wird 
nisammengesetzt  ans  den  6  OewShlten  der  Stadt  selbst  (je  1  von 
jeder  Klasse)  nnd  am  den  Delegierten  der  bedeutenden  Stftmme  und 
der  Landkreise  (boluk)  des  Bezirkes.  Die  Wahl  der  Landkreis- 
delegierten  ist  indirekt;  die  DOrfer  wShlen  fe  einen  WaUmann, 
welche  ihrerseits  im  Zentrum  des  Landkreises  zusammen  mit  dem 
dortigen  Wahlmann*)  nnd  mit  Wissen  des  Gouverneurvertreters,  einen 
ans  ihrer  Mitte  oder  einen  Einwohner  der  Stadt*)  mit  vStimmenmehrheit 
zum  Delegierten  fUr  die  Bezirksversammlnng  wählen  (Art.  50 — 52, 
115—121). 


')  In  <ler  l^^itzung  vom  .1  Kcltriuir  1910  genehmigte  die  Nationnl- 
Tersamiuluog  die  Bitte  der  Armenier  von  Azerbeidjan,  auch  ihrerseits 
einen  Delegierten  in  die  Vensmmlung  dieser  Provins  su  entsenden.  In 
gleicher  Weise  «ntapimch  tia  (Sitsnng  vom  11.  Febmar  1910)  der  Petition 

der  Zoroastrier  von  Jezd  bezüglich  ihrer  Vertretung  in  der  VenammluDg 

dieses  Bezirkes.  Dieser  Ausfiahmexu^taiKi  dauert  indes  mir  Hjq  zn  d»^ii 
Neuwahlen,  wo  die  Andersgläubigen,  sich  an  den  allgenuiiiou  Wahlen 
beteUigend,  von  einer  besoudereu  Vertretaog  absehen  müssen. 

*)  Weldh  letstwer  nach  dem  (fir  die  Städte  vorgeschriebenen  Wahl« 
▼erfilireii  (siehe  L)  su  wihlen  ist,  falls  dssZentnm  des  Lsadkreises  eine 
Stsdt  ist 

*)  Gemeint  ist  die  Hauptstadt  des  Besirics». 
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UL  Über  die  Erifituig,  Wahlipeiioie,  Aaflfeaag  wm4 
Gesehiftoerifamg  iler  PreTiulal*  maA  BeiirkevenuuiliBgeB. 

Eine  Woehe  nach  Beendigoair  der  Wahlen  in  der  Zentralstadt  wird 

der  En^'niuen  eröffnet  nnd  ist  beechlassfUhig,  aach  bevor  die  ans- 
wärtigen  Delegierten  (s.  II.)  ankommen.  Mitglieder,  derm  Mandat 
angefochten  wird,  üben  bis  znm  Nachweis  ihrer  etwa  nngeseta- 
licben  Wahl  die  Rechte  der  llitglicdsdinft  ans.  Die  Versammlung 
wählt  nach  ihrer  Eröffnung  in  Anwesenheit  von  mindestens  der 
Mitglieder  mit  Stimmenmehrheit  und  für  ein  Jahr  einen  Vor> 
sitzenden,  einen  Vizeprisidenten  nnd  zwei  Schriftführer  ans 
ihrer  Mitte.  IMt' Sitzungen  sind  öffentlich;  geheime  Sitzungen 
kimnen  auf  Antrag  des  (touvemenrB,  des  Vorsitzenden  oder  von  5 
Mitgliedern  mit  Stimmenmehrheit  beschlossen  werd»  n.  T)er  Gou- 
verneur nnd  sein  Gehtllfe  haben  das  Kee.ht,  den  Sitzungen  beizu- 
wohnen und  das  Wort  zu  ergreifen,  aus>er  wenn  die  Rechnungen 
der  Ke^ierung  geprüft  werden.  Die  N  ersamnilnng  ist  verhandlnngs- 
f.ihis-,  wenn  mehr  als  die  iiiilfte  und  beschlussfähig,  wenn  -  3  der 
Mitglieder  anwesend  sind.  Mass  aber  infolge  dieser  Hestimmui);:  dl-' 
Erledigung;  l  iiu-r  Sache  auf  die  nächste  Sitzung  vers(  hüben  werden, 
so  wird  in  dieser  verhandelt  und  beschlossen  ohne  Kücksicbl  auf  die 
Präsenz  zahl.  Auf  Antrag  von  ^'4  der  Anwesenden  erfolgt  die 
Ab>iininiung  geheim;  sie  ist  stet«  geheim  bei  der  Wahl  von 
Personen.  Pei  Stimmengleichheit  zühlt  die  Stimme  des  Präsidenten 
doppelt.  Pie  Sitzungsberichte  sind  ordnung.smäj>sig  zu  fUliren  und  ihre 
Abschrift  muss  binnen  48  Stuinlen  dvn  Zeitungen,  welche  e.s  wünschen, 
übergeben  werden.*)  Ihre  inneren  AuKcleyenlieiten  regelt  die  Ver- 
sammlung in  (lemässheit  der  Geschäftsordnung.  Der  Voi-sitzende 
hat  für  die  Ordnung  zu  sorgen  und  in  Fällen  von  Verbrechen  deu 
Schuldigen  den  Gerichten  zn  überweisen.  Der  Provinzialversammlnng 
stehen  6—12  nnd  der  Bezirksversammlung  2—6  Polizeilente  znr 
Verfügnng  nnd  der  Vorsitzende  ist  ausserdem  berechtigt,  nütigenfaUs 
von  der  Regierung  IfiUtftr  oder  Polisel  m  reqtnlrierai.  In  jedem  der 
drei  Sommermonate  geht  je  ein  Drittel  der  Hil^ieder  in  die  Ferien. 

Die  Wahlperiode  ist  anf  4  Jahre  festgesetst.  Am  Beginn 
jedes  zweiten  Jahres  findet  fSr  die  MitgliederhSlfte,  deren  vieijfthrigea 

')  Die  Zeitunpeii  sind  hei  Striife  aiig«h:iUen,  den  betr.  Teil  de« 
Protokolls  zu  druckeu,  falls  sie  ihre  Meiuuug  Aber  einen  Punkt  der  Ver- 
hsndiungen  ftafera  wollen. 
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Mandat  abpelanfen  ist,  Neuwahl  statt. ^)  Die  Mitglieder  können 
sowohl  selbst  ihr  Mandat  ni»  ilt  i  lefren.  als  auch  dureh  die  Ver- 
sanimlnng"  oder  die  Abgeordnetenkammer  nach  Mass^abc  dt  v  (T,'s#'tze8 
dazu  genötigt  werden;  so  in  Fällen  erwiesener  Verfehlungen  oder 
der  Abwesenheit  in  zehn  aufeinanderfolgenden  Sitzungen  (dm»'  hin- 
reichende Entschuldigung  Dem  Relegierten  st*dit  das  Besch werdf- 
recht  bei  der  Nationalvrv^.uiuulniitr  zu.  An  Stdlp  des  auhgt  s'  hicdenen 
Mittrliedt's  wird  von  dersdhiMi  (>t'g»  nd  binnen  einem  Monat  ein  neues 
g»'\v;iiilt.  Der  Schah  kann  mit  Zustimmung  des  Ministers  des  Innt  ren 
aus  billigen  tiründ»'n  eint-n  Endjunien  auflösen,  indt-in  nr  in  dem- 
selben Firnian  die  Hrbiliuning  der  Neuwahl  im  Lantf  eines  .Monats 
anordnet.  Die  Wiederwahl  der  früheren  Mitglieder  i»t  zulä(»sig 
(Art  '.:{— s»;). 

IV.  Über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Proviuziaiver- 
saaimluii^.  Die  I'rovinziah ei  sanuulung  ist  berechtigt,  über  die 
Angelegenheiten  der  Gegend  von  den  örtlichen  Behörden  mündlich 
oder  schriftlich  Auskunft  zn  fordern  und  mit  ihnen  direkt  zu  ver- 
handeln. Sie  wendet  sich  an  den  Goavernenr  in  Sachen,  welche 
zn  seiner  Kompeteiui  gehören.  Es  steht  ihr  ferner  zu,  die  AnsfUbrnng 
der  Gesetze  zn  fibnrwaclieii,  in  Angelegenheiten  der  Provinz  ünter- 
Buchungen  enzostellen  nnd  Beschlösse  zn  fassen,  nnd  in  Fragen  des 
allgemeinen  Nutzens  nnd  der  Knltar  Vorstellnngen  zn  machen  nnd 
Batachlftge  zn  erteilen.  Bezfiglieh  begründeter  Beschwerden  fiber  die 
Oonvemenre  berichtet  sie,  (Uls  Vorstellnngen  bei  ihnen  erfolglos 
bleiben,  an  die  Zentrair eglemng  nnd  bittet  nm  Abhilfe.  Das  Gleiche 
gilt  von  Beschwerden  fiber  die  Entacheidangen  der  weltlichen  Gerichte, 
solange  ordentliche  Gerichte  noch  nicht  existieren.  Sie  beanfsichUgt 
die  Stenererhebnng  nnd  prftft  die  Klagen  der  Stenerzahler,  die  Bitten 
nm  Stenemachlass  nnd  den  durch  Naturereignisse  angerichteten 
Schaden,  nm  das  Ergebnis  durch  den  Gouverneur  dem  Finnnzminister 
mitzuteilen.  Für  gemeinnlltzige  Werlce  der  Provinz  hann  sie  mit 
Zustimmung  der  Nationalversammlung  nnd  des  Schah  von  der  Provinz 
zn  tilgende  Anleihen  aufhehmen  oder  nach  Hassgabe  des  Finanz- 
gesetzes ausserordentliche  Stenern  auferlegen  und  diese  auf  die 
Bevölkerung  der  Gegend,  welche  Nutzen  von  dem  Werke  hat, 
repartieren. 

Dm  erste  Mal  beitiiniiit  das  Los  die  Mitglieder,  vrelche  an  der 
•ineaeniden  Hüfte  der  Versammlunj^  su  sAhlen  sind. 
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Die   von  dem  Endjamen  mit  Stimmenikehrheit  ge* 

fassten  Beschlüsse: 

Über  Kanf,  Verkauf  und  Tausch  von  bewegrlichen  nnd  unbewe}?- 
lichen  (TÜtern  der  Provinz  und  Zuweisung  sulciier  an  ein  anderes 
Ressort  -  ausgenommen  die  Oehäude  für  den  Gouverneur,  die 
Polizei,  die  Gerichte,  die  Schulen  und  Gefängnisse  und  das  be- 
wegliche Zubehör  derselben. 

Über  die  Verwaltung  des  öflfeiü liehen  Vermögens  und  die  Ver- 
sicherung öffentlicher  Bauten. 

Über  das  Vermieten  üffentliclier  und  Mieten  privater  Gruud- 
Btflcke  usw. 

Über  die  Annahme  und  ZurttckweiBiing  von  freiwilligen  Zuwendungen. 
Über  die  Verwaltnng  der  Landstrasaen  nnd  Prüfung  der  Pläne, 

■ovie  die  EimetBiing  tob  Beamten  nun  Baa  oder  AubeBeerong 

derselben.^) 

Über  die  Äntdlnabme  der  Kreise  an  der  Verwaltung  und  den 
Lasten  der  Wege,  ^)  die  VerteUnng  der  von  der  Regierung  oder 
Provinz  gewShrten  BeitrBge  nnd  die  Umwandlnng  dar  Fron- 
dienste in  Qeldleistiingen. 

Über  die  Einstellnng  von  kleinen  Dampfern  nnd  Filurbooten  nun 
Passieren  der  Flflsse  nsw.  nnd  die  Festsetsong  der  Benntsnnga» 
gebflhr. 

Über  die  PrttAing  der  Plftne  nnd  Bechnnagen  aller  anf  Kosten  der 
Provinz  ansgefttlunen  Arbeiten  nnd  die  Einsetsnng  der  Vor- 
waltnng  für  sie. 

Über  die  Prttfting  der  Antrflge  von  Landkreisen,  Dörfern,  Harkt- 
flecken,  GeseUschalten  nnd  anderen  nnt  Untnstfttsnng  für  ihre 
Unternehmungen,  welche  der  Provinz  von  Nntsen  sind. 

Über  die  Feststellnng  des  Beitrag*  der  Provinz  zu  den  Aasgaben, 
welche  sowohl  der  Provinz  als  anch  den  Landkreisen  Nntzen 
bringen. 

Über  die  Wahrung  der  Interessen  des  Provinzialvermfigens  vor 
Gericht 


^)  Bezüglich  der  künzesMonierten  Stiuflen  hat  der  Endjuiueii  die 
Einhaltong  der  KonaMnonsbedingungen  au  flberwacfaen  nnd  in  FiUen  der 
ZuwidecliandliiDg  an  den  Ifinitter  fOr  OffentUebe  Arbeiten  so  beriditen. 

')  In  Übereiostimnung  mit  den  BeMhlfimn  der  örtUchMi  Snd- 
jornena. 


uiyiii^uü  Oy  Google 
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Über  <iie  Prüfung  der  Redinun^^en  der  Kraiikenliiiu.ser  uud  der 

Bestinimun^n  n  über  die  Aut'nahine  von  Uubemittelten. 
Über  die  Wrwültung  der  Waisenhäuser. 

Über  «lie  I5ett'ilig-nng  der  Landkreise  an  den  Ausgaben  für  die 
Kranken-  und  WaisenhäustT. 

I  ber  die  Einrichtung  und  \'er\valtunt?  der  Armenhäuser. 

Über  die  (.irUndung  und  \  erwaltung  einer  Pensionskasse  von 
der  Provinz  besoldete  Heanite. 

Über  die  Unterstütziuii^  betii hinter  mittelloser  Schüler  und  die 
Einstellung  der  Unterstützung. 

Über  die  Prüfung  der  Differenzen  zwischen  den  Landkrt  ist  n  hin- 
sichtlich der  Beteiligung  an  den  gemeinschaftlichen  Ausgaben. 

Über  die  Prüfung  der  Hesihlüsse  städtischer  Vertretungen  be- 
zäglich  ber  Einrichtung,  Abschaffung  oder  Änderung  von 
tfarktplfitzen. 

Über  die  Abtrennsiig  eines  Dorfes  von  einen  Landkreis  and  An- 
gliederung  an  einen  anderen  und  endlidt 

Über  die  Prflfoog  der  Wahllisten  der  Landkreise 
mflssen  aasgeffthrt  werden,  sofern  nieht  der  Gonverneur 
binnen  20  Tagen  nach  dem  Erlass  der  Anordnung  den  Einwand 
der  üninttftndigkeit  der  Versammlnng  oder  der  Gesets- 
widrigkeit  des  Beschlnssea  erhebt.  Der  Kinspmeh  bat  indes 
nur  anftchlebende  AVirknng  und  der  BescUnsB  wird  reehtskriftig, 
üftUs  der  Gonvemenr  nicht  binnen  2  Monaten  die  Aufhebung  desselben 
durch  die  Kamraem  und  den  Schah  erwirkt 

Die  Staatsbehörden  sollen,  bevor  ue  Änderungen  in  den  An- 
gelegenheiten der  Provinz  vornehmen,  die  Meinung  der  betreffenden 
Provinsialversammlnng  hören,  welche  für  de  aber  nur  mastgebend 
ist  in  Fällen  der  Abftndemng  der  Grenzen  der  Provinz  oder  ihrer 
Landkreise,  der  Verlegung  der  Residenz  der  Gouverneure  und  der  Um- 
wandlung von  Lftndereien  in  Wald. 

Die  Beitrilge  aus  dem  Staatsschatz  für  Provinzialzwecke  werden 
in'  der  von  der  Provinzialversammlung  beschlossenen  Weise  ver* 
wendet  Die  Provinzialversammlung  ist  berechtigt,  durch  den  Vor- 
sitzenden ihre  Wünsche  und  Einwendungen  bezüglich  der  Bedttrfiiisse 
und  Angelegenheiten  der  Provinz  den  Ministerien  mitzuteilen,  Ober 
staatliche  Untersttttzungen  flir  Wohlfkhrtt»  und  WoUtfttigkeitsein- 
richtungen  den  Behörden  BatschlSge  zu  erteilen  und  überhaupt  ihre 
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Mdnnng-  in  allen  Fragen  der  Wohlfahrt  und  \>rwaltung  zn  .'iussern, 

* 

mit  ausdrücklicher  Ausnahme  von  Fragen  rein  politischer  Natur^) 

(,Art.  «7— t)H,  87—104.) 

I  ber  das  l?udget recht  siehe  VI. 

V.  i  her  die  Kechte  und  Pflichten  der  BezirksTer- 
saminluiig.  iMe  unter  1\.  aufgeführten  Grundsätze  über  die  Ke»  hte 
und  Pflichten  der  Provinzialversamralnngen  gelten  in  entsprechender 
Weise  auch  für  die  Bezirksvergaramlnngen  mit  der  alleinigen  Ab- 
weichung, dass  die  Endjumens  solcher  Bezirke,  die  einer  Provinz  nnter- 
geurdnet  sind,  sich  mit  ihren  Berichten,  Wünschen,  Beschwerden  usw. 
an  die  Versammlnng  ihrer  Provins  und  nleht  (wie  ille  PlioviBMn  mid 
nnmittelbuTMi  Beiirice)  öinkt  an  die  Zmtnlregiennig  ia  Teheran 
wenden  (Art.  122.) 

Tl.  Über  das  Badget  d«r  PMTiaiMi  nd  Berirke«  Jede 
Provinz  und  jeder  Bezirk  hat  ein  aelbBtändiges  Budget,  welehes  von 
dem  Gonvemenr  aafgesfcdlt  nnd,  vor  der  Oenehmigang  dnrch  doi 
Finanzminister,  der  betr^enden  Provinsial-  reep,  BeEirimveraammlnng 
snr  Prttftang  and  Annahme  (dorch  Stimmenmehrheit)  vorgelegt  werden 
mnea.  In  dem  ersten  Monat  jedes  Budgetjahres*)  hat  der  Gouvemenr 
fttr  das  verflossene  Jahr  der  Versammlnng  Bechenschaft  abzulegen. 
Poeten,  welche  für  den  festgesetzten  Zweck  nicht  verwendet  worden 
sind,  werden  fttr  den  gleichen  Zweck  in  den  nSchsten  Etat  Über- 
tragen. Über  die  Verwendung  etwaiger  Übersehllsse  bestimmt  dar 
Encynraen.  Der  oberste  Finanzbeamte  der  Provinz  resp.  des  Be> 
zirkes  wird  durch  den  Gouverneur  mit  den  nötigen  ^tB^ehlen"  zur 
Einziehung  der  Steuern  usw.  versehen  und  ist  für  den  Eingang 
derselben  und  die  Dedcnng  der  Ausgaben  in  GemSssheit  des  Budgets 
und  der  Anweisungen  d«s  Ctouvemeurs  verantwortlich.  Das  Budget 
wird  gedruckt  und  unentgeltlich  verbreitet. 

Das  Munizipalgesetz  (qanuni  beldijeh), 
unterzeichnet  vom  Schah  am  20.  Rehielsaai  1825  d.  H.,  umfiisst 

108  Artikel. 

I.  AUgemeine  Bestinittaiigea  (Art.  1— -8).  Der  Munizipa- 
lität Hegt  ob,  das  Vermögen  der  Stadt  zn  verwalten,  gegen  Lebens- 

^)  All  solche  gelten  Fragen  Uber  die  Grundiitxe  der  Verwaltung, 
die  Staatsgrundgesetse  und  die  Staatspolitik. 
*)  Sonnenjahr. 
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mittelteveraogeii  Vorkehnmgen  zq  treffra,  fttr  den  Ban,  die  Instand- 
haltung  und  Heining  von  Strassen,  Plfttzen,  Girten,  Brflcken  und 

Kanälen  ond  ftr  die  Bt  hmclitung  der  Stadt  und  di»-  Verteilung  des 
Wassers  zu  sorgeUi  die  Beinhaltnng  der  Wasserlnufe  nnd  Bäder  an 
überwachen,  Amien-  and  Krankenhäuser  zu  errieliten,  sanit&re  llass- 
nalimen  und  die  Errichtung  von  Apotheken  o.  dergl.  zn  nnterstlltxen, 
Vorkehrangen  zur  Vt  rhütunp;^  von  Überschwemroung'en.  liründen  usw. 
an  treffen,  die  städtischen  Gebäude  zn  versichern,  die  Verbreitung 
von  Bildung  durch  Errichtung-  von  Bihliotheken,  Lesehallen  nnd 
Museen  zu  fordern,  die  Moscheen,  .Schulen  und  Altertümer  zu  er- 
halten und  schliesslich  der  Repiernng  in  dem  Bau  von  Basaren  nnd 
Ausstellunfirspliitzen  für  den  Handel  hi'i/ustt  lirn.  Atiskunftsstellen  zu 
scbaäen  nnd  nbt  ihanpt  Handel  und  (iewerbe  der  Stadt  zn  f(»rdern. 

l>ic  Siadtohritrkt  it  ist  bcrerhtifrf.  im  Namen  der  Stadt  Kaut'- 
Kt'schäftt'  abzuschliossen.  die  stiiiitischen  Intertsst  ri  vor  den  ( •i  ri<  litfn 
zu  vertreten  nnd  Üfschwi  rde  /ii  fülucii.  I")!»'  der  Stadt  pciiTa  iir^u 
Strassen.  Plätze,  Kanäle  usw.  bt-it  litn  /nni  Nutzfii  der  Allirenicinlicit. 
Imc  städtischen  Steuern  ktintien  nur  kraft  t-ieseizi-.s  »  rliolM-n  werden. 
Der  Stadtgouvernenr  hat  darüber  zu  wachen,  dass  die  Massnahuien 
der  Munizipalität  diesem  Gesetz  niclit  widcrspret  lien. 

II.  Über  die  Wahl  und  Zusammensetzung  der  Stadt- 
verordnetenversammlung (endjumeni  beldijeh)  (Art.  9  r>9).  T>ie 
Zahl  (br  Stadtverordneten  beiräp:!  U>  in  den  kleinen,  20  in  den 
mittleren  und  od  in  den  grossen  Städten.  Wahlberechtigt  ist 
leder  (am  Orte  ansä.ssif^e)  Perser,  welclier  das  21,  Lebensjahr  voll- 
endet hat  und  Stenern  zahlt  oder^)  Grundeigentum  im  Stadt- 
bezirke besitzt  und  zwar  in  den  kleinen  Städten  im  Werte  von  :UiO, 
in  den  mittleren  im  Werte  von  '»00  und  in  den  grossen  im  Werte 
von  lOOOToman.-)  Bildungs-  und  Wohlfahrtseinrichtungen,  welche 
Aber  das  erforderliche  Grundeigentum  verfügen,  üben  das  Wahlrecht 
durch  ihre  Vertreter  ans.  Für  Gesellschaften  und  Personen  im 
Besitze  eines  Handelsfaanses  oder  Kontors  fftllt  das  Brfordemia  des 
Grnndeigentnms  weg.  Besitzen  mehrere  zusammen  das  erfordere 
liehe  Grundeigentum,  so  kOnnen  sie  einen  ans  ihrer  Mitte  zur  Aus- 
übung des  Wahlrechts  delegieren. 

Dem  Sinue  des  üe^etzes  nach  luüsbte  hier  statt  j^oder"  n^nd" 
*)  Tomao  »  3,60—4,00  Mark. 
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Ansgeschlossen  vom  Wahlrecht  sind  Frauen,  Personen, 
denen  die  geistige  Beife  mangelt  oder  welche  wegen  Verbrechen 
bestraft  worden  oder  als  Mörder  und  Eänber  bekannt  sind,  wr- 
brecherisf'he  Bankerottierer,  Personenj  welche  mit  mehr  als  der 
Hälfte  ihrer  jährlichen  Abgabe  an  die  Stadt  im  Rückstand  ^ind, 
die  Gonvernenrc  nnd  ihre  Gehilfen  am  Orte  ihres  Amtes,  die  Polizei- 
beaniten  in  der  Stadt  ihres  Dienstes  and  die  JiiUt&rpenonen  des 
aJitiven  DiensUtande». 

Die  Wählbarkeit  setzt  ausserdem  voraus  ein  Alter  von 
25  Jahren  und  dass  der  Kandidat  persisch  voUkommeu  lesen  and 
schreiben  kann  nnd  nicht  im  Staatsdienste  steht. 

Für  das  Walilverfahren  gelten  im  übrigen  die  für  die  Provinzial- 
nnd  Bezirksversaramlunfjfen  aufgestellten  Grundsätze  (siehe  d"»rt  unt^r 
1.  letzt«'r  Abschnitt  .  nur  dass  bei  den  Stadtverordnetenwahlcn  der 
Wahlvur8t<inii  aus  je  einem  anffesehenen  Vertreter  jedes  Stadtviertels 
(mindestens  aus  (>  I'ers^niieii)  /.usamniengesetzt  werden  mnss,  die 
zweite  Abschrift  des  Sitzungsberichts  und  die  Wahlliste  der  ge- 
wählten Stadtverorduetenversammlnnp:  zu  übergeben  ist  und  diese 
bezüglich  der  Wahlbeschwerden  endgültig  entscheidet.  Der  (muver- 
neur  verüfl'entlicht  nach  Beendigung  der  Wahlen  dif  Nuiutu  dtr 
Gewählten.  In  den  grösseren  Stiidten  kann  der  Wahlvoi-stand  die 
Wahlen  in  den  einzelnen  Stadtvierteln  durch  Unterabteilungen  aus 
sechs  Mitgliedern  leiten  lassen.  Die  Wahlperiode  ist  auf  vier  Jahre 
festgesetzt. 

III.  Über  die  Geschäfteordnung  und  die  Rechte  und 
PUlchten  der  Stadtverordnetenversammlung  (60—91).  Kine 
Woche  nach  Erledigung  der  Wahlen  beginnt  die  Versammlung,  nach- 
dem die  Mitglieder  den  Eid  zur  ehrlichen  PflichterflUlaug  geleistet 
haben,  ihre  Arbeit.  Sie  kann  bei  ungesetelicher  Wahl  ein««  Mit- 
fl^iedes  mit  Kenntnli  des  Oonvomevit  die  Nmwalil  In  dem  betr. 
Stadtviertel  anordnen.  Im  Falle  der  Aoescheidnag  eines  Mitgliedes 
wird  ein  neues  von  derselben  Stadtgegend  gewtiüt.  Die  Stadt» 
▼erordnetenversammliing  wftblt  ans  ihrer  Mitte  mit  Stimmenmehrheit 
einen  Vorsitaenden  nnd  einen  SchriftfUirer.  Die  Vorsitaendeo  werden 
in  Teheran  nnd  in  den  Hauptstädten  der  Provinsen  durch  den  Schah 
und  in  den  übrigen  Stfidten  durch  den  Minister  des  Inneren  be- 
stfttlgt.  Ein  Mitglied,  das  ohne  Entschnldigangssohreiben  an  den 
Präsidenten  von  den  Sitsnngen  fernbleibt  oder  dessen  Entscholdtgongs* 
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gnuid  von  der  Vemmmlnog  mit  Zweidritt«IinajoritAt  tfkr  nngenflgend 
erklärt  wird,  erhält  das  erste  und  zweite  Mal  einen  Verweis  und 
^eht  im  Falle  einer  dritten  Wiederholnn^  der  Mit^liedechaft  Ter- 
liutig.  Die  Stadtverordneten  erhalten  keine  Besoldung. 
Der  Stadtverordnetenversammlung  steht  sn: 
Die  Ernennung  derjenigen  etädtischen  Beamten,  deren  Berafnng 

ihr  nach  MasKgabe  dieses  Gesetzes  ohliefrt  (siehe  IV.). 
I>ie  Festsetzung  der  Gehälter  für  die  städtischen  Behörden. 
Die  Aufarbeitung  von  Vorschriften  Aber  die  Aufgaben  and  Pflichten 

des  Magistrats  und  der  diesem  untergeordneten  Organe. 
Die  Prüfung  des  städtischen  Budgets. 

Die  Festsetzung  der  Abgal)en  und  Gebühren,  welche  in  Gemäss- 
heit  des  Gesetzes  den  Bewohnern  der  Stadt  zur  Deckung  der 
städtischen  Atis^raben  auferlegt  weiflen. 

Die  Umwandlung  der  Naturalabgaben  in  Geldleist uiip-»  n. 

Die  Bestimmung  darüber,  welcher  Art  rückständige  Steuern  erlassen 
werden  sollen. 

Die  Regelung  der  Verwaltung  des  stadtisoheii  Vermögens  und  der 
Leitung  und  Organisation  der  W  uhlfahrtseinrichtungen  (Kranken- 
häuser, Bibliuihik>'ii  usw.)  der  Stadt. 

Der  Kauf  und  Verkauf  von  Immobilien  und  die  Festsetzung  den 
Verfahrens  beim  .\nkanf  von  Grundstürken.  welche  zum  Bau 
von  öffentlichen  (iebitudeu  und  Strassen  nach  einem  genehmigten 
Plan  erfonlerlirh  sind. 

Die  Fest-setzuiig  der  Taxen  fnr  die  Lebens-  und  Verkehrsmittel 
(Brot,  Fleisrli,  \\'agen,  Strassenbahnen  usw.). 

Die  Prüfung  der  im  Namen  der  Stadt  abzuschliessenden  Anleihen 
und  anderer  Verträge. 

Die  Annahme  oder  Ablehnang  von  Zuwendungen  an  die  Stadt. 

Die  AuarMtaiig  von  Plftnen  snr  AUndernng  und  Verbeeaemng^ 
dee  Stadtbttde«. 

Die  Frllfling  der  Rechnungen  des  Magistrats  und  die  BeaufBlchtigung 

und  Untersuchung  seiner  GesehSftsfllhmng. 
Die  Mitaag  von  Beschwerden  gegen  den  Magistrat  mit  dem  Beeilte^ 

die  stldtieehen  Beli5rden  zur  Verantwortung  sn  sieben. 
Die  Einreichung  von  Bittschriften  und  Ehigaben  durch  den 

Gouvemeur  bei  dem  Minister  des  Inneren  bestiglich  der  Be- 

dlirfliiisse  und  Interessen  der  Stadtbevinkerung. 
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Die  Festsetzung  der  Gebühren  für  die  Benotzuns  der  von  der 
Stadt  hergestellten  Wege,^)  Brücken,  Furten,  SclilachtiiauMrr, 
Kanäle,  und  Hafenanlagen. 
Die  t'berwachung  der  Mafse  und  Gewichte. 
Die  Schaffung  von  Fundbareaus  für  verlorene  Kinder,  Geistes- 
kranke and  Tiere. 
Die  StadtvemrdnetenTemnnnlBng  dwf  im  Jahre  nidit  weniger 
als  6  mal  nnd  nieht  mehr  als  24  mal  cor  ordenUichen  Sitznng  sn- 
SMumoitreten. .  Sie  kann  indes  nötigenfiüls  anf  eigenen  Wunsch  oder 
anf  Antrag  des  Hinisters  des  Lmeren  in  Teheran  ond  der  Oonvernenre 
in  den  Frovinzstadten  in  aoaserordentUchtf  Weise  dnberofen  werden, 
indem  diese  dvreh  den  Vonitaenden  die  Abgeordneten  reditaeiti^ 
über  den  nur  Yerhandlnng  an  Btellenden  Gegenstand  informieraL 
Vor  jeder  Sitaang  hat  der  Voraitaende  Abschriften  der  Tagesordnonr 
an  die  Abgeordneten  sowohl  wie  anch  an  den  Gon?emenr  zu  sehieken. 
Über  nnerledigte  Fragen  der  Tagesordnung  wird  in  den  folgenden 
Tagen  verhandelt.  Gegenstand  der  Beratungen  ktanen  sdn:  Antrige 
des  Vorsitaenden  ond  der  Mitglieder  der  Versammlnng,  schriftliche 
Antrige  des  Gouvemenra  nnd  des  Xsgistrats  und  Mitteilungen  and 
Beschwerden  von  Privatpersoiien.  Die  Abgeordneten  teilra  ihren 
schriftlichen  Antrag  dnreh  den  Vorsitaenden  der  Versammlnng  mit, 
weldie  darttbw  bestimmt,  ob  er  sur  Verhandlans  gestellt  werden 
soU  oder  lücht  Die  Versammlung  kann  Ihr  seitranbende  Ar- 
heiten  Kommissionen  ans  ihrer  HQtte  besteUen.  Es  stdit  dem 
Vorsitaenden  au,  Saehveratlndige  au  den  Beratungen  au  laden.  Die 
Stadtverordnetenversammluaff  ist,  ausser  bei  ausserordentUdien 
Tagungen  aus  Anlass  von  unglücklichen  Natarereignissen  oder  Kriegs- 
nolf  beschlnssnnfShig,  wenn  nicht  mindestens  die  Hälfte  der  Hitglieder 
anwesend  ist.  In  Fällen  des  Kaufs  und  Verkaufs  von  nubeweglichen 
GttteiTi  und  der  Festsetzung  ihres  Preises,  der  Anleihe  oder  Bfirg- 
schaftsübernahme  durch  die  Stadt,  der  Umwandlung  von  Natural» 
abgaben  in  Barleistungen  und  der  Festsetzung  der  Verantwortlichkeit 
der  städtischen  Behörden  erfordert  die  Beschlusst7)his:keit  die  An- 
wesenheit von  mindestens  ''/^  der  Mitglieder.-)  in  den  übrigen 
Angelegenheiten  entscheidet  die  -  einfache  Stinunenueiurheit;  bei 

^)  In  der  Umgebung  der  Stedt 

*\  Das  Erfordernis  der  Zweldrittelmajorität  ist  /.war  nidit  ausge- 
sprochen, man  aber  aas  derFssning  des  folgenden  Sataes  gefolgert -werden. 
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Srini!n*'ngleirlili*"it  zälilt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  doppelt.  Bei 
der  Wahl  der  Magistratübeamten  nnd  der  Festsetzung  ihrer  Gehälter 
and  Verantwortlichkeit  ist  die  Abstimmnng  g*-hi  iiii:  in  son.^tigen 
Saehen,  sofern  die  Veraammlang  es  beschlieüst.  Die  BegchHis<se 
werden  eingetragen,  von  dem  Vorsitzenden,  ilen  S(  hrifttUhrern  der 
Versaramlnng  nnd  dos  ilagistrats  und  den  Mitgliedern,  welche  an 
der  Verhandlung  teilgenommen  haben,  unterz<  i( imet  und  durch  den 
Vorsitzenden,  dein  Gonvernfur  und,  sofern  dl»'  \  crsaniinlnng  es  tHr 
angemessen  erachtet,  auch  den  Zeitungen  zur  Tulilikation  übermittelt. 
Zu  ihrer  Ausführbarkeit  bedürfen  die  iJeschlüsso  der  Stadtver- 
ordnetenversammlung z.  T.  der  Bestätigung  des  Ciouvernears  und 
z.  T.  der  des  Ministers  des  Inneren. 

Der  Bestätigung  durch  den  Goovernenr  bedürfen  alle 

Beschlüsse  Uber: 

Den  Preis  bei  Kauf  nnd  Verkauf  von  Immobilien  für  die  Stadt. 
Die  Aufnahme  von  Anleihen  oder  die  Übernahme  einer  Bürgschaft 

seitens  der  Stadt. 
Die  Fest>ietznng  der  Taxen  für  die  Lebens*  nnd  \  erkehrsmittel. 
Die  Al);"in(iernng  des  Stadtplanes. 

Die  Krliebnng  von  Gebühren  fUr  die  Benutzung  der  städtischen 

Hafenanlagen. 

Vor-schi-iften  für  die  Behörden  und  Wohltätigkeitseinrichtungen 
der  Stadt. 

Der  llestätigung  (inrrh  den  Minister  des  Innern  be- 
dürfen alle  BeschlUss»'  iilin-: 

Dif  Abschätzung  der  Naturalleistungen  an  die  Stadt.*) 
Die  Au.Hgaben  für  Strassenreinigung,  die  Feuerwehr  und  Kanali- 
sation. 

Die  Veräussernng  städtischer  Immobilien,  mit  Ausnahme  kleiner 

Grundstücke. 

Die  Aufnahme  von  Anleihen  oder  die  Übernahme  einer  Bürgschaft 

seitens  der  Stadt. 
Die  Festsetzung  der  Beträge  fiir  den  Bau  von  Strassen,  Brücken, 

Schlachthänsern,  Kanälen  usw. 
Das  Pachtgeld  für  Uferland,  welches  die  Stadt  zur  Herstellung 

Ton  Hafenanlagea  an  Private  verpachtet. 

,    Wohl  bei  ihrer  Umwandlong  in  Barleiatungen* 
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Die  Vorschriften  fttr  die  Wohltätigkeitseinricbtiiageii  nnd  die  Er- 
haltnng  der  städtischen  Iininobilien  in  Teheran  nnd  den  Haupt- 
städten der  Provinzen  und  Bezirke. 
Lehnt  der  Gouvernonr  den  Peschlnss  der  Stadt verordneten- 
verKaninilnnp  mit  der  erfonifrlirben  Motivierung  ab,  ohne  dass  es 
ihm  jedoch  gelingt,  die  saniniliuig  zur  Aufbebung  desselben  zu 
bewegen,  so  hat  er  darüber  an  »l<  ii  Minister  des  Inneren  zn  berichten. 
Auch  die  der  niinisteritllen  Kestiitigung  bedürftigen  Beschlüsse 
werden  durcli  den  Gouverneur  dem  Minister  vorgelegt,  welcher  diese 
sowie  die  vom  (4onvernenr  abgelehnten  BeschlUi^se  prüft  und,  falls 
sicli  dabei  eine  K<inii«MeiizUber8chrpitung  der  Stadtverordnetenver- 
sammlung ergibt,  auch  seinerseits  die  Hest<1tigung  versaerl.  Handelt 
es  sich  indes  um  keine  Kompetenzüberschreitung,  sondern  um  eine 
Beeinträchtigung  des  öffentlichen  Wohls  oder  der  Interessen  der 
Stadt,  so  unterbreitet  der  Minister  des  Inneren  die  Angelegenheit 
dem  ilinihtei  rat,  welche  als<laiiii  der  Nationalversammlung  vorgelegt 
wird,  wenn  eine  Vermehrung  der  Abgaben  in  Frage  steht. 

>Iusste  die  Erledigung  einer  Sache  wegen  zu  geringer  i  rasenz- 
zahl  auf  eine  andere  Sitzung  verschoben  werden  und  die  Versammlung 
bleibt  auch  in  dieser  ans  demselben  Grunde  beechlnssunfahig,  so 
wendet  Bich  nunmehr  der  Magistrat  mit  seinen  Berichten  an  den 
6<HiTeni«ar  und  ca  iliid«(  <Ua  im  Torangehendan  AMinitt  dargelegte 
VoriUmn  atatt.  -vrann  dw  Gommcnur  die  HMmmf  dea  Magistrata 
nicht  teflt. 

Die  von  der  StadtTerordnetenveraamiBlong  anigearbeiteleii  Voi^ 
Schriften  Ober  die  Stnuaenreinignng,  den  Bau  der  Dicher  and  Bogen- 
traafetti  die  Beinignng  der  Kanlle,  die  Kanaahaien  lor  Terbtttnng 
von  Krankheiteübertragongen  nnd  IMnden  naw.  mflneni  lofem  aie 
vom  Gonvemear  beatfttigt  worden  aind  nnd  den  Sdieriafegeaetcen 
nicht  wider^rechen,  von  der  Poliiei  anagelUirt  wwdea. 

IT.  Der  HHrMn*  fiiw^  beldUeli)  (Art  92-102).  Der 
Ifagistrat  beateht  ana  4  von  der  StadtverordneteDveraammlnng  an 
wftblenden  HitgUedem  nnter  dem  Voraiti  dea  Prialdenten  dieaer 
Veraammlnng,  welcher  die  Beaeiehnang  Büxgermeiater  (kelaater) 
ftthrt.  Die  Stadtverordnetenveraanmlnng  wihlt  aoa  den  MitgUedera 
des  HagistraU  den  Gehilfen  dea  Bftrgenneistara»  welcher  letateren 
bei  Abwesenheit  oder  Krankheit  vertritt,  nnd  den  SehriftAhrer.  Der 
BOrgermeistergehiUb  bedarf  der  Beatttignng  dnreb  den  Minister  dea 
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Iiiiuitii.  Die  Aiutsdaner  des  Bürperineisters  und  seines  Gehilfen 
wShrt  4  Jahre.  Ebenso  die  der  MiigistrütMnitglieder  und  zwar  mit 
halbschichtiger  Erneuerung  nach  jedem  zweiten  .lahre.  In  bezng  anf 
den  ScbriftfBhrer  bestimmt  die  Stadtverordnetenversammlung  nach 
eigenem  Ermessen  die  Daner.   Die  Wiederwahl  ist  znlSssip. 

Dem  MagiKtrat  iit  gt  ob,  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  und  in 
Gemässheit  der  Vorschriften  der  Stadtverordnetenversammlnng,  die 
Verwaltnngsgescbäfte  der  Stadt  zn  führen,  so  namentlich  die  lanÜBoden 
Geschftfte  ni  erledigen,  die  VermOgensstficke  der  Stadt  zn  registrieren, 
auf  Verbessemngen  bedacht  zn  sein,  die  Ton  der  Stadtverordneten- 
venammlang  gewAnschten  Informationen  herbeizittchaffen,  die  Abgaben 
zu  sammeln  und  vorschriftsroftsBig  zn  verwenden,  den  Etat  anünistellen, 
die  Btftdtischen  Interessen  vor  den  Gerichten  zn  vertrete,  gesetzliche 
ITntertnchnngen  gegen  die  ihm  nnterstehenden  Behörden  einznldten 
nnd  schlieaelich  ttber  alle  ihre  Massnahmen  der  Stadtverordnetenver^ 
sanunlnng  zn  berichten  nnd  der  Öffimtiichkeit  Rechenschaft  abzulegen. 

Für  die  innere  Ordnung  nnd  Arbeitsteilung  im  Magistrat  sind 
die  Vorschriften  der  Stadtverordnetenversammlung  maasgebend.  Der 
Magistrat  besehliesst  in  den  ihm  zustehenden  Angelegenheiten  mit 
Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  zählt  die  Stimme  des 
Bfirgenneisters  doppelt,  welcher  aber  anch  berechtigt  ist,  dem  Mehr- 
hdtsbeschlnss,  (kUs  «r  ihn  für  geraeinscbSdlich  hftlt,  die  Ansftthmng 
zu  versagen  nnd  ihn  der  Stadtverordnetenversammlung  zur  Frttfnng 
vorzulegen.  Es  ist  die  Pflicht  des  Bürgermeisters,  fBr  den  ordent- 
lichen Oaog  der  MagistratsgescbSfte  zn  sorgen. 

Dem  Gouverneur  steht  zu,  die  Tfandlungen  des  Magistrats  und 

seiner  Organe  zn  nntersnclien  und  im  Falle  ungesetzlichen  Vorgehens 

Vorstellungen  zn  machen.   Bleiben  die  Vorstellnngen  unwirksam,  so 

wendet  er  sieh  an  die  Stadtverordnetenversammlnng  und,  wenn  diese 

die  Auffassung  des  Magistrats  teilt,  an  den  Minister  des  Inneren. 

Für  den  Magistrat  ist  die  Entscheidung  des  Ministers  massgebend, 

während  die  Stadtverordnetenversammlung,  solange  noch  keine  Ver- 

waltungBgerichte  bestehen,  an  eine  von  Mitgliedern  beider  Kammern 

in  gleicher  Z:ili!  zusammengesetzte  Kommission  appellieren  kann. 

Der  Magistrat  darf  seine  Anliegen  und  Wünsche  durcli  den  Gonvenienr 

den  betr.  Ministerien  mitt»'ilen.    Für  tMiizelne  Geschäfte  kann  der 

Magistrat  Kommissionen  einsptzen,  als  deren  Vorsir/fnilc  anch  Nicht- 

mitglieder  berufen  werden  dürfen.    Auch  für  die  Verwaltung  des 
Jahrbach  d«r  iutoroat.  Verttlniguug.  8.  Bd.  218 
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Btldtischen  YermSgens  ist  der  Hagistrat  berechtig  ansBciisteliende 
Personen  mit  Erffthrung  oder  Sachkenntnis  m  ernennen.^)  Die  Er> 
nennong  nnd  Üntlaasnng  des  llagistratspersonals  (Selireiber,  Bncli* 
luJter  usw.)  stellt  dem  Bfirgermelster  sn.  Den  Mitgliedern  des 
Magistrats  nnd  dem  Bürgermeister  ist  nntorsagt^  städtische  Ver^ 
mSgensstflcke  kftnfllch  sn  erwerben. 

T.  Üiier  die  stidtiaelieii  BeamteH  (aoBteehedlBini  bel- 
dyeli)  (lOS— 108).  Der  Bttrgermeister,  sein  Gehilfe  oder  die 
Btftdtiseben  Beamten  dttrfen  in  der  Stadtverordnetenversammlung, 
WD  Uber  Beschwerden  gegen  de  verhandelt  wird,  nicht  anwesend 
sein;  die  Versammlnng  wählt  fOr  solche  Sitsongen  einen  anderen 
Vorsitzenden  und  Gehilfen. 

Der  Rürpernieister  nnd  sein  Geliilfe  sowohl  als  auch  die  Mit- 
glieder nnd  der  Schriftführer  des  Magistrats  zählen  zn  den  Staats* 
beamten  und  es  gelten  für  sie  die  Rangerhöhung  nnd  sonstigen 
Rechte  des  Staatsdienstes.  Die  Demission  der  Bürgermeister  vor 
AblaAf  ihrer  vierjährigen  Amtsdaaer  bedarf  in  Teheran  and  den 
Haniitstiidt»'n  dor  Provinzen  der  königlichen  Annahme  und  in  den 
übrigen  Städten  der  Annahme  durch  den  Minister  des  Innern.  Die 
Gehilfen  der  Jinrgcnnieister  reichen  ilire  Demission  immer  dem 
Minister  ein.  Der  hüi£;^errapistpr.  sein  Gehiife,  die  Mitglieder  des 
Magistrats  unii  die  ihm  untersteln-nden  Behörden  tragen  ein  vom 
Schah  genehmigtes  Abzeichen  und  eine  besondere  Amtsljracht 

Das  Pensionsgesetz  (qanuni  wezaif  we  mutawaftiat), 
nach  Annahme  durch  die  Nationalversammlung  vom  Schah  unter- 
zeichnet am  19.  Bebielaval  1326  d.  H.  (21.  April  1908).*) 

Ein  l'ensionsgeselz  im  modenitn  .Sinne  bestand  unter  dmi 
alten  Regime  nicht.  Neben  den  mit  dem  Tode  des  Berechtigten 
aufhörenden  Gehältern  kannte  man  die  Mustamerri,  erbliche  Pensionen, 
welche  von  Generation  anf  Generation  übergingen  und  unter  die 
Erben  verteilt  wurden.  Daneben  existierten  die  häufig  ebenfalls 
erblldien  Tiuls»  durch  welche  die  Nutzniessnng  von  Staat8d(miinen 
(meist  Dörfern)  an  Einzelne  und  ihre  Familie  vergeben  wurde.  Das 
am  10.  November  1907  der  Volksvertretnng  vorgelegte  nnd  von  ihr 

')  Von  auswärt«  berufene  Magifitratobeamte  müssen  indes  die  fflr 
dss  aktire  Wahheohi  star  8ladfcven»diMtenvemnBBduDg  erforderiidien 
SüganBehaften  beritsen. 

*)  Pnblisiflrt  in  der  Zeitvng  „Me^iUi'',  1906,  26.  April. 
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anf^enommene  Pro^amm  des  Finanzministcrs  Xasr-el-Mulk  sah  die  Ab- 
schaffung der  Tiuls  und  Muslainerris  vor.  Die  K»  ■^eluufi^  des  PenBions- 
wesens  wurde  notwendig.  Ein  ents|)recheuder  Entwurf  winde  in 
den  Sitzungen  vom  Januar  1!K>8  nach  der  zweiten  T.esuug  abgelehnt. 
Am  l'^  Februar  1008  fand  die  erste  Lesnim:  des  neuredigierten 
Eiifwmts  statt,  welcher,  nachdem  in  den  Sitzungen  vom  12.  und 
14.  März  die  Meinungsdifferenz ^)  Uber  einige  Punkte  im  1.  und 
2.  Artikel  durcli  Abstimmung  bcigeh^gt  worden  war,  im  April  v*)u 
der  Nationalversammlung  angennmnien  und  duich  die  königliche 
l>HSt;iti[rnn£r  zum  (i»'<«  t/,  wurde  Ihis  (iest  tz  bezieht  sich  lediglich 
auf  Pensionen  an  Hinterldielu  ne  verstorbener  iiehaltbezieher  und  in 
diesem  beschränkten  Sinne  ist  im  folgenden  das  Wort  „l'eusion** 
(wezifeh)  zu  verstehen. 

Art.  1.  Einen  ge.sttzlichen  Pensionsanspruch  haben  die 
Hinterbliebenen  nur,  wenn  das  jährliche  (jt  halt  dos  Versta  u  Ix  tien 
.^00  Tornau')  bar  und  10  Cherw.u  in  natura-')  nidit  üU  rsticj^.  Bezog 
er  imhr,  so  bedarf  die  Pensionsgewährung  der  besonderen  Zustininmiig 
des  verantwortlichen  Ministers  und  der  Nationalversammlung.') 

Art.  2.  Den  Erben  wird  15  Jahre  lang  die  Hftlfte  des 
Gehaltes  des  Verstorbenen  als  Pension  zagewiesen. 

*)  So  namentlich  darüber,  oh  ein  fünfjähriger  Gehalt -ht^ju  c^  ^,1«  \'or;ms- 
setznng  der  Pensionsbfrechtigung  für  die  Erben  gelten  ^ulle  dder  nuht 
und  ob  die  Pension  an  die  liiuterbliebeuen  nur  15  Jahre  lang  zu  zahlen 
•ei  oder  ohne  Festsetsang  der  Dauer. 

«)  1  Toman  «  3.60-4,00  M. 

*)  Neben  dem  Bargehalk  erhalten  herkOmmliofa  die  Beamten  aueh 
Weisen,  Gerste,  Stroh  usw. 

*)  In  den  Sitzungen  vom  1 1.  Dez.  09,  3.  Febr.  1910  usw.  befürwortete 
der  lUnnsminirtMr,  in  einigen  vorliegenden  FftUen  wegen  Bedflrftigkeik 
der  Brbein  der  Peneionsgewihning  susuetimmen.  Die  Nationalrersammlung 
gab  ihre  Zustimmunt,^  zu  der  Gewfihrutit,'  <Mner  angemessenen  Pension  an 
di*^  Krben,  sofern  dio^o  rior  T'nNT'.tiit zung  berlurfton  oder  der  Verstorbene 
sich  im  Staatsdienste  i  durch  die  Daner  der  Dienstzeit  usw.)  Verdienste 
erworben  hatte.  Wenn  man  dabei  die  Leistungen  in  bar  und  natura 
aas^nanderiialtend  den  Erben  des  Verstorbenen,  welcher  weniger  als 
ÖGD  Toman  aber  mehr  als  10  Oberwar  erhielt,  in  bezog  auf  das  Oehalt 
in  bar  den  gosptzlichen  Pensionsanspruch  n}in  •  weiteres  zugestand  und 
nur  für  den  d^s  (iehaltes.  welcher  in  nat'ir;i  hestaml  und  die  fest- 

gesetzte Grenze  überstieg,  die  Zustimmung  des  Ministers  und  der  National^ 
▼ecwunmlung  als  erforderlich  ansah,  so  scheint  uns  das  dem  Sinne  des 
QesetMe  nicht  su  entspredien. 
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Art.  o.  Unter  „Erben"  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  zu 
verstellen  die  Kinder  und  die  Frau  des  Verstorbenen  und  femer 
seine  Eltern  und  verwsdBten  Enkelkinder,  sofern  sie  seiner  Ubbnt 
(Fttnorge)  unterstanden. 

Art  4.  Der  Vater  nnd  die  mSnnUdieD  Enkelkiiider  sind  doi 
SShnen,  die  Matter  nnd  die  veiblielien  Enkelldader  den  TOcbtern 
gleiehgeateUt  Sind  mehrere  Enkelkinder  von  demaelben  Kinde 
des  Verstorbenen  yorhaaden,  so  wird  dessen  Anteil  nnter  sie  Ter> 
teilt  Den  T9cbteni  gleichgestellt  ist  anch  die  Gattin;  sind  ihrer 
mehrere,  so  wird  der  Antdl  einer  Tochter  nnter  sie  verteilt^) 

Art  5.  Die  Verteilung  der  Pension  nnter  die  genannten 
Erben  erfolgt  nach  Kassgabe  der  heUigen  Geeetce.^) 

Art  6.  Hinterbliebenen,  welche  im  Staatedienste  stehen, 
wird  die  Pension  vom  Gehalt  abgesogen. 

Art.  7.  Die  anf  die  verstorbenen  Oehaltenpftnger  sich  be> 
Behenden  Oesetse  unterliegen  nicht  den  allgemeinen  Bestimmungen 
über  Gehfllter,  sondern  werden  gelegentlidi  der  Regelung  der 
Budgets  der  verschiedenen  Bessorta  festgeeetat  (?) 

Art  8.  Die  Sitte  der  Binsetaung  eines  anderen  in  das  Gehalt 
des  Verschollenen  oder  Verstorbenen  ist  gindich  abgeschalft  *)  Die 
GehSlter  usw.  werden  aus  den  Einnahmen  des  Staates  direkt  besablt 

Art.  9.  Die  Gebfihren  von  siebzig  Prozent  nsw.  für  den 
Erlass  der  Firmane  (bezQgUeh  der  Gehftlter  und  Pensionen)  sind 
gftnsUch  abgeschafft. 

Art  10.  Dieses  Gesetz  bezieht  sich  auf  alle  Todesfälle  von 
GehaltempfSngem  seit  dem  14.  Ziqadehalheram  1324  d.  U.  (mit 
rOckwirkender  Kraft). 

Die  vor  der  Eröffnung  der  zweiten  Nationalversammlnng 
tagende  interimistische  Versammlung  in  Teheran  beschloss,  dass  die 
Pensionsberechtigung  mit  dem  Tode  der  Berechtigten  erlöschen  und 
nicht  auf  ihre  Erben  übergehen  soll.') 

*)  Nach  dem  Scheriatredit  erbt  die  Tochter  halb  bo  viel  wie  der  Sohn. 

')  Starb  jfinund,  so  wurde  sein  Name  in  der  Liste  der  (»ehäJter 
durch  den  Namen  eines  a/uipren,  welcher  LT'^nücf^iid  Hebteohiiii^r'^^'^'lder 
gezahlt  hatte,  ersetzt.  Meist  waren  es  auch  nur  tiktive  Namen  und  Ge* 
haltempfftnger  die  lünanibeemten  selbst  Sie  liessen  endi  hinfig  die 
Namen  der  Verstorbenen  in  den  Listen  weiter  figniiersn  und  stridien 
deren  Gehälter  selbst  ein. 

*)  Teraqi  22.  Sept.  1909. 
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KetVrent:  Dr.  Nicolas  Xpnopol,  Senator.  Bukarest. 
Übersetzung  von  Dr.  Alfred  Frlcdiuann,  Gerichtsusdeääor,  Berlin. 

1906—1907. 


A«  Gesetzgebung. 

Dm  Jahr  1906  Ist  durch  die  Annahme  einer  grossen  An- 
zahl TOD  Gesetsen  Skonomiscben  nnd  finanzrechtlichen  Inhalts  be- 
merkenswert 

Beorganiaatioa  der  Handelsflotte. 

Die  Notwendigrkeit,  ein  die  Handelsflotte  orit^nisierendes  Gesetz 

zn  erlassen,  hatte  sich  schon  seit  geraumer  Zeit  bemerkbar  gemacht. 
Hauptsächlich  trat  dieses  Bedürfnis  hervor,  seitdem  die  Anzahl  der 
Dampfschiffe  eine  i  t-rlit  beträchtliche  geworden  ist  und  zum  grüssten 
Teil  mit  mmänischer  Besatznng  fährt,  die  nnr  insoweit  den  Militär* 
gesetzen  unterworfen  ist,  als  die  bei  ihr  besrliüftigten  Personen  zur 
Kriegsmarine  gehOren.  Hinsichtlich  <!)-r  Kechtsverhältnisse  der 
übrifren  Besatzung  best^tnd  keine  gesetzlielie  Kegelnng,  da  über  die 
Behandlung  der  an  Bord  begangenen  Delikte  die  romäniscben  Ge- 
setze Normen  nicht  enthalten. 

Die  Initiative  zu  diesem  Ciesetze  ergrit^  die  hierfür  in  Ixuniänien 
manfjTols  Bt-.^tehens  eines  .selbstiindi^en  Marineminist«  riuiiis  /.uständi^^e 
Beliurde.  das  ^larinedepiirtemeiit  des  Krieg:sniinisterinms.  Dieser 
Behörde  lie;^^t  nach  dem  (Jeset-/:  vim  iKUij  über  die  MilitiLiurgani- 
sationen  die  He.infsichtiii-iinp:  aller,  die  runi;lniM  lie  Flaj^j^e  l'Uhrenden 
Kauffahrt eischiüe  oVi.  die  im  Falle  einer  Mobilmachung  als  Hilfs- 
sciiiffe  der  Krie^-.smarinc  zu  dienen  haben. 

Das  neue  Gesetz  handelt  von  dem  Ivecbt,  die  rumänische 
Flaifge  zu  führen,  von  den  zu  fülin  tiden  Hegistem,  von  den  Voraus- 
setzungen, unter  denen  iVr^m*  ii.  die  übrigens  auch  Ausländer  sein 
dürfen,  zur  Führung  von  Kauffahrteischiffen  berechtigt  sind.  Für 
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jede  l'erson  ist  ein  Seefahrtsbuch  zu  f&hren;  das  Besatzniip^minimiun 
jedes  Schiffes,  die  für  die  Besatznng^  geltenden  Disziidinar-  nnd 
Strafrechtevorschriften  sind  in  dem  Gesetze  festgelegt  worden.  Das 
Kapitel  V  bandelt  TOtt  den  Vergeben,  Kapitel  VI  von  den  Ver- 
breclien,  Kap.  VII  von  der  Strandimg  nnd  von  der  Hilfeleistnng 
nnd  Bergung  in  Seenot.  Kap.  VIII,  der  wicbtigste  Ahscbnitt,  be- 
scliSiftig-t  sich  mit  Marinegericbtsbarkeit.  Das  Gesetz  siebt  die  Er- 
ricljtnng  eines  .Seegerichts  vor,  das  in  schleunigen  Verfahren  die  an 
Bord  entstandenen  Streitigkeiten  entscheidet. 

Die  Disziplinantrafen  kann  der  Kapitän  selbst  verhSngen. 
O^n  die  Entscheidnng  des  Kapitäns  ist  eine  Berufnng  vor  dem 
S'oo{i:ericbt  zulässig.  Das  eutscheidende  tiericht  ist  mit  zwei  ordent- 
lichen Mitgliedern  des  Bernfnngsgerichtshdfs,  zw  «  i  imiien  Offizieren 
der  Kriegsmarine  und  mit  einem  Kapitän  der  Handelsmarine  be- 
setzt. Das  Gericht  entscheidet  weiter  über  die  Schadenersatzan- 
sprüche, die  durch  gegen  das  neue  Gesetz  verstossende  Delikt« 
entstanden  sind  nnd  femer  tther  alle  zivilrechtlichen  Ansprüche,  die 
aut  Strandongen,  Bergnngeii  nnd  Uilfeleistnngen  in  Seenot  ent- 
springen. 

Bei  strafrechtlichen  Verfolgungen  füngiert  ein  Königlicher 
Harinekommissar  als  Untersnchnogsrichter.  Das  Oesetz  sieht  endlich 
auch  die  Einrichtnng  von  PensionskasBeii  vor. 

Dw  Oberbeirat  för  Handetoangelegenheiten. 

Bei  d«n  grossen  wlrtschalUiehen  Anftchwiing  Bnmftni^is, 
bei  der  grossen  Entwlckelong  der  Landwirtschaft,  des  Handels  und 
der  Industrie,  hat  steh  die  nimänisclie  Regierang  bewogen  geflihlt, 
Organe  zn  schaffen,  die  der  Anfftndnng  neuer  Absatzgebiete  und 
dem  Schutze  der  ökonomischen  Interessen  des  Landes  in  wirk- 
samerer Weise  dienlich  sein  konnte. 

Hinsichtlich  der  Ansfahr  Bnntäniens  besteht  ein  Mangel  an 
genauer  nnd  regelmfissiger  Information.  Das  Zoll*  und  TarifWeaen 
bedfirfen  der  Vorberdtnng  nnd  des  Studiums  durch  ständige  Organe. 

Bei  dem  Ministerium  fOr  Handel,  Industrie,  Landwirtschaft 
und  Domänen  ist  ein  ständiger  beratender  Ausschuss  unter  der  Be> 
seiehnung  „Oberer  Beirat  (ttr  Handelsangelegenhdten*  begr&ndet 
worden.  Mitglieder  dieses  Ausschusses  sind  höhere  Beamte  der  Ter- 
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schiedenen  Ministerien,  Vertreter  der  Landwirtschaft,  des  Handels 
und  der  Industrie  und  von  Korporationen  wie  der  Handelslcanimem. 

Damit  auch  die  Interessenten  mit  ibren  Kenntnissen  nnd  £r^ 
fabmngen  zu  dem  Stndiam  der  verschiedenen  Fragen  beitragen 
können,  hat  man  60  Ehrenbeamte  mit  dem  Titel  nEhrenhandelsräte'* 
ernannt,  von  denen  fAnf  dnrcb  die  fibrigen  als  Mitglieder  des  stAndigen 
Oberbeirates  fttr  Handelsangelegenheit  zu  designieren  sind. 

Patentgesetz. 

I»;is  zum  Kessort  »Its  ilinisterinnis  für  Handel,  Industrie, 
Landwirtschaft  usw.  jreliorie-e  I'atentanit  hat  sicli  infolge  der  zahl- 
reichen, aus  allen  Ländern  >taninienden  ratentanmeldniiiren  brdenreiid 
entwickelt.  I>ass  die  nudi  dem  (Jesctz  zu  erhebenden  (idiiilncn  zur 
.Anhäutuiitr  eines  bedenlrndeii  Knnds  führen  würden,  war  voraus- 
zuselit-n.  Liu  neues  (iesct/.  iM>iiiinnt.  dass  die  l'ukosten  für  das 
iV'r'ional  nnd  das  zu  verwendende  Material  im  I'atentamt  die>.eni 
Fonds  zu  entnehmen  seien,  (-ileiclizeiiij;  ist  amh  eine  Ifej^elung 
über  die  an  niittellosr  i>'nmänen,  die  Patente  aum»^Ulen  wollen,  zu 
pewiilii enden  T'nterstiit/.iinj^-^'^elder  erfolgt.  T)ie  ihnen  zuzubillig^ende 
L'nlersf iiiznn^'  darf  den  lUtrap  nicl>t  überschreiten,  den  die  Kon- 
struktion des  den  Erfind unffsg-edanken  verwirklieheuden  Apparates 
in  einem  induBtrielleu  Unteruehuieu  kosten  würde. 

Dan  atSndiga  IntonuÜoiuJe  Inatitat  fSae  Laadwirtaehaft. 

AVie  bekannt,  haben  die  Vertreter  der  Mächte,  die  an  den 
Sitsnngen  des  zu  Rom  vom  29.  Mai  bis  6.  Jnni  1905  stattgehabten 
Kongresses  zwecks  Errichtung  eines  Internationalen  Instituts  fttr 
Landwirtschaft  teilgenommen  haben,  unter  dem  7.  Jnni  1905  den 
T»t  des  Übereinkommens  festgelegt.  Dieser  Text  ist  den  Begie- 
rnngen,  die  an  dem  Kongress  teilj^enommen  haben,  znr  Zustimmung 
unterbreitet  worden.  Das  mmfinische  Parlament  hat  das  Überein- 
kommen ratifiziert. 

Dem  Institut,  dessen  Wirksamkeit  sich  auf  internationale 
Fragen  zu  lieschränken  hat,  fallen  folpeiidi  Aufgaben  zu: 
a)  in  kllrzester  Zeit  das  statistische,  technische  und  ökonomische 
Material,  das  sich  auf  lie  Kultur,  die  animalische  und  vegeta- 
rische Produktion,  den  Handel  mit  landwirtschaftlichen  I'rodukten 
und  den  auf  verschiedenen  Märkten  erzielten  Preisen  bezieht, 
zu  sammeln,  zu  verarbeiten  und  zu  veröffentlichen; 
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b)  ebenfalls  unter  mOgUchsCer  Betchlennig^Dg  alle  unter  a  be- 

seiehneten  Erbebnngen  den  Interessenten  mitsateilen; 
e)  den  Lohn  der  Landarbeiter  za  besümmen; 

d)  Kenntnis  von  nen  beobaebteten  Pflansenerkranknngen  zn  geben, 
die  auf  irgend  einer  Stelle  des  Erdballs  beryorgetreten  sind, 
unter  Beceiclinnng  der  hierdnreb  betroffenen  Gebiete,  des  Ter- 

'  lanfes  der  Krankheit  nnd,  wenn  mOglich,  der  snr  Bek&mpfting 
dieser  Krankheiten  dienenden  Mittel; 

e)  das  landwirtschaftliche  Genossenschaft»-,  Versichemngs-  nnd 
Kreditwesen  in  allen  Erscheinungsformen  ra  behandeln  und  die 
zur  Förderung  dieser  Gebilde  beitragenden  Informationen  zu 
-sammeln  zu  und  veröifentlichen; 

f)  den  Regierungen  gegebenenfhils  VorscUXge  zu  unterbreiten,  die 
die  gemeinschaftlichen  Interessen  der  Landwirte  schtttsen  und 
znr  Verbesserung  ihrer  Lage  beitragen,  nach  Torangegangener 
Sammlung  aller  Informationsmittel,  wie:  Anre^ngen,  die  von 
Internationalen  oder  anderen  Kongressen,  dio  sicli  mit  der  Land- 
wirtschaft oder  mit  den  Hilfswissenschaften  der  Landwirtschaften 
beschäftigen,  oder  von  landwirtschaftlichen  Gesellschaften,  Aka- 
demien, gelehrten  Körperschaften  nsw.  geäussert  worden  sind. 

Für  Klagen,  die  die  wirtschaftlichen  Interessen,  die  Gesetz- 
gebnng  nnd  die  Verwaltong  eines  einzelnen  Staates  betreffen,  ist 
das  Institut  nicht  znstftndig. 

Gesetz,  betr.  die  Anpflanzung  und  die  Verwertung  von  Staatsforsten. 

Zur  Kultur  und  Unterhaltung  der  Forsttu  stand  dem  Staat»- 
bisher  ein  jährliclier  Fonds  von  11(HHH>  Frs.  zur  Verfügung.  Das 
angelbrstetc  Gebiet,  das  iiiimiestens  1,189  ha,  höchstens  2,114  lia 
umtasst.  hr;Hi<|  rnrht  jedoch  zwischen  1189U0  Frs.  und  253680  Fi-a. 
Be wir t.s< ■  h a  t !  u  I  i  s  k  u  ^>  u  n . 

Zwecks  Hesrliaft'ujig  dieser  ilittel  hat  das  Ministerium  ITir 
Domänen  ein  Gesetz  vorgeschlagen;  hiernach  soll  der  Keingewinn, 
der  aus  dem  Erlöse  staatlicher  Holzungen  stammt,  vom  1.  April  r.'i"*7 
ab  jährlich  bei  der  llinterleguugskasse  zn  5  ^'  q  verzinslich  als  Spezial- 
fonds unter  der  Bezeiehnung  „Fonds  für  die  Bepflanznng,  Kultur 
und  VerNvt'itung  der  Staatsforsten"  festgelegt  werden. 

Vom  1.  April  1907  ab  soll  dieser  Fonds  allmählich  dem 
Ministerium  für  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  nnd  Domänen  zur 
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Wrwendnüß-  für  forstwirtsi  liat'tlirhe  Zwecke  zur  \  fi  lii;ruii{r  stellen, 
insbesondt  IV  znm  Zwecke  des  W  efrebaus.  der  HerBtt  llmis:  von  Kiii- 
richtungeii,  die  die  Ausbeutung:  der  Forsten  fördern,  vuu  Kultur- 
arbeiten, Anlej^ung  V(»u  Schonungen  usw.  und  ferner  auch  zum 
Zwecke  der  Lrdinuni?  des  mit  der  Aosführung  der  erwiihuien  Arbeiten 
betrauten  Personals. 

Keine  der  (»beii  aufir»  tiilu  t<-ii  Arbeiten  darf  uiit<^ruomnien 
werden,  ohne  vorher  vom  31iuii)terium  geprüft  und  gebilligt  worden 
zu  t>ein. 

Die  Verwendung  des  erwähnten  Fonds  setzt  voraus,  dass  die 
gebrauchte  Summe  als  Spezialetat  vom  Parlament  in  Gemllnheit  des 
KomptabilitätsgesetxM  angenommen  worden  tot 

y«radiiedeiM  GesetM  uncl  KoiiTeiitiontn  volkiwirlMlMfllielimi 

L  Ein  Geeetx  von  1906  trifft  Bestimmnngen  ttber  die  Ver- 
wertung des  Etatsttberschasses  am  dem  Finans^ahr  1905/1906  (in 
Bnmittien  beginnt  das  Etatjahr  am  1.  April  nnd  endet  am  81.  Hlirz 
des  folgenden  Jahres). 

Der  ÜberschoBS  belief  sich  anf  45446355  Frs.,  somit  also 
auf  18^/,,  des  mmftnisehen  Budgets,  in  welchem  die  Einnahmen 
260000000  Frs.  betragen.   Dieser  Überschnss  iat  in  folgender  Weise 

verwertet  worden: 

17  731 250  Frs.  zur  Kestzahlang  Ar  die  bei  der  Knuppschen  Fabrik 
bestellten  Srhnellfeuerkanoneni  deren  Getamtpreis  sich  aaf 

2s  000  000  Frs.  belief: 
3000  000  Frs.  zwecks  Krbauung  der  Deputiertenkammer  und  des 

Dienstgebäudes  für  die  Verwaltung  der  Zölle  nnd  der  Begie 

der  ^fonopole  dem  Finanzministerium  überwiesen; 
2  77'<!*>s  Frs.  dem  Ministeriam  für  Kultus  uud  öffentliche  Arbeiten 

überwiesen : 

3olH.'!o_>  Frs.  dem  Ministerium  für  Domäueu  zwecks  Errichtung 
von  Hadeorten  iilMTwicsen. 
Die  Aufzählung  der  Zwecke,  für  die  der  Rest  des  Über- 
schusses Verwendung  finden  soll,  wQrde  zn  weit  führen. 

11.  Ein  Gesetz  aus  demselben  Jahre  billigt  das  zu  Berlin  am 
d.  November  1**06  bezüglich  der  Radiotelegraphie  getroffene  inter- 
nationale Übereinkommen. 
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III.  ^nrnftnieii  hat  im  Jahre  1906  mehrere  Handelsvertrilge 
ahgesehlosaen,  und  swar  mit  ItalioD,  Serbien  und  im  Jahre  1907 
einen  solchen  mit  Frankrdch. 

IV.  Zn  erwfthnen  ist  noch,  daas  das  mmSnische  Parlament 
das  in  ÄbRndemnir  der  Konvention  vom  14.  Oktober  1890  an  Bern 
am  19.  September  1906  abgeschlossene  internationale  Abkommen,  betr. 
den  Eisenbahntransport  im  internationalen  Verkehr,  genehmigt  hat 

Gesetz,  betr.  die  Abänderung  des  Art.  9,  Abs.  1  des  Gesetzes 
betr.  die  Organisation  der  Armeekommandos. 
Durch  Schaftunp  eines  vierten  Hatailhms  hi  i  jedem  InlHiimie- 
reKiuieiilt'  liat  man  die  Starke  der  Infanterie  und  die  .Anzahl  von 
Oftizieren  und  rnteiuiüzieren  veniit  liir. 

Die  rumänische  Infanterie  bestand  aus  34  Intanterieregimeteni. 
von  denen  sich  jedes  aus  zwei  ständigen  Bataillonen  und  einem 
Territorialbataillon  zusammensetzte.    Ausserdem  existieren  9  Jäger- 
bataillone.   Von  den  Jfigerbataillonen,  die  als  ständige  Truppenteile 
organisiert  sind,  abgesehen,  setxte  sieh  die  nimftnische  Infimterie 
folgendermassen  snsammea: 
a)  ans  einem  Territorialbataillon,  bestehend  ans  4  Kompagnien  an 
je  700—800  Soldaten,  was  eine  Gesamtstärke  des  Bataillons 
von  2800—3200  Hann  ansmachte.  Diese  Mannschaften  wordm 
jährlich  fVr  eine  Dienstzeit  von  30—90  Tagen  einbemfen  und 
▼on  einem  Kapitän  instruiert  Zn  jeder  Kompagnie  gehörten 
10  ständige  Kaders; 
a)  ans  zwei  ständigen  Bataillonen,  bestehend  ans  4  Kompagnien 
mit  einem  Kapitän,  1  Leutnant,  1  Unterleatnant,  20  niederen 
Kadern  und  68  Soldaten  pro  Kompagnie. 
Durch  Halbierung  des  Territorialbataillons  und  durch  Schaffung 
eines  vierten  Batullons  hat  man  den  Mangel  der  nngentigenden 
Anaahl  von  Kaders  behoben  und  die  Md^chkeit  geschaffen,  den 
Territorialtmppen  eine  intensivere  Instruktion  zuteil  werden  zu  lassen. 
Dieses  Gesetz  ist  aber  noch  nicht  zur  Anwendung  gelangt 

Gesetz,  betr.  die  Aufstellung,  Prüfung  und  Bestandhaitang  der 
Wählerlisten  und  Abänderung  der  Art.  117,  120,  130,  134  des 
Wahlgesetzes  vom  9.  Jtmi  1884. 

Das  Gesetz,  das  sich  als  eine  Konsequenz  der  im  Jahre  I'.mi:? 
und  19ü5  erlassenen  Gesetze  dar&ielli,  erfüllt  eine,  von  Politikern 
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Btändig  erhobene  Fordernng.  Da  in  RnmSnien  bei  jedem  Regiernngs- 
wechsel  anch  die  Beamten  der  HnnizipalbehOrden  wechBeln,  so  geschab 
es  nicht  adteOr  dass  die  Änhftnger  der  jeweilig  herrschenden  Parteien 
nnznlfissigerweise  in  die  Wahllisten  eingetragen  wurden,  während 
andererseits  die  Anhänger  der  Oppositionsparteien  bei  BeschaflüDg 
der  Wählerkarten  anf  grosse  Schwierigkeiten  stiessen. 

Um  dies.  ui  Manpel  ahzuhtlfeii,  hat  nuui  div  Anfstj'llnng  drr 
Wahllisten  don  Priisidenten  df^r  Dcparteiuentsgerichte  übertragen. 
Diese  Beamten  bieten  wegen  ihrer  Unabsetzbarkeit  eine  grössere 
Gewähr  für  unparteiische  Geschäftsführung,  als  die  Bürgermeister. 
Überdies  sind  durch  ausdrückliche  Vorschriften  Eintragungen  aus 
Gefälligkeiten  nnmCglich  gemacht  worden.  Eine  Streichung  ans 
den  Listen  ist  von  nun  an  nur  noch  nach  Ifassgabe  bestimmter, 
im  Gesetze  normierter  Voraussetimngett  zulässig.  Die  jährliche  Re- 
vision der  Wahllisten  ist  ebenfSslls  durch  gesetsliche  Kantelen  ge- 
sichert worden. 

Hiiifiiniichf,  welche  die  Kiiiir.isniTiiren  oder  Löschung  in  den 
Wahllisten  betreiben,  werden  in  Zukunft  von  den  Appellations- 
gerichtshiden  eiits(  hiedeii.  Gegen  diese  Entscheidung  ist  ein  Kekurs 
an  den  Kassationsgerichtshof  statthaft,  der  in  letzter  Instanz  end« 
gültig  entscheidet. 

Das  in  Runiilnien  geltende  Wahlre<  lit  gründet  sich  auf  die 
Stent  i  leistungen.  Für  die  Wahl  zur  Deputiertenkammer  sind  die 
Wähler  in  drei  Klasspii,  für  die  Wahlen  zum  Senat  in  zwei  Klassen 
verteilt.  ^\■;ihrt■Ild  früher  jeder  Wähler  je  eine  Karte  für  jedes 
der  bridt  ii  K<'jir;iscinatinnsorgane  erhielt,  bfkoninit  er  jetzt  nur  eine 
vom  1.  Mai  eim-s  Jahres  bis  zum  ^1.  Ajiril  des  folgenden  Jahres 
gültige  Wähkrkarte.  Die  Persönlichkeit  des  Wühlers  wird  jetzt 
sowohl  bei  der  Ausgabe  der  Karten,  als  hei  der  Wahl  selbst  sorg- 
fältigst identitiziert.  Zugleich  hat  mau  diesen  Karten  den  Charakter 
von  öffentlichen  Urkunden  gegeben,  und  es  wird  in  Zukunft  jede 
an  ihnen  begangene  Fälschungshandlung  nach  Massgabe  der  straf« 
rechtlichen  Vorschriften  fiher  Verfälschungen  und  fllsehliche  An- 
fertigung von  Cifentlichen  Urkunden  geahndet  werden. 

Die  Häufigkeit  von  Wahln  rlitsdelikten  in  Kumäuien  hat  zur 
Aufstellung  strenirer  Strafvorschriften  geführt,  die  die  Art.  l»7,  38, 
39,  40  des  neuen  Gesetzes  enthalten: 


8464 


QmttUgtkmg  und  Liteffttnr. 


Wer  Bich  in  die  WahlUsten  anter  einem  fkleelien  Namen  oder 
in  einer  ihm  nicht  snkommenden  Weite  eintragen  liest  oder  wer 
TatnmBtftnde  verschweigt,  die  seine  aktive  Waldfilhigkeit  beein- 
einflussen,  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  500—2000  Frs.  bestraft. 

Richterliche  Beamte,  Bürgermeister,  Eommnnalheamte,  die  Ein- 
tragnngen  oder  Löschungen  in  den  Listen  wider  besseres  Wissen 
oder  ohne  gesetzliche  Legitimation  vomelimen,  werden  mit  15  Tagen 
bis  3  Monaten  Gefängnis  nnd  mit  einer  Geldstrafe  von  500  bis 
2000  Frs.  bestraft 

Dieselbe  Strafe  trifft  deiu'enigen,  welcher  mit  einer  fremden 
Wahlkarte  stimmt  oder  zn  stimmoi  versncht 

Die  Uiiterdrückung  von  Stimmzetteln  ans  Wahlnrnen  wird  mit 
G  ifunaten  bis  2  Jahren  GefSngnis  and  mit  einer  Geldstrafe  von 
1000—5000  Frs.  bestraft. 

Die  .Strafverfolpunp:  wegen  Waldvergehen  kann  durch  Wahlpf, 
deren  Anzahl  wenigstens  drei  betragen  mnss,  oder  durch  die  Staats» 
anwaltschaft  eingeleitet  and  durchgeführt  werden. 

Gesetz  zar  Unterstützung  bäuerlicher  Genossenschaften. 

In  der  Verbeisscnnifi:  der  materioUeii  T.ag-e  des  Haut-rnstaniles 
hat  die  rumänische  Regieninfr  seit  lanf^cr  Zeit  eine  der  \\ ii  liri^>tf n 
Aufgaben  erblickt.  Das  beliebteste  von  den  bislier  ii],ti  ii  Mitteln 
bestand  in  der  Aufteilung  von  Ländereien  ans  staatlichem  oder 
privatem  Besitze  und  in  ihrem  Verkauf  an  Banern  in  Form  von 
Kentengütern.  Im  Jahre  hat  man  auf  diese  Weise  4G8.''>51»  liaut-rn 
zu  Eigentümern  von  17:^7  714  ha,  die  friilierer  Privatbesitz  waren, 
gemacht.  Der  Autteilung  an  die  liauern  war  ein  Verzicht  nnd  eine 
Geldentschädigung  der  früheren  F>igentümer  vorausgegangen.  In  den 
Jahit'ü  1870  nnd  1884  machte  sich  das  Bedürfnis  einer  neuen  Ver- 
teilung geltend,  sct  dass  der  »Staat  sich  genütigt  sah,  aus  eigenen 
Latifundien  750000  ha  an  löOOOO  Bauern  zu  verteilen. 

Im  allgeijR'incii  gelangten  die  aufgeteilten  Parzellen  an  Bauern, 
die  entweder  übeiliau|it  nicht  eigenes  Land  besassen  oder  die  nicht 
mehr  als  ha  ihr  eit(cn  nannten.  Das  Prinzip  dieser  Verteilung 
des  Grundbesitzes  war  verfehlt.  Die  Bauern,  die  auf  diese  Weise 
Gtiter  erhielten,  waren  zumeist  Personen,  die  mangels  moralischer 
Befähigung  und  mangels  barer  Mittel  nicht  in  der  Lage  waren, 
den  ihnen  ttberwiesenoi  Grnndbesitx  an  bebaaen  and  an  verbessern. 
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Mittlerweile  hatten  aber  diejenigen  Bauern,  die  das  energische 
und  aktive  Klenit'nt  der  Ifindlichen  Bevtdkerung  darstellen,  von  jeder 
gtaatlicheu  Intervention  unabhän^rifr .  einen  kriiftigen  Aufschwung 
genommen.  S<»  wurden  allein  aut  die  Initiativp  von  Bauern  hin 
mehr  als  2<K)  Volkshanken  mit  mehr  als  'in  iliilionm  I  is.  Kapital 
ins  Lehen  gerufen.  Uieser  Erfolg  hat  die  häuerlit  lieii  Kräfte  zu 
iiorh  gn.s-.  ier  Energie  angefacht.  In  verschiedenen  Formen  ist  cler 
tu'ist  der  rnternehmungslnst  und  des  tatkräftigen  Ziisaiiinieiihandeliis 
in  die  Kis<iieinung  getreten.  Ks  entstanden  ililchgenossenschaften, 
Magazin  vereine,  Konsumvereine,  Vereine  zur  gemeinsehaftlichen 
Pachtung  von  LSn  lerei^-n.  W  ährend  der  letzten  drei  .lalne  haben 
Agrargenossenschait.  n  24  Staatsgüter  mit  16.'»(iO  Im  Fläeheninhalt. 
zu  einem  jälirlichen  Zins  von  404  000  Frs.  un  l  ;j7  andere  Güter 
mit  64 4SI»  lia  zu  1G1014H  Ers.  jährlieheiu  Ziu.^  gepachtet.  Die 
Unterstützung  dieser  Beweguim  hat  der  .'si.iat,  Kuuiäuiens  bedeutend? 
ster  Grundbesitzer,  sich  angelegen  sein  lassen. 

Ein  im  Jahre  190G  angenommenes  Gesetz  enthält  folgende 
Bestimmungen: 

Bäuerliche  GenosBenBcbaften,  die  Staatsgüter  pachten  wollen. 
Bind  mit  ihrem  Gebot  auch  dum  m  berflekiiehtigen,  wenn  es  im 
5  ^ '0  niedriger  ist  als  das  von  einer  Privatperson  abgegebene.  Die 
von  der  Genossenschaft  zn  stellende  Sicherheit  vermindert  sich  nm 
ein  Drittel  Um  diese  Vorteile  geniessen  an  kQnnen,  mflssen  die 
Genossenschaften  eine  HindestmitgUederzahl  von  25  Personen  anf- 
weisen,  ihre  Statoten  der  Genehmignng  der  Zentralkssse  der  Volks» 
banken  unterworfen  haben  nnd  sich  der  Eontrolle  der  Volksbanken 
hinticbtUch  der  Bewirtsehaftongsart  ihrer  LAndereien  nntersiehen. 

Steuerreduktionen. 

Der  ausgezeichnete  Znstand  der  Finanzen  Kumäriiens.  dessen 
Etat  seit  einer  ununterbrochenen  Keihe  von  Jahren  Überschüfise  auf- 
weist, hat  zu  einer  Reduktion  mehrerer  Stenern  geführt: 

1.  Die  erste  Stenerreduktion  betritlt  die  Grundsteuer  länd- 
licher (irundstücke,  die  bi.s  zn  10  ha  gross  sind.  Die  Anregung 
hierzu  war  schon  ItMX)  gegeben  worden. 

Daa  Gesetz  von  1901  setzte  als  Grundsteuer  für  verpachteten 
ländlichen  Besits  6^/3^/0  fest,  für  selbstbewirtschafteten  ländlichen 
Besitz,  der  grOsser  als  10  ha  ist,  a'/,  ^j^  und  5  o/^  fUr  selbstbewirt- 
schafteten  llndliehen  Besita  unter  10  ha. 
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Das  neue  Gest  t/  von  llMit;  setzt  an  Stelle  der  •' ^  o» 
für  den  Fiskus  einen  jiihiliclien  Ausfall  von  20000  Frs.  bedeutet. 

Mit  dieser  Massrepel  will  man  der  geringerett  Produktiou&> 
fäbigkeit  des  kleinen  Besitzes  gerecht  werden. 

2.  Die  zweite  Reduktion  betrifft  die  Besuldiinfrsstener.  IHe-se 
betrufr  ebenso  wie  die  Kapitalsteuer  o'^  o  Da  aber  die  Hesoldunfrs- 
steuer  Arbeitssteuer  ist.  so  erschien  es  billit?,  sie  auf  eine  mildere 
Basis  zn  stellen  als  die  Knititalsteuer.  Denij^enifSss  \\ur<]e  die  Be- 
soldungssteiier,  d.  h.  die  auf  das  tiehalt  von  Staatsbeamten,  Koni« 
munalbeamten  und  I'rivatbearaten  s:elep:te  Steuer  von  5 "  auf 

zu  reduzieren  und  das  (iehalt  von  l.'>o  Frs  als  unterste  Gieiize 
steueriifli(  htipen  (iehalts  fixiert,  llierdiu'ch  erleiden  die  ätaatöein- 
nahnien  einen  Ausfall  von  2000000  Frs. 

3.  Die  dritte  Reduktion  betrifft  die  auf  den  Wein  eeleg^te 
Getränkesteuer.  An  Stelle  der  früher  pro  Dekaliter  zu  zahlenden 
Si)  Cts.,  setzt  das  neue  Gesetz  20  Cts. 

Gasete,  betr.  die  Yeninheitlichiing  der  PtorioMtwhiltirfme  der 
iiniiiittolb>roii       iHmi>Ht>rw  BtiitglMmBtiin. 

Die  Grundlage  des  PenBionsrechts  der  Staatsbeamten  bildet 
das  im  Jalire  1892  nach  mannigfeeiieii  gesetsgeberischeii  Versnchen 
votierte  Geseta.  Bei  der  engen  Anslegnng,  die  das  Wort  „Staats- 
beamte"  erftilirf  blieben  die  Penrionsverbfiltaisse  der  Kommunal- 
und  Departementsbeamten,  die  anch  als  Organe  der  Staatsgemlt 
als  Staatsbeamte  an  gelten  baben,  nnldar. 

Um  diese  Lficke  der  Gesetze  anssafllllen,  wurde  im  Jalire 
1897  eine  PensionslLaase  für  Kommunal-  und  Departementsbeamte 
durch  die  Gesetzgebung  geschaffen.  Immerhin  blieb  noch  eine 
Schwierigkeit  zu  IQsen.  Tiele  direkte  Staatsbeamte  waren  aus  dem 
Kommuiml-  oder  Departementsdienste  hervorgegangen,  dje  in  diesen 
Diensten  absolvierten  Jahre  werden  ihnen  im  Staatsdienste  auf  das 
Dienstalter  in  Anredmung  gebracht.  Hinsichtlich  äer  P^uions- 
berechtigang  war  aber  zu  erwUgen,  dass  der  Staat  auf  die  später 
zu  zahlenden  Pensionen  hin  Abzüge  von  dem  Dienstgehalte  seiner 
Beamten  erhebt,  während  die  Kommunen  und  Departements  dieses 
nicht  tun.  Um  die  liei  Kommunal-  oder  DepartementsbehSrden  ab- 
solvierten  Diens^ahre  als  pensionsabige  Zeit  ffir  den  Amtsdienst 
angerechnet  zu  erhalten,  haben  die  bezeichneten  Staatsbeamten  bei 
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der  staatlichen  rensionskaäge  die  Snmme  einzazahlen,  die  bei  stUn- 
diiu'cni,  ilirektfin  StuatHdienste  von  ihrem  Gehalt  als  ötaatabeamte  in 
Abzog  {rebracht  worden  wäre. 

Ein  neues  (leset/  bestimmt,  das8  die  AbzUt^e  zwecks  Verein- 
heitlichuiiff  iWr  einzelnen  Pensionskasse  von  Amts  wegen  einzuzahlen 
sind.  Dt  iii  Stiuite  ist  durch  diese  Massnahnit'  ein  Ojilcr  von  1  Million 
Franken  pro  Jahr  entstanden.  Die  jährlich  vom  Stajiie  an  die 
Pensionskasse  zu  7.;ibleiiil<  Mimme  bdief  sich  ohneliin  aut'  TiKhxhm)  Frs. 
l>ieses  (iesetz  hat  endlich  über  die  Pedeutung  des  Pt'frrit^es  Staals- 
bfamte  Klarheit  ^rcsrhat!'!.  Das  neue  Opfer  von  1  .Million  Franken 
fällt  zur  Hiilt't»-  ilciii  Staatsbud}r«'f .  zur  amlern  Hälfte  dem  Budget 
der  Kommunen  aud  der  Departements  zur  Last. 

GaMts,  betr.  die  Pensiomwwhiltniiiie  der  der  Zivilbevölkeriuig 
angehdrenden,  im  Anneedienste  beaehütigten  Handwerker. 

Die  Militftrbehördeii  beschSftigen  in  Rnminieo  tage*  oder 

wochenweise  dnrchschnittlich  Aber  1200  der  Zivilbevölkerung  an- 
gehdrende  Arbeiter,  deren  Lohn  monatlich  durchschnittlich  75  Fra. 
beträgt.  tTberdies  gibt  es  etwa  284  Arbeiter,  die  pro  Monat  oder 
pro  Jahr  mit  einem  monatlichen  DorchschnitfaBgehalt  von  100  Frs. 
angestellt  sind. 

Während  ein  Gesetz  vom  5.  März  11H)G  die  Pensionaverhält- 
nisse  von  Arbeitern,  die  dem  Militftrstande  angehören,  normiert, 
statuiert  ein  nenes  Gesetz  das  Pensionsrecht  derjenigen,  dem  Zivil- 
stande angehOrigen  Arbeiter,  die  in  Betrieben  der  Armeeverwaltune: 
pro  Monat  oder  pro  Jahr  beschäftigt  sind.  Arbeiter,  die  nur  pro 
Tap:  arbeiten,  haben  dat^ep:en  keinen  Pensionsanspruch,  sondern  nur 
Anrecht  auf  Unterstützuntcen  und  Hilfeleistungen.  Dt  n  Pensions- 
berechtigten werden  10  "/o,  den  übrierpu  2®/o  von  ihrem  Lohn  in 
Abzug  gebracht.  Hierbei  wird  zwischen  rumänischen  und  aus- 
ländischen Arbeitern  nicht  unterschieden.  Die  Durchschnittshöhe 
der  Pension  beträgt  00  Frs.  pro  Monat;  Witwen  erhalten,  gleich- 
gültig, ob  sie  Kinder  haben  oder  nicht,  die  volle  Pension  ihres  Mannes. 

Ändanrngai  einiger  Bestiuunnngen  dea  Bfirgerlichen  Oasetabnohea. 

Der  ramflnische  Jnstisminiater  Albxikdsr  Bboxrss  hat  im 
Jahre  1906  die  Reform  des  Bürgerlichen  Gesetsbnchea  unternommen. 
Das  Ziel  dieser  Reform  war  die  Abänderong  einzelner  Artikel  und 
nicht  ^e  Nenkodiflkation  des  Zivilrechts 
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Die  Ändernngien  betnüBii  in  der  Haiptnche  Kapitel  de» 
FamilieiureelitB,  anf  deeeen  Gebiet  das  BedllrAiia  oaeh  ReformeD  lidi 
besonders  dringend  geltend  gemacht  hatte. 

1.  Eherecht  und  Verwandtschaftsreeht  Was  raniehst 
die  Eängehong  der  Ehe  nnd  ihre  Formen  anlangt^  so  ist  der  Minister 
von  dem  Prinzip  ansgegai^en,  alle  Vorsobrifttti  m  beseitigciiy  anf 
die  irgendwie  ▼«»ichtet  werden  kann.  Mit  der  Vereinftbchnn;  der 
Formen  der  EheachlieiBnng  ist  aneh  gleichseitig  ein  Mittel  snm 
Kampf  gegen  die  Konkubinate  nnd  deren  Folgen  gewonnen.  In 
welcher  Weise  das  Konkubinat  nm  sieh  gegriffen  hat»  lassen  folgende 
Rdativzahlen  erkennen. 

Es  kamen  anf  hundert  Geborten  nneheliche  im  Jahre: 

1880    4,8, 

1885    5,2, 

1890    5,8, 

1895    6,8, 

1900    8,3. 

Angesichts  dieser  Bewegung  erscheinen  die  Proteste  der  hohen 
Geistlichkeit  gegen  die  Verbreitnng  des  Konkubinats  gerechtfertigt. 

Die  Erleichtemn^  der  Ehe^chliessungsformen  sind  folgende: 

Die  Erklärung,  die  Ehe  absohliessen  zn  wollen,  kann  (Art.  50) 
mfindlich  abgegeben  werden,  eine  Vorschrift,  die  mit  Kticksicht  aaf 
die  erhebliche  Anzahl  von  Analphabeten  eine  grosse  Bedentung  hat 

Die  Ehe  bedarf  nnr  eines  einmaligen  öffentlichen  Anfgebots. 
Sind  die  beiden  Nuptnrienten  an  dem  Orte  der  Eheschliessnng  orts* 
gebUrtig,  so  hat  der  Standesbeamte  von  Amts  wegen  die  Auszüge 
ans  dem  Geburtsregister  zu  den  Eheschliessungsakten  zn  nehmen. 
Ist  nur  einer  oder  ist  keiner  der  Nupturicnten  an  dem  Orte  der 
Eheschliessnng  gebürtig,  so  können  sie  »ntweder  Auszüge  aus  den 
Geburtsurkunden  vorlegen  oder  zwei  Zeng:en  beibrinprfn.  deren  Er- 
klärunfr  vor  dem  Bürgermeister  der  Gemeinde  die  N'orh'frung  der 
rrknn  ieii  « i  sntzt.  Die  21ahl  der  Eheschliessungszengen  ist  auf  zwei 
reduziert  worden. 

Was  die  Filhipkeit  zur  Ehe.schliessung  anlangt,  so  hat  man 
zwar  die  Bestiniiuung  des  Artikels  131,  die  für  Männer  die  Vtillf^mlnng 
des  18.,  für  Frauen  des  15.  Lebensjahres  vorsieht,  beibehalten.  Man 
hat  aber  das  Erfordernis  des  elterlichen  Konsenses  für  Männer  wie 
für  Frauen  nur  bis  zur  Vollendong  des  21.  Leben^ahres  vurgetieheu. 
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Map  durch  die  alte  Kepelnng  in  vielen  Füllen  in  heilsamer 
Weise  dem  ZustÄndekuiuun  n  un^^lttcklicher  Ehen  entj^egengewirkt 
worden  sein,  so  liess  sich  doch  nicht  verkennen,  dass  für  die  länd- 
liche Bevölkerung  das  P^rfordernis  des  elterlichen  Konsenses  in  ge- 
wisser Beziehnng  zu  einem  das  Zustandekommen  von  Ehen  er- 
schwerenden Formalismus  geworden  war. 

Trotz  Fortfalls  dt  r  Konsenserfordernis  bei  vollendetem  21.  Le- 
bensjahr hat  man  die  Bestimmung  des  Artikels  154  unberührt  ge- 
lassen, der  Eltern  und  nahen  Anverwandten  ein  Widerspmchsrecht 
den  Nnptarienten  gegenüber  bis  zur  Vollendung  des  25.  Leben^'ahrs 
einriomt 

Die  rdative  UBsicherheit  hinaichtlidi  der  Äbetammiiiif  der  in 
sweiter  Ehe  geborenen  Kinder  hat  der  Gesetzgeber  dnxch  folgende 
Beetinunongen  zwar  Rechnung  getragen  (An.  210)»  ftberflttseige 
HftrCen  aber  beseitigt:  * 

Witwen  nnd  Franra,  deren  Ehen  Ar  niehtig  erklftrt  worden 
Bind,  können  aneh  vor  Ablanf  von  10  Monaten  nach  Beendigung 
des  ersten  EheverhUtnisses  an  einer  neuen  Ehe  schreiten,  wenn  sie 
vor  Ablauf  der  10  Monate  geboren  haben.  Für  geschiedene  Frauen 
fingt  die  lOmonatliche  Wartezeit  von  dem  Tage  an  zu  laufen,  an 
dem  sie  zum  Verlasse  des  Ehedomizils  ermftcfatigt  waren. 

Unter  Anlehnung  an  ein  IhuizSsisches  Oesetz  ans  dem  Jahre 
1886  ist  neu  bestimmt  worden,  dass  der  geschiedene  Ehemann,  der 
von  seiner  Fran  auf  Grund  richterlichen  AusBpmchs  oder  auf  Grund 
seines  Scheidnngsbegehrens  getrennt  zu  leben  berechtigt  war,  ein 
spftter  als  300  Tage  nach  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
geborenes  Kind  nicht  als  das  seine  anzuerkennen  brauche,  es  sei 
denn,  dass  er  nach  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  seiner 
Fran  beigewohnt  hat 

Der  Art  285  bestimmt,  dass  bei  Scheidung  der  Ehe  ans  be- 
stimmten Grttnden  ein  gewisser  Teil  des  Vermögens  des  tttr  schuldig 
erklärten  Ehegatten  Eigentum  des  Kindes  werde. 

Hierdurch  soll  solchen  Ehescheidnngen,  die  hauptsächlich  aus 
vermögensrechtlichen  Motiven  vorgenommen  werden,  vorgebeugt 
werden. 

Um  der  legitimatio  ]ier  snbseqnens  matrimoninra  grössere  Be- 
deutung zu  verschaffen  und  sie  anch  in  solchen  Fällen  zu  ermög- 
lichfn,  in  denen  Eltern  ans  Unwissenheit  die  erforderlichen  Er- 
Jahrbach  der  Internat.  Vtsrelulgiuig.  8.  Bd.  219 
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klSnmgen  abzugeben  TenSiimt  haben,  trifft  der  Art  804  besondere 
VoTBchriften. 

Der  Art.  304,  der  als  anthentisohe  OeMtcednterpretation  ge- 
dacht ist,  beetimmt)  daes  die  Üheeehlieaanng  an  sieh  die  Bhelichkeit 
der  TorhOT  geborenen  Kinder  bewirkt^  iUle  die  Anerkennnng  der 
Vaterscbalt  ans  der  Oebartsnrknnde  oder  aas  einer  avtiientiachett 
ErUftning  erhellt. 

2.  Adoption,  üm  die  Formen  der  Annahme  an  Kindeestatt 
an  erleichtern,  hat  man  als  einaige  Adoptionsinstanx  fllr  die  lindliche 
Gemeinde  den  Friedensrichter,  für  die  Stsdte  das  Gerieht  eingeeetst. 

Die  Gerichtsschraber  beaw.  die  Friedenariehter  sollen  mr 
Begistrierong  des  Adoptionsaktes  durch  Geldstrafe  anhalten.  Den 
Beteiligten  steht  tlberdies  das  Becht  an,  seihst  den  Ansprach 
der  Behörde  Uber  die  ZnUUnigkeit  der  Adoption  in  den  Standesamts- 
registem  Termerken  an  lassen. 

Der  Adoptandos  mnss  das  21.  Leben^ahr  vollendet  haben 
nnd  bedsrf  des  elterlichen  Eonsenses,  oder  felis  er  keine  I3t«ni  hat 
so  tritt  anstelle  der  frfiher  verlangten  Zostimmung  des  Familienrats,  * 
die  viel  leichter  zu  beschaffende  Zustimmung  des  Bürgermeisters, 
der  al^  ein  ad  hoc  berufener  Pfleger  fungiert. 

Minderjährig  adoptiertfii  Personen  steht  bei  Erreichung  der 
Grossjährigkeit  das  Recht  zu,  binnen  Jahresfrist  die  Aufhebung  der 
Adoption  bei  dem  Gericht  au  verlangen. 

Oeaets,  betr.  AUnderaim  der  Art  479,  480  den  HMideia- 

geaelabiuüiea. 

Art  479  des  Handelsgesetabnches  ist  dahin  modUlsiert  worden, 
dass  Forderungen  und  nicht  indossable  Wertpapiere  durch  Zession 
verpiftndet  werden  kennen,  jedoch  muss  aus  der  Zeesionsnrknnde  die 
Übertragung  der  Forderung  cum  Zwecke  der  Ffandbestdlung  erheHm. 

Diese  Vorschrift  wird  ihrerseits  durch  einen  Zusats  au  Art  480 
modifiziert. 

An  hängenden  oder  berdts  eingeernteten  Frachten,  an  Fabri- 
kationsmaterial in  ursprfinglicher  oder  bereits  verarbeiteter  Form, 
kann  ein  Pfsnd  ohne  Besitsttbertragung  durch  blosse  Binignng 
zwischen  Pf^ndglftubigem  und  Pikndschuldnem  bestellt  wwden. 
Die  Urkunde  über  die  Pfondbestellnng  hat  die  au  verpftndenden 
Sachen  der  Anzahl,  der  IBeschaflienheit,  der  Qualität  und  dem  Orte  . 
nach,  an  dem  sie  sich  befinden,  au  bezeichnen.  Das  P&nd  gilt  als 
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mit  dem  Datnm  *ler  Verpi&nduiigsarkaude,  das  in  dieser  den  vollen 

Beweis  erbring^t,  bestellt. 

Derartlpe  Pfandbesätollmiffen  sind  binnen  5  Tagen  in  der  im 
Art.  72H  der  Zivilprozessordnnnpr  vorgesehenen  Weise  zu  registrieren. 

Dritten  gegenüber  gelten  die  Rechte  des  Pfandglänbiger»  als 
mit  dem  Tage  der  Kegistrierong  entstanden. 

Geaeti,  betr.  Änderung  des  Stempelrechts. 

In  Abänderung  des  Art.  29  gt-lten  Gründerrechte  nicht  ujchr 
als  Kapitulrechte  und  der  Gennss  aus  (iründerrechtcn  ist  den  Vor- 
teilen aus  Aktien  oder  Obligationen  nicht  gleicli  zu  erachten. 

Bei  Grfindangen  von  Gesellschaften  oder  bei  Erhöhung  des 
GeseUschaftskapitala  ist  binnen  3  Monaten  nach  VerOffentliehong 
des  Gesellschaftnktes  im  Ifoniteur  ellleiel  anf  das  Kapital  eine 
Taxe  zn  errichten.  Die  Aktien  oder  Obligationen  sind  zwecks  Ver- 
steuii  elung  unter  Beifügung  einer  die  Zahinng  der  Taxe  bezeugenden 
Quittung  dem  Finaazministerinm  zn  Übersenden. 

B.  Literatur. 

1.  Esiilicaturneu  (  odulin  civil  ronian.  Erläuterung  des  mmä- 
nischen  Bürgerlichen  Rechts  von  Dimukik  Alexam^kescu,  Professor 
an  der  Universität  Jassj. 

Yen  dem  vorzfiglichw  achtlAndigen  Standardwerk  dra  Rnmft- 
nischen  Zivilrechts  sind  die  beiden  ersten  Bände  in  neuer  Auflage 
erschienen.  Die  Beziehungen  zwischen  dem  Code  Napolton,  dem 
Vorbilde  des  Rumänischen  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  und  der  Bnmä- 
nischen  Zlvilkodifilcation  sind  eingehend  erörtert.  Auch  ist  die 
Beehtsgeschichte  in  vortreinicher  Weise  berttcksichtigt  worden. 
Das  Werk  ist  ein  seltenes  Zeugnis  von  Wissen  und  Kritik. 

2.  Comnentar  de  Drept  Commercial.  Von  M.  A.  Dumitbbscu. 
(Von  der  rumänischen  Akademie  preisgekröntes  Werk.) 

Der  Kommentar  des  rumänischen  Handelsgesetzbuches  rttckt 
die  Beeinflussung  durch  das  italienische  Handelsgesetzbuch  in  ein 
klares  Lieht.  Das  sechsbändige  Werk  ist  der  Methode  nach  anf 
streng  wissenschaftlicher  Grundlage  vortreflflich  angelegt. 

8.  Dreptul  Constitntional.  Von  Constahti»  Dissbsco,  Professor 
an  der  Universität  Bukarest,  und  M.  A.  Dumitbsscü. 
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DissKScr.  als  Ueldirter  und  als  Politiker  gleiohgeachtet.  hat 
seine  reichen  Erfahrunc'on  auf  dem  Gebiete  des  offentliclien  Ke<  hts 
in  der  zweiten  Aufla^j^e  seines  bekannten  Werkes  über  djis  öft'ent- 
liilie  Recht  linniäniens  neu  verwertet.  Sein  Werk  brinj^t  die  von 
ihm  auf  dem  Lehrstuhl  der  Universität  und  atif  der  Kednertribäne 
des  rarlameuts  vertretenen  Lehren  in  klassischer  Form. 

4.  Dreptul  civil  Koinan.  Von  Constamtin  Kacu,  Prolessor  an 
der  Universität  Rnkarest. 

Das  dreibändige  Werk,  die  Fnu-lit  eines  dreissi-^^jähi  ifren.  in 
Lehrtätigkeit  durchgeistigten  Stndinm.s.  bringt  die  vdu  flem  berühm- 
ten Kechtslehrer  gehaltenen  Koliegieu  vor  die  gesamte  wissenschaft- 
liche Welt. 

r».  Testamentele,  Donatuinile.  Succesinnile,  Introilucaie  la  Privi- 
legii  .si  Ipoteei.  Studii  asujira  persoanelor  civile,  juridice  san  murale. 
Von  G.  Petkksci  .  Kat  am  Kassationsgeriehtshof. 

Das  Werk  behandelt  Teile  des  Testaments-,  Schenkungs-,  Erb- 
folge-, Privilegien-  und  Hyi)othekenrechts,  Es  beschäftigt  sich 
weiter  mit  den  natürlichen  nnd  juristischen  Personen.  In  G  grossen 
BKnden  sind  die  vortrefflichen  Stadien  des  grossen  Praktikers 
niedergelegt.   

Über  die  Erscheinungen  ans  den  Jahren  1906  and  1907 
orientiert  die  folgende  Anfstellnng: 

N.  Idiem,  Econoniia  ]io1itiea  si  tiiiniite.   (2  BAnde.) 
Nicolas  Lüca,  Die  Zwangsvollstreckony. 
Dr.  MiNOlIHCi,  Medicina  legala. 

Grorgr  Miboübsco,  Analisia  noului  Cod  de  procedora  civila 
(vollständiger  Kommentar). 

DKMkTRK  Nlaoo,  Oodiole  civil  mit  Bemerkungen  ond  Kom- 
mentar.   2  Pände. 

Pail  Nkuulescü,  Tractat  de  drej>t  administrativ  Roman. 

Df  MkTRK  Ni  l  !  i.Escu,  Teoria  Poprirei  (Theorie  der  Pfändnngs« 
pfandbesitzergreit  ung ). 

Pkkiktzkanm:  et  Dimitke.><ci-,  Manual  de  l'olitie  judieiarY. 

Pauvui-kscü  et  Pa DIANA,  Gambia  si  actnnea  cnmbiala. 

Radulrscu-Müt&i,  Psicologia  martorului  (Psychologie  der 
Zeugen). 

.1.  Kaioi.  (  alauza  cetateanalni  in  materie  judiciani  (Bürger- 
buch des  Kechts). 
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Dr.  R.  RosKTi,  Colectiune  cDiiipletä  de  legi  regulaniente  si 
decrete  privituart'  l:i  Mine  si  FVtrol.  (In  französisrher  und  rumä- 
nischer tSpraclie  veriiiVciitllclit»'  Zusaiiini»'nst»lluii^i:  iilx-r  das  geltende 
Gegetz  und  Verordnungsrecht  bezüglich  der  Bergwerke  uüd  der 
relroieumquellen.) 

Mahin  TuKonoBLUff,  Dreptal  canonic  oriental. 

Tamaskscu  et  Grigobbscu,  Contractele  agricole  sab  diHerite 
legniri,  inainte  si  dupu  RegokoieBtiil  organic.  (Verträge  landwirt- 
schaftlichen Inhalts  in  Wandel  der  Gesetzgebnng  vor  und  nach  dem 
organisehen  Reglement.) 

UnaiANo  Valbuah,  Despre  ogentii  diplomaüci  ai  consnlarL 

GbIiooieb  Voltobbscu,  Esplicatninea  Acovetlca  In  practica  a 
legU  Cveditnlni  fondar  (Theorie  nnd  Praxis  des  GeaetECS  ftber  den 
Bodenkredit). 

Albxahdbi  S.  Sueur,  De  la  nationalit^  en  Ronmanie. 
JoH  PiLAOo,  Cod  nl  Garagea. 

Nicolas  Titclbscv,  Imperfceala  Hostenirilos  (Teilnng  der  Suk- 
zessionen). 

T.  6.  Diuyutkf  La  proprifttö  littäraire  et  artisti^ne  des  ^tran- 
geres  reconnne  par  la  justice  en  Boamanie. 

Albxahdrb  Nicolan,  Propri^t^  littSraire  et  artistiqne  en 
Boamanie. 

Nicolab  XitoopoL,  La  nonvement  £conomiqae  (Bonmaine,  Penin- 
sale balcaniqne,  Tarqaie  d'Asie).  Monatschrift,  die  zu  Bukarest  in 
französischer  Sprache  von  Nicolas  X£mopol  herausgegeben  wird. 
Jahrgänge  1905,  1906,  1907. 

Diese  Bevne  enthält  zahlreiche  jaristische  und  voUuwirt- 
scht^liche  Studien.   Ks  seien  folgende  Mitarln  it«  r  hervorgehoben: 
Dr.  Cabl  GaOHBKito,  Professor  an  der  Universität  Wien , 
Albiander  V.  Matlecovitb,  rnterstaatssekretär  in  Budapest; 
JivoiH  Pe&itoh,  Troteasor  an  der  Tniversirät  Belgrad; 
A.  AlTOBfiADbB,  Professor  an  der  Universitiit  Athen: 
Alsxandpr  Xh.nopul.  Mitglied  der  franzüsischen  AJuuleniie,  Korre* 

spoudent  des  Institut  de  France; 
Dr.  V.  BABüä,  Direktor  des  bakteriologischen  Instittits  zu  Bukarest  -. 
Dr.  C.  Stsati,  Mitglied  der  rumänischen  Akademie,  früherer 
Minister. 


Siam 


Kel'ereut:  Dr.  Oskar  Frankfurter,  Oberbibliothekar,  Bangkok. 

1907. 

Wie  srlion  des  öftcrn  t-rwälint  wnrde.  beschäftige  die  Frage 
nacli  der  Exterritorialität  dei-  Asiaten  die  Kegiernnp:.  Es  ist 
bekannt,  da*s  nach  altem  Gebrauch  die  im  Lande  ansiissifjen  Fremden 
insoweit  fxtciritoriale  Kerbte  j^enossen.  als  dass  Streitifrkeiteii, 
die  unter  ilmeu  ausbrachen,  von  einem  von  der  Lokalregierung  be- 
stellten richterliclien  lieamten  nach  den  liesetzen  der  Nation,  der 
sie  angehörten,  entschieden  wurden.  Durch  die  unter  dem  König 
MoNQKUT  abgeschlossenen  Vertrage  trat  insofern  eine  Modifikation 
ein,  als  der  Konsul  der  betreffenden  Nation  der  Kiditer  wurde 
und  die  den  europäischen  Fremden  gewährte  Exterritorialität  auf 
die  in  der  europäischen  Kolonie  angeses.sene  Bevölkerung  ausge- 
dehnt wurde.  —  Nach  den  französisch  -  siamesischen  Wirreu  im 
Jahre  1802  beansprachten  die  Franzosen  auf  Grund  der  Yerträge 
Jurisdiktion  fiber  die  noch  im  Lande  ansässige  Bevölkerung,  soweit 
sie  oder  ihre  Vorfahren  ans  den  Yoa  Slam  abgetretenen  Gebiets- 
teilen im  Lande  waren.  —  Die  mannigfachen  Fragen,  die  sieb  daran 
anschlössen,  waren  nicht  daza  angetan,  die  Bexiehnngen  zo  Frank- 
reich in  freundlichem  Sinne  an  gestalten;  doch,  wie  schon  gezeigt 
worde,  machte  sidi  nach  der  £flckkehr  des  Königs  ans  Europa  im 
Jahre  1897  das  Bestrehen  geltend,  diesem  Zostande  durch  gegen- 
seitige Konzessionen  ein  Ende  zu  machen. 

Es  ist  bekannt,  dass  das  Königreidi  Gambodie  bis  zu  der 
Intervention  der  Franzosen  in  Cochinchisa  im  Jahre  1863  die 
Suzertaität  von  Cochinchina  und  Siam  anerkannte.  Nachdem  Cochin* 
China  französische  Kolonie  geworden  war,  wollte  Frankreich  auf 
Grund  dieser  neugescliaffiBONi  Zustände  sein  Protektorat  auf  Gambodie 
ausdehnen.  —  Durch  die  Wirren,  die  bei  der  Thronfolge  am  Ende 
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des  achtzehnten  Jahi  liuiuierts  in  Cauibodie  Htattfanden  und  zu  deron 
Ktigalieruug^  Siam  beitrug,  wurden  ihm  als  integ^raler  Teil  von  Siam 
die  Provinzen  von  Battambay  und  Siemrap  abgetreten.   Dieser  Zu- 
stand wurde  dnrch  den  im  Jahre  1867  «wischen  Frankreich  und 
Siam  abgeiehlonenen  Vertrag  Aber  Gambodie  beBtftticrt;  in  ihm  wurde 
auch  vorgewhen,  dass  die  den  Franzosen  in  dem  Vertrage  von  1856 
gewährten  Rechte  der  ExterritoriaUtftt  nicht  anf  Cambodie  ana* 
gedehnt  werden  sollten.  —  In  den  VerttSgen  und  Konventionen,  die 
nach  dem  Jahre  1892  mit  Frankreich  abgeschlossen  worden,  folgten 
dann  versdiiedene  Stipulationen  über  die  Administration  der  siamesisch- 
cambodianischen  Provinzen,  und  anf  beiden  Seiten  wurde  das  Ver- 
langen laut,  einem  Zustande  ein  Ende  an  machen,  der  am  besten 
durch  eine  Nadelstichpolitik  gekennzeichnet  wird.  —  Das  geschah 
dann  schUeaslieh  in  dem  am  27.  MSra  1907  abgeschloiSMien  Ver- 
trage, der  mit  dem  ausgesprochenen  Wunsche  geeeichnet  wurde,  eine 
definitive  Grenzreguliemng  zwischen  Siam  und  Indochina  durch 
gegenseitige  Konzessionen  herbeizufUiren,  femer  die  Beziehungen 
beider  Lftnder  durch  die  Einführung  einer  gleichmässigen  Jurisdiktion 
zu  erleichtern  und  so  eine  Ansd^ung  der  Bechte  der  in  Siam  an- 
sKssigen,  unter  französischem  Schutze  stehenden  Bevölkerung  hn-bei- 
zuführen. 

Infolge  dieser  Verträge  trat  dann  Siam  an  Frankrd^  die 
Gebiete  von  Battambay,^  Siemsap  und  Sisoptro  ab,  während  Frank» 

reich  an  Siam  die  im  Vertrag  von  1904  abgetretenen  Gebietsteile 
von  Dan  Sai  «nd  Krat  zurückgab. 

Fflr  diese  Konzessionen  gestand  Frankreich  in  Art.  V  zu,  dass 
alle  Asiaten,  Untertanen  oder  Schutzgenossen  (s^jets  et  prot^gös), 
die  nach  der  Zeichnung  der  Konvention  vom  13.  Februar  1904 
in  den  Listen,  die  in  den  französischen  Konsulaten  von  Siam 
geführt  werden,  eingetragen  sind,  unter  siamesische  Jurisdiktion 
fallen. 

Dif^  Jurisdiktion  der  in  Art.  XII  der  Konvention  vom  13.  Fe- 
bmar  1004  vorgesehenen  internationalen  Gerichtshöfe  wird  auf  alle 
Asiaten,  die  in  den  Konsulaten  eingetragen  sind,  ausgedehnt.  Nach 
Erklärungen,  die  zwischen  dem  Auswärtigen  Amt  und  der  fran- 
zösiscluMi  Gfsandschart  im  März  1907  stattfanden,  ward  noch  be- 
sonders stipuliort.  dass  die  internationalen  Gerichtshöfe  nicht  not- 
wendigerweise speziale  Gerichtshöfe  sind,  sondern  dass  die  Kreis- 
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oder  l'rovinzial-Geriohtshüle  kompetent  sind,  falls  in  ihnen  die  für 
die  internationaleu  (T«'iichtBliöfe  vorgesehene  Prozedur  befolgt  wird. 

Sobald  das  Straf-,  Zivil-  und  Handelsgesetz,  sowie  die  Prozess- 
ordnnng  und  Gerichtsverfassung  ganz  in  Kraft  treten,  hört  <\W 
Jnrisdiktion  der  int^^mationalen  Gerichtshüfe  auf,  nud  alle  Asiateü 
Tinter  franzüsischem  Schutz  unterstehen  den  gewöhnlichen  siamesiscbea 
Gerichtshöfen. 

Wie  schon  erwähnt  wurde,  sind  Kommissionen  mit  der  Ans- 
;ii  lt<  ituug  dieser  Materie  beschattigt,  und  das  Strafgesetzbuch  wird 
iiiin  rhalb  weniger  Wochen  verüft'entliciit  und  wird  sechs  Woeluu 
nach  der  Bekaiuitinat  lumg  im  Regiernngsanzeiger  in  Kraft  treten.^) 

Während  der  Abwesenheit  des  Königs  in  Europa  von  März 
bis  November  1902  wurde  eine  Regentschaft  unter  dem  Kronprinzen 
eingerichtet.  Gleich  nach  seiner  RUckkehr  aus  Europa  billigte  der 
König  ein  neues  KilitArstrafgesetzbnch,  da»  durch  die  neue  Heeres* 
orguiwtion  notwendig  gewordm  war. 


« 

Die  YeriMfeatliehiuig  ist  inswiiehea  geeehehm. 
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